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Attika, 45 OM. groß, bergig, günſtig gelegen für die Seefahrt, ward bie 

hauptſachlichſte Macht der ioniſchen Griechen und ihr Stügpunft gegen bie borifchen Griechen. 
Eine alte Gefchichte dieſes Landes, deſſen Bewohner ſich ureinheimifh nannten, gibt es nicht 
und ſelbſt an Sagen ver Helvenzeit ſteht e8 den andern Griechen meift nad. Erſt mit Solon, 
welchet 594 v. Chr. den Staat einrichtete und die Gefeggebung orbnete, beginnt die wirkliche 
hiſtoriſche Zeit Diefes merkwürdigen Staat, und aus den Einrichtungen dieſes Ordners muß 
vorzugsmweie auf die der frühern Zeit gefhloffen werben. König Thefeuß, welcher eher dem 
Mythus als der Geſchichte angehört, gilt als ver Gründer der Stadt Athen und ed wird ihm 
vie Eintheilung der Bewohner des Landes in drei Stände, die der Adeligen (Eupatriven),, der 
Landbauern (Geomoren) und der. Handwerker und Künftler (Demiurgen), zugeſchrieben. Diefer 
König galt der Sage als im Peloponnes (in Txrdzen) geboren und foll vertrieben worden fein, 
was auf einen Streit des Adels gegen pas die Allgemeinheit berückſichtigende Königthum hindeutet. 
Wie Thefeus, fo erfcheint aud) der Nelide Melanthus aus dem Peloponnes als eingewanderter 
Jonier und erlangt dad Koͤnigthum unter dem Beiftande des Bacchus, des Gottes der Wein- 
bauern und Ziegenhirten, und dad Rannenfeft in Athen zeigt eine veutlihe Spur, daß die ge⸗ 
tinge Cafſe über ven Abel einen Sieg davontrug, welcher fie zu einer wenn auch nicht vollkom⸗ 
menen bürgerlihen Gleichheit führte. An viefem Feſte des Bacchus tranfen Vornehme und 
Geringe in Gemeinfhaft, aber Jeder hatte feine Kanne für fih und ſchwieg ſtill, ſodaß dieſe 
Wiſchung der Stände nichts Freundliches, fondern den Schein des Erzwungenen barbot. 

Der Adel aber verwandelte (angeblich 1068». Chr.) das Königthum in eine Vorſteherſchaft, 
und der Sohn des legten Königs ward erblicher Vorfteher (Archon); doch fpäter (752 v. Chr.) 
ward biefe Würde zehnjährig, dann (683 v. Chr.) wurden neun jährliche Archonten eingefegt, 
fämmilid aus dem Adel, ſodaß nun die Ariftofratie alle Höcfte Gewalt im Staate hatte und 
ihn im Laufe von 90 Jahren in eine folde Lage brachte, daß die Ariftofratie vem Principe nad 
im eine Demokratie verwandelt werben mußte, mad Solon mit Beibehaltung der Grundeinrich⸗ 
tungen that, indem er dad Vorrecht der abeligen Geburt zur Beherrſchung des Staats abfchaffte 
mb die Gefammtbürgerfchaft zur höchſten Entſcheiderin in allen Staatsſachen machte. Damit 
war ber Reim gelegt, aus weldem das Schickſal Griechenlands ſich entwidelte, der Kampf des 
doriſchen Adels gegen die joniſche Demokratie, welcher die Kluft zwifhen ven beiden Stämmen, 
von weldhen ber dorifche ernſterer Art, ver jonifche heiterer und beiveglicher war, erweiterte. 

Die Grunvverfaffung Athens, welches keine Spur eines durch Eroberung unterworfenen 
Stammes zeigt, war familienhaft, wie die aller aus eigenem Boden erwachſenen Staaten. 
Bier Stämme (Phylen) zerfielen in 12 Brüderſchaften GGhratrien), jede Brüderſchaft in 30 
Geſchlechter und jedes Geſchlecht hatte 30 Familienväter. Da die Geſchlechter ihren eigenen 
Religionscult hatten, fo gab dieſes der Fortdauer der Familiengrundlage einen bedeutenden 
Salt. Damit dieſer Cult nicht gefährdet werde, mußte, wer keinen berechtigten Erben hatte, 
einen Bürgeröfohn adoptiren, und hatte er es unterlaffen, fo aboptirten ihm die Verwandten 
einen noch nad) feinem Tode. Doch viefer konnte nicht wieder ſeinerſeits aboptiren, fonbern bie 
Bermanbten erbten das Vermögen, ſodaß man mit einmaliger Adoption ver Kamilienpflicht 
genügte, die Bortfegung dieſer Verwandtſchaftsfiction aber aus uns nicht überlieferten Gründen 
auftößig fand, wiewol ein Adoptirter fo ganz als vollfommenes Mitglien ver adoptirenden Fa⸗ 
wilie angefehen war, daß er aufein Erbrecht feinem natürlichen Vater gegenüber Feinen An- 
ſpruch hatte und in beffen Haus als Sohn zurüdzufehren ihm nur unter Beobachtung geſetz⸗ 
iger Gormen geftattet war. Schwaͤgerſchaft gab fein Erbrechi, fondern nur Blutsverwandtfchaft. 
Bar nur eine Toter in vem Haufe des Bürgers übrig, fo galt fie, wiewol die Töchter fonft 
son ber Erbſchaft ausgeſchloſſen blieben und hur eine Ausfteuer erhielten, als Erbtochter und 
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forgen. Auch darin zeigt ih die Macht nes Familienverhältniſſes, welches als lehtes Funda⸗ 
ment dem Staate zu Grunde lag, daß die Söhne oder in Ermangelung folder die nächſten 
Berwandten die überfhuldete Erbſchaft eines Bürgers antreten mußten. Bel dem Tode eines 
Bürgers, welcher feine natürlichen Erben hatte und nicht teflamentarifch über fein Vermögen 
verfügte, ward ein Stanmgenoffe ihm zum Erben eingefegt, welcher dann als rechtmäßiger 
Fortfeger feiner Familie galt. Den Gegenfag zeigt dad Verfahren, wenn ein Beifafle ohne 
Erben flarb. Dann fiel nämlich feine Hinterlaffenfchaft dem Staate anheim. 

Es gab fein attiſches Staatsbürgerrecht außerhalb ver Brüderſchaft (Phratrie), und nur 
Der galt ald Bürger, wer in dem Verzeihniß einer derfelben eingetragen war. Wie fehr aber 
dad ganze Bürgerthum nur als eine große erweiterte Familie galt, welche den Fremben gegen: 
über ſtand, zeigt ſich recht in der Ehe eines Bürgers mit einer Fremden. Die daraus entfprun- 
genen Kinder waren unehelih, und bie Soloniſche Gefeggebung ſprach ihnen nur je 41000 
Dramen ald Legat zu, da fie nicht erben burften und aud von den gumnaftifchen Übungen 
der echten Bürgeröfinber auögefchloffen waren, die ihnen nur im Kynoſarges geftattet waren, 
welcher Übungsort unter vom Schu des Herakles ftand, welcher Gott auch in Rom als Shüger 
der Fremden und Niebrigen erſcheint. Doch war eine ſolche unehelihe Geburt dadurch nicht mit 
einer Schande behaftet, und die Nachkommen ver daraus Entfprungenen waren ſchon im dritten 
Gliede echte Bürger. Das Verfahren war öfters milder ald das Gefeg, denn z. B. von dem 
großen Themiftofles, der den Staat lenkte, wirb gemeldet, er fei der Sprößling einer Ehe mit 
einer Fremden geweſen, wie auch Cimon ber Sohn des Miltiades und einer thraziſchen Fürften- 
tochter war. Selbft als Perikles die gefeglichen Beftimmungen über ſolche Ehen ſtreng erneuert 
hatte, bewilligten die Athener ihm bie Legitimation feiner Söhne von der Aſpaſia, nachdem er 
die gefeglich ehelichen durch die Peft verloren Hatte. Hatte auch das Geſetz 1000 Dramen 
Strafe auf das eheliche Leben eines Bürgerd mit einer Fremden gefegt und obendrein verfügt, 
daß eine ſolche ald SHavin verkauft werben folle, während ed gegen Bürger fo nahfihtig war, 
daß, wenn ein folder eine Bürgerin nothzüchtigte, die Buße nur 400 Dramen betrug, fo ift 
es doch nie ſtreng gehandhabt worden, ſoviel wir wiffen. Belfaffen erlangten felbR von Zeit 
zu Zeit dad Bürgerrecht, 3. B. als die große Peſt im Anfange des Peloponnefifchen Kriegs bie 
Zahl ver Bürger gelihtet und die Hülfe jemer nöthig gemacht Hatte, forte ſich manche derſelben 
auch einzufäleichen wußten; warb aber die Einfhleihung entveitt, jo konnte ver Beifafle ale 
Sklave verfauft werben. (Als Perikles das Bürgerthum von den unechten Bürgern reinigte, 
wurden 4720 derfelben ald Sklaven verkauft.) Die Zahl der Bürger mag in der Blütezeit bed 
Staats nit leicht unter 20,000, nicht Leicht über 30,000 betragen haben, die der Beiſaſſen 
etwa 10,000, bie ver Sklaven aber ungefähr 400,000. In Rom ward der freigelaffene Sklave 
Bürger, in Athen nicht, fondern wenn in der Zeit der Noth das Staatswohl Sklavenhülfe er: 
heiſchte, Eonnten fie Betfaflen werden. 

Ein Beifafle mußte ein Schuggelb (12 Dramen) zahlen und einen Bürger ald Patron 
haben, oder er konnte ald Sklave verfauft werden, und außerdem mußte dieſe Claſſe bei feft: 
lien Aufzügen einige niedrige Dienfte verrichten. Grunbeigenthum zu erwerben war nur 
dem Bürger verftattet, wie auch der Bürger nur einen Bürger zu feinem Erben durch Teftament 
einfegen Eonnte. Die Beifaflen hatten zum Zeichen ihrer Auswärtigfeit ven Kriegänberften 
Polemarch) zu ihrem Vorgefegten, bei vem fie ihr Recht fuchen mußten, aber fle beſaßen, wenn 
fie die ihnen auferlegten Bedingungen erfüllten, einen vollfommenen Rehtsfhug und waren 
keineswegs eine verachtete Claſſe, wiewol fie feines ver bürgerlichen Vorrechte befaßen ; denn 

wenn dieſer weder geſchlagen, noch gefoltert, noch in Sklaverei verfauft werben konnte, fondern 
feinen Sklaven zum Foltern bei einem Proceß bergab, fo konnte der Beiſaſſe allerdings gefoltert 
und in Sflaverei verkauft werben, aber er entbehrte in dieſer Hinficht nur das Vorrecht bed 
Bürgers. In Hinfiht auf Kriegöpflichtigkeit fanden die Beifaffen ven Bürgern gleih, was 
ein Zeichen ver Nichtverachtung iſt, und verſchieden davon ift, wenn einmal die Roth zur Bewaff⸗ 
nung ber Sflaven zwang. Das Bürgerthum von Athen war aber nicht fo ſtreng abgefchloffen, 
daß ed dem Fremden ganz verſchloſſen, denn das Gefe erlaubte, fremde Bürger, melde ſich um 
Athen verbient gemadt, in das attifche Bürgerrecht aufzunehmen, und im Laufe der Zeit 
murben Diele auch ohne Verdienſt aufgenommen. Über die Aufnahme eines Nichtatheners in 
das Bürgerrecht ward abgeflimmt, und e8 waren 6000 bejahende Stimmen erfoberlih. 

Das urfprünglice Verhältnif der vier Stämme zueinander iſt für und in Dunkelheit ge: 
hüllt, da felbft die wechſelnden Namen derſelben nicht alle vollkommen verſtändlich find, fo 
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wenig als dad Verhaͤltniß des Adels in und zu denſelben Far vorliegt. Die Gemeinden Attikas 
(Demen) Hatten nichts mit dev Verwandtſchaft zu ſchaffen, ſondern waren nur durch das Zu: 
jaammmwoßnen bebingt, aljv blos Iocaler Natur. Die Eintheilung der Phylen in Dreigeiten 
Crittyes), deren 42 auf eine kamen (forwie die Römer Tribus hatten), und in Raufrarien 
(je 48) war politiſcher Ratur und ging ebenfalld die Verwandtſchaft nihts an. Dafür, 
daß ſich bie Aeligen in allen vier Stämmen befanden, als die urſprünglichen Häuptlinge ber- 
felben, nicht aber einen Stamm für ſich ausmachten, welder etwa Die andern drei unterworfen 
hätte, fpript Die Eintheilung des Thefeus, von welcher oben die Rede war, und daß Kleiſthenes, 
ald er nach der Vertreibung der Piflftrativen ver Demokratie eine feftere Grundlage geben wollte, 
die viet Stämme zu zehn Stämmen erweiterte, offenbar um die Wucht des Adels, welche ſich 
in vier Stämmen concentrirter behaupten Eonnte, zu brechen. Noch mehre Beweife mögen der 
Kürze wegen übergangen werben. Wie dad Familienhaupt die Übung ver Religion im Cult 
und dad Richteramt in der Familie verfah, fo dad Stammhaupt im Stamme und der König 
im Staate. Nichts berechtigt und zu glauben, die Könige in Attifa hätten eine die Stamm= und 
Bemilienverwandtfchaft ganz überwältigenne Macht erworben. Sie bilveten ſogar eigentlich 
den Samilienmittelpunft des Staats, denn wie die Familie fih um ven Hausherd fammelt und 
bier ihren Mittelpunft Hat, fo war das Prytaneum mit dem Königshaufe der Heerd des Staats, 
wo ber König als Bamilienoberhaupt feinen Sig hatte. Er war der oberfte Verwalter, oberfte 
Briefer der Staatöreligion, Kriegsoberfter und oberfler Richter, und dieſe Verrichtungen wur- 
den, ald man neun Archonten wählte, unter biefe vertheilt. Der Archon, nach welchem dad 
Jahr benannt, war oberfler Verwalter, ver Archon-Koͤnig hatte die Religion zu beforgen und 
behielt den Königsnamen, weil man fi vor Neuerung in Religionsfachen ſcheute, der dritte 
hieß Kriegdoberfl, die andern ſechs aber waren die Geſetzesbeſorger (Xheömotheten). 

Hatte der Adel durch die Religionsculte, welche er in der Sand hatte, eine mächtige Stütze 
für frinen Beſtand, ſodaß ſelbſt in der Zeit der vollendeten Demokratie dennoch manche Gulte 
nur von beſtimmten Samilien, denen fie natürlich ein nicht geringes Anfehen gewährten, aus: 
geübt werben durften, fo war das ihm zufländige Rechtſprechen nicht minder wichtig für ihn 
geweſen, weil e8 keine geſchriebenen Geſehe gab und manches in den vorkommenden Verbrechen 
und Bergehen als zugleich die Goͤtter verlegenn galt. Die Geſetze, nach welchen der Adel richtete, 
waren nicht geſchrieben, und erft wenige Jahre vor Solon fah ſich die herrſchende Claſſe gend- 
thigt, fie aufzeichnen zu laſſen, und ald dies durch Drako gefchehen war, erſchienen fie fo hart, 
deß man fie als mit Blut gefhrieben bezeichnete. Sie ſtammten ſicherlich and alten Zeiten, in 
Bellen nur harte Strafen gegen die an Selbſtrache gemwähnten, noch nicht in ein ſtaatliches Zu⸗ 
ſanmenleben und feine notwendigen Bedingungen fich gern fügenden Menſchen als Mittel, 
je dem Stante zu unterwerfen, galten. Der Adel hatte damit nidts gewonnen und warb durch 
Klon, der von Megara unterflügt ward, bedroht. Zwar entfloh diefer von der Burg, deren 
tt fih bemädtigt Hatte, feine Anhänger aber, welde unter vem Schug der Burggättin herab- 
zelodt wurben,, fielen durch dad abelige Geſchlecht ver Alkmäoniden erinorbet, und dieſes wurde 
wegen des Grãuels gegen die Göttin verbannt, fo wenig Eonnte der Abel die Seinen fügen. 
Selen, aus dem Geſchiechte des Königs Kodrus, ward als Archon beauftragt, ber Verwirrung 
kur eine neue Einrichtung und Gefeggebung abzuhelfen, und obwol vom angefehenften Adel, 
{Huf ec den Staat vemofratif um. 

Die ungeheuere Schulbenlaft, welche die geringern Claſſen erprückte, milverte er weſentlich, 
wofrfgeinlih durch eine Münzveränderung. Ohne an die verwandtſchaftlichen Grundlagen 
8 Gtaat3 zu rühren, theilte er die Befammtheit in vier Vermoͤgensclaſſen, beftimmt nad dem 
Berenertrage, dem Gauptreihthum jener Zeit. 500 Maße trodtener und ebenfo viele von naſſen 
Bedenxroducten waren für bie erſte Glafle erfoderlich, 300 für die zweite, vie Ritter, 150 für 
die dritte, bie Zeugiten, die Übrigen bilbeten bie vierte, die Lohnarbeiter, welche fleuer= und 
fflenfrei waren , dagegen aud) von ben Ämtern ausgefchloſſen und ebenfo vom Kriegäpienfle, 
aigt aus Beringfchägung, fondern weil der Staat in ver ältern Zeit feinen Sold gab und feine 
Bofen, ſodaß Kriegsvienft und Amtsverwaltung den vermögendern Claſſen anheimfallen 
mußten. Doch in Zeiten der Noth dienten auch fie als Leichtbewafinete und fpäter auf ber Flotte. 
Gin Rath von 400, aus jedem Stamme 100, gewählt aus Denen, bie das dreißlgſte Jahr er: 
tigt Hatten, beforgte die Gefchäfte der Staatöverwaltung als großer Volksausſchuß. Als 
Keifpenes zehn Stämme georonet hatte, wuchs er auf 500, indem jeder Stamm 50 gab. Sie 
hießen Brotanen, und je 50 beforgten dad Geſchäft, wie fie durch das Roos dazu gelangten, 
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Hatten ihren Sig im Prytaneum am Staatsherde und fpeiften daſelbſt auf Koflen bed Staatd. 
Der Vorſtand wechjelte täglich nad) dem Loofe. 
Die reichſte Glaffe hatte Das Vorrecht, daß aus ihr die Archonten gewählt wurben, bis nach 


‚der Schlacht von Marathon , welde das Selöftgefühl des Staats auf eine hohe Stufe gehoben 


hatte, Ariftides, deſſen Gerechtigkeit und reiner Charakter Hoch gepriefen werben, die Aufhebung 
dieſes Vorrechts leicht durchſetzte. Zur Volksverſammlung, die regelmäßig vier mal während jeber 
Prytanie berufen ward, wenn feine außerordentlihen nöthig wurden, hatte jeder Bürger Zu: 
tritt, und es ward fogar ein Sold (anfangs 1 Obolus, fpäter 3) eingeführt, um zum Beſuche 
zu loden. Die aus dem Rath der 500 beftimmten Vorfiger legten die Sachen vor, gewöhnlich 
mit einem Gutachten des Raths, und pie Altern hatten zuerft über die Gegenftände zu fpredhen. 
In allen Staatsſachen war die Volksverſammlung entſcheidend, und e8 konnte an fie ald In⸗ 
haberin der höchſten Staatögewalt appellivt werben. Wurde in ihr der Wunſch nad) Änderung 
eines Gefeged laut, denn in jeder erften Jahresverſammlung war Abftimmung über die Fort⸗ 
dauer ber Gefege , fo wurden Gefeßgeber gewählt aus der Zahl der Geſchworenen, welche rich— 
teten, und fünf Männer ebenfalls durch Wahl beftinmt, die alten Oefege vor viefen zu verthei⸗ 
digen, wobei Rathögliever den Vorſitz führten. Beftimmt war, daß fein altes Gefeg abgeſchafft 
werben folle ohne gleichzeitige Einführung eines neuen, und daß Fein neues eingeführt werben 
folle ohne gleichzeitige Abſchaffung des alten. Es ftand einem Jeden frei, Vorſchlaͤge in ver Ver: 
fammlung zu maden, venn die Vorfiger ober vie ebenfalls dazu befugten fogenannten Geſetz⸗ 
bewahrer fonnten nicht leicht einen Vorſchlag zurüchweifen. Wie aber bie Soloniſche Verfaffung 
in ihrer Grundlage und Entwidelung ſtets die Fähigkeit geſetzlicher Fortbildung in fi trug, 
um dem Bebürfniffe der veränderten Lage und ber Erfahrung ober der anders entwidelten 
Geiſtesbildung jeberzeit zu genügen, fo war doch auch andererſeits für die noͤthige Vorſicht gegen 
leihtfinnige Veränderungen geforgt. Nicht genug mit dem für neue Gefege zu befolgenden 
forgfältigen Verfahren, welches oben angegeben ift, beſtand aud) noch eine Klage wegen geſetz⸗ 
wibrigen Vorſchlags, welche jener Bürger anftellen Eonnte, und zwar ein ganzes Jahr lang 
von dem Tage der Annahme des fraglichen Vorſchlags an. Wurde eine folhe Klage gegen ven 
Urheber des Vorſchlags angeftellt, fo blieb der angenommene Vorſchlag bis zur Entſcheidung 
des Berichts ohne Wirkung und ward, wenn ber Kläger gewann, aufgehoben , verlor aber der- 
felbe ven Proceß, fo verfiel er in eine Strafe, und wem dieſes drei mal begegnet war, Eonnte nie 
wieder dies jevem Bürger zufommende Recht ausüben. Ebenfo war jeder Bürger befugt und 
vom Geſetze gleichfam eingeladen, in Dingen, welche ven Staat ober dad Bürgertfum angingen, 
Öffentliche Klage über Berlegungen verfelben zu erheben; jedoch war, um muthwillige Klagen zu 
hemmen, den Kläger eine Strafe von 1000 Dramen beftimmt, wenn er nicht ven fünften 
Theil ver Richterſtimmen für fi gewann, und außerdem durfte er eine derartige Klage nicht 
wieder anftellen. Wollte ex fie vor ver Entfcheidung etwa fallen laſſen, fo half es ihm nichts, 
ex verfiel dennoch in Strafe. 

Über die Beamten des Staats warb eine weitgehende Controle geübt, denn nad; ihrer Er- 
wäßlung wurben fie nod) neun mal während des Jahres vom Volke begutachtet, indem dieſes fie 
bei dem Amtsantritte jeder Abtheilung des Raths immer wieder zu beflätigen hatte, abgeſehen 
von ber Rechenſchaft und Prüfung , Die jeder Beamte vom Archon an bis zu dem geringften am 
Schluffe feiner Amtöführung zu beftehen hatte. Auf perſönliche Würde wurde bei ven Beamten 
gefehen, und ein folder Buche fogar keinen leiblichen Fehler Haben. Mit dem Ernſte eines 
Mitglieds des Areppag ward es für unverträglid erflärt, daß er Komddien fhreibe, und der 
Archon, welcher ald ver erfte galt, war nach dem Solonifchen Gefege des Todes ſchuldig, wenn er 
öffentlich betrunken erblickt ward. Auch bei ven Bürgern ward auf Würdigkeit gefehen, und 
daher wurden Die mit EHrlofigkeit (Atimie), d. 1. Einftellung aller bürgerlichen Ehren und Rechte, 
beftraft, welche fi) als Müßiggänger oder Verſchwender ihres väterlihen Erbes eriwiefen. Eben 
diefe Strafe traf Den, welcher feine des Ehebruchs ſchuldige Frau nicht verſtieß. Auf vie grauen 
ward flreng geachtet, und wenn ſich eine auf der Straße unanftändig benahm, ward fie um 
41000 Dramen geftraft. Die Handwerker fanden in ver Blütezeit der Demokratie und ebenfo 
alle nievern Erwerbszweige ziemlich niebrig in ber Achtung, während in alter Zeit bie Hand⸗ 
werker und Künftler, was oft zufammenfiel, Geltung Hatten. Die Verfaffung hatte foger ein 
Mittel aufgeftellt um mit aller Würdigkeit ohne den geringften Nachtheit für die Ehre einen an= 
gefehenen Mann, wenn er der Staatöverfaflung irgend gefährlich zu werden ſchien, unſchädlich 
zu machen. Die Bolföverfammlung entſchied über ihn Durch das Scherbengericht (Oſtracismus). 
und war bie Mehrheit gegen ihn, fo mußte er zehn Jahre lang in die Verbannung gehen. Dies 
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war fo wenig eine Verlegung der Ehre, daß, als einft ein veräctliher Demagog, Hyperbolos, 
diefe Berbannung erlitt, der Oſtracismus ald befubelt und entehrt aufgehoben ward. 

Eine eigenthümliche Stelle nahm der Areopag in der Solonifhen Verfaffung ein. Auf 
bem jogenannten Plage war in alter Zeit pad Gericht über Mord, und wir finden dort aud) Das 
hoͤchſte Blutgericht in ver Soloniſchen Verfaffung. Der vorfägliche Mörber ward hier gerichtet 
unter freiem Himmel, nachdem Opfer und feierliche Eide vorausgegangen. Dem Kläger und 
Bellagten waren zwei Reben geftattet, und letzterer durfte ſich nad) der erften Rede noch entfer= 
nen und in Verbannung gehen. Stimmengleichheit ver Richter ſprach Hier frei, und man führte 
dies auf Die Gtabtgöttin Athene felbft zurück, welde dieſe Einrichtung in den Proceffe des 
Muttermörberd Oreftes auf dem Areopag durch ihre freiſprechende Stimme geftiftet habe. Da 
die abgehenden Archonten , welche die Amtsprüfung befanden hatten, Areopagiten wurden, fo 
Eonnte es fein angeſeheneres Gericht geben. Denfelben war aber auch die Oberaufſicht über "pie 
Religion anvertraut, und Klagen über DBerlegung derfelben brachte der Archon = König, ver 
Auffeher ver Religion, vor diefe Behörbe. Ferner follten fie eine Oberaufficht über vie Gefege 
führen und dieſe bewachen, und aud über die Erziehung der Jugend hatten fie die Aufficht, 
welche fie durch die Mahner (Sophroniften) übten. Sie bilveten eine moraliſche Ariftofratie in 
der demokratiſchen Berfaflung, denn nur ihr hohes Anfehen Eonnte ihnen Wirkfamkeit verſchaf⸗ 
fen, da mir von feiner ihnen zur Verfügung ftehenden ausübennen Gewalt etwas erfahren. 
Selbſt der Kreis ihrer ganzen Wirkſamkeit tft und nicht beftimmt überliefert worben, denn wir 
fehen ven Areopag fogar einmal, als der Staatsſchatz Fein Geld hatte, ven Kriegern Solo geben ; 
aus welchen Mitteln aber dies geſchah, wird nicht gemelbet. In ver fpätern Zeit fehen wir ihn 
and) einmal einen Volksbeſchluß aufgeben und eine Unterfuhung über Beſtechung durch fremdes 
Gold veranftalten. Über Brandfliftung, ſchwere Verlegungen, Giftmiſcherei u. f. iv. erkannte 
der Areopag ald Gerichtshof, auch über Vaterlandsverrath und Feigheit vor dem Feinde. Über 
Müßiggang, Verſchwendung, Thierquälerei u. ſ. w. übte er ein Sittengericht. 

Für den unvorbedachten Tobtfchlag gab es vier (nad) Andern fünf) Epheten, d. i. Appella⸗ 
tionshöfe (wahrſcheinlich zuerft 80, 20 aus jenem der vier Stämme, dann 50, fünf aus jenem 
der zehn Stänne gewählt, wozu noch ein Vorfteher Fanı), welche ven überführten Todtſchläger 
in die Verbannung ſchickten, bis er fich mit den Angehörigen des Erfehlagenen abgefunden hatte. 
Sntfcgieden jedoch die Epheten, daß der Mord vorfäglich gemwefen, fo traf ven Mörder die Todes⸗ 
ſtrafe. Der Staat betrachtete ven Mord nicht als ein Vergehen gegen fich und überließ bie 
Berfolgung deſſelben ven Verwandten, und wo ſolche fehlten, Iag fie der Brüderſchaft, zu wel: 
der der Erſchlagene gehörte, ob. Diefe konnten, wenn der Mörder flüchtete, Geifeln aus feiner 
Verwandtſchaft nehmen, doch nicht mehr als drei, melde ihnen für die Sühne haften ober ven 
Roͤrder RRellen mußten. Nur wenn Sklaven ein Verbrechen gegen ihren Herrn begingen, ge= 
hoͤrte die Beſtrafung dem Staate, da die Gerichte nur den Bürger gegen den Bürger beizuftehen 
hatten, wie denn auch Die Fremden den Archon-Kriegsoberſt zum Nichter hatten. Auch mag ein 
Zug von Menfchlickeit mitgewirkt haben, um die Sklaven nicht unbedingt der Rache ihrer 
Herren ober der Angehörigen verfelben preiszugeben, denn auch, wenn ein Herr einen zu hart 
behandelte und dieſer in den Thefeuötempel, der ihn fügte, flüchtete, Eonnte der Staat den 
Herrn nöthigen, ihn an einen andern Herrn zu verfaufen. 

Alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Klagen kamen vor die Geſchworenen (Heliaften), 
deren 600 gewählt wurden, eingetheilt in zehn Abtheilungen zu 50 Mann; ver Reſt aber 
diente zum Grfage. Die noͤthige Richterzahl warb aus ihnen jedesmal durch dad Loos erwählt, 
wub die Archonten führten den Vorſitz in den Gerichten und leiteten den Gang derſelben, indem 
fie die Sache einleiteten. Da bei ihnen Stimmenmehrheit entſchied, fo war Ungleichheit der 

lbeſtimmt; doc weil die zu fpät kommenden von der Sitzung ausgeſchloſſen wurben, 

fo Eonnte Gleichheit der Zahl vorkommen. Außer diefen Schwurgerihten, vor. welchen eine 
Appellation nit ftattfand, ſondern nur eine Klage wegen vorgefommener Gefegwiorigfeit, 
weburd auf Vernichtung des ergangenen Urtheils angetragen warb, gab ed auch vom Staat 
eraaunte Schienörichter (AA aus jedem Stanıme, durch dad Loos aus der Zahl Derer, welche das 
funfzigfle Lebensjahr erreicht Hatten, ausgewählt) und die Beklagten kamen vor bie aus ihren 
Stämmen ; noch von ihren Entfcheinungen konnte appellirt werden. Waren aber Barteien überein⸗ 
sefommen, ſich felbft andere Schiedsrichter zu wählen, fo konnte von dieſen eine weitere Berufung 
wicht Rattfinden. Die Abflimmung ver Richter ging ohne eine vorherige Berathung vor ſich 
vermitteld Stimmfteindien, und war die Sache der Art, daß die Strafe nicht ſchon durch das 

Gefep beſtimmt war, fo hatte ver Gerichtshof nachträglich über Art und Maß derſelben nad 
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hatten ihren Sig im Prytaneum am Staatöherbe und fpeiften daſelbſt auf Koften des Staatd. 
Der Vorftand wechjelte täglich nach dem Looſe. 
Die veichfte Claſſe Hatte das Vorrecht, daß aus ihr die Archonten gewäglt wurden, bis nad 
‚ ver Schlacht von Marathon , welche das Selbftgefühl des Staats auf eine hohe Stufe gehoben 
hatte, Ariſtides, deſſen Gerechtigkeit und reiner Charakter hoch gepriefen werben, Die Aufhebung 
dieſes Vorrechts leicht durchſetzte. Zur Volksverſammlung, die regelmäßig vier mal während jeder 
Prytanie berufen ward, wenn feine außerordentlichen noͤthig wurden, hatte jeder Bürger Zu: 
tritt, und es ward ſogar ein Sold (anfangs 1 Obolus, ſpaͤter 3) eingeführt, um zum Beſuche 
zu loden. Die aus dem Rath ver 500 Heftimmten Vorfiger legten die Sachen vor, gewöhnlich 
mit einem Gutachten des Raths, und die Altern hatten zuerſt über die Gegenftände zu ſprechen. 
In allen Staatsſachen war die Volksverſammlung entſcheidend, und e8 konnte an fie als In— 
Haberin der Höchften Staatögemwalt appellixt werden. Wurde in ihr der Wunſch nach Änderung 
eines Gefegeö laut, denn in jeder erften Jahresverſammlung war Abftimmung über die Kort: 
dauer ber Geſetze, fo wurden Geſetzgeber gewählt aus der Zahl der Geſchworenen, welche ri: 
teten, und fünf Männer ebenfalls durch Wahl beftinmt, die alten Geſetze vor dieſen zu verthei⸗ 
digen, wobei Rathögliever ven Vorjig führten. Beftimmt war, daß fein altes Gefeg abgeſchafft 
werben folle ohne gleichzeitige Ginführung eines neuen, und daß fein neues eingeführt werben 
folle ohne gleichzeitige Abſchaffung des alten. Es fand einem Jeden frei, Vorſchlaͤge in ver Ver: 
fammlung zu machen, denn die Vorfiger over die ebenfalls dazu befugten fogenannten Geſetz⸗ 
bewahrer konnten nicht leicht einen Vorſchlag zurückweiſen. Wie aber die Soloniſche Verfaffung 
in ihrer Grundlage und Entwidelung ſtets die Fähigkeit gefeplicher Fortbildung in fi trug, 
um dem Bebürfniffe der veränderten Lage und der Erfahrung ober der anders entwidelten 
Geiſtesbildung jederzeit zu genügen, jo war doch auch anbererfeitö für die nöthige Vorſicht gegen 
leihtfinnige Veränderungen geforgt. Nicht genug mit dem für neue Gefege zu befolgenden 
forgfältigen Verfahren, welches oben angegeben ift, beſtand auch noch eine Klage wegen geſetz⸗ 
wibrigen Vorſchlags, welche jeder Bürger anftellen Eonnte, und zwar ein ganzes Jahr lang 
von dem Tage ver Annahme des fraglichen Vorfclags an. Wurde eine ſolche Klage gegen ven 
Urheber des Vorſchlags angeftellt, fo blieb ver angenommene Vorſchlag bis zur Entſcheidung 
des Berichts ohne Wirkung und warb, wenn ber Kläger gewann, aufgehoben , verlor aber ver: 
felbe ven Proceß, fo verfiel er in eine Strafe, und mem dieſes drei mal begegnet war, Eonnte nie 
wieber dies jedem Bürger zukommende Recht ausüben. Ebenfo war jeder Bürger befugt und 
vom Geſetze gleichfam eingelaven, in Dingen, welche den Staat over dad Bürgertfum angingen, 
Öffentliche Klage über Verlegungen verfelben zu erheben; jedoch war, um muthwillige Klagen zu 
hemmen, dem Kläger eine Strafe von 1000 Drachmen beflimmt, wenn er nicht den fünften 
Theil ver Richterſtimmen für fid gewann, und außerdem durfte er eine derartige Klage nicht 
wieder anftellen. Wollte er fie vor ver Entſcheidung etwa fallen laſſen, fo Half es ihm nichts, 
er verfiel dennoch in Strafe. 

Über die Beamten des Staatd ward eine weitgehende Controle geübt, denn nad) ihrer Er: 
mwählung wurden fie noch neun mal während des Jahres vom Volke begutachtet, indem dieſes fie 
bei dem Amtsantritte jeder Abtheilung des Raths Immer wieder zu beftätigen hatte, abgefehen 
von der Rechenſchaft und Prüfung, vie jeder Beamte vom Archon an bis zu dem geringften am 
Schluſſe feiner Amtsführung zu beftehen Hatte. Auf perfönliche Würde wurde bei ven Beamten 
gefehen, und ein folder durfte fogar Feinen Leiblihen Fehler Haben. Mit dem Ernſte eines 
Mitglieds des Areppag ward es für unverträglich erklärt, vap er Komödien fhreibe, und ver 
Archon, welcher als der erfte galt, war nach dem Solonifchen Gefege des Todes ſchuldig, wenn er 
Öffentlich betrunken erblickt ward. Auch bei ven Bürgern ward auf Würbigkeit gefehen, und 
daher wurden Die mit Ehrlofigkeit (Atimie), d. i. Einftellung aller bürgerlichen Ehren und Rechte, 
beftraft, welche ſich als Müßiggänger over Verſchwender ihres väterlichen Erbes erwiefen. Eben 
diefe Strafe traf Den, welcher feine des Chebruchs ſchuldige Frau nicht verſtieß. Auf die Frauen 
ward fireng geachtet, und wenn ſich eine auf der Straße unanftändig benahm, warb file um 
41000 Dramen geftraft. Die Handwerker ſtanden in ver Blütezeit dev Demokratie und ebenfo 
alle nievern Erwerbszweige ziemlich niebrig In der Achtung, während in alter Zeit die Hand⸗ 
werker und Künſtler, was oft zufammenfiel, Geltung hatten. Die Verfaflung hatte fogar ein 
Mittel aufgeftellt um mit aller Wuͤrdigkeit ohne den geringften Nachtheil für vie Ehre einen an- 
gefehenen Mann, wenn er der Staatöverfaflung irgend gefährlich zu werben fhien, unſchädlich 
zu machen. Die Volksverſammlung entſchied über ihn durch das Scherbengericht (Oſtracismus), 
und war bie Mehrheit gegen ihn, fo mußte er zehn Jahre lang in die Verbannung gehen. Dies 
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war fo wenig eine Verletzung ver Ehre, daß, als einſt ein verächtlicher Demagog, Hyperbolos, 
dieſe Verbannung erlitt, der Oſtraeismus als beſudelt und entehrt aufgehoben ward. 

Eine eigenthümliche Stelle nahm der Areopag in der Soloniſchen Verfaſſung ein. Auf 
bem fogenannten Plage war in alter Zeit dad Gericht über Mord, und wir finden dort aud) das 
hoͤchfte Blutgericht in der Soloniſchen Verfaffung. Der vorfäglicde Mörber ward hier gerichtet 
unter freiem Himmel, nachdem Opfer und feierliche Eide vorausgegangen. Dem Kläger und 
Beklagten waren zwei Neben geftattet, und Iegterer durfte ſich nach der erften Rede nod) entfer= 
nen und in Verbannung gehen. Stimmengleichheit der Richter ſprach Hier frei, und man führte 
died auf die Stabtgöttin Athene felbft zurück, welde dieſe Einrichtung in dem Proceffe des 
Muttermörvers Oreſtes auf dem Areopag durch ihre freifprehende Stimme geftiftet Habe. Da 
bie abgehenden Archonten, welche die Amtöprüfung beflanden Hatten, Areopagiten wurben, fo 
fonnte ed fein angefehmeres Gericht geben. Denfelben war aber auch die Oberaufjicht über bie 
Religion anvertraut, und Klagen über Verlegung derſelben brachte ver Arhon König, ver 
Aufieher der Religion, vor diefe Behörde. Ferner follten fie eine Oberauflicht über die Gefege 
führen und diefe dewachen, und auch über die Erziehung der Jugend hatten fie bie Aufficht, 
welche fie duch die Mahner (Sophroniften) übten. Sie bildeten eine moralifche Ariftofratie in 
der demokratiſchen Berfaflung, denn nur ihr hohes Anfehen Eonnte ihnen Wirkſamkeit verſchaf⸗ 
fen, bamir von feiner ihnen zur Verfügung ſtehenden ausübenben Gewalt etwas erfahren. 
Selbſt ver Kreis ihrer ganzen Wirkfamfeit ift uns nicht beftimmt überliefert worden, denn wir 
ſehen ben Xreopag fogar einmal, als der Staatsſchatz fein Geld hatte, ven Kriegern Solo geben: 
aus welchen Mitteln aber dies geſchah, wird nicht gemeldet. In der fpätern Zeit fehen wir ihn 
aud einmal einen Volksbeſchluß aufgeben und eine Unterſuchung über Beſtechung durch fremdes 
Gold veranftalten. Über Branpftiftung, ſchwere Verlegungen, Giftmifcherei u. |. w. erkannte 
ber Areopag als Gerichtshof, auch über Vaterlandsverrath und Beigheit vor dem Feinde. Liber 
Müßiggang, Verſchwendung, Thierquälerei u. f. w. übte er ein Sittengericht. 

Für den unvorbedachten Todtiſchlag gab e8 vier (nad) Andern fünf) Epheten, d. i. Appella- 
tion&höfe (mahrfcheinlich zuerft 80, 20 aus jedem der vier Stämme, dann 50, fünf aus jeden 
der zehn Stämme gewählt, wozu noch ein Vorftcher Fam), welche ven überführten Todtſchläger 
in die Berbannung ſchickten, bis er fi mit den Angehörigen des Erſchlagenen abgefunven Hatte. 
Entſchieden jedoch die Epheten, daß der Mord vorſaͤtzlich geweſen, fo traf den Mörder die Todes⸗ 
ſtrafe. Der Staat betrachtete ven Mord nit als ein Vergehen gegen fich und überließ die 
Verfolgung beffelben ven Verwandten, und wo folde fehlten, Tag fie ver Brüderſchaft, zu wel⸗ 
der ver Erſchlagene gehörte, ob. Diefe konnten, wenn ver Mörder flüchtete, Geifeln aus feiner 
Verwandtſchaft nehmen, doch nidyt mehr ald drei, melde ihnen für die Sühne haften oder den 
Mörder Rellen mußten. Nur wenn Sklaven ein Verbrechen gegen ihren Herrn begingen, ge= 
hörte die Beftrafung dem Staate, da die Gerichte nur dem Bürger gegen ven Bürger beizuftehen 
hatten, wie denn auch die Fremden den ArchonKriegsoberft zum Richter hatten. Auch mag ein 
Zug von Menſchlichkeit mitgewirkt haben, um die Sklaven nicht unbedingt der Rache ihrer 
‚Serren oder der Angehörigen verfelben preiszugeben, denn au, wenn ein Herr einen zu hart 
behandelte und biefer in den Thefeustempel, ver ihn ſchützte, flüchtete, Fonnte der Staat den 
Herrn nöthigen, ihn an einen andern Herrn zu verkaufen. 

Alle bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten und Klagen kamen vor die Geſchworenen (Heliaften), 
deren 600 gewählt wurden, eingetheilt in zehn Abtheilungen zu 50 Mann; der Reſt aber 
diente zum Erſatze. Die nöthige Richterzahl warb aus ihnen jevesmal durch das Loos erwählt, 
und die Archonten führten den Vorfig in den Gerichten und leiteten ven Gang berfelben, indem 
fie die Sache einleiteten. Da bei ihnen Stimmenmehrheit entſchied, fo war Ungleichheit der 
Riqterzahi beftimumt ; doch weil die zu fpät kommenden von der Sigung ausgefchloffen wurden, 
fo Eonate Gleichheit der Zahl vorkommen. Nußer viefen Schwurgerichten, vor.melden eine 
Appellation nicht flattfand, fondern nur eine Klage wegen vorgefommener Gefegwibrigkeit, 
wobard auf Vernichtung des ergangenen Urtheils angetragen warb, gab es aud vom Staat 
emaunte Schiensrichter (AA au jedem Stanıme, durch das Loos aus der Zahl Derer, melde dad 
funfzigſte Lebensjahr erreicht Hatten, ausgewählt) und die Beklagten kamen vor die aus ihren 
Stämmen ; doch von ihren Entſcheidungen konnte appellirt werden. Waren aber Parteien überein- 
Ylommen , fich felbft andere Schiedsrichter zu wählen, fo konnte von dieſen eine weitere Berufung 
nicht Rattfinden. Die Abſtimmung der Richter ging ohne eine vorherige Berathung vor ſich 
termittel8 Stimmfleindyen, und war die Sache der Art, daß die Strafe nicht ſchon durch das 
Gefep beftimmt war, fo hatte der Gerichtshof nachträglich ber Art und Maß verfelben nad) 


6 Athen 


Gutdünken zu entfheiden. Der gewwinnenden Partei blieb die Vollziehung des Gerichtoſpruchs, 
und fand ſie Widerſtand, fo kam es zu einer Klage deshalb. Zur Zeugenſchaft Eonnte Jeder, 
ausgenommen nahe Verwandte, gezwungen werben, und wenn Einer, welder zum Zeugniß zu 
erſcheinen verjprochen hatte, megblieb, konnte auf Schavenerfag geklagt werben. Für die Reden 
der Barteien war eine geeignete Zeit beſtimmt, die durch eine Waſſeruhr ermittelt wurbe. 

Wie für die Ausführung des Urtheild, fo Hattener Bürger aud) für die Vorladung des 
Gegners zu forgen, welchen er, perfönlich von Zeugen begleitet, vor das Gericht fodern mußte, 
ohne daß e8 ihm erlaubt war, in deſſen Haus einzubringen. In älterer Zeit konnte zwar ein 
Beſtohlener, wenn er das Seinige in einem Haufe vermuthete, in vaffelbe gehen und darin 
nachſuchen, er durfte aber nur nadt, blos mit einem Schurze um die Lenden und mit einer Art 
Maske vor dem Geſicht, eintreten. In vorläufige Haft Eonnte fein Bürger genommen werben, 
aber er hatte Bürgfchaft zu leiften, ven einen Fall einer Klage auf Verrath oder Hochverrath 
auögenommen, bei welcher ſogleich Verhaftung erfolgte. In Dingen, deren Strafbeftimmung 
genau feitgefegt war, konnte In Fällen, melde vollfommen klar waren, der Nath oder eine 
andere Behörde fofort die Strafe eintreten laſſen, vor welde Behörde man ven Thäter führte, 
oder welche man herbeiholte, um ihn auf friſcher That zu verhaften und, im Kalle er keine Bür- 
gen ftellte, feftzuhalten. Da das Collegium ver Elfmänner (einer aus jedem Stamme mit einem 
Vorſttzer) die Vollſtreckung des Blutbanns zu beforgen Hatte, fo konnte ein auf ver That er= 
griffener Mörder vor dieſes geführt werben, und war er des Mords, auf welchem vie Todes⸗ 
ſtrafe ftand, vollfommen überführt, fo Eonnte ihn das Collegium fogleih hinrichten Iaffen, 
ja jever Bürger war befugt, einen folchen auf der Stelle zu töoten. Begnabiguhgen, welche 
einen Verurtheilten wieder in Recht und feine confiscirten Güter einfegten, konnten nur durch 
die Volköverfammlung gewährt werden, denn wo Confiscation eintrat, zog der Staat dad 
Gonfiseirte an fih, und die Menſchlichkeit ging nicht weiter, ald daß man ven Kindern des Ver⸗ 
urtheilten einen Theil überließ. 

Eine zwecmäßige Einrichtung der Geſchworenengerichte war die, daß für beſondere Ver⸗ 
gehen vie ber Sache Kundigen zu Richtern gewählt wurben, z. B. für Kriegövergehen Solche, 
welche Kriegsdienſte thaten u. f. w. In den attifchen Landgemeinden war ein Geriht von 
Dreifigmännern (fpäter Vierzigmänmern) welches über kleinere Sachen zu richten Hatte. Die 
Soloniſche Gefeggebung hatte in dieſer Weife dafür geforgt, daß jeder Bürger gegen jeve Ber: 
legung Recht finden fonnte, und die Strafen waren, vie Vermögensconfiöcation abgerechnet, 
ohne ſonderliche Härte, denn daß für ſchwere Verbrechen eine gelindere Strafe als die Todes- 
ſtrafe (melde in Athen durch Sturz in einen Abgrund over Erſchlagung mit einer Keule voll: 
zogen warb) zuläfftg jei, ift eine vem Alterthume fremde, erft in der neueften Zeit hervorgetre⸗ 
tene Humanitätsivee. Von Iebenslänglihen Gefängniffe iſt keine Spur zu finden, und die 
Feſſelung an einen Blod wird nicht ald langdauernde Strafe erwähnt. Geidſtrafen, Verban⸗ 
nung, fogenannte Ehrloſigkeit, d. i. zeitweiliger Verluft des bürgerlichen Rechts und der bür- 
gerlichen Ehre, waren die gebraͤuchlichſten Strafen. 

In der Ausbildung gelangten aber die Solonifchen Gefege, aus welden vie Römer ihr 
Zwölftafelgeſetz bildeten, nie zu einem juriſtiſch genügenven Geſetzbuche, weil nie eine ftrenge 
und genaue Formulirung eintrat. Sie waren allgemein abgefaßt, und da es doch bfters Ver- 
gehen gibt, deren Befchaffenheit ſich nach mehr als einer Seite Hin deuten läßt, fo wurde ed bei 
dem Mangel an feften Formeln leicht möglich, die Klage nach diefer oder jener Richtung hin zu 
ftellen und den Fall nach dieſem ober jenem Geſichtspunkt zu rihten, wodurch das Recht etwas 
Schwankendes hatte und nicht zu der ſtrengen Sicherheit gelangte, melde die fefte Beftimmung 
aller Fälle und die unzweideutigen Klageformeln erſt dem Rechte geben. Damit fällt nicht ein 
Tadel auf die Solonifhe Gefeßgebung,, denn die fefte Ausbildung hätte aus der Gerichts- 
erfahrung hervorgehen müflen, lag aber nicht in dem Charakter des athentfchen Volks und 
feiner Demofratie. ; 

In fittliher Beziehung hatte Spion beftimmt , daß bei Parteiungen unter den Bürgern ein 
ever Bartei zu ergreifen habe, wodurch allerdings die Gleichgültigkeit im Staate als unzuläfftg 
bezeichnet war, aber auch der Austrag des Streits am ſchnellſten herbeigeführt werben konnte. 
Im Familienleben konnte Jever gefragt werben, wovon er lebe, und mußte dies nachzuweiſen 
vermögen, und Altern mußten ihre Kinder nad) Gebühr erziehen, und biefe Hatten für dieſelben 
fpäter zu forgen, außer in dem Falle vernadhläfjigter Erziehung. Übrigens ſtand die öffentliche 
Sittlichkeit unter der hoben fittlichen Autorität des Areopag, und das athenifhe Bürgerthum 
erfüllte die Athener mit einem auf fittlihe Würde hinwirkenden Gefühle. Kein Stand ver: 
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mochte fi) von dem Ganzen zu trennen, und jeder mußte ſich ald Mitglied der großen Staats: 
gemeinde betragen. Was der attifche Boden ertrug, Fonnte nicht nad) dem Belieben und Vor: 
theil nach außen verkauft werben, fonbern Ausfuhrverbote hinderten Die Ausbeutung des einen 
Theils ver Bendlkerung durch den andern. s 

Doc nicht alsbald nach Aufftellung der Soloniſchen Verfaffung und Gefeggebung Fam ver 
Staat zur Ruhe, und der Adel fand noch den andern Elaffen fo drückend gegenüber, daß ver 
adelige Billftratus, ein Mann von Hoher Denkart und ſtarkem Charakter, ſich durch Die niedern 
Claſſen zum fogenannten Tyrannen, d. I. Herrſcher von Athen machte, nach mehrmaliger Vertrei⸗ 
bung fih dennoch behauptete und die Herrſchaft feinen Söhnen Hinterließ. ALS der eine derſelben 
das Opfer einer Privatrade geworden, vertrieben die Oligarchen, von Sparta unterflügt, den 
andern, und die Oligarchie dachte ſich feflzufegen, als der abelige Kleifthenes die Demokratie 
durch feine Einrichtung flärkte. Diefe durchdrang, da der bewegliche ionijche Charakter ihr gün⸗ 
fig war, fo fehr die Maffe ver Bürger, welche fi) um fo eher mit dem Staatsweſen befchäftigen 
Tonnten, weil jie zu einem fehr großen Theile durch ihre Sklaven die niedrigſten Verrichtungen 
ausführen liegen. Nie jedoch erloſch das oligarchiſche Streben, und der Blid Derer, welche der 
Demokratie abhold waren, richtete ih nad Sparta, als nem Korte der Ariftofratie, und meift 
waren die Befiger größerer Ländereien, gewöhnlich Adelige, ſolche Lakoniften, wie man fle nannte. 
Wie unter diefer Claſſe Sparta duch ganz Griechenland vorgezogen warb, fo Athen auf ven 
ionifhen Infeln und an den Seeküſten, als ed Seehanbel trieb und eine Flotte errichtete, da der 
Handel feiner Natur nad) dad demokratiſche Element vor dem ariſtokratiſchen begünftigt. Nadj- 
dem durch den Sieg bei Marathon und ven Seefieg bei Salamis über die Perfer dad Gefühl ver 
Athener auf pas höchfte gefleigert worden war, blühte die Demokratie in voller Lebenskraft, und 
es entwidelte ſich unter ihr eine Bildung, welde fpäterhin Athen als vie Hauptftätte aller Gei— 
ſtesbildung in Kunft und Wiſſenſchaft erſcheinen ließ. & 

Da Athen feine Bundesgenoffenfhaft mit ven Infeln und Küften allmälig fo wendete, daß 
es das Haupt derſelben wurde und die Wiverftrebenden zwang, fo mußte e8 zum Kampfe mit 
Sparta fommen, welches die Gründung eines folden Staat? aud Stolz und ariftofratifhem 
Intereffe nit dulden mochte. Athen mußte aber das wirklich gebietende Haupt feiner Bundes: 
genoffen werben, weil dad demokratiſche Element einen wirkſamen Mittelpunkt noch mehr er= 
heiſcht als das ſtabilere ariftofratifche. Perikles, ein vornehmer Mann, von ſehr ernfler, vor: 
nehmer Natur, ein Redner von hinreißender Gewalt, tüchtiger Krieger, voll Geiſt, auf ber 
Höhe der Bildung feiner Zeit, ftark von Charakter und würbevoll, unternahm es, ven Kampf 
welcher einmal ausgefochten werben mußte, zur Entfheivung zu führen. Ex flellte fi auf den 
Boden, welcher ihm allein die Kraft zu der Ausführung geben konnte, auf den rein demokra⸗ 
tiſchen, und befeitigte felbft vie morauͤſche Ariftofratie des Areopag, um auch nicht das Fleinfte 
Hinderniß bei der vollen Entfaltung der ganzen Kraft der Demokratie zu finden und das 
Selöftgefügl ver Bürger, welche er fogar von allen Eindringlingen reinigte, zur höchſten Stei= 
gerung zu führen. Da er alle gemeinen Künfte der Demagogie verfhmähte, nur felten ald 
Öffentlicher Redner auftrat und nie den Exnft bei feiner Erſchelnung ablegte, fo ſpricht die be: 
geifterte Anhänglicjfeit ver Athener an ihren Führer, wie würdig fie der Demokratie waren. 
Der große fiebenundgwanzigjährige Peloponneſiſche Krieg begann und entſchied das Schickſal 
Griechenlands zum Verderben befjelben, da fein Theil ven andern vollſtändig beflegen, kein 
Gtaatöpyincip dad andere umwerfen ober zur Verſchmelzung auf einen mittlern Standpunkt 
bringen konnte. Gleich nach dem Ausbruche des Kriegs brach die Peft in Athen aus, raffte 
Xaufende Hin, deren Luͤcke durch Beifaffen ausgefüllt wurde, und die Verzweiflung am Leben 
führte zu einer Sittenlofigkeit, deren Folgen weithin reichten. Das Schlimmfte war, daß au 
Perikles ftarh und fomit ver Staat des geeigneten Führers entbehrte. Deshalb taveln mande 
neuere Schriftfteller viefen großen Mann, welcher nad, ihrer Meinung die Demokratie nit 
ſoweit Hätte durchführen follen, ald er gethan, weil dieſelbe ohne ihn nicht fähig geweſen fei, 
ben Sieg davonzutragen. Wie aber Einer einen Entſcheidungskampf zwiſchen ihr und ver 
Ariſtokratie kaͤmpfen ſoll, ohne ſich ihrer im vollſten Maße zu bedienen, ift noch nicht angegeben 
worden. Oligarchiſche Clubs, adelig- ſpartaniſch gefinnt, gemeine Demagogen und ein groß⸗ 
artiger Menſch festen nach Perikles’ Tod Athen in eine Spannung heillofer Art. Überall fah 
die Demokratie Verſchwoͤrungen, und ſolche gab es allerdings, und dieſe Aufgeregtheit ward 
von gemeinen Volksſchmeichlern benugt, um alles Unheil zu fliften, was folde Immer ftiften. 
Zwar Hätte das Volk gern ven Alcibiades zum Führer gehabt, aber biefer war ſelbſt ſchuld 
an feinem Sturze und fomit an dem Unglüde feines Vaterlandes. Adelig, reich, ſehr fchön, 
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von einnehmendem, wahrhaft bezaubernden Weſen, tapfer und fühn bis zur Waghalfigfeit, 
geiſtvoll und wigig, trefflich al Heerführer, war er eine feltene Erſcheinung von menſchlicher 
Vollkommenheit bis auf den einen Punkt, daß feine tollen Launen ihn ald genialen Wüftling 
erfcheinen ließen. Das Volk hing ihm als einem Lieblinge an, aber feine Feinde benupten die 
Gelegenheit, ihn zu ſtürzen und, als er fpäterhin zurückkam, wieder zu flürzen, indem Gerüchte 
von Verſchwoͤrungen und die oligarchiſchen Clubs die rathlofe Menge öfters bis zum Außerften 
exhigten. Im Kampf bei Agospotamod verriet) die Oligarchie Athen an Sparta, deſſen Feld⸗ 
herr e8 unter die Herrſchaft ver Dreißig Tyrannen, wie man fle nannte, brachte. Diefe morbeten 
die Demokraten nad) wüften romantiſchen Adelsideen, und die parijer Septembertage bilden 
ein Seitenftüd zu ihrer Blutarbeit. Umſonſt, die geflüchteten Demokraten übermältigten bald 
das Element, welches im attiſchen Boden Feine lebenskräftigen Wurzeln hatte, aber Athen war 
fortan ſchwach, obgleich e8 noch ſchoͤne demokratiſche Aufwallungen hatte, und das zerriffene 
Griechenland lag als ſichere Beute eines künftigen Eroberer da. Aber die Früchte der atheni= 
fhen Demokratie, welche fi folange bemährt hatte und ohne den oligarchiſchen Verrath ih 
länger bewährt Haben würbe, blieben, und wir banken ihnen vorzugsweiſe unfere Bildung, 
nämlich) die, welche den Namen verdient. Philipp von Macebonien achtete und ſchonte es, fein 
Sohn Alexander fhägte ed am hoͤchſten, ven Athenern zu gefallen, und als es alle Selbftändig- 
feit unter ven Mömern verloren hatte, war es eine hohe Schule der PHilofophie und Geiftes= 
bildung, und attiſcher Witz, attifhe Feinheit waren unübertroffen. Selbſt der Hellenismus, 
erzeugt von attifcher Geiſtesbildung mit orientaliſcher abgeftanvener, müber Lebensweisheit und 
orientaliſchem Aberglauben, verdankte, obgleich er feiner Maulthiernatur nad) unfrudtbar war, 
doch Das, was eran höherer Bildung und wahrhaft philoſophiſchem Gehalt beſaß, dem attifhen 
Mufenrofle, feinem Vater. _ K. Schwenck. 

Attila. Unter jener gewaltigen Menge kühner und thatkräftiger Barbarenhäuptlinge, 
weldye fih im 5. Jahrhundert auf das ftlihe und weftliche Roͤmerreich flürzten, war Feiner, 
beffen Erfolge jo furchtbar gewefen wären, als die des Hunnenkhans A. Er vorzüglih war 
es, der das weftrömifche Reich dermaßen erſchütterte, daß ſchließlich zu deſſen Ball eine ungleich 
geringere Anftrengung genügte. $ 5 

Man hat fi) ziemlich daran gewöhnt, in X. blos einen rohen und wilden Barbaren, ja ein 
wũthendes Ungeheuer zu erblicken, ohne höhern Gedanken, nur auf Verwüſtung der Welt, auf 
Mord und Brand ausgehend. Wir befigen nun zwar Feine vollfommen genügenden Mitthei= 
kungen über ihn, zumal Feiner feiner Stammeögenoffen ſich mit gefhichtlichen Aufzeichnungen 
befaßt zu haben fcheint; allein felbft Das, was gleichzeitige Hiftorifer anderer Nationen über 
ihn nieberfihrieben, genügt bei unbefangener Würbigung, um ein anderes ald das gemöhn=- 
liche Bild dor und erſcheinen zu machen. Die Ouellen, auf welde wir und befepränft fehen, 
find Jornandes der Gothe („De rebus Geticis“) und Priscus der Römer („‚Excerpta de lega- 
tionibus‘‘). Vieles, was von Attila erzählt wird, hat aber andern, wenig verläffigen Urfprung, 
und fo erweiſt ſich namentlich die allgemein verbreitete Sage, daß ſich U. felbft „vie Geißel Got— 
tes genannt habe, als eine fpätere Erdichtung. 

A. war es, der die bis dahin wenig befannte Nation der Hunnen zur gefürchtetften in der 
damaligen Welt machte. Wie ein Meteor ftieg ploͤtzlich dieſes Volk auf, den Often und den 
Weften gleihfam im Fluge durchziehend, aber ebenfo ſchnell, wie es fidh erhoben, auch wieder 
nieverfinfend. Mit A.'s Tode war die Macht der Hunnen dermaßen vahin, daß alsbald jede 
Spur von ihnen in der Gefchichte verſchwindet. Wenn vie Beveutung einer ganzen Nation 
in ſolchem Grade von der Eriftenz eines einzelnen Mannes abhängt, und wenn diefer einzelne 
Dann fein Bolt zu ſolchem Anfehen zu bringen vermag, fo liegt ſchon darin der Beweis einer 
wenn auch vielleicht wilden und barbarifchen, bo immerhin ungewöhnlichen geiftigen Größe, 
Thatkraft und Befähigung. 

Die Hunnen, allen Schilverungen nad ein äußerſt häßlicher mongolifcher Voͤlkerſtamm, 
feinen früher im fernen Aften, an ver chineſiſchen Grenze, etwa in der Mongolei, gewohnt und 
ſelbſt China erobert zu haben, von dort aber im 3. Jahrhundert unferer Zeitrechnung ver= 
drängt worben zu fein. Wir finden fie fpäter zwifchen der Wolga und Donau, am Kaspifchen 
Meere, dann in Bannonien (Ungarn, weshalb man in ver Folge die Magyaren für Nachkom⸗ 
men der Hunnen erflären wollte). _ 

A., der Sohn Mundzuk's, angeblid, eines Nachkommen ver alten Fürſten von China, ge= 
langte nad) dem Tode feines Oheims Rugilas over Roas im Jahre 433 gemeinfam mit feinen 
Bruder Bleda zur Höchften Würde bei feinem Volke. Diefes Volk war getheilt und zerfplittert; 
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A mußte daffelbe zu vereinigen, zu welchem Behufe freilich ſelbſt fein Brurer fallen mußte. 
Sein Anfehen erhöhte er durch das Vorgeben, daß er in den Bejig des Schwerte des hunniſchen 
Kriegsgottes (des Mars, wie die Römer fagten) gelangt fei. N. verachtete ven Prunk, in dem 
fich viele feiner Stammeögenoffen geftelen, um fo mehr, als gerade dad Beharren bei der alten 
Einfachheit ver Mehrzahl feiner Krieger am beſten zufagen mußte. Er ſchreckte vor feinem 
Blutvergießen zurüd, wenn es die Erreihung feiner Zwecke galt, aber er verübte auch feine 
Sräuel aus bloßer Laune oder bloger wilder Luft. Bei den Seinigen galt der Khan ale ein 
gerechter, ſelbſt nachſichtiger Herrſcher; die um Gnade bittenden Feinde durften, wie es feheint, 
auf feine Zufierungen des Friedens und Verzeihens vertrauen. Noch bemerfenswerther ift, 
wie er, nachdem ihm entdeckt worden, daß die Oftrömer einen Plan zu feiner Ermordung ge⸗ 
fömiebet, nichtsdeſtoweniger das Gefanbtenret achtete und ben gedungenen, aber veumüthigen 
Meuchelmoͤrder Bigilius gegen ein Loͤſegeld unangetaftet nach feiner Heimat zurüdfandte. 

In kurzer Zeit breitete A. feine Herrfchaft ſoweit aus, daß er über Scythenland und über 
Germanien, ja bis zur jenfeitigen Küfte ver Oftfee gebot. Unter ven feinem Willen Folge lei: 
ſtenden Rationen befanden fi) die Gepiven, die Oftgothen (Thüringer), die Heruler und ein 
Theil der Franken. Die Kriegerzahl, über welde er verfügte, wird von ben (freilich unzweifel⸗ 
haft übertreibenden) gleichzeitigen Geſchichtſchreibern zu einer halben Million, ja felbft zu 
700,000 angegeben. 

Die Reihthümer Vorberaftens und Perfiend lockten ven Khan zu einem Zuge dahin. Er 
drang Aber die hohen Gebirge Armeniens, uͤberſchritt Tigris und Euphrat und gelangte bis zu 
ben Örenzen Mebiend. Gier unterlag er aber im Rampfe gegen bie perjifchen Saffaniven. Er 
mußte zurüdfehren. 

Run erfah er ſich das oftrömifche Reich zum Angriffe. Der Kaifer veffelben hatte zwar 
füon früher fi zur Zahlung eines jährlichen Tributs von 350 Pfund Gold an die Hunnen 
serftanden und, al8 A. ſogleich nad) feinem Emporfommen eine Verdoppelung diefer Summe 
verlangte, feig aug darein gewilligt. Indeſſen fand ſich leicht die geſuchte Gelegenheit, um 
dennoch die entnervten Byzantiner angreifen zu koͤnnen (im Jahre 441). Gleich der Beginn 
des Kriegd mußte die Hunnen zu deflen Kortfegung ermuntern. Statt männligen Muthe 
begegneten jie bei ihren Zeinden ver Feigheit und dem Verrath, zuerft begangen von einem 
Biſchof, der fie indgeheim in feine Stadt einlief. Raſch drang A. weiter vor. An drei ver: 
ſchiedenen Vunkten verſuchten es die Oſtrömer, ſich ihm mit bewaffneter Macht zu wiberfegen ; 
fie wurden jedesmal geichlagen, und die Hunnen flanden vor Konftantinopel felbft, dem bei der 
berrſchenden Beigheit beinahe vertheivigungslofen. Der elenve Kaiſer Theodoſius UL. war zu 
jedem, aud den entwürdigendften Zugeftänvniffe bereit. So fam e8 denn im Jahre A46 zum 
Frieden, wie A. denfelben dietirte, unter Abtretung eines großen Landſtrichs auf der Süpfeite 
der Donau an die Hunnen, Zahlung von 6000 Pfund Gold an diefelben auf einmal und Er= 
böhung des jährlichen Tributs von 700 auf 2100 Pfund, endlich Freigeben der gefangenen 
Hunnen, bloßem Xosfauf ver gefungenen Römer und Auslieferung derjenigen Barbaren, 
weiße von den Hunnen zu ven Römern übergegangen waren. Die Entnervung und Feigheit 
ter Dftrömer fleigerte ven Übermuth ihrer Feinde. Port und fort tauchten neue Anfoberungen 
auf, und ehrlos ſich beugend vollzog der Kaifer jedes Dietat der Barbaren. Er ſuchte ih A.'s 
durch Meuchelmord zu entledigen. Der Anſchlag ward verrathen, und der Khan foderie ven 

Kopf des Eunuchen Chryſaphius, der ven Mörder gedungen hatte. Um den Günftling zu ret⸗ 
ten, trat der Kaiſer wieber eine ausgedehnte Provinz ab (ebenfalls auf dem rechten Donauufer). 
Anders ſchienen ſich die Verhältniffe zu geftalten, als der Eräftige Marcianus zum Throne 
gelangte. Er war entfchloffen, fernern Unbilden Widerſtand zu leiften. Dem ſchlauen se ent⸗ 
ging dies nicht, ſondern wirkte ein auf ſeine weitern Entwürfe. 

Er erkor ſich nun das weſtrömiſche Reich zur Beute. Seine Bundeögenoffen, bie. Ban: 
balen, jahen ſich im Befig Afrikas gefährdet und riefen ihn zu einer die Gefahr von ihnen ab⸗ 
Ienfenden Thãtigkeit auf. Das feltfame Anerbieten der mishandelten weftrömifhen Prinzeffin 
Honoria, ſeine Gattin zu werben, kam ihm erwünſcht. Er verlangte fie als feine Braut und 
begehrte einen Theil des romifden Landes als ihr Erbe. Natürlich erfolgte Zurückweiſung 
des Verlangens. Der Khan vereinigte nun mit den eigenen Kriegern jene der mit den Hunnen 
verbũndeten ober ihnen unterworfenen Völker. So zog er im Jahre 451 mit einer Heermaſſe, 
größer ald Mitteleuropa je eine ſolche gefehen, nad} dem Rheine, Alles vor ſich nieberwerfend, 
Alles zerflörend. Dann brach er in Gallien ein und fegte feinen Zug in gleicher Weiſe, vie 
Seine überfgreitend, bis Orlcans fort, das ihm aber männlichen Wiberftand leiſtete. 
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Die gemeinfame dringende Gefahr hatte vie Romer und die Weſtgothen (Wiſigothen) zur 
Vereinigung gebracht; andere Volksſtämme ſchloſſen fi ihnen an, die Alanen, ein Theil der 
Franken und Die Burgunder. Diefe Verbindung war dad Werk des tüchtigen römifchen An⸗ 
Führers Aettus, eines Mannes, ver früher felbft zu ven Hunnen geflohen war, der fie und ihre 
Kampfweiſe und ver auch ihren Khan und deffen Verfahruugsart perſönlich Fannte. 

Der Widerftand von Orleans und das Herannahen der Heere der Gothen und Römer be= 
ſtimmte den Hunnenführer, die Angriffe auf die genannte Stadt aufzugeben. Ohne Zweifel 
war feine, zubem vorzugäweife aus Meiterei beſtehende Kriegsmacht auf dem weiten Zuge be: 
reits ſtark zufammengeihmolzen. Gr wendete fih nad ven Catalauniſchen Feldern, der 
großen Ebene, in welder jegt Chalons (in der Champagne = campania) erbaut ift, wol vor⸗ 
zugẽweiſe mit Rüdkicht auf den leichtern Unterhalt und das für feine Reiterei beſonders geeig⸗ 
nete Rampfgebiet. Hier kam es zur Entſcheidungsſchlacht. Der Kampf war furhtbar. Der 
Wifigothenkönig Theodorich fiel, aber die Hunnen unterlagen im Kampfe. Sei es, daß bie Nie⸗ 
verlage, ungeachtet der furchtbaren Menge der Tobten (deren Zahl Jornandes, ſichtlich übertrei⸗ 
bend, zu 162,000, Idatius und Iſidorus fogar zu 300,000 angeben), dennod an fid nicht 
ganz entſcheidend war, ober daß Aetius eine von den Weſtgothen zu erlangende allzu 
‚große Überlegenheit fürdhtete und fie darum von nachdrücklicher Verfolgung der Geſchlagenen 
abhielt, genug, A. führte, fo viel wie gar nicht bebrängt, die Nefte feines Heeres über den 
Rhein zurüd, zu den verbündeten oder unterworfenen Thüringern (Oftgothen). 

Er fühlte das Bebürfniß neuer Thaten, und das Vertrauen der Seinigen fheint auch fei= 
neswegs erſchüttert geweſen zu fein. So brach er denn mit beginnenvem Brühling des Jahres 
452 wieder auf, überftieg bie Alpen und brad in Italien ein. Nach hartnäcdiger Bertheivigung 
fiel Aquileja; alle Städte in der Nähe, Verona, Padua, Vicenza, Mantun, Brescia, Bergamo 
und Mailand wurden zerſtoͤrt. Die Einwohner der Küftengegenden, welche ſich retten Eonnten, 
flohen nach den Lagunen, und fo ward jener Barbarenhäuptling, von dem man zu fagen pflegte, 
daß Fein Gras mehr da wachſe, wohin die Hufe feiner Roffe getreten, Veranlaffer zur Grün: 
bung ber fpäter glorreich blühenden Republik Venedig. 

Der weſtroͤmiſche Kaiſer Balentinian erwies fich gleich unmwärbig wie fein orientaliſcher Genoſſe. 
Felg floh ex aus dem feften Ravenna nad) dem offenen, aber entfernten Rom. X. folgte ihm auch 
dahin, und der elende Kalfer dachte nun an bie Flucht über dad Meer, vermuthlich nah Kon⸗ 
flantinopel. Er ordnete indeß Geſandte an den Hunnenkhan ab, den Biſchof (Papſt) Leo an 
der Spige. Nach ver Natur der Dinge mußte die Abordnung Zugeftänpniffe bringen. Man 
verhieß dem Barbarenfönige die von ihm begehrte, zur Zeit in Konftantinopel befindliche kai— 
ſerliche Prinzeffin Honoria, ohne Zweifel mit dem von ihm für diefelbe beanſpruchten Erbtheil. 
A., deffen Heer durch Krankheiten gewaltig zufammengefchmolzen war, ließ ſich durch bie ihm 
gemachten Verfprehungen (ohne daß es des Mirakels beburfte, von dem man fpäter zu erzählen 
wußte) zum Rückmarſche bewegen, nicht ohne die Drohung, mit noch weit furdtbarerer Macht 
wieberzufehren, wenn die Braut nicht innerhalb des beſtimmten Termind feinen Bevollmädh= 
tigten ausgeliefert würde. 

Diefer Bräutigamsftand hielt ihn nicht ab, bei feiner Rüdkunft in die Donauländer die 
Menge feiner rauen um eine weitere zu vernichten. Es war eine gewiffe Ildieo. Die Hoch⸗ 
zeit warb mit großen Feſtlichkeiten gefeßrt. Allein am nächſten Morgen erfchien A. nicht mehr. 
Nah langem Harren dffnete man fein Gemad. Ildico faß weinend bei dem Leichnam. Der 
Khan ſoll an einem Blutſturze geftorben fein. Es folgte eine barbarifche Leichenfeier. Die 
©efangenen, welche das Grab gegraben, wurden fofort abgefchlachtet. 

Die Geſchichte erzählt nur noch von einigen Kämpfen der Söhne A.'s. Dann verſchwin— 
den die Hunnen vollſtändig aud der Reihe der bekannten Völker; ein Zeichen, wie fle ihre Er— 
Hebung zunädft jenem einen Häuptling verdanken, zugleich aber aud) ein Beweis, daß biefer 
Häuptling bei aller Thatkraft und nicht gewöhnlichen Befähigung eine dauernde Schöpfung 
nicht hervorzubringen vermochte. G. 8. Kolb. 

Aubaine (Droit d'), f. Gaſtrecht. e 

Aufenthaltsrecht und u... Der in dieſen Ausdrücken enthaltene Gegenſatz, 
der Anſpruch des Individuums auf die freie Wahl feines Aufenthalts und die gefoverte Befug- 
niß der Staatögewalt, ven Einzelnen den Aufenthalt im Staatögebiete gänzlich oder theilweife 
zu wehren, kann fowol vom flaatörechtlichen als völkerrechtlichen Brfichtöpunfte aus betrachtet 
werben. Auf beiden Gebieten hängt der Gegenftand mit andern wichtigen Fragen bed dffentli= 
ben Rechts, die im,Staats-Lexikon befonberd behandelt find, zufammen, fo z. B. mit der Lehre 
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vom Afyl, von der Auöfieferung, mit dem Heimatsrechte und ver Auswanderung. Ein Gin- 
gehen auf diefe nahverwandten Materien iſt jedoch aus dem angegebenen Grunde hier un- 
fi 


g. 

Staatsrechtlich fleht der Anfprud auf einen felbftgewählten Aufenthalt zur Frage, wenn 
ber Angehörige eines Staats innerhalb der Landesgrenzen diefe Wahl üben oder ven Aufent- 
halt im Inlande mit dem Auslande vertauſchen will. Hat der Stunt ein Net, dieſe Wahl zu 
verfürzen? Zunächſt ind hier die Bälle auszuſcheiden, wo infolge der freiwillig oder kraft Ge: 
feges übernommenen Amts⸗ und Dienftpflichten auch ver Aufenthaltsort beftinmt ift, ſowie die 
Berfonen, welche nad) allgemeinen Rechtögrundfägen vem Aufenthalt einer andern Perfon zu 
folgen haben, wie rauen und Kinder, und die ähnlichen Verhältniffe, wo die Möglichkeit ver 
freien Selöftbeftimmung fehlt, endlich Sole, die nach Urtheil und Recht gefangen gehalten 

Ob dagegen dem felbfländigen Stantdangehörigen von Staat? wegen ganz allgemein das 
Recht der AufentHaltswahl genommen werben kann, ob es überhaupt ein Recht der Individuen 
(ein Grundrecht, Freiheitsrecht oder wie man es fonft nennen will) ift, läßt fi nad) zwei Sel- 
ten bin unterfuchen. Gin mal, ob die gefeßgebenve Gewalt im Staate der Staatdaufgabe nad 
zu Beſchränkungen dieſes Rechts befugt ift, ob die Ausübung ber Staatögewalt für biefen 
Zwei innerhalb der legitimen Functionen des Staats liegt. Bon praftifher Wichtigkeit ift die 
Beantwortung dieſer Brage namentlich da, wo in Berfaffungen vie Grenzen der gefeggebenpen 
Gewalt und die unantaftbaren Freiheitsrechte ver Individuen beflimmt worden. Änderswo 
bat fie wenigflend die Bedeutung, daß fie die Gefeggebung lehrt, ob es recht iſt ober nicht, auf 
biefem Gebiete beſchränkend thätig zu werben. Daß nun eine folhe Beſchränkung ein Eingriff 
in ein Gebiet ift, welches dem Staate nicht untergeben ift, läßt ſich nicht wohl bezweifeln. Der 
Staat ift um der Geſammtheit ver Einzelnen willen da, er gewährt bem Einzelnen die wichtigſten 
Bedingungen feiner focialen Exiftenz, und um feinen zahlreichen Pflichten genügen zu Eönnen, 
ſtehen ihm nicht minder auögebreitete Rechte dem Individuum gegenüber zu. Aber was der 
Staat nit gewähren kann, zu vefien Verwirklichung er daher auch feine Beſchränkungen der 
freien Perfönlichkeit fodern darf, ift die Ausbildung und Entfaltung ver Selbftändigfeit det 
Individuums in Denfen und Handeln, in geiftigen und körperlichen Fähigkeiten. Wir follen 
nit blos Staatsbürger, fondern auch Männer werden. In dad Gebiet, welches zu diefem 
Zwecke dem freien Wollen und Wählen gelafjen werben muß, das auch ver freiefte Staat nicht 
anzutaften hat, gehört innerhalb des Staats, dem wir durch Geburt, Erziehung und Lebens⸗ 
weife angehören, ober der und unter bie Seinigen aufgenommen hat, die freie Wahl des Auf: 
enthalts für das ſelbſtändige Individuum. Der Kaftenftaat mag feine Untertganen an Beruf 
und Scholle zugleich feſſeln und noch in neuern Zeiten in der Leibeigenfchaft des ſlawiſchen 
Stauims feine Schäden verrathen, auf germanifcher Scholle hat man von jeher dad Freifein 
von der Scholle und ven freien Zug als dad Wahrzeichen der perfänlichen Freiheit überhaupt 
angefehen. Der Menſch ift nicht wie die Pflanze an ven Fleck Erde gefeſſelt, ver ihn getragen, 
und feine freie Entfaltung würde nicht weniger durch ein Verbot des freien Zugs im Lande ald 
ver Auswanderung aud dem Lande gehemmt werden. Dem modernen Staate ſprechen wir da⸗ 
ber das Recht zu allgemeinen Befhränkungen’ der freien Aufenthaltswahl für feine Angehöri- 
gen ab. Nur zur Strafe, die ja noch viel weiter gehende Eingriffe in vie freie Beftimmung ver 
Individuen um der Geſammtheit und ihrer felbft willen rechtlich enthalten kann, darf der Staat 
ar das Aufenthaltsrecht beſchränken. Die geſetzgebende Gewalt kann demgemäß die eine ober 
andere Art ver Beſchränkung in das Straffuflem des Landes aufnehmen, und wie über jeve 
Strafe, wird auch ein formliches Verfahren vor dem Strafrichter dad Bintreten dieſer Beſchrän⸗ 
tungen im einzelnen Falle zu beftimmen haben. Daß diefe Strafart weſentlich wegen ihres 
Chatakters als Präventiomaßregel gewählt wird, ändert an ihrer Gigenfchaft ald Strafe nichts. 
Der Betreffende erleivet vie Gonfination oder Verſtrickung (Anweifung eines beftimmten Auf: 
enthaltsorts), weil er feine Freiheit misbraucht Hat, obgleich fie aud) Die Folge Haben foll, daß 
er Re nicht ferner misbraude. Inwiefern ed ver geſehgebenden Gewalt noch in Nothfällen ges 
Rattet fein müfje, ex post facto eine ſolche Beſchraͤnkung felbft auf Individuen zu legen, ob ſo⸗ 
gar in extremen Staaislagen die Stantöregierung mit andern Freiheitsbeſchränkungen auch die 
zur Sprache ſtehenden eintreten laffen dürfe, ift Hier nicht zu unterfuchen, da es ſich dabei nur 
um bie Anwendung allgemeinerer Principien auf Einzelfälle Handelt. 

Die Stellung des Richters zu unferm Gegenftanbe ift ſchon berührt worden. Gine andere 

wad um der in vielen Ländern geltenden Beflimmungen twillen wichtige Frage ift es, ob auch 


. 
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die Polizeibehörben das Recht zu folder Maßregel als einem Ausfluffe ver Präventivpolizeige- 
twalt haben. Nach dem oben Ausgefprodenen kann über unfere Antwort fein Zweifel fein. 
Wir vindiciren einen folden Eingriff in vie perjünliche Freiheit nur dem Strafrichter auf 
Grund eines Strafgefeged. Der flattgefundene, nicht ver blos mögliche Mißbrauch des freien 
Aufenthalts kann allein die rehtmäßige Grundlage einer folden Beſchränkung bilden. Ganz 
etwas Anderes ift es, wenn man über das jo durch Strafrichterſpruch befhränkte Individuum 
den Polizeibehörven eine weitere Autorität einräumt, als ihnen ven unbeſcholtenen und unbe= 
ftraften Staatsangehörigen gegenüber zukommt. Gegen das Inftitut der, Stellung unter poli= 
zeiliche Aufficht, als deren Theil auch die Beſchränkung der freien Wahl des Aufenthalt er= 
fcheint, laͤßt ſich nichts einwenden, wenn es auf Fälle beſchränkt bleibt, wo e8 der Staatdorhnung 
wirklich zuträglich ift. 

Wir haben bisietzt die geſetzliche oder polizeiliche Beſchränkung auf einen beſtimmten Auf⸗ 
enthalt, die Anweiſung eines Wohnorts ins Auge gefaßt. Etwas anders ſtellt ſich noch die 
Frage betreffs der Auswelſung und zwar zunächſt aus dem ganzen Staate. Man hat gegen 
das Exil als Strafe Mancherlei eingewendet, z. B. daß der Staat fein Recht habe, feinen Ange⸗ 
hörigen fo von ſich zu ſtoßen (diefer Grund würde natürlich auch die Tobeöftrafe unrechtmäßig 
machen), daß er ein Unrecht gegen andere Staaten begehe (allein dieſen zwingt er ja feinen An= 
gehörigen nicht auf), daß die Entfernung auß der Heimat feine Strafe mehr ſei, wie im Alter- 
thum (was von allen Erilitten ſchmerzlich genug als falj empfunden wird). Nach unferer 
Überzeugung ift für einzelne Fälle das Erii. die paſſendſte Strafe, und Grfeggebungen, welche es 
als ſolche nicht anerkennen (4. B. Baden, ſechstes Gonftitutiondebict, 1808, $. 7, und bie olden= 
burgifche Verfaffung, Art. 44), kommen praktiſch doch zu unferer Anfhauung, indem fie die 
Entfernung aus der Heimat oft zu einer Bedingung der Begnabigung machen und im Grunde 
eine Strafverwandlung eintreten laffen. Aber das Exil ift auch nur ald Strafe, nicht ald Maß 
regel ber Präventivpolizei gegen einen Staatsangehöͤrigen begründet. Daß das Anrecht auf das 
Baterland nur mit freier Zuftimmung ober durch Richterfpruch entzogen werben kann, wird auch 
von allen modernen Staaten anerkannt. Die Ausweifung innerhalb des Staats aus einzelnen 
Drten und Bezirken wird dagegen in den meiften continentalen Staaten ald ein allgemeines 
Recht der Polizeibehoͤrden angefehen und oft mit großer Härte geübt. Im ſchließlichen Reſul— 
tate hat dann ein Staatdangehöriger nur da ein Recht auf ungeflörten Aufenthalt, wo er hei= 
matsberechtigt ift, und von jedem andern Orte kann ihn bie zuftändige Polizeibehoͤrde entfernen. 
Wir find nit geneigt, ein von dem Staate oder feinen Vertretern beanfpruchtes Necht blos 
deshalb zu verneinen, weil ed gemisbraucht werben kann, aber hier ift das Verhältnig zwifchen 
ven möglichen Vortheilen und fihern Nachtheilen einer, folhen Machtvollkommenheit der Art, 
daß man ſich entſchieden gegen das Erfaufen gewiſſer Ubel um zweifelhafte Bortheife erklären 
muß. Dies gilt von der Allgemeinheit und Unbefchränftheit, in der ven Polizeibehörden dieſes 
Recht eingeräumt zu werden pflegt. Das Mafhalten in dieſem Rechte würbe dagegen mit einer 
ausnahmöweife zugeftandenen Bmwangdentfernung aus befonvern Orten ausfühnen, fo 3. B. 
die Berechtigung der Polizeibehörven, beftrafte Verbrecher gewiſſer Claſſen aus Orten, die der 
Hauptſitz ihrer Verbrechensinduſtrie waren, wegzuweijen. Aber auch hier müßte immer eine 
vorgängige Beftrafung gefodert werben. Daß der Richter ftet3 auch die Ausweifung anzuord⸗ 
nen habe, ift nit unfere Meinung, fein Urtheil muß der Polizeibehoͤrde das Recht geben, nach 
ihrem Ermeſſen die Ausmweifung over das Verbot des Aufenthalts an beſtimmten Orten ein= 
treten zu laflen. (Preuß. Strafgef., $.27.) Bei Gewohnheiisverbrechern wird biefe Straf- 
maßregel fehr oft von dem beften Erfolge fein. Wo in einzelnen Staaten dies Recht aud in 
dem fo beſchraͤnkten Umfange nicht gegeben iſt, fucht man ſich durch foͤrmliche Verdachtsſtrafen, 
3. B. wegen verbächtigen Herumtreibens, die jedoch vom Richter zu erfennen find, gegen die 
Verbrecherclaſſen zu fhügen. 

Wenn wir ven Berwaltungöbehörven das Recht abſprechen, ven Aufenthalt eines Inlän⸗ 
ders von ihrem Belieben abhängig zu nahen, bleiben damit Die gewöhnlichen Vorſchriften der 
Fremdenpolizei über Paß und Heimatſcheine u. ſ. w. auf ihrem Werthe, ver freilich oft über- 
ſchäzt wird, beftehen. Ein Fremder, d. h. ein Inlänber an einem Orte, der nicht fein Domicil 
iſt, mag ausgewieſen werben zur Strafe, weil er nicht mit den gehörigen Legitimationen ver: 
ſehen ift; diefer Punkt hängt mit unferer Unterfuhung, ob aus Rüdfihten ver Bräventivpoli= 
zei ober aus gar feinen der Aufenthalt an irgend einem Orte des Inlandes einen unbeſtraften 
Inländer verweigert werben darf, gar nicht zufanımen. Ehenfo wenig verbient es beſonders herz 
vorgehoben zu werben, daß im Heimatörechte der fo gemonnene Aufenthalt feine Veränverung 
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herbeizuführen braucht und daß da, wo an ven bloßen Aufenthalt fidh rechtlich ſolche Anvderunz 
gen Enüpfen würben, die Wahrnehmung der Gemeindeintereflen durch Verlangen von Garan- 
tien, 3. B. für den Ball der Berarmung, allerdings anı Blage iſt. 

Ob der Staat das Recht Habe, feine Unterthanen an ver Wahl eines Aufenthalts außer- 
halb der Staatsgrenzen, fei ed eine blos vorübergehenden eigentlichen Aufenthalts oder einer 
dauernden Niederlaflung mit Aufgabe des Staatsbuͤrgerrechts (eigentliche Auswanderung), zu 
hindern, ift im Art. Einwanderung und Auswanderung beſprochen. Bekanntlich haben auch 
noch in neuerer Zeit Staaten einer etwas zurüdliegenven Gulturftufe das bloße Reifen ins Aus⸗ 
land zu ee zu erlangenven Privilegiun, zu einer Begünftigung gegen vie Regel des 

gemacht. 

Zur volkerrechtlichen Seite unſers Gegenſtandes, ob es ein Recht des Angehörigen eines 
Staats auf den Aufenhalt in einem andern gibt, führen die deutſchen Verhältniffe hinüber. 
Für den deutſchen Staatencompler, der auch hier feine Zwitternatur zwiſchen einer ſtaatsrecht⸗ 
lien und voölkerrechtlichen Gemeinſchaft nicht verleugnet, exiftirt ein folyes Necht für die Me 
biatifirten, ‚venen Art. 1A der Bundesacte „vie unbeichränkte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
jedem zu den Deutfchen Bunde gehörenden oder mit vemfelben in Frieden lebenden Staate zu 
nehmen‘, gewährt. Was nichtveutfche Staaten angeht, fo ift für fie dieſe Beſtimmung na⸗ 
türli nicht bindend, während die deutſchen Bundesglieder allerdings verpflichtet find, einem 
Mediatiñrten ben Aufenthalt in ihrem Lande zu verftatten. Der eigentlihe Schwerpunft bed 
Artikels und der Grund, weshalb dieſes Verhältnig ausdrücklich geregelt wurde, liegt jedoch 
nad der andern Seite hin. In mehren Rheinbundſtaaten hatte fid) der junge Souveränetäts- 
ſchwindel beſonders an den frühern Reichsunmittelbaren auögelafien. Man Hatte ihnen dad 
Recht genommen, außer Landes ſich aufzuhalten, zwang fie zum Erfcheinen in ver Reſidenz u. ſ. w. 
Diefem Treiben follte ein Ende gemacht werden. Aber leider ward viefe Freiheit des Aufent: 
haltsrechts (die natürlich durch Eintritt in den Staatsdienſt mobificirt wird und von der Aus⸗ 
weifung zur Strafe nicht befreien kann) nur als Vorrecht der Mebtatifirten aufgeftellt, und 
bundesgeſetzlich fteht dem Deutfchen fonft auf ven Aufenthalt In einem andern deutſchen Bun- 
desſtaate Fein größerer Anfpruc zu, ald auf die Aufnahme in einem nichtdeutſchen Lande. So 
heißt es auch bei dem Art. 18 der Bundedacte, der die Auswanderungsfreiheit ausſpricht: 
„foweit fie der betreffende Staat zu Unterthanen aufnehmen will.” 

Für den Aufenthalt in einem andern ald dem Staate, deſſen Unterthan ein Individuum ift; 
muß als Sag des Volkerrechts ausgeſprochen werden, daß die Gewährung beffelben in das Er: 
meilen eines jeden Staats geftellt if. Niemand hat ein Recht, zu verlangen, daß ihn ein 
Gtaat, dem er nicht angehört, auch nur zeitweiſe aufnehme. Freilich würde ein Staat, ver bie 
Ausſchließung der Fremden als fein Princip aufftellte, damit factifch fi) von dem Völkerver⸗ 
kehr und dem Volkerrechte losſagen, und ebenfo hat man mit Recht eine mit Zwang zu bekäm⸗ 
pfende Barbarei darin gefehen, daß die durch die Noth veranlaßte Betretung eines ſolchen 
Staatsgebiets, 3.3. von Seiten Schiffbrüchiger, förmlich geftraft morben if. Ein Staat, ber 
nach ſolchen Orundfägen handelt, erklärt ſchon damit, daß er dem Völferfoftem unferer Tage, 
über welches das Bölkerredht jeine ſchirmende Hand hält, gar nicht angehört. In dem Rechte, 
den einzelnen Fremden von der Betretung feines Gebiets abzuhalten, liegt natürlich auch pas 
Reit des Staats, für den Eintritt gewiffe Bedingungen zu ftellen, fowie den Fremden im Lande 
allerlei Beſchränkungen zu unterwerfen. Je nad) ver Gulturftufe eines Landes, nad) den poli= 
tiſchen Cinrichtungen, ſowie ver Weltlage eines ſolchen werben dieſe Beſchränkungen ſtärker 
eder geringer fein (Regiftration, Päſſe, Viſas, Aufenthaltskarten u. ſ. w.). Das Recht der 
Ausweifung eines Fremden iſt dem Staate ebenfo unbeſtritten als dad Recht der Nichtannahme, 
wenn auch eine ruͤckſichtsloſe Geltendmachung dieſes Rechts als Beleidigung de betreffenden 
andern Staats aufgefaßt werben koͤnnte. Aber freilich iſt bisher immer nur von der Macht 
und dem Hecht des Staats als Ganzen dem fremden Individuum und der fremden Regierung 
gegenüber geſprochen worden. Ob dieſes Recht in einem Staate einem einzelnen Zweige ber 
Staatsgewalt, namentlid) der Regierung und ihren Unterbehörben gegeben ift, hängt wieder 
von dem Staatsrechte des betreffenden Landes ab. Die meiften Länder des Continents geben 
ver Verwaltung, alfo in höchſter Inſtanz dem Minifter des Innern oder Bolizeiminifter die 
Befugnif, einem Fremden den Eintritt ins Gebiet zu weigern ober einen Zugelaffenen auszu: 
weiſen. Belgien allein hat ein mittlere® Syſtem angenommen, indem ein beſonderes Geſetz 
verfäreibt, unter welchen Borausfegungen und in welcher Weife die Verwaltung dieſe Befug⸗ 
niß zu üben hat. England und Amerika ftellen das Extrem dar, wo zwar dem Staate, d. h. der 


14. Anfenthaltsrecht und Ausweifung 


geſetzgebenden Gewalt, nicht das Recht abgeſprochen wird, die Ausweifung eines Inbividuume 
zu befchließen, ober auch der Verwaltung dieſes Recht zu gewähren, wo jebod) dieſe fo gegebene 
Vollmacht nur als unter befondern Verhältniffen conftitutionell angefehen und dann immer 
nur auf kurze Frift gegeben wird. In Nordamerika ift felt dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
keine Alienacte (fo nennt man das Geſetz, welches die Verwaltungsbehörbe zur Entfernung 
eines Fremden ermächtigt) erlaffen worben, und bis auf ben heutigen Tag wird darüber ge= 
ſtritten, 06 der Gongreß den einzelnen Staaten gegenüber zu diefer Anwendung ber gefeggeben- 
den Gewalt ver Union befugt war. In England warb die legte Altenacte 1848 erlaffen. Sie 
gewährte dem betreffenden $remben, der auögetviefen werben follte, eine Berufung von dem Bez 
fchluß des Miniſters an das Privy Couneil. Gegenwärtig ift fie ſchon frit Jahren erloſchen. 
Man hat mit Unrecht e8 den betreffenden Staaten als vdikerrechtlich unerlaubt vorgeworfen, 
ihren Regierungen keine ſummariſche Gewalt über Fremde, die auf ihrem Gebiete ſich aufhal⸗ 
ten, beizufegen. Die nüchterne Betrachtung kommt hier zu dem Refultate, daß es facultativ 
für die einzelnen Staaten fein muß, ob fie den Nichtangehörigen mehr over weniger ald ihren 
Angehörigen behandeln wollen, und e8 zeugt von wenig Refpect vor der Rechtsuͤberzeugung 
eined Staats, wenn man ihm zumuthet, dem Fremden Rechtsgarantien zu entziehen, bie er 
einmal zu gewährten für Staatspflicht hält, Und es mag hier, da ſich über dieſen Oegenſtand 
aud) bei fonft ganz Harfihtigen Urthellern eine gewiſſe Verſchiebung der Verhältniffe nicht 
verkennen Täßt, noch kurz hervorgehoben werben, aus welchen Gründen eine Nation ſich dage⸗ 
gen ſtemmen ann, ihren Behörden ein ausgedehnteres Recht über ven Aufenthalt ver Fremden 
zu gewähren, als ihnen in Betreff ver eigenen Angehörigen zukommt. Man will feine Beam 
ten nit an Schritte und Maßregeln verhältnigmäßiger Willkür gewöhnen, es ſoll der Staatd= 
beamte nur Functionen üben, die mit dem Geiſte der Landesverfaſſung harmoniren. Wenn 
ein Land nit in feinen eigenen Intereffe eine Befchränkung bed Aufenthaltsrechts der Frem⸗ 
den anordnen will, Tann man von Seiten anderer Staaten Feine Foderung darauf aus ihrem 
Interefle flellen. Wir fehen bier ganz ab von dem Falle, vaß ein Fremder in feinen Heimat- 
ſtaate fich ver Unterſuchung, Beftrafung oder fonftigen Rechtsanſprüchen entzogen hat (ſ. AfyD), 
ſondern faflen rein das Verhältniß eines unbeſcholtenen Ankömmlings ins Auge. Die Leich— 
tigfeit der Annahme kann immerhin von den andern Staaten ald Lockung zum Austreten an= 
gefehen werben, aber wie kanu man ernftlih von dem betreffenden Staate eine Verſchärfung 
feiner Brembenpolizei und Beſchränkung der Fremdenrechte verlangen? Ebenſo iſt e8 möglich, 
daß unbeſcholtene Angehörige eines andern Staats bei ung Verſchwoͤrungen gegen denſelben 
anzetteln, allein fol ein Staat deshalb Mafregeln ergreifen, die er auch gegen die Möglichkeit 
eines Angriffs auf ſich felbft nicht für gerechtfertigt Halt? 
isher haben wir nur die odlferrehtliche Seite unſers Gegenſtandes in Frledenszeiten be= 
handelt. Wenn ein Krieg zwiſchen zwei Staaten ausbrach, pflegte früher von beiden Seiten 
der Aufenthalt der Staatsangehörigen in ven beiberfeitigen Gebieten verboten zu werben. 
Man rief die eigenen Unterthanen aus dem jet feindlich geworbenen Lande ab (durch foge= 
nannte Avocatorien) und befahl den dieſſeits ſich aufpaltenden Angehörigen des feindlichen 
Staats, binnen einer feftgefegten Friſt unfer Gebiet zu räumen. Heutzutage Hat die Milderung 
der Kriegführung fih aud auf dieſem Punkte gezeigt. Man geftattet allfeitig den ſich fried⸗ 
lich verhaltenden Unterthanen des feindlichen Staats den biöherigen Aufenthalt fortzufegen 
und läßt ebenfo die eigenen Untertanen im Feindeslande. Natürlich würbe ein feindliches 
Handeln eines ſolchen feindlichen Unterthanen ihn der Strenge ver Kriegsgeſetze unterwerfen. 
Aus der Geſchichte des Strafrechts fei noch erwähnt, daß die Landesverweifung ſelbſt gegen 
eigene Unterthanen früher in Deutfhland eine fehr Häufige Strafe war. Heutzutage, mo, wie 
wir gefehen haben, das Exil nur für wenige Verbrechen als Hauptftrafe paßt und felbſt da nur 
in wenigen Länbern angewendet wird, iſt doch bei beftraften Ausländern die Landesverweifung 
entweder regelmäßige Zufagftrafe oder unmittelbare Folge der Beftrafung, und es liegt auf der 
Hand, daß eine folde Ausweiſung auch ven Orundfägen des Völkerrechts in keiner Weiſe wi- 
derſpricht, da fie ja auch gegen den unbeſcholtenen Fremden voͤlkerrechilich erlaubt iſt. Sehr 
Häufig ift in den veutfchen Steafgejegbüdern ein Barallelismus zwiſchen der Landesverweiſung 
‚und ber Stellung unter polizeiliche Aufficht vorhanden, ſodaß der delinquirende Ausländer in 
ben Fällen nach erſtandener Haupiſtrafe aus dem Lande verwiefen wird, wo der Inländer unter 
polizeiliche Aufſicht geftellt würde. (Vergl. Preuß. Strafgef., $. 29.) 
In einzelnen deutſchen Staaten, befonders in Preußen, hat ver Gegenfag zwiſchen Aufent- 
haltsrecht des Inlänvers und Ausweiſungsrecht der Siaaisbehörden zu fehr lebhaften Eroͤrte⸗ 
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ungen geführt. Auf der einen Seite macht man, und nach unſern Ausführungen mit Recht, 
geltend, daß dieſe Ausweiſung eine Beſchränkung ber perſoͤnlichen Freiheit, welche vie Ver: 
faffung gewährleiftet, enthält und zu ven auögenommenen Fällen nicht gehört, daß fie außerdem 
ine Strafe iſt und nad einer weitern Beſtimmung der Verfaffung nur ver Richter auf Strafe 
zuerfennen bat: Die gegentheilige Praxis ver Polizeibehoͤrden ftügt fich auf ven Gebrauch vor 
Elaſſung der Berfaffung und auf ältere Berfügungen, die jenod offenbar nicht zu ven Schlüffen 
berechtigen, die man daraus ziehen will. Das Nähere über viefe Fragen nad preußifchen 
Rechte findet fi wit richtiger Entfcheivung bei Rönne, „Staatsrecht der preußifhen Monar: 
die", 1, 312 fg.; das Allgemeinere für Deutſchland bei Zadariä, „ Deutfches Staats- und 
Bundesrecht”, I, 402. uͤber bie vorgefommene Ausweifung eines Mebiatifirten vergl. Zöpfl, 
„Staatsrecht“, 11, 290; über die völferrechtliche Seite des Gegenſtandes: Martens, „Voͤlker⸗ 
vet, $.74; Seifter, " Bölterreht“, $ $. 33, 62. 9. Marquardfen. 
olung, f. Abmeierung. 
f. Einzelne Reihe ze Geſellſchaften Finnen ſämmtliche oder doch den größten 
Theil der Borräthe einer Waare an fi bringen und dadurch ven Preis erhöhen. Dies kann 
aur geſchehen, wo bie vorhandene Menge befchränkt und nicht beliebig zu vermehten if. Man 
wird bald nicht mehr an bie Furcht glauben, melde ganze Bevölferungen nad} ſchlechten Ernten 
vor dem Auffaufe ber nothwendigſten Lebensmittel, namentlich de Getreides ergriff; man ſah 
niqht i in dem Ausfall der Ernte, ſondern in dem Auftauf der Früchte die Urſache der Theuerung 
und'erließ gegen denſelben firenge Geſetze. Bel der völligen Umgeflaltung des Verkehrs bedarf 
es nur ber Freiheit deſſelben, um aus den entfernteften Gegenden in kurzer Zeit und ohne über- 
mäßige Koſten Lebensmittel dahin zu fhaffen, wo fie fehlen. 

Bedenklicher ift die Verwendung großer Eapitale, um ſämmtliche Gewerbsanlagen einer 
beftimmten Art von Erzeugniffen in bie naͤmliche Hand zu bringen, 3. B. fämmtliche Steinkoh⸗ 
leugruben, Eifenwerke, Glasfabriken, Transportmittel u. ſ. w. eines Landes. Gier laſſen fich 
Bälle venfen, mo vie Gefeggebung, fei es durch Ermäßigung der Eingangszölle, ſei es direct, 
sur Verhinderung ſchädlicher Plane eingreifen muß, um pas Publicum vor künftlicher Vertheue⸗ 
tang, die Arbeiter vor willfürliger Lohnverminderung zu fügen. Neben dem Auffauf gibt 
«8 noch ein anderes Mittel, durch die Übermacht des großen Capital die Concurrenz zu beſeiti⸗ 
gen, die Herabſetzung der Preife unter den Koſtenſatz, folange, bis die Concurrenten ruinirt 
find. Diefes Verfagren ift bei Transportunternehmungen nicht felten. Die Staatsverwaltung 
follte derlei Speculationen im Auge behalten, um einzuſchreiten, fobalb fte anfangen, gemein- 
ſchädlich zu werben. 

In Frankreich wird der Betrieb von Bergwerken und Kohlengruben durch Conceſſionen be⸗ 
dingt, weldje an mehre einzelne Unternehmer ertheilt werben, um zu verhindern, daß die Con⸗ 
curtenz außgefchloffen werde. Allein bie Inhaber ver Eonceffionen wußten ſich zu verflännigen 
und fi auf Koſten ver Abnehmer wie der Arbeiter einen Monopolgewinn zu fihern. Dies war 
inöhefondere mit den Inhabern ver Kohlengruben im Becken ver Loire ver Ball, welde beiläu- 
fig die Hälfte des in Frankreich verbrauchten Breunſtoffs erzeugen, wogegen feit 1847 allgemein 

wurde. Als fich dieſe Geſellſchaft aber auch noch mit einer andern verband, ward 
dem Unfug ein Ziel geſetzt. Die Klagen ber beeintraͤchtigten Induſtriellen veranlaßten ein Decret 
des PBräfinenten Ludwig Napoleon vom 24. Oct. 1852, woburd alle ohne Zuftimmung ver Re⸗ 
gierung geſchloſſene Übereinkünfte unter Inhabern von Gonceffionen zur Ausbeutung von 
Bergwerken für nidtig erklärt, der Abſchluß von Geſellſchaftsverträgen unter ſolchen verboten 
und die Zuwiderhandelnden mit dem Berluft ver Gonceffion bevroht wurden. K. Mathy. 

—— f. Aberglaube und Dbſeurantismus. 

" Auflagen find diejenigen Cinrichtungen, melde ver Staat feinen Angehörigen auflegt, 
alle Steuern und Gebühren. 
— Die geroößnliche ober in den neuern Schulen vorhertſchende Theorie von Steuern iſt nach⸗ 


Die Pligt, Staatöftener zu bezahlen, iſt feine andere als die im Staatövertrag begründete 
allgemeine Geſellſchaftspflicht, vermöge welcher nämlich dev Geſammtzweck, welchen zu erſtreben 
man fi} verbunden hat, auch wirklich durch gemeinſchaftliche Anftrengung erftrebt, folglich, ſo⸗ 
bald oder infofern an bie Stelle ver urfprünglihen Naturalleiftung oder unmittelbar perfdnli= 
Sen Thärigkeit der Geſellſchaftsglieder für ven Staatszweck die künſtlichern und nur durch Geld⸗ 
aufwand zu unterhaltenden Anftalten treten, folder Aufwand gemeinſchaftlich beftritten, d. 5. 
durch Beiträge ſämmtlicher Mitglieder gedeckt werben muß. Hierüber kann im Allgemeinen kein 
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Streit fein; die Schwierigfeit fängt erfl an, wenn man bad Maß der Beiträge zu beftinnmen 
unterninmt. Es wird wol zugegeben, daß nicht mehr, ald nothwendig ober wenigftens nützlich 
iſt zur Erreijung bed Staatszwecks, von den Bürgern gefobert werben darf; aber wer entſchei⸗ 
det mit Zuverläffigkeit darüber, was jeweils dazu nothwendig ober nützlich ſei? Doch abgefehen 
Hiervon ift die Hauptfrage: Wie viel kann gefobert werben unbeſchadet des nachhaltigen Ertrags? 
Denn nit um den Aufwand einzelner Jahre Handelt es ſich (außerorbentliche Nothfälle abge⸗ 
rechnet), fondern um ven laufenden ober regelmäßig wiederkehrenden Aufwand. Hier ſtellt fih 
nun für den Staat, als eine zur immerwährenden Dauer beſtimmte Geſellſchaft, der Grundſatz 
bar, durch ven jährlichen Aufwand oder durch die von den Mitgliebern einzufovernden Beiträge 
niemals ven Capitalſiock des Vermögens anzugreifen, weil dadurch der Fünftigen Production 
ein Abtrag geſchãhe, fondern blos vom Einkommen zu zehren. Das Einfommen aber ift entwe⸗ 
der ein rohes ober ein reines Einkommen, je nachdem man nämlich blos die Maffe der jährlich 
probueirten (oder auch von außen hereingebrachten) Güter ſchlechthin ind Auge faßt, ober aber 
davon zuvoͤrderſt Dasjenige abzieht, was ihre Erzeugung (oder Erwerbung) gefoftet Hat. In 
dem rohen Einfommen iſt ein Theil des Gapitals mit enthalten; wenn man demnach die Gefahr 
vermeiden will, das letztere anzugreifen, wodurch theild deffen Befiger von ver Probuction ab⸗ 
geſchreckt, theils die Kortfegung ber Production felbft unmöglich oder dod) nur in geringerm 
Maße moͤglich würde, fo ann blos das reine Einkommen, d. h. dad nad} geſchehenem Wiederer: 
faß der Vorauslagen noch erübrigeube , befteuert werben. Dieſes reine Einkommen ift entweber 
Grundrente over Gapitalente over Arbeitsrente. Auf viefe drei Duellen alfo, infofern man 
ihve Ergiebigkeit zu berechnen vermag und ihnen ohne fonftigen Nachtheil beifommen fann, 
wird hiernach Die Steuerfoperung zu richten fein. Geſchieht dieſes unmittelbar, wie bei ber 
Grundfteuer und Gewerbfteuer, fo beißt man die Befteuerung eine directe. Geſchieht es aber 
nur mittelbar, etwa auf Umwegen, indem man einer Claſſe abfodert, was man in ver That von 
einer andern verlangt, auf welche dann auch wirklich der unmittelbar Zahlende die Laft über- 
wãlzt, oder auch durch Aufftellung eines Titeld der Steuerfoderung, welder zwar an und für 
ſich kein natürliches Foderungsrecht gegen den Beſteuerten mit fi führt, wol aber, wie man 
glaubt, in der Regel doch nur den ſchon aus andern Titeln wirklich Steuerpflichtigen der Zah⸗ 
lung unterwirft, fo heißt pie Befteuerung eine indirecte, worunter 3.8. Zoͤlle, Acciſe, Überhaupt 
Gonfumtionsfteuern , doch auch noch andere vielnamige. Steuern gehören. " 

Man hatte nämlich) eingefehen, daß bei aller Mühe, vom reinen Einkommen ver Nation fi 
eine Elare Anfhauung over zuverläffige Berechnung zu verſchaffen, ſolches do niemals und 
nirgends, auch nur halbwegs befriedigend, gefhehen Lönne. Auch Hatte man, theils durch Spe- 
eulation,, theils durch Erfahrung, erfannt oder zu erkennen geglaubt, daß es theils abfolut un= 
moͤglich, theild wenigftens mit manderlei Nachtheilen verfnüpft fei, das Syſtem ber directen 
Beſteuerung vollfländig auszuführen, insbefondere was Die Befteuerung der im engern Sinne 
fogenannten Gapitalien, d. h. der activen Gelvcapitalien betrifft. Weiter Hat man nicht umbin 
gekonnt zu bemerken, daß außer ven abfoluten Quellen des Nationaleintommens auch noch re= 
lative,, d. h. blos für einzelne Glieder ver Nation fließende, vorhanden ſeien, daß nämlich vie in 
der Mafle ver Nationalprobuction bereit8 vorhandenen Güter, wenn fle unter ven Gliedern ber 
Nation von einer Hand In bie andere gehen, für die einzelnen Empfänger als Einkommen wirk⸗ 
fam fein Linnen, ohne in folder Eigenſchaft in ver Tolalrechnung aufgeführt zu ſtehen. End- 
lid) war man inne geworben, daß auf dem Wege ver bloß directen Befleuerung (fowie diefelbe 
bisher in Ubung war) bie ungeheuern Summen, deren der fortwährenn höher gefchraubte 
Staatshaushalt bedurfte, ohne allzu harten Druck over ohne Veranlaffen eines allzu lauten 
Aufſchreis der Befteuerten unmöglich könnten hereingebracht werden. Aus allen dieſen Grün 
den nahm man zur inbireeten Befteuerung feine Zuflucht, welche auch wirklich, was zumal Die 
Berzehrungsfteuer betrifft, eine eindringliche, wenigſtens nicht unſcheinbare Rechtfertigung darin 
findet, Daß eine nad) und nad), wie tropfenweife, und bis zu einem gewiflen Grad auch nur nach 
felbfteigener Willkür (man kann ja entbehren) zu leiſtende Zahlung minder hart fällt, als eine 
auf einmal ober doch ftetö in bedeutendern Raten und durchaus unabhängig von frehwilligem 
Entſchluß zu leiftende Entrichtung. 

Auf folhe Anfichten beiläufig ftügen fich vie Heutzutage in Ausübung befindlichen Steuer- 
füfteme. Aber die große Mehrzahl des Volks feufzt unter folder Ausübung und hat unferer 
Meinung nad) nit nur das Recht zu feufzen, ſondern auch daß, laut zu Hagen über ein Syftem, 
welches ihr eine größere Laft, ald gebührend ift, auflegt und zugleich durch den weiten Spiel= 
raum, ben es der Wilffür varbietet, eine unbeflimmbar weitere Steigerung ber Laſten zuläßt. 
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Der erſte und Hauptfehler der beſtehenden Abgaben oder Steuerſyſteme beſteht darin, daß 
man dabei der Hauptſache, nämlich des Rechts vergaß. Dan nuterließ zu fragen oder zu uns 
terſuchen (oder that e8 blos obenhin), wie weit die Rechtsfoderung des Staats an die Einzelnen 
zur Steuerzahlung gehe. Die Aufgabe, die man ſich feßte, war meift nur die: wie viel kann an 
Abgaben erhoben werden ohne Beranlaffung thätigen Widerſtandes, oder aud ohne Vermin— 
derung ded nachhaltigen Ertrag? Man ftellte nady und nad) die Idee auf, oder fehärfte fie ein, 
oder fepte fie ohne weitere Beweisführung ald mahr voraus, daß die Nation oder die Geſammt⸗ 
beit (aljo auch etwa ihre äußerlich erfcheinende Nepräjentantin oder die Regierung) die Ober: 
eigenthümerin alles in ihrem Schoofe erzeugten Gutes und demnach befugt fei, ſoviel davon zu 
ihrem eigenen unmittelbaren Gebrauch zu nehmen, als jle jeweild — nad) dem Ermeffen ver 
Häupter — zu nehmen bendthigt oder gewillt fei. Man vergafi alſo des auch ohne ben Staat 
vernunftrechtlich anzuerkennenden, mithin auch im Staat und gegenüber dem Staat bie volle 
Geltung anſprechenden felbftänvigen Rechts des Privateigenthums und der Privatermerbung. 
Man behandelte Die Sache gerade fo, ald ob Eigenthümer und Erwerber auch in viefer Eigen= 
ſchaft blos im Dienſte des Staats ftänden und, wie etwa die Bienen im Bienenforb, ji gefallen 
laſſen müßten , mie viel Honig der Herr für feinen Gebrauch herauszuſchneiden und wie viel er 
dem Etod zur nöthigen Nahrung zu laffen für gut finde. 

Sodann aber auch blos vom Standpunkt des Galculs, aljo ohne Eingehen in bie Nechtöfenge 
betrachtet, zeigt ſich die Lehre, die dad gefammte reine Nationaleinfommen und nichts Anderes 
der Befteuerung unterworfen wiſſen will und dabei nur in der Sorgfalt für die ungehemmte 
weitere Probuetion die Grenze ihrer Willkür findet, als durchaus unhaltbar; fie ift naher, weil 
Daſſelbe nicht minder vom Standpunkt des Rechts einleuchtet, zwiefach verwerflich. Was ift das 
teine Ginfomnuen der Nation, wenn man von den oben angeführten Prämiffen ausgeht? Aller: 
dings, wenn jie ſich ald Eigenthümerin ihres Bodens und alles Deffen, was darauf erzeugt wir, 
und auch aller Bewohner und Erzeuger betrachtet, blos Dasjenige, mas nach Abzug oder Erfah 
der Vorauslagen vom Werth ver Producte übrig bleibt. Nach dieſer Anſicht aber gibt es gar 
fein Privateigenthum und gar feinen rechtlich gültigen Privaterwerb mehr, fondern Alles gehört 
blos denn Staate oder ver Regierung. Es muß hiernach dann freilich von dem Ertrage Alles ab⸗ 
gejogen werben, was ald Bedingung des Hervorbringens oder ald Vorauslage erſcheint. Die 
Ration in Beziehung auf die Nationalgliever ift ſodann vom Öfonomifhen Standpunkt gleich 
einem Unternehmer, z.B. einem Fabrikanten over Landwirth, in Bezug auf feine Lohnarbeiter, Ges 
twerbögehulfen und überhaupt auf die gefammten Wirthſchafts- oder Gewerböunfoften. Stellt 
man fih aber auf ven höhern, wenigftens enlern Standpunft, wonach die Nation over die Ge: 
ſammthei alles Das, was ihren Gliedern zu gute kommt, oder was zur Bedürfnißbefriedigung 
terfelben dient, als auch für ſich felbft werthvoll zu betrachten, demnach bei der oͤkonomiſchen 

Berechnung fi in Einnahme zu fegen hat, fo zeigt es fih, daß zwiſchen Roheinnahme und 
Reineinnahme ver Nation bei weitem nicht der nämliche Unterſchied obmwaltet, wie zwifchen der 
Roh: und Meineinnahme ver Einzelnen. DieRoheinnahme Einzelner nämlich, zumal wenn fle 
größere Probucenten oder Unternehmer find, Üiberfteigt ihre Reineinnahme meift um fehr Vie⸗ 
les, denn für ihre Production iſt eine Menge von Borauslagen nothiwendig, deren Summe von 
ver Roheinnahme abgezogen werben muß, um die Reineinnahme zu finden. Unter dieſen Bor: 
audlagen ift eine Hauptrubrik der Unterhalt oder Arbeitslohn der Gewerbsgehülfen und anderer 
Arbeiter. Die Summe dieſes Unterhaltd und Arbeitslohns durch die ganze Nation fteigt nad 
Umfänden unendlich hoch, aber für die Nation felbft ift fie nicht eigentlich oder wenigſtens nicht 
Ho Vorauslage , ſondern zugleich auch Beftreitung eines abfoluten Bedürfniſſes, nämlich ver 
Erhaltung ihrer Glieder, demnach reine Ausgabe, und daher ihr Deckungsmittel, welches aus 
ber laufenden Production hervorgeht, wirklich zur reinen Cinnahme gehörig. Nur die behufs 
der Production an und für ſich verbraudten Stoffe (5. B. Saatfruht, Feuerungsmittel, Ab⸗ 
uugung der Geräthſchaften u. ſ. w) hürfen von der Summe ber Jahresproduction oder des 
Roheinkommens der Nation abgezogen werben, um jene des reinen herzuftellen. Die Nation 
verhält ſich hier zu allen ihr angehörigen Arbeitern wie eine große Familie, die eine gemeinz 
ſqaftliche Wirthfchaft führt, zn ihren eigenen Ölievern. Was diefe das Jahr über verzehren, 
ohne Unterſchied, ob fie dafür arbeiten oder nicht, und ob viel ober wenig, ift eben eine Ausgabe 
\ ter Familie; und wenn biefe, als Frucht der Arbeit ihrer Glieder, den Stoff folder Verzehrung, 
überhaupt die Deckungsmittel der gemeinfhaftlihen Bedürfniſſe hereinbringt, fo rechnet fle 
tiefes billig unter ihre Reineinnahme. Was nod Über folde Deckung des Bedürfniſſes weiter 
Etaots»Leriton IL . 2 
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gewonnen und ald Erſparniß zurückgelegt wird, das ift dann nicht blos reines Einkommen, ſon— 
bern Vermoͤgenszuwachs, welcher durchaus nicht zu verwechfeln ift mit jenem. Gin reines @in= 
tonımen — bei der Familie und bei der Nation — kann flattfinden ohne allen Vermögendzus 
wachs, durd jährliche Production oder Reproduction des jährlich für die Bedarfsbefriedigung 
Aufzuwendenden, ja es fann noch ftattfinden bei unzureichender Deckung folhen Bedarfs. Im 
ſolchem Kalle nämlid) wird das Fehlende aus dem bereits vorhandenen Vorrath, aus dem 
duch frühere Erfparniffe gebilveten Capital befteitten werden, und vie Bamilie over die Na= 
tion wird zwar eine Bermögensverminderung erleiden, aber dennoch eined wenn auch unzurei= 
enden Reineinkommens ſich erfreuen. 

Ob man jedoch diefen ober jenen Begriff vom Reineinkommen ver Nation aufftelle, nimmer 
wird berfelbe zur Begründung eines dem Recht wie der echten Staatswirthſchaft entſprechenden 
Steuerfoftens gültig fein. Hierfür zeugt allernächſt ſchon der Umſtand, daß über die Quote des 
Neineinkommens, bis zu welcher die Steuerfoberung anfleigen dürfe, die größte Meinungsver= 
ſchiedenheit (Einige meinen ein Zehntel, Andere ein Achtel Bis ein Fünftel und noch Andere ein 
Viertel over gar zwei Fünftel [vergl. Monthyon, Bielefeld, Poͤlitz, Schmalz, Malchus u. A.) 
herrſcht. Wäre übrigens dem auch nicht alfo, fo würden wenigſtens die gegenwärtig in der 
Praxis beftehenven, faft überall auf die oben angeführte Theorie gebauten Syſteme als ihrer 
eigenen Grundidee widerſprechend erſcheinen. Das Reineintommen der Nation, ob man darunz 
ter blos den Überfhuß ver Gefammtproduction über Die zum Behuf der Erzeugung von allen 
Einzelnen gemachten Vorauslagen verftehe, oder ob man noch den von den Einzelnen bezogenen 
Arbeitslohn oder ihre während ber Arbeit genofene Unterhaltung mit dazu rechne, wird nah 
feiner wahren Groͤße oder nad) einer auch nur annähernd zu beſtimmenden Summe niemals zu 
ermitteln fein. Ale Berechnungen darüber find ſchwankend, zum Theil auf willkürliche Vor— 
ausfegungen gebaut und nimmer zu einem Elaren und zuverläfiigen Ergebniß führend. Aber 
nehme man auch eine irgendwie beftimmte Sunme al8 wirklich die richtige, wenigſtens an= 
nähernd richtige an, fo ift dann erft unmöglih, ihr, als einem Ganzen, durch irgend eine Be= 


. fteuerungsmeife beizufommen. Man kann nicht die Nation überhaupt befleuern, jondern nur 


die einzelnen Bürger, und es ift weder für die ſtaatswirthſchaftlichen Intereffen und noch weniger 
für das Recht irgend etwas gewonnen, wenn man die Summe ber ausgeſchriebenen Steuern 
zwar als mit der angenommenen Summe des Gefammtnationaleintommens in einem billigen 
ober erträglihen Verhättniß ſtehend erfennen kann, aber daſſelbe Verhältniß nicht au zwifchen 
ver jevem Einzelnen abgefoperten Steuerrate und feinem, b. h. dieſes Einzelnen, Reineinfom= 
men flattfindet. Nicht die Nation in Gefammtheit zahlt die Steuer, ſondern die Einzelnen zah— 
Im zum bie Steuerfumme gehört noch eher zur Befammteinnahme als zur Gefammtausgabe 
ber N. 

Bill man daher ein irgend befriedigendes, auf die Idee des Reineinkommens gebautes 
Steuerfoftem haben , fo ift die erfte und unerlaßlichſte Foderung, ſich über dad Reineinkommen 
aller Einzelnen eine klare Anſchauung zu verfchaffen, d. h. mit möglichſter Zuverläffigkeit aus= 
zumitteln over zu erheben, wie groß foldes Einkommen bei allen Bürgern von A 5i# 3, d. 5. 
vom erften bis zum legten fel. Zieht man ſodann alle viefe bei jedem Einzelnen insbeſondere 
ausgemittelten Einfommendfummen in eine Hauptfumme zufammen, fo ftelit niefelbe dad wahre 
Gefammteinfommen ver Nation dar, und man hat ſich aus dem Felde der Hypotheſen oder Phan= 
taflen auf den Boden ver Wirklichkeit verſetzt. 

Bet einer vergeftalt gemachten Berechnung des Reineinkommens der Nation ift man aller 
Zweifel und Schwierigkeiten enthoben, welche bei jeder andern Berecinungsweife aus dem Wi- 
derftreit der Theorien Über den echten Begriff des Nationaleintommeng entftehen. Der Streit 
über den Abzug oder Nichtabzug bes Arbeitslohnd oder der Verzehrung der Arbeiter von der 
Summe der Geſammtproduction, oderüber den Abzug blos des nothwendigen, d. h. zur Deckung 
des Lebendunterhalts der Arbeiter nothwendigen Lohns, und dagegen Einrechnung des foge= 
nannten überfläffigen oderüberfchüffigen Lohns (salairesuperfiu) hört aufund, was den Finanz⸗ 
männern nur angenehm fein Tann, die Rechnung führt zu einer größern Summe ald jede 
andere. Es wird nämlich dabei zwar bei jedem Einzelnen von feiner Einnahme abgezogen, was 
für ihn bloße Vorauslage ift, namentlich alfo der volle Sohn, ven er feinen Arbeitern zu zahlen 
bat, ohne Unterſchied, ob verfelbe groß ober Elein iſt; aber eben viefer Lohn, und zwar gleichfalls 
ohne folden Unterſchied, erfcheint dann bei jevem diefer Arbeiter ald Einfommen , vergrößert 
alfo wieder bie Summe des Nationalceineinfommens, und ebenſo jedes andere fogenannte blos 


—— 
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wiative, d. h. blos von einer Hand in bie andere gehende Einkommen, wie z. B. Miethe und 
Behtzinfe oder Capitalzinfe, bezahlt von einheimiſchen Schulonern an einheinuſche Gläubiger. 

Auch die Frage, od überhaupt bei ver nad) dem veinen Volkseinkommen zu bemeffenden 
wöglihen Steuerhöhe die Summe des für den Lebensunterhalt des ganzen Volks nöthigen Auf- 
wands neben den eigentlichen Productionskoften von der rohen Einkommensmaſſe abzuzichen 
fei, Hört nad} unferer Theorie auf, oder vielmehr ſie kann nur nach ihr eine befriedigende Ant: 
wort erhalten. Begnügt man ſich nämlich mit einer aus allgemeinen Daten — mit mehr over 
minder Zuverläffigkeit — gejhöpften Schäßing des Gefammteinfommens der Nation und eben- 
fo nit dem Abzug · der nad) einer allgemeinen Schägung angenommenen Sunme der für Die Ge⸗ 
faustheit nöthigen Unterhaltomittel, fo Kann gleichwol geſchehen, daß, während die Gefammıt- 
ſumme der eingefoberten Steuern zum Oefanmteinfommen der Nation in einem fo mäßigen 
Berhältniß fteht, daß noch weit über der zum Lebensunterhalt aller Bürger erfoderlichen Summe 
von der Steuer unberührt bleibt, dennoch Taufenden von Bürgern durch den auf fie gelegten 
Steuerantheil jener Lebensunterhalt verfümmert und taufend Andern nad) folhem Berhältnig 
weitaus zu wenig abverlangt wird. Nicht dadurch, daß überhaupt eine zur Dedung bes Lebend- 
unterhalts hinreichende Gütermaffe von ber Steuerfoberung befreit bleibe, fondern nur dadurch, 
daß bei jedem Einzelnen insbefondere die ihm zun Lebensunterhalt nöthige Summe folder Bes 
freinng genieße, wirb die in Frage fichende Foderung erfüllt. Es iſt jedoch die Foberung 
felöft, wenn fie nämli ganz allgemein, d. h. in Bezug auf bie Wohlhabenven wie auf bie 
Dürftigen erhoben wird, nicht einmal begründet, und zwar weder wirthfchaftlid noch rechtlich, 
jenes nicht, weil fie eine dem Umfang nach fehr beveutende und doch zur Sicherung bed nachhal⸗ 
tigen Ertrags ganz unnöthige Beſchränkung des Steuerrechts ausſpricht, und dieſes nicht, weil 
das Recht mehr nicht als Gleichheit, d. h. Verhältnigmäßigkeit ver Beſteuerung fodert, die Breiz * 
laffung einer und berfelben beftimmten Summe bei Allen aber eben jener Berhältnifmäßigkeit 
wider läuft und, wenn fie ald Foderung der Humanität ausgeſprochen würbe, offenbar viel 
weiter ginge als ihr Grund. Der Reiche oder Wohlhabende, wenn er aud) nach Maßgabe feines 
ganzen Reineinfommens befteuert wird, behält gleihmol ven nöthigen Lebensunterhalt und Meh⸗ 
te8 darũber frei; nur beim Dürftigen, veffen Reineinkommen kaum oder gar nicht zureicht, jenen 
Unterhalt zu decken, muß die darauf gelegte Steuer eine noch weitere Schmälerung bewirken und 
darum als verwerflich erfcheinen. 

Um alfo mit Zuverläfjgkeit zu beftimmen, wo und in welchem Maße nöthig ober gut ſei, 
voa der Beſteuerung die für Deckung des Lebensunterhalts erfoderliche Summe auszunehmen, 
mb wie hoch ſolche Summe im Ganzen ſich belaufe, muß man auch die Vertheilung des Ges 
fammt-Bermögens oder Einkommens unter die einzelnen Steuerpflichtigen (alſo nicht etwa blos 
anter bie verfihiedenen Glaflen verfelben, venn hier ift aud nur eine vage und zu nichts füh— 
rende Schägung möglich) kennen, und man muß daher abermals bis zu den individuellen Ber: 
mögend = oder Einfommensverhältnifen Hinabfteigen, um ein jener Idee in Wahrheit entfpre= 
chendes Steuerfoftem ins Dafein zu rufen. Der Grundſatz eines ſolchen Syſtems würbe näm⸗ 
lich darin beftchen, die nad dem Maßſtab des auszumittelnden Vermögens over Einkommens 
jedes Einzelnen gleihheitlich zu beſtimmende Steuerfoderung zwar an alle Staatsangehörige, 
die irgend ein Vermögen oder Einkommen befigen, zu richten, jedoch ven Nachlaß der ganzen 
Steuer oder eines Theils derſelben in allen Fällen und in eben dem Maße zu bewilligen, wo 
eder infofern durch ihre vollftändige Eintreibung dem Steuerpflihtigen die nöthigen Subil- 

ittel entzogen oder verfümmert würben. R 

D5 ein foldes Syſtem, veffen Idee wol im Allgemeinen vie Billigung anfpricht, auch praf: 
tiſch aueführbar, oder im Fall der Bejahung, ob mwenigftend die Ausführung mit allzu vielen 
Sawierigkeiten ober allzu großen fonftigen Nachtheilen verknüpft fei, ſodaß etwa räthlid fein 
mõchte, das aufgeftedte Ziel, zu welchem der gerade Weg nur fehr ſchwer zugänglich ift, auf Flug 
gewäßlien Umwegen, wenn aud) minder vollſtändig zu erreichen, das wollen wir fpäter unter= 
fuchen. Wir wenden und jegt zur Darftellung des Widerſpruchs ber in der Regel wirklich be= 
ſtehenden und felbft von den nationalöfonomiftifhen Theoretikern großentheils vertheidigten 
Steuerfgfieme mit den ihnen angeblich zu Grunde liegenden ober eigens zu ihrer Rechtfertigung 
aufgeftellten Brincipien. e 

Das Reineinkommen ver Nation foll der Gegenftand der Befteuerung und hiernach dad 
Reineintommen jedes Einzelnen ober vielmehr ver Reinertrag des jevem Einzelnen zuftehen- 
den Beñtzthums ober von ihm betriebenen Gewerbed der Mapftab ver — insbeſondert 
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treffenden Beſteuerung fein. Dieſer Grundſatz iſt in offenbarem Widerſpruch mit dem oberflen 
Titel der Steuerfoberung, welcher, wie man anerkennt, auf der Geſellſchaftöpflicht des zu Bes 
ſteuernden ruht. Diefer Titel nämlich geht gegen Perſonen, die man demfelben gemäß als 
Schuldner des gemeinen Weſens erfennt; die Befteuerung des Reineinkommens dev Nation aber 
oder des Reinertrag der Beiigthümer und Gewerbe hat blos Sachen oder Erzeugniffe im Auge, 
von welchen ver Staat gewiffermaßen vermöge eines dinglichen Rechts, ald wäre ev Miteigen⸗ 
thümer, einen Theil für ſich in Anſpruch nimmt, ohne Nüdjicht auf die Perfon oder die perſön⸗ 
lichen Verhältniffe, oder überhaupt einen perfünlicen Schulbtitel des Beſitzers oder Erzeugerd. 
Die Befteuerung des Reinertrags, z.B. eines Eleinen Grundes, von deflen Früchten ber 
arme und etwa arbeitöunfähige Befiger nicht einmal den zwölften Theil des Jahres hindurch 
leben kann, ſteht im Widerſpruch mit der Sreilaffung des Reinertrags der Arbeit z. B. eines 
vermitteld verfelben das ganze Jahr hindurch von Nahrungsforgen befreiten, nad Umſtänden 
wol auch zu anſehnlichen Erfvarniffen befähigten Dieners oder Gewerbögehülfen, und hinwie- 
ber diefe Breilaffung mit der Befteuerung des oft kümmerlichen und precären Verdienſtes des 
armen Tagelöhners oder des Heinen, faſt nahrungsloſen Handwerkers. Man fieht, daß überall 
nur Sachen ober auch unntittelbar probuctive Arbeiten, woraus allein, wie man meint, dad 
Reineinfommen ber Nation befteht, im Auge gehalten werden, und daß man des dem Einzelnen 
zufließenden Einkommens, wenn e8 aus fogenannten unprobuctiven Arbeiten fließt, oder auch 
wenn das Product derfelben nicht dem (blos befolveten) Arbeiter felbft, fondern einem Unter: 
nehmer gehört, eben weil e8, wie man meint, dad Nationaleinfonmen nicht vermehrt, gar nicht 
gevenft. Aber noch mehr! Auch ein anerkannter Hauptbeftandtheil des Nationalvermögeng, 
das Eapital, wird großentheils gar nicht oder wenigftend nicht in der Hand des Eigenthümers 
beſteuert, fondern in der Hand des Schuldners, wenn nämlich diefer es ift, welcher ed 3. B. zum 
Ankauf oder zur Beurbarung eines Grundes, oder zum Betrieb eines Gewerbes over Handels 
verwendet. Weiter nimmt dieſes Syftem, menn es ven zum Lebensunterhalt nothwendigen Sol 
des Arbeiters von der Steuer befreit, dabei gar nicht auf den Arbeiter als Menfhen over als 
Staatdangehörigen Rückſicht, fondern blos als arbeitende Kraft oder ald Bedingung der Pro— 
duction; es {ft ihm nicht um den Lebensunterhalt ver Staatögliever an fi, fondern nur un 
Fortdauer der Production zu thun; es fieht in dem Volk blos eine Fabrikationsgeſellſchaft oder 
eine Schweizerei. Endlich aber wirft e8 durch das Heer von indirecten Steuern allen früher ge— 
zogenen Calcul wieder um und belegt durch diefelben, mit feinem Hauptprincip im ſchreienden 
Widerſpruch, anftatt bes Einfommens over des Ertrags gerade ven Gegenſatz derſelben, näm— 
lid) Die Ausgabe und die Vorauslage. Es thut diefes, wodurch ver Selbſtwiderſpruch ſich noch 
weiter vermehrt, mit Verlaſſung der Bahn einer nach Zuverläfiigkeit wenigſtens ſtrebenden Be— 
rechnung, fa faft ins Blaue hinein, weil nämlich (ſowol in dem Totalergebniß als — und dieſes 
noch weit mehr — in dem Ergebniß bezliglich auch auf Einzelne) durchaus abhängig von Zufäl= 
ligfeiten ohne Maß und Zahl. Wenn wir alle diefe Mängel ind Auge faffen,, fo ſollte ver Fort— 
beftand ober das längere Ertragen fo verfehrter Steuerſyſteme ein billiges Erſtaunen erregen. 
Doch tröften ſich Viele mit Den, was einige Finanzmänner zur Beſchwichtigung ihres Gewiffens 
oder zur Rechtfertigung ihrer wie immer befchaffenen Steuerfoberungen gern als eine allgemeine 
Wahrheit geltend machen möchten, daß nämlich aud eine im Princip oder vom Standpunkt der 
Theorie fehlerhafte Steuer durch längern Forbeſtand ſich felber heile, d. h. in das Volksleben 
und bie Volkswirthſchaft vergeftalt verwachſe, daß, ohne Unterſchied, wer die Borausbezahlung 
leifte, gleichwol die definitive Zahlung nur von ven wahrhaft Pflitigen, d. 5. nad) vem Ver— 
Hältniß des Reineinkommens ober Reinertrags geſchehe. Wir wollen anerkennen: etwas an 
der Sache ift wahr. Manche nad) ihrem näcjften Titel oder Fuß verwerfliche Steuer gleiht ſich 
durch Die mitteld des Verkehrs geſchehende Überwälzung von einer Perfon auf die andere oder 
von einer Cloſſe auf die andere wenigſtens einigermaßen ober annähernd aus; allein biefe blos 
hier und da ftattfindende, dabei immer von manderlei Zufälligfeiten abhängige und durchaus 
keine fefte Berechnung zulaffende, aud) jedenfalls nur höchſt unvollftändige Ausgleihuug kann 
feine Rechtfertigung fein für ein, flatt auf echte Principien, zumal des Rechts, auf blos 
vage Voraudfegungen gebautes und die Heilung lediglich vem blinden Zufall oder ver ſich felbft 
überlaffenen Wechſelwirkung ver Bürgerclaffen vertrauendes Steuerſyſtem. Eine durchgreifende 
Reform des Steuerwefens erfcheint bei den täglich höher gefpannten Foderungen ber Staatöfi- 
nanzen und bei ven täglich Lauter werdenden Klagen ver durch Die Laft der Abgaben ſchwer ge= 
drückten Glaffen eine unerlaßliche Aufgabe für unfere Zeit. Zu ihrer Löfung iſt aber vor allen 
nöthig, von dem blos wirthſchaftlichen Princip des Reineinkommens oder Reinertrags hinauf: 
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zuſttigen zu einem höhern, namentlich zu einem Rechtsprincip, mit welchem ſodann das wirth⸗ 
ſcdaftliche in Cinklang zu ſetzen, d. h. ihm unterzuordnen, alſo nicht weiter anzuwenden iſt, ais 
das Recht es erlaubt. 

Neineinkommen und Reinertrag können nimmer als eigentliche Rechtstitel dev Steuerfo— 
derung gelten; höchſtens können ſie das Maß der wirthſchaftlich unnachtheiligen Eindringlichkeit 
der Foderung beſtimmen, over der beharrlichen, d. h. nachhaltigen Zahlungsfaͤhigkeit des Schuld⸗ 
ners; aber die Schuldigkeit ſelbſt muß einen Titel haben, weil Zahlungsfähigkeit und Schuld 
nicht eins und Daſſelbe ſind. Ya ſelbſt blos wirthſchaftlich betrachtet, Hat jenes geprieſene Prin⸗ 
cip, außer den ſchon oben dagegen angeregten Bedenken, noch weiter die nachſtehenden gegen 
Aid, daß einerſeits auch durch die bloße Beſteuerung des Reinertrags die künftige Production faſt 
nothwendig vermindert wird, indem der Beſteuerte den Betrag der Steuer, wäre er davon frei 
geblieben, entweder als Unternehmer zur Vermehrung feines productiven Capitals würde ver- 
wendet, eder als Iururiöfer Verzehrer damit andern productiven Arbeitern Beihäftigung und 
Verdienſt, demnach Ermunterung zu größerer Production würde gegeben haben. Und umge- 
kehrt it Far, Daß eine felbft über den Betrag des nach der gewöhnlichen Berechnung des Nein= 
einfonmend hinausgehende Steuer keineswegs nothwendig die Fünftige Production oder das 
künftige Reineinkonmen vermindert, indem bis zu einem gewiffen Orade hin ihre Wirfung fein 
wird, ben Befteuerten entweder zu größerer Fleißanſtrengung, alfo zur Vermehrung ver Pro 
durtion, oder zu größerer Sparſamkeit, alfo zur Verminderung der Ausgabe zu beftimnen. 
Und nit minder einleuchtend iſt, daß, je nad) der Verwendung ver Steuern, insbeſondere nad 
dem Verhältmig ihres Zurückfließens tn die verſchiedenen Claſſen ver Geſellſchaft, fie gar wohl 
eine Belebung der Induſtrie oder überhaupt der Production bewirken, demnach für die Zukunft 
ein reined Cinkommen ſchaffen fönnen, wo man etwa noch gar Feind heraudcalculirt hat, oder 
dasjenige vermehren, welches man bereitd als wirklich vorhanden erfennt. Davon, daf das 
Princip, welches die Zahlungsfähigkeit mit der wirklichen Schulvigfeit verwechſelt, in ver Con⸗ 
feguenz zu ganz ungemeffenen Foderungen an die Reichen führen könnte, wollen wir gar nichts 
erinnern , indem bie diesfalls inconfequente Praxis in der Regel die Reichen ſchont und nur die 
Armern drüdt. ß 

Das Rechtsprincip für die Beſteuerung, für welches man fo ziemlich allgemein bie Gefellz 
ſhaftspflicht der Staatsangehörigen aufftellt, freilich ohne demſelben bei der praktiſchen Anwen⸗ 
dung getreu zu bleiben, wird näher beſtimmt durch die Idee ver Gleichheit, d. h. hier, weil vie 
Wohlthaten des bürgerlichen Vereins nicht Allen in gleichen Maße zufliegen, durch die Idee der 
Verhälmigmäßigfeit. Nach dem Maße der Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatsvereins 
ſoll auch die Beitragspflicht (welche nad) den künſtlichern Verhältniffen ver civilifirten Staaten 
an die Stelle faft der ganzen Summe ber urfprünglichen Bürgerpflichten getreten ift) ſich richten. 
Welches ift nun dieſes Map? 

Vom Staate empfängt zuvoͤrderſt ein Jeder den Schutz für feine Berfon und feine Familie, 
ein Jedem gleichviel werther oder wenigftens Feiner verfchievenen Wertbfhägung nad) Har zu 
Lage liegenden Merkmalen empfängliher Shug. Die Familienzahl zwar Eönnte eine folde Ver: 
(Giedenheit begründen, doch tritt ein jedes Familienglied aud) im eigenen Namen, etwa al8 wer⸗ 
dender Staatsbürger auf und wird, wenn er einmal die Selbftändigkeit erlangt hat, gleich Anz 
tern feine Schuld an dad Gemeinweſen abtragen. Billig mag man daher von diefem Umſtand 
ebſehen, weil ſolches ver dürftigern Claſſe vortheilhaft ift, und weil gleichwol neben der Steuer- 
Hit noch einige andere gleihmäßig von allen Bürgern verlangte Leiftungen übrig bleiben 
(möbefondere etwa vie Milizpflicht, d. h. die Pflicht, das Vaterland zu vertheinigen), welche als 
Eſah für ven perfönlich empfangenen Schuß möchten geltend zu machen fein. Übrigens wäre 
vom Standpunkt des firengen Rechts eine im Verhältniß zu den Unkoften des Perſonenſchutzes 
fleberde, demnach jedenfalis nur geringe Kopffteuer nicht eben unbedingt verwerflich, unter dem 
Vorbehalt des den Armen zu bewilligenden Nachlaſſes: Sie würde aud) keinesfalls, ſelbſt nicht 
von weiten, die Höhe derjenigen Steuern erreichen, melde unter den faft überall beſtehenden 
wirklich die Natur der Kopffteuer an fi tragen, wenn aud) ohne den verhaßten Nanten berfel- 
ben, wie 3. B. Die Salzfteuer und überhaupt die auf die gemeinen Bedürfniſſe gelegten Verzeh: 
umgöfleuern. 5 

In Bezug auf die, abgefehen von dem perſoͤnlichen Schuß, weiter ſtattfindende Teilnahme 
ma den Wohlthaten des Staatsverbandes gibt es keinen der Wahrheit näher kommenden oder 
zur juriſtiſchen Erkennbarkeit fo wohlgeeigneten Maßſtab, als die Größe des Vermögens und Er⸗ 
werbe. Für ven Schuß des Eigenthums und Erwerbs jind ganz vorzüglich die Juſtiz- und 
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Polizeiſtellen errichtet und in fortwährender Thätigfeit; die Pflege und Erhöhung des Wohl⸗ 
ftandes Einzelner wie der Gefammtheit ift die Aufgabe der edlern Staatswirthſchaft und ihrer 
vielnamigen Anftalten; zum Schirm eben diefer Güter gegen äußern Angriff flehen die Heere 
f$lagfertig und unterhandeln bie Diplomaten ; ober es kommen wenigſtens die Früchte der für 
das Wohl des Staatsganzen in Krieg und Frieden zu machenden Anftvengungen den Gingelnen 
meift nach dem Verhältniß ihres Vermögens zu gute, ſowie in der Regel Jever nur nad Maß⸗ 
gabe feines Beſitzes und Erwerbs im Stande iſt, ſich jene Genüffe, Annehmliäjfeiten und Be- 
friebigungen aller Art zu verſchaffen, welche im civilifirten und wohlgeordneten Staat beffen 
Angehörigen ſich varbieten. Ganz genau freilich wird dieſes Verhältniß niemals fein, allein es 
ift wenigftens annähernd richtig, auch in ber Anwendung einiger weitern Rectification durch 
mobifieirende Beftimnungen empfänglich; und folange Fein vollkommener entſprechendes aufge⸗ 
funden wird, magman um fo unbedenklicher fid an jenes halten, da es zugleich auch ven wirth⸗ 
ſchaftlichen Interefſen zufagt und jedenfalls feine einleuchtende Billigkeit es der Zuſtimmung 
aller Verſtändigen und billig Denkenden empfiehlt. 

Wie aber ift der theoretifch wohl anzuerfennende Grundſatz: Jever werbe befteuert nad 
Maßgabe feines Vermögens und Erweroͤs, auf entſprechende Weije au praktiſch auszufüh- 
ven? Vollſtändig ober auf wahrhaft genügenve Weife nit anders als durch eine nad) dem 
Vermögens: und Einkommensverhältniß jedes Einzelnen bemeffene allgemeine und alleinige 
Vermögens: und Einkommenfteuer, annähernd jedoch aud durch (zivar gefonderte, doch aus⸗ 
nahmslofe und verhältnigmäßige) Befteuerung aller einzelnen Gattungen und Gegenftände des 
Beſitzes und Erwerbs. j 

Bei der Bermögend: und Einfommenfteuer wird der Befammtzuftand des Vermögend jedes 
Einzelnen, folglid der Schuldenſtand nicht minder als Beſitz, Boberung und Erwerb ober Er: 
werbsfähigfeit der an ihn zu richtenden Steuerfoberung zu Grunde gelegt. Nicht von einzelnen 
Theilen oder beftimmten Gegenſtänden feines Befigthums hat er Steuer zu bezahlen, fondern 
nur von allen zufammengenommen, d. h. nad) dem Ergebniß der über fämmtliche Actio- und 
Paſſivpoſten angeftellten allgemeinen Berechnung ober eingefoverten beglaubigten Angabe. 
Findet eine ſolche allgemeine Unterſuchung oder Aufnahme des Vermögens bei fämmtlihen Staats: 
angebörigen flatt, jo wird Die aus der Zufammenrechnung ded Vermögens (ober Einfommens) 
aller Steuerpflichtigen ſich ergebende Totalfumme des auf diefe Weife allein mit Zuverläffigkeit 
zu ermittelnden Gefammt- oder Nationalvermögene verglichen mit der Summe ber zur Beftrei- 
tung des Staatsbedarfs nöthigen Steuer, und es beftimmt ſich hiernach der Steuerantheil over 
die Steuerrate für jenen Einzelnen von ſelbſt. Bei dieſer Befteuerungsweife und bei dieſer allein 
iſt es möglich und leicht, die zum Lebensunterhalt nöthige Summe — nit mehr und nicht we⸗ 
niger — völlig freizugeben , was dann auch billigermaßen bei Nihtarbeitern (d. h. Arbeitsun: 
fähigen oder Verdienſtloſen) nicht minver als bei ven Arbeitern zu gefchehen hat. Daß übrigens 
bei der Einfommensberehnung nur das reine Einfommen in Betrachtung gezogen, d. 5. von 
ber Robeinnahme alle zur Bewirkung berfelben nöthige Vorauslage abgezogen werden müfle, 
verfteht ſich von felbft. Es wird aber dadurch, weil nämlich folde Vorauslage alsdann meift 
wieber als Einnahme Anderer erfcheint, die Totalfumme des von der Steuerfoderung erreichba⸗ 
ren Nationaleinfommens keineswegs bedeutend verringert, vielmehr, verglichen mit der fonft ge= 
woͤhnlichen Art, das Reineinfommen der Nation zu berechnen, noch anfehnlich erhöht. 

Zwei Hauptbedenken indeſſen ftehen ver Einführung ſolcher allgemeinen Bermögend- und 
Eintommenfteuer entgegen. Zuvoͤrderſt die Gehäffigfeit der Vermögensunterſuchung und die 
Unzuverläffigfeit der blos von ven Steuerpflichtigen vorzulegenven Baffionen ; ſodann die Schwie⸗ 
rigkeit einer dem Zweck entſprechenden Schägung und Zufammenrehnung ber vielfad verſchie⸗ 
denen VBermögend= und Eintommenstheile ver Ouellen. Daß erfte Bedenken jedoch findet auch 
bei andern Gattungen von Steuern, namentlich bei der Gewerbfleuer, dann aud, was zumal 
die Gehäffigkeit betrifft, bei verſchiedenen Arten ver inbirecten Steuern flatt, und um eines großen 
Zwecks willen mögen Unannehmlichkeiten leichter geredhtfertigt und ertragen werben, ald um 
nur geringeres Intereffe. Übrigens beſtanden ja auch eigentliche Vermögens: und Einkommen: 
feuern wirklich ſchon öfters (wenngleich nur ald Ergänzungs=, nicht ald alleinige Steuer); fie 
find alfo einzuführen, wenn aud) beſchwerlich, doch nicht unmoͤglich. 

Daß zweite Bebenfen, welches nämlich in der Schwierigkeit der Berechnung liegt, hat zumal 
darin feinen Grund, daß wir nicht blos Vermögens: und nicht blos Einfommenfteuer, fondern 
eine verbundene Vermögens: und Einfommenfteuer verlangen. . Wie laffen dieſe dem Begriff 
nad weſentlich verſchiedenen Größen oder Gegenftände fih zu einer Sugime vereinigen? 
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Und, was noch vorangehend zu beantworten ift, warum foll überhaupt ſolche Vereinigung 
Rattinden? E 

Wenn das oͤkonomiſche Princip vom nachhaltigen Ertrag blos das Einfomnen, und zwar 
nur das reine, wenn vom Vermögen die Rebe ift, nur das fruchtbringende oder deifen reinen 
Ertrag befteuert wiſſen will, fo fodert Dagegen das Rechtsprincip die Beftenerung eines jeden 
Beiigtgums , welches überall von Werth ift und wofür man ven Schuß ded Staats in Auſpruch 
nimmt. ber auch das wirthfchaftliche Intereffe widerftreitet ſolcher Vefteuerung des unfrucht⸗ 
baren Befigthums wenigftend in dem Kalle nicht, wenn daſſelbe in ven Händen eines wohlhaben- 
den Veñtzers, welcher näuilich die dafür zu entrichtende Abgabe aus andern Quellen zu beftrei= 
ten vermag, jich befindet. Denn es ift eine offenbare Begriffsverwechslung (fließend aus ven 
unklaren Borftellungen vom Nationalteineinfonmen und aus der an die Sachen anflatt an bie 
Perfonen gerichteten Steuerfoverung), wenn man die von einem Gegenftande zu bezahlende 
Steuer für iventifh hält mit einer aus demfelben, d. h. aus deſſen Früchten zu beftreitenven. 
Dandes Befigthum ift ohnehin blos durch ven freien Willen des Eigenthümers oder durch veffen 
Verſchulden oder Berfäumniß unfruchtbar, anderes kann wenigſtens zu Gelve gemacht und ſo— 
dann dieſes fruchtbringend verwendet werben, und nirgends läßt ih ein Grund auffinden, wel: 
Ger der Geſellſchaft zur Pflicht machte, ven jebenfalls mit gleichviel Aufwand, als ver Schug des 
fruchtbriagenden Vermögens erheiſcht, verbundenen Schug des unfruchtbaren und weldes in 
der Hand eines wohlhabenden Befigers ſich befindet, gleichwol unentgeltlich zu leiften. 

Beil jedoch nad unferm Princip Vermögen und Einkommen, nicht jedes gefonvert, fon= 
dern nur beide zufammen den wahren Maßſtab ver Steuerſchuld für jeven @inzelnen abgeben 
koͤnnen und doch nur gleichartige Größen einer Zufammenrehnung fähig find, fo muß Hier für 
beide in Frage ſtehende Factoren ein gleichartiger Anſchlag gemadit, d. h. e8 muß entweder alles 
Bermögen nad) einer billigen Schägung in Einkommen verwandelt , oder alles Einkommen ca= 
pitalijirt werden. Daß letztere ift die vortheilhaftere, d. h. minder ſchwierige und zugleich ein 
flareres Refultat darbietende Methode, wie aus nachſtehenden Eurzen Andeutungen erhellt: 

Zur Ausgleihung der verſchiedenen Arten des Gapitalvermögens unter ſich genügt, daß man 
das fruchtbringende nad feinen wahren und vollen (mithin ganz vorzugsweife nad) dem Ertrag 
beſtimmten) Werth (ſowie etwa verjelbe bei der gemöhnlichen Negulirung der directen Steuer, 
namentlich der Grund⸗ und Häuferfteuer gefhägt wird) in Die Steuerrolle aufnehme, dad nicht 
ftuchtbringende aber nad; Verſchiedenheit der Umſtände (je nachdem ed 5. B. zwar factiſch un⸗ 
ftachtbar iſt, doch zum Ertrag Fönnte gebracht werben, wie etwa ein englifher Garten ober 
ein todtliegendes Geldcapital, oder folder fruchtbringenden Verwendung nur durch Verkauf 
und weitere Benutzung des Erldfes empfängli, wie 3. B. Bücher, Kunftwerfe u. f. w., 
ober gar nicht empfänglich ift, wie etwa ein blos fideicommiſſariſch befeflener Schmuck, eine 
Bimmervergolvung u. ſ. m.) nur zu zwei Drittel oder nur zu ein Halb oder nur zu ein Drittel 
ober ein Biertel ober ein Sechstel u. |. w. des fonftigen Schätzungswerths in die Steuer ziehe. 
Gin großer Spielraum ift hier dem billigen Ermeſſen eröffnet; unferm Grundſatz genügt die 
oberung einigen Anſchlags; wie groß, d. h. welche Quote des wahren Werths ausprüdend er 
nach den hier vorfommenden vielfachen Unterfchieben fein ſolle, dies zu beflimmen ift nicht un⸗ 
fere Aufgabe. Eines jedoch verlangen wir unbedingt, nämlich daß die eigentlichen Geldcapitalien 
oder Activfoderungen, weiche die gewöhnlichen Steuerfofteme ganz außer aller Berührung laſ⸗ 
fen, mit in die Steuer gezogen werben, und zwar die hypothecirten nad) ihrem vollen Nenn= 
werth, die andern aber, ihrer geringern Sicherheit und größern Beweglicfeit willen, ent= 
fpredend geringer. Ebenſo würbe das zur Betreibung der Landwirthſchaft oder eined Gewerbes 
oder Handels nöthige fire, ſowie das ſich von felbft jeweild wieder erneuernde Betrieböcapital 
na feiner vollen Größe aufzunehmen, die zur Unterhaltung des firen Gapitals (3. B. der 
Fabrikeinrichtungen, Mafhinen und Werkzeuge u. f. w.) nöthigen Sunmen aber gleihfalls 
capitaliſirt und bergeftalt, nämlich als Capital einer alljährlich nöthigen (im Durchſchnitt bes 
rechneten) Vorauslage, von der Summe des firen Capitals in Abzug zu bringen fein. 

Was nun dad Einkommen betrifft, fo find diejenigen Arten veflelben, welche aus dem Be: 
fig eines Grundvermoͤgens ober nugbar verwendeten oder angelegten Capitals fließen, durch 
ven Werthanſchlag eben dieſer Gapitale bereits in Rechnung gebracht. Das Einkommen aber, 
welchem kein foldes harrendes Befigthum zu Grunde liegt, erhält natürlid eine ganz andere 

und weſentlich geringere Schägung. Wenn nämlid; die Grundrente, vargeftellt etwa durch 
ven üblichen oder wahrſcheinlich zu erhaltenden Pachtſchilling, ihre ganz richtige Eapitalifis 
tung durch den meift nad ihr (durch Multiplication z. B. mit 20 oder mit 25) zu berechnenden 
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Grundwerth erhält, jo Fann dagegen die Rente, welche blos perfönlicher Ertverb, fei e8 nun Ar⸗ 
beitsſold, Unternehmungsgewinn, Benjton, Witwengehalt oder Apanage u. ſ. w., iſt, durchaus 
nicht auf dieſelbe Weiſe capitaliſirt werden, weil hier bloßes Einſommen (und zwar theils mehr, 
theils weniger ftändiges, theild mehr, theils weniger geſichertes) vorliegt, dort aber neben ober 
außer dem Einkommen aud) noch das wirkliche Capital over der bleibende Fonds, woraus dad 
Ginfommen abjließt, im Beſitz des die Rente Genießenden ift. Selbſt bei lebenslänglichen und 
durch einen feften Nechtötitel geficherten Renten, z. B. Befoldungen over Penjionen von Staats 
bienern, wird mit Billigfeit kaum die Hälfte zuu Grundlage der Capitaliſirung zu nehmen, alfo 
das Ganze etwa blos mit 10 zu multiplieiven fein. ine noch weit geringere Capitaliſirung 
aber muß ftattfinden bei nur widerruflich verlichenen Gehalten und bei blos zeitlichen Arbeits- 
verbienft, jei e8 durch Liedlohn, Tagelohn ober durch Arbeit für eigene Rechnung in Landwirth⸗ 
ſchaft, Gewerbe, Handel ober geiftiger Tätigkeit. Übrigens wird auch die bloße Arbeitsfähig- 
keit (wofern nämlich die Gelegenheit zum Verdienſt nicht fehlt) in den Anſchlag aufzunehmen 
fein (wenigftens bei Solden, deren übriges Einfommen den Lebensunterhalt nicht vet, ober 
welche auf ganze ober theilweiſe Steuerbefreiung Anſpruch machen), doch, verfteht fi, nur Die 
gemeine Arbeitöfähigkeit, nicht aber die hoͤhere, 3,8. künſtleriſche. Die letztere kann nurnad) dem 
wirklich ftattfindenden Verdienſt in Rechnung kommen. Cine vielfache Abſtufung, je nach dem 
Grad der Sicherheit und der Dauer, findet hier ſtatt; aber es iſt leicht möglich, durch einen nach 
dem GErmeffen der Berftändigen jener Abſtufung entſprechenden Fuß der Gapitalifirung alle 
Rechts = und Billigkeitöfoverungen zu befriedigen. ine blos ein für allemal, d. ohne Aus⸗ 
ficht auf periodiſche Wiederholung fattfindende Einnahme, z. B. ein Lorteriegewinn, eine em= 
pfangene Schenkung, ein aus einer vereinzelten Speculation hervorgegangener Gewinn, wird 
gar nicht zu capitalifixen, ja (wenn nicht ganz befondere Titel zu einer eigenthümlichen Beſteue⸗ 
tung aufgeftellt werben) nicht einmal nad) den einfachen Betrag in die Steuerrechnung aufzu= 
nehmen fein. Erſt dann, wenn eine folde einmalige Einnahme zur Erwerbung eines dauernden 
Beſitzthums verwendet oder ald ein wie immer geftalteteö Capital nugbar angelegt ober über: 
haupt ein Befiggegenftand daraus gebilvet wird, fällt fie billig, wie jedes andere Veſitzthum 
und Capital, in die Befteuerung. 

Wir enthalten und der umſtändlichern Entwickelung ber für die allgemeine Vermoͤgens— 
und Ginfommenfteuer in den voranftehenden Sägen fummarifch aufgeftellten Principien. Die 
Zeit ift noch nicht erſchienen, worin bie praktiſche Realifirung ihrer theoretiſch Faum beftreitbaren 
Idee zu erwarten wäre. Theils die allen vermöglichern Glaffen, ja felbft vielen Individuen ber 
nicht vermöglichen gemeinfhaftlihe Scheu vor Vermögensfaſſion over gar Bermögensunterfu= 
chung wiberfegt fi ver Einführung diefer Steuer. Mehr noch thut es der Egoismus der Reiz 
hen ober der fonft in der Geſellſchaft Höherſtehenden, mithin überhaupt der Einflußreihern, 
welche nämlid gar wohl einfehen, daß fie nach dem Syitem der allgemeinen Vermögens = und 
Eintommenftener fehr viel mehr zahlen müßten als nad ven jept beſtehenden Syſtemen. 
Endlich trägt noch die Allgewalt ver Übung oder der Gewohnheit, des Schlenprians und bes 
längft eingewurzelten Vorurtheils dazu bei, die Foderungen der gefunden, zumal rechtlichen 
Vernunft in Bezug auf das Steuerwefen vielleicht noch auf lange Zeit praktiſch unkräftig zu 
machen. Wir felbft anerkennen manderlei wirkliche Schwierigkeiten dev Ausführung und bes 
ſchraͤnken daher zur Zeit unfere Foderung gern auf ein Abgabenfyftem, welches ven Zweck we⸗ 
nigſtens annähernd entſpreche, und welches daher, wenn es auch eine Anzahl nach dem Gegen⸗ 
ftand verſchiedener Steuern ind Leben ruft, dennoch zu feinem entferntern Ziele die thunlichſte 
Nealiſirung der Idee hat, jeden Einzelnen nad) Maßgabe feines Vermögens und Einkommens 
zu befteuern. Dabei huldigen wir aber keineswegs der Anflcht Derjenigen, welche meinen, daß, 
fei das Steuerſyſtem auch, welches es wolle, die vom Recht gefoberte Ausgleihung zwiſchen ven 
Elaffen und individuellen Mitgliedern ver Geſellſchaft von felbft durch die Natur der Dinge, 
insbefondere durch die Wirfungen des Verkehrs ſich wenigftend nad Verlauf einiger Zeit un= 
fehlbar einftellen werde. Wir halten vielmehr viefe Meinung für eine verderbliche und unfelige, 
weil das Gewiffen der Steuergefeßgeber einfhläfernde und zu den willkürlichfſten Bedrückungen 
ermunternde. Aller auf folhe von ſelbſt fi ergebende Ausgleihung, auf foldhe Überwälzung 
der von einer Glaffe getragenen Laft auf andere dazu mehr @eeignete oder natürlich Verpflichtete 
gebaute Ealcul ift ſchwankend, fundamentlos und in ver Regel durchaus falſch. Wenn z. B., 
um nur einige nächftliegende Verhältniffe zu beleuchten, eine auf das Brot oder auf das Salz 
gelegte Abgabe damit gerechtfertigt werben will, daß ſich hiernach auch der Preid nes Arbeits⸗ 
lohns erhöhe, demnach, ohme reelle Bedrückung ver Arbeiter, dadurch nur bie von den Arbeit: 
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herren, alfo von den Reichern, zu leiſtende Abgabe erhöht, oder auch überhaupt den Conſumen— 
ten ber verfchiedenen Arbeitöprobucte eine für fie leicht zu erſchwingende Preiserhöhung bereitet 
werde , fo muß man dagegen fragen; wird die Erhöhung des Arbeitslohns auch im Verhältniß 
det Kinderzahl ftattfinden? Sodann, wird fie nicht eine Verminderung der Nachfrage nach Ar⸗ 
beit hervorbringen? Wird ſie auch denjenigen Arbeitern, weldye eben darum ober aus andern Urs 
ſachen eine Arbeit erhalten, zu gute kommen? Und woraus follen Nichtarbeitenve, d. h. Ar= 
beitöunfähige, z. B. Greiſe, Witwen, Kinder, welche bloß von ven Zinfen ihrer eigenen ober 
der älterlichen Fleinen Erſparniß leben, ſich entſchädigen? Ebenſo, wenn der durch die Steuer 
erhöhte Preis des Brotes, des Weines u. ſ. w. eine Verminderung der Conſumtion hervorbringt 
und dadurch der Landmann, um feine Erzeugniffe an ven Mann zu bringen, zum Verkaufe unter 
dem PBreife gendthigt wird, und wenn überhaupt durch die mancherlei meift auf pen Grund zu⸗ 
rückfallenden Steuern die reine Orundrente erfhöpft oder doch weit über Gebühr und Verhält: 
niß beläftigt wird, mer entſchädigt ven Eigenthümer, d. h. die Grundmaſſe ver Nation? Eine 
Preioſteigerung ift nicht in feiner Macht; das Geſetz der Concurrenz beſtimmt hier den Preis; 
und wenn der Bauer auch in der Gigenfchaft als Arbeiter ven zum Lebensunterhalt nötbigen 
Lohn ſich noch erwerben kann (beim Knecht allerdings wird dieſes der Fall fein, beim Eigenthü— 
mer ſelbſt aber oftmals nit), fo bezieht er jegt wenigftend in jener ald Eigenthümer feine 
Grundrente mehr ober blos eine wefentlich verringerte. Nun wird man freilich fagen : wenn die⸗ 
ſes auf bleibende oder länger dauernde Weife flattfinbet, fo finkt eben der Preis ver Grundſtücke, 
und die Käufer verfelben beziehen nun gleichwol wieber die ihnen billig gebührende, d. 5. im 
Verhãltniß zu dem auf den Ankauf verwendeten Capitale ſtehende Grundrente. Aber darin liegt 
fein Troſt für die ganze Maffe ver gegenwärtigen Befiger und ihrer Familien. Sie alle haben 
den ſchmerzlichen Raub eined mehr oder minder großen Theils ihres Gapitals, ihres wohlerwor⸗ 
benen Gigenthums, erfahren. Es ift auch kein Troft für Alle, welche einen Grund erft urbar 
machen ober durch Eoftfpielige Anlagen verbeffern, alfo ein — der Steuer wegen durchaus nicht 
kleiner gewordenes — Geld: und Arbeitöcapital hineinlegen, welches ihnen dann doch die ge= 
bũhrenden Zinfen nicht trägt. Es iſt endlich Fein Troft over Feine Entſchaͤdigung für die Nation, 
weiche vielniehr in der allgemeinen Berringerung ded Grundwerths und der Örundrente an dem 
Haudtbeſtandtheil ihres Geſammtvermögens und Reineintommens bie empfinblichfte felbfteigene 
Einduße erleidet. 

Es wäre leicht, auch bei andern Arten von Steuern, mobei man ſich auf die durch den Ver⸗ 
kehr von ſelbſt eintretende Heilung verläßt, gleich augenscheinlich zu zeigen, daß folhe Voraus⸗ 
fegungen nicht nur ſtets hoͤchſt zweifelhaft, ſondern in ver Regel völlig falſch find, ja daß oft- 
mals, anftatt der erwarteten Überwälzung der Steuer auf die mohlhabendern Glaffen oder 
Ginzelne , gerade dad Gegenteil eintritt und die fhon Im Urfprung oder nad) ihrer unmittel⸗ 
baren Erhebungdweife oder nächftliegenden Wirkung drückende Steuer bei ihrer Überwälzung 
auf Andere noch verderblicher und noch fehreiender ungerecht wird. Auf ſolche Gefahr Hin eine 
Steuer auszuſchreiben, welcher nit ein mahrer Rechtötitel der Foderung gegenüber dem dadurch 
unmittelbar Befteuerten zu Grunde liegt, fonbern zu deren Einführung etwa blos Gründe der 
Bequemlichkeit, Reichtigkeit oder größern Ergiebigkeit beftimmen, ift alfo ſtets ungerecht, mithin 
verwerflich. Mag auch mitunter einige Heilung durch die Natur der Dinge und beren compli= 
sitte Wechfelwirkung eintreten (gar manche Verfehrtheiten der Menſchen, gar mande Miögriffe 
ver Machthaber fallen folder Heilung durch die gütige Natur anheim!), Die dadurch unmittelbar 
— und wäre ed aud nur für kurze Zeit — bewirkte Verlegung und bie jevenfalld auf mehr 
oder weniger Ginzelnen unausgeglichen fortlaftende oder bei der Überwälzung auf Andere für 
siele derjelben noch Härter werdende Beſchwerde bleibt immer ein entſcheidender Grund der 
Berwerfung. Nur wenn die Steuer an fid) auf einem gegen ven Befteuerten Iautenben gültigen 
Titel oder Foderungsgrunde beruht und von Seiten dev Staatögewalt Alles, was von ihr ab⸗ 
hängt, geſchehen ift, um bie vom Recht gebotene Gleichheit oder Berhältuigmäßigkeit der Laſten⸗ 
vertheilung herzuftellen, mag fie Demjenigen, was dann nod) weiter durch bie Natur dev Dinge 
jur Vervollſiändigung jener Zweckerreichung oder überhaupt zur Erleichterung der Laſt für die 
der Erleichterung Bebürftigen bewirkt wird, mit Befrienigung zufehen und über Das, was dies⸗ 
falls nicht geichieht, jüh beruhigen, weil es dann nicht mehr ihr zum Vorwurf gereicht. So 
wird z. B., wenn bie bei allen Einzelnen herungehende Steuerfoverung einen Jeden möglihft 
genan nach Maßgabe feines Vermögens und Einkommens in Anſpruch genommen hat, jeber 
minder Wohlhabenbe allerdings fuhen, die von ihm zu bezahlende Steuer entweder durch ver⸗ 

mehrten Arbeitöfleiß, oder durch Briparung an entbehrlichen Genüſſen, oder aber, wofern bie 
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Gunft feiner Stellung ihm ſolches möglich macht, durch Überwälzung auf Andere, namentlich 
durch Preisfteigerung der denfelben zu verlaufenden Güter ober Arbeiten, wieber hereinzu— 
bringen, und es wird, zumal durch das letztere Mittel, in der Regel einige Überwälzung auf 
Wohlſhabendere ftattfinden, was dann factiſch ein Gutes ift und feinen Rechtsbedenken unter= 
liegt. Findet e8 aber auch nicht ſtatt, oder nur in geringernt Maße, fo ift gleihwol gegen die Re— 
gierung fein Grund der Klage vorhanden, wenn nur bad von ihr feftgeftellte Steuerfoftem auf 
bie natürliche, d. h. nad) Verhältniß des Vermögens und Einkommens fteigende Schulvigfeit 
oder Beitragspflicht aller Einzelnen baſirt ift. z 

Ein foldes Steuerſyſtem würde nicht nur jenes der alleinigen (und an jeden Einzelnen per= 
ſonlich nad Maßgabe der Geſammtſumme feines Beſitzes und Erwerbs die Foderung ftellenven) 
Vermögens- und Einkommenſteuer fein, fondern auch ſchon dasjenige, weldhes alle Gattungen 
des Vermögens und Einkonmens, folglich bie Sachen felbft, ohne Unterſchied des Beſitzers oder 
GErmwerbers, feinem Anſpruch unterwürfe und für jede ſolche Gattung eine eigene over befondere 
Steuer aufftellte. Alle Güterquellen, zumal aber jede ihnen wirklich entfließende Einnahme, 
als Grundrente, Arbeitsſold, Unternehmungdgewinn und vielnamiger Capitalzind, würden nach 
dieſem Steuerſyſteme mit verhältnißmäßigen Abgaben belegt, demnach das Princip der directen 
Beitguerung dadurch in moͤglichſter Vollſtändigkeit in Ausführung geſetzt werden. Man hätte 
hiernach zunörberft eine wohltegulirte Orunpfteuer und Orunbgefällfteuer, ſodann eine Häu— 
ferfteuer (wenigftens in Bezug auf diejenigen Häufer, deren Werth nicht oder infofern nicht 
bereits in dem Anfchlage der von ihnen aus bewirthfchafteten und eben darum höher veranſchlag⸗ 
ten Orundftüde mit enthalten ift), alfo eigentlich eine Steuer aufben aus dem Haufe zu beziehen= 
den oder durch Selbftbewohnung erfparten Miethzins. Es folgte Hierauf die Gewerbfteuer, in 
ſich enthaltend nicht nur den Arbeitöfolo, fondern auch den Ertrag des Einrihtungscapitald (als 
Gebäude, Maſchinen, , Geräthfchaften aller Art) und jenen des Vetriebscapitals (mozu die Un⸗ 
terhaltung ver Einrichtungsgegenftände, ſodann der Arbeitslohn der Gehülfen und die Anſchaf⸗ 
fung ber zu verarbeitenden Stoffe u. ſ. w. gehören), aud) etwa den mit Zuverficht zu erwarten= 
den Unternehmungdgewinn (nad mäßiger Durchſchnittsberechnung) und alle Gattungen der 
Induftrie (fomit unabhängig von der Grundſteuer auch die ländliche wie die ſtädtiſche) umfaf= 
fend. Zu diefen faft überall vorhandenen Steuern müßte aber nothwendig nod die fo vielfach 
angefochtene und doch vom Recht unbedingt gefoderte eigentliche Eapitalienfteuer kommen, weil 
ohne fie ein Hauptbeſtandtheil des Nationalvermögens und eine Sauptquelle des Einkommens 
der Einzelnen vom Beizug zu den Staatslaften zur empfindlichften Beſchwerde aller Nidtcapita= 
liften und zu großer Benadhtheiligung des gemeinen Weſens befreit würde. Zur Befteuerung 
ber unter den bisher aufgeführten Güterquellen noch nicht enthaltenen ober nad) einem andern 
Maßſtab zu ſchätzenden Einfommensarten, z. B. Befoldungen , zumal der Privat- und Eorpo= 
rationd= und Gemeinbebebienfteten (denn bei Staatöbienern ift die bleibende Beſoldungsſteuer 
größtentheils illuſoriſch), fodann des aus ver Ausübung freier Kunſt oder Wiſſenſchaft fließen 
den, dem Lohn für mechanifhe Arbeiten nicht wohl zu vergleichenden Chrenſolds, wie jenes der 
Arzte, der Sachwalter, Schriftfteller u. f. w., würde eine eigene Steuer einzuführen fein; und 
es befteht dieſelbe auch bereit8 in mehren Staaten, wenn auch unter verfchiedenen Formen und 
Benennungen. In der Regel wird fie als Claſſenſteuer ausgeſchrieben, d. h. mit erhöhten Ra= 
ten ober Procenten je nach beftimmten Abftufungen ver Cinkommensſumme. Aber bie Foderun—- 
gen bed firengen Rechts wären nicht befriedigt, wenn nicht auch noch für das unfruchtbare, na= 
mentli für das Mobiliarvermögen eine, jedoch allerdings mäßige Steuer gelegt würde. Die 
Andeutung des hier etwa billig aufzuftellenden Beſteuerungsfußes ift ſchon oben bei den Sägen 
über bie allgemeine Vermoͤgens⸗ und Einkommenfteuer gegeben. Auch, ift nur bie Frage ob ? 
hier von Wichtigkeit, d. h. zum Ganzen des Syſtems gehörig. Über die Frage wie viel, wenn 
einmal dad Ob ausgemacht ift, wird man fich leichter verftändigen. Selbft eine Ropffteuer findet 
in biefem Syftem einen Plag, weil in der That auch ver Kopf ein den Schuß ded Staat an- 
ſprechendes und wenngleih an und für fid feinen Ertrag abwerfendes, dod für den Befiger 
werthvolles Gut ift. Unfere Anſicht darüber haben wir bereit oben ausgefprochen. Wenn over 
infofern eine Berzehrungsfteuer nach Gegenftand und Wirkung die Natur einer Kopfſteuer an= 
nimmt, fo mag aud) jie gleihmäßig zu vertheidigen oder mit dem Rechtöprincip zu vereinbaren, 
jedoch auch in dieſer Eigenſchaft wenigſtens als eine unnüge Weitläufigkeit in Erreichung eines 
ganz leicht auf dem geraden Weg zu erreichenden Ziels zu misbilligen fein. 

Nur die fogenannten indirecten Steuern find nad) dieſem Syſteme unzuläffig. Ihre Ein- 
führung, fo lodend und verführerifc die dafür vielftimmig geltend gemachten Grüne ferien, 
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wirft allen Galcul, welcher ver directen Befteuerung zu Grunde liegt ober zu Grunde liegen 
fol, wieder um und verjegt und rein auf den Boden ber Willkür. Die indirecten Steuern haben 
ratweber bie Berzehrung zum Gegenftand, oder gewiffe willkürlich zum Anlaß der Steuerfo: 
tung erflärte Handlungen oder Ereigniffe. Die Berzehrung oder Ausgabe aber ift ja gerade 
das Gegentheil der nach Rechtsprincipien ber Beſteuerung unterftehenden Erwerbung, und 
aichts iſt wiverfinniger als die Behauptung, daß Jever nur verzehre, wenn ober infofern er bei 
Vermögen iſt, und daß demnach die Verzehrung ein wirflid vorhandenes Einkommen oder Be: 
figthum kund thue. Man verzehrt — in ven Hier allein oder vorzugsweiſe in Betrachtung kom⸗ 
wenden Gegenftänben des wahren Bedürfniſſes — nicht eben, wenn man Geld hat, fondern 
wenn dad Bebürfnig drängt. Man verzehrt oft auf Eredit ober mit erborgtem Gelve, und die 
indirecte Steuer erſchwert ſodann auf tyrannifche Weiſe die Schulvenlaft des Bedürftigen. If 
aber bie indirecte Steuer gar nur auf Handlungen oder auf Ereigniffe gelegt, die weder mit Er— 
werb noch mit Genuß in wahrem Zufammenhang ftehen, fo ift ſie nichts Anderes ald Raub und 
als Berhößnung de heiligen Eigenthumsrechts. Ausgenommen hiervon find blos jene Hand⸗ 
lungen over Ereignifje, welche zugleich einen Vorempfang von Staatöwohlthaten bei dem zu 
Beſteuernden mit ſich führen oder in Anſpruch nehmen, wofür alfo auch ein Präcipualbeitrag 
durd eine beſondere Abgabe nad) Billigfeit zu leiften fein mag. Hierher gehören die nach billi= 
gem Berhälmiß zu folhem Vorempfang (alfo nit übermäßig, wie in ver Praxis gewöhnlich 
5 — IL RENNER Gerichts⸗ und Polizeitaxren, Gebühren oder wie fonft benannte befon= 
dere R 


Das alle Hauptgattungen bes Befiges und Erwerbs geſondert in Anſpruch nehmende Steuer: 
foftem iſt mit jenem , welches die alleinige Bermögend = und Einfommenfteuer eingeführt wiſſen 
will, infofern übereinflimmend, daß es für Begründung jeder Steuerfoderung einen Rechtstitel 
für nöthig Hält und ſolchen Rechtstitel In der Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatövereins, 
gelgägt allernächſt nach dem Maf des Beſitzes und Einfommens (morunter der Genuß von 
ſelbſt ſhon mitbegriffen iſt), am erkennbar genaueften ausgedrückt findet. Es ift aber weſentlich 
verſchieden von ihm darin, daß es ſich an bie Sachen oder Erwerböquellen als ſolche hält, nicht 
aber an die Perſonen oder perfänlichen Verhältniffe, daß ed gewiſſermaßen jene Sachen und 
Quellen ſelbſt ais behaftet mit einer Schuld gegen bie ven Schuß (mie eine Art von Affecuranz) 
leßede Geſammtheit betrachtet und daher, abfehend von allen andern Verhältniffen des Be— 
Reurten ‚ ihn lediglich ald Befiger jener beflimmten Sachen ober @innahmequellen mit entfpre= 
Serben Abgaben belegt." Bei dieſem Syſtem kann alfo feine Rebe fein von Abzug der Schulden 
und ebenſo wenig (mit Ausnahme etwa der Elaflenfteuer) von Freigebung der zum Lebensun⸗ 
terhalt nöthigen Einnahme, ebenfalls nicht von Berüdfichtigung der perfönlichen Erwerbsfähig- 
kit, e8 fei denn, infofern dieſe felbft auch als eine mit einer eigenen Steuer zu belegende Sache 
bodet Quelle erſcheint. Die alte, des felbfteigenen Erwerbs durchaus unfähige Witwe, pie ſchwache 
Baife, wenn fie nichts als einen Grund befigen, der ihren Lebensunterhalt nicht zum vierten 
: Ihelle deckt, ober ver Eigenthümer, aufbeflen Grund eine deſſen vollen Werth verſchlingende 
Shuldenlaſt ruht, Haben von ſolchem Grund ganz gleihviel zu entrichten, als der neben demſel⸗ 
ben noch Millionen anderes Vermögen beſitzende oder al der ſchuldenfreie und durch felbfteigene 
Arbeit den gevoppelten Bobenertrag gewinnende Mann; wogegen nach dem Syſtem der allge- 
weinen Bermögend- und Einkommenſteuer man nicht von ben einzelnen Güterftüden over 
Gimmahmequellen , fondern blos von dem Gefammtvermögen die Abgabe entrichtet, als eine 
na der Größe vefielben zu bemeſſende perfänlihe Schuld, und die Wohlthat ver Befreiung fo: 
lage genießt , als nicht die Einfommensfumme (verbunden mit der perfönlihen Erwerhsfähig: 
te) die zur Deckung des Lebensunterhalts nöthige Summe erreicht. 

Ungeachtet dieſer weſentlichen Nachtheile und alfo nur unvollfommenen Rechtsbeftledigung 
wäre man gleichwol ſolches Syftem der Befteuerung der Saden, anflatt jener ver Perfonen, 
Rd gefallen Laffen Fönnen, wenn nur wenigſtens die Bollftänbigkeit der Ausführung flattfänbe 
ud wenn nicht feine Reinheit durch Beimiſchung von nod andern Steuern, bie blos auf das 
Brineip des Habens ober Nehmens gebaut find, getrübt würde. Aber bie fat durchgängig in 
Antühung befindlichen Syſteme unterftehen diefem doppelten Vorwurf. Nicht nur befreien fie, 
wegen falfher Anwendung des Grundſatzes vom nachhaltigen Ertrag ober von der Befleue- 
tungsfähigfeit blos des Einkommens, bie unfruhtbaren, d. h. kein Einkommen abwerfenden 
Güter nicht (wie Bahrniffe, Koftbarkeiten, Kunſiſammlungen u. f. w. aud) baares Geld) oder 
Sur äuferft gering (wie Schlöffer, Auftgärten u. f. w.), fondern fie geben fogarein Drittel ober 
a Viertel des gefanmten Nationaleinfommens (d. h. des Einkommens ver Einzelnen) frei, 
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namlich das, wiewol fruchtbringende, Gelvcapitalvermögen, ober die ungeheuere Maffe ber von 
Privat und Staatögläubigern bezogenen Zinfe; und wenn fie zum Erſatz für folde Mängel 
deſto größere Summen durch indirecte Steuern eintreiben, jo geſchieht dieſes theils auf ſolchen 
Wegen, worauf (wie bei den Verzehrungsſteuern) nicht blos die von der directen Steuer ver⸗ 
ſchont Gebliebenen, ſondern Alle, alſo auch die durch dieſelbe bereits über bie Gebühr Beläftig= 
ten, gleichmäßig oder auch nach ganz zufälligen, mit dem Vermögen in gar keiner Verbindung 
ſtehenden Verhältniffen oder Bedürfniſſen ins Mitleiden gezogen werben; ober ed werben gar, 
mit völliger Verlaſſung alles Rechtsbodens, rein willkürlich aufgeftellte Anläffe, Ereigniffe oder 
Handlungen, welde nämlich eine leichtere Gelegenheit zum Baden oder Habhaftwerden darbie- 
ten, zur Steuererhebung, für welde es dann gar fein Maß und Ziel mehr gibt, benugt 
ober misbraucht. So die ven Erfag der Verwaltungs = oder Erhaltungskoſten oder die billige 
Schägung des Vorempfangs überſteigenden Pofttaren, Straßengelver, Juſtiz- und Polizeis 
fporteln, Schenkungs⸗, auch Immobilienverfaufsaceife u. ſ. w. Bon ihnen allen, fowie von den 
übrigen etwa minder verwerflihen Arten der indirecten und von jenen ver Directen Beſteuerung 
reden wir umftänblicher in fpäter folgenden eigenen Artikeln. Hier genüge e8, auf Abgaben und 
Abgabenfyftem einen allgemeinen Blic geworfen zu haben. 

Zur Vervollftändigung ſolchen Überblick find, da wir bisher nur die Geldabgaben, als vie 
heutzutage weit vorherrſchende Gattung derfelben, Im Auge Hatten, noch einige Worte über Na = 
turalabgaben nothwendig. 

Nur im ganz einfachen Zuftand ber bürgerlichen Geſellſchaft, worin einerfeits die Staats- 
bedürfniſſe noch fehr gering und zu deren Befriedigung theils die unmittelbaren Leiftungen ver 
Bürger, theild der Naturalaufiwand genügend find, andererſeits aber wegen Mangels an Ber- 
kehr den Staatdangehörigen ſchwer oder unmöglich ift, fich die zur Steuerzahlung nöthigen Geld⸗ 
mittel zu verſchaffen, fünnen Naturalabgaben als zweckmäßig und gut erſcheinen; und bergeftalt 
beſchaffen mar auch wirklich der Zuftand der meiften Staaten, ald die Naturalabgaben darin 
auffamen ober al8 vorherrſcheudes Haushaltungsſyſtem fortvauerten. Wo immer fie noch be= 
ſtehen oder gerechtfertigt werben wollen, müffen auf fie, in Bezug auf Maß und Vertheilung, 
dieſelben Grundfäge-angewenbet werben, welde für die Geldabgaben vom Stanvpunfte des 
Rechts und der Klugheit aufzuftellen find. Daffelbe gefchah Freilich nur fehr unvollfommen in 
jenen rohen Zeiten, in denen man fie einführte; denn, nicht Die Staatsweisheit that e8, ſondern ſie 
gingen eben aud dem factifchen Zuftand jener Staaten gleichfalls factifch hervor und murzelten, 
was insbeſondere die mittelalterlihen Staaten betrifft, mehr in dem Boden des zu deren Bau 
und Einrichtung gevanfenlos misbrauchten Privatrechts, ald in jenem des ccht Öffentlihen. 
Das Staatöhauspaltungsfgftem, das folhes aus beiden bizarr gemifchte oder Zwitterrecht zu 
feiner Grundlage hatte, nämlich) das fogenannte Patrimonialfgftem (deflen nähere Gharafteri= 
firung wir einem eigenen Artifel vorbehalten), wich endlich dem ber Idee nad) rein dem dffentli= 
Gen Recht angehörigen landesherrlichen oder wahrhaft ſtaatsrechtlichen, welches jedod keines⸗ 
wegs zein, ſowie fein Begriff ed erheifcht, eingeführt war, fondern mit einer Menge von Trüm⸗ 
mern bed alten Batrimonialfgftemd vermifcht und belaftet blieb. Neben ven jegt aus dem echten 
Titel des Öffentlichen Rechts eingefoberten Steuern, d. h. den aus Geſellſchaftspflicht von allen 
Staatdangehörigen als ſolchen zu leiftenden Beiträgen, ließ man meift vie alten Batrimonial= 
laften fortbeftehen, obſchon auch fie großentgeils im Urfprung wahre Steuern gewefen waren 
und nur im Verlaufe ver Zeit, wenn au zum Theil fortwährend zur Dedung der Staats- 
bebürfniffe dienend, nach Gegenſtand, Maß, Erhebungsart und Übertragbarkeit die ſcheinbare 
oder wirkliche Eigenſchaft von Privatſchuldigkeiten angenommen hatten. Die bisher nur einfach 
Pflihtigen wurden nunmehr aus zweierlei Titeln zugleih, mithin in geboppelten Maße zu 
Beiträgen angehalten, d. h. es wurden nit nur die wahrhaft privatredtlihen Laften, wie 
Gülten, Bodenzinſe, Erbzinſe u. ſ. w., neben den neu eingeführten Steuern forterhalten 
(was recht und billig war), fondern auch die urſprünglich ald Steuer aufgelegten, d. 5. aus 
Titeln des Öffentlihen Rechts, z. B. zur Befoldung der königlichen Gewaltträger, überhaupt . 
zur Befriedigung irgend eines öffentlichen Bedürfniſſes eingefoderten vielnamigen Abgaben, 
deren rechtliche Natur und Eigenfchaft man entweber vergeffen hatte ober aus habfüchtigen Mo- 
tiven überfah. Die größere Zahl verfelben, wenigſtens der nad) den Gewicht ver Laſt größere 
heil beftand aus Naturalabgaben,, doch waren auch gar mande in Geld zu entrichten. Wir 
haben bereits im Art. Abgaben einen nähern Blick auf fie geivorfen. Hier bemerfen 
wir noch, daß unter der Herrſchaft des neuen Syſtems folhe Abgaben zum Theil fogar noch 
ſchwerer als unter jener des alten wurden, indem einerfeitd mehre ehedem blos factifd aus dem 
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Titel ber Gewalt , welcher nirgends auszuweichen ift, eingefobert wurden, während man jetzt fie 
za rechtlichen Schulbigfeiten ſtempelte durch den aufgeftellten Grundſatz, daß der Staat oder vie 
Staatögealt (vermöge des jogenannten „jus eminens” oder „äußerfien Recht’, welchem eine 
knechtiſche Iuriöprudenz faft die Bedeutung eined allgemeinen Eigenthums über alle Saden 
und Güter beifegte) befugt fei, von allen feinen Angehörigen ſich geben ober leiften zu laffen, 
weſſen immer er bebürftig ſei, und andererfeits ſolche Bebürfniffe mit der ſteigenden Givilifation 
ferhwährend größer und ausgedehnter wurden. Dergeftalt erhtelt namentlich das Lieferungs- und 
das Staatsfrohnſtyſtem eine faft grenzenlofe Erweiterung, jened zumal im Krieg, dieſes im 
Frieden und Krieg. Auch das Einquartierungsſyſtem, wonach dem Onartiergeber auch die Ab⸗ 
gabe der Berpflegung zugemuthet wird, ift eine ber Außerungen jenes heillofen Grundſatzes, 
daj der Staat überall zu nehmen berechtigt fei, wo er etwas feinen Bedürfniſſen Zujagenbes fin⸗ 
it. Bir werben in eigenen Artikeln zu zeigen fuchen, daß der Grundſatz falfch ift und daß feine 
dolgen verderblich find, daß nämlich, der Staat zwar in Nothfällen für feinen Dienft in Anſpruch 
schmen und ſich zueignen bürfe Alles, weſſen er erweislich bevarf, daß er aber bie dadurch ein- 
zelnen Angehörigen oder Claſſen (insbeſondere ven Landleuten) oder Summen von PBerfonen 
@. 8. den Bewohnern eines Bezirks) zugemutheten Opfer nicht unentgeltlich, fondern nur ges 
gen gerechte, aus den Mitteln dev Geſammtheit zu leiftende Vergütung fodern dürfe. Nach dem 
bis Heute noch vielfach in Ausübung befindlichen Syftem jedoch gefchieht ſolche Vergütung nicht, 
fordern man verlangt eben (beſonders im Krieg), mas man braucht und von men man ed am 
leichteſten erhalten Tann, ohne Entfhärigung und ohne Rückſicht auf die von ven Keiftenden 
ohnehin ſchon getragene ullgemeine Steuerlaft. Unter diefen Umfländen erſcheinen ſonach die 
Naturalabgaben als blos factiſche Bedrückung oder als mit Autorität ausgeübte Beraubung. *) 


Notted. 

Auflauf, Aufruhr, Aufftand, |. Fochverrath. 

Anflöfung der Ständeverfammlung. Das conflitutionelle oder Repraͤſentativſyſtem 
benwedt die Herrſchaft des vernünftigen Gefammtwillend und fucht folde, bei ver Unmöglich- 
feit, in größern Staaten das gefammte Volk zur Stimmgebung zu berufen, dadurch zu ver: 
wirflihen, daß es dem Volke vie freie Ernennung von Abgeorpneten over Vertretern überiweift, 
tele dann in feinem Namen und Auftrag zu handeln haben. Wo die Wahl frei iſt und allen 
Denen zufteht, denen fie nad) vernünftigem Htechte gebührt, d. h. allen Bürgern mit Ausnahme 
derer, die fih, mie Montesquien fagt, in einem ſolchen Zuſtande von Erniedrigung befin- 
ven, daß ihre Stimme jedem Käufer feilftehen würde, mo das Volk politifhen Verſtand 
aut, was die Hauptſache ift, Charakter befigt: da werben die ernannten Vertreter in der Regel 
ein mögliäft getreues Abbild des Volkes fein und die Wünſche, Veſchwerden und Koberuftgen 
deſelben in der That und Wahrheit ausbrüden. Jene obigen Bedingungen treten aber nicht 
bamer ein, vielmehr geſchieht e8 oft, daß die angeblichen Volksvertreter nur eine Eleine Partei 
tpräfentiren, dem Volke felbft aber fremd find und bleiben. Für dieſen libelftand gibt das 
enflitutionelle Syſtem das Heilmittel in dem der Krone ertheilten Recht der Kammerauflö⸗ 
fung. Sobald ver Negent zu der Überzeugung oder dem Glauben gelangt, daß die Stände: 


' Sefammlung ben wahren Willen des Volkes nicht ausdrücke, ift er berechtigt, jene aufzulöfen, 


nee Wahlen anzuoronen umd foldergeftalt dad Volk zu wiederholter freier Sinnes- und Wil⸗ 
lecãußerung aufzufordern. Eine weiſe, gleichmäßig auf das Intereffe des Volkes wie auf 
dat des Regenten berechnete Beftimmung! Denke man ſich z.B. ben Ball, daß das Volk bei 
da Wahlen fi träge und theilnahmlos benommen, daß es durch eine thätige und ehrgeizige 


! Battei der freien Stimmgebung fid) habe berauben laffen; e8 könnte, zur beffern Einſicht und 


Re gelangt, ohne eine Rammerauflöfung für die ganze Dauer des Mandats feiner falfchen 
Berker dieſer nicht entlebigt werben; die Regierung aber fähe fich, falls fie ven wahren Volko⸗ 
twünfgen nachzufommen ſich beftrebte, durch die Ständeverſammlung an Durchführung ihrer 
Blane gehindert und müßte auch in dem Kalle, daß ihre Anficht vie richtigere, ihre Abftcht die 
kehere, ihre Mittel hie wohlthätigern wären, vie Realifirung ihrer Wuͤnſche fpätern Zeiten 
ilerantworten. Neben dem Zwecke, die Wahrheit und Treue der Volfsrepräfentation zu be= 
fütern, kann, wenn die Stände mehr Gewali haben wie in Deutſchland, und wenn namentlid) 
Rift des Fürsten und des Volkes vereinter Wille zu Beſchlüſſen nöthig ift, auch dad ein Zweck ver 
Gorfituitung der Auflöfungsbefugnifi fein: Übergriffen einer Abgeorbnetenverfammlung, 
elrigiel ob diefe das Volk in Wahrheit vertrete ober nicht, Halt zu gebieten und bergeftalt 





1) ®eiteres über die Beftenerung und auch bie Lileratur f. in dem Art. Steuerwefen. 
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die Ständeverfanmlung vom Streben nach Machtvollkommenheit fernzugalten. Benjamin Con⸗ 
flant drückt ſich über dieſen Gegenftand (,,Considerations sur les conslitutions‘ ; deutſch 
von 3. 3. Stolz, Bremen 1814) alfo aus: „Cine Verſammlung, die Niemand zu zügeln 
vermag, ift von allen Mächten die verbiendetfte in ihren Bewegungen; jie ſtürzt ich in die groͤß⸗ 
ten Widerſprüche und Ausfhweifungen.... ine Berfammlung, deren Macht unbeſchränkt 
wäre, würde gefährlicher fein als Verfammlungen des ganzen Volfes.... Die Auflöfung ver 
Verſammlung ift das einzige Nettungsmittel; fie ift nicht, wie man behauptet hat, eine Belei⸗ 
digung für das Volk, fie ift im Gegentheil, wenn die Wahlen frei find, ein Aufruf an feine 
Rechte zu Ounften feiner Intereflen.” Wahr! Gleihmwol fügen wir, daß die Kammerauflö- 
fung eine Beleidigung für das Volk fein könne und, da die Handhabung des Syſtems Menfchen 
anvertraut ift, welche ſich nach der Schwäche ihrer Natur leichter von ven Leidenſchaften ber 
Gitelfeit, Selbſtſucht und des Ehrgeizes als von der Vernunft Ieiten laſſen, in fehr häufigen 
Fällen eine Beleidigung für das Volk ift. Der König fol die Kammer auflöfen, ſobald die 
Nepräfentativgewalt ſchädlich wird; wer bürgt dafür, daß er fie nicht auch auflöfe blos wegen 
perfönlicher Gereiztheit gegen einzelne Glieder, oder aus Willkür und Laune? Das Heilmittel 
ber Kanmerauflöfung erfodert eine gewiſſenhafte und vorſichtige Anwendung leichtfertig be= 
nugt, misbraucht, bringt e8 leicht Ververben. Die Geſchichte weiſt dies in vielen Beifpielen 
nad. Denke man nur an dad traurige Schickſal Karl’ I. von England! Diefer Monarch 
Löfte gleich das erſte nach feinem Negierungsantritt zufannmenberufene Parlament auf, weil 
daſſelbe ſich weigerte, ihn in dem Kriege gegen Spanien und Öfterreich zu unterflügen; er that, 
wegen Fortdauer jener Kargheit und Unfolgfamkeit, Daffelbe mit einem zweiten, britten und 
vierten, vegte aber hierdurch, ſowie freilich auch in gleichem oder höherm Grade durch feine 
kirchliche Tyrannei, den Unwillen des Volke dermaßen auf, daß dieſes den Monarchen zur 
Berufung eines fünften Parlaments zwang, weldes den Träger der Majeſtät nad) dem Aus- 
ſpruche eined fogenannten Juftizhof dem Henker übergab! (30. Ian. 4649.) Grommell, 
der Protector, loͤſte das Parlament zwei mal auf, ber Reftaurationskönig Karl IM. vier mal: 
Beide aus felbftfühtigen Abfichten, ohne jenod dafür zu büßen. Englands Freiheit war da⸗ 
mals noch nicht gefeftet; es geſchah dies erft mit ver glorreihen Revolution von 1688. Bon 
nun an wurbe größere Scheu getragen, dad Volk ohne Noth aufzuregen; es wurbe mit Achtung 
behandelt. Wir denken nämlich an das britifche Volk, dies ausermählte des Erdtheils. Denn 
auf dem ganzen Eontinent von Europa war damals die königliche Gewalt unbeſchränkt un 
nicht mehr bemüht, die Breiheiten der Gemeinen zu befhügen, weil fie die Hülfe der letztern 
gegen die nunmehr auch gebändigte Ariftokratie nicht mehr nöthig hatte. Wie anders in Eng⸗ 
land! Gluͤcklicherweiſe erfannten die Könige aus dem Haufe Hannover den Unterſchied zwi— 
ſchen der politifchen Stellung Englands und des Eontinents; glücklicherweiſe erkannten fie, daß 
den Briten, deren Intelligenz, Rechtsſinn und Entfchloffenheit Ehrfurcht erregte, richt mit den 
Marimen des Feſtlandes begegnet werden bürfe. Deshalb Hört man auch von da an menig 
mehr von grundlofen Barlamentsauflöfungen. Leptere mochten indeß feit dem Jahre 1716 
vom Volke ſelbſt oft gewünfcht werden. In gedachtem Jahre war nämlich, nicht im Interefle 
ver Breiheit, fondern in dem ber Reglerungsgewalt, deren Stärfung damals, bei der Furcht 
vor bes Prätendenten weitaußfehenden Unternehmungen, für nöthig erachtet wurbe, Die biohe⸗ 
tige breijäßrige Dauer ber Parlamente durch Georg I. und deſſen Minifter Robert Walpole 
auf eine fiebenjährige erhöht worden. Seitdem wurbe wieberholt gefühlt, daß die Parlamentö= 
dauer eine zu lange fei, ohne daß feither foldem Übelftande durch die Befeggebung abgeholfen 
worden wäre, Statt deffen gerieth die Krone auf das Heilmittel, vie Parlamente nicht die volle 
gelegmäßige Zeit verfammelt zu laſſen, fondern fie, blos ihrer langen Dauer megen, ein ober 
zwei Jahre vorher aufzulöfen. Dergeftalt wurbe es nad; und nad zur Seltenheit, daß ein 
Parlament eined natürlichen Todes abging. Unter Georg IV. geſchah es einmal (1826), daß 
das Parlament blos deswegen aufgelöft wurbe, damit bie untern Volksclaſſen durch die mit 
den Wahlen verbundenen Zerftreuungen und Feſtlichkeiten in eine beffere Stimmung verfegt 
würden. Diefe Harmlofe Auflöfung beleivigte natürlid) Niemanden, wie in England über- 
haupt wegen der vielbeflagten Siebenjährigfeit jede Aufläfung Freude erregt, da mit ihr der 
Bürger an feine angebliche politiſche Wichtigkeit erinnert wird. Die merfwürbigfte Par- 
lamentsauflöfung,, vie feit Wilhelm III. in England vorgelommen, ift die von Wilhelm IV. 
4831 zu Bunften der Reformbill ausgeſprochene. Als nämlich) diefer König fah, daß mit dem 
damals beſtehenden Unterhaufe die Reform nicht durchzuſetzen fet, die Reform, melde von dem 
ganzen Volke mit lauter Stimme begehrt warb, begab er fih am 22. April ind Parlament, um 
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ya prorogiren, „in der Abſicht, es unverweilt aufzuloͤſen, um über die Meinung feines Vol⸗ 

t3 ſich Gewißheit zu verſchaffen“. Das war königliche Weisheit! Das Volk antwortete mit 

Rbelrufen, dann mit Wahlen, melde, trotz ber ungeheuerſten toryſtiſchen Gegenſtrebungen, 

m Gunſten der Reform entſchieden und damit für Altengland eine neue Periode des parlamen⸗ 

tariſchen Lebens eröffneten. Daß nad Sanctionirung der Reformbill eine Auflöfung des Par: 

lauents erfolgte, lag in ber Natur der Sache, weil nunmehr das neue Geſetz in Wirkfamteit 
arte, 


treten R 
Den fprechenpften Beweis von der Unentbehrlichkeit der Auflöfungsbefugnig für Errei⸗ 
dung des Staatszwecks gibt die Geſchichte Frankreichs In der erften Zeit der Reftauration. 
Damals herrſchte die „brennende“, die „unauffinpbare” Kammer, die da „koͤniglicher fein 
wollte ald der König”, unumfchränft über ganz Frankreich, jeden Tag ihres Beſtehens mit 
baudlungen des Wahnfians und der frechen Rechtsverachtung bezeichnend. Der König, der 
‚Sof, die conftitutionelle Regierung — Alles beugte fid vor ihr, die ſelbſt wieder von ven Ultras 
aufer dem Haufe, von ver fogenannten „‚gebeimen Regierung“ die Richtung empfing. Keine 
Gefaung war vorhanden, daß ſolche ſchmähliche Conventstyrannei endigen werde, vielmehr 
fonnte man faßt mit Sicherheit voraußfehen, daß bie Reactionsbeſtrebungen der Kammer ihr 
Ziel erreien und das Land abermals in das Unglüd des Bürgerkriegs und der Anarchie ftür- 
zen würden. Alle Hecjtlihen trauerten, das ganze Bolt Magte. Da entſchloß ſich der König, 
der) den Minifter Decazes beftimmt, zur Auflöfung der Kammer durch Orbonnanz vom 
5.61.1816. Ein ſchwerer Schritt für den Franken ſchwachen Greis, da er ihm bie ganze 
Sqar der Ultras, worunter feine theuerften Angehörigen fid) befanden, zum Feind machte; 
aber ein Eönigliger Schritt, der das Land vom Verderben rettete. Durch biefe Auflöfung 
wurde die non der raſenden Berfammlung niedergetretene Charte wieder in Herrſchaft gefegt 
und befefligt, dem Bürger das Vertrauen auf Handhabung des Gefehes zurüdgegeben, das 
auigeregie zagende Volk beruhigt und für Frankreich eine neue glücklichere Periode des öffent⸗ 
lien Lebens erdffnet. Anderd verhielt es jüh mit den Rammerauflöfungen unter dem Mi: 
niſterium Villele. Diefelben waren nicht auf das Beſte des Volkes berehnet, ſondern follten 
ar dazu dienen, den Minifter am Ruder zu halten. Der exfte Verſuch Villele's glückte; denn 
md der Auflöfung vom 20. Dec. 1823, wegen ded Widerſtandes der Gontreoppofition aud⸗ 
frrogen, gingen aus den Wahlurnen 410 Royaliften und 19 Liberale hervor. Das Volk 
war damals durch den ſpaniſchen Feldzug ganz verblendet und unbebingt für die Regierung 
gemennen, weil biefelbe einen Sieg, wenn auch den bejammernsmwürbigften, erfochten. 
Uber die Verblendung hörte wieder auf, und felbft In der dem Minifter anfangs volllommen 
eigebenen, jetzt fiebenjährigen Kammer minderte ſich im Lauf der Jahre die Zahl der 
Riniferiellem, Die, obwol noch im Befige einer ſtarken Majorität, gewahrte 23 mit 
Säreden und loſte fofort Die Kammer auf (3. Nov. 1827). Aber diefer tollfühne zweite Ber: 
Mut ſcheiterte. Denn das Bolt war in der Schule der legten Jahre belehrt worben, daß die 
Gettfegung des Villele ſchen Syſtems Frankreich verberben müfle; es war deshalb ſowol gegen 
den Rinifter — der König felbft, Karl X, ward über feinem Stellvertreter vergeſſen — als 
Ygen die ihm ergebene Kammer in einem Innern Aufruhr begriffen und freute fich der ihm ge: 
bnenen Gelegenheit, ven Fehler von 1823/24 wieder gutzumadien. So fiel denn die Maß: 
ud, durch welche die größte Verachtung des Volkes audgefprochen war, Indem nämlich Villele 
fie Soffnung einzig au) Beftechung ver Wähler, das Aufgebot der Beamten, überhaupt auf 
und Gewalt fegte, gegen ven Willen ihres Urhebers zum Beſten des Volkes aus und 
Kate jenem den Untergang. Wichtiger und folgenreidher war die Kammerauflöfung vom 
16. Rai 1830 aus Anlafı jener bekannten Anrefie ber 224, welche dem Könige fagte, „daß die 
isnnung ber politiſchen Abfidhten ver Regierung mit ven Wünfchen des Volkes nicht 
Rattfare" (18. März). Denn bie infolge der von Karl X. nunmehr ausgeſprochenen Auflö⸗ 
Tung aageordneten Wahlen fielen erſtlich auf ſämmtliche 224 Votanten für die Adreſſe und 
auferdem auf ambere Liberale. &8 war vie verbiente Strafe dafür, daß der verblendete Mo= 
ung den wohlmeinenden Rath, die ernfte Mahnung der Volksvertreter verachtet hatte. Daß 
die Aufloſung dieſer Ieptgewählten Kammer (durch eine ber ſechs Juli-Ordonnanzeny, bevor die⸗ 
nech verſammelt geweſen, jene glorreiche Erhebung des Volkes von Paris bewirkte, in deren 
dolge der bourboniſche Thron fiel, ift bekannt. Der ſtaatskluge Ludwig Philipp gab viel- 
liät das beſte Beifpiel, wie die Krone die BPrärogative der Rammerauflöfung zu gebrauchen 
hebe. Denn anſtatt je durch eine ver Auflöfungen, bie er anoronete, Unwillen zu erregen, be= 
ſtindete er durch biefelben, wenn fie aud) einzig auf feinen Vortheil berechnet waren, jeweils 
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die Überzeugung, daß jie nux im Intereffe ver Freiheit geſchehen feien, welche nämlich durch mög- 
lichſt häufige Berufung an den unmittelbaren Volkswillen nur gewinnen könne. Nach Ver: 
werfung des Disjunctiondgefeged (7. März 1837) riet) Ouizot eine Kammerauflöfung an, 
ohne jedoch ven König für dieſe Maßregel zu gewinnen. Denn Ludwig Philipp bedachte, daß 
in jenem Augenblide die Auflöfung einen ungünftigen Eindruck hervorbringen mußte; weil er 
aber ſelbſt nichts fehnlicher wünjchte ald Befreiung von der damaligen Kammer, fo verſchob er 
ben im Stillen beſchioſſenen Act, bis er durch die am 9. Mai 1837 ertheilte allgemeine Amneftie 
für alle politifchen Oefangenen und vie Siegesberichte aus Algier dad Volk günftig für ſich ge: 
ſtimmt hatte (A. Oct. 1837). Jetzt Eonnte die Auflöfung gefahrlos geſchehen; jetzt brachte fie 
der Regierung Vortheil. 

In Deutfhland Fommen in der kurzen Zeit des Beſtehens des conftitutionellen Syſtems bie 
meiften Beifpiele von Kammeraufldöfungen auf. Der Grund ift einfad der: Während in ven 
freiern Staaten England und Frankreich den Regierungen, wenn fie ji in der Alternative bes 
finden, entweder die Kammer aufzulöfen oder das Minifterium zu entlaffen, dad Erfte wegen zu 
befürchtender Volksaufregung immer bevenflicher ſcheinen muß als das Zweite, fo ift in Deutſch⸗ 
land das Umgekehrte der Fall. Hier iſt eine Miniſterveränderung etwas Ungeheueres, während 
Die Heimſchickung einer Deputirtenkammer für etwas ganz Harmlafes gilt. Weiß man doch, 
daß die guten Bürger ih von neuem, fo folgfam wie vorher, zu ven Wahlen einfinden und, 
wenn vielleicht audy anfangs zu Oppofitionswahlen geneigt, ven Einwirkungen ver Beauiten 
und Einflüfterungen freiwilliger Serviler zulegt erliegen werden. Schon der Umſtand, daß in 
Deutihland die Minifter nicht auf parlamentarifhen Wege zu ihren Poften gelangen, dann 
die Nothwendigkeit der Benfionirung jener Staatsdiener, die in jenen Staaten gleichfalls nit 
ftattfindet, erſchwert foldhe Veränderungen. Dann aber widerſtrebt es dem Stolze mander Für⸗ 
ften, ein Individuum, daß fie einmal durd) ihren Gnadenblick aus der Reihe der Menſchen her⸗ 
vorgehoben, dem Willen einer bürgerlichen Ranımer zu opfern; mag in dieſem Kalle ein 
Minifterium noch fo oft in der Kammer erliegen und aus noch fo gerechten Urfachen, der Fürſt 
behält feine gefchlagenen Diener bet, tröftet fle über die erlittene Unbill und ſchickt pie Kamnter, 
nachdem er ihr eine Strafprebigt wegen ihrer Unfügfamfeit gehalten, nad Haufe. Daß end⸗ 
lich ein deutfcher Minifter, wenn er vie Majorität gegen ſich hat, feine Stelle felbft aufgebe, um 
eine Auflöfung zu erſparen, ift bei Manchem zu viel verlangt. Viele lieben das Minifter- 
portefeuille zu fehr, als daß fie daſſelbe aus reiner Empfinvlicfeit über Angriffe bürgerlicher 
Schreier aufgäben, und was ven Punkt der Ehre betrifft, fo glauben fie leicht darüber Hinmeg- 
fehen zu dürfen, da ihnen ja immerhin ihre Standed- und Gavaliersehre bleibt, Hinter ver tie 
Schätzung der Öffentlihen Meinung weit zurückſteht. Dahin, daß das Minifterlum, wenn 
es bie Majorität gegen ſich Hat, regelmäßig zum Rücktritt ſich bereit zeigt, wird e# bei und frei⸗ 
lich noch lange nicht Eommen; es kann aber von einer wahren Herrſchaft des conftttutionelfen 
Syſtems, welche die Herrſchaft der Öffentlichen Meinung ift, nicht die Nebe fein, folange die 
Regierungen ven Willen der Kammern nicht beachten und diefe allemal auflöfen zu dürfen glau= 
ben, wenn die Majorität ſich gegen fie erklärt. 

So oft eine Kammerauflöjung aus leichtfertiger Urfache erfolgt ift, verräth e8 glei großen 
politifchen Unverftand wie Feigheit, wenn die Wähler aus Rüdfiht auf ven Regierungswillen 
von den frühern Abgeordneten abfallen, wie e8 nad der Aufldfung des Landtags von 1822, 
aber.nicht A841 in Baden geſchah. Möchten doch die Bürger erkennen, daß fie ihr Heiligftes 
Recht mit Füßen treten und dadurch vor aller Welt fid verächtlich machen, wenn fie bei den 
Wahlen durch Rüdfihten, ftatt durch ihre Überzeugung ſich leiten laſſen! Möchten aber auch 
die Regierungen erkennen, daß ihr und des Volkes Wohl nur vereint erfirebt werben kann, daß 
dies aber nimmer geſchieht, wenn fie ihre Prärogative misbrauchen. Weiſe angewendet mag 
eine Rammerauflöfung zwar zuweilen eine Partei im Volke verlegen (wie bie Auflöfung im 
Jahre 1816 die Ultras in Wuth brachte), nie aber dad Vol felbft; dieſes wird vielmehr über 
eine im Geift des conftitutionellen Syſtems ausgefprodhene Auflöfung als über eine im Inter: 
eſſe feiner Freiheit geſchehene koͤnigliche Handlung ſich freuen und dann voll ftolzen Selbſtge⸗ 
fühls zur Ausübung feines Wahlrechts ſchreiten. 9.9. Rotted. 

Auffchlag iſt der deutſche Ausdruck für Acciſe (f. d.) und wird heute noch in Baiern da⸗ 
für gebraudt. Rau in feinen „Orundfägen ver Finanzwiſſenſchaft“ („Lehrbud) ber politiſchen 
Okonomie”, Br. 3) bedient fi) ebenfalld dieſes Worte, z. B. Bierauffhlag (Malzaufſchlag in 
Baiern), Weinaufſchlag, Tabacksaufſchlag, Fieiſchaufſchlag u. ſ.w. Die Reichsgeſehe verftanven 
darunter nicht nur Verbrauchsſteuern, ſondern auch eine Reihe von Abgaben, welche bei dem 
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Trausport und der Lagerung von Waaren erhoben wurden, z. B. Weggelder, Thorzölle, Lager- 
und Marktgelder. Mit Aufſchlag gleichbedeutend ift Impoft. K. Mathy. 

Aufſehende Gewalt, Aufficht. Eigentlich gibt es gar kein beſonderes Hoheitsrechi der 
aufſehenden Gewalt. (S. Hoheitsrechte.) Das Recht, ſoweit dadurch fein rechtsverletzender Ein⸗ 
griff in ven Kreis bloßer Privatverhaltniſſe ſtattfindet, überall im Staate zuzuſehen und Aus: 
kunft zu verlangen, ift ein wefentlicher Beſtandtheil der Ausübung aller Hoheitsrechte, von 
denen ja feins ind Blinde ausgeübt werben foll. Will man aber aud von einem befondern Go: 
heitsrechte der aufjehenden Gewalt ſprechen, fo darf man es doch nicht Über den foeben bezeihne: 
ten Inhalt ausdehnen. Man darf nicht etwa mit dem Namen dieſes falfchen Schufbegriffs oder 
unter dem Vorwand des Auffichtörechts die Befugniß materieller beliebiger Befhränfungen ver 
Sreiheitsrechte der Bürger und ein Recht des beliebigen Erlaubnißbeflätigend over Verbietens 
einführen wollen. Denn jedes Zugeſtändniß rechtlicher verfaffungsmäßiger Freiheit, der polis 
tifchen, der perfänlihen, der Eigenthumöfreiheit, würde ja dadurch zur wahren Lüge. Diefe 
Rechte wären einem an ſich grenzenlofen Belieben der Minifter preiögegeben,, was in ber That 
aur bei den rohen Rechtsbegriffen und dem Mangel an wahrer Rechtsachtung und conftitutios 
neller Bildung mander veutfchen Juriften und StaatSmänner eine Rechtfertigung finden könnte. 
Hiermit follen nicht alle beſondern Rechte ver Beftätigung, der Aufficht, des Verbots u. f. w., 
welche viele Inriſten (fo z. B. auch Klüber „Dffentliches Recht”, $. 358 fg.) unter dem allge 
meinen Titel der auffehenden Gewalt aufführen, an ſich unbebingt verworfen werden. Nur 
saufen biefelben aus andern Hoheitsrechten, 3. B. aus dem der Polizei, der Juſtiz u. f. w., ihre 
richtige Begründung und mit ihr auch ihre Orenzen erhalten. Welder. 

Aufwandgefebe, ſ. Zurußgefege, Luxus ſteuern. 

An, —* zuft fion. ſ. Reformation. 

abe, ſ. Budget. 

Aus ‚6308, ſ. Zoll. 

Ausglei oder Übergangsabgaben. Der Zollverein gewährt feinen Gliedern 
den freien Verkehr untereinander, alfo einen freien, großen, innern Markt, die erſte Bedingung 
für eine gemeinfame Leitung des auswärtigen Handels und für eine gefunde Entwidelung ber 
Production und Bertkeilung der Güter. Der freie Verkehr befteht darin, daß mit vem Eintritte 
eines Staat in ven Verein die Erhebung von Ein:, Aus: und Durdgangsabgaben an den ge= 
meinfamen Lanbeögrenzen dieſes Staat3 und ver übrigen Vereinsſtaaten aufhört, und daß alle 
im freien Verkehre des einen Gebiets bereits befinvlichen Gegenſtände frei und unbeſchwert in 
Das Gebiet der andern Glieder gegenfeitig eingeführt werben bürfen. 

Diefe Freiheit des innern Verkehrs unterliegt jedoch zur Zeit noch einigen Befchränfungen, 
welche die Krife des Zollvereins im Jahre 1852 überbauert "Haben und in bie neuen Verträge 
vom Jahre 1855 theilweiſe übergegangen find. Hiernach bleibt die Einfuhr verboten für Ge⸗ 
genflände ver StaatSmonopolien: Salz und Spielkarten. Früher maren vom freien Verkehre 
ferner noch ausgeſchloſſen: Gegenſtände, deren Einfuhr durch Erfindungspatente oder Priviles 
gien unterfagt iſt und daher, folange letztere noch in Kraft iind, nicht geftattet werben kann. 

Diejed Verbot ift aus den Verträgen von 1853 verfe Ötwunben, infolge ber Übereinfunft vom 
21. Sept. 1842 wegen Erteilung von Erfindungäpatenten und Privilegien. Hiernach darf die 
Erteilung von Patenten niemals ein Recht begründen, die Einfuhr folder Gegenftände, wenn 
ſelche mit Dem patentirten übereinftimmen, ober den Verkauf und Abfag berfelben zu verbieten 
ober zu beihränfen. Ehenfo wenig darf dadurch dem Patenitnhaber ein Recht beigelegt werben, 
den Gebraud oder Verbrauch von ſolchen Gegenftänven, wenn fie nicht von ihm bezogen oder 
mit feiner Zuflimmung anderweitig angefhafft find, zu unterfagen, mit alleiniger Ausnahme 
Des Falls, wenn von Mafginen und Werkzeugen für die Fabrikation und den Gewerbsbetrieb, 
nicht aber von allgemeinen, zum Gebrauche und Verbrauche des größern Publleums beftimmten 
Sanbelsartifeln die Rede ift. Endlich wird die Einfuhr nur gegen Entrichtung einer Abgabe 
geſtatiet: für gewiſſe, im Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belegte inlän⸗ 

Erzengniſſe. Diefe Abgabe nennt man Übergangs: ober Ausgleihungsabgabe. Anfäng- 

lid ſcheint bie Abficht gemefen zu fein, daß bie Einführung einer gleihmäßigen innern Steuer 

genügen folle, um ben Übergang von dem einen in ben andern ber betreffenden Staaten frei zu 

machen. Bald aber trat Die weitere Bedingung hervor, Daß die gleichmäßige Steuer auch für ges 

weinfaftliche Rechnung erhoben und ebenfo wie die Zollgefälle vertheilt werben müffe, wenn 

vie Belaftung des Verkehrs aufhören fol. Diefes Verhältniß glaubte man .. die Benens 
Exeata⸗Lexiton. II. . 


3 Anögleichungs- oder Rbergangsabgaben 
nung Ausgleigungsabgabe deutlicher zu bezeichnen, als durch die früher übliche Benennung 
Übergangsabgabe. 

Der Vertrag über Fortdauer und Erweiterumg des Zoll: und Hanvelövereind von 4. April 
1853 beftinamt hierliber Folgendes: 

Art. 14. Im Beziehung anf diejenigen Erzeugniffe, welche in den einzelnen Vereinsſtaaten 
theils bei ihrer Hervorbringung ober Bubereitung, theild unmittelbar bei ihrem Verbrauche 
mit einer innern Steuer belegt find, wird ed von fämmtlihen contrahirenben Teilen ald wün⸗ 
ſchenswerth anerfaunt, Hierin eine übereinſtimmung ver Befeggebung und der Befteuerungs- 
fäge in den Vereinsſtaaten thunlichſt hergeftellt zu jehen, und ed wird auch ihr Beſtreben auf 
Herbeiführung einer folhen Gleichmäßigkeit, insbeſondere duch Vereinigung mehrer Staaten 
zu gleichen innern Steuereinrihtungen, mit oder ohne Gemeinſchaftlichkeit ver Steuererträge, 
gerichtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worben, follen hinfichtlich der vorbemerften 
Steuern und des Verkehrs mit den davon betroffenen Gegenfländen unter den Vkreinsſtaaten, 
zur Vermeidung der Nachtheile, welde aus einer Verſchiedenartigkeit der innern Steuerfyſteme 
überhaupt und namentlich and der Ungleichheit der Steuerfäge fowol für die Producenten als 
für die Stenereinnahme ver einzelnen Bereinsflanten erwachlen Binnen, abgefehen von ber 
Befteuerung des im Umfange des Zollvereins erzeugten Ruͤbenzuckers, weshalb auf bie befon- 
ders getroffenen Vereinbarungen Bezug genommen wird, folgende Grundfäge in Anwendung 
fommen: 

L Hinſichtlich der ausländiſchen Erzeugniile. Bon allen Erzeugniſſen, von welden auf 
die in der Zolloronung vorgeſchriebene Weiſe dargethan wird, daß fie als ausländiſches 
Ein= oder Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehärbe des Vereins 
bereit8 beſtanden haben, oder derfelben noch unterliegen, ober von welchen, dafern ſie zu den tarif⸗ 
mäßig zollfreien gehören, durch Befcheinigungen ver Grenzzollämter nachgewieſen wird, daß fie 
vom Auslande eingeführt worden find, darf feine weitere Abgabe irgend einer Art, ſei es für 
Rechnung ded Staats oder für Rechnung von Gommunen oder Eorporationen, erhoben werben, 
jedoch, mas das Gingangsgut betrifft, mit Vorbehalt derjenigen Innern Steuern, welche in einem 
Vereinsſtaate auf die weitere Verarbeitung oder auf weitere Bereitungen aus folhen Erzeug: 
niffen, ohne Unterſchied des ausländifchen, inländiſchen ever vereinslänbifchen Urſprungs, all= 
gemein gelegt find. 

u. Hinſichtlich der inländifchen oder vereinsländiſchen Erzeugniſſe 

1) Von ven innerhalb des Vereins erzeugten Gegenftänden, welde nur durch einen Vereins⸗ 
faat tranfltiren, um entweder in einen andern Vereinsſtaat oder nad) dem Audlande gefühtt zu 
werben, dürfen innere Steuern weder für Rechnung des Staats, noch für Rechnung von Com⸗ 
munen oder Gorporationen erhoben werben. 

2) Iedem Vereinsſtaate bleibt es zwar freigeftellt, Die auf der Hervorbringung, der Zube- 
reitung oder dem Berbraude von Erzeugniſſen ruhenden innern Steuern beizubehalten, zu ver= 
ändern oder aufzuheben, ſowie nee Steuern diefer Art einzuführen, jedoch follen a) vergleichen 
Abgaben für jegt nur auf folgende inländifhe und gleichnamige vereinslaͤndiſche Erzeugniffe, 
ald: Branntwein, Vier, Effig, Malz, Wein, Moft, Cyder (Obſtwein), Tabad, Mehl und an⸗ 
dere Mühlenfabrikate, veögleihen Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett, gelegt werden 
dürfen. Auch wird man fi b) foweit nöthig über beſtimmte Säge (bid jegt die preußiſchen) 
verfländigen, deren Betrag bei Abmeflung der Steuern nicht überschritten werden fol. 

5) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche ver Vereindlänver hiernach zur Erhebung 
kommen, wirb eine gegenfeitige Gleihmäßigkeit ver Behandlung vergeftalt fattfinden, daß das 
Grzeugniß eines Vereinsſtaats unter Feinem Vorwande höher ober in einer läftigern Weife als 
das inländifche oder als das Erzeugniß der übrigen Vereinsſtaaten befteuert werden darf. In 
Gemäßheit diefed Grundfages wird Folgendes feflgejegt: a) Vereinsſtaaten, welche von einem 
inländiſchen Erzeugniffe feine innere Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinsländifche 
Erzeugniß nicht befteuern. Jedoch fol ausnahmsweiſe denjenigen Vereinsftaaten, in welchen 
fein Wein erzeugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem vereinsländiſchen Weine nad) ben be= 
ſonders getroffenen Berabredungen zu erheben. b) Diejenigen Staaten, in welchen innere 
Steuern von einem Conſumtionsgegenſtande bei dem Kaufe oder Verkaufe oder bei der Ver— 
zehrung veffelben erhoben werben, dürfen dieſe Steuern von den aus andern Vereinsſtaaten 
berrührenven Erzeugniffen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weile fodern; fie können da= 
gegen bie Abgabe von den nad andern Vereinsſtaaten übergehenven Gegenſtänden unerhoben 
oder ganz oder theilweife zurückgeben laffen. c) Diejenigen Staaten, welde innere Steuern auf 
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bie Hervorbringung ober Zubereitung eine Gonfumtionsgegenftandes gelegt haben, können 
den gefetzlichen Betrag verfelben bei der Cinfuhr aus andern Vereinsftaaten voll erheben und 
bei der Ausfuhr nach diefen Staaten theilweife oder bis zum vollen Betrage zurüderftatten 
Iaften. (Das Nähere für ben jetzigen Stand der Steuergefeggebungen und für den Fall Eünf- 
tiger Beränderungen wird beſonders verabrebet.) d) Soweit zwifchen mehren zum Zollvereine 
gehörigen Staaten eine Bereinigung zu gleigen Steuereintichtungen befleht, werben diefe Staa: 
ten ia Auſehung ber Befugniß, bie betreffenden Steuern gleichmäßig auch von vereindländifchen 
Erzengniffen zu erheben, ald ein Ganzes betrachtet. 

4) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betroffenen vereinsländiſchen Gegen- 
Ränden fol in ver Regel in dem Lande des Beflimmungsorts ftattfinden, infofern folche wicht, 
nach befondern Bereinbarımgen, entweder durch gemeinfchaftliche Hebeftellen an ven Binnen: 
grengen oder im Lande der Verſendung für Rechnung des abgabeberehtigten Staats erfolgt. 
Auch ſollen die zur Sicherung der Steuererhebung erfoderlichen Anorbnungen, foweit fie die 
bei der Berfendung aus einem Vereinsſtaate in den anbern einzuhaltenden Straßen und Con⸗ 
trolen betreffen, anf eine ven Verkehr möglichft wenig beſchränkende Weife und nur nad) gegen: 
feitiger Verabredung, auch, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereinsſtaat berührt wird, 
nur unter Zuſtimmung des legten getroffen werben. 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Gorporationen, fei es 
durch Zuſchlaͤge zu den Staatäfteuern oder für ſich beſtehend, foll nur für Gegenftände, die zur 
örtlichen Conſumtion beflimmt find, nad) ven deshalb getroffenen befondern Vereinbarungen 
bewilligt werben, und es folfen dabei die vorſtehend unter II, 2, b gegebene Beftimmung und der 
mter II, 3 ausgeſprochene allgemeine Grundſatz wegen gegenfeitiger Gleihmäßigfeit ver Be: 
haudlung ver Erzeugnifie anderer Vereinsſtaaten ebenfo wie bei ven Staatäfteuern in Anwen⸗ 
dung fommen. 

Vom Tabad dürfen Abgaben für Nechnung von Kommunen oder Gorporationen überall 
aicht erhoben werben. i 

6) Die Regierungen der Bereinsflaaten werben fi gegenfeitig a) was bie Hier in Rede 
ſtehenden Staatsftenern betrifft, von allen noch gültigen Gefegen und Verorbnungen, ferner 
son allen in ver Folge eintretenden Veränderungen, ſowie von ven Gefegen und Verordnungen 
über neu einzuführende Steuern, b) hinſichtlich der Kommunal u. f. w. Abgaben aber darüber, 
im weldgen Orten, von melden Communen ober Gorporationen, von welden Gegenftänben, in 
welchem Betrage und auf welde Weife viefelben erhoben werben, vollſtändige Mittheilung 
m 


Dies find die Beſtimmungen, welche verhindern, daß einzelne Glieder des Vereins den freien 
Verkehr nicht durch beſondere Belaftung auslännifcher oder vereinsländiſcher Erzeugniffe neben 
den allgemeinen Zoklgefällen und innern Verbrauchsſteuern beeinträchtigen, und daß die Ber- 
ichiedenheit in der innern Beſteuerung nicht größer werbe. Der ausgeſprochene Wunſch und 
das Streben, eine Bleihmäßigkeit der Innern Steuereintihtungen insbefondere durch Vereini— 
gung mehrer Staaten herbeizuführen, bethätigte ich ſchon vor der Erneuerung der Zollvereind= 
verträge in dem zwiſchen Breußen und Hannover am 7. Sept. 1851 abgefhloffenen Vertrage 
über Die Bereinigung des Steuervereind mit dem Zollvereine, wonach in Hannover von inlän- 
diſchem Tabad und Wein viefelben Steuern erhoben werben follen, melden dieſe Gegenſtände 
in Preußen und ven dieſerhalb mit Preußen im Berbande ftehenden Staaten unterliegen; der 
Verlehr mit Wein und Tabak in allen viefen Staaten iſt frei, und bei dem libergange aus an⸗ 
vera Bereinäflaaten wird bie nämliche Abgabe, welcher diefe Erzeugniffe jegt in Preußen unter⸗ 
liegen, für gemeinſchaftliche Rechnung erhoben. Auch die Branntweinfabrikation befteuert 
Hanuover zu gleihen Sägen und in gleicher Weife wie Preußen und die Ausfuhrvergütung 
für inlaͤndi fchen Branntwein wird beiderſeits gleichmäßig beftimmt; doch bleibt e8 beiden Thei⸗— 
len vorbehalten, nach Maßgabe ber tm Zollvereine beftehenden Orundfäge von übergehendem 
Branntwein und Bier (in deilen Befteuerung Sannover nicht beſchränkt ift) die Übergangs- 
abgabe zu erheben. Gleichzeitig mit dem Zollvereinsvertrage, am 4. April 1853, wurde auch 
der Bertrag vom 8. Mai 1841 zwifchen Preußen, Sachſen und den thüringiſchen Staaten über 
Ye gleiche Befteuerung Innerer Erzeugnifie erneuert und zwiſchen biefen Staaten und Hannover, 
Kurheſſen, Braunfchtveig und Ofvenburg ein Vertrag über bie gleiche Befteuerung von Wein 
und Taback, ſowie den gegenjeitig freien Verkehr mit diefen Artikeln und bie Gemeinſchaftlich⸗ 
keit der uͤbergangsabgaben von denfelben geſchloſſen. = 
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Endlich wurden auch in den Handels-⸗ und Zollvertrag mit Hſterreich vom 19. Febr. 1853 
die Beftinimungen aufgenommen, wonach innere Abgaben vie Erzeugnifſe der contrahlrenden 
Staaten unter feinem Vorwande höher oder in läftigerer Weife treffen dürfen, als die gleich: 
namigen Erzeugniffe ded eigenen Landes; Erzeugniffe, die aus dem einen Staate in den andern 
zu ermäßigten Zolffägen eingehen, dürfen mit feiner weitern Abgabe belegt werben, vorbehalt- 
lich derjenigen innern Steuern, welche auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be- 
reitungen au folden, ohne Unterſchied des ausländifchen oder inländiſchen Urſprungs, allge 
mein gelegt find; Erzeugniſſe, welche aus einen Staat in den andern zollftei eingehen, werben 
in Beziehung auf die innere Befteuerung ald einheimifche behandelt. 

Vergleicht man die noch vorhandenen Beſchränkungen des freien Verkehrs im Bereind- 
gebiete mit denen, welche vor der bedenklichen, durch die Feſtigkeit der geknüpften Berbinbungen 
glücklich überwundenen Krife von 1852 beſtanden, fo ift einiger Fortſchritt nicht zu verfennen. 
Die frühern Berträge für gleihmäßige Befteuerung innerer Erzeugniffe find geblieben, das 
freie Marftgebiet ift durch den Beitritt von Hannover und Oldenburg erweitert, für den Ver: 
kehr mit Ofterreich jind Grundſätze vereinbart, welche einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch ausgeſchloſſenen Erzeugnifien if die Elaffe ver in einen 
Staate patentirten Gegenftände größtentheils hinweggefallen, und es läßt fi annehmen, daß 
Änderungen in der Beftenerung ded Verbrauchs Innerer Erzeugnifle mehr und mehr eine Rich⸗ 
tung einſchlagen werben, welche fle den Vereinbarungen annähert, bie darüber zwifchen mehren 
Staaten bereitö getroffen find. 

Wenn deſſenungeachtet der Rübenzucker noch Immer der einzige Gegenfland innerer Er⸗ 
zeugung ift, welcher gleihmäßig und für gemeinſchaftliche Rechnung im ganzen Vereinsgebiete 
befteuert wirb, und wenn in Bezug auf die Hauptartikel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Tabad ein bedeutender Kortfchritt zur Gleihmäßigfeit und Gemeinfchaftlichkeit der Abgaben in 
der nächſten Zukunft nicht gehofft werben darf, fo wird man ſich ſchwerlich irren, wenn man bie 
Haupturſache in dem Widerſtande Derjenigen findet, die bei der Theilung zu kurz zu fommen 
fürchten, und denen die gegenwärtige Verfaflung des Zollvereins zwar pad Mittel bietet, Be— 
ihlüffe zu verhindern, da ſolche Einftimmigkeit erfodern, dagegen ein Organ gewährt, von dem 
eine Vermittelung entgegenftehender Intereffen mit Vertrauen erwartet werben darf. 

Es laͤßt ſich nicht in Abrede ſtellen, daß die Vertheilung der Zollreventien nad ver Kopfzahl 
ven nörblichen Staaten eine Contribution zu Gunften der fünlichen auflegt, weil erflere mehr 
zolfpflichtige Gegenftänbe verbrauchen ald die legtern. Gegen dieſe Benadhtheiligung haben ſich 
nur die zulegt beigetretenen nörblichen Staaten, Hannover und Oldenburg, zu wahren gewußt, 
indem fie fi ein Präcipuum ausbedingen fonnten, welches ihren Antheil an Eingangszoll, 
Rübenzuckerſteuer und mit Preußen u. |. w. gemeinſchaftlichen Übergangsabgaben um 75 Proc. 
höher ftellt ald den Antheil der übrigen, folange diefes Präcipuun 20 Sgr. für den Kopf 
der Bevölkerung nicht überfteigt. Dagegen genügt für die fühlihen Staaten ihr einfaches 
Veto, um fid der Ausgleichung zu entziehen, melde das Einwerfen ihrer einträglihen innern 
Productions⸗ und Verbrauchsfleuern auf Bier, Wein u. dergl. in die zu vertheilende Summe zur 
Folge Haben würde. Nichts ift weniger zu erwarten, als daß z. B. Baiern einwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleihmäßige, für gemeinſchaftliche Rechnung mit andern Vereindftaaten zu 
erhebende Bierfteuer umzuwandeln. 

Mit den Übergangsabgaben werben daher auch noch lange die gegenfeitigen Klagen gehört 
werben, von ber einen Seite über Verkürzung bei Bertheilung der Zollrevenũen, von ber andern 
Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit inländiſchen Erzeugniflen. Darunter ift e8 haupt: 
fächlidh die Abgabe von dem im Süden probueirten Wein bei der Einfuhr nad; Preußen u. ſ. w., 
melde darum angefochten wird, weil fie ohne Unterſchied der Oualität zum höcften Sage der 
preußlſchen Moftfteuer und zwar auch in den Jahren zu entrichten iſt, in denen die preußifche 
Moftfteuer ganz oder theilweiſe nachgelaſſen wirb. Übrigens Hatte Preußen bei ver Boflcon- 
ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäßigen, wenn feine Bor: 
ſchläge für Zarifänderungen, insbeſondere für Herabfegung von Rohelfen und verarbritetem 
Eifen angenommen würden. Mit diefen Borfdlägen fiel auch jenes Anerbieten, und vor dem 
Jahre 1864 wirh eine merfliche Verminderung ber noch beſtehenden Veſchränkungen des innern 
Verkehrs faum, aber auch dann nur unter fonft günftigen Verhältniſſen zu — A 
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Analogie, Auslegungswiffenfhaft.) Um vie Befege und die rechtlichen Geſchäfte, 
namentlich Die Verträge, richtig befolgen und anwenden zu fönnen,.muß man jle vor allem 
richtig außlegen, d. h. ihre wahre, geſetzlich gültige Abſicht aus ihnen herausfinden und entwiceln 
Tonnen. Die Regeln, welche bei diefer Auslegung und leiten müflen, bilden den Inhalt und vie 
Aufgabe der Auslegungswiſſenſchaft oder Auslegungskunſt, oder der Hermeneutif, und zwar im 
Gegenfag zu ven Auslegungsregeln für nicht juriſtiſche Urkunden, wie z. B. ver Heiligen Schrif- 
ten, der alten Glaififer, die juriſtiſche Hermeneutif. Man theilt die Auslegung ein zuerft in 
geirgliche (legale) und wiſſenſchaftliche (doctrinale). Unter der legalen verfteht man diejenige, 
welde von der geſetzgebenden Gewalt felbft ober vermöge eines Acts dieſer Geſetzgebungsgewalt 
ausgeht. Dian nennt viefelbe authentiſche, wenn fle durch ausdrückliche Acte ver Geſetzgebung 
begründet ift, und ufuale, wenn ſie vermitteld der factifchen Gefeggebung, einer gültigen Ob- 
ſervanz oder Gewohnheit ſtattfand. Allein alle legale Auslegung ift, wie jegt die beſſern Rechts⸗ 
gelehrten immer allgemeiner anerkennen, gar feine eigentlihe Auslegung, ſondern, ald ein 
neuer Aet ber geſetzgebenden Gewalt, ein neues Geſetz. War das alte Gefeg völlig unverſtänd⸗ 
lich, fo war es ein ungültiges, wichtiges Geſetz, und Das, was nun die Befeggebung ald deut⸗ 
liche Regel an feine Stelle ſetzt, iſt ein gültiges, aber neues Gefeg. War das alte Gefeg deut: 
Gh und enthielt, wenn man es richtig audlegte, zum Theil einen andern Sinn ald die neue 
geſetzgeberiſche Erklärung, fo geht dieſelbe als neues Gefeg vor. Stimmt fie überein mit der 
richtigen Auslegung des alten, fo führt fie zwar zu demfelben Reſultat, aber fle ift doch infofern 
ein neues Geſetz, als bei der Auslegung der Sinn aus Ihr genommen und begründet wird, und 
infojern ald namentlich eine aus dem alten Gefeg entnommene neue gelehrte Auslegung, ſoweit 
Re mit ihr in Wiberftreit kãme, ungültig wäre. Es ift diefes praktiſch fehr wichtig, da die Regel 
gilt, daß nene Geſetze, mithin auch authentifche Auslegungen nicht rückwärts, fondern nur auf 
münftige Bälle angewendet werben dürfen. &8 ift alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und fchlecter Regierungen gegen wohlerworbene Rechte ver Bürger zerftört. Manche 
Regierungen wagen ed nämlich nicht , durch offne Gewaltſtreiche und Juſtizmorde den Bürgern 
wohlerworbene Rechte zu rauben, ober durch offenbare Cabinetsjuſtiz geſetzwidrige vichterliche 
Eatfgeidungen zu veranlaffen oder zu geben. Unter dem Schein authentifcher Auslegung aber 
verändern fie die beſtehenden Geſetze, und unkundige oder feige Richter wenden biefelben nun 
auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nit wiffen, 
oder es ignoriren wollen, daß authentifche Auslegungen neue Gefege find. Eine doctrinale 
oder wiflenfchaftliche Anslegung ift dagegen diejenige, die auf Anwendung der allgemeinen 
Auslegungöregeln ſich gründet. Sie iſt theild eine äußere oder grammatiſche, welche den facti= 
ſchen oder wörtlien Sinn des Geſetzes auffucht, theils eine innere, geiftige oder logiſche, welche 
den wirklichen gejeggeberifhen Willen (sententia legis) aus dem Grunde des Geſetzes felbft 
(ratio legis) oder aus andern juriſtiſch erfennbaren Beweiſen von ver wirklichen, gefeglich gül⸗ 
tigen Abficht des Geſetzgebers (voluntas legislatoris) entwidelt. Beide, grammatifche und 
togifche Auslegung, müfjen ſtets miteinander verbunden fein, die grammatifche ald Grundlage 
vorausgehen und die logiſche dann al8 Die eigentlich entſcheidende folgen. Zwar erheben Manche 
Bedenklichkeiten gegen die logifche Auslegung, namentlich in Eriminal= und ſtaatsrechtlichen 
Saden. Allein fürd Exfte muß doch ver Sag feft bleiben, daß nur ver wirkliche erkennbare ge= 
feggeberifge Wille und bindet, das wahre, lebendige Gefeg ift, daß ver Buchſtabe nur das 
dienſtbare Mittel für denſelben Ift, und daß man den Knecht nicht über den Herrn, die äußere 
site Form nicht über dad Weſen ſetzen darf. Welcher Vater over ſonſtige Gebieter wuͤrde nicht 
mit Recht zůrnen, wenn fein Untergebener, dem er etwas beſiehlt, chicands darum dad Gegen⸗ 
theil von feinem ertennbaren Willen thun wollte, weil ſich etwa der Gebieter verſprach, doppel⸗ 
finsig, zweideutig, zu weit oder zu eng ausdrückte? Und man follte ſolches hicandfe abge: 
ſchen⸗dte Spiel mit dem ven gefeßgeberifchen Willen der Regierung und des Vaterlandes 
treiben? Es begründet aber auch fürs Zweite die logiſche Geſetzgebung gar nit, wie man 
gewöhnlich glaubt, größere Gefahren der Ungewißheit und richterlihen Willkür als die ſtreng 
uns blos grammatifche. Denn einestheils ift ja der rein buchſtäbliche Sinn eines Gefehed oft 
viel ungewiſſer und vielbeutiger als der logifche. Und dann zwingt doch Feine menſchliche Macht 
alle Gerichte eines Volks, ven buchſtäblichen, vielleicht unvernünftigen Sinn eine® Geſetzes 
gegen den erkennbaren logifchen und vernünftigen anzuwenden. Ein halbes Befylgen aber be: 
gründet daun doppelte Willfür und Ungewißheit. Wenn z. B. das Mofaifche Geſetz ſich buch⸗ 
— (zu weit) fo ausdrũckt: „Wer Menſchenblut vergießt, deß Blut ſoll wieder vergoſſen 
werden“, fo wird fein Richter, die buchſtäbliche Auslegung befolgend, auch den Soldat, der den: 


‚38 Auslegung (als politiſches Mittel) 


Feind, ven Scharfrichter,, ber pen Verbrecher, ven Unſchuldigen, der im Wahnflun feinen Ne⸗ 
benmenfden umbrachte, wieder töbten wollen, ſondern nad) dem Grunde des Gejeges und 
ber Abſicht des Befepgeberd machen wir hier die beſchränkende logiſche Auslegung, daß nur Deſſen 
Blut, welcher verbrecheriſch Menſchenblut vergoß, wieder vergoffen werden ſoll. Und wenn ein 
Geſetzgeber, nachdem durch die Einleitung zu einem Erbrechtsgeſetz oder ſouſt feine Abficht klar 
ift, daß zuerſt alle Nachkommen, dann erſt Seitenverwaudte erben follen, nun in ber eigent- 
lichen gejeglihen Beflimmung buchſtäblich (zu eng ſich ausdrücend) fo jagt: „Zuerft erben bie 
Kinder und, wenn feine Kinder da find, die Seitenverwandten“, fo wird Jever in logiſcher 
ausbehnenber Erklärung in dem erfien Grabe , alfo vor den rer andy die Kinded- 
Finder oder Enkel und Urenkel zur Erbſchaft rufen und fle nicht ausſchließen. Es ift aud ein 
bloßer Irrthum, wenn man glaubt, die Engländer verwürfen und zwar namentli im Grimi= 
nalrecht die logifcge Auslegung. Wo fie zu Gunften bed Angeklagten it, wenben fte Die logiſche 
Auslegung unbedingt an. Wo fie zu Ungunften deſſelben ift, da benugen bie Geſchworenen 
nur darum zufälfig oft Die blos Sucfästice Auslegung ald einen ſcheinbaren Vorwand, um 
bie veralteten graufamen Strafgejege zu umgehen. In folhem Sinne z. B. vereitelten fie die 
graufame Tobeöfrafe für die kleinen Diebftähle, von ein Baar Strümpfen in einem Falle, wo 
war zwei Strümpfe geftohlen waren, es ſich aber ergab, daß die Strümpfe verſchiedenen Paa- 
ven angehörten. 

Die logiſche Auslegung iſt num entweber eine declarative, wenn fie erklärt, daß bie gefeß- 
geberifche Abſicht ganz mit dem Reſultat der grammatifhen Auslegung übereinflinnmte; ober 
eine einſchränkende (restrictiva), wenn fie, wie bei jenem Mofaifchen Gefeg , erflärt, daß wie 
Worte mehr Fälle umfaflen, als worauf die Abſicht des Geſetzgebers gerichtet war; ober end⸗ 
lid) eine ausdehnende, wo, wie in jenem Beifpiel von den Kindern, der Wortſinn enger ift, 
weniger befaßt Als der Grund und die Abficht des Gefeged. Die Auslegung nad Grund and 
Abſicht des Geſetzes nennt man alsdann analoge Auslegung, oder fie begründet eine Analogie 
(melde man irrig als eine ganz befondere Art von Geſehen oder Rechtsquellen betrachtet), wenn 
man pofitive Beftimmungen über beflimmte Fälle oder Glaffen von Fällen wegen des gleichen 
gefeglihen rundes (nad dem argumento a simili) auf andere ähnliche Fälle anwendet, oder 
wenn man (nad) dem argumento a contrario) fließt, daß der gerade entgegengefegte Grund, 
ber bei andern Fällen eintrit?, auch nothwendig die entgegengefehte Beftisımung nach fi ziehe, 
weil bie ee Geſetzgebung harmoniſch, nicht aber mit fich felbft im Wiberfprud und un: 
gereimt ift, 

Ice gründliche Auslegung einer Gefeggebung muß zu ven höchſten Grundideen ber Gefeg- 
gebung hinauffteigen, um für vie höhern allgemeinern und für bie untergeorbneten 
ſtets den wahren gefehlichen Grund und die geleggeberifipe Abſicht zu finden. Hiermit treten 
denn fowol in Beziehung auf die Gejege wie in Beziehung auf die Auslegung rechtlicher Ge= 
ſchäfte, für welche die obigen Auslegungsgrundfäge ebenfalls gelten, noch eine Reihe von juri= 
fifgen Präfumtionen oder Voraucnahmen bis zum Beweiſe des Gegentheild, 5. B. daß 
correctoriſche Gefege möglichft beſchränkend interpretirt werden müffen, in Verbindung, um bie 
Beftinnmungen ver Geſetze zu einem harmonifchen und feften Gebäude einer zufamnenhängen- 
den, gründlichen, ſichern, Rechtswiſſenſchaft zu erheben. In Ausbildung und feiner Anwendung 
dieſer juriftifchen Ausfegungögrundfäge und Präjumtionen befteht Die noch immer unerreichte 
Meifterfcpaft der römiſchen Jurisprudenz, die auch im Staatsrechte überall leitende, tief aus 
ber Natur des. Rechtsverhältniſſes und der Idee der ewigen Gerechtigkeit geſchöpfte Grundſätze 
und Regeln und darbietet. Vergl. hierüber Welder, „Syftem‘’, Buch HL, und üter die Regein 
der juriftifchen Hermeneutik und über vie Literatur derfelben Thibaut, „Pandekten“, 6. 43 fg. ; 
—— Öffentliches Recht‘, $. 13 und 62. Welcker. 

Auslegun ga politifhes Mittel). Sehr oft If die Auslegung ber Merträge, der 
Gejege und der Berfaffungen vom Parteiſtandpunlie aus wider die Gegner fetematifch mis— 
braucht worden. Es geſchah dies früher vorzugsweife gegen kirchliche, ſpuͤter vorzugsrweife gegen 
politiſche Feinde; es geſchah am meiften in Zeiten ver Reaction, indeh bie Revolution fon 
ihrem ganzen Weſen nad) mehr mit offener Gewalt hervortritt. Es liegt etwas Entſetzliches, 
etwas Empdrendes darin, menn dag formale Recht dazu benugt wird, das materiche Recht zu 
verlegen oder gar zu vernichten, wenn die Formen des Geſetes dazu dienen müflen, das Geſetz 
ſelbſt zu umgehen ober fogar zu verhößnen. Gs iſt unberechenbar, welche tiefe moraliſche Übel 
damit in einem Volke erzeugt werben. Das Vertrauen ſchwindet, an die Stelle ver ehr- 
lien Offengeit tritt Tücke und Hinterliſt; die Unterdrlickten insbefondere ſehen feinen Schuß 
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mehr im Geſetze; fie finden nur in der Gewalt ihr Hell und Tauern auf den günfligen Augen: 
blick diefe Gewalt ihrerſeits in Anwendung zu bringen. Der Wirkung nad ift es dabei voll- 
kenmen gleich, ob die Ausleger ver Geſetze u. |. wm. wirklich glauben, einen guten Gemeinzweck 
zu fördern („Der Zweck Heilige bie Mittel‘, und: Ommia ad majorem dei gloriam), ober ob fie 
nur aus rein felbftfüchtigen Beweggründen handeln, um perfönlih ih zu empfehlen und zu 
foͤrdern, größere Macht eine höhere Stellung oder einen reihen Sündenlohn in Gel zu er- 
haſchen. Zuweilen ift ein Verfahren der angebenteten Axt das Werk kirchlicher oder politifger 
Sanutiter. Diejenigen, zu deren Bortheil e8 angewendet werben will, werben indeß in ber 
Regel gleichfalls war üble Früchte erwten, denn dad empörte Rechtsgefühl der Unterdrückten 
greiit zulegt eben auch zu jedem Erfolg verheißennen Mitiel, und es iſt iu der menfchlichen Natux 
Gegründet, daß die Leidenden zuletzt zu Waffen greifen, welche fie unter andern Verhältniſſen 
mit Abſchen won fh gewieſen hätten. 

ALS Auslegungen der angebeuteten Art betrachten wir ed, wenn man 5.8. im Mittelalter 
an Give nicht gebnaden zu fein behauptete, bie man auf Reliquienfäften abgelegt, aus denen 
man bie Gebeine der Geiligen zuvor insgeheim entfernt hatte. Die von der Inquifition geführ- 
ten Proceſſe enthalten maſſenhaft Beifpiele, wie felbft die furchtbarften Gefege noch unendlich 
ſchreckücher gemacht wurden durch eine auf dad Verderben Einzelner und ganzer Parteien ab: 
zielende Interpretation. Auch die Urt, wie man bie Beſtimmungen des Cdicts von Nantes 
ammenbete, che man bie Kraft in fi füßtte, baffelbe vollftändig und offen aufzuheben, fpricht 
in erfihrediender Weiſe. 

In unferer Zeit Haben kirchliche Verfolgungen in ſolcher Ausdehnung aufgehört, und bie 
zum Theil an deren Stelle getrerenen politiſchen Eonnten ihrer Natur und ver allgemein geftel- 
gerten Cultur gemäß einen gleichen Grad des Entjeglichen nicht erreichen. Aber au das ge⸗ 
winderte Unrecht bleibt dennoch Unrecht und wird befonderd im Völker: und Staatenleben 
ſhließlich veuzjenigen Theile zum Schaden gereichen, deflen Triumph es befiegeln follte. 

Wäre wel die Bavegung der Jahre 1830 und 1848 entſtanden oder bis zu Der erlebten 
Höhe gediehen, wenn immer und Überall die Rechte ver Midliebigen, feien es Einzelne oder 
fein e8 Barteien, nad ihrem wirklichen Werthe gewürdigt worden wären? Aber melde Aus: 
legungen, 3. B. ber Verfaffungsbeflimmungen, waren ba und Dort vorangegangen! Die be: 
Titigten Juliordonnanzen beriefen ſich auf einen Artikel der Charte, um thatſächlich diefe 
ganze Charte umzuftürzen. Wie manther Geißiporn, wie mancher Ultra wollte gerade ver: 
mitteld ber Grundarkunden der gefchriebrnen Rechte thatſächlich eben dieſe Rechte beifeite 
ſchieben! War der Buchſtabe des Gefepes günftig, dann durfte von einer entgegengeleßten Ab: 
Acht des Geſehgebers feine Rede fein, dann entſchied ber Buchſtabe; war aber der Wortlaut fo, 
Daher jede Antufung vom jener Seite unbevingt ausſchloß, dann berief man fich auf den Geifl 
des Geſetzes, auf jenen Geiſt, den man einjeitig und willkürlich hineinlegte. Die klarſten 
Beilimmnungen wußte man für unklar auszugeben, um fie dann in beliebigem Sinne zu deuten, 
So tauchte unter Anderm auch bie Doctrin auf: in Deutſchland gebe es feine vepräfentativen, 
fondern nur landſtändiſche Verfaffungen, unb daran fnüpfte man Interpretationen, die unfere 
Vorfahren, welche wirklich unter landſtändiſchen Verfaſſungen lebten, gar nicht begriffen 
hüten. Merkwücdig if auch das darch Auslegung begründete monarchiſche Prineip und deſſen 
Ausleguug. ( S. Monarchie.) 

Am allerentſetz lichſten iſt es indeß, wenn eine ſolche parteiifche Auslegung ver Gefepe bei 
der Juſtiz irgendwie Cingang findet. Leider ift unfere Zeit in diefer Beziehung nit frei von 
mandhen bittern Trfahrungen. As man nad) der großen Bewegung von 1848/49 beinahe 
überall beſchrãnkende Gelege häufte und die Oppoſition vergebene Dagegen ankämpfte, hörte 
men einmal einen Miniſter auörufen: „Die Engländer fogar Haben in dieſer Beziehung (Vreſſe) 
ſtrengere Geſeze.“ „Aber wie werben bie Geſetze jenſeit, wie werben fie dieſſeit des Kanals 
vollgogen antwertete man if. Wem wird ed heute einfallen, wie Preſſe irgend eines deut⸗ 
fen Laudes für weit ferien erklären zu wollen , als die britifhe? Wohin müßte der Grundfug 
fügen, ven ein Oberſtaatsanwalt bei einer Gerichtsfeierlichkeit ohne Beveufen ausſprach 
„Die Geſetze Änd gegeben zur Beſtrafung der Schlehten, nicht zum Schuge derſelben“, wonach 
es nicht geduldet werben duͤrfe, daß ſie ſich Hinter deren ſchũtzende Formen verſteckten; und dffent- 
liche Blätter (, Allgemeine Zeitung“ vom Ende Novemier 1856) berichteten (allerdings unter 
Veifũgung gerechten Tadels), wie ein (dort näher bezeichneter) Generalprocurator einem hohen 

ofe angejonnen habe, eine „monarchiſche Geſetzinterpretation“ eintveten & laffen, was 
unter Anderm zur Folge habe, daß bie Strafgeſetze niemals unzureichend jeien! .F. Kolb. 
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Auslieferung. Es fragt ſich, ob je oder in welchen Fällen es rechtlich und politiſch zu⸗ 
läffig, räthlich oder nothwendig fein könne, daß ein Staat Perfonen, welche fh in feiner Ge— 
walt, d. h. aljo unter feiner Schughoheit Befinden, einem andern Staat oder überhaupt einer 
fremden Gewalt überantioorte? Natürlich if hier wie überall die Rechtsfrage die erfte, weil nur 
in dem von der Rechtslinie umfchloffenen Raume die Politik ihre THätigfeit zu äußern oder 
ihre Aufgabe zu Löfen hat. Die Rechtofrage aber kann nur beantwortet werben nach forgfältiger 
Unterſcheidung der mancherlei hier vorkommenden ober gedenkbaren Verhältniffe und Bälle. 

Derjenige, deſſen Auslieferung verlangt wird, ift entweder ein Verbrecher, d. 5. unter vem 
Titel einer ihn als Verbrecher bezeichnenden Anfhuldigung Berfolgter, oder ein bloß der aus 
irgend einem andern Titel über ihn angeſprochenen oder auch factiſch über in ausgeübten Ge⸗ 
walt Gntronnener, ein Berfolgter ſchlechthin. Im die legte Claſſe gehören z. B. Leibeigene, die 
ihrem Leibherrn entflohen, Kriegögefangene, die etwa ihrer Escorte ntrannen, in bürgerlichen 
Kämpfen Beflegte, überhaupt Flüchtlinge aller Art. 

Der Verbrecher, welcher durch Die Flucht in unfer Gebiet ſich der Strafe für das in fremdem 
Lande begangene Verbrechen zu entziehen fuchte, ift entweder Angehöriger unfers Staats oder 
Fremder. Im erften Kalle ift, infofern das ihm angeſchuldigte Verbrechen eine Ihat if, 
welche auch durch unfere Gefege für ein Verbrechen erklärt wird, unfere Pflicht, entweder den 
Angefhulbigten zur Unterſuchung und nach beren Ergebniß zux Strafe zu ziehen, over ihn aus⸗ 
zuliefern. Eins von Beidem muß geſchehen, wenn nicht das Reit des Staats, worin dad Ver⸗ 
brechen begangen wird, oder überhaupt das Recht aller durch ſolches Verbrechen Beleivigten ge- 
Eränft werben fol Der Rechtsſtaat kann für die ihm Angehörigen, ſobald fie Verbrecher wer- 
ven, fein Aſyl mehr fein. Es ift jedoch wohl zu bemerken, daß bier nur von folden Verbrechen 
vie Rebe fein Tann, welche es ſchon nach dem Gefege ver allgemeinen rechtlichen Vernunft, dem⸗ 
nach nicht bloße Übertretungen rein poſitiver Gefege find. Den Mordern, Räubern, Dieben 
u. ſ. w. darf der Rechtsſtaat Fein Aſyl gewähren, und er muß entweber ſelbſt ſtrafen oder aus⸗ 
liefern. Durch letzteres jedoch würbe er feinen Angehörigen In die Gefahr ſetzen, allzu hart be- 
ſtraft zu werben, was feiner Pflicht als Schughoheit widerfpräde. Daher bleibt nur vie felbft- 
eigene Beftrafung (nad) dem unter den beiverfeitigen Gefegen mildern Gefeg) übrig, und die 
Auslieferung ift unzuläffig. Daffelbe ift ver Fall, wenn das Verbrechen (3. D. Betrug, Morb- 
anftiftung u. f. mw.) von unferm Lande aus (etwa durch Briefe oder Beauftragte n. |. w.) ins 
freinde Land wirkend begangen wurde und dann von bort auß eine Klage erhoben wird. 

Anders geftaltet fi die Sache, wenn ver Verbrecher ein Fremder if und deſſen Auslieferung 
entiveber von dem Staate, welchem er ald Unterthan angehört, oder von jenem, morin er das 
Verbrechen begangen, verlangt wird. Im folgen Fällen wird, wenn das Verbrechen ein ſolches 
fon nad) dem natürlichen Rechtageſetz ift und in dem verfolgenven Staat eine ihrer Idee wenig 
ſtens in der äußern Erſcheinung entſprechende Suftiz befteht, durch Auslieferung eben fein Un= 
recht begangen, ja vielmehr fie muß bewilligt werben, wenn man nit vorzieht, den Verbrecher 
ſelbſt zu beftrafen und zwar abermals nad) dem mildern der in beiden Staaten geltenden Gefepe. 
Letzteres iſt freilich jedenfalls das Sicherſte; denn niemals kann man völlig davon verfidert fein, 
daß dem Auszuliefernden, der nun doch fon unferm Schuge fi unterwarf und von deſſen 

"wirklicher Schuld wir noch feinen genügenven Beweis haben, von Seiten des ihn verfolgenden 
Staats Fein Unrecht, feine grunplofe Berurtheilung, Feine ungebührlid harte Behandlung wi= 
verfahren werde. Das Recht ver felbfteigenen Beftrafung aber, infofern fie zumal ein Mil⸗ 
deres als die Auslieferung iſt, haben wir, ſobald Klage gegen ven Verbrecher eingelegt wird 
und diefer nicht felbft die Auslieferung vorzieht, ald Rechtsanſtalt ganz gewiß, und wir haben 
auch als ſolche die alternative Pflicht, entweder zu ſtrafen obet auszullefern, damit wir nicht 
durch Die dem Verbrecher gewährte Zuflucht theilhaftig feiner Schuld und Miturheber aller wei⸗ 
tern durch bie geöffnete Ausſicht auf Straflofigkeit veranlapten Verbrechen werben. 

Aber nicht weiter erſtredt ſich dieſe Pflicht als auf Verbrechen, vie als folde allgemein an⸗ 
erkannt find ober werben Binnen, einerfeits nach ihrem Begriff und andererſeits nad) ven jedes⸗ 
mal vorhandenen concreten Verhältniffen und Lagen, überhaupt aljo nach dem jenem Berftän- 
digen einleuchtenden und von allen Redlichen geachteten Recht ver Vernunft, auch nur infofern 
die ganz offenkundige ober völlig erwiefene ober erwelsliche Schuldhaftigkeit eines Angeklagten 
vorliegt. Aus diefem Grunde foll niemald wegen Übertretung tein pofitiver Verordnungen, 
3. B. wegen Bollvefraubation ober wegen Nichterfüllung ver Conſcriptionspflicht u. 1. w., eine 
Auslieferung beroilligt werben, und ganz beſonders ift dieſelbe unzuläffig und unbebingt ver= 
werflich, wo es fi von polltiſchen Verbrechen handelt. Bei politifcgen Verbrechen nämlic, 
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fi denn, fie Hätten nebenbei auch ben Charakter von gemeinen, 3. B. von Mord over 
Ranh u. ſ. w., erſcheint der Staat, in dem fie vorflelen, als in zwei Parteien getheilt, von benen 
die eine bie flärfere, d. 5. Die factiſch mit der Gewalt bekleidete oder vie fieghafte, vie andere aber 
De ſchwächere, der Gewalt entbehrenve ober die befiegte if. Die Beftrebungen ber Iegtern, eine 
Auberung ber Berhältnifie zu bewirken, werben ſodann, wenn ſie fehlſchlugen, von der fiegen= 
den Partei für Verbrechen erklärt; fie würden aber im alle des Gelingens für patriotifche Tu⸗ 
gend erklärt iworben fein. Über Handlungen viefer Art Tann kein fremder Staat zu Gericht 
figen, fondern blos die Öffentliche Meinung und die Geſchichte haben darüber das Ürtheil zu 
ſprechen Eine Auslieferung der wegen politischer Verbrechen Verfolgten, d. h. wegen Thaten, 
bie jenad dem Erfolg bald für ſtrafbar, bald für preiswärbig gelten, ift alfo ſteis eine unbe= 
fugte Einmifhung in einen fremden Streit, ein anmaßliches Erfenntniß über eine unferm 
richterlichen Uxtheil kelneswegs unterworfene Sache, eine gegen ven Auözuliefernden und gegen 
alle Genoſſen feiner Beſtrebungen und Wünfche ausgeübte ſchwere Rechtsverletzung. Sie ift 
ned mehr: fie ifk, ihrer Maxime nach ober in allfeitiger Übung und mit deren Folgen ge= 
bad, eine Aufhebung des Öffentlichen und dadurch auch alles Privatrehtözuftandes. Gegen 
ben Gewaltwisbrauch einer Regierung oder einer fiegenden Faction, gegen tgrannifche Be⸗ 
brüdung jeder Art, gegen die Verfolgungen zürnender Machthaber oder ihrer Gewaltträger bes 
Recht noch ein leztes Rettungsmittel in ber Flucht, und pas Bewußtfein davon beſtimmt einer- 
feitd die Machthaber zu einiger Mäßigung und ermuthigt andererfeits die Freiheitsfreunde zu 
ſtandhaftet Rechtsvertheidigung. Das Princip der Auslieferung aber entreißt dem Verfolgten 
auch jenen legten Troſt und verwanbelt die Geſammtmaſſe aller Staaten, welche ſich gegenfeitig 
die Flüchtigen auf Verlangen ausliefern, in einen abfolut beherrſchten Weltftaat, d. h. in einen 
ichen Kerker. Die Machthaber, durch den Gedanken, daß ihnen zu entrinnen unmöglich 
iR, in der Idee der Allgewalt beftärkt, fühlen ſich jegt völlig aller Schranken levig, und dem um 
fd greifenden Despotismus in Befepgebung, Verwaltung, überhaupt in jeder gegen bie Ge— 
famntheit wie gegen Einzelne auszuübennen Willkür fegt nichts mehr ein Ziel. 

Die theils Elare Anerkennung, theild wenigftend Ahnung fo heillofer Folgen des Auslie- 
erungẽeprincips hat auch auf die voͤlkerrechtliche Praxis von jeher einen vorherrſchenden Einfluß 
wsgeäbt. Selbſt barbariſche Völker achten fid für verpflichtet, an dem zu ihnen geflüchteten 
Grembling, wenn er nicht Verbrecher gegen natürliches Gefeg war, dad Gaſtrecht zu ehren; 
oe auch Deöpoten (wie in neuerer Zeit noch der Kaifer von Marokko an den vor Ferdi⸗ 
m’s VIL Henkern in fein Land geflüchteten conflitutionellen Spaniern bewies) verweiger⸗ 
tes andern Deöpoten die Außlieferung verfolgter Freiheitsfreunde. Sreili treffen wir auch 
kautige Ausnahmen von fo rechtsgemaͤßer und humaner Übung an, nit nur im rohen Mittele 
der, wo 3.8. der edle Arnold von Bredcia von dem Herrn Campaniens an KRaifer und Papft 
ausgeliefert ward, fondern auch in weit neuerer Zeit, wovon insbeſondere die alle Gefühl em⸗ 
Have Auslieferung VPatkul's durch den Kurfürften von Sachſen und König von Polen, 
Anguf, an den tyranniſchen König von Schweden, Karl XIL., ein fhaubervolled Beiſpiel ift. 
og iR von allen Voͤlkerrechtslehrern und felbft Staatdmännern, fo viele derſelben fih auch 
mr einigermaßen zur Höhe ver echten Wiſſenſchaft und ver edlern Politik erhoben, fortwährend 
wrtennt geblieben, daß wegen fogenannter Staatsverbrechen, d. h. wegen rein politiſcher Sün= 
Yen oder Fehlſchiagungen, die Auslieferung unzuläffig, ja felbft ein Verbrechen und, wenn gar 
du Prineip aufgeftellt, eine Aufhebung des öffentlichen Rechtszuſtandes ift. 

Da die Uinzuläffigkeit der Auslieferung allernähft auf das Recht des Auszuliefernden ſich 
gründet, fo erhellt, daß fie auch durch einen (ſei es einfeitigen, ſei es wechlelfeitigen) Vertrag 
Siteufgehoben werde. Ein Vertrag de jure tertii, um fo mehr ein Vertrag, an einem Dritten 
Wi Keat verlegen zu wollen, if ungültig und im legten Falle bereitö eine wirkliche Verlegung. 
Ber Yefem Standpunkte find bie auf Auslieferung ver Refractäre ober Deferteure lautenden 
Berteige zu beurtheilen. Auch die Milizpflicht und die ſoldatiſche Pflicht find rein pofitiver 
Ratır und gar oft wirklich ungeredhte, ja tyrannifche Geſehe, ober auf Zwangsanwerbung ge: 
geindet, und ſelbſt wo fie ie wahre, vernünftig anzuetkennende Geſellſchafispflicht nicht über: 
Reigen, erſcheinen fie doch als erloſchen, ſobald das Befellihaftsband durch Auswanderung, 
bier aljo durch Flucht, zerriffen ward. 

Wenn felbft bei Solden, die als angebliche Verbrecher verfolgt werben. die Auslieferung 
in den angeführten Bällen zu verweigern ift, fo kann noch weniger von ihr vie Rebe fein, wo 
Un Berfolgter blos ald Verfolgter, d. h. irgend einer factifch über ihn ausgeübten Gewalt Ent: 
iennener, erſchelnt. So dürfen flüchtige Kriegögefangene, ober überhaupt Beflegte, die auf 
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fremdes Gebiet ſich retteten, nicht ausgeliefert, ſondern ed kann nur ihre Entwaffnung, wenn 
fie noch Waffen führten, gefodert werben. Daſſelbe iſt der Fall, wenn dad Verlangen der Aus⸗ 
lieferung auf einen von und nicht anerkannten ober nicht anzuerkennenden Rechtstitel AG ftügt. 
&o, wenn ber Leibherr feinen Hüchtigen Sklaven reclamirt. Doch iſt von der Auslieferung na= 
tärlid) die Heimweiſung oder überhaupt die Auswilfung zu unterfchelven, für deren Zuläffig- 
keit nämlich die polizeilichen Grundfige maßgebend jind, ſodann auch vie Entſcheldung civil: 
rechilicher, von unfern Gefegen anerfannter Anſprüche, als z. B. des Baterd auf den Sohn, 
des Gatten auf die Gattin, welche, wenn fie erhoben werben, von unfern Gerbäten zu entſchei⸗ 
den find. Rotteck. 

Nachtrag. Während fich die vorſtehende Behandlung des Gegenſtandes mehr nur auf 
den rechtsphiloſophiſchen Boden Hält und ihn in feinen allgemeinern Selten gu ſchildern ver⸗ 
ſucht, ſoll im Folgenden mit größerer Anlehnung an bad geltende Hecht und nit nähern Ein 
gehen auf bie einzelnen Bragen eine ſelbſtaͤndige Wuͤrdigung biefer Materie gegeben werden. 
Eine Hier und da abweichende Anficht von ver obenſtehenden &rörterung darf bei einem fo viel⸗ 
fach beftrittenen Gegenftande wol auch daneben geltend gemacht werben. 

Unter Auslieferung im völkerrechtlichen Sinne veriteht man bie Überlieferung eines Indivi⸗ 
duums von Seiten eined Staat an einen andern wegen eines Unterſachungs⸗ ever Strafrechts 
des legtern gegen den im fremden Stnatögebiet Verweilenden. Nur in Bezug auf ein civil⸗ 
rechtliches Verhältniß, das heutzutage nur noch einem Fleinen Theile der civillſirten Welt an: 
gehört, die Sflaverei, redet man von einer Auslieferung, fonft iſt für bie Ähnlichen Verhältniffe 
des Civilrechts, wie au) ſchon Mottert hervorgehoben hat, wer Anfprud vor ben betreffenden 
Civilgerichten zu verfolgen, und was ſchließlich don der Staatsmacht hier zu geſchehen hat, ge⸗ 
ſchieht in dem gemöhnlichen Wege des eigenen Erecutiondverfahrens. lim bie gedachte Aus⸗ 
nahme ver Sklaverei hier kurz zu berühren, fo Hat, wie eö ſcheint, fein Staat ber neuern Zeit 
jemals einem andern das Recht zugeftanden, eine Anslieferung der fluͤchtigen Sklaven zu fo— 
bern, ja mit Ausnahme der eigenen Untertbanen geftattete man den Sklaveneigenthümern nicht, 
die Sklaverei und daraus erwachſend ihr Eigenthum an einem flüchtigen Sklaven in europäifhen 
Gerichtshöfen geltend zu machen. Eigenthümlich und eine Ausnahme war die dis 1857 beflehende 
Beftimmung des Preußiſchen Landrechts, wonach der von ſeinem nichpreußiſchen Herrn in Preußen 
für einen vorübergehenden Aufenthalt eingeführte SHane durch Entlaufen feinen Status nicht 
ſollte verändern koͤnnen. Bin flüchtiges Entrinnen nad) Preußen wurde Dagegen ebenfo wie in 
andern Ländern als cin Titel der Freiheit angeſehen. Umgekehrt verhält fich die Sarhe in ven 
Derrinigten Staaten, wo die Auslieferung flüdtiger Skiaven eine der brennenden Fragen 
unferer Tage bildet. Durch die Gonftitution iſt der Brundfag ansgeſprochen, daß die Entwei⸗ 
Hung eines Sflaven aus einem ſklavenhaltenden in ein nichtſtlavenhaltendes Stuntögebiet inner⸗ 
halb der Union den Sklaven nicht frei machen, fondern gu feiner Auslieferung führen foll. (Art. 4, 
8. 2 Const.: „No person held to service or labour in one state, under the laws thereof, 
escaping into another, shall in consequence of any law or regnlation therein be discharged 
from such service or labour, but shall be delivered up on claim of the party to whom such 
labour or service may be due.) @ine freiwillige Herkberführung eined Sklaven auf ſtlaven⸗ 
freies Gebiet innerhalb der Union kann jedoch nach den alsdann unbefhränft eintretenden Ge⸗ 

ſehen dieſes Staats ein rechtliches Erloͤſchen ber Sflaverei zur Bolge haben. Wenigſtens war 
dieſes bis zu dem jüngft entſchiedenen Proceſſe Dred Scott die allgemeine Rechtsanficht und 
ſelbſt die gegentheilige Anſicht des Supreme Court leugnet nicht das Recht eines ſtlavenfreien 
Staats, einen fo in fein Gebiet gekommenen Sklaven als frei anzuſehen und nicht auszullefern. 
ſondern behauptet nur, daß ein Sklavenſtaat auf eine ſolche Beſtimmung in einem freien Staate 
keine Rückſicht zu nehmen braucht, was freilich auch der bisherigen Rechtsüberzeugung und 
Rehtsübung widerſpricht. Zu der Auslieferung eines Sklaven, ver ſich auf ſtlavenfreiem 
Staatsgebiete von feinem Herrn trennt und Müchtig wird, iſt weder der Einzelſtaat noch die 
Foderalregietung, welche ſeit 1850 na dem Fugitive-sieve-law die Auslieferung von Hüch- 
tigen Sklaven Übernonmen hat, verpflichtet. Die befihräntte Pflicht zur Auslieferung wire 
aber gegenwärtig durch den hartnaͤckigen Widerſtand ver ſtlavenfteien Stanten gegen ven Aus: 
lieſerungsproceß fo gut wie illuſoriſch gemacht. Wären die Einzelftanten der Union unabhän- 
gige, nicht durch dad Bundesrecht zu einem Staate verfettete Oemeinwefen, fo würde von einer 
ſolchen restlichen Pflicht überhaupt nicht gerevet werben können. Kein Staat braucht inner: 
halb feiner Grenzen ein angebliches Reditöperhänif anzuerkennen, das ven erften Grundfätzen 
feines fittligen und rechtlichen Bewußtſeins widerſpricht; noch viel weniger gibt es für ihn eine 
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BÜR, zur praltiſchen Geltendmachung eines ſo nad feiner Auffaffung Reit genannten Un: 
teqᷣts feine Mitwirkung zu gewähren. Dafielbe gilt unzweifelhaft auch son ven abgeſchwächten 
Gormen der Unfreiheit, wie Leibeigenfihaft. 

Wit diefer aus den eigenthümlichen Verhältniſſen eines ‚einzigen modernen Culturſtaats 
hervorgegangenen Ausnahme ſind es nur ſtrafrechtliche Auſprüche, welche der Auslieferung zur 
Grundlage dienen können. Aber indem es fi hier um eine Ihätigkeit von Staat zu Staat 
handelt, gehört der gange Gegenſtand dem Voͤlkerrechte en. Seine Grundfäge haben zu entſchei⸗ 
den, ob um» unter welchen Berhältniffen der eine Staat zur Foderung der Auslieferung eined 
Inbivibuums, um baffelbe feinen Strafgefegen wirkfen zu unterwerfen, berechtigt und ver an⸗ 
dere zu Zeitung dieſer Rechtshuͤlfe verpflichtet it. 

In der antifen Welt, die noch Fein wahres Völkerrecht kennt, bei der Abgefchlofienheit, in 
welcher bie Staaten ohne Bewußtſein einer högern Gemeinſchaft nebeneinander verharren, wo 
Fremder und Feind fononyn find, hürfen wir eine Anwendung voͤlkerrechtlicher Principien auch 
kei diefem Gegenflande nicht erwarten. Nach antifer Anſchauung iſt das Exil felöft ſchon eine 
barte Strafe, eine Strafe, die nur dem Verluſt des Lebens an Schwere nachfleht. Der frembe 
Staat fühlt feine Verpfligtung, die Rechtsorduung des Heimatſtaats gegen ven Blüchtling zu 
unterflügen, und der Seimatſtaat hat ſchon in der Flucht feine Benugthuung. Wo wir verein: 
zeit von Foderungen ver Auslieferung hören, da gilt ed nicht ſowol des Verbrechers ald des 

Raatögefährligen Einzelnen wieder habhaft zu werben, und wo, was noch feltener geſchieht, eine 
Auslieferung gewährt wird, da hat — die Macht des Starkern, nicht dad ven Wälfern 
gemeinjame Recht entjchteben. Überhaupt ik in einer Bhafe der ftaatlichen Geſtaltungen, wo 
das Aſyl innerhalb des Territoriums noch eine fo große Bebeutung Hat, der Schutz, den das 
fremde Stantögebiet gegen die ftrafrerhtliche Verfolgung gewährt, nichts weiter Auffälliges. 

Auch für das Mittelalter herrſcht noch im Ganzen viefelbe Anſchauung vor. Wie die Wiege 
der modernen Staatenbildung, iſt dad Mittelalter Europas auch die Zeit, in der ſich das Völker: 
recht erfi eutwickelt. Der dauernde, fletige, friedliche Verkehr von Staat zu Staate, zu dem ſich 
heit Die Kriegsepochen als die Ausnahmen verhalten, die duch Chriſtenthum, Feudaliemud, 
tömifches Recht und fo mande andere Erſcheinungen herbeigeführte Übereinftimmung in den 
Iafitutionen und Überzeugungen der Völker bilden zwar bie Grundlagen des heutigen Voͤlter⸗ 
zes, aber zu einer rechtlichen Überzeugung, daß ſich die Staaten in ihrem Nebeneinander auch 
Boftives zu gewähren Haben, daß fie in ber bloßen Enthaltſamkeit von feinvlihen Handeln 
ihre gegenfeitige Aufgabe nit erfüllen, gelangt man erſt fehr langſam. Rur fehr vereinzelt 
werden uns vorübergehende Gonventionen über die Auslieferung flüchtiger Verbrecher im 14. 
uns 15. Jahrhundert erwühnt. Wo fie vorkommen, if dad Motiv nicht bie Unterftlägung ber 
Rechtepflege des einen Staats um ihrer ſelbſt willen von Seiten bed andern, ſondern die ge= 
weinſchaftliche Gefahr. Räuber und Diebe, die an den Grenzen fich aufhalten, Heute hier, morgen 
Yort plündern, ſuchte man auf dieſe Weife zu übermältigen. Die Berfplitterung Europas in viele 
Taf oder ganz jelbftändige Fleinexe Staaten mußte allerdings auf einen ſolchen praktiſchen Ausweg 
bindeuten, allein auf ver andern Seite wogen nur felten freundnachbarliche Gefinnungen vor und 
beſtrafte man aud wol den Verbrecher wegen auswärts begangener Verbrechen, ſei ed, um das 
hechangeſehene Reit der Griminalgerichtöbarkeit recht Häufig zu Üben, feies, um des emolu- 
mentam aerarii, das ſich an die Beſtrafung fnüpfen fonnte, iHeilhaftig zu werben. Auch jetzt 
aech war das 2008 des „‚Elenden‘ in der Fremde ein überaus hartes. Dies mochte den Staat über 
das Flũchtiggehen des Verbrechers troͤſten. Häufig that dies auch die Confiscation feiner im 
Lande verbliebenen Habe und Güter, die fi an das Aphten des landflüchtig gewordenen Anz 
achgulnigten Enüpite. Nur wegen der auswärts weilenden politifhen Klüchtlinge mar man in 
ſteten Sorgen, und es fehlt nicht an Verſuchen ber Staaten, die Brätendenten und Ihren Anz 
hang darch Außlieferung oder auch per nefas mit Gewalt in ihre Macht zu bekommen. 

Der Gründer der Völkerrehtönifienihaft, Hugo Grotind — die fo eben geſchilderten Ver⸗ 
balmiffe gehören der Zeit wor ihm an — hat auch bie Frage Über die Pflicht der Staaten zur 
Auslieferung erörtert. Na ihm hat der Staat die Verpflichtung, entweder den zu ihm ges 
mũchteten Angeläulvigten ſelbſt zu ſtrafen ober dem verfolgenden Staate auszultefern („De jure 
beili ae pacis“, lib. U, 0.21, $. 4, 5, 6). Diefe Verpflichtung hat ſich nach —* ſowol uuf 
Gaheimiſche als Fremde zu erfivedien. ($. 4, n. 8), dagegen aber die Austieferung felbft nur 
nad vorheriger Unterſuchung, ob der Verfolgte auch wirklich ſchuldig tft, einzutreten ($. 4, n. 1). 
Yan Sorigange bemerkt er dann, daß nur bei ſchwerern Verbrechen Die Auslieferung gewährt zu 
werden pflege, und nennt ausdrücklich ſolche, quae statum publicum tangunt, Ben einer Aus⸗ 


4 Austieferung 


ſchließung politiſcher Verbrecher aus ver Reihe ver audzuliefernden Flüͤchtlinge weiß Grotius 
nichts und erwähnt ausdrücklich ältere Verträge, z. B. zwiſchen England und Frankreich, wo⸗ 
nad) rebelles et profugi ausgeliefert werben mußten. Auch das in neuefter Zeit fo vielfad be⸗ 
ſprochene Ausweifen politifher Flüchtlinge iſt ſchon in frühern Verträgen übernommen worden, 
3. B. von dem Herzoge von Burgund England gegenüber. 

Die Begründung ſeines Satzes, daß der fluͤchtige Angeſchuldigte entweder zu ſtrafen ober 
auszuliefern ſei, gibt Grotius in folgender Weiſe. Im Naturſtande hat jeder Schuldloſe das 
Recht, ven Schuldigen zu ſtrafen. Nach ver Entftehung der Staaten fällt die Verfolgung und 
Beftrafung der Verbrechen gegen ven einzelnen Staat dieſem und feinen Behörben zu. Sie 
tönnen nad) ihrem Gutbefinden flrafen oder ſtraflos laſſen. Aber dieſes volle Recht bejigt ein 
einzelner Staat nicht denjenigen Verbrechen gegenüber, welche Die ganze menſchliche Gefellfhaft 
betreffen (quae ad societatem humanam aliquo modo pertinent), die daher auch andere Staa= 
ten verfolgen innen, gerade fo wie in einem Staate bei manchen Vergehen ein Jever aus dem 
Volke die Anklage erheben kann. Noch viel weniger hat ein Staat dieſe freie Verfügung bei 
ſolchen Verbrechen, die einen andern Staat beſonders betreffen, wodurch diefer dad Recht auf 
Veflrafung um feiner Würde und Sicherheit willen hat. Diefes Recht darf derjenige Staat, 
zu bem der Schuldige geflohen ift, nicht hindern. Da nun aber die Staaten einander nicht zu ge: 
ftatten pflegen, daß die Macht des einen zur Geltendmachung feiner Rechte bewaffnet in das Ge⸗ 
biet des andern fomme, fo folgt daraus, daß von diefem entweber auögeliefert oder beftraft wer⸗ 
den muß. ⸗ 

Seitdem iſt über dieſe Auslieferungspflicht viel hin und her geſtritten worden. Manche 
ſchloſſen ſich an Grotius an und behaupteten ein abſolutes Recht des Staats, von einem andern 
die Auslirferung zu verlangen, und dem entſprechend die abſolute Verpflichtung auf der andern 
Seite, fie zu gewähren. Diefe Meinung fah in dem Nichtaußliefern eine Verlegung eines poſi⸗ 
tiven Rechts, die zu gernhtem Zwange Anlaf gab. Dagegen erhob fi jenod in der Willen: 
{haft ein Widerſpruch und die communis opinio geftaltete fih allmälig dahin, daß die Auslie- 
ferung von flüchtigen Verbrechensangeſchuldigten allerdings eine Pflicht fei, die der Staat dem 
Staate ſchulde, aber zu einer volkerrechtlichen Verpflichtung erft durch Vertrag und Übereinkunft 
werbe. Falſch if vor allem die Argumentation von Grotius, ald wenn ver Staat ohne weiteres 
vie Verſchuldung gegen den andern Staat, weil fie diefen betrifft, zur Strafe bringen müffe. 
Nicht das in einem andern Staate formell ald Recht erfcheinenve Unrecht, fondern das wahre 
wirkliche, d. h. Hier nach der Auffaffung des Staats felbft ald Necht angenommene Berhälmig 
joll auch der dritte Staat fhügen. Dann aber ſetzt das unterflügende und gemeinfhaftliche 
Handeln yon Staaten eine Gleichartigkeit ihrer Inftitutionen voraus, die durch das bloße Neben- 
einander nicht ſchon gegeben iſt. Allerdings ift e8 die Tendenz der Staaten, ſich in allem Guten 
ähnlich zu werben, aber erft in der neueften Zeit hat fid diefe in mächtiger Weije geäußert. Eine 
abfolute Berpflihtung zur Auslieferung würde nun über alle biefe Gefichtöpuntte hinweggehen 
und fo einen angeblichen zur Verherrlichung des Rechts führenden Rechtsſatz zu einer Hand⸗ 
babe des Unrechts ftempeln. Wir müſſen daher ven voͤlkerrechtlichen Rechtsgrund für die Aus- 
lieferung in den Auslieferungdverträgen fehen, ald Motiv zu viefen Verträgen aber allerdings 
die Verpflichtung der Staaten betrachten, zur Herrfchaft des Rechts bei ven gleichgebilveten Vol⸗ 
fern nad) beflen Kräften beizutragen. 3 

Man hat viefer Auffaffung entgegengehalten, daß, die Verpflichtung zur Auslieferung zuge= 
geben, damit aud) ſchon dem andern Staate das nicht zu welgernde Recht auf Auslieferung aner= 
kannt fei, aber wir bürfen hier an Dag erinnern, was gegen eine ähnliche Argumentation im Art. 
Aſyl und Aſylrecht bemerkt worben iſt. Co mag eine Zeit kommen, wo aud) ohne ausdrücklichen 
Vertrag dieBerhältniffe ver Staaten fo gleihartig und deshalb ſo eng find, daß die Verwandlung 
ber fittlichen Hoberung in ein Rechtsgebot, ven Fluͤchtigen auszuliefern, der Befammtüberzeugung 
ber Nationen und der Natur ber Dinge entfpricht, aber daß fie noch nicht gefommen ift, daß vie 
Individualität der Staaten noch fortwährend aud in gemeinfamen Angelegenheiten ihr Recht 
behaupten muß, und daß bei ver Auslieferung durch die Foderung eines im Vertrage ausge⸗ 
ſprochenen Conſenſes ver Parteien der Invivinualität die Moͤglichkeit ihrer Geltendmachung zu 
gewähren ift, ſcheint uns für die Gegenwart ein ebenfo richtiger Grundſatz des Volkerrechts zu 
fein, als er fich einer fat allgemeinen Anerkennung erfreut. 8 ift in neuefter Zeit von Wobl, 
der das Auslieferungsrecht zum Gegenſtand einer Monographie gemadt hat („‚Revifion der 
volkerrechtlichen Lehre vom Afyl“, 4853), ver Vorſchlag gemacht worden, durch einen Gongreß 

n gemeinſchaftliches Recht ber Auslieferungen aufzuftellen und dem wirklichen Völkerrecht als 
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zwiſchen allen Staaten geltende Norm einzuverleiben. Uns ſcheint bamit nichts geivonnen zu 
werben. Die ſchlimmen Seiten des vorliegenden Zuftandes jind nad) Mohl die verſchiedenen 
Grundtäge, welche die Staaten befolgen. Allein abgefehen von einigen andern ziemlich ein⸗ 
Außlofen Momenten, liegt der Grund zu den verfchienenen Grundjägen eben in der noch Immer 
beſtehenden Verſchiedenheit des Charakters der Staaten. Ob man in vielen Verträgen ober 
einem Bertrage, in einem diplomatiſchen Tete-a-töte oder auf einem Gongreffe ven Gegenftand 
behandelt, wird auf die Individualität der Staaten und demgemäß auf Die aus dieſer Verfchie= 
denheit der Ginzelftaaten ſich nothwendig ergebenden verſchiedenen Auffaffungen des Aus⸗ 
kieferungsrechtö feinen Einfluß üben. 

WBährene demnach die heutige Theorie den Orundfag aufftellt, daß ein Recht auf Auslies 
ferung einem Staate nur aus einem ausdrücklichen Vertrage erwaͤchſt, iſt dagegen faft ebenfo 
allgemein anerkannt, daß dem Staate der Zuflucht dad Recht zufteht, aud) ohne Auslieferungs- 
vertrag die Auslieferung zu gemähren. Der flüchtige Angefyulvigte hat dem Staate gegenüber 
kein Recht zu verlangen, daß diefer feine füttliche Pflicht, ver Aufrechthaltung der Rechtsordnung 
im fremden Staate feine Unterftügung zu gewähren, um jenes willen nicht übe. Die Berüd: 
ñchtigung der eigenthüntlichen Verhältniſſe des einzelnen Falls ift Hier dem Staate vollfommen 
frei überlaffen. Beim Vertrage ift die Rückſichtnahme auf die Beziehungen ver Staaten, auf 
die Natur ber angeſchuldigten Haudlung und die Lage ihrer angeblien Verüber ein für alle: 
mal vor bem Abſchluß der Convention geübt worden. Hier iſt die Unterfuchung der Umftände, 
welche eine allgemeine Anerkennung ber Auslieferungspfliht ohne Vertrag hindern, bei jedem 
einzelnen Anfuhen um Auslieferung möglid. Die Nichtauslieferung unter folhen Verhält— 
niffen iR natürlich feine Verlegung eines Rechts des die Auslieferung fobernden Staats. Diefe 
Regeln der Böllerrechtötheorie, die Nothwendigkeit von Außlieferungsverträgen zur Herftellung 
eines Rechts auf Auslieferung umd dagegen die rechtliche Möglichkeit, freiwillig auch ohne Ver- 
ttag auszuliefern, find unzweifelhaft auch das praftifche Recht ver Gegenwart. Im 17. Jahr: 
hanbert nad) Hugo Grotiuß fehen wir noch felten förmliche Verträge über die Auslieferung ges 
Rblchten. Allerdings hat die Fremde nicht mehr für den Flüchtigen die Schreien, melde im 
Mittelalter ven heimatlofen Mann verfolgten, aber in einer Zeit bed Kriegd und der Gewalt⸗ 
thaten in ganz Guropa, wo die machtigſten Länder durch Bürgerkriege zerriffen wurden, küm⸗ 
merte man ih wenig um die Rechtspflege innerhalb der eigenen Grenzen, geſchweige denn, daß 
man den, Flůchtling vor der Gerechtigkeit‘ noch weit über die Grenzen verfolgt hätte. Im Kriege 
ücl felbftverflännlic, der Anſpruch auf internationaled gemeinfames Handeln fort. Dagegen 
Tommen zu verfchievenen malen Anſuchen wegen Auslieferung politifcher Blüchtlinge vor. Sehr 
intereffant ift eine Verhandlung, melde Sir William Teniple, englifcher Gefanbter im Haag, im 
Jahre 1670 führte und worüber er in einem Briefe an den englifhen Staatöfecretär Sir John 
Trevor unterm 29. Juli 1670 berichtet; Intereffant namentlich aud; deshalb, weil von beiden 
Seiten faft wörtlich diefelben Vorwürfe und Argumente geltend gemacht wurden, die wir in 
neueſter Zeit fich bei dieſer Frage über die Auslieferung politiſcher Flüchtlinge Haben gegenüber: 
treten fehen. (Sir William Temple’ „Letters“, II, 234 fg.) Wenn aud) in diefem Falle 
son der Stadt Rotterdam nicht audgeliefert wurde, fo ift doch in andern Fällen ganz nad) der 
Auffaflung des Hugo Grotius ausgeliefert worden. Daß im 47. Jahrhundert ſchon Die Nicht- 
andlieferung politifcher Verbrecher Grundſatz des Voͤlkerrechts geweſen, läßt ſich durchaus nicht 
behaupten, aber bei dem Mangel ausdrücklicher Verträge wurbe allerdings meiſtens in folden 
Fällen nicht ausgeliefert. 

Mit vem 18. Jahrhundert beginnt die Periode der Auslieferungsverträge, und namentlich 
iR es Frankreich, das hier den andern Stanten mit feinem Beifptel vorangeht. Helie zählt Ver: 
träge mit den Niederlanden, Würtemberg, Dfterreich, der Schweiz, mit den Kurfürften von 
Trier und mit Spanien auf. („Traitö de l'instruction criminelle” , II, 655.) 

So gelangen wir in unfer Jahrhundert und die gegenwärtige Zeit. Die beiden beherrſchen⸗ 
ben Grundfäge find aud heutzutage noch: rechtliche Verpflichtung zur Auslieferung buch Ver⸗ 
tnäge, rechtliche Möglichkeit der Auslieferung nach freiem Willen des einzelnen Staate. Man 
het wol sen gegenwärtigen Stand biefer Frage und das Berhältniß der einzelnen Staaten dazu 
dauach unterjcheiden wollen, daß einige Staaten den Anſpruch auf ihre Mitwirkung zur Oel: 
tendmachung des Rechts auch außerhalb ihrer Grenzen anerkennen, andere dagegen nicht. Jenes 
folten ſolche Staaten thun, die auch ohne Auslieferungäverträge ausliefern, dieſes die andern, 
welche nur nad; Vertrag außliefern. Aber nichts ift falſcher als dieſe Unterſcheidung. Dadurch, 
daß er einen Auslieferungsvertrag abſchließt, bemeift ber Staat ja fein Beftreben, dem Recht auch 
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über fein Gebiet hinaus Beiſtand zu leiften. Daß man in andern Bällen nicht auskiefert, beruht 
in den Staaten, bie Hier zur Frage ftehen, nicht auf einer Abneigung gegen die Unterftügung 
eines fremden Staats, ſondern darauf, daß die Negierung (die man hier immer mit dem Staate 
zufammenwirft) ohne die in einen DVertrage und den ihm beflätigenven Gejegen ihr gegebene 
Befugniß nicht ausliefern kann. Diefer Ind Staats-⸗ und Strafredt gehörende Umſtand macht 
aber deshalb keine Schwierigkeiten, da ja Diefe Staaten bereitwillig genug find, Auslieferungs⸗ 
verträge abzuſchließen. Und darüber fan keine zweite Meinung exiſtiren, daß die : außbrädliche 
Feftfegung, in welchen Fällen und unter welchen Formen ausgeliefert werben foll, für eine ſtraf⸗ 
proceffualifche Handlung das Entſprechende und zugleich für ven internationalen Frieden das 
Erſprießliche it. Solange die reine Willkür zu entſcheiden hat, wird man einerfeit# zu viel fo= 
dern, andererſeits zu viel verweigern. Erſt der Vertrag, ber das Recht unter ven Parteien 
ſchafft, gewährt hier die ſichere Grundlage und den richtigen Maßſtab. Diefe Auffaffung iſt. auch 
die von der großen Mehrzahl der modernen Eulturftaaten getheilte. Das Recht der Auslieferun: 
gen ift ein Recht der Auslieferungdverträge, und felbft da, mo noch ausnahmöweiie kein Ber- 
teag beiteht und freiwillig ausgeliefert wird, befolgt man im Ganzen bie leitenden Grundfäge, 
welche in ven meiften Verträgen wieberfehren. Hier find jedoch von ver Betrachtung einige Staa⸗ 
tenverhäftniffe vorerſt auszuſcheiden, die, mehr ald voöllerrechtlicher Natur, deshalb auch auf die⸗ 
ſem Gebiete ihre Etgenthismligkeiten haben, die Bunbebflaaten Nordamerikas und ber Schweiz 
und ber Deutfche Bund. Die engern, zum Theil rein ſtaatsrechtlichen Bande, melde dieſe — 
pen zuſammenhalten, beziehen ſich auch auf die Auslieferung. 

In den Staatsverträgen, welche dad Auslieferungsrecht zwiſchen nichtdeutſchen Stasten 
oder deutſchen und nichtveutfchen Staaten regeln, ift das herrſchende Princip, die Verbrechen 
einzeln aufzuzählen, wegen derer auögeliefert wird. Begen dieſes Syſtem läßt ſich zunächſt feine 
Weitläufigkeit einwenden. Gin zweiter Vorwurf, der materiell gemacht werben kann, iſt, daß 
die Zahl der angegebenen Verbrechen oft viel zu gering iſt. Allerdings foll nicht wegen jener 
kleinlichen Anſchuldigung der ganze Apparat zweier Staaten in Bewegung gefegt werden, aber 
wenn einzelne Verträge aus der ganzen Zahl von firafbaren Handlungen mur, wie ed der eng⸗ 
liſch⸗franzoͤſiſche Auslieferungsvertrag vom 13. Febr. 1843 thut, Mord, Fälſchung und betrügeri⸗ 
fen Bankrott erwähnen, fo ift Died eine Fümmerliche Abſchlagszahlung an die internatiowale 
Rechtspflege. Wir finden jept in fehr vielen Ländern bie firafbaren Handlungen in Verbrechen, 
Vergehen und Übertretungen abgetheilt. Nicht immer iſt daſſelbe Vrincip der Scheidung bei⸗ 
behalten und einzelne Vergehensfälle haben oft eine über dad einzelne Staatögebiet hinaus: 
reichende Gefährlichkeit, welche zu einer Mitwirkung bei der Verfolgung die andern Staaten ge- 
neigter macht. Aber Im. Ganzen läßt fi die Foderung aufftellen, daß wegen aller Verbrechen 
(vie Ausnahnte der politifchen wird gleich zu befprechen fein) die Auslieferungspflicht übernom⸗ 
men werben müßte. Es ift aud nicht zu verfennen, daß ſich in ver neueften Zeit eine Aus- 
dehnung ver Auslieferungsfälle bemerklich mat. So enthält fhon der preufiih =nieberlän- 
diſche Vertrag vom 17. Nov. 1850 folgende Aufzählung: Meuchelmord, Giftmifcherei, Vater: 
mord, Kindesmord, Todtſchlag, Nothzucht, Branpftiftung, Berfälfhung von Schriften mit In= 
begeiff der Nachmachung von Banfbillets, von Papiergeld und öffentlichen Papieren, Anferti-- 
gung falſcher Münzen, Verfälſchung der gefegmäßigen Münzen und wiſſentliche Ausgebung 
falfchen Geldes, falſches Zeugniß, Diebftahl unter erſchwerenden Umſtänden, Unterflagung 
feitens Öffentlicger Kaftenbeamten und Stewererheber, Exprefiung, Beſtechung öffentlicher Be- 
amten, betrügerifchen Bankrott. Auch der im Jahre 1852 zwiſchen Nordamerika und ver großen 
Mehrzahl ver deutſchen Staaten abgefchloffene Vertrag geht wenigſtens weiter als bie Altern 
von Seiten Amerikas geſchlofſſenen Gonventionen. 

Die meiften ver Verträge enthalten eine Stipulation, wonach der eigene Unterthan nicht 
außgeliefert wird, und bie Theorie erklärt ſich faſt einftimmig für dieſen Grundſatz. Hält man 
„an ihm feit, fo tft ein Bruch in das Territorialprincip und eine Beftrafung des Inländerd wegen 
* im Auslande begangenen Verbrechen eine Nothwendigkeit. Wir möchten zu erwägen geben, ob 
nicht auf einer Stufe ver höhern Gleichartigkeit ver Stantdeinrihtungen und Strafgefege biefer 
Grunvfag aufgegeben zu werben verdient. Man liefert heutzutage nicht aus, weil man Mid- 
trauen in vie Gerechtigkeitspflege des andern Staats fegt. Nichtsdeſtoweniger Tann nur deffen 
Geſetz auf feinem Gebiete verlegt werben. Diejenigen Staaten, welche Heutzutage nod an die= 
fem richtigen Grundſatze fefthalten, ſind keineswegs abgeneigt, ihren eigenen Unterthan auszu⸗ 
liefern. England und Rordamerika haben in dem ſie betreffenden DBertrage feine folde Aus— 
nahme, und in vie zwiſchen Amerifa und ven deutſchen Staaten abgeſchloſſenen Verträge iſt 
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die Nichtauskieferung der Nationalen nur deshalb aufgenommen werden, weil bie deutſchen 
Staaten davon nicht abgehen wollten. Gibt man jedoch zu, was von vielen Seiten behauptet 
wird, DaB der Staat eine Straigewalt über feine Unterthanen für jenfeit feiner Grenzen began- 
gene Berbredien habe, fo ift allerdings die Cutſcheidung richtig, daß er, eingeben der nähern 
Verbindung zwifchen ji und dem Unterthan und um feiner eigenen Würbe willen, ftatt aus⸗ 
zuliefern, felbft ftraft. In Frankreich ſanctionirte ein kaiſerliches Decret vom 23. Oct. 1811 dic 
Auslieferung eined Franzoſen wegen eines im Auslande verubten Verbrechens, -allein es ſcheint 
biefer Grundfag nie zur Anwendung gekommen zu fein und ſpätere Minifterinlerflärungen fo: 
wie fpätere Verträge ſprechen entſchieden das Gegentheil aus. Heutzutage hat die Regel, den 
Rationalen nicht auszuliefern, in Verkehr mit England und Amerifa die ſchlimme Folge, daß 
ein in Deutſchland ji vergehender Anıerifaner weder in Amerika geftraft wird, da dieſes Land 
am Territorialprincipe ferhält, noch zur Beftrafung nad; Deutſchland ausgeliefert wird, da die 
deutichen Staaten, und deshalb auch ihnen gegenüber Amerika, die eigenen Unterthanen nicht 
außliefern. So ift Hier dur das Gegenübertreten zweier ſtarren Principien eine bedenk 
liche Lüde für die internationale Strafrechtöpflege vorhanden, anf deren Entſtehung wir 
deshalb ausführlich hingewieſen „Haben, weil ſich no im den neueſten Darftellungen unfers 
Gegeuftandes der Irrthum findet, als meigere man ſich englifcher- und amerikaniſcherſeits, ſowol 
den Einheimifchen auszuliefern, als auch venfelben im eigenen Lande für auswärtige Verbrechen 
zu beftcafen. Principiell weigert man fi nur des legtern und des erftern nur, weil hier die 
übrigen Staaten feine Reciprorität gewähren können. („Whereas the laws and constitution 
of Prussia and of the other German states, parties to this convention, forbid them to sur- 
render their own citizens to a foreign jurisdiction, the government of the United States, 
with a view of making the convention strictiy reciprosal, shall be held equally free from 
any obligation to surrender citizens of the United States.” Gingang bes preußiſch⸗ nord⸗ 
amerifanifhen Vertrags vom 16. Juni 1852.) 

Man kaun demmach die Regel dahin formiren, daß entweder nach ausdrücklicher Gefegebung, 
Bertragsbeftimmung over nad) Übung der eigene Unterthan von einem Staate nicht ausgelie= 
fert wird. Danach Hätten wir den Kreis ver ausguliefernden Verſonen dahin beftimmt, daß 
mar Ausländer auögeliefert werden. Keinen Unterfchled macht es für die Audlieferungspflict 
nad Bertrag oder für die Auslieferung nah freiem @rmeflen, 06 der Auszuliefernde Angehd- 
riger des ihn requiricenden Staats oder eines britten Landes iſt. Nur ift manchmal biefem 
SHeimatflaate das Recht gegeben, felbft die Auslieferung zu verlangen. 

Wo ohne Vertrag ausgeliefert wird, pflegt man die Foderung aufzuftelfen, daß die ange⸗ 
ſchaldigte Handlung aud) in dem Staate der Zuflucht mit Strafe bedroht fei, und verlangt wol 
noch weitergehend die Anwendung der mildern Strafe. Jenes begründet fi dadurch, daß ber 
Staat nit einem Rechte Unterftügung gewähren darf, welches er als ſolches nicht anerkennt. Dies 
ſes ift eine weiter geführte Conſequenz derfelben Auffaffung, obgleich es ſchwer Hält einzufehen, 
weshalb ein Staat durch die Zuflucht des Schuldigen verpflichtet werben foll, nach den Gefegen 
des Orts der Zuflucht zu entfcheiden, die offenbar nicht übertreten find. In ven Verträgen fin: 
det ſich die erſtere Beſtimmung nicht, weil fle durch die Aufzählung der Verbrechen über: 
auffig iſt. 88 find eben nur folche ſtrafbare Handlungen aufgeführt, die in beiden contrahiren⸗ 
den Staaten ald die beftinmt aufgeführten Verbrechen gelten. Dagegen zeigt ſich ein Einfluß des 
zu Grunde liegenden Princips, daß der Staat nur dad nad) feiner Auffaffung noch ſtrafbare 
Hameln zur Beflrafung zu bringen Hilft, in der häufigen Beſtimmung, daß dann nicht aus: 
geliefert wird, wenn nad) den Strafgefegen des requirirten Staats die Handlung ſchon verjährt 
tein würte. (3.2. fächſiſch-belgiſcher Ausfieferungsvertrag vom 23. Febr. 1851, Art.8: „Die 
Auslieferung findet nicht ftatt, wenn feit ver Berlibung ber zur Laft gelegten That, feit der Unter= 
ſuchung ober feit der Verurtheilung die Verjährung ver Anklage over der Strafe nach den Ge: 
Teen des Landes, in welchem der Angeſchuldigte fich befindet, eingetreten iſt.“ Gleichlautend iſt 
rie Franzöftich:preußifche Convention vom 24. Juni 1845, Art. 6.) 

Auch die Verträge, welche die zur Ausfieferung führenden Verbrechen und Anſchuldigungen 
eciell nennen, enthalten gewöhnlich noch die Beſtimmung, daß wegen politifcher Verbrechen 
nicht außgeliefert wird, und manchmal hat man ſich durch beſondere Stipulationen gegen bie Um⸗ 
schung dieſes Grundſahes zu ſchũtzen gefucht. (Belgiſch⸗preußiſche Gonvention vom 29. Jult 1836, 
Art. 7: „Die Beſtimmungen der gegenwärtigen Convention können nicht auf Individuen Anwen: 
Yumg finden, die fich irgend ein volitiſches Verbrechen Haben zu ſchulden kommen laſſen.“ Franzö⸗ 

w* · ſachfiſcher Vertrag vom gr 185, Art. 8: „Gs ift außbrüdliche Bevingung bieferüberein: 
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Eunft, daß der Angeſchuldigte oder Verurtheilte, deſſen Auslieferung bewilligt wird, in feinem 
Falle wegen eines wor der Auslieferung brgangenen politifen Verbrechens ober Vergehens 
oder wegen einer mit einem derartigen Verbrechen oder Vergehen zufammenhängenden Hand⸗ 
lung zur Unterfuchung gezogen ober beſtraft werben darf.“) Auch wird nicht felten als ein Grund⸗ 
ſatz des geltenden Völkerrechts, ganz abgefehen von Verträgen, die Nichtauslieferung politifcher 
Verbrecher aufgeftellt. Rotteck Hat mit großem Geſchick geltend gemacht, was für eine ſolche 
Regel fpriht. Doc follte nicht vergeffen werden, daß das politiihe Verbrechen immer 
Verbrechen bleibt. Nicht weil ein Staat fein Intereffe und feine Pflicht Hätte, ven Widerſacher 
gegen bie Heimifche Staatsordnung zur Beſtrafung durch den verlegten Staat zu bringen, fonz 
gern nur, weil bei der nod) immer fehr verfchievenen Begrenzung ber gegen ven Staat gerlchte— 
ten Verbrechen ein Staat nur eine vollfommen bereditigte Geltendmachung ſtaatsbürgerlicher 
Breiheit In einem Acte fehen würde, der nad) der Auffaffung des betreffenden Staats Hoch- 
verrath oder Majeftätöbeleivigung ausmacht, if die Nichtauslieferung wegen polltifher Ver⸗ 
brechen ver unferer Zeit entiprechende Orunpfag. Wir meinen nicht, daß es richtig fei, wenn 
ein republitanifher Staat den politifhen Flüchtling, der wegen eines Hochverraths gegen feine 
heimiſche monarchiſche Staatsordnung verfolgt ift, deshalb fhügen will, weil er gegen die Mon= 
archie und für die Republik aufgeflanden, oder umgekehrt. Der entſcheidende Grund ift, daß bei 
politifhen Proceflen fein Staat noch dem andern die durchgängige gewiſſenhafte und unparteii= 
ſche Haltung und unbeirrte Rechtspflege zutraut, die bei gemeinen Verbrechen kaum mehr ver⸗ 
mißt wird. Die politifchen Proceſſe, wie fie früher geführt zu werden pflegten, rechtfertigen vie: 
ſes Mistrauen volltommen, und auch noch in der neueften Zeit unterſcheiden Staaten zwiſchen 
gewöhnlichen und politiſchen Prorefien, indem fle bie Aburtheilung von Stantöverbredhen befon= 
dern Gerichtöhöfen überweijen, bei venen die Grundlagen einer volksthümlichen und vorurtheils⸗ 
loſen Rehtfprehung aufgegeben werben, um andern’ rein politifhen Erwägungen Plag zu 
machen. Der fremde Staat muß fürchten, durch Auslieferung eines politiſchen Slüchtlingd feine 
Mitwirkung zu Handlungen der Rache, nit der Geredhtigfeit zu gewähren. Daneben kommit 
noch in Verrat, daß nicht felten in einem Stuate die Gewalt nur in den Händen einer Re= 
gierung de facto ift. Zwar hat er dieſe auch anzuerkennen, aber es ift ein über die bloße Anz 
erfennung hinausgehender Schritt, einem ſolchen Regimente durch Audlieferung feiner Gegner 
eine wirffame Beihülfe zu leiften. In einer ſolchen Lage findet feine Anwendung, was Rotteck 
oben von den Gegenüberftehen politiſcher Parteien in einem Staate bemerkt hat. In der A= 
gemeinheit, mit welcher er dieſe Auffaffung geltend macht, läßt ſich tr jedoch keineswegs bei- 
fimmen. Wir müffen vielmehr behaupten, daß ber eine Staat dem andern gegenüber ebenfo 
verpflichtet ift," feine Mitwirkung duch Auslieferung in allen Fällen da zu gewähren, wo wer 
Angriff auf die Staatsperſoͤnlichkeit ein ebenfo gewiß verbrecheriſcher ift, ald 3. B. auf die Per—⸗ 
fon eines einzelnen Unterthanen, und daß nur die Schwierigkeit, diefe Fälle von ven nicht fo ge⸗ 
arteten zu unterfheiden, und die ungenügenden Garantien für eine geredite Behandlung des 
Staatöverbreherd oder eines Staatsverbrechens Angefchulvigten heutzutage noch dem Grund⸗ 


fage der Auslieferung von folgen Slüchtlingen im Wege flehen. Wir können ung allerdings 5 


eine Zeit denken und müffen auf fie hoffen, wo die Staats- und Rechtseinrichtungen überall ber . 


Art find, daß jeder Staat getroft, wie den gemeinen Verbrecher, fo auch den politifhen Friedens⸗ 


brecher zur Aburtheilung übergeben Fann, aber es braucht nicht langen Befinnens, um zum Ne: R 


fultate zu gelangen, daß diefe Stunde noch nicht gefommen iſt. In diefer Beziehung fagt Ber- 
ner mit Necht: „Wir find der Anficht, daß das Territorialafyl für politifche Verbrecher in einer 
glücklichern Zufunft fallen wird, wie daß kirchliche Aſyl ded Mittelalters bereit gefallen iſt. 


Die politifhen Verbrechen muß man doch für wirkliche Verbrechen erflären, over man erflärt : 
ben Staat für rehtlod. Es gibt unzweifelhaft gewifle allgemeine Grundlagen bed Staats, wie 


bei allen Völkern viefelben find; wer fie bei vem einem Staate angreift, darf bei dem andern 


feinen Schug finden. Aber die Begriffe hierüber find noch nicht conjolivirt; es herricht über das | 


Politiſche noch durchaus Feine Gleichfoͤrmigkeit der Anfthten. Und während einer folgen Ent: ' 


wickelungoperiode fei das politiſche Aſylrecht ein heiliges. Solange die Menſchheit no nach Den 
wahren Formen des Staatölebens ringt, folange gewaltige Revolutionsfänpfe die Volker in 
Parteien fpalten, deren eine immer bie andere zu Verbrechern flempelt, folange kann namentlich 
der fremde Staat den Märtyrer nicht vom Verbrecher unterfheiden, folange ift daher auch Das 
politiſche Aſylrecht eine Wohlthat, wie es das fromme Aſyl ver Kirche war. Und wie die Gegen 
wart nicht anders kann, als ver Kirche für ihre aufopfernde Thätigkeit hinfichtlich des Aſylrechts 
Dank fpenden, fo wird die Nachwelt, die Geſchichte auch das VWerbienft derjenigen Staaten zu 
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kroͤnen wiflen, die, unbeirrt durch die Neclamationen anderer Staaten, den Grundſatz des polltis 
fen Aſyls in ſchwerer Zeit aufrecht erhielten.” („Wirkungskreis des Strafgefeged”, S. 192.) 
Allerdings fügt nie Nichtauslieferung zur Stunde nicht blos den edeln Patrioten, fondern aud) 
den ruchloſen Selbftfüchtling, der in einer evolution, die er, die taufend Intereffen feiner Mit: 
bürger nicht achtend, geweckt hat, nur gemeine Leidenſchaften befriedigen will; aber um der Ge: 
zeiten willen ſchirnit auch das Aſyl noch den Ungerechten, weil eben eine Scheidung nicht mög⸗ 
lich iR. Etwas Anderes iſt dagegen die Frage, ob nad dem Ausprud eines oben angeführten 
VBertrags auch Der gegen Auslieferung gefchügt fein follte, verim Zufammenhange mit einem po: 
litiſchen Verbrechen ein gemeines begangen haben foll, und hier flräubt fid) allerdings dad Ge: 
fühl gegen einen ſolchen Deckmantel. Der Meuchelmord bleibt Mord, mag er aus gewinnfüd- 
tigen ober politifchen Motiven verübt fein; den Frauenſchänder foll ed nicht fhügen, daß er als 
Aufſtãndiſcher died Verbrechen begangen, und das Einzige, was fi) zur Entſchuldigung für eine 
folge Ausdehnung der Nitauslieferung geltend machen läßt, iſt die Befürchtung, es werbe um 
der politifcgen Anſchuldigung willen die Aburtheilung des gemeinen Verbrechens eine nicht 
unparteiiige fein. Doc kann ſich hiergegen ver ausliefernde Staat wenigftens nad) dem einen 
Seftem (T. unten) bei der Vorunterſuchung fügen, und fo darf wol die Foderung aufgeftellt 
werben, daß die bloße Gonnerität mit einer politifchen Anſchuldigung den eines gemeinen Ver- 
brechens Angeklagten nicht vor der Audlieferung fügen kann. In neuefter Zeit hat ih auch 
Belgien veranlaßt gefunden, einen in diefem Sinne gehaltenen Zufag zu feinem Auslieferungs= 
sertrage mit Frankreich zu gewähren (wenn der Angriff auf den Staat in einem Mordverſuch 
gegen den Fürſten befteht), und ebenfo find aud) von Frankreich unter ſolchen Umſtänden Aus- 
Ueferungen erfolgt. Immer ift dabei feftzuhalten, daß der fo Ausgelteferte megen bes politiſchen 
Bergehens nicht geftraft werben fann. Man hat wol behauptet (3. B. Lord Balmerfton in einer 
Devpeſche an Lord Bloomfield vom 6. Oct. 1849), daß Nichtauslieferung politiſcher Angeſchul⸗ 
digter Völferrehtsgrundfag fei. Soweit ann man nicht gehen, aber allerdings mehren ſich 
die Verträge, welche dieſes Princip enthalten, und diejenigen, welche das Gegentheil feftfegen, 
find entweder ausdrůcklich oder de facto aufgehoben, 3.8. der Vertrag zwiſchen der Schweiz und 
Sranfreid vom 31. Dec. 1828, zwifchen Ofterreih und Sarbinien vom 6. Juni 1838. Wo jie 
ch) beflchen, 3. B. zwiſchen Ofterreih, Rußland und Preußen (bie Convention ift in Preußen 
vublicirt am 15. März 1834 und beftimmt gegenfeitige Audlieferung von Staatsverbrechern aus 
den ehemals polnifchen Landestheilen; die preußifch-ruffifche Carteleonvention vom 20./8. Mai 
18344 geht auf Deferteure und alle Verbrecher), fowie zwiſchen Sſterreich und ven kleinern ita⸗ 
lieniſchen Staaten, iſt ihre Befolgung eine je nach der Zeitlage fehr ungewiſſe und erklaͤrt ſich 
ihre Entflehung aus den beſondern Umſtänden. Wo die Verträge fjweigen, da wird man Heut: 
zutage die Nihtauslieferung als die Regel annehmen können. Es liegt auf der Hand, daß ein 
Staat vorläufig, je freier feine Inftitutionen find, deſto weniger geneigt fein wir, einem 
Staate mit unfreier Geftaltung feiner Öffentlichen Verhältniffe die Auslieferung von politifchen 
Slägklingen, fei es durch Vertrag oder im einzelnen Falle, zu gewähren. Und aus der Nüdfiht 
auf die eigene Würde erklärt es ſich, daß fein Staat einen Beſchuldigten dahin ausliefern wir, 
wo er für einen gleichen Ball feine Reciprocität zu erwarten hätte. 

Nachdem wir gefehen, welche Berfonen nad} dem unter den nicht durch ftaatörechtliche Bande 
verknüpften Staaten vertragsmäßig geltenden Necht ausgeliefert werben, und welde Handlun⸗ 
gen dazu Veranlaffung geben, iſt noch hervorzuheben, daß die Frage, ob eine Regierung außer 
ven in einem Vertrag beflimmten Källen einen Ausländer wegen eined nichtpolitiſchen Ver- 
brcchens außliefern darf, nad} der Gefeßgebung bed eigenen Landes entfhieden werben muß. In 
Chasten, die auch den Fremden vollfommenen Rechtsſchutz durch ihre Geſetzgebung gewähren, 
5 B. England, Amerika, Belgien, wird eine Auslieferung wegen eines nicht fbecialifirten Ver⸗ 
berqchens unmöglich fein ; in andern Ländern, wie z. B. in Deutſchland und Frankreich, kann bie 
Rogberung auch folden Staaten gegenüber, mit denen fie Auslieferungsverträge geſchloſſen hat, 
in nicht ſtipulirten Fällen ausliefern, denn die Polizei Hat die Macht, ein requirirtes Indivi⸗ 
Yazamı feſtzunehmen und an die Grenze in die Gewalt be verfolgenden Staats zu überliefern. 

Der Gang der Auslieferung von Staat zu Staat iſt folgender. Nicht den gewöhnlichen 
Beliziehungs- over Gerichtobehoͤrden, fondern dem Minifterlum fteht e8 zu, die Auslieferung 
eimtteten zu laflen. Der ganze Staat, nicht ein einzelner Beamter liefert aus. Go heißt es in 
Ber franzöfifgen Juftizminifterialinftruction vom 5. April 1841: „C'est au gouvernement 

à agir; Ülne vous esi pas permis en cette maliöre de vous entendre sous aucun pr&- 
Staats sLeriton. IL 4 
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texie avec les ageuts des puissances elrangeres, vaus ne pouvez pas non plus vous adresser 
directement aux Autoriles judieiaires des pays voisins, pour obtenir l’extradition, vous 
pouvez correspondre seulemenut avec les magistrats &irangers, pour avoir des renseig- 
nemenis.“ 

Dieſer Grundſatz, daß die Auslieferung durch die Autorität der höchſten Gewalt im Staat 

zu geſchehen Hat, iſt ziemlich allgemein angenommen. Dagegen zerfallen die Staaten nun in 
verſchiedene Gruppen, je nachdem fie eine mehr oder weniger ausgeführte Befcheinigung ver: 
langen, daß der Auszuliefernde die beſchuldigte Handlung wirklich begangen hat. Am weiteften 
gehen hier England und Norvamerifa. Sie verlangen in ihren Außlieferungsverträgen, daß 
der die Auslieferung fobernde Staat foviel Beweis für die Wahrfiheinlickeit ver Schuld bei: 
bringe, daß der Betreffende, wenn das Vergeben in England oder Amerika vorgefonimen fein 
folkte, dort in Anklageſtand verfegt werden würde. Zu diefem Zwecke ift der auf dad Audliefe: 
rungsgeſuch proviforifch Verbaftete einem Unterfuhungsrichter (in Amerika find die Diftrict- 
richter der Union bie zuftändige Gerichtsbehörde) vorzuführen. Diefer Hat nad) den ihm ſchrift⸗ 
lich und mündlich vorgeführten Beweifen ih dahin auszufprehen, ob der Beweis zur Der: 
fegung in Anklageſtand genügend ift. (Vertrag zwifchen Frankreich und Nordamerika vom 9. Nov. 
1843, Art.1: „Provided that this [bie Außlieferung] shall be done only when the fact.of the 
commission of the crime shall be so established as that the laws of the country, in which 
the fugitive or the person so accused shall be found, would justify his or her appre- 
hension and commitment for trial, if (he crime had beev there committed.”) Unter dieſer 
Borausfegung gewährt dann in England der Staatsſecretär ded Innern (praftifch, vie Geſetz⸗ 
gebung fpricht fonft allgemeiner one of the principal secretaries of state or the seoretary for 
Ireland) die Auslieferung an die Bevollmächtigten des requirirenden Staats. In Amerika ift es 
beftritten, ob ſich dieſer unmittelbar an vie Gerichte wenden Fann, aber die Auslieferung felbft gez 
ſchieht, wie in Frankreich durch ordonnance de l!empereur, hier durch einen warrant ofsurrender 
des Staatsſecretärs. (Geſetz vom 12. Aug. 1848 bei Martens, „Nouveau recueil”, XIV, 224.) 
Natürlich hat der Unterſuchungsrichter in feinem Certificate auch anzugeben, daß fi bie Anz 
ſchuldigung auf ein in dem Vertrage vorgejchenes Verbrechen bezieht. Dies iſt der intereflante 
Punkt an der gerade jegt (1857) ſchwebenden Auslieferungsfrage zwifchen Frankreich und 
Amerika (Affaire Carpentier). Diefes Syftem gibt dem ausliefernden Stante die Möglichkeit, 
ſich zu Überzeugen, daß nicht ohne guten Grund der Ausländer der Gewalt des andern Staats 
überliefert wird. 

Die belgiſche Befeggehung und dem entſprechend die von Belgien geſchloſſenen Verträge ver⸗ 
langen zur Vornahme der proviforifchen Verhaftung eines Auszuliefernden einen Verhaftsbe⸗ 
fehl, ausgehend von einer zuftändigen auswärtigen Behörde und inbofjirt vom zuſtändigen 
belgifchen Gericht erfter Inftanz. Bor der Auslieferung muß jedoch dad öffentliche Minifterium 
und der Auszuliefernde vor der Anklagekammer des zuftändigen Appellhofs erfcheinen und biefe 
hat nad) Anhörung beiver Parteien dem Juftizminifter ihr Gutachten zu geben. Bon der requi⸗ 
rirenden Regierung muß zur Grundlage ver Auslieferung die Verfegung in den Anklageſtand 
(arr&t de mise en accusation) oder ein verurtheilendes Erkenntniß (arröt de oondamnation) 
vorliegen. Geſchieht dies nicht innerhalb dreier Monate nach der proviforifchen Verhaftung, fo ift 
der Verhaftete freizulaffen. (Belgifches Gefeg vom 1. Oct. 1833). Dem belgifhen Syſtem fol- 
gen Spanien und Luxemburg in biefer Hinficht. 

Die übrigen Staaten, Frankreich an der Spige, begnügen fid mit einem Berhaftöbefehle (in 
wanden genügen ſchon bloße Steckbriefe; in den Verträgen heißt es meiſt: einedem Verhaftsbefehl 
gleichfräftige Urkunde, welche die Beſchuldigung und das auf fle anwendbare Strafgefeg bezeich- 
net), und bei ihnen hat Die Juſtiz mit der Auslieferung nichts zu fhaffen, fonbern die Volizei- 
behoͤrden dienen hier als die Organe der hohen Bolizei. Natürlich hängt die Gefeggebung über 
diefen Punlt aufs engfle mit dem Schuge und der Nectöftellung zufammen, welde ven Aus- 
Linbern gewährt werben. Darüber, Daß eine Mitwirkung ver Gerichte bei ver Auslieferung ent- 
weder in dem vollen Umfange des amerikaniſch-engliſchen Rechts oder nad) den Vorgange der 
belgiſchen Geſetzgebung höchſt wunſchenswerih fei, find die bedeutendſten Autoritäten einver- 
Randen. Bon deutſchen Staaten hat Preußen in feiner Criminalorpnung ($. 96) eine ähnliche 
Einrichtung getroffen, die jevoch im Jahre 1825 dahin modificirt worden If, daß auch die Ober⸗ 
gerichte Getzt Appellationsgerichte) ohne Anfrage die Auslieferung gewähren fünnen. Die 
Koften ver Auslieferung werben nach ven Vertragsbeſtimmungen bald ganz vom requirire nden 
Staate, bald von dem Staate, in dem fie erwachfen, getragen. Iſt der Auszuliefernde wegen 
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tiger im Rande der Zuflucht angeblic, begangenen Handlung in Unterſuchung oder in Strafver- 
Süfung, fo iſt Die Auslieferung bis zur Strafvolfftrestung oder fonftigem Schluß der linterfuhung 
asthrlih aufzuſchieben. Fürſorglich beſtimmen auch noch die meiften Verträge, daß der bloße 
Säulverhaft fein Hinderniß der Auslieferung fein fol. Wichtiger iſt der ausdrückliche Bor: 
behalt, daß nur wegen des Verbrechens geftraft werden kann, wilches in der Requiſition ges “ 
aannt war und zur Auslieferung Anlaß gab, nicht wegen eines ſonſtigen frühern Verbrechens. 
Etwas anders, als die Verhaͤltniſſe im Bölferverkehr bis jegt zu ſchildern waren, ftellen ſich 
de Grunjäge über Auslieferung in einem Bundesſtaate. Hier einen jo wichtigen Zweck wie bie 
Unterflügung der Rechtöpflege von dem bloßen Gutbefinden der einzelnen Bunbeöglieber, die ja 
aufgehört haben eigentliche Staaten zu fein, abhängen zu laffen, märe ein Widerſpruch gegen 
de Thetſache ver Bereinigung felbfl. So tft denn in folden Staateuvereinen die Auslieferung 
Gegenſtand der gemeinfamen Gefeggebung, nicht der Verträge. Zunächft haben wir die Ver— 
Ainigten Staaten von Nordamerika zu nennen, beren Gonftitulion, nachdem fon Art. A ver 
Confoͤderationsacte Ähnliches beſtimmt, in Art. A fagt: „A person charged in any state with 
treason, felony or other crime who shall flee from justice and be found in another state 
sball on demand of the executive authority of the state from which he fled, be delivered 
ap to be removed to the state having jurisdiction of the same.” Dana) gibt ed für die bun= 
beöpflidtige Auslieferung von Staat zu Staat in der amerlkaniſchen Union feine Beſchränkung. 
in jedes angeſchuldigte Vergehen Tann zur Auslieferung Anlaß geben. Auch in der fchweizeri⸗ 
fen Bunbebverfaffung iſt der Gegenftanb zu einer Sache des Bundesregiments geworben. 
Art. 50 beftimmt: „Gin Bundesgeſetz wird über die Auslieferung der Verbrecher von einem 
Gaxton en den andern allgemein verbindliche Beftimmungen aufftellen; die Auslieferung kann 
lcd für politifche Vergehen und für Prefvergehen nicht verbindlich gemadt werben.” Die 
Berfaffer ter Bundesverfaſſung für die Schweiz werden für dieſe iedtere Beſtimmung ohne 
Dreifel in der Verſchiedenheit des politifhen Bewußtſeins und der ſtaatlichen Geſtaltungen in 
den einzelnen Kantonen einen praftifhen Grund gehabt haben, aber es läßt fich doch nicht ver= 
ara, daß die amerikantſche ausnahmsloſe Foderung ber Auslieferung bem Weſen des Bun: 
deſrats entſpricht. In Staaten, die zu fo engem Bünbniß zufammengetreten find, daß fie ihre 
Peflafichteit an den Gefanmtorganismus aufgegeben haben, muß man eine folde Gleichar—⸗ 
üafeit der Inſtitutionen vorausjegen, daß auch der politifche Angeſchuldigte von dem einen Ein: 
Ailsste mit Vertrauen ver Medtöpflege des andern überlaffen bleiben kann. Für extreme 
Säle — dieſe Einnen allerdings auch im Bundesſtaate eintreten — gibt es immer nod außer⸗ 
onentliche Mittel und Wege, aber vie Nichtauslieferung bei politiſchen Vergehen an die Spite 
db Vundesrechts zu ftellen, iſt eine Beleidigung der einzelnen Bunbeögliever. Die britte große 
der Neuzeit, der Deutfche Bund, hat ihrer Zwitternatur gemäß auch auf biefem 
Stbiete dald die Grundfäge walten laſſen, melde für unabhängige und völkerrechtiich verbun⸗ 
ker Staaten gelten, bald, die Bande ftraffer giehend, Maßregeln getroffen, wie fie dem ſtrengen 
Zundetſtaate allerdings entſprechend find. Man ging anfänglid davon aus, daß die Auslie- 
frungäftage den einzelnen Staaten zu überlaffen fei, obgleich) der Bundeszweck, wie er in ver 
Bundetarte und Wiener Schlußacte ausgeſprochen ift, eine bundesmäßige Behandlung des Ge: 
xrſtaades nicht ausſchließt. Cine befondere Erwähnung findet berfelbe jevod in den Grund: 
Yirpen des Bundes nicht. Die Folge davon war, daß es anfänglich fo blieb, wie es im Deutſchen 
Re geweſen war. Ganz im Geifte der von Jahrhundert zu Jahrhundert größer geworbenen 
Seiplitterung ber Neihömacht und des Reichdanſebens war In Deutſchland auch bei ver Aus: 
Werung die volle Freiheit des landesherrlichen Schaltens und Waltens die Regel geworben 
AR, „Deutfches Staatsrecht“, ©. 474; Mofer, „Nachbarliches Staatsrecht“, S. 556). Zu 
dieer Leugnung ver Auslieferungspflicht ziwifchen den Reichsſtänden trug auch mit die Anz 
"bee des Gerichtsſtandes, der Ergreifung und des Wohnortö als mit dem forum delicti com- 
nei völlig concurrirend bei. Da fomit die Reichsſtände mit ven wenigen Ausnahmen des 
Raqorecht⸗ nicht zur Auslieferung für verbunden galten, ſchloſſen fie theils Verträge mit 
Marder (3.8. im Jahre 1617 Brandenburg, Pommern und Medlienburg), theild gewährte 
am fd unter der Zufiherung der Reciprocität die Auslieferung aud; ohne Vertrag. Bel 
den dieifachen nähern Berührungen zwiſchen ven einzelnen deutſchen Staaten war daß Letz⸗ 
tee ſeht Häufig Die Regel. Cine Einwirkung der Lanbeögefeggebung auf unfern Gegen: 
Rah bezog ſich aun bald auf bie nähern Beftimmungen über die Auslieferung nad dem Reci= 
Mectätöyerhäftniß, bald wurbe die Nichtauslieferung der eigenen — als ſtraf⸗ und 
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ſtaatsrechtlicher Grundjag ausdrücklich ausgeſprochen (fo z. B. altenburgifcke Verfaflungsur: 
kunde, $.45, fpäter würtembergifches Strafgeſetzbuch, Art.6, badiſches Strafgeſetzbuch, Art. 7). 
In Bezug auf den Gang der Auslieferung begnügte man ſich in Deutſchland mit einer An- 
zeige bei ven Höhern Behörden des vequirirten Gerichts. Einzelne, namentlich fündeutfche Ber: 
träge verlangten eine Befheinigung, daß bie That wahrſcheinlich vom Auszullefernden began= 
gen fei, die meiften Ränder jedoch ließen fi an einer formell gültigen Requiſttion einer Be: 
hoͤrde genügen, ohne ins Materielle des Falls einzugehen. Darin kommen jedoch faft alle deut⸗ 
ſchen Gonventionen überein, daß fie die politifhen Verbrechen nicht ausfchließen, fondern ganz 
allgemein vie Auslieferungspflicht gegenfeitig feftfegen (3. B. ſächſiſch-preußiſche Convention 
von 14. Oct. 1839, Art. 39). In den meiften deutſchen Staaten diente jedoch nicht der Vertrag, 
fonbern die auf Neciprocität gegründete freiwillige Unterflügung ber fremden Rechtspflege ven 
Auslieferungen zur Grundlage. 

"Der Bund nahm fehon im Jahre 1832 den Gegenftand auf. Unter den Beflimmungen bes 
Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli 1832 findet fih ſchon unter 8. die Anorbnung, daß alle aus 
einem Bundesſtaate in den andern geflüchteten politifchen Verbrecher auf Nequifition ausgelie- 
fert werben follen, fofern fie nicht eigene Unterthanen des requivirten Staats find. Diefer Bun 
desbeſchluß vom 5. Juli gehört zwar zu den nicht mehr als in Wirkfamfeit ſtehend geltenden 
(er wurde zu den durch Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 aufgehobenen „Ausnahmegefegen‘ 
gerechnet), allein dieſer Paſſus wird jegt von der Bundesverfammlung als nod zu Recht 
beſtehend angefehen (Zöpfl, „Staatsrecht“, 1, 428). Übrigens ift er in dem Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 18. Aug. 1836, der nie als aufgehoben galt, wieberholt worden. Noch ift Hinzuge- 
fügt, daß, wenn das angefchuldigte Unternehmen gegen mehre Bunvesftaaten gerichtet ift, Die 
Auslieferung an den erfolgen foll, der fie zuerft nachſucht. Man hat häufig in diefer Bundes: 
verpflichtung zur Auslieferung politifher Verbrecher eine Härte gefehen, die nicht darin liegt. 
Prinsiptell wird ſich nichts Dagegen einwenden laſſen, daß eine Staatenverbindung ſich Rechts— 
hülfe gegen Angriffe auf ein einzelnes Glied gewährt, und die Angriffe, welche dieſe Verabre⸗ 
dungen haben erfahren müffen, waren nur deshalb gerechtfertigt, weil auf jedem andren Gebiete 
die Eonfequenzen der Staateneinigung nicht gezogen wurden, weil man durch eine folde Be- 
flimmung dad Zuſammenhalten einer Verbindung zu [hüten fuchte, die fonft den Unterthanen 
feinen Schuß gewährte. Schon der Umſtand, daß man von Bundes wegen die Audlieferung we⸗ 
gen gemeiner Verbrechen beifeite ließ und feine Thätigkeit nur auf die Auslieferung Solcher 
beſchraͤnkte, „die fi gegen ven Souverän oder gegen die Exiſtenz, Integrität over Sicherheit 
eines andern Bundesſtaats“ vergingen, ift ein Anlaß für dieſe Auffaffung gewefen. Wir innen 
nichtodeſtoweniger dem Deutſchen Bunde dad Recht und die Befugniß zu einer folden Anord⸗ 
nung nit abfprechen und nur bevauern, daß ein ſolches Annähern an eine bundesſtaatliche Auf- 
faffung nur ausſchließlich bei diefem Gegenftande ſich geltend gemacht hat. 

Da diefer Bundesbeſchluß noch Heutzutage gilt, fo mögen hier noch einige erläuternde Worte 
Plag finden. Art. 2 lautet: „Die Bundesftaaten verpflichten fich gegen einander, Individuen, 
welche der Anftiftung eines gegen den Souverän oder gegen die Eriftenz, Integrität, Verfaffung 
ober Sicherheit eined andern Bundesſtaats gerichteten Unternehmens, oder einer darauf abzielen- 
den Verbindung, der Theilnahine daran oder ver Begünftigung derfelben beinzichtigt find, dem 
verlegten oder bedrohten Staate auf Berlangen auszuliefern.“ Die Auslieferungspflicht ift alfo 
nit abfolut. Ste ift bedingt durch eine Requiſition. Ebenſo geht fie nicht auf alle fogenann- 
ten politifchen Verbrechen. Auch hier gilt die Beſchränkung, daß eigene Unterthanen nit aus— 
geliefert werben. Über vie fonftigen Vorausiegungen ver Auslieferung enthält der Bundes: 
beſchluß nur die Veflimmung, daß die „beinzitigten” Perſonen auägeliefert werden follen. 
Ausdrücklich wird dem requirirten State fein Urtheil über die Beinzichtigung freigelaflen, aber 
da es nicht audgefchloffen iſt, fo dürfte ein jeder Staat, ehe er außliefert, ſich allerdings eine 
Beurtheilung, ob wirklich Inzichten gegen den Angeſchuldigten vorliegen, erlauben und erſt nach 
diefer Unterfuchung entweder außliefern oder nicht. 

Allein melde Ausnahmen und Bedingungen man auch nad) diefem Beſchluſſe noh auf 
ftellen Eonnte, fie find durch ven ganz allgemeinen Bundesbeſchluß wegen gegenfeitiger Außlie- 
ferung von Verbrechern vom 26. Jan. 1854 unpraktiſch geworben. Durch diefen ift nämlich mit 
Inkraftlaſſung der oben erwähnten Anoronungen ganz allgemein vie Auslieferungöpfliht wegen 
anderer Verbrechen und Vergehen den einzelnen Bundesſtaaten auferlegt worden. Im @in- 
gange wird auch beftimmt, daß der Gang der Auslieferung, wie er in diefem Beſchluſſe vor- 
geschrieben iſt, bei der Auslieſerung wegen politiſcher Vergehen ebenfalls eingehalten werden ſoll. 
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Rad Art. 1 bezieht ſich die Auslieferungspflicht auf „Individuen, welde wegen Verbrechen und 
Vergehen (ausſchließlich der Abgabenvefraubationen und der Übertretungen von Polizeis und 
Sinanzgefegen) von einem Gerichte desjenigen Staats, in welden oder gegen welchen das 
Verbrechen ober Vergehen begangen worden, verurteilt oder in Anklageftand verfegt jind, oder 
gegen die ein gerichtlicher Verhaftsbefehl dort erlaffen iſt“. Cine Borausfegung der Außliefe- 
rungspflicht ift jedoch, „daß nad} den Gefegen des requirirten Staats die veranlaffende ftrafbare 
Handlung gleihfalld ald Verbregen over Vergehen anzufehen und die Strafe noch nicht ver= 
jahrt if”. Eine Ausnahme begründen vie Bälle, daß der Angeſchuldigte Unterthan des requirir⸗ 
ten Staats ift, daß diefer nad feinen Geſetzen die Handlung felbft ſtrafen kann, oder daß Unter= 
ſuchung ober Strafhaft wegen anderer Anfhuldigungen oder Schuldarreft gegen den Auszulie⸗ 
fernden beſteht. (Art.1.) In legternı Fall Haterft nach Beendigung dieſer Vorhaft bie Auslieferung 
zu geſchehen. (Art. 2.) Mit der Perſon find alle Gegenftände, welche fich in deren Befige befinden, 
ſowie auch andere, die zum Beweiſe der ftrafbaren Handlung dienen können, zu übergeben. (Art. 3.) 
Nach diefen Beftimmungen ift alfo nur bei Übertretungen die Auslieferung ausgeſchloſſen. Bon 
Berbreen und Vergehen find ſolche nicht aufgenommen, die von einem andern Staate unter= 
facht werben, ald in dem oder gegen ben fie begangen wurben (einige deutſche Staaten dehnen 
ihre Strafgemalt ſoweit aus, daß dieſe Beftimmung praftifh wird). Eine Beurtheilung der 
Anſchuldigungsbeweiſe fteht dem requirirten Staat nicht zu, da ſchon ber gerichtliche (alſo nicht 
blos polizeiliche) Verhaftsbefehl vie Auslieferungspflicht begründen fol. Nur hat er zu unters 
fuchen, 06 die Handlung nad} feiner Geſetzgebung überhaupt ftrafbar und nicht ſchon ihre Straf- 
barkeit durch Verjährung erlofchen ift. Doch ift nicht vergeffen, daß in jolhen Fällen nur vie 
Auslieferungspflicht aufhört. Das Recht auszuliefern hat ein Staat auch dann, wenn biefe Bes 
dingungen nit erfüllt jind. Ebenſo bleiben Die etwa weitergehenden Verpflichtungen früherer 
Berträge beftehen. 

Nach Art. & hat das Auslieferungsgeſuch nicht auf viplomatifchen Wege, fondern von Behörbe 
(Gericht oder bei entwichenen Strafgefangenen Oefängnißverwaltung) zu Behörde (Juſtiz⸗ oder 
Belizeiamt, in deſſen Bezirk fid der Fluͤchtige befindet) zu gehen. Für die weitern Schritte 
innerhalb des ausliefernden Staats dient die Landeögefehgebung zur Norm (3.8. Anſuchen 
kein Minifterium). Die folgenden Artikel beftimmen über Koſten und Trandport durch das 
xxiſchen liegende Staaten. Art. 10 ſetzt die mit den deutſchen Staaten beſtehenden Auslieferungs⸗ 
verträge inſoweit außer Wirkfamfeit, ald fie mit den in diefer Übereinkunft übernom⸗ 
menen Berpflihtungen in Widerſpruch ſtehen. Noch wird hinzugefügt, daß „vie Erneuerung 
der mit außwärtigen Staaten beftehenven Auslieferungsverträge in einer mit dem Inhalt dieſer 
Übereinkunft übereinftimmenden Weife erftrebt werben wird”. Und ald Erinnerung an eine 
noch immer unerlevigte Frage beftimmt ver Iegte Art. 11: „Auf das Gebiet des Herzogthums 
Limburg findet dieſer Bundesbeſchluß Feine Anwendung.” 

Obgleich dieſes Geſetz praktiſch nicht viel Neues bringt, da die Staaten ſchon in dieſen 
Fällen auszuliefern pflegten, fo ift doch eine beſtimmte Anordnung über einen fo wichtigen Ge— 
genftand für Staaten, die in näherer Beziehung zueinander flehen, fehr wünſchenswerth, und die 
Beftimmungen felbft verdienen das Kob, den Verhältniffen richtig angepaßt zu fein. Öfter: 
weich Hat diefe Grumpfäge auch für feine außerdeutſchen Kronlänver angenommen. Möge viefer 
Bundesbeſchluß in andern zur Befchleunigung und Lereinfahung der internationalen Rechts⸗ 
Wiege raſche Nachfolge finden. 

Bon dem Auslieferungsrecht bilden die Diilitärcartelle, welche fih auf die Nüdlieferung von 
Refractären und Dejerteuren beziehen, ein beſonderes Gebiet. Schon im vorigen Jahrhundert kom⸗ 
men foldye Gonventionen vor. Sehr zahlreich find fie dagegen in der neueften Zeit geworben. 
& kann zweifelhaft fein, ob, wenn wegen aller nichtpolitifchen Verbrechen die Auslieferung ge= 
währt wird, darunter aud) Deferteure und Militärpflichtige fallen, allein die richtige Entfchei- 
dung iſt, daß wegen folder Unbotmäßigkeit nur nad; ausprüdlih übernommener Verpflichtung 
audzuliefern ift. „Nicht nur würbe man doch felbft jegt in einzelnen Fällen mithelfen zu bar— 
bariſchen Strafen, fondern es könnte überhaupt eine grundfägliche Auslieferung der Kriegs— 
dienſtpflichtigen leicht misbraucht werden zur Umgehung der ganzen Nichtaußlieferung bei 
Etaatsvergehen. Es bedürfte nämlich von Seiten einer beltebigen Regierung nur einer fchein= 
baren Ausdehnung der Dienftpflicht auf die Männer aller Alter und Verhältnifle, um jeden po= 
litiſchen Flüchtling als Ausreiper in Anſpruch nehmen zu Eönnen. Und gerade in den ſchlimm⸗ 
Ren Fällen dürfte man wol folden Verſuchen entgegenfehen. Bon einer Höhern Nothwendig⸗ 
keit der Ausnahmen aber kann feine Rebe fein, da die Erfahrung genügend zeigt, daß Stanten, 
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welche die Kriegsdienſtpflicht nit auf eine harte Weiſe übertreiben und melde deu Soldaten 
gerecht und menſchlich behandeln, feine ihre Vertheidigungskraft beeinträchtigende Fahnenflüch⸗ 
tigkeit zu fürchten haben.” (Mohl, a. a. O., S. 107.) Nichtsdeſtoweniger iſt eine Reihe von 
beſondern Cartellconventionen zwiſchen den europäiſchen Staaten abgeſchloſſen worden, in denen 
eine Auslieferung nicht blos eigentlicher Deſerteure, ſondern auch der Militärdienſtpflichtigen 
(der ſogenannten Refractäre) gegenſeitig zugeſagt iſt. Zwiſchen den aus dem Militärdienſt 
Entweichenden und den ausbleibenden Conſcriptionspflichtigen wird jedoch in ben Verträgen 
gewoͤhnlich der Unterſchied gemacht, daß jene ohne befondere Requiſition, dieſe nur auf Re⸗ 
quifition auögeliefert werben (3. B. preußiſch-däniſche Gartellconvention vom 25. Dec. 1820, 
vreußifch=franzdfifhe vom 25. Juli 4828). Wenn fon Staaten ohne fonftige weitere 
Verbindung ſich veranlaßt fühlten, ihren Heerdienſt durch folde Verträge zu fhügen, fo 
war es um fo natürlicher, daß man unter den ventfchen Bundesſtaaten zu Stipulationen ver 
Art kam. So wurden in den Jahren 1848 und 1819 fehon zahlreiche Verträge ber Art ab⸗ 
geſchloſſen. Aber aud von Bundes wegen wurde der Gegenſtand in Angriff genommen, 
und Art. 24 der Kriegdverfaffung des Deutſchen Bundes vom 9. April 1824 fhrieb vor, 
daß zwifchen fämmilihen Bundesftanten ein allgemeines Cartell beftehen fol. Seine Aus: 
führung erhielt diefer Sag jedoch erft 1831, in welchem Jahre durch Bundesbeſchluß vom 
40. Febr. eine allgemeine Cartellconvention gefchloffen wurde. Zu den 20 Artikeln dieſes Be- 
ſchluſſes kam noch unterm 17. Mat 1832 eine Derlaration. Was für die Auslieferung politi- 
ſcher Angeſchulbigter in einem engern Staatenbunde ſpricht, läßt ſich natürlich ebenfo für eine 
Auslieferung Militärpflichtiger geltend machen. Auch hier til daran zu erinnern, daß auf dieſem 
Gebiet nicht zu viel, fondern auf andern zu wenig Ginigung zwiſchen den Theilen Deutſchlands 
vorhanden iſt. e en 

Soweit das geltende Recht und die wirkliche Übung. Wenn ſich Die nicht täufchen, melde 
in der Zufunft eine immer wachſende Gleichartigkeit ver Staaten als das nothwendige Refultat 
der von Tage zu Tage ſich enger fnüpfenden Beziehungen in der Staatenmwelt fehen, fo wird 
aud noch die Stunde fommen, wo die Beichränkungen fallen, welche man heutzutage ver Aus— 
lieferung von Verbrechern noch ftellen muß. Aber niemals follte ein Unterſchied vergeflen wer⸗ 
ben, den noch fo Wenige fchärfer ind Auge gefaßt haben, daß ed etwas Anderes ift, einen ver= 
untheilten, feiner Strafe entflohenen Verbrecher zur verdienten Abbüßung zurüdzuliefern, ober 
einem blos Angeſchuldigten, für deſſen Schuld erft die Bemeife erbracht werden ſollen, ven Shug 
zu entziehen, auf den ihm ſchon ver bloße Aufenthalt ein Anrecht gibt. Dort fteht der feiers 
lie Ausſpruch eines Gerichts nach unterfuchter Sache für die Thatſache ein, daß der Flüchtige 
unſers Schuged unwürbig iſt; bier Dagegen bietet und die bloße Thatfache der Verfolgung noch 
durchaus feine Bewelfe für die Schuld. Wie fhon früher hervorgehoben, ift eine Zeit denkbar, 
wo aud) die jegt fo gepriefene Ausnahme der politifchen Flüchtlinge nicht mehr nöthig ift, wo 
ſich die Staaten zum gemeinfchaftlihen Kampfe gegen das ftrafbare Unrecht in allen Fällen Die 
Hände reihen, und wo, um Beccaria’8 Ausdruck zu gebrauchen: „la persuasione di nen tro- 
vare un palmo di terra, che perdoni ai veri delitti, sarebbe un nıezzo efficacissimo per 
prevenirli.” e 

Die Literatur über diefen Gegenftand iſt in ver neueften Zeit durch die ſchon im Art. Aſyl 
und Aſylrecht angegebenen Werke vun Mohl, Berner und Bulmerineq bereichert worben. Von 
meiter zuruckliegenden Arbeiten verdient eine holländiſche, Provo-Kluit's „De deditione profa- 
gorum” (1829), alles Lob. 5. Marquardſen. 

ee ſ. reg — 

ahmegericht und Ansnahmegefeg, ſ. Belagerungszuſtand. 

Fa B Gemeinde und —— 

Ausſetzung, ſ. Kindermord. 

Austraͤge, Austrägalinkanz, f. Friedensgericht und Schiedsgerichte. 

Auftralien, Oceanien over Bolgnefien (Infelwelt), früher Süpindien genannt, der fünfte 
und neuefte Welttheil, umfaßt ven größten Theil der Infeln zwifchen 32° nörhl. und 56° ſũdl. 
Br., 151— 270° dftl. 2., deren ganzer Fläͤchengehalt auf 160,000 OM. berechnet wird. Von 
viefen Infeln wurden im 16. Jahrhundert die Ladronen durch Magellan, die Freundſchaftsin— 
feln durch Fernandez de Quiros entbedt. Ein Jahrhundert fpäter entdeckten ımd benannten 
die Holländer die größte derſelben, Neuholland, die faft fo groß ift wie Europa und darum 
auch als Auftralcontinent bezeichnet wird. Erſt dur den Weltumfegler Cook (1768— 79) 
erhielt Europa genauere Kenntniß von diefer Infehvelt, die feitdem von ten nachfolgenden Welt— 
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ussfeglern jo vervollfländigt worden ift, daß gegenwärtig nur wenige von geringerm Umfange 
noch unentdeckt fein dürften. 

So verſchwenderiſch die Natur diefen Theil ver Erde in einigen Gegenden mit Reichthü— 
mern begabt, fo wenig hatte er die Aufinerkjamkeit ver Handelsvoͤlker des europäiſchen Conti: 
nents auf ſich gezogen, da Die Ureinwohner, ſämmtlich Barbaren ver roheften Art, nichts be: 
durften uub nichts produsicten, folglich die Gewinnſucht nicht anreizen Eonnten, eine jo weite 
und gefahrnolle Seereife zu unternehmen. Nur eine europäiiche Nation, die nicht blos in dem 
augenblidlichen Gewinn ihren Vortheil fucht, welche einfieht, daß man erſt fäen muß, bevor 
man ernten fann, und daß es in der Wirthſchaft ver Nationen wie in ber dev Individuen zu 
beffern Reſultaten führt, wenn man Bflanzungen anlegt und von den verebelten Früchten der⸗ 
telben Belohnung erwartet, ald wüfte Länder noch mehr verwüftet, erfannte die unermeßlichen 
Bortheile, weldye ihr aus der Golonifation dieſes Welttheils im Laufe der Zeit erwachſen müß- 
ten. Durch die Golonifation von Nordamerika hatten die Engländer in dieſer Beziehung große 
und erfolgreiche Erfahrungen gemacht, und alle Berhältniffe des fünften Welttheils verbürgten 
ihnen dort das Gelingen eines ähnlichen Experiments in einem ungleich Fürzern Zeitraume. 
Auftralien bot ihnen die Propucte aller Zonen; die Fruchtbarkeit des Bodens, das Gedeihen 
alfer europäifhen Getreidearten und Ihiergattungen und insbeſondere ber reiche natürliche 
Wie ſewachẽ in dem gemäßigten Klima verſprach ver englifchen Landwirthſchaft die glänzenpften 
Refultate. War damit einmal ein foliver Grund gelegt, hatten landwirthſchaftliche Colonien 
mit engliſchen Inflitutionen und engliſcher Betriebfamfeit auf dem neuen Boden fefte Wurzel 
gefaßt, jo fonnte man mit Befimmtheit darauf reinen, daß die Vermehrung ber Bevölkerung 
und des Wohlfiandes in vemfelben Verhältnig vor ſich gehen werde wie in Norbamerifa. 
Denn wie dort hatte man nur eine völlig barbarifche, unmächtige und wenig zahlreiche Urbe: 
wöferung in die Wälder zurücdzubrängen, un für Millionen Europäer Raum zu gewinnen; 
keine fremde Macht konnte ven Entwidelungsproceß der neuen Gefellihaft flören, Feine Ber: 
muilgung mit Halbeivilificten Nationen ven Charakter des neuen britanniſchen Sprößlingd ver⸗ 
wereinigen. Mit Erflarfung der Colonien war Großbritannien fait des ausſchließlichen Be: 
füge der ganzen Infelmelt und aller daraus refultirenven Vortheile verſichert; und wie fehr 
auch ihre Bevölkerung und ihr Wohlftann zunehmen mochte, die Ausbeutung ihrer Naturreich⸗ 
thẽner mußte folgen Ländern Jahrhunderte lang die gewinnreichſte Beſchäftigung bleiben, dad 
Mutterland durfte ſich daher verfprechen, mit jedem Jahre größere Quantitäten Urproducte von 
ihnen zu erhalten und alljährlidy größere Ouantitäten Babrikwaaren an jie abzufegen. "Eng: 
lands Handel, feine Fabrikation, feine Schiffahrt mußten infolge diefer Eolonifation Jahr: 
hunderte lang zunehmen. 

Solche Erwartungen hegte England, ald es im Jahre 1788 von der Oftfüfte Neuhollands, 
von ihm Neu⸗Sũdwales genannt, Beſitz nahm, und daß es ſich varin nicht täufchte, zeigte bald 
ver Zuftand diefer Golonien, welder ein überaus blühenver ift, ungeachtet diefelben zuerft nur 
mit deportirten Verbrechern bevölfert wurden. Das Misverhältniß eines allzu großen Überge: 
wichts der männlichen Bevölkerung ſucht die Regierung durch Begünftigung der Überfievelung 
von Mädchen und Weibern aus England zu heben. Die Gelegenheit zur Schaf- und Rind: 
Viehzucht ift wegen der unermeßlichen Strecken natürliher Wiefen und ihres reichen Ertrags 
fa unbegrenzt, und man rechnet, daß ſich die Zahl ver Schafe alle vier bis fünf Jahre verdop⸗ 
ver. Klima und Weide find der Zucht feinwolliger Schafe überaus günftig, und die auſtraliſche 
Belle ift von ungewöhnlicher Feinheit und Feſtigkeit. 

Seit 1815 dehnt fi dad Gebiet von Neu= Südwales durd) Gründung der Eolonie Ba- 
tk bis jenfelt der Blauen Berge aus. Auch alle weitern britiſchen Nieverlaffungen in 
Rentolland gehören dem 19. Sahrhundert an und find trog ihres noch fo Furzen Beſtandes 
im taſchem Aufſchwunge begriffen. So ift im Jahre 1829 am Schwanenjluffe in Weftauftra- 
lien eine Eolonie mit deu Hauptorte Bert) gegründet worben ;-fovann im Bahre 1836 am 
Bincenigolf in Südauſtralien eine Niederlaſſung mit der Stadt Adelaide, die im Jahre 1859 
ſchen 3000 Einwohner zählte. Daran ſchließt ſich feit 1839 die Golonie Australia Felix mit 
der Stadt Melbourne, im Südoften ver Nurragmündung. Die feit 1858 im tropifhen Norb- 
außralien auf der Halbinfel Koburg am Port Efjington gegründete Eolonie fann noch wichtig 
werden durch ihre Stellung zu dem Handel mit ven Moluffen und mit China, fowie durch die 
Räfe Der Torreöftraße. Nach dem Allem zeigt ein Blid auf die Karte, daß bereits Großbritan⸗ 
nien mit feinen Niederlaſſungen das große Feſtland von Auſtralien in allen Zonen und Welt⸗ 
gegenden umringt hat. 
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Die Meine Zahl der Ureinwohner von Neuholland iſt von der Race der Papuas ober 
Auftralneger. Diefe Negritos leben in der tiefften Barbarei, ohne Religion, ohne Staats- 
verein, blos in Bamilienhorben, wohnen in Hütten von Baumzweigen und in hohlen Bäu= 
men, nähren ſich hauptſächlich von Schalgewürmen und Yamsmwurzeln, verſchmähen aber au 
Menfhenfleifh nit. Wegen ihrer elenden Nahrung und außerorventlihen Unreinlichkeit 
find fie verfchiedenen Hautkrankheiten unterworfen, welche nicht felten epidemifch werden. Der 
Kindermord ift bei ihnen Häufig, wahrfcheinlih aus Mangel an Mitteln zur Erhaltung des 
Lebens. 

Eine zweite ältere engliſche Nieverlaffung befteht feit 1805 auf der an der Süpfeite von 
Neuholland gelegenen Infel Vandiemensland, melde von dem mit gleihem Namen belegten Kü— 
ſtenſtrich auf der Nordſeite von Neuholland wohl zu unterſcheiden ift. Im Jahre 1642 wurbe dieſe 
Infel von dem Holländer Abel Tasman entdeckt. Das Klima ift Hier im Sommer Heiß, im 
Winter gelind, der befte Boden trägt Hundertfältige Frucht. Das Territorium dieſer Colonie be= 
trägt 23,437%, engl. OM. oder 15 Mill. Ader Landes, wovon aber nur ungefähr ein 
Zehntel ald Aderland und die Hälfte als Weide zu benugen iR; ; ba8 Übrige befleht aus fteini= 
gen und waldigen Hügeln. Im Jahre 1829 befanden ſich bereits über 1 Mill. Acker im Privat: 
eigenthum, wovon jedoch kaum der dreißigfte Theil angepflanzt war. Im Jahre 1840 dagegen 
waren ſchon über 124,000 Morgen angefäet, ſodaß damald Vandiemensland ald die Korn- 
kammer von Auftralien galt. 

Nah Klima, Fruchtbarkeit und Ausdehnung des Landes eignet ih zumal das aus zwei 
Infeln beftehenbe Neufeelanv zur Colonifation und zur Aufnahme europäifcher Bildung. Die 
Urbemwoßner, etwa 150,000, zeichnen ſich durch körperliche Stärke und Größe aus und find Fries 
geriſch, jedoch ziemlich bildſam und gutmüthiger Natur. Ihre gefellfhaftlihe Oronung ift ver 
europäifchen Feudalverfaſſung nicht unähnlich. Sie Haben Häuptlinge, Adel, Gutöbefiger und 
Sklaven und eine Priefterhierardhie. Ehebruch und Diebftahl werden mit dem Tode befttaft. 
Neufeeland ſcheint jegt beftimmt, ber dritte Hauptpunft für die weitere Verbreitung britifher 
Golonifgtton und Herrfchaft in Polyneſien zu werden. Schon feit mehren Jahrzehnden gab es 
daſelbſt, zumal auf der nördlichen Infel, englifche Nieverlaffungen von Mifftonaren und Han 
delsleuten. Später bildete jih in Großbritannien eine Neufeelandscompagnie, bie von den 
Eingeborenen Landeigenthun erwarb und zahlreiche Einwanderungen von Engländern, auch 
Deutſchen, in das neu erworbene Gebiet veranlaßte. Auf diefe Weife fah fid die britifhe Re— 
gierung veranlaßt, die Zeitung der neuen Golonien zu übernehmen und ſich im Jahre 1840 die 
Souveränetät über Neujeeland anzueignen. Seitdem haben die Einwanderungen immer mehr 
zugenommen. 

Während die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihren Einfluß auf Polynefien nur 
durd das frienliche Mittel der Mifflonen und die Gründung von Handelsetablifſements auszu⸗ 
dehnen ftreben, was ihnen zumal auf ven Sandwichinſeln gelungen ift, hat in den vierziger Jah = 
ven Frankreich, in Oppofition gegen bie Umgriffe Großbritanniens, feine Herrſchaft in Auſtra⸗ 
lien auf directere Weiſe zu erweitern verſucht. Schon 1840 machte es auf ber ſüdlichen Inſel 
von Neufeeland einen misglüdten Verſuch zur Colonifation der Halbinfel Banks, ber durch das 
Prävenire der Engländer vereitelt wurde. Am 4. Mai 1842 wurden von franzöfifcher Seite 
die Marquefad= oder Mendañainſeln in Beflg genommen, und 1844 warb das franzöfifche 
Protectorat auf die Heinen Gambierinfeln, ſowie auf die Eilande Wallis und Bontana audge- 
dehnt. Wichtiger ift der franzoͤſiſche Einfluß in den Geſellſchaftsinſeln, namentlih in der 
Hauptinfel Otaheiti. Hier beftand eine ähnliche Keudalverfaffung wie auf Neufeeland. Schon 
1819 war der größere Theil der Bevölkerung zur hriftlihen Religion übergetreten. In der 
von der britiſchen Mifjionsanftalt daſelbſt errichteten Lancaſter'ſchen Schule hat bereitd eine 
große Anzahl der Einwohner Lefen, Schreiben und Rechnen gelernt; auch ift die Bibel in wie 
Landesſprache üßerfegt und zu viel Taufend Eremplaren verbreitet worden. 

Nach Neuholland find vie größten Infeln: Neuguinea mit 13,000 OM., Neuferland mit 
4291 OM., Vandiemensland mit 12554/, OM., Neubritannien mit 1128 OM., Neucale- 
donien mit 300 OM. Das Areal der übrigen, deren Zahl ſich auf mehre Hunderte beläuft, ift 
im Vergleich mit den genannten von geringer Bedeutung. 

Neuguinea und Neubritannien find, ald dem Aquator zu nahe gelegen, zur Anlegung euro= 
paãiſch⸗ landwirthſchaftlicher Colonien nicht ſehr geeignet; dazu fommt, daß in dieſen Infeln Die 
Einwohner wilder, graufamer und Eriegerifcher Natur find, alfo neuen Anſtedlern viel zu ſchaf⸗ 
fen machen dürften. Diefe wie alle übrigen in gleicher Breite gelegenen Fleinern Infeln produci⸗ 
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ten alle möglihen Südfrüchte und Gewürze. Beſonders bemerfenswerth if hier der Brot: 
fruchtbaum, welcher den Bewohnern das ganze Jahr hindurch vollauf Nahrung bietet und daher 
eher als ein Culturhinderniß denn als eine Wohlthat zu betrachten ift. 

Bon der Bildſamkeit eines Theils diefer Infelbewohner find die Bewohner der Sandwich⸗ 
infeln (150,000) ein erfreuliches Beifpiel. Aderbau, Manufacturen, Zifcherei und Handel 
find bereit8 dort in blühendem Zuftand, und auf eigenen, nad) europäiſcher Weife erbauten 
Schiffen treiben fie Handel nad) der Weftfüfte von Amerika, nach Kamtſchatka und nad) den be= 
nachbarten Infeln. Die Einwohner theilen fid in Häuptlinge, Gutsbeſitzer und Arbeiter. Seit 
1820 ind Menfchenopfer und Götzendienſt aufgehoben, die chriſtliche Religion if zur Staats: 
religion erklärt und die Unterrichts⸗ und Religionsanftalten befinden ſich in den Händen nord⸗ 
amerifanif—her Mifjionare. Der König und die meiften Einwohner fprechen die englijche Sprache 
mit Geläufigkeit. Die Thronfolge ift In der männlichen Linle erblich. 

Im Jahre 1844 wurde von den Vereinigten Staaten und von den europäifchen Mächten 
die Unabhängigkeit der Sandwichinſeln anerkannt, ein Ereigniß, welches daſelbſt mit großen 
Beierligkelten begangen wurde. 

Die Zahl der Einwohner von Auftralien überhaupt wird auf nit ganz 3 Mill. ge= 
hägt. Die beiden Hauptracen der Urbewohner, nämlich die helle oder malayifdhe (auf ven 
Geſellſhafts⸗, Freundſchufts⸗, Marquefasinfeln u. f. w.) und die negerartige mit ſchwarzen 
wolligen Haaren (auf Neuguinea, Galevonien u. f. w.), haben durch Vermiſchung mannichfal⸗ 
tige Abarten gebilvet. Die meiften find Fetiſchanbeter, opfern Menſchen und effen das Fieiſch 
der erfhlagenen Feinde, einige fogar in Nothfällen ihre eigenen Frauen, Rinder, Gefhwifter 
und Altern. 

Daß vermittels des engliſchen Colonifations= und Miffionsfoftems im Laufe der Zeit auf 
allen diefen Infeln blühende und civilifirte Staaten ſich erheben werben, ift nad) Dem, was jetzt 
ſqon dort geleiftet worben ift, feinem Zweifel mehr unterworfen. Vergl. Dawfon, „The present 
state of Australia’’ (London 1830); Schüg, „Allgemeine Erdkunde”, Bd. 50; Ellis, „Poly- 
besian researches‘‘ (4 Thle., London 1830); Meinide, „Das Feſtland Auſtraliens“ (2 Bde., 
Prenzlau 1837) ; Haßkarl, „Anftralten und feine Colonien“ (Elberfeld 1849) u. f. w. 

r F. Liſt u. W. Schulz-Bodmer. 

Auſtralien ſeit 1845. Schon ſeit längerer Zeit iſt die Herrſchaft ver größern europäi= 
(hen Seemächte und der norbanerifanifhen Union über den ganzen fünften Welitheil in fol 
Gem Maße entichieven, daß der Beftand der fogenannten unabhängigen Staaten oder Halb⸗ 
Raaten Auſtraliens überall von der Gnade over Ungnade dieſer Mächte abhängig geworben Ifl. 
In diefer ganzen Infelmelt, die nahe 700 Eilande der verſchiedenſten Größe umfaßt, hat ver 
raropäifch = amerifanifche Einfluß Feine andere Schranke, als die er in den Ntivalitäten ver be= 
theiligten Mächte eutweber fid felkft feßt, oder bie ihm durch eine übermächtige Natur gefeht 
iſt Rur Rußlands mebr laͤhmender ais irgendivie belebender Einfluß greift nicht bis in Diele 
fütligen Zonen hinein, während Spanien und Bortugal zwar im eigentlichen Auftralien keine 
Beſidungen haben; aber diefen Welttheil mit einigen Colonien doch nahe berühren. Da alle 
einheimiſchen Völker und Staaten nur ein Rohftoff find, in den ſich die europäifche Civiliſation 
dineinarbeitet, oder ben fie als unbrauchbar beifeite wirft, fo kommen von den hier einzuneh= 
unten ftatiftifehen und politifhen Standpunfte aus weſentlich blos die europäiſch-amerikani⸗ 
isen Golonien oder Einflüffe in nähern Betracht. 

Als von dem Heinen, aber noch feemächtigen Holland aus ver neue Welttheil bauptfächlich 
atdedt wurde, als von daher der auftralifche Gontinent feinen Namen erhalten Hatte, konnte 
WG diefer Staat nicht mehr daran denken, ſich In jenen Meeren eine ausgedehnte Herrfchaft zu 
renden. Die Fähigkeit der Golonifirung und der Behauptung des Golonialbefiges hat ja 
Rts in den innerften und eigenften Kräften des Mutterlandes feine natürliche Schranke. Im 
Jahre 1836 ſchienen die Nieverlande felbft jene kleinern Niederlaffungen, die fie lange behaup⸗ 
tt, aufgeben zu wollen; die holländiſch- indiſchen Truppen hatten damals die Forts auf den 
Awinſein und auf Neuguinea verlaffen. Seit 1848 und 4849 fchiden fie jedoch jährlich wieder 
Meine Befagungen dahin und fuchen ihre Herrſchaft daſelbſt aufrecht zu halten. Bon veutfcher 
Seite wurde es wol ſchon lebhaft beklagt, daß bereit zur Zeit der Enideckung Neuhollands die 
Trennung der Niederländer vom großen deutſchen Stammvolfe erfolgt war. In Verbindung 
wit Deutfchland wären Kräfte im lÜiberfluffe vorhanden gewefen, um die Unterwerfung und 
Selonifirung der ausgebehnteften Gebiete durchſetzen zu Können, und flatt ber englifchen würben 

wan dort niederländifch- deutfche Bahnen und Flaggen wehen. Sehr mäglicd und fogar wahr: 
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ſcheinlich, daß die Erfüllung diejes rückwärts gefehrten frommen Wunfches ſolche over ähnliche 
Folgen gehabt hätte. Indeſſen deuten alle Zeichen darauf hin, daß das ganze frühere Berhält- 
niß zwiſchen Mutterland und Eolonien, dad zum weſentlichen Vortheile des erftern eine einſei⸗ 
tige Ausbeutung der legtern möglich machte, im Schwinven begriffen ift, und daß ſich mehr und 
mehr in jedem Lande die Genoffen jedes Volkes — fo gut binnenländifche Deutſche und Schweiz 
zer, wie Bewohner dev Meeresfüften — dad Alles werden aneignen fünnen, was ihnen nach 
dem Maße ihrer Kräfte, ihrer Fähigkeiten und ihrer Arbeit gebührt. „Ohne ven geringfteu 
Colonialbeiig ift ja das Kleine binnenländiſche Volk ver Schweizer eines der wohlhabendſten 
und der verhältnigmäßig ftärkften geworben, und aud) die große deutſche Nation wird die Mit- 
tel zur wachfenden Macht und zur größern weltgeſchichtlichen Bedeutung mehr in fich ſelbſt als 
nad) außen hin zu ſuchen und zu finden willen. 

Mit Ausnahme von Algerien, das vielleicht noch Jahrhunderte lang eine freffende Wunde 
am Wohlftande der franzöfifcgen Nation bleiben wird, für deſſen Befig und Behauptung dieſe 
Nation unverhältnißmäßige Opfer zu bringen hat, die mehr noch andern Völkern ald ihr felbft 
zu gute fommen, hat Frankreich nirgends mehr überfeeifche Beſitzungen von befonverm Werte. 
Seine fehr unbedeutenden Eolonien, im Ganzen etwa 700 OM. mit 600,000 Bewohnern, 
find über alle Theile der Erde zerftreut, es hat nirgends, wie doch die Niederlande oder gar 
Großbritannien, den Kern einer erheblihen Colonialmacht vereinigt, der mit der Anziehungs⸗ 
kraft mächtiger Intereffen felbft auf größere Entfernungen hin den Kreis feiner Wirkungen 
auszubehnen vermödte. Allein obgleich Frankreich in der Infelwelt des ſüdlichen Oceans feine 
beſonders hervorragenden Intereffen zu vertreten hat, fehen wir es noch eifrig bemüht, fich daſelbſt 
an Beſitz und Einfluß möglichft viel zu gewinnen. Es ſcheint dabei weniger durch die Rückficht 
auf den Erwerb reeller Vortheile für feinen Handel geleitet zu fein, als vielmehr durch die Abjicht, 
den Kortfchritten ver andern Völker in jenen Zonen, namentlich denen ber Briten und Norbamerifa: 
ner, hier und da einen Weg zu verfperzen, die proteftantifchen Miffionen diefer beiden Nationen nıit 
feinen katholiſchen zu durchkreuzen und den Schimmer des franzöfifhen Namens und Ruhms, wenn 
auch in noch fo ſchwachem Abglanze, bis in vie fernften Gegenven der Erde leuchten zulaffen. Im 
Jahre 1843 Hatte fid Frankreich eine Art Oberhoheit über bie Gefellfhaftsinfeln, beſonders über 
Otaheiti, erworben. Daraus entfprangen Streitigkeiten nicht ſowol zwiſchen England und Frank: 
reich, als zwiſchen englifchen und franzoͤſiſchen Miffionaren, welche damit ennigten, daß im Jahre 
1847 die Königin Pomare die Schutzherrlichkeit Grankreih anerkannte. Seitvem in Auftralien 
ausgevehnte Länderſtrecken ver europäifchen Gultur gewonnen find, ift der frühere Werth der 
Geſellſchaftsinſeln, als einer fruchtbaren Station für die europäiſch-amerikaniſche Schiffahrt, be= 
trächtli gefunfen. In der Politik Englands, das in den ſüdlichen Meeren größere Ziele zu 
verfolgen hat, Eonnte es alfo unmöglich liegen, zur Verhinderung einer prefären und nur dem 
Namen nad beftehenven Herrſchaft der Franzoſen irgendwelche erhebliche Anftrengung zu ma= 
hen. Im unmittelbaren Befige Frankreichs befinden ſich nod die im Ganzen etwa 24 IM. 
Haltenden Marqueſasinſeln. Endlich wurde in neuefter Zeit von franzdfifder Seite der Ver⸗ 
ſuch gemacht zur Beſitznahme von Neucaledonien, einer etwa 325 OM. großen, theilweife 
fruchtbaren Infel von gefundem Klima. Die auf 50,000 Köpfe gefhägte Bevölkerung enthält 
indeffen Stämnte, vie fi einer franzöſiſchen Nieverlaffung wiverfegen, und da Neucalevonien 
auch dem britiſchen Neu⸗Südwales nicht allzu fern Liegt, fo könnten fi) Hier vielleicht einer fran= 
zöſiſchen Golonifation Schwierigfeiten entgegenftellen, deren Überwindung, wenn überhaupt 
moͤglich, den dafür erfoderlihen Kraftaufwand nicht verlohnen würde. Im ver Neuen Welt, 
fo gut in Auftralien wie in Amerika, gibt e8 überhaupt feinen Boden für ven einförmigen 
Schematismus des frangöjlichen Polizei- und Solvatenftaats, und nur ber rohe Despotismus 
der Alten Welt (ſ. Agypten) mag es fich noch gefallen laffen, von dem ihm verwandten admind= 
frativen Despotismus Frankreichs den Stempel einer oberflädlichen Givilifation zu empfangen. 

Obgleich Noroamerifa nirgends eigentliche Colonien befigt, ift doch deshalb feine Stel= 
lung in Auftvalien nicht weniger maßgebend und einflußreich. Der Hauptfig feines Ein— 
fluffes find die in einem freilih nur Heinen Iheile ihres Gebiets fehr fruchtbaren Sanb- 
wichs⸗ oder Habalinfeln. Es find 12 Eilande, darunter fieben oder acht unbewohnte, mit 
einem Klähenraum von 250— 300 OM., wovon die Hauptinfel Owaihi über die Hälfte 
umfaßt. Die einheimische Bevölkerung, theils Eingeborene, theild gemifgter Race, wird 
neuerdings auf nicht viel über 80,000 geſchätzt. Bon den zeitweife bafelbft angefiedelten Frem- 
den, etwa 4000, find drei Viertheile Norvamerifaner. Die Hauptftabt Honolulu mit ihrer 
nad) Karben und Abkunft huntgemifchten Bevölkerung, in der ſich aud) Ehinefen befinden, Hat 
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in Mitte der Bewegung, worin ji noch alle Elemente befinden, doch ſchon ein ganz europäiſch⸗ 
moberned Weſen. Die nordamerikaniſche Union, England und Fraukreich hatten 1843 die 
Unsbhängigfeit ber Sandwichsinſeln anerkannt. Am 6. Der. 1852 gab der König Kameha: 
aha III. den Bewohnern eine ſehr freifinnige Eonftitution, die er ihnen mit der vollen Auf- 
richtigkeit des in Auftralien noch ungeſchwächten monarchiſch-conſtitutionellen Glaubens ver: 
fündete. „Es iſt jegt micht mehr“, ſagte er, „wie in vergangenen Tagen, wo id), wo bie 


Häuptlinge befahlen, während dad Volk nur zu gehorchen hatte. Wir zählen jetzt zu den ges 


Rtteten Völfern und müffen, deren Beiſpiel folgend, das Geſetz einzig walten laſſen! Diefes ift 
mein Grandfag und dabei bleibe ih.” Dann und wann tauchte fpäter die Beforgniß auf, daß 
vou amerifanifcher Seite die Unabhängigkeit des neuen conftitutionellen Königthums bebroht 
jei; gegen eine den Thron im Jahre 1854 bedrohende Flibuſtierbande hatte Kamehameha II. 
den Schuß der Union, Englands und Frankreichs angerufen. Nad dem 1855 erfolgten Tode 
dieſes Knigs hieß es ſodann, daß deſſen Sohn und Nachfolger, Kamehameha IV., aus Furchi 
vor auerikaniſchen Annectirungsverſuchen mehr zu England hinneige. 1) Bei alledem dürfie 
bereitd durch das Übergewicht der Amerifaner in der weißen Bevölkerung, fowie durch die ört- 
lie Stellung der ganzen Infelgruppe ver vorherrſchende Einfluß der Union dauernd entfchle= 
den jein, und mit der wachſenden Bedeutung Californiens und des ganzen weſtlichen Unionsge- 
Fietes wird ſich dieſer Einfluß immer mehr befeſtigen. Schon jegt find die Habaiinfeln, die 
auch den Schlüſſel bilden für den außgebehnten Walftfchfang im nördlichen Stillen Meere, eine 
wichtige Baarennieverlage und ein Ruhepunft geworben für den von ben öſtlichen und weft: 
lien Küften aus betriebenen Welthandel des noͤrdlichen und fühlichen Amerika mit Oftinpien, 
mit China und jegt aud) nit Japan. Hängen doch die neuern und raſchern Foriſchritte auf den 
Seudwichinſeln, namentlid die fteigende Bebeutung des ſchon 1853 von mehr ald 200 Ganz 
telsfhiffen und über 500 Walfifhfängern befuchten Hafens von Honolulu, wefentlichft mit dem 
Anfblühen von Galifornien zufammen. 

Richt blos über dieſe Heine Infelgruppe, fondern über ganz Auftrulien, ſoweit e8 bereits 
ven Strömungen der neuzeitlichen Cultur erfchloffen ift, reiht der nordamerikaniſche Einfluß. 
dern überall ift es nächſt ber britifchen die amerifanifche Handelsſlotte, wodurch die Ver: 
bindung ber weithin zerftreuten lieber der auſtraliſchen Infelwelt unter fi und ihr Verkehr 
nit den andern Theilen ver Exde vermittelt wird, und überall fehen wir neben ven britifchen vie 
wwerifanijchen Sendboten des Chriſtenthums in ver Erfüllung einer Aufgabe begriffen, die 
aictt blos xeligiöfer und fittigender Natur if, fondern bie gerade für dieſe Gegenven auch eine 
geope politifche und hanbelspolitifche Beveutung hat. Die aus flumpfjinniger Barbarei erlö- 
ſende weitgefchichtliche Miffion Norbamerikas in befonvderer Beziehung auf Auftralien, fowie 
af alle andern einer böhern Cultur zu geminnenden Länder und Völker iſt fogar eine dem 
if der Neuzeit noch angemeffenere als diezenige Englands. Sie iſt dies in demſelben Maße, 
als fich das amerifanifche Annectirungsfyftem von dem englifchen Eolonifationsfyfteme nicht blos 
anterſcheidet, ſondern auch vor ihm auszeichnet, obgleich der Geift ber Gewinnfugt und Herrſch⸗ 
fußt an der Entflehung des einen wie des andern etwa gleich großen Antheil haben mochte. 
daſt jede englifche Bolonifirung mußte doch, wie auch Diejenigen ver andern Völker, mit einer 

beginmen und mit einer Zwingherrfchaft über die Bewohner ver vecupirten Gegen⸗ 
im; ber anfangs nur fpärlich ausgeftreute Samen für Erzeugung jened reihern Wohlftandes, 
rer höhern Bildung und Gefittung, wodurch die Bewölferung ver Eolonien zur Selbſtändig⸗ 
fit ab Selbſtregierung befähigt wurde, fonnte darum in der Regel erft nad Jahrhunderten 
ke taufenpfaltigen Srüchte bringen. In anderer Weife ſchreitet die Union von Vergrößerung 
wBergrößerung. Bleibt auch meift ver Weg, auf dem fie unaufhaltfam vorbringt, von ven 
Vlafpuren der Bewaltthat und Willkür nicht völlig unbefledtt, fo ift doch hier das Unrecht, womit 
gen die benacgbarten Völker geſündigt wird, dem Grade nach gemilvert. Auch ift eben dieſes 
Unticht feine nothwendige Folge der von ver Union befolgten Volitik. Im der Regel wurde die 
Erberung nicht mit den Waffen des Kriegs begonnen, wenn fle aud mitunter durch Kampf 
mb Krieg vollendet worben ifl. Amerika ſendet feine Breiwilligen, mit Axt, Spaten und allen 
fühfigen Werkzeugen auögerüftet, in die Nachbarlande aus, damit fie daſelbſt Stellung neh: 
wm and Befig ergreifen kraft des unantaftbaren Rechts der nüglichen Arbeit mit Kopf und 
Sat. Und meift haben ſich diefe Freiwilligen in demſelben Volke, wo ſie ſich nievergelaffen, 
Kon bie Zuſtimmung einer verhältnißmäßig zahlreichen Partei und wenigftens die geiftige 





I) Der jehige König fol eine Bringeifin, Victoria Kamalulu, zum erften Miuiſter ernannt haben 
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Majorität gewonnen, ehe in der einen ober andern Form die politiſche Verbindung mit der 
Unton wirklich vollzogen wird, nad) jenem höchften Princip der Volkoherrlichkeit, das Die Neue 
Welt beherrſcht und die Welt der Zukunft beherrſchen wird. Übrigens dürfte es nicht einmal 
im Inteveffe der Union Liegen, in allzu haftiger Eile das Syſtem der Annectirung und unmit⸗ 
telbaren Beherrſchung auch auf die Länder Auftraliens ausdehnen zu wollen: der Einfluß Nord⸗ 
amerifas wird um fo ausgedehnter und geficherter fein, je mehr e8 überall ald der unbefangene 
Freund und Beſchützer der nod unabhängigen Völker oder der mit ihrem Mutterlande misver⸗ 
gnügten Benäfferungen auftreten kann. 

* Während Frankreich feine an ſich unbedeutenden Colonien zugleih in der ungünftigften 
Lage und in der weiteften Entfernung befigt, umfaflen diejenigen Englands ven ganzen Süd⸗ 
weften, alfo venjenigen Theil Aujtraliend, der dem indobritiſchen Reiche zunächſt gelegen tft. 
Auch das britiſche Mutterland und die auftralifchen Golonien find einander feit Einführung ver 
Dampffhiffahrt umd durd die neueften Verbefferungen der Segelſchiffahrt ſchon beträchtlich 
näher gerüct, und find erft vem Welthandel tHeils durch Mittelamerika, theils und beſonders 
aber vom Mittelländifchen Meere bis zum Perfifchen over Arabifchen Golfe neue ober weſentlich 
verbeflerte Bahnen geöffnet, fo wird ſich abermald die nad) Zeiträumen bemeffene Entfernung 
zwiſchen England und Bolynefien um etwa die Hälfte verfürzen. Die Herrihaft Englands 
über das ganze auftralifche Feſtland läßt ſich wenigftens infoweit ald entſchieden betrachten, Daß 
ihm diefelbe ſchwerlich vor dem Ablaufe eines längern Zeitraums von irgend einer Seite her 
könnte ftreitig gemadjt werden. Was alſo den Flächenraum anlangt, über ven ſich Die unbe- 
ftrittene Herrſchaft Großbritanniens ausdehnt, fo mag derfelbe kaum weniger ald fünf Sechs⸗ 
teile des ganzen Welttheild oder noch mehr enthalten. Die jetzige Ausdehnung des eigentli- 
en Eolonialbefiges der Engländer oder der Flähenraum derjenigen Gebiete, von denen ſchon 
durch britiſche Arbeit Befig ergriffen iſt und wo bereitd britifche Inftitutionen Wurzel gefchla- 
gen haben, wird dagegen auf beiläufig 15— 20,000 IM. geſchätzt. Die gefanımte Bevölke- 
rung biefer Gebiete, welche doch jegt fehon die Größe von ganz Frankreich oder Deutſchland meit 
überragen und beren zum Theil noch fehr unbeftimmte Grenzen ſich leicht beträchtlich erweitern 
laffen, ift noch nicht einmal auf 4 Mil. anzuſchlagen, wenn man auch annimmt, daß ſchon Furze 
Zeit nach der Goldentdeckung die weiße Bevölkerung Neuhollands auf eine Halbe Million geftie- 
gen war und in ben legten Jahren noch beträdtlic zugenommen hatte. Die weientlihe Ber: 
vollfommnung der Schiffahrt und die Verminderung der Überzugsfoften, welde ver Goldent⸗ 
dedung teils voraus, theild mit ihr Hand in Hand gingen, laſſen indeffen für die Zufunft eine 
fteigende Vermehrung der Bevölkerung nah norbamerifanifhem Mafftabe um fo gewiſſer 
erwarten, als auch in fehr vielen Gegenden Auftraliens das Klima der Gefundheit ver Weißen 
keineswegs unzuträglich if. Wie überhaupt in dem Neubruchslande aller noch jungen Colo— 
nien dieſe erft durch harte männliche Arbeit gleichfam aus dem Rohen herausgearbeitet werden 
müſſen, fo iſt nod in Auftralien die männliche Bevölkerung ſtark überwiegend. Und. Diefem 
Misverhältniffe, das im geſellſchaftlichen Leben mande eigenthümliche und nicht fehr erbauliche 
Erſcheinungen hervorruft, Eonnte durch Die feiteng der britifchen Regierung begünftigte Einfuhr 
von Mädchen und Frauen nod) nicht völlig abgeholfen werben. 

In der Hauptrichtung gegen Nordweſten und gegen das indobritiſche Neid, find die Kleinen 
Audlandeinfeln vie erfte und entferntefte engliſche Eolonie in Auftralien. Nicht gar weit davon 
entfernt bilden aber ſchon die englifhen Befigungen in Neufeeland, Die Provinzen Neuulſter 
auf der nördlichen und Neumunfter auf ver füdlichen Infel, einen Hauptpunft britiſcher Macht. 
Vandiemensland, das im Jahre 1855 nad) feinem erften holländiſchen Entdecker ven amtlichen 
Namen Tasmania erhalten, hat eine Beodlferung von 90,000 Seelen. Diefe Golonie, Die 
ältefte nad) Neu-Süpwales, iſt wol auch diejenige, welche In den wunderbar fhnellen und ñ ber⸗ 
rafhenden Wandlungen des auftralifchen Lebens infoweit einen verhältnigmäßig höhern Grad 
der Stabilität erlangt hat, als hier der immerhin raſche Fortſchritt doch nicht gerade in Riefen- 
fprüngen erfolgt ift, ſondern feinen fletern Verlauf hatte. 

Der von Tasmanien duch die Baßſtraße getrennte auſtraliſche Continent dehnt ih nach 
neuern Schägungen über einen Raum von 128,000 IM. aus. Ex ift beinahe ganzohne®ebirge, 
welche die Schneegrenze überragen, und darum waſſerarm. Die Entwickelung ver Küſten ift 
eine ſchwachgegliederte, fodaß ihre Ausdehnung nur 1940 Meilen beträgt. Das ganze innere 
und weſtliche Neuholland ſcheint nordwärts bis etwa zum Wendekreife von einer ungeheuern 
Wüſte eingenommen zu fein, die einen noch entſchiedenern Wüftendharakter als jelbft die Sahara 
hat und nad) allen Richtungen ihre verheerenven Glutwinde entfendet. Im Norden des Wen- 
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befreife ſcheint jedoch auch das Innere des auſtraliſchen Continents, namentlich gegen Nord⸗ 
wehen, nach Arnhemsland und Tasmansland hin, fruchtbar und wohlbewäſſert zu fein, und 
ſelbſt in den in die heiße Zone tief hineinragenden Küftengebieten des Carpentariagolfs iſt noch 
das Klima verkältnigmäßig frifch und fühl. Jedenfalls jind in ven gemäßigtern Küftenftrichen 
avch fo fruchtbare, ausgedehnte und von England vielleicht erft zum Fleinern Theile befegte 
Räume übrig, daß fid dort viele Millionen Menfchen veihlid ernähren können. Schon die 
son Reifen dünn bevölferten, ſchwach angebauten oder als Weideland oberflächlich benugten 
Gebiete liefen ja eine Fülle der werthvollſten Erzeugniffe. Gier finden fi weite Strecken des 
fruätbarken Bodens für den gedeihlichſten Anbau von Weizen und Mais; nicht blos Vandie⸗ 
mensland, auch die viel jüngere Colonie Südauſtralien ift jegt ſchon ein Getreide ausführendes 
Land geworben. Außerdem gebeihen pie meiften intertropifchen Gewächſe, wie namentlich 
Baumwolle, deren lohnende Cultur jedoch wegen ber hohen Arbeitöpreife erft einer fpätern Pe⸗ 
riede angehören kann. Die erfte Periode der Goloniitrung begann in Auftralien, wie faft in 
allen beginnenden Gulturlänbern von noch jungfräulichem Boden, mit einer Viehzucht, Die zwar 
ſeht weite Räume, aber einen verhälmißmäßig nur geringen Aufwand von Arbeitskraft erfo= 
dert. Außer der Zucht von Rindvieh und Pferden gaben die natürlichen Wiefen und außge- 
dehnten treiflichen Weiden mit ihrer reihen falinifhen Flora die Mittel für eine Schafzucht an 
bie Sand, wie fie fonft nirgends in dieſem Umfange betrieben wird. Nur in Neu⸗Suͤdwales 
rechnete man 1850 über 8 Mill. Schafe, die an feiner und flarfer Wolle über 25 Mill. Pfund 
Neferten. In allen englifh-auftralifhen Colonten wurbe 1855 die Zahl ver Schafe von guter 
Race auf 13 — IA Mill. geſchätzt, neben beinahe 1,800,000 Stück Großvieh und 132,000 
Bierden. Für eine höhere Verwerthung der Producte einer reichen Viehzucht wurde 1843 ein 
witiger Anftoß gegeben durch die Anwendung eined neuen Verfahrens für die Erzengung von 
Ialg, ſodaß ſchon im Jahre 1848 ftatt des frühern Products von 5680 Ctrn. nicht weniger 
a8 98,213 Ctr. im Werthe von 140,580 Pf. St. erzeugt teurden. Die weitere Entwidelung 
dieſes Erwerbözweigs if durch die Goldentdeckung wol nur vorübergehend unterbrochen worz 
den. Bir ſehen alfo, wie ſich England in Auftralien für Wolle, Hanf (Neufeeland) und Talg 
immer mehr unabhängig macht von Deutfchland und von Rußland; und wir mögen es nicht 
einmal im Iutereffe der biöherigen Ausfuhrlänber beklagen, daß gerabe ſolche allgemein unent- 
behrliche Gegenftänve, wie die genannten, in größern Maflen erzeugt und zu billigern Preifen 
arf den Weltmarkt geworfen werden. Die unermeßlichen unterirdiſchen Schäge des Landes hat 
an kaum erft oder noch nicht einmal angefangen zu Tage zu fördern. Der Überfluß an Eifen, 
wein Ausbeutung noch lange nicht bie Arbeit verlohnen würde, ſcheint unerſchöpflich zu fein; 
& wird als möglich behauptet, daß ein ungeheueres Becken von Eifenftein die Bafis fein könne 
für die ganze weite fanbige Wüſte des innern Auftcalien. Aus demfelben Grunde, weil es an 
Arbeitskräften fehlt, konnten bisher die mächtigen Kohlenlager nicht außgebeutet werben, bie 
fh in Neu⸗Südwales, wahrſcheinlich aud in Süd- und Weftauftralten, fowie in Tasmanien 
and Reufeeland finden. Das eigentliche Kohlenfeld Auſtraliens ſcheint aber der nod fehr we⸗ 
nig befannte Norboften Neuhollands, von der Moretonbai bis zum Gap Dorf, zu fein. Etwas 
thätiger war man in ber Benugung der 1841 in Süpauftralien aufgefundenen Bleierze und 
beſonders in der Ausbeutung ver 1843 und 1845 ebenvafelbft entdeckten Rapında-Rupfer: 
grabe und des mächtigen in ven Burtahügeln zu Tage liegenden Kupferlagers, wahrfcheinlich des 
wiäften von allen bis jegt befannten. Schon 1850 lieferte dieſes auf Rechnung elger Actien⸗ 
xfellſchaft bearbeitete Kupferlager 18,629 Tonnen, und ſchon 1848 war bie Fünfpfundactie 
uf150, fpäter fogar auf mehr als 200 Pf.St. geftiegen. Als feit 1851 vie Auswanderung nad 
In Goldfeldern begann, flelen dieſe Actien auf 50 Pf. St. Obgleich man fon feit 20 Jahren 
Beslih, ſichere Spuren vorhandener Golvfhäge Hatte, fällt doc die eigentliche Entdeckung und 
iſte praftifche Benugung erſt in das Jahr 1851, wo 30 deutſche Meilen von Sidney, in der 
von Bathurft, jenfeit der Blauen Berge, an einem Zufluffe des Macquarie, fowie einige 
Roaste fpäter an einem andern Zufluffe vie erflen Minen aufgefunden wurben. Dies war in= 
teen nur das Borfpiel für bie Ausbeutung der bei weitem reichern Goldfelder in den füpöft- 
lihen Bezirken Neuhollands, die früher zu Neu-⸗Südwales gehört, aber feit 1850 ihre voll- 
Ründige Iegislative und abminifkative Trennung erlangt und zugleich den Namen Victoria 
erhalten Hatten. Betrug 18541 die Ausbeute an Gold 345,146 Ungen, im Werth von nahe 
AB. St, per Unge, fo war bis Ende 1854 der gefanımte Ertrag der Goldfelder von Victoria 
ſqon auf 10 Mil. Unzen im Werthe von 38 Mill. Pf. St. geftiegen. Auch 1855 und bis 
Kam Ende 1856 Hatte der Ertrag im Vergleich zu ven entſprechenden Zeiträumen ber frühen 
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Bedarf nah Sträflingdarbeit verſchwunden war, lernte man auch immer mehr bie matertellen 
und moraliſchen Nachtheile erkennen, welche durch ben beſtändigen Nachſchub von Verbrechern 
für die Colonie entſpringen mußten. Denn auch die große Mehrzahl der nach überſtandener 
Strafzeit Entlaſſenen gehörte keineswegs zu ben ſittlich Gebeſſerten. Nicht blos in Neu⸗Süd⸗ 
wales, auch in Victoria, Südauftralien und Vandiemensland erhob ſich eine lebhafte Oppofiz 
tion gegen die fernern Deportationen, und wirklich wurde für Neu-Südwales im Jahre 1840 
die gänzliche Abſchaffung ber Deportationen beſchloſſen. Als gleihwol im Jahre 1849 der 
Verfuch ihrer Wiedereinführung gemacht wurbe, entftand eine allgemeine Gährung. Petitio⸗ 
nen mit mehr ala 36,000 Unterfchriften wurden Dagegen eingereicht, ein Antiveportationsbund 
wurde gegründet und durch alle diefe Kundgebungen einer gerechten Unzufriebenheit warb bad 
britiſche Golonialminifterium zum Wiverrufe feines Befhluffes beſtimmt. Indeſſen blieb doch 
Tasmanien noch längere Zeit eine Strafcolonie, zum eigenen mie zun großen Nachtheile des 
benachbarten Victoria, das von dort aus mit unfaubern Elementen über hwenmt wurde. End⸗ 
lich Härten aber vor furzem auch die Deportationen nach Tasmanien auf. Es blieb alfo ald 
Strafeolonie nur Weftauftralien, wo bei ven ſchwachen Einwanberungen noch am meiſten Be: 
gehr nad) Verbrecherarbeit iſt. Auch hat man neuerdings, ald auf eine paſſende Gegend für 
folche Nieberlaffungen, die Augen auf den noch allzu wenig beachteten Norden Auftraliens, ins⸗ 
beſondere auch auf den Golf von Garpentaria gerichtet. 

Der gemeinfame Miverftand gegen die Deportationen in ven auftralifchen Hauptcolonien 
war bie erfle That des zum Bewußtfein feiner Kraft und feiner Intereffen gelangten Volkes, 
und der thatfächlichen Selbftbefreiung aus der allzu weit getriebenen Bevormunbung des Mut- 
terlandeß folgte bald auch von Seiten biefes Iegtern vie formelle Anerkennung ver größern Selb⸗ 
ftänpigfeit ver Golonien. Die 1850 durch eine britifche Parlamentöacte neu verheißene Conſti⸗ 
tution Fam zur Ausführung. Danach befteht die in Sidney regelmäßig zuſammentretende 
gefeggebende Verfammlung aus einer Art Unterhaus von 54 vom Volke gewählten Mitgliedern. 
Neben vemfelben befteht der executive Math, ein zuͤgleich ald Staatsrath fungirendes Oberhauß, 
das von der Megierung aus Beamten und fonftigen Vertrauendmännern gebilbet wird. Das 
Golontaleinfommen foll nur zu Colonialzwecken verwendet werben, aber dem gefeggebenden 
Körper ſteht darüber feine wirkfame Controle zu. Auch gibt 68 noch Differenzen mit ber briti= 
ſchen Regierung über den Verkauf der Ländereien und die Verpachtung herrenloſer Weiden. 
Das Wahlrecht in vie gefeßgebende Verfammlung fteht jedem Haushalte von mindeſtens 40 
Pf. St. jährlichen Zinswerthes zu und ift alfa ziemlich ausgedehnt. Diefe freifinnigen Beſtim⸗ 
mungen wurden jedoch anfangs wefentlih umgangen durch eine vom alten und ariftofratifhen 
Regislative:Gouncil befcloffene Vertheilung ver Wahlen. Diefe follten nit im Verhältniſſe 
der Kopfzahl, fondern nach der politifchen Eintheilung des Landes in Gountied vorgenommen 
werben. Hiernach würde die Stadt Sidney und Grafihaft Cumberland mit faft ver Hälfte ver 
ganzen Bevölkerung doch nur ein Sechstel der Abgeoroneten ernennen, während die meift unter 
dem Ginfluffe ver Orunpbefiger und Squatters ſtehende Landbevölkerung fünf Sechstel zu 
wählen hat. Bei ſolchen Beftimmungen erflärt e8 ſich, daß man mit er neuen Eonftitution 
noch keineswegs fehr zufrieben ift. Ste ift jedoch, nach ven in ihr felbft liegenden Beftimmun- 
gen, ver Verbefierung fähig. Einige Misftände- find bereits befeitigt, und immerhin bleibt es 
von großem Werthe, daß das Volk in irgend einer beftimmten und nicht gar zu Inappen Form 
gefeglih und von Rechts wegen zur Selbftregierung berufen if. Auch geben die Vorgänge in 
dem wieder 1856 zu Sidney verfammelten Colontalparlamente, wodurch der Gouverneur zur 
Entlaffung feines den ariftokratifgen Landintereſſen allzu geneigten Miniſteriums ober erecu- 
tiven Raths veranlaft und bald darauf auch das neugebilvete Minifterium zum Rüdtritt be- 
ſtimmt wurde, einen Beweis an die Hand, daß man ſich zwar in den ungetwohnten parlamenta - 
riſchen Formen nod nicht in paffendfter Weife bewegt, daß man ſich aber keineswegs bloß mit 
der leeren Form ber Selbftregierung will abfinden laffen. 

Ähnliche Verfaſſungen find den andern auſtraliſchen Hauptcolonien in Ausſicht geſtellt 
oder ſchon ertheilt. Für die ſüdlichen, am Port Philipp gelegenen Niederlafſungen wurde über- 
dies deren Abtrennung von Neu⸗Südwales durch die neue Gonftitutiondacte verfünbigt.*) Schon 
früher beftand die Vereinigung der jegt unter dem Namen Victoria begriffenen Niederlaſſungen 
mit Neu Süpwales nur dem Namen nach; das Volk regierte ſich felbft und fämpfte nur noch 





4) Die Rordgrenze von Victoria gegen Neu-Sühwales ift bereits bezeichnet auf ber neueften und beften 
Karte von Auftralien in H. Kiepert's „Handatlas” (Berlin 1855), Nr. 31. 
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Für die formelle Anerkennung feiner Befonderung. Als daher 1850 die vollſtändige Iegislative 
und abminiftrative Selbftändigkeit von Victoria ausgeſprochen und daſelbſt am 14. Nov. 1851 
Die erſte gefeßgebenve Berfammlung eröffnet wurde, fo war dies fein papierner Act bureaufra= 
tiſcher Willfür, fondern die unerlapliche Anerkennung eines bereits thatſächlich gegebenen Zus 
Rande. Nach jener Verfaffung, über welche zwifchen dem englifchen Reichsparlament und dem 
ehemaligen Legiölative-Eouncil lange hin= und herverhanvelt wurde, follen für die Colonial⸗ 
gefedgebung in Victoria zwei Körperfhaften beftehen: ein gefeßgebenver Rath (Council) von 
30 Mitgliedern, deren jebes einen Grundbeſitz von wenigſtens 5000 Pf. St. hat und deren 
Berufung von den ſechs Wahlprovinzen aus durch alle Anfäfjigen erfolgt, die einen Grund⸗ 
werth von mindeftend 1000 Pf. St. nahweifen können; ſodann eine Art Unterhaus oder ge= 
feggebenve Berfammlung (Assembly) von 60 Mitgliedern, die einen nachweisbaren Grund: 
werth son mwenigftens 2000 Pf. St. befigen. Die Wahl in die gefeggebende Verſammlung 
erfolgt von Allen, die wenigftens 50 Pf. St. an Grundbefig Haben, oder einen Haushalt zu 
einem Werthe von 10 Pf. St. unterhalten. Das active Wahlrecht umfaßt hiernach fo ziemlich 
alle Anjäfligen, mit einzigem Ausſchluß der gerade in Auftralien noch beſonders viele verdäch⸗ 
tige Beſtandtheile in ſich ſchließenden flottivenden Bevölkerung. 

Rah dem ganzen biöherigen Bildungsgange darf man überzeugt fein, daß im fünften 
Welttheile alle weitern Reformen in Berfaflung, Geſetzgebung und Verwaltung ein weſentlich 
bemofratifhes Gepräge tragen werben. Dies gilt fhon von Neu-Südwales, obgleich gerade 
bier, feit die daſelbſt zuerft entdeckten Goldgruben gegen diejenigen von Vietoria ihre frühere 
Bebeutung verloren, wieder die Paftoralintereffen der Squatterd oder die grundherrlich⸗ 
ariftofratifchen Tendenzen zeitweife in ven Vordergrund traten. Vollends läßt fi in Victoria 
das binnen wenigen Jahren die bevölfertfte, reichſte und eigentlich maßgebende Colonie gewor⸗ 
den ift, nach dem Geifte feiner ganzen Gefchichte wie nad) ven gegenwärtig daſelbſt herrſchenden 
Anfichten und Intereffen nur eine Fortbildung von entſchieden demokratiſchem Gepräge erwar⸗ 
tem. Dieje Colonie hatte fi nicht blos ohne, fondern fogar gegen den Willen der engliſchen 
Regierung zu ihrer jegigen vorwiegenden Beveutung erhoben. Unter dem Vorwande, da 
dadurch den noͤrdlichen Graffhaften von Neu-Südwales die zu ihrem Emporblühen erfoder— 
lien Arbeitöfräfte entzogen würden, hatte nämlid) die Regierung die fünlichen Niederlaffungen 
za verhindern geſucht. Allein die eine gewinnreiche Viehzucht verheißenden treffliden Weinen, 
forwie die günftige Lage ver Gegenden, wo ſich fpäter die Städte Melbourne und Geelong erho= 
ben, lockten trotz aller Verbote immer neue Anfievler heran. Die Elar vor Augen liegenden 
verſonlichen Interefien durchbrachen alle papiernen Hinberniffe, die ihnen eine aus der Berne 
commandirende Beamtenſchaft in ven Weg zu werfen verſuchte, und die Regierung mußte end⸗ 
lich geſchehen laffen, was fie nit zu hindern vermochte. Schon Hatte ſich Victoria die Aner—⸗ 
fennung feiner Selbflänpigfeit erzwungen, bevor unmittelbar darauf die Entdeckung der Gold⸗ 
feloer dem ganzen ſocialen Leben in jenen Gegenden eine neue Richtung und einen mächtigen 
Aufigwung gab. Die Bevölkerung der Kolonie, im Sabre 1851 erft 95,000, Hatte fi ſchon 
1852 auf 200,000 und bis Ende 1853 um nahe dad Dreifache vermehrt. Das in den Banfen 
Kinterlegte Capital war von 644,484 auf 6,316,800 Pf. St. oder nahe um das Zehnfache 
web Die Zahl der Deponenten von weniger als 6000 auf 30,000 geftiegen. Die Bevölkerung 
\er GHauptſtadt Melbourne erhob ſich von 23,000 auf 70—80,000 und betrug 1853 fogar 
she an 100,000. Neben den verſchiedenſten Anftalten und Unternehmungen zur Foͤrderung und 
Geltung des materiellen Wohlftandes gab es ſchon 1854 in biefer Stadt 160 Elementar= 

en mit 8781 Schülern, wofür die jährliche Gemeindeausgabe nit weniger ald 56,468 
Fer. betrug. Im April 1855 wurde auch eine mit 9000 Pf. St. votirte Univerfität eröft 
ae, mit vorerft nur 16 Zöglingen, von denen alfo jever 562%, Pf. St. jährlich koſtet. Gleich— 
zeitig iſt eine Bibliothek errichtet und außgeftattet, ſowie ein botaniſcher Garten gegründet wor⸗ 
den, und es fehlt nit an Zeitungen, unter denen fidh zwei täglich erfcheinenbe befinden. 

Bevor die Production und zumal die Golpgräberei wieder zu größerer Gleihmäßigkeit 
gelangt waren, hatte vie junge Eolonie erfhütternde Krifen zu überitehen. Im Hinblide auf 
Die Verlufte, die der Handel kaum erft in Californien durch Überführung des Marktes erlitten, 
hielten erft die Kaufleute Europas und Amerikas mit ihren Waarenfendungen nach Auftralien 
weh, ſodaß die Einfuhren den Bepürfniffen ver von allen Seiten zuftrömenven Benölferung 
ber Goldſucher hei weitem nicht genügten. Das Sinfen des Geldwerihs, in Verbindung mit 
vem Mangel an Zufuhren, fteigerte nun ploͤtzlich ſowol die Wohnungsmiethen als auch bie 

Etaata⸗Lexiton. II. 5 


68 Auſtralien 


Unterſuchungsbericht über die Unruhen in Balarat ſchon über 10,000 in den Goldfeldern nie⸗ 
bergelaffen Hatten, nicht ven Fleinften VBruchtheil der Einwanderer, und gerade dieſe chineñ⸗ 
{hen Arbeiter, vie überall im Auslande das fümmerlichfte Leben führen, bis ſie ſich zur Rückkehr 
nad China einiges Vermögen gefammelt, Eommen aus einem Lande, wo die Arbeitslöhne 
vielleicht am allerniebrigften ftehen. 

Gleichwol läßt ſich nicht verfennen, daß die Goldentdeckung und bie erft blos örtlich Hohe 
Steigerung der Arbeitspreiſe in Galifornien und Auftralien fon bis in die Mitte Europas 
hinein gewirkt haben, daß überall eine nicht blos nominelle und ſcheinbare Erhöhung der Arbeits- 
preife eingetreten ift und eintreten mußte, daß zwar nicht ausſchließlich, aber Doch zum Theil von 
ver Neuen Welt aus der heilfame Anftoß zur Erſchütterung des Hiftorifchen Unrechts eines bis 
jegt herkömmlichen Misverhäftniffes zwifchen Arbeit und Capital gegeben wurde. Was man 
früher mehr bloß theoretifch erſtrebt Hatte, eben dieſe Ausgleihung des Misverhältniſſes, 
geht feit ver Entdeckung der Goldſchätze auf dem praftifhen Wege dev Selbftemancipation ver 
Arbeit von ftatten, und überall fieht man ſich genöthigt, bie feither geltende Scala der Preife 
einer Revifion zu unterwerfen, um im Verhaͤltniſſe der Arbeitsleiftung zum Arbeitslohne we⸗ 
nigftens jene grelfen Übelftände zu befeitigen, wodurch zahlreiche Claſſen der nügliäften und 
nur angeblich freien Arbeiter zu einer härtern und ſchmaͤhlichern Sklaverei, als jemals die der 
Neger war, verdammt blieben. Aud in Auftralien haben neuere Beobachter richtig bemerft, 
daß die ganze Gefellfchaft fehr ſchnell jenen amerifanifchen und in Californien beſonders ſcharf 
ausgeprägten Typus annimmt, der ſich in Rede und Handlung durch ein geſteigertes Selbftver= 
teauen und das lebhafteſte Gefühl perfönlicher Unabhängigkeit offenbart, neben einer mitunter 
tohen Verachtung aller conventivnellen und nicht immer bloß willkürlichen Unterſchiede, ſowie 
neben einem rückſichtslos haftigen Streben nach Erwerb und Reihthum. Aber felbit in feinen 
Ausfhreitungen und feiner Verzerrung ift dieſes ſtarke Gefühl ver individuellen Selbſtändig⸗ 
keit, das jede Krücke und jedes Gängelband des immer mehr abfaulenden Polizei: und Soldaten⸗ 
ſtaats beifeite wirft, das fein ganzes Schickſal nur fid) felbft und einer frei gewählten Genoffen= 
ſchaft verdanken will, die Wurzel jener Rührigkeit und jened Selfgovernments, wodurch bie 
Voͤlker des angelſächſiſchen Stamms, mit und neben ihnen alle germanifchen Völker, zur Welt⸗ 
herrſchaft im Sinne der Neuzeit und vor allen andern Nationen dazu berufen find, der ganzen 
Zukunft des Voͤlkerlebens das Gepräge ihres Geiſtes und Willens zu verleihen. 

Diefer Independentengeift und dieſer auf die Zukunft gerichtete Arbeitsfinn, der erwerben, 
aber von dem ſchon Erworbenen over vom Capital unabhängig bleiben will, entfpringt dent 
großen und lange verfannten Gedanken, daß es nur die Arbeit, daß es bie in ſich felbft untrenn= 
bar verbundene geiftige und leibliche Arbeit ift, die geradezu Alles ohne Ausnahme ſchafft und 
geihaffen Hat, was irgendwie von Werth ift für die Geſellſchaft und für ven Staat. Und ber 
in der Neuen Welt fon mehr in anſchaulicher Thaiſächlichkeit ſich verförpernde Gedanke von 
dem unverjährbaren und allerhöchften Urrechte ver Arbeit, von dem ver gefunden Vernunft und 
der Chriſtuslehre gleich entſprechenden Princip, daß jeder Arbeiter feines, d. h. desjenigen 
Lohns werth ift, der dem Aufwande feiner Kräfte und der feinen Anftrengungen gemäß ift, 
diefer Gedanke fodert immer dringender au in Europa die volle Anerfennung des Rechts der 
wahrhaft, ver nicht bloß feheinbar freien Arbeit. Der oberflächlichen Betrachtung ſcheint Die 
Vollſtreckung dieſes Rechts nur die privatrehtlihen Verhältniffe des Erwerbs und des bürger- 
chen Berufs zu berühren. Sie greift aber in Wahrheit aud) tief in das politifche Leben hin⸗ 
eın, fie hat namentlich jegt ſchon allem Militärdespotismus, der Feine andere Grund- 
lage mehr hat als dad verberblihe Syſtem der Conſcription und des ſoldatiſchen Frohn— 
dienſtes, das unvermeidliche Grab gegraben. Denn wie wäre es auch nur denkbar, daß 
noch lange fo viele Hunderttaufende von Bauern und Bürgern, von Handwerkern und Arbei⸗ 
tern dazu gendthigt werden koͤnnten, die beften und arbeitäkräftigften Jahre ihres Lebens im 
militärifhen Zwangsdienſte zu vergeuben, während fie e8 wiſſen und täglich von neuem erfah⸗ 
ten, daß fie in ver Neuen Welt durch freie Arbeit das Funfzigfache eines kümmerlichen euro- 
päifhen Militärfolds zu erwerben, daß fie fih dort in venfelben Jahren für die ganze Dauer 
ihre Lebens ein genügendes Austommen zu fchaffen und eine ehrenvolle Exiſtenz zu gründen 
vermögen? Wie aber die jüngften Vorgänge in der Neuen Welt zur Abſchaffung der weißen 
Sklaverei des militäriſchen Zwangsdienfies beitragen, fo auch zur Befeitigung der Sklaverei 
der Neger. Es iſt nichts Zufälliges, ſondern es beruht auf einem klar vor Augen liegenden 
Intereſſe, daß in Californien die Sklaverei nicht eingeführt werden konnte, daß dieſer Staat am 
Grundſatze der freien Arbeit, wonach jeder Arbeiter für ſich ſelbſt erwirbt, feſthalten mußte. 
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Das lonnte ja die große Mehrheit der freien und weißen Bevölkerung nicht dulden, daß die 
opmehin ſchon vermögenden Sklavenbefiger die Arbeitöfräfte von Dutzenden ihrer Sklaven be= 
augten, um ſich jelbft ven mühelos erworbenen Röwenantheil an den Goldſchätzen anzueignen. 
In der großen, wunderbaren und lebenvigen Verbindung aller Glieder der Völferfette, die das 
Erdenrund umfchließt, erkennen wir aljo bis in die Goldgruben von Californien und Neuholland 
hinein, daß dieſelben Arbeiter, melde dort gierig nach Schägen graben, zuglelch doch die Stügen 
der Knechtſchaft untergraben helfen und an ihrem Theile mitarbeiten für die Befreiung der Völ⸗ 
fer. Und fo rufen wir nit dem Dichter: 
Drum, du narriſche 9 Menſchheit, drum ſcharre nur iv zu! 


Zwar bu wirkt dir di die Bufanft nur 1 halbbewuft, 
Du denkſt nur der augenblidlichen Luft — 
Doch du ſchaffſt eben doch, was du ſchaffen mußt! 5) 
Bei der Betrachtung der Zuftände Auftraliens nimmt noch ein befondered Moment, von fo 
großem ethnographlſchen Belange als von Wichtigkeit für die Staatenkunde, die Aufmerkfams 
keit in Aufvruch. Überall iſt auch dort, und wol noch in höherm Grabe wie bei den Indianern 
Nordamerilas, eine fortfhreitende Verminderung ber einheimiſchen Bevölkerung zu gewahren, 
wo biefe mit ben eingewanderten Weißen in nähere Berührung gekommen ift. Auf den Sand⸗ 
wiinfeln, wo vor 70 Jahren die eingeborene kanakiſche Bevölkerung auf 400,000 gefhägt 
mare, war fie 1825 nur noch 425,000 und nach den fpätern Volkszählungen von 1832—36 
und 1850 nur je 130,313, 108,579 und 84,165. In den Jahren 1848 und 1849 war zwar 
bie Zahl der Geburten von je 1422 auf 1478 geftiegen, aber gleichzeitig war die Überzahl der 
ie 4520 und 7943 betragenven Todesfälle fo groß, daß eine Verminderung der Population 
von je 2898 und 6456 ftatthatte. Ähnlich ift es auf den Gefellfgaftsinfeln, wo von 1797— 
1850 die Zahl der Eingeborenen von 16,000 auf 10,000 Herabgefunfen ift. Nur bei ven 
Renfeeländern läßt ſich ein ſolches Hinſchwinden bis jegt nicht gewahren. Sie gehören über- 
haupt zu den förperlich Eräftigften und am meiften entwidelten Stämmen, obgleich jle im Ver— 
glei mit den dort flationirten engliſchen Soldaten durchſchnittlich um Y, Zoll Heiner und, 
nad den Ausgängen ver Ringfämpfe zu ſchließen, nicht ebenfo mudfelftark find. Doc bilden 
vielleicht auch die Neufeeländer nur eine fheinbare und vorübergehende Ausnahme. Naͤchſt 
dem auf den Infeln ver Sühfee wol ſchon lange vor der Entdeckung einheimifchen Kindermorde 
ſind beſonders Blattern, Syphilis und ver übermäßige Genuß des Branntweins die zunächſt 
zu Tage liegenden Urſachen der auffallennen Sterblichkeit, wie e8 denn überhaupt bei dem Zu= 
fanımentreffen mit ven Gulturvölfern das ziemlich allgemeine tragifhe Schickſal ver rohen 
Stãume zu fein ſcheint, daß fie, plöglich und in völlig unvermittelter Weife aus ihrer gewohnten 
2ebenöweife herauögeriffen, zwar bald die Lafter und Übel der Civiliſation in fi aufnehmen, 
ohne aber gleichzeitig auch die Schugmittel gegen dieſe Übel in fich ſelbſt ausgebildet zu haben. 
Übrigens wird biefe einheimiſche Bevölkerung nicht fo vollftändig ausſterben, ohne wenigftens 
in zahlreichen Miſchlingen aud) dauernde Spuren ihres Dafeins zu Hinterlaffen. Sie tragen 
alſo an ihrem Theile mit dazu bei, um jene merkwürdige bunte Voͤlkermiſchung zu vergrößern, 
wie fie bereits in Sũdaſien, in Amerika und auf den Infeln ver Sühfee in einem früher noch nie 
dageweſenen Maße befteht. 

Unter ber ven ganzen Welttheit ſchon unbeftritten beherrſchenden weißen Bevölkerung und 
wi den engliſchen Sprachgenoſſen aus Europa und Nordamerika bilden bereit8 Deutſche und 
Gfweizer, wie früher ſchon in Amerika, fo jegt auch in Auftralien, einen verhältnigmäßig be= 
tachtlichen Theil der Eingewanderten. Diefe Einwanderungen, die ſich während einer gerau= 
um Zeit wol noch beträchtlich fleigern werben, gehören hauptſaͤchlich dem legten Jahrzehnd an. 
So tritt und denn felbft in den fernften Küftenlänbern ver ſüdlichen Halbkugel jener tiefinnerfte 
Bufammenhang aller Nationen des großen germanischen Stamms vor Augen, diefer fo natürliche, 
je sermünftige und vom Geifte ver Weltgefchichte ſchon fo veich gefegnete Völferbund, den kaum 
erſt — in der fogenannten Neuenburger Frage — daß leihtfertige und frevelhafte Beginnen 
einer ſchwächlichen Eoterie weniger Junker um der armfeligften und kleinlichſten Gelüfte willen 

ze Rlören, den fie mit dem Schwerte blutig zu trennen verfucht, aber vergeblich verſucht hatte. 
—* es doch in der Hauptſache die gleichen Anſichten, Zwecke und Bedürfniſſe, die in den von 
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nahe verwandten Spraden und von verwandtſchaftlicher Cultur jo eng umfchlungenen germa- 
niſchen und weſeutlich proteflantifchen Völkerſchaften ſchon fo viele Taujende und Hunderttau⸗ 
fende beftimmt haben, den dürren Wanderſtab in die. Hand zu nehmen, um ihn in die fremde 
Erde zu pflanzen und unter andern Himmelsſtrichen wurzeln und grünen zu laffen! Sind es 
doch die gleihen und großen Inftitutionen der Freiheit, denen die Eleine Schweiz ihr Gedeihen 
und ihren Wohlftand, denen Großbritannien und Nordamerika ihren Reichthum, ihre Macht 
und Größe vervanfen, die fich in zahlreichen und noch lebenskräftig quelfenven Keimen auch auf 
dem Boden des deutſchen Mutterlandes erkennen laſſen, wie ſehr fie auch überwuchert feien von 
der frembartigen Schmaroperpflanze des Bureaukratenthums, des polizeilichen und ſoldatiſchen 
Zwangsſtaats! Zwiſchen den in flarren politiſchen Formen fhon folange befangenen ſlawi⸗ 
fen und romaniſchen Völkern, die wol dann und wann überfhäumten, aber nur um fid) von 
neuem gefangen zu geben, drängt fi von den Alpen herab ber reihe Strom des germaniſchen 
Volkolebens, um ſich erfriſchend, belebend und befruchtend über alle Theile ver Welt zu ergießen. 
Und wo wir auch unfer Auge hinwenden, überall erblicken wir bie germanifhen Stamnge= 
noffen als die rüftigflen Arbeiter, um dad Tagewerk der Neuzeit zu fürkern, um ber Freiheit 
neue Bahnen zu brechen, nicht blos mit der fieghaft geführten Eriegerifchen Waffe, ſondern noch 
weit mehr mit ver friedlichen Waffe des Worts und ver Lehre, oder mit vem ländlichen Pfluge, 
mit den Werkzeugen des ſtädtiſchen Gewerbfleißes und mit dem Hammer des Bergmann, 
DB. Schulz-Bodmer. 

Auswanderung, f. Einwanderung und Auswanderung. 

Ausweiſung, [. Anfenthaltsrecht und Gaſtrecht. 

Auto de Fed) oder Undulpfamfeit und Glaubenszwang in folgeritiger 
Durhführung. Die Inquiition und ihre Krone, das Auto de Fe, find endlich der Hähern 
Humanität und Bildung, vor allem der größern Verbreitung und ver unwiderſtehlichen Macht 
der echten hriftlichen Grundſätze gewichen. Die ebenfo undriftlihen Ouellen jener größten 
Schandflede ver Menſchheit, Unduldſamkeit, Glaubenszwang und Kegerverfolgung, dieſe 
werben leiver noch immer, wenn aud mit feigem Verzicht auf ihre folgerichtige Durchführung, 
alfo ftümperhaft, aber dennoch zum Unglüd vieler Taufende unferer Mitmenfgen, zur Be- 
fledung ver Ehre vieler kirchlichen und weltlichen hohen Behörden und zur Untergrabung der 
ebenfo verbienten ald fegenbringenben Achtung ber Religion, der Kirche und des Staats dffents 
lich und heimlich ausgeübt. Deshalb fehlen und die Eurze und vortreffliche Darflellung jener 
ſcheußlichſten Kegergerichte aus der Feder des gelehrten und hochachtungswürdigen Profeſſors 
Heinrid Amann, mwelder leider in feinen beten Jahren ebenfalls das Opfer intoleranter 
Verfolgung wurde, vollfommen ven Wieverabprud zu verdienen. Vorwort der Redaction. 

Im Jahr 1559, am 21. Mat, vem Dreieinigkeitöfefte , fa man zu Valladolid in Spanien 
auf dem großen Marktplage Emporbühnen im Halbkreife aufgerichtet; auf einer derſelben den 
Erzbiſchof von Sevilla, Generalinquifitor,, mit bem ganzen Collegium ver Inquifition, auch 
vier andere Biſchöfe und die Gollegien ver Staatöbeamten. Auf dem Plage, ven Straßen, an 
allen Senflern, felbft auf ven Dächern Gedränge von Zuſchauern. Fruͤh vor ſechs Ubr in 
felerlijem Zuge trat in die koͤnigliche Loge auf einer befondern Bühne vor dem Palaſte vie Re— 
gentin Johanna, Schwefter des Königs Philipp I., und ver damals 44 Jahre alte Kronprinz 
Don Earlos, mit dem Erzbifhof von San-Jago de Compoftella, dem ganzen Hofſtaate und 
vielem andern Adel. Hierauf bewegte fih in einer von Bewaffneten durch bie Menge gezogenen 
Gaſſe ein Zug von Gefangenen, vom Inquifitiondgebänbe aus, zwiſchen Bütteln der Inquiji= 
tion, voran ein Kreuz, in ſchwarzes Tuch gehüllt, und die rothe Fahne ver Inquijition, mit ven 


1) Morente, „Reitifche Gefchichte der fpanifchen Inquifttion” (ans Driginalacten der Archive der 
Inquifition überfegt und mit Anmerkungen von Höd, 4 Bde., Gmünd 1819— 22), Haupifl. IX, 
Abſchn. I. Beringer, „Der hispanifchen Inquifition Heimlichkeiten (Amberg 1613), Cap. 16. (@ine 
Überfegung des höchft feltenen Werfs: „‚Reginaldi Gonzalvii Montanis S. inquisitionis Hispanicae 
artes aliquot detectae‘‘ [Heidelberg 1567]. Von dem Berfafler Reynald Gonzalez de Montes, einem 
Dominicaner, ber das Glück hatte, 1558 aus bem Gefängniffe der Inquifition zu entfommen, und dann als 
Lutheraner im Bilde verbrannt wurde, fagt Llorente [a.a.D., XXI, I, $.4]: „Ich glaube, daß man ihr 
als zuverläffigen und die Wahrheit fchreibenben Hiftorifer bei ven Thatfachen, die ich nicht im Archive bes 
Raths der Oberinquifition gefunden habe, benugen darf.“) Baker, „Vollſt. Hiſtorie ber Inquifition‘” 
(aus dem Englifchen von Tieffenfee, Kopenhagen 1741), Cav. 28. „Relatione dell’ Atto della Fede, 
che si & celebrato dall’ oficio della Inquisitione di Valladolid nel giorno della SS. Trinitäa 
1559. In Bologna, con licentia dei superiori‘‘, in Menbham’s „Memoirs of the council of Trent ; 
principally derived from MS. and unpublished records‘ (2ondon 1834), ©. 334 fg. 
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Kamm von Papſt und König, und wurde auf einem andern Gerüfte aufgeftellt. Die Gefanz 
genen trugen dad Armeſünderkleid, San Benito genannt (verderbt aus saco bendito, wie 
früher das geweihte Bußkleid hieß), ein langes Stüd gelben wollenen Zeugs, ohne Armel, mit 
einer Öffnung für den Kopf, das vorn und hinten bis auf das Knie frei herabhängt, nad) Art 
ained Scapulierd; auf dem Kupf eine Tiare (hohe fpigige Müge). Die Hände der Unglück⸗ 
lihen waren vorn mit Striden gebunden, in den Händen brennende Fackeln von grünem Wachſe. 
Bei ven zum Lebendigverbrennen Beftimmten war auf Kleid und Müge ein Menſch, umgeben 
von Flammen und fogenannten Teufelögeftalten, gemalt; bei den zu milderer Todesſtrafe 
Veruttheilten die Spige der Flammen umgekehrt; bei den mit dem Leben Begnabigten nur 
röthlihe Andreadkrenze zu fehen; die Fackeln diefer letztern nicht angezündet. An beinahe 
Allen erklicte man die Spuren graufamer Folter. An der Spige der Gefangenen ſtanden fünf 
Geſchwiſter, darunter zwei Geiſtliche und eine Nonne, neben dem gleich ihnen bekleiveten Stand⸗ 
bild einer Frau, das man auf eine hölzerne Kifte geftellt Hatte. Es mar bas Bild ihrer vor ber 
Unterfuchung verftorbenen Mutter Eleonore de Vibero, deren Leichnam in jener Kifte lag, um 
wit den Kindern von denfelben Flammen verzehrt zu werben. 

Die Jaquifitoren faßen unter einem Ihronhimmel, gegenüber einem Altare, auf welchem 

ein Grucifir nebft den Leuchtern und dem Übrigen, was zum Meßopfer gebraucht wird. Neben 
dem Alter eine Kanzel, von welcher nun Meldior ano, ver durch ultramontane Gelehrſamkeit 
belante Dominicaner, zum Bifhof ver Canariſchen Infeln ernannt, eine Predigt hielt. 
Rad deren Beendigung begab ſich der Erzbiſchof von Sevilla zu den Eöniglichen Hoheiten und 
ließ fe auf das im Meßbuche befindliche Kreuzbild folgenden Eid ablegen: „Da durch päpftliche 
Decrete und die heiligen Kirchengeſetze verorbnet ift, daß bie Könige eidlich verſprechen ſollen, 
ben heiligen katholiſchen Glauben und die Griftliche Religion zu fordern, fo ſchwoͤren vemgemäß 
&w. königlichen Hoheiten bei®ott, der heiligen Maria, ven heiligen Evangelien und dem Zeichen 
Wi Rreuzes, auf weldem Ihre Föniglihen Hände liegen, daß Sie allen nöthigen Vorſchub 
lnfen wollen der Heiligen Inquifittionsbehörbe und ihren Dienern gegen die Reger und Abtrün- 
tigen, gegen Alle, von welchen biefe begunftigt und vertheinigt werben, und gegen Alle, wer 
Reimmer feien, die mittelbar ober unmittelbar dieſer heiligen Behörde entgegenwirken; aud) 
daß Sie alle Ihre Untertanen zur Befolgung der päpftlihen Referipte anhalten wollen, melde 
edlaffen find zur Vertheidigung unſers heiligen katholiſchen Glaubens gegen die Keger und 
gegen Jene, die ihrer Lehre beiftimmen, fle aufnehmen, begünftigen und beſchützen.“ Die 
Enigliden Goheiten antworteten: „Wir ſchwöͤren es.“ Darauf der Erzbiſchof fegnend: 
„Dafür erhalte Gott der Herr viele Jahre Ew. Hoheiten Königliche Berfonen und Staaten.“ 
An die Umſtehenden mußten Daffelbe ſchwören, foweit an ihnen fei. 

Rad den Erkenntniſſen ver Inquifition und des weltlichen Gerichts, welche man jegt den 
vergerufenen Gefangenen vorzulefen begann, waren, nebft der gegen Alle erfannten Ehrloſig⸗ 
fit und Gonfiscation des ganzen Vermögens, verurtheilt: 1) als Iutherifher Lehrer und 
Inbiger zur Degrabation und zum Feuer Dr. Auguftin Gazalla, Hofprediger Kaifer Karl's V. 
Vie Furt vor Folter und Tod Hatte ihn zum Wiberrufe bewogen. Auch wurde er bis zum 
Berabenb der Hinrichtung mit der Hoffnung auf Gnade getäuſcht. Der Unglückliche beharrte 
infeiner Rene. 2) Ebenfo verurtheilt als ĩutheriſcher Lehrer fein Bruder, ver Pfarrer Franz 
kBibero Cazalla. Diefer, ein mal durch die Folter wankend gemacht, da er ſah, daß er fter= 
kamüffe, fapte Muth, und als fein Bruder Auguſtin in kurzer Anrede an die Unglüdögenoffen 
ũthig für den Fatholifchen Glauben eiferte, drückte jener, ſchon auf dem Scheiterhaufen 

„durch Geberden herben Tadel aus und flarb ohne Zeichen von Schmerz und Reue. 3) 

U intherifche Lehrerin zum Feuer ihre Schwehter Beatrix, eine Nonne. A) Als Lutheranerin 
fm Verbrennen im Bilde bie erwähnte, früher verftorbene Mutter der drei Vorigen, Gattin 
de Bräfidenten der Rechnungskammer, Beter Cazalla. Ihr Haus follte nievergeriffen werben, 
el ed ver peftbringenben „Sekte Luther’8” ſtatt Kirche gebient hatte. Auf dem Plage, wo es 
anden, follte eine fteinerne Säule durch Inſchrift zum ewigen Gedaͤchtniß den Grund der 
tung anzeigen. Noch Llorente fah ven Platz, die Säule und die Inſchrift. Erſt 1809 

fol dies Denkmal der Barbarei niebergeriffen worben fein. 5) Der Priefter Dr. Alfons Perez 
% Batheraner zur Degradation und zum euer. Sobald ben drei Brieftern ihr Urtheil vor⸗ 
Fhfen war, wurben mit ihnen durch den damaligen Ordinarius der Stadt, den Biſchof zu 
Balracia, die ſchauerlichen Geremonien ber Degradation mit Anwendung der Meßgeräthe vor- 

en. 6) Der Aovocat Licentiat Anton Herrezuelo als hartnädiger Lutheraner zum 

wer. 7—15) Nod neun andere Berurtheilungen zum Beuertobe folgten, gegen vier Grauen 
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und fünf Männer; gegen einen als Juben, alle andern ald Lutheraner; barunter zwei Ritter, 
ein Richter und die Witwe eines Commandeurs. 

Den Übrigen, deren Urteile vorgelefen wurden, war ald in ven Schoos der Kirche wieber 
aufgenommenen Lütheranern das Leben gejchenkt; doch lebenslängliches Gefängnif und Tra⸗ 
gen des San Benito erfannt gegen Folgende: 16) Commandeur Peter Sarmiento ve Roras, 
Sohn des erften Marquis von Poza (Poſa), und 47) deſſen Gattin, Hofdame der König. 
48) Johann de Vibero Gazalla, einen andern Sohn ver Präfiventin (Nr. A), und 19) veffen 
Gattin. 20) Deſſen Schwefter Eonftanzie, Witwe eines Notard. Als Dr. Auguftin dieſe 
Schweſter wegführen ſah, denn er kam zulegt, kehrte er fich gegen die Prinzeffin-Regentin mit 
den Worten: „Prinzeſſin, ich bitte, haben Sie Mitleid mit viefer Unglüdlichen, welche 15 
Kinder als Waifen zurüdläßt!” Der Spanier Blanco 2) bemerkt: „Die Bitte muß fruchtlos 
gewefen fein, denn was ließ fi von Herzen erwarten, die folde Dinge fehen und Hören konn⸗ 
ten, ohne zu brechen?“ Aber ver Infant Don Carlos ſchwur an biefem Tage der Inquifition 
unverföhnlicen Haß. 3) 21) Johann de Ulloa Pereira, Commandeur des Johanniterordens 
und Obergeneral in Deutſchland unter Karl V. Do follte dieſer nur bis zur Rückkehr ins 
Gefängniß den San Benito tragen. 22—26) Die Gattin des Apvocaten Herrezuelo und noch 
drei andere Frauen und ein Mann. 

Die andern Berurtheilungen waren milder. 27) Ludwig de Roxas, Enkel und Majorats= 
erbe des Marquis von Poza , wurde für unfähig erklärt, im Marquifate zu ſuccediren, welches 
auf feinen jüngern Bruder überging; man verbot ihm, Spanien zu verlaflen, verbannte ihn 
aber aus Mabriv, Valladolid und Valencia. 28) Anna, Gattin eines Barons von St.-&uphe= 
ie, Enkelin des Marquis von Poza, 24 Jahr alt, wurde zur Einfperrung in ein Klofter ver= 
urtheilt. 29) Anton Wafor, ein Engländer, Bevienter eines der Verurtheilten, zur einjährigen 
Einfperrung in ein Klofter, um dort Unterricht im Eatholifchen Glauben zu erhalten; dieſe Drei 
follten ven San Benito nur bis zur Rückkehr ins Gefängniß tragen. 30) Anton Minguez, 
Bruder einer zu lebenslãnglichem Gefängniß verurtheilten Dienftfrau der Donna Beatrir, zu 
dreijährigem Gefängniß mit San Benito. 31) Maria de Roras, Tochter des Marquis von 
Poza , eine Nonne, den San Benito bis auf die Schanpbühne zu tragen, dann zur @infperrung 
auf Lebenszeit in ihr eigenes Klofter, wo fie im Chor und Speifefaal als die Letzte behandelt, 
aud im Gapitel des Klofters nicht mehr flimmberechtigt fein follte. 

Nachdem die Vorlefung der UrtHeile beendigt war, wurden die Wiederaufgenommenen in 
vie Haft zurückgebracht, die zum Tode Verurtheilten dem weltlihen Arm übergeben und, Jeder 
rückwärts auf einem Eſel figend, unter Begleitung vieler Bewaffneten vor das Thor geführt, 
wo auf dem Richtplatz in gleicher Entfernung voneinander 44 Scheiterhaufen errichtet waren, 
in ber Mitte eines jeven ein Pfahl. An viefen wurde das Schlahtopfer gebunden, Aus Gnade 
wurden fie zuerft erproffelt; nur Herrezuelo, der allein nicht widerrufen hatte, warb lebendig 
verbrannt und ſtarb mit Zeichen der entſchiedenſten Verachtung gegen feine Mörver. Ihm war, 
tie gewöhnlich, bis zum Anbinven an ven Pfahl ein flachliges eifernes Gebiß in den Mund 
gelegt, damit er nicht feinen Glauben prebigte, 

Dies war ein Auto de Fe, wie e8 die Spanier nennen, d. i. Glaubensgericht (Glaubensact), 
eine Frucht menſchlicher Beſchränktheit und Leidenschaft, welche die Religion der ewigen Wahr⸗ 
heit und Liebe zum Gefege folder Gräuel verkehren. Denn für ChHriften hielten ih Die, deren 
Befehle fo vollzogen wurben, fogar für die von Gott felbft eingefegten einzigen würbigen Nach⸗ 
folger der Apoftel des Herrn und Meiſters. So verſtehen ihresgleichen fein Wort auf die 
Frage: „Willſt ou, fo wollen wir fagen, daß euer vom Himmel falle und fie verzehre “ 
(die ketzeriſchen Samariter): „Wißt ihr nicht, welches Geiſtes Kinder ihr fein? Des Menfhen 
Sohn ift nicht gekommen zu werberben, ſondern zu erretten.“ (Ruc. 9,54; vergl. 2uc. 10,25 fg.) 
In dem unglüdlichen Spanien allein find während der Jahre 4481 — 1808 auf ſolche Weiſe 
hingerichtet worden 34,658 Menden, zu lebenslänglichem Gefängniß ober den Galeeren 
verurtheilt 288,244, Bilder verbrannt 18,049 und, wenn man die frühen Jahrhunderte 

berüͤckſichtigt, im Ganzen ungefähr 500,000 Familien durch Hinrichtungen ganz auögerottet, 
alle Juden und Mauren, getaufte (Moriskos) wie mohammebanifche, vertrieben und dadurch 
nad) der Berechnung von Llorente bie Bevölkerung auf die Hälfte Deflen gebracht, was fie fein 


en „Rechtfertigung meiner Beleuchtung des Fatholifchen Glaubens“ (Dresden und Leipzig 1827), | 
; 3) Üorente, 0.0.D.,XX,1a. €, i 
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Haar. Run denke man an bie übrigen Eatholifchen Länder, beſonders an Vortugal, Stalien, 
Giilien, Sardinien, Malta, Frankreich, die Niederlande, Merico und Südamerifa!t) Die 
Keiften litten für ihren Glauben, unter ihnen viele ver Evelften ihres Volkes. Doch hatte bie 
heilige Inquifition die Marime angenommen, es gebe Verbrechen, welche, ohne Kegerei zu fein, 
derfelben verbächtig machen, und gegen jene müſſe wie gegen diefe verfahren werben, um ben 
Verdacht zur Gewißheit zu erheben oder zu vernichten. In einer tüdifchen Procedur und ſchau—⸗ 
derhaften Folter beſaß man freilich das in ver Regel unfehlbare Mittel, jenes beliebige Erkennt⸗ 
niß zu erpreſſen. Diefe Verbrechen waren jene, die eigentlich gar Niemand begehen kann, ob⸗ 
gleich Taufende dafür von Henkershand gemartert und hingerichtet jind: Hexerei, Zauberei, 
Vändeip mit dem Teufel; ferner eine Art von Oottesläfterung ; Unterlaſſung der Unterwer⸗ 
fung von Seiten eines feit einem Jahre over länger Excommmunieirten, au), mad man Schisma 
nannte, nämlich die Beſtreitung der vom Papſt angefprodenen Gewalt; Verhinderung der 
Antsoerrigtungen ver Inquifition, ja fhon Verweigerung des Eides, die Ketzer zu vertreiben, 
von Seiten der Grafen, Barone und anderer Herren, auch ihrer Geſchäflsleute; unterlaffene 
Vertheidigung der Kirche gegen Ketzer von Seiten der Statthalter von Königreihen, Provinz 
zen, Städten; Weigerung, bie in den Stäbten geltenden Statuten zu widerrufen, wenn dieſe 
den Nafrrgeln der Inquijition widerſtritten; Unterflügung der Keger von Seiten der Juriſten 
durch Angabe von Mitteln, der Inquifition zu entkommen, ober Berheimlihung von Papieren, 
und noch einige anbere.d) So hoͤhlte ſich zugleich unvermerft ein Abgrund unter den Füßen 
aller Gegner des Aberglaubens und herrſchſüchtiger Hoherpriefter, dem Keiner entgehen fonnte. 
And in Deutfchland loderten ſolche Flammen, obgleich e8 Hier nicht zur Errichtung eines 
bleibenden oberftenn Inquifitiondtribunal® mit untergeorbneten eigenen Provinzgerichten, wie 
in Spanien, kam, fondern gewöhnliche bifchöflihe oder außerordentliche päpftlihe Com— 
wiffare richteten. So fehr wüthete ja einer dieſer Gommiffare im 43. Jahrhundert, jener ver= 
tufene Beihtvater der von ihm mishandelten Heiligen Landgräfin Eliſabeth, Konrad aus 
Narburg, daß die Erzbifhdfe von Mainz, Köln und Trier ihn zur Mäßigung mahnten, wies 
tel vergeblich. Nachdem er von entrüfteten Deutfchen (Evelleuten) erfchlagen war, ſchrieb jener 
von Rainz an den Papft : viele Unſchuldige Habe Konrad verbrennen laffen. Aufder Folter um die 
Rifgulbigen befragt, hätten Schwächere gerufen: „Ich weiß feine anzuzeigen, nennt mir bie 
Ramen der Verdächtigen“; und ald nun zwei Grafen und eine Gräfin genannt worden: „Diefe 
fd fo ſchuldig als ich.“ Den noch lebenden Unſchuldigen habe ver Erzbiſchof Ehre und Güter 
wiedergegeben, aber darüber werde der Rath des Papſtes erbeten, was wegen ver unſchuldig 
Hingerihteten zu thun fei.°) Nach dem Abt Tritheim ( Chron. Hirsaug. ) hätte Konrad 
in Strasburg allein SO Menſchen im Jahre 1215 verbrennen laſſen. Auch gegen die freiheit- 
liebenden Einwohner eines ganzen Gaus, die Stedinger (im heutigen Oldenburg) , hatte er vie 
Veſhuldigung der Ketzerei erhoben. Kreuzzug und Ablaf wurden gegen fie geprebigt, die Ge⸗ 
‚ ngenen verbrannt, der Volfäftamm bis auf Wenige ausgerottet.”) Im 14. Jahrhundert 
haufle ebenfalls päpfllie Ingqutjition in Deutſchland, wie denn namentlih 1312 Mehre in 
Oferreich als Keger verbrannt wurden. ®) Habt ihr aus dem 15. Jahrhundert den Rector der 
Unigerfität Prag, Johann Huß, und feinen gelehrten und beredten Freund Hieronymus ver⸗ 
Am, die edeln Märtyrer zu Konftanz? Bald nachher erhielt die Inquifttion aud in Deutſch⸗ 
kab dadurch neuen Schwung , daß man bie heimlichen Keger als Zauberer verbrannte. 9) Und 
a 16. Jahrhundert wurden Proteftanten als Ketzer verbrannt, namentlich 1524 zu Wien, zu 
Morf im Holfteinifhen, 1527 zu Münden, Köln, Paflau, zu Mörsburg am Bodenfee. 10) 
KREpanien, wo noch in den Jahren 1700— 46 ven gleichen Tod 1600 Menſchen als Ketzer 
rien, ſchien die Hinrichtung vom Jahre 1781 die legte dieſer Art geweſen zu fein.21) Na= 
Wen hatte, im Jahre 4808 die Inquifition aufgehoben, Ferdinand VII. 1814 fe wiederher⸗ 





4) Aorente, a. a. O., um 

9) Mlorente, a..a. D., 

6 Gicfeler, ——— 1 $.87,n 
NE, „Ri a — om. a7 fg. Giefeler, a. a. O., not. ee. 
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wir —— feit der Keformation“, I, 336, 404; 1, 141. Baldner, 
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geftellt, aber 1820 war ſie zum zweiten mal aufgehoben worden. Dalas man plöglich mit Entfegen 
und Abſcheu in den Öffentlichen Blättern 22), wie am 31. Juli 1826 zu Balencia, nad} der unter 
dem Schuge der Armee Karl's X. von Frankreich bewirkten Reftauration, ein liberaler Schul⸗ 
lehrer, Namens Ripoll , ald Keger (wegen Deismus) mit den wejentlihen Bormen eines Auto 
de Fe hingerichtet wurde. 

Es liegt wenig daran, daß biefer ſpaniſche Ausdruck im engern und eigentlichen Sinne nur 
vie Öffentliche feierliche Vorleſung des Urtheild bebeutet, ſowol bes kirglichen, der Keterei 
ſchuldig erflärenden und die kirchlichen Strafen, aud) zur Tobedftrafe die Übergabe ans Gericht 
des Staats erfennenden , als des weltlihen, zum Beuer und, wenn Reue gezeigt wird, vorher 
zur Erdroſſelung verurtheilenden. Die Vollſtreckung ift immer unmittelbare Folge. Natürlich 
reiht ſchon ein Angeflagter Hin, ven Act vorzunehmen. Doc; wurde oft nad beenbigter Un— 
terſuchung jene feierliche Urtheilöverfündigung und Hinrichtung verſchoben, um an einem hoben 
Feſttage den Triumph der Kirche durch gleichzeitige Abſchlachtung einer größern Zahl der Opfer 
zu feiern. 13) Zu Valladolid, an jenem 21.Mai 1559 — welchen Tag wir wegen der mehrfachen 
Zeugniffe wählten, die verglichen werben konnten — wurden, weil die Berlefung der 31 Senten- 
zen mit Entſcheidungsgründen für dieſen Tag keine Zeit übrig ließ, nod 37 Perfonen ins Ges 
fängniß zurüdgeführt für ein ſpäteres Auto. Gin glei darauf erſchienener amtliher oder 
halbanitlicher Bericht über ven 21. Diat fließt mit der Bemerkung: „Das Auto der Inquifition 
zu Sevilla wird nun eheftend vorgenommen werben, da mar bamit nur bi nad, dieſem in 
Ballavoliv gehaltenen zumarten wollte.” Wirklich wurben zu Sevilla am 24. September 21 
Menſchen verbrannt, 80 zu andern Strafen verurtheilt, die meiften ald Lutheraner, und ein 
Haus niebergeriffen , welches ihnen als Kirche gedient hatte. 1%) Am 8. October folgte dann 
jenes verfchobene Auto zu Valladolid in Gegenwart Philipp's II., deſſen Rückkehr aus ven Nie⸗ 
derlanden man damit abgewartet hatte, und 13 Menfchen wurden dabei verbrannt.1) 

Hier mögen die [hönen Worte fleben, mit melden Profeſſor Zeil, ein Katholik, feinen 
Bortrag Über Leben und Schriften eined der edelſten Opfer dieſer Barbarei beſchließt 1%): 
„Palearius, der redliche, geift= und muthvolle Mann, durch ernfte und unbefangene Studien 
erhellt, von innigem und lauterm Gifer für Sittlichkeit und Religion durchglüht, wurde im 
Jahre 1566 nach dem UrtHeil der Inquifition (zu Rom) verbrannt. Dad Erſte, was unfere 
Seelen nad) Anhörung einer ſolchen Begebenheit erfüllt und erfüllen muß, iſt das durch ſolche 
Grauſamkeit empörte, alle andern Gedanken überwältigende Gefühl und der aufwallende leben⸗ 
dige Haß gegen joldhe Gräuel. Und weder die Erinnerung an das hochgeprieſene Athen, das ja 
aud feinen Sokrates morbete, noch bie Erinnerung an den Geift jener frühen Jahr— 
hunderte, von dem aud Männer wie Calvin und Melanchthon fi nicht frei machen konn⸗ 
ten, Tann und darf diefen gerechten Zorn beſchwichtigen. Wenn fi aber dieſe Empfindun⸗ 
gen legen und ruhigern Gedanken Platz laſſen, welche Anfihten und Entſchließungen follen 


12) „Allgemeine Zeitung‘‘, 1826, &. 953, 990. „Allgemeine Kirchenzeitung“, herausgegeben 
von Zimmermann, 1826, Sp. 1216, 1327, 1415. 

13) Llorente, a. a. D., Bb. 1. „Erflärung der Ausbrüde”, ©. LI fg. 

14) Die in ber erflen Note citirte „Relatione” fagt a. @.: „Et perche in un giorno non si po- 
tera far l'atto con tutti li prigioni, che uscirono, restarono nella prigione dello S. Officio, per 
esser molte et longhe le sententie, per li molti errori, di che stavano convinti, per un altro 
atto le persone sottoscritte.‘ ($olgen die 37 Namen). Unb dann: „L’atto dell’ Inquisitione di 
Sevigilia si celebrerä presto, che non aspettavano se non che si celebrasse prima questo atto 
di Valladolid.“ 

15) £lorente, a. a. ©., XXI, 1; XX, 2. 

16) „Aonius Balearius. Vorgetragen in einer öffentlichen Sigung ber Hiflorifchen Geſellſchaft zu 
Freiburg“, 1827, in Münch's, Äletheia“, Jahrg. 1830, II, 176 fg. Es ift dieſes befanntlich der⸗ 
felbe vortreffliche Palearins, befjen Verbrechen vorzüglich in feinem Heinen Büchlein „Die Wohlthat 
Chriſti“ beſtand. Daſſelbe ift eine unmittelbar aus bein Evangelium und den Schriften der Apoſtel ges 
ſchopfte, in ber ganzen wefentlichen Darftellung buchftäblich nur mit ihren eigenen Worten gegebene 
Lehre von der Rechtfertigung nur durch den Glauben, völlig ruhig, ohne irgend eine Erwähnung ber Fathos 
lichen Kirche, ohne directe, vielweniger ungiemliche Bolemif geaen deren Sapungen. ber bie klare, 
ruhige, unmittelbar quellenmäßige Darftellung ber fegensreichen Wahrheit hatte dem Büchlein in vielfachen 
Überfegungen bald Millionen von Lefern unter allen europäifchen Bölfern verſchafft. Demnoch gelang 
es ber teuflifchen Bosheit ber jefuitifchen Regerverfolger, die Hunberttaufenbe von Eremplaren des Föfts 
lichen Büchlein fo vollſtaͤndig zu vernichten, daß es drei Jahrhunderte für völlig verſchwunden galt, bie 
«6 erft in unfern Tagen wieder entdectt und dann abermals auf das vielfältige — — 

um. d. Red. 
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wir bei Betrachtung folder Ereigniffe geminnen?.... Es gibt einen Weg, ber nicht etwa 
in der weltklugen, aber niederträchtigen Vereinigung der unvereinbarften Dinge befteht, um 
deburch unjerer Bequemlichkeit uud unferm Vortheile zu dienen; es ift der Weg der Mäßi- 
gung, der Gerechtigkeit, der ruhigen, ſelbſtbewußten Kraft. Auf diefem wandelnd, laßt 
uns durch ernfted und unbefangened Studium der Geſchichte einfehen lernen, wie Die Gegenwart 
durch Die Bergangenheit geftaltet worben ift, damit wir die Wahrheit von der Züge unterfchei= 
den, nicht geblendet weder durch Die Sophismen der Betrüger noch der Betrogenen, nicht ge= 
ieſſelt dutch dad Eindifche Gängelband ver Gewohnheit. Dann laft und ber einmal erkannten 
Wahrheit Zeugnif geben, offen, ehrlich, nachdrücklich, nicht durch Menſcheneitelkeit getrieben. 
Rapt uns, fo oft wir unfere als beſſer erkannten Überzeugungen vertheidigen ober verbreiten, 
jede verfchiedene Meinung Anderer, wenn jie nicht unſittlich ift, nad) ihrem Werthe dulden oder 
athten, laßt und aber zugleich der Lüge die Wahrheit entgegenfegen, dem Irrthum und der Un= 

wiſſenheit die Wiffenfhaft, der Anmaßung unfere Männerwürbe ; ich würde hinzuſetzen der 
Unterdtũcknag kraftigen Widerſtand und ſtandhaften Muth, wenn wir nicht in einer Zeit lebten, 
bie, fo viele Gebrechen fie Haben mag, doch unſern religiöfen Überzeugungen Sicherheit und 
Freiheit gewãhrt; wenn wir nicht im deutſchen Vaterlande lebten, das, wenn auch in anderer 
Hinſicht von andern Ländern Europas ſoweit überſtrahlt, doch duch; denſelben DBorzug bie 
meiſten übertrifft.” So weit Zeil. 

Die Zeit des Auto de FE ift übrigens wol endlich vorüber. Aber es kann nicht genug daran 
erinnert werben, daß nod in der Inftruction für den päpftlihen Nuntius in Wien gegen die 
Eutſchãdigung proteftantifcher Fürſten durch Befigungen Fatholiiher Prälaten (1805) gefagt 
RAT): „Die Kirche hat ald Strafe des Verbrechens der Ketzerei die Confiscation des Vermoͤ— 
gens verorhnet, und zwar für Private durch die Entſcheidung von Innocenz II. (im „Corp. 
jaris canonici”, Gap. 10: De haereticis). Rückſichtlich der Fürftenthümer und Lehen ift es 
(Gbendaf., Eap. 16) Regel, daß die Unterthanen eines fegerifchen Fürſten des Gehorfams und 
aller Pflicht und Treue gegen denfelben entbunden find, und Jevermann fennt die Abfegungds 
fentenzen, welde von Päpften und Goncilien gegen hartnädige ketzeriſche Fürſten ausgeſprochen 
zurben. In fo unglüdlihen Zeiten leben wir, daß es der Kirche unmöglich ift, diefe Heiligen 
Rarimen gerechter Strenge gegen die Glaubensfeinde und Rebellen 18) in Ausführung zu 
bringen , ja nit einmal Flug, ihrer zu erwähnen. Aber wenn aud bie Kirche ihr Recht, die 
teperifchen Fürften abzufegen und bie Keger ihre Vermögens verluſtig zu erklären, nicht aus⸗ 
üben kann, dürfte fie je zugeben, daß, um jene zu bereichern, fie ſelbſt des Ihrigen beraubt 
wũrde?“ Nicht genug kann daran erinnert werben, daß man noch fegt — wer follte es glauben? — 
jeden Biſchof, auch jenen deutſchen, bei feiner Einweihung feierlich ſchwoͤren läßt: er wolle bie 
Reger nad Möglichkeit verfolgen (haereticos pro posse persequar). Und wer weiß nicht, 
melde Die find, von denen mehr als von Allen gilt: fie haben nichts gelernt n nichts vers 

Amann. 

Antoftatie. Dies Wort, and dem Griechiſchen ſtammend, heißt Selbſtherrſchaft. 
Dadurch wird am fi nur entweber bie unbefchränkte monarchiſche Regierungsform ‚und 
Alleinherrſchaft bezeichnet, ober wie gewöhnlich die der Staatsverfaſſung nach rechtlich nich be= 
jchrãnkte, oder die despotiſche Megierungdgewalt eined Monarchen. (S. Abfolutismus und 


aD ie on Sg der — Kirche im 19. Jahrhundert“ (2. Aufl., mit Zugaben 


*8 —5 m ‚ber Eier der ze entfhen Inguiftiond erichte, in dem oben angeführten Cap. 10, 

sur geinbung: „Das Sermdgen ber wegen — ajeſtaͤt Hingerichteten wird nach Staates 

eirt und ihren Kindern nur das Leben aus Erbarmen gelafien. Weit ſchwereres Ver⸗ 

iſt iR es Tode die ewige Majeftät zu beleidigen, ale die zeitliche.” Man war weniger erftaunt, 

eur ven der Binferig in * päpftlichen Inſtruction noch ei finden, als 1822 im , Lehrbuch 

chentechts“ von Walter, 8.26, folgende Stelle: „So wiberfinnig es wäre, dem State zu⸗ 

„daß ex eine revolutionäre Geſinnung feiner Bürger für rd möglich erklärte, fo wenig 

De Gewifiensfreiheit als Grundſaß aufftellen.“ and einen Nachahmer: Lang, 

n — " (Tübingen 1827), 8. 1906: „Das Verhaͤltniß der katholiſchen Kirche 

ds mm u den Bereinen der Broteflanten if ein anderes. Sie betrachtet und muß die Refors 

wation ſepunkte einer Revolution betrachten.” Nicht fo ber treffliche Sauter („‚Fundam 

jer. eccl. * “, 8. 36, 75, 135, Ma. E). Abgeſehen von ben furchtbaren Conſequenzen, welche 

dieſer Artilel ei me " weifen läng ft die befiern —S Geiſtlichen und Laien jene —ES der 

em ins für unabläffigesVoranfchreiten zu bem Wahrflen unb Beften, mit dem Staate, bem 
Erhaltung, wegen ihrer völligen Unrichtigkeit von ſich. 
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Staatsverfaſſung.) Vorzugsweiſe benennt man die ruſſiſche deöpotifhe Reglerungsgewalt 
des Zaren Autokratie. Der ruſſiſche Kaiſer nennt fi ſelbſt Selb ſt herrſcher. Auch gibt es in 
Europa Feine ähnliche unbeſchränkte despotiſche Gewalt, mit Ausnahme derjenigen des Papſtes 
als Beherrfchers des Kirchenſtaats. 

Man Eann bei der Autofratie entweder zunächſt an den Grund ber Regierungsgewalt ober 
an ihren Inhalt und ihre Ausdehnung venfen. In Beziehung auf ven Grund foll ver Name 
Selbſtherrſcher allen Volkswillen als Grund ber Regierung ausſchließen. Da indeffen für ben 
Grund und die Entftehung einer irdiſchen Regierungdgewalt das ſchwache Selbſt eines irdiſchen 
ſchwachen Menſchen doch auch bei dem roheften Volke nicht ausreichen möchte, fo ift ed natürlich, 
daß er feine Selbſtherrſchaft auf das Wunder einer göttlichen Einfegung, auf das fogenannte 
göttliche Königsrecht (j. Greundgefeg) zu gründen ſucht. Die göttliche Einfegung, alfo bie 
Autofratie, fie ift dann ebenfo möglich in Wahlreihen (im Papſtthum) ald in Erbreichen 
(im ruſſiſchen Zarentfum). Dem Inhalt nad) ift die Gewalt angeblich und wenigſtens rechtlich 
fo unbefchränft als die Gewalt Gottes, jedoch freilich mit dem Fleinen Unterſchied, daß e8 ebenfo 
undenkbar ift, daß Gott jemals Böſes wolle, wie e8 unbenfbar ift, daß ein Menſch ftets pas 
Gute erkenne und wolle. Der Selbſtherrſcher ift Gottes Stellvertreter, Gott auf Erden oder 
gar wie der Dalai: Lama der Gott ſelbſt. Ex muß jedenfalls übernatürlich inſpirirt fein duch 
den göttlichen Willen und vie göttliche Weisheit. Die einzige Milverung der Autofratie liegt 
in der Vorherrſchaft blinden Glaubens oder theokratiſcher Ideen in dem Bolfeund dem Herrſcher. 
Da wo die für eine rein despotiſche Verfaffung unentbehrlihe Grundlage äußerſter Roheit, 
Sinnlichkeit und Berberbniß in einem Volke nicht vorhanden ift, und mo ebenfo wenig der blinde 
theofratifche Glaube vorherrſcht, da fehlen für die autofratifche Gewalt die natürlihen Grund 
Tagen und mithin jede Bürgſchaft für die Kraft und Dauer verfelben. Deshalb müflen auch 
Autofratien in ihrer Umgebung, in den übrigen Staaten möglichſt jene Grundlagen zu förbern, 
die Vorherrſchaft fittliher Vernunft und Geifteöfreiheit zu unterdrücken fuchen, damit jie nicht 
ſelbſt von ihnen gefährbet werben. Es ift der härtefte Fluch jeder despotiſchen Gewalt, daß fie 
ihr Bolt möglichft ſinnlich und verberbt erhalten und machen muß, um ſich felbft zu halten und 
zu befeftigen. Belder. 

Autonomie, Dieſes Wort, aus dem Griechiſchen ſtammend, Heißt Selbftgefeggebung. 
Da die unbefchränktefte, umfaſſendſte Selbftgefeggebung dem Staatsverein zufteht, fo bezeich- 
neten bie Griechen gewöhnlid; die Selbftänpigfeit des Staats, die wir nad) einer andern 
Seite des Begriffs, indem nämlich die volle Selbftänvigfeit Feine Höhere Gewalt über ſich aner⸗ 
tennt, Souveränetätnennen, mit dem Worte Autonomie. Somie aber Souveränetät an 
fi nur das Höchfte in feiner Art bezeichnet, alfo eine weitere Bedeutung hat als die Staats— 
hoheit, weshalb auch die Franzoſen ftetö ven hoͤchſten Gerichtshöfen eines Staats Souveränetät 
zuſchrieben, fo Hat auch Die Selbftgejeggebung oder Autonomie in politifger Beziehung noch 
einen weitern Begriff. Man bezeichnet damit auch eine ſolche Selbftgejeggebung, die feine un=. 
befchränfte und keine hoͤchſte Gefeggebung ifl. 

Das eigentliche Gebiet der Autonomie ift diejenige bedingte Selbftändigfeit und Selbſtgeſetz⸗ 
gebung, melde den untergeorbneten, blos relativ felbftändigen Theilen ober den Angehörigen des 
Staatöganzen zufomnt, und die wichtigften Arten dieſer Autonomie find: die Autonomie der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, ald der Grundlagen und politifhen Beſtandtheile Des 
Staats, und die Autonomie der Einzel = oder Gliederſtaaten im Staatenverein, die Autonomie 
der im Staate lebenden Privaten und die Autonomie der Kirche, infofern deren Angehörige 
zugleich Angehörige eines beflimmten Staats jind. Im engflen Sinne, in weldem wir hier 
befonders von Autonomie reden, verftehen wir darunter.ein wirkliches Begründen von recht⸗ 
lichen ober politifhen Gefegen. Die eigentliche Autonomie ift Quelle des Rechts. Verwaltung 
und Vertrag verfügen nad) dem beftehenden Gefeg und Recht. Wir fliegen aljo vom Begriff 
der Autonomie aus das freie Beflimmen und Handeln und Verwalten des Einzelnen und felbft 
der Corporationen nad) den Gefegen und ſelbſt ihr Abſchließen von bloßen Privatverträgen nach 
der Übereinftimmung ihrer Privatwillen. Freilich wurde Beides häufig miteinander vernuifcht, 
weil die Gefchäfte und Formen im gefellfchaftlichen Leben oft ineinander übergehen und weil im 
ältern und mittlern deutſchen Recht Privat: und öffentliches Recht weniger ſcharf geſchieden 
wurden. Unter Gejeg im politiſchen Sinne aber verftehen wir dauernde Normen des allgemei= 
nen oder Gefammtwillens eines Gemeinweſens, welchen die einzelnen Glieder unterworfen find, 
aud ohne Rückſicht aufihren Privatwillen. Sie begründen das Recht, wonad die Verwaltung 
und die Verträge fi richten und beurtheilt werden müffen. Solde autonomifhe Normen 
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waren vorzüglich ſtets bei ven germanifchen Völkern häufig, verſchiedenartig und von großer 
Borutung. Die Germanen hielten nämlich in alter Zeit und noch mehr im Mittelalter die 
Freideit der einzelnen Männer fo hoch und vehnten fie foweit aus, daß fie Die Freiheit beinahe 
zu einer Souveränetät fleigerten. Zugleich aber hatten jie Die Neigung, ſich in befondern engern 
Vereinen und Genoſſenſchaften hingebend und innigft zu beſondern Einheiten ober Einungen 
mit einem gemeinfhaftlichen Gefammtwillen aneinander zu fließen. Soerhielten ihre Staats⸗ 
sereine mehr die Natur einer fouveränen Gonföderation, beſtehend aud einer ganzen Reibe be⸗ 
ſonderet Bereine und Eonföverationen, ald die Natur eines heutigen, z. B. eine franzöitihen 
Enheitsſtaats. Won wirklichen Gefegen oder von Autonomie im engften Sinne aber Eonnte 
and) fo nur bei ſelbſtändigen bleibenden Vereinen oder Gorporationen die Rebe fein, weil nur 
fle ein Gemeinweſen bildeten und einen Gefammtwillen hatten. So entftand in Deutſchland 
eine große Berfchiedenheit der autonomifchen Rechte, theils in ven Vereinen nad) den nationalen 
und territorialen Gliederungen, theils in den focialen Vereinen nad) ven Lebenäberuf. So ent= 
Ranten amilien = und Dorf= oder Gemeinde: und Markgenoſſenſchafts⸗, Stadtrechte, Feubal- 
techte aller Art, Gilden⸗ und Zunftrechte, Kirchenrechte u. f. w., theils ftatutarifche, theils 
Gewohnheitgrechte. Gleich falſch aber iſt ed, wenn die Romaniften, ohne hinlängliched Ver— 
Rinpnif dieſer germaniſchen Verhältniffe und auch vom römifhen Recht mehr die heöpotifche 
Imperatorengefeggebung als die Grundfäge des alten freien, des claſſiſchen römifchen Munici— 
delträts fennend , die Autonomiegefege entweder als bloße Privatverträge oder ald von der 
bödften Staatsgewalt beſonders autorifirte oder genehmigte Normen anfahen. Sie ruhen 
wermittelbar und zulegt, nämlich wegen ber freien Theilnahme am Verein, auch auf der 
Freiheit aller einzelnen felbftändigen Freien Glieber des Gemeinwefens, zunächſt aber auf dem 
für die Bereinsmitglieder von felbft gültigen Vereins⸗ oder Gefammtwillen. Deſſen natürliches 
Drgan iſt die Mehrheit , ſoweit fie dem Grundvertrag entſpricht, und ihr Wille wird mittelbar 
derch den von Allen gewollten Grundvertrag auch ein Gefammtwillen, consensus omnium, wie 
ez ſtets die freie, Die claſſiſch⸗ röõmiſche Suriöprudenz anerfannte. Diefe wendete folgerichtig die 
ganz gleihen Grundſätze an auf alle ausdrücklich gegebenen oder ftatutarifchen und auf die durch 
Smohnheiten und Obfervangen blos thatfägjlid, oder ſtillſchweigend entftandenen Gefege, und 
jwar ebenfo auf die ftaatlichen ver respublica Romana, wie auf die im engften Sinne autono= 
niſchen ber befondern Vereine und Municipien. 2) Auch nad) der altgermanifchen Rechtsanſicht 
blieb dabei, was Rogge überfah, eine wirklich flaatliche Unterorbnung unter die höchfte Bun= 
des⸗ oder Reich3 = oder Oberfönigögewalt und ihre Gefeggebung, bie ſich ſchon frühzeitig auch 
in cinem wirklichen hoͤchſten Straf» und Bannrecht geltend machte. Nur darf man nit mit 
Rogge’8 Gegnern die nur bundesmäßige oder beſchraͤnkte Natur dieſer politifhen Obergewalt 
und die wirklich Öffentlich rechtliche oder beſchränkt autonomifche (oder fouveräne) Gewalt ver 
antern Bereine , ja in ältern Zeiten felbft ver freien Familien und ihr daraus natürlich und von 
fSR fih ableitendes Autonomierecht überfehen wollen. Freilich wurde dieſes Iegtere von ben 
Romaniften und von der fpäter immer mehr fi ausvehnenven und centralificenden Staats— 
‚ Halt angefeinbet und vielfach verdrängt, heute in abjolutiftifhen und reactionären Zeiten 
ud Staaten mehr, morgen in freieen weniger. Stets erhielten ſich freie Vereine und bie 
Antonomie derſelben in den germanifchen Staaten, beſonders In England. Sie kommen nad 
In frühern Ausführung über Affociationen auch jegt in Deutſchland überall wieder mehr zur 
ng. 

Da ber Staat fein todter Mechanismus, fondern ein lebendiger Organismus ift, und in 
Ken Organismus ben einzelnen Theilen ober Gliedern ein gewiſſes Eigenleben, eine relative 
Selbſtändigkeit zukommt, fo findet fich Diefe relative Selbſtändigkeit der Theile auch im Staate 
in den mannichfaltigften Abftufungen und Geftalten; und nachdem Staaten, die auß einer ein= 
fgen Gemeinde beftehen,, in unfern Tagen eine Seltenheit geworben find, weil überall die Na⸗ 
llonalitäten fi zufammenbrängen und der Zug des Jahrhunderts auf ſtaatliche Geftaltung und 
Sirberung großer Maffer gerichtet iſt, dürfen auch Staatswiflenfhaft und Staatskunſt nicht 
üserfehen,, daß jeder größere Staat fhon feinem Urfprung nad) ein (aus Gemeinden ald den 
Brest) zufammengefegter Staat ift, beffen Glieder die einzelnen Gemeinden, Gemeindeverbände 
ud Landſchaften Bilden. Diefen muß, wenn der Staat ein freier und organifcher fein foll, ın 





‚1 Bergl. über dieſe — richtiger Auffaſſung ſowol des Gewohnheitsrechts und des Auto⸗ 
Amieredits überhaupt wie ihres Verhältniffes zur Staatsgeſetzgebung: Welcker, „Lepte Gründe von 
Kt. Etant und Strafe”, ©. 510 fg., und defien „ Syfem”, 1, 565—572. 
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weldem jedes Glied vie übrigen erhält, indem es für die eigene Selbfterhaltung thätig iſt und 
feine Sphäre ausfüllt, ein gewiſſes Maß von Selbſtändigkeit ebenfo gut zukommen als den ein⸗ 
zelnen Staatöbürgern; und da die vom Staate ald Gefammtperfonen anerkannten Gemeinden 
umd Provinzen Feine bloßen Privatperfonen find, fondern ald Organe und organifche Beſtand⸗ 
theile des Staats felbft, ald Staat im Kleinen einen Öffentlichen Charakter haben, fo ift natur⸗ 
gemäß ihre Autonomie aud) nicht auf bie privatrechtliche Sphäre zu beſchränken, fondern kann 
in untergeorbneter Weiſe, unter Leitung und Oberaufficht ver Gentralregierung, alle Functio⸗ 
nen der Staatsgewalt umfaflen. 

Daß die Gemeinden ſelbſt oder durch felbfternannte Vorfteher ihren Haushalt orbnen und 
ihr Vermögen verwalten , ift daher nicht nur nichts Außerorbentliches, ſondern folgt fon aus 
dem Begriff einer vom Staate anerkannten Befammtperfon. Weil aber die Gemeinde feine 
bloße Privatperfon ift, fo gebühren ihr auch alle diejenigen öffentlichen oder hoheitlichen Rechte, 
welche fie ebenfo gut oder beſſer als der Staat ausüben kann, ohne daß vie Einheit und die Kraft 
be8 Ganzen darunter leidet, und der Begriff der Municipalrechte ift nicht beſchränkt auf Das 
Reit der Selbftverwaltung des Gemeindevermögens und auf die Selbftändigkeit des Gemeinde- 
haushalts, fondern jedes Recht der Öffentlichen Gewalt, das die Gemeinde auszuüben im Stande 
ift und das ſich mit der Exiſtenz und Kraft und mit der Oberherrlichkeit des Staat verträgt, 
kann Municipaltedt werden. Der Gemeindezweck ſchließt alle Beſtandtheile des Staatszwecks 
in fi}, und die wichtigften Verhältniffe des Staatslebens finden fi im Bereiche ver Gemeinde 
wieder: Polizei und Finanzverwaltung, Schulweſen, Kirchenweſen und Befteuerung. So gut 
daher viele Gemeinden die Ortsvolizei und dad Befteuerungswefen für örtliche Zwecke befigen, 
ebenfo gut kann ihnen auch, unter Staatsaufſicht und den allgemeinen Staatszwecken und Ge: 
fegen unbeſchadet, das Recht der örtlichen Geſetzgebung (duch Localſtatuten), ja ſelbſt Gerichts⸗ 
barkeit, fomeit fie die Mittel dazu befigen, anvertraut werben. Denn als freigegliedertes und 
zuſammengeſetztes Ganzes darf zwar der Staat die Lebensthätigfeit feiner einzelnen Organe 
nicht übermäßig fleigern, dem Theil nicht überlaffen ober zumuthen, was dem Ganzen gebührt 
und durch die Gefammtheit alfein zweckmäßig geſchehen kann, er muß aber auch jedes Glied des 
Gefammtorganidmuß, fowelt daffelbe nad) dem Grad feiner Entwickelung es vermag, die Sphäre 
feiner natürlichen Lebensverrichtungen ganz ausfüllen Iaffen und überhaupt vem Volke jelbft 
— aa an der Staatögewalt einräumen, ald e8 ohne NachtHeil für das Ganze auszuüben 

ig iſt. 

So ftand nad älterm deutſchen Rechte ven Stabtgemeinven frei, faſt über alle Gegenſtände 
des Privatrechts beliebig neue Rechtsnormen feftzufegen. Um eigentliche Gemeinheitdangelegen= 
Heiten-hatte ohnedies die gefeßgebenve Gewalt fi nie befümmert, und bie Normen, wodurch 
diefe regulirt merben folften, wurden daher gleichfalls durch freie Willkür beftimmt. Der Aus- 
ſchuß der Gemeinde (Bürgermeifter und Rath) oronete unter Zuziehung oder wenigſtens mit 
ſtillſchweigender Beiſtimmung der Gemeinde, wie es mit ber Nutzung des Gemeinveguts und 
mit Ausübung der für die Stadt erworbenen Gerechtſame zu halten fet, wie zur Aufrehthal= 
tung guter Orbnung überhaupt ſich Jeder zu verhalten, insbeſondere Handel und Gewerbe zu 
treiben habe, was endlich von jenem Gemeinvegliev zu gemeinen Unkoften beigetragen werden 
folle. So entftand eine Reihe von Willfüren, Gewohnheiten, Statuten und Orbnungen, 
welde , obgleich von Kaiſer und Landesherrn nicht felten ausdrücklich beftätigt, doch an ſich ihrer 
Beftärigung weder bevurften, noch willkürlicher Abänderung von ihrer Seite unterworfen 
waren. Dazu befaßen überdies die meiften Städte eigene Gerichtöbarkeit, ja diefe galt für den 
eigentlihen Schlußſtein aller ſtädtiſchen Autonomie, und den ſtädtiſchen analoge autonomiſche 
Rechte übten auch andere Corporationen, namentlich die Innungen und Zünfte, folange diefe 
einen wefentlichen Beſtandtheil des flaatlichen oder gemeindlichen Organismus bilveten. 

Hiermit verglihen war denn aud die übrigens mit Recht berühmte preußiſche Städteord— 
nung und felbft die frühere, noch nicht verftümmelte kein folhes Wunder von Freiſinnigkeit, 
als fie oft vargeftellt wird; denn fie räumt ven Gemeinden zunächſt nur Das ein, mas jebem 
Privaten und jeder Privatgefellfchaft zufteht, nämlich die Orbnung ihres eigenen Haushalts. 

Die Autonomie der politifhen Beftandtheile eined Staats oder Stantenkörpers ift nun in 
ber Hauptſache Daffelbe, was man auch unter dem Syflem der Localvermaltung oder Local= 
tegierung verfteht. Sie ift das Gegentheil einer jede eigenthümliche Selbſtändigkeit ver Volks— 
und Staatötheile, alle Mannichfaltigkeit gemeindlichen und provinziellen Eigenlebens, alle na= 
türlihen und geſchichtlichen Beſonderheiten, wie fie in jever Nation ſich finden, vernichtenden 
Gleichfoͤrmigkelt, fie befeitigt die nachtheiligen Kolgen ver in jedem großen Staat zur Erhaltung 
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ver Einheit und Kraft des Ganzen unerlaßlichen Gentralifatton und wirft der zerfegenden und 
afdjenden, den Staat zulegt in foviel Atome, ald er Bürger zählt, zerftäubenden Gewalt 
abſtracter Gleichheit = und Freiheitöprineipien am ſicherſten entgegen. Anftatt mafchinenartig 
einer einzigen, außer ihnen liegenven Kraft zu gehorchen, wirken alle Theile jelbftändig zu einem 
gemeinjamen Zweck zufammen, und die Autonomie der Gemeinden und Landfchaften iſt ded= 
wegen ein wefentlicher Theil ver echten und vollftändigen politifhen Kreiheit einer Nation. Wo 
die Autonomie der Gemeinden over Gemeinveverbände und Landſchaften, die freie Municipal= 
und Provinzialverfaffung fehlt, da kann bei der ausgedehnteſten Freiheit der Individuen der 
Debpotismus der Eentralifation faft fo drückend werben als der Despotismus ſchrankenloſer 
Alleinherrſchaft. So übt in Frankreich, bei aller individuellen Freiheit und Gleichheit 
der Cinzelnen, die Regierung und die eine durch Übercentralifation geſchaffene Hauptſtadt 
eine Zwingherrichaft, die alle Iocale und provinzielle Eigenthümlichkeit der verſchiedenartigen 
Beoölferungen aufzulöfen fucht, auswärts in jenem Zweige der Verwaltung dad Lebend- 
princip, die eigenthuͤmliche Thätigkeit der untergeorbneten Organe töbtet und, wenn nicht 
das provinzielle Leben wieder felbftänniger wird, die Kräfte des Landes zu abforbiren droht. 
Dagegen gewährte in Spanien lange Zeit die Freiheit der Municipal= und Provinzials 
verfaflung einen Erfag für die unter der Herrſchaft des abfoluten Königs mangelnde ſtaats⸗ 
bürgerliche Freiheit ver Einzelnen, und noch heute bildet dort die Autonomie ber Gemeinden 
und Provinzen den Anknüpfungspunft für die Beftrebungen zur Erlangung der individuellen 
Raatöbürgerlichen Freiheit. Wenn übrigens die ſpaniſche und auch die deutfche Freiheit in ältern 
Zeiten mehr eine Freiheit der Gorporationen, der Genoffenfhaften und Landſchaften war und 
umgekehrt die franzoͤſiſche mehr eine Freiheit ver Individuen if, fo ftehen die Verfaffungen diefer 
Länder hierin der englifhen und norbamerifanijhen nah, melde Beides vermitteln und 
vereinigen. 

Aber nit allein darin befteht ver große Vorzug gemeindlicher und landſchaftlicher Autono⸗ 
mie, daß fie der Freiheit günftiger ift, mehr Sinn für Iffentliches Leben weckt und in weit 
hoherm Mafe die Selbftthätigfeit belebt als das Syſtem der Gentralifation, fondern fle ift auch, 
wenn fie ihre Grenzen nicht überfchreitet, die an fi) zweckmäßigere, oft die allein zweckmäßige 
Berwaltungdweife, weil, mer bie Dinge in der Nähe fieht, aus eigener Anfhauung und Er— 
fahrung urtheilt ‚auch Alles beſſer, raſcher und wohlfeiler zu ordnen oder zu entſcheiden ver⸗ 
mag , als wer ohne unmittelbare Kenntnif der örtlichen und individuellen Berhältniffe aus der 
Berue regiert. 

Bis zu welhem Umfang übrigens der Kreis derjenigen politifchen Rechte auszudehnen fei, 
welche ver Autonomie der einzelnen Gemeinden, Gemeindeverbände und Landſchaften überlaffen 
werben können ober follen , läßt ſich im Allgemeinen nicht genau beftimmen. Zwar verfteht fi 
von felbft, daß in feinem Ball die Einheit und die Kraft des Ganzen durch die Selbftändigfeit 
der Theile geftört und aufgehoben werben darf, aber wie mweit im Einzelnen die Rechte und 
Functionen fi) erſtrecken, welche die Gemeinden und Landſchaften ebenfo gut ober befler als der 
Staat felbft ausüben können, hängt von gegebenen Berhälmiffen, von der Eigenthümlichfeit des 
Volkscharakters, von vem geſchichtlichen Entwidelungsgange, befonderd aber von dem Grabe 
der politiſchen Einfiht und Reife ab, und es ift einleuchtend, daß einer großen, eine Maſſe von 
Jatelligenz und materiellen Mitteln in ſich vereinigenden Stadt ausgedehntere Befugniſſe als 
der Dorigemeinde, einer ganzen Provinz umfaflendere Rechte als einem einzelnen Landſtädt⸗ 
Ga übertragen werben können. 

Beſonders ſchwierig ift nun dieſes richtige Maß zu treffen Bei der Bunbesverfaffung , welche 
Dem Wefen nach nicht? Anderes iſt al8 das Suftem der Provinzialverfaffung, ver landſchaftlichen 
Autonomie in feiner höchſten Steigerung. Vom Einheitsftaat mit ausgebildeter Provinzial- 
verfaffang unterfcheibet fich nämlich der Bunbesftaat (Foͤderativſtaat, Staatenverein) dadurch, 
daß im legtern die einzelnen den Geſammtſtaat bildenden Landſchaften oder Staatögebiete und 
Bollkerſchaften als eigene für fich beftehende Staaten förmlich anerkannt find. Die Bunded- 
serfaflung bezeichnet daher den hoͤchſten Grab der im zufammengefegten Staate möglichen Autos 
wemie der einzelnen politifchen Beſtandtheile, und da die Glieder eined Organismus um fo ent- 
welter , individueller und vergleichungsweiſe felbftändiger ne ‚je höher, reicher und vollkom⸗ 
nener überhaupt ein Organismus ift, fo ift vie Bundesverfaſſung wol als die hochſte Staatsform 

wa betraiten , während der Ceutralismus mehr die Natur eined Mechanismus hat. 

Das Brädicat ber vollenbetften Staatöform verdient jedoch nur das ſtaatsrechtliche, nicht 

der voᷣllerrechtliche Foͤderativſyſtem, und es wäre vun höchſter Wichtigkeit, daß man fid über 
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ben Unterſchied zwiſchen ſtaatsrechtlicher und völkerrechtlicher Confööderation klar würde, um 
nicht immer wieder den Gemeinplatz hören zu müſſen: „Die föderative Verfafſung iſt die einzig 
paſſende für Deutſchland und die hat das deutſche Volk.“ Das Erſte iſt ſo richtig als das Zweite 
falſch, ſolange nicht aus dem deutſchen Staatenbund ein nationaler Bundesſtaat geworden iſt 
Es gibt nämlich nar zwei Hauptarten rechtlicher Gemeinſchaft: die Genoſſenſchaft (die 
societas und das condominium des poſitiven Rechts) und die Geſellſchaft (die universitas deö 
poſitiven Rechts). Die bloße Genoſſenſchaft ſchafft keinen Geſammtwillen, dem jeder Einzelne 
ſich fügen muß, ſondern eine durch jeden einzelnen Genoſſen für feinen Theil auflösbare und 
infofern auf dem Princip der Stimmeneinhelligkeit beruheride Gemeinfhaft von Eigenthum und 
andern Rechten, ober von beftinmten, durch gemeinfame Thätigfeit zu erreihenden Zwecken; 
und ba jeder Genoſſe feinen felbftänpigen befonvern Willen hat und behält, jo bilden fie auf 
Dritten gegenüber feine von diefen anzuerfennende Einheit oder Gefammtperfon mit einem Be: 
fammtwillen, fondern ftehen ihnen als ebenfo viele verfchievene Perfonen (oder Cinzelwillen) 
gegenüber. Die Gefellfhaft dagegen (dev Staat, die Kirche, die Gemeinde, die Familie, die 
wahre Corporation) begründet einen Geſammtwillen, dem der Ginzelne fi fügen muß, und 
Geſammtrechte, deren Fortbeſtand vom Wechſel over Austritt einzelner Theilhaber unabhängig 
ift; fie ift, als eine Oefanmtheit oder zufammengefeßte Einheit, eine Gefammtperjon, bie ein 
Gefammtleben varftellt und lebt und Subject eines Gefammtwillens ift; deswegen bilvet je 
aud Dritten gegenüber eine Einheit und muß als folde von Jedem, der von ihrem Dafein 
Kenntniß hat, anerkannt werden. Hiernach ift es zwar nicht nothwendig, aber doch gewöͤhnlich 
und natürlich, daß die Gefellfpaft einen immermwährenven oder wenigftens ald immermährend 
voraudgefegten, die bloße Genoſſenſchaft einen mehr nur vorübergehenden, zeitweiligen Zmed 
hat; in feinem Falle aber kann die legtere unauflöslic fein, weil ein unauflöslicher Verein, 
bei welchem jeder Beſchluß zulegt auf Stimmeneinhelligfeit beruhen full, nad) der Natur ber 
Menfhen und der Dinge eine Unmöglichkeit ift, Unterwerfung unter die Stimmenmehrheit aber 
oder irgend eine andere Gefellfhaftögewalt vie felbftännige Geltung des Einzelmillens nur fo: 
lange nicht aufhebt, als fle eine freiwillige, durch die Freiheit des Austritts geficherte bleibt. 

Der privatrechtlichen Genoſſenſchaft entfpricht nun im Völkerleben dad Bünbniß, die Allianz, 
überhaupt jede Vereinigung zu gemeinſchaftlichen Zwecken ohne zwingende rechtskräftige Unter- 
ordnung unter einen Geſammtwillen, welch Iegtere überall ftattfinbet, wo über diegemeinfamen 
Angelegenheiten ein anderes Geſetz als dad der Stimmeneinhelligkeit endgültig entſcheidet und 
der Austritt aus der Gemeinſchaft dem Einzelnen nicht freifteht. Der Geſellſchaft Hingegen 
entjpricht der Bundesſtaat und ber eigentliche Staatenbund, der ebenveshalb nicht dem reinen 
Völkerrecht oder internationalen Privatrecht, fondern dem öffentlichen Recht im engern Sinne 
angehört. 

Es läßt ſich zwar auch ein blos völferrehtliher Staatenbund denken, der zur Ordnung ber 
gegenfeitigen Verhältniffe kein anderes Mittel als Unterhandlung und allfeitigen Vertrag, für 
Streitigkeiten der Genoflen in letzter Inftanz feine andere Entſcheidung ald das Schwert ober 
das völferrechtliche Gottesurtheil des Kriegs Eennt, und häufig wird fogar behauptet, ber 
Staatenbund fei ein ˖ durchaus genoſſenſchaftliches, mithin voͤlkerrechtliches Verhältniß, bei wel= 
chem jeder Einzelſtaat im Beſitze feiner vollen Unabhängigkeit bleibe. Allein damit ſteht im 
Widerſpruch, daß jeder eigentliche Staatenbund eine Geſammtmacht, einen politifhen Körper, 
eine unauflösliche Einheit wenigſtens dem Ausland gegenüber bilden will; daß er feine Mit: 
glieder auf ein fo weſentliches Souveränetätsrecht wie das des Kriegd und der Selbfthülfe we= 
nigftend unter fi) verzichten läßt, weil mit der Pflicht, ſich gegenfeitig zu vertheibigen und bei⸗ 
zuſtehen, ein Recht ſich gegenfeitig zu befriegen unverträglich ift, und daß fein Staatenbunv, 
wie es auch mit der Erreihung feines Zwecks ganz unvereinbar wäre, den Austritt aus Dem 
Bunde in die freie Willfür der Gliederſtaaten flellt. Der eigentliche Staatenbund ift alfo Feine 
bloße societas, ſondern eine universitas, mit Unteroronung ber Einzelnen unter die Geſammt⸗ 
heit (daher denn felbft ver Deutſche Bund, der doch ein völkerrechtlicher Bund fein will, Entſchei⸗ 
dung durch Stimmenmehrheit für die Regel erflärt und den Austritt verbietet), und Da jede 
lebenskräftige Gefammtheit, die meber felbft Staat ift, noch einen Staat über fi hat, vermöge 
innerer Nothwendigkeit zum Staat zu werben firebt, fo gilt died ohne Zweifel aud vom Staa⸗ 
tenbund , der ohnedies ſchon mit dem Staate wenigftens in den Hauptzwecken ver Vertheidigung 
nad) außen und der Erhaltung des Friedens im Innern (ohne melden die gemeinfame VBerthei- 

digung gegen äußere Feinde ja nicht möglich wäre) zufammentrifft und fih vom einfachen 
Staate wie vom Bundesſtaat nur darin unterſcheidet, daß der einfache Staat aus einzelnen 
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Stastäbürgern, der Bundesſtaat (in welchen die Bürger der Einzelſtaaten zugleich auch Bürger 
des Sejamntflaats find) aus einzelnen Staatsbürgern und aus ganzen Staaten befteht, wäh- 
end der Staatenbund feine Einzelbürger hat, ſondern aus lauter ganzen Staaten zufanmen- 
gefegt iſt, deren Angehörige mit ihm ſelbſt in keinem ſtaatsbürgerlichen Verband ftehen. 

Daraus follte nun auch folgen, daß der Staatenbund nur die äußern Verhältniffe der Ein: 

zelſtaaten unter jih umd zur Gefammtheit, nicht die Verhältniſſe ver ihm als folde fremden 
Gtaatenbürger ordnen darf, weil im entgegengefegten Ball deren Stellung als blos mittelbare 
Unterthanen ober als Nichtbürger und doch Unterthanen eine ganz unnatürlie, wenigftens 
mit den Rechten conftitutioneller Staatsbürger unverträglih wird. Aber eben die äufern 
wechieljeitigen Verhältniffe der Gliederſtaaten zweckentſprechend zu orbnen und fie zu einer feſten 
Einheit gegen außen zu verbinden, ohne in deren innere Verfaſſung, Gefeggebung und Ver⸗ 
waltung auf eine Weife einzugreifen, welche auf der einen Seite ven Begriff des bloßen Staa= 
tenbundes aufhebt und auf der andern die von jeder felbfithätigen Theilnahme an den Bundes⸗ 
angelegenheiten ausgeſchloſſenen Staatenbürger in ihren weſentlichſten Volks⸗ und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechten beeinträchtigt, iſt eine fo ſchwierige und ans Unmoͤgliche grenzende Aufgabe, daß 
man behaupten darf, ein Staatenbund, ber nicht in der Umbildung zum Bundesſtaat begriffen 
iR, befinde ſich naturnothwendig auf dem Wege zur Auflöfung. Der Staatenbund iſt entweder 
ein ſich auflöfenber oder ein werbender Bundesſtaat, er ift ein unvollendeter Organismus, 
wenn nicht gar ein auf Innern Widerſprüchen beruhendes Zwittergeſchöpf von vöͤlkerrechtlicher 
amd flaatörechtlicher Bereinigung, und ein freies nationales Gefammtleben ift überhaupt nur 
möglid, in einem Bunde, welcher neben den Regierungen auch die Völker in fi aufnimmt, und 
deſſen Thätigkeit jeven gemeinfamen öffentlichen Zweck umfaßt, ven vie Einzelftaaten nicht over 
wicht ebenfo gut erreichen Eönnen: alfo im Bundesftaate, nicht im bloßen Staatenbunde. 

Die Borzüge des Bundesſtaats vor dem Einheitöftaate find übrigens im Weſentlichen dies 
felben wie die der Localverwaltung vor dem Gentralifationsfyftem, und ed kommt dazu noch die 
größere oder wenigſtens zähere Kraft des Widerſtandes, den Foöͤderativſtaaten dem auswärtigen 
Feinde zu leiften vermögen, weil felbft nad) Niederlagen, welche vie Geſammtmacht des Bundes 
treffen und vernichten, die lieber ober Einzelftaaten noch eine felbftändige Lebenskraft zur 
Bertfegung des Kampfs behalten können, wie ſie in centralifirten Staaten nad Überwältigung 
des Gentralpunfts fehlt. 

Auf der andern Seite kann im Foͤderativſyſtem die Autonomie der Einzelftaaten auch fehr 
leicht die Grenzen des Wohlthätigen und Zweckmäßigen überſchreiten, und e8 paßt namentlid 
die rein voͤlkerrechtliche Gonföderation ohne eine Bundeögewalt blog für Staaten, deren politifche 
Criſtenz und Unabhängigkeit allenfalls aud ohne einen folhen Bund geſichert if. Dagegen 
muß in jevem eigentlichen Staatenbund , noch weit mehr aber im Bundesſtaat, die höchſte rich⸗ 
terliche Gewalt für Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern und die hiermit 
zufammenbängenve Befeggebung , das Recht über Krieg und Frieden nebft der Wehrverfaſſung, 
das Recht der Veſteuerung für Bundeszwecke und das Recht ver Bollziehung der Bundesgeſetze 
und Bundesbeſchlüſſe einer oberften Bundesgewalt zuftehen. Wenn ferner die Bundesverfaflung 
nit von beftändiger Gefahr der Auflöfung des Staatenvereins oder ver Entfremdung einzelner 
Glieder begleitet fein foll, fo muß auch das Recht der Bünpniffe und des gefandtfchaftlihen 
Verkehrs mit dem Außlande entweder der Bundeögewalt ganz übertragen over wenigftend von 
gterer befländig überwacht werben. Es liegt fogar die oberfte, wenn nicht ausſchließliche 
Witang der auswärtigen Angelegenheiten durch die Bundesgewalt ſchon im Begriff eines 
&aatenvereind, der auswärtigen Staaten gegenüber einen einzigen gefhloffenen Staat bilden 
wel, und foll im Bunbeöftaate überhaupt das Nationalleben fein wahres Organ und feinen 
hoͤchſten Ausprud finden, foll vie gleihmäßige Entwidelung ver Nationalität durch ihn gewähr⸗ 
leifiet, die Einheit und Kraft des Ganzen gegen die Gefahr von Spaltungen und Defectionen 
oder wechfelfeitiger Entfremdung ver Theile gejichert fein, fo muß überbied durch thätige Theil 
nahme der Nation ober der Staatenbürger an der Bundesgewalt, durch bundesmäßige Übers 
enfimmung ber Einzelftaaten in den Grundzügen des Verfaſſungsweſens und ver Rechts— 
Gelehgebung , Einheit des Zoll⸗ und Handelsſyſtems und durch ven Bund vermittelte Gemein⸗ 

Feft der für die Gefammtheit wightigften Verkehrsmittel und anderer gemeinnügiger Anftalten 
die Autonomie der Gliederſtaaten noch weitern Beſchränkungen unterliegen. 

Verſchieden von der Autonomie der integrirenden Beſtandtheile des Staats, welche felbft 

Wieder einen ſtaatlichen Charakter haben und Staaten im Kleinen bilden, ift die Autonomie ber 
teats⸗exiton. II & 6 


82 Autonomie 


Privaten oder der einzelnen Staatsbürger. Diefe ift ihrem Begriffe nad) beſchränkt auf die 
Sphäre des Privatrechts mit Ausſchluß aller Rechte und Befugniffe aus ver Sphäre der Ho— 
heitsrechte, und es ift zwar Feine Anomalie, wenn den Gemeinden und Landſchaften Gerichts- 
barfeit, Polizei und Örtliche Gefeßgebung zukommen, wol aber wenn biefe Befugniffe einem 
Privaten ald Eigenthum und Theil jeines Bermögens zuftehen. 

Der juriſtiſch wichtigfte Gegenftand dieſer Autonomie ift Beilg und Eigenthum, oder Erwerb 
und folde Zeiftungen, bie einen Geldwerth haben, und die allgenieinfte Form, in welder Hier 
die Autonomie auftritt, ift das Gewohnheitsrecht, d. h. dasjenige Recht, welches nicht von der 
gefeggebenven Staatsgewalt ausgeht, ſondern in der gemeinfamen gleihförmigen Rechtsübung 
des Volkes und der Volksgerichte und in deren unmittelbarem Rechtsbewußtſein feine Ouelle hat. 

Es ift eine Thatſache der Erfahrung, daß von den in jeden Staate angenommenen und 
mit Geſetzeskraft bekleiveten Rechtsnormen ein beträchtlicher Theil feinen Urſprung Feiner aus⸗ 
drücklichen Beftimmung des Geſetzgebers verdankt, fondern auf andere Weiſe entftanden iſt. 
Es liegt in dem natürlichen Gange der Entwickelung des menfchlichen Geiftes, vom Beſondern 
zum Allgemeinen aufzufteigen, und lange bevor die Geſetzgebung ald eigenthümlide Function 
ber Staatsgewalt fih damit beihäftigt, in allgemeinen Sägen eine Norm für die Behandlung 
ober Entſcheidung aller einzelnen Fälle aufzuftellen,, jind ſchon dergleichen einzelne concrete Fälle 
vorgefommen, bie durch fpecielle richterliche Entfeivungen oder durch die Übereinkunft der 
Betheiligten ihre Erledigung erhalten haben. Iſt nun dieſes in einer Reihe von Fällen gleih- 
förmig geſchehen, fo erwächſt hieraus allmälig eine Negel, welche nicht auf einem Acte ber 
gefeßgebenden Gewalt, fondern auf der Übung eines vom vollsthümlichen Rechtsbewußtſein 
geleiteten Richteramts oder auf der rechtlichen Anerkennung Derjenigen, die auf ſolche Weile 
das Geſetz für ihre Rechtsverhältniſſe ſich feldft gegeben haben, beruht. Das erfte Gefchäft des 
eigentlihen, mit einer höhern Gewalt befleiveten Geſetzgebers beſteht auch Häufig blos darin, 
vie fo entflandenen Rehtönormen zu fammeln und zu ordnen, und je volksthümlicher ein Recht 
iſt, deſto größern AntHeil an feiner Bildung wird das Gewohnheitsrecht, diefe ohne Zweifel 
ältefte Art ver Rechtserzeugung, haben, umfomehr wird fid Die Staatsgeſetzgebung auf Saınım= 
fung, Sihtung , Ergänzung und Fortbildung des Gewohnheitsrechts beſchränken. 

Das autonomiſche Gewohnheitsrecht ift hier auch umfomehr an feiner Stelle, als dad Pri— 
vatreht ja die eigentliche Sphäre der äußern Freiheit aller einzelnen Staatöbürger ift und deren 
freie Übereinkunft zur Orbnung ihrer gegenfeitigen Rechtsverhältniſſe maßgebend fein muß. 
In diefem Sinne war Rotteck geneigt, unter der Vorausfegung, daß das auf Autonomie ber 
Privaten beruhende Gewohnheitsrecht dem allgemeinen Vernunftrecht nicht widerſpreche und 
nicht allzu unvollſtändig ſei, eine von der Staatsgewalt ausgehende Rechtsgeſetzgebung für 
überflüffig, ja ſogar für unbefugt zu erklären, ſofern das Volk bei feinem bisherigen Recht 
verharren will. Daher geſtattet denn auch jedes bürgerliche Recht ven Staatsgenoſſen, in pri= 
vatrechtlichen Verhältniſfen ſich felbftgewählten Rechtsbeſtimmungen zu unterwerfen, und dieſe 
Befugniß der Privaten, ohne Dazwifchenkunft einer höhern gefeßgebenden Gewalt nach felbft- 
geſchaffenem Gefe zu leben, wird vorzugsweiſe das Recht der Autonomie genannt. 

Diefe Autonomie eiſheint im deutſchen Recht nad) der Verſchiedenheit der Stände und Ver⸗ 
hältniffe bald in weitere, bald in engere Grenzen eingefchloflen, doch ift dieſelbe ſtets ausgedehnter 
gewefen als im römifchen Recht. Wenn nämlich das ältere deutſche Recht allen Elafien von 
Freigeborenen als ein mefentlihes Recht der Freiheit die Befugniß zugeftand , fomeit man nicht 
durch Gebote des göttlichen Rechts gebunden over durch die Verpflihtung zur befondern Treue 
gegen ven Lehnsherrn, Dienftheren, Grundheren u. f. w. befhränft war, nach eigener Wahl 
und Willkür für alle feine Rechtsverhältniſſe ſolche Normen feftzuftellen , welche keiner willfür- 
lihen Abänderung von Seiten ver Staatögewalt unterworfen waren, fo kennt dagegen dad 
roͤmiſche Recht keine autonomifchen Beſtimmungen, die nicht durch eine höhere Staatögewalt 
auch einfeitig und ohne Zuſtimmung ber dabei Betheiligten abgeändert würden bürften. 

Zu diefer Anſicht ift nun aber auch Theorie und Prarid ver heutigen Gefengebung zurüd- 
gekehrt. Sie verwirft ein den Staatsbürgern zuſtehendes Recht der Selbfigeſetzgebung über 
die der Staatsgeſetzgebung keine Gewalt eingeräumt iſt; ſie kennt im Staat nur eine alle 
Rechtsverhaltniſſe umfaſſende geſetzgebende Gewalt, welcher ſämmtliche Staatsgenoſſen zum 
Gehorſam verpflichtet find, und beſtimmt die Grenzen, innerhalb welcher ſich das Recht der 
Autonomie bewegen und ſelbſt den von der Staatsgewalt ausgegangenen Geſetzen derogiren 
darf, dahin, daß abſolut gebietende oder abſolut verbietende Geſetze durch autonomiſche Beftim= 
mungen nicht abgeändert werben Eönnen, wol aber bie ſogenannten Dispoſitivgeſeze, deren 
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Zwei kein anderer ift, ald eine Norm zur Entſcheidung Desfenigen an die Hand zu geben, was 
die Beteiligten jelbft in ihren Mechtöverhältniffen unbeſtimmt gelaffen haben. 

Nur bei den jegigen Stanveöherren und den vormald reichsunmittelbaren Abel hat au 
nahmdweife ſich ein uͤberreſt der ausgedehntern Autonomie des ältern deutſchen Rechts bis auf 
ben heutigen Tag erhalten. In beſonderer Ausdehnung genoß und übte nämlich das Necht der 
Autonomie der hohe und reichsunmittelbare Adel Deutſchlands, da er, fofern er nicht im Lehn⸗ 
oder Dienftverhältniß ftand, bloß Verpflichtungen gegen ven Kaiſer und das Reid) hatte, ohne 
einer Landeshoheit und beſondern Landesgejegen unterwerfen und dadurch beſchränkt zu fein. 
As daher diefer Stand Infolge der Einführung des römifchen Rechts durch die völlige Aufhe— 
Sung ber Orunpfäge, die er bisher in jeinem Familienrecht bei der Verfügung über fein Stanımz 
gut und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politifche Exiftenz bedroht fah, war die ihm 
zuſtehende Autonomie das Mittel, wodurch er jene Verhältniffe ver Ginmirfung bes fremden _ 
Rechts entzog und jich bei den ältern deutſchen Gewohnheiten behauptete, die er durch Haus— 
sefege in der Form von legten Willen und Verträgen theild näher beftimmte, tHeild ven Ver- 
Hälmiflen ber Zeit gemäß geitaltete. 

Auf dieſe Weife bildete fih für jenen Stand ein eigenes Privatfürftenrecht, deffen vorherr⸗ 
ſchende Tendenz die war, durch die Untheilbarfeit aller oder gewifler Güter und Gerechtſame 
ver Familie deren Anfehen zu erhalten oder zu vermehren, und dieſe Autonomie ift dur 
Art. 4 der Deutfhen Bundesacte für die im Jahr 1806 und feitdem mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtände und Reichsangehörigen dahin beftätigt worden, daß nad) ven Grund 
fügen ber frühern beutfchen Berfuffung deren noch beſtehende Kamilienverträge aufrecht erhalten 
werben und ihnen die Befugniß zuftehen foll, über ihre Güter und Bamilienverhältniffe ver- 
bindliche Berfügungen zu treffen, ohne daß fie hierin durch Die geſetzgebende Gewalt des Staats, 

dem fie angehören, beſchränkt werden dürften. Weiteres hierüber f. im Art. Standesherren. 

Diefe Autonomie des deutfchen Avels bildet demnach ein wahres Standesprivilegium, eine 
Eremtion von den Beftimmungen des gemeinen Rechts, für welche, ald ein Ausnahmegeſetz 

und eine Abweichung von der Rechtsgleichheit, Feineswegs diejenigen Gründe ſprechen, welche 
für autonomifche Feſtſtellung ver Privatrechtsverhältniſſe im Allgemeinen geltend gemacht wer- 
den können; und wenn felbft die Autonomie des Gewohnheitsrechts Feine unbefchränfte fein 
Bart, fondern von der Staatögefeggebung überwacht und geleitet werden muß, damit nicht alle 
Gändeit ver Rechtsbildung zulegt verloren gehe und aus der Verſchiedenheit des Rechts oder der 
echte die nahtheiligfte Rechtsunſicherheit und Störung ded Verkehrs mit gegenfeitiger Ent- 
fremdung der unter verſchiedenem Hecht Lebenden entfpringe, fo verdient noch) weniger Begün⸗ 
ſtigung jene Autonomie der Privaten, welche in der anftößigen Geftalt eines Vorrechts einzelner 
Stände oder Perſonen erſcheint. 

Überhaupt aber tritt in neueſter Zeit mehr und mehr die Tendenz und das Bedürfniß her⸗ 
wor, auch die privatrechtliche Autonomie ver Staatsbürger wieder in engere Grenzen einzu= 
ſchließen. Autonomifch im weitern Sinn lebt nämlich Jever, ſoweit feine Handlungen unab⸗ 
hängig find von einer Über ihm flehenven gefeggebenden Gewalt, und man glaubte bis vor 
Entzem noch den Namen eines Freundes der Freiheit nicht verdienen zu fönnen, wenn man 
wicht der unbebingteften Breiheit der Einzelnen im Handel und Verkehr, in ver Wahl und Aus- 
dchnung des Berufs, in der Verfügung über das ererbte oder erworbene Eigentbum dad Wort 
Werte. So verſchwanden großentheild die Zunft und Innungsſchranken, um der allgemeinen 
Gewerbfreiheit, zugleich aber auch einem beftändigen Krieg der Probucenten unter fid und 
einer allgemeinen Unſicherheit des Erwerbs Platz zu maden; die Untheilharkeit des Grund⸗ 
beſides wurde aufgehoben, um eine unbegrenzte Theilbarkeit an vesen Stelle zu fegen; das 
Reäk der Überfiedelung und Anſäſſigmachung bis zu einem Grade ausgevehnt, der mande 
große, reihe Stadt in einen Herd des Pauperismus zu verwandeln droht. Aus der unbe: 
ſchrãnkten Sreiheit der Arbeit, des Erwerbs und der Vererbung des Erworbenen, verbunden 
mit der ebenfalls faft unbefchränften Freiheit der Verehelihung und häuslichen Niederlafſung 
und der Eoncurrenz, vie ein Land dem andern macht, ift nämlich in der Neuzeit eine Herrſchaft 
»er großen Inbuftrie, ein übergewicht ber großen Gapitale und als Folge hiervon eine folde 
Ungleichheit des Befiges hervorgegangen, daß allmälig eine Maſſe Menſchen beitg: und arbeits- 
108 geworben ifl oder wenigftens Gelegenheit und Mittel zum Erwerb nicht in dem Mae findet, 
wm noh auf etwas mehr als bloße Friftung des nackten fümmerlichften Dafeins reinen zu 
Bauen. Aus allen Theilen ver gefitteten Welt vernimmt man Klagen über RENEINENORBEN 
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unter ganzen Claſſen der arbeitenden Bevölkerung, und dieſer Nothſtand wächſt in ziemlich 
regelmäßiger Progreſſion. Tauſende von Individuen vermögen bei ben beſten Willen, ihren 
Unterhalt durch Arhelt zu verdienen, vennod ihre Bepürfniffenur hoöͤchſt unvollkommen zu befrie= 
digen, und Scharen von brotlofen Unglüdlihen, die nur Arbeit verlangen, fehen ſich in eine 
Lage verfeht, die es bewirken Eönnte, daß jie von dem äußerſten Rechte des in ven Grundbedin⸗ 
gungen feines Dafeind angefochtenen Menſchen Gebrauch machten. 

Da hier Abhülfe noththut, daß die bisher verſuchten oder angewandten Gegenmittel un⸗ 
zureichend find, und daß Rückkehr zur alten Gebunvenheit des Befiged und der Arbeit, zur 
gegenjeitigen Abfperrung der Gemeinden, Wieverherftellung ver Erſtgeburtsrechte u. dgl. 
ein naturwidriger Nüdfchritt wäre, daß demnach der geſellſchaftliche Zuſtand der ärmern 
Claſſen, ihre phyſiſchen Leiden und moralifchen Gebrechen die ernftefte Beachtung der Staats— 
männer und Gefeßgeber erheifchen , daß die Bewältigung der Maffenarmuth eine ver dringend= 
ſten Aufgaben geworben iſt, darüber Fann bald nur noch eine Stimme fein, und die Zeit fheint 
nit allzu fer, wo man ein Minifterium des Armenweſens fo nothwendig finden dürfte ald ein 
Minifterium des Cultus und des Unterrichts. Bereits ift England, wo der Gegenfag von Reich 
und Arm ji am ſchroffſten entwickelt hat, wo aber auch der Staat feine Verpflichtung, für bie 
Armen zu forgen, am thätigften anerkennt, mit Arbeitöhäufern für die Armen bedeckt, und die 
Armenvertvaltung oder Armengefegtafel iſt eine der wichtigſten Regierungsbehörven dieſes 
großen Reichs geworben. 

Das radicale Heilmittel ſcheint die über dieſen Gegenftand fich bildende Öffentliche Meinung, 
neben einer zweckmäßig geleiteten Auöwanverung, hauptfählic in Veſchränkung einer zu weit 
getriebenen Autonomie zu finden. Dahin deuten ſchon einzelne gefeglihe Beftimmungen zum 
Schuß des meift befiglofen Arbeiters gegen ven Unternehmer und den großen Fabrikherrn, bie 
gefegliche Veſchränkung der Arbeitäftunven und Ähnliches. Und was find die Rufe nad) Be- 
ſchränkung oder Regelung der Concurrenz, Organifation der Arbeit und gleihmäßigerer Ver- 
theilung des Beſitzes Anderes als das Verlangen, daß vie Gefeßgebung in die privatrehtlichen 
Berhältniffe des Beſitzes und Erwerbs, in die Bewegung des Eigenthums und ber Production 
mehr als bisher gebietend und verbietend eingreife und mit größern Mitteln eine umfaflende ge= 
ſellſchaftliche Orbdnung handhabe, um zwiſchen Arbeit und Genuß ein gerechteres Verhältniß 
berzuftellen? 

In diefer Beziehung läßt ſich eine focialiftifhe Richtung unferer Zeit nicht verfennen. Der 
Communismus und der Socialismus aber, die jedenfalls von einem tiefgefühlten und wirklich 
vorhandenen gefellfchaftlihen Übel zeugen, find das gerade Gegentheil derjenigen privatrechtlichen 
Autonomie, welde Arbeit und Erwerb, ſowie die Verfügung über das Erworbene und Beieflene 
ganz ber freien Willfür jedes Einzelnen und eben damit dem Zufall überläßt. Die communifti= 
ſchen und focialiftifhen Syſteme verlangen nichts Geringeres als die Aufhebung des biöherigen, 
auf ein Princip der Autonomie gegründeten Privatrechts und deſſen Umgeftaltung in einem 
dieſem Princip entgegengefegten Sinn. Nicht nur der Kommunismus, fondern auch der voll: 
fländig durchgeführte Socialismus hebt die perfönliche Kreieit auf, um der Natur zum Trotz 
eine despotiſche Gleichheit an deren Stelle zu fegen, oder ein beſtimmtes Verhältniß zwiſchen 
Beſitz, Genuß und Arbeit zu erzwingen. Derfelbe widerſtrebt deswegen allerdings ber menſch⸗ 
lichen Natur und wich feine Foderungen nie vollfländig und im Großen durchſetzen. Die Frei⸗ 
beit if fo fehr Ziel und Inbegriff ver menſchlichen Wünſche und Beſtrebungen, die Freiheit 
ſelbſt Fällt mit dem Wefen der Perfönlickeit fo ganz zufammen, daß eine allgemeine Verzicht- 
leiftung auf dieſes höchſte Gut in feiner nächſten und natürlichſten Sphäre, im baulichen Leben 
und den täglichen Berufögefhäften, nie zu erwarten ift. Nur aus ganz befondern, namentlich 
religiäfen Antrieben, auf deren allgemeine Wirkfamkeit und Herrſchaft nie gerechnet werben 
Tann, over im Drang ver Noth unterwirft fi der Menſch dem Zwange, der von der flrengen 
Durchführung ſocialiſtiſcher Grundfäge unzertrennlich ift, nämlich wenn dieſe Unterwerfung 
das einzige Mittel zu ſicherer und nachhaltiger Beſſerung ſeiner Lage, die Bedingung ſeiner 
Erhaltung oder der Weg iſt, fich die Mittel und Befähigung zur Selbſtändigkeit und Frei— 
heit zu erwerben. 

Gerade hierin treffen nun aber die communiſtiſchen und focialiftifhen Foderungen zuſam⸗ 
men mit einer Stimme, welche immer lauter wird, mit einer Überzeugung, bie fid) immer weiter 
gu verbreiten fcheint, daß man es nicht ganz dem Zufall und der eigenen invivinuellen Kraft 
oder dem guten Glück eined Jeden überlaffen bürfe, ob und wie ihm die Mittel zu einem men⸗ 
ſchenwürdigen Dafein zu Theil werden follen. Der Staat, die Gefanmtheit, dies wird immer 
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allgeeiner verlangt, ſoll Dem, der keine Arbeit finden kann, Beſchäftigung verſchaffen, er ſoll 
hen Beiiglofen zu einem Beſitz ober doc zur Möglichkeit des Beſihes durch Gewährung der 
Nittel zu deilen Erwerb verhelfen. 

Dies ift jedoch unmöglich ohne mannichfache Beſchränkung derjenigen Autonomie, welde 
man fonft als einen wejentlihen Beſtandtheil der bürgerlichen Freiheit anzufehen gewohnt war 
und zum Theil noch jegt gewohnt if. Der Anhäufung bes Reichthums in den Händen Weniger 
wird zufegt nur durch eine foldhe progrefjive Befteuerung des Erwerbs zum Veſten der Erwerb⸗ 
Iojen begegnet werden können, welde einer maflofen Ausdehnung ver großen induſtriellen 
Unternehmungen Schranken ſezt. Um ſodann das Loos der arbeitenden Claſſen fortwährend 
zu verbeſſern und fie fo auch geiſtig und ſittlich zu heben, um bie Beſitz⸗ und Erwerbloſen nicht 
blos gegen den Hungertod zu ſchuͤtzen, ſondern auch ihren höhern menſchlichen Bedürfniſſen 
Befriedigung zu verfhaffen,, fie zur Selbſtändigkeit und Freiheit zu erziehen, dürfte es noth⸗ 
wendig werben, bie Arbeitöhäufer für die Armen, wie fle in England beftehen, in Armen- 
colonien zu verwandeln und, wo Feine Arbeitöhäufer eingeführt find und eine vom Staate nicht 
blos geleitete, fondern auch großartig unterfltügte Auswanderung nicht anſchlägt, inländifche 
Armencoisnien in großem Mafftabe anzulegen, die, auf Arbeitögemeinfhart und Gemeinſchaft 
des Gewinns gegründet, die natürlichſte und nothwendigſte Beihäftigung des Menfchen, ven 

Adersau, zur Grundlage haben, mit der Landwirthſchaft aber auch alle fonft geeigneten Ge: 
werbe und Induſtriezweige verbinden, un Zeven nach dem Maße feiner Kräfte und Fähigkeiten 
Fa befgäftigen. Die Bewohner diefer Armencolonien aber müßten einer firengen Haus - und 
Arbeitsordnung unterworfen werden und folange unterworfen bleiben, bis ſie, theilweife we⸗ 
nigſtens durch eigene Anftrengung, die Mittel und die Fähigkeit zu felbfländigem Kortfommen 
ich erworben hätten. 

So würbe bie Theorie des Socialismus zwar nicht ald Zweck und allgemeine Regel, aber 
dech als Mittel oder Übergang und Vorbereitung zum Zufland ver vollen bürgerlichen Freiheit 
in vie Geſetzgebung aufgenommen, und zu einer folden Beſchränkung ber perfönlichen Freiheit 
xud privatrehtlichen Autonomie {ft ohne Zweifel auch der Staat gegen Diejenigen berechtigt, 
für welche er mehr thut, als er nad} firengem Recht verpflichtet ift. 

Um aber bie Gelomittel für eine Armenpflege in fo großem Maßſtabe ober überhaupt zur 
Minderung der Ungleichheit des Beſitzes aufzubringen, dürfte eine weitere Beſchränkung ber 
privatrehtlihen Autonomie in einer Sphäre nöthig werben, wo biefelbe durch dad pojitive 
Seſet offenbar über die natürlichen Grenzen hinaus erweitert iſt. Bis jegt ift nämlich, obgleich 
das Erbrecht im Naturrecht nicht begründet, fondern ein rein poſitives Inftitut ift, zum allge 
meinen Beften und für Zwecke ver Oefammtheit Niemand in der Verfügung über feinen Nach— 
laß beichränft, und wo eine legtwillige Verfügung nicht vorhanden ift, da vertheilt dad Geſetz 
ven Nachlaß nad) dem muthmaßlichen Willen des Verftorbenen. Diefe Autonomie des Erbgangs 
aber iR ein Hauptgrund ber allzu ungleichen Bertheilung des Beſitzes, der immer weitern Kluft, 
weile die Armuth vom Reihthum trennt, und e8 wäre daher eine ebenfo rechtmäßige ald humane 
und wohlthätige Anorbnung, wenn die Autonomie der Privaten in ihren legtwilligen Verfü— 
gungen und in der Vererbung ihres Cigenthums wenigitend da, wo blos Seitenverwanbte vor: 
handen find, zum Beften der Erblofen beſchränkt würde. 

Nach denſelben Grundfägen, welche bei der Autonomie der einzelnen Staatäbürger ober 
der Privaten zur Anwendung kommen, iſt im Wefentlihen aud) die Autonomie von Privat: 
seiellichaiten, Privatvereinen und Affociationen, die vom Staate geftattet find, ohne daß fie 
einen politifchen Beſtandtheil des Staats felbft bilden, zu beurtheilen. Die allgemeine Staats⸗ 
feeigeit muß im freien Staat auch ihnen zu gute kommen, foweit nicht befondere Verhältniſſe 
eine größere Beſchränkung gebieten oder rechtfertigen. (S. Affoeiation.) 

Diefen Privatgeſellſchaften Fönnte nun vom rein weltlichen Standpunkte aus auch die Kirche 
Beigegählt werben und wird denſelben aud in manchen Staaten wirflid beigezählt, während 
Andere von der Anfiht ausgehen, daß die des Menſchen innerftes Weſen beherrſchende Wichtig⸗ 

keit der Kirche eine ſolche Behandlung nicht zulaffe, und fie entweder zu einer foͤrmlichen Staats⸗ 
auſtalt, dad Kirchenrecht zu einem Stüd des Staatsrechts machen, ober, den felbftänbigen und 
Öfientligen Charakter ver Kirche anerfennend, diefelbe als neben dem Staate, aber in mannid- 
faltiger und inniger Berührung mit vemfelben ftehend behandeln. 

Bon einer Autonomie der Kirche kann nun, wie ſich von feldft verfteht, nur da die Rebe 
fein, mo die Kirche entweder als reine Privatanftalt, oder als Öffentliches, aber felbilänbiges, 
richt mit dem Staate zuſammenfallendes Inflitut beſteht. Die Kirche als reine Privatgeſellſchaft 
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oder Privatanftalt zu behandeln, verftößt jedoch gegen ven univerjellen Charakter des kirchlich⸗ 
teligidfen Lebens, beſonders aber gegen die weltumfaffende Natur bed Chriſtenthums. Da ed 
nur eine Wahrheit gibt und der religiöfe Glaube, in dem jede Kirche ſich gründet, der Inbegriff 
der hoͤchſten Wahrheit fein foll, fo gibt e8 auch nur eine wahre Neligion, und Die dem einen und 
allein wahren Glauben entſprechende Kirche umfaßt der Idee nad} bie ganze Menfchheit; fie ift 
demnad etwas viel Allgemeineres als felbft ver Staat, in dem naturgemäß nur dad Gigenleben 
eines einzelnen Volkes ſich ausprägt, fie iſt in noch viel Höherm Sinne als der Staat res publica, 
die gemeinfame Angelegenheit Aller, und der Begriff einer Univerfalreligion over einer Welt- 
kirche ift ein im Wefen der Religion begründeter, dem insbeſondere das Chriſtenthum huldigt. 

Sofern aber der Staat vorzugsweife das äußere, bie Kirche dad innere, fittlihereligiöfe 
Gefammtleben der Menfchen oder der Völker darftellt, find Staat und Kirche voneinander ver= 
ſchieden; und fofern das innere geiftige Leben an Werth und Würde dem äußern ſtaatlichen 
nicht nachſteht, kann auch die Kirche dem Staate nicht untergeorbnet fein. Hieraus folgt der Ans 
ſpruch der Kirche auf Autonomie, und da biejelbe als Organ des geiftigen Gefammtlebens det 
Völker over gar der Menfchheit nicht mit dem Maße irgend einer Privatanftalt gemefien werken 
darf, fo kann fie auch eine andere und höhere Autonomie verlangen als die einer bloßen Privat⸗ 
geſellſchaft, welche Immer von der Staatögemwalt abhängig und derfelben unterworfen bleibt. 

Allein worin befteht nun diefe Autonomie der Kirche, welche heutzutage, wenigftens im 
Prineip, vom Staate anerkannt, in Staatöverträgen und Verfaflungen ver Hriftlihen Kirche 
zugeſichert iſt? Man fagt: jede ver beiden Gefellfhaften Habe zu beſchließen und auszuführen, 
was fie betrifft und wozu fie ihrer Natur und Verfaſſung nad) befugt iſt; jede Habe die andere 
zu achten als eine Anftalt zur Nealifirung von Menſchheitszwecken, aber jede habe auch dad 
Recht ſich vorzufehen, daß ihr von der andern nicht zu nahe getreten werde. Jedes foll alfo in 
feiner Sphäre feinen Weg vom Andern unabhängig gehen, und mit Befolgung diefer Anmeis 
fung wäre auch wirklich aller Streit geſchlichtet, wenn Staat und Kirche ſich auf fo ganz geſon⸗ 
dertem Gebiete bewegten, daß jever Zufammenftoß durch die Einhaltung der natürlichen Örenzen 
ſich vermeiden ließe, oder wenn die Linie zwiſchen Geiftlihem und Weltlihem fo jharf gezogen 
werben koͤnnte, daß ihre beiderfeitigen Gebiete nirgends übereinander griffen. 

Zum eigenthümlichen und unveräußerlichen Gebiet der Kirche gehört allerdings vie Glau⸗ 
benslehre und der Gottesdienſt, die Kirchendisciplin und Hierarchie; zum unabänderlichen 
Beruf und unveräußerlichen Recht des Staats dagegen gehört die Rechtsverwirklichung, bie 
Handhabung von Recht und Frieden auch in ven kirchlichen Verhältniffen. Aber in den Bereich 
des Staats fällt auch noch vieled Andere, und fowie die Kirche aus dem rein dogmatiſchen Kreis 
heraustritt, um das Dogma durch Lehre, Gottesvienft und foͤrmliche Geſetze, die fie ihren Bes 
kennern auferlegt, ins Leben einzuführen und äußerli zu verwirklichen, fteht fe auf einen 
Boden, auf welchem auch das Staatsintereffe ſich geltend macht, auf welchem aud das bürger= 
liche Leben fid bewegt und eine Gollifion der Zwecke und Intereflen beider (wenigftens vermöge 
irriger und einfeitiger Anfichten des einen oder des andern Theils) möglich if. Ja ſchon das 
Dogma kann den Zweck des Staats gefährden over das Recht verlegen, und Lehren wie die, daß 
einem Anverögläubigen nit Wort zu halten ſei, daß die Kirche Eive Iöfen und Untertanen 
vom ſtaatsbũrgerlichen Gehorfam freifprechen dürfe, könnten, gleicviel ob aus dem Dogma 
irrig oder richtig abgeleitet, dem Staate nicht gleichgültig fein. Und wie die Lehre, ſo kann 
aud) der Gotiesdienſt nachtheilig für die Staatögefellfgaft wirken durch kirchliche Übungen und 
@ebräude, welche ſchädlichen Aberglauben, Werkheiligfeit, Müßiggang, Fanatismus nähren. 
Noch tiefer greifen endlich manche Geſetze und Inflitutionen der Kirche, wie die Gefege über 
Kirchenzucht und Kirhenftrafen , über Ehehinverniffe und Cheſcheidung, über die religidfe Er— 
ziehung ber Jugend, und Inftitute wie der Gölibat und die Klöfter in die bürgerlicden Verhält- 
niſſe ein, und denkt man vollends zurüd an ven verberblichen Ablaphandel und an ſolche nicht 
nur die Gewiſſen beunruhigenbe und durch den Stillſtand des Gottesdienſtes felbft die Gewillens= 
freiheit beeinträchtigende, fondern auch alle bürgerlichen und fittlihen Verhältniſſe zerrüttende 
Kirchenſtrafen mie Interdict und Bann, fo muß noch Flarer einleuchten, wie wenig mit der 
Regel, daß in firhlihen Dingen ein pofitive8 Handeln des Staats ausgeſchloſſen fel, die Rechte 
der Staatögewalt umfchrieben und gehörig gewahrt find, mit wie gutem Grund daher ber Staat 
das Recht des Placet anſpricht und darauf befteht, daß die Veroronungen ver Kirchengewalt 
ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung ber Staatögewalt weder verkündet noch vollzogen 
werben bürfen. 

Don nicht geringerm Ginfluß iſt aber von ber andern Seite auch die Stantögefeggebung auf 
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das Gedeihen und die Wirkſamkeit der Kirche, in welcher Beziehung es genligen mag, neben 
denjenigen Gefegen, welche unmittelbar den Rechtszuſtand der Kirche und deren Berhältniffe 
zum Staate beftimmen, an die Gefege über Schule und Unterricht, über den Eid und in Betreff 
der Che, über Armenpflege und fromme Stiftungen zu erinnern. Will überhaupt die Kirche 
ebenjo weit gehen, als der Staat ihr gegenüber geht, fo ift die Schwierigkeit nicht groß, irgend 
eine fittliche , ſeelſotgliche oder religiöſe Beziehung bei ven meiften Staatögefegen aufzufinden. 
Wie aile Kichenveroronungen möglicherweiſe den Staatszweck berühren und benachtheiligen 
innen, fo möglicherweife auch alle Staatsanordnungen den Kirchenzweck, und auch die Kirche 
bebarf eines Mitteld zur Abwehr von Staatögefegen, welche die Rechtsverhältniſſe ver Kirche 
im Staate zu ihrem Nachtheil ordnen, ober bad kirchliche Leben beeinträchtigen, die Sittlichkeit 
gefãhrden, dem Geift des Chriſtenthums zuwider find und ven Charakter eines Volkes verſchiech⸗ 
tern fönnen. \ — 

Kirche und Staat ſind alfo voneinander nicht wie Iuneres und Außeres geſchieden, ſondern 
bie Kirche iſt, obwol hauptſächlich auf das Innere wirfend und mit innerlihen Dingen fi be= 
ſchaftigend, dod an und für ſich felbft fo gut als der Staat etwas Äußerliches und durch änfere 
Mittel Wirkended. Die Kirche teilt ih mit dem Staat in die Beherrſchung feiner Bürger, 
die Angehörigen des Staats jind auch pie Angehörigen der Kirche, und wenn bei dieſer Gemein— 
haft, wenn bei der großen Ausdehnung des für bürgerliche und kirchliche Wirkfamfeit gemein= 
Tann Gebiets und bei dem überall möglichen Zufammenftoße beider die Autonomie der Kirche 
son der wenigſtens in unjerer Zeit viel mächtigern Staatsgewalt nicht erdrũckt und verſchlungen 
werben ſoll, fo muf die Autonomie beider eine gleiche oder eine wechfeljeitig beſchränkte fein. 

Es Elingt fehr unparteiiſch, wenn man lehrt: der Staat darf der Kirche und die Kirche darf 
dem Staate nit zu nahe treten, beide find in ihrer Sphäre frei und unabhängig. Aber was 
wirb aus diefer Unabhängigkeit der Kirche, wenn blos der Staat das Recht hat, die Handlun⸗ 

gen der Kirchengewalt zu prüfen, ob fle nichts Staatswidriges enthalten, und nicht auch umge⸗ 
kehrt Die Kirche, ob die Handlungen ver Staatsgewalt nichts Kirchenwidriges? Und wie kann 
andererſeits den Übergriffen des Staats gewehrt, wie bie Autonomie ber Kirche auf ihrem Ge⸗ 
biet und ihre Ebenbuͤrtigkeit gerettet und doch zugleich verhütet werben, daß fie zu einem Staat 
ba Staate emporwachfe, der die eigentliche Staatögewalt lähmt und vernichtet? 

Blo jetzt kennt Wiſſenſchaft und Leben nr ein wirkſames und erprobted Mittel, das Bere 
Yalmiß Der Coordination mit jener äußerlichen Suborbination unter die Staatögewalt, ver 
auch die Krrche ih ihren Angehörigen fi nicht entziehen kann, zu vereinigen: Theilnahme an 
der Staatögewalt und deren Ausübung. Daſſelbe Mittel nun, weldes allein den Rechten des 
Bolkes wirffamen Schug gegen die Staatögewalt verleiht, ift ohne Zweifel auch dasjenige, wo- 
durch die Kirche gegen die bürgerliche Geſetzgebung und weltliche Gewalt am beſten ſichergeſtellt 
werben kann, und auch die Rirche wird, wenn ihr Rechtszuſtand umd ihre Freiheit ausreichenden 
Schutz genießen und fie gleichwol dem Staate nicht entfrembet werben foll, zur Mitvertretung 
bri der bürgerlichen Gefeßgebung, zu felbftändiger Landſtandſchaft berufen werden müſſen. 

Diefe Erhebung ver Kirche zu einem Factor der Gefammtftantögewalt erſcheint zugleich als 

die würbigfte Art, bie Kirche, tie dies in den Zeiten des Müttelalterd der Kal war und auch ber 
Where Staats zweck fobert, in den Organismus des Staats wieder aufzunehmen. Denn ber 
Gisat umfaßt zwar zunächſt nur das äußere Gefammtlehen eines Volkes, allein zu dieſem äußern 
Gefaınmtleben gehört auch daß geiflige, ſoweit daſſelbe, um fi organiſch zu geflalten, in die 
äspere Erſcheinung tritt; und da das kirchliche, fittlichereligiöfe Leben eines Volkes immer auch 
feine äuferliche Seite hat, jeder Glaube ſich naturgemäß feinen Leib in einer Kirche bilvet, fo 
muß zulegt der Staat auch die Kirche, d. h. die Kirche feines Volkes und feines Landes, mit ſich 
in organiſche Verbindung fegen, wenn er auch nur das äußere Gefammtleben bed Volkes in 
feinen wichtigften Beziehungen in fi aufnehmen, noch weit mehr aber, wenn er ber höchſten 
Staatsider genügen will, wenn er erfennt, daß dem Staate eine fittliche und geiftige Ordnung 
Mm Grunde liegt , deren natürliche Trägerin pie Kirche ift und deren fihtbaren Mittelpunkt vie 
Kirche bildet. 

Bean aber auch ein ſolches Verhaͤltniß früher in den germanifchen und romaniſchen Staa= 
ten bed Mittelalters beſtand, wo Jahrhunderte lang die Geiſtlichkeit bie Hier bezeichnete Stellung 
einnahm, fo finden wir davon in unferer Zeit nur noch vergleichämeife fehr unbeveutende Über: 
Weibfel; die heutige Landſtandſchaft der Kirche iſt mehr nur eine Succurfale der weltlichen Ge- 
walt als eine wirkliche Vertretung kirchlicher Intereflen, und eö ift nicht zu leugnen, daß eine 
Wilkäxdige Vertretung der Kirche in unfern Tagen große, für jetzt unüberwindliche Schwierig: 
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keiten finden würde in ver Auflöfung der mittelalterlihen Glaubendeingeit durch zunehmende 
Spaltung , Zerfplitterung und Schwächung der religiöfen Überzeugungen auf ver einen, ſowie 
durch kirchliche Herrſchſucht und Unduldſamkeit auf der andern Seite. Nur eine Kirche zur 
Vertretung zuzulaffen, verftieße gegen ven Grundſatz der Rechtsgleichheit, und die Vereinigung 
verſchiedener, meift feinpfeliger over doch aufeinander eiferfüchtiger Kirchen zu gemeinfamer 
Vertretung möchte leicht ven Zweck verfehlen, indem gegenwärtig alle fircjlicjsreligiöien Elemente 
in einem Zuftande der Zerfegung, des Kampfes und der Anarchie begriffen find, aus dem ef 
im Verlauf der Zeiten gemeinfame Überzeugungen wieder hervorgehen mögen. 

Dem Staate, der feine Stellung richtig auffaßt, bleibt dabei nichts übrig, als den äufern 
Frieden zu erhalten, indem er das religidfe Leben ver eigenen Entwidelung und Läuterung 
überläßt. Dagegen pflegt der Staat noch immer der Kirche feine Huldigung und Anerfennung 
dadurch zu bethätigen, daß er fie in feinen befondern Schug nimmt, ihre Diener ehrt und mit 
gewiffen Vorrechten begabt, zur Vollziehung ihrer Sagungen die Hand Bietet ober ſolche gar in 
feine eigene Gefeggebung aufnimmt , die Kirche auch mit feinen Mitteln und Anftalten bei der 
Ausftattung ver Kirchenftellen, vem Bau der Gotteshäufer, der Heranbildung von Kirchen- 
dienern unterftügt. Allein gewoͤhnlich läßt der Staat ſich diefen Schutz ziemlich theuer bezahlen, 
indem er fein Aufſichtsrecht in einer Weife handhabt, welche von einer der Staatsgewalt coor⸗ 
dinirten Autonomie ber Kirche nur den Namen übrig läßt, indem er fi als Obereigenthümer 
des Kirchenguis benimmt, von den Kirchendienern gleiche Unterwürfigfeit wie von ben Staatd: 
dienern verlangt, Verleihung der Kirhenämter ober wenigftens eine weſentliche Mitwirkung 
dabei dem Landesfürften vorbehält und, wenn biefer, wie in ben meiften proteſtantiſchen Län⸗ 
dern, zugleich oberfter Biſchof ift, Die ganze Kirchengewalt ohne Theilnahme und Mitfprache ber 
Tirhlihen Gemeinden durch Behörven ausübt, die dad Oberhaupt ded Staats ernennt. 

Dadurch iſt heutzutage die Kirche nicht blos unfähig geworben, wie im Mittelalter ein bie 
Völker ſchütendes, wohlthätiges Gegengewicht gegen die weltliche Gewalt zu bilden , fondern fie 
ift aud, feitvem fie durch die große Kirchenſpaltung aufgehört hat, eine in ſich felbft feftgegrün: 
dete Macht zu fein, genöthigt worben, ſich nach auswärtigen Stügen umzufehen; fie ift, auf 
Koften ihrer eigenen Wirkſamkeit und Reineit, in katholiſchen Ländern zur Verbündeten, in 
proteſtantiſchen häufig zur Dienerin und zum Werkzeug weltliher Gewalt herabgeſunken, welche 
das Volk discipliniren und zur Unterwürfigkeit afhalten foll. 

Aus diefem Grunde wollen in unfern Tagen Viele auf bie befondere Unterftügung bed 
Staats für die Kirche verzichten und fi) mit der Autonomie, derjenigen allgemeinen Staat: 
freiheit begnügen , welche im freien Staate jedem Staatögenoffen, den einzelnen Staatsbürgern 
wie ven Gollectivperfonen zukommt, ſodaß der Staat Feine Kirche als ihm ebenbürtige Macht, 
als Landeskirche mit beftimmten öffentlichen Rechten und Verpflichtungen förmlich anerkennt, 
aber auch jeder Einmifhung in Kirchenſachen ſich enthält und von dem Dafein einer Kirche ober 
verschiedener Kirchen keine Kenntniß nimmt, fondern fie ihrem Schickſal überläßt und blos die 
Glaubens = und Gewiſſensfreiheit aller feiner Bürger ſchüht. 

Diefes Syftem des freiwilligen Kirchenthums, fo genannt, weil der Staat von der Kirche 
als Kirche weder etwas verlangt, nod etwas für fle thut, fondern e8 ganz dem freien Willen 
der einzelnen Staatöbürger überläßt , wie fie ihre veligiöfen Angelegenheiten ordnen, ob fie an 
einer kirchlichen Gemeinfchaft theilnehmen wollen und an welcher, ſcheint zwar dem Buchſtaben 
nad) der Kirche ungleich weniger zu gewähren, als dasjenige Syftem, welches dieſelbe ausprüd: 
li) als eine dem Staate ebenbürtige Macht mit befondern Rechten anerkennt und der Staats⸗ 
gewalt befondere Pflichten des Schutzes und der Fürforge zu Gunften der Kirche auferlegt. 
Berechnet man aber babei die Oegenleiftungen, welde die Staatsgewalt von ver Kirche zu fobern 
pflegt, nämlich Abhängigkeit der ganzen kirchlichen Geſetzgebung, Befegung oder Mitbefegung 
ber Kirhenämter, wo nit gar Mitgenuß und zulegt Abtretung des Kirchenguts; erwägt mar 
ferner, wie leicht und wie gewöhnlich der Kirchenſchutz in ſelbſtſüchtige Beherrſchung der Kirche 
ausartet: ſo darf man ſich nicht wundern, wenn in der That bei vem freiwilligen Kirchenthum, 
wie e3 in Norbamerifa befteht, die Kicche ſich felbftänpiger und freier fühlt, und wenn man 
deshalb auch im proteflantifchen Europa anfängt, der Bevormundung der Kirche durch ben 
Staat und ihrer Herabſetzung zu einem Zweige der Staatöpolizei eine Ordnung ver Dinge vor: 
zuziehen, wonach ber Staat e8 immer nur mit ben einzelnen, biefem oder jenem Glaubens⸗ 
befenntniß zugewandten Staatsbürgern und Privatgefellihaften, nie mit der Kirche als folder 
zu thun hat und, folange die Mitglieder einer kirchlichen Gemeinſchaft ven Staatögefegen nur 
den ſchuldigen Gehorſam leiſten, in ihre Glaubens⸗ und Gultusarigelegenheiten weder hemmend 
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wog jörbernd, weder gebietend noch verbietend eingreift. Auch iſt die mit dem Staate verbündete 
Airche manchem Angriffe ausgeſetzt, der fie blos darum trifft, weil fie als Dienerin und Stütze 
ker Gewalt betrachtet wird. 

Aber aud) für den Staat hat das Freiwilligkeitsprincip ven unleugbaren Bortheil, daß er 
den Berwidelungen entgeht, die aus der nominellen Gleichſtellung der Kirche mit dem Staate 
wad aus dem Dafein verſchiedener Glaubensgenoſſen und verfhiedener Kirchen entipringen. 
Beftchen nämlich, tie dies in den meiften heutigen Staaten ber Fall if, in einem und demfelben 
Lande mehre Kirchen, eine katholiſche reformirte, Iutherifche, jüdiſche, fo kann der Staat ohne 
Berlegung der Rechtsgleichheit und mithin ohne Ungerechtigkeit feiner den Vorzug geben ober 
fie zur Staatskirche erheben, jie aus Staatömitteln vorzugsweife unterflügen. Zerfallen aber 
die verſchiedenen Eonfefjionen eines Landes wieberunfin Sekten und Parteien, fo fteigert ſich 
Die Schwierigkeit, allen gerecht zu werben, zur Unmöglichkeit. So liegt befonders im Gebiete 
des Proteſtantismus der Geift ver Neuerung faft überall im Kampfe mit dem KRirchenglauben, 
der Rationalismus und Naturalismus ftrebt den Supernaturalismus zu verdrängen. Wie 
fol nun Hier die Staatsgewalt den Streit ſchlichten? Soll fie blos den Beſitzſtand achten und 

gar keinen Geiſtlichen, der im Geruch der Heterodoxie fteht, anftellen und dulden? Oder darf fie 
einer orthororen glaubendeifrigen Gemeindeeinen rationaliftifchen Seelforger aufbringen? Soll 
fie bie tfeologifchen Lehrftühle mit Hegel’ihen Pantheiften oder mit Altgläubigen befegen ? 
Zu allevem fommt noch, daß der Kampf der neuen Überzeugungen mit dem alten Glau⸗ 
den, die Bährung umd zum Theil Umwandlung, in welcher die Elemente des kirchlichen und 
religiöfen Lebens überall, nicht blos in Deutſchland, fondern aud) in England, Frankreich und 
Nordamerika begriffen find, einen naturgemäßen Verlauf gewinnen muß, die Löfung reiner 
und befriebigenber fein wird, wenn die zum Richteramt in diefem Streit nit berufene Staats⸗ 
gewalt nicht eingreift. Denn weldes auch die künftige Geftalt ver kirchlichen Dinge werden, 
welge Geburt im Schoos der Zeit reifen mag, die Staatögewault ift weder fähig noch berechtigt 
zu entſcheiden, wie dieſer Anarchie ein Ziel zu fegen fei und ob das Ende die von Manchen mit 
voreiligem Triumph bereit3 verkündete Aufldfung alled Glaubens in Philofophie, oder eine 
nene Form des Glaubens und fittlichereligiöfen Gefammtlebens, eine Wievergeburt der Kirche 
fein fol. 

Aus allen diefen Gründen iſt es wahrſcheinlich, daß dad freiwillige Kirchenthum fih immer 
mehr ausbreiten, in manchen Ländern bleibende Herrſchaft erlangen, in andern wenigſtens den 
Übergang zu einer neuen kirchlichen Geftaltung und Lebensentfaltung bilden werde. Doch follte 
überall dad Band, welches die Kirche mit dem Staate verfnüpft, nicht gewaltfam zerriffen, fon= 
bern mit ſchonender Hand, foweit ji das Bedürfniß und gibt, allmälig gelöft werben; und 
wenn einerfeitd der Bildung freier und freiwilliger Kirchengemeinden fein Hinderniß in den 
Weg zu legen ift, fo follte andererfeit8 aud da, wo feine Änderung begehrt wird, das biöherige 
Verhaͤltniß unangetaftet bleiben, weil die wahrſcheinlichen Früchte einer dem Volke aufgedrun⸗ 
genen Emancipation der Kirche Verwilderung und Entfittlihung, ober ein vollftänviger Sieg 
des Katholicismus über ven Proteftantismus fein würden. Bon der Literatur über unſern Ge⸗ 
genftand find beſonders hervorzuheben: Maier, „Autonomie, vornehmlich des Fürften- und 
Übrigen unmittelbaren Adelſtandes im römifch = veutfhen Reihe” (Tübingen 1782); Span= 

genderg in Erich und Gruber's „Allgemeiner Encyklopädie“, Wilde in Weiske's „Rechts- 
Isiton ‘ und Gruber im, Archiv für civiliſtiſche Praxis“. P. A. Pfizer und Welder. 

Autorität. Hierdurch bezeichnet man zunächſt das Anfehen, welches entweder auf intellee⸗ 
tmellen (geiftigen, fittlichen , rechtlichen) oder auf phyſiſchen Eigenſchaften oder Kräften einer 
Berfon oder einer Sache oder auch auf der Vereinigung dieſer intellectuellen und phyſiſchen 

enſchaften und Kräfte beruft. Sodann bezeichnet man mit dem Worte Autorität auch die 

Berfonen , phyſiſche oder moraliſche, oder die Sachen felbft, melde diefes Anfehen bei Andern 
haben, welchen alfo Andere in gewiffer Hinficht ſich unterordnen. So ſpricht man von der Auto- 
tät der Gelehrten, der Priefter, der Könige und der Beamten, von der Autorität der Bibel, des 
Unsifhen Rechts, oder man nennt auch fie alle over auch alle geift= oder weltlichen Behörden felbit 
. Man benkt dabei entweder nur an ihre intelleetuelle Autorität over an bie Verbin⸗ 
tung derfelben mit wirklicher Madit. 1 
Ran hat in neuefter Zeit die Autorität ſchlechtweg unbebingt preijen und andern guten 
Angen unbebingt vorziehen, ober gleihfam Gotzendienſt mit dem Wort treiben Hören, So hat 
Sicehl in der berliner Kammer energiſch ausgeſprochen: „Wir wollen Teine Majorität, fondern 
Autorität”, und Napoleon fagte am 2. Der.: „Frankreich verlangt Autorität, nit Freiheit.“ 
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Das jind nun beidesmal an ſſich ſchon ſchlechte und unlogiſche Gegenfäge. Die Autorität 
und die Freiheit, aud) zumal die Majorität können gut und können auch nit gut fein und Ma⸗ 
jorität und Freiheit können felbft Autorität haben und Autorität fein. Der Räuberhauptmann 
und der Verführer und ihre Macht Fönnen ſchlechte Autoritäten haben und fen. In der Wiſſen⸗ 
ſchaft ift e8 bekanntlich ſehr verkehrt, einer Autorität ftatt der Vernunft, ben vernünftig geprüften 
Gründen zu folgen. 

Im Allgemeinen aber ann man für eine moralifhe und für eine rechtliche Ordnung der 
Dinge, namentlih für den Staat die Autorität als eines ver beiden ſchon oben (f. Abe, politi- 
ſches) angeführten Grundelemente, nämlich als die Einigung oder Unterorpnung neben ver Freiheit 
betrachten. Hiernach erſcheint jedoch jene Stahl'ſche und jene Napoleonifhe einjeltige oder 
alleinige Empfehlung ver Autorität aufs nene fehlerhaft. Es bedarf überall ebenſo weſent⸗ 
lid} der Freiheit, ohne bie ja eine moralifhe und wahrhaft politifche Autorität fogar nicht ein: 
mal denkbar ifl. Wenn man aber gar prebigen will: feine Majorität, fondern Autorität, fo 
verdient ein folches Gerede, auch abgefehen von ven gerügten beiden Hauptfehlern, entſchiedenen 
Tadel. Es fegt eigentlich gar zu wenig Urtheil bei Denen voraus, zu melden man fo zu reden 
wagt. Man erwedt und nährt dadurch verſchiedenartige ſchiefe Borftellungen. Bei der völligen 
Berwerfung der Majorität Fönnte man denken, man wolle entweder jede Achtung vor einer 
Majorität aufheben und die Minorität einer Corporation etwa für beffer erklären ald vie Ma- 
jorität. Durch ven unlogiſchen Gegenfaß der vorgezogenen Autorität aber Fönnte man auf den 
Gedanken kommen, man wolle despotiſch einen Einzelnen ober eine phyſiſche Macht vorziehen 
einem nad) gemeinfamer Prüfung vernünftiger Gorporationen entftandenen vernünftigen Ge— 
fammtwillen derſelben, mar wolle, ohne es ausdrücklich zu fagen, alle geſellſchaftliche Freiheit 
verwerfen, da dieje fletd der Vermittelung der Majorität bebarf. Müflen ja doc die weiſeſten 
Senate, fogar eine Bundeöverfammlung und ein Herrenhaus, ihren Gefammtwillen, ihre ver= 
nünftigen Befchlüffe bilden durch Majoritäten. 

Nochmals aber, das beftreiten wir durchaus nicht: Autorität und Autoritätsmacht und Ein= 
heit ift ebenfo nöthig wie die Freiheit felbft für ein politifches Gemeinweſen, die Autorität ift 
wohlthätig einigendes Bindemittel für die Geſellſchaft. Nur vergefle man nicht, daß man dem 
moralifchen Anfehen und ber damit zu verbindenden Macht ver Autoritäten fo menig die Freiheit 
geringfchägend und wegwerfend entgegenfegen darf, daß vielmehr alle wahre Fräftige Autorität, 
Macht und Einheit in gefitteten freien Nationen von der Freiheit der Bürger ausgeht, auf ihr 
beruht. Wehe ven Mächten, welche dieſes verfennen, wie z. B. die Stuarts mit ihrer Autorität bes 
göttlichen Rechts, wie Napoleon mit feinen Bayonneten und Ludwig Philipp mit feiner Liften= 
und Lügenpolitif! 

Darum fo preife man denn auch nicht einfeitig und ausfchließlich die Autorität, man preife 
neben der Autorität ver Macht auch die Autorität der Freiheit! Welder. 

Autorität ift die geiftig=fittlihe Macht, welcher ſich Vernunft, Gefühl und Wille ohne 
Prüfung, unwillkürlich, blindlings unteroronen. Die Quellen der Autorität find natürliche 
Überlegenheit, göttliche Weihe (oder Aberglaube), Gewohnheit. Der erften diefer Quellen 
entfpringt die älterliche Autorität, die rechtmäßigſte und ungerftörbarfte aller Autoritäten; Die 
rechtmäßigſte, weil fie die unentbehrlichfte und bie natürlichfte iſt, bie unzerſtörbarſte, weil fie 
ſich mit jenem Geſchlechtsalter von felbft neu gebiert. Ahnlicher Axt ift die Autorität des Man 
nes gegenüber vem Weibe, des Weißen gegenüber dem Farbigen, ver Kenntniß und der Cha= 
tafterfraft gegenüber der Unmiflenheit und der fittlihen Schwaͤche. In allen viefen Fällen ift die 
Autorität das reine Ergebniß eines gegebenen Naturverhältniſſes, weldes ſich ohne alle künſt⸗ 
liche und beſonders ohne alle unlautere Hülfsmittel von jelbft geltend macht, und darum ift denn 
aud die Wirkung der Autorität in allen dieſen Fällen eine enffchieven fittliche und mohlthätige. 

Weniger rein und unſchuldig pflegt der Urfprung und dad Wefen ver religißfen Autorität 
zu fein. Drohung und Beftehung, Furcht und Eigennug Haben gemöhnlid einen beträghtlichen 
Antheil an ihrer Hervorbringung. Darum enthält denn auch die religidfe Autorität an und für 
ſich durchaus feine Bürgſchaft für die Sittlichkeit und Wohlthätigkeit ihrer eigenen Wirkungen. 
Die religidfe Autorität, welche das Geſetz gibt: Du ſollſt nicht tödten, dieſe nämliche Autorität 
befiehlt Abraham feinen Sohn zu ſchlachten, und der Gehorfam des Erzvaters wird noch heute 
von einer ziemlich nüchternen Theologie als bewunderungswürdiges Beifptel gepriefen. Kein 
Wunder alfo, wenn der feurige Glaubendeifer früherer Zeiten Jahrhunderte lang im Namen 
Gottes Thaten gethan, die fi) von Werken des Teufels durch Eein inneres und durch fein äuße- 
res Merkmal unterfcheiden laſſen. 
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Die Autorität ver Gewohnheit endlich wird ſich meiſtens auf einen vorhergegangenen Zwang 

zuricführer Iaffen , welcher durch langen Drud den Geift und den Willen der Untergebenen ſo— 
weit gebeugt ober gebrochen hat, daß fie in eine flumpfjinnige Ergebung verfinfen, aus ver fie 
fif zuweilen auch dann noch nicht zu erheben vermögen, wenn das materielle Jod) von ihrem 
Raden hinweggenommen worden ift. In folden Berhältniffen wurzelt z. B., was von der Autos 
nität der Grundherren über ihre ehemaligen Hinterſaſſen hier und da noch vorhanden ift. Solde 
Autoritäten find ihrem Urfprunge und ihrer herabwürdigenden oder doch darniederhaltenden 
Birkung nad) von der gehäffigften Art und eben deshalb auch den gefährlichſten Gegenwirkun⸗ 
gen von unten herauf auögefegt. Ihre allmälige Vernichtung wird in ber Regel nur dadurch 
bewirkt werden, daß innerhalb neuer Berhältniffe ein neues Geſchlecht aufwächſt, welches vie 
wel der Vergangenheit nicht mehr aud eigener Erfahrung, ſondern blos vom Hören- 
fügen 

88 liegt im Wefen ver Autorität, daß fie ihre Untergebenen weber zu zwingen noch zu uͤber⸗ 
teden braucht, Daß ſie alfo ſowol Kraft als Gründe entbehrlich macht. Dadurch wird denn die 
Autorität zu einem überaus wertvollen Werkzeuge der Herrſchaft. Nichts natürlicher demnach, 
als dag die Machthaber viefes koſtbare Werkzeug um jo feiter zu umklammern beftrebt find, je 
deullichet fie fühlen, daß es ihren Händen vollends zu entgleiten droht. 

Bon der heutigen Reftaurationspolitif werben unter dem Namen der Autorität eine Menge 
ntht oder weniger unklarer Vorftellungen zufammengefaßt. Zumal die Begriffe des göttlichen 
Rede un) der Legitimität, welhe in neuefter Zeit ziemlich abgenugt erſchienen und anges 
ühts ber erfolgreichen Nevolutionen in fo vielen europaͤiſchen Ländern ziemlich unbrauchbar ges 
worden waren, ſchielen halbverſchämt aus dem neuen Kunftausprude hervor, aber fie genügen 
kineswegs, um ben ganzen Umfang beffelben auszufüllen. 

Das Verdienſt, mit Hülfe dieſes unklaren Begriffs ein neued Schlagwort in Umlauf geſetzt 
in haben, gebührt der Erfindungsgabe ver berliner Rehtsphilofophie, welche vor einigen Jah: 
ten Vie Löfung gab: Autorität, niht Majorität! Kaum geſprochen, wurde died Wort wie eine 
Dffenbsrung aufgenommen, von einem taufenbflimmigen Echo freudig wiederholt und einiger 
Duen fofort zum leitenden Grundſatze ber erhaltenven und wieberherftellenden Staatsweisheit 
gmaht. So namentlid) in Preußen, wo die Regierung, das Junkerthum und bie Orthoborie 
darüber einig find, daß die Autorität das Heilmittel enthält, ohne welches die kranke Zeit nimmer⸗ 
acht geneſen wirb. 

Bas denn nun aber unter der allein rettenden Autorität eigentlich zu verſtehen ſei, das hat 
und Stahl bis jegt nicht anvertraut, und darüber ſcheinen auch feine eifrigften Schüler ſehr 
wmeinig untereinander zu fein. mar ver verneinende Theil des neuen Wahiſpruchs ver Gon- 
ſerratiden iſt ſehr deutlich und Gegenftand des allgemeinen Einverflänpniffes, der Begriff ver 
Antsrität aber wird durch den Gegenfag der Maforität wenig oder gar nicht aufgehellt. Iſt dies 
ft Gegenſatz überhaupt ein durchgreifender, notwendiger, kann niit vielmehr die Majorität 
TR zur Autorität werben, wenn fih die Minorität derfelden aus Pflichtgefühl unterwirft? 
Uten nicht auch Johann Bockhold von Leyden und Mafaniello eine unbeftreitbare Autorität, 
Me Autorität des höchſten Grades, und gelten die Anpreifungen der Stahl’fhen Schule auch 
a Autoritäten diefer Art? Welche Autorität if die höhere, die der Kirche oder die des Staats, 
a wer zieht die Grenzlinie zwifchen ven Gebieten beider? 

‚ Diefe Fragen liefen ſich unendlich vervielfältigen, wenn e8 der Mühe lohnte. Wo immer 
Autorität vorhanden ift, da macht ſie fich von felbft geltend, ſoweit fe reiht, im Guten wie 
im Boſen; wo es hingegen Feine Antorität gibt, da wird fie fich durch daß feinfte Raifonnement 
nigt hervorbringen laflen, und ba ift bie ſchönſte Theorie derſelben vollfommen nuplos und 
übe, 


„ Die Autorität war vor Seiten, ehe man baran dachte, fie in ein Syſtem zu bringen, ein 
aaqtiges Triebrab des öffentlichen Lebens. In das Siaatsweſen des Alterthums griff diefe 
ilig = ſittliche Macht taufendfältig ein; bie Ehrfurcht vor dem Gejeggeber, die Heilighaltung 
feuer Anordnungen, die Vorrechte bevorzugter Geſchlechter, der ganze Verkehr des Staats mit 
de Öttern buch Opfer, Orakel, Augurien u. f. wm. waren Wirkungen ver Autorität. In noch 

wm Maße vielleicht war der Staat bed Mittelalters von dem Autoritätöprineipe durchdrungen. 
Af dieſem Principe ruhten vor allen Dingen die kirchliche Macht und das Lehnweſen, die beiden 
Wofen dactoren ber Geſchichte eined Jahrtauſends. Demnächſt hatte die Autorität einen weiten 
— frei in der Gemeinde, in der Zunft, in Genoſſenſchaft überhaupt. Und fo vielgeftals 
Sp die Autorität des Mittelalters, fo verſchiedenartig ihre Wirkungen: hier bewunderungswür⸗ 
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tige Schöpfung, dort ruchloſe Zerſtörung; hier gute Sitte, Genügſamkeit, ſtilles beſcheidenes 
Glück, dort unbarmherzige Verfolgung, Mord, Brand, Folter, frecher Frevel gegen vie Heilige 
fen Güter des Menſchen; heute großartige Selbftverleugnung in Dienfte der Pliht, morgen 
nuglofe Hinopferung an ein albernes Hirngefpinnft; oft gewaltige Thaten und nichtswürdige 
Zwecke, ungehenere Anftrengungen und winzige Ergebniffe. Kurz, die Herrſchaft ver Autorität 
hat dem Mittelalter fein Map der Weisheit, der Tugend und des Glücks gegeben, welches dem 
heutigen Geſchlechte beneidenswerth erſcheinen könnte. A 

Ron der Autorität jener Zeiten find nur noch ſchwache Überrefte vorhanden. Sie hat ihre 
tealen Grundlagen nad) und nad) verloren. Die überlegene Bildung und ver Reichthum Der 
Geiſtlichkeit, die allgemeine Unwiſſenheit und Armuth des großen Haufens, ber lehnrechtliche 
Grundbefig mit feiner vielfältigen Ölieverung, die hervorragende Lebensſtellung des Cdelmanns, 
die Beſchraͤnktheit der Verhältniffe, welche den Blick und das Urtheil, die Wünſche und bie | 
Hoffnungen in den Grenzen ber Überlieferung gefangen hielt, das Alles und mande andere thatz 
Tählihe Stüge des Autoritätsprincips ift abhanden gekommen, und gleichzeitig find feine ehe⸗ 
maligen Wirkungen Stüd um Stüd verſchwunden. ! 

Dieſes Ergebniß wird von ven Männern des Gonfervativisnus keineswegs geleugnet, fon= ; 
bern vielmehr in der rührendſten Weife beklagt. Statt nun aber unter den wirfli vorhandenen 
geiftig = fittlihen Kräften einen Erfag für die verloren gegangene Autorität zu fuhen, bemüht 
man ſich die verſchwundene Wirklichkeit aus dem reinen Begriffe wieveraufzubanuen. Und diefen 
abenteuerlichen Verſuch machen die geſchworenen Gegner und Verfpotter alles politifden Idea⸗ 
lismus, die Herren von der hiſtoriſchen Schule! Die nämlihen Federn und die nämlihen Lip⸗ 
pen, welche nicht müde werben, den bitterften Hohn über papierne Berfaflungen und abftracte 
Staatötheorien audzugießen, fie firdömen über von Ruhm und Preis eines leeren Schalls, Des | 
Wortes Autorität! Ein Selbftwiverfprud, eine Verleugnung bed eigenen Princips, fo ſchreiend, | 
fo unverantwortlid, fo beſchämend wie wenige andere, deren fid die politiſche Leidenſchaft je- 
mals ſchuldig gemacht. 

Die Apoſtel und die Jünger der Lehre von der Autorität ſcheinen jedoch von der Unfrucht⸗ 
barkeit des neuen Evangeliums im Stillen ziemlich überzeugt zu fein, denn während fie in Der | 
Theorie die geiſtig⸗ fittlihe Macht anrufen, genügt ihnen in der Praris eine handfeſte Polizet, 
beſonders wenn fie nicht blöde ift im Zugreifen und im Maßregeln. Wo fie im Namen der con= 
fervativen Intereffen eine Zwangsgewalt ausgeübt fehen, melde keinen Widerſpruch duldet 
und jeven Wiverfland rückſichtslos zu brechen weiß, va pflegen fie die Autorität nicht zu vermrif= | 
fen. Der Polizeizwang ober im Nothfalle die milttärifhe Erecution wird vielmehr in ihrer | 
Borftellung zur thatfächlichen Ausübung der Autorität. Cine gefährliche Verwechſelung, ver⸗ 
möge beren ſich jeder Aufruhr, jede Meuterei, jede Räuberbande mit dem Namen der Autori= | 
taͤt bewaffnen kann. > 

Wenn die materielle Gewalt den Intereffen und den Zwecken des Gonfervativismus genügt, | 
fo bedarf er allerdings Feiner Autorität, wenn er aber wirklich dad Bedürfniß hat, die materielfe | 
Gewalt zu vergeiftigen und zu verfittlichen, fo muß er einen Erſatz für die Autorität herbeifhaffer, 
die ihm nun einmal nicht mehr in hinlänglichem Umfange zu Gebote fleht. In andern Länder 
bat man einen folhen Erfag gefunden in der Baterlandsliebe , vem Nationalfinn, dem Gemein =: 
geift, dem bürgerlichen Ehrgefühl, dem männlichen Stolze, der Freiheiteliebe und beſonders 
der vernünftigen, auf Gründen ruhenden Überzeugung von ber Ehrenhaftigkeit, vem guten Wil- 
len und der Fähigkeit der herrſchenden Politif. Die deutſche Staatöfunft dagegen hat bisher 
viefe und mande verwandte Kräfte größtentheils planmäßig darniedergehalten, ald geborene 
Beinde behandelt, geächtet. Gleichwol läßt ſich mit ver größten Beftimmtheit behaupten, Daß ver 
Conſervativismus fid feines Befiges nimmermehr ſicher fühlen wird, ehe er jene Kräfte auf] 
feine Seite gebracht Hat. Eine folge Bundesgenoffenſchaft iſt freilich nicht ganz leichten Kaufs 
zu haben, fie verlangt vielmehr manches Opfer des Vorurtheild, des ungerechten Vortheils, des 
überlieferten Befiges, des bequemen Herkommens; wenn der Eonfervativismus jenoh bean 
lid) dabei bleibt, den nothwendigen Preis für die unentbehrlihe Allianz zu zahlen, ſo muß ex 
ſich darauf gefaßt machen, daß die Majorität doc ſchließlich Recht behält gegen die Autorität. 

A. v. Rochau. 

Avarie, ſ. Havarei. 

Avocatorien (Decrets de rappel, Litierae avocatoriae) find bie von der Staatsgewa Tg 
erlaſſenen bffentlichen Verkündungen, wodurch ihre in fremdem Land, zumal im Gebiet einen 
feindlichen Macht, oder mit welcher ein Krieg eben auszubrechen droht, fi aufhaltenden Ange - 
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börigen zur Rückkehr in die Heimat anfgefodert werden. Gewöhnlich werden dann auch 
fünere Strafen auf den Ungehorfan gefegt. Solche Strenge gründet fih auf die voraud- 
geegte und unbedingte Pflicht des Staatdangehörigen, feine Berfon wie feine Habe fortwäh⸗ 
vend zur Verfügung der Staatögewalt, ſobald dieſe derſelben nöthig zu haben glaubt, zu ftellen, 
fomit auf die Annahme einer Art von Leihherrlichkeit ver Gefammtheit oder der Regierung 
über jeden einzelnen Bürger. Sonſt fünnen aber Avocatorien auch die wohlthätige Abfiht 
baben, ven Angehörigen die Kunde von der Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit eines bevor- 
ſtehenden Kriegsausbruchs zu geben und ſie dadurchum ihres eigenen Beſten willen zur Heimkehr 
aus dem Sande, welches ein feindliches zu werben droht, einzuladen. Im der neueften Zeit hat 
man wol auch ohne Krieg oder Kriegsgefahr feine Staatsbürger überhaupt oder einzelne Claſſen 
derfelben zur Rückkehr in die Heimat aus irgend einem Lande, worin man ſie ungern wußte, 
aufgefodert. So rief Rußland, obwol mit Ludwig Philipp in freundfhaftlicher Annäherung be: 
finelich, ſãmmtliche Ruſſen, die ſich in Frankreich, namlich im Lande der Julicevolution, bes 
fanden, unter Strafandrohung nad) Haufe; fo haben die deutſchen Regierungen alle ihren 
Ländern angehörigen Handwerker, welche in der Schweiz fid) aufhielten, gleichfalls unter ſchwerer 
Strafandrobung zur [hnelliten Heimkehr aufgefobert. Der Unfug, welchen einige Handwerks⸗ 
gejellen fh im Steinhölzli hatten zu ſchulden kommen laffen, und die Beforgniß, daß bie 
volitifche Anftetung etwa von jenen Schwärmern over Verführten auf alle Stanveögenoffen ' 
übergeben möchte, war bekanntlich das Motiv diefer früher in folder Strenge noch nicht vorge= 
iommenen Mafiregel. Doc) hatte auch die Abberufung ſämmtlicher preußifher Studirenden 
son den ausländischen, insbefondere von mehren genannten deutſchen Univerfitäten im Princip 
einige Abnlichfeit mit derjelben. Rotted. 


B. 


Bacon und die von Macaulay verthetdigte Bacon’fhe Nützlichkeitstheorie. 
Sranz B. von Verulam, Vicomte von St.-Albans, geboren zu London 1561, Sohn des 
Siegelbewahrers Bacon, ſtammte aus einer edeln und alten Bamilie. Seine erflen Studien 
maßte er zu Cambridge und zeichnete jih Früh durch den Umfang feiner Kenntniffe und die 
Reife feines Urtheils aus. Die Art, wie die Bhilofophie des Ariftoteles damals behandelt ward, 
welöe die Grundlage aller Schulweisheit und gelehrten Bildung war, erregte feine Aufmerk⸗ 
famfeit und feinen Ummillen, und er zählte noch nicht 16 Jahre, als er dffentlidh gegen dieſelbe 
auftrat und fie nicht ohne Geſchicklichkeit befämpfte. Alle kündigte in ihm den künftigen aus- 
rzeigmeten Gelehrten an, der den Beruf in ſich fühlte, ven Wiffenſchaften eine neue Bahn zu 
regen. Die Berhältniffe feines Lebens ſchienen indeſſen demſelben eine andere Richtung geben 
su wollen, der B. nicht ungern folgte. Der engliſche Geſandte am franzoͤſiſchen Hofe, Sir 
Paulet, nahm den kaum fiebzehnjährigen Jüngling mit fih nad Paris und braudte ihn zu 
St unbedeutenden Geſchäften, die er zu deffen Zufriedenheit beforgte. Da fein Vater aber zu 
Safer Zeit ftarb und ihm nur geringes Vermögen hinterließ, gab er ver Nothwendigkeit nach, 
Sr allem die Mittel feines Daſeins zu ſichern und die glänzenden Hoffnungen der Zukunft ven 
Fingenden Foderungen der Gegenwart aufzuopfern. Gr minmete fi mit Eifer der Rechts— 
Sifenjhaft und wählte den einträglihen Stand eines Anwalts, in dem er ſich bald großen Ruf 
warb. Im Jahre 1595 ward er in das Haus der Gemeinen gewählt. Indeſſen erntete er 
mehr Ruf als Vermögen, und feine ökonomiſchen Verhältnifſe wollten fih dabei nicht verbeffern, 
Der Hof, für den er war, wollte ihm woßl; aber bei dieſer wohlmollenden Anerkennung blieb 
# Selbft Clifabeth begriff des jungen Mannes umfaflendes Wiffen und Tüchtigkeit und 
Wüste ihn; Ceeil aber, ein praktiſcher Staatsmann, der das ganze Vertrauen ver Königin bes 
135 und die Angelegenheiten des Landes leitete, Hatte nicht Die befte Meinung von B. und wußte 
!öm von dem Staatsbienfte fernzuhalten. Zu den Gönnern B.’8 gehörte ver Graf Eifer, veffen 
Bemübung ihn zu befördern auch gewiß nit ohne Erfolg geblieben wäre, hätte ihn nicht felbft 
Be Ungnade feiner Gebieterin getroffen. Wo die Gnade Alles gilt, nimmt aud) bie Ungnade 
es. Gffer- fiel, und der Gefallene Hatte feine Freunde und Feine Verwandten mehr. 
SER DB. verleugnete feinen Wohlthäter. Er that nod mehr und trat als fein Ankläger auf, 

teiler in diefer Nolle dem Hofe und ver Königin zu gefallen hoffte. Er follte aber ſogleich ven 
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Werth auer Herrlichkeit dieſer Erbe, der er das Höchſte geopfert hatte, wa8 der Menic opfern 
kann — Ehre und Gewiffen — kennen lernen, indem fein Opfer ihm den gehofften Lohn nit 
erwarb. Vergebens mar er an feinem Freunde zum Verräter geworben, wenn er nichts 
Schlimmeres war umd er wirklich etwas zu verrathen hatte; B. war über den Undank des Ho— 
fes fo entrüftet, vielleicht auch durch die öffentliche Verachtung fo gefränft, daß er jein Vaterland 
verlaffen wollte. Mit ver Thronbefteigung Jakob's I. änderte ſich in England gar Vieles, fo 
aud das Schickſal B.'s. Der Dank der neuen Regierung fühnte ihn mit feinem Looſe und dem 
Baterlande, das er gegen die Fremde hatte vertauſchen wollen, wieder aus. Er ward zum Ritter 
ernannt und flieg ſchnell von Stufe zu Stufe bis zur Würbe eines Lord-Großkanzlers (1619). 
Zum Peer des Reichs ernannt, erhielt er den Titel eines Barons von Verulam, den er bald gegen 
den eined Grafen von St.⸗Albans vertauſchte. Die Ergebung, mit welder er jih an den all: 
mädtigen Günftling des Königs, den Herzog von Budingham, angeſchloſſen hatte, war ihm 
am Hofe fo nützlich, als in der öffentlichen Meinung verderblich. Man begreift faum, wie ein 
Mann, durch fein ausgegeichneted Talent und feinen innern Werth jo hoc) geftellt, ſich ernie— 
drigen Eonnte, die wahre Größe und Würde des Menfcen gegen ven leeren Prunk und ben 
falſchen Schein von Rang und Ehre zu vertaufchen. Man begreift e8 ſchwer, obgleich dieſe demũ⸗ 
thigende Erſcheinung im Gebiete der Kunft und Wiffenfhaft, im Reiche des Genies nicht felten | 
{fl und ein vielſeitiges und tiefes Wiffen, eine umfaffende Gelehrſamkeit ſich mit Charafterlofig- 
Teit verträgt. 

B. fah ſich nicht lange im Genuffe feiner Hohen Würden, als er von dem Haufe der Ge⸗ 
meinen der Beftechlicgkeit und Käuflichkeit angeklagt, vom Oberhaufe zu einer Geldbuße von 
40,000 Pf. St. und zu gefänglicher Haft, deren Dauer vom Belieben des Königs abhing, ver⸗ 
urtheilt ward. Das ſirenge Urtheil war durch das beigefügte Erfenntniß noch gefchärft, daß er, 
unmürbig dem König zu dienen und im Parlament feinen Sit zu haben, von jever Stelle im 
Staate ausgefchloffen fei. Der König war, wie man ſich denfen kann, in feinem Belieben, ven 
Berurtheilten gefangen zu halten, nicht befonders ftreng. B. erhielt bald feine Freiheit wieder; 
bie Geloftrafe ward ihm erlaffen und überdies eine bedeutende Penfton bewilligt. Die groß: 
müthige Gefälligkeit, mit der ihm der Hof behandelte, galt Vielen für eine Beftätigung feiner 
Strafbarkeit, wenn dieſe auch nur in einem ſchimpflichen Einverftänpniffe mit vem Herzoge von 
Buckingham oder vielmehr in einer blinden Unterwürfigfeit unter deſſen Willen beftehen folfte. 
Auch wurde er gegen dad Ende feined Lebens, das 1626 erfolgt ift, in alle feine Rechte und 
Ehren wieber eingefegt und nahm felöft feinen Sig in dem erften Parlamente ein, dad Karl J. 
verfammelte. 

Wenn 2. in feinem dffentlien Leben und ald Staatsmann feinen befonvern Ruhm er= 
worden, dann fleht er als Gelehrter um fo höher, und jein Name wird der großen Dienfte we⸗ 
gen, die er ver Wiſſenſchaft geleiftet, mie dieſe felbft, unfterblid) fein. Seine ehrenvollftien Tage 
find gerade diejenigen, die er, aller Ehren und Amter verluftig, in unbemerfter Zurücigezogen= ' 
heit der ftillen Forſchung lebte. Das hat auch er erfannt und fehr mahr von fi gefagt: „Mehr 
zur Wiſſenſchaft als zu irgend etwas Anderm geboren, ward ich zu den öffentlihen Geſchäften, 
ich weiß nicht durd) welch Verhängniß abgezogen.“ 1) Er Hatte fid ven großen, faft vermegenen | 
Entwurf vorgejegt, alle Wiſſenſchaften zu regeneriren und auf einer feſten Grundlage als einen 
zuſammenhängenden Bau aufzuführen. Darum hieß er aud) fein Werk die große Erneuerung 
(instauratio magna), dad, von unermeßlichem Umfange, felbft wie es befteht, Bewunderung 
erregt, doch unvollendet geblieben ift. Die Bedeutung, der Werth und die Würde der Wiffen-| 
ſchaft wird Hier, fowie in dem trefflichen Eleinen Werke „De dignitate et augmentis scien-, 
tiarum“ fiegreich dargethan, jede Gattung und Art derjelben mit faft naturhiftoriiher Ge— 
nauigfeit beftimmt, das Behlerhafte in der bisherigen Behandlung gezeigt und felbft dad Man— 
gelhafte nachgewiefen und wie ihre Vollendung zu bewirken ſei. Die Philoſophie war zu: 
feiner Zeit, was fie nur zu lange Zeit gewefen und geblieben ift, ein leerer Wortfram, ein 
kunſtreiches Gebilde von willkürlichen Definitionen, in eine willfürlihe Terminologie gekleidet 
mit denen die Scholaftik Finbifch ein ernſtes Spiel trieb. Die höchſte Autorität für alle Ber] 
nunft war der übel verftandene und misbrauchte Ariftoteles. B. zeigte einen andern Weg, um 
zur Wahrheit zu gelangen, einen neuen, da das Älltefte dem Unverftande neu und das Natür; 
lichſte fremd und unnatürlid) werden kann. Er ging von der Beobachtung aus, um zu That 





1) Ad literas potius quam ad aliud quidquam natus et ad res gerendas nescio quo fato ab: 
reptus. „De dignit. et augm. scient.”, VIII, 3, i 
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ſahen zu gelangen, und bebiente ũch zu dieſem Zwecke der Erfahrung und der Verſuche und der 
von ihm vortrefflih ausgebildeten Inductionsmethode. Er wollte, daß der Geift fortſchreite 
sen Stufe zu Stufe, befonnen und beharrlich, von ven Wirkungen zu den Urſachen, von dem 
Einzelnen zum Allgemeinen, und fi) fo zur Kenntniß der Gefege verNatur erhebe. Das Wiſſen 
ſollte nach ihm ein Können, d.h. praktiſch werden, und die Schule den Blicken des wiſſenſchaftlich 
Gebildeten die Welt öffnen und nicht verſchließen. Dem praktiſchen Geifte der Briten jagte dieſe 
Lehre beſonders zu, und B. ſteht ald Gründer der Experimentalphilofophie bei ihnen in Anſehen, 
und der Theil feines umfaflenden Werks, ver dieſen Gegenftand behandelt und ven Titel, Novum 
organon“ führt, gilt auch jet nod; für den gelungenften. 

8. bat fi in verſchiedenen Fächern verſucht und in manchen ausgezeichnet. Seine „Apho= 
rismen über die allgemeine Gerechtigkeit oder die Quellen des Recht‘ 2) enthalten neue An⸗ 
füßten, bie zu der Bahn führen, welche vie philoſophiſche Rechtslehre fpäter verfolgt hat. Seine 
Verſuche über die Moral („Sermones fideles‘') werden auch jegt noch fehr gefhägt. Weniger 
glüͤclich ſcheint er als Geſchichtſchreiber geweſen zu fein, wozu es ihm wol aud) an der ſelbſtaͤn⸗ 
digen Männlichkeit und der gerechten Schägung der Menſchen und Dinge gefehlt Haben mag. 
Eine Geſchichte der Regierung Heinrich's VII. und Heinrich's VILL, die wir von ihm haben, hat 
in England wenig Beifall gefunden. I. Weigel. 

Rahtrag. In neuerer Zeit ſchrieb der berühmte Macaulay in feinen geſchichtlichen und 
biegraphiſchen Schriften (Bo.2) eine Abhandlung über B. Dieſe Lebensbeſchreibung ift reich, 
wie faft alle Arbeiten des berühmten Parlamentsmitglieds und Geſchichtſchreibers, an gründlicher 
dorſchung, an ſcharfem, geiftreihem Urtheil und an glänzender Berebtfamfeit, aber aud) nicht 
frei von ber einfeitigen neu⸗engliſchen Richtung, alle übrigen Vorzüge und Güter ver Menſch⸗ 
beit zu ausfchließlich dem Nuͤtzlichkeitsprincip unterzuoronen, eine Richtung, die aud) in andern 
Arbeiten Macaulay's, namentlich in der Lebensbeſchreibung des ältern Pitt oder Lord Chatam's 
nur allzu fehr hervortritt und zu verkehrten Auffajfungen führt. 

Macaulay führt mit den zahlreichſten mörtlihen Belegen aus B.'s Schriften aus, daß die 
große Reform der Philofophie und Wiſſenſchaft, die ver bewundernswerthe englifche Philoſoph 
beabſichtigte, und der von Macaulay unbedingt gepriefene Gegenfag, in welchen B. zu der 
Wiloſophie der Alten, des Sokrates, des Plato und Arifloteles, der Ston, ded Cicero und Se= 
neca, zu der Philofophie des Mittelalter wie zu den größten franzdfifchen und deutſchen Philo⸗ 
iopfen trat, darin beftand, daß die Bacon'ſche Wiſſenſchaft lediglich vie materielle Nüglichkeit, 
die Beberrf hung der Naturkräfte für den Nutzen und die Annehnilichfeit ver Menfchen fih zum 
Il ſedte. Macaulay führt unbedingt beifällig aus, daß B. alle ſpeculative und Moralppifo- 
fophie, alle Beftzebungen der fittlihen und geiſtigen Vervolltommnung der Menſchheit, der 

ung und DBermehrung ihrer fittlihen Würde und ihrer Unabhängigkeit vom äußern 
Seirniffe, der Entwickelung und Befeftigung der fittlichen Grundfäge, ja ſelbſt der geiſtigen 
Ethebung und Vervollkommnung durch Studien der reinen Mathematik und der Aftconomie 
% wnnüglih und als völlig wirkungslos verwarf und verfpottete. Diefen angeblid) un⸗ 
uüpligen, wirkungsloſen, keinen Fortſchritt ver Menſchheit bewirkenden Beftrebungen werben 
Ne burd empiriſche Beobachtung und Induction zu gewinnenden nüglihen Wahrheiten und 
Ye Erfolge in den ſchon vorhandenen und immer mehr wachſenden glänzenden Fortſchritten 
Ya Renſchheit durch Hunderte von nützlichen Entdeckungen, von VBervollfommnungen nügliher 
e und Ginrihtungen für Handel, Induftrie und Landbau in prachtvollen Darftellun- 
Sr uehorüdlichft entgegengeftellt. Es wäre unpaflend, einzelne Stellen der Darftellung von 
Play zum Beleg diefer Anſichten abzudrucken, da fie ſich in dem Theile der Abhandlung, 
Pelber B. als Philofoph ausführlich ſchüdert und beurteilt, überall vielfach wiederholt an⸗ 
frunderreipen. Ja Macaulay fucht die ganze weientlihe Cigenthümlichfeit und Größe der 
bacen ſchen Philoſophie, abgefehen von der bewundernswerthen Geiſteskraft und Darftellung, 
de nur in dieſer materialiftifhen Nützlichkeitsrichtung und führt aus, wie ihre ſcharfſinnige 











figenb verbeſſerte oder ihre richtige Anwendung ſicherte, ebenfo wenig wie die gelehrten Regeln 

Berehung auf die Syllogiömen das richtige logifihe Schließen jemals beförberten. 

„Veh dies tollen wir hier nicht erörtern und ebenfo wenig Die Frage, ob B. felbft die be⸗ 

Kihaete Hauptrichtung feiner Philoſophie ganz in der von Macaulay geſchilderten craffen Ein- 
gleit und Folgerichtigkeit durchführte, was namentlich die nenefte Darftellung ver Bacon’s 


2, Exemplum tractatus de justitia universali sive de fontibus juris. ” 
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Then Philofophie von Kuno Fifcher theilweife in Abrebe ſtellt. Wir erlauben uns hier nur 
einigen Widerſpruch gegen die ganze Grundanſicht felbft und vor ullem gegen die, wie e8 und 
feinen will, hoͤchſt unglückliche Bemühung Macaulay’s, diefelbe gleihfam für alle Zeiten und 
Länder al8 die ausſchließliche zu canonifiren und in folder Weife die einjeitige materialiftifge 
Richtung unferer Zeit und vorzugsweiſe des engliſchen Volkes zu beförbern. 

Die ganze Menfägeit und ihre Eultur Hat verſchiedene Seiten und Aufgaben. Ein einzelner 
Philoſoph, oft felbft eine einzelne Zeit kann fle nicht vollftänvig und genügend umfaflen. Die 
einfeitigen Richtungen ber einzelnen Philofophen und Zeiten aber ergänzen fid dann wohlthä= 
tig. Sie befeitigen bie natürlihen Ginfeitigkeiten ver andern, fie verbeſſern felbft die offenbar 
fehlerhaften Aus und Anwüchſe, welche felbft dem Evelften und Beften und fo auch der höhern, 
idealern Richtung der Philofophie leicht anhängen. Bon dieſem Stanppunft aus war die Ba= 
con'ſche Richtung auf den materiellen Nugen und Kortfehritt und aud ihr Kampf gegen Aus= 
artungen der Geiſtesphiloſophie, vor allem gegen fholaftifhen Wortkram und fpielende Moftik, 
Träumerei und Schwärmerel wohlberehtigt. ern fei es, des unfterblihen Meifterd große 
Berbienfte, zumal für beffere Behandlung ber Natumoiffenfäaften und durd) fie für bie mate⸗ 
rielle Cultur, zu verkennen oder zu verkleinern! 

Aber fern ſei es auch von und, dieſe Richtung aufs Leibliche als das einzige, ja auch num 
ald das hoͤchſte und befte Ziel phifofophifier und wiſſenſchaftlicher Beftrebung anzuerkennen! 
Daß die in Induftrie, Handel, Landbau und andere materielle Lebensgeſchäfte verfenkten Män- 
ner und viele bequeme vornehme Genießer in einem beftinmten Zeitalter eines Volkes in diefen 
Ton einftimmen, das freilich ift begreiflich. Aber daß ein Mann wie der vortrefflihe Macaulay 
dieſer jammervollen Einfeitigfeit huldigen, daß er die Widerſprüche überfehen kann, in welde 
er ſich dadurch mit den edelſten Theilen und Richtungen feines eigenen Lebens und des Lebens 
feines Bolfes verfegt, vasiftfaft unbegreiflih. Wirunfererfeitö glauben, daß Sokrates, Plato und 
Ariftoteled und dieStoa in den ohne ihre Schuld gefunkenen Zuftänden der alten Völker Millionen 
vor dem Verſinken in den gemeinften und laftechafteften Materialismus bewahrten und die Kraft 
edlern menſchlichen Lebens erweckten und fefthielten, zum Theil felbft in den Gefegen und Regie⸗ 
tungen, 3. B. in den Antoninen, wohlthätig rettend wirkten. Wir glauben dieſes noch vielmehr 
von dem Chriſtenthum, welches ver Nüglikeitsrihtung fo ganz und gar nicht dient, und in 
Beziehung auf weiches wir nicht begreifen können, warum es B. und Macaulay nur zur Seite 
Iaffen, flatt e8 folgerichtig mit gleicher Berwerfung zu befämpfen. Wir venfen, daß es noch 
etwas mehr ald unfere Telegraphen und Dampfmaſchinen die Menſchheit gehoben, beglüdt und 
früher ungeahnten Fortſchritten zugeführt hat, welches nur Die leugnen mögen, bie ſich fo fehr 
dem Materiellen ergeben, daß fie nur diefes fehen und glauben. Wir können es felbft nidt 
einmal mit B. und Macaulay als ein Unglüd beklagen, daß die Philoſophien in das Chris 
ſtenthum Keime der Entwidelung und Ausbildung verfenkten. Wir glauben vielmehr, daß bei 
Eulturvölfern felbft ver rührige Fortſchritt in materieller Entwickelung und Erfindungen von den 
hoͤhern geiftigen Entwidelungen, Beftrebungen und Kämpfen abhängen, daß fie, daß vor 
allem freie würbige Staatöverfaffungen, wie bie britifche, und alle evelften und größten Thaten 
der Menſchen dadurch entftchen und beftehen, daß die Menfchen ein Gefühl und Bedürfniß ihrer 
hoͤhern, von der Herrſchaft ver materiellen Güter unabhängigen Würde und Beftimmung ha= 
ben und mit allen Kräften nad ſittlicher und geiftiger Behauptung und Vervollkommnung 
fireben und für ſie kämpfen. China und Rußland und die ruſſiſche Kirche werben wol felbft für 
eine Eräftig fortfchreitende materielle Entwidelung und für Bacon'ſche Wiſſenſchaft nicht mit bri⸗ 
tiſchen und deutſchen und franzoͤſiſchen Erfolgen arbeiten. Ihre Zuftänve und Ausfihten werben 
mit britiſchen nicht zu vergleichen fein. Noch weniger wird ein edler Mann wie Macaulay bri= 
tifche Ehre und Tugend mit einer hineftfhen und ruſſiſchen vertaufhen, 

Macaulay muß überhaupt gar nicht überdacht Haben, wohin bei völlig folgerichtiger Durch⸗ 
führung feine ausſchließliche Bacon'ſche Nützlichkeitsbeſtrebung führen müßte. Daß dabei über 
haupt noch die höhern Güter der Menfchheit, eine freie Verfaſſung, daß felbft die Geſchichte, die 
Poeſie, die Kunft und wirkliche höhere Wiffenfhaft und Eultur mit der nötigen höhern Be= 
geifterung und Liebe aufgefaßt, daß fie der Pflege, der Anftrengung und der Opfer würdig 
befunden werden, dad iſt wahrlich ſehr zu bezweifeln. Ja mas mehr ift, es ift allbefannt, daß 
bei ausſchließlicher Gültigkeit und Herrſchaft des Nüglichen und des Materiellen vie Lebens- 
kraft und die Achtung und Gültigkeit der Tugend und Ehre verſchwinden. Das hätte ihm 
vielleicht feine eigene Lebensbeſchreibung B.'s fagen follen. Unmittelbar neben der beivundern= 
ven Ausführung des ausſchließlichen Nützlichkeitsſyſtems der Bacon'ſchen Philoſophie ſchildert 
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Beranlay mit der ganzen Wärme feines ſittlichen Gefühls und der ganzen Schärfe feiner fitt⸗ 
Bigen Denkweiſe biefe felbft wahrhaft empörende Nichtswürdigkeit ver Bacon'ſchen Handlungs⸗ 
weiſe. So ſchildert er, wie B., der Sohn eined würdigen, angejehenen Vaters, des Lordkanzlers 
Git Niholas B., audy unmittelbar vor feinem erften Eintritt ind öffentliche Leben unier Aufz 
ſicht und Leitung eines Ghrenmannes, des britijchen Gefanbten in Paris, Sir Amyas Paulet, 
voqh ſchon feit dem erſten felbftändigen Auftreten im Staatöleben ſich als ein Mann ohne alle 
Behauptung einer höhern jittlihen Würbe und Ehre lediglich durch Nützlichkeitsrückſichten letz 
ten und zu moraliſchen Schandthaten und Verbrechen beftimmen ließ. So fhilvert Macaulay 
ausjührlih, wie B. den Miniftern und Günftlingen, fogar aud nad) beſchimpfenden Zurüd= 
weijungen, zur Unterftügung feiner Stellengeſuche vemüthig und unwürdig fegmeichelte, da⸗ 
gegen aber feinen ebelmüthigen Wohlthäter und Freund, den Grafen Eifer, ver ihn jahrelang 
mit den Beweifen ber innigften Freundſchaft überhäufte, ihm fogar ein Landgut ſchenkte und, 
wie B. jelbft fagte, durch die zartfinnige und freundſchaftliche Art der Verleihung ven Werth 
ber Gabe noch überbot, dennoch, ſobald derſelbe ven Haß der Königin auf ſich gelaben hatte, zur’ 
Ermwerbung ber Hofgunft in der gehäfiigften Weife anklagte, felbft mit Unwahrheiten zum Blut- 
gerüfte trieb und noch nach feinem Tode feinen Namen mit Schande zu bedecken ſuchte; daß er 
Teruer in gleicher Gunftfchleicherei, als er ſchon unter JakobI. und deſſen Günftling Budingham 
die höhe richterliche und Staatswürde des Lordkanzlers erreicht Hatte, einen unglüdlichen alten 
Geiftüien, bei welchem man in einer handſchriftlichen nie gehaltenen Predigt eine Majeftätöbe- 
kibigung gefunden hatte, gegen das Geſetz und die Gewohnheit auf die Folter brachte und von 
ihm perſonlich, aber vergeblich während der Torturqualen verbrecheriſche Geſtändniſſe zu erprefien 
faßte; daß er endlich die höchfte Richtermürbe vielfach zur Verfälfgung ver Juſtiz misbrauchte 
und fih wiederholt und eingeſtaͤndlich und nad dem ſchweren Strafurtheil des Oberhauſes oder 
feiner Peers beftechen ließ, fo vielfach beſtechen ließ, daß man die fo erbeuteten Summen auf 
mehr als I Mill. Glon. anſchlug. 

IR es denn nun, wenn man dieſe weder durch Noth noch durch innere Bosheit oder auch 
nur durch gewaltige Leidenſchaft, wenigſtens durch keine andere ald die des nüglihen Erwerbs 
tiger Geldmittel veranlaßten Ehrlofigkeiten und Schandthaten im Verhältniß zu ihrem geiftig 
fo großen Urheber betrachtet, nicht gerechtfertigt, daß man fle mit jenen Grundſätzen feiner 
Bhüofophie in Verbindung bringt? Sie erſcheinen ja in der That als die folgerichtigften Er⸗ 
gebuifle jener umfaſſenden materiellen Nützlichkeitstheorie, welche die Beftrebung für die höhere 
und eblere Würde und Aufgabe des Menſchenlebens felbft bis zur Verfpottung verwirft. Von 
Racaulay und feinem großen Volke, wenn etwa auch dieſes letztere der Bacon’fchen Theorie wörtlich 
beiftimmte, müßten wir, ba fie ja eine Bacon'ſche Handlungsͤweiſe mit fittlicher Verwerfung, mit 
Verachtung und Schande brandmarken, fagen, daß fle inconfequent feien, oder mit den Worten 
Gisero’8, daß ihr Herz beffer fei als ihre Philoſophie. Zum Heile ver Menſchheit aber, welche 
dem großen britifchen Volke fo Vieles verdankt, müſſen wir wünſchen, daß fie, wenn fie nad 
Conſequenz ſtreben, doch lieber von der einfeitigen und in ihrer Einſeitigkeit und Ausſchließlich⸗ 
keit völlig unfittlichen philoſophiſchen Theorie als von ihrer eigenen beſſern Lebenstheorie ich 
Isöfagen möchten. Jedenfalls müflen wir wünſchen, daß nicht fo reichbegabte Schriftjteller wie 
Racaulay ihr Volk zum Gegentheil verführen möchten. Noch auf ganz andern Wegen als auf 
km, das materiell Nützliche zum einzigen Ziele des Strebens zu machen, hat das britiſche Volt 
fr Ehre, Macht und Glück des eigenen Vaterlanded und der Menſchheit getvirkt,und zwar ſchon 
an den frühen Jahrhunderten an, in welchen das nicht auf der Nuͤtzlichkeitstheorie beruhende 
chriſtenthum im Gemůthe des britiſchen Volkes fo tiefe Wurzeln fhlug, daß zahlloſe britiſche 
Aoſtel und Märtyrer ebenfalls nicht aus Nuͤtzlichkeitsrückſichten Heimat und Wohlſein mit 

‚ Entöehrungen und Gefahren aller Art vertaufhten, um fernen Ländern bie Lehre 
und das geiftige Leben des Chriſtenthums und jein Streben nach der höchſten Vervollkomm⸗ 
aung zu bringen. Die ſtets und nody heute ſich erneuernden zahllofen Kämpfe und Beftrebuns 
gen für die Höhern ſittlichen und geiftigen Güter, für vie Chre ver Männer und des Volkes, aud) 
mit Aufopferung der Nüglickeitsrüdjichten, haben das Eifen britiſcher Volkskraft zu edlem 
Stahl gehärtet und gehoben und für Philofophie und Boefle, für die größten Entdeckungen ihrer 
Raturforſcher, wie für nügliche Erfindungen und Thaten ven höchſten Lebenskeim entzündet, 
ber materiell überall unbegreiflich iſt, der aber aus reiner Nüglickeitöbeftrebung nimmermehr 
Servorgefprungen wäre. Möge verfelbe nie verwahrloft und ausgeldſcht werben unb das englifche 
Boll niemals mit allen materiellen Mitteln einem römifcen oder chineſifchen Marasmus verfallen! 

Steata⸗ Lexiton. II. 7 
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So unrichtig und gefährlich aber iſt Die Hier von Macaulay vertheidigte Grundanfiht, daß 
bei derſelben ſogar dad Verſtändniß und die Geſchichte großer. Männer und Völfer unmöglich 
und verfälfcht werben. Selbſt bei einein fonft fo ausgezeichneten Politiker und Geſchichtſchreiber, 
wie der treffliche Macaulay, bei welhem auch der Irrthum einer zu materialiftifchen Theorie die 
Geſundheit des eigenen hoͤhern Lebens und ven jittlihen Idealismus einer evlen Natur im min⸗ 
veften nicht untervrüden konnte, laſſen ſich doch ſchon aus jener zu materiellen Auffaffung der 
geſellſchaftlichen Verhältniffe hervorgehende unrichtige hiſtoriſche und politiſche Auffaffungen 
nachweiſen. So finden ſich ſolche, wie wir glauben, in feiner Lebensbeſchreibung und Würdi⸗ 
gung Lord Chatam's, des ältern Pitt. Dieſer großartigſte engliſche Staatsmann bildet mit 
feiner Lebensanſicht allerdings einen wahren Gegenſatz zu ver Bacon'ſchen. Der großartigſte 
engliſche Staatsmann aber ift Lord Chatam nicht etwa nach den in feinen Öffentlichen Denkmal 
anerkannten größten Erfolgen, fondern nad) der genialen, meifterliden Ari, wie er dieſe un= 
geheuern Erfolge zu erringen wußte, überhaupt nad) feinen großen Eigenſchaften, namentlich 
auch feiner großen parlamentarifhen Beredtſamkeit, und vor allem nach feiner tiefen füttlihen 
und rechtlichen Auffaflung des Staatslebens. Macaulay aber fheint dieſe über feinen niedri⸗ 
‚gen politifchen Maßſtab weit hinausgehende Größe keineswegs richtig zu würbigen. Und nur 
daraus muß e8 wol erflärt werben, daß er Lord Chatam's fpätered Wirken nad) feiner großen 
Krankheit zu deffen Verfleinerung benugt. Wenn man aber, wie auch der Berfafler dieſer 
Beifen, ſolche Kranke wie Lord Chatam felbft in unmittelbarer Nähe beobachten fonnte, fo wird 
man mit Nothwendigkeit zu einer andern Anfiht hingetrieben. Lord Ehatam litt vom früher 
Jugend bis zu feinem Tode an Gicht. Diefer Krankheitäftoff Hatte fi auf das Gehirn geworfen 
und ihn eine lange Zeit hindurch, in welder feine Gattin allen Befuc entfernte, ver Freiheit 
des Geiftes beraubt. Endlich ſchien er foweit genefen, daß ex wieber in das Leben eintreten 
und in oberflählicher Beobahtung für völlig genefen gehalten werben konnte. Aber bei dieſer 
Krankheit erfolgen nur zu oft kleinere und größere Rüdfälle. Diefelben veranlaffen dann, oft 
nur vorübergehend, einzelne dem Patienten txt feiner frühern Geſundheit entſchieden frembartige 
Auffaffungen und Handlungsweifen. Sie zerflören aber überhaupt oftmals die volle geiftige 
Geſundheit und geiftige Foigerichtigkeit, ſodaß e# ein Glück für die Ehre viefer Männer ift, 
wenn bald ſtärkere Störungen wieber eintreten, damit aud) die Äußere Welt fie nicht mehr ver- 
antwortlih macht. Eigene liebevolle und forgfältig beobachtende Familienglieder thun vieles 
aud ſchon früher gewöͤhnlich nit. So fah der Verfafler dieſer Zeilen feinen ehemaligen Gol- 
legen und Freund, den berühmten Giviliften Cramer, jahrelang vermeintlich geſund umher⸗ 
sehen und felöft feine Profeſſur verwalten, ohme daß, einige flärfere Rückfälle abgerechnet, An: 
bere als feine treue Gattin und einige vertraute, genau beobachtende Freunde viele feiner 
Außerungen und Handlungen mit Sicherheit nur feiner Krankheit zufprieben. So nun muß 
es aber fi nad allen Nachrichten über das fpätere Befinden und Handeln des trefflihen Lord 
Chatam mit dieſem in feiner fpätern Wirkſamkeit verhalten haben. Die bei dieſem edlen, kräf⸗ 
tigen, Ear und weit blickenden Manne unerflärlichen Eleinlihen und feiner frühern gefunden, 
großartigen Hanblungsweife und Politik völlig widerſprechenden Öffentlihen und Privathand⸗ 
lungen, die mit Recht Erftaunen erwecken, dürfen offenbar nicht dem großen Staatsmann Lord 
Chatam, fondern fie müflen feiner Krankheit zugefchrieben werben. 

Noch weniger aber darf man mit Macaulay mehre feiner tiefflen und richtigſten Auffaffun⸗ 
gen ſeines vaterländifchen Staatsrechts für grobe un leichtfertige Irrthümer erklären. Mac- 
aulay behandelt namentlich zwei Grundanſichten Lord Chatam's in folder Weiſe. Die erſte ift 
die, daß es auch in England, wie bei jevem freien Volke, einige wenige hoͤchſte Rechtsgrundſätze 
gebe, welche rechtlich auch ſelbſt von allen Factoren der Gefeggebung, alfo auch durch die foge= 
nannte Omnipotenz des Parlaments nit gültig aufgehoben werben Eönnen. Die zweite iſt 
bie, daß die Steuerauflage weſentlich zu unterſcheiden ift von aller ſonſtigen Geſetzgebung, umb 
daß in einem freien Volke aud dann, wenn für gewöhnliche Gefege das Gleiche nicht gefodert 
wird, doch für eine rechtliche Vefteuerung Bewilligung durch den Steuergeber ober feine er= 
wählten Repräfentanten, ober doch befondere Rechtsgründe, wie die einer Entſchädigung 
u. f. m., rechtlich nothwendig find. Diefer Grundſatz wurde mit ven Worten: „Ohne Reprä⸗ 
fentation feine Taration “, als ein natürliches Urrecht oder British birth-right unter energiſcher 
Öffentlicher Zuftimmung Lord Chatam's von den nordamerikaniſchen Golonien den Steuer- 
auflagen des engliſchen Parlaments entgegengefegt , während dieſelben Golonien die Geſetze des 
englifhen Parlaments, auch ohne in demſelben Repräfentanten zu haben, willig anerfannten. 

Diefe beiden Orundfäge ergeben ſich nicht bloß aus ver Natur der freien Theilnahme felb- 
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Räabiger fittlicher freier Männer an einer rechtlichen freien Gemeinſchaft, aus ihren natürlichen 
Borausfegungen, Grundbebingungen’ober Grunbverträgen, bei welchen abfolute, bedingungs— 
lofe Hingabe ſelbſt der ganzen Berfönlichkeit undenkbar ift, fie jind auch überall tief in die Ge- 
Fichte der freien Verfaflungen freier Bölker verwebt und in denfelben anerkannt, aud) da, wo 
fie die Verfaffungourkunde nicht fo wie die nordamerikaniſche ausdrücklich aufzäͤhlt. Der erfte 
faẽt nad} germanifger Grundanficht ald Behauptung der ganzen perfönlihen oder bürgerlichen 
Freigeit und Würde mittelbar auch den zweiten in fi. Er trat an ſich aber deutlich hervor 
auch in den Berfaffungen des Alterthums fo namentlich in den allgemein befchworenen Grund⸗ 
reqchten ber römifchen leges sacratae (des römifchen Grundvertrags), in ven jelbft für bie roͤ— 
aifhen Gomitien unantaftbaren Rechten des Eicero, wie in den jura naturalia semper firma 
atque immutabilia des römifchen Corpus juris. Der zweite trat neben dem erftern noch befon= 
vers als Behauptung der materiellen Grundlage freier Perſoͤnlichkeit, nämlich) des Eigen- 
thumẽ, hervor in allen germanifchen Berfaffungen. (S. über beide Grundfäge Grundgefeg 
und Beeten.) Den zweiten Grundfag, welcher bekanntlich, nie überall in ven altgermanifchen 
Berjaffungen, fo bis auf ben heutigen Tag tn der englifchen Verfaflung ganz verſchiedene 
Beringungen und Bormen bei Gefeg= und Steuerbewilligungen erzeugte und aud) die Namen 
Dona, Abgaben, Beeten, Beifteuern für die Steuern begründete, entwidelte Lord Chatam als 
felbſt ein natürliches, ungerftörliches Urrecht und British birth-right. Er bezeichnet ihn auch mit 
ben Worten: „Ohne Repräfentation keine Taxation“, oder: „Wenn mein Eigenthum mein 
iR, fo darf mir ed Niemand und auch die Regierung ohne meine Einwilligung nicht nehmen.” 
Unter feiner energifchen Zuftimmung, melde fein König als wirkſam für die nordamerikaniſche 
Resolution anflagte, fegten die nordamerikaniſchen Golonien den Steuerauflagen des engli= 
ſchen Barlaments viefes britiſche Urrecht entgegen. Einmal durch Zurücknahme der Stempel- 
arte vom englifhen Parlamente felbf anerkannt, dann aber durch die Theefteuer in leiven- 
TSaftlicher Übereilung aufs neue verlegt, wurbe biefer Grundſatz der unmittelbare und nächfte 
Grund des norvamerifanifchen Kriege. Er wurde fo mittelbar eine Hiftorifhe Urſache dev 
größten welthiſtoriſchen Ihatfache, der norbamerikanifhen Freiheit. Unb dennoch will der 
Bolitifer und Gefchichtfcgreider Macaulay, verführt durch feine materialiftifche Richtung, den 
werben Chatam als oberfläglich taveln, meil er in dem Leben freier Nationen die Wirkfamfeit 
höherer, über dem materiellen Regierungsmechanismus ftehender Kräfte und Grunbfäge aner⸗ 
kennt. Ein unbefangene gründliche Erforfhung aller germanifchen und der englifhen Ver— 
faffungstämpfe und Geſchichten würde ihn aber fiher nicht blos den vielfachen großen Einfluß 
jener Berfhiebenheit der Steuerbewilligungen vor der übrigen @efeggebung, fondern überhaupt 
vie Eriftenz jener Höhern Urrechte erkennen laffen, trogvem daß biefelben fo oftmals materiell 
verlegt worden, und trogbem baf ihre genauere Feſtſtellung ſchwierig und beftritten ift. Diefe 
beiden Mängel kleben ja auch andern wichtigen und unwichtigen Rechten am, melche vielleicht bei 
weitem weniger einflußreich und wohlthätig für die Menſchheit und ihre Gultur find. Wer über 
die Gutroidelungen und vie Lebendaufgaben gefitteter Völker philoſophiſch oder hiſtoriſch richtig 
urteilen will, der darf eben feinen Augenblick die unzertrennlice Verbindung und Wechſel⸗ 
wirkung des Hoͤchſten und Nieverften, des Sittlichen und Leiblichen aus den Augen laflen, der 
darf nie mit B. und Macaulay ausſchließlich dad materiell Nüglihe und die materielle Vervoll⸗ 
fosammung preifen, ebenfo wenig als deren DBernadläffigung. Ohne das Göttliche gibt es 

jelbſt wicht einmal einen menſchlichen, fondern nur einen thierifchen Leib. Welder. 
Baden. (Geſchichte.) Das Großherzogthum Baden tft der fiebente Staat im Deut⸗ 
fen Bunde. Es liegt in dem fündftlichften Theile Deutſchlands, von Rheinbaiern, Frankreich 
und der Schtweiz durch den Rhein ımd Bodenſee, von Helfen und Baiern durch den alten Foͤrich 
mb Odenwald, von Würtemberg und Hohenzollern durch den Schwarzwald, die Baar und 
Haube Alp getrennt. In diefer Lage bildet dad Großherzogthum ein etwa 65 Stunden langes 
zifommenhängendes Grenzland, welches mit feiner größten Breite (im Suüden) ungefähr 33, 
mit feiner geringften (in der Mitte) aber kaum A Stunden mift, und deſſen Bodengeſtaltung 
und Klima ebenfo verſchieden find. Denn zwiſchen dem hohen Rücken des Feldbergs, wo fein 
Sebliſch mehr gedeiht und der Schnee diterd bis tief in den Sommer hinein liegen bleibt, und 
den warmen, wein= und obſtreichen Ufern des Rheins und Bodenſees reihen jich die Gebirgs⸗ 
ame, Hochgelãnde, Thäler und Ebenen in bunter Mannichfaltigkeit aneinander. Vom Stode 
des Felobergs erſtreckt fich der Schwarzwal His hinaus an ben Randen (bei Schaffhaufen) und 
#8 Hinab an den Neckar, wo der Odenwald beginnt, welcher die Hochebene des Baulandes“ 
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neben ſich hat, wie der Schwarzwald jene ver „Baar. Die fhönften und intereffanteften Ge- 
genden finden fi} an den Vorhügeln diefer Gebirge, wo hier aus engen und wilben, dort aus 
weiten und fruchtbaren Thälern taufend fifchreiche Flüſſe und Bäche in die Ebene hervorſtroͤmen. 
Das Nedar:, Murgs, Kinzig-, Treifam= (oder Höllen:) und Wiefenthal find ihrer landſchaftli⸗ 
hen Reize wegen durch Reiſebeſchreiber, Maler und Dichter berühmt geworben, aber auch die 
groteöfen Partien des Wutach- und Werrachthald ziehen die Blicke des Naturfreunves an. 
Sonft erſcheinen als am meiften durch befonbern Charakter ausgezeichnete Gegenden und Land⸗ 
ſchaften: im Unterlande vie altberühmte Bergſtraße am weftlichen Abhange des Odenwaldes, dad 
odenwãldiſche Bauland, der freundliche Taubergrund, die Hard und der Brudrain mit ihren 
Eihwäldern und Moorgründen; im Oberlande ver herrliche Breisgau, die wieſenreiche Ortenau, 
das ſchwarzwãldiſche Hochland mit feiner Induſtrie, die getreivereihe Baar, das romantiſche 
Hegau und die zaubervolle Seegegend. Überhaupt aber ift Baden nicht blos eines ber ſchönſten 
und gefegnetften, ſondern aud) eines ver bevölfertften und cultivirteften Länder deutſcher Zunge. 

Diefe Lanpfhaften bildeten im Beginne unferer Zeitrechnung ven ſüdweſtlichen Winkel 
des römischen Vorlandes am Oberrheine, welches bei Taritus bezeihnend sinus imperii et 
pars provinciae genannt wird. Denn nad der Eroberung Galliens und Helvetiens hatten 
bie Römer ihre Blicke auch auf das benachbarte Germanien geworfen und vorerft die viel⸗ 
fach von ihrer urfprüngfichen celtiſchen Bevölkerung verlaffenen Gegenden zwiſchen der Donau, 
dem Rheine, Maine und Nedar zu einer Militärcolonie benugt, welche unter neue gallifche Anz 
fiedler und roͤmiſche Beteranen nad} gewöhnlicher Vermeſſung (den Winkeln eines X) audgetheilt 
war (baher agri decumates) und durch die Befeftigung ihrer nordoͤſtlichen Grenzen vermittel® 
eines Walls und Grabens over Pfahlwerks (daher limes decumanus) ald Vormauer des roͤ⸗ 
miſchen Reichs gegen die immer gewaltiger herandringenden Deutſchen galt. Bon den Nieder— 
laffungen ver gallifhen Anſiedler, wie von den römifhen Haupt= und Nebenftraßen, Feſtun— 
gen, Wartthürmen, Stationshäufern, Städten, Bädern, Tempeln und Biegelbrennereien, 
Denk: und Wegfteinen find nod in beinahe allen Gegenden reihe Trümmer und Spuren vor= 
handen, woraus man fließen darf, daß ver Anbau des Landes In den wohlgelegenern Theilen 
einen nicht geringen Grad erreicht hatte. Auch zeigen ſich im heutigen Berg=, Wein=, Ader- 
und Wiefenbau nod Merkmale, melde fihtbar Überbleibfel und Überlieferungen aus ver rö— 
mifch = gallifchen Bebauung des Vorlandes find. 

Bon der Hauptſtadt Moguntiacum (Mainz) z0g ſich, wie jenſeits am Nheine, fo auch dieſ⸗ 
ſeits am Gebirge hin eine Militärftraße, mit einer firategifchen Linie correſpondirender Caſtelle 
und Wartthürme auf den benahbarten Höhen, bei Lupodunum (Ladenburg) über ven Nedar, 
hei Duriacum (Durlach) über die Pfinz und bei Athiniacum (Ettlingen) über die Alp nad ver 
eivitas Aurelia aquensis (Baden-Baden), melde mol die bedeutendſte Stabt der ganzen Rhein⸗ 
thalftrede vom Nedar bis an ven Bodenſee war. Sie verbankte ihre Gründung den Kaifern 
Hadrian und Antonin und ihre Blüte dem Garacalla, deſſen Namen fie trug; es umgab fie ein 
beträgtlihes Gebiet (res publica aquensis), welches fpäter ald marca Badin erfdeint. Yon ba 
aber z0g fich vie roͤmiſche Bergſtraße bei Morodunum (Mortenberg) über bie Kinzig und bei 
Rigola über die Elzach, um einerfeits am Rheine Hin über Brisiacum (Breiſach), über die Aquae 
am Blauen (Badenweiler) und über die Wiefe bei Laureacum (Ebrrach) nad) der civitas 
Augusta Rauracorum (Bafel= Augft) zu gelangen, andererſeits aber über Tarodunum (Sar⸗ 
ten), über die sylvaMarciana und den mons Abnoba (Schwarzwald und Baar) bie große Ober- 
bonauftraße zu erreichen, welde von Vindonissa (Windiſch) bei Tenedo (Dettingen) über ven 
Rhein, ſodann über Juliomagus (Stülingen), Brigobannis (Bräunlingen) und Arae Flaviae 
(Rottweil) nah dem Donauthale lief. In diefer Weiſe bilveten die jegt badiſchen Lande mit den 
angrenzenden Theilen des römifchen Vorlandes ein eng zufammenhängended Ganzes, deſſen 
Zukunft e8 war, ſich nad) der Völkerwanderung und während bed Mittelalterß immer mehr zu 
trennen und in eine Menge größerer und Fleinerer Territorien aufzuldfen, um enblih in der 
neuern Zeit allmälig wieber zu einem Staate vereinigt zu werden, welcher feinen Namen von 
ber deutſchen Bezeihnung ber alten civitas aquensis am Osbache erhielt. 

Seit Caracalla waren die deutfchen Anmohner des Vorlandes immer Fühner gegen daſſelbe 
gemorben und endlich verbanden ſich mehre Stämme derfelben zu einer Art von Eidgenoflen= 
ſchaft unter den Namen ver Alemannen und befämpften die roͤmiſche Herrfhaft am Oberrheine 
und Bodenfee unermübet in einem mehr als Hundertjährigen blutigen und wechſelvollen Kampfe, 
bis fie mit dem beginnenden 5. Jahrhunderte völlig die Herren beider Ufer waren. In flar- 
Sen Maffen befegten jie das eroberte Rand und theilten daſſelbe unter ſich nach ihrer Sitte ver 
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Berloofung, wodurch jeder Freie fein eigen Hofgut erhielt, weldes er mit feiner Familie und 
mit Leibeigenen aus der zurücgebliebenen celtiſch⸗ römiſchen Bevölkerung bebaute. Und wie ant 
DObercheine die Alemannen, fo machten es am Mittelcheine die Franken, dad vornehmfte ver 
deutichen Völker. Beide Stimme vertrugen jich dieſſeit des Stroms, wenn auch in fleter Eifer- 
fucht, doch noch leidlich nebeneinander; jenfeit3 aber, wo es die. Herrſchaft über daß bloßgegebene 
Sallien galt, geriethen fie in einen um fo blutigern Kampf, welchen die Schlacht von Zülpich 
496 für dießranfen entſchied. Chlodwig wurbe dadurch Gründer der fränkiſchen Monarchie; bie 
Aleuannen mußten ſich verfelben anſchließen, wie die Schwaben und Baiern, und ihre Grenz⸗ 
warfen über die Murg zurüdziehen. &8 entſtanden von diefem Fluſſe an über den Rhein, Nedar 
und Main hinab die Herzogthümer Rhein- und Oftfranfen, durch das Land aufwärts aber bis 
an bie Vogeſen, ven Jura und die helvetiſchen Alpen und bis hinaus an ben Led) die Herzog- 
thümer Elſaß und Schwaben, welche fpäter zufammenflelen. Die Grenze zwiſchen dem fränfi- 
fen und alemannifchen Rheinthale blieb jenfeit die Selz und dieſſeits der Osbach mit dem 
Orte Baden, welchen fid die Franken wahrſcheinlich feiner alten Bäder wegen noch zugetheilt 


Durch die Franken erhielten die verſchiedenen, jetzt badiſchen Lande das Chriſtenthum und 

die politiſch⸗ militärifhe Einrihtung der Bauverfaffung. Schon unter den Dagoberten follen 
die alten, während der Römerherrfhaft gegründeten, durch vie Bölferwanderung zerftörten 
Bihofsfige zu Mainz, Speier, Worms, Steadburg, Bafel und Konſtanz (Windiſch) wieder⸗ 
hergeſtellt worben fein. Aber weiter hinauf nod reicht das Wirken der iriſchen Miſſionare, 
welche in einer faft ununterbrochenen Reihe bis in die Zeiten der Karolinger das obere Rhein⸗ 
thal und die angrenzenden Gegenden beſucht haben. Bei dem alten Sanctio fliftete der heilige 
Fridolin (geft.540) die Abtei Sädingen, welche ſomit eines der älteften Klöfter in ganz Deutſch⸗ 
Iand war. Diefem Glaubensboten folgten 614 Golumban und Gall, von denen das Gotteshaus 
St.-Gallen ftammte, deſſen Einfluß auf die Bodenfeegegend und noch auf weiterhin bis über ven 
Schwarzwald herab eine große Bedeutung gewann; zu gleicher Zeit ungefähr erfhienen Offa 
und Lanbolin, aus deren Zellen die Klöfter Schuttern und Ettenheim - Münfter entftanven; die 
heilige Lioba, auf Veranlaffung des heiligen Bonifaz 725 Stifterin des Klofters Biſchofsheim 
an ver Tauber, und ver heilige Bivmin, 724 Gründer von Reichenau, dad an Güterbefig und 
gelehrten Männern lange Zeit mit St.-Gallen wetteiferte. Neben dieſen erften Gotteshäufern 
wurden im Bereidje der jegt badiſchen Lande und in deren nächſter Nachbarſchaft während bed 8. 
und folgenben Jahrhunderts noch mehre andere gegründet, wie St.-Trutbert um 650, Schwarzach 
734 , Gengenbad) 746, Lori 764, Rheinau 778, Hirſchau 858 (fhon feit 648 ein Kirch⸗ 
kein), Rabolfszell 860, Walkird; 916, &t.:Blaflen 936 (fon fett 800 eine Zelle), Öhringen 
965 , Betershaufen 980, Sulzburg 995, von denen einige in religidfer, literariſcher und land⸗ 
wirth ſchaftlicher Segehung wahre Mufteranftalten waren. 

Was nun dad Gauweſen am jetzt badiſchen Bodenſee, Oberrhein, Neckar und Main betrifft, 

aus welchem ſich die fpätern gräflien und fürftlihen Territorien dieſer Lande herausgebildet, 
fo verdienen deshalb die namhaftern verfelben hier aufgezählt zu werden. Vom nördlichen Ufer 
des Bodenſees und vom benachbarten Rheine bis an die Waſſerſcheide der Donau und an den 
Randen erftredten ſich der Rinzgau (die Heimat der Alemanni Lentienses) und Hegau, wo die 
rhãtiſchen Grafenhäufer von Heiligenberg und Ramsberg (Nellenburg) ſich feftfegten; vom 
Randen und nördlichen Theile der Wutach über das weite Hochland hin, wo die Quellen ver 
Donau entfpringen,, dehnte fich der Baargau aus, die Heimat des birthilonifhen Geſchlechts; 
som Süben und Weften veflelben bis an ven Rhein und die Werrach lagen der Klett- und Alb⸗ 
gan, deren erblichen Beſitz die Grafen Stülingen und Haböburg gewannen; hierauf folgten 
zwifchen dem Rheine und der Schneeſchmelze des Schwarzwaldes bis an die Bleich ver Breisgau 
(die Heimat der Brisigavi) und bis an den Osbach die Ortenau (Mortenau, von Morodunum) 
beide vom Haufe Zähringen verwaltet, und hiermit endigte fich Hier dad Herzogthum Alemannien 
oder Schwaben. Das Herzogtfum Rheinfranfen begann mit dem Uf= und Pfinzgau, Wirm⸗ 
und Enzgau, welde mit ihren Unterabtheilungen bie Waffergebiete ver Alb, Pfinz und Enz 
bildeten, mit deren Berwaltung man fon unter ven Merovingern dad feäntifäe, dem Chriſten⸗ 
thum entſchieden ergebene Geſchlecht der Grafen von Cal betraut hatte; denn die Örenzmarfe 
gegen das unterivorfene, unzufriedene und unruhige Volk der Alemannen bedurfte eines zuver⸗ 
lälligen und mächtigen Wächterd. Sodann folgten ver Kraichgau bis gegen Wisloch, der Lob- 
Yergan (Lobedengau, von Lupodunum) über den Nedar hinab bis an die Weichnig und dad 
Brig (Forah - abi) und · der Elfenzgau oder pas Waffergebiet der Glfenz und des Schwarze 
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bache, an welches fich der untereNedargan anſchloß; endlich im oſtfränkiſchen Gebiete bie Wein⸗ 
gartau, vom Odenwalde über das Bauland an den Main, von wo der Taubergan fi) über das 
Waflergebiet ver Tauber erſtreckte. Da ein großer Theil dieſes Terrains (der Lobdengau und 
bie Weingartau) vom Kaifer ſchon fehr früh an das Hochſtift Worms geſchenkt wurde, jo famen 
hier nur zwei Grafenhäufer auf, daß von Laufen, ein Zweig des calwiſchen, und dad von Werts 
heim, einer des hennebergiſchen. 

Weitaus die mähtigften derjenigen Geſchlechter, welche in dieſen ſchoͤnen, fruchtbaren, ſchon 
ſeit dem 7. Jahrhundert faſt überall bewohnten Gauen erbliche Grafſchaften erlangt hatten, 
waren aber die Zähringer und Calwer, deren Gebiete ſich am Osbache, im geſegneten Thale 
von Baden berührten, was bei der gleichen kirchlichen und politiſchen Richtung beider Häus 
fer die Verbindung veranlaffen mochte, worurd (um 1060) der jüngere Sohn des Grafen 
Berchtold von Zähringen mit ver Tochter des Grafen Albrecht von Galm jenen alten Bäberort 
mit Burg und Herrfhaft gewann, deren Namen bie bleibende Bezeichnung der Nahkömmlinge 
biefer Ehe geworben. Es mar eine Verbindung, welde die Taufe des Unglücks erhielt; denn in 
bem erbitterten Streite zwiſchen Thron und Altar, deffen Wirkungen fo tief in das pamalige Les 
ben Deutſchlands eingriffen, daß die Parteiung dafür und dawider alle Schichten der Geſellſchaft 
erſchůtterte und oft die engften Familienbande zerriß, ſchloſſen ſich die Zähringer und Calwer 
aufs entſchiedenſte ver Kiche an und büßten parüber Gut und Blut ein. Graf Berchtold, welcher 
zu den Grafſchaften des Breisgaus und ber Ortenau durch Verwandtſchaft mit dem nellenbur= 
giſchen Haufe auch noch jene des Thurgaus erhalten, wie durch Verbienfte um den kalſerlichen 
Hof die Anwartſchaft auf das Herzogthum Schwaben erworben hatte, mußte fih feiner Stellung 
wegen von dem jungen Könige Heinrich mistrauiſch behandelt und nicht nur um ben ſchwäbiſchen 
Herzogshut betrogen, fondern aud) vom Herzogthume Kärnten, bad man ihm als Eutſchädi⸗ 
gung zugefagt, wieder verbrängt fehen, worauf er endlich mit dem Herzoge Welf und andern 
ſũddeutſchen Großen ven Kampf gegen Heinrich IV. unternahm. Das Slück begünftigte aber 
die Waffen des Königs, der eine fo furchtbare Race an feinen Feinden nahm, daß Berchtold 
darüber wahnfinnig warb und in dieſem Zuflande 4077 ven Geift aufgab, nachdem fein jünge⸗ 
ter Sohn Hermann fon 1073 als Bauer verkleidet nah Clugny geflogen und nad wenigen 
Monaten vor Gram geftorben war, während deſſen Gemahlin, vie calwiſche Erbtochter Itha, 
mit ihrem Soͤhnlein Hermann bei dem PVapfte eine Zuflucht gefunden hatte. Diefes ift in Kürze 
die Geſchichte der Entflehung des Haufes Baten. KHermann IL erbte von feinem Vater neben 
verſchiedenen Gütern in Schwaben die Grafſchaft des Breisgaus und von feiner Mutter bie 
Herrſchaft Baden mit nod andern Befigungen im füblichen Rheinfranken, und ba fein Vater 
von der Mark Verona, melde ihm als ein Anhängfel des Herzogthums Kärnten zugetheilt 
worben, ben Titel eines Markgrafen angenommen, fo führte er denſelben fort und vererbte ihn 
auf feine Nachkommenſchaft, wie ſich venn Rudolf L noch 1288 marchio de Verona, dominus 
in Baden genannt. 

Inzwifchen war e8 dem ältern Bruder Hermann's I, dem zähringifchen Stammhalter Verch⸗ 
told II., durch den jüngften, welder ald Biſchof Gebhard von Konſtanz eine bedeutende Rolle gez 
fpielt, gelungen, bie Herzogswürbe von Schwaben zu erlangen; allein bie aufſtrebenden Hohen⸗ 
flaufen, vom Kaiferhaufe anfangs begünftigt, machten den Zähringern das Herzogthum folange 
ftreitig, bis diefe 1096 gegen eine befriedigende Entſchädigung darauf verzichteten. Ste behiel- 
ten ven herzoglichen Titel und über ihre Stammlande im Breiögau, in ber Ortenau und auf 
dem Schwarzwalde bie fürftlihe Gewalt und befamen dazu als unmittelbares, vom hohenſtau⸗ 
fiſchen Herzogsrechte unabhängiges Reichslehn ven Thur= und Aargau mit der Hauptfabt 
Züri, wie fpäter (1127) aud) dad Rectorat über die burgundiſchen Lande vom Wasgau über 
ven Jura hin bis an das Mittelmeer (das Königreich Arles). Hierdurch gewannen die Zährin⸗ 
ger ein großes, einflußreiches Anfehen im ganzen Süpweiten des Reichs; fie vermehrten daſſelbe 
durch den [öhlichen Geift ihrer Verwaltung, welche Ordnung und Sicherheit, Gandel und Wan 
del und bürgerliches Leben überall ſchützte und förderte. Namentlich erwarben fie ſich das Lof 
ver Nachwelt durch die Gründung oder Hebung der Städte Freiburg (4112) und Reuenburg 
im Breisgau, Vittingen in der Baar (1119), Offenburg und Haslach in der Ortenau, reis 
burg im Üchtlande, Milden, Ifferten, Burgdorf und Bern. - 

Durch eine fo Fräftige und ſorgliche Herrfchaft gewann die Gultur ver zähringiſchen Län 
ungemein, und im Breisgau wuchs die Stadt Freiburg zu einem blühenden Gemeinweſen heran, 
ba ihr die Herzoge bie koͤlniſche Verfaflung ertheilt hatten, wonach fofert aud die Orbnungen 
vieler andern Städte gemobelt wurben, Leider erloſch der Stamm ver Zähringer ſchon 1218 mit 
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Berqhtold V., welder aus Huger Sparfamfeit die ihm angebotene Kaiſerkrone ausgefchlagen 
kette. Das reiche Erbe diejes Fürſten fiel an feine beiden Schweftern (denn die badiſchen Agna= 
ten des Hauſes waren ſchon durch frühere Tobtheilungen abgefunden); Agnes, die Gemahlin des 
Grafen Ggeno von Urach, erhielt die niedere oder ſchwäbiſche Herrſchaft (d. h. die Stammgüter 
im Breiögau, in der Ortenau und auf dem Schwarzwalbe) und Anna , die Gemahlin des Gra— 
Ten Ulrid) von Kyburg, die obern oder burgundiſchen Lande; die Reichslehen aber nahm ber 
Kaifer zu Handen des Reis. Später (1236) theilte fi das zähringiſch- urachiſche Haus in 
jwei Linien, von denen die eine Freiburg, deſſen Namen fie führte, die andere aber Vittingen beſaß 
und id) von Schloffe Fürſtenberg benannte. Blüht num legtere noch gegenwärtig, fo erloſch 
jene fon 1458, nachdem fie 1367 durch vielfache Bedrückungen die Stadt Freiburg eingebüßt 
hatte, welde fi, wie furz zuvor Vittingen auf ähnliche Weiſe, unter die Schutzherrſchaft des 

Hauſes Ofterreich begab. Hierdurch gewann dieſes im ſüdweſtlichen Theile von Deutſchland ein 
vorherrſchendes Anſehen und es bildete ſich, bei der eigenthümlichen Erwerbungskunſt ver Habs- 
burger, vom Elſaß bis an den Bodenſee ein (von andern Gebieten freilich vielfach unterbroche⸗ 
ned) großes Fürſtenthum unter dem Namen Vorberöfterreich. 

Daflelde umfaßte (nach dem Berlufte der thur⸗ und aargauifchen Stanmlande), außer dem 
Dberelfaß, Sunbgau und Frickthale, dieſſeit des Rheins die Grafſchaft Hauenftein, wo die 
alte Befte am Rheinpaſſe einft ein Sig Rudolf's von Habsburg war, welcher in der Nähe die 
Saadt Waldshut gegründet; die Herrſchaft Wehr (Werra), die Grafſchaft Freiburg und die 
Bercſchaften Nieverufenberg, Kürnberg, Triberg, Kaſtel- und Schwarzenberg, mit Freiburg 
ald der Hauptſtadt des diefleitigen Landestheils over „rechten Geſtades“. Diefe Stadt, melde zu 
ihrem alten Markte 1467 aud) eine bald fehr aufblühende Hochſchule erhalten hatte, wurbe nad 
dem Anfalle des Elſaß an Frankreich der Sig der vorderoͤſterreichiſchen Weſen“ (Regierung), 
erreichte aber nie mehr ihre frühere Stattlichkeit; denn die Öfterreichifche Verwaltung wirkte nicht 
heben» auf das Land, da ſich unter ihrer anfcheinenden Milde nur ein despotiſches Syſtem ver- 
barg. Der Adel opferte ſich in ven Kriegen des Erzhauſes meift unbelohnt auf, die Klöfter wur= 
den anderweit in Anfpruc genommen und bie ehevem freien Städte mehr und mehr um ihre 
alten Rechte gebracht. 

In zwiſchen vergrößerte ſich auch das markgräfliche Haus von Baden, nachdem es durch die 
Sdhne Hermann’s IV. (ded Großenkeld von Hermann I.), die beiden Markgrafen Hermann V. 
und Heinrich L, um 1190 in die zwei Linien zu Baven und zu Hachberg getrennt worben, von de= 
nen bie jüngere die zähringifhen Stammlande im Breisgau mit der Grafſchaft dieſes Landes erhielt 
und bald ebenfalls in zwei Linien auseinanderging, in die hachbergiſche mit der Herrſchaft Hach⸗ 
berg und Oberufenberg, und bie faufenbergiiche, deren Exbtheil 4515 und 1444 mit den 
Herrſchaften Röteln und Badenweiler vermehrt wurde. Die Markgrafen von Baben aber grün- 
beten im Herzen ver jegt babifchen Lande ein zufammenhängenbe? Fürſtenthum, nachdem ihre 
Erbſchaft lange Zeit ein vielfach auseinander gelegened Befigthum von Eigengütern, Lehen und 
Bolgteien war. Namentlich gewann der um Kaifer und Reich hochverdiente Markgraf Gers 
mann V. durch feine Gemahlin und durch Faiferliche Begünstigung die Städte Pforzheim, Dur⸗ 
lech und Ettlingen (nebft Eppingen, Sinsheim und Laufen, fpäter wieder vom Haufe abge: 
kenmen), welche mit dem alten Baden am Osbache, wo die Markgrafen ihren Gauptfig genom= 
men, gleihfam die vier Säulen des Landes bilveten. Hierzu erwarb fein Sohn RubolfL. 
(4243 — 88) duch feine Gattin und durch Kauf die Schlöffer Alteberftein und Grezingen, 
au welchen die Grafſchaftsrechte über ven Uf- und Pfinzgau Hafteten, was den Markgrafen erft 
pam vollen und wahren Landesherrn dieſer Gegenden machte. Bon jept an gab es ein „Fürſten⸗ 
thum der Markgraffhait Baden’, welches fi von Graben bis hinauf nad Achern und vom 
Rheine bis theild auf die Höhe des Gebirgs, theils über diefelbe an die Enz und Nagold hinab 
erſtrectte. Nach viefer erften Blütezeit des badiſchen Hauſes folgte aber durch Landestheilungen, 
Sehden und ſchlechte Wirthfchaften eine fihtbare Abnahme; es gab ſchon feit 1294 eine obere 
Rerigraffhaft mit der Hauptſtadt Baden und eine niedere mit dem Hauptfige Pforzheim, und 
Be beiden Nachbarn Würtemberg und Rheinpfalz benugten die gute Gelegenheit, ſich gegen die 
Bartgrafen zu vergrößern. Erſt Bernhard L (1372 — 1451) vereinigte die ſämmtlichen 
markgraãflichen Lande wieder in einer Hand und machte das Familienſtatut der Unveräußerlich⸗ 
teit und Untheilbarkeit derfelben. Eben dieſer Kürft ordnete und verbefierte Die Landesverwal⸗ 

un ließ bie verſchiedenen Landrechte ſchriftlich verzeichnen und vermehrte fein Beſitzthum durch 
were Erwerbungen, namentlidy durch den Ankauf ver breisgauiſchen Herrſchaft Hachberg von 
dem Ichten Sprößlinge des ältern Afle der hachbergiſchen Nebenlinie des markgräflihen Haus 
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ſes. Seine maßloſe Kriegsluft aber brachte ihn größtentheild wieder um den Gewinn dieſer Ver⸗ 
dienfte, und es war feinen brei nächſten Nachfolgern vorbehalten, den Neubau der Markgraf: 
ſchaft mit glürkliherm Erfolge fortzuführen. 

Jakob 1. (1451 — 53), einer der gepriefenften Fürſten des Reichs, der bie Grafſchaft 
Sponheim erbte, fuchte vor allem bie öffentlihe Sicherheit und Ordnung im Lande herz 
zuſtellen und feine Söhne im Geifte des Fortſchritts, welcher die damalige Zeitrichtung bezeich- 
nete, heranzubilden, was ihm erfreulich gelang. Wie die übrigen (Markgraf Bernhard ver Hei⸗ 
Tige, Erzbiſchof Johann zu Trier und Bischof Georg zu Meg) war auch ber erftgeborene Karl 1J. 
ein trefflicher Kürft, der in Tagen ſchwerer Prüfung feinem edlen Charakter treu blieb und 
einen Nachfolger hinterließ, deſſen Namen die ſchönſte Blütezeit der alten Markgrafſchaft bezeich⸗ 
net. Ghriftoph I. Hatte eine große Aufgabe zu Löfen; denn gegen das Herkommen der alten Zeit 
trat eine neue mit Fühnen Beftrebungen in ven Kampf und die neuen Lebensverhältniſſe verlang- 
ten eine Umänderung der Gefege und Einrihtungen. Der Markgraf verſchaffte feinem Lande 
dieſe Wohlthat im Löbliften Sinne, wobei er vafjelbe auch anjehnlich erweiterte durch Ankauf 
der halben Herrſchaft Lahr und Malberg, durch die Erbſchaft von Saufenberg , Röteln und Ba= 
denweiler (nad dem Exlöfhen der faufenbergifhen Markgrafenlinie) und durd die kaiſerliche 
Belehnung mit den luxemburgiſchen Herrſchaften Rodemachern, Reihenberg, Herfpringen u. ſ. w. 
Seine edle Gefinnung aber bewährte Chriſtoph am glänzendſten durch fein Verhalten gegen ven 
Kaiſer und andere Fürften ‚zumal gegen ben geächteten Pfalzgrafen bei Rhein, von deſſen Lan= 
den bie meiften Nachbarn ein Stüd zu erhafchen fuchten, währenn der Markgraf von Baden. 
welcher am meiften Urſache gehabt hätte, ſich an ver Bfalz zu rächen, auf folde Zumuthungen 
erwiderte: „Mein Vater hat dem Pfalzgrafen Fritz das Wort der Verföhnung gegeben und dad 
will ih an feinem Sohne nicht brechen; Chr’ und Eid gehen über Land und Leut'.“ 

Nur einen Schritt hat Chriftoph I. gethan, welcher für das marfgräflihe Haus und Volk in 
ber Folge grundverderblich geworben. Anftatt das Erſtgeburtsrecht einzuführen, wie e8 damals 
am würtembergiſchen Hofe geſchah, theilte ex die Markgrafſchaft unter feine Söhne, wodurch 
die beiden Linien Baden-Baden und Baden-Durlach entflanden, eine Trennung des Hau⸗ 
ſes und Landes, welche um jo unheilvoller für beide war, da die eine Linie entfdhieden ven Weg 
der Reformation verfolgte, während bie andere mit gleicher Entſchiedenheit ſich wieder dem Ka⸗ 
tholicismus zuwandte. Mit Chriſtoph I. ſchließt fich alfo die Periobe der unter Rudolf dem Lan⸗ 
gen und deffen Sohn Bernhard I. wieber vereinigten Marfgrafihaft ab und es beginnt wieder 
ein Sinfen der Macht und des Anfehens im badiſchen Fürftenhaufe, ähnlich denjenigen, welches 
nad Rubolf J. eingetreten war, während bie benachbarten Häufer von der Pfalz, von Würtem- 
berg und Ofterreich ſich mit immer glänzenderm Erfolge geftärft und erweitert hatten. 

Das Haus Habsburg beſaß von uralten Zeiten her die Grafſchaften des Klettgaus und nies 
dern Albgaus; jene fiel aber an ven laufenburgifchen Nebenzweig und bei deſſen Erlöfchen 
(1408) an die Grafen von Sulz. Dagegen wurde die Landgraffchaft Nellenburg im Hegau er⸗ 
worben (1465), nachdem fi im Breisgau Tängft Alles, was nicht zur Herrſchaft Hachberg und 
Landgrafihaft Saufenberg gehörte, dem Erzhaufe unterworfen hatte; felbft Die ſtattliche, auf 
dem Schwarzwalde und in den benachbarten Landen fo reich begüterte Abtei St.-Blafien und 
das Johanniterhaus Heiteröheim, welches 1297 durch eine Stiftung der Marfgrafen von Had= 
berg entflanden war und durch fein wachſendes Anfehen ver Sig des gefürfteten Großpriors 
für Deutſchland wurde, wußte e8 unter feine Schug= und Landesherrlichkeit zu bringen. Hier— 
durch aber gelangte die ſtändiſche Berfaflung des Landes, in beflen Vereine mit dem oͤſterreichi⸗ 
ſchen Schwarzwalde, Sundgau und Oberelfaß, zur weitern Ausbildung. Die Prälaten, ver Adel 
und bie Stäbte mit den Landſchaften hatten ſich ſchon feit 1450 in breifacher Glieverung zu 
einem ftändifchen Körper vereinigt, in deſſen Hand Die Landesvertheidigung, das Steuermefen 
und andere Theile der Verwaltung lagen, welcher dem Fürften die Landſchatzungen und Hülfs- 
gelber verwwilligte und ſich folder Privilegien erfreute, daß ein König Ferdinand I. und ein Erz⸗ 
berzog Leopold fagen fonnten, der Breisgau fei das freiefte Land in der ganzen Chriftenheit! 

Bon den Landſchaften, welche zu dem vorderöſterreichiſchen Ständekoͤrper gehörten, verbient 
hier die Grafſchaft Hauenftein namentlid angeführt zu werben, da fie innerhalb deſſelben einen 
kleinern Verfaffungskörper hoͤchſt eigenthümlicher Gattung bildete. In den gefahrvollen Zeiten 
der Kämpfe um ben deutfchen Thron hatten ſich nämlich die freien und leibeigenen Leute des 
„Walbdes“ (wie man das Fleine Bergland gemeinweg nannte) in acht befondern Einungen, deren 
jeder ein Ginungsmeifter vorftand (daher vie Bezeihnung der „Adıtmannen“), zu einer We= 
meinfhaft für die Handhabung ihrer äußern und Innern Sicherheit verbunden, an deren Spige 
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der, Rebmann” als Präfinent das Ganze leitete und vertrat. Diefe Verfaſſung beftanb unter 
Isröfürftliher Sanction und wurde felbft nad) den Bauernkriege nicht aufgehoben, fonbern 
an beſchtãnkt, Hatte auch fpäter (1728) zur Folge, daß der Teibeigene Theil der Hauenfteiner 
fg frei faufte und das Stift St.-Blafien (ald Grundherr über die Hälfte des Landes) in den 
Säranfen des urfundlichen Rechts gehalten wurde. Leiver rief eine fanattfche Partei mehrfache 
Unruhen hervor (die fogenannten Salpetererkriege), welche zu wieverholter militärifcher Exe⸗ 
aution und zur Deportation vieler Familien führten. 

Gleichwie ih nun das Haus Habsburg am Oberchein vergrößert und zur vorherrſchen⸗ 
ven Rat außgebilvet hatte, fo geſchah dieſes mit dem pfalzgräflihen am Mittelrhein. Rhein= 
franfen war einft ein Herzogthum, mit deſſen Würbe fich die Pipine und ihre Nachkommen felbft 
jietten; ein Land, mo ſie am liebften verweilten und mo ſich die meiften Konigshöfe befan= 
den, daher es die Zierbe und Stärke des Reich hieß, wo auch der Reichserzufalzgraf entſtand, 
welchet es beim Aufkommen erblicher Kürftenthümer als ein ſolches an ſich zu bringen wußte. 
Die rheiniſche Pfalzgrafſchaft war aber durch Kaiſer Friedrich U. an den Herzog Ludwig I. zu 
Baiern and dem Haufe Wittelsbach verliehen worben, deſſen Nachkommenſchaft das Land bis 
zur Auflöfung des Deutfchen Reichs befaß. 

Dort hatte ſich ſchon unter Pfalzgraf Konrad von Hohenflaufen die Stabt Heibelberg her⸗ 
angebildet, weldye von ihm an fürftliher Sig blieb und melde die Wittelsbacher mit einem 
Merkte, einer Univerfität und einem flattlihen Schloffe zierten. Die Hochſchule kam bald in 
glänzende Aufnahme und verbreitete ven Ruhm der pfälzifchen Hauptſtadt in weite Länder. So 
entfland im Reiche das Sprichwort: es gehe nichts über die herrliche Pfalz. Wie aber im 
Vorderoͤſterreichiſchen Alles unter die fürftliche Landeöherrlichkeit gebeugt wurde, ebenfo war 
dieſes auch in der Pfalzgrafſchaft ver Fall und noch in viel ftrengerm Sinne; denn gerade wäh⸗ 
tenb der Periode, wo ſich anderwärts die Landſtände ausgebildet, verfolgte Pfalzgraf Friedrich 
der Giegreiche (1449 — 76) ein Regierungsſyſtem, weldes ſolche Schranken nicht auffom= 
merleß. Gr verfammelte zwar in wichtigen Angelegenheiten eine Art Notabeln des Landes um 
fd, räumte ihnen aber keine Rechte ein, wie bie breisgauiſchen Prälaten, Nitter und Stäbte 
fe ion früher erhielten. Das Land wurbe bureaufratifh in Amter und Oberämter getheilt 
ad von fürftlichen Beamten unter unmittelbarer Aufficht des Pfalzgrafen verwaltet. R 

Die Nachfoiger Friedrich's ließen aber auch die Berufung der Notabeln abgehen und fo er⸗ 
boſh in der Rheinpfalz alle Spur einer Sandeörepräfentation. Dafür gewann dad Land ven 
Vortheil einer einheitlichen, Ecäftigen und aufgeklärten Verwaltung, welche unberechenbar wohl⸗ 
thätig auf daffelbe gewirkt haben würbe, hätten nicht infolge ver Reformation die beflagenss 
wettheſten religiöfen Kämpfe zwei Jahrhunderte hindurch Alles verwirrt und dem pfälzer Volke 
dat Reben verkümmert. Elf mal mußte es feine Confeſſion ändern, und als nad dem Tode bed 
Karfürſten Karl (1685) die Pfalz an die neuburgifche Linie fiel, welche 1720 vie pfälzifche Re— 

! Room Heibelberg nad) Manheim verlegte, begann ein Beftteben, das Land wieder zur fa= 
‚ Nollien Kirche zurũckzubringen, welches baffelbe mit neuen Drangfalen heimſuchte und bie 
fon mohlwollende, durch Körberung von Kunft und Wiffenfhaft glänzende Regierung Karl 
Uespor’8 (von der ſulzbachiſchen Nebenlinie) traurig verdunkelte. So war die herrliche Pfalz, 
weiße feit Kurfürft Friedrich I. durch eine Reihe trefflicher Bürften beftimmt fhien, eines der 
Hllihften Länder des Reichs zu werben, durch die Kirchenhändel und in deren Folge durch den 
Yrifigjährigen Krieg das unglüdlichfle geworben, worauf dann noch ver Orleans'ſche Krieg 
Mar vandalifge Verheerung des Landes herbeiführte, melde zu den garftigften Mafeln ver 
fanzöfichen Politik gehört. 
Baren nun Ofterreih, Baden und Pfalz diejenigen Häufer, welche in ven jet badiſchen 
Landen bie bedeutendſten Fürftenthümer gegründet, fo hatte auch das fürſtenbergiſche ven Bes 
Taf, von der See= und Donaugegenb Über bie Baar und ven Schwarzwald bis in bie Ortenau 
hinab die verſchiedenen Gebiete zu einem ſolchen zu vereinigen; denn e8 beſaß und erwarb vie 
Laudgtaſſchaften Baar und Stülingen, die Grafſchaft Heiligenberg, die Herrſchaften Meßkirch, 
Gen, Wartenberg, Lenzkirch, Wolfach, Haufa und Oberkirch und hätte fomit zwiſchen Vor⸗ 
Verikerreich und Würtemberg leicht ein großes zuſammenhängendes Gebiet, ein echtes ſchwarz⸗ 
wälber Fürftentfum Hilden Können. Die Samilie theilte ſich aber in zu viele Linien und vers 
folgte eine wechſelnde, zumeilen gefährliche Politik, wodurch fie gehindert war, ihre Beftimmung 
° Merteihen. Noch weniger erreichte das Haus von Sulz im Klettgau, deſſen obere Hälfte ed an 
Sgeffpaufen und Zürid) verkaufte, ſodaß 1687 feine Erben von Schwarzenberg unter dem 
Namen der „gefürfteten Landgraffchaft Rlettgau” nur zwei geringe Ämter erhielten. Dagegen 
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wußte das Huge Stift St.-Blajlen feine an Oſterreich verlorene Reichsunmittelbarkeit dadurch 
wieder zu gewinnen, daß es von den Lupfen'ſchen Erben von Pappenheim 1612 die Reichsgraf⸗ 
ſchaft Bondorf erwarb, während ver reiche Abt von Salem vergeblich nach dem Fürſtentitel rang, 
und der Fürſtbiſchof von Konftanz, obwol er die Beſitzreſte der alten Reichenau dem Hodjflift 
einverleibt hatte, fein mäßiges Gebiet am Bodenſee nur wenig erweiterte, wie auch bie Terri⸗ 
torien der Reichöftäbte Überlingen und Pfullendorf und der hegauiſchen Reichsritterſchaft nicht 
bedeutend waren. 

Weit anſehnlicher hatten fich die Reichsgebiete in der Ortenau geftaltet, wo man die Reichs- 
ſtädte Offenburg, Gengenbach und Zell, das Reichsthal Harmersbach, die vier reichslandvoigtei⸗ 
lichen Gerichte Adern, Ortenberg, Grieöheim und Appenweller und die Befigungen der Reichs⸗ 
ritterſchaft unterſchied. Neben dem ortenauifchen Reichslande befanden fih aber noch einige 
Herrſchaften unter weltlichen und geiftlihen Fürſten. So ein ſchoͤnes Gebiet unter dem alten, 
durch die Schirmvoigteien von Ettenheim-Münfler und Schuttern, wie durch den Befig reiger 
Bergwerke mächtigen Dynaſtengeſchlecht von Geroldseck, welches ih 1277 in eine lahrer und 
velvenzer Linie getheilt hatte, von denen die erftere 4426 erloſch und die Herrfchaften Lahr und 
Malberg je zur Hälfte an die Häufer Baden und Naffau vererbte, während die andere 1654 aus: 
flarb, deren Erbe nad) einem langen Rechtöftreite zwifchen Ofterreih und Baden-Durlach größ- 
tentheils an die Grafen von ver Leyen am.’ Gin anberes Gebiet (die Amter Willfätt und 
Lichtenau) unter ven elfaflifhen Dynaften von Lichtenberg, in deren Erbe 4480 die Orafen von 
Hanau traten, welde 1736 erloſchen und das „Hanauerland“ dem Haufe Heffen-Darmftant 
binterließen. Das Hochſtift Straßburg endlich war feit alter Zeit im Beſitze der Herrſchaſt Etten- 
heim und hatte 4305 vom Haufe Fürftenberg die altzähringiſche Herrfhaft Ulmburg mit den 
Städten Oberfich und Oppenau käuflich erworben, welches Beſitzrecht ihm nach verſchiedenen 
Wechſelfällen, da die Fürſtenberger fich wieder einzubrängen gefucht, 1697 neu gefldert wurde. 

Auch im Kraichgau bildete fidh auf dieſelbe Weife wie im Hegau und in ber Ortenau eine 
Reichsritterſchaft, das meifte Beſitzthum diefer Lanpfchaft gehörte aber mit dem Hauptorte 
Bruchſal fon feit uralter Zeit durch Eniferlihe Schenkungen dem Hochſtifte Speter, deſſen 
Bürftbiihäfe 1543 Philippsburg gründeten (welches wie Breifah und Kehl zur Reihsfeftung 
beftimmt wurde) und die Stabt Bruchſal feit 1716 zu ihrem bleibenden Sige erhoben, wie es 
die Bifhöfe von Konftanz mit Mersburg ſchon viel früher gethan. Das bruchſaler Fürften- 
thum, weldem das Stift Odenheim einverleibt wurde, erſtreckte ſich viefleit des Rheins von 
Grombad über die Salzach und Kraich bis nad) Ketſch und nordoͤſtlich über die Angela; bis 
gegen Wisloch und an die Elfenz. Die Gebiete des Hochſtifts Worms im Lobdengau dagegen 
waren (gleich den kraichgauiſchen Städten Heidelsheim, Bretten und Eppingen) unter bie pfälzi= 
ſche Landeshoheit gefallen, wie der Elſenzgau (mit Sinsheim) und ver ſüdweſtliche Theil 
der Weingartau (mit Mosbach, Adelsheim und Boxberg), während ver übrige (das odenwäldi⸗ 
fe Bauland mit Buchen und Walddürn) erzfliftzmainzifch geworben und der obere Theil des 
benachbarten Taubergaus bifhöflih-würzburgifh. Der untere Taubergan aber mit angrenzen= 
den Gebieten verblieb den alten Grafen von Wertheim, welche dieſe Befigungen als felbfländige 
Grafſchaft bei ihrem Erlöͤſchen 1556 an die Grafen von Stolberg Königftein, wie letztere 1598 
an bie Grafen von Löwenftein vererbten. Diefe erlangten 1712 vie reihöfürftliche Wäre, ihr 
Fürftenthum Lömenftein-Wertheim fiel aber nach ver Auflöfung des Deutſchen Reichs in drei 
heilen unter bairifhe, würtembergiſche und badiſche Hoheit, während vie benachbarten würz⸗ 
burgiſchen, mainzifhen und pfälzifchen Ämter ven Fürften und Grafen von Leiningen, wie bie | 
würzburgiſchen bei Krautheim und Grünsfeld ven Fürften von Salm als Entſchaͤdigung für 
ihre jenfeit des Rheins eingebüßten Lande eingeräumt wurben. 

Wir kehren zum Haufe Baden zurüd. Markgraf Ehriftoph I. Hatte die badiſchen 

„unter feine drei Söhne Vernhard, Philipp und Ernft getheilt; nach dem baldigen Tode des mitt⸗ 
lern theilten die beiden andern nochmals, wobei nad mehrfachen Streitigkeiten durch ven 
fürften von ber Pfalz 1536 ein Schiedsſpruch dahin erging, daß „die alten Lanvesftatuten un: 
verändert und bie marfgräflihen Lande ein unzertrenntes Corpus verbleiben, alfo nur nug= 
nießlich geteilt werben ſollen“. Blieb num aber dieſer pfälzifche Receß auch für fpätere Kami= 
lienverträge eine maßgebenve Grundlage, fo gingen in ber Wirklichkeit die beiden durch Vern=- 
hard und Ernft gegründeten Linien von Baden-Baden und Baden-Durlach immer feinnfelige: 
außeinander, was zunädft in den verſchiedenen Eonfeffionen lag, melden fie fpäter huldigten. 
Markgraf Vernhard nämlich Hatte zuerft in feinem Lande die Meformation eingeführt, und 
Gruft war im Stillen ihr Beförberer geweſen (wie denn unter ihm 1520 zu Durlach bie luthe⸗n 
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tifge Bibel gedruckt worden). Mit um fo größerm Gifer betrieb hierauf deſſen Sohn Karl IL., 
nafeen er 1555 der Augsburgiſchen Gonfefjion beigetreten, die Einführung der neuen Lehre 
infinem Landestheile, ſodaß beide Markgrafichaften verielben huldigten. Während aber nun 
die Graf’jhe oder die Linie Baden-Durlach dem Proteſtantismus entſchieden treu blieb, 
führte Bernhard's Enkel, ver am bairiſchen Hofe unter Vormundſchaft fireng katholiſch erzogene 

Natkgtaf Philipp I. von Baden-Baden, ven alten Glauben in feinem Lande wieder ein; ein 
rraßtliehender und verfchwenderifcher, doch aud mehrfach verbienter Fürſt, welcher über das 
berftweien Manches nützlich verorbnete, in der Grafſchaft Eberftein vie Leibeigenfchaft aufhob und 
208 den Sammlungen Bernhard's J., ven Berorbnungen. der folgenden Markgrafen und aus dem 
türtembergifhen Landrechte ein neues baden=badifches bearbeiten ließ. Da Philipp II. unver- 
wihlt Rath (1588), fo fiel die Markgrafihaft Baden-Baden leider ganz an feinen Neffen, jenen 
dar die abfgeulichften Laſter und Verbrechen verrufenen Cduard Fortunat, deſſen Urenfel 
Ludrig Wilhelm mit feinen in 24 Feldzügen und 13 flegreihen Schlachten, wie noch ander= 
weilig um das Deutfche Reich und das Öfterreihifche Haus erworbenen Verbienften es allein ver⸗ 
mode, einen ſolchen Makel des baden⸗badiſchen Namens wieber vergeffen zu machen. 

Rarkgraf Karl I. hatte feine Reſidenz von Pforzheim nad; Durlach verlegt, wo von feinen 
drei bhnen Georg Friedrich den Stamm fortpflanzte, ein ebenſo edelgefinnter als ſchwer vom 
Geſchie heingeſuchter Fürft, da er durch feine eifrige Theilnahme an dem Kampfe der prote⸗ 
Rantfgen Waffen im Beginne des Dreißigjährigen Kriegs Land und Vermögen einbüßte, 
acueiliq infolge der Nieverlage bei Wimpfen (1622), wo ihn nur die heldenmüthige Auf- 
oylecang feines weißen pforzheimer Regiments von Tod oder Gefangenfchaft errettete. Ex Hatte 
1615 in feinem Teftamente eine pragmatiſche Sanction errichtet, wonach für alle Zukunft die 
Zeikrfaltung ver evangeliſch⸗lutheriſchen Gonfefiton, das Erſtgeburtsrecht und die Untheilbar- 
feit ber baden⸗ dutlachiſchen Lande, die Volljährigkeit ver Prinzen mit 25 Jahren und bie 
Succeſiensunfãhigkeit der Prinzeffinnen feftgejegt wurden. Sein Sohn Friedrich V. war in 
finger Vorausſicht auf die Wechfelfälle des Kriegs Thon feit 1622 zum Nachfolger erklärt und 
wnaehtte die väterlichen Rande durch die geroldseckiſche Erbſchaft, welche aber einen langen 
Zattſtreit mit den Häufern Ofterreih und Naffau verurſachte. Er erlebte nod die Been⸗ 
digg der langen Kriegszeit, wahrend welcher ſich jede der beiden Linien des Haufes durch das 
wehfelnde Waffenglück der kämpfenden Mächte bald in den Beſitz des Landes der andern ges 
Ant, bald aus dem eigenen vertrieben fah, einer Kriegszeit, zu deren Folgen für beide Mark: 
sufigaften aud das Erlöſchen ver Landſtaͤnde gehörte. 

Au noch die ungetheilte Markgrafihaft Baden beſtand, waren hinreichende Elemente zu 
far landſtãndiſchen Berfaflung vorhanden , durch die Trennung des Landes und durch bie Auf⸗ 
kung ber Klöfter im Baden⸗Durlachiſchen wurden diefelben aber fehr verfümmert. Denn hier 
hufen bie Stände zu bloßen Ausſchußberathungen von Städten und Amtern herab und aud im 
Veden⸗Vadiſchen verloren fie mit jedem Jahrzehnd an Bedeutung. Die Nachrichten von badi⸗ 
Wen Eanbtagen reichen bis 1529 hinauf, wo man wegen ber Türfenfteuer verhanelte; erſt 


! 1äR aber ſoll der exfte Lanbtagäreceß abgeſchloſſen worben fein. Im Jahre 1582 verlangte ber 


tadtag „auf der Bürgerflube zu Baden“ eine Minderung der Schloßbaufteuern, übernahm 
6 200,000 Gldn. an Philipp’3 I. Schulden, unter der Bitte, der Markgraf wolle ven evange⸗ 
Kiken Goitesdienſt wieder erlauben und feinen „welſchen Bebienern das nächtliche Tumultuiren 
Birfagen". Später (1586) begehrten bie Stände von ihm, er folle auf vie arme Landſchaft 
ki weitern Biandgelver Häufen, die Baufteuern und Baufrohnen vermindern, eine „ehes 
üe heirath treffen und nach feinen vielen und theuern Reifen endlich „anhelms” verbleiben. 
Bartgraf Ednard Fortunat aber erdfinete 1589 ven Ständen, fein Regierungsvorgänger habe 
Nach ͤbergroße Verſchwendung vie fürftliche Schulvenlaft faft beiſpiellos vermehrt; daher follten 
1e660,000 Gldn. auf fih nehmen, wofür er ihnen bie Schloßmobilien zu Baden überlaffen wolle. 
Ui Rd aber blos dazu erboten, 20 Jahre lang 12 Batzen von jedem Hundert des Steuer= 


| ale jährlich zu entrichten, gab er ihnen zur Antwort: aus Unverftand fähen fle ihre eigene 


it und Das große Unheil ver ganzen lieben Landſchaft nicht ein; er müſſe fih alfo auf 

| Ser Weiſe zu helfen fuchen. Diejes hatte die weitern Landtage von 1590 — 94 zur Folge, 
wre Rarkgraf Ernſt Friedrich die baden⸗ badiſchen Lande wegen der Verbrechen Eduard 
Wertes’ 6 gewaltfam oecupirte und 28 Jahre lang innebehielt. Nachdem biefelben infolge ver 
dinieuer Schlacht dem rechtmäßigen Erben, Markgraf Wilhelm von Baden-Baden, wieder 
erhumt waren, wurden auf Landtagen von 1627, 1629 und 1631 noch Abfchiebe errichtet, 

| min an aber verſchwindet die Erwähnung badiſcher Stände, und die Markgrafen beider Linien 
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waren ferner durch feine Verträge und Reverfalien gegen das Land mehr verbunden, medivegen 
man jie unter diejenigen Reichsfürſten zu zählen anfing, welche ſich einer felbftändigern Negie= 
tungögemalt und freierer Hände erfreuten. 

Markgraf Friedrich V. endigte fein drangſalvolles Leben 1659, nachdem er während der er= 
flen Jahre des Friedens noch für Die Wieverherftellung von Kirchen und Schulen bejorgt geweien. 
Seine zwei nächſten Nachfolger, Friedrich VI. (geft. 1677) und Friedrich Magnus (geft. 1709), 
hatten mit ihrem Lande, wie die Markgrafen von Baden-Baden nit dem ihrigen, durch Die un= 
feligen Kriege König Ludwig's XIV. außerordentlich zu leiden, da die Angriffe der franzöfifchen 
Heere beinahe immer zunächſt Die Gegenden des rechten Rheinufers zwijchen Philippsburg und 
Breifad trafen. Der Sohn und Nachfolger des Legtern, Karl Wilheln (jeit 1709), ein ge= 
ſcheidter und in Regierungsſachen arbeitfamer Fürſt, welcher ſich aber durch feine „orientalifche 
Lebensweiſe“ vielen Tadel zuzog , gründete 4714 Karlöruhe, wol nut in der Abſicht, jich einen 
ruhigen Sommeraufenthalt zu verſchaffen. Der launenhaft angelegte Ort wuchs jedoch bald zur 
Stadt heran, wo der alte Markgraf 1732 ven Trauerfall erlebte, feinen einzigen Sohn zu ver⸗ 
‚lieren, welchem er 1738 nachfolgte, worauf fein Enkel Karl Friedrich ald Erbprinz unter mehr- 
jähriger Vormundſchaft ſich durch Stubien und Reifen zu vem hohen Berufe vorbereitete, deſſen 
treue Erfüllung ihm fo vielen Ruhm gebracht. 

Arls der junge Markgraf 1746 die Regierung antrat, betrugen feine Lande kaum 30 O.M. 
und nad) 50 Jahren ſah er fie beinahe un das Zehnfache vermehrt. Die erfte Erweiterung ge= 
ſchah infolge eines 1765 auf der Grundlage des pfälzifchen Receſſes von 1535 abgeſchloſſenen 
Erbvertrags, nach dem 4771 erfolgten Tode Auguft Georg's, des legten Markgrafen von Baden 
Baden, wodurd die ſämmtlichen badiſchen Lande wieder in einer Hand vereinigt wurben. Die 
zweite Vermehrung fand ſtatt nah dem Ausbruche der Branzöfifhen Revolution, wo Karl 
Friedrich zwar feine Befigungen auf dem linken Rheinufer, um für fi und fein Volk den Frie⸗ 
den zu erfaufen, an Frankreich abtrat, dafür aber 1803 (A cause de ses vertus) durch Den 
Reichsdeputationsreceß als Entſchädigung zugleich mit der Eurfürftliden Würbe alle dieffeit 
des Bodenſees und Rheins gelegenen Bejigungen ver fäcularifirten Bisthümer Konftanz , Ba⸗ 
ſel, Strasburg und Speier, ferner die pfälzifchen Amter Ladenburg, Heivelberg (mit Man- 
heim) und Bretten, mit den heſſiſchen Willſtätt und Lichtenau, das Stift Odenheim, die Abteien 
Brauenald, Schwarzach, Schuttern, Allerheiligen, Lichtenthal, Gengenbach, Eitenheim-MRün- 
fter, Petershaufen und Salem, alsdann vie Herrſchaft Lahr und endlich vie Reichsſtädte Offen⸗ 
burg, Gengenbach, Zell (mit dem Reichsthal Harmersbach), Überlingen und Pfullenborf erhielt. 
Nach diefer Erwerbung, welche 61 OM. mit 253,000 Einwohnern betrug, wurbe ad neue Rur- 
fürſtenthum Baden in die drei Provinzen ver Markgrafſchaft, der Pfalzgrafichaft und des obern 
Fürſtenthums abgetheilt, deren gefammter Flächenraum fih auf 113 AM. mit ungefähr 
450,000 Seelen belief. Den dritten Zuwachs, 44 OM. mit 164,000 Seelen, erhielt Karl 
Friedrich als Bundesgenoffe Napoleon’3 nad dem Kriege von 1805, indem ihm durch ben Pres⸗ 
burger Srieden bie alten zähringifhen Stammlande im Breisgau mit Freiburg und auf dem 
Schwarzwalde nebft ver Ortenau, dem Stifte St.-Blaflen, ver Stadt Konftanz, Comthurei 
Mainau und Herrfhaft Hagnau zugemwiefen wurden, worauf er den Titel eined Herzogs von 
Bähringen wieder erneuerte. Und nachdem der Kurfürft für feinen Enkel und Nachfolger (da deſ⸗ 
fen Bater 1801 an ven Folgen eined Sturzes geftorben war) die Hand der Nichte und Adop⸗ 
tivtochter des Kaifers erlangt und ji dem Rheinbunde von 1806 beigefellt Hatte, erlangte er 
(gegen eine geringe Abtretung an Würtemberg) als vierte Erweiterung die Grafſchaft Bondorf, 
die Städte Tuttlingen, Villingen und Bräunlingen, dad Fürſtenthum Heitersheim, die Com⸗ 
thureien Freiburg und Banden nebft vem Titel Großherzog und dem Präbicate koͤnigliche So— 
heit”, mit der Souveränetät über ſämmtliche, innerhalb der Grenzen feined Fürſtenthums 
gelegene unmittelbare Reichsſtände und Reichsritter, namentlich über den größten Theil der 
fürſtenbergiſchen und leiningifchen Lande, über die Grafſchaften Klettgau und Thengen, über 
die Befigungen der Grafen und Fürſten von Löwenftein- Wertheim auf dem linfen Mainufer 
und des Fürſten von Salm- Krautheim auf dem nördlichen Ufer der Jart. Diefer Territorial= 
gewinn betrug 91 OM. mit 270,000 Einwohnern wozu (nad ſchwierigen Verhandlungen zu 
Paris) durch den Vertrag mit Würtemberg von 1810, gegen Überlaffung der Amter Hornberg, 
Rottweil, Tuttlingen und Ehingen an baflelbe, die wegen bed Bodenſees wichtige Landgrafichaft 
Nellenburg mit der Stadt Stodad) kam. So betrug nun dad neue Großherzogthum 272 AM. 
und zählte 975,000 Seelen. 

Die meiften diefer Lande hatten im Dreifigjährigen und in ven vielen folgenden franzoͤſiſchen 
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Kriegen ungemein gelitten. Eine Menge von Städten und Dörfern waren ein Raub der Ver⸗ 
beeangen, mehre Gegenven oͤde Pläge geworben — und jegt gleicht dad Großherzogthum einem 
Gaten! Was die altbadiſchen Lande betrifft, fo fürberte ſchon die vormundſchaftliche Verwal: 
tung vor dem Regierungdantritte Karl Friedrich's den Wohlftand berfelben in [öhlicher Weiſe, 
Ungemeines aber hat erft dieſer Fürft gethan; denn nicht allein rettete er durch Klugheit und 
anerkannte Tugenden Land und Volk unter den Stürmen des Kriegs, fondern er gründete 
anch deſſen Flor durch feine weifen Staatseinrichtungen, feine eifrige Förderung der Landwirth⸗ 
{oft und alles Deffen, was einen Staat blühend und glücklicher machen kann. Namentlich hob er 
1788 die Leibeigenfchaft auf und beantwortete die Dankjagung ber erfreuten Unterthanen mit 
ben Borten: „Daß das Wohl des Negenten mit dem Wohle des Landes innig vereint fei, ſodaß 
der Wohl: oder Übelftand beider in eins zufammenfließen, ift bei mir, feit ich meiner Beſtim⸗ 
mung nachzudenken gewohnt bin, ein fefter Sat geworben.” Im diefem Geifte wirkte der edle 
Fürk, unter vielfach begünftigenden Umftänden, durch überall verſöhnende und ermunternve 
Humanität und Toleranz, durch wahrhaft landesväterliche Obforge und Unterflügung für fein 
Hans and Land und erreichte dadurch das Große, welches ihn noch täglich im dankbaren An= 
denken der Badener erhält. 

Rah dem am 10. Juni 4814 erfolgten Tode Karl Friedrich's fiel die Regierung an feinen 
Enkel Karl, welcher ſchon feit 1808 ald Mitregent in die Staatsgeſchäfte eingeweiht worden. 
Der neue Großherzog entfagte infolge ver leipziger Schlaht 1813 dem Rheinbunde, 
{lo fh den Allitrten an und trat auf dem Wiener Eongreffe durch einen urkundlichen Act vum 
26. Juli 1845 dem Deutſchen Bunde hei. Er erhielt dadurch ven geſicherten Befig des Groß⸗ 
der ogthums und Die Gewahrleiſtung der Untheilbarkeit deſſelben, wie ſpäter, als durch An— 
ſyruche Baierns der Beſitzſtand bedroht wurde, auf dem Aachener Congreſſe 4818 die Anerken⸗ 
nung der Integrität Badens und der Succeſſionsfähigkeit des Markgrafen Leopold, nachdem er 
durch den Tod feiner beiden Söhne und vie Ehelofigkeit feiner Oheime Friebrih und Ludwig 
seranlaft worben, durch das Hausgeſetz vom 4. Oct. 1817 die Söhne Karl Friedrich's aus zwei⸗ 
ter Che (die Grafen Leopold, Wilhelm und Mar von Hochberg) zu großherzoglicen Prinzen 
u Markgrafen von Baden mit dem Erbfolgerecht im Großherzogihume erflärt hatte. In Ge⸗ 
mößßeit aber des dreizehnten Artikeld der Deutſchen Bundesacte hatte Großherzog Karl feinem 
Bolfe (fon 1816 eine fländifhe Verfaffung zugefagt und erließ viefelbe 1818, ohne daß es ihm 
wrgönnt war, fie wirklid ins Leben treten zu laflen (denn er ftarb wenige Monate nad) ver Er= 
%eilung), was nun feinem Nachfolger oblag. Großherzog Lubwig, ein Fürft von ſcharfem 
Seife und ſtreng militärifher Erziehung , that aber nicht nur dieſes, fondern flellte auch einen 
gerdneten Staats haushalt her und verfah die Staatsſtellen mit tüchtigen Männern, wofür er 
een glüdlichen Blick beſaß. Er erwarb vem Hausgeſetze von 1817 in den Verträgen vom 
10. Juli 1819 mit der feierlichen Garantie des ungeſchmälerten Bejigftandes ber groß: 
berzoglichen Lande Die Anerkennung ver Großmächte, erhielt die Landeshoheit über die Herrſchaft 
dehengeroldseck, gegen Abtretung des Amtes Steinfeld an Baiern, wodurch die Artonbis 
Tung des Landes ſich vollendete, ftattete die Univerfität zu Freiburg mit einer neuen Dotation 
“u, erzielte die Vereinigung der lutheriſchen und der reformirten Confeſſion im Großherzog⸗ 
Aue zur evangelifch = proteftantifchen Landeskirche (1821) und bewirkte die Errichtung bes 
mifhöfihten Stuhls zu Freiburg (1827). 

Sieichwol herrſchte während der legten Regierungsjahte Ludwig's eine büftere Stimmung 
ir Bene, und ald er im Srühjahre 4830 unerwartet verſchied, begrüßte man feinen Nachfolger 

topeld mit unverhaltenem Jubel. Der neue Landesherr war durch feine humane, edht landes⸗ 
"tee Befinnung aud) bald ver Liebling feines Volkes, welches ihn gern den „Bürgerfreunds 
nannte. Er hatte auch fiherlich ven Herzlich guten Willen, Alles zum Veften feines Lanz 

de ihn. Dennoch geftalteten ſich vurch Einflüffeder großen Politik von Europa und Deutfch- 
Mand und durch miniſterielle Rathgeber die Dinge im Lande ſo ſchlimm, daß er es nach 22 Jah⸗ 
IR ſeiner milden Regierung flüchtig verlaffen mußte. Der aus mehrfachen Urſachen ſehr ver— 
Art entftanbene badiſche Staatsumſturz von 1849 Hatte die Befignahme des Groß: 

; durch preußifches Militär und einen längern Kriegszuftand zur Folge, durch wel⸗ 
' den W$ Land von ſchädlichen Elementen gereinigt und das Volk an eine firengere Orbnung 
| Heeöfnt wurde. Der Großherzog war am 18. Aug. 1849 nad Karlsruhe wieder zurüdgefehrt, 
ft ſteudigſte von der getreuen Bevölkerung begrüßt; aber infolge einer heftigen Gelenkent⸗ 
Wung endete er fein geprüftes Reben ſchon am 24. April 1852. Die durch körverliche Leiden 
Vehelgeführte Regierungsunfähigkeit des Erbprinzen Ludwig (geb. 1824) veranlafte feinen 
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Bruder Friedrich (geb. 1826), die Verwaltung des Großherzogthums vorerft als Regent zu 
übernehmen, ſich fpäter aber (am 5. Sept. 1856) zum Großherzog zu erklären, worauf er 
(am 20. Sept.) ſich mit der Prinzeffin Luiſe, der einzigen Tochter des Prinzen (Thronfolgers) 
von Preußen vermäßlte, ein Ereigniß, welches man im ganzen Lande mit lautem Beifalle ge: 
feiert hat. 3. Baber. 

Baden. (Statiftil.) 1. Das Land und das Volk. Das Großherzogthum Baden liegt 
zwiſchen 25° 14° und 27° 30’ öſtl. 2, und zwiſchen A7° 32 und 49° A5' nördl. Br. Das 
Terrain beffelben wird durch das Rheinthal von Ronflanz (1260 par. F. über ver Wer: 
resfläche) bis Manheim (400 %.), durch das Randengebirg von NhHeinheim (im Kettgau) 
bis in die Donaugegend bei Meßkirch, durch ven ſüdlichen und mweftlihen Schwarzwal von 
Waldshut und Grenzach bis Pforzheim und weiterhin und durch die ſüdöſtliche Abdachung det 
Odenwaldes von der Bergſtraße bis zur Tauber gebildet. Dieſes langgeſtreckte Terrain umfaft 
278,49 AM. over 4,242,954 neubadiſche Morgen. Eingetheilt iſt daſſelbe nach ver allgeme: 
nen Lage und der Abſtammung des Bolfes in das Ober: und Unterland, deren Grenzſchelde tie 
Murg bildet, welche dad Land zugleich auch in die zwei grundherrlichen Wahlbezirke ſcheidet; 
ſodann aber politifch in den Seekreis (66,4 QM.) mit Konftanz, den Oberrheinkreis (75.8 
OM.) mit Freiburg, den Mittelcheinkreis (73,665 OM.) mit Raftabt und den Unterrheinkreid 
(62,0 OM.) mit Manheim als Hauptſtadt. Hiervon enthalten die beiden erften Areife um 
die Hälfte mehr Gebirgsland als die andern, während der See: und Unterrheinkreis an Hügel: 
land einander ziemlich gleichſtehen und der mittlere Landestheil weit weniger hat. Was vie &tt- 
arten des Gebirgs , ver Hochebenen, Vorhügel, Thäler und Ebenen betrifft, fo befteht der Rau: 
den (höäfter Gipfel 2527 %.) aus Jurakalk und ber übrige Boden des Seekreiſes weſtlich auf 
Mufcelfalt und oftwärts vorherrſchend aus Molaffe, welche im Hegau von einer merkwirbigen 
Gruppe kühner Bafalt= und Klingfteinfegel durchbrochen iſt; der Schwarzwald (hödjfter Giyfel 
ver Feldberg, 46508.) größtentheils aus Granit und Gneis mit buntem Sanpfteine, beſonders 
gegen Pforzheim zu, und zerftreuten Porphyrſtellen; das Hügelland von Durlach bis an ten 
Near abwehfelnd aus Muſchelkalk, Keuper und Lehm; der Odenwald (hoͤchſte Kuppe der 
Katzenbuckel bei Eberbach, 2480 F.) und das Bauland aus Sandftein und Muſchelkalk, dat 
Rheinthal aus Sand und Gerölfe mit einzelnen Stellen von Moorland. Bewäͤſſert aber wet: 
den die badiſchen Gaue von einer großen Anzahl von Flüſſen und Bächen, von denen vie beden⸗ 
tenpften der Rhein, der Main, die Tauber und Jart, ver Near, die Kraich, Pfinz, Alb, Rurg 
Rench, Kinzig, Elz, Treiſam, Wiefe, Shläht, Wutach, Ah und Donau (Breg und Brig) 
find, mit dem Bodenſee, Titt= und Schluchſee im Oberlande. 

Was die limatifhen Verhältniffe des Großherzogthums betrifft, fo find fie im Allgemeinen 
son fehr günftiger Beſchaffenheit. Das gefegnete Rheinthal mit feinem warmen Luftfteome bil⸗ 
det einen großen Theil ves Landes, ſodaß Baden zu den mildeſten Theilen Deutſchlands gehöͤrt 
Man nimmt fünf klimatiſche Regionen an: die ver Rheinebene, wo verſchiedene Pflanzen fübli: 
er Himmelsſtriche gedeihen; die Region des Weinftod3 und Nußbaums auf ven hoͤhern Ebenen 
und Thaleingängen; die Vorhügelregion mit ihren Buchen⸗ und Eichenwãldern, ihren trefflichen 
Kern: und Steinobflbäumen; die eigentliche Bergregion (vie Höhen von 1600 — 3900 8.), 1m 
die Tannenwälver fih außbehnen und faft nur noch der Hafer gedeiht; endlich Die ſubalpiniſche Re 
gion (mit ihren Berggipfeln von 4000— 4650 8.), welche meiftens keinen Wald mehr gedeihen 
Täßt, daher nur Fable Scheitel mit Alpenkräutern zeigt. Bei diefer Lage ver Gegenden it det 
Grund und Boden des Landes fehr verfchieden, im Ganzen aber ein fruchtbarer, ber mehr alt 
die nothwendigen Nahrungsmittel hervorbringt. Das Großherzogthum ift daher aud) einer det 
bevöffertften Theile Deutſchlands. Seine Bewohner unterfeiven ſich aber in ihrer Geftalt und 
Zebensweife eben auch nad) dem Charakter des Bodens und Klimas fehr voneinander, und hiutet 
dieſem Unterſchiede liegt noch ein tieferer ver Abſtammung. Denn nicht allein gehören bie Bu: 
dener nad) ihrer Genefis theilg ver celtifch = römifchen, teils der germanifhen Race an, fondem 
fle theilen fih au in Alemannen und Franken. Vom Geblüte jener Urbewohner rührt in den 
Harbgegenden, im Taubergrunde, auf dem hohen Schwarzwalde und in mandem abgelegenen 
Thale noch unverkennbar dad dunfle Auge und ſchwarze Haar und die gebrungenere Gealt 
ber, während bie erobernden Germanen ſich in ben beſſern Gegenden nieberlieen. Hier zeigl 
und die Ortenau, der Breidgau und Klettgau im Körpergepräge, in der Mundart und Wohn: 
weife den Alemannen (gegen ven Bobenfee zu mit ſchwäbiſcher Beimiſchung) und bie Pfalz det 
Franken (gegen Süboften ebenfalls mit Annäherung and Schwabiſche), welche im mittlern fan: 
destheile (Uf⸗ und Pfinzgau) feit ihrer Anfievelung ſich vermiſcht haben. 
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Rad der Zählung von 1852 betrug die Geſammtzahl der Einwohner Badens 1,356,943, 
nad ber neueften von 1855 nur 1,514,837 Seelen. Diefe Abnahme von 42,571 Seelen in: 
wald dreier Jahre wurde größtentHeild durch die Auswanderung verurfaht; denn von 1840 
—55 find im Ganzen 86,410 Perfonen (morunter 42,919 Aderbau= und 23,559 Hanpwerf- 
treibende) meiſt nach Nordamerika ausgewandert, welche an eigenem Bermögen 13,250,297 
ud an Unterftägung 1,776,429, im Ganzen alfo 15,006,716 Gldn. mit aus ven Rande nah⸗ 
men. Was die Gonfeffionen betrifft, fo gehören ber Fatholifchen 899,458, der evangeliſchen 
452,052, der iſraelitiſchen 23,699 und den übrigen 1999 Seelen an. Die Bolkszahl begann 
aber fhen 1846 (bis wohin fie in einem fortwährenven Steigen von jährlid 1 Proc. war) ab⸗ 
zunehmen, wovon bie Kartoffelkrankheit, ſchlechte Jahrgänge, politifhe Bewegungen u. ſ. w. 
die Urſachen bildeten , ſodaß fie von jenem Jahre bis 1852 um wenigftens 10,500 Seelen ge⸗ 
Tinger geworden. Während diefer ſechs Jahre ergaben ſich aber 304,846 Geburten und nur 
231,858 Tobesfälfe , ſodaß ſich für dad ganze Land ald Durchſchnittszahl der erſtern auf 1000 
Seelen 37 und der legtern 29 jägrlich ergibt. Nach ver Zählung von 1852 beftand die Be⸗ 
völferung rückſichtlich des Geſchlechts aus 660, 850 Seelen männlichen Geſchlechts mit 222,973 
unter und 437,877 Seelen über 14 Jahren, und 696,093 Seelen weiblichen Geſchlechts mit 
218984 unter und 477,109 Seelen über 14 Jahren. Was die Ehen betrifft, fo nahmen fie, 
wie überall in Deutſchland, auch in Baden feit 1847 immer ab, wie man denn damals deren 
nd 9119 und 1852 nur 6811 zäflte, wonach in dieſem Jahre anf 200 Menſchen eine neue 
Che lam; die ſammilichen Ehen aber von 18417—52 erreichten die Summe von 317,856. Die 
unehrlihen Kinder beliefen fid von 1847 — 52 auf die überraſchende Zahl von 47,807, mitz 
kin jährlih auf 7968, was auf 6— 7 Geburten eine unehelidhe beträgt, wobei aber wohl zu ' 
beachten bleibt, daß ein großer Theil diefer unehelihen Kinder durch nachfolgende Heirathen 
ter Altern ehelid) wurde. 

Yu Beziehung auf den Wohnort betrug vie Bevölkerung Babens 1852 in d.n 114 Stäpten 
530,071 und auf dem Lande in den 1469 Gemeinden 1,026,872 Seelen. Die ftätifche Bes 
völferung verhielt ſich alfo zur ländlichen wie 2A zu 76, was ein Misverhältniß ift, welches 
ibẽdlich auf das Landeswohi gewirkt Hat, indem bie vielen Fleinen Stabtgemeinden (oft ohne 
rin nennenswerte Gemarkung) nur die Vermehrung der armen Familien und vielfad ein 
frautige8 Broletariat zur Folge hatten. Die Zunahme ver Bevölkerung in den Städten betrug 
überhaupt immer faft doppelt foviel al8 die auf dem Lande, und nad) ber neueften Zählung hat 
Katleruhe 25,160, Manheim 25,667, Heidelberg 15,000, Freiburg 16,089, Pforzheim 
10,711, Lahr 6779, Bruchfal 8241 und Konftanz 7306 Ginwohner. Was die Bevölferungs- 
verihieenheit ver einzelnen Gegenden betrifft, fo ift ſie eine oft auffallend große und ſelbſt in 
Reiehung auf die vier Landeskreiſe noch; denn flanden ſich nad) ver Zählung von 1852 ver Ober: 


und Unterrheinkreis, ver eine mit 349,205 (68,420 Familien und 55,593 Bürger, und der anz 


tere mit 346,578 (72,140 Familien und 58,595 Bürger) Seelen ziemlich nahe, fo übertraf der 
Rittelrheinfreis mit 462,085 Seelen (91,596 Familien und 74,603 Bürger) den Seekreis mit 
klar 199,075 Seelen (58,030 Familien und 32,414 Bürger) noch um weit mehr als dieſe 
me Bevölkerumgszahl. Rückfichtlich ver Standesverſchiedenheit endlich ſtellte ſich das Verhaͤlt⸗ 
Sin der Volkozahl von 1849 fo heraus, daß ver Adel 420, die Landwirthe 113,634, die 
debwerker 99,788, die Tagelöhner 18,263 und die übrigen Stände 38,149 Familien zählten. 
Ya babifchen Adel aber bilden bie Fürften von Fürftenberg, Leiningen, Leyen, Löwenflein- 
Batkeim = Freudenberg und Lowenſtein⸗ Wertheim⸗ Roſenberg, die Grafen von Leiningen= 
ipkeim und Leiningen⸗Neudenau ald Standeöherren (die frühern Stanpeöherren von 
g und Salm= Krautheim haben 4812 und 1840 ihre Herrſchaften an den Staat 
verfasft), der Graf von Langenſtein als erblicher Landſtand, ſodann 13 Grafen, 55 Freiherren 
und Heben Erbadelige ald Grundherren, endlich gegen 100 unbegüterte Adelige. Die Zahl der 
Usitkeamten betrug 1849 im Minifterium des großherzoglichen Haufe und der auswärtigen 
Angelegenheiten 85 (miteiner jährlichen Beſoldungsſumme von 176,200 Gldn.) in dem der Juſtiz 
191 (mit 266,505 Sion. Befolvung), des Innern 530 (mit 561,812 Glon. Befoldung) und ver 
Bmaxzen 1142 (mit 1,440,067 Glon. Beſoldung), die der Benflonäre 290 (mit 393,898 Gldn. 
), zufammen alfo 2247 Seelen. Geiſtliche zählte man im Ganzen 1469 und Profefloren 

ur Lehrer ungefähr 2760. 
Baden war bid daher ein vorherrſchend Aderbau treibendes Land und noch jegt verhält 
de Zahl der Landwirthe zur übrigen Bevölkerung wie 2Y, zu 4. Betragen bie Waldun⸗ 
Mu und das Übrige, was nicht angebautes Erdreich ift, ein Terrain von 2,028,385 badischen 
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Morgen (etwa 153 deutſche OM.), fo umfaßt das bebaute an Gartenland 57,507, Weinbergen 
68,064 , Aderland 1,363,167 , Brad = und Reutefeld 113,459, Wiefen 406,613 und Wade: 
Tand 225,759, im Ganzen 2,214,566 badiſche Morgen. Gebaut werden an Getraidearten der 
Dinkel (Spelz) im Unterlande, der Waizen und Kernen tim Oberlande am meiften; alddann 
Gerfte und Hafer, Roggen, Hirfe, Mohn und Rundgetreide, ſodaß über 800,000 Morgen 
alljaͤhrlich mit Getreide und Hülfenfrüchten angepflangt werden, während der Kartoffelbau ge⸗ 
gen 175,000, die Olſaaten gegen 14,000, der Hanfbau 23,600, die Futterkräuter, Knol- 
len⸗ und Wurzelgemächfe 300,000, der Runkelrüben- und Tabadsbau (meift im Mittel - und 
Unterlande) 8500 und 16,500 Morgen einnehmen. Die gefammte Ernte erreicht nad Durch⸗ 
ſchnittspreiſen eine Schägung von 100,000,000 Gldn. und betrug 1854 an Getreide 868,051 
Scheffel im Werthe von 5,000,000 Glon., an Ölfaaten gegen 5600 Gntr., über 20,000 Gntr. 
Tabacksblätter und Babrifate, im Gefammtwerthe (na Abzug der Einfuhr gleichartiger 
Waaren) von 500,000 Glon. Der Weinbau, welder über alle befjern Gegenden des Landes ver- 
breitet ift und bie bekannten Seeweine, Markgräfler, Katferftuhler, Ortenauer und Tauberweine 
liefert, gewinnt in neuerer Zeit ungemein an Veredlung, wozu am Bodenfee namentlich Marf- 
graf Wilhelm von Baden beigetragen hat. Im Jahre 1847 belief fi der Herbftertrag auf 
812,000 im Werthe von 7,000,000 und im Jahre 1852 auf 302,000 Ohm im Werthe von 
3,000,000 ®ton., während die Ausfuhr von 1848 — 53 durchſchnittlich 455,000 Zollcent⸗ 
ner im Werthe von 1,500,000 ©lon. betrug. Diefem Acker- und Wiefenbau entſpricht auch 
die Viehzucht; denn nad der Aufnahme von 1852 erreichte ver Pferbeftand (mit Ausnahme 
der Militär= und Luxuspferde) die Zahl von 69,110 Stück, der Rindviehſtand aber beläuft fid 
auf 500,000 Stüd (ſodaß 1854 nod 27,000 Stück großen Viehes ausgeführt werben Eonn= 
ten), der Schafftand auf 300,000 Stüd mit einer jährlihen Ausfuhr (nad) Frankreich) von 
30,000 Stüd und der Schweineftand etwa auf 500,000 Stüd. 

In der Walveultur ift ebenfalls in neuerer Zeit viel gethan worden. Sämmtlide in 140 
Bezirköförftereien abgetheilte Waldungen ftehen unter einer forgfältigen Forſtwirthſchaft, uud 
während von 1834 — 55 die bedeutende Anzahl von 36,624 Morgen Waldes in Feld verwan- 
delt wurde, hat man auf der andern Seite 37,042 Morgen oͤder Flächen u. vergl. zu 
Wald angelegt. Bon ver gefammten Waldflaͤche (1,396,923 Morgen) aber find 240,244 
Morgen Domänen= und 675,242 Gemeindegut, 28,708 Morgen gehören einzelnen Eor- 
porationen und 417,605 verſchiedenen Privaten; der jährliche Walbertrag beläuft ih auf 
410 — 11 Mill., wobei der Holzhandel allein jährlih 3—A Mill. einträgt. Der Bergbau 
iſt bisher ziemlich beſchränkt geblieben, obwolnamentlid im Oberlande eine Menge alter Stollen 
fi finden, welde auf einen ſtarken Betrieb im Mittelalter fließen laſſen. Am bedeutendſten 
erweifen ſich die Eifengruben, indem fie ganz vorzügliches, doch lange nicht hinreichendes Eifen 
für ven Bedarf des Landes liefern. Der jährlihe Reinertrag der kupfer- und filberhaltigen 
Bleierze beläuft fih auf etwa 600 Mark Silber, 1000 Entr. Kupfer und 2000 Entr. Blei. 
Nach Steinkohlen (deren jährlicher Gewinn bisher zwifhen 50 — 100,000 Cutr. blieb) wird 
an verſchiedenen Orten gegraben, e8 verſprechen aber nur die berghauptener Gruben (bei 
Gengenbach) ein wachſendes Ergebniß. Dagegen tft Baden reich an Salz, indem die Salinen 
zu Dürrheim und Rappenau jährlih 350,000 Entr. (%, Rod: und Y/, Viehfalz) liefern, wo⸗ 
von 30— 40,000 ins Ausland gehen, ſodaß die reine Einnahme des Jahres ih auf 1,050,000 
Gldn. ſtellt. Noch reicher aber iſt das Land an Mineralquellen verſchiedener Art, welche eine 
Menge von Fremden während der guten Jahreszeit alljährlich Herbeiloden. 

Das inpuftrielle Gewerbwefen hat in Baden feit neuerer Zeit einen ungemeinen Aufjchm 
genommen, während die alten Heinen Gewerbe fehr in Abnahme gerathen find. Das Land zählte 
41847 in dieſen Kleingewerben ungefähr 48,000 Meifler (worunter allein gegen 15,000 ZBe= 
ber), Waarenhandlungen dagegen 7644, Wirthſchaften 6202, Bierbrauereien 1064 und e- 
treivemühlen 1862. Fabriken aber gab es fhon 41849 (da fie feit dem Zollvereine ſchnell ich 
mehrten) 335 mit 17,105 Arbeitern. Darunter zeichnen fi durd ihren großartigen Betrieh 
die Spinnerei zu Ettlingen, welche mit 1800 Arbeitern ein jährlihes Kabrifat vonmehr ara 
4,000,000 Ston. Werth liefert, dann die Rübenzuderfabrif zu Waghäufel mit 1000 Arbeitern 
und einem jährlichen Erzeugniſſe von 75,000 Enten. aus. Baumwollen-Spinneteien, Webereien 
und Drudereien befigt das Land 412, Tabacksfabriken 24, Gold- und Silberwaarenfabriker 
22, Seivenmanufacturen etwa 10, Wagen= und Mafchinenfabriken etwa ebenfo.viele, Baptex 
fabriken 28, worunter die bedeutende Flint ſche zu Freiburg, Wollenfabriken 18, Gijen-, Samnzex:. 
und Walzwerke 30, endlich Glas⸗, Cihorien-, Steingutz und Leverfabrißen zufammen etwa gg 


Baden (Statifit) 113 


de dahre 1849 berechnete man den Geſammtwerth der Fabrikate ver badiſchen Fabriken auf 
18,806,000 Gſdn. wovon 8,000,000 als Arbeitsverdienſt angenommen wurden. Von eigen⸗ 
Hänlihem Charakter und beſonderer Bedeutung iſt für den Schwarzwald bie (ſeit dem vorvoris 
genJahrhunbert ſchon eingeführte und familienweiſe betriebene) Holz= und Spieluhrenmacherei, 
deren Hauptpläge ſich in den AmternNeuftatt, Triberg und Hornberg befinden. Diefe Fabrika—⸗ 
tim beihäftigt 1568 Meifter und gegen 5000 Gehülfen , und der Werth des Verkaufs beläuft 
NG jährlich auf die Summe von 8— 900,000 Glon. Seit dieſem Auffchwunge der badiſchen 
Sabuftrie Hat ſich denn auch der (früher nicht bedeutende) Kandel im Großherzogthume überra⸗ 
ſchend gehoben. Die Lage deſſelben iſt ihm günſtig durch die Nachbarſchaft der Schweiz, durch bie 
natũtlichen Handelswege des Rheins, Neckars und Mainz, und durch Kunftftraßen, Eifenbahnen 
und Kreihäfen (Konftanz, Ludwigshafen, Sreiftätt, Leopoldshafen, Manheim und Heivelberg) 
hat man biefe Vortheile noch moͤglichſt zu ergänzen geſucht. Die Staatskaſſe verwendete von 1831 
— 54 fürdie Belebung des Handels und Verkehrs an Wafferftraßenbau, an Eiſenbahnen und Te- 
Iegrapfien im Ganzen 94,731,666 Glon. Die ji mitten im Lande kreuzenden Schienenwege aus 
her Schweiz nad) dem Norden und aus Frankreich nach dem Often, die überall zur Eifenbahn füh⸗ 
wenden trefflichen Straßen und die Dampfſchiffahrt auf dem Bodenſee haben das erfreulichſte 
Ecebutß gebracht. Beſonders ift der Speditionshandel im Gebeihen; ausgeführt aber werben 
namextlih Getreide, Wein, Tabad, Dt, gebrannte Wafler, Holz, Leinwand, Schlachtvieh und 
inländifge Fabrikate, wogegen die Einfuhr in fremden Weinen, Südfrüchten, Golonialwaaren, 
— Luxusartikeln, feinern Tüchern, Seidenzeugen, Ciſen, Stahl, Wolle und Baumwolle 


Berechnet man nun das Nationalvermögen des badiſchen Staats und Volks, fo ſtellt ſich 
hetaus, daß der Werth an bewirthſchaftetem und benugtem Lande pie Summe von 724 Mill. 
erteihe daß der Viehftand zu 35,000,000, Salz und Mineralien zu 22,500,000, Gebäude 
7 42,257,000, Straßen, Brüden, Eifenbahnen u. vergl. zu 60,000,000, ver Werth 
ber Gewerbe zu 170,000,000, das Mobiliarvermögen zu 34,000,000, bie im Auslande 
fehenben Belbcapitalien und auswärtigen Gefälle zu 8,000,000, das gefammte Nationalvermö- 
genalfo zu 1,593,600,000 Gidn. rhein. anzunehmen fei. Das Nationaleinfommen aber beträgt 
von Grund und Boden 85,000,000, vom Viehſtand 23,500,000 und vom Verkehr mit dem 
Ansiende 2 — 3,000,000 Glon., wovon aber die Gultur-, Fütterungs= u. dergl. Koſten 
mit drei Fünftel vom rohen Extrage abzuziehen find. Die ſäͤmmtlichen Communaleinnahmen 
det Gemeinden des Großherzogthums beliefen fid vor kurzem auf 17,400,000 Glon., wäh: 
ad bie Ausgaben (darunter für Kirchen und Schulen 617,680) nur 15,576,000 @lon. betru⸗ 
gen. Die Gemeindeſchulden erreichten die Summe von 12,234,300 Glon., wogegen das active 
Semmunalvermögen 101,204,978 Glon. ausmachte. Im Jahre 4850 ergaben fi an ſaͤmmtli⸗ 
— der Gemeinden 744,877,955 Glon., wovon 96,956,116 auf die Ausbür- 

ser lamen. 

A Baben befigt aber neben dem materiellen auch in geiftiger und moralifcher Beziehung ein 
fr teiches Nationalvermögen;; denn kaum wird fid ein anderer deutſcher Staat verhältnigmä= 
fa einer ſolchen Intelligenz und Bildung feines Volkes und folder Mittel und Anftalten für 
Cyehung, Bildung und Wohlthätigkeit erfreuen können, wie fie das Großherzogthum nach⸗ 
wit. An Gelehrtenſchulen ift es nur beinahe zu reich, da biefelben eine ſolche Menge junger 
fette zum Studiren verlodten, daß bie Regierung die Prüfungen überaus verſchärfen mußte, 
wu die vielen Anwärter auf Staatspienfte möglichft zurückzudrängen. Das Land befigt zwei 
Uniserfitäten, von benen die heibelberger, beſonders ausgezeichnet durch ihre Lehrerin der Mebicin, 
indem Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften, immer zwifchen 500 und 600 Stubenten (meiflens 
Ankländer) zählt, während bie freiburger felten über 300 aufweift (im Jahre 1850 hatte fie 
6). Sodann befigt Baden ſieben Lyceen, fünf Gymnaſien und drei Pädagogien; eine poly⸗ 
requiſche Schule, deren Ruf erfreulichft zunimmt, ſodaß ihre Schülerzahl feit kurzem von 300 
saf 400 (morunter gegen britthalbhundert Ausländer) geftiegen ift; ein Eatholifhes Priefter- 

„ein evangelifches und zwei katholiſche Lehrerfeminarien; ein Blinden - und ein Taub⸗ 
inftitut; eine Militärbildungsanftalt und eine Veterinärſchule; eine Maler-, eine Agri= 
llur=,mehre Gewerb⸗ und 24 höhere Bürgerfäjulen ; 13 weibliche Lchranftalten oder Toch⸗ 
‚ zahlreiche Privatlehrinftitute und envlich gegen 1900 Elementarfäulen, zufammen 

" dfomehr als 2000 Erziehungs= und Bilbumgsanftalten. Daneben befteht theils in Verbin⸗ 
Kung mit ben beiden Univerfitäten und andern Schulen, theils unabhängig von ihnen eine große 

Saatd+Eesiton. L. 8 


114 Baden (Statiftif) 


Zahl von Anftalten fire Wiſſenſchaft, Kunft und Alterthum, namentlid drei bedeutende Biblio— 
thefen (mit beträchtlichen Sandfchriften und Antiquarien), welche zufammen wenigftens 355,000 
Bände enthalten; ferner gegen 30 weitere Bibliotheken von Belang, viele naturwiflenfhaftliche 
Anftalten und Sammlungen (worunter drei botaniſche Gärten); zwei Gemälvegalerien und 
zwei fländige Hofthenter (zu Karlsruhe und Manheim); endlich mehre Zeitfhriften und eine 
Reihe von Zeitungen und Localblättern. Alles aber übertreffen das Stiftungsweſen und Die 
Wopithätigkeitöpflege. Baden zählt (aufer einer Menge von gewöhnlichen Armenhäufern, von 
Vereinen für Gefangene und verwahrlofte Kinder, für Witwen und Waifen, Arbeitd- und 
‚Heimatlofe) 95 Orts⸗ und Bezirföfpitäler, deren Gefammtvermögen ſich auf etwa 8,180,000 
Gldn. beläuft, und bejlgt ein Stiftungdvermögen von mehr ald 82 Mill., welches faft täglich durch 
neue Stiftungen vermehrt wird. ie 

OD. Die Staatöverwaltung. Übergehend zur Darftellung ver badiſchen Staatsver⸗ 
waltung, haben wir zunääft dad unmittelbar unter dem Landesfürſten ſtehende Geheime Ca⸗ 
Binet aufzuführen, mit deſſen Leitung ein Cabinetstath betraut ift und welches die unmittel- 
baren Entſchließungen, Befehle und Anoronungen bes Großherzog, namentlich die Gnaben= 
ſachen ausführt und feine hauptſächliche Thätigkeit durch die Audienzen erhält. 

Das Stastöminifterium, befichend aus einem Staatsminifter und vier Minifteriumsprä- 
Adenten unter dem Vorſitze des Großherzog, bilvet die oberfte Behörbe ver Staatsverwaltung 
und hat in feinen Gefhäftökreife die Vorberathung aller Angelegenheiten der Verfaflung und 
Gefeggebung, die wichtigern Angelegenbeiten des Deutfchen Bundes und der Stanbeöherren, bie 
Berhandlungen mit den beiden Kammern ver Landſtände, die organifhen Verordnungen und 
deren authentifche Interpretation, alle Competenzftreite zwiſchen Juſtiz⸗ und Apminiftrativftel- 
Ien , Die Beſchwerden über die Minifterien und endlich die Oberaufficht über ſämmtliche Landes- 
gerichte und Verwaltungsbehörden. Die unter dem Staatöminifterium ſtehenden Gentralbe- 
hörden ſind die fünf Departementsninifterien: 4) des großherzoglichen Hauſes und der außwär= 
tigen Angelegenheiten, 2) der innern Angelegenheiten, 3) der Finanzen, 4) der Militärfachen, 
5) der Juftiz. Dazu kommt 6) die Oberrehnungsfammer mit dem Range eines Minifterums 
und mit Sig und Stimme ihre Präjiventen im Staatsrathe. 

Der Geſchäftskreis des Minifteriums des großherzoglihen Hauſes und der auswärtigen 
Angelegenheiten umfaßt die Handhabung und Wahrung der politifchen Intereflen des Staats 
und regierenden Hauſes, befonderd die diplomatifchen und Bundesſachen. Unter ihm flehen : 
4) die großherzoglichen Befandtfchaften beim Deutſchen Bunde, in Baiern, Ofterreih, Preußen 
(zugleich für Hannover), Würtemberg (zugleich für die Schweiz) und in Frankreich; 2) die Han⸗ 
velBconfulate zu Bremen, Hamburg, Amfterdam, Antwerpen, Rotterdam, Oftende, Stras- 
Burg, Bordeaux, Havre, Lyon, Marfeille, Nizza, Liffabon, Neapel, Trieft, Petersburg, Lon- 
don, Liverpool, Neuyork, Neuorleans und Rio de Janeiro; 3) die Anminiftration der Ber- 
Eehröanftalten oder die Divection der Poſten und Eifenbahnen, welche die Generalpoſtkaſſe, wie 
Infpeetionen des Eifenbahntransport3, ver Gifenbahnmagazine und Werkftätten, die Poſt- und 
Eifenbahnämter unter ſich Hat. 

In den weiten Geſchäftskreis des Minifteriums des Innern gehören neben den organifa= 
tionsmäßigen Geſchäften der Innern Verwaltung die den Geſammtſtaat berührenden Stiftun- 
gen und Anftalten, die Generalmitwen= und Brandaffecuranzkaffe, vie Gratials und Armen- 
fonds, Badeanftalten und Irrenhäufer. Die dem Minifterium untergeorbneten Behörden und 
Anftalten find: 4) der evangelifhe und ver katholiſche Oberfirchenrath für die Verwaltung der 
Gultus= und Kirchenvermoͤgensſachen, jeder befonbers mit einem Director, und für bie Iinter- 
tihtöangelegenheiten gemeinfchaftlich als Oberftubienrath, ebenfo mit einem Director; unter 
ihnen ſtehen alfo die Defanate, Schulen, Stiftsſchaffneien, Stiftungsverwalter; 2) ie Sani= 
taͤtscommiſſion als oberaufſehende Behoͤrde in Medicinalfachen, unter welcher die Amtöphyjicate 
und Amtschirurgate ftehen; 3) die Oberbirection des MWafler- und Straßenbaus, welcher die 
Waſſer⸗ und Straßenbezirköinfpectionen, die Waſſer- und Straßenbaufafle und die Eiſenbahn⸗ 
centralfaffe untergeordnet find; 4) das Generallandesarchiv mit den ältern Acten bis 1806, mit 
fämmtlichen ven Staat betreffenden Urkunden bis zur Gegenwart und mit einem reihen Schage 
hiſtoriſcher Archivalien; 5) der Verwaltungsrath der Generalwitwen- und Brandkafſe; 
6) die Gendarmerie, welcher die Handhabung der oͤffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
im Lande obliegt; 7) die Centralſtelle für die Landwirthſchaft, unter der dad Landesſsge- 
ſtüt und Die landwirthſchaftlichen Schulen zu Gochburg und Karlsruhe ftehen; 8) der Ober- 
rath der Ifraeliten, welcher unter dem Vorfige eined landesherrlichen Commiſſars die reli— 
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Shen, kirchlichen und weltligen Angelegenheiten ver Ifraeliten zu leiten Hat; 9) die Landes⸗ 
uerfitäten; 10) die Heil: und Pflegeanftalten zu Pforzheim und Illenau , die polizeiliche 
Lerwahrungsanſtalt zu Kißlau und das allgemeine Waiſenhaus zu Lichtenthal. 

Das Finanzminiſterium, die oberfte Leitungs= und Auffihtöbehörbe über alle Finanz⸗ 

jaden bed Staats, hat unter fi: A) die Gentralfaflen zu Karlsruhe, Manheim und Breiburg ; 
die Amortifationd=, Zehntfhulden- und Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe; 3) die Hofpomä= 
uesfonmer, ald Berwaltung ver ſämmtlichen Domänen (337 Gebäude zu 2,829,316 Gldn. ver= 
auſchiagt, 47,547 Morgen an Grundſtücken und 66,633 Glon. an Gefällen, mit einer Rein- 
einnahme von 592,963 Glon.); A) bie Direction der Forſte, Berg- und Hüttenwerke, über 
110 Bezirköförftereien (mit 243,352 Morgen Wald) und 40 Berg- und Hüttenämter (mit 125 
Gebäuden von 1,102, 334 Gldn. Werth); 5) die Steuerdirection für alle directen und indirer- 
ten Steuern, über 34 Obereinnehmereien und die Salinenverwaltungen zu Dürrheim und 
Rappenau; 6) die Zolldirection mit fieben Hauprzoll= und neun Hauptfteuerämtern; 7) bie 
Vandirection mit 44 Bezirksbauinfpectionen; 8) die Münzverwaltung zu Karlsruhe. Das 
bediſche Finanzweſen zeigt und folgende Ergebniffe: Nach Abzug der Betriebskoſten werben für 
Ws Budget von 1856 — 57 je aus den Domänen 1,184,881 , Forſten 1,437,04 1, Hütten 
nud Dergwerken 786,443, aus den Steuern 6,567,800, Salinen 1,340,683, Zöllen 2,798,763 
und vernifchten Ginnahmen 1,345,229, im Ganzen alfo 15,460,842 Glen. gewonnen. Es 
fallen daber auf jeden Kopf an Steuer 8 Glon. Die orventligen Ausgaben betrugen für 
1856 die Summe von 15,625,380 und für 18577 die etwas geringere von 15,615,094 Glon. Die 
Verwaltung des Minifteriums des Innern koſtet 3,687,035,, jene des Kriegäminifteriums 
249,465, die bed Juftigminiftertums 936,123 und die des Zinanzminifteriums felbft 
2,244,779 Glon. Die badiſche Staatsſchuld, welche zur Beſtreitung der Staatöbebürfniffe all- 
wälig angehäuft werben mußte, belief fid im Beginne des Jahres 1856 auf die bedeutende 
Summe von 35,747,697 Gldn., wovon für den Domanialgrundftot 12,000,000 und ald Ba= 
viergelö 3,000,000 unverzinslich verblieben find. Daneben betrug damals die Eiſenbahnſchuld 
40,580,493 Glon.; die gefammte Staatsſchuld des Großherzogthums erreichte fomit die Summe 
von 76,328,190 Glon., welche zu ihrer Berzinfung und vertragsmäßigen Tilgung über 10 Proc. 
aler Staat3ausgaben mit 1,479,162 Glon. erfovern. Die Amortifationskafle für die erftere 
keiter Staatsſchulden beſaß am 1. San. 1850 6,819,859 Glon. Activa. 

Dad Kriegsminifterium bilvet unter feinem Präfiventen ein Collegium, welches aber 
zut &efhäftsfügrung in drei Sectionen zerfällt, von denen bie militäriſche das Perfonelle der Of⸗ 
fjiere und Maunſchaft, die Recrutirung, das Ausrüftungs- und Übungswefen, die Militärbil- 
Iumgöanftalten, die Bunvesmilitär- und Seftungsangelegenheiten, bie dkonomiſche die Trup⸗ 
Fenzerpflegung,, dad Bau⸗, Sanitätö= und Gospitalwefen, die Quartier und Marſchſachen, 
de juriſtiſche Die Nechtögefhäfte des Minifteriums, die Heiraths-, Penſions⸗ und Gna⸗ 
derſachen beförgt; letztere bildet unter Beizug eines Auditors auch das Militärobergericht in 
Strafjahen der Kriegsbeamten und unter Beizug von drei Civiljuſtizbeamten als Oberkriegs⸗ 
gericht die zweite Inſtanz in Civilſachen der Militärperfonen. Unter dem Kriegsminifterium 


‚ Rem: 4) die Zeughausdirection, 2) dad Montirungscommiffariat, 3) die Hauptmagazinver⸗ 


miltung, 4) die Baudirection, 5) die Sanitätsirertion, 6) die Hauptfriegsfafle, 7) die Milt 
rzitwenfafle, 8) die Recrutirungsoffiziere, 9) bie Kaſernen⸗ und 10) die Hospitalverwal⸗ 
tagen. Das badiſche Militärwefen hängt von ven Beſtimmungen der Deutſchen Bundesver⸗ 
ſcaulung ab. Das Gontingent des Großherzogthums beträgt nad ber Bundeömatrifel von 
1843, worin die Einwohnerzahl deſſelben auf 1,000,000 angenommen worben (was für alle 
Bunbesleiftungen maßgebend If), für den Fall des Kriegsfußes 45,000 Dann und zur Erſatz⸗ 
namfhaft 1667, im Banzen aljo (ohne die Nichtſtreitenden) 16,667 Mann. Diefe bilden bie 
weite Diviſion des achten Armeecorps der deutſchen Bundesmacht. Hierzu ſtellt die Infanterie⸗ 
Birifion vier Regimenter je zu drei Bataillonen, ein Grenadierregiment zu zwei Bataillonen, an 
Füßlieren brei und an Zägern ein Bataillon (zufammen 11,176 Mann), die Cavalerie aber 
deei Regimenter in einer Brigade (zufammen 1875 Mann) und die Xrtilferte ein Regiment zu 
ege Batterien (zufammen 1768 Dann), wozu eine Gompagnie Pioniere (zu 150 Mann) und 
der Generalſtab (mit 25 Mann) fommen. Der Brievensfuß dagegen verlangt in Baden nur 
764 Maun, welche vier Infanterieregimenter zu 48 Compagnien, drei Dragonerregimenter 
WIRShwahronen, ein Artillerieregiment (mit einer teitenben, vier duß⸗ und zwei Feſtungsbat⸗ 
kin), eine Pioniercompagnie, eine Zeughausarbeiter⸗ und eine Invalidencompagniebilven. Das 
8’ 
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Militãrbudget für die beiden Jahre 1856 und 1857 weift nach an Staatsaufwand für den laufen= 
den Dienft (ganz glei) 2,193,217 und für früher geleiftete Dienfte dort 267,244 und hier 
255,545, für Benfionen dort 254,198 und hier 242,499 Glon. 

Das Zuftizminifterium umfaßt in feinem Geſchäftskreiſe die Aufſicht Über die Juſtiz⸗ 
adminiſtration überhaupt (nur daß ihm Feine Einwirkung auf die einzelnen Rechtsſachen zu: 
ſteht), Die unmittelbare Leitung über das Lehnweſen, die Amtöreviforate und Strafanſtalten; 
unter ihm ftehen pas Oberhofgericht zu Manheim und die Hofgerichte der vier Landeskreiſe zu 
KRonftanz, Freiburg, Brucfal und Manheim. Was die Rechtspflege betrifft, fo bilden in bürz 
gerlichen Sachen die Stabt- und Bezirksämter die erfle, Die Hofgerichte die zweite und das Ober⸗ 
Hofgeriht die britte Inftanz, während in Straffachen alle Unterſuchungen durch die Bezirfsäm- 
ter (und Aubitorate) geführt werben und die Aburtheilung nad) den Competenzbeftimmungen 
des Geſetzes von 5. Febr. 1851 durch Schmwurgerichte, Hofgerichte und Bezirksaͤmter gefhleht, 
und der Recurd von legtern in bie Hofgerichte und von biefen an das Oberhofgericht, wie an 
dieſes auch Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ſchwurgerichtliche Urtheile. Bei Vorunterfuhungen 
wirken die Staatsanwälte nicht mit; bei ſchwurgerichtlichen Sachen beginnt ihr Ami erft nad 
Beendigung der Vorunterſuchung, bei hofgerichtlichen aber, wenn eine mündliche Schlußvers 
Handlung ftattfindet. Befreite Gerichtsftände gibt e8 weder in bürgerlichen noch Strafſachen; 
das Militär aber hat feine befonbern Gerichtsbehoͤrden. Zur Statifti der Rechtspflege erſchei⸗ 
nen durch das Juſtizminiſterium von Zeit zu Zeit Überfiten der Eivil= und Criminalrechts⸗ 
pflege, deren man bereitd für 1829 — 47, 1840 — 43 und 1852 beitgt. 

Mas endlich die Firchliche Verwaltung betrifft, fo umfaßt die evangelifche Landeskirche, an 
deren Spitze der Großherzog ſteht und welche durch den evangelifchen Oberkichenrath (worin 
der erfte der Räthe ven Titel „Prälat‘ führt) geleitet wird, 329 Kirchengemeinden mit 369 Fi⸗ 
lialen. Diefe werden in 28 Diöcefen getheilt und von deren Dekanen beauffitigt und zählen 
456 Kirchen und Kapellen und A16 Geiſtliche. An ven Dekanatöfigen werben von ven Kirchen⸗ 
älteften alle drei Jahre Specialſynoden abgehalten; die Generalfonode repräfentirt aber bie ges 
fammte evangelifhe Landeskirche; die jüngfte ift 1855 abgehalten worden und hat bie Ianveöherr: 
lie Sanction 1856 erhalten. Die Kirchen und Schulvifitationen finden alle zwei Jahre ftatt. 
Der evangelifche Eultus koſtet dem Staate jährlich 40,000 Glon. An der Spige ver katholiſchen 
Kirche fteht ver Erzbifhof zu Freiburg (Metropolit der oberrheiniſchen Kirchenprovinz) mit 
feinem Domcapitel; fie zählt 734 Kirchengemeinden und 2702 Filiale mit 1111 Kapellen, 
melde in Landcapitel oder bifchöfliche Dekanate eingetheilt find und durch 1053 Geiſtliche ver- 
fehen werben. Die katholiſchen Schulen, deren es in 1252 Gemeinden und 75 Schulvifitaturen 

. 1509 gibt, ftehen unter dem Oberkirchenrathe. Diefem liegt auch vornehmlich die ftaatlihe Lei⸗ 
tung der Externa ob, worin er aber, wie in allen wichtigen Sachen, von ven Beſchlüſſen des 
Minifteriums des Innern abhängt. An der Spige der ifraelitifhen Kirche, welche 15 Bezirks⸗ 
— zählt, ſteht der Oberrath, deſſen Geſchäftskreis unter das Miniſterium des Innern 
gehoͤrt. 

Die bedeutendſten und empfehlendwertheften Werke über das Großherzogthum Baden im 
Allgemeinen wie über größere Theile deſſelben find in hronologifher Ordnung folgende: 
Schoͤpflin, „Historia Zaringo-Badensis” (7 Bbe., Karlsruhe 1765— 66), und fein Über- 
feger und Ergänzer Sachs, „Einleitung in die Gefchichte der Markgrafſchaft Baden“ (5 Bve., 
Karlsruhe 1764 — 73); Mofer, „inleitung in das marfgräflih badiſche Staatsrecht' 
(&ranffurt und Leipzig 1772); Gerbert, „Histor. Silvae Nigrae” (5 Bde., St. Blaflen 
1783 — 88); Kreuter, „Geſchichte der vorberdfterreihtfchen Staaten” (2 Bde. St.= Blafien 
1790); Neugart, „Episcopat. Constantiensis" (Thl. 1, St. Blaften 1803; Thl. 2 wird 
gegenwärtig zum Drude vorbereitet); Müller, „Geographiſch- ſtatiſtiſch-topographiſche Be: 
ſchreibung des Kurfürſtenthums Baden” (Karlöruhe 1804); Kolb, „Hiſtoriſch-ſtatiſtiſch⸗ 
topographifches Lexikon über das Großherzogthum Baden” (3 Bde., Karlsruhe 1815—16) ; 
Drais, „Geſchichte der Regierung und Bildung von Baden unter Karl Friedrich (2 Bbe., 
Karlsruhe 1816 — 18); Derfelbe, „Gemälde über Karl Friedrich, den Markgrafen, Kurs 
fürften und Großherzog” (Manheim 1828); Pfiſter, „Geſchichtliche Darftellung der Staats: 
verfaffung des Großherzogthums Baden und der Verwaltung veffelben” (2 Bde. Heivelberg 
1829); Beuniſch, „Geographiſch-ſtatiſtiſch-topographiſche Beſchreibung des Großherzogthums 
Baden“ (Heidelberg 1833); Bader, „Badiſche Landesgeſchichte von ven älteften bis auf unfere 
Beiten" (Kreiburg 1836); Derfelbe, „Das badiſche Land und Volk”, Zeitfährift (5 Bde., 
Greiburg 1839 — 56); Münd, „Geſchichte des Haufes und Landes Fürftenberg” (3 Bde. 
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Anden mb Leipzig 1829 — 52); Fikler, Geſchichte des Haufes Fürftenberg” (Karlsruhe 1847); 
«übe, „Geſchichte der Grafen von Wertheim” (2 Boe., Frankfurt 1843); Mayer, „Bei— 
mige zur Geſchichte des badiſchen Civilrechts bis zur Einführung des neuen Kandredits” 
(Cellenne 1844) ; Häufler, „Geſchichte ver rheiniſchen Pfalz nach ihren politifhen, kirchlichen 
and Üiterarifchen Verhältniffen‘‘ (2 Bde., Heidelberg 1845); Mone, „Urgeſchichte des babifchen 
Lendes bis zu Ende des 7. Jahrhunderts” (2 Bde., Karlsruhe 1845); Vierordt, „Geſchichte 
der Reformation und der evangelifhen Kirche in Baden’ (2 Bde., Karlsruhe 1847 — 56); 
Renling, „Gefhichte der Bifhdfe zu Speier” (4 Bde. Mainz 1852 — 54); Schödlin, „Ge 
ſhichte der Großherzogthums Baden unter der Regierung bed Großherzogs Leopold” (Karlsruhe 
1855); Heuniſch und Baber, „Das Großherzogthum Baden hiftorifch = geographifch-ftatiftifch- 
topographiſch· (Heidelberg 1857). Hierzu kommen die offlciellen Protokolle beider landſtändi⸗ 
Then Kammern und das großherzogliche Regierungsblatt, fodann die Beiträge zur Statiflif ver 
Imem Verwaltung des Großherzogthums Baden, herausgegeben vom Minifterium des Innern 
(brarheitet durch das neuerrichtete Statiftifche Bureau) und vie Zeitfchrift des großherzoglichen 
Landedarchivs, worin die hiſtoriſchen Urkunden deſſelben (bearbeitet von Mone, Dambacher und 
Baer) bekannt gemacht werden. 3. Baber. 
Baden als eonftitutioneller Staat. (Bapifhe Verfaffung und Verfaſſungs⸗ 
gelhiäte, badiſche Landſt ände.) In ben letzten Tagen ber Regierung des Großherzogs 
Karl, dld deffen fichthar dahinſchwindende Lebenskraft hereitö den nahenden Tod verkündete, 
erhoben ih, anfangs Ieife, bald aber laut, die beunruhigenpften Gerüchte über eine bevor= 
frbenbe Ländertheilung Badens. Von verſchiedenen Seiten drohte man mit Geltendmachung 
wol fon früher zur Sprache gebrachter eventueller Anfprüche oder noch der Entſcheidung ge 
iger Borhehalte, und Baiern zumal mar e8, welches, einerfeits auf die im Nieder Vertrag 
von Ofterreih erhaltenen, doch bisher noch unerfüllt gebliebenen Zufiherungen und auf die vom 
Großherzog Karl beim Übertritt zur großen Allianz wider Frankreich eingegangenen eventuellen 
Verplistimgen, anbererfeitö auf eine alte ſponheimiſche Erbeinfegung geftügt, einen großen 
Dell des badiſchen Landes theils unbedingt, theils für den Fall, daß Großherzog Karl ohne 
minnlihe Leibeserben ftürbe, ganz unverhohlen in Anfprud nahm. Mit Entichloffenheit und 
Haft hatte der Franke Fürft ſolche Anfprüde zurückgewieſen und mit edler Zuverficht von der 
vhrſſchen Übermacht ver Gegner an vie moralifhe Gewalt der öffentlichen Meinung appellirt, 


‚ upfolde Appellation hatte auch den entſprechendſten Eingang gefunden bei allen Denkenden 


Inder Nation und auswärts. Doch fhien noch räthlich, das eigene, von Zweifeln, Beforgniffen 
und miberftreitenden Gefühlen zerriſſene, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft mit unftäten 
Al durchirrende, dem größern Theil nad) erft feit kurzem Baben angehörige Volk durch ein 
neneh feftes Band an das Regentenhaus zu Enüpfen und mit Begeifterung für deſſen etwa nd= 


: ige Vertheidigung zu erfüllen mittels der lebendigen Idee eines gemeinjamen Vaterlandes. 


a diefem Sinne warb ihm eine landſtaͤndiſche Verfaffung verliehen (unterm 22. Aug. 1818) 
amd die Zeit der Eröffnung bes erſten Landtags auf den 1. Febr. 1819 feftgefeßt. 
Dieſe urſprünglich zwar bloß octroyirte, doch durch den ihr gewordenen jubelnden Empfang 
ia ande und durch die thatſãchlich ausgeſprochene und auch eidlich bekräftigte Zuflimmung der 
anf einberufenen Stände und aller nahgefolgten Kammern ihrem Hauptinhalt nad) (mithin 
wbefhabet der Anfprüche auf Vervollftändigung, zeitgemäße Fortbildung ober wenigftend dem 
it in Ganzen einwohnenden @eift eniſprechende Auslegung) mit dem Charakter einer vertrags⸗ 
wife zu Stande gefommenen beffeivete Verfafſung trägt in ihren Grundbeftimmungen das 
Sepräge rein eonflitutioneller, d. 5. dem echten Repräfentativfoftem huldigender Ideen, doch 
frrilich auch vermiſcht mit unlautern, theils der Angſtiüchkeit, theils dem abſolutiſtiſchen oder 
ven ariſtokratiſchen Intereſſe dienenden Zufägen und nähern Beſtimmungen, welche mehr⸗ 
wald Dasjenige, wa die allgemeinen Verheißungen beſagen, wieder zurücknehmen ober weſent⸗ 
beſgraͤnken, oder der ungünſtigſten Deutung preisgeben und durch alles Dies den Beweis mit 
#4 führen, daß der urfprünglihe, fiherlih einem eben, edit liberalen Geiſt entfloffene 
unter den Händen einer eiferfüchtigen Camarilla ober eines Gollegtums von Hof⸗ 
Verſtümmelung und Abänderung erfahren Hat. Eine kurze Zufammenftellung der 


‚ Änentfamern Ärtikel dieſer Verfafſung wird ſolches freilich auf noch mehr al eine andere an= 
| wendbare Urtheil rechtfertigen. 


„Das untheilbare und unveräußerliche Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil bes 
Bundes. Alle organiſchen Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche die verfaſſungs⸗ 
riige n Verhaltniffe Deutfchlands oder bie Berhältniffe veutfcher Staatsburger im Allgemeinen 
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betreffen, machen einen Theil des badiſchen Staatsrechts aus und werden für alle Glaffen von 
Zandedangehörigen verbindlich, nachdem ſie von dem Staatöoberhaupt verfündet worden find.“ 
($.1—3.) Hier fragt e8 ih freilih: Was jind organiſche Beſchlüſſe, und welche Bewandtniß 
hat es mit Befhlüffen, welche nicht zu den organifchen zu zählen find oder die von denſelben noch 
weiter gefoberte Eigenſchaft in Bezug auf ihren Gegenftand nicht haben? Die in $. 14 ver 
Schlußacte enthaltene Begrifföbeftimmung von organifhen Einrihtungen gibt hierüber feinen 
Aufſchluß. Auch entfteht dabei nothwendig die Frage: Wie verhält es fi im Allgemeinen mit 
denjenigen Befchlüffen, wozu nad) ver Bundes= oder Schlußacte Stimmeneinhelligfeit erfoder⸗ 
lich iſt, demnach auch der badiſche Gefandte mit einftimmen muß, damit fie Gültigkeit erlangen? 

„Der Großherzog ($. 5 und 6) vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie 
unter den in biefer Verfaflungsurkunde feftgefegten Beſtimmungen aus. Seine Perfon ift hei⸗ 
lg und unverleglid). Das Großherzogthum hat eine ſtändiſche Verfaſſung.“ Der erfte dieſer 
Säge, entfloffen dem in der neueften Zeit aufgeftellten fogenannten „monarchiſchen Princip", 
auch ziemlich gleihlautend mit Art. 57 der wiewol fpätern Schlußarte, wird allerdings 
durch den legten Sag In feiner praftifchen Bedeutſamkeit befhränkt; aber bei ver Zufanmıenz 
ftellung der beiden Säge entflehen die theoretifchen Fragen: ob eine wirflihe Vereinigung aller 
Rechte der Staatögewalt in der Perfon des Monarchen verträglich ſei mit der Theilnahme der 
Stände an den wefentlichften jener Rechte, namentlich an der Gefeggebung und felbft au an 
der Verwaltung, und vb indbefonvere die gefeggebende Gewalt zu ihrer Vollſtändigkeit nichts 
Weiteres brauche als die Initiative und die Sanction? Eine weitläufige Exdrterung dieſer Fra⸗ 
gen würde jedoch zum bloßen Wortftreit führen. 

„Die Landſtände find in zwei Kammern abgetheilt” ($. 26); doch hat bei dieſer faft in allen 
Conſtitutionen vorfommenden und von ben in der Literatur wie in der Politik vorherrſchenden 
Stimmen hoch gepriefenen Einfegung bie badiſche Verfaſſung einige merkwürdige Cigenthüm⸗ 
lichkeiten. Die erfte Kammer befteht, außer ven Prinzen des Haufes, den Häuptern der ſtandes⸗ 
herrlichen Familien, dem Eatholifchen Landesbiſchof und einem evangelifchen Prälaten und den 
vom Großherzog beliebig (und zwar in der Regel nur für je einen Landtag) zu ernennenden 
Mitgliedern (deren Zahl jedoch nicht größer als acht fein darf), auch noch aus acht Abgeordneten 
des grundherrlihen Adels und aus den Deputirten ber zwei Landesuniverfitäten; die zweite 
Kammer aus 63 Abgeorbneten der Städte und Amterbezirke. Durch die völlige Ausſchließung 
des grundherrlichen Adels von dem activen und paſſiven Wahlrecht für die zweite Kammer wird 
dieſe letztere zum rein demokratiſchen Element, wogegen das in der erſten Kammer allerdings 
obwaltende ariſtokratiſche Element gemildert wird und nad) Umſtänden neutraliſirt werden mag 
durch die Abgeordneten der Landeduniverſitäten und die vom Großherzog ernannten Mitglieder, 
vondenen nämlich die erfien naturgemäß zu demokratiſchen Principien ſich Hinneigen und Die letz⸗ 
ten das monarchiſche Intereffe zu vertreten haben. Diefen Beſtimmungen ift wol großentheils 
die in ber zweiten Kammer feit ihrer Entftehung (mit nur kurz dauernden Ausnahmen) vor= 
herrſchend gebliebene demokratiſche, d. h. der Volfsfreiheit und den Volksrechten befreundete 
(20% immer fireng innerhalb der Grenzen ver Gonftitution fi) haltende) Richtung zugufchrei= 
ben, welche indeflen bie durch Die Verfafjung erlaubte Wahl von Staatsdienern (deren von An⸗ 
beginn ſtets eine große Zahl erwählt warb) in eine minifterielle zu verwandeln allzu leigt im 
Stande ift, während in ver erften Kammer die acht vom Großherzog ernannten Mitglieder (zu- 
mal wenn fie aus dem Abel genommen werben) nicht ſtark oder doch meift nicht geneigt genug 
find, eine compacte ariſtokratiſche Oppofition der Standed- und Grundherren zu neutraliſtren. 
Diefe legtgenanuten Herren find mit dem 21. Iahre ſtimmfähig und mit dem 25. wählbar. 
Die Wahl gilt jedesmal für acht Jahre. Die Mitgliever der zweiten Kammer dagegen müſſen 
mindeftens 30 Jahre alt fein. Sie werben von frei aus den Bürgern des Diftrictd zu erwäh- 
Ienden Wahlmännern (melde 25 Jahre zählen müffen) nad einer mit Umſicht verfaßten 
Wahlordnung ermäßlt, müſſen einer ver drei chriſtlichen Gonfeffionen angehören und 
10,000 Glon. Steuercapital befigen. Sie werden aufacht Jahre ernannt, und alle zwei Jahre wird 
die Kammer zu einem Viertel erneuert. Alle zwei Jahre muß auch eine Ständeverſammlung ftatt= 








finden. ($. 26—46.) Es befleht ein Ianbftändifcher Ausfhuß, deſſen Wirkfamkeit jedo fehr | 
beſchränkt und in der Regel nur auf die Prüfung der Amortifationskafferehnungen, ausnahms= | 
weife aber auch auf Gontrahirung Fleinerer und dringenberer Anlehen ſich beziehend it. ($. 54, 


57,63.) Über alle viefe Beftinmungen, fowie über die Verfügungen, daß der Großherzog den 
BPräfiventen der erfien Kammer ernennt, jenen ber zweiten aber aus drei ihm vorzuſchlagen den 
Candidaten erwählt, daß er die Stänbeverfammlung einberuft, vertagt und auflöfen kann, Daß 
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Ye Abgeordneten Eeine Inftructionen von ihren Gommittenten annehmen und feinen Stellverz 
inter ernennen dürfen, und mehre andere wollen wir, da ſolche Beftimmungen theils minder 
wigtig, tHeild in der Regel vorfommend, nichts Weiteres bemerken. Auch die von ver Wirkſam⸗ 
kit der Stände handelnden Paragraphen (55—67) und jene, welche die Formen der Berathungen 
mgeln (6. 68— 78), jind großentheils übereinftimmend mit den entſprechenden Artikeln der franz 
zöfihen Gharte, nur genauer angepapt ven Verhältniflen des kleinern badiſchen Staats, mit 
unter aud einige beſondere Eigenthümlichfeit darbietend. So iſt zwar für den Großherzog bie 
Beftiegung einer Givillifte (welche ohne Bewilligung der Stände nicht erhöht und ohne Bewil⸗ 
ligung des Fürften nicht gemindert werden kann) verordnet und der überjhüfjige Extrag der 
Domänen der Beſtreitung der Staatslaften gewidmet, auch die Veräußerung von Domänen 
ohne Zuftimmung der Stände verboten, doch folde Domänen ph zum Patrimonialeigen- 
thum bed Regentenhauſes erklärt worden. Das Auflagengefep fol jeweils für zwei Jahre ges 
geben und mit dem Staatsbudget auch bie detaillirte Nahmwelfung über die Verwendungen in 
ber lezwerfloſſenen Budgetsperiode vorgelegt werben. Die Stände können die Steuerbewilligung 
nicht an Bedingungen fnüpfen. Im Falle der Auflöfung dürfen die alten Steuern noch ſechs 
Monate nach Ablauf der Verwilligungszeit forterhoben werden. Finanzgeſetze gehen zuerft an 
die peeile Kammer und Eönnen erft, wenn fie von diejer angenommen worden, an bie erfte Kam⸗ 
mer zur Abſtimmung über Annahme oder Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung ge= 
bradt werden. Tritt die Mehrheit ver erften Kanımer dein Beſchluß der zweiten nicht bei, fo 
werten bie Stinmen beider Kammern zufannmengezählt und nad der abfoluten Mehrheit folder 
jufanmengezählten Stimmen ver Stänbebefchluß gezogen. Die beiden Kammern können weber 
im Ganzen noch durch Gommifiionen zufammentreten, ſondern haben ſich nur gegenfeitig ihre 
Beſchlüſſe mitzutheilen und ftehen fonft nur mit dem Staatöminifterium in unnittelbarer Ges 
ſcäͤftsberührung. Deputationen dürfen fle nur, jeve beſonders, nad) eingeholter Erlaubniß an 
den Großherzog aborbnen. Die Sitzungen beider Kammern find öffentlich (eine Föftliche Be: 
fiewung, welche jedoch dadurch in ihrer Wirkung gefhmälert wird, daß nicht nur auf das 
Begehren ber Regierungscommiffarien,, wenn diefelben geheime Eröffnungen machen wollen, 
jondern auch auf das Verlangen von drei Mitgliedern, wenn venfelben ein Viertel der Übrigen 
Ritglieder Beitritt, die Sigungen in geheime verwandelt werben müffen). Nur die landesherr⸗ 
liden Commiſſarien (in jeder Sigung haben biefelben Zutritt) und die Berichterftatter ber Com⸗ 
niſſionen dürfen geſchriebene Reden ablefen, alle übrigen Vorträge ind mündlich. Man ſtimmt 
Iaut ab mit ven Worten „Einverftanden” oder „Nichteinverſtanden““. Die erfte Kammer wird 
durch die Anweſenheit von 40, die zweite durch jene von 35 Mitglievern vollzählig. Bei Vers 
faffungs-Abänderungen ober Erläuterungen over Ergänzungen ift Die Anwefenheit von drei Bier: 
teilen der Mitglieder und die Zuflimmung von zwei Drittheilen der Anweſenden nothwendig. 
Bir gehen nun zu den Gauptpunften über. „Zu allen andern, die Freiheit der Berfonen 
ner das Eigenthum ber Stantsangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Landesgeſetzen uber 
ar Abänderung ober authentiichen Exflärung ber beftehenven ift die Zuflimmung der abfoluten 
Vehrheit einer jeden der beiden Kammern erfoberlih.” ($.65.) Um die praktifche Bedeutſamkeit 
dieſes hochwichtigen Paragraphen zu würbigen, ift nothwendig, ihn im Zufammenhang mit ven 
säfolgenden Paragraphen 66 und 67 zu betrachten. „Der Großherzog (fagt $. 66) beftätigt und 
fomulgirt die Gefege, erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erfoverlihen, die aus dem 
Anfihts- und Verwaltungsrecht abfließenden und alle für die Sicherheit des Staats nöthigen 
Verfügungen, Reglements und allgemeinen Veroronungen. Er erläßt auch ſolche, ihrer Natur 
nad zwar zur ſtändiſchen Berathung geeignete, aber durch das Stantswohl dringend gebotene 
Beroronungen, deren vorübergehenber Zweck durch jede Verzögerung vereitelt würde.” Welches 
find nun bie auß dem, Aufſichisrecht abfließenden Verorvnungen? Weldes find die zur „St 
Gefeit des Staats" nöthigen? Dieje Iegtgenannten, welche Ärt. 14 der franzoͤſiſchen Charte 
geichfalls dem Könige anheimftellte, find, wenn man bafür einen weiten Begriff aufftellt, töptend 
für alle Sicherheit ber conftitutionellen Rechte und daher auch fürjene bes Throns felbft. Die Aus- 
dehnung ihres Begriffs hat die Bolignac’ihen Orbonnanzen und damit pie Zulirevolution her⸗ 
gerufen; eine nähere Beflimmung thut baher wol dringend noth. Aber aud dad Recht der 
Proxkjorifchen Geſetzgebung, wiewol der Schlußfag des Paragraphen vaffelbe behutſam ein 
{ränft, könnte durd ein despotiſch geiinntes Mintfterium allzu Teicht misbraudt werben zu 
wahlofer Verkümmerung der iandſtändiſchen Wirkfamkeit und Gefährbung der ganzen Ver— 
fhung. Welches Vorbeugung oder welches Heilungsmittel enthält dagegen und überhaupt 
oegen Regierungswilffür die badiſche Verfaffung? „Die Kammern (alfo fagt $. 67) haben das 
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Recht ver Vorſtellung und Beichwerbe. Verordnungen, werin Beflimmungen eingefloflen, wo⸗ 
durch ie ihr Zuſtimmungsrecht für gefränft erachten, follen auf ihre erhobene gegründete (wer 
entſcheidet hierüber?) Beſchwerde fogleih außer Wirkfamkeit gefegt werden. Sie können den 
Großherzog unter Angabe der Gründe um den Vorfchlag eines Gefeges bitten. Sie haben das 
Recht, Misbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer Kenntniß gelangen, der Regierung anzu= 
zeigen. Sie haben das Net, Minifter und die Mitglieder ver oberften Staatöbehörden wegen 
Berlegung ver Verfaffung over anerkannt verfaffungsmäßiger Rechte förmlich anzuflagen. Ein 
beſonderes Geſetz foll Die Fälle der Anklage, die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörbe und 
die Procedur beſtimmen.“ Lauter [höne Beſtimmungen, die aber der Schlußfag des Paragraphen 
gefährbete! „Keine Vorftellung, Beſchwerde ober Anflage (heißt es daſelbſt) fann an ven Groß⸗ 
herzog gebracht werben ohne Zuflimmung der Mehrheit einer jeven der beiden Kammern.” 
Wer kann aber erwarten, daß bei Begenftänben biefer Art die in der politifchen Richtung ſich 
faſt pſychologiſch nothwendig entgegengefegten Kamniern leicht übereinftimmen werben? Ebenfo 
ift man noch darüber nicht im Keinen, wie weit ſich das Regierungsrecht, proviforifche Geſete 
zu erlaffen, erſtrecke, und weldes bie rechtliche Folge ihrer Nichtvorlage an die nächſte Stände⸗ 
verfammlung fei. Hierdurch und durch dad unflare Verhältniß zum Bundestag rückſichtlich 
beflen rechtlicher Einwirkung auf die ein heimiſche Geſetzgebung und Verwaltung wird das ba⸗ 
diſche Verfaſſungsrecht problematiſch und einer deutlichern Beftimmung äußerſt bedürftig. 

Auch die durch die Conſtitution für die Badener ausgeſprochenen Zuſicherungen beſonderer 
ſtaatoblrgerlicher und politiſcher Rechte (F. 7— 25), worunter namentlich die ſämmtlichen 
Staatsbũrgern überhaupt mit wenigen, ausdrücklich erwähnten Ausnahmen gewährte 
Gleichheit der Rechte und Laften und die für die drei hriftlihen Gonfeffionen ausgeſprochene po⸗ 
litiſche Gleichheit und Bleihheit ver Anſprüche auf alle Eivil- und Militärftellen und Kirchen- 
ämter, der Schug des Eigenthums und ber perfänlichen Freiheit, die Unabhängigkeit der Ge⸗ 
richte, die Unantaftbarkeit des Eigenthums auch für öffentliche Zwecke, e8 fei denn gegen Ent⸗ 
ſchädigung. die garantirte Gompetenz der ordentlichen Gerichte in Strafſachen und die Fode⸗ 
tung gefeglicher Kormen für die Verhaftnahme und Gefangenhaltung, die Abfhaffung ber Ver⸗ 
mögensconfiscationen, bie Verheißung ber Preffreigeit, der Wegzugäfreiheit, der Gewiſſens⸗ 
freiheit, der Unantaftbarfeit des Kirchen⸗ und Stiftungsgutes, fowie der Dotationen ber hoͤhern 
Lehranftalten, die Unverletzlichkeit ver gegen bie Staatögläubiger beſtehenden Verbindlichkeiten, 
die Aufrehthaltung des Amortifationsfaffeinftituts, ebenfo jene der Witwenkaflen und ber 
Branbverfiherung, dann des die Rechtsverhältnifſe der Staatsdiener (In liberalem Sinne) re= 
genden Cdicts und des die Berechtigungen der Mebiatifirten aufzählenden (am 23. April 4818 
erlaflenen, jedoch niemals in wirkliche Rechtskraft getretenen) Tdicts und mehre andere, find 
mit Ausnahme des legtgenannten Punktes, als welcher vielmehr der Stoff zu bittern Streitig- 
keiten warb, für hoͤchſt mohlthätige Verheifungen zu achten, denen jedoch theils vie nöthige 
Befimmiheit, theils die noch nöthigere Bürgſchaft abgeht, und deren wahre Verwirflihung 
demnad bloß die Frucht einer mit Aufrichtigkeit und Redlichkeit zu gewährenden Ergänzung ber 
Berfaffung und ihrer Bekräftigung durch zu ſchaffende feftere Garantien fein kann. 

Die erfte Tandfländifche Verfammlung wurde nad dem inzwiſchen eingetretenen Tode 
des Großherzogs Karl von deſſen Oheim und Nachfolger, dem Großherzog Ludwig, im 
April 1849 einberufen und beurkundete fofort durch ihr Fräftiges Wirken und durch bie rege 
Theilnahme, die derſelben von allen Seiten entgegenfam, das hoffnungsreich erwachte öffentliche 
Leben im badiſchen Volke. Die Regierung hatte ſich der Störung der Wahlfreiheit enthalten 
und es traten daher echte Volksvertreter, lautere Organe ver Volkögefinnung In ven ſtändiſchen 
Saal. Unter ihnen war ohne Widerſpruch der ausgezeichnetſte ver Freiherr v. Liebenftein (nicht 
Grundherr und daher Mitglied der zweiten Kammer), ein Mann, voll Beuereiferd für bie Kreis 
heit und durch fein anerkannt überlegenes Talent geeignet zur Übernahme der Anführerftelle, 
bie ihm vertrauend und eiferfucht8los allfeitig überlafien ward. Won ihm ganz vorzügli ging 
ver Impuls aus zur Grftrebung einer thunlichſt ſchnellen Bervollfländiguug und Befräftigung 
der Berfaffung mittels eines energiſch ausgeſprochenen Verlangens nad) denjenigen Gefegvor- 
lagen und Gründungen, welche theils als Ergänzung oder Fortbildung, theild als Gewähr- 
leiftung der conftitutionellen Rechte koſtbar ſchienen. Daher wurde von Seiten der nähern 
Freunde over Bertrauten Liebenftein’s faft gleichzeitig eine Menge dahin zielender Motionen 
auf die Tafel des Hauſes niedergelegt, gehend namentlich auf die gefegliche Regulirung ver Mi- 
nifterverantwortlickeit, auf Trennung ber Juftiz von der Abminiftration und Einführung des 
öffentlichen und mündligien Verfahrens in bürgerlichen und peinlichen Rechtsſachen, auf Ein- 
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führung von Geſchworenengerichten, auf Abſchaffung dev Landes- und Herrenfrohnen, auf Verz 
bferung bed Staatsdieneredicts, auf einzulegende Rechtsverwahrung gegen ein erft am Vor⸗ 
abend der Landtagderöffnung publicirtes, für die flantsbürgerlihen Gleichheitsanſprüche viel- 
feä fränfend lautendes Adelsedict, auf ein die Preßfreiheit verwirklichendes Prefgejeg, auf Her⸗ 
Rellung einer deutfchen Handelsfreiheit, auf Mitderung der Jagdherrlichkeit u. f. w., endlich, 
welhe Motion Liebenftein ſich ſelbſt vorbehielt, auf Verwandlung der Naturalzehntpflicht 
in eine zu firirenbe, doch ablösliche, ihrem bisherigen Reinertrag gleichkommende Grundabgabe. 
Ale diefe Anträge wurden von der Kammer beifällig, viele mit Enthuſiasmus aufgenommen; 
mehre gaben durch die Darüber zu erftattenden Berichte und die Discuſſion verfelben ven wohl⸗ 
benusten Anlaß zu der ebelften und Eräftigften Sinnesäußerung der Deputirten und zu einem 
Verfelben entſprechenden Aufſchwung des öffentlichen Geiftes im Volke. Unter ven bemerften 
Verträgen haben ganz vorzugäweife das allgemeine Intereffe in Anſpruch genommen eine Nede 
Lichenfein’8 über die Handelsfreiheit (merkwürdig zumal dur eine fharfe Kritik ver bisheri⸗ 
gen Verhandlungen des Bundestags), ſodann deſſelben Bericht über die von dem wadern Ab- 
geothneten Winter von Heidelberg erhobene, die Berwirklihung der Preffreiheit verlangende 
Motion und der von dem Abgeorbneten Winter von Karlöruhe (Später Minifter des In- 
nem) erfattete vortreffliche Bericht über dad Adelsedict, welcher bei den Standes⸗ und Grund⸗ 
or ben Hofleuten ebenfo viel Zorn erregte ald Freude im Volk und Beifallsruf in der 


Vie ganz nene, ja faft ungeahnt eingetretene Erſcheinung eines fo lebenskraftigen dffent- 
lihen Geiſtes in der zweiten Kammer und im Volke erſchreckte die privilegirten Stände und bie 
Örrande des Abfolutismus. Sofort erſchien ein ſchroffer Antagonismus der Richtung, als deſſen 
kebeutungsvollfted Organ die Adelskammer auftrat, und erhob fi eine anfangs insgeheim, 
ba aber auch öffentlicy thätige Reaction, an deren allzu glücklichen Befttebungen die durch die 
fen Grfolge ermunterten Hoffnungen ver Liberalen ſcheiterten. 

Zwar auch in der Adels⸗ ober fogenannten erfien Kammer waren anfangs freifinnigeStim= 
um erllungen unb tönten einige wenige auch bis zum Ende fort. So erhob der Freiherr v. Tuͤrk⸗ 
tem (fpäter Minifter des Auswärtigen) eine Motion auf Einleitung zu einer allgemeinen deut⸗ 
Ihm Geſezgebung, ver Freiherr v. Baden eine auf Erhebung und Veredelung des Advocaten⸗ 
Randes, ber Bisthumsverwefer Freiherr v. Weſſenberg eine auf Befriedigung einiger der brin= 
genbften fittlid = veligisfen Bevürfniffe im katholiſchen Theile des Landes gehende und der Ab- 


‚ Aerbnete der Umiverfität Freiburg, v. Rotteck, einen Antrag auf Wieverherftellung der (duch 


tie Reihe von Regierungsverordnungen äußerft verfümmerten) Stubienfreiheit und einen an= 
vu auf Handhabung der (durch päpftliche Eingriffe verlegten) Freiheit und Selbſtändigkeit 
der fatholifchen Landeskirche, und es erfreuten ſich alle dieſe Motionen einer geneigten Aufnahme 
ur fat allgemeiner Zuſtimmung. Aber allmälig änderten fih Ton und Richtung und es ge 
16a dieſes zumal in dem Maße, wie nad; und nad) bie von ber zweiten Kammer genehmigten, 


‚ tn Anhängern des Hiftorifchen Rechts wiverwärtigen Anträge an die erfle Kammer gingen. 


Lie Anträge auf Abfhaffung ver Herrenfrohnen und der Naturalzehnten insbefondere gaben 
Ibn zu lebhaften Verhandlungen Anlaß, namentlid ald der Abgeordnete Rotteck durch feine 


; Amen Anträge jene der zweiten Kammer nod) überbot, d. 5. in Bezug auf die zu flatuirenden 


Wingniffe der Abſchaffung zu Gunften ver bisher Pflictigen ein Mehres in Anfprud nahm, 
die zweite Kammer gethan hatte. Schon wurde jegt faft unummwunden von revolutionären 
Yatenzen und Nivellirungsplanen geſprochen und die Anträge nicht nur Rotteck's, fondern 
ad der zweiten Kammer verworfen. Lebhafter wurde bie Aufregung, als die in Bezug auf das 
Velserict gefaßten Befcplüffe der zweiten Kammer an bie erften kamen. Hier erftattete nämlich 
der hzreihert v. Türkheim einen zwar ſehr geiftvollen, aber zugleich hoͤchſt bittern und gegen ven 
Briäterftatter in der zweiten Kammer und gegen die demſelben zuſtimmende Partei in der⸗ 
Ilen den Vorwurf des „Einebnens und Umftürzend“ ausſprechenden Bericht, welcher hinwie⸗ 
der zu ſehr ſcharfen Gegenteven ver Angegriffenen in der andern Kammer Anlaß gab. Die 
Mecafiion des Türkheim’fchen Berichts und des demſelben unter dem Titel „Minoritäts- 
Sigg" entgegengeftellten Separatvotumd eines Commiſſionsglieds (Rotteck's), welcher das 
mit geoßer Spannung entgegenfah, erfolgte jedoch nicht, weil ein Regierungsreſcript 

Nefeibe förmlich unterfagte und gleich darauf Die Bertagung ber Kammern ausgeſprochen warb. 
& war naͤmlich auch die Stimmung ber Regierung gegen bie Volkskammer allmälig uns 
geworben, theils wegen ber den minifteriellen, natürlich ſehr gemäßigten Verbeſ⸗ 

und Fortfprittäplanen beforglich voranſchreitenden Anträge der Vollsvertreter, theils 
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aber und zwar vorzüglich wegen ber über das Budget entſtandenen Zerwürfniffe. Die Volks 
vertreter hielten Sparfamfeit für ihre Pflicht, während die Regierung auf unverringertem bie: 
herigen StaatSaufwand beftand und zum Theil denjelben noch fleigerte. Am meilten Verbruß 
aber erregte bie Verhandlung über die für die Mitglieder des großherzogficen Haufed gefober- 
ten Apanagen und Witwengehalte. Die Eivillifte jelbft war mit einem Betrag von 725,000 
Gldn. ohne die mindefte Einſprache feftgefegt worben, aber bei der Negulirung ber Apunagen 
u. |. w. (für welche im Budget eine weitere Summe von 455,000 Glon. in Anjag gebracht, von 
der Commiſſion jedoch eine Verminderung von 112,000 Gldn. beantragt war) wurden Ein: 
wendungen oder Zweifel laut und fanden felbft einige unzarte Berührungen ſtatt. Daburd 
wurden natürlich in den Höhen Regionen Berftiinmungen hervorgebracht, welche die Reactiond: 
partei trefflich für ihren Vortheil zu benugen verftand. Auswärtige Einflüffe kamen dazu; ein 
großer Plan zur Nieverhaltung ded weit und breit erwachten Öffentlichen Geiſtes gelangte zur 
Reife. Am 28. Iuli ward die Vertagung der Stände auf unbeflimmte Zeit unter unfreund: 
lien Formen verfündet, und glei darauf reifte der Staatöminifter Freiherr v. Berſtett zudem 
Miniftercongreß nad) Karlsbad ab, wofelbft die ewig denkwürdigen, bald nachher dem Bunbed 
tag zur Annahme vorgelegten Beſchlüſſe zu Stande kamen, melde urplöglich eine neue Ordnung 
der Dinge hervorriefen und tief eingegraben in den Gemüthern aller Deutfchen find. Jept 
triumphirten die Reactionsmänner aud in Baden; die Deputirten, welde bei ihrer Heimkehr 
vom Landtage von ihren Gommittenten mit Dank und Jubel waren empfangen worden, galten 
für Revolutionäre, wurden zum Theil unter geheime polizeiliche Aufficht geftellt, mehre, die 
zugleich Staatöbiener waren, durch Verfegung over andere Verfolgung beftraft. Das Boll, 
feine fanguinifhen Hoffnungen aufgebend, fah nievergefchlagen dieſen traurigen Dingen zu. 
Zum zweiten mal wurben die Stände im Juni 4820 einberufen, unter düſtern Vorbeden⸗ 
tungen. Mehren Deputirten, unter ihnen Liebenftein, war als Staatsdienern, welden mar 
ben Urlaub verweigern zu dürfen behauptete, die Einberufung nicht zugegangen; ein liberalet 
bürgerlicher Deputirter (Winter von Heivelberg) war vor Eröffnung der Kammer verhaftet 
worden, bie Regierung ſprach überall in ftrengem Ton. Gleichwol gelang es ber ruhig feſten 
‚Haltung der Kammer, die Regierung zur Aufgebung ber auf ein Beurlaubungsrecht erhobenen 
Anfprüce zu vermögen; aud wurde Winter feiner Haft entlaffen, nachdem das Hofgericht feine 
völlige Schuldloſigkeit ausgeſprochen, morauf wieder ein freundliches, das wechſelfeitige Ver⸗ 
trauen ausſprechendes Verhältniß eintrat. In der erſten Kammer hatte inzwiſchen ver Abgeord⸗ 
nete Rotteck den Antrag auf „Minderung des Preßzwangs“ (welcher nämlich in Gemäßbeit 
der badiſchen Verordnungen noch härter geworben war, als bie Karlsbader Beſchlüſſe vorſchrie 
ben) geſteilt, d. h. auf Erwirkung ver Zurücknahme jener neueften, die Strenge bes Bundestags 
überbietenden Verordnungen, und es erlangte berfelbe durch Unterſtützung ver Freihetten d. 
Weſſenberg und v. Türfheim nad hartem Kampfe die Zuftimmung ver Majorität, bald bar: 
auf aber in der zweiten Kammer ben einftimmigen Beifall. Früher [don waren ver erften Kam: 
mer brei Gefeentioürfe vorgelegt worden, nämlic über Ablöfung der Grundgülten, Zinfen 
und ber Drittelöpfligtigkeit, fodann über A6ldjung der Herrenfropnen und enblid, über Auf: 
hebung ver auß der Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben, und es gaben ſowol diefe Entwürfe 
als auch die darüber gepflogenen Verhandlungen, obſchon jle nicht allen Anfoderungen genhgten, 
gleichwol einen hoffnungsreichen Beweis von bem allmäligen Voranſchreiten des Zeitgeifed 
und von ber damals aufrichtigen Geneigtheit der Regierung zu volksfreundlichen Maßtegein 
Dieſe Verhandlungen wie auch jene über ein gleichfalls der erſten Kammer vorgelegtes Creilich 
nur fragmentariſches) Geſeh Über die Minifterverantwortlickeit, dann über ein anderes, Dit 
Aufhebung ber Vermögensconfiscationen ausſprechendes und mehre andere haben beineben 
einen wiflenfhaftlichen Werth und können, ſowie auch die Verhandlungen vom Jahre 182, 
als intereffante Materialien für die Rechts-⸗ wie für die Geſetzgebungswiſſenſchaft gelten. du 
folder Bereijerung trug zumal bei der von ber Univerfität Heibelberg an bie Stelle ihres zuerũ 
geſandten Deputirten, Geheimen Hofraths Thibaut (welcher 1820 feine Entlaſſung nahm), ab⸗ 
geordnete Geheimerath Zacharia, deſſen eigene Vorträge ſowol als die durch feine ſcharffinnigen, 
oft auch ſpitzfindigen Einſprachen veranlaßten Gegenreden mehrer anderer Mitglieder den Pro⸗ 
tokollen ber erflen Kammer von den genannten Jahren ein bleibenderes Interefſe gewähren, als 
ſonſt bei vergleichen Protofollen zu finden ift. e 
Auch in der zweiten Kammer nahmen, nachdem ber erfte Vergleich geſchlofſen war, bie Ber 
Handlungen einen fortwährend freundlichen Gang. Man vermied beiderſeits ſoviel thunlich jede 
unangenehme Berührung, gerwährte gegenfeitig und gelangte bergeftalt zu einem friebligen 
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Eilaf des Landtags. Alle oben bemerkten Geſetzvorſchläge, ſodann and) die der Bitte ber zwei⸗ 
ta Rammer gewährte Gerabjegung ber Mititärcapitulatiohözeit von acht auf ſechs Jahre und 
wehreß andere Danfenswerthe ſchienen die Bolfävertreter zur entſprechenden Willfährigfeit auf: 
zuſodern. Man enthielt jid daher auch der von Hof geiheuten umſtändlichen Verhandlungen 
über das Bubget und verglich fic) auf einen von dem Regierungsanſchlag in Bauſch und Bogen 
zu machenden Abzug von ungefähr %/, Mill., wofür dann die Regierung einige kleinere Steuern 
nachließ und nebenbei den Wünſchen der Kammer wegen Dotationdvermehrung für die Hoch— 
fQule Greiburg und wegen Befferftellung der Schullehrer willfahrte. Der Schluß des Landtags 
fand am 5. Sept. flatt. Es iſt nit unwahrſcheinlich, daß die fpaniſchen und neapolitanifchen 
Greigniffe veffelben Jahres einen ver Volköfage günftigen Einfluß auf die damals von ber Re- 
gierung genommene Richtung geäußert, fowie ſpäter die franzöftfche Intervention von 1823 
und der barauf gefolgte völlige Triumph der Reactionspartei in Frankreich eine ganz veränderte 
Riätung hervorbrachten. ' 

Der zweite Landtag (jener von 1820 war nämlich, blos eine Bortfegung des von 1819 ge⸗ 
vorfen) fand im Jahre 1822 flatt. Er wurde eröffnet Ende März und dauerte (unge 
telnet eine dreimonatliche Unterbrechung) fleben volle Monate, nämlich bis Anfang Kebruar 
18%. Han hatte Vieles von demfelben erwartet; aber die Erwartung ſchlug fehl, ohne Schuld 
der baudſtaͤnde, namentlich ohne Schuld der zweiten Kammer, ſondern blos durd die Empfind⸗ 
Ude ver Regierung über eine fehr mäßige Herabfegung der ven Militäretat betreffenden 
Bngetpoition. Es Hatte nämlich die Regierung für diefen Etat urſprünglich die Summe von 
1,648,000 Gldn. gefobert, die Kammer aber nur 1,500,000 Glon. beiwilligen zu dürfen ge= 
glaubt. Die Regierung, nad) Lingerer Verhandlung der Sache, beſchränkte endlich ihre Fo— 
deiung auf 1,550,000 Glon., doch mit dem Vorbehalt, daß für den Fall der Unzulänglickeit 
diefer Summe ihr noch ein meiterer Credit von 50,000 Gidn. eröffnet werde. Die Kammer 
verwarf einmüthig dieſen Vorſchlag, worauf der Großherzog ein in kategoriſchen Ausdrücken 
übgefofteö Reſcript an die Rammer erließ, welches mit Beziehung auf feine Pflicht als Bundes- 
fürkbie Bewilligung von jährlichen 1,600,000 Gldn. als unerlaßliche Bedingniß einer Vers 
tmbarung erklärte. Die Kammer, erfennend, daß jegt nicht mehr blos eine Summe, fondern 
ein Brincip in Sprache fei und zwar ein Lebensprincip (dad Steuerbewilligungsrecht und die 
Selhfändigkeit der Volkörepräfentation), pflog darüber eine ernfte und feterliche Berathung, 
worin der Deputirte Liebenftein (auf dieſem Landtag mehr und mehr die minifterielle Rich— 
tumg verfolgend und felbft bei mehren Befegentwürfen ald Negierungsconimiffar auftretend) 
alle Kraft feiner Beredtſamkeit aufbot, um die Kammer zur Nachgiebigkeit zu bewegen, wos 
gegen der erft in diefem Jahre eingetretene Deputirte v. Itzſtein (nunmehr an Liebenftein’s 
; Selle Führer der Oppofition) im Verein mit andern ſtandhaften Wolkövertretern vie Chren⸗ 
Mit der Beharrlichkeit und dabei die Dringlichkeit der Erfparung verfelben and Herz legte. 
Rah langem Kampfe und mehrfeitigem Abfalle erklärten ſich enblid 30 Stimmen für, 29 ge⸗ 
gm da8 Beharren beim frühern Beſchluß, worauf augenblidlic die Regierungscommiffarien 
den Saal verließen und am folgenden Tage ver Landtag geſchlofſen ward. Ein bitter lautendes 
Rxifeſt ward durch daß Regierungsblatt und die Provinzialblätter den heimziehenden Depu= 
füten nachgefendet, worin ihrer Majorität und insbefondere der Budgetcommiſſion die Herbften 
Iemwürfe gemacht und ihnen namentlich abfichtliche Verzögerung der Geſchäfte, Hintanfegung 
ker Intereffen der Regierung und des Landes, vielfahe Unrichtigkeiten bei Bearbeitung des 
Bidgeis und andere Sünden mehr zur Laſt gelegt wurben. Bel dem damals herrſchenden Vreß⸗ 
ang fonnten die Angeſchuldigten fi nicht vertheinigen, doch erſchien eine fummarifche Recht⸗ 
ferigung in Murhard's „Allgemeinen politiſchen Annalen” (Bo. 10, Heft 3, 1823), und acht 
Jahre fpäter, nämlich 1831, erhielten die ſchwer Verunglimpften eine glänzende Genugthuung. 
Alles, was die beiden Kammern während der ſiebenmonatlichen Sihung gearbeitet und, 
vviel von ihnen abhing, erledigt und zu Stande gebracht hatten, war nun vereitelt und zer= 

tet. Denn die Regierung, in ihrem Unmillen, fanctionirte (mit Ausnahme des noch vor dem 
;  Catritt des Serwürfniffes bereits verfünbeten Geſetzes über die Studienfreiheit und einiger an⸗ 
ven, gleichfalls ſchon während des Landtags in Wirkfamteit gefegter Beſchiüſſe) nicht ein ein= 
Igel der von ihr doch felbft vorgelegten und von den Kammern angenommenen Gefege und ges 

nit einen der theils von den beiden Kammern vereint, theild von einer ober der andern 
allein an fle gebrachten Wünfche, Vorſchläge oder Bitten. Nicht ein Monument des 
follte dieſer verhaßte Landtag zurüdlaflen; um ihn zu ſtrafen, follten auch dem ganzen 

delle die Früchte feiner Tätigkeit entriffen fein. 
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Und doch war die Zahl und die Wichtigkeit der auf ihm verhandelten Gegenftände fehr groß 
gewejen. Außer vem Budget, deſſen Bearbeitung, weil jegt zum erſten mal die Materialien dazu 
in wenigftens annähernd befriedigender Vollftändigkeit mitgetheilt wurden, fehr viele Zeit und 
Mühe in Anſpruch nahm, und mehren damit in Verbindung oder Wechſelwirkung ſtehenden 
Berwaltungsgegenfländen und Gefegen hatte bie zweite Kammer eine ihr vorgelegte umfaſſende 
Gemeindeordnung, ein ganz neued Conferiptiondgefeg, fobann ein auf Abfhaffung einer Anz 
zahl alter, aus dem Patrimonialſyſtem ſtammender Abgaben und ein die Übernahme mander= 
lei Bezirkoſchulden auf die Staatsſchulden⸗ oder Amortifationdfafle gehende, dann verſchiedene 
minder wichtige, theils Finanz⸗, theils Polizei⸗, theil® Mechtögefege, tweiter die von der erften 
Kammer herübergefommenen Geſetze über die Minifterverantwortlicgkeit und über das Ver⸗ 
fahren in Anflagefällen und mehre andere nad) reiflicher Berathung erlenigt, zudem aber eine 
Maffe von Petitionen aus allen Theilen ded Landes, von denen viele Höchft wichtigen Inhalts und 
tiefgehender Erwägung, begutachtet und eine Menge inhaltsreiher Motionen (meift erhoben 
von ihren eigenen Mitgliedern, zum Theil aber auch von der erften Kammer herübergefommen) 
berathen. Die Verhandlungen über bie meiften dieſer Gegenftänve in beiden Kammern find 
abermals theoretiſch von hohem Intereffe; wir bürfen ihrer aber, da fie des eingetretenen Zer⸗ 
würfniſſes wegen ohne praftifchen Erfolg blieben, hier nicht weiter geventen. Nur bemerken wir 
noch, daß der Geift der erften Kammer im Jahre 1822, verglichen mit jenem von 1820, als 
weſentlich verfchlimmert erfhien. Die meiften in ihrer eigenen Mitte erhobenen liberalen An⸗ 
träge wurben durch die Majorität verworfen. Daffelbe wiverfuhr faft allen, Die von ber zweiten 
Kammer ihr zugefommen, und die ihr von derfelben mitgetheilten Gefegentwürfe fanbte fie mit 
vielen fogenannten „Verbeſſerungen“, die aber meift weſentliche Verfchlimmerungen waren, 
dahin zurüd. Das Volksvertrauen wandte daher mehr und mehr fi von ihr ab. 

Es folgte jegt eine traurige Periode in der landſtändiſchen Geſchichte Badens. Die Frucht⸗ 
lofigteit des legten Landtags, die laut ausgeſprochene Ungunft ver Regierung wider die Mehr- 
heit ver zweiten Kammer und bie fleigende Zuverficht ver Reactionspartet fhlugen Muth und 
Hoffnung im Bolfe niever, und ber fortſchreitend traurigere Gang ber europäifhen Dinge ver- 
düfterte noch mehr die Ausficht In die Zukunft. 

Gegen Ende des Jahres 1824 geihah, was man längſt vorausgefehen, die Auflöfung der 
Kammern, Sie war nur darum folange verjhoben worden, um dadurch auch die neue Wahl 
und die Einberufung der neuen Stände zu verſchieben. Denn nah ver Verfaflung hätte 
legtere noch während des Jahres 1824 gefchehen follen und jegt fand fie erft auf ven 21. Febr. 
41825 ftatt. Aber ven Wahlen voran gingen Reifen hochgeftellter Staatsmänner Ind Land hin— 
auf und hinab, um durch mündliche Weifungen an die Amtleute und fonftige Regierungspiener 
dem Hofe mohlgefällige Wahlen vorzubereiten. Offieielle und Privatcorreſpondenzen vervoll⸗ 
ſtändigten die Inftruction. Und es trat eine Wahlbeherrſchung ein, fo unverhüllt und dicta⸗ 
toriſch, daß dagegen aller Eifer ver Freiheitsfreunde durchaus nichts vermochte und das ge⸗ 
täufchte und eingeſchüchterte Volk nad und nach in allen Wahlbezirken (mit Ausnahme von nur 
zwei over drei) die Namen ber von ber Regierung bezeichneten Candidaten aus den Urnen em= 
porfteigen fah und vergeftalt die ſchon wor dem Ausfhreiben ver Wahlmännerwahl von Karls- 
ruhe aus über das Land verbreitete Lifte der defignirten künftigen Deputirten faft ohne Aus- 
nahme verwirklicht ward. So entfland die Volkskammer von 1825. 

Derfelben legte die Regierung zupdrberft ein die Verfaſſung abändernded Gefeh vor. An= 
ftatt der bisherigen von zwei zu zwei Jahren eintretenden theilweifen Erneuerung der Kammer 
ſollte jeweils alle ſechs Jahre eine Totalerneuerung ftattfinden und der Landtag, anftatt, wie 
die Berfaffung befagte, alle zwei Jahre, in Zukunft alle drei Jahre verfammelt werben. Der 
Bericht über dieſen Geſetzvorſchlag wurde von dem Hofrath Roßhirt von Heidelberg erſtattet; 
der Geheimerath Zachariã (diesmal Mitglied per zweiten Kammer) und einige andere Depu= 
tirte hielten wohlgefeßte Reben dafür; drei Mitglieder (Duttlinger, Körenbad und Grimm) 
ſprachen dagegen, und das Ergebniß war, daß, mit Ausnahme der letztgenannten drei Oppo= 
nenten, bie ganze Kammer einſtimmig dem Vorſchlag applaubirte. Derfelbe ging natürlich auch 
in der erften Kammer durch, und fo hatte das Volk fein wohlerworbenes Gut , zwei höchft wich⸗ 
tige Verfaffungsartifel, verloren; die Bedeutungsloſigkeit aller übrigen Artikel war einft- 
weilen durch den Geift der neugefhaffenen Kammer geſichert. In dieſer traurigen Zeit liefen 
feloft aus mehren Theilen des Landes Adreſſen an den Großherzog ein, unterzeichnet (auf Die 
Auffoderung bienftbefliffener Amtleute) von bethörten Ortsvorftänden, worin um völlige Ab- 
ſchaffung der Berfafjung oder wenigftens um Suspenfion ihrer Wirkfamteit für die Lebensdauer 
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tehieirklich regierenden Furſten gebeten warb; und wenn gleich man ber Bitte zu entſprechen 
ne gut fand, fo wurde doch der Gejinnung, welcher fie entfloſſen, von oben herab Lob ge⸗ 
t 


Bon ven Verhandlungen der Kammern in ven Jahren 1825 und 4828 zu veven ift hier— 
nad faſt überflüfig. Sie genehmigten eben, was die Regierung ihnen vorſchiug, ja ed ſchien 
ihnen faft leid zu thun, daß die Regierung nicht ein Mehres verlangte, und dieſe fam faft in 
Verlegenheit durch dad Verſchwinden jever auch nur des Nennen werthen Oppofition. Indeſ⸗ 
fen wurden doch einige ber von ben Kammern von 1822 bearbeiteten Gefegentwürfe (insbeſon⸗ 
tere dad Conſeriptionsgeſetz, ſodann jene wegen Abſchaffung einiger alten Abgaben und Über- 
nahzıe einer Anzahl von Bezirksſchulden auf die Staatskaſſe, nicht aber das Gemeindegeſetz) 
be neuen Landtage zur Genehmigung vorgelegt, aud im Jahre 1828 ein pie Abſchaffung ber 
firperlhen Züchtigungen und die Einführung des Fallbeils anflatt des Schwertes bei 
Todetſtrafen ausfprechendes vorgelegt, welches jedoch wegen des Widerſpruchs ber erften Kam⸗ 
ner gegen das „an die Revolution erinnernde“ Fallbeil nicht zu Stande kam. 

Der Landtag von 1828 hatte am 28. Febr. begonnen; er wurde ſchon am 14. Mat geſchloſ⸗ 
fen burg eine freundliche Thronrede, worin felbft der fürftliche Wunſch ausgedrückt ward, daß 
beiderfür den nãchſten Landtag nöthigen neuen Wahl bie nämlichen Deputirten (die man näm= 
lid ‚rane und ſchaͤtze) abermals gewählt werden möchten. 

Belder erſten Stänveverfammlung (des Jahres 1819) war in dem von ber Regierung vor⸗ 
gefsgten Bubget Die Summe ber laufenden Einnahmen zu 9,185,288 Gldn. angefegt worden. 
Rad ver Bertagung der Rammern erhöhte fi) (wegen ber inzwiſchen eingeführten Claffenfteuer 
aud einiger andern becretirten Mehreinnahmen) diefe Summe auf 9,469,000 Glon. In der 
auf Bauſchſummen abgeſchloſſenen Üibereinkunft von 1820 wurben ſowol die Einnahmen als 
Ne Ausgaben auf jährliche, 9,220,000 Gldn. (in-runder Summe) verringert; doch fand gleich 
im Jahre 1820 — 21 eine uͤberſchreitung in beiden Rubriken, jede von ungefähr 300,000 Gldn. 
Ratt, ungerednet einen Ausgaberüdftand von 338,000 Gibn. Das dem Landtag von 1822 
vergelegte Bubget feßte ben Ausgabeetat auf 9,170,000 Glon. für das Jahr 1822 — 23 und 
«u 9,125,000 Son. für das Jahr 1823 — 24 feſt, es kam aber feine Vereinbarung varüber 
Stande. Im Jahre 1825 waren 9,323,229 Gldon. verlangt und aud) bewilligt worden. Im 
Jahre 1828 wurden 9,832,200 Glon. begehrt und neben venfelben noch unter dem Titel eines 
auferorbentlihen Budgets 785,000 Glon. gefobert. Die Kammern genehmigten Alles. 

Der Staatsſchuldenſtand, welher am Schlufle des Rechnungsjahres 1818 — 19 mit Ein⸗ 
flaß der unfunbirten Schuld per 2 Mill. auf 16,036,000 Glon. berechnet war, betrug am 


. 1. Juni 1820 (mit Einfluß des von ver Ständenerfammlung des befagten Jahres bewillig- 


ten theils zur Tilgung ber unfundirten Schuld, dann aber auch zu außerordentlichen Capitalheim⸗ 
Ahlungen beftimmten neuen Anlehens von 5 Mill. Gldn.) die Summe von 16,147,000 Glon., 
anlekten Mai 1821 aber infolge beveutender Gapitalheimzahlungen nur noch 15,130,050 Gldn. 
und am Schluffe des Rechnungsjahres 1824 — 22 nur noch 14,383,300 Glon. Die Schulden- 
flgung würbe von da an einen rafchen Fortſchritt gewonnen haben, wenn nicht durch Die an bie 
Etonded= und Grundherren für aufgehobene Leibeigenſchafis⸗ und Frohnlaſten und vielna= 
Rüge alte Abgaben zu leiftenden Entſchädigungen eine alljährlich ſchwellende neue Schulden⸗ 
mffe ſich angehäuft hätte, fo zwar, daß im Jahre 1831 die Staatsſchuld ſich nod auf 
15,775,000 &tlon. und am Schluffe des Rechnungsjahres 1833 — 34 auf 15,333,895 Glon. 
(wenon jedoch der Xctivftand der Amortifationsfafle mit 2,558,850 Olon. abzuziehen ift) belief. 

Im Jahre 1830 (den 30. März) ftarb Großherzog Ludwig. Sein Bruder und Nachfolger 
Lspofb (ver ältefte von Karl Srieprich'8 Söhnen aus zweiter Ehe) erfreute gleich bei feinem 
Regierungsantritt fein Volk durch Die feierliche Zufage treuer Feſthaltung an ver Gonftitution, 
dann auch durch mehre dem Lande wohlthätige Negierungshannlungen. Hoffnungsvoll blidte 
Baden, blickte Deutſchland dem neuaufgehenden Stern entgegen. Die Julitage in Paris, 
tele In vielen Ländern der deutſchen Zunge gewaltfame Voikserhebungen zur Folge hatten, 
Riten Badens Ruhe nicht; man vertraute feine Hoffnungen ver bürgerfreundlichen Gefinnung 
%b jngenblichen Fürften und dem fommenven Landtag. Die Vollmacht der 1825 gewählten 
Veyaticten war erlofchen; für den Landtag von 1831 wurden die neuen Wahlen angeorbnet 
and die Segierung ließ dieſelben frei. Gin reges Leben durchſtroͤmte jegt das Volk; die Wahlen 
engen fat ohne Ausnahme im liberalen, echt conftitutionellen Sinne vor fih. Die im Jahre 
25 gewaltfam. unterprüdten Stimmen ber Berfaffungsfreunde machten fih Luft und legten 
Ward dad Ergebniß der Wahlen das einbringlicfte Zeugniß ab für bie Geſinnung ber großen 
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Mehrheit des Volkes. Nur fehr wenige Mitglieber ver vorigen Kammer wurden wieder gewählt 
und ebenfo nur fehr wenige aus den 29 minifteriell Stimmenden in der Schlußſitzung der Kam⸗ 
mer von 1822 —23. Dagegen wurden mehre ald conftitutionell gejinnt Anerfannte in zwei 
over mehren Bezirken zugleih gewählt unb insbeſondere der Hofrath Rotteck, gegen deſſen 
Erwäßlung ſowol in die erfte als in die zweite Kammer 1825 und 4828 die Minifter mit deu 
allerheftigften Eifer aufgetreten waren, von fünf Bezirken zum Abgeorbneten in die zweite 
Kammer ernannt. Jegt erhielt aud) ver freifinnige Hofrath Welder ven edlen Ruf, als Volks⸗ 
vertreter zu wirken, in Gemeinfhaft mit faft allen wadern Deputirten der Kammer von 
1822 — 23 und mit einer Anzahl gleich treffliher, jegt zum erften mal in den ſtändiſchen Saal 
tretender Männer. Die Minifter Ludwig's, v. Berftett und v. Berkheim, reichten nad) ſolchem 
Wahlergebnif ihre Entlafjung ein. Uuter folden Aufpieien begann der Landtag von 1831. 

Derfelbe bietet anerfannt einen der fhönften Glanzpunkte des conftitutionellen Lebens in 
Deutſchland dar, und viele edle Früchte feiner zehnmonatlichen Arbeiten bleiben ald Denkmale 
feines Geiftes zurüd, obſchon die feitvem eingetretenen Stürme einige der Eoftbarften wieder 
zerftört Haben. Aber ver Raum viefer Blätter erlaubt und nur eine ſummariſche Aufzählnng 
der Hauptergebniffe feines Wirkens. 

Das erfte war die Wieverherftellung der Verfaffung. Der Abg. Ipftein erhob ven darauf 
gehenden Antrag, welchem die zweite Kammer mit beinahe völliger Stimmeneinheit und bie 
erſte mit entſchiedener Mehrheit beitrat, worauf die Regierung das die Wieverherftellung (d. h. 
ben Widerruf der im Jahre 1825 gefhehenen Abänderung) ausſprechende Geſetz, welchem fo- 
fort beide Kammern freudig zuflimmten, vorlegte und verfünbete. Gin von beiven Kammern 
gemeinſchaftlich begangenes Feſt feierte das glückverheißende Creigniß. 

Unter den von der Regierung aus eigener Bewegung vorgelegten Geſetzentwürfen war der 
wichtigſte der einer umfaſſenden und auf liberale Grundfäge gebauten Gemeindeordnung, deren 
Berathung, zumal wegen Meinungszwiefpalt3 zwiſchen ven beiden Kammern, ſehr mannichfal⸗ 
tige und langwierige Erdrterungen mit ſich führte und erft nach ſchwerem Kampfe zu einer we⸗ 
nigftens annähernd befriedigenven Erlevigung führte. Wetter kamen zu Stande ein die Land⸗ 
tagsperioden und die Bevollmächtigungsdauer der Deputirten genauer regelndes Geſetz, dann 
ein Genvarmeriegefeg, ein die legten Üiberbleibfel ver Tortur und die körperlihe Zühtigung ab⸗ 
ſchaffendes, auch mehre Finanzgeſetze, namentlich ein die Abſchaffung des Straßengeldes und ein 
die Abſchaffung des Staats⸗, insbefonbere der Strafienfrohnen ausſprechendes, mehre bie beſ⸗ 
fere Ordnung bed Haushalts bezweckende, auch mehre neue Befege in Zoll= und andern Sachen. 
Das Budget felbft erfuhr durch die meifterhafte Bearbeitung des Abg. Itzſtein, Präfiventen 
der Bubgetcommiffion, und, was indbefondere den Militäretat betrifft, durd jene des Abg. 
Hoffmann eine weſentlich verbeferte, d. h. auf thunlichſte Erleichterung des Volkes berechnete 
Geſtalt. Bedeutende Misbräuche wurden aufgedeckt, große Erfparniffe gemacht und gleichzeitig 
bedeutende Summen für wohlthätige gemeinnützige Zwecke verwendet. Alle Zweige des Staats⸗ 
haushalts wurden dabei vollftändig beleuchtet und für alle künftigen Budgets eine treffliche 
Grundlage erbaut. Zwei in geheimen Sitzungen verhandelte Gegenſtände von Wichtigkeit waren 
der Vorſchlag des Anſchluſſes an den batrifh-würtembergifh:preußifhen Zollverein und ein zur 
definitiven Niederſchlagung der Tponheimifhen Differenzen zwiſchen Baiern und Baben in 
Anregung gebrachtes DVergleihöproject, einige wechſelſeitige Adtretungen ftipulirend. Zum 
Zollverein beizutreten erklärte ſich Die Kammer unter einigen ausdrücklich beftimmten Bebingun- 
gen und mit Ratificationsvorbehalt bereit; das Vergleichsproject wurde abgelehnt. 

Aud) eine neue Civilproceßordnung Fam auf dieſem Landtag zu Stande, neben vielen anbern 
Verbefferungen zumal auch die Offentlickeit und Mündlichkeit des Verfahrens als Regel feſt⸗ 
fegend. Aber ver Strafproceß und das Strafgefeg blieben unverbeffert. 

Unter den von Ständegliedern erhobenen Motionen waren außer der oben ermäßnten 
Itzſtein ſchen die erheblichſten: bie auf Abänderung des die Ablöfung der Herrenfrohnen re⸗ 
gulirenden Gefeged von 1820 (vom Abg. Knapp), die auf Abſchaffung der Zehnten lautende 
Com Abg. Rote), eine die Herftellung einer vollftändigen Preßfreiheit begehrende (vom 
Abg. Welder) und eine auf die ven Nationalrechten gemäße Entwidelung der organiſchen Ein= 
richtung des Deutſchen Bundes abzielende (von vemfelben), eine Die authentifche Interpretation 
der von proiforifchen Befegen handelnden Baragraphen der Verfaflung verlangende (vom Abg. 
Bekk), eine Die Rechtskraft ver von der Regierung einfeitig verfünbeten „Derlarationen‘' über bie 
Rehtöverhältniffe ver Standes⸗ und Grundherren beftreitende (vom Abg. Rotteck), mehre 
auf Entwidelung ober beſſere Verwirflihung der Verfaffungsgrundfäge, namentlih auch auf 
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Baheierung des Heerweſens gerichtete (vom Abg. Welcker), eine vie Vervollftänbigung ber die 
irlerverantwottlichkeit betreffenden Geſetzgebung fodernde (vom Abg. Duttlinger), eine bie 
edgmeine Leiftung des Verfaſſungseides verlangenve (vom Abg. Aſchbach) und mehre andere. 
Metiefe Motionen fanden ven entſprechendſten Anklang in der zweiten Kammer, und bie an 
Ne erſte Rammer gebrachten erhielten auch groͤßtentheils derſelben mitunter freilich blos li— 


; mit Juſtimmung. Infolge ſolches Zuſtimmens legte ſodann die Regierung namentlich 
ein den Ablöfungäpreis für die Herrenfrohnen weſentlich verringerndes und ein die unentgelt= 


Ude Abſchaffung des Neubruchzehnts ausſprechendes (der in Ausſicht geftellten Ablöfung aller 
Hehaten ven Weg bahnendes) Geſetz vor, bald auch das fehnlichft gewünfchte Gefeg über Preß— 
freiheit und Preßvergehen nebft einem beſondern Strafgefeg für Injurien. Die Verhandlungen 
über ſolche Gefege waren langwierig und nahmen allmälig einen minder freundlichen Charakter 
am, alt in ber erſten Zeit des Landtags geherrſcht hatte. Seit dem Falle Warſchaus nämlich war 
der Ton ber Regierung zuſehends unfreundlicher, jener ber erſten Kammer zuſehends abfloßen- 
der geworben, während bie zweite Kammer ihre freifinnige Richtung unverrüct und mit gleicher 
Kaitverfolgte. Hervorgehoben muß es werben, daß zu einer Zeit, wo andere Kammern, na= 
mentlich die bairiſche, durch jene ungünftigern Zeitverhältniffe und insbeſondere ven Kal Warz 
ſhau fd entmuthigen ließen, in der badiſchen Kammer Muth und Energie fid) zu verboppeln 
ſcienen Damals wollte die Regierung die Begründung ver Motion des Abgeorhneten Welder 
über dieReform der Bundeöverhältniffe unterbrüden. Er wurde zum Theil felbſt von Freunden 


„ brfanat, feriwillig abzuſtehen. Als er unerſchütterlich das Recht, für Deutjchland feine Stinme 


riheben zu dürfen, behauptete, da bearbeitete man die nachgiebigen Mitglieder, den Saal zu 
verlaffen, damit die Motion wegen des Mangels ver Zahl nicht gehalten werben könne, und 
trobte gleichzeitig mit Auflöfung. Der Motionfteller und die liberale Mehrheit Hlieben uner- 
(Hitteih, die Motion wurde gehalten, unterflügt und die Kammer nicht aufgelöftl. Nun ge= 
langte man endlich, bei einigem wechſelſeitigen Nachgeben, zum Ziel, und es wurden gleich nad} 
den Shlaffe des Landtags die zu Stande gekommenen Gefege fümmtlid) verfündet. 

Außer den bisher angeführten Gegenftänden wurben noch über 1600 eingefommene Betiz 
fimen auf dieſem Kandtag erlebigt. Diele verfelben, iveale Intereffen und Realifirung conftis 
tiopeller Principien verfolgend, erſchienen als laut ſprechende Zeugen des hoffnungsreid, er= 
wahren Öffentlichen Geiſtes im Volke und dienten ven auf baffelbe Ziel gerichteten Motionen der 
Abgesrhneten zux willtommenen Bekräftigung. Aber auch die auf materielle Intereſſen ſich bes 
iichenden waren großentheils wichtig und beherzigenswerth. 

Unter den gegen das Ende des Landtags flattgehabten Verhandlungen ſpricht, wegen ber 
hängnißreichen Natur ihres Gegenftandes, vorzüglid nod) diejenige das allgemeine Intereſſe 


; @, welche am 2. Dec. über die von dem Abg. Rotteck gegen die Eurz zuvor erfchienenen Bun- 


Yebefglüffe (wegen Unterbrüdung des in Strasburg geprudten deutſchen Zeitblattes „Das 
aeßitationelle Deutſchland und wegen Verlängerung ver Karlsbader Beſchlüſſe über die 
Brfe auf unbeſtimmte Zeit) erhobene Broteftation gepflogen ward. Die ganze Kammer flimmte 
Keier Proteftation bei und aus allen Theilen des Landes liefen alſogleich mit zahlreichen Unter= 
Wriften bedeckte Adreſſen ein , welche dieſelbe Zuftimmung ausſprachen. Die Proteftation hatte 


tam ahnenden Blick in die Bufunft geworfen; bie nadgefolgten Greigniffe haben ihn nur zu 


: Me gerechtfertigt. 


Die Heimkehr der Deputirten nach dem Schluffe dieſes ewig venfwürbigen Landtags wurde 

hab allgemeine Sreudenbezeigungen und mit Herzlichkeit dargebrachte Feſte im ganzen Lande 

Der Name des Fürften, welchem man fo viele koſtbare Gewährungen verdankte, ging 

wter Worten der Liebe und Verehrung von Mund zu Munde; bie Volksvertreter, welche die 

deĩnnung der Committenten treu und kräftig ausgeſprochen, empfingen den koſtbarſten Lohn 

i den Veifallsruf der guten Bürger; die Verfaſſung ſchien für immer zur Wahrheit geworben 
Aida: ed war eine fchöne, heilverheißende Zeit. 

Rt lange nachher verhüfterte ſich der politifche Horizont; die Folgen des Falls von War- 

traten mehr und mehr in Erſcheinung; einige Verfehrtheiten, Übertreibungen und jelbft 

a auf Seite einzelner überfpannter Liberalen in andern deutſchen Ländern boten den 

Anlef; oder Scheingrund zu reactionären Maßregeln. Da erſchienen in Frankfurt vie befannten 

ſchlüſſe vom Juni und Juli 1832 und wurde die jugendliche Preßfreiheit in Bas 

ben vieder aufgehoben und folgten andere Freiheitsbeſchränkungen Schlag auf Schlag. In das 

Detail berfelben einzugehen ift Hier nicht ver Play; doch läßt ſich begreifen, wie aufregend für 

Kßeiibaren, wie niederſchlagend für die Schmächern unter ven Liberalen und wie ermuthi⸗ 


128 Baden (als conftitutioneller Staat) 


gend für die Männer der Reaction dies Alles wirken mußte. Der Volkögeift Hatte vergebens in 
rechtsverwahrenden Adreffen und Proteflationen ſich auszuſprechen verſucht. Man verbot, ver⸗ 
Hinderte, unterdrückte viefelben auf alle Weife. Noch blieb die Hoffnung auf den fünftigen 
Landtag übrig. 

Derfelbe wurbe eröffnet am 18. Mai 1833. Verfaffungsgemäs hatte für das durch das 
2008 zum Austritt beftinmte ViertHeil der Deputirten eine neue Wahl ftattgefunden, melde 
jedoch größtentheil® wieder auf die nämlihen Perfonen fiel. Bor der Einberufung ober gleih- 
zeitig mit derſelben hatten fänmtliche Deputirte, welche zugleich Staatsdiener waren, beſondere 
Urlaubsertheilungen (meift ohne ihr Anſuchen) erhalten, begleitet von der felbft mit Drohun⸗ 
gen verbundenen Auffoderung, ſich bei ihrer Wirkſamkeit in ver Kammer ſtets auch ihre 
Staatöbienerpflicht gegenwärtig zu halten; und ben. meiften bürgerlichen Deputirten waren 
freundliche Handſchreiben eines Minifters zugegangen, worin fie vor den Verführungsverſuchen 
der Oppofitiondmänner gewarnt und zum Vertrauen in die gute Abjiht und Weißheit ver Re— 
gierung ermahnt wurden. Beiberlei, wiewol inconftitutionelle Zuſchriften verfehlten ihres 
Zwecks nicht völlig, doch erklärte ih die große Mehrheit ver Kammer entſchieden und durch 
formliche Beſchlüffe gegen daß von der Regierung angeſprochene, ſchon 1820 verſuchsweiſe aus⸗ 
geübte, doch an dem Widerſtande beider Kammern geſcheiterte, in der badiſchen Verfaffung 
durchaus unbegründete Recht ver Urlaubertheilung, ſowie gegen jeve Beſchränkung ver Stimm: 
und Redefreiheit ver Abgeordneten, die zugleich Staatsdiener find. 

Die Erdffnungsthronrede hatte in allgemeinen Ausprüden die Verfiherung ver Unverletzt⸗ 
Heit ver Verfaflung ausgeſprochen; die Kammer jedoch, ſolche ungefähr dahin lautende Verſiche- 
rung: e8 fei durch die Bundesbeſchlüſſe und was in Gemäßheit verfelben von Seiten ver Regie: 
zung geſchehen, die Verfaffung nicht verlegt worven, für Feine völlig beruhigende Erklärung 
achtend, fügte in ihrer Dankadreffe ven Ausprüden des ehrerbietigften Vertrauens gleichwol 
eine noch etwas beftimmter lautende Redtöverwahrung, zumal in Bezug auf dad durch eine 
bloße Ordonnanz zurücdgenommene Preßgefeg, bei, nicht ohne ſchweren Kampf mit ven Mi- 
niftern, als melde jede Rechtsverwahrung, die in einer an den Fürften perſoͤnlich gerichteten 
Adreſſe ftehe, für eine Außerung des Mistrauens, jedes, auch das geringſte Mistrauen aber für 
eine Beleidigung erklärten. 

Hierdurch fand ji der Abg. Rotteck bewogen, Daß, was auf dem Wege ver Dankabrefle 
nicht zu erzielen war, auf jenem einer Motion zu erſtreben. Diefe Motion, „nie Ernennung 
einer Gommifiton begehrend, welche damit beauftragt werbe, den Zuftand bes Vaterlandes in 
Erwägung zu ziehen und hiernach die geeigneten, auf folhe Erwägung gebauten Anträge ber 
Kammer vorzulegen‘, wurbe zwar von vielen Mitglievern lebhaft unterftügt, doch auf ven 
Antrag des Abg. Merk mit Beziehung auf die bereits wiederholt erhaltenen fürftlichen Ber- 
helßungen, daf die Berfaffung nicht verlegt werben folle, durch die motivirte Tagesorbnung be⸗ 

Feitigt, d. h. durch eine ind Protokoll nievergelegte wieverholte Verwahrung gegen jebe für bie 
Verfaſſung etwa verlegende Interpretation ver Bundesbeſchlüſſe erledigt. 

Wenn man vergeftalt die allgemeinen Verfaſſungsintereſſen ohne mweitläufige Berathung 
durch eine ſummariſche Rechtsverwahrung hinreichend gefihert zu haben wermeinte, fo warb 
dagegen die Sache der Preffreiheit insbeſondere ver Gegenftand fehr umſtändlicher und lang= 
wieriger Erörterungen, doch leider nur in geheimen Sitzungen gepflogener. Die Regie- 
tung hatte nämlich über diefe Preffache, d. h. über die auf die Auffoverung des Bunbestags 
gefhehene Zurüdnahme des bie Preßfreiheit ausſprechenden Geſetzes, der Kammer eine „ges 
Heime Erdfinung” gemadt und foderte aus dieſem Grund (geftügt auf ven Wortlaut eines Ar: 
tikels der Gefchäftsorbnung) die geheime Verhandlung des ganzen, fo unendlich wichtigen und 
fo vielerlei Seiten darbietenden Gegenſtandes. Die Kammer unterwarf ſich dieſer Foderung. 
obſchon nach dem Princip derſelben e8 in der Macht der Regierung fteht, alle und jede Verhand⸗ 
fung über was irgend für einen Gegenftand geheim zu machen. Aber es hatte ih bereits ver 
Geift der Nachgiebigkeit eines großen Theild der Kammer bemädtigt, und bie Furcht vor ver 
jeben Augenblick angebrohten Auflöfung Tieß Fein entſchiedenes Wiverftreben zu. Alſo wurde 
über die große Frage, ob der Badener zum Badener, der Deutſche zum Deutſchen reden, ob er 
laut die Wahrheit ſprechen und fein heiliges Recht vertheidigen dürfe, Hinter verfchloffenen 
Thüren verhandelt und daher auch, troß vieler ſchoͤner und Fräftiger Vorträge ber geiftreich- 
ſten Mitglieder, zulegt ein fehr befcheidener Beſchluß gefaßt, dahin nämlich gehend, daß die 
Kammer zwar auf der Erklärung der Verfaffungswiprigkeit der dur) bloße Regierungsverord= 
nung gefhehenen Zurücknahme des Preßgeſetzes (d. h. der die Cenſurfreiheit ausfprecgenden 
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Aıtiel deffelben) beſtand, doch in Anbetracht ver Umſtände fid; mit dem Verfprechen ver Regie— 
uapkommifjion, daß die dringendſt nothwendige neue Regulirung ver Preßſache mitteld eines 
af dem Schluffe des Landtags zu erlaſſenden proviſoriſchen Geſetzes werbe bewirkt werben, 
Ignügte. Diejed Verfprechen wurbe jedoch nicht erfüllt. 

Rod ein mal wurden die in der neueften Zeit hereingebrochenen Bedrohungen und Verkuüm⸗ 
nerungen bed allgemeinen Rechtszuſtandes in Baden und Deutſchland zur Sprache gebracht 
durch die bei herannahendem Schluffe des Landtags von dem Abg. Welder erhobene Motion 
über „die Gefahren des Vaterlandes und die Schugmittel gegen dieſelben“. Die Begründung 
diefer Motion hatte eine Iebhafte Discuſſion zur Bolge, worin vie Theilung der Kammer in 
zwei Barteien, die wir zur einfachften Charakteriſirung mit dem Namen der linfen Seite und 
des Gentrums, oder mit jenem ber entfhievenen Gonftitutiondfreunde und der Anhänger des 
Sufemilien bezeichnen möchten, in voller Klarheit erfchien, indem die erften die Verweijung der 
Rotion in die Abtheilungen zur Berathung foberten, bie andern dagegen die Tagesordnung 
begehrten. Mit 29 gegen 28 Stimmen errang die erſte Meinung ven Sieg; doch blieb die Sache 
fadif@ auf ſich erliegen, theils wegen des glei am 13. Nov. (die Motion war am 4. Nov. be: 
gründet worden) eingetretenen Schluffes des Landtags, theils wegen des Widerſtreits der Rich⸗ 
tugra unter den gewählten Commiſſionsgliedern. 

Die gleichwol, trotz aller Gegenbemühungen, noch die Majorität behauptende linke Seite 
(man erlaube und dieſen nicht von den Sitzen, ſondern von ver Richtung entnommenen 
Ashruf, weil jeder andere zu Misverftänbniflen führen könnte) erfreute fid) endlich wenigftens 
ainer Gruß ihrer beharrlichen Oppofition, nämlich des von der Regierung vorgelegten und von 
der Kammer einftimmig genehmigten Geſetzes, welches die durch frühere Ordonnanzen unter- 
ſegen Vollsverſammlungen und Reven ans Volk und geſellſchaftlichen Verbindungen wieber für 
erlaubt erklärte, vorbehaltlich ver in concreten Bällen von der Regierung zu erlaffenven Verbote. 

Unter ven übrigen von der Regierung diefem Landtage vorgelegten und von beiden Kanı= 
mern angenommenen Gefegen waren bie zwei wichtigften ein umfaſſendes Forſtgeſetz und ein 
Zehntabloſungsgeſetz. Beide veranlaften fehr langwierige Verhandlungen, das legte zumal 
ud einen lebhaften Kampf zwifchen ber erften und zweiten Kammer. 

Den Landtag von 1833 hat man ironiſch ven „Landtag der Berwahrungen‘ genannt, weil 
inder That rückichtlich der großen conftitutionellen Intereſſen nit viel Mehres als Rechtsver—⸗ 
wahrungen, die man ins Protokoll legte, zu Stande zu bringen war. Doch iind biefe Verwah⸗ 
ungen, wiewol einftweilen factifch unwirkſam, fiherlich von Rechtswirkung und zwar von blei⸗ 
baber Rechtswirkung, d. 5. fie halten vie rechtliche Gültigkeit aller verlegten oder verfümmerten 
Befaflungsartifel und ber darauf gegründeten Änſprüche fe, und man wird früher over ſpä⸗ 
tr datauf zurückkommen. Außerdem waren fie nothwendig zur Ehrentettung ver badiſchen 


Bar ber Landtag von 1833, verglichen mit jenem von 1831, als bedeutend herabgeſtimmt 
etſhienen, fo zeigte ſich biefelbe Erſcheinung und in verflärftem Maße auch bei jenem von 1835 
(nöfnet am 30. März). Der allgemeine Gang der deutſchen Dinge, die tagtäglich gefteigerte 
Euenge der Genfur, die geheinmißvollen Minifterconferenzen in Wien, die von Zeit zu Zeit 
wa Frankfurt ergebenden neuen Beſchlüſſe des Bundestags, das fortſchreitende Verſinken ver 
kaalern Beiftesnahrung beraubten Menge in Gleihgültigkeit gegen Öffentliche Angelegenhei- 
km umb in engherzigeö Verfolgen blos materieller, egoiftifcher Intereffen, endlich das tagtägliche 

fen ehemaliger liberaler Großſprecher zur Fahne der Reaction, alled Dies wirkte nie⸗ 


' aiklagend auf die freiheitliebenden Gemüther. Ein beinahe völlige8 Aufgeben ver Gegenwart, 


An bloß noch auf die fernere Zukunft gerichtete8 Hoffen ward vie weitaus vorherrſchende Stim⸗ 
ung. Daher ſchlich ſich auch in Betreff der Ianbftänbifchen Wahlen eine um fi greifende Gleich⸗ 
säligfeit oder Lauheit ein, oder eine Richtung ver Wähler mehr auf den Vortheil des Bezirks 
al auf das allgemeine Intereffe der Verfaffung und der Freiheit. Dan zählte A835 in der zwei⸗ 
tm badiſchen Kammer nicht weniger ald 31 active Staatäbiener (die ganze Kammer beflcht aus 
6 Mitglienern), welche nad) der Natur der Dinge in den Fragen, die von den Miniftern als 

agen für die Regierung erflärt werben, um fo weniger unbefangen ſtimmen können, 
Wibmen die Pflicht der Anhaͤngiichkelt an die Regierung fogar ſchon unumwunden (namentlich 
in der Verhandlung über bie Urlauböfrage) eingeſchärft, ja beim Landtage 1835 ihnen der Ur= 
sah ſelbſt wur precär oder zeitlich, d. h. für den Fall ihrer von der Regierung zu ermeſſenden 


Wbaentbehrlichkeit für ben Dienft jeden Äugenblick widerruflich erteilt ward. 


uau⸗dexriton. II. 
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Wir wollen übrigens nicht die Entſcheidung ver Zollfrage, als welche nämlich einer Beleuch⸗ 
tung von gar vielen Seiten empfänglid) und bebürftig ift, als Kraft- oder Wärmemeſſer des 
Geiftes der badiſchen Volköfanımer von 1835 aufftellen (in der erften Kammer ward ber Ans 
ſchluß einftimnig genehmigt), und überhaupt nicht was gefhah oder gethan ward an die= 
fem Landtag, fondern vielmehr Das, was nicht geſchah. Seit dem Landtage von 1855 waren 
doch ſoviel weitere Schläge auf das conftitutionelle Syftem und auf die Garantien der Kreis 
heit gefallen, daß die Kammer, welde nach der Mehrheit ihres Perſonalbeſtands noch die⸗ 
felbe war, die 4831 durch die kräftige Abwehr aller Verfaffungsgefährbungen ſich die Adı= 
tung der Nation erworben, berufen ſchien, ein kräftiges Widerſtreben auch gegen die neueften 
Reactiondmaßregeln zu äußern. Es wurde auch wirklich von einem Mitglieve eine dahin fi) 
richtende Motion erhoben und von einem andern insbefonbere die Sache der Preffreiheit in 
neue Anregung gebradt. Allein obſchon die zuerft bemerkte Motion nad} einftinnmigem Beſchluß 
der Kammer in die Abtheilungen zur Berathung verwiefen und der Verfolgung ber ziveiten 
noch fein erſcheinendes Hinderniß in den Weg gelegt ward, fo erhoben ſich gleichwol auch ſchon 
Stimmen der Misbilligung, und e8 warb eine Spaltung in zwei Parteien, die man ben alt= 
englifchen der petitioners und abhorrers vergleichen möchte, ſichtbar. 

Auch die geringe Zahl ver Motionen an dieſem Landtage (eine auf Abfchaffung der privile⸗ 
girten Militärgerihtöbarkeit gehenve wurde zwar von der zweiten Kammer angenommen, von 
der erften Kammer aber einftimmig verworfen, und ein paar minder wichtige fielen ſchon in 
der zweiten Kammer duch) deutete auf verminderte Theilnahme hin, und die vergleichsweiſe 
Keine Zahl ver Petitionen (die auf den Zollverein ſich beziehenven koͤnnen hier nicht in Rech⸗ 
nung fommen) läßt aud auf eine Schwächung des Volksvertrauens fliegen. Die Regierung 
aber legte weber das verheißene neue Preßgeſetz, noch das gleichfalls verheifene und dringend 
nöthige Gefeg über pas Strafverfahren vor. Der Geift des Landtags von 4831 fheint mehr 
und mehr zu entſchwinden. Möge er bald ſich von neuem erheben! Rotted. 

Nahtrag. Die in den legten Worten enthaltene ſchmerzliche Klage des trefflichen v. Rotteck 
wurde in ber naͤchſten Zeit noch mehr und mehr begründet. Ebenſo aber erfüllte fih auch bald 
fein Wunfh. Das Übel flieg zuerſt noch, feitvem ohne dad Willen und gegen ven Wunfc des 
Minifterd Winter an die Stelle des Dinifterd des Auswärtigen, v. Türkheim, eines zwar ari= 
ſtokratiſchen, aber rechtſchaffenen, gemäßigten und flaatöfundigen Mannes, melder ver aus: 
wärtigen Diplomatie und dem Minifterpräflventen v. Reizenftein nicht gefiel, plöglich der Bun⸗ 
destagsgeſandte v. Blitteröporf berufen wurde. Es geſchah bald nad) ven geheimen Wiener Eoa= 
ferenzen 1834, von weldyen Herr v. Reizenftein den Minifter v. Türkheim ausgeſchloſſen hatte, 
alfo noch vor dem Landtag 1835. Über die Gefinnungen und Motive des Herrn v. Blitteröporf 
urtheile ich nicht, zumal da er mir und ich ihm ſtets feindlich gegenübergeftanpen. Daß aber feine 
Volitik ſich als dem äußerften Stabilitätd- und Reactionsſyſtem und den ſtuartiſchen Grund: 
fügen verfallen zeigte, wie ich es ihm felbft in der Kammer fagte, daran ziweifelten wol ſchon 
feit feiner Wirkſamkeit als Bundedtagsgefandter Wenige. &8 zeigte ſich z. B. fhon, als er, der 
badifche Bejandte, was ebenfalls auf dem Landtage gerügt wurbe, den erften Unterbrüdungs- 
antrag felbft gegen die befhränktefte Preffreiheit, gegen eine geachtete Zeitung bes benachbarten 
Würtemberg, am Bundestage machte. Eine ſolche Politik im badiſchen Minifterium, vertreten 
von einem Manne, der zwar feine tiefen und eigenthümlichen Gedanken, doch, ſoweit das ohne 
fle möglich ift, eine große Beredtſamkeit, eine imponirende Perſoͤnlichkeit befaß und durch Die 
Artftofratie und auswärtige Diplomatie unterftügt wurde, mußte ſich natürlid bald wirffam 
zeigen. Winter fühlte ſich eingeengt und, ich wiederhole hier nur, was ich offen in der Kam⸗ 
mer diefem Staatsmanne felbft erflärte, aud feine Verwaltung wurde feinen bisherigen 
Grundfägen tagtäglich untreuer und im Sinne der gewöhnlichen Polttit unehrlicher. Die Poli⸗ 

i- und Beamtenherrichaft und die damit verbundene Verminderung jeber felbfländigen unb 
Freien ſtaatsbürgerlichen Stellung der Beamten, welche durch Penſionirungen, Verſetzungen 
und Entziehung der Zulagen und Beförderungen leicht bewirkt wurde, ferner Die Wahlbeherr⸗ 
ſchung, die Unterbrüdung ver Preffe nahmen täglich zu. Ste machten die StAlung ber mit jedem 
Landtag zu einer Eleinern Minorität herablommenden Liberalen, gegenüber der (zulegt beinahe 
aus drei Bierteln der Kammer und allermeift aus Beamten beftehenben) minifteriellen Partei, 
ſtets ſchwieriger und peinliher. Selbft die verfaflungsmäßig blos von der Kammer und cenfur= 
frei herauszugebenden offlciellen Actenſtücke der Verhandlungen unterlagen jegt theilweife der 
Unterbrüdung. So murben auf ven Landtagen 1837 und 1839 zwei Motionsreben v. Rotteck’8 
über den Zuftwen nes Vaterlandes unterdruͤckt, obwol fie ohne irgend einen Zabel von Seiten 
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ww Bräfldiums der Kammer wie der Minifterbank Öffentlich vorgetragen, faft einſtimmig in bie 
Urheilungen verwiefen und ihr befonderer Vorausdruck Hefchloffen war. Die eine durfte nur 
inden viel fpäter erſcheiuenden, wenig gelejenen, bien Protokollen und die andere abjolut gar 
zit gearuckt werben. Die Mehrheit ver Kammer ließ es geſchehen und v. Rotteck wurde fogar, 
wenn er in bie Unterdrückung nicht einmwillige, was er natürlich nicht that, mit Criminal⸗ 
proceß bedroht. In den Zeitungen vollends war die Unterdrückung aud) der Landtagsverhand⸗ 
langen maßlos, zumal feitvem der Bundesbeſchluß ftreng durchgeſetzt wurde, daß Feine deutſche 
Zeitung aus deutſchen landſtändiſchen Verhandlungen Mittheilungen machen bürfe, welche nicht 
bie Genjur des betreffenden Landes in deſſen Zeitungen paffirt hatten. So wurbe die unter der 
Obetcenſur bed Herrn v. Blitteröborf ſtehende „Karlsruher Zeitung” die alleinige trübe Duelle 
über unfere Verhandlungen, foweit nit etwa von höhern Händen kommende, meift nodh bes 
denllichete Berichte Bingang in fremde Zeitungen fanden. : So fahen die liberalen Kammermit⸗ 
gliedet ſich faſt täglich vor dem größern und Eleinern Vaterlande wegen ihres landſtändiſchen 
Birkens angegriffen, gefchmäht, nicht felten verleumbet , ja oftmals al jammervoll dargeftellt, 
indem ;. ®. wirkliche ober auch fpäter Hinzugebichtete derbe Hußerungen der Minifter in die Zei 
tungen übergingen, nicht aber die echten Worte der Abgeorbneten und ihre männlichen Entgeg= 
augen Öffentliche Vertheidigung war dabei den Angegriffenen nicht möglich, und noch heute 
le mn bei manchen Schriftftellern durch ſolche Berichte belegte ganz falſche Darftellungen ihres 
up bed minifteriellen Benehmens und Wirkens. Mögen ſtatt vieler nur zwei Beifpiele hier 
Reben, weiche v. Rotteck in feiner Motion auf Wieberherftellung einigen Rechtözuftandes der Preſſe 
«a. Juni 1839 (ſ. Protokolle der zweiten Kammer, ©.283) erzählte. Ich felbft nämlich Hatte 
ua Schluß des · Landtags 1837 in der Verhanvlung über eine Petition vieler Katholiken‘, geift- 
ler und weltlicher, für Synoben mit der großen Mehrheit der Kummer die Wünfche meiner 
latheliſchen Mitbürger und Mitabgeorpneten mit Achtungsäußerungen gegen die badifchen Ka⸗ 
tholfen unterftügt. Mber ih hatte dabei den Herrn v. Blittersdorf in einen ſchwer zu beſchrei⸗ 
lenden Zorn verfeßt durch die Kritik des minifteriellen Syſtems, welches eine Allianz der geift= 
lihen und weltlichen Ariftofratie und Deöpotie erſtrebe und die eminente Mehrheit ver aufge: 
Kürten Eatholifchen Bürger Badens, nämlich die kirchlich Regierten, die niedern Geiftlichen mit 
inbegriffen, verlege und abftoße, indem es die ultramontane Macht der kirchlich Regierenden zu 
vermehren trachte und ver befannten Phrafe „Ihron und Altar” den Sinn unterzulegen feine: 
„Berdet ihr dumm dort, fo werbet ihr's auch Hier; kuſcht ihr dort, fo kuſcht ihr aud) hier”, da⸗ 
ki aber vergefle, daß (was kurz naher in Köln fo deutlich zu Tage trat) die hierarchiſche 
Rest, fobald fie nur in jener Allianz für die Herrſchaft einigermaßen erflarkt fei, daB „Thron 
md Altar’ in „Altar und Thron’ verwandle. In der Kammer Hatte td überhaupt und insbe⸗ 
Imdere von Katholiken nur Beifallsäußerungen erhalten. Nur dem Herrn v. Blitterödorf mid- 
iel meine Rede. Am andern Morgen enthielt ver unter feiner Obercenfur erſcheinende karls⸗ 
tube Rammerbericht die brei völligen Unwahrheiten: 1) ic) hätte die katholiſche Religion groͤb⸗ 
ig gefhmäht; 2) es fei darüber in der Kammer der Antrag eines mich misbilligenden Beſchluſ⸗ 
fl, zur Tagedordnung überzugehen, geftellt worben; 3) vie Kammer Habe dieſes beſchloſſen. 
Die nachtheilig mußte nun ein folder Bericht gegen mich ftimmen! Wie mußte er namentlich 


' Kummen bie größtentheils katholiſchen Bürger meines Wahlbezirks, welche mid vertrauensvoll 


4 Broteftanten gewählt hatten, mich, der fie nun als ihr Wortführer auf eine des Deputirten 
und verfländigen Mannes unmwürdige Weife öffentlich follte geſchmäht haben! Diefe Bürger aber 
hatten, da ich gerade nach dem 2oo8 außtreten mufite, in kurzer Zeit für ihre Abgeorbnetenftelle 
ven zu wählen, und fie wählten mid; damals auch wirklich nicht. Die verleumberifche Befhul= 
Bigung war fogleich in vie „Oberpoftamtszeitung” und „Allgemeine Zeitung” und in bie meiften 
bern deutſchen Zeitungen übergegangen. Der deutſchen und badiſchen Eenfur wohl kundig, 
beidränkte ih, um ihr felbft den leifeften Vorwand für die Nichtaufnahme zu entziehen, meine 
derqtigung auf wenige Zeilen, in welchen ich einfach nur jene drei Punkte mit Berufung auf 
Bee officiellen Kammerprotokolle fůr nicht richtig erklaͤrie. Ich ſchickte dieſe Zeilen an bie „Rarls- 
taber Zeitung“, an die „Oberpoſtamtszeitung“ und an die „Allgemeine Zeitung”. Alle drei 

ionen überfenbeten mir im Drud die von ihnen aufgenommenen, aber von der Genfur 
duthſttichenen Zeilen. Die Revaction der „Allgemeinen Zeitung” bemerkte mir noch, e8 paflire 
Ü jet öfter, Daß fie ſelbſt Berichtigungen falfher Berichte über officielle Verhandlungen nicht 
aufnehmen dürfe. Diesmal habe fie aber doch noch einen Verfud um Abhülfe bei der hoͤhern 
Oerlke gemacht, jedoch vergeblich. Entrüftet nahm ich nun meine kurze — famaıt bem er⸗ 
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wähnten Schreiben der Redaction der „Allgemeinen Zeitung‘ und fenbete fie ohne weitere Be= 
merfung in ſchwediſche, daͤmiſche, engliſche, franzoͤſiſche und fehmweizerifhe Zeitungen. Dort 
fanden fie natürlich fogleih Aufnahme, und ebenfo natürlich wurden meiftentheild damit vielfach 
und Deutjche tief befhämende Betrachtungen Über ſolche Zuftände der einft fo ruhmvollen dent⸗ 
fen Nation Hinzugefügt. Bor meinem beutfchen und badiſchen Vaterlande und meinem Wahl⸗ 
bezirk aber blieb ih Jahre lang verleumbet, ohne Möglichkeit der Gegenerklärung und Berichti⸗ 
gung. Der auf dem Örenzpoftamt zu Kehl angeftellte befondere Cenſor ber auswärtigen Zei⸗ 
tungen nahm fogar den babifhen Abonnenten die fremden Blätter weg, die die Berihtigung 
enthielten. Bis zu v. Rotteck's Motion, nad mehr als zwei Jahren, enthielt nur die „Oberpoft 
amtszeitung“ die einzige Notiz: man leſe in engliſchen und ſchwediſchen Zeitungen eine merk— 
würdige Einfendung des Abg. Welder mit intereffanten Bemerkungen dieſer Blätter. Ganz 
ähnlich ift das zweite Beiſpiel. Rotteck's Worte darüber lauten: „Im März 1838 warb von 
ihm (nämlich von mir) ein abermaliger Verſuch gemacht, neue Unrichtigkeiten, deren die (immer 
unter ber Obercenfur des Blittersdorf'ſchen Minifteriung ſtehende) «Karlsruher Zeitung» da⸗ 
mals gegen ihn ſich ſchuldig gemacht, durch eine ſolche Erklärung von ſich abzulehnen. Diele 
kurze Erklärung lautete alfo: «Ich bepauere bemerken zu müflen, daß der Bericht über die Ver⸗ 
bandlungen in Betreff der hannoveriſchen Angelegenheiten theil® durch Auslaſſungen, theils 
durch Unrichtigkeiten von meinem Antheil an diefen Verhandlungen ein unrichtiges Bild gibt. 
Da aber am Ende des vorigen Landtags meine befondern Angaben der Unrichtigkeiten von der 
Cenſur der «Karlöruher Zeitungs geftrihen und deshalb auch von der Genfur anderer Zeitun- 
gen nicht zugelaflen wurden, fondern nur in den freien Blättern ded Auslandes Aufnahme fanz 
den, fo begnüge ich mich, einfach auf das officielle Protokoll der Kammer über den betreffen: 
den Gegenftand zu verweifen.» Die Aufnahme aud) diefer Erklärung erlaubte der Eenfor nicht. 
Gr übertrat daher oder mar durch Inftruction angewiefen zu übertreten die ganz ausdrückliche 
Beſtimmung unfers Preßgeſetzes in $. 10.” 

Rotteck fegte zur Würdigung dieſer die Wahrheit, Ehre und öffentliche Sittlichkeit und 
Gerechtigkeit fo vortrefflich fhügenven , die friedliche zufriedene Stimmung achtbarer und nicht 
fiſchblütiger Bürger fo jehr befördernden Genfur noch wörtlich Hinzu: „Ich frage Sie, meine 
‚Herren, mad unter diefen Umſtänden der Rechtszuſtand der redlichſten, ver pflihtgetreueften 
Deputirten und welches die Stellung der Kammer und jedes einzelnen Volfövertreterd gegenüber 
den Anmapungen eines vielleicht unwiſſenden oder einfältigen, vielleicht boshaften Cenſors it ? 
Ic fage: dieſe Stellung ift unſers Anıts wie unferer Perfönlickeit unwürdig. Sie ifl zu⸗ 
gleih mit der Verfaflung im ſchreiendſten Widerſpruche, fie fodert und daher zu lauter Be- 
ſchwerde auf. Die Sache geht und Alle an, nit nur die einzelnen Gemishandelten.“ 

Ich aber erwähne dieſes hier nicht, um zunächft zur Würdigung des Genfurinftituts etwas 
beizutragen. Jeder, ber die Cenſur in der wirklichen und unvermeidlichen Geftalt und Wirkung 
des unnatürlicften Inftituts und nad) den wahren, gleichviel ob bemußten ober nicht beivußten 
Gründen und Zwecken feiner Ginführung kennt, der weiß es ja, daß ſolche Erfheinungen, wie 
die Hier angeführten, ganz alltäglich find. Der Verfafler dieſer Zeilen erlebte in Beziehung auf 
ſich feloft ähnliche mehr ald funfzig mal Gr erlebte Gleiches auch noch in Baden und Sachſen 
in Beziehung auf feine und W. Schulz’ Schrift: „Geheime Inquifition, Eenfur und Ca— 
binetsjuſtiz im verderblihen Bunde”, über melde falſche Vorurtheile erweckende öffentliche 
Verbote, ja völlig verfälſchende, verleumderiſche Beihuldigungen den Weg in alle Zeitungen 
fanden, während nicht nur bie Anzeigen und Beurthrilungen ſachkundiger Männer, die in 
diefem Buche die vollftändigfte und anſchaulichſte Enthüllung der wahren Natur des Inquifie 
tionsproceſſes fanden, fondern auch unfere Berichtigungen hier ganz, dort in den weſentlichſten 
Tpeilen geftvichen wurben.2) Ich wollte vielmehr durch diefe Züge beffer veranſchaulichen, 
wie ſchwer und peinlich die Lage Überzeugungstreuer Volksvertreter unter folhen Umſtänden 
war. Die unglüdlichen äußern Verhältniffe des Fleinen Staats entſchuldigten bei ven meiften 
Bürgern wirklich oder fheinbar alle äußerfien Neactionsmittel des eigenen Kleinen Staatd und 
beberrfchten vielfach die VBeichlüffe der Regierung. Zum Volke, zur Nation drang die Stimme 
der Wahrheit nicht durch, nicht einmal die Vertheidigung der groͤblich gefchmäbten, verleumbeten 
Volksfreunde. In den Rammernerhandlungen feiterten faft alle ihre beſten Abjihten und 
Anftrengungen für dad Wohl des Landes an der großen Mehrheit abhängiger, ven minifteriellen 


en im Artikel über das göttliche echt im vierten Bande ber „Gonftitutionellen Jahre 
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Anägten und Wünfcgen huldigender Beamten. Denn ſolche Beamte, die ihre liberalen ſelb⸗ 
findigen Überzeugungen, auch gegenüber den Miniftern, als Volkövertveter nicht aufgeben 
Imaıen, traten, fowwie Rutihmann, Ziegler, um peinliche unvereinbare Widerſprüche zwiſchen 
üsrer gewiffenhaften Überzeugung und zwifchen ihrer amtlichen Wirkſamkeit und ihrem Lebens⸗ 
mb Bamilienglüd zu vermeiden, aus der Kammer aus, oder ſie lehnten die Wahl und ihre 
Annahme, welche die Regierung bei liberalen Beamten natürlich nicht gern ſah, fhon zum 
voraus ab. Go flieg jegt mit jevem Landtage, trog aller Känrpfe ber liberalen Oppofition,, die 
Ausgabe für das Militär von 1,500,000 Gidn. allmälig auf 2Mill.; ähnlich der Aufwand für 
Staatöbiener. Gute neue Gefege, wie 1827 das von der Commiſſion fo fehr verbefferte neue 
Staetsdieneredict, wurden vom Minifterium befeitigt, ja mehre ber beflen frühern Geſetze, 
wie die Preß⸗ und Gemeindegefege, weſentlichſt durch Verflümmelungen over Umänderungen 
vetſchlechtert. Kein Hoffnungäftern fhien zu leuten und der gute Geift im Volke und in ver 
Kammer täglich mehr einzuſchlafen. Ja mas das Niederdrückendſte war, alle Opfer, welche an 
guter Stimmung wie duch Verzicht auf Bamilienleben und Ginnahmen, durch Verluft ihrer 
Anfellungen und durch Griminalproceffe viele liberale Deputirte brachten, ſchienen nicht bloß 
mtles, fondern verderblich verwendet zu werben, wenn fie das Volk täufchten, es habe bereits 
dem Lande und dev Nation genügende Verfaſſungszuſtände, e8 dürfe mit fo troftlofen und ge= 
führligen Zuflänven zufrieden fein und wie vor der Franzöſiſchen Mevolution aufs neue 
{blafend den verderblichſten Abgründen jid nähern. Solche Erwägungen waren es, welche in 
Birtemberg und den beiden Heſſen, in Naſſau und Sachſen die evelften Männer bewogen , fi$ 
von ber landſtändiſchen Wirkfamkeit loszuſagen oder fernzuhalten und dadurch ben, mie fie 
glaubten, ftärkften Proteft gegen bie verkehrten Zuſtände einzulegen. Sie ſuchten aud) bie 
badiſhen Liberalen zu dem gleichen Aufgeben nutzlos aufreibender Kämpfe aufzufodern. Doch 
wir erwogen, daß bei der Prüfung politifcher Maßregeln faft nichts beſſer leitet als der Grund: 
ſch, Das zu vermeiden, was ven Gegnern Freude macht. Das aber that der Rücktritt der ge 
fnaungstüdhtigen Oppojitiongmänner und der Schein, das Volk wolle und braude fie nicht, 
Als jei ohne jie fo dauerhaft vortrefflich, wie man dieſes zuerft in Preußen, dann in Würtem- 
berg in glüdlicher Selbſtzufriedenheit fih überredete. Allein von Anfang nicht richtig von der 
Daffe aufgefaßt,, verliert jener ſtille Broteft täglich mehr alle Wirkung , ja felbft die Erinnerung 
ihn. Der Lebende, der Handelnde hat Hecht im thätigen, fortichreitenden Leben. Bor allem 
über glaubten wir, bei aller feften Überzeugung , daß in dem kleinen Baden freilich für ſich allein 
feine wahre und dauernde Freiheit und Sicherheit zu begründen ſel ohne das Erwachen des 
beſern Geiftes und ohne die Begründung eines wahren nationalen Rechtszuſtandes in ganz 
Deutſchland und zunädft in deſſen beiden größten Staaten, Preußen und Ofterreih. Aber 
dit vertrauten auf ben guten Geift unferer Nation und fein Erwachen, auf die wefentliäfte 
Unentbehrlichkeit politiſch freier und volksvertretender Verfaſſung im ganzen Baterlande; wir 
glaubten, daß dafür jeder Einzelne, jede Provinz und jede Ständefammer unermüdlich wirken 
ud auf ihrem wenn auch noch fo geringen und ſchweren Poften ausharren müffe, daß fo felbft 
tie Beine babifche Oppofltion das heilige Licht und Lebensfeuer für die übrigen beutfchen Staa⸗ 
tm lebendig erhalten und auch bet ihnen für deſſen Entzündung wirken inne. Wir dachten 
ag an fo vieles Schlimmere, was wir für unfers Kleinen Landes Zuftände fernhalten, an fo 
wnded einzelne Gute, was wir für daſſelbe wirken könnten, ſodaß alles Dieſes unferer 
Opfer und Anftvengungen wohl werth fei und uns über alle Miskennung und Geringfhägung 
tur bie öffentliche Unwahrheit und Unterdrüdung hinwegheben müffe. Und ver Erfolg hat 
vol unſere Anficht gerechtfertigt. 
‚ M foldem Streben nun fuchte die badiſche Oppofition gleihmäßig bie deutſchen National⸗ 
iisefien unb die rechte Öffentliche Meinung für fie, fowie die befonbern badiſchen Landesbedürf⸗ 
riſſe ind Auge zu faflen. Jedes echte conftitutionelle Wirken bei allen Motiond-, Gefeg- und 
berathungen und in allen Discuſſionen mußte natürlich von felbft mittelbar over un= 
ninelbat beiden Hauptgeſichtspunkten entfprechen. Doch ſchloſſen fi an ben erſtern vorzugs⸗ 
weiſe an zuerſt die beharrlichen Erneuerungen der Foderungen des wefentlichften aller Rechte für 
Ye Ration und die einzelnen Staaten, des Rechts auf Preffreiheit, die fetö neuen Foderungen 
Nefed duch Bundes⸗ und Landesverfaſſungsrecht geheiligten Rechts und die ſtets neuen Ve— 
erden über bie Berlegungen der Genfur. Hierzu dienten z. B. die Motionen von Welder 
uf dem Landtag 1835, von Itzſtein auf dem Landtag 1837, von Rotteck auf dem Landtag 
1839, von Weldter auf dem Zandtag 1840 und 1841, von Sander auf dem Landtag 1842, 
von Mathy auf dem Landtag 1843. Es werden diefe unermüblichen Foderungen des heiligften 
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Nehts, in Baden und auf den meiften andern deutſchen Landtagen und zwar wegen ber Klar⸗ 
beit und Unentbehrlicfeit des Rechts gewöͤhnlich einſtimmig auch von den minifteriellen Mit= 
glievern erhoben, einft einen nicht unwichtigen Punkt in ver deutſchen Geſchichte bilden, Das 
gefammte deutſche Vaterland hatten ebenfalls im Auge die Motionen gegen Übergriffe und 
verlegende Mafregeln und für verfalungsmäßige Entwickelung des Bundes; fo die Motion 
von Welder 1840 für „endliche Aufhebung ver Ausnahmegefege und für die volle Geltung und 
freie Entwickelung des in dem Bundes= und Landeögrundvertrag durch die Öffentliche Treue 
verbürgten Rechtszuſtandes“, und deſſelben Motion A841, „daß die Regierung gebeten werde, 
auf jeve mögliche Weife dahin zu wirken, daß alle Ansnahmemaßregeln des Bundes aufgehoben 
würden, und daß dieſer deutſche Nationalbund in aller Hinfiht auf feine ver Bundesacte ent⸗ 
ſprechenden Grundlagen zurüdgeführt und die Selbſtändigkeit der deutſchen Staaten und 
die durch die Bundesacte verbürgten allgemeinen deutſchen Nationalrechte überall und vollftän= 
dig verwirklicht würden”. Beide Motionsanträge wurben nach lebhaften Kämpfen mit großen 
Mehrheiten von der Kammer beſchloſſen. Mit Stimmeneinheliigfeit wurden aud die von 
Ipftein motivirten wieberholten Anträge auf eine Anwendung jener Grunpfäge durch Verwen⸗ 
dungen zu @unften des verlegten hannoveriſchen Rechtszuſtandes befchloffen, ebenfo nicht minder 
der fpäter von Hecker motivirte Antrag zu Gunſten des bedrohten Schleswig-Holſtein. So 
wurde in ver That das 1831 geltend gemachte, aber damals noch fo heftig beftrittene Recht deut= 
ſcher Landſtände, auch für das Geſammtvaterland die Stimme erheben zu dürfen, in praftifcher 
Geltung erhalten. Auch viele andere deutſche Kammern ſchloſſen fi in der Hannoverifhen und 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Sache diefem Grundfage an. Die befondern Lanvesinterefien, ſoweit 
fle nicht vie politifche umd ftantSbürgerliche Freiheit berührten, namentlich auch die materiellen 
Intereſſen, förderte auch in diefen ſchlimmen Zeiten von 1835, 1842 die Regierung übereinz 
flimmend mit den Kammern durch mandje Geſetze. Die ſcharfe Eontrole und Kritik der Ver⸗ 
waltungs⸗ und Regierungdmaßregeln von Seiten der Oppofition vorzüglich bei Gelegenheit 
der Budgetöberathung und bei der Discuffion der Berichte der Commiſſion über Aufſuchung 
ber provtjorifhen Gefege Eonnten niemals ganz ihre wohlthätige Wirkſamkeit verfehlen. In 
Beziehung auf die materiellen Intereffen nimmt die erſte Stelle ein das auf einem außerorbent= 
lien Landtag 4838 beinahe einftimmig befehloffene Eifenbahngefeg , mit welchem ver Minifter 
Winter feine Laufbahn beſchloß. Don den übrigen Gefegen war das wichtigfte das 1839 der 
Kammer vorgelegte und mit der größten Sorgfalt und dem ausdauerndſten Fleiße berathene 
Strafgeſetzbuch, welches endlich 1845 zur Sanction gelangte. 

Das nun unter dem Minifterium Reizenflein-Blitterövorf mehr und mehr fleigende Ne= 
actionsſyſtem führte endlich zu einer wohlthätigen Krife. Auf dem Landtag 1841 Hatte die Re= 
gierung zum erften male nad) dem früher (1820) einmal gemachten, aber alsbald wieder 
zurückgenommenen Verſuch, die Kammer dur Urlauböverweigerung um ihre Selbftänvigkeit 
zu bringen, dies praktiſch durchgeführt. Sie verfagte den beiden Gerichtömitglievern 
Aſchbach und Peter ven Urlaub. Diefes fiel umfomehr auf, ba die Urlauböverweigerung 
nicht Adminiftratiobeamte, fondern Richter traf und unter ſolchen Nebenumftänven ausgeübt 
wurde, daß Niemand zweifelte, daß leviglich die Rückfiht auf die liberalen Grunpfäge beider 
Ehrenmaͤnner und die Abficht der Regierung, an ihnen für alle Beamte ein Exempel zu fta= 
tuiren und nunmehr die unglüdfelige Mafregel für immer praktiſch zu machen, nicht aber 
Dienftrüdfihten dieſen Befchluß ind Leben gerufen hatten. Die ſtaatsrechtliche und politifche Frage 
über Urlaubßertheilung und Urlaubsverweigerung für Abgeordnete aus dem Beamtenftande 
behandelt ver Art. Urlaub. Hierher gehört nur ver hiſtoriſche Gang dieſes Streits, fomelt er 
auf die Veränderung bed Regterungsfgftems und der Zuflinde des badiſchen Landes und der 
Kammer Einfluß hatte. Die Mafregel ſchien fo verlegenn und gefährlich für den badiſchen 
Rechtszuſtand, und e8 zeigten ſich bet einiger fhärfern Beobachtung des vorherrſchenden mint- 
fteriellen Syſtems fo gefährliche Plane für die Zukunft, die durch ſolche beliebige Urlaubsver⸗ 
weigerung und die abfolute Nullität ver Kammern vorbereitet werben mußten, daß auch Die 
Minifteriellen ſämmtlich mit der Oppofition dagegen kämpften. Doch ſchien wenigſtens dem 
Berfaffer viefer Zeilen , wie er es damals Öffentlich und thatſächlich ausfprechen mußte, die auch 
von der Mehrheit ver Oppofition gebilligte Maßregel mehr der herabgefommenen Stimmung 
des Landes und der Schwäche der Oppofition, ſowie dem freilich natürlichen, aber oftmals ge= 
fährlihen Wunſche, durch Nahgiebigkeit einen Majoritätsbeſchluß zu erzielen, als der wirk⸗ 
lien Groͤße der Verlegung und der Gefahr, ſowie ven wichtigſten hier entſcheidenden Nechts- 
grundfägen zu entſprechen. Man beſchloß nämlich mit den Minifteriellen eine von der Zuſtim⸗ 
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mung der erflen Kammer abhängige Beſchwerde über Verfaſſungsverletzung einzugeben und 
wihtend ber Hingern Zeit ihrer Verhandlung in ver erften Kammer andere Ianbftändifce 
Geidäfte, Bubgetverwilligungen u. ſ. w. vorzunehmen. Meine rechtliche Überzeugung ſprach 
iin der Kammer dahin aus, daß, da nad) ver einftimmigen Überzeugung der Kammer vie 
beiten Rammermitglieder Aſchbach und Peter verfaffungswidrig nit zur Berfammlung einges 
laden jeien, die Kammer auch bis zur vollfländigen Einberufung des ganzen Gollegiums der 
Vollötepräfentation außer ihrer Bemühung für die vollftändige Einberufung aller Mitgliever 
nichts gültig beſchließen und feine Steuern, vollends feine für die nicht repräfentirten Diftricte, 
deren Bertreter verfaſſungswidrig ausgeſchloſſen worden, bewilligen fünne. Sodann hielt id) es 
für ein Aufgeben des wichtigften Nechtö der zweiten Kammer, welche über ihre Eonflituirung 
allein zu entſcheiden habe, daß man biefes Hauptrecht hier von dem Beſchluß der erften Kammer 
abhängig machte. In politiſcher Hinſicht täufchte ich mich nicht über den ſchlechten Ausgang der 
Sade in der erften Kammer, fand auch keinen Troſt in dem bloßen Hinausſchieben der Schwie⸗ 
nigfeit und glaubte, daß die Erklärung der Kammer, fie fei nicht conftituirt, die Regierung 
tbenfo wie 1820 zur Nachgiebigkeit beftimmen würbe, während ſie der Beſchwerden fpotte; daß 
aber, jalld fie den Bruch vorziehe, Hier vie Zeit und die Gelegenheit zu einem energifhen Schritt 
un zum Bruch der Oppojition mit der Regierung, d. h. zu einer Appellation and Bolt und 
feine aemen Wahlen, gekommen fei. Da id) nun in diefem Kalle nicht wie in der oben von Rot⸗ 
teörgäßlten Krife des Landtags 1831, bei meiner Motion über die Nationalrepräfentation am 
Banbrötage, fo glücklich war, bie zuerft abweichenden Anſichten meiner Freunde für mic zu 
geninnen, fo verließ ich nad) meiner Überzeugung von meiner befhworenen Pflicht allein den 
Sanbtag, kehrte nad) Freiburg zu meinem Lehramt, das ich kurz zuvor wiedererhalten Hatte, 
präd und erflärte biefed der Kammer mit dem Hinzufügen, baß ich ſie deshalb nicht um Urlaub 
bitte, weil ich fie felbft für dieſen Heinften Beſchluß völlig incompetent halte, und daß id nur 
pädfchren würde in dem Moment, wo e8 fi wieberum um die Vervollfländigung ber Re— 
hräfentation handle. Diefer Moment kam, als endlich die erfte Kammer ber zweiten Ihre Er= 
flürung abgab , daß fie ver Beſchwerde nicht beitrete. Im Lande hatte mein Schritt Billigung 
efunden, die ſich auch durch energiſche Adreſſen wieler der achtbarſten Bürger ausſprach, und 
IS kehrte nun zur Berathung über weitere Schritte rückſichtlich der Vervollſtaͤndigung ver Kam⸗ 
wer in biefelbe zurũck. Sept erhielt ver Antrag, daß die Kammer aud nun nod) für nicht con= 
filuirt fi) erfläre, eine fo ſtarke Minorität, daß er nur fiel, weil Mehre erklärten, er fei nun 
ꝛerſptet. Doch vereinigten fid; jegt auch die hier nicht Beitretenden zu einer energifchen Pro= 
tation gegen die minifterielle Berfaffungsverlegung mit der Erklärung, daß unfer behauptetes 
Verfeffungsredht unerfdüttert fortbeftehe und durd; Nichtvertheidigung von Seiten ver erften 
Kummer nicht aufgehoben werben koͤnne. Diefe Proteftation erhielt die Mehrheit, obgleich die 
neißen Minifteriellen jegt zurücktcaten. Alle ihre Bemühungen, vie Regierung felbft zu ver⸗ 
ſohulichen Maßregeln, zum Schuß unfers Verfaſſungsrechts zu bewegen, waren gefcheitert an 
ker hartnädigen Behauptung des einmal ergriffenen Syſtems, welches vorzüglich Herr v. Blitz 
terßborf mit der größten Herbheit gegen die als willenlofe Diener von ihm behandelten Beam- 
tmburhführte. So fügten fie ſich denn. Jene ſtarke, das Miniſterium beleidigende Proteftas 
fin der Rammer aber hatte das ihr nad) der Vertagung nachgefenvete verweifende Cabinets⸗ 
Freiben, dieſes alsdann bei ihrem Wiederzufammentritt bie von Itzſtein motivirte neue 
Bosteftation und diefe endlich glücklicherweiſe die alsbaldige Auflöfung zur Folge. Diefe Bes 
lung an neue Volkswahlen und die jegt von dem Minifterium Neizenftein-Blitteröborf er 
laſenen Wahlbeherrſchungsreſcripte, welche nun die Oppofitionäglieder fhmähten und alle 
iklihen und weltlichen, richterlichen wie anminiftrativen, militärifhen, Schul= und Univer- 
=, Ober> und Unterbeamten zu minifteriellen Wahlen aufboten und ihre abweichenden 
Überzeugungen deutlich genug bedrohten, dieſes Alles, verbunden mit den nachhaltigen Ver— 
der Obergerichtöräthe Sander und Peter, vielleicht auch mit meiner neuen Benfiontrung, 

welten den bisher allmälig eingeſchlafenen Volksgeiſt, öffneten dem Volke vollends die Augen 
Über ben renctionären Gang des Minifteriumd und fpornten die Energie der Liberalen. Der 
lchhafteſte Wahlkampf gab ihnen den entſchiedenen Sieg. Trotz der aͤußerſten Gegenanftrens 
sung der Regierung und ihrer Beamten wurden alle Oppofitionsgliever und Votanten ver 
tation wieder erwählt, mehre, wie v. Ipftein, Sander, Rindeſchwender, Welder, zwei und 

feel mal. Dazu kamen viele neue liberale Abgeordnete, unter ihnen fo ausgezeichnete wie 
ann und Mathy, bald auch Hecker. Unmuthig erklärte vie Regierung der im Frühjahr 

182 einberufenen neuen Kammer, auf dieſem Landtag nichts als das Budget vorlegen zu 
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Rechts, in Baden und auf den meiften andern deutſchen Landtagen und zwar wegen ver Klars 
heit und Unentbehrlichkeit des Rechts gewöhnlich einftinmig aud von den minifteriellen Mit- 
gliedern erhoben, einft einen nicht unwichtigen Punkt in ver deutſchen Geſchichte bilden. Das 
geſammte deutſche Vaterland hatten ebenfalld im Auge die Motionen gegen Übergriffe und 
verlegende Mafregeln und für verfaflungsmäßige Entwidelung des Bundes; fo die Motion . 
von Welder 1840 für „ennliche Aufhebung der Ausnahmegefege und für die volle Geltung und 
freie Entwidelung des in dem Bundes- und Landeögrundvertrag durch die Öffentliche Treue 
verbürgten Rechtszuſtandes“, und deſſelben Motion 4841, „daß die Regierung gebeten werbe, 
auf jeve mögliche Weiſe dahin zu wirken, daß alle Ansnahmemaßregeln des Bundes aufgehoben 
würden, und daß diefer deutſche Nationalbund in aller Hinfiht auf feine ver Bundesacte ent⸗ 
ſprechenden Grundlagen zurüdgeführt und die Selbſtändigkeit der deutſchen Staaten umb 
die durch die Bundedacte verbürgten allgemeinen deutſchen Nationalrechte überall und vollſtän⸗ 
big verwirklicht würden”. Beide Motionsanträge wurden nach lebhaften Kämpfen mit großen 
Mehrheiten von ver Kammer befhloffen. Mit Stimmeneinhelligkeit wurben auch die von 
Itftein motivirten wiederholten Anträge auf eine Anwendung jener Grunpfäge durch Verwen⸗ 
Bungen zu @unften des verlegten hannoveriſchen Rechtszuſtandes befchloffen, ebenfo nit minder 
der fpäter von Hecker motivirte Antrag zu Gunften des bedrohten Schleswig: Holftein. So 
wurde in ber That das 1831 geltend gemachte, aber damals noch fo heftig beftrittene Recht veut= 
fer Landſtände, aud für dad Gefammtvaterland die Stimme erheben zu dürfen, in praftifcher 
Geltung erhalten. Auch viele andere deutfhe Kammern ſchloſſen fich in der Hannoverifchen und 
ſchleswig⸗ holſteiniſchen Sache dieſem Grundfage an. Die befondern Landesinterefien, fomeit 
fle nicht die politifhe und ſtaatsbürgerliche Freiheit berührten, namentlich, auch) die materiellen 
Intereſſen, förderte auch in dieſen jhlimmen Zeiten von 1835, 1842 die Regierung Üüberein= 
ſtimmend mit den Kammern durch manche Geſetze. Die ſcharfe Eontrole und Kritik der Vers 
waltungd= und Regierungsmaßregeln von Seiten der Oppofition vorzüglich bei Gelegenheit 
der Budgetöberathung und bei ver Discuffion der Berichte der Commiſſion über Aufjuhung 
der proviſoriſchen Gefege konnten niemals ganz ihre wohlthätige Wirkfamkeit verfehlen. In 
Beziehung auf die materiellen Intereffen nimmt bie erfte Stelle ein das auf einem außerordent⸗ 
lihen Landtag 1838 beinahe einftimmig beſchloſſene Eiſenbahngeſetz, mit welchem ver Minifter 
Winter feine Laufbahn beſchloß. Bon den übrigen Gefegen war das wichtigſte das 1839 ver 
Kammer vorgelegte und mit der größten Sorgfalt und dem ausdauerndſten Fleiße berathene 
Strafgeſetz buch, welches endlich 1845 zur Sanction gelangte. 

Das nun unter dem Mintftertum Reizenftein-Blitteröporf mehr und mehr ſteigende Re= 
actionsſyſtem führte endlich zu einer wohltHätigen Krife. Auf dem Landtag 1841 Hatte die Re— 
gierung zum erften male nad) dem früher (1820) einmal gemachten, aber alsbald wieder 
zurückgenommenen Verſuch, die Kammer durch Urlauböverweigerung um ihre Selbſtändigkeit 
zu bringen, dies praftifh durchgeführt. Sie verfagte ven beiden Gerichtsmitgliedern 
Aſchbach und Peter den Urlaub. Diefes fiel umfomehr auf, ba die Urlaubsverweigerung 
nicht Apminiftrativbeamte, fondern Richter traf und unter folden Nebenumftänden ausgeübt 
wurde, daß Niemand zweifelte, daß lediglich die Ruͤckſicht auf die liberalen Grundſätze beider 
Ghrenmänner und vie Abficht ver Regierung, an ihnen für alle Beamte ein Exempel zu fta= 
tuiren und nunmehr die unglüdfelige Maßregel für immer praftifh zu machen, nicht aber 
Dienftrudfihten diefen Beſchluß ins Leben gerufen hatten. Die ſtaatsrechtliche und politiſche Frage 
über Urlaubsertheilung und Urlaubsverweigerung für Abgeorbnete aud dem Beamtenftande 
behandelt ver Art. Urlaub. Hierher gehört nur der hiſtoriſche Gang dieſes Streits, foweit er 
auf die Veränderung bed Regierungdfyftems und der Zuftinde des babifchen Landes und der 
Kammer Einfluß hatte. Die Mafregel ſchien fo verlegend und gefährlid, für ven badiſchen 
Rechtszuſtand, und es zeigten fich bei einiger fhärfern Beobachtung des vorherrſchenden mini= 
fteriellen Syſtems fo gefährliche Plane für die Zukunft, die durch folhe beliebige Urlauböver- 
weigerung und bie abfolute Nullität der Kammern vorbereitet werben mußten, daß auch bie 
Minifteriellen fämmtlidy mit der Oppofition dagegen Fämpften. Doc ſchien wenigſtens dem 
Berfaffer viefer Zeilen , wie er es damals öffentlich und thatſächlich ausſprechen mußte, die auch 
von ber Mehrheit ver Oppofition gebilligte Maßregel mehr ver herabgefommenen Stimmung 
des Landes und der Schwäche der Oppofition, ſowie dem freilich natürlihen, aber oftmals ge= 
fährlihen Wunſche, durch Nachgiebigkeit einen Majoritaͤtsbeſchluß zu erzielen, als der wirk⸗ 
lichen Groͤße der Verlegung und der Gefahr, ſowie den wichtigſten hier entſcheidenden Nechts⸗ 
grundfägen zu entfprehen. Man beſchloß nämlich mit den Minifteriellen eine von ver Zuſtim⸗ 
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ung der erften Kammer abhängige Beſchwerde über Verfaffungsverlegung einzugeben und 
vitrend der Hingern Zeit ihrer Verhandlung in der erflen Kammer andere landſtändifche 
Seidäfte, Bubgetverwilligungen u. ſ. w. vorzunehmen. Meine rechtliche Überzeugung ſprach 
ihin der Kammer dahin aus, daß, da nad ver einftimmigen Überzeugung der Kammer vie 
beiden Kammermitglieder Aſchbach und Peter verfaſſungswidrig nicht zur Berfammlung einge: 
Inden jeien, bie Kammer auch bis zur vollftändigen Einberufung des gunzen Collegiums der 
Volförepräfentation außer ihrer Bemühung für die vollftändige Einberufung aller Mitgliener 
nichts gültig beſchließen und keine Steuern, vollends feine für die nicht vepräfentirten Diftricte, 
teren Bertreter verfaſſungswidrig ausgefchloffen worden, bewilligen könne. Sodann hielt ich es 
für ein Nufgeben des wichtigften Rechts der zweiten Kammer, welde über ihre Conftituirung 
allein zu entfheiven habe, daß man dieſes Kauptrecht hier von dem Beſchluß der erften Kammer 
abhängig machte. In politiſcher Hinficht täufchte Ih mich nicht über den ſchlechten Ausgang der 
Sade in der erften Kammer, fand auch feinen Troft in dem bloßen Hinausfhieben ver Schwie⸗ 
tigkeit und glaubte, daß die Erklärung der Kammer, fie fei nicht conftituirt, die Regierung 
ebenfo wie 1820 zur Nachgiebigkeit beftimmen würbe, während fie der Beſchwerden fpotte; daß 
aber, falls fie ven Bruch vorziehe, Hier die Zeit und die Gelegenheit zu einem energifchen Schritt 
ch pm Bruch der Oppofition mit der Regierung, d. h. zu einer Appellation ans Volk und 
feine neuen Wahlen, gekommen fei. Da ich nun in dieſem Kalle nicht wie in der oben von Rot⸗ 
tdegähtten Krife des Landtags 1831 , bei meiner Motion über die Nationaltepräfentation am 
Bandeötage, fo glücklich war, die zuerft abweichenden Anfichten meiner Freunde für mid; zu 
geteinnen, fo verließ ih nad) meiner Überzeugung von meiner befhworenen Pflicht allein ven 
unktag, Eehrte nad) Freiburg zu meinem Lehramt, das ich Eurz zuvor wiebererhalten hatte, 
ph und erflärte dieſes der Kammer mit bem Hinzufügen , daß ich fie deshalb nicht um Urlaub 
fitte, meil ich ſie ſelbſt für dieſen kleinſten Beſchluß völlig incompetent halte, und daß ich nur 
jerädfchren würde in dem Moment, wo es ſich wiederum um bie Vervollſtändigung ber Re— 
täfentation Handle. Diefer Moment am, als endlich die erfie Kammer ber zweiten ihre Er— 
fürung abgab , daß fie der Beſchwerde nicht beitrete. Im Lande hatte mein Schritt Billigung 
gruen, die ſich auch durch energifhe Adreſſen vieler der achtbarſten Bürger ausſprach, und 
id kehrte nun zur Beratung über weitere Schritte rückſichtlich der Vervollſtaͤndigung ver Kam⸗ 
wer in dieſelbe zurück. Jetzt erhielt ver Antrag, daß bie Kammer auch nun noch für nicht con= 
fitnirt ſich erfläre, eine fo ſtarke Minorität, daß er nur fiel, weil Mehre erflärten, er feinun 
verfpätet. Doch vereinigten ſich jegt auch die hier nicht Beitretenden zu einer energifchen Pro⸗ 
tefation gegen die minifterielle Verfaffungsverlegung mit der Erklärung, daß unfer behauptetes 
Verfaſſungsrecht unerfhüttert fortbeftehe und durch Nichtvertheivigung von Seiten der erften 
Kasımer nicht aufgehoben werben koͤnne. Diefe Broteftation erhielt die Mehrheit, obgleich die 
eißen Minifteriellen jegt zurüctaten. Alle ihre Bemühungen, die Regierung felbft zu ver= 
fhnlihen Maßregeln, zum Schuß unſers Verfaffungsrehts zu bewegen, waren geiceitert an 
ta hartnäckigen Behauptung des einmal ergriffenen Syſtems, welches vorzüglich Herr v. Blit⸗ 
tmfborf mit der größten Herbheit gegen vie als willenlofe Diener von ihm behandelten Beam= 
ta buchführte. So fügten fie ih denn. Jene ſtarke, das Minifterium beleivigenve Proteftas 
fin der Kammer aber hatte das ihr nad) der Vertagung nachgeſendete verweifende Cabinets⸗ 
‚ dieſes alsdann bei ihrem Wieverzufammentritt die von Itzſtein motivirte neue 
Sreteflation und dieſe endlich glücklicherweiſe vie alsbaldige Auflöfung zur Folge. Diefe Bes 
fung an neue Volkswahlen und bie jegt von dem Minifterinm Reizenftein-Blitteröborf er= 
Iflenen Wahlbeherrſchungsreſcripte, welde num die Oppofitionsglieder ſchmähten und alle 
xiſtlihen und weltlichen, richterlichen wie adminiſtrativen, militäriſchen, Schul= und Univer⸗ 
frau⸗ Ober⸗ und Unterbeamten zu miniſteriellen Wahlen aufboten und ihre abweichenden 
Überzeugungen deutlich genug bedrohten, dieſes Alle3, verbunden mit den nachhaltigen Ver⸗ 
der Obergerichtöräthe Sander und Peter, vielleicht aud; mit meiner neuen Penfiontrung, 

weten den bisher allmälig eingefhlafenen Volksgeiſt, öffneten dem Volke vollends die Augen 
über den tenctionären Gang des Minifteriumd und fpornten die Energie ber Liberalen. Der 
haftefte Wahlkampf gab ihnen ven entſchiedenen Sieg. Trotz der äuferften Gegenanſtren⸗ 
gung der Regierung und ihrer Beamten wurden alle Oppofitiondgliever und Votanten ver 
tation wieder erwählt, mehre, wie v. Itzſtein, Sander, Rindeſchwender, Welder, zwei und 

il mal, Dazu kamen viele neue liberale Abgeordnete, unter ihnen fo ausgezeichnete wie 


» Bafermann und Mathy, bald auch Hecker. Unmuthig erklärte vie Regierung ber im Frühſahr 


einberufenen neuen Kammer, auf biefem Landtag nichts als das Budget vorlegen zu 
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wollen. Als unmittelbare Gegenerflärung, daß Kammer und Volk ihrerſeits Feineönegd glaub⸗ 
ten, vollfommene, feiner weitern geſetzlichen Berbeflerung bedürftige Zuftände zu befigen, Fünz 
digte Welder eine Motion an „auf Erleichterung der materiellen Laften mit gleichzeitiger Be— 
förderung der moralijchen, geiftigen und bürgerlichen Intereflen des Volkes“ und foberte in ihrer 
Begründung , welche die Hauptgebrechen ver ganzen Verwaltung ſchilverte: 4) Landwehr flatt 
des größern Theils des ſtehenden Heeres; 2) Verbeſſerung des Dieneredicts, vorzüglich zur Ver⸗ 
minderung des ſtehenden Heeres von Beamten und PVenjionären, mit Vorlage eines Normal= 
etats, fowie mit Unabhängigkeit des Richterſtandes, wie fie zur Zeit des Reichs beſtand; 3) bie 
endliche Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz; A) eine auf Anflageverfahren, Offem⸗ 
lichkeit und Mündlichkeit gebaute Strafproceforbnung mit Schwurgerichten; 5) Surüdgabe 
der unter dem Namen Adminiſtrativjuſtiz vorkommenden Rechtöftreitigkeiten und der Entſchei⸗ 
dung über die Fälle ihrer Competenz an die Gerichte; 6) Minderung der ſtets ſich vermehrenden 
verderblichen Proceffe, vorzüglich auch durch volfömäßige Friedens- und Vergleihsbehören; 
7) voltömäßige Landraths⸗ oder Kreisrathseinrichtung für die einzelnen Provinzen ober Lands 
haften. Itzſtein motivirte ſodann die Beſchwerde über die Wahlreferipte, und eine ſtrenge 
Wahlprüfung rügte und flrafte durch Nictigerflärung vieler Wahlen die einzelnen Wahl: 
beherrſchungen oder Beſtechungen. Die Kammer berieth, unterftügt durch die gefpanntefte 
Theilnahme des Volkes, welches auf jene Weife, oft durch zwanzig-, breißigftünbige Reifen zu 
wichtigen öffentlihen Sigungen und durch Feſte und Ehrengefihenfe an einzelne Deputirte, 
feine Empfaͤnglichkeit und feine Erfenntlickeit für das Wirken feiner Abgeoreneten ausſprach. 
Der nachſte bedeutende Erfolg aller diefer ſtets ſtreng gefeplihen Beſtrebungen beftand, abge= 
fehen von der Entwickelung des conftitutionellen Geiſtes, darin, daß Herr v. Blittersdorf, ver 
bei feinem Eintritt ind Minifterium in jeinen feurigen und flolzen Kammerreven wie in feinen 
Maßregeln der Oppofition ein geringſchätzendes Quos ego entgegenſchleuderte, alle Luft verlor, 
mit ihr, von welder er drei Mitglieder als zu grob foll bezeichnet haben, weiter zu verkehren. 
Auch durch feine Eollegen war er nicht zum Wiedererſcheinen in der Kammer zu bewegen, und als 
bei dem Zufammentritt der neuen Kammer 41843 vie theilwelfen neuen Wahlen ihm nicht günfti= 
ger werben wollten, ſchied er aus dem Mintftertum. Daffelbe that nad Welcker's Anfündigung 
ber Motion wegen der geheimen Wiener Eonferenzbefclüffe von 1834 aud der Minifter= 
präfibent v. Reizenftein, der dieſelben unterzeichnet hatte. Diefem Staatömann geftehen wir 
mit Bergnügen den feinften, ausgebildetſten Verftand, die gediegenſte gelehrte Bildung, große 
Uneigennügigfeit in Geldſachen und manche bedeutende Verdienſte um das Fürſtenhaus und dad 
Land zu. Leider aber müflen wir in Beziehung auf deſſen nun beendigte ftaatsmännifche Lauf- 
bahn ebenfo wahrheitögemäß Hinzufegen, daß er, welcher 1854, che er Minifler war, die 
Oppoſition durch ven Schein des größten Liberalismus täuſchte, jet unter dem Schein, als be= 
theilige er ſich nicht mehr an den minifteriellen Maßregeln, durch Herrſchſucht und Ränkeſucht 
ſich verleiten ließ, die Treue gegen die von ihm felbft einft zur Rettung des bedrohten Throns 
ind Leben gerufene conftitutionelle Berfaffung der Reaction zu opfern, daß er jebe felbftänbige 
freie Entwidelung und wahre Fortſchritte der conftitutionellen Gefeßgebung , öffentliche Gerichte 
und Preffreiheit haßte, daß er die liberaler gefinnten Minifter v. Türfheim und Winter durch Die 
plögliche geheime Ernennung des Herrn v. Blittersdorf entfernte und lähmte und ebenſo auch 
den plöglihen Sturz des Minifteriums Nebenius wie alle andern Blitteröporffchen Neactionen, 
die ja aud) feine Mitunterzeichnung ber geheimen Gonferenzbefchlüffe zum voraus legitimirte, ins⸗ 
geheim unterftügte, während er, der nie in ber Kammer aufzutreten für gut fand, alle weniger 
Weltkundigen durch jene ſcheinbare Nictbetheiligung und die milde Gefinnung eines alten 
Mannes zu täufen mußte. Noch erfreuliher als jener in ven kleinen conftitutionelen deut⸗ 
Then Staaten allerdings allzu feltene Erfolg einer redlichen gewiſſenhaften Oppofltion, erfren⸗ 
licher als vie Entfernung von zwei und, wenn man den Wiebereintritt von Nebenius an bie 
Stelle des ald Charakter fleckenreinen Herrn v. Nübt mitrechnen will, von brei der politiſchen 
Freiheit und freien Entwidelung feindfeligen Miniftern war ein anderer Erfolg. Diefer be- 
Rand darin, daß bei den neuen Zufammentritt ver Kammer 1843 die Regierung den Wunſch 
eined freundlichen Einvernehmens mit den Wolfe deutlich ausſprach und bethätigte. Von Ur— 
laubsverweigerung war jegt ebenfo wenig als bei ben letzten Landtag die Rebe, und jede auf- 
fallende Wahlbeherrſchung unterblieb. Zugleich aber wurben die von der Kammer folange 
vergeblid erwarteten, auf dem legten Landtag bei Gelegenheit ver Welcker'ſchen Motion nen 
erbetenen Gefegentwürfe theils, tie die über Trennung ver Apminiftration von der Juſtiz, 
über eine auf Anklageverfahren, Mündligkeit und Öffentlichkeit gebaute Strafproceßgefehe 
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winng, über Einführung volksmäßiger Friedens- und Vergleichögerichte, den Kammern vor 
gest, theils, wie das Gejeg über Errichtung einer Landwehr, für die allernächſte Zukunft 
ageſagt. Das neue Strafgefegbuh und die neue Strafproceßorpnung erhielten aud die 

Sanetion. Ebenjo die Einführung des Pennfolvanifhen Syſtems bei der Strafhaft, welches ich 

in ber grogen Milverung und forgfältigen Durchführung unſers Geſetzes, wie dieſes mein 

Beriht auszuführen fuchte und wie eö die beinahe einftimmige Zuſtimmung in den beiden Kam⸗ 

nera wol umjomehr beftätigte, für eine wahre Wohlthat Halte. Ebenfo ferner ein Geſetz über 

die bürgerlichen Folgen von Vergehen und das Geſetz zur Verminderung und Abkürzung der 

Giviproeffe. Übrigend fuchte auch auf vem Landtage 1845 die zweite Kammer, außer den 

naenen Gejegen, für die weitere Entwidelung des conftitutionellen Lebens bei jeder Gelegenheit 

jamwirfen. Hierfür ſprechen unter ven Motionen und den meift mit größter Stimmenmehrheit 
genehmigten Motiondanträgen: bie von Ipflein für das Schwurgeriht, die von Mathy für die 

Breffreiheit, die von Baſſermann fon auf dem Landtage 4842 vorgetragene, jegt er⸗ 

aeuerte und von ber Kammer theilweife zum Beſchluß erhobene Motion auf Einführung einer 

Gapitalienfteuer , die von Hecker auf Minifterverantwortligkeit und für Schleswig-Holftein, 

ſowie drei Motionen von Welder, nämlich über die geheimen Wiener Conferenzbeſchlüſſe von 

1854, die für den Schug des Gaſtrechts und deutſchen Staatsbürgerrechts gegen polizeiliche 

Anbreifungen (deren Ausführung jedoch die Geſchäftsmaſſe verhinderte) und Die für die Unab— 

Bingigfrit der Gerichte. Welder. 

Boden ald conftitutionellee Staat feit 1844. Seine Geſchichte im Zuſam⸗ 
merbang mit der Politik des Bundestagsund der Deutfhen Nationalver— 
ammlung. Es war ein niederſchlagendes Gefühl, mit welchem die liberalen Abgeorbneten 
eudlich in Februar 1845 den arbeitsvollen Landtag von 1843 zu Ende gehen und im Herbſt den 
ven 1845 beginnen fahen. Nach vorübergehenden Sonnenbliden hatte auf neue ie Reaction 
den politischen Horizont verdunkelt. 

&8 war zugleicy eine trübere Anficht für die deutfchen Entwickelungskämpfe eingetreten, als 
feiele arglofe und hoffnungsvolle Buterlandöfreunde früher gehegt Hatten. Erſt die Alleinherr⸗ 
(Haft v. Blitteröporf’8 über das Minifterium feit dem Tode Winter's und die im Jahre 1844 er⸗ 
folgte Beröffentlihung der Protokolle des Karlsbader Congreſſes, vollends aber der moraliſch 

| geheimen Vereinbarungen ver wiener Minifterialconferenz von 1854 mußten jeden 
‚ Beeifel gerftören, daß der reactionäre Kampf der minifteriellen, der Bundes: und der Beam⸗ 
inmahregeln gegen bie wichtigften Berfafjungsrechte entſchieden das ganze tepräfentative Sy— 
fen und die darauf gegründeten befhworenen Landesverfaffungen in ihrer Wefenheit unter= 
graben und umwandeln follte. Die in ver gefitteten Welt und namentlich auch in England mit 
tem Schrei der Entrüftung aufgenommenen geheimen Befchlüffe der Miniftertalconferenz 1) 
kegrindeten für das minifterielle Syflem und für die Blittersdorf'ſchen Fühnen Worte: die ba= 
diſhe Verfafiung fei gar keine Repräfentativ-, fondern eine landſtändiſche Verfaffung, dieſe er⸗ 
föndende Klarheit. 

&& mögen hier über ven Kern der Blittersdorf ſchen Politik, weil dem Verfaſſer diefer Zei⸗ 
info oft die Aufgabe zuflel, ven Heren v. Blittersdorf in der Kammer perfönlic zu befämpfen 
a denfelben dadurch wiederholt in einen ſchwer zu beſchreibenden Zorn zu verfegen, Lieber die 
Berte eines perfönlich unbetheiligten gründlichen Geſchichtſchreibers 2) Plag finden. Er fagt: 

„3a Blitteröporf, dem Zögling der wiener Politik, dem ehemaligen Mitglien des epuritten 
Bunbeötags, kam die Politik der geheimen Eonferenzbefhlüffe von 4834 in aller Schroffheit 
rud Anumwundenheit and Ruder. War der ehrgeizige und leivenfchaftlide Mann in einem 

virllich conftitutionellen Staate zum Minifter nit zu brauchen, fo war er deſto beffer geeignet, 

dad conftitutionelle Weſen zu untergraben... Die Diplomatie, der hohe und niedere Abel, ver 
veacionäre Klerus fahen in ihm ben rechten Mann, um ben läftigen Reſt des conftitutionellen 

Lebens in Baden zu befeitigen... Blittersdorf hatte ſich fhon in einem Memorandum für die 

Vestihen Bundesverhältniffe, das er 183% an Metternich übergab 3), über fein politiſches Sy⸗ 

Rem ſehr unverhohlen ausgefproden. Er war erflärter Gegner ber conftitutionellen Berfaflung 

a ſah in ihr ein Haupthinderni für die Art von Bunbedeinheit, wie er fie ald Ideal betrach⸗ 








‚ 1) Bon Welder zugleich mit den Protofollen der Karlsbader Beſchlüſſe unter dem Titel „Wichs 
Ügelirkunden für ben Hechtszuftand ber beutfchen Nation’ (Manheim 1844) herausgegeben und beleughtei. 
DE. „Die Gegenwart“, II, 323. 
3) „Einiges aus der Mappe des Freiherrn v. Blittersdorf“ (Mainz 1849). 
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tete. Es genügte ihm die Verkümmerung im Einzelnen, wie die Bundestagöpolitif fie ausübte, 
durchaus nicht: er verlangte eine ſyſtematiſche Reaction gegen Alled, was mit der conftitutio= 
nellen und repräjentativen Verfallung zufammenhing. Es follte nicht durch bloße Repreſſiv⸗ 
maßregeln den conftitutionellen Kanımern entgegengewirkt, fondern das ſtreng monarchiſche 
VPrincip ihnen allenthalben ald Gegenfagentgegengeftellt werben... Es war nur eine Gonfequenz 
diefer Bolitif, wenn Blittersdorf, wie er in jenem Memorandum weiter audführte, Das, was 
von Bunde in Beziehung auf die Preſſe geſchehen war, ober die übrigen Maßregeln einer hem⸗ 
menden Polizeiweißheit für ganz ungenügend erklärte. Es mußte nad; feiner Anſicht ein conſe⸗ 
quentes und organifirted Syſtem von Beſchränkungen der Volfövertretung in den einzelnen 
Staaten entgegenwirken, um die ſelben ihrer Bedeutung völlig zu entkleiden und 
die Rüdfehr zum altftändifhen monarchiſchen Weſen anzubahnen.” Die Verfegung des Herrn 
v. Blittersdorf von Frankfurt nad) Karlsruhe, aus dem Bundestag ins Miniftertum (durch Herrn 
v. Reizenftein, zur Verbrängung des Herrn v. Türfhelm und zum Verdruß Winter’) erfolgte in 
viefem Sinne. „Ex follte feine Theorie (und die der ſoeben gefaßten Wiener Gonferenzbefhlüffe) 
dort praktiſch durchführen.“ 

Das vieldeutige ſogenannte „ſtändiſche Princip” hat bei feinen im Staatsrecht meiſt ſehr 
unklaren Anhängern nur in dem einen Punkt einen gemeinſchaftlichen Sinn, daß man vor 
allem bie wirkliche, allein zeitgemäße repräfentative Verfaflung, wie fie in ven Freiheitskriegen 
mit ganz ausdrücklichen Worten, z. B. ven Preußen, verfproden, unter Mitwirkung ver Groß⸗ 
mãchte, unmittelbar vor der Bundesacte, in Frankreich und alsbald aud) in ven meiften veutfchen 
Staaten wirklich eingeführt war, durch treulofe Verveutelung wieder zu rauben ſuchte. Mon⸗ 
schifche Abfolutiften, Bureaufraten und Hofdiener dachten bei dem ſtändiſchen Princip außer- 
dem noch am bie feit der Zeit des fürftlichen Abfolutismus von den alten feudalftändtfchen Ver: 
faffungen übriggebliebene leere Korn bloßer Hoffeftlicher Prunf- und Poftulatenlandtage, wie 
fie in Oſterreich nod vor 1848 beflanden. Wahre adelige Ariftofraten dagegen dachten 
dabei nad) Herrn v. Haller immer mehr an die wirkliche Herftellung der mittelalterlihen Feudal⸗ 
ariftofratie, welche ein aufrichtiger energifcher preußiſcher Ariſtokrat für Preußen befanntlid) 
geradezu als „eine preußifche Republik” bezeichnete. Ständiſche Verfaflungen in dieſem Sinne 
waren befanntlid dem in Karlsbad und Wien erftrebten monarchiſchen Princip ungleich mehr 
gefährlich ald die neuern, die fogenannten repräfentativen oder conftitutionellen Landſtände. Denn 
jene Beubalftänbe übten vermittels ihrer abfoluten Steuerverweigerungsrechte und der nur durch 
die Landesdeſiderien und Gravamina bedingten Bewilligungen, durd ihre Verwaltung der 
Steuern, durch ihre Amterprivilegien und Vatrimonialrechte durch ihre fonftige entſcheibende 
Mitwirkung bei Succeffionsverhältniffen und bei der Ausübung der Regierung die befhrän= 
kendſte Mitregierung aud und beraubten, wie z. B. die däniſchen, die ſchwediſchen und die 
deutſchen Reichsſtände, ihre Oberkönige oftmals gänzlich, der Regel nad) aber wenigftens im 
Wefentlien ihrer Thronrechte. Bloße Theoretiker endlich und romantifche Schwärmer wollten 
fo Schlimmes nicht. Aber fie verfannten, daß mit dem Verſchwinden der frühern befonbern 
Grundlagen und Rechtstitel der alten Feudalſtände, der Prälaten, Ritter, Städte, und bei dem 
Sneinanberfließen ver heutigen Stände die ſichern Gründe und Grenzen felbft nur für eine bloße 
Wahleinrichtung nad den heutigen Ständeabthellungen verſchwunden find. Sie verfannten 
ferner, daß auch eine jolde Wahl nad) ven Elaffen und Namen diefer Ständeabtheilung im We- 
fentligen fein andered Refultat gibt ald eine mehr allgemeine ſtaatsbürgerlich-repräſentative 
Aber fie wollten jih nad) dem Untergang der Sache wenigftend an den Wortunterfchieren und 
an den hiftorifhen Erinnerungen an verſchwundene Zeiten vergnügen. Dieſes könnten ihnen 
nöthigenfalls die Gonftitutionelfen ohne großes Bedenken zugeftehen, foweit nur nidt die todte 
‚Hülle eine die heutigen fürftlihen und bürgerlihen Nechte unterdrückende Haller'ſche Feudal⸗ 
ariftofratie verbeden und unterflügen foll. Wenn wir aber nun die Politik des Herrn v. Blitterd- 
borf in biefer Beziehung nad) unferer Überzeugung angeben follen, fo gehörte diefe der erſten 
Hauptrichtung an. Die von ihm erftrebte Vernichtung unferer repräfentativen Verfaſſungen 
huldigt vem Abfolutismus, in legter Inflanz jedoch mol nicht ver Gewalt der mittlern und Elei= 
nern deutſchen Fürften, gegen welche Herr v. Blittersdorf aud) in jenem Memorandum ſich fehr 
menig rüdjicht3voll äußerte, fondern einem oͤſterreichiſchen Abfolutismus, welcher ja ald glän= 
gende Berforgungsanftalt bei gar vielen beutfchen Adeligen in Gunft ftand. Seine Leivenfhaftz 
lichfeit aber erlaubte ihm nicht, mit einer Öfterreichifchen und Metternidy’fchen Ruhe und Vorficht 
fein Reactionsfyftem zu verfolgen. Vielmehr reizten feine und feiner Werkzeuge verlegenve 
Verfolgungen der Liberalen im ganzen Lande zu einem flillen Unwillen gegen die Regierungs⸗ 
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wapgeln und wirkten ſelbſt zu Gunften ver Liberalen. Was half ed z. B., den Abgeordneten 
Bader durch Griminalproceffe zu verfolgen, in melden ihn die Richter einftimmig freiſprachen, 
za ihn zwei mal zu penſioniren, und zwar aus folhen Gründen, daß die Kammer beide male 
“afinmig, alle Minifteriellen mit einbegriffen, die Reactivirung von ber Regierung zu vers 
kaıgen für Pflicht Hielt! 
Leider aber mußten die badiſchen Liberalen auch nad) ver Entfernung des Herrn v. Blitterd- 
korf eö ſtets Elarer erkennen, daß das ganze bisherige Reactionsfoftem, welches durch ihn feine 
wellfändige, jeder freien, mithin auch der badiſchen Berfaffung entſchieden feindliche Ausbildung 
erhalten hatte, auch nad) feiner Rückkehr zum Bundestag in Baden fortlebte. Es lebte fort, 
gleichviel ob vorzugsweiſe vermittelö feiner ſchriftlichen Einwirkung, oder durch ven Einfluß ver 
Vütterhdorjhen Zöglinge in der Camarilla und im Staatsdienſt. Umfonft benahm fich bie li- 
berale Oppofition auf dem Laudtage 1843 nad ihrem glänzenden Siege mit der äußerflen 
Nijjigung und bearbeitete mit den mitfhulbigen Collegen des zurüdtgetretenen Herrn v. Blitters⸗ 
dorf im angeftrengteften Fleiße die ausführlichen Gefetzentwürfe über Strafrecht und Straf⸗ 
raten und Gerichtäverfaffung. Umſonſt famen fie denfelben auf dem neuen Landtag von 
1845 mit der gleichen Bereitwilligkeit entgegen. Die minifteriellen Formen waren etwas höf⸗ 
iger. Die neuen Gefege befriedigien große Landesbedürfniſſe. Aber auch bei ihnen hatten vie 
Stine beftändig neue Reactionsnafregeln, neu erfunbene politif—he Vergehen, z. B. die ber 
Arfregıng zu Haß und Verachtung oder zur Unzufriedenheit u. f. w., Beſchränkungen und 
Vefülfgungen der Schwurgerichte, der Trennung der Juſtiz von der Apminiftration meift ver⸗ 
gellch zu bekämpfen. Vorzüglid aber blieben alle die alten unmoraliſchen und demoraliſiren⸗ 
da verlegenden Maßregeln ver Bolizei und der Beamten, ihre Berfolgungen, Mishandlungen, 
Güferferungen ver liberalen Gemeinde= oder landſtäudiſchen Wähler, ihre parteitfchen Zurüd- 
ſczungen, ja Mishandlungen in den Beamtengeriten und in der Adminiſtration, und vor 
alen die ſchamloſe Genfur ganz diefelben wie unter Blittersdorf. Auch die Ergänzungen im 
Viziferium brachten Feine Verbeflerung. Herr v. Duſch, ein Mann von ebler Bildung, wohl⸗ 
wollmder Befinnung und milden Formen, beſchränkte ſich auf fein Fach, das Auswärtige. Nach 
tem Rüdtritt des al8 Privatmann ehrenwerthen Herrn v. Rüdt wurbe bad Minifterium bed 
Inern einem Mitglied der Minifterialpartei, vem Staatsrath Eichrodt, übergeben. Ex aber er= 
ante den Geheimrath Rettig zu feinem Miniſterialdirector. Diefer höchſt rührige und ta= 
Intolle Mann war kurze Zeit vorher unter dem Minifterium Rüdt ald Regierungsdirector von 
Ronfanz wegen fittlihen Ärgerniſſes aus dem Staatsdienſt entfernt worden und galt als 
Rınn der Camarilla und des Blittersdorffchen Syftems. Ihm wurde nun nad) Eichrodt's bal⸗ 
Ygen Tode dad wichtigſte Minifterium, das des Innern, zunächſt proviforifh ganz überlaflen. 
1 Risfimmung hierüber bewirkte zwar, daß vor der Eröffnung bes neuen Laudtags der von 
Zliterdvorf Früher ausgeftoßene Nebenius ald Vorftand des Minifteriums zurüdberufen wurde, 
to6 fo, daß neben ihm nad) geheimer Beſtimmung Rettig die politiſch wichtigften Theile des 
Ruifteriums behielt, und zwar, wie man auf wieberholte Interpellationen eingeftehen mußte, 
aber fonderbaren inconflitutionellen Welfe, daß er unabhängig von Nebenius handelte und 
fifer fomit die wichtigſten Berfügungen nit al verantwortlicher Minifter unterzeichnete. Netz 
iz etſchien fo als das einflußreichfte Werkzeug der Blittersborffhen Politik und der Camarilla. 
den wohlwollenden Kürften, deffen Anfichten durch die Einwirfungen der Höfe, durch den über- 
| Igemen Berftand Blittersdorf's und des ſchlauen Herrn v. Reizenftein und andere Hofumgebungen 
"ker allzu befangen waren, hatte man auch jegt, fowie überhaupt feit dem entſchiedenen Reae⸗ 
Sondigkem non der früher ſtets perfönlid vorgenommenen Eröffnung des Landtags und fomit 
wa der perfönlichen Berührung mit ben Landedabgeorbneten zurückgehalten. Sein Commiſſar 
ius verfündete in der Eröffnungsreve deutlich genug, daß man nad) der Budgeterledigung 
ehne weitere Verhandlung und Befrienigung der Landeswünſche und Beſchwerden ven Landtag 
m die auch aus den diesmaligen Ergänzungswahlen flegreich Hervorgegangene Oppofition 
wgliäft bald wieber- nach Haufe fenden wolle. Durch die Eröffnung ohne den Kürften hoffte 
war fo auch die fonft gelegentlich der Berathung der Danfabreffe zur Sprache kommenden all 
meinen Landeswünfche abgefchnitten zu haben. Diefes Alles in Verbindung mit vielen Erz 
ngen einer beſonders lebhaften Fortfegung des Reactionsſyſtems veranlaßte ven Abge⸗ 
ometen Welder zu einem Motionsantrag „auf die Wahl einer Gommifiton zur Entwerfung 
ar Adreſſe an den Großherzog, In welcher in chrerbietigfter Korm Sr. königlichen Hoheit 
— eugung von ver Gefahr des bisherigen Ganges der Staatsverwaltung und ber in= 
ujne Bunjc, des Landes ausgeſprochen werde, daß fortan bie ſämmtlichen landesverfafſungs⸗ 
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mäßigen Rechte vollkommen treu und unverfümmert und nicht verlegt durch ſchrankenloſe poli⸗ 

zeiliche Willfür erhalten und geihügt werden möchten“. In ber Begründung biejer Motion %), 

durch welche wir die damalige politiſche Lage am treueften ſchildern können, werben die Klagen 

durch die Worte eingeleitet: „Bei aller Wärme, vie man mir vielleit in Beziehung auf bie 

Bertheidigung der Berfaffungsrechte gegen die Übergriffe der Gewalt vorwirft, trage ih doch 
ſtets das Bewußtſein in mir, gerecht zu fein. Ich weiß und erkenne aufrichtig an Alles, was 

man Gutes von unfern badiſchen Zuftänden vergleihungsweife fagen kann. Ich weiß Alles, 

was man von dem Wohlwollen der an der Spige ſtehenden Staatsmänner, wenigſtens derjeni⸗ 

gen, über deren Gejinnung ich mir ein Urtheil erlaube, fagen fann. Wenn es aber an andern 

Drten von Deutſchland noch fchlimmer fteht als bei uns, bei uns aber wirklich auch ſchlimm ift, 

fo frage ih, ob gerade aldvann, wenn man befondere Beranlaffung in ſich fühlt, dieſes Land zu 

lieben, diejes ein Grund fein kann, e8 feinem Ververben entgegengehen zu Iaffen! Wenn man 

ferner mehr Schwäche bei einzelnen Mitgliedern der Staatöverwaltung ala übelmollende Ge⸗ 

finnung zu tabeln hat, fann wol hierin ein Grund liegen, ihnen nicht zu Hülfe zu fommen ? 
Der Miniſter Winter Hat gefagt, wenn die Regierung durch feindfelige äußere Einflüffe und 

durch eigene Schwäche im Gedränge ift, wenn fie zum Ververben hingezogen wird, müflen wir 
ihr zu Hülfe eilen.“ Der Redner entwidelt dann die eigenthümliche Gefahr für Deutſchland, 

und vorzüglich für deſſen mittlere und Kleinere Staaten aus dem mehr als funfzigiährigen Ent⸗ 

widelungsfampf der europäiſchen Völker, um aus dem Zuftand patriarchaliſcher, feudaliſtiſcher 
und deöpotifher Bevormundungsverfaſſung endlich zu mahrer nationaler und ſtaatsbürger- 
licher freier Verfaflung zu gelangen, und aud ver herannahenven endlichen Entſcheidung des 
langen Principienfampfes, Er fagt wörtlih: „Uns Deutfchen rüdt der Tag näher, wo ed fih 
entſcheiden muß, ob allein die große deutſche Nation, nad ihrer frühern Geſchichte, nad) ihrer 
Bildung und Lage das Centrum der gebildeten Völkerwelt, ausgeſchioſſen bleiben ſoll von der 
nationalen Volköfreiheit, von der hoͤchſten Ehre, von dem edelſten Glück und ver flärkften Kraft 

der Bölfer. In dem verfrüppelten Zuftande, worin man uns die halbe Entwidelung geftattet 
und bie andere Hälfte widernatürlich unterbrüdt, in diefem Schwanken jener Unglücklichen in 
Dante's Hölle dürfen wir nicht bleiben, um fo zerriffen und die Beute fremder Völker zu werben. 
Nicht nur nicht mehr geachtet, nein, verachtet, ja bemitleidet find alle unfere vespotifchen Theorien 
mit all ihrem Rittertfum und Jeſuitenthum und ihrer despotifhen Bevormundung und Po— 
lizeiwillkũr. Das deutſche Volk will nicht geführt fein wie eine willenlofe Heerbe, die deutſchen 
Bürger wollen nicht mehr in aller Welt und fogar im eigenen Lande wie Heimatlofe behandelt 
fein. Die Frage, welche allein noch übrig ift und zur Entſcheidung drängt, ift nur die: Soll die 
Freiheit auf friedlichen, gefeglihem Wege erworben werben, oder foll denn aud für und der 
Tag der Freiheit heranbrechen mit dem feuergerötheten Himmel einer ſtets unheilvollen Revolu= 
tion? Daß, was wir Alle mit allen unfern Kräften zu erftreben haben, das iſt ver Weg einer 
feiedlihen Entwidelung. Gegenüber aber ver Allmacht unferer deutſchen Regierungen, die jegt 
allein alle Mittel in den Händen haben, um vie ftaatögefellfhaftlichen Verhältniffe zu beflimmen, 
müffen wir den größten Theil der Aufgabe auf die Seite der Regierungen hinfhieben. Sagen 
wir ed ehrlih-und offen: folange diefe Allgewalt des fogenannten monarchiſchen Princips 
un deutſchen Vaterlande, biefe für den Abfolutismuß eingegangene Verbindung ber Negie- 
rungen unter fi und mit auswärtigen über unfere veutfchen Zuſtände herrſcht und wie ein 
Alp auf unfere geſellſchaftlichen Zuftände drückt, iſt e8 unvermeidlich, daß Alles, was ji regt 
und bewegt und nad) Fortſchritt in irgend einer Sphäre ftrebt, von dieſem drückenden Abfolutis= 
mus zu einer unvermeidlichen, oft felbft unbewußten Hülfsgenoffenfchaft gegen bie Regierungen 
hingetrieben wird. Solcher Verein feinvliher Kräfte aber kann fid in furdtbarer Entwicke- 
lung entladen. Der Befeitigung der jegt bezeichneten Gefahr aber entfpricht nun bie gegenwärs 
tige Staatöverwaltung an vielen Orten in Deutſchland, entfpricht bie unferige nad) meiner 
Überzeugung durchaus nidt.” Der Rebner erinnert nun zunäcft an die Politik des Deutſchen 
Bundes, die Kränkungen des nationalen veutfchen Bürgerrechte, der Preffreiheit, ver felbftän- 
digen Entwidelung ber landſtändiſchen Verfaffungsrehte wie ver Nationalehre nad außen. 
Er führt dann mit zahlreichen Beweisactenſtücken in der Sand und mit Darftellung vieler ein= 
zelnen Bälle aus, wie eine ftet3 wachfende, techtlich und moraliſch verderbliche Verwaltungs⸗ und 
Polizei und Cenſurwillkür die wefentliäften Verfaſſungsrechte ver Bürger, ihre perfönliche, 


4) Verhandlungen der Etändeverfammlung im Jahr 1845/46. Protofoll der zweiten Kammer, 
Beilagenheft 5 und s, ©. 11 fg. 2 . ‚ * 
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ie Baht: yud Preffreiheit, ihre Betitiond- und Vereinigungsrechte, ihre Rechte ver freien 
Aeitionsũbung verlegen und um fo hartnädiger verlegen, je mehr das Gefühl für Bürgerrecht 
an mötlihe Sreiheit lebendiger wird. Er erinnert an aligemein befannte Thatſachen, na= 
anlich auch an zwei, welche ganz neuerlichſt in ganz Deutſchland Auffehen erregten. Die eine 
lie von dem bis dahin ſtreng geieglichen Obergerichtsadvocat v. Struve in dicken Bänden ges 
tdi vorgelegten Actenſtücke über vie völlig unglaublich ſcheinenden Genfur- und Volizeimaß⸗ 
regeln in dem Kampfe zunachſt des Regierungsraths von Uria gegen ihn und feine Zeitſchrift 
and über bie trog alles Anrufens minifteriellen wie gerichtlichen Schuges fortdauernde Hülf⸗ 
loñgleit ſelbſt gegen bie ſtets neuen Verlegungen, gegen die VBerlegungen des felbft vom Bund 
niqt angegriffenen, noch beftchenven Theils unſers verfaffungsmäßigen Preßgeſetzes, ja der 
eigenen minifteriellen Genfurorbnung. Er hebt mit befonderm Schmerz hervor, daß 
anıer Anderm die empdrenven Verbote und Beittafungen ver Cenſurlücken aus feiner andern 
Duelle Ramımten, als aus jenen ewig beflagenswerthen geheimen Beſchlüſſen der wiener Mini— 
Reriskeonjerenz, von benen und deren Anwendung doch bie jegigen badiſchen Minifter fi) neu- 
Id bei Gelegenheit der Welcker'ſchen Interpellation fo feierlich loßgefagt Hatten. Die andere 
die vom Kegierungsdirector Schaaf durch eine Schreien erregende Entfaltung und Einmifhung 
oje Rilitärmacht zur Unterdrückung der verfaffungsmäßigen Freiheit des: manheimer es 
meinderaths und Buͤrgerausſchuſſes, über viele Verlegungen ver Gerechtſame manheimer Bürz 
ger pm Zweck einer Petition ſich in ihren Sigungslocalen ganz frieblid) zu beraten. Er konnte 
26 Berührung vieler Einzelgeiten Hinzufügen: „Cine ganze Reihe von Mishandlungen der 
Seren, des Bermögens, wie der Preffreiheit, die alles Rechts- und fittliche Gefühl empören, 
iegt Ihnen hier vor, ebenfo aber aud) die allgemeine Entrüſtung der wackern Bürgerſchaft 
Beier Hauptftabt des Landes.” In dieſer Beziehung verlieft er noch eine mit zahlreichen Unter: 
iäriften verfehene Beſchwerde manheimer Bürger, welde folgende allgemeine Behauptung mit 
Ginzefeiten belegt: „Die Übergriffe, welche ſich die Hiefigen Verwaltungsbehdiden erlauben, 
werden immer bevenklicher, die perfünliche Freiheit und die Gewiffendfreiheit werben im Wider- 
brah mit $. 43 und 18 der Verfaſſungsurkunde bei jeder Gelegenheit: auf das fhreiendfte 
wiegt. Bei diefen Gelegenheiten wirfen vie verſchiedenen Verwaltungsbehörden fo überein- 
Ramend zuſammen, daß mit Beftimmtgeit angenommen werben kann, es beftanden höhere 
Belangen, nad welden fie handelten.“ Es folgt nun eine zahlreiche Menge von Belegen. Die 
Rotion erzählt nun aud aus der Nachbarſtadt Heidelberg eine Anzahl von analogen Beſchwerde⸗ 
len Rach einem derſelben wurbe z. B. ein Wuibarzt, Bamilienvater und unbeſcholtener 
wſiſſger Bürger, aber ein liberaler Urwähler, vom Oberheamten ind Gefängniß geworfen, 
ud zwar wegen einer Denunciation feines Gegners, eines minifteriellen Urwählers, bie felbft 
der Unterbeante für nichtig hielt, gegen welche der Beſchuldigte fogleich achtbare Zeugen an⸗ 
führt Hatte, die aud im fpätern Verhör aldbald die abfolute Nichtigkeit der Beſchuidigung 
Nuihaten, Nachdem aber der ſchuldloſe Mann nah 24 Stunden wieder. entlaffen werben 
mupe, wurbe fein Sohn, weil ſich in der von ihm zur Befreiung feines Vater eingereichten 
behnerdeſchrift wegen der dem Vater amtlich, zugefügten Verlegung und Mis handlung das 
xtlehte findliche Gefühl ausſprach, wegen Amtsehrenbeleidigung verfolgt. Ähnliche Fälle Hatte 
de Rotionsſteller nur zu oft Öffentlich zu rügen. Gin Gefängnif auch nur von 24 Stunden 
&erik für ehrenwerthe Bürger und Bamilienväter fon wegen der Ehrenkränkung, wegen der 
“ration und des Schreckens der Familien ein zu empfindliches Übel, als daß man nicht hoffen 
kan, liberale Wahlen und Petitionen dadurch beftrafen und verhindern zu können. Die Mo- 
Ban erwähnt ferner, wie in Heidelberg ein anderer achtbarer Bürger, aber aud) ein liberaler Urs 
"ler, zu acht Tagen Befängniß und Bezahlung der Unterfuhungsfoten verurtheilt wurbe, 
@ einem einzigen andern Bürger zwei Blugblätter follte mitgetheilt Haben, welche ohne ir⸗ 
Yab eine Rechts oder Ehrenverlegung lediglich zu liberalen Wahlen auffoberten, deshalb ver⸗ 
eilt wurbe, weil dieſe Blätter nad) den Entfcheidungsgründen „Aufreizung de Publicums 
Wegen die confervativen Kammermitglieder und Die, welche veren Wahl empfohlen, bezweckten“. 
Da Rotion fügt wörtlich Hinzu: „Und folde für einen achtbaren Bürger ſchon wegen des Ge: 
des empdrenden Uinrechts ſchwere Verurtheilung erfolgte auf eine alle Rechtsgrundſätze 
schöhmenbe Weiſe und durd) ein aus mindeftens einem halben Dugend Gründen abjolut nice 
SB Urtheil. Denn 1) handelte e8 ſich um ein Preßvergehen, welches nur von den Hofgerichten 
Werfer Inſtanz zu beitrafen iſt; 2) bezeugte nur ein einziger Zeuge bie angebliche Mittheilung; 
Dnnthielten die fraglichen Blätter. offenbar gar fein Vergehen. Es exiſtirt fogar 4) jenes Ver⸗ 
Khen, welches der Beamte darin fand, glücklicherweiſe bei und nicht. 5) Auch bloße Tendenzs 


142 Baden (als conftitutioneller Staat feit 1844) 


proceſſe will man gefeßtwierig einführen, da jene Schriften als eine Aufreizung bezweckend be: 
ftraft werden. Unſere Geſetze aber überlaflen e8 Gott, bloße Tendenzen zu erkennen und zu 
ftrafen. 6) Im vorliegenden Fall liegt am wenigften ein Prefvergehen vor, welches gerichtlich 
verfolgt werben durfte. 7) Es konnte insbejondere auch wegen Injurien gegen confervative 
Kammermitgliever und ihre Empfehler nicht von Amts wegen und auf eine Polizeiſtrafe er- 
kannt werben, fonbern bie Privatanfläger mußten abgemartet werben. Auf all Diefes achtet die 
Behörde nicht, bringt aber in ihren Entfheivungsgründen den merkwürdigen (die Strafe wol 
am wahrften begründenven) Grund vor, „daß der Verurtheilte fih um den Wahlkampf einer 
politifhen Parteiung (der Liberalen) fehr interefjirte”. Daß der Stadtdirector, der dad 
Bergehen in ver Aufreizung des Publicums gegen die confervativen Rammermit: 
glieder und ihre Empfehler findet, Hier offenbar ald Partei erfcheint, dies wirft ein 
traurigeö Licht auf alle unfere Bolizeibeftrafungen, nicht wie im nachbarlichen Rheinland, durch 
die unparteiifchen Gerichte, ſondern durch die Die Gegenpartei bildenden Bolizeibehörben. Der: 
felbe bei dem Wahlgeſchäft thätige Beamte ſprach hier jenes fo vielfach nichtige Strafurtheil 
aus. Ebenfalls von Heivelberg erwähnt pie Motion zur Veranfhaulihung nicht blos der gren 
zenlofen Bolizeiwillfür und gehäfftgen Verfolgung ver Wahlfreiheit, fondern auch der auftei: 
genden Art, wie-man den Bürgern bie gewährte, allfeitig beſchworene conftitutionelle Freiheit 
zur gefährlichen Kalle made, folgenden Vorgang: „Einige Wahlmänner von dem entfernten 
Kohlhof fuhren zu vem Wahlort auf Wagen, die mit Tannenreifern geſchmückt waren und 
worauf zwei Knaben von fieben bis acht Jahren in weißen Kleidern und mit badischen Bähnden 
in der Hand faßen. Es waren aber dieſes ebenfalls unverbefferliche liberale Urwähler. Das war 
ihr Unglüd. Als ſie zur Stadt famen, wurden von der Polizei die armen Kinder von ber Strafe 
weggejagt, gewiſſermaßen zu Hausarreſt verurtheilt und jeder der Bürger um 5 Glon. geftrah, 
weil fie auf einem mit Tannenreifern geſchmückten Wagen nad) Heibelberg fuhren.” Der Red: 
ner macht mit Hinweis auf viele andere Actenftüde, zu deren Mitteilung er, wenn fie gewünſcht 
wird, jederzeit bereit ift, varauf aufmerffam, daß, wenn in ven Hauptflänten, ven Sigeneineßge: 
bildeten Puͤblicums, auch nur aus dem kurzen neueften Zeitraum feit dem letzten Landtag ſolche 
Beifpiele von Polizeiwillkür zu erzählen find, was man dann wol von fo vielen Orten erwarten 
barf, an welden eine äpnlihe Scheu vor einer gebildeten öffentlichen Meinung die Bürger niät 
gegen verfolgungsfüchtige Beamten fügt! Er fährt fort: „Auch in Heidelberg hat ber Polizei: 
willtür der Schug der militärifhen Gewalt, der Schug der Regimenter nicht ganz gefehlt. In 
freien Ländern entfernt man das Militär vom Wahlort. Allein Hier wollte man ed herbeihe: 
Ien. Und aus welchem Anlaß!" Der Rebner erzäglt nun die zugleich das Rechtsgefühl ver: 
legende, zugleich lädyerliche Geſchichte und fährt fort: „Aber man wird bei allen unjern Klagen 
und zum Troſte fagen: man folle Recurd ergreifen. Allein damit drückt man vollend das Sie: 
gel der Verwerflichkeit auf unfere Polizeiwillfür. Bor einiger Zeit wurde fogar her Recurd 
an das Minifterium in folhen Straffahen aufgehoben. Wir haben jept eine Strafgewalt bit 
auf vier Wochen, worüber ber Polizeibeamte und bie Kreisregierung zu entſcheiden haben. 35 
frage aber die mir hier gegenüberfigenden Herren Kreisdirectoren felbft, ob fie nicht in einem 
ſolchen Falle gegen liberale Bürger Partei find? Sie gehören alle ber Begenpartei ber Libera: 
Ien an, haben oft mit Wärme und ‚Heftigkeit gegen vie Liberalen gefämpft, find dafür befördert 
und belohnt worden. Diefelben Herren follen nun, wenn man ald Liberaler verfolgt wird, dad 
Urtheil fällen. Ich frage, ob hier noch vom Schuß der bürgerlichen Freiheit die Rebe fein fann? 
Ja die Verantwortligkeit des Minifteriums ift ſeibſt in den Gegenftänden, die noch an vaflelbe 
gelangen, durd) bie neuefte unbegreifliche Einrichtung des Minifteriums des Innern, melde die 
daufende Landesverwaltung größtentheils in die Hände des Minifteriafbirectors legt, und ent 
zogen. Der Präftnent des Minifteriumd unterzeichnet auch die von demſelben ausgehenden Ver: 
fügungen nit. So ift und die einzige Verantwortlichkeit, bei dem uns Immer noch vorenlhal⸗ 
tenen Befeg über die Minifterverantwortlichkeit, die ver Ehre des unterzeichnenden Mintfrtt 
in Beziehung auf die Verfügungen aus feinem Minifterium, verfafſungswidrig entzogen 
Glauben Sie nicht, meine Herren, daß id für uns Liberale dieſe Miögriffe zu bedauern 
habe. O nein, meine Herren, ich als Liberaler, alle Kiberalen, ver Liberalismus, wir gewinner 
dur) fie. Wir haben Leine beffern Freunde als die Herren v. Blitiersdorf, v. Urta, Sal, 
Riegel u. ſ. w. Sie machen Hunderte zu thätigen Liberalen, die vorher mit der Minifterialpartei 
hielten. Aber wahrlich, für die Regierung kann e8 doc nur hoͤchſt gefährlich und verderblich 
werden, wenn ihre Beamten gegen ſie aufregen, ſie in einer verfaſſungswidrigen, gehaſſiger 
oder gar lächerlichen Geſtalt erſcheinen lafen! Sole Misſtimmung wird vermehrt, wenn mar 
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fehl, wie Beamte Das, was wirklich der Ehre, der moraliſchen Achtung der Regierung und der 
Realität der Bürger ſchadet, überall völlig ungerügt laflen, ja oftmals es zu fördern, zu be= 
Hürfigen feinen. Sie wiſſen e8 ja, meine Herren, faft feine Wahl geht bei und vor, wo nicht 
gegen die Öffentliche Moral und die Verfaſſung beſtechende Werfprehungen und Drohungen der 
Anttbeförderung oder Amtsentziehung, der Straßenanlagen, der Zutheilung von Amts- und 
Geriättiigen, ald angeblid) von den Beamten und von hocgeftellten Berjonen ausgehend, 
berumgetragen werden. Es wäre heilige Pflicht der Regierung, bie Verbreiter folder ſchänd— 
üihen Gerũchte entweder wegen beleidigter Majeſtätsehre oder wegen Beſtechung in Unter: 
fuhung und Befttafung zu nehmen. So aber, ohne dieſes, bleibt diefer Skandal; viele Bürger 
glaußen an die Immoralität der Negierung; viele laſſen ſich einſchüchtern oder beftechen, um ge= 
gen iht Gewiſſen zu handeln. 
kaſſen Sie mich nun zu dem legten und traurigften Punkte meiner Darftellung übergehen. 
Son an ſich gehört zu ven traurigften polizeilichen Verlegungen die der verfaflungsmäßigen 
Genifend: und religiöfen Freiheit. Ich will hier nicht auf die befannten einzelnen Verlegungen 
in Beziehung auf Deutfchfatholifen durch unverzeihliche Landesausweifungen, nicht in die bis 
zum Übteritifchen gehenden Beſchränkungen der deutſchkatholiſchen Prediger, nicht in die viel 
tagen Rränfungen vieler nicht deutſchlatholiſchen badiſchen Bürger in dieſer Beziehung ein⸗ 
gehen Ein Jude kann, wie es in Heibelberg der Fall ift, in der philofophifchen Facultät Pros 
ſeſot derden, Einer aber, ber, ftatt röͤmiſch-katholiſch, deutſchkatholiſch, alfo doch chriſtlich blei⸗ 
keawill, wird aus dem bereit8 erworbenen, würdig verwalteten Amt herausgemorfen! Es gibt 
aber gleihwol noch eine traurigere Erſcheinung: der trübe Schatten, den dieſe Borgänge mit 
den ibrigen auf die ganze Regierungspolitif werfen. Bon dieſem Plage aus habe id; wiederholt 
ud dem Innerften meiner Seele gegen den Minifter v. Blittersdorf die unglüdfelige Politik 
kefänpft, welche, dem göttlichen Herrenrecht Hulbigend, nad) einer Allianz ver abfoluten und 
ker ariftofratifchen weltlichen und der geiftlihen Gewalt ftrebt, die Regierten unterprüct und 
haft: Eeid ihr dumm und blind in der Kirche, fo feid Ihr e8 aud) ine Stante, duckt Ihr hier, fo 
hat iht auch dort, welche Thron und Staat auf dieſe Allianz ftügt, ohne zu bedenken, daß ber 
eiramontane jeſuitiſche geiftliche Bundeögenofle ſtets das «Thron und Altar» in «Altar und 
Ihres umzuwandeln ſtrebt. 5) Es ift mit einem Worte die Verbindung mit dem Jeſuitismus, 


| zorber wir zu Hagen haben. Wir aber erfreuen un bis jegt, Dank der Jofephinifgen und 


Ir Beflenberg’fhem Einrichtungen, einer fehr gebilveten und aufgeflärten, einer fittlich from= 
wa, aber nit pfäffiſchen und ultramontanen katholiſchen Beiftlichkeit und einer gebildeten, auf⸗ 
lirten und fittlichen katholiſchen Bevölferung. Wäre die Regierung durd) Fanatismus der 
rung getrieben, fo Fünnte man fie doch nod entſchuldigen. So aber verlegt man 
Bali die Gefühle der Bürger und des größten Theils der Geiftlichen, indem man künſtlich 
tr Regierung wegen einen auch den frühern bewundernswerthen Frieden der ver 
i Confeſſionen ſtoöͤrenden ultramontanen Fanatismus einführt und 
oßzuziehen ſucht, deſſen Früchte man wahrlich ernten wird. In dieſem Streben wurde 
die Regierung ein hochgeachteter ftommer Director des Prieſterſeminars entfernt und 
ker einen ultramontanen erfetzt. Die liberalen katholiſchen Geiſtlichen wurden zurückgeſetzt 
Worrfolgt. Ein gelehrter tüchtiger Ehrenmann, der nur die Grundſätze des in ber Eatholifhen 
Linde hochverehrten Sauter, die Orundfäge der öſterreichiſchen Kirchenverfaffung im Kirchenrecht 
Werhrug, wurde zum Sammer feiner Familie von dem Lehrſtuhl gewaltſam verftoßen und Einer, 
Verastorifch den alleräußerften ulttamontanen und jefuitifchen Grundſätzen Hulbigt, als der 
Meinige Kirchenrechtslehrer für alle badiſchen Priefter und Zuriften aufgeftellt. %) Nicht minder 
Karte ein hochgeachteter Profeſſor der hriftlihen Moral von feinem Lehrſtuhl verbrängt, über- 
die von Karl Friedrich fo weife und energifch geſchirmte Lehrfreiheit vernichtet. Wie die= 
Balnklig wirkte, hade ich voraudgefehen, als ich warnend hier öffentlich ausſprach, man werde 
#8 Fehr undankbare fanaliſche Freunde in der Kirche ſelbſt ſchaffen und zugleid) bie Blüte der 
Unterfität zu Grunde richten. In einer feierlichen öffentlichen Rebe fagte neulich ein Profeſſor 





J ) Diefe Borte des Redners verfündigten voraus bie alsbald folgende, vorzüglich katholiſchem fa⸗ 
Eifer ſchmeichelnde miniſterielle Allianz mit aufgeregten Geiſtlichen, mit der damals ſoge⸗ 
woten ſchwarzen Armee‘; nicht minder auch ben fpätern Kirchenſtreit 
vg zuerſt Bezeichnete iſt ber ordentliche Profeflor des Kirchenrechts, Dr. H. Amann, ber Andere 
Buß. Nicht die geringfte Schuld Tonnte gegen Amann geltend gemacht werben, aber alle 
Aapreklungen ber Juriftenfacultät gegen die fo ſchwer verlegende Gefälligfeit gegen ultramontane 
waren vergebli Amann wurde Opfer ber Kränfungen und Sorgen 
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von Freiburg an dem Grabe eines Verftorbenen, e8 fei kein Wunder, daß vie Profefloren von 
Freiburg geiftig und förperlih zu Orumde gehen. Es iſt dieſes Alles lediglich dad Werk ver 
Regierung. Früher fon habe ih einige Mitglieder der Negierung dafiir moraliſch verant⸗ 
wortlich gemacht, daß fie fo den Thron untergraben und gefährben, gefährden vielleicht ſchon ge: 
genüber ſũdlichen und öftlihen katholiſchen Nahbarn, die zumeilen Provinzen unfered Lan: 
des in Anſpruch nahmen. Die unglüdfelige freiheitsfeindliche Politik aber fepeint mir darum fo 
gefährlich und verberblich, weil ich wohl einfehe, daß der Abfolutismus Feinen andern Halt mehr 
hat, al3 daß er fi dem Jeſuitismus und der Jeſuitenmoral in die Arme wirft!‘ 

Der Redner ſchloß mit den Worten: „Eine willfürliche, eine grenzenlofe Volizeigewalt um: 
garnt und vernichtet von dem Heiligthum der Gewiſſens⸗ und Wahrheitöfreiheit an bis zur für: 
perlichen und Eigenthumsfreiheit alle Rechte der Bürger und droht endlich alle Verfaflungs: 
rechte fammt der öffentlihen Moral und dem Thron in ihren unheiloollen Schlund zu ziehen. 
Die furdtbare Gefahr dieſes Syſtems liegt vor Augen, Entweder fiegt es, dann wird dad Voll 
elend, verachtet, eine Beute der Feinde. Oder es fiegt nicht, dann führt e8 zu Nevolutionen, 
wenn die Regierungen nicht noch rechtzeitig dad Recht des Volkes auf freie, ungehemmie, geieg: 
liche Entwidelung anerkennen und achten. Wir wollen Eeine Revolution. Wir Alle'wollen 
die Regierung unterftügen und bitten vie Regierung um Unterftügung, daß 
nicht Revolution die Freiheit begründe, fondern daß ohne Revolution bie 
freie,naturgemäße Entwidelung inden Gauen unſersbadiſchen und beut: 
{hen Baterlandes vor fi gehe.) = 

Trotz des minifteriellen Gegenkampfes, welder, ohne ven Inhalt der Motion zu beantwor: 
ten, fi gegen die Form einer Adreſſe an den Thron ohne Thronrede richtete, wurde bie Motion 
und ihr Antrag zur Berathung und Gommifliondernennung an vie Abtheilungen verwieſen. 

Der geſchichtskundige Verfafler des Artikels „Baden vor den Ereigniffen von 1848” in ber 
„Gegenwart“, ver jo gründlich ausführt, wie die unglückliche veutfche Regierungspolitik ſelbſt die 

Achtung der Moral, des Rechts und der Throne untergrub und fo unvermeidlich den Umſturz der 
Jahre 1848 und 1849 herbeiführte, Fnüpft an jenen Schluß ver Welder’fhen Rede nie Bemerkung: 
Diefe Worte haben unerwartet raſch ihre ernfte Erfüllung gefunden. Wo waren die verblente: 
ten Thoren, die damals fpotteten über ven [hwarzfichtigen Propheten, wo waren fie, ald ed galt, 
den Strom ber hereinbrechenden Revolution zu vänımen? Sie überließen e8 Andern, den Schutt 
twegzuräumen, ven fie felbft aufgehäuft hatten.” 

Leider trat ſchon unmittelbar nad) der obigen Warnungsrede und Bitte pie Beftätigung der 
Anſichten des Redners in Beziehung auf die minifterielle Alltanz mit dem religiöfen Fanatis- 
mus im größten Maßſtabe zu Tage. Schon ſechs Tage fpäter begründete nämlic der Abg. 
Pfarrer Zittel feine vortrefflide Motion auf Verwirklichung ver verfaffungsmäßigen 
Glaubendfreiheit. Diefe wurde nun, zumal da fie aud den Deutfhfatholifen zu gute kam, 
von ber Camarilla und vielen minifteriellen Abgeorbneten zur äußerften Aufregung bes religid- 
fen Fanatismus benugt, zumal der Katholiken, welche befanntlid) die große Mehrheit ber badi⸗ 
fen Bürger bilden. Auf ihre Wahlunterftügung und vorzüglich auf die Hülfe der fanatifirten 
Beiftlihen gegen die liberale Oppofition vertrauend, dachte man an eine Rammerauflöfung, 
durch die man ſich von der liheralen Oppofition zu befreien hoffte. Die Krife knüpfte jih an die 
Berichterſtattung über die Welder’ide Motion. Die Commiſſion Hatte ſich zu Gunſten derſelben 
entſchieden, die Mitglieder verfelben äußerten jedody, weil man ihnen vertraulich für ven Kal 
ihrer Berichterftattung die Kammerauflöfung in Ausſicht geftellt hatte, dem Motionsfteller be: 
denklich den Wunſch, daß er felbft auf diefe Berichterftattung oder auf jeine Motion verzichten 
möge. Diefer hatte es zwar wieberholt bewiefen, daß er ven Frieden mit der Negierung, foweit 
nur immer möglich, zu erhalten ſuchte. So hatte er noch Furz vorher zum großen Verdruß viekr 
feiner liberalen Freunde bei der Frage über die Genehmigung bed von der Regierung mit brm 





7) In der gleichen Oefinnung hatte derfelbe Abgeordnete bie Bekämpfung ber wiener geheimen Gon 
ferengbefchlüfle tiefbewegt mit den Worten gefchloffen: „„Zumeilen hörten wir von ber Minierbanf 
Vorwürfe gegen die Liberalen, als fei ihre Bonnt eine umflürzenbe. Ich dagegen fage: im wahren 
Liberalismus waltet mehr confervativer Geift als in biefen Gonferenzbefchläffen. Ich weiß, es gibt 
liberale Männer, fie Tünnten Freudenthränen vergiegen bei der gewonnenen Überzeugung, dab das 
deutſche Volk allein von ben Völfern ber Erde durch ine moraliſche Kraft die Breiheit erwerben fönnte. 
Aber ber AB, den man mit ber Politif diefer geheimen Eonferenzbefchlüffe betreten Hat, ift nicht ber 
Weg auf welchem man der Revolution die Thore ſchließt. Es iſt eine unglüdfelige Politik. Mir fagen 
uns feierlich 108 von derſelben.“ 
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Wirken von Leiningen abgefchloffenen Vertrags die Verwerfung deſſelben und die bei ihr unver⸗ 
wähle Rammerauflöfung mit großer Anftvengung verhindert. Hier handelte es ſich lediglich um 
enige noch dazu hoͤchſt problematijche Gelberjparniß, nicht um eine Verlegung irgend eines hö- 
bern ster eined Verfaſſungsrechts oder um die Ehre der Kammer. Da biefelben aber jegt ebenfo 
wie in dem frühern Urlaubsſtreit offenbar in Frage ſtanden, fo hielt er es für Pflicht, auch Hier 
aigt zurüczuweichen, fondern abermals auf die gute Sache und das Land zu vertrauen. Er 
aahn in dieſem Vertrauen auch ruhig v. Itzſtein's lauten Vorwurf hin, daß er abermalß die Auf: 
löfung verſchulde. Diefes Vertrauen wurde glänzend gereditfertigt. Die Regierung, die Cama— 
rilla bie ganze Reaction thaten jet für ihren Wablſieg im obengefilverten Blittersvorf’ihen 
Soſten in Unterdrũckung wie in eigenem Misbrauch der Preffe, in Beichuldigung und Verfol- 
gung ber Liberalen, in Banatifirung der Katholiken, die man mit Einmiſchung des Namens des 
Sropherzog& aufreizte, „es handle ſich um Aufhebung ihrer Religion“, das Möglichfte, aber frei 
Iiä vielfach felbft daS Unmoͤgliche und für vie Meinung ver rechtlichen Bürger viel zu viel. Alle 
Rühe war umfonft. „Das ſchwarze Syſtem und die ſchwarze Armee”, wie man damals fagte, 
uterlagen dem gefunden Sinn des Volkes und vorzüglich des ganz katholiſchen Schwarzwaldes. 
Die Baplfiege ver Kiberalen, namentlih auch ven bed Abg. Welder, welcher als Proteftant in 
vier intern im Mittelpunfte des Schwarzwaldes eine lange Reihe von Jahren hindurch von 
lautet Katholiken erwählt wurbe, verbreitete das Volk damals mit Telegraphenfchnelligkeit durch 
Seerrihen von Berg zu Berg. Das Refultat war jegt nicht blos die Wiederwahl ver Libera⸗ 
In, ber Führer derſelben in Doppelwahlen, fonbern zum erften mal feit 1831 die Wahl einer 
Refrheit für die bisherige Oppofition in der Kammer. Zwei mal, al die Reaction ſchon in ven 
weißen deutſchen Kammern gefiegt zu haben ſchien, nad; dem Kalle Warſchaus 1832 und nad 
ten wiener Gonferenzbeichlüffen 1834, gelang es ver badiſchen Oppofition, durch Entſchieden⸗ 
beit and Energie fich eine ſiegreiche Stellung zu gewinnen. 

Sept riet) nad) zweiter Wahlnieverlage felbft Herr v. Blittersdorf von Frankfurt aus bie 
Gutfernung Rettig'8, den Eintritt Bekk's und einiger Mitglieder der bisherigen Oppofition in 
I Rintfterium. Er erflärtefelbft fein eigenes, das Reactiongfyftem für bankbrüchig und fagte: 
akinihts übrig ald Anerkennung parlamentarifcher Regierung mit der Mehrheit. ®) Doch 
marder Eintritt Belks, und zwar ohne wirkliches Portefeuille, wurde verwirklicht. Und bie ge= 
näßlgte Oppofition, die, wie damals ein Minifter felbft in ver Kammer erklärte, den Eintritt 
4 Rinifterium nie beabſichtigt hatte, begnügte ſich. Mit tiefflem Kummer mußte jie es jedoch 
aAchen, daß auch jegt das alte Blittersdorf'fche Syftem ohne weſentliche Umänderungen fort⸗ 
ke. Der Großherzog eröffnete auch diesmal die Kammern nicht perfönlih. Welder wahrte 
Üsatermals das Met ver Kammer zu einer Adreſſe aud ohne großherzogliche Eröffnungs- 
"he. In milder Rede brüdte er, ohne jegt Binzelned erwähnen zu wollen, nur das tiefe Be⸗ 
Mauern aus über Die vollfländige Fortdauer bed zuvor geſchilderten teactionären Syſtems wäh⸗ 
web der Wahlen und felbft nad) venfelben, beſchränkte aber, in Hoffnung feiner Befeitigung 
Ward das jet mehr Vertrauen einflößende Minifterium, feinen Antrag auf eine Verwahrung 
Am grotokoll. Diefer trat die Kammer bei. Selbſt in Beziehung auf die Zitiel ſche Motion ver⸗ 
weh die gemäßigte Kammer alle moͤglicherweiſe verlegenve neue Verhandlung und Beſchluß⸗ 
Älmg. Neben den laufenden Landtagsgeſchäften, den Beratungen des Staatshaushalis 
berief die Kammer nur einige Gefege und dann Motionsanträge über Übertragung der Polis 
Kihtafgefege an die Berichte (von Soiron), über die von vielen Gemeinden erbetene Vermin⸗ 
keung des Wildſtandes und Ablöfung bes Jagdregals, über die Erlafjung eines allgemeinen 
Vestfärn Breßgefeges, dieſe jegt von einem minifteriellen Abgeorhneten (Play). Auch mufte 
20 beſonders die Kammer Aufgebung ver Untervrüdung ver Protokolle über die Verhand⸗ 
berzen in Beziehung auf die geheimen wiener Minifterialeonferenzen vom Stantöminifterium 


Der gründliche Verfaffer jenes Artikels „Baben vor ben Ereigniſſen von 1848" tavelt mit Recht 
der von einer glänzenben unabfegbaren Richterftelle ſich abberufen ließ, daß er nicht bei feiner 
wrccmeidlichen Berufung ind Miniflerium beftimnıte Bedingungen machte und fo ber Fortſetzung 
WRenctionsfuftems felbft vienen mußte. Er fagt (6.350): Verſchwand zwar der gereizte, 
e Ton zum guten Theil aus den Verhandlungen, und ließ ſich auf beinen Seiten ber 

einer Annäherung nicht verfennen, fo bewilligte doch bie Regierung viel weniger Con⸗ 





8) Diefes Gutachten iſt enthalten in ber ſchon citirten Blittersdorf ſchen Schrift. 
Serats⸗Lerikon. U 10 
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ceſſionen, als man nach dem Ausgang der Wahlen erwarten und verlangen burfte. Miniſterial⸗ 
Director Rettig blieb im Amt und Thätigkeit, und man mußte es erleben, daß ihm die Kammer 
mit faft zwei Dritteln Mehrheit ein Mistrauendvotun abgab, ohne daß er feine Entlaſſung 
nahm. Die Klagen über die Preſſe und die polizeilichen Übergriffe, über Beſchränkungen des 
Petitionsrechts und andere Nachwehen ver alten Regierungeweife verſchwanden aud diesmal 
nicht von der Tagesordnung. Kanı ed dad) vor, daß man auch) jegt noch (Juli 1846) ven Manz 
heimern verbot, zufammen zu kommen, un eine Abreffe für das gute Recht der deutſchen Herzog⸗ 
thümer Schleöwig-Holftein zu unterfchreiben. Bei der Verhandlung über Bundesangelegen- 
heiten fpielte dad Minifterium eine verſchämte und empfindliche Rolle wie zuvor. In allen die⸗ 
fen Dingen (fo z. B. bei der Verhandlung der von dem Minifterium zurückgewieſenen Beſchwer⸗ 
ven der Stadt Manheim über jene erwähnten militärijhen Einmifgungen) machte es einen 
peinlichen Eindruck, Bekk's dialektifhe Gewanptheit und Veredtſamkeit zu Gunften eines auf 
die Dauer unhaltbaren minifteriellen Syftemd thätig zu fehen; es hieß dieſes ein Talent und 
einen Namen abnugen, der für eine beſſere Sache aufgefpart werben mußte. Im Oanzen trat 
die liberale Oppofition fo gemäßigt auf, ald man nur immer erwarten fonnte. Welder und 
Zittel zogen ihre Apträge, die vor Auflöfung des Landtags ſoviel Unruhe gemacht Hatten, reis 
willig zurüd.” In der Sigung vom 25. Mai 1846 gab ber Abgeordnete Welder die Gründe 
feiner Zurüdnahme an. „Fürs Erſte“, fagte er, „haben unfere in der früher vorgeſchlagenen 
Adreſſe auszufprechenden Wünfche durch die Antwort, welche das Volk nad) ver Berufung an 
daſſelbe durch feine Wahlen gab, einen ſolchen ganz unzweideutigen Öffentlihen Ausdruck und 
ein ſolches moraliſches Gewicht erhalten, daß diefelben jegt nimmermehr von dem Throne eines 
wohlwollenden, aufrichtig das Beſte des Landes wollenden Fürften entfernt gehalten werben 
Eönnen. Sodann aber fodert bei der Veränderung im Minifterium (ber Ernennung Beil’3) 
eine gewifle Billigkeit, daf man dieſem Minifterium eine genügende Zeit laſſe, um zu be- 
währen, daß es vie Geneigtheit und zugleich die genügende Kraft zur Abhülfe der Beſchwerden 
und zu einem wahrhaft verfaflungsmäßigen Gange befige.” Er erklärt es aber für feine Pflicht, 
jeden Schein zu vermeiden, als erkenne die Sammer jene Beſchwerden nicht als vollfländig für 
begründet und bis zum heutigen Tage noch fortvauernd, und als bereue fie irgend diefelben oder 
lehne fie es ab, für die Zukunft alle verfaffungsmäßigen Mittel zur Befeitigung der Beſchwer⸗ 
den zu ergreifen. Er fügt hinzu: „Denn Eid und Ehre machen es und zur Pfligt, nimmer zu 
ruhen, bis wir unfer Volf befreien von der Hyder der. Beamtenwillkür und von jener traurigen 
Anwendung ber Regierungs= und Amtögewalt, ver Öffentlichen Pflichten und Redite, der An= 
ſtellungen, Beförberungen und Abfegungen, der Öffentlihen Begünftigung und Verfolgung 
zum Zweck der Corruption, der Beftehung, Abſchreckung und Made wegen Üüberzeugungstreuer 
Gemeinde = und landſtändiſcher Wahlen, biö wir es befreien von einer den achtungswerthen Be— 
amten freilich fremden, aber nur zu oft vorfommenben Verfolgung und Rechtsunterdrückung. 
ja nicht felten faft bübiſchen Plagerei gegen liberale, ver Gemeinde: und Staatsverfaffung treue 
Bürger und Bürgermeifter. Sollte der Here Präjldent des Minifterinms des Innern die ſe 
Übel nicht in ihrer ganzen Ausdehnung Eennen, fo möge er landeskundige Abgeoronete, insbe⸗ 
ſondere auch Die des Buͤrgerſtandes zu vertraulichen und offenherzigen Mittheilungen über ihre 
Wahrnehmungen veranlafien. Sie vertveigern dem Lande ſicher nicht das pflichtgemäße Zeugniß 
der Wahrheit. Ich aber will Heute jede unangenehme Einzelgeit umgehen.” Die geſchichtliche 
Darftellung in der „Gegenwart“ ihrerfeits fährt fort: „Schonte man auch die Camarilla und 
die Vertreter des bureaukratiſchen Syſtems nicht, fo ging man doch fichtbar darauf aus, Män= 
nern wie Bekk und Nebeniud gegenüber die Wege einer Annäherung und Ausgleihung nach 
Kräften zu ebenen. Man wollte den Kleinen Schritt ver Annäherung, den die Regierung getgam, 
dur Entgegenkommen erwidern und ihr die Rückkehr zu dem Syftem einer parlamentarifchem 
Regierung nicht erſchweren. Indeſſen war die Thätigkeit der alten Bolitit zu umfaflend und zu qu= 
baltend geweſen, ald daß der Übergang an einem einzigen Tage denkbar gemwefen wäre. Vielmehr 
blieb die Verwaltung von dem bureaufratifchen Geiſte jo durchdrungen und pie ganze Regierungẽ 
maſchine in diefem Sinne fo vollkommen eingerichtet, daß man eben bei hundert Anläffen auf 
Spuren des alten Syſtems fließ. Diefe Stimmung gab ſich aud) in der Kammer kund, als anz 
Schluſſe der Sigung von 1846 über das Budget abgeflimmt und daſſelbe nur mit 38 gegern 
19 Stimmen angenommen wurbe. Es befanden fi in biefer Minorität Männer, wie Welcker 
Mathy, Baflermann, Soiron, Buhl, die, wenn aud) häufig opponirend, doch ohne Feinpfelig= 
feit dem Minifterium entgegengetreten waren. Man wollte nit, daß das Budget wirklich ver 
worfen würde. Deshalb ſtimmte aud ein Theil der Oppofition für dad Budget. Aber marı 
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welkeine bedeutſame Warnung geben. Sie bewies, da nur die Sorge vor guößern Kriſen bie 
Leutt noch von dem legten Schritte des gefeglichen Widerſtandes abhielt, und daß eben für 
WHidfchr zum parlamentariſchen und ehrlich conflitutionellen Syſtem bie Regierung nur 
Abe Schtitte gethan habe. Man wolltenicht mehr blos Namen, man wollte endlich Maßregeln.“ 
Ah ſelbſt Beil und Nebeniud die zum Theil offen verfaflungswinrige Bundestagspolitik auch 
in ihten extremſten Durhführungen von Seiten der Beamten am Miniftertifch vertheivigten, 
deß fe Alled und Alles vertheibigten, dieſes mußte endlich ben fittlichen Unwillen ver Liberalen 
tmweden und, wie Welder hervorhob, jelbft ihre Ehre beleivigen, feitvem fie nicht mehr als 
Ninorität, ſondern als die Majorität des Landtags diefelben dulden follten. Ex hatte e8 des⸗ 
halb ſelbſt für nöthig gehalten, um endlich diefen harten Panzer minifterieller Verſtocktheit zu 
— unveränderter Fortſetzung ſolchen Unrechts mit Anklagen wegen Verfaſſungs⸗ 
zu drohen. 
Ibeſſen hatte der Hauptſache nach die liberale Oppoſition unveränderlich ihre Mäßigung, 
in Ainelnen Fällen, wie der Geſchichtſchreiber in der „Gegenwart“ fagt, „vielleicht eine 
zu große, fortgefegt. Sie hoffte ven endlich unvermeiblihen Sieg der Wahrheit und des Rechts 
afvelllonımen frieplichem Wege zu erringen. Und dieſe Hoffnung ber damals feit 1845 in 
ga Deutſchland wachſenden geſetzlichen conflitutionellen Partei der Freiheitsfreunde Hätte 
aus ſihet ihr Ziel erreicht, wenn nicht der gewaltfame Sturz von Ludwig Philipp in Frank: 
ig Mhlich Deutfchland und Europa in eine zu gewaltfame Erankhafte Erſchütterung verfegt 
bitte. Aber in Frankreich Hatte ſich bereit gegen jened Syſtem ver Treulojigkeit und der uns 
filligen Gorruption, des eigenſüchtigen Alleinregierens, gegen jenen empoͤrenden Kügnerifchen 
Sheinronfitutionalismuß bei der großen Maffe der oberflächlich Urtheilenven ein völliger Un= 
dlauße an die Repräfentativverfaffung felbft und eine radicale, zum Theil foctaliftifche und re= 
yaölfenifhe Oppofition ausgebildet. Diefe verbreitete ſchon längere Zeit durch eifrige Send⸗ 
’otn and immer neue rabicale Brandfhriften, durch beutfche Handwerker und politiſch ver= 
fgte und flühtige Deutſche ihr Cvangelium in Deutſchland, in der Schweiz und vor allem in 
tm franzoſiſchen und ſchweizeriſchen Grenzland Baden, Die unglüdjelig hartnädige, empö— 
me Durchführung des Blittersborf’fchen Syflems, ſelbſt nach folden Wahlfiegen, wie in Ba= 
bes, ſelbſt unter den Namen Bekk und Nebenius, und felbft jene äußerte Mäßigung ber badis 
| Ken Dppofition bewirkten auch in Baben, two biöher alle Liberalen ſich der liberalen Oppo= 
| Hin untergeorpnet und angeſchloſſen hatten, vie Bildung einer rabicalen, ihr offen feind⸗ 
| Ben Partei, Wie vom Ausiande aus die durch die rechtloſe deutſche Reaction ausgetriebenen 
| Güßklinge, fo waren zunãchſt in Baden felbft die durch jene maßlofe Poligeiverfolgung zur Ver⸗ 
wxiſlung getriebenen Liberalen und vor allen Struve die Gründer biefer unglüdffeligen Bartei. 
ı Afrrlang hatte Struve trog der rechtswidrigſten Polizeiverfolgungen, Kränfungen und Ver⸗ 
| Bpangen in Büchern und Tageshlättern wie im Verkehr mit dem Volke an Geſetzlichkeit und con⸗ 
Kutioneller Verfaſſung feftgehalten. Endlich gab auch fein zu kurzer Verftand allen Glauben 
a das Repräfentativfoftem ſeibſt auf. Die Regierungspolitif, fein Märtyrerthum hatten ihn 
Rt 68 zum Revolutlonar, fondern aud) einflußreich gemacht. Mit feiner ganzen Energie be⸗ 
Kanpfie er nun die Gonftitutionellen. Dieſes that bald die ganze liberale Preffe. Denn ed war 
Atben wiederum eine Frucht jener deutſchen Menctionspolitit, daß kein liberaler Mann, der 
26 irgend einen Standpunkt in ber gebildeten Geſellſchaft behaupten wolkte, ver täglichen 
Skererei und Mishandlung liberaler Zeitungsredactoren durch die deutfche Bundespolizei ſich 
öekte, und daß mithin alle liberalen Zeitungen in den Händen von ſonſt Hoffnungslofen, 
Sufsrügigen und wenigfiens insgeheim Nabicalen lagen. Und biefelbe unwürdige Erſchei⸗ 
zung, die wir noch fpäter fahen, daß nämlich monarchiſche Minifter ſocialiſtiſch und republi= 
Said gefiunte Radicale um ven Preis, daß fie, wie 3. B. die damalige preußifche „Xrierer 
| Setung", Die Eonflitutionelfen und das ganze conflitutionelle Syflem verleumbeten und jhmäh= 
| ba, iskerirten und durch Genfur und Verfolgung fogar vie Vertheivigung der Gonftitutionellen 
We des conflitutionellen Syftems gegen fie unterbrüdten, biefelbe neue Iunmoralität zeigte ſich 
ahßker. Die „Begenwart” ſchildert (S. 352) dieſes und dann auch ferner, mit welcher Lelden⸗ 
Mat jedt Struve die Agitation gegen die Eonjtitutionellen in die Hand nahm, wie er, dem 
aa fchber alle Vertheidigung ber conflitutionellen Berfaffung unterdrückt hatte, jetzt Ihre An⸗ 
Wenger aufs äußerfie ſchmahen burfte. „Won ihm”, fo fährt jene Darftellung fort, „rührs 
De Bezeichnungen her, die jegt bald die Schlagwörter der Partei wurben. «Halbe», 
anbarinen», «Maulliberale», «Parapehelden», «Schwäger», dad waren die Ehren⸗ 
10° 
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titel, womit ein Neuling in der Politik die vieljährigen und erprobten Kämpfer ber conftitutio- 
nellen Sache belegte. Bon Struve rührte auch die berühmte Phrafe her: ein Loͤwe ſei beſſer 
als 63 Hafen (die badiſche Kammer zählte bekanntlich 65 Mitglieder), und er fehlen alles Ern⸗ 
fles ver befcheivenen Meinung, er felbft ſei diefer Eine Löwe. Nach ver Tonart, die Struve an⸗ 
gab, wurde nun in den meiften badiſchen Blättern die Politik verhandelt; es kam ſoweit, daß die 
tabicale Genfur den Angegriffenen die eigene Rechtfertigung ſtrich.“ 

In der liberalen Partei der bapifhen Kammer fand diefe Spaltung — fo feft waren bie 
alten gefeglichen conftituttonellen Grundfäge und ihre Autorität — keinen Eingang. Auf einem 
Congreß in Durlach am Ende des Landtags 1845/46 befeftigte dieſelbe vielmehr ihre Einig- 
keit, und hoͤchſtens nur innerlich mochten vielleicht Einige zu den radicalern Grundfägen hin: 
neigen, zu benen fie fi dann erft nad; ausgebrochenen revolutionären Bewegungen im dahrt 
4848 befannten. Doch war allerdings Hecker in der Verfammlung in Durladı nicht anweſend. 
Er war, weil feine etwas ertremere Haltung bei den ältern Kammermitglievern weniger An: 
ang und fein brennender Ehrgeiz nad hervorragender Stellung nicht genügende Befrie: 
digung fand, öfter in gefpannten Verhäftniflen, welche ihm die Drohung einer Nieverlegung 
feiner Deputirtenftelle entlodten und ihn eine plögliche Reife nach Algier machen lleßen. 

In der deutſchen Nation, wie dieſes namentlich auch die verſchiedenen liberalen Gelehrten: 
eongreffe, vorzüglid vie Germaniftenverfammlungen in Frankfurt und Lübeck bewieſen, ent: 
wickelte fi} der nationale freiheitliebende Sinn mehr und mehr. Der politif”he Fortſchritt zeigte 
ſich überall in Europa, ehe die neue Maßlofigfeit in Frankreich, mo fie vorübergehend fiegte, 
eine neue Reaction erzeugte. Im dieſe Zeit eines ftetigen Fortſchritts fiel auch die Eröffnung ved 
neuen Landtag am Ende des Jahres 4847. Jetzt ſchien auch in Baden die alte Reaction gebro- 
chen und fo die Mäßigung der Gonftitutionellen belohnt. Bekk war jegt nicht mehr Minifer 
ohne Portefeuille. Nebenius Hatte ihm das Minifterium des Innern abgetreten. Diefer war nur 
Präſident des Staatöminifteriums geblieben und Rettig entfernt worden. Der Großherzog et: 
öffnete wieder perfönlid ven Landtag und ſchon die Thronrede verhieß conititutionelle Fort: 
Tritte, namentlid) in Beziehung auf die Prepfreiheit. Der Geſchichtſchreiber in der, ‚Gegenwart 
fügt Hinzu, was nicht blos für Baden, ſondern für ganz Deutſchland gilt (S. 359): „Wie vie 
weifer hätte eine freifinnige und ehrliche Politik, ſowie in Belgien, die 16 Jahre unerjdütterter 
Ruhe, die der Julirevolution nachfolgten und der neuen europäiſchen Revolution vorhergingen, 
zur thätigen Pflege ber politiſchen wie der materiellen Intereffen verwandt! in Glüd, daß die 
Regierung wenigftens jegt ven Willen fund gab, in eine beflere Bahn einzulenfen. Aber e war 
die Frage, vb zur fehlen, aber friedlichen Durchführung dieſes Willens der Krankheitsſtoff nidt 
zu groß, die Zeit der friedlichen Heilung nicht verfpätet, Die Bewegung ver neueften Zeit nicht zu 
gewaltig war.... Als die Revolution im Jahre 1848 Baden und Deutſchland überrafchte, fant 
fie das conftitutionelle Wefen, ja ven Glauben an daſſelbe ſtark erfchüttert, das Vertrauen 
zum alten Regiment untergraben, den Staatsorganismus mit allen böfen, ungefunden Stoffer 
ber alten Politik getränkt.“ Es war, wie wir hinzuſetzen, eine vabicale Partei gegenüber bei 
conflitutionellen ausgebilvet und fowie in Frankreich durch die Öffentliche Lüge und aud) ihr ent: 
ſprechend großgezogen. | 

Doch die Kedlichkeit und Befonnenheit ver ſoviel gefhmähten Altliberalen ſchien felbit de 
von Frankreich in das Grenzland herüberflutenden Strom der Revolution abbämmen und Ü 
wohlthätige Bahnen einlenken zu Eönnen. Baflermann hatte die Motion einer Nationalreprä 
fentation, die früher von Welder geſtellt worben war und die derfelbe gelegentlich ver Zollver 
einsverhandlungen bloß als Wunſch zu Protokoll erneuerte, jetzt, nach Verabredung mit ihm 
in formlicher Motion zu erneuern übernommen. Welder entwarf ald Berichterftatter über bie 
felbe die Grundzüge ver Reform. Das bei ver Begründung vor der Februarrevolution von bei 
Miniftern abermals geäußerte äußerfte Widerſtreben hatte der Legtere durch die großen Ge 
fahren der Zeit zu entkräften geſucht. Er fagte damals, bald nad) einer unmittelbaren An 
ſchauung der Zuftände in Frankreich, in der Öffentlichen Sitzung von 12. Febr. 1848 (f. 
Protokolle, ©. 122) wörtlich: „Meine Herren, e8 kann auch zufpät werben. Unſere Zeit geht ü 
Sturmſchritt. Meine Herren! Ehe an ven Himmel die Frühlingsſonne getreten ift, ift der Frül 
ling in dem Völkerleben erwacht; ehe Die Maffen des Eifes auf dem Hochgebirge thauen, iſt d 
Eis der alten Zuftände der Völker in vollem Thauwetter begriffen. Sorgen Sie, daß bie & 
wäffer, die jih von den Hochgebirgen ergießen, eingedämmt werben in angemeffenem Fortſchri 
.. . Zertrümmert liegt beinahe ſchon das Syften der Stabilität und Reaction.” Schon na 
14 Tagen durchzuckte die verfammelte Kammer die Nachricht von dem Sturze des franzoͤñiſch 
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Ahnd. Und nachdem in allgemeiner Aufregung in allen deutſchen Landen die Bürger von 
da Argierungen Bunbeöreform und veutfches Parlanıent gefodert und diefelben von dieſen 
eazln und durch ihre Bevollmächtigten am Bundestage einmüthig waren bewilligt worden, 
fonte ber Berichterſtatter für die badiſche Kammer und zugleich für das deutſche Vorparlament 
in kinem für beide gemeinfchaftlichen Bericht (am 22. März) ven Grundzügen dieſer Reform 


ie Wotte voranftellen 9): „Am wenigften darf der Berichterftatter über den Werth und Die Noth⸗ 


menbigfeit ber Reform des Deutfchen Bundes, vorzüglich durch Nationalvertretung, durch deut⸗ 
108 Parlament, irgend ein Wort hinzufügen. Die ganze deutſche Nation, Regierungen und 
alle ihre Bürger ſtimmen jegt nad) all unſern Grlebniffen und Erfahrungen in ver Anerfennung 
der abjofuten Nothwendigkeit dieſer Einrichtung auf eine wahrhaft bewundernswürdige Weife 
überein, Sie ift ein Rettungsanfer, fie ift der aufgehende Friedensbogen 
für fürſten und Bürger geworden.” 

Giftleider nicht möglich, Hier Die ganze Geſchichte des badifchen Landes und des badiſchen 
Sunbtagd und die mit ihr unzertrennlich verbundene deutſche Geſchichte in den verhängnißvollen 
Yeiten des Jahres 1848 und die ver naͤchſtfolgenden Jahre ausführlich zu erzählen. Es laffen 
fh nur bie für die politiſche Entwidelung wichtigſten Umſtände nad) ihrem politifhen Zuſam⸗ 
uerhange und Charakter kurz hervorheben. In ganz Deutſchland hatte befanntli nad ver 
Gebmmamnolution der Unmuth Über die veactionäre Regierungspolitik, über bie Nichterfüllung 
ber Berheifungen der Befreiungskriege und ver bereitö gegebenen Berfaflungen, vor allem aber 
die teſe Empörung über bie Bunbeöpolitif, über die vernadhläffigte Ehre und Würbe der Nas 
tien nah außen und über die alle Gerechtigkeit verleugnende einfeitige Unterftüßung der Für⸗ 
kaweht und Unterbrüdung der Volksrechte tevolutionäre Aufregungen und Bewegungen 
hewotgerufen. Borläufig beſchwichtigt durch die Hoffnung auf die Nationalverſammlung und 
ifte Rationalverfaffung, waren diefe Bewegungen durch die Verweigerung der Annahme diefer 
Lerfeffung von den mächtigften deutſchen Fuͤrſten bevenkliher geworben. Für Baben aber waren 
Ye Aufteijungen zu benfelben verzehnfacht. An der weftlihen Seite lag dieſes fleine Land in 
tar Binge von mehr als 60 Stunden an der Seite des revolutionären republifanifchen Frank⸗ 
td, von wo ihm während ber ganzen Zeit ber Entwickelung der tepublifanifchen und fociali= 
Hilden Kämpfe gegen Lubwig PHilipp’s treulofes, entſittlichendes Syftem und vollends nach deren 
allem Ausbruch ſocialiſtiſche und republikaniſche Brandſchriften und Emiſſare, dann foͤrm⸗ 
lihe greiſcharen kamen. An der ſüdlichen Seite grenzte e8 in faft gleicher Ausdehnung an bie 


mublikaniſche, früher vielfach politifch kämpfende, jegt ebenfalls fehr aufgeregte Schweiz, von 
‚ Beast ihr nicht blos ſtets dieſelben Aufregungen wie von Frankreich aus famen, fondern auch 


wä viel gefährlichere Verlockungen zu republikanifcher Verfaffung. Diefe beflanden in dem 
alten Beifpiel verhältnipmäßig fehr glüdlicher Erfolge und Zuftände. Der badiſche 

Zuct, der fo ſehr über viele Steuern und über großes fiehenbes ‚Heer, über viel Polizei⸗ und 
ruck und oft über Armuth und Vergantung Elagte, fah hiermit eigenen Augen im täg⸗ 

idea Verkehr in Rand und Stadt meift fehr großen Wohlſtand, ja Reichthum, Eein ſtehendes 
en, feinen Beamten- und Polizeidruck und faſt feine Steuern, endlich auch die moraliſch 
urn Erfolge der Freiheit. Iſt es denn nun, ſelbſt abgeſehen von jener geſchilderten hart⸗ 
Kifigen Blittersdorf ſchen Reactionspolitik, irgend zu verwundern, daß in jener Zeit einer 
Pr allgemeinen Aufregung, in welcher Preußen und Oſterreich, fpäter Meckienburg, Sad: 
in, Rheinbaiern, Heheinland und Weſtfalen und auch altbairifhe Lande und Würtemberg 
2 de Bewegungen fahen, aud) in Baben der Zündſtoff wirkte? Iſt e8 zu verwundern, 
Nah jo keke und perfönlidh begabte Revolutionäre, wie Hecker und Struve, daß die von ber fran= 
und Schweizergrenze lockenden und einbrechenden Freiſcharen hier Aufftänve zu Wege 
kußen 3 Die frühern im Jahre 4848 von Hecker und Struve wurden burd die Theilnahmlos 
Ügheit bei den Bürgern unſchädlich und Eonnten durch die eigenen Solvaten ſchnell nievergewor= 
fairen. Der gute Geift der badiſchen zweiten Kammer und ihrer Liberalen hatte ver Vers 
des revolutionären Biftes feuern können. Der fpätere im Mai 4849 nach der Verwer⸗ 

der Reihöverfaffung von Seiten der größern deutſchen Regierungen konnte, fowie der 

in Sachſen und in Rheinbaiern, nur durch preußiſche und Reichshülfe unterbrückt wer⸗ 

Ver Die badiſche liberale Kammer aber war bis zu ihrem Ende, aud) noch während ver Herbei⸗ 





co Beilage 1 zum Protokoll der zweiundvierzighen öffentlichen Sigung der zweiten babifchen 
kann am 22. — — 1848. Berichterftatter für das Vorparlament war ber Derfafhr im Namen der 
Mk heide lberger Einunbfunfzigerverfammlung erwählten Siebenercommifflon. 
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führung des gewaltfamen Umſturzes durch die Radicalen fich gleichgeblieben. Mit treuer Liebe 
für gefeglice Freiheit, mit der eifrigften Unterſtützung der deutſchen Reichsverfaffung, welche fte 
zuerſt angeregt und vorbereitet, auch durch das zuerft in Baden erlaffene Gefeg für reihäftän= 
diſche Wahlen geförbert und deren Annahme und Beſchwörung fie am früheften und volfitäns 
vigften bewirkt hatte, verband fie die Treue für ven Thron und die energiſche Beftrebung für Die 
Ordnung und unterflügte jept ſtets das Minifterium Bekk-Nebenius. So hielt ſie in fiegreichem 
Kampfe gegen die Ravicalen des Landes und auch gegen die zu ihnen abgefallenen Kammermit- 
glieder den Umfturz der gemäßigt= conftitutionellen Lanbeöverfaffung und ven Beſchluß einer 
conftituirenden Verfammlung fern und trieb Hierdurch die radicalen Mitgliever zum Austritt 
aus der Kammer, Grft als die zugleich mit gegen fle gerichtete Revolution die ganze Staatsord⸗ 
nung umgeftürzt hatte, mußte auch fie ihre Wirkfamkeit aufgeben, um alsbald nach hergeftellter 
Regierung mit diefer an dem neuen Wiederaufbau der Ordnung zu arbeiten. Ihre altliberalen 
Mitglieder fheuten, wie auch ſchon die befannten Scenen der Volkswuth gegen Mathy, Bafler= 
mann, Welder es zeigten, fich keineswegs, durch offenen Kampf gegen maplofe und hochverrä⸗ 
theriſche Unternehmungen männlich) ihre Verfönlicpkeit einzufegen. 

Tritt ein geſchichtliches Unglüd ein, ſowie e8 die badifchen und andern deutſchen revolutio- 
nären Ereigniffe vorzuglich für die Breiheit und fomit für die Ehre und Kraft des Vaterlandes 
geworben find, wie e8 vollends das Scheitern der Reichsverfafſung war, fo fragen bie Men- 
fchen, fo fragt die praktiſche Geſchichtsdarſtellung nad; ven Gründen. Diefe find num theils ge= 
gebene , unvermeiblihe und für die betreffenden geſchichtlichen Perfonen und Völker vorwurfs- 
loſe, theils aber auch durd ihre Irrthümer und Fehler begründete. Unter die erflern rechnen 
wir für Baden die angegebene Lage des Landes und die äußern Aufregungen von feinen 
Grenzen Her zur Zeit der allgemeinen deutſchen Erſchütterung durch die Februarrevolution 
und die Revolutionen in Breufen und Oſterreich ſodann die verweigerte Annahme der Reichsver⸗ 
faffung von Seiten ver größern Staaten. Wir rechnen ferner dahin die liberale oder Freiheits⸗ 
beftrebung an ſich, ſowol die badiſche wie deutſche und europälfche, und ihren unvermeiblichen ge- 
feglihen Gegenkampf gegen die Unterdrückung ber Freiheit. Wer diefe und fomit auch bie 
lange beharrliche, aber ſtets gefegliche und gemäßigte Breiheltöbeftrebung ber badiſchen Oppoſi⸗ 
tion, ihre Beſtrebungen, die Regierung möge mit ihren Mitregierungen durch rechtzeitige fried⸗ 
liche Rechtsgewaͤhrung revolutionärem Unglück zuvorkommen, unter die fhulbvolfen Ur— 
ſachen rechnen wollte, mit bem Hätten wir nicht zu reiten. Wir Haben deshalb auch nicht 
zu erwähnen, wie ohne biefe Beſtrebung die Nationen und namentlich Die veutfhe vor 1843 
elend, veradhtet, arm, ohnmächtig, zerftüdelt, unterjocht, mishandelt und verwüſtet wurden, 
und wie auf ſterreich und Preußen ohne eine badiſche liberale Oppoſition früher ad Baden 
in Revolutionen ftürzten. Auch felbft Denjenigen brauchen wir wol nichts zu erwidern, welche 
zwar vie Pflichtmäßigfeit und entfchtedene Wohlthatigkeit dieſer Yreiheitöbeftrebungen anerken⸗ 
nen, namentlich aud) die für die Freiheit des Geſammtvaterlandes, bei deren Mangel ja auch vie 
der einzelnen Länder nie gebeihen kann, welche ferner auch die würbige und maßvolle gefeg- 
Tide Durchführung diefer Kreiheitöbeftrebung anerkennen und nur etwa meinen, zuweilen Habe 
doch in dieſen ſchweren Iangen Kämpfen ein Redner einmal einen mildern Ausdruck brauchen 
konnen. Ja freilich wol, dad wird ja vollends bei den fo ungleich weniger erfhwerten und doch 
ungleich unhöflihern Freiheitsvertheidigungen in den britifhen Verhandlungen zugegeben wer⸗ 
den, und ziwar ohne einen ernfllichen Tadel zugegeben werben. 20) 


10) Auch politifche Körperfchaften müffen wie politifche Männer willig den öffentlihen Tadel hin⸗ 
nehmen. Doc; haben Diejenigen, welchen die Ehre einer Körperfchaft fo febr am Herzen liegt, wie bem 

Berfafler bie der babifchen zweiten Kammer ober ihrer liberalen Oppofttion, und welche dieſe Ehre für 

das Vaterland wichtig halten, ficher das Recht, das Ungerechte in ſoichem Tadel zurüdzuweifen. Fricher 

wurde in ganz Dentfchland die badifche zweite Kammer als Mufter politifcher Bildung und patriotifcyer 

Beſtrebung gepriefen, unb wo einet der Zührer derfelbem auf einer Reiſe im Babifchen ober im übrigen 
Deutfchland erfchien, da wurde ihm durch die lebhafteſten öffentlichen Huldigungen diefe Gefinnung für 
die Genoſſenſchaft ausgebrüdt. Nach ber unglüdlichen badiſchen Revolution mußte bagegen die badiſche 
DOppofition große Bortwürfe vernehmen und wurde wol gar als mitfchuldig an dem nachherigen, ihr am 
meiften feindlichen revolutionären Unweſen angeflagt. Da wurde getadelt: 1) eine zu oppofitionelle, nes 
gative, abftracte, eine franzöfifche factiöfe und radicale, ungouvernementale Richtung, 2) ein zu zanken⸗ 
der und grober Ton, 3) ein für den Heinen Staat unpafiender, in feiner Wendung blos gegen die ba» 
vifche Regierung ungerechter Tadel über die allgemeine deutſche Politif, 4) Mangel an Fort gegen 
Anflug radicaler Elemente an fie und in Beziehung auf die Verflärfung durch fie. Run wollen wir 
im minbeften nicht ableugnen die ſchon oben im Text zugegebene mögliche, aber unvermeidlihe Wirkung 
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gu den nicht ſchuldvollen Urſachen unſers Unglücks müſſen wir aber auch vor allem und 
jour in Beziehung auf das Scheitern der deutſchen Reichsverfaffung ben Mangel genügender 


eder Beftrebung für das Recht, daß fie gg die ungerechte Einrichtumg aufregen und auch ihren uns 
gerechten Angreifern Beranlaflung und Vorwand geben fann. Und noch weniger wollen wir behaups 
in, daß irgenb ein einzelnes Menfchenleben und vollends eine ganze Corporation mit vielfach, wechſeln⸗ 
ven Gliedern in einem langjährigen Kampfe und vielfeitigen Bemühen gegen das Unrecht und für das 
Recht von allgemein mentchlichen Schwächen und Unvollfommenheiten gänzlich frei bleiben Fünne. 
Aber wir halten es entweder für eine verfehrte oder für eine umgereähte Beurtheilung, wenn man bei 
einer Beftrebung, die fi vor andern darin auszeichnet, daß fie im Mefentlichen mehr als gewöhnlid, 
54 von menſchlichen Schwächen frei zu halten fuchte, num in der Beurtheilung einzelne ſolcher Unvolls 
fommenheiten ihr als Charaktermerkmale auforüden und ihr wegen derfelben im Kampfe gegen einen an 
fh amgerechten Angriff Unrecht geben will. Ein reinlicher Mann bleibt ein reinlicher Mann, wenn man 
an ihm einmal ungewöhnlicher oder unvermeiblicyer Weife irgend etwas unwefentliches Unreines 
fand. Ich Hätte es auch unterlaflen, die badiſche zweite Kammer gegen folchen durch jede richtige Beur⸗ 
teilung der Thatſachen widerlegten einfeitigen Tadel zu vertheidigen, wenn nicht ein Mann wie Häuffer 
in feiner „, Geſchichte der badischen Revolution”, wie ich glaube unabfichtlich, blos durch die Art des 
Anseruits und die Stellung diefes Tadels ihm eine Bedeutung zu geben fchiene, die mit feinen fonft 
ausgelyrochenen ragen nicht ũbereinſtimmt. Im feinen h der „Segenwart‘' gegebenen aus⸗ 
fü halich er n Darftellungen über das — der badtſchen Oppofition hat er nur — 

für ihet würdigen, in würbigem Ton durchgeführten und jenäßigten, ja, wie er ſelbſt jagt, zuweilen fa 
ja gemäßigten Beſtrebungen gegenüber einer vieljährigen beharrlichen, meift in herbem, ja unter Blits 
iR oft in rohem, junferlichem Ton durchgeführten rechtswidrigen und unftttlichen Reaction. Als er 
fpiter unter feinem Ramen fchrieb, als Profeffor ber Gefchichte, der zugleich feit kurzem ſelbſt in rühmlicher 
peaftifcher politifcher Zätigeit ſich den badifchen Liberalen — offen hatte, fühlte er ſich verfucht, 
jenen Zabel hervorzußeben. Es war jo natürlich, für eine Schrift, die fo entfchieden für das große Unglüd 
ter badiſchen Revolution das rechtswidrige, demoraliſirende deutſche und badiſche Regierungsſyſtem 
veraativortlich machte und die haͤrteſten Vorwürfe nach oben auszuſprechen hatte, ſchon von vornherein 
ven Slanben ber möglichften Unparteilichfeit begründen Ai wollen. So wird es entſchuldbar, wenn 
eins Erwähnung einzelner, ſich von feloft verſtehender natürlicher, aber für die Feſtſtellung des Haupt⸗ 
Gualrers ganz unwefentlicher Unvollfommenheiten der Oppolition in einem falichen Schein und als 
ame in Wahrheit ungerechte Eharakterfchilderung erfcheint, welche zwar, weil ibr ber übrige Inhalt ber 
Schrift ſelbſt widerfpricht, für den verfländigen Lefer nichts bedeutet, aber hoch von Schwächern und 
önweilligen ſehr misverflanden und misdeutet werben kaun. Das Richtige ergibt fd ſchon aus ber 
geichichtlichen Darftellung, welche den Haͤuſſer'ſchen Darſtellungen wörtlich entnommen iſt oder 

wit ihnen übereinftimmt, und felhft aus Urtheilen, welche neben den Tadelsworten flehen. 

Zu 1) und 2). Blos negativ und abftract, ungouvernemental oder gar blos opponirend war ſicher 
bie badiſche Oppofition nicht, das bezeugen ihre Werke. Es iſt eine merkwürdige Thatfache, daß in bem 
ichartlichen Kampf für die Verwirklichung der liberalen Verfaſſung und ihrer Freipeit gegen bas reac⸗ 
tienaxe Lügeniyfem, welches viel eher den Namen franzöflich verdient als unfere Oppofition, dieſe 
Sppofition es bewirkte, daß Baben vor dem übrigen deutfchen Staaten fich auszeichnete durch ges 
ref und in ber Berwaltung burdigeführte Förderungen des wahren Volkowohls. Sie bewirkte 

Forderungen in den fittlichen und Bildunge-, in den öfonomifchen, den agtarifchen und Gewerbs⸗, 
mgerichilichen und Gefeggebungs- und in forialen Beziehungen. Baden ging großentheils voran in 
Pr geordnetem Staatshaushalt, in guter und freier Gemeindeorbnung, im Abfchaffung ber Leibs 
igenfchaft6, der Frohn⸗ und Zehnt = und \onftigen Feuballaften, in Befeitigung des Wildſchadens wie 
iu Berbefferungen ber Forſt⸗ und Wiefencultur, in Begründung ober befferer Einrichtung und Dotirung 
won Bolis⸗ und höhern Bürger: und Gewerbfchulen, von Aderbaus und polytechnifchen Schulen, 
Ianbieirthichaftlichen :Bereinen und Univerfitäten, in Zulaflung und Unterftägung auch der Mittellofen 
im Beziehung auf allen Unterricht; in Erbauung von Häfen, Straßen, Kanälen und Eifenbahnen, von 

rten Gefängniffen, von Irrens, Kranfens und Arbeitshäufern, in Abfchaffung der ecniedrigenden 
Prügelürafen und der ſonſtigen Tortureefte, in Trennung der Adminiſtration von ber Juftiz, in 
ü neuer auf Offentlichfeit, Mündlichfeit und —— gegrünbeter Civil⸗ und Strafs 
weregs umb Strafgefebgebungen und in einer mufterhaften, von fittlichen Grundideen ausgehenden 
Seferungsanftalt. Das Räthjel aber, wie alle Diefe zum Theil umfangreichen Schöpfungen und Arbeis 
Am meben dem, ja Durch den liberalen Dppofltionekampf gefütbert wurden, loſt fich durch Folgendes. Die 
Moſttion regte fie in jeder Weife an durch flets neue Motionen unb meift von ihr veranlaßte Petitionen 
mr förderte fie in unermüdlicher treuer Arbeit. Die ſchon jenes Kampfes wegen nothwendig tüchtigen 
Minifer bes wohlwollenden Fürften aber mußten, um fich und ihren Fürften von dem Tabel wegen ber 
en durch den Bund und die Heilige Allianz aufgebrungenen unwürdigen Reaction loszufaufen und 
mmigee felbft politiſch nothwendige Achtung im Volfe und auswärts zu erhalten, gern eingehen auf alle 
ut unmittelbar volitifchen Laudesverbeſſerungen / welche die Oppofition und mit ihr das Land immer 
wen feberte. Ja fie mußten die Oppofition zu überbieten fuchen. Sie frberten fie ähnlich, wie einft 
Dern en durch Ginführung des Zollvereins und eine gute Verwaltung fi) von dem Tadel wegen Ders 
Weigerung ber verfprochenen Berfaflung loszukaufen. ihn zu unserbrüden und zu befhämen ſuchte. Die 
Dygelition aber war hier ihrerfeite Miet blos unermüdlich, fondern aud völlig wirkſam tätig, gerabe 
weil fie alle obigen Vorwürfe nicht verdiente, weil fie feine franzöflfche, feine ungouvernementale, auch 
Bdt einmal im Zone rohe und feindjelige oder fartiöfe war, weil fle ben aufrichtigen Willen hatte, für 
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politifher Bildung rechnen, die nur durch wirkliches thätiges politiſches Leben erworben wird. 
Doch gehört auch diefe Haupturfache unfers vorläufigen Unglücks infofern mit zu den ſchuld⸗ 





das Wohl des Bolfes, für deſſen Erhebung „‚zu einem verfaflungsmäßigen Muflerftaate * (dev oft wieder⸗ 
holte Ausdruck des Abgeordneten ®elder) zu wirken, und fo mit ven Miniftern und mit ben Minifteriellen, 
die politifchen Streitmomente abgerechnet, ſich in viel beflerm Verhältniß hielt, als diefes bei der Opyos 
fition in andern Ländern der Fall war. So konnte fie mit beiden oft Monate lang in unermüdlich ſleißi⸗ 
gem Sufammenwirken das Gute begründen helfen, deffen fi nachher die Regierung wie das Land mit 
einem freudigen Stolz berühmten, was aber die Zeitungen und Seitungslefer weniger intereffirte als 
die einzelnen Unterbrechungen durch politifche Kämpfe. Die verfiändigen Bürger dagegen fahen die 
wohlthätigen Folgen täglich im Leben und Fannten auch, weil viele ihrer Mitbürger in der Kammer 
mitwirften, die Antriebe und Thätigfeiten für dieſe Folgen fo gut, daß deshalb ſelbſt die fonft herrſchende 
polizeiliche Verfolgung wegen jeber Sympathie für die liberale Oppofition fie aan abzuhalten ver⸗ 
mochte von lauten Danfbeweifen für diefelbe, und daß z. B. Rotted und Welder mit Ehrengeſchenlen 
und Beften wahrhaft überhäuft wurden. Es erklärt ſich auch mit hierdurch, daß bie badifche Oppofition 
duch Feine Auffoderungen ihrer liberalen Freunde in andern Kammern fich bewegen ließ, wegen ber 
ſcheinbaren Unmöglichkeit der erfolgreichen Durchführung der formellen DVerfaffungsgrunbfäge aus ben 
Kammern zurüdzutreten. Es erflärt ſich eben aus biefem nicht factiöfen und abftracten, nicht allzu 
übertriebenen oder gar rohen Oppofltionsgeifte und aus ſolchem langen wohlthätigen Zufammenwirken, 
daß bie Vertheidigung ber unbeftreitbarften Verfaſſungsrechte von Seiten der Dppofition, bie gewoͤhn⸗ 
did) kaum ein Drittheil, oft nur ein Viertheil der Rammermitglieder bildete, oft unerwartet die Mehr 
heit der Stimmen in ber Kammer erhielt und fu die Minifterien flürzte. Möchten doch diefe thatſächliche 
Wahrheit von bem Rugen einer gerechten Oppofition, felbfl wenn der unmittelbar politiſche Erfolg fh 
nicht alsbald erreichen läßt, viele allzu bald ermübete und hoffnungsloſe Liberale beherzigen wollen! 
Häuffer übrigens verbindet, aögefehen von den ſchon oben angeführten thatfächlichen Anerfennungen, 
ſelbſt unmittelbar mit jenem Tadel mildernde Worte. Er fagt (S. 82): „Ein großer Theil bes beuts 
{chen Liberalismus erhielt durch feine Entftehung durch bie literarifchen Bewegungen bes 18. Jahrhun⸗ 
derts, nicht aus politifchen Inftitutionen, Kämpfen und Parteien, eine abfttacte und kosmopolitiſche 
Richtung. Ein reine oppofitionelle und negative Thätigfeit wurde ihm auch durch bie Zeitverhältnifle 
aufgezwungen, weil er fi) vom handelnden Staatsleben ausgefchlofien fah und feine Grundfäge nur 
auf bem Wege ber Oppofition geltend machen konnte.“ Er muß dabei aber zugefichen, daß eine Glafe 
von Liberalen in ber badifchen Kammer war, deren Beflrebungen einen pofitiven politijchen und natios 
malen Inhalt Hatten, die den Staat im Geifte Stein’s reformirt wünfdsten und zugleich den Iehenafräf: 
tigen Patriotismus der Befreiungsfriege ungefchwächt bewahrt hatten”. Er bemerkt, baf biefe natior 
nalbeutfchen Liberalen nach der Zerflörung des allgemeinen Druds der Reaction ſich von ben mehr 
franzöflfch und radical Liberalen, die früher in bem ſchweren Kampfe gegen dieſen Druck fich jenen ans 
gefchloffen hatten, auch äußerlich ſchieden. Er fügt dann S. 50 von ber liberalen Oppofition ber zweis 
ten Kammer, „welche in ben beutfchen oppofltionellen Kämpfen vor bem März 1848 im Vordertreſſen 
fand“, Hinzu: „Einen Vorwurf wird man ihr im Ernſte daraus nicht machen wollen, daß fie auf un 
verfümmerter Erfüllung ber Iufagen von 1813 beharrte, auf der ehrlichen und rückhal tsloſen Bollziehung 
der Berfaflung beftand, gegen bie gewifienlofe Bolitif der biplomatifchen Eonfpirationen von 1819 fü. 
anfämpfte und dem öffentlichen Unwillen über die unwürbige und unthätige Rolle bes Bundestags einen 
lauten Ausdruck gab. Noch weniger daraus, daß fie gegen bie fpäter ofen eingeftandene Tendeng, bie 
Berfaflungen zu untergraben, ihrerſeits fich mit aller Entfchiebenheit erhoben hat. Sie war es aid, 
welche das erfte Beifpiel gab, durch Beamtenterrorismus, Wahlcorruption, polizeiliche Willkür die 
Achtung vor dem Geſetze zu erſchüttern, das Mistrauen auszufäen und ben Glauben an den Werth des 
eonflitutionellen Wefeng überhaupt zu untergraben. Als Blittersdorf die ganze Schroffheit feiner Po: 
litik Beeaneieheier handelte es um nicht weniger als rabicale Tendenzen oder um revolutionäre 
Ziele. Der Liberalismus der badifchen zweiten Kammer befand fi damals auf einem ganz befeufiven 
Stanbpunfte, und wenn er bie Armfeligfeiten der Berwaltung und Polizei, bie Chicanen der Beamten, bie 
Berfümmerungen ber verfaffungsmäßigen Rechte u. |. w. in bie Öffentliche Verhandlung hereinbradtt, 
fo war biefes reine Nothwehr, denn bie Preffe wie die übrigen Mittel der öffentlichen Di iscuffion waren 
gebunden. Damals wenigftens war der Vorwurf, die Kammer wolle ufurpiren, ein höchſt lächerlicher, 
denn e6 galt für die eigene beftrittene Lebensluft zu impfen.” (Wie wenig biefes ufurpatorifche Gelüfe 
fie ergriffen, das haben bie babifchen Atliberalen wol auch zur Genüge noch fpäter durch bie oben ger 
ſchilderte von Häuffer anerfannte fat zu große Mäßigung ertviefen.) „Daß ber Liberalismus Oppofltion 
machte, war unb blieb fein Verdienſt, das ihm fpäter die Zeiten der Eraltation und die der Abfpannung 
mit gleichem Undank vergolten haben. Daß er in den Zeiten einer rechtlofen, unwahren Bolitif bat 
öffentliche Interefle erwedte und für bie großen politifchen und nationalen Fragen der Zufunft ben Ba: 
den der Verhandlung im Zufammenhang erhielt, daß er bei allem Unfinn und Unverftand, ber nachfolgte 
(wohl zu merfen, von Seiten feiner Feinde oder ber Nabicalen, bie in ganz Deutfchland bamals ohne ihr 
und gegen ihn entftanden), bed pie alfmäligen politifchen Emancipation fein Scherflein eh 
hat: dies Berbienft wird man bann recht zu würdigen wiffen, wenn wir der Früchte theilhaftig 
geworben find, die bis jept noch nicht haben reifen können.” x fpricht dann ferner ©. 53 abermals 
den herbften Tadel aus über das verkehrte minifterielle Verhalten, durch welches man die Kammer ver: 
dammte, gegen biefes Syftem, welches fich als unwandelbar anfündigte und deffen eingeftandene Marimt 
war: An Nachgeben tft nicht zu denken, ein ganzes Menfchenalter lang ben Kampf fortzufegen, „Ne 
hoffnungslofer aber und unwirkfamer die Angriffe an dem Syſteme abzuprallen ſchienen, deſto perſon⸗ 
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volle Urſachen, als vie Erwerbung der politifchen Bildung ſchuldvoll verhindert wurde, hier 
han die reactionãre Freiheitsunterdrũckung der Regierungen, dort durch die träge und eigen⸗ 


lider und erbitterter war ber Kampf.” Er erwähnt dann ferner &.55 ‚des hodfahrenden minifteriellen 
Sons", wad vorzüglich auch des „‚verächtlichen, wegwerfenden Tons, den Blittersborf in die Verbands 
Ingen $ineinbradhte”. Run, gegenüber von allem Diefem glaube ich, verbiente eine ſolche thatfächlidh 
Iemiefene Mäßii 2 ber Oppofition, die befondere große En igung, namentlich als ihre Popularität 
im Bande fo — ſtleg, die bes Miniſteriums fo tief Ka wie bei den zwei mal fiegreichen Wahlen nach 
den Rammerauflöfungen, alle Anerfennung. Und wenn bei dem ftets gebildeten Ton der Oppofition 
ud feiner ungleich größern Milde, als man im britifhen Parlament paflend finden würde, doch 
einmal ein harter Ausbruck flel ober eine Oppofition von einem Abgeorbneten als nothiwenbig befunden 
wurde, wo ein außer dem Kampf Stehenber fie für unnöthig hielt, fo wird feine Gerechtigfeit erlauben, 
dercus ber Oppofltion gegenüber ber Reaction irgend einen Vorwurf zu machen. Menſchen und nicht 
Gitter bildeten ja diefelbe. Häuffer wirft den Abgeorbneten Richter, Hecker und Brentaw einen fornılofen 
darfäifofen Wirthohauston vor. Diefe Drei wurden erft fehr fpät Mitglieder der Kammer und fielen mit 
ter großen rabicalen Bewegung feit der Bebruarrevolution ganz von der badifchen altliberalen Oppofition 
ch, die fe früher, ſoviel 4 weiß, auch von jenem Ton abzuhalten wußte und, als fie abgefallen waren, . 
bad den beſſern Geiſt ber Mehrheit zum freiwilligen Austritt aus der Kammer beſtinunte. Selbſt 
itt fpäterer Ton in der Kammer, vollends aber die altliberale Oppofition, waren wol unfchulbig an 
den pübchhaften Ton ber die Kammern anfeindenden radicalen Prefie, die ja in Berlin und Wien 
shae barffge Oppofition Hierin ercellirte. Zu 3). Auch der Kampf gegen die Politik des Deutfchen 
ndes nd für die deutfche Reform wird wol vorwurfslos bleiben. Funbeebef lũſſe waren ſtets die 
niriſerielle Waffe für alles Unrecht. Waren fie nicht bindend, fo mußte die Waffe zurückgewieſen wer⸗ 
der Aller fonflige Kampf für das Reit war vergeblich. Es ift unbegreiflih, wie Gäufer hier einen 
zgerchten Angriff gegen bie babifchen Minifter finden mag, denen man bas Unrecht und bie fchlechte 
g von ganz Deutfchland aufgebürbet habe. Umgefehrt deckten ſich die Minifter ftets durch Bun⸗ 
eihlüfe und ber Tadel gegen diefe that ihnen nicht weh. Auch Fofteten alle deutfchen Verhandlungen 
weriger Zeit als die kleinſten Landesmaßregeln, weil über fie feine Berichte erftattet wurden, feine ars 
tüehseife Berhanblung flattfand, fondern nur einzelne Erflärungen durch mündliche Beiftimmung ber 
Runner verflärkt ober ohne dieſe von felbft ins Protokoll und in die Zeitungen famen. Auch hier hebt 
Hinfer ſelbn den Tadel wieder auf. Erfagt: „Aufdem Standpunkt des einzelnen Rleinflaats war es eben 
an Risverhältniß, daß berfelbe große Bolitiftreiben mußte, und es Eonnte nicht fehlen, daß 
Ye verfehrten Foi gen biefer verkehrten und ungefunden Entwickelung fich in Zeiten ber Krifis einftellten.” 
&rfugt femer ©. 56: „Im Allgemeinen war es ein Berdienft der badifchen Oppofition, die Misvers 
Niue in den beutfchen Rechtszuſtaͤnden überhaupt herauszugreifen und das Rechtlofe her bunbestäg- 
hen Politik gegenüber dem verbrieften Rechte der Nation Im orzuheben. Auch war es ja wieber nur 
tat Folge der unnatürlichen Derhältniffe in Deutfchland, daß Diefe großen Lebensfragen der Nation 
keinen andern Bufluchtsort der Erörterungen fanden, als die Stindevefammlung der Fleinern Staaten. 
| Imaidt einmal das Bebürfnig einer Umgeftaltung oder Erneuerung unferer nationalen Zuftände wäre 
Idesdig geblieben ohne biefe Thätigfeit der Heinen Ständeverfammlungen. Daß wir, gleichviel wie 
itz bie Dinge auch in der naͤchſten Jukunft geftalten mögen, die verderbliche Jorm ber legten drei Jahr⸗ 
Fisde übertmunben und wenigftens In ber Erkenutniß Defien, was noththut, einen großen Schritt vor» 
zit gethan haben, dazu haben ebenfalls die Kleinen Ständeverfammlungen, namentlich die badifche, 
fhe wefentlich beigetragen. Der Gedanke der nationalen Vertretung und einer einheitlichen Bundes⸗ 
ai wäre ohne ie niemals innerhalb eines Menfchenalters fo in bie Maffe der Nation eingedruns 
a“ 4). Auch der Borwurf, daf bie badiſche Oppofition nicht forgfältig genug bie vabicalen 
Gemente von fich entfernt gehalten hätte, befeitigt fich dadurch, daß ja dieſe Elemente noch nicht radical 
zuren oder ſich fo darſtellten, che fie der Shin der Revolution von 1848 ergriff. Wie viele 
$ en haben Männern eine Öffentliche Wirffamfeit überlaffen, die, von biefem Schwindel ergriffen, 
wdieel amd revolutionär wurden. Noch nach dem Ausbruch biefer Bewegungen erwählte bie badiſche 
Regierung den ehemaligen Minifterial: und ser ging ker zum Regierungsbirector in Konſtanz, 
wm bie renolmtionäre Bewegung zu unterbrüden, und des früher fo ehrenwerthe Mann wurde binnen 
u vom Schwindel ergriffen und felbft Republifaner. Daß auch ohne alles Zuthun, alfo ohne 
« der liberalen Oppofltion während ber Zeit des Druds innerlich radical Sefinnte fi an ihr 
Biden anfchlofien, erwähnt Häuffer ſelbſt. So nicht minder das, daß auch in biefer Beziehung die 
eiglihe Oppofition die Revolution und bie Exceffe, die ja in Berlin und Wien ie Oppefltion noch 
; age nicht hervorbrachte. Niemand wird auch Thatfachen nachweiſen, daß die liberale 
je dem Radicalismus geſchmeichelt oder radicale geſetzwidrige Unternehmungen begünſtigt 
Ser gar mitgemacht hätte. Daß die Oppofition einige Mitglieder hatte, bie erft fpäter non revofutio- 
Arm Sqhwindel ergriffen wurden, biefes ift ſchon nach bem Obigen ein ungerechter Vorwurf. Wenn 
deretwa Manche, welche dem ſchweren Kampf ber badiſchen Revolution von außen ruhig mit zufahen, 
Aatt der Wahl eines ober des andern Deputirten eine andere gewünfcht hatten, fo mögen fle billig bie 
Kräfte ımd die Derhältniffe erwägen. Die Babifiie Oppofition war befanntlich gegemüber 
in tigen beutfchen und badiſchen Reartion fo verfolgt und verhaßt und gefürchtet, baß nicht 
Vs diile die Gunfi brandıten, namentlich die Beamten, auf der Strafe der freundlichen Begrüßung 
Was Dppofitionsmannes, vielleicht eines alten Freundes, angfterfüllt auswichen, und daß bei einer 
Wasten Deputiztenflelle gar viele Männer, namentlich auch Profefioren, denen man fie anbot, vor 
Yen Sa, vor der Laſt und Gefahr derfelben zurüctwichen ober fich zu vornehm für dieſelbe Hielten. 
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ſůchtige Bernadjläffigung der Theilnahme an ven vaterländiſchen Angelegenheiten von Seiten 
der Bürger. Hinlänglich groß aber zeigte ſich allerdings dieſer Mangel in allen Schichten und 
Theilen unfers Vaterlandes. 

Schuldvolle Urſachen unſers Unglücks find im Allgemeinen einerſeits jene bereits geſchil- 
derte Öffentliche Untreue der Verweigerung, Unterdrückung oder Verfälſchung der dem deutſchen 
Volke natürlich und geſchichtlich zuftehenden, von den Regierungen feierlich anerkannten und zu: 
gefagten, theilmweife bereits neuconftituirten Rechte, ſodann aber aud) die revolutionäre Untrene 
derjenigen Bürger, melde auf eigene Hand fi von der treuen Achtung des Rechts und des 
friedlichen Nationalwillens für eine friedliche rechtliche Reform losſagten. 

Betrachten wir nun etwas näher die Entwidelung ver erwähnten verhängnißvollen Greig: 
niffe, fo fehen wir in ver badiſchen Kammer die liberale Mehrheit ſtets mit dem Streben nad 
der freien Entwidelung der vaterlänpifchen Verhältniffe die ernftefte Bemühung verbinven, die 
jegt überall droßenven Maßloſigkeiten zurückzudrängen. Unmittelbar nach ver Nachricht von dem 
erſchütternden Ereigniß in Frankreich ftellte ver Abg. Welder in der Kammerfigung vom %. 
Febr. eine Motion auf die Bitte an die Regierung, ſich fo ſchnell wie moͤglich vom reactionären 
Syſtem loszufagen. „Aber“, fo fügte er hinzu, „es iſt jegt, mo im Nachbarland ver Bott ver 
Treue und Wahrheit fo fihtbar mit feinen rächenden Bligen die Urheber der Untreue, bed 
Wortbruchs und ver Volksverachtung zerfhmettert hat, am wenigften erlaubt, pie Leldenſchaften 
aufzuregen und Haber und Zwietracht ins Leben zu rufen. Jetzt iſt es freilich unvermeidlich, daß 
vielfach blinde Leidenſchaft und maflofe Gedanken fi regen bei ver Betrachtung, daß in 
Deutſchland die heiligften Fürſtenworte noch nicht erfüllt fein, daß man vielmehr vielfach 
gehört habe: Das durch das Blut des Volkes gerettete Vermögen des Vaters nehme ih wol an, 
aber feine Schulden bezahle ih nit. Aberebenveshalbthutesijegtvorallemnoth, 
daß die Fürften und das Volk zufammenhalten, denn wir leben In einer Zeit, wo 
nicht blos die großen Häufer wanfen, auch die Eleinern und mittlern find in Gefahr. Iept 
werbeihfprehenfürdie Eintracht, für das fefte Zufammenhalten des gan— 

zen Baterlandes. Ich werde aber auch ſprechen von den Grundlagen dieſes Zufammenpal: 
tend, von treuer Erfüllung derjenigen Verheißungen, auf welche trauend Tauſende in den 
Tod gingen, von freier Wahrheit, Nationalſprache Volksbewaffnung.“ Im ben ſehr natürlich 
ſich folgenden Bürgerverfammlungen ber nädften Tage wurbe ver Petitionßeifer der Liberalen 


Wäre es alfo wirklich räthlicher geweſen, fo unbefcholtene Männer wie Heder und Brentano ober Peter 
ur Zeit ihrer Wahl waren, zurüczuweifen, wie es wirklich mit Struve, vielleicht zum Nachtheil geſchah, 
0 muß man bebenfen, daß es fehr oft an Männern, vorzüglich aber an wiflenichaftlich gebilbeten, ge: 

(Häftsfundigen Männern fehlte, an folhen, deren Wahl nicht geradezu der an Zahl ſchon fo ſchwachen 

Oppofition heſchadet Hätte. Auch waren wir ja fiher, in ber Kammer flets die gemäßigten Veſchlihe 

fiegreich zu machen, wie es bie Mitliberalen flets und noch bei ausgebrochener Revolution zu bewirken wußten. 

So ommen wir alfo zum Anfang zurück. Mangel und Fehler hatte die badiſche Oppofition, o ja, 
ficherlich. Aber wenn fonft der Ruhm begründet ift, ben man iht fo oft beilegte, daß fie durch patrio‘ 
tifche —— und Bildung, durch mapvolles, unermübliches und heilfames Wirken für bie edelſten 
vaterlänbifchen Aufgaben hochfiehe, jo Fönnen dieſe natürlichen, menſchlichen Unvolffommenheiten biefen 

Ruhm Fi auffeben. Und bie deutfche und badifche Revolution ift nicht unfere Schuld, iſt nicht durch 

unſere Beſtrebung, ſondern durch die rechtloſe und unfittliche Reaction und durch unfern Todfeind, det 

zechtlofen und unfittlichen Radicalismus entftanden. Für diefes fchliegliche Endurtheil mögen nun hie 
noch folgende gute Worte jenes vortrefflichen Gefchichtichreibere ſprechen. Er fagt ©. 18: „Die ext 

Störung fam von außen her, von ber Bundestags: und Gonferengpolitif. Bon borther Famen die Ordon 

nanzen, bie vor allem bie freie Preſſe, welche auf gefeglichem e befchloflen war, wieber aufhoben; 

von borther Fam auch die fheußliche Politik der geheimen Conferenzbefchlüfie, durch welche die diploma 
tiſche Verſchworung bie am hellen Tage bewilligten Rechte auf einem Umwege wieber aufzuheben trachtent 

Bon borther fam bie fchlechtverhehlte Gutheihung fo_entfeplicher Rechtsverlegungen, wie ber Berfal: 

fungebeud) in Hannover war. Jn Baben iſt dieſe unfelige Ausſaat aufgegangen und bie rewolutienirt 

Taftif der Demagogie hat eifrigft ausgebeutet, was bie revolutionäre Politif ber Megierungen vorbertii 

tet hatte.“ Präfident Belk ſprach es in feiner Rede mach Eröffnung bes Landtags 1850 unummun 

ben aus, baß die Bundeseinrichtungen, ba ber Ausſchluß ber Nation vom Bund die Revolution ver 

ſchuldeten, und Häuffer fimmt mit ihm überein. Er fagt ferner (,, Gegenwart‘, II, 331): „Was i 

England und in dem jungen Belgien bie conftitutionelle Monarchie Rark und groß gemacht hat, lie] 

allein darin, daß fie dort eine Wahrheit ift, daß die Krone Feine Prärogative fennt, bie mit dem Wille: 

ber Mehrheit des Volkes in Widerſpruch gerathen könnte. Was fie in Frankreich geflürzt und in Deutſch 
land ſchwer erſchũttert Hat, iſt die Züge, bie mit Minoritäten zu regieren unternahm und bie bie alte 
abfolutiftifchen Gelüfte Hinter einem leeren parlamentarifchen Schattenfpiel vergeblich zu verflede 


fuchte, Die falſche Staatsweisheit des falfchen Royalismus bereitete bem Königthum fchlimmere Zeiten 
als je die Demagogie vermochte.‘ 
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taßande auf jene bekannten vier Wünfche: freie Preffe, Nationalparlament, Volksbewaffnung 
wöhwurgeriht, befchräntt, die, von Heidelberg und Manheim ausgehend, mit wahrhaft wunz 
tebarer Schnelligkeit nicht blos durch das ganze badiſche, fondern auch Durch daß ganze deutſche 
Lud ertönten. Schon mit der erften großen Erfhütterung hatte die Reaction und Polizeiun⸗ 
tbradung faft überall ihre frühern Verfolgungen der Volksverſammlungen, ver Petitionen. 
und ber öffentlichen Mittheilung eingeftellt und felbft ihre gefeglichen Waffen fallen laſſen. Die 
Genfar eriftirte nicht mehr. 

Der Tag freilich, an welchem jene Petitionen übergeben werben follten, wurde aud) in Ba= 
den, ſowie anderwärts ein höchſt gefährlicher. Der Geſchichtſchreiber der badiſchen Bewegung 
in er „Gegenwart“ (TU, 452 fg.) berichtet: „Die Regierung ſchien den wohlgemeinten Wink 
(in jener obigen Motionsanzeige von Welder) nicht zu begreifen. Die Vertreter des alten Sy- 
Rems blieben im Minifterium und es folgte Feine von ven Conceſſionen freiwillig, die man alb⸗ 
dab dem Drängen und Stürmen nicht abſchlagen konnte.“ Auch jept fiegte vie verberbliche Ein- 
wirkung von außen. Bon Preußen war ver General Schack mit einem eigenhänbigen Schrei⸗ 
ben des Königs gekommen, um von Gonceffionen abzumahnen. Erſt nad ber Proclamation der‘ 
Reyublik in Frankreich und nad} jenen badiſchen Vollöverfammlungen am 29. Febr. erfihienen. 
die Rinifter in dev Kammer und ftellten umfaflende Neformen, proviforifches Prefigefegu. ſ. w. 
wändidt. „Einer ver Minifter begleitete die Zufagen mit den Worten bed Dichters: der Menſch, 
kein ſhwankender Zeit auch ſchwankend gefinnt fei, vermehrte Das Übel und verbreite es weiter 
aub weitetr. Aber das Minifterium felbft fehlen dieſem Spruch nicht nachzuleben. Alle bie Zu⸗ 
Tagen, welche noch vor wenig Wochen ein machtiges Mittel der Beruhigung geweſen wären, 
waren jept zu wenig für dad Bedürfniß des Augenblicks. Sie enthielten nur Verheißungen. 
proviſoriſcher Geſetze, feine feften, genügenven Garantien. Das Verheißene war auf Schrauben. 
geſellt Noch waren ja im Minifterium wie am Bundeötage die Vertreter ver alten Politik in- 
voller Wirkſamkeit thätig. Das Minikerium mußte fi fofort aus Männern der liberalen. 
Rehrheit der zweiten Kammer ergänzen, ftatt damit zu warten, bis es zu ſpät war. Der Ein- 
tr der minifteriellen Erklärungen war in der Kammer ein gemifchter. Welder , Baffermann. 
a Rathy mahnten in edler Weife zur Einigkeit und zum Frieden. Die Führer der äußerften. 
dialen äußerten ſich weniger optimiſtiſch und hoben nicht mit Unrecht das Zweideutige und- 
Eqwankende der zugefagten Eonceffionen hervor. Die Petitionsbewegung hatte indeſſen das 
Land durchdrungen und am 1. März follten alle dieſe Petitionen durch Deputationen der ſämmt⸗ 
üen Städte zur Übergabe gelangen. Bon ver Minifterban? aus mar fürzlid etwas wegwer- 
tb on Petitionen diefer Art gefprochen worven. Hecker hatte damals geäußert, man werde 
bald die Betitionäxe leibhaftig der Regierung vor Augen führen. Bedenkiich ſchien es indeſſen, 
N ſih den mächtigen Zügen aus den einzelnen Städten Haufen von Proletariern und Hand- 
verleburſchen anſchloſſen, für die aus unbekannter Kaffe Eijenbahnfarten gelöft waren, auch 
KB in Karlsruhe jelbft allerlei ungefanntes Volk fammelte, wie man e8 im Jahre 1848 
dienthalben, wo der Boden glühte, aus der Erde wachſen und dann auch raſch wieder verſchwin— 

den jah. Schon mar in ver Nacht vom 28. Febr. ein Haufe folder Leute, geführt von einigen 
Smiffaren der Revolution, betroffen und verhaftet worben, bie in einem abgelegenen Theile der 
Refivenz die Republik Ieben ließen und einen Straßenkrawall zu erregen fuhten. Die Mehrzahl 
teram 1. März in Karlöruhe Angelommenen, unter denen man die angefehenften Bewohner 
beiſcher Städte und Gemeinden wahrnehmen Eonnte, wollten beweifen, daß bie Koberungen, 
Nein ben Abreflen niebergelegt waren, ihre eigene Herzensmeinung enthielten, daß die ganze 
Yesegung, die durch bad Land ging, weit entfernt, kunſtlich ober gemacht zu fein, gerade bie 

ten und Tüchtigften am lebhafteften ergriffen hätte. Anders die radicale Partei. In ihr 
tgte ich ſchon das Putſchgelüſte, und es bedurfte der ganzen Energie der Gonflitutionellen, um 
ton einem Handſtreiche abzuhalten. Struve namentlich und Andere aus feinem Gefolge wollten 
decchaus in den Stänbefaal einziehen , die Petitionen mit einer Antebe begleiten und dann bie 
gung Daffe der Tanfende von Ankömmlingen durch den Ständefaal defiliren laſſen.“ Doch 
FÜR Herder (der ein anderes Project Hatte) half diefen Streich abwenden. Eine Kleine Depu: 
taten überreichte ſtillſchweigend an den Schranken der Verfammlung die Petition. „In ber 
Berfanmlung jelbft ging es bunt genug zu. Alle Galerien, alle Gänge, ja ein Theil de& Innern 


Seals waren mit Zuhörern gefüllt, die aus der revolutionären Jugend, aus Handwerksgeſellen 


u Fremdlingen menigftend dem größten Theil nach beſtanden.“ Ja der Hof und die Umgebung 
ke Gtäntehaufes waren mit Volk gefüllt, weldjes Struve, in ein offenes Benfter des Ständehau= 


fe Hineinhörend, mit dem Inhalte ver Verhandlungen befanut machte. Diefes große innere und- 
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äußere Publicum übte durch fein Benehmen einen ſtörenden und wol hier und da auch einſchũch⸗ 
ternden Einfluß. Es gebervete ſich, trog aller Mahnungen des Präſidenten, wie wenn e8 bes 
rechtigt wäre, an ber Debatte theilzunehmen. Die Roheit und der Lärm der Maffe übertäußten 
ven Ernft und die Würde der Verfammlung und der aus dem ganzen Lande übergebenen ein= 
flinmmigen Petition. Nach Eröffnung der Sigung erklärte Staatörath Bekk, daß das durch die 
Bundeögewalt aufgehobene Prefgefeg vom Jahre 1831 von diefem Tage an wieder in Wirk: 
famteit trete. Der Jubel in und außer dem Saale war überwältigend. Die Mehrzahl ver Ram 
mer erblicte in dieſer Conceſſion eine Bürgfchaft dafür, daß die Regierung mit der Bewegung 
zu gehen entfchloffen fei. Nur Hecker und Brentano nahmen Anſtand, ihr Vertrauen zum Mi— 
nifterium auszuſprechen. Sie brachten im Namen von acht Abgeorhneten eine Reihe weiterer 
Foderungen vor, dem Inhalte nad für Reformen, vie feit Jahren die badiſche Kammer ge- 
wünſcht hatte. Aber fie wollten jegt diefe Foderungen ohne alle weitere Prüfung, fie wollten 
ihre Anträge gewiffermaßen ftehenden Fußes verhandelt und bewilligt ſehen, um fie durch eine 
Deputation zum Großherzog zu bringen, welder fi dann unfehlbar die größte Volksmaſſe 
angeſchloſſen hätte, um, wie damals in vielen deutſchen Refivenzen, den Fürften mit Verlegung 
feiner Würde zu beliebigen weitern Goncefftonen zu vrängen. Das Verlangen von Heder und 
Brentano ward in leivenfhaftlicher, ſtütmiſcher Weife geftellt und vom PBublicum in und außer 
dem Ständehaus unterftügt. (Die Verlegung aller gefeglichen Geſchäftsordnung, vie Schmach 
der Kammer, wenn fle fich in folder Art terrorifiven ließ, die ganze Gefahr ver Sache mußte 
den geifteöfreien Rammermitglievern vor der Seele ftehen.) Mathy erklärte mit der ihm eigenen 
Kaltblätigkeit und Schärfe, er werde eher auf feinem Poſten ſterben, als ſich durch Einſchüch⸗ 
terung von feiner Überzeugung abbringen laſſen. Der vorgefälagene Weg wolle vie Anfichten 
der Einzelnen Üüberrumpeln und dazu gebe er fi nicht her. Bruͤllendes Geſchrei und Ziſchen 
übertönten feine Stimme. Vergebens erhob fi auch Baffermann zu gleichem männlichen Wi- 
derſpruch. Auch feine Worte wurden niedergebrüllt und ausgeziſcht. Der Widerftand fhien“ 
fruchtlos, da felbft Soiron dem Hecker'ſchen Antrag beigeftimmt hatte und natürlich alle Mini— 
ſteriellen jegt ſchwiegen. Doc; glüdkte e8 dem Abgeordneten Welder, fi Gehör zu verfchaffen 
und fi im Wort zu behaupten. Er begann: „Wir follten und über eine folhe Formfrage nicht 
entziweien. Die Zeit ift groß und fodert Einigung von den Freunden des Volkes und ver Frei⸗ 
heit. Sie fobert aber aud die Grundlage der Freiheit und der Einigung, die gefegliche Ord⸗ 
mung. Ich weiß e8 freilih, daß dieſe gefeglihe Orbnung leider in Deutfchland und in Baben 
von anderer Seite verlegt wurde, und daß eine Agitation des Volkes nöthig ift, um die Freiheit 
zu erwerben. Aber wenn irgenbivo in Deutſchland, fo ift in unferm Baden eine friepliche Agi= 
tation nothwendig und feine geſetzwidrige. Ich habe mich nicht gefcheut, als Cppofitiondmann 
gegen reactionäre Minifter fortund fort zu kämpfen für die Freiheit und die Rechte meines Volkes. 
Ich habe es gethan oft mit empoͤrtem Herzen, mit Entrüftung über rechtswidrige Gewalt. Aber 
ich habe meine Leidenſchaft nie über meinen Verftand Herr werben Iaffen. Ich habe es mit Stolz 
ausgeſprochen, ein Badener zu fein, und in Baden follte daher die Agitation keine andere ald eine 
frievliche fein. Und in diefem Sinne wünfche ih, daß die Vorfchläge, denen ich, ſoweit ich fle 
richtig verftanden habe, zuftimme, behandelt werben.” Nachdem der Rebner fo den Stolz auf die 
Höhere conftitutionelle Bildung der Badener für eine friedliche geſetzliche Behandlung ver An= 
träge zur Unterftügung aufgerufen hatte, wies er einen einfachern Weg für die Behanplung der 
Anträge als den von den Gegnern zurüdgewiefenen gewöhnlichen, als den der Abgabe der An⸗ 
träge an die erfte Kammer, als gefegmäßigen, als den in einem frühern Falle ſchon erwaͤhlten Weg 
nad. Er flug vor, den Großherzog durch dad Staatöminifterium zu erſuchen, die Wünfche 
durch eine Kammerbeputation entgegennehmen zu wollen, nachdem fle wirklich von der Kammer 
vollfommen verftanden, berathen und gebilligt worden. Er fügte Hinzu: „Es würde dem Ein= 
drud, den der Ausfprucd der babifhen Kammer haben muß, ſchaden, wenn ed aud nur den 
Schein Hat, als Hätte fie Übereilt und gedrängt unterzeichnet.“ Vollends aber machte er gegen bie 
fofortige uͤberreichung geltend, daß dieſe Wünfche ja noch gar nicht vollſtändig feien, daß bie 
allerwefentlichften Sicherungen der Volksfreiheit, die gegen Beamtenwillkür durch Organifa= 
tion einer wahrhaft unabhängigen Juftiz und die Sicherung gegen die des öffentlichen Vertrauens 
beraubten Mitglieder des Miniſteriums, noch fehlten. So fei es alfo weit beffer, die Sache ge- 
Ihäftsorbnungsmäßig an Die Abteilungen und an eine von ihnen erwäßlte Kommiffion und 
dann zur Beihlußfaflung an eine neue Kammerfigung zu überweifen, dieſe Sigungen aber fo 
ſchnell anzufagen, daß ſchon morgen vermitteld einer Deputation die Beſchlüſſe vom Großherzog 
empfangen werben fönnten. „Ein Tag Verzögerung“, fo ſchloß der Redner, „iſt nicht zu viel für 
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tiue ſo große Sache. Ich glaube, die Mitglieder diefer Kammer werben einftimmig fein, und 
he hier verfammelten Männer Eönnen die Überzeugung mit nad) Haufe nehmen, daß dieſes 
Brogranım verbeffert und gefräftigt aus unferer Berathung hervorgehen wird. Dann kann auch 
bie Regierung in abgekürzter Zeit ihre Zuftimmung geben, wie es oft gefhehen ift, und wir 
framen auf diefem Wege am beften und am würbigften zum Ziele.” 

Dieſes wirkte. Der Antrag wurde vielfeitig und ausdrücklich von Soiron unterflügt und 
von der Kammer zu einem fo einmüthigen Beſchluß erhoben, daß felbft Hecker nothgedrungen 
ihm beiflimmen mußte. Die Rammer verfammelte ſich gefhäftsordnungsmäßig in ihren Ab- 
theilungen, dieſe wählten eine Gommifjion und ald deren Berichterflatter Eonnte der Abgeord⸗ 
nete Welcker ſchon am folgenden Tage über alle einzelnen Punkte berichten und die Kammer 
beſchliejen. Der Berichterftatter aber wußte feinen Bericht fo einzurichten, daß er am Schluffe 
der Sigung bie Verſammlung zu einem Lebehod auf ven Großherzog einladen durfte und vie 
jes von ber Kammer wie von den noch immer überfüllten Galerien dreimal wiederholt mit Nach⸗ 
dtud ertönte. So hatte die liberale Oppofition die beabſichtigte Niederlage der gefeglichen Ord⸗ 
nung und vor allem die Beleivigung der Würde des Fürſten in einen Sieg beider verwandelt 
und hoͤchſt wahrſcheinlich wahre revolutionäre Acte verhindert. Wie dringend die Gefahr ber= 
fehen war, dieſes zeigten die ganze Lage ber Dinge, die faft gleichzeitigen Vorgänge in andern 
Lindem und auch der Umſtand, daß der beflegte revolutionäre Wille und Verdruß ſich nicht 
&lsd in per heimlichen bübiſchen Anzundung des Minifleriums des Auswärtigen am Abend des 
fen Tages, ſondern auch darin zeigte, daß nach dem Ende der ftürmifhen Kammerjigung, 
trog der friedlichen Verſchiebung aller Anträge, große Maflen auf ven Schlofplag drängten 
and nur mit Mühe durch Deputirte und karlsruher Bürgerwehren von Verfehrtheiten abgehal- 
ten und zum Auseinanvergehen beftimmt wurben. Es mußte der Sieg ver Ordnung jegt ges 
lingen, da jeber Unternehmung durch den einmüthigen Kammerbeſchluß aller Grund und Boden 
utzegen war. Aber die wühlerifhen und anarchiſchen Gelüfte wurden von den ausländiſchen 
Gnifaren und einigen badifchen Radicalen unermuͤdlich geſchürt. 

Bortvauernd beftrebten ſich dagegen bie badifchen Altliberalen, das rechte Maß in der neuen 
keutfihen Bewegung zu erhalten. Offentlich und nachdrücklich warnten fie vor den Gefahren re⸗ 
dublikaniſcher Beftrebungen für das deutſche Einigungs- und Verfaſſungswerk. So mahnte 
nad den Worten des Geſchichtſchreibers der badischen Revolution in der „Gegenwart“ (IE, 
461) der Abgeordnete Welder in einer warmen und Herzlichen Anſprache, welde er am Mor⸗ 
gen vor ber erſten offenburger Berfammlung, am 19. März, an allen Bahnftationen und in Of⸗ 
jeabatg ſelbſt gedruckt vertheilen ließ, entfchienen ab von republikaniſchen revolutionären Beftre- 
bangen. „Sie gefährden“, rief er prophetiſch aus, „unfer heiligftes Gut, unfere nationale Ehre, 
Ginpeit und Freiheit. Sie flürzen uns in Gefahr ver höchſten Schande, in die ver Cinmiſchung 
an Oberherrfchaft der Fremden, in die der Zerfplitterung. Bei unfern eigenen Mitbürgern 
mb vollends im ganzen übrigen deutſchen Volke werben diefe Verſuche zunähft vie Beforgniß 
jeer entfeglichen Schmad und mit ihnen neue Reaction gegen und und bie Freiheit erwecken. 
Sie werden hoͤchſt wahrſcheinlich eine Überſchwemmung unſers Landes mit fremden Truppen 
herbeiführen. Zugleich enthielt vie Anſprache in fhlihten und warmen Worten eine Erin⸗ 
mung an bie Tugenden und wohlwollenden, wohlthätigen Gefinnungen des Fürſten. Wir ba= 
diſchen Liberalen bewahrten bei unfern Kämpfen mit den Miniftern doch ſtets nicht blos die ſchul⸗ 
Nie Ehrfurcht vor dem Fürſten, fondern ſuchten ihm auch die Liebe des Yandes zu erhalten, ſo⸗ 
Wi oftmals radicale Schriftſteller, wie Börne, Siebenpfeiffer, ihren Unmuth darüber äußerten. 


! Dieoffenburger Verfammlung war von Hecker und Struve mit revolutionären Gelüften und 


deffnungen eingeleitet, doch wagten jie noch nicht Die übrigen Kammermitglieder zu umgehen, 
un diefe nahmen nun großentheild nicht 6108 die Ginladung zur Thellnahme an, fonvern 

im einer von ihnen mit ausgehenden dffentlihen Cinladang die Sade in die Hand, 
un ihr womoͤglich eine unſchaͤdliche Richtung zu geben. Und dieſes gelang. Ipftein und ſelbſt 

ſchloſſen fi) an, gegen die Republif zu ſprechen. i 

lich mahnte einige Zeit fpäter, als durch Die wiener und berliner Revolutionen hie revo⸗ 
Istionären Actien fehr geſtiegen waren, Welder in der allgemeinen badifchen Wehrmännervers 
ſanmlung, welche Heder und feine Freunde in der Abſicht, hier die Republik als ven Volkswunſch 
artſprechen zu laflen, auf das heivelberger Schloß ausgeſchrieben hatten, und dann bald dar: 
auf in einer £leinern Berfammlung zu Weinheim. Es war hierbei das Hauptthema feiner anti— 
Welutionären Gegentede: „Ihr wollt mehr Sreiheit und deutſche Einheit und weniger 
Seven, Darin Habt ihr volltommen Recht. Aber ihr fein beim beften Willen auf einen Irrweg 
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gerathen, auf dem ihr ganz ſicherlich weniger Freiheit und Einheit und mehr Steuern erhaltet.” 
Auch waren diefe Bemühungen noch von Erfolg begleitet, wenngleich von einem jpäter wirber 
zerflörten Erfolg. In Heidelberg konnten die republikaniſchen Leiter der Verſammlung bei ver 
Abftimmung für die Republit nur fo ganz wenige Stimmen erhalten, daß fie unwillig zum 
zweiten mal abftimmen ließen, „daß das badiſche Volk ſich nicht für unmündig erläre”. Aber 
auch in diefer Form erhielten fie nur Höchft wenige Stimmen, während in ber für venfelben 
Tag auch nah Freiburg audgefhriebenen Verſammlung des obern Landes eine Mehr: 
heit für den Volkswunſch einer füberativen Republik herausgebracht wurde. Die revolutionäte 
Leidenſchaft einiger äußerften Demagogen Fühlte das freilich fo wenig ab, daß unmittelbar nad 
ver Berfammlung dit neben dem Bekämpfer der Republik zwei vom jenfeitigen Nedarufer ab⸗ 
geſchoſſene Flintenkugeln in fein Haus einfhlugen, ſowie aud in Weinheim mehre der ahtbar= 
ften radicalen Männer ihn vor ben Angriffen der Rohern fhügen mußten. Ähnlich wirkten 
Damals viele von andern Chrenmännern auögehende Ioyale Beftrebungen; fpäter vorzüglich 
auch von der zweiten Kammer ausgehende Aufrufe und die von ihr geförderten confervativen 
Vereine. 

Doch der Erfolg aller Beftrebungen für die Orbnung hing damald in Baben wie in an= 
dern Theilen Deutfhlands von dem guten und glüdlichen Gange ver Frankfurter conftitwirenden 
Berfammlung ab. Die von ihr erwarteten Erfolge und die allgemeine Achtung gegen fie bän= 
digten bie feit dem Frũhjahr erwachten anarchiſchen Gelüfte, Fräftigten die loyale Entſchiedenheit 
ver Gemäßigten, entwaffneten die Radicalen. Diefe wagten nie im Verla auf fic felbft etwas 
Bedeutendes, fondern ſtets nur dann, wenn fie, mie bei der die Würbe ver Nationalregierung 
und Nationalverfammlung beleivigenden Genehmigung des Malmöer Waffenftiliftannes, oder 
wie bei der fpätern Verweigerung ver Annahme der Verfaffung von den größern Staaten, glau= 
ben konnten, die Gefühle und der Wille der Mehrheit der ehrenmwerthen Bürger ftänden ihnen 
zur Seite, fie önnten unter einer für biefe heiligen Sahne den Krieg beginnen. Deshalb ſchien 
ed und auch ſtets fo gefährlich, wenn von der Nationalverfammlung aus irrige Vorftellungen 
über daB Rechtöverhältniß zu den Regierungen und über eine revolutionäre Volköfouveränetät 
ausgingen. 

Jedenfalls knüpfte ſich an die Schickſale der Reichsverfaſſung der Zuftand in den einzelnen 
Ländern. Es knüpfte ih namentlich an das Scheitern der erftern die legte revolutionäre Un= 
ternehmung in Baden und ihre erfolgreiche Ausvehnung. Auch wurbe fle oder die Durdfüh- 
zung der Reihöverfaffung gegen ihre Feinde und gegen die Abfälligen von ihr feierlich und laut 
von den Revolutionären ald Rehtögrund und Zweck ihrer Unternehmung verkündet. Freilich 
wiſſen wie wohl, daß bei vielen revolutionären Näpelöführern dies nur der Vorwand war, 
oder daß fle nur eine Einführung der Republik als Inhalt und als ven wahren Ausgang woll= 
ten. Aber man brauchte eben dieſen Vorwand, weil keine Revolution moͤglich ift, als wenn fie 
und ihr Gegenftand wirklich over wenigflend durch Täuſchung den Gefühlen und Wünſchen ver 
ehrenwerthen Bürger entſpricht. Und fofehr wir dieſe frevelhaft unternommenen deutſchen Re= 
volutionen, die und die herrlichſten vaterländiſchen Hoffnungen vernichteten und bie er= 
firebte Freiheit wenigſtens auf Menfchenalter zerftörten, beffagen mäffen, fo wäre e8 doch völlig 
hiſtoriſch unrichtig, zu verfennen, daß ber größere Theil ihrer Theilnehmer getäufht die va= 
terländiihen Wünfche durch fie zu erringen glaubte, daß ber größte Theil des Volkes überrafcht 
und getäufht Die Revolution deshalb gewähren ließ, flatt fie zu Boden zu ſchlagen, weil er fie 
mehr oder minder ald das legte verzweifelte Mittel betrachtete, vielleicht die deutſche Ehre und 
Berfaffung durch eine ſchnelle Miterhebung des größten Theils von Deutfhland zu retten. Die⸗ 
fer Gedanke konnte natürlich aud nicht befeitigt werden durch die vollftändige Annahme der 
Reichsverfaſſung von der badiſchen Regierung, da ja die größern Regierungen, von denen Wür- 
temberg fie nur auf das Drängen des Volkes angenommen hatte, ihre Annahme vertweigerten. 
ALS im Frühjahre 1848 vie in Frankreich begonnene Bewegung das ganze durch die unmora= 
liſche Bunded= und Regierungspolitik empörte deutfche Volk in eine fieberhafte Bewegung ver- 
feste und das durch die laute Öffentliche Meinung erweckte Bewußtſein des Unrechts die Negie- 
zungen lähmte, da ftand dad empödrte Volk dennoch im feiner Bewegung, In ver Hoffnung der 
endlichen Verwirklichung der einigenven und ſchützenden Reichsverfaſſung, vor den Thronen ſtill 
Diefer Damm war plöglich zerftört, durch die Fürften ſelbſt durchbrochen. Wer darf fig nun 
wundern über eine bis zur Verzweiflung fleigende unmuthige Stimmung? Daß dennoch bei 
einiger genauern Erwägung der ganze Kern des badiſchen Volkes foniel Befonnenheit zeigte, 
fh von der Revolution fernzuhalten und die Hoffnungslofigkeit des tollen Unternehmens zu 
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vwiſhauen, dies ift Hinlänglich befannt und zeigte ſich veutfich, als ſelbſt nad, der vorläufig ganz 
fogeid; gewordenen Revolution alle befonnenen Bürger fi von den Wahlen zur conſtituiren⸗ 
da Berfammlung fo gänzlich fernhielten, daß biefelbe nach Brentano's und anderer Revolu—⸗ 
finäre eigenem Geſtãändniß die jammervolifte Geſtalt aller politifhen Verfammlungen erhielt. 
Dennoch wurben jegt bei der kecken Entfaltung der anarhifhen und wühlerifchen Bes 
Frebungen alle Gegenbemühungen ber Landflände, ber confervativen Bürger und der Res 
gierung vereitelt duch die Wirkungen der frühen verderblichen Bunvdes= und Regierungs⸗ 
politik. Zu diefen Wirkungen gehörte namentlich auch die geſchwächte Kraft der Regierung 
und die Shwäche und die Demoralifation der Beamten. Diefe, die früher alle Vereine, jeve 
gebructe freimüthige Wahrheitämittheilung und Meinungsäußerung, jede politiſche Verſamm⸗ 
lung und Demonftration unterbrüdt hatten, liegen nun gerade in der gefährlichen Zeit alles 
Dieſes dem in Benugung und Gebraud) der Freiheitörechte noch ungeübten, unerfahrenen Volfe 
und feinen treulofeften einheimifchen und fremden Verführern völlig frei. Sie überließen Alles 
dem zügellofeften, geſetzwidrigſten Gebrauch. Wie Pilze hervorſchießende Volksblätter enthielten 
Xag für Tag ungeftraft, ja unverfolgt Majeftätöbeleivigung , hocjverrätherifhe Plane und 
Auffederungen, ja Auffoderungen zur Mishandlung und zum Mord der fogenannten Freiheits- 
feine und Bolfönerräther, namentlich) aud des DVerfaflers viefer Zeilen. Die fogenannten 
Vollcvereine, die als politifche Gegenregierungen durch dad ganze Land zufammenhängend und 
einer gemeinfchaftlichen höchſten Gewalt untergeorbnet organifirt und mit der Volksbewaffnung 
verbunden waren, nahmen ungeſtraft und polizeilich und gerichtlich nicht verfolgt einen völlig 
boperrätherifchen Charakter an. Selbft als die legte offenburger Verſammlung dieſes Vereins 
diele Wochen lang vorher angefagt war und Jedermann im Lande nad) den deutlich ausgefpro= 
Gear Abſichten vieler Vereindgliever von ihr die Revolution erwartete, die fie nachher auch 
wirllich durhführte, erfolgte leider Fein Verbot. Der Minifter Bekk erſuchte, ſtatt nad) 
den Vereinsgeſetze, welches zur fofortigen Auflöfung aller flantögefährlihen Vereine ermäch⸗ 
tigt, felbft ven Verein zu verbieten, vielmehr das Reichsminiſterium, durch authentifche Ausle— 
Gang das Verbot erſt zu begründen, mas dieſes natürlich ablehnen mußte. Das Minifterium 
aber war von aller Hülfe feiner Beamten verlaffen. Der ald Menſch und rechtsgelehrter Ri: 


tct hochachtungswürdige Minifter des Innern Bekk hat in einer eigenen Schrift feine Lage und 


feine auferorbentlichen Schwierigkeiten vortrefflich geſchildert. 11) Sie enthält gewiß fehr viel 
Reßtfertigendes für das Minifterium. Doch ſcheint und das klar, daß Bekk mit feinem ſtoiſchen 
ichmuth bei allen dieſen die gerechte Entrüftung und die feurigfte Energie herausfodernden 
Grigriffen nicht ganz der rechte Staatsmann für folche Zufände war, daß auch feine oben ge= 
fSiberte traurige Theilnahme an Fortfegung und Rechtfertigung deö verfaſſungswidrigen 
Ructionsſyſtems ihm hinderlich war. Es mochte vielleicht auch die zu große Mäßigung ber 
Überalen nachtheilig gewirkt Haben, indem fie eine ſolche Fortſetzung jenes Syſtems auf dem 
Landtage 1845/46, wenn aud) mit Widerſpruch, duldeten, und indem fie nicht 1848 eiu ganz 
aeres, alle Zweifel an ver entfchieden liberalen Richtung ausſchließendes Minifterium, ähnlid 
wie das Roͤmer'ſche in Würtemberg, bewirkten. 
Bu allem Dem kam die Demoralifation aud) ber Armee, in welcher die Offiziere, ſehr ver⸗ 
qicden von ber preußiſchen Cinrichtung, früher ven Gemeinen allzu ariſtokratiſch fernftanden 
und ihnen in der gefährlichen Zeit der großen deutſchen Volksbewegung zu große Freiheit, bie 
Theilaahme an Verfammlungen, worin die Revolutionäre fle durch Freibier zu gewinnen ſuch— 
ten, ja Berfammlungen zu völligen politifcden Debatten, zulegt jogar die Theilnahme an der 
Iepten offenburger Volköverfammlung durch Deputationen geftatteten. 

Doc konnte alled Dieſes allerdings zu Unoronungen, Emeuten und Aufftänden führen, wie 
fe fon früher unter Heder und Struve flattfanden, aber alsbald niedergeſchlagen wurden, 
tine allgemeine Revolution der ganzen Armee und des ganzen Landes hätte es nimmer bewirkt 
Ohne jene unglüdliche Vereitelung des deutſchen Verfaffungswerks. Die erften Vorſchläge und 

inien zu demfelben gingen von ver badifchen zweiten Kammer aus, nicht minder feine 
köffigfte Förderung und Unterftügung in allen Stadien feiner Entwickelung. Seine glüdligen 
Se feine unglũcklichen Schiejale wirkten unmittelbar auf Baden zurüd, Es läßt jid bei der 
igkeit aller badiſchen Politik von der deutſchen Sache auch die badiſche Politik und felbft 
wu die Politi£ der badiſchen Revolutionäre nur vihtig verſtehen und beurtheilen durch die 
tichige Auffaffung ber deutfchen Sache. Sollen nun bei viefem Wechſelzuſammenhang der all- 





1) Belt, „Die Bewegung in Baden” (Manheim 1849). 
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gemeinen Reichs⸗ und der einzelnen Landesangelegenheiten und bei der für Gegenwart und Zus 
kunft unſers Vaterlandes unermeplihen Wichtigkeit des erften Ausgangs der deutſchen Ber: 
faflungsreform zum Frommen einer heilfamen zufünftigen Politik die Gründe des Mislingens 
angegeben werben, fo muß vor allem jeder Theilnehmer als Betheiligter ſich des entſcheidenden 
Urtheils über die etwaige Vorzüglichkeit feiner Meinung vor der Anficht feiner Collegen bege: 
ben. Ex muß ihnen, etwaige einzelne unwürbige Gllieder abgerechnet, gleich ehrenhafte Beweg⸗ 
gründe wie ſich ſelbſt zutrauen und feine Mittheilung auf die objectiven, aller Belt zur Beur: 
theilung vorliegenden Urkunden und Thatſachen beſchränken. In folder Weife glaubt Hier ver 
Berfafler viefer Zeilen endlich ebenfalld über diefe wichtigfte vaterlänbifche Angelegenheit fü 
ausfprechen zu ſollen, nachdem er nun acht Jahre lang lieber unbilfige Uxtheile und Misbeutun- 
gen über ji wollte ergehen laffen, al8 irgendwie einen früher noch eher möglichen leidenſchaft⸗ 
lien und eigenfüdtigen Kampf unter ven vorläufig beflegten Freunden ber vaterländiſchen 
Ehre und Freiheit nähren. 

Es waren 1848 der Natur ver Sache nach und wie es auch im Erfolg fic) herausſtellte 
drei Hauptwege für bie Herftellung deutſcher Einheit und Freiheit gegeben. Zuerſt 
der Weg der Revolution und der Republik, ſodann ber Weg der völlig fried⸗ 
lichen gefeglihen Reform in mögliäfter Vereinigung des Volkes mit feinen beſtehenden 
Regierungen, vor deren Fürftenthronen die deutſche Bewegung ftehen geblieben war, und melde 
ſaͤmmtlich bereits, ven Volkswünſchen entſprechend, durch Bundes und Landeögefege ein Ra: 
tionalparlament einberufen hatten. Ein dritier mittlerer Weg gefiel fehr bald einer über: 
wiegenden Anzahl von Mitgliedern des Parlaments, bie ich, obgleich ich dieſe Grundanfift 
ſchon von Anfang an ſtets bekämpfen mußte, doch für eine ſolche Auswahl wahrer Chrenmänn 
hielt, daß feine andere Nation in ihrem Parlament eine beflere aufwelfen Eonnte, und mit wel: 
hen ic, die einzige Grundanſicht abgerechnet, aud im Übrigen alfermeift flimmen mußte. Die: 
fer mittlere Weg aber beftand darin, daß man 1) ſowie fhon der Soiron ſche Antrag im Vor⸗ 
parlament und die Gagern'ſche Eroͤffnungsrede des Parlaments, mit Berufung auf die Son: 
veränetät des Volkes ober ner Nation dem Parlamente dad Recht zuſprach, die ganze National: 
verfaffung ohne Vereinbarung mit den Regierungen zu beſchließen und zu publiciten, daß 
man 2) demgemäß einſeitig den Bund auflöfte und eine proviſoriſche Relchsregierung beiälei, 
daß man 3) die Kaiferfrone zum voraus Preußen zuerfannte und A) ſchon hierdurch, ſewie 
durd den Beſchluß, daß fein deutſches Reichgland mit andern Ländern anders ald in einer 
Berfonalunion verbunden bleiben könne, Ofterreich auß ber ftaatsre chtlichen National: 
verbindung außftieß, ſodaß es nur in einen weitern voͤlke rrechtliche n Bund mit Deutſch⸗ 
land treten follte. 

Der revolutionären und republikaniſchen Anſicht widerſtrebten nicht blos in beider Beziehung 
alle meine ſtets feftgehaltenen Überzeugungen. Eine republifanifge Einrichtung wuͤrde in 
Deutſchland, bei veflen verſchiedenen Religionen, Stammesverſchiedenheiten, Refidenzſtädten 
und particulariſtiſchen Intereſſen und bei ber hierdurch noch vermehrten Gefahr verberhlider 
Barteiung und der Einmifhung der gewaltigen Nachbarmächte, vie Einheit noch mehr wie einſt 
in Polen die polniſche Verfaffung gefährden. Hierzu komint vollends die Schwierigkeit ober 
Unmöglicfeit einer Republik ohne die republifaniihen Tugenden, Sitten, Gewohrheiten. 
Die zur Republik nötige Revolution ließe fi endlich nur durchführen, und wa 8 unendliqh 
ſchwieriger iſt, fie ließe ſich gegen bie jeder Revolution nachfolgende, in Deutſchland natür⸗ 
li doppelt gefährliche Reaction nur allein behaupten, wenn ber Kern der Nation, ber 
ganze Mittelftand,, im Gefühl ihrer entſchiedenſten Gerechtigkeit und Nothwendigkeit fie will. 
Died war aber hier durchaus nicht ber Fall, zumal ſeitdem die Fürſten einmüthig pen Willen, 
die Nationalbebürfniffe friedlich zu erfüllen, durch die Parlamentöberufung ausgeſprochen und 
bethätigt hatten. 

Deshalb konnten aud in ven allerfreieften Parlamentswahlen nad) allgemeinem Stimm: 
recht die Republikaner kaum zu einem Siebentel der Berfammlung duchbringen. Wenn nun 
auch Andere früher anders urteilen mochten, fo hätte doch eine echte repu blikan iſche Gein 
nung die Mehrheitsentſcheidung ver Nation achten, die patriotifchen Befchlüffe der freigemählten 
nationalen Mehrheit nicht anfeinden und Feine nur durch unmoralife Täuſchung, Beſtechung 
und Gewalt mögliche Herrfhaft der Minderheit über die Mehrheit erfireben jollen. Dieſes 
ſchien mir die größte Sünde der deutſchen und badiſchen Revolutionäre zu fein. Den Irrwahn, 
eine Republik ohne den Willen des Mittelſtandes und ohne republikaniſche Tugenden zu be? 
haupten, follte dod) wol auch die Geſchichte von Frankreich deutlich genug beflätigt haben. Br: 
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Ka ja bier ſogar bei Staatdeinheit die Republik mehre Jahre lang völlig ſiegreich und fonnte 
voh nicht behauptet werben gegen die alsbald nachfolgende Reaction. Ya jie wurde bald fo 
di verbaßt , daß man ihr nicht blos die Monarchie, fondern eine wirklich ſchmachvolle Reac— 
tien und ben Napoleonifchen Despotiömus vorzog. Deshalb mußte ich auch ſtets dem Gedanken, 
die Republif nur als Übergangszuftand gu erfiteben, entgegenfegen, daß man viel ſicherer 
undleiter die conftitutionelle Freiheit als den Weg und Übergangspunft zur Republik er⸗ 
freben Eine, als umgekehrt. Denn in der That, die einzige ſtaatsmaͤnniſch annehmbare Mög⸗ 
lichteit für Die Republik und die für fie nöthige Revolution fann nur dadurch gegeden werben, 
daß für die gemäßigtere Freiheit die Nation gewonnen und in allgemeinere Bewegung gefeht 
und in diefem gerechten Streben durch ungerechte und empörende deöpotifche Wiverftandsmittel 
zum äußerften Rampfe beftimmt wird. Wirkliche Staatdmänner, auch wenn fie Die Re⸗ 
publik gewollt Hätten, mußten fienod inden Hintergrund flellenund ruhen laffen, 
bis fi zeigte, daß die Freiheit auf dem conftitutionellen Wege unmoͤglich und durch die Res 
giernngen zerftört fei. Die unmittelbare Beftrebung für Republik aber ſchreckt die Bürger ab 
von aller Freiheitsbeſtrebung. 

Für den mittlern Weg haben feine vielen tüchtigen Anhänger in ihren bekannten Orga= 
nen, in den Ausführungen ver „Deutfhen Zeitung” und anderer Blätter, und in vielen befonbern 
Dudihriften gewiß fehr beachtenswerthe Gründe beigebracht. Man hat z. B. die Berechtigung 
zum fonveränen Alleinbeſchließen in dem Wefen und der Einberufung ber conflituirenden Na⸗ 
tienalserjammlung gefunden, ſodann auch in der Schwierigkeit, auf dem Wege vertragsmäßiger 
Verriabarung die Verfaffung zu Stande zu bringen, und in ver daran gefnüpften Bermuthung 
einer Zuſtimmung der Regierungen. Auch berief man ſich darauf, daß ja auch ihrerſeits die 
Fürken nad} ven Befreiungskriegen einfeitig die Bundesverfaſſung beſchloſſen und die Nation 
sen aller Theilnahme ausihloflen. Die Gründe für die Bildung ber proviforifhen Reichs⸗ 
gewalt fand man in ver nothwendigen Kraft und Einheit der Nationalverfammlung und ihrer 
Zehäläffe, die für die Ausſchließung Ofterreichs in der Schwierigkeit einer Einheit bei ven 
zwei Großmachten, in der ausfchließlich deutſchen Bildung des ganzen preußifchen Volkes und in 
den fremdartigen Bildungszufländen und Intereflen ver Öiterreichifhen Länder. 

Die abweichenden Überzeugungen, welche der Verfaſſer dieſer Zeilen ſtets verfocht und fefthielt, 
beitchen ben Grundzugen nach in Folgendem: Fuͤrs Erſte hielt er die Vereinbarung ver National- 
verſammlung über die Berfaflung für rechtlich nothwendig und auch praktiſch gar nicht ſchwieriger 
di das Zuftandebringen der wirklichen Einheit ohne fie. Die Souveränetät over hoͤchfte Gewalt, 
auf wie man ſich berief, ift eine dreifache. Sie iſt entweder die völferrehtlide, bie Selbftän- 
tigkeit Des Staats nach außen. Sie befigt das Volk mit feiner Regierung ohne Streit gemein= 
ſhaftlich, und die Regierung, folange fie da iſt, repräfentirt und fügt fie. Ober fie iſt die 
Gouveränetät des Regierens oder der Regierung. Sie fleht venjenigen Perſonen 
alleia oder in Gemeinſchaft mit Andern zu, welchen fie die beſtimmte poſitive Staatsverfafſung zu⸗ 
weiß. Sie iſt ebenfalls außer Streit. Oder fie iſt endlich die h oð ch ſte Gewalt über die Ver— 
feffung. Dieſe num befigt nur in der reinen demokratiſchen Republik das Volk 
allein. In allen freien und conftituttonell = monarchiſchen Staaten aber befigt fie die Nation 
als felbſtãndig berechtigte (wenn man fo will, fouveräne) Perfönlichkeit zugleich mit ihrer 
beſtchenden fouveränen oder monarchiſchen Regierung, ſodaß beide gemeinſchaftlich alle 


‚ neuen Befimmungen oder Veränderungen gutheifen müflen. Ohne freie Zuftim= 


mung des Volkes wäre dieſes, ohne die des Monarchen wäre er rechtlos, aller felbftändigen 
Würde beraubt, völlig unterworfen fremder Willkür. Kein rechtlich freie Volk, kein Monarch 
ge id denken, wenn einfeitige Willkür alle ihre Rechte verändern, in Nichtigkeiten verwan= 
dun oder aufheben koͤnnte. Hierin nun war auch für Deutſchland nirgends etwas geändert." 
Daß die beiden hiervon abweichenden Anfihten, bie republikan iſche und vie mittlere, fhon 
inter heidelberger Verſammlung ver 54 Männer (am 5. März) vertreten waren, war natürlich. 

Mar der Berfafler dieſer Zeilen, mit der Abfaflung der endlichen Vereinbarung derſelben oder 
Were Proclamation an die Nation beauftragt, und wol deshalb beauftragt, weil bie abweichen⸗ 
We Anſichten mit der feinigen ſich vereinbart hatten, durfte dieſe rechtliche Grundanſicht aus: 
Tasen ‚ namentlich in der Erklärung, daß man die beftehenden Verhältniffe achten wolle, fo: 
ange die Ehre und Eriftenz der Nation es erlaube, over wörtlih: da ß pie Berfammel: 
ten einmüthig ihre Überzeugung dahin außfpregen, „daß die Herftellung 
wur Bertheidigung der höchſten Güter der Nation im — —— 

Serats· Leriton. IL. 11 


162 R Baben (als conftitutioneller Staat feit 1844) 


aller veutfhen Volksſtämme mitihren Regierungen, folange auf die ſem 
Wege Rettung nod möglich ift, erfirebt werden müffe”. Diefelben erklären 
ferner über die Mittel für ihren großen Zweck: „Um zur ſchleunigſten und möglichft vollftändigen 
Vertretung der Nation dad Ihrige beizutragen, haben die Berfammelten beſchloſſen, ihre be= 
treffenden Regierungen auf dad dringendſte anzugehen, ſobald und jo voll= 
ſtändig alsnurimmermöglich iſt, das geſammte deutſche Vaterland und die 
Thronemit die ſem Shutzwalle zu um geben. Zugleich Haben ſie verabredet, dahin zu 
wirken, daß baldmoͤglichſt eine vollſtändigere Verſammlung von Männern des Vertrauens aller 
deutſchen Volksſtämme zufanmentrete, um biefe wichtigfte Angelegenheit weiter zu berathen und 
dem Baterlande wie ven Regierungen ihre Mitwirkung anzubieten.” Zu dem 
Ende wurden fieben Mitglieder erſucht, hinſichtlich der Wahl einer angemefenen National: 
vertretung Vorſchläge vorzubereiten und die Einladung einer Berfammlung deutſcher Männer 
ſchleunigſt zu berathen. Alle 51 Mitglieder der Berfammlung machten durch ihre Namens- 
unterzeihnung biefe Erklärung an die Nation zu ber ihrigen. Der Verfafler verfelben aber 
drückte fowol als Berihterftatter der badifchen Kammer über ie Nationalverfaffung in dem Be⸗ 
richt an dieſe, mie als Berichterflatter der erwähnten Siebenereommifilon in dem Bericht an 
das Vorparlament die ganz gleiche rechtliche Grundanſicht au. Auch noch das von der Siebener⸗ 
commiffion in Frankfurt unter Mitwirkung aller ihrer Glieder, alfo aud von Römer, von 
Heinrich v. Gagern u. ſ. w., als unmittelbare Grundlage der Verhandlungen entworfene kürzere 
Programm, welhed das Vorparlament ausprüdlich gegen ein anderes aufrecht erhielt, fagte im 
Art 5: „Der Beſchluß ver Einberufung der conftituirenden Verſammlung erfolgt burd Die mit 
BVertrauensmännern verflärkte Bundesbehdrde.“ Das auf Grund diefer Erffärungen 
eingeladene und berathende Borparlament 12) wandte fi, übereinftimmend mit dieſer Grund: 
anficht, mit feinen Anträgen auf Die Berufung einer Rationalverfammlung und über das Wahl⸗ 
gefeg für dieſelbe an vie Repräfentation aller deutfchen Regierungen, an ven Bundestag. Die= 
fergenehmigteunnbefhloß die Einberufung, um, wie ausbrüdlich biefe Bunbes= 
einberufung zurNationalverfammlung und zu ven Wahlen für fie befagte, 
eine neue vaterländifhe Verfaffung zwifhen dem Volke und den Regierun= 
gen zu Stande zu bringen. Der Verfaffer hatte in der Bundesverfammlung gerade dieſe 
Faſſung vorgeſchlagen, well fie fahlih zwar hinlänglich klar den rechtlichen Grundſatz aus⸗ 
ſprach, aber doch die im Praktiſchen fo verderblichen doctrinären Streitigkeiten über Schul- 
theorien ausſchloß. Weber das Vorparlament noch fein Ausfhuß nahmen revolutionär eine 
Öffentliche Gewalt in Anfprud. Auch der Funfzigerausſchuß erhielt nur die Inftruction, 
der Bundeöverfammlung Anträge zu flellen und fie zu berathen und bei eintretender Gefahr 
des Baterlanbes die Berfammlung zu neuem Zufammentritt einzuladen. Als Soiron am Ende 
des Vorparlaments bloß anhangöweife an einen andern Beſchluß eine Bhrafe von der allein 
Verfaſſung gebenden Nationalverfammlung eingemiſcht hatte, die er durch die Volksſouveränetät 
motivicte, fo befämpften’ viele wadere Männer und mit ihnen der Verfaffer viefer Zeilen dieſes 
und das boppeljinnige und doetrinäre Fremdwort Spuveränetät fo entſchieden umd wiederholt, 
Welcker zulegt mit der energifchen Warnung, daß ein folder Beſchluß Deutfchland ven Bürger- 
krieg bringen werde, daß endlich Soiron erklärte, feine Phrafe wolle nur ausſprechen, daß die 
zufünftige Nattonalverfammlung über dieſen Gegenftand zu berathen Haben werde und ihr 
Alles und fo aud die Vereinbarung mit den Regierungen überlaffen bleibe, ſodaß hiernach 
auch wir Gegner zuſtimmen zu können erklaͤrten. 1%) 

Die Nationalverſammlung hatte allerdings bald über dieſe Frage zu berathen, indem 
ſchon am 19. Mai Raveaur und nachher noch nachdrücklicher Schaffrath und Blum färmliche 
Befchlüffe über die fouveräne Alleingewalt der Nationalverfammlung beantragt hatten. Aber 
nad) langen feierlihen Verhandlungen, in melden eine Anzahl der tüchtigſten Männer und 
Nebner, 3. B. Beckerath, viefelbe Anſicht wie der Berfafler viefer Zeilen fo glücklich verthei⸗ 
bigten, daß jener Antrag durchfiel, ja ſchon durch die Tagesordnung befeitigt werben follte, er— 
bielt ein begütigenver Antrag von Werner, wie Haym bemerft14), nicht ohne leifen Einfluß des 


12) ©. Hierüber „Verhandlungen bes beutfchen Parlaments”, Abth. 1, und „„Das beutfche Vor⸗ 
— * in der „ Gegenwart““, Bd. 2. 
13) Es war hiernach eine offenbar anzichtige Auslegung der Freunde ber Bolfefonveränetät, wenn fie 
ar Vorgang zu ihren Gunſten zu deuten 
14) Sayım, „„Die deutfche Sraflonafserfemunfung“ (Sranffurt a. M. 1848), ©. 15. 
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Kräfdenten, bie Zuſtimmung, welder aber nichts über eine auoſchließliche fouveräne allein 
beiliegende Verfaſſung ohne Vereinbarung mit den Regierungen fagt, ſondern nur den 
£ö von ſelbſt verſtehenden Sag auch ber alten deutſchen Reichsverfaſſung enthält, daß Reichs⸗ 
gelege mehr gelten als Landesgeſetze. 15) IS ver glänzendſte Vertheidiger ver Vereinbarung 
und des, Rechtsbodens“ muß vor Allen Herr v. Binde genannt werben. Er würbe aud in 
dieſem Punkte mehr gewirkt haben, wenn ex ſich nicht früher in zu ifolirter Stellung gehalten 
und alsbald ven einen Folgeſatz ver entgegengefegten Anficht, das preußiſche Kaiſerthum, felbft vers 
theivigt hätte. Auch bei einer andern Gelegenheit, ald Zig mit der Linken in einem entflandenen 
ſchweren Conflict ver preußiſchen Garnifon in Mainz mit ber mainzer Bürgerfhaft mit größtem 
Nachdruck von der Nationalverfammlung verlangte, daß fie mit Umgehung ver Bundesver⸗ 
femmlung fid deren Volljiehungs- und höchſte Entſcheidungsgewalt anmaße, lehnte dieſes 
die Nationalverfammlung ab duch ven Beſchluß: „im Vertrauen, daß die zuſtändigen Be— 
börben thun würden, was ihres Anated fet, zur Tagesordnung überzugehen.” Hierdurch fiegte 
jet gegen ein verderbliches Übergreifen in vie Vollziehungsgewalt des Bunbestagd und der 
Ölegierungen bie maßvolle Anerkennung ver rechtlichen Stellung der Verfammlung, vieleicht 
zugleich auch die von dem Abgeordneten Welder dringend hervorgehobene Nothwendigkeit, das 
Verfaſſungswerk ohne Störung durch Einmiſchung in die Regierungsverhältniffe möglichft zu 
befäleunigen und „das Eifen zu fchmieden, folange ed warm iſt“. Aud darf man 
überhaupt nicht überfehen, daß ſeibſt diejenigen Erklärungen von Männern und von Beſchlüſſen 
ver Mehrheit, in Beziehung auf welche die Nadicalen und ebenfo die Gegner ver National- 
verfammlung ji vorzugöweife für ihr radicales Fundament beriefen, daß in ihnen unbedingt 
Nie Bolksfouveränetät und das völlige Ausfchließen aller Vereinbarung mit ven Regierungen 
ansgeſprochen fei, mit folder Unbedingtheit nicht Sprachen und nicht fprechen wollten. So fügte 
HSeinrich v. Gagern, ver auch im Vurparlament fo energiſch und glücklich die conftitutionelle 
Monarchie vertheldigt hatte, in feiner Troͤffnungsrede dem natürlich von der linfen Seite, über- 
haupt aber mit einem vielfachen lauten Beifall aufgenommenen Sag: „Der Beruf und die Voll⸗ 
wat zu diefer Schaffung einer Verfaffung von ganz Deutfchland,, fie liegen in ver Souveränes 
tät der Nation‘, die Hinweifung hinzu, daß die zu Stande zu dringende Berfaffung in der 
Ritwirkung aller Blieverungen des deutſchen Volkes, in ver Mitwirkung aud der Staaten= 
Tegierumgen gegründet ſein werde. Ebenſo milderte er damals, als er vermittelö eines „Eühnen 
Griffs“ gegen die bereits entſchiedene Mehrheit, die proviforifhe Gentralgewalt auf die Mit- 
wirfung der Negierungen begründen zu wollen, ihre Begründung vielmehr nur allein durch 
Die Nationalverſammlung beantragte, viefen Antrag und nachherigen Beſchluß durch bie Erz 
Härung: „Ich würde e8 bedauern, wenn es ald ein Princip gälte, daß die Regierungen in diefer 
Sache nichts jollten zu thun haben“, und durch befondere Gründe aus der Lage ver Sache. Kür 
die ganze definitive Reichsverfaſſung aber wurde dadurch eine wirkliche Mitwirkung ver Re⸗ 
sierungen vor ihrer endgültigen Beſchließung und Verkündung durch die verfaffunggebenbe Na⸗ 
tonalverfammlung erftrebt und bewirkt, daß fie unter Mittheilung bed erften Entwurfs aufges 
fodert wurden, ihre Wünſche und Anträge in Beziehung auf diefelbe mitzuthellen, und daß dieſe 
von allen Regierungen außer Oſterreich eingereichten Bünfche möglichft berückſichtigt wurden. 

Man darf alfo auch der Nationalverfammlung felbft den Vorwurf nit machen, als habe 
fie Die Regierungen von der Mitwirkung bei der Verfaflung ausgeſchloſſen und einer revolutio- 
nären Volksfouveränetät gehuldigt. Noch weniger wollte Die Mehrheit vie loyale Entftehung 
und Ratur ihrer Eriftenz aufgeben durch Beiftimmung zu Außerungen ver Rabicalen, daß wir, 
daß ganz Deutihland, nicht etwa blos vorübergehend einzelne Landestheile, in allgemein revo⸗ 
Istionärem Zuftand feien. 

Doch freilich verhinderte dieſes Alles nicht, daß einfeitige Beſchlüſſe gefaßt wurben, wie bie 
einfeitige Bublication ver Grundrechte, und überhaupt nicht, daß das ausſchließliche Allein⸗ 
verfaflunggeben und das unglüdliche voppelfinnige Wort Volksfonveränetät immer wieder ſich 
einmiſchten und von der linfen Seite im revolutionären Sinn für ihre Behauptung eines allges 
mein deutſchen Revolutiondzuftandes geltend gemacht wurben, und daß jenes Wort, bei einer ſchein⸗ 
baten Sanction durch die Nationalverfammlung, fehr erflärlih im Wolfe vielfach die Begriffe 


15) „Die Rationalverfammlung erflärt, daß alle Beſtimmungen einzelner beutfcher Verfaflungen, 
zit dem von ihr zu grünbenben Berfaffungswerk nicht übereinflimmen, nur nach Mafgabe bes 
lehtern als gültig zu betrachten find, ihrer bis dahin beftandenen Wirkſamlkeit sc “ 
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verwirrte und die Radicalen verderblich unterftügte, auf anderer Seite aber vielfach verlegte 
und abftieß. Auch wirkte Die Sache fonft oft verderblich; fo bei der Verwerfung der von Balern 
geftellten Koderungen in Beziehung auf die Conſumtionsſteuern, namentlich des Bierd, vie in 
Baiern mit fo großem Erfolg gegen die Annahme ver Reihöverfaflung geltend gemacht wurben. 

Deshalb und weil ihm die natürlichen Folgen hiervon gleich anfangs klar vor der Seele 
fanden , fonnte ver Verfaffer dieſer Zeilen nicht ermuͤden, abmahnend ebenfo an die unglüd- 
lichen Folgen dieſes theilweifen Unrechts auch der Mittelpartei auf dem Rednerſtuhle hinzuwei⸗ 
fen, wie ex früher die Folgen des Unrechts der Reactions- und ber revolutionären Partei 
vorausfagte. Vorzüglich mußte er die an dieſe Irrthümer gefnüpften Hoffnungen für eine 
leichtere Durchführung unferer Aufgabe beftreiten. So fagte er von ber Ausſchließung ber 
Bereinbarung einmal: „Freilich, die Heinern Staaten werben, wenn Sie ed beſchließen, bereit 
fein auf vem Kopfe zu gehen, aber was Hilft Ihnen das bei der Weigerung ver großen, und mas 
haben Sie für Gewalt und für eine Hülfe, wenn diefe vielleicht gerade wegen der Verlegung 
ihrer Würde und ihres Rechts Nein ſagen?“ Diefelbe moralifhe Gewalt aber, die alle Re 
gierungen augenblicklich zur Berufung einer conftituirenden Nationalverfammlung beftimmte 
und dur ſchnellen Beſchluß ihrer Bunvesgefandten vereinte, hätte auch, wenn für bie Re 
gierungen ihre Miteinmilligung anerfannt war, zur Annahme ber guten und nothwendigen 
Berfaffung beſtimmt. Am wenigften wäre grundlofer Widerſpruch aller der vielen mittlern 
und Heinern Staaten zu beforgen gewefen, bie ja, 29 an ver Zahl, fhnell die vollendete Ver: 
faflung annahmen und von denen aud) ſchon bet Abſchließung des Bundes im Jahre 1815 
Würtemberg, Baiern und Baden fid alsbald zur Zuruͤcknahme ihres Widerſpruchs genöthigt 
ſahen. Auch erſchwerten die beiden andern Folgeſätze der Grundanficht, die Aufhebung ber 
Bundesverſammlung und die Ausſchließung Ofterreihs, die friedliche Verwirklichung der Ber: 
faffung ohne Vereinbarung. 

Es ſchien aber auch die ganze mittlere Stellung der Partei eine bedenkliche, nicht genau 
ſtaatsmaͤnniſch erwogene. Der erfte Anfang wahrer Politik befteht darin, daß man nit, nach 
der Politik der jungen Leute, blos nah Wünſchen und Foren politifirt und Dasjenige glaubt, 
was man wünfcht und für gut hält. Der Politiker Tann fo wenig wie der gute Baumeifter mit 
bloßen Ioeen, Gedanken und Wünſchen bauen. Sowie diefer nur je nach feinem befonbern 
Bauplag und Material, nad) deren Natur und Gefeg und nad) den mathematiſchen Orund- 
regeln einen guten und bauerhaften Bau Hinftellen kann, fo muß ver Politiker feinen Staat 
bauen mit feinem Volke, nach deſſen gegebenen Grundverhältniffen, mit dem vorherrfdhen: 
- ben mittefreihften und nadhaltigften Bolfswillen und nad) den Grundregeln ber Gerechtigkeit. 
Selbſt große Unvollkommenheiten, die auf diefem volksmäßigen rechtlichen Wege nicht zu befeiz 
tigen find, muß er — wie es ber Verfaſſer in der Nationalverfammlung insbefondere auch iv 
Beziehung auf die deutfche Regierungsvielheit und die doppelte veutfche Großmacht ausführte — 
in feinem Bauplan berüdjihtigen. So läßt der vernünftige Schneider in dem Rorke eined 
Budeligen Pla für ven Höder, flatt diefen letztern mit feiner Schneiderſcheere ausſchneiden zu 
wollen. Der rechte Künftler aber weiß felbft die Mängel zu beherrſchen und die vortheilgaften 
Seiten verfelben hervorzubilden; fo bei jener Vielheit und Doppelftellung die Freiheit und den 
Reichthum des guten Bundeöftaates, den wohlthätigen Wetteifer und die höchſte Machtgröße. 
In foldem Sinne muß der wahre Staatsmann die gegebenen Verhältniffe und vor allem 
die Kräfte, mit melden, bie Gegenträfte, gegen welche er das Gute und Wünſchbare 
durchführen kann, ind Auge faffen und danach die Wünſche und Ideale ermäßigen. War ed 
num welfe, die große moraliſche Kraft des Haren Rechts zu ſchwächen, diefe moraliſche Kraft des 
Rechts, welches ald Schuldbewußtſein der Regierungen wegen feiner Verlegung und al dffent: 
liche Meinung ven allgemeinen freien Willen ver rechtlichen Reform und ſomit die Kraft Id 
Parlaments gegründet, die Regierungen zu unpatriotifhen Befchlüffen völlig machtlos gemadt 
Hatte 21%) Die Behauptung der Volköfouveränetät, die Verwerfung des echt deutſchen und bri⸗ 
tifchen Rechtsgrundſatzes gegenfeitiger Zuftimmung und freier Vereinbarung zwiſchen Fürft und 
Volk, welchen die Liberalen noch kurz zuvor bei dem preußiſchen Vereinigten Randtag gegen bad 
überfouveräne Fönigliche einfeitige Alleinverfaffunggeben angerufen hatten, dieſe Einfeitigfeit an 
fich, noch mehr ihre ungeredhten Gonfequenzen ſchwächten natürlich den alffeitigen freien Willen 
und die moraliſche Macht für die Verfaffung. Die einfeitige Ausſchließung der einen deutſchen 
Großmacht und ihres deutfchen Volkes aus der ſtaatsrechtlichen Reichsverbindung thaten es 





16) Iis imperium retinetur artibus, quibus initio partum est. 
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amentlich. Entweder mußte man vollftändig oder gar nicht revolutionär fein. Im erften Falle 
aufte man ſich ganz an vie radicalen Maffen anfchliegen. Im andern, da Verftand und Rechts 
lihleit die Allianz mit diefen Kräften verbot, mußte man mit ver moralifhen Kraft, 
mitdenRegierungenund mit demMittelſtand fih innig gegen dieRevolution 
aud für dierettende Reform vereinigen und mit ihnen bauen. Und zwar mußte 
dieſe Allianz ganz fo eingegangen werben, wie ih es abſichtlich der Erklärung ver Ein= 
undfunfziger andeutete, daß manihnen für den Frieden nur bürgen fönne 
bei williger und fchneller Annahme der Reform. Dann waren für diefe alle Kräfte gewonnen, 
die moraliſche, die Fürftenmacht und die Mittelclaffen, ihr rechtlicher Wille, ihr Intereffe und 
ſelbſt ihre Zucht, nicht vor einer Gewwaltthat der Neformpartei, fondern vor der Macht der 
Revolution, melde ja nur die Hoffnung der Reform bändigte. Selbſt alle verftändigen"Re= 
volutionäre mußten alsdann ihren Krieg einftellen, bis das Scheitern der Reform allgemeine 
Verlegung ver Gefühle bewirkte, und bei wirklich glücklichem Ausgang verfelben ji vor ver 
Hand mit ihren Früchten befriedigen. Ahnlich mußte dad preußiſche Kaiſerthum als even⸗ 
tuell im Hintergrunde bleiben. 

Die Republikaner und Radicalen und ihre maſſenhaften Anhänger ſtanden natürlich den 
Mittlern auch in ihrer Mittelſtellung ſtets feindlich entgegen; die theilweiſe Annäherung und 
Natzgiebigkeit gegen fie konnten die Revolutionäre natürlich nicht im mindeſten ernſtlich verſöh⸗ 
ach. Sie ſchadeten nur dem wahren Anſehen und der innern Einigkeit und Sicherheit ver Mittels 
partei. Run aber ftand viefe bei jener Annäherung zwiſchen dieſer tadicalen Volksmacht und 
zagleich zwiſchen der Macht der noch im Beſit aller Eivil-, Militär- und Finanzgewalt befind- 
lichen royaliftifhen Macht, ſfterreich an der Spitze. Auf welche Macht konnte ſich nun die Mit⸗ 
telpartei gegen dieſe Mächte ſtũtzen? Selbſt die Zuſtimmung eines großen Theils der Mittel⸗ 
claſſen hätte für die Mittelpartei nur im alle der von ihr ſelbſt bekämpften Revolution und 
ihrer Einheit mit den Fürften eine Macht werden können. Sie war es in der halben Lage 
aiht. Als daher ver Reichsverweſer bei dem Eintritt der Krife die Nationalverfammlung und 
ihr Reichsminiſterium im Stich ließ, da blieb dem Reichsminiſterium gar keine Macht und Hülfe, 
fenbern nur bie bittere, verzweifelte Nothwendigkeit, ohne Verſuch der Vertheidigung zu refigni= 
im. Selbſt ver Verſuch, durch die Mittelelaffen der Reihöverfaffung die Radicalen und, wo 
es noͤthig jhien, wie in Würtemberg, Sachſen, Baiern, aud die Könige zmangvolf unter= 
jworbuen, dies arbeitete, wie Häuffer in Beziehung auf Baden ausführt, nur der Revolution 
der Rabicalen in die Hände. Es mußte gegenüber von diefen legtern, die ja jegt vollends nicht 
fürdie Reform, fondern gegen dieſelbe kämpften, und gegenüber der Fürſtenmacht und namentlich 
den Großmächten, wenigſtens Dfterreich, unvermeidlich mislingen. 

Alles Dieſes ſpricht auch ſchon gegen die einjeitige Errichtung einer provijorifchen Reichs— 
zzgierung mit Abſchaffung des Deutfhen Bundes. Gegen fle kämpfte ver Verfaſſer mit Mathy 
und Andern vorzüglich auch deshalb, weil die Bildung biefer proviforifhen Einrichtung die 
ſchoͤnſte, für ſchnelle Vollendung der definitiven Verfaffung unentbehrlihe Zeit unnöthig weg⸗ 
nahm, weil auch für die Halbrevolutionäre Maßregel, ja mit ihr für die ganze deutſche Nation 
ef die Anerkennung gefucht werden mußte und bei den größern europäifchen Staaten, die ben 
Deutſchen Bund anerkannt hatten, nicht erhalten warb. Er befämpfte fie vorzüglich, meil die 
Retionalverfammlung, wenn fie die in der Bundeöverfammlung vereinten Gefandten aller 
Sürflen, die ja Alles, was dad Vorparlament und die Nationalverfammlung irgend wünfchten, 
Ramens aller deutſchen Kürften beſchloſſen und vollzogen, als ihre proviforifche Reichsregierung 
anerkannt hätte, eine auch bei allen deutſchen Regierungen williger anerkannte und befolgte, 
eine viel ſtärkere Gewalt hatte, ald jede neue, einfeitig von ver VBerfammlung gebilvete Behoͤrde. 
Der Verfaſſer aber Hatte fhon vor dem Zufammentritt ver Nationalverfammlung, um diefe 
neiurgemäßefte Einrichtung zu fördern und zu erleihtern, als Mitglied des Bundestags ben 
Prmlihen publiciten Bundesbeſchluß erwirkt, daß die Bundesverſammlung ihre vollzie⸗ 
xade Gewalt und die Verhandlung mit der Nationalverſammlung an drei Bundesminiſter 
übertrug. Dieſe ſollten im Sinne moͤglichſter Einigung, der eine von Öſterreich, der andere 
von Preußen, ver dritte von Baiern und den übrigen Staaten ernannt und der Nationalver- 
fammlung verantwortlich, alfo von ihr und Ihrem Vertrauen abhängig werden. Selbſt ver 
Sunfzigerausfguß hatte ver Einrichtung beigeftimmt, bis der unglüdliche volföfouveräne, die 
Bereinbarung verwerfende Gedanke viefe Einrichtung vor ihrer Ausführung zerftörte. Herr 

d. Lepel, ver großherzoglich heſſiſche Bundestagsgeſandte, hatte fidh in den Bundeöverhandlungen 
über diefe Einrichtung, die VBereinbarungdtheorie, förmlich ausgeſprochen. Darüber veranlafte 
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im Funfzigetausſchuß ver fpätere Reichsminiſter Hedicher einen Skandal und Widerſpruch. Der 
heſſiſche erſte Minifter, v. Gagern, erklärte fich durch ein Schreiben an ven Funfzigerausſchuß 
für venfelben,, fegte ven höchſt ehrenwerthen Geſandten ab und zog zugleich die heſſiſche Zuſtim⸗ 
mung zu jenem Bundesbeſchluß zurück‘, wodurch, wegen Gagern's Einflug, die Einrichtung als 
vor ihrem Vollzuge zerflört angefehen werben mußte. 17) Die einfeitige neue proviſoriſche 
Bundesregierung und die Aufhebung des Bundestags wurben nad unendlihen Verhandlun— 
gen allein von ver Nationalverfammlung beſchloſſen. Dem Verfaſſer, obwol er alled Diefes 
lebhaft befämpft hatte, glückte es nur nad) ven einmal gefaßten Bejhlüffen, die Kränfung der 
ſãnimtlichen Regierungen zu mindern und ihre Stimmung für die Nationalverfammlung und 
ihre Reform foviel wie möglich günftig zu erhalten. Er bewirkte durch ein angenommene® 
Amendement, daß die Geſandten der Bunbesregierungen auch nad) ver Auflöjung des Bundes 
als die Bevollmächtigten der Regierungen bei der proviforifchen Reichsregierung blieben, ſodaß 
die gemeinfhaftlichen Angelegenheiten möglichft gemein ſchaftlich gefördert werben Eonnten. So⸗ 
dann veranlafte er, daß bie Bundesverfammlung ſhnell zufanmentrat, die erwählte neue 
Reichsregierung Namens ver Fürften ebenfalls genehmigte und durd einen Kurier ven Erz= 
Herzog Johann ſchneller von feiner Erwählung durch die Bundeöregierungen benachrichtigte, als 
bie Iationalverfammlung von der ihrigen. 18) Auch fo freilich wurde die unndthige Shöpfung 
verderblich. Denn ſowie die Oſterreich bedrohende Krife kam, verwandelte fid der von der 
Nation und für die Nation gewählte deutſche Reichoverweſer plöpli in einen öſterreichiſchen 
Prinzen, verfagte dem Reichsminiſterium die Vollmacht zur Durhführung ber befhloffenen 
Reichsverfaſſung und bildete ein die Nationalverfammlung beleidigenves abgefhmadtes Mino⸗ 
zitätöminifterium. 

Nicht minder erfhien nach dem Bisherigen dem Verfafler die fofortige Ernennung Preußens 
zum Kalfer und die Ausſchließung Sſterreichs aus der eigentlichen nationalen und ſtaatsrecht⸗ 
lichen deutſchen Reichsvereinigung als rechtlich verlegen und verderblich, wie bedeutend auch 
bie dafür vorgebrachien Gründe fein mochten. Es erſchien dennoch dieſe plötzliche einfeitige Zer— 
reißung der uralten Bande des deutſchen dſterreichiſchen kernhaften Volkes und feiner Fürſten 
mit dem Reid) als halbrevofutionär, als die moralifche und politifche Macht ver Nationalver= 
ſammlung und ihrer Reform ſchwächend. 3 fhien die Verlegung der Ofterreicher und der Ka⸗ 
tholifen die Eintracht zu ſchwächen und den Bürgerkrieg durch den Gegenkampf Ofterreih® zu 
proben. Der Verfaſſer erklärte dieſes wiederholt auf der Tribüne mit dem Beifügen, daß Ofters 
reich fo verlegenven Ausflug und die ſtaatsrechtliche Herrfhaft feines alten Rivalen über 
ganz Deutfhland, wodurch e8 ſich felbft ald Großmacht bedroht fehe, ohne viele verlorene 
Schiachten nicht zugeben werde, und daß ed bei folhen Intereffen und Stimmungen das feiner 
Chre und Macht ververbliche Werk nimmermehr durch freundliches Eingehen eines engern voͤl⸗ 
kerrechtlichen Bundes fördern und gutheißen werde, daß ein ſolches Bündniß von einer der 
rivaliſtrenden Mächte dem eigenen Interefle dienſtbar gemacht oder aufgeopfert werben würde. 
Er führte aus, daß, wenn vielleicht fpäter Die Berechtigung und die Noth wendigkelt 
eines preußifchen Kaiſerthums eintreten Eönne, alsdann alles Nachtheilige und Gefährliche ſich 
weſentlich mindern müfle. Nimmermehr aber bürfe man auf eine noch ald ungereäitfertigt, auf 
eine als preußiſch⸗ und proteftantijch=parteiifch erſcheinende Weiſe dieſe Einrichtung voranftellen 
und dadurch bie moralifche Kraft und Eintracht gefährden. 

Die Einigung und Einheit Deutſchlands mar das Lofungswort der Foderung und Begrim= 
dung des deutfhen Parlaments. Durfte e8 wol von vornherein, ohne die äußerſten Ver— 
ſuche, dieſe Aufgabe zu verwirklichen, ohne die objectin gemorbenen, ver Welt 
klar vorliegenden Rechtsgründe der Ausſchließung eines Theils der Nation und der 
Zerreißung des alten Vaterlandes, beide ausſprechen? Der Verfaſſer beſtritt es als ungerecht 
und verderblich, daß man, auch abgeſehen von jener Ausſchließung Oſterreichs durch die preu⸗ 
ßiſche Kaiſerwürde, für die Aufnahme von Deutſchöſterreich die Bedingung (in Art. 2 der 
Reiöverfaflung) made, daß deutſche Staaten mit nichtdeutſchen nur durch bloße Perſonalunion 
vereinigt fein dürften. Ungerecht war dies, weil der beutfche Bundesſtaat nur ſoviel zu fodern 


17) ©. hierüber „Öffentliche Exflärung ber Bunbesverfammlung” (Frankfurt a. M. 1848). . 

18) Man hat unbegreiflichermweife in biefer und ähnlicher Beftrebung des Verfaflers zu Bunften von 
Beichlüffen, die er worher heftig beſtritt, eine Inconfequenz finden wollen. Aber ung hien es als bie 
erſte Pflicht eines Barlamentsmitgliebs, fid) der Mehrheit unterzuorbnen und, foweit Pflicht und Ehre 


«6 erlauben, ihre gültig gefaßten Veſchlüſſe zu unterkügen. r 
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bemgtigt war, daß dieſe Verbindung der deutſchen Länder mit nichtdeutſchen Feiner Erfüllung 
detiher Bundespflichten entgegenftehen dürfe. Wenn aber Ofterreich dies anerfenne, dabei 
aber feine ſchon durch Die Pragmatiſche Sanction begründete reale Zufammengehörigfeit aller 
Runder erhalte, wenn es zur Ordnung ber Succeſſion de gemeinfhaftlihen Kaiferhaufes, zur 
Ausgleichung der Laften aller Länder für die gemeinfhaftlihen Regierungsbedürfniſſe, zur Foͤr⸗ 
derung ber innern Verbindungswege u. f. w. feine ſämmtlichen Länder auf einem Bunbestage 
wollte vertreten laſſen, ohne irgend deutſche Bundespflichten zu verlegen, fo war dieſes Ofter: 
reichs gutes Recht. Diefes willkürlich zu verlegen, fhien dem Verfaſſer, wie es alsbald auch 
die Entrüftung der Deutſchoͤſterreicher über jenen Artikel beftätigte, eine unnöthige und verberbs 
liche Beleidigung. R 

Die ſtärkſte Vertheidigung ihrer Vorſchläge fand natürlich die Mittelpartet in der Behaups 
tung, daß jeder andere, jeder auf die ſtrengrechtliche Achtung der beftehenden Verhältniffe ges 
gründete Vorſchlag unvolllommen und ſchwierig fe. Nun ja, das jind wirklich in der veutfchen 
Ginigungefrage alle, ver ver Mittelpartei jetzt ſogar nad) dem unmittelbaren Erfahrungsbeweife. 
Die Zukunft beherrſcht kein Sterbliger. Es muß genügen, wenn der Vorſchlag rechtlich vor- 
wurföfrei ift und wenn für die Durchführung feiner weſentlichen Foderungen nad) den gegebe: 
von Berhältniffen die Möglichkeit und Wahrjcheinlichkeit des Gelingens gegeben find. 

So aber erſchienen dem Verfaſſer die Vorfhläge, die er ald Mitglied des Verfaffungs- 
ausiäufles und in ber Nationalverfammlung größtentheild vergeblich vertheinigte und melde 
wir dann mit vielen gleihgefinnten Reichstagsabgeordneten als Minoritätsanträge dem Ent= 
wurf der Reichsverfaſſung beifügten und, unter dem Titel: „Verbefferungsvorfhläge 
ju dem in erfter Lefung angenommenen Entwurfe ver deutſchen Reichsver— 
faſſuug“ beſonders abgedruckt, durch eine Deputation an die öſterreichiſche Negierung nach 
Bien ſendeten, um ihre bis jetzt ſtets verzögerte zuſtimmende Erklärung für das deutſche Ver— 
jaffungewerk zu erwirken. 

Die für die freie und einigende kräftige nationale Bundesverfaſſung wefentlihen Punkte 
eatſprachen auch hier ven obenermähnten Berichten an die badiſche Kammer und an das Vor— 
palament und ſchloſſen in der Durchführung überall möglihft dem Entwurf der Reichsverfaſ⸗ 
fung ih an. Sie waren I. eine nationale, vom Volke ermählte Vertretung des ganzen Volkes, 
au Volkshaus, II. ein zunächft vie einzelnen Bundesſtaaten und Regierungen vertretendes 
Staatenhaus oder Oberhaus und IH. eine gemeinſchaftliche Bunvesregierung. 

Bei der Bundeöregierung aber beachteten wir 1) die gegebenen Verhältniffe zweier deut— 
ſchen monardifhen Großmächte, von denen jicherlich feine die andere ald ihr erbliches Oberhaupt 
aserkennen, Feine ohne die zerſtoͤrendſten Bürgerkriege ſich ausſchließen laſſen würde. Um aber 
2) die moͤglichſten Vortheile einer mächtigen und feften, einer erbmonarchiſchen Bewahrung der 
Ginheit und Würde des Reichs nad) innen und außen zu retten, legten wir bie Nepräfentation 
W8 Reichs und ber Reichsregierung und die Vollziehungsrechte theil, wie die Amtsernenz 
nungen, ausſchließlich, theils in Verbindung mit einem Reichsrath von drei zu drei Jahren abs 
wechſelnd in die Hand eines der beiden mächtigſten Erbfürften. Wir nahmen an, daß Eid und 
Kechtſchaffenheit, daß der baldige Wechſel und die einigende und vermittelnde Kraft der übrigen 
Bundeöregierungen ald Mitglieder eined mächtigen Reichsraths, vorzüglich aber Die Kraft des 
sationalen Parlaments die Rivalität beiver Maͤchte auf einen wohlthätigen Wetteifer beſchrän⸗ 
ten, daß fie Gewaltausſchreitung und den frühern Misbrauch ver Reichsgewalt zum Vortheil 
der Hausmacht verhindern würden. 3) Die übrigen Bundeöregierungen, ſowie diejenige deutſche 
Großmacht, für welche die Reichsvorſtandſchaft auf drei Jahre ruhte, würden ihre hohe Würde 
und Beflimmung behaupten durch ihre Landesregierungsrechte, durch ihren Antheil an Bil: 
dung des Stantenhaufes, vorzüglich aber durch Theilnahme am Reichsrath, welder mit Ins 
begriff des Reichsvorſtandes die Reichsregierung bilden und Belrath und Zuftimmung in den 
wichtigſten Regierungsrechten, 5. B. bei Berfaffungsänderungen, bei Staatöverträgen, bei Ge— 
fg, ausüben follte. 

Diefe Berfaffung böte allen Betheiligten, dem ganzen beutichen Volke, den deutfchen 
Bürften und den beiden deutfchen Großmächten, fogar no außer dem Höchſten und Wefent- 
lichſten für alle ehrliebenden und pflihttreuen Söhne des Vaterlandes, noch außer ver Ein= 
get und Madıt der Nation und außer ihrer freien und reihen Entwidelung, befonbere große 
Bortheile. Kür die Bürger darf man nur nennen die Iheilnahme an der Mitberathung 
ob Mitverbürgung ber vaterlaͤndiſchen Angelegenheiten, ver Ehre, der Macht und des Wohls 

det Baterlandes. Ohne die einigende, die Nationalintereffen wahrhaft vertvetende Krafi eines 
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Nattonalparlamentd wird die Nation ſtets durch dem Ausland vortheilhafte Gegnerſchaft der 
beiden Großmädte und Rheinbündlergeſchichten der Kleinflanten und durch dem Volke und 
feiner Freiheit feinblihe ungerechte Fürſtenbundsbeſchlüſſe bedroht fein. Nicht etwa bloß 
ſchlechte Gefinnungen ver Betreffenden führen dazu, ſondern die unnatürliche Stellung als 
fouveräne, von ber Nation losgeriffene Regierungen. Für alle mittlern und kleinern 
Fürſten, die bisher ven Mafregeln der großen Gabinete in ven widtigften Dingen meift 
nur ergebenft verdankend hintennach zuftimmen mußten, ift der befonbere Gewinn ihrer ver= 
mehrten würdigen Theilnahme durch den Sig in der Reichsregierung und durch ihren Einfluß 
bei ver Bildung des Staatenhaufes ebenfalls fonnenflar. Die Groß mächte aber gewinnen 
ftatt ihrer nur dem Ausland zum Vortheil zufallenden, falſche Neutralitäten und feindliche Al- 
Tanzen begründenven Rivalitäten ebenfalls die edelſten DVergrößerungen und Verbürgungen 
ihrer Ehre und Macht. Sie gewinnen fie bei der entſchiedenen Vermehrung deutſcher Macht, bei 
ihrem größern Einfluß auf die europäifchen und deutſchen Angelegenheiten, durch die zeitweiie 
Ausübung der Reichsvorſtandſchaft über das nun mächtigſte und glänzendſte europäifche Reich 
und durch ihre flete directe und indirecte Mitregierung in den kurzen Zwiſchen zeiten, vorzüglich 
aber durch die allzeit gefiherte Unterftügung gegen die Auswärtigen. Für Ofterreidh und fir 
Deutſchland aber entfteht nicht erft, ſondern mindert fich fo Die vorhandene eigenthümliche Schwie⸗ 
rigkeit feines VBeflges großer außerdeutſcher Länder, fofern es ven naturgemäßen Weg ein= 
ſchlägt, den auch der edle Graf Stadion in langen Verhandlungen mit dem Verfaſſer dieſer Zei= 
Ien als ven beflen und mit der deutſchen Reichsverfaſſung vereinbarlicften Weg anerkannte. 
Diefer Weg befteht varin, daß alle verſchiedenen öfterreihiichen Länder, unbeſchadet der deut⸗ 
Then Pflihter, in gemeinſchaftlicher öſterreichiſcher Bundeseinigung ihre gemeinfhaftlihen 
Angelegenheiten, 3. B. die des Fürftenhaufes, der gleihen Vertheilung gemeinſchaftlicher Laften, 
berathen, Dagegen in befondern Landesverfaſſungen ihre befondern Intereffen wahren, wobei 
denn die deuten Lande natürlich die ihrigen theilweife auch im deutſchen Bunde verhandeln 
koͤnnen. Das deutſche Element, deutfched Fürftenhaus, deutſche Gultur war ſtets und ift noch 
dad Gentrum und die Vereinigungskraft der oͤſterreichiſchen Monarchie, die durch fie entftand 
und groß wurde. Aber ohne Zufammenhang mit Deutfhland, duch nur 8 Mill. Deutſche 
gegen 20 Mill. Slawen u. ſ. w. ift daſſelbe viel zu ungenügend vertreten. Selbft als Großmacht 
kann ſterreich, wie neuerlich der ruſſiſche Krieg zeigte, ſich nur geſichert bewegen und behaupten 
durch glanzvolle Stellung und großen Einfluß in Deutſchland. Die Deutſchen aber koͤnnen den⸗ 
felden ald auswärtigen Einfluß und als eine rheinbündleriſche Oberherrſchaft nimmer ruhig 
dulden. Beide gewinnen alfo durch ſolche freie verfaffungsgemäße Einigung. Die [hmadvolle, 
beinahe vollftändige Napoleonifche Oberherrſchaft auch über Ofierreich und Preußen, die halbe 
von Rußland, die Vereinigungen und Vereinigungsgelüſte franzöſiſcher und ruſſiſcher Herr⸗ 
ſcher, die Demüthigung Preußens und Deutſchiands durch dänifche Politik und daniſche See⸗ 
macht, die ruſſiſche Einmiſchung in die deutſchen und preußiſchen Verfaffungsverhältniffe ge- 
nügen wol, um für Preußen und Ofterreich wie für Deutſchland folde Einigung zu empfehlen. 
Preußen namentlich, welches ohne einen Friedrich oder ohne bie feltenfte Volköbegeifterung zwi⸗ 
Then Großmacht und Kleinmacht ſtets betrübt mit jammervoller Politik Hin= und herſchwankt, 
und ebenfo Ofterreih würben durch ſie ihre Großmachtsſtellung und die dazu umentbehrliche 
Herrſchaft über Deutfhland erft legitimiren, fihern und vermehren. Die übrigen 
deutſchen Kürften erhielten zuerft eine wirkliche würbige europäiſche Stellung und Wirk: 
fanıfeit, ftatt der felöft von ven großen Mitfürften verfpotteten Bamberger Gonferenzuerfuche. 
Durften nun mol deutſche Batrioten nicht hoffen, daß felbft durch vereinbarende Zuftim- 
mung alle Theile die einzigmöglide, allen Theilen wiedergangen Nation vor— 
theilhafte und ehrenvolle Einigung annähmen, annähmen in einer Zeit, wo die allge⸗ 
meinften Öefühle der Pflicht und des Interefle, ja des Bebürfniffes und der Noth zu ver Einigung 
trieben und die allfeitige allgemeine Parlaments-Berufung und Beſchickung veranlaßten? Haben 
doch auch die zerfplitterten Schwelzer mit Belegung ihres alten Cantonligeiftes gerade 
in der damaligen Zeit ihre naturgemäße Bundesverfaſſung auf jenen obigen drei Grundlagen 
ruhmvollſt und glüdlihft bewirkt! Und wenn etwa noch irgenbivo geheime unpatriotifche Neac⸗ 
tion zurüdzudämmen war, war fie nidt ungleich glücklicher als durch eigene Halbrevolutionäre 
Volksſouveränetät, Bedrohung und Annäherung an ven Rabicalisınus, vielmehr dadurch über— 
wunden, baß bie firenggejegliche Parlamentsmehrheit zugleich mit dem friediiebenden Beilg- 
Rand aller Claſſen und mit ven Regierungen ſich eng verbindet hatte, jedoch nur auf die Be: 
dingung ſcheuniger Einigung in der allein vettenden Sanction bed Rechtẽ und der Ehre der 
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Nation umd mit der umvermeidlichen Ausfiht, daß bei vem Zurückſtoßen ver gemäßigten Va— 
ilandspartei naturgemäß der Anarchie der Verzweifelnden und der Ereentrifchen das Feld 
Blibe? Denen, welche zweifeln an ver glüdfichen Löfung auf diefem Wege, rufen wir ind Ge⸗ 
Mötnis zurüd die wunderbar allgemeine patriotifge Stimmung und Einigung der Nation, 
der Regierungen und der Nationalverfammlung , ohne Störungen durch kirchliche und weltliche 
Sartieulariftifche Beftrebungen, in dem erften halben Jahre ver deutſchen Erhebung, ehe vie 

" Misftimmung über das preußifche particulariſtiſche Kaiſerthum, über die hHalbrevolutionären 

N Belksfouseränetätserfheinungen überallpin Keime der Zwietracht ausgeftreut, die Frechheit 
Der Radicalen und dadurch wieder die abjolutiftifcge Fürſtenmacht geftärkt Hatten. 

Das Herbite Schickſal Hat anders entſchieden, als es die das preußiſche Erbkaiſerthum wol⸗ 
Tendbe Mittel- und Majoritätspartei, anders auch, als es die revolutionäre und republikaniſche 
Partei erftrebte, die wenigſtens das mit ver erftern gemeinſchaftlich hat, daß fie mit ihren ertre= 
zen Wegen für einen glüdlichen Erfolg viel zu früh und zu unberechtigt auftrat. Das, 
was der Verfaffer mit feinen Freunden erftrebte, Eonnte wenigftend rechtzeitig feine Majerität 
finden. Er bat nie tiefer und jhmerzlicher feinen Mangel an größerm, zum ſchweren Siege nö= 
Ebigen politifchen Talent und Vermögen empfunden. Es fonnte ihn natürlich in dem Herbften 
umd Kiefften Schmerz feines Lebens, in dem über die Zerflörung der deutſchen Neichöverfaffung, 
melsser {con fein erſter politifcher Verfuh gewidmet war, nit tröften, daß öffentlich aus⸗ 
— gewichtige Uxtheile britiſcher und franzöſiſcher Staatsmänner ebenfo wie der durch 
Shmarzenberg’3 Übergewalt zum Märtyrer gemachte größte öſterreichiſche Staatsmann Graf 
einen Anſichten beiſtimmten. Selbſt der legte Rettungsverſuch, welchen ver Verfafſer 
ionalverſammlung durch ven Antrag auf eine die zweite Leſung der Verfaſſung für 
Toatere Zeit aufichiebende aldbaldige Annahme ver Verfaflung nad dem erſten Entwurf und 
mut der Wahl des Königs von Preußen zum Kaifer verfuchte, iſt gefcheitert 19), ebenfo wie die 


19) Ein Gegner befchuldigte mic, öffentlich wegen dieſes pen Vorſchlags der Inconfequenz. Aber 
— wie e8 mein Antrag ſelbſt nachwies, ſtets in der Nationalverſammlung und ſchon in der 
am meine Wähler erklärt, daß ich der Wahl Preußens zum Erbkaiſer nur folange wiberfpreche, 

SIE nicht das Recht und die Nothwendigfeit zum Verzicht auf die gleichberechtigte Theilnahme Ofters 

ds am der Reichsverfafjung ‚objectiv flar begründet feien. Ich war wegen der ungerechten und un: 

© Ausichliefung der Ofterreicher aus den Reicheminifterien zu einer für bie Theilnahme Ofters 
eis Sermittelnden Partei nur mit der ausbrüdlichen Erklärung getreten, daß ich von dem Tage an 
he Reichsvorftandichaft ftimmen würde, wo jene Theilnahme von Ofterreich zurüdgewiefen 

ze unmöglich fei. Und ein Mitglied diefer Vermittelungspartei, der Abgeorbnete Edel, hatte bei 
zajerm Zujammentritt diefes förmlich auf der Tribüne der Nationalverfammlung erflärt. Grft da, als 
Felder jene Theilnahme wirklich, urfundlic, zutüdgewieſen war, Rimmte ich für Preußen. Erſt nachdem 
We Som Ofterreich zurüctgewiefen war durch die gleichzeitige Iurücfendung unferer Vermittelungs- 
Sorfajläge von der Öfterreichifchen Regierung und durch die faiferliche Beftätigung der Verfaflung von 
Bermfier, welche, alle deutichen Neichslande Ofterreiche in den Öfterreichifchen Einheitsſtaat einfchließen, 
Be anshrülic; den Pflichten gegen Deutichland entzog und fo den Zweck ber von Ofterreich felbft als rechts 
noibiwendig anerfannten deutſchen Berfaflungsreform förmlich rechtswidrig verlegte, erſt da erfolgte 
Antrag auf die Wahl Preufens. Er erfolgte jedoch auch jegt noch mit dem ausbrüdlichen, einer 
a Ausgleichung Naum lafjenden Zufag, daß alsbald nady der angenommenen Reichsverfaffung 

2 fertwahl der Kaifer und die neue Reiheverfammlung mit Ofterreich über Beitritt ober bie Vers 
Baltwäfje der dentichen Lande zum Reich in Verhandlung trete. Diefer Artifel meines Antrags fchien 
wie auch, Heilfam zur Befeitigung von Bevenflichfeiten gegen bie Annahme in Berlin. Doch wurbe biefe 
aach der Bun ung der fachkunbigften preußifchen Staatsmänner nur dadurch verhindert, daß erft bei 
einer zweiten ie in der Nationalverfammlung der Antrag fiegte, nachdem in der furzen Zwi⸗ 
zwoifchen beiden Abftimmungen durch das Zuſammenwirken der Öfterreicher und der Barticulas 

E mit ben Radicalen der Inhalt der Verfaffung theilweife entftellt und das Anfehen ber Nativnals 

3 gelunfen war. Vielleicht bin ich eg meiner Beftrebung in der großen vaterländifchen Sache 
ba io bier nad) Jahren zum erften mal von ihr öffentlich rebe, gleicherweife wie den ber Incon⸗ 
uf einen zweiten Vorwurf zurückzuweiſen. Derfelbe gegnerifche öffentliche Angriff von Jürgens 
ei auf derfelben fhlechten Duclle berußenber in einer Borrede Vogt's möchten meine Beftrebungen 
ea ben Borwurf von einigem Eigennuß befubeln und verbächtigen. Sie beuten babei hin auf einen 
der blühenden Revolution in einem der täglichen Schmähartifel gegen die Bekätnpfer der Res 

ober gegen die angeblichen „‚Volfgverräther”’ vorgebrachten Vorwurf, ich hätte einen ungebührs 
haben Gehalt angenommen und bei jenem Vorſchlag mich durch bie eigennügige Rüdficht, denfelben 
Serlieren, beitimmen Iafien. Allein mein perfönlicher Gehalt ala badifcher Bundestagsgefandter 

: — 3500 Glon.) außerſt mäßig, nicht Höher als die Beſoldung eines badiſchen Kreisdirectors und 
Halb jo Hoch als bie eines badijchen Staatsraths. Das gefandtfchaftliche Repräfentationsgeld 
aber, =. nicht für mich, fondern für die würbevolle erfolgreiche Durchführung der wichtigften diplo⸗ 
watifchen jertrefung von Fürft und Land beſtimmt war, dieſes war nad} ben öffentlichen gedruck⸗ 
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Verſuche des Dreikoͤnigsbundes und be deutſchen Fürſtentags in Verlin und enblid) ber bes 
allgemeinen deutſchen Miniflercongreffes in Dresden. Noch viel unglücklicher endigten die revo⸗ 
Intionären Rettungsverfuche in Sachſen, NhHeinbaiern und Baden, deren Schilderung man 
ung hier erlaffen muß. 

Auch andere Nationen errangen bei viel geringern Schwierigkeiten, als wir Deutfche zu bes 
üegen haben, erſt nach Längern ſchweren Kämpfen einen würdigen befefligten freien Verfaſ⸗ 


ten Rammerprotofollen nur das etatsmäßige, von beiden Kammern einftimmig feſt⸗ 
geftellte. Prüher Hatte bie Oppofition ebenfo wie bei andern Bubgetfoderungen fich mit den Minifes 
rien auf» und abgeboten, bis die betreffende Summe ermittelt und nun eine ganze Reihe vor 
Jahren hindurch Rets ohne einen einzigen Widerfpruc in ber Bubgetcommiffion und 
in ber Kammer von beiden einftimmig ale nothwendig für die Stelle anerfannt wors 
den war, fo namentlich auch noch in dem vom Oppofitionsmann Heder erflatteten Budgetbericht 
vor meiner Ernennung. Nur allein 2000 Eon. darüber hinaus, welche mein Vorgänger, Kerr 
v. Blittersborf, und zwar eis unter bem Vorwand einer gleichzeitigen Geſaudtſchaft am belgiſchen 
Hofe bezog und welche der Schmähartifel mit Verwechſelung einmifcte, nur die ſe waren beftzitten. 
Diefe aber und ebenfo andere 2000 Gulden für die neue außerordentliche Cinkommenfleuer, im 
Ganzen alſo 4000 Gldn. bezog id; weniger als er unb dieſes in einer Zeit, bie dem Gefanbten 
viel mehr gefellfchaftliche Verpflichtungen auferlegte als früher. Völlig freiwillig wies ich denn auf 
1849, als nach meiner Überzeu ung bie Gefanbtfchaft durch die Bundeszuflände nutzlos geworben var, 
dieſe Repräfentationsfumme acht Monate vor meiner Penflonirum; jur Berwunberung bes Minifers 
zurück und verlangte dann Penfionizung nur nach der — Beh ung und nur fireng ee 
allen Abzügen feftgeftellt. Sie Baar ſolchergeſtalt noch nicht foviel als meine Befoldung im Ausland 
Gin Bonn), welche ich 30, jegt bald 40 Jahre früher freiwillig dem Eintritt in einen badiſchen Staats: 
dienft mit halb fo großem Einfommen geopfert hatte. Auch die fernere Behauptung jenes Schmähartis 
kels, ich hätte neben meinem Gehalt nod; bie Diäten als Reichötagsabgeorbneter bezogen ,'ift nichtswür⸗ 
dige Berleumbung. Obwol ich volftändig zu biefem Bezug berechtigt war und auch bie in Fraulfurt 
angeftellten Eollegen neben andern Gehalten bie gefeplichen Diäten annahmen, bezog ich nie einen Heller 
von denfelben, ſondern fehenfte auch dieſe Summe (gegen 2000 Glon.) völlig freiwillig dem Fiscas. 
Nicht minder unwahr endlich war bie fernere Yingabe vom Bezus eoßer Summen für meine drei Ge⸗ 
ſandtſchaften unter ber Reichsregierung (nach Lauenburg, — und Olmüg). Ich bezog als 
Reichögefandter lediglich Erſatz für die Koften. Dögleidh ich den Schmähartifel zu verächtlich fand, um 
ihn zu beantworten, fo habe ich body bald nachher bei fich ergebender Gelegenheit in öffentlicher Gigung 
der zweiten badifchen Kammer, mit Berufung auf bie im Beflge ber Mitglieber befindlichen Kammer-⸗ 
protofolle und bie betreffenden ihnen befannten Perfonen, wie den Minifter und den Kammerardjivar, 
die ganze Unmwahrheit durch die wahren Thatfachen in Beziehung auf meine wol mehr als getwöhnlih 
uneigennägige Handlungsweife vollfländig dargelegt, ohme daß ein Widerſpruch erfolgte ober — 
konnie. (S. das Protokoll der 142. Sitzung vom 6. Febr. 1849.). Jene oben erwähnten urkundlicher 
Seweiſe aus ben Budgetverhandlungen aber finden ſich in ben gebructten Protolollen ber zweiten badi⸗ 
ſchen Kammer über das Budget des Minifteriums ber auswärtigen Angelegenheiten auf den Landtagen 
1847/49, 1845/46, 1844/45, 1842/43, 1839/40. Heder fügte in jenem von ber Budgetcommiffion und 
der Kammer einftimmig genehmigten Bericht zum Protofoll ber 28. Sipung 1846, ©. Al, noch befons 
ders als Grund ber Nothivendigfeit des etatmäßigen Anſatzes der Reprälentationsgelver Hinzu: „Kaum 
iſt eine Stelle im Staate von größerer Bedeutung als bie eines Bunbestagsgefanbten.“ In ber Dis: 
<uffion des Budgets von 1939/40 (Protofoll vom 8. Juli 1839, S. 200) bewilligte ich nicht nur aus⸗ 
drüdlich bie nachher 1848 von mir bezogene Summe mit allen Mitgliebern als nothwendig, fonders 
machte noch darauf aufmerffam, daß Rottedl ebenfalls die Summe als notwendig anerfenne und nur bie 
Unzufriedenheit über die Bundesverhältwifie bei dieſer Gelegenheit ausbrüden wolle. Ohne mein Zuthua 
hat auch Mathy in der „Deutfchen Zeitung‘ auf die urfundliche actenmäßige Wahrheit gegen die wicht: 
würbigfle Berbächtigung hingeivtefen. Doch was Hilft dies gegen fo leichtferlige Männer, RR die ſchlechte 
Duelle ſelbſt zu verächtlich fanden, um fie nur zu nennen, dennoch; aber bie fledenlofe Ehre eines lebens⸗ 
Yinglich unbeſcholtenen Mannes num ohne Quelle verleumberifch anzutaften wagen. Die elende fernere 
Berbächtigung, als wenn bie Furcht vor Berluft ber Befandtichaftseinnahme mid; zu ber Inconfeguen; 
des Antrags auf die Kaiferwahl beftimmt haben möchte, ift ſchon durch die nachgewieſene völlige Con⸗ 
fequenz dieſes Antrags befeitigt. Es bedarf auch wol diefelbe und bie lügenhafteſte Klatſcherei zu 
ihrer Unterflügung feines weitern Wortes, ba ein folder Ehrenmann wie — v. Mohl in est 
Abfertigung Jürgens’ in ber „Allgemeinen Zeitung‘ gerade die vielen lebenden Bhrenmännern Kr 
Tannte — dieſer Kiaiſchgeſchichten als das Ichlagendfle Beiſpiel ſoicher unwürbiger Verdech 
tigungen herausheben und ber Öffentlichen Verachtung überweifen konnte. Am wenigſten hätte man wol 
einen Mann des Figennutzes in feiner Öffentlichen Wirffamfeit beſchuldigen follen, ber in feinem lebend 
länglichen ſchweren Kampf gegen bie reactionäre Unterbrückung des vaterlänbifchen Rechts zweim 
Benfionirungen und vier Griminalprocefie willig hinnahm, ficher, daß die leinenfchaftlichfte, mittelreich 
Verfolgung zwar bkonomiſch verlegen, aber feine Rechtswidrigkeit, gefömei ‚e denn eine Unwürbigfeit zu 
ihrer Unter fäpung auffinden ober dem Publicum glaublich machen Fönne. Mit diefer Iepten Bemerkung 
will ich übrigens natürlich nicht biefelbe gleichzeitige Beſchuldigung eigennägiger Motive gegen Mabert, 
bie auerlannte Ehrenmänner, wie Eylveher Jordan, H. v. Gagern und feine Mitminifter, als irgend 
weniger nichtewürbig bezeichnen, wie bie gegen mid). 
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ſutztuſtand. Die deutſche politiſche Bildung muß reifen, ihre ſittliche Kraft wird nicht ſchwin⸗ 
der chenſo wenig wie dad Bebürfniß und der von allen deutſchen Regierungen wieberholt feier= 
B4 nertannte Rechtdanfpruc für eine Verfaſſungsreform im Weſentlichen nad) ven 1848 
—9 berathenen Beftimmungen. Als die dringendſten Gründe des Rechts und des Bedürfniſſes 
dee ed damals zur Genũge nachgewieſen, daß die bisherigen Einrichtungen die Ehre, die 
Ginpeit und die Sicherheit des Vaterlandes, fowie die Rechte und die Würde feiner Bürger 
gegen Auswärtige und gegen die Innern Bundes: und Landeögewalten durchaus nicht genügend 
beigügten. Leider Hat der kurze Zeitraum nad} der Aufldöfung der Nationalverfammlung und 
her Bieberherftellung ber alten Bundeseinrichtung hinlänglich dargethan, daß in beiden Haupt⸗ 
deziehungen die heiligften, ungerftörbarften Rechte und Foderungen der deutſchen Nation und jedes 
saterlandliebenden Ehrenmanns keineswegs befriebigt feien. Eine ausführliche Beweisführung 
dieſer thatſächlichen Wahrheit, welche zum Theil fpätern Artikeln angehört, würde bie 
ſhuerzlichſten Gefühle hervorrufen. Aber e8 wird hier genügen, nur andeutungsweiſe zu er 
wähorn die Vernichtung der deutſchen Zlotte, das Unrecht gegen Schleswig- Holſtein, vor allem 
daB gegen ihre urkundliche und anerkannte Realunion, ihre deutſche Nationalität, Sicherheit 
und &hre, das Londoner Protokoll und den ruſſiſchen Krieg; ferner die Preiögebung der 
Preffrelßeit an die ängfllichfte Cenſur, der mit willfürlihen Verboten und Eonceffionsentzie: 
hunger bedrohten Druder und Buchhändler an die Öfterreihifchen Verfügungen nicht blos 
gegen He beſondern, ſondern auch gegen allgemeine deutſche Verfaſſungsrechte, endlich die eins 
feitigen Berfiörungen beſtehender und beſchworener Verfaſſungsrechte, welche gegen Kurheffen, 
Hermozer, Mecklenburg, Luxemburg und andere deutſche Länder ohne unparteiifches Gericht 
mit hülfe des blos voͤlkerrechtlichen Kürftenbundes, des einfeitig erfundenen, einfeitig ausge 
legen vieldeutigen monarchiſchen Princips erzwungen wurben, in einer Weife und mit Diitteln 
eroungen wurben, welche die fittlichen und rechtlichen Gefühle aufs tieffte verlegen. Die Lu⸗ 
mahuıger Hagten, daß bloß, weil fie Deutſche find und das Unglück Haben, dem Deutfchen Bund 
jumierftehen, fie der Rechte und Schugmittel, wie die holländiſchen Unterthanen ihres Königs 
feßefigen, beraubt feien. Aus manchen deutſchen Ländern erfährt man ſteis neue willkürliche 
R erdrückungen gegen achtbare Bürger, bei welchen jede Rechtshülfe fehlt. Denn ſelbſt 
bie Kethte des alten deutſchen Reihe, unabhängige Juſtiz zum Schuß von Beamten, Bürgern, 
Oruerhen, find durch die Apminiftrativ- und Diöciplinargerichte und Gompetenzconflicte zer⸗ 
ft Die nenen Shugmittel wahrer Nepräfentatioverfaffung aber fehlen ebenfalls; das für 
hr and Gefühl jedes nicht entarteten Deutfchen weſentlichſte aber ift Gerechtigkeit und ein 
: rafrer Rechtszuſtand. Freilich, in den meiften deutſchen Staaten zeigt fich jegt, wie in Baben, 
| Rfigung und Milde, und in ber öffentlichen Meinung herrſcht noch die Ebbe ber Neactionds 
* * Materielle vor. Aber die Fundamente für wiederkehrende Flut: und Sturm: 

len. 5 

So fobert denn nit blos die Rechtsachtung, fondern die Sorge, dad Vaterland in neuen 
Küfen vor Unheil zu bewahren, dazu auf, bie alte Rechtsfoderung bis zu deren glüdlicher end⸗ 
über Befrienigung bei jedem paflenden Anlaffe wieder zu erneuern. 

Den Fürften umd Regierungen der Nation aber fieht es zu, zut Verwirklichung dieſes we⸗ 
fntühften Rechts und Bedürfniſſes der Nation die Initiative zu ergreifen. Ihre Weisheit 
wid ed erwägen, daß Pflicht und Ehre und die unausbleiblichen fernern Gefahren ver Nation 
übt geflatten können, ihrerſeits auf dieſe Verwirklichung zu verzichten 20), und daß es nicht 





%) In dieſer uͤberzer glaubte der Verfaſſer auch in den franffurter Vorberathungen bes gothaer 

mms ben Antrag machen zu müflen, baß ber preußifche Borfchlag einer friedlichen Vereinbarung 

* wit den Regierungen über Mobificarionen ber Meichsverfaflung nur mit der ausdrücklichen 
lanang anzın ſei, daß man, falls auch diefer Berfuch, das Wefentliche der Reichenerfaflung auf 
hihfihem Wege Ins Leben zu führen, durch die Regierungen fcheitern follte, jene mit der möglichft 
ver Büren und ber Ration zu Stande gefommene Feftftellung der Nationals 

ie der pubficirten sverfaflung als fortdauernd gültig betrachten mäfle. Auch die nothwendige 
* der Männer der Nationalverſammlung, welche die Verfaſſung ats endgültig beſchloſſen pus 
Gießen, die Ehre der Mehrheitspartei ber Nationalverfammlung, der nachher fogenannten Go⸗ 

Gau, fen wir diefe Erklärung ge heiten. Auch wurde jene Erflärung in der franffurter Vers 
Kamlzug befchloffen und von Dahlmann und Maihy vortrefflic und unverlegenb rebigirt. Indeffen 
no ausvrüdliche Erklärung von den preußifchen Mitgliedern beftritten und nur mit einer Majos 
"lt yon einer Stimme genehmigt. Es war mithin ihre Berwerfung in Gotha, wo ſicherlich ungleich 
Wehr Breufen erfhienen, bie ihres Königs wegen fie nicht wünfchten, leicht vorauszuſehen. Der Vers 
fefer, der nad} feiner Überzeugung fich nicht damit begnügen fonnte, daß, wie man ihm entgegenfeßte 
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wohlgethan jein möchte, die Nation aufs neue in eine Lage wie die von 1848, oder in eine be: 
denflihere kommen zu laflen. Die Bürger können vor der Hand nur mit der Beharrlichkeit 
und Geiinnungsenergie für ihr Recht, welde die erſten Eigenſchaften und die Ehre tüchtiger, 
ehremwerther Völker jind, den Willen und die Beftrebung für das Nechte fefthalten und diefe Da, 
wo ed angemefjen jcheint, bethätigen. 

So thaten es ſeitdem auch die meiften deutſchen Stänvefammern, namentlih aud die ba= 
diſche. In der Öffentliden Sigung vom 19. Dec. 1850 (Protokolle, S. 176) foberte der 
Abg. Welder den Minifter des Auswärtigen unmittelbar vor feiner Abreife zu den Dres: 
dener Conferenzen in der Form einer Interpellation auf: „daß Baden im Verein mit andern 
beutfchen Regierungen der äußerften Gefahr begegne, mit welcher dad Preisgeben der National: 
ehre nach außen und des Rechtszuſtandes im Innern die Nation und am gefährlihften die Re: 
gierungen bebrohe, jedenfalls aber einer undeilvollen Wieverherftellung der Ausnahinegefege 
bed Deutfchen Bundes und jeder neuen einfeitigen Verabredung entgegenwirfe, die vie Nechte 
der deutfchen Volksſtämme ſchutzlos der Willkür überlieferte und dagegen unter dem Vorwande 
des despotiſch aufgefaßten monarchiſchen Princips einfeitig nur den Regierungen in ihren Rechts⸗ 
fireitigfeiten mit ihrem Lande gewaltfame Hülfe darböte”. Der Minifter antwortete allgemein 
zufagend auf dieſe Interpellation, welche allgemein verſtändlich Beziehung nahm auf die Bor- 
gänge in Schleöwig= Holflein und Kurheſſen und auf die am Bundedtag im Jahre 1848 durch 
förmlichen Bundesbeſchluß aufgehobenen Ausnahmegefege. 21) Die Kammer befhloß dabei 
einftimmig auf den Antrag Mathy's eine der Interpellationderklärung entſprechende Kam= 
mererflärung zu Protofoll zu geben. Darin fagte fie: „Die Bedürfniſſe der deutſchen Na— 
tion, ihre als gerecht erkannten Anſprüche auf nationale Einigung und conftitutionelle reis 
heit Haben fänmtlihe deutſche Fürſten und Regierungen zu befriedigen verheißen.“ 32) 
‚Hierauf folgen die weſentlichſten Punkte dieſer fürftlihen Rechtsanerkennungen und ber „feier= 
lichften Verheißungen, durch deren redliche Erfüllung allein das Wohl, ja die Eriftenz des 
großen deutſchen Vaterlandes und feiner Glieverftaaten gefichert werden fann’, nämlich Die 
Einigung unter Eräftiger nationaler Bundesftaatöregierung und Nationalparlament. Dann 
Yährt die Erklärung fort: „Nicht minder hat die Kammer die Zuverfiht, daß die großher- 
zoglie Regierung jeder Verlegung der nationalen Intereffen von außen und des Rechts— 
zuftandes im Innern entgegentreten, daß fie folgeweife ſowol gegen die Zumuthungen, die 
Rechte Deutfhlands auf dad Herzogthum Holftein und auf deffen unger= 
trennlide Verbindung mit Schleswig preiszugeben, entſchiedenen Widerfprud ein⸗ 
legen, ald die in anerfannter Wirkſamkeit beſtehende Verfaflung des Kurfür- 
ſtenthums Heffen gegen jeden Angriff in Schug nehmen werde.” Die ganze Verhandlung 
ſchloß mit warmer nahprüdlichfter Mahnung des Interpellanten an die unausbleiblihen neuen 
Gefahren, wenn abermals die Kichtbefrievigung der jetzt fo vielfach erneuerten fürftlichen Rechts- 
anerfennungen und Verheißungen für rechtliche Geftaltung und Verwaltung ver National- 
verhältniffe die Nation wie 4848 und 4849 für ihre Ehre und ihre Griftenz in Bewegung 
fegen follte. Ex erinnerte an das wahre monarchiſche Princip des ſtaatskundigen Monteöquien, 
welder, die Ehre als dad Princip der Monarchie erklärend, die ſchwere. Wahrheit ausſprach 
Ehre verloren, Alles verloren! 


ber Borbehalt allgemein als ſich von felbft verfiehend angefehen werben würbe, er« 
(dien deshalb nicht in Gotha, da er einen öffentlichen Streit über einen folchen Punkt in ber ſchon 
seihwächten Partei herbeizufühten für ſchädlich hielt. Gr wünfchte, weil ja bei Gott Fein Ding uus 
möglich ift ‚und vor ber Hand ein befierer Weg fidh nicht zeigen wollte, feinen Freunden ben beften Er⸗ 
folg, obgleich er nie einen Augenblick an ernftliche Vollziehung bes Dreifönigsbundes glauben konnte, 
ebenfo wenig als an die der Verfaflung von Kremfter. ide thaten ben betreffenden Regierungen ügre 
wefentlichften Dienfte durch Beſchwichfigung ber gefährlich bewegten Bölfer — — —. 

21) In ber Motivirung des babifchen Bunbestagsgefandten fag diefer zum Bunbesbefchluß erhobenen 
Aufhebung die (im Art. Seutſcher Bund Har urkundlich nachgetviefene) rechtliche Thatfache zu Grunbe, 
daß der Bund grundgefeplich ein rein völferrechtlicher ifl, mit einem befondern ausnahmswei= 
fen Anhang einiger weniger beftimmten Rechtözuficherungen für beutfche Unterthanen, daß alfo alle 
Bundeseinmifchungen in die innern flaatsrechtlichen Verhältniſſe (mit Ausnahme jener wenigen 
Rechtszuficherungen), alfo auch die zu Gunſten eines monardhifchen Principe, verfaflungswibrige, redjts= 
ungültige Ausnahmen feien. 

22) Eine vortreffliche Zufammenftellung biefer feierlichen öffentlichen Anerfennungen und Berheiguns 
gen feit den Befreiungsfriegen bis zu den Dresdener Gonferenzen enthalten bie von Mathy herausgege- 

nen „„Daterländifchen Hefte‘ (Heft 1, Manheim 1854). 
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Auch noch die fpätern badischen und andere deutſche Landtage wiederholten mit wenig Wor- 
me Mahnung an die verheißene nothwendige Bundesreform. 

Die allgemeinen reactionären Zuftände in Deutſchland und die befondern babifhen Ver- 
hältiffe nad} der unglüdfeligen Revolution brachten es übrigens fehr natürlich mit fih, daß die 
bediſhen Landtage für einige Zeit eine andere Geftalt annahmen. Die altliberalen Mitglieder 
waren fhon feit dem Landtag 1850/51, dem erften nad) der Revolution, welcher in redlicher und 
nofroller Zufammenmwirfung des mohlmollenven, aber bald erkrankenden Fürften die Wunden 
ter Revolution zu Heilen fuchte, immer mehr, bald durch Krankheit over Tod, bald durch freiwil- 
ligen Rüdtritt, bald auch durd; das Zuſammenwirken ver Radicalen mit den minifteriellen 
Bählern bei den Neuwahlen, ausgeſchirden von den Landtagen, melde jegt, fehr wenige Aus- 
nahmen abgerechnet, nur von den alten und nenern minifteriellen Abgeoroneten, meift Beaniten 
und harmlofen Bürgern, beſucht wurden. ine doppelt gemäßigte Geftalt der Landtage war 
dlerdingd gegenüber den Nachwirkungen der Revolution und gegenüber dem gemäßigten Gange 
ter Regierung wohlbegründet. Ob aber auch ein noch weniger felbftändiger als in vielen andern 
dentien Staaten, ald z. B. in Baiern, dies fönnte bezweifelt werden. Es Eonnten vielleicht 
mande Bewilligungen auch dem Lande erfpart oder gemindert werden, namentlich einige Steuer- 
erhoͤhungen, in&befondere aber auch die große Erhöhung des ſchon fo hohen Militäretatd, melde 
hier foger ohne Discuſſion, blos im Vertrauen auf die Sparfamfeit des Kriegsminiſters 
bewilligt wurde, während faft gleichzeitig die bairiſchen Stände eine ſolche angeblich bundes⸗ 
pihtmäßige und energifch gefoberte Erhöhung ven Lande glücklich erfparten. Auch fiel es auf, 
daf, nachdem in andern deutſchen Staaten die Folgen ber Aufſtände völlig getilgt waren, Die 
babiſhen Stände an Die Aufhebung der allgemeinen Landesentwaffnung nicht einmal zu er⸗ 
innem wagten. Doc gern überlaflen wir Andern und vem Lande die ganze Würdigung diefer 
frätern ſtaatlichen Verhältniffe, fo namentlich auch die Behandlung des In dieſer Periode wich⸗ 
tügften Gegenſtandes, des lediglich durch bie verfallungswibrigften Anmaßungen der Eutie er- 
tegten Kichenftretts. Es ift ein Kirchenftreit in einem Lande, in welchem ein folder wegen 
ter Bildung und billigen Denkweife des größten Theils ver fatholifchen Geiftlihen und ver ka⸗ 
ttelfen Bürger unmöglich war, wern nicht eine falfche Politik feit Jahren die ultramontanen 
Ridtungen felbfl großgezogen und dann den mohlgejinnten Geiſtlichen, die von ihnen verlegt 
md wegen ihrer Treue gegen die Regierung verfolgt wurden, und vie es einfehen, daß bie 
uramontanen Ginrihtungen fie rechtlos machen, den nöthigen Schuß verfagt hätte. Ge⸗ 

‚ Biß aber wich jeber flaatöfundige Mann uns beiftimmen, daß auch fernerhin für Baden vie 
‚ oa Karl Friedrich und von der badiſchen Verfaffung vorgezeichnete Politik die befte fein wird, 
! Bejeaige nämlich, welche darin befteht, die tüchtigen aufgeklärten Bewohner des ſchoͤnen Landes 
u Bivung, Freiheit und Wohlftand an ver Hand einer aufgeklärten, freitheitliebenden Regies 
| mung, im Wettetfer mit den übrigen Bruderſtämmen, möglichſt voranzuführen und ſtets vie 
dehre des gemeinfamen Vaterlandes treu und hoch zu halten. Baden iſt nur von fehr mäßigem 
Unfong, umfaßt Bewohner verſchiedenartiger Stämme und religiöfer Bekenntniffe; feine Be— 
Rrungen haben zu verfhlevenen Zeiten frembe Belüfte erweckt. Auf einer Seite vehnt es ſich 
uerdem in langer Grenze an Frankreich hin, an dieſem doppelt gefährlichen Nachbarland. Auf 
Ger andern langen Seite grenzt ed an hie in der höcften Freiheit blühende Schweiz. Ein gu= 
mitt und eine fefte Stüge find hier doppelt nothwendig. Der Mangel des nationalen Rechts⸗ 
Adandes, der ung bei allen Völkern eine unerträglie Geringfhägung bereitet, droht allen 
| &lerern und Theilen ver Nation Gefahr, dod feinen mehr ald den mittlern und kleinern Re— 
gerungen. Die Befeitigung diefes Mangels oder bie deutſche Ehre, Freiheit, Einheit und 
Ba hängen ab von einer einzigen Sache, von dem reiten Glauben ber deutfhen Bürger. 
Br — den Glauben an die abſolute Nothwendigkeit der Austilgung dieſer unſerer 
elcker. 
Baiern. (Geſchichte und Statiſtik, ſtaatsrechtliche und politiſche Zuſtände 
des Landes.) L Allgemeine geographiſch-ſtatiſtifche überſicht. Das Heutige 
Arigreich Baiern iſt aus Landestheilen von wol mehr als 100 verſchiedenen ehemaligen Hertz 
Wehen zuſammengeſeht. Defſſenungeachtet iſt dad Gebiet dieſes Staats inſoweit abgerundet, 
e nur in zwei getrennte Haupttheile zerfällt, die allerdings ziemlich weit voneinander ent⸗ 
bogen uud dem Umfange wie ven Berhältniffen ver Bevölkerung nad) einander fehr ungleich find. 
& Fb dies 1) das Hauptland, gleichfam im ‚Herzen Süddeutſchlands gelegen und bie ſieben 
Bien Provinzen oder Kreiſe umfaflend, und 2) die Rheinprovinz, die Pfalz, auf dem linken 
Miinufer, der Kleinfte, doch einer der bevoͤlkertſten ver acht Regierungsbezirke. 
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Das Hauptland iſt faſt durchgehends gebirgig. Im Süden ziehen die Alpen mit ihren ges 
waltigen, auf bairiſchem Gebiet noch bis über 9000 Fuß über die Höhe des Meeres emporragen⸗ 
den Kuppen. Im Often bildet ver Böhmerwald kheilweiſe die Landesgrenze; im Norden erheben 
fich dad Fichtelgebirge, Theile des Thüringerwalves, die Rhön, der Speffart, der Steigerwald 
und Ausläufe bes Obenwaldes; im Weften des Landes, gegen deſſen Mitte Hin, zieht die frän- 
kiſche Höhe. In der Pfalz ift der Hauptgebirgszug die nördliche Fortſetzung der Vogefen, welde 
ihrem größten Theile nad) ven Namen Haardt führt. 

,. Das Land ift, mit einigen wenig bebeutenden Ausnahmen, durchgehends im Gebiete ber 
beiden wichtigſten Ströme Deutſchlands, der Donau und des Rheins, ‘gelegen. Der ganze Sü— 
den und die Mitte des Hauptlandes (dad eigentliche Baiern und die [hwäbifche Provinz) ges 
hören dem Donaugebiete an, ver Norden (Kranken) jenem des Mainfluffes, aljo mittelhar vem 
des Rheins, und in dem legten felbft befindet ſich fobann unmittelbar die überrheinifche Bejlgung 
ie Pfalz). Alle Fragen, welche das Verhältniß der beiden Hauptſtröme Deutſchlands be: 
treffen, find alfo für Baiern hochwichtig und Finnen für deſſen mercantilifche Verhältniſſe fo: 
gar Lebenäfragen werben, was man leider bis jeht in mander Beziehung noch nicht gehörig 
beachtet Hat. 

Der Boden ift im Ganzen fehr fruchtbar und Eönnte, wie wir welter unten zeigen werben, 
bei größerer geiftiger Hebung bed Volkes und verſchiedenen durchgreifenden Verbeflerungen in 
der Gefeßgebung weit höhere agronomifche und finanzielle Erträgniſſe gewähren, als e8 ver: 
malen der Fall if. Doc trifft man auf beträchtliche Strecken hin auch Sumpfgegenden und 
Moorland (im bairiſchen Dialekte Möfer geheifen), unter denen beſonders das Dachauer und 
das Donaumoos die beveutenbften find. Die den Verhältniffen ded Bodens nad im Ganzen 
minder fruchtbare Pfalz gewährt ein erfreulicheres Bild. 

Im Allgemeinen beſteht ver Gaupttheil des bairiſchen Staats aus fruchtbarem Getreide: 
lande, das beſonders in den Maingegenden (wie noch mehr an ver dftlichen Borhöhe des Haardt⸗ 
gebirgd) in Weinland übergeht. Weitausgevehnte Streden (im ganzen Kande nicht weniger 
als 450 OM.) beftehen aus Waldungen, und manche Gebietötheile dienen nebflvem vorzuge: 
weife zur Viehzucht. 

Unter den Naturpropucten nehmen ſonach Getreide, Holz und Wein, dann Rindvieh, Pferde 
und Schafe bie erften Stellen ein. Der Boden ift reich an Mineralien, doc gewährt der Berg: 
bau, mit Ausnahme ber Pfalz, keine befonders Iohnende Ausbeute. 

Die Einwohner gehören verfdiedenen deutſchen Volkaſtämmen au. Der Volkscharakter 
dieſer verſchiedenen Stämme ift fih durchaus nicht gleich, ein allgemeines Urtheil über alle jo: 
nach nit Play greifend. Der Altbaier ift im Ganzen ernft, etwas unbehülflich, an vie Außer: 
lifeiten des Kirchthums fireng gewöhnt, nicht ohne Gutmüthigkeit, ſchlicht und kräftig; untel 
die höhern Stände iſt aber vielfach, eine tiefere Gorruption eingedrungen, ald man glaubt. Dei 
Franke, ebenfalls ſtark an Eichlihen Gebräuchen Hängen, ift lebhafter und gewandter; zwiſcher 
beiden inmitten fleht ver Schwabe. Den feurigften Charakter befigt der Rheinländer, der feh: 
gewandt und befähigt, oft etwas leichtfertig und abſprechend erfcheint. Seine Sprache ift milk 
bie der andern Stämme dagegen mehr oder minder hart und rauh. 

Hinſichtlich der Volkszahl ergab ſich früher eine fletige Zunahme. In der jüngften Period 
ift aber aud in Baiern ein Rückſchlag, eine Verminderung eingetreten. Die Aufnahme vor 
Jahre 1818 wies eine Einwohnerzahl nad von 3,707,966, jene von 1834 brachte die Ziffe 
4,246,778, die von 1849 4,520,751. Die Ergebniffe der beiden legten Zählungen waren ii 
der Hauptfahe nachbemerkte (mobei wir die Regierungsbezirke möglihft nad) ven alten Stam 
mesverſchiedenheiten zufammenftellen): 


Duakıl 

Alte Landihaften. Begierungsbezirke. Quabratmeilen. 1882. Aare 188. el 18. 
Oberbaiern . 2.2.2... 309 134,831 744,155 2408 
Altbaiern Miederbaiern . ........ 195 549,596 554,013 23341 
Oberpfalz und Regensburg .. 175 468,479 471,900 2696 
Oberfranfen ........ . 13 499,709 499,913 3999 
Franken jMittelfranfen.......... 139 533,830 533,587 3119 
Unterfranfen und Aſchaffenburg 162 595,748 589,076 3636 
Schwaben: Schwaben und Neuburg .... 174 565,783 561,576 32327 
Rheinpfalz: Play ........ . 108 611,476 B 5438 


Sufammen 1387 4,559,452 4,541,456 3374 
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Der Růckſchlag rührt aljo ganz beſonders von ver Pfalz her, in Heinerm Maße aud) von 
Sqwaben, Mittel und Unterfranfen. ) 

Hierbei machen ſich ganz befonderd die maflenhaften Auswanderungen geltend. Seit dem 
Jahre 1850 überfleigen dieſelben weit die Ginwanderungen. Nach den amtlihen Aufzeihnuns 
gen über diefen in der Neuzeit fo hochwichtigen Bunft ergaben ih folgende Ziffern: 


Durdfänitifihes Bermögen 
Jahre. Cinwanderer. Auswanderer. der Andwanberer. 
1830—35 durchſchnittlich 278 2107 430 ton. 
1855 —43 " 1080 5356 313 „ 
1845—51 “ 933 11,282 255 u 
1835 —51 im Ganzen 16,114 132,788 258 „ 


(Das Vermögen der Einwanderer ward in der legten Periode je zu 889 Glon. angegeben.) 


Die Gefammtfumme der Auswanderer hatte alfo ſchon 1851 foniel als die Bevölkerung 
eines ganzen Fürſtenthums betragen. Und num erft entwicelte ſich die Emigration in ber ko— 
loſſalſen Auspehnung. Schon im nähften Jahre (1852) zogen 19,443 Einwohner aus Baiern 
blos nad) den Vereinigten Staaten; fie nahmen beinahe 5 Mill. Glon. Vermögen mit fort 

ſchuittlich 225 Elon.). Bon diefer Auswandererzahl kamen 8908 allein auf die Pfalz 
und 7499 auf bie drei fränfifchen Kreife. In den nächſtfolgenden Jahren flieg der Verluft noch 
mehr (doch fehlen un die officiellen Ziffern). Erſt 1855 ergab ſich eine anfehnliche Verrin⸗ 
gerung, die aber leider nur als vorübergehend betrachtet werden kann; Folge der momentan un= 
gänfiigen Nachrichten aus Amerika, wird die Unterbrehung vorausfichtlich nur folange dauern, 
Bis von dort wieder günftigere Berichte eintreffen. 

Ganz befonders beachtenswerth feheinen uns dabei die heimlichen Auswanderungen, zumal 

die Heimlichen Auswanderungen junger Männer in der Abſicht, ſich der Eonferiptionspflicht zu 

. In der Pfalz Haben fich dieſe Bälle jo furdtbar vermehrt, daß man fragen muß: was 
Heil aus dem phyſiſchen Zuftande der Bevölkerung werden, wen gerabe vie Fräftigften jungen 
Männer fortwährenn fo maflenhaft auswandern, indeß die zum Militärbienft Untauglichen, 
die Schwãchlichen und Krüppelhaften, zurückbleiben? Selbft in der jüngften Zeit hat (wie fogar 
Die officioͤſe „Pfälzer Zeitung’' berichtete) gerade diefer Zweig der Emigration feine Bermin- 
Werung erfahren. ?) " 


1) Die Verhäftnifie der Pfalz, wie dieſelben ftatiftifch Hervortreten, find in verfchiedenen Beziehuns 
erſchreckend und in hohem Grade geeignet, bie allgemeine Aufmerfamfeit in Anſpruch zu nehmen. 
Gear im dieſem Kreife hatte ſich die Bolfszahl früher weitaus am meiften vermehrt. Diejelbe betrug 
Bei ver Lootreunung bes Landes von Sranfreih, 1814, 429,695 Menfchen und Bieg fo fehr, daß fie 
Ba imı December 1849 auf 616,370 belief. Die naͤchſte Zählung vom December 1852 ergab zum erſten 
eine Berminberung, und zwar von 4894 Menfchen. In den nächften drei Jahren (December 1855) 
fich aber ein weiterer Menfchenverfuft von 24,142 Köpfen, alfo ein Berluft von 224 Einwohnern 
fede Quadratmeile, innerhalb eines fo kurzen Zeitraums und ohne Kriegs = ober fonftige wefentliche 
erg (denn ein paar Hundert Cholerafälle fonnten dieſe traurigen Refultate nicht erzeugen). 
dies ein größerer Menfchenverluft, als in irgend einem andern beutichen Lande während ber 
— Periode vorkam, weit größer namentlich als der, welchen Kurhefien und Baden erlitten. 
* los die Bevölferungsverminberung an ſich, fondern nicht minder auch andere Momente müffen 
Men; fo namentlich die conſtante Bermehrun der Sterbefälle und der Ehefcheidungen bei einer 
Merminberung der Heirathen und der Geburten, wie folgende kurze Zuſammenſtellung andentet: 
4849. 1888. 


Geburten . . . 4,118 17,214 — Berminderung 6904 — über 38Y, Proc. 
Sterbefälle . . . 14,614 15,343 — Vermehrung 729 — 5 Mi 
Seiratien . . . 4,369 3,419 — Verminderung 890 — über 20%, „ 

. Eefheidungen . 8 17 — Vermehrung =ibr112 „ 
Die Jahre zwifchen 1849 und 1855 entfprechen vollftändig biefen fucceffio weiter ſchreitenden Verän⸗ 
Veruugen auch in den Einzelheiten. 

3) Rad amtlichen Aufzeichnungen zählte man in der Heinen Pfalz: 
1852 8,908 Auswanderer mit 2,024,000 Glbn. Vermögen, 
1853 9,497 „ „ 1,578,000 „ " 
1854_ 9,473 " „ _1,107,000 „ ” 
in drei Jahren 37,878 „ „ 5,309,600 „ ” 
Darunter befanden fich heimlich Ausgewanderte: 1853 4,295 
1854 5,047 


in zwei Jahren 9,341, ungerechnet bie Fahnenflüchtigen 
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Den confeſſionellen Verhältniſſen nah zählte man zufolge der Aufnahme von 1852: 
3,176,553 Katholiken, 1,253,894 Proteftanten (nämlich 906,586 Lutheraner, 2451 Refor: 
mirte und 325,077 pfälzifge Unirte), ſodann 5560 Mennoniten und Griechen und 56,053 
Juden. Kutheraner leben am meiften in Mittel- und Oberfranfen, nämlich 408,914 und 
280,223; am wenigften Proteftanten finden jich in Nieder und Oberbaiern, nämlich 2092 und 
41,959. Die Juden jind am zahlreichſten in Unterfranfen, ver Pfalz und Schwaben: 45,854, 
45,606 und 6365; am wenigften zahlreich in Nieverbaiern, Oberpfalz und Oberbaiern: 
40, 910 und 12148. Mennoniten trifft man am meiften in der Pfalz: 3384. Den Deutſch- 
Katholiken hatte die Regierung im Jahre 1848 freie Neligionsübung geftattet; fie hat dieſe Er: 
Taubniß jedoch wieder zurücgenonmen. In der Pfalz wurden bie deutſchkatholiſchen Gemein: 
den auf den Grund des DVereindgefeges felbft durch gerichtliches Uxtheil aufgehoben. Freie 
Gemeinden waren ohnehin in Baiern niemals anerkannt worben. 3) 

IL Allgemeiner geſchichtlicher Überblid. Die Baiern gehören jedenfalls zu einem 
der erweißbar älteften deutſchen Volksſtämme. Ob fie wirklich, ein halbes Jahrtaufend vor dem 
Beginn unjerer Zeitrechnung, im ſüdweſtlichen Gallien wohnten und mit Brennus das alte 
Rom eroberten, oder ob fie in fpäterer Zeit aus dem heutigen Böhmen durch einen andern 
Volksſtamm verbrängt wurden und nun ihrerſeits die bairifhe Landſchaft befehten, Tann und 
ziemlich gleihgültig fein. Bekannt ift, daß Baiern, unter vem Namen Bindelicien, eine Provinz 
der Römer war, welde hier Städte anlegten und ihre Cultur verbreiteten, wie überall, wohin 
fie ihre Waffen trugen. ALS die Oftgothen unter Theodorich ein neues Reich gründeten, bildete 
auch Baiern einen Beftandtheil deffelben. Mit dem Sturze dieſes Reichs Eamen bie Bojer in ein 
gewiſſes Abhängigkeitöverhältnig zu den Franken, dod nur in fehr beſchränktem Maße, indem 
fie ihr eigenes Recht bewahrten, ſich felbft vegierten und namentlich ihre Vorftände, Herzoge ges 
beißen, nad) wie vor nad) eigenem Gutbünfen aus ihrer Mitte wählten. Einer derfelben hieß 
Garibald, ein Nachkomme Agilolf's (daher Agilolfinger). Der Hauptort des Volkes war die 
von den Römern herrührende Stadt Regensburg. Um die Mitte des 7. Jahrhunderts wurben 
Die Gefege der Bojer ſchriftlich abgefaßt, wobei jedoch der Einfluß des Frankenthums in mehr: 
fachen Beziehungen ſich geltend machte. Der Volksſtaum der Bojer bewohnte damals dad Land 
in Süden der Donau und im Often des Rech; fein Gebiet dehnte ſich aber in anderer Richtung 
Bis nad) Italien und Ungarn aus, begriff alfo namentlich das Heutige Ofterreih, Steiermark 
und Tirol in fid. 

Der Freiheitsſinn, der die germaniſchen Völker jener Zeit durchgehends befeclte, trieb bie 
Bojer zu wiederholten Verſuchen an, fih von den Branfen völlig unabhängig zu maden. Bei 
dem bamaligen jugendlichen Emporblühen ver Frankenmacht war die jedoch ein vergebliches 
Bemühen, das gerade zum Gegentheile, zu einer entſchiedenen Unterwerfung führte. Hetzog 
Thaſſilo IL, der ven anfangs anerkannten Oberhoheitsrechten ver Franken auf einmal feine 
Folge mehr geben wollte, vermochte Karl d. Gr. um fo weniger zu wiberftehen, als die Geiß⸗ 
lichkeit die Plane des gewaltigen Oberhauptes ver Franken im Innern des Baierlanded mög: 
lichſt unterjtügte. Karl gebot nun hier mit feinen Franken als Sieger. Thaffilo, allerdings durch 
ein öffentliche Gericht der Felonie ſchuldig erklärt, warb in ein Klofter gefteckt, fränkiſches Recht 
und fränfifhe Verwaltungsmweife im Lande eingeführt, die Selbftänbigfeit des Landes aufge: 
hoben und daffelbe durch einen von den Franken eingefegten Grafen regiert, als deren erften 
Karl feinen Schwager, den ſchwäbiſchen Grafen Gerold, einfepte. Auch die Geiſtlichkeit wurde 
reichlich belohnt: e8 wurde der Zehnte eingeführt und insbefondere das Bisthum Salzburg mit 
ee Ländereien (auf Koſten des bairiſchen Volkes) dotirt und zum Erzbisthum 
erhoben. 

Die Baiern waren nun an den Siegeswagen ber Franken gefettet. Infolge ver Kriege ber 
Sranfen mit den nad) Oſten hin wohnenden Völkern, den Ungarn, Avaren, Slawen u. |. w. 
wurde aber daß bairifche Gebiet in dieſer Richtung bebeutend erweitert und namentlid) die Raab 
zum Orenzfluffe beftimmt (daher nachmals die Markgrafen von Oftbaiern oder Sſterreich)· 
Gleiche Vergrößerung des Gebietsumfangs fand nach Norden hin ſtatt (dad Nordgau u. |. w., 
ſelbſt die Gegenden von Nürnberg, Bamberg und Baireuth wurden zu Batern geſchlagen). 





3) Das wichtigſte Werk über bairiſche Statiſtik (in der engern Bedeutung) find bie „Beiträge gut 
Statiftit des Königreichs Baiern“, herausgegeben vom Minifterialtath v. Hermann, Vorſtand bes 
Statiftifchen Bureau. Indeſſen find die für alte Zwede vorzugsweife wichtigen Ergebniffe ber neueften 
Aufnahmen (deren Hauptrefultate wir oben mittheiften) in dieſem umfafienden Tabellenwerke zur Zeit 
noch nicht veröffentlicht. 
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Rad; dem Iintergange der Karolinger traten die Baiern neuerdings als felbftändiged Volk 
af. Sie übten ald ſolches dad erfte ver desfallſigen Rechte aus, fie wählten ſich wieder ihren 
Aaführer, ihren Herzog. Arnulf ſchien ihnen hierzu der geeignetfte und würbigfte Mann zu 
fein. Die Anflände, melde das Reichsoberhaupt, Heinrich J. dagegen erhob, wurden durd einen 
Sergleich beigelegt, nach welchem die Baiern ihre Selbftändigfeit in ausgedehnterm Maße als 
itgend ein deutfcher Volksſtamm bewahrten, nur follte ver vom Volke gewählte Herzog die 
Lehnehoheit des Reichs anerkennen. Died Iegtere hinderte nicht, daß die Baiern felbftänbig 
Kriege führten, das Münzrecht ausübten, Synoden hielten und Biſchöfe einfegten. 

Die Söhne des Herzogs Arnulf verfuchten es, fi von Reichsverbande völlig frei zu machen, 
fe ſuchten die Belehnung des Reihsoberhauptes nicht nach und wollten den Königätitel an= 
nehmen. Aber fie unterlagen gegen Kaijer Otto I., der nun den Markgrafen Berchtold (den 
Bruber des verfiorhenen Herzogs Arnulf) mit dem bairiſchen Herzogthum belehnte. (Von ven 
in dieſem Kampfe unterlegenen Söhnen des ältern Arnulf warb der eine, Hermann, Pfalzgraf 
am Rhein, der andere, Arnulf ver Jüngere, aber Pfalzgraf in Baiern. Diefer Legtere war ver 
Stammwater der Herren von Scheyern, welche im Jahre 1142 von ihrer neuen Refivenz Wit 
telsbach ben Namen annahmen.) 

Es lohnt ſich für und nicht der Mühe, die vielfachen Streitigkeiten wegen bed jeweiligen Be: 
ſides der Herzogswürde im Einzelnen zu erzählen. Dad alte allgemeine Volksrecht, daß jeder 
Stamm feinen eigenen Borftand, feinen Herzog, fich felbft wähle, wurde zwar im Grunbfage 
nißt aufgehoben, dagegen führte das Lehnöverhältnig zum (bekanntlich gleichfalls erwählten) 
" Raifer, fowie die uͤbermacht Einzelner in jenen Zeiten des beginnenden Fauſtrechts zu zahllofen 
Unruhen und Kämpfen. Das Gebiet vergrößerte ſich unterbeflen ungemein. Im Norden reichte 
es längft bis nad Thüringen, erweiterte ſich aber durch Sachſen bis zum Belt; im Often reichte 
es bis an die Sau und Theiß; Im Süden dehnte es fi felbft über Mantua, Parma, Modena 
und einen Theil des heutigen Toscana aus, währen im Weften der Led und Speflart u. f. m. 
die Grenze bildeten; e8 erſtreckte ſich alfo vom Mittellänpifchen Meere bis zur Norb- und Oftfee. 

Je mädtiger nun aber die Herzoge der Baiern dem GebietSunfange nad waren, umſo⸗ 
mehr ercegten fie die Eiferfucht der Kaifer, umfomehr gingen dieſe auf ihre Schwächung aus. 
Dies eine befonvere Duelle fortwährender Zwifte und Streite. Auf den Grund der Nichter- 
füllung der Lehnspflicht von Seiten des bairlſchen Herzogs Heinrich X., des Stolzen, warb dies 
fer 1138 feiner Lehen verluftig erklärt. Zwar fegte Brievri der Rothbart deſſen Sohn, 
Seinri den Löwen, in Baiern wieder ein, doch unter Abtrennung des Landes unter der End 
bis nad) Ungarn, das von jegt an als beſonderes Herzogthum Ofierreich) erſcheint. Nachdem 
aber Heinrich den Kaiſer unmittelbar vor der wichtigen Schlacht bei Legnano mit ſeinen Truppen 
verlaſſen hatte, warb auch er der Herzogowürde entſetzt, Sachſen von Baiern losgetrennt, zum 
Herzoge des letztern aber Otto von Wittelsbach erhoben (1180). Viele Bifchdfe benutzten die 
ihnen günftigen Zeitumftände, ſich mit bedeutenden Gebietstheilen gleichfalls von Baiern los⸗ 
reißen; fo namentlich jene von Salzburg, Paſſau, Freiſing, Brixen und Bamberg; auch die 
Stadt Regensburg machte ihr Verhältniß als alte Freiſtadt geltend. Otto von Wittelsbach 
wich übrigens als Stammvater der noch jegt regierenden Dynaſtie angefehen. 

Bon diefer Zeit an vergrößerte fi wieder die Macht der balrifchen Herzoge. Sie 
mechten fi unabhängig vom Kaiſer und begannen ſich den Adel mehr zu unterwerfen, von dem 
Me ehrfach Güter einzogen. Unter Ludwig I. warb überdies das Gebiet nad) außen eriweitert, 
va Raifer Friedrich UI. ihm auch die Pfalz am Rhein verlieh, nachdem fi Pfalzgraf Heinrich ver 
Eghöne wider dad Reichsoberhaupt empört Hatte. 

Die bairifche Particulargeſchichte bietet übrigens In diefen Zeiten wenig Anſprechendes dar. 
Die alten Volksrechte, obwol noch immer Eräftig geltend gemacht, verloren doch der That nad) 

fon mehr und mehr von ihrer urfprünglicien Reinheit. Die Herzoge, obwoi eigentlich noch 
immer bloße Wahlfürften, mußten es häufig durchzufetzen, nicht nur daß ihmen ihre Söhne in 
ver Herrfäpaft folgten, ſondern ſelbſt daß fie Rand und Volk unter biefe ihre Nadkonmen ver: 
teilten, obwol im Übrigen (tie wir weiter unten fehen werben) die Gewalt dieſer Herzoge durch 
Die Landſtaͤnde noch immer fehr entſchieden beſchränkt blieb. 

Rah dem Tode Otto's des Erlauchten (1253) theilten ſich deffen Söhne in der Weife in 
WB Land, daß Ludwig der Strenge Oberbaiern mit Münden und der Rheinpfalz, Heinrich der 
Jüngere aber Niederbaiern mit Landshut, Straubing und der Burggraffcaft Regensburg er= 
hielt; die Kurmürbe wechfelte unter Beiden, und ihr Gebiet wurbe aud) durch die Erbicaft des 
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unglũcklichen Konradin des Hohenflaufen vergrößert. Schon 1340 ftarh die nieverbairifche 
Linie aus. Die oberbairifche Hatte zuvor neuerdings getheilt. Ludwig der Strenge hinterließ 
zwei Söhne, Ruvolf und Ludwig den Jüngern. Der Erftgenannte wurde der Stammvater der 
nachherigen rheiniſchen Pfalzgrafen, indem die Rhein- und die Oberpfalz auf dieſe Linie über- 
ging, Ludwig dagegen erhielt Oberbaiern (4329), wurde der Staminvater der Gerzoge und 
nahmaligen Kurfürften von Baiern und erlangte auch als Ludwig IV., der Baier, die Kaifer- 
würde. 

Mehre bairiſche Herzoge wirkten dadurch verderblich für die Zukunft Deutſchlands, daß fle 
als erklärte Feinde der freien Städte auftraten und dieſe ſchönſte Blüte des Mittelalters ſcho— 
nungslos zertcaten. Insbeſondere verpfändete auch der zum Kaiſer erwählte Ludwig der Baier 
viele Reichsſtädte. 

Die vielfachen Erbtheilungen Hatten unfagliches Unglück über das Land gebracht; fehr oft 
hatten fie mittel= oder unmittelbar zu offenen Kämpfen geführt, in denen das unglückliche Wolf 
Habe und Leben aufopfern und ſich in jeder Beziehung felbft zerfleifchen mußte, blos deshalb, 
weil diefem oder jenem feiner Prinzen gelüftete, ebenfall3 herrfchen over über einen Landſtrich 
mehr gebieten zu wollen. Die Macht der Verhältniſſe führte zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
enblid dahin, daß man das Verwerfliche dieſes Syſtems einfehen lernte. Durch Vereinbarung 
zwiſchen Herzog Albert IV. und den Landſtänden kam daher im Jahre 1506 ein Geſetz, eine 
pragmatifhe Sanction, zu Stande, wodurch die Regierungsfolge nad dem Erſtgeburtsrecht 
feftgefegt, den nachgeborenen Prinzen aber nach erlangter Volljährigkeit eine Apanage von 
4000 Glon. jährlich beftimmt ward. (Die kaiſerliche Beſtätigung dieſes Gefeges erfolgte erft 
im Jahre 1578.) 

Von jegt an war ſowol durch die Innere Vereinigung des Staats als nit minder durch 
die immer günftiger jich geftaltende äußere Entwidelung ver Dinge bie fihönfle Gelegenheit dar= 
geboten, Baiern, zumal in geiftiger Hinficht, zum erften Staate Deutfhlands zu erheben. Das 
nun auf die Dauer vereinigte Land und Bolt — melde Fülle materieller Mittel bot es dar! 
‚Hätten feine Herzoge biefe vernunftgemäß benugt, hätten fie fi an die Spige ber in jenen Zei— 
ten begonnenen geiftigen Bewegung geftellt, wie viel Gutes hätten fie für ganz Deutſchland, 
für die fi) emancipirende Menſchheit fliften, welche mannichfachen und gewaltigen Vortheile 
hätten fie, fogar vom Standpunkte ded Eigennuged aus betradıet, für ihr Land und ſich 
ſelbſt erlangen können! Was auf ſolchem Wege zu erreichen gewefen, zeigre fpäter, unter bereite 
weit mehr entwidelten, darum ſchwieriger zu löfenden Verhältniffen und mit vergleihäweife 
weit geringerer Macht, Preußen unter feinem Großen Kurfürften und unter Friedrich I! Aber 
leider, auf ſolche geiftige Höhe vermochten ſich die bairiſchen Herzoge nicht zu erheben; fie ver= 
kannten und verfehlten völlig ihre und ihres Landes ſchönſte Aufgabe und wichtigſten Beruf, 
zum Nachteile für ſich felbft, für ven Staat, für ganz Deutſchland, ja für die gefammte Menſch— 
heit! Wir müſſen umfomehr Hierbei etwas verweilen, als eine Kenntnig der damaligen Ge— 
ſtaltung zur richtigen Beurtheilung mander fpätern Erſcheinungen nothwendig ift. 

Nah dem im Jahre 1508 erfolgten Tode des Herzogs Albert IV. gelangten veffen Söhne 
Wilhelm IV. und Ludwig zur Regierung, die nad) vielen Streitigkeiten gemeinfan regierten. 
Erſt nad) Ludwig's Tode, 1545, wurde Wilhelm alleiniger Regent. Jene gemeinfchaftlihe Re— 
gierung war died aber blos dem Namen nach, venn in Wirklichkeit Herrfchte Wilhelm allein; 
was geſchah, ging der That nad) von ihn aus. 

Die große Bewegung der Reformation begann. Welche vielfachen Gelegenheiten zur gei— 
ftigen wie materiellen Exhebung Baierns boten ſich jegt von felbft dar! Auch Wilhelm hatte ſich 
über mande der enormen Misbräude in kirchlichen Dingen bereitd bitter befchwert und deren 
Abftellung vom Papfte und auf andern Wegen zu erlangen geſucht. Daß er ſich aber an die 
Spitze der begonnenen Bewegung geftellt oder an verfelben nur tHeilgenommen hätte, ließ 
feine beſchränkte Anfhauungsweife in kirchlichen wie in politifchen Dingen nicht zu. Pfäffiſch 
erzogen, hielt er ſich felbft für einen Gelehrten, zumal in geiftlichen Dingen, bie nad) feinen Be— 
griffen den Hauptbeftandtheil aller Gelehrfamfeit bildeten. Darin wollte er nun einige Ver— 
befferungen vorfchreiben. Was aber weiter ging, erbitterte nicht nur jeine Eitelkeit als ver— 
meintlihen Gelehrten, ſondern erweckte noch mehr feinen Fanatismus, den ganz befonders die 
von ihm zum erften mal in ein deutſches Land gerufenen und in ven Befig ber höchſten Lehr- 
anftalten gefegten Jefuiten lebhaft rege zu halten verftanven. Dazu kam, daß eine Theilnahme 
an ber begonnenen Bewegung allerdings mit einigen Schwierigkeiten und dem möglichen Ver— 
luſte einiger Fleinen Vortheile verfnüpft war, die freilich ein geiftig höher ftehenver Mann nicht 
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allia groß angejchlagen Gaben würde, die aber bei der kleinlichen und engherzigen Beurtheiz 
Imgeweije Wilpelm’s in Allem ven Ausſchlag gaben. Die großen und reichen felbftändigen 
Bisthiimer und Erzbiöthümer, welde Baiern umgaben, ſchienen ihm, bejonders wenn er ſich 
recht verdient mache um die alte Kirche, eine ſchoͤne und ſichere Gelegenheit varzubieten, den nach⸗ 
geborenen Bringen ein glänzendes Unterkommen zu jihern. Dieje Beiigthümer geradezu auf- 
zuheben und mit feinem Staate zu vereinigen, wäre freilich noch vortheilhafter geweſen, hätte 
aber, wenn auch wol nicht gerade einer größern Begierde nach venfelben, doch jevenfalls eines 
entichiedenern Charalters bedurft. Sobann firebte Wilhelm ſtets, durch den Papſt fowol als 
(daB ihm drohend nahe liegende) Ofierreich äußere Vortheile zu erlangen. Das Oberhaupt ber 
Kirche fellte ihm heimlich, vie Kaiſerwürde in Ausfiht, das Oberhaupt des Reichs aber ver= 
ſprach ihm in förmlihem Vertrage die pfälzifhe Kur. Et warb von beiden getäufcht, erlangte 
weder jene noch dieje und bewirkte überdies durch feine rafende Verfolgung der Proteftanten, 
daẽ ihn Die Böhmen zu ihrem Könige nicht wählten. Am Abend feiner Tangjährigen Regierung 
mochte er doch manchmal fühlen, daß feine ganze Lebensaufgabe verfehlt jei. Geiftig nieder- 
gedrückt, ergoß er ſich vergeblich in Klagen an den feine Verſprechen nicht erfüllennen Kaiſer 
Karl V., welchen Gefahren er ſich um des Kaiſers willen auögefegt, welche großen Opfer er dem 
Bortheile deſſelben gebracht, wie er eine drückende Schulvenlaft auf Land und Leute, auf ſich 
telbft und feine ganze Nachkommenſchaft aber der deutſchen (alfo felbft ver übrigen katholiſchen), 
gan; beſonders der proteftantifhen Fürften (und Völker) grimmigen Haß geladen Habe, wobei 
er mit erfchöpfendem Aufwande die Feſtung Ingolftadt habe aufführen müffen, um wenigſtens 
eine Zufluchtsſtätte zu beſitzen, falls die Feinde dennoch die Oberhand gewännen. Wahrlid, dad 
ſchärfſte VBervammungsurtheil, dad jener Mann über feine engherzige und fanatifche Politik 
nur irgend felbft auöfprechen konnte! Wir fehen dabei dad Land erfhöpft in jeder Beziehung, 
Handel und Wandel gelähmt und zumal jeden geiftigen Aufſchwung niebergevrüdt. Wil 
heln ſelbſt aber, der fi immer, unter der Bezeihnung der Hauptftüge des Katholicismus, 
von Ofterreich und dem Bapfte hatte voranftellen laflen, gefiel fich freilich unter dem ihm von der 
Sqmeichelei gegebenen Beinamen des Beſtändigen, die unbeftehbare Gefchichte dagegen hat 
ihn, mit den Worten eined neuern Hiſtorikers 4), als den Erſtarrten und dennoch, außer in fel= 
wem ſinnloſen Fanatismus, hoͤchſt Unbeftändigen bezeichnet. 

Sein im Jahre 1550 zur Regierung gelangter Sohn Albrecht V. fehlen anfangs felbft er= 
ſchroden beim Hinblick auf diefe ſprechenden Ergebniffe jener Verfolgung des neu aufftrebenden 
Geifted. Gr fhien daher ein Verfahren verlaffen zu wollen, das nicht nur jede Gewiſſensfreiheit 
sernichtete und alle Gefühle der Menſchlichkeit mit Füßen trat, fondern das auch, was ihm 
«dis die Hauptſache gelten mochte, allen Geboten ver Staatsklugheit grell wiverftrebte. Als 
brecht ließ ſonach die Ketzerhinrichtungen u. vergl. einftellen, nahm, obwol feft katholiſch blei⸗ 
bend, ein Syſtem der Milde an und trat ſelbſt zu jenen proteflantifchen Kürten in ein näheres 
dreuundſchaftoverhãltniß, melde fi gegen Übergriffe ver Alte gleihmäßig bedrohenden Über- 
maät des Haufe Oſterreich zu wahren fuchten. Aber leider währte dieſer Stand der Dinge 
nicht lange. Bald ward Albrecht auf den Weg feines Vaters fortgeriffen. Schlau mußten die 
Jefuiten die dem Herzog in feiner Jugend eingepflangten teligidfen Borurtheile immer wieder 
zu wecken, und zubem eröffnete fidh ihm bie lockende Ausſicht, unter dem Scheine des Cifers für 
die katholiſche Religion fi über die Rechte ver Landſtände hinmwegfegen und ben alten und 
teihen Adel Baierns unter feine Gewalt beugen zu können, nachdem dieſer Adel größtentheils 
Yen Proteſtantismus ſich zugewendet hatte. So laflete denn ein vom Fanatismus geftachelter 
ferätbarer Despotismus aufs neue auf dem Baierlande. Jede geiftige Blüte welkte elend Hin, 
ober ward mit ſchonungsloſer Hand geknickt. Das materielle Elend brach gleihmäßig mit er⸗ 
weuter Heftigkeit herein. DBergebend aber alle Seufzer, alle Klagen ver Unglüdlichen; ver= 
gebens vie Vorflellungen des Landtags, der (namentlich) im Jahre 1568) In herzzerreißenver 
Weiſe ſchilderte: wie dad Land, die Städte und Dörfer eines großen Theild ihrer Bewohner bes 
raubt wirrden, bie der Herzog blos aus dem Grund in die Verbannung ftoße, weil ſie das 
Aendmahl in beiverlei Geſtalt genöffen, was ja er, ver Herzog felöft, vom Papſte dringend vers 
basgt, was diefer, der Papſt felbft, ſodann bewilligt Habe; vergebens, daß ber Landtag ferner 





. 4) Sormayr, „Taſcheubuch“, Jahrg. 1831. Dergl auch megen des Bolgenden Sugenheim, 
Baieens Kirchen s und Bolfszutände im 16. Jahrhundert“ (Biegen 1842), worin ein reiches Mate⸗ 
Sad gar Entfüllung ber Schänblichfeiten jener Zeit, ige 
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ſchilderte, wie dad ganze Land immer mehr verarnıe, den Abel nicht ausgenommen, deſſen Güter 
man feiner fleiigften Bebauer beraube, fobaf viele Grundſtücke öde, Handel und Gewerbe brach 
lägen; vergeblich, da ſodann namentlich der Magiftrat ver Hauptſtadt Münden (1570) bit 
tend vorftelfte, wie diefe eine Gemeinde infolge jener Bertreißungen der Reformfreunde aus dem 
Zande über 100,000 Glon. (damals eine enorme Summe!) jährlih an Steuern einbüße, 
während das Almofen nicht mehr Mittel genug aufbringen fönne, dem täglich Höher fleigenden 
Elende zu begegnen; ſchnoͤder Hohn und Drohungen (den Mündenern gegenüber mit Ders 
legung der Refidenz) waren die Antwort des herzlofen Deöpoten. Er wüthete mit ſtets fleigen- 
der Heftigkeit. Jedes Mittel warb angewendet. Er befahl eine allgemeine Entwaftnung des 
Bauernftandes, mit Ausnahme ver Orenzbörfer, unbefümmert darum, daß nun die Ausrottung 
von Räuberbanden, von denen das Land wimmelte, unmöglich wurde. Furcht vor dem Volle 
und Liebe zum Wild jcheinen gemeinfam jene Maßregel hervorgerufen zu haben, denn wer zum 
zweiten mal Wildfrevel beging, warb aus dem Lande verbannt oder gehenft! 

Schon damals richteten ſich die giftigen Pfeile der Tyrannei vielfach gegen die Preffe. 
Drudereien und Buchläden wurden jefuitifchen Durhfuhungen und Gewaltdictaten unteriwor= 
fen; Eeinerlei Bücher, auch ver unſchuldigſten Art (3. B. Grammatiken), durften, wenn fie in 
proteftantijchen Ländern gedrucdt waren, nad) Baiern gebracht werben. Aber auch aus fireng 
katholiſchen Gebieten kommende und ganz alte Schriften wurden unenblid häufig verboten, und 
zufolge ausdrücklicher Inftruction ſelbſt Kloftergeiftlichen unterfagt, griechiſche und römifche 
Claſſiker, Schriften aus den Zeiten des Heidenthums in ihren Bibliothefen zu dulden. 

Herzog Albrecht wollte, eitel wie er war, für einen Befoͤrderer ver Wiſſenſchaften gelten. 
Dies hinderte ihn aber nicht, die berühmteften Profefioren ver ingolftadter Univerfität, die ſich 
in kirchlichen Dingen feinen beſchränkten Anfichten nicht anfhlofien, zu vertreiben (unter ihnen 
den berühmten Apian) und dieſe Hochſchule felbft den Jeſuiten zu übergeben, obſchon die An= 
ſtalt natürlich unter folchen Verhältniffen fehnell von ihrer frühern Höhe herabſinken mußte. 

Albrecht, der in feiner Jugend dfters an den prunkvollen Höfen zu Madrid und Wien ver- 
weilt hatte (woher denn auch beſonders feine Gewoͤhnung an den fpanifchen Herrſcherdespotis⸗ 
mus!), wollte den dortigen verſchwenderiſchen Prunk an feinem Hofe fortfegen, unbefümmert 
darum, daß daß vergleichsweiſe winzige Baiern e8 jenem Reiche doch nicht gleich tun konnte, In 
weldem „pie Sonne nicht unterging”. Nach feinen Begriffen von Herrſcherthum, Herrſcher⸗ 
würde und dem Glanze des Hofs erheifhten diefe bie maß= und finnlofefte Verſchwendung. 
Das Land ward mit Schulden überlaftet, dad Volk mit Auflagen faft erdrückt. Vergeblich alle 
Gegenvorftellungen, zumal ver bereitö zur Machtlofigkeit herabgebrachten Stände! 

Auch den Beinamen eines Befoͤrderers der Künfte wollte ſich der Herzog erwerben. Dies 
eine Hauptquelle der enormften Verfhwendungen. „So heilbringend“, bemerkt ein neuerer 
Geſchichtsforſcher 5), „ſolche enle Begierde dem Herzogthume hätte werden müffen, wenn ihr Ziel 
gewefen wäre, unter dem Volke ein reges Geiſtesleben zu nähren, es in der Kenntnif des Wah- 
ten, Nüglihen und Schönen heranzubilden, fo ſchädlich wurbe fie demſelben dadurch, daß fie Er— 
gebniß ganz anderer Tendenzen, nämlich nur der auch in dieſer Richtung ſich lebhaft äußernben 
Citeleit und Prunkſucht des Fürften war. Denn die vielgepriefenen Verdienſte Albrecht’ um 
Pflege der Wiſſenſchaft und Kunft in Baiern reduciren ſich, von ihrem täuſchenden Schimmer 
entkleivet, auf außfchweifende Vorliebe deſſelben für jene Übungen und Fertigkeiten, die feine 
Sinne ergögten, auf die Sucht, ald eingemeihter Kenner in mehren Bädern bed menſchlichen 
Wiſſens zu glänzen, und auf den die Majeftät ver Wiſſenſchaft verhöhnenden bettlerifchen Weih- 
rauch kriechender Schriftgelehrten. Diefen unfeligen Leidenſchaften opferte er Summen, bie er 
von feinem armen Volke mühfam erpreßte, deflen befte Kräfte die gefräßigen Harpyen ver= 
fhlangen, ohne ihm aud nur den geringften Grfag zu gewähren, während er für Alles, mas 
eines Volkes Wohlfahrt wirklid fördern, was Bildung und Wiffen zum Gemeingut Aller mas 
en kann, feinen Sinn hatte. Denn mas nügten der Nation jene Bergeudungen? War die 
Beftimmung verfelben dod) nur, den fürftlichen Verſchwender zu verherrlichen und zu vergöttern, 
ſowie ihn angenehm zu unterhalten; war den um ihn verfanmelten gelehrten Männern doch 
feine Einwirkung auf dad Volk und deſſen beflere Bildung geftattet, ward dieſes doch gefliffent= 
lich unter einem fo ungeheuern Geiſtesdrucke, in ſolch fürdterlicher Roheit nievergehalten, daß 
es den wohlthätigen Einflüffen, die Wiffenfhaft und Kunft auf daſſelbe Hätten ausüben Eönnen, 
fon völlig unzugänglich geworden war.” 


5) Sugenheim, a. a. O. 
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Roch geiftesbefchränfter und noch bigotter und verſchwenderiſcher zugleich war der nächſt⸗ 
folgende Herzog, Wilhelm V. Er war ein blindes Werkzeug in den Händen der Jefuiten, die 
iha in jeber beliebigen Art wie ein Kind gängelten und zu beren Vortheil er das Land in einer 
Seiſe ausbeutete, von welcher man ſich faft feinen Begriff zu machen im Stande iſt. Die Auf- 
lagen wurben fo ungeheuer erhöht, daß von einem Bauernhofe, von welhem im Jahre 1501 
28 Kreuzer jährlih an Staatsabgaben hatten entrichtet werden müflen, im Jahre 1595 nicht we⸗ 
iger als 400 Glon. erhoben wurden! Da aber meer der Adel noch die ganz beſonders be⸗ 
gäuftigte Geiſtlichkeit durch diefe Steuernlaft direct betroffen wurden, fo beliefen ſich die jähr- 
lichen Ginkünfte des Landes doc hoͤchſtens auf 450,000 Gldn. Deflenungeadhtet ftieg die Ver⸗ 
ſchwendung immer mehr und namentlih erbaute Wilhelm den Jeſuiten zu Münden einen Pa⸗ 
laſt, der Millionen koftete. Die machtlos gemachten Stände mußten fort und fort neue Schulden 
übernehmen, ſodaß zulegt fie felbft ebenfo wie ber Herzog fogar allen Gelderedit einbüßten und 
beine nur noch zu hoͤchſt wucheriſchen Zinfen, dann zulegt gar nichts mehr geliehen bekamen. 
Da verfiel der Herzog auf ein neues Finanzmittel: er verkaufte nicht nur Amter und Würden, 
fondern erpreßte auch von feinen Beamten eine Art Zmangsanlehen, indem er einem jeden eine 
Summe anfepte, die derfelbe herbeiſchaffen und ihm leihen müffe! Rand und Leute ohnehin be= 
trachtete er wie fein Privateigenthum, wobei er insbeſondere behauptete, er müſſe das Volk ge- 
gen deſſen eigenen Unverftand ſchützen und auf die rechte Bahn leiten. Alle Rechte wurden da⸗ 
nad mit Füßen getreten; jene der Landſtände insbeſondere waren bereits völlig vernichtet; Ge— 
wifiensfreiheit gab es nicht mehr, jebe firchliche Neuerung war vertilgt; felbft ver Abel fah, dem 
BSerrſcher gegenüber, feine ganze Macht gebrochen. 

Endlich aber trat die Unmöglichkeit hervor, die Staatsmaſchine in der bisherigen Weiſe 
ferner im Gange zu erhalten, zumal bei der immer Ärger werdenden totalen Zerrüttung des 
Binanzzuſtandes. Nachdem Wilpelm zuerft einen Theil der Regierungsgeſchäfte feinem Sohne 
Martmilian übertragen, ſah er ſich zulegt von allen Seiten in Verlegenheiten gebracht und 
gleichſam genöthigt, die Regierung förmlich nieberzulegen (1598). Ex zog ſich in eine kloſter⸗ 
artige Einfamteit zurüd, in welder er denn faft wie ein Moͤnch lebte. 

Marimilian I., wol auch der „große Kurfürfl” genannt, war ein Mann, der allerdings 
feine Vorfahren und zwar namentlich feinen Vater weit überragte. 

Marimilian erkannte, daß er ber bisher ftattgehabten maflofen Verſchwendung Einhalt 
thun müfle; auch fuchte er die Verwaltung des Landes zu orpnen, und es gelang ihm namentlich, 
ein Heer zu fihaffen, vermittelö deſſen er Baiern zu Heben im Stande war. Allein ein höherer 
Senius defekte ihn nicht; feine ganze Anfhauungsweife, fein ganzes Streben blieben ftets 
Höchft mittelmäßig. Wahrhaft erhaben fih aufzufhmingen mußte er niemals. Wie weit fland 
er dem preußiſchen Großen Kurfürften, wie weit gar einem Friedrich II. nah! Was ihn er= 
füllte, war Vergrößerungsfucht auf der einen, fanatifher Glaubenseifer auf der andern Seite, 
Rie leuchtete er feinen Zeitgenoffen auch geiftig voran, venn genialer Ideen ermangelte er. 

Obwol e8 ungereimt wäre, verfennen zu wollen, daß Marimilian mehr als eine blos unter- 
georbnete Befähigung beſaß und daß er ſchon dadurch bemerkbar heroortreten mußte, daß er 
doch Überhaupt eine Idee, wenn gleich feine höherer Art, fein ganzes Leben hindurch mit unaus⸗ 
geſetztem Eifer verfolgte, fo iſt es dennoch Mar, daß er deſſenungeachtet vielfach nur als Werkzeug 
der fchlau feine Tendenzen und Schwächen erfennenven und benugenven Jefuitenpartei diente. 
Infolge deſſen ward er häufig da vorgefchoßen, mo es galt, dem Ultramontaniömus, gegenüber 
ver Partei der Mäfigung unter den Ratholifen, ven Sieg zu verfchaffen, den Sieg, der im leg= 
tem Erfolge freilich ſchlimm genug mar und ver Sache des Katholicismus, des Kaiferd und ganz 
Dentſchlands gleich fehr zum Verderben gereichte. Es wurde vorzugämeife von Maximilian 
durchgeſeht, daß Wallenftein (zum erfien mal) geftürzt und damit pie katholiſche Partei des ein- 
zigen Felbherrn beraubt warb, ber einem Guſtav Adolf mit Erfolg gegenübergeftellt werben 
Sonnte; es wurbe von ihm durchgeſetzt, daß, gerade als die Schweden ven Kampfplatz betraten, 
Ver (dem Scheine nad feiner Würde wegen fo hochgeachtete) Kaifer von ven Fatholifchen Stän— 
Ben genoͤthigt warb, fein Heer bis auf 59,000 Mann zu vermindern. Die Folgen ſind bekannt ge= 
mug. Die unverſtändige Halsſtarrigkeit Maximilian's während ded ganzen Dreißigjährigen Kriegs 
rrihte ſich würdig daran, ſammt jenem Waffenſtillſtandsbruche, ven er ſich gegen Ende deſſelben 
zu ſchulden kommen ließ und den das Land alsbald furchtbar büßen mußte. Und um ſolches 
reiben zu kroͤnen, endigte jener von der Schmeichelei und dem Jeſuitismus Vielgepriefene da⸗ 
mit, bei den weftfälifchen Friedensunterhandlungen treulos das Abreißen einer der wightigften 
Provinzen des gemeinfamen Vaterlandes zu befördern, indem er ſich mit den Franzoſen dahin 
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verftänvigte, jelbft mitzuwirken, daß ihnen der Elſaß preigegeben ward, nur damit fle hinwie⸗ 
der feine unlautern Anfprüdje unterflügten. Wenn irgend ein deutſcher Fürſt, fo ift es Maximi⸗ 
lian, auf dem diefe Verfündigung an den wichtigften Intereſſen des Vaterlandes laftet. 6) 

Allerdings erlangte Maximilian Das, wonach die bairiſchen Herzoge ſchon längft geſtrebt 
hatten: die Kurwürde und den Befig der Oberpfalz. Aber um welden Preis? Nicht nur daß 
er feinen Vetter (von der Pfalz) darum beraubte und daß er einen Txeubrud an Deutſchland 
beging, ſondern Baiern ward auch eined der am ſchrecklichſten vermüfteten Länder Deutſchlands. 
Dörfer und Höfe maren vielfach verſchwunden, nur bier und da erblickte man auf dem Lande 
ein paar elende Hütten. Der Boden war auf weite Streden hin nicht mehr angebaut, Künfte 
und Gewerbfleiß lagen völlig darnieder. Was Feuer und Schwert verfehont hatten, richteten 
Veſt und Hungersnoth hintennach no zu Grunde. (Zu Münden allein wurden 15,000 Men= 
ſchen weggerafft, Dörfer, fonft mit mehren Hundert Bewohnern, zählten deren oft faum noch 
10 oder 20; andere gingen ganz ein. Banerngüter, die vordem um 20,000 Gldn. und darüber 
verkauft wurden, waren jegt um 70—80 ©lon. feil!) Ungeachtet des unbeſchreiblichen Un- 
glüds, von dem das ganze Rand heimgeſucht war, und namentlich ungeachtet der entfeglichften 
Berarmung der Einwohner gefiel ſich indeſſen Maximilian darin, eine für jene Zeiten faft ihres 
Gleichen fuhende prachtvolle Refivenz in Münden zu erbauen. 

Was ift — muß man ſchließlich aber nod fragen — unter Maximillan's lange dauernder 
Regierung für geiftige Hebung des Volkes geſchehen, namentlich in der ganzen Zeit, ehe über- 
haupt die Kriegäftürme begannen, oder in welcher ber Sieg feiner Partei zuläcyelte (von 1598 
— 1651)? Leider fo viel als gar nichts. Der Volksunterricht war und blieb in den Händen der 
Mönde, vorzügli der Jefuiten; erzielte in Wirklichkeit nicht auf Erleuchtung, fondern auf 
Berbummung hin. Bezeichnend ift es ſchon, wie er die wiſſenſchaftlichen Schäge der Heidelberger 
Hochſchule — in geiftiger Beziehung bisher ein Gemeingut des gefammten Deutſchland — als 
Geſchenk nad dem Welſchlande bringen ließ, dieſen Schag gerade auch für deutſches Recht und 
Altertfum. ine wahrhaft furdtbare Anklage gegen Maximilian’, fowie feiner Vorfahren und 
Nachfolger Regierungsweife liegt aber in den folgenden Worten, die ein befannter hiſtoriſcher 
Schriftſteller ausfpricht: „Während alle übrigen deutſchen Länder, in denen die Jeſuiten nicht 
zu ſolch ausgedehnter Beherrfhung des Jugendunterrichts gelangten, feit der Reformation un= 
ſterbliche Weltweife, Dichter, Forſcher und Eroberer in jevem Gebiete menſchlichen Wiſſens her⸗ 
vorbrachten, blieb Baiern Jahrhunderte lang verwaift an großen Namen und gab der Welt 
nit einen, welcher aller Deutfchen Stolz oder der Menſchheit ewige Zierde geworben wäre.” 7) 

So hinterließ denn ver vielgepriefene „große Kurfürſt“ das bairiſche Land und Volk intel= 
lectuell und materiell fo furchtbar niedergedrückt und erſchoͤpft, daß es gerade von jegt an, 
wenigftens auf fehr lange Zeit, jene hervorragende Stelle nicht mehr einnehmen Eonnte, zu ber 
es berufen ſchien. 

Zu allem Diefem kam, daß ver nächſte Kurfürſt, Ferdinand Maria (1651—79), ein allen 
hoͤhern Anfoderungen nad) durhaus unfähiger Menfh war. Das Glüd ſchien ihm ohne fein 
Zuthun zu läheln: mächtige Reichsſtände boten ihm die Kaiſerkrone an, und nebft ihnen verhieß 
Frankreich kräftigen Schuß gegen Ofterreich. Freilich verbient er Anerkennung, daß er feine eigene 
Schwäche genügend fühlte, um Alles auszuſchlagen. Ex wendete feine Regierungsjahre dazu 
an, dad nymphenburger Luftfhloß und dad mündener Theatinerklofter prachtvoll zu erbauen. 

War er zu wenig thatkräftig, fo war fein Sohn und Nachfolger Max Emanuel in verderb⸗ 
lihem Übermaße ehrgeizig und kriegsluſtig, durch welche Leidenſchaften er aufs neue maßloſes 
Elend über das Land brachte. Erſt kämpfte er für Öfterreidh gegen die Türken, dann im Spani= 
ſchen Erbfolgekrieg gegen daſſelbe, im Bunde mit dem ländergierigen und beöpotifchen Lud⸗ 
wig XIV. von Frankreich, ver ihm eine Gebietövergrößerung (den erblichen Beſitz der Nieder⸗ 
Iande) in Ausſicht flellte. Die Schlacht bei Höhftänt (1704) brachte aber dad ganze Land in 
feindliche Gewalt, die nun mit furhtbarer Barbarei hier wüthete, ſodaß Baiern namentlich über 
300 verbrannte Ortſchaften zählte. (Mit beſonderer Erbitterung hauften die zuvor in ihrem 
Lande von den bairifchen Kriegsknechten entfeglih mishandelten Tiroler.) Dabei wurden dem 
Volke, dad dem Kaiſer förmlich als ſeinem Landesherrn Treue ſchwören mußte, die ungeheuers 
flen Steuern und Gontributionen auferlegt. Der Stammhaß der Baiern gegen bie Hfierreicher 
wurzelte jetzt auf neue und fo tief, daß er ein ganzes Jahrhundert lang fortvauerte. Cine Art 


6) Häuffer, „Geſchichte d inifchen Pfalz‘ (2 Bde., Heidelberg 1845). 
2) Steete,", Grfhihte eo baten Boll nab feiner Särfen "Ui, 10. 
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Siciliſcher Vesper — die Ermordung aller Öfterreicher in ganz Baiern an einem Tage — 
foll beabjichtigt worven fein. Als ver Plan verrathen wurde, gefhahen neue Graufamfeiten 
von Seiten ber Sieger. Ein furchtbarer Volkdaufftand war das weitere Ergebniß diefer nie 
auihörenden Bedrũckungen. Die Bauern im Vilsthal erhoben ih, (Nov. 1705); ihre Anzahl 
wuchs allmälig bis zu 24,000 Streitern. Faſt überall wurden die Ofterreicher vertrieben. Aber 
Re kehrten mit vergrößerten Macht zurück. Bei dem Dorfe Senpling, nahe bei Münden, kam es 
(am 25. Dec. 1705) zum entſcheidenden Kampfe. Die einer gehörigen militärifchen Führung 
ermangelnden, überdied von Kriegsbedürfniſſen entblößten Injurgenten Famen bis auf 500 
ums Leben. Unmeit Vilshofen traf 7000 andere jener Unglüdlichen ein gleiges Schickſal. Das 
Elend im Lande war ohne Örenzen. 

Der Kurfürft verweilte umterbeflen in den fernen Niederlanden als Statthalter verfelben, 
zmägft nur um fid) ſelbſt, nicht um das durch ihn unglücklich gewordene Land befümmert. Ver- 
gebend erbot er fich, gegen die Zurückgabe feines Landes ober eines Äquivalents dafür, nicht 
nur feine Truppen mit denen ber Alliirten (des Kaiſers und Englands) zu vereinigen, ſondern 
ihnen auch die noch in feinem Befige befinplichen niederländiſchen Beftungen zu überliefern. ®) 
Die im Siege befindlichen Mächte bevurften aber diefes Treubruchs nicht, den ver Kurfürft gegen 
feinen Verbündeten, Ludwig XIV., zu begehen fi anheiſchig machte. 

Es bedurfte des Eintretend unvorherzufehender, unermarteter Ereigniffe (des Sturzes Marl⸗ 
borough's und der Entzweiung Englands und Ofterreich8), um, nad) einer noch lange dauern» 
den Periode des Unglücks, den Friedensvertrag von Baden und Raſtadt zu Stande zu bringen 
(7. Sept. 1714), zufolge deſſen denn der Kurfürft wieder in den Beſitz feiner Länder eingelegt 
wurde. Aber in melden jammervollen Zuftand fahen fi dieſe durch die Eroberungsluft ihres 
Herrſchers gebracht! Baiern war aufö neue eines ver erfhöpfteften Länder Deutſchlands. „Han⸗ 
del, Gewerbe und Aderbau lagen varnieber; viele Taufende der Eraftooliften Arbeiter hatte der 
lange bintige Krieg hinweggerafft. Aller innere Wohlftand war verſchwunden, die Kaffen ges 
leert; eine [were Schulvenlaft drückte den Staat. Überall blickten Zerftörung und Armuth aus 
Gtädten und Dörfern hervor. Elf Jahre des Friedens, während melder Marimilian Emanuel 
in Baiern nod) regierte, waren nicht im Stande, bie tief gefhlagenen Wunden zu heilen.“ 9) 

Karl Albreit, der 1726 zur Regierung gelangte „unterftügte Ofterreic im Türkenkriege. 
AS Raifer Karl VI. die Pragmatiſche Sanction errichtete, erkannte er anfangs diefelbe an. Als 
Ad) aber nad} dem Tode jenes Kaiſers von allen Seiten Feinde gegen Ofterreich erhoben, um 
Gebietötheile deſſelben an jich zu reißen, ftellte ſich auch ver bairiſche Kurfürft in dieſer Abſicht 
in deren Reihe, nicht gewarnt durch dad Unglüd, das die Eroberungsſucht feiner Vorfahren be: 
teits über Baiern gebracht hatte. Er foderte ganz ſterreich für ſich unter Berufung auf den 
Chevertrag des Herzogs Albrecht V. und deflen Gemahlin Anna, einer Tochter des Kaiſers Fer⸗ 
dinand L, im welcher Urfunde e8, nach der bairifchen Behauptung, hieß: „daß Anna ober deren 
Nachkommen alle oͤſterreichiſchen Staaten erben follten, wenn Ferdinand's Stamm ohne männ= 
lie Erben ausflerben würde” ; wogegen man zu Wien verſicherte, jene Worte lauteten: „ohne 
änige Erben.“ Auf welcher Seite die Diplomatie eine Fälſchung beging, läßt fi wol nicht mit 
BeRimmtheit ermitteln. Genug, es erfolgte ein neuer Krieg. Die Baiern unterwarfen ſich, mit 
frangöfifcher Hülfe, ganz Oberöfterreih; Karl Albrecht ließ fih zu Prag als König von Böh— 
men huldigen und wurbe 4742 fogar zu Frankfurt ald Karl VII zum deutſchen Kaifer gewählt. 
Aber das Waffenglüc wendete fi; die öſterreichiſchen Truppen eroberten ven größten Theil 
Vaierns; Maria Therefia (Karl's VI. Toter) ließ ſich ihrerſeits 1743 aud von den Ständen 
Baierns und ber Oberpfalz huldigen, und das Land fam fohin wieder unter öſterreichiſche Ad⸗ 
miniftration. Karl Albrecht war nit der Mann, Großes zu vollführen. Nicht nur während 
des Friedens, fondern felbß während ber fhlimmen Beftaltung des Kriegs wibmete er fein Leben 
weit mehr den Maitreffen ald den Militär- und Landesangelegenheiten. Da ſtarb er venn am 
W. Ian. 1745. 

Unter feinem noch jugendlichen Sohne Maximilian IN. Joſeph kam am 20. April 1745 ein 
Sriedenövertrag mit Ofterreih zu Füflen zu Stande, demzufolge derſelbe auf alle Anſprüche an 
Berreichifche Gebietstheile entjagte und dem Herzoge Franz Stephan von Toscana (Branz I.Y 
dem Gemahl Maria Thereſia's, feine Stimme bei der Kaiferwahl zuſicherte, dagegen aber die 

beiriſchen Länder fämmtlich wieder zurück erhielt. 


8) Eifenmann, „Kriegsgefchichte der Baiern“ (2 Bde., Müncjen 1814), I, 133. 
9) Eifenmann, a. a. 2: ©. 136. 
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Baiern ftellte jegt wieder das traurigfte Bild des Elends dar. Die Felder Tagen vertwüftet 
und unangebaut; die Nahrungsquellen waren verjiegt, die Induſtrie gelähmt, die Kaſſen ges 
leert und über 40 Mill. Schulden Iafteten auf dem Lane. 

„Bon jegt an genoß endlich Baiern eines halbhundertjährigen Friedens (wenn man nämlich 
feine unweſentliche Theilnahme am Siebenjährigen Krieg ausnimmt). Maximilian Joſeph 
war, wie mehre Fürften feiner Zeit, ernftli für die Beförberung des Wohls feines Landes, 
daß er übrigens (mie diefe durchgehends ebenfalls thaten) gleichfam als fein Privateigenthum 
betrachtete. Es war bie Zeit des erleuchteten Despotismus. Er trat der Macht des Pfaffenthums 
und bed Adels entgegen, unterftügte ven Gewerbfleiß wie überhaupt jeden Zweig nützlicher Thäs 
tigkeit, verbefferte das Schulweſen, zog fremde Gelehrte herbei und fuchte Aufklärung vielfach 
zu verbreiten. Sein Fehler war, daß er zu viel alle menschliche Thätigkeit von Regierungs wer 
gen zu leiten ſuchte und in biefer Beziehung Alles thun zu können und zu müflen glaubte, wo— 
durch fehr bedeutende Fehlgriffe gemacht wurden. Alles follte gezwungen werben nüglich zw 
fein. Jede freie Bewegung war vernichtet. Statt eines Staats, eined Vereind von Menſchen 
zur Sicherheit und Freiheit, bot Baiern faft das Bild einer ungeheuern Zwangsarbeitsanſtalt 
dar. 20) Mar Jofeph war zwar durchgehende mohlgefinnt, aber feiner Aufgabe nicht ge= 
hoͤrig gewachſen. Inöbefondere geriethen die Finanzen unter ihm in noch größere Zerrüttung. 
Zu den 40 Mill. Schulven, die fein Vater Hinterlaffen, kamen jegt weitere 37 Mi. Den⸗ 
noch ward er vielfach verehrt, da man jedenfalls feine guten Abftchten zu fhägen Grund hatte. 

Maximilian Joſeph ſtarb am 20. Dec. 1777, und mit ihm erloſch vie wittelsbach⸗bairiſche 
inte. Nach den beftehenden Hausgeſetzen unterlag es feinem Zweifel, daß bie Reglerung nun 
auf ben Kurfürften ver Pfalz, Karl Theodor, als Haupt der neuburg-fulzbader Linte, übers 
gehen follte. Allein nun wurden die verſchiedenartigſten Erbanſprüche, ganz beſonders von ber 
Kaiferin Maria Therefla, dann aud vom Kurfürften von Sachſen, ja endlich fogar auch von 
dem Herzoge von Mecklenburg erhoben. Sogleich befegten Öfterreichifche Truppen Nieverbaiern 
und die Oberpfalz. Der perfönlich Fraftlofe und überdies jeder ehelichen Nachkommenſchaft er- 
mangelnde Karl Theodor ließ fich einfhüchtern und zu einem Vertrage beſtimmen, in dem er, 
um ſich dad Land zu fihern, Nieverbaiern an Öfterreld) abtrat. Mittlerweile aber hatte die ge- 
gen eine Vergrößerung Hfierreichs eiferſũchtige Politik Friedrich's II. von Preußen den Herzog 
Karl von Zweibrüden, ald nädften Agnaten, veranlaßt, gegen jebe Gebietsabtretung zu prote⸗ 
ſtiren und die Hülfe Preußens förmlich anzurufen, die denn natürlich aud gern alfogleid) ge= 
währt ward. So entfland ber fogenannte Bairiſche Erbfolgekrieg. Mit ungeheuerer Macht führ- 
ten Preußen und Ofterreih mannichfache ſtrategiſche Züge in Böhmen aus, in welches Fried⸗ 
rich I. eingedrungen war. Es erfolgte feine Schlacht. Durch Vermittelung Frankreichs und 
Rußlands kam am 13. Mai 1779 ver Friedensvertrag von Teſchen zu Stande, nad welchem 
Karl Theovor als Kurfürft von Balern anerfannt wurde, doch das Innviertel mit Braunan 
(38 OM. Landes) an Oſterreich überlaffen und 6 Mill. Glen. als Abfindungsfumme für 
angefprodene Allodialgüter an Sachſen entriten mußte (Medienburg wurbe durch Erthei⸗ 
lung des Privilegiums de non appellando abgefunven, und Preußen bedingte fi von 
Oſterreich die Zufiherung, daß dieſes einer künftigen Einverleibung Ansbachs und Baireuths 
an Preußen fi nicht widerſetzen werbe). Der Beflimmung bes weſtfäliſchen Friedensvertrags 
zufolge erlofch zugleich nach dieſer Vereinigung der batrifchen Lande die achte Kurwürde. 

Das Verlangen Ofterreih8 nad) dem Befige Baierns hörte indeſſen damit keineswegs auf. 
Sechs Jahre nad; dem Frieden von Tefchen (1785) fuchte der Kaiſer Joſeph II. den Plan aus⸗ 
zuführen, Baiern gegen bie Öfterreichifchen Niederlande (mit Ausnahme Ruremburgs und Nas 
murs) zu vertaufchen; Karl Theodor follte dabei den Titel eines Königs von Burgund und die 
Summe von ZMIU. für fih und den Herzog von Zweißrüden erhalten. Der legtere, insge— 
heim wieber durch Preußen dazu veranlaßt, widerſetzte ſich aber, und Friedrich II. fand hierdurch 
Veranlaſſung zur Gründung des Fürſtenbundes. Der Plan gedieh nicht zur Ausführung. 


10) So wollte ver Kurfürft das Spinnen befördern. Nun wurben die Samsväter für ben Spinnfleig 
ihres Geſtudes verantwortlich gemacht; fogar Kinder follten fpinnen, und die Säumigen wurden mit 
ſtrengen Strafen bedroht. In einem Mandate vom 12. Juni 1762 fchämte ſich der Kurfürk nicht, 
geradezu zu erflären, daß er fi „Durch vertraute Leute und heimliche Emiffarios“ (1!) über die Befole 
gung feiner desfallfigen Befehle „iuformiren laſſen und bie fäumig erfunbene Obrigfeit ſammt ben Übers 
tretern als geflifientliche VBerächter feines Ianbesherrlichen Gebots dergeftalt beſtraſen wärbe, daß es allem 
Übrigen zum gewahrſamen Beifpiel und Schröden dienen folle‘. 
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Karl Theobor’8 Regierung war Feine gute. Verſchwendungsſucht, Unmoralität und Despo⸗ 
tin! werben ihm ber Reihe nach zum Vorwurf gemacht. Ämter und Stellen wurden verkauft, 
Hafen und Maitreffen und deren Günftlinge wirkten corrumpirend in die Staats: und Res 
Seungöverhältnifle ein; oft ſchien faſt Altes feil zu fein. Des Kurfürften Eitelkeit und Sin- 
askuft verleiteten ihn zu enormen Aufwande, zu deſſen Beftreitung ſodann vie bedrückendſten 
and ſchmaͤhlichſten Mittel angewendet wurden; Künfte und Wiflenfdaften unterflügte er, mit: 
aater reihlich, « ber nicht um ihrer felbft willen, fondern als bloße Liebhabereien, wobei er fehr 
Öegreiflicher IB äfe mehr dem Scheine opferte, als das Weſen förderte, für das er wenig Sinn 
hatte. Biel Staatövermögen wurde für die Erhebung und Bereiherung feiner unehelichen Kin⸗ 
der vergeubet. Um feinem Liebling unter denfelben, den er zum Fürſten Bregenheim erhoben 
hatte, eine möglichft glänzende Stellung zu gewähren, verpflanzte man den Malteferorven nad 
Baiern und übergab demfelben, zu veflen Haupt jener erflärt worden, in unverantwortlicer 
Beife die reichen Güter des vom Papfte aufgehobenen Sefuitenorvens, welche großen Befigthümer 
für Ehaltung und Verbeſſerung der Schulen hatten dienen follen und bereit3 dafür beſtimmt 
waren. Die Schulen wurben flatt aller Verbefferung vielmehr vernachlaͤſſigt, ja man gab fle 
den Minden preis. Fürchterliche Inquifitionen, vie [härfften Eenfurebicte, Landesverweiſun⸗ 
gen, Huminatenverfolgungen, überhaupt ein wahrer Terrorismus lähmten jedes volksthüm— 
lie Streben. Die Folgen davon wurben bald fihtbar. Die erften Strahlen keimender Auf⸗ 
llaruag verſchwanden; die Literatur ſank tief herab; überall fah man den Veritand in Feſſeln 
gelömiet; Schmeidelei, Dummheit und Wolluft, gefolgt von einer erſchreckenden Sittenver⸗ 
derbnij traten ohne Scheu und Scham hervor. 

Mit dem amı 16. Febr. 1799 erfolgten Tode Karl Theodor's erlofch auch die neuburg⸗ 
ſalzbecher Linie, und bie zweibrücker gelangte zur Regierung. Marimiltan IV. Joſeph nahm 
bie arwürde und dad Land in Beſitz, ohne daß diesmal (ein feltener Ausnahmefall!) eine 
finde Racht Anfprücje erhoben hätte — eine Folge ver Furcht vor dem Geiſte der Franzoͤfiſchen 
Revelution, der man es zu verdanken hat, daß Exbfolgekriege endlich aufhörten, die Länder mit 
Bst zu begießen, nur damit biefer ober jener Herrſchſuchtige feine Gewalt über ein Land ober 
Kam Bolköflamm weiter ausdehnen koͤnne. 

Rartmilian’8 Auftreten als Kurfürft wurde faſt allgemein mit lauter Freude begrüßt. 
dihlte er gleich ſelbſt, daß er zum Regieren nicht erzogen fet, daß es ihm insbefondere an einer 
bihern wiſſenfchaftlichen Bildung und an vielfeitigen Kenntniffen gebreche, fo erfegte doch fein 
tiaſecher natürlicher Berftand gar Manches, felbft ohne innere Tiefe. Er war gutmüthig und 
wiuſchte wenigftens im Allgemeinen die Aufklärung zu befördern. Dabet befaß er in Mont⸗ 
gend einen aufgeklärten, thatkräftigen und geſcheidten Minifter. 

So begann Die neue Regierung mit Aufhebung des allgemein verhaßten Malteferorbens, 


| deſen reiche Güter der Bollerziehung zurückgegeben wurben. Jene Männer, melde ihrer aufs 


gclarten Orundfäge wegen verbannt waren, wurben zurüdgerufen. Nur verdiente Leute foll: 
ten die Staatsämter erhalten. Die Freiheit der Preſſe warb wieverhergeftellt und begann als⸗ 
Hd ihre fegensreichen Wirkungen zu verbreiten. ine Reihe anderer Misſtände hörte bald 
af. Später erfolgte die Aufhebung ber Klöfter, deren Güter großentheils zur Ausftattung von 
Shake und Pfarreien beftinmt wurben. Die veligiöfe Duldung warb nicht blos als Grund⸗ 
Ip ausgeſprochen, ſondern auch der That nach in Ausführung gebracht. Endlich fuchte die 
Achierung jene Bande moͤglichſt zu mildern, welche Landbau, Gewerbe und Handel feffelten. 
SGewiß waren dies vielfache und hohe Verbienfte, und um fo weniger braucht die Schatten: 
Kite umgangen zu werben. Diele dem Lande gemachte ſchöne Verſprechungen blieben unerfüllt; 
die deſehung der Beamtenftellen erfolgte in Höchft einfeitiger Weife, fehr häufig aud Begünftiz 
gungen; die alten Genfurebicte Famen wieder auf, ſelbſt das Spionirwefen, Verfolgungen und 
Gafinetöjuftig; der Malteſerorden warb feierlich wieder eingefegt; bie Regierung ließ fi zum 
Sternen Europas verleiten, mit Rufland ein Bünpniß gegen Frankreich abzuſchließen, fomit 
ker neuen Coalition beizutreten; ja Englands Gold konnte ſoweit Eingang finden, daß in dem 
igefaugten und entuölferten Baiern 12,000 Mann ausgehoben wurben, um wie eine Heerde 
4a Gngland verkauft zu werben. 12) 





11) In vielen Schriften, die zu Anfang diefes Jahrhunderts erfchienen, wurben bittere Klagen über 

he e jöweife erhoben. Be nennen eine der am beften gefchriebenen: „Wahrer Überblick der 

fe der bairiſchen Nation, ober das Erwachen ber Nationen nach einem Jahrtauſend.“ Mit ber 
(eritigen) Druckbezeichnung: Strasburg 1800. 
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Diele der Beſchwerden, welche damals in Baiern erhoben wurden, waren Ergebniſſe der all⸗ 
gemeinen Geſtaltungen der Zeit. Dazu rechnen wir das maßloſe Centraliſiren. „Alles Leben 
kam von der Regierung, die von oben herab ordnete und regelte, ohne daß ſie dag Leben von 
unten unterflüßte, oder, wo fie das rechte Maß nicht hielt, in die gehörigen Schranfen wies.‘ 12) 
Die Beamtenherrihaft trat überall hervor und zeigte ſich oft in einem empdrenden Misbrauch 
ihrer Allgetwalt. Es fielen zahlloſe Unveblichkeiten, Betrügereien, Unterfhlagungen, Mishand⸗ 
lungen des ganzen Volkes und Bedrückungen ber Einzelnen vor. Manche Borkommniffe grenz⸗ 
ten an das Unbegreifliche. . 

Infolge des Friedens von Zuneville (1801) verlor Baiern die ganze Nheinpfalz (denn 
auch die auf dem rechten Stromufer gelegenen Befigungen wurden als Entſchädigungsobjecte 
benugt), bie Herzogthümer Jülich und Zweibrüden, Parcellen der Grafſchaft Sponheim u. f.w., 
zufamnen 220 OM. mit 750,000 Menſchen und 5,500,000 Glon. Einfünften. Dage- 
gen erhielt e8 zufolge des Reichsdeputationshauptſchlufſes (vom 25. Febr. 1805) vie Bis—⸗ 
thümer Bamberg, Kreiling und Augsburg vollſtändig, Würzburg und Paflau theilweife, fowie 
12 Abteien und 45 Reichsſtädte im bairiſchen, ſchwäbiſchen und fränkiſchen Kreife (darunter 
Um, Kempten, Memmingen, Nörhlingen und Schweinfurt), zufammen ungefähr 280OM. mit 
840,000 Einwohnern und 6,600,000 Glon. Einkünften. Im Kriege von 1805 ſchloß ſich 
Batern an Napoleon an. Der Preöburger Friede brachte ihm eine reiche materielle Beloh= 
nung bafür. Zwar mußte ed dad zu einem beſondern Staate erhobene Würzburg abtreten, 
erhielt aber dafür ven Reſt des paſſauiſchen Gebiets, ganz Tirol fammt Vorarlberg u. ſ. w., 
die Markgrafſchaft Burgau, das Fürſtenthum Eichſtädt und bie freien Städte Augsburg 
und Lindau, zufanımen an 500 OM. mit 1 Mil. Menfgen. Werner ward das Herzog: 
thum Berg gegen dad von Preußen (für den Befig Hannovers) abgetretene Ansbach vertaufcht. 
Auch nahm der Kurfürft von Baiern mit dem 1. Ian. 1806 die Königswürde an. Er ſtellte 
fi Hierauf (12. Juli 1806) an die Spige der deutſchen Fürſten, welche die Rheinbundsarte 
unterzeichneten, und übernahm bamit die Verbindlichkeit der Lieferung eines Heerescontingents 
von 30,000 Mann. Gegen unbedeutende Abtretungen an Würtemberg erhielt Baiern nun 
weiter die Reichsſtadt Nürnberg, fowie viele in fein Gebiet eingefchloffene over an daſſelbe gren= 
gende Kleine Fürſtenthümer, Grafſchaften, Herrſchaften und ritterſchaftliche Güter, deren Herren 
jedoch im Jahre 1807 als Mebiatifirten befonvere Vorrechte zuerkannt wurden. 

Die bairiſchen Truppen mußten nun mit ven Napoleonifchen Heeren 1807 gegen die Preußen 
und Ruſſen, 1809 gegen bie Sſterreicher kämpfen. Der Wiener Friedensſchluß von 1809 
vergroͤßerte dafür den Staat mit Salzburg, Berchtoldsgaden, dem Innviertel und dem größten 
Theile des Hausruckviertelg, zuſammen 260 OM. mit 410,000 Einwohnern, wogegen nur 
einige Abtretungen an Würtemberg (Ulm u. ſ. w.) und an Würzburg zu leiften waren, zu= 
fammen etiba 42 OM. mit 130,000 Menfhen. Minder vortheilhaft war ein im Jahre 
1810 vorgenommener Tauſch, indem Baiern den ſüdlichen (fruchtbarern) Theil von Tirol 
an das Königreih Italien und die illyriſchen Provinzen überlaffen mußte und bafür die 
Fürftenthümer Baireuth und Regensburg erhielt, 90 OM. mit 270,000 Einwohnern gegen 
die abgetretenen 180 OM. mit 300,000 Menſchen. Im ruffifhen Feldzuge von 1812 
ward die bairifhe Armee von 30,000 Mann völlig aufgerieben, mehr durch Kälte und 
Mangel ald durch das feinvlihe Schwert. Ein neued Heer wurde ausgehoben und an ber 
öfterreichifchen Grenze aufgeftellt. General Wrede führte vaffelbe an. Diefer General ſchloß 
nun nod vor der Zeit der leipziger Schlacht mit den Ofterreichern zu Ried einen Ver⸗ 
trag ab (8. Det. 1843), nad) welchem Batern in die Reihe der wider Napoleon Berbimbeten 
übertrat. Der mächtigfte war fohin aud der erfte der Rheinbundeſtaaten, welder fid) an Die 
Veinde der Franzoſen anfhloß, und dies zwar ehe noch dad Waffenglüd gegen dieſelben entſchie⸗ 
pen hatte und fohin eine äußere Nöthigung eingetreten war. Unbegreifliertweife war der des⸗ 
fallfige Vertrag aber auch in materieller Beziehung äußerfi ungünſtig für Baiern. Wrede's 
kaum begreifliche Ungeſchicklichkeit opferte fopann bei Hanau einen großen Theil eines nun ver= 
einigten bairiſch⸗oͤſterreichiſchen Heeres auf. Der Reft der batrifchen Truppen machte den Feld⸗ 
zug von 4814 in Frankreich mit. Zufolge des Rieder Tractatd und des Wiener Friedensſchluſſes 
erhielt Baiern feinen jegigen Territorialbeftann: es mußte Tirol mit Vorarlberg, Salzburg, 
das Inn= und Hausrudviertel abtreten und erhielt dafür nur als höchſt ungenügende Entſchä— 
kigung Würzburg, Aſchaffenburg und vie Rheinprovinz (bie fogenannte Pfalz). 


12) Weitzel's Worte im Art. Batern der erfien Auflage des „Staats: Lerifon“, 
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Während ver Rheinbundszeit wurden viele franzoͤſiſche Einrichtungen auch nad) Baiern 
verlangt, namentlih was bad Heerweſen betraf (Militävorganifation, Eonfeription und Land⸗ 
weht). Es wurben im Übrigen aber nicht gerade immer bie beften derjenigen Inſtitute herũber⸗ 
gepflanzt, deren ſich Frankreich ſelbſt unter dem Gewaltherrſcher Napoleon erfreute. Im AU: 
gemeinen herrſchte unter dem Minifterium des geiftvollen und Fräftigen Montgelas ein erleuch⸗ 
tier Despotismus. Mag man diefen in mander Beziehung für nothwendig halten unter den 
damaligen innern Zuſtänden Baierns und den äußern Zeitverhältniffen, immerhin war er von 

estjeplihen, oft empoͤrenden Mishräucen ver Gewalt begleitet. In Wirklichkeit regierte Mont⸗ 
gelad weit mehr als ver im Allgemeinen gutmüthige König Mar. Die meiften Misftänve 
Eannte ber Legtere nicht, da er ſich um vie eigentliche Negierung nur wenig befümmerte, andere 
abzuftellen gebrach ihm die Kraft, zuweilen felbft ver nöthige Wille. 12) Montgelad, durch den 
Baiern materiell groß und geiftig wenigftens mehrfach auf ven Weg des Lichts gebracht worden, 
blieb auch nach Napoleon’8 Sturz an feinem Poſten. Dem deutſchen Vundesweſen, mie e8 ſich 
entwidelte, war er abhold., Er fuchte namentlich Baiern eine felbftändige Stellung zu fihern, 
ſodaß ed, ungehemmt durch den Bund, ald fouveräne Madıt geachtet werde, wie aud) mehre anz 
dere europãiſche Staaten von gleicher Volkszahl. Bon allen Seiten erhoben fi nun aber in 
der diplomatiſchen Welt Gegner wider Montgelad, ſodaß König Mar während feines Aufent- 
alte zu Wien im Winter 1816 zu 1817 ſich dad Verfprechen abnehmen ließ, ihn vom Staatd- 
ruder zu entfernen. Doc) blieben, ungeachtet mandjerlei Umgeftaltungen, manche feiner Grund⸗ 
anfichten noch längere Zeit herrſchend, namentlich jene, denen zufolge Baiern ftetö als fouverä= 
ner Staat aufzutreten pflegte. 

Die fpätern Jahre der Regierung des Königs Mar bilden offenbar nicht deren Glanz 
veriode. Die Gutmüthigkeit des Fürſten, die ihn häufig veranlaßte, ſich allzu leicht über wichtige 
Dinge hinwegzufegen, wurde fehr oft misbraucht; insbeſondere herrfchte in vielen Zweigen ber 

eine große Verſchwendung, ſodaß ver Finanzzuſtand inmitten des Friedens immer 
zerrũtteter wurbe. Deffenungeachtet erregte die Kunde von dem am 13. Oct. 1825 plöglic 
durch einen Schlagfluß herbeigeführten Tode diefes Fürften, des Gründers einer neuen Ver— 
faffang, bei der großen Maſſe des bairifchen Volkes, namentlich aber bei ven Beamten eine ſehr 
allgemeine und ungeheudhelte Trauer. Nur Wenige waren anderer Anſicht. 

Die erſten Anordnungen des neuen Königs Ludwig erregten die freubigften Hoffnungen 
wub wurben mit lautem Jubel begrüßt. Durchgreifende Erfparungen im Staatshaushalte foll- 
ten alsbald ind Leben treten, um Orbnung in den Finanzen herbeizuführen: überflüffige Stel- 
len wurden aufgehoben und Erjparungen im Heere und in der Hofverwaltung eingeführt. 
Ranche Familien zwar wurden durch bie plögliche Umgeftaltung ſchwer betroffen, doch betrach⸗ 
tee man dies und einige andere dabel hervortretende Härten ald vorübergehende Übel, Die 
Genjur aller nichtpolitiſchen Blätter wurbe als verfaſſungswidrig aufgehoben und fomit ber 
Brefje namentlid die Beſprechung der inländiſchen Verhältniffe freigegeben. Der König felbft 
erflärte feierlich in einer Thronrede: „er möchte nicht unumſchränkter Herrſcher fein”, und bei 
eier andern Gelegenheit: „er fei ver äußerſte Linke in Baiern.“ 

Indeſſen erfolgte allmälig eine Anderung in ven Regierungägrunbfäßen, beſonders einige 
Zeit nad} der Julirevolution. Die Einen hielten dies für dringend nothwendig, ſonach für einen 
sihllicyen Wendepunkt; die Andern ergoffen fi in Klagen, daß Baiern feine Stellung ver⸗ 
' Bene und feine Gegenwart und Zukunft opfere. Die Ceuſur wurde mit größerer Strenge ald 
felbſt in irgend einem anbern deutſchen Sande geübt. Die politiſchen Proceffe bäuften ih. Die 

Gerichte, in denen manderlei Veränderungen und Perſonenwechſel ftattgefunden,, glaubten mit 
er Strenge volitiſche Regungen nieverbrüden zu müffen. Überall warb auf ſcharfe Strafen 
wab.vabei namentlich bei Majeftätöbeleivigungen auf Enieende Abbitte vor dem Bilde des Königs 
erkannt, wie dieſes das in den ſieben ältern Kreifen geltende Strafgeſetzbuch von 1813 vorſchreibt. 
Männer wie den berühmten Rechtslehrer und Landtagsabgeordneten Behr und ben gleichfalls 
gefrietten Eifenmann traf dieſes 2008. Ihre Vergehungen und die rihterlihen Verhandlungen 
zus Entſcheidungsgründe blieben, geheime mündliche Mittheilungen abgerechnet, im Dun⸗ 


13) — — — — en darüber finben ſich in den „Memoiren“ bes geiſtvollen und ſcharf 

Ritters v. 0 viele jcharfe Ankl agen derſelbe ‚gegen eine Menge beftimmt bes 

Bene: Berfonen und Fan ien erhebt, fo iſt doch noch nicht eine einzige ber von ihm berichteten That⸗ 

—— bezeichnet worden. Daß das Hublicum ein Verbot des Buchs in Baiern nicht ale 
Wieriegung, fonbern weit mehr ale Beftätigung betrachtete, iſt begreiflich. 
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Tel. Auch in der Folge, als beinahe in allen Ländern Amneftien verfündet wurben, gefchah dies 
in Baiern nit. Verſchiedene ausgezeichnete Männer, worunter die berühmten Univerfitätds 
lehrer Schönlein und Ofen, verließen, theilwelfe förmlich entfliehend, das Land, um ſich poli⸗ 
tiſchen Unterfuchungen zu entziehen. Namentlich wurden auch mande Mitglieder der Abgeord⸗ 
netenfantmer, die fi als liberale Redner bemerkbar gemacht hatten, in ſolche Proceffe vertwidelt, 
wie der Pfälzer Schüler und eine Zeit lang felbft der fehr dynaſtiſch gefinnte Freiherr v. Cloſen. 

Wir müffen zwar dieſe längft der Gefhichte angehörenden Thatſachen erwähnen, aber wir 
maßen und fein Urtheil darüber an. Hier genüge 68, der Erſcheinungen zu gedenken, ſowie fie 
eben äußerlich Hervortraten. Die Regierung hegte unverkennbar bie Anſicht, ein unbebingtes 
Nieberhalten des Liberalismus fer durchaus erfoderlich. Das monarchiſche Princip trat übers 
al entſchieden gebletenn hervor. Ohne Bernehmung der Stände wurde ein bairiſches «Heer nad 
Griechenland geſendet, zu deſſen König der bairifche Prinz Otto erflärt worben war; ohne folde 
Zuftimmung wurden große Geldſummen aus Gtaatsmitteln dahin geliehen; ohne ſtändiſche 
Mitwirfung wurden große Prachtbauten ausgeführt und deren Koften nicht blos aus Mitteln 
der Givilfifte, fondern auch aus jenen des Staats unmittelbar beftritten; ebenfo erfolgten Ber: 
tragsabfchlüffe, wie z. B. wegen des Donau-Main-Ranalbaus, in denen der Staat die größten 
Verbindlichkeiten ohne ftändifhe Genehmigung übernahm. 

& kann nur als eine natürliche Folge ver einmal herrſchend gewordenen Grundanficht ber 
trachtet werben, daß die Beamten nicht mehr Staats=, fondern fönigliche Diener genannt wer⸗ 
den mußten, daß jede Anftellung over Beförverung im Civil: oder Militärbienfte nicht mehr als 
ein Recht, ſondern ald Gnadenſfache behandelt und bezeichnet warb; daß babei der (ven Anges 
ſtellten im Falle ver Penfionirung verfaffungsmäßig verbleibende) Staatögehalt in den Ernen= 
nungsdecreten ganz gering angefegt und vie Gewährung eined weitern von ber koöͤniglichen 
Gnade abhängig gemacht wurde u. |. w. 

Das nämlihe Brincip, welches die Grundlage des politifhen Handelns bildete, warb durch⸗ 
aus confequent auch in ven kirchlichen Dingen zur Anwendung gebracht. Hier tie dort wurden 
die Orundfäge des Fortſchritts, ja felbft jene des Feſthaltens an dem in diefer Richtung bereits 
Erlangten entſchieden befämpft und niedergedrückt. Das gleiche Loos hatte zuvor ſchon den fo= 
genannten Indifferentismus getroffen. Im Katholicismus wurbe die durd dad Moͤnchthum 
zepräfentirte Tendenz überall unterflügt und befördert, im Proteftantismus die rationalififche 
Richtung unterbrüdt und felbft im Judenthum keine Neologie geduldet. Im Ganzen aber trat 
das Streben immer mehr hervor, daß Baiern der erfte orthodox⸗katholiſche Staat in Deutſch⸗ 
Iand fein wolle. Daher nicht nur die ſcharfe Unterdrückung des in der legten Zeit entſtandenen 
Deutſchkatholicismus, fondern insbefondere auch die Klagen der Proteftanten über Zurüd: 
fegungen und felbft über Glaubens⸗ und Gewiſſenszwang, wie befonders in den Beſchwerden 
über die Kniebeugung ber proteflantifhen Solvaten und Landwehrmänner vor dem Benerabile 
der Katholiken fo vielfach Heroorgehoben wurbe. 

Dabei maltete die Anjicht vor, daß die Regierung Alles ſelbſt anordnen, nichts der freien 
Ihätigkeit des Volkes überlaffen müfle. Daher Verbote und Gebote nach allen Richtungen. Be— 
kanntlich ift dies eine Erſcheinung der Neuzeit, von der man im fonft vielgepriefenen Mittelalter 
keine Ahnung hatte und welde von ven Einen ebenfo entſchieden misbilligt, ald von den An= 
bern für nothwendig erflärt wird. Wie man dies nun aber anfehen möge, fe ift e8 Thatſache, 
daß ſich Die Anwendung jenes Grundſatzes in Baiern fehr weit außbehnte, felbft bis zue Oxtho= 
graphie herab, ſodaß z.B. von oben herab geboten ward, Bayern ftatt Baiern, Gendarmen ftatt 
Gensdarmen zu ſchreiben u. ſ. w. In ähnlicher Welfe ward verboten, den neuen Flügel des 
mündener Schloſſes Neubau zu nennen, er mufite Saalbau geheißen werben. Oft lag aber auch 
in den Worten ein tieferer Sinn, z. B. In ven Verboten, Staatöbürger, StaatSminifter over 
bergl. zu fagen, wogegen die Ausdrücke Unterthanen und Tönigliche Minifter gebaut wer= 
den mußten. 

Was im Übrigen pie Geftaltungen im Einzelnen betrifft, fo verweifen wir auf Abfchn. X 
dieſes Artikels. 

II. Die alte Bolksrepräfentation, vie Landſtände. Kein anderes beutfches Land 
befigt über feine ältere Volfsrepräfentation eine fo reihe Literatur als Baiern. 1%) Deflen- 


14) ©. —— „Sammlung bairiſcher landſtaͤndiſcher Freiheitäbriefe und ſogenannter Haud⸗ 
feflen‘ (Münden 1779). (Diefe Urkunden beginnen mit 1311.) (Panzer) „Verſuch über den Urſprung 
und Umfang der landſtaͤndiſchen Rechte in Baiern“ (1798); Krenner, „Die Landtageverhanblungen in 
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wyechtet aber macht man ji, durch unfere gewöhnlichen Gefhichtsbücher und tief eingeprägte 
diaeiſche Vorurtheile von der abjoluten Fürſtenmacht irre geführt, meiftens ganz falfche Vor- 
Belngen davon. Man glaubt Wunder wie viel bewieien zu haben, wenn man die alten Land⸗ 
karte bis zum 14. ober 15. Jahrhundert Hinaufbatirt! Freilich, diefe Landftände in ihrer fpä= 
tern Geſtalt find kaum älter, wol aber ift es die wahre Volksrepräſentation. 

Ju den allerfrügeften Zeiten der germanijchen Geſchichte, lange zuvor ehe ſich noch dad Feu— 
dalweſen bildete, beruhten alle Einrichtungen der verfchiedenen deutſchen Volksſtämme auf ven 
überall hervorleuchtenden Grundfägen der gleichen Berechtigung aller Freien; die ſämmtlichen 
Angehörigen der ſiegenden Völker waren aber gleich frei, ſonach auch völlig gleichberechtigt. Alle 
wichtigen Angelegenheiten ded Gemeinweſens wurden in allgemeinen Volksverſammlungen bes 
tathen und entfchieden, die mindeſtens alljährlich ein mal, falls es nöthig war, aber auch welt 


! der ſtattfanden; Höcftens mochten bie erften Beanıten (wozu die Oberhäupter felbft gehörten) 


über einen Gegenſtand Vorberathung pflegen, um ſogleich beftimmte Anträge zu ftellen, die 
aber oft genug verworfen wurden. Was blos einzelne Gegenden betraf, fand feine Erledigung 
in den monatlichen Berfammlungen ver Bewohner ver betreffenden Baue. In jenen allgemei= 
nen Bolköverfammlungen wurde namentlich entſchieden über alle allgemeinen Gefege, über 
Krieg und Frieden, die Wahl oder Abfegung des Oberhaupts (Fürſten, Königs) und über 
withtige Rechtsſtreite, zumal die Beftrafung der Fürften und aller Vornehmen, die aber nichts 
Anderes ald bloße Angeftellte waren. 15) 

Bi bei allen germanifgen Stämmen, von denen wir irgend nähere Kunde befigen, finden 
bir dieſe Einrichtungen namentlich auch bei ven Baiern. Im ihren älteften Gejegen ſchon, 
die and ber gleichen Periode wie die ſaliſchen Geſetze ſtammen, iſt ausdrücklich gefagt, daß fie 
unter Ritwirkung Aller, des gejammten Volkes, erlaffen worben feien. (,‚Hoc decretum est 
ap0d canctum populum“ etc.) Bei wichtigen Procefjen und fonftigen Verhandlungen traten 
ale Grein zur Entfcpeivung zufammen. (,Liberi conveniunt, omnes ad placitum conve- 
nimt.“) Bon einer Menge von Herzogen wiffen wir fpeciell, daß fie durch das Volk gewählt 
werden waren; fo namentlich Thaffilo, ver Zeitgenoffe Karl's d. Gr., der feine Erhebung dem 
Seſhluſſe der Berfammlung zu Aſchheim verdankte und der auch erweislih in vielen weitern 
Volbverfanmmlungen das Erlaffen von Gefegen veranlaßte. Seine Abfegung und Verurthei⸗ 
lung fogar warb durch ein Volksgericht ausgeſprochen, das freilich großentheild aus dem Volfe 
der Gleger, der Franken, beftanden zu haben föeint. Aber fogar jet noch, nad} ver Zeit Karl's⸗ 
% GEr. bewahrte das Volk foviel Rechte, daß felbft nicht einmal auf deq Kaiſers Gebot ein 
Ktieg ohne der Nation Beiftimmung begonnen werben fonnte, und daß bie Herzoge nur durch 
Bellöwagl zur Gewalt gelangten. Die Kaifer felbft erfannten dies ausdrücklich an (fo z. B. 
amentlid) Otto III. und Heinrich 1.); beſtanden dieſe Berhältniffe doch überall, ſodaß fie ſelbſt 
gar feinen Begriff hatten, wie e8 irgend auch anders fein könne, wenn fie gleich mitunter in ein 
irn Fällen ihre Gewalt im Übrigen misbrauchten. So ward im Jahre 880 Ludwig TIL. zum 
betzege erwäßlt; ebenfo 911 Arnulf. Von Kaifer Konrad II. wiflen wir, wie er ſich um die 
Leliczunſt bewarb, damit fein Sohn Heinrich zum Herzoge gewählt werde. AL Heinrich IV. 
den Belfen eigenmächtig zu dieſer Würde erhob, vermochte er erſt nad) längerer Beit bie Baiern 
Abefänftigen. Auch Eonnte jelbft ver zu ſelbſtherriſchen Übergriffen fo fehr geneigte Friedrich 
ter Rorhbart die Batern nicht umgehen, ald Heinrich der Löwe geaͤchtet ward. Da Rudolf von 
Subtburg nach den mit Baiern verbundenen Landestheilen Ofterreich, Steiermark u. f. w. lü⸗ 
ham war, mußte er die Volköverfammlung diefer Gegenden für ſich zu gewinnen ſuchen, damit 


 Weefeine Söhne Albrecht und Rudolf erwählte u. f. iv. 


As das Unwefen des Lehenthums immer mehr um ſich griff, wurbe das Amt, das Herzogs 


tem, ebenfalls gleihfam zu einem Lehenftüde. Dft folgte ver Sohn dem Vater in der Würbe, 


Aut unter Anerkennung von Seiten des Volkes und unter Erneuerung des wechfelfeitigen 
verfeligen Vertrags. Auch mußte jeder Herzog, zufolge alten Landrechts, vor Ablauf von 
18 Monaten nach feiner Belehnung einen Hof oder Landtag (zu Regensburg) Halten. 





ben Jahren 1489-1513 (18 Bde., München 1803 — 5); Derfelbe, „ Anleitung zur nähern Kennts 
"5 Ver beirifchen Landtage im Mittelalter” (München 1805); Rubhart, „Die Geſchichte der Lanbflände 
WR Baiera“" (2 Bde Heidelberg 1816, in einer zweiten Auflage angeblich 1819). Auch das oben citixte 
Bet von Sugenheim gehört theilweife hierher. 

15) Bergl. die Art. bel, Seutſches Landesſtaatsorecht, deutſche Landflände und ‚Net, bittoriſches 
ae re Garopas in dinſigt anf freie Berfaffungen; fodann Kolb, „Beichichte der Menfchheit 
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Es würde hier zu weit führen, wenn wir alle Volköverfammlungen einzeln aufzählen woll= 
ten, von denen ſich beftinnmte Kunde bis auf unfere Zeiten erhalten hat. Damit aber fein Zwei⸗ 
fel darüber entftehe, vap keineswegs blos der Adel oder Die Minifterialen (die Hofleute) dabei 
vertreten waren, ſei vorerſt nur daran erinnert, daß gerade aus biefen Zeiten ſchon die ſprich⸗ 
wörtlid gewordene Anficht herrührt: dag, wer Minifteriale geworden, ſich feiner Freiheit ver= 
luſtig gemacht Habe, und dann, daß wir fortwährend (worüber wir namentlid aus Heinrich's 
bed Lowen Zeit beſtimmte Nachrichten bejtgen) nicht etwa blos die Bürger einer Stabt (indbe- 
fondere Regensburgs), fondern geradezu die Mafle des Volkes ald auf dem Landtage anmefend 
und entfheidend ausdrücklich angeführt finden. Auf einem folhen Landtage zu Karpheim be— 
ſchwor Heinrich der Löwe im Jahre 1427 die Landesfreiheiten. Auf einem andern 14161, auf 
welchem er Gericht hielt, faßen, wie wir beſtimmt wiffen, neben den Vornehmen aud) vie Leute 
des Volkes, 16) Verkaufte der Herzog ein Gut, eine Domäne, fo geſchah es „unter Zuftimmung 
Aller, der Geſammtheit“. 27) Ohnehin Täßt ja ſchon der Name Landtag keinen Zweifel dar= 
über, wer hier zu vertreten, wer urfprünglich ſtimmberechtigt war. (Über die große Ausdehnung 
der Volksrechte ſ. Deutſches Landesſtaatsrecht.) 

Allerdings ſchmolz die Zahl der Freien infolge der unſeligen Feudaleinrichtungen immer 

mehr zufammen, immer entſchiedener bildete ſich der mittelalterliche Adel aus. Wie dies geſchah, 
iſt anderwaͤrts nachgewieſen. 2%) Dennoch konnten die alten Rechte des ganzen Volkes nie völlig 
ausgetilgt werden; viele Jahrhunderte ſpäter werden wir die bedeutſamſten und ſprechendſten 
Beweiſe deſſen wiederfinden. Insbeſondere aber erhielten und entwickelten ſich die alten Volks— 
rechte mannichfach in den Freiheiten der Städte. Faſt überall leſen wir gerade in den älteſten 
diefer Privilegien, daß die Kürften erklären: fie beftätigten, erneuerten, genehmigten jene reis 
heiten, die ſonach unzweifelhaft älter fein mußten als viefe geſchriebenen Zugeftändniffe. 1%) 
Unter mancherlei Andeutungen der damaligen argen Gräuel: und Fauſtrechtsherrſchaft 20) fin- 
den wir Beftimmungen wie folgenbe, welche aud dem ganzen Weſen des damaligen Volksthums 
hervorgingen. In ber landehuter Urkunde von 4279 Heißt es: „Zur Haft fol nur gezogen 
‚werben, wer ein Verbrechen verübt hat, welches das Leben Eoftet; im Übrigen, wenn fein Grunds 
ftüd dem Werthe der Strafe gleich ift, geht er frei umher.” In dem müncener Freibriefe von 
41289 Heißt es: „Sein (des Bürgers) Haus ift eine Breiftätte; felbft wenn ein Übelthäter ſich hin⸗ 
eingeflüchtet, fol der Richter oder fein Scherge nicht keck erbrechen, was verfchloffen. Der Haus⸗ 
herr felber öffne es und fehe zu, wie er dem Flüchtigen durchhelfen könne.“ In der von Ludwig 
dem Baier audgeftellten ingolftabter Urkunde ift ausgefproden: „daß der Stadt Sachen be— 
forgt und entſchieden werben follen von ihr felbft durch ihren Rath, nicht durch des Herzogs 
Richter. Eines Bürgers Wohnung fol Heilig fein, und hoch geftraft werben, wer den Andern 
angreift in feinem Haufe. Dem Richter thue man willig auf, aber er hüte ſich aufzubrechen. 
Wer angefeflen mit Haus und Hof, ift frei von Haft, außer wer todtgefchlagen hat. Wer ver= 
wundet auf den Top, darf, ehe diefer erfolgt ift, nicht berührt werben von des Schergen Hand” 
u. ſ. w. Beftimmungen, deren Geltung ſich das hierin freie Volk ver Briten fortzubewahren 
gewußt hat bis auf den heutigen Tag. 

Man hat mehrfach in Deutſchland die Theorie aufzuftellen verfucht, daß die Stände alle 
Ihre Rechte erft durch Kauf von den Fürften erlangt hätten, wenn fi} biefelben in Geloverlegen- 
heiten befanden. Nichts ift hiſtoriſch unrichtiger, nichts zugleich ungereimter an fi als dieſe 
Behauptung. Wäre dad Volk wirklich einmal rechtlos gewefen, fo hätte man Ihm ja eben kurz⸗ 
weg Alles Hinwegnehmen mögen, ohne daß es irgend ein Gegenzugeftänbniß hätte fodern kön— 
nen. Ohne Wiverrede mußte es alddann eben hergeben, was e3 befaß. Aber fo war es nicht. 
Das alte Recht Hatte ſich Forterhalten bis zu diefen Zeiten, wonach Fein Freier eine Steuer zu 
entrichten fhuldig war. Was immer er gab, war ein freimilliges Opfer, ein Gefchent, das er 
reichte, zur Erlangung eines gemeinfamen Zwecks. (S. Beeten.) Gerade in noch vorhanbenen 


16) „Mon. Boic.”, VI, 109: De ministerialibus et aliis quam pluribus. 

17) De communi consensu. Nrfunde vom Juhre 1295. 

18) Bergl. die Art. Adel, Deutſches Landesftantöredt, Net, biſtoriſches, und das bort zugleich 
citirte Buch von Kolb, „Geſchichte ber Menſchheit“. 

19) Faſt überall begegnet man den Ausbrüden: approbamus, ratificamus, innovamus, confir— 
mamus u. f. iw., eine Thatfache, die näher gewürbigt werben follte, als es bis jest geſchehen ifl. 

20) So erflärte der Herzog in dem den Münchenern im Jahre 1289 gewährten Breibriefe, daß ex 
auf den Ehezwang verzichte. „Wir fulen och nieman hie zu Muncen, weder Wip, noch Man zu 
etlicher Hyrat Dwingen. “ 
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bahrifchen Urkunden (3. B. aud dem Jahre 1302) werben die Steuern als grata sabsidia, ald 
sieurae inconsuetae ac indebitae ausdrücklich bezeichnet. Die Verſchwendung der Fürften 
breqᷣte es freilich allmälig mit fid, daß die für die Veftreitung der gefammten Regierungs-, 
mal auch der Kriegäbenürfniffe beſtimmten Domanialeinkünfte nicht ausreichten. Im Inter= 
die de3 Gemeinweſens mußten nun allerdings bie Freien auch jegt Opfer bringen; ſie thaten es 
freiwillig, ſuchten jih eben darum aber auch gegen die Wiederkehr der Verſchwendungen zu 
ügern. Daher die Verfiherungen und Verfprehungen, melde ihnen die Kürften erteilen 
arußten. Die Betheiligten verftändigten und verpflichteten ſich gegenfeitig eidlich, gemeinfam alle 
fernern Misbräuche diefer Art von ſich zurüdzumeifen. Die batrifche Landſchaft als folde und 
in ihren mittelalterlihen Kormen entftand aus Föderationen oder, wie man es (ohne alle üble 
Bedeutung ded Wortes) nannte, aus „Gonfpirationen”, aus „Verſchwörungen“, was die Aus- 
drũcke für „Zuſammenſchwoͤrung Gleihgefinnter” waren. 21) 

„Bon den Leuten eine Steuer zu nehmen”, alfo bemerkt Rudhart hierin fehr richtig, „war 
unräthlid und unrecht“ (eigentlich: unausführbar, unmöglih!). „Man glaubte, das Vermögen 
eines Mannes fei fein und nicht vem Fürften, und war wach auf feine Befugniß. Der Pfalzgrar 
batte einmal eine Steuer gefobert, vergeblih, man zahlte nicht! 22) In ihren Gelbverlegens 
heiten riefen die Herzoge die Vornehmen und Geringen (auch die Dienftmannen) auf: „fie foll= 
ten rathen, wie zu helfen fei aus der Noth.“ Dieſe verfammelten fi) in der Charwoche 1302 zu 
Schnaltpach. Die Herzoge baten, daß man ihnen Die Erhebung einer Viehfleuer erlauben möge: 
v0... das wir unfern lieben getreuen Graven, Freien und Mitleuten... ie und zu diefen Zeiten 
durch ic treuen Willen mit einer gemainen Biehfteuer, die fy und erlaubt haben mwilliglid und 
gätlih ... geholfen haben.” Die Bitte ward für diesmal gewährt, aber ferner wollte man 
das Gleiche nicht mehr zugeflehen und „Alle verbanden ſich dagegen mit einem Eide“. Die Herz 
zege Ruvolf und Ludwig (fpäter „ver Baier‘ genannt) mußten für fih und ihre Erben bes 
gwören und beiiegeln, „für bas feine Steuer zu nehmen an deren Leuten oder Gut oder an 
ihren Erben. Wollten fie diefelben nöthigen zu einer Steuer, fo fei dies gethan wider Treu, 
ua mögen fie fi) verbinden nad} ihrem gethanen Schwure, ven bie Herzoge gut heißen, und 
ihaen aud) Andere beiftehen. Daran fei nicht wider fte gethan“ (... „und iſt davon unfer gues 
ter Willen und Gonft dabey das fi des yezo miteinander vereinet haben und auch ge= 
Msoren” u. ſ. w.). 

Es war dies die erſte befannte Einigung, der erfte bekannte Bund. Die Herzoge hatten aber 
else wahrheitstreue Rechnung abgelegt, jondern einen Theil des Schulvenftandes verheimlicht. 
Zufelge deſſen entſtanden bald neue Gelbverlegenheiten. Als Auskunftsmittel verſchlechterten 
de Herzoge die Münze. Darauf entſchiedene Unzufrievenheit. Das Volk gewährte noch ein mal 
Güte (1507), aber unter ver Bedingung, daß die Herzoge ihre Münzanftalten „ven Herren, 
Ya Prälaten, Grafen, Freien, Dienfimannen, ven Stäbten und Märkten, ven Bürgern und 
Seulenten und dem ganzen Lande” (‚und überal allem unfern Land zu Baiern’) übergaben. 
Bir fehen alfo immer wieder dad Volk hervortreten, nicht blos Adel, Geiftlichkeit und Städte, 
wie man ſich in der Neuzeit gewöhnt Hat in die alten Urkunden hinein zu interpretiren. Aller: 
Ungs treten mehr und mehr die einzelnen Stände hervor. Der Grund ift einfach: es gab kein 
les umfaflendes Gemeinwefen mehr, wie ehemals; das Sonderintereffe nahm allmälig Alles 
afprud. Statt des gefammten Volkes erſcheinen die einzelnen Stände (unter ihnen von ber 
Serfrüheften Zeit an namentlich die Städte); nadı Wefen umd Form aber blieben im Übrigen 
Wapmod; vielfach die alten Verhältniffe. 

\, 8 die Herzoge Nubolf und Ludwig nad) ihres Vaters Tode in Zwift geriethen, foberten 
Gavie Landſchaf zur Söhnung auf (1310). Die verfammelten Stände waren es, welche vie 
lung des Landes beſchloſſen. Der eine Theil wählte fih Lubmig zum Oberhaupte, ber 
were (Mieverbaiern) behielt Rudolf. Die Söhne des Legtern gaben bald zu vielen geredhe 
den Klagen Beranlafjung. Ihre Verſchwendung verleitete fie, einen Theil ihrer Kriegsleute um 
Gelb in fremde Dienfte zu verhandeln. Dennod waren ihre Kaſſen immer leer, und es geſchah 
urn, den folgen Herzogen von Niederbaiern, daß fle, wegen Nichtbezahlung ihrer Schulden 
as die freien Bürger von Regensburg, von dieſen ind Einlager (den Schuldthurm) gefſteckt wur= 
Ya. Die verfhievenen Stände des allzu gutmüthigen Volkes mußten ſich oft mit Abgaben be= 
> Maßen, um dem gefährbeten Gemeinweſen wieder aufzubelfen. Gern gaben dagegen die Herzoge 
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Brief und Siegel über vie alten Volkorechte, die ſie erneuerten und wobei fie die Steuern ohne 
Umfchweife ald indebitas vexationes, insolita obsequia, steuras insolitas et inconsuetas 
bezeichneten, ober auch als subsidium, gratum subsidium, quod devoli cives his diebus ex- 
hibuerunt. 

Otto, der letztlebende der Brüder, verkaufte fogar die Gerichtsbarkeit. Er ftellte am Veits⸗ 
tage des Jahres 1311 die große Handfefte aus. Die Stände hatten ihm „zu alnmal und zu die— 
fen Zeiten allein” freiwillig eine Abgabe geftattet, welche von den Grundherren und ven Grund⸗ 
holen (alfo keineswegs von den legtern allein) zu erheben fei, aud von den herzoglichen 
Grundholden (denn um ſelbſt nur von biefen eine ſolche Abgabe zu erheben, bedurfte der Kürft 
befonderer Ermächtigung). Der Herzog heißt es nun in jener Handfeſte ausdrücklich gut, daß 
ſich die Beteiligten eidlich verbanden, ſolches ferner nicht mehr zu gewähren: „Es haben auf 
alle die Lanpherren, Grafen, Freien und Dienfimannen vor Uns (dem Herzog) geſchworen 
einen Aid, mit Unferm Willen und Haiffen, daß fle ainander geholfen feien, ob ihnen Etwas an 
diefen Sachen von Uns oder Unfern Ambtleuten gefränkt würd ober überfaren, daß ie fich deß 
wehren füllen, oder fih an einen andern Herrn halten und durch frembe Hülfe helfen gegen ben 
Herzog, und er foll dies ihnen, ihren Helfern, ihren ımb deren Erben nicht entgelten laſſen an 
ihrer Treu.” Es Heißt überbied in der gedachten Urkunde, daß Alle, „Arme oder Reiche, 
Geiſtliche over Weltliche“, wenn ihre früher over jet garantirten Rechte verlegt würden, in 
44 Tagen gerichtliche Hülfe erhalten follten. Erfolge jie nicht in dieſer Friſt, „fo foll der Ver⸗ 
Iegte für Und Eonımen, und follen Wir ihm geben zu 44 Tagen einen Tag. Machet er dann vie 
Sad) gegen unfern Vizedomb, Richter oder Ambtmann wahr, fo follen Wir es ihm alsbald abs 
nehmen. Ihäten Wir dad nit, und kommt dann ver Verletzt gen den Vizedomb, Richter ober 
Ambtmann in ein That, der foll er oder feine Helfer gegen Uns ein Entgeltnuß haben, und 
follen Halt alle Unfere Grafen, Freyen, Dienftmann, Evel, Geiſtlich und Weltlid) ihn des ge— 
bolfen fein... Wir wollen aud, das man dies Handfeſt over nin Notl der Handfeſt an allen 
Stetten laß (öffentlich verlefe), do man die Steuer abnimmt, und follen dann arm und rei 
Calfo nicht etwa blos der Adel) ſchwoͤren, dasfelb zu behalten und auch einander geholfen zu 
fein, ob von Und oder Unfern Ambtleuten das nicht wird überfaren.“ 

Es geht aus der Natur aller Berhältniffe hervor, daß jedes gefehriebene und beſchworene 
Recht zulegt werthlos wird, wenn Feine Macht da ift, um bemfelben die gebührende Geltung zu 
verschaffen. Es war alfo diefe Natur der Berhältniffe, welche das bairiſche Volk, wie das ſpa⸗ 
niſche, engliſche und fo manches andere, dahin brachte, daß es fi) in Ermangelung eines beffern 
Schugmittels fein Recht des bewaffneten Widerſtandes gegen jebe fürftlihe Anmaßung von den 
Zürften ſelbſt ausdrücklich anerkennen ließ. Ebenfo wie in Nieder, war dies auch in Oberbaiern 
der Ball. Hier nicht minder Hatten die Herzoge ven Eidgenofien das Recht ausdrücklich befkätt- 
gen müflen: ſich zu verfammeln nad ihrem Willen und die Mittel zu ſuchen zur Erhaltung 
ihrer Rechte, felbft durch fremde Hülfe und mit Gewalt. So hatten die beiden herzoglihen Bri- 
der in einer dem oberbairiſchen Landtage zu Münden im Jahre 1315 auögeftellten Urkunde ge= 

meinfam erklärt: „Wer aud) unter und beiden die vorgenannte Tädigung fürbas überfuere, fo 
fullen alle Evelleut, Dienfimannen, Purg und Stet und Märkte, und alle in dem Lande gefeflen 
find oder dazu gehörent den andern beholfen fein... . und haben auch dis alle unfere vorgenaunt 
Leut, Edel und Unebel geſchworen.“ (Alfo wieder nicht etwa blos ver Adel!) In ver Handfefte 
von 1522 Heißt e8: dieſelbe ſei „Geiftlih und Weltlih, Arm und Reid und gemain allem Land⸗⸗ 
gegeben. Gleiches kommt in der Folge in beiven Hauptlandestheilen wiederholt vor. Selbſt als 
im Jahre 1523 alle andern Stände mit Ausnahme der Geiſtlichkeit einmal eine neue Steuer 
bewilligten und die Herzoge biefelbe daraufhin auch vom Klerus erzwingen wollten, wuxkern 
die Fuͤrſten dahin gebracht, daß fie diefe eigenmächtige Anoronung förmlich zurücknehmen web 
ausbrüdlich geloben mußten: „ver Pfaffheit und ihrer Leute Gut mit unbilliger und ungerech⸗ 

ter Foderung fürbas nicht zu belaften bei Strafe dreifachen Erſatzes Defien, mas fie «öge- 
nommen.” 

In Nieverbaiern Hatte mittlerweile der Herzoge Verſchwendung und Lieberlihfeit ben 
Staat in manderlei Noth verfegt. Die freien Einrichtungen dienten zur Rettung. Man Hatte 
den Herzogen Treue gelobt, damit fie das Land regierten, nicht e8 verbürben. Ritter und Stänt« 
traten (unı Michaelis 4524) zu Regensburg zufammen. Ohne Tumult, vertragemäßig, Eame 
man überein, den Herzogen, weil fie nicht verftanden, fich felbft zu zügeln, ven Zügel der ie: 
gierung nicht mehr allein zu belaffen. Sie ſelbſt mußten zuflimmen, daß ihnen die Geihworenr er 
12 aus ihrer Mitte heiorbneten. Diefe follen „abhelfen aller Noth des Landes und der Ger. 
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pw". Die Streitigkeiten ver legtern follen 15 vom Rath ſchlichten. Alle Bünde, welche die⸗ 
Telben (die Fürſten) in oder außer Landes geſchloſſen, müffen fie innerhalb zwei Monaten aufs 
Yen „Neue Bünde unter fi) oder fonft Krieg und Frieden maden fie nicht ohne des Raths 
Sewilligung.“ Ohne Zuftimmung des Raths dürfen fle nichts verſchenken. Die Beamten find 
auf vie große Handfeſte zu vereiden. Wer bei den Herzogen angeklagt ift, kann nur nad) geord⸗ 
seter Unterfuchung beftraft werden. „Gegen Willkür ſtehe das Land auf, und gefhieht alsdann 
zit gegen die Treue.“ Ohne die 12 fegen die Herzoge feinen Rath. Kanzler und Vizdum 
nur nad) des Rathes Rath, und die 12 mit den Kanzler und Vizdum haben über ver Herzoge 
Hof und Lehen zu fegen und zu ordnen. Die Amtsführung ber biöherigen Beamten foll durch 
bie 12 und vier ihnen beigejellte Näthe unterſucht und bie befonderd verhaßten derſelben fo= 
gleich ſuspendirt werden. „Wenn die Herzoge dagegen thun, find Land und Leute ihres Eides 
ledig und mögen ſich felber Helfen.” 

In einer Urkunde vom Jahre 1331, die Schlichtung von Streitigkeiten unter den Herzogen 
betreffend, kommen, bezeihnend genug, Ritter vor, „bie von Landes wegen“ bie Veften inne 


Als zu Ende des Jahres 1340 der junge Herzog Johann geftorben war, tagten Ritter und 
Städte von ganz Nieverbaiern zu Landshut, um einen neuen Herzog zu wählen, wozu ihnen 
das Reht von keiner Seite beftritten ward. Unter mehren Verwandten des verflorbenen Für: 
ſten wählten fie Ludwig den Baier (den Kaifer), ver aber eine förmliche Wahlcapitulation ein= 
gehen und namentlich geloben mußte: daß Nieder⸗ und Oberbaiern politif nicht mehr getrennt 
werden follen, jedoch unter fortwährend getrennter Verwaltung und mit Beibehaltung der el: 
gemen Bünde eined jeden ber beiden Theile u, f. w. Landesabtretungen können nur mit bed 
Bolles Bewilligung fattfinven. Die Nation übt und der Herzog anerkennt ihr dad Wahlrecht 
ihres Oberhaupts. Ludwig urkundete dem Lande, „daß alle vie Grafen, Freien, Dienfimann, 
Miter, Knecht, Cdel, Unedel, Stadt, Markt und gemeiniglich alle Lüt in Nieverbaiern habend... 
Uns za ihrem reiten Herrn genommen und erwählt”. Wie früher der Vertrag von Pavia 
„son dem Bol’ von Oberbaiern gutgeheifen und ebenjo wie von ber betheifigten Kürften- 
familie, auch von ihm, dem Volke, beihworen worben, gelobte jeßt Ludwig der Baier dem ver= 
einigten ganzen Lande: „Wir gehaizzen auch dem niebern und obern Lande zu Baiern, daß es 
Fünbap ein Land Haizzen foll, und foll ungetheilt bleiben ewiglich.“ i 
Die Form der landſtändiſchen Verfaffung in ver Weife, in welcher ſich dieſelbe fpäter ent⸗ 
wäskelte, ging, wie wir gefehen haben, aus ven Bünden der Ritter und der Stäbte hervor, nadh= 
Deus bie einzelnen Stände flatt de gefammten Volkes — das Sonberinterefle ſtatt des vollftän- 
digen Gemeinweſens — hervorgetreten waren. Es ift keineswegs richtig, was fo oft behauptet 
wie, daß Adel und Geiſtlichkeit zuerft allein vertreten waren und erft fpäter die Bürger ver 
Ete zu den Landtagen zugelaffen worden feien; vielmehr waren es gerade vie Ritter und bie 
Ghlste, welche ſich zuerſt verbanden, und es trat gerabe die Geiftlickeit jenen Bünden verfelben 
wink foäter bei, nämlich erweislichermaßen nicht früher als gegen Ende des 14. Jahrhunderts, 
mu zwar im legten Decennium beffelben. 
Aber felbft unter jenen beiden Ständen waren befonbere Bünde bisher nur vorübergehend 
, ; fie waren zufammengetreten, fo oft bie Nothwendigkeit e8 gerade erheifchte, und zwar 
er el aus einer vorübergehenden Veranlaflung, zu vnrübergehendem Zwecke. Die ganze 
Miptuung der damaligen Zeit (in welcher ja ſogat die Amter erblih wurden, vom König- ober 
anfangend) brachte e8 mit fi, daß ſich auch dieſe Bünde der Form nad) in erbliche 
wor ewige umgeftalteten. Auf dem Tage von Landshut, am Sonntage vor Martini 1347, be⸗ 
die Ritter und Städte, die Söhne Ludwig's ald Herzoge anzuerkennen; fie ſchloſſen aber 
ud au demſelben Tage, mit der Herzoge Billigung, eine ewige Eidgenoſſenſchaft zur Aufredt: 
Geltung ihrer Freiheiten. „Würden die Herzoge oder deren Amtleute ihre Aller oder einee 
Masınes, armen oder reihen, Rechte, die die Herzoge beſchworen, überfahren und ven Schaben 
wegnehmen in 44 Tagen, fo foll man den Herzog mahnen feines Eides; dann aber follen 
Reben für Einen und einander geholfen fein nad) ihren Eiden und Treuen, mit Leib und 
Gt, e8 fei gegen bie Herzen, ihre Amtleute ober wer fie fonft befhwere. Wer aber in ven ewi⸗ 
a Dünen nit bleiben und nicht ſchwoͤren will, dem fei des Bundes Hülfe nicht verſprochen; 
«gelte als Ausmann. Das ſchwöͤren fie zu ven Heiligen für fi, ihre Hausfrauen, ihre Erben 
5 sh Nachkommen, auf daß bie Taidung, wie fie mit den Herzogen zu ſtand gekommen, ftät, ganz 
"we nuzerbrechlich bleibe ewiglich, und fiegelten def zu Urkunden den Bundbrief.” (Du bie 
"Meets: Eeriton. II. 18° 
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Ahnherren durch ihren Eid zugleich ihre Nachkommen verpflichteten, fo erklärt ſich auch, wie 
durch die Fortpflanzung der Bünde vom Vater auf den Sohn das Stimmrecht derer vom Adel 
in der Kolgezeit am Gute haften bleiben mußte als dingliches Vorredit.) 2°) 





23) Es würbe uns viel zu weit führen, wenn wir alle einzelnen Berfammlungen ber Verbündeten hier 
aufzählen wollten, deren im Laufe der Zeit gar viele flattfanden. Nur einige berfelben feien befonders 
erwähnt. Als Herzog Meinharb (von der münchener oberbairifchen Linie) eine liederliche Wirthſchaft 
führte, traten bie Bünde zufammen, nahmen ben Herzog Stephan von Landshut zu Hülfe und zwangen 
barauf ihren Herzog Meinharb, zu Münden unter Aufficht zu leben, „um der Regierung fühig zu 
werben‘. Im Jahre 1374 am Katharinentage war es, daß in der neuen Form die Stände aller bais 
rifchen Ländertheile gm erften mal vollſtaͤndig vereint zufammentraten. Es gefchah in ber Abſicht, ven 
Landfrieden Heraufle [en und dem Bauftrecht ſonach auf alle Weiſe ein Ende zu madjen. Später erfolg: 
ten neue Theilungen bes Landes. Nur mit Zuflimmung ber Stände konnten biefe geichehen, welche bie: 
felben zuweilen vorzugsweife aus dem Grunde bewilligten, weil ihnen ein nachgeborener Prinz mehr 

ufagte als der erfigeborene. Jedenfalls liegen ſie ſich alle ihre Rechte erneuern, bann erft gaben fie bie 
Kyellun zu (fo 1392). Die Minifterialen (der Adel) insbefonbere benugten ſolche Gelegenheiten, um 
ſich die Ggerungen von den Herzogen zu verfchaffen, daß dieſelben fie ferner nicht mehr verichenfen 
noch verpfänden dürften; denn wer ſich in das Verhältniß eines Minifterialen begeben, war dieſem früs 
ber ausgefegt geweien, er Hatte feine Freiheit verloren. Beſonders bemerfenswerth ift der 1393 zu 
München al gefaltene Landtag, auf welchem bie oberbairiſchen Stände den Herzog Johann und befien 
Sohn Ernft als ihre Fürften anerfannten und ihnen Hulbigten, wogegen biefelben ihnen eidlich geloben 
mußten: „fie beim Rechtbuch und ihren alten guten Gewohnheiten zu belafien, Vefte, Schlöfer und 
Pflegen nur mit Landleuten zu befegen, und nur nach Rath der Ritter und Knechte, ber Stäbte und 
Märkte; Feine Viehſteuer, Feine Urbarsfteuer, ein Ungeld anzulegen, ... feinen Krieg anzufangen, als 
aur nad} der Stände Rath, Überfahrung der Rechte wollen die Herzoge wenden auf Mahnung ohne 
Berzug. Thäten fie es nicht, fo follen ſich Edle und Bürger verbinden, ſich fegen und wehren. Über: 
haupt mögen bie Stände tagen und fi verfammeln zu Münden und anderswo, fo eft ihnen wöthig 
fcheint, oder ſich auch außer Landes laden zu einer Verfammlung, wann fie es für gut halten, um da 
miteinander zu berathen über die Sandeshercihaft und ihre Nothdurft.“ Bortwährend entſtanden neue 
Streitigkeiten unter ben Herzogen. Im Jahre 1398 riefen fie ſelbſt (Ernft und Wilhelm) zehn Edle und 
zehn Stäbter auf, ihre Zwilte zu fchlichten. Auf dem Tage zu Aicha ward nun vor allem fefgeleht, 
die Stadt München, welche den Zankapfel bildete, bis zur Entfcheidung „in Gewahrfam‘ bes Konrad 
von Preifing zu geben. Die Entſcheidung erfolgte. Die Herzoge fiegelten dem Volke einen Freiheits 
brief und empfingen bagegen beffen Guldigungen, nur die der Münchener auch jetzt noch nicht, weil fe 
ſich geweigert hatten, deren Freiheiten zu beftätigen. Ritter und Stäbte tagten nun zu Ingolftabt, und 
es warb von ihnen ben Herzogen aufgegeben, bie Privilegien jener Stadt anzuerfennen: fle mußten zu 
legt nachgeben. Im Jahre 1402 Fam eine neue Theilung des Landes zu Stande, und zwar auf dem Lam: 
tage zu Ingolftadt. Es gefchah dies ausbrüdlic „nach der ganzen Landfchaft Rath in Oberbaiern, 
Wiſſen, Willen und Wohlgefalten“. Die Stände wahrten alle ihre Rechte. Gegen Verlegung berfel: 
ben, „‚wenn fie nicht alsbald und ohne Widerfpruch von den Herzogen gewendet werbe, helfen bie Bünde 
alles Landes, die die Herzoge beftät em Ungeachtet der Trennung fehen wir aber im Jahr 1404 bie 
Stände aller Landichaften bie ingolftabter, die mündjener unb die beiden nieberbairifchen) zu einer Ders 
fammlung zufammentreten. Nachdem bie nieberbairifchen Stände 1425 gegen ihre Herzoge fich bereit ex» 
klaͤrt, ihnen, nachdem dieſelben vorerſt ihre Freiheiten genätigt haben würden, zu Huldigen, geboten fe 
zwei Jahre fpäter jenen, ihren Fürften, Stillftand in dem Streite, ben biefelben miteinander führten: 
„wer dagegen handle, gegen ben follen die Andern und auch feine eigene Landſchaft fein.“ Khuliches 
Fam in Oberbaiern vor. Die dortigen Landſchaften erlangten (1429, da die Herzoge dieſer Gebiett 
einem Ausſchuß von 25 Mitgliedern ber ober= und nieberbairifchen Landſchaften Vollmacht ertheilten, 
die Rechte der beiden Theile des Oberlandes fezuftellen, mit der Verbindlichkeit, deren Sprüchen Folge 
u leiten. Es geſchah. Die 25 fchrieben den Herzogen fogar die Form unb Ausbrüde vor, in benen 
te ihre Sreiheitsbeftätigung ertheilen mußten: „ ul fprechen wir bie XXV Mann obgenannt einmäd: 
tiglich auf den Eid, bat unfere gnäbigen Herrn, Herzog... obgenannt ihrer beider Theil Heren Land 
ſe —— Oberbaiern jeber Landſchaft einen ſolchen Brief unter ihrer aller dreier Inſiegeln, als hernach 
von Wort zu Wort verfchrieben ift, geben follen, zwifchen hie dato dieſes Briefes und 14 Tagen, und 
welcher Herr darin fäumig iſt, ber foll entgolten fein, als Recht iſt.“ Nur einer ber Drei, Herzeg 
Ludwig fiegelte nicht ſogleich, fand aber bald gerathen, es nachträglich zu thun. Sodann wählten die 
beiben Land haften 12 aus ihrer Mitte, zur Hälfte Ritter, zur Hälfte Stäbter (alfo Feine Geiftlichen 
Diefe follten in Abwefenheit ber Landſchaften bie Rechte eines jeden Mannes vertreten, der verlegt märtt, 
und nötigenfalls die Landſchaften felbft zufammenberufen. Dabei warb befchloffen: es „will jebe Land: 
ſchaft ein gemeines Geld unter fich anlegen und zu deſſen Verwaltung Männer ordnen, bamit fie ſich bei 
ihren Rechten unb Freigeiten leichter erhalten “. Rudhart bemerkt in feiner „„Gefchichte der Landftünte 
in Baiern‘ bei biefer Gelegenheit fehr treffend: „Dies Iegtere ift wol als eine für die damaligen Ber: 
haͤltniſſe treffliche Anftalt, aber nicht als Erweiterung ber landſtändiſchen Rechte zu betrachten. Denn 
fein eigenes Geld mag ohnebies Jeder verwenden, wozu er will. Darum heißt es fein Eigenthum, und 
einer Eandfchaft muß jedes erlaubte Mittel fein, ihr echt zu behalten. Darunter find befonnener Muth 
und Geld vor allem. Wer aber die Mittel fchent, wodurch ber Landfchaft und des Bolfes Rechte fergeftellt 
werben, ſcheut dieſe felbft; denn ohne jene ift eine Landfchaft Spielwerk, und es ift beffer, gar Feine Bers 
faflung, ale eine nur zum Schein, Zum Schein oder Spiele waren in Batern die Landfände nicht.“ 
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Bei den auch in ver folgenden Zeit oft entſtandenen Zwiſten der verſchiedenen bairiſchen 
Yenpge unter fich verjtand es ſich gleihfam von felbft, daß fie die Stände anriefen. So bei 
groben wie bei kleinen Dingen. Da fi der ftraubinger Herzog Albrecht beigehen ließ, in bie 
teiden Jagdgehege feines Vetters Heinrich von Landshut einzufallen, führte der Letztere bei ver 
hrunbinger Landſchaft Beſchwerde, mit der Bitte: „ihren Heren daran zu weifen, daß er es 
aterlaffe. 4) Im Jahre 1434 finden wir bie Landſchaften von Landshut, Münden und 
Straubing bamit beſchaͤftigt, eine Ausgleihung unter ihren Fürften zu Stande zu bringen, zu 
welchem Behufe fie einen Tag feftfegten, zu dem jeve Landſchaft ihren Herzog lud. Selbft ver 
Sertnädigfte unter denſelben (ver landshuter) findet fo wenig Auffallendes in dieſem Verfah⸗ 
ven, daß er nichts weiter dagegen zu erinnern weiß, ald: der Tag fei zu nah anberaunıt, nach— 
tem ihm das Berufungsfcreiben erft verfpätet zugelommen. Die mündener Herzoge aber ba= 
tra endlich die Landshuter Landſchaft: „ihren Herzog anzuweiſen, daß er der Sade und dem 
Rehte nachgehe.“ Im einem fpätern Streite vom Jahre 1439 foderte felbft ver deutſche König 
Albrecht die ingolftanter Landſchaft geradezu auf, den Zwift mit ihrem Sprude zu ſchlichten. 
(‚Bir ſchaffen und gebieten, daß Ihr... . die Sachen. . für Euch nehmet, die verhöret und von 
Cith nicht kommen laſſet“ u. ſ. w.) 

Bas die Beſchwerden der Stände über die Art der Regierung ſelbſt betrifft, fo brachten fie 
dieſelben fehr natürlicher Weife mit der Bewilligung der Steuern (die immer mehr nothwendig 
turen) in Verbindung; die Abhülfe ver Beſchwerden war die Bedingung der Steuerbewil- 
Ugung.2) Im Übrigen traten fie zuſammen, fo oft es ihnen gutbünfte, „ohne ber Herzoge Fo⸗ 
dere", und hanbelten für fich mit vem Kaifer, mit andern Fürften oder andern Landſchaften in 
ganzer Berfammlung oder durch Ausfhüfle und Boten, fo oft ihnen räthlich ſchien, auch außer 
Landeb. Ihre Beſchwerden brachten fie vor entweder ald „gemeine Landſchaft“ (vereinigte 
Stänke), oder als einzelne Stände; denn jeder Stand war wieber ein Bund („eine Bünde‘) für 
fi, hatte jeine be ſondern Rechte und Eonnte feine befondern (Ritter- oder Stäbte:) Tage halten. 
De Rechte und Freiheiten, welde die Fürſten immer und zwar vor der Huldigung beflätigen 
wuften, waren jene aller Stände, des ganzen Volkes; fie wurden gewährt: „jeden Prälaten, 
Harrern, Prieſterſchaft, Grafen, Freien, Dienfimannen, Rittern, Knechten, Städten, Märkten, 

Bauern, arm und rei, und all Unferer Larivfchaft geiftlich und weltlich.“ Zögerten 
‚ NeSerjoge mit Ausftellung ber Freibriefe, fo warb auch feine Huldigung geleiftet, die denn oft⸗ 
nal verfpätet, felbft erſt nad; Ablauf ganzer Jahre erfolgte. 
: Die allgemeinen Landeögefege wurden von einem ſtändiſchen Ausfhuß und den Näthen ver 
; Hegoge vorberathen, dann In der Verfammlung ver Stände felbft erft definitiv erledigt. (Im 
| fine Münzordnung von 1459 heißt es, die landshut⸗ingolſtadter Herzoge feien mit der „Land⸗ 
(Haft geiſtlich und weltlich zu Rath und eins geworben”. Ebenſo lieft man in einem Schreiben 
der Herzoge an die Städte Regensburg und Augsburg, daß fle „durch ihre Näthe und Lands 
fait ein Fürnehmen und Landbot gethan“. In ver „Lanbedorpnung‘ von 1474 fagt Herzog 
&nbeig, er habe mit feiner „gemeinen Landſchaft eine Ordnung gemacht und befdloffen” 
2.m.)?6) 





A) „Und ſich unfere Freundfchaft lieber fein laſſe denn das Wilbpret.” 
8) „Das Stenerbeiwilligungsredht“, fagt Rubhart, „iR bie Feder in ber landſtaͤndiſchen Verfaſſung. 
——— die mit ——— nicht geſchmuckt, wird von dem Fürſten nicht geachtet und nicht 


‚%) Die Stände übten nicht blos das Steuerbewilli— ng0: ober Berweigerungsrecht, fondern fie ſelbſt 
lejen auch bie bwungher von ihnen bewilligten a 
iener oder überhaupt Die gewöl 


Chchng beauftragte; e6 kommt dabei fortwährend vor, daß bie Her; joge nicht einmal bei ihren eigenen 
Gresgolten dieſe Sienern ſelbſt erheben durften, fonbern daß audy dies durch bie Beauftragten der 


ws fordern vielmehr bis zur wirklichen Ausgabe für den beftimmten Zweck iu Berwahrung der Lands 
Urkunden erhalten, aus denen hervorgeht, daß im Jahre 
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af Granböolden durch ihre Leute erheben ließ, und daß zwei Jahre darauf die Herzoge fich mit der 
ken 


Genage in ihrer Beſtaͤtigung der landſchaftlichen Rechte von 1463 auedrücklich: „ — das Uns 


196 Baiern 

Eine wichtige Kriſe Hatte das Ständeweſen unter der Regierung des Herzogs Albrecht IV., 
dem die Schmeichelei den Beinamen des Weiſen gegeben hat, zu beſtehen. Anfangs blos Mit. 
tegent feine Altern Bruders Sigismund, richtete er eine Beſchwerde über venfelben, wegen 
deſſen Verſchwendung und Schuldenanhäufung, an die Landſchaften. Dann mußte er feine 
Brüder der Reihe nad) von der Regierung zu entfernen, ſodaß er allein Regent wurde, und al 
folder ſchaltete er in hohem Grade gewaltthätig. Sein Despotismus richtete ſich zunächſt gegen 
die ihn allerdings zunaͤchſt beengende Ritterſchaft. Aber auch die Rechte ver Landſchaft über: 
haupt ſuchte er mit Füßen zu treten und fi zum Selbſtherrſcher aufzuwerfen. Ex war der erfte 
Herzog, der ſich ſcheute, bei Beftätigung der ſtändiſchen Rechte jenes des offenen Widerſtandes 
im Falle ver Verlegung dieſer Rechte ausdrücklich zu nennen. 

Schon 1468 jah fi) die münchener Landſchaft genöthigt, die Abhülfe fehr arger Beſchwer— 
niffe zu verlangen; das Verlangen ward zulegt mit dem Beifage wieverholt: „daß man fih 
fonft felber Helfen und an einen andern Herrn halten wollte.” Albrecht gab in Einigem nad, 
begann aber feine Bedrũckungen in anderer Weife aufs neue, insbeſondere dadurch, daß er 
eigenmädtig Steuern erheben ließ. Die Ritter fhloflen ven fogenannten Vöckler-Bund zur 
Wahrung ihrer Rechte. Der Herzog überfiel die einzelnen Häupter veffelben und fuchte buch 
eine Schreckensherrſchaft Alles zu beugen. Anfangs ſchien ihm dies allerdings zu gelangen, Da 
bildete fich ein neuer, der Löwenbund, fräftiger, ausgedehnter und klüger geleitet als ver erte 
(1485— 1500). 8 kam zu offenem Kampfe. Anfangs ſchien Albrecht feine Plane wieder 
durchzuſetzen. Der Löwenbund aber führte feine Sache nicht nur mit dem Schwerte, ſondern 
auch auf dem Wege Rechtens, vor dem Kaifer, fo trefflich, daß der Herzog entſchieden nachgeben 
mußte. Er jah ſich genöthigt, die alten Rechte In vollfter Ausdehnung anzuerkennen, vie Be: 
fhwerniffe abzuftellen und die Beſchlüſſe ver Stände hinzunehmen, daß er „ohne deren Wiſſen 
und Willen fid) in Fein Bündniß begebe, fondern, wenn Krieg drohe, ihren Rath und Gut: 
důnken anhöre”, mit dem Beifügen: „wo das nicht gefchehe, möchte ihm (dem Herzog) großer 
Unvath daraus erwachſen.“ Albrecht war endlich allerdings weife genug, feine Kage zu erken⸗ 
nen und fich darein zu finden. So ließ er es gern geſchehen, daß ihm die Landſchaft eine Steuer 
„nur unter ber Bebingung” bemilligte, „daß die Erhebung und Verwaltung‘ durch 64 von ift 
zu erwählende Steuerer und in ver Weife geſchehe, „wie fie es feftfege”. Selbft ald im Jahre 
4492 von ven Ständen des Deutſchen Reichs dem Kaiſer eine Reichshülfe bewilligt und auf alle 
Feuerftätten im Reid) ausgeſchlagen ward, fah fid) der ‚Herzog veranlaft, dem Kaifer zu ſchrei⸗ 
ben: „er, ber Herzog, befige nit Fug und Maht, ſolchen Anfhlag, Steuer und Hülfe zu neh: 
men ohne Zugeben ober VBerwilligung feiner gemeinen Lanpfhaft.” ine ähnliche Erklärung 
ſah er fi 1496 zu geben genöthigt, unter Einberufung eines Ausſchuſſes der Landſchaft. In 
Jahre 1500 finden wir, daß die Landſchaft eine Reichshülfe an Truppen und ingleichen eine 
ſolche an Landſteuer bemwilligte. Bier landſchaftliche Verorbnete und ein herzoglicher Rath, ver: 
eibet von ber Landſchaft und vom Herzog, erhoben die Steuer von den herzoglichen Grund: 
holden (den landgerichtlichen Unterthanen und Kaftenleuten) unmittelbar, und die von ven An- 
gehörigen ver Stände erhielten fie nur aus den Händen der Stände ſelbſt. 

Da die landshut-⸗ ingolſtadter Regentenlinie 1503 mit dem Herzog Georg audgeftorhen 
war, erhoben fi manderlei Anftände. Auf ver Nitterfhaft Begehren Hatte der Herzog ſelbſi 
noch einen zu Landshut abzuhaltenden Landtag ausgeſchrieben, „um über die Kandesnothhurft 


die unfern von ber Lanbfchaft folgen laſſen, foll geantwortet werben Denen, bie von der Landfchaft dazu 
erwählet find, und dann nach An, unferer Räthe und derfelbigen von der Landfchaft dazu gegebent 

ath ausgegeben und angelegt werben.” Hinſichtlich der Steuerbewilligungen felbft if od ein IC 
wefentlicher Umftand zu eewähnen. Bon jeher und fortbauernd in biefen Zeiten war, was ein Jet 
gab, ein bloßes Geſchenk bes Einzelnen. Darum Fonnte benn auch die Bewilligung des Einen den An 
bern nicht binden. (Es handelte ſich um ein jus singulorum.) Kein Beſchluß der Mehrheit komte 
die Minderzahl, welche nicht fleuern wollte, irgendwie dazu verhflichten; Jeder verfügte nur über fein 
Eigenthum, aber nicht über Das bes Andern. Darum heit es in einer noch vorhandenen Steuerrech 
nung: „Stem fo thut bie Steuer... von benen, bie dann die Steuer zugefagt haben ... 2102 Bi.“ 
Die Steuerrechnung vom Jahre 1453 enthält nebenbei ein Berzeichniß Derjenigen in jedem Gerichte, „bit 
nicht Haben gefteuert ober feuern laffen. Die Ben e mußten fich daher mit ihren Gefuchen an alle 
Einzelnen wenden. Da alfo Hierin feine Majoritäte! efatüfe entſchieden, fondern Jeder nur für ſich bes 
Fang N verweigerte, fo warb beftenert, wer bewilligt hatte, gleichviel ob die Mehrheit diefe ober 
jene Erklärung abgab. In einem Schreiben bes Herzogs Albrecht von 1453 Heißt es: „,... ale Und 
jegt eine Steuer von etlichen den unfern zugefagt ift, bazu Ihr dann von Uns und etlichen aus unfertt 
Landfchaft zu Steuerern erwählet und — feld“ u. ſ. w. 
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wabhredden”, beifügend zugleich, die Stände möchten am anberaumten Tage ja erſcheinen, felbit 
warmer, ber Herzog, zuvor fterben follte. Dies gefhah. Bon allen Seiten erhoben fich bei der 
kendſchaft Candidaten um ben erlevigten Herzogshut. Die Stände wiefen die (zum Theil ins⸗ 
gehim mit Gewalt drohenden) Bewerber an den Kaifer, vor dem fle ihre angeblichen Rechte 
estiyeiden laſſen follten. Dem Volke ward verkündet: „gemeiner Landſchaft gewärtig zu fein, 
5i8 viefelbe einen Landesfürften angenommen habe.” Für die Zwiſchenzeit ernannten vie Stände 
ane Regentſchaft, beftehend aus acht Rittern, vier Prälaten und vier Bürgern. Der Kaiſer 
Maximilian 1. buhlte nun feldft, um zum Lanvesfürften erwählt zu werben. Die Landſchaft hatte 
den Muth, ihn zurückzuweiſen. Durch Spruch des Reichskammergerichts wurben 1504 die An= 
ſprũche der mündhener Herzoge anerkannt. Da nun Albrecht feine Brüder ſämmtlich zum Nüd- 
tritt von ber Regierung bewog, fo mar jegt Baiern zu einem Staate, mit einem Yürften an 
der Spige, wieber vereinigt. 

Es war am 10. Febr. 1505, daß die verſchiedenen bairiſchen Landſchaften zum erſten mal 
wieder in einer Verſammlung erfchienen. Das Vertrauen, das Herzog Albrecht in der zweiten 
Hälfte feiner Regierung gegen die Stände bewies, ward ihm mit reichen Zinfen von biefen er= 
widert. Da andere Bewerber um das Land ihn mit Krieg bevrohten, ward die Aufftellung 
eined nur aus Gingeborenen beftehenden Heeres beſchloſſen, und da es an Geld gebrach, gewähr- 
tem alle Stände dem Herzog ein Darlehn; Jever, der dazu beitrug, erhielt durch ven landſtaͤn⸗ 
diſchen Ausſchuß einen Schuldbrief von der Landſchaft, mit deren Siegel beflegelt. Der koͤlner 
Reichẽtag entfchieb den Streit (30. Juli 1505), nachdem auf demſelben drei Räthe des Herzogs 
und ſechs Mitglieder der Landſchaft mit Vollmacht erfhienen waren. 

Auf einem allgemeinen Landtage (8. Juli 1506) wurde jegt von der Landſchaft der Ver- 
trag unter den betheiligten Prinzen zu Stande gebracht, wonach Baiern für immer ein untheil- 
bares Herzogthum fein follte. Zugleich verfügte Herzog Albrecht ſelbſt, daß jeder feiner res 
gierenden Söhne oder fpätern Nachfolger der Landſchaft, wenn fie die Erbhuldigung thun wolle, 
isre Freiheiten und altes Herkommen beftätige ohne Verzug (alfo jedenfalls Betätigung vor 
der Hulbigung). . 

So hatte man denn von jegt an in Baiern wieder wahrhaft allgemeine Landtage. Die 
Reste und Freibriefe ver einzelnen Landſchaften waren und blieben zwar verfchieden wie bie 
wer verſchiedenen Stände, es lag darin aber um fo weniger ein wefentliches Hinderniß, als die 
einzelnen Privilegien in ihrem Hauptinhalte durchgehends übereinftimmten. Nirgends konnte 
der Herzog willkürlich Steuern ausſchreiben, nirgends das alte Recht und Herfommen ändern, 
nirgends etwas vom Lande veräußern, nirgends eigenmädtig Krieg beginnen; überall gab es 
eine ſtãndiſche Vertretung, und dieſe erprobte fi in zahlloſen Fällen als wirkliche Vertretung 
bes Bolfes. Died zeigen die Landgebote, die wegen Jagd- und Forſtweſen, Landwirthſchaft, 
Bergbau und Handel, wegen guter Rechtöpflege und felbft wegen Befteuerung erlaffenen Ge= 

fege, aus denen ſich ergibt, daß die in diefen Zeiten nothwendig erhobenen Auflagen eine Ber- 
wögenöfteuer waren, durch welche der Arme gefchont ward. Diefe Zeit ver hoͤchſten Blüte des 
bairiſchen Berfaffungswefens und der größten unbeftrittenften Machtfülle ver Lanpftände war 
zugleich die des größten und glänzendſten Volkswohlſtandes. Der Reichthum erzeugte fogar 
einen Lurus und eine Üppigtelt, gegen welche die Stände jelbft vielfach einfchreiten zu müſſen 
ten. 

Serzog Wilhelm IV. war beim Ableben feines Vaters nody unmündig. Albrecht IV. harte 
für dieſen Fall feinen Bruder Wolfgang nebft ſechs Männern aus der Landfhaft zu Vormün⸗ 
Kern ernannt, die nach Stinnmenmehrheit die vorfommenden Fragen entfcheiden und bie Ver- 
weltung fo führen follten, wie fie e8 gegen den Herzog und das Land verantworten Fönnten. 
Nachvem die Bormünder vie Freiheiten beftätigt hatten, leifteten ie Stände den Eid, ihnen, fo= 
lenge die Vormundſchaft währe, nad einem (beflimmt bezeichneten) Maße verpflichtet fein zu 
mollen, und fpäter ebenfo vem Herzog Wilhelm, „fofern er beim Antritt feiner Regierung ihre 

fammt und ſonders beftätige, wie vormals von feinem Vater geſchehen“. 

Die Privilegien der Landftände aber waren in Einigem nicht ganz Elar, in Anderm bie Be— 
Wammungen derſelben veraltet. Zu Ende der vormundſchaftlichen Regierung fam nun eine „Erz 
Wirung‘‘ verſchiedener folher Bunkte durch beiderfeitige Verfländigung zum Abſchluß, durch 
weldge der fürftlichen Gewalt mande nicht unwichtige Zugeftänbniffe gemacht wurden, ſodaß ihr 
Wefe Einigung fehr entichieven zum Vortheil gereicht. Es ward in diefer Beziehung nament- 
U das hoͤchſt wichtige Zugeſtändniß gemacht, daß, obwol der Fürſt Schulven halber vom Lande 
nichts veräußern ober verpfänben dürfe, folde Beſchraͤnkung doch nicht auf „feine eigenen Gü⸗ 
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ter" ausgedehnt werde, hinſichtlich deren er hierin frei ſei. Im uͤbrigen war ausgeſprochen: daß 
zunaͤchſt Landeseingeborene, nicht fo viele Fremde, angeſtellt werden ſollten; daß Niemand 
feinem ordentlichen Richter entzogen, noch anders als in den ſehr genau feſtgeſetzten Formen 
verhaftet werben dürfe; daß jeder Herzog vor dem Antritt feiner Regierung und ehe ihm bie 
Landſchaft huldige, die Kandesfreiheiten beftätigen müſſe, auf welche au alle Beamten zu ver= 
eiben jeien u.f.w. Was Hier nicht befonders vorgefehen, hebe die alten Privilegien nit auf, 
die vielmehr im Übrigen in voller Gültigkeit ungeſchwaͤcht ftehen blieben. 

Obwol dieſe Übereinkunft vielfach eine Beſchränkung, jedenfalls eine beſtimmte Begrenzung 
der ſtãndiſchen Rechte bildete und daher auch mit allem Grunde eine „Freiheitsmaͤßigung“! ge= 
nannt warb, fo wurbe doch felbft diefe beſchränkte Freiheit von der Regierung vielfach verlegt. 
68 war die Zeit, in welcher die abfolute Fürſtenmacht und die Beamtenherrigaft ihre Gewalt 
zu begründen begann. Died machte ih auch in Baiern fühlbar. Zum Unglüd begann Hier Un— 
einigfeit untec den Stänben ſelbſt einzureißen, fobaß namentli der Adel und die Geiftlichkeit, 
zunachſt nur ihre Sonderintereflen wahrend, jene des Allgemeinen preisgaben. Die Stände 
vergaßen jidh foweit, die unter ihnen entflaudenen Streitigkeiten dem Herzog und ber (für veffen 
Intereſſe gewonnenen) Vormundſchaft zur Entſcheidung vorzulegen. Natürlich beuteten dieſe 
die Sache zum Vortheile des Fürſten aus. Die Stände ſelbſt wurden durch Hofintriguen zu 
corrumpiren verſucht, Bitten und Drohungen um vie Wette gegen die einzelnen Mitglieder in 
Anwendung gebracht. So bewilligten diefe nicht mur eine neue Steuer, ſondern ed wurde auch 
dieſelbe an die hetzoglichen Steuerec unmittelbar ausgeliefert, ſonach nicht in der alten Weife 
durch Grnannte der Stände die Sache beforgt. Überdies wurden jegt ſchon wieder verſchiedene 
Punkte in den Erklärungen ver alten Landesfreiheiten für unflar auögegeben und eine neue 
„Erläuterung“ verſucht, um — neue Beſchränkungen durchzuſetzen! 

Als Herzog Wilhelm, ver laͤngſt ſchon verderblich auf die Regierung eingewirkt, erſt mündig 
geworben war (Mai 1511), begann eine Gewaltherrfäaft, wie man fle in Baiern nod nie erz 
lebt hatte. Ex ſchrieb eigenmächtig Rüftungen und Steuern aus, unter dem gefuchten Vorwande, 
daß der Drang der Berhältniffe ihn ohne Mitwirkung der Landfchaft zu handeln nöthige. In 
folder Weife ließen fi indeffen die Dinge doch nicht vollfommen durchführen. Sein eigener 
Oheim, Herzog Wolfgang, fogar ſchrieb ihm: „er befolge die Verorbnungen nit, weil fte 
von der Landſchaft nicht beſchloſſen worden feien.” Die Finanzen geriethen in immer ärgere 
Verwirrung. 

Wilhelm regierte bis ind dritte Jahr ohne Freiheitobeſtätigung und ohne Landſchaft, aber 
auch ohne Hulvigung. Im Jahre 1514 endlich berief er felbft die Stände zufammen, gezwun⸗ 
gen durch fein eigenes Bedürfniß. Er ftellte venfelben die angeblichen Vervieufte feiner Re— 
gierung und den Drang jeinec Geldbedürfniſſe vor. Da erhoben ſich aber bei den Stänben von 
allen Seiten Klagen: von Tag zu Tag würden ihre Freiheiten mehr gefhmälert und felbft 
die jüngfle Erklärung nicht mehr gehalten. Immer höher wüchfen die Schulden an durch des 
Fürften unorbentlie Negierung und durch das Treiben feiner Günftlinge, welche auch Die Etel= 
len und Amter vertheilten ober verfauften, wonach dann die Käufer ihre Huslage vom armen 
Volke zu „erſchinden“ fuchten. Es fei fein Wunder, daß fein Beutel leer und im Lande allge= 
meine Klage über fein ſchlechtes unordentliches Regiment fei, denn er habe ſich feit jenem Re— 
gierungsantritt gar grobe Miögriffe zu ſchulden fommen laffen. Die alten erfahrenen Räthe 
feines Vaters Habe er verachtet und lieberlichen Gefellen feine Gunft zugewendet. Mit dieſen, 
deren Umgang fchon ein ſchlichter Cdelmann unter feiner Würde erachten müfle, ſchlemme und 
faufe er vom frühen Morgen bis in die tiefe Nacht hinein; mit Ihnen treibe er alle mögliche 
Unzucht. Ebenſo wie fein Privatleben fei auch die Regierung ded Landes Bisher lieverlih und 
unmürbig gewefen, weil er fih mehr um bie Befriedigung feiner Wolluft ald um die öffent- 
lien Angelegenheiten kümmere. Die Landflände habe man bisher völlig ignorirt, ja diefe un⸗ 
bequemen ‚Hüter der Rechte des Landes völlig heifeite zu fhieben gefucht. Jetzt freilih, wo es 
an Geld fehle, müfle man fle nothgedrungen berufen, um bei ihnen Rath, und Hülfe zu ſuchen. 
Würde letztere aber auch noch fo freigebig geleiftet, fo würde fie doch bei folder liederlichen 
Wirthſchaft wenig nügen, weshalb die Stände vor ber Hand feinen andern Rath und feine 
andere Hülfe wüßten, als den Herzog Wilhelm auf die Duelle feiner Verlegenheiten hin⸗ 
zuweiſen. 

Die Stände ließen es aber nicht bei Worten bewenden. Sie erneuerten (1. Febr. 1514) 
die alten Bünde, vermöge welder Adel, Prälsten und Bürger ſich gegenfeitig verpflidteten, 
Tünftigen Eingriffen in ihre gemeinfamen Rechte, ſowie in die irgend eines einzelnen Standes 
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wit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu begegnen. Sie ernannten zur Vollziehung 
tinen Ausſchuß von acht Verordneten aus ihrer Mitte, ver ſich auf 16 und 24 Landtagsmuͤglieder 
veirfen und noͤthigenfalls die ganze Landſchaft zufammenberufen folle, wenn ex nicht alsbald 
dilfe erlangen könne. 

Roch weigerte fi} der Herzog, dem Begehren der Stände hinſichtlich der Privilegienbefläs 
ügung nachzukommen; da ſprachen fie geradezu von ber Peen (dev Strafe), die fie wider ven 
suthwilligen Verleger der Lanvesfreiheiten in Anwendung zu bringen befugt feien. 

Ein befonberer Umftand ſchien die Macht der Stände noch vorzüglich zu befeftigen: Ludwig, 
ker zweitgeborene Sohn Albrecht's IV., erhob Anſprüche, um, trog der neuen Erbfolgeoronung, 
von der Regierung nicht audgefchloffen zu werben. Er fagte, allen Verhältniffen nach, der Land: 
[Haft mehr zu als Wilhelm, gegen ven eigentlich Feine Verpflichtung mehr beftand, nachdem er 
ſich fornwährend geweigert hatte, die Bedingung feiner Anerkennung (nämlich die Beftätigung 
der Freiheitsbriefe) zu erfüllen. 27) Der Streit ver Bürger wurbe felbft von dem Raifer Mari: 
milian den Ständen zur Entſcheidung zugewviefen. 

Diefe, an deren Spige damals der ebenfo mannhaftzmuthige ald beredte und umſichtige 
Ritter und Reichsdoctor Dietrich von Blieningen ftand, entſchieden: das ganze Land müffe zwar 
vereinigt bleiben, bie beiden Prinzen follten aber gemeinfam regieren, mit einem Hof, einem Rath 
und einer Kanzlei; die Befegung der Nınter folle indep, bis beide das bierunbzwanzigfte Alters⸗ 
jaht erreicht Hätten, durch die Landſchaft geſchehen; jonft gäbe e8 Fein Mittel, den Hader zum allge⸗ 
meinen Beften beizulegen. Der jüngere Prinz Ludwig nahm diefe Entfheidung mit Freuden an, 
und ſelbſt Wilhelm unterwarf fich verfelben unbedingt, wenn aud nad einigem Widerfireben. 
Die Auordnungen, weldye die Landſchaft traf, gingen mit Ruhe und aller Orbnung voran und 
beförberten unverkennbar das Wohl des Landes. Alles ſchien aufs befte erlebigt und georbnet. 

Da verfagte nun auf einmal Kaifer Marimilian I. die Beftätigung ver getroffenen Über: 
einkunft, unter dem Vorwand, er Fönne nicht dulden, daß bie landesherruche Gewalt fo fehr von 
ben Ständen herabgewürbigt werde (denen er doch felbft die Entſcheidung übertragen hatte). 
A Birkligkeit wünſchte er, daß bie Zwietracht in Baiern fortvauere, die feinem Bigennuge 
acuen Gewinn (mie fon ein mal) zu verheigen ſchien. So gab denn Marimillan in feinem 
genen Benehmen eine empoͤrende Treulofigkeit fund. Er erklärte, daß er die Brüber einigen 
wolle, während feine Schwefter (die Witwe Albrecht's IV.) ihm Dringend fhrieb: „ihre Söhne 
jeien brüberlich einig; fie Bitte vemüthig, er möge dieſe Einigkeit nicht zerftören, fondern ben Ver⸗ 
insg aufrecht erhulten, den die Landſchaft zwiſchen beiden errichtet Habe.” 

Berzog Wilgelm aber verließ fi alsbald voll Übermuth auf die Stüge, die ihm in folder 
auerwarteten Weiſe geworben war. Die Stände höhnend, erlaubte er fid alle Eigenmächtig⸗ 
keiten, wobei er mit fremder Kriegshülfe vrohte. Die Landſchaft warnte ihn, davor ſich zu hüs 
wer: „dagegen würde man unwillig werden... Sie wollten nicht der Fürften halber verder⸗ 
ben, fondern feftftehen; und follte dann fremdes Kriegsvolk in dns Land geführt werben, fo 
aößte barauf fiehen, daß man den Wirth ſammt ven Gäften fortjage.” Wilhelm ergoß fic in 
Drohungen gegen bie ihm von ver Landſchaft gefegten Näthe. Eine Deputation bed flänbifchen 
Ausfguffes follte mündlichen Verkehr mit ihm verſuchen; ver edle Plieningen fland an deren 
Epige. ALS der Herzog neue Drohungen ausſtieß, ward ihm duch den Mund jenes wahren 
Ritters offen ind Angeficht erklärt: „Solde Worte, junger gnäbiger Herr, find wider Recht 
wa Bernunft; man mag fie vielleicht gegen unverſtändige Kinder gebrauchen, aber nicht gegen 
Rithe, die ſchon Euerm Vater gebient und von venen Ihr lernen folltet. So ift fein Fuͤrſt oder 
Herr auf Erden gefreiet, daß er Macht hat, nad, feiner Willkür wider Recht die Unterthanen 
zu beſchweren.... Kein Bapft oder Kaifer kann den Unterthanen das Recht, das aud der Nas 
bar fließt, nehmen, und wenn fie ſich das unterftehen, fo find die Unterthanen es zu dulden nicht 
ſchaldig. Vertheidigung if den Unterthanen von Natur gelaflen;; fe dürfen ſich dagegen fegen. 





A) Bis zur —Aã dieſes Zeitpunfts huldigt Rubhart (in ſeiner, Geſchichte der Landſtaͤnde in 
Deiern·) ziemlich fre Annigen Gruudſaͤtzen. Bon | t an aber glaubt er offenbar einfenfen und biefels 
deu verlenguen zu müßlen. Darum fafelt er nım in einer Weife, wie man es von ihm fonft gar nicht 
geahat if» voC einem angeblichen „DBergefien ber Maͤßigung“ feitens ber Landſtände, während er ſelbſt 
iichis Anderes als das höhnendfle mit Film Treten ihrer guten alten Rechte durch den bespotifchen Her⸗ 
308 zu erzaͤhlen weiß. (Auch der ſonſt nur nach grellen Bingen hafchende Sugenheim betet hierin ges 
bankealos Rubhart's Morten nad.) Das unge der Landſchaft lag nicht in einem Misbrauche ihrer 
Ccnalt, fondern im Mangel an ſolcher, fie Tonute ihrem Rechte Feine materiele Geltung mehr vers 
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Wenn ein Würnlein, gnädiger Herr, gebrüct wird von einem noch fo gewaltigen Thiere, fo 
krümmt es fich von Natur; dad Recht fteht aud; dem Menfchen zu!” 2°) 

Aber leider gehörten Plieningen und jeine vamaligen Geiſtesgenoſſen zu ven legten Rittern. 
Bei der Maffe des Adels waltete keine Rüdfiht für dad allgemeine Wohl ob, fondern nur das 
Seonverintereffe für den eigenen Stand. Mehrfady zeigte fi daher der Adel zu Goncefiionen 
gegen Die Herzoge geneigt, jobald er ſpeciell nur Feine Opfer bringen follte. Infolge deſſen fehlte 
ein feſtes Zufanmenhalten aller Stände. Noch ſchlimmer als felbft dies war es aber, daß gerade 
jegt, wo bie große Maffe des Volkes wieder zu einiger Geltung zu gelangen begann, jene zunächſt 
nur immer für fi forgenden Stände feine Stüge im ganzen Volke fuchten und eine ſolche um 
fo weniger finden Eonnten, als fogar die Sigungen der Landſchaft bei verſchloſſenen Thüren 
ftattfanden, ſonach gleihjam Niemand außer ven unmittelbar ſelbſt Auftretenden auch nur rich⸗ 
tig zu erfahren vermochte, um was es fi handelte, was bei den Privilegirten felbft meiſtens 
Unfenntniß der Gefchäfte, bei der Maffe aber vie verderblichſte Gleichgültigkeit erzeugen mußte. 
Dabei wußten die Herzoge mit Schlauheit, wenn auch ohne alle Ehrlichkeit, der Art ihres Ver⸗ 
fahrens häufig ven Schein zu geben, als träten fie ven privilegirten Ständen deshalb entgegen, 
damit die Mafle des Volkes geſchont und in Tragung der Laften dadurch erleichtert werde, daß 
auch jene dazu beigezogen würden; in Wirklichkeit wollten fie fi nur von ber ihnen Läfligen 
Macht ver Stände überhaupt befreien und ſich ſtets neue Mittel zu ihren nie aufhörenden Ver⸗ 
ſchwendungen verfihaffen, wobei e8 ihnen, wie die Erfahrung zeigte, ganz gleichgültig war, wer 
dieſelben aufbringen mußte. 29) 

Die beiven herzoglichen Brüber erfannten endlich, daß ihre Uneinigfeit fie beide unter ber 
Herrſchaft der Stände erhalte. Sie verfländigten üdh daher miteinander und begannen dem 
Namen nad) eine gemeinfame Regierung , während Wilhelm in Wirklichkeit allein herrfchte 
und Ludwig fid durch einen geheimen Vertrag verbinplich machte, unvermäßlt zu bleiben, damit 
das Land nach feinem Tode feiner Theilung unterworfen werbe. 

Bon diefer Seite gefichert, begannen nun die Herzoge, insbeſondere Wilhelm, ihre Anz 
griffe auf die Rechte der Stände ſyſtematiſch durchzuführen. Sie wendeten Heuchelei, Corrup⸗ 
tion, offene Treulofigkeit und rohe Gewalt um die Wette an. Im Anfange fanden fie es aller- 
dings noch gerathen, nicht ganz offen aufzutreten, zunächft durch ihr Verlangen nach neuer Geld⸗ 
hülfe davon abgehalten; fo erbittert fie ſich gegen bie legten Bünde der Stände erklärten, fo ers 
Tannten fie doch in den: 1516 endlich ausgeftellten Freiheitsbriefe an, daß, würden auf die Bor- 
flellungen ver Stände deren Beſchwerden nicht gehoben, fo „fei deflen beieinander zu bleiben 
ihnen unentgolten, nad Laut ihrer Freiheiten”, worauf endlich die Erbhuldigung und neue 
Geldgewährungen erfolgten, obwol die Herzoge aufs neue wieverholten, „die mündjener (legte) 
Verbindung ver Stände würden fle niemals beftätigen“. Sie machten ſonach Zugeftänpniffe, 
wo es auf bloße Worte, verweigerten biefelben aber, wo es auf die Sache anfam. 

Herzog Wilhelm”, bemerkt Rubhart, „ſchien e8 übernommen zu haben, vie fürftliche Will⸗ 
tür feftzuftellen. Er ging dabei mit einer Klugheit, die ſelbſt Macchiavelli's Lehre nicht ſchlauer 
enthält, zu Werke, die landſtändiſche Verfaffung zu brechen.“ (Eigentlich aber doch mit noch 
weit mehr Scham⸗ und Treulofigkeit ald Klugheit!) „Anfangs machte er ven Angriff verdeckt 
und unter manderlei Künften; dann aber offen und ohne Schen. Die Lanpftände wurden nur 
gerufen, wenn die Herzoge Hülfe und Steuer nöthig hatten.” Zuerft verweigerte gewöhnlich 
die Landſchaft die Steuern, bewilligte fie Hintennad aber doch immer wieder. Ein regelmäßig 
wiederkehrendes Spiel! „Mit Fodern begannen die Fürften; mit Klagen über Armuth antwor= 
tete die Landſchaft, und endlich, nad) längern Verhandlungen, folgte Die Bewilligung gegen das 
Verſprechen, die vorgebrachten Beſchwerden zu heben !” 

Der Gewaltherrfcher Eonnte fein Ziel um fo leichter erreichen, ald die Stände fort und fort 
den Behler begingen, die Wahrung ihrer Rechte einzelnen, zu Ausſchüſſen vereinigten Mitglle⸗ 
dern ihrer Berfammlungen anzuvertrauen. Se Eleiner vie Zahl, vefto eher waren alle Cinzelnen 
durch Gunſt zu gewinnen ober durch Drohungen zu ſchrecken. Und an Beidem läßt es fein Tyrann 
fehlen! So kam es dahin, daß der Ausſchuß im Jahre 1529 ſich verleiten ließ, ven Herzogen 
aus ber Kaffe der Landſchaft eigenmächtig einen Vorſchuß von 40,000 Glon. „zur befondern 


3 ee ae ver 5. N 470 — 473. C. ¶hichtſchrei RR 

inter fol erhältnifien ift e6 ungereimt, wenn er, wie dhart, ben 
Grund des Untergangs der Rechie und des Anlehens ber Fandhänhe aka blos in —— wienm 
fen ſuchen, welche dieſelben in dieſen Zeiten begangen haben follen. 
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Repurft' auszuhändigen. Die Stände felbft aber waren fpäter ſchwach genug, über dieſen 
grlln Misbrauch der Ausfhunbefugniffe Hinwegzufehen. 

In raſcher Folge reihte ih num ein Angriff gegen die Rechte ver Landſchaft an den andern. 
Pie Herzoge nahmen die Befugniß in Anſpruch, die Kanmerbauern (herzoglichen Grund= 
Sehen) auch one ſtändiſche Einwilligung befteuern zu dürfen. Sodann ſuchten ſie geltend zu 
men, daß die Erhebung der bewilligten Steuern nicht ausſchließlich durch Verorbnete der 
Landihaft, fondern auch unter Mitwirkung herzoglicher Beamten geſchehen follte. Dagegen er= 
fürten die Stände endlich, fie bewilligten blos unter biefer Bedingung; „fie gewährten die Ab⸗ 
gabe nicht aus Schuldigkeit, fondern nur aus Liebe; mer ſchenke, fönne auch Maß und Orbnung 
feiner Gabe beſtimmen.“ Jetzt griffen die Herzoge bie Breiheiten der Stände an der Wurzel an: 
fe beſttitten auf einmal den Ständen dad Recht der Steuerbewilligung und ſchrieben 1536 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung verfelben drei Landesſteuern aus, die ſie auch thatſächlich ein= 
trieben. Die Landſchaft erhielt zwar im folgenden Jahre auf ihre Neclamation einen neuen 
„Sqchadlosbrief von den Herzogen, in welchem dieſe ſelbſt befennen, in Eile und wider die Lan⸗ 
deöfreiheiten gehandelt zu haben. Aber was nügte diefes Papier? „Die Herzoge mochten leicht 
derein willigen; ed war ihnen feine Mühe, einen Brief beflegeln zu laſſen und die Zahl der 
Zriefe, die fie fo eben überfahren, mit neuen zu vermehren.‘ 30) 

Die Stenerbewilligungen wurben nad) und nad) gewöhnlich und endlich fländig; der Land⸗ 
(Halt Bewilligung ſank da zur bloßen leeren Formſache herab, die man dem Wefen nad) fogar 
aid äberflüffig betrachten mochte. Die Herzoge ſuchten diefes Ziel beſonders auch durch Ein⸗ 
führung indirecter Auflagen zu erreichen. Dann wurde der ſtändiſche Ausſchuß durch Bearbeis 
tung der einzelnen Mitglieder (namentlich dur die Drohung: „bei Vermeidung fürftliher Un- 
grade") dahin gebracht, unter vem Vorwande des Drang der Umſtände eine Steuer zu be= 
willigen, ohne Berufung der ganzen Landſchaft. Ebenfo erhob Herzog Wilhelm im Jahre 1547 
thatfählich (feiner frühern Behauptung gemäß) eine Auflage von den Kammerbauern ohne 
Rindifhe Zuflimmung. 

Es würde uns zu weit führen, alle unter den mannichfachſten Wort= und Treubrüchen 
von den Herzogen verübten Gewaltthaten gegen die Rechte ver Stände einzeln bier aufzu= 
Ahlen. Der Gewaltherrſchaft fland jegt Fein genügend ſchuͤtzender Damm mehr entgegen. Wir 
haben unter II. bereits gezeigt, in weichen elenden und erbaͤrmlichen Zuftand das Land herab⸗ 
fanf unter der fürftlichen Älleinherrſchaft, während e8 vor verhältnigmäßig wenigen Jahrzehn⸗ 
den noch das blũhendſte Bild darbot, damals, als die Landſchaft die hoͤchſte Macht befaß, und 
dieß ungeachtet der mit dem Privilegienmwefen einzelner Stände verbundenen Misbräuche. Es 
mag hier genügen, die Geſchichte des völligen Hinwelkens und Untergangs der alten Landſchafi 
aur mit wenigen Zügen anzubeuten. 

Das Unwefen, das unter Wilhelm IV. von allen Seiten eingeriffen, dauerte unter feinen 
beiden nãchſten Regierungsnachfolgern ſchon beinahe ohne allen Wiverftand fort. Die Stände 
mußten es geſchehen laſſen, daß ihre Beſchwerden wegen ver furchtbaren Bedrückung der Ge⸗ 
tffensfreiheit Höhnenn zurückgewieſen wurden. Herzog Albrecht V. vermochte feinen Schwager, 
der Kaiſer Marimilian II, daß dieſer ihm (unterm 7. Febr. 1566) ein Privilegium ausftellte, 
Ir son den Ständen auf dem jüngften Landtag zur Schuldentilgung und andern Staatsaus⸗ 
gaben zeitweilig bewilligten „Aufihlag” nicht nur zu verboppeln und auf ewige Zeiten zu er⸗ 
heben, fonbern auch die Ertraͤgniſſe deſſelben für fih ſelbſt (d. h. für Hofausgaben) zu verwen⸗ 


' Mm. Und doch hatte der nämliche Kaiſer erſt ein paar Monate zuvor (14. Aug. 1565) die 


Reßte und Freiheiten der bairifhen Stände und fomit natürlich auch die Befreiung von allen 
zißt ſelbſtbewilligten Steuern ausdrücklich betätigt! 

Auf jevem Landtage erfolgten nun neue Steuerfoberungen. Auch die rein materiellen 
Sickangen des Verſchwindens jedes Damms gegen bie fürſtliche Willkür machten fih immer 
ncht und zwar in erſchreckender Weife fühlbar. Wie unter I. bereits angeführt worben, 
Kegen die Staatslaften fo fehr, daß diefelben von einem Gute, welches im Jahre 4501 28 Kr. 
Mapa entrichtet hatte, im Jahre 15905 über 400 Glon. betrugen. Deſſenungeachtet reiten alle 
Speeffangen nicht aus, den herzoglichen Verſchwendungen zu genügen. Die dffentlihen Cin⸗ 
fünfte waren in der letzierwaͤhnten Zeit auf 300,000 Glbn. jährlic; gefteigert, die Bebürfniffe 
aber befiefen ſich auf 633,000 Glon. Die Landfchaft mußte 4,700,000 Glon. Schulden über- 
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nehmen, und ba ihr Grebit faft ebenfo wie jener der Herzoge in der Öffentlichen Meinung tief 
gefunfen war, konnte man nur zu 8—10 Proc. Gelder geliehen bekommen. 

&o darf ed und nicht wundern, wenn ſelbſt die tief untermürfigen Stände nicht umhin konn⸗ 
ten, dem Herzog Wilhelm V. (im Jahre 1593) ein Schauderbild von dev Lage des Landes ent⸗ 
gegenzubalten, in dem es Heißt: „Die Unterhanen haben allein feit 1577 zwölf mal den zwan⸗ 
zigſten Theil ihres ſämmilichen Vermögens dem Fürſten an Steuern hingeben müſſen; das 
Landvolk kann fi im Ganzen faum länger des Betteld erwehren; Viele nagen fhon jegt mit 
Beib und Kind am Hungertuche. Bei den Gerichten kommen faft täglich nur Schuldproceſſe 
vor; flirbt ein ehedem vermöglicher Bauer, fo hinterläßt er feinen Erben jegt felten etwas An- 
deres ald Schulden. Nicht viel befler jind die Bewohner der Städte und Märkte daran, da in 
viefen aller Handel und alle Gewerbe in fo tiefen Verfall geraten find, daß der Bürger, wie 
fehr er ſich auch einſchränkt, kaum die nothwendigſten Bebürfniffe ferner zu beſtreiten vermag. 
Diefed Ververben der niedern Stände drückt auch ſchwer auf die höhern, da Adel und Geiftlid- 
Teit Die ihnen gebührenden Abgaben und Leiftungen von ihren Grundholden jegt entweber gar 
nicht mehr oder nur theilweife zu erlangen vermögen. Fürwahr, e8 ift bei dem Verſiegen aller 
Rahrungsquellen, bei ver täglich wachſenden Laft unerſchwinglicher Steuern und ber feit län: 
gerer Zeit eingeriffenen leihtfinnigen Vergeudung ber beften Kräfte des Landes keineswegs zu 
verwundern, daß dieſes fo jehr verarmt und jegt an den Rand des Abgrundes gekommen if, 
wohl aber, daß es bis heute nur beftehen konnte. Wehe Denen, die dieſes Ergebniß ihres Wir: 
kens einft vor dem Richterftußle des Höchſten zu verantworten haben werben, ver an ſolch ſchreck⸗ 
licher Breffung der Armen feinen Gefallen haben kann und fhon um diefer willen allen Segen’ 
und alles Gebeihen von ven Lande nehmen wird.“ 

Der von Schmeihlern und Fanatikern übergepriefene Marimilian I. hatte gegen Beſtä— 
tigung ber Freiheiten die Erbhuldigung erlangt. Er achtete aber deſſenungeachtet vie ftändi= 
{hen Rechte gerade ebenfo wenig, als feine legten Vorgänger gethan hatten. Die Macht ver 
Landſchaft war bereits fo entfhieden gebrochen, daß er fie vielfah gar nicht mehr beachtete. In 
Dingen, die ihn in Ausübung feiner unbeſchränkten Herrſchbegierde nicht weiter zu hindern 
ſchienen, vernahm er fie und trat mit ihnen in Verhandlung (das Landrecht vom Jahre 1616 
ift noch eine vergleichsweiſe ſchoͤne Frucht langjähriger Berathungen mit den Repräfentanten 
der Landſchaft); Dagegen kümmerte ſich Marimilian fo gut wie gar nicht um fie gerade in ben 
wichtigſten Dingen, zumal der Befleuerung. Schon lange zuvor, ehe dad Schwert der Schwe⸗ 
den den Fanatismus und die fonftigen unlautern Strebungen des neuen Kurfürften züchtigte, 
ſchrieb er (1620), ohne die Stände zu berufen, nur auf „Vergleich mit den Berorbneten” und 
„kraft feiner fürftlihen Macht‘ Steuern aus. Ebenſo vielfach in der Folge, wobei er ſich immer 
mit dem „Drange der Umſtände“ ſcheinbar entſchuldigte. Im Jahre 1634 begehrte er fogar eine 
Erhöhung und weitere Ausvehnung des Aufihlagd. Der Ausſchuß nahm endlih Anſtand, 
dieſe weitere Foderung gutzuheißen. Maximilian verwies ven Verordneten ihre Lauheit und 
„Ungeſchicklichkeit“ mit ſcharfen Reden und führte dieſe weitere Auflage aus eigener Macht ein! 
Ebenſo verfuhr er in andern Dingen. Als im Jahre 4651 der Krieg gegen Baiern felbft fih 
heranwälzte und Frankreich Neutralität anbot, vernahm er, dem alten Rechte gemäß, die Land: 
ſchaft oder doch wenigſtens deren Verordnete über jenen Vorfhlag. Da nun aber dad Gut: 
achten verfländigerweife in friedlichem Sinne und ſonach für Annahme der Neutralität aud: 
fiel, ein Rath, deſſen Befolgung dem bairifhen Volke unendliche Bedrängniß und Noth er: 
part hätte, ſetzte ſich der fanatiſch-kriegsluſtige Kurfürft kurzweg darüber hin und that das 
Gegentheil. Die ganze Landſchaft ſelbſt aber als ſolche vernichtete er gleichſam dadurch, daß er 
fie in den legten 59 Jahren feines Lebens gar nicht mehr zufanımenberief, fondern in allen Fäl⸗ 
len entweber ganz eigenmächtig verfuhr, oder hoͤchſtens mit dem Ausſchuß verhandelte. Ebenfo 
that er in ver Oberpfalz, die ihm durch dad Kriegsglück und die kaiſerliche Gunft unterworien 
worden war und wo die Landſtände faft genau in berfelben Weife wie in Baiern felbft beftanven. 
Er Ind die dortigen Stände zur Huldigung ein; ald fie zuvor die Beftätigung ihrer Freiheiten vers 
langten, wollte Marimilian diefelben kurzweg als infolge der Achtserlärung ihres biöherigen 
Fürſten erlofchen erklären. Da fi die Landſchaft an die Faiferlihen Gefandten wendete, erhielt 
fie vage allgemeine Hoffnnngsertheilungen; jie leiftete darauf hin die Hulvigung, und nun ver: 
nichtete der Kurfürft die Stänbeverfammlung zivar nicht dem Namen, aber ver That nach, in: 
dem er fie niemald mehr zuſammenkommen ließ. So war jener Vielgepriefene gewohnt, die 
älteften Rechte des Volles zu achten! 

Zum legten male fand ein allgemeiner Landtag im Jahre 1669 ftatt. Die Landſchaft, 
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wenngleich tief gejunfen, faßte doch ſelbſt jet noch einige dem allgemeinen Landeswohl ente 
ſytechende Beichlüffe (Beſchwerden über Willtür des Hofs, Gorruption des Gerichtsweſens 
uf. w.), aber leider geſchah dies nur infoweit, als ihr Sonderintereſſe damit nicht in Conflict 
tam. Der Eigennug waltete vor, und weſentlich Gedeihliches ließ ſich daher nicht erzielen; man 
ſtritt ſich zunaͤchſt darum, wer Mitglied des Ausſchuſſes werbe, alfo des gemeinften Vortheils 
wegen. Der Ausfhuß (die Verorbneten) ergänzte ſich felbft, und fo kam es, daß der Kurfürft 
gar Aufnahme feiner Günftlinge, wenn Stellen erledigt waren, feine Fuͤrſprache einlegte. Mas 
da erwirft werben fonnte, läßt ji leicht errathen. Die Verorbneten hatten ein perſönliches In⸗ 
tereffe, die Berufung eined Landtags zu verhindern! Die Geſchäfte wurden mit der größten 
Heimlichkeit behandelt. Hatte ver Ausfhuß doch auf dem legten Landtage bereits der Landſchaft 
das ganze Rechnungsweſen vorenthalten, und dieſe hatte ausdrücklich darein gewilligt! 

Die Verordneten felbft follten ſich alljährlich mindeſtens zwei mal, und zwar die des Ober- 
Inubes zu Münden, jene des Unterlandes zu Landshut verfammeln. Statt deſſen traten fie in 
der Regel jãhrlich nur ein mal in Münden zufammen, um des Kurfürften Foderungen zu vers 
nehmen und nad einigen Borftellungen auch zu erfüllen (Poftulatshandlungen). Selbſt dies 
dien dem gewaltthätigen Mar Emanuel zu läftig. Er führte ganz willkürlich, ſelbſt ohne auch 
nur die Berorbneten vernommen zu haben, neun vorher ungefannte und zwar meiſtens indirecte 
Auflagen ein und verwandelte ebenfo die nur auf eine gewifle Zeitvauer bewilligten Steuern 
Eurzweg in beftändige. Das nannte man denn Hofanlagen! 

Unter Karl Albrecht kam es dahin, daß die Alles bewilligenden Verorbneten fi) von dem 
Fürſten Reverfe ausftellen ließen, „daß er ſie (die Verordneten) wegen der ihr Befugniß über- . 
ſteigenden Bewilligungen gegen die Landſtände vertreten wolle”! Der Kurfürft machte „Hof⸗ 
anlagen”, 3.8. „zur Verpflegung der kurfürſtlichen Kriegspferbe” u. bergl.; er befannte ur⸗ 
kundlich, „daß dieſes gegen Die Landesfreiheiten ſei“, ließ ſich dadurch aber nicht abhalten, „unters 
Beffen“ weitere Lanpfleuern eigenmädtig auszufhreiben. 

Der zwar fehr wohlmeinende, dabei aber den Grundſätzen des abfoluten Herrſcherthums 
und eines erleuchteten Despotismus Huldigende Marimilian IU. Joſeph Eonnte fi mit dem 
Ständewefen ebenfalls nicht befreunden. Er vermehrte eigenmädhtig „ſeine“ Gefälle, und als 
ex einfeitig die Zinfen der Staatöfhuld herabfegte, mußten ihm die Verorbneten beiftimmen. 
Es wurden neue Geſetzbücher erlaſſen (Strafgefeg, Proceßordnung und Landrecht). Dabei 
wirkte der ſtändiſche Ausſchuß zwar ebenfalls mit, aber „vie Stimme einiger weniger Menſchen 
war wicht die Stimme aller Landſtände oder gar ded ganzen Volkes. Das Bolt und die Land: 
ſtãude mußten ungefragt und ungehört fi die Einführung der neuen Geſetze, die ihre wichtig= 
ften Rechte berührten, als Befehle gefallen laſſen (denn das ward leider allmälig der Begriff 
für Geſetz)“. 21) Die erbärmliden Verordneten waren auch hierbei nur darauf bedacht, ſich 
Votrechte zu verfhaffen, und fo fam e8, daß bei Anwendung der Tortur denjenigen Lanpftän= 
den, „melde Malefiz haben’ , freiere Hand gelaſſen ward! So tief fonnte das einft fo ſchöne 
Juſtitut infolge der ununterbrochenen fürftlihen Korruption herabſinken! 

Der Dynaſtiewechſel nah Maximilian's III. Joſeph Tode bot den Ständen nochmals eine 
günftige Gelegenheit var, einigeö neue Leben zu erlangen. Vergeblich. Karl Theodor ertheilte 
ihnen zwar 1785 einen Freiheitsbrief und darin eine Beftätigung ihrer Rechte, die Landſchaft 
«ber blieb ein todter Körber. 

Der Ruf der Freiheit, ver fo laut in Frankreich erfhallte, fand auch in Baiern einen theil- 
weife unerwartet ftarten Wieverhall. Die Veroroneten fogar wurden aus ihrem Schlafe aufs 
getrieben. Sie übereihten im Jahre 1794 der Regierung eine Beſchwerdeſchrift, in welder fie 
De wichtigſten Berlegungen ver Berfaffung aufzählten und entſchieden auf beten Befeitigung 
autrngen. Aber ed war auch dies nur das ſchnell erloͤſchende Auffladern eined Strohfeuers. 
Rech kurzen Verhandlungen ertbeilte die Negierung dem Ausfhuß gar keine Antwort mehr, 
ums nun fand biefer gut, ebenfalls zu ſchweigen! S 

Auch Marimilian IV. Joſeph (als König Marimiltan I. Joſeph) beftätigte bei feinem Re= 
ierungsantritte förmlich die Rechte des Landes und der Stände. 32) Dennoch geſchah nichts, 


31) Rubhart, defien Worte wir hierin eitiren, bemerkt fehr richtig: „Es if fonberbar, daß bie Bes 
des Wortes Geſet in Deutfchland ſich mit den Zeiten und ber Freiheit ebenfo veränderte als das 

Bort lex bei den Römern.’ 
32) In dem öffentlichen Patente vom 16. Febr. 1799 heißt es ausbrüdlich: „Als wollen Wir Ung & 
Wnmıtlichen Einwohnern, auch reſp. Ständen und Lanbfaflen ... verfehen, daß ſie Uns von nun an für 
Üixen techtmaßigen Landesheren erkennen. .... Mir verfprechen und verfichern dagegen, daß Wir ihnen 
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dieſes feierlich gegebene Verſprechen irgend zu verwirklichen. Nochmals ermannten ſich die zu 
den gewoͤhnlichen Poſtulatshandlungen geladenen Verordneten, indem ſie (Anfang des Jahres 
1800) ihre Vollmacht und Inftruction für beſchränkt und (längſt) erloſchen erklärten und um 
Berufung eines allgemeinen Landtags baten. Freilich konnte ihnen die Regierung entgegen⸗ 
Halten, daß fie auf den Grund der nämlidhen Vollmachten 130 Jahre Tang gehandelt und mehr 
als 400 Mill. auf des Landes Koften bewilligt hatten, aber dies rechtfertigte die Nichterfüllung 
der Negierungsverpflichtung keineswegs, um fo weniger, als fie ſelbſt jene Pflichtverlegung ver 
Verordneten zumeift verſchuldet Hatte. 

Indeſſen tonnte die veraltete Verfaffung in Wirklichkeit Feine Sympathie mehr hervor: 
rufen. Das Volk ertrug ed daher mit Gleichgültigkeit, ald die alte Landſchaft im Jahre 1807, 
gelegentlich der Verdffentlihung einer Steuerverordnung, ziemlich offen befeitigt warb, indem 
die Regierung den ſtändiſchen Kaffen förmlich das Steuererpebungsreht abnahın. Damit en: 

digte denn factiſch das legte Lebenszeichen der alten bairifchen Verfaffung. Sie ging zu Grunde 
infolge der Corguption, welche die landesfürſtlichen Gewaltmisbräuche Jahrhunderte lang mein: 
eibig an ihr verübt Hatten. Dies die wahre Quelle ihres Berverbens! Denn ohne diefe ſyſtema⸗ 
tifche und gewaltthätige Verſchlechterung würde fie ſich zeitgemäß entwidelt und verjüngt haben. 
Solches war freilich unmöglich unter jenen überwältigenden Gewaltdictaten, vie, ftatt auf eine 
Veredlung hinzuwirfen, im Gegentheil zu einer Verfrüppelung des an ſich fhönen und fräf: 
tigen Baums führen mußten. Unter naturgemäfßen Verhältniflen würde eine freie und damit 
eine treffliche hiſtoriſche Entwickelung erfolgt fein. Bei dem alle andern Stände bald weit über: 
ragenden Emporblühen des fogenannten dritten Standes würde e8 nicht gefehlt haben, daß bie: 
fer den ihm gebührenden Einfluß aud in Wirklichkeit erlangt hätte. Aber gerade dieſes war 
unmoͤglich, da die Regierung ftet3 auf Befchränfung der Landſchaft, nie auf deren Erweiterung 
Hinarbeitete. Alles Andere, was man gewöhnlich als die Urfahe ihres Verderbens ausgibt, 
waren nur Ausflüffe diefer Hauptquelle. Als folhe Ausflüffe betrachten wir die unvoll: 
Eommene feudalftändifche Form der Landeövertretung und durch fie die Vorherrſchaft des Egois: 
mus in den Ständen, ferner die Heimlichkeit ver Verhandlungen; hätte man das gefammte Bolt 
Bei der Sache unmittelbar felbftthätig werben laſſen, fo würde viefes Übel auch von felbft ver⸗ 
ſchwunden fein; ebenfo der zweite Misftand: die allzu großen Befugmiffe bloßer Ausſchüſſe, die 
äulegt alle Gewalt in ihren Händen vereinigten, und endlich das dritte der hervorgetretenen 
Übel: daß feine regelmäßige Erneuerung der Vertretung flattfand, daß ſonach Feine neuen Ele: 
mente eine Stagnation des Ganzen verhinderten. Es waren dies Alles bloße Wirkungen drd 
Grundübels, nit das Grundübel felbft. e 

IV. Die Berfaffungsentwürfenon 1808 und 4814. Die volfftändige Aufhebung 
ber alten Verfaffung erfolgte formell unterm 1. Mat 4808, indem ver feit dem 1. Jan. 1806 
als fouveräner König proclamirte Marimilian Joſeph aus eigener Machtvollkommenheit eine 
neue Conftitution verfünbete. Es ergibt ſich ſchon aus dieſem Schritt, wie man dem Worte 
Souveränetät eine Bedeutung unterflellte, die e8 nun und nimmermehr haben konnte, ba der 
franzöftfhe Gewaltherrſcher doch wahrlich nicht befugt war, die Innern Rechte ber Landſtande 
gültig aufzuheben. Es wäre der Fall gegeben geweſen, durch uͤbereinkunft und Vertrag eine 
neue Berfaflung zu Stande zu bringen; dies geſchah aber nicht, ſondern eine ſolche ward kurz⸗ 
weg durch koͤnigliches Dictat eingeführt. 

-Die neue Gonftitution vrociamirte die wichtigen Grundfäge: gleiche Befteuerung, Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetze, Sicherung der Gewiffensfreiheit und eine wahre Nationalrepräfentation, 
melde die Rechte aller Bürger ‚niit bloß vie einzelner Claſſen over Kaften vertrete. 

In Wirklichkeit erftrebte die neue Verfaſſung eine Befeitigung der Scheidewände zwiſchen 
ben einzelnen Landſchaften und den verſchiedenen Ständen. Die Privilegien der einzelnen Lan: 
destheile wurden vollftändig aufgehoben, bie Vorrechte des Adels aber wefentlich beſchränlt 
Beide galten ald unvereinbar mit Dem, was man unter den Begriffen „Souveränetät” und 
„Kräftigung ver Regierung” verftand. Die damals herrſchende Anſchauungsweiſe ließ eine 
wahre, fräftige Volfövertretung nicht auffommen. Die fogenannte Nationalrepräfentation 
Eonnte fowol nad der Art ihrer Bildung als nach der Beſchraͤnkung ihrer Gompetenz gerechten 
Anfoderungen nicht genügen. Indeſſen lag doch eine nicht zu gering anzuſchlagende Bedeutung 


Unfere fanbesväterliche Huld und Gnade ... angebeihen laſſen, biefelben bei ihren alten wohlergebrag: 
ten Rechten, Freiheiten und Privilegien fügen und biefelben erneuern, auch daß darwider gel 
werde nicht geſtatien.“ 
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tin darin, daß wenigſtens die Trennung unter ven verſchiedenen Landſchaften aufhärte, und 
ueh meht, daß die bermacht des Adels theilweife gebrochen ward. Die „Reichsverſamm— 
Img" oder „Nationalvertretung“ ſollte (aber nicht einmal vermittels freier Wahl, denn es 
folım der Regierung nur Candidaten vorgefchlagen werben) aus ven höchftbeiteuerten „Land⸗ 
tgenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ zufammengefegt fein (von Geiſtlichkeit und Adel 
«ds ſolchem iſt dabei Feine Rebe); fie follte nur eine Kammer bilven, ſich alljährlid; wenigftend 
ein mal verfammeln und fi über das ebenfalls nur auf ein Jahr aufzuftellende Budget äußern. 

Die Eonflitution von 1808 würde fonad, troß all ihrer Mängel, bedeutende Verbeflerun- 
gan gereährt und einen wichtigen Fortſchritt gebilvet haben, wenn fie ins Xeben getreten wäre, 
Aber fie blieb eine unerfüllte Verheifung. Es fand nicht eine Sigung der „Nationalrepräfen= 
tation“ ſtatt. Auch dazu mögen bie ewigen Kriege und Gebietswechſel beigetragen haben. 

Als nad dem erſten Sturze Napoleon's die politifhen Verhältniffe Europas ſich zu conſo⸗ 
liren ſchienen und auf dem Wiener Gongreije jene denkwürdigen Verhandlungen über den 
Art 13 der Deutfchen Bundesacte ftattfanden, wonad in allen deutſchen Ländern landſtändiſche 
Berfaffungen eingeführt werben follten (wobei man die fpätere feine Unterfheivung zwiſchen 
landſtändiſchen und tepräfentativen Verfaſſungen noch gar nicht ahnte), fuchte die auf ihre 
Sonveränetät eiferfüchtige bairiſche Negierung eine ſolche Beflimmung aus der Bundesacte 
fernzuhalten, indem fie aus eigenem Antrieb eine neue Eonftitution erlaffen wollte, um jede 
Aumuihung von Seiten bed Bundes aus dem Grunde zurückweiſen zu können, daß die Sade in 
Baiern bereit ihre Erledigung gefunden habe. Im Spätjahre 1814 warb zu diefem Behufe 
eine Commiſſion gebilvet, welche ihre Aufgabe ziemlich ſchnell erlevigte. Ihre Arbeit ift der „re⸗ 
söfrte Gonftitutiondentwurf” von 4814, welcher übrigens niemals veröffentlicht wurbe, für 
und aber beſonders darum von Wichtigkeit iſt, weil er, nad) einer ausdrücklichen Erflärung des 
Rinikers v. Abel (in der bairifhen Deputirtenfanımer vom Jahre 1840), die Grundlage der 
jchigen Berfaffung bildet. 

Ein Augen⸗ und Ohrenzeuge der desfallſigen Verhandlungen 3°) entwirft ein erſchrecken⸗ 
v8 Bild von der mit der gedachten Aufgabe betrauten Commiſſton. Die weit überwiegende 
Mehrzahl der Mitglieder befland aus den entſchiedenſten Wortführern der unbedingteften Ari— 
fofratie. Dabei gebrad) e8 der Majorität an aller Höhern Intelligenz und überbied an männ- 


‚ lider Selbftänbigfelt 22), wo anders nicht daß eigene Intereffe ber Votanten ins Spiel kam. 2°) 
Zwar wurde (nad; der ausdrücklichen Verfiherung des Minifterd v. Abel) in einem Hauptpunfte 
die Grundbeſtiumung ver Gonftitution von 1808 beibehalten: man verblieb bei dem wahrhaft 





tepräfentativen Sufteme; dagegen aber fuchte man, unter möglicfter Beibehaltung ver Worte 
jener „Berfaflung”, im Übrigen ſoviel möglich ven alten und veralteten Misbräuchen wieder 
Eingang zu verſchaffen. So follte, um die Verſammlung defto mehr ſchwächen zu Eönnen, ein 
Permanenter Ausſchuß gebildet werben. In gleicher Abficht ward die Bildung ziveler Kammern 
aageordnet, und bezüglich der zweiten fpeciell erftrebt, „ſolche Befhränkungen In die Wahl, in 
die ufammenfegung der Elemente und in den Mechanismus der Berathungen und Beſchlüſſe 
jabtingen, daß ſich überall darin Bein Geiſt und Feine Kraft zu erkennen zu geben vermöchte”. 3°) 
Ben einer Vertretung der unter Grundherrſchafi flehenden Bauern wollte man gar nichts 
wiffen, da fie ja ſchon durch ihre Grundherreu vertreten feien. (') Das Lehnwefen follte über: 
baupt zu neuem Leben gebracht werden. Die Dauer ver Repräfentation warb übrigens auf 
fünf Jahre feftgefegt. Kür eine eigene Vertretung ver Geiftlihfeit war man noch nicht geſtimmt. 

Dad Werk ward auf dem Papiere vollendet, gelangte aber nie zur Verwirklihung. 

V. Die (gegenwärtig gültige) Verfaſſung vom Jahre 1818.97) Wir haben 
zeigt, daß Marimilian Joſeph bei feiner Thronbefteigung die alte Verfaffung ausdruͤcklich 





3) Der geiftvolle Ritter v. Lang, in feinen „Memoiren“, II, 203—216. 

4) Ein Botant, ber erfahren, daß feine Abftimmung den Anſichten von Diontgeine entgegen fei, ließ 
Baus nächften Sigung fein Ja im Brotofoll in Nein verwandeln, und fogleich folgten drei oder 
ver Andere feinem Beifpiele, 

3) „Geht das mei Hofmark Aichau au an?“ fragte ber aus dem Schlafe gewedte Graf Breiffing. 
Sf vie bejahenbe Antwort folgte die kurze Erklärung: „Na, no thu i's net.” Dom Secretär nach 
ben Motiven befragt, erfolgte bie Tafonlfäe Antwort: „Herr Serretär, fchreibe Sia, der Proaffint 
Gastes halt net!” (Bang.) ß 

38) Lang, a. a.D., ©. 205. 

IT) Unter den Schriften über bie Verfaffung von 1818 ift zu erwähnen: Lerchenfeld, „Geſchichte 
Baierns unter Marimiltan L Joſeph. Mit befonderer Beziehung auf die Entfiehung ber Verfaſſungs⸗ 
we" (Berlin 1854). 
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und förmlich anerfannte und gewilfenhaft zu beobachten feierlich gelobte, daß er dieſelbe aber 
deffenungeachtet nicht vollzog, fondern fie vielmehr bald förmlich aufhob. Wir Haben ferner ges 
fehen, daß er ſtatt deren (1808) eine neue Gonftitution proclamirte, welche jedoch ebenfo wenig 
ins Leben trat als der Verfafjungsentwurf von A814. Wir haben endlich gefehen, daß vie 
bairiſche Regierung zur Zeit des Wiener Congreſſes nur darum ver Beftimmung des Art. 13 
der Bundesacte (dur welchen alle deutſchen Staaten zur Einführung landſtändiſcher Berfaf- 
fungen verpflichtet find) anfangs entgegen trat, weil Maximilian Joſeph aus eigenem Antriebe, 
ohne ſolche äußere Verpflihtung, eine Eonftitution erlaffen wolle, übrigens felbft wieder eine 
umſomehr verpflichtende Grelärung, als die Bundedacte felbft und fomit au ihr Art. 15 
unterm 18. Juni 1816 vom Könige angenommen und proclamirt worben war. 

Deſſenungeachtet erfhien bie neue Verfaſſungsurkunde noch längere Zeit nit. Die Vers 

pflihtung zu ihrer Erlaffung lag freilich flav genug vor. Es drängte ein weiterer Grund: bie 
Zinanzen des Staats befanden ſich in zerrütteten Verhältniffen. Ungeachtet des Friedens und 
ungeachtet der unbedingten und unverringerten Forterhebung aller während des Kriegs ein= 
geführten Auflagen reichten die Einfünfte entſchieden nicht aus zur Dedung der Bedürfnifſe. 
Diefer Umſtand brachte hier die nämlichen Wirkungen hervor, die er fon mehrmals ander= 
wãrts veranlaßt hatte, er wirkte wenigftend mit zur Erlaffung der Verfaſſungsurkunde, welde 
denn unterm 26. Mai 1818 proclamirt wurde. (Sie war das Werk einer Gommiffion, welde 
aus dem Marfhall Wrede, ven fünf Staatsminiftern, ven fünf Generalvirectoren der Mini= 
flerien und dem Präfiventen des Staatsraths gebilvet war). In der Einleitung fagt der König: 

„Freiheit der Gewiſſen und gemiffenhafte Scheidung und Schägung Deſſen, was des Staats 
und der Kirche iſt; Freiheit der Meinungen, mit gefeglihen Beſchränkungen gegen den M’s= 
brauch; gleiches Recht ver Eingeborenen zu allen Graden des Staatöbienftes und zu allen Be— 
zeichnungen des Verdienfted; gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen; Glei- 
beit der Geſetze und vor dem Gefege; Unparteilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtöpflege; 
Gleichheit der Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Leiftung; Ordnung durch alle Theile des 
Staats haushalts, rechtlicher Schutz des Staatscredits und geficherte Verwendung ber dafür be= 
ſtimmten Mittel; Wieverbelebung der Gemeindekoͤrper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunächſt berührenden Angelegenheiten; eine Standſchaft, hervorgehend aus allen 
Glafien der im Staate anfäfligen Staatöbürger, mit den Rechten bed Beiraths, der Zuſtim— 
mung, der Willigung, der Wünſche und ver Beſchwerdeführung wegen verlegter verfaffung®= 
mäßiger Rechte, berufen, um in Öffentlichen Verfammlungen die Weisheit ver Berathung zus 
verftärken, ohne die Kraft der Regierung zu ſchwächen; endlich eine Gewährleiftung ver Ver— 
faffung, fihernd gegen willkürlichen Wechſel, aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Beffern 
nad geprüften Erfahrungen: Baiern! dies find die Grundzüge der aus Unfern freien Ent— 
ſchluſſe euch gegebenen Berfaffung; fehet darin die Grundfäge eines Königs, welcher dad Glͤck 
ſeines Herzens und den Ruhm feines Throns nur von dem Glücke des Vaterlanves ımd von 
der Liebe feines Volkes empfangen will!” 

Die Verfaffungsurkunne ſelbſt ift in zehn Titel abgetheilt. 

„Titel I. Allgemeine Beſtimmungen.“ Nach $. 1 iſt das Königreich in der Gefammt- 
vereinigung aller ältern und neuern Gebietstheile ein „ſouveräner monarchiſcher Staat nach 
den Beitimmungen ver Verfaſſungsurkunde“. $. 2 ſetzt feſt: „Kür das ganze Königreich befteht 
eine allgemeine, in zwei Kammern abgetheilte Ständeverſammlung.“ 

„Titel I. Von dem Könige und der Thronfolge, dann der Reichsverweſung.“ F. 4 
Tautet: „Der König Ifl das Oberhaupt des Staat3, vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsge⸗ 
walt und übt fie unter den von ihm gegebenen, In der Verfaflungsurkunde feftgefegten Befttm- 
mungen aus. Seine Perfon ift heilig und unverletzlich.“ Bufolge $.5 geht „nach gänzlicger 
Grlöfhung des Mannsftammd” und bei dem Nichtvorhandenſein einer Erbverbrüberung bie 
Thronfolge auch auf die weibliche Linie über. 

„Titel I. Bon dem Staatägute.” F. 1. Der ganze Umfang des Koͤnigreichs bildet „eine 
einzige untheilbare, unveräußerlihe Gefammtmaffe.”” — „Auch alle neuen Erwerbungen aus 
Privattiteln an unbeweglichen Gütern, fie mögen in der Haupt: ober Nebenlinie gefhehen, 
wenn ber erfte Erwerber während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in den 6: 
gang des Mannsſtamms.“ 

„Titel IV. Von allgemeinen Rechten und Pflicten.” — „$. A. Jever Baier ohne Unter- 
ſchied kann zu allen Givil-, Militär- und Kirhenämtern oder Pfründen gelangen. $.5. Im 
dem Umfange des Reich Fann Feine Leibeigenſchaft beftehen. 5.6. Alle ungemeifenen Srohbnen 
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fehle in gemeflene umgeändert werben und auch biefe ablößbar fein. $. 7. Der Staat ges 
mähtt jedem Einwohner Sicherheit feiner Berfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. Nie— 
and darf feinem orbentlichen Richter entzogen werden. Niemand darf verfolgt oder verhaftet 
werten, als in ben durch die Gefege beftimmten Fällen und in ver gefeglichen Korm. Niemand 
bar gezwungen werben, fein Privateigenthum, felbft für öffentliche Zwecke, abzutreten, als nad 
einer förmlichen Entſcheidung des verſammelten Staatsraths und nad vorgängiger Entſchä— 
digung. $.8. Jedem Einwohner des Reichs wird volltommene Gewiſſensfreiheit gejichert; die 
einfache Hausanbadht darf daher Niemandem, zu welder Religion ex jich bekennen mag, unter⸗ 
fagt werben. Die In dem Koͤnigreiche beftehenven drei hriftlihen Kirchengeſellſchaften genießen 
gleiche bürgerliche und politifche Rechte. Die nichtchriſtlichen Glaubensgenoſſen haben zwar 
tollfommene Gewiflendfreigeit, fie erhalten aber an den ftaatöbürgerlichen Rechten nur in dem 
Raße einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organifchen Cdicten über ihre Aufnahme in die 
Etaatsgeſellſchaft zugefichert iſt. F. 10. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift nad 
den Beſtimmungen des hierüber erlaffenen befondern Edicts gefichert. F. 11. Alle Baiern ha= 
ben gleiche Pflichtigkeit zu dem Kriegsdienſte und zur Landwehr. $.12. Die Theilnahme an 
der Staatslaſten ift für alle Einwohner allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und 
ohne Rüdfiht auf vormals beſtandene beſondere Befreiungen.“ 

„tel V. Bon befondern Rechten und Vorzügen.” Nach $. 1 find die Kronämter, die 
oberſten Würden des Reihe, theils erblich, theils auf Lebenszeit verliehen. $. 2 und 3 
fidern den frühern reichsunmittelbaren höhern Adeligen Vorrechte zu, die in befondern Cbicten 
näher bezeichnet find. $. A garantict dem gefammten übrigen Abel: 4) ausſchließend das 
Retht einer gutöherrlichen Gerichtsbarkeit; 2) jenes der Errichtung von Samilienfiveicommiffen; 
3) einen von dem landgerichtlichen befteiten Gerichtsſtand; A) das Recht ver Siegelmäßigkeit; 
5) die Auszeichnung, daß die Sohne der Abeligen als Gadetten in das Militär eintreten. Zus 
fee 6.6 genießen auch die Geiftlichen jenen befreiten Gerichtsſtand; ebenfo die Golfegialräthe 
und höhern Beamten, denen auch die Siegelmäßigfeit und bie oben erwähnte Auszeichnung bei 
ter Gonfeription zufteht. 

„tel VL. Bon der Stänbeverfammlung.” Nach $. 1 beftehen zwei Kammern. Zufolge 
2 iſt bie der Reichsraͤthe gebildet aus: 4) den volljährigen Prinzen; 2) ven Kronbeamten; 
5) den beiden Erzbifchöfen; 4) den Häuptern ver ehemals reichsſtaͤndiſchen Familien, folange 
Ri Rh im Befige der betreffenden Herrfchaften befinden; 5) einem vom König ernannten Bis 
IGefe und dem Präfiventen des proteftantifchen Oberconftftortums; 6) „denjenigen Berfonen, 
welche der König entweder wegen auögezeichneter, dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen 
ihert Geburt, oder ihres Vermögens zu Mitglievern entweder erblich oder Iebenslänglidy er= 
ran". Zufolge $.3 wird das Recht der Vererbung nur adeligen Gutöbefigern verliehen, und 
ar nur ſolchen, deren Majoratögüter an Grund= und Dominicalftenern in simplo mindes 
fred 300 Gldn. entrichten. Mit viefen Gütern geht die Würde für die betreffenden Bamilien 
verloren. $. A. Die Zahl der lebenslaͤnglichen Reichsräthe kann den dritten Theil der erblichen 
tät überfteigen. $.6. Zur Eröffnung der Reichsrathskammer ift die Anwefenheit von minde— 
Rd der Hälfte der Mitglieder erfoderlich — Bei der zweiten Kammer kommt, nad) $. 8, je ein 
Ühgreroneter auf 7000 Familien. Zufolge $.9 trifft Hiervon auf die einzelnen Claſſen oder 
Suͤnde: der Adeligen Y,, der katholiſchen und proteſtantiſchen Geiſtlichen Y,, der Städte und 
Bürkte 1/,, der Landeigenthümer ohne gutsherrliche Gerichtöbarfeit Y, und außerdem auf jede 
der drei Univerfitäten ein Abgeoroneter. $. 41. Die Wahl findet nach Regierungsbezirken 
(&rifen) ftatt und ift ($. 13) auf ſechs Jahre gültig, die Kammeraufloͤſung ausgenommen. 
$17. Die Vertretung durch Bevolimächtigie ift für beide Kammern unterfagt. $. 18. Die 
Ieträge über Staatöauflagen geſchehen zuerit in der Abgeordnetenkammer, bei allen übrigen 
Gegenftänden finbet fein dedfallfiger Unterſchied ftatt. 

„Titel VI. Bon dem Wirkungsfreife ver Stänveverfammlung.” Nach $. 1 können beide 


; Sammern nur über ſolche Gegenftänve in Berathung treten, die ihrem Wirkungskreiſe fpeciell 


kjwwiefen find. „$.2. Ohne ven Beirath und die Zuflimmung der Stände des Königreichs 
faza fein allgemeine neues Geſetz, welches die Freiheit der Perfonen over das Bigenthum ver 
Suatdangehörigen betrifft, erlafien, noch ein ſchon beftehendes abgeändert, authentifch erläutert 
Brraufgehoben werben. $.3. Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung 
ler directen Steuern, fowie zur Erhebung neuer inbirecter Auflagen, over zu der Erhöhung 
Ma Veränderung der beftehenven. $.A. Den Ständen wird daher nad ihrer Eröffnung die 
Mana Überficht des Staatsbeduͤrfniſſes, fowie der gefammten Staatseinnahmen (Budget) vor- 
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gelegt werben, welche dieſelbe burd einen. Ausfhuß prüfen und ſodann über die zu erhebenden 
Steuern in Berathung treten. $.5. Die zur Derkung der ordentlichen beftändigen und be: 
Rimmt vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Einfluß des nothwendigen Nefervefonds, er⸗ 
foderlichen directen Steuern werben jedesmal auf fech8 Jahre bewilligt. 5.9. Die Stände köͤn⸗ 
nen die Bewilligung der Steuern mit feiner Bedingung verbinden. $. 40. Den Ständen 
des Reichs wird bei einer jenen VBerfammlung eine genaue Nachweiſung über die Verwendung 
der Staatdeinnahmen vorgelegt werben. $. 14. Die geſammte Staatsſchuld wird unter bie Ge 
währleiftung der Stände geftellt. Zu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit beſtehende 
Schuldenmaſſe im Gapitalbetrage oder der jährlichen Berzinfung vergrößert wird, ift die Zus 
flimmung der Stände des Reichs erfoderlich. F. 17. Die Stände haben das Recht ver Zuftin- 
mung zur Beräußerung oder Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subſtanz für an 
bere al8 ihre urſprünglichen Zwecke. 5.18. Ebenſo ift ihre Zuftimmung zu Verleihung von 
Staatspomänen ober Staatörenten zu Belohnung großer und beftimmter, dem Staate geleifteter 
Dienfte erfoderlich. $. 19. Die Stände Haben dad Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wir⸗ 
Eungsfreife gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wünfche und Anträge in ber 
geeigneten Form vorzubringen. $.20. Jever einzelne Abgeordnete hat das Recht, im dieſer Be: 
ziehung feine Wünſche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche varüber, ob bie: 
felben in nähere Überlegung gezogen werden follen, durch Mehrheit ver Stimmen erkennt und 
fie im bejahenven Falle an den betreffenden Ausfhuß zur Prüfung und Würvigung bringt. 
Die von einer Kammer über folche Anträge gefaßten Beſchlüſſe müffen der andern Kammer mit 
getheilt und koͤnnen erft nad) deren erfolgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werben. $.21. 
Jeder einzelne Staatöbürger, fowie jede Gemeinde kann Beſchwerden über Verlegung ver con 
flitutionellen Rechte an die Stäubeverfammlnng, und zwar an jebe der beiden Kammern bringen, 
welche fie durch den hierüber beſtehenden Ausſchuß prüft und, findet Diefer fie Dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. Erkennt die Kammer dur Stimmenmehrheit die Beſchwerde für gegrün: 
vet, fo theilt fie ihren diesfalls an ven König zu erflattenden Antrag ver andern Kammer mit, 
weicher, wenn biefe vemfelben beiftimmt, in einer gemeinfamen Vorftellung dem Könige über: 
geben wird. $.22. Der König wird wenigftend alle drei Jahre die Stände zufammenberufen. 
Die Sigungen einer ſolchen Berfammlung bürfen in ver Regel nicht länger ald zwei Monate 
dauern, und die Stände finb verbunden, In ihren Sitzungen bie von dem Könige an fie ge: 
braten Gegenftände vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. $.25. Dem Könige ſteht 
jeberzeit dad Recht zu, die Sigungen der Stände zu verlängern, fie zu vertagen, ober bie ganze 
Berfammlung aufzulöfen. In dem legten Kalle muß wenigſtens binnen dtei Monaten eine neue 
Wahl der Kammer der Abgeoroneten vorgenommen werben. $.24. Die Staatöminifter fön- 
nen den Sigungen der beiden Kammern beiwohnen, wenn fle aud) nicht Mitgliever derſelben 
find. 9.26. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während der Dauer der Sigungen 
ohne Ginwilligung der betreffenden Kammer zu Berhaft gebracht werden, den Fall der Ergrei⸗ 
fung auf feifcher That bei begangenem Verbrechen ausgenommen. $.27. Kein Mitglied ver 
Stänbeverfammlung kann für die Stimme, welche es in feiner Kammer geführt hat, anders ald 
infolge der Geſchäftsordnung durch bie Kammer felbft zur Rebe geftellt werden. $.28. Ein 
Gegenftand, über melden die beiden Kammern fid nicht vereinigen, kann in verfelben Sigung 
nicht wieder zur Berathung gebracht werben.” 

„Titel IX. Bon ver Militärverfaffung.” Zufolge $. I—5 iſt jeder Baier verpfliäte, 
zur Vertheivigung des Vaterlandes mitzumirken; doch ift der geiftlide Stand von Tragung 
der Waffen befreit. Die ftehende Armee wird durch bie Conſeription ergänzt. Die Landwehr 
darf nur innerhalb der Grenzen des Reichs verwendet werben. „In Friedenszeiten wirkt fle zur 
Erhaltung der Innern Sicherheit mit, Infofern es erfoderlich ift und Die dazu beſtimmten Truppen 
nicht hinreichen.“ 6.6. Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern nur dann, 
wenn die Militärmagt von der competenten Givilbehörbe förmlich dazu aufgefodert wird. $.7. 
Die Militärperfonen ftehen in Dienftfahen, dann wegen Verbrechen oder Bergehen unter ver 
namen. ‚ in Real und gemifchten Rechtsſachen aber unter ven bürgerlichen 

erichten. 

„IitelX. Bon der Gewähr ver Verfaſſung.“ — „F. 1. Bei den Regierungsantritte ſchwoͤrt 
der König in einer feierlichen Verſammlung der Staatsminiſter, ver Mitglieder des Staatsraths 
und einer Deputation der Stände, wenn fie gu der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: Ich 
ſchwöre nach her Verfaffung unb ven Gefegen des Reichs zu regieren, fo wahr mir Gott helfe 
und fein heiliges Evangelium!” $.2. Ebenſo hat der Reichsverweſer einen Eid zu leiften, und 
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of die fämmtlichen Prinzen ſchwören nad) erlangter Volljährigkeit auf vie genaue Beobach⸗ 
tngder Verfaſſung. $.3. Alle Staatsbürger werben bei ihrer Anſäſſigmachung auf die Vers 
fung breidigt. „F. 4. Die königlichen Staatsminifter und fänmtlihe Staatsdiener find für 
die genaue Befolgung der Verfaſſung verantwortlih. 5.5. Die Stände haben das Recht, Bes 
Merten über die durch die Königlichen Staatöminifterien oder andere Staatsbehoörden geſche⸗ 
dene Berlegung der Berfaflung in einen gemeinfamen Antrag an den König zu bringen, welder 
denſelben auf der Stelle abhelien oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten jollte, fie näher nach 
der Ratur des Gegenſtandes dur den Staatsrath oder bie oberfte Juftizftelle unterfuchen und 
darüber entſcheiden laſſen wird. $. 6. Finden jid die Stände durch ihre Pflichten aufgefodert, 
gegen einen höhern Staatöbeamten wegen vorjäglicer Verlegung der Staatöverfaflung eine 
fönnlige Anklage zu ſtellen, fo find die Anklagepunfte beftimmt zu bezeichnen und in jeder Kam⸗ 
mer durch einen beſondern Ausſchuß zu prüfen. Vereinigen ſich beive Kammern hierauf in 
ihten Beilüffen über die Anklage, fo bringen fie diefelbe mit ihren Belegen in vorgeſchriebener 
Form an den König. Diefer wird fle ſodann der oberſten Juftizftelle, in welcher, im Kalle ver 
aethwendigen oder freiwilligen Berufung, auch die zweite Inftanz durch Anordnung eines an⸗ 
dem Senats gebildet wird, zur Entſcheidung übergeben und die Stände von dem gefällten 
Urtfeile in Kenntniß fegen. $. 7. Abänverungen in den Beflimmungen der Berfaflungsur- 
kunde oer Zuſãtze zu berfelben können ohne Zuftimmung der Stände nicht gefchehen. Die Vor⸗ 
[läge Hierzu gehen allein vom Könige aus, und nur wenn derſelbe ſie an die Stände gebracht 
dat, bürfen diefe darüber berathſchlagen. Zu einem gültigen Veſchluſſe in dieſer Höhft wichtigen 
Angelegenheit wird wenigſtens die Gegenwart von drei :Biertheilen der bei der Verfammlung 
Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen ber Stimmen 

Als integrirender Beſtundtheil der Verfafſſungsurkunde find bie dieſelbe ergänzenden und 
W „Beilagen“ bezeichneten Ericte erklärt. 

VL Beurtheilung ver bairifhen Verfaffung. In eben der Weife, wie die alte 
Berfaffung aufgehoben und jene von 1808 proclamirt worden war, wurde aud) die von 1818 
Angeführ,, Das Eine fo wenig als das Andere fand in ver alten verfaffungsmäßigen Art flatt, 
Alles geſchah vielmehr blos aus koͤniglicher Machtvollkommenheit. Und dod wäre +3 gewiß 
wrefmäßiger und beffer geweſen, ein Verfafſungswerk unter Mitwirkung des Volkes felbft zu 
Sunde zu bringen, al viefem daſſelbe in Form eines Dictates ber Gewalt hinzugeben. Indem 
wir diefe hiſtoriſche Thatſache einfach erwähnen, müflen wir jedoch des weiten Factums gleich⸗ 


' falls gedenken, daß das deutſche Volk damals in feiner unendlich überwiegenden Mehrheit ſich 


bei ziemlich befriedigt gab, wenn es nur überhaupt hieß, es habe eine Gonftitution erhalten. 
Yen relativen Werth wußten verhälmißmäßig nicht Viele richtig zu beurtheilen und zu wuͤr⸗ 
digen Wie dem fei, fo hat die bairiſche Verfaflung, neben den durch das Geben ver Conſtitu⸗ 
Nm Vefriedigten, wenn aud) nicht viele, doch fehr ſcharfe Kritiker gefunden. 
‚Die innere Berechtigung zur Aufhebung ber alten Verfafſung lag zunächſt nur darin, daß 
Nieibe deshalb nicht mehr zeitgemäß war, weil fle durch provinzielle Abfonderungen und Tren⸗ 
tungen dem nothwendig zur Geltung gelangten Grundſatze ver Einheit des Staats hinderlich 
war, noch weit mehr aber, weil jene alte Verfaffung blos folden einzelnen Ständen eine Ver= 
ttetng gewährte, welche im Mittelalter gleichfam ven ganzen Staat ausmachten, während ſich 
in der Reuzeit andere Stände neben ihnen und felbft über ſie erhoben und überhaupt ver Grund⸗ 
Mag der rechtlichen Gleichheit aller Staatsbürger vermalen das Fundament des Staats bilden 
waf Dieje beiden tief eingreifenden Misftände waren durch die Gonftitution von 1808 glück⸗ 
Üg befeitigt worben. Die Aufgabe wäre daher im Jahre 1818 einfach die geweſen, ihre Män⸗ 
gel u entjernen, jene einftigen Grundlagen der Verfaffung aber forgjam aufrecht zu erhalten. 
entnehmen wir aus einem groͤßern Vortrage, ven der bairifche Staatsminiſter des 
Janern in der Styung der Abgeorpnetenfammer am 24. Gebr. 1840 Hielt (ſ. Repräfentatives, 
stitetionelles und Iandftändifches Syſtem), daß e3 nicht jene wirklichen Mängel in ver 
ion von 4808 gewefen feien, welche deren weſentlichſte Umgeſtaltung veranlaften, 
daß ein Hauptſtein des Anſtoßes darin gelegen habe, daß fie eine wahre Repräfentativ- 
“efoffung gewährte, welche alle Bürger umfaßte, ohne Rüdfihten auf Stände und Gorporatio- 
“ 68 taubte damals eine neue Täuſchung auf, daß man den Ausdrücken tepräfentative 
Wlensfändifche Verfafſungen ganz verſchiedene, fi geradezu widerſtrebende Begriffe unter- 
Darum warb denn auf einmal wieder, wenigftens theilweife, der Glaffen= und gleichfam 
Eteetäs@esiton. IL 14 
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Kaſtenunterſchied hervorgeſucht, um eine Grundlage ver neuen Verfaſſung abzugeben, wie er 
die der alten nicht in der älteften Zeit, wolaber feit dem Ende des Mittelalterd allerdings ge= 
bifvet hatte. 

Nachdem man nun aber ven Boden des hiſtoriſchen Rechts ald den vermeintlich beften 
ausgewählt, hätte man wenigſtens dieſem treu bleiben follen. Auch foldyes geſchah nicht. Ohne 
Gonfequenz , gleichſam principienlos, ſchwankten die Berfaffer der bairiſchen Gonftitution bei 
jeber einzelnen Frage umher. So war ed nad dem Hiftorifhen Rechte inconfequent und un= 
logiſch, zwei Kammern zu bilden; der geſchichtlichen Grundlage zufolge mußte man entweder 
jeden Stand für ſich vereinzelt berathen laffen, fofern es ſich nämlich um fpecielle Standes⸗ 
intereffen handelte, over alle Stände unbevingt zu einer Verfammlung vereinigt, nämlich in 
Tämmtligen allgemeinen Dingen. Man hätte alfo entweder nur eine einzige, oder ebenfo viele 
in ich abgefchloffene Kammern als einzelne Stände befommen, wobei aber nun und nimmer⸗ 
mehr ein Stand aud) in der Verfammlung des andern Standes hätte Zutritt erlangen dürfen. 
Das Zweifammerfgftem iſt eine neue Erfindung. Nein unlogifh war e8 daher und gegen bie 
Foderungen des hiftorifchen wie des vernünftigen Rechts gleich ſtark verſtoßend, daß man bie 
eine Rammer (jene der Reichsräthe) ausſchließlich aus Adel und Geiftlichkeit bildete und in der 
andern (der der Abgeordneten) nohmald dem Adel und der Geiftlickeit eine eigenthümliche 
Standeövertretung gewährte. 

Der gleihe Vorwurf trifft vie Beftimmung , daß vier oder fünf Stände vertreten fein ſoll⸗ 
ten. Das hiſtoriſche Recht erfannte deren nur drei an, dad Vernunftrecht verwirft Die National: 
vertreter nach Ständen, indem es alle Bürger als gleichberechtigt betrachtet; wenn man aber 
einmal auf einen Claſſenunterſchied eingehen will, fo find es weit mehr als vier bis fünf Stände, 
die der Staat umfaßt und denen er die Gewährung einer Vertretung ſchuldig ift. 

Nachdem man nun einmal den Boden des hiftorifhen Rechts fürnılih zur Grundlage ber 
neuen Berfaffung beftimmt hatte, mußte man vor allem Andern und am unbeftreitbarflen den 
Ständen diejenigen Rechte und Befugniffe zurückgeben, welche das Fundament ihrer gefammten 
Wirkſamkeit ihre ganze Geſchichte hindurch bildeten. Wenn wir aud nicht reden wollen von 
der förmlihen Wiedereinräumung des (Hiftorifch unerfchütterlich feitgeftandenen) Rechts der 
Verbindung und Verſchwoͤrung gegen jegliche Verlegung der garantirten Rechte von Seiten des 
Fürften, wenn wir ferner ebenfo abfehen wollen von dem (gleich feftgeftandenen) Rechte ver 
Abſetzung eines verfaſſungsbrũchigen Kürften, von dem Nechte „ſich an einen andern zu halten”, 
von jenem des bewaffneten Widerſtandes, wenn wir ganz abfehen wollen von allem Diefem, 
obſchon, fobald man einmal das Hiftorifche Recht (im Gegenjage zum Bernunftrehte) haben 
wollte, man fi} daſſelbe auch in feiner ganzen Ausdehnung und mit allen Gonfequenzen gefal- 
len lafien mußte, da es fich nicht in beliebiger Weiſe durchſchneiden und halbiren läpt; wenn 
wir aljo ganz davon hinmegbliden, fo bleibt doc no Immer jenes Recht, ohne welches fogar 
nad der Anfhauungsweife und dem Ausdrucke des fo entſchieden monarchiſch gefinnten Rud⸗ 
bart „vie ganze Landſchaft zu einem leeren Spielwerke herabſinkt“, dad unbebingte und unbe= 
ſchränkte Recht der Steuerverweigerung und das innig damit verbundene, bie Bewilligung ber 
Steuern an jede beliebige Bedingung zu nüpfen. Allein auch biefe Rechte wurden ver Volks⸗ 
vertretung gar nicht oder nur theilmeife zugeltanven. 38) 

Seitherige Abänderungen der Verfaſſungsurkunde. Die Verfaſſungsur— 


38) Wir unterlaffen es, in eine umfafjende Kritif ver Einzelbeftimmungen ber bairifchen Verfaſſungs⸗ 
urfunde einzugehen. Einer der wichtigften frühern Befchwerbepunfte, die Wahl der Abgeorbneten nach 
Ständen, i Teeitigt Auch follte die Reichsrathefammer nach bem Jahre 1848 eine Umänderung exs 
fahren, allein thatfächlich iſt diefe nicht erfolgt. Wir bemerfen nur noch, daß außerdem befondere fols 

jende Punkte als Misftände angefehen werben: 1) bie langen fechsjährigen Yinanzperioben; 2) die Bes 
Kimmung, daß die Regierung zur Forterhebung aller indirecten Steuern, fofern fie nur feine Anderung 
in denfelben vornehmen will, niemals einer Zuſtimmung bes Landtags bedarf; eine ee welche 
ſchon bem alten bairifchen Berfaffungsmwefen derart verberblich wurde, daß Rubhart (. — der 
Landſtaͤnde“, IT, 164) alſo ſchon vor ber Zeit des Erſcheinens der Conſtitution von i818 bie 
Worte nieberfchrieb und näher begründete: „Es ift beffer, eine Volksvertretung ganz ohne alles Steuer⸗ 
Bersitfigungseedit, als eine, welcher nur die Bewilligung der directen, nicht aber ber inbirecten Auflagen 
zufteht; in Wirklichkeit Tag unter Anderm Jahrzehnde bang darin der Grund, daß ber Landtag, felbft 
bei den blũhendſten Yinanzverhältniffen, bie FA. affung des Lotto zu erwirken außer Stande war; 
3) die Befchränfung ber Religionsfreiheit, indem nicht (mie felbft die Deutfche Bunbesacte beflimmt) 
alle chriſtlichen Gonfeffionen, Sondern nur einzelne beflimmt bezeichnete Kirchen (Katholiken und Brote 
Kanten, nachträglich auch Griechen) ale gleichberegtigt erklärt find. 


⸗ 
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kunde erfuhr zu verſchiedenen Zeiten Modificationen, politiſch wichtige zunäͤchſt nur im Jahre 
1848. Die bedeutendſten derſelben find folgende: 

1) Das Geſetz, die ftännifhe Initiative betreffend, vom A. Juni 1848. Während bie 
ufprünglihe Beftimmung ver Berfaffung den Kammern das Initiativrecht eigentlich ganz ver: 
fügte, warb ihnen daſſelbe nunmehr in Beziehung auf gewöhnliche Geſetze zugeftanden. Hinz 
ſchtlich der Berfaffungsabänderungen aber blieb daffelbe verweigert ‚maß die Titel I,I,IM, V,IX 
mbdX,$.7 betrifft. Was fobann die übrigen Theile der Eonftitution anbelangt, fo erfolgte 
die Cinräumung der Initiative nur unter folgenden Beſchränkungen: Jeder desfallfige Antrag 
un ſogleich mindeſtens von der Hälfte der Mitglieder der betreffenden Kammer unterflügt 
werten; dann dreimalige Berathung (in jeder Kammer) In achttägigen Zwifchenräumen, mobei 
jedesmal drei Biertheile dev Rammermitgliever anivefend fein und von dieſen zwei Drittheile ven 
Abänderungsvorfählage zuſtimmen müffen. Dann ift dem Könige pas Recht vorbehalten, feine 
Eutfgliefung ein Jahr lang zu vertagen (b. 5. erfl dann zu erflären, ob er fanctioniren wolle 
oder vom Veto Gebrauch made). In Bezug auf ein durch ſtändiſche Initiative zu Stande gekom⸗ 
mened Gefeh barf der Landtag vor Ablauf von 12 Jahren die Initiative nicht wieder Üben. 39) 

MGeſetz, Die Wahl der Landtagsabgeordneten betreffend, vom gleichen Tage. Die 
Berfaffungsurkunde hatte die Volksvertretung in fehr complicitter Weife und zwar nah 
Ständen gebildet. Danach follten zur Abgeorbnetenfammer ſtellen: a) die abeligen Grund⸗ 
befger Y, ber Vertreter, b) die Geiftlichfeit 1/, (davon 2, die Fatholifche, %/, die proteftantifche), 
e) die Staͤdte A/,, d) die nictabeligen Lanbeigenthümer Y/,; außerdem e) jebe der drei Landes⸗ 
unierfitäten einen Repräfentanten. Der Wahlmodus war in ben einzelnen Ständen äuferft 
rerſchieden. Das neue Geſetz befeitigte Die Wahl nach Ständen völlig. Auf je31,500 Einwoh⸗ 

ner lommt nun ein Abgeoroneter, jedoch werben in jedem Kreife nur vier biß ſechs Wahlbezirke 
gebildet (ſodaß jener verfelben durchſchnittlich drei bis vier Deputirte zu wählen hat). Die 
Wehl iſt eine mittelbare. Mähler ift jeder volljährige Staatsbürger, der eine direrte Steuer 
entriftet und nicht wegen Verbrechen ober wegen bed Vergehens der Bälfhung, des Betrugs, 
ib Diebſtahls ober der Unterſchlagung verurtheilt worden ifl. Um Abgeorbneter zu werben, 
auf man außerdem das dreißigſte Altersjahr erreicht Haben, Das Glaubensbekenntniß begrün⸗ 
bet feinen Unterſchied. Die Regierung darf den Staatöbeamten den Urlaub nicht verweigern. 
Dagegen muß, wer ein Staatsamt, eine Beförderung oder eine Hofcharge annimmt, fidh einer 
Nenwahl unterziehen. 40) 

3) Wict über die Freiheit ber Preſſe und bes Buchhandels, vom nämliden Datum. Die 
Brefe foll gegen jede (zumal abminiftrative) Beſchränkung geſchützt fein, ſoweit dieſe nicht in 
ten Gefegen ausdrücklich beftimmt if. In Prefprocefien, fofern folde Verbrechen oder Ber- 
sehen betreffen , entſcheiben Geſchworene; auch die Polizeiübertretungen find den Berichten zus 
geniefen. Polizetlichen Beſchlagnahmen muß innerhalb adht Tagen ein ſtrafrechtliches Verfah⸗ 
ma folgen (fonft Hört die Beihlagnahme auf, gältig zu fein). *1) 

4) Ebict, die Aufhebung ver ſtandes⸗ und gutöherrlihen Gerichtsbarkeit, dann die Auf: 
hebung, Firirung und Ablöfung der Grundlaften, und 

5) Geſetz, die Ablöfung des Lehnverbandes betreffend, beide gleichfalls vom A. Juni 1848. 

(Näheres hierüber werben wir unten angeben.) 





) Släuternb bemerken wir, daß thatſaͤchlich bis jetzt nicht nur Fein Verfaſſungs⸗, ſondern ſelbſt 
rg ein einziges gewöhnliches Befeß infolge ber Kammerinitiative zu Stande gelommen if, Die Res 
—— die gemachte Gonceffion als zu weit gehend zu betrachten, und fo erlangte ſelbſt der ein⸗ 
Orfepenttwurf, über ben fich beide Kammern —* ig ihres Snitiativrechts einigten, nicht bie Fönigs 
Es war ein Antrag bes Präfidenten Weis, durch den die pfälziiche Strafgefeggebung 
berägfich beleipigender Äußerungen gegen ben Monarchen vervollftändigt werben wollte, fonacy an ſich 
Au der Regierung gewiß höchft genehmer Borfchlag. = 
46) Die bebeutenbfien Ausftellungen an biefem Gefehe find: 1) daß bie Regierung beliebig bie Wahl⸗ 
bilden und ändern könne; 2) baf indirecte Wahlen ftattfinden; 3) daß die Wahlzettel von dem 
unterfchrieben werben müffen und bann der Regierung überliefert werben, welche alfo 
Seuxtaig von jebem einzelnen Votum erhalte, während die Abftimmung nach jeder andern Seite hin 
* bleibt; M daß mit den Abgeordneien zugleich Erſahmaͤnner zum voraus gewählt werben müffen. 
Edem kämpfte die Kinfe (segreiflicheemei ie) fehr für Aufretaftung diefes Gefeges. B 
A) Über die Iufaffung polizeilicher Beichlagnahmen wirb befonders geklagt. Wenn eine Zeitung 
Wet fort beichlagnahmt und dann immer nad) acht Tagen freigegeben werde, IN fei fle zu Grunde 
—2 In der ara aber bezeichne der Megierungspräftdent auch noch beliebig die Geſchworenen, 
= wemöglich befriedigen konne. u 
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6) Geſetz, den Geſchäftsgang des Landtags betreffend, von 25. Juli 1850, freilid ſchon 
wieder mobificirt Dur) das Geſetz vom 28. Mai 1852, die Ernennung des erften Präfiventen 
der Kammer der Reichsräthe betreffend. 

VI. Die Landtage feit 1819. Der erfle derfelben wurde am 4. Febr. 1819 eröffnet, 
Schon das allernädfte Vorkommniß, nämlich die Antwortsadreſſe auf die Thronrede, machte 
ven fchroffen Gegenfag hervortreten, ver in beiden Kammern ihrer ganzen Zufammenfegung 
und Bildung nad enthalten ift. Die Reichsräthe begannen damit, dem Könige mit Worten, 
welche die Bürger tief verlegen mußten, für bie ihmen eingeräumten Brivilegien zu danken, 
wobei fie ohne alle Scheu ausſprachen, wie ſich die Reichsrathstammer verpflichtet halte, dem 
ungeftümen Vordrängen des Demokratismuß einen gebührenden Damm entgegenzufegen. 

Begreiflicherweife mußte ein ſolches muthwillig herausfoderndes Auftreten die Abgeoroneten 
tief verlegen. Der edle Profeffor Behr von Würzburg, längft eine Zierve der deutſchen Hod: 
ſchulen und, wie dort durch werthvolle wiſſenſchaftliche Keiftungen, fo jegt durch männlichen 
Freimuth und praltiſche Gründlichkeit ſich auszeichnend, flellte in der Abgeordnetenkammer einen 
Gegenantrag, um deren Rechte und Würde zu wahren. Allein fo ſehr ſich auch die Kammer 
entrüftet zeigte, zu einem Eräftigen Schritte war fie nicht zu vermögen; Behr's Antrag warb 
verworfen, man begnügte fi, eine Erklärung im Protokolle nieverzulegen, duch melde man 
ſich gegen jede Beeinträchtigung der conftitutionellen Befugnifle zu wahren fuchte. 

Das gleiche Schieffal widerfuhr dem Antrage: darauf zu beftehen, daß auch das Milttär 
auf die Berfaffung beeidigt werde. Man ann freilich nicht begreifen, aus welchem Grunde fid 
irgend Jemand einem folhen Verlangen winerfegen mag, wenn anders nicht aus dem, um, 
wie ſich ein hiſtoriſcher Schriftfteller der Neuzeit ausdrückt #2) ‚im Nothfall oder wenn man ed 
fonft für bequem hält, die bewaffnete Macht zur Veränderung oder wol gar zum Umſturz ber 
Berfaffung bereit zu haben”. Und doch iſt gerabe dies bei Feiner Gonftitution weniger ald ber 

bairiſchen denkbar, da fie ja weit mehr die Rechte des Throns, des Adels und der Geiftligkeit 
als die des eigentlichen Volkes zum Gegenftanve ihrer Garantien gemacht hat. 

Bei ver letztgedachten Veranlaffung, ſowie überhaupt bei ven meiften Vorkommniſſen war 
ber Bürgermeifter v. Hornthal aus Bamberg der Hauptführer ver Oppofition. Kein Anderer 
Eonnte ſich fo ſchnell ald er in das conftitutionelle Wefen finden; und wenn er aud) an Grümd⸗ 
lichkeit von Behr noch übertroffen ward, fo fand er ihm wieder voran an Allfeitigfeit. In 
ber gleihen Richtung machten ſich noch die beiden Rheinbaiern Kurz und Köfter bemerkbar. 

Obwol die Anfihten Derjenigen, welche bie freiere Meinung vertraten, fo ziemlich in Allen 
verworfen wurden, was man als eigentlich entſcheidende Fragen betrachtete, fo ſtimmte doch vamald 
noch faſt Niemand von den Abgeoroneten dagegen, als es ih davon handelte, den Wunſch nad 

ffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege fammt Schwurgerichten auszufpreden. 
Anders bei den Reihöräthen, welche diefe Anſicht ebenfo einftimmig verwarfen, als fie von ben 
Abgeoroneten (doch auch yur diesmal!) angenommen worden war. Die Kluft zwifgen bei: 
den Kammern mußte fi allerdings immer mehr erweitern. 

Der Gegenftand, welder unmittelbar bie größte praftifche Wichtigkeit beſaß, war der Bi: 
nanzhauspalt. Ungeachtet des mehrjährigen Friedens und ungeachtet alle im Kriege eingeführ- 
ten Steuern ungemindert forterhoben wurden, lag ein fehr bedeutendes Deflcit vor. Die 
Regierung weigerte fi beharrlich, irgend Rebe zu flehen über die bisherige” Verwendung 
der Öffentlihen Mittel, behauptend, erft von jegt an feien die Stände befugt, fid) um den Finanz: 
haushalt zu befünnmern. Obſchon man nun große Verfhwendungen, Verfchleuderungen ıpıb 
Beruntreuungen vermuthete und unter der Hand davon redete, und obfhon viele Abgeordnete 
nichts fo fehr anzufpornen im Stande war, als Die drohende Ausfiht auf neue Steuern zu den 
alten, fo ließen jie ſich doch felbft von den desfallſigen Foderungen unbedingt abbringen, indem 
fie fih darauf beſchränkten, auf Erfparungen für die Zukunft hinzuwirken. 

Nach den Erflärungen und Vorlagen des Finanzminifterd Lerchenfeld belief ſich pie Stantd: 
ſchuld auf 105 Mit. Gldn. Im Budgelentwurf hatte derfelbe die Einnahme zu 30,200,000, bie 
Ausgabe zu 30,900,000 Glon. angefeht, wonach ein jaͤhrliches Deficit von (beinahe) 700,000 
Gldn. zu decken fei. 

Der edle Behr war Berichterftatter des Finanzausſchuſſes. Er bewied mit unwiderlegbaren 
Gründen , daß viele Einnahmepoften zu gering angefegt und daß bei ven Ausgaben Erfpanın: 
gen ebenfo wol nüglich als dringend nothwendig feien. Beſonders wurden diefe beim Militär 


42) Burdharbt in feiner „Allgemeinen Gefchichte ber neueften Zeit”. 
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entverlangt,, der die bundesmäßigen Beflimmungen weit überfleige. Die Kammer beſchloß 
kananfangs in diefer Beziehung, flatt der urjprünglich verlangten 8 Mill. nur 6,700,000 Gidn. 
pbenilligen, mit dem ausdrücklichen Beifage jedoch: „daß, wenn der König beim Eintreten 
Iningender Umftände eine größere Suntme verlangen follte, die Stände alddann ſämmtliche 
Siltärpenfionen u. ſ. w. auf den Giviletat herlibernehmen würden.” Dann geftand die Kanız 
mer aber eine weit höhere Feſtſetzung zu. Überdies wurden noch für die erften Jahre der (ſechs— 
Äfrigen) Finanzperiode bereits in die Voranfhläge aufgenommene auferorbentlihe Mittel 
bewilligt, nämlich die Erhebung einer außerordentlichen Familienſteuer auf drei Jahre und 
die Eröffnung eines Credits bis zu 3 Mill. Gldn. zur Dedung des unvermeidlichen Deficits von 
1818 auf 1819. 

Diefe neue Belaftung und alle dieſe Bewilligungen fhienen aber ven Reihsräthen noch nicht 
genügend. Sie wollten noch eine weitere Vergrößerung ver Steuern. Zugleich wurbe ven 
Abgeoroneten ein Schreiben des Königs an den Marſchall Wrebe, als Präfiventen der Reichs⸗ 
tätße, ebenfalls mitgetheilt, in welchem dad Staatsoberhaupt mit großer Empfindlichkeit er= 
Hirte: „um fein getreues Heer nicht zu verkürzen, habe er ſich entſchloſſen, vom 4. Oct. l. J. 
(1819) an monatlich 25,000 Glon. aus feiner eigenen Kaffe (die Abgeordneten Hatten die gefoderte 
Civilliſte von 2,745,000 Gldn. für ven König perſoͤnlich, ungerechnet die Bewilligungen für die 
aan Blieber der königlichen Samilie, ohne Widerrede genehmigt) in bie Kriegskaſſe zahlen 
ielefen; unftreitig dürften darunter viele Dürftige leiven, allein ſolches falle Denen zur Laft, 
welde ihn abhalten wollten, feine äußere Würde zu behaupten und feine Bunveöpflicten zu 
erfüllen." Und auf viefes Schreiben hin ſtellten mehre Abgeorbnete geradezu den Antrag, das 
Eniglie Opfer dankend zurüczumeifen und dem Kriegsminifter 300,000 Glon. weiter zu be= 
willigen! Dies fand denn aber doc die Majorität, im Hinblid auf die drohende Steuervermeh- 
mung, zu ſtark, und die Oppofition erlangte bei der Abftimmung 59 Stimmen gegen 32. Zu= 
gig konnte man nicht verfennen, daß ſich die dffentlihe Meinung fehr entſchieden und 
aachdrücllich für die Anficht der Majorität ausſprach. Raum Hatte inveffen jene Abftimmung 
Rattgefunden , al8 unverweilt, am 22. Juli, die Kammern geſchloſſen wurben. 

Der bei dieſer Gelegenheit verfündigte Landtagsabſchied Tautete äußerſt gnädig für bie 
Reideräthe, wogegen die Abgeordneten vielfach mit argem Tadel überfdüttet wurden. Es 
heist namentlich in dieſem Actenftüde: „Wir können und bei dem Rückblick auf den Gang und 
bie Art der in der Kammer ber Abgeorpneten gepflogenen Verhandlungen nicht beruhigen, ohne 
einiger in derfelben gefaßter, den Beftimmungen ver Verfaflungsurfunve und des Edicts X 
Peiderlaufender Beichlüffe zu erwähnen, welchen eine nicht zu miskennende, auf die Erweiterung 
des durch bie Verfaſſungsurkunde bezeichneten ſtändiſchen Wirkungskreifes gerichtete Abſicht 
m Grunde liegt. Wir rechnen hierher: 4) den Beſchluß vom 19. Mat, daß ber Ständever- 
ſemalung die Befugniß zuftehe, eine Bitte um Veranlaffung einer Initiative auf einen Zufag 
Ar Derfaffung an Uns zuftellen. ...; 2) den Beſchluß vom 16. März über ven Entwurf einer 
Sufruction der zur Genfur angeftellten Behörden. ....; 3) den Beſchluß vom 10. Mai wegen 
damals nur ald Ausnahme geftatteter Zulaffung Unferer Staatöminifter zu den geheimen 
Sijungen der Kammer... .; 4) bie Beſchlüſſe vom 30. Mat und 24. Juni auf die v. Khift- 
berſche Veſchwerde, wodurch die Kammer der Abgeoroneten von Unferm Staatöminifterium ber 
Yafiz nicht blos Aufſchlüſſe und Erläuterungen, fondern Abftellung der nad) ihrem einfeitigen 
Untheile befundenen Rechtöverlegung verlangte” u. ſ. w. Unter Anderm Heißt es auch noch: 
„Diefelde Pflicht veranlaßt Uns, die verfaffungsmwidrigen Vermahrungen zurüdzumeifen, 
tele fich einzelne Mitglieder der zweiten Rammer... einzulegen erlaubt und welde fid auf 
&ne ungeeignete, aber auch zugleich aufeine an ſich unkräftige Weiſe in die Sigungöprotofolle 
Angebrungen haben’ u. f. w. (Lebtered ſcheint fi namentlich auf Verwahrungen zu bezie= 
hen, welche Abgeordnete des Rheinkreiſes [der jegigen Pfalz] dagegen einlegten, daß man dieſen 
Kreis mit einem Anteil an ber bairiſchen Staatsfchuld belafte, während derſelbe feine eigenen 
Sculden allein tragen müfle, mit denen man hier Die Gemeinden belaftet habe, u. vergl. nı.). 

Der zweite Landtag ward am 26. Jan. 1822 eröffnet. Ex bot noch weniger Erfreuliches 
tar als ver erfle. Unter ven einzelnen Abgeordneten war namentlich der ebenfo gründliche als 
Berrfgütterliche Behr ver fernilen Partei ein Dorn im Auge. Ihn wollte man daher vor Allen 
ol der Kammer vervrängen. Der Umftand, baf er feit der vorigen Berfammlung zum Bür⸗ 
dermeifter von Würzburg erwählt worden war, mußte ald Vorwand dazu dienen. Vergebens 

werke nachgewieſen, daß er feine Profeffur (auf welche ſich feine Erwählung gründete) durch 
hme der gedachten neuen Stelle weber verwirft noch biefelbe niedergelegt habe: bie 
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Kammer beging, wie es Graf Bentzel⸗Sternau richtig genannt hat, eine Art Selbſtmord, indem 
fie Behr's Ausſchließung votirte (mit 83 gegen 25 Stimmen). 

Hornthal und die übrigen obengenannten Männer waren es, die auch auf dieſem Landtage 
die freiere Richtung mit Muth und Talent vertraten. An die Erlangung großer Refultate war 
aber nicht zu denken. Was Behr und die übrigen Liberalen vorhergefagt hatten, zeigte ſich 
durch die That beftätigt, daß nämlich der Ertrag der Staatdeinfünfte viel zu niedrig in dem 
Budget angefegt worden war. Died wäre allerdings eine erfreuliche Erſcheinung geweſen, 
wenn nicht gleichzeitig eine enorme Überfgreitung der budgetmäßigen Nusgabeanfähe ſtatige⸗ 
funden Hätte. So hatte der Kriegöminifter nicht nur weit mehr gebraucht, als vie Stände be 
willigt, fondern weit mehr, als die Regierung felbft gefobert Hatte: 25,787,000 Glon. in drei 
Sahren! Es wäre wohl der Fall gewefen, einen ſolchen Minifter in Anklagefland zu verſetzen, 
aber dazu hatte die Kammer, wie wir gefehen, im Grunde keine Macht. Das Einzige, was er: 
langt wurbe, war eine Abfchaffung ver läftigen Zugviehfteuer. Da aber nicht auch gleichzeitig 
eiae Verminderung ber Ausgaben erwirkt ward, fo führte dies eben nur mit dazu, daß man auf 
dem nachſten Landtage die Staatsſchuld um viele Millionen vergrößert fand. 

Die Eröffnung dieſes dritten Landtags geſchah am 2. März 1825. Die neuen Wahlen 
batten andere Männer in die Kammer gebracht, im Allgemeinen aber gewiß Feine beflern. 
Machte fih auch ein Graf Bentzel⸗ Sternau durch feine edle Freimüthigkeit und ein Ruphart 
durch fein wenngleich immer mindeftend Halb ſerviles Talent bemerkbar, wurben auch viele Kla⸗ 
gen mit der unwiderlegharen Kraft der Wahrheit vorgebracht, fo ſucht man doch vergeblich nad 
irgend einem Refultate diefed Landtags, das ihm dauernd ein freundliches Andenken ſicherte. 
Der Abſchied erfolgte unterm 17. Sept. 1825. 

Ebenſo wenig erfolgreich war ver am 47. Nov. 1827 eröffnete vierte Landtag. Die Mes 
gierung ſelbſt, welche damals eine etwas antiariftofratifche Tenvenz zu verfolgen ſchien, hatte 
gegen den Abel ſtark zu Kämpfen. Beide Kammern erklärten die Beſchwerden einiger Aveligen 
wegen Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte (vielmehr Privilegien) für begründet. Außerdem 
kam ein Gefeg über Einführung von Kreislandräthen zu Stande, an ſich eine wohlthätige, aber 
leider fehr mangelhaft durchgeführte Einrihtung (ſ. Abſchn. VIII.); ebenfo wurden Geſetze 
über birecte Steuern erlaffen, von denen namentlich das Über die Häuferfteuer an Unzweckmaͤßig⸗ 
Zeit feines Gleichen fudht. Am 18. Aug. 1828 wurde endlich dieſe lange und unerquickliche 
Stänveverfammlung gefäloffen. Unter den nicht zu Stande gefommenen Geſetzen befand ſich 
eines über bie Gompetenzconflicte, das wahrhaft dringendes Bedürfniß geweſen wäre, in 
Beziehung auf weldes aber im Landtagsabſchiede erflärt iſt: „Indem die Stände zu dem be= 
treffenden Gefegentiwurfe mehre Mopiflcationen vorgefhlagen haben, durch welde dad dem 
Könige zuſtehende Recht der Bildung der Öffentlichen Stellen und Behörden und der Ernennung 
zu biefen beſchränkt werben ſoll, find Diefelben aus den Grenzen ihres verfaſſungsmäßigen Wir- 
kungskreiſes herausgetreten.“ Da nun der König „in ver treuen und feften Bewahrung ber 
Prärogative der Krone eine ebenfo heilige Pflicht als in der gewiffenhaften Aufrechthaltung und 
Beſchirmung ber Rechte der Stände und der einzelnen Stantögenoffen erkenne”, fo müſſe ex 
diefem durch die Kammern mobifleirten Gefegentwurfe (wie einigen andern) die Sanction ver= 
weigern. Sodann heißt es in Beziehung auf die Anträge der Stände: „Auf jene vor Uns 
gebrachten Anträge und Wünſche ver Kammern, melde Uns beſonders angeſprochen haben, er= 
theilen Wir nachſtehende Erklärungen. ” (Folgen dieſe.) 

Die Wirkungen der franzoöͤſiſchen Julitevolution machten ſich auch in Baiern fühlbar, und 
ſolches umſomehr, als die Regierung (das damalige Miniſterium Schenk) verſchiedene retro⸗ 
grade Schritte that, welche die Unzufriedenheit anregen und ſteigern mußten. Es geſchah dies 
namentlich durch Erlaſſung einer Cenſurordonnanz, deren Zweck auf die Beſchränkung der bis 
dahin in innern Landesangelegenheiten freien Preſſe abzielte, und durch die Urlaubsverwei— 
gerung, um den Eintritt Behr's, v. Hornthal's und einiger andern Liberalen in die Kammer zu 
verhindern. Freiherr v. Cloſen, der ſich auch in dieſem Kalle befand, legte feine Stelle als 
Miniſterialrath freiwillig nieder, um das ihm geſchaffene Hinderniß zu beſeitigen. Unter dieſen 
Berhältniffen eröffnete ver König am 1. März 1831 den fünften Landtag mit einer Rebe, in 
welcher er namentlich die Worte ausſprach: „Ich möchte nicht unumſchränkter Herrſcher fein. 

Man hat der Ständeverfammiung von 1831 eine revolutionäre Tendenz unterſtellt. Mit 
Unrecht. Nach dem Zeugniffe des mit den damaligen Berhältniffen genau bekannten Dr. Wirth 
befand fih nur ein Mann mit republikaniſchen Befinnungen in der Kammer: e8 war ohne Zwei⸗ 
fel der Advocat Schüler von Zweibrücken, der zwar vortrefflih, aber auch äußerſt felten ſprach 
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wa niemals ein Übergewicht in ber Verſammlung erlangen konnte. Auf Seite ber dynaftifchen 
Dppofition traten namentlich Culmann aus Zweibrücken und Seuffert aus Würzburg glänzend 
herror. Auch v. Cloſen, Schwindl und Rudhart machten jic vielfach bemerkbar, ver Letztge⸗ 
munte jedoch weit mehr durch Talent und vielſeitige Sachkenntniß als durch liberale Strebungen. 
Allerdings verfolgte die Kammer im Allgemeinen eine liberalere Richtung, als die letzten Land⸗ 
uge gethan hatten; aber offenbar nur deshalb, weil fie durch die Macht der Öffentlichen Meinung 
und durch jene der fih immer mehr felbft emancipirenden Preſſe gehoben, getragen und fort- 
geriffen ward. Die Kammer war e8 nicht, die ven Impuls gab, fondern ſie empfing ihn und 
mußte naturgemäß der unwiberftehlichen äußern Macht Folge geben. Wie unvollftändig aber 
felbſt dies geichah, wie fehr fidh die ariftofratifch = monarchiſche Art der Zufammenfegung der 
Kammer und überbies ver Mangel durchgreiſender politifher Bildung bei den Liberalen auch 
jegt noch kundgab, wird wol vor allem durch den Umſtand beurkundet, daß fogar diefe Kammer 
von 1831 Das im demokratiſchen Sinn fo hochwichtige Recht kurzweg aufopferte, daß Die Rhein⸗ 
balern nad} ben ihnen verbliebenen franzöfifhen Geſetzen ihre Friedensrichter durch Volkowahl 
zu ernennen hatten; die Kammer von 4831 ſtimmte mit ungeheuerer Majorität zu, daß die 
Eriedensrichterftellen durch Föniglige Ernennung befegt würben. 

Die Ohnmacht der Kammer ſowol ald der Mangel an Intelligenz und Geſchäftskenntniß in 
derſelben zeigte ſich überdies veutlich genug bei einem Siege, einem Fortſchritt, ven fie erlangt 
zu haben vermeinte. Die Beflimmungen des Cdicts über die Stänveverfammlung hatten ſich 
vielfach ſo hemmend, lähmend und überhaupt unpraktiſch erwiefen, daß nicht nur die Abgeord⸗ 
neten, jonbern die Regierung felbft die dringende Nothwendigkeit einer Abänderung erkannte, 
Aber wie weit dehnte fidh diefe aus, was erlangte man? Daß in jeder Woche ein Tag für Er- 
ledigung der Anträge der Rammermitgliever und der Beſchwerden verwendet werben bürfe, und 
daß die Abſtimmung dffentlich flattfinde. Dagegen geftand man neuerdings zu, daß die Staats⸗ 
niniſter nad fonftigen Fönigliden Commiſſare immer das legte Wort haben follten (auch wenn 
son der Kammer der Schluß der Debatten ausgeſprochen worben), und daß Die Kamnıern ver⸗ 
bichtet feien,, felbft ihre reglementären Vorſchriften ver Regierung vorzulegen, damit dieſe ſich 
überzeugen koͤnne, „daß biejelben nichts enthalten, wodurch eine Beftinmung ver Verfaſſungs⸗ 
urtunde, ihrer Beilagen und des fraglichen Geſetzes abgeändert over authentifch erläutert würbe”. 
Ban dachte gar nit daran, welches Unmündigkeitszeugniß man ſich dadurch felbft außftellte: 
noch mehr, man ließ auch alle jene fo maßlos fehlerhaften Beftimmungen des Evicts über die 
Gtänbeverfammlung durchaus unberührt, welde von dem Wahlmodus, ja fogar diejenigen, 
wwelde von ven fo unglücklich eingerichteten Ausſchüſſen handeln, obwol vie legten mehr als alles 
Andere den Geſchaftsgang hemmen und lähmen. 

So hat man es denn auch weit weniger biefer Kammer ald der Macht ver Öffentlihen Mei- 
mung und namentlich der Preſſe zu verdanken, daß ver Minifter Schenk von feinem Poften ent= 
ferut ward. Durch das neue proviſoriſche Minifterium Stürmer wurde den Ständen ber Ent=. 
warf eined Preß⸗ und eined Preßproceßgeſetzes u. ſ. w. vorgelegt, die im Allgemeinen ber Preſſe 
Etleichterungen gewährten, aber allerdings nicht allen Anfoverungen entſprachen. Bei Vor 
lage ver desfallſigen Gefegentwwürfe war es, daß der Negierungscommiffar (fpätere Minifter) 
v. Abel die Genfur als „eine morſche Krücke lahmer Regierungen” bezeichnete und nerbammte 
und der bairifhen Prefle überhaupt vie glänzendfte Zukunft mit ven Worten des Tacitus eröff- 
nete: Rara temporum felicitas etc. Beide Kammern konnten ſich indeſſen über ven Umfang 
ber in diefen Entwürfen vorzunehmenden Modificationen nicht einigen. Manche ofnehin woll⸗ 
ben in Der Sache nur einen Kunftgriff der Ariftofratie erblicken, die Deputirten zu befchäftigen 
und zu beſchwichtigen, und glaubten von vornherein nicht an das wirkliche ind Lehen Treten eines 
ſeichen Preßgefeged. Genug, es kam nicht zu Stande. 

In verſchiedenen Punkten ſchienen indeß die Deputirten anfangs mit großer Schärfe auf- 
zetreten: fie feßten ven Betrag der Givillifte herab, verminderten ven Militäretat und verwei⸗ 
terten verfchledenen Ausgaben für ausgeführte Prachtbauten die Anerkennung. In den meiften 
Ellen aber nahmen fie ihre anfänglichen Befchlüffe felbft wieber zurüd, nachdem ſich vie Reichs⸗ 
välhe in entgegengefeter Weiſe erklärt hatten. Als ver Landtag am 29. Dec. 1831 geſchloſſen 
warb, zeigte ſich das Publicum gleichgültig und theilnahmlos, denn feine Erwartungen waren 
Bit befriedigt worden. 

Bit dem Schlufle des Landtags ward auch das vergleichsweiſe liberale proviſoriſche Minis 

Stürmer entfernt; flatt feiner entftand ein neues Gabinet, deſſen hervorragendſte Ber: 
Anächkeit der Für von Ottingen-Wallerfein war. Mag ed unmittelbar deſſen felbſieigenes 
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Werk geweſen, oder zunääft von anderer Seite auögegangen fein, genug, es trat nunmehr 
eine Zeit arger Reaction ein. Allerdings fteigerte ſich jegt noch die Aufregung, und namentlich 
fand daß vielbefprocdhene, feinem Weſen nad) aber faft beveutungslofe, jedenfalls von Freund 
und Feind gleich fehr überfchägte Hambacher Feſt ſtatt. Es erfolgten nun Beamtenverfegungen 
in Menge, , neue Befegungen bei Gerichten, politifche Proceffe und Berhaftungen in gewaltiger 
Ausvehnung und mannichfache und fharfe Mafregeln gegen die Preffe. Außer ven gemöhn- 
lien hambacher und fonftigen Volksrednern und vielen Journaliſten (unter denen namentlich 
Gifenmann, Widman, Wirth und Siebenpfeiffer) wurde namentlich) aud; Behr in eine politiſche 
Unterſuchung gezogen und ebenfo mie Gifenmann zur Abbitte vor dem Bilde des Königs und 
einer Zuchthausſtrafe auf unbeftimmte Zeit verurtheilt. Aber insbeſondere dehnte die Reaction 
ihre Wirkungen auch auf folde Deputirte aus, welche bei dem legten Landtage ſich vorzugs⸗ 
weiſe bemerkbar gemacht hatten. Seuffert wurde auf einen vergleichöweife geringen Poften 
verfegt, v. Glofen verhaftetund felbft nach feiner Freilaſſung in langjähriger Unterfuhung gehal⸗ 
ten, Schüler entzog fich durch Flucht nach Frankreich ver Verhaftung. 

In ver Zeit des ſechsten Landtags, der am 8. März 1834 eröffnet warb, herrſchten 
faft allgemein die Eindrücke der Furcht und des Schredens vor. Obwol die Abgeordnetenkam⸗ 
mer mit verhälmigmäßig wenigen Ausnahmen aus denſelben Perfonen beftand wie die von 
41831 , fo waltete doch feine Spur des damaligen Geiſtes mehr ob. Es wurbe fogar (mad wel 
anderwaͤrts noch nirgends vorgefommen, fid dagegen in Baiern ſeitdem über ein Jahrzehnd lang 
ohne Ausnahme wieberholt hat) einer der Minifterin die Candidatenliſte ver Abgeorbneten für pie 
Präfidentenftelle aufgenommen und von der Regierung jodann zum Kammerpräfidenten wirk⸗ 
lich ernannt. Bon Beſchwerden, die Unterftügung fanden, hörte man nidts mehr. Selbft 
über bie Sendung bairiſcher Truppen nad Griechenland (mozu die Befugniß durch die Prefle 
ſtark beftritten worden war) ertönte in ber Kammer aud nicht ein Wort. Dagegen wurde ber 
Reft der frühern Beanftandungen in den Staatsrechnungen (wegen einiger Luxusbauten) zurück⸗ 
genommen und dieſe Ausgaben fomit nachträglich gutgeheißen, für den (ohne Vernehmung der 
Stände begonnenen) Bau der Feſtung Ingolftabt ein Credit von mehr ald 18 Mill. zu der bis⸗ 
berigen Ausgabe bewilligt und enbli einige Berfaflungsabänverungen beichloffen, wonach 
namentlich die griechiſche Confeſſion ven bevorrechteten chriſtlichen Gonfeffionen beigerechnet 
ward; insbeſondere aber wurde in Beziehung auf die Civilliſte feſtgeſetzt, daß dieſelbe nicht 
mehr, wie bisher, für jede Finanzperiode neu zu beſtimmen, auch nicht etwa blos auf die Le= 
benodauer des jeweiligen Königs feſtzuſetzen ſei, ſondern wonach dieſelbe auf ewige Zeiten in 
der bisherigen Größe ſtxirt ward. Willich aus Frankenthal war beinahe der Einzige, ber die 
Anſichten der Oppofition vertrat, dem aber gewöhnlich kaum ein halbes Dutzend andere Depu= 
tirte ſich anſchloſſen. An vielen frühern Liberalen, z. B. Schwindl, waren merfwürbige Ge— 
finnungsveränderungen unverkennbar. Am 28. Juni wurden die Kammern geſchloſſen, unter 
dem Ausprude befonderer Zufriedenheit mit denfelben von Seiten ver Regierung. Es wurbe 
fogar eine beſondere Denkmünze auf biefen Landtag geprägt mit der Unterſchrift: „Ehre dem 
GhHre gebührt. " % 

Am 11. Febr. 1857 erfolgte die Erdffnung der flebenten Stänbeverfammlung. Über all= 
gemeine Maßregeln, vie feit dem vorigen Landtage verfügt worden, vernahm man feine Be— 
ſchwerden, namentlich nicht (wie Manche erwartet hatten) über ven Vertrag, den das Minifterium 
mit dem Bankierhaufe Rothſchild wegen des Baus des Donau: Matnkanals abgeſchloſſen Hatte 
und wodurch die der Regierung in dieſer Beziehung vermitteld eines befondern Gefeges einge= 
räumten Befugniffe augenſcheinlich ungemein überfhritten und dem Staate enorme Verpflich— 
tungen (Garantien) ohne alfe Gegenleiftung auferlegt worven waren. Nur ein Mann trat in 
dieſer Sefjion als confequenter Sprecher für die liberalen Anſichten auf: es war wieder der fefte 
und tüchtige Willi. Seine Bemühungen fowie die der mit ihm Stimmenden erwiefen ſich in 
der Hauptſache wieder vergeblich. Am meiften traten finanzielle Fragen hervor. Dem Könige 
von Griechenland, einem auswärtigen Monarchen, warb der Bortbezug einer Apanage zuge= 
fanden (über die anlehnsweiſe nad) Griechenland gefendeten Staatögelver ſchwieg man ganz, 
obſchon die Thatſache damals bereits offentundig war). Im Budget und Binanzgefege wurben 
wenigſtens einige Anfäge der Regierung abgeändert, indem innahmepofitionen zu gering an⸗ 
geſchlagen feien und für verſchiedene Ausgaben zu viel gefobert werde, während für anbere, 
3. B. die Straßen, zu wenig gethan werben wolle. Was die fogenannten „Grübrigungen 
betreffe, glaubten beide Kammern ber Theorie ver Regierung nicht beiflimmen zu koͤnnen, nach 
welcher biefe über die erübrigten Summen nad Gutbünten, ohne Zuftimmung der Stände 
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verfgen könne. Deſſenungeachtet erfolgte die Genehmigung, die Steuern in der von der Re⸗ 
erang beantragten Große zu erheben. 

Am 4. Rov. wurden die Kanımern gefhloffen. Im Landtagsabſchiede erfolgte der Wider⸗ 
rad der Regierung gegen die ftänbifche Erklärung über die Erübrigungen. 

Am Schluffe wird noch dad Vedauern ausgedrüͤckt, daß „verjehiedene Vorgänge in ber nun 
gendigten, fehr verlängerten Sigung der Kanımer die unangenehne Nothwendigkeit herbeis 
saahıt Haben, mancherlei Berirrungen in das Gebiet ver Uns zuſtehenden königlichen Rechte... 
zit Eruſt zurücweifen zu müffen ”. 

Wit dem Schluffe ded Landtags warb auch der Minifter Wallerftein ungnädig verabfihiebet. 
Er hatte zwar in der Abgeordnetenkammer als Organ ver Hegierung deren Theorien wegen 
der „Grübrigungen“ unbedingt vertheipigt, in der andern Kammer dagegen ald Reichsrath 
gegen biefe nämliche Theorie geſprochen und geflimmt. An feine Stelle trat nunmehr v. Abel. 

Manche glaubten, die nächſte Stänbeverfammlung mwerbe, auf die Erklärung des legten 
Landtagsabſchieds hin, eine etwas ftürmifche werben, zumal die Befugniſſe beiver Kammern 
gemeinſam in Frage geftellt feien. Indeſſen verfügte vie Regierung eine neue Gintheilung der 
Kreife des Königreichs und, da die Vertretung nad) Kreifen ftattfinbet, eine neue Wahl der 
Abgeordneten. Allerdings hätte fi darüber ftreiten laffen, ob foldhe neue Kreiseintheilung 
ohne ein förmliches Geſetz flattfinden konnte, zumal eben dadurch fogar dad Fundament der 
Berttetung , wie daſſelbe die Berfaflung allein fannte, weſentlich alterivt warb. Indeſſen er= 
folgte auch nicht von einer einzigen Seite darüber eine Erinnerung , namentlich nicht in dem am 
8. Jan. 4840 eröffneten achten Landtage. Auf demſelben bilvete Freiherr v. Thon-Dittmer das 
Haupt einer nicht nur der Zahl nad) ſchwachen, fonvern auch zunächſt nur auf ganz allgemein 
gehaltene Reden fich beſchränkenden Oppofition. Am 14. April erfolgte ver Schluß dieſes 

‚dem wieder vie befondere koͤnigliche Zufriedenheit im Abſchiede bezeigt wurde. 

Am 20. Nov. 1842 fand die Eröffnung des neunten Landtags ftatt, und zwar diesmal 
nicht mehr wie bißher im Ständehauſe; die Kammern wurden vielmehr zu biefem Behufe in 
tes konigliche Schloß beſchieden, um allda die Thronrede zu vernehmen. Infolge der Urlaubs⸗ 
terweigerungen und ber übrigen Austritte waren fo viele Erfagleute in der Abgeorbnetenfam= 
wer, daß 3. DB. bie ganze Repräfentation des am ftärfften vertretenen Standes (ber Grund⸗ 
beiger) aus dem Pfalzkreiſe nut aus folgen Erfagmännern, alfo (wie fi ver Fürſt Wallerftein 
ausgebrüct hatte) nur aus „vurchgefallenen Candidaten“ befand; auch nicht einer der wirk⸗ 
lich Gewählten aus ver bezeichneten Claſſe erſchien mehr in der Berfammlung! Bis gegen ben 
Sqhluß des Landtags Hin, der am 30. Aug. 1845 erfolgte, herrſchte eine etwas gefpannte Stim= 
mung. AS Rebner von liberaler Seite traten namentlic) der Fatholifche Pfarrer Dekan Fried⸗ 
rich aus Schwahen, dann v. Thon-Dittmer und ebenfo auch der Fatholifche Pfarrer Tafel aus der 
Biol; auf, Regterer namentlich zur Wahrung der Berhältniffe dieſes Kreiſes, defien Vertretung 
infolge der Urlauböverweigerungen jedes un entbehrte. Der Hauftfampf drehte 
fi aber um das Budget und bie damit in Verbindung ſtehenden prineiptellen Kragen; er en⸗ 
digte indeſſen mit Bewilligung allex Steuern, deren —* bie Regierung verlangt hatte. 
Zwiſchen dem vom Könige fpeciell hierzu ermädtigten Minifterium und den Reichsräthen kam 
ein ſogenanntes, Verfaſſungsverſtändniß“ zu Stande, über pas fid zwar bie Abgeordneten nicht 
fpeciell äußerten, welches aber bemerfendwerthermweife nichtsdeſtoweniger ſeitdem factifh wie 
eine anthentifche Interpretation über verſchiedene ber ftreitigfien Punkte betrachtet wird. Man 
verbanft diefes damals wichtige Übereinkommen vorzugöwelfe ven Bemühungen des Fürſten 
Ballerfiein. Es wurden dadurch wenigftens die erorbitanteften Theorien des Minifteriumd 
Abel in Budgets⸗ (Steuerbewilligungs- und Erübrigungs=) Fragen befeitigt. Freilich hatte die 
Zeit der Erübrigungen bereit3 aufgehört, und es war damit vie Veranlaffung des Zerwürf⸗ 
niſſes über die Verwendung biefer Überfhäfle von ſelbſt verſchwunden. 4°) 

VOL Rreisverfaffung. Landrathund Diftrictörath. In jedem ver acht Kreife 
des Königreichs beſteht eine Kreisregierung, an deren Spige ein Präftvent ſteht und melde in 
Feet Kammern, des Inmern und ver Finanzen, zerfällt, jede mit einem eigenen Director und 
einer Anzahl Räthe, in der jegigen Weiſe organifirt durch Verordnung vom 17. Dec. 1825. 
Die Einzelheiten dieſer Einrichtung koͤnnen wir hier übergehen. 

Wichtiger iſt und dagegen ver Landrath, der gleichfalls in jenem Kreife beſteht. Derfelbe 
On aus dem franzöftfchen Generalrathe ber Departements hervor, einer Inſtitution, welche 





Ad) Die uenern Landtagsverhandlungen find im Nachtrage geſchildert. 
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(ebenſo wie die Bezirksräthe) im jetzigen Pfalzkreiſe in Übung war, als dieſes Land von Frank⸗ 
reich loogetrennt und mit Deutſchland wieder vereinigt ward. Man ließ dieſe Einrichtung im 
dem genannten Regierungsbezirke fortbeſtehen, verſchmolz jedoch General= und Bezirköräthe in 
eine Berfammlung. 

Die Zweckmaßigkeit der Einrichtung, daß jeder Kreis für feine rein innern (zunähft mate 
tiellen) VBerhältmiffe eine eigene DBertretung erhalte, erprobte ſich praftiich fo fehr, daß man 
diefelbe auch nad) den übrigen Regierungsbezirken Baierns zu verpflanzen beſchloß. (©. Pro- 
vinzialftände.) So entſtand das Geſetz über die Kreislandräthe vom 15. Aug. 4828. Daffelbe 
befriebigte nicht. Zunääft ergaben ich fortwährend Gonjlicte zwiſchen den Yandräthen und der 
GStaatöregierung über Das, was Gentralftaatd: und was Kreislaft ſei. Häufig findet man die 
Protokolle ver Verfammlungen mit deöfallfigen Erdrterungen und Klagen angefüllt. Einiges 
mal änderte man das, Ausſcheidungsgeſetz“ (dad noch beſtehende Geſeh ift von 1846), ohne 
daß es indeß gelungen wäre, die bezeichneten Anftände vollfommen zu befeitigen. Allein abge: 
fehen von jener „, Ausfcheidung der Kreis- von den Staatslaften‘, warb eine neue Organifation 
des Landratheinftituts ſelbſt ſchon um deswillen unumgänglid nothwendig, weil infolge der 
Umgeftaltung des Wahlgefeges für die Abgeorpnetenfammer nunmehr vie biß dahin berech⸗ 
tigten Wähler für den Landrath ganz und gar fehlten. Es Hatte fi mittlerweile aud dad Be— 
duͤrfniß eines Mittelglievs geltend gemacht zwifchen ber bloßen Ortögemeinde und ber Kreis: 
vertretung , was zur Bildung von Diftrietsräthen führte, umſomehr, ald auch die Berwaltung 
ein ſolches Mittelglieb beſitzt (die, Landgerichte“, in der Pfalz die „ Lanpcommiflariate “). So 
Tamen denn die beiden Gefege vom 28. Mat 1852 über Diftrietd- und über Landräthe 
zu Stande; fie bilden ein zufammengehörendes Ganzes, derart, daß die letztbezeichnete Eorporation 
gleihfam aus der erflen hervorgeht, weshalb wir zunähft von ven Diftrictdräthen ſprechen. 

Jeder Amtsbezirk einer Diftrietöverwaltung (in den fieben ältern Kreifen jedes Landgericht, 
in ber Pfalz jeber Canton) bildet eine Diſtrictsgemeinde, und in jedem berfelben beſteht als 
Vertreter biefer Gorporation ein Diftrictsrath. Derfelbe wird, je auf drei Jahre, fo gebildet: 
a) Jede Gemeinde bis 312000 Seelen fendet einen Vertreter, größere Orte auf je 2000 Seelen 
einen; nicht Die Einwohnerfihaft, ſondern blos der Gemeindeausſchuß (Magiſtrat, Gemeinde: 
rath) ernennt dieſe Vertreter; b) die größten Grundbeſitzer find von Rechts wegen Mitgliever 
des Diftrictöraths, und zwar im Verhaͤltniß von 4, zur Zahl der ſämmtlichen Gemeinvevertres 
ter; c) die übrigen 50 größern Grunpbefiger in jedem Diftricte wählen außerdem aus ihrer 
Mitte Vertreter, Y, obiger Zahl; d) endlich fendet das Staatdärar, wo daſſelbe (wenn auch 
im Heinften Betrage) fteuerbar, aud einen Bertreter. Den Vorfig führt überbied jedenfalls 
der Eöniglihe Diftrictöverwaltungsbeamte. Verſammlungen finden in der Regel nur ein mal 
bes Jahres ftatt. Der Wirkungskreis ift zunächſt die Herftellung oder Unterhaltung von Stra= 
ben und andern DiftrietSanftalten und dabei insbeſondere die Deckung der entſtehenden Koften, 
zunachſt durch befondere Diſtrictsumlagen, welche als Beifchlagöprocente zu den directen Steuern 
erhoben werben. Ein vom Diftrictsrath aus feiner Mitte gewählter Ausſchuß beforgt die lau⸗ 
fenden Geſchäfte und die Vorprüfung der Anträge. Auch diefer Ausfhuß darf fih nur auf 
Einberufung durch den Vorſtand (den königlichen Diſtrictsbeamten) verfgmmeln. Die Sigun- 
gen des Diſtrictsraths find In der Regel öffentlich. Die Beſchlüſſe pürfen jedoch erſt dann voll- 
zogen werben, wenn die Kreiöregierung diefelben genehmigt hat. 

Mir gehen zu den Kreislandräthen über. In jedem Regierungsbezirke befteht ein ſolcher, 
folgendermaßen je auf ſechs Jahre gebilvet: a) Je zwei Diftrictöräthe ernennen zuſammen einen 
Vertreter; b) jede der Kreisregierung unmittelbar untergeorpnete Stadt fendet nad Maßgabe 
ber Bevölkerung einen ober mehre Repräfentanten; c) die großen Grundbeſitzer wählen wieder 
beſondere Vertreter, und zwar der Zahl nach ein Viertel der Diftrictövertreter; d) vie fatho- 
liſche und proteftantifche Geiſtlichkeit ftellt (nad Maßgabe der Pfarreienzapl) in jenem Kreife 
drei Vertreter, endlich e) jede Univerfität, wenn fi eine folde im Regierungsbezirke befindet, 
einen. Der Wirkungskreis aud) der Landräthe ift hauptſächlich ein finanzieller: Feſtſezung 
bes Kreisbubget3, Beftimmung der Rreisumlagen und Prüfung der Kreisrehnungen, welche 
Rechnungen ausſchließlich durch Die Negierungsbehörben geführt werden. Daran reiht ji indeß 
doch weſentlich „die Außerung über den Zufland dee Regierungöbezirks und über bie etwa 
mwahrgenommenen Gebrechen ver Verwaltung, ſowie die Stellung hierauf bezüglicder Anträge 
zur Abhülfe und Verbeſſerung“. Der Landrath verjammelt ſich jährlich ein mal auf föniglidye 
Berufung; ohne königliche Genehmigung dürfen deſſen Sigungen nicht über 14 Tage dauern. 
Diefe Sigungen find in der Negel öffentlich. Die Beſchlüſſe unterliegen ver königlichen Geneh⸗ 
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wgng und werben auch nad) deren Erlangung nur durch die Regierung zum Vollzuge ges 
fehl. Der Landrath durf feine Belanntmadhungen erlaffen, eine Deputationen abordnen 
sn nit feiner Koͤrperſchaft außer der Kreiöregierung, noch mit Privaten in Geſchäftoberührung 
teten; jedoch darf er unter beichränfenden Beſtimmungen Sachverftändige vernehmen. Das 
Üisstöoberhaupt kaun die Verſammlung auflöfen, vorbehaltlich einer Neuwahl innerhalb ver 
nößften zwei Monate. Zur. Beforgung der laufenden Geſchäfte hat aud der Landrath einen 
Ansihuß zu erwählen, der fi aber nur auf Einberufung durch die Kreidregierung verfams 
mein barf. 4) 

I. Die Gemeindeverfaifung. Die Gemeindeverfaſſung ver jieben ältern Kreiſe iſt nach 
dem Gemeindeedict vom 17. Mai 4818 (revidirt 1834) im Weſentlichen loͤblich und zum Theil 
nad der preußijchen Städteordnung und noch liberaler beftimmt und Vorbild fpäterer Geſetz⸗ 
gebungen in Deutichland geworben. #5) Im Allgemeinen ift ver wichtige Grundſat anerkannt, 


beß die Gemeinden fich ſelbſt zu verwalten haben durch ſelbſtgewählte Männer. (Die Einwohner 


wählen ihre Bemeinbebevollmächtigten,, viefe legten den Magiſtrat.) Doc beſteht ein recht⸗ 
lißer Unterfchieb zwifchen Stäbten und Landgemeinden, eine Einrichtung, die gegen vie Grund⸗ 
füge der Neuzeit verftößt. 

Die Staatöregierung felbft Hat noch bei Feſtſezung der Verhältnifie der Kreiöregkerungen 
etordnung vom 17. Dec. 1825) ausdrücklich folgende, vem Geifle der bairiſchen Gemeinde⸗ 
ordaung ganz entſprechende Grundſätze verkündet: „Die Kreiöregierungen haben in Com⸗ 
munal: und Stiftungsangelegenheiten von dem Grundfage auszugehen, daß wen Ge⸗ 
menden hierin die moͤglichſt freie Verfügung zu überlaffen und fie nur infofern zu beſchränken 
fein, ald die Geſetze folche Schranken pofitiv anordnen; fie haben alle unndthigen Gontrolen 
abzufellen” u. |. w. Allerdings hat man ſchon manche Klagen vernommen, daß über bie 
Sreaen diefer Beflimmung mitunter weit hinausgegangen werde. 

te Gemeindeordnung in ver Pfalz, beflimmt durch einzelne Geſetze der franzoͤſiſchem Re⸗ 
volntiondzeit, de Napoleonifchen Dedpotismns und neuere Verfügungen, hat bei vielen Wider⸗ 
früden Einheit in vem Grunbprineip der Gentralifation und der gänzlihen Bevormundung 
ud Unjelbftändigkeit der Gemeinden. So tft e8 gekommen, daß die Beamten, melde hier nur 
fine Guratel ausüben follen, in Gemeinveangslegenheiten wahrhaft unumſchränkt gebieten, 
und daß fie fich Darin ganz ungleidy weniger gehemmt fehen als felbft in den unmittelbaren An= 
gelegenheiten der Regierung. Es ließen jich arge Beifpiele anführen, wozu die Einrichtung de 
Selzeiftaats in diefer Beziehung verleitet. Dabei ift (fehr confequent Hiermit!) der Bür- 
germeifter unbedingt abhängig von der Curatel, aber faft alimächtig gegenüber dem Gemeinde⸗ 
tube. Auch dieſer legte befigt große Befugniffe, die Gemeinde zu beftenern, ohne daß biefer 
binsieber irgend eine entſprechende unmittelbare Einwirkung zufäme. Überall Omnipotenz 
1ä unten, Impotenz nad) oben! 

E begreift fi, daß eine ſolche Gemeindeordnung, wenn man überhaupt diefen Namen 
gebrauchen darf, zahllofe Klagen und ven Ruf nad Abhülfe erzeugt hat. Namentlich Hat fich 
We pfalziſche Kreislandrath wieverholt dahin ausgeſprochen, man möge bie bairiſche Gemeinde⸗ 





U) Die Kritik Hat in Beziehung auf beide Geſetze Ausſtellungen in zwei Richtungen vorgebracht (bes 
frmiers hervorgehoben bei der Berathung in der Ahgeorbnetenfammer durch bie Linke). Ein mal findet 
man die Competenz beider Gorporationen, beſonders bes Lanbrathe, zu fr eingeengt; zum Andern tas 
delt nan bie Art der Bildung beider Räthe: nachdem man eben erft bie g nach Ständen als 
verwerflicd, beim Landtage bejeitigt, werbe biefelbe in den Diftricten fogar neu gefchaffen. Allein felbft 
Yes geichehe ohne Logifche Gonfequenz. Es erhalte nicht nur der Grundbefig eine boppelte und dreifache 
Vertretung, auch Geiftlichleit und Univerfitäten erhielten Repräfentanten; die weit wichtigere Induftrie 
der, das Gewerbwefen, die Fabriken und der Handel, die Lebenselemente ber Jehtzeit, feien ausge 
Klofen. Die größten Grumbbefiger feien unmittelbar Mitglieder des Diftrictsraths; bie größern 
rasbbefiger (aber-micht die mittlern unb Fleinern) hätten außerdem eine befondere Vertretung. Run 
Lee Lanbräthe weſentlich aus den Diftrictsräthen hervor; gleichwol gebe man ben fchun in biefen 

äthen vertretenen großen Gutsbefigern hier nochmals eine eigene Repräfentation. Endlich 

fein fogar die Urwahlen in einem Maße indirect, wie man in Baiern noch nie gefehen habe. Die Ges 

wezden fofiten in ben Diftrictsräthen vertreten fein; dennoch übten nicht bie Bürger, fonbern die im 

3*2* Abſicht gewählten Geineindebehdrden die Ernennung; dabei möge man berückſichtigen, daß 

ber senefien Zeit im Pfalzfreife bie Kreisregierung alle ihr nicht genehmen Bürger aus den Gemeinbes 

Men ansgefchloffen habe. Die aus ſolcher hoͤchſt inbirerten Wahl gebildeten Dirictsräthe follten nun 
der auch noch, das Indirectefte von Allem, die Landräthe wählen. 

6) &. die Abhandlung des Grafen K. v. Giech: „Die Gemeinden“, in deſſen Schrift: „Anfichten 

er Siaats⸗ und Öffentliches Leben.” 
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ordnung mit einigen allerdings nothwendigen Mobificationen auch hier einführen. Es iſt vor: 
erſt feine Ausiicht auf Oewährung diejer fo natürlichen und fo fehr gerechtfertigten Bitte vorhan: 
den. Auch das Jahr 1848 Hat der Pfalz die ermünfchte neue Gemeindeordnung nicht gebracht. 
Die Klagen haben ji) vielmehr in der Neuzeit ungemein vermehrt, ganz beſonders dadurch, 
ba die Kreisregierung nad) der legten Wahl im Jahre 1853 alle in den Gemeinderath Ge: 
wählten, welche ihr misliebig waren, ohne Angabe von Gründen ausjhloh, im Ganzen 
viele Hunderte von Bürgern. Es famen deshalb wiederholt Beſchwerden und Anträge an die 
Abgeoronetenfanmer, die ſich auch ſchließlich für eine neue gefegliche Regelung des Verhättniffes 
ausſprach, bis jegt indeß ohne Erfolg. 

X. Sonftige gegenwärtige Zuftände Baierns. Agriculturverhältniffe. Ein 
bedeutender Theil Baierns befteht aus dem fruchtbarſten Felde. Deflenungenchtet hat die Agricultur 
den Aufſchwung im Allgemeinen noch keineswegs genommen, den man danach erwarten mag. Es 
ift dies zunaͤchſt Schuld der frühern Gefeßgebung. Darum findet man denn auc) gerade Hierin 
einen eminenten Unterſchied zwiſchen dem bairiſchen Hauptlande und ver Pfalz. In dem erſtern 
beſtanden noch bis 1848 Zehnten, Frohnen und andere Feudallaſten, Güteruntheilbarkeit und 
Jagdunweſen; in ver Rheinprovinz dagegen find dieſe drückenden Misſtände (längſt) abgeſchafft 
(allerdings wurde dies leider nicht durch die inländiſchen angeſtammten deutſchen Regierungen 
bewirkt, fondern es mußten dieſe unſchätzbaren Wohlthaten durch die franzöſiſche Fremdhert⸗ 
ſchaft gebracht werden). Der Werth dieſer verſchiedenartigen Einrichtungen zeigt ſich am 
ſprechendſten in deren Refultaten. Wir koͤnnen uns daher vollkommen darauf beſchraͤnken, dieſe 
Ergebniffe mit Zahlen einander gegenüberzuſtellen, wobei wir eine auf ven amtlichen Erhebun⸗ 
gen beruhenve Arbeit des bairiſchen Deputirten Dr. Müller von Aſchaffenburg zu Grunde legen 

Die Gefammt-Eerealienproduction im Königreihe Batern betrug zu Anfang des Jahres 
4840 durchſchnittlich 10,278,868 Scheffel. Davon kommen auf den Regierungsbezirk Pfalz 
4,315,635. Auf vie Quadratmeile treffen demzufolge: a) nad dem Areal überhaupt: in 
der Pfalz (bei minder fruchtbarem Boden) 12,320 Scheffel, in ven übrigen fieben Regierungd: 
bezirfen dagegen nur 6811, ſonach faft die Hälfte weniger; b) nach dem wirklich cultivirten 
oder fonft landn irthſchaftlich benugten Areal: in der Pfalz 24,800 Scheffel, in den andern 
Kreifen 11,900 , alfo beveutend weniger als die Hälfte; c) nach dem Vetrage des ausſchliehend 
für ven Getreidebau verwendeten Areals: in der Pfalz 49,600, in den andern Kreifen 17,150 
Scheffel, fonach faſt zwei Drittel weniger. 

Bei Vergleihung des Quantums ber Ausſaat mit jenem des Ernteertrags erhält man fol: 
gende Ergebniffe: in der Pfalz liefert die Ernte durchſchnittlich die 8Y, fache Menge der Saat, 
in den fieben andern Bezirken nur die 45/, fache. (Es iſt dies offenbar eine Folge des beflern 
Anbaus, hervorgebracht durch die Freiheit des Grundeigenthums und die unbedingte Güter: 
theilbarkeit.) 

Vergleichen wir nun die Conſumtion mit der Production. In der Pfalz wird, ungeachtet 
der ſehr ftarken Bevölkerung, in allen einzelnen Getreidearten (feine einzige ausgenommen) 
mehr erzeugt, als ver wirkliche felbfteigene Bedarf ift; der ͤberſchuß beträgt durchſchnittlich im 
Jahre 203,700 Scheffel. In allen übrigen Kreifen, mit einziger Ausnahme der Oberpfalz, 
wird die Production ber einen ober der andern Getreibegattung durch die Gonfumtion über: 
troffen, obwol fih im Ganzen allerdings noch ein überſchuß ergibt. 

Außer biefen Gerealien erzeugt Baiern jaͤhrlich T1,282,000 Scheffel Rartoffeln. Die Eon: 
fumtion an ſolchen wird zu 9,504,590 Scheffeln berechnet. Zur erften Ziffer Liefert vie Pfalz 
einen Beitrag von 2,735,200 Scheffel, ſonach beinahe ven vierten Theil, obwol fie kaum Yıs 
des Gefammtareals umfaßt. f 

In gleicher und felbft noch günftigerer Weife geftaltet ſich das Verhältnif der Production in 
allen ven übrigen beveutenvern Bodenerzeugniffen. So liefert vie Pfalz drei Viertheile drd 
Weins, die Hälfte des Tabacks und ven Totalbetrag des Krapps, welche in Baiern erzeugt wer: 
den. Nur in einer Production fteht die Pfalz etwas nach: im jener des Holzes, indem hier auf 
das Tagwerk ein jährliher Zuwachs von 0,21 Klaftern kommt, ein Ergebniß des geringern Box 
dens und ber in dieſem Zweige ausnahmöweife beftehenden größern Bevormundung der 
Waldbeſitzer. 

Ebenſo wie bei den eigentlichen Bodenerzeugniſſen liefert die Pfalz auch hinſichtlich ed 
Viehſtandes und aller weitern landwirthſchaftlichen Nugungen bie vergleichsweiſe erfreulichiten 

” Ergebniffe und fie ſteht in feinen einzigen Zweige der Agricultur irgend einem der andern Re: 
gierungsbezirke nach. 
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Diefe Thatſachen zeigen am ſprechendſten, auf welchem Wege in Baiern geholfen werben 
mi. Befreiung der Menſchen und des Bodens, in Verbindung mit geiftiger Hebung bes 
Alle, Abſchaſſung von Zehnten, Frohnen und Wilbftand, unbedingte Geftattung der Güter- 
felarfeit und Verbreitung der Aufklärung (die vielen Feier- und Wallfahrtötage wirken 
arch zu dem angegebenen unerfreulihen Rejultate mit), dies jind die Mittel, durch welche hier 
zumdlid viel Qutes erwirkt werben kann. 

Wie beinahe überall in Deutſchland, führte au) in Baiern das Jahr 1848 zu einer Ab- 
ſhaffung der Feudallaſten. Die wictigften Beftimmungen zweier desfallſiger Geſetze vom 
4. Juni 1848 find: Mit dem 1. Det. 1848 geht die ſtandes- und gutsherrliche Gerichtsbarkeit, 
gegen Entf hädigung der bisher Berechtigten, an den Staat über. Ohne Entſchädigung hören 
auf: die Naturalfrohnen, das Mortuarium (Beithaupt), der Blut= und der noch nicht zur 
Erhebung gekommene Neubruchzehnt, bebingungäweife auch ber Kleinzehnt; ferner das Weibe- 
tet während der Fructiſication und alle rein perfünlihen, nicht auf Grund und Boden haf— 
tenden (feudalen) Abgaben. Die nicht aufgehobenen Grunbgefälle gehen „auf Verlangen ven 
Berechtigten“ an „die Abldfungdfaffe ded Staats“ über. Alle fortbeſtehenden Gefälle und 
Zehnten werben firirt, d. 5. in eine jährliche unveränderlihe Abgabe umgewandelt. Dabei 
dienen die Ergebniſſe aus den 18 Jahren 1828—45,, foviel fie ermittelt werben koͤnnen, zur 
Ron. Das Äquivalent für Laubemien ift bei Erbrecht und Freiſtift ver 1/, fache, bei Leib⸗ 
teßt und Neuftift der doppelte Betrag des ganzen Leibgeldes und wird bei der nächſten Beſitz⸗ 
änderung fällig. Mit ver Fixirung confolibirt ſich das Eigenthum in der Perfon des Grund⸗ 
helden. Neue Berleifungen unter Vorbehalt des Obereigenthums bürfen nicht mehr ftattfinden. 
Ale frirten Grundgefälle find abld8har gegen den achtzehnfachen Betrag. Für Diejenigen biefer 
Geſalle, welche der Staatskaſſe überlaffen werden wollen, vergütet biefelbe den zwanzigfachen 
Betrag in vierprocentigen Abloͤſungsſchuldbriefen. Auch ergänzt der Staat den Stiftungen der 
Vehlthaͤtigkeit, des Unterrichts und des Cultus, wenn fie ihre Renten behalten, vie Entſchä— 
Wäung vom achtzehn auf den zwanzigfachen Betrag. Wer ſonach dem Staat eine firirte Grund⸗ 
abgabe ſchuldet, Hat flatt derjelben nur ven vierprocentigen Zins des dafür normirten Ablöfungs= 
tapitals, alfo ftatt 100 Gldn. Grundabgabe blos 72 Glon. Zins aus dem jenen 100 Glon. entfpre= 
Kuren Ablöfungscapitale bis zur Abtragung des Capitals felbft zu entrichten. Auch kann jeder 
Blihtige bie firirte Summe in Annuitäten abtragen, deren Neft er zudem jeberzeit auch voll 
Rändig mit einem male entrichten darf. Auch der Lehenverband warb ablößhar erklärt, und 
far Söhne= und Töchterlehen durch Erlag von 4 Proc., Männerleden von 3 Proc. und 
heimfãllige Lehen von 40 Proc. des Lehenfaffionswerths. 

Rach einem weitern Gefege vom 4. Juni 1848 ward dad Jagdrecht auf fremdem Grund 
mb Yoden aufgehoben. Die Jagden follen in der Regel zu Gunſten der Gemeinden verpachtet 
berben. Beſitzer größerer zufammenhängender Grundfläden dürfen darauf die Jagd felbftän- 
ansüben. (Diefes Geſetz wurde durch ein anderes vom 30. März 1850 erfegt, doch unter 
Beibehaltung der eben angegebenen Grundbeſtinimungen.) 

Gewerbwefen. Die eigentliche Gewerbinduſtrie befindet ſich in Altbaiern auf feiner 
hohen Stufe, mol aber in einigen heilen Frankens (Nürnberg, Fürth u. f. w.) und im All⸗ 
geeinen in der Bfalz. Im den fleben ältern Kreifen gilt das Syftem ver Gewerbsbeſchränkung, 
aber Pfalz Das der unbebingten Gewerbfreiheit. In Altbaiern, namentlich zu Münden, hat 
#ö indeß nicht etwa blos das alte Zunftwefen (unter Mobificationen) erhalten, fonbern es hat 
Rd, was wir für noch unglelch nachtheiliger erachten, erſt jeit ber zweiten Hälfte des vorigen 
dahrhunderts das Realrechtsweſen in größter Ausdehnung ausgebildet. Zu Anfange des 
jczigen Jahrhunderts ſuchte die Regierung dieſen Zuſtand zu brechen, aber nicht durch Ein— 

ng poller Gewerbfreiheit, ſondern vermittels bureaukratiſcher Bevormundung, indem 
man nämlich den Gewerbsbetrieb von dem polizeilichen Ermeſſen, von der Ertheilung einer 
verfbalichen Gonceffton durch die Behörden abhängig machte und ſolche Concefjionen dann 
Üerbings in großer Menge verlieh. Im Jahre 1811 (Merorbnung vom 2. Det.) verftattete 
war ben vorhandenen Meiftern wieder einige Einwirkung bei Conceſſionserthellungen. Das 

vom 41. Sept. 1825 und befonvers die Bollzugeinftruction vom 28. Dec. nämlichen 
Yfees brachten dagegen das Conceſſionirungsweſen auf ben Gipfelpunft. Da man vas 
&ukrn der Untheilbarkeit des Grundbeſitzes beibehielt, fo warb ein großer Theil der landwirth⸗ 
en Bevölkerung dem Gewerbweſen künſtlich zugedrängt. Dazu kamen Unkenntniß 

WW Misgriffe der überdies durch Schreibereien faſt erdrückten Beamten. Das Misbehagen war 
Gemein, die Klagen nahmen fein Ende. Nun führte vie Verordnung vom 23. Juli 1854 
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wieder mehr auf den frühern Zuſtand zurück; die Conceſſionen wurben minder häufig ertheift, 
Allein die Geſammtverhältniſſe ergeben ein fortwährend ungünftiger jich geſtaltendes Reſultat. 
@8 iſt nicht ſowol die ziemlich machtlos gereorbene Iunfteinrichtung , welche ſchadet, ſondern das 
(mie erwähnt, moderne) Realrechtswefen im eigentlichen Altbaiern, ganz befonderd zu Müns 
chen, und das in allen rechtsrheiniſchen Kreifen eingeführte Syſtem, die Gewerbe nad dem Er: 
meflen ber Beamten vermitteld Conceſſionen zu leiten. Der befte Wille des Beamtenthumd 
reicht nun einmal dazu nicht aus, fondern ſchadet unendlich mehr, ald er zu nügen vermag. 
Die Unzweckmäßigkeit diefer Cinrichtungen tritt beſonders empfindlich hervor, feit ber erleig: 
terte Verkehr die Goncnrrenz mit den der Gewerbfreiheit genießenden Theilen des Zollvereind 
vergrößert hat. 

Im Jahre 1840 mar infolge des Conceſſionirungsſyſtems die Zahl der Gewerbtreiben— 
den in den ältern Kreifen verhältnifmäßig größer als in ver Rheinpfalz, obgleich in der legten 
volle Gewerbfreiheit beftcht (es kam je ein Gewerbtreibender in der Bfalz auf 16,87 Einwohner, 
in den andern Kreifen ſchon auf 16,6), ein ingerzeig, daß bei voller Freiheit ein natürliches 
Berhättniß fih von ſelbſt herſtellt, beſſer, als es durch dad Beamtenthum gefhaffen zu werben 
vermag. Im Jahre 1847 zählte man in Baiern durchſchnittlich einen Meifter auf 14 Einwoh: 
ner. (In Preußen, wo principiell Gewerbfreiheit beſteht, kommt einer erft auf 17 Einwohner, 
wobei aber dennoch die Gewerbproduction eine weit höhere ift als in Baiern.) Nach v. Her: 
mann hat fih nun aber bie gefammte gewerbtreibende Bevölkerung im KRönigreiche von 1840—52 
um 71,118 Indivivuen vermindert; fie iſt von 821,674 Köpfen auf 750,556 Herabgefunfen, 
und zwar traf ber Verluſt ausſchließlich Die ältern Kreife. In der Pfalz blieb fich die Zahl 
glei, und ebenfo im Allgemeinen in dem dad Realrechtsweſen wenig Eennenven Franken. „Es 
find fett 1840—52 im Ganzen gegen 20,000 gewerdtreibenve Familien mit den entſprechenden 
Arbeitern verſchwunden“, fagt v. Hermann, „und fatt ihrer Producte verbraucht die Bevoͤl⸗ 
kerung nun von Andern herbeigeführte Waaren.“ Die (vor allem durch Realrechte bebor: 
zugten) Meifter zu Münden allein hatten 1852 über 4000 Gefellen und Lehrburſchen weniger, 
als vor 12 Jahren, ungeachtet des ausnehmenden Steigend der Geſammlbevölkerung dieſer 
Stadt. So wird fid die Frage wegen Aufhebung der Realrechte freilich am Ende von ſelbſt 
löfen; die Eifenbahnen werben dieſe Loͤſung herbeiführen. Und auch das Gonceffionirungd: 
foftem (jene Meinung, die Inpuftrie durch die Weisheit der Behörben leiten zu koͤnnen) wird 
fi} dabei auf die Dauer niit zu behaupten vermögen. 

Handel, Baiern, von den beiden größten Strömen Deutſchlands, der Donau und bem 
Rhein, und überdies von dem bedeutenden Main durchflutet, Baiern, ein Land von fo gro: 
Ber natürlicher Fruchtbarkeit, könnte und follte einen weitausgebehnten blühenden Kandel ber 
figen. Es ift dies aber nit der Fall, wenigftend lange nicht in der Ausdehnung, wie man 
unter den angeführten günftigen Verhältniflen erwarten follte. Denn daß Augäburg noch 
immer ein beveutender Wechfelplag, und da Nürnberg, Bamberg und andere Mainfläbte 
Handelöpläge find, vermag im Ganzen noch feinen entſcheidenden Ausfhlug zu geben. Der 
Grund diefer Erſcheinung liegt einerjeit in der noch nicht genug vorangeſchrittenen inbuftriellen 
Entwidelung der Nationalkräfte (dem geringen Aufſchwunge der Agricultur und der Gewerb⸗ 
und Fabrikinduſtrie), andererfeitö in den Henmniffen, welche der Benugung der Ströme ent: 
gegenftehen. Abgefehen davon, daß bie Mündungen der Donau und des Rheins in der Gewalt 
Fremder Völker ſich befinden, welche diefen Umftand vielfach ſchnöde miobrauchen, find aud noch 
weitere Fünftlihe Hemmniſſe vorhanden. Diebairifhe Donauſchiffahrt verkümmert großentheild 
wegen der öfterreihifhen Mauth, die Nheinfchiffahrt ebenfo wegen ber enormen und unver: 
fändigft regulirten Rheinzoͤlle. 

Der Donau = Mainkanal iſt ein bedeutendes Werk. Sein Nutzen entſpricht aber keineswege 
dem Aufwande für deſſen Herftellung. (Abgefehen von dem Verlufte, den die Privatactionäre 
erlitten, verwendete die Staatskaſſe 17,433,700 Glon. für diefe Herftelung [ver Voranſchlag hatte 
auf höchſtens 8 MIN. gelautet.]) Die ganze Roheinnahme belief jih 1852 [vie geringe Br: 
nugung anbeutend] nur auf 163,692 Gldn., wovon aber, nad) Abzug der Betriebskoſten, blot 
61,836 Gldn. verblichen, alfo etwa Y, Proc. des aufgewenbeten Capitals.) 

Kein günfligered Ergebniß gewährt die Donaudampfſchiffahrt. (Der Staat kaufte diefe 
an fih, nachdem eine Privatgefellfhaft nicht Hatte beftehen können; er verwendete bereits weit 
über 2 Mill, darauf, während der Reinertrag, wenn man die Abnuguug des Materials 
vollftändig in Rechnung zieht, unter Null bleibt; ein neuer Beweis, daß der Staat mit der: 

igen Unternehmungen ji nicht befaflen, fonbern dieſelbe Privathänden überlaffen follte. 
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Sehr Bebeutend find Die Ciſenbahnen. Anfangs beabjichtigte die Regierung deren Herſtel⸗ 
tsyausfälichli aufStaatskoften. Bis 1855 waren bereits 101 Mill. Glon. dafür verwendet. 
In geringe Extrag dieſer Schienenmwege (dev geringfte unter allen deutſchen Staatsbahnen, 
erwährend vieler Jahre kaum 4 Proc. erreichte und auch dermalen nur dann auf 3 Proc. 
afeigen dürfte, wenn man die Abnugung des Gefammtmateriald nicht gehörig in Anſchlag 
bringt) veranlaßte Die Abgeorbnetentammer immer dringender darauf zu beftehen, daß vie fer= 
ara Gifenbahnbauten (mit einzelnen Ausnahmen) Privatgeſellſchaften überlaffen würden. 
Diet iR nun geſchehen (unter Zindgarantie bed Staat). In der Nheinpfalz hatte man aus⸗ 
aahmsweiſe von Anfang an dieſes Syflem zur Anwendung gebracht. Gegenwärtig ftehen 127%/, 
Reilen Staats⸗ umd 28 Meilen Privatbahnen im Betriebe. 

Ielegraphenlinien waren Anfang 1857 238 Meilen im Betriebe, deren Anlage ungefähr 
850,000 Ston. Foftete. Die Zahl der beförverten Deyefchen betrug 1852 —53 erft 15,165, 
1855—54 dagegen 61,117, wofür Brutto 54,630 und 108,121 Gldn. eingenommen murben. 
Dieſes unbefrie digende Ergebniß wird ſich in dem Maße ändern, in welchem man die Gebühren 
mindern und mehr Stationen errichten wird. Die Heine Schweiz kann darin als nachahmungs⸗ 
wirdiges Mufter dienen. *%) 

Die Hyvotheken⸗ und Wechſelbank zu München iſt ein fehr bedeutendes und vom Staate 
mit ungemeinen Privilegien außgeftattetes Inflitut (der Staat hat fi zum Vortheile diefer 
Anfalt jogar des Rechts begeben, unverzinsliches Papiergeld zu emittiren). Deflenungeachtet 
gerät diefe Bank weit mehr den Actionären und etwa ven großen Befigern als den „Eleinern‘ 
Geldbedürftigen zum Vortheile. 

Blikauf die ſocialen Ver hältniſſe. Anſäſſigmachung und Verehelichung find in 
den fichen älteen Regierungsbezirken in hohem Maße erſchwert (mol am meiſten in ganz Deutſch⸗ 
laud) in der Mheinpfalz dagegen find biefelben unter ver fortvauernden Herrſchaft ber franzöſi⸗ 
ſgn Geſetgebung völlig unbeſchränkt geblieben. Wir haben oben ſchon angegeben, wie im einen 
tiefer Bandeötheile das Princip ver UntHeilbarkeit, im andern jenes der Theilbarfeit der Grund⸗ 
Hüde vortwaltet; ebenfo dort Gewerbsbeſchränkung, hier Gewerbfreiheit. So bilden beide 
Sunptiheile des bairiſchen Staats die entſchiedenſten Gegenfäge in Deutſchland. Umfomehr 
driagt ſich die Frage auf, welche Ergebniffe beide Syſteme in einem und demſelben Staate 
genähten. Giniges ift darüber bereitd mitgetheilt, namentlich über die Production der Land- 
witthſchaft und über dad Gewerbweſen. Wir beleuchten mehre andere Momente, über welche 
katififhes Material vorliegt: 

Unehelide Geburten. Deren famen auf je 100 eheliche: 


in den fieben Altern Kreifen in der Pfalz 
4817 —25 20,57 9,2 
1826 — 34 21, 9, 
18355 — 42 23,47 85 
1843 — 51 22,78 8,0 


In dem vorzugömelfe mit Realrechten ausgeftatteten München überftieg wiederholt die Zahl 
ter ehelichen jene ber ehelichen Geburten. 
‚ Dabei wurden von je 1000 unehelich Geborenen durch nachfolgende Ehe der Altern legiti⸗ 
nit: in dee Pfalz durchſchnittlich 297, in ven andern Kreiſen nur 144. 


Cheſcheidungen kamen auf je 10,000 Ehen: 


in den Altern Kreifen in der Pfalz 
von Katholiken 58, 8 
n Broteftanten 89, 29 
„ gemifchter Eonfeffion 61 oO 


Zahl der Verbrehen und Vergehen. Auf die gleiche Einwohnerzahl, auf welche 
Inder Biol; im Durchſchnitte ber Jahre 1837 — 4A 100 Verbrechen kamen, zählte man gleich⸗ 





6) Im ganzen Gebiete der Cidgenoſſenſchaft koſtet die einfache Depefche nicht mehr ale 1 Fr. Die 
Ninahue betrug 1856: 393,442, die Betriebsausgabe 244,805 Br. , fobap Staat und Publicum gleiche 
Whg bei diefer Billigfett geivannen. Übrigens hatte die Schweiz 322 deutfche Meilen Telegraphen, 
Nez Gerfellungsfoften nur 400,000 $r. (186,000 Son.) betrugen (alfo weit wohlfeilere Herſtellung 
Ga Baiern) ; es gab 107 Telegraphenburenur (in Baiern nur 20); die Zahl der beförberten Depefchen 
dr ſieg 1856 auf 997,072. f 


224 Baier - 
zeitig in Unterfranken 257, in Mittelfranken 263, in Schwaben 315, in der Oberpfalz 564, 
in Oberfranten 371, in Nieverbatern 378 , in Oberbaiern 566. : 
Eigentliche Verbrechen zählte man (nad) Dr. Ebel): 
10-51 1851-52 10-3 1855-56 


in Oberbaiern 128 104 122 4140 
„Nieverbaiern 442 1% 114 106 
der Bfalz 33 66 50 65 


Es Läßt ſich indeſſen keineswegs verfennen, daß in ver Pfalz feit dem Jahre 4849 eine wahr: 
haft erſchreckende Verſchlimmerung beinahe in allen Verhältnifſen eingetreten ift. - 

Wir können es, zumal unter ven obwaltenven Prefizuftännen, als unfere Aufgabe niät be: 
trachten, die Urſachen hier zu unterfuchen. Wir beſchränken und auf dad Eonftaticen der That: 
ſachen. Wir verweifen In diefer Beziehung zunächſt auf die zu Anfang unferd Artikels ange 
gebene Verminderung ver Bevölkerung der Pfalz überhaupt, ferner auf die Verminderung ber 
Heirathen und der Geburten, unter gleichzeitiger Vermehrung der Sterbefälle und ver Ehefiheiz 
dungen, enblich auf die maflenhaften Auswanderungen, zumal bie heimlichen von conferiptions: 
pflihtigen Jünglingen. Die Menge ver ſtrafrechtlichen Berurtheilungen ift gleichfalls enorm ge: 
fliegen. Sehen wir auch ab von dem großen Hochverrathsproceſſe, welcher dem Aufftand von 
1849 folgte *7), fo wurde in der jüngften Landrathsſitzung unter Anderm folgende Thatſache an: 
geführt: Die Gefammtfumme der verhängten Gefängnißftrafen wegen einfacher Polizeivergehen 
in der ganzen Pfalz betrug in Etatsjahre 1845 — 46 16,907 Tage, im Etatsjahre 1854—55 
aber 76,106 Tage. Eine allfeitige unbefangene Prüfung ber pfälzifhen Verhältniffe iſt drin 
gend nothwendig geworben. 

Binanzen. Der bairifhe Stant befigt unmittelbar und mittelbar ein fehr bedeutended 
Vermögen. Die Domänen find ausgedehnt; große Theile des geſammten Landes find fruchtbat 
und ergiebig. Der natürliche Reichthum findet fi) aber vielfach noch nicht erſchloſſen. 

Seit Jahrhunderten wurde der Staat mit Schulden ſchwer belaftet. Die Prachtliebe der 
Fürften und deren Vergrößerungäftreben, zumal die Kriege im Bunde mit den franzöfifhen 
Herrſchern, Eofteten ungemeine Opfer. Die im 17. und 48. Jahrhundert zu einem Scheinleben 
herabgebrachte Lanbeövertretung übernahm zudem in zahllofen Fällen die fürſtlichen Privat: 
fchulden auf die Landſchaft. Zur Deckung des Bedarfs für die Schulden warb der Malzauf- 
flag eingeführt, anfangs in fehr geringem, bald aber gefleigertem Betrage. Seit 1849 weiät 
er nicht mehr aus. i 

Beim Beginne der conflitutionellen Periode (1818) betrug die gefammte Staatsiäul 
nad) Angabe des Finanzminifters 405 Mill. Glon. Allein diefer Betrag erhöhte fidh, theild 
infolge „neuer Schuldeinweiſungen aus ältern Rechtstiteln“, theils infolge von Deficitß, die fih 
im gewöhnlichen Staatsbedarf ergaben. Obwol bubgetmäßig ſowol für richtige Verzinfung ge: 
forgt, als auch eine alljährliche Tilgung von %, Proc. der Capitalſumme beftimmt war, ftieg bie 
a — 1825 auf 144%,, 4831 auf 132 Mill.; fie ging dann 1847 herab auf 

ill. 

Indeſſen bildete ſich neben der alten eine neue Schuld, zunächſt infolge der Eiſenbahnbauten, 
dann aber auch des Deficits nach 1848 für militärifche Zwecke und endlich behufs der Grund⸗ 
laſtenabloͤſung (ſ. oben). So war denn der Geſammtſchuldenbetrag am 1. Oct. 1855 folgendet: 
4) alte Schulb 107,629,295 Gldn., 2) neue Schuld 19,916,669, 3) Militäranlehen 6,421,115, 
4) Eiſenbahnſchuld 72,237,300, 5) Grundrentenſchuld 102,755,225, alfo Gefammtbetrag 
308,959,602 Glon. 48) 

Infolge diefer Schulbvermehrung, dann ber gefteigerten Ausgaben für das Militär und 
vielfacher anderweitiger Bebürfniffe mußte aud) das Budget (noch in der vorigen Finanzperiode 


AT) Rad) ben zu Ende des Jahres 1851 (gelegentlich eines Antrags auf Amneftie) tn der Abgeordue⸗ 
tenfammer gegebenen Auffchlüffen waren bis dahin wegen bes Aufftandes in der Pfalz bereits abgear 
theilt: durch Samurai 310 Individuen, durch Specialgerichte 42, durch Zuchtpolizeigerichte 244, 

ufammen 596. Die Zahl der durch die Militärgerichte abgenrtheilten Soldaten ward nicht angegeben. 
hnehin ſchwebte noch eine Anzahl Proceſſe. 

48) Die bairifhen Stantsgläubiger befigen, was Capital und richtige Verzinſung betrifft, eine 
Sicherheit, welche nicht geringer ift als in irgend einem andern beutfchen Staate. Wir finden es dahet 
nicht genügend motivirt, baß bie bairiſchen Schuldſcheine auf den Borſen conſtant ungefähr 2 Proc. 
niedriger ftehen als die von Würtemberg, Baden und HefiensDarmftadt. 
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wit der Ziffer 37,591,090 Gldn. abſchließend) bei ver letzten Feſtſetzung auf 41,319,862 Gldn. 
erhoͤht werden. Seit 1848 entftanden neue Steuern und bie alten, zumal die directen, erfuhren 
daneben ſtarke Erhöhungen. Die folange fehnlich erwünſchte Aufhebung des Lotto ward für uns 
anli erklärt. *9) 

Außer den Staats: beſtehen Kreis, Diſtricts- und Gemeinvelaften. Diefelben find in ben 
xerſchiedenen Regierungsbezirken fehr ungleich. Die Kreisumlagen betragen in den leben ältern 
Kreifen gewöhnlich nur 6—8 Beifhlagprocente zu ven directen Steuern, in der Pfalz dagegen 
nie weniger ald 50 — 60 Proc. Was die Gemeinbelaften betrifft, fo fliegen biefe Hier und da 
fon über 100 Beiſchlagprocente zu den directen Steuern. 

Juſtiz und Polizei. Nach ver Verfaflungsurkunde foll eine und dieſelbe Civil- und 
Strafgeſetzgebung für das ganze Königreich beftchen. Obwol nun aber feit Promulgirung die⸗ 
fer Beftimmung (vor 39 Jahren) viele Berfuche zur Verwirklichung ſtattfanden, ift man doch 
noch nicht zu den erwünfchten Refultaten gelangt. 

Während in ver Pfalz vie franzdjifche Eivil- und Strafgefeßgebung fortbefteht, mit ven 
Srincipien der Offentlichkeit und Mundlichkeit und mit Schwurgerihten in eigentlichen Grimi= 
nalfallen, erfuhr bis zum Jahre 1848 in ven fieben ältern Regierungäbezirken dad Syſtem 
der Heimlichkeit und Schriftlickeit Feine Anderung, wie auch eine Trennung von Juftiz und Po⸗ 
lixi bei den untern Behörden nicht ftattfand. Mit vem Beginne ded Jahres 1849 traten auch in 
den retörheinifchen Kreifen die Schwurgerichte nad) franzöfifhem Mufter, doch mit einigen 

gen (namentlih was die Auswahl der Schwurmänner betrifft) ind Leben, und dad 
Iußitut ift ſehr raſch durchaus volföthümlich geworben. Alle Beforgniffe, daß der bairiſche 


49) Hier bie sn. Budgets für die flebente Finanzperiode (bie ſechs Jahre vom 1. Ort. 
en Miller 5 gets für die fl dinanzpe (bie ſechs Jahre 
Jährliche Einnahmen: 

N Directe Stenern (Grund, Häufers, Gewerbs, Eapitalrentens und Einkom⸗ 
menftener), altes Brincipale - . © oo 2 2 00. . 7,317,421 Ofon. 
9) Inirecte Auflagen (Taren * Stempel 4, 860,000, Malzauſſchlag 5,700, .000, 


EIONMD) en Nee mean er ee ecke . . 15,810,000 „ 
3) Regalien und Staatsanftalten (darunter Eifenbahnen 3 Mill., Lotto i, 400, .000, 
Salinen 7,612,000 „ 
4) Domänen (Forſten 3% Ri, Grundrenten 4,284,353) r 8.137412 „ 
5) Befondere Abgaben . . 20 44 24,650 „ 
8 Übrige —— Eontiguitätsentfchäbigung von Öfterreich 100,000) 394,945 „ 
3 €i Ausfländen aus den Vorjahren . 2 2 2 2 020. 300,00 „, 
9 ai e Ei: Dedung des Deficits (bei ver Grundfteuer 33% Proc. 
SHäufers 15, immens 10, Gewerb⸗ und apitalrentenfteuer 5 Proc.) . . 1 2 547 


Zufammen 41,396, 87 Chr. 
Jährliche Ausgaben (gleiche Summe, nämlich): 


H Etanteiguld . . . . . 12,719,300 Glon. 10) Finanzen . . . . . 815,860 Sion. 
Duf..... ——— —E * 11) Staatsanftaltn . . . 7,751,078 „ 
—— 712,963 „ 12) Kreisfondsbeiträge . . 486,045 , 
39 — 59,000 ,» iʒj Ame 2222. 9,075,%00 ,, 
5 “220200. 460,000 14) Landbau . 624,393 „ 

Huhu ...... . 1,578,738 „ 15) ®itwens und Baifenpen 

—5 AA ae « 1,0742235 „ fionen » 626,000 „ 
' Mangerihte . 2 > 1,581,036 ,, 16) Refervefonde . . 2 . 675,000 
9 — und öffentliche Ar⸗ 17) Gerigteorganffation . . 566,772 „ 
a ae ee 2235563 „ 18) Diverfe Ausgaben . . 232,17 „ 


Rater den Gtaatsanftalten find begriffen: Erziehung 900,653, katholiſcher Gultus 1,195,275, 
besteßantifcher a 435 , Gefandheit 234,455, Wohlthätigkeit 209, 440, Ei erheft 1,407,203, Indus 
ke Fr Gultar 324,303, Str trafens, Brüdens und Waferbau 2,563,430, 8e lungen an Gemeinden 

952, Gteuerkatafter 375,000, Mänzankalt 11,242, Feuerverficerung 48, laemalereianſtalt 
— en 3500 Gldn. Bei Veratfung bes vorigen Budgets in ber Abgeorbnetens 
— Kolb im Befentlicien folgende Berechnung = (f. Reno Werh hiſche Berichte —*— 
ne 1852): Der —— ———— fe ſich in Wirflichfeit auf 422M 
age Pkg je fünf Pofitionen: Schuld, Hof, Armee, Civilbeamten und Geiftlichkeit 36 ai 
1 Die Cuilbeamten allein 11,631,000 @lon.); für alle übrigen Berürfniffe blieben nur 6 Mill., und 
7 ur Naue wenig — Ar Hälfte x unmittelbar — Zwecke verwendet werben. ie — 
euung erfuhr in der. Kammer feinen Widerſpruch) 
dais· exiton. I. 15 
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Volkaſtamm für ſolche Einrichtung ,nicht reif” fei, und dergleichen frühere Einwendungen mehr 
haben ſich als durchaus unhaltbar erwiefen. 

Die Trennung von Juſtiz und Polizei Hat dagegen harte Kämpfe zwiſchen ver Abgeordne⸗ 
tenkammer und dem Minifter veranlaft. Diefe Trennung wird nun, gemäß dem Gelege vom 
4. Juli 1856, mit dem 1. Det. 1857 vertoirflicht werben. Das franzöfifhe Syſtem iſt zwar im 
gewifler Beziehung auch dabei zu Grunde gelegt, doch manderlei Mopificationen unterworfen 
worden, von denen toir befürdten, daß die Ergebniffe die erwünſchten nicht fein werben. Die 
Landrichter werben indfünftige als Einzelrichter fungiren (einigermaßen ähnlich den Frie— 
dendrichtern in der Pfalz, denen übrigens feit mehren Jahren gleihfall8 der Name Landrich⸗ 
ter beigelegt worben); über ihnen flehen Bezirks- und Appellattondgeriähte und ein Ober- 
appell= und Gaflationshof für das ganze Königreih. Abgeſehen von der Pfalz, gelten als 
Rechtonormen: in Straffachen dad (von Feuerbach verfaßte) Strafgeſetzbuch von 1813, mit den 
feither vorgenommenen Mobificationen, in Civilſachen aber vie zahlreichen frühern Landrechte 
(in Altbaiern derCodex Maximitianeus von 1756, in Franken das Preußiſche Landrecht, ander= 
mwärtd das mürzburger, bamberger, nürnberger u. f. m.) 

Eultus. In früherer Zeit hat man lange den Invifferentismus im folder Weife ver- 
folgt und die äußerliche Frömmigkeit in der Art gehoben, daß man fid nicht wundern durfte, 
als der Fanatismus vielfach fein Haupt erhob. Das hat jid allerdings geändert. Man mußte 
erfennen, ein mal, daß Baiern ein ausfchließlich katholiſcher Staat nicht mehr fet; zum Andern, 
daß eine allzu große Begünftigung der klerikalen Anfprüche überhaupt fehließlich ver Regierung 
ſelbſt nicht zum Vortheile gereichen koͤnne. So fam man dahin, ohne die Foͤrderung der kirchli⸗ 
gen Elemente irgendwie aufzugeben, wenigſtens die allevertremften Anfprüche nicht unbedingt 
zu — ‚ fonbern einige übermäßige Übergriffe, wenn auch in gelindeſter Form, zurück⸗ 
zuweifen. g 

Die katholiſche Kirche Hat in Batern, gemäß dem Concordate von 1817 (welches zu einem 
Beſtandtheile der Verfaſſungsurkunde erklärt ift), zwei Erzbiöthümer (Münden Sreifing und 
Bamberg), dann ſechs Bistyümer (Paflau, Regendburg, Augsburg, Eichſtädt, Würzburg und 
Speier). Nach ven Concordatsbeſtimmungen follten „einige Klöfter” in Baiern wieder errich⸗ 
tet werben. Statt einiger find deren aber nunmehr gegen 200 vorhanden (8 maͤnnlichen und 
48 weiblihen Orden angehörend, unter ben erflen Rebemptoriften). Die katholiſche Kirche in 
Baiern hat koloſſale Reihthümer behalten over wieder erlangt. Nach einer minifteriellen An⸗ 
gabe befaßen die katholiſchen Kirchenfonds im Jahre 4852 über 92 Mil. Vermögen, ». i. 
17,631,500 Gldon. mebr als im Jahre 1839. Die Biſchöfe und Erzbiſchöfe erhalten überdies 
hohe Stantsgehalte (von 8000 bis zu 20,000 Glon.) Der bairifche Epifkopat ftellte im Jahre 
1850, nad) einer gu Freifing gepflogenen Berathung, in einer eigenen Denkſchrift fehr meit 
gehende Foderungen an vie Regierung. Diefe machte zwar Feinetwegs unbebeutenbe Zugeftänd- 
niffe, fie entſprach indeß nicht ver Oefammtfumme der Anmuthungen. Das Verhältnis wire 
von Seiten des Cpiſkopats nun nicht als erledigt angefehen,, vielmehr treten bie Foderungen, 
wenn auch vorerft ohne gerade des grellſten Gewandes ſich zu bedienen, immer aufs neue het⸗ 
vor, beſonders feit vem Zuftandefommen des neuen Öfterreihifchen Concordats. 

Die Proteftanten In den rechtsrheiniſchen Kreifen (zumeift Lutheraner) ftehen unter einem 
Oberconſiſtorium zu Münden, mit zwei Gonflftorien (zu Ansbach und Baireuth); jene der 
Pfalz (Unirte) unter einem eigenen Eonfiftorium (zu Speler), welches feit 1848 dem mündhes 
ner Oberconfiftortum. nicht mehr untergeorbnet if. Alle vier Jahre foll in jenem der drei Gon- 
ſiſtorialbezirke eine Generalſynode abgehalten werden. Das neulich wieder flark in den Vorder⸗ 
grand getretene Streben des Oberconfiftoriums, längft abgefchaffte crafle Einrichtungen wieder 
ing Leben zu rufen, feheiterte am energifhen Widerſtaude ver proreftantifchen Bevölkerung , bes 
ſonders in Franken, wie denn auch die Regierung ſelbſt ihre Hand nicht bot zur Verwirklichung 
der gehegten Abſichten. Die Union der Proteftanten in der Pfalz (abgeſchloſſen im Jahre 1818) 
beruht auf entſchieden rationaliftifchen Grundlagen. Es folgten viele und heftige Kämpfe gegen 
diefe Principien. Dermalen wird der Streit äußerlich nicht fortgeführt. Doc würbe man irren, 
wenn man glauben wollte, die Wiederaufhebung eines Theild ver Beſchlüſſe ver pfälzifchen 
Generalſynode von 1848 Habe eine allgemeine Befriedigung zur Folge gehabt. 

Schulweſen. Den Volksſchulen ift im Allgemeinen ftreng der Charakter confeffioneller 
Anftalten aufgevrüdt. Obwol die Gemeinden e& find, weiche faſt unbebingt die Volksſchulen 
erhalten müflen, hat man doch die fogenannten „Gemeinbefchulen” (ohne confefflonelle Tren⸗ 

»g) Tängft fo ziemlich überall befeitigt. Überhaupt wurde, namentlich nach 1849, die Schule 
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wider entſchieden den Geiſtlichen untergeordnet, wenngleich (ebenſo wie ſelbſt unter dem Abel’= 
fen Miniſterium) die formale Aufſicht ven weltlichen Behoͤrden zuſteht. 

Landwirthſchafts⸗ und Gewerbſchulen beſtehen 26, über dieſen drei polytechniſche Schu= 
ia. Im Ganzen find jedoch die Ergebniſſe des techniſchen Unterrichts keineswegs befriedigend, 
sbwol es natürlich an einzelnen tũchtigen Leiſtungen nicht fehlt. Sowol die äußere Stellung der 
Lehrer an den Gewerbſchulen, als die fpätere Stellung der aus allen techniſchen Anſtalten her⸗ 
wrtretenben jungen Männer in Beziehung auf Anfprücde wegen Staatdanftellung müßte ver⸗ 
beffert, dieſer ganze Zweig ver Volksbildung müßte umgeftaltet werben. 

Unverhältnigmäßig groß ift Die Zahl der Lateinſchulen, nicht weniger ald 96, wovon be- 
ſonders viele in der Pfalz. Sodann beftehen 28 Gymnafien, 10 Lyceen und 3 Untverfitäien 
Gu Münden, Würzburg und Erlangen). 

Milttärwefen. Baiern ſtellt zum deutſchen Bundegheere das fiebente Armeecorps. Die 
Stärke des Gontingents, urfprünglich zu 35,600 Mann feftgefegt, erhöhte fich infolge ver Bun⸗ 
desbeſchlũſſe von 1855 mit Einrehnung ver Erſatzmannſchaft auf 59,338. Indeſſen ift ver wirk⸗ 
tie Beſtand weit größer; ex beträgt nad) den im Jahre 1856 den Kammern gemachten Vorla⸗ 
gen 72,669, währenn in den Rechnungen von 1852 — 53 fogar eine Gefammtfumme von 
81,047 "Dann erſchien. Bon ver gewöhnlichen Mannſchaft (außer den Offizieren) follen nur: 
Fnittich 28,001 präjent fein ; vie Zahl der Kranken wird zu 946 angenommen; 44,097 wä- 
ren dagegen beurlaubt. Dabei find 16,290 über den Formalionsſtand eingereihte, iebodh weder 
amiformirte noch exercirte Aſſentirte nicht eingerechnet. 50) 

Baiern Heligt einige bebeutende Feſtungen: Ingolftabt und Germersheim (beide neu er⸗ 
baut, erflere 18%/,, letztere etwa 15 MI. Glon. koſtend). Landau ift Bunbesfeftung, hat im Frie⸗ 
den jedoch nur bairifche Befagung, wie denn aud dem bairiſchen Staate dad Beſatzungsrecht 
in einem Theile von Ulın (Neu-Ulm) zufteht. 

Das Lanvwehrinftitut, ohnehin in der Pfalz nicht einmal dem Namen nad) eingeführt, iſt, 
fotwie es eriftirt. obne alle wirkliche militärifche Bedeutung. 

Baiern in feiner neuzeitlihen confitutionellen Entwidelung. I. Die Minifterien 
Ballerkein und Abel, Die Reaction gegen den Geiſt des Fortſchritis hatte in Baiern 
hereitg unter dem Minifterium des Fuͤrſten Ludwig von Ottingen-Wallerſtein begonnen (1831 
— 37). Zu den ungewöhnlicften Maßregeln fanden fi Mittel und Werkzeuge. In dieſe 
Zeit fällt Die gerichtliche Berurtheilung von Behr, Eifenmann und fo vieler anderer ſtreng con= 

Hitutionell Geitnnter, ſammt ven vielbeſprochenen „‚Enieenden Abbitten” vor dem Königlichen 
Bilde, Verurtheilungen, zu deren Würdigung die Thatſache genügt, daß in der Folge (frei⸗ 
lich nach dem Märzſturm des Jahres 1848) ſogar die ſtarr ariſtokratiſche Reichsraths⸗ 
larmer den Beiden eben genannten Männern eine „Entſchãädigung“ aus Staatsmitteln für ihre 
materiellen Verluſte votirte. In diefe Zeit fällt ferner die Bertreibung und die Flucht frei- 
Runiger Lehrer von bairiſchen Hochſchulen, eines Ofen und Schönlein, es fällt in biefelbe die 
Bernihtung der 1850 und 1851 factifch beftanbenen Preffreiheit, pie Sendung von Truppen 
und Geld nad) Griechenland ohne ſtaͤndiſche Bewilligung und noch mandes Ähnlide. Fürft 
Ballerftein, perſoͤnlich wohlwollend und human geſinnt, bewies mehr als eine Schwäche, ba 
er dem Drängen von anderer Seite nur allzu willig nachgab. Er ſuchte fich in feiner Stellung 
ma behaupten und mochte ſich lange mit dem Gedanken troͤſten, daß einige Strenge gegen das 
‚Überflinzen“ des Radicalismus, wie berfelbe namentlich auf dem Hambacher Feſte hervor: 
getreten, eben nothwenbig ſei. „Gerade weil ich bie Reaction aus Erfahrung kenne“, fo 
ungefähr fprach dieſer nämliche vormalige Minifter tief ergriffen in einer Eigung der Ab⸗ 
veschmetenlammer vom Jahre 1850, „gerade weil id; weiß, wie bie Reaction einen Mintfter 
erfaßt, wie fie ihn mit ihren Riefenarmen umſchlingt und in den Abgrund fortreißt, während 
er enfangs nur wähnt, dem Überfipreiten ber Demagogle Einhalt zu thun im wahren Intereſſe 
Ver Freiheit, — eben weil id dies aus eigener Erfahrung weiß, darum ſtehe ich heute hier — 
aufder Linken!“ N 

Unter Wallerſtein's Minifterium waren bereits Klöfter in Menge errichtet und das ultras 
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montane Streben mannichfach geförbert worden. Inbeflen gehörte der Fürſt perfönlid keines⸗ 
wegs zu den Glaubenseifrigen; er glaubte auch, ſich verlaſſend auf feine Talente und feine Ge—⸗ 
burt, einer unbedingten Interftügung des Ultramontanismus nicht zu bedürfen, um jeine Stelle 
zu behaupten. Insbeſondere zeigte er ſich dem eigentlichen Jeſuitismus abgeneigt. Dieſer aber 
erhob mehr und mehr fein Haupt und verlangte nad; einem ihn: unbedingt ergebenen Minifter. 
Wallerſtein's Stellung warb num ſyſtematiſch untergraben, und das Unternehmen gelang voll⸗ 
kommen, wol am meiften dadurch, daß man dem Könige vorftellte, wie der Minifter weit mehr 
ſelbſtbeſtimmend, denn als Diener des Monarchen ji benehme. Die Kluft erweiterte ſich all 
mälig ; die Haltung Wallerſtein's in ver Reichsrathskammer, als deren Mitglied er für die ſtän⸗ 
diſchen Rechte ſprach, befriebigte ven Hof nit mehr. Schlau wußte die Jefuitenpartei jenen 
Borgang auözubeuten, und obwol Wallerftein gerade in ber jüngften Zeit (während ver Cho⸗ 
leraepidemie durch unermüdlichen Eifer und fühnen Muth überallhin foviel möglich Hülfe 
bringend) fich hohe Verdienſte und die allgemeine Zuneigung erworben hatte, ſah er ji num 
doch, und noch dazu in hoͤchſt Fränfender Weiſe, von feinem Boften entlaffen. 

Herr v. Abel warb an die erledigte Stelle berufen, ein Mann gleichfalls von Fähigkeit 
und Talent , zwar ohne den hoͤhern Schwung feines Vorgängers, aber von weit größerer praf- 
tiſcher Gefihäftötenntnif als biefer. rüber ebenfalls nichts weniger ald firenggläubig, zeigte ex 
nun einen kirchlichen Eifer, dem alle Rückſichten weichen mußten. Obgleich vem Namen nach 
ebenfo wenig Bremierminifter wie fein Vorgänger (maß der König mit feinem Streben, ſelbſt 
zu regieren, für unvereinbar hielt), war er es, ebenfo wie jener, doch meiftens der That nach. 
Und nun folgte für Baiern eine zehnjährige Periode des Duldens (1857 — 47), wie fie wenige 
deutſche Staaten zu ertragen hatten. Abel ftellte Principien auf, die man ein Jahrhundert zu= 
vor ſchon für veraltet und beinahe unerträglich erflärt Haben würve. Hätte man feinen andern 
Beweis für die Verwerflichkeit des von ihm angenommenen Syſtems, fo würde fehon bie Gin: 
ſtimmigkeit, mit welcher vaffelbe gleich in der nächften Periode, ſobald nur irgend freie Stimmen 
ſich erheben konnten, verdammt wurde, dieſen Beweis liefern. Es waren nicht nur alle Frei— 
finnigen von Erbitterung über dieſes Syſtem erfüllt, ſondern ver König felbft, für ven 
Abel ſoviel gethan zu haben behauptete, ſprach feine fharfe Verdammung dagegen ans 
und pries ſelbſt in Gedichten dad umgeftaltende „glüdliche Ereigniß“; je Abel mußte 
fogar erfahren, daß der Gauptwortführer jener Partei, der er mit Selbftverleugnung bis ins 
Maplofe als Werkzeug gevient, daß ein Döflinger (fein Freund!) in ver öffentlichen Sigung 
der Deutſchen Nationalverfammlung rückhaltslos den Stab brad) über Das, was jener Mann 
gethan hatte! 

Unter Abel's Minifterium war bie Enttvidelung und Entfaltung des Ultramontanismus das 
hoͤchſte, ja das Alles umfaflende Ziel. Vorgewendet ward meiftend die Herftellung eines völlig 
unbefchränkten Herrfcherabfolutismus, In Wirklichkeit aber follte dieſer nichts Anderes als 
das wichtigſte Mittel zum Zwecke der hierarchiſchen Herrſchaft fein; damit, dachte man, verfihere 
fich = Partei der unbebingten koͤniglichen Gunſt und damit ermögliche fie fi Alles gegen 
das Volk. 

Aus diefem Grunde ftellte Abel die bekannte Theorie auf, daß es in Baiern wie in Deutſch⸗ 
land überhaupt nur landſtändiſche, Feine Repräfentativverfaffungen gebe. Und nun mußte er 
vie Gonftitution fo zu handhaben , daß fie nicht nur Feinerlei Garantie für die Rechte ded Volkes 
gewährte, fonbern daß fie vielmehr überall ven Rechtsboden liefern mußte zur Begründung und 
Durchführung der abfolutiftifchften Mafregeln. Als äußere Kennzeichen erwähnen wir mur, 
wie nit einmal mehr von Staatd:, fondern nur von königlichen Miniftern gerebet werben 
durfte ; nicht mehr von „Staatsbürgern“, fondern blos von „Unterthanen‘, obwol bie verpön- 

‚ten Ausbrüde gerabe in der Verfafſungsurkunde angewendet find. 

Die eingreifenpfte Thätigkeit entwidelte Abel in den Eirchlicden Angelegenheiten. Wie ſchon 
oben erwähnt wurbe, ward die freie Richtung bei allen Gulten gleihmäßig verfolgt; duldete er 
doch felbft bei ven Juden ven Neologismus nit. Die Bezeihnung Deutſchkatholiken war nicht 
erlaubt; fogar die katholiſcher Diffinenten follte eine Beleidigung der katholiſchen Kirche in fi 
ſchließen, welche Beleinigung namentlich Fein Zeitungdcenfor geftatten bürfe. Das gefammte Un⸗ 
terrichtsweſen kam unter die Leitung bed Klerus, Die Zahl der Gewerbſchulen wurde um mehr 
als den dritten Theil vermindert. Von den in katholifche und (wenige) proteftantifche getrennten 
Gymnafſien erhielten die erftern vorzugäweife Moͤnche zu Lehrern. In jedem Falle ward nicht etwa 
blos der Religions=, ſondern ebenfo der Geſchichts⸗, ja ausdrücklich auch der hebräiſche Sprach- 
unterricht an den bezeichneten Anftalten confefflonell getrennt. Es ward förmlich verboten, ou 
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WR ven befäßigtften Schüler in eine höhere Glaffe oder zur Univerjität auffteigen zu laſſen, 
var er in, Froͤmmigkeit und religidjer Bejinming” eine geringere Note als „ſehr gut‘ („gut“ 
gaigte nit!) erhalten hatte. Und diefe Noten ertheilte ober verweigerte ein einzelner, vielleicht 
inföhften Grade beſchränkter oder leidenſchaftlicher Religionslehrer mit unumſchränkter Ge— 
nit, von ihm hing die ganze Zukunft manches Schülers ab! 

Die ſtrenge Beobachtung ver Eirlichen Geremonien ward von den Beamten und von Allen, 
welche irgend eine perjönliche Angelegenheit bei der Regierung hatten, als Vorbedingung gefos 
bert. Natürlich führte dies zur Scheinheiligkeit, und Taufende fpeculirten förmlich darauf. 
Gupfehlungen durch eifrige Priefter hielt man für ee als bie innere Güte einer Sache 
an fd. Gonvertiten erfreuten ſich befonderer Gunſt. erhaupt aber fahen ih, unter fonft 
gleichen Berhältnifien, die Proteftanten zurüdgejegt. Unter ven Miniftern befand fich fein ein- 
iger Broteftant, unter ven acht Regierungspräjiventen, nad) ber Berbrängung bed Grafen Giech, 
and feiner mehr. Unter den 49 Oberappellationdräthen zählte man blos jieben Proteftanten, 
d. h. gerade noch foviel, ald zur Bildung eines Senats für Eheſachen von Proteftanten abfolut 
erfodedlich waren. Auch an ven Appellhöfen fand man nur 13 proteftantifche Räthe gegen 78 
latholiſche. Man geftattete den Proteftanten nicht, an Eatholifgen Orten eigene Gemeinden 
zu bilden, und man bevrüdte vielfah die beflehenven Gemeinden derſelben. (Erſteres hat 
Abel ſelbſt im Jahre 1849 als Fehler bezeichnet.) Die Guflav- Abolf- Stiftung, deren Pro⸗ 
tederat der König von Preußen übernahm, ward in Baiern verboten, und die armen 
proteflantifhen Gemeinden durften, felbft Hei der größten finanziellen Noth, Feine Geſchenke, 
feine Gelvunterftügung aus jener Duelle annehmen. Die ärgfte Erbitterung erregte aber der 
Befehl, daß auch proteftantifche Soldaten und Landwehrmänner vor der Fatholifchen Mon⸗ 
franz fnieen müßten (bie vielbefprochene Kniebeugungsfrage). 

Ganz beſonders mishandelt wurbe bie freifinnigePreffe. Im Sinne des Ulttamontanismus 
durfte bagegen auch das Heftigſte gedruckt werden. DiepreußifheRegierung erfuhr dies nament⸗ 
ÜS im ihrem Streite mit dem Erzbiſchof von Köln. Dagegen ſtrich die Genfur der liberalen 
Breffe beinahe jeden Originalartikel. Ließ ein Genfor aus Verfehen eine misliebige Bes 
merfung paſſiren, fo folgte für das ganze Blatt (nicht blos die einzelne Nummer) Entziehung 
tes Poſtdebits, was einer Unterdrückung des Blattes gleichkam. Das Mittel der Entziehung von 
Buähändler= und Buchoruderconcefiionen war ſchon unter Abel’8 Vorgänger in Anwendung 
webraht worden. Auch hatte viefer Vorgänger bereits die außerhalb Deutſchlands erfcheinenven 
Zeitungen in der Art unter Cenfur gefegt, daß jebe einzelne Rummer vor ihrer Ausgabe in 
Baiera durch einen Polizeibeamten geprüft und ven Abonnenten beliebig vorenthalten wurde. 
Abel dehnte dieſe Cinrichtung auch auf die deutſchen Blätter aus andern Bundesſtaaten 
u, indem die Genfur in diefen feinen Anfoberungen lange, nicht entſprach. Dabei ftieg die 
dehl der verbotenen größern Druckſchriften in die Hunderte. Überblict man die Geſammtſumme 
ver luerariſchen Erſcheinungen in Baiern während des langen Zeitraums der Abel'ſchen Verwal⸗ 
tung, fo gewahrt man eine erſchreckende Ode, der ſprechendſte Beweis, wie grundlos bie 
Behauptung, daß nur ven ephemeren Auswüchſen ver Zeitungspreſſe entgegengewirkt, die 
wiſuſchaftůche Literatur aber gehegt und gepflegt werde. Freilich iſt es in Beziehung auf 
die feiftungen der bairiſchen Preſſe auch ſeitdem kaum weſentlich beſſer geworden. 

Das Finanzweſen des Staats ward in eigenthümlicher Weiſe behandelt. IR bei Budgets 
af die lange Dauer von ſechs Jahren hinaus eine genaue Beflfegung auch nicht einmal an⸗ 
uiherud möglich, fo veranſchlagte die Regierung in jener Zeit die Einkünfte durchgehends und 
jſtematiſch zu niebrig, wonach fich überſchüſſe ergeben mußten; was aber die Ausgaben betrifft, 
Vo mellte man den Grunbfag geltend machen: wenn der Landtag bie von ber Regierung gefober- 
tm Eteuern nicht volffländig genehmige, fo flehe e8 dem Gouvernement zu, bie bewilligten 
Sunmen blos nad feinem Ermeſſen für diejenigen Zwecke zu verwenven, welche es für bie 
wichtigſten over bringenbften erachte. Wollte die Abgeorbnetenfammer nun die Landftrafen 


‚ Lf.iw. nit ganz verfallen laflen, fo mußte ſie bie verlangten Steuern in deren voller Ausdeh⸗ 
"mg bewilligen. Nun ergaben fi ſchon in drei Jahren 23%/, Mil. Crübrigungen, in Wirk: 


licteit nichts Anderes, als zu viel erhobene Steuern, deren man (wie vorauszuſehen) nicht 
Wurft Hatte. Indeſſen ftellte Abel die Theorie auf, daß ver König über biefe Grübrigungen be⸗ 
leg verfügen konne, ohne deshalb an eine vorgängige ſtändiſche Zuſtimmung gebunden zu 
kin Der Streit über diefe Frage war Iangbauernd. Erſt dad fogenannte Verfaffungdver- 
Nataig (ſ. oben) machte ihm ein Ende. Als man aber der erübrigten Millionen driugend be= 
Nahe, waren fie bereitö voliſtändig verwendet, — meiftens für Prachtbauien. 
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Die Verwendungen flir Zwecke der Kunſt überfiegen weit Die Mittel des armen bairiſchen 
Volkes. Nüglihe, ſelbſt nothwendige Ansgaben unterbliehen, um jene Richtung zu fürbern. 
Die Kunft wirkt aber nur da fegensvoll, wo fle naturgemäß und frei, wo fie ſelbſtbeſtimmend 
fich entwideln und entfalten kann. Hier follte fie blos als Mittel zu einem andern Zwecke dienen: 
zur Verherrlichung und Berewigung des Herrſchers. Kein Wunder, daß man heute nach den 
dem Aufivand entſprechenden, ven geiftigen Auffhwung, die geiftige Bildung fördernden, wirk⸗ 
lich humaniſirenden Wirkungen vergebens fucht. Jede Schwurgerihtöjigung in dem mit Mo= 
numenten überlavenen Münden beweift, wie wenig gerabe in diefer wichtigften Beziehung — 
Veredlung des Volkes — erzielt ward. 

IL. Derkandtag von 1845 — 46. Der Auffa Über Baiern in der vorigen Auflage des 
„Staats-⸗Lexikon“ ſchloß, indem er dad damalige gänzliche Darnieverliegen des Gonftitutionaliss 
muß in diefem Rande bezeichnete. Wir haben nun die erften Zeichen feines allmäligen Wiederer⸗ 
wachens in biefem größten ber aftconftitutionellen deutſchen Staaten zu betrachten. 

Als im Jahre 1845 neue Landtagswahlen ftattfanven, Hatte das allgemeine Mishehagen 
bereits einen fo hohen Grad erreicht, daß das Minifterium, ungeachtet des über alle Begriffe 
beengenven Wahlgeſetzes, die Ernennung unbedingt gefügiger Abgeordneter nicht erlangte. 
Selbſt ver Abel zeigte fi winerfpenftig, und namentlich wurde der Wunſch Abel's, unter die 
Vertreter dieſes Standed aufgenommen zu werben, vereitelt. Wahr ift e8 übrigens, daß directe 
Einwirkungen auf die Wahlen In der Art, wie ſolche damals ſchon längft in Frankreich und wie 
fie in der Folge leider auch vielfach in Deutſchland vorfamen, hier nicht flattfanden. 

Um nun aber die Abgeorbnetenfammer in feinem Sinne zu verbeffern, benupte Abel 
das Mittel der Urlauböverweigerung. Neun der Gemählten (darunter at Proteftanten) wur⸗ 
ben in dieſer Weiſe auögefchloffen. Offenbar war ber oppofitionelfe @eift leichter zu banmen, 
wenn man bemfelben die ohnehin nicht zahlreichen geſchaͤftskundigen Vertreter mögliäft entzog. 
Indeß entſprach der Erfolg nicht ganz den Erwartungen. 

Der Landtag war auf den 1. Dec. 1845 berufen. Zum erften mal feit langer Zeit glüdte 
es ven liberalen Abgeordneten, nad) ſchwerem Kampfe die Ernennung eines Minifter zum 
Kammerpräfiventen abzuwenden, indem fie die Wahl von ſechs andern Candidaten durchſetzten, 
aus deren Zahl ver König die beiden Vräfiventen zu ernennen hatte. 

Auch diesmal fand die Eröffnung der Verfammlung nicht im Ständehaufe ftatt, fon= 
bern bie Kammermitglieber mußten ſich nach der Eöniglichen Reſidenz begeben. Es galt dies als 
Symbol der Stellung des Landtags dem Throne gegenüber. Die Thronrede mar farbiod. Die 
Antwortsabreflen beider Kammern bewegten ſich zunächft blos im deren Umfchreibung. Die 
liberalen Abgeoroneten betrachteten es als einen Sieg, daß bei ihnen, nad) etwas erbitterter Ber- 
handlung, die Aufnahme des Satzes erfolgte: fie „vertrauten zur Weisheit Sr. Majeftät, daß 
die Urfachen, welche Misſtimmung erzeugen und die Gemüther beunruhigen könnten, befeitigt 
würden”. Beigefügt waren Ausdrücke des unbebingten Vertrauens in die allerhöchfte Berfon 
und die Betheuerung: „Unterthanen eines folden Königs zu fein, iſt der Balern Stolz.“ Go 
ũberaus genügfam blieb die Oppofition überhaupt, daß auch nicht eines ihrer Mitglierer bie 
Fragen ver Preß = und Gewiſſensfreiheit oder eine Amneſtie für vie feit 15 Jahren Ihrer Frei⸗ 
heit beraubten fogenannten politiſchen Verbrecher aud nur anzuregen wagte. Gewandter 
abgefaßt als die Anrefle der Abgeordneten war die (von Wallerflein entworfene) der Reichs⸗ 
räthe. Sie vermied ven von Abel flet fo ſtark hervorgehobenen Ausdruck, Unterthanen und 
ſprach, wenngleich in der zarteften Weiſe, aus, daß „ber Heimat Ruhm und Wohlfahrt unger- 
teennbar” fei von jener „des deutſchen Gefammtvaterlandes“. d 

Die Abgeoronetenkanımer hatte ſich zumächft mit einer ganzen Reihe von Wahlreclamationen 
zu befaffen. In ver Pfalz Hatte Die Regierung, nad) Maßgabe der Familienzahl, drei Abgeord⸗ 
nete zu wentg wählen laſſen. Die Richtigkeit dieſer Beſchwerde ward von der Kammer aner- 
kannt, allein über die Art, wie eine Ergänzung vorzunehmen, follte nun ein Ausfhup Bor= 
ſchläge machen, was nicht früher als nach zwei Jahren, nämlich erſt 1848 geſchah. So— 
dann war bei Aufflellung der Lifte ver Wahlfähigen nach dem Cenſus die Gewerbſteuer außer 
Berechnung gelafien und damit bie Zahl ver Berechtigten ungemein vermindert worden. Die 
Nichtigkeit der Mehrzahl ver Wahlen erſchien damit nachgewieſen. Inveflen fhredte die Kammer 
davor zurüd, einen „grandtiofen Selbftmorb” zu begehen, wie man es nannte. Den heftigften 
Kamp! aber rief eine Beſchwerde des Pfälgers Willi} hervor, dem man, als „für den öffentli= 
Gen Dienft verpflichteten Apvoraten”‘, ven Urlaub und damit den Eintritt in bie Kammer ser= 
"rigert hatte. Es bedurfte mancher Drohungen und Verſprechungen (Ausfigt auf Kammerauf⸗ 
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Wing und Verheigung einer freifinnigen authentifchen Interpretationsvorlage), um mit ſchwa⸗ 
der Majoritãt die Berwverfung diefer Reclamation zu erwirfen. Als nunmehr der wackere Wils 
ſi anf feine Advocatur zu verzichten erklärte, ertheilte ihm der König nachträglich die Urlaubs⸗ 
besilligung ohne folded Opfer, „nachdem ber Ungrund der Reclamation anerkannt” fei. 

Unterbeffen hatten jich ungewöhnliche Dinge in der Reichsrathskammer zugetragen. Eines 
er Mürglieder derſelben, Fürſt Karl Wrede, perſönlich erbittert gegen Abel, brachte eine Reihe 
ber beitigften Anträge gegen diejen Minifter und die übermächtige Eatholifche Geiſtlichkeit zur 
Borlage. Unzweifelhaft zähltever hochfahrende bureaukratifche „Emporkönmling Abel’ mande 
Beinde unter den Reichsräthen. Allein ein Auftreten, wie es Wrede verlangte, hätte gegen alle . 
Ztabitionen ber hohen Kammer verftoßen. Zudem enthielt dieſe Kanımer nihtnur prei Bifchdfe, 
fondern überhaupt niht wenige ultramontan gefinnte Mitgliever. Zu allem Überfluffe ſchien 
Wrede nach feinen Antecedentien nicht geeignet zur Durhführung eines verartigen Kampfes, 
wie er denn auch feine Anträge ziemlich ungenügend und ungeſchickt vertheidigte. So Eonnte es 
denn nicht fehlen, daß biejelben ver Neihe nach verworfen wurden. Allein e8 gelang dem ge= 
wandten Wallerſtein, Majoritäten für Gegenanträge zu gewinnen, die fo formulirt waren, daß 
theils die Motivicung der die Wrede’jhen Vorſchläge verwerfenven Befchlüffe zugleich ven nach⸗ 
drüdlichſten Tadel der Abel ſchen Maßnahmen enthielt, theils andere Säge den Wrede'ſchen 
fabfituirt wurden , weldye ven Ultramontanismus hoͤchſt empfindlich verlegten. 

Die Wahrnehmung einer folhen Stimmung fogar in der Reichsrathskammer trieb vie ul- 
tramontane Partei an, einen Aoreffefturm dagegen zu verfuchen, wie ein folder eben in Baben 
(gegen vie befannte Zittel’{he Motion) gelungen war. Allein merkwürbigerweife fheiterte der 
Verſuch in Baiern. Die Ergebniffe bliebenungenügend. DieRegierung ſchwankte. Das Staatd- 
oberhaupt ſprach feinen Dank aus für die ihm ausgedrückten Gefinnungen, verbat ſich aber fer⸗ 
nereZufendungen. Dennoch wurben ſolche auch fpäter entgegengenommen. Died gab Veranlaſ⸗ 
fung zu Gegendemonftrationen, zu Gegenabreflen, ſodaß dieſe von den Ultramontanen audge- 
gangene Bewegung fhließlich fehr zu Ihren Ungunften ſich geftaltete. - 

&o fand das Minifterium beveutendere Schwierigkeiten als in früherer Zeit. Nochmals ge⸗ 
ing es Abel, fi eine Majorität unter ben Abgeoroneten zu verfäaffen. Die Eifen- 
bahnen boten dad Mittel dazu. Die Kirchthumsintereſſen traten vielfach in den Vordergrund. 
Gern bewilligte man die verlangten vielen Millionen, um bie Schlenenwege (mit Ausflug 
ber Pfalz) überall auf Staatskoſten herzuftellen. Die Richtung der Linien ward nur im Allge⸗ 
meinen bezeichnet. Mancher Abgeoronete ſchreckte zurück, durch eine oppofitionelle Haltung feis 
nen Bezirk des neuen Verkehrsmittels verluftig zu machen. Die Kammer nahm nun unter 
Anderm ein Geſetz an zur authentifchen Interpretation der Beftimmung über die Urlaubsver⸗ 
Weigerung , welches viel weniger gewährte, ald die Regierung felbft früher angeboten hatte. 51) 
Bei Eeftiegung bed Budgets bat die Kammer wiederholt um Aufhebung bes Lotto; fie wollte 
den ganzen Grtrag beffelben durch Steuern decken. Allein dies warb nicht ald genügenves Aqui⸗ 
velent erklärt, denn zur Erhebung directer Steuern bebürfe die Regierung alle ſechs Jahre ver 
Zuſticimung des Landtags, währen man eine genügende indirecte Auflage (bie auch ohne flänz 
dijche Zuſtimmung fortvauere) nicht angeben önne! 

Nur zögernd ging die Abgeordnetenkammer an die Berathung ber bei ihr eingefommenen 
Befäywerden wegen Verlegung verfallungsmäßiger Rechte. Die heikelften verfelben betrafen 
Berrädungen ver proteſtantiſchen Kirche. Noch im legten Momente vor den Verhandlungen ließ 
Die Regierung in einigen Bunkten eine Milverung eintreten, indem hierin „Misverflänpniffe” 
ebgewaltet hätten; in andern Punkten aber beharrte fie auf ihren Anorbnungen. Nach hart: 
wädligem Kampfe erlärte vie Kammer die Beſchwerden wegen Beſchränkung des Gottesdienſtes 
wrhtent wohnender Proteftanten und wegen Gonvertirung Minderjähriger für begründet. 
Steige Anerkennung fanden zwei weitere Beſchwerden von Bemeinven (Rürnberg und Schwan⸗ 





„SI, Die —533* ey Werd an e * —— — ee 
ovorſchlag der Mei ng vom Jahre iefe "Kategorie davon ien wollte, we 
Aeſchiag der Kamm von damals Iser noch wenig gewährte. Diesmal machte der Referent, ein 
v. Lindenfels, allen Ernſtes geltend: es würbe der Moral nicht entſprechen, wenn bie Kammer 
enigfiens bas von der Regierung früher felbft — zu erlangen) eine für das Gouvernement 
bebrangnißvolle Zeit (wie 1831) abwarte und „die Regierung fernerhin der Verfuchung ausges 
lafle, durch weit ausgebehnte Übung des Ausicjliegungsrechts die Gemüther aufzuregen”. Das 
Mittel half zivar für ben Augenblick, aber es reichte ſchon nicht mehr aus bei Der nächften 
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dorf) im anderm Betreff. Nach dieſen Anftcengungen glaubte aber die Kammer nicht weiter 
gehen zu follen. So blieben denn fernere Beſchwerden (namentlid) von Gemeinden, denen durch 
die Regierung eine Anzahl katholiſcher Gemeinbevertreter gerade ihrer Gonfeiflon wegen aufs 
gezwungen worben war) entweber im Ausſchuſſe begraben, oder ed erfolgte (tie bezüglich einer 
Beſchwerde über Cenſurmisbrauch) fo verjpätet Die Berichterftattung, daß ein Kammerbeſchluß 
nicht mehr erfolgen konnte. 

Die Reichsräthe wußten eine Beſchlußfaſſung über die Beſchwerden der Proteftanten dadurch 
zu umgehen, daß fie nach flattgehabter Berathung am Vorabende des Schluſſes der Kammern 
den Gegenftand „behufs weiterer Erhebungen” an ihren Ausfhuß zurüdgaben. 

So brauchte ſich denn die Regierung im Landtagsabichiede hierüber gar nicht zu äußern. 
Den Antrag auf Abfchaffung des Lotto wies fie nochmals entſchieden zurüd. Als uͤberſchreitun⸗ 
gen ber ſtändiſchen Zuſtändigkeit ward es tabelnd gerügt, daß fi beide Kammern gegen fernere 
Bermehrung ver Klöfter ausgeſprochen und daß fie verlangt hatten, bei Anftellung Geiſtlicher 
beider Geſchlechter im Lehrfache folle vie nämliche Oualification gefodert werben, wie beim ge= 
möhnlichen Lehrerperfonale. Was aber ven Beſchluß gegen Einführung gewiffer geiſtlicher Ge⸗ 
noſſenſchaften (der Jefuiten) betreffe, fo fei derſelbe „lediglich einer einfeitigen Auffaſſung des 
Gegenftandes” beizumeflen. 

Es endigte naher (am 23. Mai 1846) Liefer Hoffnungsvoll begonnene Landtag im Weſent⸗ 
lien ganz erfolglos, obwol außerhalb der Kammer die politifchen Gewitterwolken ſich ſchon 
ſtark zufammenzogen. 

II. Sturz des Minifteriums Abel; Landtag von 1847; Beginn der Bewe⸗ 
gung von 1848. Solange Abel Minifter war — ein volles Jahrzehnd hindurch — Hatte er 
ſich niemals der wahren Zuſtimmung ver Kammer zu erfreuen. Seine hierarchiſch-abſolutiſti⸗ 
fen Strebungen verlegten fortwährend die Abgeordnetenkammer, und den Reichsräthen fagte 
er nicht zu als bureankratiſcher, mitunter hochfahrender Emporkoͤmmling. Auf jenem weitern 
Landtage ſteigerte fi die Unzufriedenheit gegen den Minifter. Dennoch war ed nicht die Macht 
der Kammern ober des Volkswillens überhaupt, welde ihn endlich flürzte. Bei ver Art des Con⸗ 
ftitutionalismus, welche damals beftand, wäre die Erlangung eines ſolchen Erfelgs äußerft ſchwie⸗ 
tig geweſen. Bot fi} aber auch zumeilen eine günftige Gelegenheit dar, fo ward diefelbe jedes⸗ 
mal verdorben durch jene ſchwächlichen Charaktere, welche (keineswegs eine Bartei ver wahrhaft 
„richtigen Mitte”) immer zwifchen ven beiverfeitig ſich befämpfenben Anſprüchen umherſchwan⸗ 
ten, ohne Brüfung bed innern Werths beider. Stets dad Böfe hinwegwünſchend, ohne Kraft, 
das Gute herzuftellen, ſchreilten dieſe Leute vor jeder nachdrücklichen, wenn auch ned fo confti= 
tutionellen That zurüd. Nur nad) dem bei beſchränkter Anfhauung für erreichbar Crachte- 
ten ſtrebend, ergab es fich thatſächlich, daß fie nichtsdeſtoweniger niemals auch nur biefes Er⸗ 
reichbare erlangten. So in der Abgeorbnetenfammer. Noch unbebeutender war das Auftre= 
ten der Reichsraͤthe. Dffenbar hätte ſich die vielgerühmte „Ritterlichkeit”, weldye die Vertheidi⸗ 
ger der Anelöprivilegien als „wahrhaft confervativ nad) oben und unten” fo fehr rühmen, in 
nachdrücklicherer Weife, als es geſchehen, erproben können. Immerhin bleibt e8 bezeichnend für 
die damaligen Zuflände, daß ſich ein paar fehöne Augen mächtiger erwieſen, als die Träger des 
Barlamentarismuß jener Zeit. 

König Ludwig ſcheint des Miniſteriums Abel etwas überfatt geworben zu fein, vielleicht 
Thon infolge der langen Dauer deſſelben. Sodann mochte der Monarch wahrnehmen, daß jener 
Beamte nach außen manchmal mit einer etwas felbftbeftimmenven Miene, nicht immer als Die= 
ner des Herrſchers auftrete. Die ultramontane Partei aber glaubte es mehrmals wagen zu dür⸗ 
fen, den Fürſten perfönlich zu verlegen; fo namentlich durch Verweigerung ber Trauerceremonien 
für die proteftantifche Königin-Mutter. Zeigend, va er der Herrſcher ſei, verfügte ver Monarch 
im Januar 1847, daß Eultus und Unterricht vom Minifterium des Innern zu trennen feien; 
die Lieblingegegenflände Abel's waren damit feiner Wirkfamkeit Eurzweg entzogen. 

Die fonft ſchlaue ultramontane Partei wähnte über das Gemüth des Monarchen fo vollftän- 
dig zu herrſchen, um durch verlegendfted Borangehen venfelben unbedingt unter ihren Willen 
beugen zu koͤnnen. Die Erhebung der in Münden ſich aufhaltenden Spanierin Lola Montez zu 
einer Gräfin Lanpsfeln diente ald Vorwand, nachdem Lola feine Luft bezeigt, ald Werkzeug 
des Jeſuitismus zu dienen. Der Haß des Adels gegen jene Standeserhebung ſchien den Sieg zu 
verbürgen. So faßten denn die Minifter (unterm 11. Febr. 1847) ein alsbald weitverbreitetes 
„Memorandum“ ab, in welchem fie auf einmal eine Sprache gegen das Staatsoberhaupt führ- 
ten, die ven geraden Gegenfag zu all ihren bisherigen Betheuerungen bildete. Aber diesmal 
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verrtneten ſich die Schlauen. Der wirkliche Erfolg bot das Gegenihell des erwarteten var. 
Rab zwei Tagen ſchon, am 13. Febr., ſahen ſich die Minifter ſämmtlich entlaffen. 

Ver König beftimmte zur Beforgung ver Geſchäfte zunächft vie Herren v. Zu-Rhein, v. Mau= 
raumb’o. Zenetti, jedoch nur ald Verweſer der Minifterien. Es waren perfönlich Höchft ehrenhafte 
Rämer, aber ohne den richtigen Begriff von den an conftitutionelle Minifter zu ſtellenden 
Anfoverungen. Sie meinten blos treue Diener des Königs fein zu müflen, bergeftalt, daß 
Gere v. Maurer kein Bedenken trug, das Indigenatsdecret für bie Gräfin Landsfeld zu con= 
traſigniren, obwol er wenige Tage zuvor im Stantörathe vieſe Verleihung als bie „größte Lan⸗ 
vebcalamität” bezeichnet hatte. Indeſſen ließen es ſich die Neuernannten angelegen fein, in Voll⸗ 
zichung des ihnen zur alleinigen Richtſchnur dienenden koͤniglichen Willens überall mit Wohl: 
wollen und Milde zu verfahren, was gegen daß herrifhe Benehmen ihrer Vorgänger fehr ab» 
Rad. Das Gebot des in feinen Gefühlen tiefverlegten Königs und die Macht der Berhältnifie 
überhaupt trieb fie an, eine antipfäffiihe Richtung einzufchlagen. Beſonders wirkte in dieſem 
Einne Freiherr v. Zu: Rhein, der proviforifhe Cultus⸗ und Unterrihtöminifter, während er in 
andern Beziehungen ſtarr ariſtokratiſchen Anſichten huldigte. 

Das Volk hegte die [hönften Hoffnungen. Man athmete freudig auf, da der bisherige ent⸗ 
Teglige Drud nachließ. Das Minifterium galt wirklich (obwol es die Gegner nur fpottend fags 
ten) als „Minifterium ver Morgenröthe” oder „ver guten Hoffnung”. Das Volk zeigte fih 
überaus mäßig in feinen Anfoberungen,, umfomehr, als es bie Anfhauungs- und Herrſcher— 
weiſe des Königd Ludwig kannte. 62) 

In Wirklichkeit aber wußten die neuen Portefeuilleträger irgend etwas Nennenswerthes 
nit za ſchaffen; nit ein wahrhaft tüdtiger Mann warb zu einer höhern Stelle berufen, 
nicht eine durchgreifende Maßregel angeordnet. Die Quiescirung Laſaulx' und einiger andern 
ulteamontanen Profefioren wurde von ver Jefuitenpartei zu Demonftrationen benuht. Es gab 
(4. Rärz 1847) einen Stubentenauflauf; in dem prächtig eingerichteten Haufe der Lola wurben 
bie Fenſter eingeworfen; ja es folgten fogar Infulten gegen ven König. 

Die Minifterverwefer mußten den Hetzereien ver Jefuitenpartei vorerſt nichts als das alte 
Belizeiregiment entgegenzufegen. Auch jegt wartete man lange auf eine hervorragenve That. 
erängt und genöthigt, etwas zu thun, erfolgte endlich die Begnabigung ber feit langen Jah⸗ 
tem Leidenven, Behr's und Eifenmann’6. Der Preßzwang ward gegen bisher weſentlich gemil- 
dert, doch ohne Gewährung der Preßfreiheit. Auch wurben Öffentlicjkeit und Münblickeit im 
Gerichtsweſen verheißen, allein ohne Schwurgerichte (ald wozu ſich der König nicht verftand). 
Die bairiſchen Profefioren fahen ſich den Beſuch des unſchuldigen Philoſophencongreſſes un⸗ 


Seit dem Beſtehen ver Verfaſſung hatte es die Regierung immer vermieden, den Landtag 
auferotventligerweife, nämlid vor Ablauf der verfaffungsmäßigen Friſt von drei Jahren , zu 
berufen. Jetzt drängte ein zufälliger Umſtand zu ſolcher frühern Berufung: man konnte das 
zum Gifenbahnbau erfoderliche Geld um die gefeglich beſtimmten Zinfen von 3/, Proc. nicht 
bekemmen (tie die bureaufratifche Unkenntniß vorausgefegt hatte); man mußte mehr geben 
und zu diefem Behufe das beſtehende Geſetz abändern. Daher venn eine erfte außerordentliche 
Berufung des Landtags auf den 20. Sept., und zwar „ausſchließlich für den gedachten Zweck“. 

Die Abgeorbneten wollten in ihrer Mehrheit den neuen Miniftern keinerlei Verlegenheiten 
bereiten, um nicht eine Rückkehr des alten verhaften Syſtems anzubahnen. Doc konnten fie 
unmöglich ihre Thätigfeit auf den einen ihnen eigend zugemwiefenen Gegenſtand befhränten laſ⸗ 
fen, eine Beſchränkung der außerorbentlihen Landtage, von der aud die Verfaffungdur: 
kunde nichts weiß. So erwählte man denn alle Auöfhüffe und erließ eine (freilich unbedeu⸗ 
teade) Adreffe an den König, obwol der Landtag ohne Thronrede eröffnet worden war. 

Auf eingereichte Beſchwerden Über Bedrückung ver Preffe bat die Kammer um Cenſurbe⸗ 
feriung bezuͤglich innerer Lanbesangelegenheiten, Aufhebung ver Nachcenſur fremder Blät⸗ 
ter, Befeitigung ber Poftvebitsentziehung und Vorlage eines Gefegentwurfs über die Breiheit 





53) Die Liberalen wurben von den Ultramontanen befchulbigt, fi unreiner Mittel zu bebienen. So 

eine folche Anklage aus dem Munde einer Partei flingt, von der die Maxime ausgegangen: „Der 

teiligi die Mittel”, fo war doch bie ganze Befchulbigung abfolut grunblos. Lola war nicht durch 

Vs reinigen gerufen , fie fonuten auch nichts beitragen zu deren Erhebung und Befeſtigung. Aber 

dierhings fühlten fie auch feinen Beruf in ſich, das Treiben der Ultramontanen zu unterflügen und zu 

Mern, gemeinfame Sadje mit biefen zu machen, um Ihren bisherigen Bebrüdern aufs neue zur Ges 
WR zu verhelfen. Die Liberalen und das ganze Volk wollten weber Lola noch Loyola! 
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der Preſſe. Ein anderer Beſchluß bezielte Beſchleunigung in Einführung eines ffentlih-männ-> 
lichen Gerichtsverfahrens und Trennung der Iuftiz von der Verwaltung, wobei der Jury nicht 
mit einer Silbe gedacht wurde. Endlich folgten Sympathieäußerungen für Schleswig⸗ Holſtein. 

Die Reichsräthe glaubten die Beichlüfle wegen der Preſſe und des @erichtäwefend noch we⸗ 
ſentlich abſchwächen zu ſollen; insbeſondere verfagten fie dem Verlangen nach Trennung von 
Suftiz und Polizei ihre Zuftimmung. Unter dieſen Verhältniffen ließen die Abgeoroneten ven 
ganzen Antrag wegen Juftizverbeflerung fallen. 

Die Frage wegen des Gifenbahnanlehns rief langdauernde heftige Kämpfe hervor. Die 
Reichsräthe und eine Minorität der Abgeordneten waren für Beſchaffung der benöthigten 
Summe durch das mächtige und ohnehin vielbegünftigte Inftitut der bairiſchen Hypotheken⸗ 
und Wechſelbank, die Majorität der Ahgeorpneten aber erblickte Darin eine Gefährbung ber 
Staats = und Bollöinterefien; es war dad erfte Widerſtreben gegen einen allzu groß werdenden 
Einfluß eines einzelnen übermächtigen Belbinftitutd. Die Majorität der Kammer blieb feft in 
ihrer Anfiht, ungeachtet aller Verſuche, diefelbe zu erfchüttern. Im Laufe diefer Verhandlum⸗ 
gen war ed, daß der Finanzminiſter Zu: Rhein Grundſaͤtze aufftellte, welde unbedingt an bie 
Abelſchen Zeiten zurüderinnerten. Gr vinbieirte ver Regierung gleichfam alle Rechte. Beſtehe 
in einem gegebenen Falle wirklich ein Zweifel, „fo müßte die Gontroverfe zu Gunften ver Krone 
entſchieden werben, weil wir nicht durch Vertrag, ſondern durch ein Geſchenk des Monarchen 
die Verfaſſung erhalten haben’. Dabei foderte ver Miniſterverweſer auch noch das unbegrenzte 
Vertrauen, im nämlichen Momente, in welchem er keinen Zweifel ließ, daß es ihm an den 
nöthigen Specialkenntniſſen für feinen Poſten gebreche. Natürlich erhob ſich die Kammer gegen 
jene Vrincipien, indeß immer noch mit der größten Schonung. Nur als die Ultramontanen un⸗ 
erwartet die Quiescirung von Profefforen zur Sprade brachten, ließ fi die Verſammlung 
zu einer fofortigen Misbilligungspemonftration hinreifen, ohne Vorprüfung und weitere 
Verhandlung. 

In dem Landtagsabſchiede (vom 30 Nov. 1847) tauchte wieder die Theorie wegen der 
auferorbentlihen Landtage auf. Nur „behufs eined befiimmten, genau ausgeſprochenen 
Zwecks“ felen die Kammern verfammelt worden. Obwol die Regierung diefen Punkt während 
des Landtags felbft nicht weiter berührt hatte, glaubte fie nunmehr den Kammern auf deren ge= 
meinfame Beſchlufſe nur bezüglich jene® Gegenſtandes Antwort ertheilen zu follen. Das ſchnell 
hereinbrechende Jahr 1848 bejeitigte dieſe Theorie. 

Abgefehen von ven Blößen, melde der Verweſer des Finanzminiſteriums in feinem Fache 
gegeben, hatten er und feine Eollegen wenig Geſchicklichkeit bewieſen in Bekämpfung der Au⸗ 
griffe, die von den Ultramontanen mehr oder minver verdeckt gegen Privatverhältniffe ves Kö⸗ 
nigs felbft unternommen worden waren. Infolge veflen fahen ſich denn die bisherigen Minifter- 
verwefer am Tage des Rammerfchluffes ſämmtlich und zwar ebenfalls wieder in einer nichts 
weniger als freunblichen Weiſe entlaffen. 

An ihre Stellen traten aufs neue bloße Minifterverwefer (1. Dec. 1847). Es waren: Fürſt 
Wallerſtein, v. Berks, v. Beisler und Here. Die beiden Erftgenannten übten hervorragenden 
Einfluß, die Andern beſchränkten fi auf ihre Specialfächer. Berks vorzugöweife warb von 
Pin Ultramontanen ſogleich als Eolaminiſter“ bezeichnet, freilich nicht ohne Veranlaflung von 

einer Seite. 

Das Bublicum fah mit vollftändiger Gleichgültigkeit die bisherigen Verweſer abtreten; «8 
empfing bie neuen äußert fühl. Man ſürchtete Täuſchungen. 

Mit Ausnahme eines Mitglieds, in beffen Departement die Lola wirklich zu dominiten 
ſchien, war das neue Eabinet „befler als fein Ruf. Wallerftein insbeſondere, dem allerbingd 
feine Antecebentien entgegenftanden , zeigte ſich wohlwollend und, ſowelt e8 Die Berhältniffe er⸗ 
laubten, auch freilinnig. Zwar machte er, um nicht ſogleich in einen eutſchiedenen Kampf mit 
den Ultramontanen verwickelt zu werben, denfelben anfangs einige Zugeftänbnifle; bagegen 
feßte er in den Angelegenheiten der Schweiz bie von feinen Vorgängern angebahnte Politik fort, 
wonach Baiern jeve Mitwirkung zu Gunflen ver Sonderbündler verfagte (eine Haltung, bie 
man gerabe in ber jüngften Zeit befonders fhägen lernte). Ebenſo wies er die Anmı 
einer Rteactivirung der entfernten Profefloren zurüd. Enblid erging unter ihm (16. Dec.) eine 
Verordnung, der zufolge bie Preſſe über innere Landesangelegenheiten cenfurfrei fein follte, 
Es war dies das erfte offene Loßfagen von den Husnahmebeflimmungen, ven Preßhemmunge: 
befchlüffen des Bundestags, ein Ereigniß, das nicht ohne Rachwirkung auf die andern con= 
fitutionelfen Staaten Deutſchlands bleiben Eonnte. 
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Unterdefien fanb ber immer fortwühlende Ultramontanismus feine Plane gefoͤrdert durch 
de Örtravaganzen der Gräfin Landsfeld. Der Stolz des Adels und das Sittlichkeitsgefühl 
des Bürgerflandes waren gleihmäpig verlegt. Es gab immer Heftigere Auftritte. Die ſtudi⸗ 
ende Jugend nahm thätigen Antheil. Es kam zu neuen Aufläufen, zu Infulten der Lola und 
iheer übernrüthigen jugendlichen Anhänger, denn eine Handvoll Studenten hatte fi, im Ge⸗ 
serfete zur Gejammtheit ver übrigen, an fie angefhloffen. Darauf gewaltthätiges Einfchreiten 

der Bendarmerie in Sinne der Lola, Verwundung einiger Studenten und gefteigerte Erbit⸗ 
terung, fobaß der König ſelbſt nochmals infultirt ward, was die Schliefung ber Univerfität zur 
Eelge Hatte (9. Febr. 1848). 

Die Bürgerihaft von Münden hatte an allen biefen Vorgängen Keinen activen Theil ges 
nommen. Seht aber fürchtete jie den durch die Fortweiſung der Studenten für fie unmittelbar 
erwachſenden Schaden. Sie wirkte nun gleichfalls mit zur Bewegung, biefe nicht wenig ſteigernd. 
Am 11. Febr. zogen Tauſende vor die Eönigliche Reſidenz. Was fie in drohender Haltung ver= 
langten, werd ſchließlich gewährt: Wiebererdffnung der Univerfität und Ausweifung ber Lola 
aus Bündyen, deren prachtvoll audgeflattete Wohnung verwüftet wurde. Die Stimmung der 
Atuppen ſchien mit der der Bürger zu fompathifiren. Einer ver reichſten Adeligen aber gab feine 
Freude über die Borgänge durch eine unverhüllte Demonftration und. 

Die Gaͤhrung dauerte fort. Da kam die Nachricht von der parifer Februarrevolution. Ents 
gegengeſetzte Elemente traten num umfomehr hervor. Am 2. März brach der Sturm neuer⸗ 
winge los, zunaͤchſt gegen den Minifter Berks gerichtet; ſodann verlangte man, daß vie in der 
Sauptſtadt befinplihen, den übrigen Einwohnern freundlich gefinnten Truppen nicht dislocirt 
wärben, wie beabfiätigt fein follte. Am 3. und A. fteigerte ji bie Bewegung. Man foderte 
Breffreißelt, Miniſterverantwortlichkeit, Schwurgerichte und Beeivigung bes Heeres auf bie 
übrigens umzugeftaltende Berfaflung. Auch Deutſchlands warb jegt gedacht. Verſchiedene 
Regierungsgebäude, fowie Berfs’ Wohnung erlitten Befhänigungen. Als ven geäußerten 
Bünjhen feine Gewährung wurde, bemädjtigte ſich die Maffe des bürgerlichen Zeughaufes, 
aus veſſen Borräthen fie ſich theilweife fehr grotesk armirte. Der König ernannte ven Fürften 
Breve zum Minifter. Diefer foll vie Abſicht geäufert haben, Alles „nieverzukartätfchen” (darum 
«8 „Rartätfenminifter” bezeichnet). Allein ſchon nad) einer Stunde mußte Wrede ſich verber= 
gen und flieben. Die Nothwendigkeit des Nachgebens war augenſcheinlich. Prinz Karl, der 
Bruder des Königs, Fündigte Öffentlich an, daß die Wünſche des Bolfes vom Monarchen gewährt 
fein; er verpfände dafür fein Ehrenwort. Bine neue Kammer follte ji am 31. Mat verfam- 
mis. Als man dieſes „Hinausſchieben unannehmbar fand, erfolgte nochmals die Berufung 
der bereits für aufgelöft erflürten Kammer auf ven 16. März. 

Die Cinwohnerſchaſt der Hauptſtadt begann ſich etwas zu beruhigen. Als aber am nächſten 
| Xage noch immer die erwarteten fürmlichen Decrete nicht erſchienen, drohte ein neuer Ausbruch. 
| Da ward denn am 6. März folgende königliche Broclamation verkündet: „Ich habe Mich ent= 
ſqloſſen, die Stände Meines Reichs um Mich zu verfanmeln; biefelben find auf ven 16. d. MR. 
is die Hauptſtadt berufen... Die Wünfce. Meines Volkes Haben in Meinem Herzen jederzeit 
sollen Wie derhall gefunden. An die Stände des Reichs werben ungefäumt Oefegvorlagen gez 
r langen, unter andern über die verfaflungsmäßige Verantwortlichkeit der Minifter, vollftändige 
Beeffreigeit, Verbeſſerung ver Ständewahlorunung, Einführung ber Öffentlichkeit und Münd- 
lichkeit in bie Rechtspflege mit Schwurgerichten, umfaflendere Fürſorge für die Staatsdiener 
und deren Relicten und Verbeſſerung ver Berhältniffe der Ifraeliten. Ferner ordne Ich in die⸗ 
fem Augenblicke vie ſchleunige Abfaflung eines Polizeigefegbuh an; ebenfo befehle Ic die un⸗ 
wrzkglihe Bereinigung Meines Heeres auf die Verfaflung, und laſſe Ich von heute an die Genfur 
| über äußere wie innere Angelegenheiten außer Anwendung treten. Batern! Erfennt in bie: 

Gew Extfäluffe die angeftammte Befinnung der Wittelsbacher. Ein großer Augenblick iſt in 
| Weeintwidelung der Staaten eingetreten. Ernft iſt die Lage Deutſchlands Wie Ich die deutſche 

——— und fühle, davon zeugt Mein ganzes Leben. Deutſchlands Einheit durch wirkſame 
= VDaßaahmen zu flärken, dem Mittelpunkte des vereinten Vaterlandes neue Kraft umd nationale 
= mit einer Vertretung ber deutſchen Nation am Bunde zu fihern. und zu dem 
* 





Gabe die ſchleunige Reviſion der Bunbeöverfaffung in Gemäßeit ber gerechten Erwartungen 
Duſlands herbeizuführen, wird Mir ein theurer Gedanke, wird Ziel Meines Strebens blei⸗ 

%, Saiera! Euer Vertrauen wird erwidert, es wird gerechtfertigt werden! Scart euch 
wir Ahron. Mit euerm Herrſcher vereint, vertreten durch eure verfaffungsmäßigen Organe, 

I aas erwägen, was und, was dem gemeinfenen Vaterlande noththut. Alles für Mein 
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Volk! Alles für Deutſchland!“ (Unterſchrieben vom Könige, ſämmilichen Prinzen und ven 
Miniftern.) 

Bor wenigen Wochen hätte der vierte Theil diefer Zugeftänbniffe ven allgemeinften Jubel 
hervorgerufen, jegt genügten ſie nicht mehr. Die Aufnahme der Broclamation war daher übers 
all eine kalte. Man vermißte noch gar Vieles, fo namentli Umgeflaltung der Verfaſſung, 
Glaubensfreiheit, vollſtändige Autonomie der Gemeinden, Volksbewaffnung, Breiheit ver 
Volksverſammlung und Aufhebung ber Feudallaſten. 

Freiherr v. Thon=Dittmer ward an Berks' Stelle zum Minifter des Innern ernannt. Er 
Hatte einft eine zarte Oppoſition in der Abgeoronetenfammer gegen Abel geführt; in bie neue 
Geftaltung der Dinge wußte er fi augenfheinlih gar nit Es finden. So geſchah in 
diefer voranbrängenden Zeit, in biefer Zeit der Erhebung von Wien und Berlin durd ihn 
gar nichts. Da tauchten in Münden aufs neue düftere Gerüchte auf. Lola erſchien wieder in 
der Hauptſtadt. Nochmals gab es Aufläufe, melde am 16. März zur Demolirung des Polizeis 
gebäubes führten. Um bie aufgeregte Maſſe zu beſchwichtigen, erließ man die amtliche Verkuͤn⸗ 
digung: „die Gräfin Landsfeld Habe aufgehört, das bairiſche Indigenat zu befigen“, und bie 
beiden Minifter ver Juſtiz und des Innern verfünneten, „in Anbetracht, daß bie Gräfin von 
Landsfeld ihre Verſuche nicht aufgibt, die Ruhe ver Hauptſtadt und des ganzen Landes zu flö- 
zen“, feien alle Polizeibehörden zur Fahndung auf dieſelbe aufgefobert, um eine Unterfuhung 
gegen fie einzuleiten. 

IV. Shronentfagung des Königs Ludwig; der Landtag von 1848. Die@äh- 
zung bauerte fort. Die Anfoberungen wurben immer größer und dringenher. König Ludwig's 
ganze Anfhauumgöweife und Gemöhnung wiberftrebten dem eigentlichen Repräſentativſyſteme. 
Die Mitglieder ber Kammern waren verfammelt; dennoch zögerte man mit Eröffnung des Land- 
tags. Cine Riefendeputation aus ver Pfalz follte ven von den Abgeoroneten vorzubringenven 
Volksverlangen Nachdruck verleihen. 

König Ludwig, verzweifelnd daran, das Herrſcherthum fo aufrecht erhalten zu koͤnnen, wie 
daſſelbe nad} feiner Anficht fein müffe, legte nun unerwartet am 20. März die Krone nieber. 
Die beiden Patente, durch welde dieſer Rücktritt und die Ihronbefteigung Marimilian’s IL 
verfündet wurde, hatte man in ber alten feubaliftifhen Form abgefaßt. Es waren forann aber 
von jedem der beiden Fürften „Koͤnigliche Worte an die Baiern“ beigefügt. Ganz in feiner Weife 
ſprach König Ludwig: „Cine neue Richtung hat begonnen, eine andere als die in der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde enthaltene, in welcher Ih nun im 23. Jahre geherrfäht... Treu der Berfaffung 
tegierte Ih; dem Wohle des Volkes war Mein Leben geweiht; ald wenn Ich eines Freiſtaats 
Beamter gewefen, fo gewiffenhaft ging Ih mit dem Staatögute, mit den Staatögelvern um. 
Ich kann Jedem offen in die Augen fehen. Und nun Meinen tiefgefühlten Dank Alten, die Mir 
anhingen. Aud vom Throne herabgeftiegen, ſchlägt glühend Mein Gerz für Baiern, für 
Deutſchland!“ 

Die Anſprache des neuen Fürſten enthielt nur allgemeine Betheuerungen des redlichen 
Willens, „dieſer Zeit Gebot zu verſtehen und zu vollbringen“, mit den Worten ſchließend: 
„Baiern, ſteht Mir bei in Meinem feſten Vorhaben, euch auf die Stufe zu erheben, zu der wir 
als ein freies Bolt berufen find, ein achtunggebietender Staat im einigen deutſchen Vaterlande!“ 

Selöft die unerwartete Kunde von biefem Thronwechſel erregte im Ganzen nur ges 
ringe Senfation. 

Am nähften Tage, 21. März, ward aud) ein neues Minifterium gebildet. Freiherr v. Thon⸗ 
Dittmer blieb Minifter des Innern, der Pfälzer Heinz erhielt die Juſtiz, Freiherr v. Lerchenfeld Die 
Finanzen, außerdem v. Beisler den Gultus, v. Weishaupt das Heerweſen und Graf Bray vie 
auswärtigen Angelegenheiten. Cinige Tage fpäter übernahm der Pfälzer Willi) die Stelle 
als Bundestagdgefandter. * 

Bei ver am 22. März erfolgten Eröffnung des Landtags erklaͤrte der König, unter ausdrũck⸗ 
Ticher Bezugnahme auf die Proclamationen vom 6. und 24. deffelben Monats: „Treu und ges 
wiffenhaft werde Ich die Verheißungen erfüllen, und Ich bin ftolz, Mic einen conftitutionellen 
König zu nennen.” Sodann wurde, „damit jede Erinnerung an frühere Berirrungen ſchwinde““, 
eine Amneſtie angefündigt. Den Kammern follten die verheißenen Gefegentwürfe vorgelegt, 
überdies auch dad Lotto abgefchafft werben, „ſowie der Stand der Staatdeinnahmen im Hinblick 
auf die Bebürfniffe ver bewegten Zeit es geftatte; jedenfalls werbe im nächſten Budget, foweit 
nöthig, Die Erfegung diefer Einnahme durch eine andere eintreten‘. Weiter heißt ed: „Die Be- 





wegung ber Zeit und die großen Interefjen des Vaterlandes erheiſchen eine innigere Vereinigung 
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alle dentſchen Stämme. Auch Ich Habe für Vertretung des Volkes am Bunde ungejäumt Einleis 
ga getroffen... Das Ergebniß dieſes Landtags beſtimmt Baierns Stellung in Deutfche 
kat. Laffen Sie uns vorleuchten allen feinen Stämmen! Unfer Wahlſpruch fei: Freiheit und 
bqeſmaͤßigkeit!“ 

Die Reichstathskammer, ſich beeilend mit ihrer Antwortsadreſſe, wollte wol dem etwas 
wiktrauifh auf fie blickenden Volke zeigen, daß auch fie alles Dasjenige zu foͤrdern bereit ſei. 
nad als Berürfniß der Nation erfien. Die in Ausſicht geftellte Gefeggebung über Grunbla= 
frablöfung warb in dem genannten Actenftüde als ein dringende Bedürfniß der Zeit be= 
ziänet. „Eine neue Geſetzgebung in der Rechtspflege“, hieß es weiter, „mit Öffentlickeit, 
Rinvlihkeit und Schwurgerichten war neben einem Polizeiſtrafgeſetzbuche längft der Wunſch 
det Volles... Durch Aufhebung des Lotto wird Sittlichkeit und Nationalwohlftand gehoben, 
tur allgemeine zeitgemäße Volksbewaffnung Baierns innere Sicherheit gewährleiftet, feine 
Kraft nach außen verdoppelt werden. Nach langem Schlummer ift Deutfhland zu edlem 
Selbſtbewußtſein erwacht! Das Gefühl, ein veutſcher Mann zu fein, erhebt und begeiftert. .. 

| ingevent ihres beſchworenen Eides, eingebenk ihrer Pflichten und Ehre, wird bie Kanımer ber 
| Reiheräthe auch in dieſer hochwichtigen Zeit ihre Berathungen pflegen, fie wird Baiern, fie 
wiird dem beutfchen Vaterlande beweifen, daß fie die Mahnungen ver Zeit begriffen; auch ihr 
Vehlſptuch ift: Freiheit und Gefegmäßigkeit!” ; 
| Hatten Die Reichsräthe einen von dem frühern äußerft verſchiedenen Standpunkt eingenom= 
| men, hatten fie eine Sprache geführt wie noch nie, zum Theil im directen Wiverfprud) mit ihren 
| vormenigen Monaten gefaßten Beſchlüſſen, jo war auch die Stellung der Abgeorbneten, ob= 
‚ wolauß andern Gründen, eine eigenthümlice. Eine unterdem Abel'ſchen Minifterium gewählte, 
deun durqh Urlaubsverweigerungen becimirte Kammer ſchien dem Volke nicht das rechte Organ 
firfeine Vertretung. Dazu kam, daß die Hauptcapacitaͤten der Verſammlung in den jüngften 
Lagen meiſtens in den Staatsdienſt gezogen worben waren, fobaß es biefer an einer genügen= 
den Anzahl kenntnißvoller Männer zu fehlen ſchien. Daher entitand vielfach das Verlangen, 
du Kaumer möge ihre ganze Thärigkeit auf ſchieunige Abfaſſung eines neuen Wahlgefeges be⸗ 
: färinfen. Allein Die Abfhaffung ver Feudallaſten nnd andere Bebürfniffe machten ſich dringend 
gleid re fo entfaltete denn dieſe gefhwächte Kammer raſch eine ungewöhnlich ausgedehnte 
it, 


In ihrer Antwortsadreſſe wünfchte dieſelbe nicht blos Amneſtie dev früher aus politiſchen 
Ständen Berurtbeilten, fonbern auch Wiebereinjegung verfelben in den frühern Stand und 
| Eutfhärigung für ihre materiellen Verkufte. Gelegentlich der angefündigten Verbefferung der 

Behälniffe der Ifraeliten bemerkte die Kammer: „Möge ſich dieſes Geſetz zu dem höhern 
Gmnbfape der Gleichberechtigung aller Confeſſionen und ihrer Belenner in allen Verhältniffen 
zum Etaate erheben, damit der Gleichheit des Geſetzes auch die Gleichheit vor dem Geſetze ent⸗ 
free.” Endiich wurben Verlangen auögefproden nad einem Initiativrechte des Landtags 
06 in Berfaffungsftagen, Reform ver Steuergefege, Fürzere Bubgetperioben, Verbeflerung 
I Vollsbildung und „die nothwendige Freiheit ber Kehre”. 

„Inder erften Zeit des Landtags zeigten ſich beide Ranımern gleich eifrig bemüht, ven Volks⸗ 
winſchen zu entſprechen. Die NReichöräthe begannen damit, ihre Sigungen öffentlich zu halten. 
Ele derweigerten Teinem feeifinnigen Vorſchlag ihre Zuftimmung, fügten vielmehr oft ben Ge⸗ 
kraatwürfen noch liberalere Beftimmungen bei. Doc; allmälig änberte ſich dies. Die anfangs 

ı Mtmiht, dann blos vereinzelt lautgewordenen Stimmen bed Gonfervatismus und felbft der 
Reecion erlangten nicht felten eine Majorität, und bie Abgeordneten Eonnten manches wichtige 
Geſch nur durch Aufgeben bedeutender Einzelbeflimmungen zu Stande bringen. Schon beim 
veoen Wahlgeſehe ſtieß man auf große Schwierigkeiten. Auf Umgeflaltung ber Reichsraths⸗ 

i fuer ging dieſe gar nicht ein, fondern nur auf einen Wunfd nad) Erweiterung. Am hef⸗ 

| fahen entſpann ſich der Kampf bei den Ablsfungsgefegen, und in Wirklichkeit gab die „untere 
"darin in fehr wichtigen Punkten nad. Auch vie Gefege wegen bed Jagdrechts und 
über ie Grundlagen der neuen Gefeggebung wurden lange aufgehalten; bie Siegelmäßigfeit 

h Web Wels aber follte erft aufhören, wenn das Notariatögefeß ind Reben trete, deſſen Zus 

en auf einem fpätern Landtage gerade an bem Widerſpruche ver Reihsrathöfammer 


Weniflerium und Kammern entwidelten übrigens eine THätigkeit, wie noch niemals feit 
der Berfaffungvon 1818. Das Minifterium, welches allervings mehrfach durch die 
gebrängt werden mußte, arbeitete raſch Gefegentwürfe über die wictigften Ges 
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genftände aus, und ber Landtag wußte, trog der hemmenden Beſtimmungen feiner Geſchäfto⸗ 
ordnung, ſchnell damit zum Ziele zu gelangen. Der ganze Geſchäftsgang geftaltete ji anders 
als gewöhnlid. Die Motivirung der Gejegentwürfe und die Verhandlungen fanden immer nur 
kurz und ohne lange Vorbereitungen ftatt. Unter ven einzelnen Abgeordneten war es befonder® 
der Pfälzer Stodinger, der fich die größten Verbienfte erwarb. Seinem praftifgen Blicke, fei= 
ner Erfahrung und unermühlihen Thätigkeit hat das bairiſche Volk viele jener Beftimmungen 
zu verdanken, welche wenigftend längere Zeit einen Damm bilbeten gegen vie raſch und gewaltig 
wieber hereinbrechende Rüdftrömung. Der Minifter Heinz aber war es, der die Schwurgerichte 
in den fieben ältern Kreifen ebenfo ſchnell als im Allgemeinen zweckmäßig ind Leben rief, 
eine augenblicklich volksthümlich geworbene Einrichtung, umfomehr, als einige der grellſten 
Misftände des franzoͤſiſchen (heute noch unverbeffert in der Pfalz fortdauernden) Iuryinfituts 
redlich befeitigt wurden. 

Die erſte unangenehme Wahrnehmung des Landtags war die einer völligen Leere der oͤf⸗ 
fentlihen Kaffen. Welcher Eontraft gegen bie frühern Grübrigungen! Der neue Finanzmi- 
nifter begann mit dem Verlangen eines Anlehens von 7 Mill.; dabei ſtellte er neue Steuern in 
Ausſicht. Es fiel auf, daß man das geftörte Gleichgewicht nicht weit eher durch Erfparungen 
berzuftellen ſuche. Nod weniger befriedigend fand man weitere finanzielle Vorſchlaͤge des ge- 
nannten Miniflers, namentlich wegen Beſchränkung ver Rüdzahlung der Sparkaflegelver. In⸗ 
deſſen vermied man eigentliche Gonflicte. 

Als wichtigſte Ergebniffe ver fanptagsthätigkeit treten und eine Reihe von Geſetzen entgegen, 
von denen wir einige fpeciell erwähnen müſſen. 

Das erfte Geſehz, welches zu Stande kam, betraf die Wahl ver batrifchen Abgeorhneten gur 
Volksvertretung bei dem Deutſchen Bunde. Diefe Bezeichnung ſchon deutet an, daß das Maͤrz⸗ 
minifterium Erhaltung des alten Bundes erſtrebte. Die Kammer, nur auf raſche Erlevigung 
bedacht, machte ſich die Frage nicht vollfommen Mar. Man beftimmte mittelbare Wahlen un» 
erBlärte die Entrihtung irgend einer directen Steuer ald Bebingung der Wahlfähigkeit (eigent= 
lich etwas abweichend von den Beflimmungen ded Borparlaments). Im Parlamente ſelbſt be⸗ 
nutzten bie bairiſchen Abgeordneten die erfle Gelegenheit, um (durch den Mund des Minifterial- 
raths v. Hermann) entſchieden gegen jede Beſchränkung zu proteſtiren, welche bezüglich ihres 
Mandats von der Regierung behauptet werben wollte. 59) 

Dem auf frühere Vorgänge ein bezeichnendes Schlaglicht werfenden, von den Reichäräthen 
freilid) nur unter dem Widerſtreben einer Minorität anoptirten Wunfche der Abgeorbneten: an 
Behr und Eifenmann eine finanzielle Entſchädigung aus Staatömitteln zu leiſten, entſprach vie 
Negierung bereitwillig. Dagegen konnte die Kammer (und wol das Minifterium felbft) nicht 
ohne Anftrengung das Geſetz über die ſtändiſche Initiative erlangen. 5%) 

Das Geſetz, die Grundlagen ber Geſetzggebung über die Gerihtdorganifation, über das 
Verfahren in Givil= und Strafjahen und über das Strafredht betreffend, beftimmt im Weſent⸗ 
lichen Trennung der Juftiz von der Verwaltung, ſelbſt in den unterſten Behoͤrden, Auf- 
hören ber privilegirten Gerichtsſtände und Einführung einer der franzdfifhen, nachzubildenden 
Gerichtsverfaſſung, namentlich mit Notariat und Staatsanwaltſchaft, dabei Öffentlichkeit uns 
Mündlichkeit ver Verhandlungen. Die Richter follen wider ihren Willen nicht nad einem ans 

dern Orte verfegt werden können, und die Gefhworenen müflen aus Volkswahl hervorgehen, 
dürfen nicht (wie heute noch in der Pfalz) „von der Regierung ernannt” fein. Wir werben 
unten die ſchweren Kämpfe anzugeben haben, welche wegen Berwirklihung der Verheißungen 
dieſes Gefeges geführt wurben. 

Zu gevenfen haben wir noch der Ginführung einer Gapital- und (neben diefer einer bes 
fondern) Einkommenfteuer nad) ven Anträgen des Minifter v. Lerchenfeld. Beide Stemern 
fanden Infofern viele Freunde, als man die bisherige Nichtbelaflung der Gapitalien für eine 


53) Keine beutfche Landſchaft hatte übrigens fo viele entfchieben confervative unb ulttamontane Ab⸗ 
eorbnete zum Parlamente geftellt, als Altbaiern. Schwaben und Branfen fendeten mehr Männer des 
entrums. (Hinfichtlich Frankens zeigte es fi vielfach, daß bie Wähler, folange einer freien Preſſe 

und eines wahren Vollslebens ermangeln, die Richtung ber Gewählten nicht genügend gelaunt Hatten.) 
Blos bie Pfalz fenbete durchaus bemofratifche Bertreter; ein einziger, ber fich ſchwaukend benafm, warb 
alsbald durch die Macht der öffentlichen Meinung zur Nicherlegung feines Manbats gezwungen. 

54) Die wefentlichften Beftimmungen dieſes Geſetzes fiche oben, bei Darftellung ber gegenmwärti, 

DVerhältnifle. Ebenſo ift dort das Nöthige mitgetheilt über die Geſetze in Betreff der Aigethmetenmahl, 
der Grunblaftenablöfung, des Jagbrechts, der Kehnverbanbsaufgebung und des Preßedicis. 
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Yngertigfeit arſah, und als die Einfommenftener auf dem Grundſatze einer Brogreffion (mit 
Reigenden Brocentfage) beruhte. Im librigen erwies fi) das Gefe als äußerft fehlerhaft; es 
luene einen jämmerlichen Ertrag, troß der eigens an bie Spige geflellten (von Nationalöfono« 
am als monſtrös bezeichneten) Beſtimmung, daß ſchon befteuerte Einkommen wie nichtbes 
Änerte gleichmãßig der neuen Auflage unterlägen. ö 

der Schluß dieſes Fürzeften, aber erfolgreichſten aller neuern bairifhen Landtage erfolgte 
= %. Mai, die Verkündigung des Abſchieds am A; Juni 1848. Das Publicum achtete 
zeig darauf. Wer Interefje nahm an ven öffentlichen Angelegenheiten, blicte nad) Frankfurt, 
Bitte auf das deutfche Parlament. 

V. Das Märzminifterium. Die damaligen bairifhen Minifter entwidelten in der 
hihern Politik ein von jenem aller übrigen deutſchen Märzminifter, nur die hannoveriſchen aus⸗ 
genommen, durchaus abweichendes Streben. Ihr hoͤchſtes Ziel war nicht fowol ein geſammtdeut⸗ 
ſhet, al8 vielmehr ein excluſiv bairiſches. Sie wollten eigentlich von einem mädjtigen Deutſch⸗ 
land nur infofeen wiſſen, als es bazu diene, Baierns Sonderglanz zu erhöhen. Was Deutſch⸗ 
land wirflih gewähren könne, glaubten fle in ver Hauptſache durch eine paflende und freis 
finzige Geſetzgebung in Baiern allein ebenfo gut, vielfach aber fogar beffer erlangen zu koͤn⸗ 
nn, ja fie ſchienen in manchen Beziehungen ein allzu mächtige Deutfchland, weil mit der 
Souseränetät de Einzelſtaats (dieſer Babe des Rheinbund? Protectors) nicht vereinbar, 
geradezn zu fürchten. 

Die Niniſter ohne Ausnahme waren perfdnlich höchſt ehrenwerthe Männer. Den größten 


‚ Ginfaß unter denſelben übte v. Lerchenfeld. Obwol er eigentli nur die Finanzen zu ver- 
| walten hatte, fo gab doch die befolgte Politik im Ganzen ein Spiegelbild feiner Gefinnung. 
; Unekgennäpig, redlich und kenntnißvoll in Einzelheiten, befriedigten dennoch feine wirklichen 


teiftengen im Ganzen nur fehr wenig. Man vermißte eine Höhere Auffaffung und praktifhen 
Va, wozu noch Klagen kamen über Eigenwilligkeit und Selbflüberfhägung. Graf Bray, ber 
Binifter deg Auswärtigen, früher Geſandter in Petersburg, konnte kaum eine andere ald eine 


: Pmtariofratifche Anfhauungsweifebefigen. Herr v. Ihon-Dittmer (Inneres) wußte feiner Auf⸗ 


gale nicht in einer Beziehung zu genügen. Herr v. Beisler (Cultus) befand ſich fortwährend als 
detlamentsmitglied zu Frankfurt, ‚Herr v. Weishaupt (Sohn des Stifters des Illuminatenor⸗ 
de beſchrãnkte ſich unbedingt auf das Kriegswefen, das er kenntnißvoll und ehrenhaft leitete. 
Shenfo befaßte ſich Heinz eigentlich nur mit der Juſtiz. Dem Legten allein verdankt Baiern dauernde 
fungen: raſch und mit bem glängenpften Erfolge rief er das Schwurgericht ins Leben. 

Deſto bedauerlicher fand man vielfach das Verhalten des Geſammtminiſteriums in der gro= 
fen deutſchen Frage Wo e3 bie Umflände erlaubten, ward der Particularismus gehegt und 
gelegt. Selbſt der befannte Siebzehner- Entwurf ging dem bairiſchen Märzminifterium 
"lu weit. Es trat — noch Heute wiſſen wir nicht beftimmt, ob offlciöß oder gerabezu offlciel£ 
— Ar Vorſchlag von diefer Seite hervor, nach deſſen pofitiven Beftimmungen das Reihöpar= 
Ineeat nicht einmal über feine eigene Hausordnung autonomifc) follte beftimmen dürfen. Selbſt 
Web Setitionsredht der Rationalverfammlung follte beſchränkt fein, was nämlich ven Particulas 
ritnns der Staaten betreffe. Und als Preis für bie in folder Weife um Deutfchland erworbenen 
Venienſte foberte das Miniftertum, daß Baiern für immer mit ſterreich und Preußen das 
wegilederige Directorium zu beſetzen habe. Die Haltung des münchener Cabinets war eine 
fie, das felbſt der heraus milbe, feinem ganzen Wefen nad jevem Überftürzen unbebingt 
"bgeteigte Wiilich nach ganz kurzer Friſt feine Stelle als Bundebiagsgeſandter niederlegte (un= 
ter ſtelwilligem Verzicht auf jede Benfion). Allerdings vermied man eine offene Widerſetz⸗ 
Üiäfet gegen bie Reihögewalt , allein man wollte ſich derſelben auch nicht eigentlich unterwerfen. 
Rom wagte es zwar nicht, die von ber Gentralgewalt angeoronete Bulbigung für den Reichs— 
vemoeier zu verweigern, bagegen fuchte man bie Sache moͤglichſt zu nullifieiren, indem man bie 
berdwehi ganz ausſchließen wollte (was ſich dieſe jedoch nicht gefallen ließ), und indem man 
werhnele, das erfte auszubringende Hoch! habe dem Könige, blos daß zweite dem Reichsver⸗ 

" Beier zu gelten. Als das Reichsminiſterium auf Verkündigung der Reichsgeſetze drang, wurden 
tig derſelben „mittels befonverer Beigaben zum Regierungsblatt zur örtlichen Verfündigung” 
etheilt. Auf bie Anfrage des Reichsminiſters an ſämmiliche deutſche Geſandte: ob die 
deietechte von Ihren Regierungen verkuͤndet und eingeführt würben? lehnte vet bairiſche Ge— 
: 1 be bie Antwort ab wegen Inftructionsmangel. In Wirklichfeit wurden die Grundrechte 
Mierkündet, Über viele herbortretende Punkte beobachtete man unbedingtes Schweigen, über 
Az erſchienen in officiöfer Form Erklärungen, denen meiſtens, gleichfalls in officiöfer Form, 


— 
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widerſprochen ward, wenn bie eine Auffaflung eine ſcharfe Kritik erfuhr. Die fpätern Landtags⸗ 
verhandlungen und insbeſondere die Erklärungen des Miniſters des Auswärtigen, Grafen 
Bray, in der Reichsrathskammer waren nicht geeignet, die durch Öffentlihe Blätter der erbkai⸗ 
ſerlichen Partei verbreiteten Angaben zu widerlegen, daß das damalige Minifterium auf diplo⸗ 
matiſchem Wege erſt die Frage wegen Ausſchließung Öflerreihs angeregt , dann, damit (angeb= 
lich) zurückgewieſen, ſich feindlich gegen ein preußiſches Kaiſerthum erflägt; daß es einmal An⸗ 
träge gegen Oſterreich nach Berlin, dann ſolche gegen Preußen nach Wien geſendet und neben⸗ 
bei über die deutſche Frage in den fremden Hauptſtädten London und Paris verhandelt habe. 
Bald trat indeß entſchiedener das Streben hervor, dad Gegentheil Deſſen zu thun, was Preußen 
beabſichtigte. Gerade hierin fand dad Gouvernement eine ſtarke Unterftügung in einer weitver⸗ 
breiteten Stimmung. Waren glei anfangs ſchon im Allgemeinen Außerungen der Unzuftie= 
denheit laut geworben, fobald Friedrich Wilhelm in den Märztagen an die Spige Deutſchlands 
zu treten erflärte, fo trug es fih nun fogar zu, daß einem Minifter (Beiöler) felbft in ver 
Kammer Außerungen entfuhren, die berfelbe auf erfolgte diplomatiſche Reclamation zurüdzus 
nehmen veranlaßt wurde. 

Indem die Minifter in folder Weife verfuhren, waren fie perfönlich feft überzeugt, daß ihre 
Verpflichtungen gegen ven fpeciellen bairifhen Staat und deſſen Oberhaupt ihnen eine derar⸗ 
tige Haltung gebiete. Mittlerweile gingen aber auch von anderer Geite, ohne Schuld der Re- 
gierung, die gehäfjigften Aufhegereien gegen bie Grundrechte durch das ganze Land. Die 
Reactionäre aus allen Glafjen waren babe thätig. Den Realrechtbeigern ſprach man von 
einem Raub ihres Gigentbums; ven kirchlichen Fanatismus ſtachelte man auf mit ver Juden⸗ 
emancipation, 

Zu dem Mishehagen in politifhen Dingen kam wieder ein Bierkrawall in der Haupt: 
ftabt, Folge der fpeciellen Unfreiheit, in welcher dad Vrauereigewerbe gehalten wird. Auf⸗ 
fallenderweife hatte ſich früher [don und zwar wiederholt gerade der fonft fo ſchroff durchgrei⸗ 
fende Herr v. Abel ſchwach gezeigt in Nieberbrüdung eines derartigen Unfuge. Am 1. Mai 
1848 hatte fi) die Orpnungsftörung behufs gewaltfamen Herabdruͤckens des Bierpreifes wie- 
erholt. Nun, am 18. Oct. 1848, arteten die neuerdings aufgetauchten Exceffe in wahren Ban- 
dalismus aus. Die Minifter verfäumten, Das zu thun, was hätte gefchehen follen. Die Noth⸗ 
wendigkeit einer Cabinetöänderung brängte fi auf. Da wurden denn am 1. Dee. Thon-Ditt⸗ 
mer und Beisler auögefchieven (Legterer hatte burd eine Außerung im Parlanıente gegen ben 
Papſt die fatholifche Partei erbittert); Lerchenfeld übernahm das Innere ſammt dem Cultus; 
die Finanzen wurden v. Weigand übertragen, einem fehr braven Wanne, ber fi indeß 
in feiner neuen Stellung am wenigflen wohl fühlte. Hatte man nicht begriffen, warum Ler⸗ 
chenfeld die beiden, ihrem Weſen nach ihm ganz fremden Minifterien übernommen, fo erftaunte 
man noch mehr, als ihm nad) 1A Tagen die erbetene Entlaſſung eriheilt ward. (Auch er ver: 
zichtete auf Penſion.) Man beſchuldigte die reactionäre Partei, diefe Ausſcheidung veranlaßt zu 
Haben, allein mit Unrecht, denn der Grund lag wol zumeift in der Perfönlichfeit Lerchen⸗ 
feld's. Nun gelangte Beißler wieder an den erledigten Poſten. Herr v. Weishaupt warn fei= 
ner Portefeuilleführung enthoben, nachdem er, wie man wiffen wollte, einige ihm angefonnene 
Ausgaben abgelehnt und gewiffen Anfoverungen des Adels nicht entſprochen haben follte. 

VI. Der Landtag zu Anfang ded Jahres 1849. Der neue Landtag war endlich auf 
ven 16. Jan. 4849 berufen, ein Landtag, deſſen unausgefegter Kampf für die deutſche Sache 
allgemeine Beachtung verdient, welcher Anſicht man aud huldigen möge. Die Buteaufratie 
Hatte in öffentlichen Blättern zum voraus gefpottet über dieſe nicht mehr nad Ständen gemäßl- 
ten Abgeoroneten, welche „vie flaatöretlihen Erörterungen gähnend anhören” und ſchließlich 
doch nicht Anderes als Ja zu fagen wiſſen würden. Beiden Wahlen hatte dad reactiondee, 
das ariftofratifh=abfolutiftifhe und ultramontane Element in Altbaiern vollſtändig geflegt. 
Hier waren v. Abel, v. Obercamp, Graf La Rofee, Sepp und eine Anzahl mit viefem 

Letzten übereinftimmender Fatholifher Geiftlihen gewählt, ja in ver Hauptflabt ſelbſt mar 
bei der Wahl der zuvor fo fehr gefeierte Lerchenfeld gegen einen die Realrechte vertretenden, 
in höhern Angelegenheiten ganz unwiſſenden Schloffermeifter unterlegen. Den directen &e- 
genſatz bildete Die Repräfentation der Pfalz, darunter Schüler (von Zweibrüden), Stockinger, 
Willich und Kolb (von Speier). Ähnlich gefinnt, wenn auch weniger fharf hervortretend, zeig- 
ten ſich die Vertreter Sranfens, darunter Grämer, Rubner, Morgenftern; doch war auch Zer- 


chenfeld in Oberfranken gewählt, Am wenigften politiſche Färbung hatte die Wahl in Schwa- 
ben gehabt. 


Baiern 241 


Sam erſten mal erfolgte auf einem bairiſchen Landtage eine offene politiſche Parteigruppi⸗ 
mm. Es bildete ſich zuerft eine Linke, in ihrem Programme unbedingte Unterorbnung des 
xlſtaats unter die Reichsverfaſſung fodernd und entſchiedene Durhführung des Gonflitutios 
nlismns im Innern erſtrebend, mit finanziellen Erfparungen und mit dem Principe des Self- 
germumentd. Nah und nach erlangte viejed Programm gegen 58 Unterfchriften. Etwa 18 
Bitgliebern waren diefe Brincipien, obwol fie diejelben im Wefentlichen theilten, doch zu ſchroff 
autgeſprochen; fie bildeten ein linkes Centrum. Die Rechte brachte es nur auf 25, dad 
nöte Centrum auf 34 Mitgliever. Diefe beiden, während des ganzen Landtags zuſammen⸗ 
wirkenden Sractionen vermieden es, den Foderungen der Zeit ſich offen zu widerſetzen; ſie fpra= 
den ſih ſogar für diefelben, wenn aud in beſchraͤnkendem Sinne aus, hofften aber durch das 
engerufene Bereinbarungsfgftem ihre Sade reiten zu können. Der Rechten gehörten 
». Abel und Sepp, dem rechten Centrum v. Lerchenfeld und Graf Gegnenberg: Dur, ber 


ı Linken alle obengenannten Pfälzer und Franken an. Das linke Eentrum beſaß feine befon= 


ders hewortretenden Berfonen. Nur jehr wenige Abgeoronete ſchloſſen ſich von allen Clubs aus. 
Obwol die entſchiedene Mehrheit der Abgeordneten ber freien Richtung zugethan war, fo 
ecttebte dieſelbe doch Reine Ausſchließlichkeit, wie man fie fpäter vielfach deſchulbigen wollte. 


‚  Gerere ven Mangel an Erclufivität misbrauchten die beiden Fractionen der Rechten. Indem fie 


ich feR vereinigten, während die Angehörigen der Linken in einer Art parlamentarifder Uns 
ſquld dieſes in perjönlichen Fragen noch unterliegen, gelang es jenen, aljo der Minorität, 
Rd in den Befig des ganzen Directoriums zu fegen: beide Präiiventen (v. Lerchenfeld und Graf 
Hegaemberg= Dux) und beide Secretäre waren der Rechten entnommen, jedes Mitglied der Lin⸗ 
fen feftematifch ausgefhloffen. Dies erbitterte Iegtere und führte fie zu gleicher engerer Ber: 
cinigung. Die nächfte Ausſchußwahl zeigte ihre Überlegenheit. Die Sreifinnigen wollten indeß 
difelbe fo wenig misbrauchen, daß fle felbſt jegt noch ſich mit der Rechten zu verftänbigen fuchten, 
ein Zugeſtändniß an biefelbe machten, die Gegenbebingung aber nicht erlangten. Damit hörten 
rl alle weitern Transactionen auf. Die beiden Theile der Linken, vom Directorium voll: 
fündig anggeſchleſſen und dann noch bei Befegung des erften Ausfchuffes gereizt, machten nun 
von Ihrer Überlegenheit den umbebingteften Gebrauch, ‚indem fie ihrerſeits alle fernen Aus⸗ 
idäfle allein befegten. 

Bor der gewöhnlichen Beeidigung ber Abgeordneten reichten 69 berfelben dem Minifter vie 
ſtriſtliche Erflärung ein, daß fie ven Verfaſſungseid nur „in der Überzeugung leifteten, an der 
— der Gültigkeit ver Reichsgeſetze insbeſondere der Grundrechte, nicht gehindert 
aufn”, 

Rad einigem Zögern erfolgte am 22. Ian. die feierliche Eröffnung des Landtags. Die al- 
ia formalitäten wurben wieber angeorbnet, allein die Kammermitglieder ſetzten ſich vielfach 
fadifg über dieſelben hinweg (fo nahmen fie ihre Bläge nad) eigenem Gutdünken, während 


| ah hen alten Vorſchriften jeder Deputirte denjenigen Play einnehmen follte, den ihm das Loos 
‚ Mi). Die Thronrebe ermangelte jeder beftimmten Erklärung in ver eben Alles beherrfchen- 


den beutfchen Frage; nicht mit einem Worte gedacht war her Nationalverfammlung, der 
Centralgewalt oder ver Grundrechte. 

Vie Reichräthe beeilten ſich wieder mit Abfaffung ihrer Antwortsadreſſe, es diesmal aber 
ſergſam vermeidend, ſich anders, als in unbeſtimmten, nach ber einen ober audern Richtung 
uepilegenden Ausdrücken auszuſprechen. 

&he noch die Abgeordneten zu ihrer Antwortsadreſſe gelangten, übergab ihnen das Mini— 

eine Erklärung, im Wefentlihen eine dem Reichsminiſterium gemachte Notification 
vwierholend, welche dahin ging: Baiern befige in der. Hauptſache bereits Alles, was die Grund⸗ 
te gewährten; formelle Änderungen in ber balriſchen Gefeggebung Lönnten indeß nur auf 
wirffungsmäßigem Wege und in ausbrüdlicher Übereinftimmung zwiſchen Krone und Stäns 
da herbeigeführt werden, alfo nicht kurzweg durch die Reichögefepe. 

Die Abgeordnetenkammer mußte fi danach umſomehr in ihrem erſten Acte, der Antworts⸗ 
Arce auf bie Thronrede, über die brennende Frage des Tages ausſprechen. Sie begann ihre 

g am 5. Febr. Da die Minorität auch nicht einen Sag ohne Gegenantrag lief, fo war 
ke perfamentarifche Kanıpf langbauernd. 

Son die Ausihußmitglieder hatten ſich gefpalten; jeder Theil verfelben brachte einen bes 

Entwurf zur Vorlage. Der der Minorität (verfaßt vom Profeffor v. Scheuerl) vers 
hate bezüglich der Neichögefege, wenn auch nicht Vereinbarung, doch Verftändigung, 

Ussts-Eexiton. 1. 16 
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immerhin deren Gültigkeit abhängig machend von der Zuſtimmung aller einzelnen Factoren der 
gefeggebenben Gewalt in Balern. Der Entwurf der Ausfgußmajorität (verfaßt von Stockin⸗ 
ger und Willich) berubte auf der entgegengefegten Grundanſicht und hob überdies die drin: 
gendſten Bedürfniſſe des fperiellen Landes hervor. Die Haltung dieſes Actenſtücks war durchaus 
würdig und durchaus achtungsvoll gegen das Staatsoberhaupt. Die Verteidigung des Ent: 
wurfs führte Stodlinger mit beſonderer Geſchicklichkeit. Gleich im Anfange ver Debatten ergab 
fi} ein Zwiſchenfall. Kolb, die Thronrebe in ihren einzelnen Theilen der Kritif unterftellend, 
verlangte von ven Miniftern offene Erklärung: ob dieſe Thronrebe ihr Werk fei? ferner Aufs 
ſchluß darüber, was die legten Veränderungen im Gabinete veranlapt habe. Die Minifter, in 
fichtlicher Verlegenheit, gaben wegen bes legten Punktes ausweichende Antworten, machten aber 
hinfichtlich des erften das Zugeſtändniß, daß dad Actenftüd nicht von ihnen herrühre, ſondern 
von anderer Seite gefommen fei, ſich berufend auf ven bisherigen Gebrauch, wonach das Staats⸗ 
oerhaupt hierbei nad feinem Ermeffen handle, und ihrerfeits ſchon zufrieden damlt, daß in 
dem Vertrage nichts vorfomme, was fie nicht vertreten koͤnnten. Diefe Erklärung brachte um 
fo größere Senfation hervor, ald man feit einiger Zeit wiflen wollte, v. Abel werde bei 
Hofe wieder zu Rathe gezogen. In ver Hauptfrage nahm zunächſt Schüler das Wort. Bor 
18 Jahren ſchon glänzend in diefem Haufe durch kühne Vertheivigung ver Vollksrechte, ſeitdem 
geãchtet und Flüchtling, nun bleih und auf Krüden geftügt , vertheidigte derſelbe die unbedingte 
Rechtsgültigkeit ver Grundrechte mit wahrhaft auögezeihneter Bloquenz. Er machte die allge⸗ 
meinen Gründe dafür geltend, er benugte aber mit wahrer Meiſterſchaft insbeſondere alle jene 
zahlreichen Momente, vermitteld welcher die Minifter ein ſchwankendes Spiel verfucht hatten. 
Keine Frage: es Hatte fih das Minifterium vollftändig verfangen; es hatte zeitweife zu dem 
Glauben einer unbedingten Unterwerfung unter die Reichsgewalt wirklich berechtigt, und doch 
mar ſolche Unterwerfung nie feine wahre Abſicht gewefen. Ihr habt namentlich das Reichsge- 
feg Über die Gültigkeit der Reichögefege amtlich befannt gemacht, hoben bie Demokraten her⸗ 
vor, und bod wollt ihr vemfelben vie Gültigkeit abfprechen in denjenigen Fällen, die euch nicht 
zuſagen; ihr Habt euch ven Gefegen und Anoronungen ver Reichsgewalt unbedingt gefügt, wenn 
es fi darum handelte, die Laſten des Volkes zu vergrößern (Vermehrung der Armee, Geldbei⸗ 
träge u. ſ. w.), und nun nehmt ihr Anftand aus particulariftifch- conflitutioneller Gewiſſenhaf⸗ 
tigfeit, die Beſchlüſſe des Parlaments in ven Punkten zu vollziehen, in denen es ſich um Ent= 
widelung ber Freiheiten des Volkes handelt. 

Nachdem der Minifter des Auswärtigen, Graf Bray, erfolglos namentlich gegen Schüler's 
Argumentation angelämpft, erhob fi der geſchickteſte Redner der Rechten, v. Abel. Er 
ſprach mit gewandter Dialeftit und wol noch im flolgen Nachgefühle der zahlreichen Erfolge, 
die er vorvem in dieſem Saale erringen: eine ſolche Einführung der Reichsgeſetze wäre blos 
„ein kühner Griff, aber nicht geeignet, das Recht zu erfegen, — eine Willkürherrſchaft, und jede 
Willkürherrſchaft weifen wir zurüd!” (Tiefer Eindrud des Staunend, von Murten gefolgt.) 
Dann fhilverte der Redner die verberblihen Wirkungen, welche die Grundrechte hervorbringen 
müßten, beifügend: „Wir erklären und aufs entfchievenfte gegen das Princip der Bevormun⸗ 
dung , welches bisher centnerfchwer auf den Gemeinden laftete”, und weldes Bevormundungs⸗ 
foftem nun durch die Reichscentraliſation noch vermehrt werben folle. (Hier verwandelte fi) der 
Unwille in lautes Gelächter). Endlich malte er aus, wie Die Schaffung eines deutichen Reichs 
die Finanzen der Einzelftaaten zu Grunde richten würde, indem es ihnen viele Ginnahmeauellen 
(Zölle, Boften u. f. w.) entreiße und neue Laften aufbürbe. Dabei ſtachelte er ganz beſonders 
die Vorurtheile und den Eigennug, namentlich die Realrechtöbefiger auf. 

Ihm antwortete Kolb, mit Ausprüden des Erfiaunens darüber beginnend, daß Baiern aus 
dieſem Munde, aus welchem es feit mehr als zehn Jahren ſchon fo mande Interpretation feiner 
Berfaffung vernommen, heute wieder Interpretationen hören müffe, diesmal Interpretatiowen 
imNamen der Freiheit, Interpretationen, die dad gefammte Deutfchland beträfen. Er beleuchtete 
bie vorgebrachten Trugfchlüffe, zeigte, wie die Herftellung einer Einigung Deutſchlands die un 
umgänglihe Vorbedingung feines Wohls und Glücks, nicht fein Verderben in ſich ſchließe, und 
bewies Die Unwahrheit der Unterftellungen , mitteld deren man namentlich den Gewerbſtand in 
Baiern aufgehegt. Es wurde augenfheinlih, daß man einzelne Anträge über das Gewerbwe⸗ 
fen, welche im volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe ver Nationalverfammlung zwar zur Vorlage 
gebracht, aber ſchon dort beinahe einftimmig verworfen und darauf gar nidt weiter zur 
Sprache gekommen waren, in Baiern für Befcplüffe der Reihöverfammlung ausgegeben un» 

mit Die Gewerbtreibenden in perſideſter Weite geſchreckt Hatte. 
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Um dritten Tage der Debatte unternahmen es vie Minifter Heinz und v. Beisler, ſowie 

1 Lerchenfeld, die DVereinbarungstheorie nochmals zu vertheidigen. Schüler und Stodinger 
aworteten treffend. 59) Als man endlich zur Abſtimmung über den entfheidenden Sag ges 
lezte, erflärten ſich 72 Stimmen für, 62 gegen die Gültigkeit der Reichsgeſetze. 

Am nächſtfolgenden Morgen (8. Febr.) erklärten vie Minifter, daß ſie infolge ded geftrigen 
Rummerbefälufies ſämmtlich ihre Entlaffung eingereicht Hätten. Es war das erfte mal inBaiern, 
Wed einer Kammer gelungen , ein ganzes Minifterium zu ftürzen. 

Rod war die Adreßdebatte nicht beendigt, denn auch dem ganzen übrigen Inhalte des Ant⸗ 
wortdenhuurf8 miberfegte ſich Die Minorität Sag für Sag. Go warb noch zwei Tage lang der 
yarlamentarifche Kanıpf fortgefegt. Endlich, nad) fünftägiger Debatte, erfolgte die Abftimmung, 
Annahme der Apreffe mit 72 gegen 61 Stimmen. 5°) 

Alte reactionären Parteien in Baiern entwidelten nun bie größtmögliche Thätigkeit, um 
dB zumal über die deutſche Frage moͤglichſt im Unklaren gehaltene und mit Beforgniffen für 
ſeine Religion und feinen gewerblichen Nahrungsftand erfüllte altbairifhe Volk gegen bie 
Reicheverfafſung und deren Vertheiviger aufzuzeigen, da die Einheit Deutſchlands ven Ruin 
Baierns mit ſich bringe. Ein Petitionsſturm gegen die Grundrechte warb organifirt; felbft die 
quafiofficelle „Neue Mündyener Zeitung” regiſtrirte die einlaufenden Adreſſen Tag für Tag. 
Dr rief kaum minder mafienhafte Gegenadrefien für die Grundrechte hervor, beſonders in 
draulen und der Pfalz. Bon ihnen nahm die genannte Zeitung feine Notiz. Das ultramontane 
Saupfblatt aber, der, Volkabote“, beſchuldigte Die freifinnigen Abgeordneten der niedrigſten 
ja er rief ganz unverblümt die Bauern auf, nach der Reſidenz zu ziehen und bie 
„Köthen“, die „grundrechtlichen Hochverräther“ todtzuſchlagen. 57) 


55) Bei diefer Gelegenheit war es, daß Herr v. Abel, bie im ganzen Lande gefürchtete parlamentarifche 
Baät, infolge der allerbings beinahe ununterbrochenen Angeife auf fein früberes —S verruch⸗ 
Syſten fich heftige Ausfälle erlaubte, über welche das Präfidium vermittels einer vagen Bemer⸗ 
ggehen wollte, worauf Kolb ſogleich die Sache auffaßte und vermittels namentlicher Abſtim⸗ 
einen förmlichen Kammerbefi erwirkte, wonach Herr v. Abel „ge Drbnung‘’ gewiefen ward. 
yarlamentarifche Nimbus des Mannes vernichtet. Die Linke hatte es als Pflicht anges 

das vorhandene Minifderium ſtuͤrzte, zugleich eine Wiederkehr des Minifteriums Abel 


machen. 
wollen bier zweier Borfälle kurz gedenken, welche in der Folge vielfach entſtellt beſprochen 
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mb den norbbentfchen jen bes bominirenden Preußen geopfert werde). Angefichts des erfien Ars 
tüce der Reichenerfaflung, wonach das beutfche Reich edenfalle das gen Gebiet "ses bisherigen Deut: 
Men Bunbes“‘ unfafien jollte (welches Gebiet der Kaifer fogar mit Baffengemalt hätte wahren müflen), 
Wrte ein Mitglied der Maforität: „Auch wir wünfchen ebenfo wenig ein Aufgehen Deutichlande in 
Yeafen, als eine Ausfchliepung Ofterreichs, fondern ein einiges, ganzes Deutihland.“ Die übrigen 
itglieber fimmten bei, nur ein georbneter, gerabe von ber Minorität, erklärte fich Dagegen. 
1] —5 — fonbern erſt nach längerer Zeit ſuchte man in ber Preſſe die Sache fo darzuſtellen, als 
jebe Nie ganze Kammer ihren am Tage zuvor gefaßten Beichluß wegen Bültigfeit ber Reichögefepe nun 
ber wieder umgeftoßen, unb als hätte das geftürzte Miniſterium ſich wieber an das Staats: 
iuber Bellen Fönnen, weil eine Wiberfeplichfeit ge bie Nationalverfammlung nun von der Majorität 
MR eusgefbrochen worden fei. Das directe Ge il deweifen indeß ale Sammerprotofolle und bas 
*— der Nachſtbetheiligten, wie denn auch die gewandte und unermüdliche Minorität eine ſolche Ge⸗ 
Iafeit augenblidlich benugt haben würde, wenn fle ihr gegeben geweſen wäre. 

377 Während die am meiften hervorragenden Abgeorhneten von ber Linfen über das Unwefen lachten 
Aha feinerlei Gefahr glaubten, hatten fa Freifinnige ans dem Volke, zumal Studenten, Künftler und 
WRüktärs, in aller Stilfe verftändigt, jeden einzelnen der am meiften für gefährbet erachteten Deputirs 
Anlasgeßelmm zu bewachen unb zu befcnügen. (Erf fpiter entberfte einer ber Beigeligien das Geheimniß 
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Das Märzminifterium führte proviforiich die Gefhäfte fort. Man kam nicht zur Bildung 
eines neues Cabinets. Nach ver Rechten konnte man nicht greifen ohne eine Kammeraufldjung, 
eine folche aber ftellte vie Wahl noch weit heitigerer Elemente in Ausſicht. Das linke Centrum 
aber ermangelte geeigneter Männer zur Befegung ver Minifterftellen. So dauerte denn die 
Berlegenheit und Rathlojigkeit fort. 

Nach wohenlanger Unthätigfeit empfing die Abgeordnetenkammer am 24. Febr. eine neue 
wichtige Vorlage, einen Gefegentwurf wegen Aufbringung ber Matrieularbeiträge für die 
beutfche Gentralgewalt. Es feien 1,622,000 Glon. erfoderlich; da nun weder Überfüffe vor= 
handen, noch ein Anlehen vathfam fei, fo felle ein Beiſchlag zu allen directen Steuern von 25 
Broc. für die Reichsausgaben erhoben werben. 

Da Hatte man nun thatſächlich, was v. Abel vorausverfündet: „Die Einigung Deutſch⸗ 
lauds bringt nur neue Laſten!“ Die für eine fo verderbliche Einigung Fämpfenden Abgeordne⸗ 
ten mußten dem Bolfe verhaft werben. Die Märzminifter hatten zulegt noch einen Streich 
geführt, der nicht gefährlicher gedacht werben fonnte. Vielen Breifinnigen bangte. 

Doc) die Freude der Reihöverfaffungsgegner follte nicht lange dauern. Wie ein nieder⸗ 
ſchmetternder Blig Fam die Antwort des Binanzausihufles. Gin Mitglien beffelben, Kolb, hatte 
in aller Stille Material gefammelt, um einen biöher forgiam verborgen gehaltenen alten Scha= 
den rückhaltslos zu enthüllen. Es war daß fogenannte griechiſche Anlehen. In burgaus 
würbiger Sprade, im Übrigen aber ohne Schonung, wies der genannte Berichterflatter die 
Sachlage nad). 5°) Er berechnete Die Foderung des bairiſchen Staats , ſoweit er biefelbe eruiren 
gekonnt, auf 1,529,533 Glon. und ftellte im Wefentlichen folgende Anträge: 1) Alle Beamte, 


58) Nach den amtlich; veröffentlichten Kammerprotofollen heißt es in bem vom gefammten Finauz ⸗ 
ausſchuſſe mit Stimmeneingelligfeit —— — Kolb'ſchen Berichte unter Anderm: „Die ganze 
Geſchichte des fogenannten griecnfcen niehens, alle Vorgänge, welche im Zufammenhange damit 
ſtehen, gewähren ein fprechendes Bild des Zuftandes, in m fi das Berfafungsweien in Baier 
vor ber deutfchen Märgrevolution befand. Es zeigt biefes Borfommmiß in allen Einzelheiten, wohin 
es führt, wenn nicht eine nach freifinnigen —— gewählte, nicht eine undecimirie, wahre Volkes 
vertretung vorhanden, wenz eine Repräfentation dabei nicht mit ben nötigen Mitteln ausgeſtattet ifl, 
dem Bolfsrechte auch gebührende Achtung zu verfchaffen, wenn der ganze Eonftitutionalismus nicht dem 
Weſen, fondern nur dem Scheine nacı beſteht. Es handelt ſich um ein Borfommuniß, das man fi Mar 
madjen muß, damit es als warnendes Beifpiel für bie Bufunft bieme. Gegen bie Mare Beftimmung 
der Berfafiungsurfunde wurde ein bairifches Heer nach Griechenland gefendet; für dem Baterland 
fremde Zwede wurben Taufende der Söhne Baierns in Griechenland hingeopfert, weggerafft durch ein 
mörberifches Klima, weggerafft Durch Anftrengungen und Entbehrungen, oder durch das Schwert ober 
die au der Türfen, bie zu befämpfen,ber baitifche Staat keine Verpflichtung, fogar feinen Grund, 
feine Veranlaſſung hatte. die damaligen batrifchen Stände aber ſchwiegen. die Brefie ohnehin hatte 
man ſchmachvoll gefnebelt. Millionen bairifcher Staatsgelder wurden verausgabt aus Veranlaflımg 
der den bairiſchen Staatszwecken unbedingt fremden fogenannten griechifchen Frage. Es konnte bies 
fein Geheimniß bleiben; Jedermann wußte davon, bie Stände aber ſchwiegen. Erſt als bie grie⸗ 
chiſche Regierung genöthigt ward, ihr Budget und ihre Nechnun, u veröffentlicien, mußten bie 
Stände in Baiern ebenfalls Kenntniß von der Sache nehmen (1840). Über man ließ es gefchehen, daß 
ein Minifter blos einem Ausſchuſſe und blos «confiventiell» Auskunft gab über Angelegenheiten der 
Staatskaſſe, mit der freilich jegt auf ihren gebührenben Werth gebrachten Bedingung, daß darüber wie 
eine Verhandlung in Öffentlicher ober geheimer Sigung ber Kammer Rattfinden bürfe! Der Kennts 
niß der Kammer felbft wurden alle ven Gegenfland betreffeuben Urkunden vorenthalten. Aus ber ger 
fammten Actenlage ergibt fi, daß man die Sache nie mit voller Offenheit behandelte. Man drehte 
und wendete ſich nad; allen Richtungen und fuchte die Frage nicht fowol feftzuftellen. ale vielmehr bie 
felbe zu umgehen. Immer wieder ſprach man von ben «zarten Rüdfichten», vermieb aber dabei befto 
ſorgſamer Dasjenige, was hätte gefchehen müflen, wenn mehr als ein leerer, ftaatsverberblicher Schein⸗ 
conflitutionalismus beftanden hätte, wenn bie Berfaffung, felbft mit allen ihren großen Behlern, eime 
Wahrheit geweien wäre. Was die in drei geheimen Sipungen ber Abgeorbnetenfammer (1840, 1843 
und 1846) gefaßten Befchlüffe anbelangt, 5 ift deren Inhalt bei der heutigen Lage ber Dinge im Wer - 
fentlichen ohne Bedeutung. Wäre es anders, fo würben biefe Befchlüfle, wie diefelben vorliegen, dem 
Volke gegenüber als null und nichtig in jeder Beziehung erflärt werben müffen. In materieller Hinficht 
hatte marı die Kammer zu BVeſchlüffen veranlaft, während man ihr die Kenntniß der wichtigften Urkun⸗ 
den vorenthalten hatte. Dabei ward fogar, im augenfcheinlichen Widerſpruche gegen bie Flare Bes 
Ginmung bes $. 79 der Geichäftsorbnung, niemals ben Kammermitgliedern auch nur ber bei 

usfchußbericht gedruckt uber lithographirt mi‘getheilt, weder innerhalb noch außerhalb ber vorgefchries 
benen Zeitfriſt. Sogar formell tragen bie gedachten Pretofolle den Stempel ber Nichtigkeit an fich, 
indem auch nicht eines derfelben von drei Abgeordneten mit unterzeichnet wırrde, gegen die ausdrückliche 
Vorſchrift von $.66 und 73 der Gefhäftsorbnung, gegen jene von $. 1 des Geſehes vom 2. Sept. 1831 
und fogar gegen bie Beftimmung von $. 13, Tit. II des zehnten Ediets zur Verfaflung‘ u. f. w. 
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wie mitgewirkt, find ſchleunigſt auf dem Civilmege, ſoweit möglich, zum Rückerſatze anzu= 
an; 2) die fernere Auszahlung der Ayanage des Königs Otto, welche Apanage.ohnehin 
Nerfür verpfändet, iſt fofort einzuftelfen; 3) es ſind unverzüglid) bie geeigneten Schritte einzu= 
kin, um ven Rückerſatz ver gedachten Staatögelver, ſoweit derſelbe nicht andermeit erfolgt, 
aus dem Privatvermögen des Könige Ludwig zu erlangen; 4) bie bei der Auslieferung der ges 
dechten Staatögelder thätigen Beamten find fofort wegen Amtsvergehens ſtrafrechtlich zu ver= 
folgen; 5) ſaͤmmtliche Minifter find, jeder in feinen Werkungskreiſe, zur unverzüglihen Anz 
mung der nöthigen Weifungen aufzufobern. 

Dieſes Guthaben des Staats reichte beiläufig gerade aus, die ganze Foderung der Minifter 
mbeden; man brauchte gar feine Steuern für die „deutſche Sache“. Indeſſen war im vorliegens 
ten Berichte bavon nicht die Rebe; es follte vielmehr noch ein anderer Bericht wegen ver Steuers 
fberung nachfolgen und das Publicum fhien nod) weitere Enthüllungen zu erwarten. 

Zu einem weitern Bortrage ließ e8 indeß die Regierung nicht fommen. Man fuchte vielmehr 
son verfhiedenen Seiten felbft die Berichterftattung über das griechiſche Anlehen zu verhin= 
ben, wollte das ganze VBerhältniß nicht offenkundig werben laflen.. Diefe Bemühungen, obmol 
von dem Kammerpräfidenten unterftügt, ſcheiterten indeß an der Vorausſicht und Energie der 
Linken, Indeffen erfolgte nun eine Bertagung der Kammern fo eilig, daß das betreffende Re— 
frript von Männern contrafignirt war, deren Ernennung zu Minifterverwefern man dem Lands 
tage noch nicht einmal angezeigt hatte. (Es waren nämlich Die Herren v. Leſuire, v. Aſchenbrenner, 
v. Keinfgrod und v. Beisler ald Verweſer ter Diinifterien berufen worden.) 

Sqchnell drang indeß jener Bericht über das griechiſche Anlehen in das Publicum und 
wirfte weit mehr als alles Andere, was bis jet auf dem Landtage vorgefommen. Der urfprüng- 
lie Schlag, berechnet auf die Steuerpflichtigen, war nit nur abgewenbet, fondern vielmehr 
qrädgeführt, tief in das Haupt de angreifenden Theils. Gerade für die Steuerpflichtigen, 
die vorzugämeife in das Auge gefaßt waren, lag nun die Frage vor: ob nicht beffere Garantien 
wethwendig feien. £ 

Die am 8. März begonnene Vertagung follte bis zum 10. April dauern. Als aber dieſer 
Lernin ſich näherte, hatten die Minifter noch nicht zu feiten Entſchlüſſen in der ſchwebenden 
taatfhen Frage zu gelangen gewußt. Daher eine zweite Bertagung bis zum 24. April; hierauf 
ſoger eine britte bis zum 45. Mat. ; 

Die immer man das Auftreten der damaligen Abgeordnetenkammer beurtheilen möge, un⸗ 
weifelhafte Thatſache iſt es, daß dieſelbe es als ihre höchſte Aufgabe betrachtete, die bairifche 
Regierung zur Anerkennung ver Reichsgeſetzgebung zu nöthigen. Sie war dabei von ber uͤber⸗ 
tügung geleitet, daß es Täuſchung fei, in den Einzelftanten auf dauernde Kreiheit und Wohl: 
fahrt zu Hoffen, wenn biefe nicht in der Geftaltung des Geſammtvaterlandes ihre Grundlage 
finden, Für dad Zuſtandekommen einer geſammtdeutſchen Verfaſſung mußte aber gerade die 
$altung Baierns von beſonders hoher, vieleicht entſcheldender Wichtigkeit fein. Ward Baiern 
fürbie große Frage ber Neuzeit gewonnen, fo lag eine Möglichkeit vor, insbeſondere aud) den 
Verftand des berliner Eabinets zu bewältigen. Die Mittelftaaten bildeten den Kern einer 
Rob; die Stimmung in verſchiedenen preußifchen Provinzen (namentlid Rheinland) mochte 
gmägen, die alsdann fchwankende Wagſchale herabzuziehen. 

Die Lage der Abgeordneten verſchlimmerte ſich infolge ver Erwählung des Königs von 
Breufen zum deutſchen Erbkaiſer. Es ließ ſich die Thatfache nicht verfennen, daß die allgemeine 

ung in ganz Baiern (einige ansbacher Apelige ausgenommen) damit nicht zufrieven 
wer. Obwol aber dieſe Wahl den Wünſchen ver batrifhen Landtagsabgeordneten nicht zufagte, 
fo beflane dennoch wie Linte feft auf ihrem Grundſahe unbevingter Unterwerfung unter bie Be- 
Höfe der Nationalverfammlung, mobel man das Nicjtangenehme ebenfo wie das Erwünſchte 
nguertennen habe. 

Mittlerweile war denn auch das Miniſterium deſinitiv reconftituirt. Es beftand aus Herrn 


"der Pforbten (Auswärtiges), Leſuire (Kriegäwefen), Aſchenbrenner (Finanzen), Kleinfhrod 


Cakiy), Forſter (Inneres) und Ringelmann (Cultus). Wenn aud) vorerft noch nicht dem Na= 
men, ſo doch der That nach land der Erfigenannte ander Spitze des Cabinets. Früher Univerfitätse 
veofefor , misfiel feine Haltung dem Heren v. Abel. Herrv der Pforbten wandte ih damals nach 
und gelangte nad) ven Märztagen auf einen fähflfhen Miniſterſtuhl. Eben war er je 
Noß den Angriffen ber dortigen Kammern unterlegen, indem er namentlich in Hinſicht auf bie 
Reichsverfafſung diefelbe Richtung vertrat wie das In Baiern geſtürzte Minifterium, 
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Herr v. der Pfordten begann Namens der bairiſchen Regierung der deutſchen Centralgewalt 
zu erklaͤren, daß die gedachte Regierung eine unbedingte Gültigkeit der Reichsverfaſſung nicht 
anerkenne. In Verbindung damit ſtand die letzte Vertagung der Kammern. Adreſſen mis zahl⸗ 
reichen Unterſchriften verlangten dringend ſofortige Berufung des Landtags, das Miniſterium 
wies dieſelben iedoch zurück. 

Indeſſen glaubte die parlamentariſche Oppoſition das Miniſterlum zum Nachgeben zwingen 
zu können. Wirklich ließ ſich nicht abſehen, wie dieſes ſich zu behaupten vermoͤchte dieſer Kammer 

gegenüber und bei der Unmöglichkeit, durch Aufloöͤſung eine nachgiebigere zu erlangen. Der un⸗ 
glüdliche. Aufftand in der Pfalz änderte die Sachlage. 

Die Haltung des neuen Minifteriums hatte nämlid, in der Pfalz und in Franken große 
Aufregung und Erbitterung erzeugt. Zunächft infolge einer Auffoderung ber pfälziſchen Volls⸗ 
vereine fand am A. und 2. Mat zu Kaiſerslautern eine allgemeine Voltöverfammlung flatt. 
Etwa 12,000 Männer, viele in Waffen, wohnten derſelben bei. Das Verfahren der bairifchen 
Regierung ward als Auflehnung gegen die Reihöverfaffung bezeichnet und beſchloſſen: vie 
Pfalz habe diefer Regierung, bis ſich diefelbe ven Reichsgeſetzen unterwerfe, Widerſtand zu lei⸗ 
flen, zu welchem Behufe man einen „Landesvertheidigungsausſchuß“ einfegte (der übrigens in 
Wirklicpkeit Feinen Verſuch machte, die im Kreife beftehende Regierung abzufegen). 

Das Reiheminifterium (Gagern), gedrängt dur die Madıt der Thatfahen und beftürmt 
durch die Linke des Parlaments, fendete den Reichstagsabgeordneten Eiſenſtuck als Reichscom⸗ 
miffar nach ver Pfalz. Eifenftud fand, nad; Inhalt feiner Berichte, überall im Lande große Er⸗ 
bitterung gegen bie bairifche Regierung ; die Beamten felbft ſprachen ihm faft durchgängig ihr 
Bedauern über die Haltung diefer Regierung aus und betheuerten ihre Anhänglichkeit an die 
Reichsverfaſſung. Eiſenſtuck, beftrebt, die Reihöverfaffung zur Anerkennung zu bringen, ſo— 
dann zu der Folgerung gelangend, daß eine offene Misbilligung der geſchehenen Schritte nus 
jur Proclamirung ver Republik führen würde, Fam (7. Mai) zu dem Entfluffe, den Landes= 
vertheidigungsausſchuß zu reconftituiren als „Randesausfhuß für Vertheivigung und Dur 
führung der deutſchen Reichsverfaſſung“. Da nun aber am nächſten Morgen, völlig unerwartet, 
von Manheim her ein preußifhes Bataillon (vom Reichskriegsminiſter v. Peucker nad Landau 
beorbert)) in ver Pfalz erfehien, entfland Hier eine ſolche Aufregung und Grbitterung, Daß dieje 
ſchwache Truppenabtheilung aller Wahrſcheinlichkeit nad von allen Seiten angegriffen und 
rg aufgerieben worden wäre, wenn der Reichscommiſſar diefelbe nicht zurückbeor⸗ 
dert e. 

Die Centralgewalt war indeſſen unzufrieven mit Gifenflud. Er warb einer Überfäreitung 
feiner Vollmachten beſchuldigt und zurüdberufen (10. Mai). Dies goß DI in die Flammen. 
In der nähften Nacht warb eine bairiſche Truppenabtheilung zu Ludwigshafen durch Bemaffnete 
aus Frankenthal und der Umgegend überfallen und ver Ort genommen. Die Soldaten (angeb⸗ 

lich 460 Mann) gingen, mit Ausnahme der Offiziere, zu den Infurgenten über. Run riß beim 
gefammten Militär in der Pfalz Auflöfung ein. Zuerſt verliefen vie Soldaten in ven offenen 
Orten ihre Corps, dann folgten die in den Feſtungen häufig dieſem Beiſpiele. Zu Landau 
namentlich konnte der Dienft faft nur noch durch Offiziere verfehen werben. Viele Gemeine und 
Unteroffiziere ſchloſſen fi der Bewegung an, eine noch größere Anzahl begab ſich einfach nad 
Haufe. (Die Gefammtzahl ver Fahnenflüchtigen warb fpäter zu 2325 angegeben.) Gedrängt 
durch manche Berhältniffe, gedraͤngt insbefondere durch Geldmangel und bei feiner beſchränkten 
Befugniß außer Stande, demſelben zu begegnen, glaubte der Landesausſchuß einen Schritt 
weiter gehen zu müfjen. Er berief auf ven 17. Mai eine Verſammlung von Cantonalvertretern 
nah Kaiſerslautern und verlangte von diefen Umwandlung des Landesausſchuſſes in eine 
proviſoriſche Regierung. Nur mitteld Anwendung eined „gelinden moralifhen Zmangs” 
gelang ed den Antragftellern, bei der Abftimmung die ſchwache Majorität von 15 bejahenden 
Stimmen gegen 13 verneinende zu erlangen. Die Maffe der Bevölkerung miöbilligte das Bor- 
angehen, aber in der ganzen Pfalz wollte Niemand eine Gegenbewegung unternehmen, folange 
die Regierung die Anerkennung der Reichsgeſetze verweigerte. Nicht Viele wollten dieſe unver⸗ 
ftändige Revolution, aber Niemand wollte darum die unbedingt verhaßte Gontrerevolution. 

Am unerwünfteften kam indeß der Aufftand ven eben wieder nad München abgegangenen 
Landtagsabgeordneten. Während fle einerfeltö die jehr gegründete Hoffnung hegen durften, 
die Regierung zur Anerkennung der Reichöverfaffung zwingen zu Eönnen, wenn Feine flörenden 
Zwiſchenfälle einträten, mußten fle einfehen, daß dagegen zur Durchführung einer Revolution 
in ver Kleinen Landſchaft alle Mittel fehlten, insbefondere Waffen und mwaffengeübte Soldaten. 
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Dh ganz Deutſchland ſich erheben werde, konnte aber nur glauben, wer die ganze damalige 
Gämmung völlig verfannte. 9%) 

Am 15. Mai, alfo ehe noch die Dinge in ver Pfalz zum Hußerften gekommen waren, ſollte 
ber fandtag zu München wieder zufammentreten. Noch immer war man aber dort zu entſchei⸗ 
denden Entfchlüffen nicht gelangt. Es bedurfte energifcher Verwendung einiger pfälziſcher Ab⸗ 
gestoneten bei den beiden Kanımerpräjidenten, un diefe zu vermögen, wenigſtens aufden 17. Mat 
bie erfte Sigung anzuberaumen. Es war der nämlihe Tag, an welchem zu Kaiferölautern bie 
Wahl einer proviforifchen Regierung ftattfand. 

In diefer Sigung begann das neue Minifterium mit Vorlage feines Programms. Es er⸗ 

Härte, daß es in ver deutſchen Frage „an dem Standpunkte ver Vereinbarung feſthaltend, die 
umbebingte Anerkennung der Reichöverfaffung verfagen müffe”, deren „unveränverte Annahme 
die Intereffen Baierns ſchwer verlegen würde”; es felen übrigens „in der jüngften Zeit entſchie⸗ 
dene Schritte zur Vereinbarung gethan worden”, und man wolle „nie deutſche Einheit auf jene 
mit denn Wohle des gefammten Deutſchland und des bairiſchen Volkes zu vereinbarende Weife 
fördern”. Dem Volke follten übrigens „bie gewonnenen ober in Ausſicht geftellten Freiheiten 
vollftändig gewährt”, aber auch „einem maßlofen Streben nad) dem praktifh Undurhführbaren 
kräftig entgegengetreten werben”. Verheißen ward namentlich „Umgeftaltung der Verfaffungs- 
urfunde, insbefondere Umbildung der Kammer ver Reichsräthe“. Ungeachtet mander neuen 
Ausgaben und ungeadtet der beabfichtigten Aufhebung des Lotto werde vermitteld „weifer 
Sparfamfeit das Gleichgewicht im Staatshaushalte aufrecht erhalten werben innen”. Das 
Diniferium hielt e8 fürnäthig, förmlich in feinem Programme anzufünnigen, daß das griechifche 
Anlehen durch baare Zahlung von Seiten des Königs Ludwig bereinigt fei. 6") Die Erklärung 
ſchloß mit den Worten: „Indem das Staatsminifterium diefen Stand der öffentlihen Angeles 
genbeiten zur Kenntniß des Landtags bringt, erkennt daſſelbe wohl, daß die Löfung ver hier be= 
zeichneten Aufgaben durch die Unterflügung der Kammern bedingt ift.” 

&8 folgte nun eine heftige Verhandlung, endigend mit. dem Befchluffe der Abfaſſung einer 

Abreſſe an ven König gegen dad Minifterium und der Ankündigung einer Beſchwerde gegen das 
Benehmen der beiden Kammerpräftventen. 61) 


59) So fam es benn auch, daß von den fünf Männern, welche urfprünglich zu Mitgliedern ber pro⸗ 
siforifchen Regierung der ld jewählt worden waren, brei die Annahme verweigerten, und e6 waren 
Dies gerade nicht die einflußlojeften: Schüler, Kolb und Eulmann, während Reicharb und Hepp und 

Der Ablchnenden noch Schmitt, Fries und Greiner eintraten. 

60) & if dies wol das einzige Beifpiel in der Gefchichte des deutſchen Eonftitutionalismus, daß ein 
Staatsoberhaupt aus feinem Privatvermögen einen in die Millionen gehenden Kückerſat leiftete. Unb 
es war nicht einmal zu einem Kammerbefchlufie gekommen; aber freilich Hatte der erflattete Angfı u 
bericht * Eindrud im ganzen Lande hervorgebracht, wie er eben nur unter ben damaligen Ver! 
uiffen möglich war. i 

61) Sobald Minifter Kleinfchrod mit Verlefung bes obigen Programme geendigt, erhob fich nämlich 

ederholt erflären, ap fie die Reiches 


formellen Gründen. Er ward von Stockinger und Kolb —— — Darauf erhebt der zweite 


‚ja Bürgerkrieg bringen kdune“, bie Entfcheidung noch ferner zu verſchieben fuche. 
— EN ie das Wort. Er vers 


näher ausfprechen und bie von ihr beanftanbeten Theile der Reichsverfaffung fperiell bes 
. Die Regierung Halte fich für berechtigt, zu fobern, daß man biefe Vorlage abwarte und 
; das Segenigei wäre eine Verlegung ber erflen Bei i 
Kelb: Wenn er 5 
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In ver Sigung vom 19. Mai brachte das Minifterium feine angefimbigte nähere Erklärung 
über die Reichsverfaſſung zur Vorlage. Die Haupteinwendungen gegen diejelbe waren: 1) 
ſterreich werde ausgeſchloſſen; 2) man ſchaffe nicht einen Bundes-, fondern einen Einheitd- 
ſtaat; 3) das Wahlgefeg. Vaiern wolle fein Kaiſerthum, fondern ein Direstorium, feine 
felbftändigen Reichseinkünfte, fondern Matricularbeiträge. Außerdem Widerſpruch gegen jede 
Reichsgeſetzgebung in Gewerbſachen, Vorbehalte zu Gunften der Stellvertretung beim Militär, 
Einwände gegen Abſchaffung ver Todesſtrafe, gegen unbevingte Trennung von Staat und Kirche 
gegen Theilbarfeit des Grundeigenthums u. ſ. w. Wenn diefe Anftände befeitigt würden, fo jei 
vie bairifche Regierung zur Anerkennung ver Reichsverfaſſung bereit. 

Unmittelbar nad) Verlefung dieſes Actenſtücks erftattete Schüler den Commiſſionsbericht 
über vie beſchloſſene Adreſſe an ven König. Der Entwurf ſchloß mit der Erklärung, dem Minis 
fterium jede Unterftügung, insbeſondere zur Ausführung feines Programms, zu verfagen, und 
mit bem dringenden Erſuchen an den König um Anerkennung ber Reichsverfaſſung und Bildung 
eines andern Minifteriums. Die Berhandlung vom 21. Mai endigte mit Annahme ver Adreſſe 
durch 72 gegen 62 Stimmen. 

Nun war ein Nebeneinanderbeftehen viefer Kammer und dieſes Minifteriums allerdings 
unmöglid. Was aber gefhah, war weder Kammerauflöfung, noch Rüdtritt des Cabinets. In 
der naͤchſten Abgeordnetenſitzung warb vielmehr eine Zufhrift des Gefammtminifteriums vers 
lefen, des Inhalts: Nachdem die Rheinpfalz als eine im Zuftande des Aufruhrs befindliche 
Provinz betrachtet werben müffe, fo fei aud) „vie Berechtigung der Abgeordneten aus dem pfäl= 
ziſchen Regierungsbezirke zur Theilnahme an den Verhandlungen des Landtags zu beanflanden 
und diefe Theilnahme für fo lange zu fuspendiren, bis ber gefegliche Zuftand wiederhergeſtellt 
fei”. Der Präfivent wollte fofort den Gegenfland dem Serretär zur Berichterftattung übergeben. 

Es war Thatfache, daß die Pfalz die beredteften und gewandteften Vertheidiger ver Reichs- 
verfaffung geftellt hatte. Zudem würbe durch den Ausſchluß von etwa 15 anweſenden Pfälzern 
(oter waren nicht erfhienen) die miniftertelle Seite des Hauſes eine wenn auch noch fo geringe 
Stimmenmehrheit erlangt haben. Die Pfälzer fhienen es zu verihmähen, in diefer Sache das 
Wort zunehmen. Allein fogleih erhob fid eine Reihe Ahgeoroneter aus Franken und Schwas 
ben gegen das beabfichtigte Verfahren. 0) 


die Gefahr, welche in biefer Meichsverfaffung liegt und welche biefelbe nach fich zieht, verfennt, wenn 
Deutfchland vielmehr fi in den Abgrund fü en will, fo mag auch Baiern nicht zurädbleiben, amd 
lieber till ich deutſch fterben als hairifch verderben!” Die beiden Kammerpräfibenten wechſelten wiee 
berholt im ee um ſich gegenfeitig zu unterftügen in Befämpfung des Kolb’fchen Antrags. Ends 
lich follte zur Abtimmung 34 ſritten werben. Allein nun ergab ſich unerwartet ein neuer Incidenzfall. 
Der zweite Präfivent erflärte, daß er nur über ben zweiten Tee des Antrags abftimmen laffen werde, 
nicht aber über den erſten 2 ye deſſelben, weil foldes verfaffungswibrig fein würde. Der Antrags 
fteller appellixt fofort an bie Kammer; er verlangt deren Entfcheidung, da fie höher ſtehe als der Praͤ⸗ 
fivent, wie es dern nicht von bes letztern fubjectiner Anſicht abhängen fünne zu verfügen, über mag bie 
Kımmer Beſchlüſſe faflen dürfe oder nicht. Als nun aber beive Praͤſidenten auch dahin nicht zu bringen 
waren, bie Kammer wenigfiens über bie Borfrage entfcheiden zu laſſen, fo fündigte ber Antragfteller 
eine fürmliche Befchwerbe über das Verfahren beider Praͤſidenten an; das Haus beſchloß aber Hinfichts 
Lich des zur Abflimnung gelangten Pie Theil des Antrags (Adrefie) deffen Annahme mit 71 gegen 
58 Stimmen. Beim Stufe der Sitzung fündigte Lerchenſeid noch die Nieberlegung feines Präfdiume 
an, welche er indeß fchon nor der Sigung enbfichtigt & €. 
62) Morgenftern zeigt, daß die Deputirten nicht für einzelne Provinzen, fondern „für bes ganzen 
Lanbeg Wohl“ Beeibigt End. Rubner: Er erfenne in dem Antrage ‚die Auffoberung zu einem Vers 
brechen, das feine Bezeichnung im Strafgeſetzbuch finde, zu einem Attentate gegen bie Integrität bes 
Staats’. Binder: Geſtern habe bie Kammer erklärt, va das Minifterium ihr :Bertrauen nicht befipe, 
heute zeige nun dieſes Minifterium fein conftitutionelles Zartgefühl, indem es feinen Gegnern, denen es 
im parlamentarifchen Rampfe nicht gewachſen, die Thür weifen wolle. Rubner bringt ben Antrag: 
„In Erwägung, daß die Suufisberung bes koͤniglichen Staateminiſteriums ein durchaus verfaflunges 
widriges Anfinnen an die Kammer ftellt, wolle biefelbe zur Tagesorbnung übergehen.” Nachdem noch 
mehre Abgeorbnete nicht ohne Indignation efprodhen, nahm der Gultusminifter Ringelmann das Wort: 
„Ich gebe dem fehr geehrten Redner zu, da ch, ohne in juriftifche Spipfindigfeiten zu verfallen, feinem 
beftimmten Paragraphen der Berfaffungsurfunde anzuführen weiß, der unfern Antrag wortdeutlich bes 
endet, Allein es handelt fich im gegenwärtigen Augenblick um eine ftaatörechtliche Rothivendigkeit! * 
Ch! oh!) Mubner: „Es ift Hier der Ausdruck ftaatsrechtliche Nothwendigkeit wol zu überfegen im 
Stantsftreih!" Run erhob fich auch ein Abgeorbneter zur Verteidigung der minifteriellen Maßnah⸗ 
men. Es war Herr v. Lerchenfelb, ber mit ungemeiner Erbitterung gegen „, Rebellion und Hodjverrath ’ 
eiferte. Graf La Rofee nennt bie pfälzer Abgeorbneten „Rebellen, Bertreter von Rebellen“. Mint 
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US endlich zur Abftimmung gefehritten werben fol, ob Tagesordnung oder Beriterftat 
tung, will PBräfivent Gegnenberg die Pfälzer als „betheiligt“ fofort vom Mitootiren aus— 
führen. Darauf neuer Sturm. 6%) Endlich ſpricht der Präfivent aus: die Bewegung jei fo 
gb, daß er in diefem Stadium nicht zur Abftinnmung fehreiten wolle; er unterbreche die Sitzung 
lit zum Abende. 

In der Zwiſchenzeit hatten ſich die Mitglieder von der Rechten wieder gefaßt. Der Präſident 
$eguenberg begann mit ver Erklärung: auf dem betretenen Wege gelange man zu feinem Ziele; 
afei ich bewußt, welche Berantwortung er auf ſich nehme, indem er ſich erfühne, die Frage 
ſelbſtändig zu Löfen; er werke beim Namensaufrufe „nad Pflicht und Gewiflen die Namen ver 
Hälzifhen Deputirten weglaflen”. Hierauf allfeitige Aufregung. Die ganze Linke, fammt dem 
infen Gentrum, verläßt ven Saal. Der Präflvent befiehlt Räumung der Galerien und ſuspen⸗ 
din nochmals die Sigung. Die Mitglieder der Linken aus den rechtsrheiniſchen Kreifen faflen 
gegen jene Ausfchliegung, als eine „Verfaſſungsverletzung“, eine ſchriftliche Proteftation ab, 
nit dem Beilage, „dieſe Proteftation dadurch zu bethätigen, daß fie ſich in fo lange ver Bethei⸗ 
ligung an diefer Verhandlung enthalten, als vie Abgeorpneten aus der Pfalz ausgeſchloſſen 
erben!“ 


Rach dem Abtreten der Linken befanden ſich die Zurücgebliebenen nicht mehr in beſchluß⸗ 
fühiger Anzahl. Am folgenden Morgen Wieverholung des Verſuchs. Der Präſident ſpricht 
aus, in feinem Verfahren zu beharren, die Mitgliever ber Linken verlaffen ihre Sige; eine 
tehtsgältige Abftimmung ift ſchon formell unmoͤglich. 

„ Vittlermeite (23. Mai) hatte die Reichsrathskammer mit 32 Stimmen gegen vie eine bes 
Gürken Ballerftein beſchloffen, die Gültigkeit ber Hteihöverfaffung fei nicht anzuerkennen. In die⸗ 
jer Kammer befanden ſich gleichfalls zwei Pfälzer (die ehemaligen Minifler Heinz und v. Maurer); 
gegen ihre Anweſenheit in ber Berfammlung hatte ſich nicht eine Stimme erhoben. 

Indeſſen herrſchte in den Kreifen der Reichsverfaſſungsgegner aufs neue Rathlofigfeit hin= 
ſichlich des Verhaͤltniſſes der Abgeorbnetenkammer. Am 30. Mai fand wieber eine Sigung 
fatt, welcher Die Bfälzer unangefochten beimohnten; die Minifter braten eine Menge Geſetz⸗ 
abrürfe zur Borlage. Nachdem envlid das infolge des Austritts von Lerchenfeld theilmeis er⸗ 
Iebigte Prafidium durch Eönigliche Ernennung ergänzt worben war, verfaßte ver Ausfhuß zur 
Prüfung der Beſchwerde über das Verfahren des Präfiventen Hegnenberg feinen Bericht, jene 
Veſchwerde für begründet erflärend. Dies führte zur Entſcheidung: ald die Sache in der Sigung 
vom 11. Juni zum Vortrage gelangen follte, erfolgte die Aufldfung der Kammer. Nachtraͤglich 
erihlen eine konigliche Broclamation. Zwei Tage vor der Kammerauflöfung war übrigens 
dorſtet aus dem Minifterium ausgetreten und Durch v. Zwehl erfegt worben; zuvor ſchon hatte 
». Lüder die Stelle Lefuire's (als Kriegsminifter) eingenommen. *%) 

MI. Unterbrüdung bes pfälzifhen Aufſtandes. Das bairifhe Eabinet neigte 
Adi Ganzen vorzugsweiſe Oſterreich zu, doch nicht ohne mehrfaches Sin- und Herſchwanken. 
Heer v. der Pfordten reifte nad) Wien, er reifte nach Berlin, im Wefentlihen one Erfolg; man 
faab weber da noch dort Gefallen an biefer Vermittierrolle. 

Indeſſen galt e8, die Pfalz wieder zu unterwerfen. Wir haben bie dort vorwaltende Stim⸗ 
mung im Allgemeinen bereit bezeichnet. Bei der herrſchenden Charakterverſchiedenheit zwiſchen 
dem altbateifchen und pfälzifhen Stamme Eonnte ed an unzufriedenen Elementen im Rheinlande 
rigt fehlen, um fo weniger, als fid die Anficht längft allgemein verbreitet Hatte, die Pfälzer 
tirben zurücgefegt und es würden ſtets große Summen aus dem Lande gezogen. Dennoch 





ann: „Es ift eine traurige Erſcheinung in unfern Zeiten, daß jebe politifche Handlung der 
gerabeiu verdaͤchtigt wird.” Morgenftern: „Wenn die Pfalz von den Franzoſen erobert wäre, 
Rire es auch Riemandem einfallen, die Bertreter bes Kreifes darum auszufchließen.‘” Schmitt (von 
Mirkıg): Die Seele des Minifteriums (v. der Pfordten) Habe ſchon früher ausgeſprochen, „daß, 
wem ud) ein Bür erfrieg entflände, man doch nicht nachgeben würde“. Lerchenfeld: Eine rebelliſche 
Bereinz habe das echt nicht, in ber Kammer vertreten zu fein; es fei dies eine Strafe für ihre Res 


Stodinger: „Wir erflären, baf das Land betheiligt iſt und die Aufrechthaltung ber Verfaſſung, 
ud wir werben unfere Pflicht thun, wie das Vaterland fie verlangt.” Schab erflärt im Namen vieler 
ah hie aus Sranfen: Wenn man bie Pfälzer an der Abſtimmung verhinbere, fo würden fie ebens 
men. 
4) Bir haben bie Borgänge auf diefem Landtage ausführlicher gefchilbert, nicht nur wei biefelben 
Ms immer höchſt unrichtig dargeſtellt wurben, ſondern Hauptfächlic; wegen ber Innern Bedeutung 
Kampfe für die Berfafungsgeftaltung in Deutſchland überhaupt und in Baiern ſpeciell. 
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fagte der Aufſtand ver großen Mehrheit nit zu; gegen denſelben wollte ſich Niemand erheben, 
weil man darin, ohne Anerkennung der Reichsverfaſſung durch die Regierung, eine Förderung 
der Reaction erblidte. So blieb die große Mehrheit ver Bevoͤlkerung rein paſſiv. Das Beam: 
tenthum benahm ji am ſchwächſten; die Organe ver proviſoriſchen Regierung verkündeten bie 
Namen von Hunderten von Angeftellten, welde ihre Unterwerfungderklärung eingejendet 
hätten. 6°) 

Unter folden Verhältniffen mußte die Pacifleirung ver Heinen Pfalz als eine fehr leichte 
Aufgabe erſcheinen. Indeſſen zeigte fih bei dieſer Gelegenheit recht deutlich, wie fehr man bie 
Maqht nicht nur des BeamtentHums, ſondern auch die der ſtehenden Heere überfhägt. Obwol 
Baiern ſchon in jener Periode ein ſolches ſtehendes Heer von mehr als 70,000 Mann unter⸗ 
hielt, fühlte ſich doch die Regierung Wochen und Monate lang dahin gebracht, dem ganzen Kreid 
ſchutzlos zu laſſen (freilich gährte es aud) in Franken). Den Infurgenten in ver Pfalz gebrach 
es gerabezu an Allem; dagegen beſaß vie Regierung dafelbft zwei wichtige Feſtungen (Landau 
und Germersheim), Artillerie und überhaupt Kriegs-⸗ und fonftige Vorräthe in Fülle, ſodaß 
eine Handvoll zuverläfftger Truppen genügt haben würde, dem ganzen Aufftand ein Ende zu 
machen. Während aber (erft 18 Monate zuvor) die Heine Schweiz, ohne jedes ftehende Heer, 
blos vermitteld des Syſtems einer gut durchgeführten Volksbewaffnung (im Sonverbundd: 
kriege) binnen drei Wochen 140,000 Mann ins Feld geftellt Hatte, ſah man ſich in dem noch 
ein mal fo großen Baiern veranlaßt, die militärifhe Hülfe Preußens anzurufen. Erſt in ver 
weiten Hälfte des Monats Juni erſchien ein bairiſches Armeecorps von etwa 15,000 Mann in 
der Pfalz, nachdem bie preußifchen Truppen bereits das ganze Ländchen durchzogen und jeden 
Widerſtandsverſuch mit leichter Mühe nievergeworfen hatten, ſodaß das bairiſche Corps nirgendd 
mehr einen Feind zu fehen bekam. 

An eine Vertheivigung ver Pfalz konnte nämlich, ſchon nad} dem früher Befagten, ernfllid 
nicht gedacht werben. Deshalb beſchloſſen denn die Infurgenten, fid) über ven Rhein, nad Va⸗ 
den zurückzuziehen. ALS daher preußifche Truppen, forwol von Norden als von Weften her, bie 
Grenzen der Provinz überfäpritten (1A. Juni), trafen fie nur an wenigen Punkten auf ſchwache 
Abtheilungen ber zutůckweichenden Infurgenten; fo am 14. Juni bei Kirchheimbolanden, am 15. 
‚auf ein anderes kleines Corps bei Ludwigshafen und am 17. auf ein britteß bei Rinnthal. Die 
Beiden durch die Aufſtaͤndiſchen cernirten Feſtungen Landau und Germersheim waren entfeht, 
und in der rühe des 20. überfchritten Die Preußen auf der Brücke bei Iegterm Plage ven Rhein: 
from, um den Kampf in Baden weiter zu führen. 

Jept erſt erſchien der bairifche General Fürft Thurn und Taxis mit feinem kleinen Armeecorpd 
in ver Pfalz. Noch vor feiner Ankunft wurden zwei vom Königeund den Miniftern unterzeichnete 
Proclamationen (datirt Münden ven 10. Juni) verkündet, worin den Pfälzern zugerufen wurde: 
„Mit tiefem Kummer ficht ſich euer König zur Waffenanwendung gezwungen... Ihr müßt 
erkennen, daß ihr das Opfer einer firafwürbigen Täufhung geworden feid... Glaubt Mit, 
daß Ich, von inniger Liebe für das gefammte deutſche Vaterland durchdrungen, Meine heilige 
Aufgabe darin finde, auf dauerhafte Weiſe die Wohlfahrt, Einigkeit und Größe Deutſchlande 
und dad Glück der Meiner Leitung anvertrauten Voiksſtämme zu begründen. Pfälzer! Ver: 
traut den Worten euers Königs! Er fieht in euch, mit Ausnahme weniger Verführer, feine 
Feinde, fondern Verirrte. Die Feinde mögen der verbienten Strafe verfallen, den Verirtten 
wird er zu verzeihen wiffen.” 

Die dem Truppenbefehlähaber Fürſt Tarisertheilte königliche Vollmacht beruhte auf ver aud: 
drücklichen Vorausfegung, daß „zur Wieverherftellung des gefeglihen Zuſtandes nur dad 
ſchmerzliche Mittel ver Anwendung ber Kriegögewalt übrig bleibe”. Da der Obercommanbant 
aber einer Kriegsgewalt thatfächlih durchaus nicht bedurfte, fo erwarteten Viele ganz einfad 
die Wiederherftellung der frühern Verhältnifle. 

Indeſſen hatte Fürft Taris, noch ehe er ven Boden der Pfalz betreten (durch eine aus Oppen⸗ 
heim vom 16. Juni datirte Verfügung) den Kriegszuftand über alle Gemeinden des Lanteb 
verhängt, unter Berufung auf ein Napoleonifches Decret. 6%) ALS er ſodann in ver Kreishaupt⸗ 


65) Mehre Derjenigen, welche freiwillige Beiträge unterzeichnet für Ausrüftung der er 
and zur „‚Befämpfung ber Regimenter von Gottes Gnaben‘, ober welche den Antrag geſtellt auf Stenets 
erhebung für die revolutionäre Regierung (worüber noch heute bie fehriftlichen Documente vorliegen), 
wurben nach wenigen Monaten bie hefti; hen Berfolger ber Angeflagten. R 

66) Mau wollte ven Kortbefland dieſes Derrets nach Einführung ber bairifchen Berfaffung bezweifeln 
und hob überdies hervor, daſſelbe ſpreche ohnehin nur von ben Kriegsplägen, von ben Jeſtungen 


Z 
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Ant Epeier eingezogen, erließ er (22. Juni) eine drohende Bekanntmachung, worin er nament= 
Gin Ausiiht fellte, den Kriegs⸗ in den Belagerungsſtand zu verwandeln, was ex denn 
arh ia der Folge in einer Anzahl Gemeinden vollzog. 

E kann unfere Aufgabe nicht fein, die Art, in welcher die Pacification der Pfalz erfolgte, 
in inzelnen zu ſchildern. Es liegt in der Natur der Dinge, daß nad Ereigniffen, wie fie in der 
Meinprovinz vorgefommen waren, auch einzelne Überfgreitungen von dem flegenben Theile 
siht zu vermeiden jind. Mir unterſuchen hier nicht, ob nicht aud) Dinge vorfamen, die aller⸗ 
ding8 doch zu vermeiden gemwefen wären. 67T) Thatſache ift ed, daß gerichtliche Berfolgungen in 
net ausgebehnterm Maße flattfanven, als man nad) ver bloß von „wenigen, zumal fremden 
Berführern“ redenden Proclamation erwartet hatte; wie denn ſelbſt noch nad dem Erſcheinen 
des Amneſtiegeſetzes der Appellhof durch ein einzigeö Urtheil über nicht weniger ald 353 Per⸗ 
foren wegen Hochverraths, alfo eines unbebingt mit ver Todesſtrafe bedrohten Verbrechens Anz 
Bage verhängte und jene ſämmtlichen 333 Individuen vor ein Specialgericht verwies, unges 
trönet natürlich die vor bloße Zuchtpolizei⸗, ſowie Die vor Militärgerichte gezogenen Beſchuldig⸗ 
ten. Die Berhängung des Kriegszuſtandes ward erfl nach einem vollen Jahre aufgehoben, und 
dies nicht ohne Subflituirung verſchiedener anderweiter fharfer Maßnahmen. B 

Unterbeffen wurben die Bemühungen des bairifhen Minifteriums in der veutfchen Frag 
nitt vom erwünfchten Erfolge gekrönt. Bei ven Verhandlungen über das „Dreikönigsbhnb- 
mg“ beſtand das müncdhener Gabinet nit mehr unbedingt auf dem fogenannten großdeutſchen 
Hauptgranbfage (Ofterreich um jenen Preis bei Deutſchland zu erhalten), indem daffelbe (nadı 
den dem nächften Landtage offictell erteilten Aufſchlüſſen) auf dem Punkte jtand, dem preufis 
ſcen Berfaffungsentwurfe beizutreten, wenn man zu Berlin die im bairiſchen Intereffe erho⸗ 
benen Foderungen zugeflanben hätte. Dies geſchah nicht. Nun war Baiern iſolirt von beiden 
Großſtaaten. Oſterreich und Preußen, uneinig unter fi, aber einig gegenüber ven Ideen von 
1848, gelangten zu dem „‚Interim” (30. Sept. 1849). Durch dieſes war Baiern nun ebenfo 
wieder feinfte Staat von ber Mitleitung der deutſchen Angelegenheiten ausgeſchloſſen; es war 


‚ feuitnigts weniger denn als Großmaßit anerkannt und behandelt. Jet wäre es darauf an⸗ 





geommen, ganz der frühern Haltung entſprechend, im Einvernehmen mit ven übrigen Heinern 
Osten die Berufung eines vereinbarenden Reichstags zu fodern. 6%) Allein e8 erprobte 
fl, was bie Linke in der Abgeordnetenkammer oft vorauögefagt hatte, daß, wenn man fi auf 
Wh Gebiet des Wereinbarend begebe, abfolut gar nichts zu erreichen fel. Das bairiſche Mint- 
ferium Hatte früher jede Anderung In den Angelegenheiten Deutſchlands von ver Zuftimmung 
det Rammern ebenfo wol als ver Regierung abhängig erflärt. Jetzt aber trat es dem In— 
rim hei, ohne Daß es dazu einer Mitwirkung des Landtags zu bebürfen glaubte. 

Dadurch ward aber ber Conflict zwiſchen ven Großmaͤchten nicht gelöfl. Preußen ſchritt auf 
fur Vahn weiter. Baiern proteflirte gegen bie Berufung des erfurter Reichstags. Herr v. 
der Pfordten, mittlerweile zum Minifterpräfidenten erhoben, entwarf ein neues Project, bie 
Ringener Bunctation” (27. Febr. 1850). Allein von Preußen in verlegender Weife zurück⸗ 
serlefen (Herr v. Manteuffel trug Fein Bedenken, die Sache In veröffentlichten diplomatiſchen 
Annalen geradezu ald „Miögeburt” zu bezeichnen), Eonnte diefe Punctation nicht einmal bie 
mbeingte Zuftimmung Oſterreichs erlangen. Nichtöveftoweniger trat die vom berliner Ca⸗ 
Bit fpeciell verlegte bairiſche Regierung nun durchaus dem wiener Hofe zur Seite. Mit wo: 
miglih noch groͤßerm Gifer als diefer felbft betrieb fie die unglückliche Expebition nah Kur— 
hejſn Bairifchen Truppen warb die ſchmerzliche Ehre zu Theil, zuerft vie kurheſſiſche Grenze 
iberſchreiten (1. Nov. 1850). Man fegte das Heer den Werhfelfällen des Kriegs aus und 
verwendete AU/, MI. Leider erlangte man aber nichts meiter als nichtanerkannte Entſchädi— 
mseanfprüce an Kurheſſen, ſammt einem unfreundlichen Andenken in dieſem Lande, und bie 

erftellung des alten Bundestags. 

VOL Der Landtag von 1849/50. Wir unterlaflen es, eine Darftellung des Ganges ver 
deunt des Pfordtenſchen Minifteriums zu verfuchen. Wir flehen ven Ereigniffen noch zu nahe. 


ET) Abgeſehen von den Behauptungen der Demokraten, meldete unter Anderm der burchaus reactios 
Bi —— Borläufer —ãe Zeitung”) mancherlei Thatſachen in dieſem Sinne, wie 





Li 
Nana such bie renctionärften Abgeorbneten aus ber Pfalz auf dem naͤchſten Sanbtage mit einer einzigen 


Anfseiıe ihre Unzufriebenheit mit der Forterhaltung des Kriegszuſtandes u. dergl. Fundgaben. 

8) Die —* e Bell des Minifteriums er von Sem des Zufemifien am flärkften kritiſtrt, 
Prenenttich von © Rohmer In der mit großer Dialeftit abgefaßten Schrift: „„ Baiern und bie Reacs 
Im“ (Sünden 1850). 
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Auch find Thatſachen wie die einer unmittelbaren over mittelbaren Verſchuldung fo unglückſe- 
liger ſchickſalsvoller Ereigniffe, wie die Eurhefftfchen und ſchleswig- Holfteinifegen, oder wie 
die Bereitelung des legten Verſuchs zur deutſchen Einigung und die Vernichtung der deutſchen 
Zlotte an ſich und durch die Entwicelung ihrer unvermeiblichen Folgen von fo furhtbarem Ge= 
wicht, daß es weder ziemt, diefelben mit oberflächlichen Entſchuldigungen befeitigen zu wollen, 
noch aud ohne umfaflende Unterfugung fie zur Schuld zuzurechnen. Haben ja doch bisjegt 

. felbft die Ehrenmänner in der bairifhen Kammer es bequem gefunden, ein fo ſchweres Gericht 
aufzufchieben over es einer höhern Nemeſis zu überlaffen. 

Dagegen haben wir die feitherigen bairiſchen Landtage umfomehr, wenn aud in aller 
Kürze, darzuſtellen, al8 diefe Geſchichte manches Belehrende umfaßt. 

Es ließ ſich erwarten, daß die neuen Deputirtenwahlen (Juli 1849), nad) der großen Nie— 
derlage der Demokratie, dem Dinifterium eine Majorität in der Rammer fijern würden. Auch 
waren Beamte, Geiſtlichkeit und Offiziere in hohem Grabe thätig, und eine neue Eintheilung 
der Wahlbezirke, wie eine Reife des Stantöoberhaupts felbft in die Provinzen trugen ohne 
Zweifel bei, den Erfolg zu fihern. Es Eonnte auffallen, daß trogdem bie unter dem Kriegs⸗ 

“ zuftande befindliche Pfalz etwa zur Hälfte, vie drei fränkiſchen Kreife aber beinahe vollftänbig 
Dppoſitionsmãnner fendeten. Unter ven Gewählten befanden ſich nicht nur bie meiften hervor⸗ 
tragenden Berfönlichkeiten des vorigen Landtags, ſondern aud) der Fürft Ludwig von Öltingen- 
Wallerftein, der vormalige Minifter. Ex batte, ald die Grundrechte anerkennend, wonad die 
bisherige Reichsrathskammer nicht fortvauern koͤnne, feine Stelle in derfelben freiwillig nieber= 
gelegt. Bei ven Deputirten warb er nun der Führer des größten Theils ver Linken. Bon ver 
Mittelpartei erfhienen namentlich Lerchenfeld und Hegnenberg wieder, dann Anwalt Weis aus 
der Pfalz und Advocat Baur von Augsburg. Herr v. Abel war befeitigt. Hingegen hatte Herr 
v. der Pfordten ein Abgeordnetenmandat erhalten; ebenfo kamen bie beiden ausgezeichneten 
Ultramontanen, Doͤllinger und v. Laſaulx. 

Die Haltung der eigentlichen Nechten und der eigentlichen Linken konnte nicht zweifelhaft 
fein. Es lag ebenſo in ber Natur der Dinge, daß die erſte auf ihrem Wege weiter ſchritt, als 
daß die zweite der Hauptſache nach auf die Defenfive fih beſchränken mußte. Bei der Mittel: 
partei ftand die Entſcheidung. Auch trat ſie am meiften in den Vordergrund und mar weitaus 
am thätigften. Meiftens kämpfte fie mehr als felbft die äußerfte Rechte gegen die linke Sette 
des Haufe. Diefe Iegtere erhob dagegen den Vorwurf, daß die altliberale Partei in Baiern, 
geblenvet durch ihren fpecififchen Particularismus, ihre eigene Aufgabe verfenne; denn flatt 
wenigſtens nunmehr ben Überftürzungen der Reaction Einhalt thun zu helfen, ſtachle fie dieſe 
Reaction immer ſelbſt noch auf, treibe fie weiter und weiter; noch mehr als das Minifterium 
felöft fei fie e8, welche die merwünſchteſten Zuſtände herbeiführe und moralifch zu verantworten 
habe. Dagegen wurbe meiftens mit der Beſchuldigung unbebingten Umſturzes geantwortet: 
man müfle die Regierung ftärfen, folle nicht „hohe Politik“ treiben, fondern, unbefümmert um 
das leider doch verlorene Deutſchland, den eonftitutionellen Staatsbau im Innern vollenden. 
Wenn die Demokratie behaupten wollte, die Mittelpartei thue aber das Gegentheil des Aus—⸗ 
bauen der Freiheiten im Innern, fo ergingen hoͤhnende Antworten. Thatſache iſt e8, daß pie 
Minifter diefem Kampfe meiftens ganz ruhig zuſchauen Eonnten, Thatſache, daß nicht felten die 
antivemofratifchen Vorſchläge der Minifter in der Abgeordnetenkammer felbft noch gefchärft 
und jene Vorſchläge durch die Dittelpartei, welche eben in Baiern eine ganz andere Stellung 
einnahm als im übrigen Deutfhland, weit überboten wurden. Offenbar hielten fid die Haupt 
führer des Centrums perſoͤnlich für verlegt duch die Demokraten. Diefem Gefühle gaben fie nach, 
mähnen, ven herabrollenden Wagen fpäter ſchon wieder beliebig aufhalten zu Eönnen. 

Am 40. Sept. 1849 erfolgte die Erdffnung des neuen Landtags. Noch enthielt Die Thron⸗ 
rede einige Nachklänge aus der frühern hoffnungerweckenden Zeit, noch ahnte die Regierung 
felbft niht ganz den Standpunkt, ven fie in einigen Monaten einzunehmen hatte. Das vergen: 
gene Jahr, hieß es, „hat für alle Richtungen des Staatölebend neue Keime zu reiger Entfaltung 
gelegt; Aufgabe dieſes Landtags iſt ed, jle von dem umwuchernden Unfraute zu befreien und 
durch befonnene Pilege ihr Geveihen zu fihern. Bor allem fühlt das deutſche Volk das Be— 
dürfniß nad) einer neuen Gefammtverfaffung, in welcher es ſich als eine Nation erkennen und 
geltend machen Fönne.” Sodann war nod) die erfreuliche Verheißung beigefügt: „Eine Nevis 
jion der (bairiſchen) Verfaſſung wird Ihnen vorgelegt werben ; fie full die von ver National: 
verjammfung. ald Grundrechte des deutfchen Volkes bezeichneten Principien im Sinne ver Re 
gierungdvorlagen vom 18. Mai dieſes Jahres zur Geltung bringen’ (eine Verheißung, an deren 
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Bevicklichung die Kammermajorktät ſelbſt nad) wenigen Wochen nicht mehr dachte, noch weni⸗ 
gaeinnerte). Die Laften des Volkes jollten „pur Sparfamfeit und Ordnung zu mäßigen” 
gieht werben. Die Antwortdabreflen beiver Kammern beſtanden aus bloßen Umſchreibungen 
ir Mronrede. 

Der erſte parlamentarifche Kampf in der Abgeordnetenkammer ward Durch Beſchwerde⸗ 
firitten von vier Deputirten veranlaßt, welche theild anı Tage vor ven Wahlen, theils Eurz nach 
Imfelben verhaftet worden waren (dev Pfälzer Kolb, Meier aus Schwaben und die beiden Fran⸗ 
Im Sämitt und Reinhard). Der Antrag auf Einberufung der Verhafteten wurde mit 80 ge⸗ 
gm 54 Stimmen vertvorfen, da die Gerichte unabhängig ſeien. (Erſt nad) längerer Zeit konn⸗ 
ten bie genannten Abgeordneten in die Kammer eintreten, da ſich gegen Eeinen derfelben ein ge= 
nügender Grund fand, um nur eine foͤrmliche Anklage zu erheben.) Hierauf verlangte das 
Riniferium von der Kammer die Genehmigung eines Verhaftsbefehls gegen den Abgeoroneten 
Säle. Auch diefer Verhaftsbefehl wurde mit 73 gegen 51 Stimmen bewilligt; ber franfe 
Stüler aber hatte jid) zuvor wieder nad feinem alten Trillande Frankreich geflüchtet. 

Alsbald ergab fi ein nicht ohne Vitterkeit geführter Kampf über eine Verfaffungsinter- 


' sation. Ein von der Regierung als Beamter beförverter Abgeordneter mußte fi, der Ver- 


fafungsbrftimmung gemäß, einer neuen Wahl unterwerfen. Die Regierung hatte indeß ven 
Bahlmännern einfach die Frage vorgelegt: ob dieſelben wollten, daß N. N. auch ferner ihr 
Verketer jei? Die Linfe wollte dieſes Verfahren nicht gelten laſſen; das ganze Centrum 
fine aber mit der Rechten, und feitbem wird in allen berartigen Fällen in der angegebenen 
Beife verfahren. 

Auf die Borlagen des Minifteriums hin beſchäftigte ſich die Kammer auch mit der deutſchen 


: Frage. In den mehrfach eigenthümlichen Verhandlungen rechtfertigte Tafel mit Ruhe, Klar— 


fit und Feſtigkeit den Standpunkt der Reihöverfaffungdvertheidiger; Fürſt Wallerftein be= 

Imätete ſtaatsmãnniſch die Sachlage. Indeffen ging die Majorität (in der deutſchen Frage) zur 
nung über. 

‚De Thronrede Hatte, ald „Zug des koͤniglichen Herzens“, eine Vorlage wegen Amneftie an⸗ 

gtündigt. Nach Tängern Verhandlungen zwifchen beiden Kammern kam der legislative Act (im 


Accxuber) zu Stande. Für Franken erwies ſich das Geſetz als befriedigend, dagegen entſprachen 





dxeCrgebniſſe in ber Pfalz unverkennbar nicht den gehegten Erwartungen. Man behauptete 


Mt nur, Handlungen, wie interwerfung unter die proviforifce Regierung ober Beſchwöͤ— 
wa der Reihöverfaffung, bevürften Feiner Amneflirung, weil ein beſtehendes Strafgeſetz nicht 
n und die Beftrafung ver geſammten Bevölkerung einer ganzen Provinz durch gerihtz 
ütes Urtheil übervies ganz unmöglich fei, ſondern man fügte bei, das Amneftiegejeg enthalte 
alttelbar Directiven, durch welde die Behörden genötigt würden, bie Unterfuhungen noch 
Weiter auszudehnen, als e8 bis dahin gefehehen war. (Später führte die Oppofition eine beſon⸗ 
der Berhandlung darüber herbei, wovon unten Näheres. Nach der Amnefliegewährung er- 
folgte indeß noch eine Hinrichtung, nämlich die des Grafen Fugger, der, obwol Offizier, zu ven 
Yafergenten übergegangen war.) . 
88 erſchienen die Geſetze Über das Vereinsweſen und über vie Prefle, und zwar nad 
Rofgabe der yon ber Mittelpartei in der Abgeorbnetenfammer vorgefchlagenen Faſſung 
Uatfade ift es, daß heute in ganz Baiern kein einziges Oppoſitionsblatt mehr befteht, und daß 
insefondere ſelbſt folhe oppoſitionelle Zeitungen untergingen, welche ſich früher, vermittels 
dar Mäfigung, unter dem Abel ſchen Regime zu behaupten vermochi hatten; Thatſache ift es 


' free, daß auch nicht ein der Regierung irgend unliebfamer Verein in Baiern mehr vorhanden 


it und daß auf den Grund des Vereinsgeſetzes die Auflöfung aller deutſchkatholiſchen Ge- 
* erfolgte (während freie Gemeinden ohnehin von der Regierung nie geduldet wor⸗ 
Waren, 


Die Regierung ſelbſt Hatte in dem Gefegentiwurfe über Miniſterverantwortlichkeit einer jes 
da ber beiden Kammern das Recht zugeſprochen, eine Minifteranklage zu erheben. Die Mittel⸗ 


‚ rein der Abgeordnetenkammer verwarf dies als flantsgefährlich, indem fle die Anklage auf 


In Ball der Übereinftimmung beider Kammern beſchränkte. 

Kein Wunder, daß unter einer ſolchen Entwickelung der Verhältniffe vie Minifter, ohnehin 
Nyxes Haren Ariftokraten und Uitramontanen gebrängt, immer weiter auf der rüdläufigen 
Spa fanım, und daß der Miniflerpräfident alsbald Anſichten wie diefe aufftellte: „Man ſpricht 

von flantöhürgerlichen Rechten. Es ift Zeit, daß man ſich varüber Elar werde, was das 
Streng genommen hat ein Staatsbürger nur fo viel Recht zu beanſpruchen, als im 
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nöthig ift, um feine Pflicht zu erfüllen.” Ein andermal (bei Berathung des Vereinsgefeges) 
ſprach ‚Herr v. der Pforbten aus: „Entweder werben die Bereine Die Regierung ftürzen, oder «ö 
wird bie Regierung den Vereinen ein Ende machen, und wenn ihr dad Gefek feine Mittel an 
die Hand gibt, fo wird fie es auf factifhem Wege thun... Diefe Vereine führen entweber ven 
Berfaffungsbrud herbei und flürzen die Regierung, oder vie Regierung flürzt ungefepli vie 
Vereine.“ Die Mittelpartei nahm nicht nur für ſich felbft jede derartige Äußerung hin, ſon⸗ 
dern fie trat auch gleichmaͤßig mit der Reiten jeder Bemühung der Linken entgegen. Jedenfalls 
erfuhren bie wichtigften polizeilichen Gefege (wie über Vereine und die Preffe) in der „untern 
Kammer” nur ſolche Abänderungen und Umgeftaltungen, daß die Reichsräthe Diefelben ohne Die 
geringfte Moviflcation, ja ohne jene weitläufige Berathung ihrerſeits kurzweg glaubten anneh- 
men zu follen. Unter folden Berhältniffen war in Baiern zu irgend einer Octroyirung Tein 
Grund gegeben. Auch ift man den Miniftern aller andern Länder, welche ſich des Mittels der 
Detrogirung bebienen zu müflen glaubten, bie Anerkennung ſchuldig, daß ihre Berhältnifie nicht 
die gleichen waren; viele derſelben hätten fi zu einer ſolchen Mafregel gewiß nicht verſtanden, 
wenn man ihnen fo weit entgegengefommen wäre, wie es durch den bairifchen Landtag geſchah. 
Begreiflich kam es allmälig dahin, daß die Minifter auch über diejenigen Widerſprüche unge: 
halten wurben, die einzelne Mitglieder des Centrums hier und da am Plage glaubten. Ihnen 
rief Herr v. der Pfordten einſchneldend entgegen: „Bor allem muß einmal diefer Begriffsver⸗ 
wirrung ein Ende gemacht werben; Gonfervative nennen fie ih, Revolutionäre find fie, Die fh 
gegenfeitig die Edlen nennen, die aus Heuchelei eine Maske angelegt, Revolutionäre mit er⸗ 
heucheltem Tugendgeſicht, Träger ber inhaltslofeften Revolution, weil fie feig nicht einmal etwas 
Anderes an die Stelle des beftehenden Rechts zu fegen wagen.” (©. die ſtenographiſchen Be: 
richte vom 11. Juni 1850.) Dagegen mußte es bie Klerikalen freuen, wenn der Minifterpräfl- 
ben: ſprach: „Zu Bott müflen wir zurückkehren, von dem wir und frevelnd abgewenvet” u. dergl 

Indefien gab ed doch einmal ein heftiges Zerwürfniß zwiſchen biefer Partei und dem Gen 
teum. Letzteres ftimmte nämlich, ebenfo wie die Linke, dem von ber Regierung vorgelegten 
Geſetzentwurfe wegen Jubenemancipation bei. Nun fuchten die Strenggläubigen Gülfe bei den 
Reichsraͤthen, und diefe verwarfen mit allen gegen fe Stimmen ven vorgelegten Geſetzentwurf, 
der freilich nur durch die Märzprodamation veranlaft war. 

Das Unangenehmfte war, daß fi die Finanzverhältniſſe keineswegs fo erfreulich geflalte- 
ten, wie die Thronrede vorausgeſetzt hatte. Der Landtag genehmigte, um nicht neue Auflagen 
zu befchließen, nacheinander vier verſchiedene Anlehen im Gefammtbetrage von 29 Mill. Sion. 
Cein Theil davon diente fpäter für Die Erpebition nad; Kurheſſen); außerdem Beibehaltung des 
Lotto 6i8 zur nähften Finanzperiode. Deſſenungeachtet entftand zulegt noch ein Conflict, indemn 
das Centrum, in der Unmöglichkeit, ohne neue Steuern noch weitere Summen zu gewähren, 
und in dieſem Falle unterftügt duch die Linfe, die Negierungsfoberung für dad Militär nur 
in befränktem Umfange gewährte (8,250,000 ftatt 10,429,000 ©lon., immerhin noch weit 
mehr ald nad dem frühern Etat). Der Landtagsabſchied (vom 25. Juli 1850) brachte inveß 
eine Verwahrung dagegen. Auch Eonnte dad Minifterium die Mehrausgabe um fo unbedenk⸗ 
licher verfügen, als fid) die Reichsraͤthe bereits im Regterungsiinne ausgeſprochen hatten, einer 
Kammer allein aber (eben nad; den Beſchlüſſen der Abgeordneten) nicht einmal formell pie Be- 
fugniß einer Miniftetanflage zuftand. 

IX. Der Landtag von 1851/52. Schon am 8. Febr. 1851 ward ein neuer, auferorbent- 
licher Landtag eröffnet. Die Kammern vereinigten ſich unter dem Eindrucke ver eben flatige- 
Habten Occupation Kurheſſens und des gerade erfolgenden Untergangs der deutſchen Sache im 
Shleswig- Holftein. Daran reihten ſich die vom Epiffopat erhobenen weitgehenden Foderum- 
‚gen, und es ſchien felbft die Fortdauer des Zollvereins gefährbet, da das bairiſche Gabinet, gegen 
den Willen des berliner Gouvernements, die Aufnahme Gefammtöfterreich8 in den Verein ers 
ſtrebte. Es waren dies fänmtlich brennende Kragen, bei venen meiftens die Anjichten un &e= 
fühle der Mittelpartei ſchmerzlich verlegt wurden. 

Obwol man nun den Landtag ohne Thronrede eröffnet Hatte, beantragte die Linke, vertveten 
durch Rubner, die Erlafjung einer Adreſſe an ven König. Die genannte Fraction zeichnete Fehr, 
aber durchaus auf dem conftitutionellen Gebiete fi) haltend, die Lage der Dinge; fie foverte da- 
bei, daß die Kammer einen andern Weg einſchlage ald ven, bei ſchwebenden Dingen zu fagen : 
„es fei ja noch gar nichts geſchehen“, Hei vollendeten aber: „ed Laffe ſich ja doch nihte mehr An: 
dern.” Die Mittelpartet beſtritt indeß die Zweckmäßigkeit, die Opportunität einer Abreffe. Ger 
v. Lerchenfeld, der Führer des Centrums, beklagte ſeufzend dad Loos Schleswig-Holflein® un 
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de Kämerzliche Miffton“, welche das bairiſche Heer in Kurheſſen gehabt; er bejammerte dad Ge⸗ 
fi Deutſchlands, da, nad} feiner Anficht, „Feine andere Wahl als ver alte Bundestag” bleibe; 
ala man müfle fich eben in Refignation faſſen. Der Nubner’fige Antrag warb mit 76 gegen 
K6timmen verworfen. Gleiches Schickſal erfuhr ein anderer Antrag des Fürſten Wallerftein, 
ni Rinifterium zur Vorlage der Bapiere in der kurheſſiſchen Angelegenheit aufzufodern, 

Der Landtag mar auferorbentlicherweife berufen; dennoch fehlte es an Vorlagen für den⸗ 
filben, und bie vorhandenen wurden nur fehwerfällig erledigt, da eine neue Geſchäftsordnung, 
hun die Energie der Linken im Jahre 1849 angebahnt, nunmehr aber nicht nad ihren Anz 
trägen durchgeführt, im Weſentlichen doch nur eine Gopte ver alten war. So famen während 
We viermonatlichen Beifammenfeind der Kammern nur fünf Geſetze zu Stande; nämlich zwei 
ia Betreff von Eifenbahnen, zwei neue polizeiliche Gefege (gegen Verleitung von Militärpers 
fenen zur lintreue ober zum lingehorfam und hinfichtlich des Einfchreiten ver bewaffneten Macht 
r Cchaltung der geſetzlichen Ordnung) und eined, durch welches wenigftend die Beſchränkun⸗ 
gen ber Juden in ihren rein bürgerlichen Verhältniſſen aufgehoben wurden. 

Das Miniſterium Pfordten, tro feiner Bereitwilligkeit, der herrſchenden Richtung zu ent⸗ 
ſytechen fah ſich nichtsdeſtoweniger oftmals fowol von der Adels als von der ultramontanen 
Bari bedroht umd fuchte eine Stüge Dagegen in der Majorität dev Abgeoronetenkammer. Das 
Raiferium wollte fich diefer Stüge nicht begeben, und fo erfolgte denn auch jetzt (7. Juni 1851) 
nit ein ſormlicher Schluß, fondern blos eine Vertagung ber bis dahin faft ganz vefultatlos ge= 
bliebenen Seffion. 

As nun der Landtag (am 1. Oct.) wieder zufammen trat, erneute die Oppofition ihre An= 


| grffe fogar mit groͤßerm Nachdruck als bisher, unbefümmert un bie Erfolgloſigkeit aller ihrer 
neuen Beftrebungen. Sie verlangte wieder die Erlaffung einer Adreſſe, als des einzigen Mit⸗ 


il, zum Könige fprechen zu können, ohne an die Zuflimmung der andern Kammer gebunden 
fein. Nach Tangerer Verhandlung wurde der Antrag verworfen. 69) 
Die Oppofltion fegte indeß, trotz biefer gleich beim Beginne erlittenen Nieberlage, ihren 


Aeuyf ohne Unterbrechung fort: fle erhob ſich gegen bie neudecretirte Fortdauer des Lotto, fuchte 


üche in den vorgelegten Staatörehnungen auf?) und wollte ſich nicht zufrieven ge= 
ben ald der betreffende Ausſchuß die Beſchwerde eines gewiſſen Poͤhlmann aus Oberfranken zwar 
Gufimig für begründet, die Kammer aber für incompetent erklärte, weil es fi, wenn auch um 





08) Der Antragfteller (Kolb) hob, aufer den ſchon das vorige mal von ber Linken vorgebrachten Bes 

‚bervor: Früher habe fich der Miniflerpräfldent gerühmt: „Wir waren es, welche das Zus 

der Union und ber Reichsverfafiung verhinderten‘; enblich fei es doch wol an der Zeit, zu 

Rage: Mas habt ihr flatt des Derhinderten gefchaffen? Aber man habe nicht nur bie Einigung 

Westiälands verhindert, man gebe auch befien Integrität preis, wie Schleswig-Holflein zeige. Man 

7 eine ber „‚in anerfannter Wirkfamkeit“ beftandenen beutfchen Landesverfafjungen nach der 

wbern hinwegoctrohiren. Selbſt dem Bollvereine drohe Sprengung, Die Berwaltung wife nur Por 

Üben und Veldzüge zu führen gegen Preſſe und Vereine. Selbſt bie verfafiungsmäßige Unvers 

wtanttlideit der Abgeorbneten fei angetaftet, ein Deputirter wegen feiner Reden und Boten zur Vers 

tung und Strafe gezogen (dev ausbrüdlich zunächft wegen feiner parlamentarifchen Fpätigfeit 

wma Biſchof von Speier abgefeßte Pfarrer Tafel). Die Aominiftration habe fogar Einwirkung auf 

Ne Salz verfucht, indem ein Regierungspräfldent in einem Referipte bie Bebenken ber Gerichte mit 

ac Hinweifung auf „die gewichtigfen politifchen Gründe” zu befeitigen gefucht und bamit bie Juſtiz 

be ns Es lägen überdies birecte Verfaffungsverlegungen vor: das Budget hätte nach der 

lichen Berfahungsbeftimmung längft zur Borlage gebracht werben müflen; das Lotto Habe ges 

Por dem 1. Det. aufgehört, dennoch werbe es vom Minifterium forterhalten. Der Redner 

fogar mit einer Citation der Worte Rubhart’s: „Es ift beffer gar Feine Verfaſſung, als eine blos 

m — Die Miniſter v. der Pfordten und Ringelmann, welche nacheinander das Wort nahs 

ms, ten, auf den Inhalt ber erfolgten Angriffe vorerfi nicht einzugehen, fondern nur bie formelle 

Seite der Sache zu beleuchten. Sie verlangten, daß ber Antrag vor feiner Berat ung an einen Nuss 

Kuh en werden müfle zur Berichterftattung. Der Motionsfteller und Rür| allerftein wider⸗ 

Igtex diefe Auficht. Mun brachte Lerchenfeld einen andern Gegenvorſchlag, nämlich: ben Antrag 

— verwerfen; ein gänßiger Erfolg fei doch nicht zu erwarten, abgejehen davon, daß ber Antrags 

Pf möglichen und unmögl * Dinge dem Minifterium zum Vorwurfe machen wolle. Die Rechte 

Take Mini hlofien ſich nun fogleich diefem Vorſchlage des Centrumführers an, wodurch das Vers 
\ =. Einfen fofort befeitigt warb. 

} Minifter v. der Pfordten bemerkte dagegen: Wenn bie Kammer bie allerbinge vorliegenden Abs 

+ Milieagen in den beiben gegebenen Recinungsyufammenflelungen befeitigt wünfche, ſo fönne bie Res 

eine dritte Ü t aufftellen, worin Alles ftimme. Lerchenfeld tadelte ebenfalls, wie bie Oppos 

«va bie Rechnungen in der ‚unzwedtmäßigften, bureaufratifchiten Weiſe“ angelegt feien, ertheilte 

aber, ohne weitere Suffatüfe zu verlangen, feine Zuftimmung. 
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eine Rechtsverletzung, doch nicht um Die Verlegung eines derjenigen ſpeciellen Rechte handle, welche 
durch die Verfaffung ausdrücklich garantirt feien. 

Als die Polizei Zeitungen mit Beſchlag belegte wegen des woörtlichen Abdrucks von in der 
Kanımer gehaltenen Reven (wegen deren ein Ordnungsruf nit ergangen war), brachte Rubner 
einen Antrag dagegen zur Vorlage. Derfelbe warb aus formellen Gründen verworfen. Dar: 
auf Einreihung eines anders abgefaßten Antrags in derfelben Sache und nunmehr, nad 
Lerchenfeld's Vorſchlag, motivirte Tagesordnung, da die Polizei formell ji im Rechte befinve, 
wobei indeß die Kammer die Erwartung ausſpreche, daß nicht durch eine misbräuchliche Anwen⸗ 
dung das Gefeg umgangen werde. . 

Eine längere Discuffion rief ein Antrag von Kolb hervor auf Erweiterung der Ammeftie in 
ber Pfalz. Es warb ziemlich allgemein anerfannt, daß man bei Abfaffung des Amneftiegefepes 
eine auögebehntere Wirkung deſſelben voraudgefegt hatte; auch verfannte Niemand das Pein⸗ 
liche, daß nunmehr, faft drei Jahre nad) der Erhebung, die Proceffe noch nicht beendigt feien. 
Allein es ſchien der Majorität zweckmäßiger, ven Gegenftand einfad dem Gnadenwege zu über- 
laſſen, und fo fiel denn der erwähnte Antrag, doch nur mit 70 gegen 60 Stimmen. Ein minder 
weit gehender Borfchlag von Meuth Hatte daſſelbe Schicffal. 71) 

Hatte ed fih in allen biefen Fällen um politifche ragen gehandelt, fo entfaltete die 
Kammer in anderer Richtung einige Thätigfeit. Am wichtigften find wol bie (oben be: 
reits näher erwähnten) beiden Gefege über Diftricts- und über Kreislanpräthe (beide in ihren 
einzelnen Beflimmungen hart getabelt durch Die Oppofition). Werner gehören hierher verſchie⸗ 
dene neue Eifenbahngefege; ſodann Befege über Gewerbfteuer, dad Forſtweſen, über Benugung 
bes Waſſers, über Bewäflerungd- und Entwäflerungsunternehmungen und über ben Üfer— 
ſchutz und den Schuß gegen Überſchwemmungen. Hierbei hörten die Parteikämpfe theilmeije 
auf, und der Erfolg darf hinfihtlich dev zulegt erwähnten Geſetze als ein befriedigender be= 
trachtet werben. 

Unangenehm empfand man ed, daß dad neue Finanzgeſetz (für ven Reſt der Budgetperiode) 
eine anſehnliche Steuernerhöhung brachte, da man nicht ferner blos zu Anlehen feine Zuflucht 
nehmen wollte, der Bedarf aber umſomehr fidh fleigerte, al die Kammer das früher ftreitig ges 
weſene Militärbudget auf 10,040,000 Glon. erhöhte. Se ward die Erhebung von Steuerbeis 
Thlägen zur Deckung des Bedarfs beſchloſſen, welche Beiſchläge hinüchtlich der meiſten Steuer— 
gattungen 7, hinſichtlich der Grundſteuer aber 17 Kr. von jeden Steuergulden betrugen. 

Zur Verwunderung beinahe ſämmtlicher Theile ſchloß der Landtag nicht ohne eine allge⸗ 
meine Verſtimmung. Das Miniſterium hatte nacheinander viele Gefegentwürfe zur Vorlage 
gebracht, welche einzelne Mopiftcationen von Verfafiungsbeftimmungen bedingten. Anfangs er: 
gab ih zwar noch eine Stinnmenmehrheit dafür, allein nit die zu Berfaflungdgefegen nöthige 
von zwei Dritteln. Died hatte eigentlich Jedermann voraußfehen können, da die Linke etwas über 
ein Drittel der Berfammlung umfaßte, und man begriff daher nicht, warunı Die Regierung bie 
vorgängig zu ertathenden Refultate nicht vermied. 72) Allmälig geftaltete fi aber das Ver— 
haltniß noch fchlimmer. 

Das Eentrum fühlte ſich mehr und mehr unbefriebigt. Seine heißeften Wünfdge für innere 
Verbeſſerungen blieben unerfüllt. Vieles fheiterte an dent Veto ver Reichsrathskammer. Aber 
aud) die Foderungen des Minifteriums ſchienen der Mittelpartei nun viel weiter zu gehen, als 
fie für zweckmaͤßig eradhtete. Das Minifterium hingegen, dem man in Wirklichkeit das Zeug- 
niß nit verfagen kann, blos conjequent auf dem Wege weiter geſchritten zu fein, den das 
Centrum früher felbftthätig mit größtem Eifer angebahnt, meinte'nad) wie vor eine unbedingte 
Unterflügung fodern zu ſollen. Als diefe nit gewährt wurbe, glaubte die Mittelpartei eine 
Geringfhägung zu erfahren. Das gegenfeitige Verhältnig ward Fälter, zulegt fogar öfters 


TU Nur in geringem Grabe fanden Beachtung die Beſchwerden einiger Stadtraͤthe von Speier, 
welche der dortige Regierungspräftbent abgeſetzi, weil fie einen Flüchtling im Elſaß befucht hatten, und 
ebenfo die Befchwerben der Deurfchfatholifen. Gleichfalls verworfen wurden die Anträge ber Linken, 
erſt auf eins, dann wenigiens auf zweijährige Finanzperioden. Einem Antrage der Oppofition auf 
dreijährige Sinangperioben kam das Centrum zuvor, indem Weis die Initiative ergriff. Nun erfolgte 
Zuflimmung der Abgeordneten zu biefem legten Dorfchlage, wogegen aber die Keichsräthe fi auch 
hierauf nicht einließen. ? N 

72) Hierher gehören die Gefegentwürfe zur Erleichterung bes Errichtens von abeligen Fieicommifs 
— * linirung der Beamten, wegen Zurücklaſſung von Landtagsaueſchüſſen mit erweiterten 

gniſſen u. f. w. 
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etwad feindlich. Mitgliever des Centrums ftimmten nun zuweilen mit ber Linfen, ſodaß Ent⸗ 
wirie von Verfaflungdgefegen ſtatt der Zweidrittheils- nicht einmal die einfache Majorität 
almgten. In einem Falle erfolgte die Verwerfung des minifteriellen Vorſchlags fogar beinahe 
ait Stinnmeneinpelligkeit (122 gegen 8, beim Gefeg über Herabfegung der Diäten für die 
Ageordueten). Als die Regierung ihre andern ungünftig aufgenommenen Vorlagen nicht 
peädjog, wurben biefelben gleichſam ohne eigentliche Discuffion befeitigt, und dies betraf 
gerade politifhe Geſetze (Schärfung des Preßſtrafgeſetzes, Befeitigung ber Geſchworenen bei 
Breßvergehen u. ſ. w). Gleiches Schickſal hatte eine Creditfoderung von A Mill. zur Dedung 
wer Ausgaben für die Eurhefflihe Expedition (doch drang Niemand auf Wicdererfa der aus 
Staatögeldern bezahlten Summen). 

Man mußte zum Schluffe ded Landtags kommen. Der Abſchied vom 28. Mai 1852 
f6lo5 mit den Worten: „Umfaſſend und fhwierig waren die Arbeiten dieſes Landtags. Die 
Kauımern haben fihdenfelben mit Eifer und Auodauer hingegeben.” Sodann „Anerkennung“, 
daß bereitwillig die Mittel für „ven ordentlichen Staatshaushalt” und „für den außerorbent- 
lien Aufwand zur Vollendung der Ciſenbahnen“ zur Verfügung geftellt worden. „Um fo 
tiefer müfjen Wir e8 beflagen, daß mehre Gefegentwürfe Beanftandung gefunden Haben, melde 
dazu beflinmt waren, bie unveränderlihen Grundlagen jeder ſtaatlichen Ordnung und das 
wonarchiſche Grundprincip der von Unfers in Bott ruhenden Herrn Großvaters koͤniglicher 
Majeſtãt gegebenen Verfaſſungsurkunde zu bewahren und gegen die zerſtoͤrende Einwirkung 
verderblicher Srundfäge zu fihern. Die in jenen Geſetentwuͤrfen vorgeſchlagenen Cinrichtun⸗ 
gen halten Wir für notwendig zur Erfüllung der von Bott Uns auferlegten Regentenpflichten 
und zur Gxhaltung der Wohlfahrt Unfers Volkes und geben Uns der Erwartung hin, daß der 
zur Landtag Uns auch hierin zur Ausführung Unferer Ianveöväterlichen Abſichten entgegen= 

en werde.“ 

So war denn, was wol Niemand vorhergefehen, am Schluſſe dieſes Landtags jede der 
grãpern Parteien unbefriedigt: Regierung, Reichsräthe und Geiſtlichkeit, das Centrum 
ebenſo, die Linke ohnehin. Dabei wirkte zudem die Steuernerhöhung fehr ungünftig. 

X. Landtag non 1855 bis Anfang 1855. Das Minifterium (in weldem mittlerweile 
Graf Reigeräberg das Portefeuille des Innern erhalten Hatte) hielt inveffen die legte Oppofltion 
der Abgeordnetenkammer für eine blos vorübergehende Erſcheinung. So erfolgte venn ſchon 
«m 26. Rov. 1853 wieder die Eröffnung eines außerordentlichen Landtags (ohne Thronrede). 
Us Grund ver Berufung bezeichnete der Minifterpräfldent die Erneuerung der Zollvereins⸗ 
verträge. Indeſſen fanden bald noch andere Vorlagen flatt, die man für wichtiger erachtete, 
namentlich ein Nachpoſtulat des Kriegäminifterd von 5,600,000 Gldn., welche Summe, größten: 
theils für die kurheſſiſche Expedition, bereits verausgabt und duch ein neued Anlehen zu 
Yen fei; forann eine Vorlage in Betreff ver neuen Gerichtsorganifation. Die verheißene 
Tennung ber Jufliz von der Verwaltung war nämlich noch nicht verwirklicht, und gerabe 
Vazauf wollte dad Volk und felbft das Gentrum der Deputirtenfammer nun einmal nicht verzich⸗ 
ten; es war zunächft blos der Abel, dem dieſe Neuerung nicht zufagte, da berfelbe einige Vor: 
rechte einbüfste, namentlich in gleicher Weife wie die übrigen Bürger Recht nehmen follte. 
Gelange man den Greigniflen von 1848 nody näher fland, wurden nur einzelne Anftände er= 
heben, nur einzelne Hinderniſſe bereitet. Die Abgeordneten, um wenigſtene die Trennung 
lbedder Sewalten überhaupt durchzuführen, hatten wiederholt bedeutende Zugeftänbniffe gemacht, 
TERR folge, von denen die Linke behauptete, die Anderung an ſich verliere damit beinahe ihren 

Werth. Allein jegt genügten auch dieſe Opfer nicht mehr. In der ganz ungewöhnlichen 
Goxm einer fhriftlihen Mitteilung an das Präfivium der Abgeoroneten zeigten die Minifter 
u, daß die (längft geſetzlich verabſchiedete) Berichtöorganifation „weder ganz noch theilweife, 
weber jegt noch in der fünftigen Finanzveriode“ ind Leben treten folle. Damit aber die Ge: 
ſchafte in der bisherigen Weife beffer erlevigt würden, warb ein neuer Credit von 565,000 Glon. 
eiebert , theils für Behaltöverbeflerungen, theils für Anftellung neuer Beamten. 

So bereittoillig ſich der Landtag auch gezeigt, fo war die große Majorität doch nicht geneigt, 
Wultere Geloberwilligungen zu gewähren, gerade um vermittelö derfelben ihre Wünſche zu ver= 
ea. Indeſſen vermied fie doch auch jetzt jeden grellen Schritt, fie ging niit zur offenen Verwer⸗ 
Yung des minifteriellen Anfinnens, fondern nahm den von Ruland (Elericale Partei) einge 
Ymbtra Präjublcialantrag an: den Gegenfland bis zur Budgetberathung auszufegen, Die 
Wiege vavon war (4. Febr. 1854) Vertagung des Landtags auf unbeftimmte Zeit. (Die 

eestö-Leriton. IL 47 
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Thaͤtigkeit der Kammer war eine fehr geringe geweſen; in ber vorletzten Sihung hatte ver Kam⸗ 
merpräjident eine Überficht des Geſchaͤftoſtandes gegeben, um darzuthun, Daß, wenn faſt nichts 
geſchehen, Die Kammer keine Schuld trage.) 

Der Landtag warb auf den 16. Oct. 1854 wieber berufen. Es erfolgte vie Vorlage dreier, 

im Zufammenhang miteinander ftehender Gefegentwärfe. Bor allen handelte es ſich um ein 
neues Abgeorpnetenwahlgefeg, weldes, nad dem Ausbrude des Minifterpräfldenten „auf 
den Standpunkt von 1818 zurkdtretend“, eine Repräfentation nach Ständen, bie Geiftlichfeit 
voran, wieberherftellen follte. „Die Regierung”, fügte dev Minifterpräfivent bei, „ betrachtet 
dieſe Vorlage als die wichtigſte umd erkennt in dieſer Frage ie Entfeibung über vie Zukunft 
unfers Verfaffungslebens.” Die beiven andern efegentwürfe betrafen wieder die Familien⸗ 
ſideicommiſſe und die Einführung bäuerlicder Erhgüter, welche beiden Vorſchläge früher (der 
eine fogar [on zwei mal) von der Kammer verworfen worben waren. Dagegen fhienen bie 
Führer der Majorität die gedachten Gefegentwürfe diesmal mit Befriedigung entgegen zu 
nehmen, B 

Ungeachtet der Oppofltion von Selten ver Linken wurbe das Geſetz wegen der laudwirth⸗ 
ſchaftlichen Erbgůter angenommen, wonach es jedem Landwirthe geftattet ift, aus jedem Grund⸗ 
befige bis auf6 Glon. Steuerfimplum herab (A800 Gldn. Gapital vepräfenticend) ein untrennba= 
res Erbgut zu bilden. 7?) Auch das Geſetz zur Erleichterung in Errichtung adeliger Fideicommiſſe 
erlangte die Majorität, aber, da e8 Verfaffungsbeftimmungen ändern follte, nicht die genü- 
gende ; e8 ward wieber (zum dritten male!) verworfen. 

Nun kam man zum Wahlgefege. Der Referent Weis kritifirte den minifteriellen Vorſchlag 
auf dad fhärffte; derſelbe ſtehe fogar ven abgefchafften Beftimmungen von 1818 nad), indem 
ſelbſt die Grundbeſitzer zu 64 Proc. don jedem Wahlrechte, zu 93 Vroc. aber von ber Wahl- 
fäigfeit außgefchloffen würden. Was der Ausſchuß an vie Stelle fegen wollte, erfuhr indeſſen 
nicht mindern Zabel von ver Linken. Während ſieben Sigungen befchäftigte fi die Kammer 
mit dieſem Gegenftande; vergebens blieben die eine Octroyirung in Ausſicht ſtellenden War- 
nungen ber Führer des Gentrums: die Vorfchläge erlangten nur 76 Stimmen gegen 61, waren 
alfo (als Berfaffungdgejeg) auch in modificirter Geftalt verworfen. 

Das vor der Rammervertagung vorgelegte Nachpoſtulat von 5,600,000 Sion. für Militär- 
weſen hatte im Finanzausſchuſſe nicht zu bewältigende Hinbernifle gefunden. Das Minifterium 
zog daher diefen Antrag zurüd, dagegen die Ermächtigung zu einem Anlehen von 15 Mill. be- 
gehrend, welche Summe theils zur Deckung bereit gemachter Ausgaben, theils zur Kriegs- 
bereitf haft während der orientalifchen Wirren beftimmt fei. In den Verhandlungen erfuhr das 
Minifterium vielen und herben Tadel, aud von Lerchenfeld; doch ward ſchließlich beiläuflg wie 
Hälfte des Gefoderten bewilligt, nämlih ein Militäranlehen von 6%, Mil. und Nieder 
ſchlagen der aus dem germeräheimer Keftungsbaufonds und aus ver Centralſtaatskafſe ohne 
Ermägtigung entnommenen Summe von 1,576,000 Glon.; zur Dedung der Binfen wurbe 
fofort die Erhebung einer neuen Beiſchlagſteuer von 3 Kr. auf jeden Steuergulden angeorpnet. 
Nachdem der Minifterpräfident v. der Pfordten geäußert hatte, daß er jene Willigung, welches 
aud die Summe fei, als Vertrauensvotum anfehe, erfolgte durch einen Theil der Ceutrums⸗ 
partei (und zwar ausgeſprochen durch den zweiteh Rammerpräfienten Weis) die ausdrückliche 
Erklärung , daß man keineswegs gemeint fei, hiermit dem Minifterium ein Vertrauensvotum 
zu ertheilen. Dies rief eine Gegenerflärung von einen andern Theile der Majorität hervor. 
Bon nun an lag eine Spaltung ber bisherigen Mehrheit vor, die fi bis zum entſchiedenſten 
Haſſe fteigerte. Die Einen glaubten die unabwendbare Notwendigkeit zu erkennen, dem Mi- 
nifterium entgegenzutreten; die Andern (darunter bie meiften Beamten) verlangten auch ferner 
veflen anbebingte Unterftügung. Ebenfo flieg zwiſchen den Miniftern und den Genttumsfü&- 
vern (Hegnenderg, Lerchenfeld, Weis) die Erbitterung auf einen fehr hoben Brad. 

Nun erklärte die Abgeoronetenkammer auch zwei Beſchwerden wegen Verlegung ver— 
faffungsmäßiger Rechte für begründet; eine von würzburger Bürgern wegen Beiäränkung 
von Bauten aus militärifchen Rückſichten, die andere von Dr. Feuſt, den man, obwol er Baier 
war , wegen feiner Tätigkeit ald Zeitungsrenacteur aus Nürnberg andgewiefen hatte, währenn 


x 


‚ 13) Am gefchidteften befämpfte Morgenflern den Vorſchlag. Die Majorität berief fh auf das Brin- 
eip ber Freiheit: jeder Sanbımann müffe die Freihelt Haben, ein Erbgut zu gründen. Die Gegenamficht 
iR: e6 handle ſich darum, das Brunbftüd oder Gut der freien Verfügung fie ewige Seiten zu entreißen, 
daſſelbe für immer unfrei zu madjen. Auf die Pfalz findet das Gefep feine Anwendung. 
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du Brefiebiet ſolches Verfahren nicht zulaffe (mas beſonders der Meferent Lafaulz in einſchnei⸗ 
Ienher Weiſe hervorhob). Im erftern Falle fagte die Regierung Wiederherſtellung des frühern 
Heſtandes zu; im zweiten verweigerte die Reichörathöfammer dem Befchluffe ver Abgeordneten 
ie Zuftimmung. i 

Erdlich, verfpätet , kam der Bubgetentiwurf zur Vorlage. Derfelbe beantragte 5%, MIN. 
mehr als der vorige Budgetabſchluß und verlangte eine entſprechende Steuernerhöhung. Nun 
erfolgte der foͤrmliche Bruch zwiſchen Kammer und Megierung. Nachdem fihon bei Prüfung 
der Rechnungonachweiſe verſchiedenen Erevitäberfchreitungen bie Anerkennung verfagt worden, 
fellte das Centrum den durch Baur eingebrachten Antrag ver Grlaffung einer Adreſſe an ben 
Knig, um demfelben die nichtgeloſte Aufgabe wegen Trennung der Rechtspflege und die Mis— 
Rände in ver Staatöverwaltung barzuftellen, welche ſich namentlil in ven Redinungsnadjweis 
fwngen und in der Bubgetvorlage gezeigt; dabei um Abhülfe zu bitten, insbeſondere durch 
Annchme fürzerer Finanzverioden. So war alfo das Gentrum nad einer Reihe vom Jahren 
gerade auf die Punkte gebracht, welche die Linke früher hervorgehoben, und flug nun fogar ' 
Viefelben Mittel vor, welche es früher fo Heftig befämpft haste. Es ſchien eine wahre Ironie 
det Shidjals zu walten. Die Linke hörte ſchweigend dieſer feltfamen Verhandlung zu: diesmal 
waren ed ihre Stimmen, melde entſchieden; ver Paur’fche Antrag ward mit einer Mehrheit 
von 78 gegen 37 angenommen. i 

Hierauf erfolgte fofort die Auflöfung der Kammer (25. März 1855). 

Rift ohne Erftaunen nahm man diefen Gang der Dinge wahr. Nie Hatte 88 in Baiern 
eine Deyutictentammer gegeben, welche es fidh fo entſchieden zum Zwecke gefegt, das Miniflerium 
wu unterfiigen,, un nun biefes Cnde! 

Zi Landtag von 4855 und 1856. Die Auflöjuing der Kanımer zunähft wegen einer 
Beage, die Viele einfach auf die große Steuernerhöhung reducirten, fonnte, troß der in poli= 
ten Dingen herrſchenden Apathie, einen dem Minifterium günftigen Einprud nit hervor⸗ 
bringen. Haft allenthalben warb es zum Loſungsworte: Keine Beamten mehr als Abgeord⸗ 
ache! Rur in einem einzigen Megierungäbezivke, nämlid) der in den legten Jahren fo ſchwer 
heingefuchten Pfalz, entſprachen die Wahlergebniffe ven Wunſchen der Regierung. Im Ganz 
xr geſtaltete fü das Reſultat fo, daß bie ſervilen Blätter und dazu aud die augsburger 
„Mlgrmeine Zeitung” ohne Shen herabwürdigend von einem „‚Bauernlandtage ” ober der⸗ 
geihen vedeten. In Wirklichteit befanden fi unter den 444 Gewählten nicht meniger ald 
56 Bauern und Wirthe und 32 Induftrielle; dagegen doch auch 47 Geiſtliche und 26 welt- 
bie Beamte, von welden lehtern nicht weniger als 14 aus der Pfalz kamen. 

Der Landtag, auf den 1. Sept. 1855 berufen, wurde erft am 15. eröffnet, und zwar dies⸗ 
tal wieder in der Eöniglichen Reſidenz, nit mehr im Landtagshauſe. Thronrede und Ant: 
werttadteſſen boten nichts Bemerfenäwerthes dar, außer daß in der Apreffe ver Abgeordneten 
„Aner Ausbildung der (deutfhen) Bundesverfaſſung“ gedacht warb, „welche dem deutſchen 
Belt geflherte Rechts zuſtãnde gewährleifte und deffen Stimme am Bund Gehör und Beachtung 

Die nãchſten Vorlagen an die Kammer befrtebigten nit. Zwar Hatte die Regierung den 
Srdgetemwurf um etwa 800,000 Son. gemindert, allein noch Immer ſtand eine fehr große 
Grruernerhößung in Ausfiht; ſodann bezwedte ein neuer Gerihtöverfaffungsentwurf lediglich 
size Geſchãftsthellung bei den Landgerichten, im Übrigen aber follte dad Grundlagengeſet 
über die Gerichtsorgantfation von 1848 famnt ven darauf hin zu Stande gelommenen Voll: 
Pepbaefehen von 1850 und 1852 ausdrücklich aufgehoben, mithin die ganze Errungenfhaft 
au auf diefem Gebiete vollſtaͤndig vernichtet werben. 

Unter ven Eindrüden, die diefe Vorlagen hervorbrachten, war ed, daß ſich die Abgeord- 
netenlammer mit einer Menge Wahlteclamationen zu befaflen hatte. Aus ver Pfalz waren 
fole erft von einem einzelnen Bürger, dann maffenhaft eingelaufen; unter Berufung auf 


hirelche Tha ſachen und Zeugen, fowie auf die Wahlacten jelbft behaupteten die Beſchwerde⸗ 


füheer, Die Landtagswahlen in ihren Bezirken feien buch ungefeglihe amtliche Einwirkungen 


14) Rur zwei Rammermitglieber ſtimmten gegen diefen Gap: Laſaulx und Grämer; ihnen genägte 
deſelbe wicht, wie denn t Lafaulr, „das ulteamontane Mitglied des deutſchen Parlaments“, iz 
Wu Renzeit Häufig dem Minifterknm mit Befigkeit und Talent entgegentrat. Craͤmer gehörte flets der 
Uberen Linfen an. ‚ 2 Br 
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der mannichfachſten Art influenzirt; fle ſeien ſonach nicht das Crgebniß freier Wahl, wie denn 
auch formell das Wahlgefeg häufig verlegt worden. Die in ver Kammer geübte Kritik war eine 
ſcharfe. Indeß gingen die Vefchuldigungen nur gegen die Provinzialbehörben in ver Bfalz, 
In&befondere ven dortigen Regierungspräfinenten, der aud) den Generalprocurator, ven Bifchof 
und das Gonfiftorium zu Rundſchreiben veranlaft habe. Als daher das Minifterium, doch erft 
uach längerm Zögern, eine „abminiftrative Unterfuhung‘ und zwar „nad oben una unten” 
valfo nicht blos gegen die unmittelbar handelnden Subalternbeamten in ver Pfalz) zugefagt, 
fah die Kammer bei ihren Beſchlüſſen ganz ab von den angegebenen „ Wahleinwirkungen ”, 
indem fie ſich auf Die aus den Acten felbft erfichtlichen Sormverlegungen beſchränkte, aber auch 
dabei nur diejenigen Wahlen caffirte, bei welchen viefe Bormverlegungen erweisbar vom ent 
ſcheidendem Einfluffe geweſen. Indeflen wurde felöft auf dieſer beſchränkten Grundlage bie 
Wahl von nicht weniger als acht Abgeorbneten aus der Pfalz für nichtig erflärt, und die neuen 
Wahlergebniſſe entſprachen fo wenig mehr den Wunſchen ver Regierung, daß fi unter den 
acht Neugemäßlten fieben Oppofitiongmänner befanden. 75) 

Die neue Kammer bot im Vergleiche mit ihren Borgängerinnen ein ſehr abweichendes 
Bild dar. Die alten politifgen Parteien waren beinahe ganz verſchwunden. Bon der alten 
Linken fanden fih nur noch Trümmer, darunter Grämer und Tafel. Die Führer ver frühern 
Majorität, Lerchenfeld und Hegnenberg, mußten die Freude über dad Verſchwinden dieſer Lin- 
Ten ſchwer büßen; fie ſelbſt brachten gar Feine geordnete Fraction mehr zufammen und fanven 
nit felten in ihren aunmehrigen Streiten mit dem Miniſterium eine Unterftügung blos noch 
bei jenen wenigen Demokraten, die fie zuvor fo leidenſchaftlich bekämpft Hatten. Die Minifter 
befümmerten fi im Allgemeinen gar nicht welter mehr um jene einft die Abgeorbnetenfammer 
leitenden Männer; mit Ausnahme einiger finanzieller ragen waren dieſelben machtlos gewor⸗ 
* ig nunmehrige Majorität nahm vorzüglih an materiellen Fragen ein lebhafteres 

ereſſe. 

So gab denn ſchon die Prüfung der Staatsrechnungen von 4185%55 BVeranlaflung 
zu manchen unliebfamen Grörterungen, da die Refultate mehrfach unerfreulih waren. Die 
Staatsanſtalten lieferten nur fehr ungenügenve, theilweiſe gar feine Erträgniſſe. Man Eagte 
befonderd über das Bergweſen in ven rechtsrheiniſchen Kreifen, über vie Telegraphenanftalt, 
den Donau-Mainkanal, die Donaudampfſchiffahrt und die damals nur mit 1%,, Proc. ih 
verzinfenven Eifenbahnen. Die Penfionen feien enorm gefleigert worden; die Porzellanmanu⸗ 
faetur zu Nymphenburg werde gegen einen ausdrücklichen Kammerbeſchluß nod immer auf 
Staatöfoften forterhalten; für Gefandtfhaften und Orben habe man 83,000 Glon. über wen 
Budgetſatz auögegebenu. f.w. Die Kammer verweigerte einigen Ausgabepoften foͤrmlich Die 
Anerkennung und verband damit Befchlüffe wegen genauer Einhaltung der Etats. Selbſt in 
ber Reichsrathskammer erfolgten ungewöhnlich heftige Angriffe auf den Miniſter v. der Pfordten, 
namentlich wegen Verwendung von einer Million für das Induftrieausftellungsgebäube, * 
Summe ven für den Ciſenbahnbau beſtimmten Geldern entnommen und ohne Genehmigung 
ber Kammern verausgabt worden fei, obgleich ver Landtag verfammelt geweſen. 

Das Anfinnen eines Aufgebens der 1848 befchloffenen neuen Gerichtsorganiſation Hatte 
bei den Deputirten eine fo ungünftige Aufnahme gefunden, daß dad Minifterium feine Vorlage 
zurückzog, eine andere dafür in Ausficht ſtellend. Nach manderlei mündlichen Verhandlungen 
erſchien diefelbe, ward aber ebenfalls für rein unannehmbar erklärt. Die Negierung mußte 
wenigſtens bis zu einem gewiſſen Punkte nachgeben, denn ver Geſchäftsbankrott war bei Dem 
biöherigen Syfleme gerabezu unabwendbar gemorven. Endlich gelangte man vermitteld gegen⸗ 
feitiger Zugeftänpnifle (die Abgeorbneten gaben zuleht noch die feit 1848 geſetzlich feſtgeſtandene 


75) An biefe Vorgänge zeihte ſich eine nicht unwichtige he Die von Dielen erwartete 
abminiftrative Unterfuchung unterblieb. Statt ihrer warb ein fir —R Cinſchreiten gs ben 
ehem BReclamanten, Kaufmann Frölic von Zweibrücken, veranlaßt, und B ar wegen „Derleumbung 
Sherehichigm on Beamten ’' durch feine an bie Kammer gerichtete Reclamation. Diefe Das 
ifeation [fe ba eitsbeweis durch Zeugen abfolnt aus. Es bedurfte einer Engrattung 
e Fer ern die Erfenntniffe zweier —3 — Gerichte vernihteie, um biefe Berchr: 
ver Beweismittel zu befeitigen, welche Belgrintu kung im Gaffations: [6 „‚exorbitant “ 
ein wodurch jenes conftitutionelle ur Beſchwerde geradezu ee: —— (wow 
— eine etwaige Verfolgung wegen * — Denunciation‘' in folchem 
5* eine derartige Beſchränkung in ben Beweismitieln nicht feunt); 5 eine Tote ndeh aber 
falle auch in ber Folge nicht eingeleitet. 
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Nuemovibitität der Richter auf) zu einer Übereinfunft, nad} welder ver bisherige Zuſtand zwar 
esihören wird, wohel aber bie gewünſchte Neugeftaltung bedeutende Modiflcationen erleidet. 

Reben diefer Frage handelte es ſich vor allem um Binanzgefege. Insbeſondere Hatte die 
Entommenfteuer,, fowie diefelbe 1848 eingeführt worden, namentlich in den höhern Kreiſen 
Die entſchiedenſten Gegner. Das Gejep litt wirklich, troz wieberholter Umarbeitung, an enor- 
men Fehlern. Bas aber in jenen Kreifen misflel, waren andere Dinge: eine wenn auch noch 
fo mäßige , doch immerhin progreffive Scala und die Nichtgewährung einer Steuerfreiheit für 
de Bringen und Standeöherren. Die legtbezeichneten Glafien Hatten gegen die Anwendung bed 
Geſetes auf ihre Perſonen zwar proteftirt, jedoch vergeblich; fie mußten mitfleuern. ‚Allein 
jept verſtand fich die Abgeordnetenkammer doch zur Abänderung jener beiden Punkte, wogegen 
dad neue Geſet einige plumpe Misftände des alten befeitigte, was Viele als ein nicht genügen- 
ves Kquivalent anfahen. Wenn aber die Geiſtlichteit bei dieſer Gelegenheit gleihfalls einen 
Nutzen zu erlangen ſuchte, nämlich Befreiung von der Gapitalrentenfteuer, fo blieb die Majo- 
rität der Deputirten hierin feft, obwol Regierung und Reichsräthe fid für den Klerus aus- 
ſprachen; bie Leitern mußten nachgeben, um die andern Abänderungen zu retten. 

Das Budget veranlafte langdauernde Verhandlungen. Lerchenfeld kaͤmpfte in diefer Sache 
mit anerfennendwerthem (Eifer, um eine weitere Steuererhöhung abzuwenden. Freilich 
mußte er dabei erfahren, daß ein Referent in der Reichsrathskammer wörtlich diejenigen 
Anferungen gegen ihn citirie, mit welchen er früher in der nämlichen Frage die Linke fo heftig 
bekämpft hatte, während er felbft heute keine andern Gründe anzuführen wußte, als dic damals 
von den verhaßten Demokraten vorgebrachten. „Keine nenen Steuern!” waren inbeß bie 
Lofungäworte der meiften Deputirten. Da die Erträgniffe ver indirecten Auflagen in den Zei⸗ 
tem des Friedens von felbft zunehmen und man die Ausgabepofitionen, namentlich beim Militär, 
etwas ermäßigte, fo gelangte man zu einer Ausgleihung ohne Einführung neuer Steuern, 
icdoch umter Beibehaltung aller feit 1848 allmälig eingeführten Beifhlagsprocente. Dabei 
Yatte die Abgeoronetenfammer für das Militär im Ganzen 9,475,000 Glon. bewilligt, gegen= 
über der von der Regierung poftulirten und von den Neichöräthen gutgeheißenen Summe von 
40,372,800 Sion. . 

Nach Erledigung des Budgets warb ber Landtag am 3. Juli 4856 durch einen Eöniglichen 
Prinzen geſchloſſen, im Landtagsabſchiede aber ein neuer, zur Zeit noch völlig ungelöfter con⸗ 
Ritntioneller Conflict mit folgenden Worten angekündigt: ‚‚Misfällig Haben Wir entnommen, 
daß die Kanmer der Abgeordneten der Beſchaffung des von Uns poftulirten und aud von ver 
Kammer der Reichsräthe als unvermeidlich erfannten Bedarfs für die active Armee ihre Zu- 
Kimmung nicht ertheilt hat. Wir werben Unfer Kriegäminifterium anmeifen, alle nur immer 
jeläffigen Erfparungen eintreten zu laſſen, erklären jedoch, eingedenk Unferer Regentenpfliht, 
Daß es Unſer entſchiedener Wille ift, die Armee in einem der Würde Unferer Krone, der Stellung 
Beierns und ben übernommenen Bundespflichten entſprechenden Stande zu erhalten. Wir 
werben daher die unabbrũchige Beſtreitung ber hierzu nothwendigen Ausgaben anordnen und 
behalten Uns vor, an den naͤchſten Landtag bie vesfallfigen Nachweiſe und bie erfoverlihen Vor⸗ 
lagen wegen Deckung des fi} ergebenden Mehrbedarfs gelangen zu laſſen.“ 

Dennod hatte die Kammer zwei für unfere Reactionszeit doppelt bebeutende Siege, den in 
ber Gerichtsſache und den in der Militärfache, ruhmvoll errungen. 

mM. Schlußworte. Baiern, das ift unzweifelhaft, Hat reihe und herrliche Volkselemente 
amd erfreut ſich fehr anfehnlicher materieller Mittel. Kommt es aber nur auf die materiellen 
Kräfte an, fo vermag es beflenungeachtet felbft ver Fleinften unter ven Großmächten nicht ent= 
gegemjuireten. Geine zwei wichtigſten Mittel, ſich hervorzuthun, Eönnen nur beftehen fürs 
erſte in einer ganz entſchiedenen Entwidelung bes Repräfentativfgftems, jenes Syſtems, auf 
welches fi namentlich Sardinien und Belgien fügen, und deſſen Verwirklichung in Baiern um 
fe Leichter fein würde, ald man hier der enormen finanziellen Opfer nicht bedürfte wie in jenen 
heizen Staaten. Sodann muß Baiern feine Stärke fehen in der Anlehnung an die deutſche 
Retionalkraft. Daf vie Politik Baierns ſtets eine wahrhaft deutſche fein foll, bedarf mol kaum 
einer befondern Ausführung. Die franzdfifchen Bündniffe während des Spaniſchen und ebenfo 
wäßeend ves Hſterreichiſchen Erbfoigekriegs brachten nur Unheil und Verberben über das Land, 
wu auch die Erfolge während der traurigen Rheinbundszeit waren wahrlich viel zu theuer er⸗ 
GR. Daf Baiern ſich nicht mehr als ausſchließlich katholiſcher Staat geriven kann, ergibt 

fo ſehr von ſelbſt, daß wir es für überflüffig Halten, Darüber auch nur ein Wort weiter zu 
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Die Führung der Regierung iſt im Allgemeinen wol in feinem Staate leichter als In Balern. 
denn die Bevölkerung des Hauptlandes zumal erhebt nur vie beſcheidenſten Anfoderungen. Aber 
wie viele ſchlummernde Glemente find erſt zu erwecken, wie Vieles iſt nachzuholen, was vor 
Jahrzehnden, ja was vor und feit Jahrhunderten verfäumt wurde! 

Gigenthümlich erweiſen fid die Wirkungen der Verbindung des Rheinlandes mit Baiern. 
Altbaiern und Pfälzer bilden ihrem Charakter, ja felbft ver Lebensweife, Gewoͤhnung, Kirch⸗ 
lichkeit nach wol bie entſchiedenſten Gegenfäge unter ben beutfchen Stämmen. Pfälzer und 
Altbatern (freilich beſonders die Exftern) haben dies beiverfeitö immer gefagt. Abgefehen von 
finanziellen und perfönlihen Verhältnifien und Klagen, hat nun unbeftteithar die Eleine Pfalz 
eine weit nachhaltigere und mächtigere Wirkung auf das übrige Baiern ausgeübt als viefes 
auf jene. Die Rheinprovinz fhien gleihfam die Miffion zu haben, einer Reihe neuzeitlicher 
oder in der Neuzeit wieder zur Geltung gelangter Einrichtungen und Verhältnifie ven Eingang 
im Hauptlande anzubahnen. Ohne die Verbindung mit der Pfalz würben die fieben andern 
Kreife auch Heute und überhaupt lange noch der Schwurgerichte, des oͤffentlich- mündlichen Ge⸗ 
richtsverfahrens, der (freilich fehr beſchränkten) Kreislandraͤtbe u. f. w. entbehren, und das 
eonftitutionelle Princip wäre In früherer Zeit wol ganz verborrt. Dagegen hat die Pfalz 
noch nicht einmal ein dem bairiſchen fi annähernded Gemeindegefeg erlangt (andere Theile 
ber Legislation wurben allerdings, oft wol zu fehr, auf fie ausgedehnt). Der rheiniſche Geiſt 
trug namentlich zur Weckung des fränkiſchen bei, und, ganz den alten Stammeöverhältniflen 
entſprechend, find ſich Pfälzer und Franken heute vielfach ziemlich nahe gerückt, näher, ald bie 
Franken ven eigentlichen Altbaiern ftehen. 

Gerade die große Stammesverſchiedenheit bildet einen weltern Moment, Baiern auf ent: 
ſchiedene Entwidelung einer freien geiſttgen Richtung hinzuweiſen. Ein Staat, der materiell 
nur zur mittlern Glaffe gehört und der Überdies no große Stammesverſchiedenheiten in ſich 
ſchließt, Hat in vegfter Weckung des geiftigen Elements ein Höheres Band zur Vereinigung mehr 
oder minder heterogener Beftandtheile, er hat in Wertung des geiftigen Elements dad Mittel zu 
einer Höhern Macht zu ſuchen. Die Demokratie allerdings verzweifelte laͤngſt, aber ſicherlich zu 
früh am Eonftitutionalismus; wer aber daran nicht verzweifelt, wird kaum beftreiten koͤnnen, 
daß namentlich Baiern nur auf dieſem Wege eine hervorragende Stellung zu ſuchen hat. Die 
großen Berbienfte, melde König Ludwig ſich in Beziehung auf deutſche Kunſt erwarb, die glei⸗ 
hen, welche der gegenwärtige König in Beziehung auf deutfche Wiflenfhaft zu begründen ſtrebt 
verbienen den qufrichtigen Dank der Baiern und der Deutfchen. Aber Der müßte vie eigenthüm⸗ 
liche Aufgabe unferer Zeit, das größte Bedürfniß unferer Nation nicht kennen, welder glauben 
Tönnte, damit habe Baiern feine Befimmung erfüllt. G. F. Kolb. 

Bailly (Johann Silvan) ward den 15. Sept. 1736 zu Paris geboren. Sein Bater, Auf⸗ 
feher ver Gemälve des Louure, hatte für feinen Sohn keinen Höhern Ehrgeiz, als ihn in dem 
Genuſſe feiner bequemen Stelle zu fehen, die ihren Mann nährte. Der Junge aber fühlte ſich 
durch einen andern Geiſt getrieben, der Ihn den ernften Wiflenfchaften, befonders ver Mathema= 
tik zuführte. Auch verfuchte er ſich im Fache ver Dichtung und fchrieh zwei Trauerfpiele, die aber 
weder feine Breunde, denen er fie im Vertrauen mitgetheilt, noch ihn felbft befrievigt Haben mö⸗ 
gen; denn er kam von diefen Verſuchen ald von einer Verirrung ſchnell zurüd, um ſich der Aſtro⸗ 
nomie ungelheilt zu ergeben. Er ſchrieb über viefelbe mehre Werke, welche auch jegt noch für 
elaffif gelten, und fein Ruhm verbreitete und begrümbete ſich fo ſchnell, daß er 1785 zum Mit- 
gliebe der Akademie ernannt warb, die. hoͤchſte Auszeichnung, die einem Gelehrten damals zu⸗ 
teil werben konnte. 

Kaum ſchien je ein Menſch zum flillen, anfprudlofen Leben, das den Wiſſenſchaften ge⸗ 
Hört, einen entfcienenern Beruf zu haben als B. Friedlich, ohne Ehrgeiz, ohne Leivenfchaft, 
ohne irgembeine hervortretende Eigenheit, die ihn mit ſich felbft oder mit Andern In Widerſpruch 
gefegt hätte, weihte er feine Tage ber Forſchung und den friedlichen Genüffen eined einfachen 
Xebend. Gr ift vielleicht der einzige Mann, der, ohne etwas zu ſuchen, faft Alles erlangt hat. 
Mas er nicht nehmen wollte, warb ihm gegeben, und obgleich er zu Feiner der verſchledenen 
Stellen, die er in feinem inhaltreihen und wechſelnden Leben befleivet hat, vorbereitet war, 
fo erfüllte ex doch alle Pflichten verfelben mit gewiflenhafter Treue und in großen entſcheidenden 
Momenten ſelbſt mit einer würbevollen Größe. Auch ihn hatte die Revolution in feiner ſtillen 
Wohnung des Friedens mit den Wiſſenſchaften befhäftigt und ohne Anſprüche an die Welt 
überrafht, um feinem Schickſale, feiner ganzen Beſtimmung eine andere Richtung zu geben. 
Die furchtbaren Greigniffe der Zeit fanden Ihn immer auf ihren gefahrvollen Wegen und riffen 
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amit ſich fort, und er blieb fh bei allen raſchen Wechſeln ver Begebenheiten gleich und ſchien 
oft iht Gebieter. Als Präfident der Rationalverfammlung gab er an dem großen entſcheidenden 
Inge, da fie ihre berühmte Sigung im Ballhauſe hielt, dem Oberceremonienmeifter, welcher 
ben Deputirten im Namen des Königs auseinanderzugehen befahl, die Antwort: „Die ver: 
fammelte Nation Hat keine Befehle zu empfangen.” In den frühern Verfammlungen Eonnten, 
nah altem Brauche und Herfommen, die Mitglieder des dritten Standes nur kniend dad Wort 
wehmen. B. kannte ven demüthigen Gebrauch, auf den der Abel und vie Geiftlicfeit nicht weni⸗ 
ger Gewicht als der Hof felbft legten. Da er an ber Spige einer Deputation des dritten Stan- 
des aus dem Schlofle von Berfailles trat, fragten die Höflinge, wie fie fei empfangen worben: 
„Bir fanden, antwortete B., und ber König faß nicht.” Der erfte Praͤſident der Nationalver⸗ 
ſaumlung war er aud) der erſte Maire von Paris. In diefer Eigenſchaft empfing er ven König 
den 17. Juli 1789 auf dem Stadthaufe, und in feiner Rede, die er an den Monarchen hielt, 
fagte ex: „Heinrich IV. hatte fein Volk erobert; hier eroberte das Volk feinen König wieder.” 

Selten warb wol einem Manne vie allgemeine Achtung, das einftimmige Vertrauen in grö- 
Serm Maße zutheil; feine Bopularität hatte den höchſten Grab erreicht. Bei dem hertlichſten 
Sefte, das je eine Nation gefeiert, bet dem Bundesfeſte von 1790, dem das gefammte Frankreich 
durch Abgeorbnete beimohnte, waren alle Blide auf B. und Lafayette gerichtet, ver bie Hul⸗ 
digung eines begeifterten und dankbaren Volks mit ihm theilte. Lafayette war an demſelben 
Tage zum Befehlähaber der Nationalgarde ernannt worden, an welchem B. als Maire an vie 
Spigeder Gemeinde trat. Beine Männer gingen befreundet in Allem, was das Baterlanb und 
die Sorgfalt für fein Wohl betraf, venfelben Weg. Beide waren im Beſttze der höchſten Gunft 
bes Bells, um der Gegenſtand feines Haſſes zu werben. 

Im Juni 1791 war der König entflohen, zu Varennes angehalten und nad) Paris zurüd- 
gebracht worden. Man verlangte laut und ungeftüm bie Entfegung des Monarchen. Am 
17. Juli verfammelte fi eine ungeheure Menge Volks auf dem Marsfelde, wo dad Jahr vorher 
das Bundesfeſt war gefeiert worden, und drängte fl nad dem Vaterlanddaltare, auf dem 
eine Bittſchrift niedergelegt war, welche die Entſetzung des Königs verlangte. 

B. begab ſich mit der bewaffneten Macht dahin, um das Martialgefeg verkünden zu laflen 
uab die meuteriſchen Haufen zu zerfiveuen. Er warb mit Hohnladen und Steinwürfen empfan: 
gen, und bie Truppen waren genöthigt, zu ihrer eigenen Vertheidigung von ven Waffen Ge: 
brauch zu machen. Es floß Bürgerblut. Hier iſt die Sonnenwende von B.’8 Glüd und Gunſt, 
die das Volk in feiner flüchtigen Laune einem Andern zumwendete, um fie ihm wie jenem zu ent⸗ 
zichen. Es ift erwieſen, daß der Maire ver Stadt Paris nur zufolge eines Beſchluſſes des Mus 
nicipalraths fo gehandelt Hatte. Auch billigte die Nationalverfammlung , der er über das trau= 
tige Ereigniß Bericht erftattete, fein Verfahren, wie e8 in der Natur der Sache lag. B., der es 
ſchmerzlich fühlte, wie unficher der Menſchen Urthell fei, die heute verdammen, was fie geftern 
noch zit Begeifterung erhoben , ſchickte feine Entlafjung ein, die der Zuftand feiner Geſundheit, 
wie er fagte, nothwendig mache. Ste ward nit angenommen, fondern die Bitte des Municis 
valraths an ihn geftellt, feine Amtsflihrung fortzufegen. B. willigte ein, bis zur nächſten Wahl 
aa feiner Stelle zu bleiben. Da erfegte ihn Petion, und er zog ſich auf dad Land zurüd, um in 
ruhiger Verborgenheit feine Tage zu beſchlleßen. Bei dem Proceſſe der Königin warb er indeſſen 
gendthigt, wieder in der Hauptftabt zu erfheinen, um vor Gericht ald Zeuge aufzutreten. In 
dem Anklageacte der unglüdlihen Marie Antoinette war die Beſchuldigung ausgeſprochen, es 
Habe ein Briefwechſel zwiſchen ihm und der Königin flattgehabt. B. gab die einfadhe und be= 
Kmmte Erklärung: „es ſei nicht wahr.” Indeſſen war fein Untergang beſchloſſen, und er follte 
feinem Schickſale nicht entgehen. 

3., in den Privatftand zurüͤckgekehrt, lebte auf dem Lande in der Gegend von Rantes. Da 
feine Ruhe hier geftdet warb, ſchrieb er an Laplace, einen ber ausgezeichnetſten Gelehrten Frank⸗ 
wis, fpäter Pair, ver zu Melun in ſtiller Cinſamkeit lebte, ob er nicht in biefer Stabt einen 
Zufluchtsort und Verborgenheit finden könne. Laplace erbot fih, feine Wohnung mit ihm zu 
theilen, und B. war entfchloffen, von diefem freundſchaftlichen Anerbieten Gebrauch zu machen. 
Usterbeß war ber verhängnifvolle 31. Mai gefommen, und bie Partei, die an ihm geflegt, 
führte die Schreckensregierung ein. 

Abtbeilungen ver Revolutiondarmee durchzogen dad Land, und eine ſolche traf auch zu Me- 
len ein. B. kommt zur größten Beſtürzung ſeines Freundes an. Diefer ift um ihn, und zwar 
wit Reit, beforgt. Aber für ven Verleumdeten und Berfolgten, den bie fpätern Ereigniſſe mit 
Aſqen erfüllten, hatte das Dafein keine Reize mehr. „Was kan mir am Leben liegen”, fagte 
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er zu Laplace, „wenn ich das Alles anſehe, was vorgeht? Und dann iſt es Eins, ob ich Hier ober 
anderswo ſterbe.“ B. war erfannt worden. Bei feinem Namen fleht der Pöbel auf. Man 
ſchleppt ihn auf daB Gemeinpehaus, und obgleich die Municipalität feine Papiere ın Orbnung 
fand und ihn in Freiheit fegte, fo gab dies die wüthige Menge doch nicht zu. Die Sade warb 
an den Ausfchuß der Öffentlichen Sicherheit nad) Paris berichtet, der den Gefangenen dahin zu 
bringen befahl. Er warn ind Gefängnif geworfen und vor das Revolutiondgericht geſtellt, das 
den Schuldloſen ald den Mörber feiner auf dem Marsfelde gefallenen Mitbürger zum Tode ver⸗ 
dammte. B.’3 Vertheivigung, einfach, freimüthig und wahr wie fein Leben, hob jeven Zweifel 
an feiner Unſchuld, wenn man ernftlih an ihr Hätte zweifeln innen. Aber darauf kam es in 
dieſer Zeit und bei diefem Gerichte nicht an. B. geſtand aufrichtig, er fei ein conftitutioneller 
Royalift und der beſchworenen Verfaflung treu. Diefed Geſtändniß allein mußte ihm das Leben 
koſten. Er verlor ed, und zwar auf eine ſchrecliche, ſchauderhafte Weife, die ben Menſchen tief 
unter dem Thiere zeigt. 

Am Tage ver Hinrichtung beftieg B., die Hände auf dem Rüden zufammengebunden, ben 
Henkerskarren. Eine von Wuth entbrannte Menge, welde die beliebten Tagesfäriftfteller durch 
giftige Verleumdungen aufgehept hatten, begleitete den Zug und fließ gegen ven Berurtheilten 
die graͤßlichſten Verwünſchungen aus. Die rothe Fahne, welche an jenem unfeligen Tage auf 
dem Maröfelve gewweht hatte, war hinten auf dem Karren befeftigt. In Iangfamem Zuge ging 
es nun den weiten Weg von der Gonciergerie nad) dem Marsfelde. Der Regen fiel in Strömen 
vom Himmel, und es war für die Jahredzeit (im October 1793) ungewöhnlich kalt. B., faſt 
nadt dem Unwetter auögefeßt, von dem Hohngeſchrei des Volks begleitet, das ihn mit Koth warf 
und nad ihm ſchlug, von feinen Henkern gegen bie wüthige Menge vertheidigt, die den Zug auf⸗ 
hielt, um bie Leiden des Unglüdlichen zu verlängern, blieb ruhig, faſt heiter und ließ aud nicht 
einen Laut der Klage hören. Nach einer Fahrt von anderthalb Stunden fam der Karren auf 
dem Richtplatz an. B. flieg herab; ſchon ſchleppt man ihn nad dem Blutgerüſte, da fällt es 
einem Ziger ein, ber die Übrigen an graufamem Scharfjinne übertraf, vie rothe Fahne erft zu 
verbrennen. Man bringt Feuer, die Fahne wird angezündet, ein Ungeheuer ſchwingt fie — 
nend B. ins Geſicht. De Schmerz erpreßt ihm einen Schrei, und das Volk klatſcht lauten Bei⸗ 
fall. Zum zweiten male nähert er fi dem Schaffot. Einer aus dem Haufen ruft, es gezieme fi 
nit, den heiligen Boden des Bundesfeſtes — es war auf den Antrag B.’8 gefelext worden — 
mit dem Blute eines ſolchen Boͤſewichts zu beſchmuzen. Lauter, tauſendſtimmiger Beifall. Das 
Gerüft wird abgebrochen, flüdwels nad) einem Graben am Ufer der Seine gebracht und wieder 
aufgeflagen; Alles unter den Augen B.'s, den man nöthigte, zu Fuß zu folgen und das hol⸗ 
life Treiben mit anzufehen. Da fland er nun, dem Gefpätte und ven Mishanplungen der 
Menge preiögegeben , die ihm in das Geſicht fpeit, mit Steinen nad) ihm wirft, ihn mit Stöden 
ſchlägt. Der Heftige Regen währte ununterbrochen fort. B. mit bloßem Kopfe hält drei entſetz⸗ 
lich lange Stunden alle diefe Dualen aus. Der Unglüdliche ſchauderte von Regen triefend, Du 
zittert, B.? rief Einer aus dem Volke fpottend. Es iſt vor Froſt, mein Freund, antwortete ex 
ruhig. Endli unterlag die Natur, ſchwächer ald fein Muth. Ex ſauk erfhöpft ohne Bewußtfein 
nieber. Da er wieder zu fi Fam, erfuchte er feine Henker, vie Hinrichtung zu beſchleunigen, 
mit der Heitern Faſſung, als bitte er einen Freund um einen Liebesdienſt. Endlich wird fein 
Wunſch erhört. Das Schaffot iſt über einem Haufen Unrath aufgefhlagen. B. fammelt feine 
legte Kraft, befteigt das Blutgerüſt mit fiherm, feftem Schritte und Hält fein Haupt dem To⸗ 
desſtreiche entgegen. Es fällt. Jubelnder Beifall erfüllt die Luft; es if als biete das Frohlocken 
der Hölle dem Himmel Höhnend Trotz. B. zählte 57 Jahre. Am 18. Nov. 1793 war er nor 
das Revolutionsgericht geftellt, den 20. zum Tode verurtheilt und den 21. hingerichtet worden. 
Er ſelbſt ſchrieb feine Denkwürdigkeiten, die in zwei Bänden erſchienen find 2) und bie hervor⸗ 
ſtechenden Züge feines Lebens und die wichtigſten Thatſachen aus der Zeit der conflituirenden 
Verſammlung enthalten und erläutern. So endete B., der Erſte, den fein Diftrict zum Wähler, 
ber Erſte, den die Wähler ſelbſt zum Deputixten bei der Nationalverfammlung ernannten, der 
erſte Präfivent der Nationalverfammlung und ver erſte Maire von Paris. An viefen beveuten- 
den Stellen zeigte er ebenfo viel Klugheit ald Mäfigung und Nechtlichkeit. Unter den ſchwie⸗ 
rigſten und gefahrooliften Verhältniffen blieb er ſich gleich, beſonnen, einfach in feiner Lebens⸗ 
weiſe, muthig für das Gute, ſtandhaft in feinem Glauben, warmer Vertheibiger ver Unſchuld 


1) „Memoires deBailly, avec une notice sur sa vie, des nolvs et des claifcissements histo- 
riqueg” (Paris 1821). 
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ah Gerrhtigkeit, Freund der Unglüdlihen und Wohlthäter ver Nothleivenden. Beiden man= 
ritaltigen und wichtigen Dienſtgeſchäften, die feine Thätigkeit in Anſpruch nahmen, ſchrieb er 
fie Abhandlungen über die Gefangenen und feinen Bericht über die Goßpitäler, Zeugen und 
Stadler feiner Menſchenliebe. Am Ziele feiner mühevollen Laufbahn, in der es ihm leicht 
gewefen wäre, fich zu bereichern, hatte er den größten Theil feines eigenen Vermögens zuge⸗ 
ft. Übrigens laͤßt fh B.'8 Unglück leichter als fein Olüc begreifen. Ein Mann von feiner 
At, einfach, wahr, feinen Grundſätzen unwandelbar ergeben, von firenger Redlichkeit, feiner 
Squeichelei und Feines Betrugs fähig, konnte am Hofe ſowenig als bei dem Volke ſich in Gunft 
erhalten. Am wenigften vertrug ſich feine Mäßigung mit ver Leidenſchaftlichkeit der Zeit, die in 


wilder Haft von einem Außerſten zum anbern überfprang. 3. Beigel. 
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Bauten und Bankweſen. I. Augemeiner uͤberblic. Das Bankweſen iſt der Inbe⸗ 


griff der Geſchäfte, welche von Handelshäufern (Bankiers, Bankhäuſern) und Anſtalten (Ban⸗ 
ten) betrieben werben, und ber baflır beftehenden Einrichtungen. Die Geſchäfte beftchen in dem 
Annehmen, Aufbewahren, Beleihen, Kaufen und Verkaufen von edeln Metallen, Münzen, 
Geldzeichen, Wechſeln, Anwelfungen, Staatspapieren, Opligationen, Actien und andern 
Sqalburkunden, welche ver Credit von Staaten, Provinzen, Gemeinden , Eorporationen, Ge: 
fehfaften und Privaten zum Vorſchein bringt; im Einziehen von Koberungen und Leiften von 
Zahlungen, was auch durch Ausgleichen mitteld Übertragung von der Rechnung bed Schuld⸗ 
ner anf die des Bläubigerd gefchehen kann (Girogeſchäft). Sie werben entweber im Auftrage 
und fir Kechnung Dritter gemacht, mit ober ohne Gewährung von offenem (Blanco) Grebit, 
er für eigene Rechnung ; bie erftern heißen Bankgeſchaͤfte im engern Sinne und find größten- 
theils Commiſſionsgeſchaͤfte, für deren Beforgung eine Provifion (Gommiffionsgebühr) berech⸗ 
net wird; die andern gehören in das Gebiet des Handels und der Speculation, und erwarten 
eatweder, mie jeded Handelögefchäft, einen Gewinn aus dem Erldſe bei dem Verkaufe ver er⸗ 
werhenen Gegenſtaͤnde, oder eine hohe Rente aus dem in Unternehmungen angelegten Capital. 
Zu dem Betriebe der Gefhäfte benupt dad Bankhaus den eigenen Grebit In allen ben Formen, 
in weichen ed Andern Grebit gewährt, die Bank außerdem noch durch Ausgeben von Banknoten. 

Der Name ſtammt aus dem Mittelalter von den Geldwechslern, meift Stalienern, die in höͤl⸗ 
za Schüſſeln auf einer Bank ihre Münzen aufzuftellen pflegten. Konnte ein Wechsler feine 
Verbindlichkeiten nicht erfüllen, fo wurde ihm die Bank zerbrochen, und der Bankbruch, banco 
rotto, bedentete den Ball des Gefhäfte. Mit dem Wechfeln ver Münzen war in der Regel das 
Lrihen auf Pfänber verbunden, und damit der Nebenbegriff des Wuchers in einer Zeit, wo der 
Bat als ein von ber Noth erpreßter, I hmuziger und unehrenhafter Gewinn angefehen, durch 
Verfchriften der Kirche wie des Staats verboten war. Auch diefer Zweig wurde im Mittelalter 
verzugötweife von Stalienern betrieben, und heute noch wird das Reihen gegen Fauſtpfand Lom⸗ 
berigefigäft genannt. Die Wechsler beforgten endlich auch den Einzug von Foberungen und 
die Leitung von Zahlungen von einem Ort zum andern, fie handelten mit Wechſeln. 

Ans diefen Keimen entwickelten ſich die heutigen Bankgefchäfte, dem Weſen nach bie nämli- 
Yen, aber an Umfang und Mannichfaltigfeit ihrer Formen und Zweige mit den Geld⸗ und Cre⸗ 
Nikerirfniffen der Staaten, ver Production, des Transportweſens und des Handels aufer- 
ordentlich gewachſen. Nach vem Barifer Frieden im Jahre 1845 waren es die Regierungen ber 
größern Staaten, welche mittels der Bankhäufer große Anleihen negociirten, durch die Banken 
ift Bapiergeld einzogen (Dferreid), und ben Öffentlichen Credit auf ſchwere und theure Proben 
Aen mußten, um ihre durch ven Krieg zerrütteten Binanzen zu orbnen. Bald kamen bie Eiſen⸗ 
behaen und verlangten Gapital in Summen, bie man vorher für fabelhaft gehalten Haben 
wine; die Dampffälffahrt fchloß fi an, und die vollfommenern Transportanftalten verlang- 
ten nit mar für Ihren eigenen Bau und Betrieb eine Menge von rohen und verarbeiteten Er⸗ 
xrgniſſen, fonbern fie veranlaften aud von Seiten des erweiterten, vermehrten und beſchleu⸗ 
Riten Handelsverkehrs eine raſch anfleigende Nachfrage, welcher zu genügen bie Production 
nr Crweiterung beſtehender und Gründung neuer Anlagen fi anſchickte. Handel und In⸗ 
Warte traten nad; den Regierungen und ven Eiſenbahngefellſchaften mit wachſenden Anfode⸗ 
tungen hervor, an Gapital für großartige Unternehmungen nicht allein, ſondern auch an Um: 
Ufömitteln und en die Einrichtungen, mittels deren der Erebit den Gebrauch des Geldes erfpart 
und den Betrag von Foderungen vor Verfall disponibel macht. So fehen wir in der Gegenwart 
wien den Schuldſcheinen ber Staaten eine Immer mehr zunehmende Menge von Schuldurkun⸗ 
den, welche Antheile an dem Vermögen, an Gewinn und Verluſt von probuctiven Unterneh: 
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mungen gewähren (Actien, Autheilſcheine), oder verzindliche Darlehen an jolde Unternehuun= 
gen repräfentiren (Obligationen, Prioritäten); gleichzeitig aber auch eine entſprechende Ver⸗ 
mehrung von Wechſeln, Anmweifungen, Geldzeichen aller Art. 

Dieſe großartige Entwidelung Hätte fo nit vor ih gehen können, wenn das Bankweſen 
wit feinen Einrichtungen und Dienflleiftungen auf dem alten Flecke ftehen geblieben wäre. Es 
mußte der allgemeinen Bewegung folgen, und die Kennzeichen feiner Fortbildung erſcheinen nicht 
allein in einer Vermehrung der ihm gewinmeten Häuſer und Anftalten, fondern auch in einer 
Umbildung feiner Organifation und in der Theilung ver Arbeit. 

Aus den Anleiheoperationen von 1845 — 20 waren für einzelne Bankhäufer Eoloffale Ver⸗ 
mögen herausgewachſen; damit beherrſchten fie den Capitalmarkt und erdrüdten für größere 
Binanzoperationen die Concurrenz, indem fie fi untereinander verſtändigten. Sie waren vie 
nothwendigen Vermittler von Anleihen, nur bei ihnen war für größere Unternehmungen Ca— 
pital zu finden. Die gewöhnlichen Bankgeſchäfte betrieben fie nur no für Regierungen, Ge⸗ 
ſellſchaften und größere Kunden; ven Verkehr mit der zahlreichen Mittelclaffe von Inpuftriellen 
und Handelsleuten überließen fie Andern. Diefe Oligarchie herrſcht bis tief in die Eifenbahn- 
periode hinein ; da aber weder bie Regierungen noch die Gelomächte für ſich allein die Schienen⸗ 
wege herftellen Eonnten, letztere auch vorzogen, Anleihen für ven Staatöbau zu negoclizen (Bel⸗ 
gien), weil fie anfänglich an einem genügenven Reinertrage zweifelten,, fo trat die Aflociation 
ergänzend, bald überwiegend, Hinzu. Die nämlie Erſcheinung zeigte fi dann auf dem Ge⸗ 
biete der Induſtrie, und es Eonnte nicht außbleiben, daß die Affociation ſich aud) mehr als früher 
in dem Bankwefen ſelbſt geltend machte. Die großen Banfhäufer Eonnten die Ausſchließlichkeit 
ihrer Bermittelung, wonach fie den Regierungen oder Unternehmern für bie Beihaffung von 
Geld ebenfo ihre Bedingungen dictirten wie den Gapitaliften für die Überlafjung der Schuld⸗ 
ser Antheilfcheine , nicht länger feithalten ; fie mußten ſich entſchließen, ald Mitbewerber, Mit- 
unterzeichner neben Andern aufzutreten, ober bei der Gründung von Geſellſchaften mitzuwir= 
Ten. Bei diefer Anderung haben die großen Bankhäufer nichts verloren, denn ihre Geſchäfts— 
kenntniſſe und Verbindungen, ihr Ruf und ihre Mittel fiherten ihnen immerhin eine ausge— 
zeichnete Stellung in den Berwaltungen und einen erheblichen Antheil an ven Früchten der 
Affociarion, welche zugleich ihr eigenes Gefhäft alimentirte. Der zunehmende Umfang und bie 
Mannichfaltigkeit der Bankgeſchäfte hatten die größere Teilung der Arbeit zur natürlichen 
Folge. An den Mittelpunften des Bankverkehrd, den Börfenplägen, befallen fi bie erften 
Häufer Hauptfägli mit dem An= und Verkauf von Wertpapieren und Wechfeln zur Ausfũh⸗ 
rung belangreidher Aufträge, ober für eigene Rechnung. Andere, fowie die Banfhäufer an 
Handelöplägen und Fabrikorten, die nicht zugleich eine Börfe haben, richten ihre Geſchäfte mehr 
nad den Bedürfniſſen ihrer Umgebung, indem fie ihren Gorrefponventen Wechfel discontiren 
und zum Ginziehen übernehmen, auf fie gezogene Tratten einlöfen, ihnen ſolche auf die Orte, 
wohin fie Zahlungen zu leiften haben, anſchaffen, ihnen in diefer Form, oder durch Accepte, 
oder auch in baarem Gelde Vorſchüſſe auf Wertpapiere, wol auch auf Waaren, bie dann meiſt 
durch Connoſſamente oder Lagerfceine repräfentirt werben, geben, endlich auch ihre Kaffe füh= 
ren, ſodaß der betreffende Gejhäftd- ober Privatmann ver Gefahr und Mühe, größere Sum- 
men bei ſich aufzubewahren, zu empfangen, zu verfenden, überhoben wird und ven Zinfenver- 
luſt für fländigen Kaffevorrath erfpart. Diefer nügliche Theil ver Bankgeſchäfte it in England 
mehr ald in andern Ländern ausgebildet, und bietet für die Bankhäufer ein Feld ver Thätigkeit, 
welches ſich mit dem Fortſchreiten der Production und des Verkehrs immer mehr erweitert. Auf 
dieſem Felde werben auch die Bankhaͤuſer nicht durch die Geſellſchaften verdrängt, weil fie weni= 
ger an firenge Formen gebunden find und am leichteften bie Kenntniß der Perfonen und Ver— 
hältniſſe erwerben, bie hierbei erfoderlich ift; vielmehr bilden die Bankhäufer ein Mittelglied 
zwiſchen dem Handels⸗ und Gewerbeſtande und ven Banken, bei denen fie wieber einen Nüd- 
halt finden, um ihre Dienftleiftungen auszudehnen und aud in kritiſchen Zeiten nicht zu fer 
au beſchraͤnken. 

Die Verhältniffe, welche dad Bankweſen erweiterten und glieberten, äußerten ihre Wir⸗ 
fung , wie bei dem Betriebe durch Handelöhäufer, fo auch bei dem Betriebe durch Geſellſchaften. 

Bei dem Übergange vom Frieden zum Kriege, von 1815 an, Hatten die größern Banken 
ebenfo wie die Finanzverwaltungen ihre dur; Leiftungen für legtere zerrütteten Verhältniſſe 
zu ordnen; in Oſterreich wurde (1817) die Nationalbank gegründet, um dad Staatspapiergeld 
einzuziehen. Der Aufſchwung des Verkehrs in der nachfolgenden Gifenbahn = und Induſtrie⸗ 
periobe veranlaßte eine entſprechende Vermehrung ihrer Mittel und Erweiterung ihrer Cinrich⸗ 
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tun. Die Bank von England wurbe von den Wuchergeſetzen befreit, der Umlauf ihrer No⸗ 
tnwmehrt und begünftigt; neben ihr entftanden zahlreiche Banken in England, in Schottland 
aa Irland wie in den Golonien. Die Bank von Frankreich centralijirte das Bankweſen, vers 
uchtte die Zahl ihrer Zweiganftalten und verminverte den Stückbetrag ihrer Noten von 500 
af Er. Die Oſterreichiſche Nationalbank ergänzte ihr Grundcapital durch Hinausgabe der 
puädbehaltenen Actien. Die Preußiſche Bank, die legte reine Staatsanſtalt, zog Privatcapital 
kan, vergrößerte ebenfalls vie Zahl ihrer Commanditen und Filiale, vermehrte ihren Noten= 
unlauf und fegte den kleinſten Stũckbetrag von 25 auf 10 Thlr. herab. Neue Banken entſtanden 
bis zur Mitte des Jahrhunderts auch in einigen deutſchen Staaten und in Belgien (Banque 
nationale, 1850). 

Die Anftalten , auf welde der Name Banken bisher ausſchließlich angewendet wurbe, be: 
frönften ihre Thaͤtigkeit auf die gewöhnlichen Baukgeſchäfte, d. h. fie vermittelten vie oben be⸗ 
rihneten Gelb = und Ereditgefchärte des Handels und der Gewerbe, mehrfach auch der Regie⸗ 
rungen. Da der Ertrag biefer Geſchäfte in Zinfen und Proviſion beſteht, und davon bie Laften 
ab Berwaltungsfoften zu befteiten find, fo würde die Capitalrente ihrer Theilhaber ven ge: 
woͤhalichen Zinsfuß jelbft unter günfligen Verhältniffen kaum überfteigen, wenn fie nicht durch 
Roienansgabe den Bortheil hätten, zinsloſes Geld zu benugen. Die Noten dienen zugleich ald 
becueneh und belichtes Zahlungsmittel, wenn fie durch gefiherte Einloͤſung den Gleichwerth 
nit det Münze behaupten. Geſchaäfte für eigene Rechnung find diefen Banken in ver Regel nur 
für den Handel mit Golb und Silber, und etwa noch ausnahmsweiſe für vorübergehende Anlage 
Kipenibler Kaſſenbeſtände geftattet. Aus ver Natur diefer Gefchäfte folgt: daß die Banken an 
Ouen ober in der Nähe von Orten, wo ſolche Geſchäfte zu finden find, alfo an Handelsplätzen 
oder in Fabrikgegenden, ihren Sig Haben müffen, und nur wenn fie bort nicht zugelaffen wer= 
ben, wählen fie die nächſt erreichbaren Punkte; ferner haben die Banken zu forgen, da ihr Ca⸗ 
piaf ger und immer nur auf kürzere Zeit, 3. B. in Wechſeln oder Vorſchüſſen auf nicht länger 
Arrd Monate, angelegt ift, damit fie jede Verbinnlichkeit erfüllen und durch öftern Umſchlag 
Ifre Brovifion auf einen angemeflenen Ertrag bringen können; endlich müffen fie für die Einld— 
füngigrer Roten einen ſtärkern Baarvorrath, z.B. ein Drittheil des Rotenumlaufß, bereithalten, 
um einem ungewöhnlichen Anprange nad) Einlöfung folange zu genügen, Bid bie fällig werben- 
ven Wechſel und Vorſchüſſe ihnen Geld oder Noten bringen. Diefe Banken eignen ſich daher 
aicht zum Betriebe der fpeculativen Richtung des Bankweſens, und wie ih Bankhäufer vor: 
jageweiſe dieſer Richtung zuwendeten, fo mußte auch die Affociation, indem fie dem Vorgange 


| ke folgte, dafür befonbere Anftalten begrünben. 


Diele Anftalten haben mehr Ähnlichteit mit den Actiengeſellſchaften für inbuftrielle, Trans⸗ 
vort= oder Handeldunternehmungen ald mit den Banken. Ste unterfcheiden fid von jenen nur 
iur, daß fie fich nicht auf eine einzelne Unternehmung befchränfen, ſondern fid jeder zuwen⸗ 
der fönnen, die ihnen anfteht. Daher haben auch vie erfien der neuern Zeit angehörigen berar- 
gen Inflitute fih „Allgemeine Geſellſchaften“ genannt; fo eine nieverlänbifche und die nad 
ihrem Mufter Ende 1852 in Paris conceffionirte Societs gensrale de Credit mobilier. Da bie 
Unternehmer den Regierungen große Bortheile für Staatsanleihen und für die Entwidelung ber 
Neinfrie, den Eapitaliften und Speculanten hohe Dividenden und Agiogewinne in Ausſicht 
Reiten, und ba das Bublicum damals und längere Zeit hindurch geneigt war, Hoffnungen theuer 
bezahlen, fo fand das Beiſpiel Frankreichs bald vielfache Nachahmung. Ofterreih, Spanien, 
dertſhe Staaten, namentlich die Eleinen, auch Cantone der Schweiz genehmigten die Errichtung 
es Cteditanſtalten. In England fanden fie keinen Eingang, fowol weil dort die Hinleitung 
du reichlich vorhandenen Capitals zu probuctiven Unternehmungen feiner ſolchen Vermittelung 
Iebeef, als auch wegen der Abneigung der Engländer gegen daß Generalifixen ; ihre Vereine 
ten fih auch auf andern Gebieten nur auf fpeeielle Zweite. In Deutſchland verweigerten 
Peafen, Hannover, Baiern und MWürtemberg bie Genehmigung; Sachſen allein unter den 

eoncefftonirte eine Allgemeine Deutſche Creditanſtalt in Leipzig. Nur eine, und 
Butt die in Deutfchland zuerft gegründete, hat fi den Namen Bant beigelegt, nämlich die Bank 
fir Handel und Induftrie in Darmftabt. i) 

De Berwaltung einer folgen Grebitanftalt gleicht ſonach dem Chef eines Bankhauſes, wel- 

Id verpigeweiſe gröfiere Operationen für eigene Rechnung macht. Sie wird ſich bei Anleihen 
—— [22.0 


pn 1) Näheres im Art. Greditankalten. Die hier folgenden Abſchnitte beſchraͤnken ich auf bie Ban- 
nit Rotenausgabe 
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mungen gewähren (Actien, Antheilſcheine), ober verzinsliche Darlehen an ſolche Unternehmun⸗ 
gen repräfentiren (Obligationen, Prioritäten); gleichzeitig aber auch eine entſprechende Vers 
mehrung von Wechfeln, Anweiſungen, Geldzeichen aller Art. 

Dieſe großartige Entwickelung Hätte fo nit vor ih geben können, wenn das Bankweſen 
mit feinen inrichtungen und Dienftleiftungen auf dem alten Flecke ftehen geblieben wäre. Es 
mußte der allgemeinen Bewegung folgen, und bie Kennzeichen feiner Fortbildung erſcheinen nicht 
allein in einer Vermehrung der ihm gewinmeten Käufer und Anftalten, fondern auch in einer 
Umbildung feiner Organifation und in der Theilung der Arbeit. 

Aus den Anleipeoperationen von 1845 — 20 waren für einzelne Bankhäufer Eoloffale Ver⸗ 
mögen herausgewachſen; damit beherrfähten fie den Capitalmarkt und erdrückten für größere 
Binanzoperationen die Goncurtenz, indem jie ſich untereinander verſtändigten. Sie waren bie 
nothwendigen Vermittler von Anleihen, nur bei ihnen war für größere Unternehmungen Ca⸗ 
pital zu finden. Die gewöhnlichen Bankgeſchäfte betrieben fie nur nod für Regierungen, Ge= 
ſellſchaften und größere Kunden; den Verkehr mit der zahlreichen Mittelclaffe von Inpuftriellen 
und Handelöleuten überließen fie Andern. Diefe Oligarchie Herrfcht bis tief in die Ciſenbahn⸗ 
periode hinein ; da aber weder die Regierungen noch die Geldmächte für ſich allein die Schienen- 
wege herftellen Eonnten, letztere auch vorzogen, Anleihen für ven Staatsbau zu negociiren (Bel= 
gien), weil fie anfänglich an einem genügenden Reinertage zweifelten, fo trat die Aflociation 
ergänzend, bald überwiegend, hinzu. Die nämliche Erſcheinung zeigte fich dann auf dem Ge= 
biete der Inbuftrie, und ed Eonnte nicht ausleihen, daß die Affociation ſich auch mehr ald früher 
in dem Bankwefen felöft geltend machte. Die großen Banfhäufer Eonnten die Ausſchließlichkeit 
ihrer Bermittelung, wonach fie ven Regierungen oder Unternehmern für die Bejhaffung von 
Geld ebenjo ihre Bebingungen dictirten wie den Gapitaliften für die Überlaffung der Schuld⸗ 
oder Antheilſcheine, nicht länger fefthalten ; fie mußten ſich entſchließen, ald Mitbewerber , Mit- 
unterzeichner neben Andern aufzutreten, over bei der Gründung von Geſellſchaften mitzuwir= 
Ten. Bei diefer Anderung haben die großen Vankhäuſer nichts verloren, denn ihre Geſchäfts⸗ 
Eenntniffe und Verbindungen, ihr Ruf und ihre Mittel fiherten ihnen immerhin eine ausge⸗ 
zeichnete Stellung in ven Verwaltungen und einen erheblichen Antheil an den Früchten der 
Affociarion, welde zugleich ihr eigenes Geſchaͤft alimentirte. Der zunehmende Umfang und vie 
Manniäfaltigkeit ver Bankgeſchäfte hatten die größere Teilung ver Arbeit zur natürlihen 
Bolge. An den Mittelpunften des Bankverkehrs, ven Börfenplägen, befallen fi die erften 
Häufer hauptſächlich mit dem An- und Verkauf von Werthpapieren und Wechſeln zur Ausfühs 
zung belangreicher Aufträge, ober für eigene Rechnung. Andere, ſowie die Bankhäufer an 
Handelsplätzen und Fabrikorten, die nicht zugleich eine Börfe Haben, richten ihre Gefchäfte mehr 
nach den Berürfniffen ihrer Umgebung, Indem fie ihren Gorrefpondenten Wechſel discontiren 
und zum Ginziehen übernehmen, auf fie gezogene Tratten einlöfen, ihnen ſolche auf die Orte, 
wohin fie Zahlungen zu leiften haben, anſchaffen, ihnen in diefer Korm, oder durch Accepte, 
ober auch in baarem Gelde Vorſchüſſe auf Werthpapiere, wol aud auf Waaren, bie dann meift 
durch Connoſſamente over Lagerſcheine repräfentirt werben, geben, endlich auch ihre Kaffe füh= 
ven, ſodaß ber betreffende Geſchäfts⸗ oder Privatmann der Gefahr und Mühe, größere Sum- 
men bei fi aufzubewahren, zu empfangen, zu verfenden, überhoben wird und den Zinfenver- 
luſt für ſtaͤndigen Kaſſevorrath erfpart. Diejer nügliche Theil ver Bankgeſchäfte iſt in England 
mehr ald in andern Ländern ausgebildet, und bietet für die Bankhäufer ein Feld ver THätigkeit, 
welches fich mit dem Fortſchreiten der Production und des Verkehrs immer mehr erweitert. Auf 
biefem Felde werben auch die Banfhäufer nicht durch pie Gefellfhaften verprängt, weil fie weni⸗ 
ger an firenge Formen gebunden find und am leichteſten die Kenntnif der Perfonen und Ver: 
hältniſſe erwerben, die hierbei erfoderlich ift; vielmehr bilden die Bankhäufer ein Mittelglied 
zwiſchen dem Handels⸗ und Gewerbeftande und den Banken, bei denen fie wieder einen Rück⸗ 
halt finden, um ihre Dienftleiftungen auszudehnen und auch in kritiſchen Zeiten nicht zu ſehr 
zu beſchraͤnken. 

Die Verpältniffe, welche dad Banfwefen erweiterten und glieverten, äußerten ihre Wir⸗ 
kung , wie bei dem Betriebe durch Handelshäuſer, fo auch bei dem Betriebe durch Geſellſchaften. 

Bei dem Übergange vom Frieden zum Kriege, von 4815 an, hatten bie größern Banken 
ebenfo wie die Finanzverwaltungen ihre durch Leiftungen für letztere zerrütteten Verhältniſſe 
zu orbnen; in Oſterreich wurbe (1817) die Nationalbank gegründet , um dad Staatspapiergeld 
einzuziehen. Der Aufſchwung des Verkehrs in der nachfolgenden Bifenbahn = und Induſtrie⸗ 
periode veranlaßte eine entſprechende Vermehrung ihrer Mittel und Erweiterung ihrer Cinrich⸗ 
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tungen. Die Bank von England wurde von den Wuchergefegen befreit, der Umlauf ihrer No⸗ 
tem vermehrt und begünfligt; neben ihr entſtanden zahlreiche Banken in England, in Schottland 
und Irland wie in den Golonien. Die Bank von Frankreich centralijirte pad Bankweſen, ver⸗ 
mehrte die Zahl ihrer Zweiganftalten und verminderte den Stückbetrag ihrer Noten von 500 
auf 100 Fr. Die Oſterreichiſche Nationalbank ergänzte ihr Grundcapital durch Hinausgabe der 
zurübehaltenen Actien. Die Preußiſche Bank, die legte reine Staatsanſtalt, zog Privatcapital 
heran, vergrößerte ebenfalls die Zahl ihrer Commanditen und Filiale, vermehrte ihren Noten⸗ 
walauf und fegte den kleinſten Stüdbetrag von 25 auf 10 Thlr. herab. Neue Banken entftanden 
bis zur Mitte des Jahrhunderts aud In einigen deutſchen Staaten und in Belgien (Banque 
nationale, 1850). 

Die Anftalten , auf welde der Name Banken biöher ausſchließlich angewendet wurbe, be: 
ſchraͤnkten ihre Thätigkeit auf die gewöhnlichen Baukgeſchäfte, d. 5. fie vermittelten die oben bes 
zineten Geld⸗ umd Creditgeſchaͤfte des Handels und der Gewerbe, mehrfach auch der Regie: 
rungen. Da der Ertrag diefer Befchäfte in Zinfen und Provifion befteht, und davon Die Laften 
und Berwaltungsfoften zu beitteiten find, fo würbe die Gapitalcente ihrer Theilhaber ven ge- 
wößnligen Zinsfuß jelbft unter günftigen Verhältniffen kaum Überfteigen, wenn fie nicht durch 
Notenausgabe den Bortheil hätten, zinsloſes Gelo zu benugen. Die Noten dienen zugleich ald 
bequemes und beliebtes Zahlungsmittel, wenn fie dur; geſicherte Einlöfung den Gleichwerth 
mit ver Münze behaupten. Gejchäfte für eigene Rechnung find diefen Banken in der Regel nur 
für den Handel mit Gold und Silber, und etwa noch ausnahmöwelfe für vorübergehende Anlage 
pisponibler Raffenbeftände geftattet. Aus ver Natur diefer Gefchäfte folgt: daß die Banken an 
Orten oder in ber Nähe von Orten, wo ſolche Gefhäfte zu finden find, alfo an Hanvelsplägen 
oder in Fabrikgegenden, ihren Sig haben müffen, und nur wenn fle dort nicht zugelaflen wer- 
ben, wählen fie die naͤchſt erreichbaren Punkte; ferner haben die Banken zu forgen, daß ihr Ca⸗ 
pital iger und immer nur auf kürzere Zeit, z. B. in Wechſeln oder Vorſchüſſen auf nit länger 
ald drei Monate, angelegt ift, damit fie jene Verbindlichkeit erfüllen und durch öftern Umſchlag 
ihre Broviflon auf einen angemefienen Ertrag bringen £önnen ; endlich müflen fie für die Einld- 
fung ihrer Noten einen flärkern Baarvorrath, z. B. ein Drittheil des Rotenumlaufs, bereithalten, 
um einem ungewöhnlichen Andrange nad; Einlöfung folange zu genügen, bis die fällig werben- 
den Wechſel und Vorſchüſſe ihnen Geld oder Noten bringen. Diefe Banken eignen fi daher 
nit zum Betriebe ver fpeculativen Richtung des Bankweſens, und wie ſich Bankhäuſer vor: 
ingöweife biefer Richtung zumenbeten, fo mußte, auch die Afloriation, indem fie bem Vorgange 
jener folgte , dafür befondere Anftalten begründen. 

Diefe Anftalten haben mehr Apnlikeit mit ben Actiengefellfaften für inbuftrielle, Trans⸗ 
yort= ober Handelsunternehmungen als mit den Banken. Ste unterſcheiden ſich von jenen nur 
dadurch, daß fie fich nicht auf eine einzelne Unternehmung befchränfen, fondern fi jeder zumwen= 
den koͤnnen, die ihnen anfteht. Daher haben auch die erften der neuern Zeit angehörigen derar⸗ 
figen Inftitute fi „Allgemeine Geſellſchaften“ genannt; fo eine niederländiſche und bie nach 
ihrem Mufter Ente 1852 in Paris conceffionirte Societs genärale de Crödit mobilier. Da die 
Unternehmer ben Regierungen große Vorteile für Staatsanleihen und für die Entwidelung ber 
Jnduſtrie, den Eapitaliften und Speculanten hohe Dividenden und Agiogewinne in Ausſficht 
Rellten, und da das Publtcum damals und längere Zeit hindurch geneigt war, Hoffnungen theuer 
zu bezahlen, fo fand das Beifptel Frankreichs bald vielfahe Nachahmung. Öfterreih, Spanien, 
deutſche Staaten , namentlich die Kleinen, auch Gantone der Schweiz genehmigten die Errichtung 
son Greditanftalten. In England fanden fie keinen Eingang, ſowol weil dort die Hinleitung 
des reichlich vorhandenen Gapitals zu probuctiven Unternehmungen keiner folden Vermittelung 
bedarf, als auch wegen der Abneigung ber Engländer gegen das Generalifiven; ihre Vereine 
richten ſich aud auf andern Gebieten nur auf fpecielle Zwecke. In Deutſchland verweigerten 
Vreußen, Hannover, Baiern und Würtemberg die Genehmigung; Sachſen allein unter ven 
Mitteltaaten coneeffionixte eine Allgemeine Deutſche Creditanſtalt in Leipzig. Nur eine, und 
paar die in Deutſchland zuerft gegründete, hat fh den Namen Banf beigelegt, nämlich die Bank 
für Handel und Inbuftrie in Darmſtadt. 2) ; 

Die Verwaltung einer ſolchen Grebitanftalt gleicht ſonach dem Ehef eines Bankhaufes, wel⸗ 
tes vorzugoweiſe größere Operationen für eigene Rechnung macht. Sie wird ſich bei Anleihen 





* „a Mäberee — Creditauſtalten. Die hier folgenden Abſchnitte beſchraͤnken ſich auf bie Ban⸗ 
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von Regierungen, Stänten, Ciſenbahngeſellſchaften u. ſ. w. beiheiligen, Berg = und Hütten= 
werke, Fabriken, Dampferlinien erwerben, Geſellſchaften für folde Unternehmungen gründen, 
oder durh Übernaßme von Actien ihre Gründung unterflügen; ſie wird Staatöpapiere und Ae⸗ 
tien faufen und verkaufen. Den Umfang ihrer Geſchäfte wird ſie nicht auf den Betrag ihres Aetien⸗ 
capitals beſchränken, fondern fie wird Obligationen ausgeben, die verzinft und allmälig getilgt 
werden. Wenn ihr Capital für längere Zeit in Unternehmungen feftliegt, fo find aud) ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten erſt in beftimmten längern Sriften zu erfüllen. Wie bei einer Bank dem Wechſel⸗ 
portefeuilfe die Noten, fo ftehen bei ver Grebitanftalt den Vorräthen an Wertpapieren bie 
Obligationen gegenüber. Die Bank dient den Geſchäftsleuten an ihrem Sige und in einem mehr. 
oder weniger ausgebehnten Wirkungskreiſe; die Creditanſtalt ift, foweit ſie nicht durd ihr Sta= 
tut befcgränkt wird, an feinen Ort gebunden, ſie kann ihre Mittel in weiter Kerne ober in der 
Nähe ihres Siged anlegen. Niemand wird in Abrebe flellen, daß eine Erevitanftalt bei intelli⸗ 
genter, vorfichtiger Leitung auf die Production und den Verkehr fürbernd einzumirfen und 
ihren THeilhabern unter günftigen Verhältniflen eine fehr Hohe Rente zu gewähren vermag; 
ebenfo wenig aber läßt fi verfennen, daß ven Ghancen Hoher Gewinne hier wie überall die 
Gefahr bedeutender Berlufte zur Seite geht. Diefe Gefahr erwächſt nit nur aus dem Fehlſchla⸗ 
gen einzelner Operationen oder Unternehmungen, fondern aud aus den Schwankungen der 
Curſe und der Verſuchung, von dem Börfenfpiele Gewinn zu ziehen. Die kurze Erfahrumg 
mit den neuern Grebitanftalten lehrt bereits, daß fle auf Unterftügung der Börfenfpeculation 
befenvere Sorgfalt verwenden, bie Preife der von ihnen begünftigten Papiere zu treiben fuhen, 
indem fie felöft kaufen, ober dritten Käufern Gelb vorſchießen, andere brüden helfen , indem fie 
ſelbſt verkaufen, oder den Verkäufern vie Papiere leihen, welche viefe nicht befigen (Report- und 
Deportgeſchaͤfte). 

Wenn bei den Bankhäuſern ſchon wegen ber großen Musbehnung und Mannichfaltigkeit 
ber Bankgefchäfte die Theilung der Arbeit eingetreten ift, fo if eine Vermiſchung der Grebitans 
Ralten und der Banken mit Notenausgabe wegen der innern Verfihienenheit beider nicht ange= 
meffen.?) Wenn ver Einfluß der Regierungen auf die Banken für legtere nicht zuträglid if, 
fo wird die Verbindung mit einer Grebitanftalt noch für weit gefährlicher gehalten werben müf= 
fen, denn eine Greditanftalt wird in ihrem ans Staatöpapieren und Artien beſtehenden Vermö- 
gen nicht allein von jeder politifchen Erſchũtterung mit betroffen, ſondern fie ift noch befondern. 
Kriſen audgefegt, welche den Staat unangefochten laſſen, aber doch ihre Activen entiwerthen koͤn⸗ 
nen. Daher find auch nur in einigen Heinern deutſchen Staaten Verſuche zugelaffen worben, 
nicht allein Banken mit Greditanftalten in die engfte Verbindung zu ſehen, wie in Darmflabt 
und Deffau, fondern au) einer und derfelben Anftalt die Befugniß fomol zu Speculationdges 
ſchäften wie zur Notenausgabe zu erthellen, wie in Meiningen und Luxemburg. 

Der Betrieb ver gemöhnlichen Bankgefchäfte ſowol dur Bankhäufer wie duch Anfbalten 
ließ für den Handel und die Gewerbe eine Lücke offen, die beſonders in ſtarken Krifen hervor⸗ 
trat und außerorventliche Hülfe foverte, aber auch in gewöhnlichen Zeiten nicht verſchwand, bis 
bleibende Einrichtungen fie ausfüllten. 

Die Banken können ſtets und in Zeiten der Kriſe, ſoweit fie es überhaupt vermögen, nur 
Denen helfen, welche ihren Vorſchriften genügen, z. B. Wechſel mit drei guten Unterſchriften 
zum Discontiren, oder Schuldſcheine des eigenen Staats ald interpfand für Vorſchüſſe bringen. 
Die Bankhäufer arbeiten in der Regel unter billigen Bebingungen nur mit regelmäßigen Kun⸗ 
den, nit Andern entweder gar nicht oder fehr theuer, namentlich wo fe, wenn auch nur auf ganz 
kurze Zeit, in Vorſchuß treten follen; in Krifen gerathen fie felbft ins Gebränge, und müffen 
daher ihre Dienfte für Andere noch mehr beſchränken. Um in folhen Zeiten vem Handel und 
der Induftrie zu Hülfe zu kommen, haben Regierungen und Stabtbehörben Hülfs= oder Dar⸗ 
Ichnöfaflen errichtet, Darlehnsſcheine ausgegeben u. vergl. Um aber auch bei normalen Zu⸗ 
ſtaͤnden bie Hülfmittel des Credits Denen zugänglich zu machen, welche fie zwar verbienten, aber 
weder bei ven Banken noch bei Bankhäufern finden konnten, bildeten fi) nach dem Beifpiele 
jener temporären Einrichtungen bleibende Inftitute. Dahin gehören die ſchottiſchen Banken, 
die Disconto⸗Kaſſen und -Geſellſchaften in andern Ländern, wie bie Comptoirs d’Escompte in 
Frankreich, die Union de Credit in Brüffel, bie Discontogefeltfegaft in Berlin, bie Rieder- 
Öfterreihifche Cocomptegeſellſchaft in Wien u.a.m. Das Weſen viefer Einrichtungen be⸗ 
ſteht darin, daß Gefchäftsleute gegen Sicherheit, gegen Bürgſchaft, ober auch ohne ſolche, Cre⸗ 


2) Belege dafür f. unten, Abfchn. IV, A, in ber Geſchichte der Preufifchen Bank. 
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dit in ber Weiſe erhalten, daß ihnen Wechfel discontirt oder baare Vorſchüſſe auf. beftinnmte 
Zeit gegeben werben. Die Geſellſchaft nimmt nur ſolche Mitglieder auf, welche durch materielle 
oder perfönlihe Garantien (Gharakter, Fleiß, Sparfamkeit) crevitwürbig erſcheinen und bes 
Rinamt die Höhe und die Bedingungen des ihnen zu gewährenden Credits, ven Geſchäftsantheil, 
und die Einlage (Y,, — Yo des Geſchäftsantheils). Die Mitglieder haften gegenfeitig für die 
Verluſte, welche die Gefellihaft aus dem Verkehre mit ihnen erleidet. Das Gedeihen einer ſol⸗ 
chen Einrichtung hängt davon ab, daß ſie nit nur von Inhabern Heinerer Geſchaͤfte, ſondern 
auch von größern, und nit nur zum Borgen, fondern auch für Gapitalanlagen und für bie 
Beforgung von folden Geld- und Grevitgefhäften, bie Feine Vorſchüſſe verlangen, benugt 
wird. Wo dieſe Erfoderniſſe ſich vereinigen, da werben die Discontogeſellſchaften wie die fhotz 
tifhen Banken die Duelle des Wohlſtandes zahlreicher Familien, deren Häupter ohne Grebit 
bei aller Tücptigkeit und Rechtſchaffenheit aus Mangel an Mitteln nicht Hätten emporfommen 


Bu dem Bankweſen find nicht zu rechnen die nach dem Vorbilde des Comptoir Central von 
Bonnard eingerichteten Waarencrevitanftalten, welche ven unmittelbaren Waarentauſch befoͤr⸗ 
dera, Indem fie ihren Glienten Anweifungen auf Waaren geben, bie dieſe brauchen, dafür Anz 
weifungen auf deren Producte nehmen und für jeve Vermittelung eine anfehnlihe Provifien 
in Geld erheben. Dies find Waarencommiſſionsgeſchäfte, und vie Anftalten felbft Haben noch 
Teinen Anſpruch erhoben, für Bantinftitute zu gelten. 

Wenn bisher von dem Betriebe der Bankgefhäfte durch Handelshäuſer und durch Gefell- 
ſchaften Die Rede war, unter Iegtern aber nur die Anonymen Actiengefellſchaften verſtanden 
wurden, fo ift dabei noch einer mittlern Form zu gedenken, welche in der neuern Zeit größere 
Bebeutung gewinnt. Jedes Handelshaus kann außer den bekannten auch flille Theilhaber auf- 
nehmen. Die Einen haften für die Verbindlichkeiten der Firma mit ihrem ganzen Vermögen 
und mit ihrer Perfon, die Andern mit ihren Einlagen, in deren Verhältniß fie an Gewinn und 
Verluſt theilnehmen. Iſt vie Zahl ver flillen Theilhaber eine größere, und find die Einlagen 
in gleiche Theile getheilt, von denen Jeber einen ober mehre befigt, und wir zwifchen ihnen 
und den verantwortlichen Trägern ber Firma ein Geſellſchaftsvertrag errichtet, ſo wird das 
Handelshaus zur Commanuditgeſellſchaft. Diefe Form mar bisher in England von ver Actien⸗ 
geſellſchaft nicht ſtreng geſchieden, da auch für Iegtere verantwortliche Berfonen geftellt werben 
mußten; in Frankreich ift fie längft eingebürgert, in Deutſchland nicht unbefannt. Im Bank 
weſen find die Commanditgeſellſchaften neuerdings in Preußen mehr heroorgetreten, und zwar 
als die dort einzig mögliche Form für pie Grebitanftalten, pa Conceſſionen zu Actiengeſellſchaf⸗ 
ten bafüz nicht ertheilt wurben, und ohne Goncefjlon die Ausgabe von Banknoten nicht geftattet 
wird. Die Discontogefellfhaft in Berlin befteht ebenfalls feit 1852 ald Commanditgeſellſchaft, 
da ſelbſt dieſe eine Conceſſion nicht erlangen Eonnte; ihre Erhebung zu einem der größten und 
gemeinnägigften Bankinſtitute verdankt fie dem Anklange ihrer, ver Brüffeler Creditgeſellſchaft 
nachgebildeten, Cinrichtung bei dem zahlreichen und intelligenten mittlern Handeld= und Ge— 
werbftande in Berlin, wie der Nothwendigkeit, den fehlenden Beiſtand des Staats und ber 
Geldmãchte duch eigene Anftrengungen zu erfegen, unterflügt von ber Stärke des Bebürfniffes 
für den Kandel und die Gewerbe, welches ohne Privilegien und Begünftigung die Anflalt aus 
Beinen Anfängen emporhob. 

Die Commanditgeſellſchaften find bei der äußern Organifation des Bankweſens zu beach⸗ 
ten, weil der Streit über Freiheit oder Beſchränkung in dem Betriebe durch Geſellſchaften in 
diefer Form feine Löfung findet. Der Inhaber einer Handelsfirma unterliegt keiner befon- 
dern Aufficht und Beſchränkung, fondern nur den allgemeinen geſetzlichen Beflimmungen. 
Eine Anonyme Geſellſchaft dagegen, welche das Privilegium einer juriftifhen Berfon und cor= 
porativer Rechte erlangt, wird ſich beſchränkende Beflimmungen in ihrem Statut und befondere 
Aufficht von Seiten der Regierung gefallen Laffen müſſen, namentlic wenn ihre Befugniffe er⸗ 
hebliche Ausnahmen von der allgemeinen Gefeggebung enthalten, 3.8. ven Verkauf verfals 
Imer Fauſtpfaͤnder ohne weitere Körmlichkeiten, oder die Ausgabe vun Papiergeld (Banknoten). 
Für ihre Verbindlichkeiten haftet das Actiencapital, keine gefchäftsleitende Berfon; die Priviles 
gien konnen für die Acttonäre eine Quelle ver Bereicherung werben, während fie nur mit dem 

f ten Actienbetcag an Verluften theilnehmen. Mit Einem orte: Freiheit bedingt Ver⸗ 


entsortlichkeit und ſchließt das Privilegium aus. Wer Vorrechte haben und feine Verantwort⸗ 
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lichkeit übernehmen will, wenn auch zur Förderung eines gemeinnügigen Zwecks, der wird dem 
öffentlichen Intereffe befondere Barantien gegen ven Misbraud feiner bevorzugten und perſon⸗ 
lich gefiherten Stellung geben müflen. 

Man könnte die Frage aufwerfen: warum die Affeclation in der Regel die Staatsgeneh⸗ 
migung nachfucht, und nit Die Commanditgeſellſchaft mit ihrer freiern Bewegung vorzieht 
Adgefehen von den Fällen, wo der Zweck felbft vie Conceſſion erfobert, wie z. B. die Expropria⸗ 
tion für Eifenbahngefellfegaften, ift es nicht überall leicht, für größere und vielfeltigere Unter⸗ 
nehmungen Männer zu finden, wie fie eher für beftimmte Gewerbsanlagen mit mäßigem Capital 
fi Darbieten, Männer, welche durch notorifche Befähigung, Muf und Vermögen geeignet und 
zugleich aud) geneigt find, als verantwortliche Inhaber die Leitung der Befchäfte zu übernehmen. 
Die Eigenſchaften, welche ven Gapitaliften Vertrauen einflößen, find va, mo fle ſich vereinigen, doch 
felten mit dem Willen verbunden, fie zu neuen ſchweren Proben zu verwenden; dagegen find fie 
eher bereit, in ver Berwaltung einer Anonymen Actiengefellfpaft nügliche und bequemere Dienfte 
zu leiften. Mit Strohmännern an der Spige kann aber eine Commanditgeſellſchaft nur ein 
ephemeres Dafein haben, felbft wo die Geſetzggebung nicht, wie im Jahre 1856 in Frankreich, 
Beftimmungen getroffen hat, um zu forgen, daß eine Mehrzahl wirklich verantwortlicher Per⸗ 
fonen und ein reelles Gapital nebft beftimmten für die Einzahlungen Haftbaren Theilhabern 
vorhanden felen, bevor eine Commanditgeſellſchaft in das Leben treten darf. Berner übt eine 
vom Staate conceffionirte und beaufjihtigte Gefellfhaft, abgefehen von ven greifbaren Bor- 
theilen, welche fie, wie ſchon oben erwähnt, aus ihren Privilegien ziehen kann, in der Regel 
eine färkere Anziehungskraft auf das Gapital, weil fie von dem Publicum für ſicherer und fo- 
lider gehalten wird als eine Privatgeſellſchaft, die fi felbft regiert. Auf der Meinung beruht 
das Vertrauen, der Grebit, mag fle felbft auch noch ſowenig begründet fein. In der That hängt 
bei der Actien = wie bei der Gommanditgefellfchaft, namentlich im Bankweſen, Alles von der 
Tüchtigkeit ver leitenden und der controlirenden Verwaltung ab, und vie befte Aufficht iſt die ber 
Dffentligkeit. Dem Commiſſar der Regierung Können bei feinen periodiſchen Revifionen bie 
in den Buchungen firirten Geſchäfte in ſchoͤnſter Ordnung erſcheinen, und doch können fle inmers 
lich faul fein. Das öffentliche Gericht, weldes im Mai 1857 über Die Directoren ber Royal 
British Bank in London und im September über Angeftellte ver franzöfifchen Nordbahn in 
Baris gehalten, und deren Verhandlungen durch die Preſſe in alle Länter getragen wurben, 
zeigen nicht allein merkwürdige Auffclüffe über die Kunft, die Actionäre und vie Regierung 
zu täuſchen, fonbern au, wo die wirkfamen Schugmittel gegen ſolche Gaunereien zu ſuchen 
find. Wenn der Staat, indem er die Statuten einer Actiengefellfhaft genehmigt, ihr Vor—⸗ 
tete verleiht, fo hat er zwar das Recht, feine Bedingungen zu ſtellen und Auffiht zu üben; 
allein es liegt darin Feine fo große Garantie für die Solivität der Anftalt, als in einer redlichen, 
vorfihtigen und geſchickten Leitung und Gontrole, melde ebenſo wol eine nichtprivilegirte 
— durch ihre perſoͤnlich haftenden Inhaber und ihre Verwaltungsbehörde dar- 

teten kann. 

Diefem allgemeinen Überblice über dad Bankwefen nad} feinen Geſchäftszweigen — Dienft- 
leiſtungen für Andere und Operationen für eigene Rechnung — und deren Betrieb durch Ganz 
velshäufer wie duch Banken, Grebitanftalten und Discontogefellfchaften, in den Formen con- 
eeifionirter Actiengefellfchaften oder von Commanditgeſellſchaften, ift deſſen nationaldfonomifde 
Bebeutung anzufügen. In dem großen Getriebe ver Volkswirthſchaft ift es das bewegliche 
Capital, an welchem vie Functionen des Bankweſens ſich äußern, indem fle dad Anſammeln be⸗ 
fördern, die Ginleitung zu werbender Bejhäftigung vermitteln und den Umlauf erleichtern und 
beſchleunigen. Es entfteht, wo der Verkehr ſich ausbildet, zuerft als Wechſel- und Leihgefchäft, 
felbftändig oder als Nebengefhäft in Verbindung mit andern Handelszweigen, und wächſt zu 
einem nothwendigen und wichtigen Factor des Güterumlaufs in dem Maße heran, wie bie 
Menge und Mannichfaltigkeit der producirten vom Handel dem Verbrauche zugeführten Waa- 
zen und die Bewegung der Menſchen zunimmt. Seine Grundlage ift ver Grebit, fein Clement 
Die Bewegung, fein Ziel die ununterbrochene Beſchäftigung des beweglichen Capitals. 

Die Function des Anfammelns von Kapital verrichtet da8 Bankwefen, indem es Kaffenbe- 
flände und ähnliche vorübergehend dem Cigenthümer entbehrliche Gelver annimmt, und dafür 
einen mäßigen Zins folange vergütet, bis darüber verfügt wird. ‚Hierin reiht ſich das Bankwe— 
fen den Sparkaſſen an, weiche die Fleinften Beträge, aber nicht größere Einlagen auf einmal an⸗ 
sehmen. Die Sparkaflen dienen den weniger bemittelten Elaffen zur allmäligen Griwerbung 
von Eigenthum aus Heinen Erfparniflen, die Banken dagegen zur vorübergehenden Aufbewah⸗ 
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tung freigewordener Summen, über welche jeverzeit, mit ober ohne Kündigungsfriſt verfügt 
werben kann; inzwiſchen aber werben fle in ven Bankgeſchäften rentbar gemacht. 

Darin befteht nun bie zweite volkswirthſchaftliche Function des Bankweſens: das Hinleiten 
ver eingelegten Summen zu nüglicger Berwenbung. Diefe kann ebenfalls nur eine vorüber: 
gehende fein, damit wegen rechtzeitiger Erfüllung der Verbindlichkeiten, die Einlagen zurückzu⸗ 
geben, feine Verlegenheit entfteht. Bür eine folde temporäre Verwendung eignen ſich die Be— 
triebömittel der Gewerbe und des Handels, foweit fie in Foderungen, die noch nicht fällig, oder 
in Grgeugniffen,, die noch nicht verkauft jind, gebunden liegen. Das Bankweſen kauft die Fo⸗ 
derungen, welche als Anweifungen, Acerebitive oder Wechſel vorliegen, und gibt Vorſchüſſe 
auf Waaren oder andere Werihgegenflände. 

Auf der einen Seite fehen wir alfo Summen, denen e8 für ven Nugenblid an Verwendung 
fehlt, auf ber andern Seite Gelegenheit zu Geſchäften, wofür die Mittel erſt fpäter frei werben. 
Das Bankweſen tritt in die Mitte, nimmt die Summen an und gibt fle ven Gefchäften Hin, fam= 
melt müßiges Capital und führt e8 zu nüglicher Befhäftigung. Diefes einfache Verhältniß bie⸗ 
tet in ber Anwendung eine Menge von Gombinationen var, und es ift pie Aufgabe einer guten 
Leitung, diefelben zu benugen und in dieſen Umſchlägen Regelmäßigkeit, Stetigkeit und Sicher⸗ 
heit einzuführen, welche ihr Vertrauen und angenehme Verbindungen erwerben. a 

Im engften Zufammenhange mit dieſen beiden dem beweglichen Gapitale gewidmeten Func⸗ 
tionen des Bankweſens fleht Die dritte, welche auf die Erleichterung und Beſchleunigung ver 
Unsfäge der Production und des Handels gerichtet iſt. Dahin gehört ſchon dad Discontiren von 
Wechſeln und die Beleihung von Waaren oder Werthpapieren; biefer Zweig dehnt ſich aber 
weiter aus, und das Bankgeſchäft betreibt ihm nicht allein mit ven ihm anvertrauten Summen, 
ſondern andy mit eigenen Mitteln und mit feinem Grebit. Das Banfgefhäft kauft einen Wech— 
fel von einem Zabrifanten auf einen Großhändler und verkauft venfelben an einen Handels- 
wann. Der Erſtere kommt dadurch in den Beſitz des Betrags feiner Foderung, bevor dieſelbe 
verfallen {ft, der Andere erwirbt ein Papier, mitteld deſſen er eine Zahlung an einem entfernten 
Dre bequemer leiften kann als durch Anſchaffen und Verfenven von Münze. Der Erftere kann 
dad freigewordene Gapital für fofortige Erzielung neuer Producte verwenden, der Andere fpart 
einen Theil ver Koſten und das Riflco für bie Anfhaffung und Verfendung fremder Münzen. 
Die Bermittelung des Bankgeſchäfts hat alfo die Wirkung, daß die Verfügung über dad in 
Boderungen ober Borräthen gebundene Gapital nicht erſt mit bem Augenblicke möglich wird, 
wo der Betrag ber Foderung oder der Erlös aus den Waaren eingeht, fondern fon mit dem 
Romente, wo die Foderung entftanden, die Wanre auf dem Lager angelommen iſt. Man weiß, 
daß in einem Lande, vo das Bankweſen entwickelt ift, mit dem nämlichen Capital ſechs bis zehn 
mal fo viele Befhäfte gemacht werben können als da, wo feine Hülfe nicht zu Gebote ſteht. Das 
Vankweſen vervielfacht nicht das Gapital, aber es hilft dem Handel, das Capital, welches er hat, 
Ineiner gegebenen Zeit zehn mal flatt einmal umzuſchlagen. Das Bankgeſchäft erfchafft auch 
nicht den Credit, es iſt nur fein Agent, aber ein nothwendiger, ohne deſſen Dazwiichenkunft bie 
Breduction und ber Verkehr ven Äufſchwung, deſſen Augenzeuge die gegenwärtige Generation 
iR, nit genommen haben würden. Das Bantgefchäft dient aber hierbei nicht allein als Ver⸗ 
mittler, ſondern auch als Verſicherer, nach der einen Seite durch die Garantie, melde es für vie 
ihm anvertrauten Summen leiftet, nad) der andern Seite durch die erhöhte Sicherheit, welche 
feine Unterſchrift ven mit feinem Giro verfehenen Wechſeln verleiht. Indem alfo pas Bankweſen 
buch beſchleunigte und leichtere Umafäge Die Früchte des Gapitald und durch feine Garantien bie 
Stärke des Credits vermehrt, trägt e8 mittelbar zur Vermehrung des Nationalcapitals, mithin 
des RationalreichtHums bei. 

Die erwähnten Functionen des Bankwefens gelten nur von den Banfgefhäften im engern 
Sinne, dem Dienflleiftungen für Dritte. Der andere Hauptzweig, die Betheiligung für eigene 
Rethnung an Finanzoperationen und groͤßern Unternehmungen find nationalökonomiſch von 
äbnliger Beventung, betreffen aber nicht fowol bad umlaufende Capital, fondern vorzugsweiſe 
die Vermittelung zwiſchen Rachfrage und Angebot ron Gapitalanlagen für längere Dauer, fo= 
Weit fie dutch leicht übertragbare Schuldurkunden dargeſtellt werben. 

Schon die Bildung des Grunbrapitald von Banlinftituten wie von andern Actien= ober 
Semmanpitgefellfhaften ift eine Anfammlung von Capital aus Heinern Beträgen zu producti⸗ 
ve Verwendung. Die Beträge, welche die Geſellſchaft ven Inhabern ihrer Actien ober Antheil⸗ 
Keine fhulvet, fönnen von dieſen nicht zurücgefobert, aber die Actien Tönnen verkauft oder 
Werpfändet werben. Das Gapital bleibt der Geſellſchaft, aber die Befiger der Antheile wechſeln. 
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Denn das Bankhaus eine Staatsanleihe übernimmt, fo ſucht e8 Abnehmer für die Schuldſcheine, 
und wenn bie Grebitanftalt eine Gefellfchaft fir den Betrieb eines Vergwerks gründen Hilft, 
fo benußt fie ihre Verbindungen und das Gewicht Ihrer Empfehlung, um die Actien unterzu= 
bringen. Diefe Functionen find nichts Anderes ald Anfammeln größerer Gapitale aus Heinern 
Beträgen. Sie unterſcheiden fi von den analogen Verrichtungen ver Bankgeſchäfte im engern 
Sinne dadurch, daß legtere vie GStetigkeit der Bewegung und Erneuerung in ven Umſaͤtzen 
durch ihre Bermittelung unterhalten und befchleunigen, jene bagegen die Mittel für dauernde 
Anlagen herbeiſchaffen. Die Einen nehmen Einlagen und geben Vorſchüſſe auf kurze Zeit und 
liefern die bequemſten Surrogate für den Gebrauch der Münzen, um Boberungen auszugleichen 
ober einzuziehen, wie um Zahlungen zu leiften ; die Andern bringen der Propuction dad Capital 
für feſte Anlagen, geben den Gapitaliften daflır die Schuldurkunden und üben durch ihre Ope- 
rationen Einfluß auf deren Tagespreife. Die Transactionen der Einen befördern den Blutum⸗ 
lauf, die Trausactionen der Andern die Bildung der feften Beftanptheile in dem Organismus 
ver Vollswirthſchaft. \ 

Um bie nationalötonomifcgen Berrihtungen des Bankweſens richtig aufzufaflen, muß man 
den Blick freihalten von den Dünften einer augenblilihen Strömung auf dem Gelb - und Ca⸗ 
pitalmarkte. Man darf weder auf die Stimmen hören, welche das Anfertigen und Ansgeben 
von Banknoten und Actien ald das Mittel anpreifen, Erebit und Gapital zu erſchaffen, nod auf 
jene, die darin nur bie zerbrechlichen Werkzeuge ſchwindelhafter Sperulation erbliden. Die 
Ausbildung des Bankweſens geht Hand in Hand mit der Entwidelung der Production und 
des Handel, und je größer die Zahl der Geſchaͤftsleute, der Miteigenthümer an Unternehmun—⸗ 
gen, der Stuatögläubiger wie ber Maſſe von Erzeugnifien wird, je zahlreicher und Ichhafter 
die Bewegung von Menfchen und Waaren, die Verbindungen des Handels, ber Berfehr unter 
den Völkern ſich geflalten: deſto mehr wachſen an Zahl und Umfang die Anfoberungen an bie 
näglien Dienfte des Bankweſens. Es wird von Denen getragen, welche die Vortheile, die es 

bietet, erkennen und zu benugen verſtehen, und mit dieſen vermehren ſich die Handelshäu—⸗ 
fer und Anflalten, welche Bankgefchäfte betreiben. Sie bilden ein wichtiges Glied in dem Orga= 
nismus des wirthfchaftlihen Lebens der Gegenwart und find mit dieſem ver Gegenſtand allge= 
meiner Beachtung geworben. Das, Staats⸗Lexikon“ durfte in feiner erften Auflage fich auf eine 
ganz flügtige Grwähnung des Bankweſens beſchraͤnken; unfere heutigen Lefer würden fih pamit 
ſchwerlich begnügen. Ebenſo wenig würden die heutigen Banken ihrer Aufgabe genügen, wenn 
fie auf ihrem alten Buße ftehen geblieben wären. Die Preußiſche Bank z. B. hatte von 1820 — 
56 durchſchnittlich in Cinem Jahre für 2,250,000 Thlr. Roten im Umlaufe; am 30. Sept. 
1857 betrug der Notenumlauf die Summe von 73,538,000 Thlen. Der Wechſelbeſtand war 
Ende 1820: 514,700 THlr., 1845: 12,739,800 Thlr., am 30. Sept. 1857: 70,113,000 Thlr. 
Die Bank von Frankreich Hat im legten Jahrzehnd ihr Gapttal auf dad Doppelte, ihren Noten⸗ 
umlauf auf das Zweieinhalbfache, ihre Discont- und Beleihungsgeſchäfte um das Drrifache 
vermehrt. Weitere Vergleichungspunkte werben bie folgenden Abſchnitte ergeben. 

1. Banknote, Bankbillet, Bankzettel ift eine Anweiſung, welde die Bank auf fich felbft 
ausfellt; fie verfpricht, die Darauf bemerkte Summe an dem darin beftimmten Orte dem Inha⸗ 
ber bei Sicht in Münze zu bezahlen. Die Noten lauten auf beftimmte Beträge in verſchledenen 
Abftufungen, z. B. 10, 20, 50, 400 Thle. Ihre Nachahmung wird durch eigens angefertig- 
te8 Papier, Waſſerzeichen, künſtlichen Drud und Verzierungen erſchwert und fowie ihre Ver⸗ 
fälfhung von Amtswegen verfolgt und wie bei den Münzverbrechen beftraft. Diefe Eigens 
ſchaften befähigen die Noten als Umlaufsmittel an der Stelle des Geldes zu dienen umb wie 
dieſes ohne alle Förmlichkeit der Übertragung von einer Hand in bie andere zu gehen. Liber die 
Banknote als gelpvertretennes Umlaufömittel wird ber Art. Papiergeld Näheres enthalten; 
hier follen die Dienfte betrachtet werben, welde fie in dem Bankweſen als Hülfsmittel des Cre⸗ 
dits leitet. Im diefer Beziehung tft des Vortheils ſchon gedacht, ven bie Noten der Bank ſelbſt 
gewähren, indem fie eine unverzinsliche ſchwebende Schule der Bank an die Noteninhaber dar: 
ſtellen, zu deren Einlöfung nur ein Theil ihres Betrags in baarem Belve vorräthig gehalten 
zu werben braudt. Daraus geht aber hervor, daß die Note, wenn fie aud, gegen Münze einge: 
idſt werben muß, doch in dem Bankverkehr nicht die Stelle ver Münze vertritt, denn fonft müßte 
ihr voller Betrag in Münze vorräthig fein. Es ift eine irrige Meinung, daß nur ber gute Wille 
der Inhaber, die Roten längere Zeit für vie Circulation zu benngen, der Bank geftatte, etwa 
mit dem vierten ober britten Theile ihres Geſammtbetrags in Münze auszureichen, und es iſt 
non Wichtigkeit ſich Mar zu machen, daß die Note im Bankverkehre nicht das Geld, ſondern vie 
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Wechſel vertritt. Beide find Anweifungen auf eine Summe Geldes; pas Metall ift ihre gemein- 
ſtaftliche Grundlage; aber die Note hat vor dem Wechfel den Borzug einer leichtern Circula⸗ 
tes, und darum gewährt die Bank den Verkehr einen Vortheil, indem fle ihm flatt der Wechſel 
die Roten liefert. Wir wollen verſuchen, das Verhältniß anfhauli zu machen. Der Wechſel 
itan dem darin benannten Tage zahlbar; von dem Tage der Ausftellung bis zum Verfall kann 
ber Wechſel als Umlaufsmittel dienen, fpäter nicht mehr. Wer einen an Zahlung erhaltenen 
Behfel weitergibt, muß ihn indoſſiren und kann, wenn berfelbe von dem Bezogenen nicht 
tiageloͤſt wird, zur Zahlung angehalten werben, vorbehaltlich des Regreſſes auf feine Vormäͤn⸗ 
ar. Diefe Berantwortlickeit übernimmt nicht Jedermann gern, namentlich nit, wenn ihm 
die frühern Inhaber unbekannt find oder nicht hinlänglich ſicher ſcheinen. Der Empfänger des 
Wechſels Hat auch nit immer Belegenheit, denſelben fogleich weiterzugeben, er läßt ihn daher 
liegen bis zum DBerfalltage, oder ex läßt ihn bei einem Bankgeſchäfte discontiren. In dem Porte⸗ 
fuille eines Bankgeſchäfts fanmelt fi in biefer Weife eine Anzahl von Wechſeln, welche bis 
zur Ginlöfung liegen bleiben. Das Bankgeſchäft hat dafür ven Discont bezogen, aber das Ca— 
vital ift folonge gebunden und die Wechſel find der Girculation entzogen. Die Bankgeſchäfte 
haben verfucht,, die Erſchwerungen des Umlaufs der Wechſel zu befeitigen. Sie geben für den 
dikcontirten Wechſel eine Anweifung auf fid) felbft, zahlbar vem Vorzeiger am Verfalltage des 
Wechſels. Hierdurch wird der Übergang in andere Hände von jeder Haftbarkeit und Foͤrmlich⸗ 
keit befreit; aber die Dauer des Umlaufß bleibt befhränft, und die Einlöfung gegen Gelb kann 
nut an einem beſtimmten Tage verlangt werden. Man ging einen Schritt weiter, indem man 
die Auweiſungen auf einige Tage nah Sicht zahlbar ftellte, und ſolche find vielfach im Gebrauche, 
wie j. B. die Sieben⸗ Tage = Weihfel (Seven days post bills) ver Bank von England. Um au 
die lezte Unbequemlichkeit für den Verkehr, die Friſt zwifchen dem Vorzeigen und ber Einlöfung 
iu befeitigen, wurden vie Anweiſungen für jeberzeit einldsbar erklärt und ald Banknoten zu 
der einfachſten und bequemften Form von Handelseffecten erhoben. Die Banknote vereinigt die 
Eigenſchaften eines nod laufenden mit denen eines fälligen Wechſels, iſt frei von allen Hemm- 
uiſſen der Circulation, bient alfo vollfommener als der Wechſel zur Erſparung des Gebrauchs 
und der Berfendung von Münzen. Wer für einen discontirten Wechſel Noten erhält, Tann diefe 
wieder zur Einlöfung eines auf ihn laufenden Wechſels verwenden, alfo zur gegenfeitigen Aus 
gleihung von Foderungen und Verbindlichkeiten. Durch das Ausgehen von Noten wird eine 
felide und gut geleitete Bank in den Stand gefegt, ihre Beflimmung, die Umfäge im Handels⸗ 
verlehre durch die Hülfsmittel des Credits zu erleichtern und zu beſchleunigen, in vollem Um⸗ 
fange zu erfüllen. 

Bird die Stellung ver Banknote in dem Grebitfgftem und in der Circulation als Reprä⸗ 
fentant des Wechſels richtig aufgefaßt, fo folgt daraus eine Reihe von Sägen, wichtig für die 
Sfepgebung und die Verwaltung wie für die Leitung des Bankweſens, von denen hier nur 
zwei antieipirt werben follen. H 

4) Die Banknote ift nicht beftimmt, im Heinen Verkehre zwifchen dem Gewerbömann und 
den Detailhändler mit ihren Kunden und Abnehmern als Zahlungsmittel zu rienen. Sie foll 
daher nicht in fo kleinen Abfchnitten ausgegeben werben, daß fie die grobe Silbermünge ober die 
gewoͤhnliche Bolbmünze aus diefem Verkehr verbränge. Für die Erfüllung ihres Zwecks, bei 
den Umfägen zwiſchen dem Producenten und dem Großhändler wie zwiſchen dieſem und dem 
Vetailhändler an die Stelle des Wechſels zu treten, genügen Abſchnitte, deren Heinfter etwa das 
Deppeite der gewöhnlichen Goldmünze beträgt. DieferSag ift ziemlich allgemein angenommen. 

2) Als Marimalhöhe des Notenumlaufs ift eine beftimmte Summe, wie z.B. die Summe 
des einbezahlten Actiencapitals, nicht geeignet; die natürliche Grenze iſt der Geſammtbetrag ber 
im Portefeuille ruhenden Discontivechfel. Keine andere Ziffer als dieſe ſteht mit ven Functionen 
der Banknoten in einem folhen Berhältnifle, daß fie ald Maßſtab oder Grenzlinie für ven No= 
tesumlauf taugt. Nimmt man, wie in der Regel gefchieht, das Actiencapital als Maximum, fo 
lann diefe Grenze zu weit und zu eng fein. Bu weit, wenn bie Bank, um von ihrer Brfugniß 
vollen Gebranch zu machen, die Noten zu weniger foliven als zu Discontgefchäften verwendet; 
za eng, wenn fie bie Bank verhindert, dem wirklichen Bedarf des reellen Verfehrd durch Discon- 
fir von Wechſeln zu entſprechen. Für Beines wären Fälle aus dem Leben anzuführen, wenn 
der Raum es geflattete. Aber wenn ber Betrag der Roten das Actiehcapital nicht überfleigen 
Vaf, fo haben in letzterm wie Noteninhaber wenigſtens vollſtändige Sicherheit. Gut; doch 
w bleibt alddann die Garantie für die übrigen Gläubiger der Bank, namentlich für die als 
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Depofiten eingelegten Gapitale, deren reichlicher Zuſlaß wünſchenswerth ift? Wird ver Noten- 
untlauf feinem Zwecke gemäß nad) dem Portefeuille beneſſen, fo gibt es keine beifere Garantie 
für die Inhaber als dieſe Wechſel, die innerhalb drei Monaten den ganzen umlaufenden Noten⸗ 
betrag in Noten ever in Geld einbringen. 

Die Richtigkeit diefer aus der eigentlichen Beftimmung ver Banknote abgeleiteten Folge⸗ 
rung wird mehr und mehr erfannt und hat ver Preußiſchen Bank im ihren Vertrage mit ber 
Regierung vom 28. Jan. (genehmigt 7. Mai) 1856 die Befugniß verfafft, nach dem Beplirf- 
nifle des Verkehrs Noten unter der Verpflichtung außzugeben, ftetd ein Drittel des umlaufenden 
Betrags in baarem Gelde oder Silberbarren und zwei Drittel in bankmaͤßigen Wechfeln vor- 
räthig zu halten. Die Wirfung war, daß der Notenumlauf, im Anfange des Jahres zwiſchen 
419 und 20 Mill., am legten December ſchon auf 47, am legten September 1857 auf 73 Mill. ges 
fliegen und ebenfo die dem Handelsverkehr gewährte Unterftügung ausgenehnt war. Bine noch 
größere Sicherheit bietet die im Jahre 1856 gegründete Privatbank zu Gotha, deren Statut 
nicht nur zwei Drittheile, fondern den vollen Betrag des Notenumlaufs In Discontwechſeln 
und außerdem noch ein Drittheil in baarem Gelde verlangt. Neben einer folgen Beſtimmung, 
welche ven Gebrauch der Noten auf ihren eigentlihen Zwed, das Discontgefhäft, beſchränkt, 
noch eine andere, willkürliche Schranke zu fegen, ift nicht allein Überfläffig, ſondern gerabegu 
ſchädlich, indem fie zu einer miöbräudligen Ausdehnung ebenfo leicht wie zu einer dem Ver⸗ 
kehre empfindlichen ungebührlichen Befchränfung der Notenausgabe führen kann. 

- Die Natur der Noten als Hülfsmittel des Credits Bringt es mit fih, daß fie im Umlaufe 
nicht mit Zwang, fondern von dem Vertrauen getragen, dabei etwa noch durch die Annahme 
an öffentlichen Kaſſen begünftigt werden können. Mit dem Zwangscurſe würden fie ihre Natur 
verändern und unter diejenigen Nothmittel fallen, deren ber Art. Papiergeld gedenken wird. 
Cbenſo liegt e8 in der Natur der Noten, daß ihr Umlaufögebiet mit dem ver Landesmunze, auf 
welche fie lauten, zufammenfällt. Sie dienen der innern Cireulation, nicht dem auswärtigen 
Handel. Im Auslande verbieten fie ſich von felbft, weil man fie dort nicht brauchen und nicht 
einlöfen farm. Kommt ein Engländer mit Noten feiner großen Nationalbank nad) Paris, fo 
Tann er fie zwar nicht als Zahlungsmittel benugen, aber er kann ſie ald Waare, als Sichtwechſel 
auf London an einen Bankier verkaufen, der fle dann als Rimeſſen benugt oder einen nach 
England reijenden Branzofen damit verfieht. Es ift daher fein Land in Gefahr, mit den Bank- 
noten eines andern Landes überſchwemmt zu werden, aljo auch nicht zu Mafregeln der Abwehr 
veranlaßt. Nur Deutſchland macht von der Regel eine Ausnahme, deren neuefles Crenwel in 
dem Verbote, auslänbifche Banknoten zu Zahlungen in Baiern und in Preußen zu verwen⸗ 
den, vorliegt. Baiern war am 18. Jan. 1857 mit dem Verbote vorangegangen, wovon je= 
doch ſchon unterm 2. April die Noten der Bank von England ausgenommen wurden; Preußen 
folgte mit der Gefegvorlage, die von beiden Häufern des Landtags (zulegt nom Herrenhauſe 
am 28. April) angenommen, unterm 25. Mai verfündet wurde. Für Balern mag der Zweck, 
feine Angehörigen zu fügen, das Mittel der Abfperrung vielleicht rechtfertigen; für Preußen 
reicht diefe Erklärung nit aus, weil diefer Staat in Bezug auf den deutſchen Verkehr eine 
andere Aufgabe feit der Gründung des Zollvereins ſich gefegt hat, Der Geſetzentwurf läßt 
fon Ausnahmen von dem DVerbote infolge von Vereinbasungen mit auswärtigen Regie- 
rungen zu, auch hat eine im April erlaffene Denkſchrift ver preußiſchen an die übrigen Re: 
gierungen im Zollverein die Anfiht ausgeſprochen, daß nad dem Abſchlufſe des-Mänzver- 
trag& vom 24. Jan. der Augenblic für Verhandlungen unter den Vereinsregierungen Über eine 
Verftändigung in Bezug auf die Emiffion von Banknoten nunmehr gefommen fei. Man darf 
daher einftweilen nod) pas Geſetz ald ein reſervirtes Mittel betrachten, um der preußiſchen Stimme 
bei den Verhandlungen gröpern Nachdruck zu verleihen. Solange man dieſe Anficht feſthal⸗ 
ten darf und das Geſetz nicht als eine Verkehrsſperre gegen Anftalten in zollvereinten Län 
dern betrachten muß, kann man auch über die Begründung der Maßregel in den beiden Käufern 
und in der erwähnten Denkſchrift hinweggehen. Andernfalls würde es nicht ſchwer fein nach⸗ 
zuweiſen: daß die Banken in den kleinern Nachbarſtaaten nit entflanden fein würden, wenn 
die Entwidelung des Bankweſens in Preußen felbft nicht zu Gunſten ver Hauptbank gehemmt 
worden wäre; daß jene Meinern Banken, vorwiegend mit preußiſchem Gapital gegründet, dem 
Verkehre in den angrenzenden preußifchen Provinzen wefentlide Dienfte geleiftet Gaben, bie 
ihnen die Hauptbank nad) ihrer Verfafjung nicht erfegen kann ; daß dieſelben mit wenigen Aus⸗ 
nahmen an Solibität der Preußifcgen Bank nicht nachſtehen, und daß ihre Befähigung durch 
bie Notenfperre preußiſche Unterthanen nicht etwa vor Nachtheilen bewahren, fonbern als Ac⸗ 
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tisite und Cotreſpondenten dieſer Banken empfindlich treffen würde. Man Eönnte ferner nach⸗ 
tif, wie fehr die bei ben Verhandlungen des Landtags angeführten tHatfächlichen Angaben 
über ven Notenuunlauf die Wirklichkeit überholen. &o wurden z. B. Frankfurt und Darmflabt 
wit 50 Mil. Glen. Noten angeführt, währen der Umlauf am 30. April 11,192,220 Glon. 
gegen baare Borräthe von 7,961,251 &lon. betrug; Luxemburg follte gar 80 Mil. Fr. haben, 
während nur 4,600,500 Sr. umliefen. Von Gera, Gotha und Büdeburg wurbe gefagt, daß 
iſte Rotenausgabe unbefchränkt, mithin eine Berechnung ganz unmöglich fei, während die 
Guiffion bei Gera und Gotha nach dem nämlichen Princip wie bei der Vreußiſchen Bank gere⸗ 
gelt iſt, aux bei Gotha noch viel firenger, und der Umlauf am 30. April bei Gera 3,860,100 
Ahle. gegen 1,610,644 Thlr. Baarvorrath, bei Gotha 310,980 Thlr. gegen 235,408 Thlr. 
in baar betragen hat. Die Banken in Thüringen (Meiningen ift eine Creditanſtalt, Büdeburg 
deögleichen, aber noch ohne Leben), die Banken in Weimar, Gotha, Sondershauſen und Bera 
Regen Hinter der Preußiſchen Bank allerdings an Größe, aber keineswegs an Sicherheit und 
Seliditaͤt zurüd. Die Gefahr vor diefen Banken war alfo für Preußen nicht fehr groß, zumal 
da ihre Roten ſchwerlich in einer annähernden Menge in Preußen eirculiren wie jene ver Preußi⸗ 
ſchen Bauf im Auslande. Man könnte envlih auch noch auf die politifchen Bedenken einer 
Roteniperre Preußens gegen die übrige Welt und indbefondere gegen die benachbarten Vereins⸗ 
Raten aufmerkſam machen, wenn nicht die in Ausficht geftellten Berhandlungen verartige Be⸗ 
traßitungen als verfrüht erfcheinen lichen. 

Wenn das von Preußen angedrohte Verbot in lepter Folge zu einer gemeinfamen Regelung 
des Rotmumlaufd in ben Staaten des Zollvereins führt, dann wirb es den Anlaß zur Erzies 
lung von Vortheilen für vie Probuction und den Verkehr gegeben haben, welche ven Verträgen 
über Zoll, Münz =, Ciſenbahnweſen, der Allgemeinen Wechſelordnung und dem hoffentlid) zu 
Stande kommenden allgemeinen Handelsgeſetzbuch würbig zur Seite fiehen dürfen. 

Als Grundzůge einer folgen Vereinbarung denken wir und folgenve weſentliche Punkte: 

Das Ausgehen von Noten, beziehungöwelfe die Zulaffung der Roten ald Zahlungsmittel, 
wich nur folgen Banken gewährt, welche reine Privatanftalten find, eine gröfern Operationen 
oder Unternehmungen für eigene Rechnung maden und nicht mit derartigen Greditanftalten in 
einem engern Zufammenhange fliehen. 

Die Statuten dürfen pie Anftalten nicht zu Borfüflen an die Regierungen, noch zur Anz 
nahme Öffentlicher Gelder verpflichten, follen dagegen gleichfoͤrmige Befimmungen enthalten 
über die Begsenzung des Notenumlaufs durch den Vorrath an Discontwechfeln und durch 
Bearbeſtaͤnde, über Die periopifchen Bekanntmachungen des Standes der Befhäfte und Die Ver⸗ 
Öfentligung der Jahresbilanz mit den Geſchäftsberichten, Über bie Organifation der Verwal: 
tung und die Übung der Staatsaufficht. 

Die Banken würden die Befugniß erhalten, untereinander Verträge und Vereinbarungen 
in ſchließen über gegenjeitige Annahme ihrer Roten, über Bilvung von Verbänden mit vereinig- 
m Capital, Gmiffion von gleihförmigen (Verbands) Roten und gemeinſchaftlicher Verthei⸗ 
lung des Gewinns unter der obern Leitung eine® Centralausſchuſſes ver Verwaltungen, end⸗ 
lich auch die Befugaiß, ſich mit andern zu Ginem Inftitute zu verſchmelzen. 

Das Berürfniß einer Regelung des Rotenumlaufs in ven Vereinsſtaaten wird non feiner 
Seite in Abrede geftellt, und es ift für die Belebung des innern Verlehrs, der ja ein freier 
fein fell, in hohem Grabe wünfhenswerth, daß daſſelbe in Verbindung mit einem engern 
Auſchiuß ver Banken untereinander befriedigt werbe. 

Sollte dies auf dem nom Preußen betvetenen Wege nicht zu erlangen fein, dagegen bie No: 
tenfperse am 4. San. 4858 in Kraft treten, fo werden bie Eleinern Banten um fo nachdrücklicher 
af Vereinbarungen untereinander angewiefen fein. Ihre Noten würden dann in Preußen 
war nicht mehr als Zahlungsmittel, aber nad) wie vor ald Handelswaare vorlommen und der 
Swerpunkt ihrer Köperation würde in ven Staat fallen, deſſen Verkehrbleben am meiften 
ateklelt und deſſen Regierung daran gelegen ift, fie zu fördern und zu leiten. 

Die Eniglih ſachſiſche Megterung hatte 1855 das preußtiche Verbot ver Zahlungsleiftung 
tn fremben Bapiergefnftücen unter 10 Thlrn. nachgeahmt; fie fand eö jedoch 1857 nit ange: 
wen, dem Beifpiele Preußens mit dem Verbot der fremden Banknoten zu folgen. Sie erließ 
wehnehe unterm 18. Mat eine Verordnung folgenven wefentlihen Inhalts: „Nuslänntfce 
uf den Inhaber lautende unverzindlihe Schuldverſchreibungen oder Werthgeiden in Werth⸗ 

Öffeitten von 40 Thlen. und darüber, mit alleiniger Ausnahme bes — Staaten 
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ſelbſt außgegebenen Bapiergelves, dürfen zu Zahlungen im Inlande in Zukunft nur dann ges 
braucht werben, wenn deren Ausſteller a) mindeſtens in Leipzig und außerdem an denjenigen 
Orten des Landes, wo die Ausgeber Agenturen oder Zweiggefchäfte irgendwelcher Art unter- 
halten, Gelegenheit zur Auswechſelung bieten; b) bei viefen Auswechſelungsanſtalten ihre 
Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen (Banknoten, Kaſſenſcheine u. vergl.) im Betrage bis 
mit 100 Thlrn. fofort, in Höhern Beträgen aber binnen einer von ihnen felbft zu beſtimmenden 
Friſt, welche jevod in keinem Falle einen längern Zeitraum als 72 Stunden, von der Anmel= 
dung bei der Auswechfelungsftelle an gerechnet, umfaflen darf, auf Verlangen der Inhaber 
gegen Silber nad dem Nominalwerthe einldfen; c) die von ihnen behufß der Auswechſelung 
getroffenen Einrichtungen unter genauer Bezeichnung der mit der Auswechſelung beauftragten 
Berfonen ober Firmen in ver erften Hälfte der Monate Januar, April, Juli und October jedes⸗ 
mal und außerdem fo oft eine Veränderung eintritt, in mindeſtens je einem der an den Orten, 
wo bie Auswechfelung flattfindet, erſcheinenden Öffentlichen Blätter bekannt machen.” Die 
Berorbnung ift mit dem 1. Sept. in Kraft getreten, mehre benachbarte Banken — keine preu= 
Bifde — Haben die vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt, und unterflägen mit ihrem Capital 
und ihrem Grebit.die Induſtrie und den Handel Sachſens. Namentlid erfreut fi Leipzig 
einer bedeutenden Vermehrung feiner Geſchäfte, da bie Käufer dort ihre Zahlungsmittel ohne 
Berluft verwenden können. Wäre Ofterreih in ver Lage, die Noten feiner privilegirten Na: 
tionalbanf durch Einlöfung in freiem Umlaufe zu halten, fo würde die Regierung wahrſchein⸗ 
lich Bedacht nehmen, das ausſchließliche Privilegium ver Bank für Notenausgabe aufzuheben 
(welches bis 1865 ohnehin abläuft), und in ähnlicher Weife wie Sachſen die Mittel der deut⸗ 
ſchen Banken heranzuziehen. Der in Leipzig gemachte Vorſchlag für Errichtung einer gemein: 
ſchaftlichen Cinloͤſungskaſſe der betreffenden Banken wird, wenn er Erfolg hat, zu weiterer Ans 
näherung unter denfelben führen. 

II. Bankgeſellſchaft, Bankinkitut. In allen civilifirten Rändern, am früheften in Han⸗ 
belöftänten, welde raſch emporblühten, haben ſich Geſellſchaften gebildet und entfliehen noch im⸗ 
mer neue Geſellſchaften, um gerade die nämlichen Gefchäfte zu treiben, die wir von ihren Ans 
fängen bei ven Geldwechslern des Mittelalter bis zu ihrer Ausbilvung in der Neuzeit bes 
trachtet Haben. . 

In frühern Zeiten, wo dad Eigentum weniger geflchert, dev Krieg faft der regelmäßige Zu⸗ 
Rand, das Münzweſen chaotiſch war, erwarben ſich die Banken ein großes Verdienſt ſchon durch 
vie relative Sicherheit der Metall- und Münzvorräthe in ihren Gewoͤlben und des unveränbers 
lien Geldes, in welchem fie rechneten. Aber abgefehen von allen äußern Beziehungen, auch 
abgefehen von dem Verhältnifle ver Banken zu den Regierungen und von ben Belegen und 
Anorbnungen, deren Begenftand fie waren und heute noch find, ergeben ſich aus der Natur ber 
Sade und aus den gefteigerten Anſprüchen der Production und bes Verkehrs vie Urſachen, 
welche die Banken ind Reben riefen, ihnen einen ſteta ſich erweiternden Wirkungskreis anwiefen 
und fie an die Spige bed Organismus ftellten, welder die Bewegung ver Gapitale und des 
Credits leitet. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß Bankgeſellſchaften nur unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen entſtehen und wirken koͤnnen, welche ſich in rohen Zuftänden der Gefollſchaft und der volks⸗ 
wirthſchaftlichen Thätigkeit nicht vorfinden. Es find die näͤmlichen, ohne weiche der Credit uͤber⸗ 
haupt nicht vorhanden iſt, denn die Banken erſchaffen den Credit nicht, ſie dienen ihm blos. Co 
find alſo zunächſt: Sicherheit der Perſon und des Cigenthums, Vertrauen auf die Staatsein⸗ 
richtungen, welche dafür zu ſorgen haben und auf vie Geſetze, welche über die Erfüllung einge⸗ 
gangener Verbindlichkeiten wachen. Dieje Bedingungen gelten für jede Cinrichtung zur Bör- 
derung des matsriellen Wohles der Geſellſchaft. Es find ferner: die allgemeine Berbreitung 
richtiger Anfichten über die Verrichtungen des Handels und ber Inbuftrie, die Defeitigung ber 
Vorurtheile, welche ſolche Geſchäfte als freier oder gebilveter Männer unmwärbig veradteten 
und Denen, welde fi damit befaßten, die unterften Stufen in der Geſellſchaft anwieſen; ſodann 
der Geiſt der Aſſociation, welcher die Menſchen antreibt, ihre Kräfte zu vereinigen, um nutzliche 
Zwede vollfommener zu erreichen, als es dem Binzelnen möglich it: Endlich gehört zu dieſen 
Beringungen ein flarfentwidelter Handelsverkehr, welcher in der Regel mit einer aufblühen: 
den Induſtrie verbunden ift und belebend auf fie zurückwirkt; denn zuerft im Kandel mit ent- 
fernten, beſonders überfeeifhen Ländern, welcher größere Gapitale auf längere Zeit befgäftigt, 
macht fi das Bedürfniß des Credite, folglich auch der Anftalten, welche ihn vermitteln, in außc 
gedehnterm Maße geltend. 
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der alten Belt waren diefe Vorausjegungen zum großen Theil fremd. „Man findet in 

ver beſchichte des Alterthums“, jagt Gautier in der „Encyclopedie du Droit”, Art. Banque, 
„hie Spur von dem Aflociationdgeifte, der vielleicht mit einem auf Sklaverei begründeten Zu⸗ 
hae der Geſellſchaft nicht verträglich war, und überhaupt nur ba entftehen kann, wo die In= 
ufttie eine Höhe und eine Bedeutung erlangt hat, wofür weber die Sitten noch die Staats— 
cinichtungen der Alten, weder die Natur noch die Richtung ihrer Givilifation geeignet waren.” 
Daher finden wir zwar Geldwechsler in dem Tempel zu Jerufalem und in ihren Buben zu Nom 
(argentarii, tabernae argentariae); auch Bankgefhäfte wurden getrieben, ja Zenophon ſchlug 
in feiner Abhandlung über die Einkünfte in Attifa die Errichtung einer Bank vor, woran alle 
Athener Ach betheiligen follten. Allein felbft unter dem Schuge der Götter waren die Schätze 
nicht fiher, felbft auß dem Tempel zu Delphi wurden die Bankvorräthe von den Phociern ge= 
taubt, um damit die von dem Bunde ihnen auferlegte Gelobuße zu bezahlen, Ein Boden, der 
von Bürgerfehden und auswärtigen Kriegen beinahe ununterbroden mit Blut gedüngt wird, 
iR kein Boden, in welchem der Credit Wurzel faffen und fi organifiren kann. 

iche Störungen verhinderten auch im Mittelalter in den meiften europälfgen Staaten 
bie Catwickelung folder Zuftände, welche der Hülfsmittel des Credits vedürfen, um die Pro- 
durtion und den Verkehr zu beleben. Fehden und Kriege waren an ver Tagesordnung, ebenfo 
die Borurtheile, melde ven Kandel, namentlich ven Handel mit Geld, und das Bermiethen von 
Gelofunumen mit dem Stempel der Beratung brandmarkten. Dennoch verdanken dem Mittel- 
alter die Wechſel und Anweifungen und die erften Bankanftalten ihre Entflehung. Sie bildeten 
fich in den italieniſchen Staͤdterepubliken, wo der Handel zu Ehren Fam und durch die Kreuz: 
jüge in lebhaftern Verkehr mit der Levante trat. Die Bebürfniffe des Handels allein würben 
fi vielleicht nicht fo früh in das Leben gerufen haben, wenn nicht die Beduͤrfniſſe der Regierun⸗ 
ger hinzugetreten wären, welche ven Handel fhügen, überhaupt zu Angriff und Vertheivigung 
gerüflet fein mußten und für die Ausrüftung von Kriegäflotten wie für die Landmacht größere 
Mittel bedurften, Die, durch häufige Kriege erichöpft, die Eröffnung neuer Ouellen zu ihrer 
Befriedigung erheiſchten. Die ältefle war die Venetianifche Bank, welde unter dem Namen 
Nonte vecchio (alter Berg) in der Mitte bes 12. Jahrhundets, 1156 oder 1157, gegründet 
wutde. Die Republik, durch den Krieg gegen das Oftrömifche Reich erfchöpft, erhob von ven 
then Bürgern eine Zwangdanleihe zur Herftellung ver Finanzen. Diefe Stantögläubiger 
bildeten bie Geſellſchaft, welde verfchiedene Privilegien erhielt. Die Foderung an den Staat 
war ihr Grimbcapital und fie bezog dafür Zinfen, welche auf die Einkünfte der Signoria ans 
geniefen waren. Im Jahre 1280 foll ver Gelbbedarf für den Krieg gegen Ferrara die Grün⸗ 
tung der Zmeiganftalt des Monte nuovo und 1440 bie durch einen fiebenjährigen Krieg ent⸗ 
Randene Finanzuoih die Gründung einer britten Anftalt, des Monte novissimo, veranlaft ha= 
ben. Wie ver Zufammenhang zwiſchen diefen drei Anftalten früher auch geweſen fein mag, fie 
erben im Jahre 1587 vereinigt und vom Staate mit einem unverzindlihen Gapital von 
IRU, Dukaten ausgeftattet. Die Venetianiſche Bank beftand folange wie der Staat, ber fie 
gegrknbet und dem fle weſentliche Dienfte geleiftet hatte; fie erlag der Eroberung im Jahre 1797 
md wurde 1808 ganz aufgehoben. 

Die nãchſte nach der Venetianifchen war die Bank von Barcelona, deren Gründung in das 
Ahr 1350 fallen fol. Sie war eine ſtädtiſche Anftalt und vermittelte hauptſächlich die Gelb- 
und Greditgefchäfte der Tuchmacher, welche eine mächtige Koͤrperſchaft bilbeten; eine allgemeinere 
Daentung Hat diefelbe nicht gewonnen. 

Ahnuch der Venetianlſchen, ihrer Entſtehung und Einrichtung nach, war die Bank des 
deillgen Georg zu Genua, welches hinter ſeiner Nebenbuhlerin Venedig auch in dieſer Be— 
Fefemg nicht zurchhleiben wollte. Die Anſtalt ſoll ſchon um die Mitte des 1A. Jahrhunderts 
(1345) beſtanden haben, erhielt aber ihre definitive CTinrichtung und damit ihre größere Wirk⸗ 
Inafeit erft im Sabre 4407 ober 1409, gegen eine Anleihe an ben Staat, wofür ihr die Infel 
Gerfca und andere Gebietsthelle verpfändet wurden. Darleihen und Vorſchüſſe an den Staat 

auch im weitern Berlaufe_ben Haupttheil der Geſchäfte und Ginkünfte diefer Bank, fo 

Wh fie mehr als eine Anftalt zur Übernahme von Staatsanleihen als für die Geſchäfte des Han⸗ 

Wrfgeint. Sie foll auch Bankzettel ausgegeben haben, mußte aber 1740, als fle von ven 

iheen geplünvert wurde, ihre Zahlungen einftellen und änderte nun den Namen ihrer 

Jakl ober des Bankgeldes von valuta di banco in valuta di permesso. Sie fanf mit der dee⸗ 
Miit und erloſch zugleich mit der Venetianifchen Bank im Jahre 1808. 

Jahrhunderte verſtrichen von der Gründung ver Banken in diefen italienifchen Freiſtädten, 
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bevor andere Nationen ähnliche Anſtalten errichteten. Nach dem Gange der Entwidelung des 
Sandals und der Schiffahrt Hätte man erwarten follen, daß zunächſt die Bortugiefen und Spa⸗ 
nier, als fie den Seeweg nad) Oftindien, dann Amerifa entdeckt und dadurch dein Welthandel 
eine andere Richtung gegeben hatten, ein Bedürfniß nad; Einrihtungen zur beflern Benugung 
des Greditd gefühlt und durch Bankgeſellſchaften befriedigt haben mürben. Allein fie bereicher⸗ 
ten fi weniger durch Kandel als durch Erpreflung und Sflavenarbeit. Dagegen war ed die 
Stadt Amſterdam, welche, gerabe in den Zeiten als ſich die Nieberlande von der ſpaniſchen Herr⸗ 
ſchaft losfämpften, dem Beifpiele von Venedig und Genua folgte. Nur mit dem Unterſchiede, 
das dort die Belnbevürfniffe des Staats, hier das Creditbedürfniß des Handels von Amſterdam, 
welcher unter den Stürmen des Befreiungdfriegs emporblühte, den erften Anſtoß gaben; daß 
jene Staaten die Banken zur Herbeifhaffung von Anleihen benugten, Amfterdam und feine 
näahften Nachfolger durch Abgaben und Gebühren aus ven Geſchäften der Bank Vortheile für 
ihre fäptifchen Finanzen zogen. So war es wenigftend im Anfange und in ven erflen Zeiten 
des Beſtehens; Tpäter ward allerbingd auch die Amſterdamer Bank in die Verlegenheiten ber 
Stantöfinanzen mit verwidelt. 

Die Bank zu Auſterdam wurde am 31. Ian. 1609 gegründet, unter Garantie der Stabt 
und unter der Aufficht der Bürgermeifter. Sie wurde bald viel bebeutenver ald ihre Vorgän⸗ 
gerinnen; nad dem Weftfälifhen Frieden von 1648, als Holland ber Stapelplatz des Groß: 
handel für ganz Europa war, follen in ihren Gewölben gegen 300 Mil. Olon. in Barren 
und Münzen aufbewahrt worden fein. Als im Jahre 1672 die Truppen Ludwig's XIV. in Hol⸗ 
land einbrangen, zogen die Kaufleute ihre Einlagen aus der Bank zurüd und man fand bie 
Vorrãthe unverfehrt, Man gewahrte fogar an ven ältern noch die Spuren des Feuers, welches 
kurz nach der Errichtung der Anftalt ausgebrochen war und einen Theil des Rathhaufes ver⸗ 
zehrt hatte. Sie genoß nun einen auferorventlihen Grebit bis zum Einmarſche der Branzofen 
in den Jahren 1797 und 1798. Die Bank war nit Im Stande die Einlagen zurädzuzahlen, 
und ed zeigte fi, daß die Directoren ohne Vorwiſſen der THeilhaber den Ständen von Holland 
und Friedland wie ver Oſtindiſchen Compagnie bedeutende Vorſchüſſe (etwa 12 Mill. Gen.) 
gemacht Hatten, welche unter den Drangfalen nes Kriegs und bei der Stockung des Handels nicht 
fofort erflattet werden Fonnten. Die Bank liquivirte und im Jahre 1814 waren fämmtlidhe 
Gläubiger bezahlt. Nun trat eine Zettelbant an die Stelle, ähnlich denen, von welchen weiter 
unten die Rebe fein wird. Die Bank hatte der Stadt eine beträchtliche Einnahme abgeworfen. 
Zür bie Eröffnung einer Rechnung wurbe Ihr eine Gebühr von 10 Gldn., für jede weitere. von 
3 Olpn. 3 Stüvern, für jeden Übertrag unter 300 Glon. von 3 Stägern bezahlt, wozu bie 
Bank noch 6 Stüver anfehte, weil fie die feinen Poften vermindern wollte. Wer eine Anwei⸗ 
fung an die Bank ausfellte, welche fein Guthaben überftieg, dem wurde dieſelbe nicht nur zurück⸗ 
gewieſen, ſondern er mußte noch 3 Proc. von dem uͤberſchuß erlegen; wer e® unterließ zwei mal 
im Jahre feine Rechnung auszugleihen, wurde um 25 GEldn. geftraft. Die Bank bezog außer⸗ 
dem noch 1/, Proc. Lagergelo und Gebühren von den Empfangsicheinen für die Cinlagen, welche 
Scheine jährlich erneuert werben mußten; jle gab für ihr Bankgeld A Proc. Agio und ließ ih 
5 Proc. bezahlen, und der Staat verordnete, daf alle Wechſel über 600 Glon. im ſolchem be⸗ 
zahlt werden mußten, was zu beflen Verbreitung weſentlich beitrug; fle machte Gewinn an dem 
Handel mit Barren und fremden Münzen, welche le nach Ablauf ver Empfangsfceine, Die nicht 
erneuert wurden, nur noch folange behielt, bis fich eine Gelegenheit zum vortheilhaften Ver⸗ 
kaufe ergab. Adam Smith, welder ſich über die Bank von Amſterdam ausführlid verbreitet, 
nimmt an, daß bie vielerlei Abgaben und Gebühren allmälig eingeführt wurden und naher auf 
die Gründung feinen @influß hatten. Jedenfalls erklärt der Umfland, daß Kaufleute im ſtädti⸗ 
hen Magiftrate Überwogen, die Art und Weife, wie die Stadtkaſſe Nugen aus ver Banf zog, 
für welche die Stadt Garantie leiftete. Bei ver Nürnberger Bank, errichtet im Jahre 1621, 
wurden von je 100 Gldn., welche auß= ober einbezahlt wurden, 5 Kr. entrichtet; Wechſel über 
50 fon. und Waarenkäufe über 200 Glon. mußten in Bankgeld bezahlt werben, letztere nur 
von dem einheimifchen Käufer, welder von je 400 Glon. des Betrags 5 Kr. abzuziehen und 
nebft weitern 3 Kr. an die Bank zu entrichten hatte. 

Die Hamburger Bank, 1619 gegründet, hat als Theilhaber nur Bürger, welde feines 
Silber eingelegt oder von einem andern Conto zugefihrieben erhalten haben. Die koͤlniſche Mark 
feines Silber wirb zu 442 Schill. (27 Mark 10 Schill.) bei der Einlage und zu 444 Schill. 
bei Rüderflattung der Einlagen geredet. Im dieſem Bank: ober Wechſelgelde mülfen alle 
Wechſel bis 400 Mark abgefhrieben werben. Die Bank beſteht aus zwei Theilen: der Wechſel⸗ 
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bat, welche ſich Ieniglic mit dem Ab⸗ und Zuſchreiben in den Redinungen der Teilhaber unter⸗ 
eininder befaßt, und ver Leihbank, welche an hamburger Bürger auf Bold: und Silberbarren 
Lorfhüffe leiſtet und dafür nur 2 Pror. Zinſen beredjuet. Dem Staate hatte fie keine Darleihen 
oder Borfchüffe zu geben, denn feit ihrem Aufkommen hat derſelbe weder eigene Kriege geführt 
acch Golonien in fernen Welttheilen gegründet. Das einzige Geſchaͤft, welches die Banf für ven 
Siaat zu beforgen Hatte, beftand darin, daß fie im Kalle einer Theuerung Fruchtvorräthe für 
fine Rechnung anlaufte. Zu einer Einnahmequelle für Die Staats: oder Stadtkaſſe wurde fie 
nicht benugt, der Preis ihrer Dienfte für den Handel wurde dadurch nicht erhöht. Die Kranz 
joien, welche Hamburg im Jahre 1806 befegten und acht Jahre lang brandſchatzten, nahmen 
bei ihrem Abzuge aus den Gewoͤlben der Bank die Borräthe an Münzen und Barren mit, welche 
Privateigenthum waren und 7,489,345 ME. Bro. betrugen. Diejer Beraubung ungeachtet 
wurbe bie Bank fon 1814 wienerhergeftellt und gelangte bald wieder zu ihrem frühen Anz 
ſehen. Bei dem Barifer Frieden machte Hamburg die Anſprüche der Banftheilgaber auf Entſchä⸗ 
digung geltend und erhielt 500,000 Br. Renten in fünfprocentigen Papieren, nach dem damaligen 
Gurfe eine ungenügenbe Entſchädigung, bie felbft bei dem Pariftande nur etwa zwei Drittheile 
des geraubten Werthes betragen haben mürbe. Die Hamburger Bank beſteht Heute noch ganz 
in ber alten Weiſe, denn ihr neueftes Neglement ift vom Jahre 1710. Die Verwaltung, Bank⸗ 
deputation genannt, beſteht aus zwei Mitgliedern des Senats, zwei Oberalten, zwei Kaͤmmerei⸗ 
Bürgern und fünf Bamcobürgern, welche ihre Stellen als Ehrenämter unentgeltlich verfehen. 
Die Ründigen Geſchäfte werden von Angeftellten beforgt, welde bei ver Bank nicht betheiligt 
find und feine Nebengeſchäfte treiben dürfen. * 

Bu Rotterdam wurde am 18. Aug. 1635 nach dem Muſter der Amſterdamer eine Vank er⸗ 
tichtet, bei welcher jedoch die Betheiligten zwei Rechnungen, eine in Bankgeld, die andere in 
Gonranigeld Haben durften. Für legtere maren pie Gebühren, welche die Bank erhob, etwas flär- 
fer, ſodaß fie keinen befondern Bortheil beten, allein fie dienten zur Zahlung der Wechſel auf 
außwärtige Bläge, während das Baukgeld die fremden Wechſel auf Rottervam bezahlte. 

Die Bank in Stodholm, welde Voltaire in feiner „Geſchichte Karl's XIL“ für die ältefte in 
Guropa auögibt, wurde 1668 gegründet und if daher bie ältefte in einem monarchiſchen Staate, 
zugleich eine Borläuferin ver Zettelbanfen, indem ihre Empfangfiheine für eingelegte Gelber als 
Umlaufömittel dienten und im Waarenhandel wie auch Eraft eines Cdicts vom 11. Ian. 1726 
kei Einlöfung von Wechſeln wie baares Geld angenommen wurden. Es iſt von dieſer Bank 
Tener zu bemerken, dgB fie Darlehen nicht nur gegen Verpfändung von Gold und Silber ober 
von Waaren, welde dem Verderben nicht ausgefeht find, ſondern aud von Liegenfchaften gab, 
fe au eine Hypothelen⸗ ober Territorialbank war. Ja biefe Darlehen wurden bald ihr 
Haupigeſchaͤft, und da man wahrnahm, daß ein großer Theil des Grundbeſitzes der Bank ver- 
viändet war, wie heutzutage in Rußland, und in ihre Hände zu fallen drohte, fo wurbe im 
Jahre 1752 verordnet, daß von 1754 an die Grundeigenthümer, weiche ver Bank ſchuldig waren, 
ihre Schulden allmälig in der Weife tigen durften, daß fie neben ven laufenden Zinſen eine 
jahtliche Prãmie oder Aunuität von 5 Proc. bis zur vollſtändigen Abtragung der Schuld ent⸗ 


Die Gründe, warum alle ältern Banken in Städterepubliken oder Freien Reichsſtädten ent⸗ 
fanden — auch Barcelona ift bei jeinen damaligen Munieipalfreiheiten als ſolche zu betradyten —, 
Usgen, wie auch früher ſchon angedeutet worben, barin, daß der Geiſt ver Affociation dort am 
lebendigſten, in feinen Formen am wenigflen befihränft und auf den Handel gerichtet war, ſo⸗ 
bald diefer mächtig wurde. In den Feudalſtaaten gab noch Iange nach dem eigentlichen Mittel- 
altet der Grundbeſitz allein Anfpruch auf Anfehen und Macht, und bie Kriegöbeute galt ald ein 
ehtenvoller Erwerb, der Handelsgewinn als minder anftändig. Gin Theil der Banken wurbe 
nicht allein zur Erleichternng des Handelsverkehrs, ſondern auch durch finanzielle Vedürfniſſe 
der Regierungen ind Leben gerufen; aber die Dienſte, welche fie dem Handel leiſteten, waren 
übgrall die nämlichen. 

Sie rechneten in einer Münze, die nicht geprägt, aber deren Gehalt in feinem Silber feft 
kefimmt und daher gegen Abnuhung, Verfſchlechterung und Bälfyung geſichert war. Dies war 
is Seiten, wo das Münzwefen im Argen lag, ein großer Vortheil. Bar aud am Sige der 
danl die Münze gut, fo firdmte doch ausländiſches @eld in Menge nad dieſen Handelsplätzen 
m) verwirrte den Geldverkehr. Jeder lief Gefahr mehr oder weniger von folgen ſchlechten 
Rinzen «u Zahlung zu erhalten, nur wer in Bankgeld bezahlt wurde, hatte feine folgen Nach⸗ 
file zu beforgen. Darum find das Bankgeld, die Bankvaluta, dad Wedhfelgelv, ſtets höher 
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als das Courantgeld. Das Agio betrug bei der Benuefifhen Bank etwa 15 Pror., bei der Amſter⸗ 
damer A—5 Broc., bet der Hamburger 23 Proc. ; hier war jedoch auch der Silbergehalt Höher 
angenommen als bei der geprägten Münze. (S. Agio.) Eine wichtige folge per Sicherheit, ven 
bedungenen Preis ungefhmälert zu erhalten, war die, daß die Banken den Waarenhandel an= 
zogen, benn bie Verkäufer verkehrten lieber mit den Plägen, wo fie mit gutem Gelbe, als mit 
denen, wo fie mit ſchlechtem bezahlt wurden. 

Die ältern Banken waren ferner fihere Aufbewahrungsorte fir Gold- und Silbervorräthe, 
eine Eigenſchaft, die in Zeiten allgemeiner Unficherheit hoch anzuſchlagen war. Wenn in einem 
halben Jahrtaufend zwei ober drei Banken vom Feinde geplündert worben find, fo ſpricht eben 
die Seltenheit diefer Unfälle für die relative Sicherheit ihrer Depofiten gegenüber dem Privat- 
befig nicht allein, fondern felbft ver Staaten und Gemeinden. 

Diefe Anftalten eröffneten enblih den Ginlegern oder Theilhabern Rechnungen, Eontt, 
und biefe konnten ihre gegenfeitigen Zahlungen aneinander dadurch leiſten, daß die betreffende 
Summe dem Schuldner ab= und dem Foderungsberechtigten zugeſchrieben wurde. Der Empfän= 
ger war gegen Verlufte an fremden ober ſchlechten Münzen gefiert, der Zahlende war ber Mühe 
überhoben, fi die Münzen anzuſchaffen, zu zählen und abzuliefern. Sie gaben endlich, bie 
meiften wenigſtens, Borfhüffe gegen Fauſtpfänder und bewahrten dadurch die Geldbedürftigen 
vor Wucher. Sie waren alfo Depofiten-, Giro⸗ und Leihbanken. 

Wenn die ältern Banken von dem heutigen Standpunkte des Bankweſens aus fehr un: 
volffommen und befhränkt erfcheinen, fo ift nicht zu überfehen, daß eben die Vorbedingungen 
zu ihrer weitern Ausbehnung und Vervollfommnung, die Sicherheit, das Vertrauen, ver koloſ⸗ 
fale Handels: und Schiffahrisverkehr, die mit der Mafchine arbeitende Induſtrie, ebenfalls erft 
fpäter entſtanden find. 

Über die größern Banken der neuern Zeit, ihre Entftehung, Geſchichte und Einrichtung 
verbreiten ſich die nachfolgenden Abſchnitte, in die wir nicht die Anflalten aller Länder aufneh- 
men, aber doch die bedeutendſten in Deutſchland, Großbritannien, Frankreich und ven Ver- 
einigten Staaten zufammenfaflen. Es geht daraus hervor, daß bei aller Verſchiedenheit unter 
denfelben, welche die Richtung einer Zeit, der Volkscharalter, die Regierungsweiſe und bie 
Greigniffe bedingen, doch gewifle Merkmale allen gemeinfam find. 

4) Im keinem Staate 5.8. ift es geftattet, eine Geſellſchaftabank, melde Noten ausgibt, 
ohne Genehmigung der oberften Behörbe zu errichten. Dies gilt für die Staaten der nordameri⸗ 
kaniſchen Umion fo gut wie für ſterreich und Preußen, nur iſt vie Ermächtigung dort leichter 
zu erlangen als hier. Die Erfahrung Hat überall dahin geführt, daß das Umlaufsmittel im 
Lande bezüglich auf Menge und Beſchaffenheit nicht ohne Gefahr dem Belieben von Einzelnen 
ober von Geſellſchaften überlaflen werden kann. In Großbritannien ift man deshalb dahin ge⸗ 
kommen, gar Feine neuen Zettelbanfen mehr zuzulaflen, den vorhandenen die Vermehrung ihrer 
Notenmenge zu verbieten und dahin zu wirken, daß mit der Zeit Feine andern mehr als die Ro: 
ten ber Bank von England eriftiren. Die Eonceffion ver Regierung wird aber auch von den 
Gründern von Geſellſchaftsbanken für wünſchenswerth gehalten, weil fie darin eine Anwart⸗ 
ſchaft auf pas dffentliche Vertrauen finden, dad ihnen Artionäre, Gapital und Geſchaͤfte herbei⸗ 
führt. Deshalb unterwerfen fich die Banken in den Gontinentalflaaten gern der Oberaufficht 
und Gontrole durch einen Commiſſar der Regierung, während in ven Ländern, wo die Selbſt⸗ 
reglerung üblich ift, in England und Amerika, die Öffentliche Stimme, Parlamente und Preſſe 
die Banken controlicen. Die Gonceffion der Regierung wird fonad wol immer ein Erfobernig 
für die Errichtung von Actienbanken bleiben; doch ſcheint e8 zweckmaͤßig, wenn dafür allgemeine 
Rormen feflgefegt werben, wie dies in Preußen mit den „Normativbedingungen für bie Er- 
richtung von Privatbanten mit ver Befugniß zur Ausgabe unverzindliher Noten” im Sep: 
tember 1848 geſchehen if, die jedoch für den feitherigen Aufſchwung der Production und des 
Verkehrs zu eng geworden find. 

2) Sämmtliche größere Banken machen Gefhäfte mit den Regierungen und für diefelben 
ebenfo gut wie mit dem Publicum. Reine Steatsanftalten waren nur die von Law gegründete 
Königliche Bank in Frankreich unter der Regentfhaft, welche ein ſchnelles und traurigeö Ende 
nahm, und die Königliche Bank in Berlin bis gegen Ende 1846; ſeitdem iſt letztere eine gemifchte 
Anftalt, wobei neben dem Staate noch Private Antheil haben. Alle übrigen jind Actienbanfen, 
ſtehen aber mit den Regierungen in Beziehungen. Die Englifche Bank verwaltet die Staatsſchulb, 
macht der Regierung Vorſchüſſe, bewahrt disponible Staatsgelver umd bezieht daraus den 
größern Teil ihres Gewinns; die nämlichen Functionen verfah die Bank der Vereinigten Staa⸗ 
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un, folange jie beftand. Vorſchüſſe und Darlehen an die Regierung, Discontirung der Ans 
wehngen der Staatskaſſe auf die Steuereinnehmer bilden einen Haupttheil der Gefchäfte ver 
Irmzörlichen Bank und ber Ofierreichiſchen Nationalbank. Leptere ift hauptſächlich zu dem Zwecke 
erriälet worden, um den Einzug und bie allmälige Befeitigung des Staatöpapiergelves zu be⸗ 
forgen. In Zeiten des Kriegs und heftiger Erſchuͤtterungen überfliegen die Anfoderungen ver 
Regierungen überall die Kräfte der Banken und brachten fie in ſchwere Verlegenheiten. lim fie 
retten, mußten in London und Wien ihre Noten als geſetzliches Zahlungsmittel erklärt und 
de Berpflichtung zur Einlöfung für längere Zeit aufgehoben werben, mußte Napoleon bei Aus 
Rerlig legen und der Zuftand der Berliner Bank ein Menfenalter hindurch für. das Publicum 
ein Geheimmiß bleiben. Diefe Erfeinungen haben zu der theoretiſchen Anſicht geführt, daß 
jeder Verkehr mit den Regierungen eine Gefahr für die Banken und daher zu unterlaffen fei. 
Diefe Doctrin fällt mit der Lehre zufammen, daß der Verzicht auf ven Gebraud einer Sache 
das beſte Mittel fei, um den Misbrauch zu verhüten. An und für fi ift e8 nicht abzufehen, 
warum eine folive, ehrliche Regierung nicht ebenfo gut wie jeder ebenfo qualificirte Privatmann 
der vorhandenen Anflalten für die Erleichterung der Geld- und Creditgeſchäfte ſich bedienen 
follte, zumal da die meiften biefer Anftalten gar nicht entſtanden fein würden, wenn bie Re: 
gierungen fie nicht gebraudit hätten. Warum follte die Bank von Privaten Geld annehmen, 
ihmen laufende Rechnung eröffnen, für fie Wechſel einkaſſiren und Zahlungen leiften, ihre 
Wechſel discontiren und ihnen Darlehen und Vorſchüſſe auf Unterpfand geben, und warum 
folkte fie die Reglerung mit ähnlichen Begehren zurückweiſen? Es ift dies ein ſchlechtes Com⸗ 
pliment für die Regierungen, und niemals haben die Banken fo verfahren können. Die Zeiten 
der Roth kennen kein Gebot, und e8 würde ein ganz vergebliche Bemühen fein, eine Actienbank 
oder irgendeine Anftalt durch Beflimmungen in den Statuten mitten in den Stürmen bes 
Kriegs oder der Mevolutionen als die einzig unverfehrbare und unantaftbare Hinzuftellen. Den 
Banken den Berkehr mit den Regierungen unterfagen, weil er von legtern misbraucht werden 
kann, wäre ebenjo weife als ihnen ven Verkehr mit dem Handel verbieten, weil ber leichtere 
Grebit den Gefchäftsmann zu falſchen Sperulationen verloden koͤnnte. Wo folde Anfhauungen 
hertſchen, da ift das Bedürfniß nach Banken nicht vorhanden ober noch nicht hinreichend erkannt, 
mb man thut daher befler, dieſelben Denen zu überlaffen, die leihtfinnig genug find, fie zu bes 
mugen. Die Geſchäfte der großen Banken mit ven Regierungen werben in ber Regel nicht in 
den Statuten vorgefehen, ſondern durch befondere Verträge geregelt, es mag bied ausdrücklich 
außgefprochen fein, wie in den Statuten ber wiener und münchener Banken, over als von felbft 
fi verſtehend angenommen werben. 

5) Die Gefäfte ver Banken mit vem Publicum find auf bie fhon mehrfad erwähnten 
Nconto=, Giro⸗, Depofiten= und Leihgeſchäfte beſchränkt, wofür hie Bedingungen nicht überall 
Be nämlihen, aber doch allgemein für Alle gleichmäßig feftgeftellt find. Handelsgeſchäfte 
auf eigene Rechnung find ihnen verboten ; ausgenommen davon iſt gewoͤhnlich nur der Handel 
mit Bold und Silber und Anlagen zur zeitweiſen Verwendung disponibler Summen. Dar: 
leihen auf Hypotheken find meiften® ausgeſchloſſen; der Bairiſchen Bank dagegen find fie zur 
Bit gemacht, allein es if dafür ein befonderer Theil des Grundcapitals beftimmt. Solde 
Darlehen auf längere Zeit taugen nicht für Banken, welche fid bereithalten müfjen, ihre Oläu- 
biger in den kürzeſten Friſten zu befriebigen, und e8 iſt daher zweckmäßiger, dem Creditbedürf⸗ 
niſſe der Grundbefitzer durch eigene Greditanftalten, wo es nöthig wird, zu Hülfe zu kommen. 
Die Preußiſche Bank Hat mit den Darlehen auf Hypotheken die traurigften Erfahrungen ges 
meät, ver Öfterreichifchen find fie bei Erneuerung ihres Privilegiums im Jahre 1841 auch nicht 
mehr geflattet worden, wol aber wurben ihr 4855 Staatsdomänen zur Abtragung gewiſſer 
Federungen an bie Regierung übertwiefen und fie hat einen eigenen Adminiſtrationszweig ges 
biſdet, um biefelben zu verwalten, bis fle allmälig veräußert werben fönnen. Da die Gelegen⸗ 
heit zum Verkaufe länger ausblieb, als die Bank darauf warten Eonnte, fo foll ihr bie Laſt wies 
der abgenommen und es follen für den Werthanſchlag der Domänen 150 Mill. Glon. in Schatz⸗ 
ſcheinen ausgegeben werben. So berichten öffentliche Blätter im September 1857. 

Alle Banken nehmen Einlagen an Geld (Depofiten) an, jedoch in ver Regel nicht unter 
finer gewiſſen, für weniger Bemittelte ſchon bebeutenden Summe. Die Verzinfung richtet ſich 
nach den Bedingungen ber Anlage; je nachdem ber Einleger ſich vorbehält, fein Geld nad) Be- 
lieben ober nad} kurzer oder nach längerer Kündigungsfriſt zurückzuziehen, werben feine oder 
ganz geringe oder höhere, doch immerhin ermäßigte Zinfen vergütet. HRur die ſchottiſchen Ban- 
fra nehmen verhältnigmäßig geringe Einlagen an und gewähren Zinfen ſelbſt für ganz kurze 
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Zeit. Sie find aud) die Einzigen, welche Berfonalerebit gewähren, d. 5. Darlehen ohne Unter 
pfand, lediglich gegen Bürgſchaft geben. Der ausgevehnte und verfländige Gebrauch, welchen 
die Schotten von ihren Bankanftalten zu machen wiffen, bietet diefen immer Gelegenheit zu nügs 
licher Befhäftigung der Ihnen anvertrauten Maffe von Gapital. 

A) Alle größern Banken geben Noten aus (f. oben Abſchn. IT). 

5) Um ſchließlich Das nicht zu vergeffen, was dem Deutfchen an folden Dingen pas Werths 
vollſte zu fein pflegt, mag eine Definition der Banken Hier ihre Stelle finden: Bank ift eine Au⸗ 
ſtalt, welche für einen ober mehre Zweige vet wirthſchaftlichen Thätigkeit oder für den Staat die 
Hilfsmittel des Credits anwendet und möglichft ausdehnt. Eine andere Kaflung von M’Eullod 
lautet: Banken find Anflalten, deren Zweck es ift, große Summen Geld und edle Metalle ſicher 
aufzubewahren, den Umfap bei großen Befchäften mit Leichtigkeit zu bewerlſtelligen und zumeis 
len er Vorſchüſſe und In Umlauf gebrachte Gelder dem Handelsverlehr Grieicterung zu 
gewähren. 

IV. Banken in Deutiland, A. Die Preußiſche Bank. Nach dem Hubertusburger 
Frieden wendete König Friedrich 11. feine Thätigfeit ven Mitteln zu, dem erſchoͤpften Lande 
aufzubelfen, Production und Verkehr zu beleben. Der Induſtrie ſollten nad) damaliger Übung 
Unterftügungen und Ginfuhrverbote WVorſchub leiften, Handelsgeſellſchaften mit Monopolen 
und Privilegien ausgeftattet werden, dad Münzweſen wurde 4764 verheflert und eine Bank 
follte dem Verkehre vie nämlichen Vortheile bringen, welche er in Hamburg, Holland und Eng⸗ 
land daraus zog. Schon früher, ſogleich nad der Thronbefleigung und in der erſten Periode 
feiner Regierung waren dem Könige ſechs bis fieben Vorfchläge für Errichtung einer Bank eins 
gereicht worden, die beiden legten von dem Geh. Finanzrath Graumann, bekannt duch den 
leichten Münzfuß von 1750. Am 25. Sept. 1753 hatte der König eine, Allergnädigſte Detroy 
für die in Berlin zu errichtende Giro⸗ und Wedjfel:Banque” erlaflen, bie aber nicht ind Reben trat; 
auch ein zweiter Plan von Graumann für eine Specied-, Gourant= und Lehnbank kam nit 
zur Ausführung. Graumann wollte hauptſächlich feinem ſchlechten Courantgeld einen beflern 
Gurd verfchaffen, als es In Hamburg hatte, wo man nicht mehr Dafür gab als es werth war; ber 
Zweck follte durch ein Bankgeld erreicht werben, in welchem die bebeutenvern Zahlungen zu bes 
Dingen wären. Und doc war fein Banfgelb nur ein anderer Name für Gourant. 

Auf diefe Vorſchläge kam der König nicht mehr zurüd, nachdem er in bem Livorneſen 
v. Calzabigi einen Mann kennen gelernt und als Geh. Finanzrath in feine Dienfle gezogen 
hatte, welcher ihm einen viel großartigern Plan vorlegte, der feinen genialen Anfhauungen 
beſſer zufagte. Calzabigi hatte mit Gafanova in Frankreich ein Genuefer Lotto eingerichtet und 
führte eine folge Anftalt au in Preußen ein. Er kannte die Finanzkünſte ver verſchuldeten 
Höfe und bezeichnete ihren Zweck dahin: alles vorhandene Bold und Silber zu behalten und 
alle Zahlungen in Papier zu entrichten. Sein Plan ging auf Gründung einer Geſellſchaft 
für Bank-, Aſſecuranz- und Handelsgefhärte, alfo ein Vorbild der modernſten Gres 
bitanftalten mit Notenemifflen. Das Grundecapital follte aus 25 Mil. Thlr. Gold in 100,000 
Actien zu 250 Thlen. beftchen. Die Bank follte Noten ausgeben, die Abtheilungen für Affe: 
curanzen und Handel follten die Noten in Umlauf bringen , Monopole und Privilegien wũrden 
ihren Geſchãften einen glänzenden Erfolg figern und die Ausſichten auf großen Gewinn frem⸗ 
des Capital in Maffe herbeiziehen. Im October 1764 wurbe eine Gommifjion zur Prüfung 
des Planes nievergefegt und gleichzeitig mit Eröffnung ver Gubferiptionen für bie Actien be⸗ 
gonnen. Allein die Zeichnungen fanden nur geringe Theilnahme. In den erfien 14 Tagen 
betheiligten fi 38 Berfonen, meift aus der Umgebung des Königs, mit 2072 Actien; im No⸗ 
vember wurden noch 1464, im December nur 577 Uctien zuſammengebracht; fonad war zu 
Ende des Jahres 1764 nod nit eine Million gezeichnet. Und doch hatte man es an Bemühun- 
gen nicht fehlen laſſen. Am 13. Nov. 1764 war ein „Avis instructif”, eine Belehrung über Die 
Einrihtung ver Geſellſchaft, erſchienen, um die Vortheile, welche ven Theilhabern wintten, in 
ein glänzendes Licht zu ſtellen. Es wurde ihr ein unwiderrufliches Octroi auf 30 Jahre zuge⸗ 
fihert. Das Girogeſchäft war audgefchloffen ; es wurde, beiläufig gelagt, für antimonarchiſch 
gehalten, weil e8 die Einnahmen aus dem Münzregal (und ven Umlauf der Noten!) ſchmälere, 
da es den Gebrauch des Geldes entbehrlich macht. Aber dafür durfte die Geſellſchaft Noten 
ausgeben, und das ausſchließliche Privilegium einer Discontofafle ward ihr verheißen. Sie 
mochte ſich die vortheilhafteften Handelszweige auswählen, Darunter namentlich auch ben Slla- 
venhandel; das Privilegium bes aſtatiſchen und levantiſchen Hanveld (wofür vor dem Kriege 
ſchon Geſellſchaften beftanden Hatten), der Säiffehrt mit Amerika und Afrika wurben ihr ges 
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deten, fowie befondere Vortheile im ruſſiſchen und polniſchen und im Handel mit ſchleſiſcher 
2einwand; aud ber ausſchließliche Handel mit Nugholz aus den königlichen und Känmereis 
forften ward ihr überlaflen. Sie durfte Pfand- und Leihhäufer errichten; ihr allein wurden 
Land = und Seeaflecurangen geftattet; fie befam die Münze, den Kandel mit Gold und Silber; 
and nad) allem Diefem wurde — Weiteres noch vorbehalten. Um die rührigfte Claſſe der Ge: 
ſchãftsleute Herbeizuziehen, wurde ausdrücklich gefagt: „Sowol deutſche als portugieitfhe Ju⸗ 
ben werben gleiche Vortheile dabei zu genießen haben.“ Schließlich wurde die Ausſicht auf 
hohe Dividenden noch beſonders hervorgehoben. Dieſe Belehrung brachte eine unerwartete 
Wirkung hervor. Die Kaufleute erſchraken vor ber übermächtigen Concurrenz, welche ihnen 
die beften Geſchäfte wegzunehmen drohte; namentlih war dies in Schleſien wegen des Lein⸗ 
wandhandels ber Ball, ſodaß dort nur 157 Actien und biefe nur unter ber Bebingung gezeichnet 
wurben, daß der Leinwanphandel frei bleiben follte. Man ſah fih daher veranlaft, am 
17. Sept. befannt zu machen, daß die Kaufleute in ihren Geſchäften durch die Geſellſchaft nicht 
genirt werben follten und daß die Verwaltung aus berliner Bankiers und Handelsleuten befte= 
ben werde. Zugleich wurde im Hinblid auf den Stand der Zeichnungen eröffnet, daß vie 
Geſellſchaft ihre Operationen beginnen werbe, ſobald 2 Mill. gezeichnet feien. Inzwiſchen Hatte 
Calzabigi noch andere Mittel, er hatte Bitten und Drohungen angewendet, um Actien unter 
zubringen. Sogar Danien wurden bedroht, beſonders aber die Juden geängfligt. Ephraim 
und Itig konnten nicht umhin, ſich der Geſellſchaft anzuſchließen, nachdem ihnen ihre Abneis 
gung ald Undank für die empfangene Wohlthat der Muͤnzpacht vorgeworfen worden war. Wie 
auf der einen Seite die Croͤffnung der Subfeription ald Pulsfühler bei dem Publicum viel Mis- 
trauen und wenig Gelb herausgeſtellt hatte — der Krieg hatte manches Capital zerſtoͤrt —, fo ergab 
fi unter den mit der Prüfung des Planes betrauten Männern kein Vertrauen auf Calzabigi's 
Entwürfe. Die erfien Monate hatte fi) vie Commiſſion mit dem Sammeln von Material und 
dem Einziehen von Erkundigungen beſchäftigt. Als ihr im Januar 1765 der Blan zur Errich⸗ 
tung der Geſellſchaft vorgelegt worden war, berief fie Deputationen ber Kaufmannſchaften, und 
erklärte fi mit viefen einftimmig gegen die Vereinigung fo mannichfaltiger und umfafjender 
Unternehmungen in einer und berfelben Anftalt. So lieb dem Könige der Gedanke geworben 
fein mochte, alle feine Zwecke für die Hebung ber Volkswohlfahrt durch ein einziges mächtiges 

zu fördern, fo fehe er beklagen mochte, daß der beſchräͤnkte Verſtand feiner Unter⸗ 
thanen bie geiftreichen Ipeen des Auisländers nicht zu fahlen vermochte: er verzichtete auf bie 
Ausführung, da bie Mittel weder tm Lande gu finden noch von außen hereinzuziehen waren. Der 
nũchterne Sinn, wol auch die Armuth an Capital unter dem ſchwer geprüften Volke reiteten 
ven König und das Land vor den ſchlimmſten Erfahrungen, und diejenigen, welche dem Könige 
noch zu machen vergännt waren, mußte er theuer genug bezahlen. 

Für die dem Bankwefen fremden Zwecke wurden nun befondere Anftalten und Geſellſchaften 
allmälig in den nächftfolgenden Jahren gegründet. Die Verfiherungsgefhäfte wurden fon 
Ende Januar einer Affecuranztammer übertragen, welde ein Drittel der für bie aufgegebene 
Geſellſchaft unterzeichneten Actien zugewieſen erhielt. Zur örberung des Handeld wurden 
mehre Geſellſchaften errichtet, darunter im October 1772 die Seehandlung. Galzabigi 
wurbe mit dem Titel Geh. Finanzrath, einer Befoldung von 6000 Thlrn. und Antheil am Ta⸗ 
backopacht für das Scheitern feines Plans getröftet, behielt aber immer noch das Ohr des Königs 
unb bie Hand in allen Dingen. 

Bei Ausarbeitung des Planes für die Bank wurde ver Kaufmann Wurmb von Hamburg 
iu Rathe gezogen, mit welhem Oberſtlieutenant Quintus Icilius darüber verkehrte. Das 
Edict und Reglement der königlichen Biro= und Lehne Banco zu Berlin“ trägt dad Datum 
des 47. Juni 1765. Der Unmuth des Königs über dad Scheitern der großartigern Entwürfe 
macht füh darin gegen die Kaufleute Luft, „welche einigen alten hergebrachten Gewohnheiten und 
Gebraͤuchen, fie mögen gegründet fein ober nicht, noch zu ſehr anhängen und ohne Unterſchied 
fich vor Allem fürchten, was nicht ſchlechterdings damit übereinftimmt, ober ihrer Denkungsart 
und Begriffen gemäß it”. Die neue Banf war nun reine Staatsanftalt, Gie ſollte auf Staats⸗ 
koſten eingerichtet und verwaltet, mit einem Kapital von 8 Mill. Thlrn. aud dem Schage aus⸗ 
geſtattet und unter die Garantie des Staats geftellt werden. Der König hoffte, durch dieſes 
Mitgel den Geldumlauf zu erleichtern, ven Fleiß aufzumuntern „und endlich dadurch ven über: 
mäßigen und unechörten Wucher zu verhindern , welcher bisher, ver fharfen Geſetze ungeachtet, 
Rh in aller Art von Handel eingefhlihen und ſowol Unfern Adel als übrige Unterthanen, 
welche baares Gel benöthigt gewefen, in einem graufamen und unerträglihen Joche gehalten 
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und auf dad empfindlichſte gedrückt und erſchoͤpft Hat“. An die Spitze des ganzen Bankweſens 
trat als Präſident der Wirklihe Geh. Etats- und dirigirende Minifter, Reihögraf v. Reuß; 
zum erften Director wurde der Kaufmann Janffen ernannt. Schon einen Monat nad; der Ver- 
fünbung des Ediets wurde Die Bank eröffnet, allein flatt des Capitals von 8 Mi. erhielt fie 
nur einen Vorſchuß von 400,000 Thlrn., und davon gingen noch die anfehnlichen Geſchenke 
an die Verfaffer des Entwurfs ab. Quintus Jcilius erhielt 10,000, die Kaufleute Eoflel und 
Wurmb in Hamburg erhielten 50,000 Bankthaler, deren vier auf einen Friedrichdor gingen. 
Died war bad neue Bankpfund, wie es fhon Graumann projectirt hatte, jegt zum erften mal in 
Bancothalern ausgeprägt, was fpäter nicht mehr geſchah. Die Anftalt hatte nach Berichtigung 
dieſer Geſchenke mit 60,000 Bankpfunven ober 78,750 Thlrn. von ihrem Vorſchuſſe noch 
321,250 Thle. zum Beginn ihrer Geſchäfte übrig. Der Staatskaffe , melde die Mittel hergab, 
follte natürlich aud der Gewinn aus dem Befchäfte zufließen, und die Erwartungen davon waren 
nicht gering. Aber auch die beſcheidenſten würben zu hoch geweſen fein. Der erfte Director, 
SIanflen, eine Greatur von Wurmb und Galzabigi, leitete die Bank im Interefle der Tabads- 
pächter. Dieje und die Directoren felbft, deren außer Janſſen noch drei (für das Disconto⸗, 
Raffen = und Leihcontor) vorhanden waren, erhielten baare Vorſchüſſe; verſchiedene vornehme 
‚Herren, deñen man nichts abfchlagen burfte, weil man ihre Gunft braudte, bekamen Darlehen 
auf Liegenfhaften; der Handel dagegen befam fo gut wie nichts, ja er fonnte nicht einmal feine 
Giroeinlagen auf Verlangen zurüdziehen. Übrigens drängten fi) die Kaufleute keineswegs zu 
der Anftalt. Sie trauten den Perfönlickeiten nicht, denen fie in bie Hände gegeben war, fie 
trugen Bedenken, Wechſel an die Bank zu bringen, und ber Wechſelhandel zog fi aus den 
Städten Berlin und Breslau (auch dort mar die Anftalt eingefegt) immer mehr hinweg. Die 
Bank übte flatt einer anziehenden eine abſtoßende Kraft, und bald erkannte ver König, daß es 
fo nicht fortgeben koͤnne. Der Abſchluß zeigte einen Verluſt von 25,631 Thlen., und es war 
vorauszuſehen, daß er ſich durch unbeibringliche Foderungen noch erhöhen werde. Auch diefe 
Grfahrung veranlaßte ven König nicht, die Sache ganz aufzugeben; er wollte nur die Anftalt 
teorganifiren. Nun trat Galzabigi wieder mit einem Plane hervor; er hatte ja vorausgeſagt, 
daß eine Girobank für Preußen nicht paffe und daß nur durch das Auögeben von Noten gute 
Geſchäfte zu machen fein. Daß man feinem Mathe nicht gefolgt, erkläre den Miserfolg ber 
Anftalt, die nichts mehr zu thun hatte, als ihren unbefchäftigten Beamten die Befoldungen aus= 
zuzahlen. Galzabigt alfo wollte eine Zettelbank, und der König war früher ſchon dafür einge= 
nommen; allein er dachte nur an eine ſchwache Emiſſion von etwa 50,000 Thlrn. Der Plan 
murbe von dem Minifler v. Hagen zuerſt mit dem Geh. Finanzrath Nofe und dem redlichen 
Bankdirector Koes berathen, dann mit dem Minifter v. Blumenthal und dem Großkanzler 
v. Iariged. Diefe erftatteten dem Könige einen Bericht, worin fle unverhohlen und in ſtarken 
Worten Üiber ven Plan des Ealzabigi nit allein, fondern über das ganze Syſtem des Königs, 
durch fünftliche Mittel den Wohlſtand zu heben, ein entſchiedenes Verdammungsurtheil ſprachen. 
Die Minifter erſcheinen Hier als die unerfchrodenen, echten Organe der wahren ifentlihen 
Meinung, indem fie gegen Geſellſchaften, die durd; Privilegien, Monopole und Staatögelver 
unterflügt würden, forte gegen Anftalten nad} ven Projecten eines Galzabigi, der e8 auf bie 
Beraubung des Landes abgefehen habe, in die Schranken traten. Der König , welcher fih mehr 
auf der Höhe der Ideen gehalten, als in die Tiefe des Treibens eines Janſſen und feiner Gönner 
geblict zu haben ſcheint, war durch bie derbe Freimüthigkeit des Berichts aufs äuferfte empört. 
Der Berfafler, Geheimrath Urfinus, wurde caffirt und nad) Spandau gefehlt; Die Minifter 
wurden ber Ignoranz befhulbigt und ausgezankt; allein der Plan Calzabigi's wurde befeitigt 
und der Vorſchlag Jener dem „revidirten und erweiterten Edict und Reglement der koͤniglichen 
Giro⸗ und Lehnbanken zu Berlin und Breslau“ vom 29. Oct. 1766 zu Grunde gelegt. Da 
dieſes Cdict, obwol durch die wechfelnden Verhältniſſe in der Ausführung vielfah moificirt, 
doch im Wefentlichen das Grundgeſetz der Preußiſchen Bank bis auf die neuere Zeit geblieben ift, 
fo wird ein kurzer Überblid feiner wichtigern Beftimmungen bier am Plage fein. 

Die Bank rechnet in Bankpfunden, deren A einen Friedrichdor (35 auf die Mark zu 
21 Karat 9 Gran ausgemüngt) ausmachen. In dem nämlidien Gelbe follen alle Kaufleute in 
Berlin und Breslau ihre Bücher führen, follen alle Wechſel über 100 Thlr. an beiden Orten 
auf Fremde ausgeftellt oder von auswaͤrts auf beide Orte gezogen werben, alle Käufe und Ver⸗ 
käufe unter Handelsleuten, die nicht Liegenſchaften und Privatcapitalten betreffen , abgefehloffen 
werben. Die Bank wird zur Bequemlichkeit des Handels und zur Erleichterung der Zahlungen 
zwiſchen entfernten Orten „in einer gewiffen und Unfern Ländern ganz unſchädlichen Proporz 
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tn” Banknoten ausgeben in Stüden von 10, 20, 50, 100, 500 und 1000 Bankpfunven. 
Pie Noten werben bei allen Königlichen Kaflen angenommen. 

Bei dem Biroverkehr können vie Einlagen in baarem Gelde gegen Abzug von I, Proc. 
jurälgezogen werben; wer aber auf feiner Mechnung eine Summe von der Rechnung eines 
Andern zugefchrieben erhält, kann den Betrag nicht baar aus der Bank entnehmen. One 
Bonwiffen des Bankdirecioriums darf Keiner dem Anbern durch Übertrag von feiner Rechnung 
Gelb leihen. Für die Eröffnung einer Rechnung wird 1 Friedrichdor, für jedes Blatt derſel⸗ 
ben noch 1 Pi. Bo. bezahlt. Wer mehr abfhreiben laſſen will, als fein Guthaben beträgt, 
zahlt eine Geldbuße von 1 Pfd. Bco., und wenn der Überfhuß 50 Pfo. überfleigt, außerdem 
noch 3 Proc. des ganzen Mehrbetrags über fein Guthaben. Wer einen Andern bevollmädptigen 
läßt, ſtatt feiner auf der Bank zu erſcheinen, hat für vie Vollmacht 1 Friedrichdor und. für die 
jüpelihe Erneuerung !/, Friedrichdor zu bezahlen. Diefen Beflimmungen und Gebührenfägen 
hatten augenscheinlich Amftervam und Hamburg als Mufter gedient. 

Das Discontocontor discontirt Wechſel, melde nidt über zwei Monate laufen 
und drei Unterfchriften haben. Kür nicht acceptirte Wechfel wird Kaution verlangt. Der Zins⸗ 
(up beträgt I, Proc. pr. Monat. 

Die Lombard= (Leih-) Kafle gibt Darlehen auf zwei Monate zu Y, Proc. per Monat, 
aber nit unter 400 Pfo. auf Bold und Silber in Barren, Stangen, auf Gold: und Silber: 
geiälrre, auch auf fremdes gemünztes Gold und Silber nach beflimmten Sägen. Die Darlehen 
werben in Banknoten gegeben , die Verfallzeit wird nicht verlängert. 

Ein befonderer Artikel (40) verbietet bei ſchweren Strafen die Ausfuhr von Gold und Sil- 
ber. Reifende Kaufleute und andere bürgerliche Berfonen dürfen nur bis 250*THlx. Gold, 
Koelige und Militär bis 400 Thlr. mit ind Ausland nehmen. Diefes Verbot fand fonft in 
den Rünzedicten feine Stelle. 

Dem Bankoirectorium wurde ein fönigliher Gommiffar beigegeben, zuerft der Minifter 
2. Hagen , welcher fpäter als Chef pas erſte Mitgliev der Hauptbankdirection wurde. 

Mit dem Jahre 1767 wurbe die neue Bank eröffnet, und fie hätte einen günftigen Fort⸗ 
gang nehmen können, wenn der König fie nit in Verbindung mit einem feiner Hanbeld- 
geihäfte gebracht Hätte, zu denen er noch immer geneigt war: dieſes war das fogenannte Cle—⸗ 
nent ſche Kontor. Der holländifhe Kaufmann Clement war Anfang 1765 nah Berlin 
berufen worden, um ben levantiſchen Handel anfänglich; für die projectirte große Befellfhaftd= 
baut und, da dieſe nicht zu Stande fam, für eine Handelscompagnie in Bang zu bringen. Er 
wurde auderjehen, um in Berlin ald Hofbankier ein Bankhaus auf koͤnigliche Rechnung zu er= 
richten und Die Eöniglichen Sommanbiten für den überfeeifhen Handel in Hamburg und Amfter- 
dam zu leiten. Sein berliner Geſchäft war beſtimmt, der Tabadöverwaltung ben ausländiſchen 
Tabak, der Münze Gold und Silber zu liefern, die Noten und das Girogeld der Bent im 
Umlaufe und auf Bart zu Halten, ven auswärtigen Wechſelhandel zu übernehmen und 
Silber in der Form von fogenannten levantifchen ober Kaiferthalern, die in Magbeburg ges 
praͤgt wurben ‚ nad} der Levante zu führen, damit es in Preußen feltener werde und im Curſe 
feige. Die Bank mußte Clement zum Betriebe dieſer Geſchäfte 400,000 Thlr. gegen 3 Pro. 
Zinfen vorfchießen, ihm außerdem offenen Grebit geben, den ex auch bei der Tabacksverwaltung 
hatte; die Münze mußte bie Friedrichdor, welde fie aus dem von Clement gelieferten Gold 
Yägte, am die Bank abliefern, welche davon neun Zehntel an dad Clement'ſche Contor abgab 
und ein Zehntel mit Noten bezahlte. Endlich Hatte Clement die Befugniß, an den Gonferenzen 
ver Banfoirectoren theilzunehmen. Diefe Verbindung brachte ver Bank beveutenden Schaden. 
Ihre Betriebsmittel waren ſchwach, ebenfo ihre Geſchäfte, ihre Einnahmen wurden durch die 
Verwaltungskoſten erfihöpft. Das Miötrauen gegen Glement wurbe auf die Anftalt übertragen, 
& wurden keine Wechfel bei ihr discontirt, ihr Girobeſtand war nad fünf Monaten noch nicht 
30,000 Thlr., die Roten ftanden unter Part und ftrömten unmittelbar nad) der Ausgabe in die 
Einiglihen Kaſſen und aus viefen zur Einlöfung an die Bank. "Clement verlor Im Goldhandel 
und bei feinen vergeblihen Bemühungen, dad Birugeld der Bank umzufegen und ihre Noten im 
Seichwerthe mit Münze zu erhalten; er onnte im Wechſelhandel nicht gewinnen, weil Niemand 
ftine Bermittelung in Auſpruch nehmen wollte. Beim Abfluß auf 1. Juni 1767 zeigte vie 
Bent als Refultet ihres fünfmonatlichen Betriebs einen Verluft von 159,618 Tl. Der 
Anig mußte fi) abermals überzeugen, daß die Anftalt.in Verbindung mit feinen Handels- 
Werulatioren nicht gedeihen Mnne. Ex gab daher feine Gommanbiten in Hamburg und Amſter⸗ 
bazı auf und loſte das Berhältniß ver Bank zu dem Clement'ſchen Gontor. Er übernahm an 
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und auf dad empfindlichſte gedrückt und erfhäpft hat”. An die Spige des ganzen Banfınefend 
trat ald Präſident der Wirklihe Geh. Etats- und dirigirende Minifter, Reihögraf v. Reuß; 
zum erften Director wurde der Kaufmann Janffen ernannt. Schon einen Monat nach der Ver- 
kündung des Ediets wurde die Bank eröffnet, allein flatt des Capitals von 8 Mill. erhielt fie 
nur einen Borfhuß von 400,000 Thlrn., und davon gingen noch die anfehnlihen Geſchenke 
an die Verfaffer des Entwurfs ab. Quintus Jeilius erhielt 10,000, die Kaufleute Coſſel und 
Wurmb in Hamburg erhielten 50,000 Bankthaler, deren vier auf einen Friedrichdor gingen. 
Dies war das neue Bankpfund, wie es fhon Graumann projectirt hatte, jegt zum erften mal in 
Bancothalern ausgeprägt, was fpäter nicht mehr gefhah. Die Anftalt Hatte nach Berichtigung 
dieſer Geſchenke mit 60,000 Bankpfunden over 78,750 Thlrn. von ihrem Vorſchuſſe noch 
321,250 Thlr. zum Beginn ihrer Gefcäfte übrig. Der Staatskaſſe, welche die Mittel hergab, 
ſollte natürlich auch der Gewinn aus dem Gefchäfte zufließen, und die Erwartungen davon waren 
nit gering. Aber auch die beſcheidenſten würden zu hoch geweſen fein. Der erfte Director, 
Janſſen, eine Greatur von Wurmb und Calzabigi, leitete die Bank im Intereffe ver Tabads- 
pãchter. Diefe und die Directoren felbft, deren außer Janffen noch drei (für dad Disconto-, 
Raffen = und Leihcontor) vorhanden waren, erhielten baare Vorſchüſſe; verſchiedene vornehme 
‚Herren, been man nichts abſchlagen durfte, meil man ihre Gunft brauchte, bekamen Darlehen 
auf Liegenf&aften ; der Kandel dagegen bekam fo gut wie nichts, ja er konnte nicht einmal feine 
Giroeinlagen auf Verlangen zurüdziehen. Ubrigend drängten fid vie Kaufleute keineswegs zu 
der Anftalt. Sie trauten den Perfönlichkeiten nicht, denen fie in bie Hände gegeben mar, fie 
trugen Bedenken, Wechſel an die Bank zu bringen, und der Wechſelhandel z0g fih aus ven 
Städten Berlin und Bredlau (auch dort mar die Anftalt eingefegt) immer mehr hinweg. Die 
Bank übte flatt einer anziehennen eine abſtoßende Kraft, und bald erfannte ver König, daß es 
fo nit fortgehen könne. Der Abſchluß zeigte einen Verluſt von 25,651 Thlen., und es war 
vorauszuſehen, daß er ſich durch unbeibringliche Foderungen nod erhöhen werbe. Auch dieſe 
Erfahrung veranlaßte den Koͤnig nicht, die Sache ganz aufzugeben; er wollte nur die Anſtalt 
reorganiſiren. Nun trat Calzabigi wieder mit einem Plane hervor; er hatte ja vorausgeſagt, 
daß eine Girobank für Preußen nicht pafje und daf nur durch dad Ausgeben von Noten gute 
Geſchäfte zu machen fein. Daß man feinem Rathe nicht gefolgt, erkläre den Miserfolg der 
Anftalt, vie nichts mehr zu thun hatte, als ihren unbefchäftigten Beamten die Befolbungen ans= 
zuzahlen. Galzabigi alfo wollte eine Zettelbant, und ver König war früher ſchon dafür einge= 
nommen; allein er dachte nur an eine ſchwache Emiſſion von etwa 50,000 Thlrn. Der Plan 
wurde von dem Minifter v. Hagen zuerft mit dem Geh. Finanzrath Roſe und dem reblihen 
Bankdirector Koes berathen, dann mit dem Minifter v. Blumenthal und dem Groffanzler 
v. Jariges. Diefe erflatteten dem Könige einen Bericht, worin fie unverhohlen und in ſtarken 
Worten über den Plan des Galzabigi nicht allein, fondern über das ganze Syſtem bed Königs, 
durch künftliche Mittel ven Wohlſtand zu Heben, ein entſchiedenes Verdammungsurtheil ſprachen. 
Die Minifter erfheinen Hier als die unerfchrodenen, echten Organe ver wahren ffentlihen 
Meinung, indem fie gegen Gefellfchaften, die durch Privilegien, Monopole und Staatsgelder 
unterflügt würden, ſowie gegen Anftalten nad) ven Projecten eines Galzabigi, ver e8 auf die 
Beraubung des Landes abgefehen habe, in die Schranken traten. Der König , welcher fi mehr 
auf der Höhe der Ideen gehalten, als in die Tiefe des Treibens eines Janffen und feiner Gönner 
geblickt zu haben fheint, war durch die derbe Freimüthigkeit des Berichts aufs äußerſte empoͤrt. 
Der Verfafler, Geheimrath Urfinus, wurde caffirt und nah Spandau gefätdt; die Minifter 
wurden ver Ignoranz befchulbigt unb ausgezankt; allein der Plan Calzabigi's wurde beſeitigt 
und der Vorſchlag Jener dem „revidirten und erweiterten Edict und Reglement der königlichen 
Giro = und Lehnbanken zu Berlin und Breslau‘ vom 29. Oct. 1766 zu Grunde gelegt. Da 
dieſes Cdict, obwol durch die wechſelnden Verhältniſſe in der Ausführung vielfah monificitt, 
doch im Wefentlihen das Grundgeſetz der Preußiſchen Bank bis auf bie neuere Zeit geblieben iſt, 
fo wird ein kurzer Überblid feiner wichtigern Beftimmungen bier am Plage fein. 

Die Bank rechnet in Bankpfunden, deren 4 einen Friedrichdor (55 auf die Mark zu 
21 Rarat I Gran ausgemünzt) ausmachen. In dem nämlidien Gelde follen alle Kauflente in 
Berlin und Breslau ihre Bücher führen, follen alle Wechſel über 100 Thlr. an beiden Orten 
auf Fremde audgeftellt oder von auswärts auf beide Orte gezogen werben, alle Käufe und Ver⸗ 
Taufe unter Handelsleuten, die nicht Liegenſchaften und Privatcapitalien betreffen , abgefchloffen 
werden. Die Bank wird zur Bequemlichkeit des Handels und zur Erleichterung der Zahlungen 
zwiſchen entfernten Orten „in einer gewiffen und Unfern Ländern ganz unſchädlichen Propor⸗ 
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ten’ Banfaoten ausgeben in Stüden von 10, 20, 50, 100, 500 und 1000 Bankpfunden. 
Die Noten werben bei allen königlichen Kaflen angenonmmen. 

Bei dem Biroverkehr können die Einlagen in baarem Gelde gegen Abzug von 4, Proc. 
padgezogen werben; wer aber auf feiner Rechnung eine Summe von der Rechnung eines 
Andern zugeſchrieben erhält, kann den Betrag nicht baar aus der Bank entnehmen. Ohne 
Bonviflen ded Bankoirectoriums darf Keiner dem Andern dur Übertrag von feiner Rechnung 
Ge leihen. Für vie Eröffnung einer Rechnung wird 4 Friedrichdor, für jedes Blatt derſel⸗ 
ben noch 1 Pie. Bro. bezahlt. Wer mehr abfreiben laſſen will, als fein Guthaben beträgt, 
jhlt eine Geldbuße von 1 Pro. Beo., und wenn ber überſchuß 50 Pfo. überfleigt, außerdem 
noch 3 Proc. des ganzen Mehrbetrags über fein Guthaben. Wer einen Andern bevollmähtigen 
läßt, Ratt feiner auf ver Bank zu erſcheinen, Hat für die Vollmacht 1 Friedrichdor und für die 
jahtliche Erneuerung /, Friedrichdor zu bezahlen. Diefen Beftimmungen und Gebührenfägen 
hatten augenſcheinlich Amfterdam und Hamburg als Mufter gevient. 

Das Discontocontor discontirt Wechſel, weiche nicht über zwei Monate laufen 
tab drei Unterfchriften Haben. Für nicht acceptirte Wechfel wird Caution verlangt. Der Zins: 
fu beträgt U, Proc. pr. Monat. 

Die Lombard- (Leih-) Kafle gibt Darlehen auf zwei Monate zu Y, Proc. per Monat, 
aber nit unter 400 Pfo. auf Gold und Silber in Barren, Stangen, auf Golb- und Silber: 
geißirte, auch auf fremdes gemünztes Gold und Silber nad) beſtimmten Sägen. Die Darlehen 
werden in Banknoten gegeben , die Berfallzeit wird nicht verlängert. 

Ein befonderer Artikel (40) verbietet bei ſchweren Strafen die Ausfuhr von Gold und Sil⸗ 
ber. Reifende Kaufleute und andere bürgerliche Perfonen dürfen nur bis 250*hlr. Gold, 
Delige und Militärs bis 400 hl. mit ind Ausland nehmen. Diefed Verbot fand fonft in 
den Münzedicten feine Stelle. 

Dem Banfdirectorium wurbe ein Eönigliger Commiſſar beigegeben, zuerſt der Minifter 
v. Hagen, welcher ſpäter als Chef das erfte Mitglied ver Hauptbankdirection wurbe. 

Mit dem Jahre 1767 wurde die neue Bank eröffnet, und fie hätte einen günftigen Fort⸗ 
gang nehmen können, wenn der König fle nicht in Verbindung mit einem feiner Handels⸗ 
geihäfte gebracht hätte, zu Denen er noch immer geneigt war: dieſes mar dad fogenannte Cle⸗ 
nent ſche Gontor. Der holländiſche Kaufmann Clement mar Anfang 1765 nad Berlin 
berufen worden, um ben levantifchen Handel anfänglich für die projectirte große Geſellſchafts⸗ 
bauf und, da diefe nicht zu Stande fam, für eine Ganbeldcompagnie in Gang zu bringen. Er 
wurde außerfehen, um in Berlin als Hofbanlier ein Bankhaus auf königliche Rechnung zu er= 
richten und die Eöniglihen Gommanbiten für den überfeeifhen Handel in Hamburg und Amfter= 
dam zu leiten. Sein berliner Geſchäft war beſtimmt, der Tabadöverwaltung den ausländifgen 
Tabak, ver Münze Gold und Silber zu liefern, die Noten und das Girogeld der Bent im 
Umlanfe und auf Bari zu halten, den auswärtigen Wechſelhandel zu übernehmen und 
Silber in der Form von fogenannten levantiſchen oder Kaiferthalern, die in Magbeburg ge= 
prägt wurden, nach der Levante zu führen, bamit es in Preußen feltener were und im Gurfe 
feige. Die Bant mußte Element zum Betriebe diefer Geſchäfte 400,000 Thlr. gegen 3 Proc. 
Zinfen vorfchießen, ihm außerdem offenen Grebit geben, den er auch bei der Tabadöverwaltung 
hatte; Die Münze mußte bie Friedrichdor, melde fie aus dem von Clement gelieferten Gold 
yrägte, an die Bank abliefern, melde davon neun Zehntel an dad Clement'ſche Eontor abgab 
und ein Zehntel mit Noten bezahlte. Endlich Hatte Clement die Befugniß, an den Gonferenzen 
der Bankdirectoren theilzunehmen. Diefe Verbindung brachte ver Bank beveutenden Schaden. 
Ihre Betriebömittel waren ſchwach, ebenfo ihre Geſchäfte, ihre Einnahmen wurden durch bie 
Verwaltungskoſten erſchoͤpft. Das Mistrauen gegen Glement wurde auf pie Anftalt übertragen, 
& waren keine Wechſel bei ihr discontitt, ihr Birobeftand war nad, fünf Monaten no nicht 
30,000 Thlr., die Roten Randen unter Pari und ftrömten unmittelbar nad} ber Ausgabe in die 
koͤniglichen Kaflen und auß viefen zur Einlöfung an die Bank. "Element verlor im Goldhandel 
und bei feinen vergeblichen Bemühungen, dad Girogeld der Bank umzufegen und ihre Noten im 

Gleichwerthe mit Münze zu erhalten; er konnte im Wechſelhandel nicht gewinnen, weil Niemand 
feine Bermittelung in Anfpruch nehmen wollte. Beim Abſchluß auf. 4. Juni 1767 zeigte vie 
Bank ald Refultat ihres fünfmonatlichen Betriebs einen Verluft von 159,618 Ihlm. Der 
Kbnig mußte ſich abermals überzeugen, daß die Anflalt in Verbindung mit feinen Gandeld: 
ſpeculationen nicht gedeihen könne. Er gab daher feine Gommanbiten in Hamburg und Amſter⸗ 
dam auf und loͤſte das Verhältniß der Bank zu dem Clement'ſchen Gontor. Gr übernahm an 
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dem Verlufte die Summe von 133,478 Ahlen. und überwies ver Bank die Bonds der aufgeges 
benen Handelögefhäfte. Die Auselnanverjegungen dauerten bis gegen Ende 41767. 

Mit vem Jahre 1768 begann für Die Preupifche Bank eine beflere Zeit. Sie konnte endlich 
ihre, eigenen Zwecke verfolgen, und bie Verwaltung des Minifters v. Hagen gewann alsbald 
das Vertrauen des Publicums, deſſen fih Calzabigi, Wurmb und Element niemals zu er- 
freuen hatten. Die Noten hielten ſich nit nur im Umlaufe, fondern wurben auch in Hamburg 
und Amſterdam gern genommen. Der Lombard⸗ (Leis) Verkehr und das Discontogeſchaͤft wur: 
den belebt un» brachten Gewinn. Das Girogefhäft Dagegen fand wenig Anklang und erloſch bald 
gänzlich. Obgleich vie Anſtalt wenig eigened Bermögen hatte — nichts als bie urſprüngliche Dos 
tatton von 1765 nebft dem Bonds der hamburger Commandite mit etwas aber 300,000 Thin. —, 
fo führte ihr doch die Garantie und dad Beiſpiel des Staats viele Betriebsmittel zu. Schon am 
18. Juli 1768 wurde die Hinterlegung ber gerichtlichen und vormundſchaftlichen Depofiten, am 
31. März 1769 vie Hinterlegung von Geldern der Stiftungen, der Kirche u. |. w. angeoronet. 
Dazu kamen verfügbare Staatögelver , namentlich eine Referve für Rriegäzweite, die fogenann= 
ten magbeburger Fourragegelder, die zwar währenn bes Bairifhen Erbfolgekriegs zuräd: 
gezogen, nad) dem Tefchener Frieden aber zum Theil (über 4 Mill.) wieder eingelegt wurben; 
endlich mehrten fi auch die Einlagen von Privaten. 

Im Februar 1774 ſtarb Minifter v. Hagen, welder durch feine Verwaltung der Bank ein 
rũhmliches Andenken hinterließ, und thm folgte Freiherr v. SchulenburgsKehnert bis zum 
Juni 1806. Nur in den vier Jahren von 1786— 90 war er wegen Krankheit ver Geſchäfte 
enthoben und vertrat Graf v. Schulenburg auf Blumberg feine Stelle. In diefer langen Pe— 
tiobe ift kein beſonderes Creigniß vorgekommen, das auf die Anftalt weſentlich eingewirkt Hätte. 
Allein es erfolgte eine allmälige Umgeftaltung in dem @efchäftöbetriebe, welche vem allgemeinen 
Gange der Regierung entſprach, nachdem ver Geift ded großen Königs aus ihr gewihen und 
die Formen ohne eine belebende Höhere Kraft nur noch mechaniſch fortfunctionirten. Mit dem 
ganzen Staate und auf den nämlihen Wegen gerieth die Bank, welche ohnehin keine Selbflän- 
digkeit Hatte, In eine bedenkliche Lage. Sie ftand unter dem Generaldirectorium wie jeder andere 
Zweig der Verwaltung, ihr Chef leitete zugleich Die Seehandlung und das geſammte Kaſſenweſen 
und man verlangte von ihr nur Zweierlei: daß fle ihre Mittel fo anlege, wie es ber Regierung 
für ihre Zwecke angemeſſen erſchien, und daß fle erkleckliche Gewinnſte in die Staatskaſſe liefere. 
Solchen Impulfen folgend, kam die Bank unvermerkt von ihrer eigentlichen Beſtimmung ab. 

Die Disconto = und Leihgeihäfte nahnien bald nit mehr die erſte Stelle ein. Das Aus- 
geben von Roten war bei dem ſtarken Zufluß baarer Mittel ſchon 1770 eingeftellt worden und 
wurde erft 179% wiederaufgenommen, als die Regierung einen Theil ihrer Einlagen für die 
Rüftungen zu dem Kriege gegen Frankreich zurückzog. Das Depofitengefhäft trat dagegen in 
ven Vordergrund. Die Bank hatte große Gapitale zu verzinſen, vie ihr theild geſetzlich, theils 
freiwillig vom Staate und von Privaten überwiefen wurben. Sie diente mithin hauptſäch- 
NA zur Anfammlung von Capital, fie verwaltete das Vermögen von Waiſen, von milben Stif⸗ 
tungen und andern Wohlthätigkeitsanftalten und Ihre Hauptſorge ward, dieſe Gapitale verzins⸗ 
lich anzulegen. Dafür wählte fie bald pas Ausleihen auf Hypotheken, wozu fie aud durch ie Re: 
gierung veranlaft wurde, melde in den angefallenen polnifhen Provinzen dem jerrütteten land: 
wirthſchaftlichen Gredit aufpelfen wollte. Die Gelder, melde durch die Bank und andere An: 
falten den Gutöbefigern in Shp= und Neuofipreußen geliehen wurden, bewirkten aud) in ver 
That, daß die Oüterpreife ort auf dad Drei = und Vierfache fliegen. Die Summen, welde 
die Ban in viefer Weiſe anlegte, beliefen ſich auf nahe an 10 Mill Thlr.; auch an koͤnigliche 
Inſtitute hatte fle bedeutende Darlehen gegeben. 

AS im Jahre 1804 Freiherr vom Stein bei ver Leitung ver Bank betheiligt wurde, er⸗ 
Eannte er fofort das Misliche der Lage, in welche fie allmälig gerathen war. Ihr eigenes Vre⸗ 
mögen beftand aus dem Treforconto, dem urſprünglichen Fonds von etwa 300,000 Thlr. und 
einem feit 1772 angefammelten Refervefonds von 700,184 Thlen. Alle übrigen Mittel waren 
fremdes Geld, welches mit kurzer, meiſtens nur adittägiger Kündigungsfrift zurückgefodert 
werben Eonnte. Und diefes Geld Hatte die Anftalt feft angelegt, fie war daher nicht im Stande 
bellebig darüber zu verfügen. Ste hatte fogar Staatögelver aus Löniglichen Kaſſen auf acht: 
tägige Kündigung, währen fie gleichzeitig an andere Stantsanftalten Darlehen auf längere 
Zeit gegeben hatte: ein Beweis, wie leblos und ohne organiſche Verbindung bie Formen und 
Zweige der Staatöverwaltung waren. Die Barantie des Staats konnte allerings bie Gläu⸗ 
biger der Bank beruhigen, folange ver Friede erhalten blieb, ober der Krieg außerhalb ver 
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Geenzen geführt wurde und Feine befondern Anftrengungen erfoderte. Allein die Regierung 
hätte nicht ruhig zufehen oder gar veranlaflen follen, daß die Anftalt eine Richtung nahm, die 
früher oder fpäter zu einer Krifis führen mußte, melde dem Staate große, wenn aud im güns 
fügen Falle nur vorübergehenve Opfer in Ausjicht flellte. Wie aber, wenn dieſe Krifis der 
Bank mit einer allgemeinen politifgen Krife zuſammentraf, wo die Regierung, weit entfernt, 
der Anftalt Helfen zu können, ſich genöthigt ſah, ihr die Mittel zu entziehen, welche aus Öffent- 
lichen Kaffen bei ihr angelegt waren? 

Stein fing damit an, das Ausleihen auf Hypotheken zu befchränfen. Er verbot namentlich, 
dan Juden Lenin Arge aus Marienwerber, dem Makler der meiften polnifhen Gutöbeliger, an 
deſſen Solinität zu zweifeln er hinreichenden rund hatte, fernerhin Darlehen zu geben. Allein 
biefe Weifung wurde von dem Director Struenfer nicht befolgt, ſodaß ihn Stein fpäter für ſolche 
Dperationen perfönlich verantwortlich machte. Als im Juli 1806 Stein zum ˖ interimiſtiſchen 
Chef Der Bank ernannt wurde, verbot er dad Ausleihen auf Hypotheken gänzlich und ſuchte zu: 
glei Die Geſchäfte ver Anftalt in tüchtigere Hände zu bringen. Er berief ven Criminalrath 
Stägemaun aus Königäberg und, als erften Hauptbankdirector und Director ver Seehandlung, 
den Director der Dänifchen Bank, Niebuhr, der aber erft im October anfam und ſosleich eine 
andere Beſtimmung erhielt. *) 

Am Schluſſe des Jahres 1805 —6 (50. Juni 1806) beſtanden Contore ver Bant zu 
Ansbach, Breslau, Kleve, Elbing, Emden, Frankfurt an der Ober, Hildesheim, Königs: 
berg, Magdeburg, Minden, Münfter und Stettin. Die Bank hatte feit 4774 über I Mill. 
Thlr. Gewinn an die Staatskaſſe abgeliefert, wovon ein namhafter Theil allerbings als Zinfen 
für Gtaatögelver anzufehen war. Ihr Stand war folgender: 


Baffiva. Ehre. ©. 


St. 

zn Bonds (Treforconte) . » 2 2 2 22. 328,560 16 6 
RR . 1325,000 6 — 

—— von Staatstaffen u. vergl. DW : .. 83891,028 12 — 
Depofiten aus dem regelmäßigen Verkehr (Bantobligationen) 29,438,989 11 — 


Mehrbetrag der emittirten ——— über den ——— 


beſand ©) 58870 — — 
Verſ hierene Shulen 381368 12 6 
71,080,417 10 — 
Activa. Kplr. ©. #. 
Offentliche zinstragende Bablere . © - 2 2 2 2 =. 663,762 20 6 
Darlehen an Staatskaffen und Inflitute . . 0... 6079918 14 — 
Darlehen an Erevitvereine und Gommunalverbänbe — 1403, 108 — — 
Darlehen auf Hypotheken und hypothekariſche Säulverfärei: 
bungen . 12,98 1A 2 — 
Wechſelverkehr und Darlehen auf Waaren, Metall und fin: 
lie Shulopapiere . . . .. . 10321,400 — 6 
Berfhiedene Koderungen . . » » I 22 nn nn 1A 3 — 
Beflände an Banfnoten . . . 2 2 2 nn na 61 — — 
Baarbefläne . » > 2 2 en nennen. 8976,017 21 — 


42.259181 9 — 


4) In feiner Lebensheichreibung, von ihm felbft entworfen (, Stein’s Leben‘, von Perg, Bd. VI 
S. 157— 158), fagt Freiherr vom Stein: „Die Bank hielt ich für ein verberbliches Inſtitut. Sie E 
bedeutende Geibfummen an fi}, deren Berwenbung Beamten anvertraut war; fie follte zwar — an 
Sraubfüde ausleihen, fondern nur auf Waaren, Bapiere u, f. w. biscontiren. Di 
Provinzialcontore zu Elbing liehen leichtfinnig auf Güter in Preußifch- Polen, woraus nachher —— * 
derbliche Transactionen mit Napoleon, fpäter mit Rußland entflanden. Die andern Contore begünſtig⸗ 
tem Hauptfächlich jübifche Bankiers, deren Lift, Beharrlichkeit, Sufammenkang und Mangel an Ehrs 
— nur Habſucht befriedigt wird, in jenem Staate verberblich ift und beſonders nad eilig auf 
melt wirkt.” Diefe inbräde einer Mi iowirthſchaft an * redlichen, ehrenhaften Tha⸗ 
m ee I tl be as Den m Den Pan Sn an 
5) Darunter die magbeburger Fourragegelder 4,303,833 Thlr. 3 ©. „ welche nicht verginft wurben. 
6) Die Banklaſſenſcheine wurben feit Tre ausgegeben, um dem Verkehre ein beliebteres Zahlunge- 
mittel als die ſchlechte Scheidemünge zu bieten. Die älfhungen der fogenannten Raffenbeutel verane 
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Bilan;. 
Shlr. Gr.  #. 
Atva . . . . 42,2591831 9 — 
Bafiva . . . . 41,080,417 10° — 


Überfguß 4,178,765 3 — 


Man ſieht aus dieſer Überfigt, daß die Gejhäfte der Ban fi vielfach anders geflaltet hat⸗ 
ten, als im Reglement vom October 1766 vorgefehen war. Gefchäfte, von denen das Edict 
ſchweigt, waren die hauptſächlichſten geworden: fo die Annahme von Depofiten und Überſchüfſen 
aus den Staatäfaffen, der Ankauf von Staatöpapieren, Darlehen an verſchiedene Anftalten, 
auf Hypotheken, Staatöpapiere, Wechſel und Waaren. Dagegen war der vorgeſchriebene 
Giroverkehr nicht mehr vorhanden. Die Banknoten waren fehr fparfam ausgegeben und wur= 
den nicht nad) Vorſchrift bei Disconto= und Leihgefhäften an Zahlung gegeben. Die Rechnung 
nad Banfgeld wurde niemals ftreng durchgeführt, felbft die Bank rechnete nach Courant und 
führte die Bankpfunde in einer beſondern Columne nebenher, Die Noten. waren gerade darum 
weniger angenehm, weil fie auf Bankpfunde lauteten. Für die Disconto- und Lombardgeſchäfte 
endlich war die Verfallzeit über zwei Monate verlängert und ber vorgefhriebene Zinsfuß nicht 
mehr als bindend erfannt worden. Die Überiicht läßt das Schickſal der Anftalt bei einer Krife 
voraugfehen, felbft wenn diefelbe eine minder ſchreckliche geweſen wäre als bie furdtbare Kata⸗ 
ſtrophe von: October 1806 und deren unmittelbare Folgen. 

Schon vorher waren dur) die Rüftungen und die dadurch erweckten Beforgnifle die Be: 
triebömittel der Bank geſchwächt worden. Der Staat und viele Private zogen ihre Einlagen 
zurück, dagegen firdmten die Noten, Kaſſen- und Treſorſcheine zur Einlöfung herbei. Die 
Treſorſcheine waren erft im Frühjahr 1806 für die Regierung ausgegeben worben, aber vie 
Ban follte jie einlöfen und war dafür nur ſchwach dotirt worden. Nach der Schlacht bei Jena 
wurde bie Banf in den Sturz des Staats hineingezogen, und es ift nad) der Axt, wie die Fran⸗ 
zofen in Preußen hauften, und nach ver fpätern Beraubung ver Hamburger Bank dur Marſchall 
Davouft fehr zu bezweifeln, daß es ihr beffer gegangen fein würbe, wenn fie eine Privatanftalt 
gewefen wäre. 

Als der Feind herannahte, verlieh Minifter vom Stein die Nefidenz und nahm die Borräthe 
fämmtlier Generalfaflen und der Bank mit fort. Aus der Bank gab er no vom Wagen 
herunter ver berliner Kaufmannfhaft ein Darlehn von 100,000 Thlrn.; allein der Magiftrar 
ließ das Geld auf das Stadthaus bringen, und dort nahmen es bie Franzoſen auf Abſchlag an 
der Eontribution, welche Berlin auferlegt wurde. Hier blieb der Bankbeamte Hundt zurück 
und forgte felbft mit Gefahr feines Lebens für das Intereffe ver Anftalt. Die Hauptbankdirection 
richtete fid) in Königäberg ein und blieb dort unter Stägemann's Leitung bis Ende 1809. Ihr 
erſtes Gefhäft war, die Kaflenbeftände ver Gontore foweit ald moͤglich einzuziehen, und es 
kamen davon gegen 6 Mill. Thlr. zufammen, obgleich in Magdeburg 2,300,000 Ihr. den 
Franzoſen in die Hände fielen und in Minden und Münfter die preußiſchen Generale Blücher 
und Lecocq die Gelber der Bank zu Kriegsbedürfniſſen verwendeten. Gleichzeitig beſchäftigte ſich 
bie Direction mit dem Ginziehen ihrer Activen und Verminderung der Pafliven. Allein ihre 
Bemühungen hatten nur geringen Erfolg, und diefer beſchränkte ſich auf den Erlös aus den 
discontirten Wechſeln; Bankobligationen wurden an Zahlungsftatt genommen und nach Kräften 
eingelöft, aber von den Hypothekenfoderungen war weder Kapital, noch Zind, nody Unterpfand 
zu erlangen. Alle Mittel jedoch, welche die Anftalt zufammenbringen Eonnte, wurden durch die 
dringendſten Ausgaben der Regierung aufgezehrt, ſodaß für die Befriedigung der Gläubiger 
bald gar nichts mehr übrighlieb. Sowol Minifter vom Stein als feine Nachfolger (er wurde am 
4. Ian. 1807 entlaffen) gaben Anmweifungen auf die Kafle der Bank, und als die Ruſſen kamen, 
waren bald nicht allein ihre Mittel gänzlich erſchoͤpft, fondern es war noch weit darüber hinaus 
auf fie angewiefen. 

Dom Juli 1807 (Friede von Tilſit) bis zum Jahre 1817 ift die Geſchichte ver Preußiſchen 


laßten die berliner Kaufmannfchaft, die Bank um eine Einrichtung zu bitten, welche fie dagegen füge. 
Die Banks Depofitens oder s Kaflenfcheine wurben gegen Einlage des baaren Betrags ansgeftellt und ber 

fonnte n Rüdgabe des Scheins, der dann fogleich vernichtet wurde, den Betrag jederzeit 
wieber erheben. Nach Obigem fcheint übrigens die baare Uinloge nicht immer gefobert oder verfügbar 
gebalten worden zu fein. 
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Ba eine troſtloſe, und ſie blieb e8 noch längere Zeit, nachdem der Staat felbft durch die ruhm⸗ 
sole Erhebung des Volks fich wieneraufgerichtet und zu Ehren gebracht hatte. Der Friede ga⸗ 
taxtirte die Foderungen, welche dffentliche Anftalten in Preußen an Schuldner in den abgetre- 
ten Randeötheilen hatten. Allein die Franzoſen liegen die Bank nicht als ein &tablissement 
public gelten. Napoleon nahm in Warſchau und den polnifhen Provinzen ihre Gapitale in Be⸗ 
fölag, und verkaufte in ver Bayonner Convention vom 10. Mat 1808 ihre Hypothekenfoderun⸗ 
gen fowie das Cigenthum anderer preußiſcher Anflalten und Unterthanen an den König von 
Sachſen, Herzog von Warſchau, um 20 Mill. Fr. Dadurch verlor die Bank gegen 10 Mil. Thlr., 
Die fie fpäter, ald die Bayonner Gonvention durch den Parifer Frieden annullirt wurbe, nur 
theilweife wiebererlangen fonnte. Die jüdifhen Mäkler, die perfönlihen Schuldner der Bank, 
hatten fallixt, die Grundbeſitzer waren ruinirt und pie Verhandlungen mit der ruſſiſchen Mes 
gierung über die Anfprüche ver Bank fliegen auf Schwierigkeiten. Ihre Obligationen waren 
auf 30 und 20 geſunken, ihre Zinszahlungen flodten, vie Inpultgefege drückten dem thatſäch⸗ 
lichen Berhältniffe ven Stempel ver Gefeglichkeit auf, und das Unglüd war um fo größer, dw 
die Gläubiger meiftens Waiſen, wohlthätige Anflalten und Leute von geringem Bermögen 
waren. Währenn bed langen, traurigen Liquivationsgefhäfts war die Bank bald mit der See⸗ 
handlung und andern Kaflen vereinigt, bald von denfelben getrennt worven, fe hatte ihre flüffig 
gewortenen Aetiven jeweils zu Vorſchüſſen an die erſchoͤpften Kaflen des Staats abgeben müflen. 
Ra) em Frieden war daB Depofitengefhäft, womit [don 1810 wieber ein Anfang gemacht 
worden war, vorfchriftsmäßig wiederhergeftellt worden; eine Verordnung vom 3. April 1815 
verhieß den Inhabern der Bantobligationen Bezahlung von Capital und Zinfen, doch wagte 
man noch nicht, die Waifen- und Gtiftungsgelver zwangsweiſe an vie Bank zu vermeifen; 
1816 wurde auch das Discontogefchäft , Freilich in beſchränktem Maßſtabe, wieberaufgenommen. 
Durch Cabinetsordre und Verordnung vom 3. Nov. 1817 wurde die Bank als ein für ſich 
beſtehendes, von der Verwaltung des Staats unabhängiges Inftitut unter der Oberaufficht 
eines Curatoriums hergeflellt. Die Leitung führte Präflvent Frieſe. 


Die Rechnung von 1817 ſchloß mit einer Activfunme von 28,097,100 Ahlen. 
Baffivn . . 27,176,500 „ 


alfo mit einem Überfhuß von 920,600 Then. 


Aber dieſer uͤberſchuß auf dem Papiere war in Wirklichkeit nicht, fondern flatt feiner eine 
bedeutende Überfchulbung vorhanden. Unter den Foderungen waren etwa 8 Mill. unbeibring- 
Ti und wurben nach und nad) abgeſchrieben. Es war alfo ein Deflcit von etwa 7 Mill. womit 
die Bank ihre neue Laufbahn begann. Dem entfprad) das Verhältniß ver laufenden Einnahmen 
und Ausgaben. Bon 15 Mill. welche die Bank zu fobern hatte, waren feit 1806 feine Zinfen 
bezahlt worden, von nahe 12 Mil. waren Zindrüdftände aufgelaufen, darunter felbft von 
dederungen an den Staat, und es war für die nächſte Zeit nicht auf regelmäßige Zahlung zu 
technen, die Einnahme an Zinfen nicht Höher als 500,000 Thir. zu veranfhlagen. Dagegen 
hatte die Anflalt von ihren Bafjiven über 26 Mill. zu verzinfen, welche im nieberften Anſchlage 
inmerhin einen jährlichen Bedarf von 620,000 Thlrn. erfoderten. Alſo auch hier bis auf beſſere 
Zeiten die Ausficht auf ein wachſendet Deficit. Die Aufgabe ver Verwaltung war unter dieſen 
Unſtänden zunäcft, eine klare Einfidht in den Zuftanb der Anftalt zu gewinnen, die Foderun⸗ 
gen zu betreiben, bie unbeibringlichen abzufcreiben, vie Betriebsmittel zu verſtärken und durch 
ven Gewinn aus den Bankgeſchäften allmälig das Deflcit zu besten, welches durch das Abſchrei⸗ 
ben der Berlufte endlich auch in den Büdern ſichtbar werden mußte. Es verfteht fih, daß von 
Ablieferung von uͤberfchüſſen an die Staatskaſſe nun nicht mehr die Rebe war. 

Die Bllanzen zeigten nod) bis 1828 einen ͤberſchuß ver Activen über die Vaffiven, ber 
fegar 4821 die Summe von 3,203,000 Thlrn. erreichte ; aber von 1829 an, wo die verlorenen 
Boten nicht länger als vorhandene aufgeführt wurden, trat das Deflcit in den Abfchlüflen her⸗ 
vor und flieg 4834 auf 4,292,600 Ihlr. Die Verlufte, welche fih nad und nach herausſtell⸗ 
ten, betrugen 6i8 1837 nicht weniger ald 7%, Mil. an Gapital, darunter über 4 Mill. Foderun⸗ 
am an den Staat. 

Zur Berftärkung der Betriebömittel konnte man anfänglich wenig auf die eingehenden Aus⸗ 
fände rechnen, doch zahlte ver Staat die laufenden Zinfen und erfegte 1819 die Summe von 
1% Mill. Thirn., 1828 weitere 430,000 Thlr. Seine übrigen Schulden an bie Banf bezahlte 
in Obligationen, welche nicht ohne Verluſt zum Betriebsfonds gezogen werben konnten. Reiz 
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lichere Zuflüffe verfprady man ſich von neuen Depofiten, und dieſe blieben auch nicht aus, obgleich 
der Zwang zur Anlage von vormundſchaftlichen und gerichtlichen Depofiten bei der Bank erft 
1835 wiebereingeführt wurbe. Allein viefe Zuflüffe waren neue Schulden, welche wieber zu⸗ 
rückgefodert werben Eonnten: man konnte fie nur vorübergehend zur Bezahlung alter Schulden 
verwenden und war auch nicht ſicher, daß fle regelmäßig größer bleiben würben als die Rüd- 
foberungen ; fie mußten endlich verzinft werden und vermehrten fomit die Ausgabe. 

Die Belebung ver Bankgeſchäfte blieb das einzige nachhaltige Mittel, um aus dem Defleit 
herauszufommen. Zu dem Discontiren, welches, wie [don erwähnt, 1816 wieber begonnen 
hatte, famen daher von 1819 an die Darlehen im Lombarb; allein fie wurden die erften Jahre 
nur ſchwach betrieben , da ihnen bie Anflalt nicht die Mittel, welche fie Hätten aufnehmen können, 
widmen konnte. Erſt im Jahre 1824 nahmen dieſe Befchäfte einen größern Aufſchwung, wel⸗ 
Her dadurch möglich wurbe, daß bie Anftalt wieder Kaſſenſcheine ausgab, von denen flarker 
Gebrauch gemacht wurde; doch waren felten mehr ald 2—A Mill. gleichzeitig im Umlauf, da 
die eingelöften caffirt wurden. Ende 1836 hörten dieſe Scheine ganz auf, weil die Megterung 
neben dem Staatöpapiergelv fein anderes im Umlauf haben wollte, und die Bank erhielt für 
ihren Verzicht eine Entfhänigung von 3 Mill. (Staats-) Kaflenanmeifungen gegen Hinter= 
legung von Staatsſchuldſcheinen. Weitere Betriebsmittel verfchaffte fidh die Bank durch Verkauf 
von Staatöpapieren, wenn auf mit Verluft, um Silber einzuhandeln, forte durch Anleihen bei 
ver Staatöfaffe und Übernahme von Kaffenüberfhüffen. Dadurch hoben ſich die Leit: und Dis- 
contogefchäfte bedeutend. Sie hatten ih 1823 auf etwa 2,640,000 Thlr. belaufen, fliegen 
1824 auf mehr als 3,760,000, 1825 auf 4,500,000 und 1829 auf 6,250,000 Thlr. (Bes 
fände am Jahresſchluß). 

Die Iulirevolution in Frankreich und die Cholera in Preußen übten 1830 einen merklichen 
Rückſchlag auf die Bank. Ste mußte Staatsgelder und Depofiten herausgeben, die Kaflen- 
ſcheine, die fie zum Belaufe von 3 Mill. hinausgab, hielten fi nicht Im Umlauf, fie verfaufte 
daher, um bie Lücken zu ergänzen, in den Jahren 1850—32 Staatöpapiere für 21/, Mill. Thlr. 
mit großem Verlufte und befränfte ven Leih⸗ und Discontoverfehr. Bon 1832 an befferten 
fich die Verhältniffe wieder, Depofiten und Staatögelver fanden ihren Weg in bie Kaflen der 
Anftalt, die Scheine Hielten ſich ım Umlauf (bis fie, wie oben angeführt, 1836 ganz zurüd- 
gezogen wurden) und der Handel wurde wieder mehr berückſichtigt. Am Schluffe des Jahres 
1836 betrugen die Darlehen im Lombard und die Wechſelbeſtaͤnde über 11,560,000 Thlr. 
Seit 1834 wurden in Berlin und bei den größern Gontoren die Girogeſchäͤfte wiederaufge- 
nommen und feit 1838 Giroanweifungen in Umlauf geſetzt. 

Im Februar 1837 farb Präfident Briefe, und an feine Stelle trat ald Chef der Bank ver 
Geh. Staatöminifter other, welcher zugleich Vorſtand der Staatsfguldenverwaltung, der 
Seehandlung und des Creditinſtituts für Schleflen war. Gr fand, daß die Anftalt, um ihren 
Gewinn zur Deckung des Deſicits moͤglichſt zu fleigern, umd durch die längere Ruhe ſorglos 
geworben, nicht überall die nöthige Vorſicht beobachtet Hatte. Abgeſehen von dem Handel mit 
Silber und Staatspapieren, wobei fie mehr verloren als gewonnen, hatte jle namentlich bei ven 
auswärtigen Gontoren Wechſel discontirt, deren Solidität zweifelhaft war, und in Berlin 
durch Darlehen auf auswärtige Papiere nicht nur ſtch in Gefahr begeben zu werlieren, ſondern 
and dem Papierhandel an der Börfe Vorſchub geleiftet. Daher wurben bie auswärtigen 
Staatäpapiere von dem Leihverkehre ganz ausgeſchloſſen und bei dem Discontogefchäftgenaue Prä= 
fung der Solibität eingefhärft. Dagegen bemühte ſich ber neue Chef, den eigentlichen Bank⸗ 
geihäften eine größere Ausvehnung zu geben, insbeſoudere au bie Anweiſungen von einem 
Bankplatz auf ben andern moͤglichſt Billig zu flellen. Um bie Mittel hierfür zu erlangen, er= 
wirkte er einen weitern Vorſchuß von 3 Mill. Kaffenanmweifungen gegen Hinterlegung von 
Staatsſchuldſcheinen, ſodann von 2 Mill. aus dem Staatsſchatze, wofür ebenfalls keine Zin⸗ 
fen bedungen wurben; enblidh wurbe die Anlage von Kaffenvorräthen bei ver Bank weiter 
außgebehnt. 

Um die Anſtalt gegen vie Wiederkehr früherer Übelſtände mögliäft ficherzuſtellen, wirkte 
Staatöminifter Rother hauptſächlich dahin, daß die baaren Vorräthe vermehrt, die Foderungen 
leichter disponibel, für die Bafflven längere Künbigungsfriften bevungen wurden. Wie meit 
dieſe Abſichten und zugleich der Hauptzweck, bie Verminderung des Deficttö, erreicht waren, 
bevor die Bank im Jahre 1846 ihre gegenwärtige Geſtaltung erhielt, wird nachſtehendet Schluß: 
ergebniß ver Rechnung von 1845 zeigen. 
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Baifiva,mei Depoſiten... 24,170,000 Thlr. 
Activa: ’ 

Foderungen an den Staat . . . . . 244,900 Thlr. 

Stantd = und Gommunalpapiere . . . . 123,801,100 „ 

Hypotheken und Grundftüde — 733,500 „ 


Verschiedene Foberungen . . . . . . 92300 „ 
Baare Beſtände, Silber: und Golbbarren . 11,565,500 


Darlehen im Lombarb . . ei 8,582,800 „ 
Wechſelbeſtände aller At. . . . . . 12,739,800 „ 
Bermifgte Biöponible Foderungn . . . 56,700 „ 


46,816,600 „ 
Deflctt . . 1,853,400 She. 


Bergleiht man dieſes Reſultat mit dem von 1805 auf 1806 und bem von 1817, fo if 
daſſelbe offenbar ein günftigeres. Die ältern Rechnungen ſchloſſen mit einem überſchuß, weil 
unter dem Vermögen Theile aufgeführt wurden, bie verloren gingen und das Deflcit von mehr 
als 7 Mi. veranlaßten. Die Rechnung für 1845 ſchließt mit einem bedeuten» verminderten 
Deficit,, die Lage ver Anftalt Hatte ſich weſentlich gebeflert. Sie ift zugleich mit einem größern 
Theile ihrer Mittel zu ihren eigentlichen Zwedten, dem Disconto= und Leihgefhäft, zurückgekehrt. 
Dagegen fließen ihr immer noch weit mehr Depofiten zu, als fie in dieſen Geſchäften anlegen 
Tann, unb baher hat fie große Summen in Staatspapieren liegen. Seit 1837 wurben zwar den 
gerichtlichen und vormundſchaftlichen Depoflten noch andere Anlagen freigeftellt, allein dennoch 
ziehen ſie fi nad) der Bank. : ; 

ragt man aber, wie e8 möglid; war, daß die Anftalt nach ver Reorganifatton von 1817 
mit einen großen Deflcit beginnen und dennoch fich im Vertrauen des Publicums halten konnte, 
bad ihm eine Menge von Capital zubtachte, fo lautet. vie Antwort: dies war möglich, well der 
Zuſtand der Preußiſchen Bank für das Publicum ein tiefes Geheimniß war und blieb. 

Diefem Zuftande wurde im Jahre 1846 ein Ende gemacht. 

Schon unterm 11. April 1846 war durch Cabinetsordre aus Staatsmitteln die Summe 
von 2 Mill. Thlen. der Bank zur Deckung der Ältern Ausfälle überwiefen, bie Ausgabe von No- 
ten In Appoinis von 25,50, 100 und 500 Thlen. bis zum Betrage von 10 Miu. Thlrn. geftattet, 
eine Bermehrung ber Proninzialbankcontore und eine Erweiterung der Wirkſamkeit des 
Juſtituts durch Betheiligung von Privatperfonen in nahe Ausficht geftellt worven. Die Con⸗ 
trole über die Anfertigung und Ausgabe ver Banknoten ward der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden übertragen, und es verbient bemerkt zu werben, daß zwei Mitgliever derfelben die 
Gmiffion von Banknoten für eine Verlegung der Veroronung vom 17. Jan. 1820 über das 
Staats ſchuldenweſen hielten und ihre Theilnahme an der Gontrole mit Bezugnahme auf den 
von ihnen geleifteten Cid verfagten. Durch die Verordnung vom 17. Jan. 1820 war nämlich 
eine Vermehrung der Staatsſchuld von der Zuftimmung ver Reichsſtände abhängig gemacht 
worden, Die noch nicht in das Leben getreten waren. Eine Cabinetsordre vom 16. Juli 1846 
erllãrte zwar dieſe Bedenken fir unbegründet, doch verfügte fie, da der König, Niemanden in 
feinem Gewiſſen beengen ober beunruhigen“ wolle, daß die Gontroleeiner befonhern Immediat⸗ 
commifron übertragen werde, welche aus einem Mitglieve deg Curatoriums der Bank (eh. 
Oberiuſtizrath und Director v. Duesberg), dem Vorfteher ver Hiteften ver berliner Kaufmann⸗ 
Fhaft (Geh. Commerzienrath Earl) und dem Dirigenten der Gontrole des Staatspapiere (Geh. 
Aechnungsrath Rohlwes) beftand. 

Am 5. Dei. 1846 erſchien dann die Bankordnung, welche dad Reglement vom 29. Oct. 1766, 
intdeſendere die barin vom Staate übernommene allgemeine Garantie für bie Sicherheit der 
Bank wie die Verordnung som 3. Nov. 1817 aufhob und mit 1. Ian. 1847 in Kraft trat. Wie 
bei jener ältern, fo müflen wir auch bei diefer neuern Beſtimmung einen Augenblid verweilen, 

Die Anſtalt, Preußiſche Bank, ift beſtimmt, ven Geldumlauf des Landes zu beförbern, 
Sepitalien nutzbar zu machen, Handel und Gewerbe zu unterflügen und einer übermäßigen 
Ceigerung des Zindfußes vorzubengen ($. 1). Zur Erreichung dieſer Zweite iſt fie befugt, 

Reöfel und Geidanweiſungen, wie inländiſche Staat: und auf jenen Inhaber lautende flän: 
We, Communal⸗ und andere öffentliche Bapiere zu discontiren und für eigene Kechnung 
Ser für Rechnung öffentlicher Behörben und Anftalten zu laufen und zu — gegen ge⸗ 
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nügende Si'gerheil Credit und Darlehen zu geben, Wechſel und Geloanweifungen zu ertheilen, 
zu acceplicen und für andere Rechnung einzuziehen; Gelvsapitalien gegen DVerbriefung wie in 
laufender Rechnung zinsbar und unzinsbar anzunehmen, edle Metalle und Münzen zu kaufen 
und zu verfaufen. Andere Faufmännifche Geſchäfte find der Bank unterfagt ($. 2). Endlich 
darf fie Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, Pretiofen, Staatöpapiere und Documente 
aller Art wie verſchloſſene Padete ohne Angabe des Inhalts gegen Audftellung von Depofital⸗ 
feinen und eine dafür zu entrichtende Gebühr in Verwahrung nehmen ($. 3). 

Die Bank viscontirt nur folde am Orte zahlbare Wechſel und zu beftimmten Terminen 
zahlbare Effecten, welche nicht über drei Monate zu laufen und ver Regel nach drei folive Ver—⸗ 
bundene haben. Auch ftebi ihe der An = und Verkauf von guten Wechſein auf andere Plätze des 
In = und Auslandes, wo fie vazu ein Bebürfniß erkennt, insbeſondere zum Behuf ver Beziehun- 
gen von ebeln Metallen und Münzen frei ($. &). 

Eombardverkehr.) Zinsbare Darlehen wird diefelbe, ver Regel nach nicht über drei Mo— 
nate und nicht unter Summen von 500 Thlrn., nur gegen bewegliche Pfänder bewilligen, na= 
mentlih: a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, nad) ihrem Metallwerth mit 
einem Abſchlag von 5 Pror.; b) gegen inländiſche zinstragende und auf jenen Inhaber lautende 
Stuatd=, Kommunal: und fländifhe Papiere mit einem nad dem Ermeſſen ver Bank zu be= 
ſtimmenden Abſchlage von dem jedesmaligen Eutfe; c) gegen Wechſel, welche anerkannt ſolide 
Verbundene aufmweifen und ihr mit einem unaudgefülften Giro übergeben werben, mit einem 
Abſchlage von 5 Proc. ihres Curswerthes; endlich d) gegen Verpfändung im Inlande lagernder, 
dazu geeigneter Kaufmannswaaren, in der Regel bis zur Hälfte, ausnahmaweife bis zu zwei 
Drittheilen ihres Werths nad; Verfchievenheit der Waaren und ihrer Verkäuflihfeit. Andere 
öffentliche Papiere, als die sub b) gedachten, wird die Bank in der Regel nicht beleihen ($. 5). 

Den Zinsfag, zu welchem fie Wechfel annehmen und Darlehen gewähren will, macht Die 
Bank bekannt; für Darlehen gegen Verpfändung von edeln Metallen kann fie einen niebrigern 
Zinsfag allgemein feftfegen.. Bei ihren Lombardgeſchäften darf fle 6 Proc. auf pas Jahr nicht 
überſchreiten ($. 6). 

Die Banf beforgt, wie bisher, die Einziehung er Überfhlffe aus den Provinzen zu den Gen= 
tralkaſſen, und leiſtet auf Rechnung der Gentralfaffen Zahlung bis auf Höhe diefer Überfchüfle. 
Es ift ihr geftattet, Wechfel und Geldanweifungen auf andere Pläge gegen gehörige Deckung 
zu ertheilen, für Rechnung von Privaten, Anftalten und Behörden die Einziehung von Wech⸗ 
ſeln, Anweifungen und anderweitigen Incaffos, jedoch ohne deren Vertretung, zu übernehmen 
und Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens zu leiften, wie ven Perſonen, welche 
barauf anttagen, über bie von ihnen unmittelbar oder mittelbar zur Wiebererhebung ober zur 
Überweifung an Andere eingezahlten Geldſummen Rechnung zu Halter (Giroverkehr). Zwiſchen 
Berfonen over Anftalten,, welche in gedachter Art offene Rechnung bei ver Bank haben, können 
Bahlungen aud durch bloßes Übertragen aus einer Rechnung in bie andere vollzogen werben ($. 7). 

(Bankvaluta.) Die Bank zaplt und rechnet in preußifhem Silbergelde (Münzverfaffung 
von 30. Sept. 1821) ($. 8). 

(Bonds der Bank.) Das Betriebecapital der Bank befteht: 1) aus dem von Privaten und 
vom Staate eingefhoffenen Capitale und aus dem nad} $. 18 zu bildenden Refervefonds; 2) aus 
ben ber Ban unter Garantie bed. Staats geſetzlich überwieſenen Depofiten ber Vormundſchafts⸗ 
- Gerichtsbehoͤrden, der Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und andern öffentlichen Ans 

alten ($. 9). 

Das von Privaten einzufhießende (damals ſchon einbezahlte) Capital beläuft fih auf 
40 Mil. Thlr. in 10,000 Antheilen zu 1000 Thlr., melde in Stammbüder eingetragen und 
wofür Bankantheilſcheine mit Dividendenſcheinen (auf fünf Jahre) ausgeftellt werben. Legtere 
find auf ven Inhaber geftellt ($. 10). Die Erhöhung des Einſchußcapitals bis auf das Dop⸗ 
pelte bleibt vorbehalten. Geſchieht died durch freiwillige Zeihnung, fo haben bie Eigner ber 
urfprünglichen Bankantheile ein Vorrecht innerhalb eined Monats nach ergangener Auffoderung. 
Wird der Mehrbetrag durch Verkauf ver neucreirten Banfantheile oder durch Submiffton auf: 
gebracht, fo befteht Kein Vorrecht ($. 11). Die Einfhäffe find von Seiten der Eigenthümer 
unkündbar, fie fönnen aber übertragen und verpfändet werben ($. 135). Die Bank darf Banf- 
antheile niemals ald Unterpfänder annehmen ($. 14). 

Sollte die Auflöfung der Bank angeoronet werden, fo ſoll das al&bann noch bei derfelben 
vorhandene Einſchußcapital des Staats zur Deckung der Hälfte des etwaigen Berfuftes am No= 
winalbetrage der von Privaten eingefchoffenen Gapitalien verwendet werden ($. 15). Die Res 
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gerung behält fid das Recht vor, zuerft nach Ablauf von 45 Sahren, dann alle zehn Jahre auf 
Asjihrige Ankündigung die Zurüdzahlung des eingefchoflenen Capitals anzuordnen wie bie. 
Sankotdnung ganz ober theilweife zu ändern. Innerhalb dieſer Zeitraume Eönnen Änderungen 
zer mit Zuftimmung der Bankantheileigner geſchehen ($. 16). 

Das eingefhoflene Gapital des Staats befteht aus dem bei der Bank vorhandenen Überfhuffe 
der Activen über die Paſſiven, welchem die jährlichen Dividenden von diefem Capitale zumad- 
fen follen. Bine meitere Vermehrung durch den Gewinnantheil und aus andern Mitteln des 
Staats bleibt vorbehalten ($. 17). 

Der Refervefonds wird aus dem jährlihen Gewinn gebildet, darf jenod 50 Proc. des Ein- 
ſchußcapitals nicht überfleigen. Es wird varüber befonbere Rechnung geführt, voch Tann er zu 
allen Gefchäften der Bank verwendet werben (6. 18). 

(Depofitenverkehr.) Die Verpflichtung ver Gerichts: und Vormundſchaftsbehörden und ver 
Berwalter von Kirchen, Schulen, HoBpitälern und andern milden Stiftungen und Öffentlichen 
Anfalten, die müßig liegenden Gelder bei ver Bank zu belegen, fowie Die Verpflichtung der Bank, 
zu verzinfen, bleiben beftehen. Ebenſo die hinſichtlich diefer Belegungen vom Staate 
ommene Specialgarantie ($. 21). Die Eapitalien der Kirhen, Schulen und andern 
frommen und milden Stiftungen find mit 2%, Proc., von andern Öffentlichen Stiftungen und 
Anfalten mit 2 Proc. zu verzinfen ($. 23). In andern Fällen ift die Bank zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, Gapitalien unter den von ihr beſonders feftzufegenden Bedingungen an= 
zunehmen und barüber Obligationen auszuftellen, für melde jevod der Staat feine Garantie 
mehr leißet ($. 27). In den Obligationen darf die Bank die Bedingung ftellen , daß fie berech⸗ 
tigt, aber nicht verpflichtet fein fol, die Legitimation des Inhaber zu prüfen ($. 28). 

(Bantnoten.) Die Bank ift befugt, nach Bebürfniß ihres Verkehrs Anmeifungen auf fih 
telöft als ein eigenes Gelozeicgen unter der Benennung „ Banknoten” auszugeben. Der ges 
üngfle Betrag einer Banknote ift 25 Thlr. Der Gefammtbetrag wird auf 15 Mill. Thlr. feft- 
legt. Die Bank iſt verpflichtet, vie 6 Mil. in Kaſſenanweiſungen, welde fie 4856 und 1837 
erhalten hat, innerhalb drei Jahren gegen Ausfolgung ver dafür niebergelegten Staatsſchuld⸗ 
feine herauszugeben, darf aber dafuͤr weitere 6 Mill. Banknoten emittiren. Den Geſammt⸗ 
Betrag von 21 Mil. darf fie ohne ausdrückliche Genehmigung nicht überfäpreiten ($. 29). Von. 
dem Gefammtbetrag der umlaufenden Noten müffen, außer den zu ven übrigen Geſchäften er= 
foderlihen Baarfonds und Efferten, zwei Sechstel in baarem Gelde over Silberbarren, drei 
Sechetel mindeftens in discontirten Wechſeln und ver Überreft in Lombardfoderungen mit bank⸗ 
wäßigen Unterpfänvern vorhanden fein. Von den 6 Mill., welche an die Stelle der abgelieferten 
Kaflenanweifungen treten, können A Mill. durch die zurücempfangenen Staatsſchuldſcheine 
fügergeftellt werden ($. 31). Die Bank ift verpflichtet, Ihre Noten in Zahlung zu nehmen und 
einzuloͤſen ($. 32); fie follen bei allen Öffentlichen Kaflen angenommen, im Privatverkehr aber 
Niemand zur Annahme gezwungen werben ($. 35). 

(Gewinn.) Aus dem reinen Gewinn erhalten zunächſt die Antheileigner und der Staat 
für ihren Cinſchuß 31, Proc.; ein Viertel wird zum Reſervefonds verwendet, und der Reſt zur 
Hälfte unter die Eigner ald Extradividende und den Staat vertheilt. Wenn der Gewinn nicht 
zur Zahlung von 3%, Proc. hinreicht, foll das Fehlende aus dem Refervefonds entnommen wer⸗ 
ven (5.36). Reichen Einnahme und Referve zur Deckung der Verluſte nicht aus, fo werden fie 
zer Hälfte von dem Einſchußcapital ber Privaten, zur Hälfte von dem des Staats, foweit 
dieſes audreicht, fonft aber von dem der Privaten allein abgefchrieben. Aus dem nädftfolgen= 
den Gewinn werben zuerft die Dividenden für das volle Einſchußcapital zu 31/, Proc. entnom⸗ 
men, der Reſt zum Erfag der Verlufte verwendet ($. 37). Wenn ver Refervefonds 30 Proc. 
des Capitals erreicht hat, kann der zu feiner Bildung beftimmte Gewinntheil auf die Hälfte er⸗ 
mäßigt werben, Die andere Hälfte wächſt dann ver Dividende zu ($. 38). Jeden Monat hat die 
Bart eine Überficht ihrer Activen und Baffiven öffentlich bekannt zu machen und es bleibt vor= 
Sehalten , aud) die wögentliche Bekanntmachung anzuorbnen. 

Der Tit. II. der Bankordnung enthält die Beflimmungen über die Verfaflung und Ver— 
weltung der Bank, welche hiernach von ver Finanzverwaltung unabhängig, aber unter die all 
gemeine Oberauficht des Staats, welche durch ein Guratorium ausgeübt wird, geftellt bleibt. 
Dem Inflitute war ein vom Staate befolveter Chef und Eöniglicher Gommiffarius und unter 
biefem ein Hauptbankoirectorium vorgefeßt. Dazu tritt ald Vertretung der Bankantheileigner 
ke Berfammlung der Meiftbetheiligten, aus denjenigen Zweihundert beſtehend, welche Die mei= 
Ben Antheile befigen und in Preußen wohnen; fie tritt jährlich im Januar ober Februar zu⸗ 
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famnten kann aber aud) außerordentlich berufen werben und ift beſchlußfähig, wenn wentgftend 
30 Mitglieder gegenwärtig find. Sie wählt den Centralausſchuß von 15 Mitgliedern, deren 
jedes mindeftens fünf Antheife hefigt, diefer wählt drei Deputirte zur fortwährenden fpeciellen 
Controle über alle Operationen der Banf. Unter dem Directorium ſtehen die Provinzial= 
contore mit Provinzialausfhäffen aus ven Anthelleignern, welche Beigeordnete wählen, die 
von den Geichäften Binficht nehmen, Rath und Auskunft geben. Die Erriätung von Com: 
manbiten und Agenturen in den Provinzen bleibt dem Chef der Bank überlaffen. Unter ven 
„allgemeinen und befondern Reiten der Bank‘ endlich finden fid die Befimmungen: daß die 
Bank berechtigt if, Unterpfänder, welche zur Berfallzeit nicht auögelöft werden, an der Börfe 
oder in einer Öffentlichen Verfteigerung zu verkaufen, ohne den Schuloner erft einzuflagen; im 
Falle eines Concurſes behält fie dad ‘Pfand und ift nicht verpflichtet , daſſelbe zur Maſſe zu geben. 
Die der Bank anvertrauten Gelder koͤnnen niemals mit Arreft belegt werden. Auch geniept fie 
die große Begünftigung der Porto= und Stempelfreiheit. 

Unter der Verfaffung vom Jahre 1846 und bei dem großartigen Aufſchwunge ver Pro— 
duction und ded Verkehrs gewann die Preufifhe Bank ein immer weitere und reicheres Feld 
ihrer Wirkfamfeit, umfomehr, ald ihr neben ausgedehnten VBefugniffen und Begünftigungen 
dieſes Feld faft allein überlaffen blieb und ven Privatgefellfhaften im Bankweſen fehr enge 
Schranken gezogen wurden. Diefe Richtung konnte um fo leichter feftgehalten merben, nachdein 
im Jahre 1851 die Stelle eines Chefs ver Bank aufgehoben und die Leitung der großen Anflalt 
dem Handelsminiſter übertragen worden war. Die innern Gründe, welche für die Unabhän= 
gigkeit eines großen Geldinſtituts von der Staatöverwaltung ſprechen und in der Cabinetsordre 
vom 3. Nov. 1817 zur Geltung , auch fonft überall zur Anerkennung gekommen waren, mußten 
einen, vielleicht nicht allein auf Misverſtaͤndniß beruhenden conflitutionellen Bedenken weichen, 
welches fi in der Behauptung ausſprach, daß ein Minifter den Kammern für die Leitung der 
Banf verantwortlich fein, folglich auch mit ver Leitung betraut werden müfle. Da die Bank feine 
reine StaatSanftalt mehr ift, fo find für die Gefhäftsführung vie Beamten dem Verwaltungs⸗ 
vorftanbe verantwortlich, und Die Verantwortlichkeit ver Reglerung kann fi nur auf die Übung 
des Rechts der Auffit und die Verwaltungshandlungen in Bezug auf die Anftalt erfireden. 
Sat dabei die Geſetzgebung mitzuwirken, fo geſchieht e8 und iſt es feither in ven Formen der 
Berfaffung gefchehen. Hätte die Bank ihre Unabhängigkeit nicht eingebüßt, fo Hätte der Mini⸗ 
fer die feinige behalten und wäre nicht in einen Conflict ver Pflichten gerathen,, ver ihm ſchwer⸗ 
lich angenehm, dem öffentlichen Intereffe kaum zuträglich fein kann. Für die Entwidelung des 
Bankweſens in Preußen lagen zwei Wege vor. Man fonnte die Mittel und Einrichtungen der 
Vreußiſchen Bank dem Beduͤrfniſſe gemäß erweitern und fie in die Lage fegen, ihre Dienfte za 
vervielfältigen, oder man konnte die Mitbewerbung ver Privatbanken begünftigen. Da die 
Zeitung dee Preußiſchen Bank mit der des Handeldminifteriums vereinigt war, ift der erftere 
Weg eingeſchlagen; der zweite wäre vermuthlich vorgezogen worden, wenn ber Handelsminiſter 
ausſchließlich die feiner Pflege anvertrauten Intereſſen des Handels und der Gewrrbe ind Auge 
zu faſſen gehabt hätte. Alsdann aber würde die unabhängige Preußiſche Bank ihre Intereffen 
felbſt wahrgenommen, fie würbe für zeitgemäße Reformen die Initiative ergriffen, in dem 
Organismus des Bankweſens bei einer freiern Entwidelung immerhin die oberfle Stelle be⸗ 
hauptet, das Publicum aber würde in gewöhnlichen wie in Fritifhen Zeiten von dieſer natur= 
gemäßen,, organiſchen Ausbildung des Bankweſens größere Vortheile gezogen haben, als die 
mehr einfeitige Richtung ihm bieten kann. 

Dabei foll nicht in Abrede geflellt werden, daß fehr viel gefchehen ift, um die Preußiſche 
Bank zu größern Leiftungen für das Publicum zu befähigen, und die Zunahme ihrer Geſchäfte 
beweift, daß das Beduͤrfniß wirllich vorhanden war. 

Der Vertrag zwiſchen dem Binanzminifterium und ber Banfverwaltung vom 28. Jan., 
fanctionirt durch das Geſetz vom 7. Mai 1856, geftattet ver Bank, wie ſchon Früher (f. Abſchu. II, 
Banknoten) erwähnt, Noten bis zu jedem Betrage auszugeben, ven fle zu zwei Drittheilen mit 
Wechſeln, zu einem Drittheil mit baarem Gelbe over Silberbarren decen kann. Die frühere 
Grenze von 21 Mill. Thlrn. ift weggefallen und meit überfchritten ; Foderungen gegen Kauft: 
pfänder werden dagegen nicht mehr ald Deckung für den Notenumlauf zugelaffen (früher zu 
einem Sechstel): Veides in richtiger Erkenntniß der Eigenfhaft ver Noten als Stelivertreter der 
Wechſel. Endlich wurden die kleinſten Abſchnitte von 25 auf 10 Thlr. Herabgefegt, und dadurch 
wird die Girculation erleichtert, ohne dad Umlaufögebiet der Banknoten zu Überfchreiten. 

Der Staat nahm der Bank einen alten Vorrath von Staatspapieren, die nach dem Nenn: 
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weih zu 9,400,000 Thlrn. angeſchlagen, aber nicht fo hoch zu vertwerthen waren. Er garantirt 
Kür einen baaren Erlös von 7,802,U00 Then. (Curs 85 Proc.) und ergänzt den Ausfall durch 
1598,000 Thlr. in 4Ygprocentigen Obligationen. Weitere 15 Mil. Thlr. in eben folden 
Shuldſcheinen erhält die Bank für die von ihr übernommene Verpflihtung 15 Mil. Thlr. 
Kaflenanwelfungen einzuziehen, um je zu vernigten. Durch dieſe Operation wird eine unver- 
jindliche ſchwebende Schuld des Staats auf die Bank übertragen , indem Noten an die Stelle ver 
Raffenanmweifungen treten ; die Bank bringt für bie ihr überwiefenen 1,598,000 + 15,000,000 
=16,598,000 Obligationen die Zinfen zu AYy Proc. und den Tilgungsfonds von %, Proc. 
mit 846,910 THlrn. auf, durch einen Beitrag von jährlih 621,910 Thlrn., welcher aus dem 
Gewinnantheil des Staats und den Zinfen feines Ginf&ußcapitald, welde dieſem nicht mehr 
zuwachſen, ergänzt wird. Damit bezahlt die Bank die Erweiterung der Notenausgabe und bie 
übrigen ihr eingeräumten Vortheile; der Staat gibt zwar 225,000 Thlr. aus feinem Gewinn, 
es blieben ihm aber für 1856 noch 238,816 Thlr., und ihm gehört außerdem bie Hälfte der 
Referoe. Den Inhabern ver Banfantheile werben ftatt 31/, künftig AY, Proc. Zinfen aus dem 
Gewinn vorab vergütet. Dad Capital wird um 5 Mill. Thlr. duch Ausgabe von neuen Anz 
theilen vermehrt, welche ven Inhabern der ältern mit einem Aufgeld von 20 Proc. angeboten 
und von ihnen genommen worben find. Das Aufgelo fließt mit 1 Mi. Thlr. in ven Referve- 
fonds, welcher Anfang 1857 ſchon 1,315,333 Ihle. 9 Sgr. 6 Pf. betragen hatte. Durch den 
Vertrag begibt fich endlich der Staat bis Ende 1871 des Rechts, die Anftalt gegen Heraudzah- 
lung ded eingefhoflenen Gapitald an die Theilhaber wieder an ſich zu ziehen oder ihr Statut zu 
ändern, ein Recht, von dem er ſchon nach Ablauf des Jahres 1861 Hätte Gebrauch machen dürfen. 

Die Zahl der Zweiganftalten Hatte 1845 erft 14, 1851 ſchon 18 Gommanbditen und Agen- 
tuten, one die untergeorbneten Stellen, betragen und wurde feither von Jahr zu Jahr vermehrt. 
Im Jahre 1855 wurden eine Commandite in Dortmund, Agenturen in Halberftabt, Neiffe, 
Ratibor und Johannisburg, Waarendepots in Marggrabowa und Stallupöhnen erriätet, und 
Anfang 1857 beftanden in den Provinzen 7 Banfcontore, 18 Gommanbiten, biefen unter- 
georhnet 39 Agenturen, zufammen mit ven Regierungähauptfaflen und Waarenvepots 96 
Vankftellen, welde ven Geidverkehr in allen Theilen ver Monarchie erleichtern und beleben. 

Zur ſummariſchen Vergleigung der Gefhäftszunahme mag ven oben mitgetheilten Aus⸗ 
weiſen von 1806 und 1825 der neuefte auf 50. Sept. 1857 folgen: 


Activa. Ltr. Baffiva. Shlr. 
Geprägtes Gelb und Barıen . . 33,613,000 Banknoten im Umlnf . . . . 73,538,000 
Kafenanweifungen. . . . . .1,821,000 Depofitencapitalin . . . . . 19,887,008 
Bedfelbeflände -. - .  » . . 70,113,000 Guthaben der Staatsfaffeninftitute 
Eombarbbeflände . . 2... 10,941,000 und Privaten mit Einfchluß des 
Staatepapiere, verfihiedene Joderun⸗ Giroverlehrt. 6, 268,000 
gen und Activa... .  6.856,000 


Die Errichtung von Privatbanfen mit Notenausgabe in Preußen ift noch 
immer an bie Normativbevingungen vom 25. Sept. 1848 gebunden, deren weſentliche Bes 
finmungen folgende find: 

Diefe Banken zufamnen follen nit über 7 Mill. Thlr. Noten ausgeben; eine Conceſſion ſoll 
für feine Längere Dauer als zehn Jahre ertheilt werben. Eine Privatbank darf fein größered Ca⸗ 
vital als 1Mill. Thlr. haben und der Betrag ihrer Noten darf das Capital nicht überfleigen. Die 
Actien dürfen nicht unter 500 Thlr. fein und müffen auf einen beftimmten Inhaber lauten. Die 
Zahl der Theilhaber muß wenigſtens 50, der Antheil eines Einzelnen ſoll hoͤchſtens ein Zwanzigftel 
des Stammicapitals betragen. Die Conceſſion wird nur ertheilt, wenn dad ganze Capital gezeichnet, 
und die Geſchaͤfte dürfen nicht eher beginnen, bis wenigftens die Hälfte einbezahlt iſt. Die Noten 
dürfen auögegeben werben in Abfänitten zu 10 Thir. bis höchſtens !/,, des Stammcapitals, 
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Als Deckung follen wenigflens vorhanden fein ein Drittel des Betrag in baarem Gelbe, 
ein Drittel in discontitten Wechſeln, der Reſt in Darlehnsfoderungen gegen Unterpfand. 

Den Privatbanfen werben ald Gefchäfte geftattet: das Discontiren von Wechſeln mit wer 
aigftens drei foliden Unterſchriften, vie nicht über drei Monate laufen, und deren’ Acceptant 
(bei eigenen Wechſeln der Ausfteller) am Sige der Bank oder in dem Lanbestheile, auf den ihr 
Wirkungskreis beſchränkt wird (Provinz), wohnhaft ift; ferner Darlehen auf längftend brei 
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Monate gegen Verpfändung von Bold ober Silber, von fihern ausländiſchen Wechſeln, inlänpi= 
ſchen Staats = oder unter Autorität des Staats ausgegebeuen andern Werthpapieren, fowie von 
Rohſtoffen oder Waren, die im Inlande lagern und dem Verderben nicht ausgefegt find; ſo⸗ 
dann ber Anz und Verkauf von ebeln Metallen oder fremden Münzen und von Wechſeln auf 
Bläge des Auslandes; das Einziehen von Zahlungen innerhalb ihres Geſchaͤftsbereichs; end⸗ 
lich die Annahme unverzindlicher Gapitalien ohne Verbriefung. 

Im Hinblid auf dad wachſende Bedürfniß, auf ven Vorgang ver Preußiſchen Bank und die 
Maßregel gegen ven Umlauf ausländiſcher Noten ift eine angemeffene Erweiterung dieſer Be⸗ 
flimmung in nicht ferner Zeit zu erwarten. Vor 1855 beflanden die Ritterſchaftliche Privat: 
bank für Pommern in Stettin, vie Städtiſche Bank in Breslau und die Bank des Kaflen- 
vereind in Berlin, zu deren Bunften von den Normativbeningungen mehrfach abgewichen wurde; 
feither find Privatbanfen in Köln, Koͤnigsberg, Danzig, Pofen, Magveburg entftanden, in 
Dortmund und Hagen im Entftehen begriffen. 

Wenn wir der Geftaltung ded Bankweſens in Preußen eine ausführlidere Befprehung 
gewidmet und insbeſondere die Geſchichte ver Preußifchen Bank dem aus amtlihen Quellen zus 
fammengeftellten Material?) nacherzaͤhlt haben, jo geſchah dies, weil der Stoff äuferft lehrreich 
ift und die thatſächliche Begründung ber in dem „Allgemeinen Überblide” aufgeftellten Säge 
enthält; fobann aber auch, weil es und ſcheint, als fei es an der Zeit und für vie vaterlänbifchen 
Intereſſen fruchtbarer, deutſchen Einrichtungen mindeſtens ebenfo viele Aufmerkfamkeit zu bes 
weifen wie fie bisher den engliſchen und franzoͤſiſchen vorzugöweife zugewendet wurde. Ober 
wäre e8 vielleicht nicht ein deutlicher Fingerzeig zur richtigen Crkenntniß, wenn man fieht, wie 
fon vor 400 Jahren die Vereinigung von eigentlichen Bankgeſchäften mit den Operationen 
der Mobiliarerebitanftalten, als eine großartige, volksbeglückende Idee von einem genialen 
Könige mit Vorliebe erfaßt, an ihrer Unnatur ſcheitern mußte ; wie das Abweichen einer großen 
Bank von ihrer wahren Beftimmung durch Feſtlegen ihrer Mittel in Darlehen auf Hypothek 
Ach beftrafte; und wie das Hinüberleiten eines mächtigen Geldinſtituts von einer Staats- zu 
einer Privatanftalt durch die Macht der Verhältniffe angebahnt wird? Kann endlich ie höchſt 
oberflächliche Anficht, daß die Vermehrung der Banken nur ein Product der Gewinnſucht nad 
Agio haſchender Gründer fei, gegen dad Beiſpiel der außerorventlihen Geihäftszunahme der 
Preußiſchen Bank beftehen, weiche doch Ieviglich in dem zunehmenden Bedürfniß ber Production 
und des Handels nad) den Leiftungen der Anftalt ihren Orund haben kann? Die Sudt, durch 
ÜbervortHeilung Anderer rei) zu werben, die Habſucht in ihren Ausartungen, beftraft fih iv 
der Regel ſelbſt und fängt ji in ven Schlingen, die fie Andern legt; aber die Schöpfungen, 
benen fie ald Triebfever und Werkzeug gebient hat, bleiben beſtehen, wenn fie innerlich gut find. 
Ein dürftiges Zugeftänpniß an ven Drang nad) leichterer und erweiterter Benugung ded Credits 
im Jahre 1845 , welcher damals nur die Bank in Deffau in das Leben rief, war die Bankord⸗ 
nung vom October 1846; ein ähnliches Zugeftänpniß an ven ftärfern Drang in den Jahren 
1855—55, welcher mehr als eine, doch nur eine mäßige Zahl Eleinerer Banken hervorbrachte, 

war der Vertrag der Preugifhen Bank mit der Regierung vom Januar 1856. Diefen Zuge: 
ftändniffen zur Seite gingen Mafregeln gegen die Mitbewerbung benachbarter Anftalten um 
die Bankgefhäfte in Preußen: 1845 eine Warnung vor den Noten der Deffauer Bank, 1857 
ein Verbot, in ausländiſchen Noten Zahlung zu leiften. Es läßt fi) jedoch aus dem bisherigen 
Gntwidelungsgange abnehmen, daß die nächſten weitern Schritte zu dem völligen Übergange 
der Preußifhen Bank an die Privattheilgaber, zu Eröffnung eined angemeflenen Wirkungs⸗ 
kreiſes für Privatbanken und zu Vereinbarungen über den Notenumlauf in den Zollvereins⸗ 
Raaten führen werben. 

Die auöführlidere Darftellung des Bankweſens in Preußen geflattet eine kürzere Behand⸗ 
lung der Anftalten in den übrigen deutſchen Ländern. 

B. Die Öfterreihifge Bank. Die privilegirte Öfterreihifhe Nationalbank 
wurde durch Faiferliches Patent vom 15. Juli 1847 gegründet und die Dauer ihres Privile- 
giums auf 25 Jahre feftgefegt. Ihr Capital war auf 100 MIN. Glon. (20:Gulbenfuß) in 
100,000 Actien zu 4000 Gldn. Wiener Währung and 100 Gldn. Conventionsmünze beftinmt, 
wovon aber bis 3. März 1820 nur 50,621 gezeichnet waren, worauf die übrigen zurüdbehalten 
wurben. Dur Batent vom 1. Zuli 1844 wurde ihr Privilegtum auf weitere 25 Jahre, bis 
Ende 1866, erneuert und ihr Die Verbindlichkeit auferlegt, ihren Fonds „nad Maßgabe des ſich 





7) „Geſchichte der Preußiſchen Bank. Aus amtlichen Quellen“ (Berlin 1848). 
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Varkellenden Bedürfniſſes“ zu erweitern. Dies ift durch Veräußerung der Referveactien im 
ui 1855 geſchehen. Die Inhaber der ältern Actien hatten das Vorrecht, zu jeder Altern eine 
neze um den Preis von 800 Glon. Bankoaluta zu übernehmen; die Einzahlungsraten erftred- 
en ich bis Ende 1854 und die eingezahlten Beträge wurden bis dahin mit 4 Proc. verzinft. 
Mist dem Jahre 1855 traten die neuen Actien mit den alten in bie gleichen Anfprüde an ven 
Reinertrag der Bank. Diefe Vermehrung des Bankfonbs auf den vollen urfprünglich beftinm= 
ten Betrag wurde durch das Bevürfniß einer Erweiterung der Disconto und Leihgefchäfte be⸗ 
gründet, namentlich der Darlehen auf Staatöpapiere und Grundentlaftungsobligationen. Da= 
duch ſollten nicht nur die Curſe gehoben, ſondern es follten auch durch die Einzahlungen der Ac= 
tien wie durch Rüderftattungen des Staats die Baaroorräthe der Bank vermehrt und der Au⸗ 
genblick näher geführt werben, wo fie vie Einlöfung ihrer Noten wieveraufnehmen kann. Die 
Gefgäfte ver Bank zerfallen in folgende Mbtheilungen: 

Das Discontiren von Wechſeln, die in Wien zahlbar find und nicht länger als drei Monate 
zu laufen Haben. In der Regel follen die Wechſel durch drei anerkannt ſolide Unterfägriften ver= 
bürgt fein, doch kann die dritte nadhgefehen werben, wenn bie Hälfte des Wechſelbetrags in 
Gold, Silber oder inländiſchen Staatspapieren hinterlegt wird. 

Das Girogeſchäft für Diejenigen, welchen eine laufende Rechnung eröffnet wird. Auf viefe 
Rechnung übernimmt die Bank Noten oder Münze und Wechſel zum Einkaffiren; über das Gut⸗ 
Haben kann durch Anweiſung oder Abfchreiben verfügt werben. 

Das Ausgeben von Noten in Stüden von 5, 10, 25, 50, 100, 500 und 1000 Gldn. und 
das Einlöfen derfelben. Letzteres wurde 1848 eingeftellt, weil die Regierung die baaren Mittel 
ber Bank ſtark in Anſpruch genommen Hatte und dem Andrange nad) Silber nicht mehr ge- 
nügs werben Eonnte. 

Die Annahıne von Depofiten zur Aufbewahrung gegen eine Gebühr. Hierzu eignen fi: 
Gold und Silber in Barren, Gold: und Sifhergeräthe, Gold- und Silbermünzen, Staatöpa= 
piere und Privat-Gelpurkunnen. 

Das Leihen auf Gold und Silber zu 95 Proc. des Metallwerths und auf inländiſche 
Staatspapiere zu zwei Drittel des Curswerths. Die Vorſchüſſe dürfen nicht länger als auf drei 
Monate gegeben werben, und die Anflalt darf dafür bis 6 Proc. Zinfen nehmen. 

Das Ausftellen von "Anweifungen der Centralkaſſe in Wien auf die Filiale und umgekehrt, 
an die Orbre des Übernehmers, auf Sicht ober in einer beftimmten Zeit zahlbar. 

Nach dem Statut von 1847 durfte Die Bank auch Darlehen auf Liegenſchaften geben, allein 
in dem Statut von 4841 iſt diefe Befugniß weggeblieben. Die Nationalbank befigt dad aus: 
ſchließliche Redt Banknoten auszugeben. Der Gouverneur ver Bank und deſſen Stellvertreter 
werben von dem Kaifer ernannt; außerdem übt der Staat die Oberauffiht durch einen Hofeom= 
miffar und einen zweiten Commiſſar, welche den Berathungen beimohnen, von den Geſchäften 
Keantnig nehmen und, wo fle Anſtände finden, Anzeige machen. Der zweite Commiſſar hat 
vorzugsweiſe dad Discontogefehäft zu überwachen. 

Die Geſeliſchaft wird von einem Ausſchuſſe von 100 Mitgliedern vertreten, der aus den 
Xheilhabern beſteht, welche die meiſten Actien bejtgen. Der Ausſchuß verſammelt ſich regel⸗ 
mäßig einmal im Jahre unter dem Vorſitze des Gouverneurs, prüft die Rechnungen, deren Ab⸗ 
ſchluß ſodann Öffentlich befannt gemacht wirb, beräth die Anträge der Direction und macht Vor⸗ 
fSläge für die Wahl der Directoren, welche der Ratfer nach Einjiht der Wahlliften ernennt. 
& find deren zwoͤlf, ihr Amt dauert drei Jahre, jedes Jahr treten vier Directoren aus, bie wie: 
der wählbar find. Für das Disconto- und Leihgefchäft werden von ber Direction aus den in 
Bien lebenden Actionären, welche Kaufleute oder Gewerbtreibenve find, Genforen gewählt, von 
denen mindeſtens zwei, aber nicht länger als drei Wochen, ununterbroden functioniren und mit 
einem Director und dem zweiten Hofcommiſſar die Frage prüfen, ob und wie weit auf die Wech⸗ 
fel und Unterpfänder Grebit zu geben fei. 

Über Geſchaͤfte, welche die Dan für vie Staatöverwaltung übernimmt, if zwiſchen biefer 
and der Bankoirection jebesmal ein eigenes Übereinfommen zu treffen. Auf folge Geſchäfte 
war e8 bei Gründung der Nationalbank Hauptfählic abgefehen, und ihre Hülfe wurde zunächſt 
in Anſpruch genommen, um das Papiergeld aus dem Umlauf zu ziehen und zu vertilgen. Der 
größere Theil der Discontirungen betrifft Anmweifungen der kaiſerlichen Gentralfaffen. Durch 
Darlehen an die Regierung endlich find die übermäßigen Notenemiffionen entflanven, während 

bie Baarvorräthe abnahmen und bie Einlöfung unihunlich wurde. 

Bis zum Jahre 1851 Hatte die Rationalbank über 440 Mil. Glon. in altem Papiergelve 
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eingezogen, aber es war feit 1848 fehr viel neues hinzugekommen. Cine Neihe von Finanz⸗ 
operationen ſeit 1851, Anleihen, Überweifung von Domänen und von baaten Gelbe aus den 
Zollgefällen und die erwähnte Ergänzung des Actiencapitals find beflimmt, die Schuld des 
Staats an die Bank abzutragen, ihre Baarvorräthe zu vermehren und jie allmälig in ben Stand 
zu fegen, die Einlöjung ihrer Noten wieveraufzunehmen. Wären legtere nur dazu beitimmt, 
dem Handel als Umlaufämittel zu dienen, fo wäre dad Ziel wol ſchon erreicht; da fie aber auch 
zum großen Theile die Rüde ausfüllen müfjen, welche durch den nahezu vollendeten Ginzug des 
Staatspapiergelded entftand, fo wurde ihre Menge zu groß, um den vorausſichtlichen Bedarf 
an Geld für die Ginlöfung zu beſchaffen. Der Baarvorrath fammt den Wechſelbeſtand erreicht 
heute noch nicht die Hälfte der Notencizculation, und e8 wird fich zeigen, ob die Bank im Stande 
fein wird, nad) dem Münzvertrage am 1. Jan. 1859 mit ihren Baarzahlungen zu beginnen. 

* 1851 hat ih dad Verhaͤltniß nur langſam gebeſſert, wie aus folgenden Angaben zu 
erſehen iſt: 


Rotenumlauf. Vaarvorrath. 
1. Jan. 1852: 215,636,519 Glon. 42,827,656 Glon. 
„u 4853: 194,943,256 „ 43,217,266 „ 
29. Sept. 1857: 399,705,128 „ 96,150,301 „ 


Im Laufe des Jahres 1852 war das Papiergeld von 382 bis unter 156 Mil. Glon. her⸗ 
untergegangen, melde feither vollends durch Banknoten erfegt wurden. 

Im Jahre 1855 wurde ver Nationalbank eine befondere Abtheilung ald Hypothekenbank 
angefügt; fie vermehrte zu dieſem Zwecke ihr Kapital um 35 Mil. Glon. durch Ausgabe von 
50,000 Actien zu 700 Glon. und darf für ihre Darlehen auf Hypothek Pfandbriefe ausgeben. 

C. Banken in andern deutfhen Staaten. Die Batrifhe Hypothefen= und 
Wechſelbank ift nad ihren Statuten vom 17. Juni 1835 auf die Dauer von 99 Jahren ge= 
gründet. Ihr Stammcapital beträgt 10 Mil. Gldn. in 20,000 Actien zu 500 Slon.; eine 
Bermehrung bis 20 Mil. ift iyr anheimgegeben. Drei Fünftheile ihres Capitals find als Dar- 
lehen auf Liegenſchaften gegen hypothekariſche Sicherheit, die übrigen zwei Fünftheile auf ihre 
andern Gefchäfte zu verwenden. Die Tilgung der Hypothekenſchulden findet durch Annuitäten 
ſtatt; der Zinsfuß beträgt A Proc., der nieverfle Sag für die Tilgung 1 Pror.; größere Ab⸗ 
ſchlagszahlung und volle Rüdzahlung find dem Schuloner freigeftellt. Die übrigen Geſchäfte 
find die gewöhnlichen, doch beſchränkt fih das Discontogefhäft hauptſächlich auf Münden und 
Augsburg, wo die Anftalt eine Filiale hat. Für diefen Zweig leiftet die Königlige Bankfin 
Nürnberg mehr; fie ift eine ältere, von Ansbach übernommene Staatsanftalt, die feine Mo: 
ten auögibt, und hat Filiale in Ansbach, Bamberg, Würzburg, Regensburg, Baireuth und 
Ludwigshafen. Die Hypotheken: und Wechſelbank allein gibt Noten aus; die Summe ver Ros 
ten darf nicht über vier Zehntel des Grundcapitals und der niebrigfte Betrag einer Rote nicht 
unter 10 Glon. jein. Die Bank darf eine Lebensverfiherungd- und Reibrentenanftalt errichten, 
und fie Hat ſowol eine Renten= wie eine Beuerverfigerungsanftalt wirklich errichtet. 

Ein Ausfhuß, gebildet aus ven AO größtbetbeiligten Actionären , vertritt bie Geſellſchaft. 
Er wählt aus den in Münden wohnenden Actionären ſieben Adminiſtratoren; nach dem erſten 
Jahre tritt einer, nach jedem ber beiden folgenden Jahre treten drei aus; fie wählen unter fi 
einen erflen und einen zweiten Director und führen die Geſchäfte ver Bank. Die Anminiftration 
waͤhlt die erfoberliche Anzahl Genforen. Die Oberaufficht des Staats wird durch einen Eönig- 
lien Commiſſar geübt. Das Bebürfniß, vie Anſtalt durch Vermehrung des Capitals und bes 
Notenunlaufs zu Rärken, ift von dem Publicum, von ver Bank und von ver Regierung an⸗ 
erkannt; die Kammer aber verwarf im April 1856 einen barauf gerichteten Vorſchlag mit Mehr: 
heit Einer Stimme (59 gegen 58), 

Die Leipziger Bank, 1839 mit einem Stammcapital von 1%, Mil. Thlen. gegründet, 
hat daffelbe auf 3 Mitt. erhöht. Ihre Notenausgabe ift nicht beſchränkt und betrug beim 
Rechnungsabfäluffe vom 28. Fehr. 1857: 4,558,000 Thlr.; die Bank muß aber minveftens 
zwei Drittheile an baarem Gelbe vorräthig halten. Der Baawoorrath belief fi bei jenem Ab⸗ 
ſchluſſe auf 3,488,690 Thlr. 

Die Anhalt: Deffautfhe Landesbank entſtand im Jahre 1847. Der Plan wurbe 
vonDr. Schulte aus Köln 1845, wo das Verlangen nad) Verbeſſerung der beſtehenden und Grün 
dung neuer Banken fehr lebhaft war, groß angelegt: es follte eine Nationalbanf für Deutfgland 
mit dem Sige Berlin gegründet werben. Allein bie preußiſche Regierung verweigerte Die Con⸗ 
ceſſion. Dr. Schulte erhielt dieſelbe am 12. Aug. 1845 von dem Herzoge von Anhalt: Deffau; in 
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Daſſau follte der Sig der Bank fein und Capitaliften aus allen Theilen Deutſchlands folkten die 
Geſellſchaft bilden. Die Bank erhielt die Befugniß, Noten in Beträgen von 1,5, 10,20, 50, 100, 
500 und 1000 Thlrn. auszugeben, auch verzinsliche Scheine (aflabond) in Umlauf zu fegen. 
Die Summe der umlaufenden Noten und Scheine darf gegen die in Münzen und Barren, in 
dißcontirten Wechſeln und Berfihreibungen vorhandenen Fonds das Verhaͤliniß von 3:2 nie⸗ 
wals überfchreiten, und wenigftend ber vierte Theil des Fonds muß in curficenden Münzen vor⸗ 
bannen fein; unter dieſen Borausfegungen kann die Geſammtſumme der Noten und Scheine 
dem Actiencapital der Befellfchaft gleichkommen. Kaum waren die Statuten erfhienen, fo er= 
ließen die Miniſter der Finanzen und des Innern in Berlin (16. Aug. 1845) eine Bekannt⸗ 
machung, welde vor der Theilnahme an der Anftalt twarnte. Es wurbe hervorgehoben, daß bie 
Bank vorausfichtli eine große Menge Noten in Umlauf fegen werde und unvertennbar ganz 
beſonders barauf berechnet fei, in Preußen Geſchaͤfte zu machen. Der Geftattung des Gefchäfts- 
bettiebs würbe eine nähere Prüfung des Unternehmens feinem Umfange und feiner Beſchaffen⸗ 
heit nach vorausgehen müflen; allein nad) dem Inhalte der Statuten fei die Oeftattung des Ge: 
ſchäftsbetriebs und insbeſondere des Umlaufs jener Banknoten in Preußen nicht in Ausficht zu 
ftellen, und e8 würbe vielleicht nothiwendig werden, duch Zwangsmaßregeln dagegen einzu= 
ſchreiten. Mußte die Ausführung des Plans einer Bank für ganz Deutſchland mit Filialen, 
Agenturen und Commanditen in allen einzelnen Staaten ohnehin auf unüberwindliche Schwie= 
rigfeiten ofen, fo war durch dad Entgegentreten ber preußifchen Regierung ſchon der Verſuch 
einer Ausführung abgefänitten. Das Capital, welches auf 100 Mil. Thlr. mit der Befugniß 
einer Erhöhung auf 200 Mill. feftgefegt war, fhrumpfte auf 15, dann auf 2%, Mill. zus 
fammen. Allein die Bank trat deſſenungeachtet, wenn aud in verfleinertem Maßſtabe und 
als Deffauifhe Landesbank, ind Leben und vermehrte ihr Capital, wovon Ende 1856: 
3,399,526 Thle. einbegaplt waren; die Notenausgabe betrug 54, Dil. Neben ihr wurbe 
1856 eine Erevitanftalt in Deſſau gegrünbet und mit der Bank in eine Berührung ge⸗ 
bracht, welde der legtern nicht zuträglich jein kann. 

Außer in Balern, Sachſen und Anhalt-Deffau beftanden in den übrigen deutſchen Staaten 
bis zur Mitte des Jahrhunderts nur noch einige Eleinere Banken ober ähnliche Inftitute mit lo⸗ 
caler Wirkſamkeit, theils ohne, theils mit geringer auf ihren Sig und die nädfte Umgebung 
beſchrãnkter Notenemiſſion. Als aber die Gründung des Cr&dit mobilier in Paris gegen Ende 
1852 au in Deutfchland ven Eifer weckte, Geſellſchaften zu bilden, um große Capilale zu ver: 
einigen und den Unternehmungen ver Production, der Verkehrsanſtalten wie des Handels zus 
gawenden, da vermehrte ſich die Zahl ver Banken neben den neuen Grebitanftalten. Über die 
Wahl, ob das Eine oder das Andere, entſchied theils die Anficht der Regierungen, theils 
Die Abficht der Unternehmer. In Preußen verweigerte die Regierung die Konceffion für Cre- 
ditanſtalten; doch bildeten ſich foldhe in der Korm von Commanditgeſellſchaften in Berlin, Bres⸗ 
lau und Koͤnigsberg; Banken wurden neben der Preußiſchen nur in ſehr engen Dimenſionen 
zugelaſſen. In Öfterreich wurden fie durch das ausſchüeßliche Privilegium der Nationalbank 
zur Notenausgabe ferngehalten; dagegen wurde eine große Creditanſtalt zugelaſſen. Ebenſo 
genehmigte Sachſen die Errichtung einer Creditanſtalt in Leipzig, begnügte ſich dagegen mit der 
vorhandenen Bank in dieſer Handelöftabt und den Eleinern in Baugen und Chemnitz. Baiern 
und Würtemberg milligten in feine Neuerung; in Hannover erklärten fi die Stände gegen 
Creditanſtalten und die Regierung conceffionirte eine Bank; in Baden, Kurheſſen und Olden⸗ 
burg fand bisjegt (October 1857) weder das Eine noch das Andere Eingang. Großherzogthum 
Heſſen (Darmftadt) genehmigte beiverlei Anftalten in großartigem Mafftabe und in engſter 
Berbindung miteinander, wie auch Anhalt Deflau feiner Bank eine Creditanſtalt beifügen 
Tieß. Weimar, Braunfhweig, Mecklenburg (Roftod), Gotha, Sondershauſen, Reuß (Gera), 
Heſſen⸗ Homburg, Frankfurt, Bremen und Lübeck (die beiden letztern durch Erweiterung be= 
ſtehender Anftalten) erhielten Banken; Naffau (mo eine Art Landesbank fihon beſtand) und 
Koburg Erevitanflalten; Luremburg, Meiningen und Büdeburg (Lippe) verſtanden ſich zu 
gemifäten Anftalten, welche vie Befugnifle beider vereinigen. Hamburg bewilligte neben 
jeiner alten Eeine neue Bank, e8 entſtanden daher dort ohne Eonceffion zwei Creditanſtalten. 
Altenburg, Rudolſtadt, Liechtenftein und Detmold, Medlenburg-Strelig, Anhalt:Bernburg, 
Holftein-Lauenburg und Limburg wurden, wie e8 ſcheint, wenig ober erft zu fpät mit Geſuchen 
behelligt. Je nachdem bei ven Regierungen die theoretifhe Scheu vor den Gefahren ver Noten 
ober der Speculation, ober vor beiden, ober die praktiſche Rüdfigt für vorhandene Inftitute 
überwog, ober die eine und andere aͤberwunden wurde, vertheilten ſich die Banken und Grevil= 
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anftalten über bie deutſchen Länder, wurben fie zugelaſſen, ausgeſchloſſen, verbunden und vers 
ſchmolzen, enger oder weiter zugeſchnitten. Bon Seiten der Gründer war die Neigung für Ere= 
ditanftalten vorwiegend, weil dafür die Wahrſcheinlichkeit, aus dem Verkaufe der Actien bei der 
günftigen Stimmung ein hohes Agio zu erzielen, größer war als für die Banken, bei denen vie 
Ausfiht auf Dividenden von 20, 30 und mehr Procenten nicht vorgefpiegelt werben konnte; 
außerdem aber ließ jid eine Conceſſion für eine Grevitanftalt überall benugen, da ihre Opera: 
tionen von jedem Punkte aus betrieben werden können, da es mithin darauf nicht ankommt, wo 
fie ihren Sig hat. Die jeit 1850 entflandenen Banken find: Roftoder Bank (1850), Braun 
ſchweig (1853), Weimar, Frankfurt, Homburg (1854), Bank für Süddeutſchland in Darmſtadt, 
Privatbank in Lübe, Thüringifhe Bank in Sonderähaufen, Hannover, Bremen, Gera und 
Gotha (1855 — 56). 

Unter diefen neuen Banken ift nur die Bank für Süddeutſchland in Darmſtadt in 
größeren Dimenflonen angelegt. Sie war ſchon 1853 gleichzeitig mit der dortigen Erebitanftalt 
(Bank für Handel und Induſtrie) genehmigt, wurde aber innerhalb der zweijährigen Friſt nicht 
ins Leben geführt; die abgelaufene Eoncefiton wurde am 5.Noo. 1855 erneuert, und die Anftalt 
trat am 1. Febr. 1856 in Wirkjamfeit. Ihr Capital iſt auf 20 Mill. Gton. feftgefegt und kann 
durch Beſchluß der Verwaltung mit Genehmigung der Regierung auf 40 Mill. gebracht wer⸗ 
den. Sie fteht mit der Greditanftalt in der innigften Verbindung und wird von der Direction ber 
legtern geleitet, ſodaß fie einander gegenfeitig unterftügen. Aus biefem Berhältniffe entftehen 
für beide Anftalten große Vortheile; allein die Bank wird dadurch auch von allen Wechfelfällen 
der fpeculativen Richtung der Grebitanftalt betroffen, und infofern bietet fie nicht bie Garantie 
einer unabhängigen Stellung. Am 30. Sept. 1857 betrug das eingezahlte Actiencapital 
3,869,150 Slon. Der Notenumlauf darf die poppelte Summe des Capitals erreichen und be= 
lief fih am 30. Sept. auf 2,974,250 Glon., denen in baarem Gelde 1,854,035 Gldn., an 
Wechſeln 3,179,437 Glon., an eigenen Effecten und Darlehen auf Unterpfand 1,793,894 
Gldn. gegenüberftanben. 

Unter den übrigen genannten Banken haben Frankfurt mit 10 Mill. Olon. und Han⸗ 
nover mit 6 Mill. Thlen., beide mit der Befugniß es zu verdoppeln, dad größte Capital, aber 
aud ein reiches Feld der Thätigkeit. Hannover iſt bisjetzt noch in der Entwidelung begriffen. 
Die Frankfurter Bank, welde ver Furcht vor der Darmſtädter ihre Entſtehung verbantt, hat 
die Verpflichtung, ber Regierung auf Verlangen ein unverzinsliches Darlehn bis zu einer Mill. 
Gldn. gegen unterpfänbliche Hinterlegung von 3%/, Broc. ftäbtifchen Schuldverſchreibungen zu 
gewähren. Daß es ihr an Geſchäften nicht fehlt und daß diefelben foliv betrieben werben, zeigen 
ihre Monatsüberfichten. Am 30. Sept. 1857 betrugen: 





Notenumlauf 9,380,955 Glon. 
Wechſelbeſtand 9,991,100 „ 
Darlehen gegen Unterpfanb 3,551,100 „ 
Baaworratd ....... 5,598,600 „ 


Actiencapital, einbezahlt ... 10,000,000 „ 

Die Braunfhmweigifhe Bank hat fi unter umfihtiger Leitung raſch entwidelt, da fie 
in ihrer erften Periove, 1855 — 54, in einem großen Theile von Norddeutſchland Feiner Con⸗ 
eurrenz begegnete. Sie vermehrte ſchon 1855 ihr Gavital von 11/, auf 2Y, Mill. Thlr., 1856 
auf 3 Mill.; eine weitere Vermehrung bis 5 Mil. ift beſchloſſen, aber gegenwärtig (October 
41857) nod nicht audgeführt. 

Die Bremer Bank murbe gegründet, um einem Filial der Braunſchweiger das Feld nicht 
zu überlaffen; fie rechnet in Gold; ihr Capital beträgt 2Y, Mill. Thlr. Gold, und ihre Noten- 
cireulation darf nicht über biefen Betrag umd ben des Refervefonds feigen. Nah dem Stande 
auf 30. Sept. 1857 Hatte die Bank: 


Noten imUumluf ........ 133, er Thlr. Gold 

Verzinsliche Depofiten (zu 3 Proc.) 2,397,4 PER 

Artiencapital . 22.2222 .. 2,500, 0 —— 
dagegen 

Baarbeftand ..... 22.220. 109,805 „ „ 

Sesſſſ 4,996,484, 

Darlehen gegen interpfand . . . . 5010 „ „ 


Gfiecden ? neuen 8720 „ 
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Unter ven Inſtituten in Thüringen verdient die Brivarbanf zu Gotha einer beſondern 
Gmähnung, weil ihre Statuten Beflinnmungen enthalten, welche neben der Solidität und der 
Grmeinnügigkeit auch auf Vereinbarungen mit Regierungen und Banfen hinweifen, deren 
Rathwenbigfeit in ver nächſten Zukunft ftärfer hervortreten wird. Diefe Beftimmungen, welche 
die Statuten anderer Banken nicht enthalten, jind folgende: 

1) 88 darf nie ein größerer Betrag von Banknoten im Umlauf fein als der Betrag der im 
Beige der Geſellſchaft ſich befindenden discontirten oder gekauften Wechſel. Außerdem muß 
wenigſtens der dritte Theil und, wenn der Umlauf mehr ald dad Nctiencapital beträgt, von dem 
Mehrbetrag wenigſtens vie Hälfte in klingender Münze oder Barren vorräthig gehalten werden. 

Bon den Geldern, welche ohne Rückzahlungsfriſt eingezahlt werben, muß, abgefehen von 
tem Ginlöfungsfonds für die Banknoten, mindeſtens die Hälfte ftet3 bereitgehalten werden. 

Diefen Beftänven für die Noten und Depoiiten find die zur Betreibung der laufenden Ge— 
ſchãfte erfoderlichen Kaffenvorräthe nicht mit einzurechnen. 

2) Wenn die Dividende für die Actionäre 5 Proc. überfleigt, fo wird der vierte Theil des 
weitern Gewinns nad) ver Beftimmung der Regierung zum Zwecke ver Beförderung des Fleißes 
and der Sparfamfeit der handarbeitenden Volköclaffen abgegeben. 

3) Mit Regierungen anderer deutſcher Bunbeöftaaten können zum Zwede der Errichtung 
von Filialen oder Agenturen wie zur Erlangung weiterer Nechte und Befugniffe Vereinbarun⸗ 
gen geſchloſſen werben. 

Deögleichen mit Inftituten oder Gefellfhaften, um die theilweiſe oder vollftändige Ver— 
füümelzung ber beiberfeitigen Intereffen herbeizuführen. Solche Vereinbarungen bevürfen ver 
Genehmigung der Regierung. 

Durch diefe Beftimmungen wird für ven richtigen Gebrauch und die Sicherheit ver Noten wie 
für die Depoftten eine größere Garantie gefhaffen als in irgendeinem andern Bankſtatut; es 
wird ferner bei dem Gewinn auf das Mohl ver arbeitenden Claſſen Bedacht genommen; e8 wird 
meli ver Weg zu einer gefunden und kräftigen Entwickelung des Bankweſens in Deutihland 
mittel8 der Vereinbarungen angebeutet, ein Weg, der wol bald wird betreten werben müffen. 

Die neuern Banken in Thüringen haben für ihren Geſchäftsbetrieb allerdings weniger ihre 
Gige und deren näcjfte Umgebung, als die inbuftriereihen und handelsthätigen Gegenden und 
Bläge des benachbarten preußiſchen und ſächſiſchen Gebiet im Auge. Sie Haben deshalb mei= 
ſtens Agenturen oder andere Verbindungen in Leipzig, Berlin, Magdeburg, Breslau und in 
andern Stänten. Zu den Befürchtungen, melde bad Notenverbot in Preußen veranlaßt haben, 
gaben fie jedod den Gapitaliften fowenig wie ven Geſchäftsleuten Anlaß, die fih ald Actio⸗ 
näre betheiligten und ihren Credit wie andere Dienfte in Anfprud nahmen. Nachfolgende Zu: 
fanmenftelung aus den Überfihten ihres Standes auf den 30. Sept. 1857 gibt gleichfalls 
feinen Anlaß zu Beforgniffen: 


Weäfeisenond, Därlehen gegen aaworrath. Roten. Merlencopiel 
Thlr. Chlt. Thlr. xhlr. Khlr. 
Beimar ... 3,199,155 4,046,730 1,410,158 3,300,000 5,000,000 
Gotha ... 1,960,255 162,145 282, 777 765,760 1,579,740 
Sonberöhanfen 2,076,100 599,000 308,500 14,151,000 3,000,000 
@ra..... 2,256,151 704,129 916,176 1,991,810 2,500,000 


9,491,959 2,511,974 2,897,611 7,208,570 12,079,740. 


Man fieht hieraus, daß diefe neuen Inflitute, von denen das ältefte kaum drei Jahre, das 
füngfle (Gotha) erft wenige Monate zählt, durch Disconto⸗ und Leihgeſchäfte die Induftrie und 
den Handel wefentlich unterftügen, daß ihre Notencireulation durch bie Wechfelbeftänbe allein 
mehr als vollftändig und außerdem noch durch die Baarvorräthe weit über ein Drittel gedeckt ift, 
auch dad Actiencapital lange nicht erreicht. Die Zunahme ver Production und des Verkehrs, 
welde der Preußiſchen Bank geftattete, den Umlauf ihrer Noten von 24 auf 73 MIN. Thlr., 
nahezu auf dad Fünffache ihres Actiencapitals von 15 Mil. , zu erweitern — diefe nämlide 
Urſache gibt auch den kleinern Anftalten Beſchaͤftigung, ohne die große zu beeinträchtigen oder 
fHugbebürftig zu machen. 

Die vielverbreitete Meinung, daß die Zahl der Banken in Deutſchland zu groß geworben, 
{Geint weder bei näherer Betrachtung noch bei der Vergleichung mit andern Ländern, wozu bie 
—— Abſchnitte Anlaß geben werden, begründet. 

V Die Banken von England, Schottland und Irland. Die erſte unter den neuern 
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Banken verdankt ihren Urfprung, gerade wie bie Älteflen ihrer Borgänger in Venedig und 
Genua, den Finanzverlegenheiten der Regierung, und es wurde bei Errichtung derſelben nicht 
entfernt daran gedacht, wie mächtig dad Inflitut einft werben würde. Schon unter Cromwell 
und nad) ihm unter Karl I. hatte der zunehmende Handel dad Bedürfniß eines leihtern und 
raſchern Umlaufs gefühlt, dem ein Plan zur Errichtung einer Bank von William Potter und 
Henry Robinfon Genüge leiften follte. Aber das Handelsintereſſe allein war nicht ſtark genug, 
die Anftalt ins Leben zu rufen. Nach ver Bertreibung der Stuart's im Jahre 1688 war die Rte⸗ 
gierung Wilhelm's von Oranien in einer ſchwierigen Lage. Nicht gefichert gegen die Beinbe im 
Innern, hatte König Wilhelm den Krieg gegen Frankreich in den Niederlanden zu führen und 
war fo fehr von Hülfsmitteln entblößt, daß er Die Belagerung der Stadt Namur nicht unterneh⸗ 
men konnte. Der Einzug der Steuern war ſchwierig, ihr Ertrag ungenügend, eine Anleihe 
ſchwer zu befommen. Da genehmigten die Minifter einen Plan des Schotten William Patter- 
fon — der erfte Vorſchlag kam von Dr. Hugh Ghamberlain — eine Geſellſchaft zu gründen, 
welche dem State eine Anleihe machen und dafür verſchiedene Privilegien erhalten follte. Daß 
die Staatsanleihe ver Hauptzweck war, geht ſchon and ber Überſchrift der Orundungsacte hervor, 
alfo lautend: „Acte, um Ihren Majeftäten (Wilhelm und Maria) verfhievene Abgaben vom 
Tonnengehalt der Schiffe, von Bier, Ale und andern Getränken zu bewilligen, ſodann um ges 
twiffe in dieſer Acte bezeichnete Belohnungen und Vorteile denjenigen Berfonen zu gewähren, 
welde die Summe yon 1,500,000 Pf. St. zur Fortſetzung des Kriegs gegen Frankreich freis 
willig darleihen werben.” Auf die einzelnen Beftimmungen über das Tonnengeld, die Abgaben 
von Bier, Ale u. f. w. folgt fodann die Ermädtigung, eine Summe von 1,200,000 Pf. St. 
durch freiwillige Subfeription in Actien von 100 Pf. St. aufzunehmen ; die Unterzeichner werden 
al3 eine Körperfchaft unter dem Titel „Gouverneur und Compagnie der Bank von England” 
anerkannt. Der Refl ver verlangten Anleihe mit 300,000 Pf. St. follte gleichfalls auf dem 
Wege ver freiwilligen Unterzeignung aufgebradt werben, und die Theilnehmer follten Annuitä= 
ten für ein, zwei oder drei Leben erhalten. Der Geſellſchaft wurden 8 Proc. Zinfen und eine Vers 
gütung von jährli A000 Pf. St. für die Verwaltung der Staatögelver bewilligt, alfo eine 
Summe von 100,000 Pf. St. jährlich, dazu die Erlaubniß, Wechſel zu discontiren und eigene 
Anmwelfungen auf den Inhaber und auf Sit, Banknoten, anfänglich nicht unter 20 Pf. St. 
audzugeben. Sie durfte Vorfhüffe gegen Fauſtpfand geben, aber keine eigenen Handelsgeſchäfte 
treiben, außer mit Gold und Silber; auch durfte fie bie Waaren, welche fie ald Unterpfand be⸗ 
ſaß, verkaufen, wenn fie drei Monate nad) Ablauf des beſtimmten Termins nicht auögelöft wa- 
ten. Es war ihr verboten, ihre Verbinvlickeiten über ven Betrag ihres Capitals auszudehnen, 
widrigeufalls ihre Mitglieder perfönlic) den Gläubigen verantwortlich wurden. Dieſes Bank⸗ 
prioilegium follte dauern bis der Staat feine Schuld bezaßlt Hatte, was von 1705 an mit ein= 
jähriger Kündigungsfrift gefhehen durfte. Im die fpätern Erneuerungen wurde Die nämliche 
Beringung aufgenommen. Der Urheber, Patterfon, wurde vom Hofe vergeffen, widmete fi 
der Anlage einer Eolonie auf der Landenge von Darien und verlor dort fein Leben. 

Der Plan, von dem Staatsrathe genehmigt, wurbe bem Parlament vorgelegt und in bei⸗ 
ben Häufern lebhaft erörtert. Seine Anhänger erwarteten, daß die Anftalt den Staat aus den 
Händen der Wucherer befreien, ven Zinsfuß ermäßigen, den Öffentlichen Credit und die Güter= 
preife heben, ven Umlauf erweitern, die Lage des Handels beffern, die Zufuhr von Lebensmit⸗ 
teln erleichtern und das Volk enger an die Regierung knüpfen werde. Die Gegner beforgten, bie 
Anftalt werbe vermittel8 ihres Monopols alles Geld in dem Koͤnigrelche an ſich ziehen und ein 
gefügigeö Werkzeug für jede Willfür der Regierung werden, fie werbe die Gayitale von dem 
Handel und der Induftrie ablenken und der Speculation in Staatöpapieren zuführen, einen 
Schwarm von Maklern und gelogierigen Speculanten erzeugen, welde fid) von dem Raube ihrer 
Opfer mäften, den Betrug und das Spiel begänftigen und die Sittlichkeit ver Nation unter 
graben. Der Grundadel wollte die Geldmacht nicht aufkommen, theilweife auch Die neue Dynaz 
ftie ſich nicht befeftigen laſſen; allein die Acte ging in beiden Käufern durch und erhielt ſchließlich 
vie koͤnigliche Sanction. Die verlangte Summe war in zehn Tagen gezeichnet, und die Grim: 
dungsurtunde wurde am 27. Juli 1694 ausgefertigt. Die Verwaltung wurde aus einem Gou—⸗ 
verneur, einem Stellvertreter (deputy Governor) und 24 Directoren gebildet, melde von den 
Artionären, die dazu befähigt, d. h. im Beſitze einer beftimmten Anzahl von Actien waren, 
jeves Jahr am 25. März und 25. April gewählt werben follten. 

Sonach beftand das Gapital der Geſellſchaft wie jenes der ältern italienijchen aus einer Fo⸗ 
derung an den Staat und ihre Betriebsmittel aus dem jährlichen Cinkoumen an Zinfen und 
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Vetzuung für Verwaltungsgeſchaͤfte. Doc) war fie weniger ald jene Vorgänger von ber Ne: 
gieang abhängig, weil fie nach englifhem Brauche ſich ſeibſt regierte. Immerhin lag für fie 
an arfer Antrieb, fich der Regierung gefällig zu beweijen, in dem Umflanve, daß ihr Privi- 
legium ſich nur auf eine befchränkte Zahl von Jahren erſtreckte und nad deren Ablauf ver Er— 
weserung bedurfte. 

Die Operationen der Bank bewirkten alsbald ein Sinfen des Zinsfußes in London, insbe— 
ſondere für die Greditgefchäfte ihrer Theilhaber, deren Wechſel weit billiger ald andere discontirt 
werben , außerhalb London und bed Geſchäftsbereichs ver Bank ift eine gleiche Wirkung nicht 
fo ſchnell bemerkt worden. Bon 1696 an trat die Ban in eine längere Kriſis, welche zunächft 
dutch eine Umprägung dev Münzen veranlaßt wurde. Die Bank beſaß einen Vorrath abgenutz⸗ 
ter Goldſtũcke und Eonnte die zur Einlöfung erfoberlichen neuen nit nach Bedarf von der Münz- 
Rätte erhalten. Ihre Noten verloren 20 Proc. im Umlaufe, bie Schatzkammerſcheine und Staats⸗ 
yapiere aber AO, 50, ja bis 60 Proc. Um dem Übelftande zu begegnen, wurde die Bank er= 
mäßtigt, ihr Gapital durch neue Unterzeihnungen zu vergrößern, welche zu vier Fünftel in 
Shapfammerfheinen und Stantöpapieren, zu einem Fünftel in Banknoten einzuzahlen waren. 
Die Summe belief fi auf 1,001,174 Pf. St., wurde aber 1707 zurücterftuttet. Einen zweiten, 
heitigern Stoß Hatte die Bank 1745 audzuhalten, wo die legte Schilverhebung für die Stuart's 
unter bem Prinzen Eduard einen panifchen Schreien verbreitete. Infolge veffen entftand in Lon⸗ 
don ein Anlauf gegen die Bank (a run upon the bank), d. h. die Inhaber yon Noten drängten 
fich herbei, um fie gegen Geld auszuwechſeln. Da unterzeichneten 1446 Iondoner Kaufleute eine 
Grklärung, worin fie ſich verbindlich machten, vie Banknoten unter allen Umftänden anzuneh— 
men und deren Annahme bei ihren Geſchäftsfreunden zu bewirken. Diefe patriotiſche Handlung 
hatte einen guter: Erfolg, und bald darauf madjte die Schlacht bei Culloden dem Schrecken ein 
Ende, rettete die Bank und befeftigte ven Öffentlichen Credit. 

Die ſtärkſte und anhaltenpfte Krife beftand die Anftalt vom Jahre 1797— 1819, veranlaft 
durch die Unfoperungen ver Regierung mährend des Kriegs gegen Frankreich. Nach ihren Sta- 
tut durfte Die Bank der Regierung keine Anleihe machen ohne vorgängige Zuflimmung des 
Varlaments bei Etrafe des dreifachen Betrags ver geliehenen Summe, wovon ein Fünftel 
dem Anzeiger zufiel. Diefe Beitimmung wurde im Jahre 4793 weſentlich abgeändert, indem 
ein Geſetz die Bank für nicht firaffällig erflärte, wenn fie die von den Schageommiffaren accep= 
tirten und ihr zur Zahlung überwieſenen Wechfel einlöfe. Vorſchüſſe in dieſer Form follten der 
Regierung bie finanziellen Schwierigkeiten bei dem Kriege mit Frankreich erleichtern, fie war 
mar gehalten, über deren Betrag dem Parlament jedes Jahr eine Vorlage zu machen. Diefes 
Hälfsmitteld bediente ſich die Regierung in immer fleigendem Maße, in welchem die Bedürfniſſe 
für den Krieg und die Subſidienzahlungen an bie Verbünveten zunahmen; r fand außerdem 
noch andere Wege, um die Mittel der Anftalt in Anfprud zu nehmen, bis viefe nahezu erſchöpft 
waren. Um fi} zu helfen, fing die Bank zunädhft an, vie Maffe ihrer Noten zu vermehren, und 
um eine größere Menge in Umlauf zu fegen, verringerte fie ven Stücdhetrag. Anfänglich durfte 
fie feine Note unter 20 Bf. St. ausgeben; von 1759 an war fie auf 15 und 10 Pf. St. herab 
gegangen ; 1794 gab fie zum erften mal Fünfpfundnoten aus, und dadurch hielt fich eine viel 
größere Menge von Noten im Umlaufe. Alltin die unaufhörlichen Anfoverungen der Regierung 
ſchwächten ihre Borräthe immer mehr und zwangen fie nicht nur ihre Discontogefchäfte, fondern 
au die Einlöfung ihrer Noten zu beſchränken. Am 31. Dec. 1795 ließen die Directoren bes 
kannt machen, daß an Nachmittagen feine Effecten mehr discontirt und Mittwoch Nachmittags 
feine Noten mehr eingelöft würden, daß ferner jeven Tag eine beftimmte Summe für das Dis⸗ 
contiven feftgefegt werde, und wenn die zu dieſem Zwecke eingefendeten Effecten dieſelbe über= 
Rirgen, ein verhältnigmäßiger Theil verfelben zurückgewieſen werden würde, ohne Rückſicht 
auf die Refpectabilität ber Einfenver und die Solibität ber Effecten felbft. Ebenſo werde e8 mit 
ven Roten gehalten werden. Während vie Bank durch ſolche Mafregeln die drohende Krife 
zu beſchwoöͤren ſuchte, Bemühten ſich die Directoren auf der andern Seite vergebens „fi den Zu= 
muthungen der Minifter zu entziehen, melde, ſelbſt von den Umſtänden beherrſcht, ihren Vor⸗ 
Rellungen kein Gehör ſchenkten. So waren im Anfange des Jahres 1797 die Vorſchüſſe an ven 
Staat auf mehr ald 40 Mi. Pf. St. angewachſen, während der Handel nicht mehr ala 3 Mill. 
PH. St. erhalten Eonnte und der Augenblict Herannahte, wo ihm die Bank ihre Dienfte ganz 
verſagen mußte. Doch firengte fie ſich immer noch an, biefelben fernerhin zu leiften, und hatte 
ton der Megierung Feine außerordentliche Mafregel verlangt, ald in ver Nacht vom 26. auf den 
27. Sehr. 1797 die Minifter, ohne Zweifel in Vorausſicht neuer Anfoderungen an die Bank, 


304 Banken und Bankweſen 


den Directoren eine Weifung des Geheimraths zuftellten, melde ihne“ derbot, die Noten ge= 
gen Deünze einzulöfen. Die Weifung fügte ih auf eingezogene Erfundigungen des Kanzlers 
der Schagfammer, wonach, veranlaßt dur unbegründete und übertriebene Beforgniffe, die in 
verſchiedenen Theilen des Landes verbreitet fein, ein außerorbentlicher Begehr nach Metallgelo 
ſich kundgebe. Mag dem fein wie ihm wolle, der Baarvorrath der Bank war in dieſem Augen 
bli auf 1,186,170 Pf. St. zufammengefhmolzen. Sobald am 27. Febr. der Geheimraths⸗ 
befehl befannt wurde, drängte ſich eine Menge Menſchen vor dem Bankgebäude, um Gold für 
ihre Noten zu verlangen. Die Directoren verbreiteten unter der Menge eine Abſchrift der Weis 
fung mit dem Beifügen , daß der Stand der Bankangelegenheiten im Allgemeinen durchaus be= 
friebigend uud günftig, fomit geeignet ſei, jeven Zweifel an ber Solibität der Noten zu befeiti= 
gen. Sie würden fortfahren, zur Befriedigung der Handelsintereſſen wie gemöhnlid gegen 
Banknoten zu discontiren und ebenjo bie fälligen Dividenden zu bezahlen. An dem nämlichen 
Tage fand, ähnlich wie 41745, unter dem Borfige ded Lord-Mayor eine zahlreiche Verfammlung 
von Kaufleuten, Bankiers und andern Gefhäftämännern flatt, welche einſtimmig folgenden 
Beſchluß faßte: „Die Unterzeineten, lebhaft überzeugt, wie nothwendig unter den gegenwär= 
tigen Umſtänden die Erhaltung des Öffentlichen Credits ift, beellen fich zu erklären: daß fie fi in 
feinem Falle weigern werben, die Banknoten als Zahlung für ihre Koderungen anzunehmen 
und daß fie Alles aufbieten werben, um ihre eigenen Zahlungen in gleicher Weife zu bewirken.“ 
Exemplare diefer Erklärung wurden an Öffentlichen Orten aufgelegt, um von Denen, melde 
ander Berfammlung nicht hatten theilnehmen Lönnen, unterſchrieben zu werben, und mehre an: 
dere Öffentliche Verfammlungen faßten ähnliche Beſchlüfſe. 

Inzwiſchen bedurfte die Maßregel Pitt’s der Zuftimmung des Parlaments und erhielt dies 
felbe am 3. Mai. Der Bericht ver Commiffion, welche beauftragt wurde, ven Stand der Bank: 
angelegenbeiten zu unterſuchen, gab an, daß am 25. Febr. die Activen, ohne die ſtändige Schule 
des Staat, welche damals 11,686,800 Pf. St. betrug und mit 3 Proc. verzinft wurde, 
17,597,280 , die Paſſiven 13,770,390 Pf. St. betrugen, mithin ein reines Vermögen von 
3,826,890 Pf. St. vorhanden war. Allein unter ven Activen befanden ſich eben die Vorſchüfſe 
an die Staatöfaffe durch Einlöfung ihrer Wechfel im Betrage von mehr als 10 MIN. Bf. St., 
eine ſchwebende Schuld des Staats an die Bank, welche niht wie die Paſſiven der Bank jeden 
Augenblick zurüdgefobert werben konnte. Weil duher die Regierung ihre Schuld zu erftatten 
nicht in der Lage war, wurde die Bank gegen die Anfoderungen ver Noteninhaber geſchützt: es 
wurde ihr geftattet, Noten von 1 und 2 Pf. St. auszugeben; dagegen wurde fie angewiefen, 
keine Zahlungen über 40 Schill. (2. Pf. St.) in Münze zu machen; nur bei Rüderftattung 
von Depofiten, veren Betrug nicht unter 500 Pf. St. war, durfte fie brei Viertheile in Metall⸗ 
geld bezahlen. Diefe Mafregeln, unter dem Namen ver Bankreftriction bekannt, wurden 
anfänglich nur auf ein Jahr, dann von einem Termin zum andern ausgebehnt, fpäter bis ſechs 
Monate nach Beendigung des Kriegs verlängert; allein ihre Dauer wurde noch weiter erſtreckt 
und erreichte A819 exft ihr geſetzliches, 1822 ihr thatfächliches Ende. 

Wäre ed möglich gewefen die Menge ber umlaufenden Noten zu befräufen, fo würde 
Dies ein ſicheres Mittel gewefen fein, jeder Entwerthung vorzubeugen. Allein dazu hätte bie 
Bank mit weitern Anfoberungen ver Regierung verſchont bleiben müffen, und da dies nicht ge= 
ſchah, fo wurbe die Notenmaffe vermehrt, mozu die Verſuchung ohnehin größer wurde, nachdem 
die Verbindlichkeit zur Einlöfung Hiumweggefallen war. Immerhin war die Entwerthung nit 
fu bedeutend, als fie geworben fein müßte, wenn der Patriotismus ver Nation ihr nicht durch 
bereitrillige Annahme entgegengefommen wäre. Im Jahre 1808 verloren die Banknoten etwa 
8 Proc. gegen Münze. Cine weitere Folge des Zwangscurſes der Noten war das Verſchwinden 
der Münzen, melde trotz aller Verbote und Strafandrohungen in das Ausland warberten; bie 
Lücke wurde mit Noten ausgefüllt und die Provinzialbanken wetteiferten darin mit der Banf 
von England. Der Wechſelcurs auf fremde Pläge wurde ver einzige Maßſtab, um den Preis 
der Noten mit dem des Geldes zu vergleichen; aber er war unſicher und e8 herrſchte varüber eine 
merfwürbige Verſchiedenheit ver Meinungen. Died zeigte ſich bei einer Unterſuchung, welche 
das Parlament im Jahre 1810 anftellen ließ. Das Committee berichtete, daß der Marktpreis der 
Barren etwa 15 Proc. höher ftehe ald der Werth der Banknoten, und flug vor, daß die Bank 
nach zwei Jahren ihre Baarzahlungen wiederaufnehmen folle. Aber dies war leiter anzu= 
rathen aldauszuführen. Das Parlament, welches ven Bericht, da er zu ſpät erflattet worden, erſt 
4811 berieth, verwarf den Vorſchlag und erffärte auf ven Antrag von Banfittart, fpäter Lorb 
Bexley, daß der Unterſchied im Preife ver Banknoten und ver Barren nit von der Entwertyung 
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da erſtern, ſondern von ber Bertheuerung der letztern herrühre, und daß dieſe ſowie der un⸗ 
gieige Wechſelcurs fi aus den volitiſchen und Handelsbeziehungen Großbritanniens zu den 
adoãrtigen Mächten hinreichend erkläre. Gegen dieſe Anſicht ſchrieb David Ricardo feine erſte 
Gqrift unter dem Titel: „Der hohe Preis ver Barren iſt ein Beweis der Entwerthung ber 
Baufnoten. Das Steigen des Goldes nad) der einen oder dad Sinken des Papiers nach der 
udern, richtigern Anſicht erreihte feinen äußerſten Stand furz vor dem Frieden und wurde 
im Jahre 1814 auf mindeftens 25 Proc. angeſchlagen. Die Menge ver umlaufenden Noten 
aat nit geringer als 27 MI. Pf. St., ohne die Noten ver Provinzialbanfen, welche nicht 
beſſer ſtehen Eonnten, da fie nur gegen Noten der Bank von England eingelöft wurden. 

Die Dauer der Bankreftriction erreichte, wie gefagt, ſechs Monate nad; vem Briedensfhluffe 
iht geſetzliches Ziel. Allein der plöglihe Übergang in den normalen Zuftand würde mit nicht 
geringern Störungen und Berluften verbunden gewefen fein ald bie Einftellung ver Baarzah⸗ 
lungen. Wo Hätte die Regierung dad Geld fo raſch bekommen follen, um ihre ſchwebende Schuld 
an die Bank zu bezahlen und diefe in den Stand zu feen ihre Noten einzulöfen? Wäre dies 
überhaupt in fo kurzer Zeit möglich geweſen, fo hätte e8 nur mit den ſchwerſien Opfern geſchehen 
fönnen. Die Vortheile für den Handel und für ven bürgerlichen Verkehr würden erſt nad) einer 
Periode äußerfler Verwirrung in den Preis: und Lohnverhältniffen wie in dem Grebitwefen ein- 
getreten fein; in viefer Periode würben die in mohlfeilem Gelve bevungenen Zahlungen in theuerm 
Gelde zu entrichten geweſen fein; die Empfänger würden einen unverhofften Gewinn gemacht, 
die Shulbner einen unerwarteten Verluſt erlitten haben. Durch die fofortige Aufnahme der 
Baarzaflungen der Bank würde die Regierung dem Volke eine unverhältnigmäßige Laſt aufs 
geladen haben, um damit eine Heillofe Verwirrung zu erzeugen. VBolftändig konnten die Nach⸗ 
teile des Übergangs nicht befeitigt, aber fie Eonnten erträgliher und leichter gemacht werben 
dur eine allmälige Rückkehr zu einem geregelten Zuftande. Dies gefhah. Die Keſtriction 
wurde zuerft bis 5. Juli 1816, dann bis 1818, zulegt bis 5. Juli 1819 verlängert. In dieſem 
Jahre brachte Sir Robert Peel, welcher damit feine ruhmvolle ſtaatsmänniſche Laufbahn exröff- 
nee, einen Gefegentwurf über die Wiederaufnahme ver Baarzahlungen in Vorſchlag, welder 
son dem Parlament angenommen wurde. Hiernach begann die Ginlöfung der Noten mit dem 
1. ehr. 1820, aber bis zum 1. Oct. 1820 noch nicht gegen Münze, fonbern gegen Gold in 
geſtempelten Barren und zu A Pf. St. 1 Schill. die Unze ober etwa 4 Proc. unter dem Nenn- 
werth der Noten, denn ver Gleihwerth it 3 Pf. St. 17 Schill. 10%, Pence. Damit war 
der Entwerthung ver Noten Rechnung getragen, und die Zahlung in Barren ſollte dem Anz 
drange fleuern, welcher bei der Einlöfung gegen Münze im Übermaße zu beforgen war. Vom 
1.0.4820 bis 1. Mai 1824 zahlte die Bank eine Unze Gold für 3 Pf. St. 19 Schill. 
6Bence in Noten. Bom 1. Mai 1821 an wurden die Noten zum Nennwerthe eingelöft, aber 
immer nur gegen Barren, bie Unze zu 5 Pf. St. 17 Schill. 10%, Vene Dom 1. Mai 
1823 an begann vie Einlöfung gegen Münze, und ber regelmäßige Zuſtand war vollſtändig 
wieberhergeftellt. 

Das Gefek von 1819 erlitt in Beziehung auf bie darin beſtimmten Friften einige Mopifi- 
aationen im Laufe des Vollzugs auf Anſuchen der Bank, dagegen hob eine weitere Beſtimmung 
deſſelben das frühere Verbot der Geldausfuhr auf, und es ſiand Jedermann frei, Geldmünzen 
einzuſchmelzen. Dies war nothwendig, um bie Einfuhr von Gold zu erleichtern, denn eine aus⸗ 
ländiſche Waare — und bad Gold ift eine ſolche, wo es nicht gegraben wird — ift nicht leicht, 
%B. nicht billig in einem Lande zu haben, aus welchem fie nicht wieder heraus darf, Ein anz 
deres Befeg vom Jahre 4819 endlich verbot der Bank, Vorſchüſſe irgendeiner Art an bie Re⸗ 
sierung one Zuftimmung des Parlaments zu geben, ausgenommen durch Anlauf von Schatz⸗ 
tammerfcheinen oder Darlehen auf ſolche, deren Betrag jedoch jedes Jahr dem Parlament vor⸗ 
zulegen war. Auch bei diefem ullmäligen Verfahren Eonnte die Wiederaufnahme der Baarzah⸗ 
langen nicht ohne ſchwere Opfer und ſchmerzliche Verluſte bewerkftelligt werden. Das Gold, 
welhes England zu dieſem Behufe herbeifchaffte, wird auf nit weniger ald 30 Mi. Pf. St. 
angefälagen, und der Ankauf einer fo großen Summe in fo furger Zeit kam ohne Zweifel theuer 
ffehen. Das Steigen ver Noten auf ihren Nennwerth war eine wenn nicht plöglihe, doch 
fünflich beſchleunigte Veränderung im Preife des Umlaufömittel8, und jede Veränderung bewirkt 
Verlufte im Verkehr, entweder auf Seiten der Gläubiger ober der Schuldner, der Käufer ober 
der Berkäufer. Das Ende der Bankrefttiction war daher ein ebenfo kritiſcher Zeitpunkt wie ir⸗ 

xxndein vorauögegangener. Bei der Beurtheilung ber. ganzen Mafregel von 1797 — 1819 
Staata- Lexiton. IL 20 
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if der Geſichtopunkt feſtzuhalten, daß nicht bie Reſtrietion, ſondern der Riefenkanıpf Englands 
gegen bie frauzoͤfiſche Republik, dann gegen Napoleon und feine Verbündeten bie Urſache jo 
vieler Leiden war. Die Frage, ob dem Handelsverkehr, dem Credit, dem Gapital die ſchweren 
Berlufte hätten erfpart werben Eöunen, fällt mit ver andern Frage zufammen , ob England ben 
Krieg hätte vermeiden ober früher beenbigen können, und die Antwort auf diefe Frage gehört 
nicht Hierher. In ivgendeiner Weiſe mußten bie Opfer für den Krieg der britiſchen Nation fühls 
bar werben, und wenn man bie Banfreftriction als die Form betrachtet, unter welcher dad Geld 
unb der Grebit der Nation für Kriegözwedke verfügbar gemacht wurden, fo darf man fie nur mit 
den franzoͤſiſchen Affignaten, mit ven Rapoleonifhen Plünderungen und mit den Öfterreihifchen 
Staatöbankrotten vergleichen, und man wird fie als bie milvefte und ſchonendſte Form erfennen, 
welche gewählt werben fonnte und ohne bie freien Inflitutionen Englands und bie darauf bes 
gründete Vaterlandaliebe nicht fo gemählt worben wäre. 

Bon der lehrreichen Krife der Bank von England wenden wir und gu ihrer Geſchichte zurück. 
Bei der Erneuerung des Bankprivilegiums im Jahre 1708 wurde feftgefegt, daß keine Gefell- 
ſchaft von mehr als ſechs Theilnehmern ald Zettelbank beſtehen dürfe. Den Anlaß dazu foll 
eine Bergwerksgeſellſchaft (Mine-Adventure-Company) gegeben haben, welde anfing, Wech⸗ 
fel zu discontiren, Noten auözugeben, kurz, der Bank von England Concurrenz zu maden. 
Retere behielt ihr ausſchließliches Vorrecht bis 1826. Sie verbankte ihm hauptſaͤchlich Ihren 
großartigen Aufihtvung, aber auch mande Berlegenheit. Als nämlich in der Krife von 1825 
viele Landbanken flürzten, kam fle felbft ind Gebränge und mußte zugeben, daß es befler für fie 
fei, mit foliden als mit unfoliven Banken in Verbindung zu ſtehen. Sie gab daher nad) langem 
Wiverflande ihre Zuftimmung , daß jede Anzahl von Theilnehmern eine Notenbank errichten 
dürfe in allen Stäpten, die weiter ald 65 Meilen von London entfernt find. Diefe Beftimmung 
wurde in ben erneuerten reibrief von 1834 aufgenommen, ver außerdem noch folgende enthielt: 

Ale Noten der Bank von England, welde außerhalb London ausgegeben werben, find an 
dem Orte der Ausgabe zahlbar. Rux unter viefer Bedingung bürfen die Zweigbanken an ihrem 
Sitze Noten ausgeben. Die Bank hat elf Zweiganftalten, Birmingham, Liverpool, Mancheſter, 
Plomonth, Bortömouth, Briftol, Leeds, Hull, Neivcaftie , Leicefter und Swanſea. Diefe zu: 
fammen geben ein Drittel, die Hauptbank in London gibt zwei Drittel der fämmtlihen Noten 
aus, Alle diefe Noten find bei der Bank in London, außerdem aber ind Die Noten einer Zweig⸗ 
anftakt nur bei dieſer gegen Münze einzuldfen. 

Die Noten der Bank von England find gefeglihes Zahlungsmittel in England (nit in 
Schottland und Irland), außer bei ber Bauk ſelbſt und ihren Zweiganſtalten, und zwar für jede 
Summe über 5 Pf. St. (unter diefem Betrage dürfen keine Noten mehr auögegeben werben) 
und folange ald die Bank bei ihrem Hauptcontor in London ihre Noten einlöft. Dies 
ſchühte das Infbitut gegen den Andrang der Landbanken nad) feinen Baarvorräthen und den 
Geldumlauf gegen empfindliche Störungen. 

Die Bank ift bei dem Discontiren von Wechſeln, die nit über drei Monate laufen, den 
Wuchergeſeten nicht untertvorfen; fie kann daher ihren Discont über ven geſetzlichen Zinsfuß 
von 5 Proc. erhöhen. Von dieſer Befugniß machte fie 1847 Gebrauch, wo der Discont bis 
8 Proc. flieg, dann im Mai 1854, wo er auf 54, Proc. geſetzt wurde, endlich vom October 1855 
an bis jegt (October 1857), wo der Gap faft beſtändig über 5 Proc. Rand. 

Verzeichniſſe ver Baarvorräthe, Schulvorrfhreibungen,, umlaufenden Noten und Depofiten 
follen bem Kanzler ver Schapfammer jede Woche vorgelegt werden. Am Schluffe eines jeden 
Monats wird eine Zufammenftellung gemacht und der Durchſchnitt für Die legten drei Monate 
gezogen. Die Monatsüberficht wird in der nachflen Nummer des Regierungsbiatts, der „Lon- 
don Gazette” bekannt gemadt. Die Bank läßt übrigens aud ihre woͤchentlichen Nachweiſe 
duch Die Zeitungen veröffentlien. Diefe unbeſchränkte Öffentligjkeit, welche das Publicum 
unaußgefegt in Kenntuif von dem Vermögen, den Verbindligjfeiten, dem Umfange und Gange 
der Gefchäfte Hält, iſt ein Hauptoorzug der Bank von England, die Grundlage des unbebing- 
ten Vertrauens, welches die Anflalt genießt. 

Dem Freibrief von 1834 folgte nach Ablauf der zehnjährigen Dauer unterm 19. Juli 1844 
ein @efeg (Bank of England charter act), „um dad Ausgeben von Banknoten zu regeln und 
dem Gouverneur und ber Geſellſchaft ver Bank von England gewifje Privilegien für eine be= 
ſchraͤnkte Periode zu verleihen“. Hiernach wurde eine befondere Abtheilung (department) für 
das Ausgehen von Noten vom 1. Sept. 1844 an errichtet. Als Sicherheit für Die Noten werben 
von dem Bankvermoͤgen 14 Mil. Pf. St., welche die Anſtalt an den Staat zu fodern hat, und 
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ein entſprechender Borrath von Metall (Barren and Münzen) abgefondert. Der Betrag an 
wwlsufenden Roten, welder 14 Mi. Pf. St. üßerfteigt, muß in edeln Metallen vorräthig fein. 
Vie Rotenmenge darf mir dann vermehrt werden, wenn eine andere Zettelbank aufhört, und 
daun nur nm zwei Drittel des Betrags der aus dem Umlauf gezugenen andern Noten. Der$.10 
dieſer Acte verbietet vie Errichtung weiterer Zettelbanken; pie beſtehenden dürfen Die Summe 
ihrer auögegebenen Noten nicht vermehren. Der Freibrief ver Bank erlifcht mit zwoͤlfmonat⸗ 
fer Auftümbigang nach bem 4. Aug. 1855, umd das Barlament hat im Mai 1857 einen 
Ausihuß ernannt, um Über die Erneuerung bed Privilegiums wie über das Bankweſen in 
England überhaupt Anträge vorzubereiten. Die Unterfuhungen und Verhandlungen wer⸗ 
den ohne Zwelfel von hohem und allgemeinen Interefie fein. Die Beflimmungen ver Acte von 
1844 Haben ben Zweck, die Banknolen ſtets im Gleichwerthe mit ver Münze zu erhalten, was 
nur geſchehen kann, wenn fle jederzeit unverzüglich einld4bar ind. Dafür aber foll geforgt wer- 
den durch Inrückführen der Notenausgabe auf eine einzige Duelle — die Bank ven England 
— und Sicherung anfehnlicher Baarvorraͤthe. 

Das Capital der Bank war im Laufe ver Zeit bedeutend angewachſen. Bon 1,200,000 
Vf. St., die urſprunglich Wenmngbrt waren, hatte #8 ſich zur Zeit der Erneuerung des 
Brivilegtums im Jahre 1708 durch neue Subferiptionen auf 4,402,343 Pf. St. gehoben. Im 
Sapre 1746 und bis 1816 betrug daffelbe 11,742,000 Pf. &. Im Jahre 1816 flieg daſ⸗ 
ſelbe auf 14,553,000 Pf. St. 

Bas hier als Gapital erſcheint, dies zeigt fi auf der andern Seite ald Schuld des Staats 
an die Bank, denn dieſe durfte ihr Capital nur zu dem Zwecke vermehren, um ber Regierung 
Darlehen zu machen. Kurz vor der@rnenerung des Freibriefs im Jahre 1834 wurde en Bier: 
* ee mithin die Schuls auf 11,015, 100 Pf. St. vermindert. Die zurükhezahlten 

‚537,900 Bf. St. behielt die Bank als Betriebsfonds und ebenfo verwendet fir die auß dem 
Gewinne angefammelte Meferve (rest) von beiläufig 3,300,000 Pf. St. Das Gefanmtcapital 
beſteht ſonach aus 17,853,000 Pf. St., wovon 43,015,100. Pf. St. der Regierung dargeliehen 
ſind und 6,837,900 Pf. St. in den Geſchäften umgetrieben werden. Die Zinfen, melde vie 
Bank für ihre Darlehen erhielt, fanfen mit dem allgemeinen Zinsfuß von 8 auf6, 5, A mb 
8 Proc. Kür die Ernemerung Ihrer Privllegien mußte fle ſchon 1708 dem Staate einen unver- 
— Vorfchuß leiſten, öfter auf Zinsfoderungen verzichten und in eine Herabſetzung der 

gütung für ihre Finanzverwaltungsgefchäfte willigen. Allein die Vortheile, welde fie aus 
ihrer Verbindung mit der Regierung zog, waren fo groß, daf die Aufmerkſamkeit des Parla⸗ 
ments dadurch wol angeregt werden konnte und eine Ermäßigung bed Breifes ihrer Dienfte 
von Zeit zu Zeit gerechtfertigt erfchien. Sie fegt den größten Theil ihrer Noten durch Vorſchüfſe 
an und für die Regierung in Umlauf, indem fe deren verzinsliche Schatzkammerſcheine Tauft, 
ihr den Betrag einiger Steuern (Rand = und Malgfbeuer) vorſchießt, wofür fie Zinfen und Bro- 
viſton he ; fie beforgt ferner die Schuldenverwaltung und hat verfügbare Staatsgelder ſtett 
Em erwendung. In den Kriegszeiten hatte die Bank zumellen 10 Mill. Pf. St. und dar- 
an Staatsgeldern in Händen ; fpäter wurde Vorforge getroffen, das Maß zu beſchränken, 

und bie Summe beträgt jeßt in der Regel zwiſchen 3 und 5 Mil. Kür die Verwaltung der Ra= 
tionalſchuld z. B. bezog die Bank von jeder Million bis zum Jahre 1786: 562 Pf. St. 10 
SHE; 1808: 450 Pf. St. von da an 340 Pf. St. bis zu 600 Mitt. und 300 Pf. St. vom 
Fever weitern Million. Die Vergütung für diefe Dienfte belief fih 4829 auf 257,258 Pf. St.; 
bei Emeuerung des Freibriefs im Jahre 1834 mußte fie 120,000 Pf. St. daran nachlaſſen. 
Sieſe Bergütung wide Immer noch enorm erſcheinen, wenn fle lebiglich eine Bezahlung fix die 
Geſchãftsbeſorgung und nicht zugleich eine Verflgerungsprämie wäre. Ss iſt micht ohne Bei⸗ 
ſplel, daß die Bank namhafte Verlufie zu decken hatte, z. B. 1803 einen Poſten von 300,000 
Bf. St., weichen einer Ihrer Hauptlafftrer unterfchlug, und ſpäter noch Beveutendere Summen, 
welche ſte durch die Falſchungen des Fauntleroy einbüßte. Es iſt wohl zu bemerken, daß die Cri⸗ 
Renz ver Bank von England als Corporation für die Verwaltung ver öffentlichen Schuld und 
vie Zahlung ihrer Zinſen an die Staatsgläubiger nicht auf ihren Freibriefen, ſondern auf ven 
Berträgen Über ihre Darlehen an ven Staat berußt. Das Barlament konnte 5. B. die Erneue⸗ 
zung ber Charter von 1844 verweigern, dann müßte bie Abgabe von Noten und die Beforgung 

—— für die Regierung aufhören, aber als Staatsſchuldenverwaltung würde bie 
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hat die Bank ihre Verrichtungen für ven Credit des. Handels und der Induſtrie niemals vernach⸗ 
läffigt. Sie Hat ſelbſt in den kritiſchſten Zeiten nicht aufgehört, Effecten foliver Bank⸗ und Han⸗ 
deishãuſer zu discontiren, Einlagen anzunehmen, darunter auch bie geſetzlich oder gerichtlich zu 
deponirenden Summen. Der Betrag ver Depofiten beträgt durchſchnittlich 10—12 Mi. Pf. St.; 
fie vergütet für die bei ihr niebergelegten Summen feine Zinjen, dient aber den Theilhabern als 
Girobank, kaſſirt ihre Anweiſungen ein und leiftet Zahlungen für ihre Rechnung. Diejenigen, 
welche ein Guthaben bei der Bank beſitzen, erhalten ein Anmeifungsconto (drawing account), 
auf meldjeß fie Zahlungen anweiſen, dagegen auch Wechſel an ihre Ordre an die Bank indoſſtren 
tönnen. Über mehr als ihr Guthaben können fie nicht verfügen, ed wird kein Bankcredit gege= 
ben; dagegen verlangt die Bank auch feine Provifion. Wer ein Anweifungsconto hat, kann fi 
auch ein Discontirungsconto eröffnen laſſen, in welchem bie Unterfäriften der Betheiligten in 
ein beſonderes Bud) eingetragen und, foweit nöthig, beglaubigt werben. Der Ertrag ber Ge: 
ſchäfte, zum größern Theile vom Staate, zum kleinern vom Handel, beläuft fih durchſchnittlich 
auf 1,600,000 — 1,700,000 Pf. St. jährlich, wovon die VBerwaltungsfoften etwa 340,000 
Bf. St. wegnehmen. r 

Der Notenumlauf, in der neuern Zeit zwiſchen 19 und 21 Mill. Pf. St., war unmittelbar 
vor der Reftriction im Jahre 1797 nur etwas über 91/, Mill.; nicht ein Übermaß der Noten⸗ 
emiſſſon veranlafte die Einftellung ber Zahlungen, ſondern die Entziehung des Capitals; benn 
gleichzeitig war der Baarbeftand auf 1,086,170 Pf. St. geſchmolzen und die Vorſchüſſe 
gegen Wechfel und andere Sicherheit auf 16,837,750 Pf. St. geftiegen. Während ver Reſtrie⸗ 
tion war die Notencireulation größer als jemals vorher oder naher, am hoͤchſten im Jahre 
1817, wo fie 29%, Mi. überfhritt, dabei nahe 8 Mill. in Noten unter 5 Pf. St. Von 1826 
an bewegte ſich die Tirculation zwiſchen 48 und 22 Mill. Pf. St., und im Ganzen ift fie gegen= 
wärtig geringer als unter dem Gefeg von 1854. Die Noten der Landbanken hatten ſchon vor 
der Acte von 1844 abgenommen und erreichen auch jegt nicht das geſetzliche Marimum. Bon 
1834 — 40 war ihr Betrag zwifhen 10 und 12 Mill., 4843 nur nod 7%, Mill; die Acte 
von 1844 geftattet 8,631,647, der Umlauf aber betrug Ende 1856 nur 6,731,388 Pf. St., 
während die Noten der Bank von England beinahe unverändert geblieben find. 

Daß, im Gegenfage mit dem Feſtlande, der Bedarf an Umlaufsmitteln abnehmen konnte, 
währenn bie Bevölkerung um ein Viertheil, Handel und Schiffahrt auf dad Dreifache in 25 
Jahren ſich hoben, dies erklärt ſich hauptſächlich durch den allgemeinern Gebrauch der Geld und 
Noten fparenden Einrichtungen des Bankwefens. In dem Clearing house werben jährlich 
Transactionen für mehr als 1000 Mill. Pf. St. mit 60 — 70 Mil. in Bold und Noten aus- 
geglihen; feit 1840 gewöhnten ſich Kleinhänvler, Handwerker und Landwirthe ihre Kaffe bei 
Bankhäufern zu halten und ihre Zahlungen mit Checks flatt mit Noten zu leiten und zu em= 
pfangen. Ohne dieſe Hülfgmittel würde die Vermehrung der Noten in England wahrſcheinlich 
ähnliche Fortſchritte wie auf dem Continent gemacht haben. 

Landbanken in England. Da die Bank von England mehr mit der Regierung. ald mit 
dem Handel und mit letzterm nur in größern Geſchäften verkehrt, fo werden die eigentlichen 
Bankgeſchäfte hauptſächlich von Häufern und Anftalten betrieben, die mit dem riefenhaften Auf- 
ſchwunge des Handels und der Induftrie an Zahl und Bedeutung zunahmen und ſelbſt wieder 
an dem großen Nationalinftitute eine Stüge und einen Rückhalt finden. Die Anftalten waren 
theils Privatbanfen, mit nicht mehr als ſechs Theilhabern, theils Actienbanken Goint-stock 
banks), und ihre Gefammtzahl in England beträgt gegenwärtig mehr ald Taufend. Ein Theil 
viefer Anftalten gibt Noten aus, ein anderer Theil nicht. Die Notenemiffion war vor 1826 nur 
Brivatbanfen geftattet, welche vie Erlaubniß dazu von der Krone erhielten und (feit 1808) eine 
Licenz löften, melde jenes Jahr erneuert und mit 30 Pf. St. bezahlt werden mußte. Seit 1826 
burften auch Actienbanken in Städten, die wenigſtens 65 Meilen (13 deutſche Meilen) von Lon⸗ 
bon entfernt liegen, Noten ausgeben. Durch die Acte von 1844 wurde Die Befugniß der Noten- 
ausgabe auf bie Anftalten befchräntt, welche damals im Beſitz waren, und es zeigte ſich, daß ihre 
Zahl 208 Privatbanfen und 72 Actienbanfen betrug. Diefe hatten damals 8,631,647 Pf. St. 
in ihren Noten im Umlaufe, und mehr durften ſie von nun an nicht in Girculation fegen. Bon 
‚ven 208 Privatbanken haben feither (bis Ende 1856) 45 aufgehört Noten auszugeben, und 
zwar 21 wegen Einftellung ihrer Zahlungen, 16 weil fie fih mit Actienbanken vereinigten 
ober freiwillig verzichteten, 8 weil fie, wie viele andere, mit der Bank von England übereinfa= 
inen, ftatt eigener Noten folde ver großen Anftalt gegen eine Bergütung zu benugen. Bon ver 
72 Actienbanfen dagegen find felther nur 9, darunter 6 wegen Zahlungseinftellung, aus= 
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ehtlen. Das geſetzliche Mariınum der Notencirculation hat ſich dadurch um 723,643 Pf. St. 
wemindert; der wirkliche Umlauf aber ſtand Ende 1856 um 1,166,616 Pf. St. unter dem ge= 
fi zuläffigen, von welchem viele Anftalten nicht in vollem Umfange Gebraud) machen. 

Wenn in der Geſchichte des englifchen Bankweſens von ben Landbanken die Rebe ift, fo 
piegt inan in der Regel darunter die Privat: und bie Actienbanken zu verftehen, welche Noten 
ausgeben. Uber ihre Entftehung und erfte Entwidelung fehlt e8 an zuverläffigen Nachrichten, 
ihre Beſchränkung ſeit 1844 ift das Nefultat der Erfahrungen, die an ihnen. gemacht wurben. 
„Ran nimmt allgemein an“, fagt Gilbart 8), „daß fie bi zum amerifanifchen Kriege nur in 
geringer Anzahl vorhanden waren, daß fie fi gegen dad Ende dieſes Krieges raſch verbreiteten, 
daß fie 1795, als 22 derfelben fallirten, einen heftigen Stoß erlitten, aber während ver Banks 
teſtriction ſich wieder mit überrafchender Schnelligkeit vermehrten.” 

Die Zahl der Bankbrüche belief fih von 1809-26 auf 283, wovon 80 in die Krife von 
1825 — 26 fallen, welche dazu führte, die Errichtung von Actienbanten außerhalb London zu 
geſtatten, weil man in der geringen Zahl der Theilhaber eine Haupturſache ver Unficherheit ver 
Landbanken zu finden glaubte. Bon 1826—35 waren 56 Actienbanken regiſtrirt worben ; in 
dem einen Jahre 1836 kamen A5 neue Hinzu, von denen mehre 30 — 40 Berzweigungen hatten, 
webhalb M’Eulloch vie Zahl der im Jahre 1836 entftandenen Banken auf 200 anſchlägt. Die 
Sperulation Hatte fi der Sache bemächtigt. Die Actien waren meift gering, felten über 50, 
mande 25, 10, ſelbſt 5 Pf. St., und davon wurden mur 5, 10—20 Proc. einbezahlt. Vorſich⸗ 
tige und wohlhabende Geſchaͤftsleute zogen ſich von folhen Unternehmungen zurüd, weil fie nad 
englifhen Befegen mit ihrem ganzen Bermögen für die Verbindlichkeiten verfelben haften müſ⸗ 
fen. Diejenigen, welche beittaten, boten in ber Regel Feine Garantie durch die übernommene 
Haftbarkeit und waren nicht ängſtlich, der Überfpeculation im Handel mit Noten zu Hülfe zu 
tommen. Die Notencitculation der Landbanken ſtieg über 12 Mil. Pf. St. im Mai 1856, 
während die Bank von England nur 18 Mill. im Umlauf hatte. Bei ihr wurbe Gold zur Aus⸗ 
fuhr geholt, ihr Baarvorrath ſchwand von 7,678,500 Pf. St. im Februar 1856 auf 3,938,750 
Pf. St. im Februar 1837. Das Parlament lieh eine Unterfuhung anftellen, und man kam zu 
ber Anſicht, welche M'Culloch in feiner Ausgabe von Adam Smith (Mote 9, Money) dahin zu= 
femmenfaßt: „Wäre die Bank allein befugt gewefen, Papier audzugeben, der Drang nach Gold 
teäre nicht entftanden, ober es würbe ihm menigftend alsbald eine Schranke gefegt worden fein. 
Das Anwachſen veffelben zu einer Höhe, welche der Bank von England Gefahr brachte, ift ledig⸗ 
fih dem Verfahren der Geſellſchaftsbanken zuzuſchreiben, indem fie fortfuhren den Umlauf 
Ihrer Noten zu vermehren, flatt zu vermindern. Der Rückſchlag erfolgte, fobald der Drud auf 
bem Geldmarkte eine gewiſſe Höhe erreicht hatte, und ohne den Beiftand der Bank von England 
würden mehre Gefellihaftsbanken gefallen fein. Solde Schwankungen aber werben fi immer 
ergeben, wo das Umlaufsmittel aus mehr ald einer Quelle fließt," Daher 1844 die Beſchrän⸗ 
kung ver Zettelbanfen und ihrer Girculation auf die vorhandene Zahl. Die Beftimmung, wo⸗ 
nad die Theilhaber mit ihrem ganzen Bermögen für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft haf⸗ 
ten, {ft andern Actiengeſellſchaften durch dad Gefeg vom 14. Juli 1856 (Joint-stock-com- 
panies-act), welches dad Geſetz vom Jahre 1855 über beſchränkte Haftbarfeit (limited liabilities 
act) in fi aufnahm und erweiterte, nachgelaffen worden; allein die Banken und die Verfihe: 
tungögefellfchaften find davon ausgenommen. Für dieſe befteht vie unbeichränkte Haftbarkeit 
fort, und wenn fie auch von ihrer abſchreckenden Wirkung durd) das nachhaltige Gedeihen ver 
Geſellſchaftsbanken verloren hat, fo hält fie doch die foliden Geſellſchaften ab, durch die Auf- 
nahme minder bemittelter Actionäre ihren Kreis zu erweitern. 

Den englifgen Banken werden durchſchnittlich ſehr große Summen anvertraut, melde fie 
zum Betriebe ihrer efchäfte verwenden umd nur bei längerer Künbigungsfrift mäßig verzinfen. 
Die Einleger koͤnnen ihre Rechnung aufheben und ihre Depofiten zuruͤcknehmen, haben aber 
bei der Berwaltung nit mitzureben. Deöhalb werben von ven Banken ſtärkere Garantien als 
von andern Handeisgefellſchaften verlangt und ift für fie das Prineip der unbeſchränkten Haft- 
barkeit ihrer Theilhaber beibehalten worden. Dagegen wurde bei Anwendung dieſes Princips 
ver Risbrauch wahrgenommen, daß im Kalle eines Bankbruchs die Gläubiger einzelne Bank: 
theilhaber willkürlich herausgriffen, für ihre Foderungen an die Geſellſchaften belangten und 

a den Bettelſtab brachten. Dieſer unndthigen und willkürlichen Bedrückung ſteuert das Geſetz 





8) „The history and principles of banking, by James William Gilbart, general manager 
the London and Westminster bank.” . 
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vom 17. Aug. 1857, indem es den Actionär gegen Einzelklagen [ct und ein Liquidatieus⸗ 
verfahren feſtſetzt, wonach jeder Actionät pro rata zur Deckung des Defieitß herangezogen wird. 
Das nämliche Geſetz (Act to amend the law relating to Banking Companies, 17 august 
1857) ſucht die vorgefommenen Umgebungen des Geſetzes über beſchränkte Haftbarkeit abzu= 
Rellen , indem es beftinunt, daß bis zum 1. Jan. 1858 jene Bankgeſellſchaft ſich unter bie bes 
ſtehenden Bejege über Actienbauken regiftriren laſſen muß, widrigenfalls fie Die Corporations⸗ 
tete verliert und die Directoren bei Strafe Feine Dividenden zahlen dürfen. Auf Verlangen 
eines Drittheild der Teilhaber (nad Zahl und Gapitalantheil) muß eine Prüfung ber Ger 
ſchäfte durch den Juſpector der Handelsbehörde (board of trade) flattfinden. Geſellſchaften, 
welche Banfgefgäfte treiben, aber, um die beichränkte Haftbarfeit zu genießen, andere Geſchäfte 
angegeben haben, müfjen auf Verlangen Eines Glaͤubigers ober Theilhabers liquidiren (wind 
up). Stellt fi ein Deficit Heraus, fo müſſen ed die Theilhaber decken. Endlich beſtinunt dies 
ſes neuefte Geſetz, daß fieben aber mehr Perſonen ſich ald Bankgeſellſchaft rrgiſtriren laſſen 
dürfen, vorausgeſetzt, daß der Nennwerth eines Antheils nicht unter 100 Pi, St. beträgt. 
Man beſorgt, daß hiernach unſichere Anſtalten gegründet werben koͤnnen, weil eis Capital von 
nur 700 Pf. St. hinreicht, Namen und Überfihten nicht veröffentlicht werden muſſen, un 
eing Prüfung der Geſchäfte nur auf Verlangen von Theilhabern feitend ber Behoͤrde vorge⸗ 
nommen werden darf. Im Ganzen gilt jedoch das Geſetz als ein Fortſchritt, inbem es bie 
Sicherheit verftärkt und Chicanen, die nur den Advocaten nügen, abſchneidet. 


Rad den neueſten Mittheilungen beſtehen in England: - 
Privatbanten: ohne Roten: mit Roten: 
in London .... 59 — 
außerhalb London 115 155 
Befellfhaftsbanfen: 
in fonton ...... 23 — 
außerhalb London 165 65 


Unter ben londoner Geſellſchaftobanken find neun größere, wovon eine, bie Royal-British 
Bank, durch die Betrligereien der Direetoren zu Falle gebracht worben ift, fett 1834, darunter drei 
im Jahre 1835 entftanden. Die 218 Notenbanken, welche mit ihren Zmeiganftalten auf 745 
fteigen, Hatten am 1. Aug. 1857 noch für 6,387,097 Bf. St. Noten im Umlauf und fanden 
damit um 1,197,915 Pf. St. unter der gefelichen Marimalhoͤhe. 

Banken in Schottland und Irlaud. Die Privilegien der Bank von England erſtreck⸗ 
ten fich nicht auf Die Heiden andern Länder und hinderten port nicht die Entwickelung des Bank⸗ 
weſens durch Geſellſchaften. Die Bank von Schottland wurbe ein Jahr nach ber Engliſchen, ebens 
falls von William Patterfon, gegründet; ihr folgte 47237 die Königliche Bank von Schottland, 
und 4747 eine dritte unter der Firma Britifche Lelnwandcompagnie, alle drei in Ehinburg. 
Außer ihnen entſtanden nad und na 30 Geſeilſchaftsbanken in Schottland. In Irland bilde⸗ 
ten fi die Bank von Irland, Pie Brovinzlal-, die Natlonalbank m Dublin und andere in Bel- 
faft und Ulſter. Als im Jahre 1844 das Notenwefen in England befhränft wurde, folgte im 
Jahre 1845 die Anwendung auf Schottland und Irland durch zwei befondere Geſehe, wonach 
ebenfalls keine neuen Rotenbanten mehr genehmigt und der Umlauf der beſtehenden auf den 
Durchſchnittsbetrag des abgelaufenen Jahres befchränkt werben follte. In Schottland fanden 
ih 19 Getzt noch 18) Notenbanken mit einem Umlaufe von 3,087,209 Pf. St., in Irland 8 
Gebt noch 6) mit 6,554,494 Pf. St. Doc dürfen diefe ihre Notencireulation auöbehnen, wenn 
fie den Mehrhetrag in Gold oder Silber vorräthig halten. Am 1. Aug. 1857 war der Stand 
nad dem Durchſchnitte der letzten vier Wochen: 


Bon 18 ſchottiſchen Bou ben 6 trifgen 
Bauten: Banlen: 
Roten mir SPIEL. ..... 2,596,098 3,191,294 
„ 9005 Pi. &t. und barüber 1,596,374 3,242,440 
E02177 6,185,005” 
Baarvorrath ......... . 1595,608 - 2.264471 


Die Banken hatten Hiernad in beiven Ländern mit Hülfe ihrer Baaroorräthe das gefegs 
lihe Maximum überfchritten. 
Die Unterfuchungen über das Bankweſen In England im Jahre 1826 waren 1827 auch auf 
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Shettland und Irland ausgedehnt worden, und dabei erſchienen die ſchottiſchen Banken in dem 
wnheilgafteften Lichte. Unter ihren Brincipien haben fich beſonders folgende bewährt. 

Die ſchottiſchen Banken nehmen Ginlagen von 10 Pf. St. und darüber, jie flellen ihren 
sirigften Betrag dem hoͤchſten ver Sparfaflen gleich, ſodaß die Einleger unmittelbar von ver 
Sparkaffe zur Bank übergehen fönnen. Die Bank verzinft jede Einlage, auch bei geringem Be— 
trage und auf kurze Dauer, je nach ven Umſtänden mit 2—A Proc. Daher fomnt es, daß bie 
netten Cinleger Fiſcher, Handwerker, Belvarbeiter und Dienftboten find und mehr ald die 
Hälfte Ihrer Guthaben zwiſchen 40 und 100 Pf. Gt. betragen; daß ferner die Anlagen bei der 
Bank, weil fie für jeden Betrag und für jede Friſt Zinſen tragen, der Anlage in Staatöpapieren 
vielfach vorgezogen werden, weil bei letern die Maklergebühren und die Gefahr in Anſchlag 
fommen, daß fie gerade in dem Augenblid im Preife geſunken find, wo man veranlaft ifl, fie 
wieder zu veräußern. Diefe Einrigtungen der ſchottiſchen Banken äußern eine mächtige Anzie⸗ 
hungskraft auf bie übergefparten Gapitale. „Die meiften ver wohlhabenben Landwirthe und 
Gewerbsleute⸗, heißt e8 in dem Bericht des Unterhaufes von 1827, „haben durch dieſe Erſpar— 
aiffe ben Grund zu ihrem Bermögen gelegt.” Die Summe ver Depoftten bei ven ſchottiſchen Ban⸗ 
fen aber beträgt nicht weniger als 30 Mil. Pf. St. 

Die ſchottiſchen Banken geben ferner Berfonalcredit und eröffnen folgen für Gefhäftsleute, 
welche ſich als ſolid ausmweifen umd zwei oder mehre annehmbare Bürgen bringen, und jle können 
bis zu dem vollen Betrage je nad) Bebarf davon Gebrauch machen, ſodaß fie nur ven Theil, den 
fie bezogen, zus verzinfen. haben. Gine ſolche Grebiteröffnung (cash acoount, Geldrechnung) 
kommt in England nur bei einzelnen Privatbanfen vor, wirkt aber üherall ſehr wohlthätig auf 
bie Betriebfamfeit der minder bemittelten Glaffen. 

Endlich find die [hottifchen Banken wicht der Beſchränkung unterworfen, welche ben eng= 
liſchen verbietet, Roten unter 5 Pf. St. außzugeben, und nur während ber Bankreſtriction eine 
Ausnahme geftattete. Jene geben regelmäßig Einpfunbnoten aus, befriebigen aber dennoch mit 
einer verhältnimäßig geringen Summe dad Bebürfniß ber Circulation, weil eben die Leichtig⸗ 
fit, jeden Betrag bei der Bank verzinslich anzulegen und nach Bedarf wieder zurückzuziehen, 
die Cinzelnen gewöhnt Hat, ein Gelb in ihren Kaffen liegen zu laffen, fonbern Alles, was fie 
für den Augenblid entbehren innen, an die Bant zu geben, bie es fortwährend im Umlaufe er: 
Nil. Daher wird, nad Wilfon, der gefammte Gelbverfehr in Schottland mit einer Geldſumme 
von 31, Mil. Pf. St. zum weitaus größten Theil in Banknoten beftritten, während biefelbe in 
Gupland nicht unter 5060 Mill. anzuſchlagen ift. Die Bevölkerung von England und Mas 
Ie$ iſt ſechs mal fo groß als die von Schottland, daher mürbe dort eine Summe von 21 Mill. 
BH. Gt. der ſchottifchen Girculation von 3%, Mill. entfprechen. Man kann nicht behaupten, 
dep die größere Ausdehnung des englifhen Handels ven Unterſchied erkläre, denn ed if zu⸗ 
voͤrderſt nicht ausgemacht, daß der ſchottiſche Handel minder ausgebehnt ſei; fobann aber find es 
and nicht Die großen Handelsgeſchaͤfte, welche vorzugsweiſe Münzen und Noten verwerten, 
ſendern die kleinen und außerdem noch vie Arbeitslöhne und die Privatconſumtion. Wir haben 
übrigens oben gefehen, daß feit 1840 auch die Engländer ihre Banken beffer bemugensgelernt 
haben. Bit einem Capital vom 142/, Mil. und einem Notenumlauf von 20 Mill. hat die 
Baunk von England Depofiten im Belaufe von 10 Mill. an ſich gezogen ; bie ſchottiſchen Bauten 
nit einem Gapital vog nicht ganz 10 Mill. und einer Notencireulation von 3%/, MIN. verfügen 
über ein Gapital von 30 Mill. an Depofiten. Diefe Vergleihung fälkt ganz zu Gunſten ver 
Stundſãtze aus, nad) denen fie verfahren, und benen es zu verbanfen ift, daß fie das Gapital des 
Lendes vergrößern, indem fie keinen Theil deſſelben umbefäftigt laſſen; dab He große Summen 
dem Handel und ver Induftrie des Landes erhalten, welche ohne fie eine Anlage in Staatspa⸗ 
bieten gefucht Haben würden; daß dadurch der Aufſchwung des Handels und ber Induſtrie nicht 
allein, fondern ver größte Theil der landwirthſchaftiichen Verbeflerungen, wodurch Schottland 
fh auszeichnet, möglich; geworben iſt. Die neuern Geſellſchaftsbauken in England find dem 
nimlichen Gruudſatze gefolgt; die neum größern in London allei Hatten 41855 über 31 Mi. 
FH. St. an Depoflten. Diefe Vortheile find aber nicht nur eine Folge zweckmaͤßiger Giuride 
tungen, ſondern mindeſtens ehenfo fehr eine Frucht des Volkfscharakters. Schottland war zu 
allen Zeiten reich an ausgezeichneten Rännern ver Wiffenſchaft und praktiſcher Tüchtigkeit. Die 
Rationalötonoımie zählt. deren Diele unter ihren berühmteften Namen, Der Mafle des Volkes 
fa Fleiß, Genügfamkeit, Sparfamkeit und Trieb zu nuͤtzlicher Tätigkeit in hohem Grabe 
tigen, und befähigen fle, von jedem neuen Hülfsmittel der Arbeit und des Tredits ven beften Ge 
brand zu machen. Wo ſolche Cigenſchaften nur in geringem Grabe unter ver Maffe vorhanden 
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find oder an ihrer Stelle die entgegenftehenven Untugenden vorwiegen, da werben bie an fi 
beſten Einrichtungen wenig Nugen fhaffen, unter Umfländen auch durch Misbrauch zum Vers 
derben ausjälagen. Dies gilt in gar vielen Beziehungen, beſonders aber auch vom Bankweſen. 
Gin Schotte war e8, welder den Blan zu der Bank von England machte und damit den Grurb 
zu dem Greditfuftem legte, welches weſentlich beigetragen hat, dem Handel und der Induſtrie 
Englands ihr Übergewicht über andere Nationen zu verfhaffen, und welches bie Schotten zu 
Haufe noch vollfonmener ausbildeten und vortheilhafter verwendeten. Ein Schotte war ed, 
welcher in einem andern Lande die Idee eines Creditſyſtems einführte, wo es, ſtatt einem bedäch⸗ 
tig prüfenden Barlamente, einem verſchwenderiſchen Hofe in die Hände fiel, eine genußſũchtige 
Nation zu dem Wahne mähelofer Erwerbung von Reichtum verlockte und unermeßliches Un⸗ 
heil anrichtete, wie der Eingang des nächften Abſchnitts zeigen wird. 
VL Die Banken in Frankreich. Durd ein Edict vom 2. Mai 1716 genehmigte ver 
von Orleans, Regent von Frankreich während ber Minderjährigkeit Ludwig's XV., das 
Geſuch des Schotten John Law, in Paris eine Bank errichten zu vürfen. Ihr Capital wurde 
auf 6 Mill. Livres in 1200 Actien zu 1000 Thlm. — 5000 Livres feftgefegt. Ihre Befug- 
niffe waren im Wefentlichen die nämlichen wie jene ver Bank von London. Sie durfte Handels⸗ 
effecten discontiren, die Baarvorräthe der Kaufleute aufnehmen, ihre Foderungen einziehen und 
Zahlungen leiften durch Ab⸗ und Zuſchreiben auf ven Rechnungen, welde ihnen die Anflalt er⸗ 
öffnete (Girogefhäft); auch durfte fie Noten auf den Inhaber und auf Sit ausgeben. Die 
noch friſche Erinnerung an die legten Münzverfälehterungen machten es rathjam, in das Sta⸗ 
tut die beruhigende Zufiherung aufzunehmen, daß die Noten in Thalern von dem nämlichen 
Gewichte und Feingehalte, wie fie zur Zeit des Cdicts im Umlauf waren, eingelöft werden ſoll⸗ 
ten. Die Anftalt machte fehr gute Sefgäfte. Die Handelsleute von Paris, denen der leichte und 
billige Verkauf ihrer Wechſel eine neue angenehme Erſcheinung war, gaben der Bank zu tun 
und fegten ihre Noten in Umlauf. Allein vie Geſchäfte beſchränkten ſich auf vie Hauptflabt umd 
verſchafften ven Noten, weldjeüberbies indoffirt werben mußten, nicht die erwartete Verbreitung. 
Da verorbnete unterm 18. April 4717 ein Ebict, daß diefelben bei allen öffentlichen Kaflen an 
Zahlung für Steuern angenonmen, aud gegen Münze eingelöft werben follten. Durch dieſe 
Mafregel ftieg die Circulation der Noten bald bis auf 60 Mill. alfo auf ven zehnfachen Betrag 
des Bankcapitald; allein felbft dieſes Verhältniß drohte noch keine Gefahr, da die Eigenfhaft 
eines gefeglihen Zahlungsmitteld die Umlaufsfähigkeit der Noten erhöhte und ihre Verbreiz 
tung in den Provinzen die Zahlungen nad entfernten Orten, vie damals noch ſchwierig und 
Toftfpielig waren, bebeutend erleichterte. Freilich würde dieſer Dienft zweckmäßiger durch Filial⸗ 
anftalten geleiftet worden fein, welche zugleich ven größern Vortheil ver Anfammlung müßiger 
Gapitale und der allgemeinern Benugung des Wechſeldiscontirens gebracht haben würden. 
Bald aber nahm bie Anftalt eine andere Wendung, indem fie zunächſt mit meitausfehenden Co⸗ 
lonifirungsplanen und Handelsſpeculationen in Verbindung gebracht, dann von der Staats 
verwaltung als Finanzmaſchine in Beichlag genommen wurde. Im Auguft 1717 wurbe bie 
Bildung einer Weftinpifhen Gompagnie genehmigt und diefer die Souveränetät über Louifiana 
und dad Brivilegium des Handels mit diefem Lande und mit dem Pelzwerk aus Canada ertheilt. 
Dem Namen nad, getrennt, waren beide Geſellſchaften in ven nämlichen Händen, und die Bank 
legte ihr Grundcapital von 6 Mill. in Actien der Weſtindiſchen Geſellſchaft an. Die Ausficht 
auf enormen Gewinn veranlafte die Verwaltung am 4. Dec. 1718 die Bank unter dem Namen 
Koͤnigliche Bank zur Staatdanflalt zu maden und den Actionären ihre Einlagen zurückzu⸗ 
zahlen. Sie erwartete von ihr die Mittel, die ungeheuern Schulden, welche die Regierung Lub= 
wig's XIV. Hinterlaffen hatte, zu tilgen und den erfchöpften Finanzen wieder aufzuhelfen. Zu 
dieſem Zwede wurde die Weſtindiſche Geſellſchaft, welche nun den Namen Indische Geſellſchaft 
annahm, mit neuen Privilegien ausgeſtattet. Die Laͤnder am Senegal und jenfeit des Vorgebirges 
der guten Hoffnung wurden in ihren Vereich gezogen. Gold und Silber, Geſchmeide, Alles was 
nur auf⸗ und anzubringen war, ſtroͤmte in die Kaſſen der Bank, um gegen Actien vertauſcht zu 
werden, von denen man goldene Berge erwartete. Die Noten wurden auf 100 Mill. in Stüden 
von 4000, 100 und 10 Livres vermehrt, von denen 10 Mill. in der Kaffe bleiben follten, um 
an ber Stelle der unbrauchbar geworbenen ald Erfag zu dienen. Da aber bie Münze iumer 
mehr aus dem Umlaufe verſchwand umd die Bank ihre Geſchäfte immer weiter ausbehnte, fo 
wurde bie Grenze von 100 Mill. bald überſchritten, und es waren gegen Ende des Jahres 1719 
1000 Mil. ausgegeben. Da die Gewinne aus dem Befellfhaftsmonopof ausblieben, fuchte die 
Regierung ihrer Bank mit neuen Privilegien zu helfen, die einen reellern Nutzen abwarfen. 
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Us Einfcämelzen und Ausprägen ver Münzen, das Tabacksmonopol, felbft die Verpachtung 
te Domänengüter wurden ihr übertragen, fie follte für die Aufmunterung der Fiſcherei und 
de Babrifen forgen. Das Bankgeſchäft verſchwand in einem ungeheuern Gewebe von Finanz⸗ 
ab Handelsfpeculationen, welches die Gayitale und das Geld des Landes verſchlang, Actien 
and Roten dafür gab, die ihren Werth verlieren mußten, nachdem ſie feine wirklichen Werthe 
acht hinter fi Hatten. Vergebens waren alle Nothbehelfe, um ver Entwerthung Einhalt zu 
Man. Bine Verordnung vom 21. Mai 1720 feßte die Roten auf die Hälfte ihres Nennwerths 
herab, was ein folches Entſetzen erregte, daß fle in ver folgenden Woche zutücdgenommen wurbe. 
Bald darauf flürzte Die Bank, oder das Syſtem, wie man es damals nannte, und fein Urheber 
Law entfloh. Er war ein ausgezeichneter Kopf, fruchtbar an Ideen, die erft eine fpätere Zeit zur 
Reife bringen follte. Sein Irttfum war: daß Werthzeichen, in einer Menge, welche dad Ge⸗ 
fammtvermögen des Landes darſtellt, benugt werden könnten, um ald Hülfsmittel des Credits 
dem ‚Handel und ver Induſtrie eine unbegrenzte Ausvehnung zu geben. In England herrſchte 
um biefelbe Zeit der nämlihe Schwindel mit ven abenteuerlichften Projecten. Aber Daniel De: 
joe, der Verfaſſer des, Robinſon“, trat in dem „Essay on projects‘ dem Betruge mit der Hin⸗ 
weifung auf die wahren Quellen bes Volkswohiſtandes entgegen; eine Reihe anderer Schrifts 
ſteller fhloffen jich an. Die Bank von England ließ fi nicht in den Strubel ziehen, die Negie- 
ang misbrauchte die Stimmung nicht zu Finanzfpeculationen, und das Barlament fegte durch 
bie Bubble-act (Schwindelgefeg) von 1719 dem Unwefen ein Ziel, indem es die Freiheit der 
Aforiation in Bezug auf Actiengeſellſchaften fehr ſtark befchränkte und bie Frage, ob ein Unter⸗ 
nehmen als ſchwindelhaft zu verwerfen fel, dem Spruche der Jury unterftellte, Dieje Acte bes 
fand bis 1825, und noch 4811 wurde auf die Klage der Müller und Bäder von Birmingham 
eine Actien-Mehl- und Brotfabrik durch Spruch der Jury eingeftellt, weil fie, nachdem bie 
Teuerung aufgehört, keinen rechtmäßigen Zweck mehr habe. Auch in Frankreich fehlte es nicht 
an einſichtsvollen Rathgebern, aber ihre Stimme verhallte bei ver Nation, welche von ven 
SHägen des Miffiffippi träumte, und bei ver Regierung, welche durch ihre Bank das Gelb des 
Velks in das Danaidenfaß ihrer Kaflen leitete. Die vielgebraudte Parallele zwifchen dem 
Syſtem von Law und dem heutigen Cr&dit mobilier paßt nicht; denn der legtere arbeitet mit be⸗ 
tauten Größen und innerhalb beſtimmter Schranken, ohne Monopole und außer Verbindung 
nit ven Staatöflnanzen und einer Rotenbant. 
Kein Wunder, daß nad) folden Erfahrungen mehr als ein halbes Jahrhundert verging, 
bevot ein neuer Verſuch zur Gründung einer Bankanftalt in Frankreich gemacht wurbe. Erſt 
am 24. März 1776 genehmigte die Regierung ven Plan der Herren Panchaud und Clonard, eine 
Diecontolaſſe zu gründen. Ihr Gapital follte 15 Mill. betragen, unb davon follten 40 Mil 
dem ſchwer verſchuldeten Staate geliehen werben. Allein das Publicum betrachtete nicht, wie in 
Sugland, Die Foberung an den Staat als ein fidjer angelegte Grundcapital: die Subferiptionen 
betrugen nach ſechs Monaten no niht 2 Mill. und man mußte vorerft auf die Anleihe ver 
zichten. Nun kamen bald 71/, Mill. vie Hälfte des urſprünglich feftgefegten Capitals, zufam= 
wen, und die Anftalt tat in Wirkſamkeit. Laͤſtige Vorſchriften hemmten anfangs ihre Bewe- 
gung, die aber bald lebhafter wurde, nachdem ihr geflattet worden war, den Discont in Fries 
densgeiten auf A, in Kriegögeiten auf 42/, Proc. zu ermäßigen. Ihr Gapital flieg auf 12 Mill., 
und in der erften Hälfte 17833 belief ſich die Summe ver discontirten Gffecten auf 136, der ums 
laufenden Roten auf 35 Mill. Die Erleichterungen waren aber ber Preis von Anleihen an vie 
Regierung, die man wol als erzwungene anfehen darf; fie beliefen ſich 1783 auf 6 Mill. 
Hlerdurch wurde bie Einlöfung ver Noten ſchwierig, und die Regierung half aus ber Verlegen⸗ 
heit, inbem fie durch einen Beſchluß vom 27. Sept. 1783 ben Noten einen Zwangscurs ver 
fe. Bald darauf wurde der Anflalt die Schuld des Staats zurückbezahlt, fie loͤſte ihre Noten 
wieder ein und das Vertrauen kehrte zurücl. Aber im Jahre 1787 wurde bie Anflalt aufs neue 
für die drückenden Binanzverlegenheiten in Anfprud; genommen, und man fuchte bie Abfiht un= 
ter bem Plane einer Reorganifation der Discontofafle zu verſtecken. Diefe ſollte nämlich im 
Weſentlichen darin beftehen: daß durch Ausgabe neuer Actien das Capital vergrößert, zugleich 
über, als Garantie für die Einköfung der Noten, 70 Mill. in der Stantslaffe niedergelegt wer⸗ 
ven ſollten. Lehtere verſchaffte ſich fomit eine gwangsanleihe, vie alle früheren weit überftieg, 
keinahe das ganze Kapital ver Gefeliſchaft in Beſchlag nahm, ihren Bläubigern für die IEMIM. 
Roten bie Bürgfhhaft des bereitö tief erfchütterten öffentlichen Credits einfepte und Die Anftalt 
FM voraus in Die bevorſtehende Zerrüttung der Finanzen verwickelte. Nach dem Ausbruche ver 
Rmokution kränkelte vie Anſtalt noch eine zeitlang Hin, bis ber Gonvent, nachdem der Staat 


314 Banken und Bankweſen 


ihre Foderungen mit Afjignaten befriedigt hatte, durch ein Decret vom 4. Aug. 1795 ihre Auf⸗ 
hebung verfügte. 

Da die Geſetze, welche vie Gründung und bie Bewegung von Geſellſchaften beſchraͤnkten, in 
der Revolution theils aufgehoben, theils außer Übung gefommen waren, bildeten fih, nachdem 
die Schreckensherrſchaft und Die Affignaten ihr Ende erreicht hatten, in Paris Vereine unter 
verſchiedenen Namen, um Discontogefgäfte zu treiben und Noten auszugeben. Sie kanmten 
Teine andern Beſchränkungen als ihre Statuten. Ihre Reibungen, Verſehen und die bei jedem 
Anfange vorfommenden Fehler gaben dem Erften Conſul Anlaß, bei dem Bankweſen wie über- 
haupt im Staate der Anarchie ein Ende zu machen und Die Binheit herzuſtellen. Er wollte, daß 
alle diefe entftehennen Banken in Eine große Anftalt fich vereinigten, und ließ aus ihrer Vereini⸗ 
gung die Bank von Frankreich hervorgehen, wobei ihm ſicher der Gedanke nicht fremd war, 
fich derſelben bei ver Riefenarbeit der Herftellung der Finanzen als Hülfsmittel zu bedienen. 
Sie entftand ſchon 4800, erhielt aber erſt durch das Geſez von 1805 (24 Germinal an XI) 
ihre definitive durch ſpätere Geſetze weiter auögebildete Cinrichtung. Ihr Capital wurde zu 
45 Mil. in 45,000 Xctien zu je 1000 Fr., ihre Dauer auf 15 Jahre feftgefegt; fie erhielt das 
ausſchließliche Privilegtum, Noten auszugeben, doch behielt ſich die Regierung vor, die Errich⸗ 
tung ähnlicher Anflalten in den Departements zu genehmigen. Die Noten durften auf keine ge 
ringere Summe als 500 Fr. geftellt werden. Die Bank discontirt Wechſel, Die wenigſtens mit 
drei Unterſchriften derfehen find; aud zwei Unterfchriften genügen, wenn außerbem der Betrag 
in Banfactien ober Staatöpapieren interlegt wird. Sie gibt außerdem Vorſchüſſe gegen Go 
und Silber, Staatspapiere und feit 1852 auch auf Ciſenbahnactien. Sie eröffnet Geſchäftsleuten 
laufende Rechnungen, beforgt ven Einzug non Wechſeln und Anmwelfungen auf ihre Orbre und lei⸗ 
Ret Zahlungen für ihre Rechnung bis zum Belaufe ihres Buthabend ohne befondere Vergü- 
tung. Dagegen zahlt fie feine Zinfen für bie eingelegten Summen und gibt feinen Credit. Die 
Divldende wird ben Actionären halbjährlich bezahlt und durfte nit über 6 Proc., feit 1806 
noch zwei Drittel des Mehrgewinns betragen, der Reft wurde zum Nefervefond geſchlagen, bis 
aud er feit 1854 zur Divivende floß, nachdem die Referve auf 10 Mill. angewachſen und in 
Renten angelegt war, Die Regierung ernennt den Gouverneur und die Untergonverneure, 
welche die Staatsaufficht üben, aber von der Bank beſoldet werben. Die Verwaltung befteht aus 
45 Vorftehern (regents) und drei Auffehern (censeurs), ſodann aus einem Ausſchuſſe von 
42 Mitgliedern für die Discontogefäfte (conseil d’eseompte). Die Mitgliener der Verwal⸗ 
tung werben von der Oeneralverfammlung gewählt, melde jährlich einmal zufammentritt und 
aus den 200 Actionären befteht, welde im legten halben Jahre pie meiſten Actien befaßen. 

Kaum war die Banf durch das Geſetz von 1803 organifict, als fie veranlaßt wurhe, einen 
Theil ihres Capitals in Staatöpapieren anzulegen, um den Curs derſelben, ver Ende 1805 nicht 
ganz 55 fand, zu heben; ein anderer Theil mußte gegen Anweifungen auf die Generaleinneh⸗ 
mer abgegeben werben, welche die Bank weit billiger als die Handelseffeeten viscontirte. Im 
Sabre 1805 befanden fi unter 97 Mill. im Portefeuilfe ver Bank nit weniger als 80 MI. 
in Anmeifungen der Generaleinnehmer; feit 1807 find laufende Rechnungen zwiſchen ner Staatd= 
kaſſe und den Generaleinnehmern an deren Stelle getreten. Diefe gezwungene Betheiligung ber 
Anftalt an ber fländigen und an ver ſchwebenden Schuld des Staatd erzeugte Verlegenheiten, 
aus tenen bie Schlacht bei Aufterlig fie rettete, nachdem fie ſchon gendthigt geweſen, die Einlö- 
fung ihrer Noten einzuftellen, weil bie Dbligationm ver Einnehmer nicht alle pimttlich bezahlt 
wurden. Um vie Bank zu ftärken, wurbe fie durch das Befeg vom 22. April 1806 reconftituirt. 
Ihr Capital follte verdoppelt, d. h. durch Verfauf von meitern 45,000 Actien auf 90 Mill ge= 
bracht werben, blieb jedoch durch Rückkauf von Actien auf 67,900,000 Er. nud einem Reſerve⸗ 
fond® von 40 Mill, ſtehen 613 zur Februarrenolution von 1848. Außerdem begielt ſich bie 
Regierung, welche nun ihre Gouverneure einfegte, vor, Die Vertheilung ber Divivenden am bie 
Actionäre zu vertagen, um flärkere Baarvorcäthe gu Vorſchüſſen an bie Staatsfaffe zus Ver⸗ 
fügung zu haben. Die Befugnif, Darlehen auf Gold und Silber zu gehen, erhielt die Bank 
erft 1808. Die fo geftärkte Bank mußte 1807 dem Staate eine Anleihe von AO Mill. machen, 
welde 1811 auf die Hälfte redueirt, aber erſt 1815 zurückbezahlt wurbe; fehr ſtark und häufig 
waren die Borichüffe auf fürzere Zeit. Die hoͤchſten Beträge, melde ie Staatskaffe im Laufe 
eines Jahres ver Bank ſchuldete, waren zwiſchen 74 und 108 Mill. in ven Jahren, welche durch 
ven ruſſiſchen Feldzug und die Schlacht bei Leipzig, durch bie Theuerung (1817), durch die Züge 
nad) Spanien und Algier und durch die Julirevolution bezeichnet find. 

Das Geſetz von 1806, ergänzt durch Vollzugẽdeerete von 1808 und 1810, hatte bie Dauer 
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da Anſtalt zu den 45 Jahren noch um weitere 25 verlängert; ihr Brivilegium blieb fomit 
Jahre, von 1805—43 in Kraft. Während der Reftauration wurde nichts geändert, nur er= 
Weiten die Actionäre einen groͤßern Antheil am Gewinn und die Bank einen weitern Spielraum 
fir bie Beleifung von Staatöpapieren. Berner machte die Regierung von Ihrem Vorbehalte 
debrauch und genehmigte von 1817— 38 neun Departementalbanken mit der Befugniß, No⸗ 
im auszugeben; die Banf errichtete mehre Eontore, und die meiften dieſer Anftalten entſtanden 
zen 1856— 40, unter der Regierung Ludwig Philipp's. 

Unter diefe Regierung fällt die Erneuerung des Wankprivilegiums auf 25 Jahre, von 
1843—67, durch dad Gefeg vom 13. Juni 4840, welches auch die Errichtung neuer Gontore 
begünſtigte, deren Zahl zwifchen 1841 und 1846 von 6 auf 15 flieg; außerbem wurde durch 
ein Geſez vom 30. Juni 1847 geftattet, Noten in Abſchnitten von 200 Fr. zu emittiren. Die 
Bebrnarrenolution brachte die Noten in Maffe zur Ginlöfung, und die Provifortfche Regierung 
ſah fi am 15. März 1848 gendthigt, venfelben Zwangscurs zu verleihen; für Die Noten der 
Depattementalbanken follte Died nur innerhalb des Departementd gelten, aber die Verwirrung 
wurde fo groß, daß man fi nur durch die Bereinigung der Provinzialanftalten mit ver Bank 
von rankreich zu Helfen mußte. Died geſchah durch Decrete som 27. April und 2. Mai 1848: 
Vie Actien der Departementalbanken wurden durch 23,350 Actien ver Bank von Frankreich er= 
fegt und dadurch ihr Kapital auf 91,250,000 Fr. erhöht. Gleichzeitig wurbe geflattet Noten 
in Ahſchnitten son 400 Br. auszugeben. Der Bimangscurs wurde duch Gefch vom 8. Aug. 
1850 aufgehoben und die Gelohůlfe, welche die Bank dem Staate (wie auch der Stadt Paris, 
dem Seinedepartement und ber Stadt Marſeille) hatie leiten mäffen, durch einen Vertrag vom 
3. .n 1852 geregelt, wonach ber Staat feine auf 75 Mil. angewachſene Schuld durch jaͤhr⸗ 

Ude Ratengahlungen von 5 MIN. abtragen follte. Zugleich wurbe der Bank geftattet, Obliga⸗ 
tienen des Schatzes, der Stadt Paris und Cifſenbahnactien zu beleihen. 

Die Zahl der Succurſale, durch die Mereinigung der Departementalbanken von 15 auf 24 
vermehrt, iſt feicher biß auf AA geſtiegen, und ihnen verdankt die Bank die Zunahme ihrer Ge⸗ 
Häfte, während ihr Verkehr mit Maris feit 1847 Beinahe ftationär geblieben Ift, weil fid) dort 
Ne Dieconiokaſſe und andere große Anſtalten und Häuſer mit der Bank in die Geſchäfte thellen. 

Die Centraliſirung bed Bankweſens und ber Rotenemiffion, vie Verbreitung der Zweig⸗ 
auſtallen über das ganze Band, bie Berminderung der Heinfen Abſchnitte von 500 auf 200 und 
10 $r., endlig der Aufſchwung des Verkehrs und der Production in dem lehten Jahrzehnt 
Haben Die Menge der umlaufenden Noten bedentend vermehrt. 


Die Noteneirculation Hat betragen: 
Baris: 3 Succurſale: 
Minimum. Imum. Dur qhichnin. 
1807: 74,678,000 107,613,000 — Ir. 


41817: 69,287,000 96,260,000 _ en 
4827: 173,185,000 203,465,000 — — 
1837: 190,079,000 216,912,000 805,000 „ 
1847: 217,744,000 288,799,000 9,544,000 ,„ 
1856: 502,056,000 588,954,000 83,210,000 „ 


In ven nömligen Jahren betrugen die Baarbeflände: 
1807: 63,697,000 83,605,000 — Br. 
4817: 33,888,000 94,911,000 — u 
4827: 4119,578,000 4193,786,000 — Pr 
41837: 103,702,960 248,321 ,000 4,1416,000 „ 
4847: 57,056,000 407,550,000 423,929,000 „ 
1856: 66,993,000 152,863,000 429,010,000 „ 
Wie bei diefen Baarbeſtänden die Abldfung des Silber durch Bold vor ſich geht, zeigt 
RG in Folgendem, 
Baarbeftand. Gold. Silber. 
Ende 1847: 6,800,000 94,282,000 Fr. 
„ 1856: 81,000,000 109,000,000 „ 
Im Jahre 1856 kaufte die Bant 496 MIH. Fr. Gold und 51 Mil. Br. Silber und zahlte 
Iaflz 6,143,300 Br. Pramis. 
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Die Summe ber discontirten Wechſel war: 


Barls. Sueccurſale. 
1807: 533,266,876 — 
4817: 547,451,000 — 
1827: 556,072,800 _ * 
1837: 756,025,845 25,174,000 „ 


1847: 1,532,984,000 478,775,000 „ 
41856: 1,766,473,000 2,907,566,000 „ 

Man fieht Hieraus die Ausvehnung der Dienfte, melde bie Zweiganftalten dem Handel in 
ben Provinzen leiften. 

Obgleich das Privilegium der Bank erft mit dem Jahre 1867 abläuft, fo wurde vo Thon 
1857 der Gefeggebenven Verfammlung ein Entwurf zur Annahme vorgelegt, welcher vaflelbe 
um 30 Jahre, bi8 Ende 1897, verlängert; man wollte die Anftalt nicht unter dem fatalen Ein⸗ 
drude der Ungewißheit ihres Fortbeſtandes dem Ende näher kommen laflen. 

Das Geſetz, mit Zufäpen und Abänderungen aus dem Entwurfe nad) ven Beſchlüſſen des 
Gefeggebenden Körpers hervorgegangen, beflimmt außer ber gedachten Verlängerung des Pri⸗ 
vilegiums: 4) Das Eapital der Bank, vermalen durch 91,250 Actien repräfentirt, wird durch 
ebenfo viele neue Actien im Nennwerthe zu 1000 Fr. verdoppelt. Die neuen Actien werben den 
Inhabern der alten zu 4100 Er. überlaſſen, und das Product vermehrt mit 91,250,000 Er. 
das Gapital und mit dem Aufgelve von 9,125,000 Sr. die Referve. 2) Von dem Gapitale gibt 
die Bank an den Staatsſchatz 100 Mill. zahlbar von 1859 an In näher zu beftimmenden Terz 
minen und erhält dafür ben Nennwerth in 3 Proc. Renten zum Durchſchnittscurſe des Monats, 
welcher der Zahlung vorhergeht, doch nicht unter dem Curſe von 75. Die Renten werden aus 
bem Vorrath der Amortifationsfafle genommen, welde mit einem Tilgungsfonds von 4 Proc. 
des Rominaleapitald ausgeſtattet wird. 3) Die Bank darf außer franzöfifchen Staatspapieren, 
Eifenbahnactien und Obligationen der Stadt Paris auch ſolche des Crödit foncier beleihen. 
4) Die Bank darf, wen die Umſtände es erheiſchen, ihren Discontfag über 6 Proc. erhöhen; 
der Ertrag des hoͤhern Satzes fließt jedoch nicht zur Divivende, fondern zum Capital. 5) Die 
Banf darf Noten in Beträgen von 50 Sr. (bisher nicht unter 100 Fr.) ausgeben. 6) Sie fol 
von 1867 an in jevem Departement wenigftend Eine Suecurfale errichten. Die Befugniß, 
den Discont über 6 Proc. zu erhöhen, befreit die Bank von ven Wuchergeſetzen und ifl ein er- 
fler Schritt zur allgemeinen Aufhebung verfelben. 

Die Berboppelung ded Capitals wird nicht durch ven Gelobedarf der Bank begründet, fons 
dern durch die Eigenſchaft veffelben als Garantiefonds, nachdem die Gefgäfte und der Notenum= 
lauf, alfo die Verbindlichkeiten der Bank fo außerorventlih zugenommen haben. Die Anleihe 
von 100 Mill. zu A Proc. (3 Proc. Renten zu 76), welche der Staat bei ber Bank im Jahre 
41859 machen wird, foll dienen, die vorhandenen Deficits ohne Vermehrung ber ſchwebenden 
Schuld zu veguliren. 

Neben diefem Gefege läuft ein Vertrag zwifchen dem Schage und der Bank, wonach letztere 
ſich verbindlich macht, dem Staatsſchatze bis zu 80 MIN. und fpäter, wenn die Schuld von 1852, 
die noch 55 Mil. beträgt, bezahlt fein wird, bis zu 60 Mill. zu geben und dafür nur 3 Pror. 
Sinfen zu berechnen, wobei jedoch ber Betrag an disponibeln Staatögelvern, welde jeweils bei 
der Bank liegen, in Abrechnung fommt. Die Bank vergütet dafür eine Zinfen, empfängt 
folhe aber nur noch von bem Debetſaldo des Staats, welder feinen Betriebsfonds aus Bor- 
ſchüſſen der Bank ergänzt, alfo um ſoviel weniger Zreforfheine ausgibt und die Zinfen mei: 
ftens eripart. 

Die Geſchichte gibt der Bank von Frankreich ein gutes Zeugnif. Ihre neuefte Phafe er- 
weitert ihre Leiftungsfähigkeit und das Bedürfniß der Erweiterung erhellt aus der Zunahme 
ihrer Gefhäfte. Am 8. Det. 1857 Hatte die Bank einen Wechfelbeftand von 608,711,816, 
einen Baarbefland von 225,565,152 und einen Notenumlauf von 605,350,300 Er. 

VI. Banken in ben Vereinigten Staaten. Unter der englifhen Herrſchaft war ber 
Kandel der amerikaniſchen Golonien in den Händen des Mutterlandes, im Innern war Papier: 
geld im Umlauf, welches die Golonialregierungen ausgaben. ALS die Unabhängigkeit erfämpft 
und durch die Verfaffung die Freiheit befeftigt war, traten die Vereinigten Staaten fehr bald in 
die beifpiellofe Entwidelung ein, die, mit allen Mitteln, welche anderwaͤrts langſam aufeinanber- 
folgten, zugleich arbeitend, das raſche Anwachſen an Menſchen, Gütern und Macht bewirkt, das 
noch lange night feinen Höhepunft erreicht hat. Der Affociationsgeift der engliſch⸗ amerikaniſchen 
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Beeölferung rief bald Vereine für die Vermittelung von Geld⸗ und Grebitgefchäften ind Leben, 
ud man gründete zahlreiche Banken, folide und uniolide, deren Schietfale Höchft lehrreich waren 
Wentftanden Bankgeſellſchaften in allen Staaten, ihr Papier füllte ven Umlauf, diente zu den 
gwagteften Unternehmungen, bezahlte der Union ihre Ländereien, fiel dann, da ein wirkliches 
Gapital oft gar nicht vorhanden war, plöslih fammt ver Bank, an veren Stelle andere aufs 
iarchten, um gleichfalls zu Grunde zu gehen, nachdem fie Viele in Verluft gebracht, Wenige bes 
weigert, ven Staat betrogen hatten. Alle Erfahrungen, mochten fie auch noch jo Bitter und theuer 
erfauft fein, konnten doch den jungen Staatenbund nicht dahin führen, die Banfanftalten wie 
in Frankreich zu centralijicen, ober Die Errichtung von folgen und ihre Bewegung zu erſchweren. 
Man bemühte fich, durch geſetzliche Beftimmungen dem Misbrauch zu feuern und dad Publis 
cum vor Schaben zu bewahren. So häufig der Scharfiinn der Speculanten Mittel fand, die 
Gefege zu umgehen und unwirkfam zu machen, um fo forgfältiger war man darauf bedacht, fie 
ju vervollklommnen und dem Zwecke anzupafien. Die Befepe find in den einzelnen Staaten ver⸗ 
ſchieden; doch flimmen fle im Wefentlihen darin überein, daß Keine Geſellſchaft ohne Ermäch— 
tigung des Staatd gegründet werden darf, daß das Brundcapital als wirklich vorhanden nach⸗ 
gewieſen und für die Ginlöfung der Noten eine Garantie (im Staate Neuyork durch Hinter⸗ 
legung von Staatöpapieren) geleiftet werben muß. Als eine Umionsanftalt wurde 1791 die 
Bank der Vereinigten Staaten in Philadelphia gegründet, und zwar, gerade wie die 
orößern europäifchen, nicht allein für Handel und Inpuftrie, fondern aud für die Gelb: und 
Crediigeſchaͤfte der Inionsregierung. Ihr Freibrief begann mit den Worten: „Bine Bankan⸗ 
ſtalt muß den Finanzen des Landes große Erleichterung gewähren, fie kann ohne Schwierigkeit 
bei unvorgefehenen Greignifien der Regierung nuͤtzliche Borfegüffe machen und leiftet dem Han⸗ 
del und der Induſtrie weſentliche Vortheile.” Die Dauer der Ermächtigung war auf 20 Jahre 
fehgefegt. Nach deren Ablauf im Jahre 1811 wollte der Congreß den Kreibrief nicht erneuern, 
und die Anftalt hörte auf. Allein nicht Lange nachher, bei dem Kriege gegen England im Jahre 
1814, wurde fie ſchmerzlich vermißt; felbft die früheren Gegner bemühten ſich für ihre Wieder⸗ 
derfiellung ; im Jahre 1816 erftand fie aufs neue und ihr Freibrief lautete abermals auf 
2 Jahre. Das Capital war auf 35 MIN. Doll. feftgefegt, wobei ſich die Regierung mit einem 
Fünftel betheiligte, im Gegenfage zu dem in Europa üblihen Verfahren, wonach der Staat das 
Gapital ganz ober theilweiſe ald Anleihe fi behändigen ließ. Mittels ihrer Eontore beforgte 
die Bank den Binzug, die Verfendung und die Aufbewahrung ver öffentlichen Gelber. Außer: 
dem erwartete man von ihrer Wirkfamkeit eine Befferung im Bankweſen überhaupt, welches 
gerade um die Zeit ihrer Herftellung im Argen Ing. 

Im Jahre 1811 zählte man in fümmtlihen Staaten der Union 88 Banken mit einem Ca⸗ 
pial von 42,609,1041 Dol.; im Jahre 4816 war die Zahl auf 246, ihr Capital auf 
89,822,297 DoU. geftiegen. Mehr als die Hälfte loͤſten ihre Noten nicht ein; aber auch die 
übrigen, welche angeblich zur Einlöfung bereit waren, wußten ſich dadurch zu helfen, daß fie 
gemeinfhaftlihe Sache gegen Jeden machten, welcher Noten zur Einlöfung präſentirte. Das 
Auftreten der Bank der Vereinigten Staaten brachte Klarheit in dieſe Verhaͤltnifſe. Indem fie nur 
mit ſolchen Anftalten in Verkehr trat, deren Noten im Gleihwerth mit Münze ftanden, zwang 
fe alle entweber zur Baarzahlung oder zum Bankrott. Deſſenungeachtet blieb die Zahl ver 
Banken im Steigen, wenn auch nicht mehr in fo ſtarkem Mafe wie vorher, aber mit größern 
Riten. Im Jahre 1820 zählte man deren 307, ihr Orunbcapital war 401,714,551 Mil. 
Dell; 1830 waren 328 Banken mit einem Fonds von 110,186,608 Mill. Doll. vorhanden. 

Inzwiſchen war die Bank der Vereinigten Staaten zu einer Macht herangewachſen, welche 
nicht nur auf die übrigen Banken, fondern auf allen Grebit, alfo auf Handel und Induſtrie ven 
wäßtigften Einfluß übte. Die Staatögelver, welde fie ſtets zut Verfügung hatte, erlaubten ihr 
eine großartige Ansbehnung ihrer Geſchäfte. Sie konnte durch Gewährung ober Entziehung 
ihrer Gunſt Städte und Bezirke belohnen oder beſtrafen, und es entftand bie Beforgniß, daß diefe 
mäßtige Geſellſchaft die Wahlen, alfo die Politik der Union unter ihre Leitung nehmen werde. 
Des. Auftommen einer ſolchen Geldmacht widerſtrebte insbeſondere der demokratiſchen ober 
aderbauenden Volksclaſſe, und Präfident Jackſon war der Dann, ben fie aufftellte, um das 
gavaltige Werkzeug der Geldmacht, die Bank ver Vereinigten Staaten, zu zerbrechen. Als da⸗ 
der im Jahre 1832 der Congreß bie Bill zur Erneuerung des Freibriefs angenommen hatte, 
legte der Präſident fein Beto ein. Im Jahre 1836 wurde ber Freibrief, deſſen Dauer nun ab⸗ 
gelaufen war, nicht mehr erneuert, und die Anftalt Hätte eingehen müffen, wenn ber Staat 
Bernfgloanien ihr nicht um ſchweres Geld einen Freibrief gegeben hätte. Sie war von ba an 
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nicht mehr ald jebe andere Stantenbanf. Zugiei wurden Beflimmungen getroffen, um bie df- 
fentlihen Gelber durch Behörben verwalten zu laſſen und in der Girculation das Gola an bie 
Stelle der Banknoten zu fegen. Am 11. Juli 1836 erſchien zu diefem Zwecke die Treasury bill, 
welche unter Anderm beftimmte, daß bei ven Öffentlichen Kaffen nur foldhe Noten angenommen 
werben follten, welche in Gleichwerth mit Metallgeld ftanden und jeverzeit einlösbar waren, 
und daß angefaufte Staatsländerein nur mit ſolchen Noten ober mit Gold zu bezahlen feien. 
Diefe Maßregel war ſonach ganz bie nämlicde wie jene, womit tm Jahre 1816 die Bank der 
Vereinigten Staaten gegen bie übrigen vorgegangen war; allein die Folgen waren bebenflicher, 
weil die große Anftalt, welche damals die Züden in der Vermittelung der Creditgeſchäfte und 
im Notenumlauf ausgefüllt hatte, nit mehr vorhanden und das californifhe Gold nod nicht 
gefunden war. Im Sommer 1837 fallitten 260 Banken, die übrigen flellten ihre Baarzah⸗ 
lungen ein. Das Bapier war entiverthet, und das Bold wurde vollends aus dem Umlaufe ge: 
zogen. Damals geſchah, was der engliſche Romanſchreibet Gapttäin Marryat erzählt, daß 
Wirte und Kaufleute, nm nicht Münze gegen Bapier herausgeben zu mäffen, Anweifungen 
auf ein Glas Wein over Branntwein oder auf vier Dutzend Auftern auöftellten und damit ihren 
Kunden auf deren Banknoten herausgaben. Das Bold wurde forgfältig aufgehoben, ſodaß bie 
ledernen Beutel, deren fi die Bauern hierzu bedienen, im Vreiſe auf das Dreifache ftiegen. 
Jackſon's Nachfolger, ver Präfident Ban Buren, mußte die Treasury order zurädnehmen, und 
die Unionsregierung, welche ein Jahr zuvor in ver Verlegenheit war, zu viel einzunehmen, ſah 
fi gendthigt, Schagfammerfheine auszugeben. Seltvem bedient fi} die Iintonsregierang zu 
ihren Gelb⸗ und Greditgefhäften aller foliden Banken, und fo allgemein iſt die Benugung der 
Banken verbreitet, daß in jeder Stadt, ja in jevem Dorfe, die im Entftehen begriffen find, zu 
ven erſten Einrichtungen ein Banfeontor gehört. 

Die Erfahrung in den legten 20 Jahren Hat zu einer Vermehrung der Zahl und zu einer 
Verminderung bed Umfangs der einzelnen Auflalten geführt. Es beſtanden nämlich 1856 in 
der Union 1398 Banken mit einem Actiencapital von 343,874,272 Doll. 

Die meiften Anftalten befaßen vie Staaten: 


Babl. Ketlencapital. 
Na ..... 292 90,205,741 Doll. 
Maffagufetts .... 170 59,070,000 „ 
Maine ...... 76 7,623,000 „ 
Rhode Island .. 89 418,908,880 „ 


Bennfolvanin .. 68 22,357,856 „ 
Die wenigften waren in den Staaten: 


Trad...22.. 1 322,000 „ 
Midigan ..... 5 1,100,600 „ 
Columbia (Difttiet) 5 1,282,500 „ 
Aabama ..... 5 2,800,000 „ 


Galifornien, Florida, Arkanfas, Jowa und einige Gebiete hatten 1856 noch keine Banken. 


Nachſtehende vergleichende Überfiht tft einem Berkhte des Schahſecretaͤrs entnommen (bie 
Bank in Teras tft darin nicht enthalten); die Summen find in Dollars: 


Jahr. Sabider Gapital. Discontirungen. Saarvorrath. Roten. Devoften. 
506 


200,095,944 324,119,499 26,641,153 94,839,570 73,666,986 
1837: 788 270,772.091 525,115,702 37,915,340 149,185,890 197,397,185 
: 228 254,544,937 806 58,563, 628 


1848: 751  204,833,175 344,476,582 46,309, 765 128,506,091 on 
1851: 879 227,807,553 413,756,799 48,671,048 155,165.251 198,957,712 
1854: 1208 301,376,071 557,397,779 59,410,253 204,689,207 188,188,744 
1856: 1398 343,874,272 634,183,280 59,314,063 195,747,950 212,705,462 
Man fieht in ver unfteten Bewegung die Spuren der Krife von 1837 noch im Jahre 1845 
wirken, dagegen von 1848 eine fletige Zunahme und ein ſolides Verhaͤltniß zwiſchen vem No⸗ 
tenumlauf und ven Baarvorräthen nebft ven Diöcontirungen. K. Math y. 
Banukrott, ĩ. Concurs. 
Bann, bannen, Bannrecht. Die Gtundbedentung dieſer Worte (nach ihrer von Wach⸗ 
ter angenommenen Herleitung von dem veralteten „Bam“, d. i. Erhöhung (Bipfel oder Spige), 
tft Hoheit, Herrſchaft, Gewalt, und fie läßt ſich and) bei ven manniäfaltigften Anwendungen und 
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giſammenſetzungen verfelben überall Deutlich erkennen. So leſen wir in vielen alten Urkunden 
w Schriften das Wort Vann (auch in der lateinifigen Korn bannus oder bannum) als Be- 
rihnung bald der hoͤchſten (kaiſerlichen, Eöniglichen oder fürftlichen) Gewalt oder Landesherr⸗ 
iäfeit, bald einzelner Ausflüſſe verfelben oder in ihr enthaltener befonverer Hoheitsrechte, vor⸗ 
Aglic, der Gerichtsbarkeit, zumal der höhern und peinlichen (daher Blutbann oder Koͤnigsbann), 
tod aud) der niebern und bürgerlichen (ebenfo des Gerichtsbezirks, daher Burgbann, Dorfbann, 
Siadtbann, Bannmeile, auch Bannwart), nicht minder des fiscalifchen Rechts auf gewiſſe Ab⸗ 
gaben und Gefälle, auch auf Frohndienſte (Bannwerk), ſodann auch ver wirflihen Ausübung 
der Hoheitörechte, ald eines erlaſſenen Cdicts ober obrigkeitlichen Befehls , eines angelegten Ber 
ſhlags oder Arreſts, einer gerichtlichen Beftätigung, eines Aufgebots, fei es zu den Öffentlichen 
Geriäten, fei e8 zum Kriegsbienft (Heerbann) u. ſ. w. So biente und dient nod das Wort 
Bann (oder Verbannung) zur Bezeihuung der gleichfalls nur durch den Herrſcher ober duch 
bie Geſellſchaftsgewalt zu verhängenben Strafe der Verweifung aus einem Lande ober Bezirk 
(ehebeflen auch der Gütereinziehung ober Gonfiöcation) und der noch ſchwerern des völligen 
Aubſchluſſes aus aller Rechisgemeinſchaft und Rechtsfähigkeit. Im dieſem Sinne iſt Bann 
gleihbebeutend mit Acht (ſ. d.) und mit Excommunication, d. h. Kirchenbann, deſſen feier- 
lie Verhaͤngung oder Verkündung daher Bannſtrahl genannt wird. Entſprechend ſolchen 
Bedeutungen des Hauptworts Bann) iſt auch jene des Zeitworts bannen (banneiare, han- 
nire), daher eine weitere Erklärung überflüſſig. Gebannene (oder gebannte) Gerichts-, Feſt⸗ 
auch daſttage find eben gebotene Tage dieſer Art. Ein Gebannter iſt Jener, welcher einem Bann⸗ 
recht unterthan, d. h. einem Bannberechtigten pflichtig iſt, dann aber auch Jener, welchen die Acht 
oder der Bannſtrahl traf, und Verbannter, welchen die Verweiſung. Auch wird bannen mitun⸗ 
ter gebtaucht für zwingen ober überwältigen (z. B. Geiſter bannen), worin dieſelbe Grundbe⸗ 
deutung erkennbar, für und jedoch Hier von feinem Intereffe ift. Dagegen fodern bie Bannrechte 
in engerer Bedeutung eine nähere Betrachtung. 

Bannreht, Banngerechtigkeit ift das einer Berfon zuſtehende Net, von Andern 
in fodern, gewiſſe Gegenflände des Bedürfniſſes oder Genufles ſich ausſchließend nur von ihr, 
d. h. von der Inhaberin der Berechtigung, zubereiten, herbeiſchaffen oder verkaufen zu laſſen. 
& iR alſo eine monopoliftifche Gewerbsbefugniß, ausgeübt theild gegen beftimmte Perfonen, 
theild gegen ganze Glaffen von Perſonen oder überhaupt gegen die Einwohnerſchaft eines Orts, 
einer Gemarkung over eines Bezirks, 

Die Inhaber folder Gereöttamen find mitunter Gorporationen, Gemeinden, Klöfter u. ſ. w., 
mitunter Privatperſonen, am häufigften Grundherren (oder auch Stanved = und Landesherren, 
wenn nicht eigentlich als ſolche, doch in ihrer Eigenfhaft als Grundherren oder überhaupt als 
Nupnießer ver Domäne). Zu den gewöhnlichern Gegenftänden der Bannrechte gehören das 
Vierbrauen, Weinſchenken, Keltern, Mahlen u. ſ. w. So maden häufig die grundherrlichen 
(oder auch landesherrlichen) Bierbrauereien den Anſpruch gelten, nicht nur daß innerhalb eines 
gewiſſen Bezirks keine andere Brauerei Darf errichtet werben, fonbern auch, daB alle Gaft = over 
Schenkwirthe oder gar alle Privatperfonen deſſelben ober eines andern beftimmten Bezirks 
ihren Bierbedarf nirgends als aus dem herrfchaftlichen Brauhaus ſich verſchaffen dürfen. Ein 
aͤhnlicher Zwang ift nicht felten ven Weinwirthen einer Gemarkung rückfichtlich des Weinkaufs 
aus ver herrſchaftlichen Kellerei aufgelegt , oder ein ähnliches Recht ven Weinwirthen gegenüber 
den weintrinfenben Bezirksbewohnern ertheilt. Ja, ed gibt Beifpiele von noch weiter gehender 
Verechtigung, welche nämlich den Bannpfiichtigen nicht nur verbietet , irgendwo fonft als in ber 
Bannſchenke ihren Weinbebarf zu holen, fonbern ihnen fogar die Schuldigkeit auflegt, eine bez 
fimmte Onantität Weins entweder überhaupt ober bei gewiſſen Gelegenheiten (als bei Hoch⸗ 
zeiten, Kindtaufen u. ſ. w.) jeweils in dem Bannwirthshaus zu trinken oder wenigftend den 
Birth zu bezahlen. ?) Der Kelterzwang befteht in dem Recht, von allen Rebbeſitzern eines Be⸗ 
zirko, ober wenigſtens von einer Claſſe verfelben zu fodern, daß fle ihre Trauben auf ver Bann: 
felter keltern, oder wenigſtens die dafür feftgefegte Abgabe (Kelterwein) jedenfalls entrichten. 





1) Erinnern wollen wir hier aud) an das im Sant wie in ber Bedeutung ähnliche ſlawiſche Wort 
Ban oder eigentlich Ban (Herr) und an bie Davon rührende Benennung mehrer ungarifcher Großen ober 
Statthalter, Ban oder Banus (mie befonbers des Banus von Kroatien) oder auch ihres Gebiets (Banat). 

2) In&ramer's „Weplarifchen Nebenſtunden“, XI, 85 fg., fommt ein merfiwürbiger, vom Kammers 
richt ans fpeciellen Gründen zivar gegen den Bannberedhtigten entfchiebener, doc; die factiſch vielfach 
Wlaudene, auch Häufig wirklich behauptete Aumaßung beleuchtender Ball diefer Art vor. 
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Ebenſo fleht ven Baunmühlen das Recht zu, daß alle Bewohner eines gewiſſen Bezirks, ober 
eine beftimmte Claſſe derſeiben, ihre Brotfrüchte nirgends fonft als auf der Bannmühle pürfen 
wahlen laflen. So gibt e8 auch Branntweinzwang, Zwangsbieichen, Zwangsbacköfen u. ſ. w. 

Dem unbefangenen Urtheile müſſen alle ſolche Gerechtſame, wenn man fie 018 bleibenbe, 
mithin vererblidhe, oder auf Grund und Boden rabicirte, überhaupt al wahre oder wohlerwor= 
bene Privatrechte geltend machen will, fon nach ihrem Begriff ald abenteuerliche Anmaßungen, 
als haͤßliche Auswüchle des Hiftorifchen Rechts, überhaupt als blos factif behauptete, hoͤchſt 
verwerflihe Misbräuce erfcheinen. Auch findet ſolches Urtheil feine volle Beftätigung in dem 
großentheils Elar vorliegenden hiſtoriſchen Urſprung derſelben. Offenbar haben Sie meiften blos 
in dem Machtgebot ver Fleinern ober größern Zwingherren ihren Grund. Alles, was ein folder 
‚Herr befahl, feftfegte, durch Gewalt behauptete, war eben Recht, d. h. machte ſich geltend als 
Recht, welchem ſich zu unterwerfen ein Geſetz der Nothwendigkeit für alle von jener Gewalt er= 
reichbaren Schwachen war. Alfo befahl der Herr, wenn er z. B. eine Bierbrauerei errichtete, 
feinen fämmtligen Grundholden oder Keibeigenen, ihren Labetrank blos in feinem Brauhaus 
zu holen, oder bei den ihren Vorrath eben nur von borther beziehenden Gaft = oder Schenkwir⸗ 
then. Gr befahl ihnen, ihre Früchte blos auf der herrſchaftlichen Mühle mahlen, ihre Trauben 
blos auf der herrſchaftlichen Kelterei Eeltern zu laſſen u. ſ. w., und fleigerte wucherlich, mittels 
willkürlich feftgefegter Preife den Ertrag feiner monopoliftif betriebenen Gewerbe. Er ver 
pachtete wol auch feine mit dem Baunrecht ausgeftatteten Bier = und Weinhäufer, oder Kelten, 
oder Mühlen für entfprechend erhöhten Zins und bezog dergeflalt, mittelbar over unmittelbar, 
den auf die unterthänige Cinwohnerſchaft neben unzähligen andern Laften jet noch weiter unter 
dem Namen ber Bannpflicht gelegten Tribut. 

Noch unter einem andern Titel ſchufen die Zwingherren Bannrechte. Es war dieſes bie von 
ihnen als Polizeiherren in Anfprud; genommene Gewalt ver Ertheilung von Gewerbsconceſſio⸗ 
nen. Gine fortwährend vergrößerte Zahl von Beſchäftigungen zur Erwerbung bed Unterhalts 
wurde an bie hierzu von dem Herrn zu erwirkende Erlaubniß gebunden, und anftatt des — im 
Allgemeinen wohl anzuerkennenden — polizeilichen Oberauffichtsrechts über Die Gewerbe erhob 
fih ein Verkaufsrecht von Gonceffionen, welches dann natürlich um fo einträgliher warb, wenn 
man ber Conceſſion noch ein Bannredit beifügte, fomit einen höhern Preis dafür anfegen fonnte. 

Solde Verleihung monopoliftifger Gewerbsrechte fand übrigens eine ſcheinbare Redtfer- 
tigung in dem fhon früher aufgefommenen ſtädtiſchen Inftitut der Zünfte, deren Anmaßung 
nit nur gelang, fi allmälig die Anerkennung eined ihnen allein, aljo mit Ausſchließung aller 
Ungenoffen der Zunft, zuſtehenden Rechts zum Bewerböbetrieb zu erwirfen, fonbern daſſelbe 
aud zum wirklichen Bannrecht dadurch zu fleigern, daß fle einerfeitö den Einwohnern der Städte 
unterfagten, fi wegen Befrievigung ihrer Bedürfniſſe irgendwohin fonft ald an die der Stabt 
als Bürger angehörigen zimftigen Gemwerböleute zu wenden, und andererſeits durch landesherr⸗ 
liche Privilegien mitunter noch das weitere Recht erivarben, auch die Bewohner einer größern 
oder fleinern Umgegend als den ſtädtiſchen Gewerböleuten bannpflitig zu behandeln. Über⸗ 
Haupt find ausſchließendes Zunftrecht und Bannrecht ſich fehr nahe verwandt, Daher au der 
nämlihen Beurtheilung unterliegen. 

Noch eine vierte Art von Bannrechten wird aufgezäglt, nämlich die Durch wirklichen Vertrag 
gegründeten, demnach, wie man meint, der Eigenſchaft eines wahren Privatrechts ſich erfreuend. 
Allerbings kann man annehmen, und mol liegen auch mitunter davon die urfunblichen Beweife 
vor, daß in Gegenden, welche noch der nöthigen Gewerbseinrichtungen für ihre Bebürfnipbe: 
frievigung ermangelten, die Einwohner, um einem Unternehmer Luſt und Muth zur Errichtung 
einer von ihnen gewünfchten Gewerböanftalt zu geben, deshalb einen förmlichen Vertrag mit 
ihm eingingen, bed Inhalts, daß er z. B eine Mühle bauen, oder eine Kelter errichten ſollte, 
wogegen fie ihm zur Sicherung des billig anzufpredhenden Unternehmungsgewinnd verfpraden, 
eine beftimmte Zeit hindurch oder auch Iehtäglic oder endlich ohne Zeitbeſtimmung blos allein 
bei ihm ihre Früchte mahlen ober ihre Trauben Eeltern zu laffen. Ein ſolche Berechtigung dauerte 
ſodann factiſch auch Über den Zeitpunkt hinaus, bis auf welchen fie ertheilt warb oder gültig er- 
theilt werden konnte. Auch die neuen Anſiedler und die nachfolgenden Geſchlechter beobachteten, 
abſichtslos oder gewohnheitlich, was ihre Vorfahren verſprochen hatten, und die angebliche 
ee drückte dem alfo gefchaffenen Bannrechte dad Siegel einer vermeintlichen Unantaft- 

arkeit auf. 

Nichts jedoch ift klarer ald die Unhaltbarkeit eines folgen über ven Kreis und die Lebends 
bauer der den Vertrag Schließenden hinauswirkenden angeblichen Privatrechts. Denn die Banu⸗ 
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ht ift mit nichten eine dingliche Servitut over eine auf Grund und Boden rabicirte Verpflich- 
tg, in welder Eigenſchaft fie etwa privatrehtli auf die leweiligen Befiger der belafteten 
Gründe übergehen Einnte; fondern fie ift rein perfänliche Verpflichtung, mithin wol Denjenigen, 
Ir fie vertragömäßig übernahm, und etwa auch feinen Erben oder allgemeinen Rechtsnachfol⸗ 
gerbindend, nicht aber übertragbar auf Andere ohne deren wirkliche Zuflimmung. Höchſtens 
wenn eine Gemeinde ald Gefammtperfönlichkeit die Bannpfliht übernommen hätte, könnte dieſe 
als fortvauernde Verpflihtung ihrer nimmer flerbenden moraliſchen Geſammtperſoͤnlichkeit er⸗ 
feinen, und ſelbſt alsdann wäre ihre Gültigkeit Immerfort abhängig von den den Grunbfägen 
vxs Staatsrechts analogen, — namentlich die perfönlichen Freiheitsrechte der nachkommenden 
Geſchlechter ſchirmenden Principien des öffentlichen Gemeinderechts. Aber e8 ift nicht einmal bie 
Gemeinde als ſolche bannpfligtig, fondern die einzelnen Bürger und Einwohner find e8, und da 
lift fi, da diefelben keineswegs die Rechtsnachfolget der erften Vertragſchließenden find, d. h. 
die Verpflichtung durchaus nicht als eine Erbſchaftsſchuld oder ald dem Grunde inhärirende 
Reallaft überfamen, ſondern als rein perfönliche, felbfteigene Verpflichtung zu tragen haben, 
durchaus Fein gültiger privatrechtlicher Titel dafür aufftellen, folange man nicht angeborene per= 
finlige, d. h. Leibeigenfchaftslaften als rechtsbeſtändig anerkennt. Auch vie Verjährung kann 
bier dem Berechtigten nimmer zuftatten fommen, da die jegt Lebenden die Perfönlichkeit der 
Verſtorbenen keineswegs fortfegen und gegen fie Feine Verjährung flattfand. Hätte daher ver 
Unternehmer fogar wirklichen Schaden zu erleiden bei vem Aufhören feines bedungenen Bann- 
rechts, d. 6. wäre ihm während deſſen vertragsmäßtg gültiger Dauer der entſprechende Erfag 
für feine Borauslagen noch nicht geworben, fo hätte er eben das Miöglüden feiner Speculation 
zu bedauern; aber ein Recht gegen Diejenigen, mit welden er ven Vertrag nicht gefchloffen, er= 
wuͤchſe ihm daraus nimmer. 

Noch einleuchtender aber als bei ven — ohnehin nur ausnahmöweife vorkommenden — be: 
dungenen Bannrechten erſcheint die Nichtigkeit, oder die ſtets freie Widerruflichkeit folder Rechte, 
wenn fie blos auf factiſcher Anmaßung oder auch öffentlichem Recht (oder vielmehr Unrecht) be= 
ruben. Was anerfanntermaßen ober erweislich bloßer Misbrauch ver Gewalt ift, insbeſondere 
wat nad) Inhalt und Natur der Verpflichtung ſich als rein perſoͤnliche Erblaſt, folglich aus Aus⸗ 
fiuß ober Theil der Leibeigenſchaft, darſtellt, Tann nie und nimmer zu Recht beftehen, und bie 
Gefeggebung,, ſobald fie zu folher Erfenntniß gelangt ift, muß es auch erflären, d. 5. die 
Nichtigkeit der alfo beſchaffenen Verbindlichkeiten ausſprechen. (S. Abgaben.) Was aber bie 
and polizeilichen Gründen, oder wenigftend aus Autorität ver Polizeigewalt verliehenen aus⸗ 
ſließenden @ewerböconceffionen oder Bannrechte betrifft, fo kann ihre Rechtfertigung nim= 
mer im bloßen Interefie des Berechtigten, fondern nur im öffentlichen Interefle Tiegen und muß 
alſo auch ebenda ihre Grenzen finden. Nur folange und infofern ein verliehenes Monopol für. 
die Geſammtheit nüglich, d. h. durch feinen Geſammtvortheil die dadurch ven Binzelnen aufge= 
legte Beſchrãnkung überwiegend, baher die vernünftige Zuftimmung feldft dieſer Einzelnen an⸗ 
iprechend tft, alfo zumal nur folange die Umftände und Verhältniffe fortvauern, unter welchen 
die Verleihung als nůtzlich erſcheinen mochte, Tann und darf vie Staatögewalt daſſelbe aufrecht⸗ 
erhalten ; und die befhränfende Bedingung: „unbefchabet dem gemeinen Wohl und ven Rechten 
der Einzelnen“, ift in jeder Verleihung ſtiuſchweigend enthalten. Sollte baher 3.8. das einer 
Mühle verlichene Bannrecht urfprünglich im Intereffe ver Gefammtheit gelegen haben, weil 
ehoa fonft Niemand zur Errichtung der Mühle Hätte Finnen beftimmt werden; fo erfcheint doch 
anter veränderten Umſtänden, 3. B. bei vergrößerter Bevölkerung ober bei vem Zuſammenfluß 
entfernter Mahlgäfte, das Bannrecht als überflüffig ober ſchädlich und daher auch als ungeredht. 
& tritt jegt das natürliche Freiheiisrecht der bisher Bannpflihtigen, d. h. ihr Anſpruch auf 
Befreiung wieder in volle Kraft, und die Staatögewalt ift [huldig, bie jetzt zwecklos gewordene 
Beiäränkung wieveraufzuheben. Auf ihr Recht, d. h. auf ihre Pflicht, die Gewerböverhältnifie 
jrtoeil nach den Anfoverungen der Zeit und ver Umftände zu regeln, hat fie nimmer verzichtet 
and fonnte e8 mit Rechtokraft nicht thun, und ihre fortwährenbe Obliegenheit ift, den jedesma⸗ 
ligen vernünftigen Geſammiwillen auszuſprechen, folglich zurückzunehmen oder als erloſchen zu 
eflären, was ſolchem Geſammtwillen urſprünglich entfloß ober auf deſſen Vorausſetzung ge⸗ 
baut war, jet aber demſelben nicht entfprict. . 

„Doch nicht alfo lauten die Lehren ver ſtrengpoſitiven Juriſten. Denfelben gilt eben für wirk⸗ 

lices Recht Altes, was beſteht und verordnet ift, oder was in Iangjährigen Herkommen ſich grün⸗ 

It, ober dad Anerkenntniß ber Gerichtshöfe oder der juriſtiſchen Schriftſteller für fi hat. Sie 
Staats⸗ Letiton. II. 21 
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begnügen fich daher damit, die ſelbſt ihnen unverkennbare Härte des Bannrechts dadurch zu mil⸗ 
dern, Daß fie es einer ſtrengen Auslegung unterwerfen, daß fie weiter ven Bannpflichtigen das 
NRecht der eigenen Zubereitung ihrer Bedürfniſſe zuſprechen, ihnen alfo blos verbieten, dieſelben 
bei Jemand Anderm ald dem Berechtigten zubereiten zu laffen. Auch geben fie zu, daß das Bann⸗ 
recht zurückgenommen werben koͤnne, wenn der Inhaber den billigen Koberungen ver Pflichtigen 
in Bezug auf die Güte ober den Preis der Bebürfnißbefrienigung nicht entfpricht. 

Was jedoch die pofltive Jurisprudenz nicht that, das hat der Zeitgeift, wenigſtens zum 
Theil, gethan. Sein maͤchtiges Wehen hat nicht nur in bem revolutionären Frankreich mit den 
übrigen barbarifcgen Feudalrechten auch die Bannrechte zernichtet, das Vernunftrecht an die 
Stelle de hiſtoriſchen Unrechts fegend; ſondern es hat auch mehre andere, fonft dem Stabilis 
tätöprincip zugethane Befeggebungen zu deren Abſchaffung vermodt. In Öfterreid) hat, der 
Sranzöfifhen Revolution noch vorangehend, Kaifer Jofeph I. unterm 19. März 1787 ven 
Mühlenzwang abgefhafft. „Der biöherige Zwang der Unterthanen“ (alfo befagt die preiswür= 
dige Verorenung) „ihre Körner auf einer in der Herrfchaft befindlichen Mühle zu mahlen, iſt 
fogleih überall, ohne Ausnahme ver Kameralherrſchaften, abzuftellen, fofort den Unterthanen 
durchgehends frei zu geflatten, ihre Körner va, wo fle es wollen, zu vermahlen.“ Ebenfo haben 
Breußen im Jahre 4810 und Baiern im Jahre 1814 die Bannrechte abgefhafft, und zwar ohne 
Entſchãdigung für bie bisher Bannberechtigten, das Großherzogthum Heſſen jedoch (1818) nur 
gegen Entſchaͤdigung, für deren Berechnung aber eine Regel von hoͤchſt ſchwieriger Anwendbar⸗ 
keit aufgeftellt ward. Im Großherzogthum Baden hat die zweite Kammer ſchon 1825 umb nach⸗ 
drücklicher im Jahre 1831 eine Bitte an ven Großherzog um Aufhebung aller Bannrechte bes 
ſchloſſen. Die erſte Kammer trat dieſen Beſchlüſſen 1825 gar nicht und 1831 nur mit beigeflig- 
ter Bedingung einer ven Berechtigten zu leiftenden Entſchaͤdigung bei. Die Regierung legte fos 
dann im Jahre 1835 einen Befegentinurf über Aufhebung ber Bannrechte gegen eine durch die 
Gerichte zu beftimmende, zur Hälfte von den bannpflitigen Gemeinden ober Einzelnen und zur 
Hälfte vom Staate zu entrichtende Entihädigungsfumme vor, und zwar allernädft ver erſten 
Kammer. Diefe aber verwarf ven Vorſchlag, worauf die Regierung einen neuen, blos die Auf⸗ 
hebung der Dominialbannredte (und zwar die unentgeltliche Aufhebung) ausſprechenden Ente 
wurf an die zweite Kammer brachte, die ihm natürlich die freubigfte Zuſtimmung ertheilte und 
durch die Einhelligkeit verfelben jeden etwaigen Widerſpruch ver erften Rammer (da bei Finanz⸗ 
gefegen die Stimmen beider Kammern durhgezäplt werben) zum vorhinein unwirkfam machte. 

Uber die Bannrechte ift ſonach das Loos entfcheidend geworfen. Sie werben, aud wo fie 
nod factiſch und geſetzlich fortbeftehen, bald dem fortfchreitenven Geift der Reform, alles Wis 
derſtrebens der Gonfervativen ungeachtet, weichen müflen. Denn allzu einleuchtend und allzu 
gemein anerkannt ift ſowol ihre gemeinfchänliche, nämlich den Flor der Gewerbe und die Lebens 
digkeit des Verkehrs niederdrückende Wirkung, als die große Rechtöverlegung, melde fie einer⸗ 
ſeits Denjenigen, die fi von dem Betriche eines ihren Neigungen, Fähigkeiten und Umſtänden 
entiprechenden Gewerbes durch die Bannberechtigten auögeichloffen fehen, und andererſeits ven 
Bannpflichtigen zufügt (die da nämlich alle monopoliſtiſche Bertheuerungneben der meift ſchlech⸗ 
ten Bebienung ſich müffen gefallen laſſen und nebenbei erft noch, je nach beſondern Verhältniffen 
und Lagen, mannichfaltige weitere Beſchwerniß und Benahtheiligung zu ertragen haben), als 
daß die Geſetzgebungen no lange anflehen dürften, ihre Vernicktung auszufpregen. Nur eine 
Frage wird dabel noch zu erörtern fein: ob nämlich die Aufhebung unbedingt und unentgeltlich 
fattfinpen Bönne und folle, oder ob dafür den bisher Vetechtigten (oder auch bloß den zeitlichen 
Nugnießern oder Pächtern folder Rechte) eine Entſchädigung zu leiften ſei. 

Befänven fich die Bannrechte blos in den Händen gemeiner Bürger, fo wärbe wol von Ente 
ſchaͤdigung gar nicht Die Rede fein. Denn ſowie man noch nirgends Anſtand nahm, Die Zunft- 
privllegien, welche offenbar dieſelbe rechtliche Natur wie bie Bannrechte an fid tragen, ohne ir⸗ 
gendeine Entſchaͤdigung aufzuheben und ſelbſt mande dingliche Gewerbsgerechtigkeiten gleich⸗ 
fallo ohne Entgelt entweder aufzuheben, oder durch vermehrte Verleihungen, oder durch allge⸗ 
meine Gewerbsvorſchriften ihre bisherige monopoliſtiſche Stellung weſentlich zu beſchränken; 
fo müßte man, um conſequent zu fein, Daſſelbe auch in Bezug auf die eigentlien Bamnrechte 
thun. Allein viefe Rechte find meift im Befige entweber der Domäne (von welcher jedoch ein 
Verzicht auf Entſchädigung fig aus faatswirthichaftlichen Gründen leicht erwarten läßt) ober 
der Standes⸗ und Grundherren (oder auch Gorporationen), in Anfehung welcher die neuefte Zeit 
den äuferft misbrauchten, d. h. in Üübertriebene Anwendung gejegten Grundſatz erfand, daß 
ihnen Fein Recht (Gerechtſame) oder Bezug, welches Urfprungs und Charakters er immer jet, 
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Yirfe entzogen werben ohne dafür ihnen zu leiftende volle Eutſchädigung. Liber die Natur dies 
MW Anſpruchs und über das Maß des ihm gebührenden Anerkenntniffes find in den Art. 
Vgaben und Ablöfung die vernunftrechtlichen Principien aufgeftellt. Unter Berufung auf 
Nejelben Haben wir blos noch in Bezug auf die Bannrechte insbeſondere zu bemerken, daß 
ki ihnen ſchon darum bie Entſchädigungsfoderung ald nichtig erſcheine, weil, wenigſtens in 
wer Regel, ein wirklicher Schaven, welchen die Aufhebung bewirkte, gar nicht nachzuweiſen, 
wenigftens deſſen Betrag auch nicht einmal annähernd mit einiger Zuverläfftgkeit zu beſtimmen 
ft. Denn ver biöherige Ertrag eines bannberechtigten Gewerbes müßte zuvörderſt verglichen 
werben mit dem erft in Zukunft (nämlich nach gefchehener Aufhebung des Bannrechts) ſich her⸗ 
auöftellenden; und dann würbe nod) immer zu erwägen oder zu fragen fein, ob der biöherige, 
32. hohe Ertrag in der That die Wirkung des Bannrechts oder vielleicht anderer Umftände, 
7. 2. eines geſchickten, fleifigen und redlichen Betriebs geweſen ſei, und ebenfo, ob nicht durch 
ſolche jegt erft, ©. H. nach dem Aufhören des Bannrechts in Ausübung zu fehende Gigenfchaft 
ded Betriebs der Verluft des Monopols Leicht werde erfegt, d. H. eine gleichgroße ober größere 
Zahl von willigen Abnehmern werde herbeigelockt werben, als ehedeſſen bannpflitige, d. h. 
gepwungene erſchienen find. Hoͤchſtens etwa koͤnnte der Pächter 5. B. einer Bannmühle, wenn 
ihm erweislich wegen des Bannrechts ein höherer Pachtſchilliag wäre gefegt worden, nad Aufz 
hebung des Banns einen entfprechenden Nachlaß Begehren. Es wäre dieſes jedoch lediglich die 
Sache des Bannberechtigten, als welcher nämlich, wenn er eine nach ihrer Natur blos precaͤre 
(nãmlich von widerruflicher Conceſſion abhängige, over auf blos factiſcher Behauptung ruhende) 
mouopoliſtiſche Stellung für ein bleibendes Recht verkauft oder zur Nutznießung übergeben hat, 
dafür dem Käufer over Pächter allerdings die Gewähr zu leiften ſchuldig If. Wir betrachten 
ler aber nicht fowol das Verhälmiß zwifchen dem Bannberecitigten und feinem Lehnsmann 
oder Bächter, fondern nur jenes zwifchen ihm und den Bannpflichtigen oder auch dem Staat. 

Für die Zulaͤßlichkeit einer ımentgeltlihen Aufhebung der Bannrechte koͤnnen wir als hoͤchſt 
gewichtige Anterität dad Anerfenntniß der preußiſchen Geſetzgebung anführen, welche nänılih 
beider am 28. Oct. 1810 ausgeſprochenen Aufhebung ver Bannreihte ih darüber ausdrücklich 
folgendermaßen erklärt: „Da bie Theorie und Erfahrung beweiſen, daß die Aufhebung der 
Zwangs⸗ und Bannrechte in der Regel keineswegs die Einnahmen ber früher Berechtigten min- 
dert, fondern bei der gewoͤhnlich vermehrten Gonfumtton erhöht, fo fol weder der Verkäufer, 
noch der Erbpächter, noch der Zeitpächter, noch der Zwangsepflichtige verbunden fein, für jene 
Aufhebung Gaution zu leiften oder irgendeine Entfpäbigung zu Übernehmen.” Auch feldft 
in der erſten Kammer der badiſchen Lanbflänve, wiewol ihre Mehrheit die Anträge ver zweiten 
Kammer verwarf, erhoben ſich einzelne Stimmen zur Anerkennung ihrer Billigfeit und rechtli⸗ 
Gen Begründung. Der Commiſſionsbericht von 1825 gefleht ein, „daß ſchon mande Bannge⸗ 
rechtigkeit von dem Bannberechtigten felbft aus wohlverſtandener Sorge für fein eigenes und 
fremdes Intereſſe unentgeltlich fet aufgegeben worden” ; und bemerft ferner, daß, wenn auch 
mitunter ein Minverertrag eines Gewerbes nad) Aufhebung des Bannrechts flattfinden möge, 
derſelbe doch von fo vielen Rebenumftänden abhänge, daß ed ungerecht wäre, die Bannpflichti⸗ 
gen unter ſolchen leiden, d. h. fie vie Trägheit, die Nachläſſigkeit oder die gemagten Unterneh⸗ 
mungen ihres ehemaligen Bannherrn bezahlen zu laflen u. ſ. w. 

Auf die Grundfäge über Bannrechte muß übrigens der Art. Gewerbeordnung zurückkom⸗ 
men, Über bie Bannrechte enthalten, vom bofitio = juriſtiſchen Standpunkt, die derſchiedenen 
Lehrbũcher des deutfchen Privatrechts, vom vernunftrechtlichen und politiſchen Standpunkte aber 
zumal die landſtändiſchen Verhandlungen mehrer deutſchen Staaten, insbeſondere Badens, dann 
auch verſchiedene Monographien bie ausführlichern Lehren und Betrachtungen. Rotteck. 

Barbaresken. Vielleicht kein Theil der Erde, von dem eine beglaubigte Geſchichte uns 
Kunde gibt, ſtellt ein fo fihtliche® Zeugniß von dem Einfluß der Givilifatton, nicht blos auf die 
Geſchlchte ver Menſchen, fondern ſelbſt auf die umgebende phyſiſche Natur var wie die Nord: 
fühle von Afrifa. Sagen des graueften Alterthums ſuchen dort den Sig der glücklichſten und 
tugenphafteften der damals lebenden Völker. Die Geſchichte zeigt und mannichfaltige Staats: 
ſermationen voll reichen Lebens in jenen Gegenven: einen gewaltigen Handels⸗ und Waffen: 

"ap, eine Golonie der Phönigier, die Koͤnigreichen gebot und mit ber ewigen Roma einen 
Kampf auf Leben und Tod um die Herrſchaft des Erdkreiſes führte; bie üppigen und lebend: 
kräftigen Colonien der Griechen, bie Site der Künfte, des Handels, der feinen und verfeinern: 
den Philoſophie. Selbſt die Ureinwohner des Landes, die in allen Perloven ihren Charakter 
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Bewahrt Haben: eine Miſchung von Freigeitäilun der Natur mit Unfähigkeit zur Freiheit ber 
Eivilifation ; ein Volk, auf das ſich Bodmer's Schilderung anwenden ließe: „das in den Stanb 
des unterthänigen Lebens nur einen Schritt gethan mit zitternden Füßen und den fon bereut”; 
ſelbſt diefe bildeten in jener Periode geordnete Reiche, den civilifirten Staaten näher verwandt 
als jemals vorher und nachher. So gehörten dieſe Landſtriche zu den wichtigften Eroberungen 
der Römer, fügten ſich ſchnell in die Inftitute des römiſchen Siaatsſyſtems, machten den Beherr⸗ 
fern am wenigften zu ſchaffen und lieferten der unetfättlihen Roma Korn und Truppen. Die 
Millionen barbariſcher Völkerſchaften, die im Innern bes dritten Welttheils wohnten, waren, 
wie heute noch, fo träge und unthätig, daß weder Rarthago noch Rom auch nur ihre Exiſtenz 
abnten und daß aus dem äußerſten Rorven und dem fernften Often Barbaren fommen mußten, 
am die Wurzeln ber römifchen Herrſchaft und des Chriſtenthums auf jenen Küften auszurotten. 
Aber fie kamen. Zuerft errichteten die Vandalen ein Friegerifches Königreich in jenen Land— 
ſtrichen, das nur unter Zerflörung alter Cultur fi zu erheben wußte. Beliſar's Waffen ge= 
wannen dieſe Provinzen dem griehifhen Kaiſerthum zurück, aber bereits in einer Zeit des Vers 
falls des Gefammtftaats, mo auf die Reſte der dortigen Civiliſation nur die Fäulniß überges 
tragen warb, welche das Ganze durchzog. Darauf kamen die Araber und benugten die leichte Erz 
oberung zum uͤbergangspuntte in das fhönfte Reich des Weften, wo arabifhe Gultur ihre 
hoͤchſte Blüte erreichte. Aber fie verſtanden es noch weniger ald Die Römer, zu bilden, zu ent⸗ 
wickeln und ihre Herrfchaft den Unterjochten werthvoll zu maden. Darum ein fortwährenber 
Kampf unter ven fremden Exoberern, der, nachdem die fpanifchen Mauren belegt waren, bei 
der Gntlegenheit dieſer Provinzen von dem Mittelpunkt des Khalifenreichs und bei dem Verfalle 
diefes-feloft, nur mit einer Zerfplitterung endigen Eonnte. In diefem Kampfe gingen die Reſte 
früherer Cultur zu Grunde. Ob fie gefliffentlig von ven Einwohnern zerftört wurden, damit die 
Habſucht der Fremden hinführo feine Lockung mehr finde, was einige Gefchichtfchreiber bes 
haupten, bleibe dahingeftellt. Das glänzende Cyrene ift in der Wüſte von Barca verſchwunden. 
Die kummerlichen Refte Karthagos haben bie Spanier zerflött, und das einzige Lebendzeichen, 
wodurch die Bewohner jener einft fo reichen und glücklichen Küfte ihre Exiftenz bekundeten, be⸗ 
ſtand Jahrhunderte hindurch in den ſyſtematiſchen Raubzügen der Barbaresken. 

Denn dieſen Namen erhielten dieſe Länder, ſeitdem fie, wie es ſchien für immer, dem Scep⸗ 
ter civiliſirter Reiche entrückt waren, mit zwiefachem Rechte. Nicht blos, daß eine fremde, bar⸗ 
bariſche Herrſchaft in ihnen aufgerichtet wurde; biefe Gebieter machten es auch ber chriftiichen 
Welt recht fühlbar, daß fie fich als Feinde aller Staaten betraditeten und in dem Kampf ihr eis 
genes barbarifches Kriegsrecht übten. Abenteurer, durch Wagniffe alter Art zur Gewalt gefoms 
men, unfähig, durch die fanftern Künfte des Friedens ſich die Reichthümer zu verſchaffen, deren 
fie bedurften, um ihre Macht zu erhalten und genußvoll zu machen, durch ihre ungewiſſe Ab= 
hängigkeit von der Gentralmadjt des mohammedaniſchen Glaubens ven nahen Hriftlihen Vol⸗ 
fern in töbtlicer Feindſchaft entgegengefegt, dabei aber doch der Rückſichten entbunden, melde 
vie in’ volkerrechtlichen Verkehr mit den chriſtlichen Staaten getretene Pforte zu nehmen hatte: 
benugten fie bie vielen Buchten und Häfen Ihrer Beſitzungen, um auf biefen fünlichen Meeren, 
folange Zeit die lebhafteſten Handelswege, und an den Küften des reihen Spanien, Sicilien, 
Italien einen raftlofen räuberijchen Krieg zu führen. Dort fegte ſich jenes Stadium des Völker: 
rechts fort, wo man die Gefangenen nicht mehr töbtete und nad) Befinden verzehrte, fie auch nicht 
gerade zur ewigen Knechtſchaft verurtheilte, fondern fle in einen Zufland georbneter Sklaverei 
verfegte, aus welchem ein Löfegelb fie wieder befreien Eonnte, und der mejentlih auf Gewinn 
eines ſolchen Loͤſegelds berechnet war. Nicht blos während ver faft niemals raſtenden Kriege 
zwiſchen ven morgen und abendländiſchen Völkern, auch während ver Waffenruhe fegelten forts 
während aus den Buchten der Berberei bewaffnete Fahrzeuge, um auf hriftliche Schiffe Jagb 
zu machen ober an unbewachten KRüften Einfälle zu verfugen. Dasgeraubte®ut mar erwünſchte 
Beute. Oefangene von Rang und Vermögen ſchützte man in Hoffnung auf reiches Loͤſegeld. 
Schöne Frauen waren gefuchter Handelsartifel. Gefangene aus niedern Ständen mußten durch 
Sklavenarbeit ihren kärglichen Unterhalt unter firenger, aber im Durchſchnitt nit graufamer 
Zucht verdienen und der Stunde harren, wo vielleicht priftliche Barmherzigkeit fie erldſte. Denn 
die Regelmäfigkeit diefer Angriffe rief regelmäßige Anftalten zur Milderung wie zur Abwehr 
verfelben hervor. Milde Stiftungen und fortwährende Sammlungen, den Händen der Kirche 
anvertraut, Eauften jährlich eine Anzahl Chriſten aus ver Sklaveret los. Zum Schuge des Han⸗ 
dels aber mußten die Küftenregierungen Kriegsflotten unterhalten, foweit nicht der aufopfernde 
Streitmuth der Maltefer dafür forgte und den Beinden Gleiches mit Gleichem vergalt. Einzelne 
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Suaten ſchloſſen aud wol mit einzelnen Barbaresfen Verträge, durch welde jie für einen 
Meihlichen Tribut ihre Flagge gegen die Angriffe der Biraten fiherftellten. Seit regelmäßige 
dudelsconfuln in ben Barbareökenftanten unterhalten wurden, ward das Verhältniß geordue⸗ 
m. Das große Übergewicht, das die Hriftliche Seemacht in den neuern Zeiten erlangt Hatte, 
ante ven, Barbaresfen die Kortfegung ihres Syſtems ſchwieriger. Aber aufgegeben hatten fie 
a ſelbſt im 19. Jahrhundert nod nicht, und für die unwiſſenden Gebieter diejer Länder blieb 
id Biratenhandwerk ein Lieblingserwerbzweig. Hätte die Bforte auch die Kraft gehabt, ihm 
ein Ende zu machen, wie ſie bei dem Verhältniß, in das ſie zu der Ehriftenheit getreten war, ei= 
genllich follte, To Tag dies Doch nicht in ihrem Interefle; denn fie fand in ven drei von Ihr abhän⸗ 
gen Barbareöfenftanten die befte Pflanzſchule für ihre Marine, eine Flotte, die nicht auf ihre 
Koften, fondern auf Koften ihrer Feinde unterhalten wurde. &o erhielt ji im Suüden Curopas 
eine mittelalterliche Abenteurerwelt, die aus dem Norden, der ſoviel zu ihrer Schöpfung beis 
getragen, längft verſchwunden war. Die Räuber der Apenninen und Abruzzen und die Pira= 
ten ber. Barbaresken find vie Hefte einer untergegangenen Zeit. Die riftlihen Staaten haben 
ein Reit, ihnen ein Ende zu machen. Aber folange fie auf der See ven Grundſätzen, die längft 
fon in den Landkriegen gelten, keine Anwendung verftatten, folange fie noch Kaperbriefe gegen 
das Cigenthum des frienlichen Bürgers ausftellen, Haben fie kein Recht, vie Barbaresfen zu ver⸗ 
damımen. Befolgt man.einmal einen ungerechten Grundſatz, fo kommt dann auf ven etwas hoͤ⸗ 
hern ober niedern Brad nicht viel an. 

Bier Staaten werben unter dem Nanıen der Barbareöfen verftanden. Drei davon waren 
weſentlich auf das Piratenhandwerk gegründet, und gerade biefe find gendthigt worden, ed ganz 
oder fat ganz aufzugeben. Als vie türkifhe Herrſchaft an die Stelle ver arabifchen trat, fand 
fie ihre Macht auf der Nordkuͤſte Afrikas bereit gebrochen, und fie ift nie wieder im Stande ge= 
weſen, biefe erfolgreich zu befeftigen. Einer confequent beobachteten und rihtigen Politik gemäß 
fügte ſie ſich in das Factiſche und behielt ſich ihr Necht vor, um es ven Umſtänden gemäß geltend 
nachen zu fönnen, Froh, wenn die Staaten, in welde fi diefe Provinz ihres Reiches zerfplit= 
teıt hatte, ihre Oberhoheit wenigftens anerkannten, ihr Tribut zahlten und Truppen ftellten, 
überließ fie im Übrigen fie fi) felbft und trat nur zuweilen ald Beſchützer oder Schiedsrichter 
af. Die Bevölkerung flellte ein buntes Gemiſch dar. Kabylen over Berbern, die Ureinwohner 
beb Landes, Neger aus dem Innern heraufgezogen, Araber, Türken, Renegaten von allen Na: 
tisnen. Der Stärkfte warb Herr und im raſchen Wechſel verbrängte Einer den Anvern. Zuerft 
machten ſich Algier und Tunis in der Geſchichte wichtig, indem fle recht eigentlich zu Seeraͤuber⸗ 
fasten umgefchaffen wurven. Zwei Lesbier, Horuc und Hayrabin, Söhne eines Toͤpfers, hat: 
ten von Jugend auf dad Seeräubergewerbe ergriffen und allmälig eine Flotte von 42 Galeeren 
und verſchiedenen kleinern Fahrzeugen zufammengebradt, deren Apmiral Horuc, bekannter 
unter dem Namen Barbaroffa, das Schreden des Mittelmeeres wurde. Ihre Beute verkauften 
fe in den Häfen der Berberei und lernten dadurch die geeignete Lage diefer Küften zu Stütz— 
yaztten ihrer Unternehmungen Tennen. Die Unvorfiätigkeit des Könige Cutemi von Algier, 
ker Barbarofia gegen die Spanier zu Hülfe rief, gab die Gelegenheit. Barbarofia ließ feinen 
Bruder auf der Flotte und ging mit 5000 Mann nad Algier, wo er ſich zum Meifter der Stabt 
nachte, den Monarchen ermorbete und fid zum König von Algier erheben lief, deflen Gebiet er 
dutch Befiegung des Königs von Tremezen erweiterte. Letzterer floh zu dem fpanifchen Befehls⸗ 
haber von Dran, einer Beſitzung, vie Ferdinand der Katholiſche 3506 erobert hatte, und ver= 
ohte diefen zum Angriff auf Algier. In mehren Gefechten befiegt, ward Horuc in Tremezen 
ängefhlofen, und als er ſich durchſchlagen wollte, getöbtet. Allein an feine Stelle trat fein Bru= 
der, der gleichfalls den Namen Barbaroffa annahm und, um gegen die Mauren wie gegen die 
rifligen Mächte eine feſte Stüge zu gewinnen, ſich der türfifhen Oberherrfchaft untergab. 
Zum Lohn bekam er Hülfstruppen und dad Commando der türkifchen Flotte. Mit der Pforte 
ærabredete er auch feinen Anfchlag auf Tunis. Dort hatte der König Mehmed unter feinen 
A Soͤhnen einen ber jüngften, Muley-Gaffan, zum Thronfolger ernannt. Diefer vergiftete 
feinen Vater und ließ dann feine Brüder, fo viele er in feine Gewalt befommen konnte, ermor= 
den. Einer aber, Abraſchid, floh nad; Algier, und Barbaroſſa eroberte unter dem Vorwande, 
Velen Bringen auf den Thron zu fegen, aud) das Königreih Tunis. Bon hier aus trieb er nun 
den Biratenkrieg ins Große. Aber Muley-Haflan floh zu Kaifer Karl V., ber begierig die Ger 
kgenheit ergriff, feine Länder von der gefährlichen Nachbarſchaft zu befreien und fi als Be— 
Ndüger eines unglüdlficgen Bringen und der gefammten Ehriftenheit zu zeigen. In ver That ge: 
Ing es dem Kaifer, der ſich jelbft (1535) an die Spige einer bedeutenden Kriegsmicht und 


326 Barbaresten 


Flotte ſetzte, Tunis zu erobern. Muley-Haſſan warb als fpanifcher Vaſall wieder eingefept; die 
Beftung Boeletta blieb in fpantfchen Händen; 20,000 Sklaven erhielten ihre Freiheit. Nun aber 
ward Algier ver Zufluchtsort der Piratenfchiffe, mo der von Barbaroffa eingefegte Statthalter 
Saflan:Aga, ein Menegat, feinen Herrn womoͤglich noch an Verwegenheit übertraf. Aud ihn 
wollte Karl V. vemüthigen und landete 1541 vor Algier. Allein dieſe in ungünftiger Jahres⸗ 
zeit begonnene Unternehmung flug gänzlich fehl, und der Raifer mußte froh fein, mit einigen 
Trümmern feine® Heeres fi zurückziehen zu können. Algier blieb von da an der Hauptfig des 
Barbareskenweſens. 

Algier umfaßt 4218 OM., die von nicht ganz 2 Mill. Einwohnern vielfacher Abſtammung 
befegt waren. Die Stabt, um 935 durch den Araber JuffufZeirt auf ven Nuinen des alten 
Iomnium erbaut und Alzgezair, die Infeln, genannt, enthielt 80,000 Einwohner. Das Lan, 
vom Atlas, der Wüfle und dem Mittelmeer begrenzt, iſt eines ber fruchtbarſten der Erbe. Aber 
unter der Herrfchaft tyrannifcher Räuber Fonnte es nicht gedeihen, und nicht ver Aderbau, fon= 
dern Seeräuberei und Handel ernährten bie privilegirten Claſſen feiner Bevölkerung. Die Herr⸗ 
ſchaft führte ein Dei, der jedesmal zugleich Paſcha und von der Pforte beffätigt war. Das Erb⸗ 
recht hatte Hier weniger Einfluß als In den Nachbarſtaaten, vielmehr ſchwang fi in häufigen 
Thronwechſeln meift der Stärkfte zum Beſitz der Gewalt auf. Wie aber in dieſem Raubftaate 
zuerſt die Idee des Barbareskenweſens ſich befeftigt Hatte und wie er dieſes Unweſen am ge: 
fährlichſten trieb, fo ward es auch in ihm zuerſt ernſtlich angegriffen und ernſtlich zerſtoͤrt. Zwar 
liefert das Fehlſchlagen mehrfacher Projecte zur Austilgung des Barbareskenweſens ven trauri⸗ 
gen Beweis, daß die europäiſche Staatenwelt für ein gemeinſames Intereſſe der Civiliſation 
nicht leicht vereinigt werben kann, und ber finnige Plan des Abbe de St.⸗Pierre, der ven Malteſer⸗ 
orden nad) Algier verpflanzen wollte, warb vom Cardinal Dubois ald der Traum eines ehr= 
lien Mannes beifelte gewiefen. Aber das entſchiedene eigene Intereffe einzelner Staaten be: 
wog denn doch Ludwig ZIV., die Piraten wieberholt zu vemüthigen, brachte Napoleon auf ben 
Gedanken einer Eroberung der Barbareöfen und beftimmte endlich England zur Erſchütterung 
Algiers, Frankreich zu defien Eroberung. England war namentlich bei der Abſchaffung des Pi- 
ratenweſens intereflirt, feit e8 die Joniſchen Infeln in Beflg genommen hatte. Deshalb warb 
1816 Lord Brmouth zu Unterhandlungen mit den Barbareöfen beauftragt. Weniger nachgie⸗ 
big ald Tunis und Tripolis zeigte fi Algier. Zwar erflärte es fid bereit, den Joniſchen Infeln 
gleiche Rechte mit der englifhen Flagge einzuräumen, aud) mit Sardinien und Neapel, mit letz⸗ 
term gegen einen Tribut von 24,000 Piaftern, Frieden zu fliegen, gab auch 1792 Chriſten⸗ 
Tlaven frei; aber in eine gänzlige Abfchaffung der Sklaverei wollte es durchaus nicht eingehen, 
und faft im Angeficht des Admirals wurden am 23. Mai 1816 eine Anzahl europälfcher Ser⸗ 
leute zu Bona überfallen, zum Theil getöbtet, die englifhe Flagge und der englifche Viceconſul 
infultirt. Dies foderte eine Züchtigung. Lord Ermouth ging nad Portsmouth zurück und fes 
gelte von da am 24. Juli mit einem ſtarken Geſchwader aus, zu dem noch zu Gibraltar ein zwei⸗ 
tes unter Admiral Penrofe und ein holländiſches unter Admiral van de Gapellen ſtieß. So 
fammelten fih 52 Kriegsſchiffe vor Algier, wo man auf den Angriff gefaßt war, ven engliſchen 
Gonful verhaften lieg und die Anfoderung, alle Chriſten freizulaflen, das von Sardinien und 
Neapel Empfangene zurüdzuzahlen, in Zukunft alle europäiſchen Gefangenen als Kriegege- 
fangene zu behandeln und Niederland auf gleihem Fuß wie England zu betrachten, unbebingt 
abſchlug. Am 27. Aug. eröffnete vie Flotte das euer, das nad) wenigen Stunden bie algieris 
Then Kriegsfahrzeuge ſämmtlich verbrannt und die Küftenbatterien zum Schweigen gebradt 
hatte. Der nächte Tag fand ven Dei zu Allen willig, und den 2. Sept. ward der Friebe Beflä= 
tigt. Abermals erhielten 1244 Chriſtenſklaven ihre Freiheit, und der Stolz des Dei mußte ih 
herablaffen, dem englifhen Gonful Öffentlid; Abbitte zu thun. Aber auch biefer Vorgang war 
nur eine bald vergeffene Zuchtigung, welche die Duelle des Unheils nicht zerſtoͤrte. Weniger 
noch hatten die Anfoderungen des Aachener Gongrefles, die 1819 der franzöfifge Apmiral 
Jurieu und der englifhe Admiral Freemantle kundthaten, einen Erfolg. Die gänzliche Ver⸗ 
nichtung des uͤbels wurde dageaen eine mbirecte Folge des öffentlichen Zuftandes von drankreich. 
Karl X., ver, nachdem er das Miniſterium Polignac berufen, feine Regierung auf jede Weiſe 
populär maden wollte, nur nicht auf die, welche die Charte vorſchrieb, ſuchte nach einer Gelegen⸗ 
heit, dem philanthropiſchen Liberalismus und der Ruhmſucht feines Volkes zugleich zu ſchmei⸗ 
cheln, und fand fie in den Streitigkeiten zwiſchen Frankreich und Algier. Diefe waren zum Theil 
über einen Landſtrich an der afrikaniſchen Küfte und über die Korallenfifjerei, worauf Frank: 
reich alte Anfprüche geltend gemacht und auch 1817 deren Anerfennung erlangt Hatte, deren Be: 
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wäung aber der Dei erſchwerte, theils über eine Foderung algierijcher Kaufleute zum Belauf 
un 7 MIN. Sr. entftanden, die der Dei von dem franzöfligen Schaf reclamirte. Ihre Auszah⸗ 
bung ward durch die Unterſuchung gewiffer Gegenfoverungen, die jeit 1824 dauerte, verzögert. 
Den Dei, der an türkiſche Juſtiz gewöhnt fein mochte, war es nicht ganz zu verbenfen, dap er 
1827 vie Gebuld verlor und die ungeläumte Befrievigung feiner Foderung, unter Vorbehalt 
ver Gegenanſprũche, verlangte. Seine Note fand feine Antwort, und in feiner Entrüftung dar: 
über gab er am 25. April 1828 dem franzöſiſchen Gonful einige Schläge mit einem liegen: 
wedel. Der Conſul verließ am 15. Juni Algier; am 21. räumten vie Sranzofen ihre Nieder⸗ 
laflungen und das zu beren Schuß erbaute Fort Lacalle; der Dei lief dies Alles zerſtoͤren. Hier: 
auf begann eine Eoftfpielige und unzureichende Blodabe, in deren Verlauf der Bapitän de la Bre: 
tonniere am 1. Det. 1828 zwei Küftenbatterien zum Schweigen brachte und vier Piratenſchiffe 
nahm. Nochmals durch ihn geführte Unterhandlungen hatten Feinen Erfolg, und fein Parlamen⸗ 
tärfchiff warb beim Abſegeln von allen Batterien beſchoſſen. Nun erfolgte am 20. April 1830 
das Kriegsmanifeſt gegen Algier. Mit höchſtem Eifer wurden die Rüſtungen betrieben, da ber 
Kriegsminifter, General Bourmont, felbft den Oberbefehl übernahm. Der Biceapmiral Du: 
perrẽ führte die Flotte von 75 Kriegefchiffen und 274 Iransportfiffen mit einer Landarmee 
von 32,000 Mann. England hatte keinen Cinſpruch gegen eine Unternehmung gemacht, die es 
ſchwerlich gern fah, fuchte aber die Sache indirect zu vereiteln, indem es die Pforte bewog, ven 
Admiral Tahir⸗Paſcha mit einem großherrlichen Herman nad; Algier zu ſenden, der die ober⸗ 
herrlichen Rechte des Sultans geltend machen und den Kranzofen, zugleich mit der Einwilligung 
in die Abfhaffung der Seeräuberei, entgegenhalten follte. Allein das franzöͤſiſche Blockade⸗ 
geſchwader, vom General Builleminot unterrichtet, Tieß ihn nicht zu und verwies ihn nad) Tou⸗ 
Ion, wo er ven Erfolg der Erpebition miömuthig abwarten mußte. Diefe felbft ging am 25.— 
237. Mai zu Toulon unter Segel. Am 14. Juni Landung. Die Divifionen Berthezene, Loverdo 
und d Escars verjagten ven Beind und nahmen fein Lager. Am 19. griff ver Schwiegerfohn des 
Dei, Ibrahim⸗-Paſcha, das franzoͤſiſche Heer mit 40,000 Mann an, ward aber gänzlich gefchla= 
gen. Da das ſchwere Geſchũtz noch nicht ausgefchifft war, jo mußteman noch mehre Tage Kämpfe 
aushalten und konnte ſich den Weg nur langfanı bahnen. Am 4. Juli endlich beſchoſſen die Bat: 
terin das von Karl V. angelegte Kaiſerſchloß, dad ver ehemalige franzoͤſtſche Artillerieoberft 
Solcau erfolglos vertheidigte. Die Flotte beſchoß ſchon feit dem 29. Juni dle Forts und Batte⸗ 
rien von Algier. Am 5. Juli unterzeichnete ber Dei eine Convention, die ihm dad Recht ficherte, 
fich mit feinem Privateigentgum zurüdzuziehen, ebenfo ven türkifchen Milizen freien Abzug, 
Glauben, Freiheit und Eigenthum der Bewohner garantirte, übrigens aber Stadt und Land 
unter die Botmäßigfeit der Franzoſen ftellte. In der Gafauba, der Citavelle, ward ein Schatz 
von 70—80 Mill. Kr. gefunden. Der Det ging nad Frankreich, dann nad, Italien und iſt ge= 
ſtorben, ohne feine Hoffnung auf eine Reftauration erfüllt zu fehen. 

So ward Algier ein franzöfifches Beſitzthum. Aber wenn ſchon feine Eroberer ſchwerlich 
einen beflimmten Plan hatten, was ſie mit diefer Erwerbung machen wollten, jo warb die Sache 
no proßlematifcer, al8 die bald darauf ausbrechende Revolution in Frankreich Regierung und 
Syſtem änderte. Doch die neue Regierung konnte, one ſich Hinter ihrer Vorgängerin in Schatz 
ten zu ftellen, pie Eroberung der Iegtern nicht gut wieberaufgeben; mit jedem Jahre aber, daß 
man fie behauptete, ward es bevenklicher, einer Befigung zu entfagen, auf die man einmal foviel 
gewandt hatte. Das Minifterium, hierin mit der Oppofition einig und nur von dem Erſpa⸗ 
zungBeifer der Tiers-parti bebrängt, ertheilte wiederholt und von Jahr zu Jahr beftimmter die 

„daß Algier behauptet werben folle. Graf Bourmont hatte glei} in ben erften Ta⸗ 
gen die Bortheile der neuen Stellung benutzt, die es ihm möglih machten, ben Nachbarſtaaten 
Die Bebingungen ihres Fortbeſtehens zu dietiren. In Verträgen mit Tunis und Tripolis vom 
8, und 11. Aug. 1830 ward jevem eine Zahlung von 800,000 Fr: an Frankreich, die Ab⸗ 
ſchaffung der Seeräuberei, Sklaverei, des Tribut und der Handelsmonopole, und Tunis insbe—⸗ 
ſondere die Abtretung ber ehemals (6181798) Genua gehörigen Infel Tabarca aufgelegt. Graf 
Vourmont verlieh darauf Algier, und die neue Regierung fendete General Clauzel als feinen 
Nachfolger. Diefer, der liberalen Seite angehörig und noch voll von den Hoffnungen ber Juli⸗ 
zesolution, kam mit dem Entſchluſſe, zu ſchaffen, zu erweitern, eine thatenreiche Zukunft vorzus 
bereiten. Er befegte Dran, Bona, Bugia, flieg über ven Allas, belegte (21.23. Nov.) den 
Bei von Titteri, der nach Frankreich geſchickt ward, und bejegte Meviah. Eine Muſterwirthſchaft 
warb angelegt mu» die Ebene um Algier bebaut. Der Gouverneur organiſirte inländiſche Trup⸗ 
pen, ernannte Bafallenfürften und arbeitete raſtlos auf das Ziel Hin, die Colonie durch ihre ei⸗ 
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genen Mittel fi Halten zu machen. Mit Tunis ſchloß er einen Vertrag, der dieſes zur Unters 
werfung ber Provinz Konftantine verpflichtete. Allein die franzöfifche Regierung ratifiirte Dies 
fen Vertrag nicht, beſchuldigte Clauzel ver Eigenmächtigkeit und ging auf den Plan der ſyſtema⸗ 
tiſchen Goloniftrung nit ein. Man ſcheint damals über die Behauptung Algiers nit entſchie⸗ 
den und namentlich über Englands Anſichten nicht im Klaren gewefen zu fein. Clauzel ging 
nad) Frankreich zurüd, und General Berthezene Fam als Vicegouverneur nad Algier. Schon 
vorher Hatte man Mediah und Oran wiederaufgegeben, und ver General fand einen Meinen 
Krieg vor, der weder durch einen neuen Zug nad) dem Atlas, noch durch die Hinrichtung mehrer 
Häuptlinge, noch durd die Ernennung des Sidi-Hadſchi zum Aga der Araber beihwidtigt 
werben konnte. Bona mußte geräumt werden; bad wieberbefegte Oran warb mit Mühe bes 
hauptet, und die nädfte Umgebung fogar von Algier fah fi der Unſicherheit preisgegeben. 
Trotz diefer ungünſtigen Erfolge und ber großen Koften, die die Colonie verurſachte, hatte mar 
ſich doch in Frankreich für deren Beibehaltung entfieven und ſchob alle Schuld auf pie Pers 
fonen. Am 1. Dec. 1831 warb daher der Herzog von Rovigo zum Militärgouverneur,, ver 
Baron Pihon zum Givilintendanten ernannt. Allein wenn Savary jemals etwas mehr gewe⸗ 
fen war als ein geſchmeidiges Werkzeug ver Willkür Napoleon’s, fo war diefe Zeit vorüber. 
Die Angelegenheiten Algier nahmen unter feiner launiſchen, wechfelnden und verſchwenderi⸗ 
fgen Verwaltung nur eine immer ungünftigere Wendung. Algier koſtete Geld und Blut in 
Fülle, franzoͤſtſches wie fremdes, denn die Regierung hatte die meift aus politiſchen Flüchtlingen 
gebilvete Fremdenlegion nad) Algier gefenbet. Aber feine Ausfiht auf eine fihere Zukunft warb 
als Exfag dafür, und die Angriffe der inländiſchen Stämme wurden nur regelmäßiger; Rovigo 
ward zurüdherufen und ftarb, ehe er fich über feine Verwaltung zu reditfertigen verſucht hatte. 
Sein Nachfolger ward Graf Drouet d'Erlon. Obwol dieſer geachtete Mann bei feinen milden 
und gemäßigten Syfteme die Angelegenheiten ver Colonie nicht eben verſchlimmert hat, fo ſchien 
ex doch feine frühere Energie unter ver Laſt der Jahre verloren zu haben und vermochte nicht eine 
Befferung in den Auöfichten herbeizuführen. Er Hielt ſich meift ruhig zu Algier und bemühte 
Äh einzelne Häuptlinge zu gewinnen. Allein es zeigte fich audy Hier die Wahrheit eines Grund⸗ 
ſatzes der Staatenpolitif. Solange man die Intereffen der feindlichen Volkerſchaften nicht für 
fi gewonnen Hat, fo wird der Anführer derfelben, den man auf feine Seite brachte, eben das 
durch feinen Einfluß verlieren und Der an feine Stelle treten, an befien Geſinnung und Gaben 
fich die meiften Hoffnungen eines erfolgreichen Widerſtandes knüpfen. In Algier warb naments 
lich ein Häuptling, Abd⸗el-Kader, die Seele aller Verbindungen gegen bie Frauzoſen. Zwar er= 
hielt der Gouverneur ein ſcheinbares Einverſtaͤndniß mit ihm; allein die Bedrückungen, die er 
ſich gegen Heinere, den Franzoſen ergebene Häuptlinge erlaubte, führten zu Mishelligkeiten. 
Von diefen nahm der zu Dran flationirte General Trezel Gelegenheit zu einer eigenmädtig 
unternommenen Expedition (Juli 1835) gegen Abd=el: Kader, die einen ſehr ungünſtigen Aus⸗ 
gang nahm. Das franzöflfche Minifterium erhielt dadurch eine neue Veranlaffung, zu Marfhall 
Clauzel zurüdtzufehten, der den Angelegenheiten Algiers no mit dem meiften Ruhme vorge⸗ 
fanden Hatte, ſich lebhaft für diefe Golonie intereffirte und von den Wünfchen der Goloniften- 
zurückberufen ward. Marſchall Clauzel, zwar Mitglied der Oppofition, aber in neuerer Zeit 
dem Miniflerium wieder genähert, warb zum Gouverneur von Algier ernannt.. Er zog mit. 
411,000 Dann gegen Maskara, den Mittelpunft von Abd⸗el-Kader's Macht, kam auch glucklich 
bin, ohne etwas damit zu erlangen, als daß er bie Stadt anzünden und eine augenblickliche 
Scheinunterwerfung ver Stämme erwirken konnte. Schon nach drei Tagen trieb ihn Wetter und 
Unficherheit zum Rüdzug. und Abd⸗el⸗Kader war mächtiger ald erſt, erreichte den Gipfel feiner 
Macht, als er 1856 den General d'Arlanges an der Tafna gefchlagen hatte. Auch ein Zug des 
Marſchalls Elauzel gegen Konftantine ſcheiterte. General Bugeaud erfoht einige Siege über 
Abd⸗el⸗Kader, die aber feinen Erfolg hatten, und um einen zweiten Zug nach Konftantine in 
Sicherheit machen zu können, entſchloß man ſich zu einem Vertrag mit dem Emir, der am 30. Mai 
4837 an ver Tafna unterzeichnet warb und worin man ihm, gegen Anerkennung ber franzoͤſi⸗ 
ſchen Oberherrſchaft, vie Verwaltung der Provinzen Oran, Titteri und Algier, mit Ausnahme 
der wichtigſten Städte, überließ, ihm auch Tlemezen einräumte und den Einkauf von Waffen 
und Kriegöbevarf in Frankreich geftattete. Nun zog Glauzel mit 7000 Mann gegen Konftan= 
tine, wo man aber im Häglichften Zuftande ankam, durch den Mangel zurüdgetrieben warb und 
auf dem Rüdzug die größten Verlufte hatte. Infolge davon ward Clauzel im Februar 1837 
zurückberufen, und General Damremont kam an feine Stelle. Diefer unternahm mit 42,000 
Mann einen neuen Zug gegen Ronftantine, vor welchem er am 6. Oct. anfam. Er ſelbſt fiel 
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m 12., aber am 15. ward die Stadt durch General Balee erſtürmt und damit die Unterwerfung 

zer neuen Provinz begründet, die auch feitvem ſich vergleihungsweife am ruhigften und ges 

veihlichften gezeigt Hat. Inzwiſchen erweiterte Abd⸗el-Kader feinen Einfluß, feine Streitkräfte 

zud feine Verbindungen, und als er jich ſtark genug hielt, brach er im November 1859 los; 
bald war die Herrſchaft der Branzofen nur nod Hinter Mauern und Schanzen zu ſuchen. Es ge: 
lang dem Marfchall Balde auch mit 65,000 Mann nicht, im Jahre 1840 den Zuftand wefent: 
Bd zu ändern. Sein Nachfolger Bugeaud ftügte fi auf 80,000 Mann und auf das Syftem 
beftaͤndiger Razzias Raubzüge). Mit diefen gelang es ihm allerdings, ſowol den Gegnern viel⸗ 
fachen Schaben zuzufügen, ald auch diefelben, ſoweit fie im Bereiche ver franzöfifhen Waffen 
waren, zu ſchrecken. Den franzöfifhen Waffen gereichte aber dieſe Kriegsweiſe Freilich nicht 
zum Ruhme, dem franzdflfhen Heere zu Feiner wohltHätigen Schule. Für ven Endzweck des 
Krieges verſprach fie auch Eeinen Nugen. Denn fie fteigerte ven natürlichen Widerſtand gegen 
die frembe Herrſchaft und ihre ungewohnten Formen zu dem glühenpften Haß ver Rache über 
erlittene Unbilden der gräßlichften Art, deren Gipfel im Jahre 1845 durch die Verbrennung 
der Rabylen in ihren Höhlen erreicht wurde; und wie oft auch Abbzel- Kader vertrieben und vers 
ferengt worden, immer erſchien er wieber und immer fammelten fi die Stämme von neuem 
um ihn. Gin neuer Beiſtand gefellte ſich zu ihm, in der Perſon des Bu-Maza, der ſich für einen 
Ab geſandten Gottes erklärte und die Stämme zur Vertheivigung des Glauben aufrief. Indeß 
gelang e8 allmälig den Anftrengungen Bugeaud's, ven Aufftand in immer engere Grenzen zu 
bannen. Bu⸗Maza wurbe von feinen Gefährten verlaffen und lieferte ſich felbft ven Franzoſen 
aus. Abd⸗el⸗Kader zog fi mehr und mehr nad; dem Weften zurüd. Bei einer im Frühjahre 
41847 mit ſtarken Kräften unternommenen Expedition gegen die Stämme in Großkabylien brachte 
Bugeaud in nur drei Wochen 55 Stämme zur Anerkennung der franzöfifhen Herrſchaft. Zwar 
wurde er nunmehr abberufen, hinterließ aber für feine Nachfolger eine leichte, ſchon bereitete 
Ernte. Dem Herzog von Aumale, der ſich ſchon früher in Algerien Lorbern verdient hatte, war 
jegt auch das Glück zutheil, ven wahren Schildträger des geeinigten und ausbanernden Wider: 
ſtandes, Abd⸗el⸗Kader, in feine Hände fallen zu fehen. Abd⸗el-Kader glaubte nur noch in Ma: 
offo Die Kräfte zu erfolgreichem Streite finden zu können, und als ed ihm nicht gelang, ven 
Kalſer felbft zum Bruch des Friedens zu vermögen, verſuchte er die Stämme Marokkos felbft, 
im Ramen des Glaubens, wider den Kaiſer zu erheben, ward aber von der uͤbermacht des Katz 
ſers beſiegt und auf dad algierifche Gebiet zurückgedrängt, wo er eine Verhandlung mit ven 
Sranzofen anfnüpfte, vie am 23. Dec. 1847 zum Ziele führte. Er überlieferte ih den Franzo⸗ 
fen, verfprad ruhiges Verhalten, bedingte ſich aber die Überfievelung in das Pfortengebiet. 
Weder die Jullregierung nod die Republik fand für gut, dieſe Bedingung in Kraft zu ſetzen, 
und der Ewmir ward, erſt in Toulon, dann in Amboije, in allernings mit äußerm Comfort um⸗ 
ringter Sefangenfchaft gehalten, bis im Sommer 1853 der Kaifer Napoleon IN. fi die Ehre 
erwarb, das Wort des Herzogs von Aumale zu loͤſen. Schon wenige Monate nad) jener Ge⸗ 
fangennehmung machte die Bebruarrevolution dem Gouvernement ded Herzogs von Aumale ein 
Ende. ALS er fi mit feinem Bruder Joinville eingeſchifft Hatte, hielten viele einzelne Stämme 
den Moment für günftig zu einer Erhebung, und ber ehemalige Bei von Konftantine, Ahmed, 
ſtellte ſich an die Spige des Aufftandes, ward jedoch geſchlagen und gefangengenommen. Am 
28. Febr. traf Cavaignac ald republikaniſcher Generalgouverneur ein, warb aber ſchon im Mai 
durch Changarnier erfegt, da man jenen in Paris nöthiger brauchte, und auch Changarnier 
ging 1. Iuli nach Paris zurüd, um an die Spige ver Nationalgarve zu treten. Zunaͤchſt wurde 
Matey⸗ Mange proviſoriſch und im September warb Eharron befinitiv zum Generalgouverneur 
ernannt. Im Jahre 1851 trat der nachherige Marſchall Graf Randon an deſſen Stelle. Die 
Rationalverfammlung erklärte Algerien für ein eigenes Beſitzthum Frankreichs und bewilligte, 
daß vier Deputirte der Golonte an ihren Berathungen über algierifche Angelegenheiten theil 
nehmen dürften. 1849 erregte der Marabut Si-Bu-Blan in ver Dafe Zaatſcha einen gefahr: 
drohenden Aufftand, der im November duch General Herbillon, nad) Eroberung Zaatſchas, 
wenn aud) mit Mühe und unter großen Verluften, unterdrückt warb. Im Jahre 1850 fand eine 
Reihe von promenades militaires flatt, in ver Abficht, den Stämmen die Macht der Franzoſen 
zu zeigen und ihnen Refpect vor biefer einzuflößen, und waren zum Theil, namentlich in den 
Gebirgen von Setif, ſehr blutig. Im Jahre 1851 erhoben ſich wieber faft alle Gebirgeftänme 
zwiigen Dſchidſchelli, Philippeville und Milah, wurden aber durd General St.-Arnaud, wi 
80 Tagen, währen deren 20 Treffen und ſechs foͤrmliche Schlachten geliefert wurben, bezwungen. 
Deunnoch dauerten auch in ben naͤchſten Jahren die einzelnen Erhebungen und Kämpfe fort 
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Der Marſchall Randon unternahm darum 1857 eine große Expedition gegen die Stämme 
Kabyliens, die vorderhand wenigftend die allgemeine Unterwerfung und ben Frieden zur Folge 
hatte. Soweit Waffen die Behauptung Algeriend zu verbürgen vermögen, jheint fie geflert, 
folange nicht entweder ein europäifcher Feind es den Franzoſen abftreitet, oder im Innern des 
ungeheuern Welttheils Revolutionen vorgehen, wie jie Afrifa noch niemals gefehen hat, für 
deffen Nordküſte die großen Ummälzungen immer von außen gekommen find. Ob nach beffer 
geſicherter Ruhe auch die Golonifation beifer fortfäreiten wirh, bleibt abzuwarten. In den 
englifhen Golonien, auf dem Boden Amerikas bildeten Eingeborene der britiſchen Infeln ſelbſt 
den Grundſtamm der Bevölkerung, und die Indianerflämme wurben in fernere Gegenden 
zurüdgebrängt. Dies erleihterte die Begründung einer dem Mutterlande entſprechenden und 
gleiartigen Verwaltung. Von Branfreih aus hat bie freiwillige Auswanderung nad Als 
gerien nidıt raſch vonftatten gehen wollen, wie fi denn bis 1846 unter 100 Goloniften nur 
AA Franzoſen befanden, und noch 1854 das Verhältniß nur 51 Franzoſen zu 49 andern 
Europäern ergab. Neben den Franzoſen find es hauptſächlich Spanier und Italiener, welche 
die europäifche Bevölkerung Algeriens rekrutiren; aber diefe drei Nationen find ſaͤmmtlich nicht 
beſonders gefickt zu dem ſoviel Arbeit und Auspauer erfodernden Golonifationswerfe. Die 
Deutſchen ziehen Amerika und Auftralien vor, da fie freiere Bewegung ſuchen und in Al⸗ 
gerien ein ſtrafferes polizeilich- militäriſches Negiment und ein weniger freied Gemeinde⸗ 
leben finden als in der Heimat. Die Bevölkerung Algeriens betrug 1851 eine Zahl von 
2,868,520 Menſchen, ver eumpäifhe Antheil der Bevölkerung aber noch 1856 nur 155,601. 
Die große Zahl der nichteuropäiſchen Einwohner wird aber noch lange nicht nad franzoͤſiſcher 
Weiſe und in rein bürgerligem Wege regiert werben koͤnnen. Die non der Negierung unter= 
nommenen foftematifhen Golonifationen find bisjegt ſämmtlich geſcheitert. Beſſer ſcheinen die 
Verſuche einzelner Speculauten zu gedeihen, welche in ven Iegten Jahren große Landſtrecken 
Tauften und unter geſchickter Leitung cultivixen ließen. Die Eonrefltonen werben, je nach dem 
Umfange des Terraind, vom Präfecten, vom Oeneralgouverneur, vom Kaiſer, auf Antrag bed 
Kriegsminiſters und nah Anhörung des Staatsraths, ertheilt. Bisjetzt iſt nur ein fehr Kleiner 
Theil des culturfähigen Landes wirklich angebaut, und Millionen Hände könnten dort noch reiche 
Beibäftigung finden. Zur Zeit aber hat Frankreich dieſer Colonie noch immer große Opfer zu 
ringen, und bie wichtigſten Ergebniffe ver Unternehmung feinen no, außer der Zerflörung 
des Piratenwefens, Die Bildung eines Ableitungskanals für die Gährungäftoffe in Frankreich, 
die Erſchwerung des Bruchs mit England und die für das franzöſiſche Heer eröffnete Kriegs- 
ſchule zu fein. Neuerdings hat man auch angefangen, Sträflinge nach Algerien zu deportiten. 

Tunis, nad Often zu an Algier grenzend, auf 3400 OM. 3—4 Mill. Einwohner um= 
faflend, von denen 440,000 auf Die Hauptftadt fommen, ift faſt immer den Geſchicken Algiers 
in mehrfacher Hinſicht gefolgt. Zwar in ber älteften Zeit nicht; denn es iſt eigentlid ber Sig 
de alten Karthago, deſſen Ruinen noch in ſhwachen Spuren in feiner Näpe fihtlich find. Bol 
aber, ald das arabiſche Reich auf jenen Küſten gebrochen war. Gin Nachfolger des von Karl V. 
eingefegten Königs, Namens Amida, warb 1570 durch algierifhe Truppen verjagt. König 
Philipp IL fendete den fiegreihen Don Juan d'Auſtria mit einer Flotte nad) Tunis, der es er⸗ 
oberte, einen Vetter des vertriebenen Königs, Mehemed, einfepte und ein Fort zur Aufnahme 
einer ſpaniſchen Befagung erbaute. Schon 1574 wurde Stadt und Bort von den Türken wieder⸗ 
erobert, und der Barbareskenſtaat war nun hergeftellt. Mas fepte eine Militärherrſchaft ein, 
mit einem Divan, an deſſen Spige ein von ſechs zu ſechs Monaten wechſelnder Aga, und dem ein 
großherrlicher Paſcha zur Seite ftand. Nach einigen Jahren ſtürzte eine Militärregierung biefe 
Berfaflung um und feßte einen Dei ein. Von da an ein unruhiges Weſen, durch das Beſtreben, 
fich von der Pforte unabhängiger zu machen, durch die Einfläffe yon Algier aus una durch den 
teten Wechſel der Herrſcher in raftlofer Gährung erhalten. Im Jahre 1824 gelang es Sibi- 
Huflein, ſich zum erblichen Bei aufzuſchwingen, und von ba an regierte er das Land, an ber 
Spige eines Divan von 37 Mitgliebern, in großer Unabhängigkeit von der Pforte. Nad feinem 
am 20. Mat 1835 erfolgten Tode ging die Regierung friedlich auf feinen Bruder Sixi- 
Muftapha über. Bis auf die neuefte Zeit haben die Korfareu von Tunis mit deuen von Algier in 
ihren Raubzügen gewetteifert; nur daß Tunis nicht fo ausfhließli fi Dem Piratenweſen hin- 
gab, nicht Die gleiche politifche Rolle in den Dienften ver Pforte pielte und feinen wundervoll 
fruchtbaren Boden beffer cultivirte. Die Stellung gegen die fremden Muchte war im Ganzen die: 
felbe; allein in den neuern Zeiten mußte e8 früher nachgeben, und die Foderungen, die Algier dem 
Lord Ermouth abſchlug, räumte Tunis ein. Früher nod hatte es eine Züchtigung von ben Ber- 
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einigten Staaten von Nordamerika erfahren; denn diefe warfen pas Joch gar bald ab, das vie 
ampäifchen Staaten folange getragen hatten, und Commodore Decatur zwang 1815 fowol 
Algier, auf jede Tributfoverung zu verzigten, ald Tunis, ihm den Werth zweier Brifen, welche 
bie Engländer aus feinem Hafen herausgeholt hatten, zu erftatten. Tunis iſt gegen die Pforte, 
bie ihre Rechte Über ihre Bafallenftaaten gern wieber wirkſamer machen moͤchte, hauptſächlich 
durch Frankreich gefhugt worden, und von biefem wurbe aud) dem Bei ein Iebenslänglicher Bes 
Ritigungsferman ausgewirkt. Sivi-Muftapha flach 1837 und ihm folgte fein Sohn Sidi— 
Ahmed, der jich, unter Beiftand feines vertrauten Minifters, des Chevalier Ruffo, eifrig bemühte, 
fein Land auf europäifhen Fuß zu fegen und namentlih dad Heer in achtunggebietender Weife 
zu geftalten. Mußte ev auch 1842, auf Verlangen ber von England unterftügten Pforte, einige 
Zugeftänpniffe machen und fi 1844, bei einem Streite mit Sarbinten, der Intervention Frank⸗ 
reich und Englands unterwerfen, fo gelang es ihm doch, hauptſächlich mit Hülfe Frankreichs, 
wo er auch 1846 einen Beſuch abſtattete, ſich in ziemlicher factiſcher Unabhängigkeit zu erhalten, 
und bei dem Beiſtande, den er 1854 der Pforte zu ihrem Kriege gegen Rußland leiftete, Hatte 
fie Urſache, ſich Glück zu wünfchen, daß ihr früheres Verlangen, er folle fein Heer auf 1500 
Mann reduciren, nicht in buchſtäbliche Erfüllung gegangen war. Er flarh 30. Mai 1855 und 
hatte feinen Vetter Sivi-Mohammeb zum Nachfolger, welchen in ber jüngften Zeit ein Act der 
Intoleranz feiner Unterthanen in Conflict mit Frankreich gebracht Hat. 

Tripolis. Diefer dritte Barbareskenftaat, auf 88574, OM., die aber zum großen Theile 
wüß llegen, wenig über 1 Mil. Cinwohner nährend, hatte eine zeitlang während ber Kreuze 
zůge chtiſtliche Beherrſcher gehabt, war dann den Johannitern überlaflen worben, aber nad 
furzer Zeit in Piratenhände gefallen, die eine erbliche Militärherrſchaft organifirten, deren Vor⸗ 
Reber, ver Paſcha, in derſelben nur auſcheinenden Abhängigkeit von der Pforte fland wie die 
Gebieter von Algier und Tunis. Tripolis blieb roher und raͤuberiſcher als die beiden Nachbar⸗ 
fasten, da es weniger mit dem politifchen Geflechte ver eivilifirten Staaten in Berührung kam 
und mit den wilbeften Stämmen des innern Landes in mehrfacher Verbindung blieb. Aber bei 
geringern natürlichen Hülfsmitteln gelangte e8 auch nie zu gleicher Macht und gleicher Gefährs 
lichkeit. In der neueften Zeit erfuhr es ähnliche Demüthigungen wie Tunis und mußte ſich von 
England, Amerika und Frankreich ähnliche Bedingungen dictiren laffen. Nun beftand zwiſchen 
dem legten Paſcha Sidi-Ali und veffen Neffen ein Ihronfolgeftrelt, der eine die Kräfte des 
feinen Staats aufreibende Verwirrung unterhielt. Der Paſcha ſah fich zulegt in der Haupt⸗ 
fladt von feinem Gegner belagert. Da erſchien auf einmal eine türfifche Slotte, von der mar 
fh, wenn nicht die thätige Unterffügung, doch jene moraliſche Hülfe verſprach, welche eine vom 
Großherrn ausgehende Anerkennung und Beflätigung des Paſcha gewähren mußte. Allein fie 
brachte foger Truppen, die am 27. Mai 1835 ausgeſchifft und mit offenen Armen empfangen 
wurden. Sivi-Ali ging am 18. auf das Admiralſchiff, um eine Gonferenz mit dem türkifchen 
Vefehlahaber zu Halten. Hier aber warb ihm eröffnet, daß die Pforte für gut halte, das Land 
ptoviſoriſch in Verwaltung zu nehmen. Die Türken ergriffen Beil; vie Otebellen zerftreuten 
ſich vor der ſichtlichen uͤbermacht. Sidi-Ali warb nicht wieder and Land gelaffen, ſondern nad 
Konftantinopel gebracht. Das jegigeRegierungsfgflem ber Pforte laͤßt dieſes Exeigniß als einen 
Vorſchritt zur Givilifirung diejer Gegenden erfcheinen, und Tripolis ald türkiſche Provinz hat 
aufgehört Barbaresfenftaat zu fein. Beunrubigt iſt aber Tripolis mehrfach durch Aufftände der 
arabifhen Bevölkerung und namentlich der inmern Stämme worben. So namentlid 1842, wo 
Astar⸗Ali den Aufftand nicht anders zu dämpfen wußte, als daß er die Führer veflelben, unter 
eidliher Zuſage ihrer Sicherheit, in fein Lager lockte und dann hinrichten ließ. England be- 
wirkte damals feine Abherufung. Aber auch unter feinem Nachfolger riefen beflen Erpreflungen 
1844 einen blutigen Aufftand der Kabylen des Dſchebetgebirges hervor, und noch 1856 bran= 
gen auffländifche Scharen bis in die Nähe von Tripolis. Die Paſchas haben öfters gewechſelt. 
Der jegige iſt Osman⸗Paſcha. 

Diefe Staaten waren zulegt zu ohnmächtig und zu geringen Umfangs, ald daß fle ven hö⸗ 
hern Kräften ihrer civiliſirtern Nachbarn nicht hätten erliegen müflen, ſobald diefe einmal Beit 
gewonnen Hatten, an ihre Bezwingung zu denken. Ungewiſſer ſcheint ed, ob es jemals gelingen 
wird, das Reich Fez und Marokko auf dieſem Wege aus ver Meihe der Barbarenftanten zu 
!erbrängen. Denn dieſes Reid, auf 13,700 OM. über 15 Mill. Einwohner umfaflend, Hat 
feine eigenthümliche Stellung errungen und behauptet und ſcheint in feinem Beftchen der Aus: 
dtud eines Bebürfniffes zu fein, das fein willfürliches Schalten von außen her dulbet, vielmehr 
ur eine durch eigene innere Entwickelung bebingte Erhebung zuläßt. Im. biefen weſtlichſten 
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Theil Nordafrikas hatte jid) von Anfang an die Gewalt der von Often hereinbrechenden Gebieter 
nur ſchwach erſtreckt. Die Eroberer glaubten and Ende der Welt geprungen zu fein, wenn jle 
bis Tanger und Bez famen, und wandten ſich zur Rückkehr, zufrieden mit der Anerkennung 
eines Schattend ihrer Gewalt. Die Unzuftievenen, pie in dem Wechſel der Eroberungen Bes 
Hegten, flüchteten vorhin; Die Berbern find port am zahlreichſten und unabhängigften; die Ara= 
ber, die in die neuen Ideen, welche die Türken verbreiteten, nicht eingehen wollten, entwidelten 
bort das eigenthümlihe Gepräge der Mauren, wenngleich mehr in feinen Fehlern als in feinen 
Tugenden. Dort bildeten fich auch frühzeitig unabhängige Dynaftien. Jet noch Hält fid die 
4557 von dem Scherif Mehemed, einem Abkömmling des Propheten, gegründete in den Königs 
reichen Bez, Maroffo und Sud. Die Regierung hat den Charakter des orientalifhen Despotis⸗ 
mus in feiner roheften, durch nichts verfeinerten Geftalt; aber die fortwährennen Thronftreitigs 
keiten machen e8 vielen Einwohnern möglich, ſich dem druückenden Einfluffe ver dadurch geſchwäch⸗ 
ten Regierung zu entziehen und in einem Zuftande ver Unabhängigkeit zu erhalten. Wol müſſen 
die Völker für den Streit der Könige büßen; aber zumeilen werben jie durch Diefen Streit der 
Aufmerkjamfeit derfelben entzogen, die nicht weniger laſtend ift. Aud Marokko ſendet Korſaren 
aus, wenngleich es nicht eigentlich in dem Piratenweſen die Bedingungen feiner Exiftenz ſuchte. 
Gerade deshalb aber und weil es nicht in einem befeftigten Raubneft, fondern in einem weiten 
und bevöfferten Reiche die Stüge feiner Macht fieht, Hat e8 dem Gewicht der fremden Staaten 
erfolgreicher trogen können und dieſe zu manchen ſchmählichen Rückſichten auf diefen Barbaren 
flaat gendthigt. In den meiften Beziehungen fleht e8 mit Spanien, das einige Befigungen auf 
feinem Gebiete hat, beſchutzt durch die Feftung Ceuta, die fhon Graf Julian gegen Mufa ſieg⸗ 
reich vertheidigte. Spanifhen und portugiefifhen Flüchtlingen Hat Marokko nicht felten einen 
erwünfchten Zufludtäort dargeboten. Nach der franzöfiihen Befignahme von Algerien unter⸗ 
fügte Marokko anfangs den Widerſtand der eingeborenen Bevölkerung und namentlich die Bes 
Rrebungen Abd⸗el⸗Kader's bald heimlich, bald offen. NIS aber eine franzoͤſtſche Flotte unter dem 
Prinzen von Joinville am 6. Aug. 1844 Tanger und am 15. Aug. Mogador bombarbirt und 
Bugeaud am 14. Aug. 1844 die Marokkaner am Isly geſchlagen hatte, ward am 10. Sept. 1844 
von den Sranzofen der Friede dictirt. Da der Sultan überdles fand, daß Abd⸗el⸗Kader ihm 
ſelbſt gefährlich werde, vertrieb er ihn 1847 von feinem Gebiete. Doch haben die Schwierig= 
keiten, die es den Maroffanern macht, fid in das europäiſche Völkerrecht zu finden, wiederholte 
Reibungen mit europäiſchen Staaten, namentli 1844 mit Spanien, 1849 und 1851 mit 
Frankreich hervorgerufen, bie jedoch alle mal damit enbigten, daß, ſowie Europa Ernft zeigte, 
Marokko Genugthuung leiftete. Man würde ſich aud in der That mit dem Sultan allmälig in 
ein geordnetes und geſichertes Verhältniß ftellen können, wenn nur feine eigene Gewalt in allen 
Theilen feine Reichs eine wirklie wäre. Gar mande, durch Ortlichkeit gefhügte Stämme er⸗ 
kennen aber feine Autorität faum dem Namen nad) an und verharren in der wilden Freiheit ver 
Barbarei, wo fie denn auch den europäiſchen Nationen zumeilen läſtig fallen, wie noch vor kurz 
zem ver befannte Vorgang mit den Riffpiraten gelehrt hat, bei welchem Prinz Adalbert von 
Preußen verwundet ward. 8. Bülau. 
Barbarour (Karl Johann), 1767 zu Marfeille geboren, ward in Angelegenheiten feiner 
Gemeinde 1792 nad Paris geſchickt, wo er feine Stellung und feine Verbindungen benugte, 
um bie Fortſchritte der Revolution auf jede Weife zu begünftigen. Mit dem ganzen Ungeftüm 
der Jugend und des ſüdlichen Charafterd gab er fi} der Bewegung hin, die mie ein Orkan durch 
Frankreich ging und die gefellfchaftlihe Ordnung bis in ihre Orundveften erfhütterte ober zer⸗ 
flörte. An dem Erfolge des entſcheidenden 10. Aug. hatte er großen Antheil, und fo entfchloffen 
er der Tyrannel entgegentrat, fo großmüthig erwies er ſich dem Befiegten, wo fein Widerſtand 
mehr zu befämpfen war. An demſelben 10. Aug. rettete er mit eigener Gefahr mehren Schweiz 
zern das Leben, gegen die er felbft gefochten Hatte. B., allen Übertreibungen hingegeben, melde 
die Zeit begünftigte, alle Verirrungen theilend, denen fidh die Jugend, von lockenden Täuſchun⸗ 
gen befangen, fo gern überläßt, war von der Natur mit einem even, großartigen Sinne aus— 
geftattet, der feine Übertreibungen nie ind Ungeheure, feine Verireungen nie ind Niebrige aus: 
arten ließ. In ven Gonvent gewählt, ſchloß er fich den ebelften Männern, mit denen ihn eine an= 
geborene Verwandtſchaft befreundete, Vergniaud, Gondorcet, Briffot, Guadet und feinen aus⸗ 
gezeichneten Gollegen an, die unter dem Namen ber Girondiſten berühmt find. Den Männern 
des Schreckens, dem Berge und ven Jakobinern, trat er mit einer Entfchloffenheit entgegen, die 
Bernunderung verdient. Er griff die Gemeinde an, welche übermüthig die Geſetzgebung zu be= 
rrſchen ftxebte, und vertheivigte den Minifter Roland, zu deſſen Untergang er die Beftigen bed 
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Genventd verſchworen fah. Auf der andern Seite betrieb er das Urtheil des Königs mit der⸗ 
fen rũckſichtsloſen IHätigkeit und flinmte für vefien Top, jedoch mit dem Vorbehalte der Av⸗ 
xllation an das Volt. B., den großen Grundſätzen huldigend, welche die enelften Gemüther für 
die Revolution gewonnen hatten, da fie Die Morgenröthe eines ſchönen Tages der ſich aufrichten- 
den Menfchheit ſchien, kannte nur die Vorſchriften dev Ehre, des Gewiſſens, die Lehre der Theo⸗ 
ze, um die Wirklichkeit und ihren abnormen Gang unbefümmert. Wie er den Hof, feine aus⸗ 
geartete Umgebung und den Misbraud der Gewalt befämpfte, fo befämpfte er auch die rohe 
Naht des Pöhels und feine ſchlechten Führer, ven Wahnſinn ehrfüchtiger Demagogen .und.ven 
Risbrauch der Freiheit. Er bot die ganze Macht feiner Berebtfamfeit und ven ganzen Muth 
ſeines entſchloſſenen Charakters gegen bie Septembermorde und ihre Anftifter auf. Da die Gi— 
tonbiften indeſſen fahen, daß vie Ereigniffe ſich nach ven Anſichten des Rechts und der Vernunft 
nicht geftalten wollten, und bie Wirklichkeit eine andere Richtung nahm, als die Idee bezeichnete, 
gingen fie in der hoffnungslofen Gleichgültigkeit, vie Alles aufgibt, ſoweit, als fie früher. in 
ihrer jugendlichen Zuverfigt gegangen. waren, ‚vie Alles gewinnen will. Sie entwarfen den 
etwas abentenerlihen Plan einer Republik, zu.ber fie das ſüdliche Frankreich geftalten wollten, 
wenn es Robespierre und dem Heilausſchuſſe gelingen follte, ihre Willkür in dem Norden zu 
begründen. Der Kampf der Parteien in dem Gonvent endete, am. 51. Mai mit der Niederlage 
der Girondiſten. B., mit feinen Freunden zum Tode verurtheilt, entſtoh nach dem Calvados, 
bildete mit andern Geãchteten ein kleines Heer, mit dem ſie den Convent befreien wollten, und 
wurden geſchlagen. Durch die. Flucht entzog er fich noch einige Zeit der Vollziehung des Todes⸗ 
uxtheils, ward aber endlich ergriffen und am 25. Juni mit Guadet und Salles zu Borbeaur 
hingerichtet. Er zählte 27 Jahre. i > ; 

8. hat mehre Kleine Schriften. phyſikaliſchen Inhalts herausgegeben und als Mitglied der 
Geſetzge bung über einige der wichtigften Fragen der Zeit Bericht erftattet, welche die reinfte Liebe 
der Freiheit athmen und fi durch eine gründliche Behandlung ebenfo :fehr als durch muthige 
Anträge audzeihnen. In den legten Jahren feined Lebens. fehrieb .er.. Denkwürdigkeiten, von 
benen. aber ein Theil verloren ging. In denſelben finbet ſich folgende väterliche Etmahnung an 
feinen Sohn, die er ihm als ein. Vermächtniß hinterließ: „Gelangft du je wieber zu dem Brig 
des Gũtchens, des Erbtheils meiner Bäter, deſſen mar mich beraubt hat, dann baue e8 mit eige= 
ner Hand; nur da iſt das Glück zu finden. Das Volk verdient nit, daß man ſich ihm ergibt; 
bean es ift undankbar. Ich habe die Franzoſen geſehen, geſtern voll Gefühl, Heute das Blut ber 
rechtlichſten Männer trinken. Wir müffen.unferd Gleichen durch das Beifpiel unferer Tugenden 
bienen ; wenn fie leiden, dann muß man ihnen zu helfen ſuchen. Uber ein ſittenloſes Volk zur 
Beeifeit führen wollen, ein Volt, das Bott Läftert und Marat anbetet, dad iſt die abgeſchmackteſte 
aller Thorheiten. Diefer. Böbel if fowenig für eine philoſophiſche Regierung gemacht als vie 
neapolitaniſchen Lazzaroni und die Anthropophagen in Amerika. Baue der Freiheit einen Altar 
in deinem Haufe; fei ein ehrlicher Mann, pflüge das Feld, das dich nährt, umd befchäftige Dich 
ein wenig mit den Wiſſenſchaften, die dich zu Gott erheben. Das iſt meine. ganze Lehre, mein 
Sohn. Lebſt du noch, dann empfange die zärtlihe lImarmung deines Vaters.” . 

Das ift nit Die Refignation einer. großen Seele, die in ihrem edeln Beſtreben dem Blüde 
unterliegen, aber nicht:beflegt werben kann. Die: Weltordnung ift Feine Theorie, fein Syſtem, 
von einem menſchlichen Geifie geſchaffen, deren Gang und Zufammenhang ber gefjeiterte Ent⸗ 
wurf eines frommen Gemüths, oder das Gelingen eines Verbrechens flört. Brutus Hatte Ins 
teht zu fagen, die Tugend fei ein Phantom, da er das Lafter ſiegreich fah.. Die Tugend liegt 
nicht in dem Erfolge eines tugenphaften Willens, ſondern in dieſem felbft. Condorcet, da er ges 
üßtet fein Haupt durch die Fiucht dem Beile des Henkers entzog, Hatte den Muth; über. die Forts 
förikte des menfihlichen Geiftes zu fhreiben, an die er, ein Opfer der Tyraunei, noch glaubte. 

: 3. Weigel. 

Barnave (Anton Peter Joſeph), zu Grenoble 1764 von.veformirten Ültern geboren, vere 
dankte feine erſte Bildung beſonders der Sorgfalt und Cinſicht feiner Mutter, einer durch Kennt⸗ 
affe und Sitten ausgezeiäneten Frau. Lehre und BVeifpiel, welche bie mütterlihe Hand ald 
fruchtbringenden Samen ausgeſtreut, fanden einen Boben, den die Natur nicht undankbar ges 
ſhaffen Hatte. Mitten unter ven Ausſchweifungen einer zügellofen Zeit, zu denen alle Verhält- 
niſſe des öffentlichen und Privatlebens ermunterten, bewahrte er feine Sitten rein. und feinen 
Sharakter fleckenios. Gab ſich auch fein Geift den ungemeffenften Übertreibungen hin, dann 

Hielt ih doch fein Gemüth in den Schranken der Sittlikeit-und des Rechts, und als Menſch 
blieb er fo achtungswerth, ald ex ald Staatsmann in vieler Beziehung tadelnswerth erfcheint. 
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Sein Bater, ein angefehener und vermögenver Advocat, hatte ihn zu feinem Stande beſtimmt, 
dem er ſich auch bei dem Parlament von Grenoble winmete. Die Revolution fand ihn nod jung 
und bedentungslos, brachte aber die ſchlummernden Kräfte zur fepnellen Reife. In einer Ge: 
legenheitöfcrift, „Der Geiſt ver Cdicte“ genannt, legte ex feine Anſichten und Grundfäge dar, 
um die Aufmerkfamfeit feiner Mitbürger auf ſich zu ziehen und ihnen zu zeigen, was fle von 
ihm zu erwarten hätten. Er ſprach in derfelben feine Bewunderung für vie engliſche Verfaſſung 
aus, bie er für bie.vorzüglichfte hielt, die je ein Volk beglüdt. Bald fand er Gelegenheit, feinen 
volitiſchen Glauben in das Leben einzuführen und fi für die Verbreitung deſſelben thätig zu 
zeigen. Gr warb zum Abgeordneten bei ven Reichöftänden ernannt, die der König den 8. Aug. 
1788 zufammenberufen hatte. B. zählte 28 Jahre, als er im Mai 1789 feine Stelle unter ven 
Geſetzgebern Frankreichs einnahm, mit deren Verſammlung eine neue Zeittehnung, nicht mur 
für dieſen Staat, fondern für die gebildete Welt begann. Die berühnte Sigung im Ballhaufe, 
welche ven Sieg des pritten Standes entſchied und das Schickſal ded Landes in die Hände feiner 
Vertreter gab, zeigte ihm als einen nicht unwürdigen Nebenbuhler Mirabeau's, dem man ihn 
auch fpäter oft entgegenfegte und felbft vorzuziehen fi das Anfehen gab. Seine Verehrung, 
die er für die englifche Berfaffung fo entſchieden ausgeſprochen, wollte ſich in feinem Benehmen 
nit bewähren ; denn beſtändig ſah man ihn im der erften Reihe ver Gegner des koͤniglichen Ans 
fehens und ber Macht der Krone, deren farge Refte zu vernichten fie beiihäftigt waren. Er glaubte 
die Bewegung der Revolution nicht genug beſchleunigen zu Eönnen und half auch vie legten 
Dänmme nieberreißen, die ſich ihrer wilden Strömung winerfegten. Unb als die Wuth des Vol⸗ 
tes, kein Gefeg mehr achten, ſich ihre Opfer unter den verhaßten Großen ſuchte und Launay, 
Fleſſelles und Foulon auf eine ſchreckliche Weiſe mitten unter einer zahlreichen Bevölkerung ges 
mordet und verftinmmelt wurben, und Entfegen die Hauptſtadt ergriff, und die mitleibige Theil⸗ 
nahme die fhauberhaften Auftritte beklagte und ihre Urheber vor das Gericht der Öffentlichen 
Meinung foderte, va entfuhren bem unvorſichtigen Cifer B.'s die Worte: „Iſt denn dad Blut, 
welches fließt, fo rein, daß es ſolches Bedauern verbient?”’ Die Äußerung war unſchicklich, viel⸗ 
leicht —5 — unter den damaligen Verhältniſſen, ließ ſich aber durch das ſcheinheilige Mitge⸗ 
fühl, das Manche zur Schau trugen, erklären und entſchuldigen. Die Partei, welche ihren Geg⸗ 
nern nichts vergibt und nichts vergißt, hat B. dieſt Worte nie vergeben und vergeſſen. Milder 
hätte er ſich mit jenen Bürgerlichen durch die Frage ausgedrückt: „Wie! und unſer Blyt, iſt es 
vielleicht Waffer 7 

Am 23. Juli ſchlug B. die Einführung der Municipalitäten vor und fprad mit Nachvruck 
für die Organilation ver Nationalgarde. Für die Einziehung der geiſtlichen Güter erflärte er 
fic) entfchieven und befämpfte Sieyes, der wenigſtens das Vermögen ver Geiſtlichkeit erhalten 
wiſſen wollte, wenn auch fonft Alles von ihr unterging. Da am 26. Der. von der Ausübung 
ber politiſchen Rechte Die Rede war, nahm auch B. dad Wort und ſuchte zu bemeifen, daß nicht 
nur die Proteftanten, ſondern auch die Juden, ja fogar die Schaufpieler und Scharfrichter ale 
Staatöbürger, gleih den übrigen Franzoſen und Chriſten, angeiehen und behandelt werben 
müßten. Über eine fo fühne Foderung war man betroffen. Das war faft ärger als die Ärgers 
liche Frage: Iſt denn ihr Blut fo rein? Hier wäre Die merkwürdige Phrafe, mit der Sieyes die 
geiſtlichen Güter retten wollte, in B.'s Munde an ihrer Stelle gewefen: „Sie wollen frei fen 
und wiflen nicht gerecht zu fein?” Immer vorwärts ging das Streben bed jung Mannes, 
wenn es fi) auch nicht verkennen ließ, daß die Revolution daß Ziel, wo Freiheit ſich mit Geſetz 
und Ordnung verträgt, ſchon überfchritten hatte. Vergebens fänıpften Mounier, Lally-Tollen⸗ 
Dal, Malouet, Lafayette, Bailly und felbft Mirabeau für die Erhaltung des Königthums mir 
einer Verfaflung wie fie England Hat. B., der dieſelbe Berfaflung ald ein Mufter pries, arbei- 
tete unermühlid daran, felbft ven Stoff und bie Elemente zu zerflören, aus venen ſich eine ſolche 
Berfaffung bien ließ. Da die Freunde der gemäßigten Monarchie 1789 einen Elub errichtet 
hatten, um ihre Gruubfäge und Anſichten im Geifte der Erhaltung zu verbreiten und geltend 
zu maden, flellten B. und feine Freunde, im Geifte der Zerftörung, vemfelben einen anvern 
Club entgegen, ver ald Geſellſchaft ver Jakobiner Durch feinen furchtbaren Einfluß nur zu be: 
kaunt geworben If. Aud das Veto der Eöniglichen Gewalt bei ver Gejeggebung beſtriit B., 
und bei biefer Gelegenheit fagte Mirabeau im BZorne: „Die Wohlredner ſprechen für bie 
24 Stunden, die gerade ablaufen, und die Staatömänner für die Zukunft.” Gewiß iſt, daß B. 
bei diefer Gelegenheit wenigftens, nicht für die Zukunft ſprach. Der Strom der Volksgunſt tiug 
ihn hoch und immer höher auf feinen Wogen, und im Rauſche des Augenblicks vergaß er die 
Zukunft und fah den Abgrund nicht, dem der Strom ihn entgegenführte, ven er zu leiten glaubte, 
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wil er ſich auf feiner Oberfläche Hielt. In demſelben Sinne wie bei dem denkwürdigen Streite 
iber das Veto fprach er ſich über dad Recht des Kriege und des Friedens aus, Die Befugniß, 
pam zu erklären und biefen zu unterhandeln und abzuſchließen, wollte er nad) Möglichkeit ver 
wiiehenden Gewalt entzogen wiflen. Mit fiegenver Beredtſamkeit ftellte er vie Souveränetät 
14 Volkes feſt und gelangte von dieſem Grundſatze zu allen Folgerungen, welche die Revolution 
züht blos begünftigten, ſondern ſelbſt heiligten. Man kann viel über diefen vielbeftrittenen 
Grandfag ftreiten, unbeftreithar bleibt, daß die Volksfouneränetät in der Theorie eine Noth⸗ 
wendigkeit und Wahrheit, und in ver Anwendung, befonvers bei dem gegenwärtigen Zuſtande 
ber Gefellfhaft, eine Unmoͤglichkeit und Lüge if. Wenn man in diefer Behauptung einen Wis 
derſpruch finden will, dann muß man ihn aud) in jener Vorſchrift des Rechts und der Sittlich⸗ 
fit inden, deren Wahrheit ewig und deren Verlegung täglich fl. B. war ehrlid, und wenn er 
Andere betrog, dann geſchah es nur, weil er ſich feldft betrogen hatte. Er gehörte zu jenen Sünz 
dern, die, fi) ihrer guten Abſicht bewußt, die boͤſe That nicht ſcheuen, wenn fie Ihrem Zwecke 
dient, Die Grenze ift leicht und zart, die den Enthuflaften von dem Fanatiker ſcheidet, und im 
Drange der Greigniffe wird fie ſchwer erkannt und felten geachtet. B. ſetzte, wie jener Redliche, 
an feine Überzeugung Alles, das heißt: auch fich felbft. Er nahm keinen Anftand, feinen Glau⸗ 
ben nicht blos durch das Wort, fondern auch durch die That zu erhärten und zu vertheidigen, 
und flug fi für denfelben mit Noailles und Cazales. Der Redliche aber, ver glaubt, Alles 
an feine Überzeugung fegen zu dürfen, weil er ven Muth hat, ſich ſelbſt an fie zu ſetzen, vergißt, 
daß er über fih und das Seinige, nicht aber über Andere und das Ihrige verfügen darf. Diefe 
gepriefene Redlichkeit ſchließt nicht Die Selbſtſucht aus und wird lelcht zur härteften Unbulbfam= 
feit und Tyrannei, weil fie die Welt nad) ihrer Überzeugung und Ihrem Glauben geftalten will, 
und wenn fie felbft ihre Überzeugung und ihren Glauben wechſelt, dieſelbe Bekehrung ganz ehr⸗ 
lich aud von Andern fobert. So war ed mit ®. 

Zwei Ereigniffe gaben feinem Öffentlichen Leben eine andere Richtung. Das eine war der 
Io Mirabeau's, der wahrhaft ein Ereigniß geweſen. Diefer Rieſe des Wortes, der Die Geſetz⸗ 
gehende Verſammlung auch gegen ihren Willen beherrſchte, war im Grunde ohne Nebenbuhler, 
ald ven ihm eine eitle Selbſtliebe over neidiſche Ciferſucht an die Seite ftellte. Ex hatte mit ges 
waltiger Hand den Felfen ver Mevolution, der auf die Monarchie Herabzuftürzen drohte, los⸗ 
eelöft, wie ihn, in der Tiefe angefommen, ver Rieſe der That aufhielt und fidy feiner bemaͤchtigte, 
am ihn zum Kaiſerthrone auszuſchmicken. Mirabeau hatte verwegen vie Schleußen aufgezogen, 
bie sen Staat gegen den einbrechenden Steom ber geſellſchaftlichen Anflöfung und Zerftörung 
[Gigen fonnten. Da er endlich die Verwuͤſtung fah, vie er angerichtet, wollte er ihm in feinem 
wahhſenden Laufe Schranken fegen. Sid) überfchägenn, wie dad dem Menſchen eigen ift, meinte 
er die Ereigniſſe zu beherrſchen, die auch ven Gewaltigſten führen, ver fie zu führen glaubt, wo 
et, fe fördernd, Ihnen folgt. Könnten Mirabeau und Rapoleon die Zeit ihrer Wirkfamkeit ver⸗ 
taufgen und ihre Rollen wechſeln, dann mürben Beive feine große Stelle in ber Geſchlchte fül- 
Im. Mirabeau, folange er die Bewegung ber Revolution befhleunigte, war allmädıtig; fowie 
a ſich ihr verzögernd entgegenftellte, ging fle über ihn weg. Das begriff B. und hielt mit der 
befhleunigten Bewegung gleichen Sähritt. Ex fah wohl ein, daß auf dem Argonautenzuge nah 
dem Boldenen Vließe des Ruhms und der Gewalt er ſich aus eigener Kraft mit Mirabenu nit 
auf gleicher Linie Halten könne, wenn ihm der Wind der Volkögunft fehle. Darum fuchte er auf 
jae Beife viefen zn gewinnen, unb ed gelang ihm, ba fein Gegner fein Nebenbuhler nicht fein 
mochte. Mirabeau, fei es nun, daß er wirklich die Gefahr erkannte, bie Fraukreich in Der Zer⸗ 
rung der Eöniglihen Macht drohte, und aus Liebe zum Vaterlande ihr entgegentreten wollte, 
jei es — was wol mehr Wahrſcheinlichkeit für ſich Hat — daß er bei der Befeftigung des Throns 
feinen Vortheil beſſer zu wahren hoffte, Mirabeau zog ji von der ſogenaunten Bolföpartet 
we und nach zuräd und überließ in derſelben B. die erſte Stelle unbeftritten. Da der Ge⸗ 
fürätete und wirklich Furchtbare nun tobt war, wurden bie Mittel überflüffig, durch die man 
fa gegen ihm Hatte zu erhalten fuchen müſſen. Es ift indeffen möglich, daß die Ausfiht auf die 
nahe Zukunft, Die ſich immer ſchrecklicher geftaltete, auch auf B. wirkte und ihn beftimmte, einen 
xbern zu betreten. 

Das zweite Ereigniß, dad B. vorzüglich entſchieden Haben mag, war bie Flucht des Könige, 
darch welche die Hinfällige Monarchie ben Todesſtreich empfing. ALS die Rationalverfammlung 
de Nachricht erhielt, Ludwig XVI. fei mit feiner Familie zu Barennes angehalten worden, ſchickte 
%R., Beion und Latour-Maubourg ald Gommiflare ab, um bie Gefangenen auf ihrer Rück⸗ 
kpc nad) ver Sauptflabt zu begleiten. Da fah ſich der führer bes Volks, ber Gegner des König: 
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thums, der Sprecher der Revolution, an der Seite der Glieder der koͤniglichen Kamilie, in dem⸗ 
yelben Wagen, Auge in Auge, jeder nahen Berührung unwillkürlich hingegeben, dem guten 
treuberzigen Ludwig, ber unglücklichen noch immer ſchoͤnen Königin und der frommen anſpruch⸗ 
Iofen Elifabeth gegenüber. B. war jung, gefühlvoll und ein Franzoſe. Soviel ift gewiß, daß 
ex von diefer Zeit an dad Vertrauen ber königlichen Familie befaß, ed zu verbienen fuchte und 
nad Kräften in ihrem Intereffe wirkte. Cs ward, wie ſich erwarten ließ," auf vie Entjegung des 
Monarden angetragen, und B. entwickelte die ganze Macht feiner Beredtſamkeit, vie fh noch 
nie fo hinreißend, fo unwiderſtehlich erwieſen hatte, um den König und das Königthum zu ret⸗ 
ten, Wirkli bewirkte er auch ven Beſchluß, der die Unverlegbarfeit des Monarchen auöfpracd: 
Die Arznei zeigt die Krankheit, die man heilen will. Die ausgeſprochene Unverlegbarkeit des 
Königs bewies, daß ſich Alles zu feiner Verlegung verſchworen hatte. Das gilt in der ganzen 
Geſchichte unferer Zeit. Sowie ein Deeret, ein Beſchluß, ein Gefeg, ein Schwur einen Gegen⸗ 
ſtand erhalten foll, iſt er verloren. Der proclamirte Wille zu reiten ift der Angſtruf in der To⸗ 
veöftunde. Das haben der Königäthron, die Republik, die Gonfularregierung, daB Kaiſerreich, 
die Freiheit und Gleichheit und die Religion erfahren. B. that indeffen, mas ihm Überzeugung, 
Pflicht und mehr noch Neigung geboten. Er war ver Rath, der Freund der unglüdlihen Ber 
wohner ber Tuilerien, denen er auf jene Gefahr beizuftchen ſich entfchloffen hatte. Er hoffte, 
Frankreich durch das conftitutionelle Königthum zu retten, das einzige Mittel dieſes und jenes 
zu erhalten. Zu diefem Ende aber mußte man e8 dahin bringen, daß der Thron feine alten Aus 
ſprüche auf Unbefchränktheit und auf feine Macht durch Gottes Gnaden aufgab und vergaß und 
feine Sache von der Sache ver Emigranten ſchied. Ein neues Frankreich mußte mit einem neuen 
Koͤnigthum innig verbunden werben und von der Überzeugung durchdrungen fein, daß mit 
dem Wohle des einen dad Wohl des andern ungertrennlid fei. In diefem Sinne zeigte ih B., 
Lafayette, die beiden Lameth und ihre Freunde und Gehülfen thätig. Es kam in dieſem Geiſte 
die Berfaflung zu Stande, die aud von dem Könige (14. Sept. 1794) angenommen warb. 
Man hielt Sranfrei für gerettet und am Ziele feiner Wünſche; es herrſchte eine allgemeine 
Trunkenheit ber Freude. Es follte anders fommen. Ich weiß nit, ob Frankreich durch menſch⸗ 
liche Kraft und Weisheit damals zu retten war; aber davon bin ich innigft überzeugt, daß, wenn 
überhaupt noch Rettung moͤglich gewefen, fie allein durch bie conftitutionelle Monarchie bewirkt 
werben konnte. Gonfitutionelle Monarchie! Wie follten ver König, der Hof, der Adel und 
Alle, mit denen und durch die ein König, ein Hof, der Adel lebten und beftanden, den Übergang 
zu biefem Außerſten finden, von dem entgegengefegten Außerfen, dem überfoummenen, legitimen, 
abfoluten Königthum! Alter ererbte Glaube, Heilige Überlieferung, Gewohnheit, Sitte, Ge⸗ 
fühl. und Begriff verwarfen und verdammten biefe politiſche Ketzerei. Es war, wie es fein mußte, 
immer geweſen und immer ſein wird. Das Verwandte hielt ſich an das Verwandte durch eine 
blinde Kraft gebunden, um mit ihm zu fiegen oder unterzugehen. Das iſt das Schickſal, das im 
Leben des Menſchen herrſcht, daß er dem Triebe, der Neigung, einer geheimen Nöthigung und 
nit der Einftht, dem Berftande nach freier Prüfung und Erwägung folgt. Der König und 
die Königin fhägten B., glaubten an jeinen guten Willen und feine Ergebung, und folgten den 
Rathſchlaͤgen ver Hofleute. B., verlegt, gebeugt und der fruchtlofen Anftrengungen müve, be= 
ſchloß, fih vom Hofe und der Hauptſtadt zu entfernen und in zurücigezogener Berborgenheit zu 
leben. Die Geſetzgebende Berfammlung hatte die Conſtituirende abgelöft, und die Mitgliever 
dieſer waren mit dem Beſchluſſe auseinandergegangen, daß Feines verfelben eine Stelle in jener 
annehmen dürfe; ein Beſchluß, der die Conftituirende Verſammlung bezeichnet, edelmüthig und 
großherzig, weil fie ſich felbft von aller Gewalt ausſchloß, aber unbeſonnen und gefährlich, weil 
dieſelbe Gewalt, deren Misbrauch fo fehr zu fürchten war, neuen Menfchen ohne Erfahrung und 
beſtandene Prüfung überliefert ward. Ehe B. die Hauptitabt verließ, wollte er ſich von ber Rö= 
nigin verabſchieben. Er mar gütig aufgenommen. „Ihr Unglück“, ſprach er, „und das von 
Frankreich, welches ih vorausſehe, hatten mich beflimmt, mid Ihren Dienfte zu weihen. Ich 
fehe, daß meine Rathſchläge ven Anſichten Ihrer Majeftäten nicht entfprechen. Yon dem Plane, 
den man Sie verfolgen läßt, erwarte ich wenig Erfolg; Sie werben verloren fein, ehe die Hülfe 
zu Ihnen gelangt. Sicher, daß Id Die Theilnahme, welche mir Ihr linglück eingeflößt, mit 
meinem Kopfe bezahlen werbe, verlange ich ald Lohn dafür die Ehre, Ihre Hand zu Füffen.” 
Die Königin reichte ihm gerührt die Hand, welche feine Thränen benetzten. B. zog fi nach 
feiner Vaterſtadt Grenoble zurüd, wo ihn bald ein Beſchluß der Gefeggebenden Verfammlung 
exeilte, der ihn in Anflageftand verfegte. Auf feinem Landgute bei Grenoble verhaftet, blieb ex 
15 Monate im Gefängniffe, nahm auf dem Wege nad Paris Abſchied von feiner Mutter 
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wo ſeinen zwer Schweſtern, in der Überzeugung, daß dieſe Umarmung bie letzte ſei Das Nevo⸗ 
Isiondgericht verurtheilte ihn zum Tode, und der Ausfprud ward den 18.Nov. 1795 vollzogen. 
Wer das Blutgerüft beftiegen, bot ex fein Haupt dem Henker mit den Worten dar: „Das alfo 
Mdie Belohnung Defien, was ich für die Freiheit gethan!“ Er Hatte 32 Jahre und hinterließ 
wer Weib nod Kind. In ver legten Zeit mar er wieder auf feine früheften Grundſätze zurück⸗ 
gekommen. In dem Befängniffe ſchrieb er noch Die Worte nieder: „Die freie und eingefhränfte 
Monarchie ift die ſchoͤnſte Regierung, die je die Welt gekannt. Nationen, denen die Natur ge- 
Rettet Hat, zu dieſer Regierungsform zu gelangen, was fie euch auch gefoftet haben mag, ihrhabt 
fie nicht zu theuer bezahlt!” Ein wahrer Ausfprud, wenn er von Kürften und Völkern richtig 
serflanden wird und ver Wille Beider aufrichtig iſt! I. Weigel. 

Baron, Baronie, f. Adel im Mittelalter. 

Barras (Paul Franz Johann, Vicomte von), geb. den 20. Juni 4755 zu Bohembour in 
der Provence, flammte von einem altaveligen Geſchlechte. Es gab kaum ein reineres Blut in 
Frankreich, und ed war fprihwörtlid geworben, wenn man einen Mann von echter Abkunft be⸗ 
zeichnen mrollte, von ihm zu jagen: Gr ift enel wie die B. Zu dem Kriegsdienſte beftimmt, wozu 
ihn aud Anlage und Neigung zu berufen ſchienen, war er biß zu dem Grade eines Gapitänd 
gelangt, als die Neihsftände zufammenberufen wurden. B. bewarb fi um bie Stelle eines Ab⸗ 
georbneten bel dem dritten Stande, die er auch erhielt,. va fein Bruber unter dem Abel ſaß. Im 
Beige eines bebeutenbeh Vermögens gab er fi ven Lüften und dem Vergnügen Hin, bie ed dem 
Reigen, befonvers in Frankreich, fo leicht wird zu befriedigen. Doch er verfland die Kunft, 
Genuß und Anftand zu verbinden und ſich in der Öffentlichen Meinung zu erhalten, wenn er 
auch nur feinem Vortheil und feiner Neigung diente. In den Gonvent gemäßlt, ſtimmte er für 
den Tod des Königs und ſchloß ſich bei ven Veratfungen und Beſchlüſſen ver Partei des Berges 
an. In den Berfammlungen der Stellvertreter der Nation fpielte er keine bedeutende Rolle und 
ward gewöhnlich zu Sendungen bei dem Heere gebraucht. Am 13. Bendemiaire, wo die Ser- 
tionen ſich gegen den Konvent empörten, übertrug ihm diefer den Oberbefehl über vie bewaffnete 
Rat. B., der ed immer verfland, die Talente, Tugenden und Schwächen Anderer zu benugen, 
war fo Klug, vie Vollziehung des bevenklihen Auftrags dem jungen Bonaparte, den er fhon ber 
der Belagerung von Toulon kennen und würdigen gelernt hatte, zu Üüberlaffen und ſich den Na- 
men und die Berichterflattung vorzubehalten. Wir wiflen, mit welchem Erfolge Bonaparte, der 
an diefem Tage eigentlich den Orund zu feinem Fünftigen Glücke gelegt, ven aufrührerifchen 
Gonuverän der Hauptfladt durch Kartätſchen zum Gehorfam gebradt hat. B.'s Vervienft um 
die beſtehende Gewalt war aber auch nicht zu verfennen, und als die Gonftitution vom Jahre 5 
(1795) ins Leben trat, ward er in das Direciorium gewählt. Was diefe Regierung gewirkt 
oder geleiftet hat, gehört der Geſchichte an, und die Geſchichte hat es anerkannt. Bei ver Fähigs 
feit und der erprobten Tugend einzelner Glieder derſelben zeigte ſich in dem Benehmen der Ge: 
fammiheit eine Unfähigeit, eine Willkür, ein Geiſt der Raͤnke, eine Schwäche und Anmaßung, 
die fie ebenfo verhaßt als verächtlich machte und Frankreich an den Abgrund des Verderbens 
Wrängte. Diefem Zuflande der Dinge machte der 18. Brumaire ein Ende. B. hatte feine Luft, 
dem General Bonaparte, ver ſichern Schrittes ver Herrfchaft entgegenging, ven Sieg ftreitig zu 
maßen, fondern ſchickte ſchon am 18. dem Nathe ver Fünfhundert feine Entlaffung ein. Dag 
Sqhreiben, mit welchem er dieſelbe gab, enthält folgende Stelle: „Der Ruhm, ver die Rückkehr 
dB berühmten Kriegers begleitet, dem ich das Glück Hatte bie Bahn des Sieges zu Öffnen, die 
glänzenden Beweife von Vertrauen, welche ihm der Geſetzgebende Körper und das Derret ber 
Rationalrepräfentation gibt, haben mich überzeugt, daß, an welde Stelle ihn au in Zukunft 
das öffentliche Wohl berufen mag, die Gefahren der Freiheit beflegt und dieI en der Heere 
shdert find.” Dan fagt, B. wollte ſich eine ehrenvolle Gapitulation verdienen, ober doch feinen 
Aädzug fihern. Er verſuchte es auch auf anderm Wege, mit dem Sieger zu unterhanveln, wie 
et im Verdachte fteht, mit jener mächtigen Partei im Augenblicke ver Gefahr, und felbft mit den 
Beurhons unterhandelt zu haben. Bonaparte war indeſſen der Mann nicht, fid durch gefühl: 
solle Augerungen der Theilnahme und Anerkennung gewinnen zu lafien, und fein Stel, das er 
wie der hungerige Abler feine Beute im Auge behielt, aus gefälligen Rückſichten auch nur einen 
Augenblick aufzugeben. B. bat den Sieger endlich um ein ſicheres Geleit, dad er auch erhielt, 
zu feinen Rũckzug nad) dem fchönen Schloſſe Grosbois zu decken. Kaum aber war bie Gonfus 
Fre eingeführt, als er Befehl erhielt, Frankreich zu verlaffen. Er ging 1805 nad 

el, nachdem er feine reichſten Befigungen in Frankreich verkauft hatte, und führte Dust ei 
Staats⸗ Lexikon. IL 22 
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feiner Neigung und feinem Geſchmacke angemeſſenea Leben in Pracht und uͤppigkeit. In dem 
Hundert Tagen erhielt er die Erlaubniß, in das Vaterland zurückzukehren, und wäßlte ſich Ehail- 
Iot zum Aufenthalt. Die Orbonnanz Ludwig's XVIII. welche die Verbannung ber koͤnigomor⸗ 
vertfchen Gonventöglieder auoſprach und von den beiden Kanımern zum Geſete erhoben warb, 
that von B. feine Meldung. Diefe Ruͤckficht Hatte er ji wahrſcheinlich in früherer Zeit verbient. 
Er ſtarb den 29. Jan. 1829 faft unbemerkt. 3. Weitzel. 

Barrecht, f. Sottedurtheil. 

Barrbre von Vieuſac ward zu Tarbed von angeſehenen und achtbaren Altern geboren, 
die ihm eine forgfältige Erziehung geben ließen. Er widmete fi dem Stande eines Anwalts 
mit Erfolg und beſchaͤftigte ſich früh mit fhriftftellertfchen Verſuchen, die nicht ohne Beifall auf- 
genommen wurden. In ver Zeit der Zufammenberufung der Reichsſtände, die eine neue Zu= 
kunft vorbereitete, fo viele ehrgeizige Entwürfe ins Leben rief, fo viele Hoffnungen naͤhrte und 
fo viele Beforgnifle erregte, ſuchte er die Aufmerkſamkeit feiner Landsleute auf ſich zu ziehen. 
Jeder, der fid geltend machen wollte, legte fein politiſches Glaubensbekenntniß ab, um feinen 
Mitbürgern zu jagen, was fle von ihm zu ertvarten hatten. B. erklärte fich ohne Rüͤckhalt gegen 
jede Art von Vorrecht der Geburt. Er ward zum Deputirten ernannt und zeichnete ſich ſchon in 
der Conſtituirenden Verſammlung durch feine immer fertige Rebfeligkeit aus, ver ed nicht am 
Lelötigkeit und einer gewiffen Anmuth, aber durchaus an innerm Grhalte, an Würde und an 
Tiefe fehlte. Sowie er viel und oft ſprach, fo ſprach er auch über Alles und von Allem mit der: 
felben Sicherheit und Unbefangenheit, von Finanzen, Verwaltung, Staatsrecht, Privatrecht, 
Gerichtsweſen, Religion und Unterricht, und von Allem faft in gleichem Tone, mit gleicher 
Teilnahme und Umſtaͤndlichkeit. B. ift wol das gelungenfte Werk ver neuen Bilvung und ihr 
hoͤchſtes Mufter. Er weiß von Allem, ſpricht von Allem anziehend und leicht, befchäftigt auf 
eine unterhaltende Weiſe und unterhäkt belehrend, firengt nit an, hat Gruͤnde für und gegen, 
iſt zum Beweiſen nicht minder geſchickt und aufgelegt als zum Wivertegen, je nachdem ber Vor⸗ 
theil, Zeit und Ort dad Eine oder das Andere räthlih mat. Man behauptete von B., bei 
wichtigen, entſcheidenden Verhandlungen, deren Ausgang nicht vorauszufehen war, wie am 
9. Thermibor, ver Robespierre ſtüͤrzte, habe er zwei Berichte und einen doppelten Antrag in der 
Taſche gehabt, um nach den Umfländen von einem berfelben Gebrauch zu machen. Seine Freunde 
rähnten mit Recht an ihm, er fei immer ein guter Apoftel geweſen, obgleich ihm jede Anlage 

zum Märtyrer gefehlt. Er gründete das erſte politifche Blatt der Mevolution: „Le point du 
jour”, da8 den Verhandlungen ber Rationalverfammiung beſonders gewidmet war. Da die 
Berfaflung Beratben wurde und ver König Bedenken trug, einigen Artikeln verfelben feine Ge⸗ 
negmigung zu ertheilen, ſtellte 8. den Grundſatz auf, daß die conftitutionellen Verfügungen 
der Billigung des Königs nicht bebärften und das Veto nur auf die gewöhnlichen Gefege an- 
wenbbar ſei. Gr führte feine Behauptung mit großem Scharffinn durch und fuchte darzuthun, 
daß die Verfaffung der Prüfung der vollziehenden Gewalt nicht unterliegen koͤnne, der es blos 
feeiftehe, derfelben beizutreten und fo diefen Zweig der Staatögemwalt zu übernehmen ober nicht. 
Kein Zweifel, daß nad; dem Grundfage ver Souveränetät, bie man In der Gefammtheit fand, 
8.3 Anficht ſich nicht mit Erfolg beſtreiten ließ. Cbenſo folgerecht verfuhr er bei den lebhaften 
Grörterungen, bie nach der Flucht der Königlichen Familie die Verfammlung befchäftigten. Er 
äußerte, der König, als ſolcher, ſtehe nicht Aber dem gemeinen Rechte, und es fel ungefeglich, daß 
man ihn durch Commiffare wolle verhören laffen. Auf feinen Antrag war ver Witwe Rouſ⸗ 
feau’3 eine Penfton bewilligt. Bel der Beerdigung Mirabeau's hielt er deſſen Leichenrede. 
Während ber Brfepgebenden Verfammlung, von der fid die Mitglieder der Conſtituirenden ſelbſt 
außgefchloffen hatten, ſaß 8. eine zeitlang im Caſſationsgericht. In den Gonvent gewählt, 
zeigte er bie gewohnte umnermübliche Rührigkeit. Mit muthiger Energie erhob er ſich gegen bie 
Anmafung der Muntelpalität von Paris, bie einen fo unglucklichen Einfluß auf ven Gonvent 
gewann. Er mar Mitglien des Gonflitutionsausfhuffes, in welchem fehtfame Anſichten und 
Charabktere fi zufammenfanben, wie Briffot, Danton, Vergniaud, Steyes, Petion und Tho⸗ 
mas Payne. Als der Proceß Ludwig's XVI. begann, führte B. ven Boritg Im Convent und 
leitete die erſten Berhandlungen. Er Rimmte für den Tod ohne Aufſchub, verfaßte die Adreffe 
an bie Franzoſen Über den Tod bes Tyraunen, trag auf bie Beſtrafung ber Mörder vom 2. und 
3. Sept. und auf die Verweifung der Bourbons an. Bei ver Bilbung des Heilsausſchuffes 
(7. April’ 1795) warb ex zum Mitgliede deflelben ernannt und blieb an dieſer Stelle bis m. 
dene Sturge Robeöpierre'8. An der Ausübung der Gewalt viefer furchtbaren Behoͤrde, die 
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de einflußreichſten Männer vorbehalten hatten, nahm er wenig, faft feinen Antheil, begnügte 
fi mit der Abieffung Der zahlreichen Berichte und dem Vortrage und ver Rechtfertigung der 
Beiglüffe. Unter feinen wannicieltigen Vorträgen verbient einer beſonders Erwähnung, der 
ren ten Mitteln handelt, die Vettelei, dieſen Ausfag der Monarchie, wie ex ke nennt, auszu⸗ 
ne. Zu dem Ereigniffe des Thermidor wirkte ex Träftig mit, um von Denen, deren Helfer 
a geweſen, felbft angeflagt und weruriheilt zu werben. Erſt zur Deportation verdammt, dann 
ſreigeſpyrochen, warb er vor dad Peinliche Bericht geftellt, und da dieſe Verfügung zurückgenom⸗ 
men, bad erfle Urtheil feiner Deportation beftätigt. Er fand Mittel, aus dem Gefängniffe zu 
atlommen, und erhielt feine Freiheit und gänzlice Looſprechung durch dad Amnefiledecret, 
welches ven Proferibixten des 18. Fructivor ihre Ehren und Rechte wienergab. Darauf arbeitete 
rm einer Zeitſchrift: „Memorial anti-britaunique‘, deren Zived der Titel angibt. Auch iſt 
er Berfaffer mehrer anderer Schriften, Die in der Zeit Aufmerkfamkeit erzegten, und zu denen 
fine über vie Freiheit der Meere, eine Lobrede auf den Kanzler L'Hopital und Anmerkungen 
über Monteöquieu gehören. In den Hundert Tagen ward er in die Kammer der Mepräfentan- 
ten gewählt. Nach ver Reſtauration durch bie Orbonnanz vom 24. Juli 1815 verbannt, lebte 
er bis zu ber Revolution son 4830 in Brüffel und Lehrte dann wieder in fein Baterland zurück. 
Im Jahre 1831 wurbe er von feinem Heimatsdepartement ( Hantes-Pyrendes) in die Kammer 
wählt Man annullirte dieſe Wahl wegen Kormenfehler, und die Regierung gab ihm dafür 
eine Stelle in dem Generalconfeil dieſes Departement, bie er im Jahre 1840 Infolge hohen 
Alters nieverlegte. B. ſtarb am 14. Ian. 1841. Gr Hatte dem jüngern Garnot feine „M6- 
moires” übergeben, die derſelbe auch (2Bde., Paris 1842) veröffentlihte. I. Weigel. 
Barri (Marla Johanna, Gräfin Du) war 1744 zu Vaucouleurs von unbemittelten und, 
wie wir und auszudrůcken pflegen, gemeinen Hitern geboren. Die Geſchichte einzelner, ſelbſt un⸗ 
bereutender, ja nichtswürdiger Menfihen kann oft die eines Reiches werben und feinen nahen 
Verfall oder eine nicht ferne Menokution verfünden. Das ift wirklich der Fall mit diefer B., 
deren Leben uns fagt, bafı bie ſchlechte Hofwirthſchaft fh ihrem Ende nahen muß, wenn bad 
frangdfifche Voit nicht das fehledtefte aller Volker if. Ihe Geſchlechtename IR Vaubernier, 
mb ihr Bater war ein umtergeorbneter Angeftellter bei ver Pachtverwaltung. Da vieler früh 
farb und bie Mutter in ihrem Wohnorte ihren Lebensunterhalt nicht zu erwerben wußte, zog 
Re mit der Kleinen Maria nad Paris. Diefe ward von Verwandten in einem Klofter unter: 
gebracht, wo fie bis zum funfzehnten Jahre blieb, und dann zu einer. Modehaͤndlerin in die Lehre 
gegeben. Das Mäpchen war ſchoͤn und zeigte Anlagen, die in Paris nit unbeachtet blieben: 
Auch zählte ſte bald eine Schar von Liebhabern, unter dieſen einen Grafen Johann Da Barri, 
ber ich in der wüften Liederlichkeit einen Namen gemacht hatte. Der Graf kannte ven Lieblings 
fammerbiener des Königs, der für einen gewiffen Zweig der Bergnägen Er. Majeſtät Sorge 
ag. Der Monarch war alt geworben, hatte viele Langeweile und zeigte fich verdrießlich. Der 
Gef, beſtũrzt über dieſe Galamität, bot Alles auf, um ihr abzuhelfen. Der Graf Johan wußte 
fein wirkſameres Mittel als feine Maria Johanna, und war großmüthig genug, dieſelbe dem 
Öfentigen Wohle zum Opfer zu bringen. Der Kammerbiener, der in feinem Fache kein Ren: 
ling war, fand das Mittel gut, wur bodenklich anzuwenden, wenn Se. Majeflät erfahren follte, 
and welcher Schule vie Geliebte kam und wie viele Vorgünger und Mitbewerber von ungleldyem 
Stande und Range ver nene Liebhaber ſchon zählte. Indeffen Hatte ver Berzug Gefahr, und die 
boſe Laune Des Herrn, die ſich mit jedem Tage verfglimmerte, Tief eine Katafkxöphe fürditen. 
Große Roth erzeugt guoße Kraft. Der Kammerbiener that den entfägeivenden Schritt. LInb wie 
ia ftweren Zeiten felten eine Tugend, ein Talent ober auch ein Lafber einſam und ohne freund ⸗ 
le Unterflügung Recht, fo and bier. Die neue Geliebte mufte einen Namen um Titel haben, 
de eine buͤrgerliche Neigung und Leinenfchaft, nach alter guter Sitte, uicht hoffählg war. Es iſt 
fee gu Toben und gewährt nicht wenig Troſt, wenn man bie zehn Tafeln ver Etidette noch ir 
Chren ſleht, wo menſchliches und göttlices Gebot veraͤchtlich oder luͤcherlich geworven iR. Gs 
wer alfe hier, wie gefagt, um Ittel und Rang zu thun, und ver @raf Johann, deſſen willflͤhe⸗ 
tige Aufopferung wir ſchon bewundert haben, zeigte ſich wieder als treuer Helfer in dre Roth; 
 fülng feinen Bruder Wilfelm zum Gemahle der Movefänblerin vor, vie dadurch Ramen amd 
Bang erhielt. &8 geſchah, und nad der eben nicht heiligen Handlung ber Trauung kehrte der 
Fagizte Gheßerr mit veigen Gefchenken und einer harten Venflon in frine Provinz zusht, und 
Ne graduirte Waxia Johanna war märbig, in bad Gemad) des Könige eimzugichen. Doch ſchrieb 
de frınge Etilette die Ginfüßrung durch eine Dame won hehem Runge vor, * 6 war au 
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dieſe Schwierigkeit noch zu beſeitigen. Die Frau v. Bearn ward vorgeſchlagen, die aber aus 
allzu zartem Ehrgefühl Bedenken trug, ſich dem Auftrage zu unterziehen. Da fie indeſſen eine 
ſchoͤne Stelle für ihren Sohn und für ih ned eine Anweiſung von 400,000 Fr. auf den Schatz 
erhielt, fo verföhnte Diefer Umftand ihr Ehrgefühl und erleigterte Ihr Gewiſſen. 

Nun lag ver König von Frankreich zu ihren Füßen, und da fi Frankreich in der Perfon 
des Königs darftellte, fo war fie, als die Gebieterin des Gebieters, Herrin von Frankreich. Ein 
Meer von Huldigungen umſtroͤmte fie in der höcften Flut. Es iſt Wahrheit, wenn man erzählt, 
daß der Inhaber ber erften Magiftratur des Reichs und Se. Eminenz ber Nuntius des Papftes 
wwetteiferten, der allmächtig gewordenen Vaubernier ihre Bantoffeln zu apportiren. Sie über: 
nahm ſich indeſſen nicht in ihrem Glüde und war bei weitem nicht fo ſchlecht wie die Schlechten, 
die au ihrer Schlechtigkeit Bortheil zu ziehen wünfcgten. Sie hatte eine gewifle Gutmüthigfeit, 
die ſich mit dem Leichtſinne gern verträgt, und wenn fie aud das eigene Vergnügen über Alles 
Tiebte, dann hatte fie doch für fremden Schmerz und bie Leiden Anderer ein weiches Mitgefühl. 
Sie bot ihren Einfluß auf, um mehren Menſchen das Leben zu retten, das fle, wie ed ihrem na= 
türlihen Verſtande ſchien, auf eine ungerechte Weife verlieren follten. So war auch ein junges 
Mäpcyen von Liancourt, dad, von einem Geiſtlichen verführt, mit einem toten Kinde nieder⸗ 
gekommen war, ohne ihre Schwangerſchaft nach Vorſchrift vorher angezeigt zu haben, zum Tode 
verdammt worden. Die B., die um ihren Beiſtand angefprochen ward, ſchrieb folgenden Brief 
an ben Kanzler: „Mein Herr Kanzler, ich verftehe nichts von Ihren Gefegen; aber fie find un⸗ 
gerecht und barbariſch; fie find der ‘Politik, der Vernunft und ver Menſchlichkeit entgegen, wenn 
fie ein armes Mädchen morden, das mit einem tobten Kinde niedergefommen ift, ohne es erklärt 
zu haben. Anliegender Bittfchrift zufolge if die Supplicantin in dieſem alle. Es ſcheint, daß 
fie verurtheilt worben, einzig, weil fie das Geſetz nicht gekannt ober ed aus einer fehr natürlichen 
Scham nicht befolgt hat. Ich verweiſe die Prüfung der Sache an Ihre Billigkeit. Aber dieſe 
Unglüdlice verbient Nachſicht; ich verlange von Ihnen wenigſtens eine Milderung ber Strafe. 
Ihr Gefühl wird Ihnen das Übrige eingeben.” Andere als die rau Gräftn haben es auch ver- 
ſucht, der hohen Gerechtigkeit die Unmenſchlichkeit und Grauſamkeit ihrer Gefege nachzuweiſen, 
Anbere, die nicht wie die B. fagen mußten: Ich verſtehe nichts von Ihren Befegen ; aber vie Hohe 
Gerechtigkeit, die Zunft nämlich, welche ihre Handwerksvorzüge und Bortheile zu wahren hat, 
ihren Meifter an der Spige, nahm dieſe Einfpradje fehr übel, bie in ihren Augen nichts Gerin= 
gered als ein Auffland gegen bie göttliche und menſchliche Oordnung war. Der rau Gräfin warb 
der Schritt nicht übelgenommen, fondern hatte den erwünfchten Erfolg. Soviel mehr hängt 
von dem Umftande ab, mer etwas thut, ald was er tut. Auf gleiche Weife rettete die B. dem 
Grafen und der Gräfin Lonerme, die zum Tode verurtheilt worben, weil fie fh gegen die Juſtiz 
empört (pour rebellion à justice), dad Leben. ; 

Der König hatte keine Freude mehr ohne die Geliebte, und feine Freude hatte ex nicht wohl⸗ 
feil. Er gab ihr monatlich 300,000 Fr., ohne die bedeutenden Geſchenke, die fie erhielt. Sie 
brauchte viel, und wa fie nicht nöthig hatte, konnten ihre Freunde brauchen, für die fie groß⸗ 
mütpig zu forgen pflegte. Den 1. San. 1770 trat ſie munter vor ven König und erbat ſich als 
Gegen? zum Neuen Jahre für eine Freundin eine kleine Gunft, die jährlih 40,000 Fr. ab⸗ 
warf. Der König lägelte und entſchuldigte fid mit ver Unmoͤglichkeit. Zornig rief die Gräfin: 
„Daß iſt das visrte mal, daß ich um etwas bitte, was mir abgefchlagen wird; fol mich ver Teu⸗ 
fel Holen, wenn ich Ihnen je wieder beſchwerlich falle!" Der König war entzückt und von ber 
Sufarenart der Oeliebten ganz bezaubert. Er lachte Herzlih, und wenn ver König late, war 
dann Frankreich nicht vergnügt? Hat Stanislaus zu viel getrunken, dann kann Polen ſich nicht 
auf ven Beinen halten. Daß die Gräfin das Geſchenk erhielt, verfteht fich vom felbft ; aber fie ers 
hielt es für ſich. Es grenzt an das Unglaublidhe, wa glaubwürbige Zeugen von ber ausgelaſ⸗ 
fenen ſchamiofen Liederlichkeit des Hofes berichten. Zu Ghoifi Hatte vie Gräfin ein Kleines Thea⸗ 
ter zum Hausgebrauche einrichten laſſen, auf vem bie frechſten Boffen und anzüglichſten Schnur⸗ 
zen gegeben wurden. Es kamen Scenen vor, welde vie betrunkenen Gäſte einer Dorfſchenke 
ſchamroth machen würden. Sie vergnügten ven König über Die Maßen, der oft in Gefahr kam 
vor Lachen zu erftiden. Und die hoͤchſten Staatöbeamten, die Angefehenften vom Abel, Brälaten 
und Damen bewarben fi um die Ehre, biefen Vorftellungen beimohnen zu dürfen. In ven nie= 
dern Regionen freilich fah e8 anders aus, und das Volk Hatte Schaufptele anderer Art, zum Ber 

- Juftigen eben nicht befonders eingeridhtet. Der Hof brauchte viel, und bad Geben warb mit jes 
dem Tage ſchwerer. Es war kaum mehr ein neued Mittel zu entdecken, Geld zu erpreflen und 
die Abgaben zu fteigern. Geit 1765 beitand eine Geſellſchaft, die ven Alleinhandel mit Getreide 
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fh gekauft Hatte und demnach ven Preis deſſelben nach Velleben erhöhen und. jelbjt zum 
Batvertreibe, wenn e8 ihr einfiel, Mangel oder Wohlleben erzeugen Eonnte. Der Act, durch 
wegen ber edeln Geſellſchaft das ſchoͤne Vrivilegium ertheilt worben, hieß fpäter, da es fein Ge— 
keaniß mehr war, fehr paflend der Hungerpact. Minifter, Intenvanten, ſelbſt Prinzen und 
hohe Beamte hatten Actien bei dieſer ſchändlichſten aller Speculationen. Und man fragt, was 
die königliche Würde, was die Majeftät des Throns herabgewürbigt, bie höhern Stände um die 
Ahtung, die Geſetze um ihr Anfehen, die Religion um ihren Einfluß gebracht, und kann ſich die 
firätbare Erſcheinung, Die ſich vorbereitete, nur durch die Philofophie des 18. Jahrhunderts, 
ober gar Durch die Aufhebung des Ordens ber Jefuiten erklären ! 

Der Einzige, ber e8 unter ven Großen des Reichs wagte, der B. nicht zu huldigen, war 
der Rinifter GHoifeul, in deffen Händen faft alle Angelegenheiten des Staats lagen und ben 
man für unentbehrlid hielt. Mehr als einmal hatte man alle Mänke aufgeboten, um feine Ent: 
laffung zu bewirken; aber ohne Erfolg. Es galt nicht blos einen Höfling, fondern auch einen 
Geſchaͤftsmann zu erfegen. Der Minifter wurde indeſſen um fo läftiger, da er Anftand nahm, 
gegen bie Parlamente entſchieden aufzutreten, die fi dem Hofe nit immer fügen wollten. 
Diefen Umftand wußte man gefickt zu benugen. In dem Pugzimmer ver B., gerade dem 
Sitze gegenüber, den der König einzunehmen pflegte, warb das Porträt Karl's I. von Eng- 
land aufgeftellt. Ludwig XV. betrachtet das Bild und macht feine Bemerkungen über vaffelbe. 
Die Geliebte, die ihre Rolle einftubirt, weiß auch etwas von der Geſchichte und theilt was zur 
Sade gehört dem Monarchen mit, und fließt mit ver Nuganmendung: „Ihre Parlamente 
wollen Sie behandeln, wie das von England König Karl behandelt Hat, und Choiſeul macht 
mit den Tönigömdrberifhen Parlamenten gemeine Sache.“ Schwache Könige, bemerft der 
Säriftfleller, dem wir dieſen Zug entnehmen, beherrſcht man durch Furcht und nicht durch 
Sqhmeichelei. Die Schmeichelei wird ihnen fo reichlich und in uͤbermaße gegeben, daß ſie am 
Ende nicht mehr wirkt. Lubwig XV. ſah das Bild mit Entfegen an und fühlte ängftlich nach 
feinem Kopfe. Um diefen zu erhalten, warb Choiſeul aufgegeben. Gr empfing folgendes aller= 
gnäbigfle Schreiben: „Mein Vetter, dad Miövergnügen, welches mir Ihre Dienfte verurſachen, 
söthigt mich, Sie nach Chanteloup zu verweifen, wohin Sie ſich innerhalb 24 Stunden begeber 
werben ; ih Hätte Sie viel weiter geſchickt, wäre die befonbere Achtung nicht, die ich fr die Frau 
berzogin v. Choiſeul habe, deren Geſundheit mir ſehr intereflant iſt. Nehmen Sie fi in Acht, 
daß mid Ihr Benehmen nicht einen andern CEntſchluß faffen läßt. Darauf bitten wir Gott, daß 
a Sie, mein Vetter u. ſ. w.“ So hatte vie Gräfin aud über den ſtolzen Choiſeul geflegt, der 
fig nicht erniedrigen wollte, ihr den Hof zu machen. Voltaire war nicht fo bedenklich; ex feierte 
bie fönigliche Maitreffe in gebundener und ungebundener Rede, in gereimter und ungereimter 
Riederträchtigkeit. Ex hatte die Bompabour befungen and befang nun mit gleicher Ergebung 
die B. Bei jener verbiente er ſich durch feine Schmeidheleien den Kammerherrenſchlüfſel, der das 
Ziel feines Thrgeizes war; biefe Eonnte ihn in feinem eveln Streben noch weiter bringen. - 

Indeffen waren die Feinde der Gräfin auch nicht müßig. Hatte diefe in der Furcht des 
ſchwachen Königs das Mittel gefunden, den mächtigen Herzog v. Choiſeul zu flürzen, fo Eonnte 
daſſelbe Mittel auch ihnen dienen. Die Andachtigen, die an einem üppigen «Hofe feine feltene 
Grigeinung find, beſchloſſen davon Gebrauch zu machen. Sie zählten auf das Feft der Heiligen 
Dftern und auf bie Berebtfamfeit des Abbe Beauvatd, die das ſchlummernde Gewiflen ded Kö⸗ 
nigs wecken follte. Er hatte ſchon in einer frühern Prebigt gegen die verberbten Sitten des Hofs 
gedonnert und Die Genoſſen der Ausjchweifungen des Monarchen fo treu und wahr gefchivert, 
daß man fie auf den erſten Blick erkannte. Als man aus der Kapelle ging, fagte Ludwig zu dem 
Serzog v. Richelieu: „Herz Herzog, heute hat der Prebiger Ihnen viele Steine in den Garten 
geworfen.“ — „Ja, Sire“, erwibertever Höfling, „und ſo ftark, daß fle in dem Park von Verfail- 
led widerprallten.“ — In der nächſten Predigt ging der Abbe noch weiter und gerade auf bie 
Augſt des Königs los. Ex ſprach von ven Qualen ver Hölle und rief enplich im feierlichen Tone 
des Propheten: „Noch vierzig Tage, und ihr werbet vor Gott erflheinen, um gerichtet zu werden 
nach euern Werken.” Der König mochte fi nad) feinen Werken eben nicht den erfreulichſten 
Ausgang des Gerichts verfpredhen und war fehr Eleinmüthig. Die Gräfin nahm es nicht fo 
anf und wollte den Prediger für feine Infolenz beftraft wiſſen. „Rein“, erwiderte ver König, 
aet ihut, was feines Handwerks ift”, und gab dem Beiftlichen dad Bisthum Senez als daß befte 
Rütel, ſich mit dem Himmel abzufinden. 

Benn ver Monarch anfing, fi mit der Ewigkeit zu befhäftigen, was fonft feine Sache 
aldt geweſen, dann kam es daher, weil ihn bie Zeitlichkeit nad) und nad) aufgab. Er wurde alt 
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und ſtumpf, und, überſättigt in jeder Beziehung, war er gefühllos geworden. Um feine vers 
welkte Sinnlichkeit etwad aufzufrifgen und die abgeftorbene Begierbe wieberzubeleben, legte 
man ihm, mit Zuflimmung ber Gräſin, ein ſchoͤnes, junges Madchen, bie blüͤhende Tochter eines 
Schreiners, bei. Den Abend det folgenden Tages befand fi ber Koͤnig nit wohl. Bald dar⸗ 
auf zeigten ſich bie Blatter, und nad angefteliter Unterfuhung ergab es ji, daß er von dem 
Mänchen angeftedt worben war. Das Übel wurde bedenklich, und ber Hof gerieth in bie größte 
Beflürzung. Man floh den Kranken, der Anſteckung wegen, und zeigte eben auch nicht die größte 
Rübrung, weil man fein Ende nahe glaubte. Die B. wollte ſich durchaus mit von Ihm trennen 
laffen; er aber wollte fie nicht wiederſehen. Es gelang ihr indeſſen, bis in die Nähe feines Bet⸗ 
188 zu fommen, und der Kranke ſprach zu ihr: „Madame, id; bin fehr unwohl und weiß, was 
ich zu thun habe; wir müfjen und trennen. Gehen Sie nad Ruel zu dem Herzog v. Aigulllon; 
feien Sie verſichert, daß ich Immer bie zärtlichfte Freundſchaft für Ste haben werde.” Die ent 
laflene Geliebte war erftarrt vor Schmerz und Schrecken, that aber, wie befohlen worben. Sie 
hatte eine Seele in dem feelenlofen Kreife, den nur bie Etikette beleben konnte. Sie war leicht⸗ 
fertig aber gutmüthig und hatte alle die Fehler des Weibes, das vie Sinnlichkeit beherrfät, aber 
auch die gefälligen Gigenfchaften, die ih damitivertragen. Iſt ed nicht, als liege ver Hof gleich 
einem Kabyrinthe in dem weiten Reiche, daß die Beſtimmung hat, dem Minotaurus, der in dem 
Labyrinthe hauſt, die Opfer zu fenden, die dad Ungeheuer fi ausgelefen? Die Gräfin ſelbſt 
war als Opfer dahin gelommen, und unter Denen, bie opferten, unter den Bertorfenen nimmt 
Re wahrhaftig nicht, als die Verworfenſte, Die erſte Stelle ein. 

Der König flach; mit ihm flarb der B. die Welt. Diefe hatte einen andern Herrn, einen 
enbern Glauben, einen andern Bott. Der neue König verwies fie in ein Klofter, bewilligte ihr 
indeſſen eine bedeutende Benfion und ließ einen Theil ihrer Schulden bezahlen, die über eine 
Million betrugen. Ihr Vermögen war übrigens nicht unbebentend; aber fie brauchte nach alter 
Weiſe viel und warb öfter beftoplen. Der größte Verluft, den fe auf diefe Weiſe erlitt, befand 
in Diamantne, vie man in Lonben entdeckte, wo auch die Diebe eingezogen wurden. Sie machte 
in dieſer Angelegenheit, wie fie fagte, mehre Reifen nad) London, durch die fie der argmöhni- 
hen Regierung vervächtig wurde. Es gehörte damals, 1793, wie bekannt, nicht viel Dazu, ums 
des Verraths und Hochverraths Überwiefen zu werben und auf dem Blutgerüſte zu enden. 
Bor das Revolutiondgericht geftellt, warn fle zum Tode verurtheitt und am 7. Der. 

Dis zu dem Urtheilsſpruche hatte fie viel Gegenwart des Geiſtes gezeigt; aber die Ankündigung 
des Todes erfüllte fie mit Berzweiflung, und ihre legten Stunden waren ein ſchmerzlicher Kampf 
zwiſchen Sein und Bergehen. I. Welgel. 

Barrikaden. Barre (englif Bar) heißt bekanntlich ver Abſchnitt, die Schranke, Na= 
mentlich ift Bar, Barreau im oͤffentlichen Bericht der durch eine Schranke von. dem Publicum 
abgeſonderte Play für die Gerictöperfonen und zunähft ver abgeſonderte Platz für die Advo⸗ 
eaten. Barrifaden insbeſondere bezeichnet Abſchnitte, Sperrungen, Schranken in den Strafen. 
Im 14. Jahrhundert ließ die franzoͤſiſche Regierung in Paris regelmäßig durch große Ketten 
bei Anbruch der Nacht die Eingänge der Straßen fperren, und 1382 benugten bie Bürger in 
einem Volktaufſtand biefe Ketten gegen ihren jungen König Karl, welcher aber fiegte und bie 
Ketten binwegnehmen ließ. Im einem engern Sinne nennt man Barrikaden folge Sperrungen 
und Schanzen oder Wähle in den Strafen, welche durch zufammengehäufte Sachen, umgehauene 
Bäume, umgeftürzte Wagen, ausgehobene Thüren umd aufgebrochenes Straßenpflafter in den 
Straßen errichtet werben und gegen bie anbringenben Feinde, vorzüglich gegen Geſchutz und 
Reiterei ſchůtzen umd geſicherte Angrifföpunfte bilden. Solche oder mehr oder minder ähnliche 
Verſchanzungen und Vertheidigungen find natürlich zu allen Zeiten vorgelommen. Doch ift ed 
vorzüglich die Stadt Varia, welche das furdtbare Kriegsmittel der Barrikaden, namentlich in 
Bürgerkriegen, gebrauchte. Im Jahre 1583 gebrauchte fie die katholiſche Ligue unter Anfühe 
zung Heinrich's v. Buife gegen ven König Heinrich M., fowie aud 1589 die Truppen Hein: 
rich'o IV. in Tours gegen die Liguiften Barrikaden errichteten. Während der Minberjährigkeit 
Ludwigs XIV. errichtete die Fronde in Paris gegen Mazarin und die Königin-Megentin Barris 
kaden, und biefe mufiten dann jlichen und von St.⸗Germain ausunterhanbeln. Im Jahre 1652 
lieferte gegen dieſelbe, durch Barrikaden verfchangte Fronde der berühmte Turenne in der Vor⸗ 
ſtadt St.: Antoine eine Schlacht. Im Jahre 1808 wurde Saragofia, 1813 wurden Dresden 
und Kaſſel, 1814 Send und 1815 St. Denis durch Barrikaden vertheidigt. Die berühmte⸗ 
Ren aller Barrikaben aber find bekanntlich diejenigen, welde 1850 in ver Nacht vom 27. auf 
den 28. Juli in Paris in allen Strafen und Ouerfitafien von 400 zu 100 Schritten errichtet 
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werben, ein Beiſpiel, welches bald darauf Brüſſel in feiner Septemberrevolution nachahmte. 
Beun bie Bürger einer großen Stadt entſchloſſen und muthig zuſammenhalten, wie in ver 
Alirevolution die Barifer und befler ald einf die Bürger von Madrid, und wenn vollends felbft 
Frauen und Kinder, wie in der Septemberrevolution in Brüffel, aus den Fenſtern der Käufer 
sit Pflaſterſteinen, mit fiedendem DI und Wafler gegen bie andringenven Soldaten kämpfen, 
folann eine ſolche Barrikadenvertheidigung faft unũberwindlich werben, im Kalle Die angreifende 
Aiegsmacht fowie wol allermeifk die eigene Landesregierung Bedenken trägt, die Stabt von 
außen in Brand zu ſchießen. Durch dieſes natürliche Bedenken verlieren auch die äußern, die 
Stabt dominirenden Forts an Beveutung, bei welchen man unter der Regierung des ſchlauen 
Ludwig Philipp Boch wol fiherlih auch an innere Aufflände und ihre Barrikadenvertheidigung 
dachte. Dagegen wurde in den blutigen Junifämpfen in Paris 1848, fowie in Berlin, Wien 
und Dresden die Vertheidigungskraft ver Barrifaden gewaltig geſchwaͤcht, indem man, flatt des 
Angriffs der Barrikaden in der Front, vielmehr vermitteld des Tinftoßens der Wände ſich durch 
die Häufer ber anliegennen Straße einen Weg bahnte und nun die Barrikadenkänwfer in ihrem 
nichtgedeckten Rüden angriff. Welder. 

Bartholomänsnacht, ſ. Blutbochzeit. 

Basculeſyſtem, ſ. Juste-Milieu. 

Bafel, Baſelſtadt, Baſellandſchaft. Wo ver Rheinſtrom die Schweiz verläßt, indem 
et ſich plöglic norbwärtd wendet, ſenkt ſich von ber mitlernächtlichen Abbachung des Jurage⸗ 
birges bis zu feinen fern ein anmuthiges, fruchtbares Hügelland, in einer Länge von acht Stun⸗ 
deu Weges, nieder. Dies iſt der etwa neun Geviertmeilen umfaffende eingendffifhe Ganton Bar 
fel, dem feine alte berühmte Hauptflabt ven Namen gab. 

Ohne Zweifel dankte biefe Stabt ihr Entftehen wie ihr fpäteres Aufblühen ver glüdlichen 
Lage am Grenzpunft Deutſchlands, Frankreichs und Helvetiens und am Hauptſtrom bes euro⸗ 
vällen Abendlandes, der, von Hier an beſchiffbar, die Breite des Welttheils durchſchneidet. 
Denn fhon früh hatten die Römer bier Im Gebiete ver Raurachen einen Lagerpoſten, ein Ca⸗ 
fellum, eine Baſilia, als in ver Nähe noch ihre prächtige Auguſta Rauracorum glänzte, von 
deren Bädern, Paläften und Theatern das Dörflein Augſt nur noch geringe Schutthaufen zeigt. 
3a ſpätern Tagen jegte das Ghriftenthum hierher einen biſchoͤflichen Stuhl mit reicher Aus: 
Battung, und über ven Trümmern bed heipnifchen Caſtellums fliegen (vermutlich im 11. Jahre 
hundert) die gothiſchen Mauern und Thürme eines Münfterd empor. Dann während und nach 
ber Bewegung ber Rreuzzüge verfnüpften ſich hier bie Ganvelöftraßen von Frankreich und 
Derntſchland für ven Verkehr durch Helvetien über die Alpen mit Italien. Die Stiftung einer 
ei in der Mitte des 15. Jahrhunderts erhöhte Leben und Ruhm der anjehnlühen 


Der Wohlſtand ver Bürger hatte früh ben Siun für Höhere Bedürfniſſe geweckt; für Ge: 
werhfleig und Handelſchaft aber iſt Freiheit dad unentbehrlichſte Bebürfniß. Diefe zu gewin- 
nen, ihre Rechte zu erweitern, ihre Sicherheit zu mehren fah man bie regſame Bürgerſchaft zu 
aller Zeit bald mit Geldſpenden, bald mit dem Schwerte tätig. In Heinen Entfernungen von 
der Stadt drohten 14 mittelalterliche Raub: und Ritterfglöffer; fie wurden in einer langen 
Reihe von Fehden entweder zerftört, ober mit ihrem Bebiet erobert, ober erfauft. Stark durch 
genen Muth und durch Bund mit rheinifhen und helvetifhen Städten, erſchrak Bafel zulegt 
aicht mehr, ald im Jahre 1409 mit einem male 127 Herrfchaften und Städte Fehde ankündeten. 
Die Macht des Adels warb nach und nach gebrochen; die Verſchwendung der Bifhöfe benugt, 
Rd von deren Rechtfamen loszukaufen ober deren Güter an ſich zu ziehen; bie Huld ver Kuifer, 

Verwirrung des Reichs zum Vortheile ver Stadt und ihres Gebiet verwendet, größere Un- 
abhangigkeit zu geminnen. Im Jahre 1501 trat Bafel in ben ewigen Bund der Cidgenoſſen. 
— vernichtete alle biſchoͤfliche Gewalt innerhalb der Ringmauern der freien 


Wie ſich im Laufe ber Jahrhunderte Sitten, Anfichten und Verhaͤltniſſe änderten, wie Macht, 
Keichthum und geiftige Überlegenheit der Ritter- und Prieſterſchaft fanfen, geftaltete ſich ſtufen⸗ 
weid nad) und nad) auch die Form des Staatölebens anders. Es ift ung hier nicht barum zu 
tun, den allmäligen, oft blutigen Entwidelungsgang vom Gemeinwefen der merkwürdigen 
Etapt in feiner ganzen Länge zu verfolgen. Hier wie in den meiften Stäbten des Reichs und 
dentſcher Hochlande, vie freiered Dafein genofien, ftand die höchſte Gewalt anfangs der Bürger: 
Haft zu, bie ihre Beamten wählte und mit Ciferfucht bewachte Hier wie überall verlodte ver 
fie ber Ehre und Mat die Obrigkeiten zur Einführung ariſtokratiſcher Ordaung, 
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während die Gemeinde ihre demokratiſche Hoheit geltend zu machen ftrebte. Noch am Ende des 
47. Sahrhunderd drohte der Kampf umBerfaffungsreformen den Ausbruch eines Bürgerkrieg. 
Gr konnte zulegt nur durch einen Vergleich zwiſchen Bürgerihaft und Rath verhütet werden, 
den die einſchreitende Eidgenoſſenſchaft fliftete, nachdem deren Vermittelung lange und hart⸗ 
nädig verworfen worden war. 

Nur die Hauptſtadt, nicht deren Gebiet oder Landfchaft, Hatte an diefen Händeln um Ver⸗ 
befferung des gemeinen Weſens Antheil. Das Volk der Landſchaft, wie e8 von Biſchöͤfen oder 
Freiherren durch Waffen oder Geldſummen erobert worden, blieb der Stadt unterthan und 
trug noch lange Zeit die Narben und Denkmale feiner alten Leibeigenſchaft. Die herrſchende 
Hauptſtadt war allein die Republik; die Bürgerſchaft der größern Stadt in 15 Zünfte, die ver 
mindern am rechten Rheinufer in drei Quartiere oder Geſellſchaften vertheilt. Die Zünfte durf⸗ 
ten fi weder durch Ausſchüſſe noch in einer allgemeinen Verſammlung vereinigen, um nicht 
durch ihr übermächtiges Zufammenwirfen bie der Obrigkeit gebührende Gewalt aufzuheben. 
Die hoͤchſte Staatsgewalt aber übte der Große Rath aus, ver 280 Mitgliever zählte, und ein 
Kleiner Rath von 6A Perjonen, die zugleich Glieder des Großen fein mußten. Großer und Kleiner 
Rath aber, an ihrer Spige ein Bürgermeifter und Oberflzunftmeifter, die mit zweien andern 
ihres Ranges alljährlich im Amt wechſelten, ergänzten fich felber durd Wahlen von einer für 
jede Zunft beftimmten Anzahl Genoffen verfelben. Die Wahlen gefhahen durch 2008; um Par⸗ 
teilichkeit oder ihren Schein zu vermeiden, überließ man fi dem blinden Zufall. Der Kleine 
Rath, welcher die Höcfte Vollztehungsbehörbe war, ver die Unterbeamten, die Pfarrer der Land⸗ 
ſchaft und felbft vie Gerihtöbeifiger ernannte, vertrat zugleich die Stelle eined Blutgerichts in 
peinlihen Fällen und eines Necurögerihts In Händeln, die vor dem Stadtgericht geſchwebt 
Hatten. Dazu hatte er im Großen Rathe auf Gefeggebung und Entſcheidung der wichtigſten An= 
gelegenheiten vorherrſchenden Einfluß. 

Aus diefen wenigen Zügen erfennt man fon, daß die ältere Staatsform Bafels, aus reichs⸗ 
ſtädtiſchen Elementen des Mittelalters entfprungen, Ariftofratie war, weldye durch Wahlen ver- 
mittels des Looſes und durch ein weiſes Gefeg über Ausſchluß ver nähften Verwandten von Mit- 
gliebern in der Regierung oder von Vorſtehern in gleicher Zunft abgehalten wurde, in erbliche 
Familienherrſchaft over Dligarchie zu verarten. Durch Verbindung geſetzgeberiſcher, richter⸗ 
licher und vollziehender Vollmachten ftand der Kleine Rath faft fouverän da, doch am Misbrauch 
fo ausgebehnter Gewalt durch Menge feiner Mitglieder wie durch Eiferfucht des Großen Raths 
verhindert. Die Zünfte befaßen keine oder nur geringe Befugniffe; fie waren gemiffermaßen 
nur bie Glückshafen, aus welchen durchs Loos für die Republik Nieten oder Gewinnfte gezogen 
murben. 

Daß nun alle Stellen und Anıter, weltliche und geiftliche, wenn fie von irgendeiner Exheb- 
lichkeit waren, nur durch Stabtbürger befegt werben konnten, verfteht fi von ſelbſt. Daher 
konnte fein Sohn der Landſchaft darauf Anſpruch machen, er war zum Pflug, zum Webſtuhl, 
zur Dienftbarkeit geboren. Denn ber Staat war nit der Ganton eigentlich, fondern die Stabt; 
die Landſchaft nurberen Domäne, in fieben Bolgtelen getheilt und von ebenfo vielen durchs Blinde 
2008 gewordenen Landvoigten verwaltet. 

Es könnte beim erften Blick befremden, daß eine Stadt wie Bafel nicht an Volksmenge, 
Macht, Herrſchaft, Reichthum oder Einfluß vielen andern Stänten gleich geworben iſt oder fie 
übertroffen hat, denen fie ehemals an dazu erfoberlihen Mitteln nicht nur keineswegs nachſtand, 
fondern oft überlegen war. Weber Frankfurt, bie freie Stadt am Main, no Augsburg, Nürn- 
berg, Zürich, Genf verbanden von jeher mit größerer Handelsfreiheit eine fo glinftige Lage für 
Waarenverkehr als Bafel, und doch blieb diefed an Größe, Volksmenge und Einwirkung auf 
das Gefammtleben des Welttheils Hinter Ihnen zurüd; Hatte ſelbſt nit oder kaum vor ihnen 
den Vorzug ver Reihthümer. Mit einem ausgebehntern Landgebiet als Kübel, Bremen, Ham: 
burg umgeben, glich e8 den Städten ber alten Hanſa nie an Macht. Die Tapferkeit feiner Erte- 
geriſchen Bürger wettelferte In ven Fehden des Mittelalters mit dem Kriegergeift ver Zuͤricher 
und Berner und erntete dennoch zulept eine fo ausgebreiteten Staatögeblete wie dieſe. Es fehl- 
ten zu keiner Zeit dem alten Mufenfig am Jura Männer von hochgebildetem Geift und glänzen 
den Talenten; noch jind der Schweiz die Namen der Staatsmänner Wettftein und Sfelin, und 
den Europäern die Namen der Euler und Bernoulli ehrwürbig; dennoch zeigte Bafel nie das 
großartige wiſſenſchaftliche Leben wie Genf und Zürich. 

Die Verwunderung darüber verſchwindet aber, wenn man einen tiefern Blick in Charakter 
und Gefüge dieſes Fleinen Staats wirft. Die Mehrheit ver Bürgerfchaft, aus Handwerkern, 
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Kinftlern, Fabrikeigenthümern, grögern und Eleinern Kaufleuten zuſammengeſetzt, hegte bald 
im Allgemeinen kaum für Hoͤheres Sinn, ald was da8 legte Ziel jener einzelnen Haushaltung 

geworben war: Gelderwerb durch Arbeitſamkeit und Erfparniffe. Hier fehlte ver Hochſinn und 
ühne Unternehmungögeift eined Stadtadels, dem an Olanz, Ruhm und Gewalt der Gemeinde 
zerhr ald an Geldgewinn in Kleinen gelegen war. Der Adel ward früh gedemüthigt und vers 
trängt. Eine zeitlang erhob ſich an feiner Stelle ver rührige und kecke Koͤrperſchaftsgeiſt der 
Zünfte. Aber die Natur veffelben war nicht geeignet, Höhere Anſichten für Wohlfahrt und Größe 
ber Geſanmutheit zu faſſen. Der Zunftgeift unterprüdte zu bald mit demokratiſchem Stolze dad 
Aufſtreben Ginzelner zur überlegenen Kraft und Hoheit. Nur Sicherung des Gewerbes und 
Gewerbes der Zunftgliever berechnend, leuchtete ihm nicht ein, daß erweiterte Größe ver Bevoͤlke⸗ 
rung ober auögebilverere Kraft des Gemeinwefend in Friedens⸗ und Kriegshändeln, oder ſelbſt 
ein muthiged Verfuchen Einzelner zur Verebelung der Gewerbe, oder Wagftüde und Opfer der 
Gefammtheit für neue Bahnen des Handelsverkehrs wohlthuend auf jede bürgerliche Werkflätte 
zurũckwirken. Obgleich nachher den Zünften ald Koͤrperſchaften bie Theilnahme an Geſetzgebung 
und Leitung Öfjentliher Angelegenheiten bis zur Vernichtung beſchränkt ward, ging doch ihr 
alter Sinn und Geiſt in vie Verwaltung des gemeinen Weſens über. Man map und wog Ver⸗ 
hHältniffe und Bedürfniſſe eines Staats mit Elle und Gewicht eined Beinen bürgerlichen Hause 
weſens, und über vie kümmerlichen Vortheile und Anſprüche aller Einzelnen ging Anfprud) und 
Bortheil des großen Ganzen in Vergeſſenheit. 

Daper geſchah, daß in engherziger und irriger Beforgniß, e8 werde vermehrte Concurrenz 
den Waarenabfag und Gewinn der Handwerker [hwäden, die Benölkerung der herrſchenden 
Stadt nicht anwuchs, ſondern zu allen Zeiten faft die gleiche blieb. Noch im 15. und 16. Jahr⸗ 
Hundert vermehrte man häufig die Zahl ver bürgerlichen Familien mit Annahme fremder Ge⸗ 
ſchlechter. Seitvem vermieh man ed faft ganz, um vefto bequemer nur für bie vorhandenen zu 
forgen. In Dürftigkeit geſunkene Haushaltungen fanden zu ihrer Pflege ein reiches Armengut, 
und unter 1500 Hausvätern hatten bei 300 verfelben geiftlihe und weltliche Beamtungen- 
welde ihnen größere over geringere Beſoldung eintrugen. 

Der Zunft und Hanvelögeift vergaß oft gar, daß Künfte und Gewerbe aller Art nur auf 
ben Fittigen der Wiflenfchaft emporfteigen. Zwar zur Blütezeit der Univerſität herrſchte in 
Bafel eine ungewöhnliche Belahrtheit, die aber damals zur Beförderung der Induſtriezweige 
wenig mitwirkte, ſondern fich mehr im abgefonderten Gebiete ver Theologie, Rechts⸗ und Heil: 
kunde ober ver tobten Sprachen beivegte. Späterhin aber, ald Mathematik, Chemie, Meqchanik, 
Phyſik u. ſ. w. aus dem Neiche des Überfinnlichen oder des Schulflaubes in Die Geſchäfte des 
bürgerlichen Verkehrs eindrangen und neues Leben und neue Schöpfungen zeugten, war bie 
Hoqhſchule Bafels fon Im Verfall, laͤngſt nicht mehr eine ver geiftigen Leuchten des Welttheils, 
ſondern dur) ihre Lehrftellen zur Berforgungsanftalt für Bürgeröfähne geworden. Die Wahl 
durchs blinde Loos, welches feit Anfang des vorigen Jahrhunderts bei Befegung aller Ämter, 
weltlicher und geiſtlicher, im Stante entſchied, übte aud ihre verberbenvolle Wirkung auf die 
Univerfität aus. Niemand, ober felten Einer, kam zum rechten Plage, an welchen ihn als 
Staatsmann, Beamter und Lehrer etwa Talent, Neigung over Kenntniß bexiefen, fondern wos 
Hin ihn das unfinnige Spiel des Zufalls warf. Alles, felbſt vie Wiflenfchaft, warb Gewerbs⸗ 
fadhe, die Häusliche Einnahme zu vergrößern. Der Stand des Vermögens vom Bürger warb 
ber Maßſtab feiner Verdienſte und ver öffentlihen Achtung, die man ihm weihte. Der Stolz 
des Reichen verfhmähte nicht felten, Theil an ver Regierung des Staats zu nehmen und bloßer 
Diener des gemeinen Weſens zu werben, in welchem ex ſchon eine glänzende und unabhängige 
Rolle fpielte. 

So ſchrumpfte dad Staatsweſen zum kleinlichen Stabtwefen ein, und die wenig benöfferte 
Gemeinde, in ver ſich Alles kannte, hing in Eoterien vornehmer und geringer Verwandtſchaf⸗ 
ten zufammen, welche im beſcheidenen Genuß ihres Wohlftandes jede Liebenswürbigkeit, jede 
Tugend des Privatleben in fid vereinigten. 

Jene fogenannte Sittenſtrenge oder äußerlihe Zucht und Ehrbarkeit, welche feit den Tagen 
der kirchlichen Reformen zu Bafel wie in andern Schweizerfläbten durch Anfehen der Geiſtlich⸗ 
keit und erneute Verordnungen mit Sorgfalt aufrechterhalten war, äußerte auf dad häusliche 
und öffentliche Leben einen eigenthümlihen Ginfluß, und hier mehr denn irgendwo. Zwar die 
Gebote zur flillen Sonntagäfeier, zur Befränfung geräuſchvoller Luſtbarkelten, oder des Auf⸗ 
wandes, welchen vie Eitelkeit beider Geſchlechter in Kleidern, Equipagen u. fı w. liebt, wurben 
fo oft man wollte, leicht umgangen; doch im Allgemeinen unterhielten fie mehr ven Schein als 


36 Bafel 

das Weſen wahrer Sittlichkeit. Der in einigen Hundert Häufern herrſchende Wohlſtand ober 
aufgehäufte Reichthum, der verhindert war offen in belichigem Aufwande zu glänzen, erzeugte 
Im Innern der Wohnungen einen ſchimmerloſen, aber um fo koſtbarern Lurus, einen Sinn für 
Genüſſe und Bequemlichfeiten des Stilllebens, welcher, ohne den Geift zu bethätigen, ihren Bes 
figern eine unbefriedigenve Leere des Gemüths zurüdaffen mußte. Solche Leere auszufüllen, 
dienen den regfamen und vabel unbefäftigten Seelenkräften am leihteften und gewöhnlichſten 
die Speculationen oder ftillen Schwärmereien eines religiöfen Glaubens. Daher Fand der milbe 
und ernſte Beift der Herrnhuter, deſſen ſpielende Andacht und froͤmmliche Zärtlichkeit Einbil- 
dungskraft und Gefühle gern bewegen, fon früh in der Stabt Bafel Eingang. Gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts war er ſchon in vielen Haushaltungen und durch einen Theil ver 
Geiſtlichkeit auch auf dem Lande verbreitet. 

Das Volk der Landſchaft hinwieder, feit Jahrhunderten jur Dienftbarkeit ver Stadt er= 
zogen und gewöhnt, in feiner Mehrheit bildungslos, abergläubig, roh und reizbar, doch gut⸗ 
müthig und arbeitfam, hatte ſich durch ven Verbienft, melden es beim Gewerbfleiß Baſels ges 
wann, mäßigen Wohlftend errungen. Einige Taufend Familien waren neben ihren Feldarbei⸗ 
ten für die Fabriken und Manufacturen der Hauptſtadt beſchäftigt. Man vernahm faſt in allen 
Dörfern das Geräuſch der Banbweberflühle, deren die Fabriken der Hauptſtadt Bet dritthalb 
Tauſend in Bewegung fegen, und für deren Leiftungen allein ſchon über eine halbe Million Ofpn. 
jägrli in die ländlichen Hütten zurüdfloß. Dazu mangelte es nie an reicher Unterftigung und 
Süffe, welche die gern wohlthätige Bürgerſchaft von Bafel einzelnen Haushaltungen oder ganz 
zen Gegenden des Landes in den Tagen ver Noth barreichte. 

Doc weder jener reichlichere Erwerb noch dieſe Wohlthaten von der Hauptftabt konnten im 
Gemäth des Volks einen gewiflen Unmuth gegen die Hauptſtadt auslöfchen, welcher ſowol aus 
dem vemüthigenven Gefühl der Abhängigkeit von derſelben als dem Verdruß entfprungen fein 
mag, den Armuth gewöhnlich beim Anblick flolzen Reichthums empfindet. Es Tonnte bei den 
vielfachen Berührungen ber Intereffen der Landſchaft mit denen ber gebletenden Stadt und bei 
gegenfeltiger Beargwohnung ungeziemenden Hochmuths oder niedriger Undankbarkeit nicht an 
Riebungen fehlen. Schon in frühern Jahrhunderten, zumal wenn ein Streit um zweifelhafte 
Rechtfame und Freiheiten ben Groll von beiden Seiten fleigerte, war er mehrmals in Aufflän= 
ben ausgebrochen. 

In viefen Verhättniffen des Fleinen Freiſtaats erfchlen die Franzöſiſche Revolution. Das 
alte Gefühl Deffen, was fein Eönnte und fein follte, ging nun den Bewohnern der Landſchafi 
zum beutlihern Bewußtfein auf. Immerbar freie Schweizer geheißen, ohne e8 zu fein, foderten 
fie, als Menſchen und Bürger des gleichen Staats, leide Rechte und Pflichten des Menſchen 
und Staatöbürgerd mit Allen. In ihren unruhigen Bewegungen, von der Stadt felbft aus 
nicht ohne Ermunterung, erhoben fih Haufen um Haufen zu gefeglofen Schritten. Am erften 
wandte fi} die Zußitlofigfeit wilder Banden gegen bie Schlöffer der herriſchen Landvögte, melde 
zitternd entrannen. Das Schloß Waldenburg ging in Flammen auf (Januar 1798), bald auch 
die altertglimfiche Farnsburg und Homburg. In der Hanptftabt haderten die Parteien; in ber 
ganzen Eidgenoffenfchaft die unentſchloſſenen Regierungen. Ein franzoſiſches Heer, fhon an 
den Grenzen Bernd, drohte täglich feinen Einzug. Der jouveräne Rath von Baſel, unter dieſen 
Umftänben rathlos, nahm aud der Landſchaft eine Befagung von 600 Mann in die Stabt und 
beſchloß am folgenden Tage (20. Yan.) Breilaffung des —— Volks vom Unterthanen⸗ 
zuſtand, Einführung poliliſcher Rechtogleichhelt zu Stadt und Land und Losſagung von Baſels 
Verrſchaftorechten Über bie vier gemeineidgenoͤſſiſchen Voigteien over Unterthanenlander jenſeit 
des Gotthardsgebirges. 

Dieſe raſche That des ſouveränen Raths von Baſel, welche den ganzen Canton mit Jubel 
erfüllte, warb ber erſte Stoß, durch welchen das verworrene und morſche Staatögebäube der 
alten Gingenoffenfhaft zufammenbrad. Was Hier begonnen war, vollendeten Waffen und 
Machtſprũche Frankreichs. Von da an blieb ver Canton Bafel ſechs Jahre lang leidender Mit- 
theil der fortdauernden Unruhen einer unhaltbaren Helvetifchen Republik, ihrer wieverholten 
Staatöveränderungen, Rriegöplagen und !Barteifämpfe, bis Napoleon Bonaparte, als Erſter 
Gonful Frankreichs, durch feine Bermittelungsacte (Februar 1803) die innere Beruhigung ber 
Schwelz ebenfo weife ald glücklich herſtellte. 

Kraft diefer Bermittelung ftand ver Canton Baſel wieder im ſchweizeriſchen Bundesſtaat 
wie zuvor als felßflänbiger Staat mit eigener Gefepgebung und Regierung, In drei Bezirke ge- 
theilt (Bafel, Waldenburg und Lieflal), und jeder —* wieder in Wahlzünfte. Gin Großer, 
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wiggehender Rath von 420 und ein Kleiner Rath von 25 Mitgliedern als vollziehende Behörde 
ihn im Namen des Volks vie höchfle Gewalt, Die Wahlart berückſichtigte zweckmaͤßig, mie die 

chkeitsbedürfniſſe fo die Benugung der im Rande befinplichen Talente, und andererjeitö die 
Roräfentation des Vermögens, Wahlmann in einer Zunft zu fein, genũgte das Gigeuthum 
ws 500 &r.; um aber außer ſolcher Zunft wählbar für ben Geſetzgebenden Rath zu fein, ward 
da ſchuldenfreier Beig von 10,000 Sr. erfoderlich. Diefe Beringungen fiderten verhüllter⸗ 
weiſe den Bürgern der Hauptftabt zahlreichere Bläge unter den Geſetzgebern. 

Alles geftaltete und fügte ſich leicht in wie neue und freieve Staatsform, welche, wie in ber 
Gdgenoſſenſchaft überhaupt, die verbeſſerte Ordnung politifger Zuflände, ein friſcheres, thäti⸗ 
gereb, froheres Volksleben hervorrief. Das alte Mistrauen zwiſchen der Landſchaft und ihrer 
Hauptſtadt verſchwand, und freiwillig rief nun das Volt felbft die audgezeihnetern Männer 
Bu in die Mitte feiner Gefepgeber und Regierennen, indem eö deren höhere Geiſtesbildung 

anute. 

Nach der Schlacht von Leipzig und der Vernichtung der Mediationsacte (December 1813) 
erwachte auch wieder in Baſel wie in ben meiſten andern Cantonen das Heimweh der frühern 
Atiſtokratie nach den ehemaligen Vorrechten Ihrer Hauptfäbte und ihrer Familien. Auf Vor⸗ 
ſglag des Kleinen Ratho ſchrieb Hier der Große Rath (ſhon am A März 1814) dem Volke eine 
Verfaffung vor, durch melde zwar allen Bürgern des Landes der Genuß gleicher politifcher Frei⸗ 
heit zugefiyert, aber zugleich die Herrſchaft der Stadt oder ihres Intereſſes über die Landſchaft 
befeftigt ward. Denn in den founeränen Gefehgebenven Rath, ber die 25 Glieder der Regierung 
ober des Kleinen Rathes aus feiner Mitte ernannte, konnte die Stadt mit etwa 18,000 Seelen 
tbenfo viel (50) Mitglieber direct erwählen als die gefammte Landſchaft mit einer Benölferung 
von ungefähr 30,000 Seelen. Zu biefen 60 Gliedern aber wählte der Große Rath felber, ſich 
ergänzend, 90 andere, von denen wieder 60 aus der Stadt und nur 30 aus der Landſchaft fein 
konnten. Somit war eö leichtes Spiel, auch die Letztern aus folden Bürgern in den Dörfern 
oder den zwei Heinen Städten Lieftal und Waldenburg auözulefen, die dem Interefle der Stat 
treu ergeben waren, ober ohne Mühe dazu geflimmt werben Eonnten. Die oberflen Behörken 
vollkommen mit dem Geiſte ber Ariftofratie zu tränfen, waren die Stellen darin lebenslaͤnglich 
an Wahlerneuerungen oder Ausfiebungen feine Gedanken mehr. Selbft die hoͤchſte richterliche 
Inſtanz über alle bürgerliche und peinliche Rechtsfälle wurde in gefährlicher Vermengung ber 
Staatsgewalten aus Mitgliedern bed Großen Raths und der Regierung beftellt. Durch Vereini⸗ 
gang der alten, fogenannten biſchoͤflich⸗baſelſchen Lande mir der Schweizerifihen Cidgenoſſenſchaft 
gewann der Canton (im Jahre 1845) zu feinen fünf Bezirken, in die er jegt getheilt war, noch 
tinen ſechſten, den Bezixk Birſek, und fomit eine Vergrößerung von drei Geviertmeilen mil 
5— 6000 Einwohnern. 

Unter folden Verhaͤltniſſen konnte es nicht fehlen, daß im Volke das alte Miatrauen mieber 
gegen die Stabt rege wurbe wie vorzeiten. Die Abgaben, wenn fie auch nicht drückten, ſchmerz⸗ 
ten doch ſchon darum, Daß fie dazu dienen mußten, bie Söhne ber Hauptſtadt reichlich zu beſol⸗ 
den, um als weltliche oder geiftlihe Beamte bie Landleute zu regieren und zu bevormunden. 
Den Söhnen von diefen warb keine Erleichterung gewährt, um in den Lehranflalten der Stabt 
mit ebenfo geringem Koſtenaufwand wie pie Söhne der Stadt Ihre Fahigkelten auszubilden. 
Selbſt die laͤndlichen Schulen Klieben im Allgemeinen vernadhläffigt, ungeachtet der Staat für 
die von ihm angeflellten Lehrer bedeutende Summen anwied. Die Freiheit der Preffe war, wie 
in den meiften andern Gegenden ber Schmelz, niebergebrüdt. Die Deputirten der Landſchaft 
im Sefeggebenben Rathe waren an Zahl gering, in Geſchäftskunde meiftend zu unnermögend, 
um für die Intereſſen deö Lanbvolfs mit Erfolg wirken zu Eönnen. Dagegen verbreitete ſich ber 
trüße Geiſt pietiſtiſcher Sektirerei, weißer, genährt vom Wohlftanh und Frieden, abermals 
in der Stadt überhand nahm durch ämfigen Betrieb angeftellter Pfarrgeiſtlichen, im Wider⸗ 
ſpruch mit beffeen Köpfen, auch anf dem Lande. Im Ganzen aber herrſchie hier wie in den meis 
— Gegenden ber Schweiz mehr Ergebung in das Schickſal, denn Zufriedenheit mit 

elben. 

Als daher im Jahre 1829 erſt einige und im ſchickſalsvollen Jahre 1830 vie meiſten Can⸗ 
tone zur Verbeſſerung ihrer Staatöverfaffungen ſchritten, traten aud (am 18. Oct.) Bürger 
«3 mehren Gemeinden ver Landſchaft Bafel im Babe von Bubendorf zufammen, um duch 
threrbietige Bitte ven Großen Rath zu Ähnlichen Verbefferungen zu beivegen, inbem fie an bie 
wvergefiene Freiheitsurkunde vom 20. San. 1798 ernft erinnerten. Beinahe 800 Bürger ver 
kaudfaft unterzelneten bie Bitte. - 
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Mit diefem Schritte war aber die Ruhe gebrochen. Das gegenfeitige Miötrauen zwiſchen 
‚Stadt und Land trat wieder fharf und offen hervor. Die Landſchaft, ohne Zuverfit auf einen 
Großen Rath, der meiftens aus Bürgern der Stabt zufammengefeßt war, wünfchte für das Wert 
der Reform einen unabhängigen, frei von allem Volk zu Stadt und Land gewählten Berfaf- 
fungsrath. Hinwieber in der Stadt der Große Rath, obwol er Abänderungen der Verfaflung 
zugeſtehen wollte, übertrug den Entwurf berfelben einer Commiſſion aus feiner eigenen Mitte. 
Mismuth, Groll und Argwohn ſchwollen von beiden Seiten an. Von beiden Seiten geſchah 
Alles, ven Parteigeift zu entflammen, flatt zu dämpfen. Zuletzt rüftete ſich Die Stabt Friegerifch 
Hinter ihren Wällen; die Landſchaft, von Gewalt bedroht und zurückgewieſen, da man ihre Ab⸗ 
georoneten nicht einmal mehr hören wollte, wählte in Lieftal eine proviforifhe Regierung 
(6. Ian. 1831) und mwaffnete Gegenwehr. Die Stadt betradtete das Landvolk als Rebellen ; 
das Land hinwieder die Stabtbürger als rechtloſe Anmaßer. Die Bürgerſchaft, nebſt gewor⸗ 
benen Miethsſoldaten, wohlbewaffnet und mit ſchwerem Geſchütz verſehen, rückte aus ihren 
Thoren hervor (12. Jan.), zerſtreute in den Dörfern die ohnmädtigen Haufen Derer, welche 
Widerſtand wagten; beſetzte die Stadt Lieſtal (16. Jan.); verjagte die proviſoriſche Regierung 
der Inſurgenten und legie dem wieder unterworfenen Volke wenige Wochen nachher die zu Ba 
fel neugeſchaffene Staatsverfafſung zur Annahme vor. Durqh Schrecken beherrſcht oder durch 
Überredung bewogen, ſtiminte, wie verkündet ward, eine Mehrheit der Landbürger (28. Febr.) 
zur Annahme. 

Die vergeftalt ind Leben eingeführte Staatöverfaffung Eonnte nur Dauer hoffen, menn mit 
ihr ein verſohnlicher Geiſt der Hauptſtadt alles Grolis vergeflenb, großmüthig den Überwuns 
denen entgegentrat und felber die ihnen geſchlagenen Wunden liebevoll heilte. Diefer Geiſt 
fehlte. Er Hätte durch bloße Klugheit erfegt werben innen. Sie fehlte. Man fah nur Sieger- 
trog, Verhöhnung der Bezwungenen, Rachbegier gegen die Lieblinge bed Lanbvolls, Miötrauen 
gegen Bemäßigte, fieberhafte Parteimuth. Die newen Wahlen ver höchſten Staatsbehörden 
ficherten nochmals die Obergewalt ver Stabt. Den geflüchteten Häuptern des landſchaftlichen 
Aufftandes wurde weder Amneſtie noch Gnade gewährt, wie flehentlich aud) das Volk des Can⸗ 
tond mit taufend Stimmen danach fhrie und ſelbſt vie Tagfagung der Schweiz dazu mahnen 


te. 

Da brach der Unwille des Landes abermals gegen die Stadt aus. Der Bürgerkrieg begann 
von neuem. Die Landleute ſchlugen im Kampf die zu ihrer Unterjohung ausgerückten Truppen 
Bafels blutig zurü (21. Aug.), und von nun an jevedmal, fo oft fie fpäterhin den Berfuch zur 
erneuern wagten. Zur Herftellung ver Ruhe legte die Tagfagung mehrmals eidgendſſiſche Ba⸗ 
taillone ins Land; mehrmals verfuchte fie zwiſchen beiden mächtigen Barteien feievli zu vers 
mitteln. Eitle Mühe! Die Erbitterung der Hauptſtadt Eonnte durch ihr Unglüd nur mehr ent= 
flammt, nit gemildert werben. Sie verfchmähte flolz jenen Antrag, jede Bitte, jede Drohung 
der Eidgenoſſen. Mehre Cantone nahmen darauf die ſchon gegebene Gemwährleiftung von jener 
neuen Verfaflung zurüd, die keine Gewaͤhrſchaft in ſich felbft mehr trug, fondern, von ber Menge 
vergoffenen Bürgerblutes befubelt, nicht Vertrauen, fondern nur noch Abſcheu des Volles er= 
regen konnte. Vom Zorn verbienbet, wie gegen die Landſchaft, fo gegen die Mehrheit ver Eid⸗ 
genoffeniäaft, fließ Bafel 46 Gemeinden eigenmädtig aus feinem Staatönerband (22. Febr. 
1832), überließ fie ihrem Schickſal, ohne alle Verwaltung, fliftete gegen die Mehrheit der Cid⸗ 
genoſſenſchaft zu Sarnen in Obwalden (November 1832) einen engern Staatöverein mit weni⸗ 
gen ihm nod befreundet gebliebenen Gantonen, brach fomit thatſächlich den eidgenöͤſſiſchen 
Bund, unter dem Vorgeben, ihn gegen Abänderungen zu behaupten, bie erft noch von der Tag⸗ 
fagung berathen wurden; und fiel endlich, ungeachtet des von ver Cidgenoſſenſchaft gebotenen 
Landfriedens, von neuem mit Waffengewalt über die Landſchaft Her (3. Aug. 1833), wilber, 
moͤrderiſcher denn je zuvor, und zwar in ben gleihen Tagen, ba auch ber im Sarnerbunbe ſte⸗ 
hende Ganton Schwyz mit ausgerücktem Vol den Landfrieden brach; in den gleichen Tagen, ba 
ſich Abgeoronete aller Cantone noch einmal zur Vermittelung alles Streited zwiſchen Stabt und 
Landſchaft verfammeln wollten. 

Ein Armeecorps von 10,000 Eidgenoſſen bejegte Schwyz; ein anderes von gleicher Stärke 
ben Canton Bafel ſowie deſſen Hauptſtadt, melde noch ihre Nieverlage und ihre Hundert Tobten 
beweinte, womit fie ben Iegten Überfall der tapfern Landſchaft gebüßt hatte. Die Tagfagung 
zauderte nicht, die Unordnungen im Innern, melde fie ſchon allzu lange gebufbet Hatte, mit ebenfo 
vielem Exrnft als gemäßigtem Geift abzuthun. Der Sarnerbund der wiverfpänftigen Cantone 
warb vernichtet; ber entzweite Ganton Schwyz mieber vereinigt; Bafel Stadttheil aber nebft drei 
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demeinden am rechten Rheinufer von Baſellandſchaft fo getrennt (17. Aug.), daß beide Can⸗ 
twötheile Hinfort felbftändig beftehen. Gin eingenöfitiches Schiedsgericht theilte unter beide 
Ormeinroefen das Staatövermögen, und wies am 15. April 1835 der Landſchaft 64 Pror. 
wa unmittelbaren und mittelbaren Staatsgute, fowie 60 Proc. vom Kirchen⸗ und Schulgute 
u Seitdem hatte jever dieſer beiden Halbcantone feine jelbftänbige Entwickelung. Aber fie 
ffritten auf getrennten Wegen nur voran, um fi — durch alten Haber und geſchichtlich gewor⸗ 
bene Vorurtheile nicht mehr gehemmt und gefpalten — deſto raſcher dem gleichen Ziele zu nä= 
em: der Anerkennung und Geltendmachung des Grundſatzes demokratiſcher Rechtsgleichheit 
in allen Gebieten des Öffentlichen: Leben. H. Zſchokke. 

Baſel, Baſelſtadt, Baſellandſchaft im letzten Jahrzehnd. Auf einem Gebiet von nicht 
viel über anderthalb Quadratſtunden Hatte der Halbcanton Baſelſtadt nach der eidgenoͤſſiſchen 
Volkszaͤhlung von 1850 eine Bevdllerung von 29,698 Köpfen; davon 2385 in den drei Doͤr⸗ 
fern der rechten Rheinfeite, alle übrigen in der Stadt. Reichtum und Induftrie, Handel und 
günfige Handelslage, fowie ein höherer Gran geiftiger Bildung geben jevod dem Eleinen Stante 
eine viel größere politifhe und internationale Bedeutung, ald er nad Umfang und Einwohner- 
zahl zu beanſpruchen Hat. Jener beſchtaͤnkte und beſchraͤnkende Zumftgeift, dem wir in der 
Geſchichte Baſels fo vielfach begegnen, ift doch beſonders im legten Jahrzehnd — bis auf wenige 
Überrefte — den Einflüffen ver Neuzeit gewichen; er ſcheint immer mehr. einer großartigen Auf- 
faffung und Benutzung der Verhältniffe des Weltverkehrs Raum zu geben. Bafel iſt der Aus- 
gangspunkt eines ſchon alten, aber in der neueften Zeit bei weitem ſchwunghafter betriebenen 
Jaduſtriezweigs, der Weberei von Seidenband, wodurch in der Stadt felbft und im Umkreiſe viele 
Millionen Sr. Arbeitslohn jägrlih erworben werben. Seit 1845 befteht daſelbſt eine Bank, 
die ebenfo vortHeilhaft für Die Actionäre iſt, als fie dem Handel wichtige Dienfte leiftet. Schon 
durch feine Lage an ven großen Weltſtraßen des Rheinthals, an ver Grenze der Schweiz, Deutſch⸗ 
lands und Frankreichs mußte auch Bafel einer ver wichtigſten Knotenpunkte für die ſich aus 
RNorden, Süden und Oſten hier nothwendig durchkreuzenden Eifenbahnen werben. Und ſchien 
ee der Heine Handelsſtaat, ſtatt felbftthätig einzugreifen, eine zeitlang nur zögernd abzuwarten, 
was die Gunſt der Umftände ihm bieten werbe: fo ging doch fpäter von ba die Anregung zum 
Bau der Schweizerijchen Gentralbahn aus, wodurch binnen Eurzer Friſt, da bereits Die Überwin= 
dung großer Schwierigkeiten gelungen ift, mitten dur den Jura dem Welthandel eine neue 
Straße gebrochen fein wird. 

Sogleich nach der von der Tagfagung erfaunten Trennung der beiden Gantonstheile Hatte 
RG Baſelſtadt am 3. Det. 1833 eine Berfaffung gegeben, worin im Weſentlichen die aud in 
ben ſogenanunten tegenerirten Gantonen zur Herrſchaft gelangten Grunpfäge zur Anerkennung 
Samen. Doc war damals noch die Waͤhlbarkeit in den Großen Rath, in die höchfte geſetzgebende 
imd aufſehende Behörde, an einige beſchränkende Bedingungen und namentlich an den Nachweis 
eines gewiffen Vermögens gebrüpft. Auch war noch der evangelifd= reformirte Glaube als 
Ranbesreligion” erklärt. Inveflen gewann vie Reformpartei allmälig an Beveutung. Und 
nad) der Revolution in Genf im Jahre 1846 kam eine Verfaffungsrevifion burd einen Ver- 
feflungsrath zu Stande, wodurch die meiften jener Beſchraͤnkungen wegfieln. Da fpäter auch 
bie eidgenöſſifche Bunbeöverfaffung von 1848 die wichtigſten Vollksrechte — als freie Nieder- 
Iaffung, Vereinsrecht, Preßfreiheit u. ſ. w. — ausdruͤcklich gewährleiftete und wenigftens für 
alle Schweizer, die einer der chriſtlichen Gonfeffionen angehören, die bürgerliche und ftaatäbür- 
gerliche Rechtsgleichheit anerkannte: fo trat das Verfaflungsleben in Baſelſtadt auf weſentlich 
gleiche Linie mit demjenigen aller andern Gantone, welche repräfentative Demokratien find und 
dem Volke durch ein ihm zuftehendes Veto feinen unmittelbaren Antheil an der geſetzggebenden 
Gewalt einräumen. 2) 

Die orventlie Einnahme und Ausgabe des Halbeantons beläuft ſich jährlih auf 8— 
0,000 Fr. Zwar gehört auch Baſelſtadt zu den Gantonen, deren Budget regelmäßig ein 
Deickt in Ausficht ftellt; was fich aber, Hauptfählic wegen ber allzu niebrigen Werthung des 
Einkommens, am Schluffe bed Rechnungöjahrs nit felten in uͤberſchuß verwandelt. So ergab 

. B. das Rechnungsjahr 1854, flatt des vorgefehenen Deficits von nahe 50,000 Fr. , einen 
ſchuß von nahe 55,000 Fr. Bafelftadt war ver einzige Canton, der bis in die neuefte Zeit 





1) Zur Bermeidung von Wiederholungen geben wir nicht bei den einzelnen Gantonen bie befonbern 
Berfaffungsbeftimnrungen, fondern unter dem Gefammtartifel Schweiz eine Gruppirung der Gantonals 
Verfaffungen nach Ihren dharafteriftifchen Merkmalen. DR. 
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vom der Crlaubniß des Art. 15 der Bundesacte, bis zum Veſtande von hoͤchſtens 300 Mann 
ſtehende Truppen unterhalten zu Dürfen, Gebrauch gemacht hatte. Diefe in ihrer Unterhaltung 
verhältnigmäßig koſtſpielige jogenannte baſeler Stanbeötruppe, etwa 200 Mann, war begreifs 
lich nur aus Geworbenen, alfo aus Freiwilligen gebilbet. Denn von jenem ſchneidenden Wider⸗ 
ſpruche mit der Idee der perfönlichen Freiheit und Gleichberechtigung aller Bürger, von jenem 
Staatöztwange der Gonfcription oder gewaltfemen Aushebung, wodurch einem Theile ver Büxs 
ger vor dem andern ein verhaßter Beruf aufgenöthigt wird, konnte im Frieden, alfo zu einer 
Zeit, wo Fein Nothfall vorliegt, fowenig in der Schweiz ald im freien Großbritannien ober 
Nordamerika die Rede fein. ALS nun aber in den Jahren 1855/56 unter günftigen Bedingun⸗ 
gen für England geworben und den bafeler Soldaten bie traurige Dbe immer Barnijond- und 
Kaſernenwirthſchaft, wozu fie ſich verpflichtet Hatten, deutlich wurde, deſertirten fie ſcharenweiſe. 
Die ganze Staudestruppe hatte ſich bereits thatſaͤchlich aufgelöft, ehe Ihre fehon öfters beantragte 
Auflöfung beſchloſſen und an ifrer Stelle ein Polizeicorps von etwas Aber 100 Mann Land⸗ 
jãgern errichtet wurde. So verſchwand in der Schweiz währen? des orientalifhen Kriegs auch 
noch der letzte uͤberreſt jened fichennen Heerweſens. Dem gleichfalls ſchon oft wienerholten Anz 
trage dagegen, die ſchwach beſuchte Hochſchule aufzuheben und den dafür erfoderlichen Aufwand 
für Zwecke des Volksunterrichts zu verwenden, wire kaum cher Folge gegeben werken, als bis 
onwa die Errichtung einer eidgenoͤſſiſchen Hochſchule ein neues Motiv für die Aufgebung wir. 
Indeſſen mag nit geleugnet werben, daß die bafeler Univerfität foger in ihrer verkümmerten 
Geftalt nicht ohne Heilfamen Einfluß auf Erhaltung und Belebung der höhern geifligen und 
fittlichen Intereſſen geblieben ik. Sind aud noch lange nicht alle Spuren eines bequemen, gei⸗ 
Reöträgen und blos formalen Pietismus, eines mır ſchablonenartig gefannten und gelehrten 
Chriſtenthums verſchwunden, wodurch ſich die Bevölkerung Baſels einen Auf erwerben: fo hat 
Th doch eine freiere religidfe Weltanſchauung mehr und mehr auch dort Bahn gebrochen. Auch 
iſt gerade Bafel beſonders reich an gemeinnügigen Unternehmungen, bie zugleich von einem 
Geiſte thätiger Menſchenliebe und einem hellen praktiſchen Blide Zeugniß geben. Der Mistel- 
punkt biefer echtrepublikaniſchen Beſtrebungen iſt vie Geſellſchaft des Guten und Gemein- 
nügigen, der man namentlich fon manche zweckmäßige Sorge für die arbeitende Benölferung 
verdankt: wie die Gründung einer Sparkaffe mit einem Vermögen von nahe 3 Will. Fr.; die 
Errichtung mehrer Alters⸗, Krankheito⸗ und Witwenkafſen; die Erbauung von Arbeiterwoh⸗ 
nungen. Auch einzelne Fabrikanten und Capitaliſten ſind in dieſer beſonders wichtigen und 
zeitgemäßen Richtung thätig. Ein vorzůgliches Lob gebührt aber einer Fabrik für Seidenband⸗ 
Weberei und = Bärberel, deren Befiger gute Gefchäfte macht und die gleichzeitig für etwa 70 Ar- 
men= und Waifenkinder eine Berforgungd:, Grziehungs- und Sparauftalt, mithin ein neuer 
Beweis ift, wie fi) die richtig verſtandenen Interefien von Arbeitern und Arbeitsunternehmern 
ſehr wol vereinbaren laſſen. 

Aufeinem Flähenraum von etwa I OM. Hatte der in vier Verwaltungsbezirke getheilte 
Salbcauton Bafellandfchaft im Jahre 1850 eine Bevolkerung von 47,885 Köpfen. Davon 
find 9052 Katholiken, bie zu ungefähr zwei Drittheilen im Thale der Bird wohnen. Der meift 
fruchtbare Boden macht den Landbau für die Mehrheit ver Bewohner zur ergiebigften Quelle 
des Cinkommens. Seit einer Reihe von Jahren wird auch viel Salz gewonnen. Der wiätigfte 
Induſttiezweig ift Die auf mehr als 4800 Poſamentſtühlen betriebene Bandweberei, wodutch 
ein jährliher Arbeitslohn non mindeftens 3,640,000 Fr. erworben wird. Im Jurabezirke Wal⸗ 
denburg hat ſich in den legten Jahren auch die Uhrmacherei eingebürgert und wird mit gutem 
Grfolg betrieben. Gin in aller Weife ſehr nüglihes Inſtitut ift die feit 1849 mit einem Actien⸗ 
capital von 500,000 Er. in Lieftal, dem Hauptorte von Bafellanpfhaft, gegräubete bafelland- 
ſchaftliche Hypothekenbank, mozu die Anregung aus der Stadt Bafel kam. Damit IR zugleich 
eine Sparkaſſe verbunden, deren Gapital in erfreulicher Zuaahme begriffen iſt. Kür die von der 
Bank gemachten Anleihen gilt ver Grundſatz der allmäligen Tilgung durch einen jährigen Zu⸗ 
ſchlag zu den laufenden Zinfen; und dieſe Berpfligtung und Gewoͤhnung ver Schuldner zu einer 
ihnen felbſt nüglicgen Okonomie iſt jedenfalls don weitreichenden guten Folgen, ob dieſe glei 
nad dem Verlaufe weniger Jahre auf beine noch ſehr angenfällige Weiſe zutage treten Tönen. 
Diefe Bank und die ihren Operationen zu Grunde liegenden Principlen Gaben fpäter auch In 
andern Gantonen, zunädft im Thurgau, Nachahmung und Anwendung gefunden. 

Da fi Baſellandſchaft in blutigen Kampfe ver vormundſchaftlichen Herrſchaft der Stadt 
entzogen hatte, fo iſt es begreiflich, daß ſchon In der Verfaſſung von 1833 alle jene Volksrechte 
zur Anerfenmung kamen, wofür ſich zu Anfang ver dreißiger Jahre in den meiften Gantonen die 
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une Mehrheit der Beoötferung erhoben hatte. Ehen biefe Rechte wurden in den fuätern Vers 
Sdangerevifionen, 1858 und 1851, noch beftimmter formulirt und zum Theil erweitert. Schon 
Wi erſte Gonftitution trug inbeilen zuglei dad eigenthümliche Beyräge der Breigniffe, denen 
feihten lirfprung vtrdankte. Namentlich wurbe durd Die Erbitterung gegen die frühere ſtäde 
Kb Beamtenherrfgait ein Brinciy des Mistrauens auch gegen bie vom Volke frei gewählten 
Schörben in die Berfaflang eingeführt, ſodaß ſchon in den dreifiger Jahren ganz ähnliche Be⸗ 
finmungen über die fogenannte Incompatibilität getroffen wurden, wie bei weitem ſpäter in 
ten Gantonen Waadt und Aarau. Wie fehon 1833 die Mitgliever des Regierungsraths, fo 
werden 1838 felbft diejenigen des Obergerichts aus ben Landruthe, der hoͤchſten ge 
ven und oberaufjehenven Behoͤrde, ausgefchloſſen, und 1851 wurde bei gleichzeitiger Einführung 
des Directorialſyſtems für den Regierungsrath noch ausdrücklich beſchloſſen, daß fein Mitglied 
deſſclben ein anderes Staatsamt, ober eine ſonſtige mit einer firen Beſoldung verbundene Stelle 
belleiden dürfe. So wurde die Trennung ber Gewalten in dem Kleinen und an politiſchen Gapa= 
cititen niit ſehr reihen Staate auf eine wol allzu Hohe Spige getrieben. 

Dem gleichen Geiſte der Vorſicht gegen die Mögligfeit verletzender Eingriffe in das Volko⸗ 
leben vom Seiten ver Behoͤrden iſt das Veto des Volks entfprungen, wofür jedoch Baſelland⸗ 
ſaft ſhon im Jahre 1833 im Canton St.- Ballen ein Vorbild gefunden hatte. Dieſes 
Bein — das nicht zu verwechſeln iſt mit dem in den Meinem Gantonen, in Graubündten und 
Ballis ſchon lange beſtaudenen Meiht des Volks, über. jeden neuen Act ver Befeggebung un- 
mittelbar und entſcheidend abflimmen zu bürfen — gehört ver Periode felt 1850 an. Gs iſt ein 
dem neuern ſchweigeriſchen Staatsrechie durchaus eigenthämliches Juſtitut. Ungeachtet der Op⸗ 
veition, welcher daB Veto gerade in der Mitte jener radicalen Partei begegnete, die 1830 an 
der Spige der Bewegung vorangefchritten war, wurde es doch ſeudem In einer Reihe vom Gans 
tunen burchgefegt, und dt überall dem Volke ein werthvolles Recht geworben. In der Schw 
wo der Gruudſatz nicht blos anerkannt, ſondern durchgeflͤhrt ift, daß die Höfe Gewalt Pe 
tut, verſteht es ſich von felbft, daß Leine Verfaffung abgeändert werben kann, ohne die aus⸗ 
driciche Zuſtimmung ver Mehrheit verienigen Stontöbürger, bie von ihrer Befugnif der Ab: 
Ramung über folde Reformvorfchläge wirklich Gebrauch gemacht haben. Das Veto dagegen 
bezieht fich nicht auf Berfafiungsreformen, fondern auf die Acte der einfachen Geſetzgebung: es 
beſteht im Recht der Staatsbaͤrger, binnen einer beftimmten Brift — in Bafellandfgaft binnen 
14 Tagen — bie vom Großen Mathe oder Landrathe gemachten Befegedsorichläge entiweber ſtill⸗ 
ihweigend annehmen ober ausdrücklich verwerfen zu dürfen. Die nicht Abflimmenden werben 
Gene als zuſtimmend betrachtet. Zu Ausübung bed Veto waren in Baſellandſchaft bis 1858 
poci Drittheile ber Stimmen erfoderlich, während jegt die abfelute Mehrheit hiarricht. 

Das Beto ift mithin ein zwar fehr demokratiſches, aber auch ein confervatines Inftitutz es 
laun damit nichts Beſtehendes geaͤndert oder Neues geſchaffen, ſondern nur bie dem Vollkewillen 
wvhderfyrechende Neuernng verhiudert werden. Der in der Schweiz oft wiederkehrende Streit 
über bie Borzüge ober Nachtheile des Veto läßt ſich — wie alle Streitfragen ähnlicher Art — 
flet8 nur mit beſonderer Beziehung auf bie jeweilige Bildungsſtufe dieſes oder jenes beſtimmten 
Bolls Iffen. If noch die Mehrheu allzu roh, um den Werth ver Höhen geiſtigen Bildung auch 
nur ſchaten zu konnen; iſt ſie darum noch dem Cinfluſſe einer Partei hingegeben, ber vielleicht 
in ihrem eigenfühtigen Intereſſe gerade an Erhaltung des kirchlichen und politiſchen Aberglau⸗ 
bens im Volke gelegen fein kann: fo iſt diefes auch ſtets geneigt, alle zur Foͤrderung der geiſti⸗ 
gen Cultur ihm zugemutheten Anſtrengungen und Opfer von ber Hand zu weiſen. Bel ſolchet 
u mag es wünfchenswert fein, daß durch eine an die Spige des Staats geftellte einſich⸗ 

tige Rinderheit dad Neue und Förderliche Dem Volke octroyirt werben Bönne, falis nur wirklich 
Naje Minderheit einfihtig genug iR, um wicht bie Regierten mit ungeitigen Neuerungen zu 
iberfäktten und dadurch zu einer um fo hefiigern Reaction zu rufen. Sfidagegen bereits in libe⸗ 
taler Meiſe fr die getfligen uud fittlihen Bedürfniſſe geforgt — und dies gilt von allın Can⸗ 
waen mit Ausnahme einiger wenigen, wo aber dad Volk ohnehin ſchon die geſetzgebende Ge: 
malt in Händen hat — fo kann bie Einführung des Veto kaum noch Nachtheile, ſondern nur 
Vortheile haben. Dabei mag man übrigens einräumen, daß biefe Einführung nirgends fehr 
—— iſt, ſolange fich nicht Die im weiten Kreife dringlich geäußerte Foderung des Veto als 

tin deutliches Zeichen ber Unzufriedenheit des Volks mit der bisherigen Geſetzgebung erkennen 
läft. Wenn bie Gegner des Veto anf bie oͤftere Agitation hinzweljen, bie mit deſſen Ausübung 
derhunden fei, fo iſt doch biefe Agitation ſehr unfdnubiger Art. Bei weiten bedenklicher iſt es, 
Sean der Düntel geſetzgeberiſcher Weidhrit das Volt allzız fahr wit Dieuerungen heinint, die 
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überhaupt nichts, ober die bei dem gerade vorhandenen Bildungsſtande noch nichts taugen; 
wenn eben dadurch die Unzufrievenheit im Bolfe folange angefammelt wird, bis fie vielleicht 
gewaltfam die Schranken aller Geſetzgebung durchbricht. Das Veto iſt ein Mittel zur Ver⸗ 
bütung von Rebolutionen ; und wenn nicht jedes, fo wird doch manches Übel dadurch verhütet. 
Wol hatte daB dem Volke des Cautons Luzern zuſtehende Veto die ververblihe Berufung der 
Jeſuiten nicht verhindert; aber auch ohne dieſes Volksrecht wäre ja ver von der Mehrheit des 
dortigen Großraths gefaßte verhängnißvolle Beſchluß maßgebend geworven. Jedenfalls ift feine 
Gefahr in dem Verzuge, wenn irgendein an fi ganz loͤblicher Geſetzesvorſchlag nicht fofort 
bindende Kraft erhält; und in ber Schweiz Hat ſich bereits erfahrungsmäßig gezeigt, daß ſolche 
anfangs zurüdgewiefene Vorſchläge doch fehr bald die Zuftimmung des Volks erhielten, ſobald 
irgendeine tadelnswerthe Rebenbeflimmung befeitigt war, und fobald man fich die pflichtſchul⸗ 
dige Mühe gegeben hatte, vem neuen Befege durch gehörige Orientirung der Öffentlichen Mei⸗ 
nung jenen Boden zu bereiten, worin ed allein Wurzel fchlagen und zu lebenäkräftigem Wachs⸗ 
thume gelangen konnte. Sehr groß bleibt dagegen die Gefahr, daß auch gefeßgebenne Berfamm- 
lungen — wo ohnehin bie jeweilige Mehrheit von fo manden Zufälligkeiten, vom einfeitigen 
Cinfluffe beſonderer Berfönlicgkeiten ober Goterien u. dergl. abhängig ift — durch den Kigel der 
Bielregiererei und ven boctrinären Schwindel abftracter Gefetzgeberei ergriffen werben. In der 
That ift es alfo in einer Demokratie nur ein fehr einfaches und natürliches Recht des als fon- 
verän erklärten Volks, daß es — fall es mit dem gerade Beftehenben zufrieden ift — die ihm 
angefonnenen Neuerungen überhaupt ober vorerft von der Hand zu welfen befugt fe. Au 
in Baſellandſchaft, wie in andern Gantonen, hat ſich das Veto bewährt und erfcheint dem Bote 
fo fehr als ein ihm gebührenpes natürliches Recht, daß bei einer Volföverfammlung zu Siſſach 
im Jahre 1854 fogar noch ein eingenöffifches Veto in Anregung kam, damit ven allfälligen 
volksfeindlichen Befchlüffen der Bundesbehoͤrden ein Riegel vorgeſchoben werde. Died wäre nun 
freilich eine Ausdehnung des Vetorechts über feine natürlichen Grenzen hinaus, weil die Auf- 
gabe der eidgenoͤſſiſchen Geſetzgebung eine durch die Souveränetät ber Gingelcantone genau be- 
ſchränkte if, Hei deren Erfüllung es ſich weſentlich um bie Beziehungen der Gantone unter fi, 
fowie der gefammten Cidgenoſſenſchaft zu den Stanten des Auslandes handelt. Es handelt ſich 
alfo gerade um folhe Dinge, bie überall das Volt von feinem cantonalen Standpunkte ans in 
isrem Zufammenhang zu uͤberblicken am wentgften geeignet ift, und das ihm eingeräumte eid⸗ 
gendffifche Beto würbe alſo nur bie Thätigkeit der Bunvesbehörben lähmen und bis zur heil⸗ 
loſen Ohnmacht abſchwachen. 

Es war natürlich, daß der junge Freiſtaat in den erſten Jahren feiner politiſchen Selbſtun⸗ 
digkeit noch manchen unfihern Schritt auf den ihm neueröffneten Bahnen that. Judeſſen war 
aud hier wie überall die Freiheit felbft die befte Schule für ven vernünftigen Gebraud der 
Zreiheit, und jene anfangs noch ziemlich häufigen Auflehnungen von Einzelnen oder Gemein⸗ 
ben gegen bie ſelbſtgeſchaffene Staatsordnung find in en legten Jahren völlig oder beinahe vol⸗ 
lig verſchwunden. Wol läßt fi) noch hier und da, wie etwa in der forglofen Behandlung der 
Steafgefangenen, eine gewiſſe Natvetät des politiſchen Gebahrens bemerken: ein ſehr geringes 
Übel gegen ben lähmenven Druck des nad) pünktlich vorgefchriebenen Formen maßregelnden Bo= 
lizeiſtaats. In die Finanzverwaltung, vie ein jährlihes Einkommen und Ausgaben zwifchen 
4—500,000 $t. nachweiſt, iſt größere Orbnung gebracht worden. Das Milizweſen hatte bei 
der Friegötüchtigen Bevölkerung ver Landſchaft fhon vor längerer Zeit eine beachtenswerthe 
Ausbildung erhalten. Vor allem aber ift zu loben, daß die Landſchaft die frühere Vernachläf⸗ 
figung der Volkobildung unter der Herrſchaft ver Stadt deutlich genug erfannte und tief genug 
empfand, um zur möglihften Nachholung des Verfäumten verhältnigmäßig große und erfolg⸗ 
reihe Anftrengungen zu machen. Unter der Leitung tüchtiger Vorſteher hat hier das Bolle— 
ſchulweſen beſonders große Fortſchritte gemacht, und in rühmlichem Wetteifer haben dazu ber 
Staat wie die Gemeinden hülfreihe Hand geboten. Schon feit 1835 wurden in fat allen Ger 
meinden, mit ſehr wenigen Ausnahmen, eigene Schulfonds gegründet und wieder in ven Iepten 
Jahren beträchtlich vergrößert. Unmittelbar nad) der Trennung war den teformirten Kirchen⸗ 
gemeinden das Recht der freien periobifchen Wahl ihrer Geiftlichen eingeräumt worden. Aber 
auch die Eatholifhen Gemeinden des Birfe Haben feitvem wiederholt, namentlich wieder im 
Sahre 1852, vom Bifchofe von Bafel die Einräumung des gleichen Rechts fowie die Verlegung 

der ausſchließlich katholiſchen Feiertage auf die näͤchſten Sonntage verlangt. 

In der Stellung zur Cidgenoſſenſchaft hat die Trennung des Gantons Baſel in zwei ſelbſt⸗ 
ändige Hälften, feit der Bundesverfaſſung von 1848, Feine weitere Folge mehr, als bafı jeder 
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we beiden Halbcantone ein Mitglied in den Ständerat wählt, während jeber ganze, wenn auch 
u jo fleine Ganton deren zwei zu ernennen hat. Es war nur bie natürliche Gonfequenz der 
beſchichte diefer Trennung, daß ſich Baſellandſchaft entſchieden zu den fogenannten vegenerirten 
Esntonen und hiernach zu der Mehrheit auf der frühern Tagſahung hielt. Zur Zeit der Frei⸗ 
fgarenzüge und der Agitation gegen bie Berufung der Jefuiten, fowie 1847, als es ſich um die 
Auflöjung des Sonderbundes handelte, fehen wir es daher ſtets in vorberfter Reihe. Baſelſtadt 
dagegen hatte jich grollend zurückgezogen, befand fid In fleter Oppofition und beſchränkte noch 
1847 feine bundespflichtigen Leiftungen auf das möglihft Inappe Map. Seit der Bundesre⸗ 
form von 1848 Hat ji aber au Baſelſtadt mit den neuen Zuſtänden nicht blos ausgeſöhnt, 
fordern in vollem Maße befreundet. Und als 185657 der neuenburger Gonflict die Schweiz 
mit Krieg bedrohte, da ſahen wir in beiden Halbcantonen die gleiche Gingebung und Opferwil- 
ligkeit für die Rettung des Vaterlandes. Aber auch in der Ausbildung ihres Verfaſſungsweſens 
und aller innern Rechtszuſtände hatten die beiden getrennten Landestheile während einer Reihe 
von Jahren ſich einander fo fehr genähert, daß ſchon öfters, nachdem auf beiden Seiten die Wun⸗ 
den, bie man ſich geſchlagen, völlig vernarbt find, der Gedanke an ihre mögliche Wiedervereini⸗ 
gung erwachen mußte. Übrigens kann man nicht beklagen, daß bie Trennung überhaupt erfolgt 
iR, ba die Bevölkerung beiber Halbcautone bei weitem mehr geiwonnen hat, als wenn ihre Bers 
einigung gewaltſam wäre aufrechtgehalten worden, da fie unter Anderm, während ihrer viel- 
leicht nur temporären Scheidung, fogar die Ausſicht auf eine fpätere feftere und innigere Ver- 
einigung gewonnen hat. Bebauern mag man nur, daß biefe Trennung unter Blutvergießen 
und auf gewaltfame Weiſe verhindert werben follte. Denn flets ift die Bewährung der Freiheit 
zugleich die hoͤchſte Staatsklugheit. Sie ift ed auch dann, wenn ed barum gilt, zwiſchen bisher 
vereinigten Bevollerungen, bie fi In unverföhnlid ſcheinendem Kaffe entgegentreten, alte 
Bande zu loͤſen, oder zwiſchen bisher getrennten Bevölferungen in freier Wahlverwandtſchaft 
neue Bande zu Enüpfen. BD. Schulz-Bodmer. 

Bafeler Coneilium, f Goneilien. 

Bajeler Friede, Der Friede, welchen 1795 am 5. April der preußiſche Minifter v. Har⸗ 
benberg mit dem franzöfifhen Bürger Barthelemy, Botſchafter der Republik bei der ſchweizeri⸗ 
fen Cidgenoſſenſchaft in Bafel, ſchioß, if ein für pas Schiefal Europas und der Welt fo be- 
dentungsvolles Creigniß geweſen, daß er, außer der unter dem Art, Friedensfglüffe ber neuern 
Seit zu liefernden allgemeinen Überficht folder Tractate, noch eine geſonderte Betrachtung bil⸗ 
ügin Anfpruc nimmt. Preußen, welches in ven Billniger Gonferenzen (Auguft 1791) die 
lautete Stimme gegen das revolutionäre Frankreich geführt, welches durch das Manifeſt feines 
Oberfeldherrn, des Herzogs von Braunſchweig, die unverſöhnlichſte Gefinnung gegen daſſelbe 
vor Europa ausgerufen hatte, fand ſich durch den feinen Erwartungen fehr wenig entſprechen⸗ 
ven Bang des Krieges wider die begeifterten Neufranken und durch die tagtäglich ſchwerer wer⸗ 
dende Bürde beffelben vermocht, von der großen Goalition wider jenes Frankreich abzutreten 
und durch einen Separatfrieden für feine eigenen Intereffen zu forgen. &8 trat demmach feine 
überrheinifChen, bereits in franzoͤſiſche Waffengewalt gefallenen Beflgungen an bie fiegreidhe 
Republik vorbehaltlich einer im künftigen Neichöfrieven darüber zu treffenden nähern Über- 
tinkuuft (wodurch auf Entihädigung hingebeutet ward) ab, fagte fi felbft in der Cigenſchaft 
al8 deutſcher Reichsſtand von dem Kriegsbunde, welchem das Deutſche Reich ſich angeſchloſſen, 
les, und nahm durch Ziehung einer „Demarcationslinie zwiſchen Nord⸗ und Süddeutſchland 
alle Stände des erſten, vie ſich gleich ihm vom Bunde lodfagen würden, in feinen mächtigen 
Sqhutßz. Durch viefen Frievensfhluß wurde das Verderben ber jetzt zerriſſenen erften Goalition 
wider Frankreich entſchieden und ber Triumph des legten geſichert. Denn möglich zwar, doch 
ſcht ungewiß, ja kaum wahrſcheinlich ift, daß die Republik, wenn fie neben ihren übrigen Fein⸗ 
den noch die Geſammtmacht Preußens und des noch nicht durch Die Demarcationslinie zerriffenen 
Deutſchland fortbauernd Hätte befämpfen müffen, ihre Überlegenheit behauptet hätte. Alsdann 
Wäre vielleicht wenigſtens ein leidlicher Friede zu Stande gebracht und dadurch etwa dad Brincip 
der Revolution vorerſt in Frankreich befeftigt worden; der Übrige Welttheil aber wäre von ven 
IGredlichften Leiden, welche jegt die übermüthige Republik und, nad) deren Unterbrädung, 
der eiferne Arm Napoleon’s, dieſes wnerfättlihen Gewaltherrſchers, über ihn brachte, befreit ge= 
Beben; ober auch e8 Hätte vie Reftauratton zwanzig Jahre früher flattgefunden, und den Groß⸗ 
wähtigen des Welttheild wäre um ebenfo viel früher vergönnt geweſen, die Angelegenheiten 
deſelben nach ihren wahren ober vermeinten Gefammtintereffen zu ordnen. Wir wollen damit 
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wicht eben fagen, daß dieſes ein Glüc würbe geweſen fein; vielmehr anerkennen wir bie aus nem 
durch Preußens Abfall verlängerten Kampf und aus den mannidfaftigen dadurch bewirften 
Umwwälzungen hervorgegangene Verbreitung und Kräftigung politiſcher und Rechto⸗Ideen unter 
von Bhllern Europas, auch manche hoffnungsreiche oder wenigſtens den Kein eines möglichen 
beſſern Zuſtandes in fich ſchlleßende Geſtaltung für ein bie überftandenen Leiden noch überwie⸗ 
gendes @ut;; wie denn die Vorſehung ober die Natur gar oft aus dem Übeln das Gute hervor⸗ 
fprießen läßt. Allein ſolche Vorausfigt oder Ahnung lag nicht im Sinne des preußifchen Frie⸗ 
dendſchluſſes. Das beſtimmende Motiv dazu mar nicht das affgemeine, fondern das, freilich 
kurzichtig aufgefaßte, felbſtiſche Intereffe, welchem man (nach der in der Politik allerbings praf- 
tifch vor herrſchenden Maxime) das erſtere aufopfern zu bürfen glanbte, wenn auch im Wider⸗ 
Peru mit der freiwillig eingegangenen Bundespflit gegen die Alltirten und der aus ber 
Keicheſtandſchaft flleßenden gegen das Deutſche Reich. Doc die Sünde, die Preußen damals be- 
ging, Bates ya Jahre fpäter Hart gebhft durch wie Schlacht bei Jena und den demüthigen 
Frieden von Aüflt; und wenn ed im Bafeler Frieden durch Überlaffung feiner überrheiniſchen 
Provinzen an Fraulkreich den Grund zur Ausbehnung der Republik an die Rheingrenze legte, 

fo Hat ed En Befrelungẽetriege glorreich mitgewirkt zur Wiebereroberung ver früher preiögege- 
denen peutfgen Erde. Über das Vergangene alſo wollen wir nicht rechten mit ihm. Auch über 
die Gegenwart nicht. Wir richten ven Bli in die Zukunft, und ba iſt Preußen in ber Lage, 
uns, wenn ed will, reichen Erfatz für alles Erduldete zu geben. Die Augen der Nation find auf 
daſſelbe gerichtet. Möge die Geſchichte einft von ihm zu erzählen haben, bie gerechten Foderun⸗ 
gen Deutflenp® und Europas ſowie die Intereffen feines eigenen Ruhmes feien von ihm ver⸗ 
ſtanden und befriedigt worden. Rotted. 


— f. Corpus juris eivilis. 
1: Spanien 


Baffermann —* Daniel). Der Name B. iſt mit unferm öffentlichen Sehen in ben 
egten Jahrzehnden untrennbar verflochten. Don der frienlihen Bewegungen der vierziger 
Jahre an bis zu den Vorboten der Erſchütterung, der bie alte Politik ımterlag, von jenem 
denfwürbigen Antrag des Februar 1848 an, ver feinen Namen trägt und in bie ſchon hochgeſpaun⸗ 
ten Stimmungen recht eigentlid ald das Loſungowort der Zeit hereinftel, bid zu den Verſamm⸗ 
tungen von Frankfurt, Gotha, Erfurt, Hat B. an allen bedeutenden Vorgängen einen regen 
unb unmittelbaren Antheil gehabt. Den Wechſel der Vollsgunſt, wie er in ſtürmiſch bewegten 
Zeiten eintritt, Haben wenig Männer in fo teihem Maße erfahren wie er; im den Tagen vom 
Bebruar 1848 mochte kaum ein Name populärer fein als der feine, und kaum ein Jahr naher 
iR von ber demokratiſchen Maſſe und ihren Führen kaum ein Mann bitterer gehaßt worden 
als B. Sein Leben ſelbſt war dieſem jähen Wechſel von Gunſt und Ungunſt in wirklich tra⸗ 
giſcher Weiſe unterworfen. Ein etwfacher Buͤrger, der fich zum großen Theil auf autodidakti⸗ 
ſchem Wege gebildet, erlangt er im Öffentlichen Leben zunüchſt der Heimat eine Stellung, ber 
ſelbſt billige Begner re Anerkeanung nicht verfagen innen; er gibt dann das Lofungäwort 
zu einer mädhtigen Betvegung, am bie fi-eine zeitlang alle nationalen Hoffnungen Mnüpfen; er 
figt im Rathe ver Nation als einer ver Thätigſten und Beredteſten; er nimmt felber Theil an 
der Leitung der vaterläunifgen Angelegenheiten und es werben Gefchäfte von großer Verantwort⸗ 

lichteit in feine Hand gelegt. Da tritt die Werbung ein, die, wie fie afle bie nationalen Ideale, 
an deren Grfüllung er feine Criſtenz gefept, nd zu Boden getreten bat, auch für fein perfön- 
liches Schickſal entſcheidend geworden iR; vie zart organijirte Natur des Mannes vermochte 
wur folange auszubauen, als bie patriotiſchen Goffnungen feines Lebens noch nit geknickt 
waren. Mit dem öffentlichen Leid wächft auch fein individuelles; nach Jahren peinlichen Hin= 
gen® mit einem kranken Koͤrper und Hafer Schwermuth des Geiſtes verfällt er einer Kataſtrophe, 
die unter allen, die einem Öffentlihen Charakter widerfahren konnen, eine der traurigften IR. 
Die Beivegung bed Jahres 4848 hat manchen glänzenden Ruf verbraucht und mande noch 
rüflige Kraft vor der Zeit aufgezehrt; ja einzehne Perſbnlichkeiten find „au augenſcheinlich als 
Opfer gefallen. Daß unter dieſen Iegtern B. eines ber namhafteſten geweſen iſt, werben and 
Gegner und Feinde zugeſtehen mäflen, 

B. war am 24. Febr. 1841 in Manheim geboren, wo feine filtern noch leben. Die Familie 

geheri dem angeſehenſten des dortigen Kaufmannsſtandes; ein ſehr reſpectabler und ges 

tiger Vater und ebne an Geift und Charakter energifche Mutter bikden das ehrwürdige 
Üiteenpaar, ben in einem langen mit Gluͤcksgůtern aller Art reich gefegneten Leben nur Gin 
venuslöfhliger Schmerz bereitet worden ift — ber tragiſche Ausgang des Sohnes, der die 
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Ieade und der Stolz des Haufe geweien war. Friedrich Daniel, der ältefle unter den Söhnen, 
ward urfprünglich zu einem wiſſenſchaftlichen Berufe beftimmt, und erhielt darum feine exfle 
Bidung auf der Gelehrienſchule feiner Vaterſtadt. Aber ver zarten, Eränkelnven Gonflitution 
id Knaben ſchien Die fünftige Lebensweiſe des @elehrien nicht zuträglich (eine Anſicht, die durch 
den ſpãtern Vetlauf feines Lebens eine unftceitige Rechtfertigung erlangt hat); er. follte Kauf⸗ 
mann werden. Anfangs in der Heimat, dann in Frankreich machte er nun feine kaufmanniſchen 
kehrjahre durch. Auch jet freilich zog es ihn mit unwiderſtehlichem Reiz zu den Büchern und 
Gtubien zur. Er trieb eifrig Mathematik, Naturwillenigaften und Geſchichte. Sein Lieb- 
liagsgedanke blieb e8, eine Hochſchule zu beſuchen, und die Altern willfahrten einem Wunſche, 
ver Rd damals in faufmännifpen Kreifen viel feltener und ungewöhnlicher ausnahm, ald ex 
heutzutage erfheinen würbe. Im Spätjahr 1829 bezog er die Univerjität Heidelberg und trieb 
dert Bid in den Sommer 1831 naturwiſſenſchaftliche und hiſtoriſche Stuben. Namentlich 
Ghloſſer zäplte ihn zu feinen eifrigen Zuhörern. Uber ex blich dem bürgerlichen Berufe bes 
fimmt. Rod eine kurze Zeit widmete er "einer praltiſchen Ausbildung in einem Droguerier 
geſchaͤft, machte größere Meifen, befuchte Trieft und London und gründete jih dann 1834 in 
feiner Baterfkabt einen eigenen haͤuslichen Gerd. Die Tochter eines hochgeachteten Geiſtlichen 
in Ranheim , der mitten in der Kraft feiner Jahre von einem frühen Tod den Seinen entriflen 
worden, warb feine Gattin; das anmuthige und mit Borzlügen des Geiſtes und Herzena reich 
außgeftattete Mädchen war frühe per Gegenftand feiner Neigung gewveien. 

Zunähft warb nun der Fleine Kreis feiner Vaterſtadt Ihm eine Vorſchule für das Sffentlice 
Reben, Seit 1837 gehörte ex einer ver gewählten Corporationen an, denen die Leitung und 
Gontrole des Gemeinweſens zuftand, und machte ſich fehr bald dort bemerklich. Eine Erſcheinung 
wie Die feine war damals in bürgerlichen Kreifen noch eine ziemlich feltene, Diefe feinere Form 
ver Bildung, Die doch nichts Pedantiſches und Schulgelehrtes an fi trug, vereinigt. mit einer 
angeborenen Reichtigfeit und Anmuth der Rede, die durch Studium und Sorgfalt fricß gepflegt 
wat, mußte auch in einem kleinen Öffentlichen Leben anziehen und gewinnen, zumal wenn ein 
reger Gemeinfinn und eine große jugendliche Friſche feinem Auftreten Schwung und Nachdruck 
gab. Das politiſche Debut ded noch nicht preißigläßrigen Maunes burfte glänzend genannt 
werden; allein es war nit nur durch ven @lanz des Neuen und Ungemöhnliden bemerkens⸗ 
werth, Die folide und ernfle Art in B.'s ganzem Weſen machte ich auch damals ſchon geltend 
und führte ihn auf praktiſche Ziele. Manche gemeinnugige Anftalt, Die noch jet zur Zierde und 
kam Nutzen der Stadt gereicht, iſt In jenen Jahren vorbereitet oder ſchon vollendet worden, an 
deren reger, unverdroſſener Förderung B. ein guter Theil gebüßrte. 

Indeſſen gefalteten ſich die politifhen Dinge in Baben fo, daß ihm bald ein größerer Spiel: 
raum Öffentlicher Thätigkeit erſchloſſen werben follte. Das ſtaͤndiſche Leben mupfand wie überall 
In Deutfchland fo auch in Baden nod die Nachwirkungen ver Reaction ber preißiger Jahre; 
fan daß bie hannoveriſche Kataſtrophe von 1837 etwas friſche Bewegung in die Stände⸗ 

Hineingetragen hatte. Der Landtag von 1844 machte dieſem politiſchen Still⸗ 
leben ein Ende; er begann mit den befaunten Urlaubsverweigerungen, bie, wie Blittersdorf 
aachher an Münd-Bellinghaufen erläutern fhrieb, unternommen wurden, um einmal „das 

Der Regierung gegen ven Staatsdienerſtand im Allgemeinen aufrecht zu erhalten, dann 
aber auch um ven ſich Arts erneuernden Einftreuungen über Schwäche und Befinnungötofigkeit 
der Regierung zu begegnen”. Der Widerſtand, den dad Vorgehen in ver Kammer der Ab: 
georkmeten werkte, war freilich viel Iebhafter und tiefgehender, ald die Regierung erwartet hatte; 
dr Streit wurbe der Ausgangopunkt einer politifchen Bewegung, deren Einfluß weit über den 
Kann ver badiſchen Verhättnifie hinausging. Gleich anfangs mußte ed das Minifterium er- 
iben (und es war dies keines der unwictigiten Symptome der Lage), daß einige ‚bürgerliche 
‚bie eonferoatio, aber unabhängig waren, der Regierung ihre Unterkügung aufs 
kündigten, und weil fie weder dem Minifterium auf feiner neuen Bahn felgen, noch in die Mri- 
den ter Oppofition treten wollten, lieber auf ihren Sig in der Kammer verzichteten. Giner 
Austretenden war Lauer, Abgeordneter für Mannheim, Der Wahlkörper billige bie 
Beweggründe dieſes Verhaltens , ehrte aber den Ausgetretenen durch eine einmuͤthige Wieder⸗ 
dahl. Wie er dann feine Ablehnung wiederholte, warb am 30. Juni 1841 Zriedrich B. zu 
frinem Nachfolger gewäßlt. . 
Sein etſtes Auftreten konnte ala bezeichnend gelten für feine fpätere Stellung. Es hankelte 
Rd um die Nittel, welche bie außerordentliche Kriegeruͤſtung des Jahres u. ‚gefobent Hatte, 
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2. billigte die Rüftungen, ſchon weil durch fie der Nationalſinn und das Gefühl ver Stärke in 
Deutſchland gehoben worden fei; er äußerte nur fein Befremden, daß fie jo fpät vorgenommen 

- worben feien. Der Bund müffe ſich an ven Gedanken eines Krieges mehr gewöhnen und ſchon 
rüften, wenn die Gefahr beginne. Die Erwiderung des Freiherrn v. Blittersdorf war nicht 
minder bezeichnend; jle war in bem cavaliermäßigen und wegwerfenden Ton gehalten, der damals 
Taktik gegen die Ständeverfammlungen warb und ven man befonderd gern gegen neue Depu= 
tirte anſchlug. Der brüske Empfang reizte®. freilich nur zu fhärferm Widerfprug. Als wenige 
Tage fbäter der Urlauböftreit zur neuen Verhandlung kam , trat er mit einer Lebhaftigkeit und 
Leidenſchaft in die Debatte ein, wie man fie damals im Stänvehaus zu Karlsruhe noch nicht 
gewohnt war. Es war dort ber alte Ton loyalen, gegenfeitigen Vertrauens, ber in der beſſern 
Zeit ver dreißiger Jahre vorgeherrſcht, noch nicht ganz verflungen; draußen im Volk regten ſich 
aber fon gereiztere Stimmungen, denen B. hier zum erften male einen ſcharfen Ausprud gab. 
Er warf der Regierung vor, fie verfolge ein Syſtem ber Demoralifation. „Man will feine 
Männer, fondern Werkzeuge, die man zerbrechen Tann. Sie muntert auf zum Servilismus; 
in der Kammer fo gut wie draußen im Volke. Und doch iſt die Regierung um des Volkes 
willen, nicht das Volt um ber Regierung willen da. Eine Regierung, bie eine Kammer fo wie 
fie aus ven Wahlen hervorgeht, nit annimmt, bekennt bamit, daß fie die Kritik einer unfiltrirs 
ten Kammer nicht ertragen kann. Hätten bie Miniſter conftitutionell Handeln wollen, fo Hätten 
fie entweder durch Zurũcknahme des Unrechts den Dank des Landes verdient, ober fie Hätten vie 
Kammer aufgelöft, oder fie wären abgetreten, worüber ich mich nicht beſonders gegrämt haben 
würde.” Die Minifter erflärten,, diefer Ton fei neu in der Kammer, und er war e8 aud ohne 
Zweifel; allein auch die Verhältniffe, wie fle ver Urlaubsſtreit zu ſchaffen aufing, waren neu 
und ungewöhnlid. Darum war in ver ermüdenden Debatte jener Tage das Auftreten B.'s das 
eigentliche Ereigni des Tages. Die Einen misbilligten ebenfo laut ven flürmifhen Angriff 
des jüngflen Abgeordneten, wie die Andern das ſcharfe und unverblümte Ausſprechen Deſſen, 
mas viele Taufende dachten, bewunderten und lobten. Er hatte fi mit Cinem Schritt den Ruf 
eines Heißfporns erworben, den man hier mit Sorge, dort mit Hoffnung zu betrachten anfing. 
Und auf feine künftige Stellung haben dieſe parlamentarifpen Anfänge unleugbar einen ges 
wiſſen Einfluß geübt. Wol vämpfte er envas die Kebhaftigkeit feines Auspruds, allein der 
ſcharfe Ton des Angreifers, die unverblümte, nicht felten herbe Weiſe, womit er die Dinge beim 
teten Namen nannte, auch eine gewifle Unbefümmertheit gegen vie Autoritäten ber. Verwal⸗ 
tung ‚ bie man bort oft irrig als Geldſtolz deutete, das Alles ift ihm geblieben, folange ex in 
den Reihen der badiſchen Oppoſition ſaß. „Man ſpricht jet foviel”, erwiderte er damals 
einem Minifter, „vom deutfchen Nationalcharakter; ih Habe in demſelben keine fhönere Seite 
gefunden als die Sitte, feine Meinung ohne Rüchhalt auszufprechen. Daher fagt man auch, 
wenn Jemand offen redet: er fpricht deutſch. Dies thue ih aud. Ich ſpreche veutich.” 

Der Landtag von 1841 neigte feinem Ende zu und die Regierung war in dem Urlaube: 
ftreit Sieger geblieben. Sie machte dad Recht, das fie anſprach, factifch geltend: für bie ausge⸗ 
ſchloſſenen Abgeorbneten wurden neue gewählt, und es gelang Ihr, Die Anerkennung biefer Er⸗ 
fagwahlen in der Kammer durchzuſetzen. Da, im legten Moment, im Februar 1842, warb 
das von keinem verantwortlichen Minifter unterzeichnete Manifeft, das der vertagten Kammer 
im Auguft 1841 nachgeſendet worben war, in die Verhandlung hereingezogen, und in ber naͤm⸗ 
lichen Verfammlung, die wenige Augenblide vorher die Ausfchliefung der nicht beurlaubten 
Deputicten gutgeheißen Hatte, fand ſich jegt eine Eleine Majorität, die jenes Manifeft für ver 
faſſungswidrig erflärte. Den Tag nachher ward die Kammer aufgelöfl. Die neuen Wahlen, 
mit einem Aufivand ungewohnter Mittel und einer leidenſchaftlichen Agitation durchgeführt, 
die man fo niemals früher in Baden gefannt, führten die liberale Oppofition etwas verftärkt in 
bie Kammer zurüd; auch B. war unter den Wiedererwaͤhlten. Es ward einer der bewegteften 
Landtage, bie Baden erlebt Hat; alle die Erbitterung, die draußen durch den Wahlkampf und 
feine Mittel erregt worden war, trug ſich in den Stänbefaal hinein. Unter ven rührigſten 
und unermäbetften Vorfämpfern in den Reihen der Oppofition ſiand wieder der junge Abge⸗ 
orbnete von Manheim. Aber er befchränfte ſich doch nicht auf den Ruhm, nur einer ihrer 
ſchlagfertigſten Heißfporne zu fein. Ex verſuchte ſich in ven erften Budgetarbeiten, er trat mit 
eigenen Anträgen zur Reform des Steuerweſens und zur Einführung ver Capitallenſteuer 
hervot, er kam mit Vorliebe auf die deutſche Frage zurüd, um die ſich feine erſte wie feine lehte 
Thaͤtigkeit in diefer Ständeverfainmlung bewegt hat. Gr wies mit Befriedigung auf das Wach⸗ 
fen des deutſchen Geiſtes Hin, wie ex fid) feit 1840 allenthalben Fundgebe und für die Zukunft 
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Webeften Früchte Hoffen laſſe. Aber er verlangte auch, daß man biefen Geift zu würdigen ver⸗ 
fee. Er ſprach den Wunſch aus, daß Die Regierung fi bein Bundestage um eine Amneftie 
firdie Flüchtlinge und Verfolgten der dreißiger Jahre bemühen möge, und ſchloß ſich mit Nach⸗ 
ie den von Welcker zur Sprache gebrachten Foderungen einer nationalen Reform an. Er 
ſteint es nicht einmal ohne Hoffnung einigen Erfolges gethan zu Haben. „Bol weiß ih“, fagte 
damals, „daß das Wort Bundestag feit einer langen Zeit mit wenig Freude und Hoffnung 
genannt wird; es ift aber eine befjere Zeit angebrochen, und ich follte venfen, der Deutſche Bund 
würde fi aur ſelbſi zu Nutzen handeln, wenn ex einginge auf die allgemeinen dringenden 
Wünſche und Hoffnungen.” 1 
Bernehmlicher noch ſprach die gleiche Richtung aus einem Antrage hervor, den er in der näch⸗ 
Rem Seſſion bei Berathung des Zollvereinstarifs vorbrachte. Er erhob fid namentlich gegen 
die Cinſtimmigkeit, die zu allen Befhlüffen erfodert ward. „Die Einſtimmigkeit“, fagte er, „ift 
die Feindin der Einheit. Dies hat fi noch überall bewährt; Polen und vie Tagfagungen 
der Schweiz beſtätigen es. Wer etwas Großes erreichen will, muß es über fi) gewinnen Eön= 
nen, im Interefe der Geſammtheit einen Theil feiner Selbftänvigkeit zu opfern. Ich wünſchte, 
wir wären in biefem Falle nicht blos für die Zollfäge, fondern noch für ganz andere deutſche 
Angelegenheiten; ich wlirbe für ein allgemeines deutſches Geſetzbuch, für ein allgemeines deut⸗ 
ſchet Strafverfahren gern einen Theil unferer badiſchen befonbern Gefeggebungsgewalt ſchwin⸗ 
den ſehen, gern die 63 Abgeorbneten der badiſchen Kammer in drei Abgeordnete zufammen 
ſchmelzen lafſen, die dann in einem großen deutſchen Parlament fügen. Wenn man fih dazu 
Im erheben kann, dann muß man auch von ber jegt zur Mode gewordenen Einheit Deutſchlands 
Gieigen. u 
Diefe poſitive Richtung trat immer beftimmter in feinem Öffentlichen Wirken hervor. Nührig 
und unermüdet fuhr er zwar fort, die Aufgabe des Oppoſitionsmannes zu erfüllen; aber fie 
genügte ihm nicht. Er befchränkte ſich nicht auf unfruchtbare Klagen über die ungleiche Ver⸗ 
theilung der Öffentlichen Laften, er erneuerte feine Anträge über Steuerreform; er zog 
bie Übergriffe der Bureaukratie und Polizei nicht nur mit ſchonungsloſer Schärfe vor die Offent⸗ 
lichkeit, ex ftellte auch ale Mufter das britifche Selfgovernment gegenüber und rühmte gern bie 
Racht und die Achtung, die das Gefeg dort ohne äußere Gewalt durch fich felber ſinde. Er ent⸗ 
feltete überhaupt eine Bielfeitigkeit in der parlamentarifhen Debatte, wie fie an ſich felten iſt 
und doppelt felten bei einem Manne war, ver zunächſt and dem Kreife bürgerlichen Gewerbes 
hervorgegangen war. Es gab kaum eine wichtige Angelegenheit, an der er nicht als gewandter, 
gem gehörter Sprecher ſich betheiligt hätte, umd e8 waren darunter Reben, wie bie über bie be= 
tüßtigte Haber ſche Angelegenheit, Die einen bleibenden Werth Haben; in Zoll-, Eifenbahn: und 
dinanzſachen aber entwidelte ex ſich zur vollftändigen Spectalität, und feine ſchriftlichen Arbeiten 
varüber zeigten ſchon früh jene Reife und Gediegenheit, ver auch die Gegner bie Anerkennung 
nicht verfagen konnten. So haben, um nur Eines zu erwähnen, feine Berichte über das Bud⸗ 
get des Minifteriumß des Innern ein Renommee erlangt, das mohlverdient war. Es mar bie 
dtucht raſtloſer Arbeit, was in dieſer ftännifchen Thätigkeit ihn fo raſch über die Maſſe empor- 
hob. Unermüplid wandte ex feine Muße dazu an, feine Kenntniffe allfeitig zu erweitern, durch 
kectüre und Umgang fi zu dem politifhen Mann Heranzubilpen, der er für fein Vaterland 
werben wollte. Es hing bamit zufammen, daß er fein Materialgeſchäft aufgab und eine Buch⸗ 
handlung begründete, die fich durch eine Reihe bedeutſamer politiſcher und wiſſenſchaftlicher Ver⸗ 
Öffentlihungen bervorgethan hat. In dad neue Geſchäft trat aud Karl Mathy mitein, mit 
dem feitdem B. eng und unzertrennlid) verbunden geblieben iſt. Daß zwei fo grundverſchiedene 
Raturen fi fo gut zufammen verfiannen, legte für ven tüchtigen Stoff Beider ein gutes 
ab. N 2 


In B.'s Parteiftellung war indeſſen Feine Veränderung eingetreten. Die oͤffentlichen Ver⸗ 
Hältniffe um Die Mitte ver vierziger Jahre zeigten in ganz Deutfchland ziemlich die gleiche Phy⸗ 
fognomie: im großen Kreife der Nation eine wachſende Bewegung und bei den Regierungen 
jenes ſproͤde Ablehnen ober nur halbe Gmeähren, dad der Bewegung mehr zu Hülfe kam, als 
fie befchwichtigte. Während draußen im Volke vie Elaftieität der Geifter ih in Hundert ver⸗ 
ſhiedenen Beftalten kundgab und bereit8 die engen hemmenden Kormen durchbrach, wurden bie 
Mittel des alten Syſtems mit jevem Tage verbrauchter und gehäffiger. Auch Wohlmeinende, 
de in den Zauberkreis der alten Politik eingefäloffen waren , verftanden die junge Zeit nicht 
mehr und trugen ihr Theil bei zu jener Entfremdung zwiſchen Regierten und Regierenven, die 
früher ober fpäter zu einem gewaltfamen Bruce führen mußte. „Seit langer Zeit”, fagte 
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einmal B. im December 1845, „bebeikt ſich wieder bie deutſche Erde mit friſchen Srũn wähs 
rend in den Megierungslocalen nur vie alten Reſte abgeſtorbener Theorien zu fiuben find. Es 
wird nicht eher Friede werben und zu einem gedeihlichen Ziele kommen, als bis die Pforten 
dieſer Regierungslocale fi öffnen, ber neue Frũhling eingelaſſen wird und die Regierungs⸗ 
männer aus ihren Zimmern herausgehen vor dad Forum des Volls, wo ſie in der neuen Fruͤh⸗ 
Ingöluft fi wohl befinden werben.” 

Im Laufe des Jahres 1846 erfolgte in Baden, aber zunaͤchſt nur in Baden, ein Schritt des 

mens, der den langen Hader zu beendigen verhieß. Nach einem fikrmifden aber 

verbitterten Landtag, auf dem die Bemüther zugleich an politifhen und veligiöfen Gtreitfragen 
fig erhigten, ohne einen Weg der Annäherung zu finden, war eine Auflöfung der Kammer ers 
folgt und neue Wahlen ausgeſchrieben worden. Sie gaben eine entſchiedeners Mehrheit im 
ilberalen Sinne als jemals feit der Reaction ber dreißiger Jahre. Im Berfonale der Regierung 
war durch Bekk's Berufung in den Stantörath eine Veränderung eingetreten; das war nidt 
ohne Bedeutung , aber e8 hatte doch auch nicht den Sinn eines Syſtemwechſels. Vielmehr Mag: 
ten die Gegner der Regierung, daß die alte Richtung im Grunde fortbauere, wenn auch mit 
mehr Vorſicht und gleichſam gedeckt durch den Schild populärer Namen wie Nebenius und Belt. 
So kam der neue Landtag zufammen; die liberale Majorität zwar in den Formen gehaltener 
und minder aufgeregt als vorher, aber doch auch keineswegs befriedigt und minifteriell gewor⸗ 
den. Damals war ed, wo B. die Iufinnation zurüctwies, als fei e8 ihm und feinen Freunden 
lediglich um das Opponiren zu thun. „Ich fehne mid danach“, fagte er, „einen Landtag 
mitzumachen, wo wit feinen Stoff mehr haben Beſchwerden vorzubringen; kehren Gie zurũck 
zu den Orundfägen von 1831 und Sie werben und Alle zu Freunden haben.” Daß dieß fein 
GEraft war, hat ex nicht lange nachher, zum lebhaften Berbruß der Oppofltion quand même, 
thatſächlich bewieſen; ver exfte entſcheidende Schritt zu einem liberalen Syftem Hat aus B. einen 
winifteriellen Deputirten gemacht. Diefen entſcheidenden Schritt zu thun, dazu hat es einzelnen 
von den Männern, die im Minifterium faßen, namentlich Bekk, Eeinesrueg® an gutem Willen 
gefehlt; das Hinderniß lag mehr in der noch tonangebenden Bunbeöpolitit und in der Iſolirt⸗ 
heit eines kleinen Staats, der bei ven andern ſchon vorher übel angefehen war und dappelte Un= 
gunft weckte, wenn er auf feine Hand den Weg liberaler Reformen betrat. Das fühlten auch 
bie Rebner der Oppofltion ; lebhafter als vorher mandte fi Ihr Angriff nad der Seite Hin, 
wo recht eigentlich der Hauptfitz der unfrudtbaren Staatskunſt des Widerſtandes war. Als im 
der Sitzung vom A. Juli 1846 die Bunbeöverhältniffe zur Sprache famen, erhob fih B. mit 
nachdruͤcklicher Anklage gegen den Bund und Bundestag; weder bie Einheit und Nationaliät, 
noch die politiſche Freiheit ſah er gefchügt, noch die materiellen Intereſſen durch den Bund ge= 
fördert. In Heftimmtern Worten als früher ſprach er jept Dad Begehren eines veutichen Par⸗ 
Iamentß aus, das er anderthalb Jahre fpäter am Vorabend einer europäiſchen Mevolution ers 
neuert hat. „Und wenn ich auch“, äußerte er, „die Hoffnung nicht hege, daß Diejenigen, in 
deren Hände die Vorfehung das Geſchick unſers Vaterlandes gelegt, dem beutfchen Wolfe frei⸗ 
willig dieſe politiſche Vereinigung gönnen werben, wenn ich auch fürdten muß, daß eine neue 
Krifld und neue Schmach nöthig fein wird, um unferm Volke Das zu verſchaffen, was ven 
Kämpfern der Freiheitokriege als Kampfpreis vorgeſchwebt, jo mag es doch Hier wieberholt aud⸗ 
geſprochen werben, daß nur ein deutſches Parlament, oͤffentlich vor den Blicken ver ganzen Na⸗ 
tion berathend, der Breunpunft deutſcher Sinnesart und die Würgfchaft der Einheit wärbe, 
Das wäre die rechte Stüge deutſcher Nationalität, das wäre ver Ming, ber Die deutſchen Stämme 
zuſammenhielte. 

Der Landtag ſchloß mit einem bemerkenswerthen Botnm. Biaher war, auch nach den bes 
wegteften Kämpfen, vie Abftimmung über dad gefammte Budget in der Regel faft einfkimumig 
bejahend ausgefallen; kaum daß Drei oder Bier durch ihr „Nein“ der Regierung die Seſammt⸗ 
mittel zur Verwaltung verweigert hatten. Diesmal — der Fall war in Baden noch nicht vor 
gekommen — flimmte ein volled Drittel der Kammer gegen das Budget; unter ihnen war and 
BD. Gö war ver ſchärfſte Ausdruck feiner Oppoſition; ſchon der nächfte Landtag fand ihn in 
einer weſentlich verſchiedenen Stellung. 

Wir können nicht entſcheiden, wie tief der Cindruck dieſes Votums In den leitenden Regionen 
geweſen ift, ganz unbeachtet ift e8 aber ſchwerlich geblieben. Es traf mit der allgemeinen Stim⸗ 
mung zufammen , welche pie regierenden Kreife zu. überfommen anfing, ver Ermünung und 
Hoffnungsloſigkeit, das alte Syſtem länger fortzuführen. Haben doch felbft ſehr ſchroffe Ver⸗ 
ſechter des Syſtems, wie Blitteröborf, damals den Rath gegeben, vorerſt einzulenken That⸗ 
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Wade war es, daß In den legten Wochen des Jared eine Umgeſtaltung des badiſchen Miniſteriums 
uidgte, die nicht nur einen Wechſel der Berfonen, ſondern auch der politifchen Richtung verhieß. 
Gab ſich einerfeits in dieſen Vorgängen eine Umflimmung der gouvernementalen Kreife 
hab, fo übten fie andererfeits auch auf die Barteien unten eine nit zu verfennene Rückwir⸗ 
laug. CEs ſchieden fid liberale und radicale Elemente ſchärfer als bisher. B. Hatte zwar gegen 
des Bubget votirt, allein ſowenig wie bei andern feiner Freunde durfte dies als ein Zeichen 
gli, daß er mit der aͤußerſten Oppofition fortzugehen entſchloſſen fei. Hatte er doch auf dem⸗ 
ſelben Landtage die Gelegenheit ergriffen, in ſehr beflimmter Weiſe die ſocialiſtiſchen Gelüfte 
zurückzuweiſen, bie nicht in ver Kammer, aber doch außerhalb derſelben bei einzelnen Ausläufern 
der rabicalen Preſſe eine Stäye fanden. Das ward ihm nicht vergeffen; der turbulenten Jugend, 
tie ſich anfing um Hecker und Struve zu fharen, warb er bereits als, Bourgeois“ misliebig, 
und wie früher aus den Reihen ver Bureaufratie, fo ward jegt von biefer Seite dad Stichwort 
Geldariſtokrat vernehmlich herausgehört. Dazu Fam, daß B. in ein Verhältniß eintrat, das 
allervings über feine Stellung zur radicalen Partei feinen Zweifel Abrig Tief. Seit Juli 1847 
etſchien in Heidelberg die „Deutie Zeitung”; fie war unter B.'s eifriger Mitwirkung zu 
Gtanbe gefonımen, er warb ihr Verleger, er folgte ihrem Gange mit größten Intereffe und 
ſtloß ſich eng an bie darin verfochtene Richtung an. Ein Blatt ſtrengſter conftitutioneller Hal⸗ 
tung, das mehr doetrinaͤr als agitatoriſch auftrat, das ber Revolution überall die Reform ent⸗ 
gegenhielt und mit unverbüflter Vorliebe die Gegemonie Preußens verfocht, ein ſolches Blatt: 
Tonnte die Sympathie ver demokratiſchen und radiealen Meinungen nicht haben, und hat fie 
au von Anfang an nie gehabt. Darum wurde der Antheil, den B. an der Seitung nahm, 
auch für feine politiſche Stellung bedeutend; ſie ſtellte fein Berhältniß zu den Parteien noch 
ſchätfer feſt. Es war viel Unverſtand darin, wenn die Leute von der Reaction im nämlichen 
Athem, wo fie ihn einen Geldariſtokraten nannten, ihn zugleich mit den Radicalen in einen 
Topf warfen; viel mehr Inflinct verrieth ver Radicalismus, wenn fid in ihm ſchon in Zeiten, 
wo er noch in den Reihen ber entſchiedenen Oppofition fland , ein gewiſſes Mistrauen anfing zu 
ungen. B. hatte, mit den gewöhnlichen Agitatoren der Mafle verglihen, etwas prũd Ableh⸗ 
nenbes; ex liebte vie Eleinen Künfte der Demagogle nit und hätte e8 nicht über fi vermodt, 
wie Hecler ſchon 1846 und 1847 that, In den, Arbeitern" eine Anlehnung zu ſuchen. Auch 
in ben Tagen, mo er leidenſchaftlich und herb gegen die Regierung kämpfte, galt fein Wider— 
Rand nicht der Autorität als folder und nicht der Megterumgsform, die beftand. Liber eine 
tonfeguent durchgeführte Repräſentativmonarchie gingen: feine Wünfche nicht Hinaus. So ift 
«sbenn auch bezeichnend gewefen, daß ver einzige größere Aufſatz, ven die „Deutfche Zeitung” 
in ber erſten Periode ihres Beſtehens feiner Feder verdankte (im October 4847), eine warm 
geſchriebene Apologie der conftitutionellen Staatäform enthielt. 

Es war eine bewegte und bedeutungsvolle Zeit, in welcher ver badiſche Landtag diefed Jah⸗ 
128 zufammentrat. Im der Schweiz hatte eben die alte Cabinetspolitik durch die Auflöfung des 
Sonderbundes eine entſcheldende Niederlage erlitten, in Frankreich mehrten ſich die Zeichen des 
Verfalls der Monarchie von 1830, in Italien verlor das alte Syftem mit jenem Tage mehr 
Terrain, Hſterreich befast fich im Zuſtande ohnmädtiger Erftarrung, In Preußen Hatte, wie 
u enwarten war, dad Experiment des Vereinigten Landtags und deſſen unbefriedigender Aus- 
gang die vorhandene Gaͤhrung mehr gefleigert als beſchwichtigt, in den mittlern und Eleinern 
Territorien Deutſchlands erhob ſich die liberale Oppofttion mit neuer Zuverſicht und unleugbaren 
Crfolgen. Baben ſelber war von allen dieſen Dingen bis in-feine Tiefen bewegt, wenngleich 
bie änfere Phyſiognomie ver Verhaͤltniſſe mehr auf ein ruhigeres Einlenken hindeutete. Zum 
erſten male feit Jahren durfte as neu umgeftaltete Minifterium auf eine fichere Mehrheit In ver 
zweiten Kammer zählen, vie Eröffnung ver Stände trug das Gepräge verſoͤhnenden Entgegen- 
kommend, die Thronrede verhieß eine geſetzliche Aegelung der Preßverhältniſſe. Die politiſche 
Rage ver Welt hob das Vertrauen, daß man diesmal bei unfruchtbaren Wünſchen und Foderun⸗ 
gen nicht ſtehen bleiben werde. Die bedeutſamſten unter dieſen Wünfchen bezogen ſich mehr auf 
bie allgemein deutſchen als auf wie beſondern badiſchen Zuſtände. Seit dem Landtage von 
1851, auf weldens er zum erften mal Bundesreform mit Nationalrepräfentation foberte ?), 
hatte es fi Welder zur Aufgabe gemacht, auf jedem Landtage die Bunbesverhältniffe zur 

zu bringen und, fowenig unmittelbarer Erfolg auch dabei zu erringen war, doch 
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Vroteſt einzulegen gegen die Bolitif, die feit den Miniftereongreffen von Karlsbad und Wien bie 
herrſchende geworden war. Diesmal entſchloß ſich B., unter günftigern Aufpicien als biäher, 
dieſe inhaltſchwere Frage anzuregen. Seit Anfang de Landtags beſprach er fich darüber mit 
Freunden und Gleichgeſinnten und fammelte Materialien zur Begründung eines umfafjenben 
Antrags. Die Frucht diefer Vorarbeiten war die Motion, mit der B. am 12. Behr. 1848 
bervortrat. Sie faßte alle die Gründe zufammen, vie für eine bundesſtaatliche Reform der deut⸗ 
fen Foöͤderation ſprachen, und fand die Löfung in einer Nepräfentation ver deutſchen Kammern 
Heim Bunbeötage. Wahrhaft prophetifd deutete fie auf den Ernſt der Lage hin und wie drin⸗ 
gender mit jedem neuen Tage es werbe, den Bedürfniſſen ver Nation ſchöpferiſch entgegenzu⸗ 
tommen. „Die allgemein herrſchende Abneigung der Nation gegen ihre oberfte Behörde”, fo 
Iautete der Schluß, „in ein vertrauendvolles Zuſammenwirken zu verwandeln, ift der deutſchen 
Fürſten dringende Aufgabe. Moͤchten fie es nod zeitig thun! Der Weltfriede ſteht auf zwei 
Augen. An der Seine wie an ber Donau neigen fig die Tage, und nur dad Gute und das Rechte 
find die unfihtbaren Träger aller Herrſchaft.“ 

Der Eindrud dieſes Antrags lebt noch in Aller frifher Erinnerung. Gr fiel in eine aufs 
geregte, gährende Zeit recht eigentlich als das Loſungswort nationaler Begehren, um bad fi 
faft alle Parteien ſcharten. Nicht in Deutſchland allein wirkte die Motion mächtig und bewe⸗ 
gend, weit in die Gerne, wo immer Deutſche wohnten, fühlte man fid jumpathetifch gehoben 
von dem Begehren einer nationalen Umgeftaltung der deutfchen Verfaſſungoformen. Es find 
unter den Adreflen, die vamald an B. gelangten, einzelne gewefen, die aus entlegenen Winkeln 
der Welt, wo ſich ein Häuflein Landsleute zufammenfand, Dank und Freude kundgaben über 
die Motion vom 12. Febr., Die nur in Bruchſtücken bis dahin genrungen war. Die ſtolzen pa= 
triotifhen Hoffnungen freilic , die ſich damals an dieſe Anregung nüpften, liegen jetzt zerknickt 
am Boden, und wir feinen in dieſem Augenblid von der Erreichung des fo nahe geglaubten 
Bieles viel weiter entfernt ald in den Tagen, wo B. feinen Antrag begründete; allein vie kann 
die bleibende geſchichtliche Bedeutung jener Motion niet aufheben. Mit dem Tage, wo fie be⸗ 
gründet ward, begann die deutfche Verfafſungsbewegung, die zwei denkwürdige Jahre unferer 
Geſchichte ausgefüllt Hat und, wenn fle auch nichts weiter erreicht hätte, ſchon dadurch bedeu⸗ 
tungdvoll genug geworben iſt, daß zuerſt Diefe nationalen Fragen ein @emeingut der Beſprechung 
Aller geworben find und bie Vorftellungen und Einfiten davon fi mehr geflärt und geläutert 
haben, als dies In den drei vorangegangenen Jahrzehnden der Ball war. B.'s Antrag felbft 
beſchränkt fi auf das Verlangen, „daß durch Vertretung der beutfchen Stänbelammern am 
Bundestage ein ſicheres Mittel zur Erzielung gemeinfamer Geſetzgebung und einheitlicher Ra= 
tionaleinrichtungen gefchaffen werde”. Es waltet in diefem Begehren noch eine unleugbare 
Unflarheit, die feitvem überwunden iſt. Unter den Verflänpigen und Chrtlichen befteht jegt wol 
darüber Fein Zweifel mehr, daß einmal bie Bundesverfaffung, fowie fie ift, innerhalb ihrer eige⸗ 
nen Prineipien nicht reformirt werben kann, und daß eine ftänbifche Vertretung am Bunbebtage, 
wenn fie fi überhaupt auöführen ließe, nur ein trügerifches Balliativ wäre, dad Unorganiſche 
der ganzen Inftitution zu verdecken. Daß eine folhe Vertretung nur dann etwas Lebenokräf⸗ 
tiges wäre, wenn Deutſchland in einen Bundesſtaat mit Nationalrepräfentation und einheit- 
licher Crecutive umgeflaltet würde, dieſe Cinſicht iſt feitvem In viele Taufende cingedrungen, die 
bis dahin gegen ſolche Kragen gleichgültig gewefen waren. Es haben ſich Barteien für und wider 
gebildet , mit viel beftimmtern Programmen, als dies vorher denkbar war: die den Bundesflaat 
erfiteben und die ihm befämpfen , beide wiffen wenigſtens in der Hauptſache klar genug, was fie 
wollen. Daß es früher an einer fo Flaren Scheidung ver Anfichten gefehlt hat und in der Kriſis 
von 1848 ein großer Theil der Nation gerabe in dieſer Frage unvorbereitet ũberraſcht worden 
iſt, das hat nicht am wenigften zu dem Scheitern ber Einheitdentwürfe beigetragen. 

Zwölf Tage nachdem B. feine Motion begründet, ward der Thron Ludwig Philipp's geſtürzt 
und bie Republik an die Stelle gefegt. Was eben noch ven Wiberftrebenden wie ein entfernter 
patriotifher Traum erſchienen, dad war nun zum Nothbret mitten im Sturm geworben, und 
wo felbft die Zuverſichtlichſten nur ein Iangfames Gelingen für möglich gehalten hatten, ba 
ſchien jegt die Glut der Zeit raſch die Reife zu bringen. Aber fie drohte auch bie junge Ausfaat 
zu verfengen. Man darf fagen, daß in B. dieſe Sorge nicht minder lebendig war als jene Hoff- 
nung. Von dem Tage an, wo bie erften Ausſichten auf eine friedliche Reform mit der Regierung 
ſich eröffneten, fland er nicht mehr gegen die Regierung. Und wie es feine Weiſe war, bie Dinge 
lebhaft, energiſch, felbft leidenſchaftlich zu ergreifen, fo hielt er auch jegt nicht mit den Lauen 
und Zuwartenden, fondern feine confervative Stellung gegenüber der Revolution war eine 
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deafo Befliunmte und ſcharf außgeprägte wie vorher bie in der Oppoſition. Als die erſte Nach⸗ 

it som Ausbruch der Februarrevolution in Manheim eintraf, trat eine große Berfammlung 

we Bürgern zufammen, um bie befannten Boberungen in einer Adreſſe zufammenzufafien und 
ade Kammer zu bringen. Gleich Hier erklärte B., er fühle fi zu vem „undankbaren Amt’ 
verpflichtet , zur Befonnenheit zu mahnen. Wie bann zwei Tage fpäter (29. Fehr.) dad Mini: 
feriam die erſten Gewährungen ankuͤndigte, foberte er zur Berföhnung und zur Eintracht auf. 
„88 fei jegt nicht ver Tag“, fagte er, „Recriminationen vorzubringen. Heute iſt Sturm und 
fine leichte Aufgabe ift es, mit in die Gegel zu blafen, bie ohnehin angeſchwellt find. Der 
Etenermann am Ruder habe eine fo unermeßlich ſchwere Aufgabe zu erfüllen, daß es die Pflicht 
Aller fei, einig zu fein und zuſammenzuſtehen. Das iſt nicht Schwäche, fonbern ich behaupte, 
Wir Stärke; denn einen ſchwachen Gegner überwinden in dem Augenblick, mo alle Fugen los 
find, iR eine leichte Sache, aber flch felbft übertwinden, das iſt der größte Sieg. Können wir in 
unferm kleinen Baden ein Mufterbilv aufftellen,, daß mit der Freiheit, die heute anbricht, Ord⸗ 
mung und Geſetz gepaart find, jo werden wir für die Freiheit für alle Zukunft mehr erobern 
«ld auf jede andere Weife. 

Indeffen waren die erfien Schritte geſchehen, die Bundesreform zu verwirklichen. Am 
5.Närz fand die befannte Berfammlung in Heidelberg ſtatt, aus welcher der Siebenerausſchuß 
und dad Borparlament hervorging; auch B. nahm daran Anthell. Gleichzeitig trat eine Anz 
zahl deutiher Regierungen zufammen, um fi über gemeinjame Schritte zu verfländigen. Das 
Dringliäfe erfgien, den Bundestag zu erneuern und ihm Vertrauensmänner zur Berathung 
ver Berfeffung an die Seite zu geben. Bon Baben ward Welcker als Bundestagsgefandter, 
B. ald Bertrauensmann nad Frankfurt geſchickt. Die Angelegenheiten, vie dort verhandelt 
wurden, ſah B. mit Recht für viel bebeutungsvoller au als Alles, was in den Einzelflaaten 
uns ihren Kammern jept noch abgemacht werben konnte. In dem Gifer, womit das badiſche 
Riniferium vie Bundesreform ergriff, fah er eine zureichende Bürgſchaft für den Ernſt und 
die Redlichkeit feiner Politik. Je ungeflümer ſich draußen fhon weitergehende Joderungen gels 
tend machten , deſto nachdruͤcklicher flellte er fich auf die Seite ver Regierung. Dringend mahnte 
er vor feiner Abreiſe nad Frankfurt zur Eintracht in dieſem Siune. „Ich möchte”, rief er, 
„zen dieſem Sige aus an bie andern deutſchen Völker und Kammern die Auffoberung ergehen 
Iaflen, uns naczulommen, damit wir ein gemeinfames, einheitliches, aber von außen unabhän= 
glges, kräftiges Deutſchland erringen Ebıtnen.” Als damals bie radicalen Führer große 
Naſſenverfammlungen in Bang brachten, um bort theild tumultuarifche Demonftrationen für 
die Republik durchzuſetzen, theils Vereine und Clubs für eine künftige Infurrection zu organi- 
fra, war e8 B., der in der „„ Deutfchen Zeitung” feine Stimme zuerfl Dagegen erhob; und 
als gleichzeitig gegen Adel und Juden die Wöhelercefle ſich Häuften, veranlafte er die Kammer 
zu der einmüthigen Erflärung: daß man Alles aufbieten werde, in Baden und im geſammten 
Deutſchland eine freie und einheitliche Ordnung ſchleunigſt herzuſtellen, daß man aber au) vor 
allem die Träftigfle lnterkügung der Regierung erwarte, folange fie auf dem Wege der Ver⸗ 
faſſung wandle. „Richts ift gefährlicher‘, fagte er einige Tage fpäter, nad einer beredten 
Nahnung, treu zur Regierung zu flehen,, nicht über Stantöformen zu zanken, fonbern unver 
droſſen am friedlichen Neubau ber deutſchen Verfaffung zu arbeiten, „nichts ift gefährlicher, ala 
durch Übertreibungen eine Reaction der Gemüther hervorzurufen; es kann dann mol fo kom⸗ 
men, daß Viele rufen: Lieber keine Freiheit ald Feine Ordnung.“ 

Es waren die legten Acte einer vieljäßrigen und ununterbrochenen Thätigkeit in der badi⸗ 
fürn Kammer. Wol iſt er auch naher noch en und das andere mal wieber In dem karldruher 
Stänzehaus erfchienen, wenn ein beſonders wichtiger Anlaß feine Anweſenheit verlangte, allein 
& waren dies kurze Epifopen, feine ftetige Laufbahn in dieſem Eleinen parlamentariſchen Kreife 
fonnte als befcjloffen angefehen werben; er trat jept in einen gräßern ein. Es lag mol nahe, 
Bergleiche anzuftellen zwifchen ver Zeit, in ber er ieben Jahre früher in die badiſche Kammer 

, und zwiſchen dem Augenblick, wo er ald Vertrauenſsmann ber Regierung an den 
Bundestag gefandt ward. Der frürmiſche Heiffporn jener erſten Tage hatte jegt eine ruhige, 

Haltung, gewiffermaßen ein ſtaatsmaͤnniſches Air angenommen; ber jugendliche De⸗ 
Yalixte, den mar Damals von der Minifterbant glaubte mit geringfhägiger Nondalance abfer⸗ 
tigen zu Einen, hatte ſeitdem eine Bopularität und ein Vertrauen im großen Vaterlande ge: 
wonnen , wie wenig öffentlihe Charaktere in Deutſchland; aber er hatte auch das Wort wahr 
gemacht, das er einft im heißen Kampfe als Führer der Oppofition hingeworfen: ex fehne ſich 
"ad dem Augenblid, wo er biefe Rolle vertauſchen koͤnne mit ver eines Verfechters einer ver⸗ 
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faffungsmäßigen, freifiunigen Regierung. Der legte Act feines Wirkens in diefen Räumen 
gehörte völlig viefer Thätigkeit an, und der gleiche Eifer, dieſelbe angriffsluftige Energie, die 
fi vorbem an bem alten Syſtem erprobt, begann fich jept gegen die Rievolution und ihre Übers 

te en zu richten. 

” — Abſchnitt von B.'s Öffentlichen Leben, der nun folgt, gehört faſt ausſchließlich den gro⸗ 
sem beutfchen Angelegenheiten an. Geit Ende März 1848 nahm er in Frankfurt ſowol am 
Vorparlament als an den Berathungen der 17 Vertrauensmänner Theil und Half mit ihnen 
ben Berfaflungsentwurf ausarbeiten, deſſen beklagenswerthes Geſchick es geweſen ift, im Brumbe 
von feiner Seite richtig verſtanden und gewürbigt zu werben. Es fam bie Seit der verfaflung- 
gebenden Nationalverfammiung. 3 läßt ih denken, daß B. ein fehr begehrter Candidat ge= 
weien ift und ans den verſchiedenſten Theilen Deutfchlanns ihm Anträge zufamen; er eutſchied 
fich für einen bairiſchen Wahlbezirk (Stadtprozelten am Main). 

Er trat in die Verſammlung ein mit dem feften Willen und aud) der Zuverfiht, daß das fo 
ſchwierige Werk ver Berfaflung binnen kurzer Zeit beendigt fein würbe. Wol machten ihn die 
erſten flürmifchen Momente ver großen, ſchwer zu lenkenden, ſich ſelbſt nod wenig kennennen 
Verſammlung beforgt; ſeit Bagern vie Leitung übernonmen, war er voll guten Muths. „Nun 
iſt uns Allen froh ums Herz", ſchrieb er damals, „‚mit feſtem Bertrauen blicken wir jegt in bie 
Zukunft.” Ernſte Hinderniſſe beforgte er werriger von den Regierungen als von der Demo⸗ 
kratie. Gleich feine erften Briefe aus jener Zelt prophezeien es als die wahrſcheinliche Taktik 
der leztern, durch ruheloſe Agitation die Bifentlihen Zuſtände in Bährung zu erhalten und das 
Vertrauen zu dem Parlament, das nicht nach ihrem Sinne ausgefallen war, ſyſtematiſch zu 
untergraben. Mit verfelben Scharfſicht und Herbheit, womit er vordem das alte Syſtem anges 
fochten, verfolgte er jept die Demagogie auf Ihren verſchlungenen Wegen, und war jeberzeit 
— ihre Taktik fdonungslos durchzuzlehen. Es mochte Einem biswellen bei ihm, wie 

bei manchen Gleichgefiunten, ſcheinen, als lege er zu ausſchließlichen Werth auf die Gefahren, 
welche von links her der Cinheltsſache erwachſen 5 als überfehe er uͤber dem neuen Feinde 
zu ſehr den alten, wie dies in manchen ähnlichen Kreifen damals geſchehen; aber in Einem zeigte 
DB. unleugbar mehr Vorausfiht ald manche feiner freunde: er tabelte die gutmuͤthige Ras 
giebigkeit, womtt fle ſich verblüffen und von einer Minderheit terroriſiten liefen, und er ward 
früh mistrauiſch Über die ſchwankende Unſicherheit ver Stimmungen, bie einen großen Thell de@ 
Mittelftandes beherrſchte und die auch ihr gutes Thell dazu beigetragen hat, die Hoffnungen von 
1848 zu vernichten. Auch theilte er nicht das forglefe Behagen, womit fo Manche Has Ver⸗ 
faffungswert ergriffen, als Habe man zur Wollenpung eine ungemeflene Beit; ex abmte ganz 
richtig, daß ver alte trivtale Sag, das Gifen zu ſchmieden, folange es glühe, bier mehr als 
irgenbivo gelte, und trieb und fpornte, wenn auch fruchtlos, zum rafıhen Eude. 

In ven Berfaffungsausfguß der conftituirenden Nationalverfammlung wurde natürlich 
aud er gewaͤhlt; aber noch mehr: dieſer Ausſchuß, der zur Hälfte aus deutſchen Profefforen 
und darunter Notabilitäten erſten Ranges beſtand, ernannte ſich B. zum Vorfigenden. Es 
mar ein fhöner Triumph für einen Mann, der aus einfachen bürgerlichen Verhältniffen her: 
vorgewachfen, vor noch nicht einem Jahrzehnd in Das Öffentlie Leben eingetreten war, ein 
Triumph, über den wol auch ber Erwaͤhlte berechtigt war, einige Befrievigung zu empfinden. 
Bis in den Auguſt, wo er ind Heihöminifterium eintrat, verblieb ex im Ausſchuſſe und hat 
ben größten Theil dieſer Zeit hindurch deffen Berhanblungen geleitet, B. gehörte in Berfaflungss 
ſachen zwar nicht zu den theoretifchen Männern von Bach, veren im Ausſqhuſſe faſt eine Überfülle 
vereinigt war, allein die nůchterne Verftändigkeit, bie ſein Weſen ausmadgte, bilbete ein gutes 
Gegengewicht gegen das Abflracte und Ercentriſche, wie es durch andere Blemente vertreten war. 
Denn er war weniger als die Männer ber Theorie verſucht, die Dinge nad; Breite and Tiefe 
ganz zu erſchoͤpfen, jenen einzelnen Gay bis zut feinſten Schärfe auszufpigen und ale conereten 
Berhältnifie nach einer bocttinären Schablone zu wnlformiren. Die Erinnerung an das wird 
lich Vorhandene verlich ihn fowenig als ber prabeiſche Inſtinet bes Auafuͤhtbaten. Außeruns 
gen, wie die eines gelehrten Mitglleds vom Ausfchufle, ver ſpäter bei der Debatte über das 
Oberhaupt meinte, gegen den von ihn gemachten Vorſchlag ließe ſich, hoͤchſtens“ der Clawand 
der praktiſchen Unmoͤglichkeit machen, eine Außerung wie dieſe Hätte B. nicht über ſich bringen 
können. Er trieb und drängte darum auch mit zutreffender Cinſicht auf eine ſchleunige Erledi⸗ 

gung des Weſentlichen; waren bie Grundmanern des neuen deutſchen Vundesſtaats einmal 
glüdlid, gelegt, fo fanb ſich das Übrige von ſelber. Gleich in einer der erſten Sigungen ber 
Rationalverfammlung focht er darum eifrig dafür, daß die Gefäftsorenung im Ganzen ohere 
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Deulberathung angenonmen werde, und verfpradh ſich von einem folhen Beichluffe die glüd= 
We goͤrderung der großen Sache. „Alle wird e8 freuen“, rief er damals der Verfammlung zu, 
„inte nächften 14 Tagen die Grundrechte des deutſchen Volks feftgeftellt zu fehen; von dem 
uf würde dann das Berfaflungsmwert Stüd für Stuͤck in die große Berfammilung gebracht 
zerren,, das Volk fähe einen feften Ban erſtehen und würde Zutrauen zu uns faflen.” In dem 
gegen Sinne war es auch feine Meinung getvefen, ven Berfaffungsausihuß nur aus 15 Mit- 
gidern flatt aus 30 zu Bilden, aber damit drang er nicht durch, und feine Hoffnung, ſchon in 
ker erſten Zeit mit den verhängnißvollen Grundrechten im Heinen zu fein, erfüllte ſich nicht. 
Or mußte einige Wochen fpäter befennen,, daß fi ungeahnte Schwierigkeiten aufgethürmt, um 
kann wieber einige Wochen nachher die Verſammlung dringend zu mahnen, wie koftbar die 
Seit war, die man verlor. Ich fürchte, fagte er damals, der Barticularismus in Deutſchland 
{reitet ſchneller vorwärts als unfer Verfaſſungswerk, und nichts iſt gefährlicher, als ihn fo er= 
karten zu laſſen, bis e8 nicht mehr möglich iſt, ihn zurückzudrängen. 

Ob freilich die Mittelpartei, in ihrer tlefen Entzweiung mit ber Demokratie, noch Macht 
genug befaß, den Kampf mit diefem erſtarkenven Particulariomus aufzunehmen, darüber 
fonnte man ſchon vamals zweifelhaft ſein. &8 lag zudem in ihrer Stellung eine gewifle Un⸗ 
fierhelt, die zu ſcheinbaren und wirklichen Inconfequenzen führte. Sie fand Im Vorbertreffen 
det Parteikampfes, ber die Revolutien von den Regierungen abhielt, und fie hatte darum mit 
der Demckratie jene Brille der Verföhnung abgebroden ; allein e8 konnten doch Faͤlle eintreten, 
wo fie mit eben diefen Regierungen den Entſcheidungsekampf um die Intereffen der Einheit aus⸗ 
zufechten hatte. ie hielt, wol weniger aus vocteinärem Bigenfinn , als in der praktifchen Eins 
fit, daß die Vereinbarung niemals zum Ziele führe, auf dem Grundſathe der Rationalfouveräs 
netät des Barlaments feſt; indeſſen wollte fe doch wieder keinegwegs die Autorität der Einzel⸗ 
tgierungen herabfegen oder ſich gar in einen Krieg mit ihnen begeben. Aber Das konnte doch 
alcht fehlen, daß fie Hier und da bei großen und Heinen Gonflieten mit den Einzelgewalten zu= 
fammenftieß und dann den Hohen Ton der Selbſthertlichkeit der Nation fo friſch erklingen lieg 
wie die demokratifche Linke, ohne doch gleich diefer zu den äußerten Eonfequenzen entſchloſſen zu 
fin. &o zwifgen eine ftürmifche Partei der Maffe und zwiſchen widerſtrebende Regierungen 
gRellt, von jener als muthlos gefchmäht, von diefen immer ungedufbiger ertragen, war bie 
Rehrheit ver Paulskirche von Anfang an in der doppelten Gefahr, unten dad Vertrauen, oben 
bie Macht einzubäßen,, falls es ie nicht gelang, durch eine raſche und glüͤckliche That den dop⸗ 
zeiten Vlderſtand zu entkraͤften. Ein guter Theil der Urſachen dieſer Schwierigkeit Ing ohne 
Iweifel in Vechättniffen, vie eines Menſchen Kunft und Weisheit bewältigen konnte. Allein 
in einzelnen Füllen ließ ſich wol richtiger abmeffen, wie denn in der Partei ſelbſt ſchon damals 
die Meinung aufgetaucht iſt, daß man am der einen Stelle zu viel, an ber andern zu wenig 


83.8 Haltung In der Nationalverfammlung prägt fpredgenver als bie eined andern Abgeord⸗ 
neten Die Auſchauung der Mittelyartei aus. Kaſtlos bemüht, dem Ungeſtüm und dem leiden⸗ 
ſqaftlichen Drängen ber demokratiſchen Faetionen entgegenzutreten, betont ex es bei jedem 
Anlaß, daß die ungefäumte Herftellung einer Öffentlichen Orbnung für das gefamunte Deutſch⸗ 
Um die nächfte und wichtigſte Aufgabe fet. „Wir müſſen“, rief ex bei der Berhanblung über die 
Gentralgewalt, „wir müflen durchaus eine Megierung Haben; eine Regierung, welde regiert, 
wihrend wir hier die Werfaffung berathen, die zwar nach dem Willen von und vegiert, die aber 
niqt jeden Augenbli zu fragen braucht. Und wenn nun diefe Berfonen im Namen der Na⸗ 
tien handeln müffen, iſt e8 dann nicht ganz gleichgültig, ob fie fo oder fo ernannt werben? Mir, 
id geſtehe es, iſt es ganz gleichgkitig ob Drei oder ob Die Bundesregierung diefe Vollzie hungo⸗ 
gemalt ernenne, ſowie e8 den Englaͤndern gleihgültig iſt, ob eine Victoria oder ein Georg auf 
dem Throne fit. Die Hauptſache it, daß die Diener der Gewalt die Majorität der Nation in: 

vereinigen, in dem Namen und Willen dieſer Mehrheit Handeln und ihr verantwortlich 
find. Ich werde alfo, wenn man vie Organe ernennt, die man an die Spige flellen ſoll, bei er 
Kftamung mid dahin neigen, wohin bie große Majorität fich neigt, felen e8 Drei, vie man 

Hit, ober Giner.” 
Das war ohne Zweifel die Meinung der großen Mehrheit in ver Paulskirche. In gleichem 
Gare war auqh der Ausſchußbericht abgefaßt, und es flenen anfangs alle Zeichen dafür zu 
‚ daß eine Centralgewalt von drei Männern gebildet wärbe, bie aus den beflehenden 
terungen hervorginge und dieſelben mit der Gentralregierung eng verbänbe. Im ente 
den Moment trat dann Heinrich v. Gagern mit dem Vorſchlag hervor, bie Gentrals 
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gewalt aus der Berfammlung hervorgehen zu laſſen; es ſchien ihm dadurch ein eintraͤchtigeres 
und populäreres Ergebniß möglich als auf dem andern Wege. Der größere Theil der gleich⸗ 
geinnten Freunde ſchloß fi ihm an, auch B.; mit einer Mehrheit von beinahe drei Viertheilen 
warb beſchloſſen, durch die Nationalverfammlung einen Reichsverweſer wählen zu laſſen. Aber 
«8 war bod ein beveutfamer Borgang, daß die Mehrheit diesmal durch die gefammte Linke 
verſtärkt ward, während berühmte Namen unter den Freunden, wie Beckerath, Befeler, Dahl⸗ 
mann, Gervinus, Binde, Welder mit ver Minderheit fiimmten. Zwar erklärte ein großer 
Theil der Majorität, nur „im Vertrauen auf die Zuftimmung der Regierungen ” für die Wahl 
geſtimmt zu haben, allein es liegt auf der Hand, daß an der Sache dadurch ungemein wenig 
geändert ward. Gerade mit Preußen, worauf fon damals die Mehrheit der Mittelpartei 
vorzugsweife ven Blick gerichtet, entftand dadurch gleich anfangs eine Spannung, die nicht in 
ihrer Abficht Legen konnte. x 

Nicht lange naher gab fi, gleichſam als Antwort, von feiten Hannovers der erſte Ver⸗ 
ſuch particulariftifgen Widerſtandes gegen die Machtvollkommenheit ver Nationalverfammlung 
Tund. B. war unter den Rebnern, die fi am fhärfften dagegen erhoben. „Wir wollen“, 
tiefer, „mitten durch die Klippen gehen, ob fie rechts ober links find; wer und einen Schlag- 
baum in den Weg wirft, der die deutfche Nation zur Einheit führt, den wollen wir — und 
bier ſpreche ih mit dem Abgeorbneten von Leipzig — ben wollen wir zermalmen.” Die Zeit 
kam, wo ſich die Kraft biefer Drohung prüfen ließ. Dann war e8 freilich für die demokratiſche 
Linke eine mohlfeile Sade, das trogige Wort dem Redner und feinen Freunden vorzuführen 
und bie künftigen Thaten mit den drohenden Reben in eine bittere Parallele zu ftellen. 

Die Verhandlungen über die Gentralgewalt hatten für B. infofern eine unmittelbar bedeut⸗ 
ſame Folge, als fie dazu mitwirkten, fein Verhältnig zur, Deutſchen Zeitung“ zu löſen. Es 
war an fich feine dankbare Sache, inmitten ber aufgeregten Zeit und während überall locale 
Drgane pilzartig aufſchoſſen, ein großes Blatt mit feft gemäßigter Richtung zu halten, ohne 
Opfer war es in feinem Kalle durchzuführen. Seit fich der Mittelpunkt der politifgen Bewe- 
gung nach Frankfurt verlegt, hatte zudem die heibelberger „Deutfche Zeitung “ burd ihre rt⸗ 
lichteit einen ſchweren Stand, und B. drängte darum eifrig darauf, daß fie an den Sig der Na⸗ 
tionalverfammlung verpflanzt warb. Aber es war nicht moͤglich, zwei Dinge zugleich, dieſe 
zweckmãßige Beränverung des Orts und die Vereinigung ber Kälte, bie das Blatt leiteten, 
witeinanber zu verbinden ; daran fheiterte der Plan der Verlegung, während fi zugleich mit 
jedem Tage mehr dad Bedürfniß fühlbar machte, am Orte des Parlaments felber für deſſen 
Mehrheit ein Organ zu beſihen. Nun Fam vie Debatte über bie Gentralgewalt und ſchied 
zum erſten mal in einer großen Frage die compacte Majorität. An feiner Stelle trat dieſe 
Scheidung fo fhroff heraus wie in dem genannten Blatte: es rügte mit allem Nachdruck 
den Abfall vom eigenen Princip und den Triumph ver Linken, ben ber „Eühne Griff“ in fich 
einſchloß. „Wir fürdten und”, fagte unter Anderm damals bie „„Deutfche Zeitung”, „vor 
keinem ber hierhin bezüglichen Säge des linken Gentrums, ja nicht der Linken, ſobald ber ent= 
ſprechende Anlaf da if. Wir erkennen die Allmacht der Rationalverfammlung vollfommen an, 
wir wünfcgen nur, daß fle dieſe Allmacht nicht nuploß ba vergeube, wo gar fein Widerſtand iſt, 
daß fie fie auffpare für große Momente, Wenn eine neue bewaffnete Anarchie hereinbricht, 
wenn eine erklärte Reaction größerer deutſcher Staaten ung bedroht, dann, und wenn dann bie 
georonele Macht des Regiments ſich als unausreichend erweift, dann wollen wir die ungeheure 
Gewalt loslaſſen, die in dem moralifchen und politifhen Anfehen diefer Verſammlung ruft; 
wir wollen und aber hüten, bie Waffen, die wir dann nöthig haben, im voraus ſchartig zu 
machen mit jenen Hieben auf deu Bundestag, der ja doch ſchon eine Leiche fein joll, mit jenen 
Streihen gegen die Reaction, deren Feldzeichen nirgends gefehen wird.” Es hat nicht lange 
gebauert, und es bot ſich ein folder Anlaß, wie er hier angedeutet warb. In ver Verhandlung 
über den Malmder Waffenſtillſtand, bie erfte große Frage, in ber ſich die Macht der National- 
verfammlung vor dem Inland und vor der Welt erproben konnte, ging die Mehrheit der Mittel- 
partei einen vorfichtigen Weg, während wir Audern, die wir im Junt mit allem Eifer für auf- 
richtiges Einverftännniß mit den Regierungen fochten, darin die erſte eclatante Niederlage des 
Parlaments und den erflen durchſchlagenden Sieg der particulariflifhen Reaction erblickten. 

Im Auguft 1848 bildete der Reichsverweſer fein Minifterium; B. übernahm im Departes 
ment des Innern bie Stelle eine Staatöferretärd, Er war recht eigentlich der ſchlagfertige Red⸗ 
ner ded erſten Reihöminifteriums. In der Debatte über ven Malmder Waffenftiliftand Hat er, 
foweit überhaupt Reben hier einzuwirken vermochten, in einer gewandten und glänzenden Anz 
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ſyrihe wefentlich dazu beigetragen, daß bie ſchließliche Genehmigung des Vertrags votirt ward. 
Befaderd treffend wies er auf eine Nothwendigkeii hin: ven raſchern Abſchluß der Verfaſſung. 
„Bir werben‘ , fagte er, „das Deftnitioum , die deutſche Verfaſſung fhneller Beenbigen müffen, 
nic bisher geglaubt; ſie wird und dann vie Binheit wahrhaft fihern,, bie das Proviſorium 
an nicht vollfländig Hchert.” Die Zuftimmung, die dieſer Mahnung geworden war, ermuthigte 
wßRebner, wenige Tage nachher, am 414. Sept., einen Antrag einzubringen, der einen be= 
finnien Modus der Abkürzung vorſchlug. Es follte der Verfaſſungsausſchuß den rückſtändigen 
Theil feiner Arbeit zur ſchleunigen Vorlage bringen und vor ber Berathung eines jeven Saged 
kr Grundrechte die Berfammlung befragt werben, ob jle auf die Discuſſion deſſelben verzichte. 
Gern Hätte B. mehr vorgefjlagen, etwa ven Siebzehnerentwurf mit Ausfhluß der Oberhaupts= 
frage en bloc anzunehmen und nur über biefe eine eingehende Verhandlung zuzulafien, ober 
über die Arbeiten des Ausfchufles in gleich abgefürzter Form abzuftimmen; allein es war Feine 
Ansäät, daß ſich dafür eine Mehrheit fände. „Wir find ver Stimmungen”, fagte er, „melde dazu 
gehören, um das Werk burchzuführen und für ganz Deutſchland anwendbar zu machen, durchaus 
nicht ſicher. Es iſt eine alte Erfahrung, daß auf eine Erfhütterung wieder Erſchlaffung folgt; 

wit wiflen, daß Gewerbe, Handel und Arbeit ſtocken. Die Sehnſucht nach der Wiederkehr eines 
thätigen und einbringlichen Gefgäftölebens kann To groß fein, daß fie in eine Ermüdung und 
Ermattung umfchlägt, welche unferm Werke durchaus fhäplic fein muß. Es ift eine alte Er⸗ 
fahrung, daß Die Parteien ſich über ihre Stärke und Zukunft täuſchen; darüber aber, glaube ih, 
fönnen wir uns nicht täuſchen, daß viejenige Partei, welche ven Particularismus befördert, ſich 


, mol Rupen zu ziehen weiß aus dem Drange nad) Orbnung, Sicherheit und Wieberaufleben 


der Gewerbe.” Indeſſen alle dieſe Gründe ſchlugen nicht durch; fein Antrag ward verworfen 
und nur die abgefhwächte Faſſung angenommen, daß in Zukunft lediglich dann eine Discuffion 
der Grundrechte flattfinden folle, wenn minbeftens 100 Mitgliever dieſelbe verlangten. 

& folgten Ereigniffe, deren ſchmerzlicher Cindruck in deutſchen Herzen nie zu verblaffen 
vermag. An die zweite Verhandlung über ven däniſchen Waffenſtillſtand und deſſen Annahme 
tißte ſich wie an einen längft gefuchten Vorwand ber demokratiſche Aufſtand vom 18. Sept., 
die ſheußliche Ermorbung zweier Abgeordneten und ber nicht minder verabſcheuungswerthe 
Cyniomns, womit die Anbläfer des Unheils das Geſchehene theils zu befchänigen, theils mit 

zu verdecken fuchten. Wenige haben damals mit gleicher Energie das wüſte 
Lreiben der Politiker ver Pfingſtweide gezüchtigt wie B. Die alte Friſche und Angriffskraft 
feiner Oppofktionsjahre in der badiſchen Kammer erprobte ſich hier an einem neuen Object. 


Allzeit ſchlagfertig und kampfbereit, Tief er Die Gegner ſich ausreden, ſammelte dann ihre Pfeile, 


bad ihnen muthig die Spige ab und zeigte in beredten Improvifationen, denen der ſichtliche 


Unwille einen Höhern Schwung lieh, den Abgrund, an den die Cpigonen des demagogiſchen 
Lerrorismus Deuiſchland zu führen dropten. Die noch friſchen Unthaten, die eben an Auerd- 


weld und Lichnowſky begangen murben, ber Mord Lamberg’s und Latour’s gaben freilich nur 
traurigen Stoff, eine Bartei zu kennzeichnen, Die mit dem Mord die Welt regeneriren wollte, 
Auf B.'s eigene politiſche Haltung find dieſe Greigniffe nicht ohne Einfluß geblieben. Wie 
fine herben Angriffe den Bruch mit der Demokratie vollendeten und Ihm einen Haß zumandten, 
wie ihn wol kaum ein anderer Mebner der Paulskirche genoß, fo fteigerten fie auch in ihm den 
Wiberwillen gegen die Revolution, die Sehnſucht nad) einer feften Ordnung der Dinge, bie 
herzuſtellen aflerhings kaum mehr in der Macht der Nationalverfammlung Ing. Hatte er ſchon 
vorher im Gonflict zwiſchen ven beſtehenden Autoritäten und ber venolutionären Gewalt fi 
upmeldeutig auf die Seite der erftern geftellt, fo ſchärfte fi das noch unter dem frifchen Ein- 
er eben Erlebten. Es word ihm bald eine Gelegenheit, dies in ſehr ausgeſprochener Weiſe 
in bethätigen. ; 
Das Reigsminifterium hatte ſich entichloffen (Ende October), B. als Commiſſar nad) Ber 
lin zu ſenden, damit durch feine perfönliche Bemühung das Verhältniß der preußiſchen Regierung 
im Centralgewalt fefter und günfliger geordnet werde. Seine Ankunft in Berlin traf mit ber 
Kriſis tuſammen, bie zur Auflöfung der preußifchen Nationelverfammlung und zur Octroyirung 
Ainer Berfaffung führte. Auf dem Wege nach der preufifhen Hauptflabt erfuhr B. die Er: 
aennung des Miniſteriums Brandenburg-Manteuffel. Es waren, wie man ſie auch betrachten 
nohte, leidige Verwickelungen, die nach keiner Seite zum guten Ende führen konnten. Daß 
die berliner Rationalverſammlung die Faͤhigkeit und Zeftigleit bewieſen habe, bie noththat, 
dad Sonate nur ver Varteigeiſt behaupten; die Kriſis die jept eintrat, war zum einen Theil 
far fie derſchuldet und mußte ein gewaltfames Ende finden, wenn nicht der ganze Staat ſich 
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aufldfen folkte. Auf ber andern Seite waren die neuem Rathgeber ver Krone durchaus nice 
dazu angethan, Vertrauen zu ihrer Breifinnigkeit zu erwecken ober eine Bürgfchaft gegen bie 
maßloſeſte Reaction zu geben. Gelbft wenn fie dieſe abwechren wollten, ſie konnten es nicht; 
und e8 war doch vor allem fehr bie Frage, ob fie es wollten. Wer die Dinge unbefangen wür- 
digte, Fonnte ſich durchaus nicht Darüber täufhen, daß jedem Exceß, ver feit ſieben Monaten 
unter der Agibe ber preußiſchen Nationalverfammlung und ber Duldung ohnmächtiger Bint- 
ferien geſchehen war, die Vergeltung einer ungebulvigen und nimmerfatten Reaction folgen 
müfle — einer Reaction, deren beveutenbfter Träger nit die Krone, nicht Die Brandenburg 
und Manteuffel, nicht Die Junker und Solvaten, ſondern das preußiſche Volk ſelber war. Darum 
war denn aud die Alternative durchaus bie: welches Übel das Heiuere fei — bie berliner 
Maſſenherrſchaft, von der. Ach die Bolfövertretung treiben und vrängen ließ, ober ein Minifte- 
rium der bewaffneten Ordnung, das die Brücke warb zu der unabwendbaren Üteaction. 

Auf welche Seite B. neigte , ließ ſich nad; Allen, was vorausgegangen war, nit Beflianmt- 
heit erwarten. Gr fah die berliner Zuſtäude unter bem noch neuen Cindruck ber eigenen frank⸗ 
furter Erlebniſſe; in Einzelnem erſchienen fie ihm wol zu trübe gefärbt, in Anderm uud We⸗ 
fentlihen: fah er volllommen das Richtige. Die wũſte Unzucht der Baflenpolititer war fo, wie er 
ſie ſchilderte; die eigenſinnige VBerreuntheit der Rationalverfammlung, wie das Hänfig der Fall 
if, mit Ohnmacht gepaart, beurtheilte er ebenfo richtig als das Maß ihrer Kräfte gegenüber 
der Regierung. Es haben fih damals ſcharffichtige Augen durch ven blinden Lärm ver Zuftim- 
mungsabrefien und Demonftrationen irreleiten laſſen; man hat es wol als Befangenheit B.'s 
angefehen, wenn ex auf vie in den Gemüthern fon eingetretene Reaction und Grmübung 
hinwies, oder wenn er der preußiſchen Berfammlung voraudfagte , daß fle vom Volk werde ver- 
laflen fein. Die Folgezeit Hatte ihm darin mehr Recht gegeben ald Deuen, bie aus den Maß⸗ 
regeln der Krone eine unberechenbare Revolution der Maſſen weiſſagen wollten. Bon Srants 
furt erhielt er nun, als fi Me Dinge fo tief verwickelt hatten, vie Weiſung, vermittelnd einzu⸗ 
terten in ben Gonflict zwiſchen Krone und Bollsrepräfentanten — eine Inſtruction, von ber es 
wol begreiflich, daß man in Brankfurt fie geben konnte; nur war es ebenſo natürlich, daß fie 
in Berlin nicht mehr zu vollziehen war. B. Hatte Recht, wenn er meinte, es fei hier nichts 
mehr zu vermitteln, man ntüffe fich auf die eine ober auf bie anbere Geite ftellen. Gr nahm 
unzweibeutig Partei für bie Krone und elite dann nach Frankfurt zurück, um bort feine Gin- 
präde mitzutheilen und von feinen Schritten Rechenfchaft zu geben. Er kam eben in dem Augen: 
blick zurüd, wo in der Paulskirche bie preußiſche Sache und feine eigene Tätigkeit zur Sprache 
gefommen und ein umfaflender Antrag varkber angefünbigt war. Am andern Morgen, am 
18. Nov., folkte die Verhandlung ſtattſinden. Die Anfsrade, womit B. vie Verhandlung 
dieſes Tages eröffnete, hat eine gewiffe Berlihmtheit erlangt. Es war die Rebe, worin er, Die 
Phyfiognomie ver preußiſchen Hauptſtadt [hilbernp,. vie vielberufenen Worte Sprach: „IH muß 
geſtehen, daß mid; Die Bevdlkerung, welde ih auf den Straßen, namentlid in der Nähe nes 
Sitzungslocals der Stände erbliltte, erſchreckt har; ich ſah Hier Beftalten die Straßen beuöltern, 
die Ich nice ſchildern will.” Er fand, fo ſchilderte er weiter, Die Verfammlung in Rd zerriſſen 
und von außen unfret und terrorifirt durch wilde Maflen; vie Miniſter dagegen in der mann: 
lichſten Faſſung und einer Ruhe, die alle Anerkennung verdiene. An Reaction, meinte ex, fet 
nicht zu denken. Selbſt wenn Jemand daran daächte, fo waͤre fle in Preußen unmöglich; un es 
fei von folden Männern nicht zu denken, daß jle fi an ein fo wahnfinniges Beginnen wagten. 
Im Übrigen fet ein Zuftand eingetreten, der entweder mit firenger Durchführung ver einmal 
beflofienen Maßregeln over mit Unterwerfung unter die von ber Verſammlung geftellten Be: 
dingungen enben müßte. Welches das größere Unglück fet, feine ihm nicht zweifelhaft; von 
der preußiſchen Rationalverfammlung hoffe er weder für die Freiheit noch fürdie Einheit Deutſch⸗ 
Sans eine Unterftügung. 

Indeſſen wur in Frankfurt die Zeit gekommen, welche die Entſcheidung über bie Berfaflung 
bringen mußte. Was fi bisher nur im Ausſchuß ımd in engern Rreifen abgefptelt — die 
ragen über den Umfang des neuen Bundes, dad Verhaͤltaiß Öfterreiche und das Oberhaupt — 
das drängte fi jetzt mit all feiner unberechenbaren Schwierigkeit aufregend und entzweiend in 
die Berfammlung herein. Wir Haben bier die Vorgänge nicht zu ſchildern, Die feit November 
41848 unter ſturmiſchen Anzeichen dieſe Wendung vorbereiteten: die Debatte fiber die erſten 
Baragraphen ver Verfaflung,, das Programm von Kremfier, ben Austritt ver Oſterreicher aus 
dem Reichsminiſterlum, ven Eintritt Heinrich’ v. Gagern und deſſen Programm Kter das Ver⸗ 
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Wisip Hfterreichs zu Deutſchland. Egh gilt hier nur, die Stellung B.'s zu dem Alten kurz zu 
Aunkteriire. Daß ex an dieſen einzelnen Momenten äuperlid) und innerlich den lebhafteſten 
cheil nahm, brauchen wir kaum zu fagen. Gleich aniangs gehörte ex nicht zn Denen, die 
an brüsfen Bruch nilt den Ofterreichern foberten. Er meinte in einer Parteiberathung des 
Geinoclubs: zu Kremſier habe ber Kaiſerſtaat nicht da legte Wort geſprochen, es ſei mol An: 
kjju Unterhandlung da. Diefelbe habe an id nichts Anfößiges und werde das Werk eher 
inern als verzögern. Gin fo inhaltſchwerer Vorgang wie die Lootrennung ÄHſterreichs aus 
ben engern Bunde bebürfe einer förmlichen Auseinanderſetzung, zumal bie ganze Spige der 
Serfaffung, die Feſtſiellung des Oberhaupts, von der Loͤfung des Berhältnifles zu Ofterreich 
refentlich abhänge. Die Sache fand bekanntlich eine entgegengefegte Entſcheidung; die Öfter- 
tier ſchieden ans dem Reihäminifterium, vie bezüglichen Baragraphen wurden verhandelt, 
Gagern s Programm vorgelegt. Nur in den Mitteln, nicht in dem Zielewar B. anderer Meinung 
als viele feiner politiſchen Freunde geweſen; ex zählte daher jegt zu ven eifrigſten Verfechtern 
88 Bundesſtaats und ber einheitlichen Oberhauptswürbe in ihrer erblichen Übertragung auf 
Berufen. Obwol ed nicht gelang, gleich bei ver erfien Leſung die Erblichkeit des Kaifertfums 
durchzuſetzen, hegte er doch feit Anfang 1849 die Hoffnung des Gelingens. Er rechnete Darauf, 
daß die Berfaffung ohne die bedenkliche Zugabe des fuspenfinen Velos und allgemeinen Stimm⸗ 
reits durchgehen und daun bei Preußen ein thätiged Entgegenkonmen finden werde. „Wird das 
, aͤußerte er und damals,, in feiner cenſervativen Faffung angenommen und die Erb⸗ 
lihleit votirt, fo halte ich Deutſchland für gerettet. / Unermüdlich war er in dieſem Sinne thätig. 
im Club, auf der Tribüne, in der Preſſe und in perſönllchem und brieflichem Verkehr mit 
Staatomãnnern der Cinzelſtaaten. Auf ber Tribüne iſt er bei der Oberhauptsfrage und beim 
Bablgefep mit zwei Neben aufgetreten, die zu ben bedentendſten gehören , was in biefen Debat- 
ten aus den Reihen ber bundesſtaatlichen Partei hervorgegangen iſt. 

Allein es kam anders, als er gehofft; die bisherige Majoritaͤt war aufgelöft, neue Com⸗ 
binationen hatten ſich gebildet. Die erfriſchende und auftichtende Hoffnung, durch die Annahme 
des Weliler ſchen Antrags vom 12. März bie ganze Verfaffung mit Einen Schlage durchzuſetzen, 
warb zur ſchmerzlichen Täuſchung für vie erbkaiſerliche Bartet; von neuem begann die mühes 
volle Verhaudlung über das Einzelne, bis endlich mit knapper Mehrheit, und durch gewichtige 
Zugeſtändniſſe an die Demokratie erlauft, die bundesſtaatliche Verfaſſung mit ven Crbkaiſer 
geboren warb, Die Antwort bes erwählten Kaiſers ift befannt; fle warf das kaum vollendete 
Bert und feine Träger in neue Bertvirrung. Don Berlin erſt bebingt, dann unbebingt zurüid- 
gewieſen, in Frankfurt von ber Demokratie mit Erbitterung angefochten und ſich mit Mühe noch 
wrolutionaͤre Befchlüfle abwehrend, durchlebten vie Erbkaiſerlichen alle Qualen und Mishand⸗ 
lungen, die einer zwijchen zwei Extveme eingekeilten Mittelpartei widerfahren können. 

In dem Maße, ald die Dinge ſich fo unlöshar verwidelten, ſchwand bei B. die Hoffnung, 
in ber Paulokirche die Berfaffung zu Ende zu bringen. Er hatte fon beim Welcker'ſchen Anz 
trage bie Freunde dringend und nachdrũcklich abgemahnt, durch Conceſſionen an vie Linke die 

zu gewinnen; bie Verfafiung ſelbſt, ſowie fle geworden war, hatte nur zuin Theil 
fine Sympathie. Noch einmal, am 25. April, fpead er vom ver Tribüne der Rationals 
vrfeumtung mit gewohnter Lebhaftigkeit gegen bie Linke und ihre ſtürmiſchen Anträge, um 
bean dieſe Räume nicht wieder zu betreten. Drei Tage ſpäter warb er als Reichscommiffar nach 
Berlin gefendet, um bort für die Annahme der Berfaffumg zu wirken. 

Sein Auftrag Ereuzte ſich mit der unbebingten Ablehnung Preußens und mit ver Auflöfung 
ver Kammer. B.is Inſtruction hatte eben dahin gelautet, einmal auf die Annahme der Ver⸗ 
faſſung zu dringen, dann bie Regierung aufzufobern, daß Re ich aller Anorbnungen enthalten 
iöge, durch welche dem Volle bie gefeglichen Mittel, feinen Willen kundzugeben, gejcgmälert ober 
entzogen würden , alfo namentlich die GStänbeverfammlung meber zu vertagen noch aufzulöfen. 
war netürlig , daß ihm zu Berlin der Beſcheid warb: beibe Foderungen feien bereits erle⸗ 
diet. Nach dem gewöhnlichen Laufe ber Dinge blieb dem Abgeſandten des Reichsminiſteriums 
altzts übrig, wie es die andern Gonmiffare gleichzeitig thaten, nach Fraukfurt zurückzukeh⸗ 
ten. Allein B. ſchlug einen andern Weg ein, der ihm nach feinem Ermeſſen als der ficherſte 
ir Erreichung des großen Ziels erſchlen, der aber feinem Auftrage wie feiner Vollmacht wider⸗ 

und ſelbſt von ven naͤchſtſtehenden Freunden gemisbilligt ward. Er blieb in Berlin; er 
ah, wie Damals im November 1848, die Verfiherungen ver Teitenden Stantsmänner ver⸗ 
trauendvoll und glänbig entgegen und folgte mit Theilnahme ven Verhandlungen mit Hannover 
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und Preußen, bie eben jegt zum Abſchluß des Dreikoͤnigsbündniſſes gepflogen wurden. Der 
Abgefandte der Gentralgewalt, der die Durdführung ber Verfaſſung erlangen follte, näherte 
fich den octroyirenden Regierungen und bereitete feinen libergang In ihr Lager vor. 

Wer feinen Bang genau verfolgt hatte, dem konnte freilich diefer Schritt nicht ganz uner- 
wartet fein. Die Zeit, wo er mit dem, Zermalmen“ gebroht hatte, war vorüber. Die Revo⸗ 
Iution erfüllte ihn mit mehr Schreden als die Regierungen nıit Mistrauen. Son im Spät- 
jahr 1848 Hatte er den Freunden im Elub erklärt, ex fehe nichts Anſtoͤßiges in der Unterhand- 
lung mit Hſterreich. Jept bot fi ver Anlaß, anf gleichem Wege mit Preußen fich zu verſtändigen. 
he ex mit Vogt und Simon die Reihöverfaffung durchführen wollte, verband er ſich Tieber mit 
Rabowig und Manteuffel. Ohne Zweifel ein politifer Irrtum, der, lediglich nach dem Erfolg 
gemeflen, den Vorwurf inconfequenter Kurzſichtigkeit wol herausfodern mußte; aber ein Irr⸗ 
thum, der fid) doch wieder aud feiner ganzen Art zu venfen und zu urtheilen genügend erklärte. 
Zeigten nicht eben ſchon die Vorgänge in Dre&ven, in der Pfalz, bald auch in Baden, welchen 
Weg man gedrängt ward, wenn man an ber Hand der Demokratie die Reihöverfaflung durch⸗ 
führen wollte? Und ward nicht feit ven erſten Tagen des Mai die Rationalverfammlung ſelbſt, 
zum Theil wider Willen, in biefe revofutionären Gleiſe hereingedrängt ? So mochte es ihm 
zugleich politife und patriotiſch erſcheinen, lieber bie eigenen Erflärungen von ehevem zu ver⸗ 
leugnen und vie von den Regierungen bargebotene Hand raſch zu ergreifen. Der Entwurf ber 
Berfaflung, wie ihn die brei Regierungen vorlegten , war ohnedies viel mehr nad; feinem Sinne 
al8 ber in der Paulskirche beſchioſſene Wir haben ihn kurze Zeit nachher gefproden und waren 
feappirt über den unverhohlenen Eifer, womit er ber berliner Verfaſſung vor der franffurter 
den Verzug gab. Go entfchloß er fih, aus dem Parlament auszutreten und fi offen an bie 
Politik der drei verbünbeten Regierungen anzuſchließen. Am 19. Mat brachten die Zeisungen 
eine Erklärung von ihm an feine Wähler, worin diefer Schritt motivirt war. „Rad meiner 
Auſicht“, hieß es darin, „fördern die Beſchlüſſe der Nationalverfammlung feit dem 4. Mai 
nicht mehr eine Einigung Deutſchlands, jondern ven Bürgerkrieg, und ein Beharren auf bem 
betvetenen Wege Eönnte, ſtatt zu einer einheitligen Geftaltung eines flarken Vaterlandes, im 
beften alle nur noch dazu führen, daß Deutſchland in zweierlei Verfaffungen, in zweierlei 
Reichstage getheilt und geſchwächt würbe. Ein ſolches Ziel ift nie dad meine geweſen. Ciner 

lung, welche nach meiner Überzeugung ein anderes Ziel als ein ſolches nicht mehr er⸗ 
reichen kann, glaube ich nicht mehr angehören zu bürfen; darum mein Austritt.” Auf bie 
Brage, welcher Weg einzufchlagen fei, gab bie Erklärung ven Veſcheid: „Wer von dem Grund⸗ 
fage ber Freiheit ausgeht, wirb nicht beſtreiten daß die Nation auch jept noch bie Freiheit habe, 
mit den Regierungen Üiber bie Neugeftaltung Deutſchlands einen Vertrag zu fliehen. Wenn 
die mächtigften deutſchen Regierungen Das, was die Nationalverſammlung geboten ‚nit anges 
nommen, folgt. daraus, daß nun Die Nation nicht annehmen foll, was Die Regierungen Bieten? 
Sie dürfte e8 nur ann nicht annehmen, wenn es nicht den Hauptbebürfnifien der Nation ente 
fpräde. Der Inhalt der darzubietenden Berfaflung wir alfo eutſcheiven müflen. Diefen Iu= 
halt foll eine Bertretung des vernünftigen Volkswillens prüfen und über Annahme ober Nicht⸗ 
annahme nach freiem Ermeſſen entſcheiden. Niemand wir behaupten können, daß viefer Weg 
— der Weg des freien Bertrags — einer Nation nicht würbig fel. Ein großer Vorzug biefes 
Weges iſt aber unftreitig, daß, weil pie mächtigſten Regierungen ſich im voraus gebunden, an 
ihrer Uneinigkeit wenigftens ober ihrem Widerſtande die Einheir Deutſchlande nicht mehr ſchei⸗ 
ten kann.” 

Es ließ ſich denken, daß biefe Erklärung Aufſehen und Widerſpruch erregte. Daß die de⸗ 
mokratifſche Linke Spott und Hohn auf den Ausgetretenen häufte und feine frühern Erkiärungen 
in eine bittere Parallele mit diefem neueften Schritt ftellte, war nur natürlich; aber auch Die 
Freunde waren mißvergnügt über ven jähen Übergang aus der Miffion eines Reichscommiffars 
zum Verfechter des Dreitönigsbundes. Wol Tonnte e8 auch für fie fo kommen, daß, nachdem 
Alles geſcheitert war, ihnen, um bie Trummer zu retten, nichts übrig blieb als der Verſuch, mit 
den octroyirenden Megierungen zu gehen; aber das war dann ber lehte Schritt, nachdem alles 
Andere verſucht und mißlungen war. Am präcifeften ſprach dieſe Misbilligung damals Dahl⸗ 
mann aus, als im Kreife ver Gleichgeſinnten die Frage des Austritts berathen ward. „Ih 
Habe”, fagte er, „nicht die glänzende und voreilige Erwartung, wie fie B. feinen Wäplern gegen⸗ 
über ausgedrũckt hat, und es hat mir deflen Erflärung auch deshalb leid gethan, weil biefer 
ehrenwerthe Mann nur Vertrauen und Vertrauen im Übermaße hat, wo Miötrauen, und Mis- 
trauen ſelbſt im Übermaße, viel eher entſchuldbar if. Ih kann Vertrauen zu den Gaben eines 
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iſteriums Brandenburg nicht haben. Ich gehe fogar ſoweit, daß id; beforge, ſelbſt feierliche 
Sprechungen koͤnnten zurũckgenommen werben. Eben dies zu verhindern, müſſen wir zu⸗ 


Die nächften Creigniſſe ſchienen B.’8 raſchem Schritt eine gewiſſe Rechtfertigung zu geben. 
98 Barlamıent, fobald es einmal unter die ausfchliefliche Leitung der Linken gekommen war, 
suite die ſchmale Grenzlinie bald überfchreiten,, vie feine legten Befchlüfle noch von dem bewaff- 
aim trennten ; mit-der Revolution, wie fie in Baden und ber Pfalz auftrat, foll- 
zariſch verbunden, ging es unter, bevor noch biefe Revolution felbft ihren legten Todegkampf 
mögefohten. Noch vor Ende Juni war auch bie Maffe der erblaiferlihen Partei dabei ange⸗ 
Ingt, den Verſuch ber Bereinbarung mit ven Megierungen zu wagen. Was B. im Anfang 
Rai in Berlin getan, dem folgten nun in refignirter Stimmung bie Freunde in Gotha, Mit 
lebhafter Geuugthuung jah B. diefe Wendung; noch hegte ex Fein Mistrauen gegen bie Re= 
sierungen, ber Widerwille gegen bie revolutionäre Demokratie erfüllte feine ganze Seele. 

Der Reft feiner dffentlichen Thätigkeit läßt fi in kurzem zufammenfaffen: fle endete zu⸗ 
glei mit dem Scheitern aller der Hoffnungen, an deren Erfüllung er nod im Spätjahr 1849 
nicht verzagt Hatte. Im Frühjahr 4850 betrat er noch einmal kurze Zeit bie altgemohnten 
Räume der badifhen Kammer, um von ba nad) Erfurt zu gehen, wohin ihn ein preußiſcher 
Wahlbezirk gefanbt hatte. Es waren bie legten Momente feines reichbewegten parlamentarifchen 
Lebens. Dort im Martinsflift hörten wir noch einmal beredte Worte von feinen Lippen fließen, 
tie zu Fraukfurt, vom Beifall feiner Freunde, vom tobenben Lärm der Gegner unterbrochen. 
! Aber bie Geguer waren andere geworben; nicht mit Karl Bogt, fondern mit Stahl mußte er 
' biedmal eine Lanze brechen, nicht die Rebner vom Donneröberg, fonbern Here v. Biomark⸗ 
Sqoͤnhauſen ũbernahm es hier, den abgetretenen Wig vom „Beftaltenfehen “ noch einmal 
auf die Tribüne zu bringen. B. felber hatte die frühere Zuverficht des Gelingens verloren; in 
eigen Auffäßen , die er damals an bie „‚Deutfche Zeitung ” fandte, verbarg er nicht mehr, daß 
[0 ‚ womit er ein Jahr zuvor den Leitern der preußiſchen Politik entgegengefommen 
war, tief erfäghttert ſei. Wie die meiften Freunde ſchied er von Erfurt mit halb vereitelten 
boffaungen. 


Seine politiſche Laufbahn war damit geſchloſſen. Den badiſchen Landtag, ber ſich im Gerbſt 
1850 wieder verfammelte, konnte er nicht mehr beſuchen; nach beſſen Schluß im Jahre 1851 
legte ex die feit gehn Jahren mit Ehren behauptete Stelle nieder. Seine Geſundheit hatte ebenfo 
lange ausgebalten, als vie Goffnungen auf eine Löfung der deutſchen Dinge frif geblieben 
waren; wie dieſe verwellten, brach auch fein Börperliches Wohlfein zufammen. Schon vor 1848 
war ex vielfach leidend geweſen; feine nicht ſtark organifizte Natur hatte die Ruckwirkung ange: 
Rımgter Acheiten und fortwährenber Aufregungen bereits damals empfunden; es war ihm 
über gelungen, durch Die Spannung, welche die Beit ben Einzelnen gab, die Anwandlungen der 
Gäwäce niederzuhalten. Nun Samen bie ſtürmifchen Zeiten von 1848: ber jühe Wech ſel zwiſchen 
tenkühnften Hoffnungen und bitterer Gnttäufgung, zwiſchen Rolzem Gelingen und trofliofem Lin= 
terliegen, die Tage bed raſchen Umſchwungs von Zuverſicht zu ſchwerer Sorge, von populärer 

ruldigung zu wildem Haſſe aufgeregter Maſſen. Auch für eine ftärfer angelegte Natur als 
de feine war dies eine furchtbare Probe; wie manche kräftige Natur ift unter den erſchüttern⸗ 
den Schlägen dieſer Tage erlegen! Ihn hielt die Arbeit, die kLeidenſchaft, die Hoffnung auftecht; 
der der Tag mußte kommen, wo biefe Gtügen ihren Dienft verfagten. Noch während der leh⸗ 
tra Agonien ber bundesſtaatiichen Sache ftellte ſich das alte Übel in ſchlimmerer Geſtalt ein; e6 
ein hartnädiges Augenleiven, das ven regfamen, arbeitgewohnten Mann zur tramigften 
verurtheilte. Es warb nichts verfäumt, durch ärztliche Behandlung, Brunnensuren 
und Seebãͤder dem Übel zu ſteuern, aber alle Bemühungen blieben ohne nachhaltigen Erfolg. 
WU ſellte fich vielmehr immer deutiicher bie niederſchiagende Wahrnehmung heraus, daß das 
oͤrtlihe Leiden nur ein Symptom ber allgemeinen Zerrättung feiner Gefundheit fei. Noch blieb 
ft zwar geiflig Iebendig und nahm Theil an allen ven Dingen, bie den bedeutendſten Theil feines 
Lebens ausgefüllt hatten; allein felbft ein kurzes Geſpräch mit einigen Freunden konnte ihn fo 
greifen, daß er außer Stande war es fortzufegen. Was er in einem jahrelangen Zufland 
ſo aufreibenber Axt Alles gelitten at, Läpt ſich [wer befreien; es reihtfertigt nicht, aber 
& erklärt den verzweifelten Entfehluß, ihm gewaltfam ein Ziel zu fegen. Am 29. Juli 1855, 
"fdem eben feine greifen Altern bie funfzigiährige Jubelfeier ihrer Vereinigung im großen 
ag gefeiert Hatten, machte er durch einen Piſtolenſchuß Fee ſhwergevrüf⸗ 
⸗Lerikoa. IL 
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ten Leben ein Ende. Die Section wies aus, daß eine Misbildung der Leber eingetreten war, 
die in den meiften Faͤllen ſchwere, unheilbare Melancholie nach ſich zu ziehen pflegt.*) 

Mit ihm ging ein Repräfentant unfers Mittelflandes zu Grabe, wie Deutſchland bevem 
ulcht viele aufzuzählen Bat. Aus nicht ungemöhnlien Verhälteiffen 8 herausgewachſen, das 
Meifte eigener Geiſtesarbeit un eigenen Studien verdaukend, wit aud der Stube und and dem 
Katheder fondern im Öffentlichen Leben zu einer hervorragenden politiſchen Thätigkeit heran⸗ 
geblidet, focht er bis 1848 rühriger und kraftvoller als nie Meiften aus unferm Bürgertum 
unter den Fahnen deutſcher Freiheit und Einheit; feit 1848 mahın er wieder leibewihaftlüger 
ımb tapferer als die Meiften an dem Kampfe Theil, den die Sache ber Reform gegen bie Revo⸗ 
Intion zu führen hatte. Die ganze Situation machte Mefen Kampf won nornherein zu einem 
tragischen und fruchtloſen, und fein eigenes Leben hat dies Schickſal gewiſſermaßen individuall⸗ 
firt. Die Shwägen und Irrthuͤmer treten darin fo dentlich heraus wie Die glänzenden und 
guten Seiten. Sekt, wo bie Leidenſchaften gekühlt find, muß eine unbefangene Beurtheilung 
zugeſtehen, daß feine Feinde beider Extreme in dem Schlimmften, was fie ihm nachgeſagt, ſich 
geiret haben. Die Männer ver Reaction, bie ihm früher gern wol als Jakobiner ſchilderten, 
mußten einväumen, baß er für ſittliche und bürgerlige Orbaung, für Gejeg und Met, fix 
den Segen eines friedlichen Gedeihens jever Zeit offenen und marmen Sinn gehabt Hat; und 
den Gegnern von ber Linken gegenüber, die ihn gern als einen ber bitterſten, Volksfeinde“ au⸗ 
klagten, bleiben wir ver feften Meinung , daß ex für bie Freiheit und bie Größe des Vaterlandes 
fo warm und tief empfunden hat wie Irgendeiner von ihnen. Herb und ſchonungslos Aber ihn 
zu uxthellen, dies Recht räumen wir nur Dem ein, ber von ſich er er ſei 
in jenen ſchweren Tagen jederzeit frei von Irrthum geweſen. R. Häuffer. 

Baftifle, ein zumal durch feine Erffürmung (am 14. Juli 1789) und glei darauf ge 
folgte Zerftörung hiſtoriſch wie politiſch merfwärbig gewordenes feſtes Schloß und Staate- 
gefãngniß in Maris. Vom Jahre 1360 bis zum Jahre 1383, unter den Königen Karl V. und 
VI. in Fraukreich, dauerte ver Bau biefer gegen bie gefürchteten Cugläuder errichteten Veſte. 
Hugwes Aubriot hieß ihr Baumeiſter. Brühe wurde fir zugleich als Stantögefängniß gebraudt, 
und ſchon Außriot felbft murbe darin wegen Religionsmeinungen eingefperrt. Mit ven Bonts 
föritten ber Deßpotie mehrten fih aber die Einferkerungen und verſchlaugen bie at —— 
der Baſtille eine fortwährend ſteigende Zahl von Opfern der Willkürherrſchaft, mitunter aber 
auch ber Bamilientyrannel, welcher jene willfãhrig den Arm lieh. Denn in ver Regel nicht buch 
Urteil und Recht und wegen wirllicher Verbrechen, fondern durch den unmotivirten Macht⸗ 
fpra des Königs ober feiner Minifter (lottres de cachet) und wegen bloßen Misfallens oder 
bochaftet Verdaͤchtigung, wegen verhaßter zeligidfer Lehre, infolge ſchlechter Hofintrignen aber 
tyranniſcher Laune, mußten ohne Unterfäied Unſchuldige wie Schuldige, rechtſchaffene Männer, 
geachtete Familtenväter wie Sünder ober Abenteurer, oft hochverdiente, tugendhafte, dem Vater⸗ 
laude theure Bürger ſich plötzlich verbaumt ſehen zum Kerkergeab, deſſen Thore dann nur durch 
dieſelbe Willkürr, welche das Opfer hineinfließ, fi. ihm zur Erlsſung wieder aufthaten. Für 
gar Viele aber ſchlug die Stunde ver Erloͤſung nie. Vieie, deren Rache die Henler fürchteten 
ober deren wohlbegruͤndete Aufprüche man ſcheute, ober bie ein gefährliches Geheimniß fanınten, 
hielt man abfichtlich verfchloffen ihr Lebenlang; Bielen widerfuhr ſolches blos aus Vergeſſen⸗ 
heit, oder weil ihr Flehen um Befreiung, von Feindes Boshelt uuterdrückt, zu keinem befrenu⸗ 
beten Ohr ober zu feiner hůlfreichen Hand gelangte. Zu deu Qualen der Sreiheitäberaubung 
unb ber beäugftigenden Unwiſſenheit über deren Dauer, fa oft über deren Urſache, gefellten fich 
noch jene der willtintiäften, meift harten, oft tyrannifgen Behanblung und bie ſchon and der 
Beſchaffenheit ver meiften Kerker hervorgehenden Leinen. Theils grauſame Vernachläſſigung, 
theils eigenẽ erfinbertfche Bosheit machten biefelben durch Unreinlichkeit, durch Mangel an Licht 
und Luft und a den nethwendigſten Bequenlichlelten, felbf durch Verweigerung bed Klelder⸗ 


2) Daß nur dieſer Kranfheit fein Tob zuzurechnen war, biefes konnten bie Freunde, die ben treff⸗ 
Tihen Dann in dem legten Jahre feines unfaglich peinlichen Beibens beobachteten, am beflen daran ers 
kennen, baß er zwar über andere Dinge geiftesfrei urtheilen fonnte, nur nicht in Beziehung auf feine 
Krankheit und-was damu — In dieler Beꝛie ung ergeifen und ee N ihn, wenige 
ps en: bie ertveınften, unbegreiflichfien ungen und Cutſchlüſſe, die fein Seelen, 

— und fein eigen ober ihm zurech —* nennen durfte. die beherrichten ihn wahrhaft fire 
a ergab rg ei ber Section nad} ber Mittheilung eines fehr el unb hocgeaäteten 
greifen Arztes gerade d jefenige Leberkrankheit, bie vorzugsmweife verhaͤngnißvoile Tobesgebanfen Egg 
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wehfel8, der Benerung u. |. vo. zu Wohnungen des Grauſens; aber viele waren ſchon durch ihre 
Busart (als umderirbiige, fendte, grabãhnliche Behaͤltniſſe, die man eigens oachots naunte, 
der als eifeine Käfige) zu wahren Marterfammern beſtiumt und, der Kenntnißnahme aller 
Belt entrũckt, zur entſehlichſten Vefriedigung ſataniſcher Rachſucht dienend. Cia ſchaudervolles 
beiſpiel davon waren ſchon die unglſicklichen und unſchuldigen Prinzen won Armegnac, velche 
bu Tyraun Ludwig XL in ſolchen unterirdiſchen Kerkern dergeſtalt peinigte, daß die nach feinem 
Lede derũ ber erhobene Klage der Gepeinigten (1483) bie Bruſt des Leſers mit Cntſetzen füllt. 
Richt iner freilich tobie dieſelbe Tyrannenluſt. Unier guten Konigen, wie Ludwig XII. us 
veinrich IV. konnte die Unſchuld ruhiger fein; doch fehlt es ſelbſt unter ihnen an Beiſpielen des 
Bewaltenis brauchs nicht. Aber in furchtbarer Groͤße erſcheint ihre Zahl unter den langwierigen 
Regperungen Rubwig’s XIY. und Eudwig's XV., wiewol der Schleier des Beheimnifles ven 
erihten Theil ver durch fie ober durch ihre Binifer verordueten Binkerferungen beit. Denn 
wes mad eiwige Dulder, wie de Gourville, de Buſſi-Rabutin, Madame de la Rivere und etwas 
Ner ber geiftoolle Zinguet von ühgen Reiben erg aͤhlen, If nur Stückwerk. Ebenfo enthalten die 
von zwei Ungengunten in ben Sahren 1774 und 1784 herausgegebenen „Römarques histori- 
qurs ei anendlotes sur le chäteau de la bastillo‘' unb „Mömoires de la bastille sous le regnes 
daloais XIV, XV es. XVI mol iiereſſante Einzelheiten, aber keine vollſtaͤndige Darſtellung; 
nr auth Die ned Stffrmung der Beftille aus den angeblih in ihren Mauern gefundenen Bar 
pieren, theils Actenftücten, theils Aufichreibungen der Gefangenen, zufammengetpagenen Denk⸗ 
würbigieiten ( wovon fon 1789 eine Sammlung veranfaltet und In einer Üserfegung unter 
ben Titel „Beiträge zur Geſchichte der Baſtille * Varreutrapy uud Wenner in Fraukfurt 
— i8) End lüdenhaft und vielfach unbeftiedigend. Indeſſen IR, was wir wiſſen, jeden⸗ 
ld binzeigenn, uns wit Abſcheu, ja mit Entjegen zu erfüllen und bie verlorene, ſchmaqhwolle 
Yage der franzöflfchen Nation in ber her Revolution vorangegangenen Seit und einpringlid) vor 
Ungen zu fielen. Denn was man auch von der verglelchung aweis nur geringen Zahl ber Opfer 
* * gewöhnlich und insbefondere im Augenblick ihrer Erſtürmung in der Baſtille ſchmach⸗ 
kim: ihre Kexkergräber drohten darum nicht minder Allen, welche bie Ungnade eines Minifters 
nr eines Höflings fi zugegogen, aber yon beren Verderben ein Hochſtehender ober Einfluß- 
trier einen Gewlun für fid ober für einen Bhnfling erwartete ; Allen zumal, welche durch frei⸗ 
janige Rode ober Schrift die Brivilegirten oder die Suͤnder zu beleidigen wagten. Und mitunter 
Bieg bie Zahl der Cingekerkexien gleichwol fo Hoch, daß man, um Raum für bie neuen Ankdmm⸗ 
ligge zu gewinnen, bie ältern Gefangenen in andere ber Baſtille Ähnliche Kerker brachte. Denn 
no in verſchiedenen Provinzen gab e3 dergleichen Feng ober Martechöhlen; wur war bie 
Baßille unter ipuen die berühtigtfle uud — weil allernägft ber Hauptflabt und ihrer Hof: und 
— —— drohend — bie gefücchtetfte. Daher war natürlich daß das im Jahre 1780 
Breißeitägebansen erwachte franzöfliche Volk die erſte Hußerung feiner entfeffelten Kraft ger 
en dieſe Baftille richtete * das verhaßte Bebäube, nachdem deſſen Erftürmung ihm wunder⸗ 
Äbnli geglüct Hatte (14. Iuli), in patriotifgem Jubel nieberriß. Diefe That mar allerdings 
nigt nad Den Giefepen; aber, ſowie bie Erhebung im Zuli 1830, fo wurde auch fie Duzd den 
erflrittenen Erfolg gerechtfertigt; ja ſelbſt * alle einheimifchen Autoritäten 
a8 eine nicht nur unfträflide, fondern ums Rationalwohl Höcft verdienſtliche anerkannt, Durch 
die Stimme des Volles aber und der öffentlihen Meinung in ganz Europa begeifert bis zu den 
Sternen erhoben. Auch if Har und kann nur von ben übertriebenften Männern der Reaction 
Wleugnet werden, Daß an Vollserhebungen in ben Momenten verhängnißteider Kriſen der 
Naßſtab des —8 Außen Rechts nicht gelegt werben darf, aber daß wenigſtens nicht er, fon- 
bern nur Anlaß und Zwed, Beift und Erfolg, überhaupt ber gefammte politiſche und moraliſche 
Lbaralter derſelben für ihre Würbigung entſcheidend find. Genug! Die Weligeſchichte hat die 
Erſtürmung der Baftille als den erſten großen Act der in ihren Anfängen glang- und hoffuungs- 
wißen, doch freilich allzu bald verbüfterten und entftellien — in die Lichtſeite ihres 
eingetragen. Rotted. 

Baubehörden, f. Bauweſen. 

Bauer, Baueraftand. (Befgiäte und Rechtszuſtand der deutſchen Bauern.) 
Lüser den Begriff und Die allgemeine Lage des Bauernflanded. Bauern find 
nach dem Wortfinn und nach dem allgemeinften Begriff Diejenigen, welche fich mit dem Bauen 
dd Landes beſchaͤftigen. In einem gewöhnlichen engen Sinne befaßt man unter biefem Wort 
glei auch Das, daß die Bayern Eigentpümer oder wenigſtens dinglich Kamine Beſther 
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des Landes find, welches fie bauen. Wir Deutſche kennen Gottlob jegt im Allgemeinen nur freie 
grundbeſitzende Bauern, weder Sklaven, wie noch in Noronmerifa, und Leibeigene, noch auch 
allgemeine Pachterwirthſchaft, mie großentheils in Italien. 

Schon unmittelbar an die Befchäftigung und an den Grundbeſitz (an den vollbwirthſchaft⸗ 
lichen Begriff des Bauern) Fnüpfen ji bedeutende natürliche Cigenthümlichkeiten der Bauern. 
Die Feſtigkeit und Unbeweglikeit von Grund und Boben, pie Abhängigkeit der Ernten und 
der Misernten, des Glücks und Unglüds feiner Bebauer vom Himmel, von feinen feften Ge⸗ 
fegen wie von feinen vorübergehenden Erfpeinungen geben dem Charakter des Landbauers zu⸗ 
gleich etwas Feſtes umd etwas Neligidfes, Anhänglichkeit und Treue für das Beſtehende oder 
etwas Conſervatives. Die im Vergleich zu den höhern und zu den gewerblichen und Handels⸗ 
beſtrebungen einfachere, kunftlofere, zum Theil rohere Tätigkeit geben ihm etwas Unaufgeklär- 
teres, etwas Cinfacheres, Roheres, Schwerfälligeres. Ste geben ihm auch etwas mehr Leicht⸗ 
gläubigkeit und aud mehr gutmüthiges Vertrauen, fofern lehteres nicht zu fehr durch die 
vielfachen Unterbrüdungen und Übervortheilumgen von Seiten ber höfern geiſt⸗ und weltiigen 
Stände zerſtoͤrt if. Die größere Sefligfeit und Unabhängigkeit des Grundbeſitzes, die Sicher⸗ 
heit auch in der Ausübung des praktiſch erlernten Berufes, wobei der Arbeiter ohne eigentlide 
(qualitative) Theilung ber Arbeit das ganze Geſchäft ausübt, und aud nicht wie ber Bürgers 
fland vielerlei Geſchaͤfte treibt — dieſes Alles gibt der Haltung des Bauern etwas Feſtes, Gera⸗ 
des, Mannliches 

Die eigentgümliche Befhäftigung des Bauern in Verbindung mit feinem feften Grundbeſitz 
werden zugleich je nach ben focialen (rein gefellfchaftliyen) und je nad) den politiſchen (oder ſtaat⸗ 
lichen und gemeindlichen) Verhältniffen eine wichtige Grundlage ver Gtandeöserhättwiffe. Bei 
DBölkern, welche ganz überwiegend vom Landbau leben, wie die alten Germanen, wirh ver Grund⸗ 
eigenthum befigenbe Bauer der eigentliche Staatsbürger, und nur der Staatöbürger konnte hier das 
Grundeigenthum befigen. Die germanifchen Staatsbürger und ihre regierenden Volksverſamm⸗ 
lungen nannten fi} noch in fpäten Zeiten (f. Adel [Altgermaniſcher], I, 229 fg.) die Bauern 
oder die Bonden. Sie bildeten, da alle au am Kriegs- und Staatsgeſchäft Theil nahmen und 
da aud) Gewerbe und Handel nod nicht zu befondern Lebendgefchäften ausgebildet waren, den ein= 
zigen, jedenfalls den höchſten Stand der Staatsbürger, in welchem noch die Fürſten und die Bes 
amten und unter welchem bie güterlofen Hinterfaflen, Leibeigenen und Freigelaſſenen fanden. 
Je mehr in einzelnen deutſchen Gegenden und Gemeinden bie altdeutſchen Brunbverhältniffe noch 
in ver Wirklichkeit und in dem Volköbewußtfein übriggeblieben waren, umfomehr trugen bie 
grunbeigenthumbefigenden Bemeindebürger, und sollends die Vollbeſitzet und Bollbürger, ober 
bie Vollbauern, die, welche mit Pferden oder mit vier Pferden fahren, den Namen „die Bauern’ 
als Ehrennamen, oft gleihbebeutend mit „Herren“, im Gegenfag ber armen und Eleinen Leute, 
der Knechte, ber Halbbauern, der Tagelöhner und Miethöleute. In der feudaliſtiſchen deöpotis 
Then Unterdrũckung eines größern Theils ver alten freien Grunpbefiger durch die neuen Feu⸗ 
dalherren, welche jene Grundbeſiher zu Hinterfaflen und Leibeigenen machten, ihre Freiheit des 
Grundeigenthums, ihre Wehrmannd- und ftaatöbhrgerlichen Rechte für fih allein in Anſpruch 
nahmen, blieb ihnen nur die Befhäftigung mit dem Aderbau. Diefe Beſchäftigung bürbeten 
tönen bie feubaliftifchen Güterbefiger, vie durch die Erbllichkeit ihrer Feudalrechte der Erbadel⸗ 
fand wurden, jet ausſchließlich auf. So bildete fich fogar im Mittelalter zum Theil der falfche 
Begriff, Bauern fein nur Diejenigen, welche als Gutsbauern, Golonen, Pächter, Leibeigene 
oder Tagelöhner fremdes Grundeigenthum bebauten. Und man fhämte fi nit, das freilich 
factiſch vielfach vorherrſchende Unrecht, welches indeß In Deutſchland nie fo allgemein wurde wie 
in mehren romaniſchen Ländern, als den allgemeinen Rechtsgrundſatz und als die juriſtiſche 
Vorausannahme (Bräfumtion) Hinzuftellen. So entflanden in Frankreich wie in Deutſchland 
vie x rrädtlihen Begriffe von den Bauern (Roturiers), fo bie falſchen Hechtöregeln : nulle terre 
sans seigneur, und bie Annahme, daß mit dem Wort Bauer ſteto der Begriff von Unfreiheit 
und Hinterfäffigkeit, oder Abhängigkeit von guts⸗ und ſchutherrlichen (patrimontalen) Ober- 
eigenthumsrechten zu verbinden, und daß überall pad Wenigfte von Freiheits⸗ und Cigenthums⸗ 
rechten für deutſche Bauern anzunehmen ſei, Theorien, bei welchen man nicht weiß, ob man 
‚mehr ihre Keckheit bewundern ober ihre nur allzu lange Verrſchaft und ihre nur allzu traurigen 
Wirkungen beffagen fol. 

Seitdem ſich indeſſen mitten in der Gaͤhrung und in der Miſchung altgermanifger und feu⸗ 
daler Geſellſchaftsverhältniſſe durch die entſtehende ſtädtiſche, gewerbliche und Handelscultut 
eine neue ſociale und bald auch politiſche Staͤndeabtheilung bildele, unterſchied man neben dem 
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Guſtlichen⸗ dem Adel⸗ und dem Bürgerſtande als vierten Stand den Bauernfland. Diefer 
Et umfaßte, wie unfer allgemeinfter Begriff, alle Diejenigen, welche vie eigene Betreibung 
vxr Laudbaugeſchaͤfte zu ihrem perfönlihen Lebensberufe ergriffen hatten, ohne Rüͤckficht auf 
Ihre Cigenthums⸗ und flantSbürgerlichen Rechte. Diefes bildet auch heute noch in einem wei⸗ 
im &inne den Bauernftand, obgleid, in der neuern Zeit in Beziehung auf die drei erften Stände 
ab ebenſo auch in dem Bauernſtande bebeutende Veränderungen eintraten. Alles Eaftenmäßig 
Geſchloſſene der Stände fiel immer mehr weg. Die Hinterfäffigkeit und die Leibeigenſchaft deut⸗ 
fher Bauern wurde in Deutſchland überall aufgehoben, und wir befigen jept überall eine große 
Anzahl freier bäuerlicher Grunbeigenthümer, welche durch die Aufhebung der Zehnten und an= 
derer Grumblaften und durch nie hohen Getreivepreife fehr wohlftehend geworben find. Bäuer- 
lie Tagelößner, die fein eigenes Grundeigenthum befigen, koͤnnen zwar nad) ven ſtaatsbürger⸗ 
lichen und Bemeindegefegen, auch abgefehen von ber vortheilhaftern Stellung der Grundeigen⸗ 
thümer, denſelben nachgefegt fein. Doch find fie von flaatsbürgerlihen und Gemeinderechten 
nicht ganz ausgeſchloſſen, ebenfo wenig auch aus dem Begriff des Bauernftandes. Ausgeſchloſſen 
bagegen vom Begriff des Bauernftandes find diejenigen Gutöbefiger, die nicht felbft perſoönlich 
die Lanbbaugefchäfte treiben, wie die vorneffmern Gutöbefiger aller Art, z. B. aud die Geiſt⸗ 
lien und vie Beamten, oder Andere, welche Güter von Andern bearbeiten laſſen, wie z. B. ftu= 
dirte Dfonomen und Diejenigen, welche Güter nur ald Waare zum Verkauf erwerben. Diefe ges 
hören mehr zu den Gewerb⸗ und Hanbeltreibenden. Stabtbürger dagegen, welche ſelbſtländliches 
Grundeigentgum bebauen, gehören wenigftens theilweife zum Bauernfland. Des ganzen Bauern⸗ 
Rande wahrer Kern aber, den Bauernftand im engern Sinn, bilden die auch laͤndlich wohnen⸗ 
den mittlern und kleinern Orundeigenthümer, welche ſelbſt perſoͤnlich das Landbaugeſchäft trei⸗ 
ben. Sie vorzůglich Bilden den Stand, welchen vollends Heutzutage der Patriot nur mit Freude 
und Hoffnung betrachten fann, ven Stand, welcher bei unferer fleigenden Gultur, bei Verbrei⸗ 
tung ber freiern und landſtändiſchen und Gemeinderechte, ſowie der Öffentlichen und Schwurge⸗ 
tihte und wit der Verbreitung rationeller Landwirthſchaft auch der landwirthſchaftlichen Vers 
eine, welcher endlich bei feinem fleigenden Wohlſtand zwar immer mehr an ber edlern Bildung 
ver Ration Theil nimmt, dennoch aber durch feine gejunben natürlichen Verhältniffe mehr als 
andere Stände gegen die Gefahren und Verderbniſſe unferer modernen Givilifation geſichert 
fGeint, und deſſen Gigenthümlichkeiten auch die Politik, insbefondere vie Polizei wohl berückfich⸗ 
tigen und ſchonen follte. Mit doppelter Freude und Hoffnung darf der fonft fo vielfach nieder⸗ 
gebengte deutſche Batriot auf das fleigende Wohl dieſes Standes feine Blicke richten, da in 
DVentfgland, welches nie von Fremden erobert wurde, eine ungleich größere Anzahl bäuerlichen 
igenthümer fich rettete ober wieberhergeftellt ward als faſt in allen andern europäifchen Län- 
bern, und da bie Wieverherftellung ihrer völligen perfönlichen und Eigenthumsfreiheit durch 
keine fo gefährliche und vielfach unheilvolle Revolution erworben wurde wie in Frankreich. 

IL Zur Geſchichte des deutſchen Bauernſtandes. In Beziehung auf die erfte 
Beriope, oder die Zeit der altgermanifhen freien Nationalverfaffungen, 
agibt fi für ven deutſchen Bauernſtand gerade dad Begentheil von jenen oben berührten, dem 
ſpatern Feudalismus entnommenen ungünftigen Borflellungen, Begriffen und Rechtsvermuthun⸗ 
gen. Diefes haben fon die Art. Abmeierung, Adel (Altgermanifcher) und Alodium er- 
wiefen. Auf eine fehr erfreuliche Weife wurben bie im „Staatö-Lerikon” entwidelten Grund: 
anſichten über die Grundverhältniſſe ber altgermanifchen Völker und namentlich in Beziehung 
auf ihr Landeigenthum neuerlich beftätigt durch die vortrefflichen gründlichen Unterſuchungen 
ven G. 2. v. Maurer. 2) Es ift hiernach unbeftreitbar, da die altgermanifchen Völker in ihren 
genoſſenſchaftlichen Befigergreifungen, Vertheilungen des Baulandes und in ihren Nutzungs⸗ 
rechten am Gemeindeland, mit andern Worten, daß fie in ihrer Markenverfaſſung, ebenſo wie in 
ihrem politifg-militäriihen Bereinsweien, in ihren Hundertſchaften oder Grafſchaftsvereinen, 
Yen Grundfag ver Gleichheit aller freien Benofien durchführten, ohne da irgendeine Spur ade⸗ 
liger Bevorrechtungen ſich irgendwo auffinden ließe. Die Markgenoſſenſchaft bildete früher zu⸗ 
glei Die Gemeinde, und fie war die Gemeinſchaft gleichberechtigter Genoſſen, deren Geſammtheit 
einen gewiflen gegen außen abgegrenzten Raum inne hatte. Ein Theil diefes Raums wurde dem 
Sonderbefitz und Eigenthum ber einzelnen Genoſſen ober Gemeindeglieder überlaffen, fein Haus 
ud Hof (curtis, mansus) nebft den eigentgümlichen Grundftüden. Diefe zufammen war fein 





1) „inleite: Geſchichte der Mark =, s, Dorfs und Stabtverfaffäng und der Öffentlichen 
oa (anen 1850) vu "Befähäe ber Sakenverfefingen Deafgenne (Erlangen 16) 
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2008, fein Gefammtloos, fein Logut, fein Saalland, feine Gabe, fein Erb und Eigen. Der aus 
dere, früher ſtets der größere Theit bileb für Alle zum gemeinfamen ebenfalls nad dem Eruub⸗ 
fag der Gleichheit und nad; gemeinfamen Markgefegen geregelten Gebrauche übrig. Dleſes un 
vertheilte Land, „wohin nicht Senfe und Pflug geht”, das Gemeindeland, Allmend, bezeichneten 
wol die Worte „Wald, Weide und Haide, Waſſer, Wege und Stege”. In Alpenländern, mo 
ſich oft die uralten Markenverfaffungen bis zum heutigen Tag erhielten, gehörten dahln auch 
gewöhnlich bie Alpen. Es wohnte dabel meift, ſowie noch jetzt in vielen Gegenden Deutſchlande, 
3. B. in ven Ländern der riefen und der Weſtfalen, in Hannover, im Schwarzwald, jeder 
Grundbefitzer In Mitte feiner umgrenzten Befigung und ũberſchaute fo und bewirthſchaſtete files 
ter und leichter das Ganze. Neben ihnen wohnten in Ihrem Schu oftmals beflegte Ureimnohnen 
ded Landes, die Kiten, Laten ober Leute, auf den ihnen unter beflimmter Abgabenpflidyt belaffe⸗ 
nen Ländereien. Es waren alfo die ſeibſtändigen Familienväter, welche das Bamiliengut bes 
faßen und als ſolche zugteih an der Beſtimmung aller geſellſchaftlichen Angelegenhelten in ben 
Öffentlichen Verfammlungen und Gerichten theilnahmen, ebenfo wie vie alten freien Römer 
zugleich Mitregenten des Staats und Landbauer. So ehrenvoil alfo erſcheint in der germas 
niſchen Urzeit, namentli nad Tacitus, nad den alten Volksgeſeten und nach ven älteſten 
Urkunden von den norbifhen Germanen das Verhaͤltniß ber deutſchen Landbauer, um ſchon die 
hoͤchſt zahlreichen Landwehtheere, die Hunderttauſende freier Banvwehrnänner, die oft ein eins 
einer Boffäftanmım aufftellte, beweiſen, da in ihnen nur bie freien Mitglieber der Volkegenofſen⸗ 
ſchaft, nie die beflegten und gar nicht mehr waffenfähigen Liten ftritten, daß Diejenigen Reit 
hoben, melde die 35 der lehztern als verhaãltnißmaͤßig gering annehmen. 

In der zweiten Bertode aber, oder in ber Perlode des rohen despotiſchen 
Feudalismus und Fauſtrechts feit ver Gründung der großen Erobernugbreiche, riffen 
die Könige, die Beamten und die Gefolgsleute der Könige und die Geiſtlichen, und mer fonfl 
fauſtrechtliche Macht und Gewalt zu erlangen wußte, einerſeits auf bie im ben Art. Abel 
(Altgermanifcger) und Alodium und Feudum (I, 236 und 446 fg.) angegebene Weiſe große 
Gütermaflen an ſich. Sie over der vechtloſe Zuſtand zwangen viefe Tauſende kleinerer freier 
Gůterbeſiher, ihnen ihr Eigenthum oder doch ein ſogenanntes Obereigenthum am bemſelben 
ober wenigſtens eine Privatſchutzgewalt darübet abzutreten, und ſomit entweder ihre Eiten ober 
doch Ihre Hinterfäffigen Schüplinge, ihre Lehns⸗ und Dienſtleute, ihre Celonen, Ihre Pattkunes 
nial⸗ und Gutsbauern, ihre Erb⸗ und Zeitpädter zu werden. Ele nahmen von den Nömern wie 
perſoͤnliche und Hausiflaverel ober die eigentliche Leibeigenſchaft an, verſchlimmerten nach Will⸗ 
Kür die Rage ber alten Liten und machten vorzüglich and) als Befleger ſlawiſcher ober wendiſcher 
Stämme das Rebtöverhältniß derfelben oft brlilend Hart. Andererfeits aber wußten fe ja= 
glei vie kaiſerlichen Regierungs- umd bie kaiſerlichen und bie genofienfchaftlichen Amtsrechte 
über Freie und über ihre Hinterfaffen an fi zu reißen, für Ihre Bamilien erbli zu machen und 
mit ihren privaten Suts⸗, Lehns⸗ und Herrſchaftorechten gu verbinden und zu vermifcen. So 
entſtand denn durch Die tauſendfach verſchiedenen nenen beſondern Verhättniffe und Verträge 
in ben verſchiedenen Orten, Gegenden nnd Zeiten neben den Reſten der alten Einrichtungen eine 
fo bunte Mufterfarte tauſendfach verſchiedener Nechtöverhättniffe, Abgaben und Dienfipfiigten 
dee Güter und Ihrer Befiper, daß felöft die begeiftertften Freunde der Mannichfaltigkeiten re 
Sonbertfümliäfeiten in der gefellfhaftlichen Elntichtung dadurch befriedigt werden nehflen, 
und daß viele Druckſeiten nicht ausreichen würden, auch nur die Namen der Güter und insbe⸗ 
fonbere Die Ramen ber Abgaben und Laſten det Bauern zu fihlfoern. Der allgemeinſte Grums 
indeß, warum fo viele Fleinere Landbeſther vieſe Schmach dulbeten, war ihr Streben, ſich dem 
mlobrauchten laͤſtigen Landwehr: oder Kriegäbienfi zn entziehen, und das allgemeinſte fauftrecht⸗ 
liche Mittel befand in ber Immer mehr vergrößerten feubalen Kriegsgewalt det Gerren, womit 
fie für ihre jegt mehrlofen Ginterfaffen ven Öffentlichen Kriegsdienft übernahmen. Hierneben 
erhielten fich indeſſen vielfach alte freiere Verhaltniſſe. in allgemeiner Begriff don Baner läßt 
ſich in dieſem chaotiſchen Zuftande gar nicht aufftellen, und daſſelbe lateiniſche oder deutſche Wort 
bezeichnet In dem verſchledenen Gegenden, Zeiten und Urkunden ganz verſchiedene, ja entgegen⸗ 
gefehte Verhaltniſſe der Landbeſther und Landbewohnet. 

Etwas beſſet und fefter und beſtimmter geflalteten fi die Verhaͤltniffe in der Dritten Ve⸗ 
tiode, in der Zeit des theofratifh gemilderten und des georbneten Feuva— 
lismus, ungefähr vom 11.— 15. Jahrhundert. Durch die Ausbildung der neuen Stände, 
des geiftfichen und weltligen hohen und niedern Adels, an welchen legtern wit ben Miniſterialen 
aud) bie Dortoren der fremben Rechte, überhaupt die ſtuditten Beamten fih anfıhloffen. und eud⸗ 
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ter Gtabibürger, und durch ven Gegentap gegen biefe befondern Feudalſtände und gegen Die 
ie und ihren Bütern zugeftandenen beſondern Neditönerhälmnifie, bildete fidh jetzt der allge⸗ 
wine Begriff Bauern und Bauernfland für alle diejenigen Beſiher oder Bebauer des Landes, 
weihe nicht jenen hoͤhern Ständen angehörten und welde nun den unterften ober niebrigften 
6tanb der Geſell ſchaft ausmachten. Ihre Rechtsverhältniſſe unter fi waren freilich wienerum 
f4r verfigieben, da fie bald reichsunmittelbare oder landſäſſtge wahre alleinige Cigenthümer 
veren, bald mit perfönlicher Freihelt in den verſchiedenſten Arten der Ginterfäfligfeit, und zwar 
halb aux in pateimonialer Schugs und Gerichtsherrlichkeit, bald unter wahrer Gutsherrlichteit, 
lald in einem empbyteutifcken, bald in bloßem Erb⸗ oder Zeitpachtsverhaltniſſe fanden, bald 
eher auch einer härtern oder mildern Hörigkeit ober auch ber fpäter ſogenanuten Leibeigenſchaft 
unterworfen waren. Die Lage und die Rechtsverhaͤltniſſe ſelbſt ver abhängigen und ber leibeiges 
wen Bauern verbeſſerten ſich jet, und zwar ſchon durch Einfluß theokratiſcher umd religiöfer Brins 
cipien und Einrichtungen, z. B. durch den Gottsöfrieden (treuga Dei) zum Schutz ber Landleute, 
durch don Cinfluß des häufigen Eintritts felbft ehemals Leibeigener in die geiftlichen Würden. 
Gie verbeſſerten ſich insbefondere durch den Einfluß der fogar in den Rechtsbüchern des Mittel: 
diterd („Sachfenipiegel”, IH, 42; „Schwabenſpiegel“, Vorrede und Artikel 52) mit merkwurdi⸗ 
gem Nachdruck ausgeſprochenen hiſtoriſchen und chriſtlichen Rechtogrundſähe, daß früher bie 
Deutſchen keine Unfreiheit gehabt und gekaunt Hätten, daß fie alfo dem uriprünglicen hiſtori⸗ 
ſchen Recht widerſpraͤche und noch mehr den hrifllihen Grundfägen. Sie widerſpraͤche ver Lehre 
ver Gleichheit aller Meuſchen vor Bott, von ihrer gleigen Abſtammung und Bruberpflicht, ven 
Srundfägen, daß für Aller Erlöfung auf gleiche Weife Chriſtus geftorben fei, und daß Alle Ebens 
bilder Gottes feien, ſodaß vie Uufreihelt „nur von unzechter Gewalt ihren Urfprung babe“. In 
Verbindung weit dieſen hiſtoriſchen und chriſtlichen Verhaͤltniſſen und Orundfägen wirkten heil⸗ 
ſan Die Rreuggüge und dad maͤchtige Aufblühen und Vergrößern fo auferordentlich vleler Stuͤdte. 
Durch Beide erhielten viele bedrädkte Landleute Gelegenheit, ſich völlige Freiheit oder Wieder⸗ 
herſtellung beſſerer Rechtoverhaͤltniſſe zu erwerben, und bie Feudalherren wurben natürlich oft 
ben die Furcht, ihre Guisbauern durch deren Einwanderung in die Städte zu verlieren, zu 
beflerer Behandlung derfelben beftimunt. Der weitaus widtigie und befte Schuß für bie Net 
verhãltniſſe aller Bauern aber und namentlich auch ver Leibeigenen beſtand in den genoſſen⸗ 
fäsitlihen Vereinen und Gerichten. Diefelben beflanden nad; uralter deutſcher Rehtögervohns 
heit. Ihre Ausbildung aber wurde jeht nuterſtützt theils durch jene edlern höhern Gefichts⸗ 
punkte und bie erwähnten Verhaltniſſe, theils durch die allgemein ſich ordnenden feſten Genoſſen⸗ 
ſhaften aller verſchiedenen Arten und Abtheilungen ber @efellfchaftägkieber, namentlich auch der 
ſtödtiſchen, theils endlich durch bie Verbindung ber Idee eines ber deutſchen Nationalgewalt 
nachgebildeten Regieruugdrechts mit der gutsherrlichen Schuzgewalt, welche ſchon augedeutet 
wirb durch bie Mechtöfprigiwärter: „Seber Meihöfland vermag im feinem Bande ſoviel ais ver 
Raifer im Reiche.“ — „Seder Baron ift König in feiner Baronie.” Es ging in der Regel dad 
ganze gemeinfhaftliche Geſetz und Gericht und namentlich auch die Beftfegung und hie ſiets er- 
nente Anerkennung ber Leiſtungapflichten der Bauern von ihren oͤffentlichen allgemeinen ge= 
wflenfhaftlichen Berfamminngen aus, von ihren freien Gent und Gau⸗ und Lanbgerichten ober 
fen Meiexdingen und Hofe oder Bauernforachen. 2) Jedes Studium der Urkunden und [hen 
die Anſicht der unter Alodium und Feudum (1, 44&fg.) mitgeteilten beweiſt dabei ven Irrthum 
Verjenigen, welche, nachdem bie angeführte große Hauptwahrheit von jenen genoflenfhaftlichen 
Band und Gerichtötagen felbft jegt allgemein anerkannt ift, doch ihr Gewicht dadurch verringern 
wollen, daß fie es ableugnen, daß auch über die Reditöverhäliniffe und über Die Streitigkeiten 
Deifgen dem Gutäheren und feinen Hinterfaffen bie von jenem ober feinem Stellvertreter präil- 





Eine Nachweiſung einer ganzen Reihe von ſolchen befondern Dingen aber placite, ober genoſſen⸗ 
Khafı H/ re und en ze — — unter bi freien wie Anker den 
Hinterfäffigen Bauern, zum Theil Bis tief ing 18. Jahrhundert hinein, gibt z. B. auch aus dem Hildeshei⸗ 
uifgen: Lüngel, „Die bäuerlichen Laften im Fürftentgum Sitbesheim’(Hitbesgelm 1830), &.33 fg., wels 
es vorzüglich darum intereffant ift, weil bie Späte Dauer namentlich auch von Dingen ganz vollfreier fchöfs 
fenbaer Laudlente von Ofkfalen weniger befaunt war als von ‚ Branfen, Schwaben u. |. w. 
Er ai fär die alten freien Genoſſenſchaftsrechte ſelbſt ber fpäter fogenannten Leibeigenen ift es, 
baf Kefauntlich bei dem älteften Safer die Unfreien (bie lassi seu serviles) fogar gemeinfchaftlic mit 
ar“ — und a en ee auf Banbtagen, a a —8 brei An 
m ewählte Deputirte erſchienen, die gemel jerhältnifie feſtſe d⸗ 

im, 6. „Yila Leisulaf” bei Ser) 11, 301. g 
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dirten genoffenfchaftlihen Vereine Ihre Ausfprüche, Weisthümer und Urthelle abgegeben hätten, 
Desgalb und weil keine Höhere richterlihe Zwangsgewalt die. Butsuntergebenen und Leibei⸗ 
genen gefhügt Habe, follen diefelben gegenüber dem Gutsherrn ganz anfer allem Rechtsver⸗ 
häftniffe geftanden und ſelbſt rechtlich jener Willkür unterworfen gervefen fein. Tauſende von 
Urkunden aus allen Theilen von Deutſchland auch über diefe Berhältnifle aber beweiſen e8 viel⸗ 
mehr, daß die Gutsherren mit Ihren Outsuntergebenen genaue vertragemäßige rechtliche Feſt⸗ 
fegungen und dieſelben zum Gegenſtand jener genoſſenſchaftlichen Anerkennungen, Auslegungen 
und Anwendungen ober auch von ſchiedsrichterlichen Sprüden machten. Diefes aber wäre ja 
bei einem Zuftande anerkannter Willkür Unfinn gewefen. Freilich mag fich factife oftmals will- 
Türliche Gewalt ober Lift über dieſe rechtlichen Schranken hinweggefegt haben. Das hebt aber 
noch nicht das Recht und jeden wohlthätigen Einfluß deſſelben auf. Wie viele Könige z. 2. 
ſelbſt von England haben dieſes mit ihren fo heilig beſchworenen Berfaffungsverträgen nicht 
oftmals ebenfo gemacht! Ia, wie oft fiegt nit jogar mitten in fogenannten civlliſtrten Staaten 
Gewalt, Liſt und Ghicane über feierlich ſanctionirte Rechte einzelner Bürger! Dennoch nimmt 
man ein Nedtsverhältnig im Staate und auch zwifhen dem Binzelnen und dem Rönig und 
zwiſchen Beiden und dem Staate an. Jene rechtliche Anerkennung felbft, ihr felerlicher oͤffent⸗ 
licher Ausſpruch in der genoſſenſchaftlichen Verfammlung, und bie vielen Nachtheile und Ge⸗ 
fahren, welche ven rechtlich übermwiefenen tyranniſchen Gutsherrn bebrohten, fie bildeten in jenen 
Zeiten der Vereinzelung und ber häufigen Selöfthülfe von allen Parteien eine große Rechts— 
macht. Auch das Klagrecht bei Häherm Gericht, weiches auch pie Reichsgerichte ſelbſt dem unter⸗ 
ſten Leibeigenen als fi von ſelbſt verſtehend zugeftanden, wurde fon früher vor ven kaiſer⸗ 
lien Pfalzgrafengerichten anerkannt. Gewiß aber bleibt es, daß, wie unvollkommen auch die 
Rechtsverhaͤltniſſe ver Bauern tm Mittelalter beſtimmt fein mochten, wie mangelhaft überhaupt 
der Feudalismus und vie Abfonderung in Taufende verſchiedener Benofienfhaften au erfcheinen 
mögen, dennoch gerade diefe freien genoſſenſchaftlichen Vereine, die freie Sprade und Feſt⸗ 
fegung, das Landtagen über alle gemeinfchaftlihe Angelegenheiten und das genoſſeuſchaftliche 
Gericht für alle Bewohner Deutſchlands, und auch für die Bauern und ſelbſt für die unterflen 
Leibeigenen — alles Dieſes nach altgermanifcger Freiheitsidee — häufig einen Brad der perfön= 
lien, ber privatrechtlichen und politiſchen Selbftändigkeit und Freiheit, ein Selbfigefühl und 
eine Bürgſchaft einer angemefienen Verwaltung ihrer Angelegenheiten begränden mochten, wie 
es felbft manche neuere repräfentative Berfaffungen nicht thun kͤnnen. Wie wären denn 

auch nur ohne jene vortheilhafte Grundlage der geſellſchaftlichen und namentlich auch ber bäuer= 
lichen Berhältniffe im Mittelalter, bei feinen übrigen großen und vielfachen Mängeln, Hemmun⸗ 
gen und Störungen, feine großartigen Erſcheinungen zu erflären, namentlich die außerorbent- 
lie Zahl. und der aufblühenne Wohlſtand und die Heitere Lebensluft der dentſchen Bürger in 
Stadt und Land umd ihre auferorbentlie, von allen andern Nationen bewunderte Tuͤchtigkeit 
era und Erfindungen, in Kunf und Wiſſenſchaft, in bürgerlichen und kriegeriſchen 

ugenden. 

In der vierten Periode oder in der Zeit der Ausbildung ber fonveränen 
feudalen Landesherrſchaft, vom 16. Jahrhundert bis in die Mitte des 18., verſchlimmerte 
fich zuerſt die Lage der Bauern gar fehr; vor allem gerade durch die Einführung der fremden Rechte 
und ihre immer vollftännigere Zerftörung der genoſſenſchaftlichen Berichte und Vereine. In dem 
kriegeriſchen Fauſtrecht Hatte man vie Bauern wehrlos gemadit. Jetzt, in dem juriftifchen, macht 
man fie auch noch reitsunmünbig. Jene Vereine wurben zerflört; die Standesprivilegien ver 

hern Stände, mithin auch ver Begriff des Bauernſtandes auß ber vorigen Periobe und alle alten 
drädenden Verhältniffe und Laſten aus dem Fauſtrecht aber blieben und wurden jegt uneudlich 
durch die romaniſtiſchen Iuriften, durch gutöherrliche und Rameralbeamte vermehrt. Dieſes ges 
ſchah eben, weil jene Vereine, weil die Bildung und ver Schutz der Bauern durch fie weggefallen 
waren, weil die römifchen Juriſten, unkundig der vaterländiſchen Verhälniffe, von den grund⸗ 
falſchen Anfidten audgingen, die deutſchen Bauern entweber als Keibeigene oder doch nur als 
Seitpächter juriftifch zu präfumiren und fo in der Regel nad) dem Brundfag römifdger Skla⸗ 
verei ober ber roͤmiſchen Pacht gegen fie zu entſcheiden; weil endlich in folder Redtöverwirrung 
und folder Schuglofigkeit die Habgier der Gutsherren und Landeöherren ober ber landesherr⸗ 
lichen Kammern die mit ihnen verbundenen romaniſtiſchen Gerichtshalter und Richter benupen 
konnte, um bie gutsherrlichen Laften, die Dienfle und Abgaben der Bauern gegen vie Grund 
verträge zu ſteigern, um die Hofrechte einfeitig zu ihrem Nachtheil zu ändern, ja in fehr vielen 
Theilen von Deutſchland jept exft freie Cigenthümer zu Meiern und Pädtern zu maden unb 


Bauer 377 


Vinglich berechtigten Gutsbauern ihre Erbredite zu rauben.?) Der unglückliche Ausgang der 
Banernfriege, durch welche die Bauern dieje Ungerehtigkeiten abzuſchuͤtteln verſuchten, vers 
meirte meift ihre Leiden. 

Doppelt und zehnfach ungerecht und niederdrückend war es hierbei, daß neben dieſen fort⸗ 
Ichenven, ja fehr vermehrten gutsherrlichen Laften auch Die durch die Ausbildung der landes⸗ 
hertlichen Gewalt und ihrer Soͤldnerheere entflandenen neuen Steatöfleuern und Soldaten⸗ 
Hiäten Die Bauern drückten, ja fle wurden häufig durch ufurpirte Privilegien der Feudalherren, 
weldhe jegt Die Bauern von aller Theilnahme an Beflimmung der gemeinfihaftlichen Angelegen= 
beiten auf ben neuen Landtagen ausfhloffen, allein auf dieſe unglüdliden Bauern gemälzt. 
Und doch hatten die Gutsbauern ihre biäherigen Dienfte und Laften wenigſtens größtentheils 
nur geleiftet als Grfag für die Staatsfleuern und Kriegsvienftpflichten, und die Gutsherren 
hatten fie und ihre Lehnögüter, welche fie jegt durch dieſe uſurpirten Privilegien von Steuer⸗ 
und Kriegövienftpflicht befreiten, gerade nur zur Beftreitung ber öffentlihen Laſten und für 
ihren jegt wegfallenden oͤffentlichen Schug als Steuern empfangen. Aud von ben Cinquar⸗ 
tierungslaften und Kriegscontributionen während des Dreifigiährigen Krieges wußten fidh die 
a aufihren Schlöffern meiſt frei zu machen. Ja fle machten zum Theil auch jetzt, ſowie 
zur Zeit der frühern Wegelagerung, ein einträgliches Gewerbe aus dem Kriege. Sie zogen 
fhäter, nad) Wegtreibung ober Abmelerung der Bauern, große Güterftresten zu ihren Hofgütern 
und begrümbeten für ihre jüngern Söhne neue Edelhöfe. Gierzu gerade benupten fle häufig 
diefe Einziehungen, die Steigerungen der Gefälle und die Crſparniſſe wegen ihred jetzt ruhenden 
Lehndienſtes. Es war alſo wol Fein Wunder, daß in foldem Zuftande zuerft Ausbrüde ver 
Verzweiflung, wie in den vielfachen Bauernaufflännen und Bauernfriegen und in hartnädigen 
allgemeinen Proceſſen, zulegt in vielen Gegenden ein hoͤchſt verarmter und niedergedruckter Zu⸗ 
Rand des Bauernftandes, ja in manden Gegenden eine außerorbentlihe Verminderung deſſelben, 
ein Berfhwinden ganzer Dorffchaften die traurigen Folgen fo trauriger Urfachen wurden. 

Vorzůglich erſt in unferer heutigen fünften Periode, feit der Branzdfifgen Re— 
volution, in der Zeit der Ausbildung unferer ſtaatsbürgerlichen Nepräfen- 
tatioverfaffungen wurde Die ungerechte und dem Staatswohl höchſt nachtheilige Bedrückung 
beö deutſchen Bauernftandes immer mehr erkannt und gemildert. Es wurde durch Zerſtoͤrung des 
Fendaligmus dad ganze rechtliche Verhaltniß des Bauernſtandes weſentlich geändert. Der Haupt⸗ 
grund zu dieſer Veränderung lag in den im 16. Jahrhundert zwar erwachten und vorzüglich auch 

durch die Meformation angeregten, aber erſt gegen die Mitte des 18, Jahrhunderts und vollends 
jeit der Franzoͤſiſchen Revolution zu einer praktiſchen allgemeinen Anerkennung und Wirkfamleit 
gelangenden wiſſenſchaftlichen, ſowol philoſophiſchen als Hiftorifcgen, naturrechtlichen und poli= 
dien, insbeſondere auch ſtaatswirthſchaftlichen Stantögrundfägen. Sie beſtimmten jegt pie lan⸗ 
deherrlichen, ſeit Ausbildung ver neuern ſtaatsbuͤrgerlichen Repräͤſentativverfaſſungen aber vor⸗ 
zuͤglich die landſtändiſchen Gefeggebungen, jene Privilegien ver höhern Stände und die Feudal⸗ 
verhältniffe mehr ober minder vollftändig zu befeltigen, die Leibeigenſchaft mit ihren perſoͤn⸗ 
lichen und dinglichen Raften, ferner die übrigen gutöherrlichen Abgaben und Dienfte, die Froh⸗ 
wen, die Zehnten, die fogenannten Beben und alten Abgaben und die Abmeierungsrechte, bald 
gegen, bald ohne höhern ober niedern Erſatz, aufzuheben ober doch für abldsbar zu erklären. 
Es geſchah dieſes zuerſt durch Kaiſer Joſeph und Karl Friedrich und am vollſtändigſten fpäter 
in den uͤberrheiniſchen deutſchen Ländern, ſodann in den Rheinbunäftaaten, in den ſuͤddeutſchen 
conſtitutionellen Staaten und in dem Koͤnigreiche Preußen, feit 1848 vorzüglich auch in allen 
oͤſterreichiſchen Ländern. Die feudalen und gutöherrlihen Verhältnifle der Bauern erſcheinen 
beit nur noch ald Ruinen aus einer vergangenen Zeit. 

Die Feudalverhaͤltniſſe und namentlich die frühern Rechte und juriſtiſchen Grenzen ber Feu⸗ 
balflände, der Geiſtlichen, des Adels, der Stadtbürger, der Bauern und ihrer Güter find ihrem 
Befen nad) zu Grunde gegangen. Die Bauern haben faft überall das Recht zu ſtädtiſchen Ge: 
werben, und bie Bürger das Net zur Erwerbung bäuerlichen Grundeigenthums, und Beide 
das Reit zur Erwerbung ehemaliger Rittergüter, und die Öffentlichen Laſten für alles Lands 





3) Eine gi Reihe von Beifpielen fammt den Belegen bafür hat z. B. Mittermaier in dem Art, 
Band in der gemeinen Encyflopädie von Erſch und Gruber‘, Erfie Section, VII, 165 fg., zus 
a, Bergl. auch im ‚Staats 2erifon“ den Art. Alodium, I, 443 fg., mb Sach fen · ‚Bauen 

* Zuriften hatten belanntlich en unter Kaiſer Fri I. A den Roncalifchen Feb 
ge ihre falſche Theorie über bie Regalien bie germanifche Freiheit untergraben. 
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eigenthum find ebenſo wie die Pflicht des Militärdienſtes für alle Bürger wieberum glei. Die 
Bauern wählen und werden gewählt in ben meuern landſtändiſchen Berfaffungen und ſiud bei 
gehöriger Vorbildung fägig zu jenem Civil: und Militärbienfte. Auch nit ein einziges allge- 
meines in gang Deutſchland beſtehendes elgenthũmliches Rechtsverhaͤltniß Laßt fig für den 
Bauernftand anführen. Biele Landleute nehmen an ver allgemeinen Vildung und After ſelbſt 
an der Kleidung der fogenennten höheren Stände Theil, während manches Mitglieb von biefen, 
anf dem Lande lebend, ſich mit Lanbbau befhäftigt. Wollenivs hat in der allerlegten Zeit die 
Annäherung des Bauernſtandes an den Gewerböflaub zugenommen. Dieſes wurde bewirkt 
Durch den gewaltigen Aufſchwung, melden ber ganze Verkehr und bie Induſtrie genomnien haben, 
durch die außerordentlihen Erleichterungen des Transports, durch die täglich wachſende leichtere 
Anwendung ver chemiſchen und mechaniſchen Geſetze auf die ganze Cultur, durch bie leichte Vers 
einigung von Geld und Arbeitöfräften und Stoffen für alle —— wodurch auch die 
Breife für die Produete des Bauern und für die zeitgemäße Hervorbringung von beſonders ges 
ſuchten und Handelsgewaͤchſen außerordentlich fleigen, und wodurch endlich verjdiedenattigere 
Unternehmungen und Speculationen des Bauern und ihre Immer größere Annahme des ratle⸗ 
nellen Betriebs der Landwirthſchaft bewirkt werden mußten. Auch wird Durd bie allmälig bex 
deutender werdende Einführung ber Maſchinen, jeht fogar der portativen Dampfnafcyinen im 
die Landwirthſchaft, der größere Güterbefig gefördert und der Landbau vem Gewerbe geuähert 
werben. Dennoch moͤchten wir noch nicht ganz bie neuliche Definition des geiſtreichen Liebig 
vom Bauern abeptiren, „daß er ein Bewerbömann fet, welcher Korn und Fleiſch — 
Stets wirb, bei aller Annäherung durch die eigene Lebensbeſchaͤftigung mit dem Ackerbau, 
ländliche Bohnung und bad Grundeigenthum als Haupteigenthum eine bedentende Feen 
fiedenheit des Banernfiandes vom Gewerbſtande begründen. Auf dieſer Immerhin eigenthüm⸗ 

lien Grundlage aber ındge er ſich durch feine innige Theilnahme an dem neuen großen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Aufſchwung, ſowie an den im Art, Ackerbau angebeuteten Inflitutionen un 
Schulen fire höhere geiftige, politiſche wie landwirrhſchaftliche, Bildung allen übrigen Elafien 
anferer einer höhern Entwickelung entgegenellenpen Nation ebenbärtig anfhliegen. Denn mir 
ſind weit entfernt, wegen eines erfien Mislingens unferer nationalen politiſchen Reformverſuche, 
und wegen des gewifiermaßen flatt derſelben hervorgetretenen Cifers für materielle Entwidelun: 
gen an ein Verfinten in ſchmaͤhllchen Materialiomus zu glauben. Vielmehr fehen wir ben innigen 
urſachlichen Zufemmenhang und bie täͤgliche Wechſeiwirkung der hoͤhern und nievern, der reli⸗ 
gios⸗kirchlichen, motaliſchen und pädagogiſchen, der induſtriellen und landwirthſchaftlichen, der 
ſocialen und politiſchen Verbeſſerungsbeſtrebungen. So entſtanden gleichzeitig Hunderte von 
thätigen und zahlreichen Aſſociationen und Verſammlungen nicht blos für alte materiellen, fen= 
dern auch für alle hoͤhern Interefien, nicht blos auf niebere ſelbſtfüchtige Zwecke, fondern auf 
Derevelung, Beglũckung und liebevolle Unterſtützung gerichtet. Und wir erfennen bie ger 
ſchaftliche Ouelle dieſes nur ſcheinbar verſchiedenen Verbeflerungs- und Fortſchrittseifers. Er 
entſproßt dem Gottlob noch gefunden Leben unſers Volkes, welches endlich, befreit von frübern 
hemmenden Banden und Stodungen, feiner hoͤchſten Gntwidelungaftufe entgegeneilt. Freuen 
mir und, daß vaffelbe jetzt in unferm Bauernſtand eine fo tädtige Grundlage hat, und behalten 
wir nur immer die harmoniſche Foͤrderung aller verſchledenen Lebenäbeftrchungen und ihre ge> 
meinfame Unterorbnung unter das Göttliche im Auge! 

IH. Werth des Bauernſtandes. Gewiß iſt es der [hönfte und wichtigſte Fortſchritt 
unferer Zelt, daß ver Bauernfland wieder zu Ehren und in ein beſſeres, freieres und gerechteres 
Verhaltniß kam. Denn e3 iſt wol mehr als bloße Redendart, wenn man den Laudbau als Die 
wichtigſte, als eine der gefünbeften und glücklichſten und als feiner natürlichen moraliſchen Wir⸗ 
kung nach aud) ald eine ver edelſten Lebensbeſchaͤftigungen betrachtet. Die wichtigfte iſt fie, weil 
für eine Nation ſtets der Grund und Boden das wefentlichfte Eigentum if, dasjenige, welches 
in Verbindung mit den Staatsbürgern wefentli den Staat begründet, für feine und feiner 
Bürger felbftännige Berfönlichkeit wie wichtigfte und folivefte Brundlage bildet. Anderes Gigens 
thum Hat meiſt nur Nugen dadurch, daß man es verbraucht, alfo zerſtoͤrt oder durch Austauſch 
weggibt. Das Grundeigenthum hat ſeinen ſtets bleibenden ſelbſtaͤndigen Werth durch die 
Fruͤchte, die ihm feine Bebauer immer aufs neue in regelmäßiger Folge abgewinnen und bie 
weitaus unfere wichtigſten Bebürfniffe befriedigen, zu allen Zeiten und in allen Verhältniffen 
anentbehrli und zur Nothdurft des Lebens ſelbſt genügend find, und melde, wie das Lebens⸗ 
geſchäft ihrer Gewinnung und der Werth und Ertrag ven beiden, anı wenigften verderblichem 
Wechſel, Wucher und Schwindel ausgefegt find und fein ſollen. Ganz befonvers aber ifi auch 
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derum der Stand ber Landbauer wichtig für den Staat, weil dieſer Stand, welcher regelmäßig 
weitaus der zahlreichſte iſt, durch fein einfaches, geſunded, ſletiges dem Bucher und bem Wech⸗ 
Averderblicher Moden und Modelaſter am wenitgſten ausgeſehtes Loben, ſelbſt dann, wenn bie 
Begierenben, vie höfern Staͤnde und die Städter und mit ihnen die Verfaffungs⸗ und Ber: 
nrichtungen zu verderben drohen, einen gefunden Stamm, um neue lebenskräftige 

bptoſſen zu treiben, eine moraliſch und phyſtich gefunde Brunblage zur Derfüngung des Staats 
mi feiner alten nationalen Tugenden und Zreifeiten abgeben Bann und, wohl und richtig bes 
hendelt abgeben wird. Wer fd; diefes veranfignnlidken will, der venke am den natürlichen teiz, 
an die für Gemüth und Gefunbheit wohltkätigen Ekufläffe des Lebens in freier Ratur und ber 
Undlichen Arbeiten und an ihre Leitung. durch die eiafachſten größten Gefetze des Ratur- una 
Meuipenlebens. Gr beobachte ven Landmaun in feinen flillen, frtfpen Thaͤlern over auf feinen 
waldigen Göhen. Er betrachte ihn Dort, wo nicht etwa fauſtrechtliche Zerftörung feiner reis 
heit und knechtiſcher Druck der Laſten una der Beamtenwillkür ihn erniedrigt, ihn mistrauiſch 
und verſchmitzt gemacht, wo ihn nicht pfäffifcher Obfeurantismus und Fanatismus oder die Ge⸗ 
wohnheit des durchaus verderblichen Branntweintrinkens verbiammd, ober andy eine fitenlofe 
werbochen un ihm ſelbſt vie Religion verlsivet haben, dort, wo ihm nicht etwa in 

bee Naͤhe großer Städte aber großes Landſtraßen fläntifiher Lurus und Wucher ſchon verderb⸗ 
ih wurden; ober wo in ihm nicht bereits Die Folgen Langer Wehrloſigkeit und Rechteunmůn⸗ 
bigkeit und ſomit der Ausſchluß son den hoͤchſten Ideen und Beftrebungen des Staatd gemeinen 
ges Engherzigkeit umd eine gewiffe moraliſche Stumpfheit allzu ſehr groß gezogen haben. 
E besbachte ihn vor allem dort, wo und bei Untheilbarkeit der Bauerngũter in flattlichen 
— wohlhabende tũchtige Votſteher des Keinen Familienſtaates gleich fen von despo⸗ 
tifchem Herrenbermuth wie von feiget unterthaͤniger Knechtsgeſinnung eutgegentreten, wo ein 
petrlarchaliſches Hausweſen, heitere Gaſtfreundſchaft und ſchlichte gutnüchige Wohlthätigkeit 
neh ihren alten Rang behaupten. Er bewundere folder Landleute phyſtfche Geſundheit ward 
Kaft, wie ihre unverborbene und Eräftige Gefinnung und ihr gefunbes treffendes Urtheil, dad 
— Feſthalten alter Ireue und alter Grundſatze und Sitten, alter Freiheiten und Rechte. 
Gr ergöge fi endlich an ver unerföpftihen guten Laune, weiche jene Geſellfchaft, namentlich 
—— a folder Bauern mit einer * —3— von Big ann guinihigen Scherz 
und offenherziger traulicher Mittheilung wärgt, daß, wer dieſes kennt, uur allzu oft in unferer 
——— vornehmen Geſellſchaft dieſes glüdtiihere Menſchengeſchlecht Höchft beneinenswärs 


Sen wigtigee nun aber in dlonomiſcher und politiſcher Hinſicht der Bauernſtand und feine 
Gobßterägtiche Tüchtigkeit, fein Wohlkanb, feine Freiheit und feine Gittitileit find, san fo forgs 
fältiger win gerade in folgen Beiten de Übergangd und ver Beränderung bie Gefepgebung 
und dandes verwaltang darauf bedacht fein, vie Tůchtigkeit Herzuftellen, zu förvern und zu ers 
halten, vor allem aber, fie sicht ſelbſt durch verkehrte Veflimmungen zu gefährden. Über bie 
Mafrrgein, sehe in biefer Beziehung durch eine gefunne Politik geboten find, wäre Vieles zu 
fagen. &in ſehr wichtiger hlerher gehöriger Punkt, das Rechteverhältniß in Beziehung auf die 
Bauernghter, ſoll im folgenden Artikel beſonders beſprochen werben. Dort wird auch in Bes 
Hebung auf bie erſte Vorfrage, ob etwa von Staatöwegen Einflid und durch Zwang, etwa 
ud durch eine Taftenmäßig abgefonberte Bauerncurie im der Landestepraͤſentation eine ſtarre 
Wfonderung des Baustuflanbes don andern Staͤnden erhalten werden foll, eine ähnliche ver⸗ 
winenbe Antwort wie die in Bezishung auf ben Adel (I, 268) fid ergeben. Alle kaſten⸗ 
mäßigen, fenbaliflifgen, erzwungenen Abfonverungen müflen in unjern heutigen ausgebilde⸗ 
wen, freien und großaxtigern Gtantöverhältwiften und in ihrem freien Organismus den bloo 
natürlichen und freien Verhaͤltuifſen und Verſchiedenheiten Play machen, welche fi durch das 

und die freie Sitte und durch autonomsifche Vereinbarungen frei bilden und wahr⸗ 
haft organiſch inetnander übergehen. Solche nathrliche Standesunterfiyiee aber müffen aller: 
Nng6 durch weife Etnatseinrihtung und Staatsverwaltung gepflegt werben. So wäre es 5. B. 
fehr verkehrt, were man vie Bauern zwangvoll ausſchliehen wollte von ver Bilpung und ber 
Bechre hoöherer Stande. Aber ebenfo verkehrt wäre ed, iwenn man ben für fie beſtimmten Volks⸗ 
unterricht un bie für fie beſonders beſtimmten und zu empfehlenden Schriften nicht ihrer be⸗ 
fondern Standesblidung, ihrer beſondern natürlichen Anfhauungs-, Gefühls- und Denkweife, 
ihten Bebhrfniffen anfihließen, wern man nicht dieſe, fowie eigenthümlide Sitten, Trachten, 
Beilsfehte u. ſ. w., ſoweit fie WBblich und angemefien find, fergfältig beachten und womöglich 
gegen eine flache um ſeichte Sucht ver Memerung, der Berfibrung, ver Vermiſchung unb ber 
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Uniformität zu fepligen ſuchen wollte. Sodann ift in vielen Gegenben Deutſchlands verbefferter 
Volksunterricht, Entfernung von Beamtenwillfür und von verderblichem Einfluß eines fittens 
Iofen Lebens der Geiſtlichen, wie es vorzüglich aud) der Brieftercdlibat erzeugt, gewiß wünſchens⸗ 
wert. Es wird endlich aud) die Berbrängung des phyii und moralifd gieich verderbüichen 
Branntweins, den jet in der amerikaniſchen Marine fogar die Matrofen mit fo großem Vor⸗ 
theile gegen andere wärmende und nährende Getränke und Speifen völlig vertanfcht haben, 
Höchft Heilfem wirken. Das Wictigfte aber iſt es, daß durch freie Etaats- und Gemeindever⸗ 
faffung, daß durch Geſchworenengericht und Landwehr, überhaupt durch eine bildende Militär= 
einrichtung wie in Preußen, dem wiätigften und zahlreichſten Stande im Staate ſtets bie leben⸗ 
Dige Verbindung mit ven högften Ideen des Vaterlandes, die Rechtsmündigkeit und die all⸗ 
gemeine Wehrhaftigkeit gefihert feien, Güter, durch deren Verluſt er gerade in Knechtſchaft 
fan, durch deren fortoauernde Entbehrung er Immer mehr in gemeinen Eigennutz und in Feig⸗ 
heit und Knehtögefinnung, in Geiſtesdumpfheit und moralifchen Stumpfilun . Frag 
elder. 

Be und Bauerliche Laſten. Über dieſen Gegenſtand enthält der Art. Agrar · 
verfaffuug (obgleich er ſich nicht auf Bauerngüter beſchränkt) ein reiches hiſtoriſches und landes⸗ 
gefegliches Material. Auch werden die Art. Grundeigenthum und Fibeicommifie und Stamm ⸗ 
güter über die neuerlich wieder ſeht verhandelten Fragen in Beziehung auf die Vortheile und 
Rahıtheile ver Theilbarkeit und der Beräußerlicjkeit der abeligen und bäuerlichen Güter, biefe 
Gegenftände und beſonders auch die neuerlichen geſetzgeberiſchen en in Beziehung auf fe 
näher prüfen. Hier genügen die nachfolgenden allgemeinen Grunbfäge über die Bauerngüter 

L Die Güter der Bauern und deren Redtöverhältniffe konnten vorzüglid nur folange feint 
allgemein und generifd von andern Gütern und Gutsrechten verſchieden fein, als die Standes⸗ 
verhältniffe der Bauern felbft zwangsrechtlid; verſchieden waren von den Berhältniffen anderer 
Stände. So gab es denn im —e Mittelalter im Gegenſatz gegen die privilegirten 
Ritter⸗ ober adeligen und die geiſtlichen Güter und gegen bie ſtädtiſche Feldmark von ihnen ver⸗ 

ſchiedene Bauerngüter. Diefe aber waren natürlid) wieder nad) der Verſchiedenheit ver Bauern- 
verhältniffe ſelbſt fehr verſchieden, bald Freigüter mit freiem alobialen ungetheilten Eigenthum, 
bald Keudalgüter mit getheilten Cigenthumsrechten ober mit fogenannten Nutzeigenthumsrech⸗ 
ten ber verſchiedenſten Art, Lehngüter, Sofgüter, Golonatögüter, Meiergüter, Pachtgüter u. |. w. 
Sowenig indeß ber Begriff Bauer an fid ſchon eine Unfreiheit oder Hinterfäffigkeit mit ſich 
führt, ebenfo wenig Liegt dieſes im Begriff Bauerngut. Nur die Ausſchließung jener Privilegien 
der höhern Stände, z. B. ver Landtagsfühigkeit over der Steuerfreihelt der Nittergüiter, lag, 
Tolange diefelben heflanden, allerdings im Begriff des Bauernguts, hat aber heute mit dem 
Wegfallen jener Privilegien ebenfalls aufgehört, ſodaß heutzutage nicht ein einziges allgemeines 
Recht in Deutfhland genannt werben Tann, welches den Bauerngätern nicht auch eigenthüm⸗ 
lich wäre, Aber freilich ſchließt dieſes nicht aus, daß für den ganzen Bauernſtand, fowie er 
auch noch Heutzutage als ein durch Wohnung unb Kebrnöbefhäftigung begrümbeter befonberer 
Stand fortbeftehen foll, eigenthümliche, je nach den verſchiedenen Landeögegenpen verſchiedene 
Rechtsverhältnifie ftattfinden. Die Rechtsverhältniſſe ver Bauerngüter werben hiernach zuerft 
pofitivrechtlich, dann politifch zu betrachten fein. 

U. Was nun das hiſtoriſche ober pofitive Rechtsverhältniß in — auf beſondere 
Rechte und die beſondern Laften und Beſchränkungen der Bauerngüter betrifft, fo bietet bie 
neuere ſtets gründlichere und umfaſſendere rechtogeſchichtliche Erforſchung ‚unferer deutſchen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verhaltniſſe in allen Theilen des deuiſchen Vaterlandes uns hier vorzüglich ein 
erfreuliches Refultat var. Es iſt das, daß keineswegs, wie man es früher oft darſtellen wollte, 
ariſtokratiſches Privileg und Kuchtfeaft und ein dem Bauernftanb vom Abel verliehenes, ein 
zit ihm getheiltes, ein mit Privatdieuſten und Abgaben belaſtetes Cigenthum, fonbern daß die 
volle gleiche Freiheit und das volle freie Cigenthum der Bauern an ihren Gütern an der Spitze 
ber Geſchichte der deutſchen Volksſtämme fteht, als das Urſprüngliche, mithin, nach biſtoriſchem 
wie nach dem natürlichen Recht, als das die juriſtiſche Regel Bildende und daher im Zweifel ju⸗ 
riſtiſch zu Präfumirende hervortritt. Es Haben zwar allerdings bie Umwandlung der ſtaats 
buͤrgerlichen Verfaffung , der offentlichen Regierungs⸗ und Amtsgewalt in feudale und guts⸗ 
herrliche Schutzverhältniſſe und frühere und ſpätere fauſtrechtliche Gewalt und Uſurpation und 
bie buch Furcht vor ihnen abgepreften Verträge fehr vielen ehemals freien Cigenthümern ihre 
Freiheits⸗ ober ihre freien Cigenthumsrechte geraubt ober geſchmälert und fie mit Frohnen 
und Beben, mit Dienften und Abgaben aller Art belaſtet. Diefe Dienfte und Abgaben aber find 
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St etwa blos Produete des Fauſtrechts, fonbern fie erſcheinen auch ver Regel nad; als öffent= 
Ihe Laſten, entweder wie die Zehnten, wenn biejelben auch fpäter in frembe Haͤnde famen, 
Ib ihrem regelmäßigen Urfprunge nad, als Steuern zur Exhaltung der Kirche, der Geiftlichen, 
ve lirchlichen Gebäude und der Unterrigtsanftalten und der Armen, und zum Erfag ver von 
ven Feudalherren übernommenen öffentlichen Leiftungen der Kriegsdienſte (Eichhorn, Rechts⸗ 
gfchichte“, 5. 225), oder als Entgelt für ven gerichtlichen und obrigkeitlichen Schug der Gutsherren 
(census pro tuitione et patrocinio, wie fih 3. ®. eine Urkunde in Rinplinger’s „‚Münfterifchen 
Beiträgen”, III, 31, ausdrückt). Kurz fie wurden ald die damaligen Steuern dieſer Bauern ge= 
leiſtet. Es ift in Beziehung auf Deutſchland, deſſen Stämme mit ihren fehr zahlreichen Freien 
Banbbefigern (f. Bauer), nachdem fte ihre feſten Wohnſitze genommen hatten, nie ähnlich wie 
+2. die Sachſen in England von fremven Eroberern befiegt und ihres Cigenthums beraubt 
wurden, eine grundfalſche Theorie, daß die Guͤter der Leibeigenen und gutsherrlichen Bauern 
urſprũnglich den Gutsherren zugeflanden und von biefen verliehen worben fein. Sehr wenig 
wäre man auch gewinnen, wen man bie bäuerlichen Laſten, z. B. die Zehnten, als Gutöherr- 
ligfeitörecjte nachweift. Denn die Gutsherrlichkeitsverhaͤltniffe waren im Mittelalter meift vie 
Regierungs = und bürgerlichen Schugverhättmiffe und bie Grundlage verfelben, und in dem ge= 
genfeltigen Vertragsverhaͤltniß zwiſchen dem feudalen Guts= und Schutzherrn und feinem 
Gatöunterthan waren pie Vorteile gegenfeitig, umd bie Leiftungen des Gutsunterthanen wurden 
ja mei als deſſen einzige öffentliche Steuer und für ven bffentlichen Schuß, den ihm der geift- 
liche oder weltliche Butöherr leiftete, an diefen bezahlt. Diefe großen Brundwahrheiten nun find 
theils ſchon oben (f. den Art. Bauer und bie bort citirten Artikel), ausführlicher aber in allen 
gtündlichen neuern Schriften über den Bauernfland und die bäuerlichen Laſten und über die 
fräßern beutfchen Steuerverhaͤltniſſe nach ven Quellen aus den verſchiedenſten Gegenden Deutſch⸗ 
lands erwieſen worden, fo namentlich von Arndt, Arx, Bodmann, Beck, Ebel, Cigenbrod, 
Fleiſchhauer, Grevenitz, Hüllmenn, Kinblinger, Lüngel, Mallinckrodt, Mittermaier, Schul⸗ 
tes, Sethe, Steiner, Stüve, Weichſel, jetzt auch Maurer. 
Aus dieſen großen Grundwahrheiten aber folgt nım, wenn man auch aus ver fauſtrechtli⸗ 
den Begründung ber Laften nicht Ihre Ungültigkeit, fondern nur Billigkeitsgründe für eine 
billige Aufhebung verfelben ableiten Tann, doch Folgendes mit juriſtiſcher Rothwendigkeit. Es 
můſſen fürs erfte ftatt jener ſchändlichen juriflifihen Präfumtionen oder Vorausannahmen ver 
Unfreiheit und der Eigenthumslofigkeit der bäuerlichen Grundbeſther und ber geringften Frei⸗ 
heits⸗ und Gutsrechte und ber hoͤchſten Dienfte und Laſten, alfo für die gutsherrlichen Abmeie⸗ 
rungsrechte m. ſ. w, ganz allgemein gerade die entgegengefegten Rechtsvermuthungen praktifch 
durchgeführt werben. Es müffen die allgemeinen furiftiihen Borausannahmen für die natlırs 
liche und altventfche Freiheit der Berfon und des Cigenthums deutſcher Staatsbürger und für 
ihre möglichfte Vollftänbigkett umd die allgemeinen Präfumtionen zu Bunften des Beſitzes von 
Soden, alfo für die bäuerlihen Veflger von Grunpftüden, bis zum rechtsgültig erbrachten 
vollſtaͤndigen Gegenbeweis, als Grundlagen ber gefeglichen wie ver richterlichen Beſtimmungen 
und als entfcheidend für die Beweislaſt anerkannt werden. In der Erfüllung viefer Heiligen 
Mlicht der Gerechtigkeit darf fich auch der Juriſt keineswegs irre machen lafien durch bloße Na= 
men der Güter, ihrer Inhaber und ihrer Laſten. Denn jeder Kenner der deutſchen Geſchichte 
und der deutſchen Medhte weiß es, wie willkuürlich für ganz verſchiedene Verhältnifle und wie 
ganz verſchieden in verſchiedenen Zeiten, Gegenden und Urkunden die deutſchen und lateinifchen 
Ramen Golonen, Lehen, Meier, Hörige, Hofgut u. f. w. in einer Zeit gebraucht wurben, wo 
nan ſelbſt Ritter mit ven Namen maneipia oder servi ober familiares beehrte (Eichhorn, 
MRechtsgeſchichte““, 5. 344). Bei der völligen Unabhängigkett von allgemeiner höherer Gefeg- 
gebung, im welcher durch bie verfhlevenen fauſtrechtlichen Verhältniffe in verſchiedenen Zeiten 
und Orten Rechte und Ramen ber Büter ſich bildeten, gilt durchaus Kein fiherer Schluß von 
einer Gegend auf die andere. Selbſt nicht einmal einen ſcheinbaren fireng wörtlihen Sinn man⸗ 
der Beftimmungen rechtlicher Urkunden darf der Richter ohne die größte Umſicht gegen dieſe 
rechtlichen Vorausannahmen geltend machen. Diefe Urkunden wurden oft ganz einfritig in 
tier den Bauern unverflänblichen Sprache und Iange nach den eingegangenen Verträgen abge- 
faßt und Häufig verfälfht. Manche Beftimmungen in denfelben foliten auch einen ganz andern, 
dem Recht der Bauern weniger nachtheiligen Sinn haben, als ed den Worten nach fheint. So 
bemerft 3. 8. Gidihorn (Deutſches Privatredit””, 6.255, 256, 259) ſehr richtig, nicht Bloß, 
daß es ganz unrichtig und ungültig war, daß bie frühern Juriſten gegen die Bauern und bie 
Breigeit ihrer Güter und für gewöhnliche roͤmiſche Pachtrechte präfumirten und darauf ihre 
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Theorien bauten, ſondern daß häufig auch die Urkunden da, wo wahre Crbpachtsgüter gegrün— 
bet (oft des Schupverhältniffes wegen, ließ der Bauer fein Cigenthum in ſolche umwandeln) 
werben follten, die Pachtzeit mus ſcheinbar und blos, un für dieſe Termine vie Pflicht zur neuen 
Zahlung von Laudemialgeldern auszufpredgen, auf Lebensdauer ober auf eine beſtimmte Anzahl 
von Jahren feftfepten. Welche grunfame Härten aber wurben oft erſt in den neuern Zeiten das 
durch begangen, daß man, geſtſiht auf ſolche woͤrtliche Phraſen, ein Jahrhunderte hindurch be⸗ 
ſtandenes Erbrecht antaſtete viele Fanilien von Haus und Hof vertrieb, ober zu unerſchwiug⸗ 
licien Laften fleigerte. 

Eine zweite Jorrrung ber Gerechtigkeit Dusch deren foäte Erfüllung meiftentheils großes 
und langes früheres Unrecht fire die Zukunft aufgehoben wird, iſt eine gerechte und billige Auf⸗ 
Hebung dieſer feubaten Guislaſten, ober wenigflens ihre Cinrechnung in bie Staatöfteuer. Lehz⸗ 
teres ift ſchen dadarch begründet, daß fle ja für ben Bebauer bleibend und dinglich deu Capital⸗ 
werth wie den Ertrag des Guss, eiſo De Grundlagen und deu Maßſtab einer gerechten Be⸗ 
fleuerung mindern, und daß fie für die Öffentlichen aber Stantäzwede, für Die von deu Feudal⸗ 
herren übernommenen Kriegsbienfle und obrigkeitlichen Schutzpflichten, alſo für Heute ganz 
weggefallene Gegenleifiungen, üßernommen waren. Diefes find große, von ben meiften Negieruns 
gen bereits anerkannte, aber doch noch nicht genmg verwirklichte Foderungen ver Gerechtigkeit 
gegen ven lange fo hart bebrüdten Bauernſtand. Ueberhaupt aber ift es Die Aufgabe ver Geſetz⸗ 
gebung über biefe Gegenflände, daß man ſich gwar fern halte von rein abſtracten, alle hiſtori⸗ 
then Berhältniffe überfehenden Principien, ebenfe fehr aber auch von ver entgegengeſetzten 
extrenen Theorie, von jmem blinden Materialismus, welcher blos den factiſchen Beilgftann als 
bas hoͤchſte Princip aufſtellen will, uneingedenk aller Koderungen ber hoͤhern Gerechtigkeit, 
alles Rechts und aller Bebürfniffe der gegenwärtigen Generation, welcher nicht bedenkt, daß 
dieſes Princip unbedingter Helligkeit des factiſchen Veſitzes ſich ſelbſt zerſtoͤrt, indem es au 
jede factifche Veränderung deſſelben, ſowie fe vollzogen iſt, heiligt, daß endlich die beſte Art, 
gemwaltfame und verletzende Veränderungen gu verhindern, eben darin beſteht, daß man auf 
dem rechten Wege und nad der Auffaflung der höfern Ideen in iheer hiſtoriſchen organiſchen 
Cntwickelung (f. Alterthum) friedlich reformirt. 

UL In politiſcher und nationaldfonomifcher Hinfiht aber ergeben ſich rückũchtlich der 
Bauerngüter vor allem folgende Hauptftagen : 

Die exfte ober die: Iſt es gut, daß die Baurrugüter frei feien von allen andern dinglichen 
Laſten als den gewöhnlichen zur Benugung ver Güter unentbehrlichen Servituten, ven Staats⸗ 
grundſteuern und den für Die Zwecke der Cigenthümer ſelbſt vorübergehend begründeten Pfand⸗ 
reiten? — diefe Frage darf man mol nad) dem heutigen Standpunkte unſerer donomifchen 
und volitiſchen Cultur unbedenklich bejahen, felhf ohne für diefe Bejahung noch einer beſondern 
Berveisfüßrung zu bebürfen, ober auch einer Widerlegung jener aus phantaſtiſcher Verzerrung 
ber hiſtoriſchen Wahrheit und aus Ariſtokratismus und Servilisumnd gemiſchten Theorien man= 
er neuern Feudalritter. Es erſcheint die Aufhebung dieſer Laften und eine vollkommene Frei⸗ 
heit des Bobend als durchaus entſprechend unſerer hiſtoriſchen Entwickelung und ben wahren 
Mechtagrundfãtzen, als nöthig zur Begründung und Erhaltung wahrer vollkommener perſoͤnli⸗ 
cher Frelheit, ald durchaus northeilhaft für Die allgemeine Gultur und für eine dem Nationals 
ze und den Beſihern miäglichft Heilfame Bebauung der Güter. Keine unhiſtoriſchere An- 
ficht läßt fich im Beziehung auf bie fenbaien gutsherrlichen Rechte überhaupt denken, ald wenn 
man meint over zu meinen fi und Andere hberreden will, In unfern Heutigen Verhältniſſen 
würben etwa bie Reſte ober die Grneuerungen der Feudalzeit, Patximonlalgerichtsbarkeit und 
@utslaften der Bauern ein patriarchaliſches vertrauensvolles Verhaͤliniß zwiſchen dem Guts⸗ 
herrn und ben pflichtigen Vauern bewirken und jenem einen vortheilhaften Cinfluß auf dieſe 
verſchaffen. Vielmehr erzeugen dieſe Laften, die ald unpaffend, ald umgeitgemäß, ald drüdend 
erſcheinen, bei ven Bauern, deren Blick doch einmal auf die allgemeine gleiche -Staatöregierung 
gerichtet ift, nur Unmuth und Mistrauen. Ihre verfümmerte, oft betrügliche Leiftuug aber 
verdrießt ben Gutöheren und veranlaßt abermald Zwietracht, während ein gebilbeter, Eennts 
nißreicher, wohlhabender und wohlwollender Butöbefiger auf dem Sande, wenn er in leinen 
ſolchen ſtoͤrenden Berhältniffen zu ven Bauern fieht, fehr leicht durch Rath und That ihr geach⸗ 
teter und großer Wohlthäter und für die: allgemeine Laudescultur ſehr nützlich werden kann. 
Auch wird das an ſich Löblihe Beſtreben, unfern heutigen befolbeten Gtantäbenmteuftand und 
eine fogenannte bureaukratiſche Herrſchaft zu minbern, eine Wieberherftellung gutöhertlicher 
Matrimonialrechte, polizeilicher vder gerichtlicher, und mit ‚oder ohne ben wahren Namen übers 
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tagen, wicht rechtjertigen. Es Hat fh neulich bei ſolchen Beſtrebungen in Vreußen auch gezeigt, 
daß vie Adeligen, obwol zum Theil Iüftern nach alten junferlicgen Vorrechten und Einflüflen ver 
dendalzeit, doch aicht geneigt find, bie Koſten und Laften biefer ſtaatlichen Dienfte zu tragen. 
Eine gezwungene erbliche Unterordnung der Bürger unter Privatperfonen in ſtaatlichen Dingen 
wiperfpricht außerdem dem Geifte freier Rantsbürgerliher Berfaflung viel zu fehe. Jene guten 
Hwecke laſſen ſich daher nur durch freie Bemeinper und Kirchſpielsverfaſſungen, ihre Wahlämter 
und Auefchũſſe mit Benugung engliſcher Cinrichtungen erreichen. 

Gine zweite ſchwierige ——* iſt die: Sollen bie Bauerngüter ebenſo wie jedes andere Dermö- 
gm unter vie gleich nahen Erben gleich vertheilt werben, ober iſt Untheilbarkeit der Bauerngü⸗ 
ter hellſam und ihr Übergang auf einen chen, weißer entweber durcha Alter beſtimmt wird, 
ber fo, wie früßer in Deutſchland, durch Die Zahl eines Familienraths, an beilen Stelle fpä= 
ter Häufig die Entſcheidung des Vaters trat, mehr oder minder ergänzt und controlirt durch Die 
Eitte ever durch Veirath beftimmnter Verwandten ober ner Obrigkeit? 

Die Untheilbarkeit bietet bionomifch und moraliſch⸗ politiſch offenbar große Vortheile bar. 

In wirthſchaftlicher Beziehung ober in Beziehung auf don Wohlſtand der Bauern und bie 
beffere Landeacultur laͤßt ch für bie Untheilbarkeit Folgendes fagen: In der Regel wird eine 
auf die Dauer vorteilhafte Bebauung, mithin die beſtmoͤgliche Landedcultur nur da flattfinden, 
wo mit den Gütern das nöthige Betriebecapital verbunden ift und wo Diefelben eine angemefiene 
Größe Haben, welße den nöthigen Viehſtand beſchäftigt und ernährt, ben Cultutwechſel zuläßt, 
ana welche durch den hinlänglichen Acker⸗ Wald⸗ und Wieſenboden u. f. w. Die nad) der Gegend 
nöthige wechfelfeitige Unterflügung ber verfhiehenen Gulturzweige gewährt. Wenn vollends 
die Güter durch immer neue und noch dazu umwirthſchaftlich gemachte Theilungen fo ſehr zer⸗ 
Rüde werden, wie jegt in vielen Gegenden des mittlern und fünlichen Deutſchland, fo ent 
eben die größten Hinderniſſe für die Immer allgemeiner anerkannten wirthſchaftlichen Foderun⸗ 
gen, Berbefferangen und Anlagen einer rationellen oͤkonomiſchen Kultur. Es werben zugleich 
die Koſten und der größere Zeitaufwand für Die Kultur und Ernte ber kleinen und entfernten 
Parcellen, ferner die öffentligen Koften für die Einträge ber Grundſtücke in Grund = und Hy> 
pothetenbücher, für Grenzſteine u. ſ. w. fortdauernd erhöht; nit minder auch bie Nachtheile 
für fremde Grumflktke , über welche man zu ben Kleinen Läppchen fahren auf. Es wird endlich 
tin großer Xheil des Rande nutzlos verfchwendet Durch die Grenzfurchen und durch fonflige 
Abgrenzungen mit Gehüfgen u. [. w. 

In moraliſch⸗ politiſcher Hinfüht erſcheint die Lintheilbarkeit darum empfehlenswerth, meil 
nur Ghter von einer geiſſen Größe und einem beftimmten Ertrag ihren Bebauern Dasjenige 
gern, was Moſer Für einen tüchtigen Bauernſtand foberte, das Nothwendige in feiner hinläng⸗ 
lichen Wollkommenheit und vie Moͤglichkeit, etwas für Zeiten ver Noth und für die Verſorgung 
der Kinder zu erſparen. Nur Bauerngüter folder Art, nicht aber bis zu unbedeutenden Läpps 
en veriheilte aber ausgeſogene, veracmte und ſchlecht bebaute Güter werben bie. Grundlagen 
für einen geſnnden, tuchtigen, achtbaren, für einen zunerläffigen und felbänbigen, für einen 
an Gitte, Recht und Freichrit, an Vaterland und Verfaſſung haltenden, für einen nicht Hfonnz 
— und moraliſch verlumpten Bauernſtaud, kurz für einen ſolchen, wie man ihn mit dreuden 

im manchen Gegenden Deutſchlands, 3. B. des Schwarzwaldes und des Odenwalds, von Hans 
never und Weſtfalen fleht. Da, wo vöoͤllig gleiche Beerbung aller Kinder und gleiche Verthei⸗ 
lung der Güter ſtattſindet, da nehm zuweilen die vielen aus Büfchen oder Gräben beſtehen⸗ 
den Brengzelägen einen großen Raum des gerftüdelten Landes ein, da findet man häufig ftatt 
Rastliger Bauernhöfe elende ſchmuzige Hütten, bei melden man Ad hüten muß, Nachts nicht 
Kopf oder Schultern an vie Diicher anzufloßen. Da fieht man.eine unverhältnigmäßig anwach⸗ 
ſende ungefune arme Bevöllerung, welche, auf jeden möglichen Mebenverbienft und Gewinn 
angewieſen, immermehr Chrlichkeit, Sitte, Selbſtändigkeit und die wahre bäuerlihe und bür⸗ 
Gerlicde Tugend verliert. 

Für die allgemeine Theilbarkeit und für völlig gleiches Erbrecht aller Geſchwiſter aber ande⸗ 
ter gleich naher Verwandten aber läßt fich fürd exfte Das-fagen, daß pas Gewicht jener obigen 
Grimde gegen viefelbe ſich in dem Mae vermindert, je reicher und gartenähnliher das Land 
und fein Ertrag fid) erweifen, je mehr es fi für Weinbau und Handelsgewaͤchſe eignet, und 
jemehr e8 ſich in der Nähe großer gewerbreicher Stähte befinvet, ſodaß es faft die Natur einer 
Räbttihen Feldmark annimmt, ober auch neben großen Babrifen, deren für den dkonomiſchen 
um moralifchen Zuſtand der Fabrikarbeiter hoͤchſt gefährlihe Folgen ſehr dadurch vermindert 
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Biehftand und Landbau haben, fowie in Gegenden, deren Vewohner durch Lie unfthäblichfte 
Art der Fabrikation, in Verbindung nämlich mit jener oͤlonomlſchen Beihülfe durch Arbeiten 
am hãuslichen Herbe, fid) anfländig ernähren. Es vermindert ji überhaupt jenes Gewicht in 
dem Maße , als in einer Gegend eine unverhältuißmäßige Benölferung noch nicht zu fürdten, 
die Vermehrung felbftändiger nicht allzu bürftiger Bamilienfige alfo woplthätig iR, und insbe⸗ 
fondere infofern als die Güter noch fo groß find, daß durch deren Bertheilung unter mehre 
ſelbſtändige Kamilienväter bie jegt gefteigerte Anftrengung ber Bearbeiter die Bortheile größerer 
Süter aufwiegt. Und ſicher iſt es, daß man in gar manden Gegenden von Süb- und Rorb- 
deutſchland noch gar manches Land findet, welches angebaut ober beffer bebaut werben und daun 
nod mehr Menſchen ernähren könnte, und daf man zugleich noch manche zu große Bauerngü= 
ter ſieht, von denen viele Theile nugbarer gebaut werben könnten, und die, zumal in Verbindung 
mit bisher nicht bebautem Lande, viel vortheifhafter von mehren felbfländigen Kamilien eigen⸗ 
thümlic befefien würden, als daß fie jegt unvollflänbiger bebaut oder gar an Miethlinge ver- 
pachtet werden. Auch werden ſich zumellen fittliche Nachtheile daran knũpfen, wenn den Kindern, 
die vom Gut und gleichem Erbe ausgeſchloſſen find, die Möglichkeit zur Begründung eigener 
Bamilien fehlt, oder wenn etwa, fowie in manden Gegenden, die Zahl ber Kinder auf eine 
unlöblie Weife beſchränkt wird. Ganz beſonders aber feinen die Gründe des Rechts gegen 
die Untheilbarfeit und ungleiche Beerbung zu ſprechen, fobald man auch das Erbrecht nicht ald 
eine reine politiſche und pofltive Willfür betrachten mag, fondern es auf natürliche Rechtsgründe, 
auf Vertheilung des Landes und Bermögens nad Familien u. ſ. w. zurüdführt. Es ſcheint daun 
verwerfllch und hart, nicht ein Kind dem andern abſolut gleichſtellen zu wollen. Will man nun 
aber, wie mandje neuern Landesgeſetze thun, einen völlig gleichen Bermögenstheil für alle glei 
nahen Erben mit der Untheilbarkeit der Güter auf diefe Weife vereinigen, daß man ven Erben 
des Guts ſelbſt, ohne ibm, fowie an vielen Orten geſetzlich, eine bebeutende Bo: 

tigung zuzugeftehen, anhält, auf das ihm überlafiene But ſammt dem Viehſtand und ben für 
die Gutswirthſchaft nöthigen Mobilien foviel herauszuzahlen, daß eine völlige Gleichheit aller 
Erbportionen entſteht; alddann werben bei firenger Durchführung dieſes Princips, zumal in 
unſern fleuerreichen Zeiten, die Bauernhöfe mit Schulden überlafet, wegen Mangels des nd- 
thigen Betriebscapitals ſchlecht bebaut und zulegt in Concurſen auf die allerſchaͤdlichſte Art ver⸗ 
theilt. Es werben alddann überhaupt alle Bortheile der Untheilbarkeit zerflört werben. Die 
Unvermeidlichkeit, mit welcher meift augenfällig fo traurige Folgen fi ankündigen, bewirkt 
denn auch meiftentheils, daß die Güterfchäger und die Obrigfeiten pas kranke Recht, freili auf 
geſetzwidrige Weife, dadurch zu heilen fuden, daß fie ven Hof ſaumt Zubehör fo gering an= 
ſchlagen, daß jene Gleichheit der Erbportionen nur eine ſcheinbare, ober daß die Vorthelisbe⸗ 
rechtigung größer wird. Übrigens aber müſſen wir auch geftehen, daß die aud ber naturredhtli= 
Gen Bleihhelt abgeleiteten Gründe für eine unbedingt gleiche Brerbung aller dem Grabe nach 
gleichen Erben hier nicht ausreichend feinen. Die Erbrechte gründen fi) wenigſtens nicht blos 
auf das reine Recht, fondern es wirken überall auch politiſche Gründe zu feiner Anerkennung 
und Mopiflcation mit. Infoweit nun nad ber allgemeinen Anerkennung ber jegt lebenden land⸗ 
befigenden Samilienväter eines Gemeinweſens over ber fie repraͤſentirenden verfaffungömäßigen 
Gefeggebung das Vertheilen und das völlig gleiche Beerben beftimmter Nachkommen dem Ge: 
meinwefen und den Familien felbft ſchaͤdlich, ſtatt Heilfam wäre, inſoweit koͤnnen mit unzweifel⸗ 
Haftem Rechte die nöthigen Mobificationen des gleichen Erbrechts anerkannt und fanctionirt 
werben. Auch zeigt ſich in der Regel das Schickſal der abgefunbenen Erben keineswegs fo hart. 
Sie behalten nicht blos meiſt auf dem But eine Heimat und Zuflucht, fondern finden durch Ber- 
mehrung ihres ererbten Vermögens und durch erhöhte Anftrengung, durch Bewerb und Glück 
fehr häufig gutes Untertommen. Die Stantögefeggebung hat nad den ausgeführten Gefichts⸗ 
punkten fletö genau bie beſondern Verhältniffe, nicht blos jedes Landes, ſondern jever befondern 
Gegend zu berückſichtigen. Ste wird außerdem bei fo tief in die ganzen Lebensverhältnifle ein⸗ 
greifenden Beflimmungen , wie bie über Theilbarkeit und Untheilbarkeit ver Bauerngüter, viel 
leiter und beſſer Das, was fie für gut Hält, durch Unterftügung, Shug und Foͤrderung Defien, 
was den Gefühlen, Bephrfniffen und Gewohnheiten ver betreffenden Claffe entſpricht, als durch 
ganz neue und zwangsgeſehliche Cinrichtungen bewirken. Hierher gehört aber auch, daß fe Die 
Untheilbarkeit der Güter und eine genligenve Vortheilsberechtigung für die Erben, da wo die⸗ 
felben als vortHeilgaft erſcheinen, und wo biefelben vielleicht nur durch verhaßte gegentheilige 
neuere Lanbeögefehe ober durch die Beamtenpraris verlegt und bebrängt wurben, in ihr gutes 
altes Recht wieder einfegt. Nicht felten nämlich find ſolche neuern Störungen, wie die des „Code 
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Napoleon” und feines ganz gleichen Erbrechts in dem badiſchen Schwarzwald, gegen welche die 
alte Boltsfitte oft ange mit mehr ober minder glücklichen Erfolgen ankaͤmpfte. Jede ganz neue 
&inriätung aber muß nicht blos den beſondern Bedürfniſſen genau angepaßt, fondern auch fo= 
viel möglich mit dem Willen ver betreffenden Kamilienväter begründet werden. Hiervon wird 
auch vor allem ihr beabfiähtigter guter Erfolg abhängen. Aud darf man wol niemals über: 
fehen, daß die Übel, über welche man augenblicklich klagt, fich oft von felbft und durch eine natür- 
liche Heilkraft in ven Dingen ausgleihen. So hatten wir noch vor kurzem Überfluß an ländlicher 
Bevölkerung und große Sorge, daß immer mehr die Güter zerfplittert würben. Jetzt hat wohl- 
feile Auswanderung und leichter Erwerb bei Babrifen viele Landleute weggezogen. Mit ven 
hohen Srudtpreifen und dem Erlös von Grundlaften werben viele Güter vergrößert. Andere 
bleiben ungetheilt oder werben mit Barten= und Handelsgewachſen vortheilhaft gebaut. Die 
Sorge mindert fih alfo gar fehr. 

Auch find, ehe man zu härtern, mehr vom bisherigen gemeinen Recht abweichenden Ma$- 
regeln, wie Beförberung völliger Intheilbarkeit und neuer Fideicommiſſe, ſchreitet, die weniger 
verlegenben vorzuziehen, fo nie Verhinderungen unnöthiger Varcellirungen und die befürber- 
ten Zufammenlegungen kleiner Grundſtücke. Mit den verſchiedenen Maßregeln, um dem Übel 
zu großer Zerftüdelungen vorzubeugen, baben ſich bereitö eine ganze Reihe deutſcher Landſtände 
und Landesgeſetzgebungen, in Preußen, Hannover, Baiern, Großherzogthum Heſſen, Sachſen⸗ 
Weimar n. ſ. w. beſchäftigt. Sie und andere werben ſich noch ferner damit beſchäftigen. Beſon⸗ 
Ders loͤblich iſt es, wenn die Bauern ſich ſelbſt freiwillig zu Verbeſſerungen und den dazu noͤthi⸗ 
gen Maßregeln einigen. So hatte es die großherzoglich heſſiſche Regierung oͤffentlich zu beloben, 
Daß in der Gemeinde Niederdieten ein Wieſengrund, der in nicht weniger als 2085 Stüde ver⸗ 
teilt war, faft ohne Koſten durch die Gemeinvegliever felbft zu gegenfeitiger Zufriedenheit in 
nur 320 zufammengelegt wurbe, und daß ebenfo in der Gemeinde Achenbach durch Zuſammen⸗ 
legen die Zahl der früheren Parcellen auf ein Viertheil ver frühern Anzahl vermindert murbe. 2) 
Leider erwarten andere Gemeinden und Bauern Eräftigere äußere Antriebe zu den ihnen felbft 
heilfamen Einrichtungen. Unftreitig kann auch die Lanveögefeggebung die über ein gewiſſes 
Map hinausgehenden Barcellirungen verbieten, ſodaß alsdann die Miterben hier ebenfo wie bei 
einem andern untrennbaren Erbſchaftsgegenſtande, 3.8. einem Kramladen, ihre Ausgleihung 
bewirken můſſen. Sie fann aud aus Gründen bed Öffentlichen Wohls durchs Geſetz Zuſammen⸗ 
legungen der Orunbftüde nad Mehrheitsbeſchlüſſen für die Minderheit bindend maden. Sie 
Tarın auch nad) dem Vorſchlag des Verfaffers ver unten genannten Schrift dad Verbot der Thei⸗ 
lung ausdehnen auf alle aneinanderſtoßende Barsellen, welche zwar im Grundbuch als befonvere 
Stüde eingetragen find, aber durch irgendeinen Grund in ver Hand eines Beſitzers vereinigt 
wurben. Sie fall aud die freiwilligen Vereinigungen durch Tauſchverträge, durch Befreiung 
von den Abgaben für das Geſchaͤft und die Übertragung aufmuntern, 

Eine dritte Frage endlich ift die: Sollen vie Landgüter insbeſondere auch unveräufßerli und 
in dieſem Sinne geſchloſſene Höfe fein, wie dieſes vorzüglich; durch feudale Grundherrlichkeits⸗ 
rechte und durch die gefchloffenen Hofesverfaflungen bei Bauerngütern begründet wurbe, bei ven 
Gütern der Adeligen aber durch die Lehns = und fiveicommiflarifhen und Stammguts-Berhält: 
näffe und vermitteld der mittelalterigen Rechtsdichtung, daß hier die Erwerbung von dem erften 
Erwerber und nady feiner Beftimmung, nit aber von dem letzten Beſiher ſich ableite. Die 
Grümbe für ſolche Unveräußerlickeit find nun allerdings infofern weggefallen, al8 jene Hofes⸗ 
verfaflungen und die feubalen Befhränfungen der Güter entweder felbft weggefallen, oder doch 
als nachtheilig anerkannt find und infofern ein Hauptgrund für jene Rechtsdichtung, nämlich 
daß Immer ein durch das gehörige Lehnsgut zu dem angemeffenen Lehnsdienſt ausgerüftetes 
Glied der Bafallenfamilie vorhanden fei, ebenfalls unpraftifc geworben ift. Im Allgemeinen 
lãßt ſich freilih fagen, daß eine allzu leichte und vollends eine wucheriſche Mobilifirung des 
Grundeigenthums verderblich fei und ſchon dem Begriff und der wahren Beftimmung des Grund: 
eigenthums, ald der mohlthätigen feften Grundlage für eine gewifle Stetigkeit der geſellſchaftli⸗ 
hen Berhältniffe und für Erhaltung foliver Familien und Bamilienverhältnifie, fehr wider⸗ 
fprede. Sie würbe die Grundbeflger und ihren Wohlſtand in die gefährlichften Schwankungen 
Hineinziehen, vielleicht aud durch zu große und wucheriſche Erwerbung und Zerſtückelung ber 


en Thudichum, „Unterfuchungen über die Nachtheile der Bobenzerfplitterung‘' (Brands 
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Güter eine unverhaͤltnißmaͤßig große Zahl Fleiner Bamiltenfige begrünven. Wie ſehr aber be⸗ 
droht die Unveräußerlicheit auf der andern Seite den alfgemeinften Zweck alles Cigenthums, 
in jeder befonbern Lage des Lebens für die jedesmaligen beſondern Bedürfnifle der freien Eigen⸗ 
thümer die befte Befriedigung zu geben. Wie fehr bedroht ſie zugleich mit ver Freiheit des @igen- 
thums und des Eigenthlimers auch die Rechte Dritter, die als HMäubiger oder Erben Fodernn⸗ 
gen an ihn machen, die er, felöft bei großem Beſid, doch nicht angemeflen und zur reiten Zeit 
zu befriebigen im Stande iſt. @ine einigermaßen weitgehende und harmädige Beſchränkung 
der Beräußerung würbe-überhaupt bie ganze für Verkehr und Grebit und agrarifche Cultut 
wohlthätige freie, den Zeitbedürfniſſen angemeflene Entwidelung und Bewegung tm geſell⸗ 
ſchaftlichen Leben hemmen. Sie in Verbindung mit der Untheilbarkeit wird nur allzu leicht, als 
empoͤrende Ungerechtigkeit gegen ein jüngeres Gefchlecht, diefes zum Kriege herausfobern. Vol⸗ 
lends verkehrt müflen die Folgen werben, wenn zwar alle Fleinern Güter theilbar und veräußer- 
lich find, wie in England ſchon im Mittelalter alfe kleinern oder Afterlehen, große ariftofratifche 
Samtlien aber ohne alle Beſchränkung fie zufammenhäufen und zu großen optimatifchen Lati— 
fundien, zu untheilbarem und unveräußerlihem Erbe der Erfigeborenen machen Können, Hier= 
durch entſtanden große und gefährlide Nachtheile, obgleich bie alte Freiheit der Verfafſung 
in England große Gefahren überwindet und obgleich au die alten feudalen Dienftbarkeiten 
und Grumpherrlicgkeitstaften in England for im 47. Jahrhundert aufgehoben wurden. 
Hieran fnüpfte ed ſich nämlich, daß in England das ganze Grundeigenthum ſich in den Händen 
von nur 33,000 Bamilien befindet, und e8 ſprechen zur Empfehlung einer ähnlichen Einrichtung 
weber bie gedruͤckte und von ber Willfür der großen Grundherren abhängige Lage der Bauern 
oder ber Pächter, noch auch die lauter und immer lauter gewordenen Klagen über die überreichen 
Lords, Über ihren Gigennug und ihren Mangel an höherer edlerer Bildung, an wahrhaft freien 
wie an wahrhaft ropaliftifhen Geftnnungen.?) Jedenfalls find nur mittlere und gegen Mis- 
Brauch fihernde Mafregeln zur Sicherung eines angemeffenen Familieneigenthums und bes 
reiten Berhältniffes zwiſchen dem zu groß und zu Hein, zwiſchen zu großer Beweglichkeit und 
zu ſtarrer Unveränderligfett und in dev Regel nur gelinvere Mittel, ſowie z. B. gewiſſe Einwil⸗ 
Üigungs= und Retractsrechte beſtimmter Familienglieder räthlich. Soll die Regierungsform 
ariſtokratiſch ſein, ſo wird freilich großer und wenigſtens zum Theil unveräußerlicher untheilba⸗ 
ver Güterbefig ſich empfehlen, während ver Demokratie die größere Gleichheit und Beweglichkeit 
des Vermögens entfpridt. Stets wird zu großer Beſitz leicht träg, luxuriös und trogig, zu klei⸗ 
ner leicht niebrig und kraftlos machen. 

Das praktifche Enprefultat in Beziehung auf die Fragen über Untheilbarkeit und Unver- 
außerlichkeit der @üter kann nach allem Bisherigen wol nur in Folgendem beitehen. Man muß 
fürs erſte bei Anerkennung oder Veränderung ber hierher gehörigen Beflimmungen forgfältig 
die Verſchiedenheiten ber beſondern Zeit- und Landesverhältniffe Ind Auge faflen und das jedes⸗ 
malige Überwiegen der Vorteile oder Nachthelle des einen Syſtemd über das andere berückfich⸗ 
tigen, etwa nöthige Veränderungen aber mit der forgfältigen Rüdfiht vornehmen, daß fehr 
oft em kleineres altes bel weniger vrüdtend erfcheint als eine neue Verbefferung, zumal ba fih 
mit aften Übeln durch den natürlichen Selbſterhaltungstrieb ver Geſellſchaft manche oft weniger 
tn die Augen fallenden Zinderungsmittel verbinden, und ba bie eigentliche gute Abſicht mit 
Zwang eingeführter nener Einrichtungen mur allzu leicht umgangen ober vereitelt werben kann. 

Sodann aber muß der Staatsmann ſtets das große Grundprincip unſers heutigen Staats⸗ 
lebens anerkennen. Dieſes Grundprincip iſt pie Freiheit und insbefonbere aud) bie privatrecht⸗ 
liche und die mehr oder minder ausgedehnte autonomiſche Freiheit der Familie, der Cinungen, 
der Affockationen oder Gemeinden , ber Provinzen oder Provinzialſtände. Unfere Staaten find 
wicht wie bie der Alten auf den engen Raum einer Stadt, auf die fleine Zahl einer ariftofra- 

tiſch bevorzugten Bürgerkafte und ihre fefkbeftimmten Abtheilungs = und Zahlverhältniffe, nicht 
auf engherzige Zunft» und Feudalgenoffenſchaften, auf Alleinherrſchaft oder begünftigte Vor⸗ 
herrſchaft blos einer Lebenshefhäftigung, auf eine ſpartaniſch für immer abgefäloffene ein= 
feitigo Lebensbeftimmung gegrümbet. Unfere Staaten find große freie Nationalftaaten, gegrün= 
vet. auf ein allgemeines freie® Stuatbürgertfum aller Bewohner in Stadt und Land, mit glei= 
er Freiheit una Gunſt für Alle und für alle guten Lebensbeſchäftigungen, für Landbau, Ge- 
werbe und Handel, für ihren freien Betrieb und Verkehr, enpli für eine alffeitige freie und 


2) Vergl. insbeſondere auch Ifaac Tomkin's (Lorblanzler Brougham) „Gedanken über die Ariſtolta⸗ 
tie in England“, BE 
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Reis fortſchreitende Entwickelung. Die Rechtöverhältniffe diefer Staaten wüſſen berechnet und 
verinberlidh fein, je nach ven verſchiedenen und im lebendigen Fortſchritt dieſer unferer freien 
Sutwidelung und in ber auögebehnteften Wechſelwirkung mit dem gebildeten Voöͤlkerverein ver 
ganzen Erde ſtets neuen und veränderten verſchiedenartigen Bebürfniffen und Hülfsquellen. 
Giner freien Leitung oder Regierung diefer freien und großen Entwickeiung nach unendlichen 
göttlichen Geſetzen und Idealen ziemt es, nicht engherzig und zwangooll die Zahl der Bür: 
ger und der Güter und die Freiheit derſelben nach ftet3 unzuverläfligen Berechnungen zum 
voraus beſtimmen und einfpränten zu wollen. Sie foll ed am wenigften durch fo haͤßliche 
Mittel, wie — um jener ſpartaniſchen zeitweilen Ermorbungen der abhängigen Bauern gar 
nicht zu gedenken — die vorgeſchlagenen abfoluten Cheverbote und Infibulationen, überhaupt 
nicht durch ſolche deöpotifche Unterbrüdungen ehelicher Vollsvermehrungen, welde gleih ur- 
würbig in ben gebeimnißvollen Bang und in das fittliche Gefeg dev Menfchenfhöpfung eingrei= 
fen, wie jene fruͤhern unflttlihen Begünftigungen ſelbſt unchelicher Volksnermehrungen. Unfere 
heutigen Regierungen follen ferner ebenfo wenig eigenwillig und gewaltſam vurch abfolute 
Bwangögefegs eingreifen zu Gunſten einer Reſtauration der feubalen Faftenmäßigen Abſonde⸗ 
tungen der Stände, ihrer Güter, ihrer Privilegien oder Befcgränkungen, ald zu Gunften einer 
abfoluten Gleichmacherei und zur unbedingten Zerflörung aller frühern Berhälmmiffe, Einrich⸗ 
tungen und felbft ver naturgemäßen Scheivungen und Unterſchiede der Stände, ihrer befondern 
Sitten und Lebensweifen. &8 muß hier das Meifte überlafen bleiben ver freien naturgemäßen 
Entwidelung und dann den buch dffentliche Meinungsfreiheit und Aufflärung und durch bie 
genaue Kenntniß der Örtlihen und der eigenen Bedürfniſſe geleiteten, durch die Rechtsachtung 
und durch eine weile Staatöoberaufjiht geregelten Beflimmungen der Bürger felbft, ihrer 
Familien und Einungen,, ihrer Gemeinde- und Provinz- oder Lanbrathövereine. Es muß 
bei fleter Beachtung des Organismus und der höchſten Foren unferer heutigen Staatöverfaflun: 
gen und ihrer befondern Beftaltung in den befondern Ländern das Gute geſchützt und gefördert 
und nur das entſchieden Verberblihe und Rechtawidrige mit Staatszwang ausgeſchloſſen oder 
unſchaͤdlich gemacht, nur das abſolut Nothwendige erzwungen werben. Wie ſchwer und unſicher 
find faſt alle Hierher gehörigen Vorausberechnungen in unſern heutigen großartigen verwickel⸗ 
ten Berhältniffen. Wie kann 5. B. eine einzige neue Pflanze, wie die Kartoffel, mie Binnen 
neue Inbuftriezweige und Handelöwege unberechenbar die Lebensmittel vermehren, Krankheiten, 
Auswanderungen, Kriege, unberechenbar die Menfchen vermindern. Wie oft fünnen neue un⸗ 
erwartete Erſcheinungen und Auskunftsmittel mande Beitimmungen über Untheilbarkeit und 
Unseräußerlicfeit ober ihr Gegentheil unwirkfam ober auch unſchaͤdlich machen! Und wie oft 
treten neue wohlgemeinte Gefege einer natürlichen Ausgleichung mander Übelftände ſelbſt in 
den Weg! Soll aber der Staat au) nur wenig zwingen, fo foll ex durch Rath und Schug und 
Unterftügung deſto mehr helfen. Nicht ſowol das Zuoielregieren als das ſchlecht und dedpotiſch 
Regieren, dad dictatoriſche Beſtimmen, flatt weiſer Leitung und Yörberung freier Beſtrebungen 
der Bürger, muß man beflagen. Wenn z. B. eine Üheroölferung die unglücklichen Bewohner 
einer Gegend in Noth verſinken läßt, zulegt zu trauriger Auswanderung beflimmt, fo fol der 
Staat nit müßig zufehen, wie Tauſende unglücklicher Familienväter hülflos und rathlos vie 
verfehrteften Wege ergreifen, Betrügern in die Hände fallen und jo zu Grunde geben, oft auch 
als růckkehrende Bettler ven armen Bamilien der Heimat, die ven Muth hatten, dem Vaterlande 
treuzubleiben, zur neuen brüdenden Laft werden. Wie oft ließe ſich durch zweckmaͤßige dffent⸗ 
lie Arbeiten, durch Unterftügung eines neuen ober beſſern Anbaus vaterlaͤndiſchet Gegenden 
und, bei unvermeidlicher Auswanderung , durch forgfältige Berathung und Leitung verſelben, 
der Reiſeaccorde, des gemeinfhaftligen neuen Ankaufs von Ländereien, durch thätige Verwen⸗ 
bung von Regierungsabgeorbneten in fremden Staaten namenlofem Elend armer Mitbürger 
und Kinder des gemeinſchaftlichen Vaterlandes vorbeugen! MWelder. 
Bauernkriege. Der große deutſche Bauerntrieg. In faft allen europäifchen und 
in den meiſten deutjchen Landen entflanden feit dem fpätern Mittelalter Höchft merkwürdige Re⸗ 
volutionen, welche von dem fogenannten vierten Stanbe, von den Bauern, außgingen. Auch die 
früßern Aufftände diefer Art hatten mit dem borzugöweife fogenannten Bauernfriege, ‚mit den 
großen Aufftänden deutſcher Bauern zu Anfang des 16. Jahrhunderts im Weſentlichen gleiche 
Urſache und auch meift ven gleichen Ausgang, den ber blutigen Unterdrückung. Bor allem ſchon 
biefer unglückliche Ausgang, welcher Vielen als der genügende Brund für vie völlige Verkehrt⸗ 
heit, ja Unbedeutendheit der Unternehmung erſcheint, dann auch die in der ri feudalariſto⸗ 
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kratiſchen Zeit natürliche Geringfhägung bes unterflen Stanves und feine größere Roheit, 
und endlich die Hier doppelt erklärlihen falfchen Scheine, melde jede unglüdlich ausgegangene 
Varteihandlung durch einzelne Misgriffe oder unmwürbige Anhänger entftellen — alles Dieſes 
wirkte zuſammen, daß dieſe Bauernfriege folange nicht nad) ihrer wahren Urſache, Geſtalt und 
Bedeutung gewürbigt wurben. 1) 

Dom Volk, von den ſtets zum Frieden geneigten anfäffigen Bürgern, ja von den conferva= 
tiven anfäfligen Bauern ausgehende große allgemeine Aufftände müflen aber wol der Natur 
der Sache nad) fehr ſchwere Verlegungen zum Grunde haben, meift wol and unglückliche Ber= 
faffungszuftänve, welche jene Verlegungen begründeten oder buch Verſagung genügenver recht⸗ 
licher Hülfe: die Ausbruche der Verzweiflung ver Aufſtändiſchen bewirkten. So verhält es fi 
geſchichtlich nachweisbar mit jenen Bauernkriegen. Die Berlegungen keftanven in jener feudal⸗ 
ariftofratifchen Unterdrũckung zugleich der altgermaniſchen Volksrechte und zugleich der fie be⸗ 
Thügenden Macht und Einheit ver Nationalregierung, welche nad ihren verſchiedenen Seiten 
Hin mehre Artikel des „Staats⸗Lexikon“ fildern mußten (Abmeierung, Adel ſdeutſcher], 
Alodium, Bauer, Beete, Deutſche Geſchichte). Diefe Verlegungen trafen zunächft und am 
ſchwerſten bie deutſchen Bauern, welche (durch bie ariftofratifgen Stände) ausgeftogen von den 
Reichs⸗ und Landtagen, durch bie Ritter wehrlos und durch die Romaniften rechteunmündig 
gemacht, In Freiheit und Eigenthum verlegt und allen Feudallaſten unterworfen wurben. Ihre 
Aufftände ftrebten zunaͤchſt nach Abhülfe ihrer unmittelbaren Verlegungen, zum Theil aber auch 
nad) Herflellung freier Nattonalregierung, ſodaß fie infofern trog der fonftigen verſchiedenen 
Geſtaltung Vorläufer auch der fpätern politifchen Beftrebungen und Volksbewegungen wurben. 

Die Grundlage der germanifhen Gefellfaftönerhältniffe war, wie jene oben genannten 
Artikel weiter ausführen, allgemeine Volköfreiheit. Sie beftand in ver vollkommenen perfön- 
lichen, Cigenthums⸗ und flaatöhürgerlihen Freiheit aller zu dem Volksſtamme gehörenden 
Lanpdefiger. Nur überwundene Fremde dienten entweder ald Unfreie ober lebten In urfprüng- 
lich meift erblichen Hinterfäffigfeitsverhältniffen als Guts- und Zinsbauern oder Hörige. 
Seit der Oründung ber großen germaniſchen Eroberungsreiche aber und durch die Vermiſchung 
einer neuen und fremden, der Hriftlihen und roͤmiſchen Religion und Gultur mit den eigen= 
thũmlichen germanifchen Lebensverhältniffen litt die altgermanifihe Volksfreiheit Noth. Es 
entſtand die fauſtrechtliche oder feudale Unterdrückung oder Beſchränkung der kleinern freien 
Grundeigenthümer, der jetzt ſogenannten Bauern, die nun oft mit jenen urſprünglich fremden 
Hinterſaſſen, Gutsbauern oder Leibeigenen zuſammengemiſcht wurden. Dieſe Unterdrückung 
wurde durch bie jetzt entſtehenden großen und kleinen weltlichen adeligen Herren, durch vie Für⸗ 
ſten und ben Adel und durch die nun ſich ausbildende paäpſtliche Hierarchie und ihre dem welt⸗ 
lichen Adel nachahmenden geiſtlichen Herren und Herrſchaften bewirkt. Adel und Geiſtlichkeit 
blideten ſich ſo gut ſie konnten aͤhnlich wie in den orientaliſchen Reichen zu einer kriegerifchen 
hohen und niedern Avelsfafte und zu einer Prieſterkaſte aus. Sie begünſtigten auch die Aus- 
bildung einer ihnen dienftbaren, vom Volk ſich abfondernnen Beamtenfafte, vie großentheils 
aus dem ausländifhen Roͤmiſchen Rechte ihre Waffen gegen vie Freiheit und das Recht des 
deutſchen Volkes nahm und daſſelbe mehr und mehr aus feinen öffentlichen Berichten vertrieb 
und rechtlich mundtodt zu machen fuchte. Das Recht wie die Religion wurden zum Zweck ver 
Unterdrückung verfälfeht. ; 

Doch gelang Gottlob! dieſe Unterbrüdung des Volks und des Bewußtſeins feiner alten 
Rechte niemals fo vollſtaͤndig als hei ven orientalifchen Völkern und bei dem heutigen ruffifhen 
Bolt, Als daher aus der Verſchmelzung der fremden und der deutſchen Eulturelemente all= 
mälig eine neue höhere Bildung ſich enttwiztelte, fuchte au das Volk feine verfümmerten oder 
unterdrückten Rechte entweder Eräftig zu vertheibigen oder wieberherzuftellen, die päpftlichen 





1) Über bie Dauernfriege ſchrieben in nenern Seiten beachtenswerthe beſyndere Schriften: Sartorius 
Verſuch einer Geſchichte bes beutfchen Bauernfriege“ (Berlin 1795); Schiele, gDeitcäge zur Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Bauernkriegs“ (Heilbronn 1820); Wachsmuth, „Der beutfche Bauernfrieg “ (Reips 
5 18397 Benfen, „Geſchichie des Bauernkriegs in Dfifranfen” (Erfangen 1849); Bimmermanr, 
„Allgemeine —— des ge Banernfriegs‘ (3 Bde. Stuttgart 1841— 43; neue ganz umges 
arbeitete Auflage, 2 Bde., Siutigart 1856). Vorgugemeife das letztere Werk hat, fowenig ich auch mit 
dem tüchtigen Derfaffer ganz übereinftimmen Faun, sed) zu meiner Freude die ſchon in ber erfien Aus⸗ 

jabe des ‚, Staats» Lerifon‘ enthaltenen Höhen und allgemeinen Gefichtspunfte über diefe wichtige ges 
chichtliche Erſcheinung auf erfreuliche Weiſe beftätigt und ausführlich an ber Hand ber Duellen entwickelt. 
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und priefterlihen und die abeligen Misbräuche und die despotiſchen Oberherrſchafto-— oder 
Rehad- und Obereigenthumsrechte und die erzwungene Unmündigkeit zu befeitigen. 

Auf gleiche Weife regte fid fo in allen germanifchen europäifchen Staaten feit der zweiten 
‚Hälfte des Mittelalters ein Rechts⸗ und Freiheitskampf des gebrückten unterften Standes over 
des Volkes. Zuerft Bilden fi in den Stäbten wiederum freie Bürgerverfaflungen aus, und 
war dieſes in allen germanifchen Städten. (S. Städte.) Ihnen gaben ihre befeftigten Mauern, 
ihr Reichthum, ihre gute innere genoſſenſchaftliche und kriegeriſche Organifation fiegreiche Kraft 
gegen den Adel und die Geiftlichkeit, Weniger allgemein glüdlih aber waren die ebenfalls faft 
allgemeinen Kämpfe auch der Bauern und ganzer Landſchaften und Volksſtämme. Zwei Ur- 
ſachen erſchwerten Hier den glüdlihen Ausgang. Hier war fürd erfte, wie in den deutſchen und 
franzoͤſiſchen Bauernfriegen ſich zeigte, theils die Unterdrückung meift ſchon fo lange dauernd 
und jo weit gefommen, daß die Unterprüdten die kriegeriſche und polistihe Organifation und 
Bildung zu ſehr verloren Hatten und fhon daher gegen die organifirten, gerüfteten, höher ge= 
bildeten Unterbrüder in zu großem Nachtheil landen. So fam es, daß bie nöthige geſetzliche 
Reformbeftrebung ven gewaltſamen Aufftand nicht vorausging, und daß, ſowie in Aufftänden 
von 1848, undisciplinirte Maffen von organifirten Kriegern leicht beſiegt wurden. Theils aber 
beſtand fürd zweite das Unglüd darin, daß aud die Städte ſich kaſtenmäßig ausbilveten, ſich 
abfonderten, den geiftlihen und weltlichen Untervrüdern oft beiftanven, ja felbft mit unter= 
brüden wollten, ober body jevenfalld durch ihre Abfonderung und Lauheit verhinderten, daß 
ähnlid wie Da, wo Die verſchiedenen Stände ſich brüderlich die Haud reichen, ein allgemeiner nas 
tionaler Freiheitskampf, ein nationales Bewußtjein und eine freie Verfafſung fich bilden konnte. 
Dieſes fand nur da flatt, wo jene beiden Haupthinderniſſe überhaupt nicht oder doch nit ge- 
meinſchaftlich dem Sieg der Freiheit entgegenftanden. So flegte oder erhielt fi Volköfreiheit 
aur in England, der Schweiz, den Niederlanden, in Schweben und längere Zeit wenigſtens in 
Dänemark, Norivegen, in den friefifhen Ländern und in Ditmarfhen. Die Städte aber büßten 
ihren ſchimpflichen Abfall von der Bolföfreiheit in Italien, Deutſchland, Frankreich, Spanien, 
Portugal durch ven Verluſt ihrer eigenen Freiheit. Selbſt der Adel und zum Theil die Geift- 
Tiäfeit wurden in die Schmach und das Elend innerer und äußerer Willkürherrſchaft geftürzt, 
ihter Ehre und Würde wie ihrer Rechte beraubt. Und auch die Fürften büßten häufig duch 
Tod, Entthronung und Verbannung. Erft in der fpätern gereiftern europäiſchen Gultur und 
Geiſtesfreiheit erwachte, angeregt durch bie großen ſchweizeriſchen, niederlaͤndiſchen und englis 
ſhen Freiheitskämpfe, durch die freien Verfafjungen und bie Blüte und Macht dieſer freien 
Völker, vollends aber durch die amerikaniſchen und franzöfifchen Revolutionen, in allen euros 
päiſchen Nationen das allgemeine Benuftfein und Beduͤrfniß nationaler Würde und Freiheit 
mit Ausſchluß aller kaftenmäßigen Abfonderung und aller Willkürherrſchaft. Aber für die fpä= 
tern fiegreichen Freiheitskãämpfe und für dad Erwachen und Reifen jenes allgemeinen Volls⸗ 
bewußtſeins waren die vorhergehenpen unglüdligen Breigeitöfämpfe keineswegs wirkungslos. 
In blutigen fhauervollen Erinnerungen wie in einzelnen Überbleibfeln ver alten Volksrechte 
tettete ſich mit Durch jene Kämpfe, dunkler oder bewußter, hier in der Volkotradition, dort in 
der Geſchichte und der bewußtern höhern Bildung, die alte bürgerliche und veligiöfe Freiheit 
und der Glaube an ihre Helligkeit und Berechtigung. Das Blut fo vieler, vieler Taufende, die 
im Kampfe für die Freiheit, im Kampf gegen die [händlihfte Tyrannei fielen, ja die großen 
theils auf bie graufamfte Weife von den Unterbrüdern hingemordet wurden, es ift nicht ganz 
vergeblich gefloffen. Es fell und darf nicht umfonft vergofien fein; es muß die Enkel der Ge⸗ 
füllenen mahnen und boppelt heilig verpflichten, die wahre Freiheit, das blutig vertheinigte 
erh und das Heilige Vermaͤchtniß ihrer Vorfahren auf allen rechten Wegen zu erkämpfen und 
zu ſchützen. 

&8 mögen hier einige Erinnerungen Bag finden an die Volkskämpfe, die ald Seitenflüde 
und Vorgänger des großen beutfchen Bauernkriegs erſcheinen und bie, ebenfo wie fie, aus dem 
Vewußtſein früherer freier Volkszuſtände und aus dem Gefühl einer unrechtlichen, empoͤren⸗ 
den Bedrückung und einer Verlegung zugleich der ewigen Grundſätze des natürlichen und deut⸗ 
ſchen Rechts, ſowie der jammervoll entftellten und misbrauchten priftlichen Lehre entfprangen. 

Einer der älteften iſt (im 9. Jahrhundert) der Volksaufſtand der Sachen, ihr geheimniß⸗ 
voller Bund der Stellinga zur Zeit des Bruderkrieges ver Söhne Ludwig's des Frommen. 
(&. hierüber I, 245 fg.) 

Steig unglücklich wie fie kämpften im 11. Jahrhundert die Bauern der Normandie gegen 
den Druck des Feudaladels, der Geiftlickeit und bed Hofes. Die urfprünglich vollsfreien Nor+ 
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mannen hatten als Eroberer des nad ihnen benannten fhönen franzoöͤſiſchen Landes das bei 
den weſtlichen Franken völlig ausgebildete despotiſche Feudalſyſtem angenommen. Die Herr⸗ 
ſchaft des Feudaladels und der Briefter bedrückte natuͤrlich auch Hier zumeift Die Bauern, zumal 
die von den Normannen beilegten frühern Bewohner des Landes. Vorzüglich unter Herzog 
Richard IL., ven die habſüchtigen Priefter den Frommen nannten, wurbe das Feudalſyſtem auf 
die drũckendſte Weife ausgebilnet. Da beſchwor das unterdrückte Volk einen Bund. Es fagte: 
„Sind wir nit fo gut wie Die Herren? Sind wir nicht Menfhen wie flet Gaben wir nicht 
Muth und flarfe Fäufte wie fie? Wohlauf, laßt uns Ernſt machen und und mehren! Wir find 
dreißig und vierzig Bauern gegen einen Ritter und wiſſen Streitart und Kolben und den Bogen 
zu führen!“ Doch der Bund warb vor der Ausführung verrathen, die Bauern wurben, ehe 
fie gerüftet und vereinigt waren, in ihren Wohnfigen vereinzelt von ter Ariftofratie überfallen 
und beflegt. Hinrichtungen, Verflümmelungen aller Art, Ausftehen ver Augen, Ausbrechen 
der Zähne, Audreifung der Scham, Einbrennen ver Kniekehlen, kurz alle graufame Erfindung 
und Rade, wemit bie beleidigte hochmüthige Ariftokratie in diefen barbarifchen Zeiten gegen 
die Unterdrückten wüthete, beflxaften die Unglücklichen für ihren Verſuch, ihre Freiheit wieder 
zu erringen. 

Kuh in die Heimat der ſtandinaviſchen Känder, deren freie und Fräftige germanifche Söhne, 
bei dem Miöverhälmiß ihrer ſchnell wachſenden Benälkerung zu dem bürftigen Lande, jahr⸗ 
hundertelang unter den Namen Normannen und Waräger die ſüdlichern europäiſchen Länder 
durch Beute: und Eroberungszüge erſchreckten und in Rußland, Unteritalien, an ber franzöfl- 
ſchen Küfte und von da In England Ihre Herrſchaft gründeten, drang nad der fpätern Annahme 
des Chriſtenthums von den fünlichern germaniſchen Völkern zugleich auch der Keubalismus und 
vie Hierarchie. Auch Hier entftand jept die Bedrückung einer nun fi audbildenden Adels- und 
BPriefterfafte. Das freie Landvolk Fämpfte gegen fie, beſonders gegen die raub⸗ und herrſch⸗ 
füchtige Prieſterſchaft und ihre Einrichtungen, namentlich gegen den unnatürlichen Priefter= 
edlibat und gegen die Zehnten. Die Jütlaͤnder erſchlugen gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
ihren von den Prieſtern beherrfchten König Kanut ven Heiligen. Die freien Bauern in Schonen 
Lämpften im 42. Jahrhundert gegen ihren Kirchenfürſten, ven Erzbiſchof von Lund. 

Als der Erzbiſchof Abſalon ans feiner Heimat Sedland Zehnteinnehmer, kirchliche Lehns⸗ 
mannen und Kirchenvögte herüberholte und dur Prunk, Bebrüdung und Volksverachtung 
die freien Männer empörte, fo verjagten fie die kirchlichen Bafallen, fielen in pie Güter des Erz⸗ 
biothums, riffen Die Zehntfchenern nieber und plünderten die Vorcäthe. In der Volköverfamm- 
lung fuchte vergeblich der Hoheprieſter eine gütliche Bewilligung des Jehnten, und ebenfo ver- 
geblich war die Hülfe des Königs Waldemar, da deſſen jütifihe Krieger für ven verhaßten geiſt⸗ 
lichen Zehnten ven Kampf verweigerten. Jetzt ftrafte Abfalon mit dem Kirchenfluch, und die 
Bauern entzogen nun ven Prieftern,, welche den Gottesdienſt nicht Halten wollten, ben Unter⸗ 
halt, plünverten die Kirchengüter und verjagten die Iegten Lehndmannen aus ihren Grenzen. 
Doch fie erlagen nad) länger fortgefepten muthigen und biutigen Kämpfen der für die Bauern 
allein zu großen geiftigen und militärifen uͤbermacht der Geiſtlichkeit, des Königthums und 
des Adels. Sie ſuchten in ihrer nun härtern Unterdrůckung Troft in der Sage von dem Gottes⸗ 
gericht, dem der räuberiſche Erzbiſchof Abfalon zur Strafe feiner Frevel durch ploͤtzlichen Tob 
anfeimgefallen fei; „denn zu allen Zeiten hing der fromme Glaube des Volks die ewigen Rechte 
der Sreiheit an die Sterne auf”. 

Glůcklicher vertheivigten und erfämpften im 12. Jahrhundert (1144) ie freien Bauern in 
Ditmarfchen ihre altdentſche Freiheit gegen die Ufurpationen des Grafen von Stade, In deſſen 
feſte Burg fle Säcke, welche flatt der unbilligen Schagung von Korn mit Fräftigen Männern 
gefüllt waren, eingeführt hatten. Sie erfjlugen den Dränger und ſchleiften bie Burg. Freilich 
beflegte fie drei Jahre fpäter ihr Etzbiſchof von Bremen mit Hülfe Heinrich's des Löwen. Doc 
brachen und ſchleiften fie ſchon 2164 des neuen Grafen fefte Burg und verjagten ven Abel. Im 
Jahre 1201 von den Dänen erobert, befreiten fie ih 4227 auch wieder von ihrer Herrſchaft 
und behaupteten lange Zeiten Hindurdh ohne Adel ihre alte republikaniſche Volköfreiheit und 
Landesgemeinde, bis fie fpäter mit großen Freiheitsrechten umter Die Herrſchaft ber Herzoge von 
Holſtein famen. 

Gleich muthvoll vertheidigten, wenn auch fter unglücklich, vie Briefen wenigſtens thell- 
meife bis In fpätere Zeiten Ihre Volköfreiheit gegen eindringenbe Priefter- und Adelsmacht, 
gegen Bannflücge und Lehnsheere. Die tapfern Stedinger an beiden Ufern ver Weſer verfolgte 
nie von ihnen zurückgewieſene tyranniſche Priefterherefchaft nicht blos durch Bannfluh und 
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Reicheacht, ſondern Infolge der pfaͤffiſchen Lügen über ihre angeblichen Regereien auch wieder⸗ 
holt durch Kreuzzüge, deren Übermacht nach Wundern ver Tapferkeit envli 1234 das men⸗ 
ſchenleere Land zur Beute ward. 

Glücklicher ſchlugen zum Theil mit Hülfe der zu ihnen geflüchteten Stedinger die fieben 
freien Seelaude geiſtliche und ariftofratifche Dränger zurück. Sie unterflügten auch die muthi⸗ 
gen Landleute von Kennemaren, die 1268 alle Lehnsleute aus ihren Marken vertrieben und 
im Siegeöfchritt auch die Städte Utrecht und Ameöfort, die Sitze räuberifchen Adels, zur Ver⸗ 
treibung beffelben nöthigten. Als der junge Graf von Holland, Florenz V., die Freiheit der 
Bauern und Stäbte fügte, ermordeten ihn vie Adeligen mit 33 Dolchſtichen. Doch der lange 
en gegen fie vernichtete ihren Einfluß und befeftigte die Herrihaft der Volksfreiheit 
in d. 


Zugleich gegen die Misbräuche der Hierarchie und bie vollsverachtende tyranniſche Unter- 
vrüdung des Adels führte 1254 der fogenannte Meifter aus Ungarn, ein Ciſterzienſermoͤnch 
and ein Mitglied jener frommen Brüderſchaften, melde ver religtöfen und politifhen Befreiung 
des Volks fi geweiht hatten, die Viehhirten der Bicardie in den Kampf. Die reinern Lehren 
des Urchriſtenthums und der frommm Wahn eines vom Himmel gefaklenen Bviefed begeifterten 
gleichzeitig das Volk für die bürgerliche und kirchliche Befreiung. Unaufhaltſam brangen feine 
Säaren His nach Paris, von wo fie in drei Abteilungen nad) der Garonne, nad Bourges und 
nad) Orleans vordrangen und auch in ven Städten zum Theil Anklang fanden. Doch unzeitige 

des rohen Haufend und die Lift des Adels und der Geiſtlichkeit, welche mitten in 
der Predigt ven Anführer mit einem Streich toͤdtete, brachen die Kraft der unorganifirten Maſſe, 
die nun in furdtbarer Niederlage und eiliger Flucht ſchnell verſchwand. 

Während im 14. Jahrhundert die Freiheit überall in den Stäbten aufblähte, zum Theil 
auch und namentlich in Flandern und Holland, in England und der Schweiz, in Spanien, in 
einigen wenigen deutſchen Laudſtrichen, an der Notdſee und in ven Öfterreichifchen Raupen in 
freiern ſtändiſchen Verfaflungen Eräftiger fich zeigte, flieg in andern Landſtrichen die Verachtung 
und Mishauplung des Landmanus. Dieſes bewirkte in Frankreich die furchtbare Empdrung 
des Sacques-:Bonhomme (fo nannte veraͤchtlich ver Adel die Bauern). Den König Johann ven 
Guten hatte der nichtswuͤrdige Adel im Kampf mit ven Englänvern, deshalb weil er der Nation 
einen allgemeinen Freiheitsbrief verwilligt und alle Steuerprivilegien aufgehoben hatte, 
ſchimpflich im Stich gelaflen und ver feinvlicgen Gefangenſchaft preiögegeben. So mußte nun 
ber Dauphin 1356 die allgemeinen Reichsftände berufen und dem britten Stand, der Die Privi= 
legien des Adels fhonungslos angriff, Alles bewilligen. Ex bewilligte namentlih die Zu⸗ 
ficherung verbefferter Rechtöpflege und Verwaltung, der Veſtrafung der Schuldigen, der Rech⸗ 
nungsabgabe über die bißher gezahlten Steuern ſowie die Abfegung feiner Räthe und die Er- 
nennung eines Regimentsrathes ans den Reihöftännen, zur Hälfte aus Mitgliedern vom britten 
Stand, an defim Spige jegt Stephan Marcel, der Vorſtand der parifer Kaufleute, ſtand. 

Diefe erzeugte ein feindliches Begenübertreten der Adelspartei und ver Bolköpartei. Die 
legtere trug In dieſem tragifchen Borfpiel der fpätern Franzoͤſiſchen Revolution blau⸗ roth⸗weiße 
Müpen und Abzeichen, die auch der Dauphin annehmen mußte. Bald erhoben ſich die bedrück⸗ 
ten Bauern in revolutionärem Aufftand gegen die adeligen Bedrücker, zuerft Die im Bezirk von 
Beauvoiſis. Ihr Ruf war: „Tod dem Adel” und „Schmach Dem, der ruht, folange es einen 
Adeligen gibt.” Die folange ſcheußlich Bedrückten rächten ſich wie dem Käfig entiprungene wilde 
Thiere. In vielen Provinzen wurden alle abeligen Schlöffer zerftöxt, die Männer gepfählt, zum 
Theil geroͤſtet, vie Weiber und Töchter geſchändet, zulegt ebenfalls vechrannt. Die Bauern: 
ſcharen von Hunberttaufenden näherten ſich Paris und nahmen ebenfalls die drei Karben an. 
Der Dauphin und die Adeligen entflogen geößtentheild nach dem feſten Schloffe za Meaur. 
Paris conftituirte ſich ald Nepublit. Vor dem Schloſſe Meaux aber unterlag der ungeordnete 
Haufe einer georoneten Kriegerſchar. Die Stadt Meaur wurde vom Adel angezündet, die flie⸗ 
henden Bürger wurden in bie Flammen zurüdgetrieben. In Paris fiel Marcel durch Dolch. 
König Karl von Navarra, der ſich der Volkspartei angeſchloſſen hatte, murbe an ihr zum Ver⸗ 
väther, lockte die Kührer unter dem Schein freundſchaftlicher Verabredung in fein Lager vor 
&t.-Denis, hieb fie nieder und überfiel Die ihrer Führer beranbten Bauern. Dann warf fih 
der Adel auf die einzelnen zerſtreuten Banden, und die Bauern und ihre Dörfer vernichtete Feuer 
und Schwert. Der Adel triumphirte auf der daniedergeſchmetterten Volksfreiheit, bis feine fort= 
geſetzte Ungerechtigkeit jie aufs nene und zwar zuerft zu einer gleich furchtbaren Nahe — dann 

zu dauerndem friedlichen Siege ins Leben rief. 
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Unmittelbar erfolgreicher und glorreiher kämpfte nirgends das Volk für feine bebrängte 
und bedrohte Freiheit als in der Schweiz. Solche Vorgänge muften au in Deutſchland die 
unterdrückten Bauern zur Nachfolge anregen. 

Sowie aber überall in dem Drud der Hierarchie und des Lehnsadels das Volk, geftügt auf 
das unerlofhene Bewußtſein ver urfprünglihen natürlichen Rechte, ich gegen bie linterbrüdtung 
der bürgerlichen Freiheit empörte, ebenfo ſuchten auch faft überall einzelne Männer und ein⸗ 
zelne als ketzeriſch ober kirchlich vevolutionär behandelte Sekten, geftügt auf bie reinern Lehren 
des Ghriftenthums, den Aberglauben und die Misbräude der Hierarchie zu befämpfen. Sie 
mußten großentheils ebenfo wie die Kämpfer für das weltliche Recht als Märtyrer bluten, bis 
endlich aus dem Blute aller diefer Opfer, welche wenigftens die reinern Grunnfäge in der Er— 
innerung und in der Achtung der Menſchen lebendig erhielten, die Samenkörner für bie neue 
Entwidelung zugleich ver geifligen und ver bürgerlichen Freiheit auffeimten. 

Unter ven Kimpfern zunädift gegen die religiöfe Unterdrückung treten insbeſondere hervor 
fon im 10. Saßrjundertd der Erzbiſchof Hinkmar von Rheims, dann Abälard und beffen Schü⸗ 
ier, der mutbige und Fräftige, aber unglückliche kirchliche und weltliche Neformator Arnold von 
Brescia (f. d.) im 42. und eine ganze Reihe ketzeriſcher Sekten im 11. und 12. Jahrhundert, 
Banliclaner, Gatzari (oder Keger), Bulgaren, Brüder des freien Geiſtes, Beghatden, Beter- 
bruflaner, Henricianer, Waldenfer, Albigenfer, Stebinger, dann im 14. Wiclefiten, im 15. 
Suffiten, im 16. die Proteftanten. Graufame Kegerverfolgungen -und Inquifitionen, Krenz- 
züge, welde vie weltliche und geiftlihe Macht zu verniätenden Unterdrückungskriegen ver: 
einten und fanatifirten, konnten freilich meift die noch ſchwächern und weniger organifirten 
Kämpfer für die Geiſtes⸗ und Glaubensfreiheit nieverfhmettern, aber ver geiftige Funken ber 
Freiheit erhielt ſich unerloſchen, bis er fpäter wieder wärmen und erleuchten und zunenen Käm⸗ 
pfen begeiftern Tonnte. Diefe murben in Deutſchland durd die Reformation für die veligidfe 
Freiheit früßer als für die politifche Freiheit flegreih. Der Natur der Sache nad, erweckte und 
unterflägte natürlich der Kampf für die veligiöfe geiftige Freiheit auch die Beftrebung für bür- 
gerliche Freiheit und umgekehrt, ſowie ja aud) die kirchliche umd weltliche Ariftofratie meift für 
die Unterdrũckung ſich wechfelfeitig Hülfe leifteten. Sowie daher fon an die Firlichen Sreis 
heitögrunfäge der Wiclefiten fi in England bald die revolutionären Beftrebungen der durch 
Sohn Ball aufgeregten englifhen Bauern anfchloffen, und wie in den huffitifchen Kämpfen reli⸗ 
gidfe und bürgerliche Freiheitsgrundſätze fih einten, ebenfo unverkennbar ift auch bei ver deut⸗ 
fen Reformation dieſe Verbindung und die große Wirkung ber Ieptern auf die Ausbildung 
ber politifegen Freiheit in Europa. 2) 

Freilich in dem deutfchen Bauernkriege, zu welchem wir und nun wenden, fam ven un⸗ 
glüllien Bauern von ven Reformatoren feine Unterftügung, fondern vielmehr nur die ge= 
fährlichſte Anfeindung. Überhaupt iſt der deutſche Bauernkrieg nit blos in feinen Urſachen, 
ſondern auch in feinem Verlauf und unmittelbaren Folgen höchſt tragiſch. Ja als feine un 
mittelbaren Folgen erſcheinen faſt nur die gänzliche Beſiegung der undisciplinirten, ohne Ber- 
einigung handelnden und ſchlecht geführten, von den Städten und ven gebilveten Bürgern 
preiögegebenen Scharen der Bauern und die meift noch ungleich graufamere und rohere Rache 
ber fiegenben geiſtlichen und weltlichen Fürften und Herren gegen die unglücklichen Beflegten, 
ſodann die verheerten Provinzen, Brand und Zerſtörung fo vieler Hunderte von Klöftern, 
Schloͤſſern, Staͤdten und Dörfern faft in allen Theilen von Deutſchland (in Franken allein 
zählte man 250); der Tod endlich von wenigften® anderthalbmal Hunderttauſend Menſchen. In 
den Staatseinrichtungen erfolgte — die durch den Tübinger Vertrag freilich verbeſſerte würtem⸗ 
bergiſche Verfaſſung und einige andere geringere Verbeſſerungen etwa ausgenommen — keine 
Veränderung. Und ſchwer iſt es, zu beſtimmen, inwieweit bie Folgen im Ganzen für Befreiung 
ober für vermehrte Bedrũckung des Bauernftandes überwiegend waren, inwiefern namentlidy 
bie ven Bauern günftigen Umftänbe, jene verbeſſerte würtembergifche Verfaffung und einzelne 
Erleichterungen an wenigen Orten, inöbefonvere aber die lebhafte Verbeutlihung des großen 
ungerechten Drucks, welder auf den Bauern Iaftete, ſowie ver Gefahren folder Ungerehtig- 
keit und dann bie wohlthätige Lehre, daß wilde Bauernaufftände nit zum Helle führen können, 
nicht überwogen wurben durch das niederſchlagende Gefühl der gänzlichen Befiegung und Hülf⸗ 
Tofigkeit, durch die zunächft wenigftens Häufig vermehrten Laften und geſchmälerten Rechte der 





2) Bergl. in Heeren's ‚Kleinen hiftorifchen Schriften‘, I, 3 fi bie u e Abhandiu 
„@utwidelung ber politifchen Bolgen der Reformation für Europa.’ — 
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armen Landleute. Alsdann aber erſcheint der unglückliche Ausgang dieſes Krieges unendlich 
felgmreich, wenn man bedenkt, wie leicht ein anderer Ausgang eine gänzliche unabfehbare Ver- 
änderung der beutfchen und mittelbar auch der europäifchen gejellichaftlichen Zuftände hätte 
berbeiführen Binnen. Und politiſch hoͤchſt lehrreich wird Das Unheil und Schrecken verbreitende, 
ws einen völligen Umflurz der ganzen damaligen geſellſchaftlichen Verfaſſung drohende Ereig⸗ 
niß fletß bleiben. Es wirft nicht bloß ein helles Licht auf die damaligen Bildungs- und Rechts⸗ 
zuflände und namentlich auf die Lage des Bauernftanves. Es ift auch geeignet, durch feine Ur— 
ſachen, feine betrübenven Erſcheinungen, durch feinen wirklichen wie durch feinen fo leicht mög= 
lien Ausgang für Hohe und Niedere Höchft wichtige politifhe Mahnungen zu begründen. 
Gern Rimmen wir dem berühmten göttingifchen Gelehrten Sartorius bei, wenn er von biefem 
traurigen Kriege fagt: „Er ftellt ein unverwerflihes Veifpiel auf, was für Folgen entftehen, 
wenn man die Billigkeit vergißt und die Stimme des Volks nicht achtet, wenn die Regenten 
und das Volk ihre wechfelfeitigen Pflichten und Rechte vergeſſen. Die Kenntniß diefer Pflichten 
und Rechte des Megenten und des Volks zu verbreiten, liegt jenem Menſchen ob. Aus dieſer 
allgemein verbreiteten Kenntniß" (und aus beharrlihen aufopfernden Beftrebungen auf allen 
gefeplihen Wegen) „erwarten wir Aufhebung der Misbräuche und die Vervollkommnung ber 
bütgerlichen Geſellſchaft.“ 

Schon oben wurde der vielfache ſchwere Druck geſchildert, mit welchem Fauſtrecht und Feu⸗ 
dalismus auch in Deutſchland die kleinern deutſchen Landbeſitzer, den fpäter ſogenannten 
Bauernſtand belaſteten. Es wurde nachgewieſen, wie man vollends dieſe Beraubung an Frei⸗ 
heit und Cigenthum, die Belaſtung mit Frohnen, Abgaben und Steuern gegen das 45. Jahr⸗ 
hundert, oder ſeitdem durch Zerſtoͤrung der Volksgerichte der faſt wehrlod gewordene Bauern⸗ 
ſtand auch noch rechtsunmündig gemacht wurde, auf bad äußerſte vermehrte, 

Die Höfe waren ſtets luxuribſer, die Regierungen theurer geworden. Die Geiſtlichen, bie 
tegierenben wie die nicht regierenden, die Welt: und Kloftergeiftlichen und der Adel waren eben- 
fall immer ſchwelgeriſcher umd flttenlofer geworden ®) und wußten als Lanpftände, flatt an den 
täglich erhöhten Staatslaften Theil zu nehmen, vielmehr diefelben und felbft die eigentlich von 
ihnen und von ihren Lehngütern zu leiftenden Kriegsdienſte auf dad Volt, auf Bürger und 
Bauern zu wälgen. Sie, vie fürftlihen Kammern und die ihnen dienftbaren roͤmiſchen Juriſten 
mehrten alfo, wo fie konnten, die Zahl und die Laften ver Leibeigenen, alle Frohnen und Zehn 
tm ber Bauern, bie Gutölaften, Zölle und Steuern und beſonders auch die fogenannten nutz⸗ 
baren Hoheitöredhte ; alles Dieſes natürlich allermeift mit Verlegung der alten Bertrags- und 
Vewilligungsrechte. Gerade die Empörung hierüber fpricht ſich überall in den Beſchwerden der 
Bauern aus, welche dad vertragsmäßig von ihnen früher Bewilligte und Schuldige zu leiften 
ſich bereit erklären, vor allem aber gegen dieſe ungerechte Vermehrung ihrer Laſten bittere Kla- 
gen führen, und welde bei Vertröftungen auf Landtage, auf welden ihre Rechte fo fehlecht ver⸗ 
treten wurden, ähnlich, dachten oder antiworteten wie die würtembergifchen Bauern. Diefe er⸗ 
wiberten, ſtatt fi; durch ſolche Vertröftung von Empörung und Zerftdrung, namentlich der 
Sälöffer Teck und Hohenftaufen, abhalten zu laffen, ven Abgefandten: das Landtagen nüge 





3) Die Entartung und die Misbräuche der Geiſtlichkeit, welche die ganze europäifche Chriftenheit 
zur feierlichen Auerkennung einer „Reform ber Kirche an Haupt und Gliedern“ beftimmt hatten, und 
le, da dieſe Reform auf den dazu berufenen Goncilien von Konſtanz und Bafel durch die Geiſtlich⸗ 
feit elbſt verhinbert wurbe,. zur allgemeinften Verhandlung durch die Reformation lamen und auch jept 
wieder, z. B. im Regensburger Buͤndniß, von ben Katholiken felbft laut anerfannt wurben, bebürfen 
bier ſichet Feiner Ausführung. Ganz beſonders verberbt und bebrüdend für die Bauern waren bie Klöfter 
geworben, fobaß auch in allen Theilen Deutfchlande die empörten Bauern bie Aufhebung berfelben foder⸗ 
ten, und daß kurz vor ber Reformation und dem Bauernfriege ein Schriftfleller, Eberlin (im „XIV. Bund» 
geaoffen‘‘, 1521) von ihnen und ihren fogenannten frommen Täufchungen des Bolfs fagte: „Solcher Trüs 
gerei ift die Welt voll, und wirt fein Uffhören da feyn, bis daß Bawren einmal erhenfen und ertrenken 
if und gut; fo ift — ber Trůgerei gelohnt.” In Beziehung auf den damaligen Adel mag auch wol 
das 1, 205, 267 " Angeführte genügen. Ein Augenzeuge ſchildert ihn gerade zur Zeit Karl's V. in 
dorm einer angeblich bei ber Kaiferwahl gehaltenen Rebe mit folgenden Worten (f. Freher, „Scriptor. 
ter. Germ. 1611°, III, 153): „Nobiles enim, cum ignavi fuci sint, soli dediti inertiae, soli 
ctapulao, soli sui patrimonii decoctioni, congerentes alias apiculas et mella et flores, unde 
tandem sustineri vix possit, prosternunt, spoliant, tracidant.” Ahnlich find bie Schifderungen des 
Velo und des großen Elende der Bauern in Böm’s „Omnium gentium mores“ (Freiburg 1565), 
6.393, 207, und in Münfter's „Kosmographie” (Bafel 1567), S. 465, 466. In der erſten Stelle 
des erſten Werks Heißt es: „Gens superba, inquieta, avara — subditos rusticos irremissa servi 
tete exercet. Incredibile dictu, quantum miseros et infelices homines vexet etc.“ 
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nichts, als daß man Geld geben müſſe. Mit Recht konnten daher der allgemelne Sprachgebrauch 
der Urkunden und die Bauern ſich ſelbſt in denſelben mit dem Namen arme Leute, miseri, bes 
tegen. Auf fe, die unterfle breite Grundlage ber feudalen Pyramide, wie Herr v. Raumer 
richtig, nur mit etwas zu großer Vorliebe für daſſelbe, das Feudalfyſtem nannte, drüdte allein 
bie Laſt des Ganzen. 

Aber leichter ift es, in der Wirklichkeit den Zuftand der Unterdrückung durchzufegen, als 
auch die Grinnerung an Freiheit und Recht und höhere Grundfäge zu vernichten und ven Le⸗ 
benäquell freier fortfägreitender Cutwickelung, welder in unferm chriſtlichen Europa bis jegt nie 
verfiegte und vielmehr gewöhnlich alsdann am Eräftigften heroorfprubelte, wenn die Bemühung 
ihn zu unterbrüden am ſtärkſten ſchien, zu vernichten ober abzugraben. Schon die Redtöbüder 
des Mittelalters, der, Sachſen⸗ und „Schwabenfpiegel”, Hatten (f. Bauerngut und Beete) mit 
Berufung auf bie hrifliche Lehre der Brüberlichfeit und der Gleichheit ver Menſchen alle Leib- 
eigenſchaft für ungerecht und, geftügt auf echt germaniſches Recht, jede Belaftung der Bauern 
mit Abgaben und Dienften ohne vertragsmäßige Zuftimmung für rechtswidrig erflärt. Sie 
aber waren in ber gangen Ration verbreitet, wie fie aus ihr hervorgegangen waren. Auch 
manche öffentliche Rede brachte den Unterbrüdten das Unrecht ihrer Unterdrückung zum Be- 
wußtfein. So prebigte unter Andern der Bruder Berthold ebenfalls ſchon im 15. Jahrhundert 
vor Hunderttaufenden 4): „Leibet jegt gebulbig eure Mühfal und Armuth. Sie nehmen bald 

„ein Ende. Gleichen Wechſel erfahren auch die Verleger des Gefepes, vie dahier genug Haben 
und wohlleben mit dem Raube, welchen fie an euch begehen, mit ungerechter Steuer und ums 
gerechter Voigtei, mit Herbergen und Nothbeden, mit Raube, mit Brand, mit Diebſtahl, mit 
ungereihter Gewalt, mit ungerechtem Gericht, mit ungerechten Zöllen und Ungelten und mit 
Trug, mit Wucher, mit Vorlauf und Dingesgaben, Nun feht ihr armen Leut, wie mancher⸗ 
lei fie auf eure Arbeit fegen, und deshalb ſeid ihr fo arın, weil diefe Unfeligen fo manche Lift 
des Geizes gegen eud anwenden; und müßt das Alles erarbeiten, das bie Welt bedarf, und 
von dem Allen wird euch kaum in euren Noͤthen fo viel, daß Ihr etwas befler leben koͤnnt als 
eure Schweine.” Im Kampfe gegen vie mit dem hierarchiſchen und feudalen Despotismus 
felbft nalůrlich Reigende Verfinfterungsfucht hatten bekanntlich durch das ganze Mittelalter hin⸗ 
durch einzelne und ganze Landſchaften als fogenannte Neger den Märtyrertod nicht gefchent. 
Nicht allzu Lange vor dem Bauernkriege hatten die Huffiten Deutſchland in Bewegung geſetzt 
und gegen die geiſtlichen Misbräuche aufgeregt, welde durch die Anorbnung der Concilien von 
Konſtanz und Baſel ſelbſt offictell anerfaunt, aber nicht gemindert wurben. Durch immer neue 
Siege ftetö glaͤnzender, alfo ſtets lockender, felerte in ver Schweiz die Volksfreiheit ihre Triumphe. 

' Die Bauern fehnten fi nad folden Zuftänden, und von dieſem ober jenem deutſchen Berge hörte 
man fagen: er werbe bald mitten in ver Schweiz liegen. 2) Auch in Deutfchlann aber waren zus 
gleich Die Ideen großer politifcher Reformen, einer Zerflörung des Feubalismus und einer großen 
freien Rationalverfaffung entflanden, wie fie Britannien ſhon errungen hatte und wie fle zum 
Theil in der fogenannten Reformation Friedrich's IL. und bei Hutten und andern Mitgliedern 
bes niedern Adels ſich zeigten. Die Marimiltanifgen Reformen aber waren nur fehr unvoll⸗ 
Tommen und ungenügend audgefallen, am bürftigften und bis dahin zumal noch wenig wirkſam 
für den Schuß des Volke. 

In diefer Lage der Dinge kann weber die allgemeine große Aufregbarkelt des ganzen deut⸗ 
fen Bauernſtandes, noch au die befonbere Beiftesrihtung und Gemütboſtimmung, wie fle 
in dem Bauernfriege, aber auch ſchon in einer großen Reihe einzelner Erſcheinungen vor dem⸗ 
felben fowie vor ver kirchlichen Reformation Hervortreten, irgend befremdlich gefunden werben. 

Zu den zunähft den Bauernkriegen vorhergehenden Empdrungen gegen den Drud des 
Beubalismus und der Hierarchie gehören insbeſondere die folgenden. Im Jahre 1476 prebigte, 
angeblich auf Eingebung ber heiligen Jungfrau, Hans Bögeim, ein Muſikant aus dem Tauber: 
grund, das Pfeifer-Hänslein, fpäter auch der heilige Jüngling genannt, öffentlidh vor großen 
und Häufig bewaffneten Volkshaufen. Er ermahnte zur Buße und zur Verwerfung jedes Luxus 
amd lehrte, daß nah dem Cvangelium der Kaiſer und die Fürſten die Brüder der Unterthanen 
feien und daß ein Jeder foviel haben müffe ald ver Andere. Zinfen, Beſthaupt, Zehuten und 
Frohnen müßten aufhören und Wälder, Wafler, Brunnen und Weiden allenthalben frei fein. 


4) Kling, „Verthold's Prebigten“, &. 190. Gemeiner, „Regensburger Chronit“, I, 396. 
3) Rgeleoke, „&hrijwörter”, ©. 208, Rr. 380. — 
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Anter Spige von 40,000 feiner Anhänger wurbe er vor bem Schloffe von Würzburg geſchla⸗ 
zen und enthauptet. Im Jahre 4491 empoͤrten fid die Unterthanen des Abts von Kempten 
um errangen fich eine Art von landſtändiſcher Verfaſſung. Im Jahre 1492 erhoben fi in den 
Niederlanden 40,000 aufrührerifche Bauern gegen Anmaßungen des Adels und Abgabenbes 
drückung. Sie wurden von dem auf ihre Sahne gemalten Käfe die Käſebrüder genannt. Im 
Jahre 1493 bildete ſich im Elſaß und am Bruchrain der erfte Bundſchuh, fo genannt, weil bie 
auftühreriſchen Bauern einen Bauernſchuh, über ven Knöceln gitterartig mit Riemen gebun⸗ 
den, als ihr Symbol in ihre Fahnen gemalt Hatten. Ihre Bundesartifel enthielten rohe Be⸗ 
fimmungen gegen Zoll: und Steuerbrud, gegen geiftliche Miobräuche, gegen bie welfchen, d. h. 
de toͤmiſchen geiſtlichen Gerichte, gegen bie Juden und gegen ihre übergroßen Schulden , die fie 
uicht bezahlen wollten. Im Jahre 1500 war ein allgemeiner Aufftand dev Bauern des Kloſters 
Asfenhaufen. Im Jahre 1502 entftand ebenfalls unter dem Namen Bundſchuh ein großer 
Bauernaufſtand im Bisthum Speier. Die Lofungsworte waren zuerft die Frage: „Was if 
nun für ein Weſen ?“ und darauf die Antwort: „Bir mögen vor den Pfaffen nicht geneſen.“ 
Sie verlangten, nur allein dem Kaifer unterthan zu fein, Aufhebung ber geiftlichen Gerichte 
und Reform der Religion und des weltlichen Regiments. Im Jahre 1509 war Aufruhr zu 
Sranffurt am Main, wobei die Berfaflung umgefloßen, der Magiftrat und nie Geiftlichen theils 
abgefeht, theils verjagt wurden; 4511 zu Konftanz, 1512 zu Schwäbiſch⸗Hall; wie denn über: 
haupt zu Anfang biefes Jahrhunderts in mehren beveutenden Staͤdten Empörungen aus⸗— 
brathen, z. B. auch in Köln, wo bie Bürger mehre Mitgliever des Raths verjagten oder ihnen 
bie Köpfe vor die Fuͤße legten; ferner zu Worms, in Schweinfurt u. ſ. w. Im Jahre 1513 Bil: 
dete fi im Breisgau ein neuer Bundfchuh mit rohen Bundesartikeln, zur Aufhebung ber Terz 
ſchaft und Grundhertſchaft, zur Aufhebung der öfter, ferner gegen Gumulation 
geiſtlicher Pfründen und für allgemeine Freiheit ver Fiſcherel und Jagd. Im Jahre 1513 und 
1514 war Bauernaufftand im Ulmifchen, 1545 im Hochſtift Augsburg, ebenfo in Kärnten, 
100 2000 Bauern auf dem Plage blieben, 1517 in ver windifchen Mark, 1522 im Ritters 
Ganton Gegen, wo ein neuer Bundſchuh ſich bildete, mit einer Fahne, auf welche eine Sonne 
gemalt war, worunter bie Worte handen: „Ber will frei fein, der folge diefem Sonnenſchein.“ 
Rod bedentender war bie Bauernempdrung in Ungarn gegen Abel und Geiſtlichkeit, in welcher 
75,000 Menſchen das Leben verloren, und dann die Bauernaufftände im Würtembergifchen. 
Hier hatte der Seluftigungsfüchtige, verſchwenderiſche und hartherzige Herzog Ulrich eine große 
Sqhuldenlaſt angehäuft. Im Jahre 1513 wollte er ſich durch eine Erhöhung der indirecten Ab⸗ 
gaben helfen, und zwar vermitteld einer liftigen Verringerung von Map and Gewicht, bei glei⸗ 
Ger Höhe von Zoll und Accife. Das gutmüthige Volk hatte fon einige zeitlang früher in 
Verfammlungen feine Noth befprochen und zugleich durch feine natürliche gute Laune feine 
Sorgen zu verſcheuchen geſucht. Es nannte ſich in feiner Verfammlung den armen Koen= oder 
Kuon:Rath, d. h. fein Rath, woraus der arme Konrad gemacht wurde, und vertheilte ſich Güter 
in Fehlhalden und am Gungerbrunnen. Als nun jene neue liſtige Vermehrung der Abgaben 
fa und daS Volk feine Luft fühlte, fie audh noch zu tragen, da befäjlof es , vurch ein Gotted- 
urtheil zwiſchen ſich und dem Gerzog entſcheiden zu laſſen, auf weſſen Seite das Recht fel. Es 
erllaͤrte wenn das neue verminderte herzogliche Gewicht in einer Wafferprobe oben bleibe auf 
dem Waſſer, fo ſolle der Herzog gewonnen haben, wo nit, dad Voll. Der Gewichtſtein wurde 
feterlich In die Rems geworfen, und ſiehe de, er ging unter! Mehre Taufende verbanden ſich eid⸗ 
35 und es kam zum bewaffneten Aufruhr. Die Bauern wurben zwar beſiegt und viele hinge⸗ 
richtet, bei erneuertem Aufruhr jedoch und auf eine fehriftliche Cingabe der Beſchwerden der 
Bayern fand man für gut, einen Landiag zu berufen (1514), auf welchem durch den berühmten 
Tübinger Vertrag die folgenreiche große Berbeflerung der würtembergifchen Verfafſung zus 
Rande kam, welche das Volk gegen unbewilligte Gtewerbelaftung wenigftend etwas beffer ſchůhte. 
Der Herzog ermahnte noch beſonders Raͤthe und Landſchaft, auch die Frohnen minder druͤckend 
und überall gleich zu machen. 
Ungleich furchtbarer als alle bisherigen aber waren die Empdrungen, welche, ebenfalls ge⸗ 
gen die feudaliſtiſchen und hierarchiſchen Bedrückungen gerichtet, im Jahre 1534 und 1525 
wie durch einen elektriſchen Schlag faft alle Länder Deutſchlando ergriffen und welche man vor⸗ 
imgöweife den Bauernkrieg nennt. Beginnend in Schwaben auf dem Schwarzwalbe, müthete 
bald die Flamme der Empörung von ber Schweiz und ben beiden Ufern des Rhein His an bie 
beiden Ufer der Donau, bis nad) Kroatien und Ungarn, von Tirol, von ‚den Alpen und von 


394 Baunernfriege 

nichts, als daß man Geld geben müffe. Mit Recht konnten daher wer allgemeine Sprachgebrauch 
der Urkunden und die Bauern fich felbft in denſelben mit vem Namen arme Leute, miseri, bes 
tegen. Auf fle, die unterfle breite Grundlage ber feudalen Pyramide, wie Herr v. Raumer 
richtig, nur mit etwaß zu großer Vorliebe für daſſelbe, das Feudalfyſtem nannte, drüdte allein 
pie Laft des Ganzen. 

Aber leichter iſt es, im der Wirklichkeit den Zuftand der Unterdrückung durchzufegen, als 
auch die Erinnerung an freiheit und Recht und höhere Grunpfäge zu vernichten und den Le⸗ 
benöquell freier fortſchreitender Entwidelung, welder in unferm chriſtlichen Europa bis jegt nie 
verfiegte und vielmehr gewöhnlich alsdaun am Eräftigften hervorſprudelte, wenn die Bemühung 
ihn zu unterdrücken am Rärkften ſchien, zu vernichten oder abzugraben. Schon die Rechtobücher 
des Mittelalters, der, Sachſen⸗ und „Schwabenfbiegel”, hatten (f. Bauerngut und Beete) mit 
Berufung auf die hriftliche Lehre der Brüberlichkeit und der Gleichheit der Menſchen alle Leib⸗ 
eigenſchaft für ungerecht und, geftügt auf echt germanifches Recht, jede Belaftung der Bauen 
mit Abgaben und Dienften ohne vertragsmäßige Zuflimmung für rechtswidrig erflärt. Sie 
aber waren in ber ganzen Nation verbreitet, wie fie aus ihr hervorgegangen waren. Auch 
manche öffentliche Rede brachte den Unterdrückten das Unrecht ihrer Unterdrückung zum Ve⸗ 
wußtfein. So prebigte unter Andern der Bruder Berthold ebenfalls ſchon im 15. Jahrhundert 
vor Hunderttaufenden *): „Leibet jet gebulbig eure Mühfal und Armuth. Sie nehmen bald 

„ein Ende. Gleichen Wechſel erfahren auch die Verleger des Geſehes, die vahier genug haben 
und wohlleben mit dem Raube, welchen fie an euch begehen, mit ungerechter Steuer umb uns 
gerechter Voigtei, mit Herbergen und Nothbeden, mit Raube, mit Brand, mit Diebflahl, mit 
ungerechter Gewalt, mit ungerechtem Gericht, mit ungerechten Zöllen und Ungelten und mit 
Trug, mit Wucher, mit Vorlauf und Dingesgaben. Nun feht ihr arınen Leit, wie maucher⸗ 
lei fie auf eure Arbeit fegen, und deshalb ſeid ihr fo arm, weil dieſe Unſeligen fo mande Dans 
des Geizes gegen euch anwenden; und müßt das Alles erarbeiten, dad bie Zelt bebarf, und 
* dem Allen wird euch kaum in euren Nöthen fo viel, daß ihr etwas beſſer leben könnt als 

ure Schweine.” Im Kampfe gegen bie mit dem hierarchiſchen und feubalen Despotiämus 
Fit nalürlich ae Berfinfterungsfudt hatten bekanntlich durch das ganze Mittelalter hin⸗ 
durch einzelne und ganze Landſchaften als fogenannte Ketzer den Märtyrertod nicht gefchent. 
Nicht allzu lange vor dem Bauernkriege Hatten die Huffiten Deutſchland in Bewegung geſetzt 
und gegen bie geiſtlichen Misbräuche aufgeregt, welche durch die Anordnung ber Goncilien von 
Konftanz und Baſel ſelbſt officiell anerkannt, aber nicht gemindert wurben. Dur immer neue 
Siege fletö glänzender, alfo ſtets lockender, feierte in ver Schweiz die Volksfreiheit ihre Triumphe. 

' Die Bauern fehnten fi nad folden Zuftänden, und von dieſem ober jenem deutſchen Berge hörte 
man fagen: er werbe bald mitten in dev Schweiz liegen. ©) Much in Deutſchland aber waren zus 
gleich Die Ideen großer politifcher Reformen, einer Zerflörung des Feubalismns und einer großen 
freien Rationalverfaffung entflanden, wie fie Britannien fon errungen hatte und wie fie zum 
Theil in der fogenannten Reformation Briebrich’9 III. und bei Gutten und andern Mitgliedern 
bes niebern Adels fich zeigten. Die Maximilianiſchen Reformen aber waren nur fehr unwoll: 
Tommen und ungenügend auögefallen, am bürftigften und bis dahin zumal noch wenig wirkſam 
für den Schuß des Volks. 

In diefer Lage der Dinge kann weber bie allgemeine große Aufregbarkelt des ganzen beut: 
fen Bauernflanded, noch auch die befonbere Beiftesrihtung und Gemäthöfimmung, wie fie 
in dem Bauernkriege, aber auch ſchon in einer großen Reihe einzelner Etſcheinungen vor dem⸗ 
felben ſowie vor ver kirchlichen Reformation Hervortreten, irgend befremblid gefunden werben. 

Zu den zunähft den Bauernkriegen vorhergehenden Empödrungen gegen den Drud des 
Beubalismus und der Hierarchie gehören indbefondere die folgenden. Im Jahre 1476 prebigte, 
angeblich auf Eingebung ber heiligen Jungfrau, Hans Böheim, ein Muſikant aus dem Tauber: 
grund, das Pfeifer-Händlein, fpäter auch der heilige Jüngling genannt, öffentlich vor großen 
und Häufig bewaffneten Volkshaufen. Er ermahnte zur Buße und zur Verwerfung jedes Lurus 
und lehrte, daß nach dem Evangelium der Kalſer und die Fürſten die Brüder der Unterthanen 
feien und daß ein Jever ſoviel haben müſſe ald der Andere. Zinfen, Beſthaupt, Zehnten und 
Frohnen müßten aufhören und Wälder, Wafler, Brunnen und Weiden allenthalben frei fein. 


4) Kling, ‚‚Bertgolb’s Predigten‘, &. 129. Gemeiner, „Megensburger Chronik“, I, 306. 
5) Agricola, „Epricjwörter", 6.208, Ar. 280. En 
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An der Spltze von 40,000 feiner Anhänger wurde er vor dem Schloſſe von Würzburg geſchla⸗ 
zen und enthauptet. Im Jahre 4491 enwoͤrten fi) die Unterthanen des Abts von Kempten 
und errangen fi) eine Art von landftändifcher Verfalfung. Im Jahre 1492 erhoben ſich in den 
Riederlanden 40,000 aufrühreriſche Bauern gegen Anmaßungen des Adels und Abgabenbe- 
drüdung. Sie wurden von dem auf ihre Fahne gemalten Käje die Käſebrüder genannt. Im 
Sahre 1495 bildete fi im Clſaß und am Bruchrain der erfte Bundſchuh, fo genannt, weil die 
aufrũhreriſchen Bauern einen Bauernſchuh, über den Knoͤcheln gitterartig mit Riemen gebun⸗ 
den, als ihr Symbol in ihre Fahnen gemalt Hatten. Ihre Bundesartikel enthielten rohe Be— 
flimmungen gegen Zoll: und Steuerdruck, gegen geiftliche Mishräuche, gegen die welfchen, d. h. 
die römifchen geiſtlichen Gerichte, gegen vie Juden und gegen ihre übergroßen Schulden , vie fie 
nicht bezahlen wollten. Im Jahre 1500 war ein allgemeiner Aufftand der Bauern des Klofterd 
Achſenhauſen. Im Jahre 1502 entfland ebenfalls unter dem Namen Bundſchuh ein großer 
Bauemauffland im Bisthum Speier. Die Lofungsworte waren zuerft die Brage: „Was if 
nun für ein Weſen?“ und darauf die Antwort: „Wir mögen vor den Pfaffen nicht genefen. ” 
Sie verlangten, nur allein dem Kaiſer unterthan zu fein, Aufhebung der geiftlihen Gerichte 
und Reform der Religion und des weltlichen Regiments. Im Jahre 1509 war Aufruhr zu 
Frankfurt am Main, wobei die Berfaffung umgeftoßen, der Magiſtrat und vie Geiſtlichen theild 
abgefet, theils verjagt wurben; 1514 zu Konftanz, 1512 zu Shwäßifch- Hall ; wie denn über- 
Haupt zu Anfang dieſes Jahrhunderts in mehren beveutenden Städten Empdrungen aus⸗ 
brachen, 3. B. auch in Köln, wo die Bürger mehre Mitgliever des Raths verfagten oder ihnen 
bie Köpfe vor die Fuͤße legten; ferner zu Worms, in Schweinfurt u. ſ. w. Im Jahre 1513 bil: 
dete fi) im Breiögau ein neuer Bundſchuh mit rohen Bundesartikeln, zur Aufgebung der Ter⸗ 
Haft und Grundhertſchaft, zur Aufhebung der Klöfter, ferner gegen Gumulation 
geifklicher Pfründen und für allgemeine Freiheit der Fiſcherei und Jagd. Im Jahre 1513 und 
4514 war Bauernaufitand im Ulmifhen, 4515 im Hocflift Augsburg, ebenfo in Kärnten, 
wo 2000 Bauern auf dem Plage blieben, 1517 in der windifhen Mark, 1522 im Ritter⸗ 
Canton Hegau, wo ein neuer Bundſchuh fid bildete, mit einer Fahne, auf welche eine Sonne 
gemalt war, worunter die Worte Randen: „er will frei fein, der folge dieſem Sonnenſchein.“ 
Noch bedeutender war die Bauernempdrung in Ungarn gegen Abel und Geiſtlichkeit, in welcher 
25,000 Menſchen das Leben verloren, und dann die Bauernaufftände im Wuͤrtembergiſchen. 
Hier Hatte der beluſtigungsſüchtige, verſchwenderiſche und hartherzige Herzog Ulrich eine große 
Squldenlaſt angehäuft. Im Jahre 1513 wollte er ſich durch eine Erhöhung ber indirecten Ab⸗ 
gaben Helfen, und zwar vermitteld einer liftigen Verringerung von Maß and Gewicht, bei glei⸗ 
cher Höhe von Zoll und Aceife. Das gutmüthige Volk Hatte fon einige zeitlang früher in 
Berfammlungen feine Noth beſprochen und zugleich duch feine natürliche gute Laune feine 
Georgen zu verſcheuchen geſucht. Es nannte fi in feiner Verſammlung ven armen Roen= ober 
Kuon⸗Rath, d. 5. kein Rath, woraus der arme Konrad gemacht wurde, und pertheilte id Güter 
im Fehlhalden und am Hungerbrunnen. Als nun jene neue liftige Vermehrung der Abgaben 
kam und das Volk feine Luft fühlte, fie auch noch zu tragen, da beſchloß es, durch ein Gottes⸗ 
urtheil zwiſchen ſich und Dem Herzog entſcheiden zu laſſen, auf weflen Seite das Recht ſei. Es 
erklärte, wenn dad neue verminderte herzogliche Gewicht in einer Waſſerprobe oben bleibe auf 
dem Waſſer, fo folle der Herzog gewonnen haben, wo nit, das Volt. Der Gewichtſtein wurde 
feierlich in die Rems geworfen, und fiehe da, er ging unter! Mehre Taufende verbanden ſich eid- 
3 und es kam zum bewaffneten Aufruhr. Die Bauern wurden zwar beſiegt und viele hinge⸗ 
richtet, bei erneuertem Aufruhr jedoch und auf eine fhriftliche Gingabe der Beſchwerden ver 
Bauern fand man für gut, einen Landtag zu berufen (1514), auf welchem durch ven berühmten 
Tüůcbinger Bertrag die folgenreiche große Berbefferung der würtembergifhen Berfaffung zu⸗ 
flande kam, welche das Volt gegen unbeivilligte Stemerbelaftung wenigſtens etwas beffer fehgte. 
Der Herzog ermahnte noch befonbers Räthe und Landſchaft, auch die Frohnen minder vrüdenn 
und überall gleich zu machen. 
Ungleich furchtbarer als alle bisherigen aber waren die Empdrungen, welde, ebenfalld ge⸗ 
gen die feudaliſtiſchen und hierarchiſchen Bedruͤckungen gerichtet, im Jahre 1524 und 1525 
wie Durch einen elektrifhen Schlag faft alle Länder Deutfchlands ergriffen und welche man vor⸗ 
zugsweiſe ven Bauernkrieg nennt. Beginnend in Schwaben auf dem Schwarzwalde, wüthete 
bald die Flamme der Empörung von der Schweiz und den beiden Ufern des Nhein bis an vie 
beiden Ufer der Donau, bis nad Kroatien und Ungarn, von Tirol, von den Alpen und von 
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dem Bobenfee bis an bie Oft: und Norbfee. Überall, in Tirol, In Kärnten, in Gteiermarf, in 
Baiern, in Schwaben und der Pfalz, im Elfaß, in Lothringen und im Trierſchen, in Heflen, 
Franken und Sachſen erhoben fi große Scharen von Bauern, die oft ſchnell zu bewaffneten 
Heeren von 10— 50,000 anwuchſen. Sie erhoben fic vereinzelt, ohne gemeinſchaftliche Ver⸗ 
abredung oder Verbindung, ohne Aufregung durch irgendein großes allgemein erſchuütterndes 
Ereigniß, ohne einen allgemeinen Aufruhr durch irgendeine vertrauenerweckende Perſoͤnlichkeit. 
Sie wurden vielmehr beſtimmt blos durch gleichen Druck und gleiche, wenn auch oft unklare 
Vorſtellung ihrer uralten unterdrũckten beſſern Rechte, fie ſtanden auf bei ver geringſten äͤußern 
Veranlaſſung, auf den erſten Ruf irgendeines beliebigen Aufrührers oder Schwärmers. 

Die Gefahr aber mußte als furchtbar groß für den beſtehenden Geſellſchaftszuſtand er⸗ 
feinen, fürs erfte ſchon durch die Maffen felbft, die zum Theil fogar mit ſchwerem Geſchütz fo 
gut verfehen waren, daß fie z. B. in ber verlorenen Schlacht bei Königähofen 47 Kanonen ver⸗ 
Ioren, und welde natürlich durch jenen glücklichen Erfolg unverhältnigmäßig anwachſen muß⸗ 
ten. Sodann aber lag gerade in der allgemeinen Verbreitung des Zündſtoffes, welche ſchon 
durch die Art diefer Aufftände felbft fich erweiſt und welche auch durch die Allgemeinheit der un- 
gerechten Bedrũckung der Bauern und durch die vorher erwähnten allgemeinen Bedürfniſſe und 
Ideen kirchlicher und politifher Reformen hinlänglich erklärlich ift, eine große Gefährlichkeit. 
Gerade jene allgemeinen Bebürfniffe nah Reform und Freiheit vermehrten vorzugsweiſe bie 
Gefahr. Ste drohten, einen großen Thell ver höhern Stände dem Unternehmen der Bauern 
zuzuführen. Bereits hatten ſich eine Reihe kleinerer Reichsſtände und fehr viele Ritter mit ihnen 
verbündet, fo die Fürften und Grafen von Hohenlohe, von Loͤwenſtein, Wertheim, Genneberg, 
Rheine, zum geoßen Theile Freilich wol zunaͤchſt aus Furt, zum Theil aber doch auch, wie 
der Graf Georg von Wertheim, mit reblicher Überzeugung. Der vertriebene Herzog Ulrich hatte, 
sole ein in unfern Tagen vertriebener Fürſt, um fein Land wieber zu erwerben, die Sache ves 
Volks ergriffen, fuchte die Schweizer dafür zu gewinnen und war im Begriff, fih an die Spitze 
zu ftellen. Beſonders aber hatten fehr viele kleinere Stäͤdte, bie, nad; tem Verluft des großen 
orientaliſchen Handels für Deutſchland, doppelt über vie neue auch ihnen unbiflig zugewieſene 
Steuerlaft Hagten, und ſelbſt größere, wie Worms, Speer, Mainz und Frankfurt mit ver 
Bauern gemeinfhaftlihe Sache gemacht. Und ba, wo nicht Waffenmacht der Fürſten mit Ge— 
walt in den Weg trat, da fiel, ſowie im ganzen Kurfürftenthum Mainz, Alles von ſelbſt und 
ohne Shwertftreid den Bauern zu und beſchwur mit Freuden Ihre Artikel für die neue Reform. 
Im Mainziſchen ließ man fie fogar vom kurfürſtlichen Statthalter und dem Domcapitel unter: 
zeichnen. Was Eonnte, was mußte bei ber allgemeinen Gährung der Gemüther in ganz Deutſch⸗ 
land nicht gefürchtet werben, wenn die Bauern in den erften Schlachten flegten, wenn fie gegen 
bie ihnen entgegengeftellten Fleinen Heere, von benen das nichtadelige Fußrolk zum Theil, na= 
mentlid vor der Schlacht von Böblingen, zu fechten fid) weigerte, aud nur halb fo glücklich 
kämpften, als ihre Vorbilder, die Schweizer, gegen foviel ſtärkere fürſtliche und ritterlihe Heere 
gekämpft hatten. Und wie, wenn nun bie Reformatoren durch Zuftimmung bie öffentliche Mei⸗ 
nung ber Gebilbeten gewannen, wenn zur Unterdrückung ber Fürſtenmacht der Kaifer, wenn 
ehrgeizige ober nach Reform ftrebende Fürſten ſich an bie Spige ftellten! Cine fernere Ber 
mehrung ber Gefahren endlich konnte e8 fheinen, daf die Bauern, namentlich in ihren berühm⸗ 
ten ſchwäbiſchen zwölf Artikeln, vie allermeift von den Empdrern als ihr Manifeft anerkannt 
und beſchworen wurben, wenigftend im Vergleich gegen die Artikel in frühern Empoͤrungen, 
ungleich; mehr Maͤßigung und Verflänvigfett bewieſen, und ben offenbaren feften Willen, nur 
dad Gerechte und zwar das in dem geſchichtlichen Recht freier, rechtsgültiger Verträge und dann 
der Bibel oder des Evangeliums, der reinen chriſtlichen Lehre und Tinrichtung begründete Ge⸗ 
echte, fo weit fie es erkennen Eonnten, und eine auf gegenfeitige Vereinbarung gegründete Mes 
form zu bewirken. Diefe Artikel und das von ihnen geleitete Beginnen waren vollends himmel⸗ 
weit verſchieden von den abgeſchmackten fanatiſchen ſchwärmeriſchen Idern und Unternehmum- 
gen der Wiedertäufer, des Thomas Münzer, des Pfarrers und Regenten von Mühlhaufen in 
Thüringen, und von den noch ungleich verwerflichern des münfterifchen Schneiderkönigs Johann 
von Leiden und feines Bürgermeifterd und Scharfrichters Knipperbolling, von ihrer Kriegd- 
erflärung gegen alle geiftlihe und weltliche Obrigkeit, deren Stelle fie doch alsbald einzunehmen 
tradhteten, von ihrer theofratifchen Regierung durch fortbauernd fid erneuernde Infpirationen 
und Erfgeinungen, von ihrer allgemeinen Bütergleiäheit. und Gemeinſchaft, von ihrer Auf⸗ 
Löfung ſelbſt der eriten fittlichen Bande, 3. ®. der Ehe. 

In einer Einleitung biefer, die damaligen geſellſchaftlichen Verhältniſſe charakteriſirenden 
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zwoͤlf Artikel ©) verfihern die Bauern mit Berufung auf das Evangelium, welches auch hier, 
wie in ven Nechtöbüchern des Mittelalters, als die Quelle ver hoͤchſten natürlichen Rechtsgrund⸗ 
füge anerkannt wird, und woraus fe die einzelnen Artifel zu erweiſen fuchen, daß fle biefer£ehre 
gemäß nad Friede und Einigkeit ftrebten. Ste werfen die Schuld der Störung auf ihre un= 
Hriftlichen Verleger und Bebränger, aus deren Sklaverei fie Gott, wie einft die Kinder Iſraels 
aus der Pharaonifchen, erretten wolle. Dann folgen die Artikel: „Zum erften ift unfere demü— 
thige Bit und Begehr, auch unjer aller Will und Meinung, daß wir nun hinfurt Gewalt und 
Mat Haben wollen, eine ganze Gemein ſoll einen Pfarrer felbft erwelen und Tiefen” (wie be= 
kanntlich nad) der urfprünglichen chriſtlichen und nad der frühen germaniſchen kirchlichen Ein- 
richtung), „auch Gewalt haben, venfelben wieder zu entfegen, wenn ex ſich ungebührlich hielte. 
Derfelbige Pfarrer foll ung dad Heilige Evangelium Iauter und Far prebigen ohne allen menſch⸗ 
lien Zuſatz, Lehr und Gebot — dann wir alleine durch den wahren Glauben zu Gott kommen 
mögen und alleine durch feine Barmherzigkeit felig müffen werben, darumb ift uns ein folder 
Fürgeher und Pfarrer von nöthen und dieſer Beftalt in der Schrift gegründet.” — „Zum an- 
dern: Nachdeme der rechte Zehend aufgefegt ift im alten Teftament, im neuen aber alles er; 
füllet, nichts deſtominder wollen wir den rechten Kornzehend zugeben, doch wie fich gebührt; 
deme nad; man foll ihn Bott geben und den Seinen mittheilen.”“ Nun wird beftimmt, er fol 
zum gemügenben Unterhalt der Pfarrer verwendet werden, das Übrigbleibenbe aber zur Unter: 
ſtũtzung der Armen, und dad Andere für Beftreitung Öffentlicher Bedürfniſſe, damit nicht neue 
Zaften auf die armen Leute angelegt werben. An fremde Berfonen foll nur, fofern fie beweiſen, 
Daß fie ven Zehnten durch Kauf erworben haben, angemeffene Abldſung erfolgen. Sonſt feien 
fie keinen Zehnten ſchuldig, „und ven Heinen Zehend (Blutzehend u. f. w.) mollen wir gar nicht 
geben, dann Bott der Herr das Vieh frei dem Menfchen befchaffen, Geneſis 1, daß wir ihn für 
ein unztemlichen Zehend fügen, den die Menſchen erbicht haben.” — „Zum britten ift der 
Brauch, bisher gervefen, daß man und für ihr eigen Leut gehalten habe, welches zu erbarmen ift, 
angefehen daß Chriſtus all mit feinem koſtbarlichen Blutvergießen erldſt Hat, ven Hirten gleich, 
als wol den Hoͤchſten, Keinen ausgenommen. Darum erfind fi mit der Gefhrift, daß wir 
gar frei fein. — Wir follen und gegen Jedermann demütigen, daß wir auch gegen unferer er= 
weleten und gefegten Oberkeit (fo uns von Bott gefegt) in allen ziemlichen und chriſtlichen 
Saden gern gehorſamen; fegn auch ohne Zweiffel, ihr werbet und daß gern erlaſſen, odder und 
im@vangeli des berichten, waß wir ſeyn.“ Zum vierten und zum fünften Hagen die Bauern, 
daß unbrüderlih und unrechtlich die Herrſchaften ven Wald (ber allerdings früher regelmäßig 
zur offenen gemeinſchaftlichen Mark gehörte) und das Fiſchen und das Jagen (welches jo wie 
nach Roͤmiſchem, fo auch nad) altem Deutfhen Recht allerdings völlig frei war) ſich angeeignet, 
je muthwillig dem Wild das Eigenthum und vie Früchte des Fleißes der armen Leute preis- 
gäben, ohne daß dieſe fid) wehren vürften, und daß fie ihnen kein nöthiges Holz ohne theure 
Bezahlung zukommen ließen. Auch bei diefer gerechten Beſchwerde gegen bie erft durch den Feu⸗ 
daldespotlomus eingeführten angeblichen Regalien an ven fogenannten herrenloſen Sachen, 
an Fiſchen, Vögeln und Wild und gegen bie häufigen fchreiend ungerechten Verwandlungen ber 
urfprünglichen Allemenben ver Wälner in gutöherrliches Gigentgum, ber übertragenen Vor⸗ 
ſtandsrechte über die gemeinfhaftlihen Walvungen der Markvereine in guts⸗ und landesherr⸗ 
liche Cigenthumsrechte, erklären fl die Bauern zu gerechter Abfindung bereit, ſobald ein private 
rechtlicher Grund ehrlicher Erwerbung nachgewieſen werbe, „wobei man ein Kriftlih Einfehen 
darinnen haben müfle”. — „Zum fechöten tft unfer hart Beſchwerung ver Dienft halben, welche 
von Tag zu Tag gemehrt werben und täglich zunehmen, begebren wir, daß man ein ziemlich 
Ginfehen darein thue, und dermaßen nicht fo hart beſchweren, ſondern und gnävig hierinnen 
anfehen, wie unfere Altern gevient haben, allein nach Laut des Worts Bottes. Zum fiebenten, 
daß wir und hinfurt eine Herrfchaft nicht weiter wollen laſſen beſchweren, ſondern welcher einer 
Berrſchaft ziemlicher weys einverleibt iſt, alſo ſoll er befigen laut ver Vereinigung dieſes Herren 
und Bauern ; ber Herr joll ihn nicht weiter dringen noch zwingen; mehr Dienft noch anderß von 
ihm umfonft zu begehrten.” — Zum achten wird die Herabfegung unerſchwinglicher Gilden 
und Zinfen nad Recht und Billigkeit und tem Urtheil „guter erbaar Leut“ gefodert. — Zum 
‚neunten wird gefobert, daß man fie möge „nach alter gefehriebener Strafe ftrafen, darnach die 
Sache gehandelt ft, und nicht nach Gunſt oder Neid und nach fletö neuer Sagung“. Zum zehn⸗ 
sen fodern fie das Gemeinbeeigenthum (die gemeine Mark, Wälder u. ſ. w.) zurüd, dad man un= 


6) ©. viefelben in den „Matertalien zur Geſchichte bes Bauernkriegs“ (Chemnig 1791), ©. 13 fg 


398 Bauernkriege 

rechtlich ſich zugeelgnet, „es ſey dann ſach, daß mane redlich erkauft Habe. Wann mannd aber 
unbilligerweis erfauft hette, fol man ſich gütlic) brüderlich miteinander vergleichen nach Geftalt 
der Sad”. — „Zum elften wollen wir ben Brauch) genanns den Todfall“ (wonach der Gutt⸗ 
Herr daß beſte Stud der Erbſchaft vorweg fich zWeignet) „ganz und gar abgethan haben, ven 
nimmer leiden noch gefatten, daß man mit Witwen und Waiſen das Ihre wider Gott und Ch⸗ 
ven alfo ſchändlich beramben fol. — Zum zwölften if unfer Beſchluß und endtliche Meinung, 
wann einer oder mehr Artikel als hie geftellt, fo dem Wort Gottes nicht gemäß wären, bie ſelbi⸗ 
gen Artikel, wo man fie uns mit dem Wort Gottes für unziemlich anzeigen, wollten wir davon 
abſtehen, wann manns und mit Grund der Geſchrifft erklärt. Ob man und fon etlich Artikel 
igt zuließ und hernach fi Befunde, daß fie unrecht weren, follen fle von Stund an tobt und ab 
fegn. Dergleigen, ob ſich nad der Schrift mit der Wahrheit mehr Artikel erfänben, vie wider 
Gott und eine Veſchwerung de Nächſten wären, wollen wir und auch fürbehalten und beſchloſ⸗ 
fen Haben, und uns in aller Griftlichen Lehre üben und brauchen, darumb wir Gott ken Herrn 
bitten wollen, ver und baflelbige geben kann und fonft Niemand. Der Friede Chriſti ſey mit 
uns allen. Amen.” 

Ein oͤffentliches Ausfgreiben ver Bauern vor und zu Würzburg an alle Fürſten, worin 
fie die guößte Chrfurchtsbezeigung gegen die Fürſten ausfprechen und dieſelben flehentlich um 
Beiftimmung und um Beifland anrufen, fagt unter Anberm: „Es ift fund offenbar und uns 
verborgen, wie biöher die Bewerben, Kauffleut und die fo die Straßen gebauet, auch der ges 
meine Mann vielfältiglich mächtiglich merklich beſchadet, Händ und Füß abgehauen, Ohren ab: 
geſchnitten, erſtochen, gefangen, geferkert, geſtockt und gepflodt, darneben auch ber arme gemeine 
Mann mit unerträglichen unbilligen Beſchwerden, Frohn, Dienft, Agungen, Auflagen und 
Auffägen und andern beläftiget, unterbrudt umb dermaßen gefhunden und gefhabt, daß der 
mehrere Theil unter ihnen auch ihre Kind in Armuth, an Bettelftab getwiefen und zu verderblichen 
Schaden gekommen, barzu aud das am beſchwerlichſten ift, von etlichen vermöinten geiſtlichen 
und mweltlihen Obrigfeiten unterflanven, ihren Unterthauen mit Gewalt das heilige Evange- 
lium und Wort Gottes, das eine einige Speiß der Seelen ift, zu benehmen — — die reihtfchaffene 
chriſtliche Lehrer zu verjagen unterfangen, zum Theil gefängli angenommen, undeiftli mit 
Bergiepung ihres Bluts ganz tyranniſch und dergeflalt gehandelt, ob es Heiden ober Türken, 
fo wäre e8 zu viel, alles wider die Chre Bottes gehandelt. — — Solchen unerträglihen Befchwer: 
den, Auffägen und Fürnehmen zu begegnen, davon zu entfhütten und zu entlebigen, darum und 
dieweil man Bott mehr gehorfam feyn muß, als den Menſchen, haben wir und im Namen des 
Allmãchtigen vereint u. |. w.“ 

Bei ſolchen Beſchwerden und ſolchen Befinnungen, bei ſolchem Streben nach billigem Ver⸗ 
glei im Rechten hätte man wol, bei glei Billiger Geſinnung von der andern Seite, ſolche 
Ausgleigung Hoffen follen. Auch muß man den atıfrihtigen Wunf für viefelbe Sei dem ge- 
mäßigten Reichöregiment in Eflingen und feinen vortrefflichen Abgeordneten an ven Schwähl- 
fen Bund, Pikorius und Sturm, der Wahrhtit gemäß anerkennen. Und was bie unfrieb- 
liche Stimmung de Schwähifhen Bundes und ihres Hartherzigen Feldherrn, Georg Truchſeß 
von Walbburg, nicht zugeben wollte, das ſchien ihre Noth herbeizuführen. In dieſer wurde 
durch Bermittelung mehrer Stäpte und Fürſten zwiſchen ven Bauern am Bodenſee und im All⸗ 
gau und zwiſchen dem Schwäbiſchen Bund ein von beiden Theilen befhworener Vergleich pu⸗ 
ſtande gebracht, in welchem bis zum Austrag der Beſchwerden diefe Bauern völlige Ruhe und 
die Leitung aller biöherigen Abgaben verfpraden, beide Theile aber ſich verpflichteten, Schieds⸗ 
richter vorzufchlagen, die an einem unabhängigen Orte über der Bauern Klagen entfcheinen 
folkten. Die Bauern übergaben auch fofort eine Schrift, worin fie ihre Klagen ausführten un» 
erklärten, daß fie geiftlicher und weltlicher Obrigkeit leiften wollten, was fie „nad göttlichem 
Rechte und auch nach ven Verträgen und den gültigen Urkunden über fie fehulvig feien, aber 
dem willfürligen fteten Vermehren ver Laften folle ein Ende fein”. Sie fhlugen ald Schieda⸗ 
richter für chre Gegenpartei vor den Erzherzog Ferdinand von Öfterreih, ben Kurfürften zu 
Sachſen und die Stänte Nürnberg, Strasburg, Züri und Lindau, und einen enangelifchen 
Zehrer, etwa Luther, Melanchthon oder Johann von Bugenhagen, und für fi die Bürgermei- 
fer ver mit ihnen verbimbeten Stäbte und mehre evangeliſche Prediger. 7) Aber ihre Gegner 
benutzten den ganzen Vergleich nur, un biefen Theil ber arınen Bauern vom Kriege abzuziehen, 


7) &. die „Materialien zur Gefchichte des Bauernkriegs“, S. 54 fg. 
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68 zur Belegung ber übrigen, nach welcher ſie auch hier das beſchworene Wort brachen. wie 
nan es nach dem Siege auch faſt Überall anderwärts that. ) 
Mögen nie die unterſten Volksclaſſen ſich verleiten laſſen, In blutigen Aufſtaͤnden, in re⸗ 
belllſchen Angriffskriegen gegen ihre Regierungen Heil und im ihren unorganifirten großen 
Raffen und leidenfchaftlicgen Unternehmungen Hoffnung des Erfolgs zu ſuchen. Das Beifpiel 
ber Schweiz darf fie nicht abermals verführen. Die Freiheitekaͤmpfe der Schweiz wurden von 
Minnern geführt, die In ihren ununterbrodenen Volfsverfammlungen und Einigungen poli⸗ 
te Bildung und organiſirenden Geiſt, in alter Landwehreinrichtung Wehrhaftigkeit ſich be⸗ 
wahrt, in ihrem ganz feltenen Geroismus und in ihren Bergen Hülfe, die in den Kämpfen vor 
dem Gebrauch des Schießpulvers und der Kanonen, vie endlich darin, daß biefe ihre Kämpfe im 
Veſentlichen Kriege gegen Brembe und faR nur Vertheldigungskriege waren, größere Hoffnung 
det Siegẽ vor fi fahen. Zu der Verkehrtheit des Unternehmens wird bei folden rohen Volks: 
aufänden meift auch noch die Behlerhaftigkeit der Ausführung hinzukommen. Diefes war hier 
and in boppelter Hinficht der Ball. Bor allem fehlte «3 an Einheit und Plan und Zufammen- 
hang, an organifirenden PBrineipien und Kräften und an einer ihnen entſprechenden tüchtigen 
Leitung des Ganzen. Ohne folde organiſche gemeinſchaftliche Vereinbarungen und uhne ge: 
meinſchaftliche Anführung Rand bald Hier bald dort ein vereinzelte Haufe auf, wurde wereinzelt 
geſchlagen und mußte dann Hoffnungslos das Ganze aufgeben. An eigentlihen, alle Stände 
und ihre Intereſſen vereinigenben allgemeinen hoͤhern Ideen einer politiſchen und geiſtlichen 
Reform, an dem Worte des Räthfels, an dem allgemeinen paſſenden und begeifternden Feldruf 
fehlte ed in ben zunächft nur für die Banernverhältniffe berechneten Artikeln, noch mehr an einer 
Maren Auffaffung des gegebenen hiſtoriſchen Rechts, oder der Bernunftiveen feiner neuen Bes 
feltung. Die Stimmen für Wieverherftellung ver falferlicgen Macht und Neichseinheit werben 
überhört. Erſt kurz vor der Hauptnieberlage bei Würzburg beſchäftigte ſich ver Ausfhuß der 
Gmpörer zu Heilbronn mit einer allgemeinen politifchen Reform Deutfchlands. An einem tüch⸗ 
tigen, von der Sache begeifterten Bührer fehlte es troß deſſen, was einzelne Bauern, wie Georg 
Wepler, über Erwartung leifteten, doch fo fehr, daß die ſchwäbiſchen und fränkifhen Bauern 
befanntlich ven Gbtz von Berlichingen zwingen, ihr Feldherr zu werben. Er aber, von Gefin⸗ 
mung, Bildung und Geiſt ein viel fhwächerer und roherer Mann, als der Dichter ihn darſtellt, 
war bem Unternehmen nicht gewachſen, ſchon wegen bes Mangels an begeifterter Liebe für daf- 
felbe. Er ſcheint fogar ſowie andere Adelige im Bauernheere den Berräther gefptelt zu haben. 
Benigftend gab er verderbliche Kathſchlaͤge, veripätete die wichtigſten Unternehmungen und 
ließ in der Höchften Gefahr dad Heer im Stich. Auch die Abeligen, als fie bald nachher unter 
Gelingen und Hutten ihre Reformfoberungen erhoben, buͤßten ihrerſeits für die Vereinzelung. 
Sodann verfielen ſehr erklaͤrlich die Scharen fo wenig organifixter, fo ſchlecht geleiteter 
Bauern in Roheiten, Graufamkeiten und Ptünderungen. Wol kann man fagen, daß alle Ge⸗ 
ſchihte von ihren Gegnern geſchrieben wurde, daß Bein Bertheiniger von ihnen und ihrer Sache 
auftreten Tonnte, nachdem biefe Sache fo gänzlich befiegt, fo allgemein als dad furchtbarſte Vers 
brechen behandelt war. Dan muß aud) einräumen, Da der ganze Kurſtaat Mainzohne Schwert: 
frei amd ohne alle Plünberung politifh und kirchlich reformirt wurde, daß Die Bauern auf 
die Rilde und Gumanität des Pfalggrafen Ludwig durch Schonung erwiverten, und daß fie 
nicht ganz mit Unrecht das Zerflören der Raubburgen als Öffentliche Sicherung anführen koun⸗ 
tr. Man mag auch noch ferner gern zugeben, daß fie in allen Roheiten, im Morben, Sengen, 
Vrennen und Plündern von ihren geiftliden und weltlichen, fürflihen und abeligen Gegnem 
und von beten Kriegern völlig übertroffen wurben, daß ſelbſt das Grauſamſte, was fie ihaten, 
dat rohe Niederſtoßen der beflegten Feinde und namentlich ver Befahung des erſtürmten Weins- 
berg, des Grafer von Helmenftein und feiner Ritter, eine Repreffalie gegen ihre Gegner ge: 
nennt werben koͤnnte, gegen Gegner, welche ja ſtets und Häufig mit Bruch aller befäworenen 
Berteäge die Gefangenen als ſchimpfliche Verbrecher auf eine noch ungleich granfamere und 
empörendere Weiſe hinrichteten und zu Tode marterten, welche — um von abfihtlihen Vers 
brennen und Plinsdern fo vieler Dörfer gar nicht zu reden — in angezänbeten Dörfern bie un: 
gecdlichen Bewohner, die entrinnen wollten, wieder in die Flammen zurückſtießen, deren An⸗ 
führer forote der flet8 von Henkern begleitete Graf Truchfeß mit feinen Rittern felbft Holz zum 
qualvollſten langſamſten Feuertod eines Unglücklichen zuttugen, oder ſowie der Kurfürft von 
Trier mit eigener Hand und gegen die Gapitulation die Gefangenen niebermegelten, ober ſowie 
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der Biſchof von Würzburg dad völlig beruhigte Land mit Scharfrichtern und Schindern durch⸗ 
zogen, oder endlich fowie ein Markgraf von Brandenburg völlig unterworfenen Unterthanen 
zu Sechzigen die Augen ausſtechen und ihre Dörfer anzünden ließen.) Diefes Alles aber recht⸗ 
fertigt dad Verfahren der Bauern nicht. Es war nicht blos moraliſch, ſondern auch politiſch in 
hohem Grade verwerflig. Denn fie mußten vor allem Andern die Beften unter ben Fürſten, 
unter den Abeligen und Geiſtlichen für fd zu gewinnen, wenigftens fie moraliſch zu entwaffnen 
ſuchen, nicht aber fie zur einmüthigen Rache und einer faft verzweifelten Gegenwehr heraus: 
fodern. Sie mußten nicht ven höher Gebilveten die Vertheidigung und Unterftügung ihres Uns 
ternehmens erſchweren ober gar es ihnen als verabſcheuungswürdig darſtellen. 

Letzteres aber war der Fall und ſicher einer der wichtigſten Gründe des ganz unglücklichen 
Ausgangs des Bauernkriegs. Und bier müſſen vor Allen die Reformatoren Luther und Me⸗ 
lanchthon als die allerbedeutendſten Foͤrderer dieſes flir die Bauern fo unglücklichen Ausgangs 
genannt werben. Sowol Luther als Melanchthon, welchem Letztern der Kurfürſt von der Pfalz, 
ehe ex einen Entſchluß faſſen wollte, über die Artikel ver Bauern und ihre Sache ein foͤrmliches 
Gutachten abgefobert hatte, äußerten ſich mit der allergrößeften Entſchiedenheit gegen die Bauern 
und gegen jeven Vergleich, was ſicher bei der unbegrenzten, zum Theil enthuflaftifchen Ver⸗ 
ehrung gerade aller Freigejinnten und namentlich auch fehr vieler Fürften gegen die Reforma- 
toren von unermeßli großer, ver Sache der Bauern nachtheiliger Wirkung fein, fie ent> 
muthigen, ihre Feinde heben and mehren, ihre Freunde minvern mußte. Ja, bie Reformas 
toren foberten fogar mit einer ſolchen Härte und Graufamfeit pie Kürften zur Verwerfung jedes 
Vergleichs und zur härteften Strafe gegen vie Rebellen auf, daß man dafür nicht Redtierti- 
gung, aber doch eine Erklärung nur finden kann in ihrer Furcht und ihrem natürlichen Wider⸗ 
willen, ihre reine Sache mit blutigen Gräueln, ihre blos geiftlihe Reform mit einer welt: 
lichen Reform, mit einer weltligen Revolution vermifht, ſich aber als geheime Anftifter und 
Begünftiger der Empödrer verleumbet und beſchuldigt zu fehen. 10) Beide jedoch eiferten nur 
gegen die gewaltfame Empörung, von welcher Luther auch früher oftmald und noch einige Jahre 
vorher 1522 in feiner „Vermahnung an alle Ehriften, fi vor Aufruhr und Empdrung zu 
hüten‘, fo energiſch abgemahnt hatte. Sie verkannten aber nicht das Unrecht der Bedrückun⸗ 
gen der Bauern. Luther vorzüglich ſprach ſich in einer Schrift bei Entftehung des Bauernkriegs, 
in feiner „Vermahnung zum Frieden an Fürften, Adel und Bauern“, mit voller Energie 
gegen bad Unrecht ber Fürften und des Abels aus und Flagt allein ihre ungerechte Bedrückung 
der armen Bauern als die Urſache des gegenwärtigen großen Unglücks an. Er wendet ſich aber 
alsdann mit um fo größerer Eindringlichkeit, obwol abfigtlich in milderm Ausbrud, an vie 
Bauern, um fie zum Aufgeben ihres verkehrten Unternehmens zu beſtimmen. Und erſt fpäter 
Trieb er feine leidenſchaftliche Schrift: „Wider die räuberiſchen und mörberifchen Bauern.” 11) 

Iener Vorwurf, daß die Reformation den Bauernkrieg verfhulbet Habe, war bei ven Fein⸗ 
den berfelben und, bei jedem oberflächlich Urthellenden natürlich. Aber es mag ſchon genügen, 
hier hinzuweiſen auf die vielen Bauernaufftände kurz vor der Reformation und auf alle jene 
obigen genügenven Urſachen für diefelben und auf bie foeben angeführten Beftrehungen der 
Reformatoren, um ſich zu überzeugen, daß fle vielmehr am meiften beitrugen zur Unterdrückung 
bed Bauernfriegs. Intereflant ift es in diefer Beziehung auch, daß der ganze Bauernkrieg be- 
gann mit dem Aufftande der durchaus Fatholifchen Bauern des Grafen von Lupfen in ver Land⸗ 
grafſchaft Stühlingen, welde ausprüdlic erklärten: „lediglich die große Bedrückung fei der 
Grund ihres Aufftandes. Niemand von ihnen wolle evangelif werben.” Des Grafen Frau 
hatte fie zulegt zur Frohn leere Schneckenhäuſer aufſuchen lafien. Es geht hier ver Reforma⸗ 
tion, dem damaligen Hauptquell für geiftiges Licht, ebenfo wie fpäter oftmal& der Preßfreiheit. 
Aud fie und felbft ihre heftige verlegende Beftalt ift gewöhnlich weit mehr theils die gemein⸗ 
ſchaftliche Folge, theils die Abfpiegelung verfelben Grundurſachen und Erſcheinungen, welche 
auch ohne fie die Revolution bewirkt haben wuͤrden. Daß dabei auch von Ihr ſowie damals von 
den proteftantifgen Grundfägen, von der evangelifhen Freiheit u. f. w. in der entflanbenen 
Revolution Anwendung und Misbrauch gemacht wird, wie von Allem, was gerade vorzugs- 
weiſe Geiſt und Gemüth ver Menfchen beſchäftigt, das tft ganz natürlich und gar Fein Verweis 
für die Urſachlichkeit. Auch hier ergab fi) vielmehr für die Reformation fowie ebenfalls. ſo oft 


9) Sartorius, a. a. D., ©. 235, 241, 259, 263, 280, 287, 347. 
10) „Luther's Werke” (Altenburg), II, 79. 
11) „Luther's Werke‘, XVI, 91 fg. 
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für Die Breßfreiheit der Triumph, daß gerade da, wo ſie gänzlich und ungeflört herrſchte, das 
Unglüd, was man als ihre unvermeidliche Folge ausgeben wollte, ganz und gar nicht ftattfand. 
Gerade der jährliche Kurſtaat, wo die Reformation, wo unter dem Schuge eines weiſen Fürſten 
völlig ungeftört alle mũndlichen und friftlichen Erklärungen der Reformatoren die Gemüther 
ergriffen, und wo namentlich auch Luther'3 derbe Sprache für Abftellung des Unrechts der Für⸗ 
Ren und des Adels fowol in feiner Schrift an den Adel deutſcher Natign wie in jener Vermah⸗ 
mung ertönten — nun biefer Kurſtaat Sachſen war faft das einzige defitiche Land, wo gar kein 
Bauernfrieg wüthete, wo auch nicht Ein Unterthan Daran theilnahm, während die verheerende 
Flamme vollſtändig ſelhſt das ſächſiſche Nachbarland, das Land des katholiſchen Herzogs Georg 
von Sachſen, ergriffen hatte. 

Auch blos eine gemeine Klugheit, daß nämli Luther und Melandthon deshalb fo ſehr 
gegen den Bauernaufſtand fich erklärt hätten, weil fie fonft den Untergang ihres Lieblingswerks, 
der Reformation nämlich, hätten fürdten müflen, wird ihnen Der nicht zuſchreiben, der ihre 
Schriften gelefen hat. Sie wollten ſowie Chriſtus ſelbſt die Religion (die man nun einmal in 
den Bauernauffland als angebliche Hauptprincipien deſſelben eingemifcht hatte) und die welt⸗ 
lie Gewalt geſchieden wiflen. Wären fie aber nit von folhem Standpunkte ausgegangen, 
wahrlich fie brauchten nicht den Untergang der bereits feſtgewurzelten Reformation zu fürd- 
ten, wenn fie die Meinung ver Gebilveten und eine Eluge Keitung. der proteftantifhen Fuͤr⸗ 
fen und Xbeligen auch für eine mit ihr zu verbindende neue politifhe Reform gewannen. 
Mande Fürften und Adelige mußten dadurch glänzende Ausfihten fid erdffnet fehen, auch 
wenn fie etwa die Kloftergüter zum Theil zur Befriedigung der mäßigen Foderungen ber 
Bauern hingaben. Die meiften katholiſchen Länder, faft ganz Öfterreih namentlid, waren vom 
Bancrnaufftande ergriffen. In einigen, wie in dem Kurfürftentyume Mainz, hatte ſchon das 
ganze Volk gleichzeitig mit den politiſchen Reformationsgrundfägen im Weſentlichen auch die 
geiftlichen mit Freuden aufgenommen. Und verbunden mit fo großer weltlichen Erleichterung 
wären fie ſicher überall Doppelt beliebt und der Widerfland der Kürften gegen fie faſt unmoͤglich 
geworden. Der Bauernkrieg aber wäre durch den Hinzutritt eines großen Theils der Gebilde⸗ 
ten und auch nur einiger Kürften unwiderſtehlich und fo Deutfchland vielleicht in kurzer Friſt 
ganz proteftantifch getvorden. Und wer mag berechnen, was vielleicht an die Stelle der unglück⸗ 
feligen, mehr als hundertjährigen Religiondfriege, an vie Stelle beſonders des vreißiglährigen 
Elends, an die der Auflöfung des Reich und der langen ſchmachvollen Einmiſchung und Herr⸗ 
{haft der Fremden getreten wäre! 

Doch das konnten nicht die Erwägungen der hrifllichen Reformatoren und Religiondlehrer 
fein. Aber fie hätten confequent aud eine jeve unmittelbare politiſche Rathertheilung ober 
Lehre für Fürſt und Volt abweijen müflen. Nur vie rein religidfe und moraliſche Lehre ber 
Liebe, Wahrheit, Brüderlichkeit, Aufopferung, Duldung hatten fie zu lehren, und zwar völlig 
gleichmãßig für den Regenten und bie Bürger. Beide mußten alsdann nad ihren beſondern 
juriſtiſchen und politifen Verhältniſſen fie verwirklichen. Ebenſo verletzend wie jene be= 
rũhmte neue franzoͤſiſche Verwandlung chriſtlicher Morulgrundfäge der Liebe und Brüber- 
Uchkelt in unmittelbar politifge demokratiſche Geſetze ift, ebenio gefährlich if es ficher für 
die ganze Wirkſamkeit der chriſtlichen Prebigt, wenn dieſelbe, einfeitig parteiiſch, blos vie 
Hriftlide liebevolle Ergebung und Duldung zum unmittelbaren weltlichen Geſetz, zur fflavi- 
ſchen Gehorſamspflicht, unter weltlichem De&potismus, flempeln will. Es vergaßen leiver 
ſehr erklärlich die Bauern und ihre Gegner und leider zulegt aud die Reformatoren, und 
ſelbſt no unjere neueften Geſchichtſchreiber des Bauernkriegs jene im Art. Ehreitentbum aus⸗ 
führlicher erwiefene chriſtliche Grundlehre, daß das Reich Chriſti nicht von dieſer Welt if. Sie 
alle und vollends jene fhwärmerifchen theokratiſchen Bauernanführer, wie Thomas Münzer 
und fein ſchlimmerer Nachfolger, vergaßen, daß die chriſtlichen Gebote nie und nirgendwo un= 
mittelbar weltliche Rechtöfagungen find, fonbern nur mittelbaren Einfluß auf das Politifhe 
haben follen, infofern wirklich chriſtlich gefinnte Menfchen ihre eigenen Rechte mit Breihelt nur 
chriſtlich gebrauchen, und foweit fie weltliche Befege zu maden bereditigt find, aud dabei ihre 
chriſtlichen Befinnungen bethätigen müffen. Ummittelbaren politiſchen Rath hätten alfo vie Reli⸗ 
gionsreformatoren als folhe gänzlich ablehnen, fie hätten am wenigften nur einfeltig bie 
Bauern zu Hriftlihem Verfahren ermahnen, die NRegierenden dagegen fogar pofitiv zu un= 
chriſtlicher, grauſamer, politiſcher Strafe und zur Verwerfung jeben Vergleichs auffodern fol- 
len, wie ſie zuletzt ſelbſt den vom bioherigen Unrecht gegen bie Bauern uͤberzeugten und zum 
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Vergleich bereitwilligen Kurfürften von ver Pfalz beriethen. Gin Billiger Vergleich zur Auf- 
Hebung oder Milperung jahrhundertelang geübten und täglich neuen unverantwortlichen Un⸗ 
rechts gegen bie Bauern und zur Befeitigung ihres Aufftandes — wäre er denn wol un= 
chriſtlich geweſen? Jedenfalls aber fagt die Hriftliche Religion nirgendswo, daß alle und jede 
graufame Rechtsunterdrũckung auftehtzuerhalten, und daß alle und jede Erhebung, etwa eine 
ſchweizeriſche, eine niebegJänbifche ober die der Ditmarfchen vertoerflich fei. Sie fegt nirgends 
feR, wann und wo rechtkich eine Begierung und die Behorfamspflicht gegen fle, oder mo Pflicht 
und RNecht ver Befeitigung einer die Menſchheit ſchändenden Tyrannei entftehe oder aufhöre. 
Wollten die Reformatoren darüber entſcheiden, fowie etiwa über bie politifche Maßregel, daß 
die Fürften zum Vortheil ihrer Staatögewalt ohne Anerkennung und Milderung des Unrechts 
gegen die Bauern, ohne Vergleich, fie nieverwerfen und ſtrafen müßten, fo entſchieden fie ald 
Politiker und Juriften, nicht als chriſtliche Religlondlehrer. Es war aber alsdann nad natür⸗ 
lichen weltlichen Rechtogrundſatzen einſeitig und parteiiſch, nicht auch das Unrecht von der an⸗ 
dern Seite und ben praktifchen Weg der wirklichen Aufhebung anzuempfehlen; ebenſo, wie es 
nad ver rein chriſtlichen Lehre verkehrt war, etwas Anderes zu rathen, als gleichmäßig für beide 
Theile, in ihrem weltlich zu ordnenden Streit, die Gefinnungen chriſtlicher Liebe und Ach⸗ 
tung der menſchlichen und chriſtlichen Würve zu befolgen. Blieben fle treu ihrem theologiſchen 
und chriſtlichen Standpunkt, dann konnte die rohe barbarifche Rache weltliher Machthaber nicht 
durch Die damals bei den Fürſten, ven Rittern, bei ven Stadtbürgern und Bauern gewaltige Au= 
toxität ber Reformatoren und der Reformation fi berechtigt Halten, die Bauern todtzuſchlagen 
„sie tolle Hunde”, ober gar fie noch graufamer zu behandeln. Nochmals alfo: daß bie Refor⸗ 
matoren den Aufruhr nicht guthießen umd nicht zu Ihrer Sache machten — wer fönnte dieſes 
tabelm! Daß fie aber fo einfeitig handelten, die rechte Anwendung der hriftlichen Lehre auf die 
volitiſchen Verhältnifle fo ſehr verfehlten — dieſes mag man bei Ihrer fhwierigen Stellung ent⸗ 
ſchulbigen. Aber es läßt fich nicht ableugnen, und es iſt gerade bei ihrer hohen Verehrung: 
würdigkeit tief bedauerlich. Sie wendeten jedenfalls vie öffentliche Meinung ihrer Anhänger 
unter den Hürften, ben Rittern, ven Stäbten und theilmelfe im Bauernftand felbft gegen die 
Bauern — und biefe und felbft ihre guten Rechte wurden vorzüglich Hierdurch niedergeworfen 
und für lange Zeit beflegt. 1%) 

Die vereinten geiftlihen und weltlichen Fürſten und Adeligen ſchlugen jet Ihre — 
Scharen; namentlich die Feldherren des Schwäbiſchen Bundes Graf Georg Truchſeß von Wald⸗ 
burg und der edlere und mildere Georg Frondsberg in Schwaben, der Kurfürſt Ludwig von ber 
Pfalz mit ihnen vereint in Franken, der Herzog Anton in Lothringen, der Kurfürft Richard in 
Trier, der eblere Kurfürft Ludwig am Rhein, Landgraf Philipp von Heſſen und Herzog Georg 
von Sachſen und Heinrich von Braunſchweig in Thüringen. 

So nun warb diefer unglüdfelige Krieg eine theure Lehre, zuerft für die Bürger, Die da 
ſcheuen follen, duch Waffenlofigkeit und Waffenruhe wehrlos und durch Theilnahmlofigkeit 
für dad Gemeinweſen rechtsunmũndig und politiſch ungebildet und dann unterdrückt zu merben, 
die aber, wenn fie von ihrer eigenen Regierung bereit8 bedrückt werben, zwar von beharrlichem 
aufopfernden Eifer auf jedem gefeglichen Wege, nicht aber von Bauernaufftänden, überhaupt 
vom Aufftande roher Maſſen Heil erwarten mögen. Biel Wahres enthält ſtets das alte Wort, 
daß fowie Tyrannei die Rebellion, fo nur allzu oft vie Rebellion au Tyrannei gebiert. Hätten 
auch ſelbſt damals die ungtüdlichen Rathgeber der armen Bauern ihnen jene gefeglichen Lege 
angerathen und fie diefelben au nur mit dem taufenpften Theile ihrer Anftvengungen,, Ge⸗ 
fahren, Aufopferungen für die Empörung durchgeführt, welch en anderer Erfolg mußte fidh er⸗ 

"geben! Wäre aber dann dennoch eine Revolution entflanden, welden andern Charakter mußte 
fie erhalten! Kür die Regierungen aber und bie höhern Stände mußte daſſelbe blutige Ereigniß 
nicht minder ernfte Mahnungen begründen. Schon an fi Fonnte folde ungerechte Belaftung 
der Bauern ihnen weder Ehre noch Vortheil bringen, ſondern zulegt nur eigene Macıtlofigkeit, 
Verarmung und Gertugfhägung, und früher ober fpäter mußte irgendeine Veranlaflung bie 
Stunde der Vergeltung herbeiführen. Wie viele jener tyranniſchen Adeligen und Geiſtlichen 
mußten mit dem Reben, durch graufame Leiden, durch Todedangft, durch Plünberung, Berluft 


12) So praltiſch folgenreich iR alſo jene im Art. Chriktentänm ausgeführte aur mittelbare Ans 
wendung ber chriftlichen Lehre auf bie politifchen Verhaͤlmiſſe. Es muß mich deshalb doppelt freuen, 
vaß das neue „‚ Staatöwdrterbuch‘ in bem geiftreichen Art. Chriſtenthum biefer fo vielfach misfannten 
und verlegten Grundanſicht bes „StaatssLerifon‘' jegt fo volllommen zuftiimmt. 
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ter Ihrigen büßen bei all jenen Zerſtoͤrungen von Schlöflern und Klöftern! Und vie fo zerſtör⸗ 
tn Schloͤſſer, Klöfter, Dörfer und Städte, die verwüfteten Provinzen, die hingemordeten Hun⸗ 
derttauſende durch Unrecht zur Verzweiflung gebrachter nügliger Bürger und die nothwendige 
fätere Scham und die Schande fo graufamer zum Theil ireubrüchiger Rache der Fuͤrſten an 
ken eigenen, duch Ihre Schuld in Verzweiflung geftürzten und bereitö waffenlofen Landeskin⸗ 
dern — follten fie wol für nichts gelten in den Augen ber Cdlen? Auch für das Werk ver Re- 
formatoren wäre es ebenfo wie für bie Ritter und Städte unendlich befler geweſen, fie hätten 
einen dem unterbrüdten Recht günſtigen Ausgang und Vergleich bewirkt. So bei dem Sieg 
and bei her leinenfchaftlichen Rache des alten Unrechts vermieden fie am wenigſten ſelbſt entgegen- 
gefegte Vorwürfe, daß die kirchliche Reform weltlich verderblich wirke. Die Kirchenreformation 
turde in ihrem Fortſchritt gehemmt, und die lutheriſche Kirche traf auch ſpaͤter per Borwurf, daß 
in ihr und zwar oft aus viel uneblern Motiven, als fie Luther kannte, vie chriſtliche Lehre einfeitig 
zu Gunſten des blinden Gehorfams misbraucht werde; fie erfhien Mauchen als eine Lehre des 
Despotismus und Seroilismus. Diefes hat natürlich die Binen gegen die Kirche und ſelbſt ge- 
gen die Religion geftimmt, Andere zu dem entgegengefepten Mißbrauch der chriſtlichen Lehren 
zu Gunften der Empörung angereist. Beides und bie lange Dauer ber Unterbrüdung bed 
Bauernftandes und der Erniebrigung des deutſchen Vaterlandes Eonnten aud für den Sieg 
wahrhaft chriſtlichen Lebens nicht förberlidy fein. Erſt gegen das Ende des 18. und in der erſten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und vorzüglich Infolge der Franzöͤſiſchen Mevolution legten in 
Deutfäland wirffame Reformbeftrebungen über die feudaliſtiſche Unterdrückung. Ext drei 

"Jahrhunderte fpäter — fo langfam gehen große Reformen und fowenig darf man alfo auch an 
ihnen verzweifeln — erſt jegt fiegten allgemein auch die ven den Bauern vertheinigten guten 
alten Rechte. Die revolutionären Vorgänge in Frankreich halfen uns Deutfchen durch ihre zus 
glei anregenden und ermuthigenben und furdterwedenden Einflüffe dazu, daß wir feit 1789, 
1850 und 1848 im Wefentlichen ohne eigene revolutionäre Gewaltthaten unfere Zuflände ver⸗ 
beffern konnten, Merkwürbigerweife haben wir in Frankreich und Deutfäland bisjegt nur bie 
verfpätete vollfommene Befreiung und Entlaftung des zahlreichſten unterften Standes und vor⸗ 
züglih der Bauern zuftande gebracht. Für eine befriedigende, zugleich Freiheit und Einheit ver⸗ 
bürgende Nationalverfaffung dagegen haben wir in viefer breiteflen äußern Grundlage und in 
einigen andern äußern Einrichtungen und vorzüglich in den zum allgemeinen Bewußtſein ver 
Nation erhobenen Bebürfniffen und Ehren- und Rechtoſoderungen nur fehr wichtige Vorberei⸗ 
tungen gewonnen. Den jet blühenden Bauernftand felbft kann die Erwägung, daß feine eigene 
Untervrüdung, ebenfo wie einft die noch toͤdtlichere des römiſchen Bauernſtandes nur die Folge 
ber vernachläffigten Nationalfreiheit war, ernſtlich mahnen, daß er feine vorübergehenn wieder 
gebeflerte Stellung zur Begründung ber nöthigen Buͤrgſchaft in freier Nationalverfaflung be⸗ 
nuge. Die übrigen Bürger kann zwar ber Blick auf einen bereits theilweifen Sieg der Reform⸗ 
beftrebungen erfreuen und zum Zortfäritt ermuthigen, ein gründlicher Blick in die vaterlähhi- 
ſche Geſchichte aber muß feinen Eifer für baldigen enblichen Sieg einer genügend freien und 
einheitlichen Nationalverfaffung verdoppeln. Denn dieſe Geſchichte wird es ihm zeigen, welche 
Maffe von Shmad und Unglüd, und wie viele untervrüdte Tüchtigkeit und Größe ſich an vie 
Unterdrũckung der Nationalverfaflung und an die durch Bereinzelung und Lauheit misglückten 
Herſtellungsverſuche knũpfen. Welcker. 

Baumpflanzung. Eine Beförderung der Baumpflanzung kann der Staat aus mancher⸗ 
lei Gründen zu —— ſuchen, nämlich zum Behufe der Erzeugung von Obſt; wegen 
den Holzes; um das Austrocknen der fließenden Wäſſer zu verhindern; zur Befeſtigung ber 
Danume und Uferbauten; zum Vortheile ver Landſtraßen. Die Verſchiedenheit dieſer Zwecke 
erzeugt natürlich auch eine Verſchiedenheit der Mittel 

Nicht Teicht kaun ein Zweig der Landwirthſchaft empfehlenswerther fein ald der Obſtban. 
Dem Geldwerthe nad if der Ertrag fehr beträchtlich (To berechnet z. B. Memminger den 
Werth veflelben für Würtemberg auf 1%, Mi. Gldn. jährlih, Golofmith für Frankreich 
auf 72 MIN. Fr., Krug für Preußen im Jahre 1804 auf 5 Mill. u. ſ. m.) und das Erzeug⸗ 
niß Hat den Vortheil, daß es leicht verkäuflih und felbft Gegeuſtand des Welthandels tft. 
Die Summe der Genußmittel wird für alle Volksclafſen dadurch weſentlich erhöht, und in dicht 
bevoͤllerten Gegenden iſt das Oft ſelbſt als Nahrungsmittel der Menge nach gar wol in An- 
(Hlag zu bringen. Für holzarme Gegenden iſt der Abfall an-Seuerungsmaterial bedeutend; für 
Alle die Schönheit des Anblicks erfreulich. Da nun vie Erzeugung wit faft — Mühe und 
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keinen Koflen verknüpft iR, auch dad Dafein von Fruchtbäumen dem fonftigen Ertrage mehrer 
Arten von Grundflüden, wenn irgenveinen, doch nur höchft geringen Schaben bringt, der Ge— 
winn an Obſt fomit als eine zweite Ernte deſſelben Bodens und Jahres zu betrachten ift: fo ere 
ſcheint allerdings eine blühende Obfteultur ald ein Gegenftand von großer volkswirthſchaftlicher 
Bedeutung. Eine Beihülfe des Staats follte bei dieſen einleuchtenden Vortheilen und bei der 
Leichtigkeit der Ausführung eigentlich ganz überfläfftg fein. Auch ift wirklich in ſolchen Gegen= 
den, welde die Landwirthſchaft mit Intelligenz betreiben und namentlich die Vortheile ver Obſt⸗ 
zucht felbft ſchon kennen gelernt haben, eine Aufmunterung kelneswegs nöthig. Allein nod gibt 
es nur gar zu viele Gegenven, in melden Borurtheile, Stumpffinn und Unwiſſenheit diefe 
Reichthums⸗ und Genußquelle ganz vernadläffigen, und hier iſt dann eine geiftig Höher ſtehende 
Regierung allervingö zur thätigen Befdrberung des allgemeinen Wohls aufzurufen. Da Zwangs⸗ 
maßregeln ſchwerlich als rechtlich erlaubt betrachtet werben können, indem theils der eine Grund⸗ 
eigenthümer durch die Träghett oder ven Eigenfinn des andern keineswegs gehindert ift, theils 
der Staat nicht die Aufgabe hat, den Bürger durch Strafen zur beſtmöglichen Bewirthſchaftung 
feines Eigenthums anzuhalten, fo hat fi die Regierung bei ihren Bemühungen an bie zwar 
Iangfamer aber doch auch fiher wirkenden Mittel der Belehrung, der Erleichterung , des Bei— 
fpiel8 und des Schuges zu Halten. Ausdrückliche Belehrung kann nit nur durch Volksſchrif⸗ 
ten, ſondern namentlid) auch in den Schulen ftattfinden, wenn in dem Lehrplan der Schulleh⸗ 
terfeminarien auch Unterricht in der Baumzudt aufgenommen und den einzelnen Schulen wo= 
pad ein Garten zur Unterweifung ver Rinder beigegeben wird. Erleichterung der neuen 
Cuitur findet ftatt, wenn der Staat auf einzelnen feiner Domänen durch geſchickte Gärtner große 
Banrfhulen anlegen und von hier aus Baumſtämmchen unentgeltlich oder, wol beffer der groͤ— 
Bern Schonung wegen, für ein geringes Gelb verbreiten läßt. Natürlich müffen diefe Baum- 
ſchulen gefickt vertHeilt fein und nur ſolche Arten ziehen, welche für die Umgegend taugen, da⸗ 
mit nicht anfängliches Misglüden abſchrede. Die Ausfegung von Prämien wirb zurBenugung 
der Gelegenheit noch pofitiv anreizen. Ehen diefe Domänen mögen dann auch zum einleuchten= 
den Beifpiele einer ſchoͤnen und nüglichen Beſtockung mit Obftbäumen dienen und jene nur allzu 
zahlreiche Claſſe, welche nur durch Augenſchein zu überzeugen iſt, zur Nacheiferung anregen. 
Wenn e8 überhaupt den Grundfägen der Criminalpolitif gemäß ift, folchen Eigenthumsſtücken, 
welche von dem Befiger nicht unter beftändige Obhut genommen werben fönnen, und folden, 
bei welchen eine Wiederherſtellung unmoͤglich over fehr langſam ift, einen beſondern Schutz 
durch Androhung höherer Strafen zu verleihen, fo haben offenbar die Beftger von Obftbäumen 
einen ſolchen Schug gegen bie ſtupide Roheit muthwilliger oder boßhafter Zerftörer zu erwarten. 
Nicht nur zum behaglichen Leben und zum Wohlflande, fondern zur Möglichkeit des Da⸗ 
ſeins if e8 nothwendig, daß ein Volk die nach feiner klimatiſchen Lage und feinen Erwerbsquel⸗ 
. Ien erfoderliche Menge von Nug= und von Brennholz nachhaltig beziehen fann. Wenn alfo 
nicht auf eine regelmäßige und ganz fichere Zufuhr aus dem Auslande unter allen Umſtänden 
gerechnet werben kann (und bied ift, abgefehen von allem Andern, nur da möglich, wo Wafler- 
transport befteht), To ift es eine Aufgabe von ver größten Wichtigfeit für den Staat, für die 
Deckung dieſes Bedürfniſſes zu forgen. Da, in ver Hauptſache wenigftens, die Waldbäume das 
Befriedigungsmittel find, fo Fällt die Löfung dieſer Aufgabe zufammen mit der Lehre von einer 
zwedimäßigen Korftpolizei. Man fehe naher das Nähere hieräber unter dieſem Artikel. — Eine 
beträchtliche Menge fließenden Waflers tft von unberehenbarem Vortheile für jedes Land. Alle 
drei Arten der Gütererzeugung, nämlich Landbau, Gewerbe und Handel, bevürfen daffelbe 
gleichmäßig und namentlich ift es, je wärmer der Himmel umd je größer alfo die mögliche Frucht⸗ 
barkeit, ein um fo größeres Bebürfnif für den Landbau, ver Bewäflerungen wegen. Wo Waſ⸗ 
fer ift in warmen Ländern, ift überſchwänglicher Reichthum an Pflanzen ; ohne daſſelbe dũrre 
Wüſte. Nun ift e8 zwar allerbings nicht möglich, jebe beliebige Menge von Waſſer herbeizu⸗ 
ſchaffen, allein e3 gelingt doch menſchlicher Vorſicht und folgerichtiger Strenge, ziemlich Bedeu— 
tendes zu leiſten. Wenn es nämlich außer Zweifel ift, daß unter übrigens gleichen Umftänden 
in einer Gegend, beren Berggipfel von Waldungen bedeckt find, bei weitem mehr Regen fällt 
als in einem bolzlofen Lande; wenn ferner in die Augen fpringt, daß alle, namentlich aber Die 
kleinern Waffergerinne durch dichte Baumpflanzungen längs ihrer Ufer gegen Verbunften in 
warmer Witterung fehr gefhligt werben: fo find damit zu gleicher Zeit zwei Mittel ur Ber: 
mehrung und Erhaltung ver Waflermaffe angedeutet, deren Bewerfftelligung ganz in ven Hän⸗ 
ven des Staats liegt, wenn er mit der nöthigen techniſchen Gefchieflichkeit und befonderd auch 
mit der erfoberlihen Ausdauer biefelben unternimmt. Da die Erreichung bed gemeinnügigen 
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Zwecks zum großen Theile davon abhängt, daß nicht nur der Staat auf feinen Domänen, ſon⸗ 
dern auch jeder Brivate auf feinen Befigungen vie nöthigen Mittel wirklich anwendet, — fo wird 
ein Zwangsrecht des Staats zur Durchſetzung feiner Vorfchriften feinem gegründeten Zweifel 
unterliegen koͤnnen. Jedem fteht frei vie Crreichung eines individuellen Vortheils zu unterlaf- 
fen; aber gemeinnägigen Maßregeln darf er ſich nicht entziehen. 

Abgeiehen von den Zwecke der Beſchũtzung gegen die Sonne ift eine Bepflanzung ber natür- 
lichen und künftlichen Ufer von öffentlichem Intereffe. Sie verhindert das Einftürzen ver Ufer und 
fomit dad Verſanden ver Flußbette, ferner die Beihänigung ver Waflerbauten durch Hochge- 
wäfler und Giögänge, fie liefert endlich ein unentbehrliches Materlal zur Unterhaltung von 
Schutz wehren. Der Staat muf daher wünfhen, daß auch da, mo eine Erhaltung ver Wafler- 
waffe nicht in Betracht kommt, aber ein Schuß der Ufer nöthig ift, nicht nur Die ihm feldft zu⸗ 
ſtehenden Streifen mit den hier tanglihen Holzarten bebaut und in diefem Stande geſchuͤtzt 
werben, fondern daß auch bie Privatuferbefiger hierin nichts verfäumen. Auch hier wird das 
Recht zu Zwangsvorſchriften nicht in Abrede gezogen werben Können. Sowol die Bepflanzung 
an und für fi, ald die Art und Weife verfelben darf vorgeſchrieben werben. 

Was endlich die Einfaflung ver Landſtraßen mit Bäumen betrifft, fo fpricht nicht blos die 
Schönheit und die Annehmlichkeit für diefe Mafregel, fondern hauptſaͤchlich theils vie größere 
Schaltung des Straßenkoͤrpers, welcher weniger ven ausdoͤrrenden Sonnenftahlen ausgefegt 
iſt, theild die den Reiſenden bei Nacht und im Winter dadurch zugehende Sicherheit gegen Ver: 
irren und Hinabftürzen in die Seitengräßen. Diefe beiden Iegtern Gründe rechtfertigen einen 
Zwang, ber freilich mit den zuerfl genannten Annehmlichkeiten nicht verteidigt werben könnte. 
Dagegen iſt mehr als zweifelhaft, ob das Geſetz die Pflanzung gerade von Obftbäumen verlan- 
gen kaun, indem auch Waldbäume Schatten geben und zur Richtſchnur dienen können. Wün⸗ 
ſchenswerth ift freilich, daß in allen irgend paflenden Gegenden dieſe Duelle einer bedeutenden 
Girmahme nit vernachläſſigt werbe; und deshalb mag der Staat durch Erleichterung der An⸗ 
ſchaffung aus feinen Baumſchulen dem eigenen Vortheile der Befiger und der Vernunft den 
Sieg zu fihern ſuchen. NR. v. Mohl. 

Banwefen, Baukunſt, Bauhütten, Baubehörben, Baurechte, Baupflichten, Bau- 
gueden, Bausrduung, Baupolizei, Bau. — Bon allen menſchlichen Beftrebungen und Rün= 
Ren gibt keine ein unmittelbarereö und vollkommneres Abbild von göttliher Schöpfung als die 
Baukunſt. Sie will fürd erfte eine zweckmäßige Schöpfung oder Organtfation für eine 
höhere Lebensthätigkeit, flr vernimftige menſchliche Zwecke gründen. Ste will dienſtbar für 
fe, fie will zweckgemäß oder nütz lich fein. Ihre Zwecke aber, over bie Bedürfniſſe, vie fie 
nũtzlich befrievigen foll, find äußerft umfaſſend und zum Theil groß. Ste foll in Privatbau⸗ 
ten die Bürger und ihre Familien, durch dauerhafte gefunbe und bequeme Wohnungen gegen 
die Einflüffe der Witterung und gegen äußere Störungen ſchützen, ihnen einen für ihre Bedüͤrf⸗ 
niſſe und Geſchäfte angemeffenen Aufenthalt verſchaffen, auch fonftige ihren befondern Beduͤrf⸗ 
aiffen entſprechende Bauten begründen. Sie foll venfelben in meift dffentligen Bauten 
für ihren gemeinfhaftlihen Verkehr entſprechende Strafen — jegt auch Ciſenbahnen — und 
Braden, für das Fortkommen zu Schiff und zum Schuß gegen Überfhwenmungen und Bertrod: 
nungen ſchũtzende Waflerwerfe und Daͤmme fowie zur Vertheidigung nöthige Feſtungen, Schlöf- 
fer und fonflige Kriegswerke bauen. Sie hat nicht minder für ie geſellſchaftlichen Zwecke, Ver: 
fammlungen, Verhandlungen und Reden die angemeffenen Bauten Herzuftellen, fo auch für 
Unterritös und wiſſenſchaftlichen Zwecke und vor allem endlich für ven gemeinſchaftlichen 
vatriotiſchen und religißfen Cultus. 

Die Baukunft fol aber auch nicht blos nũtzlich fein, ſondern fie fol fürs zweite zugleich 
auch darin göttliher Schöpfung fi) anfchließen, daß fie [ch dm iſt, daß fie ſchöpferiſch das Gei—⸗ 
ſtige im Sinnlichen verkörpert, daß fie Höhere Anfhauungen, Gefühle, Ideen in harmoniſcher 
anmuthiger Geftaltung ind Leben ruft, daß fie über das Nothivendige und Nützliche hinaus an 
dem reihen göttlichen Leben theilnimmt und daſſelbe erweckt. Sie foll nicht blos Handwerk, 
fordern im ebelften Sinne des Worted Kunft werden. Ste foll aud die wichtigſten andern 
Künfte, zunächſt die bildenden, die Malerei und Bildhauerei in fi aufnehmen und zum ſchoͤnen 
Ganzen vereinigen und fo dad Goͤttliche im religidfen und ſtaatlichen Leben zum volltommenften 
Ausdruf bringen. “ 

Sowol alfo in wirthſchaftlicher Beziehung wie in Beziehung auf vie höhern Lebensauf⸗ 
sahen , welche der wahre Staat umfaßt und förbert , ift die Baukunſt, ihre gefunde Ausbildung 
und Anwendung für die Staatsverwaltung hoͤchſt wichtig. Faſt mit allen Bebürfniffen der Ge⸗ 
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ſellſchaft und der Ekvilifation ſteht die Baukunft in Wechſelwirkung. Es gibt wol keinen Theil 
der Kunft und Cultur, in welchem ſich fo fehr die Eigenthümlichkeit umd die Höhere und niedere 
Stufe ver Entwickelung der Völker und Staaten zeigt als in ihren Bauwerken. Und bei ver 
vorzugsweiſen Dauerhaftigfeit diefer Werke und Thaten ver Völker entnehmen wir öfter, fo 
namentlid) bei ven ÄAgyptern, den wictigften Theil ihrer Geſchichte aus ihren Bauten. Ind 
mehr als andere Künfte und andere Mittel fprechen und wirken für vie Völker, für ihr einheitli⸗ 
ches nationales und religiöfes Bewußtſein ihre großartigen Bauwerke, Tempel, Burgen, Schlöf- 
fer, Pyramiden , in welchen der Volksgeiſt ſich ſelber anſchaulich wird. 

Schon aus vieſer allgemeinften Idee und Aufgabe ver Baufunft aber ergeben fih für pas 
ſtaatliche Verhalten zu ver Baukunſt einige Hauptgeſichtspunkte. 

Zunächſt foll ver Staat, natürlich mit Achtung der rechtlichen Privatfreihelt feiner Buͤrger, 
für ihr allgemeines Wohl und für feine eigene Kraft und Blüte, der richtigen Foͤrderung und 
‚Anwendung der Baufunft und zwar ganz beſonders au rückfichtlich der Bauten für öffentliche 
Zwecke und aus öffentlichen Mitteln, feine befonvere Borforge, Oberaufſicht und angemeffene 
Zeitung angebeihen laſſen. So thaten es fehon die alten Voͤlker, bei welchen ihre Tempel, Ge: 
richtshallen, Theater frühzeitig den Mittelpunkt ihres geſellſchaftlichen Lebens und die Öffentli- 
Gen Bauten eine Hauptangelegenheit vefielben bildeten. So Hatten auch ähnlich den Griechen 
die Römer für das Baumelen ſchon frühe beſonders hohe Stantöbeamten, die Adilen. Beiden 
Germanen und namentlich bei den Deutſchen forgten zwar bie Kaifer und Könige durch bald 
Sehr Hohe Beamten, die Palaft- oder Pfalzgrafen, für angemeflene Paläfte, und bald ver ganze 
Adel für flattliche und fefte Schlöfler over Burgen. Aber ed bildeten fid im Mittelalter, als fi 
zuerſt eine höhere Cultur entwickelte und faft alle Höhern und gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
von freien genoffenfchaftlichen Vereinen ergriffen, geförbert und geleitet wurden, für die Bau— 
tunft überhaupt, vorzüglich aber für die Dome und Rathhäuſer, Bauhütten over Baugefell- 
ſchaften ver Bauleute und der Steinmegen aus. Sie wurben zuerft von Geiſtlichen, feit dem 
fpätern Mittelalter aber von den weltlichen Meiftern geleitet, nahmen bie höchſten und ebelften 
teligiöfen, künſtleriſchen und foctalen Geſichtspunkte in fi auf, wirkten unmittelbar für Ausbil- 
dung und Unterridt in ihrer Kunft, dann auch für ihre richtige Anwendung für bie religidfen 
und bürgerlihen Zwecke. Sie organifizten ſich nach Analogie der Zünfte, und hatten, als aner⸗ 
kannt für hohe und heilige Zivedle wirkend, viele Brivilegien und ausgebehnte eigene Gerichts- 
barkeit. Mit mertwürbigem nationalen Einheits- und Bemeinfinn brachten fie 1459 in Kegens⸗ 
burg eine Bereinigung aller Bauleute und Steinmegen von ganz Deutſchland und ein allge- 
meines Statut für ihre allgemeine Brüderfchaft zuftande und Kaifer Marimilian beftätigte 
daſſelbe ausdrũcllich. In neuen Berfammlungen zu Bafel und Strasburg wurde 1565 eine 
verbefferte Redaction dieſes Statuts gemacht und daſſelbe ald Bruderbuch gedruckt. Das Statut 
orbnet die Disciplin in der Werkftatt, bringt auf Sittenreinheit, beftimmt die Befugnifle der 
Bauherren, Meifter, Barlierer (oder Polirer), Befellen und Lehrjungen, und ven Ritus der 
Aufnahine, der Losſprechung, enthält ferner Beftimmungen Über Unterflügung der Genoflen 
amd über geheime Erkennungszeichen. Die Gaupthätten waren in Strasburg, Wien, Köln una 
Bern. Als unglüdfeligereife die deutſchen Reichsregenten Strasburg fhmählig von Deutſch⸗ 
land losreißen ließen, trennten fie durch einen beſondern Reichsſtagsbeſchluß von 1707 die dent⸗ 
ſchen Bauleute von dieſer Haupthũtte. Auch nachdem der höhere Sinn biefer ganzen Brüber- 
ſchaft ebenfo wie der Sinn für ihre herrlichen Dome und fonftigen Werke, ven wir jegt zum 
Shell wieder erwachen fehen, faft erflorben fälen, hielten noch Gteinmegenhrüberfaften in 
Hamburg, Danzig, Köln, Bafel und Zürich an der Ordnung von 1563 feſt. Bekannt iſt eö 
auch, wie der weitverbreitete Breimaurerorben für diefeBauhlitten noch ältern, namentlich ägyp= 
tiſchen Zuſammenhang und manche eigenthümliche, auch mit feinem Beftand zufammenhängende 
Deutungen annimmt, welde zu prüfen Hier der Ort nicht iſt. Seht aber muß jedenfalls die 
Gtaatsverwaltung für eine unmittelbare wirffame Körbderung und Leitung der Baukunſt forgen 
amd zwar fowol durch gute Baufchulen, welde eine genügende Anzapl tühtiger Baumeifter 
liefern, wie durch gute praktiſche Baubehdrden, melde für die öffentlichen Bauten forgen 
und bei der Ausführung der Privatbauten wie öffentlichen Interefien wahren. 

Aus der obigen Idee und Aufgabe der Baukunſt ergibt ſich ſodann, unabhängig von ber 
ſpeciellen Technik, für die Ausführung aller Bauwerke als der erfte Hauptgefihtspunft der, 
daß diefelbe fowie die Werke der göttlihen Schöpfung völlig zweckentſprechend feien. Sie kön⸗ 
nen, wie insbeſondere auch die erſte Autorität für die Beurteilung des Schönen, wie Goethe 
wit Nachdruck hervorhebt, nit jdn fein, fobald, wie fo oftmals bei modernen Bauwerken, 
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ihre Unzwedmägigfeit zutage tritt. Zugleich mit dieſer Zweckgemaßheit und mit ver Har⸗ 
nonie und Solibität, und den natürlichen und mathematiſchen Grunngefegen entſprechend, 
auf dann fürs zweite vie Höhere ſchoͤpferiſche Idee in der harmoniſchen Geſtaltung als er⸗ 
freuende und erhebende Schönheit hervortreten. Der weſentlichſte Theil derſelben und bie 
Grundbedingung des Schönen, die ſchoͤne Form, ift meift nicht einmal koſtſpieliget als die un⸗ 
fSöne. Aber auch ein verhälmigmäßiger Aufwand für die wirklich fhöne Ausführung iſt wegen 
ihrer wohlthätigen Wirkungen keineswegs, wie fo Viele wähnen, eine nutzloſe Verſchwendung. 
Sie ift bei den Öffentlichen Werken, je nad) ihren Höhern Zwecken, politiſch heilſam und löoblich. 
Sie it auch lohnender wie fo viele andere Ausgaben für weniger bleibenve und zweiveutigere, 
jedenfalls vergänglichere Wirkungen. 

Über die Baurechte entſcheidet das Civilgeſetz, deſſen Beſtimmungen jedoch auch den ſtaats- 
wirthſchaftlichen und polizeilichen Intereſſen dienen moͤgen, obgleich ihr unmittelbarer Gegen⸗ 
Rand nur das Rechtsverhaͤltniß iſt. Ein ſolches Rechtsverhaltniß beſteht allernächſt zwiſchen dem 

Bauherrn und dem Unternehmer, oder dem Werkmeiſter und den Arbeitern, ſodann zwiſchen 
Bauherr oder Baumeiſter und irgendeinem Dritten, welchem durch den Bau (z. B. auf fremdem 
Grund oder mit fremdem Material) oder durch deſſen Cinſturz oder Baufälligkeit Schaden ever 
Gefahr zugehen kann, zumal aber zwiſchen dem Bauherrn oder Eigenthümer und deſſen Nach⸗ 
barn. Die Geſetze haben die gegenſeitigen Anſprüche und Schuldigkeiten dieſer Perſonen unter⸗ 
einander zu beſtimmen, für Streitigkelten die Entſcheidungsregein aufzuſtellen und bie im all⸗ 
gemeinen Iutereffe liegenden, namentlich zu Unternehmung von Bauten ermunternden Begün⸗ 
figungen und Sicherſtellungen auszuſprechen. Am wichtigſten find die nahbarlichen Verhält⸗ 
niſſe. Die Nähe des Zuſammenwohnens, zumal In Städten, bringt jo viele heikle Berüh⸗ 
rungen und wiberftreitenbe Interefien hervor und dann auch wieder fo viele Gelegenheiten zu 
gegenfeitiger Bequemlichkeit oder Koftenerfparnif u. f. w., daß die möglihft genaue Feſtſtellung 
ber hier in Frage ſtehenden Punkte dringend noththut. Auch finden wir darüber ſchon in ven 
alten Gefeggebungen, insbeſondere in der roͤmiſchen, ſehr umflänpliche Beflimmungen welche 
großentheils noch jegt in Deutſchland als gemeines Recht gelten, zum Theil jedoch durch bie ver= 
ſchiedenen Landesgeſetzgebungen modificirt over mit dem auf bie neuern Verhältniſſe fich begie- 
henden Zufägen verfehen worben find. Die auf Licht und Luft — nämlich einerſeits auf mög: 
üchſt freien Genuß beider, andererſeits auf die Unnachtheiligkeit dieſes Genuſſes für ven Nachbar 
— id bezieh Dienſtbarkeiten und Beſchränkungen, jene des Wafferabfluffes und der Dach⸗ 
traufe, jene des Anbaus oder aud) des Einlaſſens von Balken in des Nachbars Mauer, dann 
bie in Anſehung der (gemeinſchaftlichen over nicht gemeinſchaftlichen) Scheidemauern zu beobach⸗ 
tenden Gruudſaͤtze gehören hierher. 

Für Baulichkeiten, veven Errichtung und Unterhaltung im ffentlichen Intereſſe Tlegt, doch 
nit überall oder ausſchließend vom Staat, fondern etwa von unmittelbar Betheiligten ober 
aus befonbern.Ziteln Verpflichteten zu befkreiten tft, vegelt das Gefeg die Baupflicht oder ſetzt 
dafür eine gewifle Goncurtenz feſt. Es gefchieht diefes zumal in Anfehung ver Kirchen und 
Schulhäuſer, dann aber aud der Straßen, Brüden und Dämme, auch — je nad) ven Juris: 
bistionsverhältniffen — der Gefängniffe, Amthäufer u. f. m. Die Kirhenbaupfliät ſteht nah 
gemeinem diecht (inſofern nämlich nicht bereitö ein eigener Baufonds vorliegt) allernähft dem 
Patron zu, ſodann dem Zehenthern und der Gemeinde (nad einem In den befonvern Landed⸗ 
geſeen und Gewohnheiten verſchiedentlich beftimmten Verhälmiß). Die Iepte ift in ber Hegel 
auch da, wo ein anderer Bauherreinzutreten hat, wenigſtens zur Beifuhr ver Materialien u. ſ. w. 
frohnpflichtig. Infofeen die bürgerliche Gemeinde zugleich die Kirchengemeinde iſt, leuchtet die 
Billigkeit folder Beitimmung ein; wo jene ſich aber in mehre Eonfefjionen theilt, kann mit Recht 
nur die Kirchengemeinde als baupflichtig erklärt werden. Ahnliches findet auch bein Schulhaus: 
bau gewöhnlich ſtatt, infofern naͤmlich nicht eigene Bonds oder näher liegende Hülfäquellen vor⸗ 
handen find. Gier wie dert tritt übrigens auch die ſubſtdiaͤre Baupflicht des Staats ein, deren 
Grenzen jedoch meift fehr enge gegogen find. 

Die Vervollſtãndigung und nähere Beftimmung der baurechtlichen Geſetze enthalten die po⸗ 
ligeilihen Bauorbnungen, welche wegen ver Verſchiedenheit der localen Umftände und Bevürf- 
niſſe zwar wol auf allgemeinen Grundfägen beruhen, jedoch für die Anwendung derſelben gro: 
Fensheils nur particuläre Vorſchriften enthalten innen. 

Das öffentliche Intereſſe bei Bauſachen geht vorerft dahin, daß die zum öffentlichen Ges 
brauche beflimmten ober dem Geſammtbedürfniß gewinmeten Baulichkeiten mit nur verhältnig- 
mäßigen Koſten in thunlichſt entſprechender Zahl und Volltommenheit aufgeführt und unters 
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halten werben. Daſſelbe Intereſſe jedoch findet auch in Anſehung der Privatbauten ſtatt, da, 
was den Wohlſtand und den Lebensgenuß der Einzelnen foͤrdert, auch Gewinn für die Nation 
im Ganzen ifl. Die theils ſtaatswirthſchaftlichen, tHeils polizeilichen Ziwede ver Bauorbnungen, 
überhaupt der von Seiten des Staats dem Bauweſen zu widmenden Sorgfalt beftehen ſonach 
darin, daß 1) gut, d. 5. zweckmäͤßig, bequem und dauerhaft, 2) gefund, 3) vor Beuerd = (und 
Baffer) Gefahr möglihft geſichert, A) allerfeitö unnachtheilig und ungefährlich, 5) nicht zu 
theuer und 6) foweit die bemerkten Zwecke e8 erlauben, auch geſchmackvoll und ſchoͤn gebaut 
werde. 

Das allgemeinfte Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke iſt eine kluge Ordnung und Beauf- 
fichtigung ver dem Baumefen gewinmeten Gewerbe, ſodann die gute Unterrichtsanſtalt zur Bil⸗ 
bung tüchtiger Baumeifter und Baufünftler, enpli die zweckmäßige Gründung ver befondern 
zugleich techniſchen Behoͤrde für Leitung und Beauffihtigung des gefammten öffentlichen und 
Privatbaumefend im Staate und die Vertheilung ihrer Funfiverfländigen Mitgliever über vie 
zwedtmäßig hierfür zu beftimmenven Bezirke. Für nie Geſundheit der Bauten gibt die medici⸗ 
nifche Polizei die geeignete Vorſchrift. Natürlich verſchieden je nad} den localen Verhältniſſen, 
und namentlid verſchieden für Stadt und Land. Ein Hauptaugenmerk wird dabei immer fein 
reine Luft und Licht, beides leicht zu verſchaffen auf dem Lande, weit ſchwerer in Stäbten, «8 
ſei denn, diefelben würden erft ganz neu erbaut, und zwar auf einem für einen entſprechenden 
Plan hinreihenden und überhaupt geeigneten Raum. Doch auch in alten Städten mir engen 
Strafen und dicht gedrängten Wohnungen kann die Baupolizei eine wirkfame Nachhülfe leiften 
durch deſto forgfältigere Beauffihtigung des Einbaus der Käufer, durch Niederreißung un= 
nügen Gemaͤuers, zumal ver mittelalterliden Stabtmauern, dann aber auch der die Straßen 
verengenben Vordächer und anverer Anbauten, durch Anlage wenigftens einiger geräumiger 
Pläge und breiterer Straßeneingänge mittel Ankaufs und Abbruch der ungünſtigſt ſtehenden 
Gebäude, durch eine für Neubauten ober au Gauptreparaturen der Häufer vorzuſchreibende 
firenge Ordnung und durch andere In das Gebiet der allgemeinen Geſundheits⸗ und Reinlich⸗ 
keitspolizei gehörende Anftalten. Wenn zu Erweiterung der Straßeneingänge ober zu Anlage 
von PBlägen dad Nieberreißen von Privatgebäuben, oder zur Verwirklichung ber für Erweiterung 
der Stadt ober für neue Anlagen obrigkeitlich zu entwerfenden Bauplane die Erwerbung von 
Vrivatgrũnden nothwendig wirb, fo wirb ein vernünftiges Exrpropriationdgefeß hierzu das den 
billigen Anfprüchen der Cigenthũmer unnachtheilige und doch die Befammtheigvor muthwilliger 

Hemmung ober unmäßiger Vertheuerung ſchůtzende Mittel darbieten. 

Es fragt fi, ob aud im Interefle der Schönheit die Expropriation fattfinven , oder ob 
überhaupt in foldem Intereffe ven Brivateigenthümern und Bauherren eine Zwangevorſchrift 
für die Art ihres Bauens ohne Ktechtsverlezung gegeben werben könne? — Man muß wohl 
dabei unterfcheiden zwiſchen dem Intereſſe der Nichtverunftaltung und jenem der Schönheit 
überhaupt, ſodann zwifchen neu aufzuführenden Bauten und Abänderung ſchon beftehenver, 
endlich zwifhen Stadt und Land und zwiſchen großen, glanzvollen Städien und Fleinen ober 
armen. Je nach ſolchen Unterſchieden iſt auch jenes Intereſſe bald ein geringfügiges, balb ein 
größeres, nach Umftänden ein fehr großes ; und in eben dem Verhältniſſe verengt oder erweitert 
ih auch das Recht der Baupolizei. Das unbedenklichſte Mittel ift freilich die Ermunterung zu 
freiwilligem verjhönernden Bau oder Wieberaufbau vermittels Beldunterflügung ober anderer 
Bortheile, d. 5. fogenannter Baugnaben, die man ven nad fhönerm Plane Bauenden ange: 
deihen läßt. Doch wird daffelbe leicht allzu koſtſpielig, tft auch oft unwirkſam und macht daher 
ven Zwang nicht entbehrlih. Bei dem zunehmenden Wetteifer der Städte, durch geſchmackvolle 
Anlagen und Bauten nit minder ald durch reelle Bortheile zur Niederlaſſung oder zum Ver: 
weilen in ihren Mauern einzuladen, bei dem nicht zu verfennenven Einfluß ver Pflege des 
Schoͤnheitsſinns ſelbſt auf fittliche Bildung und bei der wirklichen Veleivigung, welche einer 
Bürgerſchaft wirerfährt, wenn fie den von ihr mit Unkoſten, Mühe und Opfern erſtrebien ſchoöͤ⸗ 
nen Oefammteindrud ihrer Stadt ober einer Strafe over eines Platzes durch den Eigenfinn, 
den Muthwillen oder die Engherzigkeit einiger Weniger in einen durch ven Gontraft defto wi⸗ 
derwärtigern Eifeet umgewandelt fehen foll, läßt fih auch das Recht der Gefammtheit, mithin 
der Gemeinde: (nit aber der Staato⸗) Polizei, für neue Anlagen ober neu zu erbauende Quar⸗ 
tiere oder Straßen u. f. w. den von jenem Einzelnen zu beobachtenden Bauplan auch tm Inter- 
efle der Schönheit vorzuſchreiben und auffallende Berunftaltungen überall entfernt zu Halten 
oder hinweg zu räumen, nicht wol bezweifeln. Durch Verſchönerung ver Stadt, welde etwa 
zur Reſidenz oder zum Sit; der höhern Behörben erhoben warb, gewinnt ohnehin jedes Hans 
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ſchon fo Vieles am Kaufwerth, daß Die dem Einzelnen etwa zur Laft fallenden Unkoſten davon 
weit überwogen werben und jelbft die an den Eigenjinnigen ergehende Zumuthung des Verkaufs 
mit der Laſt des Abbruchs und -ved ſchoͤnern Wiedererbauens nach Umſtänden durchaus nicht als 
Härte erfcheinen kann. Gefahr des Misbrauchs wird Feine vorhanden fein, wofern nur die 
Autorität, welche in den concreten Fällen zu entſcheiden hat, ald ein wahres Organ bes vers 
nünftigen Geſammtwillens, nicht aber eines herriſchen Einzelwillens oder gar eines der Ge⸗ 
meinde völlig fremden Willens erſcheint. 

Zur Wohlfeilgeit ver Bauten tragen bei, neben der freien Goncurrenz der Gewerbtreibenden 
oder überhaupt einer guten Gewerbeordnung, die Anftalten für Herbeiſchaffung oder Bereit- 
haltung der nöthigen Baumaterialien, überall nad Verhaͤltniß des wahrfdeinlichen Bebürf- 
niſſes der verſchiedenen Ortſchaften oder Bezirke, namentlich die Sorge für Errichtung einer 
hinteihenden Zahl von Kalf= und Ziegelbrennereien, für erleichterte Herbeifuhr von Bauholz 
aller Art, auch von Baufteinen und andern Erfoderniſſen. Die von Staats ober Gemeinde⸗ 
wegen, ober auf deren Ermunterung von Privaten, anzulegenden Magazine von folden Ma- 
terialien, ober die fogenannten Bauhöfe, dann, wo bei etwa mangelnder Goncurrenz eine mono= 
voliftifhe Vertheuerung droht, vie Feſtſetzung mäßiger Bautaren für die verſchiedenen Arten 
der Arbeit und der Arbeiter, dienen vemfelben Zweit. Wo ih anfehnliche Gemeindewaldungen 
vorfinden, wird, glei billig als zweckmaͤßig, den bauluftigen Bürgern das Bauholz um einen 
ermäßigten Anſchlag (den fogenannten bürgerlichen Preis) zu verabfolgen fein, nach Umſtaͤnden 
auch Kalk und Ziegel u. ſ. w. 

Das Intereffe der Wohlfeilheit kommt nicht felten In Wiverftreit nicht nur mit jenem der 

Schönheit, fondern noch mehr mit dem der Feſtigkeit und zumal mit jenem ber Sicherung gegen 
Beuerd > (oder Wafler:) Gefahr. Im der Regel zwar foll es biefen legtern, im Allgemeinen 
höhern Interefien meiden; doch kann die ausnahmsloſe und zwangsweife Einfhärfung folder 
Regel, je nad) den oͤrtlichen und perſönlichen Berhältniffen, zur Ungerechtigkeit, ja zur Tyran⸗ 
hei werben. Wenn, wie die Polizeigefege mehrer Länder befehlen, überall, ohne Unterſchied ob 
Stabt oder Dorf, ob vereinzelt oder aneinandergerüt, alle Häufer von Stein erbaut und mit 
Ziegeln oder Schiefer gedeckt werben müffen, fo ift den etwa an Holz reihen, aber an Kalk: und 
Biegelbrennereien Mangel leivenden Gegenden und den bloß eines Kleinen abgeſchiedenen Wohn 
plates begehrenden Armen, welche wol etwa eine hölzerne Hütte, nicht aber ein ſteinernes Haus 
zu erbauen vermögen, eine harte Bedrückung zugefügt und, mit Verachtung der localen Bebürf- 
niffe und Gonvenienzen, eine — felbft auch äftyetifch verwerflige — naturwidrige Einförmig- 
keit duch despotiſches Machtgebot dem bevormundeten Volle aufgebrungen. Wol verbienen 
dergleichen Gebote Billigung in Städten und größern Dörfern, weil allvort die Befchränfung 
nit im Misverhältniß fteht mit der dadurch abzuwendenden gemeinſchaftlichen Gefahr, und 
teil Niemand berechtigt iſt, den Andern zu gefähtben. Aber bei Eleinern ober auseinander ge= 
bauten Dörfern und Weilern oder gar bei einfam gelegenen Häuſern werben fie zur zweckloſen 
Särte, ſobald fie die Linie der wirklich zuläffigen, naͤmlich gegen erkennbare Thorheit gerichteten 
Bevormundung überſchreiten. Wol alfo mögen die in Branbfällen durch ſchnellen Einfturz 
das Leben ver Bewohner in vie handgreiflichſte Gefahr ſetzenden gemeinen Strohdächer verboten 
werden, nicht aber die beſſer conftruirten und nicht Die Schindeldächer (verfteht ſich bei einfam 
ſtehenden Häufern), und nicht die hölzernen Gebäude überhaupt. Auch die gewöhnlich urgirte, 
durch das häufigere Verbrennen folder Gebäude ven Branbaflecuranzlafien zugehende größere 
Beſchwerde kann nicht zur Rechtfertigung jener Verbote dienen, weil folder Beſchwerde am ein⸗ 
fachſten dadurch abzuhelfen ift, daß man das Maf der in die Brandkaſſen zu zahlenden Beiträge 
nach jenem ver Gefahr beftimme. Im Übrigen, das heißt mit Enthaltung von unnoͤthiger Härte 
oder übertriehener Befhränkung , iſt ed allerdings eine Hauptaufgabe ver Bauordnung, die zur 
Sintanhaltung ober Verringerung ber Feuersgefahr dienlichen Vorſchriften, 3. B. in Anfehung 
der Feuer⸗ und Scheidemauern, der Feuerwerke und Rauchfänge u. ſ. w. zu geben, liber deren 
genaue Beobachtung alsdann die Beuerpolizei, allernächſt die periodiſche Feuerbeſchau zu machen 
hat. Die bei öffentlichen Gebäuben anzuorpnenbe, bei Privatgebäuden wenigftens zu ermun= 
ternde Errichtung von Bligableitern und die über diefelben zu pflegenbe Aufſicht, die Begünfti- 
gang und Benugung der die Verbrennlichkeit mindernden Erfindungen (wie ver Lehmſchindeln, 
der demifchen Anſtriche u. ſ. w.), die befondern Vorſchriften für vie Bauart der für Zubereitung 
oder Aufbewahrung feuergefährlicher Begenftände beflimmten, zumal auch große Feuerwerke 
enthaltenden Gebäude u. ſ. w. gehören gleichfalls Hierher. 

Dei Aufführung eined Baus kann duch Unvorfihtigkeit, z. B. bei dem Ausgraben ber 
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Keller, bei Offenhaltung der Kalkgruben, bei ſchlechter Beſchaffenheit der Berüfte u. ſ. w, man⸗ 
cherlei Gefahr für die Arbeitenden und für die Nachbarn oder Vorübergehenden entfliehen. Die 
Bauordnung hat auch diefen Übeln zu feuern und die Polizei den Verordnungen derſelben Kraft 
zu geben. Eine nod) größere Gefahr aber entfleht durch die Baufälligfeit der Häufer. Wenn vie 
Bolizei durch eigene Wahrnehmung oder durch irgenbeine Anzeige davon Kenntniß erhält, fo 
Hat fie ven Eigenthümer zur Beranftaltung der fhnellen Abhülfe aufzufobern, over In pringen= 
den Bällen fie auf Unkoſten des Eigenthümers unmittelbar ſelbſt anzuorbnen. Für ben durch 
den Einfturz noch neuer Gebäude verurfachten Schaden iſt billig der Baumeifter neben dem 
Bauführer verantwortlich; bei alten Gebäuden haftet ver Gigenthümer dafür, infofern ihm da⸗ 
bei eigenes Verfäumniß oder Verſchulden zurkaft liegt. Das gemeine Recht verpflichtet ihn auch 
zur Siäerheitsleiftung für den durch den bereits drohenden Binflurz etwa künftig zu verurfa: 
Genden Schaden. Iſt er ungeneigt ober unvermögenb zur Wieberherftellung oder zum Neubau 
des baufälligen Hauſes, fo kann Ihm der Verkauf deſſelben mit der Lafl des Abbruchs und Wie⸗ 
deraufbaus aufgelegt werben. 

Das wiätigfte zur Durchführung aller bisher angebeuteten Intereflen und Aufgaben ber 
Staatöverwaltung in Beziehung auf das ganze Bauweſen im Stante bleibt ſtets bie gute Cin⸗ 
richtung der Bauſchulen und ver Baubehoͤrden. Diefe Wichtigkeit wird aud wol jet im All⸗ 
‚gemeinen anerkannt, do gibi es weder übereinflimmende, noch auch der ganzen Wichtigkeit 
und Schwierigkeit der Sache entſprechende Einrichtungen in den einzelnen Staaten. Für den 
Unterriät forgen zum Theil nothbärftig die allgemeinen polytechniſchen Schulen, in Preußen, 
welches in Beziehung auf die Baukunſt Die außgezeichneifte Stellung einnimmt, eine befondere 
Baualademie. 

AS praktifhe und techniſche Baubehoͤrden finden ſich nicht blos allgemeine Oberbehoͤrden 
ober Oberbaubirectionen, und Local⸗ oder Bezirköbaubeamten, fonbern nach der gewoͤhnlichen 
etwas weitläufigern dreifachen Abtheilung auch noch Mittel- ober Provinzialbehörben. Die 
oberften Behörden find bald ebenfo einem Minifterium einverleist oder fuborbinirt wie bie 
Mittelbehörde ver Provinzial⸗ oder Kreiöregierung, bald find fie coorbinirte, abgefonderte Be- 
hören. In Ofterreih, Preußen und Batern iſt wie in Frankreich und Spanien die Oberdirec⸗ 
tion zugleich mit Handel und Induſtrie einem befondern Mintfterium übergeben ; in England 
ebenfo dem Obercommiffar ver Barken, Forſte, Baläfte und öffentlichen Arbeiten, in Rußland 
einer den übrigen Minifterien coorbinirten Direction der Land⸗ und Waflerbauten, in Holland, 
100 die Wafferbauten fo befonder# wichtig find, einem Minifter des Waſſerſtaates und ver öffent⸗ 
lien Arbeiten. Untergeorpmet wurbe bie Direction früher fehr häufig, fowie noch jegt in Sach⸗ 
fen, vem Finanzminiſterium vorzüglich wol deshalb, weil die fürftlihen Kammern unb ber 
Landesfiscus die meiften Öffentlichen Bauten aufzuführen und ihre Koften zu beftreiten haben. 
Doch tft Die Unterordnung unter das Miniftertum des Innern wol zweckmäßiger und eine 
Theilung unter beide Minifterien, mie in Würtemberg und Baben eine Theilung jogar nod mit 
dem Minifterium des Auswärtigen, welchem in Baben die Eifenbahnbauten unterftehen, wol 
noch bedenklicher. Freilich laͤßt ſich ohne Rückſicht auf die Größe der Staaten und ihre übrige 
Drganifation über die befondere Organifation der Baubehörhen nit Leicht eine allgemeingtil- 
tige Regel aufftellen. Mur ſoviel ift iger allgemein gültig, daß bei der Unierordnung oder Ein- 
verleibung der Vaubehoͤrden ſtets ihr beſonders wichtiger und beſonders ſchwieriger eigenthům⸗ 
licher Beruf und deſſen beſondere hoͤchſte Grundſäͤtze hinlänglich beachtet bleiben müffen, nament⸗ 
lich auch durch die Übertragung an vorzüglich ausgebildete techniſche Näthe, und daß bei ver Ab: 
fonderung der Baubehoͤrden dahin gewirkt werden muß, daß fie Die Angemeffenheit ihres Wir- 
kens im Verhältniß zu den Intereffen und Kräften bed Staats nicht vergeſſen. Selbſt niät ein⸗ 
mal vollfommen ſchoͤn würben nad ben allgemeinften Gefiätöpunften an der Spige dieſes Ar- 
tikels ihre Werke genannt werben bärfen, wollten fie, wie leider oftmals, über eine dann nur 
angebliche Schönheit die Zwedmäßigkelt Ihrer Bauten vernadjläffigen, ober dieſelbe auch dadurch 
vermindern, daß die Koften verfelben unverhältnigmäßig würben. Themiſtokles tabelt einen 
Redner, weil für feine große Rede fein Staat zu Hein fei. Das Fönnte vielleicht auch auf manche 
Säloß: und andere Bauten Anwendung finden. Ein weſentliches Grundgeſetz der [hönen Bau⸗ 
Eunft felbft, die Harmonie möge auch Infofern der ganzen Einrichtung des Staatsbauweſens 
vorſchweben, daß dieſelbe mit dem ganzen Staatöbau, feinen Grundgeſetzen und Intereffen in 
Sarmonie bleiben muß. Diefes fließt namentlich auch bei alter Borforge für gutgebilbete 
Baumeifter und für gute Ausführung der Bauten doch die bureaukratifch = despotifchen Ver⸗ 
legungen ver Privatfreigeit der Bürger aus, folange biefe nicht verlegenn gegen ihre Mitbürger 
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oder den Staat wirfen wollen. So wirb die Baukunft freie Gewerbe und ihre Privatausüibung 
für die Bürger und Privatbauherren von Ihrem Vrivatwillen freiblelben. Die Bürger werben 
unter jener natürlicden Beſchränkung nach ihrer Überzeugung frei ſich ald Baumeifter im In⸗ 
ab Auslande ausbilden, frei für Ihre Banten ihre Meifter erwäßlen und von dem Ihrigen nad) 
ihrer Freiheis bauen dürfen. Diefe Freiheit und Goncurrenz wird der Kunſt ſelbſt förderlich 
fein und fle vor Einfeitigkeit und Entartung fhügen. Rotteck und Welder. 
Bayle (Beten) ward 1647 in Garlat, einer Gemeinde der Graſſchaft Foix, geboren. Sein 
Bater, ein reformixter Prediger, forgte für feine frühere Bildung und feinen erften Unterriät. 
Um biefen fortzuſetzen, ſah er ſich genöthigt, den Jungen fremden Händen anzuvertrauen, und 
ſchicte ihn nach Tonloufe, mo das Collegium der Jefuiten in gutem Rufe ſtand. B. befaß An⸗ 
lagen, zeigte Fleiß und machte fchöne Kortfchritte. Außer ven Schulgegenftänden, vie eben nicht 
von befonderer Bedeutung waren und unter denen die Scholaftif und vie Theologie die erften 
Stellen einnahmen, befcgäftigte Ihn auch vie ſchoͤne Literatur und die Geſchichte, und von allen 
Säriftftellern zogen ihn beſonders Plutarch und Montaigne an, ein Zeichen der Verwandtſchaft 
mit feinem Geifte. Die Jeſuiten, welche Talente zu würdigen und zu gebrandyen wußten, ſuch⸗ 
ten 8. für fi zu gewinnen, was ihnen auch gelang. Das größte Hinderniß, das fie bei der 
nenen Erwerbung zu überwinden hatten, das aber überwunden werben mußte, war bie Reli- 
gion. Diefer Orden war nicht vom der Art, daß ihn gewöhnliche Hinderniſſe ſchreckten, und er 
derſtand fich auf das röomiſche Handeln fo gut ald auf pas Dulden, um zum Ziele zu gelangen. 
8. warb befehrt und ſchwur feierlich den reformirten Glauben ab. Weichen Einbrud das auf 
feine Altern und befonbers auf feinen Vater machte, laͤßt ſich begreifen. Diefer verzweifelte in⸗ 
deſſen nicht, ven Bekehrten aufs neue zu befehren, und führte für feinen Glauben fo flegreiche 
Gründe an, daß der Sohn der nöthigenven Überzeugung nicht wiverftehen konnte. Er verließ 
heimlich Toulouſe, begab ſich zu feinen Kitern und ſchwur ebenfo feierlich ven katholiſchen Olau⸗ 
ben wieber ab, ald er ihn beſchworen hatte. Nach dieſem Borgange hielt er ed nicht für gut, in 
dem damals ſehr katholiſchen Frankreich länger zu bleiben, und begab fi nach Genf, wo er 
einige Jahre als Privatlehrer lebte. Seine beengte Lage trieb ihn wieder nach Brankreich zurück, 
wo er eine beflere Zukunft Hoffen durfte, wenn er nur ven Verfolgungen ver Jefuiten unt ber 
rachſũchtigen Katholiken entging. Ex hielt id darum von den Orten entfernt, wo er bekannt 
geworben war, und brachte einige Zeit in Rouen zu, ging dann nad) Paris, wo er größere 
Hülfsmittel für feine fernere Ausbildung und feine wiſſenſchaftlichen Arbeiten fand und ſich ald 
Erzieher der Kinder des Marquis von Beringham feinen Lebensunterhalb erwarb. Im Jahre 
1675 warb ein Lehrſtuhl der PHilofophie zu Sedam erledigt und zur Befegung deſſelben ein 
Goncurs eröffnet, in welchem B. fo gut befand, daß von keinem feiner Mitbewerber auch nur 
die Rede war und er alle Stimmen für fi) Hatte. Gier lebte er mit Auszeichnung bis 1681, wo 
der fromme Ludwig XIV. die Univerfität Sevam, wie alle übrigen, welche die Proteftanten in 
Frankreich Hatten, aufhob. „Der junge Gelehrte aber hatte ſich ſchon einen ſolchen Ruf erwor⸗ 
ben, daß ihm ſogleich eine Stelle als Lehrer ver Philoſophie zu Rotterdam angetragen warb, 
die er auch unbedenklich annahın. Er befleivete dieſelbe mit immer gleichem @ifer und demſelben 
Grfolge. Auch fing er an, feinen ſchriftſtelleriſchen Ruf zu begründen. Er ſchrieb feine verſchie⸗ 
denen Gedanken über den Kometen und beftritt mit philoſophiſchen und theologiſchen Gründen 
das Vorurteil, als verkünde diefer Himmelskoͤrper ver Welt ein Unglück. Dann gab er feine 
Kritik der „Geſchichte des Galvinismus‘ von Maimbourg heraus, Im welcher er die Verleum⸗ 
dungen wiberlegte, bie diefer Jefuit in dem angeführten Werke gegen vie Proteftanten verbrei- 
tet hatte. Die kürzefte und einfachſte Weife, feinen Kritiker zu beftreiten und zu belehren, fanb 
Raimbourg in ver Gewalt, die er um ihren Beiftand anrief. Auf den Befehl Lubwig’3 XIV. 
ward B.s Schrift durch Henkershann verbrannt und fo die Wahrheit, nad) dem Sinne der Ge⸗ 
malt, in ihre Rechte wieder eingefegt. Die Philofophie von Descartes hatte unfern Gelehrten 
viel befhäftigt, und er ließ feine Gedanken über viefelbe in einem eigenen Werke drucken. Im 
Jahre 1684 begann er die Herausgabe einer kritiſchen Zeitſchrift über Literatur und Philofophie, 
die großen Beifall fand und in ganz Europa gelefen ward, welde ihn aber der Zuſtand feiner 
Geſundheit ſchon nach drei Jahren wieder aufzugeben nöthigte. Die Berfolgungen, welche vie 
Broteftanten in Frankreich, beſonders nach der Zuruͤcknahme des Cdicts von Nantes (1685) 
u erdulden hatten, und ald deren Opfer fein eigener Bruder, der reformirter Prediger gewe⸗ 
fen, im Gefaͤngniſſe geſtorben war, beftimmten ihn zur Herausgabe mehrer Schriften, in denen 
ex bie Intoleranz und den Fanatismus nachdrüdlich befämpfte. Zu venfelben gehörten unter 
anbern eine unter bem Titel: „Was das ganz katholiſche Frankreich unter der Megterung Lud⸗ 
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wig's d. Gr. if”, und ein philoſophiſcher Commentar über die Worte des Cvangeliums: „Nöthige 
fie einzutreten” (compelle intrare), in welden die Schaͤndlichkeiten und Nachtheile aller gemalt= 
famen Bekehrungen auseinandergefegt und mit ven Iebhafteften Farben geſchildert find. Es iſt 
ein Beweis der Fortfhritte des menſchlichen Geiſtes, daß wir wenigftend nicht mehr nöthig ha⸗ 
ben. das Ungeheuer der religiöfen Intoleranz zu befämpfen und bie Gemüther über die Erſchei⸗ 
nung eines Kometen zu beruhigen. Wir find doch ſoweit gekommen, daß wir nit mehr glau⸗ 
ben, ein gottgefällige8 Werk zu thun, wenn wir in feinem Namen Die verfolgen, martern und 
morden, welche eine andere Borftellung von ihm haben als wir; daß wir und nicht mehr anma= 
Gen, über das Gewiflen und die Meinung von Menfchen zu herrſchen, vie gleiche Rechte mit 
uns haben und von Dingen, die uns Allen ein Geheimniß find und bleiben werben, ebenfo viel 
wiſſen als mir felbft. Die Öffentliche Meinung hat wenigftens vie veligidfe Intoleranz geächtet 
und ald Staatsgrundſatz zur Unmoͤglichkeit gemacht, wenn aud Einzelne noch in ihrem eigenen 
Intereffe oder aus Beſchraͤnktheit das Heil der Seele und der Geſellſchaft durch fie begründen und 
befoͤrdern möchten. Es dürfte jegt hoͤchſtens noch bedenklich fein, von den Nachtheilen und Ge⸗ 
fahren der politifgen Intoleranz zu reden, bie, oft ebenfo ungerecht und graufam als bie refi= 
giöſe, wenigſtens immer fo abgefhmadt ift, weil fie ihren Zweck ebenfo wenig erreicht. Daß 
wir in Bezug auf Toleranz fortgefgritten, bemweift ver Umftand, daß in unfern Tagen ein 
Mann von B.'s Ruf und Gelehrfamkeit fi ſchwerlich dazu verftehen würbe, zu bemeifen, 
wie die Kometen fein Unglüd verfünden und bie Unduldſamkeit in Glaubensſachen eine Un= 
gerechtigkeit und Thorheit zugleich fei. Dem letztern Beweis würde man jegt wenigſtens in 
den meiften Staaten Curopas ohne Gefahr führen. B. warb es nit fo gut! Selbft die Pro⸗ 
teftanten, für die er geſchrieben, verdammten ihn und feine Lehre. In dem Kampfe gegen B. 
zeichnete fi fein alter Freund und College, der proteftantifche Prediger Jurieu, aus. Er ging 
ſoweit, als fein förmlicher Anfläger aufzutreten und ihn vor dem Konfiflortum von Rotterdam 
als einen Feind der Kirche und des Staats zu belangen. Das war zu allen Zeiten fo. Jeder, 
den man verberben wollte und keines Vergehens übermweifen konnte, der, durch feine Unſchuld, 
durch feine Tugend geſchũtzt, von den Gefegen nicht zu erreichen ift, geht in ber weiten unbe= 
flimmten Anklage unter, daf er fid gegen den Thron und den Altar verſchworen. Das if ein 
weites Meer der Schuld, aus dem fi} ver Unglückliche, den man hineingeworfen, an kein Ufer 
rettet. Jurieu war B.’8 Freund geweſen und ihm für geleiftete Dienfte durch Dankbarkeit ver= 
pflichtet. Jurieu aber mar auch ein Diener Gottes und feiner Heiligen Kirche; und geht Gottes 
Sache nicht über menſchliche Dinge, die Cwigkeit nicht über das ſchnöde Zeitlihe? So haben 
fi) Die immer auf den Himmel bezogen, weldge fich ihren Pflichten auf der Erbe entziehen 
wollten. DieBehörben in Rotterbam ſuchten den Streit auszugleichen und den Folgen beffelben 
zu begegnen. Da es ihnen aber nicht gelingen wollte, thaten fie, was eine hohe Obrigkeit in 
ähnlichen Fällen zu thun pflegt: fie gaben der herrſchenden Stimmung nah, wollten des Ver- 
raths an Kirche und Staat ſich nicht verdächtig machen, entfegten B. feiner Stelle, zogen feine 
Penſion von 500 Glon. ein und verboten ihm fogar Privatunterricht zu geben. B. machte über 
den efelhaften Streit mehre Schriften bekannt, die aber für und weber belehrend noch anziehenn. 
fein innen. Es macht ihm Ehre, daß er fein Schickſal mit Gleichmuth erttug. Die Muße, 
welche ihm geworben, benugte er, um fein hiſtoriſches und Feitifches Wörterbuch („Dictionnaire 
historique et critique‘) zu ſchreiben, ein unermeßliches Werk, ein unvergänglies Denkmal 
ſeines Verfaffers, der in Ihm ein ausgebreitetes Wiffen, reife Urtheilskraft, Scharffinn und eine 
feltene Gelehrſamkeit und ausdauernde Beharrliäjfeit zeigt. Man hat ihm manche Fehler und 
Irrthũmer nachgewieſen; aber an welchem Menſchenwerke liegen fi ſolche nicht finden? Auch 
mit feinen Fehlern und Irrthümern wird das „Hiftorifche und Fritifhe Woͤrterbuch“ eines der 
merfwürbigften Erzeugniffe des menſchlichen Geiſtes bleiben. Das ward auch ſogleich erfannt, 
weniger durch bie Theilnahme feiner Freunde ald durch den Haß feiner Feinde, der ein inſtinct⸗ 
artiges Vorgefühl von feinem ganzen Einfluffe Hatte. Der fromme Freund Jurieu trat mit einer 
neun Anklage auf. Der Drud des Werks ward ih Frankreich verboten. Dies hatte, wie es 
in ſolchen Fällen immer gefchieht, zur Folge, daß man bie Aufmerkfamfeit auf das Buch und 
feinen Berfafler lebendig erhielt, das Verbot erft heimlich umging und endlich lächerlich fan. 
Dem guten B. machte die Sache viel Verdruß, ohne daß aller Verbruß und Ärger von beiben 
Seiten an ber Sache etwas änderte. B. ging leibli unter und wirkte geiftig fort. Alle Ver⸗ 
folgungen in Sachen des Glaubens und der Meinung haben venfelben Erfolg, nämlich keinen 
oder einen dem beabfidtigten entgegengefegten. Die Gewalt glaubt die Stelle der Borfehung 

“en zu haben, wenn fie in ihrer Weisheit das Huhn todtgeſchlagen, welches das Ei ge: 
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legt, in dem die gefürchtete Brut enthalten iſt. Das Woͤrterbuch, von dem die erſte Auflage 
1697 erſchienen war, hatte noch zu B.'s Lebzeiten, 1702, eine zweite ſehr vermehrte. 

B. farb den 28. Dec. 1706 im neununbfunfzigfen Jahre feines Lebens. Als Gelehrter und 
Säriftfteller fand er Anerkennung und Würbigung. Nicht weniger ſchätzbar war er als Menſch. 
Sefällig, wohlwollend , ohne Anmaßung und Eitelfeit, that er Gutes, wo er fonnte, lebte fried⸗ 
fi mit aller Welt, wenn fie ihm den Frieden nur gönnen wollte, in harmloſem Umgange mit 
den Büchern und ſich felbft, ſodaß ihm für andere Angelegenheiten kaum Zeit blieb. Er arbel⸗ 
tete gemöhnlid 14 Stunden des Tags. Mit Met wirft man ihm vielleicht eine zu leichte Be⸗ 
weglichkeit des Charakters vor, vie ſich auch in feinen Anfichten und Gefinnungen zeigt, welde 
ru nicht jelten wechſelt. Was feine Gegner und Tabler am meiften gegen ihn erbittert, iſt feine 
Zweifelfudt, fein Skepticismus und Pyrrhonismus, oder welhen Namen fie dem Übel geben. 
Seltfamer Vorwurf! Glauben ift immer leihter ald zweifeln und prüfen. Der Glaube iſt be⸗ 
quem und beruhigend; der Zweifel macht Anftrengung und Beforgniß. Der Glaube ift ein But, 
wie Alle verfihern, die ihn haben und geben wollen. Iſt der nun, welcher eines Gutes nicht 
theilhaftig wird, ein Sünder, oder nicht vielmehr ein Unglücklicher? Müſſen wir ihn nicht be= 
dauern, ſtatt ihn zu vervammen? Zum Zweifeln wie zum Glauben, wenn er nicht Aberglaube 
if, gehören Gründe. Gut nun, ihr frommen, wohlwollenden und glüdlihen Gläubigen, bie ihr 
im Befige der Wahrheit fein, macht fie geltend durch Gründe, denen, wenn fie wirklich Grund ha⸗ 
ben, der Sieg doch werben muß! Was wifjet ihr denn, ich bitte euch, von alledem, was die Po= 
lemik der damaligen Zeit, was die Gelehrten, Weiſen und Sophiften, die Schulen und Akade⸗ 

mien und fo auch B. in feinen Streitfgriften vorzüglich beſchäftigt hat? Was wiſſet ihr von 
Sem Willen und den Zwecken Gottes und ven Cigenſchaften des hoͤchſten Weſens, ihr aufgebla= 
fenen Thoren, die ihr fo freigebig fein mit euerm Verdammungsurtheil gegen angebliche Athei⸗ 
‚fen, Deiften und Bantheiften, ihr, deren anmaßendes Wiflen wahre Gottesläfterung iſt gegen 
das beſcheidene Eingeftändniß der Unwiffenheit Derer, die ihr läftert? Was wiffet ihr von der 
Schöpfung und ihrem Urfprunge, ihr armfeligen Geſchoͤpfe? Was wiſſet ihr von ver Borjehung 
und ihren Zwecken und Mitteln und Wegen, von ber Freiheit, der vorherbeftimmten Harmo⸗ 
nie, dem Sige der Seele, dem Urfprunge des Böfen? 3. Weigel. 

Beamte, ſ. Amt und Staatsdienſt. { 

Beaumarchais, ver Sohn eines Uhrmachers, ward 1732 zu Paris geboren. Die Natur 

hatte den Stoff zu einem tief eingreifenden, vielwirkenden Manne in ihn gelegt, geeignet, fich 
in einer Volköverfammlung, In einem Senate, auf der Börfe oder im Gabinete geltend zu 
maden. Es fam darauf an, in welcher Laufbahn und unter welchen Berhältnifien ſich feine Ta= 
Iente entwidelten und welche Richtung fie durch viefelbe erhielten. In Frankreich unter Lud⸗ 
wig XV. ward er, was er nad) Zeit und Umſtänden werden Eonnte. Durch den Schug der Toͤch⸗ 
ter des Königs, denen er auf der Guitarre Unterricht ertheilte, kam er an den Hof, in deſſen Art 
er ſich mit derfelben Leichtigkeit fand, die ihn in jeder Lage feine Lebens, in jedem Berufe, dem 
er folgte, auszeichnete: ald Staatsmann und Freund der Minifter, als Höfling, als Schrifts 
Reller und Handelsmann, mochte er ver Verwaltung dienen oder, im Ramıpfe mit ihr und ben 
Gerichtöbehörben, feine Ungnade im Gefängniffe büßen, die Amerikaner, melde um ihre lInab= 
hängigkeit kämpften, mit Waffen verfehen oder feinen „Figaro“ auf die Bühne bringen. Eines 
Gefchäfted wegen, an dem er Theil genommen, ward er ald Schuldner einer Summe belangt 
und in einen Proceß verwickelt, veflen Verhandlungen einen großen und den merkwürdigſten 
heil feines Lebens füllten. Er Elagte über Beftehlickeit und ward ſeinerſeits der Verleum⸗ 
dung beſchuldigt. B., dem e8 nicht gelingen wollte, auf dem gewöhnlichen Wege mit der Ge= 
walt und ihren Behörben fertig zu werben, zog geſchickt das Publicum ins Spiel und verſtand 
es, die Öffentliche Meinung, bie ſich als eine Macht zu zeigen anfing, zu gewinnen. Gr ſchrieb 
" feine gerichtlichen Denkwürdigkeiten („Mömoires judiciaires’‘), die eine große Wirkung thaten 
und auf die nahe Zukunft nicht ohne bedeutenden Einfluß blieben. Geneigt und geſchickt, jeden 
Weg zu betreten, der ihn zum Ziele führen konnte, das er in dem Höchften fand, was die Geſell⸗ 
ſchaft damals bot, bewarb er fih um Geld und Einfluß. Als Muſiklehrer der Töchter Lud⸗ 
wig’3 XV. gewann er Haltung am Hofe. Der Hof fegte ihn mit ven Miniftern und den Generals 
pãchtern in Berührung, denen er ſich nützlich zu machen wußte in feinem eigenen Intereffe; jene 
gaben ihm Theil an ihrem Anfehen, dieſe an ihren einträglihen Geldgeſchäften, und B. bejap, 
was ſich in Frankreich erreichen ließ, Gunft und Reichthum. Aber ver Beſitz diefer Güter war 
nicht ohne Gefahr für einen Mann, ver um fo mehr Neider und Nebenbuhler zählen mußte, ba 
ex, was er hatte, nur fich ſelbſt verdankte, und weder Geburt noch angeerbtes Vermögen ihn zu 
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Aber er hat gegenüber einer dem Deöpotismus umb der Barbarei entflammennen Willkür und 
Unmenſchlichkeit, welche überall die damalige juriftifche Wiſſenſchaft, ihre Zunft und die gelehrte 
und wiſſenſchaftliche Praxis beherrfchte, hoch Die Fahne ver. Humanität und Oerechtigkeit erhoben 
und folgeritig und treu ihren einfachen Geboten überall ven Sieg und die Herrſchaft zu er= 
Tämpfen gefucht. Er that e8 mit folder Wärne und Kraft, edler Gefinnung und zugleich mit 
foviel Talent, Scharfiinn und würdiger Darftellung, als nöthig war, um Taufende von Mit- 
Tämpfern unter feiner Sahne zu einigen und biefelbe zu einer ſiegenden Macht zu erheben. Auch 
Das muß man einräumen, daß der Beftrebung B.'s und ihrer Wirkung überall vorgearbeitet 
war. Sonft wären beide gar nicht Hiftorifch erflärhar gewefen, und abfolut Neues wird ja in 
unferer ſchon alten Welt kaum erdacht werben önnen. Insbefondere hatten in Frankreich Mon⸗ 
tesquieu, Voltaire und die Encyklopäbiften die alten Vorurtheile und den Obfeurantismug, 
überhaupt eine blinde despotiſche Herrſchaft der Autorität der geiftlichen und weltlichen Macht, 
der buchſtäblichen Sagung und des hiſtoriſch Beſtehenden gewaltig erſchüttert. Sie hatten den 
Geift des Zweifeld und der Prüfung und freiere Anfichten über die allgemeinen religiöfen und 
politiſchen Verhaͤltniſſe verbreitet. Ganz beſonders günftig aber Hatte Voltaire dem Werte B.'s 
vorgearbeitet durch ven allgemeinen tieferfhltternden Eindruck, welcher felbft auf ven Thronen 
die Enthüllung des ſchauderhaften Juſtizmordes des edeln und ſchuldloſen Jean Calas, feiner 
ſcheußlichen Tortur und feiner martervollen Hinrichtung bewirkt hatte. Ja B.'8 Werk wurbe 
unmittelbar hierdurch hervorgerufen. Als nämlich Boltatre in Frankreich und ganz Europa bie 
öffentliche Meinung gegen ven Juſtizmord des Parlaments von Toulouſe fo fehr erregt hatte, daß 
das Parlament von Paris am dritten Jahrestag nad) der Hinrichtung von Jean Gala ihn und 
feine Familie, alfo auch feinen lebenslänglich verbannten Sohn Peter, für volltommen unſchul⸗ 
big erklärte, ver König der Familie 35,000 Livres Entſchädigung anwies, und von allen Sei— 
ten, felbft von der Kaiſerin Katharina Geſchenke für fle eintrafen, da beſchloſſen die Encyklopä⸗ 
viften, das alte Griminalverfahren gleichzeitig von verſchledenen Seiten angreifen zu laffen. Sie 
wenbeten ſich dazu auch nady Mailand, wo eine Geſellſchaft von Italienern und Sranzofen ſich 
eifrig mit dem Studium ber franzöfifchen Philofophen, ver Schriften von Montedquieu, Rouf- 
feau und der Encyklopädiſten und mit Herausgabe einer Zeitfhrift in dieſer Richtung beſchäf⸗ 
tigte. Diefe bewog nun ihren Genofien B. zur Übernahme ber Schrift für bie Reform des 
Strafrechts, welche er vielleicht mit um fo größerer Wärme fchrieb, da fein Vater durch eine ob⸗ 
ſcurantiſche Erziehung feinen Geift, ven er durch jene Schriften und jene Geſellſchaft befreite, 
nieberzubrüden verfucht hatte. 

Es ergibt ſich hieraus, daß B. mit feiner Schrift im Allgemeinen einer in edlen Geiftern 
bereit erwachten Richtung huldigte. Auch in Deutſchland war bereits ein felbftänpigeres und 
freieres philoſophiſches Streben wenigſtens erwacht, und der unfterblihe Thomaſius Hatte in 
demfelben bereitö mit unermüblichem veformatorifchen Eifer die größten Misbräuche, nament= 
lich Herenproceffe und Tortur bekämpft, aber leider nicht unterftügt durch eigene glänzende und 
gewinnende Darftellung, und duch jene Salons, welche damals in Parts für neue Ideen und 
aufklärenbe reformatorifche Beſtrebungen hoͤchſt einflußreich wirkten und, felbft bei der Cinſei⸗ 
tigkeit oder Übertriebenheit in ihrer Richtung, doch unendlich mehr Werth hatten, als viel neuere 
nur der Nichtigkeit, Frivolität ober Intrigue dienende Cirkel. B.'s Verdienſt bleibt es, daß er 
in feinem gewaltigen Angriff auf das bisherige Strafrecht die neue beffere Richtung ver Geiſter 
mit ſolcher Genialität und Energie, mit ſolcher edeln menſchenfreundlichen Geſinnung gerade 
für das Strafrecht und für feine wichtigſten Hauptpunkte praktiſch zu machen wußte. Sein Ver⸗ 
dienſt ift e8 vor allem, daß er, frei von der negativen und materialiftifhen Richtung der Ency⸗ 
Eopäbiften und felbft Voltaire's, welcher gegen die Tobeöftrafe nichts Beflered zu fagen wußte, 
als: „ein tobter Menſch kann nichts mehr nuhen“ (un homme pendu n'est plus bon a rien), 
es that mit ber begeiſternden Kraft der hoͤchſten fittlichen Ideen ber Geredhtigkeit und der Men⸗ 
ſchenwürde, und daß er dieſe Ideen als das fortwirkende Höhere Lebensprinciy in die eriminals 
rechtlichen Veſtrebungen einbürgerte, wo ſie, nachdem man ſie, freilich theilweiſe vorübergehend, 
aufs neue durch eine materialiſtiſche Abſchreckungstheorie verletzte, dennoch immer mehr die Ge⸗ 
ſetze hoͤherer Menſchlichkeit zum Stege bringen werben. 

Die Tortur Hat ®. faſt unmittelbar geftürzt. Gr Hat fie, welde, wie er fagte, „graufante 
Dualen einem Mitbürger zufügt, nicht weil man weiß, daß er ſchuldig ift, fonbern weil man es 
nit weiß‘, allen Freunden des Rechts und der Menihlichkeit verabfgeuungswürbig und ihre 
Anhänger wenigftend durch Scham und Scheu vor dem erwachten öffentlichen Gewiſſen ver ge= 
fltteten Welt verftummen gemadt. Schon allein dadurch aber hat er, wie man es immer allges 
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weiner anerfennt, den ganzen frühern Criminalproceß unhaltbar gemacht und mittelbar hie 
Anerkennung der Nothwendigkeit ber Herftellung der Geſchworenengerichte begründet (f. Ab ⸗ 
leugnung), für welche er felbft ich ebenfalls erklärte. Den Glauben an die Rechtmäßigkeit ver 
Todesſtrafen Hat er, wenn auch feine Gründe nicht Hinreichen, doch erſchüttert und fie und die 
graufame Härte der Strafen außerorbentli vermindert. Vor allem wichtig aber ift es, daß 
er mit Erfolg den Blick auf die höhern Grundfäge der firafenden Gerechtigkeit und der Straf: 
politif Hingewiefen und jenen großen Wetteifer ver Talente hervorgebracht hat, welche duch 
Vrüfung der Grundgedanken des Criminalrechts und der wahren Aufgaben ber criminalrecht⸗ 
lien Einrichtungen in der Theorie und Praris eine neue Periode des Criminalrechts begrün⸗ 
deten. Sehr mit Recht alfo fonnte einer unferer gründlichften Literatoren (Spangenberg) von 
D. fagen: „Er ift der Schöpfer ver humanen Behandlung der Strafrechtöpflege, der Begrün- 
der einer menſchenfreundlichen Verbefferung der Sriminalgefeggebung felbft. In allen neuern 
Strafgefegen findet man die Spuren feines Werks. Liebe für die Wiſſenſchaft, Liebe für die 
Freiheit und Mitleid gegen dad Elend ver Menfchen, ald Sklaven fo vieler Irrtümer und Vor- 
urtheile, waren die Triebfenern zur Herausgabe deſſelben.“ Und man mwirh nicht zu viel fagen, 
wenn man behauptet, diefe einzige Kleine Schrift Hat Hunderttaufenven unferer Mitmenfhen, 
oft völlig unſchuldigen, Leben oder Geſundheit gerettet. 

Das Ginzelne der Anfihten und der Argumente von B. müſſen wir natürlid den befon- 
dern Artikeln über Tortur, Tobeöftrafe, Strafrechtstheorie, Strafanftalten überlaſſen. Auch 
tommt ed an ſich auf diefe Einzelheiten für die Beurtheilung feiner Wichtigkeit für Wiſſenſchaft 
und Leben wenig an. Die Idee mit Gefinnung und Charakter praktif gemacht, die beflere 
Richtung find mehr werth als alle Einzelheiten. 

And) in Beziehung auf die äußern Lebenöverhältniffe des außgezeichneten Mannes gebietet 
und der Plan des „Staats⸗Lexikon“ Kürze. DB. hatte Das mit vielen bebeutenden Männern 
gemeinſchaftlich, daß er den evelften Theil feiner Bildung weiblicher Einwirkung zuſchrieb. 
Seiner Richtung nad) gehörte er, um nad) heutiger Weife zu reden, der philofophifcgen Schule 
an, wie denn auch wol der Natur der Sache nach wahre durchgreifende Reformen und höhere 
Entwidelungen in dem gefellfcgaftlihen Leben und in ver Wiffenfchaft mehr von hoͤhern Ideen, 
als von der freilich Höchft wichtigen gelehrten Erſorſchung des Hiftorifhen und von der aus: 
ſchließlichen Richtung auf daſſelbe ausgehen werben, ſodaß es begreiflich iſt, daß Männer wie 
B., oder wie z. B. der große Reformator Thomaſius in dieſer Beziehung ungleich wirkſamer 
ſind, weit mehr Gründer einer neuen Periode werden, als der philoſophiſchen Richtung gar nicht 
angehoͤrige viel gelehrtere Männer. Schon im jugendlichen Alter ergriff B. mit Vorliebe die 
philoſophiſchen Studien und verband ſich mit Gleichgeſinnten zum gemeinſchaftlichen Studiren 
der franzoͤſiſchen Philoſophen und der Encyklopädiſten. Eine vorzügliche Einwirkung auf feine 
geiftige Ausbildung ſchrieb er Montesquieu's, Perſiſchen Briefen” zu. Doch den unmittelbarften 
Einfluß auf die praftifche Entwickelung feiner Anfihten hatte, wie es ſcheint, jener gefellfhaft- 
liche Verein der beften Köpfe in Mailand, weicher ji im Haufe des trefflihen Grafen Veri 
verfammelte und, angeregt von ben franzdfifchen Beftrebungen für Aufklärung und freie menſch⸗ 
liche Entwickelung, ihr perlodifches Blatt („I Calle’) im gleihen Sinne herausgab, woran B. 
tHätigen Antheil nahm. Die damalige Öfterreiifche Regierung in Mailand darf man loben, 
daß fie jene Geſellſchaft und ihre Wirkſamkeit nicht unmöglich machte, ja daß fie fpäter (1768) 
dem Urheber veffelben fogar einen Lehrſtuhl der Staatswirthſchafi zu Mailand errichtete. Mit 
Bedauern aber muß man hinzufügen, daß doch B., zunächſt nachdem er anonym zu Monaco 
fein Werk Hatte erfcheinen laffen, und nachdem daſſelbe bereits auch Im Auslande enthuſiaſtiſche 
Aufnahme gefunden hatte, fein Lebensſchickſal durch eine gefährliche polltiſche Verfolgung be⸗ 
droht fah. Zwar befreite ihn der Eaiferliche Statthalter Graf Firmian von der Gefahr. Aber 
doch war die Folge, daß B. im Fache der Politik nicht mehr ald Schriftfteller auftrat und fein 
großes Werk über Befeggebung unterdrückte. Eine philofophifche Sprachlehre und Theorie des 
Stils unter dem Titel: „„Ricerche intorno alla natura dello stilo“ ſchrieb er noch, und diefe 
konnte er natürlid) ungehinbert und gefahrlos, aber fiher mit weniger Nugen für die Menfh- 
heit, als jenes Werk gehabt Haben würde, 1770 in Mailand erfcheinen laſſen. Erſt lange nad 
feinem Tode, 1804, hat man aud von ihm gehaltene Vorlefungen über die Staatswirthſchaft 
herausgegeben. Die wahrhafte reine Menfchenliebe und edle Gefinnung , die das Hauptwerk 
von B. befeelt, bewährte ſich auch in feinem Leben. Er genoß als edler Menſch, als ein guter 
Sohn gegen einen von ihm ſehr verſchiedenen, von den Borurtheilen feiner Zeit eingenommenen 
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Bater, als treuer Freund und als zärtliger Batte ver allgemeinften Adtung. Ein Schlagfluß 
endete 1793 das Leben bes großherzigen Menſchenfreundes. 

8.8 Schriften erſchienen zuſammengedruckt 1770 in Neapel unter dem Titel „Opere di- 
verse del Marchese Cesare Beccaria Bonesano, Patricio Milanese”. Die befte der 34 Aus⸗ 
gaben der Schrift „Dei delitti e delle pene” erſchien mit Verbeflerungen von ihm felbft in Ve⸗ 
nebig 1781 in zwei Octavbändchen. Die beften deutſchen Lberfegungen find die, welche (von 
Flatde) mit Anmerkungen Hommel's 1788 und 1789 erſchien, und die von I. A. Bergk (Leip⸗ 
zig 1798). Eine neuere von Glafer erſchien in Wien 1851. Die befte franzdiifhe Überfegung 
iſt die von dem Abbe Morelot, welche 1798 der berühmte Senator und jpätere Pair Roͤderer 
herausgab, und welde zugleih einen Gommentar von Diverot enthält. Eine fpanifche verbot 
confequent in ihrem ſcheußlichen Unterdrückungsſyſtem die Inquiiltion. Bon ven vielen Com⸗ 
mentationen des Werks verbient vorzüglich genannt zu werben die von Voltaire: „Commen- 
taire sur le livre des delits et des peines” (1766). Nachrichten über dad Keben von B. geben 
Berge in feiner Überfegung und Fuhrmann, „Denkwürdige Perjonen ver alten und neuen Zeit“ 
1,310). ©. aud über B. das „Compt-Rendu des seances et travails de Tacad&mie des 
sciences mor. et polit. “ (III, 44. Dec. 1855). Welcker. 

Bedingung, Zeitbeſtimmung und Zweckbeſtimmung (conditio, dies, modus), bie fo: 
genannten NRebenbeftimmungen der Rechtsgeſchäfte. Bedingung, ausbedingen, einbebingen 
u. f. w. fann man ableiten von Ding, Infofern e8 irgendetwas, irgendeine Thatſache ober 
Erſcheinung bezeichnet, oder beffer zunähft von Ding und dingen im altdeutſchen Redts- 
ſprachgebrauch, alfo von dem Übereinfommen, dem rechtlichen oder wechſelfeitigen Beftfegen 
(und der Verhandlung und der Volköverfammlung daflır). In beiden Fällen bezeichnet e8 ähn= 
lich, wie nad) feiner etymologiſchen Bebeutung aud dad römifhe Wort conditio, ein Sehen, 
ein Feſtſetzen eines Etwas, womit irgendetwas Anderes verbunden fein fol, eine Vorausfegung, 
unter welcher etwas Anderes ift (alfo Hypotheſe nach ver griechifcden Bezeichnung). Je nachdem 
nun dieſes Vorausfegen nach logiſchen, metaphyſiſchen over jurififchen Befegen ftattfindet und 
beurtheilt wird, ſpricht man vom logifhen, metaphyſiſchen oder juriftifchen Bedingten und Un⸗ 
bedingten. Juriflifhe Bedingung im allgemeinften Sinne ift alfo eine Voraudfegung irgend⸗ 
eines Umſtandes ober Ereigniffes, wovon ein Recht ober ein Rechtsverhältniß abhängen fol. 
Im engern Sinne verfteht man jedod unter jurifttfcher Bedingung nur ſolche befondere beliebig 
beftimmte, ungewiffe, zukünftige Greigniffe, von deren Eintritt man Rechte abhängig macht. 
Bon diefen unterfcheivet man alfo Bedingungen in einem uneigentlihen und meitern Sinne, 
nämlich eineöcheild: diejenigen Borausfegungen oder Bedingungen, welche in einem beſtimm⸗ 
ten Rechtsgeſchäft ſchon von felbft feiner allgemeinen rechtlichen Natur nad) enthalten find und 
fein müflen, ſodaß fie alfo gar Feiner befondern Feſtſetzung oder Hinzufügung bedürfen (oon- 
ditio intrinseca seu tacita); anberntheild: Voraudfegungen von bereits in der Vergangenheit 
ober Gegenwart vorhandenen Umftänben (conditio in praeteritum oder in praesens collata), 
und endlich bloße Zektbeftimmungen und Zwedbeftimmungen. Eine Zeit ann beftimmt wer 
den entweder für den Eintritt des Rechts felbit oder für feine Verfolgung. Die Zwedbeſtim⸗ 
mungen legen dem Erwerber bed Rechts gewiſſe Pflichten in Beziehung auf baffelbe auf. Man 
nennt die Bebingungen affirmativ, mern die VBorausfegung, von welder Rechte abhängig ge⸗ 
macht werben, in dem Eintreten eines beflimmten pofitiven Ereigniſſes, negativ, wenn fie in 
dem Nichteintreten deſſelben beftehen. Man nennt fle phyſiſch oder moraliſch unmöglich, wenn 
fie entweber nach phyſiſchen Gejegen gar nicht eintreten Eönnten, oder nad) juriftifchen und nad 
anerkannten moralifchen Gefegen nicht herbeigeführt werben follen. Sie find ferner entweber 
willkürliche (poteftative), fofern ihr Bintreten von dem Willen der Theilnehmer des Geſchäfts 
abhängt, ober zufällige, fofern dieſes nicht ift. Endlich find fle auffhiebende, wenn der erfte 
wirkliche Erwerb des Rechts, und auflöfende, wenn der Rüderwerb oder die Wieverauflöfung 
deſſelben dadurch bedingt iſt. 

Im Allgemeinen kann in allen, ſowol in ven ſtaats⸗ und voͤlkerrechtlichen wie in den privat⸗ 
rechtlichen, In den eigentlich, yertragemäßigen wie In den fogenannten einfeltigen, Gefäften ber 
Eintritt der durch fle beffimmten Rechtöverhältniffe an Bedingungen geknüpft werben. Die all 
gemeinfte rechtliche Wirkung der Bedingung ift alsdann, daß 1) ſobald es gewiß wird, daß bie 
beningende Voraußfegung gar nicht eintritt (conditio deflcit), das Geſchäft (bei der auflöfen- 
den Bedingung die Nebenbeftimmung feiner Wieverauflöfung) als gar nicht abgefhloffen an= 
gefehen wird. IA aber 2) die Gewißhelt des Nichteintritts und auch der Eintritt noch nit 
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vorhanden, fo ſchiebt die Bedingung, folange als fle ſolchergeſtalt noch ſchwebt, den unbebingten 
Erwerb (bei Refolutinbedingungen den Nüderwerb) auf; doch trägt auch ver bedingt Berech⸗ 
tigte feine bebingte Berechtigung ober feine Hoffnung auf die Erben Über, und ver bedingt Vers 
pflichtete muß die Entſcheidung Über den Eintritt ver Bedingung abwarten und darf ihren Cin⸗ 
tritt sicht hindern, widrigenfalls jie für den Berechtigten als erfüllt angefehen wird. 

Wegen ver Gemeinſchaftlichkeit der ullgemeinften Grundſätze und Grundverhältniſſe des 
Rechts für alle Theile deſſelben, für Völker: und Staatsrecht wie für das Privatrecht, geltm 
auch für die beiden erftern die aus jenen allgemeinen Grundlagen abgeleiteten Grundſätze über 
Verträge und ihre Nebenbeftimmungen, Bedingungen, Zeitbeflimmung und Zweckbeſtimmung. 
Da viefelben aber mit befonderer Schärfe von ver claſſiſchen tömiſchen Suriöprudenz entwidelt 
find, fo pflegt man fie in den publiciſtiſchen Merken großentheils zu übergehen und aus ben 
Vandekten voranszufegen und nur die durch vie befonvern ſtaats⸗ und voͤlkerrechtlichen Grund⸗ 
fäge und Berhältnifie begründeten befondern Mobiflcationen bei den betreffenden Materien im 
Staats⸗ und Voͤlkerrecht abzuhandeln. 

Da nämlich alle beſondern rechtlichen Gefchäfte und Feſtſetzungen nicht Bloß Den allgemeinen 
Redtögrundfägen, fondern zugleich auch der Herrſchaft für dieſe beſondern rechtlichen Haupt: 
verhaͤltuiſſe ſelbſt, alſo z. B. für Staatsrecht, Völkerrecht, Privatrecht, für Perſonen-, Sachen⸗ 
und Obligationenrecht, für Ehe, Erbrecht, Vertragsrecht unterworfen find, fo erklärt es ſich 
keit, daß ſich aus dieſen befonbern Gefihtöpunften, namentli andy in Beziehung auf die = 
dingungen, befondere und untereinander verſchiedene Rechtsgrundſätze ableiten. So iſt z. ©. 
eine auflöfende Bedingung, welche bei Eingehung eines obligationenrechtlichen Miethvertags 
vollkommen regtögültig ift, bei der Ehe ungültig und als nicht Hinzugefügt zu betrachten, weil 
das perfonenrechtliche Verhältnig der Ehe feinem Wefen nach für immer dauernd ift und nicht 
unter reiner Vertrags⸗ oder Verkehrswillkuͤr fteht, fonbern unmittelbar und zunächſt unter dem 
voͤhern Gefeg der juriſtiſchen Chrbarkeit, des juriſtiſchen Honeſtum. ) Ahnlich würde auch eine 

ng, daß die ihrem Weſen nad) ebenfalls dauernde und unter hoͤherm Prineip ſtehende 
verfaffungömäßige koͤnigliche Gewalt nach einer willkürlich feftgeftellten auflöfenven Bedingung 
ſich auflöfen ſolle, verwerflicy fein. Vorzüglich auch vie Frage, ob eine Bedingung als eine jurt« 
ſtiſch oder moraliſch unmoͤgliche oder ſchimpfliche (conditio turpis) anzufehen ift, muß großen: 
theils nach den über jedes beſondere Rechtsgebiet entſcheidenden Höchften Brundfägen beurtheilt 
werben. Bei affirmativen Bedingungen, deren Erfüllung phyfiſch ober moraliſch aͤnmoͤglich iſt, 
bie alfo gar nicht erfüllt werden konnen oder nicht erfüllt werden dürfen, iſt der Crwerb (bei 
Rejolutinbebingungen der Rüderwerb) für immer unmoͤglich, alfo das Gefchäft nichtig. So 
würde es z. B. finatörechtlich eine unmögliche Bedingung fein, daß ein fonveräner Staat ver- 
ſpräche, feine Berfaflung nad fremdem Intereffe und Belieben entweder fo ober fo, ober gar 
nicht zu verändern. Denn das erſte Grundgeſetz für einen fouveränen Staat iſt es, feine Ver: 
faflung, welche feine ganze würbige juriftifhe Perſonlichkeit conflituirt und organifitt, frei nah 
ver Rationalüberzeugung von dem Bedürfniß und der hoͤchſten Aufgabe des Volks zu beſtim⸗ 
men und fortzubilden. Negative phyſiſch unmögliche Bedingungen, z. B. „Du fouR das Haben, 
wenn bu nicht in ben Mond fliegft’‘, find fogleich als erfüllt anzufehen, Bei negativen motaliſch 
unmöglichen Beningungen, 5.8. „Du follft das Haben, wenn du deine Schwefter nicht geiratheft, 
ober wenn bu morgen nicht ftiehlft!‘ tritt Die Erwerbung ober Rückerwerbung ein, ſobald bie 
unmoralifhe Handlung entweder überhaupt oder in der beftimmten Zeitfrift zuglei auch phy⸗ 
AfG unmöglich iſt. Doch erklärt dad Roͤmiſche Recht, welches inhoneſten Handlungen rechtlicher 
Berjönligkeiten die Wirkung für dieſelben Rechte zu begründen abſpricht, und weldes «8 mit 
Recht für inhoneft Hält, fi felhft Belohnungen dafür auszubedingen, daß man nicht etwas all 
gemein und juriftif anerfannt Schändliches thue, ſolche Verträge für ſchimpflich und ungül— 
tig ®), währen e8 bei einfeitigen Exbedeinfegungen natürlich nichts dagegen einzuwenden bat, 
wenn ber Teflator nur für den Fall etwas vermacht, wenn Jemand etwas Böfed nicht gethan 
Hat. Wir würben kein Bedenken haben, jene Beftimmung des Romiſchen Rechts über Verträge 
auch auf ſtaats⸗ und voͤlkerrechtliche Verträge anzuwenden, ba auch bei dem Volk und bei jeder 
politifchen Behörde ober Berfon vie wahre Rechtsachtung eine würbige achtbare er Ver⸗ 
ſoͤnlichkeit und ihre Erhaltung als Grundbedingung vorausſetzt. Welcker. 


1) Welder, „Syſtem der dechtewiſſenſchaft“ I, 582 fg. 
2) Thibans, ,, Giotlißifche Abhandlungen”, n 382, — 
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Beerdigung, ſ. Begräbnif. 

Beeten, Beten, Beeben, Drbeden, Notbbeden (Steuern). Eine (inteheeifer 
wiätige Grundlage für freie VBerfaffung. Das Wort Berten ſtammt von Bitten ab. 
Diefes beweifen ſchon die uralten lateiniſchen Überfegungen deſſelben (petitiones, precariae, 
rogationes, aud) census petitiones, petibilia und dona), fowie ver urkundliche Zuſammenhang 
von einem Bitten ober Erbitten derjenigen Gaben, die man mit biefen Namen belegte. 1) Ror- 

züglich aber wirb es beftätigt durch die eigentliche rechtliche Natur dieſer Gaben und durch ihre 
Seröiäte, Die Worte Beben, petitiones, precariae und dona find nämlich die uralten tech⸗ 
niſchen Ausdrücke für die öffentlichen Abgaben over Steuern der freien Deutſchen, für Das, 
was man erft fpäter Steuern, auch Bittfteuern, Beifteuem, Subfldien, Hülfen, adjutoria, 
auxilium, nad) den Kerbhölgern für ihre Berechnung aud) tallia, taille oder cisa und incisio 
nannte. Urfprünglich mochten vielleicht Steuern (Stiuora oder Stuora) von flur, flor, das 
beißt ſtark, alfo foviel als Verſtärkung, Beiftener, häufig nur Zuſchüſſe zu Beben bezeichnen, 
während nachher die Ausdrücke gleichbedeutend wurben, weshalb es in den Urkunden Häufig 
heißt: Steuern oder Beben (stura sive precaria vulgariter appellata) 2). Übrigens vereinigt 
ſich mit den angegebenen Benennungen aud die Möſer'ſche Ableitung des Worts Beet vom 
nieberbeutfchen Worte Bät, d. h. Hülfe. Die richtige Anficht aber, daß Beden nit etwa Pri⸗ 
vatgutolaſten, die man auch weder Bitten no Hülfen genannt haben würbe, fondern bie df- 
fentliden Steuern der Freien waren, welche Anſicht ſchon früher die gründlichſten deutſchen Pu 
bliciften vertheinigten ®), hat neuerlich) Eigenbrodt (1. Die erfte Note) auf das gründlichſte und 
namentlich auch durch eine ganze Sammlung von Urkunden aus allen Jahrhunderten (177 fg.) 
erwieſen. 

Jenen Benennungen der Steuern und ihrer Wortbedeutung und namentlich dem Worte 
Beden entſprechen bekanntlich auch die hiſtoriſchen Rechtsgrundſäte über die Steuern bei den 
germaniſchen Völkern. Stets waren naͤmlich die germaniſchen Fuͤrſten in Beziehung auf bie 
Beſtreitung der Bedürfniſſe für ihre Perſon und die Regierung zunächſt angewieſen auf die 
Einkünfte großer Ländereien (Domänen in der ſpätern Zeit), und Das, was ſie noch weiter 
bedurften und was nicht etwa Die von den beflegten Feinden gezahlten Tribute und Schagungen, 
namentlid) der census von ben Römern, und die im Fauſtrecht von dieſen auch allmälig ufur= 
patoriſch auf die Deutſchen übertragenen fogenannten nugbaren Regalien leifteten, das konnte 
nur durch erbetene Beihülfen der Freien beftritten werben, durch freiwillige Gaben oder Ab: 
gaben in diefem Sinne. Es war weſentlich für den Rechtözuftand eines deutſchen Volks, feine 
auferlegte Schagung zu zahlen. Daher erwähnt es der alte fächſiſche Dichter als eine beweifenbe 
Folge davon, daß nad dem Vertrage Karl's d. Or. mit den Sachſen diefe nicht als unterbrüdkte 
Feinde, fondern als ein mit ven Franken verbrüberter Volksſtamm leben follten: fie hätten we⸗ 
der irgendeine Schatzung noch einen Tribut (neqüue censum ullum, neque tributum) ge: 
zahlt. 9% Die Freien leifteten auf ihren Reichs⸗ und Landtagen freiwillige Gaben, dona. So 
murben auch noch durch das ganze Mittelalter hindurch häufig die Steuern genannt 8); ſowie 
denn auch die Worte bitten bei dem Verlangen von Steuern und Beben für die Steuern eben- 
falls durch das ganze Mittelalter hindurch gewöhnlich blieben. So z. B. verfprechen im Jahre 
4398 die Herzoge von Braunſchweig-Lüneburg feierlich: „bat wir die Bede, de unfe Manne 
von en Willeloren und to Hülpe gegeben hebben, von unfe Manne nit mehr bidden 
wolten.“ 

An dieſen großen deutſchen Rechtsgrundſatz aber, daß alle Abgaben nur von der freien Be⸗ 
willigung der Bürger (ober ſpäter ihrer erwählten Repräſentanten) ausgehen müßten, ſchloſ⸗ 
fen ſich ſtets vorzugsweiſe die Ausbildung, die Erhaltung und die Wieverherftellung ber freien 


1) Stimm, „Deutfche Reähtsalterthümer ”, unter beta. Eichhorn, — hd u tögefchichte”, 
$. 306. igenbrodt, „Über bie Natur ber Bebeabgaben‘‘ (Gießen 1826), ©. — 

3) ®ubenus, II, 222; I, 156, und Hontheim „ler, m * u, ie, "el. auch Eigen» 
brodt, a. a. D., &. 16, und in den Urkunden, ©. 1%, 194 ui 

3 ©; .®B. Grapen, „Discept. forens. 27 1. — „MRebenftunden‘‘, VI, — Ei 

. horn, . Sichte: und Rechtögefchichte”, $. 223, 294, 306. Grimm, 'Rechtsalterthümer", © 

4) Poeta Saxo bei &ei on in „Ser rer. Germ. — Pi 153. Eginharb, „Vita Carol.‘ , Gap. 1. 
©. auch Grimm, a. a. O., ichhorn, a. a. O. 8.9. 

5) „Ann. Lauriss.“ en 153. „Ann. Bert.” ad ann. 833,835. Hinfmar, „De ord. saori 
Palat.“, 29. Eigenbrodt, a. a.D., ©. 7 

6) Steuben, „Nebenkunden", IL, Bi; Hnnlicges II, 324. 
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Berfaffungen bei ven germanifchen Völkern an. Died war namentlich auch bei den Engländern 
der Fall, und fhon in der Syftematifhen Encyklopädie (Bo. I, S. LVIII) wurben die merf- 
würbige Strenge, womit bis auf den heutigen Tag das englifhe Staatsrecht ven alten Grund⸗ 
fag felbft auch in ven äußern Formen fefthält, und die großen Folgen davon nachgewieſen und 
die englifchen Rechtsſprichworte über ven Rechtsgrundſat ſelbſt angeführt. Aud die Deutſchen 
brüdten ihn verſchiedentlich durch Rechtsſprichworte aus; fo z.B. durch: „Frei Mann, frei 
But“, oder: „So wir nicht mit rathen, fo wir nicht mit thaten.” 7) Es konnte dieſes wefentliche 
germaniſche Urrecht wol ausnahmöweife, factiſch und vorübergehend verlegt werden; es wurde 
aber als das eigentliche Recht ſtets aufs neue rechtlich anerfannt und fanctionirt; namentlich in 
einer ganzen Reihe von kaiferlihen und Reichsgeſetzen von Karl d. Gr. an bis in die neuern 
Seiten, und zwar von Gefegen, welche auch eine willkürliche Belaftung der Ginterfaflen ver 
geiftligen und weltlichen Butöherren verbieten. e) Insbeſondere eifern fie auch ſchon frühe da⸗ 
gegen, daß Das, was etwa vie Landleute einmal aus freiem Wohlwollen einem Grafen an Dien= 
Ren und Gaben geleiftet Hätten, von dieſem nicht zur Gewohnheit gemacht werben jolle. 9) Ener- 
giſch erneuerte unter Andern auch Kaiſer Friedrich I. die Verbote einer Auflegung von Dienften 
und Abgaben ohne freie Bewilligung. 19) Auch die Rechtsbücher des Mittelalters ſtimmen Hier 
vollkommen ein. So fagt der „Sachſenſpiegel“, II, 91: „Er (nämlich ver Richter, die Obrig- 
keit, insbeſondere auch die der Hinterfaflen) mag auch kein Gebot, noch Heerfahrt, noch Bede, 
noch Dienſt, noch kein Recht auf dad Landvolk fegen, es willige denn das Landvolk indgemein 
darin.” Ahnlich gebieten fpätere Reichsgeſetze, fo z.B. der Reichsabſchied von 1542, $. 53, 

ganz allgemein allen Reihsftänden, ohne alle Rückſicht darauf, ob in ihrem Gebiete Sanbflänbe 
in Übung waren ober nicht, daß fie fi über aufzulegende Steuern mit ihren Unterthanen ver: 
gleichen müßten 14), und die Reichögerichte gaben Rehtshülfe gegen ſolche unbewwilligte Steuern, 
welde Redtshülfe bie Untertanen da, wo bie Landftände nicht in Übung waren, in freier ge: 
meinſchaftlicher Vereinigung durch Errichtung von Syndicaten oder einzeln nachſuchen konnten. 
Auf dem Reichötage von 4670 hatten fogar die Reichsſtände mit Stimmenmehrheit dem Kaifer 
ein Rechtẽegutachten vorgelegt, nad welchem die Untertfanen auch ohne Ihre freie Bewilligung 
die für die Landesbevürmniffe „jedesmal erfodernden Mittel unmeigerlih darzugeben“ ſchuldig 
fein ſollten. Aber der Kaiſer (Leopold 1.) verfagte vemfelben feine Genehmigung und die Ges 
fegesftaft und erflärte vielmehr, „baß er fich gemüßigt Halte, einen Jeden bei Dem, wozu er bes 
rechtigt und wie e8 bisher hergebracht ſei, zu belafien”. Und ver ehrenwertfe Pütter fügt 
Hinzu: „Diefe preiswürbige Erflärung hat ſeitdem manche Landſchaft noch für übertriebenen 
Steueranlagen und überhaupt für Deöpotismud gerettet. 1?) Mittelbar findet insbefondere 
jenes germaniſche Urrecht feine Sanction in den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen über 
die Nothwendigkeit landſtaͤndiſcher Mitwirkung bei Beftimmung ver Rechtsverhältniſſe der Bür⸗ 
ger und des Landes ſchon von der Entftehung der Landeshoheit an (ſ. Abel [im Mittelalter]) 
bis herunter zu der deutſchen Bundesacte. Da nämlich dieſes Recht ſchon an fich ſtets ein weſent⸗ 
liches, in den Geſetzen und von ven bewährteften praftifhen Rechtslehren 13) anerfanntes Recht 
der Deutfhen und ein waßrer weſentlicher Grunpbeftanntheil des deutſchen Rechtszuſtanded wie 
der landſtãndiſchen Verfaflung war, ſodaß ed nie deutſche Landſtände gab ohne dieſes weſent⸗ 
lichſte Recht, fo wird mol Niemand leugnen mögen, daß bie durch die Bundesacte zugeſicherte 
® ung eines beutfchen Rechtszuſtandes und wirklicher deutſcher Landſtaͤnde dieſen 
ſchon in dem Begriff verfelben enthaltenen weſentlichſten Punkt ebenfalls zufichere und beabſich⸗ 
tige , wie dieſes auch die einftimmigen Erklärungen aller Gründer des Deutfchen Bundes in den 
Verhandlungen über bie Bundesacte außer allen Zweifel fegen. Und nach deutſchem Staats⸗ 
echt war wol ebenfo wenig als nad} ber Logik von dem Bewilllgungsrecht das en 8: 
recht auszufäließen. Niemand dachte daran. Offenbar irrig ift es, wenn Mande, 5.8. Eid: 


T) Häberlin, „ Handbud; des Staatorechts“, II, 32. 
J * viele derſelben, namentlich —5 — bei Eigenbrodt, * 7 fı 
ie das „‚Praeceptuin pro Hispanis“ von 844, Gap. army, u, 28 U, 28. 
e Ne liceat judici precariam exactionem vel Speisen m imponere, absque provincia- 
lium ein —8 Anden, „De contributione ”, Gap. 7 
1) Häberlin, a. a. 
mn) Bitte, —— Gntwidetung der deutſchen Reicenertaiung“, “1,3714. 
— Peerv.“, IV, 8. 53. Boͤhmer,, et hocis.“, T. 1, p-2. 

—— 24,40. Mofer, „Bon der Sanbesheeit —— — ©. 17 fg. Gtruben, „Mebens 

Äuaden“, in * 10, und außerdem Häberlin, a. a. D. 
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Keller, bei Offenhaltung ver Kalkgruben, bei ſchlechter Beſchaffenheit ver Gerüſte u. f. w., man⸗ 
cherlei Gefahr für die Arbeitenden und für die Nachbarn oder Vorübergehenden entftehen. Die 
Bauordnung hat auch dieſen Üibeln zu ſteuern und bie Polizel ven Verordnungen berfelben Kraft 
zu geben. ine noch größere Gefahr aber entfteht durch die Baufälligkeit der Häufer. Wenn vie 
Boltzei durch eigene Wahrnehmung oder durch irgendeine Anzeige davon Kenntniß erhält, fo 
hat fie ven Eigenthümer zur Beranftaltung ber ſchnellen Abhülfe aufzufodern, ober in dringen⸗ 
den Fällen fie auf Unkoſten bes Eigenthümers unmittelbar felhft anzuorbnen. Für den durch 
den Einfturz noch neuer Gebäude verurſachten Schaben iſt billig der Baumeifler neben dem 
Banführer verantwortlich; bei alten Gebäuden haftet ver Gigenthümer dafür, infofern ihm da⸗ 
bei eigene Berfäumniß oder Verſchulden zur Laſt liegt. Das gemeine Recht verpflichtet ihn auch 
zur Sicherheitsleiſtung für den durch ben bereits drohenden Ginflurz etwa Fünftig zu verurſa⸗ 
Genden Schaben. Iſt er ungeneigt oder unvermoͤgend zur Wieverherftellung oder zum Neubau 
des baufälligen Hauſes, fo kann ihm der Verkauf beffelben mit der Kafl des Abbruchs und Wie⸗ 
deraufbaus aufgelegt werben. 

Das wiätigfte zur Durchführung aller bisher angedeuteten Intereffen und Aufgaben ber 
Staatöverwaltung in Beziehung auf daB ganze Bauweſen im Staate bleibt ſtets die gute Ein= 
richtung der Bauſchulen und ver Baubehörden. Diefe Wichtigkeit wird aud wol jegt im All⸗ 
‚gemeinen anerkannt, doc gibi es weder übereinſtimmende, noch auch der ganzen Wichtigkeit 
and Schwierigkeit der Sache entſprechende Einrichtungen in ven einzelnen Staaten. Für den 
Unterriäht forgen zum Theil nothbürftig die allgemeinen polytechniſchen Schulen, in Preußen, 
welches in Beziehung auf die Baukunſt vie ausgezeichnetſte Stellung einnimmt, eine beſondere 
Baualademie. 

AS praktiſche und techniſche Baubehoͤrden finden ſich nicht blos allgemeine Oberbehoͤrden 
ober Oberbaudireetionen, und Local⸗ oder Bezirksbaubeamten, ſondern nach der gewoͤhnlichen 
etwas weitläufigern dreifachen Abtheilung auch noch Mittel- ober Provinzialbehörden. Die 
oberſten Behoͤrden find bald ebenſo einem Miniſterium einverleibt oder fubordinirt wie bie 
Mittelbehoͤrde der Provinzial⸗ oder Kreisregierung, bald find fie coordinirte, abgeſonderte Be⸗ 
hörben. In Oſterreich, Preußen und Baiern iſt wie in Frankreich und Spanien die Oberdirec⸗ 
tion zugleich mit Handel und Induſtrie einem beſondern Miniſterium übergeben; in England 
ebenſo dem Obercommiſſar der Parken, Forſte, Paläſte und dffentlichen Arbeiten, in Rußlanb 
einer den übrigen Miniſterien coordinirten Direction der Land- und Waſſerbauten, in Holland, 
wo die Wafferbauten jo beſonders wichtig find, einem Minifter des Waflerftaates und der Öffent= 
lien Arbeiten, Untergeoronet wurbe die Direction Früher fehr häufig, ſowie noch jegt in Sach⸗ 
fen, dem Finanzminiſterium vorzüglid wol deshalb, weil die fürftlihen Kammern und ber 
Landesfiscus die meiften Öffentlichen Bauten aufzuführen und ihre Koften zu beflreiten haben. 
Doch iſt die Unterorpnung unter das Minifterium des Innern wol gwedmäßiger und eine 
Theilung unter beide Minifterien, wie in Würtemberg und Baden eine Theilung jogar nod mit 
dem Minifterium des Auswärtigen, welchem in Baden die Eifenbahnbauten unterfiehen, wol 
noch bevenklicher. Freilich Läßt ſich ohne Ruͤckſicht auf die Größe ver Staaten und ihre übrige 
Drganifation über die befondere Organifation ver Baubehörben nit lricht eine allgemeingüil- 
tige Regel aufftellen. Mur ſoviel ift ſicher allgemein gültig, daß bei ver Unterorbnung oder Ein= 
verleibung der Baubehörnen ſtets ihr beſonders wichtiger und beſonders ſchwieriger eigenthlim= 
licher Beruf und deſſen beſondere hoͤchſte Grundſäͤtze hinlänglih beachtet bleiben müflen, nament= 
lich auch durch die Übertragung an vorzůglich ausgebildete technifche Näthe, und daß bei der Ab⸗ 
ſonderung der Baubehörven dahin gewirkt werden muß, daß fe die Angemeſſenheit ihres Wir- 
kens im Berhältniß zu den Intereffen und Kräften des Staats nicht vergeſſen. Selbſt nit ein⸗ 
mal volltommen ſchoͤn würden nad den allgemeinften Geſichtspunkten an ber Spige diefes Ar: 
tikels ihre Werke genannt werben bürfen, wollten fie, tie leider oftmals, über eine dann nur 
angebliche Schönheit die Zweckmäßigkelt ihrer Bauten vernachläfligen, ober dieſelbe auch dadurch 
vermindern, daß die Koſten derſelben unverhältnißmäßig würden. Themiſtokles tadelt einen 
Rebner, weil für feine große Rede fein Staat zu Hein ſei. Das könnte vielleicht auch auf manche 
Schloß: und andere Bauten Anwendung finden. Ein weſentliches Grundgeſetz der ſchoͤnen Bau⸗ 
kunſt ſelbſt, die Harmonie möge auch inſofern der ganzen Einrichtung des Staatsbauweſens 
vorſchweben, daß biefelbe mit dem ganzen Staatöbau, feinen Grundgefegen und Intereflen in 
Sarmonie bleiben muß. Diefes fließt nımentli auch bei aller Borforge für gutgebildete 
Baumeifter und für gute Ausführung der Bauten doch die burenufratifch = despotiſchen Ber- 
legungen ber Privatfreiheit der Bürger aus, folange dieſe nicht verlegend gegen ihre Mitbürger 
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oder ben Staat wirken wollen. So wird die Vaukunſt freies Gewerbe und ihre Privatausũbung 
für die Bürger und Privatbauherren von ihrem Vrivatwillen freibleiben. Die Bürger werden 
unter jener natürlicgen Beſchränkung nad) ihrer Überzeugung frei fi als Baumeifter im In⸗ 
und Auslande ausbilden, frei für ihre Bauten ihre Meifter erwählen und von dem Ihrigen nach 
ihrer Freiheit bauen vürfen. Diefe Freiheit und Concurrenz wird ber Kunft felbft förderlich 
fein und fle vor Einfeitigfeit und Entartung fhügen. Notted und Welder. 
Bayle (Beter) warb 1647 in Garlat, einer Gemeinde der Graſſchaft Foix, geboren. Sein 
Bater, ein reformirter Prediger, forgte für feine frühere Bildung und feinen erften Unterricht. 
Um diefen fortzufegen,, fah er ſich genöthigt, den Jungen fremden Händen anzuvertrauen, und 
ſchickte ihn nach Touloufe, wo das Eollegtum der Jefuiten in gutem Rufe ftand. B. befaß An⸗ 
Tagen , zeigte Fleiß und machte fhöne Fortſchritte. Außer den Schulgegenfländen, bie eben nicht 
von befonverer Bedeutung waren und unter denen vie Scholaftif und die Theologie die erften 
Stellen einnahmen, befcyäftigte ihn auch die [höne Literatur und die Geſchichte, und von allen 
Schrifiſtellern zogen ihn beſonders Plutarch und Montaigne an, ein Zeichen der Verwandtſchaft 
mit feinem Geifte. Die Jefuiten , welde Talente zu würdigen unb zu gebrauden wußten, ſuch⸗ 
ten B. für fih zu gewinnen, was ihnen auch gelang. Das größte Hinderniß, das fie bei der 
neuen Erwerbung zu überwinden hatten, das aber überwunden werben mußte, war bie Reli: 
gion. Diefer Orben war nit von der Art, daß ihn gewöhnliche Hinderniſſe ſchreckten, und er 
verftand fid auf das romiſche Handeln fo gut ald auf das Dulden, um zum Ziele zu gelangen. 
B. ward befehrt und ſchwur feierlich den reformirten Glauben ab. Melden Einprud das auf 
feine Altern und beſonders auf feinen Vater machte ‚ [äßt ſich begreifen. Diefer verzweifelte in= 
deſſen nicht, ven Bekehrten aufs neue zu befehren, und führte für feinen Glauben fo fiegreiche 
Gründe an, daß der Sohn der nöthigenden uͤberzeugung nicht widerſtehen konnte. Er verließ 
heimlich Toulouſe, begab ſich zu feinen Altern und ſchwur ebenſo felerlich den katholiſchen Glau⸗ 
ben wieder ab, als er ihn beſchworen Hatte. Nach dieſem Borgange hielt er es nicht für gut, in 
dem damals fehr katholiſchen Frankreich länger zu bleiben, und begab fich nach Genf, mo er 
einige Jahre als Privatlehrer lebte. Seine beengte Lage trieb ihn wieder nach Frankreich zurück, 
wo er eine beffere Zukunft hoffen durfte, wenn ex nur ben Verfolgungen der Jeſuiten und ver 
rachſũchtigen Katholiken entging. Ex hielt ih darum von den Orten entfernt, wo er bekannt 
geworben war, und brachte einige Zeit in Rouen zu, ging dann nad) Paris, wo er größere 
Hülfsmittel für feine fernere Ausbildung und feine wiffenfhaftlichen Arbeiten fand und ſich ald 
Erzieher der Kinder des Marquis von Beringham feinen Lebensunterhalb erwarb. Im Jahre 
1675 ward ein Lehrſtuhl der Philofophie zu Sedam erledigt und zur Befegung beffelben ein 
Goncurs eröffnet, in welchem B. fo gut beftand, daß von feinem feiner Mitbewerber auch nur 
die Rebe mar und er alle Stimmen für ſich Hatte. Hier lebte er mit Auszeichnung bis 1681, mo 
der fromme Ludwig XIV. die Univerfität Sevam, wie alle übrigen, melde die Proteftanten in 
Frankreich Hatten, aufhob. Der junge Gelehrte aber hatte ſich ſchon einen folhen Ruf erwor⸗ 
ben, daß ihm ſogleich eine Stelle als Lehrer ver Philofophie zu Rotterdam angetragen warb, 
die er au unbedenklich annahm. Er bekleidete diefelbe mit-Immer gleichem Eifer und bemfelben 
Erfolge. Auch fing er an, feinen ſchriftſtelleriſchen Ruf zu begründen. Er ſchrieb feine verſchie⸗ 
denen Gedanken über ven Kometen und beftritt mit philofophifchen und theologifchen Gründen 
das Borurtheil, als verfünde diefer Himmelöförper ver Welt ein Unglück. Dann gab er feine 
Kritik der „Geſchichte des Galoinismus‘ von Maimbourg heraus, in welcher er die Verleum⸗ 
dungen wiberlegte, die dieſer Jefuit in dem angeführten Werke gegen bie Proteftanten verbrei⸗ 
tet hatte. Die kürzefte und einfachſte Weiſe, feinen Kritiker zu beftxeiten und zu belehren, fanb 
Maimbourg in ver Gewalt, die er um ihren Beiſtand anrief. Auf den Befehl Ludwig's XIV. 
warb B.’4 Schrift durch Henkershand verbrannt und fo die Wahrheit, nad} dem Sinne der Ge⸗ 
walt, in ihre Rechte wieder eingefegt. Die Philoſophie von Descartes Hatte unfern Gelehrten 
viel beſchäftigt, und er lie feine Gedanken Über dieſelbe in einem eigenen Werke druden. Im 
Sabre 1684 begann er die Herausgabe einer kritiſchen Zeitſchrift über Literatur und Philoſophie, 
die großen Beifall fand und in ganz Europa gelefen warn, welche ihn aber ver Zuftand feiner 
Geſundheit ſchon nach drei Jahren wieder aufzugeben nöthigte. Die Verfolgungen, welche die 
Broteftanten in Frankreich, befonders nach der Zuruͤcknahme des Cdicts von Nantes (1685) 
zu erbulven hatten, und als deren Opfer fein eigener Bruder, ber xeformirter Prebiger gewe⸗ 
fen, im Gefängniffe geftorben war, beftimmten ihn zur Heraudgabe mehrer Schriften, in denen 
er die Intoleranz und den Fanatismus nachdrücklich bekämpfte. Zu denfelben gehörten unter 
andern eine unter dem Titel: „Was das ganz katholiſche Frankreich unter der Regierung Lud⸗ 
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wig's d. Gr. if”, und ein philoſophiſcher Commentar über die Worte des Cvangeliums: „Nöthige 
fie einzutreten” (compelle intrare), in welchen die Schändlichkeiten und Nachtheile aller gewalt⸗ 
famen Bekehrungen audeinandergefegt und mit den Iebhafteften Farben geſchildert find. Es iſt 
ein Beweis der Fortſchritte des menſchlichen Geiſtes, daß wir wenigftend nicht mehr nöthig ha⸗ 
ben. das Ungeheuer der religiöfen Intoleranz zu bekämpfen und die Gemüther über die Erſchei⸗ 
nung eines Kometen zu beruhigen. Wir find doc ſoweit gekommen, daß wir nit mehr glau⸗ 
ben, ein gottgefällige® Werk zu thun, wenn wir in feinem Namen Die verfolgen, martern und 
morben, welche eine andere Vorftellung von ihm haben als wir; daß wir und nicht mehr anma⸗ 
sen, über das Gewiſſen und die Meinung von Menſchen zu herrſchen, bie gleiche Rechte mit 
ung haben und von Dingen, bie und Allen ein Geheimniß find ımd bleiben werden, ebenfo viel 
wiſſen als wir ſelbſt. Die öffentlige Meinung hat wenigftens bie religidfe Intoleranz geaͤchtet 
und ald Stantögrundfag zur Unmöglichkeit gemacht, wenn aud Einzelne noch in ihrem eigenen 
Intereffe oder aus Beſchraͤnktheit das Heil der Seele und der Geſellſchaft durch fie begründen und 
beförvern möchten. Es dürfte jegt hoͤchſtens noch bebenklich fein, von den Nachtheilen und Ge⸗ 
fahren ver politiſchen Intoleranz zu reden, die, oft ebenfo ungerecht und graufam als bie reli⸗ 
gidfe, wenigftend immer fo abgefhmadt tft, weil fie ihren Zweck ebenfo wenig erreicht. Daß 
wir in Bezug auf Toleranz fortgefchritten, bewweift der Umftand, daß in unfern Tagen ein 
Mann von B.'s Ruf und Gelehrſamkeit fi; ſchwerlich Dazu verftehen würbe, zu bemeifen, 
wie die Kometen kein Unglüd verkünden und die Unduldſamkeit in Glaubensſachen eine Un: 
gereötigkeit und Thorheit zugleich fei. Den letztern Beweis würbe man jegt wenigſtens in 
den meiften Staaten Europas ohne Gefahr führen. B. ward es nicht fo gut! Selbſt die Pro⸗ 
teftanten, für die er gefchrieben, verbammten ihn und feine Lehre. In dem Kampfe gegen B. 
zeichnete ſich fein alter Kreund und Eollege, der proteftantifche Prediger Jurieu, aus. Er ging 
Toweit, als fein formlicher Ankläger aufzutreten und ihn vor dem Conſiſtorium von Rotterdam 
als einen Feind der Kirche umd des Staats zu belangen. Das war zu allen Zeiten fo. Jeder, 
den man verberben wollte und keines Vergehens überweiſen Tonnte, der, durch feine Unſchuld, 
durch feine Tugend gefhügt, von ben Gefegen nit zu erreichen iſt, geht in der weiten unbe= 
flimmten Anklage unter, daß er fi gegen den Thron und ven Altar verſchworen. Das if ein 
weites Meer der Schuld, aus dem ſich der Unglückliche, den man hineingeworfen, an kein Ufer 
rettet. Jurieu war B.’8 Freund gewefen und ihm für geleiftete Dienfte durch Dankbarkeit ver= 
pflichtet. Jurieu aber war aud ein Diener Gottes und feiner Heiligen Kirche; und geht Gottes 
Sache nicht über menfchliche Dinge, die Cwigkeit nicht über das ſchnöde Zeitlihe? So haben 
fid) Die immer auf ven Himmel bezogen, welche ſich ihren Pflichten auf ber Erbe entziehen 
wollten. DieBehörben in Rotterdam fuchten den Streit außzugleihen und den Folgen deſſelben 
zu begegnen. Da es ihnen aber nicht gelingen wollte, thaten fie, was eine hohe Obrigkeit in 
ähnlichen Fällen zu thun pflegt: fie gaben ver herrſchenden Stimmung nad}, wollten des Ver— 
raths an Kirche und Staat ſich nit verdächtig machen, entfegten B. feiner Stelle, zogen feine 
Penſion von 500 Glon. ein und verboten ihm fogar Privatunterricht zu geben. B. machte über 


den efelhaften Streit mehre Schriften befannt, bie aber für ums weder belehrenn noch anziehend. 


fein koͤnnen. Es macht ihm Ehre, daß er fein Schickſal mit Gleichmuth ertrug. Die Muße, 
welche ihm geworben, benußte er, um fein biftorifches und kritiſches Wörterbud) („Dictionnaire 
historique et critique‘) zu freiben, ein unermefliches Werk, ein unvergänglihes Denkmal 
feines Berfaffers, der in ihm ein außgebreitetes Wiffen, reife Urtheilskraft, Scharfſinn und eine 
feltene Gelehrfamkelt und ausdauernde Beharrligkeit zeigt. Man hat ihm mande Fehler und 
Irrthümer nachgewieſen; aber an welchem Menſchenwerke liegen ſich ſolche nicht finden? Auch 
mit feinen Fehlern und Ierthümern wirh das, Hiſtoriſche und kritiſche Woͤrterbuch“ eines der 
merfwürbigften Erzeugniffe des menſchlichen Geiſtes bleiben. Das warb auch ſogleich erkannt, 
weniger durch die Theilnahme feiner Freunde al durch den Haß feiner Feinde, der ein inftinct= 
artigedBorgefühl von feinem ganzen Einfluffe hatte. Der fromme Freund Jurieu trat mit einer 
neuen Auflage auf. Der Drud des Werks warb in Frankreich verboten. Dies hatte, wie es 
in folgen Fällen immer geſchieht, zur Bolge, daß ınan die Aufmerkfamkelt auf das Bud) und 
feinen Berfafler Iebenvig erhielt, das Verbot erft heimlich umging und endlich lächerlich fand. 
Dem guten B. machte die Sache viel Verdruß, ohne daß aller Verbruß und Ärger von beiden 
Seiten an ver Sache etwas änderte. B. ging leiblic unter und wirkte geiftig fort. Alle Ber: 
folgungen in Sachen des Glaubens und ver Meinung haben venfelben Erfolg, nämlich keinen 
ober einen dem beabfiätigten entgegengefegten. Die Gewalt glaubt die Stelle der Vorſehung 
vertreten zu haben, wenn fle in ihrer Weisheit das Huhn todtgeſchlagen, welches das Ei ge= 
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legt, in dem bie. gefuͤrchtete Brut enthalten If. Das Woͤrterbuch, von dem bie erſte Auflage 
1697 erſchienen war, hatte noch zu B.'s Lebzeiten, 1702, eine zweite fehr vermehrte. 

B. flarh den 28. Dec. 1706 im nennundfunfzigften Jahre ſeines Lebens. Als Gelehrter und 
Schriftſteller fand er Anerkennung und Würbigung. Nicht weniger [hägbar war er als Menſch. 
Gefällig, wohlwollend, ohne Anmafung und Eitelkeit, that er Gutes, wo er konnte, lebte fried⸗ 
lich mit aller Welt, wenn fie ihm den Frieden nur gönnen wollte, in harmlofem Umgange mit 
den Büchern und fich felbft, ſodaß ihm für andere Angelegenheiten kaum Zeit blieb. Er arbeis 
tete gewöhnlich 14 Stunden des Tags. Mit Recht wirft man ihn vieleicht eine zu leichte Be⸗ 
weglichkeit des Charakters vor, die ſich auch in feinen Anficten und Gefinnungen zeigt, welche 
er nicht jelten wechſelt. Was feine Gegner und Tadler am meiften gegen ihn erbittert, iſt feine 
Zweifelfucht, fein Skepticismus und Pyrehonismns, oder weichen Namen fie dem Übel geben. 
Seltfamer Borwurf! Glauben ift Immer leichter als zweifeln und prüfen. Der Glaube iſt be= 
quem und beruhigend; ver Zweifel macht Anftrengung und Beforgnif. Der Glaube iſt ein @ut, 
wie Alle verfihern, die ihn haben und geben wollen. Ift der nun, welcher eines Gutes nicht 
theilhaitig wird, ein Sünder, ober nicht vielmehr ein Unglüdliher? Müſſen wir ihn nicht be= 
dauern, flatt ihn zu vervammen? Zum Zweifeln wie zum Glauben, wenn er nicht Aberglaube 
iſt, gehören Gründe. Gut nun, ihr fcommen, wohlwollenden und glücklichen Gläubigen, bie ihr 
im Befige der Wahrheit ſeid, macht fie geltend durch Gründe, denen, wenn fie wirklich Grund ha⸗ 
ben, der Sieg doch werben muß! Mas wiſſet ihr denn, ich Bitte euch, von alledem, was die Po⸗ 
lemik der damaligen Zeit, was die Gelehrten, Weiſen und Sophiften, vie Schulen und Akade⸗ 
mien und fo auch B. in feinen Streitfägriften vorzüglich befchäftigt bat? Was wiſſet ihr von 
Sem Willen und den Zwecken Gottes und den Eigenſchaften des Höchften Wefens , ihr aufgebla- 
fenen Thoren, die ihr fo freigebig fein mit euerm Verdammungsurtheil gegen angebliche Athei⸗ 


ſten, Deiften und Bantheiften, ihr, deren anmaßendes Wiffen wahre Bottesläfterung iſt gegen 


das befcheidene Eingeftänpniß der Unwiffenheit Derer, die ihr läftert? Was wiſſet ihr von der 
Schöpfung und ihrem Urfprunge, ihr armfeligen Befchöpfe? Was wiſſet ihr von der Borfehung 
und ihren Sweden und Mitteln und Wegen, von der Freiheit, der vorherbeftimmten Harmo⸗ 
nie, dem Sige der Seele, dem Urfprunge des Boͤſen? J. Weigel. 

Beamte, ſ. Amt und Staatöbienft. 

Beaumarchais, der Sohn eines Uhrmachers, ward 1732 zu Paris geboren. Die Natur 
Hatte den Stoff zu einem tief eingreifenden, vielwirkenden Manne in ihn gelegt, geeignet, fi 
in einer Volföverfammlung, in einem Senate, auf der Börfe vder im Gabinete geltenn zu 
maden. Es kam darauf an, in welcher Laufbahn und unter welchen Verhältniffen ſich feine Tas 
Iente entwidelten und welde Richtung fie durch diefelbe erhielten. In Frankreich unter Lud⸗ 
wig XV. ward er, was er nad) Zeit und Umftänden werben konnte. Durch den Schuß ber Toͤch⸗ 
ter des Königs, denen er auf der Guitarre Unterricht ertheilte, Fam er an den ‚Hof, in deſſen Art 
ex fid mit derſelben Leichtigkeit fand, die ihn In jeder Lage feined Lebens, in jedem Berufe, dem 
er folgte, auszeichnete: ald Staatsmann und Freund ver Minifter, als Höfling, ald Schrift: 
fleller und Handelsmann, mochte er der Verwaltung dienen oder, im Kampfe mit ihr und ben 
Gerichtsbehörden, feine Ungnabe im Gefängniffe büßen, die Amerifaner, welche um ihre Unab⸗ 
Hängigfeit kämpften, mit Waffen verfehen oder feinen „Bigaro‘ auf die Bühne bringen. Eines 
Geſchaͤftes wegen, an dem er Theil genommen, ward er ald Schuloner einer Summe belangt 
und in einen Proceß verwidelt, deſſen Verhandlungen einen großen und den merfwürbigften 
Theil feines Lebens füllten. Er Flagte über Beftehlichfeit und warb feinerfeitd der Verleum⸗ 
dung beſchuldigt. B., dem es nicht gelingen wollte, auf dem gewöhnlichen Wege mit der Ge— 
walt und ihren Behörven fertig zu werben, zog gefickt das Publicum ins Spiel und verftand 
«8, die Öffentliche Meinung, die ſich ald eine Macht zu zeigen anfing, zu gewinnen. Ex fihrieb 
feine gerichtlichen Denfwürbigfeiten („Mömoires judiciaires’), bie eine große Wirkung thaten 
und auf die nahe Zukunft nicht ohne beveutenven Einfluß blieben. Geneigt und geſchickt, jeden 
Weg zu betreten, der ihn zum Ziele führen Tonnte, dad er in dem Höchften fand, mad die Geſell⸗ 
ſchaft damals bot, bewarb er fih um Geld und Einfluß. Als Muſiklehrer ver Töchter Lud⸗ 
wig’8 XV. gewann er Haltung am Hofe. Der Hof fegte ihn mit ven Miniftern und den General⸗ 
päcdhtern in Berührung, denen er fi nüglic) zu machen wußte in feinem eigenen Intereffe; jene 
gaben ihm Theil an ihrem Anfehen, diefe an ihren einträglihen Geldgeſchäften, und B. beiap, 
was fi in Frankreich erreichen ließ, Gunft und Reichthum. Aber ver Beſitz diefer Güter war 
nicht ohne Gefahr für einen Diann, der um fo mehr Neider und Nebenbuhler zählen mußte, da 
ex, was er hatte, nur fich felbft verbankte, und weder Geburt noch angeerbtes Vermögen in zu 
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ſeiner Stellung unter der Ariſtokratie berechtigten. Es fehlte auch nicht an Winken und Deu⸗ 
tungen über die Mittel und Wege, durch die er erworben hatte. Er ſah fi durch die Beſchuldi⸗ 
gungen feiner Feinde, die in manden Punkten nicht unbegründet fein mochten, auf der Bank 
ber Angeklagten. Diefe Stellung, vie zu einer Zeit, wo es noch feine politiſchen Proceſſe gab, 
nur Schande und Nachtheil brachte, wußte B. zu feiner Ehre und zu ſeinem Bortheil zu bes 
nugen. In den Begriffen und Anfisten waren wunderbare Veränderungen vorgegarigen, bie, 
nur von Wenigen bemerkt, den Wenigen, bie fie beinerkten und verftanden, eine neue Orbnung 
der Dinge, die ſich im Stillen vorbereitete, vertünbeten. Der Angeklagte trat felbft als Kläger 
auf und zeigte in dem Beſchuldigten einen mishandelten Bürger, einen in feinen Rechten ge⸗ 
Eränkten Menfchen, ein Opfer ver Gewalt, die Willkür übte. Der neue, noch nit gehörte Ton 
fand einen mädtigen Anklang In ven Gemüthern. Menfh und Bürger, Willkür und Recht, 
Gewalt und Pfligt! Die Worte übten eine Zauberkraft, und bie Richter felbft traten an bie 
Stelle Deffen, ven fie richten follten; es fegte fi eine Macht zu Gericht, die bisher noch nicht 
gekannt, viel weniger anerkannt war, eine Macht, ohne deren Beiftand Feine Macht im Staate 
auf die Dauer mehr beftehen kann: die Macht der dffentlihen Meinung. Die neuen Ideen über 
Staat und Kirche und die freifinnigen Anfihten, und was man die Philofophie des 48. Jahr⸗ 
hunderts zu nennen pflegt, hatten beſonders die Höhern Stände durchdrungen und waren, wenn 
aud nicht immer Gegenſtände der Cinſicht und Erkenntniß, doch Artikel der Mode geworben. 
Es ift ein anziehendes und auffallendes Schaufpiel, zu fehen, wie gerade Leute von Geburt und 
Rang mit Abfigt oder aus Leichtſinn die Materialien zufammenzutragen beihäftigt find, bie 
dem ungeheuern Branbe der Revolution bienten, in welchem bie Vortheile und Vorzüge, die 
Geburt und Rang geben, untergehen follten. B. mußte dieſe Stimmung vortrefflich zu benugen, 
indem er fi zum Repräfentanten bes dritten Standes machte. In folder Cigenſchaft ward ihm 
von dieſem Alles vergeben, und der Parteigeiſt, wie das immer der Fall ift, Tief nur als ver- 
werfli ober’ annehmbar gelten, was ihm Nachtheil oder Vortheil brachte. Vergebens fuchte 
man ihm nachzuweiſen, er fei ein Höfling, ein Poſſenreißer, Teichtfertig und übermüthig, je nach⸗ 
dem Lage und Stellung bei ihm wechfelten; er war vom dritten Stande, er war Bürger, und 
dad machte feine Sache zur Sache des Volks und Derer, die fi zum Volke zählten ober es be: 
günftigten. Das Parlament gab ein Urtheil, das B. weder verdammte noch freiſprach. Die öffent: 
lihe Meinung hatte aber ſchon vor der Entſcheidung des Parlaments entſchieden, und — was 
den Charakter viefer Zeit bezeichnet — der Hof und bie Stadt nahmen keinen Anftand, fi für 
DB. gegen den Gerichtshof und demnach gegen die Staatögewalt zu erflären. Der Prinz Gonti 
lud ihn zur Tafel, indem er fagte, feine Abkunft fei wol gut genug, daß er das Beifpiel geben 
bürfe, wie man einen fo großen Bürger behandeln müffe. Diefer große Bürger, den das Par- 
lament verurtheilt hatte, den feine Feinde auf jede Weiſe mishandelten und herabzufegen bes 
müßt waren, verfolgte mit Beharrlickeit ven betretenen Weg. Das machte feine Stärke, daß er 
ſich gleichblieb in feinen Beſtrebungen und durch alle Mittel denſelben Zweck zu erreichen fuchte, 
im Öffentlichen Leben, als politiſcher Schriftfteller und als, dramatiſcher Dichter. Immer und 
allenthalben hat er das Veſtehende, das Übertragene und Überfieferte, die Stanbesvorurtheile 
und Privilegien, die Gewalt in ihrem Misbrauche befämpft und verhaßt und lächerlich gemacht. 
Wenige haben wie er der Revolution vorgearbeitet und dad morſche Gebäude ver gefellfchaft- 
lichen und bürgerligen Orbnung untergraben, unbekünmert, was über beffen Trümmern auf- 
zuführen fei. Als fein ‚Sigaro” („„Lemariage de Figaro‘') gegeben werben follte, fand die Auffüh- 
zung des Stüdes ftarfen Widerſpruch und man ftritt ih fo heftig für und gegen, daß der König 
ſelbſt entſcheiden wollte. Es ward im vertrauten Cirkel vorgelejen, und der Monarch fühlte ſich 
durch die häufigen ſtarken Angriffe auf den Staat und feine Einrichtungen nicht weniger als 
erbaut. „Nein“, rief er aus, „das ift ſchlechter Geſchmack. Das iſt abſcheulich! Gefpielt wird 
es fiber nicht. Man müßte die Baftilfe nieverreißen, wenn die Vorftellung dieſes Stücks feine 
gefährliche Inconfequenz fein follte. Diefer Menſch macht Alles lächerlich, was man an einer 
Regierung achten muß.” — „Das Stüd wird alfo nicht gegeben?“ fragtedie Königin. — „Nein, 
wahrhaftig nicht”, erwiderte Ludwig XVI.; „darauf können Sie ſich verlaſſen.“ — Man muß 
den richtigen Blick und den guten Willen des Königs anerkennen; aber was er mollte, geſchah 
nicht immer. „Figaro“ ward gegeben, auch Die Baftille gefchleift, nur fpäter und von andern Hän= 
den, als fi der gute Ludwig dachte. Er hatte viele Vorzüge und Tugenden eines trefflichen Re⸗ 
genten, nur den erften Borzug, die noͤthigſte Tugend nicht, nämlich Charakterftärke; und „Cha= 
rakter haben‘, bemerkte Micabeau, „heißt auch Talente haben, beſonders um zu regieren”. 

B. flarh 1799 und Hat alfo noch dad Werk gefehen, an dem er ein fo rüfliger Arbeiter ge= 
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weſen. Sein abenteuerliches Lehen war inhaltſchwer und folgereih. Bon bürgerlicher Abkunſt 
in die Nähe des Throns geftellt, von der Dürftigkeit zum Reichthum gelangt, zieht er ſelbſt den 
Stand herab, zu dem er ſich erhoben, und fördert durch alle Mittel ein Reich ver Gleichheit, über 
das er ſich durch Talent und Anftrengung gefegt. Höfling und Speculant, verfieht er dad em⸗ 
Härte Amerika mit Waffen und bietet mit Erfolg feinen ganzen Einfluß auf die Regierung auf, 
damit jie den Aufftand begünflige. Durch einen Proceß, in dem es fi um 400 und einige 
50 Fr. handelt, fegt er Frankreich in Gährung und Hilft eine Revolution bereiten, die ſchonend 
an ihm vorübergeht. 3. Weigel 

Beccaria (Marhefe Gäfare Bonefano de), 1735 als mailändiſcher Patricier und Sprößs- 
ling einer alten angefehenen Familie zu Mailand geboren, hat ich durch feine berühmte Schrift 
„Über Verbrechen und Strafen“ (dei delitti e delle pene) 1764 wahrhaft unſterbliche Ver: 
dienſte erworben. Er hat die Menſchheit und zunaͤchſt die juriſtiſche und politifhe Cultur und 
Staatseinrichtung In einem ihrer Haupttheile wahrhaft vorwärts und, ald ein Vorkämpfer für 
den Sieg der Gerrätigkeit und Huͤmanität im Strafrecht und Strafverfahren, einer großen 
noch immer fortfchreitenden Reform entgegengeführt. Die Geſchichte unferer neuern veredelten 
wiſſenſchaftlichen Behandlung bed Strafrechts und einer die hohe Würbe und bie Freiheit des 
Menſchen allmälig mehr und mehr ehrenden praktifchen Verwaltung dieſes widhtigften und 
ſchwierigſten Rechtstheils wirh ſtets an der Spige dieſer Reriode als ihren vorzäglicften Grün⸗ 
der den genialen und begeifterten Kämpfer gegen Tortur und Todesſtrafe und gegen despotiſche 
Grauſamkeit des Strafrechtö zu rühmen haben. Wenigftens aldvann wird fie dieſes thun, wenn 
fie nicht nad) der aufgeſchichteten Maffe einer für fich allein oft allzu unfruchtbaren Gelehrſam⸗ 
Eeit mißt, fondern nach der anregenden lebendigen Wirkung auf das Leben und auf die Wiflen- 
ſchaft ſelbſt. Für dieſe Wirkung kann oft auch eine Fleinere Schrift bedeutender werben als 
manches große hochgelehrte Werk. Sie kann es, wenn fie, ſowie Die Abhandlung von B., gerade 
im glüdlichen Zeitpunkt mit der ergreifennen Gewalt und der belebenden Wärme einer tiefen 
fittlichen Begeifterung für das Rechte und für einfache große Hauptiveen die Herrſchaft alten 
Vorurtheils und hergebrachten Unrechts erfchlittert und neue fruchtbare Reime pflanzt. Sie wird 
es um fo leichter, wenn fie, fowie ebenfalld B.'s Schrift, in allgemein verſtändlicher Sprache 
und ergreifenber Darftellung nicht blos an die Genoſſen der Schule und der Zunft id wendet, 
fondern, fo weit möglich, alle empfänglichen Geifter, alle eveln Freunde von Wahrheit und Men⸗ 
ſchenwohl in allen gefitteten Nationen, und nicht blos deren Verſtand, fondern, wie B. in 
feinem menſchenfreundlichen Eifer gethan, mit der Sprache warmen Gefühls und glühenver 
Berebtfamkeit auch die Herzen für bie neue Reform gewinnt. Der Verſtand und die bloß theore= 
tiſche Anſicht werben für ſich allein und ohne die Gefinnung nicht praktiſch. Erſt jene moraliſche 
Macht einer fo gewaltigen öffentliden Meinung nöthigt auch vielen Zunftmeiftern Achtung ab, 
ober zwingt fie, wenn auch noch wiberwilligen Herzens, ſelbſt in bie neue Bahn einzugehen, 
während fie, ſich allein überlaflen, eingeroftet in ihren Zunftuorurtheilen, vielleicht eine ſolche 
Schrift als „eine leidenſchaftliche“, oder als „eine philofophifche Deckamation und Empfindelei“, 
wie man hier und da felbft B.’3 Werk nennen hörte, Hohmüthig zur Seite legen würden. 

Um fi aber die Beveutung und Wirkung diefer Schrift zu veranſchaulichen, muß man auf 
die Roheit und Barbarei bliden, welche in der Wiffenfhaft und Praxis des Criminalrechts in 
allen europãiſchen Ländern herrſchten, ehe B.'s Buch überall den größten Cindruck machte, ehe 
«8 unzählige mal gedruckt, überfegt und commentirt wurde! Man betrachte nur die damals fo 
gut wie unbeftrittene Herrſchaft der Tortur und ihrer ſchauderhaften Gräuel, ferner die furcht⸗ 
bar häufigen Tobeöflrafen und die Graufamfeit fo vieler Strafen, woburd man, ohne nad) den 
hoͤhern Ideen und Brunbfägen ver Gerechtigkeit und Humanität auch nur zu fragen, einen recht⸗ 
ioſen Abſchreckungskrieg führen zu müflen wähnte, dem man unbedenklich Freiheit und Würde, 
Sicherheit und Recht des Menſchen und des Bürgers zum Opfer brachte! Man betrachte ſodann 
den allgemeinen großen Eindrud von B.'s Werf, die dadurch bewirkte allgemeine folgenreiche 
Erſchũtterung de öffentlichen Gewiſſens, des moraliſchen wie des rechtlichen, des wiſſenſchaft⸗ 
lichen wie des praltiſchen! Bezog fi dieſe Erſchütterung der bisherigen Meinungen zwar 
zunãchſt nur auf die Tortur, bie Todesſtrafe und die grauſame Härte einer blinden Abſchreckungs⸗ 
theorie und auf die Nichtbeachtung der Höchften Grundſätze einer höhern, einer fittlihen und hu⸗ 
manen Gerechtigkeit, fo mußte doch folgerecht die neue Prüfung und Umgeftaltung immer mehr 
alle Theile des Strafrechts und ded Strafverfahren ergreifen. 

B. war allerdings weber hiſtoriſch⸗ noch pofitivsredhtli gelehrt, hat auch nicht mit philofos 
phiſcher Tiefe und Originalttät durch ganz neue Ideen und Syſteme die Wiflenfhaft bereichert, 
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Aber er hat gegenüber einer dem Despotismus und der Barbarei entſtammenden Willkür und 
Unmenſchlichkeit, welche überall die damalige juriftifche Wiſſenſchaft, ihre Zunft und die gelehrte 
und wiſſenſchaftliche Praxis beherrfchte, Hoch die Fahne ber Humanität und Oerechtigkeit erhoben 
und folgerihtig und treu ihren einfachen Geboten überall ven Sieg und die Herrſchaft zu er= 
kämpfen geſucht. Er that es mit folder Wärme und Kraft, edler Befinnung und zugleich mit 
foviel Talent, Scharfiinn und würdiger Darftellung, als nöthig war, um Tauſende von Mit- 
Tämpfern unter feiner Fahne zu einigen und diefelbe zu einer jlegenden Macht zu erheben. Auch 
Das muf man einräumen, daß der Beftrebung B.'s und Ihrer Wirkung überall vorgearbeitet 
war. Sonft wären beide gar nicht hiſtoriſch erklärbar gewefen, und abfolut Neues wird ja in 
unferer ſchon alten Welt kaum erbacht werden können. Insbefondere hatten in Frankreich Mon= 
tesquieu, Voltaire und die Encyklopädiſten die alten Borurtheile und den Obfeurantismug, 
überhaupt eine blinde despotiſche Herrfchaft der Autorität der geiftlichen und weltlichen Macht, 
der buchftäblihen Sagung und des hiſtoriſch Beſtehenden gewaltig erfchüttert. Sie Hatten den 
Geiſt des Zweifels und der Prüfung und freiere Anſichten über die allgemeinen religiöfen und 
politifhen Berhältniffe verbreitet. Ganz beſonders günftig aber hatte Voltaire dem Werke B.’E 
vorgearbeitet durch den allgemeinen tieferfchlitternden Eindruck, welder felbft auf den Thronen 
die Enthüllung des fhauberhaften Juſtizmordes des ebeln und ſchuldloſen Jean Galas, feiner 
ſcheußlichen Tortur und feiner martervolfen Hinrichtung bewirkt hatte. Ja B.'s Werk wurde 
unmittelbar hierdurch hervorgerufen. Als nämlich Boltatre in Frankreich und ganz Europa bie 
öffentliche Meinung gegen den Juſtizmord des Parlaments von Touloufe fo fehr erregt hatte, daß 
das Parlament von Paris am dritten Jahrestag nad) der Hinrichtung von Sean Galas ihn und 
feine Samilie, alfo auch feinen lebenslänglich verbannten Sohn Peter, für volltommen unſchul⸗ 
dig erklärte, der König der Kamilie 35,000 Livres Entſchädigung anwies, und von allen Sei= 
ten, felbft von der Kalferin Katharina Geſchenke für fie eintrafen, da befchloffen die Encyklopä— 
diſten, das alte Griminalverfahren gleichzeitig von verſchiedenen Seiten angreifen zu laffen. Sie 
wenbeten ſich Dazu auch nach Mailand, wo eine Gefellfchaft von Italienern und Franzoſen fih 
eifrig mit dem Studium der franzöftfhen Philofophen, ver Schriften von Montesquieu, Rouf- 
feau und ber Encyklopäbiften und mit Herausgabe einer Zeitfährift in dieſer Richtung beſchäf⸗ 
tigte. Diefe bewog nun ihren Genofien ®. zur Übernahme der Schrift für die Neform des 
Strafrechts, welche er vielleicht mit um fo größerer Wärme fehrieb, da fein Vater durch eine ob⸗ 
ſcurantiſche Erziehung feinen Geift, ven er durch jene Schriften und jene Gefellfchaft befreite, 
niederzudrũcken verſucht hatte. 

Es ergibt ſich Hieraus, daß B. mit feiner Schrift im Allgemeinen einer in edlern Geiſtern 
bereit erwachten Richtung huldigte. Auch in Deutfhland war bereits ein ſelbſtändigeres und 
freieres philoſophiſches Streben wenigſtens erwacht, und der unſterbliche Thomafius hatte in 
demfelben bereit mit unermüblichem reformatoriſchen Eifer die größten Misbräuche, nament- 
lich Hexenproceſſe und Tortur bekämpft, aber leider nicht unterftügt Durch eigene glänzende und 
gewinnende Darflellung, und durch jene Salons, welche damals in Paris für neue Ideen und 
aufflärende reformatorifche Beftrebungen hoͤchſt einflußreich wirkten und, felbft bei ver Einfei= 
tigkeit ober Übertriebenpeit in ihrer Richtung, doch unendlich mehr Werth hatten, als viel neuere 
nur der Nichtigkeit, Frivolität oder Intrigue dienende Cirkel. B.'s Verbienft bleibt es, daß er 
in feinem gewaltigen Angriff auf dad bisherige Strafrecht die neue beffere Richtung der Geifter 
mit folder Genialität und Energie, mit folder even menfchenfreundlichen Gefinnung gerade 
für das Strafrecht und für feine wichtigſten Hauptpunkte praftifch zu machen wußte. Sein Ber: 
dient ift e8 vor allem, daß er, frei von der negativen und materialiftifchen Richtung der Ench= 
Elopädiften und felbft Voltaire's, welcher gegen Die Todeöftrafe nichts Beſſeres zu fagen wußte, 
als: „ein tobter Menſch kann nichts mehr nugen‘ (un homme pendu n'est plus bon a rien), 
es that mit der begeifternben Kraft der hödften ſittlichen Ideen der Gerechtigkeit und der Men⸗ 
ſchenwürde, und daß er biefe Ideen ald das fortwirkende Höhere Lebensprincip in bie eriminal- 
rechtlichen Beftrebungen einbürgerte, wo fle, nachdem man fie, freilich theilweiſe vorübergehend, 
aufs neue durch eine materialiftifhe Abſchreckungstheorie verlegte, dennoch immer mehr die Ge⸗ 
fege höherer Menſchlichkeit zum Siege bringen werben. 

Die Tortur hat B. faft unmittelbar geftürzt. Er Hat fie, welche, mie er fagte, „graufante 
Dualen einem Mitbürger zufügt, nit weil man weiß, daß er fhulvig iſt, fondern weil man es 
nit weiß‘, allen Freunden des Rechts und der Menſchlichkeit verabfheuungswürbig und ihre 
Anhänger wenigftend duch Scham und Scheu vor dem erwachten Öffentlichen Gewiſſen ver ges 
flüteten Welt verftummen gemacht. Schon allein dadurch aber hat er, wie man e8 immer allge⸗ 
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weiner anerfennt, den ganzen frühern Criminalproceß unhaltbar gemacht und mittelbar hie 
Anerkennung der Nothiwendigfeit ber Herftellung der Geſchworenengerichte begründet (ſ. Ab- 
Tenguung), für welche er ſelbſt füch ebenfalls erklärte. Den Glauben an die Rechtmaäßigkeit der 
Xobeäftrafen hat er, wenn auch feine Gründe nicht hinreihen, doch erjchüttert und fie und die 
graufame Härte der Strafen außerorbentlich vermindert. Vor allem widtig aber ift es, daß 
er mit Erfolg den Blick auf die hoͤhern Grundſätze ber ſtrafenden Gerechtigkeilt und der Straf: 
politik hingewiefen und jenen großen Wetteifer der Talente hervorgebracht hat, welde durch 
Prüfung der Grundgedanken des Criminalrechts und der wahren Aufgaben der criminalrecht⸗ 
lichen Einrichtungen in der Theorie und Praris eine neue Periode des Criminalrechts begrün- 
beten. Sehr mit Recht alfo Eonnte einer unferer gründlichſten Literatoren (Spangenberg) von 
BD. fagen: „Er ift der Schöpfer ver humanen Behandlung der Strafrechtöpflege, der Begrün- 
ber einer menſchenfreundlichen Verbeſſerung der Griminalgefeggebung ſelbſt. In allen neuern 
Strafgefegen findet man die Spuren feines Werks. Liebe für bie Wiffenfhaft, Liebe für bie 
Freiheit und Mitleid gegen dad Blend der Menſchen, ald Sklaven fo vieler Irrthümer und Vor: 
urtheile, waren die Triebfedern zur Herausgabe deſſelben.“ Und man wird nit zu viel jagen, 
wenn man behauptet, biefe einzige Eleine Schrift hat Hunberttaufenden unferer Mitmenfchen, 
oft völlig unſchuldigen, Leben oder Geſundheit gerettet. 

Das Einzelne der Anfihten und der Argumente von B. müſſen wir natürlich den befon- 
dern Artikeln über Tortur, Todesſtrafe, Strafrechtstheorie, Strafanflalten überlaffen. Auch 
kommt es an fih auf dieſe Einzelheiten für die Beurtheilung feiner Wichtigkeit für Wiſſenſchaft 
und Leben wenig an. Die Idee mit Gefinnung und Charakter praktiſch gemacht, die beſſere 
Richtung find mehr werth als alle Ginzelheiten. { 

Auch in Beziehung auf die äußern Lebensverhältniffe des ausgezeichneten Mannes gebietet 
und der Plan des „Staat-L2eriton” Kürze. B. hatte Das mit vielen beveutenden Männern 
gemeinfhaftlih, daß er ben edelſten Theil feiner Bildung weiblicher Einwirkung zuſchrieb. 
Seiner Richtung nad gehörte er, um nad) heutiger Weife zu reden, der philoſophiſchen Schule 
an, wie denn auch wol der Natur der Sache nach wahre durchgreifende Reformen und höhere 
Entwidelungen in dem geſellſchaftlichen Leben und in der Wiffenfchaft mehr von Höhern Ideen, 
als von ver freilich Höhft wichtigen gelehrten Erſorſchung des Hiftorifchen und von der aus⸗ 
ſchließlichen Richtung auf daſſelbe ausgehen werben, ſodaß es begreiflich ift, daß Männer wie 
B., ober wie z. B. der große Reformator Thomaſius in diefer Beziehung ungleich wirkſamer 
find, weit mehr Gründer einer neuen Periode werben, als der philoſophiſchen Richtung gar nicht 
angebörige viel gelehrtere Männer. Schon im jugendlichen Alter ergriff B. mit Vorliebe die 
philoſophiſchen Stuvien und verband fi mit Gleichgefinnten zum gemeinſchaftlichen Stubiren 
der feanzöftfchen Philofophen und der Encyklopäpiften. Eine vorzügliche Einwirkung auf feine 
geiftige Ausbilbung ſchrieb er Montesquieu's, Perſiſchen Briefen” zu. Doch den unmittelbarften 
Einfluß auf die praftifche Entwidelung feiner Anfichten hatte, wie es ſcheint, jener geſellſchaft⸗ 
liche Verein der beften Köpfe in Mailand, weicher jich im Gaufe des trefflihen Grafen Veri 
verfammelte und, angeregt von den franzdfifchen Beftrebungen für Aufklärung und freie menſch⸗ 
liche Entwidelung, ihr periodiſches Blatt („I Calle”) im gleichen Sinne herausgab, woran B. 
thätigen Antheil nahm. Die damalige Öfterreihifche Regierung in Mailand darf man loben, 
daß fie jene Geſellſchaft und ihre Wirkfamfeit nicht unmöglich machte, ja daß fie fpäter (1768) 
dem Urheber beflelben fogar einen Lehrſtuhl der Staatswirthſchafi zu Mailand errichtete. Mir 
Bedauern aber muß man hinzufügen, daß doch B., zunächſt nachdem er anonym zu Monaco 
fein Werk hatte erſcheinen laflen, und nachdem daſſelbe bereit3 auch im Auslande enthuſiaſtiſche 
Aufnahme gefunden hatte, fein Lebensſchickſal durch eine gefährliche politifhe Verfolgung be- 
droht fah. Zwar befreite ihn der kaiſerliche Statthalter Graf Firmian von ber Gefahr. Aber 
doch war die Folge, daß B. Im Fache ver Politik nit mehr als Schriftfteller auftrat und fein 
großes Werk über Geſetzgebung unterbrüdte. Eine philofophifhe Sprachlehre und Theorie des 
Stils unter dem Titel: „Ricerche intorno alla natura dello stilo” ſchrieb er noch, und dieſe 
konnte er natürlich ungehindert und gefahrloß, aber ſicher mit weniger Nugen für die Menſch⸗ 
heit, als jenes Werk gehabt Haben würde, 1770 in Mailand erfcheinen laſſen. Erſt lange nad 
feinem Tode, 1804, hat man auch von ihm gehaltene Vorlefungen über die Staatswirthſchaft 
herausgegeben. Die wahrhafte reine Menſchenliebe und edle Befinnung , die dad Hauptwerk 
von B. befeelt, bewährte fich auch in feinem Leben. Er genoß als edler Menſch, als ein guter 
Sohn gegen einen von ihm fehr verſchiedenen, von den Borurtheilen feiner Zeit eingenommenen 
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Bater, als treuer Freund und als zärtliger Batte der allgemeinften Achtung. Ein Schlagfluß 
endete 1793 das Leben des großherzigen Menſchenfreundes 

8.8 Schriften erſchienen zufammengebrudt 1770 in Neapel unter dem Titel „Opere di- 
verse del Marchese Cesare Beccaria Bonesano, Patricio Milanese”’. Die befte der 34 Aus⸗ 
gaben der Schrift „Dei delitti e delle pene” erſchien mit Verbefferungen von ihm jelbft in Ve⸗ 
nebig 1781 in zwei Octavbändchen. Die beſten deutſchen Uberfegungen find die, welche (von 
Flathe) mit Anmerkungen Hommel's 1788 und 1789 erſchien, und die von I. A. Bergf (Leip⸗ 
sig 1798). Eine neuere von Glaſer erſchien in Wien 1851. Die befte franzdiifche Uberfegung 
iſt die von dem Abbe Morelot, welche 1798 der berühmte Senator und jpätere Pair Rönerer 
herausgab, und welde zugleich einen Commentar von Diverot enthält. Eine ſpaniſche verbot 
confequent in ihrem ſcheußlichen Unterbrüdtungsfyftem die Inquiſition. Yon den vielen Com⸗ 
mentationen des Werks verdient vorzüglich genannt zu werben bie von Voltaire: „Commen- 
taire sur le livre des delits et des peines‘ (1766). Nachrichten über dad Lehen von B. geben 
Bergk in feinerüberfegung und Fuhrmann, „Denkwürdige Berjonen der alten und neuen Zeit” 
(1,310). S. au über B. daß „Compt-Rendu des seances et travails de Tacadémie des 
sciences mor. et polit. ” (II, 14. Dec. 1855). Belder. 

Bedingung, Beitbeftimmung und Swedbeftimmung (conditio, dies, modus), bie ſo⸗ 
genannten Rebenbeftimmungen ver Rechtsgeſchäfte. Beringung, auöbebingen, einbebingen 
u. f. w. kann man ableiten von Ding, Infofern es irgendetwas, Irgenbeine Thatſache ober 
Erſcheinung bezeichnet, oder beſſer zunähft von Ding und dingen im altveutjchen Rechts— 
ſprachgebrauch, alfo von dem Übereinkommen, dem rechtlichen oder wechſelfeitigen Feſtſetzen 
(und der Verhandlung und der Volköverfammlung dafür). In beiden Fällen bezeichnet es ähn= 
lich, wie nad) feiner etymologiſchen Bebeutung auch das römifhe Wort conditio, ein Segen, 
ein Beftfegen eines Etwas, womit irgendetwas Anderes verbunden fein foll, eineBoransfegung, 
unter welcher etwas Anderes ift (alfo Gypothefe nach der griechiſchen Bezeichnung). Je nachdem 
nun dieſes Voraudfegen nach logiſchen, metaphyfiſchen oder juriflifchen Befegen ftattfinvet und 
beurtheilt wird, fpricht man vom logifchen, metaphyſiſchen oder juriftifchen Bebingten und Un=- 
bedingten. Juriſtiſche Bedingung im allgemeinften Sinne Ift alfo eine Borausfegung irgend⸗ 
eines Umſtandes oder Ereigniſſes, wovon ein Recht oder ein Rechtöverhältnig abhängen fol. 
Im engern Sinne verfteht man jedoch unter juriftifcher Bedingung nur ſolche beſondere beliebig 
beftimmte, ungewiffe, zufünftige Ereigniffe, von deren Eintritt man Rechte abhängig mad. 
Bon diefen unterfcheidet man alfo Bedingungen in einem uneigentlihen und weitern Sinne, 
nämlich einestheils: diejenigen Borausfegungen oder Bedingungen, welche in einem beſtimm⸗ 
ten Rechtsgeſchäft ſchon von felbft feiner allgemeinen rechtlichen Natur nad) enthalten find und 
fein müffen, ſodaß fie alfo gar Feiner befondern Feſtſetzung over Hinzufügung bedürfen (con- 
ditio intrinseca seu tacita); anderntheild: Vorausfegungen von bereits in der Vergangenheit 
oder Gegenwart vorhandenen Umftänden (conditio in praeteritum oder in praesens collata), 
und endlich bloße Zeitbeftimmungen und Zwedbeftimmungen. Eine Zeit kann beftimmt wer= 
den entweder für den Eintritt des Rechts felbft oder für feine Verfolgung. Die Zweckbeſtim— 
mungen legen bem Erwerber bed Rechts gewiſſe Pflichten in Beziehung auf daffelbe auf. Man 
nennt die Bebingungen affirmatio, wenn bie Borausfegung, von welcher Rechte abhängig ge= 
macht werben, in dem Eintreten eine beflimmten pofitiven Ereigniſſes, negativ, wenn fie in 
dem Nichteintreten deſſelben beftehen. Dan nennt fie phyſiſch ober moralif unmöglich, wenn 
fie entweder nach phyſiſchen Gejegen gar nicht eintreten koͤnnten, oder nad) juriftifchen und nach 
anerkannten moraliſchen Geſetzen nicht herbeigeführt werben follen. Sie find ferner entweber 
willkürliche (poteftative), fofern ihr @intreten von dem Willen der Theilnehmer des Geſchaͤfts 
abhängt, ober zufällige, fofern dieſes nicht iſt. Endlich find fle aufſchiebende, wenn ber erfte 
wirkliche Erwerb des Rechts, und auflöſende, wenn ver Nüderwerb oder bie Wiederauflöfung 
deſſelben dadurch bedingt iſt. 

Im Allgemeinen kann in allen, ſowol in den ſtaats⸗ usb voͤlkerrechtlichen wie in den privat⸗ 
rechtlichen, in den eigentlich vertragemäßigen wie in den fogenannten einfeitigen, Geſchäften ber 
Gintritt der durch fie beſtimmten Rechtöverhältmifle an Bedingungen geknüpft werden. Die all⸗ 
gemeinfte rechtliche Wirkung der Bedingung ift alsdann, daß 1) ſobald e8 gewiß wird, vaß bie 
bedingende Borausfegung gar nicht eintritt (conditio delleit), das Gefhäft (bei der auflöfen- 
den Bedingung die Nebenbeflimmung feiner Wieberauflöfung) als gar nicht abgefchloffen an= 
gefehen wird. If aber 2) die Gewißheit des Nichteintritts und auch der Eintritt noch nicht 
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vorhanden, fo ſchiebt die Bedingung, folange als fie folhergeftalt noch ſchwebt, den unbebingten 
Erwerb (bei Refolutiobedingungen den Nüderwerb) auf; doch trägt aud) der bedingt Berech⸗ 
tigte feine bedingte Berechtigung oder feine Hoffming auf die Erben Über, und der bedingt Vers 
pflichtete muß bie Entſcheidung über ben Gintritt der Bebingumg abwarten und darf ihren Eins 
tritt wicht hindern, widrigenfalls ſie für den Berechtigten als erfüllt angefehen wird. 

Wegen ber Gemeinſchafilichkeit der allgemeinften Grundfäge und Grunbverhältnifie des 
Rechts für alle Theile deſſelben, für Völker: und Staatsrecht wie für das Privatrecht, gelten 
and) für die beiden erſtern die aus jenen allgemeinen Grundlagen abgeleiteten Grunnfäße über 
Berträge und ihre Nebenbeftimmungen, Bedingungen, Zeitbefiimmung und Zweckbeſtimmung. 
Da dieſelben aber mit befonderer Schärfe von der claſſiſchen tömiſchen Surisprudenz entwidelt 
find, fo vflegt man fie in den publiciffifhen Werken großentheils zu übergehen und aus ben 
Pandelten vorandzufegen und nur bie durch die beſondern flaats- und volkerrechtlichen Grund⸗ 
füge und Berhältnifle begründeten beſondern Modiflcationen bei ven betreffenden Materien Im 
Staats⸗ und Volkerrecht abzubandeln. 

Da nämlic) alle beſondern rechtlichen Geſchaͤfte und Feftfegungen nicht blos Den allgemeinen 
Recdtögrundfägen, fondern zugleich auch der Herrfhaft für biefe Befonbern rechtlichen Haupt: 
verhaͤltuiſſe felbft, alfo z. B. für Staatsrecht, Völkerrecht, Privatrecht, für Perfonen-, Sachen: 
und Obligationenrecht, für Ehe, Erbrecht, Vertragsrecht unterworfen find, fo erklärt es fi 
teilt, daß ſich aus diefen beſondern Geſichtspunkten, namentlich auch in Beziehung auf pie We: 
dingungen, befondere und untereinander verſchiedene Rechtsgrundſaͤtze ableiten. So iſt z. B. 
eine auflöfende Bedingung, welche bei Eingehung eines obligationenrechtlichen Miethverttags 
vollkommen rechtsgultig iſt, bei der Ehe ungültig und ald nicht hinzugefügt zu betrachten, weil 
das perfonenrechtliche Berhältniß der Ehe feinem Wefen nad) für immer dauernd ift und nicht 
unter reiner Vertrags⸗ oder Verkehrswillkuͤr fteht, fondern unmittelbar und zunächſt unter dem 
böhern Geſetz der juriſtiſchen Ehrbarkeit, des juriftifchen Honeftum. *) Ahnlich würde auch eine 
Beftimmung, daß die ihrem Weſen nad) ebenfalls dauernde und unter höherm Princip ſtehende 
verfaflungsmäßige königliche Gewalt nad; einer willkürlich feftgeftellten auflöfenden Bedingung 
fich auflöfen ſolle, verwerflid fein. Vorzüglich auch Die Frage, ob eine Bedingung als eine juris 
ſtiſch ober moraliſch unmögliche oder ſchimpfliche (conditio turpis) anzufehen iſt, muß großenz 
theils nad den über jedes beſondere Rechtsgebiet entſcheidenden höchſten Grundfägen beurtheilt 
werden. Bei afficmativen Bedingungen, deren Erfüllung phyfiſch oder moraliſch unmöglid if}, 
bie alfo gar nicht erfüllt werben Fönnen ober nicht erfüllt werben bürfen, iſt der Crwerb Cbei 
Meſolutivbedingungen der Rüderwerb) für immer unmöglih, alfo das Geſchäft nichtig. So 
würde es z. B. finatörechtlih eine unmögliche Bedingung fein, daß ein fouveräner Staat ver- 
foräde, feine Verfaſſung nach fremdem Intereffe und Belieben entweder fo ober fo, oder gar 
nicht zu verändern. Denn das erfie Grundgeſetz für einen founeränen Staat ift es, feine Ver⸗ 
faflung, welche feine ganze würbige juriftifche Berfönlijkeit conflituirt und organifizt, frei nach 
ver Nationalüberzeugung von dem Bedürfniß und ber hoͤchſten Aufgabe des Volks zu beſtim⸗ 
men und fortzubilden. Negative phyſiſch unmögliche Beningungen, 5.8. „Du folft das Haben, 
wenn du nit in den Mond fliegſt“, find fogleich als erfüllt anzufehen, bei negativen moraliſch 
unmöglichen Bedingungen, 5.B. „Du ſollſt das haben, wenn du deine Schwefter nicht heitatheft, 
ober wenn bu morgen nicht fiehif!” tritt die Erwerbung ober Rückerwerbung ein, ſobald bie 
unmoraliſche Handlung entweder überhaupt oder in ver beftimmten Zeitfrift zugleich auch phy⸗ 
fiſch unmöglich ift. Doch erklärt das Roͤmiſche Recht, welches inhoneften Handlungen rechtlicher 
Berfönligkeiten die Wirkung für dieſelben Rechte zu begründen abſpricht, und welches «8 mit 
Recht für inhoneft Hält, ſich felbft Belohnungen dafuͤr auszubebingen, daß man nit etwas alls 
gemein und juriftiſch anerfannt Schändliches thue, folde Verträge für fhimpflih und ungül⸗ 
tig®), während e8 bei einjeitigen Erbedeinfegungen natürlich nichts Dagegen einzuwenden bat, 
wenn ber Teflator nur für den Kal etwas vermacht, wenn Jemand etwas Böfes nit gethan 
Hat. Wir würben fein Bedenken Haben, jene Beflimmung des Roͤmiſchen Rechts über Verträge 
auch auf ſtaato⸗ und vdlkerrechtliche Verträge anzumenben, da auch bei dem Volk und bet jeber 
politifhen Behörde oder Perſon vie wahre Rechtsachtung eine würbige achtbare jurififche Per⸗ 
ſoöͤnlichkeit und ihre Erhaltung als Grundbedingung vorausſetzt. Welcker. 


1) Belder, „SyRem ber dtechtswiſſenſchaft“. 1, 582 fg. 
3 Thibaut, — ling 6. 362. 1 — 


420 Beerdigung Beeten 


Beerdigung, f. Begräbnif. 

Beeten, Beten, Barden, Drbebden, Rotbbeden (Steuern). Eine — — 
wichtige Grundlage für freie Verfaſſung. Das Wort Beeten ſtammt von Bitten ab, 
Diefes beweifen ſchon die uralten lateiniſchen Überfegungen deſſelben (petitiones, precariae, 
rogationes, aud) census petitiones, petibilia und dona), fowie er urkundliche Zufammenhang 
‚von einem Bitten over Erbitten derjenigen Gaben, bie man mit diefen Namen belegte. 1) Nor 
zglich aber wird es beftätigt durch die eigentliche rechtliche Natur dieſer Gaben und durch ihre 
Geſchichte. Die Worte Beben, petitiones, precariae und dona find nämlid die uralten tech⸗ 
nifgen Ausprüde für die öffentlichen Abgaben over Steuern der freien Deutfchen, für Das, 
was man erft fpäter Steuern, auch Bitifteuern, Beifteuern, Subfivien, Hülfen, adjutoria, 
auxilium, nad) den Kerbhölgern für Ihre Berechnung aud) tallia, taille oder cisa und incisio 
nannte. Urfprünglich mochten vielleigt Steuern (Stiuora oder Stuora) von flur, flor, das 
beißt ſtark, alfo foviel als Verftärkung, Beifteuer, häufig nur Zufgüfe zu Beben bezeinen, 
während nachher die Ausprüde gleichbedeutend wurden, weshalb es in ben Urkunden häufig 
beißt: Steuern oder Beben (stura sive precaria vulgariter appellata) 2). Übrigens vereinigt 
fi) mit den angegebenen Benennungen aud vie Möſer'ſche Ableitung des Worts Beet vom 
nieberbeutfchen Worte Bät, d. h. Hülfe. Die richtige Anſicht aber, daß Beden nicht etwa Pri⸗ 
vatgutälaften, die man aud weder Bitten noch Hülfen genannt Haben würbe, fondern bie oͤf⸗ 
fentlihen Steuern der Freien waren, welche Anficht ſchon früher die gründlichſten veutfchen Pu= 
bliciften vertheibigten ®), Hat neuerli Eigenkrobt (f. die erfte Note) auf das gründlichſte und 
namentlich auch durch eine ganze Sammlung von Urkunden aus allen Jahrhunderten (177 fg.) 
erwieſen. 

Jenen Benennungen der Steuern und ihrer Wortbedeutung und namentlich dem Worte 
Beden entſprechen bekanntlich auch die hiſtoriſchen Rechtsgrundſätze über die Steuern bei den 
germaniſchen Voͤlkern. Stets waren nämlich die germaniſchen Fuͤrſten in Beziehung auf die 
Beſtreitung der Bedürfniſſe für ihre Perſon und die Regierung zunächſt angewieſen auf die 
Einkünfte großer Ländereien (Domänen in der fpätern Zeit), und Das, was fie noch weiter 
bedurften und was nicht etiwa Die von den beflegten Feinden gezahlten Tribute und Schagungen, 
namentlich der census von den Römern, und die im Fauſtrecht von dieſen auch allmälig ufur= 
patoriſch auf die Deutfchen übertragenen fogenannten nugbaren Regalien leifteten, das fonnte 

nur durch erbetene Beihülfen der Freien beftritten werben, durch freiwillige Gaben oder Ab⸗ 
gaben in dieſem Sinne. Es war mefentli für ven Rehtzuftand eines deutſchen Volks, feine 
auferlegte Schagung zu zahlen. Daher erwähnt e8 der alte ſächſiſche Dichter als eine beweifenbe 
Folge daven, daß nad) dem Vertrage Karl's d. Gr. mit den Sachſen viefe nicht als unterdrückte 
Feinde, fonbern als ein mit den Franken verbrüberter Volksſtamm leben foltten: fte Hätten we⸗ 
ber irgendeine Schagung noch einen Tribut (neque censum ullum, neque tributum) ge= 
zahlt.) Die Freien leifteten auf ihren Reichs— und Landtagen freiwillige Gaben, dona. So 
murben auch noch buch bad ganze Mittelalter hindurch Häufig Die Steuern genannt 5); fowie 
denn auch die Worte bitten bei dem Verlangen von Steuern und Beben für die Steuern eben= 
fall! duch das ganze Mittelalter hindurch gewöhnlich blieben. So z. B. verſprechen im Jahre 
1398 die Herzoge von Praunſchweig-Lüneburg feierlich: „dat wir die Bebe, de unfe Manne 
son ag Willekoren und to Hülpe gegeben hebben, von unfe Manne nit mehr bidden 
wolten.“ 

An dieſen großen deutſchen Rechtsgrundſatz aber, daß alle Abgaben nur von ber freien Be⸗ 
willigung der Bürger (ober fpäter ihrer erwählten Mepräfentanten) auögehen müßten, ſchlof⸗ 
fen fich ſtets vorzugsweiſe die Ausbildung, die Erhaltung und die Wieberherftellung ver freien 


1) Grimm, „Deutfche Rechtsalterthümer‘', unter beta. Eichhorn, — tegeſchichte“, 
$. 306. Cigenbrobt, „Über bie Natur ber Bedeabgaben” Oi 1826), ©. 76, 134. a 
2) Gubenus, II, 222; II, 156, und Sontheim, „Histor. Trev.”, u, 1. "Bergl. auch Eigen» 
brodt, a. a. D., &. 7 16, und in ben Urkunden, ©. 186, 194 und 204. 
5 ©; B. Grupen, „Discept. forens.“ ‚©. n. Struben, „Rebenflunben’‘, VI, 463. Eich⸗ 
. born, are fait", $ 8. 223,294, 306. Grimm, „Rechtsaltertfämer”, ©. 298. 
4) Poeta Saxo bei Leibniz in „, „Beck rer. Germ. 1,153, GEgingard, „Vita Carol.‘‘, Gap. 7. 
©. auch Grimm, a. a. O., ichhorn, a. a. 
5) „Ann. Lauriss.“ Ai — Ben Bert.” ei ann. 833, 835. Hinfmar, „De ord. saori 
Palat.‘' ‚2. Eigenbrobt, a. a. D., ©. 
6) Struben, „Nebenftunden“, IL, "3, Achnliches IL, 324. 
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Berfaffungen bei ven germanifchen Völkern an. Dies war namentlich auch bei ven Engländern 
der Fall, und ſchon in der Syftematifchen EncyElopäbie (Br. I, S. LVIII) wurben die merk: 
würdige Strenge, womit bid auf den heutigen Tag das engliſche Staatsrecht den alten Grund⸗ 
fag ſelbſt aud in den äußern Formen fefthält, und die großen Folgen davon nachgewieſen und 
die englifchen Rechtsſprichworte über ven Rechtsgrundſatz felbft angeführt. Auch die Deutfchen 
drüdten ihn verſchiedentlich duch Rechtsſprichworte aus; fo z.B. durch: „Frei Mann, frei 
But”, oder: „Sp wir nicht mit rathen, fo wir nicht mit thaten.“7) Es Eonnte dieſes wefentliche 
germanifche Urrecht wol ausnahmsweiſe, factifch und vorübergehend verlegt werben; es wurbe 
aber als das eigentliche Recht ſtets aufs neue rechtlich anerfannt und fanctionirt; namentlich in 
einer ganzen Reihe von Taiferlihen und Reichsgeſetzen von Karl d. Gr. an bis in bie neuern 
Zeiten, und zwar von Gefegen, melde auch eine willkürliche Belaftung der Hinterfaflen der 
geiſtlichen und weltlichen Gutöherren verbieten. ®) Insbeſondere eifern fie auch ſchon frühe da⸗ 
gegen, daß Das, mas etwa die Landleute einmal aus freiem Wohlwollen einem @rafen an Dien⸗ 
Ren und Gaben geleiftet hätten, von dieſem nicht zur Gewohnheit gemacht werben folle. 9) Ener: 
giſch erneuerte unter Andern auch Kaiſer Friedrich I. die Verbote einer Auflegung von Dienften 
und Abgaben ohne freie Bewilligung. 10) Auch die Rechtsbücher des Mittelalters ſtimmen Hier 
volltommen ein. So fagt der „Sachſenſpiegel“, II, 91: „Er (nämlich ver Richter, die Obrig- 
keit, insbeſondere auch die der Hinterfaflen) mag auch Fein Gebot, noch Heerfahrt, noch Bede, 
Dienſt, noch kein Recht auf das Landvollk ſetzen, es willige denn das Landvolk indgemein 
darin.” Ahnlich gebieten ſpätere Reichsgeſeze, fo z. B. der Reichsabſchied von 1542, 8. 53, 
ganz allgemein allen Reichsſtänden, ohne alle Rückficht darauf, ob in ihrem Gebiete Lanbflände 
in Übung waren oder nicht, daß fie fi über aufzulegende Steuern mit ihren Unterthanen ver: 
gleichen müßten 11), und die Reichsgerichte gaben Rechtshülfe gegen ſolche unbewilligte Steuern, 
welche Rechtshülfe die Unterthanen da, wo bie Landftände nicht in Übung waren, in freier ge: 
meinfhaftlicher Bereinigung dur) Errichtung von Syndicaten oder einzeln nachſuchen konnten. 
Auf dem Reichstage von 1670 Hatten fogar bie Reihsftände mit Stimmenmehrheit dem Kaifer 
ein Rechtsgutachten vorgelegt, nad welchem die Unterthanen auch ohne ihre freie Bewilligung 
die für die Landesbedürfniſſe „jevedmal erfodernden Mittel unweigerlich darzugeben“ ſchuldig 
fein follten. Aber der Kaiſer (Leopold 1.) verfagte demſelben feine Genehmigung und die Ge: 
feßeöftaft und erklärte vielmehr, „daß er fi} gemüßigt Halte, einen Jeden bei Dem, wozu er bes 
rechtigt und wie e8 bisher hergebracht ſei, zu beiaſſen“. Und der ehrenwerthe Pütter fügt 
Hinzu: „Diefe preismwürbige Erklärung hat feitvem manche Landſchaft nod für übertriebenen 
Steueranlagen und überhaupt für Despotismus gerettet.” 12) Mittelbar findet insbeſondere 
jenes germaniſche Urrecht feine Sanction in den allgemeinen gefeglihen Beftimmungen über 
bie Nothwendigkeit landſtaͤndiſcher Mitwirkung bei Beflimmung ver Rechtsverhältniſſe ver Bür- 
ger und des Landes ſchon von ver Entftehung ber Landeshoheit an (f. Abel [im Mittelalter]) 
Bis herunter zu der veutfchen Bundesacte. Da nämlich dieſes Recht ſchon an ſich ſtets ein weſent⸗ 
liches, in den Geſetzen und von den bemäßtteften praktiſchen Rechtslehren 13) anerkanntes Recht 
Der Deutſchen und ein waßrer wefentlier Grundbeſtandtheil des deutſchen Rechtözuftandes wie 
der landſtandiſchen Verfaffung war, ſodaß es nie deutſche Landſtände gab ohne dieſes weſent⸗ 
lichſte Recht, fo wird wol Niemand leugnen mögen, daß bie durch die Bundedacte zugeſicherte 
Wi teſtellung eines deutſchen Rechtszuſtandes und wirklicher deutſcher Landſtaͤnde dieſen 
ſchon in dem Begriff derſelben enthaltenen weſentlichſten Punkt ebenfalls zuſichere und beabſich⸗ 
tige, wie dieſes auch die einſtimmigen Erklärungen aller Gründer des Deutſchen Bundes in den 
Verhandlungen über die Bundesacte außer allen Zweifel ſetzen. Und nach deutſchem Staatd- 
recht war wol ebenfo wenig ald nad) der Logik von dem Bewilligungsreht das er he 
recht auszufchließen. Niemand dachte daran. Offenbar irrig iſt es, wenn Manche, z. B. Ci 


7) Häberlin, „Handbuch bes Staatsrechts“, “I, 32, 
9 S. * derſelben, namentlich au ältere, bei Eigenbrobt, ©. Aal‘ 
9) ©. . 8. das „Praeceptum pro ispanis“‘ von 844, Gap. Balz, 1,28. 
. 10) Ne judici precariam exactionem vel — im onere, absque provincia- 
lium —* —8 — „De contributione ”, Gap. 7, Nr. A. 2. 
„a0. 
8 Bitte, = Snctge € tet ber beutfien Reigenerfalung 1,974. 
2) 6. 8 A IV, 8.53. Böhmer, „Consul. ei Decis.“, T. 1, 
„Respons.“, Re. ee Pag "On —— in Steuerſfachen“, S. 17 ſg. Struben en 
Kunden”, D, Abth. 10, und außerdem Häberlin, a. a. D. 
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born und Eigenbrodt, blos daraus, daß auf den ſpätern fränkiſchen Reichstagen, welche vorzug⸗ 
lid) auch zum Zweck der Geſchenkeinſaummluug (propter dona generaliter danda, |. Hinkmar. 
a. a. O) im Herbſt gehalten wurden, ber Kaiſer die Größe des Staatöbevürfniffes befannt 
machte, ſchließen wollen, das freie Bewilligungsrecht habe aufgehört. Abgeſehen von ven frũher 
und fpäter anerkannten Rechtsgrundſäten und felbft von dem fortpauernden Namen Geſchenke 
(dona), fo darf man nur an England denken. Dort wird ja bei der Vorlage des Budget auf 
das Bebürfnif und zwar hoͤchſt beftimmt für jenen einzelnen Bunft angegeben, und doch befteht 
die volllommene Kreiheit des Bewilligungsrechts der Volförepräfentanten, welchen der König 
nad) geſchehener vollfländigerer oder unvollfländigerer Bewilligung der Regierimgsanträge 
jededmal für ihr „freies Wohlwellen“ öffentlich dankt. Auf ganz gleichem Irrthume beruht es 
auch, wenn diefe beiden Säriftfteller daraus, daß die fpätern Fersatfände alddann, nenn fie 
aur ald Repräfentanten ihrer eigenen Hinterfaffen handelten, in Beziehung auf die Gutthin⸗ 
terfaflen des Fuͤrſten die Abgaben nicht beſchränken, fliegen wollen, daß die Grundherren nd 
die Fürften ald Grundherren ein willfürlihes Belaſtungsrecht gegen ihre Hinterfaflen gehabt 
hätten. Diefes folgt aber gar nit aus der fo einfeitig aufgefaßten allgemeinen Landesreprä⸗ 
fentation. Und e8 widerſpricht vemfelben völlig das ganze vertragämäßige und Durch bie Volt: 
verfammlungen und Volkögeriäte diefer Hinterfaflen lebendig erhaltene wahre gegenfeltige 
Rechtaverhaͤltniß zwifchen ihnen und dem Butöheren, ſowie Dasjenige, was darüber in ven 
Art. Adel, Alodium, Bauerngut und Bauernfriege urkundlich ausgeführt wurde. Selbſt in ihrem 
Vaſalleneid mußten die Feudalherren ſchwoͤren, ihre Öinterfaflen nicht gegen die Verträge zu be= 
laſten. Es widerſprechen ferner ebenfo die vorhin angeführten allgemeinen Reihögefege. Eich: 
horn ſelbſt muß es im $. 303 als ganz allgemeine Regel aufftelfen, daß auch mit feinen Hinter 
faffen der Grundherr vertragemäßig im Genoffengericht Diefer Hinterfaffen über die Leitungs: 
pflichten verhandeln und entſcheiden laſſen mußte, ganz ähnlich wie der Lehns⸗ und Miniſterial⸗ 
herr im Dannen= und Hofgericht über die Vafallen- und Miniſterialenpflichten entfcheinen ließ. 
Auch viele von Eigenbrobt angeführte Urkunden ſprechen ausdrücklich von der Hinterfaflen und 
ſelbſt der Leibeigenen Bewilligung ihrer Abgaben. So z. B. beftimmte der Kaiſer Otto, daß 
von den Abgaben, welde der Voigt von den Hinterfaflen (von der familia) der Abtel St. Maris 
min bei Trier während des Jahres durch Bittſteuern in der Öffentlichen Verfammlung einnehme 
(petendo vel placitando), nur ein Drittheil dem Voigt und zwei Drittheile dem Altare zufallen 
follen. 1%) Cbenſo weifet nad einer Urkunde von 1559 das Genoflengericht zu Gamme das 
Recht zwifchen dem Kurfürften von Trier und feinem Voigt und den Hinterfaffen. 26) Factiſche 
Derlegungen wird man auch hier nicht zur Ableugnung bes Rechts felbft dürfen geltend machen. 
Niemand wird auch 5. B. das Steuerbewilligungsrecht der Städte darum ableugnen, weil zu: 
weilen von ihnen über bewaffnete Bittgeſuche, mit welchen bie Fürſten ankamen, und über Ges 
— geklagt wurde 1%); was an das Almoſenbitten mit dem Dolch in Gellert's Kabeln 
erinnert. 

Wichtig und einflußreich aber für alles deutſche Bedes oder Steuerrecht und für die fpäter 
noch vorzugäweife fogenannten Beben waren folgenhe drei Umſtände: 

Fürs erfle wurben fehr oft durch gemeinſchaftliche Verträge und freie Bewilligungen 
wiſſe regelmäßige Abgaben auch ſchon für die Zukunft, mithin als ſtändig — ja —* 
ſchon für beſondere außerordeniliche Fälle, z. B. für die Ausſtattung einer fürſtlichen Tochter, 
eine der Summe nach beſtimmte Beihülfe vertragẽmaͤßig beſtimmt (Eichhorn, $. 306). Dieſes 
war freilich hoͤchſt unpolitiſch von den Bewilligenden. Denn fo trat die Bewilligung in ven 
Hintergrund, ber Dank blieb aus, und man brauchte nur noch einen Schritt weiter zu gehen, um 
an die ſcheinbar unbewilligte Steuer einen Anfprud auf unbewmilligte Vermehrung zu kirũpfen 
(überhaupt die petibilia in potentabilia umzuwandeln). Auch mochte e8 öfter vorkommen, daß 
die Schug- und Landeöherren, wenn eine Bede aud nur für einmal oder einige mal bewilligt 
worden war, biefelbe als ftänbig bewilligt darzuftellen und in Obfervanz zu bringen fuchten. 
Dagegen eiferten gerabe nad) dem Obigen ſchon die Karolinger, und dagegen ſuchten ſich pie Be: 
willigenven häufig zu verwahren durch bie feierlichſten Reverſe (aͤhnlich dem oden angeführten 
ber Herzoge von Braunfhweigsfüneburg), baf die Bewilligung der Subflvien nur einem ganz 
freien Bofttolten der Unterthanen verdankt werbe. Daher ftammen felbft die Nauen mander 


14) &. Diploma ap. Hontheim, I, 472. 
Pr er, „Cod. dipl. Rhen. Mosell. “IR, 406. Gigenbrobt, „Urkunden“, @. 106 
n, „Observat.”, ©. 94. 
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Beben ober Steuern: Unpfliht, Ungelt, indebita ober injusta petitio, womit man dieſes aus⸗ 
brüden wollte, daß fie nur auf ganz freier Bewilligung ruhten. 17) Erzahlt ja voch ſeibſt noch 
aus fpäter Zeit Pütter,, daß ein Eleiner Reichsfürſt fogar eine freie Beihülfe feiner Unterthanen 
zur Heilung eined Beinbruchs, eine fogenannte Beinbruchsſteuer, noch viele Jahre nach feiner 
Heilung einzog und obfervanzmäßig zu machen ſuchte, bis vie Untertanen mit dem Reichäge- 
richt drohten. Manche Landesherren, um nit die Landſtände zur Erhöhung ber bewilligten 
vegelmäßigen Steuern verfammeln zu müflen, halfen fich lieber mit inbirecten Steuern und ihrer 
Erhöhung, worin fie bei geſchwächter Verfaſſung oft weniger fireng controlict waren. Von den 
tegelmäßigen Beben, Jahrbeven, Mai- und Herbſtbeden u. ſ. w. unterſchied man dann bie 
Nothbeden. - Diefes find außerordentliche Beben, melde für einzelne beſondere neuere vorüber⸗ 
gehende Bevürfniffe over Notfälle neu erbeten und bewilligt wurden. Die ältefien regelmäßigen 
Beben und Dienfte waren die Heerſteuern und bie Dienfle für den Krieg. Schon nad frühern 
und vorzüglich nad den unter Karl d. Or. auf dem Reichstage heiwilligten Gejegen wurden nicht 
6108 gewiſſe Dienfte und Lieferungen für das Heer geleiftet, fondern e8 hazten auch Diejenigen, 
welche nicht ſelbſt in den Krieg zogen, ven Auszie henden eine Beifteuer (adjutorium) für pie von 
den Lanpwehrmännern auf eigene Koften zu beſtreitende Ausrüſtung zu zahlen, melde Beis 
feuer aber Häufig die Beamten fi) zueigneten. Als nun in der Feudalzeit Ratt ver Landwehr⸗ 
beere die Grafen und Herzoge und übrigen Feudalherren felbfk und durch ihre Vaſallen allen 
Reichskriegsdienſt zu leiften übernahmen, fo war ed natürli und jenen alten reichsgeſetzlichen 
Bewilligungen gemäß, gewöhnlich aud durch die Landesverſammlungen ober befondere Bere 
träge neu beftimmt, daß bie nun vom Kriegsdieuſt Befreiten für dieſe Befreiung und zur Un⸗ 
terftügung des feubalen Reichskriegsdienſtes den Grafen und Gerzogen, überhaupt ihren naͤch⸗ 
ſten Schutz⸗ und Lanbeöherren beftimmte Beden oder Abgaben und Dienfte leifteten, welches 
auch bie Reichsgeſetze und ſchon die ältefte Reichskriegadienſtordnung (constitutio de expedi- 
tione Romana) feftjegten. 19) Diefe Beven hießen häufig auch Heerſchilling, Heerſchild, Ari— 
mannie. Außerdem entflanden auch ſchon frühe ſtändige Beben und Dienſtleiſtungen für den 
gerichtlichen Schug und die Ausübung der Berichtöbarkeit. Diefe, welche theils in Verbindung 
Randen mit früher bewilligten Dienflen und Abgaben zum Unterhalt und zum Transport ber 
Könige und der übrigen Gerichtöpräfidenten bei ihren Reifen zu den öffentlichen Verfanmluns 
gen und Gerichten, ſowie mit einem Anteil der Gerichtspraͤſtdenten an ben Öffentlichen Bußen, 
theils aud mit den vertragsmaͤßig übernommenen patrimonialen Schugverhälmifien, wurden 
in den — allgemeinen Verſammlungen (placitis) vertragsmãßig (placitando) 
beſtimmt. 


Sowie die Wehrpflicht ſelbſt und die Gerichtspflichtigkeit, überhaupt faſt alle bleibenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und bürgerlichen Pflichten, fo wurden fuͤrs zweite auch die Beben und Dienſte 
der Regel nach auf das Grundeigenthum gelegt und hießen daher aud) oft Urbeden, das heißt 
Steuern, die auf dem Urbaren lagen. 2°) Sie beſtanden auch, ebenfo wie fogar regelmäßig pie 
frühern Geſchenke auf dem Reichstag, Häufig in Raturalien aller Art. Daher gab es neben ven 
Gelbbeten Beetkorn, Beethafer, Beetwein, Beethühner u. ſ. w. Auch werden fie häufig nah 
beftimmten Zeiten, namentlich nad) denen für die regelmäßigen Volls⸗ und Geritöverfamm- 
lungen benannt, 3. B. Maibeeten, Herbfibeeten. B r 

Es wurden enpli für aritte im Mittelalter Häufig bie Besten, wamenilich bie ſtaͤndigen 
und auf den Grundſtücken haftenden, ganz ebenfo wie ja auch alle andern öffentlichen and Ho⸗ 
Heitösechte oder Regalien, wie bie Richter= und Schutz und Megierunpsrehte felbfk, wie bie 
Zölle und andere Steuern von Privaten, von geijtlichen und weltlichen Grundherren und Beam⸗ 
ten und Gorporationen aller Art erworben. Ste wurben ihnen theils von den Kaifern und von 
Reichöftänden verliehen, oder von Ihren ufurpirt ; oder fle wurden ihnen auch übertragen Durch 
freie Verträge mit folgen, vie fih ans dem unmittelbaren Staatsſchutz und flatt deſſelben als 
ihre Untertanen in ihren Privatihug und in ihre Hiriterfäffigkeit begaben. 

Diefe drei Umflände nun und norzüglic der letztere haben Viele zu dem Jrrthum verleitet, 


17) Lang, „Hiftorifche Entwidelung der deutfchen Gteuerverfaffung ”, S. 99. 

18) But Eichhorn, a.a.D., $. 223, 294, 306, und, Deutfches Privatrecht“, 5.51, 54. Eigen» 
brodt, a.a.D., $. 16 und 19, S. 65, 102. 

19) Eigenbrobt, a. a. O., $. 16 und 17, ©. 134, 182, 195, 202, 203, 211. Eichhorn, „Staates 
und Rat ichte”, $. 88, 171. 

M) Eihhorn, a.a.D., $. 306. Eigenbrobt, a. a. O., ©. 123. 
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die urſprůngliche und mefentliche öffentliche und die Steuer-Natur der Beden zu verfennen und 
fie als privatrechtliche Laſten oder, was das Bequemfte feinen mußte, als gemiſchter Natur 
anzufehen. Allein alsdann müßte man ebenfo gut andere Steuern und Hoheitsrechte ebenfalls 
als Privatlaften betrachten. Alles öffentliche Recht, ja die ganze Regierungdgewalt, nahm im 
Mittelalter durch die Privatfeubalverträge und die Bewerbungen von bamaligen over nachmali⸗ 
gen Privaten und durch Privatgefchäfte des Kaufs u. f. w. gewiſſermaßen einen privarrechtlichen 
Tharakter an. Die Privatverhältniffe dagegen erhielten ‚häufig einen öffentlien Charafter. 
Die Grundherrlichkeit z. B., mit welcher fi groͤßtentheils vie fpätern Gerichts⸗ und Landesho⸗ 
heitsrechte verfnüpften, wurde durch bie bffentlichen Schutz⸗ und Gerichtsrechte und andere of⸗ 
fentlichen Rechte, welche durch Verträge, Geſetze und Verleihungen mit ihr verbunden wurden, 
ſelbſt ein Öffentliches Rechtsverhaͤltniß. Es trat in ben Rechten und fo auch in den Ginfimften 
des Landes⸗ und Butöheren und in den Abgaben mehr oder minder eine Verwirrung und Ver⸗ 
mifhung ein, wobei indeß ungleich mehr wirkliche öffentliche Abgaben und Ginfünfte ſich anf 
eine jetzt unertennbare Weiſe in Privatlaſten und Einkünfte verloren, als umgekehrt. 24) Denn 
ſtets geftalten die Herrſchenden und Einfinfreihen die Sachen zu ihrem Vortheil. Diefe Ber: 
wirrung darf und aber nicht irreleiten, wenn wir heute die Rechte nad) ihrer rechtlichen Natur 
fondern und beflimmen wollen. Alsdann müſſen wir viejenigen Rechte für Bifentlich rechtlich 
erflären, welde erkennbar: 4) ihrer wefentlihen Natur nach Öffentlich rechtlich fine, wie Ge: 
richtorechte und Steuern; 2) welde and der Staatsgewalt und den öffentlichen Verhältnifien 
entſtanden, wie die nach allgemeinen Reichs⸗ und Lanvesgefegen begründeten Bebepflichten 
für den Heerbienft und für andere Staatsbedürfniſſe; welche endlich 3) wenn auch nad; Verträ: 
gen, vie urfprüngli ihrer Form nad privatrechtlich fheinen, doch blos als Gegenleiftungen 
für die Ausübungen der ihrer Natur nach dffentlihen Rechte, alfo z.B. für bie gerichtlichen 
and milttärifhen Schutzrechte, alfo ald Steuern für Sifentlihe Bedürfniffe begründet wurden. 
Wenn in fauſtrechtlicher Auflöfung der alten Staats- und linterthanenverhältniffe die Bürger 
beitebig neue Unterthanenverhältniffe eingehen Eonnten, warum follen biefe nicht als Untertha⸗ 
nenverhältnifie, als Öffentlich rechtlich betrachtet werben? In jeder Beziehung umb nad} den ges 
Thichtlihen Urkunden wie nach ihrem Namen erfcheinen num bie Beben als Steuern. Und es 
Eönnte natürlich Hiergegen gar nichts entſcheiden, wenn fi nachweiſen Tiefe, daß etwa einmal 
bei der in Deutſchland fo häufigen Namenverweihfelung irgendwo einer wirklich privatrechtll⸗ 
en Leiftung ver Name Bede beigelegt worden wäre; welches übrigens Gigenbrobt nach dem 
Studium fo vieler Urkunden nicht einmal zugeben will, fo allgemein ſtellen die Urkunden bie 
Beden als wirkliche Steuern bar. Wollte aber Jemand behaupten, eine wahre Steuer ſei durch 
eine Novation in eine wahre Privatgrundlaſt verwandelt worben, fo müßte er nicht blos die 
dazu nöthige beiberfeitige vertragsmäßige Einwilligung (L. 8. „Cod. denovationib.”), fondern 
aud die Rechtsgültigkeit einer ſolchen Verfügung über Bffentlihes Rechtsverhaͤltniß nachweiſen. 
Ber alfo in einem einzelnen Falle ausnahmsweiſe die privatrehtliche Natur einer Bede behaup: 
ten will, der muß viefe privatrechtliche Natur gegen den die Öffentliche Natur ausſprechenden 
Namen vollftändig beiweifen. 22) 

Die Wahrheit, daß die Beben Öffentliche Laften und alte Steuern find, iſt insbeſondere In 
unferer Zeit praktifc ſehr wichtig geworben. Cinestheils Hat nämlich bie rheiniſche und bie 
deutſche Bunbesacte den Standesherren und der reichsunmittelbaren Ritterfchaft alle Rechte auf 
Steuern, mithin auch die Beben, ohne Erſatz entzogen und ben ſouveränen Lanpeögerren zuge: 
wiefen. Anberntheils hat ber Grundfag, daß alle Unterthanen nach verhäftnigmäßiger Eleich⸗ 
heit, fowie zum Militärdienſt fo auch zu allen Steuern verpflichtet felen, und daß alle Überla- 
flung der Perfonen und Güter mit Steuern, daß alle doppelte Steuerlaſt ebenfo wie die Stener: 
befreiungen aufhören follen, in faft allen neuern Befeggebungen und Verfaflungen geftegt. 
Hieraus folgt denn mit Nothwendigkeit, „daß die Beben ſowie andere Steuern entweder in die 
Landesſteuer eingerechnet ober daß fie aufgehoben werben müffen. Wenn aber die Verwirkli⸗ 
Yung jener Grundfäge und der Gerechtigkeit nicht blos fheinbar fein ſoll, fo muß diefe Aufhe⸗ 
bung unentgeltlid für den Belafteten ftatıfinden. Diefes ift jedenfalls nothwendig, au wenn 
man jene hoͤchſt liberalen Beftimmungen des Deutſchen Bundes, melde bei Aufhebung einer an⸗ 
dern Öffentlichen Laft, der Nachſteuer, felbft nicht einmal für diejenigen zum Bezug verfelben 
Berechtigten, welche etwa aus tein privatrechtlichem Titel das Bezugsrecht ber Nachſteuer erwar⸗ 


2 Bergl. auch @igenbrobt, — a. O., S. 97 und $. 24. 
22) Eigenbrobt, a. a. O., 8. 5. 
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ben, einen Entſchädigungsanſpruch anerkennen (f. I, 108 fg.), auf die Bedeabgaben nicht an= 
wenden will. Die in der That hoͤchſt ungründlichen Anfichten aber, welche man gegen eine 
für die Verpflichteten unentgeftlihe Aufhebung vorgebracht hat, 3.8. daß dieſe Steuer, nicht 
aber andere alte Grundſteuern von felbft die Natur einer Privatgrunplaft erhalten hätten, oder 
daß, ohne Bereitelung des Princips ver Einführung einer gleichen Befteuerung nad) dem wah⸗ 
‚ren Werth und Ertrag der Grundftüde, der Staat diefelben doch alsdann höher und voppelt 
befteuern koͤnne, wenn der Privatbejiger diefelben wohlfeiler erwarb (wonach man auch die zu 
teuer erfauften frei laflen müßte), haben fon mehre Schriftſteller als völlig unhaltbar und 
ais zu den größten Abfurbitäten führend nachgewieſen. 23) Welder. 

i „Abolition, Begnadigungsrecht. Begnadigung im weiteſten Sinne iſt 
eine gaͤnzliche ober iheilweiſe Aufhebung ſtrafrechtlicher Nahtheile, welche gegen die Strenge 
pofltiven Stantögefeges durch die hoͤchſte Staatögewalt verfügt wird. Unter ihren Begriff ges 
Hört auch die Abolition und zum Theil felbft die Amneflie. Die Ammeftie, d. h. das zugefagte 
Vergeſſen (lex oblivionis), iſt nämlich entweder die rein voͤlkerrechtliche Zufage gegenfeitigen 
Vergeſſens, welde ſich verſchiedene Regierungen und Staaten unmittelbar gegeneinander ma= 
den. So iſt namentlich in jedem wahren definitiven Friedensſchluß ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend, als fich von ſelbſt verftehend, die gegenfeitige Zufage enthalten, daß in Beziehung auf 
ven bißherigen Krieg, auf feine Beranlaffungen, Gegenftände und Erſcheinungen alles Böfe 
vergeſſen ober Fein Gegenftand fernerer Verfolgung fein fol, insbeſondere aud nicht gegen bie 
Bundeögenoffen und gegen bie Unterthanen des andern friedenſchließenden Theils. h Ohne 
ſolche Aumeftie wäre gar kein wahrer dauernder Sriede, fondern nur Waffenſtillſtand abge: 
floffen. Oper die Amneftie iſt ihrem Weſen nad} eine flaatsrehtliche, d. h. fle bezieht fich zu⸗ 
naͤchſt auf vie eigenen Untertanen der zufihernden Regierung. Sie ſichert diefen dad Vergefien 
ober das nicht Eintreten unangenehmer Folgen wegen rechtswidriger ober feindlicher Maßregeln 
in. In diefem Falle verliert fie auch einen ſtaatsrechtlichen Charakter dadurch nicht, daß fle iv 
einem volkerrechtlichen Vertrag enthalten iſt, alfo auch nölferrechtlich verpflichtet. Durch die 
Bublication des Vertrags für die Untertanen wird fie ſtets auch ſtaatsrechtlich für dieſe gültig. 
60 fihern gewöhnlich die Friedensſchluſſe den Unterthanen auch von Seiten ihrer eigenen Re= 
gierung Vergeſſenheit zu wegen ber etwa zu Bunften bes andern friegführennen Theils gegen 
fie unternommenen rechtswidrigen ober feinvfeligen Handlungen. So beflimmt z. B. der erfte 
Variſer Frieden (1814) Art. 32 eine allgemeine gegenfeitige Amneftie zwiſchen allen Eriegfüh- 
enden Regierungen und ihren Untertanen. So die Wiener Gongrefacte Art. 22 zwiſchen 
Breugen und Sachſen. Sofern nun dieſe ſtaatsrechtliche Amneftie nicht bloße feinpfelige Maß⸗ 
tegeln, fondern wirkliche ftrafrechtliche Verfolgungen oder Nachtheile gegen Unterthanen auf: 
hebt, iſt fie eine Unterart der Begnabigung im weiteften Sinne und unterfcheidet ſich von der 
Beguadigung im engern Sinne nur eineötheild dadurch, daß fie allgemein gegen eine ganze 
Claſſe individuell nicht beflimmter Berfonen ausgeſprochen wird, anderntheild dadurch, daß fie 
ihrem Begriffe nach als gänzliches Vergeſſen jede nachtheilige rechtliche Kolge des Vergehens 
audtilgt , wenn dieſelbe auch fonft, ſowie z. B. in England der bürgerliche Tod, durch eine ein⸗ 
fache Begnabigung nicht von felbft follte audgetilgt fein. Sie iſt alfo vortheilhafter und ehren: 
voller ald die Begnadigung. So weigerte ſich bekanntlich jener enle muthige Schwebe (Haupt: 
mann Lindberg), welder nach einem veralteten abſcheulichen Preßgefeg zum Tone verurtheilt 
war, unerfchütterlih ſtandhaft, jebe individuelle Begnadigung anzunehmen, mas nad ſchwedi⸗ 
ſchem Recht von feinem Willen abhängig war, und erklärte, lieber durch feinen Tod feinem Va⸗ 
terlande die Zurucknahme des durchaus verwerflihen Geſetzes erzwingen, als eine individuelle 
Begnadigung von dem angeblich durch ihn beleidigten Könige annehmen zu wollen, da er doch 
nur auf ehrenhafte Weife feine Bürgerpflicht erfüllt hatte. Europa war gefpannt auf den Aus- 
gang, und des Könige auswärtige Gegner triumphirten parüber, ihn, wie fie glaubten, in eine 
unauflößliche Berlegenheit vermidelt zu ſehen, da er den unglücklichen Proceß doch meer durch 
ein Todesurtheil eines ſolchen Mannes bei folder Beranlaflung, noch auch durch eine völlige 
zurũcknehmende Bernictung des Proceſſes felbft ehrenvoll beendigen konnte. Der bewunbernd- 
Wörbige kluge Fürſt aber bereitete fi) auß dieſer Verlegenheit felbft einen Triumph. In ver 


23) Erome, „Das Stenerwefen aus dem rechtlichen Gefichtepunkte betrachtet’ (Hilbesheim 1812), 
und Krönde, —— — über ſtaatswirthſchaftliche Gegenflände” (Heidelberg 1810), IV, 276 fg. 
©. auch Eigmbrodt, a. a. D., $. 26. . 

1) Vergl. Martens, „Einleitung in das Vollerrecht“, 6. 397. 


4% Beguadigung 

Form einer allgemeinen Amneftie für alle politifgen Vergehen, melde etwa mährend des Lan 
fes feiner ganzen Regierung zur Unterfugung gefommen oder abgeurtheilt fein möchten, befahl 
er nämlih, Dem oder Denen, welche es beträfe, die Türen des Gefängniſſes zu Öffnen und ven 
Wiedereintritt in ihre ſtaatsbürgerlichen Ehren und Rechte freizulaflen. Dabei aber ergab ſich 
nun ein Refultat, welches vorzugfid durch die Vergleihung mit manden Theorien und man⸗ 
Gem andern Lande feit der allgemeinen europäiſchen polittihen Bährung, in welde des Könige 
Regierung fiel, und mit ven befondern Verhältniſſen feiner beiden Reiche, zu feinen Gunſten 
ausfiel. Den Thron des einen, welches früher fo Häufig von Parteien zerriffen war, Hatte er durch 
eine Revolution, den des andern noch auferbem durch Eroberung gewonnen und beide dennoch 
ganz nach ihren ungemein freien VBerfaffungen regiert, dad eine fogar nach ber freieften im 

Europa, die noch dazu dieſem Volke ganz neu und ungewohnt war. Dennod kam num zu Tage, 

daß während ber ganzen liberalen und gefeplichen Regierung dieſes Fürſten nur noch zwei ans 

dere politiſche Strafurtpeile gefällt waren, welche auch ſchon vie Eönigliche Gnade vor ber gegen 

wärtigen ehrenvollen gänzlichen Austilgung wefentlich gemildert hatte. Wegen politifher An⸗ 

Elage verhaftet aber fand fid) außer dem einzigen Lindberg Niemand. Die allgemeine Amneflie 

nun konnte und wollte dieſer natürlich nit ausſchlagen. Sein politiſcher Heldenmuth aber bes 

wirkte feinem König, als deſſen Feind man ihn angeklagt hatte, ven Höchften Ruhm und feinem 
Lande die alsbaldige Aufhebung eines ſchändlichen und ſchaͤdlichen Geſetes. ( Weitered über vie 
AUmneftie insbefondere |. oben in dem Artikel über dieſes Wort.) 

Bei der Begnadigung im engern Sinne unterſcheidet man wieder bie Begnadigung Im eng> 
fien Sinne, welde für eine oder mehre beftinmete Perſonen, nach bereits deſinitis gefälltem 
Strafurtheil, die ſtrafrechtlichen Übel ganz (agratiatio) oder theilweiſe (mitigatio) auf dem 
Wege der Gnade austilgt, alfo das Recht der Strafmilverung wie der Straferlaffung enthält, 
und Abolition, welche vor dem gefällten Uxtheile den Vroceß felbft mit feinen Folgen aufhebt 
ober niederſchlägt, fobaß entweber die Einleitung der Unterſuchung gar nicht erfolgt ber die 
eingeleitete aufgehoben wird. Werben blos Folgen der erkannten Strafe, wie 5. B. Berkuft ver 
CEhre des Amtes u. f. w. aufgehoben, fo nennt man dieſes Restitulio ex capite gratiae. 

Alles Begnadigungsrecht im weiteften Sinne, oder das Met, Begnadigung aller Art aus⸗ 
aufbrechen, fteht, wie die nachherige Begründung deſſelben noch vollftändiger rechtfertigen wirh, 
als ein wahres Souveränetätö= oder Majeftätärecgt nur dem Sonverän, alfo in Monarchien, 
wenn fie irgend noch ihrem Namen entſprechen follen, dem Monarchen zu.) Diefem ertheilt es 


2) Diefer Anficht des „Staats« Lerifon‘ beiſtimmend, ſchreibt mir ein geachteter Rechtögelehrter 
jegen eine abweichenbe neuere Auſicht, welche aus Berfehen in dem Art. Amneſtie eines andern Herrn 
ohne Gegenbemerkung abgebrudt wurde, Folgendes: „Es hat fi in neuerer Zeit (f. andy 
Bluntſchli im « Staatswörterbucdh», Art. Amme ſtie) die Anficht geltend gemacht, daß bie Amneflie, in⸗ 
ji fie ſich auf innere Umtoälzungen bezieht, weſentlich einen gefeggeberiichen Tharalter Habe: fie bes 
eie keineswegs einzelne genannte Schuldige von der geientichen Berfolgung und Beftvafung, fordern 
fle * de Anwendung ber Straſgeſetze überhaupt für eine ganze Gattung oft ſehr verſchiedener Rechtes 
verlegungen völlig auf. Sie fei deshalb nicht blos eine pi allge Dispenfation von bem ‚ fons 
dem eine ausnahmswelfe —— bes Geſehes. Nach dem conſtitutionellen Staatereqͤſte aber 
fei das Staatsoberhaupt leineowego über bie Kechtsordaung geſtellt, ſodaß es bie Geſehe nicht zu achten 
brauchte und einfeitig aufheben bürfte, fondera es habe ie Phi, das @efch, bas es ſelbſt, unter Bus 
flimmung der Reprälentanten des Voils, gegeben habe, zu achien, und baffelbe nur mit biefer Zuſtim⸗ 
mung aufzuheben, biefelbe alfo auch vor dem Erlaſſe einer Amneftie der gedachten Art einzugolen. Is 
Nothfaͤllen konne ſich wol eine proviſoriſche Siftirung der Wirffamteit der Geſetze rechtfertigen, bie befls 
sitine Außerkraftſetzung derſelben aber fei ein Act der gefeßgebenden Gewalt. Diefer inficht gemäß ents 
halten einige neuere Berfafiungsurlunden, z. B. bie preußiſche im $. 48, die Beftimmung der Nothwen⸗ 
bigfeit der Buflimmung ber Kammern zu foldyen Aunneßieertbeifungen. Die Ieptern lonnen jedoch, for 
jern Beine pofitiv gefegliche Aufhebung des natürlichen Rechts vorliegt, nur allein non dem Staatsober⸗ 
haxipte ausgehen und an bie Genehmigung der Landſtaͤnde nicht gebunden fein. Sie finb nur Dispen⸗ 
fationen wor ber Anwendung des verlegten ©efehes und ihrem Weſen nach Begnabigungen, mögen fie 
auch nicht im woraus ein beſimmtes Inbividunm und befien firafdare Handlung im Simme haben. Wo 
die Amneſtie wirkſam wirb, wirkt fe ale Begnabigung und nicht weiter; das bleibt — 
taſtet und wird nicht mehr außer Kraft geſeht, als dies in jebem Degnahigung geſchie ht. Die 
Größere Anhäufung der Begnadigungefälle, welche möglicherweiſe aus einer Amneſtie hervorgehen Tann, 
macht diefe zu feinem gefeggeberiichen Act. Der Drang ber Umftände, welche oft bie Iımneften hervor ⸗ 
zuft und ie fie fofort ins Leben treten zu laflen, läßt eine ſolche der ar 


un, 
anwalt in rung iu den meiften Fällen ebenſo lig ala unm erfcheinen. 
wülrde oft bie mit ber Amneſtie verbundenen Zwecke völlig —5 — —* doch ii —E weienb 
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als eine Prärogative der Krone auch das engliſche Staatsrecht. Mur können dort, wo die hoͤchſte 
Gewalt im Allgemeinen vera Parlament, das Heißt dem König, dem Oberhaus und dem Unter- 
haus in ihrer Vereinigung zu der Einen moraliihen Perſon des fouveränen Geſetzgebers, zus 
geſchrieben wird, die mit der Berurtheilung über die höhern Verbrechen (Felonie und Berrath) 
verbundenen Nachtheile des bürgerlichen Todes blos allein durch einen Parlauentsſchluß auf: 
gehoben werben. Im Deutſchen Reiche, in welchem fpäter noch vollftänbiger faſt der ganze In- 
begriff ber fouveränen Regierungsgewalt nicht dem Kaifer, ſondern der moralifhen Perfon von 
Kaifer und Reichsſtänden zufland, und mo auch diefe Regierungdgemwalt wiederum durch die 
halbfouveränen und landesherrlichen Rechte beſchränkt war, befaß der Kaiſer nur Begnadigungs⸗ 
recht in Veziehung auf Die vom Reichshofrath gefällten Straferkenntniſſe, weniger unbeſtritten 
in Beziehung auf die reichskammergerichtlichen, weil bei dem Reichskammergericht Kaiſer und 
Reid, gemeinſchaftlich concurrirten.e) In Republiken Hat natürlich der fouveräne Körper das 
Begnadigungsrecht, z. B. in Athen die große Volksverſammlung.“) Mande behaupteten 
war, das Begnadigungsrecht im engften Sinne könne nur ein Wonach haben, und Montes⸗ 
quieu möchte e8 fogar nur auf ven conftitutionellen Monarchen, der nicht felbft Mecht fpricht, be⸗ 
ſchränken. Allein nur foviel läßt ih fagen, daß ed fi} für ihn am beſten eignet, daß «8 viel Un⸗ 
natürliches hat, wenn die Gewalt, weiche heute Urtheile macht, fe morgen felbft aufhebt, daß 
das Begnabigungsredit in Repußlifen leichter ſchädliche Verwickelungen und Berwirrungen ers 
zeugt. Ts Fönnen endlich in einer Deöpotie, deren Haupilebenskraft die Furcht vor ben Despoten 
und feinen Satrapen ift, und mo weder einerfeltö forgfältige Heilighaltung objertiver allgemei⸗ 
wer Geſetze, noch auch anderntheils eine große Sorgfalt für ven billigen Rechtsanſpruch des 
einzelnen Bürgers in jedem befonvern Kalle eine begnabigungsweife Ausgleichung zwiſchen bei> 
den Rüdjichten erheiſcht, Begnadigungen als ſchädlich und unndthig erſchelnen. &8 gilt hier 
das Brincip : ein Ausfpruc der Gemalt — welcher hier das hoͤchſte Geſetz ift, darf nie zurückge⸗ 
nommen werben, aud wenn er noch fo verlegend und unfinnig wäre. Es würde dadurch die 
ſllaviſche Furcht und der blinde ſtlaviſche Auctortätsglaube zerflört werden. Weshalb auch in 
Perfien (nach Chardin) Niemand den König um Gnade für einen Verurtheilten bitten darf. 
Auch unter Noms Imperatoren war e8 Todedrerbrechen. 

‚Hiermit aber find wir zur Frage über die rechtliche und polittſche Suläffigkeit und Heilſam⸗ 
feit des Begnadigungsrechts und zu ver Begründung deſſelben gekommen. Auf den erften Blick 
erſcheint allerdings ein Begnadigungsrecht bes Regenten als verwerflih. Es fheint, wie ec 
Kant betrachten wollte, eine ihm zugeflanbene Befugniß, fonveräne Willfür auszuüben und 
den geraben Lauf ber Gerechtigkeit zu hemmen, ja eine Befugniß, vielleicht kränkende und oft 
unerträgliche parteiiſche Gunſt gegen einzelne Berfonen oder einzelne Parteien auf Koſten an= 
derer Bürger auszuüben und durch perfönliche Milne gegen Verbrecher Härte und Gefahr gegen 
ble Unſchuldigen und Geringſchäzung der Gefege zu begründen. Ja es kann als eine Befugniß 
erſcheinen, durch Begnadigung angeflagter Minifter und Staatöbeamten deren ganze Verant⸗ 
wortlichkeit und fomit allen Damm gegen deöpotijche Willfür und Bolksbedrückung aufzuheben, 
Und wer wollte wenigftend ableugnen, daf das Begnadigungärecht höchſt verderblich mißbraucht 
werden inne! Allein ver mögliche große Misbrauch Toll billig ebenfo wenig dem willigen Zu: 
geſtaͤndniß dieſes Rechts an ven Souverän im Wege fiehen, als dem Zugeftänpniß eined Frei⸗ 
heitörecht3 am die Bürger. Nur foll er hier wie dort ſchützende Formen oder Beſchränkungen 
veranlaflen, bie das an ſich wohlthätige ober natürliche Recht ſelbſt nicht zerſtbren. Durch den 
Mangel einer richtigen Begründung dieſes Rechts und durch falſche Anfihten vor demfelben, 
feit dem Mittelalter, 4. B. durch feine Zurkdführung auf pad von Gottes Gnaden und auf bie 





lich abſchwaͤchen.“ — Das Staatsrecht mehrer Länder hat ſich auch ber Anficht angefchloffen, welche das 
Abolitionarecht als principlos verwirft, Wir bemerken hier nur, daß die ae ee von Bels 
‚$.73, und bie von Baden, $. 15, nur ben Erlaß ober bie Milderung erfannter Strafen dem 
astsoberhaupte geftatten, ba bie Berfaffungsnrfunde von Baiern, Tit. VI, 8. 4, bemfelben aus⸗ 
drucllich Die Abolition unterfagt, mb bie Mungsurfunde von Preußen, in $. 49, fie an die Bus 
Rimmung der Kammer bindet. Andere Berfaffungsurfunden dagegen geftatten ansbrädlich dein Sou⸗ 
verän auch Das re . B. die fächftfche im $. 52, die haunoverifche im $. 9, die würtem⸗ 
Pi Fi Ar fur & im $.97, bie ſachſen⸗ koburg⸗ gothaiſche im $.140, und die Brauns 
im 
3) Mofer, „Bon ber beutfchen Juſtizverfaſſung“, 1, ©. 2, $. 12. 
4) Demoftgenes, „In en Er 4 
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ſchon in ber Theologie verwirrende Lehre von göttliher Gnade hat indeſſen daſſelbe viele und 
bebeutende Gegner gefunden, früher ſchon Plato 5) und Cicero), fpäter viele ältere Crimina⸗ 
liſten und, mit Paftoret und Servin, auch Filangieri 7), Tieftrunk®) und Andere, 

Das Begnadigungsrecht hat feine Grundlage in den höchſten Aufgaben und Bedingungen 
des Rechtszuſtandes und des Straftechts. Zur Sicherung nämlich gegen Willfür ver Richter 
und damit fie weder nach Eigenwillen und Laune, nod nach etwaigen von ihnen felbft ober 
durch verfehrte Gewohnheiten gebilveten ſchlechten Negeln Handeln, banıit zugleich endlich alle 
Bürger voraus wiffen können, welche rechtliche Folgen ihre Handlungen treffen werben, müflen 
von der Regierung zum voran fefte allgemeine Geſetze entworfen und die Behoͤrden und Ride 
ter ftreng nur nad) ihnen zu richten und zu verfligen angewieſen werben. Nun aber ift es ge⸗ 
wiß, daß felbft Die beften Geſetzgeber in ihren pofitiven Geſetzen nicht alle eigenthũmlichen Ber- 
ſchiedenheiten aller wirklichen Bälle, Berhälmiffe und Berfönlichkeiten und alle Veränderungen 
derfelben und der Umftände zum voraus umfaflen, berückſichtigen und ven wahren Bedürfniſ⸗ 
fen ver Gerechtigkeit und des Staatswohls entfprechend beftimmen Können. Es müffen alfo die 
allgemeingefeglichen Entſcheidungen In einzelnen Fällen oft weniger paſſend, oft unndthig und 
ungerecht hart ausfallen, mit der Moral und höhern Gerechtigkeit in Widerſpruch kommen. 
Diefes muß ganz befonbers eintreten bei Strafen, welde nad) ihrem Grund, nämlich nad) ver 
Schul und dem verderblichen Einfluß derſelben, fowie nad ihrer eigenen Wirkung auf ven 
Verbrecher und bie übrigen Bürger Immer auf dad Innere des Menfhen, auf die zum Theil 
fehr verſchiedenen, ſchwer nach allgemeinem Maßſtab zu berechnenden Innern Seelenverhältniffe 
und Gefühle zurüdführen, zugleich aber gerade die heiligften und zarteften Berhältnifle der An- 
geklagten und des Volks betreffen. Auch Tann jeder Civilproceß feiner ganzen Form nad) als 
eine Art von Vergleich angefehen werben. Stets wenigftens konnten in Civilfachen die Parteien 
durch Schiedsgericht oder Vergleich ſelbſt die höhere Gerechtigkeit mit dem Geſetze In jebem be⸗ 
ſondern Falle vermitteln, wozu fie fogar der Richter auffodern muß. Aud in Berwaltungefa= 
Gen kann bie Bermittelung durch die hoͤhern Berwmaltungsbehörben eintreten. In Eriminalfar 
Gen aber würbe ganz beſonders vie ftrenge Vollziehung ver nach einem blos ohngefähren allge: 
meinen Maßſtab entworfenen pofitiven Geſetze, es würde das fireng formelle Recht zu einem 
materiellen Unrecht (summum jus summa injuria) werden. Sie würbe oftmals nad dem Ger 
feg verdammen, wo dad Gewiffen und bie Öffentliche Meinung losſprechen. Geſetz und Gerech⸗ 
tigfeit kommen alfo Hier durch Die menſchliche Unvollkommenheit miteinander in Streit. Wenn 
alfo irgendwo, fo iſt im Strafrecht eine billige Ausgleichung ver wahren Foderungen der hoͤch⸗ 
flen Idee der Gerechtigkeit forwie des wahren öffentlichen Wohle mit jenem firengen formalen 
Geſetzesrecht nöthig. Befonderd merben Lebens = ober Immerwährende Gefängnißftrafen oft= 
mals im Verhaͤltniß zu ver befondern That bie Gerechtigkeit und Humanität ſchwer verlegen, 
wenn feine Ausgleichung des materiellen Rechts mit dem formellen einträte. Deshalb wir bie 
Hälfte der zum Tode Verurtheilten fait überall begnabigt, in Schweden fogar in den Jahren 
1850 — 54 von 4351 Verurtheilten 397. Schon vielfach ſuchte man jenen Streit zu Iöfen. 
Plato wollte in der rein tvealen Republik eben wegen jener Steifheit und Unbehüuͤlflichkeit ber 
allgemeinen pofitiven Geſehe und wegen ihres hartnädigen Eigenfinnd, womit fie auch bei 
eigenthümlich veränbertem Verhältnig und Vebürfni ver einzelnen Bälle, auf eine unnöthig 
verlegende over verkehrte Weiſe, dieſelben ihrer allgemeinen Formel unterorhnen, feine Staats⸗ 
behörben, fatt ihnen durch ſolche Gefege die Hände zu Binden, Leber im Allgemeinen blos auf 
die jedesmalige Anwendung ber hoͤchſten Grunpfäge der Gerechtigkeit und des Öffentlichen Wohls 
auf jeven befondern Ball anweifen. Aber fein poetifivendes Ideal fegt ausdrücklich Höher er⸗ 
leuchtete göttergleiche, durch Keine menſchliche Einfeitigkeiten und Leidenſchaften irregeleitete 
Philoſophen, die das Göttliche rein ſehen und rein wollen, als Lenker ver Staatsangelegenhei⸗ 
ten voraus. Da er aber recht wohl wußte, daß dieſe auf Erben nicht gefunden werben , fo ſah er 
ſelbſt ſich gendthigt, in feinem dem wirklichen Leben angenäherten Werke „Über bie Gefege" doch 
wiederum bie Herrſchaft der poſitiven Staatsgeſetze über alle Behoͤrden zu ſetzen, fie als ben all⸗ 
gemeinen abſoluten König zu erkläͤren.) Ein neuerer Politiler, Craig, nachdem er mit dem 


Ir 
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9) Mato, „Poli“ unb „De Ya „ 9. "413, 473, 419; VI, 634; „De Legib.”, IV, 71% 
715; V, 739; IX — „Polit.“, I 
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glänzenbften Scharfiinne alle Einfeitigkeiten dieſes Bindens an pofltive Geſetze, alle Gefahren 
einer ſchwierigen, mühjamen, fo oft der Chicane dienſtbaren Auslegung und pojltiven Juris⸗ 
prubenz audgeführt, glaubte in dem natürlichen Gerechtigkeitsgefühl oͤffentlich richtender Volks⸗ 
gerichte Hülfe zu finden. Nur fegt er voraus, es müßten und würden dieſe Berichte al8 ihr höch⸗ 
ſtes Geſetz ven Grundſatz befolgen, ſich ſtets Tebigtid) nur durch dieſes Gerechtigkeitsgefühl leiten 
zu laflen und ag gar fein pofitived Geſetz, keine Gewohnheiten, Leine Obfervanzen over 
Präcedenzen ſich zu bilden unb zu befolgen. 20) Aber — um von allem Übrigen abzufehen — 
fo ift es klar, daß ſchon an dieſer irrigen Borausfegung das Banze fheitern würde. Alsbald 
würben fiher fo, wie bisher überall, die Berichte durch oft fehlechte, oft halbverſtandene und 
falſch ausgelegte Befege oder Präcedenzen fid leiten laſſen, auch durch deren icandfes Vor: 
ſchůhen ihr beſſeres Rechtsgefühl beſchwichtigen und ſich und Andern die Ungerechtigkeit der Ent⸗ 
ſcheidung beſchoͤnigen Unter folgen Umſtaͤnden nun werben wir alſo, zur beſſern Loͤſung ver 
großen Aufgabe, die Behörden und Richter zwar ſtreng an @efege, und dann natürlich an mög= 
üichſt wohläberlegte Gefege binden. Wir werben aber anderntheild die daraus entſtehenden un= 
gerechten und unnoͤthigen Härten dadurch befeitigen, daß wir der founeränen Gewalt dad Recht 
einräumen, dieſelben nad) ven höchften Grundideen ber Gerechtigkeit und des Staatswohls in 
ihrer Anwendung auf einzelne Bälle aufzuheben, foweit nur dadurch nicht felbft die geſetzlich er: 
worbenen Rechte anderer Bürger verlegt werben. Hierauf nun beruht das Begnadigungsrecht. 
68 fol beſſer als Plato und Craig jenen Widerſpruch zwiſchen Geſetz und Gerechtigkeit Iöfen, 
enthält alfo feiner Beſtimmung nach nicht die Abficht, für ven Souverän Willkür und willkür⸗ 
liche Störung der wahren Gerechtigkeit zu begründen. Es ſoll aud nicht, wie die frühefte Art 
der Begnabigungen, die Aſyle, wodurch man ebenfalls gegen graufames Recht und feine flarre 
unerbittlihe Durchführung Hülfe ſuchte, den Straferlaß vom Zufalle abhängig mahen. Es 
beruht auch nicht auf blos politifchen Gründen und noch weniger auf einem göttlichen ober despo⸗ 
tifchen Recht der Könige. Es foll vielmehr auf eine vernünftige Weiſe die wahre Gerechtigkeit 
und das Wohl des Staats ihren eigenen Ideen gemäß da verwirklichen, wo der Souverän nach 
reifer Prüfung mit feinen Räthen zur Überzeugung gelangt, daß die Vollziehung pofitivgeſet⸗ 
licher und gerichtlicher Nachtheile in einem beflimmten Falle als ungerechte over doch unnöthige 
und dem Staatöwohl nicht förberliche, alfo ald graufame und unpolitifhe Härte erſcheinen, ber 
Straferlaß alſo der vernünftigen öffentlihen Meinung entfprehen würde. So muß z. B. im 
Allgemeinen gewiß das Gefep jede revolutionäre Unternehmung, auf einem irgend gewaltſamen 
ungefeglien Wege die Verfaflung zu ändern, gerade als das gefährlichfte und ſchwerſte Ver⸗ 
brechen beftrafen. Gefegt nun aber, in einem Lande wäre durch ſchlimme Berathung bed Kür: 
ſten von der Regierung jelbft allmälig ein verfafjungswibriger ober doch hoͤchſt nachtheiliger 
bebrüdender Zuftand des Landes ausgegangen. Ein Theil der Unterthanen, ohne felbftfüchtige 
nieberträchtige Abfichten, blos empört über das Unrecht und das öffentliche Verderben, und in 
Der Abfiht, ihrem Vaterlande und ihren unglüdlien Mitbürgern zu helfen, bewirkten, an der 
Wirkſamkeit gefeglicher Mittel verzweifelnd ober verfelben beraubt, mit ungefeglichen eine Ver⸗ 
faffungsveränderung und Fürft und Volk freuten ſich dann des bewirkten neuen beſſern Zuflan= 
des. Denuoch fönnte hier ver Staatsrichter nad) feinem poſitiven Gefeg die ſchweren Hochver⸗ 
rathoproceſſe und Strafen nicht erlaffen. Aber enle Regierungen und Bürger, im Befig der 
nen Wohlthat, Eönnten fie mol deren Urheber ald die ſchwerſten Verbrecher verfolgen? Die 
Geſchichte zeigt vielmehr, daß fie durch Begnadigung folde — und grauſame Ver⸗ 
lezung der Billigleit und hoͤhern Gerechtigkeit von ſich entfernt hielten. 

Aus dieſer Begründung ergibt ſich, daß das Begnadigungsrecht ein von ber Geſetzgebung 
verſchiedenes Regierungsrecht ift, alfo ver Regierung zuſteht. Es ergeben ſich auch die Beſchrän⸗ 
kungen des Begnadigungsrechts, welche ven Regenten entweder nad) dem Staatsgeſetz oder 
wenigſtens nad) feiner eigenen Erwägung der Verhaältniſſe beſtimmen ſollen. Er kann fürs erſte 
vrivatrechtliche Nachtheile, Privatgenugthuungen und Privatſtrafen, wo fie ſtattfinden, zum 
Schaden des Berechtigten nicht aufheben, ebenſo wenig als er zum Nachtheile eines Bürgers die 
geſetzliche und gerichtliche Strafe durch Cabinelsjuſtiz irgend verſchärfen darf. Durch Beides 
würbe er ja gegen das Geſetz, welches Allen zur höchſten Garantie ihrer Rechte gegeben iſt, die 
Bürger in ihrem beftehenden Rechtözuftand verlegen. Das englifche Recht fließt daher die Be= 
gmadigung aus, wenn Privatgenugthuung der Hauptzweck der gerichtlichen Verfolgung des 
Verbrechers ift, und wenn auf eine Popularflage daß fiscaliſche Verfahren eingeleitet if, wobei 


10) GSralg, „Grundzüge ber Politik“, 1, ®. 2, Cap. 1 fg. 
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ber Angeber ein wohlerworbenes Recht auf feinen Antheil an der Strafe hat.11) Menigftene 
darf jevenfalls ver Gegner nicht hindern, daß bei echobener Injurienklage der Richter das Un: 
recht ver Ehrenkränfung ausfpricht. Aus ähnlichen Gründen wird wenigftend ein weifer und 
gerechter Regent, auch felbft ohne pofitivrechtliche Beſchränkung, doc inſoweit eine Begnadi⸗ 
gung unterlaffen, als fie für Ehre und Rechtsſicherheit anderer Bürger kräänkend wäre, 5.8. 
wenn auf auffallende Weife nit die blirgerlihen Mörver oder Beleiniger eines Adeligen, wol 
aber bie aveligen Verleger eines Bürgerlichen begnadigt würben. In einer conflitutionellen 
Berfaffung, in welcher für Die Rechte und Interefien ver Blirger die Sprache frei ift und Fräftige 
Mittel gegeben find , fowie in England , da finden der Fürft und feine Räthe in ber öffentlichen 
Meinung leicht die Grenzen , wie weit fie, ohne bedenkliche Vorwürfe wenigſtens für bie Iegtern 
zu begründen, gehen bürfen. 

Eine fernere in der Natur der Sache liegende Beſchränkung des Begnadigungsreqhts iſt es, 
daß in einem conftitutionellen Staat, wo die ber Regierung gegenüberſtehenden conftitutionels 
len Behörden, namentlich bie Stände, das Recht haben, die Beamten, insbeſondere vie Mini- 
ſter, zur Strafe zu ziehen und dadurch ihre eigene Stellung, Wirkfamkeit und Ehre und bie 
Verfaifung rechtlich zu fhügen, der von denſelben Miniftern berathene Regent nicht durch Bes 
gnabigung jene Rechte der Stände ganz vereiteln darf. Ein ſolches Begnabigungsreht würde 
bie Berfaffung in ihrem mefentlicften Punkte aufheben oder gefährben, ganz beſonders aber 
aud) die Heiligkeit ober Unverantwortlichkeit des Fürſten felbft. Denn diefe ebenfo mie der höchfte 
Schutz des ganzen Rechtszuſtandes beftehen gerade nur dadurch, ver Öffentlihe Zorn wegen 
ſchlechter Regierungshandlungen wird vom Regenten felbf nur dadurch abgehalten, daß Mi: 
nifter und Beamte, nicht bloß dem Worte und dem Scheine nad), fondern wirklid und wirt: 
fam verantwortlich find für ſchlechte Maßregeln, die fle dem Fürften anriethen, oder von welchen 
fie nicht, flatt fie zu unterzeichnen, durch Dienftentfagung auf das eindringlichſte abriethen. 
Denke man ſich einmal, Karl X. von Frankreich wäre in der Julirevolution nicht verjagt, es 
wären aber feine Minifter verfaflungsmäßig verurtheilt worden! Würde fih alsdann nicht ge 
zeigt haben, wie aud) für ven König felbft Hier ein Begnadigungsreht ein hoͤchſt fatales Recht 
gewefen wäre? Hätte er die Minifter nicht begnadigt und märe felbft ungeftört im Befige aller 
feiner Macht geblieben, hätte alfo nur Diejenigen, welche thaten, was er ſelbſt wollte, unbegna⸗ 
digt ind Elend geſchickt, eine ſchwere moraliſche Verurtheilung Hätte in ben Augen der Welt 
auf ihm gelaftet. Hätte er dagegen aber begnabigt, er hätte einer neuen Revolution des empoͤr⸗ 
ten Volks fi ausgeſetzt. Wenigftens eine ſtarke Grenze alfo muß hier das Begnabigungsreht 
haben. Diefe hat e8 auch nad dem englifhen Staatsrecht. Der König von England kann in 
Beziehung auf alle öffentlihen Strafen begnabigen, ausgenommen 1) bei dem Verbrechen, 
wenn Jemand außer Landes geſchickt wird, um die Habead = Corpus⸗Acte zu umgehen, wo, um 
bie Freiheit der Unterthanen zu fihern, das Begnadigungsrecht aufgehoben iſt; 2) eine Fönig: 
liche Begnadigung ober Abolition kann nicht vorgefägligt werben, um einer parlamentarifchen 
Anklage , Unterfuchung und AburtHeilung, alfo namentlich nicht, um einer Anklage, Unterfus 
chung und Verurtheilung der Minifter und Kronbeamten Einhalt zu thun; und 3) fie kann 
auch bei beendigtem Verfahren und gefäfttem Urtheil über große Verbrechen doch den bürgerkt: 
en Tod, alfo Die Verwirkung ver Güter, ven Verluft aller bürgerlichen Ehre, felbft der Zeug: 
nißfähigkeit und des Rechts im Gericht aufzutreten und die Ausſchließung von aller Exbfähig- 
keit und von allem Staatödienft nicht aufheben — welches nur eine Barlamentsacte vermag. 19) 
— Bei Berurtheilungen von Miniftern ift fie au außerdem alsdann, wenn nicht etwa ſowle 
bei dem Lordkanzler Bacon das Urtheil ſeibſt einen größern oder geringern Nachlaß der Strafe 
ver Eöniglichen Gnade ausdrücklich anheimftellt, durch die öffentliche Meinung und die In Eng: 
land fehr große aber unbeftimmte Ausdehnung der Verantwortlichkeit der Minifter und durch 
die unter dem Einfluß von beiden gebilvete Obfervanz gegen Misbrauch gefhügt. Dann na: 
türlich erhalten auch die unter dem großen Giegel erfolgenden Gnabenbriefe nur durch pie Un: 
terzeichnung des verantwortlichen Minifters Boltziehbarkeit, Die deutſchen Verfaffungen fügen 


11) Bladftone, „Handbuch des englifchen Kechts“, IV, Gap. 26. 

12) Ds mehre neuere Berfaffungsurkunben ber Anficht Dupin's huldigen, iR ſchon oben, Mote 2, 
bemerkt. an hält das Abolitionsrecht auch deshalb für principlos, weil demfelben, noch ehe 
überhaupt feftftehe, daß eine Strafe ausgefprochen werben würbe, eine folche erlafien werde. Allein bie 
— sung iſt jedoch nicht wiberfinnig, noch weniger die augenblicliche Befreiung von den 
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wenigſtens im Weſentlichen die minifterielle Verantwortlichkeit dadurch, daB die Aufhebung ver 
Abfegung beftrafter Beamten vom Fürſten geachtet werden muß, fo die Verfaffungsurfunde 
von Würtemberg $. 205, von Preußen $. 49 u. ſ. w. Andere Strafen kann der Regent erlaflen. 

Nach der bisherigen Begründung rechtfertigt fi dagegen keineswegs diejenige allgemeine 
Beihränkung des Begnadigungsrechts, welde in ven franzoͤſiſchen Verhandlungen über bie 
Begnabigung der angeklagten Republikaner der Präſident Dupin mit feinem Anhange (tiers- 
partie) behauptete, daß nämlich; ver Monarch für ih allein nur nach ausgeſprochenem Straf⸗ 
urtheil begnadigen, aber nicht aboliten oder den Proceß niederſchlagen dürfe. 1%) Man fagte 
für dieſe Beſchränkung, die weber im engliſchen noch im franzoͤſiſchen Gefege begründet ift, bie 
Abolition tilge rudwärts das ganze Verbrechen aus und greife in ben Bang ber unabhängigen 
Gerichte ein. Beides thue die Begnabigung nicht. Allein beide können dad Geſchehene nicht 
ungefchehen machen. Beide aber heben die rechtlichen und richterlichen Folgen auf und beide 
greifen alfo auch in die Gerichtöverfaflung ein; denn auch die Vollziehung gerichtlicher Urtheile, 
ohne welche fie felbft nichtig wären, gehört zur Gerichtöverfaffung. Der Unterſchied iſt nur ber, 
daß bei der Abolition die wirkliche Schul der beftimmten Perfonen und der Brad derſelben 
noch nicht richterlich gewiß ift, und daß daher eine bloß theilweiſe Strafe wie hei einer Strafmil⸗ 
derung aus Önabe hier unmöglich if. Allerdings können daraus unter Umftänden politiſche 
Gründe gegen die Abolition abgeleitet werben. Es mag zumeilen dieſe Art ver Begnabigung 
umpaffend ſcheinen, weil man die Sache nody nicht kennt, obgleich auch, zumal bei audgebehnten 
Unterfugungen Über politifche Vergehen, die Abolition oft fehr Heilfam fein fann. Aud kann 
man es einem bereitö in Anklageſtand Verſetzten mit Recht wol nicht verweigern, daß er eine 
förmlige Anerkennung feiner Unſchuld zur Schützung feines guten Namens erhalte, wenn er 
außerbem die Bortfegung des Proceſſes ver einfachen Abolition vorzieht. Denn nie barf die Be⸗ 
gnadigung die gejeglihen Rechte ver Bürger verlegen. Wer aber, ohne daß feine Schuld ge= 
richtlich feſtſteht, eines Verbrechens gerichtlich förmlich verdächtigt wird, ber hat, wenn er un⸗ 
ſchuldig ift, ein Recht, auf dem gerichtligen Wege die Reinigung von dieſem Verdachte zu ver= 
langen. Außerdem aber kann die Begnadigung nicht abhängig gemacht werben von der wills 
kürlichen Annahme des Begnadigten. Diefes kounten nur folge Schriftfieller vertheidigen, 
welche die Begnabigung nur ald Ausübung der Willkür anfahen, nicht aber als Ausſpruch hoͤ—⸗ 
herer Gerechtigkeit. Auf dieſe paßt völlig die Verwerfung jener Beſchränkung, melde aud) dad 
Roͤmiſche Recht (m L. 6 De appellat.) enthält. 

Nach ven oben angegebenen höhern Geſichtspunkten weile ausgeübt und in ben nad) den 
engliſchen Rechtögrundfägen angegebenen Schranken ift nun allerdings dad Begnadigungsrecht 
etwas Herrlies und hoͤchſt Heilfames ſowol für die Gerechtigkeit als für die Regierung, und 
zwar ganz beſonders für vie monarchiſche. Man nannte es daher ſtets und mit Recht den herr⸗ 
lichſten Edelſtein der Krone, Kant fogar das einzige Net, welches den Namen Majeftätsrecht 
verdiene. Es vereinigt ähnlich, wie die zuerſt durch bad tiefe meiſterllche engliſche Staatsrecht 
erfunbene Unterzeichnung und alleinige Verantwortlichkeit der Minifter bei allen Regierungs= 
acten das, wie ed ſchien, Unvereinbare miteinander. Jene legtere nämlich löfte daß in ver früs 
bern Weltgeſchichte ungelöfte Räthfel, die Uuantaftbarkeit und wirkliche Souveränetät der höch— 
flen Regierungdgewalt mit dem Grunbfage zu vereinigen, daß in einem wahren Rechtsverhält⸗ 
niß alle ih auf den Rechtszuſtand beziehenve Thätigkeiten, mithin aud) alle Regierungsacte 
unter dem Derfaffungsgefeg und unter der rechtlichen Verautwortlichfeit flehen, daß durchaus 
feine beöpotifcher Willkür preisgegeben fein dürfen. Ahnlih nun vereint in jener britifhen 
Auffafjung und Ausbildung das Begnadigungsrecht den häufigen Widerſpruch zwifchen Geſetz 
und Gerechtigkeit. Es verbindet die höhere Gerechtigkeit, Billigkeit und Humanität und das 
wahre Staatswohl in jevem befondern Falle mit der allgemeinen Heiligkeit des Staatsgeſetzes 
für den Richter. Es vereinigt ebenfo die Ausſchließung aller Gabinetsjuftiz des Souveraͤns 
mit einem feiner Würde und dem Wohl feiner Unterthanen und des Staatd entfprechenben Eins 
fluß auf den wichtigen Theil der Staatöverwaltung, auf dad Strafriteramt, wendet ihm 
Liebe und Zutrauen ber Unterthanen zu und ik ein Schug der Bürger. „Wenn jede andere 
Hülfe dem unglüdlichen, angellagten und verurtheilten Bürger verſchwindet, dann if’, jo fagt 
Bladftone, „feine legte und ſicherſte Zuflucht Die Gnade des Königs, das ſchoͤnſte Vorrecht ver 
Krone. Mitleid kann nicht pie Grundlage des Geſetzes fein, aber unfere Verfaſſuug will, daß 
Gerechtigkeit in Milde gehandhabt werde. Der König beſchwoͤrt dieſes ausdrücklich in feinem 


13) Blackſtone, a, a. 92., IV, Gap. 26, 29, 31 und 33. 
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Krönungdeive, und hier iſt e8 recht eigentlich, wo er perfönli Handelt. Der König verurtheilt 
nicht ſelbſt die Verbrecher, dieſes ſtrenge Amt überläßt er ven Gerichtähäfen, fein Scepter bringt 
nur Gnade. In der That gehört es zu ben großen Borzügen der Monarchie, daß fie eine Obrig- 
keit hat, in deren Macht eö fteht, Gnade zu üben, wo fie es angemeffen finvet, gleihfam ein 
Billigkeitögeriht, um die Strenge des allgemeinen Geſetzes in Straffällen zu mildern, wo 
Verſchonung mit der Strafe wünfchenswerth if.” Montesquien erflärt es fogar mit Plato 
für ein Staatögefeg, daß der Fürſt nie anwefend fein dürfe bei irgenbeiner Verurteilung, um 
jeven Schein von Theilnahme an derfelben, von Rache und von despotiſcher Furchterweckung 
vom Monarchen entfernt zu halten, und damit nur das Gute fi an die Majeftät fnüpfe. „Das 
Begnadigungsrecht iſt“, fo fährt er fort, „ein flarker Hebel in ver gemäßigten Monarchie, 

ann, mit Weisheit gehandhabt, bewundernswürdige Wirkungen hervorbringen ; dad Brincip 

der despotiſchen Regierung, welche nicht verzeiht und welcher niemals verziehen wird, beraubt fie 

dieſes Vortheils.“ 1%) Insbeſondere aber kann durch eine ſtaatsweiſe Ausübung das Begnadi⸗ 

gungsrecht bei den politiſchen ober ben wider die koͤnigliche Majeſtät ſelbſt begangenen Verbre— 

hen höchſt heilſam wirken. Sie kann bei dieſen Verbrechen, bei welchen das allgemeine Geſeh 

unb dad von demſelben abhängige Richteramt bie allgemeine Achtung der unverleglichen koͤnigli⸗ 

chen Würbe ausſpricht und geltend macht, eben biefe Achtung und ‚Heiligkeit vereinigen mit ei⸗ 

ner, jeven Schein unedler Leidenſchaft und Rache und einer auf Furcht beruhenden Despoten⸗ 
macht gänzlidy ausſchließenden Föniglichen Milde. Diefe Milde trifft hier Verbrecher, welche jo 
oft mehr durch irregeleitete edlere patriotifche Gefühle als durch nieverträhtige Gefinnungen 
geleitet wurden. Und wahrlich folde edle Begnadigungen, weldhe man freilich nit von Ufur= 
patoren erwarten wird, ſolche haben zu allen Zeiten bei irgend edlen und freiheitsllebenden 
Nationen mehr gewirkt, Die Majeftät zu verherrlihen und ven Monarchen mit unverwelklichem 
Lorber zu ſchmůcken, ven Schuß der Volksliebe für die Regierung und die Verfaffung zu ge: 
winnen und ihre Beinbe zu entwaffnen, ald die Vollziehung harter Strafen. Diefe erwecken bie 
Rache der Freunde und Anhänger der Verbrecher und erzeugen den verderblichen Schein eined 
Kriegszuftandes und einer blos auf Furt und böfes Gewiſſen gegründeten, alfo leicht zerſtoͤr⸗ 
haren Macht und begründen ven Zwed der Furchterweckung gerade gegen die gefährlichften 
Beinde am wenigften. Denn die gefährlicften Feinde find die muthigften, welde durch Rache 
oder höhere Gefühle beftinmt werben. 

Überhaupt, nit da iſt — dieſes zeint das Begnadigungsrecht — In ber Verfaffung wie in 
der Verwaltung die wahre politifche Weisheit, wo mit der fehärfften Eonfequenz ein beſonderes 
Princip durchgeführt wird, welches fo oft Einzelne und einzelne Völker und Zeitalter mit faſt 
ausſchließender Vorliebe ind Auge faflen, ſei es nun das Princip einer ſtrengen Herrſchaft der 
allgemeinen pofitiven Geſetze, ober das einer freien Durchführung ber höchſten Idee der natür: 
lichen Gerechtigkeit und Billigkeit, heiße e8 Königs = oder Regierungsmacht ober Volksfreiheit. 
Jene Weiöheit, die, no fie, fo wie vorzüglich bei den Briten, ſich findet, die Betvunderung feffelt 
und den möglichft vollkommenen menſchlichen Zuftand und feine feftefte Dauer verbürgt, iſt nur 
da, wo nad) organifcher ober echt künſtleriſcher Weife die nothwendigen verſchledenen Richtun: 
gen eines reihen und freien georoneten Volkslebens oder Staates, mit Benugung und Scho⸗ 
nung ber menſchlichen Kräfte und Schwächen, miteinander vereinigt, vermittelt und ins Gleich⸗ 
gewicht geſetzt werben. 

Ganz und gar nicht der Begründung dieſes edelſten Majeſtätsrechts und der Majeftät felbft 
entfprechend wird man dagegen eine Begnadigung finden, bie blos als ein hinterliſtiges na 5 
mittel den ſchändlichſten Verbrechern die Gnade ald Lohn für freiwilligen Verrat ver Benoffen 
verſpricht. Durch fie wirb die Höhere Gerechtigkeit nicht befriedigt, fonbern entwürdigt, bie 
Majeftät nicht verherrlicht, fondern gefchändet, die Ohnmacht der Megierung ausgeſprochen, 
eine moraliſche Alliance verfelben mit den Verbrechen eingegangen und diefe zum voraus zu 
Verbrechen gereizt, weil fie ja ein Mittel zur Straflofigkeit vor ſich ſehen. 

Die Wirkungen der Begnabigung find nun, foweit fie nicht durch die Verfaffung beftimmt 
find, nad dem Inhalt der Gnadenbriefe, welche bald auf blofe Milverung oder Verwandlung 
der Strafe, bald auf gänzlihe Begnabigung lauten, zu beurtheilen. Stets aber entfpredhen 
auch Hier ſchon der Ehre des Souveräns und des fchönen Rechts der Begnabigung felbft, ſodann 
aber aud den echt juriftifchen natürlichen und römifhen Grunbfägen, daß im Zweifel eine ven 
gebrauchten allgemeinen Ausdrücken und ver Natur des Geſchäfts angemeffene, und ſtets und 


14) „De l’esprit des loix“, VI, 5, 17. 
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Inäbefonbere in allen Strafſachen die mildere Auslegung vorzuziehen fei 15), die Beflimmungen 
des eagliſchen Staatsrechts. Blackſtone fagt darüber ($. 31): „Es tft Regel, daß eine Begna⸗ 
Yung fo vortheilhaft wie möglich für Die Unterthanen und moͤglichſt ftreng gegen ven König 
zu nehmen iſt. Die Wirkung ver ertheilten Begnabigung if, daß fie den Verbrecher zu einem 
aeuen Menſchen macht, ihn von allen körperlichen Strafen und Verwirkungen, welche das Ver: 
brechen nach ſich zieht, befreit, und ihm, flatt feines frühern guten Namens, neue bürgerliche 
Ghre und Rechte verleiht.‘ Jede nicht durchs Geſetz felbft oder den Gnadenbrief ausgefprochene 
Beſchtränkung der völligen gerechten Audtilgung des Vergehens iſt alfo zu verwerfen. Nach 
dieſen Grundfägen mürbe e8 ben Staatsmännern Englands (two überhaupt über bie moralifche 
Würdigleit eined Volksrepräfentanten das Vertrauen feiner Wähler allein entſcheidet, und mo: 
die Wahlfähigkeit nimmermehr fo wie in einigen deutſchen Verfaflungen von hoͤchſt zweideuti⸗ 
gen Merkmalen irgendeiner ſtrafrechtlichen Berurtheilung oder Verfolgung abhängig gemacht 
wird) ſchwerlich je eingefallen fein, fo wie die Minifter eines deutſchen Fürften das Begnadi⸗ 
gungörecht befielben und feine fürftliche Begnadigung wegen jugendlicher politifher Vergehen 
fo zu beſchränken, daß durch fie keineswegs alle nachtheiligen geſetzlichen Folgen der Verurthei⸗ 
lung und namentlich nicht die Ausſchließung von der Wahlfähigkeit aufgehoben würbe. 

Die Wirkung einer Begnadigung erſtreckt ih übrigens natuürlich auf alle Regierungonach⸗ 
folger eines Souveräns. In Beziehung auf fremde Regenten behauptet fie wenigſtens dieſel⸗ 
ben Wirkungen, welche eine von ven Gerichten ver begnabigten Regierung audgegangene volls 
zogene Beſtrafung rechtlich haben müßte. Denn die Begnadigung ift doch wenigſtens als ihr: 
gleichſtehend und ald eine gerechte Entfcheivung ver Sache anzufehen. Nur da alfo, mo die 
fremde Regierung durch die wirklich erfolgte Beſtrafung nicht abgehalten wäre von ber neuen 
Beſtrafung, Dürfte fie auch trog der Begnabigung neu ſtrafen. Außerdem würbe bie begnadi- 
genbe Regierung mit Recht ihre Angehörigen dagegen in Schug nehmen. Eine andere Anfiht 
faun man wiederum nur aldbann veriheidigen, wenn man bie Begnadigung als einen Art der 
Billtür anfleht. 1%) 

Rückfichtlich der Ausübung des Begnadigungsrechts ergibt fi aus der Begründung und 
Ratur veffelben, daß die Aushbung dieſes unendlich wichtigen fürftlichen Hoheitsrechts am aller 
wenigften vom Regenten an Andere ganz Übertragen werben könnte. E8 ergibt fich, wie ver- 


fehrt vollends der vor einiger Zeit in einem beutfchen Rande zur Sprache gebrachte Gebanfe 


war, da8 Begnadigungsrecht ven Gerichten zu übertragen. Dadurch würde es ſich ja auf ver= 
derbliche Weiſe mit der fireng bem Geſetz untergeordneten vichterlichen Entſcheidung mehr oder 
minder vermifchen und pie Abhängigkeit der Richterſprüche von dem allgemeinen Staatögefeg 
beeinträchtigen. Die Gerichte würden nicht mehr blos unabhängig in ihrer Sphäre, fondern 
fie würden fouderän werben. Selbſt eine von Manden vorgefhlagene Bedingung der And: 
übung bes fürftlichen Begnadigungsrechts durch eine gerichtliche Empfehlung zur Gnade würde 
verwerflich fein. Wol aber dürfte bei allen ſchwerern Strafurtheilen, welche des Regenten 
Betätigung bebärfen, und bei allen Gnadengeſuchen das Gericht mit der Angabe der Gründe 
au hören fein, welche feiner unmaßgeblihen Meinung nad; für und wiver Die Begnabigung aue 
dem Proceffe ſich ergeben haben. Die Beſtimmung mander Landeögefege, die Begnabigungen 
zum Theil hoͤhern Landesſtellen zu überlafien, koöͤnnte alfo weniyftens nur Hei ſehr geringen 
Straffaͤllen Billigung finden und nur alsdann, wenn einer fehr hohen Behörde, und jedenfalls 
einer andern als der ftrafenven felbft die Ausübung des Begnabigungsrechts übertragen wäre. 
Rad dem Bisherigen kann man alfo auch der Anficht von Tittmann („Handbuch ver Strafrechts 
wiſſenſchaft“, $.67) nicht beittimmen, welcher Begnabigung nur zuläfflg findet entweber auf ein 
Vittgeſuch des Angeflagten oder auf-eine richterliche Empfehlung und jedenfalls fogar aldvann, 
wenn das richterliche Urtheil noch nicht gefällt iſt, welcher ferner fogar die Abolition, außer bei 
den Vergehen gegen bie Berfon des Monarchen felbft, für ganz widerrechtlich erklärt. Alle diefe 
Anfihten beruhen ebenfalls nur auf den falſchen Grundanſichten über das Begnadigungsrecht 

Nach der ganzen Begründung des Begnadigungsrechts ergibt ſich übrigens wol von felbft, 
daß eine im einzelnen Halle ih ergebende zu große Milde einer Strafe nicht durch Verſchär- 
fung aufgehoben werben darf. Sie würde das wefentliche Recht des Bürgers, nicht härter 





15) Bergl. L. 
L.9 De servit. L. 43, p. 2 De damno inf. L. 31 De evict. 
16) Bergl. Martens, „Einleitung in das europaͤlſche Völferrecht”, 8 104. 
Gtaats sEeriton. U. 5 STE 


18,25 D. De legib. L. 34, 56, 9, 155, 178 De regul. ju. L. 32 De poen, 
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beftraft zu werben ald das allgemeine Gtrafgefe dem Dichter erlaubt, auf vie gefäͤhrlichſte 
Weife verlegen. Sie kann ebenfo wenig den Richter als dem Souveran zuftehen. Auch treten 
bier die obigen Gründe für die Beguadigung nicht ein. Sie wäre aud am wenigflen eine Be⸗ 
gnabigung. = 

Aus der reichen Literatur über ven Gegeufland iſt hervorzuheben: Galdew, „lÜber das 
Vegnadigungsreht des Regenten“ (Iena 1802); Bayl in ven „Beiträgen zum Griminal- 
rechte“ (Bamberg 1813), I, 122 fg.; Buma, „De juro gratiao“ (1823); Dompierre. 
„Examen du droit de grace“ (1829); Birfler im „Nedtö=Lerifon”, I, 704 fg.; Ploch⸗ 
mann, „Das Begnadigungsrecht“ (Erlangen 1845); Jagemann im „Griminal: Lerifon“, 
1, 88 fg.; Koͤſtlin, „Syſtem des deutſchen Strafredhtd‘ (Tübingen 1855), I, ng fe. 

elder. 

Begnadigung (Bebingte) und Beurlaubung ber @träflinge. Baft in allen Staa⸗ 
ten, und beſonders in venen, in welden das letzte Jahrzehnd neue Strafgefegbücer in das 
Leben gerufen bat, tritt die Erſcheinung hervor, daß ſich die Bevölkerung der Strafanflalten 
minbefleng verbopelte. Diefelbe ift nicht das Ergebniß einer Bermehrung ver Verbrechen; die 
Statiſtik lehrt, Daß dieſe kaum in dem Maße flattgefunden hat, In welchem ſich die Cinwohner⸗ 
zahl der betreffenden Staaten erhöhte. Sie hat zwei andere Gründe: die Vermehrung ver Ber: 
urtheilungen, in Folge des Abgehend von ver Beweiötheorie und des Cintritts der, leichter zu 
beftiebigenben, innern Überzeugung der Richter und Geſchworenen in ihre Rechte, und die An: 
drohung und Vollſtreckung längerer Freiheitsſtrafen. Die letztern find aus dem Ginfluffe her 
vorgegangen, welchen bie franzöfifche Strafgefegebung auf mehre ver neuen Gtsafgefegbier 
ausgeübt hat; fie ergaben ſich aus der angenommenen Dreitheilung ber firafbaren Handlungen 
in Verbrechen, Vergehen und Übertretungen gleichfam von ſelbſt, indem diefe ven Befepgeber 
zwang, eine jebe der Ieptern, welche er ven Verbrechen anreihen zu mäffen glaubte, ohne Rüds 
ſicht auf die Verſchuldung im einzelnen Falle, mindeftens mit dem Minimum der jedes Ber: 
brechen treffenden, entehrenden Zuchthausſtrafe zu bevrohen; ebenfo waren e# dem deutſchen 
Rechtsbewußtſein widerſprechende Rechtsſãäte, wie der in der gleichen Beſtrafung des Verſuchs 
und des vollendeten Verbrechens, der Theilnahme und ber Urheberſchaft und iche, deren 
Übernahme aus den franzoͤfiſchen Rechte die Freiheitsſtrafen verlängern mußten. &8 iR vor⸗ 
züglich das preußifche Strafgefegbud vom 14. April 1851, welches durch den eben gemtadhten 
*  Bonwurf betroffen wird. Die Zahl der Züchtlinge, welche in Preußen 1848—49 nur 14,118 
betragen hatte, flieg ſchon 1852—54 auf 26,875, diejenigen ungeredinet, welche wegen 
Mangels an Reue In den Strafanftalten, auch in ven Geridtögefängnifien zurückbehalten 
werben mußten und welche auf 7—8000 anzufchlagen iſt. Diefe Überfüllung ver Strafanflakten 
iſt nun aber faft überall zu einem mahren Rothflande geworden, welder ver ſchleunigſten Ab⸗ 
hülfe bedarf, die jedoch rabical nur in der allgemeinen Abkürzung ver Freiheitsſtrafen gefunden 
werben kann. Die letztere wird du um fü erfoderlicher, als die neuern Gefängnigfuftene, 
vorzüglich das der Cinzelhaft, auf kürzere Kreipeitäftrafen baſirt find und nur bei dieſer mit dem 
nöthigen Erfolge zur Anwendung gebracht werden önnen, fonft aber ihren Zweck verfehlen. 

Man erkannte died in Norvamerifa feit längerer Zeit und fuchte durch fehr Be 
gnabigungen zu helfen. In Englanh war e8 zuerft der Generalinſpector der Befängnifle Hill, 
welcher die Nachtheile Hervorhob, die damit verbunden find, wenn ohne Rädfiht auf das Be: 
tragen des Öefangenen bie volle erkannte Strafe verbüßt werben muß, und in Frankreich Hatten, 
von gleicher Anficht ausgehenn, Bonneville und. Dupin 1847 dad Suften der proviforifcgen 
Freilaffüng als Mittel der Ausgleihung vorgeſchlagen. Ducpetiaur, der belgiſche General: 


Imfpestor der Befängniffe, machte 1853 in feinem „Avant-Projet de loi sur le regime de 
prisons Vorſchlage, wie vie vorläufige Entlaffung der Sträflinge wegen guter Aufführung 


zu regeln fein werde. Nach diefen Vorſchlägen wird in dem Urtheile das volle Maf der Strafe 
ausgeſprochen, melde dad Bericht ald die der Verſchuldung entſprechende erkennt, ver Befan- 
gene muß dieſe Strafzeit aushalten, wenn nicht die Gnade vie Zeit abkürzt; hat er aber durch 
völlig tabellofes Betragen während einer längern Dauer ver Haft gezeigt, daß er gebeffert 
erſcheint und bie bürgerliche Geſellſchaft ihm vertrauen kann, fo wirb er proviſoriſch unter der 
Bedingung in Freiheit geſetzt, daß er fih auch in ver Freiheit gut beträgt, ſodaß er, wenn er 
die Freihelt misbraucht, fogleid; wieder in die Anflalt zurudgebrapt und für ven Reſt ver 





Strafzeit dort verwahrt wird. 1) Es wird diefe Beurlaubung ſchon nach dem Ablaufe ver erftien 


1) Nittermaier im „Archiv des Criminalrechts“, 1854, &. 198. 
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Hüfte der Gtrafzeit als angänglih erachtet, wenn bie Sträflinge Beweiſe ihrer aufrichtigen 
Birne und hiurelchende Garantien ihrer kuͤnftigen guten Aufführung gegeben haben. Die pro= 
vſoriſche Entlaffung erfolgt unter beſtimmten Bedingungen, anf königlichen Beſchluß, auf ven 
Antrag des Juſtizminiſters und nad) vorgängiger Vernehmung des comits de surveillanoe 
und des Generalproeurators. Die Vollziehung der Strafe wird durch die Entlaſſung unter 
brochen, der Entlaffene aber in die Auftakt zurückgebracht, wenn er fi ſchlecht aufführt und feine 
Fteiheit misbraucht. Geſchieht dies nicht, Bann wirb er nad) dem Ablaufe der Urlaubszeit 
definitiv Frei, auch von ber Polizeiaufſicht. Der lebenslänglich Verurtheilte wird fo betrachiet, 
als fei feine Verurtheilung auf zwanzig Jahre erfolgt. Aud in Frankreich wurde das Syftem 
der libertö sous condition fehr empfohlen und fon feit 1822 bei jeunes acousos in mehren 
für blefelben beſtimmten Anflalten, z. B. in Mettray, angewendet. Es find die sociötss de 
patronage des jeunes detenus et jeunes liber6s, welche bie worläuflg entfaflenen und bei 
jwoerläffigen Familien in die Lehre gegebenen jugendlichen Übertreter zu überwachen haben, 
und von melden die erſte ſich in Paris bildete, der mehre In andern Gtänten nachfolgten. 
Die Maires Haben alle fehd Monate Über die Führung biefer liberes Bericht zu erftatten, 
welde, wenn fie fi ſchlecht aufführen, fogleich wieder in bie maisons de correction zuruͤck⸗ 
gebtacht werben. Überhaupt hat man In neuerer Zeit in Frankreich die allgemeine Ausführung 
des Eyflemö der libertö sous condition als fehr empfehlenswerth namentlid) in ven Verhand⸗ 
lungen ber Alademie der Wiflenfchaften, zu Paris vom Jahre 1853, vorgefchlagen. 

As man in England immer mehr zu der Überzeugung gelangte, daß die Strafen eine Beftalt 
gewinnen müßten, in ber fie geeignet wären, eine Beſſerung bes Beraften zu bewirken, richtete 
man feine Aufmerkfamkeit ſchon vor länger ald 15 Jahren beſonders auf die zur Transporta- 
tion nach den Golonien Verurtheilten. Man wollte jedem Gträflinge die Audficht eröffnen, ſich 
felöft eine befſere Lage in den Colonien za bereiten, er ſollte gleichſam fein Schickſal in ber eigenen 
Sand haben. Man claffificite deshalb Die Transportirten nach ihrer Aufführung , brachte die 
Glechteſten nach Norfolk Island unter ſtrenge Zucht, ließ die beffern in Vandiemensland unter 
Aufſicht arbeiten und bei anhaltend gutem Betragen in die Claſſe ver ticket of leave men 
treten, welche, mit einem Urlauboſcheine verfegen, ſich freie Arbeit, gegen eine gewiſſe Gebühr, 
fuchen konnten, und unter ver Bebingung ihre Sreilaffung erwarben, daß fie während ihrer 
Gtrafzeit in ihr Vaterland nicht zurückkehrten. Man erfannte zu gleicher Zeit aber auch, daß 
man ſich nur dann von dieſem Syſteme befondere Vortheile verfprechen dürfe, wenn man zuerſt 
bei jenem Transportirten geeignete Mittel anwende, ihn durch Unterricht, religiöäfe Erweckung 
und angemeffene Befhäftigung auf den Weg der Beſſerung zurückzuführen. Das Mufler: 
gefãngniß Pentonville zu London nahm zu diefem Zwecke eine Anzahl der zur Transportatior 

ilten (convicts) auf 18. Monate (ſpaͤter nur zwölf Monate) in eine einfame Haft 
auf und wandte auf fle in derſelben Die geeigneten Beflerungsmittel an. Dan ſtellte ihnen 
die Ausfiht, ſchon in der Anftalt ein ticket of leavo zu verbienen und bann fogleid in ber 
Golonie in die genannte beſſere Claſſe ver Transportirten überzutreten. Man nahın jedoch bald 
wahr, daß ber Übergang von der Sfoliehaft zur Einſchiffung ein zu fhroffer und eine Über- 
gangsflation nöthig ſei, theils um die in der Einzelhaft geſchwächte Gefundhelt wieder zu Eräfz 
tigen, theils um in der Geſammthaft die Steäflinge dem Leben wieder mehr zu nähern umd auch 
bier noch die Beſſerungsmittel fortfegen zu können. Man erfah hierzu beſonders die Straf- 
anſtalt von Portland, bei der Stabt Weymouth, auf einer Infel 130 engliſche Meilen von 
London, belegen, ſodann auch Dortmoor und Portömonth = Prifon. Dortmoor, fräher ein 
Gefängniß für Kriegögefangene , warb beſonders dazu beſtimmt, ſchwächliche Gefangene durch 
laudwirth ſchaftliche Arbeiten zu färken, und Portsmouth -Brifon wurde feit 1852 dazu be: 
Rismt, die bisher in den Huiks zu Martnearbeiten Bertvendeten aufzunehmen. Für bie zur 
Xransyortation verurtheilten Weiber iR es die Steafanflalt von Milbank zu London und 
Brirtongefängniß , welche den gedachten Zwedk zu erfüllen haben. In biefen Übergangsgefäng- 
niſſen wirb das —— gute Betragen durch Belobigungszeichen (badges) belohnt, welche 
eln Anrecht auf die Abkürzung der Sirafzeit und die Verſehung in eine beſſere Strafclaſſe in 
ihrem Gefolge haben. Gute Aufführung befähigt, ſchon nach anderthalb Jahren nah den 
Colonien eingefifft zu werben, wo dann nach fortgefegter guter Führung ſchon nach zwei 
Jahren ein ticket of leave erworben werden kann. Obgleich man mit dem Erfolge diefer Maß⸗ 
regeln im Ganzen zufrieden war, fo erreichte doch in den täglich blühender werdenden Golonien 
die Abneigung gegen die Transportation einen Immer höhern Brad: das en der Colo⸗ 
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nien wurde durch biefelbe bedroht und die freiwillige Auswanderung , melde die in Auſtralien 
adfgefundenen Bolblager fo beförberte, weſentlich durch viefelbe gehemmt. Man mußte entweder 
die Transportation aufgeben oder ſich den gedachten Nachtheilen unterwerfen. Die öffentliche 
Meinung entfchied fi mehr für das Erſtere, und e8 kam, wiewol unter heftigem Widerſpruche, 
namentlich der Richter, da8 Gefeh vom 20. Aug. 1853 zu Stande. Dies Gefeg ſprach ed aus, 
daß die Transportation nur aufvierzehn Fahre und Darüber (und auf Lebenszeit) erfannt werben 
konne und daß, flatt der bisher zuläffigen Transportation auf fieben ober zehn Jahre, vie 
Strafarbeit (personal servitude) oder Einfperrung in eine Strafanftalt mit dem Zmange zur 
Arbeit an Öffentlichen Werken im Erkenntniffe ausgeſprochen werben fol. Die vierjährige per- 
sonal servitude fleht Hierbei der flebenjährigen Transportation glei. Die zu folder Strafe 

Berurtheilten, convict-prisoners genannt, haben nad; drei Abftufungen ihre Strafe zu erſtehen. 

Sie werben zuerft einer neunmonatlihen Ifolichaft unterworfen und in der zweiten Periode zu 

den gedachten Arbeiten angehalten. Die Urteile ſprechen es aus, ob diefe Arbeit eine ſchwere, 

hard labour, fein fol ; doch ift e8 in ben verfhtebenen Gefängniflen auch verſchleden, was man 

unter hard labour zu verfiehen habe. Gemeinhin ift es die Arbeit an der Tretmühle over am 

erank, einer in ben Zellen angebrachten Maſchine, welche der Gefangene mit großer Anftren: 

gung nuglos drehen muß, oft rechnet man dazu auch fhon das Wergzupfen, Shuhmaden, 

Strohteppichfertigen u. vergl.?) Den zur personal servitude Verurtheilten iſt die Ausſicht eröff: 

net, daß fie nach dem Ablaufe ihrer Strafzeit bebingt begnadigt werben würden. Sie werben bei 
guter Aufführung, und dies iſt die dritte Abſtufung der Strafe, proviſoriſch in der Art in 
Freiheit gefeht, daß fie, ſobald fie ihre Freiheit misbrauchen oder durch ihre Aufführung 
Beforgniffe erwecken, in bie Strafanftalt zurückgebracht, und daß ihnen bann die Dauer der in 
Freiheit zugebrachten Zeit nicht als Strafzeit angerechnet werden foll, fie für den Reſt ihre 
Strafe vielmehr vollftändig zu verbüßen haben, Dur fehömonatlihe gute Aufführung kann 
ber Sträfling fi ein Belobigungszeichen (badge) verdienen, durch weldes er in den Genuf 
befonberer gratuities gelangt, z. B. zum Befudje feiner Freunde, zum Briefſchreiben, beſſerer 
Koft und dazu, daß ihm gewiſſe Summen, gleichſam als Verdienſtantheil, gutgefgrieben 
werben. Davon, ob ein convict bereit8 in ver @ingelhaft badges erhielt, hängt feine fpätere 
Rage in der Gefammthaft ab. In dieſer hat er vier Perioden durchzumachen, wobei der Eintritt 
und die folgende Periode immer von der fortgefegten guten Führung abhängig iſt. In jeder 
fernern Periode fteigern fid die gratuities, 5. ®. zwei badges, eine audgezeiännete Kleidung, und 
fogar ſchon nach dem Ablaufe der zweiten Beriode beginnen bie Vorbereitungen zu feiner pro= 
viforiſchen Entlaffung; es werben Erkundigungen darüber eingezogen, wo der zu Entlaffende 
bei zunerläfftgen Leuten untergebracht werben kann, und es erfolgt endlich, nad) von ben Unter= 
ſtaatsſecretaͤren der Minifterien des Innern und der Golonien gehaltenem Bortrage, feine 
bebingte Begnadigung. Man hat gegen die ticket of leave men faft allgemein Vorurteile und 
fürätet fi, fle in den Dienft zu nehmen, behauptet aud), daß das ganze Syſtem bie Heuchelei 
befoͤrdere; dennoch find die durch daſſelbe erlangten Refultate ſehr günftig zu nennen, da von 
5452, vom Jahre 1853 bis zum 11. März 1856 bedingt Begnadigten nur 447 ober 8 Proc. 
wegen neuer Verbrechen vor Gericht geftellt wurben, und nur 179 oder 3 Proc. wegen ſchlech⸗ 
ter Aufführung in das Gefängniß zurücgebracht werben mußten. 

Diefe Refultate dürften wol geeignet fein, auch die deutſchen Staaten auf das Syſtem ber 
bebingten Begnadigung befonderd aufmerkfam zu machen, damit man auch in ihnen zur Abkür⸗ 
zung ber Freiheitsſtrafen auf einem Wege gelange, weldyer den Befferungszwed verfolgt und bie= 
fen beſſer zu erreichen geeignet ift als alle Strafqualificationen, koͤrperliche Zühtigungen, und 
wie die Waffen der Abfchredungstheorie fi nennen mögen, dies zu thun im Stande find. So— 
weit wir wiffen, hat, außer Mittermaler im „Ardhiv des Triminalrechts“, nur der Appellationds 
geritöpräfinent Wentzel in Ratibor in dem Boltvammer’fcen „Ardiv für preußiſches Straf: 
echt“, 1854, die Einführung des Beurlaubungsfoftems, viefer zunäcft mit Bezug auf Preußen, 
ausführlicher empfohlen, wobei Wengel die Beurlaubung nad} dem Ablaufe von drei Viertheilen 
ber Strafzeit eintreten laflen will. Wir find nicht. fehr befreundet mit einer beſondern Bevors 
zugung des einen Sträflings vor dem andern in der Strafanftalt; eine folde erwedt ven Reid 
und den Haf der Mitgefangenen und ann zu Exceflen führen, wie fle in der Strafanftalt zu 
Münden kürzlich vorgefommen find, wo bie Gefangenen ihnen zu fogenannten Aufpafiern 
vorgefegte Kameraden erfälagen haben. Wir würden bei der Ginführung ber bebingten 





9) Mittermaier, a. a. D., 1855, ©. 9, 





Begräbniß 437 


Begnabigung dad Suflem der badges und Führungsclaſſen nicht. mit übernehmen. Der 
arbeitfame und gehorfame Gefangene bleibt aud) ohne ſolche Zuthaten feinem Vorgefegten nicht 
unbemerkt und wird um fo achtenswerther erſcheinen, wenn ex ſich nicht durch die Ausficht 
au erlangender Vortheile zur guten Aufführung bewogen ſieht, dieſe vielmehr bei ihm aus 
einer durch innere Überzeugung bervorgerufene Pflichterfüllung hervorgegangen iſt. Der Vor: 
wurf, welchen man dem Syflem madıt, daß es bie Heuchelei erwecke und beförbere, ift dann 
wenigftens in einem viel geringern Mafe an feiner Gtelle. 2. Trieft. 
engen Sitte und religiöfe Anfihten haben bei den verſchiedenen Völkern und in 
verſchiedenen Zeiten eine fehr abweichende Behandlung des menſchlichen Leichnams veranlaft. 
Während ber Agupter, der Guanche, der Nadoweſſe durch mehr oder minder künſtliche Einbal- 
ſamirung die Form des Leibes moͤglichſt lange zu erhalten fucht, zerftört ver Hellene, ver Römer, 
der Gingalefe durch Zeuer fo ſchnell und fo vollftändig als möglich jede Spur bes feelenlofen 
Körpers; der Barfe Lift feine Todten von Hunden freflen, ber Otaheiter fie in freier Luft ver⸗ 
wefen, ver Europäer bedeckt fie hoch mit Erbe, damit fie gingefehen und den Lebenden unſchädlich 
vermobern. Bei der großen Häufigkeit des Falles und feinen vielfachen Beziehungen zu dem 
geiftigen und körperlichen Leben iſt eine zweckmäßige Behanplung deſſelben von großer und all- 
gemeiner Wichtigkeit, und aud) ber Staat iſt in mannichfacher Beziehung aufgerufen, durch 
Zwangsvorſchriften und Öffentliche Anftalten ſchützend und orbnend einzuſchreiten, indem vie 
Erfüllung des Wünfhenswerthen und Nothivendigen weder von dem Willen nod von ben 
Kräften des Einzelnen immer erwartet werben ann, Seiner Thätigkeit ift eine vierfache Auf: 
gabe geftellt. Bor allem muf dafür geforgt werben, daß feine aus Gründen des allgemeinen 
Nugens verwerfliche Art die Leichname überhaupt zu behandeln fich feftfege; zweitens iſt zu ver⸗ 
hindern, daß blos Scheintodte nicht ald wirklich verftorben behandelt und dadurch verlegt ober 
erſt jet getöbtet werben; brittens hat eine Umterfuhung ber zu beſtattenden Leichname zum Be⸗ 
Huf der Verhinderung ober wenigftens Entdeckung von Lebensberaubungen flattzufinden; und 
viertend endlich find wirthſchaftliche Misbräuche, ſei ed, daß fie Einzelnen, ſei es, daß fie dem 
Allgemeinen Schaven drohen, aus dem gebräuchlichen Geremoniell bei Todtenbeftattungen zu 
fernen. 

4) Die allgemein ſchaͤdlichen Arten der Behandlung von Leihnamen laſſen fd eintheilen 
in ſolche, welche der Geſundheit der Lebenden nachtheilig wären; in folde, welche das ſittliche 
Gefühl und ven Anftand verlegten; endlich in ſolche, bei denen unnöthigerweife ein für Die Ge- 
fammtheit nüplicher Stoff verſchwendet und zu Grunde gerichtet wird. Der Gefunbheit find 
alle jene Behandlungen der Leichname nachtheilig, welche die Lebenden in die Nothwendigkeit 
ober mindeſtens Wahrſcheinlichkeit verfegen, die aus den verweſenden Körpern fi entwickeln⸗ 
den ſchädlichen Gasarten einzuathuen. Wenn Hiervon beim Verbrennen oder Einbalfaniren 
der Leihen feine Rebe ift, fo kann e8 nicht nur ber Fall fein, wenn die Leichen ohne weiteres 
hingeworfen und der Fäulniß in freier Luft überlaffen werden, fondern auch, wenn fle zwar dem 
Auge entzogen, allein nur auf eine unvollftändige Weife von der Verbindung mit der Atmo⸗ 
ſphaͤre abgeſchloſſen find. Letzteres ift denn der Grund, warum ein nur oberflächliches Cin⸗ 
ſcharren nicht gebulbet werben mag; warum ferner die Begräbnifie in gefchloffenen, von. Mens 
fen wenigftend zuweilen benugten Räumen und in deren nächſter nicht ganz abſchließbarer 
Nähe, fomit alfo vor allem in Kirchen, unbebingt zu verbieten find; unb weshalb endlich bie 
Begräbnißpläge nit einmal in ver Mitte von Wohnorten geduldet werben pürfen. Möchte hin⸗ 
figtli des legtern Punktes an und für fi allerdings Schug aud in tiefen Gräbern geſucht 
werben Können, und find oßne Zweifel bie in neuern Zeiten fo allgemein gehegten und zu fo 
vielen koftfpieligen Verlegungen Anlaß gebenden Beforgnifle ziemlich übertrieben: fo läßt fich 
doch in befondern Fällen die Möglichkeit einer ſchädlichen Ausdünſtung nit leugnen, wie z. B. 
bei großer den Boden fpaltenben Duͤrre, Offnung eined noch neuen Grabes, und iſt demnach 
die Anorbnung, daß alle Begräbnißpläge auferhalb des Bereichs der Wohnsrte und womdg- 
ich etwas erhöht und von ver Straße abgelegen zu errichten feien, ganz zweckmäßig. Als dem 
Anftande zumider müßte e8 betrachtet werben, wenn vie nackten Leichname dem Öffentlichen Anz 
blick bloßgeftellt würden; das fittlihe Gefühl aber koͤnnte es nur verlegen, wenn die abgelegten 
Hüllen folder, welche wir in diefer Form lebten und achteten, ohne Ernſt und Nüdficht bei Seite 
geihafft und vielleiht der Roheit und dem Leichtfinne zum Spotte und Spiele überlaffen wer= 
den wollten. Eine fo geiftlofe Citelkeit eö verräth, wenn ein Menſch ausführliche Anoronungen 
üßer eine einftige beſonders ehrenvolle Behanblung feines Leichnams trifft; und fo gewiß der 
von dem Geiſte verlaflene, einer ekelhaften Zerſtoͤrung ſchnell entgegengehenbe Körper nur von 
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der Heuchelel ober dem durch den Schmerz des Verluſtes getrübten Verſtande mit denſelben, wo 
nicht mit groͤßern Zeichen von Liebe und äußerer Achtung, welche bisher dem lebenden Weſen 
gebürten, behandelt werben kann: ebenfo ſicher ift eine frivole und unmürbige Befeitigung ver 
irdiſchen Überrefte eine Verlegung der Würbe des Menfchen, den wir ja nur in dieſer Erfgei= 
nımg erkennen und ehren ober mishanveln können. Daß eine ſolche Behandlung überbles nach⸗ 
teilig auf das feinere Gefühl ver Jugend wirken würbe, kann feinem Streite unterliegen. Gitte 
und Bildungögrad des Volks Haben zu entſcheiden, was als verlegend anzufehen und zu unter- 
fagen ift. Da nichts ſicherer ift, als daß jeder Menſch ſtirbt, und nichts wahrſcheinlicher, als daß 
jeder au regelmäßig beftattet wird, fo ift die Zahl der jährlich zu begehenden Leigenbegäng- 
niſſe in jeder bürgerlichen Geſellſchaft ſehr groß. Selbſt nad) ven bei weitem ſich günfliger flel= 
lenden Lebensbauerverhältnifien ift doch immerhin no anzunehmen, daß im Durdfänitte un⸗ 
wefähr der fünfunbbreißigfte Menſch jährlich ſtirbt, von einer Million alfo 50,000. Somit ift 
es eine Sache von großer Bebeutung, welderlei nugbare Gegenſtände zu ver gewählten Beſtat⸗ 
tungsart gebraudit, und namentlich, welche dem Leichnam in feiner kuͤnſtlich befchleunigten ober 
feiner natürlichen Zerfiörung beigefellt und mit vernichtet werben. Sind es Gegenſtände von 
Tauſchwerth, fo wird dad Volkövermögen um den beträchtlichen Befanmtbetrag ärmer; find ed 
unentbehrliche Güter, fo kann theilweiſe felbft die Exiftenz durch eine ſolche Sitte bedroht fein 
und zwar, wie wohl zu bemerken, in beiven Faͤllen völlig nugloß, falls eine gänzliche Unter: 
laffung ober eine Verwendung mindern Werthes möglich iſt. Daß das Unterbleiben einer ſolchen 
unvernünftigen Verſchwendung im Intereffe des allgemeinen Wohles von Volt und Staat zu 
wünfchen wäre, bebarf keiner Auseinanverfegung; bie Frage iſt nur, ob der Staat viefen Werth 
durch ein Zwangsgeſetz verwirklichen Darf? Die Beiahung ver Frage kann nicht zweifelhaft fein 
in Beziehung auf eine Vernichtung von Dingen, deren Erhaltung als Bevingung der Exiftenz 
eines Theiles der Bevoͤlkerung erſcheint, indem vernünftigerweife den Lebenden vie Möglichkeit 
zu beftehen nicht verfümmert werden darf, um bie Tobten gerade auf eine beftimmte Weiſe ver- 
meintlich zu ehren. Trägt man kein Bedenken, wohlerworbene Privatrechte der Möglichkeit ver 
Goeriftenz zum Opfer zu bringen, und ift dies fogar Pflicht des States, fo muß dies noch weit 
mehr ftattfinden pürfen in Beziehung auf die Behandlung Ieblofer und rehtsunfähiger Cada⸗ 
ver. Ohne Bedenken ift daher namentlich zu behaupten, daß das Verbrennen ber Leichen in 
einem nicht mit überflüfftgem Holze verfehenen Lande unter allen Umſtänden zu unterfagen if, 
indem es für die Tobten von je einer Million Menfhen nit weniger als 100 — 120,000 
Morgen der beftbeftostten Waldungen erfoderte (jeder Brandſtoß zu zwei Klafter, den nachhal⸗ 
tigen Jahresertrag zu einer halben Klafter vom Morgen angenommen). Inwieferh dagegen 
die Vernichtung zwar nuͤtzlicher, allein nit gerade unentbehrlicher Gegenſtände vom Staate 
unterfagt werben darf, ift eine andere, unten unter Nr. A näher zu eroͤrternde Frage. 

2) Kein ſchrecklicherer Gedanke als der, lebendig begraben zu werben, um im Grabe hülf⸗ 
108 zu erwachen und in Verzweiflung zu fterben. Diefes Unglüd kann aber fid) gar leicht ereig= 
nen, ba bie Bälle, in welchen die Lebenskraft fo gebunden ift, daß die änßere Erſcheinung des 
Eeidenden ganz bie eines Todten iſt, nicht eben felten find, und ein folder Zuftand des Schein= 
todes mehre Tage, fomit zur völligen Täufhung der Umgebung, fortzudauern vermag. Es 
unterliegt aud) keinem Bweifel, daß nur zu wiele Menden fon dem furdtbaren Lebendigbe⸗ 
graben wirklich untertuorfen wurden, wenn auch vielleicht die Vermuthungen Mancher über: 
trieben ober ihre Darftellungen, einer gut gemeinten Abſicht zu Liebe, zu fehr Ind Schwarze ge⸗ 
malt fein follten. Allerdings gibt es Ein ganz untrügliced Zeichen des Todes, nämlich die 
Fäulnig, allein das Abwarten derfelben if wenigftend Häufig mit mannichfachen Unbequemlich⸗ 
keiten und felbft mit Gefahr für die Umgebungen verbunden, ſodaß eine Entfernung des Tobten 
vor deren Eintritt fehr wuͤnſchenswerth fein Tann, wie z. B. in ven engen Wohnungen ber Ars 
men, bei heißem Wetter, anfleddenven Kranfgeiten u. f. w. Um bie beiverfeitigen Interefien zu 
mahren, bleiben dem Staate nur zwei Mittel, nämlid die Errichtung von Leichenhaͤuſern zur 
Aufnahme ber Geftorbenen bis zum Eintritte der Fäulniß und die Beflellung einer moglichſt 
intelligenten Leichenſchau, ohne deren Unterſuchung und Erlaubniß kein anſcheinend Todter bes 
graben werben darf. Das Leichenhaus iſt an dem Begraͤbnißplatze ſelbſt zu errichten und ent⸗ 
hält außer der Wächterwohnung Raum für die ſämmtlichen in ber Gemeinde mögliermweife 
zu gleicher Zeit vorkommenden Leichen, am beften eigene Feine Zimmer für jede einzelne Leiche, 
ferner Babes, Belehungs- und Gertiondzinmer. Nachts ift Alles gut erleuchtet, Winters ge⸗ 
heizt. In dieſes Haus wirb jener anſcheinend Todte innerhalb 24 Stunden nad feinem Ver⸗ 
ichelden gebracht und daſelbſt bid zu ber erſt nach unzweifelhafter Fäulniß eintretenden Beer⸗ 
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bigung unentgeltlich aufbewahrt. Während dieſer Zeit iſt er mittels feiner Vorrichtungen in 
felde Berbindung mir einem Glockenwerke gebracht, daß auch die leifefte Bewegung Lärmen 
verarfachen würde; außerdem Hat der Wächter die Pflicht, durch die aus feinem Zimmer in die 
Aobtenzimmer gehenben Fenſter die Leihen beftändig zu beobachten. Bet den mindeſten Lebens- 
geichen iſt Ärztliche Hülfe zu rufen. Daß diefe (zuerft von P. Frank vorgefchlagene, von Hufe: 
land aber weiter verbreitete und in manchen der größern deutfchen Stäpte wirklich ausgeführte) 
Ginrihtung bei irgend genauer Aufſicht auf die Wächter dem Zweck völlig entſpricht, kann nicht 
dem geringften Zweifel unterliegen; ſchade nur, daß bie Erbauung und Erhaltung bed Hau: 
fe, Heizung und Beleuchtung, ſowie die Wächterldͤhne Eeinen unbebeutenden Aufwand erfo⸗ 
dern, daß Manche ſich fträuben werben, einen zärtlich geliebten Todten ſobald aus ihrer Nähe 
und überhaupt in ein Öffentliches Haus bringen zu laflen; envli daß Leihendffnungen und 
feierlige Züge wo nicht anmögli gemacht doch erſchwert werben. Eine facultative Benugung 
der Anftalt räumt freilich, mit Ausnahme des Koſtenpunktes, dieſe Einwendungen weg, hebt 
aber zu gleicher Zeit auch die völlige Sicherung gegen das Begraben Scheintobter wieber auf. 
Jedenfalls kann in kleinern Gemeinden, d. 5. in der großen Mehrzahl der Fälle, an bie Errich⸗ 
tung von Leichenhäufern nicht gedacht werben. Für dieſe nun, wie überhaupt für alle Fälle, wo 
dieſe Einrichtung auß irgendeiner Urſache nicht befteht, bleibt als Nothbehelf Die Leichenſchau. 
Wenn diefe Uinterfuhung ver angeblid Verftorbenen an einen mit den Kennzeichen des Todes 
vertrauten Dann, namentlich an einen Wundarzt Übertragen, derfelbe durch genaue Inftrucs 
tionen und gemeinfchaftliche Belehrungen mit feinem Auftrage vertraut gemacht, der unmittel- 
bar vorgefegten ärztlichen Behörbe aber deſſen Beaufilchtigung übertragen iſt, fo mag immer- 
Hin mit ziemlicher Gewißhelt auf Verhütung von Unglüdsfällen gehofft werden. Sowol um 
den Leichenſchauer unangenehmen Zudringlichkeiten zu entziehen, als auch um gegen Überei- 
lungen von feiner Seite moͤglichſt gefhügt zu fein, muß eine Zeitfrift feftgefeßt fein, vor veren 
Ablauf keine Beerdigung ftattfinden darf, außerordentliche von einem Arzte befonverd geprüfte 
Bälle auögenommen. Zwei Tage find, wol mit Recht, in ver Regel hierzu feitgefegt. Billige 
Zaren haben Erpreſſungen zu verhinbern. 

3) Sonsol das Leichenhaus als vie Leichenſchau koͤnnen fehr leicht zur Entdeckung etwaiger 
gewaltfamer Lebensberaubungen benugt werben. Es bebarf in beiden Fällen nur einer Aus: 
dehnung der Amtdanweifungen und der Vorſchrift unverweilter Anzeige bei vem zuftännigen 
Gerichte over Polizeiamte im Falle eines Verdachtes. Da die ganze, denn doch weher überflüf: 
fige noch unwichtige Beranftaltung ohne irgendeinen Aufwand oder Jemandes befondere Be: 
lafigung auszuführen ift, fo Hat wol ihre Empfehlung Keine weitere Begründung nöthig. 

4) Schwieriger ift die Frage, ob der Staat einen Grund und ein Recht Hat, wirthſchaft⸗ 
liche Misbräude, d. 5. Luxus, bei den Beerdigungen durch Zwangsmaßregeln abzuftellen? 
Die Verſchwendung kann hauptſaãchlich zwei Richtungen nehmen; einmal nämlich mögen ven 
Tobten Koftbarkeiten an Kleivung, Schmud u. f. w. Ind Orab gegeben werben, wozu nament: 
lich auch theure Gärge gehören; zweitens iſt unnöthiger Aufwand aller Art bei den Leichencon- 
ducten denkbar, z. B. für überflüffige Wagen und Begleiter, Gaſtmahle, Geſchenke. Kein Ver⸗ 
nünftiger wird einen Augenblid anftehen, beides als Beweiſe menſchlicher Schwäche zu erllären. 
Gr wird fiherlic bedauern, daß jährli nur an Kleldungäftoffen und Särgen in Europa viels 
leicht für 30 Mil. Glon. in ven Gräbern verfaulen, und e8 dem feinern Gefühle zuwider fin- 
ben, wenn ein Trauerfall als Veranlaffung zur Oftentation und zu Schmwelgereien misbraucht 
wird. Allein dies Alles ermächtigt den Rechtsſtaat noch nicht zu einem Verbot. Der Bürger 
hat das Recht, wenn er will, Theile feines Cigenthums nuglos zu vernichten, folange er nicht 
ben Rechten Dritter dadurch zunahe tritt; er Tann auch minder ſchickliche Gelegenheiten zu ſteri⸗ 
len Ausgaben benutzen und der Staat darf fi nicht als feinen Vermögensverwalter und Borz 
mund betragen, folange nicht die ganze Handlungsweiſe veflelben Verſtandeskrankheit zeigt. 
Dagegen unterliegt es ebenfo wenig einem Zweifel, daß der Staat dad Recht und die Pflicht hat, 
Dlejenigen Bürger, melden zu folder unvernünftigen Verſchwendung Luft oder Gelb fehlt, 
gegen Zwang zur Theilnahme zu fügen. Gin folder Zwang kann denn nun aber nicht blos 
durch eigentliche Gewaltthat ausgelibt werben, ſondern and) Durch eine despotiſche Gewohnheit, 
welche namentlich von Denjenigen, die einen Vorteil daraus ziehen, ald unerlaßlich bargeftellt 
und gehandhabt wird. Der Einwendung, daß einem blos moraliſchen Zwange ein kräftiger 
Bille ich entziehen inne, Schwäche aber freiwillig ſich unterwerfe, und daß fomit auf beiden 
Geiten kein Redtfertigungsgrund zu einer Staatseinſchreitung vorhanden fei, iſt zu entgegnen, 
baf gerade Hier der Bürger fehr häufig feiner gewöhnlichen Kraft nicht mächtig ſei und ſomit 
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allerdings den Staat um Schutz angehen dürfe. Der betäubende Schmerz eine neuen Ber: 
luſtes macht unfähig und unmillig zur Beſtreitung unbilliger und näͤrriſcher Foberungen, 
welche man unter allen andern Umfländen von der Hand weifen würde. Manchen wird Rüde 

. fit auf feinen Credit ald Gewerbtreibender abhalten, ven Anſchein einer Ängflligen Sparfam= 
keit auf ich zu ziehen; ober er hat die bei dem Unfuge Gewinnenden zu ſchonen. Dazu kommen 
noch die Bälle, in welchen Minderjährigen oder Abweſenden eine folche Verſchwendung ohne 
weitereö aufgebrungen wird. Nun leuchtet aber ein, daß wirkſamer Schutz nur gegeben ift im 
einer vom Staate ausgehenden Unmöglichkeit, anders als einfach und nur das Nothwendige 
und Anftändige erfüllend zu verfahren. Somit wird alfo allerdings eine bie beiden oben ange⸗ 
deuteten Verſchwendungsatten ind Auge faflende und vie je nach der bisherigen Ärtfihen Unſitte 
beſonders beſtehenden Misbräucde auch befonders verbietende Leichenorduung völlig gerecht⸗ 
fertigt und nutzlich fein. Die große Mehrzahl wird hoöͤchſt dankbar für die wohlthaͤtige Beſchrän⸗ 
Eung fein, und bie Erfahrung zeigt, daß ſich gar bald feine Luft zum Alten mehr zeigt. Unter 
allen Umftänden müſſen dabei übrigens die Vorſchriften inbiöpenfabel fein, denn fonft droht 
vie Gefahr, daß der Lurus außer der Beibehaltung der alten Ausgaben auch noch die Crkau⸗ 
fung der Dispenfation verlangt. Dagegen bringt e8 die Verſchiedenheit der bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe und des Vermögens mit, daß einige Glaffen von erlaubten Feſtlichkeiten und Koften 
gerracht werden; nur muß auch noch die Höchfte Claſſe ganz innerhalb der Grenzen eines ver⸗ 
nünftigen Betrages ſich halten. 

Über die Unfijerheit ver Kennzeichen des Todes if unter Anderm nachzuſehen: Sranf, 
„Mediciniſche Bolizel“, Bo. IV und V (der Originalausgabe); Hufeland, „Über die Ungewiß⸗ 
heit des Todes” (neue Aufl., Halle 1824); Schneidawind, „Der Scheintod, nad Orflla und 
Andern“ (Bamberg 1829). Über Leihenhäufer, aufer den angeführten Schriften von Frauk 
und Hufeland: Atzel, „Uber die Leichenhäufer, ald Begenftand ver ſchoͤnen Baukunſt“ (Stutt- 
gart 1796); Beil, „Das Leichenhaus zu Frankfurt a. M.“ (Frankfurt 1829); Schwabe, „Das 
Reihenhaus in Weimar” (Leipzig 1834). Über Leihenfgauer: Schäp, „Katechismus für die 
Leichenſchauer“ (Stuttgart 1834); Boudut, „Die Todeszeichen und die Mittel vorzeitige Beer⸗ 
digungen zu verhindern, aus dem Franzoͤſiſchen von Dorabluth” (Erlangen 1851). 


R. v. Mohl. 

Behoͤrden, ſ. Amt. 

Behr (Wilhelm Joſeph), geboren am 26. Aug. 1775 zu Sulzheim im jegjgen Unter⸗ 
feanten, abfolvirte in Würzburg die Gymnaſial- und Univerfttätäftubien, erhielt im Septem- 
ber 1794 die philoſophiſche und im Mat 1798 die juriftifge Doctorwärbe, ward unmittelbar 
darauf zum Profeſſor der Rechte nad) einflimmigem Vorſchlage der Juriftenfacultät deilgnirt, 
bezog jedoch zunächſt die Univerfität Göttingen, um die Anfichten ver bortigen Xehrer kennen 
zu lernen und die daſige Bibliothek zu benugen, wurde aber fon um Oftern 1799 von feinem 
Landesherrn einberufen zum Antreten feines Lehramtes, anfänglich des Lehnrechts, dem es 
eine Abhandlung über den Unterſchied zwiſchen Lehnsherrlichkeit und Lehnshoheit voraus: 
fendete. Nebft andern Rechtsgebieten menbete er fich aber vorzüglich auf das Gebet der Staats⸗ 
wiſſenſchaft, worüber er, nad aufgeftellter Abhandlung über die Nothwendigkeit unb ben 
Nugen dieſes Studiums, den erfien Bortrag in Würzburg eröffnete und es dahin brachte, daß 
bei der befannten Neubelebung dieſer Univerfität durch die bairiſche Regierung im Jahre 1804 
eine eigene ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät errichtet wurde. Im Jahre 1806 ward ihm auch das 
Fach des pofitiven Staatsrechts übertragen. Der große Beifall feiner ſtets fi mehrenven Zu⸗ 
börer und ungeſuchte Belohnungen durch Verleihung der Hofrathöwürbe und Gehaltözulagen 
ſprechen für feine Bervienfte ald Lehrer, und ein vorhandenes Verzeichniß von mehr ald 20 
größern und kleinern literariſchen Werken deſſelben bekundet ven Umfang feiner ſchriftſtelleri⸗ 
Then Thätigkeit. Wer dieſe Schriften kennt, weiß, daß in denſelben ein Gharafter der firengften 
Rechtlichkeit ausgeprägt if. Im Jahre 1849 auf den damaligen erften bairifchen Landtag von 
ber Univerfität Würzburg ald ihr Abgeordneter gefendet, hat er ſich notorifch durch feine keunt⸗ 
nißvoll⸗kraͤftige Berebtfamkeit und unbeftechliche Redlichkeit In Erfüllung feines Mandats aus- 
gezeichnet, ſich aber eben dadurch wahrſcheinlich dem herrſchenden Theile fäftig und unerwünſch⸗ 
lich gemacht; denn vor dem Gintritt des zweiten Landtags 1824 wurde ver obgleich anerkannt 
vortreffliche Lehrer als folder in Ruhtſtand verfegt und dadurch vom Landtage fern gehalten. 
Sogar dem nad) diefer Maßregel von ber würzburger Bürgerſchaft zu ihrem erflen Bürger 
meifter, und dann in den Jahren 4825 und 1854 von den Städten t:3 Untermainkreifed zu 
ihrem Landtagsabgeordneten Bewählten murbe beide mal die Erlaubniß zum Eintritt in ben 
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Banbtag ohne alle Angabe von Gründen verweigert. Mit gewohnter Pflichttreue und Redlich⸗ 
feit verwaltete B. auch dad ihm übertragene Bürgermeifteramt elf Jahre lang. Die damalige 
bairiſche Regierungspolitit und die abermalige Zurückweiſung B.’8 vom Landtage hatte eine 
lebhafte Oppofition in Rede und Schrift erweckt, Die natürlich durch die Julirevolutlon gefteigert 
mar. Ein am 27. Mai 1852 In Gaibach in liberalem Sinn begangenes bairiſches Gonftitutiong- 
feft, bei welchem natürlich B. und die von ihm vertheibigte echte Verfaſſung, in dem wenigſtens 
Rillfehweigenden Gegenfag gegen die von oben erfirebte Vernichtigung berjelben, fehr gefeiert 
wurden, und bei welchem DB. ſelbſt auch einige mal öffentlich vebete, regte die Regierung noch mehr 
gegen ihn auf. Diefelbe richtete jegt die allgemeine, gegen bie Folgen der Sulirevolution eintre⸗ 
tende Reaction mit der größten Härte gegen ihn und gegen Dr. @ifenmann, Profeſſor Seuffert 
und andere liberale Ehrenmänner. Die Stadt Würzburg wurbe mit öniglicher Ungunſt be⸗ 
droht, und, durch die Furcht von ſtädtiſchen Nachtheilen bewogen, foderte unwürdigerweiſe bie 
legt herrſchend gewordene fervile Partei von der Negierung B.'s Entlaffung vom Bürgermeis 
ſteramt, wendete aber doch die Verlegung des Obergerichts nah Afchaffenburg nicht ab. B. aber 
wurde penfionirt, wie Gifenmann verhaftet, dem ſchauerlichen Dunkel eines geheimen Inquift- 
tionskerkers und Procefles übergeben und nach mehrjähriger Unterfuhungshaft, natürlid bei 
ſtreng gewahrtem Proceßgeheimniß, wegen angeblicher Theilnahme an bemagogiſchen Umtrieben 
und wegen Majeflätsbeleivigung zu ber empdrenden Strafe der Abbitte vor dem Bildniß des 
Königs und zur Feſtung auf unbeflimute Zeit verurteilt. Er wurde nad) ver Feſtung Ober⸗ 
Haus bei Paſſau gebracht. Im Jahre 18359 geftattete man ihm in Paſſau und 1842 unter be= 
ſonderer polizeilicher Aufficht in Regensburg eine Privatwohnung zu beziehen, bis ihn nach der 
liberalen Bewegung 1848 bie Ammeftie befreite und ihm von der Regierung eine Entſchädi— 
gungsfumme von 10,000 Sion. ausgezahlt wurde. Der Wahlkreis Kronach wählte ihn jetzt 
in bie beutfche Reichsverſammlung, in welcher wir mit ſchmerzlichem Gefühl ven edeln greifen 
Märtyrer durch feine langen Leiden Eörperli und beinahe auch geiflig gebrochen fahen. Er ſtarb 
den 4. Aug. 1851 in Bamberg. B. Hatte eine ganze Reihe von ſtaatswiſſenſchaftlichen Werken 
geſchrieben, vor allem ein „Syflem ver reinen Staatslehre” (Bamberg 1804) und ein „Syſtem 
der angewandten Staatslehre ober der Staatöfunft‘‘ (3 Bde., Frankfurt 1810); „Darftellung 
der Wünfche und Hoffnungen deutſcher Nation’ (Aſchaffenburg 1816); „Lehre von ver Wirth⸗ 
ſchaft des Staates" (Leipzig 1822); „Won ven rechtlichen Grenzen der Einwirkung des Deut: 
ſchen Bundes auf die Verfaflung, Gefeggebung und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten“ (2. Aufl., 
Stuttgart 4820); „Anfoderungen an Baierns Landtag im Jahre 1827 und unpartelifche 
wiſſenſchaftliche Beurtheilung feiner Verhandlungen“ (3 Bde., Würzburg 1827 — 28), und 
endlich „Bebürfniffe und Wünfde der Baiern“ (Stuttgart 1830). DB. fland in ven zuerft 
genannten Schriften allerdings nod auf dem jegt allgemein als einfeitig anerkannten rein= 
philoſophiſchen formaliftifgen Standpunkt der Kant'ſchen Schule. Aber er behandelte viefe 
Seite der Betrachtung ber rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Verhältniffe mit Scharffinn und 
Folgeritigkeit und mit einem unerfehltterligen Rechtsſinne, und er wurde in dem Maße viel- 
feitiger und praktiſcher, als er feine Befttebungen unmittelbar den neuen bairifchen und deut⸗ 
ſchen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen zumandte. Er war einer von den wenigen Männern, 
melde, nachdem die altnapoleonifche und die neue reactionäre deutſche Regierungspolitik die 
kaum verfünbeten neuen Verfaffungen in ver Praxis durch lügenhafte Auslegung und Um 
beutelung wieder zunichte zu machen fuchte, ihren wahren, ven Hiftorifchen, natürlihen und 
urkundlichen Grundlagen entfpregenden Sinn erfaßten und in muthigem Rampfe bis zur 
Märtyrerkrone vertheidigten und fefthielten. Er leiftete dadurch feinem bairiſchen und deutfhen 
Vaterlande, und mittelbar auch unferer heutigen Staatswiſſenſchaft die wefentlichften Dienfte, 
größere und bauerndere, als er durch eine ganze Reihe theoretiſch gelehrter Schriften hätte lei⸗ 
ſten können. Welder. 
x Beil, Schwert, Strang und Fallbeil (als Hiurichtungsinſtrumente). Es iſt 
ein Jahrhundert verfloffen, feitvem Jean Galas unſchuldig das Blutgerüft beflieg und diefer 
Juſtizmord für Beccaria die Veranlaffung wurde, ven Kampf gegen die Todeöftrafe zubeginnen. 
Er iſt in dieſer langen Zeit mit abwechſelndem Glüde fortgeführt worben und hat bald Siege, 
bald Nieverlagen in feinem Gefolge gehabt, im Allgemeinen jedoch für die Gegner der Todes⸗ 
ſtrafe keine ungünftigen Refultate geliefert. Ein flüchtiger Blick auf den Stand ver Sache in 
Nordamerika und mehren europäifchen Ländern wird dies beftätigen. In Nordamerika hatte vie 
Brage nad) der Beibehaltung oder Abſchaffung der Todeöftrafe jeverzeit nur eine praktifche 
Beveutung; der Nordamerikaner liebt ed nicht, ſich in philofophifcge Unterfuhungen über die 
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Rechtmäßigkeit der Toͤdtung von Staatöwegen einzulaffen, er prüft vielmehr, ob bie bürger- 
lihe Geſellſchaft vie Todesſtrafe entbehren könne, ohne daß die Erreichung des Zwecks des 
Staats und der Geſetze gefährdet werde, und er bürfte fi hier auf dem richtigſten Wege beſinden. 
Nur die gewonnene Ueberzeugung von der völligen Entbehrlichleit det Todesſtrafe kann und 
wird dereinſt dieſelbe beſeltigen. Soweit uns bekannt, iſt nur in den Staaten Michigan und 
Rhode⸗Jsland (1852) die Topräfttafe aufgehoben und in 16 Staaten nur dem Morde erſten 
Grades gedroht, z. B. im Maryland, Virginien, Ohio u. ſ. w. Man verficht gemeinhin unter 
dem Morbe erfien Grades denjenigen, welcher duch Gift, durch Auflauern, dur Befangen- 
halten, durch Entziehung der Nahrung oder durch böswillige, mit Vorbedacht verübte Täptung, 

oder durch Verũübung von Brandfiiftung, Nothzucht, Haußeinbrud oder Raub begangen wirb. 

In den Staaten Maine und Maſſachuſetts hat man einen gewiß verderblichen Mittelweg zwiſchen 

der Aufhebung und Beibehaltung der Tobesftrafe eingeſchlagen, indem Der, welder zum Tode 

verurtheilt wird, aud zur lebenslänglichen Ginfperrung mit harter Arbeit auf ein Jahr con⸗ 

demnirt wird und nach dem Ablauf dieſes Jahres hinzurichten ift, wenn nicht Die vollziehende 

oberfie Gewalt, nad) vorheriger Prüfung des Falles, von diefer Hinrichtung abfteht.!) In 
England, wo die Zahl ver todeswurdigen Verbrechen unter Georg IIL ſich noch auf 240 belief, 
beſteht fie nur noch in 15 Fällen und iſt feit 1841 nur noch wegen Mordes verhängt worden; 
auch Hier geht fie ihrem Erloͤſchen entgegen, im Jahre 1848 betrug z. ®. die Zahl der Hin⸗ 
geriähteten nur 8, im Jahre 1849 15. Der Widerwille der Geſchworenen gegen bie Tovesftrafe 
vermehrt die Freiſprechungen von Jahr zu Jahr.) In Frankreich verſchwendete man auf eine 
empdrenve Weiſe im „Code p6nal” von 1810 die Androhung ber Tobesftrafe; 59 Artikel 
ſprechen fie für verſchiedene Verbrechen aus. Jever Theilnehmer an einem Capitalverbrechen 
wurbe mit dem Tode beſtraft, jeder Verfuch, felbft jede Theilnahme an dem Verſuche zog dieſe 
Strafe nad ſich; man wollte durch ſtrenge Strafen abſchrecken. Das Geſetz vom 28. April 1854 
befeitigte Die bei Gigenthumsverbrehen angedrohte Todesſtrafe und machte, indem es ben 
Geſchworenen vie Befugniß erteilte, duch Annahme von circonstances attönuantes bie gefeß- 
lie Strafe auszufäließen, die Todesurtheile zu befonvern Ausnahmen; 1853 ergingen nur 54, 
41854, wo, wie der Miniſter Abbatucci in dem amtlichen Berichte an den Kaifer Äußert, lejury 
a usö moins frequemment, au profit des accusés de ces crimes graves, de la facult6 d’ac- 
corder le böndfice des eirconstances attenuantes, dagegen 68.2) Wenige Tage nad vem 
Ausbruche der Revolution vom Februar 1848 hob die Proviforifche Regierung die Todesſtrafe 
für politifche Verbrechen auf, behielt fie aber für die ſchwerſten Verbrechen gegen die Perfön- 
lichkeit bei. In Italien verdient Toscana eine beſondere Aufmerkfamkeit. Nachdem felt dem 
Regierungsantritte Leopold's I. (1765) Feine Todesſtrafe mehr vollſtreckt war, wurde am 
50. Nov. 1786 dieſe Strafe ganz abgeſchafft; Ferdinand IlI. führte fie am 30. Aug. 1795 wieder 
ein, doch wurde fie bis 4808, wo die Franzoſen die Guillotine nach Toscana brachten, nicht voll⸗ 
ſtreckt. Die Reftauration (1814) ftellte das Geſetz von 1795 wieder her, weldes 1816 zuerft 
feine Anwendung fand; feit 1831 wurbe jedoch fein Todesurtheil mehr gefprochen, und 1849, 
von der Proviforifchen Regierung, die Todesſtrafe außprüdlich aufgehoben, au 1847 für 
Lucca. Das Strafgefegbud vom 20. Juni 1853 führte die Tobeöftrafe wieder ein. Auftecht ers 
halten ift fie in den Befegbücgern in Neapel (1819), Barına (1824), in ven Kirchenſtaat (1832) 
und Sardinien (1839). In Belgien wurde ron November 1829 bis Februar 1835 fein Todes= 
urtheil zur Vollſtreckung gebracht; die fi herausftellenve hohe Anzahl von Tobedurtheilen 
nöthigte jevoh am 10. Febr. 1835 wieder zu einer Hinrichtung. Diejelbe erneuerte in der 
Kammer ver Abgeorpneten die lebhafteften Discuffionen gegen bie Tobeöftrafe und veranlafte 
verſchiedene Druckſchriften. Ducpetiaur trat gegen die Tobeöftrafe, welcher er weder eine mate⸗ 
rielle, noch eine moraliſche Wirkung zufärieb, auf und erklärte unter Anderm, daß der Tod das 
allgemeine Loos der Menſchen und daher eigentlic) gar feine Strafe fei. Man ſchaffte Die Todes⸗ 
ſtrafe nicht ab, fle ruhte jedoch bis 1842 und dann bis 1851, wo Bocarınd enthauptet wurbe. 
In dem Entwurfe des Geſetzes zur Verbefferung des „Code p6nal’ von 1850 behielt man die 
Todesſtrafe in 13 Fällen bei. In den Niederlanden gilt aud) der „Code p6nal”; man nahm 
bei einem neuen Gefegentwurfe (1846) an, daß das Land in der Bildung noch nicht fo vor= 


1) Mittermaier im „Wrchiv bes Griminalrechts‘‘, 1853, ©. 57 fg. 
Marquarbfen in ber „, Kritifchen — für die Geſehgebung des Auslaudes“, XXI, 488. 
3) Man vergl. meine Abhandlung über den Einfluß der circonstances attönuantes auf bie Todes- 
ſtrafe in Fraukreich, im dritten Stüd des „Archiv bes Triminalrechts“, 1857. 
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geſchritten ſei, daß ed die Todesſtrafe gänzlich entbehren könne, daß fie aber felten durch dad 
Geſetz vorgefchrieben und fehr felten vollſtreckt werden müffe. 

Wir wenden uns nun zu Deutſchland. Kaiſer Joſeph II. von Öfterreich Hatte kurze Zeit 
nachher, nachdem man in Toscana bie Todesſtrafe abſchaffte, dies 4787 auf In feinen Staaten 
gethan und fie nur Im Falle des Standrechts beibehalten. Bald führte man fle wegen Hoch⸗ 
verraths wieber'ein, und das Gefegbud von 1813 bedrohte damit außerdem noch den Mord, 
vie qualificirte Brandſtiftung und die Anfertigung falſchen Papiergelves ; auch das Strafgeſetz⸗ 
buch vom 27. Mai 1852 behlelt die Todesſtrafe bei. Eben dies geihah in Preußen in dem 
Steafgefegbude vom 44. April 1851, nicht eben zu ſparſam, in Baiern, ſowol im Geſetzbuche 
von 1813 ald in dem neuen Entwurfe von 1854, in Sachſen im Strafgefegbudhe vom 30. März 
4838 und in dem vom 13. Aug. 1855 u. ſ. w. Die in Folge der Beſchlüſſe der National: 
verfammlumg zu Srankfurt vom Auguft 1848 publicirten Grundrechte des deutſchen Volks Hat- 
ten im Art. III, $.9, beſtimmt: „Die Todesſtrafe, ausgenommen wo das Kriegsrecht ober 
das Seerecht im Fall von Meuterrien fle zuläßt — iſt abgeſchafft.“ Es waren Würtemberg, 
Baden, dad Großherzogthum Heffen, Kurheffen, Naſſau, Sachfen = Weimar, Koburg, Alten- 
burg, Shwarzburg, Anhalt, Braunſchweig, Bremen, Frankfurt, Hamburg und Schleämig: 
Holſtein, wo man In Gemaßheit ver Orundrechte die Todeäftrafe abſchaffte.) In Würtem- 
berg, wo vas Gefeh vom 15. Aug. 1849 die Todesſtrafe befeitigt hatte, führte fie das Geſetz 
vom 17. Juni 1853, jedoch In einem befchränkten Umfange, wieder ein. In Baden, wo die Ab- 
ſchaffung am 16. März 1849 erfolgt war, fand die Wiebereinführung am 5. Febr. 1854 bei 
der Einführung ded Strafgeſetzbuchs ftatt. Im Großherzogthum Heflen, mo bad Gefeg vom 
44. April 1849 die Todeöfttafe aufhob, wurde fle am 11. April 1852 wieder Kergeftellt, ebenfo 
in Altenburg durch das Strafgefegbud; vom 27. Bebr. 1854. Aud in den übrigen der ge: 
nannten Länder iſt dies theils bereits geſchehen, theils zu erwarten. 

In der Schweiz find ed das Bunveöftrafgefeh und bie Strafgefegblcher von Freiburg una 
Neufchaͤtel, welche die Tobeöftrafe nicht mehr Eennen, und auch der Entwurf eines züricherifhen 
Strafgefegbuds von 1855 hat fie verbannt. In Dänemark, Schweden und Norwegen befteht 
die Todesſtrafe fort; doch wurden In Schweden, deſſen König ſich ſchon 1841 in feiner Schrift 
über Strafen und Strafanftalten ald Gegner der Todesſtrafe kundgegeben hatte, von 1850—55 
nur 6 Proc. der zum Tode Verurtheilten hingerichtet. In Rußland wurde unter der Regie: 
rung der Kaiferin Elifabeth die Topeöftrafe, wenn auch nicht gänzlich aufgehoben, doch beinahe 
niemals vollſtreckt. Kaiſer Alexander willigte In Teine Hinrichtung megen Mordes, nicht ein= 
mal beim Alternmorb, und nur dann, wenn dad Verbrechen bie Eigenſchaft eines gewaltfamen 
Angriff gegen das Beſtehen ver bürgerliden Geſellſchaft, die Ruhe des Staats oder die Sicher⸗ 
heit des Throns ober der Majeflät des Megenten zum Gegenflanve hatte, fanden die Voll⸗ 
firedungen der Tobeöurtheile ſtatt. Das Strafgefegbud von 1845 behält die Todesſtrafe nur 
bei politiſchen Verbrechen und bei ver Verlegung ver Contumazvorſchriften bei. 

Wir fehen aus vieſer uͤberſchau, wie groß das Terrain ift, auf welchem bie Gegner ber 
Todeöftrafe ihren Kriegsſchauplatz ausdehnten. &8 find gleichfam zwei Außenwerke der Feſtung, 
welche bie Anhänger der Todesſttafe vertheidigen, welche bereits in die Hände ihrer Gegner 
gelangten: die Befeitigung aller Dualiflcation der Tobesftrafe und bie der öffentlichen Hin⸗ 
richtungen, an deren Stelle immer mehr die fogenannten Intramuranhinrichtungen getreten 
find, fo zum Beifpiel in Preußen, in Sachſen, in Würtemberg, In Baben, in Altenburg, in 
Hamburg u. f. w. 

Nachdem in Frankreich das Geſez vom 18. April 1834 das nad dem „Code p&nal’ bei 
Hinrichtung des wegen parricide Verurtheilten vorhergegangene Abhauen der reiten Hand 
aufhob, haben wir nur noch zu beflagen, daß daB hannoverifche Geſetzbuch vom 8. Aug. 1840 
in gewiflen Fällen die Todeoſtrafe durch das Schleifen des Verbrechers zur Richtſtätte auf einer 
Kuhhant fhärft und und fo in die Zeiten des Mittelalters zurückverſetzt. 

In Betreff der Intramutanhinrichtungen nehmen wir auf ben befonvern biefen gewid⸗ 
meten Artikel Bezug und gelangen zur Beſprechung der am Bingange des vorliegenden Artikels 
gevachten Hintiätungsinftramente. Es bedurfte eines langen Zeitveriuftes, che das Menfchen: 
geſchlecht fich gleichſam fo verebelte, daß es an Todesqualen Leinen ſonderlichen Geſchmack mehr 
fand, und bis ſelbſt Die, welche die Todesſtraſe noch für nothwendig Halten, ſei es zur ange: 
meſſenen Sühne der Berfulbung ober zur Aufrechthaltung der öffentlichen Orbnung, doch 


4) Mittermaier im, Archiv des Ctiminalrechts“, 1857, ©. 304. 
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damit einverflanden ſich erflärten, daß bie ſicherſte, ſchnellſte und möglihft ſchmerzensfreie Voll⸗ 
ſtreckung der Todeöftrafe ein unabweisliches Erfoperniß fet. 

Die Strafen bes Mittelalterg waren fehr geaufam, indem man bie Tobeöftrafe noch auf die 
mannichfachſte Weife qualificirte. Wir erwähnen nur de Sungenreifens, Staupenſchlages, 
Abhauens einzelner Gliever oder Ausreißens verfelben. Man töbtete duch das Rad von oben 
und unten, dur) daß Feuer, durch Pfähle und Lebenvigbegraben (vieſes beſonders bei Kindes— 
mörberinnen), durch Hängen an ven Galgen oder an einen Baum, durch Biertheilen u. A. m. 
Reiver erhielten ſich viele ver fogenannten qualificirten Tobeöftrafen bis In die neuern Zeiten, 
und mo man fie, wie in Preußen durch das Allgemeiue Landrecht geſchah, noch als geſetzlich 
anerkannte und anerkennen mußte, fand, auf ven Grund eines befondern allerhönften, dem 
Scharfrichter ertheilten Befehls, die Exrbroffelung des Verurtheilten auf-eine dem Bublicum 
nicht bemerkbare Weife flatt, ehe die qualificitte Todesſtrafe vollſtreckt wurde, ſodaß dieſe nur 
an einem Leichname zur Vollziehung kam. 

Es iſt ein großer Sieg, welchen die humanere Straftheorie über die Abſchreckungstheorie 
davongetragen hat, daß man das ganze, die Menſchheit entwürdigende Beiwerk derſelben 
allerwarts zertrümmerte, und daß man ſchon In ven wenigen Jahren, ſeitdem dies geſchah, zu 
dem Bewußtſein gelangte, daß man ſich ſolange auf einem beklagenswerthen Irrwege befunden 
Hatte. Spätere Zeiten werben Das, was wir gegenwärtig von den Abſchreckungsmitteln wohl⸗ 
befugt fagen können, auch von ber Tobeöftrafe zu fagen wiflen: auch fie wird dereinſt nur noch 
eine betrübenve geſchichtliche Erinnerung fein. 

Wir Haben im Weſentlichen zur Tötung von Staatswegen zweierlei Proceduren, das 
Hängen und das Gnthaupten, noch im Gebraude. Das Hängen finden wir in England und 
Nordamerika, wohin e8 aus England fi überpflangte, und in Ofterreih. Noch Eürzlic Hat ein 
Beifpiel in England dargethan, wie wenig Sicherheit der Hängeapparat gewährt; nur nad 
Hartem Kampfe mit dem Verurtheilten, welcher die Pfoften des Gerüftes umklammerte uns 
dadurch fich zu retten fuchte, Eonnte diefer überwältigt und getöbtet werben. 

In Öfterreich behielt man aud) in dem revibirten Steafgefegbuße vom 27. Mai 1852 den 
Strang ald Hinrihtungsinftrument Hei. Zachariä fagt hierüber): „Bedauern müflen wir, daß 
man auch beider Revifton von 1852 nicht von der Bollziehung ver Todesſtrafe durch den Stra: 
abgegangen ift. Was Prof. v. Hye in feinem Gommentar, &.365, darüber bemerkt, kann gewi 
nit befriedigen. Mit der bisherigen Baſis der Strafgefeßgebung hat offenbar die auch In der 
C. C. Theresiana angeordnete ausſchließliche Hinrichtungsart des Hängens gar nichts zu ſchaffen, 
und e8 kann dies kein Hinderniß fein, etwas Anderes an die Stelle zu ſehen, und weshalb man 
fi} gerade hier auf die allgemeine Volksſtimme gegen das Fallbeil berufen, die, an ſich Hächft 
problematif, nur ein keine Beachtung verbienendes Volksvorurtheil fein witrbe, iſt nicht abzu= 
ſehen. Am allerwenigften aber müflen wir ven für die Strafe des Stranges geltend gemachten 
Grund der Schimpflichkeit dieſer Strafart gelten laffen, da verfelbe in dieſer Richtung nur dem 
roheſten Abſchreckungsprincip entlehnt werben kann und gewiß Öfter gegen dieſelbe geltend 
gemacht worben iſt.“ Auch wir vermögen und das Beharren bei der Balgenftrafe, welhe man 
ſelbſt im Mittelalter nur Dieben und Spionen zu Thell werben ließ, nur aus einer gewiflen 
Abneigung gegen Neuerungen zu erklären. Nicht jeve Strafe ift zugleich eine beſchimpfende; 
nad) dem preußiſchen Strafgefegbuche iſt der Verluft ver bürgerlichen Ehre nur bei der Gefähr⸗ 
dung des Lebens, der Geſundheit oder ber Freiheit des Königs und dem Morbe von Afcendenten 
ober Ehegatten mit ver Todesſtrafe verbunden; nach dem ſaͤchſiſchen Strafgeſetzbuche gar nicht. 

Soviel und befannt, ifinur in Schleswig, Preußen, feit ungefähr 30 Jahren, undin Sachſen⸗ 
Meiningen und dem Fürftentgum Neuß, nad; ihren Strafgefegbüchern vom 21. Juni 1850 und 
14. April 1852, das Beil als vorgefchriebenes Hinrihtungsinftrument in Gebrauch. Der Ber- 
urtheilte niet vor einem Richtblocke, in welchem fi ein Ausfchnitt für Kopf und Hals befindet, 
und wird an biefen feſtgeſchnallt. Der Hieb mit dem fehr breiten und ſcharfen Belle wird von 
oben nad} unten geführt und erfüllt fiher feinen Zweck, wenigſtens find und in Preußen Bei- 
fpiele vom Gegentheile nicht zur Kenntniß gelangt. Der von der Seite geführte Hieb mit dem 
Schwerte ſcheint und der weniger ſichere zu fein. Fehlſchlaͤge find hier Feine ſeltenen Crſcheinungen. 
Beide Hinrihtungsarten flehen jedoch der Anwendung des Fallbeils in jeder Beziehung nad. 
Die Guillotine, welche Dr. Guillotin gern felbft ald zuerft aus feinem Erſtndungsgeiſte hervor⸗ 
gegangen anerkannt wiflen wollte, war ſchon im Mittelalter in Jtallen und in Deutſchland in 
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Gebrauch ®), und wir finden in dem großen Rathhausjaale zu Nürnberg die getreuefte Abbil⸗ 
dung derſelben, welche ſich jhon feit Jahrhunderten an diefem Plage befindet. Man hat ſich bei 
ihrer Einführung mithin vor ihrem vermeintlichen franzoͤſiſchen Urfprunge nicht zu fheuen, und 
Dürfte denn doch am Ende einjehen müflen, daß man die Gräuel ver Franzoͤſiſchen Revolution 
unmöglich dem Werkzeuge zur Laſt legen kann, mit welchem fie zum Theile verübt wurben. 

In Sachſen bediente man ſich, in Folge einer Verordnung vom 1. Dec. 1852, am 25. Ian. 
1855 zuerft des Fallſchwertes; in Baiern feit 1854, in Baden nad der Verordnung 
vom 12. April 1856 , und im Großherzogtfum Heſſen wurbe daſſelbe fon durch die 
Berordnung vom 19. Dct. 1841 eingeführt und diefe Ginführung erneuert, ald dad Gefeg vom 
20. April 1852 die Todesſtrafe wieder herftellte: Auf dem ganzen linken deutſchen Rheinufer 
iſt das Fallſchwert, auch nad) dem Aufhören der franzoͤſiſchen Herrſchaft, in Anwendung geblie= 
ben. Wir fehen, daß dies Hinrichtungsinſtrument nad) und nad) die Hinderniſſe beſiegt, welche 
fich feiner Einführung überall entgegenftellen. Als manin der wũrtembergiſchen Abgeorhneten= 
Tammer 1852 über die Wiebereinführung der Todesſtrafe debattirte und zugleich über dad Hin= 
richtungsinſtrument fi) berieth, ſtellte die Majorität den Antrag, das Fallbeil einzuführen. 
Man erklärte fi gegen das Schwert, weil es längft von allen Seiten anerfannt jet, daß vaffelbe 
ein hoͤchſt unjicheres Mittel der Vollziehung fei, mie vielfach hoͤchſt widrige Erfahrungen gezeigt 
hätten, und weil es natürlich erfcheine, daß ſolche ſchauderhafte Hinrihtungen in Zukunft nur 
um fo öfter vorfommen würden, je feltener für die Scharfrichter die Gelegenheit würde, fid in 
ver Kunft der Hinrichtung mit dem Schwerte zu üben. Dagegen entipräde das Fallbeil allen 
Anfoderungen , welche man an das töbtenbe Inftrument machen könne; die Behauptung, daß 
der Verbrecher durch diefe Art der Hinrichtung ald Menſch entwürbigt werde, fei ein leerer Vor⸗ 
wand, der wahre Grund, den man dadurch maskire, feien die Reminiscenzen an die Franzoͤſiſche 
Revolution, die man womöglich äustilgen möchte. Bon der Minoritätder Kammer wurbe behaup⸗ 
tet, daß man bei der Hinrichtung durch das Fallbeil ven Verurtheilten in entwürdigender Weiſe, 
einem Sacke gleich, aufein Bret binde und unter pie Maſchine ſchlebe, durch die er ſterben folle, daß - 
dagegen der Tod durch das Schwert der am menigften ſchimpfliche fei und als ſolcher beiden Griechen, 
Römern und Deutſchen gegolten habe, weil hier der Verurtheilte durch die Hand feines Mitbürgers 
falle. Die Regierung gab hierauf zwar zu, daß ein anderes ſichereres Inftrument als das Schwert 
wünſchenswerth fei, daß es aber beider bisher üblichen Hinrichtungsart verbleiben müfle, weil von 
den Technikern noch feine Maſchine zu Stande gebracht worden ſei, welche dem Zwecke volltom- 
men entforäde. 7) Wir vermögen vie Bedenken gegen das Fallſchwert nit zu theilen. Zunaͤchſt 
gewährt es den großen Vorzug, daß es die unmittelbare Toͤdtung durch Menſchenhand entbehrs 
lich macht. Auch der gefchicktefte Scharfrichter iſt nicht in jedem Momente Herr feiner Geſchicklich⸗ 
keit, und e8 find gerade Momente, in denen dies am leichteften der Kal fein kann, wo die Noth⸗ 
wendigkeit der Erfüllung einer ſchweren Pflicht mit gegen viefe anfämpfenden Gefühlen ver Theils 
nahme und Menfcplichkelt in einen Gonflict geräth. Der Scharfrichter, welcher Sand's Kopf erſt 
mit dem zweiten Hiebe vom Rumpfetrennte, hatte, wieman weiß, Sand liebgemonnen, und war, 
wie wir als Augenzeuge beftätigen Eönnen, in der heftigften Erregung. Wir wiflen nit, ob 
das Feſtbinden an ven Richtſtuhl oder dad Anfchnallen an den Richtblock nicht ebenſo wider⸗ 
wärtig erfcheint ald das Aufbinven auf das dem Wallbeil unterzuſchiebende Bret; daß man 
aber mit dem Tode durch daffelbe, wenigftens in Frankreich, nichts Cntehrendes verknüpfte, kann 
man faft auf allen Blättern der Gefchichte der Franzoſchen Revolution lefen. Hat die Mafchine 
in einzelnen Fällen ihren Dienft verfagt, dann war meiftens bie Übereilung, mit welcher man 
fie in Frankreich aufſchlägt, um in wenigen Minuten den Act der Hinrichtung zu beendigen 
und damit fertig zufein, noch ehe Die Nachricht von der zu vollſtreckenden Erecution fid verbreiten 
ann, davon bie Urſache. Verbunden mit der Intramuranhinrictung, bei welder ſolche 
Beſchleunigung fortfällt, wird fie ebenfo ſicher ihren Dienft verrichten, wie Dies Tauſende von 
andern Maſchinen täglich thun. Wenn man bie Ängſtlichkeit, mit der Graf Bocarme vor feiner 
Hinrichtung ſich danach erfundigte, ob das Meſſer auch gehörig geſchärft fe, als einen Beweis 
der Unzuverläffigkeit ver Maſchine geltend gemacht hat, fo entbehrt derfelbe jeder logiſchen 
Begründung. Bocarınd wollte augenſcheinlich nur noch den ſchwachen Troſt haben, daß ein 
Sehleg det Maſchine nicht zu erwarten wäre. 2. Trieft. 


6) Man vergl. den „Gerichtsfaal”, 1853, IT, 304 und 305. 
2 Pl ‚gergl. den Bericht ber Jufliggefepgebungscommiffton der Kammer ber Abgeorbneten vom 


46 Beineifen Bekenntniß 


Beineiſen und Elotz ber Züchtlinge. Das fährlfhe Strafgeſezbuch von 11. Aug. 
4855, welches in fo vieler Beziehung dem wahren Fortſchritte huldigt, beflimmt, daß männ. 
liche Zuͤchtlinge, welche bereitö wenigſtens zwei mal Zuchthaus⸗- over, wegen eined vorfäglihen 
Vergehens, Arbeitshaußftrafe verbuͤßt haben, während ihrer Gtrafzeit ein Beineifen, weibliche 
Züchtlinge in gleichem Falle einen mit einer Kette am Buße befeftigten Klotz zu tragen haben, 
welche Schärfung, wenn die Strafe länger als zehn Jahre Dauert, für ven Meft verfelben fort⸗ 
fällt. Wenn wir einer an fi fo unbedeutend ſcheinenden ftrafgefeglichen Beſtimmung, bei der 
es nur auffallend if, warum man fich bei dem weiblichen Geſchlechte nicht auch mit dem Beins 
eifen begnügte, diefem vielmehr noch die Kette und den 8— 12 Pfund ſchweren Kloh hinzu⸗ 
fügte, hier Erwähnung thun, ſo ſcheint Died einer Rechtfertigung zu bedürfen. Möge man fie 
darin finden, daß wir Gelegenheit nehmen wollten, unfer aufrichtiges Bedauern darkber aus⸗ 
zuſprechen, daß man zu ſolchen Mitteln ver Abfärestungstheorie noch In der neueften Zeit wie⸗ 
berum feine Zuflucht genommen hat, melde, feitvem man eblere Strafzwecke verfolgt, jede Be: 
rechtigung verloren haben. Muß die wiederholte Rückfaͤlligkeit einer ſchwerern Strafe unters 
liegen, dann verlängere man angemefien ihre Dauer. Das vorzeitlihe Kettenanlegen,, welches 
übergaupt mehr bei der Bänbigung von Thieren als von Menſchen an feinem Plage ift, Hatte 
am Ende bod) den gerechtfertigten Zweck, die Flucht zu verhindern oder doch nur zu erſchweren, 
da bie Erfahrung längft gelehrt hat, daß mit der Sache vertraute Sträflinge keiner zu großen 
Anfrengung bedürfen, um fi) die anfcheinend ſchwerſte Beflelung von Arm und Bein abzu: 
ſtreifen. Ein Beineifen, gleichſam die erfle Vorbereitung zur Anlegung einer Fußkette, ift da= 
gegen fein Sicherungsmittel, fondern allein ein entehrendes, die Gefundheit gefährdendes Ab- 
zeichen, und eben als ſolches verwerflih. Wenn man einen Menfchen von den deſſeln feiner 
verbrecheriſchen Neigungen und böfen Leidenſchaften frei machen will, dann laffe man ihn zu⸗ 
naͤchſt aud körperlich feflelfrei einhergehen. Brägt man es Ihm in jedem Lehensmomente, durch 
jeven Bli auf feinen Körper immer wieder von neuem ein, wie verworfen er iſt, und wie er 
fe auch Andern ſchon äußerlich erſcheinen müffe, daun wirkt man nit beruhigend und beffernd, 
fondern aufregend und demoraliſtrend auf ihn ein, und erſtickt in ihm alle Keime des Guten, 
welche fonft in ihm vielleicht auffprießen könnten. Es gehört eine befondere Seelenſtärke va iu 
auch äußerlich gebrandmarkt innerlich beffer zu werden, und eine ſoiche ift, bei wiederholt 
Rraften Verbrechern wenigftens, felten vorhanden. Wenn im Zuchthauſe zu Waldheim mu 
nod jeder Züchtling auf ven Armen, in [malen gelben Streifen, fo viele entehrende Abzeichen 
tragen muß, als er Beftrafungen erlitten hat, dann Hilft e8 ihm nicht einmal etwas, daß er fen 
Beineifen durch die varübergezogenen Beinkleider verdeckt, er trägt feine Schande au ſonſt 
auf dem Arme ſtets mit fi herum. Wie viel fol wol ein Frauenzimmer von feiner weiblichen 

Würbe nad erfiandener Strafe in dad Leben zurülbringen, welches ſich gehn Jahre lang durch 
das Schleppen eines Klotzes verädtlih und lächerlich machen mußtet Erwecke man jeden 
auch den anſcheinend verworfenſten Zuͤchtling durch religidfen und Schulunterricht, durch die 
Lectũre erhebender und belehrender Bücher, durch Arbeiten, welche ihn mehr geifig als mecha⸗ 
je befcäftigen,, feinen Geſchmack veredeln und in ihm die Überzengung beftärfen, daß er 

als ein nuͤtzliches Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft in dieſe zurlicktehren werde. Unterftäge 
man feine Neigung zum Beſſern und entferne von ihm Alles, was darauf flörend einwirken 
tönnte, die Beineifen und alle folge Dinge, welche nichts nen, fondern nur brandmarken. Ie 
den preußiſchen Zuchthäufern kennt man und entbehrt man die Feſſelungen nicht. 2. Trieſt. 

Be ig, Bekenntnißfreibeit, Geftändni. Bekenntniß ift als Glaubensbekeunt⸗ 
niß und als Schuldbekenntniß oder Geſtäͤndniß Gegenſtaud ſtaatswiſſenſchaftlicher Betrachtung. 
Als Glaubensbekenntniß und Bekenntnißfreiheit aber wird es in den Art. Glaubens: und 
Gewiſſensfreibeit und Religion behandelt werden. Hier bleibt alſo nur Geſtändniß ver 
Schuld zu betrachten. Bekenntniß oder Geſtaͤndniß iſt im Civil⸗ und Criminalproceß das Cin⸗ 
rãumen ober Zugeſtehen gewiſſer Thatſachen von Seiten einer Partei, welche in dem beſtimmten 
BProceffe zu ihrem Nachtheile gereichen. Im Civilproceß begründet jedes vollſtändig erwieſene 
gerichtliche uud außergerichtliche Zugeſtändniß, ſoweit es ernſtlich gemeint, unbedingt und nicht 
durch einſchränkende Zufäge (Dualiſicationen) ganz oder theilweiſe in feinem Inhalte wieder 
aufgehoben wurde, vollſtaͤndigen Beweis, weil ed als ein gültiger Verzicht der Bartei auf Das- 
jenige, was fie ihrem Gegner einräumt, erſcheinen muß. Anders if es im Steafproceß, wo die 
Strafe des Angeſchuldigten nicht durch feine beliebigen willfürligen Verzichte, fondern nur 
durch die vollfländige gerichtliche Überzeugung der Richter von feiner wirkliden Schuld begrünz 
det werben muß. Sehr verſchieden aber find nach den Verſchiedenheiten des Criminalproceſſes, 
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namentlid danach, ob er accuſatoriſch oder inquiſitoriſch iſt, ob er vor Geſchworenen oper blos 
vor wiſſenſchaftlichem Beamtengericht geführt wird, ſowie nach den Anfichten der verfchiedenen 
Gefeggeber und Schriftfteller der Werth und die Beweiskraft, die man dem Geflänpniß in Cri⸗ 
minalſachen beilegt, und bie Erfoberniffe oder Bedingungen, die man für ein vollgültiges Ge— 
Rändniß verlangt. Gefege und Schriftfteller, wie die ver alten Griechen und Römer, der alten 
Deutſchen, der Engländer, Amerikaner und Franzoſen, können das Geſtändniß nicht für noth⸗ 
wendig Halten und ihm Leinen fo hohen und nie abfolut entfheinenden Werth beilegen. Sie 
fegen nämlich einerſeits ben Anklageproceß voraus, wo dem Angeklagten gegenüber der Anz 
Eläger fteht, welcher vie Bilicht hat, feine Anklage zu erweifen, von dem Angeflagten nicht fo- 
dern Tann, daß er durch Geſtaͤndniſſe als Zeuge gegen fi ſelbſt auftrete, und noch viel weniger 
das Recht har, ihn durch verlegende Inquifitions⸗ und Torturmittel dazu zu zwingen. Sie be: 
dürfen auch auf der andern Geite des Geſtändniſſes nicht, da fie nach moraliſcher Überzeugung 
richtende Volls⸗ oder Geſchworxenengerichte voraudfegen, welche aus ber ganzen vollſtändigen 
Öffentligen, vor ihren Augen und Ohren ſtattfindenden Verhandlung und allen darin ſich er⸗ 
gebenven Anzeigen und Beweiömitteln ſich ihre moralifche Überzeugung bilden, ohne einzelne 
befonvere fogenannte juriſtiſche Beweiſe in einer beftimmten juriſtiſchen Korn zu bebürfen, 
oder dadurch gebumben zu fein. Die Deutſchen hatten außerdem noch in der alten Zeit und durchs 
Mittelalter hindurch die Beweiſe durch Gotteßurtheile und Einhelfer. Bine wahre innige mora= 
liſche Überzeugung wird fürs dritte auch fehr oft keineswegs begründet durch Geſtaͤndniſſe. Fi⸗ 
Langieri (III, 40) will fogar Ihre Beweiskraft allzu ſehr, ja gänzlich verwerfen, Indem er fih 
ſtuht auf dad Naturwidrige, daß ein Menſch faft wie ein Selbſtmoͤrder fi buch Zeugniß gegen 
ſich felhft preiögebe, und auf Duinctiliau’8 Ausſpruch (Decl. 314): „Das ift die Natur jenes 
Belenutnifes, daß Derjenige, der dadurch gegen ſich ſelbſt zeugt, ald verrüdt angefehen wer= 
den kann. Diefer wird durch Melandolie, Der durch Rauſch, ein Anderer durch falſche Bor- 
ſtellungen, Jener durch Schmerz, Mancher durch Tortur dazu beftimmt. Niemand zeugt un= 
gezwungen und frei.gegen ſich ſelbſt.“ Hiernach fließt nun Filangieri bei Geftänpniflen ent⸗ 
weder auf faliche Einwirkungen, Vorfpiegelungen und Schreckmittel, auf eine Beſtimmung 
durch die Plage longer Einferferungen und peinlicher Verhöre, oner auf eine Gemüthöftim- 
mung, welche die Glaubwürdigkeit zerfidren, wozu noch Selbſttaͤuſchungen und fo oft auch Wi- 
derrufe oder Beihränfungen (Dualificationen) der Geſtändniſſe kommen, um die Beweiskraft 
der Geftänbniffe fehr zweifelhaft und unbeflimmt zu machen. Selbſt noch einzelne fpätere rö⸗ 
miſche Gefege huldigen der ältern römiſchen Anfiht über die Geſtäͤndniſſe. So fagt z.B. Ul: 
pian (L. 1, $. 47, de quaest.): „Der Ralfer Sever verorbnet, daß man das Bekeuntniß nicht 
als einen vollſtaͤndigen Beweis der Schuld anfehen dürfe, wenn nicht andere Beweife die ge- 
wiffenhafte Überzeugung des Richters beſtimmen.“ Blackſtone, der trefflihe Gommentator des 
englifhen Rechts, fagt (Bud IV, Gap. 27): „Auf ein freied einfaches unummundenes Belennt- 
alß hat der Staatqrichter nichts Anderes zu thun, als das Urtheil zu ſprechen. Doch pflegt man, 
wo e3 Gapitalftrafen gilt, ſehr bedenklich zu fein, ein ſolches Bekenntniß anzunehmen und nie 
derzufchreiben, vielmehr räth das Gericht gewöhnlich dem Gefangenen, fein Geſtändniß zurüd- 
zunehmen und fi auf bie Anklage gehörig zu verantworten“ (d. h. in dem Öffentlichen accufa= 
torifchen Verfahren fi von dem Geſchworenengericht oder „von Bott und dem Vaterlande“ 
richten zu laflen). 

Ganz im Begenfage hiervon mußte man in den Beiten des fpätern römifchen Despotismus 
und als im Zufammenhange mit dem fpätern desvotiſchen Recht und mit den geifllihen Ge⸗ 
richten, namentlih au dem ſcheußlichen Inquifitionägeriht, die Bäpfte im Mittelalter in 
Deutſchland das inquiſitoriſche Verfahren und die Tortur eingeführt hatten, das erftere vor⸗ 
aiglis Innocenʒ IH, die Solter aber Alerander IU., und als nun nit mehr die moraliſche 

bergeugung des Volks, ſondern nad) angeblich juriſtiſch nachweisbaren Beweisgründen bie 
geiſtliche oder weltliche Beamtenkaſte richtete. Jetzt ſuchte man, weil es ſonſt allermeiſt an ſo⸗ 
genannten juriſtiſchen Beweiſen mangelte, zumal ſeitdem auch bie deutſchen Gottesurtheile weg⸗ 
fielen, auf jede denkbare Weiſe und oft mit ven ſcheußlichſten Mitteln Geſtändniſſe, die ſelten 
gern und ganz freiwillig ertheilt werben, herauszupreſſen, und fie galten als vie weſentlichſten 
Beweismittel. Die Unhaltbarkeit diefer Theorie wurde fon oben dargethan (ſ. Ableugnuung, 
Anklage, Anzeigungen). ) Damit fol indeß nicht abgeleugnet werben, daß allerdings Ge⸗ 


1) Diele artenmäßige Beweiſe von nnglaubwürbigen und unwahren Belenntnifien enthält auch der 
Urt. Iuzy uud die Pr —— —E u. ß w.“ von en and Schulz (Karlsruhe 1845). 
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ftänpniffe, je nad; den Umfländen und ihrer eigenen Beſchaffenheit, fowol für Geſchworene ale für 
wiffenfchaftliches Beamtengericht eine fehr große Beweiskraft haben können, eine ſolche, die für 
den verurtheilenden Richter vielleicht die beruhigendſte ift. Der Angeklagte Hat ja, wenn auch 
nicht eine juriſtiſche, doch eine moralifche Pflicht, die Wahrheit zu geftehen. Völlige beruhigende 
Beweiskraft aber wird ein Geſtändniß nur aldvann haben, wenn es völlig frei, ohne irgend= 
eine Borfpiegelung, Drohung, Quälerei, Unterfptebung (Suggeftion) und vorzuglih ohne 
das „Mürbemahen“ durch längere Leiden bloß aus innerer Wahrheitsliebe oder aus morali⸗ 
ſcher Reue ganz frei hervorgeht, auf bie dem Angeflagten genau bekannten thatſächlichen Ver—⸗ 
haͤltniffe fich bezieht, völlig deutlich und beftimmt vor Gericht abgelegt wird, an fi und feinem 
innern Zufammenhange nad glaubwürdig ifl, durch alle bekannten Umſtände unterflügt, durch 
feine wiverlegt, auch durch Feine Beſchränkungen ober fpätere Zurücknahmen geſchwächt wir. 
Die moralifhe Überzeugung tüchtiger Volksvertreter oder Geſchworenen kann durch eine Reihe 
von Umfländen, die, je nach den Berfönlichkeiten und befondern Verhältniffen, mehr oder min= 
der für die Glaubmürbigfeit der Befenntniffe einflußreich find, geleitet werben. Abfolut entſchei⸗ 
dende und fihere Regeln aber, womit neuere Gefege und Compendien vergeblich, ſich abmühen, 
wird nur eine durch dad Phantom wirklicher juriftifcher Beweiſe Irregeleitete Jurisprudenz auf: 
ftellen zu koͤnnen vermeinen. Stets wird jede Gewißheit von der Wahrheit und wahren Be: 
ſchaffenheit einer hiſtoriſchen Thatſache, vollends der großentheild dem Innern angehörigen 
criminalrechtlichen Schuld, nur auf der Bergleihung und Verbindung aller eigenthümlichen 
Umftände, Perſoͤnlichkeiten und Verhältniffe und auf der durch fie begründeten Innern ober 
moraliſchen Überzeugung beruhen. Ausführlich und fehr gut entwicelte Geſichtspunkte über 
bie Beweiskraft der Bekenntniſſe und die Hierher gehörige Literatur enthält übrigens Mitter- 
maier's „Deurfches Strafverfahren In genauer Vergleichung mit dem engliſchen und franzd- 
fiſchen Strafproceß“, Abth. II, 8.154 fg. Auch verdienen fiber ven Werth des Geſtändniſſes 
verglichen zu werben bie „ Grundlinien einer dogmatifchen Gliederung des Strafprocefies” von 
Köftlin in Weil’s „Gonftitutionellen Jahrbüchern”, IIT, 1 fg. Welcker. 

Belagerungsſtand, Ausnabms · Maßregeln, · Geſetze, - Gerichte, Aufrubracte, 
Kriegs· und Standrecht. (Der Ausnahmszuftand in Deutſchland.) — I. Unter: 
ſchied zwiſchen dem militäriſchen und dem politiſchen Belagerungsſtand. 
Bor allem muß man forgfältiger als biäher Belagerungsſtand im militärifgen Sinne 
und rein militärifche Maßregeln vom Belagerungsftand und andern Ausnahmsmaßregeln im 
politifhen Sinne unterſcheiden. 

Belagerungsfland im militärifden Sinn findet bei Feſtungen oder Städten 
ftatt, für welche die Kriegögemwalt gegen ven Feind die Vorkehrungen zur wirffamften kriegeri⸗ 
ſchen Verteidigung treffen will. Die oberfte Milttärbehörde, der Feflungscommandant, er 
Aärt alsdann den Belagerungsſtand und verkündet ihn Öffentlich unter Trommel= und Trom⸗ 
petenſchall. Sie rüflet ven Plag mit der nöthigen Vertheidigungsmacht, mit Munition und 
Proviant, bereitet die kräftigſte Vertheidigung aller Feſtungswerke, durch ihre nöthige Be— 
ſatzung, durch Abhauen der Baumpflanzungen auf den Glacis, Raſirung der Feſtungsrayons. 
Zugleich aber bekleidet fie ſich mit einer durchgreifenden hoͤchſten militärifhen Gewalt und 
unterſtellt die ſtrafrichterliche und polizeiliche Gewalt für Alle dem Kriegs recht, dem Kriegs 
gericht und nöthigenfalls dem Standrecht. Sie kann die Behoͤrden ganz außer Wirkſamkeit 
ſehen, ober blos controliren und Gebote und Verbote unter Androhung kriegsgerichtlicher Be⸗ 
ſtrafung erlaſſen, d. h. ſie ſtellt den ganzen Bezirk unter das Martialgeſetz. Zur Seite 
des Commandanten wird ein Kriegsrath gebildet aus hoͤhern Offizieren ver Befagung und 
einigen oberſten Magiſtratsperſonen der Gemeinde, mit welchem der Commandant in wichtigen 
Fãllen ſich berathet, und welcher auch in der Regel die legte Entſcheldung Über Tod und Leben 
erhält. Nähere Beſtimmung über alle dieſe Verhältnifſe und Entſcheidungen von Streitfragen 
werben durch die Militärorbnungen und nach Ihnen durch Kriegögerichte und die höchſten Milts 
tärbehörben entſchieden. „Im Kriege ſchweigen die bürgerlichen Geſetze“ (inter arma silent 
leges). Diefes macht ſich nad} einer traurigen Notwendigkeit hler fowie überhaupt in Beziehung 
auf die Eriegerifchen VBerhältnife geltend, oft nur allzu fehr. 

Außer diefem Belagerungszuftand eines feften Plage kann im Kriege der Befehlähaber 
eined Truppencorps nach militärifhen Regeln auch gendthigt fein, für eine Stadt oder eine Ge⸗ 
gend, vie unter feiner militäriſchen Gewalt fteht, einen Belagerungd- ober nad) gewoͤhnlicherm 
Ausdruck ven Krie gszu ſtand, das Martialgefeg zu verfündigen. Er thut biefes, wenn 
er Gründe hat anzunehmen, daß bie Cinwohner ſeine militäriſchen Operationen und Zwecke fd: 
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ten, baß fe Aufſtände erregen, die Truppen verführen ober verlegen, ober gefährliche Verbin: 
dungen mit feinen Beinden unterhalten. Er übernimmt aldvann vie Sicherheitspolizei, und 
gibt Gebote und Verbote unter Androhung kriegsgerichtlicher Beftrafung. Die Kriegäverfaf- 
fung des Deutiden Bundes gibt im Art. 96 ausdrücklich aud dem Oberbefehlshaber der 
Bunbeötruppen dieſes Recht, fügt aber Hinzu: „In ven Bundesſtaaten foll dies jedoch nur nach 
gebflogenen Benehmen mit ven betreffenden Regierungen und erhaltener Zuſtimmung berjels 
ben geſchehen u. ſ. w.“ Natürlich gilt dieſes no mehr für die eigenen Truppen der Regierung. 

Da alled Begründete nicht weiter geht ald fein rund, fo kann natürlich alle ſolche Kriegs⸗ 
gewalt, zumal joweit fie ih au gegen Nichtſoldaten geltend macht, nur eintreten nach ausge⸗ 
brochenem Kriege und lediglich wegen militärifcher Nothwendigkeit, nit für politiſche 
ober Strafzwede. Sie hört auf, fowie Die militärische Nothwendigkeit wegfällt. 

Weſentlich Hiervon verſchieden it ber polttifye Belagerungszuftan ober bie erft 
in neuern Zeiten dem militärifgen Belagerungsftand mehr oder minder nachgebildete ſtaats- 
rechtliche Ausnahmsmaßregel, durch melde die nolitifge Gewalt gegen aufrühre- 
wife oder revolutionäre Unternehmungen und Gefahren einzelne Orte, Diſtricte ober 
gar ganze Länder in Belagerungsftand erflärt. Hierdurch werden während ber Dauer dieſer 
Ausnahmsmaßregel alle Rechte der Bürger und namentlich alle Verfaſſungsrechte und alle 
Bürgſchaften derfelben illuſoriſch gemacht oder aufgehoben. Und zwar hat die Maßregel andere 
Begründung, andere Zwecke, andere Ausdehnung, andere Grenzen als der militärifche Bela⸗ 
gerungdzuſtaud. Sie verfolgt politifche Zwecke, Beftrafung, zukünftige Abſchreckung, Durch⸗ 
—— — Maßregeln. 

IL Überpolitifhe Ausnahmömaßregeln überhaupt. Zur richtigen Würdigung 
des neuerdings leider jo wichtig gewordenen politifchen Belagerungszuftanded und der damit 
verwandten Auonahmsmaßregeln wird ed heilfam fein, vor allem über Ausnahmsmaßre⸗ 
en juriſtiſchen oder politiſchen Sinne einige allgemeine Beihtöpuntte ind Auge 
zu faſſen. 

Hierbei můſſen zuvoͤrderſt von dem ſehr natürlich unbeliebten Begriff der eigentlichen 
ober wirklich en Ausnahmseinrichtungen und Maßregeln, bie uneigentlichen, im recht⸗ 
lichen Sinn blos ſcheinbaren, unterſchieden werden. Blos ungewöhnliche und von der 
Mehrzahl der Verhaltniſſe verſchiedene Beſtimmungen und ſelbſt Ausnahmen von wirklichen 
Geſehen, welche aber dem, diefen Gejegen zu Grunde liegenden hoͤchſten Rechtsgrundſatz in fei- 
ner Anwendung auf die beſondern Bälle eutſprechen — biefe, fowie auch befondere, rechtlich 
gar nicht verlegende politifche Beftimmungen find an fi} noch feine wirklichen Ausnahmsmaß⸗ 
tegeln, wie mandje oberflägli und roh materialiftifche Gleichheitsfreunde anzunehmen geneigt 
find. „Nur für Gleiche und für gleiche Verhältnifie iſt das Gleiche gleich“, fo fagt ſchon Ari⸗ 
ſtoteles. Für Ungleihe wird es felbft ungleich. Hiernach verwandelte ſchon das prätorifche 
Recht die materielle Gleichheit der Talionsftrafe der Zwölf Tafeln theilwelſe in Strafen, welche 
der wahren, ber verhältnißmäßigen Gleichheit (der aequitas) entſprachen. 1) 

So if es keine Ausnahmsmaßregel, daß Griminals und Givilprocefle, ihrer verſchiedenen 
rechtlichen Natur gemäß, verſchieden, die Grimtnalprocefie namentlich durch Schwurgerichte, 
entfieden werben. Es ift juriſtiſch feine wirkliche Ausnahmsmafregel, wenn die Regierung, 
ohne irgendeine verfaffungsmäßige Beftimmung oder Begrenzung ihrer Gewalt und ohne ein 
Berfaflungdreht der Bürger zu verlegen, in ungewöhnliger Weiſe, z. B. durch Stellvertueter 
oder Gonmiflare in Verwaltungsſachen einzelne ihrer Rechte ausüben läßt, oder wenn Die Ver⸗ 
faflung für das Wohl Aller beſtimmt, daß Einer Fürſt jet. Nur die von den allgemeinen hoͤch⸗ 
ſten Rechtsgrundſäten abweichenden Beftimmungen, melde, wie die claſſiſch-⸗ roͤmiſche Juris: 
prubenz (f. L. 14 u. 15 de Legib.) ſich ausbrüdt, contra rationem juris eingeführt wurden, 
gehören hierher, doch vorzugsweife die, welche beſtehende Rechte verlegen, 

Zu ſolchen Ausnahmen von den Rechts⸗ und Staatögrundfägen, melde keine Verfaſſungs⸗ 
und Privatrechte verlegen, und deshalb, wenn fie der verfaflungdmäßigen Staatögefepgebung 
als Heilfam erfheinen, unbebenkli find, gehört 3. B. die Amneftie, melde bei hinlaͤnglicher 
politifher Begründung zuläffig ift, ebenfo eine eigentliche Begnadigung, welde, abgefehen von 
der befondern Ausnahmsform, in der Negel nur eine gerechte Ausgleihung der hoͤhern Ge⸗ 
rechtigkeit mit der für ven befondern Ball unpaflenden unvollkommenen pofitiven Befimmung 


1) Bergl. Belder, „Spflem“, I, 605. 
Staats⸗ Lexikon. II. 29 
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fein fol. So konnen Im öffentlichen Recht, z. B. In dem für wohltgätig gehalten Recht der 
Bairie, Ausnahmen von vem Gruudſutz der vechtlichen Gleichheit ber Vaͤrger gerechtfertigt wers 
ven, weil alle dffentlichen Rechte zunäcft dom politiſchen Gefaummtwohf vienen ſollen unb unters 
gevrdnet find. i 

Gegenſtand ver rechelichen Erörterung werden alfo nur ſolche Ausnahmen bisen, melde 
auf eine für beſtehende Rechte verlegende Weife von ven Rehtögrunds 
fägen abweigen. In Beziehung auf ſolche nun kann im Allgemeinen gewiß nicht geleugs 
net werben, daß fon nad unbeſtteitbarer geſchichtlicher Erfahrung Ausnchmenaßregeln 
großentheils aus unlöblihen Quellen, aus Wilfkr, Anfeinvung der rechtlichen Freiheit ober 
aus verwerflicher Furcht vor derſelben entftehen, Häufig über: ihre erſte und angeblide Beſtim⸗ 
mung Hinansgehen ann um ſich greifen, die Rechtsachtung und patriotiſche Anhänglichkeit der 
Buͤrger untergeaben, für ihre Urheber und die gefetzliche Regierung unb Ordnung aicht minder 
als für Recht und Freihett gefäfrelid, wirken. Harmonie iſt für jedes Lehen, für jeden Organis: 
mus und fo auch für das Rechts⸗ und Staatsleben Grumaberingung der Kraft, Gefundheit wad 
Dauer. Die Einmifhung fremdartiger widerſprechender Elemente greift leicht kraukheitomãhig 
um ſich. Aud die Ausnahmeeinrichtung firebt mit Ihren Vertretern und Dienern nad) jener 
an fi wohlthaͤtigen Richtung lebendiger Gefege, nach Gonferuenzen und Ansbehmung. Des⸗ 
halb war es das größte Verdienſt der claſſiſchen romtſchen Iuriäprudenz, daß biefelbe aberall 
nach bee Erflärung jener oben citirten Geſeze, vie alte Ungunſt ſchon ber loges saeratan 
und ber Zwolf Tafeln gegen Auonahmsgefetze (Privilogia) feſthielt und war ullein bie 
entgegengefegten allgemeinredtlichen Geſetze ausdehnte auf alle analogen neum Bälle, bie 
Auonahmen alſo ſtreng außlegte; ja daß fie fogar, und in ihrem Namen felbfk wie allgewal: 
tigen Imtpexatoren, nach dem Muſtet jenes alten Heiligen römiſchen Orundvertrage (tages sa- 
cratae) für ven pofitiven Gefetzgeber ganz unverlegliche und unveränberlidhe Höcfle Rechts⸗ 
grunbfäge (jura naluralia sermper firma atque immutabilis) feierlich witerdonmte und ihnen 
wiberfprechenve Beftimmungen geradezu für ungültig erklärte. 2) Mit folder Beiinnung: und 
Ritung grimiorten jene unfberbligen juriftifchen Meiſter ihr beruunbernawertheg harmoriſches 
Rechtsſyſtem. Sie wurden zum Theil Martyret in der Behauptung ihrer dtechtegrundſatze 
gegen bie furchtbaren fatferligen Üprannen, erweckten aber bei dieſen ſelbſt fodiel Achtung vor 
ſoldher Jurisprudenz, daß fie derſelben wenigſtene allermeiſt In den Geſehen hulrigten. Go 
flößten fie Die Verehrung ihres Rechts einer neuen Walt ein, uad das Romiſche Nee alleta be: 
hauptete in der allgemeinen Berfuntenheit die altrömifhe Größe. ®) 

Allerdings treffen wir auch bei gut conflituirten freien und großen Natlonen und unter 
guden Regierungen Auonahmsmaßregeln, aber wie viel ienigere, feitnere, wıcht beſchrankte und 
beffer controlirte, als Sei indes guten Verfuffangen und Degierungen, als vollends in unferm 
guten Deutſchlans! Was bedeutet z. ®. die engliſche, darch eine wirkliche Minifterwerantwerte 
lichteit comtrolitte *) nur mit Cinwilligung des Barlamemd eintretende Maßtegel der Gußpens 
fion der Habend = Corpus⸗ Acte, d. h. worhbergehende Aufhebung mehrer befonderer engliſcher 
Bürgfigaften gegen unbegrundete Verhaftungen und Hausfuhungen, eine kurze Suspenilon 
beſonderer Bůrgſchaften welche andere Bbiker mei ebenfo wenig befigen als eine englifche 
Miuiſterveraatwortlichleit — mad bevewtst fie, eber wir kann He nur verglichen werben uufrem 
modernen polltifgen Belagerungszuftand, verfügt uud burcgeführt ohne englifches Barlament, 
ohne wahre engliſche Miniftervermiwortlickeit, und grenzenlos ‚alle birgedlihen und ver⸗ 
faffıngemäßigen Reite, Freiheiten und Bürgfehaften, vreßfteiheit, Bolitverfanmiuagen, vr⸗ 
ventlidge Gerichte vernichten. Selbſt eine römifche Dietatur iſt ja mit ſolchem Zuftand asfelnt 
nit zu. vergleichen. Denn, um von ihrer Begruͤndung und ihrer kurzen Dauer, gegenhber an: 
ſera oft. jahrelang fortgefegten Belagrtungszuftännen, nicht einmal zu reden, fo beſtand auch 
während der Dictatur das Amt der Woikstribunen mit ihren mädtigen Schufrechten für die 
Bollorechte, mit ihrem Veto u. [. w. ſelbſtändig fort, und ſelbſt das Met der Brovocation an 
das Bolt war während der-Distatar nice aufgehoben. Der Dictatsr konnte nad der kurzen 
ODauer feines Amtes, während deffen er, um nicht einmal an eine Biniglige Gewalt zu erin⸗ 


9) Beweisftellen und weitere Musführungen enthält der Art, Graudgefsp- 
2 N bie malen ungekingen Krafen bie gen Bine ke gemnhloen Becha un 
u e ivaten! qui agen toben bie ei 2 mi el grur ei 
gen während ber Euspenfongpitt! x . au ® 
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wern, nicht zu Pferd fleigen durfte, und in Gelpſachen vom Senat abhing, wegen feiner Amts⸗ 
Handlungen belangt werden. Von irgendeiner beftiedigenden Burgſchaft ver Verfaſſung, des 
hochſten Rechts und Gutes einer Nation, wird bei ber bisherigen Brenzenloflgkeit unfers moder⸗ 
nen Belagerungszuftanded Niemand ernflidh reden wollen. Ea If vielmehr vas durchgrei⸗ 
fendſte Mittel, terroriftifch alle Verfaſſungsrechte beliebig aufzuheben und ſelbſt ihre Foderung 
oder ihre Zweckfoderung möglichft zu unterprüden. 

Sowenig man nad) ver Geſchichte für einſichtovolle gebildete ober zur Freiheit fähige Na⸗ 
tionen Ausnahmsmaßregeln beliebt machen kann, ebenfo wenig wird man dieſe über ihre mehr⸗ 
fache Gefaͤhrlichkeit taͤuſchen. Daß fie, aͤhnlich wie bie framgönfgem lettres de cachet, die Ba⸗ 
ſtille, die engliſche Hohe Sternkammer, ſelbſt die Glaubens und Gewiſſenafreiheit bedrohten, und 
von herrſchfüchtigen Fürften und Miniftern oft gerade zu ihrer Bedrohung und Verkegung er⸗ 
wählt und gebraucht wurden — das leugnet ſicherlich kein Geſchichtskundiger. Daß fie aber auch 
ver Achtung und Liebe ver Furſten, daß fie der Sicherhelt der Throne gefährlich wurden, vas wer⸗ 
wen ebenfalls gründlie Kenner der Geſchichte kaum leugnen. Mehres mußte allerdings zufams 
menwirken, um als unzweifelhaft legitim allgemein anerfanute Königäthrone wie die der Bour⸗ 
bons und Stuarts fo fehr in ihren Grundvefien, in der Liebe, Achtung und Treue großer Natio⸗ 
nen zu erfchlittern, daß dieſelben ſich von ihnen Iosfagten. Aber bie vorzüglic; unter den Stuarts 
vielfachen Ausnahmögefege und Wie fittlihe Empörung und der yollifäe Abſcheu gegen jen⸗ 
auherorbenilichen Mittel der Vernichtung und Bebrohung ber Freihelt und ber perſdalichen 
Sicherheit, wie fie in dem Baftikekurmund in dem leidenſchaftlichen Haß gegen Jeffraͤne, den 
blutigen Präfiventen der hohen Sternlammer, zum allgemeinſten Vewußtſein und Ausdenck 
kamen, fie Haben mehr als alles Andere zur Entwurzelung biefer nase: Konigsthrone ge= 
wirft. Und auch bei den reſtaurirten Bourbons erweckte vie Widerherftellung der ſelbſt in der 
Berfaffung geflatteten Ausnahme: ober Prevotalgerichte einen fo großen bffentlichen Unmwillen, 
daß bie erſchreckte Regierung fle zurũcknehmen mußte, und als der Volkaunwille ihr zur Zuruck⸗ 
nahnte der gleichfalls auf die Derfaffung geftügten Auſsnahmsgeſetze der Juliordonnanzen nit 
einmal Zeit ließ, da lürzte die altlegitime Dynaſtie ſowle früher die en gliſche zum zweiten male. 
BI man aber etwa nol andere Miögriffe beider Regierungen als Quellen ber Entzweiung 
mit der Nation unter den Urſachen diefer gewaltigſten Mevolntionen in den Borbergrund fielen, 
fo vergeffe man nicht die Hauptgefahr dieſer and faR aller Ausnahmemaßre⸗ 
geln, daß je die Regierungen verleiten, in ven verfaffanghofbrigen Mihtungen weiter fortzu⸗ 
Sehen, und daß bie Regierungen, verführt von verrätheriichen Schmeichlern und von vem Bana- 
tismußs der vermitteld der Volksunterdrückung herrſchenden Partei, alsbald die durch Furcht 
bewistte Stille der Volkswůnſche als die Zuflimmung der Nation zu ihrem Syſteme betrachten. 

Gewißlich aber, wir Deutſchen brauchen nicht weit umherzufugen, um alle hier angebeus 
teten verderblichen Seiten der Ausnahmömafregeln vor Augen zu haben. Jene Ausnahmöges 
fege von Karlsbad und die gehelmen Wiener Beſchlüſſe Hatten zur Folge, flatt den nirgends vor⸗ 
handenen Aufruhr, stelmehr die Rechtsfoderungen der Nation zu unterbrüden, und bie Erfül⸗ 
lung durch Heilige Fuͤrſtenwort zugeficherter freier Bunbed- mad Lanbeverfaffungen zu hinter⸗ 
treiben ober illuſoriſch zu maden!®) Sie waren aljo an fi wahrlich nicht gut und mohlthätig. 
Im Jahre 1848 aber traten die Wirkungen dieſer erſten und der ſich an fie anſchließenden Aus- 
nahmomaßregeln zur Sicherung und Befeftigung des monarchiſchen Princips und der Ruhe 
und Orbnung aud für bie blöbeften Augen ſichtbar zu Tage. Bei einer Bewegung im Aus⸗ 
lande zeigte ſich plöglich eine folde tiefe Erſchütterung des monardifchen Prineips, und eine 
ſolche allgemeine energifcge und nun leider auch vielfach maßlofe Rechtafoderung des deutſchen 
Volles in allen Theilen von Deutſchland, daß alle Throne, daß alle Ruhe und Orbnung want: 
ten, und baf, wie der König von Preußen Öffentlich anerkannte, ohne die Anfirengungen der 
alten gemäßigten, bisher verfolgten confitutionellen Freiheitsfreunde ein roher und zum Theil 
durch das Unterbrüdungsfgftem demoraliſirter Radicalismus in Deutfäland ebenſo wie in 
Srankreich die monarchiſche Ordnung zertrümmert Hätte. 5 

Dennoch aber gibt es für gewifle Fälle Nechtfertigungen ober doch genügende Entſchuldi⸗ 
gung von manchen ungewöhnlichen, wenigftens ſcheinbaten Ausnahmsmaßtegeln. 

Diefelben beftehen fürs erfte in wirklichem NRot hſt a n d, tmeiner wirklichen gegenwaͤrtigen 





5) Weider, „SWichtige Urkunden für den Rechtezuſtaud ber deutſchen Ration Ta 1845). 
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Griftenznoth und in einem Nothwehrzuftand ned Staats ober der Regierung gegen vor⸗ 
bandenen rechtswidrigen Angriff, fofern nur bie wahren rechtlichen Bedingungen und Grenzen 
der Nothſtands⸗ und der Nothwehrmaßregein heilig gehalten werden. So kann gegen auf: 
tührerifhen Widerſtand die Verlefung der Aufrußracte und nach ihr militärifche Gewalt, und 
als Theil derſelben militärifcger Belsgerungsftaud eintreten. 

Sodann können au dadurch Ausnahmsmaßregeln gerehtfertigt werben, daß dieſelben für 
beſtimmte Fälle befondere untergeoronete verfaffungsmäßige Rechte nur deshalb verlegen, weil 
dieſes geboten wird dur) einen Höhern allgemeinern Rechtsgrundſatz, indem für viefe beſtimm⸗ 
ten Bälle wegen ihrer Cigenthümlichkeit die gleiche Anwendung der hödften Rechtegrund⸗ 
füge auf eine Reihe nur ſcheinbar gleicher Fälle nicht paßt, und weil vielmehr nur eine abs 
weiche n de Beflimmung jene höchſten Grundſätze angemefien verwirklichen kann. So fetert 
die hoͤchſte Gerechtigkeit allgemein für Beſtrafungen aller Bürger das moͤglichſt unparteifhe 
und vertrauenerwedtende Erkenntniß über ihre Schuld, und dazu, nach dem Urtheil ver meiſten 
Nationen und ihrer Berfafiung, bie bürgerlichen Schwurgerichte. Wenn nun aber in Beziehung 
auf bie von den Volksvertretern erhobenen Anklagen der Minifter wegen Verfaflungdverlegung 
ein gewöhnliches Schwurgericht von Bürgern weder nach dem Geſichtapunkte ver Unpattelliä- 
keit noch der genügenden Fähigkeit der Beurtheilung einer ſolchen politifhen Schuld ein gleich 
vertrauenerwertendes Erkenntniß erwarten laͤßt ald ein mögliches anderes Gericht, fo fodert 
bier daſſelbe Höhere Princip, welches das gewöhnliche Schwurgericht als die allgemeine Regel 
begründet, aud) dad Ausnahmsgeſetz über ein Ausnahmögeriät, z.B. über einen befondern 
Staatögerihtshof für Minifieranklagen. . 

Nach diefer zwiefachen Begründung ber flatthaften Ausnafmgmaßregeln aber find freilich 
diefelben, ebenfo wenig wie die oben erwähnten blos ungewöhnlichen Mafregeln, eigentliäe 
Berlegungen des Rechts und der Verfaffung. Diefe will der freie, gerechte Stant niemals. Jeut 
Maßregeln begründen zwar bie ausnahmöweife Aufhebung ober eine beſondere Geſtaltung all: 
gemeiner Rechts⸗ oder Berfaffungsgrundfäge für befondere Käfle, aber nur um die jenen allge 
meinen Beſtimmungen zu Grunde liegenden höchften Verfaffungsgrunpfäge richtig anzuwenden. 
Der tüchtige geſunde Rechtsorganismus ift nicht jeden Augenblid in einem Noth= und Aus 
nahmeſtand. Geringere Störungen finden in feinem geſunden Lebensproceß ihre Ausgleigung 
und Hebung, und aud für ſchwerere ober wirkliche Nothſtände find durch fein eigened Geich 
genügend energifche Krifen und Heilmittel gegeben, ! 

Die Srundfäge für die zuläſſigen Ausnahmsmaßregeln find hiernach Folgende: 

4) Diefelben find nach jenen obigen Rechtsgrundſätzen niemals zu begünftigen und auf 
Vermuthung Hin auszubehnen, ſondern nur infomeit zuzulaffen, als fie erweislich nad; Flarer 
und ſcharfer Auffaffung jener beiden Hauptgründe ſich al8 gerechtfertigt ergeben. Die fo vieliah 
dem öffentlichen Wohl entſprechende, der Orbnung und der Regierung ebenfo wie ber Freiheit 
und den Bürgern, dem Frieden und dem Vertrauen heilſame Feſtigkeit und Heiligkeln und Hat: 
monie der Redhtd= und Verfaffungsgrumbfäge müffen die Pflicht, die Kraft und den Muth 
gegen die Verſuchungen ber Willkür, ver Burcht und der Schwäche zu Gunſten nicht abfolut ge: 
teihrfertigter und nothwendiger Ausnahmsmaßregeln erwecken und flählen. 

2) Sofern Ausnahmsmaßregeln nit fon im allgemeinen Rechtsorganismud und ben 
beftehenden Verfaſſungsgeſetzen gegründet find, müflen alle Factoren der Verfaſſungsgeſedge⸗ 
bung für ihre Begründung und Redtfertigung zuſammenwirken. 

3) Diefelben bürfen dann nicht ausdehnend, fondern müffen rückũchtlich ihrer Ausdehnung 
je nach dem Ort, nad) der Zeit und nad dem Inhalt fireng außgelegt werben. 

4) Diefelben find je nad) ihrer verſchiedenen Art nur von den verfaffungsmäßig und ge: 
ſetzlich zuftändigen Behörben und unter der rechtlichen und verfaflungsmäßigen Verantwort⸗ 
tigkeit insbeſondere auch ber Minifter zu begründen und auszuüben. 

' Aus dem Bisherigen ergibt ſich die rechtliche Würdigung der verſchiedenen im der neuen 
Gefeggebung, Verfaflung und Praxis vorhandenen Arten von Ausnahmsmaßregeln. 

MM. Ausnahmögefege. Diefes find folge Gefege, welde von den allgemeinen hoͤchſten 
Retögrundfägen oder von den allgemeinen Staatögefeßen abweichen. Sie können vieſes thun: 

4) Schon nad) der Form ihrer Entftehung. Und zwar kann hier a) Das, was die Gtantd: 
verfaffung im Allgemeinen als weſentlich für dieſe Entftehung fobert, wie die Zuftimmung bet 
Stände, in wirfligem Widerfprude mit der Verfaffung oder auf eine biefelbe verlegendt 
Weife fehlen. Alsdann ift das Geſetz nicht blos verwerflid, fondern auch redytsungültig, ebenfo 
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wie jebeö mit Verlegung wefentliher Zornen vorgenommene Rechtsgeſchäft.) Es kann 
aber auch b) nach einer befondern ausnahmsweiſen Erlaubniß der Verfaflung für befondere 
Fälle vie fonftige allgemeine Bedingung oder Form erlaffen fein. So beftinnmen faft alle con⸗ 
ſtitutionellen deutſchen Verfaffungen 7), daf wenn dringende Gründe ded öffentlichen Wohls eine 
geſetzliche Verfügung erheiſchen, deren Zweck durch die Verzögerung bis zur Mitwirkung ber 
abweſenden Stände vereitelt werben würde, alsdann die Regierung allein das Geſetz erlaſſen 
darf. Soll ſich feine Dauer bis über die nächfte Stänveverfammlung erſtrecken, jo erhält es, 
als ein blos proviſoriſches Befeg, dieſe fortdauernde Gültigkeit nur durch Die Zuftimmung 
aller Sactoren der Gefeggebung, oder einer jenen ber beiden Kammern, mo zwei vorhanden 
find.®) Es foll nämlich hier das dauernde Gefeg und feine Gültigkett pofitiv geſchaf⸗ 
fen werden, wozu ftet3 Einſtimmigkeit aller Faetoren der Geſetzgebung nöthig ift, während 
die Aufhebung eines bereitö dauernd gültigen blos durch den Widerſpruch des @inen ver⸗ 
Hindert würde. Auch find natürlich die Minifter ebenfalls für dad blos Vorübergehende verant⸗ 
wortlih. Unter diefer Verantwortlichkeit ann auch die Ermächtigung ver Regierung zu fols 
chen Ausnahmsverfügungen felbft da, wo die Verfaflung bie Ausnahme nicht auddrücklich ges 
flattet, als ſtillſchweigend vorausgefegt und ertheilt betrachtet werden. Die Berfaffungen aber 
thun wohl, die Ausnahme ausdrücküch feftzuftellen, und fie fo zu regeln, daß wenigſt moͤglich 
Misbrauch mit derſelben getrieben werden fann. Wie furchtbar ausgedehnt und verberblih 
dieſer Mishraud zuweilen ift, das zeigte ver Gebrauch, melden 1830 die Polignac'ſchen Juli⸗ 
orbonnanzen von ber Erlaubniß ber Ausnahmögefege im Art. 44 der Eharte machten. Diefer 
Regierungsmisbrauch und Gewaltact rief nur allzu baldeine Ansnahmögewalt des Volks zum 
Sturz der Dynaftie hervor. In der That waren aud) jene Eönigligen Ordonnanzen, indem fie 
die Wefenheit der conftitutionellen Berfaffung zerftörten, nicht mehr bloße Ausnahmen von ver 
eigentlichen Regel, dem Grundgeſetz, fondern jie hoben dieſe ſelbſt im Wefentlichen auf, begrün⸗ 
deten einen reinen Gewaltact und Gemwaltzuftand. Ähnliches freilich erlebten wir aud in ver 
legten Reactionszeit, zum Theil in ganz neuen Octroytrungen von neuen Verfaffungen und Vers 
faſſungsrechten, zum Theil in einfeitiger Vernichtung der beftehenden. Man mag gern zuges 
ben, daß aud) 1848 von Seiten des Volks hier und da manche neue Beſtimmung auf tadelns⸗ 
woürbige Weife begehrt und bewirkt wurde. Doc muß man wohl unterfheiden, was etwa das 
mals Regierungen und ariſtokratiſch Berechtigte, wenn auch gegen ihre frühen Neigungen, 
Doch durd das laut und mächtig geworbene Bewußtfein frühern Unrechts und aus politifher 
Klugheit, jedoch immerhin juriſtiſch frei zugeftanden ober bewilligten, und das, wozu fe erweißs 
Ud duch umeehtfihe Gewaltanwendung beftimmt wurden. Wehe ihnen, wenn fie dad Volk 
veranlaften, alles von ihren Rechten für ungültig zu erflären, was dad Volt, nur durch drins 
gende Äußere Lagen beflimmt, gelten ließ! Wenn wir aber auch die durch frühere Maptofigkeit 
des einen Theild heroorgerufene Reaction oder reactionäre Maflofigkeit des andern bei ven 
Regierungen nicht härter beurtheilen wollen, als die auf Seiten des Volkes, fo iſt e8 doc jeden⸗ 
falls für beive ein beklagenswerthes Unglüd, daß wir in Deutſchland eine friedliche, Billige 
und gerechte Ausgleihung bei einem National= oder Bundeögeriht nicht fuchen können 
und auf gerechte maßvolle Regierungsweisheit natürlich meift vergeblich hoffen. Bei ven an= 
dern großen Nationen fhüpt zulegt die Furcht vor ihrem Widerſtande. Kür die fouveränen Re⸗ 
gierungen in unferm jegigen Bunde hebt die Bundesgewalt dieſes letzte Schugmittel auf, vers 
fagt aber immer noch ven unentbehrlichen Schuß des gerechten Gerichts. Nur auf Gerechtig⸗ 
Zeit aber, und nit auf Gewalt beruht dauerndes friedliches ‚Heil. 

2) Dem Inhalte nad entfleht ein Ausnahmsgefeg, fobald es eine Ausnahme von der 
Rechtsregel enthält; ’ 

Diele kann a) darin beftehen, daß das Geſet gegen ven formellen Rechtsgrundſatz ber 
rechtlichen Gleichheit und für beflimmte Perfonen etwas feftfegt, oder ein Privilegium gibt. 
b) Diefe Brivilegien felbft und ebenfo die allgemeinen Geſetze können wirklich verlegenve Aus- 


6) ©. hierüber den Art. Beleg. Es iſt ſelbſt ein Ausnahmgefeh, wenn infolge bes vom Deutfihen 
Bunde beſchloſſenen und ausgelegten —— Princips den Gerichten das ihnen natürlich und nach 
——— deutſchen Staatsrecht zuſtehende Recht, nach den Rechtsnormen zu richten, entzogen wer⸗ 
den 


ol, 
7) &o die badifche, $. 66, die würtembergifche, $. 89, die hannoverifche, $. 72, die preußiſche, 
au Se Pe So Deutſche Bierteljahrsſchrift, 1857, Hefi 3: „Die Gren; 
. GSelet. Sodann: „ erteljahrsſchrift“, : „Die en 
ber proviforifchen Gefepgebung.” : ! 
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nahmen von allgemeinen poftiven ober natürlichen Rechtsgrundſätzen enthalten (Jus sin- 
gularo, eigentliche Ausnahmögefege), Hierher aber koͤnnen mir gevechte Beſtimmungen über 
Ausübung des Rechts der Nothwehr oder der Nothmaßregeln nicht rechnen, mithin auch nicht ein 
darauf beſchränktes Recht unvermeidlicher militärifher Gewalt. Sie bilden nur ein uneigents 
liches Ausnahmsrecht. Wohl aber gehört hierher da politifhe Belggerungsreht und 
Standrecht und viele 1848 felerlih aufgehobene Ausnahmögeiege des Bundes, wie die 
Karlsbader Beſchlüſſe (f. unten VII, VII). Auch Monopole und Moratorien werden allermeiß 
wirkliche Rechte verlegen, mithin als wahre und verlegende Ausnahmsmaßregeln erſcheinen. 
In Deutfdland, für welches die Bundesacte und die Rechtsanerkennungen der Fürſten und 
bed Dolls den Rechtszuſtand auf bie zeitgemäße repräfentative Gerftellung der uralten land⸗ 
ſtändiſchen Verfaflung begründeten, Eönnen alle dem Weſen diefer conftitutionels 
len Berfeffung widerſprechende Beftimmungen ald Ausnahmögefege augefehen werten. *) 
Solde Widerſprũche gegen den verfaffungsmäßigen Rechtazuſtand hat leider auch wieder bie 
nenefte beutfche Praxis vielfach in fi aufgenommen. Diefe werben unfern friedlichen Reätks 
zuſtand fo lange ftören unb nach ihrer und ihrer Begründer und Anhänger natürlicher Tendenz 
und gemäfi dem Gefege ver Affimilation oder der Harmenifirung in allem Lebendigen fo lange 
anſteckend weiter greifen, bis fie von ben Anhängern der wahren Rechts- und Verfaflungde 
grundſãtze nit Energie ausgeſtoßen find, ober bis vollkänbig ber Despotismus geñiegt und mit 
ihm das zerriffene Deutſchlaud feinen Untergang gefunden hat. : 

IV. Aufrubracte. Aus die gefegliche Befimmung über die Aufruhracte und bie 
Verkündigung derſel ben find Feine eigentlichen Ausnahmsunfregeln, wenn nur hierbel, 
wie e fein fol, Die allgemeinen Rechtsgrundſãtze nicht überſchritten werben, Die Gefege civb 
lifirter Staaten betrachten nämli bie Anwendung bes Militärd gegen Bürger old Aus: 
nahme. Die bürgerligen Verhälnifle müflen Frei bleiben von der Einmiſchung der Kriegt: 
gewalt, folange nicht die hürgerliche Rechtsordnung in der Art gewaltiam angegriffen oder ver: 
legt worven, daß dis bürgerlichen Mittel zum Schutz berfelben fo wenig genügen, daß ded 
Nothwehr⸗ oder das Nothſtandarecht eine Anwendung kriegeriſcher Gewaltmittel kegründet. 
Wenn nun bedeutende nom ben Civilbehoͤrden nicht mehr zu bewältigenne Volkthaufen in er⸗ 
weislicher Widerſetzlichkeit gegen die gbrigkeitliche Anordnung einen Aufruhr wirklich beginnen 
ober thatſãchlich androhen, fo kann die Militärmacht, nachdem fle dazu von ber zuftänbigen bür⸗ 
gerlichen Gewalt ermächtigt wurde, ſovlel Gewalt anwenden, als fie zur Vefeitigung der aufs 
rühreriſchen Störung für unvermeidlich halten darf, Sie muß aber fogleich mit dieſem erweide 
ten Zwec alle weitere Verfügung und Veſtrafung gegen die Störer der orbenitlichen bürgerlichen 
Gewalt übergeben. Um nun mit genügender Sicherheit den Beweis zu erhalten, daß bie ange⸗ 
gebenen etlichen Bebingungen für das militärifche Cinſchreiten vorhanden iind, und um rin 
leptes Dittel zur friedlichen Erhaltung der Ordnung zu verfusgen, fobern bie engliſchen Ver⸗ 
faffungsgefege und nad) ihnen mehr ober minder vollftänbig bie andern conftitutionellen Der: 
faflungen: I) daß die zufändige bürgerliche Behörde das Militär zu biefem Cinſchreiten 
ſchriftůch ober wenigflens vor Zeugen auffodere, und daß 2) die bürgerliche Behörde Die Auf⸗ 
ruhracte (Riot-act) förmlich öffentlich verkündige, daß fie alfo die betreffenden Volkthaufen 
hinlanglich deutlich öffentlich auffobere, frievlih auseinander zu gehen, wit der Androhung, 
daß im Ungehorfamsfall militärifche Gewalt einfchreiten wird. Es ift raͤthlich für die Verkün⸗ 
digung eine kurze Formel feftzufegen, die auch in unruhiger Umgebung leicht verftanden wird. 29) 

Sehr empfehlenswerth iſt das engliſche Mittel, in bürgerlichen Unruhen ſowelt möglid 
ohne militaͤriſche Gewalt die Herrſchaf der Befege zu fihern, inpem bie bürgerliche Gewalt fo: 
viel Bürger als bürgerliche Polizeibeamte (Special:Gonftabler) aufbietet und Keeivigt, al 
zweckgemaß erfgeint. Diefe haben dann Recht und Pflicht, mit dem Amts zeichen (weißen &äb- 
(hen) verfehen, für die Öffentliche Ordnung thätig zu fein, und der Widerſtand gegen Re wird bes 
ſiraft wie ver Widerſtand gegen wirkliche öffenslije Sicherheitsbeamte. Die Engländer fhägen 
aud in Beziebung auf die Anwendung ver Militärgewalt in anderer Weife das verfaflung® 
mäßige perfönliche Freiheitsrecht der engliſchen Bürger fo energifd und mufterhaft, daß nicht 
6108 bie befehlenden Milltärß, fondern auch die von ihren militariſchen Vorgefegten bazu Com⸗ 
manditten wegen jeber verlegenden Anwendung ihrer Waffen vor ber Verkünbigung ter Auf: 
zuhracte bei den gewöhnlichen Gerichten verantwortli find. In der That wurde noch unter 


3 ©. Deutſcher Bund und Deutiches Laudesſtaatorecht. 
10) In Baden beſtimmt das Gendarmeriegeſetz von 1831, 8. 37, die Bedingungen. 
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Georg IV. bei dem zu Gunſten feiner Gemahlin entfiandenen Auflauf ein Offizier wegen Tobt- 
ſchlaga vor die gewöhnlichen Schwurgerichte geftellt, ver auf Befehl feines Oberften toͤdtlichen 
Waffengebraͤuch gemacht hatte. Jeder Engländer — fo wurbe im Gericht erflärt — müſſe bie 
verfaffungsmäßigen Rechte englifcher Bürger Eonnen und achten, und koͤnne ſich alfo durch einen 
veriaſſungswidrigen, mithin ungültigen Befehl davon diöpenfirt erachten. Soweit freilich jind 
teir in Deutſchland wol noch nicht. 

V. Nähere Betrahtung bed modernen politifhen Belagerungdftandes. 
Derſelbe bildet allerdings ein wirklihes Augnahmsgeſetz und eine eigentliche Ausnahmömaß- 
regel. Er iſt aus ber terroriſtiſchen franzöfifchen Jakobinerherrſchaft entfproffen und durch 
die Napoleoniſche Tyrannei großgezogen. 1) Er fand aber ſpäter mehrfach großen Beifall. 
Gr warb zum Theil, namentlich in Spanien, fogar auf längere Zeiten über bad ganze Reich aus⸗ 
gebehnt. Er wird ſich nicht begründen laſſen. Zwar kann vielleicht eine wahre Nothmaßregel 
zur Aufhehung der erweislich vorhandenen Gefahr für die Exiſtenz der Regierung ober des 
Staates oder eine Nothwehrmaßregel gegen die erweislichen rechtswidrigen Angreifer, alſo auch 
mögligerweife gegen ganze revolutionäre Stänte die Anwendung ber Kriegsgewalt rechtferti⸗ 
gen, jedoch nur inſoweit und fo lange, bi die unmittelbare Gefahr hefiegt üft, oder nur ſoweit 
und folange, als bie Rechtsgründe der Noth⸗ und ber Nochwehrmaßregel und bie militärifche 
Nothwendigkeit bauern, ſodaß nach dem Siege über die feinplie Gewalt fofort die ordentliche 
vehtlihe Gewalt auch über die Gefangenen und Angreifer wieder in ihre Rechte tritt. Infos 


wveit wurde auch bie Kriegsgewalt natürlich ſchon vor jener jakobinifchen Erfindung des moder⸗ 


wen politifgen Belagerungszuſtandes in Bürgerfriegen ausgeübt, erklärlicherweiſe mit mahr 
ober weniger Crceſſen, je nach ber Barbarei oder Gefittung der Regierungen, her Bölter und ber 
Krieger. Die moderne Erklärung eines politiſchen Belagerungäftandes von Seiten ver Regie⸗ 
zung aber überbietet weit bie Härte eines bloßen militärifgen Kriegszuſtandes, indem fie auch 
im ven Beflegten nicht auf Schuß berechtigte Wehrlofe und Gefangene, ſondern rechtloſe und rä= 
chend zu beſtrafende Verbrecher erhliden läßt; indem fie ferner nicht nad rein militärifcher Noth⸗ 
wendigkeit, fonbern nach politiſchen Regierungs- und Parteizwecken bie angeblich im Belnge: 
tungszuftaud befindlichen Bürger viel härter behandelt, mehr Ihrer Rechte und Freiheiten bes 
zaubt, als felbft ein auswärtiger Feind nach Kriegsrecht für nothwendig und begründet halten 
Ennte, Sollte alfo etwa eine Verfaſſung jene natürlich nur bald vorübergehende Verhängung 
einer Nothſtands⸗ und Nothwehrſtandsmaßregel, insbeſondere jene durch fie begründete militäs 
riſche Maßregel oder auch eine unvermeiblihe vorübergehende Suspenflon beſtimmter Ver- 
faſſungsrechte, 3.3. in Beziehung auf Berhaftungen, unter dem Namen ver Erklärung bed Be⸗ 
lagerungsſtandes als ein Recht der Regierung ober der Minifter begründen wollen, fo find bie 
forgfältigften verfafjungsmäßigen Beflimmungen üher die Beningungen der zuftänbigen Be: 

örben, Die Formen und Grenzen befonderd auch rückſichtlich der Dauer feftzufegen. Eine dem 
volitiſchen Belieben, dem Belichen vieleicht ſogar nur allein der Regierung ohne Mitwirs 
fung der Stände überlaffene und grengenlofe moderne Erklärung bed Belagerungdzuftanded 
aber, wie wir fle in neuern Zeiten wieberholt auch in veutfhen Rändern faben, und wie fie 
wanche politifge Schriftſteller jegt unbedenklich in ihre ſtaatsrechtliche Theorie einregiſtriten, 
koͤnnen wir weder rechtlich noch politiſch jemals rechtfertigen. Man frage ſich, mit welcher Ent- 
rüſtung engliſche Stantömänner diefelbe als eine Barbarei und als eine Rechtloserklärung der 
Nation und der Bürger zurückweiſen wären! Dort if das Verfaſſungärecht des Volks, das 
man biex gänzlich aufhebt, ehenfo legitim als das Thronrecht. Und ſicherlich iſt jene Maßregel 
ein viel ſichereres Mittel für verfaffungsfeinpliche Miniſter und Machthaber, alte und neue Ber: 
ſeſſungare chte und die Foderung berfelben, ja jee öffentliche Bunfhäußerung für fle terroriſtiſc 
zu unterhrüden, als ein wohlthätigea Schuhmittel für die Berfaflung. Die Maßregel wird auch, 
inmal wenn, ſowle ebenfalls in einigen deutſchen Ländern, für ihre Durchführung noch aus⸗ 
wärkige Mitwirkung zur Bewãltigung des ans Reptögefühls des Volkes Hülfe leiten 





11) @efeh vom 10. und som 19. Bructikor vom Jahre V; bie Berfuffung vom 22. Primaire vom 
er VAL; und Decvet vom 24. Der. 1811. Hier ſind immer militäeifcher und politifcher Belagerunge- 
Rand miteinander vermifcht. Diefe Beflimmungen wurden theilweife aufgehoben. Der jegige franzd« 

Ache gefepliche Zuftand if ſchwantend pr die franzöfliche Gefebgebung rüdfichtlich des Etat de siöge 
vergl. Merlin, „Repertoire“, unter diefem Worte; Geyffiers‘Desforges in der „Revue du droit 
ae & etranger”, 1848, ©. 408; anb Wittermal er im „Joumal du droit oriminel‘”, 1848, 
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mußte, ſicherlich ungleich ſchwerer für dauernde Ruhe und Orbnung wirken und bie Throne 
befeftigen, als vielmehr jede Fünftige unvermeidliche Entwickelungskriſe unſers ſtets bewegten 
europaͤiſchen Lebens zur unheilvollen Revolution umgeſtalten. Wenn ſchon vie karlsbader und 
wiener Ausnahmeniafregeln, trog eines längern dumpfen Ruheſtandes, 1848 ploͤtlich fo vers 
derblich in ihren Wirkungen fich zeigten, kann man dann wol dem Baterlandöfreunde verargen, 
daß er von ihren noch verlegendern Nachfolgern noch Schlimmeres fürdtet? Es wäre unges 
recht zu verfennen, daß es für bie Regierungen höhfl verlegende und ſchwierige Momente geben 
Tann und gegeben hat, und daß alle rechtlichen Männer ſolche muthwillige und verwerflide Auf: 
fände wie die in Baden fo ſchnell und fo £räftig wie möglich unterdrückt wũnſchen. Aber felbft 
bie wiberwärtigfte Kranfheit darf weder den mebicinifchen noch den polltifchen Arzt verleiten, 
wie jene thörichten revolutionären Staatsärzte thun, die ruhige Erwägung der Geſehe der Runfl 
und die fhweren Folgen einer Verlegung derfelben nach einfeitigen Gefühlsaufregungen zu vers 
Eennen. Ruhiges energiſches, rechtzeitiges Wirken wird auch in ſchwierigen und gefährligen 
Zeiten am fiherften zum rechten Ziel führen. 

Das „Staats-Wörterbud”, welches im Artikel „Belagerungsdzuftand uns 
Standrecht“, von Brauer, ganz allgemein ver Regierung das Recht der Erklärung ed 
politifgen Belagerungszuftandes in aufgeregten gefährlichen Zeiten beilegt, fobert dazu alt 
Bebingung: „daß im Frieden und im eigenen Lande“ nicht einfeitig der Truppencommandant, 
fondern nur die oberſte Staatöbehdrde ven Velagerungsftand verhänge. Doch foll in 
dringenden Fällen auch der Militärbefehlshaber im Einverflänpniß mit der Berwaltungsbehärte 
des Bezirks proriſoriſch bis zur Entſcheidung der oberften Staatöbehörde den Belagerangs- 
zuſtand erflären pürfen (hier werden alfo bie rein militärifhen Maßregeln in einem berechtig⸗ 
ten Kriegözuftande und die moderne politifche Regierungsmaßregel vermiſcht). 

Die Wirkungen follen dann fein: 

1) Die vollziehende Gewalt und alle Sicherheitspolizei und Erhaltung der oͤffentlichen 
Drbnung geht von den Clvilbehoͤrden auf die Militärbefehlshaber über, bie dieſe Gewalten 
ſelbſt übernehmen, Milttärbehörben übergeben, ober blos die höhere Gewalt über die Civilbe⸗ 
hoͤrden üben koͤnnen, aber babet befreit jind von Biöherigen Beſchränkungen. Der Miltär- 
befehlshaber iſt namentlich berechtigt: 

a) unter Strafandrohungen — beliebige Anordnungen, Ge- und Verbote zu erlaſſen und 
To die ftrafbaren Handlungen beträchtlich auszudehnen; 

b) aud) die verfafiungdmäßigen Garantien der yerfönligen Freiheit aufzuheben, belichig 
zu verhaften und in Kriegögefangenfchaft zu verfegen (die Bürger aller Waffen zu berauben) 
Privatpapiere und Correſponden zen ohne Angabe eines Grundes zu durchſuchen, bie freie Preſſe 
zu beſchraͤnken, und das Erſcheinen oͤffentlicher Blätter zu unterfagen. 

2) Die Unterfuhung und Beflrafung aller Verbrechen, welche ven Staat ober Die öffent: 
lie Ordnung gefährben, geht von den Eivilbehörden an bie Müitaͤrgerichte über. Auch diefe 
Mafregel wird noch Doppelt verfhärft: 

a) gemeingefährliche Verbrechen werben mit dem Tode beftcaft, 

5 2 die Unterſuchung und Aburtheilung geſchieht in außerordenilichem, im ſtandrechtlichen 
erfahren. 

Bon irgendeiner ſtändiſchen Mitwirkung in Beziehung auf die Entflehung oder Dauer, 
in Beziehung auf die minifterielle Verantwortlichkeit dieſes politiſchen Belagerungszuſtandes 
oder von irgendeiner nähern Begründung veffelben, etwa buch bie juriftifchen Bedingungen 
des Nothftandes ober der Nothwehr, enthält der Artikel Leine Spur. Wie es ſcheint, zur Redts 
fertigung dieſes, weder In der Entftehung noch im Inhalt rechtlich befhränften, abfolut vechtloſen 
Zuſtandes wirh von Herrn Geheimrath Brauer bie in beider Hinſicht fo himmelweit verſchiedene 
romiſche Dietatur und die engliſche Suöpenfion ver Habeas⸗Corpus⸗ Acte bemfelben gleichgeſtellt, 
und zum Schluß nur noch die Vertheivigung hinzugefügt: „Vom boctrinären Stannpunft möge 
man wol Bedenken haben gegen diefe Wiederbelebung ber Dictatur (!), deren Mid: 
brauch allerdings unter Umftänden zur Unterdrückung ber bürgerlichen Freiheit führen Eönne. 
Ber aber aus den Erfahrungen der Iepten Jahre Nugen gezogen habe, der müffe zugeben, daß 
der Trieb zur Durchführung der elgenen Ihren gegen bie Maziınen ber Regierung, weder ſo 
leicht zu gemwaltfamen Mitteln ſchreitet, ein ſolches Gegenmittel unabweisbar gemacht habe, mel: 
heö die Staatsgewalt befähigt, ihre bevrohte Exiſtenz gegen das Anftürmen der Maſſen gu ver⸗ 
theiblgen, u. ſ. w.“ Nun freilich haben wir in Kurheilen einen ſtarken Trieb des ganzen biedern 
Vollsſtammes gefehen, feine allfeitig beſchworene Verfaſſungotreue gegen die Marien 
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Riniftertums Haſſenpflug durchzuführen. Wir jahen dann aud einen allgemeinen Belages 
rungöftand unter Zugiehung der Bundeshülfe und einer uͤberſchwemmung des armen Landes 
ait kriegeriſchen Scharen. Aber zu gewaltfamen Mitteln hatten vergeblich felbft die wunder: 
bat dazu geeigneten minifteriellen Maßregeln das treue biedere Wolf angereizt, und der ganze 
Belagerungsſtand, ber dad unglücliche Land verarnite, der fo viele Hunderte von unſchuldigen 
Familien, von eidgetreuen, namentlich auch richterlichen Ehrenmännern wegen ihrer Cides⸗ 
und Überzengungötzeue beftrafte und unglüdlich machte — er bewirkte nur ven Umſturz einer 
18 Jahre lang „in anerkannter Wirkſamkeit beſtehenden“ DVerfaffung. Die Griftenz des 
Ahrons Eonnte er nicht reiten, denn jle war nie angegriffen. Was aber die ganze unausloͤſchlich 
in alle rechtſchaffene deutſche Herzen eingegrabene Geſchichte für die Öffentliche Ehre unferer Zus 
fände und für dad monarchiſche Vrineip in den nächften europalſchen Krifen wirken kann, das zu 
entwideln — überlafien wir der zukänftigen vaterländiſchen Geſchichte. Für einregiftert in 
das confitutionelle Staatsrecht, der europaͤiſchen oder der deutſchen Staaten koͤnnen wir aber 
diefen politifchen Belagerungsftand keineswegs halten. Wir Halten ihn vielmehr für wider⸗ 
ſprechend jedem verfafiungsmäßtg feftgeftellten und verblirgten Rechtszuſtande. Ex ift geradezu 
das Gegentheil, nie Aufhebung veflelben, kann alfo nicht ihm gemäß ruhig gefeglich verfügt und 
bejßlofien werben. Nur die im erflärten gerechten Kriege und für berechtigte militäriſche Ope⸗ 
vationen, nur bie für biefen Zived? unenibehrlichen, mit ihm ſogleich von felbft aufhörenven Be⸗ 
Isgerungszuflänve kennt das Recht, keineswegs die ungleich umfaſſendern härtern für politifce 
und Parteizwecke und Plane, für Beſtrafungen und Verfaflungs-Begrünbungen, Änderungen 
und Sicherungen. 

Die neueften Erfahrungen in Deutſchland haben allerdings aufs neue gezeigt, daß, wenn 
dieſes etwa für Jemand noch zweifelhaft fein Eonnte, aufrüßrerifche Bewegungen mögli und 
daß fie allermeiſt fehr verberblic, find. Und man mag diefelben auf das Außerfte hafſen, am 
meiſten, wenn man die Freiheit Hebt, denn dieſer Haben fle ja offenbar allerwärts am meiften, ja 
auf einige Dauer haben fie nur ihr allein gefhabet. Aber folgt etwa daraus die Nothwendig⸗ 
keit einer ſtaatsgeſetzlichen Sanction des verzweifeltfien Mittels einer allgemeinen Vernichtung 
aller — doch Hoffentlich ebenfalls Tegitimen — bürgerlichen Freiheit der Nation, aller Rechte 
auch der ſchuldloſeſten, ehrenwertgeften Staatsbürger? Alle freien Nationen, nanıentli auch 
die Engländer, kannten ja auch vor 1848 aufrührerifihe Bewegungen und gefährlidhere, und 
fagten doch nicht Ja zu diefer Frage. Und, was no. mehr ift, hat denn dieſes angebliche 

wirklich den Aufruhr verhindert ober beflegt? Im Jahre 1848, ald die allgemeine große 
Aufregung ber Nation entſtand, da ließen die Megierungen und ihre Diener alle in ven Ge⸗ 
fegen ſauctlonirten, ja alle abſolut rechtlichen Schugmwehren für die Autorität und für die öffent- 
lie Ruhe und Ordnung aus den Händen fallen. Bel bundes⸗ und landesgeſetzlich fanctionir- 
ter Genfur und Strafgewalt gegen Misbrauch der Preffe ſah man überall wahrhaft majeftäts- 
unb ehrbeleidigende, ja hochverraͤtheriſche und zu Mord und Aufruhr aufreizende Drudblätter 
völlig unverfolgt, und Apnlices wurde in Öffentlichen Reden und Verſammlungen ungeflraft 
laut. Hätten zu biefer Zeit die Bundesgeſetze und die Landesgefege aller 38 Bundesſtaaten je= 
nen furchtbaren Belagerungszuftand in ihrer Gefeggebung fanctionirt gehabt — würbe venn nur 
eine einzige Regierung venfelber zu verkünden gewagt haben? Als dann einzelne aufrührerifche 
en wirklich ausbrachen, da befeitigte man theilweife fogar bie überall natürliche und 

gefeglige militäriſche Macht, ſuchte durch Nachgiebigkeit zu beruhigen. Wo fie aber durch mili⸗ 
tärifihe Hülfe niedergeſchlagen wurben, da kam das Echugmittel des Belagerungdzuftandes 
erſt hintennach, umd diente, weil nun gewiß die gemöhnlichen militärifhen und die gemöhn- 
lien gerichtlichen und polizeilijen Staatsmittel zur Erhaltung und Durchführung des erfleg- 
ten Ruheſtandes auögereidht hätten, offenbar ganz andern politiſchen Intereflen und Zwecken. 
Aber waren diefe vie der anerkannten und beſchworenen Staatöverfaflungen? Nützten fie 
dieſen Ja wären fie auch nur für die zufünftige Sicherung und Ruhe derjenigen Bundes⸗ 
und Landesregierungsverhaͤltniſſe wirken, welche ſchließlich aus ihnen ober aus ven in mehren 
Ländern fogar unter Bundesjanction durchgeführten, und fomit für alle übrigen angedrohten 
Belagerungsrechten hervorgingen? Dffenbar ift dieſe Frage Höhft wichtig in Beziehung auf 
die Heilfamteit folder Staatömaßregeln, wie der politifche Belngerungszufland und wie die 
ganze politifche Hauptrichtung ift, weldyer er angehört. Kür die politifcde Reactionspartei gültig 
entſcheidend wird freilich auf dieſelbe nur die Geſchichte antworten können. Ich aber, wenn ich 
bier auch von meinem Standpunkte aus nicht mit folder Schärfe wie Dahlmann ven entgegen: 
gelegten Erfolg bezeichnen will, muß doch meine großen Zweifel ausſprechen. Fragen moͤchte 
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ich alle nicht lediglich durch ihren Parteiſtandpunkt Beherrſchten, ob fie ſich von ſolchen neuen 
Ausnahmömaßregein und ber durch fie. bewirkten Unterdruckung der Vollswũnſche wirtlich einen 
glücklichern Erfolg verſprechen, als er im Jahre 1848. von den karlsbader Beſtrebungen Allen 
erkennbar zu Tage trat? Betrachte man, wie wenig ausgebilbet im Vergleich mit unferer Zeit 
das politiſche Bewußtſein von 1819 an bis 1848 fi} zeigte, und vergleiche man dann Das, 
wad vor 1848 biefes pofitifche Bewußtſein und feine Foderungen hid zu ver allgemeinen Erhe⸗ 
bung von 1848 aufreigte, mit Demjenigen, was feit ven ſchleswig⸗holſteiniſchen und furheiil- 
ſchen Geſchichten an bis herab zu den hannenerifchen und Iuxemhurgifhen erfolgte! 

Mit volltommener Entſchiedenheit und feinem humanen Gerechtigkeitsgefühl sub uͤberein⸗ 
ſtimmend mit Rudhart erlärt auch Mitsermaier iu dem Aufſatze über „Belagerungsftand, 
Kriegs recht, Standredt und Suöpenfion der Gefege, über prufänlihe 
Freiheit” im „Archiv des Griminakrcht3”, Jahrgang 1849, erſtes Stüd, 6.29 fg., ich gegen 
vie Zuläffigkeit und Heilſamkeit der ſammtlichen km Titel feiner Abhandlung. genammien Raßre⸗ 
geln, mit Ausnahme nur ker verfaffungsmäßig genen zu beſtimmenden Sus penſion der geſth⸗ 
ligen Beichränkungen über Verhaftungen und Gausfuchungen, und ber Verleſung her Auf⸗ 
ruhracte. Er zeigt ausführlich, was ja ſchon wie Jahrhemderte alte Brfuhrung Engkaks 
bei einem ſeht bewegten und freien Volfälebın eefnhrungsmäpig darthut, daß bie keinen Def: 
regeln ver Verkündung der Riol-act und ber Suspenften der Habeaſs Corpus-Atie volikänbig 
ur Erhaltung ber Ordnung gewügen, daß feine Entziehung ber orbentlichen Berichts, der Brf> 
frelheit, der Vereinsrechte nöthig find. Die Freiheit, bie gefährlichen Subjecte zu verhaften und 
gefangen zu halten, fügt ja nöthigenfalld auch gegen ihren gefährlichen Gebrauth ner Pie 
und bed Vereingrechte. Die Berfaflung des deutſchen Reichs vom Jahre 1849 Hatte. zwar in 
Art. 197 der Regierung geflettet, ihre verfaflungdmäßigen Sicherungen über Hautſugung 
Berfammiungsreht und Berhaftung für einzelne Bezirke im Krieg und bei Aufruhr zeitineite 
außer Kraft zu fegen, jedoch nur nad einer Verfügung bed Geſammtminiſteriums, aus häf: 
ſtens auf 14 Tage, wenn nicht die Genehmigung der Stände eintritt, wozu dieſelben alsbald zu 
berufen find. Aufhebung ver Preffreigeit und des ordentlichen Gerichtsſtandes finbet nicht fait. 
Es iſt nit zu begreifen, wie 3 pfl dieſes einen Belagerungaſtand nennen kaun. 

VE Staudrecht. Diefed, welches ein Theil des politiſchen Belagerungeſtandes und ge 
woͤhnlich auch des militäriſchen if, aber auch ohne den ſelben vorkommt, iſt ebenfalls urſprung⸗ 
lich und weſentlich eine rein militäriſche Cinrichtung zum Schug ber militaͤriſthen 
Dieciplin, für welchen auch das Bundeskriegsgeſetz $. 96 dem Bundesoberfeidherrn beffen An: 
orbnung (im Kriege) geftattet. Es foll eintreten in allen jenen außerordeuilichen Fullen, in 
weldgen des Beifpield wegen ſchuelle Beſtrafung nöthig wird, und ia welchen bie Wilitärgeſehe 
der Bunbeöftanten nit ohnehin ſchon das Standrecht fefifepen. Das Saandrecht iſt ein von 
ordentlichen Kriegsgericht verſchiedenes, ganz fummarifcheh Strafnerfahren durch ein außeror⸗ 
dentliches Kriegohericht Das Standgericht wird wig ein gemöhnliched Kriegtgeridt afamımen: 
gefept. Doch fodern mande Befege, 3. B. bie von Ofterreich und Preußen, wenn es auch über 
Givilperfonen virhten fol, daß Juſtizbeamte aus dem Civilſtande zugezogen werben. Bar 
verfammeltem Gericht wird babet in umunterbrochenem Act bie Unterjugung mündlich gt: 
führt und alfobald bie Entſchebung gegchen, alles binnen 24 Stunden. Die fmmmarifät 
Unterfuhung beſchraͤnkt fi auf die für Die innere uͤberzeugung ber Richter nothwendigen Bunt 
des beftummten Verbrechens und auf die Beweiſe, welche zur Hand find, ohne Friſtverwilligung 
Das Bericht entſcheidet nach Stioumenmehrheit, foll wach den meiften Geſehen nur nerurthellen, 
nicht freiſprechen, und hat, wenn es nit verurtheilen kann. bie Sache an daB fonft zuſtandige 
Gericht zu verweiſen. Auch kann es nur Todedſtrafe erkennen, da alle an vas Gtankgeiht 
verwiefenen Verbrechen ebendadurch für Tovednerhreihen erklärt werben. Doch weichen manthe 
Geſehe bei der Ausdehnung des Standrechts auf Nichkmilitärd Hiervon ab. So erlaubt da⸗ 
badiſche Gefep auch auf zehn Jahre Zuchthaus zu erkennen, und das preußiſche aud) die Erlen⸗ 
nung der ordentlichen Strafe. Gegen dad ſtandrechtliche Erfenntnif finden gar feine Rehtk: 
mittel ſtatt, weder zum Recht noch zur @nabe. Caffativnogefuch iſt zwar nicht andgefihlofien, aber 
ohne Suspenfiofraft. Vielmeht wirb die erfaunte Todesſtrafe fogfeich vollzogen, ja nad den 
meiften Gefehen noch innerhalb jener 24 Stunden. 

an — Ausnahmsgericht bleibe als bloße Kriegsmaßregel den Dilitäreinrichten 
gen überlaſſen! 

AUS politifge Ausnahmsmaßregel und gegen Bürger verbindet man ed mit dem politiſchen 
Belagerungsfann, wit deſſen Bertverfung es alsdann ebenfalls befeitigt wire. 
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Gegen Givilperfonen Eönnte c8 nur ald Beſtandtheil eined aus rein militäriihen Gründen 
serhängten militärifchen Belagerungäftandes als militärifhe Maßregel ſtattſinden. 

In einer ganz vortrefflihen Ausführung hat Rudhart, ald Berichterflatter ver bairiſchen 
Kammer im Jahre 1831, die Scheingründe für die Nothwendigkeit und Heilfamfeit des Stand⸗ 
rechts (außer dem Fall rein militärifher Nothwendigkeit) widerlegt. 12) Er zeigt, wie man, 
um es zu vertheidigen, ſtets Die Vertheivigung, bie bei dem gefangenen Gegner aufhört, mit per 
Strafe verwechjelt, und wie man wiederum mit einer gerechten Strafe, die nur nad gehöriger 
Vertheidigung, nach vollfommenen Beweis und unparteiifcher richterlicger Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung und in gerechtem Maße flattfinden darf, Die im Eriegerifhen Kampfe ohne diefe Bedin⸗ 
gungen ftattfinvende Rache, Sicherung und Abſchreckung vermiſcht. Jene Bedingungen: gerechter 
Strafe befriedigt dad Standrecht nicht, weder nad feiner Zufanmenjegung aus Soldaten noch 
nad feinem Verfahren. Soldaten befreien ihr Urtheil nicht von dem Haß und Vorurtheile des 
Soldaten gegen den Feind und von ber Veftrebung, dem Fürſten und Kriegäheren zu zeigen, 
daß deſſen Beinde auch ihre Feinde jind. Das Verfahren felbft weift fie an, die Bevingungen 
der Gerechtigkeit für Strafſachen ſtreng zu achten. Doc bei dem brften Willen ſteht dieſes Vers 
fahren ſelbſt im Widerſpruch mit wahrer Gerechtigkeit. Soll ein Unſchuldiger verurtheilt wer⸗ 
den, weil feine Beweife und Zeugen erft einige Stunden fpäter beigebracht werben koͤnnen, 
weil bie kurze Zeit für ein Gaffationsgefuc nicht abgewartet werben will! In Beziehung auf 
die ſtaudrechtlichen und Belagerungsmaßregein fagt Rudhart dann ſehr mit Recht: „Der. Krieg 
erhält durch den Krieg feine menschlichen Geſetze und Mäfigung; aber was fo hinter ihm drein 
kriecht ohne Waffen, bie Rache und der Haß, die erſt auftreten, wenn man Te Deum laudamus 
mit dem vae viotis! vermiſcht, kennt Fein Gefeg ober benupt es für feine werke.” Mittermaier 
in ber oben citirten Abhandlung befeitigt auch noch insbeſondere das augebliche Bedürfniß, bei 
Aufruhr mit ſolchen ſtandrechtlichen Gerichten wegen der Maſſe der Angeklagten aufräumen zu 
müſſen, oder den etwaigen befangenen richterlichen Anſichten in einer aufruͤhreriſchen Provinz 
zu entgehen. Gr jagt: „Sobald die Geſetzgebung dafür forgt, daß da, wg am Drt des Verbre⸗ 
Gens etwa die Unterfuhung nicht vorgenommen merben kann, Die Sache an ein andereö ges 
Teglich beſtelltes Gericht, z. B. an das benachbarte Affifengeriht gewiefen werbe, ſchwindet 
die Beforgniß, daß es an einem ordentlichen Gericht fehle. Sobald wir Deutſchen Iernen, unfere 
BVorunterfuhungen abzufürzen, und vorzüglich in politiſchen Proceffen, wo eine große Zahl von 
Angeſchuldigten vorhanden iſt, raſch die Verführten, Leichtbetheiligten von ven Anfliftern, Ans 
führern und Schwerbetheiligten ſcheiden und die Unterfuhung nur auf bie zulegt Bezeichne⸗ 
ten beſchränken, fobalv man die Zahl der Unterſuchungarichter in ſolchen Fällen vermehrt, wirb 
die Unterfuchung fo heichleunigt werden koͤnnen, daß alle Nachttheile ver Zögerung wegfallen.“ 

VO. Ausnahmögerihte überhaupt. In ihnen hat freilich Immer der Despotis- 
mus ober auch eine ũberaͤngſtliche einfeitige Regierungspolitif eine Stüge gefucht. Aber es ver⸗ 
wirft fie dad allgemeine Staatsrecht aller freien und civilifieten Völker und nor allem von jeher 
das deutſche Staatsrecht. Es verurteilt fie in der Verwerfung aller Cabinetsjuſtiz und durch 
ven Srundfap: Niemand werde feinem natürlichen oder orbentlichen Richter entzogen! 

Auch Hier aber müfjen wir natürlich von Dem eigentlichen engern Begriff und von ber Vers 
werfung ber Ausnahmögerichte ausſchließen die nur von ven gewoͤhnlich en Berichten ver⸗ 
ſchledenen, aber Niemand verletzenden Berichte, mie z.B. Schiedögerichte, ſodann auch die 
zwar von ben allgemeinen Gerichtögefegen abweichenden, aber dennoch ihrer Rechtsgrundlage 
entſprechenden, mie bie ſchon erwähnten Staatsgerichtohöfe für Minifteranklagen. 

Nach diefem Geſichtspunkte werben noch manche befondere Gerichte von der Claſſe wirklich 
verwerflicher Ausnahmsgerichte ausgeſchloſſen bleiben. So die Militärgerihte für blos 
militäriſche Vergehen der So'daten, woräber Nichtſoldaten Feine ſoiche Vertrauenswür⸗ 
digkeit, Sachkunde und fihere Auffaffung des eigentlihen Sinnes der Militärgeſetze beſitzen 
werben wie Militärperfonen. Wo Dagegen blos die allgemeinen bürgerlichen und ſtrafrechtli— 
en Geſetze auf die allgemeinen bürgerligen Berhältniffe von Soldaten anzuwenden find, bei 
gemeinen Vergehen ober bei allgemein civilrechtlichen Verhältniſſen, da ift, fowie in Frankreich, 
Die Ausnahme befonderer Militärgerichtöbarkeit als unbegründet und ſchon deshalb als ſchädlich 
ju verwerfen — was jedoch manche deutſche Geſetzgebungen noch nicht einfehen wollen. Ähnlich 
verhält es ſich mit geiſtlichen und mit Beamten-Disriplinargerichten, bei welchen übrigens, auch 


19) Rudhart, „Über ven En ines Geſetzbuchs über das Ber: in Straffachen. Aus de 
Red — en Er sn — * 


460 Belagerungsftand 


wenn bie allgemein bürgerliden Sachen den gewöhnlichen Gerichten überlafien bleiben, doch die 
höchſte Iegislative Vorſicht anzuwenden if, daß nicht unter dem Namen Disciplinarftrafen die 
Unabhängigkeit der Juftiz und die Würbe und Sicherheit der geiſt⸗ und weltlichen Amer und 
Beamten beöpotifchen Intereffen unterliegen. 

Dagegen moͤchten wir keineswegs foweit gehen, mit veni ,Sta ato-Woͤrterbuch“, im Ar⸗ 
tikel „Ausnahms gericht“, ein jedes Bericht für ven ordentlichen, natürlichen Richter zu er 
Bären, welches die Staatögefege beſtimmen, ober auch mit demſelben Verfaſſer (Herrn Doll: 
mann) aus äußern politiſchen Gründen (am allerwenigſten natürlich blos nad; dem politiſchen 
Ermeſſen der Regierung) Ausnahmsgerichte, Specialgerichte, Prevotalhöfe zu rechtfertigen. 

Brauchte es nichts als eine geſetzliche Beſtimmung zur Begründung eines jeden Gerichte 
als eines orbentlichen natürlichen Gerichts, fo könnte ein Gefet beſtimmen: über dieſe Fälle 
richte der König, oder fein Minifter, oder Derjenige, dem er dazu in jedem Kalle den Auftrag 
gibt, um fo das Heilige Recht vom ordentlichen, natürlichen Richter in Dunft aufzuldfen. Auch 
diefes Recht, worauf von jeher alle freien civilifirten Nationen und ihre Verfaſſungen ven 
hoͤchſten Werth legten, welches fie oft mit perfänlicher Freihelt und Sicherheit iventificktten, 
ohne welches dieſe Heiligthuͤmer In ber That auch vernichtet find, hängt feinem Begriffe nad 
ebenfo wenig davon ab, was eine beliebige pofitive Sayung bafür ausgeben will, ald bie per: 
fönlihe Freiheit und Sicherheit felbft, als Cigenthum und Ehre. Freie Nationen und Ver: 
faffungen fahen, wie der Art. Eabinetsjuftiz im „Staats = Lerifon‘ beweift, fürs erke 
fhon darin den Mangel eines ordentlichen Gerichts, mithin ein Ausnahmsgericht, wenn die 
Entſcheidung, ftatt von unparteiiſchen Dritten, von der Regierungögewalt ausging ober ab: 
hängig war, wenn fie fein von ihr in dem richterlichen Verfahren und Urtheil unabhängiges 
Gericht ausſprach. Alle Cabinetögerichte, Inſtanzen, Commiſſionen erſchienen ihnen auf de, 
wo fie, wie in Frankreich bie lettres de cachet und die Prevotalhöfe, geſehlich beſtanden, ben 
noch als wirkliche und verwerfliche Ausnahmögeriäite. 

Diefe Nationen und ihre Verfaſſungen aber foberten aud) fürs zweite eine ordentliche 
allgemeine Juſtiz und Gerichtseinrichtung folder Art, da die Rechtöftreitigkeiten und zunädt 
— wovon body bei Ausnafmägerichten vorzugsweiſe bie Rebe it — die Griminalprocefie von 
Gerichten entfchleden würben, deren Erfenntniffen das moͤglichſt allgemeine Vertrauen ihrer 
unparteiiſchen und richtigen Entſcheidung zur Seite fteht. Sofern alfo nicht etwa in den ganz 
befondern fãchlichen oder perfänlichen Verhältniffen erwiefene, vom Verfafſungegeſetz ald 
folge anerkannte Gründe gegeben waren, daß in ihnen ein beſtimmtes anderes Gericht größere? 
Bertrauen für fein Erkenntniß begründe, infofern erfchien ihnen nur das nad; dem Gefeh ber 
rechtlichen Gleichheit für alle Bürger aufgleihe Weife durch die verfaffungd: 
mäßige Gerichtsorganiſation verorbnete Bericht als das orbentlige und 
natürlide. 

In dieſem boppelten Sinne müffen auch wol die Garantien für den ordentlichen, natürli⸗ 
hen Richter in den Verfaffungen verflanden werben; zumal bie in ver Frankfurter Reichsver⸗ 
faffung und in ven mit ihr übereinftimmenben deutſchen Landesverfafſungen. 27) Diefe ver: 
bietet nicht blos ausdrücklich alle Ausnahmsgerichte, fondern fogar aud) jeven privilegirter 
Gerichtsſtand der Perfonen und Güter. ; 

Diefe legte Beftimmung geht nach dem für den Staatsgerichtshof und die Militärfachen Be: 
fagten zu weit. Selbſt ven privilegirten Gerichtsſtand der Standeöherren, welchen ihnen ber 
Art. 14 der Bundedacte garantirt, möchte ich nicht mit der Mehrheit in ver Frankfurter Ber: 
fammlung als ein verwerflihes Ausnahmsgericht betrachten, denn diefe Familien wurden nur 
auf bie in der Rheinbundsacte enthaltenen Bedingungen, welde die Bundedacte erneuertt, 
Unterthanen. Diefe Bebingungen zu verlegen iſt rechtswidrig. Und es wird dieſes Privileglum, 
vollends unter den von Zöpfl1®) beigefügten Beſchränkungen, nicht ald verlegend betrachtet 
werden Eönnen. Es wird namentli ein folder privilegirter Gerihtöftand, welcher nur bie 
höhere Inflanz der allgemeinen Landesgerichte flatt der untern Inftanz iſt, deren Grfennt: 
niffe man hier vielleicht nach verſchiedenen Seiten als weniger unbefangen anfehen könnte, kaum 
als Ausnahmögericht zu behandeln fein. Das den Häuptern der ftandeöherrlichen Bamilien ſchon 
im Art. 27 der Rheinbundsacte und nachher noch in der Bundedacte Axt. 14 zuerfannte und 
in ver bairiſchen Declaration zugefagte Griminalgericht von Standesgenoſſen erinnert übrigen? 





13) ©. ein großes Verzeichniß derfelben bei Zöpfl, „Staalsrecht“, (1856), 351. 
18 .. 0). 1101856), 318. Re a 2 
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an dad engliſche Gericht des Oberhauſes über die Mitgliever deſſelben. Das engliſche Recht 
fanb nämlich die hoͤchſte Vertrauenswürbigkeit für richtige Schulderkenntniſſe in einem Gericht 
von Standesgenofjen. Es ſah mithin, da es nur bie beiden Hauptſtände, der wirklichen 
Paird und der Bürger (Commoner), anerkannte, in ſolchem Genoffengericht keine Ausnahme, 
fondern nur eine richtige Anwendung, ja (nad dem richtig verftandenen Grundſatz exceptio 
firmat regulam) eine Betätigung feines hoͤchſten Nechtögrundfages über die Gerichte. 

Solche Ausnahmögerichte aber, wie fie nach dem Obigen auch der Artikel, Velagerungs⸗ 
zuſta nde inder Form des Standrechtd und jener Artikel „Ausnahmögericht im „Staates 
Woͤrterbuch“ 6108 politifch begründet, diefe finden wir aud dem allgemeinen europäifhen und 
conftitutionellen Staatsrecht nicht gemäß. Der Artikel fagt: Es können ſchwere Verbrechen in 
fo gemeingefährlihem Maße überhanpnehmen, oder (wie e8 nachher „Staats- 
Woͤrterbuch“, 1, 526 Heißt) in einem Landestheile aufrührerifche Bewegung in dem Maße er- 
wachſen, daß bie repreſſive Kraft der regelmäßigen Strafgerichtsbarkeit als zu ſchwach und zu 
ungenügend erſcheint. Sodann Könne man auch nad der Beſchaffenheit ver Verbrechen, näm= 
lich bei den Angriffen gegen ven Staat und gegen die Träger der Öffentlichen Gewalt, bie ge⸗ 
meinen Strafgerichte für untauglich halten, und zwar entweder, weil man an Die Stelle der ſtreug 
iuriſtiſchen Würbigung und Beurthetlung eine mehr politiſche treten laſſen will, ober weil man 
den gewöhnlichen Gerichten nicht die nöthige Unabhängigkeit und Überfiht ver Verhältniffe zus 
traut, ober auch weil man dem Verfahren hier eine eindrucksvollere Würbe und Feierlichkeit 
beilegen wollte. Der Berfafler fagt zwar in der Hinweiſung auf geſchichtliche Belege: Das 
neuere Staatsrecht Habe den, zuerft in ber Erklärung dev Menſchenrechte formulirten Grunbfag, 
daß Niemand feinem orbentlihen Richter entzogen: werben darf, unter den ſtaatsbürgerlichen 
Gewaͤhrſchaften vorangeftellt, und dad neuere deutſche Staatsrecht habe entſchieden Die Nieber- 
fegung von Ausnahmögeriten durch einfeitige Negierungdverfügungen als Gabinetsjuftiz ver⸗ 
worfen. Gbenſo entſchieden aber fei es auch anerfaunt, daß bie Anordnung von Ausnahms⸗ 
gerichten auf dem Wege ber Geſetzgebung durch jenen Grundſatz nicht ausgeſchloſſen ſei, wenn 
auch die Verfaſſung folche Ausnahmen nicht vorbehalte, und daß ſomit auch der Fortbeſtand 
älterer geſetzlich eingeführter Ausnahmsgeſetze nicht alterirt ſei. Denn der ordentliche Richter 
ſei fein anderer als der geſetzliche Richter, durch pie Geſetzgebung eingeſetzte Ausnahms- 
gerichte ſeien alſo ſelbſtverſtaͤndlich gefegliche Gerichte. 

Unfere Bedenken gegen das Angeführte find großentheils bereits in der obigen Ausführung 
enthalten. Allerdingẽ haben einige deutſche Geſetze und fogar einige veutfche Verfaſſungen 
Ausnahmsgerite vorgefchrieben, Sie haben: 

4) wegen jenes angeblichen vieldentigen Nichtgenügens der gewöhnlichen Gerichte dad 
Standrecht eingeführt; fo das oͤſterreichiſche Geſetzbuch über Verbrechen von 1805, Abſchn. U, 
Gay. 16, und das bairiſche Strafgefegbu von 1813, Th. U, Tit. VUI, A414. Oder fie Haben 
auch die Erklärung des Belagerungszuftandes fanctionirt; wie vie preußiſche Verfafiungs: 
wrfunde vom 31. Ian. 1850, $. 114, und das preußifche Geſetz vom A. Juni 4851. 

2) Auch finden fih für befonvere Arten von Verbrechen und Verbrechern einzelne Aus: 
nahmögerichte. So die Napoleoniſchen Specialgerichte für Verbrechen von Bagabunden, Geis 
matlofen und beftraften Rücfälligen (fofern nicht andere Perfonen ihre Genofien waren, in 
welchem Fall deren Gericht gemeinfhaftlih wird), dann für alle Verbrechen der bewaffneten 
Empörung gegen die bewaffnete Macht, ferner gegen bewaffneten Schleihhandel, Münzverfäls 
(Hung und Lebendangriff mit beimaffneter Zufammenrottung. Daß man diefe in Frankreich 
nach Rapoleon’d Sturze durch die franzdſiſche Charte abgeſchafften Gerichte, welche mitwirften 
Napoleon's Tyrannei verhaßt zu machen, in den deutſchen Rheinlanden früherhin fortbeſtehen 
ließ, dieſes erklärt fich freilich aus der damaligen verfaffungslofen Zeit und aus dem Haß und 
Midtrauen gegen bad Schwurgeriht. Da indeß beide Gründe fpäter wegfielen, fo fann auch 
ſelbſt Die Milderung diefes Specialgerichts durch Befeitigung der drei Militäcperfonen neben ben 
fünf Mitgliedern des Appellhofes in Rheinbaiern deſſen Kortbeftand noch nach der Berfaffung 
und bei allgemeiner Einführung der Schwurgerichte nicht rechtfertigen. Außerdem führten 
allerdings auch einige Verfaffungen mehr oder minder aud den von Herrn Dollmann erwähnz 
tem Motiven politifdhe Gerihröhöfe ein. Hier iſt nun nad dem Obigen ein befondered Ge- 
richt über Minifteranklagen gerechtfertigt „ fei es, daß man für fie, forwie in England und in 
ber erlofchenen franzöfifchen conftitutionellen Verfafjung die Pairskammer erwähle, oder wie 
in Würtemberg, Sachſen und Baiern, einen befonvern Staatögerichtöhof oder endlich, wie 
in anbern deutſchen Staaten, das oberfte Landesgericht. Weniger löblich aber entzogen einige 
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Staaten, fo Preußen und neuerlich Hannover, den allgemeinen Schwurgerichten andere Staats. 
oder politiſche Verbrechen. In Preußen libergibt das Geſed vom 25. April 1855 dem Kam⸗ 
mergerict ais Gentralgeriätöhef fin: die ganze Monarchie sie Unterfuchung und Catſcheldung 
bei Hoch⸗ und Landesverrath, bei thätliger Veleldigung des Königs, der Koͤnigin un der 
Mitgkieber des koͤniglichen Haufed unb bet ben gegen einen beutfäjen Megenien over Etnat 
gerichteten Hochverrätherifhen Handlungen. 

Diefe immerhin felbft nur ſehr ausnahmsweifen Beflimmungen einzelner veutſcher Staa⸗ 
tem werben gewiß das natürliche und allgemeine deutſche Staatsrecht nicht umfopen, zumal 
wenn man bebenkt, in welcher Reactionskrankhelt, bei welcher unterbrüdten und eingeſchuͤchter⸗ 
ten Freiheit der Wahlen und der Breffe dieſe Ausnahınen zu Stande gebracht werben. Bir 
Haben aud ſchon oben unfere Zwetfel geäußert, daß jedes beliebige poſitive Geſeh, ſobald es 
flatt des ordentlichen Gerichto ein außervrdentliches vorzufcpreißen bellebt (welchet Iihenfalld 
«ls Berfoffungsänderung nur in ver Borm folder Änderungen geſchehen Bunte), Bisfed außer: 
ordentliche, etwa Standrecht und Saͤbelgericht, in vas ordentliche natürliche Gericht verwandela 
Eönne. Sollte wol damit noch jene erſte verfaffungsmäßige Gewährſchaft der Freiheit verein⸗ 
barlich fein, ſollte der Stan der Verfaſſung erhalten bleiben? Here Dollmann ſelbſt neunt die 
franzofiſche Verfaffung, zuerſt Die Deciaration der Menſchenrechte und fpäter den Art 62 der 
Charte, als Quelle und Vorbild ver Formulirung des Verfafſungsrechts vom ordenilichen Ges 
richt in den deutſchen Berfaffungen. Nım, die underäußerlichen Menſchenrechte ſtellte man deqh 
nit auf mit dem Gebanten, daß jebe Reactionsgeſetzgebung fie beliebig wieder nehmen koͤnne 
Sener Artikel ver Charte aber fagt: „Nul ne pourra &ire distrait a ses juges naturels", un 
dann wird die ausnahmöweife Errihtung, ordation, aller Ausnahmsgerichte verboten, nur 
allein bie der alten Prevotalhdfe-im Nothfall als möglich geftattet. Die Charte wollte doc 
tool die Bürger auch gegen gefeglihe Errigtung von Ausnahmsgerichten ſichern, und belt 
ſchon den Wortlaut nach auch Prevotalhdfe im Fall ihrer geſehlichen Einführung nit fir 
natürliche Richter. Der Verfaſſer erwähnt ferner ebenfalls felbft das deutſche Reichtrechi 
(f. Pfeiffer, „Praktiſche Ausführungen”, IT, 409, und im „Gtaats-Lerilon” Eabinett: 
juſtiz). Aber die Reichsgerichte rlärten auch durch Iandesherrlihe Befege befkimmte Gabindt: 
inflanzen und Commiſſionen für ungültig, alfo nicht für ordentliche natlirliche geſehliche Richter 
Lord Chatam aber, der große englifhe Staatsmann, erflärte im feiner Ausführung, daß ſelbſi 
König, Ober: und Unterhaus den englifchen Bürgern ihre engliſchen Urrechte, tote das Schwur⸗ 
gericht, nicht rechtsgültig nehmen Könnten. Und dieſes waren bei dem anerkannten engliſchen 
Widverſtandsrecht, welches Lord Chatam ja auch bei dem Widerſtande der Amerikaner gegen er: 
laſſene Barlamentöbefteuerungen fo energiſch und wirffam vertheidigte, ſicher keine bebeutungd- 
loſen Worte. Ich kenne fehr wohl die hieran fi Errüpfenden Schwierigkeiten, will aud ſoweit 
thunlich ven Rat billigen, in ſchlechten Zeiten und bei ſchlechten pofitioen Gefetzen die noͤthigen 
Rüdfihten zu beobachten. Aber nie foll Die Theorie das Schlechte rechtfertigen. Und auch dad 
weiß ih, daß eim organiſches, lebendiges umd kräftiges Rechts⸗ und Verfaflungefgftem aitht 
moͤglich iſt ohne Heilige Achtung fefter und unveraͤnderlicher Mehtögrundfäge, nicht möglid, 
wenn jede poſitive Willkurbeſtimmung ſoviel over mehr gelten foll als jenes, wenn nicht allge: 
meine Empörung des Rechtögefühls bei den Bürgern pie Angriffe auf ihre heiligen Verfaflungs: 
rechte verhindert. Klar iſt es namentlich, daß das conflitutionelle Syſtem, wenn es, jogarmit Zu: 
fimmung feiner Briefter, ver Rechtsgeiehrten und der Volksvertreter, im Widerſpruch mit feinen 
hoͤchſten Brundfägen fo durchlöchert und verflümmelt, ja oft Ind Gegentheil verkehrt wird, wit 
in unfern Reactionszeiten unfere neuern Verfaſſungen — daß es alsvann fehr erlärlig von 
den Bürgern und vollends von den Rabicalen geringgefhägt, und daß es zum Schut aud der 
Ordnung und Throne, wozu e8 doch in ſchlimmen Zeiten felöft feine früheen Gegner anrufen, 
völlig untauglich wird. Jene auf feine Koften aufgebauten Bollwerke der Ausnahmsmaßregein 
aber, die nur in der trüben Nebelzeit der Reaction etwas zu bedeuten ſcheinen, fie erweifen Rd 
in jeder Kriſe als nuplos. Bei den heutigen civiliſirten Rationen entſcheidet nur Cines über 
den Bang und Beftand der öffentlichen Dinge und Gewalten — nit Ausnahmögefege, fonderr 
die Achtung und das Bedürfniß, die Zuftimmung und der Wille des Kerns der Nationen. 

Nach allem Bisherigen kann ich alfo die von Herrn Dollmann erwähnten Gründe für Ant 
nahmsgerichte nicht genügend finden. Erflärt man biefes für tbealiftifh und unpraktiſch, fo 
vermeife ich abermals auf die Erfahrung und die praktiſche Überzeugung bes in ber Bolitif am 
meiften praktifcgen Volkes. Die Engländer — haben feit ihrem legten großen Bürgerkrieg zut 
Befeſtigung ihrer großartigen freien Verfaflung in jegt mehr ald anderthalb Jahrhunderten, 
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troß aller großen Kriege und neuen Entwickelungen and bei ver ausgebehnteſten Volkefreiheit, 
alle unfere nenen deutfchen Ausnahmsmaßregeln verigmäßt. Vorubergehende Aufhebungen der 
Fremdenbill und der Habeas⸗ Corpus⸗ Aete kommen hietbei gat nicht in Betracht, da bad durch bie 
Fremdenbill fuspenvirte Recht, wonach die Regierung ſelbſt gegen Fremde durchaus kein Nuss 
weiſungrecht hat, bei ums, wo man ſogar vie eigenen Bürger oft beliebig autweiſt, nicht exiſtirt, 
und da auch bei ſuspendirter Habeas⸗ Corpus⸗Acte noch mehr Gicherheit gegen wiltfärliche Entſte⸗ 
Yang unb Dauer von Verhaftungen und vollends mehr ſonſtige Rechte für englifche Bürger 
übrig blieben, ald Die meiſten Bürger in Deutſchland je befaßen. Sogar In ber allexgefährlic- 
fen und aufgeregteften Zeit der noch tägliä ſich erneuernden auftühreriſchen Bewegungen, Bers 
TGwörungen und Mordverſuche gegen ven König,-ja während des Buͤrgerkriegs mit feinem 
Rebenbuhler und mit deffen futchtbat mächtigem franzöftfgen Bundesgenoſſen hat ſie der große 
Dranier verfämäht. Gr iſt gerade fo der eigemliche Üetter der englifchen Berfaffung, der 
größte Begründer der fefteften Königömarht, der engliſchen Freiheit und der politifhen Größe 
der engliſchen Nation geworden. Ich würbe fürchten, der politiſchen Weldheit und Kraft eines 
Fürften und feines Staates zunabe zu treten, wenn ich erflärte, daß fie ohne jene Krücken haͤß⸗ 
Üider und armfeeiger Ausnahmsgeſede nicht gehen und beſtehen koͤnnten. 

ine tücgtige Regierung wird auch in ſolchen uneigentlien, nur ſcheinbaren Nothftänden, 
wie fle die obigen Worte ve Herrn Dollmann bezeichnen, in verboppelter Kraft und Thätigkeit 
und in patriotifiher Unterfikigung der beſſern Bürger die ndrhige Hülfe finden. Und felb dann, 
wenn in wirflihem juriſtiſchen Noth⸗ oder Nothwehrzuſtand nicht gehäfflge Ausnahmöges 
richte, fondern bie kriegeriſche Hülfe die Störer der Ordnung beflegen mußte, wird fie nach dem 
Siege zur Beftrafung die orbentlihen Gerichte walten laſſen, nicht aber alle bürgerliche Freiheit 
auch der Unſchulbigen durch Belagerungsftand mit Standrecht aufheben. Noch weniger kann 
man vollends ſogar ohne jene angeblichen Nothſtände politiſche Ausnahmsgerichte für die 
Staatsvergehen rechtfertigen vurch ein Riotrauen gegen gut gebilsete Schwurgerichte. Gerade 
bei polltiſchen Verbrechen halten die Englaͤnder, halten bie tüdtigften Staatsmaͤnner bloße 
Staatsbeamte, melde von derſelben Sffentligen Gewalt, die bei Stantövergehen die beleidigte 
Vartel und Anklägerin iſt, ausgewählt, befordert oder auch zurüdgefegt und entfernt werben, 
als Me alleinigen Richter für weit mehr als die Schwurgerihte befangen. ‚Strafurtheile 
bei Staatsverbrechen, bloß von jenen gefällt, werben meift in der Solksmeinung als Radje- 
urthelle ımb als von bem Despotismus für den Despotismus erpreßt rſcheinen und fo ihren 
wohlchatigen moraliſchen Eindruck verlieren. War biefes ſchon früher die allgemeine berzeu⸗ 
gung, wie viel mehr muß ed jetzt der Fall fein, mo man in allen Staaten feit den Be— 
freiungskrlegen fo vielfach die frühere deutſche Unabhaͤngigkeit ver Gerihtähdfe buch immer 
größere Abhängigkeit der Richter von der Reglerungsgunſt und ⸗Ungunſt zerflörte, wo Benz 
Fonirungen, Verſehungen, Dibciplinargerichte, Adminiſtrativjuſtiz, Gompetenzeonflicte (ad⸗ 
miniſtrativ entſchleben) und andere neuen Maßregeln ſich zur Durchlocherung ber Juſtiz häuften. 
Was man von ber Unabhängigkeit regierungsſeitlich noch anerkannte und achtete, wie man fie 
verftand und wollte, dad Gaben noch außerdem fo viele Vetfolgungen und Öntfernungen von 
folgen Richtern der Nation gezeigt, welche nach ihrer elblichen richterlichen Überzeugung un 
gerechte Regierungömaßregeln und Verfolgungen nicht für ‚gerecht erflären wollten. Was in 
diefer Hinfigt in dem in Kurheffen unter Bundesauctorität durchgefühtten Kriegoſtand, und 
was in Sannover geſchah, das mußte vollends der Nation die Augen Öffuen. Die Schwurge- 
richte ihrerſeita aber haben unterdeß im übrigen Deutſchland, ebenfo.wie früher fogar nad) ihrer 
erſten Einführung von dem verhaßten Auslande, in allen veutfchen Rheinlanden, trog ver natür= 
Hd) noch geringen Bilbung des Volks für die Sache, alle billigen Erwartungen weit übertroffen 
und die Achtung aller unbefangenen Beobachter erworben. Sie haben unfer Griminalverfahren 
fowol von den vielen Losfprehungen wirklicher Verbrecher wie von der fheußlichen geheimen 
Kerkertortur, den Verdächtigkeitsſtrafen und ben Losfprechungen von der Inftanz befreit. Bei 
der unbeſchränkteſten Offentlichkeit kamen weitaus nicht fo viele Fehlurtheile zu Tage, al vor- 
ber bei ven geheimen juriſtiſchen Beamtengerichten. Die ſchoͤnſte Brut der Schwurgerichte, 
vollends, ihre wohlihätige Wirkung auf das fittlihe UrtHeil und die Bildung der 
Bürger und ihr für Die Achtung der Juſtiz und öffentlichen Auctorität wohl=- 
thätiges harmoniſches Zufammenwirken mit ben juriftifhen Beamten, fie 
erfreut jeden aufmerffamen Beobachter. Und dennoch fehen wir jegt jenen unglückſeligen junker⸗ 
chen Theil des Adels, welcher, feind unfern Verfaſſungen und der Freiheit und der Hebung 
unfers Volks, nach adeligen Bevorrechtungen ſtrebt, mit dem alten juriſtiſchen und burraukta⸗ 
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tiſchen Kaftengeift gegen die geniegene altdeutſche Einrichtung verſchworen. Das, was für den 
ehrwärbigen Juſtus Möfer felbft zur Zeit der Unabhängigkeit der Berichte ald wie Aufhebung 
aller perfönlichen Sicherheit erſchien, ein Criminalgericht von juriflifchen Beamtenrichtern, vie 
nur nach ihrer moraliſchen Überzeugung verurtheilen, das denkt man ums heute zu. Für Vor⸗ 
fpiegelungen freilich, wie bie neulich von einigen hannoverifchen Hallerianern gebrauchten, daß 
für das ſchwurgerichtliche Erkenntniß über die Thatſache der Schuld Jurisprudenz nöthig fei, 
daß alfo die fo vielfach einfeltigen techniſchen juriftifcden Beamten allein darüber beffer ent 
ſcheiden, als, im glücklichſt organifirten Zufammenwirfen mit ihnen, eine Auswahl ges 
achteter unparteiifcher Bürger aus den verfchiedenen Lebenskreifen — ſolche Gründe beurfunden 
nur die eigene Unwiflenheit oder die Abficht der Täuſchung. Ste können alfo aud jegt den 
Sieg diefer gefährliden Verſchwoͤrung nicht ſichern. Zu einer gründlichen Vergleichung ded 
iegigen Berfahrens mit den frühern deutſchen Juftiggräueln 15) darf der alte Kaſtengeiſt auf) 
nit auffodern. Aber dieſer blinde Kaftengeift hofft, durch die fliegende Kraft ver Reaction, durch 
bie bei unterdrůckter Wahl- und Preffreiheit gewählten Kammern, und durch die teacionäre 
Angſt ver Fürſten und Bürger vor der Freiheit beide zu ihrem Verderben für ſolche gefährlige 
zeactionäre Schritte zu beflimmen. Dabei find, wie fehon Thibaut ſagte, diejenigen Grüude am 
gefährlichen, welche man, weil fie tückiſch find, nicht Öffentlich vorzubringen wagt. Die fonts: 
wiſſenſchaftliche Theorie kann freilich nur warnen und die Anfänge ſolcher Beleidigung der Ra: 
tion wie der wahren Gerechtigkeit nur entſchieden zurückweiſen. Diefe Pflicht aber muß ſie red⸗ 
lid erfüllen. ‚Sie wird e8 mit boppeltem Nachdruck thun, wenn fie nicht blos despotiſche und 
ariſtokratiſche Reaction, fondern au ven Radicalismus Haft, welchen jene fo vortrefflich unter: 


en. 

Am allerwenigften aber werben fih dieſe politifhen Ausnahmögerichte für Angrifie gegen 
den Staat und die Träger ber Öffentlihen Gewalt durch die von Herrn Dollmann, ©. 525, au 
geführten Gründe empfehlen, „weil man an die Stelle der fireng juriftifchen Würdigung eine 
mehr volit iſche treten laſſen will”. Wäre dies politifc hier in einem guten Sinne ge: 
meint, fo würben ja. die juriflifchen Beamten dazu unpaflender fein als die Schwurgeriäte. 
Eine bekannte andere „mehr politifche Würbigung ” aber, welche der Gegenſatz einer ge: 
zehten Beurtheilung, eine den politifhen Gewalthabern angenehme, eine ven freigefinnien 
Bürgern Verderben bringende — dieſes ifteben Das, was die Engländer hei bloßen Staets⸗ 
richtern fürchten. Ein anderer großer Nachtheil, wenn man die höchſten Gerichtshöfe, ſowie in 
Preußen dad Kammergericht, zum politiſchen Gerichtshof ernennt, ja wenn man ihm aud mut, 
ſowie in Kurheſſen, die Entſcheidung über die Anklagen der Minifter überweiſt, beftcht darin, 
daß alsdann bie Machthaber auf eine fehr menſchliche Weife die perfönlich unabhängigen, die 
Rreng gerediten, oder gar die der Berfaflung und Freiheit treu anhänglichen Richter in bie: 
fen Gerichteg nicht gern fehen, die Gerichte von ihnen epuriren und fie durch fervile Anhaͤn⸗ 
ger erfegen. Welches Unglüd aber, wenn auf ſolche Weiſe, fowie es in einzelnen Staaten 
bereitß fitbar wurbe, bie hödite Ehre des Landes, bie Unabhängigkeit feiner hödften &- 
richte, immer mehr verliert, wenn Die Landesjuſtiz das Vertrauen und die moraliſche Bir: 
tung verliert. Welche ſchwere Gefahr, wenn für fo ſchwere Urtheile, wie die über Staatöver: 
brechen, auch nur der Verdacht entfteht, fie feien durch abhängige Diener und Werkzeuge der 
Macht parteiifch entſchieden! 

vm. Über neuere politiſche Ausnahms zuſt ände von Deutſchland. 

4) Einleitung und hiſtoriſche Entſtehung unſerer deutſchen Ausnahms— 
zuftände. Zur Empfehlung der biöher bekämpften Audnahmsmaßregein beruft man fd 
auf die Erfahrungen unferer neueften beutfchen Geſchichte. Daß biefe, daß namentlid) die aufs 
rühreriſchen Bewegungen die Ausnahmsmaßregeln nicht rechtfertigen, und daß fie durch fir 
nicht verhindert wurden, dieſes wurde oben (V.) ertwiefen. Um aber nicht blos die Entbehrlid: 
keii, fonbern bie Verderblichkeit folder Maßregeln darzuthun, müffen wir gerade unfererfeitd 
hinweiſen auf jene Erfahrungen der neueften Geſchichte, und zwar auf Die in ihnen erfennbaren 
Folgen diefer Ausnahnismaßregeln. Die im Jahre 4819 ftatt der Befriedigung der gereäteften 
Volkswünſche für einen würbigen nationalen Rechtszuſtand verhängten Ausnahmsmaßregeln 
nannte Rotteck einen Belagerungeſtand der Nation auf fünf Jahre. Doch die zuerſt beftimmte 
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508 funfjährige Dauer fleigerte jich zu 28 Jahren, und das Ausnahmoſyſtem mußte ſich, ſolange 
es dauerte, ganz natürlich auch in die Breite, durc ſtets neue Ausnahmomaßregeln 
sermehren. Ca rief immer fleigenden Widerſpruch der Nationalmeinung, fortgefegte Kämpfe 
in ven Kammern unb auch einzelne Aufruhracte hervor. Deshalb erfanden ihrerfeits die Re⸗ 
gierungen und ber Bund immer nene Ausuahmömaßregeln zur Beruhigung. So entftand end⸗ 
lid 1848 eine allgemeine Höchft gefährliche Volksbewegung in ganz Deutfchland. Alle deutſchen 
Regierungen und der Deutſche Bund exflärten jegt feierlich alle Ausnahmsmaßregeln für aufge⸗ 
hoben. Die ſtets geſetzliche eonftitutionelle Partei, befriedigt durch die vom Bunde und allen #e= 
gierungen aufs neue feierlich zugefagten und theilweiſe ſchon begonnenen Reformen, erklärte ſich 
in der Nationalverfammlung und in ven einzelnen Landen zur Rettung der wankenden Throne 
entfhieden gegen die revolutionäre Partei. Diefe Dadurch machtlos, wurde jett leichtlich durch 
wenige militärifche Bewegungen vernichtet. Leider aber bemädtigte fih alsbald die Renstion 
dieſes Sieges, vereitelte foweil mögli alle Reformen und führte neue Ausnahmömafregein 
und neue Belagerungszuftänne ein. 

Mit Hülfe nun von folgen bisher beſprochenen, vorübergehenden Aus- 
nahmsm aßregeln und des doppelten Terrorismus, welchen die Gxcefle der Revo⸗ 
lutionaͤre und dann die Belagerungszuſtände und Kriegs⸗ und Staudrechte natürlich überall 
in Deutſchland erweckten, ſchuf die Reaction ein neues Syſtem von bleibendern verderblichern 
Ausnahmsmaßregeln, welche die Artikel des „Staat#-Wörterhbug” über Ausnahmsmaß- 
regeln nicht einmal berühren. Und ſcheint es als eine Heilige Pit, dieſen neuen Aus: 
nabmözuftand genügend zu erörtern und vor biefer neuem Gefahr nach Kräften zu warnen. 
Sie betrifft noch. mehr die Throne als die Freiheit. Denn Aufruhr und jedes Unrecht ver 
Freiheitsfreunde ſchadet bleibend allein der Freiheit felbft, Regierungsunreht und Aus- 
nahmögefege aber erfchüttern tief und dauernd vor allem die Throne. Im ſchlimmſten Ball aber 
iſt zulegt die toͤdtliche Gefahr auf der Seite ver Fürſtengeſchlechter — denn das Volk und feine 
Freiheit haben eine breitere Baſis. Selbſt alsdann aber, wenn das Volk durch Unterdrückung fo 
verberbt wũrde, daß es bie Freiheit nicht mehr behaupten Fönnte, fo entſtünde wie einft in Nom 
wechſelnde ſoldatiſche Tyrannei; die Fuͤrſtengeſchlechter blieben verbrängt. Sollte nun in dieſer 
Ausführung eines erprobten Freundes erbůch monarchiſcher Verfaffung, trog aller Abficht zu 
f&onen, feine wohlmeinende warnende Anveutung irgend Anftop erregen, jo mag man etwaiges 
Steige berichtigen, das Wahre aber zur Verbefferung benuhen. Auch foll Hier ein für alle mal 
bemerkt fein, daß dieſe Kurze Hiftorifche Darſtellung ſich auf die etwaigen Geſinnungen ver Für: 
Ren, Staatsmänmer und Behörden gar nicht einlaflen kann, fonbern lediglich nur von objectiven 
politiiden Maßregeln in ihrem Verhältniß zu dem nationalen Rechtszuſtand ſprechen will, daß 
fle ebenfo nicht zu reden hat von manchen moraliſchen ober hiſtoriſchen Einflüffen für eine Mil⸗ 
derung ber factiſchen deutſchen Zuſtände. Wir legen nur über den ſtaatsrechtlichen Charakter 
Öffentlicger Maßregeln unfere Anfiht zur Brüfung vor. Wir geben aber felbft bei wirklichen 
Privatfflavenverhältnifien vergleihungsweife fehr milde Zuftände und Gefinnungen zu, ebenfo 
bei der ſtaatorechtlichen oder ber veöpotifchen Rechtloſigkeit der Völker, Aber wir werden den⸗ 
noch jede juriſtiſch fattfindende Rechtlojigkeit mit ihrem wahren Namen nennen und mit dem 
Sefühl eines Sreigeborenen und eines Bürgers einer zur nationalen Freiheit berechtigten Na⸗ 
tion verwerfen. Wir bürfen nur etwa in Vermeidung kräftiger Ausdruͤcke, wie man jle bei den 
freien Briten natürlid) findet, nicht aber in der Entfievenheit der Misbilligung des Un⸗ 
rechts unjerer deutſchen Schwächlichkeit nachgeben. 

2) Die Rechtsgrundlage zur richtigen Wärdigung unſers Zuſtandes. 
Hierzu ſetze ich die einfachen Rechta grundſätze voran, welche unmittelbar in der Natur 
des Rechts und jedes wechfelfeitigen Rechtsverhältniſſes gegeben und durch alle Geſchichte ges 
Bar Be freier Nationen beftätigt, von allen in politiſchen Dingen Urthrilsfähigen aner= 
ann find. 

Fürs erfte. Gin wirkliches Recht (alfo auch das ſtaatsbürgerliche Recht deutſchet Bür⸗ 
ger, deutſcher Volksſtämme und der deutſchen Nation) kann von dem Verpflichteten (alfo von 
den Regierungen) nicht ohne Zuſtimmung des Berechtigten, nicht einfeitig geändert und aufge⸗ 
hoben werben. Sonft ift es ja gar fein Recht, und der angeblich Berechtigte iſt blos vom 
Belieben abhängig, iſt rehtlo8 und im politifchen Sinn völlig unfrei. Nur etwa gegen 
Mitunterthanen hat er folange und foweit Privatrerhte, ais fle der Staatöherr anerken⸗ 
nen und unverändert laffen und fügen will. Gegenüber ven Staatsherrn aber ift er, iſt 
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Das Volk rechtlos und Sklave wie in despotiſchen Staaten, wie auch in ven äußerlich 
eultisixteften orlentalifjen Reiden die Unterthanen jid; ſtets ausbrüdlich felbſt bezeichneten. 
Sie nennen fi und ihren Befig Cigenthum des Herrn.” Unſer Sag läßt ſich nach feinem 
Inhalte aud fo ausdrücken: Wegen der abfelut anveränderlichen weſentlichen Ratur, wegen 
ver Gegenfeitigkeit, alles Rechts iR, nach der Anerkennung aller freien Bölker ber Erde, nament⸗ 
lich der germaniſchen, zur Begründung und Anberung der Rantäblirgerlichen, der Berfaffungs: 
rechte, Mitſtimmung oder Zuſtimmung det aat6bürgeriich oder politifch berechtigten Vol⸗ 
fer und Bürger und Ihrer Vertreter wefentlich nothwendig; undere Anderung iſt für fie fein 
Recht umd nicht verhtögültig, mern glich vespotiſche Bewalt Ihnen vorübergehend dies 
felbe auforängt. ® — or 

Fürs zweite. In einem Stantenverein müffen alfo: en twe der, ſowie bei dem reht 
vdlkerrechtlichen Verein um Staatenbund, bei welchem kein Miiſtimmen der Bürger ſtatt⸗ 
findet, die Vereins = vder Bunbesbefäläffe gar Beine ſtaatsblergerlichen und Verfaffungerechte 
der Bürger aufheben. Sie müflen fi beſchränken auf die Verfügungen Über die ben Regle: 
tungen zuſtehenden Rechte (4, B. auf vie Rechte dem Staat nad außen zu vertreten n. ſ. w) 
Ddet wenn in einem Vundesverein bie Beſchlüſſe über die Innern ftaatärechtlichen Verhättniife 
beftimmen wollen, fo müflen dazu die Staatsbürger und ihre Vereine oder Vertreter mit: und 
zuftimmen, fonft find fie rechtlos, von dem Belieben der rechtlich Verpflichteten ober von 
einfeitigem Belieben ihrer Regierungen und ſogar von ben ber Fremden abhängig und un frei. 
Nur allein einzeine Rechte ort heilen oder garantiren Könnte ihnen etwa ber Verrit 
mit Zufimmung ihrer Rogierung, aber nie ihre Rechte aufheben, denn, wie die clafflfche römifgt 
Jurieprudenz ausfpriht: „Dienatürliche und bürgerliche Vernunft fagt, daß man eines Andern 
rechtliche Lage auch ohne fein Wiffen und feine Einwilligung beffer machen, nie aber fie ver: 
ſchlimmern fönne.” („Naturalis enim et cirilis ratio suasit, alienam conditionem melio- 
rem quidem, etiam ignorantis et invni nos facere posse: deteriorem non posse.“)1*) 

Diefe unwanbelbaren ewigen Mehrsgranbfäge, dieſe unzerflörliche Grundlage bed deut⸗ 
fan Rechts und Rechtsbewußtſeins mußten, trog langen Verfalls eines gefünben Reit: 
serhältnifies und des nationalen Rechtsbewußtſeins im finfenden Reiche und in der Rapo: 
leoniſchen Zeit, auch vie Gründer des Deutfchen Bundes ausdrücklich wie that: 
fächlich anertennen, wie biefes fammt dem Borhergehenden und der nadjfolgennen Medhtd: 
erbrterung in ben zwei unten eitirten Sqhriften urkundlich vollſtändig nachgewieſen iſt; In 
Säriften, die teog ihrer großen und langen Verbreitung in mehtfachen Auflagen nitgends 
irgennwie wiverlegt, wol aber im In⸗ and Auslande aufdad vielfachfte ausdrůckktch und vurch bie 
Erklärungen der ganzen Nation und ihrer Regierungen thatfächlich anerfannt wurben. 17) 

Nach ver einfeitigen, nie von der deutſchen Nation bereilligten Aufhebung ihres Reiches 
war, bei ver Zerftörung des in auswättiger Unterdrücknng entſiandenen rechtloſen Gewaltzu⸗ 
ſtandes, von den Fürſten das Recht der Nation zur zeitgemäßen Wievderherſteilung eines natio⸗ 
nalen Reiches (alſo eines Bunbesſtaates), natürlich aldvann mit zeitgemäßer Reicht⸗ 
oder Natlonaltepraͤſentatlon, feierlich und allgemein anerkannt, und der Ration als ber Preis 
ves opfervollen großen Kampfes verheißen, und von dieſer wörtlich und thatſächlich zuſtimmend 
angenommen worden. 

In den Verhandlungen auf dem Wiener Congreß aben konnte man über die Art der 
Wieverherftellung des Rechtazuſtandes ſich zuerft nit einigen, unb zwei Fürſten, die von 
Baiern und Würtemberg, abgeneigt der Einmifgung des Bundes ind Innere ihrer Staats⸗ 
verhäktniffe, behaupteten, vie Besdhterung ihter Staaten, welche ſie zu vertreten hätten, zöge 
die Unabhängigkeit ober Souveränetät-Ihteö innern verfaffungdmäßigen Reihtäzuftenbes den 
Verfügungen der Bunveögervalt vor, uns betrachte dieſe Souveränetät als ein erworbenes 
Recht weiches fie, Die Regierungen, wertveten müßten. Und in ver That, gegen bie bamafl: 
gen, bie Rechte der Unterthanen nicht genügend ſchütenden ſtaatsrechtlichen Bundesprojecte 
war dieſes Gegründet. Als nun jegt vor erfolgter Einigung bie dringendfie neue Kriegämoth 
zum ſchnellſten Abſchluß des Deutfcen Bundes nöthigte, To entſchloß man fi, mit Verttoͤſtung 
auf fpätere genũgende Reformen zu Ounften der Unterthanen, zum Abſchluß eines bloß voͤl⸗ 


16) L. 39 D de negotiis gestis. £ 5 e 

17) Welcker, „Wichtige Urkunden für deu Rechtszufand der dentfchen Nation” (2, Aufl. Nauhein 
1845), S.34fg., 50fg.; jobann, ber Art. — im — (2. Aufl., 80.4 
[Altona 1846), &. 15). 
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kerrechtlichen Staatenbunbes nnd Bundesgrundvertrags. Man fügte demſelben zwar, 
um, wie man ausvrucklich fagte, „die ventfche Ration tvenigften® durch einige weſenillchſte Er⸗ 
Füllung ber Ihe im Anfenfe zum etſten Kriege geinadyten Zufagen zu beruhigen und um 
fie für hie neuen Opfer und Anftengungen zu begeiftern“, eine Garantie 
einzelner wichtiger Rechte flit die deutſchen Unterthanen bei: Abet man hielt dabei ftreng feft 
an vem ausbrüudlich ausgefprohenen Grundſat, daß ed nicht rechtlich und 
nit ehrenvoll fei, wenn Kürflen „in dem Dichte erſchlenen, als wollten fie in Ihren Ver: 
trägen miteinander über die Rechte ihrer Untetihäner tratifigiten und ihnen dieſelben ein= 
feitig nehmen oder aufheben, daß vieſe Rechte ein für alle mal kein Segenſtand ber 
Transaction blos anter ben Fürſten ſeien“ 1) und Haß bemgemäß her rein voͤlker⸗ 
teßtlige Bund keine einzige innere Rlaatsreihtlige Bereihtigung den Untertanen nehmen ober 

dürfe. Dan betrachtete alſo eine Transaction blos ber Regterungen über jte faſt 
als eine Verſchwoͤrung mit Auswärtigen gegen die eigenen Unterthanen. Diefes iſt das auf 
dem eivigen, auf bem echt deutſchen Rechte beruhende rechtlich unerſchütter- 
liche Orundgefeg des jepigen Bunbesrehtd und des allgemeinen deutſchen 
Staatbrechts. 

Die Rechtewlvrigkeit einer jeden, nur durch Competenzüberſchreitung venk- 
baren, ber rein voͤlterrechtlichen Natur wiverſprechenden ſtaatsrechtlichen Rechtsbeſchränkung 
dentſcher Unterthanen ergibt auch jede weitere Betrachtung der Orundgejepe des Bundes. Die 
Bundes acte wird üͤberall in den Dundesgeſetzen, namentlich auch in bet Wiener Schlußacte 
(und natũrlich auch in den Ranvesverfafflungsverträgen, die fie anerkannten), angeſehen und bes 
zeichnet: „als der Orundvertrag und das erfte Grundgeſetz bed Bundes, beffen 
Grundcharakter, Bei und Inhalt überall die rechtliche Wirkſamkeit des 
Bundes bedingt und begrenzt“, fo, daß ihm kein Bundesbeſchluß widerſprechen und im 
Widerſpruch mit ihm competent und gültig fein fann!9), daß alfo ihm wiber- 
ſprechende tliche Beſtimmangen zur Beſchtãnkung ober Aufhebung natürlidier ober po⸗ 
fitioer Rechte der Bürger, ohne deren verfaffungämäßige Zuſtimmung, nie rechtsgültig werden 
Banten. 20) Diefes erweiſt insbeſondere auch Rudhatt in feinem „Recht des Deuter 
Bunde 3”. Diefergelehrte und officiell tief eimgenseifte baitiſche Publiciſt fagt wörtlich (S. 307: 
„Solche, dem Grundverttag widerſprechende Bundesbeſchlüſſe, ſelbſt wenn fle formell zu Stande 
gekommen wären, würden unheilbar nichtig, oder der Bund, da die Societät 
ihr urfprünglies Wefen verloren hätte, faetiſch aufgelöf fein.” Hiermit 
Rimmt auch die balriſche Formel ver Publication der Schlußacte wie aller Bundesbeſchlüfſe 
überein, waß fie nämlid) nur „gelten ſollen, ſoweit folde der Randesverfaifung 
nicht widerſprechen“. Go beftimmt and die Competenzordnung des Bundes von 
1817 (f. v. Brotof. der B.:B., 6. 223: „Da ver Begriff voller Sonveränetät ber ein- 
zelnen Bundesſtaaten ver Bundedacte zu Grund gelegt iſt, fo liegt unbe zweifelt jebe Ein= 
mifgung der Bundesverſammlung in bie inneren ubminiftrattven Berhälmiffe außer 
den Grenzen ihrer Gompetenz.”*) 

Natürlich würde alſo and) eine vor piefem blos völferrehtlihen Bunde odne Mitwirkung 
oder Zuſtimmung der Ration beliebte, fpätere einfeltige Anderung bed Wuntbesgrunbverttags 
jur Befhränfung von Unterthanenrechten auf gleiche Weiſe incontpetent, rechtsungültig und 
nichtig fein. Sebe einzelne Anderung würde, ala Recht pigeanden, coftfequent das Princip 
der allgemeinen Aufhebung enthalten. Was die Rechtlichteit ver Regierungen bei det Grün⸗ 
bung des Bundes ald rechtowidrig verwarf, im einer Zeit, wo noch tif einmal Or⸗ 
gane des Volks wie jegtin ven Landſtänden ſchon befanden, das kann ihnen jeßt noch 
viel weniger ald rechtlich erſcheinen. 

In jener rechtlichen Grundanſicht aber wurde der ganze Bundesgrundvertrag, 


18) Vergl. z.B. Klüher, „Acten bes Wiener Eongrefies”, I, 68— 72, 73, 87; V, 108. , 
10) ©. er I—3,7. Biener Schiußacte, Art. 1—4, 9—10, 13, 17, 19, 25, 
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feine Zwedbeftimmung und fein Inhalt vonallenin ven frühern Entwürfen ent 
baltenen flaatöretlihen Beſtimmungen jegt abſichtlich forgfältig gereinigt. Man verwarf 
jegt bie noch im legten Entwurf ber Bundedacte gegebene Faſſung des Bun des zwedod: „Er⸗ 
haltung der Selbflänpigfeit, der äußern und innern Giherheit fowie 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der deutfhen Bundesſtaaten.“ 
Man verwarf jie ausprüdlih nur dediwegen, „meilja bie innere Sicherheit der 
deutſchen Staaten gar Fein Bundeszwed fei”. Es wurde nun die jegige Faſſung ges 
wählt: „Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutfhlands und 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit.der einzelnen beutfden Staa— 
ten”; fobaß jegt der erſte Sag nur bie völferre dtlihe Sicherung won ganz Deutſchland 
gegen Auswärtige und gegen Verlegungen der Bundesſtaaten untereinander bezeichnen, ber 

zweite aber, flatt jener bunbeöpolizeilihen Sicherung oder Einmifhung im Innern ber Bunbed- 

ſtaaten, vielmehr deren volle innere Souveränetät gegenüber dem Bunde ausdrücen ſollie. 

Um dieſe durch die Verhandlungen und ven Wortfinn begründete Abſicht noch augenfälliger zu 

machen, fegt die Sch luß acte von 1820 an die Spige: „Der Deut ſche Bund if einvöl: 

kerrechtüicher Verein ver beutfchen fouveränen Fürflen und Freien Städte”, und fellte im 

Bundesz weck die Bewahrung ber Unabhängigkeit ihrer im Bunde Begriffenen (alfo die 
Staatöfouveränetät) noch vor die voͤllerrechtliche Sicherung des Friedenb. 

Auch in dem nunmehr rein völkerrechtlichen In halt des Bundesgrundvertrags wurde jegt 
ebenfo forgfältig jede auf bie innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ſich beziehende Beftimmung 
entfernt, die in frühen Entwürfen darin geftanden hatte. Ia fogar.bie wenigen einzelnen, ben 
Unterthanen garantirten Rechte wurden jegt aus dem Bundesgrundvertrage und von dem min 
voͤlkerrechtlichen Bunbeszwede in gleicher Abficht getrennt. Sie find unter dem Titel „Beſondere 
Beflimmungen” dem Bunbeövertrage ald eine Nebenberehung, ein Rebenvertrag nur ange 
hängt. Auch dieſe bloßen Nedtögarantien deutſcher Unterthanen Eönnen nad) allem Bisherigen 
aud) niemals zur Beſchränkung der Verfaſſungsrechte ver Bürger durch Vereinbarungen Ihrer 
Regierungen benugt werben. Der Bundesverein hat zur Durchführung feiner Redjtögarantie 
zwar natürlich näher zu beftimmen, in welchem Minfang ex diefe Rechte, z. B. Preßfrelheit und 
ĩandſtaͤndiſche Berfaffung, als bundesmäßig garantirt anfleht. Sole Beftimmungen über ble 
von ihm garantirten Rechte enthalten nur Das, was ald Wenigfteö die Regierungen ben lin⸗ 
terthanen gewähren müffen, ober was vom Bunde garantirt wird. Den Garamten kam ed 
aber gar nicht in den Sinn, den Unterthanen gümfligere,, beſſere oder ausgedehntere innere ver: 
faffungsmäßige Beftimmungen über dieſe Rechte, 3. B. über bie ver Preßfreiheit, ober über bie 
Rechte der Standes⸗ und Grundherren zu verbieten, ober jie zu vernichten. Sie erflärten ſich ja 
gemäß dem obigen großen Rechtsgrundſatz berechtigt, durch Rechtszuſiche rungen ihre Lage zu 
verbeſſern, Dagegen aber unberechtigt zu einfeitiger Beraubung ihrer Rechte. Sie wollten ih⸗ 
nen nur wohlthätige Rehtözufagen, zu ihrer Begeifterung vor den neuen Kriegs⸗ 
opfern, foniel möglich garantiren, ihnen dazu wahrlid nicht auswärtige polizeiliche Unter: 
drückungen und Beſchraͤnkungen durch Vereinbarungen mit fremden Fürſten anbrogen. Klar 
alfo wie der Tag iſt ed, daf der Bund incompetent bleibt gu irgendeiner Reätb: 
beſchränkung berüinterthanen, daß weder in dem völkerrechtlichen Grundvertrag felbit 
noch in, der angehängten ausnahmsweiſen Garantie einzelner ober eines Minimums von 
beſtimmten Untertfanentehten, irgendeine rechtliche Mögligkeit, eine vegtlide 
Handhabe gegeben iſt, daraus eine competente rechtsgültige ſtaatsrechtliche 
Beſchränkung vpn Untertbanenrehten abzuleiten. 

So unabwelsbar find diefe Rechtsgrundſaͤtze, daß nicht blos Der Bund bet feiner Erritung 
und ber Bunbeögrunbvertrag fie neu fancttonirten, fonbern daß auch der deutſche Bundektag 
ihnen huldigte. Gr huldigte ihnen in ven erflen vier Jahren nad} feiner Begründung imaud⸗ 
gejegt, in welchen nie von einer Befchränfung ber Unterthanenrechte, fondern nur von ber Ver⸗ 
wirflihung der garantirten Rechte die Rede war. Er hulbigte ihnen fogar noch, wie unter 3) 
weiter auögeführt werben wird, in ven Beſtimmungen über einzelne Ausnahmen, fo in ben et 
Ren von 1819, welde er ausbrucklich ald (durch vorübergehenden Nothſtand hervorgerufene) 
proviforifhe Ausnahms geſetze darftellte und bezeichnete, und ebenfo 1848 durch bie 
ausdrůckliche bundesgeſetzliche Annullirung aller Ausnahmsgeſetze. 

3) Der Ausnahmszuſtand von Deutſchland: zunächſt der frühere vor 
1848. Der Bundeötag begründete alle feit der Reaction von 4849 allmälig erlaffenen Aus: 
nahmsmaßregeln a) auf die Sicherung der Ruhe und Orbnung, b) auf das fogenannte monarchi⸗ 
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fe Princip, erſt ipäter auch c) auf den Irrthum, aus der Garantie einzelner Rechte Beſchrän⸗ 
kungen derſelben ableiten zu koͤnnen. 

Es ift Elar, daß eine Gewalt, welche bie innere Sicherheit im Staate oder bie Ruhe 
und Orbnung zu erhalten hat, unter dieſem weitgehenden Zweck, der nach vielen Staatstheo⸗ 
tienfogar ber ganze Staatszweck If, eine wahre founeräne Staatsgewalt wäre, daß aber 
der blos völferrehtlihe Bund, bei der Innern Souveränetät ver Bundesſtaaten, dieſe 
durchaus nicht hat und nicht Haben ſoll. Als ver Bund 1819 die Karlsbader Befchlüfle 
auf fie gründete, erflärte er daher dieſe Beſchlüfſe ausdrücklich felbft nur für Ausnahms- 
gelege, für Ausnahmögefege auf fünf Jahre, und um dieſen einen Schein von Rechts⸗ 
gültigfeit zu geben, Tief man an einen Nothſtand (alfo an eine wahre gegenwärtige Exiſtenz⸗ 
noth für alle deutſchen Staaten und ihren Bunbeöverein) glauben. Daß ein folder abfolui 
nicht da war, und durch den bekannten falfchen großen Verſchwoͤrungslaärm, bei welchem trotz ver 
alleraußerorbentlichften, Jahre Iangen Mafregeln nach der eigenen Erklärung der Bundescen⸗ 
tralcommiffion niit ein einziger Schuldiger gefunden und beſtraft werben Eonnte, dieſes bebarf 
figer jet feines weiteren Erweiſes. 27) Dennod aber dauerten bekanntlich dieſe Ausnahms⸗ 
maßregeln bis 1848, nisht fünf, fondern 28 Jahre, und würden mol ohne eine jet erft wirkliche 
Revolutionsgefahr, in welder und wegen welder man fie aufhob, noch Heute fortdauern. 

Als man dann auf dad monarchiſche Princip wirkſame Beſchränkungen gründen 
wollte, da vereinigte fi; 1854 die Minifteriakconferenz in Wien zu geheimen Verbindungen, 
die man oft periodiſch erneuern zu wollen erklärte, gegen bie beſtehenden beſchworenen conſtitu⸗ 
tionellen Berfaffungen. Es geſchah biefes doch mol mit dem ſtillſchweigenden Eingeftänpniß, 
da folge Befchränfungen von Seiten des Bundesvereins nicht berechtigt ſeien und das Licht 
bed Tages nicht vertrügen. : 

Bon einem monarchiſchen Princip aber und dem Rechte des Bundes, zu feiner Erhaltung und 
Sicherung in das innere Staatsrecht einzugreifen, und Rechte der Bürger nach ihm beichränfen 
und aufgeben zu dürfen, enthaͤlt der Bundesgrundvertrag ebenfalls fo abfolut nichts, fo 
ganz und gar nicht einmal eine Handhabe, daß man nur durch einen ganz unbegreiflichen, ver⸗ 
fehlten Verſuch einen Schein zur Begründung deſſelben fuhen mußte. Wir anerkennen, wollen 
und wünfchen ftet3 aufrichtig die monarchiſche Regierungs form; wer wollen überhaupt 
alle innern Rechte und Zwecke des Staates: aber werfürfle zu wachen, fie zu erhalten hat, der hat 
nicht voͤlke rrecht liche, ſondern ſtaats rechtliche over Ntegierungs-Gewalt. Daß namentlich 
mit der Erhaltung des monarchiſchen Princips, mit der Erhaltung dieſes an ſich und noch dazu 
nach den verſchiedenſten Staatstheorien völlig vieldeutigen und verſchiedenen Princips durch den 
Bund, der weſentlichſte Theil des Innern Staatsrechts der ſouveränen Staaten einer alsdann 
ſtaatsrechtlichen Souveränetät des Bundes anheimfiele, ganz ähnlich wie bei dem Si- 
cherheitazweck, dieſes iſt ebenſo klar, zumal nach den kurheſſiſchen, hannoveriſchen und luxemburgi⸗ 
ſchen Geſchichten, als es klar ift, vaß die ganze rechtliche Natur und alle Grundſähze 
des Deutſchen Bundes hiermit im unvereinbaren Widerſpruch ſtehen. In 
Deutſchland ſtehen fi) ganz entgegengeſetzte ſtaatsrechtliche Theorien üͤber alle Punkte des Staats⸗ 
rechts, por allem uͤber das monarchiſche oder Fürſtenrecht gegenüber. Ariſtokratiſche Miniſter 
und Geſandte huldigen bekanntlich ‚oft, wie z. B. der badiſche Bundestagsgeſandte und Miniſter 
v. Blittersdorf (ſ. Baden), einer Haller'ſchen, einer Stuart'ſchen goͤttlichen Rechtstheorie, d. h. 
bespotifcper Staatsverfaſſung, womit ein wirkliches und vollends ein echt conſtitutionelles 
Staatsrecht eines Klüber, womit unfere ſäͤmmtlichen älteren wie unfere neuern deutſchen Verfaf- 
fungen, alfo das hiſtoriſche und poſitive Staatsrecht abfolut unvereinbar find, 
weshalb auch diefer Minifter ebenfo wie die wiener geheime Miniflerconferenz dieſe VBerfaflungs: 
rechte befeitigen wollten... Wer darf ſich denn nun nur einen Augenblid wundern, daß, wenn 
in einer geheimen Miniſter⸗ oder Geſaudtenverhandlung, in Bundescommiffionen und -Sitzun— 
gen bei ven einflußreichern Mitgliedern ſolche Überzeugungen flegen, und wenn nun nicht eine 
äinzige Stimme ber berechtigten Stände und Unterthanen das entgegenftehende Recht vertheis 
digen und zur Wirkfamkeit bringen kann, daß dann unter dem Namen von Verfaflungs- 
zesifionen zur Wahrung des monarchiſchen Princips ganze, gut deutſchrechtliche, ge— 
genfeitig beſchworene Verfaffungen oder doch die wefentliäften Rechte oder 
Theile derſelben zum Opfer fallen müflen. So wurden bei ber neulichen hannoveriſchen 
Berfaffungsrevifton ebenfo wie bei der luxemburgiſchen ganze große Reihen von Artikeln ber 


22) Doc; ift auch dieſer noch ausſũhrlich gegeben; f. bie oben eitirte Schrift „Wichtige Urkunden” 
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beſchworenen Landesverfaſſung geſtrichen, weil ſie dem monarchiſchen Princip widerſprächen, 
ober weil, wie Herr ZU pfl im Gutachten für die luxemburgiſche Verfaffungsresifion billigend 
aber äußerft erweiternd ermähnt, diejenigen, welche man in ber bundeömäßigen Revifion an 
ihre Stelle fegen will, „dad yuonargifäe Princip Rügen”, oder „weil fle mit den misliehlgen 
in einigem Zuſammenhang flehen”. Ja die ganze Eurheffifge Verfaſſung ven 
41834, welche 18 Jahre „in ansrfannter Wirkfamkeit” fand und paper fogar nad 
ben Worten des Bundeögefeges, Axt, 56 der Schlußacte, „nur auf verfaffungsmäßis 
gem Wege“ deänbert werben durfte, wurde ſogar durch Bundesbeſchluß mit einem dederſtrich 
auf einmal ganz befeitigt, weil Alles mit den misliebigen unmonarchiſchen Punkten in ſchwer 
zu trennender Verbindung ehe, 

Und alle dieſe angehli dem monarchiſchen Princip widerſprechenden, dem Tode geweihten 
Verfaſſungsbeſtimmungen, fie fanden fich ſämmtlich in den monarchiſchen Ver⸗ 
faffungen des Deutſchen Reiches und der einzelnen deutſchen monarqhi⸗ 
Then Länder, in den mongrchiſchen Reigen von England, Schweden, Belgien, 
Holland, Sardinien.??) Bel uns aber ſollen fle jeht plötzlich unmonarchiſch fein. Sk 
find es doch nicht deshalb, weil ein ariſtokratiſcher Kanatiter, Herr v. Galler, fie fo darflehte! 
So ift ed felbft der Fall bei demlenigen monarchiſchen Rechte, welches in dem Art. 57 der Schlußacte 
alfein als das von der Bunbeägemwalt zu erhaltenbe bezeichnet iſt, daß nämlich „vie gefanmie 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staatä vereinigt bleiben und ber Gonverän duch eim 
laudſtandiſche Verfaſſung nur ig der Ansühung beftimmter Mehte an die Mitwirkung ber 
Stände gebunden werden kann”. 34) gie ſtaatorechtliche Theorie Ift bei freien Verfaſſungen 
allerdings verſchieden. Die eine Anſchanungsweiſe ſieht die Rechte der Stände ober des Parlamente 
ald allgemeine oder befondere, me hr oder minder ausgevehnte Mitreglerungsredte 
an. Die andere betrachtet die Stänke und ben Fürften gemeinfam als eine moralifde 
Berfon, als die eigentliche Regierung. Melde Anfiht man aber auch faßt, die in ver Schluß⸗ 
gete enthaltene Art der Auffaflung iſt dem hiſtoriſchen monarchiſchen Staatsrecht fremd. Das 
englifhe Staatsrecht, nach deffen Mufter bekauntlich Die neuere zeitgemäße Geftaltung ber fr: 
hern fänbifchen Berfaffungen gebilbet wurben, betrachtet König, Ober: und Unterhaus zufem: 
wien unter dem Namen Parlament als die wirkliche englifhe Staatsregierung, und erteilt 
daher dem Könige außer ber Zuſammenwirkung mit dem Rarlament nur befondere beftimmie 
Königliche Ausnahmsrechte oder Brärpgative. Gerabe fa bildeten in der monarchiſchen Der: 
faflung des Deutfchen Reiches Kaiſer uud Reich die gemeinſchaftliche Reichsreglerung, und der 
Kaifer, der erfle Monach der Chriſtenheit, der vorzugsweiſe die Majeftät beſaß, hatte außet 
feiner vegulirten Theilnahme gm Meipätage nur noch beftimmte Prärogativen, hier Refervat: 
tete genannt. Der hannayrrifche Befanbte erflärte mit allgemeiner Zuftinmung in ben 
Verhandlungen Über bie deutſche Mundesverfaſſuug auf dem Wiener Gongreffe, fein Souveraͤn, 
der König von England, fehe alg Souyerän und Monarch feinem Souverän und Monarchen iR 
Europa nad, und die Freihels feines Volkes befeflige feinen Thron, ſtatt ihn zu untergraßen. 
Woher flammt denn nun das ect, in hie Schlaßacte ein Princip einzuſchleben, wonach det 
König von England kein Monarch iR, Fein founeräner Fürſt, weniger als bie Fürften von 
Naffauund Waldeck? Die deutſche landesherrliche Gewalt entwickelte ſich mit dem zu Gunften der 
Türen angerufenen hiſtoriſchen Prinsip, die Regieruugsgewalt der Reichefürſten im Reiche⸗ 
lande fei fo groß wie die kaiſerliche im Reich. (Ilustris regula: tantum polest status IR 
territorio quantum impepator in impario.) Die der kaiferlichen Gewalt nachgebifvete landes⸗ 
hoheitliche fürſtliche Gewalt hatte end in ber Vorſteherſchaft der frühern Herzoge und Grafen 
in ihren altpeutfchen Grafihafts: und Gerzogsnerfommtungen eine Ähnliche Rochtogrundlage, 
und nad) ber fpätern Ausbilpugg her Stänbenerfailung ſprach man hal von einem vollſtau⸗ 
vigern, bald yon einem unvolfläxgigern Mitwegierungsreit. Stets aber wurden die änbifäen 
Rechte als uralte, ganz eigentkämlih dem Lande umd ben Standen zuftchenbe reale (oMet 
dominium), nicht gI8 bloße perfänliche ober übertragene (Obligetienen:) Rechte betrachtet, 


23) S. unten Deutſches Landestagtorecht ien 
34) Der it. 57 ber Wiener Siiafarte fagt: „Da der Deutfäe Bub mit Yusnahme ber Gr 
Städte aus fonveränen Fürften befteht, fo muß dem hierdurch (?) gegebenen Grundbegrife (?) feige 
die gefammte Stantegewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt Bleiben, und der Souserän In 
durch eine TandRändifche Berfaffung nur in der Ausübung beſtimmter Rechte an bie Ritwirkung 

Stände gebunden fein.’ 
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und die Bürftenrehte gingen vielfach von ihnen und ihrer Anerkennung und von Verträgen and. 
Nirgends beſchränkten die Laudesverfaſſungen die Stände nur auf einzelne andnahmöweife 
MRechte und vollends nur auf einzelne bloße Mitwirkungen in ber fürſtlichen Ausübung einzel: 
ner fürſtlichen Rechte. 25) Jedes reale ſelbſtändige Mitwirken hei dem Regieren iſt num reell ein 
Mitregieren. Unſchädlich indeſſen könnte dabei iener Artifel pie Ehre des Regierens allein dem 
Fürften zufpreiben, wenn er den Inbegriff ver bloßen Vertretungsrechte von Freiheit und 
Eigenthum unangetafet laffen wollte. Neuere deutſche Verfaſſungen entiprehen übrigens nicht 
jener Anfhauungsweife moderner Schultheorien. Die preußiſche Berfaflungsurfunde von 
1850, $. 45 u. 62, fagt 4. B.: „Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. — Die 
geſetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch ven König und durch zwei Kammern aus⸗ 
geübt." Wie fol denn nun aber vollends eine folge belisbige Veſchränkung, gleichviel ob 
Ne wohlgefällt ever nit, abfolut in vem Begriffe eines Fürften, eines Monarchen enthalten 
fein, ja fogar in dem Grundbegriffe des völferrechtlihen Bundes, welcher doch, wie auch die 
Verhandlungen und der Grundvertrag 2°) anerkennen, von ven Fürften nur als Repräfentanten 
inrer Staaten und ald Stiastenverein „abgefloffen wurde“? Jene Anſicht ift ja un⸗ 
möglid, wenn man auf dem Boden, fei ed des geſchichtlichen Staatsrechts, oder auch der natür= 
eg ſtaatsrechtlichen Theorie freier Völker und Verfaffungen bleiben will. Sie iſt wol nur 
glich bei fubjeetiver Annahme einer abfolutiftifhen, auf eine übernatürliche Übertragung 
göttlichen Rechts oder einer auf despotiſche Gewaltgegründeten Schultheorie und bei Vermiſchung 
despotifher Berfaffung mit monarchiſcher Regierungsform. Wäre man indeſſen doch nur 
bei ver allein in ver Schlußacte enthaltenen Ausnahmsbeſtimmung ftehen geblieben und hätte 
nicht oftmals felbft das mit ihr vereinbarliche rechtlich begründete Staatsrecht umgefloßen ; hätte 
man nicht die erwählte Volfövertretung, auch abgefehen vom Regierungsrecht, auch ihrer, ſchon 
aus der Natur einer Volks⸗ oder Landesvertretung nothwendig folgenden, allgemeinen Rechte 
beraubt. Der Artikel der Schlußacte fodert zunächſt eine eigenthumliche theoretifche Auffaffungs: 
weife für die fürftliden und ſtaͤndiſchen Regierungsrechte. Diefelbe könnte harmlos erſcheinen, 
gerade ſowie die Auffaffungsiweife, daß auch die richterliche Gewalt als fürftliches Recht im Nas 
men des Fürften ausgeuͤbt werbe, haruılos bleibt, vorausgeſetzt, daß jede der Cabinetsjuſtiz ange: 
hörige Cinmiſchung des Fürſten In das ſelbſtändige Richterrecht entſchieden verworfen und aus⸗ 
geſchioſſen iſt. Allein die urſprünglich der des potiſchen Staatsanſchauung entlehnte Aus⸗ 
nahmsbeſtimmung führte in ihrer Auslegung und bellebigen Ausdehnung ber Ausnah mo⸗ 
beſtimmung nur zu bald bis zur Vernichtung aller ſelbſtaͤndigen Verfafſungen und ſtaͤndiſchen 
Volksrechte. So z. B. verfügte der Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 mit Hinweiſung auf 
jenen Art. 537,, daß keinem deutſchen Souverän durch die Landſtände die zur Führung einer der 
Bundespflichten und ber Landesverfaſſung entſprechenden Regierung erfoderlichen Mittel verwei⸗ 
gert werben duͤrfen, und daß dah er Fälle, in welchen ſtaͤndiſche Verſammlungen die Bewilligung 
ber zur Führung ver Regierung nöthigen Steuern aufeine mittelbare ober unmittelbare Weiſe 
ur Durfegung anderweitiger Wünfge und Anträge bedingen wollten (welches bekanntlich vie 
Fräpern deutſchen Landflände allgemein thaten), dieſes vom Bunde dem offenen Auf- 
ruhr glei zu behandeln ſei“. Mit feiner ganz unerfgöpflihen Reihe von Conſequenzen 
wurde jegt ſehr natürlich dad monarchiſche Princip in des potiſcher Auffaffung. geltend ge: 
macht zur Vernichtung nicht blos der allgemeinften und heiligflen deutſchen reichs⸗ und landes⸗ 
verfaflungdmäßigen Rechte, z. B. des vollen Steuerbewilligungs⸗ (mithin au Nichtbewilli⸗ 
Gunge-) Rechts, ſondern, wie ja in Kurheſſen, Öannover, Luxemburg vorliegt, zur Vernich⸗ 
tung ganzer Reihen von Berfafjungsbeflimmungen, ja ganzer beflehender Verfaffungen. Es 
wurde in diefer Art geltend gemacht, ftatt bed allein rehtsgültigen Grundprincips bed völfer- 
rechtlichen Bundes, daß er niht ein einziged Staatsverfaſſungsrecht der Unterthanen be⸗ 
ſchränken darf, welches aud nad dem Obigen die Schlußacte noch wiederholt ausdrücklich 
in Beziehung auf die landſtändiſche Verfaſſung fanctioniren mußte. Hierhin gehören vie 
Befiimmungen Urt. 35: „daß die landſtaändiſche Verfafſung, nämlich ihre Begründung 
und ihr Inhalt, gänzlich und allein ven einzelnen Ländern zu überlaffen fei”; ferner 
im Art, 53, daß „jede Einwirkung des Bundes in die innern ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
Hältniffe, mit einziger Ausnahme blos der Verforge für die beflimmten einzelnen ga⸗ 
rautirien Nochte durch die garantierte, dem Begriff des Bundes zu runde liegende Souverä⸗ 


95) ©. hierüber vollſtͤndige rechtohiſtoriſche Beweiſe im dem Art. Dentiod Rendeikantözcht. 
26) Yundesaste, Art. L. : Schlufaste, Mit. 1,2, 8. 
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netät der Bunvdesftanten (nicht blos ver Bundesregenten), ausgeſchloſſen fei“; dann im 
Art. 56: „daß aud die Abänderung der neuern Landeöverfaflungen nur auf landes⸗ 
verfaffungsmäßigem Wege (alfo doc nicht durch Bundeserecutionen und Bundesbdictate) recht⸗ 
lich zuläfig ſei“; und enblid im Art. 61, daß „mo der Bund nicht etwa eine befonbere Gas 
tantie übernahm, er nicht berechtigt fei, in landſtaͤndiſche Angelegenheiten over in Strei⸗ 
tigleiten zwiſchen ven Landesherren einzumwirken ”. 

Dennod) gelang es der von Karlsbad her bei mehren Staatsmännern noch vorherriäenden 
teactionären Richtung, die widerſprechende, bundeswidrige Beftimmung in ſcheinbar unſchuldiger 
Geſtalt in dieſelbe Schlußacte zu bringen 27) und ihr fpäter eine bundeswidrige Deutung zu geben. 


IT) Daß ſelbſt in den BerhambInngen der Schlußacte die Abſicht der Mehrheit ber Gonferenz welt 
bavon entfernt war, der Beflimmung des Art. 57 den für bie Selbfänbigfeit der 
für ein liberales Staatsrecht zerflörenben Charakter beizulegen, ben man ihr fpäter gab, dieſes geht 
hervor aus ben oben citirten Wiberfprüchen ber Eilukarte ſelbſt und aus dem (fchon feit 1847 in 
meinem Befi befindlichen): offictellen Verhandlungen der wiener Miniflerconferengdon 
1819—%0. Hiernadh erflattete der bairiſche Minifter Breikerr v. Sentner im Namen der Conmiſſion des 
Aueſchuſſes über die nähere Beftiimmung bes Art. 13 den Bericht zur Motivirung der vom Musichufe «u 
genommenen und nach feinem Bortrage auch genehmigten Artikel ber Schlußacte, unter iqh cbe 
bie obigen für die innere Souveränetät oder Seibſtaͤndigkeit der Staaten befanden. Mit dieſen lei 
man num aud den vom Fürften Metternich vorgefchlagenen Sat über bas monarchiſche Princip zu. 
(S.Rote24.) Man hatte mit jenen erften Artikeln zugleich Die von Meiterniä fehon im Rarlabad ver; 
lich vorgefchlagene wichtige reactionäre eg — den abgel: ie 
i ——— bes dreizehnten Artilels — junfen einer rein Ränbifchen Laudſtaudſchaft, wos 

Gruud⸗ 


der für bie bumbesmäßige Militäreinrichtung nd Stenern untı . Man wollte aber 
— 6 dem mächtigen — nagmgken er entſtand — 57. De Bericht 


Berigt 
—— ber fiebenten Sitzung sub Lit. X beigelegt wurde. Darin hieß es: „Der König von 
Balern findet ſich verpflichtet, auf der gegebenen Berhafumg feſt zu beharren, und Alter: 


era en 
Audern ver verfaffung vorgenommen würde.” Mhnlich, wenn auch mıit etwas weriger Sareſ 
heit, erklärten ch Bi —— —* ften. Hier — gewiß — — für bie —* * 
Art. 57 habe nur den rechtlich unbedenklichen Sinn: der Deutſche Bund befchränfe feine Garantie des 
F Regierungsrehts in angegebener Weife anfgefaßten 
landfänbifchen Redite, wobei bie bloßen Bertretun —4 
alle andern in einzelnen Staaten begründeten ſtaͤndiſchen Rechte (fowie in Baiern und Vreußen) unger 
kraͤult bleiben follten. 


—— 
dem rkungekreiſe des Bundes ſich befinden und ihre Mnorbnungen den Regierungen ber 
i ten 


auch 
dem Bunbesverein in t zunaͤchſt die im Art. 58 enthaltene ſich von ſelbſt ver⸗ 
Rehenbe, daß bie —E —— —5 — nicht im Erfällun ed Duudespfi | 
ten befchränft werben dürfen. Man befchränfte ſich beshalb 

Gemeint —— — ẽ— 99 nur aus willfärligen Theorien ofne alle hiſtoriſchen u. | 
te mm — 


i at ünbeten 8 s und Dermi läffen, erev ‚us 
a eoo ee 


fung als bunbeswibri Verfügung über jura singu- 
——— — — oben S. 467.) Sie ſollten gewiß un nm ſelbſ er Grin vermeiden, 
e 


—* ihrer Unter traurige Bi brauchen, und Bier befelben 
— eigene ——* — dort, —— —— —— For zu wollen. 
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Und wie verſuchte man nun die bem ganzen Orumbvertrage und Bundeszwecke und ben ent⸗ 
ſchiedenſten Grundbeſtimmungen ver Schlußacte ſelbſt widerſprechende Aufnahme dieſes Princips 
jur Cinmiſchung in das neuere Staatsrecht, der ſouveränen Bundesſtaaten“ zu begründen! 

Dan ſagte auf eine in der That faſt unbegreifliche Weiſe: well der voͤlkerrecht lich e Bund 
aufer den Freien Stäbten von ſouveränen Fürſten geſchloſſen worden, fo müſſe dieſer, ihr 
„Staatenverein“, das Recht haben, ſich, gegen die Unterthanen und gegen deren Verfaſſungs⸗ 
vereinbarungen mit ihrem eigenen Furſten, ſt aat arecht li ch in das Innere der Staaten zu Gun⸗ 
ſten des monarchiſchen Princips einzumiſchen. Man vergaß den vielfach logiſchen Widerſpruch 
dieſer Beſtimmung. Man vergaß, daß, weil ver Bund ein voͤlkerrechtlicher iſt, er kein ſtaats⸗ 

rechtlicher mit ſtaatsrechtlicher Wirkfamkelt fein kann. Man vergaß ferner: daß, weil diefer 
Bund, der ausdrücklich die volle Gleichberechtigung feiner Glieder ald Grundlage anerkennt 
(Bundesacte Art. 3), zugleich republikaniſche Mitgliener und Mitgründer Hat (die Freien 
Städte), der Zweck und Begriff feiner Eingehung unmöglid in etwas beſtehen ann, was für 
dieſe Mitglieber gar nicht gelten kann, ja das Begentheil ihrer Exiftenz iſt. Man überfah ferner, 
«8 widerſprechend ift, an bie Stelle des klaren Inhalts eines Vertrags, hier des voͤlkerrecht⸗ 
lichen Grundvertrags, davon verſchiedene, ja ihm widerſprechende Beflimmungen in gewagten 
Sälußfolgerangen von zufälligen Cigenſchaften einzelner Vertragsglieder ableiten zu wollen. 
Man vergaß, daß nach folder Logik oder nach folder Art gefegliher Schlußfolgerungen, bei 
allen Allianzen europäifcer Kürften, 3. B. bei ber legten gegen Rußland, weil ja Hier wirklich 
alle Vertragſchließende fonveräte Fürften waren, nun der Verein auch dad Recht haben müßte, 
im Innern ber fämmtliden Staaten das monarchiſche Princip ſtaatsrechtlich zu ſchützen, ſodaß 
ver Großtürke das Recht hätte, in England für das monarchiſche Princip zu wachen, etwa das 
mit e8 Kraft erhalte feine Bundespflichten zu erfüllen! Diefer aber würde dann noch viel ge⸗ 
waltigere Störungen jenes Principe im englifhen Staatsrecht freichen, als man in den deut⸗ 
ſchen Staaten Kurheflen, Suremburg und Hannover zu freien fand! Iſt es denn billig und 
gut, ſolche und viele ähnliche ſtaatsrechtliche Schlußfolgerungen, wie 3. B. die der Ableitung des 
Verbot des Rechts der Actenverfendungen, aus der Garantie veffelben 20) ver einft fo geachte⸗ 
ten deutſchen Nation und ihrer Staatsrechtslehre zu bieten! Dabei freilich iſt das Bundeöverbot, 
daß Niemand ald der Bund die Bunbeöbeflimmungen wirkſam auslegen dürfe, natürlich. Wo 
tommt man hin in der eimft wegen Rechtsachtung vorzugsweiſe gerühmten beutfchen Nation!! 
Ob umd inwieweit deutfhe Staaten und DVerfaffungdcorporationen eine folhe Begrün⸗ 
bang wollen gültig finden, ob fie vollends eine dem Bundesgrundvertrage und erfin Grund⸗ 
gefehe des Bundes geradezu entgrgengefegte und Incompetente, logiſch widerſprechende und per⸗ 
plexe, eine 4848 vom Bunde felbft als ungültig erklärte Beſtimmung gelten laſſen wollen, 
rrüffen wir Hier ihnen anheimftellen. Hiſtoriſch gewiß ift foviel; daß jegt wie früher die beiden 
größten deutſchen Staaten ſicherlich ihre Verfafſungsrechte nicht nach folden Bundesbeſchlüſſen 
ändern werben, daß ſelbſt Baiern, welches auch die Schlußacte wie alle Bundesgeſetze nur mit 
Vorbehalt ver Berfaffungsrehte des fouveränen bairiſchen Staats publicirte, folgerichtig 
eine Bundeßinteroention zu Bunften des fo unbeftimmten vielbeutigen monarchiſchen Principe 
nit anerkennen würde. Auch das dürfen wir hier nicht erörtern, ob ed nicht bedenklich für die 
andern Staaten fei, die Achtung ihrer Rechtsgleichheit und gleichen fouveränen Würbe und 
ber Selbſtaͤndigkeit ihrer Verfaſſungen zu gefährden, ober vielleicht gar den Schein aufkom⸗ 
men zu laflen, die durch auswärtige Übermadit und ihre Androhung bewirkten Veränderungen 
der beſchworenen Landeöverfaflungen, wie in Kurheſſen, Hannover, Luxemburg, würden von 
Innern reactionären Belüften als beliebte Hülfsmittel für eigene Zwecke ben 

Gewiß ift auf dieſes, daß, wie man aud ſonſt diefe Bundeseinmiſchungen beurtheile, fie 
jedenfalls ald Ausnahmszuſtände gegenüber ven erſten Rechtsgrundbegriffen und bem 
volkerrechtlichen Grundcharakter des Bundesrechts erfheinen, wie es ja auch 
bei den erfien Einmiſchungen im Jahre 1819 und bei der Annullirung aller Ausnahmsbe 


28) Der Art. 13 der Bundesacte garantirte biefes in Deutfchland beliebte Recht, da fle bie fonveräs 
nen Regierungen nicht — wenigſtens den en der vier a erg 5* 
er ‚ wei nbesgerichte fie nicht verbürgen 
konnten. Ein beſchluß benutzte aber in ber Meactionszeit, in tnelhe? Die — dieſer 
auswärtigen Spruchcollegien mehre liberale Urtheile und Mechtsgutachten begründete, bie yon a 
abhängig gewordenen Laudeegerichten nicht erwartet ionzden, jene Rechtsgarantie unabhängiger In ir 
um fie in ihr Gegentheil, in ein allgemeines Derbot folder Rechtegutachten in Straf⸗ und Bolize 
ſachen zu verwandeln. (©. Dentiger Band.) 5 
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ſchluſſe 1848 die Bundesgeſeggebung ſelbſt erllãärte. Gewiß iſt es ferner, daß auch ſeit 4849 
durch vielfache Bunbeseinmifhungen, namentlich durch die in Kurheſſen und Holſtein mit mi⸗ 
litãriſcher Gewalt unterflügte Cinmiſchung, die nun natürlich in ganz Deutſchlaud gefluchtet 
wurde, die deutſchen Verfaſſungszuſtände affermeift geänbert wurden. Am allerwenigſten aber 
würbe man ernftlich den Ausnahnischaralter dieſer deutſchen Zuftände vadurch befeitigen wollen, 
daß man bie unter Herrſchaft Diefer ſtets drohenden übermäctigen Bundesgewalt und bei un: 
freier Preffe und Wahl zuſammengebrachten abhängigen Kammern. bie Beriegungen der Ber: 
faffungen gutHeißen ließe. Solche Wirkfamfeit ver Kammern gehört ja ſelbſt dem Antnahınd: 
zuſtande an. Sie kännte feinen Charakter nicht audtilgen. Rur bei Mündhaufen Fonnte ber 
Reiter fi am dem eigenen Schopfe aus ben Sumpf ziehen. Das füttlich Verlepende und Ge⸗ 
fägrliche folder Operationen bedarf Feiner Ausführungen. Die Verlegung und Maflofgtelt 
auf diefer Seite ruft das meift verftärkte Unrecht auf ber Begenfeite hervor. So befeſtigt man 
weber monarchiſche Throne noch Ruhe und Orbnung. . ; 

Bur ſtaatsvechtlichen Beurtheilung diefer Ausnahmszuftände übrigend brauchen wir, ab: 
geſehen von ihrem traurigen Erfolg und ihrer frühern lauten Berurtheilung durch bie ganze 
Nation und durch ben Bund felbft, nur hinzuweiſen auf bie obigen von ben Gründern ded 
Bundes anerkannten Rechtsgrundſätze und das durch fie rechtlich allein moͤgliche Entweder: 
O der aud für ven ſchon begründeten Bund. 

Entweder men muß, bem geſchichtlichen Rechte ber deutſchen Nation entſprechend, gemein 
ſchaftlich mit ven Vertretern der Nation eine zeitgemäße Herſtellung eines Bunbeöflanted be⸗ 
wirken, in welchem dann unter Zuftimmung ver Mepräfentation des Wolks auch über frise 
ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe alles, was heilſam ift für die fürftlige Gewalt und die Ortmung, 
beftimmt werben kann. Diefes entſpricht ebenfo den Wünſchen mie den Rechten and Bebürt: 
niffen der Nation, wie dieſes auch bie Fürften, bei dem Beginn ber Befreiungskriege, danun 1B48 
und noch nach Aufldfung der Nationalverſammlung in ven Grflärungen der Dredpener Couft 
renzen einftimmig entfchieven auerfannten. 

D per ber Bund beftcht ohne Bundesſtaatsverfafſung und Atationalrepräfentatien un 
Reichsgericht fort, ſowie er 1815 gegründet und 1849 proviſoriſch hergeſtellt wurde, alfo mitber 
voblkerrechtlich zuläffigen, aber für ſiaatsrechtliche Berhältniffe ver Natur ver Bade nad 
parteliſchen, Bloß diplomatiſchen Vertretung wur der Regierungeiuterefin. Ylsbann muß, 
abgefehen von jener Garantie einzelner teste, die ſtaatarechtliche Verwirklichung ver Freihelt wit 
ber monarchiſchen Ordnung und innern Sigecheit den einzelnen fonneränen Stanten und ihren 
freien Wetteifer überlaflen bleiben. Für den blos völkerrrchtlichen Bund lediglich ner Megenten 
und ihrer blos von ihnen infiruirten und abhängigen, nur ihnen verantwortiichen Gefand: 
tem iR jede Aufhebung oder Befhräntung der Innern Verfaſſungsrrchte 
rehtlih unmdglih und redtsungültig. Sowie fie in ven erſten vier Jahren des 
Bundes nit beflanden und auch nicht nöthig waren, müflen fie ferner unterbleiben ober aid: 
bald aufgegeben werben. Je dringender ſich fo die Nothwendigkeit der alsbaldigſten Bun: 
desreform herausſtellt, deſto beſſer. Eine biefes Foderung entgegemgefegte Verechigung dee 
Bundes Dagegen wäre eine juriftiſch monſtröfe / Recht und dochtszuſtand vernichtende Bereätis 
gung ver rechtlich Verpflichteten, ber Megierungen, ihre Pflichten ſelbſt betiebig aufzuheben, 
alſo der größte denkbare Ausnahmözufland für bie hierdurch für rechtlos erklärten Bolfapäume 
und Bürger der Mation. Diefes beweifen vie Verhandlungen über den Bunveägrunbuerir | 
und er felbft ebeufe umſtoͤßlich Har, wie die Nature und die erften Grundbegriffe vom Meftund | 
von einer Rechtsordnung. (&. oben S. 466 fg.) R 

Leider aber wurde bißjegt noch Seiner dieſer beiden Wege eingefihlagen. Die natürliche Rei: 
gung zur Unbeidränftheit und verderbliche auswärtige, namentlich ruffi fche Cinwirkung führten 
zur Verkennung und Misachtung der in der Erhebnng der Befreiungskriege feierlich ausge ſproqe⸗ 
nen fürſtlichen Rechtöanerkennungen und Rehtszufagen. Die unglüdkellge trübe Geſchicht det 
4819 zu Karlsbad und der 1834 in ben geheimen Minifterialeonferenzen verabrebeten Aus: 
nahmömapyegeln ik jept endlich enthüillt 2%) Bir enthalten und hier gerne der hiftociſhen 
Schilderung biefer für jedes deutſche Ehr⸗ und Mechtögefirhl tief fchwerzlichen Crſcheinungen 
Nur daa Nachfolgende muß von ven in ver ditirten Schrift näher jefenen hiſteriſchen 
Ergebniffen berührt werden. Gerade zu derfelben Zeit, 1819, als die Nation bie Iinmer WEI 
verzögerte Erfüllung bee gegebenen fürftlichen Anerkennungen und Verheigungen eined beub 








29) Vergl die citirten, Wichtigen Urkunden”, S. 72 fg.,-106 fg., 316 fg. 
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ſchen Rechts zuſtandes enpli unmittelbar bevorſtehend glaubte, wurde ploͤtzlich ein furchtbarer 
Verſchwoͤrungslaͤrm gemacht, in welchem in verſchiedenen Theilen von Deutſchland Hunderte 
von ſchuldloſen Menfchen eingekerfert und in Hochverrathsinquifitionen geſtürzt und außeror⸗ 
dentlichen geheimen Gommiffionen und Berichten übergeben wurden. Zugleich täuſchte und ſchreckte 
man durch officielle Mittgeilungen vielfach verfälfchter, vorgeblich officieller Auszuige der Crimi⸗ 
nalacten und durch eine furchtbare Cenſurunterdrũckung die Nation und die Fürſten fo ſehr, 
daß es moͤglich wurde, darauf die karlobader Ausnahmsgeſehe und mit ihnen bis zum Jahre 
1848 die bekannte Wahrheits⸗ und Rechtaunterdrückung zu begründen, welche duch Ein⸗ 
fSlebung einiger neuen Ausnahmsmaßregeln in die Wiener Schlußacte von 1820, vorzüglich 
aber durch die auf Nichtbefolgung der weſentlichſten beſchworenen Verfaſſungsrechte gerichteten 
geheimen Verabredungen der wiener Minifterialconferenz von 4834 befeftigt wurde. 

So entftand endlich 1848 ber laute allgemeine Unwille der Nation gegen biefen unglück⸗ 
feligen, nur zum Vortheil des Auslandes und zur Erniedrigung und Verklimmerung der Na= 
tion wirffamen Ausnahmszuſtand. Das deutſche Vorparlament begehrte jeht vom Bunbeötage, 
„daB der Bund ſich lo8fage von den verfaffungswinrigen Ausnahmsbefählüfs 
fen". Der Bunbedtag erklärte ſich bereit, niefem Wunſch zu entſprechen, und theilte vemgemäß 
dem Borparlament die am 23. März 1848 gefaßten Beſchlüſſe über pie Aufhebung aller feit dem 
Jahre 1819 erlaffenen Ausnahmsgefegemit. Nun hatteaber damals ver vollftänvige ſtaatsrecht⸗ 
lige Beweis die allgemeinfte Zuftimmung gefunden, und das ſchon vorhandene natürliche ge⸗ 
funde Urtheil unterftügt, baf alle Beſchränkungen der Innern ſtaatsbürgerlichen 
Rehte von Seiten des völkerrehtligen Bundes bie verfaffuugswidrigen 
Ausnahmsbeéſchlüſſe feien. Dieſen Rechtsſat Hatte namentlich der Verfafler viefer Zeilen 
nit blos in jenen gben angeführten Schriften, fondern auch ald Mitglied des Bundestags und 
als Mitglieb deg Borparlaments ebenfalls, ohne Miderſpruch zu finden, ald bie Grundlage ihrer 
beiberfeitigen Befchlüffe geltend gemacht. Dethalb bezeichnete das Borparlament die aufzubes 
benden Beichlüffe ald die „verfaffungämwinrigen Ausnahmögefege” und erinnerte ven 
Bundestag daran, daß ſolche ſtaaisrechtlichen Veſchlüſſe unmöglih von einem volkerrechtlichen 
Staatenbund ausgehen koͤnnten, ſondern nur von einer Bundesſtaatsverfaffung mit Vollks- 
reprãſentation, deren Crrichtung bereitö der Bundestag beſchloſſen hatte, Der Bundestag, auf 
bie Grundanſicht eingehend, hielt deswegen den Ausſpruch dee Aufhebung ber verfaflungswis 
brigen Ausnahmögefepe für genügend, verwarf den Vorfchlag, vor ver Verfünbung bed Bun⸗ 
deßbefchluffes noch erſt unterſuchen zu laſſen, welche einzelnen Geſetze hiesher gehörten, ba dad 
Brincip und der Inhalt jener Geſetze Alles deutlich maqt, und fein Beſchluß 
befriedigte natürlich dad Vorparlament. 

4) Sortfegung: Die feit 41849 ernenerten Ausnahmomaßregeln. Diefe 
Ernenerungen wurden abermala auf jene drei frühen Prinsipe begründet. Buerft hat man 
aus jenen einzelnen Rechtsgarantien für deutſche Unterthanen, welche man zur Beruhigung 
und zur Begeifterung bed beutichen Volkes für die neuen Kriegdankrengungen unb Opfer vem 
voͤllerrechtlichen Bundeögrunbvertrag anhängte, Nehtäbeiepränkungen abgeleitet und jene da⸗ 
dur oft in ihr Gegentheil verwandelt. So hatte man es bekanntlich ſchon früher mit der Zus 
ſicherung des — und der Wohlthat ver freien Preſſe gemacht, ſtatt deren man überall, 
auch da, wo fie früher nicht beſtand, immer neuverſchaͤrfte Cenſur einführte. So hat man denn 
us je wieder in dem neuen Prefgefeg, vom 6, Juli 1854, ſich nicht darauf befchränkt, eine 
folge Surchführung ver Brepfiriheit zu bezeichnen, welche ald bundesgefeglihed Mini- 
mu vor Preßfreiheit ver Bund aflen deutſchen Bürgern zu garantiven ſich verpflichtete, und 
es babei den Verfaſſungen einzelner Bänder freizulaflen, ebenfo für die Preſſe wie für bie ebenz 
falls garantirten Rechte ver Chriſten, ver Juden, der Standes⸗ und Grundherren eine günftis 
it zu hegründen. Man hat vielmehr in dem Sinne Beſchränkungen der Preß⸗ 

iheit gegeben und in ben meiften Staaten aufgenommen, daß fle die Unterthanenrechte all 
gemein auch in den Bändern, wo man eine freiere Prefle ohne ſbiche Beſchraͤnkung verfaſſungs⸗ 
mäßig befaß, oder mit Zuftimmung der Berfaffungsgewalten feftftellen wollte, von Bundeswegen 
beſchraͤnken und theilwelfe aufheben follten. So hat man nach dem Vorgange in Preußen, unter 
andern Beichränkungen und Gefährdungen wahrer Preßfreiheit, auch, flatt der alten Beamten- 
cenſur, eine melſt noch viel ängflichere und beſchränkendere Genfur der Druder, Verleger und 
Buqhhaͤndler eingeführt, welche man durch Bedrohung mit abminiftrativer, beliebiger Ent⸗ 
zietung ihrer Eoncefflonen, Ihres ganzen Nahrumgsftandes, jept beflimmen kann, alles nur 
wögligermelfe Unbequeme zu unterbrüden. Daß men in ſolcher mdrehung des urfprünglicen 
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Sinns gewerblicher Conceſſionsgeſetze, in folder Fein irgend gerechtes Map der Strafe begruͤn⸗ 
denden Einrichtung das fittliche und vechtliche Gefühl verlegt und alle politifche Preßfreiheit, 
namentlich ihren weſentlichſten Theil, die Zeitungsfreiheit, ve tlich vernichtet, ober dem mini⸗ 
ſteriellen Belieben preisgibt, ift von ſelbſt Flar. 30) Und vie kurheſſiſchen, hannoveriſchen und 
luxemburgiſchen Geſchichten Haben es ja gezeigt, wie, geftügt auf dad Bundespreßgeſetz, zus 
gleich die Preßfreiheit und mit ihr die Wahlfreiheit, vie heutigen Grundlagen eines 
verfaffungsmäßigen Rechtszuſtandes, aufgehoben, alte beſchworene Verfaflungen vernichtet, 
neue vom Lande perhorrescirte eingeführt, ja unter den Schein einer Volkszuftimmung und 
einer freiwilligen Einwilligung bed Volks eingeführt werben Tonnen. Jenes oben im Art. 
Baden, S. 137, geſchilderte conftitutionelle Scheinſyſtem, welches bie Branzofen demoralifirte 
und den Thron von Ludwig Vhilipp flützte, auch die revolutionären Bewegungen in Deutſch⸗ 
land größtentheil® verſchuldete — dieſes könnte nun aufs neue Nerberben drohen. 

Die Bedenklichkeiten der Cinmiſchung des völferrechtlihen Bundes in die Innern ſtaats⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten aber zeigt auch neuerdings faft jede hierher gehörige Bunbeömaf- 
regel. So verwarf befanntlich der Bund am 6. Sept. 1833 die Beſchwerde hannoverifäer 
ſtaͤdtiſcher Eorporationen über die gänzlihe Aufhebung der „in anerfannter Wirkjamket 
beftandenen“ Hannoverifchen Verfaflung durd den König Ernft Auguſt. Die Gründe der Der: 
werfung waren: „weil einzelne Gorporationen und Individuen in Fällen, mo es fid von ten 
Intereflen der Gejammtheit handle, Beſchwerde zu führen nicht berechtigt ſeien“. Dagegm 
ſtellte ver Bundesbeſchluß vom 12. April 1855 auf die Befchwerbe der hannoveriſchen Ritter: 
ſchaft gegen bie ordnungsmäßig durch die allgemeine Stänbeverfammlung bes Kb: 
nigreihs mit Zuflimmung des Königs zu Stande gekommene Landesver— 
faffung frühere ritterſchaftliche Privilegien wieder her. Nun aber wäre bie Bundeögarantie 
für ganze beftehende Verfaffungen (im Art. 43 der Bunbesacte und Art. 56) doch woi illuſo⸗ 
riſch, wenn nad) Aufgebung berfelben vie aufgelöften einzelnen Stände gar Fein Recht zur Be: 
ſchwerde haben. Andererfeits ſcheint bie Souveränetät der Bundesftaaten, wegen weder 
die Art. 55 und 36 das ganze Gonflituiren und Ändern ver Verfaffung diefen Staaten über: 

- Läßt, wegen welder ver Bund ſelbſt nad Art. 61 Keine ſtaͤndiſche Streitigkeiten entfcheiben darf, 
aufgehoben, wenn Fürft und Stände nicht in ordnungsmäßiger Berhanblung ihre Berfaffungen 
bem Öffentlichen Wohle des ganzen Staates entſprechend gültig feftftellen können, ſondern ver: 
altete Privilegien vom Bunde dagegen Schuß erhalten. 

Auch jenes zweite Princip der Ausnahmömaßregeln, die innere ſtaats rechtliche Sicherung, 
ift fon wieder praktif geworden. Se namentlid in dem Geſetz über die Vereine, wozu 
weder im Bundeögrunbvertrag noch in der Garantie einzelner Rechte irgendeine Spur einer 
Bundescompetenz ſich finden will. Es enthält zwar dieſes Vereindgefeg großentheild Be: 
flimmungen, die man flaatsredhtlich, zumal für ſchwächere politiſche Zuftänbe, billigen kann. 
Stets aber find folde Ausnahmsmapregeln und Souveränetätd-und Verfafſungsbeſchränkun⸗ 
gen ohne verfaffungsmäßtge Zuftimmung und Begründung juriſtiſch und politiſch verfegend. 
Noch mehr aber ift es der allgemein ausgeſprochene Grunbfag, daß der pdlterregtlige 
Bund das Recht zu beliebigen Maßregeln für die innere Sicherheit, für dieſen 
umfaffendflen Staalszweck behauptet. Wo blieben nun die Souveränetät ver Fürſten und Staa⸗ 
ten und Berfaffungen und der Grundvertrag des Bundes ? 31) 

Doch diereichfte Quelle von Ausnahmsmaßregeln iſt gegenwärtig das Prineip per Erhaltung 
des monarchiſchen Principe. Daß viefed Princip inber Auffaffung und Ausdehnung, welche dem⸗ 
ſelben, ganz im Gegenſatz gegen das geſchichtliche deutſche und europäiſche Staatsrecht, ja seht 
gegen ven Art. 57 ver Schlußacte, nach Theorien einer Kleinen, aber maͤchtig unterftügten veactiona 
ren Partei gegeben wird, an ſich [honallerwahren ſtaatsrechtlichen Freiheit und der vepräfentativen 
Verfaſſung widerſpricht, dieſes werben die Artikel Kurheſſen, Hannover, Luxemburg vollſtändig 
hiſtorifch veranſchaulichen. Vollends aber iſt alsdann von feinem Volksrecht und keinem freien und 
feſten verfaffungsmäßigen Rechtd zuſtand mehr zu reden; wenn nach einem ſolchen vieldentigen, von 


30) Vortrefflich beleuchtet wurde der neueſte Preßzuſtand in ber Verhandlung ber zweiten preußifäien 
Kammer bei der Motion von Natthis. en * — 

31) Der Bundesbefchiuß vom 23. Aug. 1851, Protokoll 8. 190 fa., fobert Die Begierungen auf ale 
feit 1848 gemachten Einrichtungen, welche ettwa der innern Sache und Drbnung bebroblih, allo — 
Grundgefegen des Bundes widerſprechend find, alsbald zu beſeitigen, and zwar mit Berufung auf At. 
der Yundesacte und Art. I der Schlußacte — alfo nady diefer rein volkerrechtlichen Zwedbehim 
mung, bie alles innere Staatsrechtlidge ausfchliegen wollte. 
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der einen ſtaatsrechtlichen Partei, von der Regierungspartei, allein audgelegten und gehandhab⸗ 
ten Brincip beliebig ganze beſchworene, jahrelang in anerfannter Wirkſamkeit befiehende Ver⸗ 
faffungen wie bie kurheſſiſche, wenn in andern wenigftens die Hauptgrundlagen, wie 5. B. das 
deutſche Steuerverwilligungsrecht, die deutfche Selbftänvigfeit der Juftiz, die Verfaflungd- 
garantien des Negenteneives vor jevem Negieren, überhaupt bie verfafjungdmäßige, auf ges 
meinſchaftlicher Übereinftimmung beruhende Gültigkeit des Regierungörechts, wenn ferner noch 
die wahre Preß⸗ und Wahlfreiheit aufgehoben und beeinträchtigt werben dürften, und wenn da= 
bei, ohne fhügendes unparteiifches Gericht, die Regierung, ſich ſtützend auf vie übermächtige aus— 
wärtige Gewalt, mit allen Mitteln die Rechtsunterdrückung durchführen kann. Iſt es denn 
möglich, einem Volke, welchem ſolche Maßregeln als rechtsbeſtändige orventliche Maßregeln auch 
nur angedroht wären, einen freien, einen verfaſſungsmaͤßigen Rechtszuſtand noch zuzuſchreiben? 
Und ein folder Zuſtand wich jetzt in dem deutſchen Grenzlande Luxemburg, gegenüber dem Aus- 
lande, als der deutſche Rechtszuſtand proclamirt. Die Vollſtrecker weifen ven natürlichen Uns 
muth der Unterbrüdten, daß ja ihre nichtdeutſchen Mitunterthanen deffelben Fürſten gegen ſolche 
Behandlung verfaffungsmäßig völlig geſchutzt find, damit zurück, daß fle, bie Unterbrüdten, 
Deutfhe und Untergebene des Deutfhen Bundes fein. _ 

Gãbe es wol ein beſſeres Mittel, auch dieſes Grenzland wieder dem Auslande zuzuführen, 
vielleicht einem mächtigern ald Holland! Ja, darf man num über eine andere Verlegung nur 
noch Magen, über die nämlid, daß ein anderes deutſches Grenzland, Limburg, im Wefent- 
lichen einer Einberleibung in Holland überlaffen wird; dürfen wir ihm nur wünſchen, deutſch 
zu fein, um wie Luxemburg behandelt zu werben? So foll Deutſchland eine mächtige große und 
geehrte, eine dauernd beruhigte Nation bleiben? Gewiß jeder Deutſche muß mit jener öfterrei= 
qiſchen Erklärung zu den Dreöbener Gonferenzen einflimmen, daß vie ftärkfle Gefahr zur ſchnell⸗ 
fin Reform des Bundes mahne. . 

Um die ganze Befahr unſers Ausnahmszuſtandes und die dringendſte Notwendigkeit feiner 
baldigen Befeitigung, um menigftens unfere Überzeugung hierüber richtig zu würdigen, wird es 
unvermeiblich, in einigen hiſtoriſchen Grundlinien unfere damit zufammenhängende politifhe 
Lage anzude uten. Wir beſchränken uns auch hier in unferer Ausübung unſeres heiligften Bürz 
gerrehtö einer politifhen und ſtaatsrechtlichen Erörterung der öffentlihen Maßregeln und Zus 
fände, auf Erwähnung ber nadten hiſtoriſchen Verhältniffe und ihrer unmittelbar vorliegen: 
den rechtlichen und politifhen Natur. Wir fließen alle Perfönlickeiten und pikanten Züge 
and, welhe dem Hiſtoriſchen den Schein einer ieidenſchaftlichen Golorirung geben Fönnten. 
Macht aber blos die nadte thatſächliche Zufammenflellung einen fehmerzlihen Einbrud, fo 
möge dieſes im jegiger friebliher Zeit wohlthätig wirken zur an Austilgung, ehe in 
gefährlicher Zeit die Thatſachen leidenſchaftlich colorirt werden. Wo wir aber irren follten, da 
berichtige man und, denn gar Viele urtheilen ähnlich wie wir. 

Zuerft — das iſt der Anfang ver neuen Periode unferer politifen Geſchichte — zerftörte 
man einfeltig ohne Zuflimmung der Nation unfere Reichsverfaſſung und unfere Reichsgerichte, 
allen Schutz der alten Volksrechte. Dann gelobte man feierlich zeitgemäße Herftellung, bereitete 
aber felbft durch die ſtaatsrechtlichen Ausnahmsmaßregeln des volkerrechtlichen Bundes jene 
geſchilderten traurigen Zuftände ver Nation. Durch die allgemeinfte ernſteſte Klage der Nation 
beſtimmt, an nullirte man alle Ausnahmsmaßregeln, verfprad und begann, und vereitelte wieder 
die unentbehrliche Bundesreform, und damit zugleich, unter Herftellung neuer Ausnahmemaß⸗ 
regeln, den rehtlihen Schug. Der Heereszug nach Kurheflen und Holftein, von Baiern und 
Würteinberg durch Ihre Verträge mit Ofterreidh vorbereitet, dann namens des Bundes durchge⸗ 
führt, endlich fogar von dem ohne Schlacht befiegten Preußen, trog aller frühern Vorgänge, jegt 
unterflügt, fchien ven Deutſchen auch die legte natürliche Hülfe verfaſſungswidrig unterdrückter 
Völker zu verbieten. Es wurbe ja nicht blos folder gefeglicher Widerſtand, melden gegen ven 
erften Monarchen der Chriſtenheit, die veutfche Reichsverfaſſung, welchen mit ber engliſchen Vers 
faffung auch die meiften frühern deutſchen Landesgrundverträge ausdruͤcklich anerkannten, fondern 
fogar der Ioyalfte paffive Widerſtand gegen verfaffungöwibrige Gewalt, dieſes legte ſchützende 
Nittel aud) gegenzerflörende revolutionäre Exploſtonen aufgehoben, ja felbft die den Verfaſſungs⸗ 
und Richtereid fefthaltende Cidestreue ald Verbrechen verfolgt. Man hat insbeſondere durch den 
Heeredzug gegen Schleswig⸗ Holſtein und durch Bundesbeſchluß den von dem deutſchen Fürſten⸗ 
bund und von den einzelnen deutſchen Fuͤrſten wiederholt ald gerecht anerkannten, den nom alten 
deutſchen Bundestage und feinen Feldherren mitgefämpften Vertheidigungskrieg zum Schug une 
kundlicher Verfaſſungsrechte und ber wichtigſten Nationalinterefien nun plöglig zur recht loſen 
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Revolution geftenpelt und geroaltfam unterbrüdt. Man hat alsdann die nun im Namen 
deſſelben Deutſchen Bundes entwaffneten Schleswig⸗ Holſteiner und ihre wichtigften Rechte ſogar 
ohne wirkliche Amneſtie dem rachedürſtenden auswaͤrtigen Feinde hingegeben, dad mitverhim: 
dete unglädlihe Schieswig namentlich ber empoͤrendſten Verfolgung feiner deutſchen Nationa⸗ 
Uität und Sprache, Schule und Kirche überliefert. Die ſolchergeſtalt dem Üübermürhigen Däne: 
marf geopferte Halbtanfenbjährige politiſche Union der beiden Serzogthümer, herborgegangen 
aus dem langen nationalen Kampfe der beutfchen Grenzlande gegen bie Propaganda bed Danis⸗ 
mus, hatte auch für Deutſchland und feine Ehre ein großes nationales Interefie und wurde 
vom Bundestag noch 1846 offlciell in Schug genommen. Doch noch ein ungleich wichtige- 
res Recht ver Herzogthümer und ber deutfchen Nation, für weiches ebenfalls beide noch fo- 
eben blutig gefämpft hatten, gab man preis. Der daänlſche Mannsſtamm war am Auffler- 
ben, wodurch zum allechöciften Vorthelle Deutſchlands und ber Gerzogthümer die ungläl- 
felige unehrenvolle Verbindung der deutſchen Lande mit Dänemark erloſch. Iept zerſörte 
man duch den Londoner Vertrag au das alte legitime Succefflonsredit ber auguftenbur: 
ger Fürſten in ven Herzogthümern, verband durch das neugeſchaffene vänlſche Erbreqht tie 
deutſchen Lande von nun an auf ewig mit Dänemark, und gab dem Übermächtigen Rußland 
eine nahe Ausficht, zugleich mit Dänemark dieſe deutſchen ande und Lauenburg erblich fid ein: 
zuverleiben. Die eine deutſche Großmacht fand an der Spitze ber Heerebmacht, bie Herzog: 
thlimer zu entwaffnen, und bie andere, eben nod in innigeret vͤrüderlicher Kampfgenofeniäaft 
für biefe Rechte und nach ver ausdrüclichen königlichen Anerfetinung ber ſchieswige holſei 
niſchen und ber auguſtenburgiſchen Rechte, ftimmte bei und half ſelbſt vie ſchleswig⸗ holſtei⸗ 
niſche Sache in der bezeichneten Weiſe zu Ende zu führen. Das für die ſchledwig = hoffteint: 
ſche Sadje begeifterte und ſoeben noch aufopfernd kämpfende deutſche Volk aber wurde vor 
dem Auslande abermals aufs tieffte beſchämt, ohne Schlacht überwunden, und dem Über: 
müthigen Heinen Daͤnemark det Muth für fortgeſetzte Belridigung der deutfchen National: 
ehre, zur neuen Beraubung bed deutfchen Sandels geftärkt. Die beutfche Flotte nänfih, 
welche deutfcher Patriotismus, angeregt durch bänifche Bebrängung des deniſchen Handels, in 
kurzer Zeit gegründet hatte, warb öffentlich an ven Meiſtbietenden verfteigert. Bei ſolchen 
Vorgängen und bei der gaänzlichen Vereitelung ber deutſchen Reſorm müßte ed ja wol ein 
under fein, wenn nım nicht der Deutfihe den Ausländern gegenüber in der perfönliden 
Berührung wie in der Preffe überall einer kaum verhültten Geringſchaͤtzung und Verhoͤhnung 
begegnete. Aber auch feitvem wurde dad veutſche Ehr = und Rechtsgeführ taͤglich auf neue Pro: 
ben geftellt. Während nämlich die veutfchen Bürger in ber bisher angeveuteten Weiſe gerade 
für ihre weſentlichſten Rechte, für ihre Derfaflungsredite fih des rechtlichen Schutzes und jedes 
Gerichtshofes beraubt ſehen, ſodaß felbft einige kleinere Fürften geradezu die beſtehenden Lan: 
deöverfaflungen annullirten, erneuern fi von Seiten der als rein vdlkerrechtlich erklärten, 
und rein vblkerrechtlich conſtituirten, geheim verhanvelnden diplomatiſchen Yürftenvertretung 
Interventtonen in bie ſtaatsrechtlichen Verhättniffe und Streitigkeiten nach ven biöher ge⸗ 
fchilderten Ausnahmögefegen zu Gnnften des monarchiſchen Principe. Es iſt verkehrt, 
wie gewoͤhnlich geſchieht, Leidenſchaſten hier gegen die wahrhaft wohl thätige monar⸗ 
chiſche Inftitution, dort gegen bie handelnden Perfonen zu erregen. Die Duelle aller 
Einſeitigkeit, alles Mangels an parteiloſem Rechtsſchutz, an Berftärung ober Unficherheit det 
wohlthatigſten Verfafſungen und Verfaſſungsrechte, wie fie hoffentlich deutlich genug ange: 
beutet wurden -— fie liegen it ber allfeitig anerkannten Einſeitigkeit und in dem ermenerten 
Ausnahmẽcharakter unſers rechtlichen Zuftandes. Befonbers verderblich wirkt auch jegt wie: 
der die ebenfalls wieder nur einfeitige Zerſtörung der politiſchen Preßfreihelt. Für dad 
Volksrecht iſt fie und mit ihr bie Wahifreiheit gefähmt, während gegen baffelbe belir 
bie gefährtichfte Waffe der Minifter und der Reactionäre bilden. Wäre diefes nicht, fo wär: 
den bie Kircften wenigſtens über ihre elgenften Intereſſen beſſer berathen fen, als es jeht oft 
ber Ball ſcheint. Ste würden erfahren, wie folde Maßregein, wie die angedeuteten, wie der 
ganze Öffentliche Rationalzuftand, die ihnen unb dem Thron treueſten deuiſchen Männer, bie 
nod) ein Gefühl für Gerechtigkeit und Nationalehre haben, bis tn dad innerſte Mark verlegen. 
Sie wärben zugleid erfahren, welche Gefahren ihnen die öffentliche Taͤuſchung verbirgt — 
und zwar Gefahren für alle beutfjen Staaten, nicht bios für bie Eleinen, fonbern auf fir 
die großen, Gefahren für uns Alle. 

Zwar bie Gefahren zunädft für die beiden deutſchen Großmächte wollen wir hier nicht 6: 
ſprechen. Einſichtsvolle Öfterreiher moͤgen felbſt wuͤrdigen die gegenwärtigen wie die quflinftigen 
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Fdolgen der unter der Hertſchaft der Ausnahmsmaßregeln durchgeführten Aufhebung, zugleich 
der alten und der neuen bereits verfündeten, ja zum Theil ſchon eingeführten Verfaſſungsrechte. 
Sie fönnen ſich gründliger als wir übrigen Deutſchen die Frage beantworten, ob die loͤblich er⸗ 
ſtrebte ſegensreiche Berjungung bed Bolts und eine dauernde Staatögröße In einem mehr noch 
als feüherhin abfolutiftifchen Zuftande in dem heutigen Europa möglich iſt ? Ob dabei namentlich 
eine Sauptgrunblageber Öfterreigifchen Stantögröße, das nur von einem Viertheil feiner Bewoh⸗ 
ner vepräjentitte beutfche Element, ohne gefefligte Einigung mit der deutſchen Nation die 
noͤthige vereinigende Kraft haben kann ? Ob beider Trennung von Deutfihland, weiche ein dauern⸗ 
ber Abfolutiemus unvermeidlich immer mehr herbeiführen müßte, ob bei der Ausſchließung ver 
oͤſterreichiſchen Deutſchen von ber heutigen hoͤchſten, von ver politifhen Cultur, dag deutſche 
Culturelement, um welches ſich die oiſterreich iſche Staatsmacht anfammelte, 
fernerhin den übrigen Bolförlementen gegenüber die nöthige vereinigende Autorität behaupten 
würde? Ob endlich fierreich ohne eine geſicherte Einigung mit Deutſchland, gegenüber neuen 
Rheinbundsgeläften und einer gegnetiſchen preußiſchen Politik, die angemeſſene politiſche 
Machtgroͤße und Sicherheit in europäifchen Kriſen behaupten fann? Darüber aber wollen wir 
übrigen Deutſchen keinen Zweifel beftehen laſſen, daß wir zwar die treuefte Einigung mit unferm 
ÖRerreidifihen Bruderſtamme wünfden, daß wir auch ebenfo, wie anberiwärtö, allen unftreitig 
großen augenblidlichen Schwierigkeiten die billige zuläffige Rechnung tragen, baß wir aber zu 
blofen Landsknechten in einem ung fremden Intereffe und nicht mehr fo wie zuwellen früher wollen 
gebrauchen laſſen; daß wir nicht ferner im öfterreichifchen Intereſſe unfere ſtaatsbürgerliche Frei⸗ 
heit opfern wollen; daß ohne innige vaterlänpifige Einigung eine fihere Verbindung mit und 
gar nicht möglich wäre, nicht möglich wäre bei einer ſolchen oͤſterrelchiſchen Staatseinheit, bei wel⸗ 
Ser in feinen deutſchen Bundeslaͤndern nicht einmal die Art. 13 und 16 der dütftigen alten deut⸗ 
fürn Bundesarte über landſtaͤndiſche Verfaffung und völlige polltifche und bürgerliche Gleich⸗ 
berechtigung aller Chriſten Heilig gehalten wuͤrde, bei welcher etwa, trog aller gepriejenen Verjun⸗ 
gung, bie natũrlichen Folgen des Concordata Fortſchritte und die Preßfreiheit Rückſchritte machten! 

Cbenſo mögen es einſichtsvolle Preußen erwägen, ob bie bei ihnen unter dem Schutze ver 
Ausuahmömafregeln ſeit 1819 und 4849 vurchgeführte Vertauſchung der deutſchen Peliti mit 
ber durch Rußland Herbeigeführten, des männligen Fortſchritts in der Entwicelung zu wah⸗ 
ter Staatogroͤße und einer auf bie innige Einheit mit Deutſchland geſtütten kräftigen und 
furchtloſen Politit mit dem Rückſchritt zu jener kleinlichen Mittelſtaats- und Schaufelpolitif, 
ihnen Oröge, Macht und Ruhm ſichern, oder ihnen ferner ähnliche große und zahlreiche Beſchä⸗ 
mungen uni Nieverlagen wie vor und nad den großen Befreiungsfriegen bringen Bönnte. 
Sie mögen prüjen, ob Preußens Ehte und nöthige Machtgedße gedeihen können bei dem durch 
Preußens Volitit mitverſchuldeten gegenwärtigen Zuſtand Deutſchlands, ob ſie gedeihen koͤn⸗ 
nen, ehe jene großen Flecken im ver hoffsinifchen und kurheſſiſchen Geſchichte von ihn in der 
Art befeitigt werben, bag es Oſterreich ebenfo zu deren Auötilgung beſtimmt, wie es felbft zu 
deren Begrkubuug von Oſterreich fich beftimmen ließ. 

Beide enblich, Oſterreicher und Preußen, mögen prüfen, ob ihrer wahren Größe ver bisher 
angebentete Zuflanb Dentſchlands wirklich entſpreche; und ob felbR dann, wenn fie bei uns 
deutfher Politik gefihert fein koͤnnten gegen ähnliche entieglihe Niederlagen, wie vor den 
Befreiungskriegen, ob felbft dann ihre de ut ſchen Fürften und Vollsſtämme je mit dem Bes 
wußtfein erfüllter Pflicht und Beſtimmung eine immer tiefere Erniebrigung und Die endliche 

der deutfhen Natton, deren Kinder fie find, mitanfehen könnten? 

Für die übrigen deutſchen Volkoſtämme und Regierungen aber ift foniel klat, daß, wenn 
dem tiefern politiſchen Berfalfen der deutſchen Nation nicht bald Einhalt gethan, und wenn-etiwa 

tfteenblich unvermeidlich herbeigeführt würde, fle nicht einmal, wie die Großſtaaten, von 
dem alsdann fehimpflid, gewordenen Namen Deurfche in einer andern ſelbſtaͤndigen Exiftenz fi 
Isöfagen tönnten. Die wirklichen und mögligerweife fogar nahen Gefahren ſelbſt wollen wir nicht 
weiter, als bisher gejchehen iR, andeuten. Wer nicht einficht, daß die alte Pietaͤt gegen Fürften- 
haͤuſer leider fehr vermindert, daß das Gefühl und Bedürfniß deutſcher Nationaleingeit und 
Ehre und nach einem ehrenhaften ſelbſtaͤndigen politifchen Zuftande In immer größerer Aus⸗ 
dehnung wãchſt, wer hierbei die Gefahren eines folgen Ausnahmszuſtandes wie der oben ge⸗ 
NGiberte nicht einſehen will, mit dem wird man vergeblich politifch echten. Aber es werben auch 
die Örgengrünve, welche noch neulich ein folder Staatsmann vernehmen ließ, Andere wenig 
Überzeugen. Da mußten wir Hören: deutſche Bürger and Bauern fühlten gar keinen Verdruß 
über Das, was einige eraltixte Patrloten in folge Bewegung. fee. Sie feien auch von dem 
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Rechte der Regierungen überzeugt, durch die augeblich verletzenden Ausnahmsmaßregeln den 
revolutionären uͤbermuth von 1848 zu ſtrafen und zu zähmen. Das Volk wiſſe au, daß bie 
Hleinern Regierungen ven mädtigern nachgeben müßten. Diefe Gründe vervienen wenigſtens 
eine ehrliche Prüfung. Sole Gegengründe aber wie bie, melde ein Staatsmann, bald nad 
ven kurheſſiſchen und holſteiniſchen Geſchichten, ven Abgeoroneten einer liberalen Stadt 
gegenüber ausſprach, darf man hoͤchſtens nur erwähnen, um vie Verblendung bed reactio⸗ 
nären Fanatismus zu veranigauliden. Gr, diefer Staatämann, erwiderte nämlid jenen 
Bürgern auf ihre Klage, bei folgen reactionären Maßregeln, welche Bürger ihrer Stadt 
durch willkürliche Conceffiomsentziehungen und andere Wahlcorruptionsmittel betroffen hät- 
ten, würben ja offenbar Recht und Gerechtigkeit mit Füßen getreten: „Ha! merkt ife bad! 
Nun dad ift recht, dann feht ihr auch, was wir können und wollen, und werbet ud fügen.” 
Das ift denn doch noch ſchlimmer ſelbſt als das befannte Witzwott eines andern Staatimannd 
zur Belämpfung der Empörung des logiſchen Verſtandes und bes rechtlichen Gefühls gegen den 
Gedanken, die armen Kurheſſen, weil fie ihre Berfaflungs- und Richtereide nicht brechen wolls 
ten, „als offene Aufrührer“ beftrafen zu bürjen. Einen Rechtfertigungsgrund freilich für 
neue Dragonaben fonnte der Wig von den „Revolutionären in Schlafrod und Bantofein” 
natürlich ebenjo wenig abgeben, als die merkwürdige Entfhulvigung in ver bairiſchen Kam: 
mer, der eigentliche Gegenſtand der beflagensmwerthen Operation fet ja gar nicht bie Demüthie 
gung ber armen Kurheffen und Holfteiner, fondern die Demüthigung Preußens geweien. Do 
laſſen wir folge und ähnliche Äußerungen, welche felbft einen tiefen Schatten auf die Heilig⸗ 
keit deutſchen Volksrechts und auf unfere politifgen Zuſtände werfen, und gehen wir zu jenen 
exften drei Gegengründen über. 

Es ift allerdings nur zu wahr und auch theilwelfe eine gute Entſchuldigung für mande 
verlegende Regierungsmaßregel, daß in der beutfchen Nation, infolge langer politiſcher Unter: 
drüdung, die uralte edelſte Eigenſchaft unferer Vorfahren weniger wirffam if. Wir mein 
die evelfte Eigenſchaft überhaupt aller würbigen freien Völter, ein energiſches Rechts⸗ und Gri: 
heits⸗ und Ehrgefühl, weldes durch ſchnellen einmüthigen Ausdruck bei Verlegung veffelben 
die Verlegenden zur Zurücknahme und noch mehr zur Vermeidung ihres Unrechts heflimmt. 
Auch Hält das tägliche Geſchäft und ein Überrefl ver reactionären Richtung feit ben verlehrten 
radicalen Erfheinungen von 1848 und 1849 und dann der Drud unfers Ausnahmszufanded 
die Außer ung politifher Misftimmung vielfach zurüct. Doch wird fein Unbefangener behauy- 
ten, bie deutſche Nation gehe jegt fittli und in höherer Bildung und Cinſicht rückwärts, feiner 
vollends, daß fie fo tief gefunfen fei, daß, weil fie ruhig alle Ausnahmömagregein hinnchme, 
jene evelften Gefühle in ihr erftochen feien, und kaum fanden wir unter Tauſenden einen peut 
fen Mann, ver ohne tiefverlegte Gefühle die holſteiniſchen, bie kurheſſtſchen, die medien: 
burgifgen, die Iuremburgtfcen, die haunoveriſchen Geſchichten, das Lonboner Protokoll. bie 
Verſteigerung ber beutfchen Flotte, bie Goncefftonsentziehungen und ähnliche Maßregeln beſpre⸗ 
Gen Eonnte. Alle reactionären Mafregeln vor 1848 haben fogar niemals ein halb fo großes 
allgemeines richtiges Verflänpniß gefunden, eine ſolche Verlegung des Chr⸗ und Mechtögefühls 
bewirlt. Mit der unvergleiglichen Verftärkung unfers Ausnahmszuftendes hat bie Verflim: 
mung gegen venfelben Schritt gehalten. Sehr jchlechte Rathgeber aber müßten Diejenigen fein, 
welche e8 überfehen wollten, daß bei irgend Eräftigen politifh unfreien und bedrüickten Wölfen 
yolitifche Misftimmungen in der Stille dauern und wachen, bis ein entſprechendes größte? 
Ereigniß fie plöglih fowie 1848 in unbegreifliher Schelle und Allgemeinheit zum lauter 
Ausdrud bringt. 4 

Wahr ift e8 ebenfalls, daß im Jahre 1848 höͤchſt widerwärtige und verbrecheriſche Uber: 
treibungen und rabicale Aufruhrgeſchichten vorfanıen, und Fräftige Gegenmittel der Regierum: 
gen rechifertigten, ja übertriebene zum Theil entſchuldigten. Dod wir ein geredhter und fun: 
diger Beurtheiler der Geſchichten der andern nach Freiheit ſtrebenden Nationen zugeben, daß dieſe 
Cxeeſſe nicht nur ins Verhãitniß zu dem von den Regierungen thatſãchlich ſelbſt anerkannten langen 
vorhergehenden Unrecht mäßig waren, und daß ſoiche bei großen Nationalbewegungen nur allzu 
häufig find, fondern — was die Hauptſache Ift - daß der tauſendfach größere Theil der Nation 
ihnen fern blieb, vielmehr die Throne und die Ordnung glei zu Anfang ver Bewegung rettete 
und durch feine bewiefenen Gefinnungen ihre Untervrüdung leicht machte. Sollte wol nun 
die der Regierungen wie der Nation unwürdige Anſicht noch einer Widerlegung bevürfen, de⸗ 
die Regierungen das Recht in Anſpruch nehmen koͤnnten, die deutſche Nation wegen des 
unterdruͤckten, an den Schuldigen ſchwer beſtraften Unrechts belichig züctigen unh für seit: 
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18 eflären zu dürfen! Die richtige Regierungepolitit vollends wirb ebenfalls die Aus— 
nahntmaßregeln nicht rechtfertigen. Waren fie es ja doch vor allen, welche 1848 die ges 
führe Bewegung und den füttlichen Unwillen ſelbſt ver ehrenwertheften confervativen Män- 
ner hervorriefen! : 

Endlich wollen wir auch nicht verfennen, daß bie kleinern deutſchen Regierungen, weil fie 
der wohlthätigen Stüge einer Nationalrepräfentation entbehren , oft für die ehrenvollften und 
heilfamften Maßregeln ver beften Kräfte und Mittel beraubt find. Müſſen ja ſelbſt vie Groß⸗ 
mähte, fo Ofterreich im ruſſiſchen Kriege, benfelben Mangel bitter empfinden. Auqh iſt es und 
nod In guter jerung, wie ehemals die Metternich’fche Politik, welche Deutſchland als ein 
Bafallenland für ch anfah, und welche zur Durchführung bed der heutigen Gultur. 
widerſprechenden despotiſchen Syſtems in Ofierreich auch bie Freiheit in Deutſchiand hafſen 
wußte, nicht blos den Fürſten und Adeligen ſchmeichelte, ſondern durch ſchoͤne Phraſen von ber 
„bewundernöwerthen vortrefflichen deutſchen Nation“ zu Gunſten ihrer Entwuͤrdigung auch 
die bürgerlichen eiteln Thoren in derſelben Weiſe zu bethören ſuchte, und fo Alle zu Ihrem 
Schaden zum Öfterreichifchen politifhen Syſtem zu beftimmen firebte. Dennoch ift jene alte mi: 
nißeriele Tãäuſchung längft wirkungslos, daß bie Regierungen ber Eleinern Staaten die Aus⸗ 
nahmömaßregein und die ſcheinbar auswärtigen Freiheitsbeſchraͤnkungen ihrer Untertanen flets 
ungern gutgeheißen und vollzogen hätten. Welche unermeßliche Kraft hätte unvermeidlich 
der offene gemeinfame Widerſpruch auch nur einer Anzahl deutſcher Fürften gegen bie neuen 
Ausnahmöbefhlüfie, vor allem gegen vie Beſchlüſſe in der Holfteinifhen Sache, gegen Be⸗ 
ſchlüſſe welche vie Heiligften, von allen deutſchen Fürſten anerfannten, ja eben noch verthei⸗ 
bigten urtundlichen Rechte eines edeln deutſchen Volksſtammes, vie Iegitimften Succeſſions⸗ 
tete eined deutſchen Fuͤrſtengeſchlechts, ja eines ber herrlichſten unb wichtigſten deutſchen 
Srenzlande dem übermüthigen Auslande und fehr wahrſcheinlich Rußland hingeben, welde 
fomit Alles, was Deutſchland durch das frühere Preisgeben anderer Grenzlande, der Dft: 
ſeeprovinzen, des Elſaß und Lothringens erlitt, noch weit überbieten. 2) Kommt ja doch 
hier zu ver allgemeinen nationalen Chrenpflicht, dad Gebiet und bie Macht der Nation gegen 
dad Ausland zu behaupten, der wirklich zu Gunſten Schleswig: Holfteins im Verein mit den 
braven Bewohnern vom deuiſchen Fürftenbunde übernommene gemeinfchaftlihe Vertheidigungs⸗ 
krieg. Hier gilt es alfo, dad Vertrauen auf ben zugefagten Schug Deutſchlands und der deut⸗ 
fen Fürſten zu erhalten. Welche Macht Könnte nun wol Hier deutſchen Regierungen, welche, 
bie heiligften Ehrenrechte der Nation und ihrer Kürften wahren wollten, aud) nur nachträglich 
zu einen zuſtimmenden Ja zwingen! Wir fürdten überhaupt, es wird bie öffentliche Meinung 
die Schuld verlegender Ausnahmsmaßregeln, zumal folder, von welchen die Heinern Regierun: 
gen willig den fhönften abſolutiſtiſchen Mugen ziehen, nicht mehr allein ven Großmächten 
aufbärden. Und wenn fie es thäte, fo würde biefes ja nicht einmal die Gefahren abwenden, 
fondern nur das Übel ärger machen. Denn es müßte ja doch wol vie Nation doppelt unmuthig 
machen gegen ſolche Einrichtungen, die fie fo weſentlich bedrücken, ohne daß ſelbſt der gute Wille 
ihrer Regierungen bie Kraͤnkungen ihres Rechts und Ihrer Ehre abzuwenden vermoͤchte. 

Mit einem Worte ndlih: Alle, die außerhalb der Regierungskreiſe ſtehen, koͤnnen ſich, 
angefichts des nad der allgemeinen Nationalerhebung von 1848 fo ſchnell wieder Über 
Deutſchland hereingebrochenen Ausnahmözuftandes und feiner verlegenen und gefahrbro- 
henden Wirkungen, keine Pflichten und Nöthigungen venken, irgend vergleichbar den Vllech⸗ 





32) Daß die — biefer Beſchlüſſe auch rückſichtlich Schleswig⸗ Holſteins leider nicht bewirlt wers 
den kann durch bie ent (1858) zu erwartenden Bundesbeſchluͤſſe, wie Löblich auch ihre einmüthige ü 
dung und fie ſelbſt fein mögen — dieſes ergibt ſich ſchon daraus, daß ſie vor ich die Haupı x 
bie ber Union und bes legitimen beutfchen Erbredits,.nicht betreffen. Ohne diefe aber kdan ⸗ 
ten ſelbſt die Zolſteiner und die Lauenb en fpätere 5 en der bänifcgen Des 
mofraten, nach biel anberweitigen Borgängen, und ſelbſt ben Geſetzen des völferrechtlichen 
Bmbes, feine Hülfe ertvarten. Das —— Schleswig aber bliebe vollends dem Kaffe vreisgege⸗ 
ben, welchen feine dentfche Nationalität und Dentfchlands frühere je Bertheidigung berfelben ihm in 
Dänemark erweckte Destuegen kam man bereits in England, wo bie verfehrte Politik des zuweilen leicht⸗ 
fertigen erften —— Miniſters in Beziehung auf das Londoner Protokoll allgemein getadelt iR, und 
auch in deutfchen ungen, ja nad} ber „Allgemeinen Zeitung” vom 12. Jan. 1868 (Beilage) auf hochſt 
wenigti Das Koiboner Fentle —5 " ⏑,—————— 

ondoner Protololl au die altlegitime Union wieberher; erfläcen 

ſchon jept Viele ala unvermeidlich, * aniſche —— — Orfteb rege 

Staats⸗ Lexikon. IL 31 


aus, daß eine Kerifer 
„„ber Wumdesverfaffung auf wahrhaft — und nationaler Grundlage —— 
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ten und Beſtimmungsgründen für feine alsbaldigſte Aufhebung! Daß die letztern bisjett nit 
flegten, dieſes kͤnnen wir nur allein ven Taäͤuſchungen leidenſchaftlicher Meactiondfrennde zuſchtei⸗ 
ben, welche ja ſchon oftmals, in. England und Frankrelch ſogar doppelt, ſich und noch mehr die 
Fürftenthrone durch ihre Verblendung ins Verderben flürzten. Aber wir dürfen nichts Wei⸗ 
teres hinzufügen. Das Bisherige genügt wel für den Verſuch einer pflichtmäßigen Begrün- 
dung unferer obigen ſtaatsrechtlichen und politiſchen Überzeugungen. Das fpöttifde Läden 
aller Derer aber, welche an einer frievlichen Lofung unfers Rationaffpicfals und an Erhal⸗ 
tung ber monarchiſchen Ordnung allen Glauben aufgaben, wuͤrde und nicht irren, ebenfo 
wenig als bisher, und ebenſo wenig der Unmuth Derer, weldien die Enthuͤllung unfers Zu: 
ſtandes und feiner Gefahren unbequem iſt. Der Erſtern frohe Wünſche für die Koribaner ber 
geſchilderten Politik und für ihre Gerbeifüheung radicalen Umſturzes welcher uns Ahnlies 
bringen wäre wie unſern Nachbarn, wird die Vorſehung und ber geſunde Verſtand der Ras 

tion vereiteln. Den thoͤrichten Wahn der Audern dagegen, daß nicht das Übel ſelbſt, fondern 

die zu feiner Heilung nöthige Wahrheit verderblich ſei — dieſen macht alle Geſchichte zu Shan: 

den. Wen aber dad Viöherige noch nicht genügend überzeugt, der rufe ſich doch nur eine bent- 

Ude Vorftellung zurbd von der im Fahre 1848 zum Ausdrud gelangten allgemeinen fitligen 

und rechtlichen Verwerfung unfers damaligen Ausnahmszuſtandes und feiner bie Ehre un 

Mat der Nation verlegenden Mafregeln, von diefer Verwerfung, welche damals und auf 
noch nad) der Auflöfung ber Frankfurter Verſammlung alle deutſchen Regierungen ebenſo theil⸗ 
ten wie die Rationalüberzeugung von ver Notwendigkeit einer gründlichen Bunbedreform 
zur Befeitigung ber allergröpeften und dringendſten Gefahren. 2°) Sobann aber vergleide 
ex unbefangen die erneuerten Ausnahmszuſtaͤnde, die erneuerten Verlegungen der Gefühle für 
die nationale Ehre, Einheit und Macht, und frage ſich dann, ob fie, und mithin aud) jene Ge⸗ 

fahren jet nicht ungleich größer find als zuvor. 

Doch eben wir nicht von den allerdings vielfachen und großen Gefahren unferer Aut: 
nahmözufände. Wir appelliren viel Keber an ein höheres Motiv als bie Furcht, an das bök: 


33) fr erinnern aus der ganzen Flut felbf der damaligen amtlichen Erklaͤrungen mur an nad: 
folgende drei. Das Bundestagsprotoßoll vom 8, März 1948 (alfo noch vor dem Worparlament) 
fagt unter Anderm: „Schon die Grundlage des Bundes war eine mangı und abe. y 
@egenflände waren darin aufgenommen, bie füglich dem einzelnen Bundesflnaten hätten überlaffen blei⸗ 
ben fönnen, während andere und wichtigere von befien Gombetenz ausgefchloffen ober doch nur als Ber: j 
fprechen oder Wunſch * wurben. Die Erfuͤllung ſolcher Derfpreien und Wünfche wurde aber 
von der Einhelligkeit der Stimmen abhängig umb dadurch bie Erreichung eines befriedigenden Mefultats 
von vornherein numöglich Eger f diefem Wege konnten bie zu einem wahren und fräftigen Dan⸗ 
unentbehrlichen Iuftitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger zur Anwendung grad werben. Det 
Souveränetät der einzelnen Bunbeoftaaten wurde dadurch eine Ausbehrung gegeben, welche bie Birl: 
famfelt des Bundes in ftets engere Grenzen einzwängen mußte. Kieraus entfpraug bie Abhängigfeit der 
—— Alina von fperiellen Inftructionen und bie Unmögtichfeit der Entioidtelung. Die Br 
tololle der Bumbesverfammlung waren nichts mehr als ein Repoktorlm von Vorträgen und ei 
Aoftimmingen ohne inneres Peben und Sufemmenhang, ohne Austanfch der Ioeem und Mnfichten, ohr⸗ 
ein ng darans mit Bolgerichtigkeit ergebenbes Refultat.‘ . 

„Kein Wunder, daß nach allem Obigen das Anfehen ber Bunbesverfammlung von Tag zu —55 
fanf, und fi weht in fein Gegentheil verwandelte. Dies mußte um fo mehr und um ſo ſchueller ⸗ 
[7 fi} mehrten, wo von vielen Ben die mitfam zu Stande gebradtes 











ſchehen, als die Fä 
Bundeshefchlüffe Hänfig nicht pablicirt, oft nicht Sefolgt und zuweilen als geradezu unverbindlic, erflärt 
wurben. In mauchen Bunbesgebieten iſt weber bie Bunbesarte, noch die Schlußacte und bie anders 
Grumdgefege des Bundes jemals gefehlich befannt gemacht, nur zu häufig if der Vollzug der Bundes: 
beſchlũſſe von den Beflimmungen ber —— abhängig gemacht worben. Nur diejenigen Yan 
desbefchläffe, welche ber dffentlichen Meinnng entgegengetreten, und beren Berant: 
wortlidgfeit die-Bundesregierungen lieber bem Bunde überliegen, murben alt 
Bundesgefepe publicirt und als ſolche auf deren Befolgung gehalten. Bie fommte di 
das Bolt Bertranen zum Bunde umb befien Organ, bie Bundesverfamminng, faffen, ja wie fonnte er 
nur in das Öffentliche Bewußtſein Übergehen!...“ f 

„„Rach Obigem nruß erfannt werben, daß bie Verfaffung des Deutſchen Bundes, meun Deutfälae 
Rark und friedlſch bleiben ſoll, einer Mevifion auf breiter nationaler Grumblage bedarf. ...“ 8 

Nach ausführlicher Erörterung des Vortrags wurde in Übereinftimmung mit bem Andder 


für die deutſc 
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ven allen Motiven, an das einer gewiſſenhaften Treue, Gerechtigkeit und Chre unſerer Fürſten, 
deren Exiſtenz mit einem ehrenvollen gerechten Zuſtande ver Nation fo innig verwachſen iſt, daß 
fie die ihm widerſprechenden Ausnahmszuſtände, ſobald fie dieſelben als ſolche klar erkennen, 
gat nicht dulden koͤnnen. Es fommt alſo nur darauf an, daß die Bürger, die Rechtslehrer und 
Gtändeverfammlungen, jebe feige Rückſicht wegwerfend, offen Recht, nennen, was Recht, und 
unrecht, was Unrecht iſt. Lediglich dieſer Muth und pflichtmäßige Entſchluß wären nöthig, um 
alsbald unſern Ausnahmszuſtand mit feinen unglücklichen Folgen zu beſeitigen. Er kann ſelbſt 
bei der alten Bundeseinrichtung ebenſo gut alsbald wegfallen, wie er in den erſten vier Jahren 
feiner Begründung fehlte. Daß aber auch das Beſſere, daß auch eine, allen Betheiligten, ben 
—— den kleinern deutſchen Fürſten und dem Volk entſchieden vortheilhafte Bundes⸗ 
reform möglich ſei, wurde in unſerm Art. Baden (S. 167) nachgewieſen. Belder. 
Belehnung, f. Lebusweſen. 

Bolksbelebrung. Die hoͤchſte Beſtimmung der Menſchen, welche fie durch 
wechſelſeitige Mitheilung und beſonders auch durch eine gut eingerichtete Staatsvereinigung 
errrichen ſollen, iſt mögliäfte allſeltige Ausbildung und Vervollkommnung. Der beſte Staat 
iR derjenige, welcher vie höchſten Zwecke der Menſchheit am wenigſten ſtoͤrt, am kräftigſten 
foͤrdert, und ber ebendeshalb, wie für die menſchlichen Endzwecke fo auch für feine eigene 
Kraft, Wirkſamkeit und Dauer, in der gerechteſten und freieften Staatsorbnung alle Kräfte 
und Befttebungen feiner Bürger vereinigt. Daß hierzu die möglihfte Verbreitung der Einflcht 
und Aufklärung , namentlich auch der dad Gemeinweſen betreffenden oder ver politifchen weſent⸗ 
lich fei, biefes iſt klar. Es wurde auch ſchon oben in den Art. Aberglaube und Aſſociation 

Namentlich wurde gezeigt, daß politiſche Cinſicht und Bildung und freie thätige 
bolitiſche oder patriotifche Beſtrebung der Bürger, weit entfernt, die Ordnung und Treue zu 
gefährden, vielmehr ebenfo weſentlich für He und zur Ausſchlleßung anarchiſcher und revolu⸗ 
—— Buftände wie für die geſetzliche Freiheit und für die Kraft und die Bluͤte des 

aats wirkt. 
So iſt denn alfo moͤglichſte Belehrung des ganzen Volt, namentlih auch politifhe Beleh⸗ 


unter welchen Wirkungen und enwirkungen die Ration, na fe unter dem Drucke der Fremd⸗ 
jaft umb ber mach der Rheinbundepolitif zu neuem ußtſein erwacht war, endlich ihre 
Verſaſſung erhielt, und eig Urfachen es waren, bie auch bie befiern Keime, bie 
die Bunbesarte darbot, erfl kn vo von 33 Jahren liegt 2 uns; die Thätigfelt der 
3 mmlung zeigte ſich faſt nur im ‚und auch hier bie Turembur jer Sache bes 
wiefen, bag fie ihren @liedern nicht den äußern Es. und bie braunfchweiger, ihnen nicht 
den Innern Schutz gewähre, die holſtein⸗ſchleswiger aber, daß fie vor herannagenben Gefahren bie Augen 
fäliege. Da, wo bie Autorität des Bundes in Anfpruch genommen wurbe, um jene —— Bules 
ſpalte zwifchen ben Regierungen und nen Ständen zu lichten, traten bie unfeligen Incompet 
erflärungen ein, bie dem Bunde zu bem Schaden mod} den Spott aufladen. Kon: ne 6 ſchon ber näı 
Ren Aufgabe nit u — fe mußte fi die — bes en da de son midi er⸗ 
weiſen, wo es fh um poflti en 8 ; die Artilel ber Bundesa⸗ 
völferrechtlichen Verein Sinne emeinn: —5 onen in Ausſicht keit, ſind gr in &rfülfung 
— es war Pre By e Barticuli Bee nad) irgenbeiner Richtung hin in Ginflang zu 
Meine 6 ESanfpie, welches dieſes Ießte ganz Dentichland umfaffende Organ 
beat, war ein ic! Riemand, der mit der nußs und mwürbelofen Bis des ——— 
zumal in feinen legten a 1 —* — iR, wird ſich eines Gefühle erwehren können, an dem Kum 
mer unb Unmut gleichen The: Sol und muß daher die Revolution geendet werben, und 
war nicht blos —— daß ee Kräfte gewaltfam niebergehalten werden, fondern zugleich 
durch bie Befeftigung bes echtsyußanbes in Deutſchland, fo iR ber Abichluß der — Verfafſungs 
kriſe die ie ale einer politifhen Orbnung, bie bie "Eingeit der Nation — rer möglichen 
und berechtigten Bel jen verbürgt, die ehe und oberfie Bedingung je Gelingens 
Inder felik ———— Einladung zu ben Dresbener nferenzen im December 1850, 
nachdem diefelbe von ber „, er als dringend notwendig“ anerfannten Bunbesreform gefprodhen, Heißt 
es: „Und dennoch muß man ſchnell au hiess Ztel gelangen, will man nicht bie Bande, bie 
feglich und naturgemäß bie beutfchen Staaten aneinander Fnüpfen, immer mehr ſich Iodern, 
will man nicht die deutfchen Berhältniffe einer völligen Aufldfung ent ak 
und den Bund in ber entopäifhen Staatenfamilie a Fi tateit 
traurigen Beute werben fehen. Im übereinkimmender weit je äußerte ich ‚Sen in feiner 
labung vom 12. Dec. 1850. 6 Protokoll über die Eröffnung ber ——— am 23 —X 180 Ente 
haͤlt aufs meue übereinftimmenbe Erflärungen ber Bevollmächtigten beider Großmaͤchte und bez Beooli: 
mächtigten aller übrigen Bunbesflaaten. Bergl. die von Meifterhand gefchriebenen ,Vaterlandiſchen 
Sefte“ (Monheim 1854), I, 106 fg. zi · 
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rung, theild ald unmittelbare Beförderung der hoͤchſten Menſchenzwecke felbft, theils als eined 
der wichtigſten politifhen Mittel für das Staatswohl nothwendig und nützlich. Aber wodurch 
und wie ift zu belehren? 

Die Belehrung muß ausgehen einestheild unmittelbar von allen mögligen Lehranſtalten 
und Lehrmitteln; von der Kirche und dem kirchlichen, religidfen und moraliſchen Unterriät, von 
den fämntlihen Bildungsanflalten, von der Volksſchule an bis hinauf zu der Alabemie ver 
Wiffenſchaften; ſodann von der Prefle oder von Schriften aller Art, von Schriften für die 
Gelehrten, für die Gebilveten, für die Jugend und das Volk; beſonders aber auch von den 
fogenanten periodiſchen Schriften, von Zeitfchriften, Zeitungen und Kalendern und von Gele⸗ 
genheits⸗ oder Flugſchriften aller Art. Sobann aber muß die Belehrung , und insbeſondere bie 
Volksbelehrung, mittelbar ausgehen von dem Leben, von den gefellfpaftlichen Cinrichtungen 
und Vereinigungen , von ben Öffentlichen reichs⸗ und landſtaͤndiſchen, won ven Brovingz ober 
Landraths⸗, Schwurgerichts⸗ und Gemeindeverſammlungen, von den freien Affoclationen und 
Geſellſchaften und Volksfeſten aller Art (f. Aſſociation); auch von ben Theatern, zumal wenn 
diefe, fowie im Altertfum, vollsmäßig und national würben. Vorzüglich für die große Meffe 
des Volks, welche weniger lieſt und auch, wenn fie lieft, doch weit weniger für prüfendes Nachden⸗ 
ten, für Reflexion und Abftraction und für bad Allgemeine ald für unmittelbare Anſchauum⸗ 
gen, für lebendige Eindrüde und Gefühle und für das anſchaulich dargeftellte Beſondere und Ge: 
fchichtliche empfaͤnglich ift, wird dieſe lebendige Volksbelehrung weitaus die reichfte und wigtigfe 
Duelle der Bildung. 8 ift deshalb auch wenigflens fehr einfeitig, vie Bildung eines Voll 
blos nad der Zahl der Lefenden und Schreibenden berechnen zu wollen. DÖffentlige un 
Geſchworene n⸗Gerichte z. B. geben dem Volke mehr Bildung und Kenntniß von feinem Reit: 
zuſtande als alle Neditöfatehismen. Sie wirken auch auf die öffentliche Moral Heilfam, wie 
dieſes nicht blos die Beamten von England und Frankreich, fondern fo gut wie einftimmig die 
Beamten der deutſchen Rheinlande bezeugen. Manche, welde das Geſchworenengericht nicht 
kennen — benn Diejenigen, welche es felbft beobachten, werben, wie Grolman und bie tref⸗ 
lien Mitglieder ver koniglich preußiſchen Immediatjuſtizeommiſſion, aud wenn fie früher 
deflen Gegner waren, durch die eigene Anfchauung faft immer feine entſchiedenen Vertheidiget — 
fürdten zwar die Veröffentligung des Schlechten. Aber diefes vernimmt das Volk dod. Nur 
vernimmt ed daſſelbe nicht in der befländigen Verbindung mit überlegener und imponirender 
Öffentlicher Misbilligung und Verwerfung und unter dem moraliſchen Eindrucke eines würde: 
vollen Öffentlichen Gerichts und der Stimme des öffentlichen Voiksgewiſſens. Dieſes, daf 
gerade hierdurch die böfen Eindrücke fo fehr Überwogen werben, und daß zugleich die Belehrung 
und Wirkung durch dad Leben, durch vie Öffentlichen Einrichtungen und Handlungen fo unend⸗ 
lich wirffam ift, dieſes müffen weiſe und gewiſſenhafte Regierungen und öffentliche Behörnen 
ſtets HöHf forgfältig Beachten, ähnlich wie z. B. unfere gegenwärtigen fürſtlichen Famillen durch 
ihr würbiges Privat: und Familienleben — mit Freude fann man e3 fügen — faſt fünmtlidh 
eine hoͤchſt wohlthätige öffentliche Lehre geben. Denn gewiß iſt es einestheils, daß z. B. alle bioß 
wörtlichen Belehrungen über Achtung des Rechts und ber beſtehenden Ordnung auf hödf 
gefährligeZBeife vereitelt werden würden, wen etwa in einem ande allmälig die Vorftellungen 
im dem Volke entſtünden, es werbe bie Öffentliche Treue und Gerechtigkeit und bie öffentlide 
Moral von oben und durch tteulofe Diener ungeftraft verlegt, von ihnen etwa Die Heiligkeit ber 
unabhängig fein follenden Juftiz, der frei fein ſollenden Volksvertreter durch Veſtechungen, 
Berfolgungen oder irgend andere Willkür unterbrüdt. Auch hier aber würbe anderntheils ein 
preßfreies Öffentliches Gericht über Verkehrtes und, wie bei dem Öffentlichen Geſchworenen⸗ 
gericht, die Verbreitung der öffentlichen Rüge und Strafe zuglei mit dem Böſen nur hoͤchſt 
heilfam fein. Das Böfe würde fo nicht blos weit mehr verhindert werben. Es würbe auf 
unglei weniger ſchädlich wirken, als wenn es trog alles Dunkels dennoch geheimnißvoll und 
in Verbindung mit dem verlegenden Gefühle feiner Ungeftraftheit und der Volkshülfloſigkeit 
von Munde zu Munde geht. Gerade alsdann erft wird es außer der moraliſchen Berberbniß 
allmälig eine Unzufriedenheit und Misachtung ber öffentlichen Ordnung begründen, welche bei 
ber erften Gelegenheit zu gefährlichen Ausbrüchen führt, jedenalls die moraliſche Kraft det 
Vertheivigung in der Stunde ber Gefahr vernichtet. 

Eben wegen biefer überriegenven Wichtigkeit der DVolköbelehrung mittelbar durch bad 
Reben ſelbſt if von den Drudiäriften inobeſondere auch gerade derjenige Theil, welder fih, 


ſowie die meiften Zeitz und Flugſchriften, durch Inhalt over Form befonderd eng an das 


wirkliche Leben und an bie Volksgefühle und Anfchauungen anſchließt, vorzugsweiſe einfluß: 
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reich für die Belehrung und Verebelung des Volks und auch geeignet, der Einwirkung ber 
übrigen Lehr⸗ und Bildungsmittel erft größere Verbreitung, Nachdrücklichkeit und Dauer zu 
verſchaffen. Veſonders find aud) die Localblätter und, wenn ſie an ſich für das Volk geeignete 
Mittheilungen enthalten, die Kalender unendlich wichtig für die Volksbelehrung. Die legtern 
find es, weil jie ganze Jahre lang in der Hand des Volks bleiben, am allgemeinften und bis 
in die ärmften, entlegenften Hütten verbreitet werden und an fo mandem Sonntage over 
Binterabende oft wiederholt die Duelle der Unterhaltung bilden. 

Über das Wie ober über die Art ver Belehrung läßt fh im Allgemeinen nur Folgendes 
ſagen. Es muß zuerſt für jeden Kreis der zu Belehrenden die angemeſſene deutliche und ein⸗ 
dringliche Form gewählt werden, alſo für das Volk die oben angebeutete, deren richtige Durch⸗ 
Führung freilich ſehr ſchwierig if. Vor allem Halte man ja ebenfo wenig das Volk wie die 
Jugend unzugänglich für das Hohe, Tiefe und Schöne. Weil je dieſes ſowol in Inhalt und 
Form in den Heiligen Schriften finden, in welden Longin mit Recht die größten Mufter erha= 
bener, tiefergreifender Darftellung ſah, fo find gerade dieſe Schriften ſtets eine fo tiefe und 
reihe Duelle ver Jugend⸗ und Volksbildung geworden. Es gibt feinen bedauerlichern Irr⸗ 
thum, ald wenn bisher Viele das Seichte, Gemeine, Gedankenloſe, Wäflerige, noch dazu vom 
Reflerionsftanppunft aus, und ſorglos Dargeſtellte für Jugend und Volk verſtändlicher und 
beilfamer hielten, als dad Tüchtige in der gebiegenen anfhaulien Borm. Überhaupt, wozu 
wäre ber Lehrer und der Schriftfleller, wenn fie nicht höher ftünden als ver Schhler und Lefer, 
nlicht etwas Beſſeres gäben,, als diefe Letztern von ſelbſt Haben und überall um ſich herum finden! 

An das erfte Geſetz, daß man nämlich deutlich rede fhlieft ſich zunächft natürli das an, 
daß man, mit Vermeidung alles Unmwürbigen und Shälihen, Gutes und Nützliches, und 
war, foweit möglich, in jevem Kreife und zu jeder Beit ſtets das Befte und Nühlichſte vebe. 
Wahrlich, es iſt eine heilige Pflicht und eine ſchwere Verantwortlichkeit für Alle, welde durch 
Wort und That ihren Mitmenſchen Lehre ertheilen, daß fie dieſes hohe Geſetz und vie Wichtig⸗ 
keit dieſer einflußreichſten aller menſchlichen Mitiheilungen erwägen, alles eigene Verkehrte ver= 
meiden und das fremde befämpfen, und zwar um fo forgfältiger, fe mehr die Lehre an Solde 
gelangt, Die, wie die Jugend und ein noch wenig aufgeflärtes Volt, in ſich ſeibſt vielleicht 
weniger Hülfsmittel finden möchten, dad Irrige und Verkehrte vom Bohren zu ſcheiden. Auch 
iR e8 keine Frage, daß die Strafgeſetzgebung nach dieſem Geſichtspunkte ihre rechtliche Unter— 
drũckungs⸗ und Strafgewalt gegen das Verderbliche und Straͤfliche mit Sorgfalt ausüben , daß 
fie ebenfo Diejenigen allgemeinen Vorbeugungsmittel, welche die Freiheit ſelbſt nicht aufheben, 
bie Formen und Sicerheitleiftungen,, welche bei aller Ausübung von Freiheitsrechten zuläffig 
find, anwenden muß. Aber freilich wird uns dieſes auf unferm Standpunkte — auch ganz 
abgefehen bier von dem Verhältniß der Preffreiheit zur Nationalehre, zur Verfaffung und 
zur Pflicht der Wahrheitsliebe — auch ſchon im Intereſſe guter Volksbelehrung nie eine Unter= 
brüdung ber freien Mittheilung durch vorausgehende willfürlihe Druderlaubniß ober Unter: 
fagung rechtfertigen, und zwar um fo weniger, je wichtiger etwa die Art ver Mitteilung ſowie 
bie ee g durch Zeit = und Volksſchrifien iſt. MWelder. 

f. Injurie. 


—X L "sergißte des Landes. — Belgien ober vielmehr das Land dieſes 
jũugſten europäifchen Staats und Konigreichs gehörte zu dem belgiſchen Gallien der Römer, 
ſpaͤter zu Dem Fränkiſchen Reiche, und zwar fowol den Volksſtämmen nah ſowie nad ver 
ſpätern Abfonderung größtentgeils zu dem Auftrafifchen oder Deutſchen Reiche. Es wurde dann 
mit dem noͤrdlichern, fpäter holländiſchen Nieberlande unter dem gemeinfhaftlihen Namen 
Rieberlande zufammengefaßt. Es war von den noͤrdlichern Niederlanden bald getrennt, bald, 
und noch zuleßt feit dev Orunbung des neuen Königreichs der Niederlande auf dem Wiener Con⸗ 
greß, ein Theil derfelben. Die Geſchichte dieſer ſüdlichen und der noͤrdlichen, der hollänbifchen, - 
Niederlande ift mithin zum Theil gemeinſchaftlich. Es gibt wenige Länder in dem europäiſchen 
Staatenſyſteme, welche zu den wichtigften Begebenheiten deſſelben feit dem Mittelalter in einem 
engern Bezuge geſtanden haben als bie Nieverlande, deren politifche Bedeutung, in allen 
Gpocden ihrer Geſchichte, größer gewefen ift, als es ihr materieller Umfang mit ſich zu bringen 
Teint. Ohne ſcharf ausgeprägte Naturgrenzen und auch in den Benölkerungen gegen ihre 
Nachbarn werer Gegenfäge noch ſchroffe Verſchiedenheit darbietend, find biefe Provinzen 
zwiſchen Frankreich und Deutſchland in eine Mitte geflellt, welche ihre ganze Eriftenz auf das 
innigfte und nächſte In die Geſchichte jener beiden großen Staaten verflochten hat, ohne darum 
iedoqh die Eigenthümlickeiten ihrer Nationalität zu verwiſchen, noch ihre Unabhängigkeit auf 
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längere Zeit hin zu unterbrüden. Diefe die eigene Entwickelung beſtimmenden Bezüge zu den 
Nachbarſtaaten find ein Haupt- und arakteriftifches Element in der politifden Griftenz der 
Niederlande. Ein zweites ebenfo wichtiges, ebenfo tief eingreifendes Moment ift das in ihnen 
ftattfindende Nebeneinanberbeftehen zweier gründlich geſchiedenen Nationalitäten, der norb= 
niederlandiſchen oder holländiſchen, der fübnicherländifchen oder belgiſchen, welche, ſeien fie 
unter berfelben politifhen Einheit zufammengefaßt, wie zur Zeit ber burgundiſchen Herrſchaft 
unb unter Karl V., oder zu gemeinſchaftlichem Zwecke miteinander verbündet, wie während ver 
Dauer des Koͤnigreichs der Vereinigten Niederlande, ober endlich feindlich einander gegenüber- 
ſtehend, wie während der neun Jahre von 1830— 39, doch immer einander haben aner= 
Eennen und ihre gegenfeitige Exiſtenz achten müffen. 

Auf dem nordweſtlichen Abhange des großen Beckens gelegen, dad von Oſten nah Weſten, 
durch die Rhein = und Wefergebirge, ven Hundsrück und die Ardennen gebildet, vom Rhein, ver 
Mass, Schelve und einer Menge bedeutender Nebenflüffe durchſtrömt, gegen Norden von ber 
Nordſee befpült wird, waren die Niederlande ſchon in ven Älteften Zeiten, bis zu melden in 
dieſen Gegenden hiſtoriſches Gedaͤchtniß Hinauffteigt, zwiſchen Gallien und Deutſchland ver: 
teilt. Der ſüdliche Theil der großen Nieverung bilvete bei der römifchen Eroberung durch 
Cäfar unter dem Namen von Gallia Belgica einen Diftrict von Gallien ; die nördlichen Ebenen 
zwiſchen Maas, Waal und Rhein, die Infel der Bataver genannt, gehörten zu Deutſchland, 
wie das benachbarte Friesland. Bataver und Friſen waren germanifdhen Stammes, währenn 
die belgifchen Bevdlferungen aus einer Miſchung celtifcher und deutſcher Voͤlkerſchaften beſtan⸗ 
den. Die fränkiſche Herrſchaft, der fih das Land während des 5. und 6. Jahrhunderis 
unterwarf (bie Sriefen unterlagen ihr erft im Laufe bed 7.), machte bald in allen Theilen 
deffelben das germanifche Element vorherrſchend; bie eigentlich belgifchen Provinzen wurden 
früh ſchon einer der Hauptfige der Sranfen, aus dem fpäter die Karolinger hervorgingen. Der 
Unterfchied zwifchen Rorb = und Südniederland tritt ſchon in diefer frühen Periode entſchieden 
und politif anerkannt hervor. Flandern und Artois gehören zu Neuſtrien, die übrigen Pro: 
vinzen zu Auftraflen. Der Bertrag von Verdun fanctionirte diefe Geſchiedenheit in noch 
beftimmterer Weiſe: Karl ver Kahle erhielt ben neuſtriſchen Antheil der Niederlande, Lothar 
den auftvafifchen. Während der Auflöfung des karolingiſchen Reichs bilvete ſich in diefen Pro⸗ 
vinzen dad Lehnsweſen ſchneller als anderswo aus. Die Erblickeit ver Lehen führte auch Hier 
jur Unabhängigkeit der Lehnsträger. Flandern ging in diefer Bewegung voran, Brabant 
und die übrigen Provinzen folgten. Gegen das Ende des 11. Jahrhunderts erſcheint das 
Syſtem vollfoumen entwidelt. Flandern und Artois, bie neuſtriſchen Provinzen, erkennen bie 
Oberhoheit Frankreichs, die auſtraſiſchen, Brabant an ber Spige, bleiben beim Deutſchen 
Reiche. Es gibt wenige Länder, in denen ſich die verſchiedenen Formen des Lehnsweſens fo 
vollftändig ausgebildet haben als in biefen Provinzen. Brabant, Luremburg, Limburg, 
Geldern werben Herzogthũmer, Flandern, Holland, Seeland, Hennegau, Artois, Namur und 
Zütphen Grafſchaften, Utrecht mit Over=Dffel und Gröningen ein Bistum, Friedlann eine 
freie Herrlichkeit. An Reichthum, Macht, materieller und intellectueller Gultur ging Flandern 
lange ven übrigen voran. Das Gefühl ihrer Macht wurde Urfache des langen Kampfes, ben 
dieſe Provinz gegen ihre Lehnsherren beſtand; fie wollte ihre Unabhängigkeit, ihre eigenthüm⸗ 
liche Nationalität bewahren; ihre günftige Lage zwiſchen England und Frankreih, der Muth, 
die Energie ihrer Bewohner erhielten ihre Selbftändigkeit, fie blieb außerhalb jener großen 
politiſchen Einheit, welche das Königthum in Frankreich aus den verſchiedenen großen Feudal⸗ 
herrſchaften des Landes Herzuftellen wußte. In den auftrafifchen Niederlanden herrſchte bis 
zum 14. Jahrhundert eine andere Bewegung vor: bie der Gentralifation. Nach langen 
Succeffionäftreitigleiten gelang es dort ven brabantiſchen Gerzogen, eine Macht zu bilden, 
melde ver Kern eines größern politifhen Ganzen wurde, ald am Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts Limburg auf immer mit Brabant unter derſelben Souveränetät ſich vereinigte. Diefed 
Streben nach Herftellung eines Staats, anflatt getrennter, voneinander unabhängiger Bros 
vinzen, gewinnt eine fefte Geftalt, als 1385, nad Ausfterben des Mannsſtamms der flandri= 
ſchen Grafen, dad Haus Burgund in den Befig von Flandern fommt, und fpäter, 1419, 1421, 
1430, dur Heirath, Erbſchaft, Ankauf, Vertrag ſaͤmmtliche niederlaͤndiſche Provinzen unter 
demfelben Scepter vereinigt werben. 

Die große Idee der burgundiſchen Fürſten, einen maͤchtigen Mittelftant zwiſchen Frankreich 
und Deulſchland zu gründen, ſtützt ſich beſonders auf den Befig der Niederlande, die durch 
vpolitiſche und materielle Entwickelung zu ven reichſten und fortgeſGrittenſten Ländern der Zeit 
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gehoͤren und vor allen andern geeignet ſind, der Krone die Grundlage eines großen Staats⸗ 
weſens zu werben. Seit dem 19. Jahrhundert hatte ſich hier, neben ber Feudalherrſchaft, 
ein reiches und kräftiges Städteweſen gebilbet, in dem neben fireng ariftofratifchen Staats⸗ 
formen die Demokratie ihr Reich gegründet hatte. Durch Handel und Inbuftrie frühzeitig reich, 
durch Reihthum unabhängig geworden, bildeten beſonders die flandriſchen Städte eine Macht, 
in der alle guten und böfen Gigenfhaften der Volksherrfchaft Wurzel gefhlagen und Früchte 
getrieben Hatten. Neben ver Pilege einer die benachbarten Länder weit hinter ſich laſſenden 
Indufkrie, eines Handels, der den Norden Europas mit dem Süden und dem Orient vermit> 
telte und unter den damaligen Verhältniſſen ver Völker ein Welthandel genannt werben muß, 
neben einer regen Ihätigkeit für Kunſt und Wiſſenſchaft, neben großer bürgerlicher Freiheit 
und verfländigen Verwaltungsformen zeigte fi in dieſen Stäbten bie Demokratte auch in 
ihrer flimmern Geſtalt. Übermuth, folge Verwegenheit, Trotz, ungeregeltes Streben nad 
Unabhängigkeit erfüllten die Bewohner; locale Intereffen, der Stadt Glanz, Macht, Rei: 
thum, auf Koften der Nachbarn, war das Ziel aller Thätigkeit, die Idee des Landes, ein Unter⸗ 
oronen ſtädtiſcher Intereffen unter nationalen in Niemandes Sinn. Als die burgundiſchen 
Fürſten jene Aufgabe fid) vorgeſteckt und mit Kraft, Einfiht, großer politischer Klugheit an 
ihrer Verwirklichung arbeiteten, mußten ſie nothwendig in Kampf mit den Tenbenzen ber 
Stäbte gerathen. Die Souveränztät der Kommunen war unverträglidh mit der Ausbildung ber 
politifchen Nationalität des Landes, mit der Errichtung einer Gentralgewalt, wie fie fih um 
dieſe Zeit und früher fhon in Frankreich entwickelt hatte und wie die burgundifchen Kürten fie 
zur Erreijung ihres Zwecks bedurften. Die Fürften begannen den Kampf und führten ihn fort 
mit dem Glücke, dad bis auf Karl ven Kühnen ihre Unternehmungen begleitet. Die politifche 
Einigung des Landes zu einer Nation, die Grundlagen einer geregelten und ſtarken Regierung: 
gemalt, die Anfänge und Principe aller der Berwaltungsinftitutionen, aus denen tm Laufe ber 
Jahrhunderte der moderne Staat ſich herausgebildet hat, gehören für die Nieverlanbe ber 
Evpoche an, in welcher jene Dynaftie über fie herrſchte. Das Unterliegen Karl's des Kühnen, bie 
drohende Zerftü kelung feiner Herrſchaft fhienen vie Kortführung des Begonnenen in Frage zu 
ſtellen, aber fein großer Nachkomme Karl V. nahm das unterbrochene Werk wieder auf und 
führte e8 zu einem erften Abſchluſſe, Durch die Heirath ber Erbin Karl's des Kühnen mit Mari: 
milian waren die Nieverlande an Sfterreiä gekommen und am Anfange des 16. Jahrhunderts 
unter dem Namen des burgundiſchen Kreifes dem Reiche einverleibt. Als nun noch Franz l. von 
Frankreich, im madrider Vertrage 1526, dad Köͤnigreich Burgund und alle Lehnsrechte ver 
Krone Fraukreich auf Flandern an Karl V. abtrat, war die alte Streitfrage über das Über: 
gewicht Deutſchlands oder Frankreichs in den Nieberlanden zu Gunſten des erftern entfliehen. 
Märe Frankreichs Stellung fo geblieben, wie fie damals war, hätte beſonders dad Familirn⸗ 
intereffe des Haufes Ofterreich fpäter nichi den Sieg davongetragen über das politiſche Interefle 
des Deutſchen Reichs, fo würbe eine engere Verſchmelzung dieſer Provinzen mit Deutſchland 
moͤglich geworben und ihre definitive Vereinigung mit demfelben durch die Macht der Zeit und 
die Gewalt der Umſtände herbeigeführt worben fein. Der Bang der Greignifie feit vem 16. 
Sahrhunbert wäre dann ein durchaus anderer gewefen, die Suprematie auf dem Gontinent 
gehörte Deutſchland für lange Jahrhunderte an, die vielen Erniedrigungen, welde feine 
Schwähe auf dem wichtigſten und bebrohteften Punkte feiner Grenzen und feine innere Zer⸗ 
riffenheit ihm während des 17. und 18. Jahrhunderts bereiteten, konnten dann abgeioenbet 
werben. 


Als Karl V. der Krone entfagte, gab er die Niederlande an feinen Sohn Hhilipp, in deffen 
Nachkommenſchaft fie nach dem Mechte der Erſtgeburt auf immer mit Spanien vereinigt bleiben 
follten. Mit der fpantfhen Herrſchaft beginnt für fie eine lange Reihe ver allerwictigften Er⸗ 
eigniffe,, die ihnen ebenfo viel Unglüd ald Größe brachten. Raum if der erfte Angriff Frank⸗ 
reichs auf die Brovinzen zurücdgewiefen, faum Haben fie dureh den Vertrag von Chäteau Cam- 
bresis (1559) einen vorläufigen Frieden gewonnen, fo bricht in ihrem Innern jener unfelige 
Zwieſpalt zwifgen Regierung und Bolf aus, der erſt nach langem, aufreibendem Kampfeeinem 
Theile der Provinzen bie Freiheit gibt, während er in den andern die fpanifche Herrſchaft auf 
Iangehin befeftigt, und in welchen die weſentlichſten Intereilen des Landes, feine geifligen wie 
Die materiellen, hineingegogen werben. Alle Elemente ver religiöfen und politiſchen Oppofition, 
Die dadurch eine wahrhaft nationale wurde, vereinigen ſich zu gemeinſchaftlichem Kampfe, ver, 
von beiven Seiten mit ven ungeheuerften Anftrengungen, den erſchoͤpfendſten Opfern und mit 
abwechfelndem Glücke geführt, als endliches Refultat Herausftelkt, daß fünf der nörblihen Bros 
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vinzen, Holland, Seeland, Geldern, Utrecht und Friesland (Union van Utrecht 1579), denen 
Over⸗Yſfſel 1580, Gröningen 1594 beitreten, fi zur Republik der Vereinigten Riederlande 
auf immer frei machen. Unter ver Leitung einer Familie, der e8 vergönnt wurde, mehre Gene⸗ 
tationen hindurch der neuen Freiheit Kührer und Bertheiviger zu geben, die, im Rathe und im 
Belve gleich überlegen, ven größten Staatsmännern jener Zeit beigezählt werben, erftarkt bie 
Junge Republik und fegt den Kampf gegen Spanien nody bis weit in das 47. Jahrhundert 
hinein fort. Erſt 1609 fland Spanien, durch ebenfo große als fruchtlofe Anftrengungen 
erfchöpft, von dem langen Rampfe ab. Gin zwölfjähriger Waffenſtillſtandsvertrag bralite ber 
Republik ver nörblihen Provinzen vorläufige Anerkennung von Seiten ihres frühern Gebie⸗ 
ters, den ſuͤdlichen befinitines Verbleiben unter der Herrſchaft deſſelben. Die Trennung der 
beiden unter der burgundiſchen Herrſchaft vereinigten Elemente der Niederlande, Hollanbs 
und Belgiens, ift jegt für mehr als zwei Jahrhunderte vollendet. Eine Menge verſchiedener, 
in hohem Grade günftiger Umftänbe, ber Unternehmungsgeift der Bewohner, die Freiheit ber 
Inſtitutionen, der Aufſchwung, der ſich überall zeigt, wo eine Fräftige Nation lange getragenen 
Drud von ſich wirft, eine Thaͤtigkeit und ein auf ven Gontinent unäbertroffenes Hanvelögenie 
rufen bald in der Republik der Vereinigten Niederlande ein friſches, kräftig und reich fi ent- 
wickelndes Leben hervor. Der neue Staat gründet feine Herrſchaft befonderd auf Seemacht nd 
‚Handel, welche Beide durch vie Betriebſamkeit der Bürger ab das Zufammentreffen mehrer 
günftigen Verhältniffe auf eine nie erreichte Höhe fleigen. In ber zweiten Hälfte des 17. Jahr: 
hunderts hat Holland dad Monopol de orientalifchen und bie ergiebigften Zweige bed füb: 
europãiſchen Handels an fich gebradit ; es gebietet auf dem Meere durch die Menge feiner Kriege. 
ſchiffe und die Kühnheit und Tüchtigkeit feiner Seehelden; der ganze oceaniſche Handel ver 
VBlnnenlänver Europas geht durch feine Hände, ungeheure Schäge häufen ſich in dieſem dem 
Meere mit Mühe abgemonnenen Winkel des Gontinents auf, beſonders als bie Oſtindiſche 
Geſellſchaft, 1602 gegründet, in Aften Infeln und Königreihe eroberte und dem Nutterlaude 
audgebehnte Golonien gewann. 

Die Republik, nachdem fie den Dreißigjährigen Krieg mit durchgekämpft, fah im Weſt- 
fältfchen Frieden ihre politiſche Exiftenz von allen Mächten anerkannt und wußte faR ein Jahr: 
lang fi unter ven Staaten erften Ranges, was Macht und politiſchen Einfluß beiraf, 
zu behaupten. 

Die belgiſchen Provinzen waren unterbeffen einem ganz verſchiedenen Schickſale gefolgt. Wit: 
rend die nörblichen Nieverlande ſich von ver ſpaniſchen Herrſchaft Ioßriffen, wurden bie fühlihen 
durch die Geſchicklichkeit und bie Erfolge des Prinzen von Parma der fpanifchen Krone erhalten 
und Brabant und Flandern durch die Gewalt der Waffen zu unfreimilliger Treue gezwungen. 
Mit dem alten Herrfcher behielten dieſe Provinzen auch ven alten Glauben. Cine eigene Gnuf 
des Schickſals ſchien ihnen die nationale Unabhängigkeit und politiſche Selbſtändigkeit, welche 
ihre noͤrdlichen Nahbarn dur harten Kampf fid errungen, auf weniger gewaltſamem Wege 
gewähren zu wollen. Philipp II. trat 1598 die belgiſchen Provinzen an feine Tochter, bie 
Infantin Iſabelle, und ihren Gemahl, den Erzherzog Albert, unter volltommener Gefflon ber 
Souveränetät ab. Unter dem milden Scepter der Erzherzoge erholte fi das Land von ven 
Wunden, die der Iehte Krieg ihm geſchlagen. 

Leider blieb die Ehe Albert’8 und Ifabelle's kinderlos, und nad; ven Beſtimmungen bet 
Geffionsacte fielen die Provinzen, nad) Eurzer Selbftänvigkeit, während welcher bie verſchie⸗ 
denen Zweige ver Öffentlichen Thärigkeit und beſonders die Kunſt einen höchſt erfreulien 
Aufſchwung genommen Hatten, wieder an bie ſpaniſche Krone zurück Mit viefem Rüdfalle 
beginnt für Belgien eine lange Reihe unglücklicher Ereigniffe, welde feinen Wohlſtand zer: 
ſtoren, feine politifche Enttoidefung zuruckhalten, feine weſenilichſten Intereſſen, feine unbe: 
ftreitbarften Reäpte der Giferfucht und Habgier feiner Nachbarn zum Opfer bringen. In den 
Verfall ver ſpaniſchen Monarchie Hineingezogen , theilten bie füblihen Niederlande vie ſchweren 
Unfälle, die zahlreichen Nieberlagen, weiche diefe Madıt während des 177. Jahrhunderts er. 
Durch weite Entfernung getrennt, in allen feinen Vertheibigungemitteln gef gwädt, fah Spanien 
ſich außer Stande, die beftändigen Angriffe, melde Frankreich und die @eneralftaaten auf 
reihen, nur zu fehr außgefegten Provinzen richteten, mit Erfolg abzuwehren. Der lange 
Kampf mit Frankreich, der mehr als alles Anbere zum Untergange der ſpaniſchen Gerriäaft 
beigetragen, wurbe faß immer in den Nieverlanben und um bie Nieberlande geführt, bie in 
jedem Priebenövertrage ihr Gebiet ſich verringern, ihre beften Befigthümer, ihre fefteften Stck 
lungen an Frankreich abtreten fahen. 
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Oer Utrechter Frieden brachte für Belgien eine neue Ordnung der Dinge, aber kaum eine 
beffere zu Wege. Währenn dieſes Krieges war die Ohnmacht Spaniens, diefe Provinzen zu 
behaupten, hinreichend heraudgeftellt; fie wurben bald von den Armeen Frankreichs und der 
Generalſtaaten beſetzt und dienten biefen beiden erbitterten Feinden zum Schauplage ihrer 
Rimpfe. Beim Abſchluſſe des Friedens kamen ſie an Öfterreich mit ver Beſtimmung, ber Re 
publik ver Vereinigten Nieverlande als Barriere gegen Frankreich zu dienen. Zu diefem End⸗ 
weite erielten Die Generalſtaaten ein Befagungsreht in mehren der wichtigſten Feſtungen 
Belgiens gegen bie franzoͤſiſche Grenze und fonflige Befugniſſe, die faft einer Theilnahme an 
der Souveränetät gleihlamen. Die Schelve blieb gefäloflen und bie allgemeinen Verhättniffe 
des Landes unter ver Öfterreichifchen Negierung beinahe diefelben wie unter der fpanifchen. Das 
wiener Gabinet verfuhr damit wie dad mabriber: die Niederlande waren ihm ein Mittel, um 
anderweitige Zwecke feiner Politik zu erreichen ; wie im 17. fo waren fie auch während des 18. 
Jahrhunderts fich nie Selbſtzweck. Unter der väterliden Verwaltung des Prinzen Karl von 
Lothringen wurden die legten Jahre der Regierung Maria Therefia's eine Epoche grofier innerer 
Wohlfahrt. Obgleich bie Regierung eine Mengevon Reformen in der Organifation und Ver⸗ 
waltung der Provinzen einführte, fo achtete fie doch immer bie politifhen Gerechtſame verfelben 
und hütete ſich wohl, durch gewwaltfame Eingriffe in Diefelben und übereiltes Handeln die Gemü- 
ther gegen ſich aufzuregen. Leider befolgte Joſeph Il. nicht die vorſichtige Politik feiner Mutter; 
wie in den übrigen Provinzen feines Reis, fo wollte er auch in den Niederlanden die beftehenz 
den Mishräuche auf einmal abfchaffen, feine reformatoriſchen Ideen va, wo fie nicht gutwillig 
angenommen wurden, mit Gewalt ind Werk fehen und die ganze anminiftrative Organifation 
umgeflalten. In ben alten Provinzialrechten, deren Aufrechterhaltung er gelobt Hatte, war die 
Pflicht des Gehorſams für die Unterthanen ausdrücklich an die Beningung der Achtung ihrer 
Privilegien von Seiten des Fürften gebunden. Joſeph hielt fi nicht für verpflichtet, dieſen 
Bedingungen nachzukommen; er erließ Verordnungen, die ben beftehenven Privilegien des Volls 
durchaus entgegen waren, und fuchte bie Herrſchaft des abfoluten Willens des Landesherrn an 
die Gtelle des durch die Stände und den Fürften repräfentirten Nationalwillens zu fegen. Da⸗ 
gegen erhob ſich das Volt, Adel und Geiftliägkeit, die in ihren Rechten mehr ald alle Andern 
beeinträchtigt waren, an der Spige. Die brabantifche Revolution brach aus (1789), große 
Volksaufſtaͤnde in den wichtigſten Städten zwangen bie Hfierreicher die bei Turnhout eine 
foͤrmliche Niederlage erlitten, die inſurgirten Provinzen zu verlaſſen. Die öffentliche Gewalt 
kam in die Hände der Stände. Ehe dieſe aber noch irgendeine durchgreifende Umgeftaltung bed 
innern Zuftandes vollenden konnten, brachen unter den Patrioten felbft Spaltungen aus, ſodaß, 
als die Uneinigkeit und der Streit in ihrem Schoofe immer mehr zunahmen und Ofterreich fehr 
ernftliche Anftalten machte , vie Provinzen durch Waffengewalt ſich wieder zu untertverfen, bie 
Stänve ſich gezwungen fahen, mit dem Kaiſer zu unterhandeln und Leopold IL, der nad) dem 
unterbefjen erfolgten Tode Joſeph's den Thron beftiegen hatte, als ihren Iegitimen Souverän 
anzuerfennen. Leopold beeilte ſich, durch vie letzten Vorgänge belehrt, unter Extheilung einer 
vollſtändigen Amneſtie, die alten Regierungsformen, Rechte und Privilegien wieder herzuftellen; 
aber bie dadurch bewirkte Ruhe war nicht von Ianger Dauer. Der Sturm war nur auf einen 
Augenblick beſchwichtigt, die Blemente der gefelligen Ordnung waren zu tief erſchüttert, als 
daß fie auf die Ränge hätten zufammenhalten und beſonders ven Greigniffen widerſtehen koͤn⸗ 
nen, welche infolge der Wendung, welde die Dinge in Brankrei genommen hatten, auf 
fir einbrachen. Unmittelbar nad) ihrer Kriegserflärung (20. April 1792) griff die franzoͤſiſche 
Republik die dfterreihifcgen Nieverlande an, und im November deſſelben Jahres war fie im 
Befige derſelben. Alle beſtehenden Einrichtungen wurden umgefloßen, bad Land von Grund aus 
revolutionirt, die neuen franzoͤſiſchen Inftitutionen mit unglaublicher Schnelligkeit überall ein- 
geführt, Die Schelbe geöffnet und am 30. Sept. 1797 durch ein Decret des Nationalconvents 
bie gänzliche Cinverleibung Belgiens in Frankreich ausgeſprochen. Die Geſchichte liefert wenig 
Beifpiele einer in fo kurzer Zeit vollendeten und jo vollftäntigen Umwandlung aller focialen 
Berhältniffe einer Nation. Bon diefem Augenblick an bis zum Jahre 1814 haben die belgiſchen 
Brosinzen ununterbrochen einen integrirenden Theil des franzoͤſiſchen Reichs gebilvet. 

In der Republik der Vereinigten Nieverlande Hatte unterveflen die antioranifche Partei mit 
großem Eifer , obgleich ganz im Stillen, an dem Umfturze ber beflehenden Ordnung der Dinge 
gearbeitet. Als nach ver Eroberung Belgiens die franzoͤſiſchen Truppen ih den Grenzen Hol⸗ 
lands näherten, erhoben ſich überall die Anhänger diefer Partei und erleihterten denſelben die 
Groberung des Landes inmitten des ſtrengſten Winters, ven das Jahrhundert fah und der die 
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natürlichen Bollwerke Hollanda, feine zahlreichen Blüffe, Rande und Sümpfe, dem Feinde 
zugängli machte. Der Erbſtadthouder floh ver den ſiegreichen Republikanern mit feiner 
Familie nad) England, und am 16. Mai 1795 wurben die alten vereinigten Provinzen, mit 
Aufhebung aller provinziellen Unterſchiede, ald Bataviſche Republik conftituirt. In Die Kriege 

Frankreichs mei wider ihren Willen hineingezogen, erlitt die Bataviſche Republik ungeheure 
Verluſte durch England, das ihre Flotte vom Meere verbrängte , ihre Golonien in Beflg nahe, 
ihren Welthandel zerftörte und ihr, Die vor England auf dem Ocean geherrfcht, nichts als eine 
armfelige Küſtenſchiffahrt übrig ließ. Obgleich in ihrer Selbſtändigkeit anerkannt, hing fie 

doch ganz und gar von Frankreich ab, und fo iſt es zu erklären, daß die Bataviſche Nepublifdem 

Anſcheine nad) freiwillig, im Grunde unter ver Herrſchaft eine moraliihen Zwangs, dem 

Bruder Napoleon’s, Lubivig Napoleen, bie Regierung mit der Souveränetät übet fe au⸗ 

trug. Dad Ganze war vom Kaifer eingeleitet und feinem Willen zu wiverfehen unmöglig. 

Diefer Wille wußte auch bald die gänzliche Einverleibung Hollands in das Kaiſererh zu 

bewirken, Diefer Umſchwung der Dinge, das raſche, tyranniſche Verfahren des Kelſect, 
„verlegte in einen Hohen Grabe das Nationalgefühl der Holländer, und die franzöifge dert- 

ſchaft wurde vom Augenblick ihrer Einfekung am ver Begenftand des gemeinfäaftliden und 

glühenden Hafles aller Parteien. So geſchah es, daß die Ereigniffe von 1812 und 1815 mit 

Freude von ber Nation begrüßt wurben, welche darin vie Möglichkeit auch ihret Befreiung 

von dem franzöfifchen Joche fah. Der Prinz von Oranien, der Ende November 1813 and 

England im Hang eingetroffen war, wurbe zum fonveränen Fürften der Nieverlande auge: 

rufen und als folder von ven alliirten Mächten anerfaunt. Die Noiabeln aus den frühern ſieben 

vereinigten Provinzen wurden zufanimenberufen, ein Berfaflungsentwurf, die Gonflitutiond- 

acte vom 29. März 1814, ihnen vorgelegt und mit 449 Stimmen ouf 475 Votanten aug⸗ 

nommen. (ine feftere materielle Baſis gewann ver neue Staat durd die Verhandlungen mi 
England in Betreff feiner Golontalverhältnifle. Gegen Abtretung der Redite Hollands auf hab 
Vorgebirge ber guten Goffnung fowie auf Demerary, Eſſequebo und Berbice gab Engl 
demſelben fämmtliche Golonien, melde Holland vor 4794 in. Afien, Afrika und Amerile 
befeflen hatte, zurück 

Die Fortſchritte der verbündeten Armeen hatten unterdeſſen auch bie belgiſchen Provinzen 
der franzöftfchen Herrſchaft eutriffen, und bie verbündeten Mächte beſchloffen dieſelben mit den 
frũhern niederländifchen zu einem Königreiche der Nieberlanbe, unter der Souveränetät bed 
Haufe Oranien, zu vereinigen. Der Grundgedanke diefer Gombination war, in bem neuen 
Staate, der alle Elemente von Blüte und politiicher Macht zu beftgen ſchlen, eine Art Schut⸗ 
mauer oder Barriere gegen Frankreich zu errichten, vie noͤrbliche Grenze Deutſchlande fo je 
figern und durch die Wiedererweckung ber frühern Nationalität in Rändern, bie lange Brit 
hindurch mit Frankreich vereinigt geweſen waren, ein Begengewicht mehr gegen das Überwiegen 
des franzoſiſchen Geiſtes und ber franzoͤſiſchen Ideen Herzuftellen. Die Bebingungen, unter 
denen die Aufnahme des Koͤnigreichs der Vereinigten Nieverlande in ven europaiſchen Starten: 
bund flattfand, wurden zuerft durch den Londoner Vertrag vom 19. Mai 1815 geregelt, 
fpäter vefinits feflgefegt durch deu Befhluß des Wiener Congreſſes vom 31. Mat um bie 
Schlußacte vom 9. Juni 1815. Um den neuen Staat in regelmäßige und enge Beziehung zu 
dem Deutſchen Bunde, für beffen politiſches und Vertheidigungsſyſtem ex von der allergrößten 
Bihtigkeit war, zu bringen, wurde bad Herzogthum Luxemburg, das als Entſchädigung für 
bie in Deutſchlaud abgetretenen Befigungen dem Haufe RaflausOranien gegeben war, unter 
bem Titel eines Großherzogthums mit Deutſchland vereinigt und ber König der Nieberlante 
als Großherzog von Luxemburg inden Deutfchen Bund aufgenommen, und um bie Gontinuihtt 
des Staats zwiſchen biefer Beftgung und den Provinzen an ber untern Maas herzuftellen, dad 
Gebiet des ehemaligen Bisthums Lüttich demfelben einverleibt. 
Die ganze innere politifhe Gefdichte der Niederlande bis zur Auflöfung des Königreihd 

im Jahre 1830 ift eine fortlaufende Reihe von Ereigniſſen, vie ſich mit nothwendiger Con⸗ 
fequenz aud dem Gegenfage ihrer beiden Hauptbeftandtheife entwickein. Durch ihre Stellung, 
ihren Urfprung und eine Menge der weientlihften und wichtigſten Rückfichten max bie Regie⸗ 
zung angewieſen, ihre hauptfächlichſten Stügpunfte in Golland zu ſuchen, und ihre Bolitit 
wurde dadurch nothwendig in eine die hollaͤndiſchen Jutexeflen beſonders begüinftigenbe Bahn 
geleitet. Ihr erſter bedeutender Act, vie politiſche und adminiſtrative Organifetion bed Staat! 
burd eine neue Berfaffung, liefert ſchon einen Beweis bafür; e# iſt der erſte Schritt im einer 
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* ni — Ausgang vielleicht noch mehr der Gewalt der Umſtaͤnde als ihrer Schuld 
zuzuſchre 

Der Verfaffungsentwurf vom 29. März 1814, für die fieben noͤrdlichen Provinzen 

beflimmt, war unzureichend, ald die Vereinigung mit den ſüdlichen Niederlanden vollzogen mar. 
Eine Commiſſion, zur Hälfte aus Holländern, zur Hälfte aus Belgiern beftehend, wurbe mit 
dem Entwurfe einer ven neuen Verhaͤltniſſen entſprechenden Gonflitution beauftragt und ihre 
Arbeit einer Berfanmlung der Notabeln aller Provinzen vorgelegt. Die holländiſchen Nota= 
bein nahmen ven Entwinf einſtimmig an, von ven beigifhen wurde er durch 796 Stimmen 
gegen 527 verworfen. Der König hatte ihm feine Billigung gegeben, und bie Einftimmigfeit 
der Hollänbifchen Notabeln machte ver Regierung zur Pflicht, ums jeden Preis die Annahme deſ⸗ 
felben von Seiten der belgiſchen Provinzen durchzufegen. ALS ihre Bemühungen, auf gütlichem 
Wege zu dieſem Refultate zu gelangen , vie Oppofition der Belgier nicht befiegen Eonnten, nahm 
fie ihre Zuflucht zu einem Mittel, das einem Gewaltſtreiche mehr als allem Andern ähnlich fah. 
Unter ven 796 Gegnern der Berfaflung hatten 126 erklärt, daf ihr negatives Votum fid nur 
auf die bie Meligion betreffenden Beftimmungen ver Eonftitution bezöge. Die Regierung deu⸗ 
tete das Votum fo, als ob es die übrigen Artikel beftätige. Außerdem hatte ein Sechstel ungefähr 
aller belgiſchen Notabeln gar keine Stimme abgegeben; e8 wurde vorausgefegt, daß die Abwe⸗ 
ſenheit verfelben ihre Zuftimmung implieire, und auf dieſe Weife flickte man eine Majorität, bie 
nie beftanden hat, zufammen, infolge deren die Gonftitution unter vem Namen „Grondwet 
vor hed koningryk der Nederlanden ” proclamirt wurde. 

Betrachtet man dieſe Verfaffung genauer und fragt man insbeſondere nach dem Urfprunge 
ihrer verſchie denen Beſtandtheile, fo ergibt ſtch, daß diejelbe vom ven Inſtitutionen der nörds 
lichen Nieberlande in Ihrer frühen Geftalt ausgeht und damit neuere Ideen über Repräfentativs 
verfaffung und conftitutionelle Garantien zu vereinigen ſucht. So entſtand dieſe Eonftitution, 
bie in allen noefentlichen Fragen, zu welchen bie politifcge Organifation des Staats Beranlaffung 
gibt, eine Art Mittelweg zwiſchen einer Monarchie und reinem Conſtitutionalismus einſchlägt. 
Die Erfahrung hat bewiefen, daß diefe Art, das Problem zu loͤſen, nit zum Ziele führen 
konnte; die meiſten Schwierigkelten, auf weiche die ie ſtieß, die tiefgehenden Zerwürfs 
niffe zwifchen ihr und einem großen Theile ber Nation, welde endlich die Kataſtrophen von 
1850 Herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Befgaffenheit des Grundgefeges hervor, 
weldes weder monarchiſch noch confequent conftitutionell war. 

&he wir zur Überficht der politiſchen Geſchichte feit dem Jahre 1815 übergehen, muß noch 
der Stellung gedacht werben, welde das Grundgefe den fünlichen Provinzen, den noͤrdlichen 
gegenüber, anwies: es ift in ihr eine der weientlidften Urſachen der Ereigniffe des Jahres 
1850 zu fuchen. Voͤllige Gleichſtellung in Betreff aller Rechte und Bortheile war den ſüd⸗ 
lien Provinzen zugeſichert worden, aber in Beziehung auf die wichtigften aller Rechte, auf 
die politiſchen, brachte ihnen die Verfaſſung nur eine Ungleichheit, die fie von vornherein ver: 
legen und gegen bie neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bevölkerung ber 
belgiſchen Provinzen betrug im Augenblicke ver Bereinigung 3,337,000 Seelen, die der hol⸗ 
laͤndiſchen 2,046,000; hätte man bie Zahl ver Mitglieder der zweiten Kammer, welde die 
eigentliche Volksvertretung bildeten, nad dexen Bevölkerung beſtimmen wollen, fo wären von 
den 110 Depufixten 68 auf Belgien, 42 auf Holland gelommen. Dadurch wäre offenbar ven 
belgiſchen Deputicten und mit ihnen ven beſondern Intereffen der fünlichen Provinzen die 
Mehrheit auf immer in der ziweiten Kammer gewonnen gewefen; bet dem entſchiedenen Vor⸗ 
herrſchen des holländiſchen Elements und der hollaͤndiſchen Intereffen in dem neuen Staate war 
dies aber unmöglich, um fo mehr, als bie nörhlien Provinzen mit Net geltend machen 
Eonnten ‚daß fie der Gemeinſchaft die Golonten und fonftige überfeeifche Beftgungen zubrächten 
und fo ven Unterfchieb in der Bewohnerzahl mehr ald aufhöben. Zwar erwiderten die Belgier 
darauf, daß Die Bewohner ver Golonien als ſolche Feine politifchen Rechte inı Mutterlande be= 
fäßen,, um deren Vertheilung es ſich doch hier allein Handle; jedoch nach vielfachen Verſuchen 
ergab fi fein anderer Ausiweg , ald die beiden Elemente des Königreich® in Bezug auf, bie 
Rationaltepräfentation durchaus gleihzuftellen und ben holländiſchen Provinzen viefelbe 
Deputirtenzahl, 55, wie ven mittäglichen zu geben. So kam ed, daß das um ein Drittel weniger 
beuölkerte Holland ebenſo viel Einfluß in den Generalſtaaten erhielt als Belgien, und als mitt: 
leres Berhältniß ſtellte fich heraus, daß das erftere einen Deputicten auf 37,000 Einwohner 
erhielt, während das Iegtere ſich mit einem auf 67,000 begnügen mußte. Das Marimum fand 
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in der Provinz Bröningen flatt, wo 34,000 Seelen, das Minimum In der Provinz Ramur, 
wo 82,000 auf einen Repräfentanten kamen. Diefe Ungleichheit zu vermeiden over aufzufeben, 
war bei dem beften Willen des Königs und feiner Räthe unmöglid; aber diefe Unmoͤglichkeit 
wurde von ben babei Betheiligten nicht anerkannt, die darin bielmehr eine erſte Ungerechtigkeit 
fahen und rügten. 

Nach der Annahme des Grundgeſetzes begann die Regierung das ſchwere Werk, die Orga⸗ 
nifation bed neuen Staats auf bie in jenem enthaltenen Grundlagen bin auszuführen. Sie 
bewies dabei einen höͤchſt lobenswerthen Cifer, einen Fleiß und eine Tüchtigkett, bie ihr in den 
erften Jahren beſonders allgemeine Anerkennung verſchafften. 

So unbeftreitbar nun auch die fortſchreitende Entwickelung des Landes war, fo große und 
dankenswerthe Erfolge die Beſtrebungen der Regierung nun aud) in mehrfader Sezichung 
gehabt Hatten, fo zeigten fidh doch fchon früh, während der erften Jahre nad; der Bereinigung, 
Spuren von Unzufrievenheit und Misvergnügen, welche den innern politiſchen Zufund drö 
Landes weniger erfreulich erfcheinen Tiefen , ald ber äußere, materielle es war. Die fürligen 
Provinzen bevauerten auf das Iebhaftefte ben Verluſt ver Öffentlicpkeit des Gerichtsverfahrene 
und der Geſchworenengerichte und beflagten ſich ohne Rüdhalt über mehre Mafregeln der Re: 
gierung, die ihre Sympathien und ihre herkoͤmmlichen Gewohnheiten verlegten’ und ihren 
Reihten zunahe zu treten ſchienen. Bon ver Anfiht ausgehend, daß das holländiſche Element die 
Grundlage der neu zu ſchaffenden Nationalität ber Bereinigten Niederlaude fei , Hatte bietegie- 
zung durch wieberholte Befehle in den Jahren 1848, 1819 und 4822 die hollãndiſche Sprathe 
zur Nationalſprache erhoben, ihren Gebrauch Het allen oͤffentlichen Verwaltungs = formel wie 
bei gerichtlichen Verhandlungen, foroie in ven Lehranſtalten zur Pflicht gemacht, und den der 
franzoͤſiſchen Sprache, welde für einen beveutenden Theil ver Bewohner der ſüdlichen Pro: 
vinzen bie Mutierſprache und überall in denſelben die Sprache der Geſellſchaft ift, beibiefen 
Veranlaſſungen verboten. Dieſes Verbot fand den allerheitigften Widerftand un bildete mehte 
Jahre Hinburd den Gegenftand allgemeiner Beſchwerden. Andere Klagen bezogen ſich auf die 
evidente Zurüdfegung der Belgier in Staatsdienſte, eine Zurückſetzung, vie aus bem fon 
erwähnten Streben ver Regierung , das holländiſche Element Überall vorherrſchend zu mager, 
von ſelbſt hervorging, und bis auf einen gewiſſen Grab auch durch die Betrachtung gereftfer: 
tigt werben Eonnte, daß die Zahl der zu öffentlichen Aemtern Befähigten in den nördlichen Pr- 
vinzen im Durchſchnitte größer war als in den füdlichen. Doch muß zugeftanden werben, dab 
Die Regierung in ihrer Vorliebe zu weit ging und Ungerechtigkeiten in biefer Beziehung jet 
da übte, wo gerecht zu fein ihr leicht gewefen wäre. Kurze Zeit vor Ausbruch der Revolution 
wurden Überfichten veröffentlicht, weiche die Parteilichkeit ded Gouvernement bei ber Veſehung 
der Stellen über allen Zweifel erhoben. Unter fieben Gabinetöminiftern zählte man nur zwei 
Belgier, unter 45 Geheimräthen waren 27 Holländer, 18 Belgier. 

Fruͤh ſchon erhoben fid) wieverholte Beſchwerden gegen bie ganze Art und Weiſe, wie We 
Sinanzverwaltung gehandhabt wurbe; bie mittägigen Brovingen beffagten ſich beſonderd Abrt 
Die Ungeredhtigkelt , fie in demſelben Verhältniffe wie die noͤrdlichen zu der Verzinfung und Ti 
gung der alten nieberlänbifen Staatsſchuld beitragen zu laſſen, bie zu einer Zeit ereirt fü, 
wo fie nit zum Staate gehörten; man laſſe fie mehr als die Hälfte ver Zinfen viefer Shah 
bezahlen, zwiſchen 7 — 8 Millionen Glen. jährlich und fpäter noch mehr, während bie Zinfen 
der auf ihnen haftenden eigentlich belgiſchen Schuld, zu denen fie doch allein verpflichtet wäre, 
taum 700,000 Glon. jäßrlic) betrügen. Die Regierung ertviverte, vaß dieſe Provinzen Thell 
an ben Vortheilen der Gemeinſchaft, ven Golonien u. f. w. hätten, daher auch vie Laften ber 
felen tragen müßten. Auf alle andern Bewerben Über bie Mängel der Finanzverwaltang 
weigerte fie ſich meiftend einzugehen, indem fie das Recht der ausfchlieplihen und oberſten kei: 
tung berfelben, nach dem Wortlaute de Grunpgefeged, für den König in Anfprud nahe 
Die Maßregeln, welche die Regierung ergriff, um das jährliche Deflcit in der Ginnahmt 
zu deifen , wurben ebenfalls Gegenftand ber allerheftigfien Beſchwerden. Sie erhöpte alle Ber: 
brauchſteuern und errichtete zulegt, da die Erhöhung der gewöhnlichen nicht Hinreihte, ein 
auferorbentlie Schlacht⸗ und Mahlſteuer, welche beſonders auf den untern Glaffen ber Vevol⸗ 
kerung laftete und eine Haupturſache des Haſſes wurde, ber mit ber Zeit in venfelben gegen die 
Regierung fi anhäufte. Die einfimmigften Reclamationen erhoben ſich von Anfang an da⸗ 
gegen, und bie Regierung hatte um fo mehr Unrecht, diefelben ganz außer Acht zu laffen, da in 
der Kammer bad darauf bezügliche Gefeh nur mit einer Mehrheit von 4 Stimmen, 55 gegen 
51, durchgegangen war. 
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Gine letzte Beranlaffung zu Beſchwerden wurde endlich das Verfahren der Negierung in 
religioſen und Unterrichtöangelegenheiten. DieNatur der Dinge ließ jie Hier auf Schwierigkeiten 
ſtoßen, bie ganz zu befeitigen außer ihrer Macht lag, die fie aber, wie durchaus zugeſtanden 
werden muß, unenblich Hätte vermindern können. 

Die Beſchwerden gegen die Regierung hatten früh ſchon zahlreihe Organe ber Prefie 
gefunden, und obgleid die Freiheit verfelben durch das Grundgefeg im Princip geſichert war, 
fo reichte diefer Umſtand doch Hin , um die Regierung zu beivegen durch befonbere Verfügungen 
und die Anwendung außerordentlicher Strenge ven Gebrauch der Preßfreiheit fo zu beihränfen, 
daß ihre Freiheit factifch eigentlich vernichtet wurde. Ein außerordentliches Tribunal wurbe für 
die Preßangelegenheiten eingejegt und die Procefle wegen Preßvergehen häuften fich in jedem 
Jahre mehr. Die zahlreihen und harten Verurtheilungen führten aber, anflatt ver Mäpigung, 
die man dadurch hervorzubtingen gehofft Hatte, nur eine größere Aufregung und Heftigkeit herz 
bei, vie ih bald allen Claſſen ver Bevölkerung in ven ſüdlichen Vrovinzen mittheilte. Die 
Stimmung in denſelben wurde um fo bedenklicher, als die in denfelben vorherrſchenden getrenn= 
ten Meinımgöelemente ver Katholiken und Liberalen fi) zu gemeinſchafilicher Oppofition gegen 
die Regierung vereinigt hatten und alle ihre Kräfte gegen biefelbe Eehrten. 

Als die Oppofition immer heftiger, die Anzeichen einer großen im Volke gährenden Aufs 
tegung immer zahlreicher und drohender wurden, verſuchte man einen Augenbli das Syftem 
des Nachgebeno. Die läfigen Schlacht: und Mahlfieuern wurden abgefafft, pas Gebot, ver 
hollandiſchen Sprache fid in allen Verhandlungen zu bedienen, wurde aufgehoben, mehre Ab⸗ 
änderungen in der Organifation des philoſophiſchen Eollegiums zu Löwen getroffen: aber alle 
dieſe Gonseffionen kamen zu fpät, fie erſchienen abgebrungen, alfo ohne Verbienft, um fo. mehr, 
als die Kammer ſich fo energiſch erflärt hatte; das Budget war nur mit der Mehrheit einer ein= 
tigen Stimme votirt, ſodaß die Regierung in ver Nothwendigkeit war, Zugeſtändniſſe zu 
machen, oder entſchieden in die Minorität zu gerathen. Die Oppofltion erflärte ſich mit dieſen 
erſten Bewilligungen nicht zufrieden, die Preſſe verlangte mit größerer Heftigkeit als je die 
Abßellung auch der übrigen Beſchwerdepunkte und entwidelte Doctrinen über die Volksſouve⸗ 
rãnetaͤt und die Nothwendigkeit des Repraͤſentativſyſtems, welche das Verfahren des Gouver⸗ 
nement als durchaus ungefetzlich und gewaltſam darſtellten. Ein neuer, noch ſtrengerer Preß⸗ 
geſetentwurf war Die Antwort ber Regierung auf dieſe Angriffe, die von einer Botſchaft an die 
Kammer (14. Der. 1829) begleitet war, in welcher erflärt wurde, daß bie Gonftitution nur aus 
einem Ace ver Herablaffung von Seiten des Thrones hervorgegangen fel, daß der König die 
Reqhte feines Haufes darin eher befhränft als erweitert habe, und daß die Oppofition nur von 
einigen fanatiſchen und irregeleiteten Menfchen auögehe, die ſich in unmwlirbiger und Argernif 
gebender Weiſe gegen die väterlich gefinnte Regierung erhoͤben. Diefe Botſchaft wurbe den 
Beamten aller Grabe und aller. Verwaltungszwelge vorgelegt, die fie Innerhalb 24 Stunden 
zu unterzeichnen hatten ober ihren Abſchied erhielten. Mehre Beamte, melde die fehr häufig 
geworbenen Petitionen um Abflellung ver Beſchwerden unterzeichnet hatten, wurben abgefept 
und eine Art Schreckens⸗ und GEinfhücterungsfoftem eingeleitet, welches bald die traurigften 
Srügte trug. Die Aufregung flieg in einer ſchreckenerregenden Weiſe; die Spannung, welche 
feit Monaten fon in Frankreich herrſchte, theilte fich auch ven Nieverlanden mit; die Proceſſe 
gegen bie Prefle Häuften fi. De Potter und mehre feiner Freunde, welche Alle einen ausgezeich⸗ 
neten Platz in der Oppofition eingenommen hatten, wurden infolge eined jener Procefle zur 
Verbannung verurteilt, und bie Regierung bereitete fid vor, durch die allerfchärfften Maß⸗ 
tegeln die ihr feindlichen Manifeftationen der Journale und ver Öffentlichen Meinung zu unter: 
drücken, als die Julivevolution in Frankreich ausbrach. Infolge derfelben kam das fange unter 
der Aſche glimmende Feuer auch in ven mittägigen Provinzen ver Niederlande zum Ausbruche. 
Am 24. Aug. 1830, an dem Beburtötage des Königs, fanden die erften Volksaufläufe ftatt, 
weile hauptſãchlich gegen ven allgemein verhaßten Juſtizminiſter van Maanen und gegen bie 
Herauögeber mehrer von der Regierung unterflügten Sournale gerichtet waren, bald aber das 
Signal zu einer allgemeinen, über die ganze fünliche Hälfte des Königreichs ſich verbreitenden 
Revolution gaben. Der Kampf des ſich militaͤriſch organiftrenden Volks gegen die vom Prinzen 
Friedrich befehligten holländiſchen Truppen Fam in Brüffel zur Entſcheidung. Am 24. Sept. 
ſchon trat daſeibft eine Proviſoriſche Regierung zufammen, weiche am 4. Oct. die Unabhängigfelt 
des Landes, die Ausarbeitung eined Verfaffungdentwurfs und die Berufung eines National: 
congreſſes proclamirte. Das Band zwifhen Belgien und Holland war hiermit gerriffen. Der 
König Wilhelm L. rief pie Cntſcheidung der fünf Großmaͤchte an, die durch die Londoner Con⸗ 
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ferenz in einem Protokoll von 20. Der. 1850 die Trennumg beider Länder anerkannten. Der 
belgiſche Nationalsongreß wurde am 10. Rov. durch de Potter erbffnet: ex erklärte die Unab⸗ 
hängigfeit des Landes und entſchied fh für Herflellung ber conſtitutionellen Monarchie, mit 
Ausſchluß des Haufed Oranien. Der Präfldent Surlet de Ehofier warb am. 25. Bebr. 1851 
proviſoriſch zum Negenten erwählt. Dan wollte anfangs den Herzog von Leuchtenberg, dann 
ben Herzog von Nemours auf den Thron berufen, fand aber hierin erflärlichen Widerſpruch von 
Seiten der Großmaͤchte. Die Wahl fiel demnach, auf Cuglands Empfehlung , auf pen Pringen 
Leopold von Sachſen⸗Koburg, der pie Krone im Juli 1831 annahm. Dies gefah indeſſen, 
indem ber Congreß ſich für. Annahme der 18 Artikel erklärte, welche die Londoner Gonferenz 
zur Ausgleihung zwiſchen Belgien und Holland feftgeftellt hatte. König Wilgelm I. verwei⸗ 
gerte aber die Zuſtimmung zu biefen Artikeln. Derfelbe fiel aufs neue mit einer Armee in die 
belgiſchen Provinzen ein und. würde jetzt das Land unterworfen haben, wenn nicht den Baglern 
ein franzoͤſiſches Corps zu Hülfe gefommen wäre. Weltere Unterhanblungen der Londoner 
Gonferenz ergaben num bie 24 Artißel, vie Wilhelm J. ebenfalls verwarf, obſchon fie fur das 
Holländische Interefle günſtiger als die frühern waren. Es erfolgte darum die Blodade der hol⸗ 
iändiſchen Küfte durch eine engliſch⸗ frauzofi ſche Flotte und ber abermalige Cinmarfch einer frau⸗ 
zoͤſiſchen Armee in Belgien, bie zu Gunften des Iegtern hie von ben Hulländern befegt gehaltene 
Gitadelfe yon Antwerpen eroberte. Hierauf einigte man fi in London zu dem Vertrage vom 
21. Mai 1853, der zwar die Feindſeligleiten befeitigte, aber den Statusquo in ver hollaͤndiſch⸗ 
belgiſchen Frage bis auf weitere Einigung fortbeftehen ließ. Erſt im Januar 1838 kam zu 
London ein Definitivpertrag zu Stande, dem ſowol Holland wie Belgien beitrat. 

Der wit Zuſtimmung Hollanps und. Belgiens angenommene Londoner Vertrag enthält 
weſentlich Foigendes; Das Territorium bes Königreichs Belgien befbeht aus folgenden Pro: 
vinzen des Konigreichs der Niederlande: Sübbrabant, Lüttich, Namur, Hennegau, OR: 
flandern, Weftflandern, Antwerpen, Limburg, bie auf dem rechten Maadufer gelegenen Theile 
diefer Provinz fowie einige Territorien auf dem Tinten, mit der Feſtung Maſtricht und dam 
Ravon von 1220 Toifen abgerechnet. In Luremburg tritt Riederland an Belgien alles jenfeit 
(weſtlich) einer zwiſchen Ratange und Athus anfangenven, die große Straße von Longwy nah 
Baflogne über Arlon entlang, neben ber Grenze des Arronbiffement Dünkirdien bis zum preafl: 
ſchen Gebiete ſich erftreitenden Linte gelegene Land ab, wofür es die eben bezeichneten Gebiehe In 
der Provinz Limburg erhalt. Der König der Niederlande, als Großherzog von uzemburg, hat 
fi mit dem Deutfchen Bunde und ven naffauifcgen Agnaten Über die dadurch nothwendig tt: 
benben Arrangements zu verfländigen. Belgien bilbet innerhalb biefer Grenzen einen unab- 
bhängigen, beftändig neutralen Staat; es ift gehalten, diefe Neutralität gegen alle andern 
Staaten zu beobachten. Der Ablauf ber flanbrifhen Getwäffer, vie ihren hauptſächlichſten Ab⸗ 
fluß durch das den Niederlanden bleibende ſeeländiſche Flandern Haben, foll nad) bem Vertrag! 
von 1785 zwiſchen dem beutfjen Kaifer und den Generalftanten geregelt werben, DieBr 
ſtimmungen der Wiener Congreßacte (Art. 108— 117) über die Flußfchiffahrt find aufbit- 
jenigen Slüffe und Wafferläufe anzuwenden, welche dem hollaͤndiſchen und helgifigen Geblen 
gemeiuſchaftlich fin. 

Diefer Bertiag iſt zwiſchen Belgien und bem Koͤnigreich der Nieverlande und zwiſchen 
einem jeden biefer beiden Staaten und einer jeven der fünf großen Maͤchte abgeſchloffen; di 
lebtern nahmen außerdem ven Vertrag wiſchen Belgien und Holland ausbrlcklic, unter itt 
Garantie. Bei der Unterzeihnung erlärten die Bevollmächtigten Preußens und Rerrelöd, 
daß fie, im Namen und Auftrage des Deutſchen Bundes handelind, den. Beitritt beffelben ji 
dieſem Vertrage audgufpredien hätten, und fügten hinzu, vaß ber Veutſche Bund fi zur Bell 
siehung ber darin enthaltenen Beftimmungen , inſowen er vabel bethelligt fe, verpflichte. DIE 
Bunbedverfammlung ratificirte biefen Beitritt feierlichſt in einer am 11. Mat 4839 gehaltenen 
Sigung. Späterhin wurden Verhandlungen mit ven naflauifchen Agnaten angefnäpft, infolge 
deren ber Herzog von Naſſau, für ſich und feine Verwandten ſtipulitend, für immer aufalle Rede 
auf den Theil von Limburg, der als Entſchädigung für dad franzöſiſche Luxemburg angeln 
gegeben fei, gegen eine ein für alle mal gezahlte Entfhäbigung von 750,000 Glon. 5 
leifte. Der Vertrag darüber wurde am 27. Juni 1839 zu Wiesbaden abgefhloffen und di 
Geld bald darauf gezahlt. Am 16. Aug. dieſes Jahres bevorſchlagte der nieberfändifge Gefandtt 
Seim Deutſchen Bunde , ven an Holland zurhdtfallenden Tpeil von imsurg zu einem og 
thume zu erheben, dad mit Ausnahme ver bei den Niederlanden verbleibenden Feſtungen Maſtri 
und Venlo ven beutfchen Bundcoftacten einverkeibt bleiben folle Diefes Herzegthum kin 
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burg wůrde unter benfelben politifcgen Inftitutionen ſtehen wie das Königreich ver Niederlande, 
ohne daß dieſelben Die aus feinen Verhaltniffen zum Bunde entfpringenpen Pflichten beeinträch⸗ 
tigen könnten. Das Herzogthum gelte als Entſchädigung für den an Belgien abgetretenen Theil 
von Luxemburg; der Iegtere zähle eine Bewötferung von 449,574 Seelen, das Herzogthum 
Limburg 147,527 Seelen, aljo finde Ausgleihung, wie ver Bund fie verlangt habe, flatt. 
Die Bunbeöverfammlung beftätigte am 5. Sept. 1839 diefe Anträge, umd die ganze große 
Angelegenheit war fo , nachdem fon früher nie Ceſſion ver von Belgien feit 1830 befept gehalte⸗ 
nen Territorien in duremburg und Limburg ohne Schwierigkeiten erfolgt war, vefinitio beendigt. 

U. Die belgiſche Verfaffung — Einer ber erfien Acte der in den legten Tagen des 
September zu Brüffel zufammengetretenen Proviſoriſchen Regierung war bie Binberufung 
eines Nationalcongrefied, deſſen Entſcheidung alles auf die Gonftituirung und innere Organi⸗ 
fation der Provinzen, bie ſich von der niederlänbifchen Herrſchaft losgeriſſen Hatten, Bezügliche 
vorgelegt werben follte. Die Zahl der Mitgliever dieſer Verfammlung wurde auf 200 feftgefegt; 
um Wähler oder wählbar zu fein, mußte man Belgier von Geburt ober durch Raturalifation 
und 25 Jahre alt fein und einen Steuerbetrag, ver nad) ben verſchledenen Provinzen von 15 
Gldn. bis auf 75 Glon. flieg, entrichten. Am 10. Nov. 1850 trat der Gongreß zufammen 
und beflätigte die Mitglieder der Proviforifhen Regierung in ihren Funttionen. Am 18. Nov. 
verkündete er vie Unabhängigkeit des belgifchen Volks, mit Vorbehalt der Verhaͤltniſſe Luxem⸗ 
burgs zum Deutſchen Bunde; wenige Tage nachher, am 22. veffelben Monats, erklärte er im 
Namen des belgiſchen Volls, daß die Nation die verfaffungdmäßige Repräſentativmonarchie 
"unter einem erblichen Oberhaupte ald die Form ihrer Regierung annehme. Der Ieptere Beſchluß 
warbe mit einer Mehrheit von 174 Stimmen gegen 13, welche die Republik wollten, gefaßt. 
Am 24. Nop. endlich floh der Congreß, als conſtituirende Öffentliche Macht handelnd, die 
Mitglieder der Familie Oranien-Naffeu auf ewige Zeiten von aller Macht und Gewalt aus, 
und diefe Erflärung erhielt fpäter durch das Geſetz vom 25. Juli 1834 eine Straffanction; die 
Ausſchließung felbft war von 164 Stimmen gegen 28 ausgeſprochen worden. Durch dieſe prei 
Acte waren die allgemeinften Grundlagen zur Gonfituirung Belgiens, als unabhängigen 
Staats, gelegt worden; pas Nächſte, womit der Congreß fich zu beſchäftigen hatte, war vie 
Berfaffung felbft. Die Proviforifche Regierung hatte ſchon am 6. Det. 1850 eine Commiſſion, 
aus 4% Mitgliedern beſtehend, ernannt, mit. dem Auftrage, ihr einen Gonflitutionsentwurf 
vorzulegen; die Abfaffung deſſelben wurde von der Gommifflon zweien Ihrer Mitgliever, 
Rothomb imd Devaur, übertragen unb die Arbeit. verfelben im Namen ver Proviſoriſchen 
Regierung dem Gongreffe mitgetheilt. Bier andere Mitgliever dieſer Verfammlung Iegten ihr 
einen andern ald Project vor. Aus dieſen beiden Entwürfen ſetzte bie Gentralfection des Con⸗ 
greſſes einen dritten zufammen, welcher in Berathung gezogen und bei der hefinitiven Abfaffung 
Der Gonftitution zu Orunde gelegt wurbe. Die. Prüfung dieſes Entwurfs, Häufig durch die 
äußern Ereigniſſe unterbroden, wurbe erſt am 7. Febr. 1851 beendigt und die Berfaflung 
ſelbſt an demſelben Tage proclamirt; bindende Kraft erhielt fie jedoch erſt mit dem Amtsantritte 
des einfiweiligen Oberhauptes der Brecutingewalt, des Megenten, am 26. Febr. 1831, und 
noch mit ver beſchränkenden Beflimmung, daß die gefeggebenve Gewalt bis zur Inauguration 
des befinitiven Staatsoherhauptes vom Tongreſſe allein ausgeübt werden würbe. In volle Aus⸗ 
Führung pi fie erſt nad} ver. Givesleiftung und feierlichen Ginführung des Königs Leopold am 
21. Zuli 1831. 

Diefe Berfaflung enthält 139 in acht Gapitel oder Titel vertheilte Artikel. Der erfle biefer 
Titel Handelt vom Staatögebiete und feinen Einthellungen. Belgien beficht aus den Provinzen 
Antıverpen, Brabant, Weftflandern Oſtflandern, Hennegau, Lüttih, Limburg, Namur und 
Zuxemburg mit Vorbehalt der Berhältniffe diefer legten zum Deutſchen Bunde. Die Unter- 
abtHeilungen der Provinzen können nur durch dad Gefeg feſtgeſtellt werben; die Grenzen des 
Staats, der Provinzen und der Gemeinden koͤnnen nur in Kraft eines Geſetzes geändert oder 
berichtigt werden. Der zweite Titel befgäftigt fih mit den Belgiern und ihren dtechten. Die 
Eigenſchaft eines Belgier wirb erworben, bewahrt, verforen nad) den Beflimmungen des Civil⸗ 
gefeged. Das Bürgerrecht wird durch bie geſetzgebende Gewalt verliehen; um den Fremden in 
Bezug auf die Ausübung der politiihen Rechte mit dem Belgier gleichzuftellen, ift die Erthei⸗ 
hung des vollen Staatsbuͤrgerrechts (la grande naturalisation) erfoderlich. Es gibt im Staate 
feinen Standesunterſchied, die Belgier find vor dem Geſetze gleich; fie allein können bürgerliche 
und milltärijäe Annter befleiven. Ausnahmen können in befondern Bällen durch ein Gefetz an⸗ 
geordnet werben. Die yerfünliche Freiheit ift einem Jeden zugeſichert. Niemand kann andere 
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gerichtlich verfolgt werben als in ben vom Gefege vorauöbeftimmten Faͤllen und in der durch dafs 
ſelbe vorgefgriebenen Form. Außer der Ergreifung auf der That kann Niemand verhaftet wer⸗ 
den anders als infolge einer richterlichen motivirten Verfügung, die im Augenblld der Verhaf⸗ 
tung ober in ben erflen 24 Stunden verfelben ihm bekannt gemacht werden muß. Niemandfann 
wider feinen Willen feinen gefeglichen Richter entzogen werben; Feine Strafe darf anders ald 
in Kraft des Geſetzes beflimmt und angewendet werben. Die Wohnung ift unverlegli; Haus: 
ſuchungen Lönnen nur in den vom Geſetze beftimmten Fällen und in der von ihm vorgeſchriebenen 
Form fattfinden. Niemand kann feines Cigenthums anders als für äffentliche gemeinnüpige 
Zwecke beraubt werben und nur in den geſetzlich beftimmten Fällen und gegen eine angemeflene 
und vorgängige Entſchädigung. Die Strafe ver Gütereinziehung kann nie eingeführt werten. 
Der bürgerliche Tod iſt auf immer abgefhafft. Die Freiheit eines jeven religiöfen Cultus ſowie 

feiner öffentlichen Ausübung iſt zugeficert, ſowie die Freiheit ver Gedankenäußerung über: 

haupt, mit Vorbehalt der Unterprüdung der Bergehungen , welche bei Ausübung dleſer Sreihelt 

begangen werden. Riemand kann gezwungen werben, auf irgendeine Weiſe an ven Handlungen eder 

Ceremonien eines Cultus theilzunehmen ober die Ruhetage deſſelben zu beobachten. Der Staat 
bat fein Recht, ſich in die Ernennung ober Einfegung ber Diener irgendeiner Botteöverehrung 
zu miſchen oder ihnen ven Verkehr mit ihren Obern und bie Bekanntmachung der Berorpnungm 
derfelben zu unterfagen, jedoch unter Vorbehalt der gemeinrechtlichen Verantwortlichleit in 
Sachen der Preſſe und oͤffentlichen Bekanntmachungen. Die bürgerlide Trauung muß immer 
ber prieſterlichen Einfegnung vorhergehen. Der Unterricht ift frei; jede Präventiomafregel if 
unterfagt; die Befttafung dabei eintretender Vergehungen kann nur infolge gefeglider Bor: 
ſchrift ſtattſinden. Der auf Koſten des Staats ertheilte dffentliche Unterricht wird burd ein 
Geſetz geregelt. Die Preſſe ift frei; die Genfur kann nie eingeführt, noch von Verfaſſer, Ber: 
leger oder Drucker Gaution verlangt werben. Wenn der Berfafler befannt und in Belgien an: 
ſaͤſſig ift, fo kann gegen ven Verleger, Drucker oder Berbreiter einer Schrift Feine geriätlige 
Verfolgung flattfinden. Die Belgier haben das Recht, ſich friedlich und ohne Waffen zu ver: 
fanımeln, und bebürfen Feiner obrigkeitlichen Erlaubniß, wenn fie die die Ausübung dieſes Reid 
regelnden Gefege beobachten. Diefe Beflimmung bezieht ſich nicht auf Die Verſammlungen unter 
freiem Simmel, weldje durchaus den Bolizeigefegen unterworfen bleiben. Die Belgier haben 
das Recht, ſich zu aflociixen ; daſſelbe darf feiner Präventivmaßregel untenvorfen werben. Ein 
Jever hat das Mech, Bittſchriften, von einer over mehren Berfonen unterzeichnet, bei den difent: 
lien betreffenden Behärhen einzureichen. Die verfaffungsmäßig eingefegten Behörden fint 
allein zu Bittſchriften in gemeinſchaftlichem Ramen berechtigt. Das Briefgeheimmiß iſt unver: 
legli. Der Gebrauch der in Belgien üblichen Sprachen ift willkürlich; nur durch dad Geſetz 
Tann der Gebrauch einer beflimmten Sprache und jedenfalls nur für Acte Öffentlicher Behoͤrden 
und für gerichtliche Handluugen vorgeſchrieben werden Offentliche Beamte können für Hand: 
lungen ihrer Verwaltung ohne vorgängige Erlaubnif gerichtlich verfegt werden, mit Vorbehalt 
der die Minifter betreffenden Anordnungen. 

Der dritte Theil Handelt von ber Staatögewalt. Alle Staatsgewalt geht von der Nation 
aus; die gefeggebende Gewalt wird vom Könige, der Kammer ver Mepräfentanten und dem 
Senat gemeinſchaftlich ausgeübt. Ein jeder diefer Zweige der gefeggebenben Gewalt hat dat 
NRecht, Geſetzvorſchläge zu machen. Ein jenes auf die Staatseinnahmen und Ausgaben, ſowie 
auf dad Gontingent der Armee bezũgliche Geſetz muß zuerft in der Repräfentantentammer votirt 
werben. Die authentifhe Auslegung der Geſete gehört ver geſetgebenden Gewalt an. Der 
König beflgt die ausübende Gewalt, wie fie in der Verfaffung beftimmt iſt. Die richterliche 
Gewalt wird durch die Appellationshöfe und die Bezirksgerichte ausgeübt; vie Veſchlüſſe und 
Urtheile werden im Namen bed Könige vollzogen. Die ausſchließlich die Gemeinden und Pros 
vinzen betreffenden Angelegenheiten werben durch Gemeinde: und Provinzialräthe geordnet. 
Die Mitglieder der beiven Kammern repräfentiren die Nation und nicht blos den Difriet, der 
fle ernannt Bat; die Sigungen der Kammern find öffentlich ; jede Kammer. prüft die Vollmachten 
ihrer Mitglieder und entſcheidet über darauf bezügliche Streitpuntte; Niemand kann zu gleichet 
Zeit Mitglien beider Kammern fein. Ein Mitgsien derſelben, welches von ver Regierung zu 
einem befoldeten Amte ernannt wirb und baffelbe annimmt, verliert unmittelbar Sig und 
Stimme in der Kammer und kann nur durd eine neue Wahl wieder in biefelbe eintreten. Dad 
Bureau ber Kammer wird für jede Seffton von derſelben ernannt. Jede Beſchlußnahme wird 
nad abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt; bei Gleichheit der Stimmen iſt ver Vorſchlag verwet: 
fen; keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn nicht die Mehrzahl ihrer Mt: 
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glieder vorhanden if. Die Abftimmung geſchieht laut ober durch Aufjtehen und Sigenbleiben; 
über den Geſamnitinhalt eined Gejeges wird laut und durch Namensaufruf geftimmt. Vor⸗ 
ſchlag und Wahl der Candidaten gejhehen durch geheime Stimmengebung. Cine jene Kam⸗ 
mer hat das Net, Unterſuchungen anzuorpnen. Ein Geſetz kann nur angenommen wer⸗ 
den, wenn über jeden einzelnen Artikel abgeftimmt ift. Es ift unterfagt, ven Kammern in 
Berfon Bittſchriften zu überreichen. Jede Rammer hat das Recht, Bittſchriften ben betreifenden 
Riniftern zu überreichen und Auskunft zu verlangen. Rein Mitglied der Kammern kann wegen 
ber Sei Ausübung feiner öffentlichen Verrichtungen ausgeſprochenen Meinungen obergegebenen 
Bota gerichtlich verfolgt oberin Unterfuchung gezogen werben, mit Vorbehalt der Ergreifung 
auf friſcher That. Jede Kammer beftimmt durch ihre Geſchaͤftsordnung die Art und Welfe, in 
ber fie ihre Gerechtſame ausübt. 

Die Kammer ver Repräfentanten beſteht aus Abgeordneten, die unmittelbar von den 
Bürgern gewähltimerven, welde ven duch dad Wahlgefeg beftimmten directen Steuerbetrag 
bezahlen , der nicht mehr als 100 Gldn. und nicht weniger als 20 Glon. betragen darf. Das 
Wahlgeſetz feht die Zahl der Abgeordneten nad; der Bevölkerung feſt. Diefe Zahl darf das 
Verhältniß von Einem Abgeordneten auf 40,000 Einwohner nicht überfleigen. Um gewählt 
werben zu Eönnen, muß man Belgier von Geburt oder durch die große Naturalifation fein, im 
Genufle der bürgerlihen und politifhen Rechte ſich befinden, volle 25 Jahre alt fein und in 
Belgien feinen Wohnfig Haben. Keine andere Bebingung der Wählbarkeit kann erfobert 
werben. Die Mitgliever der Repräfentantenfammer werben auf vier Jahre gewählt, fie werben 
alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Jedes Mitglied der Repräfentantenfammer erhält während 
der Dauer der Sigungen eine monatliche Entſchädigung von 200 Glon., mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, weldhe die Stadt bewohnen, in der die Kammer ſich verfammelt. 

Die Mitglieder des Senats werben nach Maßgabe der Bevölkerung einer jeden Provinz 
durch dieſelben Bürger gewählt, welde die Mitglieder ver Kammer wählen. Der Senat befteht 
aus der Hälfte der Mitgliederzahl der Kammer. Die Senatoren werben für acht Jahregemäßlt; 
fe werben alle vier Jahre zur Hälfte erneuert. Um in den Senat gewählt werben zu können, 
wuß man Belgier von Geburt fein oder durch die große Naturalifation jid im Genufle der bür- 
gerlichen und politiſchen Rechte befinden, in Belgien wohnhaft, wenigflens 40 Jahre alt fein 
und wenigftend 1000 Gldn. directe Steuern bezahlen. In ven Provinzen, wo bie Zahl der 
Bürger , welche dieſe Steuer bezahlen, nicht das Verhältnif von 1 auf 6000 erreicht, wird dieſe 
Zahl durch vie am hoͤchſten VBefteuerten ver Brovinz bis zu dieſem Verhältniſſe vervolfftändigt. 
Die Senatoren erhalten weder Beſoldung nod; Entfhänigung. Mit vem achtzehnten Jahre 
ift der muthmaßliche Thronerbe von Rechtswegen Senator; Stimmrecht erlangt er erft im füuf⸗ 
undzwanzigften Jahre. Jede Sitzung des Senats, welde außer der Sefliondzeit ver Mepräs 
fentenfammer gehalten wird, ift von Rechtswegen nichtig. 

Die verfaffungsmäßigen Gcwalten des Königs find erbli In feiner directen, natürlichen 
und rehtmäßigen Nachkommenſchaft von Mann zu Mann nad ver Ordnung der Erfigeburt 
mit beffändiger Ausſchließung der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. In Ermangelung 
männlicher Rachkommen ſchaft kann der König mit Zuflimmung der Kammern feinen Nachfolger 
ernennen. Der König kann ohne Zuftimmung der beiden Kammern nicht zugleich Haupt eines 
andern Staatd fein. Die Berfon des Königs ift unverletzlich; feine Minifter find verantwort- 
lich. Kein vom König ausgehender Act ift gültig ohne die Mitunterzeinung eined Minifters, 
der für deſſen Inhalt verantwortlich wird. Der König ernennt und entläßt pie Minifter, er 
verleiht die Grabe in der Armee und ernennt zu den Ämtern für die allgemeine Staatsverwal— 
tung und die auswärtigen Angelegenheiten. Zu andern Amtern beruft er nur in Kraft einer 
beſondern gefeglihen Beftimmung. Ex erläßt die zur Vollziehung ver Geſetze erfoderlichen 
Verordnungen und Verfügungen, ohne die Gültigkeit der Gefege felbft jemals unterbrechen, 
noch von ihrer Vollziehung entbinden zu fönnen. Der König befehligt die Land- und See⸗ 
macht, erflärt Krieg, fließt Frieden, Bündniffe und Handelsverträge und fegt die Kammern, 
fobald das Intereile und die Sicherheit des Staats es geflatten, in Kenntniß. Die Handels⸗ 
verträge, ſowie alle diefenigen Verträge, welche ven Staat belaften ober einzelne Belgier ver⸗ 
pflichten, treten erſt in Kraft, wenn fie die Zuftimmung der Kammern erhalten haben. Keine 
Abtretung, Fein Austaufch, Feine Einverleibung eined neuen Landesthelis kann anders flatt- 
finden als infolge eined Geſetzes. Der König fanctionirt die Geſetze und verkündet fie. Die 
Rammern treten von Rechtswegen jährli am zweiten Dienflage des November zufammen, 
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wenn fie nicht früher vom Könige einberufen werben; fie müffen jährli wenigflens 40 Tage 
verfammelt bleiben. Der König erflärt ven Schluß der Seffton, er beruft die Kammern außer: 
orbentliherteife, er hat das Recht, die Kammern aufzuldfen, fet es beide zugleid ober nur 
eine berfelben. Bet jeder Auflöfung aber müflen die Wähler binnen der nächſten AO Tage, die 
Kammern binnen ver nächſten zmei Monate zufammenberufen werben. Der König kann die 
Kammern vertugen ; bie Bertagung barf jedoch nicht einen Monatüberfchreiten und kann In der⸗ 
felben Seffton nicht ohne Zuftimmung der Kammern wiederholt werben. Der König Hat dad 
Reit, richterlich zuerkannte Strafen zu mildern ober zu erlaffen, er hat das Recht, Münze 
ſchlagen zu laſſen und Apelstitel zu verleihen, ohne irgendein Vorrecht daran Enüpfen zu kön⸗ 
men. Gr verleiht Die militärifhen Orden; feine Civilliſte wird für die Dauer feiner Regterung 
feRgefegt. Der König hat keine andere Gewalt als diejenige, welche ihm die Berfaffung und die 
der Verfaffung gemäß erlaflenen Befege förmlich beilegen. Beim Tode des Königs verjummeln 

fich die Kammern ohne Zufammenberufung fpäteftens am zehnten Tage nad; feinem Ableben. 

Vom Tode des Königs bis zur Eldesleiſtung des Thronfolgers oder Megenten wird die finigs 

Aiche Gewalt, im Namen des belgiſchen Volks, vom Minifterrathe ausgeübt. Der König iſtvoll⸗ 

Hährig mit zurücigelegtem achtzehnten Jahre, er nimmt nicht eher von dem Throne Beiig, old 

bie er in ver Mitte der Nationalrepräfentation einen feierlichen Cid geleiftet hat, bie Verfaflung 
und die Befehe des belgifchen Volks zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und bie Un 

weriegbarkeit des Staatsgebiets aufricht zu erhalten. Bei ver Minderjärigkeit des Könige 
treffen die Kammern Vorkehrungen für bie Einfegung der Regentſchaft und der Vormundſcheft 
Daſſelbe gefieht, wen ver König fi in der Unmöglichkeit befindet zu regieren. Die Regent: 
ſchaft kann nur Einer Perfon übertragen werben; während derſelben kann Feine Abänderung 
des Grundgeſetzes attjinden. Bel Thronerledigung treten bie Kammern zuſammen und treffen 
die nörhigen Anordnungen. 

Niemand kann Minifter werden, der nicht Belgier von Geburt iſt ober das volle Staatl: 
bürgersecht erhalten hat. Kein Mitglied der Eöniglichen Familie kann Minifter fein. Die Rini: 
flex Haben nur Stimmrecht in den reſidirenden Kammern, wenn fie Mitglieder derſelben find, 
fie Haben aber Zutritt zu jeder Kammer und müffen auf ihr Verlangen gehört werden. Pie 
Kammern können ihre Gegenwart in den Sigungen verlangen. Der König kann In feinem | 
Falle, durch einen mündlichen ober ſchriftlichen Befehl, einen Miniſter der Berantwortfiäteit 
entziehen. Die Kammer hat das Reit, die Minifter anzuflagen und fie vor den Caffationdhof 
zu ziehen. Die Fälle ver Verantwortlichkeit fire die Minifter nerben durch das Geſetz beflimmt: | 
Der König kann einen durch ven Gaffationshof verurtheilten Minifter nur auf Verlangen einet | 
der beiden Kammern begnabigen. R 

Alle Streitigkeiten über bürgerliche Rechte gehören vor die Gerichte, ebenfo wie bie über 
politiſche Rechte, mit Vorbehalt der gefeglichen Ausnahmen. Kein Bericht kann anders ald in 
Kraft des Gefeges errichtet werden. Für ganz Belgien beftcht ein Caſſationshof; mit Ausnahme 
der Miniſterproceſſe erkennt derſelbe nicht über die Materie der Rechtsſachen. Die Gerihtt: 
figungen find öffentlich , wofern die Öffentlichkeit nicht für pie Orbnung und die Sitten geräht: 
lich iſt, was durch ein richterliches Erkenntniß erklärt werden muß; bei politifchen und Prefort: 
sehen muß dies Crkenntniß einftinmig gefaßt fein. Jedes Urtheil iſt motivirt und mich öffent: 
ũcqh geſprochen. Kür alle Eriminalfachen , ſowie für politiſche und Preßvergehen ift dad Gefäw": 
renengericht angeornet. Die Räthe der Appellhöfe, die Präfldenten und Wicepräftdenten der 
ihnen untergeorbneten Tribunale werden vom Könige nach einer doppelten Lifte ernannt, ft 
son diefen Gerichtshoöͤfen felbft und von den Provinzlalräthen eingereicht wird. Die Räthe en 
Gaffationshofe erwennt ver König aus einer vom Senate und dem Gaffationshofe verfaßten fit. 
Die Appelihöfe wählen aus ihrer Mitte ihre Präfiventen und Vicepräſidenten. Die Riäte 
werden auf Lebenszeit ernannt und Fönnen nur durch Urtheilsſpruch ihres Amtes entfegt ode 
ſuspendirt werben. Die Berfegung eines Richters fann nur durch eine neue Ernennung um 
mit feiner Zuftimmung flattfinden. Der König ernenntund entläßt die Mitglieber der Staatl: 
anwaltſchaft bei ven Gerichtshoöfen und Tribunalen. Die Beſoldungen der Richter wert | 
vurch ein Gefeg beftimmt. Kein Richter darf eine von ber Regierung beſoldete Etelle un: 
entgeltlid} annehmen. Die Gerichtshofe und Trihunale wenden die Verfügungen und Befhlüft 
der Gentral« ‚ Provinzial und Localbehörben nur infowelt an, als fle ben Befegen gemäß fnt- 
Die Provinzial: und Oemeinbeverfaflung wird durch Geſetze beftimmt. Diefe Gefege ſichern dit 
Anwendung folgender Grunbfäge: die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt der Ausnahmen, | 
welche das Geſetz in Betreff der Ortövorfteher und ber Regierungdcommiffarien bei den Prorin· 
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jalräthen einführen Tann; die Überweifung aller @egenflände, welche ein Provinzial- ober 
Grmeinheinterefje haben, an bie Provinzial: oder Bemeinderäthe, mit Borbehalt ver gejeplichen 
Beflätigungen ihrer Acte; die Offentlichkeit der Provinzial: und Gemeinderathsverſamm⸗ 
lungen in den durch das Geſetz beflimmten Grenzen; bie Sffenilichkeit des Budgets und ber 
Kechnungen; das Cinſchreiten des Königs ober der geſetzgebenden Gewalt, um zu verhin⸗ 
bern , daß Provinzial: oder Gemeinbebehörven ihre Befugniſſe überfchreiten ; bie Abfaſſung der 
— und die Führung der betreffenden Regiſter gehören ausſchließlich der Gemeinde⸗ 
obrigfeit an. 

Der vierte Theil regelt die Finangverfafjung. Keine Auflage zum Nutzen des Staats kann 
anders ald durch das Befeh angeorbnet werben. Provinzial: und Gemeindelaften innen nur 
mit Bewilligung der Provinzial: und Gemeindebehoͤrden eingeführt werden. Die Öffentlichen 
Auflagen werben jährlich bewilligt, es kann in Betreff derſeiben kein Privilegium eingeführt 
werben. Penfionen und Bratificationen aus der Staatökaffe innen nur durch ein Geſetz bewilligt 
werben. Jedes Jahr fhließen die Kammern die Abrehnungsgefege ab und votiren dad Budget. 
Die Mitglieder des Rechnungshofes werben von der Repräfentantenfammer und für eine be⸗ 
fimmte, durch das Geſetz bezeichnete Zeit ernannt. Die Befoloungen und Penſionen ver Diener 
der verſchiedenen Religionsbelenutniffe werben vom Staate übernommen, vie dazu erfoderlichen 
Summen werben jährlich auf das Budget gebradit. 

Der fünfte Theil befhäftigt fich mit der bewaffneten Macht. Die Art und Weiſe der Ergän- 
zung der Armee wird buch dad Geſetz beftimmt, ihr Beftand jährlich der Berathung ber Kam⸗ 
mern unterworfen. Nur in Kraft eined Befeges Können fremde Truppen zum Dienfle bes 
Staats zugelaflen werben ober das Stantögebiet beſetzen oder durchziehen. Es beſteht eine 
Bürgergarde, deren Einrichtung vurd das Geſetz beſtimmt wirh. Die Inhaber aller Grabe bis 
jum Hauptmann werben von ber Bürgergarde felbft ernannt. Die Berfegung der Bürger: 
garbe auf den Kriegöfuß kann nur infolge eines Geſehes gefhehen. Die Militärperfonen können 
ihre Grabe, Ehrenzeichen und Benfionen nur auf die gefeglich beftimmte Art verlieren. 

Der ſechste Theil enthält allgemeine Beflimmungen. Die belgiſche Nation nimmt die rothe, 
gelbe und ſchwarze Farbe als Nationalfarhen und ald Reichswappen den beigifchen Löwen mit 
der Umſchrift: „Eintracht gibt Macht („L’union fait la force”) an. Brüſſel iſt Hauptſtadt von 
Belgien und Sig der Regierung. Kein Eid Fann anders als in. Kraft des Geſetzes auferlegt 
werben. Jeder auf belgiſchem Gebiete ſich befindende Fremde genießt den den Perfonen und 
Gütern gewährten Schuß des Staats, mit Vorbehalt der geſetzlich beftimmten Ausnahmen. 
Die Staatöverfaffung kann weder ganz noch theilweife außer Wirkung gefegt werben. 

Der fiebente Titel ſchreibt das bei Revifion der Gonflitution zu beobachtende Verfahren wor. 
Die gefeggebende Gewalt hat dad Recht, zu erklären, daß eine von ihr bezeichnete Beftimmung 
der Berfaffung der Neviflon bedarf. Nach diefer Erklärung find die beiden Kammern von Rechts⸗ 
wegen aufgelöft. Zwei neue Kammern werben zufammenberufen und dieſe befchließen, tn uͤber⸗ 
einſtimmung mit dem Könige, Über die der Reviflon unterwerfenen Punkte. 

Der achte Titel enthält tranfitortfche Beſtimmungen, ohne allgemeine und beftännige 

beutum; 


8. 

Um diefe merkwürdige, unter den europälfchen Gonftitutionen offendar die größte Summe 
politiſcher Freiheiten enthaltende Verfaſſung ihrer ganzen Bedeutung nach richtig zu beurthellen, 
ift nothwendig , auf die Umſtände, unter welchen fie eutſtand, näher einzugeben; denn es bürf- 
ten fi$ wenige Monumente diefer Art finden, welche in einem fo hohen Grade von den Stim: 
mungen und VBerhältniffen des Augenblicks, in dem fie wurben, beeinflußt find, als das bel- 
giſche Brundgefeg. Die Unvolltommenheiten und Mängel des holländiſchen hatten dem Lande 
während der Vereinigung mit den noͤrdlichen Niederlanden ſoviel Nachtheile verurfacht, daß der 
Eongreß bei der Abfaffung der neuen Gonftitution vor allem fuchen mußte, dieſelben zu vers 
meiden. Seine Tendenzen waren daher in mehr als einer Beziehung vorherrſchend negativ. 
Das Übergewicht, welches die Verfaffung von 1815 ver Krone gegeben hatte, wurde von den 
Meiften als eine der Haupturſachen betrachtet, auf welche die Übelſtände, vie zulegt die Revolu— 
tion herbeigeführt hatten, zurüdzuführen feien. Um die Wiederkehr derfelben unmöglich zu machen, 
ſuchte man die Befugnifle der Eöniglichen Gewalt ſoviel ald möglich einzufepränten, ihr nur die 
unumgänglich nothwendigen Attributionen zu laffen. Dagegen wurbe der Wirkungskreis der 
Kammer auf eine Menge von Dingen ausgedehnt, die in den meiften Repräfentatioverfaflungen 
außerhalb deflelden liegen, und wenn die frühere Verfaſſung abſichtlich ver en eine Bräpon- 
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deranz gab, welche das Gleichgewicht unter den Gewalten von vornherein zerftörte, fo beging 
dies neue Grundgeſetz denfelben Fehler zu Gunſten des Parlaments. Der Vorwurf, aus einem 
Extrem in das andere gefallen zu fein und bie richtige Mitte bei ver Vertheilung der Befugnife 
an bie verſchledenen Elemente ver öffentlichen Gewalt nicht eingehalten zu haben, kann mit Redt 
dem Gongrefle gemacht werden. Das Königthum, oder welchen andern Namen man ver Cen⸗ 
tralgewait geben will, iſt eine zu weſentliche Grundbedingung der geſellſchaftlichen Ordnung, 
als daß feine Gegenwart, fein lebendiges und tätiges Mitwirken an der Begründung ver Ver⸗ 
faflung nicht eine unabweisbare Nothwendigkeit wäre. Beider Begründung ver belgiſchen Ber: 
faflung war daffelbe aber in Feiner Weiſe vertreten, feine Rechte, die ihm unentbehrligen Befug⸗ 

niffe, um im Intevefle der Geſellſchaft thätig zu fein, wurden nicht In ihrem ganzen Umfange 

anerkannt und gewürbigt; nur wenige Stimmen erhoben ſich zu ihrer Vertheidigung. Der 

Congreß, die Bebürfnifle der Zukunft weniger bedenkend ald die Foderungen ver Gegenwart, 

der Stimmung des Moments nachgebend, gab dem Lande eine Organifation, welde offenbar 

bei weitem mehr von der Anficht ausgeht, daß der Unterthan gegen die koͤnigliche Gewalt zu 

fügen oder mit zahlreichen Garantien und Gautelen gegen ihre Übergriffe zu umgeben fd, 

als fie von der Überzeugung durchdrungen ift, daß die Gleichſtellung derfelben mit aubern ver: 

faffungsmäßigen Gewalten eine ftrenge Gonfequenz bes conftitutionellen Princips ſelbſt IR. 

Abgefehen davon, befand ſich aber der Congreß auferdem noch in einer nicht zu ändernden 
Abhängigkeit von andern Verhältniſſen, die nicht ſowol aus der Richtung der öffentlichen Stim: 

mung im Augenblide der Abfaffung bed Grundgeſetzes ald aus der gegenfeltigen Lage ber Par: 
teien, in welde dad Land zerfiel, hervorgingen. Die Revolution und alle Ereigniffe, welde fie 
vorbereitet und herbeigeführt hatten, waren nur durd bie engfte Bereinigung der Katholiken 
and Liberalen moͤglich gewefen ; dad gemeinſchaftliche Interefie hat dieſe Union geſchaffen un 
der gemeinſchaftliche Zweck, Abftellung der Beſchwerden zu erhalten , ihr Beſtand gegeben. Mar 
Hatte ſich, folange es noch galt, die holländische Herrſchaft zu befämpfen , mit diefer äußerligen 
Gemeinſchaftlichkeit begnügt, und von beiden Seiten waren bie unverträglichern Meinung! 
elemente für den Augenblid in den Hintergrund getreten. Als aber ver Zweck erreicht, die Un: 
abhängigfeit errungen, ba war zu befürchten, daß die Gegenfäpe, welche zwifchen ber liberalm 
und katholiſchen Bartei in mehrfacher Beziehung beftehen, die Herflellung ver Einheit, welder 
der junge Staat vor allem bedurſte, erſchweren würde. Um dieſer Gefahr, der drohendſten von 
allen, zu begegnen, well fle die politifche Lebensunfähigkeit des neuen Rönigreihd in feinem 
Innern ſelbſt bewiefen hätte, mußten nothwendig biejenigen Inftitutionen, auf welche ſich jene 
Meinungsverſchiedenheiten haupiſãchlich bezogen, auf fo breiten Bafen organifirt werben , daß 
Demjenigen,, was von jeder Bartei ald Recht und Pfliht angefproden ward, in keiner Welle 
durch die Berfaffung zunabe getreten wurbe. Diefe Nothwendigkeit wurde allgemein begriffen, 
und Katholiten und Liberale waren darüber einig, in der neuen Verfaffung bie ausgebehnteft 
Religions, Gewiſſens⸗, Preß- und Unterritäfteigeit einzuführen. Dem Congreffe blieb nichts 
Anderes übrig, ald dem Zuge zu folgen und dieſe Principien ald Grundlagen ver gefelligen 
Ordnung feierlich zu reclamiren. Staat und Kirche wurden nun in nothwendiger Folge davon 
volltommen getrennt, bie legtere von allen Rückfichten auf ben erflern frei gemacht, der Aus: 
übung eined jeven Cultus feine andere Grenze geſteckt als die rein polizeiliche Beftimmung, bie 
Öffentlicde Ruhe nicht zu flören, dem Stante jede, auch die allerentferntefte Einwirkung auf 
religiöfe Angelegenheiten unterfagt, die volllommene Freiheit des Unterrichts verkündet, jede 
Veauffihtigung, jede Leitung von Seiten des Staats abgeftellt, die Nothwendigkeit des :Beweijed 
ber Befähigung , um irgenbein Lehramt auszuüben, durchaus abgefhafft und dem Staate bab 
Recht, Lehranftalten zu errichten, nur in demfelben Grabe, nit mehr und nicht weniger, wit 
jevem Bürger zuerkannt, ihm aber zugleich die Verpflichtung auferlegt, feine Lehranftalten nut 
durch dad Gefeg, dad Heißt unter Mitwirkung der Kammern, zu organifiren, Die abſoluteſte 
Preßfreiheit, forte die ebenfo unbefchränfte Affoctationsfreiheit waren nur, wie man leicht ein: 
flieht, die umentbehrlihen Corollare jener beiden erften Principe. 

Diefe großen ſocialen Kreiheiten waren neu in dem Lande, weniger waren es bie Grund: 
füge, nad} denen man die Verwaltung , im firengern Sinne des Wortes, ordnete. Die ſtädtiſchen 
und provinziellen Einrichtungen ber nieverländifchen fomol wie der frühern Verfaflungen ent: 
hielten fat alle Prinripe, von denen man ausging ; die Art von self-government, bie in einer 
den engliſchen Inftitutionen ſich nähernden Weiſe hergeftelft wurde, iſt alt in Belgien, und bad 
eigentliche hiſtoriſche Element ver Gonftitution iſt hier zu ſuchen. Der Congreß befand Ach hier 
auf geſchichtlichem Boden und gab nur alteinheimifchen Kormen neues Leben. 
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Don welhen Geſichtspunkte man auch dieje Verfaſſung beurtheilen mag, das Eine muß 
immer zugegeben werben, daß jle eine große und in mehr ald ciner Rückſicht wichtige fociale und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Bedeutung hat. Es ift ein Verſuch von dem hoͤchſten und allgemeinften 
Intereſſe, deſſen Erfolg reich an Belehrungen der verfchiedenften Art fein wird. Die Idee des 
Staat findet ſich hier in einer von der gewöhnlichen höchſt abweichenden Weife aufgefaßt, fein 
Wirkungskreis iſt auf ein Minimum zurüdgeführt, während der aller Elemente der Geſellſchaft, 
die nit Regierung ind, über die Maßen ausgedehnt if. Es fragt fi, ob ein folder Zuftand 
auf die Dauer beftehen kann, ob e8 mit dem Grade politifher Entwidelung, auf dem das flaat- 
liche Leben in unferer Zeit ſich befindet, überhaupt übereinftimmenn iſt, ein Maß von Freiheiten 
zu geben, bie mit dem Bildungsgrade eines großen Theils der Bevölferungen nicht im Einklange 
ſtehen und daher den wahren Bedürfniſſen des Volks nicht immer entfpredyen können. Es fragt 
fi, ob die Loͤſung, welche vie belgiſche Eonftitution ven großen Gontroverfen über dad Verhält- 
niß von Staat und Kirche, Preß⸗ und Unterrihtöfreiheit gegeben hat, der wahren Natur biefer 
SIuftitutionen und ihrer Beziehung zur Geſellſchaft entfpricht. Wie auch die Antwort auöfallen 
möge, und fie muß verfchieden fein nad) den verfchievenen Ausgangspunkten ber BeurtHeilung, 
foviel ift gewiß, daß die Nation, welde die Loͤſung auf dieſem Wege verfucht, ſich eine ſchwere 
Aufgabe geftellt hat, die aber eben ihrer Schwierigkeit wegen hoͤchſt beveutfam iſt und Theil⸗ 
nahme und Aufmerkſamkeit von Seiten aller Derer verdient, denen bie Foͤrderung des flaat- 
lien Lebens überhaupt am Herzen liegt. Die Erfahrung der legten Jahre hat über allen 
Zweifel Herauögeftellt, daß die Aufrehthaltung der gefelligen Orbnung, die Foͤrderung ber 
öffentlichen Wohlfahrt mit diefer Conſtitution möglich ift; Belgien hat durch die That beiwiefen, 
daß der Staatszweck auch unter der Herrſchaft jo ausgebehnter Breiheiten erreicht werben Tann. 
Allerdings kann niit geleugnet werben, daß bie tüchtige, auf Orbnung und Geſetzlichkeit gerich⸗ 
tete Geſinnung, welche ſich faft allgemein bei ven Bevölferungen findet, viel zu dieſem Refultate 
beigetragen hat. Außerdem machte ſich feit den erſten Zeiten der Gonftituirung des Staats auf 
politifhem @ebiete neben ver eraltirten, vie an fich ſchon fo großen Breiheiten noch übertreiben- 
den, in jeder Weiſe extremen Meinung eine gemäfigtere, nach Sicherung des Gewonnenen, 
Befeftigung des neu Erftandenen ſtrebende geltend, die an dem Könige einen ebenfo erleudhteten 
Leiter wie jihern und feſten Haltpunkt fand, und ber es, auf eine immer zunehmende Majorität 
in ben Kammern fh flügend, gelang, das Land vor Exceffen zu bewahren, die nur zu feinen, 
Verderben dienen konnten, und ven Angelegenheiten eine Richtung zu geben, die deſſen wahren 
und wefentlichften Intereffen förbernd entfpricht.. 

Anders verhält e3 fi mit der Bedeutung der Eonflitution für bie Entwidelung und Aus⸗ 
bildung ber politifhen Nationalität ded Landes. Der belgifche Staat beſteht aus mehren unter 
A durch Urfprung und Charakter verfchienenen Elementen, die, äußerlich durch daſſelbe 
Grundgeſetz, durch diefelben Inftitutionen zufammengehalten , in ihren innern Bezligen doch 
noch viel Getrenntes, ja Gegenfägliches aufweifen. . Diefe germanifchen und romaniſchen Be= 
ſtandtheile zu einem einzigen und nationalen Typus zu verarbeiten, ift eine Aufgabe, von deren 
Löfung die Zukunft des Landes mehrfah abhängt. Man flieht leiht ein, wie wichtig und ent⸗ 
ſcheidend dafür die Berfaflung, uuter deren Einwirkung diefe Verſchmelzung vor fi gehen 
foll, wird. Und hier kann nicht verfannt werben, daß die Tendenzen und Grundfäge derſelben 
viefer Einigung Hindernd in den Weg treten durch die große Summe von Freiheiten, die fie den 
einzelnen Elementen ber Öffentlichen Oıbnung gewähren. Mehr ald wo anders zeigen ſich auf 
diefem Gebiete die Nachtheile, welde die zu ſchwache Gonftituirung der Gentralgewalt, von 
welcher jene Einigung und Verſchmelzung beſonders bewerkftelligt werben foll, nach ſich zieht. 
Die innere Eonfiftenz des Staats , die Feſtigkeit und Cohäſion feiner einzelnen Theile, das active 
Bewußtſein ver Rationalität, des volksthümlichen Lebens , das die Duelle eines eigenthümlicyen 
Schaffens wird und ohne welches bie in den Verträgen zugefiherte Unabhängigkeit und Selb⸗ 
ſtändigkeit ein todter Buchftabe bleibt, eine Form ohne Kern, ein Körper ohne organifches 
Leben, die Momente mit einem Worte, welche die politifhe Nationalität innerlich gründen, fi 
fichern und bewahren — dad Alles wird durch diefeGonftitution wenig befördert und begünfligt, 
und das Bewußtfein der Mangelhaftigkeit und Unvollkommenheit der letztern in dieſer Bezie⸗ 
hung muß, wenn es fi, wie das nicht auöbleiben kann, geltend gemacht haben wird, ver Aus⸗ 
gang von Reformen werden, deren notwendiger und hauptſächlichſter Zweck vie Erweiterung 
und Ausdehnung der Gentralgewalt ift. 

Die innere Geſchichte Belgiens, feit der Annahme ver Verfaflung und ihrer Vollendung 
durch die Inauguration des Königs, zeigt als hervortretendes Moment das Beftreben, die Orga⸗ 
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nifation und innere Begründung bed Staats auf den durch dad Grundgefeg gegebenen Bafen 
durdzuführen und zum Abſchluſſe zu bringen. Die Nachwehen ver großen Aufregung bes 
Jahres 1850 verhinderten oft in ben erften darauf folgenden Jahren, daß diefe wichtige und 
folgenreiche Arbeit mit der erfoderlichen Ruhe und Reife ver Überlegung gefördert wurbe. Die 
oben ſchon bezeichnete extreme Anſicht machte ſich zu wiederholten malen da geltend, wo ihr 
Gegentheil Hätte vorherrſchen follen; aber ver entſchiedene Widerſtand, den ihr die Regierung 
entgegenfegte, und die Unteritigung, welde die Beftrebungen berfelben bei den Kammern und 
in der Öffentlihen Meinung fanden, fowie die mit jevem Jahre größer werbenbe allgemeine 
Beruhigung der aufgebrachten Gemüther ließ fie allmälig immer mehr in den Hintergrund 
teeten. Die Umformung der Inflitutionen, welche den Grundſätzen der Gonftitution nicht ent 

ſprachen, war der erfte Gegenfland, mit dem die geſetzgebende Thätigkeit ſich beichäftigte. Das 

Geſchworenengericht und die Preßgefepgebung wurden nod im Jahre 1831 nad den neuen 

Grundlagen organifirt. Die Reform der übrigen Theile des Gerichtsweſens fand im Jahre 1832 

flatt; fie war von einer Revifion der Befegbüdher begleitet, infolge deren mehre nicht unwich⸗ 

tige Veränderungen in die Strafgefeggebung eingeführt wurben. Seit 1833 beſonders begam 

eine neue Entwidelungäperiove für dad Land. Die Convention vom 21. Mai 1833 ſicherte 

ihm den Statusquo und machte der Ungewißheit und Beforgniß, melde bie äußern Verhättniffe 

immer noch eingeflößt,, wenigſtens proviforifch ein Ende. Die Angelegenheiten nahmen einen 

georpnetern Gang, und bie öffentliche Thätigkeit begann ſich der Pflege und Ausbildung der 
innen Interefien zuzumenven. Die Seffionen der Kammern, anftatt mit ſterilen und oft ftören- 

den Discuffionen über die äußere Politik fich zu befhäftigen, wie es bisher meiftens der Fall 
gewwefen war, wurden num mit Berathung organiſcher, den innen Ausbau der gefeglichen Ord⸗ 
nung und ben Wohlftand des Landes bezweckender Gefege erfüllt. Zu den erftern gehören 
beſonders bie Geſetze, melde die Organifation des Gemeindeweſens und die der Provinzials 
behörben ſowie die des Höhern Unterricht zum Gegenflanve haben, und die ihrer Cigenthüm⸗ 
lichkeit wegen befondere Berücfichtigung vervienen. Bel der Discuffion dieſer Gefege trat ber 
Gegenſatz der Meinungen, von dem oben die Rebe, beſonders hervor. Die extreme Anfiht 
wollte die Gemeinde und die Provinz fo unabhängig ald nur immer von der Gentralgewalt 
organificen ; die gemäßigtere Drang auf bie Unterordnung jener unter biefe, wenigſtens in den 
Bezügen, die von allgemein ftaatlichem Intereffe find. Der Kampf war heftig und verzögerte 
mehre Seſſionen hindurch die Vollendung der betreffenben Geſetze, die erſt im Jahre 1835 zu 
Stande kamen. 

Die Grundzüge der darin aufgeftellten Gemeindeverfaſſung find kurz folgende. Die Ge— 
meinbeobrigkeit befteht in jeder Sommune aus dem Gemeinderathe, dem Bürgermeifter und ven 
Schoͤffen. Bei einer Bevölkerung bis 20,000 Seelen hat bie Gemeinde zwei Schöffen, darüber 
vier. Der Gemeinderath mit Bürgermeifter und Schöifen hat wenigftend fieben, höchſtens 
34 Mitgliever nach der Einwohnerzahl. Alle Belgier, die mündig, im Befige ver bür- 
gerlihen Rechte , in der Gemeinde wohnhaft find und einen nach der Bemohnerzahl wechfelnden 
©Steuerbetrag von 45 — 100 Br. entrichten, find Gemeindewähler,, fie wählen ven Rath, aus 
deſſen Mitte der König Bürgermeifter und Schöffen ernennt. Die Wähler find zugleich und mit 
Ausfhluß aller Andern wählbar. Das Collegium der Bürgermeifter und Schöffen beruft den 
Gemeinverath. Diefe Berufung ift nothwendig außer ben gewöhnlichen Bällen, ſobald fie von 
einem Drittel der Mitglieder des Rath8 verlangt wirb. Alle Voia, mit Ausnahme ver über per⸗ 
ſoͤnliche Angelegenheiten, werben laut abgegeben, bie Zagedornung wird von der Verſamm⸗ 
kung felbft feflgefegt. Die ‚Öffentlichkeit ver Sigungen des Raths iſt erfoderlich, fo oft Ange= 
legenheiten, vie ſich auf die Finanzen und bie materielle&age ver Gemeinde beziehen, verhandelt 
werben. Der ®emeinverath regulirt Alles, was die Interefien der Commune betrifft, er berath⸗ 
ſchlagt über die Begenftände,, die ihm von ber obern Behörbe vorgelegt werden, feine Beſchlüſſe 
bebürfen des Gutachtens der Provinzialbehorden und der Beftätigung des Könige, wenn jie 
das Sommumalvermögen, feine Vermehrung und Verminderung betreffen. Handelt es fi um 
Gegenftänve, deren Werth nicht 1000 Br. ober den zehnten Theil des gewöhnlichen Budgets 
der Mittel und Wege der Gemeinde betrifft, fo iſt die Beflätigung der Provinzialbehörve hin⸗ 
reichend. Dad Leptere ift für alle dad Weg- und Straßenweſen, die Gommunalfteuer und bad 
Gemeindebudget betreffenden Beiclüffe des Raths erfoberlih. Der Gemeinverath erläßt alle 
Reglements und Verordnungen der Innern Apminiftration und der ftäntifchen Polizei, die jedoch 
in feinem Balle den Landesgeſetzen ſowie ben allgemeinen und provinziellen Verwaltungsbeitim- 
mungen zuwider fein dürfen. Ex hat der Provinzialbehörde von allen Beſchlüſſen viefer Art 
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innerhalb A8 Stunden Kenntniß zu geben. Gr kann feinen Verordnungen eine Straffanction 
geben, die jedoch in feinem Falle andere ald einfache Bolizeiftrafen enthalten ann. Die Bud⸗ 
gets und Meinungen aller in ver Gemeinde befindlichen oͤffentlichen Wohlthätigkeitsanftalten 
Gebürfen feiner Beſtätigung; er läßt durch eine von ihm ernannte Commiſſion das auf die Ge⸗ 
meinde fallende Contingent directer Steuern vertheilen. Die Gemeindegüter werden von ihm 
verwaltet, er ernennt zu allen von der Commune bezahlten Ämtern und Stellen. Faßt derſeibe 
einen Beſchluß, der feine Befugniß überſchreitet, fo kann dieſer Beſchluß vom Gouverneur der 
Brovigz ſuspendirt werben; ver Conflict wird in erſter Juſtanz vom beſtändigen Ausſchuſſe ver 
Provinz entſchieden, zweite und legte Inſtanz iſt der König. Der König kaun durch eine moti⸗ 
virte Verfügung alle Acte der Gemeinvebehörven, die nicht in ven Attributionen berfelben 
Tiegen , ie den Gefegen entgegen find ober die dad allgemeine Intereffe vernichten, aufheben und 
annulliren. Das Gollegium der Bürgermeifter und Schöffen ift mit Allem beauftragt, was die 
Bollziehung der Gefege, Orvonnanzen, Beſchlüſſe ver Gentraltegierung , der Brovinzial- und 
Gemeindebehoͤrden angeht: es verwaltet die Gemeindeeinkünfte und Gemeindeanſtalten, es leitet 
" die Öffentlichen Arbeiten ver Commune und die Rechtsſachen verfelben, ift überhaupt zur Aus⸗ 
führung alles Deffen befugt, wofür der Gemeinderath berathende Behörbe if. Das Kollegium 
Hält die Regifter des Clvilſtandes. Bei Unordnung und Aufruhr kann das Collegium ohne Zus 
Ziehung des Raths Orbonnanzen erlaffen ; doch müflen der Rath und ver Gouverneur der Pro⸗ 
vinz fogleid davon in Kenntniß gefegt werden. Die Aufrechthaltung ver Öffentlichen Ruhe ift 
ihm anvertraut, und der Bürgermeifter ift befugt, die bewaffnete Macht zu diefem Zwecke zu 
requiriren. Bürgermeifter und Schöffen find befolvet. Alle Jahre muß ein Bericht über bie 
materielle age ver Gemeinde, den Zuſtand ihrer Finanzen, Anftalten u. ſ. w. Öffentlich in 
einer Sigung bed Gemeinderaths vorgelegt und in der Gemeinde publicirt werben. Die Bubs 
gets und Rechnungen der Gemeinde werden im Gemeindehaufe niebergelegt und koͤnnen bort 
von den Steuerpflichtigen ver Gemeinde zu jeder Zeit eingefehen werben. 
Die Grundzüge der Provinzialverfaflung beftchen in folgenden Befimmungen. In jeder 
Provinz befteht ein Provinzialrath und ein Commiſſar der Regierung. Die Mitglieder des 
Provinzialraths werden dirert von ben Provinzialcollegien, in denen fid diejenigen Wähler, 
welche bie Mitglieder des Senats und der Kammer ernennen, befinden, gewählt. Der Pro- 
vinzialrath wählt in feiner Mitte einen beftändigen Ausſchuß (deputation permanente). Der 
Gommiffar bei dem Provinzialrathe führt ven Titel „Gouverneur“, er wird vom Könige er= 
nannt und abgefegt. Um in dem Rathe wählbar zu fein, muß man Belgier, wenigftend 25 
Jahre alt, im Genuffe ver bürgerlichen und politifhen Rechte und in der Provinz anfäflig fein. 
Die Mitgliever dev Kammer und des Senats, der Gouverneur der Provinz fowie ihr Greffier, 
Die Rechnungsbeamten des Staats oder der Provinz Eönnen nicht in den Provinzialrath gewählt 
werden. Verwandtſchaft bis zum zweiten Grabe unter zwei Mitglievern des Provinzialraths 
fließt ven Jüngern derſelben vom Rathe aus. Der Provinzialrath verſammelt fid von Rechts- 
wegen jährlich In dem Hauptorte der Provinz am erften Dienftag des Monats Juli zu ordent⸗ 
licher Seffion; ber König kann ihn außerordentliherweife zufammenberufen. Die Dauer ver 
orbentligen Sigung iſt 15 Tage, fie kann mit Bewilligung bes Gouverneurs um acht Tage 
verlängert, auf keinen Hall über vier Wochen binausgevehnt werben. Jedes Mitglied leiftet 
beim Beginne der Sigung einen Eid, die Verfaflung und das Provinzialgefeg zu beobachten. 
Der Rath unterfucht die Vollmachten feiner Mitglieder, ernennt ven Präfiventen und Viceprä- 
fivenien fowie die übrigen Glieder des Bureau; feine Sigungen find äffentlih, das Votum 
wird in derſelben Weife wie in ven Kammern abgegeben. Die Mitglieder des Provinzialraths 
erhalten eine Entſchaͤdigung von 5 Fr. für jenen Tag ihres Aufenthalts und 1%, Br. Reiſe⸗ 
koſten pro Wegftunde. Der Provinzialrath entſcheidet alle Angelegenheiten, welche Die Inter⸗ 
efien ver Provinz betreffen, er ernennt die Provinzialbeamten, regulirt die Rechnungen ber 
Provinz, votirt Ihr Budget und veröffentlicht daſſelbe; er ift gehalten, alle Ausgaben, welche 
dad Geſetz der Provinz zur Laſt legt, darin zu begreifen. Er entſcheidet über die Einrichtung 
und Berbefierung der öffentlichen Anflalten der Provinz, alle auf das Provinzialeigenthfum 
bezũgliche Fragen, ſowie über die Wege: und Kanalbauten und alle auf Koſten ver Provinz 
auszuführenne Öffenzliche Arbeiten. Er vertheilt das Gontingent der directen Steuern unter bie 
Gemeinden und erläßt die Reglements für die innere Verwaltung und die Öffentliche Polizei in 
ber Provinz; er darf eine Strafjanction hinzufügen, die nicht acht Tage Befängniß- und 200 Fr. 
Geldſtrafe überfleigen Tann. Seine Beſchlüſſe find ver koͤniglichen Beſtätigung unterworfen, 
wenn fie ſich auf das Provinzialbudget, auf die Errichtung von Anftalten Öffentlichen Nugend, 
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auf Transactionen, die den Werth von 10,000 Fr. überſteigen, aufWege-, Kanal: und andere 
Öffentliche Bauten zu einem Belaufe von mehr als 50,000 Er., auf die Erritung ober Unter= 
drũckung von Märkten und Mefien, fowie auf Reglementd der innern Verwaltung umd ver 
Öffentlichen Polizei beziehen. Die Aufhebung eines folgen Beſchlufſes von Seiten ver Krone 
muß innerhalb 40 Tagen, nachdem er gefaßt if, geſchehen. Der Provinzialcath kann unter 
keinerlei Vorwande ſich ver Aufhebung oder Suöpenfion diefer Befchlüffe wiberfegen; die Pro⸗ 
vinzialräthe werben auf vier Jahre ernannt und von zwei zu zwei Jahren zur Hälfte erneuert. 
Jever Provinzialrath ernennt in feiner Mitte einen beftändigen Ausſchuß von ſechs Mitgliedern. 
Die Diener der Religion , die rihterlihen und Apminiftrativbeamten, fowie die des Baufaches, 
die Mitglieder der Gemeinbeverwaltung , die Advocaten, Anwälte und Notare, ſowie die Lehrer, 
die vom Staate, der Provinz oder einer Gemeinde befolvet find, koͤnnen nicht in den beftändigen 
Ausfhuß gewählt werden. Der Ausſchuß ift auf vier Jahre ernannt, erneuert fi alle zwei 
Jahre zur Hälfte und wird vom Gouverneur der Provinz präfivirt; die Mitglieder deſſelben 
genießen einen jährlichen Gehalt von 3000 Fr. Der beſtändige Ausſchuß gibt fein Gutachten in 
allen Sachen, die ihm durch bad Geſetz ober die Megierung vorgelegt werben ; er berathfchlagt 
ſowol während als außer den Sigungen des Provinzialraths über Alles, was die tägliche lau= 
fende Verwaltung ver Provinzialintereſſen und die Vollziehung der Geſetze betrifft, für vie feine 
Mitwirkung nöthig if; er führt alle Rechtsſachen der Provinz und verfügt während der Zeit, 
wo der Provinzialtath nit verfammelt ift, über alle von demfelben reffortirenden Angelegen= 
heiten, bie feinen Aufſchub leiden. Ausgefchloffen davon ſind nur die Bubgetd- und Rechnungs⸗ 
fachen und die dem Rathe zuftehende Präfentation der Candidaten zu pen Rathöftellen am Appell 
hofe und ben Bräfldenten- und Virepräfidentenftellen an den Gerichten erfter Inſtanz. Über die 
Provinzialfonds fann nur infolge eines vom Ausſchuſſe erlaflenen Mandats verfügt werben. 
Bei Eröffnung der ordentlichen Jahresfigung des Provinzialrath legt er vemfelben einen 
Bericht über nie allgemeine Lage ver Provinz vor, fowie die Rechnungen über Ausgabe und 
Einnahme und alle fonftige Vorſchläge, vie er für angemeffen Hält. Der Gouverneur wacht 
über vie Inftruction aller dem Rathe over dem Ausfchufle zu unterwerfenden Angelegenheiten, 
er wohnt den Verhandlungen des Provinzialraths bei, wird angehört, wenn er es verlangt, 
und richtet an denſelben die Requifitorien , bie er für gut findet. Er allein ift mit der Ausflih= 
tung ber vom Rathe oder vom Ausſchuſſe genommenen Beſchlüſſe beauftragt, er muß, im Kalle 
eined Beſchluſſes, der die Befugniffe überfchreitet oder das allgemeine Intereffe verlegt, inners 
bald zehn Tagen der Regierung davon Kenntniß geben; fein Recurs an biefelbe fuspendirt Die 
Bollziehung deffelben während 25 Tagen. Hat vie Megierung innerhalb diefer Friſt nicht ent⸗ 
ſchieden, fo bleibt ver Beſchluß gültig. Er wacht über die Aufrechthaltung der Ruhe und öffent: 
lichen Ordnung in der Provinz, über die Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums; er ver⸗ 
fügt zu biefem Zwedcke über die Bürgergarbe und die Gendarmerie und kann diebewaffnete Macht 
tequiriren. Er unterfucht wenigſtens einmal jährlich die Provinzialkaffe und andere öffentliche 
Kaſſen, fo oft er es für nöthig Hält. An der Spige eines jenen Verwaltungsviftrict# der Pro- 
vinz befindet fi ein Föniglier Gommiffar (commissaire d’arrondissement), der unter der 
Oberaufficht ded Gouverneurs und des beftändigen Ausſchuſſes die Verwaltung in den Gemein- 
den , deren Einwohnerzahl nicht 5000 Seelen überfteigt, beauffichtigt und über Die Vollziehung 
der Geſetze u. f. w. wacht. 

Diefe Gemeinde: und Provinzialverfaflung ftellt Gemeinde und Provinz als felbftändige, 
für alle fie ausſchließlich betreffende Intereſſen und Geſchäfte autonome Auctoritäten hin, die nur 
infofern einer Einwirkung der Gentralgewalt unterliegen, als ihre Befchlüffe Veranlaffung zu 
Eonflicten mit den allgemeinen Intereflen des Landes geben können. Nur in viefem Falle hat 
die königliche Auctorität dad Recht eines unbedingten Einfchreitend und bie nöthige Macht, ſolche 
Beſchlüſſe zu annulliten. Auf die innere Verwaltung ver Provinz ſowol wie ber Gemeinde übt 
fie durchaus feinen directen Einfluß aus, da ihr Das Recht der Initiative für ſolche Gegenftände 
von der Verfaffung verfagt ift und fie außerdem des wichtigften und wirkſamſten Gorrectivs, einer 
Action auf die Perfonen durch das Recht der Auflöfung ver Gemeinde⸗ und Brovinzialbehörben, 
entbehrt. Die Eonftitution hat Hier eine große und offenbare Inconfequenz begangen; fie er: 
theilt der Krone die Befugniß, die Kammern aufzuldfen over neue Wahlen zu veranlaffen, und 
verfagt Ihr daſſelbe Recht in Betreff der Provinzial: und Gemeinderäthe, nachdem fie doch biefen 
Behörden in ihren Kreifen biefelbe Sonveränetät zuerkannt hat, die fie dem Parlament für die 
allgemeinen Landesangelegenheiten gibt. x 

Zu den großen organiſchen Geſetzen, welde die von ver Verfaflung aufgeſtellten Grund: 
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principe ber gefelligen Ordnung zu verwirklichen beftimmt find, if noch das Geſetz über die 
Brhfungsjurg zunennen. Die Freiheit des Unterrihts, in fo abfoluter Weife fie auch pro= 
damirt ift, ſchließt doc nicht die Nothwendigkeit aus, den Beweis befonberer Befähigung für 
die Ausübung befonderer Profeffionen zu liefern. Der Staat kann dad Recht dazu nur Den⸗ 
jenigen ertheilen, bie dieſen Beweis geführt haben. Da infolge ver Unterrichtöfreiheit aber 
Niemand angehalten werben kann, die Staatöuniverfitäten oder fonft irgendeine beflimmte 
Lehranftalt zu beſuchen, fo konnte auch Feiner derſelben, ohne parteilich zu fein und ein Priviles 
gium zu ihren Bunften zu errichten , bie Prüfung der Candidaten für den Arzt- ober Advocaten⸗ 
Rand übergeben werben. Um bie nöthigen Garantien auch in dieſer Beziehung Herzuftellen, er= 
richtete dad Gefe eine befondere Inftitutton, die große Prüfungsjurg genannt, und ſetzte 
zugleich feft, daß, um das Recht ver gerichtlichen Praxis zu erhalten, man vor viefer Jury brei 
Eramina beftehen und Infolge verfelben die Diplome eines Kandidaten der Philofophie, eines 
Candidaten ded Rechts und eines Doctors der Rechte erhalten haben muͤſſe. Um zur ärztlichen 
Praris zugelaffen zu werben, find die Diplome eined candidat en science, eined Candidaten 
der Mediein und eines Doctor berfelben erfoberlih. Die Prüfungsjury beſteht aus ſechs be— 
fondern Commiſſionen, deren eine die Diplome In der Philofophle gibt (man hat auch ven 
Doctortitel in ver Philofopbie eingeführt, welcher für alle Diejenigen nothwendig ift, die fih 
um eine Stelle anden Gollegien oder den philofophifchen Farultäten ver Univerfitäten bewerben); 
drei andere die Diplome der Candidatur der Naturs und eracten Wiffenfhaften, in denen 
es ebenfalls einen Doctortitel gibt, der Kandidatur des Rechts und der Medicin; zwei andere 
endlich die Doctorbiplome für dad Recht und die Medicin ertheilen. Eine jede biefer Commiſſio—⸗ 
nen beſteht auß fieben wirklichen Mitgliedern und ebenſo viel Stellvertretern. Zwei von biefen 
Mitglievern werben von der Kammer, zwei vom Senat und drei von ber Regierung, Die Stell= 
vertreter in bemfelben Verhältniffe ernannt. Ihre Functionen dauern ein Jahr, während deſſen 
die Jury zwei Sigungen, um Oftern und im Auguft bis September, Hält. Alle Individuen, 
die es verlangen, werben zum Examen ber erfien Grave gelafien, ohne daß fie ſich irgendwie 
über ven erhaltenen vorbereitenden Unterricht anders ald durch die Prüfung felbft auszuweiſen 
Hätten. Zu den nachfolgenden Graben wird man zugelaflen, wenn man das Diplom des unmit= 
telbar vorhergehenden Grades aufzeigen kann. Die Univerfitäten des Staats ſowol mie bie 
freien Können ebenfalld Diplome ertheilen, doch haben biefelben nur eine rein wiſſenſchaftliche, 
Leine Öffentliche Bedeutung. 

Unter ben großen Unternehmungen, welche zur Hebung und Börberung des materiellen 
Wohlſtandes des Landes beflimmt waren, fteht die Ausführung eines umfafjenden Suftems 
von CEiſenbahnverbindungen obenan. Die Grundidee veflelben ift die Verbindung des Rhein 
mit der Schelve , des weftlichen Deutſchland mit ver Nordſee, eine Verbindung, zu even Herz 
ſtellung Belgien durch feine natürliche Lage vor allem berufen erſcheint. Dem deutfhen Handel 
einen ſchnellen und ſichern Weg nad) dem Dcean durch belgiſche Vermittelung zu eröffnen, die 
drüdende Alleinherrfart, melde Holland bisher auf diefem Gebiete zum allergrößten Nach⸗ 
theile der deutſchen Intereffen ausgeübt hatte, durch die Errichtung einer thätigen Goncurrenz 
vernichten und in diefer Bermittelung neue und leichtere Abfagwege feiner eigenen Broducte, 
neue Quellen zur Hebung des eigenen Handels ſich eröffnen — das waren vie Zielpunfte, nad 
denen man ftrebte und deren Erreichung nach ſechs jährigen unausgefepten,, eifrigen, verſtändig 
geleiteten Bemühungen jetzt gefichert erſcheint. Das Verdienſt, den erften Gedanken zu diefem 
großartigen Unternehmen gefaßt zu haben, gebührt dem Könige Leopold, der die Ausführung 
deflelben , obgleich fie mehrfache Schwierigkeiten fand, von den geſchickten und einfichtövollen 
Miniftern Rogier, ve Theux und Nothomb unterflügt, mit großer Feſtigkeit durchſetzte. Im 
Augenblide, wo das Gefe zur Belegung der großen Gifenbahn von Antwerpen bid an bie 
vreußiſche Grenze publichrt wurde, am 4. Mai 1834, waren bie Anfichten über bie Nuͤtzlichkeit, 
die Art und Ausführung u. f. w. biefer Unternehmungen noch fehr getheilt. Kein Staat auf 
dem Gontinent befaß eigene Erfahrungen über vie Nefultate; die ſämmtlichen damals vorhan- 
denen Eifenbahnen betrugen nicht 50 Stunden Länge, faft Alles war zu fihaffen. Was in Eng⸗ 
laud an Vorbilbern beftand, unter ganz andern Verhältniffen nicht immer anwendbar ſchien. 
Belgien war außerdem nach außen hin noch nicht vollſtändig confituirt und Durch die Nothwen⸗ 
digkeit, feine Armee auf dem Kriegsfuße zu erhalten, zu ven allerbebeutenpften Ausgaben ver= 
pflichtet. Trot alfer dieſer Schwierigkeiten ging man mit friſchem Muthe und einem Selbft= 
vertrauen, das, vom Throne ausgehend, alle Claſſen ver Nation durchdrang und durch ben 
Erfolg gercihtfertigt wurde, and Werk. Die Ausführung ver Entwürfe fiel dem Stante Arie 
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und es iſt nicht das geringſte Verdieuſt Belgiens, dur fein Beiſpiel die wichtige, jo vielfach 
bewegte Frage: wer Gifenbahnen bauen folle, ob der Staat over die Geſellſchaften? zu Gunſten 
bed erſtern entfchieben zu haben. Man darf durch bie in Belgien gemachten Erfahrungen ald 
feftgeftellt anfehen, daß in jevem Lande die Gifenbahnlinien, welche Die großen Mittelpunfte 
der Gonfumtion zu verbinden beſtimmt find, vom Staate ausgeführt werben mäffen, während 
die Herftellung der Zweigbahnen, die die verſchiedenen Gentren der Probuction mit jenen Linien 
in Verbindung fegen, der Privatinduftrie überlaflen werben können. W. A. Arendt. 

Belgien feit 1840. I. Die politifge Geſchichte. — Eine neue Phaſe der politi⸗ 
fen Entwidelung begann für Belgien mit ver am 19. April vom brüffeler Gabinete unterjeich⸗ 
neten Annahme bed Londoner Gonferengprotofolld vom 22. Jan. 1839 nebft den 24 Artifeln, 
wodurch die territorialen Verhältniffe zu Holland und dem Deutſchen Bunde und bie finanzielle 
Liquidation mit Holland definitiv geregelt wurben. Bon jegt an beginnt eine immer ſchärfere 
Ausprägung ber beiden Hauptparteien, welche vor Erledigung jener Differenzen wit politifger 
Klugheit die innern Streitfragen vertagt hatten, um nicht bei innern Zerwürfniffen vor den 
Augen der europäifhen Großmäcte, in deren Händen die endgültige Regelung der Verhält: 
niffe lag, an Anfehen und Mat einzubüßen. Don jegt an tritt aber Die Sonderung ber ver: 
ſchledenartigen Elemente immer ftärker hervor. Zwar fehlen nidt die Bermittelungdverfudk, 
denen ſich die Krone beſonders geneigt erweift, in verſchiedenen ausgleichenden ſogenaunten 
Transactionsminiſterien. Eine größere Annäherung und Ausgleihung unter ven Partrim 
muß aud) figerlih von allen Freunden des Landes ald das wahre Ziel der Entmidelung ang: 
fehen werben, welche unter dem Horte ber allfeitig geachteten freien Verfaſſung umd bei den 
rechtlichen und geſetzlichen Sinne ver Bevoͤlkerung in frienliher Weiſe vor ſich gehen kann. 
Aber zur Zeit ift doch der Begenfag und Kampf unter den Parteien noch vorherrſchend, mean 
auch durch die Weisheit der Regierung und eine gemäßigte Majorität biöjegt noch alle Haupt: 
fragen bei ver gefeglihen Erledigung eine vermittelnde Loͤſung erhalten Haben. Der Gang 
der politifhen Entwickelung, wie er befonders in der Aufeinanderfolge der Minifterien feinen 
Ausorud fand, iſt in ber Kürze folgender. 

Nach der Auseinanderjegung mit Holland erfuhr die katholiſche Bartei (um dieſen, einmal 
in der politiſchen Terminoiogie des Landes eingebürgerten, wenngleih ungenauen Audhrud 
au gebrauden), welche in ihren Häuptern auf Verwerfung der 24 Artikel gebrungen und mit 
Triegerifcheın Wiverflande felbft durch Berufung des polnifhen Generals Skrzynecki gedroht 
Hatte, den natürlichen Rückſchiag von dem frieblihen Ausgange der Dinge. Das Land war in 
Gefahr, der König in große Verlegenheit gebracht worden. Das kathoůſche Minifterium ſah 
fich daher bald zum Rüdtritt gendthigt und wurbe im März 1840 durd das gemäßigt Iibe: 
ale Minifterium Lebeau-Rogier erfegt. Dieſes Cabinet ermangelte aber, bei der kleinen un 
figern Majorität in der Kammer ver Abgeoroneten, ber für eine erfprieliche Verwaltung nd- 
thigen Kraft, und ald ber Senat in feiner durch feinen Act des Miniſteriums motivicten Oppo⸗ 
fition fo weit ging, daß er fogar in einer Adreſſe an den König eine Änverung des Gabinet 
beantragte, fo trat dad Minifterium, da ver König, angeſichts der im Lande entftandenen großen 
Aufregung, die Auflöfung und neue Wahlen, wenigſtens hinſichts des Senats verweigerte, 
zurüd und wurde nad) einigem Zögern am 43. April 4844 durch ein ſich felbft fo nenuendes 
Transactionsminiſterium, unter ber Leitung Nothomb's, erfegt. Dieſem Minifter, einem bet 
gebilbetften und gewandteften Staatömänner Belgiens, welcher unter äuferft ſchwierigen Der: 
haltniſſen an bie Spige ver Geſchäfte trat und fich durch die entſchiedene Oppofition der libera⸗ 
ien Partei weiter nach ber anbern Seite gedrängt fah, ald er es wol ſelbſt gewünſcht hatte, 
verbanft das Land bie Durchführung fehr wichtiger Befege. Zunäcft wurben von dieſem Mini: 
ſterium bebeutende, allerdings {ho vorbereitete Schiffahrts- und Hanbelöverträge abgeſchloſſen, 
ein Schiffahrtsvertrag mit Dänemark am 13. Juni 1841, mit Oftervei am 25. Oct. 1841, 
mit Hannover am 25. Jan. 1842. Bon befonderer Wichtigkeit war ber Handelövertrag mit 
Frankreich vom 16. Juli 4842, zunächſt für vier Jahre, wodurch die beigifchen Linnenwaaten 
von ber Eurz vorher durch eine franzöfifdye Orbonnanz angeordneten Zollerhöhung, welche fut 
biefe belgifche, beſonders flandriſche Induſtrie ein Todesſtoß gewefen fein wwürbe, befreit bl 
von Seiten Belgiens dagegen der Eingangszoll auf franzöfifche Weine, Seldenwaaren un⸗ 
Salz herabgeſetzt wurde. Dieſe Begünftigung wurde am 28. Aug. 1842 proviſoriſch auch der 
Weinen und Seivenwaaren des Zollvereins eingeräumt, mit welchem endlich, nad mehren 
Differenzen, am 1. Sept. 1844 ein Sqhiffahrts· Handels und Durhfuhrvertrag abgefäloft 
wurde, der Belgien große Vortheile gewährte, aber auch bie Ciſeninduſtrie des Zollvereind, ber 
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ſonders MHeinpreußens, fehr begünftigte. Berner wurde ein längft erfehntes Geſetz über Ent⸗ 
fhäbigungen für die durch die Revolution verurfachten Verlufte, befonders in Antwerpen, vos 
tirt, fowie ein für die Meeresküſte erſprießliches Geſetz über die nationale Fiſcherei. Mit großer 
Dppofition von Seiten der liberalen Bartei wurden dagegen mehre polltiſche Geſetze vom 30. 
Juni 1842 votirt, wodurch Die Regierung, in Abänderung des Gemeinvegefehed von 1836, 
das Recht eingeräumt erhielt, den Bürgermeifter auch auferhalb des Gemeinderaths zu ernennen, 
Erſterm allein die Handhabung der Polizei übertragen und das Mandat eines Gemeinderaths 
son fechs auf acht Jahre verlängert wurde (melde Abänberungen man 1848 wieder aufhob). 
Eine Akademie der Mebicin wurde am 19. Sept. 1841 gegründet, unter den vier Univerfitäten 
ein Concurs über Preiöfragen eröffnet, vie Brüfungdjury für bie Studirenden mit bilfigerer 
Berhfiätigung jeder Univerfität befegt. Das Hauptverbienft erwarb ſich aber dad Miniſte⸗ 
rium durch das Befeg vom 23. Sept. 1842 über den Volkdunterricht, welcher, bei der von ver 
Berfaffung aufgeftellten Unterrihtseinheit und ber Unabhängigkeit ver Geiſtlichkeit, deren 
Mitwirkung für diefen Bildungszweig doch nothwendig war, fi) fehr ſchwer organificen und 
unter die Oberleitung des Staatd bringen ließ. Das GBefeg erzielte aber doch eine Regelung 
des Glementarunterrihts in einer ben DVerhältniffen im Ganzen entſprechenden Weife auf 
Grundlage des Zufammenwirkens der Gemeinde, der Geiſtlichkeit, dem fländigen Ausſchuſſe der 
BProvinzlalvertretung und der Regierung. Nach diefem Befege muß in jeder Gemeinde eine von 
ihr gegründete oder, mit Zuflimmung bes fländigen Provinzialausſchuſſes, aboptirte (menn 
auch von Privaten, insbeſondere Geifilichen geleitete) Volksſchule beſtehen. Ein Schulzwang 
überhaupt befteht jedoch nicht. Die Gemeinde iſt verpflichtet, Armenkindern, auf Berlangen der 
tern, unentgeltligen Unterricht zu verfchaffen, jedoch nur in der von der Gemeinde bezeich⸗ 
neten Schule, ſodaß nicht, wie eine katholiſche Fraction es verlangte un worauf ſich Die Haupt: 
discuſſion concentrirte, auch nicht aboptirte Privatſchulen dieſe Kinder aufnehmen und von der 
Gemeinde vie Bezahlung des Schulgelves verlangen Könnten. Es beſtehen Diftrictö- und Pro: 
vinzialinfpectoren, welche Letztere ſich jährlich zu einer Centralcommiſſion unter dem Vorſitze 
des Minifterd vereinigen. Neben dieſen Infpectoren des Staats können die kirchlichen Behoͤr⸗ 
ben gleichfalls Infpectoren zur Überwadung des religiöfen und fittlichen Unterrichts ernennen, 
und bie Bifchäfe ſowie die Gonfiftorien der vom Staate befolveten Eulte Können ſich auch in der 
Gentraleommiffion durch einen Delegirten mit nur confultativer Stimme vertreten laflen. Die 
Schuliehrer werden von den Gemeinden unter denjenigen Candidaten gemwäßlt, die während 
zweier Jahre eine der vom Staate gegründeten ober beaufſichtigten Bildungsſchulen befucht 
haben. Der Gehalt des Schullehrers fol, außer der Wohnung, nicht unter 200 Fr. fein. 
Diefes ſchließlich mit einer großen Mehrheit angenommene Gefeg hat auf die Hebung des 
Volksunterrichts fehr vortHeilhaft eingemirkt. Bine letzte Zuckung ver orangiftifchen Partei war 
die oßmmädhtige, fogleich erſtickte Conſpiration vom November 1841, an deren Spige ſich die 
Generale außer Dienft Vandermeer und Banderfmiffen geſtellt hatten. 

Die Lage des fhon mehrfach modificirten Minifteriums Nothomb war aber, troß aller 
gefhäftlichen Regſamkeit, immer ſchwieriger geworden. Die liberale Partei hatte bei den Halb- 
wahlen für die Kammer ver Abgeoroneten 1841, 1843 und 1845 langfame, aber immer 
größere Fortſchritte gemacht. Die legten Wahlen beflimmten das Minifterium zum Rüdtritte, 
und kurz darauf im Juli 1845 wurde van de Weyer an die Spitze ber Verwaltung berufen, 
um bad Syſtem ber Vermittelung, jedoch in mehr liberaler Richtung, fortzuführen. Allein die 
zunãchſt gefeglich zu loſende Frage des mittlern Unterrichts, in welcher er vie Rechte der Staats⸗ 
gewalt, in entfhiedener Abweifung der fon früher verdffentlichten Grundſätze des lütticher 
Biſchofs van Bommel, gewahrt wiflen wollte, bradten ihn in Zwieſpalt mit feinen bei⸗ 
den Gollegen Deshamps und Malon und beſtimmten ihn ſchon im April 1846 zur Nieder⸗ 
legung des Portefeuille. Die Krone fah fi in großer Verlegenheit. Der König ent: 
ſchloß fh endlich, da ein Vermittelungöminifterium nicht weiter möglich war, ein rein katholi⸗ 
ſches Gabinet, unter der Leitung des Grafen de Theux, im Mat 1846 zu berufen, welches 
aber, wie fich Bald zeigte, in der That ver Lage der Verhältniſſe im Lande und in der Kammer 
nicht entfprecdend war. Die liberale Partei glaubte nun die Miöfiimmung im Lande Über 
dieſes Cabinet benugen und alle ihre Kräfte in allen Nuancen zu einem concentrirten einheit: 
lichen Handeln aufbieten zu müflen. Zu dieſem Zwecke veranftaltete der liberale Verein zu 
Bräffel, Y’Alliance, im Juli einen allgemeinen Congreß, der von 360 Mitgliedern, meiftens 
Abgeordneten anderer Vereine, befchict war, und wo man ſich Über folgende leitende Orunpfäge 
einigte: 4) Allmälige Herabfegung des Wahlcenſus auf dad von ber Verfaflung beftimnte 
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Minimum von 20 (Holl.) Glen; fofort jedoch eine Beifügung der fogenannten Capacitäten 
(liberalen Brofefiionen), wenn fie wenigftens dieſen niebrigften Genfus bezahlen, zu den Wäh: 
lern; 2) die Unabhängigkeit der Civilgewalt von jedem Ginfluffe der Geiſtlichkeit; 3) aus: 
ſchließliche Autorität des Staats über jeden vom Staate gewährten Unterricht ohne officielle 
Veiziehung der Beiftligkeit; A) möglichfte Befreiung des nievern Klerus von dem Drude der 
biſchoͤflichen Gewalt. Die im naͤchſten Jahre 1847 folgenden Halbwahlen gaben ver liberalen 
Meinung aud in der Kammer eine ausgefprodene Majorität; dad Minifterium de Them 
trat ab, und der König nahm keinen Anftand den gemäßigten Häuptern der liberalen Meinung, 
Rogier, d'Hoffſchmidt u. A., die Verwaltung anzuvertrauen. Das neue Cabinet nahm in fein 
Programm bie Zuziehung ber Gapacitäten zu ven Wahlen und die Unabhängigkeit ber Clvil⸗ 
gewalt auf, ſprach ſich für eine gemäßigte Zollreform beſonders hinſichtlich der Lebensmittel 
aus, erklärte die Stellung der In großen Nothſtand gerathenen flandriſchen Provinzen für eine 
Ehrenſache des Landes (ein Wort, dad bisjegt noch verpfändet bleibt), entwickelte jedoch 
feine Thätigkeit mehr auf dem Gebiete der Adminiſtration durch reelle vortreffliche Mafregeln, 
durch Errichtung einer großen Anzahl von Aderbau- und Gewerbeſchulen, durch Fürſorge⸗ und 
Benfionskaffen, welche auf Antrieb ver Regierung in den großen Fabriken für bie Arbeiter 
errichtet und zum Theil vom Staate mit einem Zuſchuſſe auögeftattet wurden, und felbit duch 
Gründung eines befondern Arbeiterordens. 

Es war eine glüdlihe Fügung, daß der Ausbruch der Kebruarrevolutton in Brantreih 
dieſes gemäßigte liberale Minifterium an der Spige der Geſchäfte fand. Bei ver Innern Rufe 
und Befriedigung der Gemüther feharte ſich das Land einmüthig um den König und bie Der: 
faffung, und gerade die Häupter ver liberalen Partei von allen Karben zeigten die größte Cut⸗ 
ſchioſſenheit, jedem Aufruhrverſuche mit Kraft entgegenzutreten, ſowie fle auch dem Könige, 
der ſelbſt einen Augenblid über die Stimmung und Wünfche des Landes geſchwankt und id 
fogar zur Nieberlegung der Krone bereit erflärt hatte, die entſchiedenſten Verficherungen über 
die Anhänglichkeit des Landes an feinen Fürſten und bie jegigen Inflitutionen gaben. Den dr: 
weiß lieferten bald die allgemeinen enthufiaſtiſchen Kundgebungen im Lande und in ber Bär: 

> gerwehr, beſonders ald man den an fi laͤcherlichen Verſuch des Cinfalls einer tn Granfırih 
gefammelten, aber fogleich beim liberfhreiten ver Grenze von ven belgiſchen Truppen theild 
gerfprengten, theild gefangen genommenen Bande vernahm. Das Band zwiſchen König und 
Bolt wurde, kann man fagen, zum zweiten male, aber auf das feftefte gefnüpft. Aud beiden 
Könige mußten mande Bedenken ſchwinden, die wenigſtens gegen einen Theil der liberalen 
Partei hatten obwalten Eönnen, als ſich die Führer ber entſchiedenſten Fraction, wie Delfofl 
und Verhaegen, als aufrichtige und entfchloffene Anhänger ver Dynaftie und der Verfaflung 
zeigten. Mehre von ver liberalen Partei gemünfchte Änderungen wurden jet ſchleunigſ von 
den Kammern votict, bie frühern Abänberungen des Gemeindegeſetzes wieder aufgehoben, der 
Wahlcenſus gleihfdrmig für das ganze Land auf 20 Glon. feſtgeſtelit, aber auch die Unverträg: 
lichkeit jedes Staatsamts mit dem Parlamentsmandate votirt (mad in dieſer Ausſchließlichleit 
der einſichtsvollen parlamentarifgen Behandlung der Gefchäfte Abbruch gethan zu Haben 
Teint), der Zeitungsftempel aufgehoben, mehre finanzielle Maßregeln genommen, um den 
Militärbebürfniffen zu genligen und ben durch die politiſche Krife erhöhten Nothſtand zu 
erleitern, namentlih in Flandern für 4 Mit. Fr. Waflerbauten und für 700,000 Er. 
Wegebauten auögeführt. 

Die neuen Wahlen, melde ne bes neuen Wahlgeſetzes im Juni 1848 eintraten, gaben 
der liberalen Meinung weitaus das Übergewicht. Jetzt wurben für den Unterricht mehte wi: 
tige gefeglicde Anorbnungen getroffen. Die feit Jahren immer hinausgeſchobene Frage eine 
beflern Organifation der Prüfungdjury wurbe im Sinne der Regierung, mit Aufhebung 
einer Intervention der Kammern bei Ernennung ber Graminatoren, gelöft, der Übergang 
vom Gymnaſium zur Univerfität von einem Examen abhängig gemacht, dabel auch bie grage 
über die Sprachverſchiedenheit dahin geloͤſt, daß es dem Graminanten frei ftehen folle, fi 
der franzoͤſiſchen, vlämifchen ober deutfchen Sprache prüfen zu laſſen. Am 14. Febr. 1850 
wurde ein Schiffövertrag mit Rufiland zu Berlin geſchloſſen, der officiefle Verkehr mit dieſet 
Madht wieder hergeſtellt/ und mit den in der belgiſchen Armee angeftellten Polen ein güͤtliches 
Abkommen getroffen. Am 11. Oct. 1850 flach die durch ihre Herzendgüte ausgezeichnete 
allgemein verehrte Königin Luiſe, bei welder Gelegenheit das Land durch allgemeine Trauer 
abermals feine Anhänglikeit an die Dynaftie Eund gab. : 4 

Seit 1850 iſt ein dfterer Cabinetswechſel eingetreten, wobei jedoch, bis zum Cintritt des 
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gemäßigten katholiſchen Minifteriums von Dedecker am 29. März 1855, die liberale Färbung 
vorwaltete. Die Wahlen von 1852, 1854, 1856 waren immer mehr zu Bunften dergemäßigten 
liberalen und zulegt der katholiſchen Partei ausgefallen; vie Anderungen in den Minifterien 
und in ber innern Politik hingen damit natürlich zufammen. Nach außen zeigte ſich aber Re— 
glerung und Land ſtets einmüthig in der Wahrung der neutralen Unabhängigkeit der Ber: 
faffung. Eine befondere Aufmerkfamfeit war die Regierung gendthigt ver Entwidelung der 
Dinge in Frankreich zuzuwenden. Das unfreundliche nachbarliche Verhalten, welches ber 
Brinz-Präfident und auch noch fpäter die Faiferliche Negierung gegen Belgien an den Tag leg= 
ıen und dad erft fpäter fich wieder erwünfchter geftaltete, als Frankreich fi inniger mit Eng⸗ 
land zum Schuge der Türkei gegen Rußland verbündete, nöthigte die Regierung, um auf alle 
Eventualitäten gefafit zu fein, zu manchen beveutenden Ausgaben für militäriſche Bedürfniſſe 
und zu neuen Befeftigungen von Antwerpen. Die Rammern gingen hierbei mit der Regierung 
bereitwilligft Hand in Hand. Ihrerſeits that die Regierung Alles, was mit der Verfaſſung 
verträglich war, um der franzoͤſiſchen Regierung allen Grund zu Klagen zu nehmen. Ein Ge: 
feß über Beſtrafung von Beleidigung befreundeter Regierungen und Souveräne durch Die 
Prefſe wurbe unter dem Minifterium de Broudtre 1852 eingebracht und angenommen. Die 
Vermãahlung ded Kronprinzen Leopold, Herzogs von Brabant, mit der öͤſterreichiſchen Erzher— 
zogin Marie, Tochter des verftorbenen Erzherzogs Joſeph von Ofterreih, am 22. Aug. 1853, 
bei welcher die Abweſenheit des franzoͤſiſchen Gefandten die Misftimmung von befien Regie: 
tung über diefe, im ganzen Lande mit Jubel aufgenommene Verbindung anzudeuten fihien, 
war doch ſchließlich nicht ohne Einfluß auf ein rüdfihtvolleres Verhalten Frankreichs gegen 
Belgien , und die Reife des Königs nach Boulogue, Anfang September 1854, wo er mit vem 
Kaifer Napoleon, dem König von Portugal und Prinz Albert zufanmentraf, nachdem fon 
am 30. Jan. der Brinz Napoleon Bonaparte einen Befuh am beigifchen Hofe abgeftattet Hatte, 
kann wol ald ber Endpunkt dieſer politifchen Differenzen betrachtet werben. Die hauptſäch⸗ 
lichſten Geſetze und Mafregeln, welche, beſonders feit 1850, zur Annahme und Ausführung fa: 
men, find folgende: Mit Sarbinien wurde am 24. Ian. 1850 ein Handels⸗ und Schiffahrtd- 
vertrag, mit Preußen am 22. Sept. ein Handelsvertrag abgeſchloſſen; durch einen Vertrag 
mit den Nieverlanden im Juli 1851 wurden die Schiffszölle auf ver Maas aufgehoben. In 
ber Kammerfeffion von 1851—52 bewilligten die Kammern 4,700,000 Fr. für außerorvent= 
Ihe Militärbebürfniffe, nahmen ein Erbfteuergefeg an, votirten eine fehon längft nothwendig 
geworbene Umarbeitung bed Strafgeſetzbuchs, eine Reform ver Zoll: und Gandelögefeßgebung 
im Geifte einer größern Freiheit. Lange dauerten die Unterhandlungen mit Frankreich um 
Erneuerung des Hanbelövertrags von 1846, welder am 9. Aug. 1852 erlofh. Das belgiſche 
Minifterium willigte ein, die ausgedehnte Induſtrie des belgiſchen Nachdrucks (der übrigens 
den Häufern und Geſellſchaften, die ihn betrieben, Keinen Segen gebracht, indem die meiften 
fallirt Haben) zu opfern, und ein Vertrag zur Sicherſtellung des geiftigen Eigentgums wurde 
am 23. Aug. 1852 mit Frankreich abgeſchloſſen. Der neue belgiſch-franzoͤſiſche Handels⸗ 
vertrag kam aber erſt im Jahre 1854 zu Stande, der im Wefentlihen nur eine Erneuerung 
des Vertrags von 1846 war und der belgiſchen Induſtrie um fo weniger Begünftigungen ges 
währte, als diefelbe jegt felbft ven Bebarf an Kohlen nicht im Lande befriedigen Eonnte und 
ein Gefeg vom 23. Dec. 1853 wegen zollfreier Einfuhr fremder Kohlen dem Ausfalle abhelfen 
follte. Der Handelövertrag mit dem Zollverein von 4844, welder mit Ende 1853 erlofch, 
wurde nicht wieder erneuert. Im Januar 4853 erhielt duch ein Geſetz dad Heerweſen eine 
neue Regelung. Das Heer foll danach auf dem Friedensfuße 50,000, auf dem Kriegsfuße 
400,000 Mann betragen; die Dienftzeit wurbe auf 40 Jahre verlängert. Die Kammern be⸗ 
willigten hierfür einen außerordentlichen Credit von 32 Mill. Fr. In diefer Seffion ſchafften 
die Kammern die meiften Proibitiv- und Audgangszölle ab, ſowie fie auch, beſonders zur Ver 
mehrung des ald unzureichend erfannten Materials, für das Ciſenbahnweſen einen Credit vor 
fat 5 Mill. Sr. bewilligten und die jährliche Dotation für das Haus des Kronprinzen, ſtatt 
der von der Regierung verlangten 400,000 Fr., auf eine Halbe Million aus freien Stüden er= 
böhten. Ein AY, procentiges Anlehn von 27 Mill. Er. wurde ſchnell im Lande gezeichnet mit 
fofortiger Baarzahlung ver Hälfte bei der Unterzeichnung. Die gefeglich angeorbnete Ummwanb= 
lung der 5procentigen Schuld in eine AY,procentige brachte dem Staate eine Erfparniß von 
210,000 Sr. Am 43. Aug. 1854 sr bie Regierung tufolge des ſchon am 31. Dec. 1850 
eotirten Geſetzes die belgiſchen Goldmünzen außer Curs und tauſchte fie gegen Süber ein. Die 
Theuerung der Lebensmittel beſtimmte vie Kammern im November 4854 zur Annahme eined 


510 Belgien 


Geſetzes, wodurch vie Einfuhr von Lebensmitteln aller Art/freigegeben, dagegen die Ausfuhr von 
Kartoffeln. Weizen und Mehl verboten wurde. Im April 1855 beantragte bie Regierung 
einen neuen Credit von 9,400,000 Fr. zur Vervollſtändigung des Vertheidigungsfgftens von 
Antwerpen und der Schelde, der auch bewilligt wurbe. In der Seffion von 1855—56 wurte, 
in Ausführung des von Debeder aufgeftellten Programms des neuen Cabinets, welches fd, 
auf alle Benräfigten lügen und in materieller Beziehung die Handelsfreiheit anbahnen wollte, 
durch ein Geſetz Die Ausfuhr vom Gifenerz freigegeben, ver Cingangszoll auf Mafdinen und 
Gifenwaaren bedeutend ermäßigt, und zugleih das unter Nothomb feftgeftellte Differential: 
zollſyſtem, welches gar nicht die erwarteten Früchte getragen Hatte, im Weſentlichen aufgehoben, 
insbefondere bei Kaffee, Reis, Rohzuder, Tabad und Obſt. Der Plan einiger Ban: und 
Handelöhäufer, im Sommer 1856 aud Belgien mit einer Creditbank zu beglüden, wurde, 

als ein Vorſchub zum Xetienfpiele, in Übereinftimmung mit der öffentlichen Meinung von ben 

Kammern und der Regierung verworfen. Am 21. Juli 1856 wurde ver 25. Jahreötag ver 

Thronbeſteigung des Königs Leopold unter Beglückwünſchung ber Gefanbten aller am Hefe 

vertretenen Mächte und im Lande als ein Nationalfeft gefeiert, und ein Jahr darauf am 27. 

Juli 1857 Hatte der König bie vom Lande getheilte Freude, fein Haus durch bie Vermähluag 

der Prinzeſſin Charlotte mit dem Erzherzoge Ferdinand Maximilian, dem älteften Bruder web 

regierenden Kaiſers, in einer Doppeiheirath mit dem öſterreichiſchen Kaiferhaufe verhunder 

u fehen. 

{ Die Wahlen im Juni 4856 Hatten der katholiſchen Meinung bas Übergewicht gegeben. 
Eine hochwichtige Frage, in Wahrheit eine Lebensfrage für das Land, war ſchon von em 
frügern Minifterium der Kanınıer vorgelegt, aber vertagt worben. Es war die durch den fort: 

ſchreitenden Nothftand immer dringender eine Löfung erheiſchende Wohlthaͤtigkeitsfrage. Der 
Juſtizminiſter Nothomb (ein Verwandter des ältern Nothomb, jetzigen Geſandten in Berlin) 
legte jeht ver Kammer einen umfaſſenden Geſetzentwurf vor, über welchen bie Centralſection 
der Kammer am 20. Dec. Bericht erſtattete, deſſen Discuſſion aber in der Kammer zu heftigen 
Scenen und leider auch zulegt zu Strapenaufläufen in Brüffel und mehren andern Gemeinden 
und Mishanblung von weltlichen und geiſtlichen für ben Entwurf günftig gejinnten Perfonen 
führte. Die Gerichte beſtraften vie Schulvigen. Der König nahm die weife Mafregel, zunädft 
ani 30. Mai die Kammern zu vertagen und fobann am 15. Juni bie Jahresſeſſion zu ſchlleßen, 
Indem er erklärte, daß das Geſetz, wenn e8 ſolche unheilvolle Wirkungen hätte haben fünsen, 
wie man (von liberaler Seite) befürchter, feine Zuftimmung nicht erhalten haben würde. Die 
Frage ſelbſt blieb aber nothivendig auf ber Tagedorbnung. Möge fle aber eine, wenn auf 
nit von den Parteianfiäten, doch von ben Leidenſchaften freie Erörterung und vor allm 
im Intereffe ver Nothleidenden felbft ihre Erledigung finden. 

N. Die politifhe und fociale Statiſtik feit 1840. — 1) Die Bevölkerung 
welche im Jahre 1830 3,760,000, im Jahre 1840 4,073,162 Seelen betrug, iR 1855 auf 
4,584,932 Seelen geftiegen, ſodaß durchſchnittlich auf eine Ouatratmeile 8644 Seelen lom⸗ 
men — die ſtaͤrkſte relative Bevdlkerung unter allen Staaten Europas. Aus ber zehnjährigen 
Periode von 1848 — 50 find folgende Verhältniffe in ver Bevölkerung bemerkenswerth. da 
den zehn Jahren fanden ftatt 1,203,029 eheliche und 96,652 uneheliche Geburten, alfo {us 
eheliche auf 13,45 Geburten und Im Durchſchnitt jährlich 1 Geburt auf 35,15 Einwohner; der⸗ 
unter kamen durchſchnitilich 1055 Knaben auf 1000 Mäbdyen. Todesfälle ereigneten ſich a 
den zehn Jahren 1,040,497 oder Im Durchſchnitt jährlich ein Todesfall auf 44,a Ginwohart. 
In fpradjlicher Verſchiedenheit theilte ſich die Bevölkerung nad) ver Zählung vor 1846 iR 
2,471,248 Einwohner, welde das Flamändiſche, und in 1,827,144, welche wallonifd oder 
franzoͤſiſch reden. Nach der Confeſſion befteht Faft Einheit, da ed nur gegen 9000 Pr 
und 1350 Juden in Belgien gibt. 

2) Der Staatöpaushalt. Nad dem legten Budget von 1857 find bie Staatseinnahmen 
zu 139%, Mil, die Stantdausgaben zu 438 Mil. angefälagen. Unter ven Cinnahmen 
waren in ber vorhergehenden fünfjährigen Periode die Grundſteuer, Perſonen- und Patent: 
ſteuer etwas geftiegen, die Zolle inbeflen ein wenig gefallen, dagegen bie Cinnahmen aud ben 
Einregiftrirungsftempel und Hypothefengebühren bedeutend gewachſen. Am meiften Haben nä 
die Ginnahmen von den Eifenbahnen gehoben, welde im legten Budget auf 231, Mil. oder 
47 Broc. fümmtliher Staatseinnahmen veranfälagt find. Die Staatdausgaben betreffen nd 
dem legten Budget: für die öffentliche Schuld (melde am 1. Mai 1856 642,114,647 Bi. be 
trug, worunter ber regelmäßig bei ver Erlebigung ber Differenzen mit Holland übernomment 
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Antheil an ber niederländiſchen Schuld 16,931,200 Fr. zu 5 Proc. und 220,150,532 Fr. 
zu 21/, Proc.) 27,8 Proc.; für das Heer und die (unbedeutende) Marine 274 Proc.; für 
die oͤffentlichen Bauten 47,4 Proc. ; für die Rechtspflege 8,7 Proc. ; für die Finanzverwaltung 
8 Proc. ; für die innern Angelegenheiten mit Unterricht 64 Proc.; für die Dotationen, mit 
Einfluß der Civilliſte 2,9 Proc. ; für die auswärtigen Angelegenheiten 1,4 Proc. ver fänımt: 
lichen Ausgaben. 

3) Die volkowirthſchaftlichen Verhäftniffe liegen größtentheils für Belgien gimftig. Der 
Aderbau, weſentlich unterftügt durch die, auch Infolge ber ftarfen Bevoͤlkerung mögliche gute 
Düngung, ift bekanntlich mufterhaft (die Hektare, faſt vier berliner Morgen, koſtet um Brüffel und 
mehre andere Stäbte 7500 Fr.) ; der Bartenban if gleichfalls bebeutend. Belgien vermag 
jedoch feinem Benarfe an Getreide nit zu genügen, indem durchſchnittlich eine jährliche Einfuhr 
von fat 2 Mil. berliner Scheffel nöthig iR. Der Geſammtwerth aller Ergeugnifle aus dem 
Aderbau, der Viehzucht und der Waldwirthſchaft wird in ber officiellen Statiftif für bie 
Jahre 1841—50 durchſchnittlich jägrlih auf 753,813,000 Mill. Sr. geſchätzt. Der Ertrag 
aus dem Bergbau im Jahre 41855 war für Steinfohlen 81/, Mill. Tonnen im Werthe von 
104 Mill. Fr. Hohdien (56 im Jahre 1855), Hütten- und Stredwerke ſchmelzen und bereiten 
Eifen in einem Geſammtwerth von 82 Mill. Fr. In vemfelben Jahre waren 3148 Dampf: 
maſchinen mit 77,670 Pferdekraft im Gange, wovon allein 1203 auf die Provinz Hennegau 
kommen. — Die techniſche Induſtrie hat fih für Woll- und Baumwollmaaren gehoben, 
für Leinenwaaren abgenommen. Die Garn= und Leinenfabrikation beſchäftigt nur nod etwa 
60,000 Arbeiter, mit einem Jahreslohn von 10 Milt., ſodaß auf den Arbeiter durchſchnittlich 
nur die bürftige Summe von 140 Fr. fommt. Tuchbereitung, befonders in Verviers und Dijon 
(Ausfuhr 1855 für 20 MIN. Fr.), Leder (maftrichter Soplenlever), Papier, Strümpfe, Hüte, 
Seife, Kutſchen, Ziegel find wichtige Artikel. Berühmt find die Gewehrfabrilation und bie 
Kanonengießereien zu Lüttich, die Klingen und Mefler von Namur, die Maſchinenfabrikation 
zu Lüttich, beſonders zu Seraing und zu Brüffel. — Die Handelsbewegung hat fi für pas Land 
ſehr günftig gefaltet; die Ginfuhr betrug 1855 368 Mil., die Ausfuhr 463 Mil. Fr. Die 
‚Hebung des Handels datirt beſonders felt der durch den Vertrag mit Holland 1839 mieber er⸗ 
langten Freiheit ver Schelde, aber auch die bedeutende Verbeiferung und Vermehrung der Stra- 
ben, Kanäle und dad große Ned der Eifenbahnen Haben dazu beigetragen. Der Tranfit: 
handel ergab von 1841— 54 durchſchnittlich eine jährlihe Durdfuhr von 85 Dill. Fr. — Die 
Sandelömarine beftand 1857 and 148 Schiffen (morumter 8 Dampfſchifſe) mit einem Ge⸗ 
fammtgehalt von 42,946 Tonnen. Das Differentialzolffoftem hat fi für die Hebung ber 
Gandelsmarine nicht bewährt und Ift jegt aufgegeben. — An Eifenbahnen hat der Staat felbft 
feit 1834 548 Kilometer — 68 geographifche Meilen gebaut, mit einem Koftenaufwande von 
473 Mil. Fr.; Sompagnien Haben 1418 Kilometer — 176 geographifche zum Heinern Theile 
mit Zinfengarantie von A und 5 Proc. erbaut. In den legten Jahren Hat fi für den Staat der 
jäßrliche uͤberſchuß, nach Abzug ber Amortijationsrate von ungefähr 2 Mill., bis auf 5%, 
Mill. Fr. gehoben. — An Hülfsanftalten für die wirthſchaftlichen Zweige beſtauden in Brüſſel 
die (unter der bollänbtfchen Regierung mit Beteiligung des Königs 1822 gegründete) Societ& 
generale etc. mit einem Capital von 100 Mi. Glon., verlängert bis 31. Dec. 1875; die 
Bank von Belgien, gegründet 1835 mit einem Gapital von 20 Mill., welche aber, nachdem 
fie (eine Warnung für mande neuere Creditgeſellſchaften) durch unvorfichtige Betheiligung an 
vielen vor ihr ind Leben gerufenen anonymen, Gefellfhaften 1839 zur Zahlungseinſtellung 
genöthigt war, reorganifitt, mit einem Gapital von 30 Mill. ausgeftattet und bis zum 31. Dec. 
41875 verlängert wurde; endlich wurde noch, mit Betheiligung des Staats, durch das Geſetz 
vom 10. Mai 1850 eine Nationalbank auf 25 Jahre mit einem gleichfalls in Actien vertheilten 
Geſellſchaftscapitale von 25 Mil. Sr. gegründet. Außerdem befteht zu Lüttich die Lütticher 
Bank von 1855 auf 40 Jahre mit A Mill., und zu Bent die Bank von Flandern von 1841 auf 
25 Jahre mit 10 Mil. Sr. ausgeflatte. — Anonyme Geſellſchaften gab e8 am 1. Jan. 1855 
4194 mit einem Gefammtcapital von 880,347,300 Fr. 

4) Die Kunft if in Belgien in mehren Zweigen mit befonverm Ruhme gepflegt worden. 
Groͤßere Malerafademien beftehen in Antwerpen, Brüffel, Lüttich, Brügge, Oſtende, Löwen, 
aber außerdem gegen 70 Kleinere Akademien und Lehrfäle für Malerei, Höhere Zeichenkunft 
amd Architektur mit mehr als 7000 Zöglingen. In der Malerei jind gefeierte Namen: für 
Siftorienmalerei Wapperd, Navez, Gallait, de Keyſer, de Biefve u. A., in ber Thiermalerek 
Verboeclhoven, Robbe u. A.; in der Sculptur Geefs, Simonis, Jehotte, Frackin u. A. Für 
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Muſik beftehen drei Gonfervatorien zu Brüſſel (unter dem gelehrten Fetis), in Lüttich und In 
Gent. Belgien hat aber keine namhaften Gomponiften, fondern nur Birtuofen, befonders anf 
ber Bioline und dem Violoncell, wie de Beriot, Vieuxtemps, Brume, Arlot Servais, aufzu: 
weifen. — Die ſchoͤne Kiteratur ermangelt in Belgien der Selbſtändigkeit. Nur in der flamän- 
diſchen Sprache haben die treiflihen Werke von H. Gonfeience einen aud) durch deutſche und 
franzoͤſiſche Überfegung wohlverdienten Nuf erhalten. Die flamändifhe Sprachbewegung, 
deren biöherige Erfolge man im Auslanbe öfter zu hoch anfchlägt, Hat von geringen Anfängen 
und unter großen Schwierigkeiten, allmälig an innerer Kraft fowie an Ausdehnung zuge: 
nommen. Der „Willemöverein“, genannt nad dem mit Recht gefeierten (1846 geftorbenen) 
Erneuerer der vlämifchen Literatur, hat 1856 ein reiches Verzeichniß der in vlämiſcher Sprache 
erſchlenenen Werke vruden laſſen können, und erfennt es, wie der genter Spradicmgreß von 

1846, richtig als eine Aufgabe an, die Ausgleichung mit der fo nahe verwandten holläntifäen 

Schriftſprache anzubahnen; obwol man davon irrig von einer Seite eine Annäherung an den 

hollaͤndiſchen Proteſtantismus gefürchtet hat. 

5) Die Wiffenfchaften zeigen nicht ven gleichen Fortſchritt mit der Kunſt. Am meifen if 
für die Geſchichte und beſonders für die Landesgeſchichte gefhehen. Der Abt de Ram, Baren 
Reiffenberg, Gachard find beſonders in der Böniglichen Geſchichtscommiſſion durch Heraudgabe 
von Urkunden thätig geweſen; Nothomb, de Gerlache, Gachard, Coremans, St.-Genoi 
Schayes, Moke, Altmeyer, Polain, Borguer u. A. haben einzelne Zweige ver Geſchichte be 
handelt. Die Naturwiſſenſchaften, wie Botanik, Geologie, find nur mittelmäßig gepflegt wor⸗ 
den, dagegen verdanken Phyfiologie und Anajgmie einigen berufenen deutſchen Profefforen, 
wie Schwane (Löwen), Gluge (Brüflel), Spring (Lüttich) wichtige Entdeckungen und beden⸗ 
tende Körberung. Die Statiſtik Hat eine mufterhafte Pflege und Organifation durch Quetelet, 
Heufgling u. A. erhalten. Die Wohlthätigkeits-, Gefaͤngniß⸗, Arbeiterfragen wurben befon- 
ders von dem unermüblichen und echten Philanthropen Ducpetiaur, v. Viſchers, von dem Grafen 
Arrivabene und von Dedecker u. X. behandelt. Die Akademie ver Medicin iſt für die Wiffenfhaft 
unbebeutend geblieben. Die auch früher im Lande von tüchtigen Kräften gepflegte Rechtewiſſen⸗ 
ſchaft, welche unter ber Holländifhen Regierung auch durch bie Berufung deutſcher Ge— 
lehrten, wie Warnkoͤnig, Haus, Birnbaum, neu belebt wurde, hat auch in neuerer Zeit einige 
tüchtige Vertreter erhalten an Defacgz (beigifches Gewohnheitsrecht), Tielemans (Verwaltungs: 
recht), Mainz (Römifhes Recht), alle Drei in Brüffel an der Univerfität, Molitor, gef. 1855 
(Römifches Net), Laurent (Völkerrecht) in Gent. Die Philofophie Hat erft feit der Keor⸗ 
ganifation des Univerfitätdunterrichtd von 1834 ein Iebhafteres Interefle erweckt. Dur bie 
Berufung von Ahrens an die brüfleler Univerfität, 1834, wurde bie Krauſe'ſche Philoſophie das 
felöft eingebürgert und durch veflen franzoͤſiſche Schriften und Schüler weiter verbreitet; im 
—— an bie katholiſche Theologie ſchrieben Ubags, Tits, Möller, ſelbſtaͤndiger Tandel 
und Huet. 

6) Der Unterricht, welcher in feinen drei Stufen in Belgien die heftigſten Kämpfe unter 
den beiden Hauptparteien hervorgerufen hat und nod) lange das Gebiet vielfacher Reibungen, 
aber auch eines erfprießfichen Wetteifers bleiben wirb, hat in allen Richtungen unverkennbar 
Fortſchritte gemacht. Der Univerfitätsunterricht, der feit 1834 weſentlich auch durch bie Beni: 
fungen von deutſchen Brofefloren, beſonders an die beiden freien Univerfitäten von Brüffel 
und Löwen (Arendt, Möller, Schwane), gehoben ift, zeigt ſich am ſchwächſten in ben phile: 
logiſchen Fächern. Die beibehaltene ältere Einrichtung (mie auch jegt noch in Baiern), daß 
kein Studirender In die Rechts oder mediciniſche Bacultättreten kann ohne den Nachweis einet 
wohlbeftandenen Prüfung aus den philoſophiſchen, geſchichtlichen, philologiſchen und natur: 
wiſſenſchaftlichen Fächern, hat, da e8 mit diefen Prüfungen ernſt genommen und oft über ein 
Drittel der Candidaten verworfen wurde, wenigftens für Belgien, wo der Gymnaflalunterridt 
nicht genügend ift, ven guten Erfolg gehabt, vaf die Studirenden eine beffere wiſſenſchaftliche 
Grundlage für die Fachwiſſenſchaften erhielten. Insbeſondere bewirkte eine ſtrenge philofo: 
phiſche Prüfung in den wichtigften Bädern ber Philoſophle (deren Zahl aber durch das Gr: 
feg vom 1. Mai 1857, unter Oppofition der liberalen Partei, auf die philoſophiſche An: 
thropologie beſchränkt if), daß der flache Materialismus, ver jept in Deutſchland bei dem 
Verkommen alles gründlichen methodiſchen Studiums ber Philofophie fo üppig wuchert, von 
ber belgiſchen Jugend und Bildung fern geblieben. Mit ben beiden Staatsuniverfitäten 
find für jede eine Specialſchule verbunden; für ven Bergbau, Manufactur und Gewerbe mit 
der Univerfität von Lüttich; für die Givilbaufunft mit ver von Gent; bie loͤwener (von dea 
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Wikgöfen geleitete) Univerjität hat allein eine. theologifche Facultät. Die Gefammtzahl der 
GStudirenden betrug im Winter 1856 2017, wovon Lüttih (mit der Specialſchule) 662, 
Löwen (mit Theologie) 638, Brüffel 367, Gent (mit der Specialſchule) 294 Stubirende 
zaͤhlte. — Dex mittlere Unterricht ift durch das Gefeg vom 4. Juni 1850 geregelt, in welchem 
deu Staate einige wichtige Rechte auch in Bezug auf die von Gemeinden ganz ober zum Theil 
unterhaltenen mittlern Schulen gewahrt find, indem bie zuerft von van de Beyer aufgeftellte, 
vielfad von katholiſchen Organen beftrittene Anficht, daß die Gemeinde ein Glied und eine 
Stufe im Staatdorganismnd ſei und daher auch die eigentlichen Gemeinde-Unterrichtsanftalten 
zu ben Öffentligen, ber Controle des Staats unterſtehenden Anftalten zu rechnen feien, Gel: 
tung erlangt hat. Nach jenem Geſetze beftehen jegt 10 vom Staate unterftügte Athenäen 
(Symnaften) , 16 Gollegien (collöges, gleichfalls Gymnaſien) und 15 Induftrie- und Han= 
delsſchulen. Neben dieſen öffentlichen Unterrichtsanſtalten beftehen ohne Beihülfe des Staats 
28 biſchoͤfliche Gollegien und Heine Seminarien (pelits Seminaires) und 10 Sefuitencollegien. 
Außerdem gibt ed noch eine geringere Zahl von unvolffländigen mittleren Schulen der Ge: 
meinden oder geiftlichen Körperfchaften. Die Zahl ver Schüler in allen Anftalten ift jegt im 
Durchſchnitt über 12,000, die der Lehrer über 700. — Der durch dad Gefeh vom 23. Sept. 
1842 geregelte Elementarunterricht hat ſich nach dem letzten Berichte des Minifterd Dedecker 
von 1854 weiter ausgedehnt, ſodaß die Gefammtzahl der Schüler nahe an 50,000, etwad 
mehr Knaben ald Mäpdyen, beträgt, alfo ein Schulkind auf neun Bewohner fommt. Die Ele: 
mentarſchulen zerfallen in 2809 aus dem Gemeindefonds unterftügte, und zwar 623 Knabenz, 
227 Mädchen- und 4959 gemiſchte Schulen, und in 2687 Privatſchulen, und zwar 262 Kna= 
ben=, 974 Mädchen⸗ und 4351 gemiſchte Schulen. An allen dieſen Anftalten unterrichten 3804 
Lehrer und Vorfteher, 1683 Vorfteherinnen (darunter 567 Ordensſchweſtern), 1173 Unter: 
lehrer und 2147 Unterlererinnen (darunter 1580 Ordensſchweſtern). Von ven Schilern 
erhielt aber die größere Hälfte unentgeltlihen Unterricht. Damit berühren wir Belgiens wun= 
deften Fleck, die Armuth. 

7) Die Armuths- und Wohlthätigkeitsfrage, welche jegt auch politife in den Vordergrund 
getreten ift, hätte längſt eine eingehende und umfaflende Unterfuhung und Abhülfe verdient. 
Kein Land in Europa bietet einen foldhen Gontraft dar zwiſchen einem in vielen Zweigen blü- 
henden @ewerbleben, fowie einem durchgängig ausgezeichneten Landbaubetrieb und einer fo 
großen Zahl von Armen. Schon im Jahre 1839 gab ed nach den offlciellen Berichten der ftän- 
digen Provinzialausfhäfle in den neun Provinzen 587,095 Öffentlich unterftügte Arme, welche 
im Durchſchnitte jährlih 9 Fr. 14 Gent. erhielten. Das Verbältniß zur Bewölferung, weldes 
ſich für dad ganze Land wie 1 zu 7 flellte, war nad) ven Provinzen fehr ungleich: in Luxemburg 
wie 1 3u 64, in Limburg wie 1 zu 14, in Weftflandern und in Hennegau wie 1 zu 5. Seit⸗ 
dem hat aber die Berarmung raſch zugenommen. Nach dem von der Regierung 1856 mitge⸗ 
theilten Ausweife von 1853 betragen die reinen Wohlthaͤtigkeitsausgaben der Hospitäler und 
der Wohlthätigkeitsbureaux 11,323,816 Fr., und die Zahlver Armen, da auf jeden Armen 
durchſchnittlich nur 7%, Fr. kommen, 1,489,488, alfo über ein Viertel der jegigen Bevölkerung 
Cin Flandern über ein Drittel). Über die Urſachen biefer großen Armuth find die Anſichten na= 
türlich fehr getheilt. Die Urſachen hängen unftreitig wefentlid; mit den Arbeitöverhälmiffen und 
der Größe der Bevölkerung im’Verhälniß zur Arbeit zufammen, und fie find insbeſondere für 
Slandern, nad unferer Anſicht, nicht fowol in der großen Zertheilung des Grundeigenthums 
an und für fih, welche für die Steigerung der Production mehr vortheilhaft gewirkt hat, als 
in ben bortigen Pachtverhaltniſſen zu ſuchen, indem, wie überhaupt in Belgien, 66 Proc. ver 
ucharen Fläche von Pächtern bebaut wird. Dazu ift in Flandern durch die große Zahl ver con= 
currirenden Zeitpächter der Pachtzins einerfeits fehr gefteigert, andererſeits durch bie große 
Zahl der concurrienden Arbeiter der Arbeitölohn herabgedrückt, und außerdem kommt noch 
Die unglüdliche nicht gehörig vorgefehene Lage ver alten Leinenfabrifatiom Hinzu. Mit dieſer 
Armenfrage im Lande haben fi nun die Minifterien in den legten Jahren verſchiedentlich be 
ichäftigt. Die Abfiht war, für die Wohlthätigkeit theild neue Quellen zu eröffnen, theils fie neu 
zu vegeln. Nachdem ſchon früher ven Kammern ein Entwurf mitgeteilt worden, wurbe unter 
dem Minifterium Dededer durch den Minifter Nothomb ein umfaffender Entwurf eines Wohl⸗ 
thätigleitögefeges vom 25. Jan. 1856 vorgelegt, über welchen die Gentralfection ver Kammer 
am 20. Dec. 1856 durch Malou einen zuſtimmenden Bericht abflatten ließ. Um dieſen Gefeg: 
entwurf und den Darüber unter ben Parteien entfponnenen heftigen Kampf zu verftehen, muß 
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man erwägen, daß in Belgien juriſtiſche Perſonen mit dem Rechte, für fi Vermögen zu er⸗ 
werben, alſo civilrechtliche Berfonen (personne civile), nur durch ein Gefeg (König und Kamıs 
mern) gefhaffen werben können (ein Charakter, der nur fehr wenigen geiftlihen Gorporationen 
ertheilt if), und daß felbft Die Annahme von Schenkungen von Seiten folder Porſonen noch der 
Genehmigung der Regierung (welche mehrmald wegen naher hülfsbedürftiger, wenn auch nicht 
pflihttheilberedhtigter Verwandten biefelbe verweigert hat) oder der Provinzialbehörben (bei 
Woplihätigkeitsanftalten) bedarf. Der Geſetzentwurf ließ diefe Grundſäͤtze im Allgemeinen un: 
berührt und wollte nur das Recht der Genehmigung ven Provinzialbehörden nehmen, ber 
Regierung übertragen und jenen blos bie Begutachtung laſſen. Der Entwurf hatte aber zum 
Zweite, der Privatwohlthätigkeit dadurch einen neuen Impuls zu geben, daß ven Privaten 
große Befugniffe bei den von ihnen gemachten Stiftungen der Wohlthätigkeit eingeräumt 

würden. Diefe Befugniffe folten darin beftehen, nicht ſelbſt juriſtiſche Verſonen zu ſchaſen, 

wol aber für die von ihnen gemachten Stiftungen, deren Cigenthum rechtlich ven öffentlihen 

Wohlthãtigkeitsanſtalten zuftehen follte, Specialverwalter unter geiftlihen ober weltlichen Pa: 

fonen mit befondern Regeln für die Stiftungen zu ernennen, welche blog umter ver Gontrok 

der Gemeinde: und Provinzialbehörbe fländen. Der Begriff ver Wohlthätigfeit war in einen 

weiten Sinne gefaftt. Der Art. 70 bezeichnete als wohlthätige Stiftungen: 1) Armenhaͤrſet, 

Hospitäler, Ho8piz-Meiereien (formes hospices); 2) Errichtung von Betten in Armenhäufern 
und Hoöpitälern; 3) Zufluchtshäuſer, Heilmittel-Bertheilungsanftalten, gewerbliche Wert: 
flätten der Wohlthätigkeit und des Unterrichts, Reformſchulen, unentgeltliche Schulen für ber 
Giementar= und profeffionellen Unterricht des niedern Grades, Abend = und Somtagajäule, 
Kleinkinderbewahranſtalten, Krippen und ähnliche Anftalten; 4) endlich beftändige ober per 
viobifche Vertheilung von Almofen oder Unterftügungen zu Haufe. Bei den Schulen follte «d 
zudem geflattet fein, auch zahlende Schüler, aber niit in größerer Zahl als die der Freiſchület 
aufzunehmen. Um ven Gefahren und Befürchtungen einer ungebührlihen Vermehrung det 
Befitzungen zur Todten Hand zu begegnen, fegte der Entwurf feft, daß ver zu Wohlhätigtritt- 
zwecken (durch Vertrag oder Teftament) gefchenkte Grundbeſitz im Allgemeinen zu verkaufen, 
davon aber fo viel zu behalten fei, ald für Haus, Hof, Garten und Grundſtücke nad wir: 
lichem Bebürfniffe hinſichts des Wohlthätigkeitszweckes nothwendig. Intereffant ift die offdelle 
Statiſtik der Todten Hand und der Kloͤſter, welche ver Bericht der Gentralfection , um übertrie: 
benen Angaben zu begegnen, mittheilte. Das unbewegliche Bermögen des Staates, ber Provin: 
gen, der Gemeinden, der Hospizen und Wohlthätigkeitöburenur, der kirchlichen Anftalten, weli: 
giöfen Genoffenfchaften und Stubienftipenbien betrug 1856, wenn man das Einkommen zu 2, 
Proc. capitalifirt, im Werthe 414 MIN. Fr. ober den funfzehnten Theil des der Steuer unter: 
worjenen unbeweglichen Vermögens von 6 Milliarden 421 Mill. Fr. Hiervon befaßen bie fird- 
lichen Anfalten 53 Mill. und die bisfegt civilrechtlich anerkannten religiöfen Genoſſenſchaften 
nur 5 Mill. Die große Zahl der übrigen religiöſen Genoſſenſchaften beflgt aljo dad Ver: 
mögen, waö fie unbezweifelt haben, nur durch Zwiſchenperſonen. Die Zahl ver religiöfen Ge: 
noffenfchaften hat fi aber feit 1830, auf Grundlage ver verfaffungsmäßigen Affociationefre: 
heit, das ſich aber auf das dtecht des Vermoͤgenserwerbs nicht bezieht, fehr bedeutend vermehtt. 





Während e3 1829 nur 280 folder Genoſſenſchaften gab, welche 4791 Mitglieber zählen | 


beflanden für 1846 779 religiöfe Genoffenfihaften, wovon 642 weibliche mit 9947 Mitglir- 
dern und 437 männlige mit 2051 Mitgliedern. Unter dieſen Genoflenfdaften beſchaͤftigten 
ſich bei weitem die meiften mit dem Unterricht, und nur wenige 37 weiblide, und 32 mins 
liche, waren dem beſchaulichen Leben gewidmet. Im ben legten zehn Jahren hat aber vie Jul 
der geiftlichen Genoſſenſchaften und ihrer Mitgliever noch wenigftens um den vierten el 
zugenommen. Gegen ven ganzen Geſetzentwurf erhob ſich die Liberale Partei, weil fie datin 
nur bie Wege und Mittel fehen wollte, ven Elementarunterricht, die Gewerbſchulen, die Wohl 
thätigkeitdanftalten faft ganz in die Hände der geiftlihen Genofſenſchaften zu bringen, dit: 
fen (den meiften beflehenden und neuen) zwar nicht rechtlich aber praftifch alle Vortheile der 
civilrechtlichen Perfönlichkeit zu geben, die öffentlichen Anftalten eigentlich nur an die Stelle 
der biöherigen privaten Ziwifchenperfonen, welche ihren Namen für den Bermögenderwerb gr: 
liehen Hatten, zu fegen, und endlich die Beflgungen der Tobten Hand, da ber Begriff und das ®e 
dürfniß bei vielen Anftalten, wie bei Hospiz-Meiereien, doch ſchwer feftzuftellen fein werbe, te 
deutend zu vergrößern. Die fatholifche Partei fah dagegen in dem rechtchen Unterſchiede zii; 
ſchen dem Eigenthume und der Verwaltung, in der anminiftrativen Controle und, im Nothfall 
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und fonflige Misbräuge, und hob beſonders die Rothivendigfeit hervor, zur Anregung der . 
Brivatwohlthätigkeit ven Stiftern größere Befugniß bei BeRellung der Verwalter zu ertheilen. 
Der Ausgang des erfien Stadiums des Kampfes ift oben berührt worben. Die Frage bleibt 
aber in ihren ganzen Gewicht beſtehen und wird alsbald wieder geftellt werden. Fern von jedem 
Parteiftanppunfte, muß man aber dem Gejegentwurfe ben bedeutenden Vorwurf machen, daß 
er den wirklichen Zweck, der bei aller Wohlthätigkeit und Armenpflege der Strebepunkt fein 
muß, gar nit ind Auge gefaßt hat. Wiflenfhaft und praktiſche Erfahrung find darüber 
längii einig, daß überall, wo bei Arbeitsfähigen bie Unterſtüßung nicht den Zweck verfolgt, 
den Sinn und die Tugend der Arbeit und bie Pflicht der Selbflfürforge auch dadurch wach zu 
erhalten, daß, wo ed möglich, an eine Leiftung die Bedingung einer, wenn aud) nicht gleichwer⸗ 
thigen Begenleiftung geknüpft wird, die Armenpflege eine Pflege des Beltelnd und des Bettel- 
ſinns wird, Wie früher die Mlöfter durch das bloße oft reichliche Almofengeben die Bettelei und 
Trägheit genährt haben, fo iſt von der officiellen ſtaatlichen ober gemeinplichen Armenpflege, 
wenn fie fi, wie fo häufig, auf blos äußerliche Vertheilung an die eingefehriebenen Armen 
einſchrankt, nicht viel Veſſeres zu fagen. Hier muß allervings die aufopfernde Hingebung von 
Privaten und Privatgefellfhaften nicht blos für dad Spenden, fondern noch mehr für das gute 
Berwenden hinzulommen. Die Klagen gegen vie gewöhnliche Öffentliche Wohlthaͤtigkeit find 
daher wohl begründet. Aber dennoch muß überall eine Bffentliche Behoͤrde, insbeſondere Die ge= 
meindliche, der einheitlich Leitende, überwachende, rechtlich anordnende Mittelpunkt bleiben, da= 
mit nit bei der atomiſtiſchen Zerfplitterung der Privatwohlthätigkeit bie mehrfache Betheilung 
der am meiften zudringlichen Armen eintrete und das Ineinanbergreifen der Maßregeln un= 
moͤglich werde. Die Armenfrage iſt unftreitig eine complexe; fie ifl, weil die Armut aus dem 
gefammten Organismus der Geſellſchaft und ihrer Organifation hervorgeht, eine organiſche, 
bie aber auch nur durch das organifhe Zuſammenwirken aller gefellihaftligen Elemente, 
Kräfte und Anftalten gelöft wird, der Familien, ver, wieder nach freien Genoffenfchaften zu - 
organijitenden, Gewerböftände, der frei ſich bildenden, die Wohlthätigkeit nach ihrem Zwecke 
umfihtig ſpendenden Pfleger und Pflegerſchaften geiftlihen und weltlichen Standes, aber zu= 
nächſt unter ver Leitung und aushülflichen VBetheiligung der Gemeindebehoͤrde, welche in dieſer 
Richtung felbft wieder der Höhern ſtaatlichen Aufficht unterfieht. In dem belgifhen Entwurfe 
iR aber, was beſonders In Belgien noth that, eine beffere praktiſche Organifation der Wohl⸗ 
thätigkeit gar nicht berührt, und die Parteien haben, bie liberale nur die bisherige öffentliche 
und gemeindliche Wohlthätigkeit verteidigen und audbehnen, die katholiſche vor allem den geift= 
lichen Genoſſenſchaften die Wohlthätigkeit in die Hände legen wollen. Der Entwurf hat zwar 
die Wohlthätigkeit nad) befondern Richtungen, für befonvere Zwecke und Rebenzwedte ind Auge 
gefaßt, aber nicht den großen allgemeinen Nothſtand, der nicht durch Clementar⸗ und Gewerbe⸗ 
freiſchulen, auch nicht dur Armenhäufer und Hoopitäler, fondern nur durch eine unterftügte 
Selbftregelung der fittlichen, witthſchaftlichen und Arbeitöverhäktniffe zu heben und zu lindern 
iſt. Sollte daher au ver gegenwärtige Entwurf fpäter unter Mopificationen angenommen 
werben, jo bliebe die große Frage des Nothſtandes doch ungelöft und müßie bald wieder auf- 
genommen werben. 

Belgien hat feit Jahren, insbeſondere aber feit ver über alle Erwartung glücklich beſtan⸗ 
denen, durch Die Februarrevolution eingeleiteten europäiſchen Kriſis, dad lebhafte Intereſſe aller 
Freunde einer freien und frievlichen ſtaatlichen Entwidelung in Anfprud; genommen. Belgien 
bildet jegt eine Urt Übergang von dem noch ganz auf alten germanifchen Einrichtungen ruhen⸗ 
ven England und dem mannichfach im ſtaatlichen Leben durch franzöfifge Staatsanſichten und 
Berwaltungsprincipien romanifixten Feſtlande. Belgiens freie Berfaffung Tennt zwar auch 
manche ganz abftracte Principien, ruht aber doch vornehmlich auf der alten guten Grundlage 
der gemeindlichen und provinziellen Selbſtverwaltung und hat insbefondere dadurch, und weil 
fie überhaupt ven Berhältnifien und Bepürfniffen im Ganzen entfprechend war, in dem Volke, 
welches früher wegen häufiger Unruhen in dem Rufe politifher Störrigkeit ſtand, überall 
Ordnungsliebe und gefeglihen Sinn verbreitet. Doch gibt auch die belgiſche Verfaſſung ven 
Beweis, daß bloße Freiheitsprincipien an ih keineswegs ſchon die Löfung des politifchen 
Problems und ber widhtigften politiſchen Fragen enthalten; daß die Bragen über das Ber: 
haͤltniß von Staat und Kirche, von beiden zur Schule, und namentlich die ganze Wohlthä— 
tigfeitöfrage nur durch tiefere und richtigere aus den Lebensverhältniſſen gefhöpfte Organiſa⸗ 
tiondprinripieu gelöft werben fönnen. Sowie aber vie belgiſche Verfaffung eur ein fühner, 
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bisjetzt glücklicher politifher Berfuh war, fo haben die darin aufgeftellten ausgedehn⸗ 
ten Sreiheitöprincipien einen großen Spielraum für die Löfung verfgiedener politifger und 
focialer Probleme gegeben, welche noch jegt ein Gegenftand des Streites in der Theorie und 
Praxis find. Mögen die auch für andere Länder beachtenswerthen Verſuche ver Löfung fer: 
nerhin, unter ber weifen Zeitung ber Regierung, im Geifte der Mäßigung und Ordnung vor 
ſich gehen, und ſchließlich vie größere Ausgleihung ver Parteien befördern, melde Die Deviſe bed 
Landes, daf „Eintracht Macht gibt, nicht vergeffen dürfen. 

Vergl. Heuſchling, „R&sume de la statistique gen6rale de la Belgique pour la periode 
decennale 4844 — 50 (Brüffel 1855); ferner das officielle „Expos6 de la situation du 
royaume, p6riode décennale“ (Brüffel 1852); theitweife: Horn, „Bevoͤlkerungkwiſſen⸗ 
ſchaftliche Studien aud Belgien” (Bo. 1, Leipzig 1854); „Rapport de la section centrale 
sur le projet deloi sur les &tablissements de bienfaisance‘ (Brüffel 1857); arte, 
„Histoire de Belgique” (3. Aufl., 1850); Popliment, „La Belgique depuis lan 1830 
(Brüffel 1850). H. Ahrend. 

Beneficium als Kirhenpfründe, f. Kirchenamt. 


am (Jeremias) ward zu London am 15. Febr. 4747 geboren. Ex gehört zudem 


feltenen Menfchen, die ihr ganzes Leben an bie Erforſchung ver Wahrheit gefeht, um var 
fie ihr Geſchlecht beſſer und glücklich zu machen. Sein Vater, en angejehener Redtägelehrtet, 
beftimmte ihn zu feinem Stande, und B. trat ald Anwalt vor den Gerichten auf. Die Habſucht 
feiner Standeögenoffen, melde die Gerechtigkeit zu ihrer Bereicherung herabwürdigten und 
misbrauchten, empörten fein Gefühl, und er entfagte einem Geſchäfte, das durch bie Art, mie 
es geführt warb, fein Gemüth ebenfo fehr verlegte, als e8 feiner Cinficht widerſprach. Er wi: 
mete ſich den Studien, die uns zu den Mitteln führen follen, die bürgerliche Geſellſchaft zu 
ordnen, mit einer bemundernömwürbigen Anftrengung und Beharrlichkeit. Der Kauptgegen: 
Rand feiner Forſchung war die Rechtswiſſenſchaft deren Anwendung auf das Wohi der Bürger 
von fo entſchiedenem Einflufle ift, und die er zum Verderben verfelben öfter misbraucht, ald zu 
ihrem Beften gebraucht fand. Beſonders beſchäftigte ihm die peinliche Geſetzgebung, vie, mit 
fie ſelbſt in den aufgeflärteften Staaten unfers Weittheils beſtand, ihm ein verderbliches Ber: 
mãchtniß barbarifcher Zeiten erſchien. Um ſich nit fruchtlos mit leeren Theorien abzumühen, 
ſtudirte er die Gefege und Inflitutionen aller Völker, bei denen er Stoff zur Belehrung un? 
Forſchung zu finden hoffte, und da die Sprachen berfelben ein nothwendiges Mittel warn, 
ihre Gefege und gerichtlichen Anftalten Eenmen zu lernen, unterwarf er fih fogar ber mühenollen 
Anftrengung, fi die Kenntniß ihrer Sprachen zu erwerben. So lernte er Jialieniſch, Franpd: 
fiſch, Deutſch, Ruſſiſch und Chineſiſch, machte Reifen durch faſt ganz Curopa, bie er auch nach 
jenen Staaten wiederholte, wo er größere Belehrung zu finden erwarten durfte. Dieſen uner⸗ 
muͤdlichen Eifer leitete die reinſte Abſicht, ver entfchloffene Wille, alle Misbräuche zu befanpien, 
in welcher Geſtalt fie ſich immer zeigten und geltend zu machen fuchten. Ein Leben von mefrald 
60 Jahren war dieſem Beſtreben geweiht, ein Xeben von mehr als 60 Jahren voll Anfteen: 
gungen und Aufopferungen ohne Lohn und felbft ohne Anerkennung. Mit rüdjihtlofer Sri: 
müthigfeit ſprach er ſich für die Nothwendigkeit aller Reformen aus, welche der Zuftand er 
Völker dringend foderte. Er beftritt die Beſchränkungen ber Handelöfteiheit, durch bie eine 
feltfame Staatöflugheit ven Wohlſtand fördern will; bie ungleiche Vertheilung ber Steuetn, 
. bie häufige Anwendung des Eives, die das Volk entſittlicht und ven Eid felbft endlich zur gleid: 
gültigen Formlichkeit macht; die Anmaßung der Anglikaniſchen Kirche. Für die Reform, von dt 
England fpäter ein karges Bruchſtůck zur augenblicklichen Beruhigung erhielt, trat er mit Wärme 
und beharrlichem Eifer auf; aber diefe Reform wollte er ganz, vollftänd ig und’aufriätig, ohnt 
Mätkelei, Argliſt und Betrug. So kam es nicht. 

Der oberfte Grundſatz feiner Lehre, den B. aufgeſtellt und auf dem das Syſtem feiner Britt: 
gebung beruht, der fiherfle Leiter und Drdner aller geſellſchaftlichen Beziehungen iſt die Rüg: 
lifeit. Diefe Nüglichkeit, wohlverftanden und richtig angewandt, mag unter den meiften Um: 
fländen und in ven gewöhnlichen Verhältniffen des Lebens unfere Handlungen auf eine Weiit 
beftimmen, bie dem Zwecke unfers Dafeins und dem der Gefellfhaft volllommen entſpricht. 
Aber was bürgt ung für dieſe richtige Anwendung, wenn perfönliche Neigungen, Leidenſchaften 
und Intereffen mit den Intereffen Anderer in Widerſpruch tommen? Was lehrt und ben mohl: 
verftandenen BortHeil, die Nützlichkeit, durch die unfere Handlungen beſtimmt werben follen! 
Iſt das Nůtzliche immer das Rechte und das Rechte das Nuͤtzliche ? Befteht vie tugendhafte Ge⸗ 

"ung nicht oft im Kampfe des eigenen Vortheils mit dem Vortheil Anderer, und bie tugenb: 
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hafte Handlung in der großmüthigen Aufopferung des eigenen Vortheils? Es möchte ſchwer 
fein, dieſe Nützlichkeit mit den Vorſchriften der Moral und ven Geboten des Rechts immer im 
Einklang zu bringen. Man ſpricht aud) von dem wohlverſtandenen Intereffe ver Krone, das aber 
gewöhnlid nur von Denen richtig verftanden wird, die feine Krone tragen. So verhält es ſich 
gar oft mit dein wohlverftandenen Bortheile, ven gerabe Der nicht begreift, von dem ver Vortheil 
erwartet wird und ber ihn allein gewähren kann. Welche Wiffenfchaft, welche Kunft würde dazu 
gehören, um Jedem fein wohlverftandenes Intereffe zu zeigen und begreiflich zu machen? Und 
welchen oberften Orundfag gäbe man dieſer Wiffenfchaft, viefer Kunft? Wiflen wir endlich die 
Wirkungen und Folgen unferer Handlungen fo beſtimmt, daß wir fagen können, welche nüglich 
find und welche nit? Nur die Abficht ift immer und allenthalben unfer, aber nicht die That, 
nicht der Erfolg unfers Willens. Man wird menigftens zugeflehen, daß es gutgemeinte Hand⸗ 
lungen mit böfen Folgen , eine beabſichtigte Nügligfeit mit erfolgtem Nachtheil, wie böfe Hand⸗ 
lungen, einen beabjihtigten Nachtheil mit nüglichen Folgen gibt. Wir beſchränken und auf 
diefe Andeutung, da hier nicht der Ort ift, den allerdings Häcft wichtigen Gegenfland weiter 
auszuführen. 

B. gehört nicht zu den Schriftftellern, denen e8 darum zu than ift, ſich durch ihre Werke 
geltend zu machen. Ihm war die Sache Alles, bei der feine Perfönlicgkeit nicht in Anſchlag kam. 
Er gab fi nit einmal die Mühe, feine Arbeiten in das Publicum zu bringen. Freunde und 
Verehrer mußten feinen aufgehäuften Reichthum ordnen, die Barren, wenn id) fo fagen darf, 
zu gangbarer Münze prägen und in Umlauf fegen. In dieſer Beziehung hat fich beſonders 
Dumont von Genf große Verdienſte um den Korfcher und bie Wiffenfchaft erworben, indem er 
aus deſſen Manufeript audzog, was ihm wichtig ſchien, und in franzöſiſcher Sprache Herausgab. 
Der Werth dieſes Werts, das fi beſonders mit der bürgerlichen und peinlihen Gefeggebung 
befyäftigt und von den Strafen und Belohuungen und den gerichtlichen Beweiſen handelt, ift 
anerkannt. Es follen id unter feinen Papieren nod wichtige und bedeutende Arbeiten finden, 
die nur die freundliche Hand erwarten, die fie audzieht und orbnet; denn wie fie B. hinterlaffen 
hat, find fie nicht mitzuteilen. Die Gabe des Denkens und Erfindens beſaß er in hohem Grade, 
aber nicht die der Sprade. John Bowring hat fi dieſem verbienftlihen Bemühen unterzogen 
und eine „Deontologie oder Wiſſenſchaft ver Moral von Bentham‘ herausgegeben. Alles Streben 
und Wirken diefed achtungswerthen Mannes Hatte das Wohl der Menſchen, die Verbeſſerung 
threr geſellſchaftlichen Einrichtungen, ver Gefege und Inftitutionen zum Zwecke, und in diefem 
Streben und Wirken war er unermühlih. Seine Bemerkungen und Vorſchläge über Straf⸗ 
anflalten fanden bei ven Regierungen mehrer Staaten unferd Welttheils, und befonders in 
Rorbamerika Eingang und haben viel zur Verbefferung berfelben beigetragen. Wo er glaubte 
ſich nũtzlich erweifen zu können, bot er feinen Beiſtand an, felbft auf vie Gefahr einer ſchnoͤden 
Zurückweiſung. Der Gonftituivenden Verſammlung, non der Fraukreich feine Wiedergeburt er= 
wartete, fendete er eine umfaflende Arbeit über die Bildung ber Gerichtshoͤfe, die aber, auf ven 
Antrag bed kalten und felbftfüchtigen Sieyes, unbeachtet blieb. Bon der Geſetzgebenden Ber: 
fammlung ward er freundlicher behandelt, indem fie nicht nur feine Mittgeilungen annahm, 
fondern ihm auch den Titel eines franzoͤſiſchen Bürgers ertheilte. In ber kurzen Zeit, wo bie 
Morgenröthe ver Freiheit an dem Himmel Spaniens glänzte und dem unglüdlichen Lande trü- 
gerifä einen fhönen Tag verhieß, erfuchten die Gortes ihn um Rath und Beiſtand. Mit der 
Kaiferin Katharina, mit Alexander und andern Fürften fand er in Briefwechfel; aber der 
Mann der Großen und ver Höfe war ber einfache und ſchlichte B. nit. Da ver 
Kater Alerander ihm einen koſtbaren Ring zum Geſchenk machte, ſchickte er ihn mit der Bemer- 
tung zurück, der Zweck feiner Beftrebungen ſei dad Glück ver Menfchen, nicht aber die Freigebig⸗ 
keit der Könige. 

B. fach zu London den 6. Juni 1832 in feinem fünfundachtzigſten Jahre. Sein legter Wille 
enthielt noch eine Verfügung, durch die er ver Menfchheit nützlich zu werben hoffte und die Vorur⸗ 
theile befämpfte, denen er beftändig unter allen Umſtänden mit Muth entgegengetreten mar. Er 
vermachte feinen Körper dem Kollegium der Chirurgie. Man hat ein angenehmes und wohlthuen⸗ 
des Gefühl, wenn man in der Geſchichte Männern begegnet, die wie Lad Eafad, Howard und 
DB. ihren Beruf darin finden, die Wunden der Menfchheit zu heilen, da fie nur Diejenigen zu 
feiern pflegt , die ihren Ruhm und ihren Stolz darin fuchen, ihr Wunden zu fhlagen. 

Wenn man übrigens den unermüblihen philanthropifchen Eifer dieſes Mannes für pie Ver- 
beſſerung menſchlicher Zuſtände, fein großeögeiftiges Vermögen, feine Bemühungen, die Lebens- 
verhältniffe zu beobachten, feinen Fleiß bis zum fuͤnfundachtzigſten Jahre und dieübergrope Zahl 
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feiner Werke betrachtet, fo kann man ſich wundern, daß trotz eines ephemeren großen Rufes feine 
Wirkſamkeit ſowenig bedeutend und bleibend war, zumal in feinem eigenen Vaterlande. Den 
Hauptgrund hiervon können wir nur finden in dem einfeitigen Princip und vereinfeitigen Methobe, 
von welder B. ausging. Er ftellte, gänzlich verſchieden von engliſchen Staatsmännern, eine rein 
philofophifche Rechts⸗ und Staatölehre auf, fuchte nicht etwa auf einem hiſtoriſch⸗philoſophiſchen 
Wege bie in der Geſchichte, Befeggebung und Berfaffung der freien gejitteten Nationen, alfo 
namentlic) die in dem freien England lebenden Grundideen aufzuftellen , von ihren fehlerhaften 
oder vorübergehenden hiſtoriſchen Beftaltungen oder auch Berunftaktungen zu befreien und auf 
diefer Grundlage zu reformiren. Ex fhäßte vielmehr das ganze hiſtoriſche Recht gering oder 
ſtellte fih ihm gegnerifch gegenüber. Ex fing deshalb feine ſchriftſtelleriſche Laufbahn an mit 
einer verwerfenden Polemik gegen feinen Zeitgenofien Blackſtone und deſſen hoͤchſt vervienftliges 

und ruhmreiches Werk über das englifche Necht, welches freilich das englifche Recht geichichtlich 

und poſitiv⸗rechtlich darſtellen will, aber ven großen xechtlichen und freigeitlichen Grundideen mit 

hochſter Achtung Huldigt. Die Schrift hieß „A Fragment on government‘ (1846). Dabei aber 

mar fein hoͤchſtes Princip viel einfeitiger und zur Begründung der rechtlichen und ſtaathteqht⸗ 

lichen und damit eng zufammenhängenden politiſchen Lehren untauglicher als felbft bie öde 

Principien deutſcher rein philoſophiſcher Naturrechts⸗ und Stantslehrer, vie doch gemöfnih 

fi an die roͤmiſchen Grundprincipien anſchloſſen und die unentbehrlichen fittligenund 
rechtlichen Beftandtheile ver oberfien Orumbfäge für Geſetzgebung und Staatsreqht nit 
fo einfeitig verfhmähten als B. in feinem Utilitätöprincip. Daß feine ihrem letzten Grund: 
charakter nach radicale und materialiftifche Lehre ungefähr feit der Zeit ver Julirevolution von 
den franzoͤſiſchen Communiſten aufgenommen wurde als vie veritable philosophie, für welt 
im Jahre 1829 das Journal „L’Utilitaire” gegründet wurbe, dieſes hat vielleicht dem guten, etmad 
eiteln Mann noch kurz vor feinem Tode etwa geſchmeichelt. Es hätte ihm zeigen follen, auf 
welchem verkehrten unb unpraftifchen Wege ſich fein, wie wir gern annehmen, aufrichtig wohl: 
gemeinted Streben beivegte. Diefe unpraktifhe verehrte Richtung trat auch in feinen praktiſchen 
reformatoriſchen Thätigkeiten hinlänglich hervor. So haben wir ed 3. B. ſtets bedauert, daß et 
als Rathgeber ber ſpaniſchen Cortes diefelben beider erflen Begründung ihrer Verfaſſung alt 
einem blinden Avelöhaffe, welcher natürlich bei dem Volke leicht Eingang fand, zum Ungläd 
biefer Berfaflung, von dem Zweilammerfuftem ober ver Bildung eine Oberhauſes jo entſchleden 
und erfolgreich zurückſchreckte. Hiermit aber foll weder das obige Rob der beharrlichen menſchen⸗ 
freundlichen Reformbeſtrebung zurüdgenommen noch aud feinen ſelbſtgedachten und gedan⸗ 
kenreichen Schriften der Werth vielfacher Anregung und Belehrung abgefprochen werben. Se 
fand auch felbft in der Sranzöfiigen Resolution, obwol feine vabicale, materialiſtiſche md 
Nüglikeitsrichtung ihm überall bei ven rabicalften Revolutionärs viele Verehrer ſchuf, benned 
fein für die Branzofen geſchriebenes Werk über ihre Gerichtsreform keinen Eingang, weil er 
alle zum Theil treffliche hiſioriſche Grundlagen biefer Reform völlig verſchmaͤhte. Seine Särift 
hieß „Draught of a Code for the organisation of the judical establishment in France" 
(1792). Glücllicher war er in Louiſiana, mo ein neues Geſetzbuch nad feinen Vorſchlaͤzen 
fanctioniet wurde. 

Die beveutendften feiner Werke find zuerft die von feinem Freunde Dumont aus beefäie: 
denen feiner Schriften zufammengeftellten „Traitös de l&gislation civile et p&nale, pr&cddes 
des principes generaux de Kgislation (3 Bbe., Paris 1802; ins Deutſche überfegt von Bench, 
Berlin 1850); ferner „Theorie des peines et des recompenses” (2:Bbe., London 1809); 
ſodann „Essay on political Tactics” (2onbon 1791; Franzdſiſch „Essai sur la tactique det 
Assembi6es legislatives“, Genf 1815). Diefes legte Werk ſchrieb B. für die franzöfifäe Ra: 
tionalverfammlung. Viel Gutes enthalten feine insbeſondere auf die engliſche Praris gerid: 
teten Unterſuchungen über ben geritlihen Beweis: „Rationale of judicial evidence” (5 Bbr. 
London 1827). Fehler engliſcher, überhaupt pofitiver Cinrichtungen, insbeſondere auf der 
proreffualifchen, hat er überall gründlich gerügt. Aber fein eigener neuer Idealſtaat, fein „Neues 
Ierufalem”, verbiente ebenio wenig Beifall als feine höchſten Principien, auf die er feviel 
Werth legte, die er vorzüglich in dem „Constitutional Code for the use of all nations” (1830) 
und in ber „Codificalion-proposal to all nations” (1822) entwidelte und von denen er in 
den Briefen an ven Grafen Toreüo 1822 fagt: „daß er allein in ver allgemeinen Wüſte hu 
Politik und Gerechtigkeit die gemeinfame Regel, den Regulator, die Pyramide aufgeftellt habe.‘ 

3. Weigelund Belder. 

Bentham'ſche Schule. Bei ver Beurtheilung Bentham’s befchränkt man ſich gewöfnfid 
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auf feine Berfönligjkeit und fein Softem und überſieht dabei, daß er in ber ganzen Staats- und 
Rechtsentwickelung von England fortwirkt, und eine Anzahl ver bebeutendften zu Ehre und Anz 
fehen gelangten politifhen Charaktere Englands aus ver B.'ſchen Na aa me find. 
Wir dürfen natürlih den Ausdruck Schule hier nicht in ſchulmäßiger Ängſtlichkeit nehmen. 
Verjammlungen von Anhängern um feine Perjon hat ver erfte Radicalreformer Englands nie 
geliebt, und er pflegte feine Rucubrationen nur im Zwiegefpräd) während einer einfachen Mittags⸗ 
fahrt mitzutheilen. Ebenfo wenig müßten wir irgendeinen Mann zu nennen, der dem B.’fhen 
Syſtem als Ganzem feine Freiheit hingegeben. Aber die B.’fche Theorie, ohne ihre Wunder: 
lichkeiten, in eine gefunde Praxis zu überfegen; aus der großen Fülle feiner Neformvorſchläge 
die jedesmal durchzubringenden auch wirklich durchzuſetzen, haben bedeutende Männer ber gegen= 
wärtigen Generation mit ihren beften Kräften’ erſtrebt. 88 ift uns hier nit darum zu thun, 
die Grundanſchauungen Bentham's gegen die Nachreden zu vertheidigen, bie meiftens auf un= 
vollftändiger, bald falſcher, bald ſchiefer Kenntnißnahme von feinen Kehren beruhen. In der 
Monftrofität feiner Sprache gibt er wenigſtens dem jüngften großen Philofophen Deutſchlande 
nichts nah; aber ſchon der Umftand, He von ihm die wichtigften Reformen angebahnt worden 
find, follte über den Kern feiner Bhilofophie, wenn aud nicht über die Form, in der fie erſchie⸗ 
nen, ein weniger abſchreckendes Urtheil veranlaffen. Was nun zunäcft die Veröffentlihung, 
oder, fagen wir lieber, die Befauntmahung der B. ſchen Schriften angeht, fo hat Dumont, ven 
man fo allgemein ald dad Mundftüd der B.’fhen Zauberformel bezeichnet, feinem Freunde nur 
einen halben Freundſchaftsdienſt erwiefen. Alle beveutendern Arbeiten Bentham’s beziehen ſich 
auf englifhe Zuftände und Misftände; feine Angriffe und Vorſchläge werden zugleich geredht- 
fertigt und erklärt durch das danebenſtehende Verhältniß, das fie ändern wollen. Aber Dumont 
wollte durchaus Bentham zu dem machen, wofür dieſer fich freilich felbft manchmal hielt, zu einem 
Univerfalgenie, veflen Regeln, obgleich zunächſt und ihm unbewußt nur aus der Betrachtung 
englifher Verhältniffe geihöpft, als Geſetze des politiſchen und focialen Univerfumd gelten 
tönnten, und der im Stande wäre, bie Einzelheiten fremder Staatdeinrihtungen wie ber eine 
geborene, durch Gewohnheit und Localkenntniß doch ganz anders ausgerüftete Staatsmann 
zu veformicen. Es gibt allerdings in den politifchen Wiſſenſchaften Gchiete, bei denen das 
Allgemeine vor dem Einzelne vorwiegt, aber auch Hier Bringt es nur ber zur Meifterfhaft, ber 
mit den fecundären Elenenten der nationalen Vergangenheit und Gegenwart völlig vertraut 
iſt. Viel zahlreicher aber find diejenigen Gegenftände,, bei denen die Kenntniß des Localen und 
Nationalen in erfter Reihe entſcheidet. Es begreift fih daher, daß vie volle, weil vollver- 
diente Anerkennung Bentham's nur in England zu finden iſt. Während wir auf dem Gontinent 
unfer Auge mehr auf die Schwächen des B.'ſchen Syſtems richten, eben weil die Gegenſtände, 
in deren Behandlung Bentham ſchwach ift, und näher liegen, haben fi in England Männer 
gefunden, melde, vie Lichtſeiten dieſes Syſtems erfennend und ausbildend, dem Namen 
Bentham's neue Ehre machten. Es lag in der Natur der Sache und noch mehr der Natur 
des Mannes, daß die Zeit, in welder Bentham produrirte, nicht diejenige gewefen ifl, in der 
eine unmittelbare Wirkſamkeit feiner Pläne plaggriff. Seinen erften bedeutendern literarifchen 
Bang machte er mit Bladftone; das will fagen zu einer Zeit, wo der Hymnus biefes Schrift: 
ſtellers auf das Veſtehende In Kirche und Staatsrecht und Verwaltung ald Evangelium galf, wo 
dad Buch, welches wir noch heutzutage ald ein Mufter klarer und gefälliger Darftellung preifen, 
nad dem Gefammturtheil faft aller damals Urtheilsfähigen in der Nation nicht blos richtig ſchil⸗ 
derte, was ald Recht und Regel galt, ſondern auch was gelten follte. Bekanntlich meint Blad- 
flone, daß die hoͤchſte Vollendung im englifhen Staats: und Rechtsleben zur Zeit Karl's IL be: 
fanden habe, aber im Ganzen iſt ihnen doc alles vortrefflich, was er beſchreibt, und wie er dachte 
die überwältigende Mehrzahl feiner Landsleute. Unter folden Aufpieien Eonnte ſich Feine B.’fcye 
Säule bilden. Aber die Ausfihten für ſolche Reformen in England, wie fie im Kopfe von 
Bentham ſpukten, wurben bald noch trüber. Die Franzoöͤſiſche Revolution jagte der engliſchen 
Nation, wenigſtens Allen, die damals vie Geſchicke des Landes zu beftimmen hatten, einen pani= 
ſchen Schreden vor jeder Reform ein; einen Schrecken, der fo groß war, daß feine Nachwirkungen 
noch bis in den Anfang der zwanziger Jahre dieſes Jahrhunderts wahrnehmbar find und das 
Vonaparte'ſche Schredendregiment vom neueften Datum wenigſtens mit einigem Scheine auf 
eine jo nahe gelegene Periode im politiſchen Leben des Nachbarlandes verweifen kann. Es ift 
vielleicht dieſer Ungunft der Zeiten in England zuzufhreiben, daß Bentham mit Vorliebe 
fich den Angelegenheiten und Zuftänven auöwärtiger Nationen zumandte, wobei die Refultate 
für Mit- und Nachwelt von viel geringerer Bedeutung geweſen find, ald wenn Bentham in dem 
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‚Heimatlande günftigere Sterne und ein dankbareres Bublicum gefunden, und deshalb feine 
ganze Kraft den ihm jo gutbefannten reformbebürftigen Teilen der heimiſchen Inftitutionen ges 
widmet hätte. ALS für England die Reformzeit kam, war Bentham zwar in wunderbarer Geis 
ſteskraft geblieben, aber doch ein alter Mann geworben, und faft gleichzeitig mit dem Triumphe 
der großen Mafregel, die man vorzugsweiſe die Refornibill nennt, ftarb er. Abgeſehen von 
den Dumont’fhen Bearbeitungen der B.'ſchen Schriften, find feine wihtigften auf engliſche 
Zuftände hezüglien Aufzeihnungen erft nad) feinen Tode lesbar gemacht und veröffentliät 
worben, fowwie einzelne Werke, welche Dumont nad} feiner Weiſe bearbeitet hatte, erſt in der vol 
lern englifhen Originalgeftalt vollkommen und würdig ihren Urheber repräfentiren. Die Krone 
der größern Arbeiten Bentham's ift unftreitig fein „Rationale of judicial evidence“, und gerade 
bier zeigt ſich das Verhältniß des engliihen Originals zu der Dumont' ſchen Mebaction auf das 

ſchlagendſte. Während Dumont feine Bearbeitung „Trait& des preuves judiciaires” (erffienen 

1823)-nennt, iſt die einzig richtige Bezeichnung des ganzen Werkes ver Titel der englijgen Aus: 

gabe: „Rationale of judicial evidence, specially applied to english practice from the ma- 

nuscripts of Jeremy B. Squire.” Und hier treffen wir gleich in der Vorrede auf ein hervorta⸗ 

gendes Beifpiel, wie die B.’fhen Reformen, foweit fie nicht bloße Marotten des Autors waren, 

in England faft jedes Jahr praftifchen Boden gewinnen. Der Herausgeber erzählt und, deß 

befonders die Grunnfäge Bentham's über die ängſtliche Ausſchließung intereſſirter Per: 

fonen vom Zeugniß, wie fie damals das engliſche Recht und Heutzutage noch der Givilyroceh in 
faſt allen Ländern des Gontinents fefthält, und wogegen er in feinem ſechsten Bude fo 
mädtig zu Felde zieht, damals den entſchiedenſten Widerfpruch fanden. Wer Heute die engliſchen 
Rechtsgrundſãtze über die Ausſchließung vom Zeugnig nad) ven Befegen ver legten Jahre fu: 
Dirt, wird den B.’fhen Cardinalpunkt der Nichtausſchließung als Recht von England fa: 
den. Wir müßten kaum eine der vielen Reformmaßregeln feit 1833 zu nennen, die ſich nicht in 
den B. ſchen Papieren mehr oder weniger vollftändig vorgezeichnet fände. Um nur ein weitered 
Beifpiel aus dem Rechtsgebiete zu nennen: bie Graffchaftögerichte, welche raſche und Billige duſtij 
für die einfachen Verhältniffe des Heinern Verkehrs gewähren, erfüllen ein lange und oft geltend 
gemachtes Deliberat bed Nüglickeitsphilofophen, und im Ganzen würbe wol das Grundgefet 
des heutigen engliſchen Givilproceffe, der common law procedure act feinen Beifall haben, weil 
es die meiften feiner Anſprüche einer gefunden Rechtöpflege befriedigt. Allein es ift fraglich, ob 
fo raſch oder ob überhaupt nur die B.ſchen Pläne zu Wirklichkeiten geworden wären, wenn 
nit tüchtige Vermittler zwifgen Bentham und ber englifen Nation, zwiſchen feiner 
Theorie und ihrer Praxis ſich gefunden hätten. Hier iſt in erfter Reihe James Mill zu 
nennen, ber Öerauögeber des „Rationale”, und ver berühmte Verfafler ber „History of British 
India”. Seiner werkthätigen Anhänglichkeit vervanft man am meiflen die Bekanntmachung Dt 
B.'ſchen Papiere. Während man ihn far in dem flrengern Sinne des Worts als der 
B.'ſchen Säule zugethan bezeichnen kann, ift auch bei feinem noch berühmtern Sohne 
James Stuart Mil der Einfluß B. ſcher Ideen nicht zu verfennen. Man irrt faum, went 
man den vorurtheilöfteien, im guten Sinne unenglifhen Standpunkt des Verfaſſers des „System 
of Logic’ und der „Principles of political economy’ als einen Nachkiang des B.ſchen 
Weſens betrachtet. Ein Vertreter der B.'ſchen Richtung, der jeder Richtung Ehre machen 
würbe, ift der in jüngfter Zeit fo vielgenannte Sir John Bowring, ver auch die feit 1839 er⸗ 
ſchienene Geſammtausgabe ver B.'ſchen Schriften beſorgt Hat. Unter den verſtorbenen 
Staatsmännern und Redtögelehrten Englands, die im B.ſchen Geiſte zu reformiren ber 
ſtrebt waren, ſtehen Lord Langdale, Charles Buller und Sir William Moledworth voran, me 
von namentli die beiden legtern zu früh für ihren vollen Ruhm und zu früh für England ge 
ftorben find, aber auch fo ſchon eine Stelle unter ben leitenden Staatsmännern ihres Valerlandes 
einnahmen. Gegenwürtig find die Anfhauungen Bentham’s fo ſehr den englifchen Reformert, 
d. 5. bald allen einſichtsvollen Männern, die im Staatd: und Rechtsleben Beveutung haben, in 
Fleiſch und Blut übergegangen, daß fie befondere Vertreter nicht mehr bebürfen; aber wenn noch 
ein Name genannt werden foll, ver im Lande guten Klang bat, fo ift Roebuck ebenfalls ein An: 
bänger ber B. ſchen Richtung, foweit diefer eigenfinnige Charakter überhaupt etwas Andern 
als ſich felbft anhängen Fann. 

Diefe kurze Skizze mag genügen, um barzuthun, daß von Jeremy Bentham doch noch etwıd 
mehr überlebt als ein angeblich wunderliches philofophifhes Syftem und eine Anzahl angeb⸗ 
lich unpraftifcher Reformphantaftereien. 

H. Marquardfen. 
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Beranger Beter Johann). Ein Name weiten und vollen Klanges. Fragt einen Fran⸗ 
zofen der neuern Zeit nad} feinen Poeten und nad) feiner Poeſie, und kaum wird er ſich mehr Die 
Mühe nehmen, zurüczumeifen auf die prunkvolle ariftotelifche Glaffieität des 17. Jahrhunderts, 
fondern einfach obenan jeinen B. nennen, ober er wird euch wol gar einen tanzenden Refrain 
von einem Liedchen des Meifters vorträllern. Aber das jleht denn fo doch faft gar zu heiter aus, 
und man dürfte fragen: Alles gut! wie Eommt jedoch ver Iuftige, leichtfertige Liedermann unter 
die ernflen Männer der Nabe, unter die Träger der Geſchichte, unter die Vorbereiter , Vers 
mittler und Vollender ver wandelbaren Völker: und Staatenverhälniffe? Wie kommt der Sänger 
einfacher Volkslieder in das ‚Staats = Leriton” ? Die einfahfle Antwort darauf dürfte wieder 
ein Blick nad) Frankreich und in die innere Geſchichte feiner legten 40 Jahre geben. Kein Mann 
der neuen Zeit hat durch das einfache Mittel des Volkoliedes eine fo mächtige Wirkung auf vie 
Gebildeten und Maffen feines Volks zugleich errungen wie B. Er iſt fein, raſch, keck, frivol, 
kriegeriſch, kühn, großherzig wie fein Bolt, darum dichtet er auch eigentlich nit für fein Volk, 
fondern er dichtet wie fein Volk oder er ift das dichtende Volk felbft, wie einmal geiſtreich von 
ihm gefagt wurde. Um feine Eigenthümlichkeit und Wirkſamkeit genauer ind Auge zu fallen, 
iſt aber vor allem eine Eurze Zufammenftellung der Hauptmomente feined Lebens nothwendig, 
und wir wollen diefe vorführen. £ 

8. warb am 10. Aug. 1780 zu Paris geboren. Sein Großvater war nad) feiner eigenen 
Angabe in einem Gebichte „Der Schneider und die Bee“, welches er im Jahre 4822 feinen 
Freunden zu feinem Geburtötage widmete, ein Schneider. Bon dieſem ſcheint feine erfte, ziem⸗ 
lich unzulänglie Erziehung ausgegangen zu fein. Als Anefoote aus feinem Jugendleben 
erzählt er, daß er im zwölften Jahre vom Blitz getroffen worden ſei. Sein Leben foll in Ge- 
fahr und fein Geſicht faft verloren gewefen fein. Died gefhah in einem Wirthshaus der 
Vorſtadt zu Peronne, dad einer Tante B.'s gehörte, welche fehr oft und zumal bei Gewittern 
das Haus mit Weihwafler befprengte. ALS B. aus der Betäubung erwachte, foll fein erſtes 
Wort geweſen fein: „Was Hilft mir num dein Weihwafler? Don 1790 —96 befand er ih 
zu Peronne, anfänglich ald Aufwärter im Wirthshaus und dann als Lehrling in der Buch— 
druderei Loisney's. Hiervon erzählterfelber, Loisney habe ihn inder Orthographie unterrichten 
wollen, es fei aber nicht vorwärtd gegangen. Er habe ed nun mit ber Poeſie verfucht und da 
ſei's beffer gelommen. Loisney habe feine erften Verſuche cortigirt. Früh ſchon ſcheint fid in 
ihm das Bewußtfein feines vichterifchen Berufs befeftigt zu haben, und tro allerlei fehlgeſchla⸗ 
genen Hoffnungen dichtete er ohne Rath und Unterricht fort, bis ihm im Jahre 1803 der 
Gedanke kam, fi an den Bruder des Erſten Gonfuls, an Lucian Bonaparte, zu wenden. Diefer 
nahın ihn freundlich auf und unterflügte ihn. Als Lepterer im folgenven Jahre Frankreich ver⸗ 
laffen mußte, wies er B. von Rom aus feinen Gehalt ald Mitglied des Inftituts an. Das 
Wenige, was B. felber von diefem Briefe veröffentlichte, zeigt, daß Lucian feinen Mann bereits 
erkannt hatte. Er ſchrieb: „Ich fende Ihnen hier eine Vollmacht zur Erhebung meines Gehalts 
beim Inſtitut. Ich Bitte Sie, dieſen Gehalt anzunehmen, und zweifle nicht, daß Sie, wenn 
Sie fortfahren, Ihr Talent zu üben und auszubilden, einft eine Zierde unfers Parnaſſes fein 
werden. Sehen Sie vor allem auf Reinheit des Rhythmus; hören Sie nicht auf kühn zu fein, 
aber beſtreben Sie fid größerer Eleganz u. ſ. w.“ Als die neue Univerfität eingerichtet wurbe, 
follte auf B. Rüdfiht genommen werben; aber der Mangel aller wiſſenſchaftlichen Bildung 
feffelte ihn an eine bloße Schreiberftelle im Secretariat. Die Noth zwang ihn zur Annahme. Die 
Zeit der Napoleoniſchen Herrſchaft ſcheint feiner Mufe Feine befondere Gunſt erwiefen zu haben, 
im Gegenteil die Herausgabe einer Idyllenſammlung unterblieb, weil die Genfur mehre Stellen 
Rrich, in denen der Dichter feine Dankbarkeit gegen ven verbannten Lucian ausſprach, und 
überfluge Interpreten wollten fogar im „König von Yvetot“ eine feine fatrifche Beziehung 
gegen den Kaifer erbliden. „Während ver Hundert Tage,” erzählt B., „machte mir Lucian 
Bonaparte bemerklich, „daß ich mein Talent feiner hoͤhern Beflimmung entziehe durch mein Hin⸗ 
geben an bie Liederdichtung. Ich fühlte das wohl; aber ich glaubte: in gewiſſen Zeitläufen 
dürfen Künfte und Wiffenfhaften nicht bloße Lurusartifel fein, und die Ahnung tauchte in mir 
auf, wie wichtig eine jo durchweg volksthümliche Art von Dichtung für die Sache der Freiheit 
werben fönne.” In viefer Ahnung aber und in feinem Streben nach Verwirklichung derſelben 
liegt die große politiſche Bedeutung B.'s und feiner Dichtweiſe. Nach Napoleon's Sturzbegann 
unfer Dichter eigentlich erſt vollftändig feine Laufbahn. Im Jahre 1815 erſchien feine erfte 
Liederfammlung. Ex wollte das „unglüdlihe Vaterland tröften und feinen Ruhm und feine 
Hoffnung beiingen”. Bei alledem Ionnte er aber hier ſchon die herbe Satire nit zurückhalten, 
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mit der er fpäter Eühner und fhärfer Heraustrat, wodurch er feiner Stelle verluſtig ging. Im 
Sabre 1821 flellte man ihn fogar wegen Öottlofigkeit uud Auffoderung zur Empörung vor 
Gericht. Das Gericht verurtheilte ihn zwar, aber die incriminirten Lieder erhielten ald Anhang 
zu den gedruckten Proceßverhanplungen eine große Verbreitung und die Regierung that dadurch 
dem Ruhme bes Dichter großen Vorſchub. Im Jahre 1828 warb er wegen feiner Chansons 
inedites abermals vor Gericht gezogen und angeklagt wegen Beleinigung des Königs und der 
koͤniglichen Familie und auf Shmähung ber Stantsreligion. Er ward zuneun Monaten Gefäng: 
niß und 10,000 Fr. Geldſtrafe verurtheilt. Eine Subfeription deckte die Strafe und entſchädigte 
ihn reichlich. Drei Gedichte waren eshauptfähli, welche man ihm zum Verbrechen anrechnete: 
„Die unendlich Kleinen oder die Gerontofratie”, „Die Krönung Karl's des Ginfältigen“ und 
„Der Scäuggeift“. Freilich Tieß er in dieſen aud) feine Satire ziemlich unumwunden fielen. 

Wir wollen die Überfegung bes erftern hier beifügen: 


Den großen Zauberer ſah ich nenlih — 
Ihr wißt, ich bin dem Ding geneigt — 
Der hat bie gange Zukunft treufich 
Frankreichs im Spiegel mir gezeigt. 
Das Schauberbild war Fark und fleißig, 
Ich fah Paris, wie groß es war, 

Bir zählen Neunzehnhundertbreißig — 
Graubärte 1) Herrchen immerbar. 


Statt unfer war ein Bolf von Zwergen, 

Bie eine Enlelſchar war das, 

Ich fu fe fauern, ſich verbergen 

Mit Mühe durch das Spiegelglas. 

" Frankreich, ein Schatten iſt e vom Bilde 
Des Frankreich, da es herrlich war; 
Run faßt's gar wenige Geſilde, 
Graubärte herrſchen immerbar. 


Wie viele Dingerchen erfcheinen! 
Iefuitchen klein und zorngewandt 

Und tanfend Pri , bie Fleinen 
‚Herrgottchen tragend in der Hand. 

Ihr Haud) verfrüppelt Leut' und Lande, 
Er macht zum Priefterfeminar 

Den Hof, der ſich ben ältften nannte: 
Granbärte herrſchen immerbar. 


Klein find Paläfte, Hanmereien, 
Map Wiffen, Handel, Kunft auch fein, 
Und Heine Hungersnöthchen fchreien 
Berzweiflung in bie Stäbtdjen ein. 
Und an ben Grenzen fchlecht bereitet 
Bewahrt das Heer ung vor Gefahr, 
Bor bem der Meine Trommler fehreitet: 
Graubärte herrfchen immerdar. 


Im Spiegel ſah ich dann nach biefen 

Zum Salufe er Fa 

Herannahn einen Keperrieien, 

Dem faft die weite Welt zu flein. 

Den Kleinen nahte ſich der raſche, 

Der ohne Feberlefen war, 

Stedt kurz das Reich im feine Tafche: 

Graubärte herrichen immerbar. | 

Eine ſolche Sprache mar allerdings nicht geeignet, bei dem beflehenden Megiment Sympa: | 

thien zu erweden, aber um fo tiefere Wirkung mußte ſie zwei Jahre vor der Julirevolution im | 
Gefolge der Proceffe und Verurtheilungen auf das Volk üben. Die Geiſtlichkeit ihrerſeits dbe 
Eämpfte ihn noch mit ihren eigenen Waffen, und als der Erzbiſchof von Toulouſe im März 1829 
die bedeutendſten Köpfe Frankreichs in einem Hirtenbriefe die Revue paffiten ließ, da ninmete 
er auch B. einen nicht unbedeutenden Abſchnitt, der aber gebührende Antwort fand. So kamen 
die Iulitage heran, und B. war unter den Leuten, die mit Rath und That an der Spige landen, 
einer ber bebeutenbften. Nach dem Siege wurden feine Freunde Minifter; aber nichts vermochte 
den Dichter, feine beſcheidene Stellung zu verlaffen. Polens Schickſal entiockte feiner Muſe nod 
ein paar herrliche Laute, abervon da an ſchwieg fie faſt ganz. Er, der von allen feinen politiſchen 
Freunden Manuel am hödjften ſtellte, war natürlich auch mit dem Zuftande unter Ludwig Philip 
nigteinverflanden, und B. weldjer, wie er felbft in feinem Liede „A mes amis devenusministres" 
fagt, um feine Unabhängigkeit zu bewahren, hartnädig alle Amter und Würden und auf bie 
Aufnahme in die Afademie ausfchlug, hielt feinen Unmuth in mündlicher Rebe nicht zuräd. 
Aber die Kleinlichkeiten und Ränfe und die Haibheit des Zuſtandes, mitverſchuldet durch eigen 
nügigeö ober feiges Tranſigiren von B.’3 politifhen liberalen Freunden, maren nicht Gegen⸗ 
fände eines poetifhen Kampfes, ſowie früher der unterbrüdte Nattonalruhm, die von ber 
fremden Bayonneten eingefegte unnationale Dynaftie mit ihren Jefuiten und ihrem antinatie: 
nalen alten Adel. Seine durch und durch nationalen, freiheitathmenden Lieber aber lebten fort 
in dem Volke, und wenn fle zum Sturz ber alten Dynaflie unmittelbar und entſchieden mit: 
wirkten, fo blieben fie ſicher auch nicht ohne Einſtuß auf ven demokratiſchen Volkshaß gegen bie 





1) Les barbons, unüberfeßbare Aufpielung. 





Beranger 523 


neue unrũhmliche Escamotage der Nationalfreiheit durch Ludwig Philipp's unfittliches Lügen⸗ 
foftem. Als daffelbe 1848 ftürzte, dachte natürlich die Nation ihres Freiheitfängers, und B. 
wurde mit mehr als 200,000 Stimmen in die Nationalverfammlung gewählt. Aber er nahm 
alsbald feine Entlaſſung, die er durch wieberholte dringende Foderungen bewirken mußte. 
Er ſchrieb an den Bräfidenten : „Wenn irgendetwas mid mein Alter, meine Gefunbheit und 
meine legiölative Unfähigkeit vergeffen machen könnte, fo wäre es dad Schreiben, welches Sie 
an mid zu richten fo gefällig waren, und womit Ste mir mittheilten, daß die Nationalverfamm= 
lung mein Entlaffungdgefucd; mit einem abfchlägigen Beſcheide beehrt. Meine Erwählung und 
diefe Handlung der Bolkörepräfentanten werben Grgenftand meiner ewigen Dankbarkeit fein, 
denn fie find ein allzu hoher Lohn für die geringen Dienfte, welche ich der Breiheit erweifen 
konnie; fie find ein Zeichen, wie beneidenswerth in Zufunft die Belohnungen Jener fein werben, 
die, mit größerm Talent begabt, unferm theuern Vaterlande wirkliche Dienfte leiften werben. 
Gluͤcklich, ven Anlaß zu diefem ermuthigenden Beifpiele gegeben zu haben, und überzeugt, 
Bürgerpräſident, daß dies bisher meine einzige Leiftung ift, bitte ich die Nationalverfammlung 
neuerbingd, mid) nicht aus der Verborgenheit des Privatlebens zu ziehen. Es iſt dies nicht der 
Wunſch eines Philofophen, noch weniger eines Gelehrten; es iſt der Wunſch eined Reimers, 
der ſich zu überleben glauben würde, wenn er inmitten der Öffentlichen Geſchaͤfte die Unabhän- 
gigkeit der Seele — das einzige Gut, das er je erſtrebte — verldre. Es tft das erſte mal, daß 
ich etwas von meinem Lande verlange. Die würbigen Repräfentanten werben deshalb meine 
nochmalige Bitte um Entlaffung nicht verwerfen und der Schwäche eines Greiſes vergeben, ber 
es nicht verkennt, welcher Ehre ex ſich felbft beraubt. Genehmigen Sie, Bůrgerpraftdent u. ſ. w. 
Salut et fraternite. Paſſy, 14. Mai 1848. Beranger.” 

Diefelde Unabhängigkeit bewahrte er ſich vollends, als die Maflofigkeit der neuen Freiheit 
und ber Mangel an polttifcher Energie der Gonftitutionellen die neue Napoleoniſche Herrſchaft 
Herbeiführten. Die Schmeichelei, welde in ihr wie in der alten die Wahrheit zu fälfchen fuchte, 
Hat B., welcher, gegenüber dem flegreichen Auslande und ber Hleinlichen Reftauration ven Ruhm 
der Franzoſen und ven Repräfentanten ihrer militärifchen Gloire befungen Hatte, als einen An⸗ 
haͤnger des neuen Syſtems varftellen wollen, nachdem die berebten Lippen ver Top gejchloflen 
Hatte. Ganz Frankreich ift vom Gegentheil überzeugt, und nit ein Hauch von B. widerſpricht 
der natürlichen Berurtheilung diefer neueften herben Demüthigung der Nation durch ihren frei 
heitsliebendſten Sohn. Selb als er in feiner legten Lebenszeit als hülflofer Greis mol einer 
Erleichterung feiner Lage beburfte, war er nicht zu bewegen , eine von ber Kaiferin Eugente mit 
ber liebenswürhigften Zartheit gebotene anfehnliche Unterflügung anzunehmen. Die engliſchen 
Blätter enthielten feine Schreiben an die Kaiſerin, worin er mit Seelenadel die Annahme ver= 
weigert. Wie e8 auf die Nation wirken mochte, als bei feinem Tode am 46. Inli 1857 die Res 
gierung, aus Scheu vor dem lebhafteflen Ausdrucke ver Volksbegeiſterung für feinen Freiheits⸗ 
fänger, ihm mit moͤglichſter gewaltfamer Ausſchließung des Volks, die ehrenvolifte Beftattung 
als einem der Ihrigen zu Theil werben ließ — dieſes dürfen Die heutigen Branzofen in der Stille, 
aber nicht öffentlich, fi und den andern Völkern mittheilen. 

Das herrliche, heitere, erhabene Bild, welches die ſchoͤnen, von der tiefften Begeifterung für 
Vaterland, Freiheit und Ehre glühenven Befänge um fo lebhafter vor der Seele entfalten, je 
mehr fie im. der wärmften Theilnahme eined ganzen Volks widerklingen, wirb Durch einen tiefen 

Schatten getrübt. Jene Libertinage eined großen Theils, vorzüglich der unten Glaffen der franz 
zoͤſiſchen Nation, jene offene Frivolität gegen Religion und fittliche Geſchlechts⸗ und Familien⸗ 
verhältniffe mag weniger ſchlimm fein als das Lafter unter der heuchlerifchen Maske ver legitimen 
Srönmmigfeit. Es bleibt aber wiverwärtig, felbft in der anmuthigen Gülle ver wohlklingenben 
Chansons von B., ein nicht getilgter Flecken feiner vernadläffigten Erziehung in der unterften 
Schichte der franzoſiſchen Geſellſchaft. Am wenigften aber hätte er felbft, bei dem erachten 
Bewußtſein dieſes Fleckens, ihn damit entſchuldigen follen, daß er für jeine edlern Ideen in 
dieſer Hülle beſſer auf die Mafle feines Volks Habe wirken wollen. Wäre er ebenfo weifer Staats: 
masın gewefen als er unermeßlich wirkfamer Kämpfer war, fo würde ihm Elar geworben fein, 
wie gerade biefe feanzöfifche fittlihe Leichtfertigkeit und Frivolität die Haupturſache ift, daß die 
Franzoſen bie Breiheit fovielfhwerer behaupten als erobern. Doch der durchaus rechtſchaffene, un⸗ 
eigennügige, muthvolle Sänger ſah ſpäter den Fehler ein, verföhnte ſich auch vor feinem Tode 
mit der Kirche. Möge dad Gute in feinen herrlichen Volksliedern mehr und dauernder wirken 
als das Verwerflige! Die nachgelaſſenen Gedichte B.’3 aus fpäterer Seit, bie a erſchienen, 
kümdigte B. ſelbſt als ungleich den frühern an. 
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Die Anfangöworte de3Nachrufs, welchen der „Moniteur” dem Andenken B.'s winmete, find 
bezeihnend: „Seit Jahren fang B. nicht mehr; aber bei feinem Verluſte fühlte Frankreich, wie 
theuer, wie flet3 gegenwärtig er ihm war, und wie fehr Die Seele von des Dichters Gefüngen zu: 
glei) einen Theil der eigenen Seele und von Frankreichs Seele ausmachte, von deſſen unſterblichem 
Geiſt als Race und als Nation. Dadurch, daß der Kaiſer die Beerdigungsfeier übernahm und 
verſelben gewiſſermaßen im Geiſte anwohnen wollte, zeigte er, daß er hier, wie immer, fühlte, 
wie Frankreich fühlt. Bei feinem Tode hatte B. faſt das ſiebenundſiebzigſte Jahr zurüd: 
gelegt. Sein Alter fogar war Jevermann bekannt, und wollte man ſich in biefen legten Tagen 
das Datum feiner Geburt ind Gedaͤchtniß rufen, fo erinnerte man ſich unwillkürlich ver Worte: 

Dans ce Paris, plein d'or et de misere, 
En F'an du Christ mil sept cent quatre vingt, 
Chez un tailleur, mon pauvre et vieux grand-pere, 
Moi nouveau n&, sachez ce qui m’advint.” 
I. ©. Deeg und Welder. 

Beredtfamteit, ſ. Redekunſt. 

Berg, Bergpartei und Gironde. Bon dem verhaͤngnißreichen Kampfe ber beiden Partei, 
bes Bergö und der ®itonde, haben wir zwar in dem Art. Franzöfifche Revolution die Haupt 
güge darzuſtellen; doch fobert derſelbe wegen der allgemeinen hochwichtigen politifhen Betrach⸗ 
tungen, bie ih an ihn knüpfen, auch eine gefonderte Anführung. Schon in der Gonfituls 
renden Nationalverfammlung hatten ſich die verfchievenen Parteien auch nach den Sigen von 
einander gefonbert.. Die liberaler, oder wenn man will, revolutionärer geiinnten Deputittm 
fammelten ſich vorzugsweiſe auf der linken Seite; bie dem alten Königthum oder vielmehr der 
alten Ariftofratie ergebenen auf der reiten; die angeblich parteilofen oder gemäßigten, d.h. 
die theils princip⸗ oder harakterlofen, theils wirklich zur Vermittelung zwiſchen ben Extremen 
geneigten, theild ven Rathſchlägen ver Klugheit mehr als dem Impuls der Überzeugung gehet⸗ 
(enden, daher vonben jeweiligen Inhabern ver Macht anhängigen endlich fegten ſich in die Mitte. 
In der nad) dem Schluffe ver Conſtituirenden Verſammlung neugewählten Geſetzgebenden, worin 
gemäß einem unfeligen Decret der vorigen, lauter neue, d. h. der Gonftituirenden nicht angehoͤ⸗ 
tige Männer faßen, erſchien dieſelbe Sonderung der Pläge, doch mit geänderter Bebeutung. 
Die ftreng Löniglic oder ariſtokratiſch Befinnten nämlich waren faft gänzlich verſchwunden amn 
an ihren PBlägen auf der reiten Seite faßen jegt bie rein Gonftitutionellen, während bie inte 
Seite ſich mit Gegnern auch des conſtitutionellen Königthums, d. h. mit entfchieden republila⸗ 
niſch Gefinnten füllte und der mittlere Raum den zwifchen dieſen beiden Richtungen hin und 
her Schwankenden verblieb. Die jetzige rechte Seile, welche ſowol in den conſtituirten Anke: 
ritäten als in der großen Mehrzahl des Volks und auch der Volksrepräfentanten ihre Stüge 
befaß, hätte ſicherůch die Oberhand behauptet, wenn nicht die Umtriebe ver Hof⸗ und Ariſto⸗ 
Eratenpartei die Gemüther fortwähren mehr aufgeregt und ber durch ebenbiefelße von aufen 
herbeigeführte Sturm nicht zu verzweifelten Mitteln der Gegenwehr aufgefobert hätte. Die 
Gonftitution unter einem ihr aufrichtig ergebenen König und in einer Zeit des Innern und 
äußern Friedens wäre zur Veglückung Frankreichs geeignet und für die Wünſche der Vater: 
landofreunde befriedigend gewefen. Unter einem ſchwachen, ven böfen Einflüfterungen zugang: 
lichen Fürften aber und gegen bie theils offenen, theils geheimen Anfeindungen des Abelö und 
der Priefter und gegen vie heranflürmende Waffenmacht Europas erfchien fie ald ungenügend. 
Durch eine neue Revolution mußte die Volkskraft in Thätigkeit geſetzt, durch entſchiedenere 
Mafregeln ver von allen Seiten draͤuende Feind überwunden werden. Daher ward bald, aller: 
nãchſt auf der linken Geite, die republikaniſche Tendenz vorherrſchend, und bie alldort figenden 
Girondifien zumal, d. h. bie von dem Departement ver Gironde gefandten Deputirten und ihre 
nähern Freunde, waren ed, welche ihr den Sieg bereiteten. Die Exaltirten im Volke von Paris, u: 
mal die im Jakobinerclub Vereinigten und bie ald Werkzeug mohlbenugten Pobelhaufen erfochten 
ihn. Gegen ven König, welcher die wider bie eidſcheuen Priefter und gegen die Emigranten er⸗ 
laflenen Decrete ver Geſetzgebenden Verſammlung zu fanctioniren ſich weigerte, brach — upmit⸗ 
telbar nach dem Kundwerden des der Nation hohnſprechenden Manifeſtes des Herzogs von 
Braunſchweig — der Aufſtand aus, welcher (am 10. Aug. 1792) den Thron umſtürzte und 
deſſen unglücklichen Inhaber zum Gefangenen der Gefeggebenven Berfammlung ober vielneht 
des jakobiniſchen Gemeinderaths von Paris machte. Der Geſetzgebende Körper decretitte zu⸗ 
gleich ſeine eigene Auflöſung und die Berufung eines in ganz freier Wahl von ſãmmilichen 
Bürgern Frankreichs zu erwählenden Nationalconvents, weicher ſodann in ſeiner 
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Sigung (am 21. Sept. 1792) die Abſchaffung des Königthums und die Broclamirung der 
Republik befchloß. 

Die Gironde hatte jegt ihr Ziel erreicht, ia fie ſah es bereits überſchritten. Nicht durch rohe 
Gewalt, ſondern auf dem Wege des Geſetzes hatte ſie die Errichtung der Republik zu bewirken 
—* Nicht auf den Pöbel, ſondern auf den gebildetern Mittelſtand hatte fie ihre Hoffnung 
geſetzt. Den Aufruhr vom 10. Aug. und noch mehr die gräuelvollen Mordſcenen der erſten Sep⸗ 
ymbertage hatte fie mit Abſcheu betrachtet, und die großentheils auf Exaltirte gefallene Wahl für 
den Rationaleonvent erfüllte ihre tugendhafte Seele mit Beſorgniß. Daher nahmen jegt die 
Girondiften auf der rechten Seite in ber neuen Berfammlung ihren Platz, während die Heftigern, 
Gewaltthätigern, Überfpannten die hoͤchſten Sige ber linken Seite einnahmen, die noch Unent⸗ 
ſchiedenen oder Parteilofen aber fi) auf ven untern Bänken nieverließen. Bon folder Stellung 
bekamen vie Parteien den Nanıen des Berge und der Ebene oder des Sumpfes. 

Bald erhob fi) zwiſchen der Gironde und dem Berge der bitterfle Kampf. Der Sumpf fah 
demſelben anfangs nur wenig theilnehmend zu und ergab fih ſodann, ald der Verg gefiegt Hatte, 
dem furchtbaren Sieger. Was aber diefem legten ven Triumph verfhaffte, war, nächſt dem 
Beiftande des durch Fanatiker bearbeiteten Poͤbels der Hauptftabt, die größere Entſchloſſenheit, 
Energie und Einheit feiner Partei gegenüber ver, aus dem Vertrauen in die eigene gute Sache 
und auf die Tugend ver Menfchen zu erklärenden, Mäßigung, Unflugheit und Inconfequenz der 
Sironviften. Bereits erhob ſich in der Mitte der Bergpartei ver finftere Robespierre gleich einer 
drohenden Gewittermolfe, als Abgott ver Maflen, getrieben von Fanatismus und Ehrgeiz, 
emporfttebend zur Dictatur. Ein Angriff auf ihn, planlos unternommen und nicht gehörig 
unterftügt, ſchlug fehl und zog Verdacht auf die Girondiſten. Die vergleichsweiſe Mäßigung ver 
legten bei vem Proceſſe Ludwig's XVI. vermehrte dad Mistrauen, und ihre fihtbar auf die Pro⸗ 
vinzen ſich ftügende Hoffnung den Haß ber Hauptftabt, d. h. der von der Bergpartei beherrſchten 
und hinwieder ven Konvent beherrfhenden Maflen von Paris. Schon erflangen die Vorwürfe 
des Föderalismus gegen die Gironde, wiewol dieſelbe ver vom Berge vorgefchlagenen Erklärung 
der Einheit und Untheilbarkeit der Republik ihre laute Zuftimmung erklärt hatte; ſchon Efagte 
man fie in den Clubs der Verrätherei, namentlich auch des Einverſtändnifſes mit Dumouriez, 
der fi dem Audlande in die Arme geworfen, an, obfchon ihr reiner Patriotismus ji fortwäh⸗ 
end in Wort und That glühend bewährt hatte. Noch fügte fie die bisher anerkannte Unver- 
leglichfeit der Volförepräfentanten, und ein feiger Mordanſchlag ſcheiterte an der Vorſicht der 
gewarnten Girondiſten. ALS aber diefe gegen das Übermaß ver Frechheit, womit zumal ber 
wũthende Demagoge Marat und ver fanatifche Gemeinderath ven Befegen und dem Rechte Hohn 
ſprachen, daß Einſchreiten des Revolutionsgerichts auffoperten und zur Unterſuchung der hoch⸗ 
verrãtheriſchen Plane ver Volksverfüͤhrer die Niederſetzung einer Commiſſion von zwölf Con⸗ 
ventöglievern und die förmliche Anklage Marat’3 bewirkt hatten, vereitelte die Freiſprechung 
deſſelben durch das gleichgefinnte Tribunal ihre Hoffnung, während, da jetzt einmal das Bei- 
fpiel der Anklage eines Nepräfentanten gegeben war, ihrem eigenen Haupte bie Gefahr näher 
rückte. Ein durch die Jakobiner bewirkter Aufftand der Sectionen von Paris (indenlegten Tagen 
des Mai und in ven erften des Juni 1793) erprefte endlich von der theild mitverſchworenen, 
theils eingefhüchterten Mehrheit des Gonvents einen Verhaftsbefehl gegen die vom Poͤbelhaß 
verfolgten eveln Mitgliever ver Gironde, 32 an ver Zahl. Unter ihnen befanven ſich, außer ven 
eigentlichen Deputirten jened Departement, Guadet, Genfonne und Vergniaud, noch viele 
andere der durch Geift und republifanifhe Tugend Audgezeichnetften der Verfammlung, wie 
Briffot, Barbaroux, Chambon, Buzot, Rabaut, Lanjuinais, Louvet, Valaze, Cloviere, Ker⸗ 
velegan und Andere. Am 31. Oct. ſielen die Haupter von 21 dieſer Geächteten unter der Guillotine. 
Neben ihnen waren noch 73 ihrer Amtsgenoſſen, welche gegen die Gewaltthat proteſtirt hatten, 
derſelben Proſcription unterworfen. Unter ihnen war der geweſene conſtitutionelle Miniſter 
Roland, der Tiefdenker Condorcet und viele andere Tugendhafte und Geiſtvolle. Mehre von 
ihnen gaben ſich ſelbſt den Tod oder kamen als Flüchtlinge hülflos um, Andere, unter ihnen 
Lanjuinais, Louvet, La Reveillere-Lepeaux, entrannen glücklich dem Sturme. Alle, deren Haupt 
unter der Guillotine fiel, ſtarben mit Heldenmuth und tugendhafter Würbe. 

Die Gironde, niedergetreten im Convent und in Paris, erhob jetztihr Hauptin den Provinzen 
zur Vertheidigung und zur Rache. Einige der Beädhteten, namentlich Guadet, Barbarour, Lanjui— 
nais, Petion und Andere, waren den Henkern entflohen, machten Caen im Calvados zum Mittel⸗ 
punkt einer drohenden Inſurrection und ſtellten unter dem General Felix Wimpffen eine Heeres⸗ 
macht auf gegen ven Berg und Paris. Auch Bordeaux mit andern Städten des Weſtens griff zu den 
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Waffen, nm feine Vertreter zu retten, und gleichzeitig thaten daſſelbe auch die großen Gtähte 
des Südens, Marftille, Toulon, Lyon und andere. Die Bewegung der legtern ſedoch geſchah 
im royaliſtiſchen Sinn; aber die durch den Hall der Gironde hervorgebrachte Erſchütterung gab 
Dazu den Anlaß und die Ermuthigung. Welchergeſtalt der Berg oder ver von ihm beherrſqhte 
Convent über alle biefe Feinde, zu melden fi) noch die furchtbare Vendee und die Heermaſſen 
der Goalition gefellten, ven Triumph errang und tyranniſch misbrauchte, erzählt die Revolu⸗ 
tionsgeſchichte. Der Schrecken, deſſen Herrſchaft zwar ſchon mit ber Hinrichtung bed Königs 
begommen, war feit vem 31. Mai die entſchiedene Lofung Ser Machthaber geworben, und freilich 
erhielt er durch das Übermaß ver Gefahren, welche jegt pie Republik umlagerten, eine ſcheinbar⸗ 
Rechtfertigung. Daher, obſchon eine — von den Girondiſten früher ohne Erfolg begehrte — 
neue (völlig demokratiſche und darum unausführbare) Gonftitution jegt eilig enttworfen und der 
Annahme der Urverfammlungen vorgelegt ward, fegte gleichwol die revolutionäre Regierung, 
tepräfentirt allernächft durch den aus Männern des Bergs beftchenden „Wohlfahrtsausiäuf”, 
ihre Gewaltherrſchaft fort und bezeichnete noch ein volled Jahr Tang ihre Schritte mit Blut mb 
Trümmern. 

+ Aber ber Berg, nachdem er feine Gegenpartei in Paris und in den Provinzen zermeist 
hatte, zerfiel in ſich felöft und mwüthete gegen feine eigenen Glieder. Das Übermaß ber Härte, 
womit ber (anfangs aus neun, ſodaun aus elf Mitgliedern beſtehende) Mohlfahrtsausiguf 
— in demfelben zumal Robeöpierre, St.-Juſt, Couthon, Barrere, Billaud- Barenned mb 
Gollot d'Herbois — auch alsdann noch verfuhr, ald die Nothwendigkeit des Schrediend nad 
Belhwörung der großen Gefahren verſchwunden ſchien, erfuhr allmälig Widerſtaud von Selten 
früherer Genoſſen des terroriflifhen Syſtems, die aber jegt zu einiger Mäßigung zurüdteh: 
ven zu bürfen glaubten. Danton, Robespierre's Freund, welcher am 10. Aug. an Gifer alle 
Andern übertroffen, äußerte jegt ald Haupt der „Cordeliers“ folde Gefinnung, und mit ihm 
ſprachen viefelbe Fräftig aus Phelipeaur, Gamille Desmoulind, Fabre v’Eglantine, Laroir 
und Andere. Gleichzeitig aber erhob eine Schar von Fanatikern, welche den Gemeinderathvon 
Bari beherrfchte — insbefondere Chaumette, Hebert, Ronfin und Anacharſis Cloots — bie 
Fahne einer völlig anarchiſchen, aller Vernunft Hohn ſprechenden, die Übertriebenfte Ungebm: 
denheit noch übertreibenben, alfo zumal aud das Anfehen des Convents gefährbenven, neben: 
bei jedoch gieichfalls gemaltthätigen und tyranniſchen Demokratie. Der von zwei Selten bearofte 
Robeöpierte mit ven ihm anhängenben Gliedern des Ausſchuſſes benugte ſchlau zuwörberft bie 
Hülfe der Dantoniften gegen bie action Hebert's, und als er dieſe aufs Schaffot gebradt, 
opferte er auch jene ber Morbluft feiner Collegen und feiner eigenen. Mit ſchweigendem Erſtan⸗ 
nen fah dad Volk den von ihm früher faſt vergötterten Danton mit feinen Freunden das Blutge⸗ 
rüft befleigen; bie Macht des Ausſchuſſes, namentlich der obengenannten wuͤthendſten Schredend: 
männer erfchien jegt noch furchtbarer als zuvor. 

Aber bald trat Entzweiung auch in dem Wohlfahrtdausfeuffe ein. Robespierre, St. Juß 
und Gouthon bildeten ein Triumvirat, gegen welches theils Ciferſucht, theils Furcht bie meiſten 
andern Mitgliever — zum Theil Freunde ber geflürzten Hebert ſchen Faction, aufregte und da: 
durch auch die bisher in leidenden Gehorſam verfenkten Gegner im Eonvent zum Wiberſtand 
ermuthigte. Das Triumvirat Hatte neue Proferiptiongliften entworfen. Die ihm abgeneigten 
Mitglieder ded Ausſchuſſes und viele Gonventömitglieder von der Vergpartei befanden fid 
darauf. Aber die Bedrohten kamen vem Schlage durd eigenen Angriff zuvor. Tallien 
einer der Fräftigften Männer des Berges, führte fie dazu am in der Sigung vom 9. Ther: 
midor (27. Juli 4794) und errang durch die Unterflügung ber GEntrüfleten aller 
Barteien den Sieg. Robespierre mit feinen Getreueften wurbe in Verhaft geführt und, obigen 
für einige Augenblicke wieder befreit durch bie Jakobinerrotten im Dienfte des Gemeinveratht, 
neuerdings ergriffen und hingerichtet. Noch 20 andere Schreckensmaͤnner waren feine Gefährten 
im Tode, und die folgenden Tage bluteten noch 80 andere (meift dem Gemeinderathe ober bem 
Revolutionsgerichte Angehörige) unter dem Meſſer dev Guillotine. 

Doch nod immer war ver Berg vorherrfhend im Gonvent. Nur eine Partei ver Schredens⸗ 
männer hatte die anbere beflegt; bie Bemäßigten blieben noch immer in ber Minorität und 
außerhalb des Gonvents die Macht ber Jakobiner furchtbar. Daher die Langwierigkeit und Ge⸗ 
fährlichkeit des gegen vie „drei großen Verbrecher”, Barrere, Collot d' Herbois und Billaud⸗ 
Varennes, eingeieiteten Proceſſes und die vielen Aufſtaͤnde zur Rettung der vom Unwillen ber 
Guten verfolgten Tyrannei, die man den „Schweif Robeöpierre'8' nannte. Doch allmälig 
gewann das Princip ver Mäpigung und Gerechtigkeit, dad Princip ver Gironde, bie Ober: 
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Hand, zumal feitbem man bie Überrefle ver nad dem 31. Mai geaͤchteten Freunde derſelben 
wieder einberufen. Am 8. Dec. 1794, 18 Monate nach ver gegen fie ergangenen Proſcription, 
erfolgte dieſe Wiederaufnahme, welche mit andern Edeln aud) die vortrefflichen Männer Jonard, 
Zanjuinais und Louvet in den Schoos des Gonvents zurüdführte und dadurch dem Syſtem 
eines reinen Republifanismus — Feind der Revolutiondwuth nicht minder ald des Royalismus— 
eine neu befefligte Stellung verlieh. Entſchieden ward endlich fein Steg durch die wiederholte 
Unterbrüdung der von den Trümmern der Bergpartei erregten jatobinifhen Aufſtände, na= 
mentlich jened vom 12. Germinal (1. April 1795) und vom 1. Brairial (20. Mai). Denlegten 
Berfug der Wiedererhebung büften ſechs Deputirte von der Bergpartei, Bourbette, Ronme, 
Duroy, Boujon, Duquesnoi, Spubrany, mit dem Tode. Die Gironde war jegt gerädt, das 
Schreckensreich geendet. 

"Der Sieg des Berges über die Gironde und daß Infolge davon emporgelommene 
Schreckensſyſtem, welchem nad deſſen Ermattung und nad) mehrem Wechfel des Geiſtes und der 
Richtung endlich ein abfolutes Soldatenreich entftieg, wird häufig als eindringliches Bild von 
dem einer jeven Revolution drohenden unheilvollen Bange aufgeführt, und dergeftalt, was in 
concreten Berhältniffen und Umfländen einmal gefhah (oder auch unter ähnlichen Umſtänden 
bereits öfter in der Geſchichte ſich wiederholte), ald Wirkung eined allgemein waltenden Natur- 
gefeges dargeftellt, wonach nothwendig bei jeder revolutionären Bewegung bie gemäßigtere 
Partei ver heftigern und dieſe ber heftigften unterliegen und endlich aus dem Kampfe der Par⸗ 
teien die ſoldatiſche Gewalt eines glücklichen Kriegerd emporfteigen müffe. Allerdings liegen auch 
die Erflärungsgründe folder nicht felten vorgelommenen und zumal in ver englifchen Revolu⸗ 
tion unter Karl I. wie in der neuen franzöflfchen ſich zeigenden Erſcheinung ziemlich nahe. Doch 
iR es ſehr unrichtig, fie als eine allgemeine und nothwenbige zu betrachten. Gibt es doch ver 
Beifpiele genug in der alten und neuen Geſchichte von Revolutionen, melde fo ſchlimme Wen- 
dung keineswegs genommen, fonbern das Ziel, welches ihre gemäßigt und gerecht gefinnten Ur- 
heber verfolgten, wirklich erreicht Haben. Ohne verſchiedener Revolutionen des alten Griechen⸗ 
land oder des roͤmiſchen Regifugiums u. f. w. zu gedenken, können wir auch in den und näher 
Rebenden Zeiten folder Beifpiele genug auffinden. Es gemüge jedoch, dad der Bildung ver 
ſchweizeriſchen Cidgenoſſenſchaft und jenes der Befreiung Hollands vom fpanifhen Joche, aus 
ber ganz neuen Zeit aber dad der Nordamerikaniſchen Freiſtaaten anzuführen. Hier ift nirgends 
von einer Schreckensherrſchaft und nirgends von einem Cromwell oder Napoleon bie Rebe. Hier 
wurbe nirgends das Ziel, welches echter Patriotismus und Weisheit ſich gefegt Hatten, über- 
fprungen, nirgends eine gemäßigte Bartet durch eine gewaltthätige zu Boden getreten. Daß 
aber ſolches in der Franzoͤſiſchen Revolution geſchah, war einerfeitö die Folge des leiht entzünd⸗ 
lichen franzöfifchen Nationalcharalters und des im Volk noch allzu fühlbaren Mangels an jener 
Bildung und Tugend, ohne welche vie republikaniſche Verfaflung, zumal eines großen Reichs, 
far unvermeidlich zum Unheil führt, andererfeit aber und vorzugsweiſe die Wirkung der ein⸗ 
heimiſchen Gntzweiung und ber fremden Intervention. Die Unverföhnlihkeit des Adels und 
der Prieſterherrſchaft im Innern, und nad außen der von dem verbündeten Europa erhobene 
bittere Kampf fhon gegen das conflitutionelle Frankreich und noch gewaltiger gegen die neu= 
geborene Republik, tragen die Hauptſchuld alle Unheil. Deſſenungeachtet bleibt das Unglüd 
der Gironde wie dad Schreckensſyſtem des Berges eindringlichft lehrreich und eine in die fernften 
Zeiten tönende Warnung. Rotted, 

Bergbau, Bergwerk, Bergweſen, Bergrecht, Bergregal, Bergpolizei, Berg: 
wiſſenſchaft, Bergzebnt. Dieſen wichtigen Gegenſtand haben wir ſowol von der rechtlichen 
Seite als von der politiſchen, und hier von der volkswirthſchaftlichen und ſtaatswirthſchaftlichen. 
dann auch von der finanziellen und polizeilichen zu betrachten. Alle dieſe Seiten jedoch ftehen zu= 
einander in naher Beziehung und Wechſelwirkung, wogegen eine ſtrenge Sonderung weder 
thunlich noch zweckmäßig wäre. 

Der Bergbau beſteht in der Gewinnung und dem kunſtmäßigen Abbau der auf beſondern 
Lagerſtaͤtten vorkommenden Erze und andern nutzbaren Mineralien. Bergwerke nennt man 
Arbeitsanſtalten, die ſich damit befchäftigen, nutzbare Mineralkoͤrper im Schooſe der Erde auf⸗ 

iſuchen, dieſelben auf die vortheilhafteſte Art zu gewinnen und dergeſtalt vorzubereiten, daß 

e zu weiterm Gebrauche dienlich ſind. Im weitern Sinn des Wortes rechnet man zum Bergbau 
auch ven damit innig verbundenen Betrieb von Schmelzhütten, Eifenhämmern und Walz⸗ 
werfen, von Salinen, Bitriol: , Alaun-, Schwefel, Blaufarbwerken u. |. w. Die hohe Wich⸗ 
tigkeit des Bergbaues für Volks- und Staatswirthſchaft kann nit verlannt werden, wenn man 
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erwägt, daß namentlid die Metalle für Befhaffung und Herſtellung der wichtigften Lebens: 
bebürfnifle, ſowie für die Ausbildung der Künfte und Gewerbe, der Inpuftrie und der Wiſſen⸗ 
ſchaft ganz unentbehrlich find. Das Eifen, das Kupfer, das Blei, das Zint, das Zinn müſſen 
in dieſen Beziehungen vor allen andern Metallen genannt werben. Mineralfärper wie 
das Salz, die Stein: und Braunfohlen, ver Gyps gehören zu den Gegenſtänden des täglichen 
Gebrauchs und find mächtige Hebel der Wohlfahrt ver Völker. Die edeln Metalle endlich, Sol, 
Silber, Platin, haben durd ihren conventionellen Werth einen mächtigen Einfluß auf die | 
menfchlihe Geſellſchaft und find ald Gel ſowie als Material der Kunft, ver Induſtrie un der 
Wiſſenſchaft won der hoͤchſten Wichtigkeit. 

Wenn nun die Landwirthſchaft, die nüglichen Gewerbe, die Induſtrie, vie Künſte und 
Wiſſenſchaften die Aufmerkfamfeit der Staatögewalt auf ſich ziehen und deren forgjame Pflege 
verbienen, fo muß daſſelbe aud im hohen Grade dem Bergbau zu Theil werden, ver jent fo 
mächtig unterftügt und eine weſentliche Bedingung einer fortſchreitenden Cultur ift. 

Wem gebührt aber, was Hier vie erfte Frage ift, dad Recht des Bergbaued ? Sind die unter: 
irdiſchen Schäge naturrechtlich dem Herrn der Oberfläche eigen, oder iſt pad Grundeigenthan 
befchränkt auf foldye Oberflähe und der tiefer liegende Grund mit feinen Schätzen ver Belt: 
nahme von Seiten eine Anbern ober etwa dem als natürlich anzuerfennenden Gefammtreät 
der Geſellſchaft unterthan? — Das Grundeigenthum, wie jedes andere, ruht nad, natürlichen 
Rechte auf der Beiignahme und Formgebung und geht alfo nicht weiter alß dieſe. Nur burh 
einen Geſammtwillen, mithin durch poſitives Net, Tann ſolche Grenze erweitert werben. Dir 
Bormgebung nun in Bezug auf den oecupirten und ſodann etwa überbanten ober beurbarten 
Boden erſtreckt fi) nicht weiter als die obere Erdſchicht. Die in der Tiefe liegenden Shit 
bleiben abet underührt; nur kann allerdings der Herr der Oberfläche in dieſer Eigenſchaft allen 
Andern verbieten, von feinem eigenen Grunde aus danach zu graben oder auch durch Unterhöh: 
lung von ber Seite her die überbaute oder beurbarte Fläche zu gefährnen. Schon von dieſen 
Standpunkte aus ergibt fih ein der Gefammtheit zuſtehendes Recht auf alle unterirdiſchen, al 
auf herrenlofe Güter, infofern fie ſich derfelben ohne Beſchädigung des Eigenthümers der Ober: 
fläche bemächtigen kann. Es find aber auch noch andere Boraußfegungen gedenkbar, aus welden 
daſſelbe Recht der Geſammtheit zu behaupten iſt. Wofern man nämlich überhaupt pad Grm | 
eigenthum blos aus dem Gefammtwillen ableitet, läßt fi) annehmen, daß folder Wille die Ver 
leihung des Privateigenthums auf die Oberfläche beihränkt, alle tiefern Schichten alfo davon 
auögenommen oder der Geſammtheit ſelbſt vorbehalten habe. Oder auch man kann annehmen, | 
daß bie urfprünglic) unbefhränften Privatgrundeigenthümer, alß fie ihre Perſonen zur Stantt: 
gefellſchaft und ihre Gründe zum Staatögebiet vereinigten, zu Gunften ver Gefammtheit dit | 
fragliche Beſchränkung ihres Eigenthums auf fih genommen, d. h. auf ihr früheres Recht, aut 
nad) unterirhifchen Erzeugniffen zu graben, Berzicht geleiftet Haben. Ober enblid man kam | 
fich vorftellen, daß ſolche Verzichtleiſtung durch den Geſammiwillen befohlen, d. h. die Beſchtän⸗ 
kung durch ein diefem Willen entfioſſenes Geſetz fei aufgelegt worden. Die Zuläſſigkelt ei 
jeden von dieſen Vorausſetzungen liegt zu Tage, fobald man die Vernunftmaßigkeit und Ar: 
tigkeit derjenigen Gründe erkennt, welde vie Mitgliever bed Gemeinweſens zu ber fragliden 
Verzichtleiſtung oder Statuirung koͤnnen bewogen haben, und es fragt fi alfo blos, ob folde 
die allgemeine Zuftimmung erfärende und rechtfertigende Gründe wirklich vorhanden feien. 

Es zeigt fi) nun, daß mit Ausnahme ver großen, weitausgevehnten Grundbeſihungen du 
Privatgründe meift gar nicht geeignet find, um darauf Bergwerke anzulegen. Beſhraͤnkt af 
die Theilungslinien oder Cigenthumsgrenzen der Oberfläche würde man, was wenigftend Die 
werthvollern Mineralien, deren Gewinnung einen fünftlihen Bau erfodert, betrifft, gu 
nicht im Stande fein, die Gruben mit Erfolg zu eröffnen ober die erzhaltigen und vielerlei Cigen⸗ 
thum durchſtreichenden Adern auszubeuten, und auch ein etwa von ber Summe benadbattet 
Grundbefiger gemeinfhaftlid zu unternehmender Bau würde theils ſchwer zu veranftalten, teilt | 
bie Duelle unvermeidlichen, vielfahen Streites fein. Zudem erfobert der künſtliche und wahr: | 
haft Gewinn verheißenve Bergbau fo mancherlei wiſſenſchaftliche und techniſche Kenntniffe urd | 
fo große Gapitalien, dag nur felten ein Privateigenthümer des Grunde ſich verſucht füßten 
ober fähig fein kann, ihn zu unternehmen und mit nachhaltigen Vortheil fortzufügren. Der 
noch liegt der Gejammtheit wefentlih daran, daß die im Schoofe der Erde verborgenen Shift 
zu Tage geförbert ufd durch wahrhaft kunſtgerechten Bau. die Ergiebigkeit und Rachhaltigtet 
der Gruben geſichert werben. Sie Tann ſich alfo dadurch bewogen finden, entweder alle unter: | 
irdiſchen Güter zur Domäne zu erklären, folglih alles Privatgrundeigenthum auf bie Dh | 
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läge ded Bodens zu beſchränken, ober wenigftens das Necht, nach Mineralien zu graben, ſich 
ſelbſt überall in dem Maße vorzubehalten, wo immer und inwiefern ein Privatbau unthunlich, 
unräthli over auch nur factifch unterbleibenn ift. Der Inbegriff ver ſolchergeſtalt für die Ge: 
fammtheit oder in deren Namen der Regierung vorbehaltenen ober ftatuirten Rechte über Mi- 
neralien und deren Gewinnung ift das Bergregal, 

Der Inhalt dieſes Rechts ift freilich pofitiv nad Ländern und Zeiten ein fehr verſchiedener 
geweſen; doch tritt als vorherrſchende Erjheinung das Streben der Regierungen, zumal ber 
fürſtlichen oder Iandeöherrlichen hervor, daſſelbe fo weit auszudehnen und fo ergiebig zu machen, 
als die Umftänve und jevedmaligen Kenntnifle zuließen. Uns liegt Hier allernächft ob, den ver= 
nunftrechtlichen und ven einer lauten Politik entſprechenden Inhalt jenes Regals zu beftimmen ; 
die Würdigung der pofitiven Keftfegungen hängt nothwendig von folder Veftimmung ab. 

Das Recht des Bergbaued auf der Domäne iſt nicht zu verwechfeln mit dem als eigentliches 
Regal über das geſammte Staatögebiet, alſo auch über nie Privatgründe angefprochenen. Jenes 
iſt ſchlechthin Eigenthumsrecht ober in vemfelben enthaltenes freie Benutzungsrecht des Eigen= 
thums; dieſes Dagegen fol aus dem Begriffe der Staatsgewalt fließen oder ein dieſer Gewalt ald 
ſolcher zuzuerkennendes Reit, d. h. eine Hoheit fein. Nur wenn die oben bemerften Gründe, 
auf welpen dieſe Hoheit ruht, wirklich fo weit gingen, um die Erflärung alles unterirdiſchen 
Gutes zum Geſammtgut zu rechtfertigen, mithin alles Privateigenthum in diefer Sphäre aus: 
zuſchließen over aufzuheben, würbe zwiſchen beiden Rechten Fein Unterſchied mehr, d. h. dad ges 
fanınte unter dem Boden befindliche Mineralreih würde eben Domäne fein. Allein fo weit 
zeichen freilich jene Gründe nit. Denn fürs erfte paflen fie nicht auf das große Grundeigen⸗ 
thum, infofern zumal deſſen Beſitzer erweislich fowol das Gapital ald die nötigen Kenntniſſe 
Hat (ober aufzubieten im Stande iſt), um ein Bergwerk kunſtgerecht anzulegen und fortzufüh- 
ren. Sodann paflen fie nicht auf die gemeinen Mineralien, vie Feine künftlide Gewinnung er= 
heiſchen und ohne Schwierigkeit oder nachbarlichen Gonfliet auf jedes Ginzelnen, wenn auch 
Heinem Grunde mögen gegraben werben. Hierher gehören Stein=, Kalk⸗, Thon, Sand: und 
Zorfbrüde, Gyps⸗, Mergel- und andere Gruben. Nur eine habſüchtige Finanz und nur eine 
knechtiſche Jurisprudenz koͤnnen auch vergleichen Mineralien einem ausſchließlichen Bergregal 
unterthan machen. Wo es gleichwol geſchieht, da iſt darin eher ein misbräuchlicher Ausfluß 
einer wahren oder angemaßten Grundherrlichkeit als eines wahren Regierungsrechts zu erken⸗ 
nen. Das wahre Regal wird ſonach zu beſchränken ſein auf Metalle und die einſt ſogenannten 
Halbmetalle, und unter den übrigen Foſſilien auf diejenigen, welche, wie z. B. Salz, Schwefel 
a. |. w. ober wie Goelfteine „ nur (oder infofern nur) durch Eünftlihen Bau können gewonnen 
werben. Aber auch hier wird man es als vernunftrechtlich haltbar nur infoweit erkennen, als 
wirklich je nach Befchaffenheit ver concreten Berhältnifle eine zweckmäßige Anlage oder Bearbeis 
tung von Bergwerfen von Seiten der Privatgrundeigenthümer unthunlich oder wenigftend nicht 
zu erwarten ift oder auch nicht unternonmmen werben will. Es würde hiernach dad dem Staat 
einzuräumenbe Recht mehr nur ein ſubſidiaͤres fein, d. h. überall da wegfallen, mo ein Privat⸗ 
bergban ohne Nachtheil ſtattfinden kann und auch geführt werben will. 

Außer der bisher berührten national und ſtaatswirthſchaftlichen hat das Vergregal auch 
eine polizeilihe Seite. Auch da nämlich, wo der Privatbergbau geftattet ober zu geftatten, und 
ſelbſt wo nur von gemeinern Foſſilien die Rebe ift, erſcheint die Staatsoberaufficht über den- 
felben als nothwendig, theild um die dabei leicht eintretenden Streitigkeiten Durch genaue recht⸗ 
liche Beflimmungen zu verhüten oder die echten Brundfäge für ihre Schlichtung aufzuftellen, 
theils um Unglüd und Schaden abzuwenden oder ven mannidfaltigen Gefahren vorzubeugen, 
welde aus Unkunde und Unvorfichtigkeit für die Arbeiter felbft oder für Andere entftehen können, 
theild endlich um fi des für die Gefammtheit möglichft vortheilhaften, zumal nachhaltigen 
Bergbaues dadurch zu verfihern, daß dem aus Nadläffigkeit, Unkunde, Mittellofigkeit oder 
engherziger ‚den kuͤnftigen Ertrag einem augenblicklich größern Gewinn aufopfernder Specula= 
tion Herrührenven fogenannten Raubbau, überhaupt fchledhten oder verberhlichen Betrieb zu= 
voͤrderſt durch Belehrungs⸗ und Bildungsanſtalten, dann auch durch zweitmäßige Vorſchriften 
und deren ſorgfältige und ſtrenge Handhabung geſteuert werbe. 

Das bisjetzt beſprochene Bergregal, inſoweit es vernunftrechtlich anerkannt werben kann, 
iſt alſo keineswegs ein ſogenanntes Regal des Fiscus, nämlich nicht ein ſolches, das zum Zweck 
ober Gegenſtand ein für die Staatskaſſe (ober jene drd Negenten) zu gewinnendes Einkommen 
bat, fondern ein aus nationalöfonomifchen und aus polizeilichen Intereſſen fließendes Recht ver 

Stants:Leriton. I. 34 
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Beförderung und zwedimäßigen Regulivung des Bergbaues — einftweilen noch ohne Abjicht 
auf unnittelbaren finanziellen Gewinn für die Regierung. Diefer legtere kann eigentlih nur 
beim Bergbau auf der Domäne ald Hauptſache in Sprade fommen. Bei jenem auf Privat- 
aründen mag er wol zufälliger oder factifcher Nebenvortheil, doch nimmer der wahre Zweit ober 
dad maßgebende Rechtöprincip fein. 

Die aud dem bergeftalt beftimmten Beraregal — abgefehen aljo von finanziellen Interefien, 
welche wir fpäter berühren werden — fließenden und theils gefetzgebend, theils adminiſtrativ 
auszuübenden Rechte find etwa bie nachſtehenden: 4) Die Beftfegung ver Bergrechte, d. 5. bie 
gefegliche Regulirung derjenigen rechtlichen Verhältniffe, melde allernächft zwifchen dem Staate 
und den Bergwerfe betreibenden ober danach Luſt tragenden Privaten — Ginzelnen oder Ge⸗ 
werkſchaften — bann zwifchen dieſen beiden einerfeitö und den Gigenthürmern der Gründe, wor⸗ 
auf ein Bergwerk anzulegen ober angelegt ift, andererſeits beftehen follen ; ferner and; derjenigen 
Rechte und Verbindlichkeiten, welche zwifchen mehren Gewerkfchaften untereinander ober pei⸗ 
Then den verſchiedenen Theilnehmern oder Benoflen deſſelben Gewerkes unter ſich, dann zwiſthen 
Unternehmern und Arbeitern, nad; denſelben verſchiedenen Glaffen und nach ven mannichfalligen 
Verhãltniſſen und Umflänven, welche Hier gedenkbar find, endlich auch zwiſchen Verglenten oder 
Bergwerksgenoſſen und Fremden zu ſtatuiren billig fein mag. 2) Da zur Benurtthellung der 
hierher gehörigen Fälle neben ven allgemeinen Rechts: auch noch befonbere techniſche Kenntnifie 
erfoderlich find, fo. wird die Anordnung befonderer Berggerichte fowenig als z. B. jene von 
Sandelögerihten dem wohlverftandenen Grundſahe von ber Juſtizeinheit oder von der Gleicheit 
des Rechts Eintrag thun, vielmehr demſelben entſprechend und, wo bedeutender Bergbau 
befteht, faſt nothwendig fein. 3) Zur Emporbringung bed Bergbaues und Hüttenmweiend er⸗ 
Teint als wirkfamftes Mittel die Errichtung von theoretifhen und praftifhen Unterriätd: und 
Bildungsanftalten , alfo von Bergſchulen, Bergafademien, überhaupt von Lehrinſtituten, ſeien 
viefelben für fi) beſtehend ober etwa einer polytechniſchen Anflalt als Fachſchule einverleidt, 


worauf die verfhlevenen Bergwerkswiſſenſchaften grünblih und im Zufammenhange von den 


dem Bergwefen ſich Wiomenven mögen ftubirtwerben. Die Wiſſenſchaften find theils allgemeine 
ober vorbereitenbe, theils fperielle oder angewandte. Zu ven erften gehören zumal Mineralogie, 
Geologie, Chemie, Mathematik, Maſchinenkunde und Phyſik; zu ven zweiten insbeſondere bit 
Bergtechnik und Die Hüttenfunde, deren jede wieber in viele Unterabtheilungen zerfällt, fodann die 
Bergwerksðkonomie und die Bergjurisprudenz und Polizei. 4) Aus dem Rechte des Staats, über: 


all auf dem Stantögebiete, wenigftend überall da, wo die Privatgutäbefiger nicht geeignet edu 


nit gewillt find, es Ir thun, nad) nugbaren Mineralien zu graben und Bergwerke anzulegen, 
fließt auch jenes der Übertragung folder Befugniffe für beftimmte Werke oder Bezirke an dazu 
vereigenfchaftete Einzelne oder Geſellſchaften, oder aud überhaupt an Alle und Jede, die da 


Zuft Hätten, nach Mineralien zu ſchürfen ober Bergwerke anzulegen. Sowol bei Berleifunge | 


an beftimmte Berfonen als bei gefeglicher Freierklaͤrung der Bergwerke fleht dem Staate auf 
die deſtſehung der Bedingungen zu, unter welchen in dem einen ober dem andern Falle das übrr: 
tragene Recht auszuüben fei, welche weitere Vortheile oder Hülfeleiftung ober aud Prämim 
der Entdecker ober ber Unternehmer von Seiten des Staats erhalten und welche Gegenleiſtungen 


ober Vergütungen er dafür an venfelben zu entrichten habe. Nicht minder wird die Entſchan: 


gung zu beftimmen fein, welche dem Gigenthümer, auf deſſen Grund und Boden ein Aubent 
ein Bergwerk anlegt, zu leiſten, ober auch etwa der Antheil, welcher ihm — in Berudfichtigung 
feiner wenn auch nur problematiſchen Anfprüche an bie unterirdiſchen Schäge feines Bodend— 
an dem Grtrage des Bergwerks aus Billigkeit zuzuſprechen ift. 5) Bon ber polizeilichen Obe: 
auffit des Staats über Die Bergwerke Haben wir oben ſchon geſprochen. Er wird fie, mo dt 
Bergbau irgend beveutenb iſt, durch befondere Bergämter oder Oberbergämter ausüben, zu 
dieſem Behufe von Sachkundigen zu verfaſſende und nach den Fortſchritten ber Erfahrung 
und Wiſſenſchaft jeweils zu verbeffernde Berg- und Hüttenorpnungen erlaffen und über dern 
Beobachtung bei ven Privatbergwerken nicht minder als bei jenen des Staats forgfaın machen. 
Diejen aus der rechtlichen und politifhen Natur des Bergbaues fließenden Grundfägen 9% 
mäß find auch wirklich die beftehenben pofitiven Gefege und Rechte fo ziemlich entfpredjend, nat 
daß großentheils — wie bereit oben bemerkt worden — die Regalität aud über foldhe Fofflien 
angeſprochen. und fireng ausgeübt wird, die derſelben nad ihrer Cigenſchaft vernunftrechtlich get 
nicht oder doch nur in geringem Maße unterſtehen, und daß dabei überhaupt die finanziellen Snter- 
effen nicht nur, wie recht und billig, neben ben ftaatäwirthfhaftligen und rechtlichen berüchig⸗ 
tigt, ſondern nit felten auch auf Unfoften der legten begünftigt werben. (8 findet Hier übri⸗ 
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gend mancherlei Verſchiebenheit nach Nationen und, was unfer Deutfchland betrifft, nad} deſſen 
einzelnen Staaten ftatt, welches jedoch umſtändlich auszuführen nicht in unferm Zwecke liegt. 
DemfAben genüge ein fummariſcher Überblid ver zumal in Deutſchland vorherrſchenden uͤbun⸗ 
gen und Rechte. 

In den Staaten ver Alten Welt finden wir zwar Fein juriſtiſch genau beſtimmtes Vergregal; 
doch brachte es die Natur der Dinge mit ich, daß bie meiften ober wichtigften Bergwerke durch 
den Staat — in der Regel allerbings auf feiner Domäne — betrieben (oder gegen eine beftimmte 
Abgabe — in Athen 3. B. gegen ein Bierundzwanzigftel des Rohertrags — verpachtet) wurden, 
und auch in Bezug auf Privatbergmerke kommen — namentlich im roͤmiſchen Reihe — die Spuren 
von hoͤherer Staatsaufſicht und von au den Staat von beren Ertrage zu entrichtenden Abgaben 
vor. In Deutſchland hat ſchon Karl d. Gr. (ſ. „Capitulare ap. Baluzium“, T. Il. art. 62) einigen 
— wenn aud nicht ausſchließenden — Anfprud des KönigB auf die unterirdiſchen Schäge er⸗ 
Aärt, und feine Nachfolger haben ſolchen Anſpruch neben dem längere Zeit noch fortbeftehenven 
der Grundeigenthüner , zumal auf bie edeln Metalle, immermehr befefligt und ausgeübt. Unter 
den Königen des fränkijchen Hauſes, namentlich unter Heinrich IV., erſcheint ſolches ziemlich 
Bar und fpäter noch deutlicher. Selbſt die großen Vafallen ver Landeöherren, obſchon fie das 
felbftändige Recht, aufihren Kammergütern nad) Erzen zu graben, in Anfprud nahmen, er⸗ 
fuhren, zumal in Bezug auf die edeln Metalle, ven Widerſpruch des Kaifers und bequemten 
fi zum Theil dazu, ſich mit dem angefprochenen Rechte belehnen zu laſſen, wodurch daß kaiſer⸗ 
liche Regal die Anerkennung erhielt. Die Goldene Bulle ſprach au ven Kurfürften ſolche Re— 
gale zu; fpäter aber erwarben es alle andern Reichsſtände, theild duch einzelne Goncefflonen, 
theils durch gebuldete Ausübung, und endlich wurde es im MWeftfälifchen Frieden ausdrücklich 
als allen Reihöftänden zuſtehendes Recht erklärt. Die nähere Beftimmung blieb ſodann den 
Barticulargefeßgebungen und Gewohnheiten überlaffen. In Gemaͤßheit dieſes, hier mehr, dort 
minber ausgedehnten Bergregald verleihen bie Regierungen das Hecht, Bergbau zu treiben, im 
Allgemeinen unter nachſtehenden geſehlich beflimmten Bedingungen: Wer Bergbau treiben 
will, muß zuoörverft bei ver Bergbehörbe einen Schurfſchein einläfen, wodurch die Erlaubniß 
gegeben wird, bergmännifche Schurfarbeiten auszuführen, d. 9. vom Tage nieder vermittelt 
aufgeworfener Gräben, die man auch Schürfe nennt, ſowie vermittelft Abteufen von Schächten 
ober Auffahren von Stollen, Lagerfätten nupbarer Mineralien aufzuſuchen, ober bie Lager⸗ 
Rätten verlaflener Bergwerke zu unterfuchen , one daß ihn von Jemand, bei Vermeidung der 
in der ortögültigen Verordnung auf dergleichen Störungen gefeßten Strafen, ein Hinderniß in 
ven Weg gelegt werben darf. Es muß aber dem Gigenthläimer oder Beſitzer des Grund und 
Bodens Nachricht Davon gegeben werden, und man hat fi mit ihm womoͤglich gütlich über den 
Schaden zu vergleihen, welchen die Schurfarbeit verurfacht; im entgegengefegten Kalle aber 
dem betreffenden Richter Anzeige zu machen, worauf von diefem eine gerichtliche Abfchägung 
veranlaßt wird, nach deren Beftimmung Erfag zu leiften iſt. Es find aber Schurfarbeiten an 
Drten zu unterlaffen,, wo öffentliche Straßen, unentbehrliche Wege, Brunnen, Mineralquellen, 
Gewerbe, Wohnungen in Gefahr kommen und beeinträchtigt werben Tönnen. Sobald eine 
Lagerſtätte gefunden, erſchuͤrft worden ift, muß fofort gemuthet werben, d. 5. e8 muß um Ver⸗ 
leihung der Erlaubniß nachgeſucht werben, auf der erfchürften Lagerftärte Bergbau zu treiben, 
und um Verleihung eines beftimmien Grubenfeldes. Iſt dies erfolgt, fo muß daſſelbe genau 
vermefien und mit Grenzfleinen verfehen werben. Zeigt ſich bei Tortgefegter Arbeit die gemu⸗ 
thete Lagerftätte bauwürbig, fo muß um Belehnung mit dem zugetheilten Grubenfelb nachgeſucht 
werben. Diefe erfolgt ſodann in der Form eines Lehnbriefesunter Feftfegung gewifler Lehns⸗ 
bedingungen. Die Hauptbedingungen find: die Grube muß ununterbroden bearbeitet, der 
Bergbau regelmäßig betrieben, die gefegliche Bergſteuer entrichtet und es müflen die berggeſetz⸗ 
lichen und bergpolizeilichen Anordnungen beobadtet werben. 

Alle Bergwerke können entweder von einer einzigen Verſon (Eigenlöhner) oder von mehren 
in Geſellſchaft gebaut werden. Im früherer Zeit wurde ber Antheil bei einem Grubengebäude 
gewöhnlich in 128 Theile geteilt. Diefe Antheile nannte man „Kuxe“. Diefe waren, wenn 
Mehre in Befellfchaft ven Bergbau führten, unter die Geſellſchafter, bald gleich, bald ungleich, 
vertHeilt. Die einzelnen Interejfenten hießen „Gewerken“, die Befellfchaft verfelben nannte man 
„Gewerkſchaft“ und die Grube eine Gewerkſchaftliche Grube. Waren aber die Antheile unter 
vier Theilnehmern gegeben und jeven acht Theile zugetheilt, fo hieß man dieſelben „Schichten“, 
gleich 52 Kuren. Bon den Kuren wurden in der Regel einige ald „Freikuxen“, d. h. als von 
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der Laſt, noͤthigenfalls Zubuße zu leiften, befreite Antheile vertheilt, theild an ven Vergherrn, 
theils an den Orumbeigenthünter, theil8 am Kirchen, Schulen u. |. w. Der Bergherr oder In: 
haber des Bergregals übernahm dafür oftmals die — unentgeltliche oder nach einem niedern 
Anſchlage zu geſchehende — Lieferung des Grubenholzes, nad) Umftänden auch die Anlage der 
„Erb⸗“ oder „Grundſtollen“ zur Ableitung der Grubenmwaffer, aud der Waflerleitungen zum 
Bedarf der Maſchinenräder, ſodann vie Leiftung ver nöthigen Vorſchüſſe an die fogenannten 
„Zubußegruben“ (d. 9. ſolche, die zeitli gar feinen ober doch feinen die Unkoſten berfenden Er: 
trag abwerfen) , wozu wol auch eigene Bergkaſſen gebilvet werben, und verſchiedene andere Unter⸗ 
fügung und Beihülfe. Auch mehre perſonliche und dingliche Privilegien und Rechttwohltfaten 
verliehen fonft ober verleihen zum Theil noch heute die Berggefee ven Gewerken ober überhaupt 

den Bergwerktreibenven, Unternehmern und Arbeitern, ald die Befreiung von ver Milizpfigtund 

von Frohndienſt, gänzliche ober theifweife Steuer⸗ und Arcis-, dann auch Zoll, Weg: und 

Geleitsfreiheit, legtere zumal in Bezug auf die Bedürfniſſe des Bergbaues und auf deſſen Pro: 

ducte, auch die Freiheit von An- und Abzugsgeld (ausgedehnt auf ſaͤmmtliche Bürger vereigend 

als privilegirte Bergftäbte erflärten Orte), ſodann in Schulden=, Hypothek: und Goncuröfager 

verſchiedene Begünftigungen, überhaupt ein eigenes Bergrecht, einen privflegirten Geriäit: 

fand und einen eigenen. bürgerlichen und peinlichen Procef. Don viefen Freiheiten wie: 
ſprechen allerdings mehre ven geläuterten politiſchen Grunbfägen der Neuzeit; dagegen verdie⸗ 
nen alle Billigung die nad Umſtänden zu verleihenden Prämien an die Entdecker zumal von 
reichen, und an Unternehmer zumal von minder Gewinn verheißenden Bergwerfen, fobann die 
wopfthätigen Vorſchriften zur Sicherſtellung des Lohnes der Bergleute und der ihnen und ihren 
Familien in Krankheit oder Ungläkföfällen zu reichenden Unterflügungen (wozu eigene 
Anappſchafts⸗ over „Bruberfafjen“ üblich und empfehfenswerth find), auch die Anftaltenzut 
Bewirtung ver Wohifeilheit ver Lebensbedürfniffe für die Bergleute und zur Eröffnung andert 
Grnährungswege für die Bälle ver nöthig werdenden Einfhränkung oder völligen Einftellmg 
eined Bergbaues. 

In der neuern Zeit bilden ſich für Bergbammternefmungen gewbhnlich größere Aetien⸗ 
geſellſchaften, die mit bedeutenden Gapitalien ausgebehnte Arbeiten führen und, befreit von 
den drüdenden und hemmenden Berhältniffen der Berggeſetzgebung und Obfervanz ber vergan: 
genen Zeit, den Bergbau und die Hüttenarbeiten im Allgemeinen fehr gehoben und in einzelnen 
Zweigen zu einer Groͤße und Blüte geführt haben, wovon man in früherer Zeit Feine Ahnung 
hatte. Es if zumal in Deutfchland vurch ſolche Vereine der Steinkohlenbergbau, ver Eifenberg: 
bau und ver Eifenhüttenbetrieb, ver Blei: und Kupferbergbau , der Zinkbergbau zu einer Aut: 
Dehnung und auf eine Höhe der Probuetion gebracht worden, bie in nationaldkonomiſcher de | 
ziehung von der größten Bebeutung find. ; 

Billig und natürlich ift, daß — wie die meiften Bergorpnungen und Geſetze mit ſich brin: 
gen — ber Staat für fo mancherlei Begünftigungen des Bergbaues fi} auch die fortwähtende 
Zeitung und Beauffitigung deſſelben vorbehalte, daß er namentli den wirklichen und ort: 
nungsmäßigen Betrieb zur Bedingung ber Bortbauer ber verlichenen Rechte fege, daß er folden 
Betrieb ver Berg- und Hüttentwerke durch genaue Vorſchriften vegele, eine fortiwährende Aufiiht 
und Controle über die Tinrichtung und Führung der Bauten / felbſi über Anftelung und Ent: 
laffung der Bedienſteten und Arhetter, ſodann über den gefammten Bergwerkshaushalt und 
über das Rehnungswefen ausübe, überhaupt dabei alle national⸗ und ſtaatswirthſchaftllchen 
und polizeilichen Intereffen (verftehtfih mit Enthaltung von jeder ummöthigen Benormundung 
ober Freiheits beſchraͤnkung) nah Maßgabe ber hier oder dort vorhandenen Verhältniſſe un 
Umftände wahre. Auch die Foderung einer mäßigen ober mit ben gewährten Wohlthaten In 
Berhältniß ftehenden Abgabe von der Ausbeute der Bergwerke mag als billig erfgeinen, und 
ſelbſi ein als Anerkenntniß des Obereigenthums des Staates Aber die unterirdiſchen Güter von 
dem mit dem Nutzeigenthum Belehnten zu leiftender Zins erfcheint als rechtlich unverrerfliöt 
Folge ber Statutrung jenes Obereigenthums. Aber es ſeht ſich der Staat mit ſich felbkin | 
Widberſpruch, d. h. er hebt bie durch die aufgezähten Begünftigungen bezmerkte Grmunterung | 
zum Bergbau wieder auf, wenn er zu Hohe Abgaben oder Gegenleiftungen fobert. s 

Zu folden Abgaben gehört nun — außer den minder bebeutenven (theils als Beitrag zu 
den Befoldungen ver Bergbeamten, theild als eine Art von Kanon, ober auch als Vergütung | 
für beſtimmte Leitungen gefoberten) fogenannten Ouatembergelbern , Recefgelvern, dem Labt: 
und Wagegelv, dem Schlägefhag, dem Voch⸗ und Hüttenzind u. f. 1. — zumal ber Berg: 
zehnt, neben welchem mitunter gar noch ber Stolfenneuntel (als Vergütung für ben vom Staat 
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weführten Bau der Erbſtollen) zu entrichten iſt. Michts ift einleuchtender als die Berwerflichkeit, 
ja Abenteuerlichkeit dieſer vom vohen Ertrage zu leiftennen Abgabe. Schon die ungeheure Uns 
gleihheit verfelben, da dad Verhältniß des Reinertrags zum Rohertrag bei Bergwerfen, je 
nach der Berfchievenartigkeit der Mineralien, dann der Reichhaltigfeit der Gänge und der von 
oͤrtlichen Beſchaffenheiten abhängigen Bauart u. ſ. w. nothwendig ein unendlich verſchiedenes 
iſt, macht fie unbedingt verwerflich. Dann aber erſcheint fie bei genauer Betrachtung, wofern 
fie wirflid in dem Maße, als ihr Name befagt, eingefovert wird, meift enorm hoch und oft 
ganz unerſchwinglich. Nah Malchus („Finanzwiſſenſchaft“, $. 21) betrug nad einerim Jahre 
4812 verfertigten zwoͤlfiährigen Durchſchnittsberechnung die Roheinnahme von ſämmtlichen 
Bergwerfen des damaligen Königreihd Weſtfalen 9,829,100 Fr. und die Gefammtaudgabe 
eine Summe von 8,569,788 $r., wonach die Reineinnahme nur in 1,259,312 Fr. ſolglich 
in ungefähr 12%, Proc. der Roheinnahme beftand. Wären es Privatbergwerke und davon 
der Zehnte (alfo 10 Proc. der Roheinnahme) zu entrichten geweſen, fo würden nur noch 
2>/, Proc. derſelben übrig geblieben und auch diefe leicht duch die übrigen Bergabgaben vers 
ſchlungen worden fein. Man kann zwar annehmen, daß bei vem Privatbetriebe vie Unkoſten 
etwas geringer gewefen wären ; doch ſehr bedeutend fann, nad) der Natur des Bergbaues, zwi⸗ 
Then Staats und Privatapminiftration der Unterfchied der Koften nicht wol fein. Aud find 
Hier die von ben in ben Gruben und Taggehäuben und Maſchinen ftedenden Capitalien zu be— 
ziehenven Zinfen nit einmal in Rehnung gebracht. Im Königreich Würtemberg beteug im 
Jahre 1826—27 der Reinertrag der Bergwerke 15%, , Proc. der Bruttoeinnahme. In dem 
reichſten ver fähfifchen Silberbergwerke beträgt der Reinertrag 27 Proc. des rohen. Die Berg: 
werke im Harz warfen im Ganzen nicht mehr als 10 Proc. bes Rohertrags ab. In Baiern aber 
wies bie Durchſchnittsrechnung von 1819—25 in den ſieben ältern Kreifen blos einen Reinz 
ertrag von Y, Proc. des rohen aus, und drei Jahre waren jelbft mit Zubuße verbunden. Frei⸗ 
lich ift auch Hier nur von Staatsbergwerken die Rebe, bei welchen ver finanzielle Verluſt durch 
den nationalöfonomifhen Gewinn mag überwogen werden. Doch zeigen dieſe Beifpiele den 
jedenfalls hei Bergwerken obwaltenden ungeheuern Unterſchied zwiſchen Roh: und Reinertrag 
und daher die fhreiende Ungerechtigkeit der Befteuerung des erften. Ja, wenn es wahr ift, was 
wir Iefen, daß felbft in den allerneueft unter den glänzendften Hoffnungen unternommenen 
Privatbergwerken in den ſüdamerikaniſchen Staaten innerhalb dreier Jahre 19 Mill. Glon. 
(20 Proc. der eingefchoflenen Gapitale) verloren gegangen find, fe Teuchtet das Misliche des 
Bergbaues für Privatunternehmer und daher die abfchredenpe Härte einer felbft unter günftigen 
Umfländen gar leicht zwei Drittel oder drei Viertel, ſehr oft aber dad Ganze des Reinertrags 
verſchlingenden, ja manchmal ven Reinertrag überfteigenden Abgabe ein. Man hat aber, ein= 
genommen von der finanziellen Vortrefflichkeit des Zehnts, denfelben fogar von ven Zubußes 
turen zu nehmen fid nicht geſcheut, was freilich dem Princip nad mit dem auch in Fehljahren 
ober bei undankbarem Boden von Feldern und Weinbergen erhobenen Zehnten übereinſtimmt. 

Indeſſen war natürlich die Härte und vie abſchreckende Wirkung des Bergzehnts fo ein⸗ 
leuchtend, daß faft allenthalben bedeutende Milverungen flatwirt wurden. Anflatt des zehnten 
wurde etwa nur der zwanzigfte Theil gefobert oder auch ein beftimmter mäßiger Durchſchnitts⸗ 
betrag, und Zubußfuren wurden befreit. Nach nem franzoͤſiſchen Befeg vom 21. April 1810 
hat jeder Orundeigenthümer das Recht des Bergbaue auf jeinem Veſitzihum umd zahlt außer 
ber Grundabgabe (10 Fr. von deu. Geviertfilometer) nod eine weitere Abgabe von der Aus⸗ 
beute, die aber 5 Proc. des Reinertragd nicht überfleigen darf. In Baben wurbe durch dad 
Gefeg vom 14. Mai 1828 der landesherrliche Bergzehnt fammt allen andern Hoheitögefällen 
vom Bergbau völlig aufgehoben und an deren Stelle eine in dem zwanzigften Theil des Reiner: 
trags beftehende Bergfteuer gejegt. Auf den ſtandesherrlichen Bergzehnt jedoch ward die Auf: 
hebung nicht auögebehnt, weil man dadurch dem Privatrechte der Mebiatifirten zu nahe zu treten 
fürchtete. Freilich iſt ſchwer begreiflich, mie ein landesherrliches Recht dadurch, daß der bishe⸗ 
rige Landesherr einem andern unterworfen wird, folglich aufhoͤrt Landesherr zu ſein, nun⸗ 
mehr zum Privatrechte deſſelben werben koͤnne; und ſicherlich werden unfere Nachkommen, 
wenn fie die Rechtsgeſchichte des 19. Jahrhunderts lefen, von Erſtaunen über fo feltfame — 
leider bei der Feſtſetzung ver Rechte der Meviatificten überall vorwaltende — Begriffsverwir⸗ 
zung ergriffen werben, aber zugleich Diejenigen beklagen, welche die traurigen Folgen derſelben 
zu ertragen hatten. 

Noch aufer den angeführten Abgaben behält oftmals der Staat unter dem Titel feines 
Bergregals fid) weiter vor dad Vorkaufsrecht über die Bergerzeugniffe, ein fehr vrüdenver, 
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kaum je durch wirkliche Nothwendigkeit zu rechtfertigender Vorbehalt, und welcher, zumal wenn 
nicht die Iandläufigen Preife, fondern willfürlih, etwa ſchon vor alters feftgefegte niedete 
Zaren dabei den Anfchlag bilden, die völlige Entmuthigung der Vergbautreibenden und das 
Eingehen der Bergwerke bewirken kann. 

Neben dem volks⸗ und ſtaatswirthſchaftlichen Intereffe des Bergbaues Hat der Staat bet 
dem anf feine eigene Rechnung, allernächft alfo bei dem auf Domanialgrunde betriebenen noch 
das finanzielle zu beachten. Die Grundfäge für folhen finanziell vortHeilhaften, d. h. thunlichſt 
ergiebigen und nachhaltigen, auch dabei wohlfeilen Bau find jedoch nicht mehr politiſcher, ſon⸗ 
dern rein technifcher Natur und gehören alfo wol den fogenannten Fameraliftifihen Stubien 
im weiten Sinn dieſes Wortes, keineswegs aber den eigentlich ſtaatswiſſenſchaftlichen an. 
Nur eine Frage bleibt und hier noch zu erörtern: ob nämlich der Staat überhaupt wohl daran 
thue, den Bergbau felbft zu vertreiben, ob nämlich nicht auch hier dad Syſtem der Verpachtung 
oder der erblehnweiſen Verleihung jenem der Selbſtadminiſtration vorzuziehen fei, dann zu⸗ 
mal, ob ver Staat au ſolche Betgwerke betreiben folle, deren finanzieller Ertrag gering, 
namentlid die Zinfen des darauf zu bewendenden Capitals nicht abwerfend, oder wol gar 
nit einmal bie laufenden Auslagen erfegend iſt? Daß ein Privatbergbau unter jolden 
Verhältniffen, wenn fie bleibend find, nicht fortdauern Eönne, leuchtet ein. Der einen Privats 
bergbau Unternehmende oder Betreibenne hat babe} blos fein finanzielles Intereſſe im Auge. 
Die gewonnenen Erze find für ihn nicht mehr werth als ver Preis, ven er dafür erlöſt; um 
wenn er nicht hoffen kann, aus foldem Erloͤs nicht blos den Erſatz der laufenden Auslagen, 
fondern auch nod einigen Gewinn, namentlid einen wenigftend mäßigen Zins des auf die 
Errichtung und Einrichtung des Werkes zu verwendenden Kapitals (als für Gruben: und Tag‘ 
gebäube und Maſchinen u. f. w.) zu ziehen, fo unternimmt er ven Bergbau nicht. Zwar wird 
er, wenn derſelbe einmal unternommen ift, ihn eine Zeit lang auch alsdann noch fortführen, 
wenn der erwartete Gewinn nicht erfolgt, infofern etwa ein künftig fih erhoͤhender Ertrag ge: 
hofft werben mag, ober infofern wenigftens die laufenden Auslagen gebedt find und etwa noch 
einige Zinfen von demjenigen Theile des Capitals, welcher aus dem Werke wieder herandge: 
nommen werben kann, was freilich in der Regel ver kleinere Theil iſt. Sinkt aber vie Ausbeute 
unter biefen Extrag bleibend Hinab, fo muß er, will er fid nit zu Grunde richten, den Bau 
aufgeben. @ilt nun biefe Rechnung and; für den Staat? 

Die ältern Schriftfteller empfahlen gewöhnlich, mit v. Juſti, dem Staate wenigſtens den 
Bau von Gold⸗ und Silberbergwerken, felbft wenn dieſelben Zubuße erfoderten, weil nänlid 
die Koften des Betriebes im Lande blieben und bad, wenn auch mit fheinbarem Verluſt, erzeugte 
Gold und Silbet gleichwol eine Vermehrung des Nationalreihthums fei. Unter den neuem 
erflärten ſich mehre gewichtige Stimmen, zumalv. Jakob, dann auch Rau und Andere faſt unbe⸗ 
dingt, d. h. nur ſehr wenige Ausnahmsfälle zugebend, gegen ſolche Anficht. Wenn ver Berg: 
bau nicht neben den Betriebskoſten noch ven Zins ver Capitalanlage einbringt, jo erblick 
Jakob darin flets einen reinen Verluſt. Denn Capital und Betriebskoſten hätten entweber un: 
mittelbar auf einen andern, dad entſprechende Erträgniß abwerfenden Probuctiondzmeig köͤnnen 
verwendet, etwa ber probucitenben Claffe verzinslich dazu vorgefchoffen werden, ober man hätte 
nun bie betreffende Summe, z. B. eine Million, weniger an Steuern erhoben ; und alddank 
wãre daß in den Kaſſen der Bürger zurhetgebliehene Geid der Inerativen Production zugeflofltt, 
der Nationalreichthum alfo vaducd) jedenfalls erhöht worden. Diefer Anficht liegt, wie mar 
fieht, die Vorausfegumg zum Grunde, nicht nur daß jedesmal noch Gelegenheit und Mittel za 
pofitiv gewinnbringenber Gapitalanlage vorhanden feien, fonbern daß auch wirklich alled in ben 
Händen der Bürger zurückbieibende Geld als probuctives Capital werde verwendet werden. 
Solche Boransfegung aber ift täuſchend. Nicht jeder Bürger wird den durch Steuervermindt: 

zung erfparten Thaler fofort der Production zumenden. Die meiften werden ihn für Gegen⸗ 
Hände des Genuffes ausgeben, großentheils ſelbſt für foldhe, die dad Ausland erzeugte. Und 
wenn auch die Confumtion (zumal der einheimifhen Producte) gleichfalls als Mittel oder 
Anreiz zur Probuctiondvermehrung wirkfam ift, fo gilt dieſes doch ebenſo wol von ber Con⸗ 
fumtion der vom Staat bezahlten Bergleute als von jener ver übrigen Bürger. Aber eine un⸗ 
mittelbare Probuctionsvermehrung geht nicht auß der legten, wol aber aus der erften a8 
aus der Arbeit biefer confumirenven Bergleute) hervor. Dabei if zu bedenken, daß, wenn 
aud die Unkoſten des Bergbaues für den Staat ald Unternehmer ober ald Bergmerftreibendtt 
eine wahre Ausgabe find, fe doch für ihn, als Staat oder Gefanmtheit Betraste, folded 
nit find, infofern fie nämlid in die Hände von Staatsangehörigen fließen, folglich in Ge 
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Tarımtbefige der Nation bleiben. Solche Ausgaben find für ihn blos irculation, nicht Con⸗ 
fumtion. Solange die Steuern nit überfpannt oder durch ungleiche Vertheilung drückend 
find, wird durch fie (d. h. durch den in Lande felbft verwendeten Theil verfelben) der Staat 
nicht ärmer; er wirb aber reicher durch die mittels derfelben erzeugten Probucte, und zwar un 
den vollen Werth verjelben nad Abzug — nicht des dazu aufgewendeten Geldes, fonbern blos 
der behufs ver Erzeugung confumirten Stoffe (4. B. des Holzes, der Steinkohlen, überhaupt 
der, abgefehen von ver Gonfumtion ber Arbeiter, beim Bergbau verbrauchten werthhabenden 
Sachen). Zwar kann er vergleichungsweife dabel Verluft.erleiven oder ärmer werden, wenn 
nämlid) wegen des Berg= und Hüttenwerks ein anderer Incrativerer Probuctionszweig wäre 
aufgeopfert worben oder wenn mittelbar oder unmittelbar ‚vie Privatinduftrie dadurch eine 
Berlümmerung erfahren hätte; aber daß erſte — da ja der Staat in ver Regel gar nicht Ge⸗ 
werbe treiben ſoll — findet wol nur felten flatt, und das zweite kann nur eintreten, wo entive= 
ber der Aufivand fo groß ift, daß in der That dadurch eine ſchwere, die der Production zu wid⸗ 
menden Gapitale erfennbar verringernde Stenererhöhung veranlaft wird, oder mo durch die 
Eoneurrenz der Staatöinduftrie mit jener der Privaten ver legten eine Bedrückung zugeht. Bei 
dem fraglien Bergbau findet Feind von beiden flatt. Denn es handelt ſich keineswegs von 
ganz ungeheurer Zubuße, fondern blos von einigem, dem Probuctenwerth überfleigenden 
Aufwand; und bei Bergwerken, vie fo geringe Ausbeute geben, kann von Bripatunternehs 
mungen, alfo von nadtheiliger Staatsconcurrenz gar Eeine Rebe fein. Es ift Hier blos die 
Frage, ob die fo Foftjpielig zu Tage zu fördernden Schätze vergraben bleiben follen im Schoofe 
‚ber Erbe, oder ob fie auf Unkoſten ver Geſammtheit in berfelben Befig zu bringen jeien. Da 
nun diefe unterirdiſchen Güter in der Regel dem wahren Bebürfnig — nicht blos dem luxurioͤ⸗ 
fen Genuß — der Gefammtheit und ihrer Glieder dienen und zugleich wegen Ihrer lange dauern⸗ 
den Brauchbarfeit die Eigenfchaft haben, accumulirt werben zu können; und da die zu ihrer 
Erzeugung verwendeten Unkoften größtentheil® ald Arbeitslohn ven eigenen Bürgern Unter: 
halt und mittelbar allen, folhen Unterhalt producirenden Glafien Verbienft und Ermunterung 
geben ; fo kann der national- und ſtaatswirthſchaftliche Vortheil ſolches Bergbaues — folange 
nit ein allzu großes Misverhältniß zwiſchen Vorauslagen und Ertrag eintritt — ohne Vers 
wechſelung des Privat - mit dem Staalshaushalt nicht. wol verfannt werben. Aber es if, um 
ben wahren Standpunkt der Beurtheilung zu erfäwingen, nothwendig, ſich die doppelte Ci⸗ 
genſchaft des bergbautreibenden Staats vor Augen zu halten, nämlich einerſeits als finanziell, 
zum unmittelbaren Bortheil ver Staatskaſſe ſolches Geſchäft führend, und andererſeits ſich als 
Geſammtheit betrachtend, wonach Alles, was den Gliedern zufließt, auch ald fein eigen erſcheint 
und Gewinn und Berluft alfo blos aus der Geſammtrechnung hervorgehen kann. 

Es iſt bei dlefer Ausführung abgefehen worden von ber auch bei zeitlich unvortheilhaftem 
Ban oft vorhandenen Möglikeit, ja Wahrfceinlichfeit eines künftig reichern Ertrags wel- 
en aber abzuwarten und vorzubereiten der Privatmann theild nicht gemeigt, theils nicht im 
Stande ifl, ebenfo von der ermunteruden und belehrenden Einwirkung des twohlgeleiteten, von 
tüchtigen Bergmännern geführten Baues der Staatsbergwerke auf: die Unternehmungen 
der Privaten. ; 

Alle diefe Betrachtungen zeigen auch, daß zwiſchen Bergbau und allen oder far allen an= 
dern Battungen des Gewerbbetriebs ein weſentlicher Unterſchied obwalte. Ueberall fonft oder 
faſt überall ift die Negel anwendbar, daß der Staat nicht mit Gewerben ſich befaflen, ſoudern 
ſoviel mögli alle Ur = und alle induftriöfe Production den Privaten überlaffen, daß er alfo 
auch feine eigenen Gründe und gewerblichen Anflalten entweder veräußern ober verpachten ober 
jur Nugniefung verleihen folle. Auf den Bergbau und das Hüttenweſen, wiewol v. Jakob 
aud hier Darauf dringt, leidet ver Grundſatz wol auch einige, doch nur eine befchränfte- Anwen: 
dung. Aber ed können die nähern Beflimmungen nur aus der Würbigung ber in einem ober 
bem andern Staat vorhandenen concreten VBerhältniffe und Umflände hervorgehen und- dürfen 
Daher hier, wo blos das Allgemeine betrachtet wird, nicht auseinander gefegt werben. Bei dem 
hoͤchſt glücklichen Aufſchwung, den in neuefter Zeit in Deutfchland mit dem Ackerbau und ver 
Induſtrie überhaupt auch ver Bergbau und vorzüglich die Gewinnung ber Eoftbarften Producte 
ber Kohlen und des Ciſens, und zugleich unfere deutſche Eifeninbuftrie gewonnen, ift es Auf: 
gabe ver Stantöverwaltung und Befeggebung, überall foͤrdernd und unterflügend und von als 
ten Hemmniſſen befreiend einzufchreiten. Foͤrderlich find gute Bergſchulen, geognoſtiſche Unter: 
ſuchungen und Aufnahme des Landes, Hülfreiche Affociationen ber Bergleute, Berückſichtigungen 
bei der Conſeription und Befleuerung, unb Bildung von Actien- und Creditgeſellſchaften. 
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Zu ven vorzüglichern Quellen des — zumal deutſchen — Bergrechts und zur bemerkens⸗ 
werthen Literatur des Vergweſens gehören: Die Joachimsthalſche Bergordnung vom Jahre 
1548, welche die Grundlage vieler neuern Berggeſetze geworden iſt, und früher noch die 
Iglauiſchen Bergrechte; ſodann „Corpus juris et systema rerum metallicarum“, oder „Neu 
verfaßtes Bergbucd u. ſ. w.“ (Brankfurt a. M. 1698); „Corpus juris metallici recentissim 
et anliquioris”, oder „ Sammlung ber neueften und ältern Berggefege von Thomas Wagner“ 
(Leipzig 1791); Köhler, „DBerfud einer Anleitung zu ven Rechten und der Verfaffung bei 
dem Bergbau in Kurſachſen“ (Freiberg 1786), und veffen bergmännifches Journal; Lori, 
„Sammlung des bairifhen Vergrechts u. ſ. w.“ (Münden 1764); Lobethan, „Ginleitung 
zum Bergwerksrechte“ (Halle 1777); Hartwig, „Bergbuch“ und Bergius, „‚Bolijei: und 
Kameral⸗Magazin“; v. Ganerin, „&rundfäge des deutſchen Berg- und Salzrediter (1790) 
und deſſelben Berglameral= und Bergpolizei- Wiffenfchaft” (1791); v. Berg, „Haudbuch 
des bEutjchen Polizeirechts“ (3. Thl.); Beyer, „Bergflantsrehtslehre” und „Otia metal- 
lica”, und andere; Sartmann, „ARepertorium der Berg = und Hüttenkunde ” (2 Bde., Weimar 
41839 — 40), Weiske, „Der Bergbau und das Bergwerksregal“, und Kaffe, „Die Eifm: 
erzeugung Deutſchlands aus dem @efihtöpunkt der Staatswirthſchaft“, ferner die verfgiee: 
nen Schriftfleller über das deutſche Öffentliche und Privatrecht, als Danz, Munde, Eihhern, 
Klüber, Mittermaier, und vie Berfafier von ausführlichen Lehrbüchern über Nationalötones 
mie und Finanz, insbeſondere Eſchenmaier, „Lehrbuch des Staatsdkonomierechts“ (1. Wo., 
Frankfurt 1809) und die neuern Werke von Jakob, Malchus, Rau und Andern. Unter ben 
Franzoſen aber zumal de Villefofle, „De la richesse minerale‘ (Paris 1810) und „Jour- 
nal des mines”, namentli in Band 19, Art.: „Fondamentaux de la jurisprudence des 
mines”, u. ſ. w. Bon ben neuern franzöftfcgen Geſetzen über ven Bergbau enthält jened vom 
21. April 4810 die Hauptbeftimmungen, die vom 3. Aug. und 18. Nov. 1843 ergänzen und 
mobifleiren zum heil baffelbe. Aber ſchon bie in der erften Nevolutionsperiobe erlaſſenen 
(vom 237. März und 12. Juli 4794, dann vom 13. Pluviofe und vom 18. Meffivor des 
Jahres IX) legten ben Grund zum neuen franzoͤſiſchen Bergrecht. Vergl. „Code des mines” 
Cũttich 1811). Rotteck'u. F. A. Waldner. 

Berichterſtatter. Unter Vericht verſteht man im Allgemeinen das Nachriqht- 
geben und bie Darſtellung über irgendein Verhältnig; in politiſcher Beziehung eine ſolche 
Darſtellung entweber von einer Amtöftee an bie vorgefegte Behörde ober von einer flünbifäre 
Gonmiffion oder Gomitl und zunaͤchſt von ihrem gewählten Berichterſtatter an die Stände: 
kammer, ober aud) von einer Eommiffton des Bundestags und ihrem Berichterftatter an bie 
hohe deutſche Bundeöverfommlung. In ver Regel enthalten bie Berichte zugleid) ein Gutachten 
über die Behandlung ober Entſcheidung der dargeſtellten Verhäliniffe Die zwedmäßigke 
Anorbnung eines Berichts wird, forwie bei eimer guten Proceßſchrift, die fein, daß nad) einem 
paſſenden kurzen Gingange vie hiſtoriſche Darftellung des ganzen zu entſcheidenden ober zu be 
handelnden Verhättniffes, alsdann bie rechtlichen und politiſchen Orumbfäge für feine Beur⸗ 
theilung und gulegt die gutachtliche Anficht und Antragftellung über die angemeffenfte Behand: 
tung ober Entſcheidung der Sache (angemefien den brei Theilen des logiſchen Schlufles, we 
Unterfages, Oberfages und der Schlußfolgerung) aufeinander folgen. Vollſtaͤndigkeit und 
Bündigkeit, Klarheit und Treue und endlich kalte leidenſchaftsloſe unparteilihe und ſcharie 
Beurtheilung der Sache nach allen zur Sprache kommenden rechtlichen und politiſchen Grund: 
fägen und Geſichtspunkten (nach den rationibus dubitandi und decidendi) find Hauptaufge: 
ben eines guten Berichts, Der Vericht foll nicht Bartelfährift fein und muß, wo er Im Name 
eines Gollegtums ober einer Gommiffon erflattet wird, ein treues Organ ber Anſicht der Mehr⸗ 
heit fein. Er ift auch ganz verſchieden von einem Antrage, von einer Motionsbegruͤndung odet 
von einer inbivibuellen Anſichtsvertheidigung eines einzelnen Ständemitglieds. In dieſer 
legtern darf und muß von dem Redenden, der für feine und feiner einzelnen Vartei Linficht bie 
Beiſtimmung erkämpft, oft vorzugsweife nur bie eine Seite und Anficht der Sache, für deren 
Sieg man mit Überzeugung fpricht, hervorgehoben und zumellen mit einer redneriſchen Bit 
ja mit einer Vegeifterung, bie mander Kalte Pedant vielleicht Leivenfaft und Übertreibung 
nennt, hervorgehoben und der entgegenftehenden Ausführung der Gegner gegenübergefelt 
werben, wodurch denn für bie endliche höhere Schlußfaffung alle Selten des Ganzen vollfän: 
Dig und lebendig hervortreten. In dem Verichte dagegen foll vie kalte leidenſchafteloſe unpat⸗ 
teůſche vielſeitige Anficht der Regierungsbehörbe over Gommifflon und Kammer vargelegt u 
worbereitet, ſchon ber Entwurf ber. unparieiiſchen Entſcheidung gegeben werben. Seht 5 
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faſſen ſchon mande fländifche Gefhäftäorunungen dieſen natürlichen Unterſchied auf, fo na= 
mentlih die badiſche. Sie verorbnet, daß die Berichte von Berichterflatter ſtets nur ſchriftlich 
erflattet und abgelejen werden müflen, während die Motionsbegründung und die Rebe des ein= 
zelnen Deputirten zur Vertheivigung feiner Auſicht gar nicht abgelefen werben barf, ſondern 
durchaus in freier münblicher Rebe vorgetragen werben muß. Für die neuere Geſchäftsbehand⸗ 
lung, in welder immer mehr die alten fleifen pedantiſchen Kanzleiformeln und Titulaturen 
des Tpätern Mittelafters, welche am längften in Deutichland ſich erhielten, auch bei ung ver: 
ſchwinden, und insbeſondere für die fländifhe Geſchäftsbehandlung befigen wir noch fein 
gutes Werf. Welcker. 

Bern. Bis zum Jahre 1830 iſt die Geſchichte dieſes mächtigſten Schweizercantons bie 
Geſchichte vom Keimen, Blühen und Welken eines ariſtokratiſchen Staatsgebildes. Man hat 
Bern „das Venedig der Alpen” genannt. Es liegt in dieſer Vergleichung etwas Wahrheit, und 
vie Parallele zwifchen dem Lebenslaufe der apriatifchen und der ſchweizeriſchen Republik ließe ſich 
leicht auf anziehende und belehrende Weife durchführen. Indeſſen kann zwiichen Lagunen und 
Pet kaum größere Verſchiedenheit beftehen als zwifcgen Charakter und Bang beiver Adels⸗ 

aaten. 

In den alten Fehdezeiten, an ver Grenzſcheide ded 12. und 13. Jahrhunderts, befeftigte over 
baute ein Herzog von Zähringen, Berthold V., nebft andern Burgen und Städten im burgun⸗ 
diſchen Helvetien, auch Bern zur Sicherheit feiner dortigen Gebiete. Bekanntlich maren Städte 
damals Volksburgen und Zuflugptsftätten des niedern Adels und Hleinerer Gutsbeſitzer gegen 
Raubluft und Herrſchſucht mächtiger Freiherren, Die zerftreut auf hohen Ritterfeplöflern im Lande 
faßen. Bern eignete fh ganz vorzüglich zu Berthold's Zweck. Inmitten des helvetiſchen Bur⸗ 
gund und räuberifcher Gewaltsherren hatte ed, auf einer vom Aarſtrom geformten Halbinfel, 
jene eigenthümliche Lage, welche ſchon von den Römern zur Gründung fefter Bläge geliebt wurde. 
Zwei Seiten des Dreiecks empfingen ihre Schugwehr durch den reifenden Strom; vie dritte 
Seite konnte leicht dur Mauerwall und Graben von ver Landſeite abgefchnitten und vertheivigt 
werben. Diefer Vortheil ſowie der zufällige Umftand, daß Grund und Boden des Städtleins 
nicht zum herzoglichen Eigengut gehörte, fondern Reichsgut war, gaben der jungen Ortſchaft, 
neben dem Gefühl der Sicherheit, einen Rechtsanſpruch auf Unabhängigkeit und Selbſtändig⸗ 
Zeit, der ihr, audgeftattet mit den Stadtrechten von Köln und Freiburg im Breiögau, nad) dem 
Tode ihre Gründers Berthold wohl zu ftatten Fam. Denn durch eine Hanbvefte Kaiſer Fried⸗ 
rich's II. empfing jie bald Vorzüge und Pflichten einer reichsfreien Stadt. Ihre ungepflafterten 
Gaſſen und hölzernen Häufer wurden bald von Handwerfern aller Art und von Rittern aus 
der Nachbarſchaft bevölkert, die ich in ihr verbürgerten. 

Wie in andern Reichsſtädten Deutſchlands und der Schweiz, beſtand aud in Bern urfprüngs 
lich demokratiſche Rechtsgleichheit fänmtlicher Bürger. Davon zeugen aud) noch die älteften Ur— 
Funden, die von „Schultheiß, Zwölfern, Kunfzigern und allen Bürgern’ over von „Schultheiß, 
Rath und Gemeine“ ſprechen; davon zeugt bie Inſchrift des älteften Stadtſiegels und noch im 
46. Jahrhundert die Kriegderklärung von Schultheiß, Großen und Kleinem Rath ſowie der Ge⸗ 
wmeinde der Stadt Bern gegen Savoyen (im Jahre 1536). 

Died hinderte jedoch keineswegs, Männer des Adels, ausgezeichnet durch Einfiht, Kriege: 
erfahrung und vornehme Verbindungen, in die erſten obrigkeitlichen Amter des Stabtivefend zu 
wählen. Dem Handwerker fehlten, wenn auch nicht immer Talent oner Tapferkeit, doch Zeit 
und Bermögen, fi) ven Öffentlichen Geſchäften ohne Entgelt’hinzugeben. Es gibt feine Demo- 
Eratie, in melden das Volk nit freiwillig die Unabhängigften und Fähigſten an bie Spige der 
öffentlichen Verwaltung ruft. Es ift Naturbedürfniß, Naturnothwendigkeit der bürgerlichen 
Geſellſchaft wie des einzelnen Menfchen, Überlegenheit anzuerkennen, welde Natur oder Schick⸗ 
fal gewähren. 

Bernd urſprüngliche geringe Bevölkerung vermehrte ſich bald neben der fortdauernden Un⸗ 
ſicherheit der Menſchen zwifchen ven Schlöffern eines zahlreihen, mächtigen und gemaltthätigen 
Abels. Um Bürger ver jungen Reichsſtadt zu werden, mar Beſitz eines eigenen Hauſes barin 
Hinreichend; auch ſchon Bejig eineg Schwertes, eined Paars Streithandſchuhe und eines Löfch- 
eimers zur Hülfe bei Feuersbrünſten. Bernd urfprüngliges Gebiet aufer feinen Mauern be= 
fand faft ein Jahrhundert lang nur aus wenigen Viehweiden und Wälbern. In immerwährens 
der Bebrängung von ſtärkern Nachbarn hatte das freie Städtlein Mühe, fein Dafein zu friften. 
Bald begab es fi in Schug der mächtigen Grafen von Savoyen; bald ſchloß ed Bündnifſe mit 
andern Landſchaften und Herren; bald ftritt e8 mit dem Muth ber Verzweiflung um Bewahrung 
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des eigenen Lebens; bald fandte es feine Söhne zu Werfen der Vergeltung und Rache aus. In 
diefen unaufhörlichen Bewegungen, Fehden, Siegen und Nieberlagen entfaltete fih in gefamms 
ter Bürgerſchaft ftolzer Kriegeögeif; in der Stabtregierung Streben nach Erweiterung des Ge⸗ 
biets und ber Machtmittel; in der Öffentlihen Verwaltung firengere Ordnung. Die Verwirrun⸗ 
gen zu vermeiden, welche bei Beratungen in einer Berfanmlung zahlreichet Bürger flattfinben, 
ober auch vielleicht ven Misbrauch der Gewalt zu beſchränken, ven ſich von Zeit zu Zeit Schult⸗ 
bei und Rath erlaubt Haben mochten, warb diefem ein Ausfhuß der Buͤrgerſchaft von 
200 achtbaren Männern, mit gefeggeberifher Befugniß, zugeoronet (im Jahre 1295). Rur 
in großen Angelegenheiten behielt fi die Gemeinde Entſcheidung vor. Sie hatte ſich in vier 
Stabtquartiere getheilt. Jedes Ouartier wählte für Kriegstage einen Venner, ber das Banner 

führte und in Friedenszeiten die Macht eined Volkotribuns oder Zunftmeifters beſaß, Wilſtüren 

von Schultheiß und Rath zu hemmen. So erichloffen ſich die erften Keime einer Staativer⸗ 

faffung, welche fpäterhin unter dem Einfluffe ſowol ausgezeichneter Staatsmänner und Helden 

als eiferſũchtig mitelnander ringender Parteien, neben wechſelnden Schieffalen, eine Bekimmt- 

heit und Vollendung empfing, bie noch vor einem Jahrhundert Beifall, felbft Bewunderung 

manches Beobachters fand. 

Bir wollen Hier nicht die allmaͤlige Verwandlung von den Einrichtungen des urſprünglich 
freien Gemeinweſens beſchreiben, bis es zuletzt in den todten Mechanismus der Oligarqhie zu: 
ſammendorrte. Solche Darſtellung würbe auch mit nicht geringen Schwierigkeiten verflochten 
fein, weil dazu viele urkundliche Nachweiſungen noch aufgefucht werden müffen, oder viellelcht 
nie vorhanden waren. Wir wiſſen nur mit Beflimmtheit, daß feit Erbauung der Stabt bis zum 
Sabre 1708 die Herrſchaft über das nad und nad) erweiterte Landgebiet ausſchließlich bei der 
Stadt war; daß noch bis zum Anfang des 16. Jahrhunderts, zur Zeit der Eroberung vom 
Baadtlande, die gefammte Stadtgemeinde im Beſitz ſtaatsbürgerlicher Rechtsgleichheit Rand; 
daß bis dahin die verfammelte Bürgerſchaft in wichtigen Angelegenheiten der Republik befragt 
wurde und entſchied; baß felbft gemeine Handwerker höhere Staatsämter befleiveten. Erſt fit 
Groberung des Waadtlandes wurde die Gemeinde nicht mehr in Staatsfachen angefragt; da⸗ 
gegen nahm ihr Ausſchuß, jener Große Rath ver Zweihundert, allmälig nicht nur bie unbe: 
Thränkte gefepgebenbe, fondern auch bie hoöͤchfie richterliche Gewalt an fich, und engte er ſelbſi die 
Macht der Vollziehungsbehoͤrde, des Meinen Raths, fo ein, daß die Zmeihundert zulegt der ei; 
gentliche Souverän des Landes wurden. Sie beſchraͤnkten erſt, dann verboten fle fogar (im 
47. Jahrhundert) die Annahme neuer Bürger und unterſchieden die wirklichen Bürger wiedet, 
deren Väter e8 fhon vor dem Jahre 1635 gewefen waren, von den fogenannten ewigen Ein: 
wohnern der Stabt, bie, wie alle Richtbürger der Stabt, zu der Mafle der Unterthanen gehörten. 
Bürger allein waren durch Ihre Geburt vegierungsfähig ; aber doch ſchieden fich unter ihnen bie 
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in verſchiedenen Fällen einige Vorzüge, ober doch einen gewiſſen Vorrang. Endlich ſchieden fd 
auch unter den Bürgern ſelbſt, obtool fie allefammt regierungsfaͤhig fein jollten, pie regierenden 
Bürgerfamilien, eigentliche Batricier, von den nichtregierenden ab. Aus jenen wurben ber: 
Eömmlidh die oberften Behörden und Amter allein beſeht; bie letztern hingegen bei der Wahl 
regelmaͤßig gar nicht beachtet. Aber auch die vegierenden Familien oder die patriciſchen man 
einander nit gleich. Man unterſchied bei ihnen wieder wie hohen ober großen von den Übrigen; 
von diefen großen ſah man gewöhnlich ein Mitglien im Kleinen over vollziehennen und gegen ein 
Dutzend Mitglieder im gefeggebenden ober Großen fonveränen Rath. 

Der legtere, als wahrer Inhaber und Ausüber bernifcher Selbſtherrlichkeit, ergänzte ſih 
bei neuen Wahlen aus jenem Kreife der bevorrechteten Familien. Zwar die Bürgerfgaft wer 
in zwölf Geſellſchaften oder Zünfte getheilt, aber beſaß Leinen Einfluß auf die Staatdbehoͤrden 
durch Wahlrecht. Nur vier von jenen Geſellſchaften hatten aus frühern Jahrhunderten ige Be: 
fugniß bewahrt, die vier ſchon oben erwähnten Venner oder Bannerherren zu wählen, aber mw 
aus folgen ihrer Zunftgenoffen, die ſchon Glieder des Broßen und Kleinen Rathes waren. Alle 
dings ermählte oder ergänzte fich die fonveräne Behörbe nicht unmittelbar felbft, fondern ed g 
fchah dies dur) eine Gommiffion von 16 von jenen Bünften bezeldmeten Glledern ie} 
Großen Rath8 vereint mit den Gliedern des Kleinen Raths; alfo von einem jährlid abgeändert: 
ten Ausſchuß der oberſten Staatsbehoͤrde. Doc; durfte dieſer Ausfhuß ſchwerlich es wagen, ein 
der patrieifhen Familien durch Verſtoßung eines ihrer Gliever zu Eränfen. So warb aueh 
Altes nur dormenwert ober feierliches Spiel. Der Große Rath wurbe altjägrlid wieder beßl: 
tigt In der Gliederzahl, Die er eben hatte. Durch Tod oder Verzichtleiſtung erlebigte Plägt vr 
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felben, die in den erften Jahrhunderten ber Republik alljährlich wieder befept werden mußten, 
ließ man fpäterhin fo Tange leer, bis deren etwa 80 offen geworben waren. Schritt man ſodann 
endlich zur Ergänzung, fo ernannte jeber der beiven Schultheißen, jedes von den Mitgliedern 
des Kleinen Raths und ver Commiſſion der Sechzehner, der Staats- und Gerichtsſchreiber, der 
Großweibel und Rathhausmann, jener für ſich einen regimentöfähigen Bürger zum Mitglied 
des Großen Raths; es verſteht fidh, einen Verwandten ober fonft Begünftigten. Die allgemeine 
Genehmigung bes Grnannten erfolgte ohne Umſtände. &o wurden die meiften von den leer= 
geworbenen Plägen befegt. Kür die übrigen zog man eine Art Loos über die Reihenfolge, in 
der die Wahlfähigen zur Wahl famen, die dann, nad) Entfernung der Verwandten, von den 
Wählern durch offenes Mehr entſchieden ward. 

Sole Schöpfung neuer Rathsherren gehörte jedesmal, wie man leicht denken Tann, zu den 
großen Greigniffen ver Republik ober eigentlich des Patricilats. Denn die Erhebung in Rang 
und Genoſſenſchaft des Souveräns, die damit verbundene Ausfiht auf Iebenglängliche Würde, 
bleibenden Einfluß und reichlich eintragende Ämter waren keiner Familie gleichguͤltig. Man 
konnte den Empfang eines „Baretli” (Name ver Kopfbedeckung des Rathsherrn) immer auf ven 
Werth von 30—40,000 Bernpfund anſchlagen. (Mande ver 55 bis 65 Landvoigteien, die nur 
von Bliedern des Großen Rathes verwaltet werben konnten, warf nad) ſechs Jahren, auch bei 
allem damit verknüpften, nicht geringen flandesmäßigen Aufwanbe, noch ein Erſparniß von 
20— 30,000 Thlen. ab). Und mehr denn ein in Olüidumftännen zurüdgefommener Wahl: 
Herr — feiner Tochter einen reihen Bräutigam, wenn er ihr zur Ausſteuer das „Baretli” 
mitgal 

Somit waren die wichtigſten Würden, die einträglihften Ämter Erbgut oder eine Art Fidei⸗ 
commifjes weniger Familien ber Stabt geworben. (Im Jahre 1785 zäflte man ber ſogenann⸗ 
ten „regierenden Familien“ nur no 69). Die übrigen Bürgergeſchlechter ver Stadt, deren 
Borfahren für Eroberung der unterthäuigen Landſchaften ihr Blut auf Schlachtfelnern vergoffen 
oder zum Ankauf großer Herrfchaften ihr Geld beigefteuert hatten, fanden vom Genuß der Ern⸗ 
ten deſſen verprängt, was von ihren Ahnen gegründet worden. Sie hießen zwar nod Bürger 
und fogar regierungsfähige, waren aber nicht Stanbeöglieder, das Heißt Glieder des Staats 
(oder Standes, de l’6tat), wie man die Genoſſen ver felbftherrlichen Bewalt nannte; fonnten es 
auch nicht, oder nicht leicht werben. 

Was man immerhin gegen Gerechtigkeit ober politiſchen Werth eines ſolchen Organismus 
der höchſten Gewalt, und nicht ohne Grund, einwenden möge: fo bleibt doch gewiß, daß, mit we⸗ 
nigen Ausnahmen, andere Staaten feinen eblern Anfang und dortgang ihrer Innern Ausbil 
dung gehabt haben; daß überall, wie Bier, Einzelne zum Vortheil ihrer Geſchlechter eigene Übers 
legenheit an Reichthum oder Tapferkeit ober Talent benupten, den Staat zum bienfibaren Mit- 
tel ihres Hauszwecks zu malen; und daß ihr ſelbſtſüchtiges Thun mit der Gulturftufe des Zeitz 
alter, mit dem vorhandenen Bedürfniß des Volks Übereinftimmte oder daraus hervorging. 

. Denn nichts ift natürlicher, als daß in einem urfprimglich freien Gemeinweſen ausgezeich⸗ 
nete Mitbürger in Friedens⸗ und Kriegsgeſchäften vorangeftellt und zu Eräftiger Leitung der⸗ 
felben mit Bewaltmitteln und Vorrechten ausgerüſtet werben, die ihrem Amt, nicht ihrer Perfon 

schören. Amtönorreihte find in jeder bürgerlichen Geſellſchaft naturnothwendig; ohne fe ift 
kein Amt vorhanden; find daher auch Feine Ungerechtigkeit gegen die bürgerliche Mechtögleicheit 
im Staate, Aber in biidungsarmen Rändern Ift e8 den Söhnen ver Bornehmern leicht, die Übers 
legenheit ihres Vermögens ober ihrer Geiſtesbildung zu behaupten oder zu erweitern. Der 
Enkel der Helvenahuen, durch Ruhm von deren Tapferkeit oder Tugend begeiftert, will derſelben 
nicht unwürbig daftehen. Gewohnheit ober Stolz des Volke, Söhne berühmter Geſchlechter an 
feiner Spige zu fehen, umringt deren Namen, an bie fi große Erinnerungen Enüpfen, mit 
abergläubiger Chrfurcht. Alles bietet dem Ehrgeize der Borangeftellten die Hand, um das 
Staatsamt zum erblichen Bamiliengut umd das Amtsvorrecht zum Familienvorrecht zu ver⸗ 
wandeln. 

So entſtand, bei nöthiger Klugheit, oft ohne Gewalt, ſchrittweis und unbemerkt, oft auf 

geſetzlichem Wege, in Bern wie anderöwo vie Erbberechtigung einzelner Geſchlechter zur aus: 
Potieptigen Theilnahme an Ausübung der hoͤchſten Staatsgewalt; eine Ariſtokratie im üblichen 
Sinne ded Wortes. 

Alle Ariftokratien waren, gleih Bern, urfprünglic wol freie Volksſtaaten (Demokratien) 
mit vollfommener Reätögleichgeit ihrer Bürger. Die meiften find dies auch für fich ſelbſt wäh⸗ 
rend ihrer Ylütezeiten in ci Innerften geblieben, und nur in Bezug auf Länder und Unter⸗ 
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thanen, welde fie durch Kriegsglück, Erbſchaft vder Kauf an ſich brachten, ſtanden fie als Ariſto⸗ 
Eratien da. So waren vor Zeiten die Bürgerfihaften ver oberherrlichen Schweizerftädte gleich 
Bern innerhalb ihrer Ringmauern wirkliche Demokratien und fo frei, fo ſtaatsbuͤrgerlich gleich 
unter ſich, als jemals Uri, Schwyz und Unterwalben. Hinwieder waren dieſe letztern in Bezle⸗ 
hung auf ihre Unterthanenlänber fo vollfommen ariftofratifh, ald ed je Bern, Luzern, Baſel 
ober eine andere freie Stabt Deutſchlands und Italiens gewefen fein mag. 

Rom, Venedig, Genua u. a. haben bewiefen, daß die Ariftofratie ebenfo wol zur Grün: 
dung großer Reiche geeignet fei ald die Monarchie. Die ariftofratifche Regierungsform vereint 
in fi Unternehmungdgeift, concentrirte Kraft und Geheimniß einer fürftlichen Regierung mit 
der begeifternden Freiheitsliebe und jeved Opfers ‚fähigen Vaterlandsliebe der Republifaner. 
Solange die Ariftofratie diefe Tugenden und Vorzüge in ſich bewahrt, dauert ihre Blütezeit. 

Die Bürgerfchaft von Bern, welche im Anfange bis gegen Ende ded 13. Jahrhunderts nur 
mit großer Mühe ihre Reichsfreiheit behauptet Hatte, gewann endlich in den ewigen dehden mit 
ihren Nachbarſtaaten Waffengewandtheit, Kriegerftolz und Kriegermuth. Der Sieg am der: 
nerbühel (im Jahre 4294) über die Anhänger des Haufes Habsburg legte den erſten Grund 
zur größern Erweiterung ihres Machtkreiſes. Die Burgen des benachbarten Adels wurden eine 
um bie andere erobert und deren Gebiete dem Gebiet der Reichsſtadt einverlelbt; andere Laud⸗ 
ſchaften wurben durch Kauf oder Pfandſchaft erworben, wenn deren Oberherren Geldnoth lin. 
Jeder Bürger fleuerte dann willig und ftolz dazu von ſeinem Cigenthum. Ein halbes Jahrhun⸗ 
dert folder Thätigfeit reichte hin, Bern mit Furcht oder Eiferſucht fümmtlicher Nahbarfgaftn 
zu umtingen, bie deſſen wachſende Größe fahen. Zum Untergang Bernd verſchworen fand kr 
Nachbarn vereinte Macht den eigenen in der Schlacht bei Laupen (im Sabre 1339), wo fie de 
Todten und Berwwundeten fo viel hatten, als die Reihsftabt mit den menigen Bundesgenoſſen 
kaum Streiter in ihrer Heinen Heerfchar zählte. Glück und Ruhm bahnten dem jungen dr: 
flaat ven Weg zum ewigen Bund mit den freien Walnftätten im Gebirge (1353), benen fd 
Thon Zug, Glarus, Luzern und Zürich angefchloffen hatten. Von da an gehörte Bern zu den 
Eidgenoflen, theilte mit ihnen ale Schiefale und ſtand inmitten dieſer Bundesbrüder gebor⸗ 
gener denn je zuvor. Durch Beute, durch eroberte ober erkaufte Herrſchaften und durqh fait: 
liche Gnaden an Reichthum Rechtſamen und ſtreitbarer Mannfhaft gewachſen und fortwähren 
wachſend, Eoftete es der Eriegerifhen Republik endlich geringere Mühe, in Tpätern Zeiten groft 
Landſtriche zu unterjochen, als in frühern ein armfeliges Raubſchloß. Sie verdoppelte im Jahre 
4415 durch Eroberung des Aargaus die Größe ihres Landgebiets und entriß im Jahre 15% 
dem Herzoge von Savoyen, ver in alter Zeit ihr Schirmherr gewefen, das weite ſchoͤne Baht: 
land am Lemanerfee. 

Die Staatöflugheit ber berniſchen Ariftokratie in jenem Zeitalter iſt nicht minder achtungt⸗ 
würdig als ihre Tapferkeit. Im Zeittaum vor dritthalbhundert Jahren hatte ein Stadtlein 
weldes anfangs kaum über eine Beviertmeile eigenen Bodens beſeſſen hatte, dieſen Raum umd 
Zwei⸗ bis Dreifundertfache vergrößert. (Man berechnete den Flächeninhalt des Cantond auf 
2336 Meilen im Geviert). Es hatte ſich Völkerſchaften ver fruhtbarften Ebenen und ber raue: 
ſten Gebirgsthäler, gewerbige Städte und halbwiide Hirten der Hochalpen unterworfen; Väller: 
haften, verſchieden in Spragen, Sitten, Erwerbsmitteln, geſchichtlichen Erinnerungen u 
bürgerlichen Einrichtungen. Bern wußte fie alle unter feiner Herrſchafi mit ihrem Looſe durh 
die einfache und glückliche Maßregel zufrienen zu ftellen, daß es nichts an Ihren öͤrtlichen einande 
oft entgegengefepten Übungen, Bräuden und.alten Nechtfamen änderte. Die Unterthanen fat; 


ten nicht die altgewohnten Zuſtände, fondern nur den Namen ihrer bisherigen Herrfgaft ge | 


wechſelt. Die Geſammtheit der verſchledenen Landſchaften mit ihren Orbnungen und herföms: 
lien Freiheiten beftand in einem Ouafiföveralismus nebeneinander, und Bern war ber Ant 
ten des Bundesbandeß, dad fie alle zur Einheit verknüpft hielt. In gewöhnlichen Zeiten wurden 
keine Abgaben als die von jeher üblichen erhoben, welche meiftens in Ohmgelbern, Zehnter, 
Grundzinfen, Gandänderungdgebühren u. f. w. beftanden. Der Staat hatte außerdem vom Er 
trage feiner Domänen, vom Monopol des Salzhandels, von Boften, Zöllen u. f. w. mehr all 
hinreichende Einkünfte. In der Menge feiner durchs Land zerftreuten obern und untern Beam 
ten und Angeftellten, fowie imAnfehen der anftändig beſoldeten Geiſtlichen, fand er überall kob⸗ 
oder Schugrebner und umfomehr, da dieſelben indgefanımt oder größtentheils Söhne ber ober: 
herrlichen Stadt waren. 

Die in ber Monarchie ver Ruhm des Throns und die Ehre des Mannes, wie in ber Dent: 





kratie Gleichheit ver ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte und Pflichten, oder in ber Theokratie bie Unver. 
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leptbarkeit des Glaubens dad belebende und bewahrende Princip des Staates iſt: fo iſt es in ber 
Ariſtokratie die Heiligkeit und Unwandelbarkeit altherkoͤmmlicher Rechtsverhältniſſe ber Stände 
und Ortſchaften. Die Ehrfurcht vor dieſen beſtehenden und durch Gewohnheit über alles theuer 
gewordenen Rechtsverhaͤltniſſen mar ſeit ven letzten Jahrhunderten in allen Cantonen ver 
Schweiz fo durchherrſchend und unbezwingbar geworben, daß das Lehen ver Eidgenoſſenſchaft 
ſelbſt darin erftarrte; daß die thoͤrichtſten, oft ſchaͤdlichſten Rechtſame und Freiheiten der Ortſchaf⸗ 
ten, bloße Splitter der Freiheit, für die Freiheit ſelbſt galten; daß, ſtolz und eiferfüdtig auf 
dieſe befondern Rechte, ſich überall Dörfer und Städte, Regenten und Regierte, Cantone und 
Gantone mit argwöhniſchen Blicken beobachteten, und da die weifeften Entwürfe zu Verbeflerun: 
gen, ſei es in ven Öffentlihen Einrichtungen der Gantone ober ihre Bundes, oder in einzelnen 
Dörfern and Städten, jelten oder gar nicht ausführbar waren. Go gefhah, daß zulegt, ım 
418. Jahrhundert, ald fi ringsum das Staatsleben ber übrigen Nationen Guropas edler und 
freier entfaltet hatte, die Schweizer in ihren uralten, einander beſchränkenden und höhnenven 
Berhältnifien und verworrenen Bormen bangen geblieben waren; daß die Eidgenoflenihaft 
unter ben übrigen Staaten Europas gleich einer aus der Vorwelt bemahrten Mumie daftand, 
die Er der erfien Berührung vom Schwert des Fremdlings nothwenbig in Staub zerfallen 
mußte. - 

In Bern warb dad Princip der ariftofratifhen Megierungsform lange Zeit mit Genauig= 
keit beobadptet, daher unter den Patriciern gegeneinander demokratiſche Nechtögleichheit; Hinz 
wieder zwifchen ihnen und ben Unterthanen Unantaftbarkeit des oberherrlichen Rechts der Stadt 
Bern über das ganze Land, andererſeits Unverletzbarkeit ver Rechtfame und Freiheiten der unter⸗ 
thänigen Städte und Ortſchaften. Jede Sünde dagegen, das heißt jede Neuerung (ein Wort, in 
der Arifokratie gleihbebeutend mit Ketzerei in der Theofratie) ward, das fühlte Jedermann, 
zum zerſtoͤrenden Rütteln an den Orunppfellern des Adelsſtaates. Daher konnten feinem Unter- 
tban, und hätte ihn die Natur mit den glänzendſten Eigenſchaften ausgerüſtet gehabt, im Staats⸗ 
und Heerwefen andere ald die tiefften Stellen angerwiefen werden. Hätte man ihn regierungs= 
berechtigten Bürgern ver Haubtflabt einigermaßen gleichgeftellt, fo war der Schritt nicht mehr 
groß zur wölligen Demokratie über den Trümmern ariftofratifher Formen. Als das alte Rom 
fein Bürgerrecht über Italien ausdehnte, ging bie Ariftofratie der Stadt unter. Es mußte von 
da an ein Vollsſtaat over Fürſtenſtaat entfliehen. 

&8 ſchonte Bern mit Huger Vorfiht aus eigenem Intereffe die Rechtſame und Freiheiten 
der unterthänigen Landſchaften. Gewaltthätig vernichtete es Feine derfelben, ed wäre denn etwa 
unter dem Vorwande ver Befttafung geſchehen, bei verweigertem Gehorfam, ober bei einem 
foͤrmlichen Aufftande, wie im Oberhaßli zur Zeit ver kirchlichen Reformation (im Jahre 1528) 
oder im Aufruhr der Bauern im Jahre 1653, als Bern den Werth ver Scheidemünze um bie 
Hälfte herabgeſetzt hatte. Lieber ließ man da und Hier gewiſſe Anſprüche und Ortsrechte nach 
und nad) außer Übung kommen, bis fie vergeflen waren und der Staat in die offene Lüde fein 
hoheitliches Recht einfhieben Eonnte. Denn dies Hoheitsrecht immer mehr gegen die Municipal⸗ 
ftädte und Landſchaften des Cantons, wenn auch langſam, aber um fo ficherer zu erweitern, blieb 
ftehenve Regierungdmarime. 

Diefelbe Marime war auch im Laufe der Jahrhunderte von den vornehmern Bürgergeſchlech⸗ 
tern der Hauptſtadt gegen die übrigen mit Glück benugt worben, ſich erbliche Vorrechte zur Herr⸗ 
ſchaft feftzuftellen. So nur Eonnte fi im Schoofe der Ariflofratie allgemach und Über fie em⸗ 
por jene höhere neue Ariſtokratie von wirkli) „regierenden Bamilien” erheben, deren oben Gr: 
wähnung geſchah, d. i. eine förmliche, nicht durchs Geſetz, ſondern duch Übung und Kunſt ge: 
Ihaffene Dligardjie. Dies war der Höhen: und Wendepunkt des berniſchen Avelsftaates. Bon 
nun an aber ſank er. 

Die midmuthige Eiferfucht ver untern Bürgerclaffen, welche von der Theilnahme am ge= 
meinen Wefen zurüdgedrängt ſtanden, ober fi der Rechte ihrer Altvorbern erinnerten und nur 
durch Gunſt gnäbiger Herren und Obern zu untergeorbneten Ämtern gelangen konnten, bewirkte 
bei ven Herrfchergeſchlechtern jenen pofitifhen Argwohn, jenes ſtrengere Feſthalten an äußern 
Formen, jene richteriiche Härte bei leifefter Berlegung derfelben, wie man überall in Oligarchien 
au finden gewohnt ift, die ihrer Auflöfung entgegenteifen. Man fuchte, was durch Gewohnheit 
ober innern Werth nur noch mühfam aufrehterhalten werben konnte, durch todtes Geremoniell, 
breite Titulaturen, firengere Sonderung der Stände, ſtolzern Ton der Höhern gegen die Unter- 
gebenen zu firmen. Andererſeits bewachte fich die Zahl ber Regierungsberechtigten und ihrer 
Familien wiever gegenfeitig mit der nämlichen @iferfucht, mit der fie von den niedern Bürgers 
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thanen, welche fie durch Kriegsglück, Erbſchaft vder Kauf an ih brachten, ſtanden fie als Ariſto⸗ 
kratien da. So waren vor Zeiten die Bürgerſchaften der oberherrlichen Schweizerſtädte gleich 
Bern innerhalb ihrer Ringmauern wirkliche Demokratien und fo frei, fo ſtaatsbuͤrgerlich gleich 
unter ih, als jemals Uri, Schwyz und Unterwalben. Hinwieder waren biefe legtern in Bezies 
Hung auf ihre Unterthanenländer fo vollkommen ariftofratifh, als es je Bern, Luzern, Baſel 
oder eine andere freie Stadt Deutſchlands und Italiens gewefen fein mag. 

Rom, Venedig, Genua u. a. haben bewiefen, daß die Arifofratie ebenfo wol zur Grün: 
dung großer Reiche geeignet fei ald die Monarchie. Die ariftofratifche Megierungdform vereint 
in fi) Unternehmungögeift, eoncentrirte Kraft und Geheimni einer fürftlichen Regierung mit 
der begeifternden Freiheitsliebe und jeved Opfers fähigen Vaterlandsliebe der Republifaner. 
Solange die Ariftofratie dieſe Tugenden und Vorzüge in fi bewahrt, dauert ihre Blütezeit, 

Die Bürgerfhaft von Bern, melde im Anfange bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts nur 
mit großer Mühe ihre Reichsfreiheit behauptet hatte, gewann endlich in den ewigen dehden mit 
ihren Nachbarſtaaten Waffengewandtheit, Kriegerflolz und Kriegermuth. Der Sieg am den: 
nerbühel (im Jahre 4291) über vie Anhänger des Hauſes Habsburg legte ben erften Grund 
zur größern Erweiterung ihres Machtkreifes. Die Burgen des benachbarten Adels wurden eine 
um bie andere erobert und deren Gebiete dem Gebiet ver Reichsſtadt einverleibt; andere dard⸗ 
ſchaften wurden duch Kauf ober Pfandſchaft erworben, wenn deren Oberherren Geldnoth litien 
Jeder Bürger fleuerte dann willig und ftolz dazu von feinem Cigenthum. Ein halbes Jahrhun⸗ 
dert folder Thätigkeit reichte Hin, Bern mit Zucht oder Eiferſucht fämmtlicher Nachbarſchaften 
zu umtingen, die beffen wachfende Größe fahen. Zum Untergang Bernd verſchworen fand ver 
Nachbarn vereinte Macht den eigenen in der Schlacht bei Kaupen (im Jahre 1339), wo fie der 
Zobten und Berwunbeten fo viel hatten, als die Reichsſtadt mit den wenigen Bundetgenoſſen 
kaum Streiter in ihrer Heinen Heerſchar zählte. Glück und Ruhm bahnten dem jungen drei: 
ſtaat den Weg zum ewigen Bund mit den freien Waloftätten im Gebirge (1353), denen fd 
ſchon Zug, Glarus, Luzern und Züri angeſchloſſen hatten. Bon da an gehörte Bern zu den 
Eidgenoffen, theilte mit ihnen alle Schickfale und ftand inmitten diefer Bundesbrüder geber: 
gener denn je zuvor. Durch Beute, durch eroberte oder erkaufte Herrſchaften und durqh faifer- 
lie Gnaden an Reichthum, Rechtſamen und fireitbarer Mannſchaft gewachſen und fortwährend 
wachſend, Eoftete e8 der kriegerifchen Republik endlich geringere Mühe, in ſpätern Zeiten großt 
Landſtriche zu unterjochen, als in frühern ein armfeliges Raubſchloß. Sie verdoppelte im Jahre 
4445 durch Eroberung des Aargau bie Größe ipred Landgebiets und entriß im Jahre 15% 
dem Herzoge von Savoyen, der In alter Zeit ihr Schirmherr gewefen, das weite ſchoͤne Waadt: 
land am Lemanerfee. { 

Die Staatsklugheit der berniſchen Ariflokratie in jenem Zeitalter iſt nicht minder adhtungk 


würdig als ihre Tapferkeit. Im Zeitraum von dritthalbhundert Jahren Hatte ein Gtäbtlein 


welches anfangs kaum über eine Geviertmeile eigenen Bodens beſeſſen hatte, diefen Raum umd 
Zwei: bis Dreihundertfache vergrößert. (Man berechnete ven Fläheninhalt des Cantond auf 
336 Meilen im Geviert). Es hatte fih Völkerſchaften ver fruchtbarſten Ebenen und ber raufe: 
ſten Gebirgsthäler, gewwerbige Stäbte und halbwiide Hirten der Hochalpen unterworfen; Böll: 
ſchaften, verſchieden in Sprachen, Sitten, Erwerbömitteln, geſchichtlichen Erinnerungen m 
bürgerligen Einrichtungen. Bern wußte fie alle unter feiner Herrſchafi mit ihrem Loofe durh 
die einfache und glückliche Maßregel zufrieden zu ftellen, daß es nichts an ihren Brtlichen einauder 
oft entgegengefegten Übungen, Bräuden und alten Rechtfamen änderte. Die Unterthanen fat: 
ten nicht die altgewohnten Zuftände, ſondern nur den Namen ihrer bisherigen Herrſchaſt ge 
wechſelt. Die Gefammtheit der verſchiedenen Landſchaften mit ihren Orbnungen und herfömm- 
lichen Freiheiten beftand in einem Ouafiföveralismuß nebeneinander, und Bern war ber Kur 
ten bed Bundesbandes, das fie alle zur Einheit verfnüpft hielt. In gewöhnlichen Zeiten wurden 
keine Abgaben als die von jeher üblichen erhoben, welche meiftens in Ohmgelbern, Zehntn, 
Grundzinſen, Gandänverungögebühren u. ſ. m. beftanden. Der Staat hatte außerdem vom Ör- 
teage feiner Domänen, vom Monopol des Salzhandels, von Poften, Zöllen u. f. m. mehr «Hl 
hinreichende Einkünfte. In der Menge feiner durchs Land zerftreuten obern und untern Bea 
ten und Angeftellten, fowie im Anfehen ber anftändig befolveten Geiſtlichen, fand er überall db: 
oder Schugrebner und umfomehr, da diefelben insgeſammt ober größtentheils Söhne der ober: 
herrlichen Stadt waren. 

Wie in der Monarchie der Ruhm bes Throns und vie Ehre des Mannes, wie in der Demo⸗ 
Tratie Gleichheit der ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflicpten, ober in ver Theofratie die Unber 
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legtbarkeit des Glaubens das belebende und bewahrende Princip des Staates iſt: fo iſt es in der 
Ariſtokratie Die Heiligkeit und Unwandelbarkeit altherkömmlicher Rechtsverhältniffe der Stände 
und Ortſchaften. Die Ehrfurcht vor. dieſen beſtehenden und durch Gewohnheit über alles theuer 
gewordenen Rechtsverhaͤltniſſen war feit den legten Jahrhunderten in allen Gantonen der 
Schweiz fo duchherrfhend und unbezwingbar geworben, daß das Leben der Eidgenoſſenſchaft 
felbft darin erflarrte; Daß vie thörichtfien, oft ſchaͤdlichſten Rechtſame und Freiheiten der Ortſchaf⸗ 
ten, bloße Splitter der Freiheit, für die Freiheit felbft galten; daß ,“flolz und eiferfüchtig auf 
diefe befondern Rechte, fich überall Dörfer und Städte, Megenten und Regierte, Cantone und 
Gantone mit argwoͤhniſchen Bliden beobachteten, und daß die weifeften Entwürfe zu Berbefferun- 
gen, fei eö in ven öffentlichen Einrichtungen der Cantone oder ihres Bundes, oder in einzelnen 
Dörfern and Stäbten, jelten oder gar nicht außführbar waren. So geſchah, daß zulegt, ım 
48. Jahrhundert, als fi ringsum dad Staatsleben der übrigen Nationen Europas edler und 
freier entfaltet hatte, die Schweizer in ihren uralten, einanver beſchräänkenden und Höhnenven 
Berhältnifien und verworrenen Formen bangen geblieben waren; daß die Eidgenoffenihaft 
unter den übrigen Staaten Europas gleich einer aus der Vorwelt bewahrten Mumie vaftand, 
die bei der erflen Berührung vom Schwert des Fremdlings nothwendig in Staub zerfallen 
mußte, - 

In Bern ward das Princip der ariftofratifhen Megierungsform lange Zeit mit Genauig: 
keit beobachtet, daher unter ben Patriciern gegeneinander demokratiſche Rechtsgleichheit; Hinz 
wieder zwifchen ihnen und ven Unterthanen Unantaftbarkeit des oberherrlichen Rechts der Stadt 
Bern über das ganze Land, andererſeits Unverlegbarkeit der Rechtfame und Freiheiten der unters 
thänigen Städte und Ortfchaften. Jede Sünde dagegen, das heißt jede Neuerung (ein Wort, in 
der Arifokratie gleichbedeutend mit Ketzerei in der Theokratie) ward, das fühlte Jedermann, 
zum zerftörenden Rütteln an den Orundpfellern des Adelsſtaates. Daher konnten feinem Unters 
than, und hätte ihn die Natur mit ven glänzenpften Cigenſchaften ausgerüftet gehabt, im Staats⸗ 
und ‚Heerwefen andere ald die tiefften Stellen angewiefen werden. Hätte man ihn tegierungd= 
berechtigten Bürgern der Hauptſtadt einigermaßen gleichgeftellt, fo war der Schritt nit mehr 
groß zur völligen Demokratie über den Trümmern ariftofratifger Formen. Als das alte Rom 
fein Bürgerret über Italien ausdehnte, ging die Ariftofratie der Stadt unter. Es mußte von 
da an ein Bolföftaat over Fürſtenſtaat entfliehen. 

Es ſchonte Bern mit kluger Vorfiht aus eigenem Intereffe die Rechtſame und Freiheiten 
der unterthänigen Landſchaften. Gemaltthätig vernichtete e8 feine verfelben, ed wäre denn etwa 
unter dem Vorwande ver Beſtrafung geſchehen, bei verweigertem Gehorfam, oder bei einem 
förmlichen Aufftande, wie im Oberhaßli zur Zeit der kirchlichen Reformation (im Jahre 1528) 
oder im Aufruhr ber Bauern im Jahre 1653, als Bern den Werth der Scheidemünze um bie 
Hälfte herabgeſetzt hatte. Lieber ließ man da und hier gewiſſe Anfprüdhe und Ortsrechte nach 
und nad) außer Übung kommen, bis fie vergeflen waren und der Staat in Die offene Lüde fein 
hoheitliches Recht einſchieben konnte. Denn dies Hoheitsrecht immer mehr gegen die Municipalz 
ftädte und Landſchaften des Canton, wenn auch langſam, aber um fo fiherer zu erweitern, blieb 
ſtehende Regierungdmarime. 

Diefelbe Maxime war auch im Laufe der Jahrhunderte von den vornehmern Bürgergeſchlech⸗ 
tern ber Hauptſtadt gegen bie übrigen mit Glück benugt worben, ſich erbliche Vorrechte zur Herr⸗ 
ſchaft feftzuftellen. So nur Eonnte ſich im Schoofe der Ariftokratie allgemach und über fie em⸗ 
por jene höhere neue Ariftokratie von wirklich „zegierenden Bamilien” erheben, deren oben Er⸗ 
wähnung geſchah, d. i. eine foͤrmliche, nit durchs Geſetz, fondern durch Übung und Kunft ges 
ſchaffene Dligarjie. Dies war der Höhen: und Wendepunkt des bernifchen Adelsſtaates. Bon 
nun an aber ſank er. 

Die mismuthige Eiferfucht der untern Bürgerclaffen, welche von der Theilnahme am ges 
meinen Wefen zurüdgebrängt ſtanden, ober fich der Rechte ihrer Altvordern erinnerten und nur 
durch Gunft gnäbiger Herren und Obern zu untergeoroneten Amtern gelangen konnten, bewirkte 
bei den Herrfchergeſchlechtern jenen politiſchen Argwohn, jenes ſtrengere Feſthalten an äußern 
Formen, jene richteriiche Härte bei Teifefter Verlegung derfelben, wie man überall in Oligarchlen 
zu finden gewohnt ift, die ihrer Auflöfung entgegenteifen. Man fuchte, was durch Gewohnheit 

oder innern Werth nur noch mühfam aufrechterhalten werben konnte, durch todtes Geremoniell, 
breite Titulaturen, firengere Sonberung der Stände, ſtolzern Ton der Höhern gegen bie Unter- 
gebenen zu ſchirmen. Andererfeits bewachte ſich die Zahl der Regierungsberechtigten und ihrer 
Familien wieder gegenfeitig mit der nämlichen @iferfucht, mit der fie von ben niedern Bürger⸗ 
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geſchlechtern beobachtet wurde. Man wollte unter ſich ſelbſt nichts Hervorragendes dulden, fon: 
dern Gleichheit. Nur das Amt gab Ehre, das überwiegende Talent ward gefürchtet. Der durch 
Wiſſenſchaft und Verdienft ruhmreich gewordene Name eines regierungsberechtigten Mithür: 
gerd fonnte nur Neid erwecken und Zurüdfegung ober heimliche Verfolgung des Inhabers zur 
Folge haben. : 

So entwidelte ſich zu Bern unter den verſchiedenen Abftufungen der Bhrgerfchaft widerliche 
Spannung, eine Unbehaßlichkeit des Zuftandes, welche lange Zeit keinen Laut wagte. Aber fie 
herrſchte ſchon feit Anbeginn des vorigen Jahrhunderts, und weder die Treue der Staatöver: 
waltung nod die redlichſte Gerechtigkeitspflege konnte mit vem Zwange ver bürgerlichen Ber: 
hältniffe verfühnen. : a 

Adelsherrſchaft Hat überall mit Prieſterherrſchaft gemein, daß eine wie bie andere durch 
Überlegenheit an Geifteögaben, Einfiten und Reichthümern Ginzelner über die Menge ent⸗ 
foringt und fortvauert; aber nothwendig untergeht, ſobald jene Überlegenheit neben ver 
höhern Bildung und Kenntnig des Volks und neben Gewerbfleiß und Reichthum ber Unter: 
thanen verſchwindet. Darum ſucht die Hierarchie zu ihrer Selbſterhaltung zwar niät ven ir: 
diſchen Reichthum der Untergebenen (denn bie Kirche hat ihn nicht zu fürchten; fie ſelbſt nimmt 
davon freimillig gebotene Opfer in Fuͤlle an), wol aber vie öffentliche Erziehung und Belehrung 
der Menge zu hindern, damit fie am alten Glauben, biefer Baſis ver Prieſtergewalt, feſthalte 
Die Ariftofratie aber fieht ſowol im Wachsthum des Wohlftandes als der Aufklärung ihrer 
Unterthanen gleich gefährliche Feinde. Daher findet man auch Adelsherrſchaft wie Priefer: 
herrſchaft voll gleicher Furcht vor dem emporgehenven Geiſte des Jahrhunderts; beide jieht man 
überall Hand in Hand gegen ihn ind Feld gehen und ſich gegenfeitig unterftügend; beide haben 
aud, wenn ihr Untergang herannaht, als leten, wennſchon zweifelhaften Bundesgenoſſen nur 
den unwiſſenden, eigenthumsloſen Pöhel. Die Monarchie wie die Demokratie, den verſchledenen 
Stufen entſprechend, welche die Nationen im Fortſchriti ihrer Beflttung betreten Eönnen, finden 
dagegen in ber vielfeitigften Entwickelung des gefammten Volks ihr Wohlfein, ihre Stärke; weit 
entfernt, Reichthum oder Cinſicht und Geiſtesbildung der Nation zu ſcheuen, werben biefe das 
großlohnende Ziel ihres Strebens. Darum find die monarchiſche und die demokratiſche Staatt⸗ 
form naturgemäßer, weil fie nicht für ihre Selbfterhaltung zu naturwidrigen Mafregeln Ba: 
flucht nehmen müffen. 

Man bemerkte im Ganton Bern, wie In andern ſchweizeriſchen oder italleniſchen Ariftofra: 
tien, Vernachläſſigung des Volksunterrichts. Die Schulen des Landes blieben ohne Unter⸗ 
Rügung. Dagegen ward in der Hauptfladt für Bildung und Unterricht der Söhne von patri⸗ 
eiſchen und bürgerlichen Familien Fein Aufwand gefpart. Man beſchränkte dem unterthänigen 
Volke nit nur die Preßfreiheit, fondern auch die Leſe- und Lehrfreiheit; erließ Bücher: und 
Zeitungsverbote und warnte vor dem Gift der öffentlichen Belehrung, vor dem Geläfte nad 
„Neuerungen“, vor den „Gefahren ver Aufklärung”. 

Im Allgemeinen herrfchte mäßiger Wohlftand unter ven Landleuten, neßen vieler Armuth. 
Man wagte ebenfo wenig, jenen allzu ſehr zu beförbern, als viefe gründlich zu vermindern. Ran 
gab Anordnungen, den Dürftigen durch Almofen und Armenfteuern in den Gemeinden zu heb 
fen, wodurch nebenbei dad Vermögen ver Hablichern geſchwächt und die Vettelei der Arbeit: 
ſcheuen geförbert wurde. Man ſcheute fi Einrichtungen aufzuheben, durch welche in ben &: 
meinden bie Verarmung fortfritt, Man fah Fabriken und große Manufacturen im Lande mi 
Ungunft und Wiverwillen entfiehen. Man fah nicht ohne Verdruß, der fi in folgen Spott 
Hüllte, dad Aufftreben der freiern Municipalfläbte, wie Laufanne, Aarau, Thun, Burg 
u.f. w. Man häufte als todtes Gut in Schatzkammern Tonnen Goides over Iegte fle in bie Eng 
liſche Bank, flatt ſie dem eigenen Lande fruchtbar zu machen. Statt innere Gebrechen zu heilen 
ſuchte man fie im Glanze einer zur Schau geftellten Magnificenz der Oligarchie vergeffen u 
maden. Es offenbarte fih hier wie in Venedig, Genua und andern ähnligen Staaten, die 
gleiche Art von Staatöflugheit und Handlungsweiſe, die zulegt Altes verderben mußte. ! 

Denn ver überall jich fortbildende Geiſt des Zeitalters ließ ſich nicht beſchwoͤren und bannen . 
Vermoͤgen und Reichthum einzelner Unterthanen nicht vernichten; Verbreitung von Bill 
ſchaftlichkeit und Kenntniß bei dem wohlhabenden Theile ver Cantonsbewohner nicht aufpalten, 
während bie patricifhe Jugend, verindge ihrer Geburt der Verforgung in Stantdämtern fihen 
häufig die ihr gewinmeten Bildungsanftalten vernachlaͤſſigte und dagegen die Orte erfaubter 
oder unerlaubter Luft mit Eifer befuchte. ia 

Auf dieſe Weiſe verlor die berniſche Ariſtokratie zu ihren Unterthanen dad alte Gleichge⸗ 
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wicht, und jener gefürchtete Feind war ſchon ind Innere eingenrumgen, ald man ihm noch 
Mauern und Bollwerfeentgegenbaute. Es blieb fruchtlos, bei fortwuerndem Sittenverderbniß 
der Hauptſtadt die alte Einfalt und Zucht der Vorfahren duch Aufwandgefege und Sitten= 
mandate zu verjüngen, Kleiverorbnungen zu erfünfteln und Die Frechheit der Unzucht mit Ge- 
fegen zu zügeln. Man ftiftete, um den Familienreichthum einigermaßen zu bewahren, Fidei⸗ 
commiffe und Bamilienfiften; aber diefe konnten weder das Berarmen der Einzelnen verhüten, 
no den Wohlftand derer vergrößern, die ſich des Gewerbfleißes fhämten und vorzogen vom 
Regieren zu leben, ober von ffizierftellen in fremden Kriegsdienſte Einkünfte zu haben ge: 
wohnt waren. i 

Eines ver erften furchtbarern Symptome ver noch immer verleugneten Staatskrankheit war 
in der Mitte des vorigen Jahrhunderts (1748) die bekannte Henzi'ſche Verſchwoͤrung. Sie 
warb zu guter Zeit verrathen, und wenn aud nit ganz ohne Gerechtigkeit, doch mit einer an 
Graufamfeit grenzenden Härte beftraft. Man erfuhr zu fpät, daß bie, deren Häupter auf dem 
Blutgerüft fallen mußten, weder Urheber des verwegenen Unternehmens, noch Billiger der dabei 
anzumendenben ruchloſen Mittel geweien waren. 

Died Ereigniß erwedte aber felbft in Bern ernſteres Nachdenken über vie Lage der Ariſto⸗ 
Fratie. Man fing an, einzelne Übelftände zu verbeſſern, den hochfahrenden Ton gegen tiefer= 
ſtehende Mitbürger zu mäßigen, ven Unterſchied zwifchen Adeligen und Bürgerlichen damit zu 
mildern, daß man ber Eitelkeit der legtern geftattete, als Bürger der Haupiſtadt abelige Titel 
zu führen; bie regierenden Geſchlechter nie unter 72 durch Auöfterben vermindern zu laſſen, 
ſondern fle ſogleich durch neue Annahmen zu ergänzen; von Zeit zu Zeit auch von ben reichften 
Unterthanen Ginzenen Ins bernifche Bürgerrecht Zutritt zu gefatten. Aber Grundverbeſſerun⸗ 
gen vorzunehmen warb teils aus Furcht vor allzu großen Erſchũtterungen, theils aus Eigennug 
und Stolz derer nicht gewagt, welde in 1014 bürgerliden Staatsaͤmtern, faft ohne Mühe und 
oft ohne Verdienſt, Anfehen und bequemen Lebensunterhalt gewannen, ungerechnet die, welche 
im fouveränen Rath der Zweihundert dad Land, oder in geiſtlichen Pfründen und Lehrftellen 
Gewiſſen und Meinungen regierten. 

Mithin verharrte dennoch Alles und im Allgemeinen in jenen Zuſtänden, welche für ein 
anderes Zeitalter, für andere Menſchen und andere Bevürfniffe geſchaffen worden waren und 
nun unverfehrt unter Berhältniffen aufrechterhalten werben follten, die ihnen fremd entgegen= 
fanden. Was man noch zum Lobe des alterthümlicden Staatsweſens aufrichtig hervorhob, galt 
weniger deſſen wirklichem Werth, ſondern war Verdienſt und perſoͤnliche Tugend derer, melde 
die Leitung ber Öffentlichen Angelegenheiten hatten. Aber die meiften der Tegtern waren leider 
nicht fowol durch den Geiſt des ihnen gegenwärtigen Jahrhundert, nicht durch das Beiſpiel der 
fortfegreitenden Entwidelung ver Völker und Eräftig entfalteten Fürſtenreiche zu Staatsmännern 
gebildet worden, fondern nur durch Gewohnpeit, herkoͤmmliche Sitte und Übung zum Staats⸗ 
geſchäfte abgerichtet, wie Moͤnche in Klöflern, unbefümmert um die Verſchiedenheit des 18. vom 
8. Jahrhundert, mechanisch die Negel ihres Ordens aus dieſem befolgen. 

Die der erwachfene Mann fih im beibehaltenen Knabenkleide berngt fühlt, fo fühlte ſich 
eine Menge von Bürgern in der Stadt wie im ganzen Canton Bern durch hergebrachte Ord⸗ 
nungen, Einrichtungen und Sagungen befhränft und gedrückt, welde jede freiere Entfaltung 
der Lebensthätigfeit, felbft die Wahl ver Lebensbahn hemmte. Nicht vie Beftimmung, welche die 
Ratur mit ihren Gaben over das Glüd mit feinen Gütern dem Unterthan anwies, konnte die 
feinige werben, ſondern welche Zufall der Geburt feinem Stande anmwied. Der weite Spielraum, 
melden die Freiheit monarchiſcher Unterthanen zur gemeinnügigen Entfaltung ihrer Kräfte ge⸗ 
öffnet Hält, blieb dem Unterthan ver Ariſtokratie verſchloſſen. Daher Reibung und Misbehagen 
zwiſchen ven verſchiedenen Abftufungen der Bürger in der Hauptſtadt, und wieder zwifchen ver 
Haupiflabt und ven aufblühenden Städten des Cantons, und wieder zwifchen biefen und ben 
Bewohnern der Flecken und Dörfer. Weder ward vem Gewerbfleiß großartiger Aufſchwung, 
noch dem Genie und Talent, wenn ihm felbft Europa Bewunderung zollte, angemeſſener Wir⸗ 
kungskreis geftattet. 

Während ſich Ortſchaften, Stände und Privatperfonen eiferfühtig oder felbftfühtig aus⸗ 
einander zogen, und das Gefeß der Oligarchie nicht durch Liebe und Überzeugung des Volks, 
ſondern durch zwieſpaltiges Intereſſe oder durch Gewohnheit allein noch geflügt war, erſchienen 
* Tage der franzoͤſiſchen Stantsummälzung. Da wankte, va brach haltungslos das Ganze 
gufammen. 

Die Regierung von Bern konnte im bevorflehenden Kampfe mit Frankreich un ihr Daſein 
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nur noch mit Zuverläffigkeit auf die Bürger der Hauptflabt, auf die Thätigkeit ihrer Beamten, 
auf die Wirkfamkeit der Pfarrgeiſtlichen und auf die Entſchloſſenheit des von dieſen begeifterten 
Landvolks zählen, welches übrigens in feiner Unwiſſenheit mehr an ven Schug feines Eigen: 
thums und feiner ortlichen Rechtſame, als an Bertheivigung einer Staatsordnung dachte, die 
es nicht kannte, oder an Beſchirmung von Herren und Obern, an denen es bei deren Menge nicht 
mit jener perjönlichen Liebe hing, wie dad Volk einer Monarchie an ver Perſon eines tugend: 
haften Fürſten. 

Bern hatte die Ahnung von Untergange feiner Hoheit. Der Große Rath der Republik 
ſchwankte, mishellig in ſich felber, zwiſchen Maßregeln trogiger Verzweiflung und furätfamer 
Nachgiebigkeit. Waadt und Aargau drohten Abfall. Zu ſpät ward Amneftte für die fon im 
Jahre 1790 verbannten Waaptländer erklärt, welde für Reform ver Staatöverfaflung oder 
für die verlegten Rechte ihrer Stäbte gefprochen hatten. Zu fpät (31. Jan. 1798) vereinigte der 
fouveräne Rath der Zweihundert aus den Unterthanen 52Rrepräfentanten mit ſich, um durch fiedad 
Volk enger an ſich zu ziehen. Zu fpät wurden Heermaffen geſammelt und bewaffnet, um ben 
durch die Waadt und über Biel anrückenden franzöſiſchen Brigaden Widerſtand zu leiften. Aller 
perfönlicde Muth der bernifcgen Milizen konnte ihren Mangel an Kriegszucht nicht erjepen. 

Der ungleiche Kampf Bernd gegen Frankreichs andringende Übermacht begann (2. Ritz 
1798). Verwirrung herrſchte aldbalb im Lager wie im fouveränen Rath der Republik. Die 
Regierung legte, zwei Tage nach Beginn des Krieges, ihre Staatsgewalt in die Hände des Voll 
gieber, und die Hauptflabt eräffnete am folgenden Tage (5. März) ihre Thore den feindlichen 
Siegen, welche nun die vergeblid gefammelten Tonnen Goldes der Schatzkammer zur Grobe: 
zung Ägyptens entführten. Nikolaus Friedrich v. Steiger, der legte Schultheiß des Staxts, ein 
fiebzig jaͤhriger Greis, war auch der legte Held und Mann der altbernijdhen Ariftokratie. Roh: 
dem fein unbeugfamer Muth nichts mehr im Rath der Zweihundert vermodjt hatte für den Ruhm 
des alterthümlichen Staats zu leiften, weihte ex ſich im .echtritterlichen Geiſte der Ahnen vem 
Tode fürs Vaterland auf dem Schlachtfelde. Und als ihn auf dem Wahlplage im Grauhol,z auf 
der Tod vermied, zog er freiwillige Berbannung in fremdes Land dem Leben auf dem entweihten 
Boden der Altoordern vor. Erfah fein Bern nicht wieber. 

Aufgelöft in dle Maffe einer Helvetiſchen Republik, in welcher Waadt, Aargau, Oberland 
und Bern mit ben nächften Bezirken befonvere Beftandtheife oder Cantone bildeten, Bern felit 
einige Jahre lang Hauptſtadt der Schweiz war, verloren ſich die Schickſale dieſer Veſtandtheile 
in den Schiefalen der übrigen ſchweizeriſchen Landſchaften. Bon Seiten der vormals patriciſchen 
Familien fehlte es indeſſen nicht an fortwährenven Aufftiftungen. Parteien ftanden gegen Par: 
teien, bi8 Napoleon zu Paris (Hornung 1803) zwiſchen ihnen vermittelte. 

Wie die übrigen Gantone, unterwarf ſich Bern dem Sprude be Vermittlers; dad Voll 
um fo lieber, weil alle Vorrechte ver Hauptſtadt und des Patriciats ausgelöfcht blieben. Aargau 
und Waadt, ſchon im Jahre 1798 vom Canton Bern abgetrennt, empfingen unter eigener Ber: 
faffung felbftändiges Staatsleben, glei ven andern Beftanptheilen des Bundesvereins der 
Schweiz. Die Familien der alten Oligarchie ergaben ſich murrend zwar in ein Schickſal, dem ft 
weder irgendein Recht noch irgendeine Gewalt entgegenfegen konnten. Aber fie gaben ſowenig 
Wunſch als Hoffnung zu einem allgemeinen Umſchwunge der Dinge und zur Wieverauferftehung 
ihrer vormaligen Herrlikeit auf. 

Daher, als das Waffenglück von Napoleon’8 Bahnen endlich wid und die Heere ded ver: 
Hünbeten Welttheils ven Rheinufern und Schwelzergrenzen nahten (1813), wurden bie Hof 
nungen ver Miövergnügten lebendiger, ihre Entwürfe verwwegener. Die breitägige Völfer: 
ſchlacht in den Feldern von Leipzig follte, mit der Befreiung Europas von einer Univerfal: 
monardjie, bie reihöftäbtifhen Majeftäten der Schweiz Herftellen. Einzelne Männer, aus Adels 
geſchlechtern von Bern und Graublindten, in Waldshut vereinigt, pflogen ohne Vorwiſſen der 
Tagfagung mit dem Oberfeloheren ver dſterreichiſchen Truppen Verkehr und betrieben ben 
Ginmarfeh derſelben in die Schweiz, bie, vergebens in Waffen, ihre neutrale Stellung feierlih 
proclamirte. 

Der Cinmarſch der Oſterreicher erfolgte; es war nur um friedlichen Durtchzug derſelten 
nach Frankreich zu thun. Aber anders ſpiegelte die ariſtokratiſche Partel in Stänten und Ländem 
den Zweck vom Erſcheinen dieſer Heerhaufen vor: es můſſe die Eidgenoſſenſchaft nach den Grund: 
fügen des vorigen Jahrhunderts wieberhergeftellt werden. Sobald man in Bern bie dahaen 
Sfterrelchs erblickte, warb die Napoleoniſche Vermittelungsurkunde vernichtet, bie Regierung 
geforengt, eine proviforiſche aus dem Patriciat Hingeftellt, welche alsbald die Untermürfigkei 
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der Gantone Aargau und Waadt ſowie Rechenſchaft von deren Regierungen über ihre bißherige 
Berwaltung foverte. Waadt und Aargau wiefen, flatt der Antwort, 20,000 Bayonnete, die 
gegen den unbefonnenen Stolz der Stabt Bern oder ihrer neuen Herren gerichtet waren. Bern 
erſchrak. Selbſt im eigenen Kanton ward Unrufe laut. Die Thäler des Oberlanded geriethen 
in Bährung (Auguft 1814). 

Die Einfiht3vollern unter ven Patriciern, welche fih unter dem Schreien fremder Waffen 
des Staatsruders bemãchtigt hatten, erfannten bald, Die Zeit zur Erneuerung unbebingter Ober- 
herrlichkeit ſei noch nicht gekommen; man müfle glimpflic) verfahren, dem Volke ſcheinbar einige 
Rechte laflen, in deren Genuß es zehn Jahre lang ſich glücklicher gefühlt als fonft in Jahrhun⸗ 
derten ; man müffe es nach und nad von einer Freiheit entwöhnen, die ſchon Lebensbedürfniß 
geworbenwar. Alfo warb die ehemalige Berfaflungsform des Cantons mit Schultheiß und Rath 
der Zweihundert au regierungsberechtigten Bürgernder Stadt Bern zwar wiederhergeſtellt, doch 
mitmanderlei Milverungen ; aud) dem Rath der Zweihundert noch eine Anzahl von 99 Mitglies 
dern aus Städten und Landſchaften des ganzen Cantons beigefügt. Diefe legtern, als eigentliche 
Stellvertreter des Volks, konnten freilich vem Willen der patricifhen Geſchlechter nie, oder nur 
ſchwach widerftehen. Das ward durch ihre geringe Zahl ſowol als durch ihre Wahlart verhütet. 

Wie in Bern, fo herrſchte von nun an In ben übrigen Gegenven der in ſich zerriffenen 
Schweiz Verwirrung und Parteilampf im Innern der Cantone und der Cantone widereinan⸗ 
der ſelbſt. Mehrmals drohte allgemeiner Ausbruch des Bürgerkrieges, bis ver in Wien ver- 
fammelte Congreß der verbündeten europäifchen Mächte ven Haber durch Vermittelung ausglich 
und endete (20. März 1815) und Bern für den Verluft von Aargau und der Waadt mit dem 
größten Theil der ehemals biſchoͤflich baſelſchen Lande entfchänigte. 

Aber die Voͤlkerſchaften ver Schweiz, deren Kreiheitäurfunden fo. gemaltfam und ſchmählich 
zerriffen waren, mochten bes erlittenen Unrechts nicht vergeffen; und um jo weniger, je weniger 
die neuen Machthaber e8 der Mühe werth zu halten ſchienen, es vergeffen zu machen. Die alte 
Heimlichkeit, der alte Titelprunf, die alte Glanzſucht, die alte Willkür ver vor Jahrzehnden er 
loſchenen Regierung trat wieber hervor: aber der alte demuthsvolle Untertganengeift war mit 
der alten Unwiſſenheit und gänzlichen Erfahrungslofigkeit des Volks in ſtaatsbürgerlichen Din⸗ 
gen verſchwunden. Vergebens drückte Bern die Freiheit ver Prefle niever. Das Volk las, nahm 
am Schidfal der übrigen Cidgenoſſen theil, beurtheilte die Gebrechen ver Regierung, die Män= 
gel ver Gefege, die Handlungsweiſe herrijcher Beamten. Weitaus im Mehrtgeil ver ſchweizeri⸗ 
ſchen Gantone und der Gefammtbenölferung der Schweiz war und blieb das Verlangen nad 
Grundverbeſſerung der Staatseintihtungen laut. Die gefeggebenven Räthe einiger Gantone 
ſelbſt fogar leiteten folhe Reformen ein. Nur aus Scheu vor Cinmiſchung fremder Mächte wagte 
man hier weder Vollendung deſſen, was noth that, noch anderswo das Beginnen. Die neuen 
Ariftokratien hinwieder, ohne alle Wurzel im vaterländifhen Boden, blieben mit unverbürgser 
Zuverfiht auf ausländifche Stügen gelehnt. Die parifer Juliwoche (1830) aber erſchien und 
brach diefe Zuverſicht. Die europäifhen Mächte hatten ven Blick auf höhere Angelegenheiten zu 
werfen denn auf bie für ven Welttheil fehr gleichgültigen Verfaſſungsſachen einiger Schweizer⸗ 
cantone. Dad Volk Hier, von der Furcht auswärtiger Einmifhung erlöft, foderte von feinen 
Großen und Kleinen Räthen Reform der Staatögrunngefege. Gernwillig oder widerwillig warb 
das Berlangen erfüllt. Nur zu Bern fträubte ſich noch das Patriciat, feine Gegenwart und Zu= 
Zunft wie einen Nebel vom Windſtoß verſchwinden zu fehen. Das Land, in zorniger Bewegung, 
drohte ver Hauptftabt. Die Regierung zog vergebend Truppen an fi zur Handhabung Men 
licher Ordnung. Es waren diefe Truppen Söhne des Volks. Sie wollten nicht wider ihre Bä- 
ter flreiten. Selbſt die Bürgerſchaft Berns, ohne Neigung, fid den Intereſſen von Patriciern 
aufzuopfern, troßte Gewalt gegen jenen Gewaltſchritt ver Regierung. Cine Volksverſammlung 
von mehr denn 1000 Männern aus allen Thälern des berniſchen Gebiets erklärte von Mün= 
fingen aus (10. Jan. 1831), einem Dorfe zwiſchen Bern und Thun: würde der Wunfc des 
Landes nicht vom Großen Rath auf gefeglihem Wege erfüllt, werde ed auf ungefeglihem ge⸗ 
ſchehen müffen. Die Ariftofratie, erſchrocken und fhon zerworfen in ſich felber, wich dem Gebote 
des Landes, berief einen Verfaſſungsrath, ven die 27 Amtsbezirke des Staats felber wählten, 
und haudte in einer Proclamation mit ihrem Verdruſſe ihr Leben aus. -Ungeliebt und ungelobt 
vom Volk, war ihr legter Hauch ein beſcheidenes Selbſtlob. 

Das neue Grundgeſetz ber Republik, im Juni 1831 vollendet, durch Die Volksſtimme feier⸗ 
lich genehmigt, gab, nad) dem Beifpiel aller andern Gantone, dem Staate BETEN Borm, 
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mit vollfommener Gleichheit der Rechte und Pflichten der Staatsbürger in Bezug auf das ge 
meine Welen. Die Uverfammlungen der Gemeinden ernannten das Wahlcorps ihrer Vezirke; 
viefe aus allen Bürgern des Landes 200 Stellvertreter deſſelben im Großen Rath, ber fd mn 
40 andern nach feiner freien Wahl vollzählig machte und aus eigener Mitte als vollziehende 
Behörde den Regierungsrath unter Borig eines Schultheißen aufflellte. Berfaffungsmäfig 
wurden Befugnifle und Machtbriefe der drei Höhften Staatsgewalten getrennt. 

Die in den Geſchäften erfahrenen patricifhen Staatsmänner und Beamten zogen fid meift 
nun von ihren Amtern grolfend zurüd, während ſich einige wol auch die Erwäßlung zu Amtern 
nur darum gefallen ließen, um jhre Stellung zur Untergrabung der neuen Ordnung der Dinge 
gu benugen. Die neue Regierung, zujammengefegt wenn auch aus Eenntnißvollen, doc ihrem 
Geſchäftskreiſe noch fremden Männern, jah ſich alfo gendthigt, vie Beamten in Staat und Heer 
oft aus minder tüchtigen, doch volkstreuern Perſonen zu wählen, oder erfahrene Männer aus 
andern Cautonen zu berufen, over fähigen Fremden Anftellung zu ertheilen.. Es iſt feinedwegd 
zu leugnen, daß von beinahe allen Regierungen der regenerirten Kantone gerabe bie bemifße 
in den erfien Jahren die meiften Schwäden zeigte und die größten Bldfen gab. Auch war die 
ariftofratifche Partei eifrig bemüht, von ven Miögriffen der neuen Regenten Ruten zu ziehen. 
Im Auguft 18352 wurde fogar eine foͤrmliche hochverraͤtheriſche Verſchwoͤrung zum Umſturz der 
neuen Berfaffung entvedt. Darüber entfpann fid ein langer Hochverrathsproceß, der abet nach 
der Flucht der Hauptführer ind Ausland nur zu dürftigen Ergebniffen führte. Alle dieſe wa: 
tionären Verſuche der patricifchen Partei hatten indeffen nur die Folge, daß die neue demokra⸗ 
tifche Ordnung der Dinge immer tiefere Wurzel im Volke faßte, daß ſie mehr und mehr von 
allen Schladen der Reftaurationsperiove gereinigt wurde. 

Diefe Andeutungen mögen zum lebensgeſchichtlichen Umriß eines einen Staates dienen, 
der im Zeitraum von 700 Jahren alle Phafen der republifanifhen Form durchlief und, ausge 
gangen von der freien Gemeinſchaft gleichberechtigter Menfchen, die für Sicherheit in einen bir: 
gerlichen Berein zufammengetreten waren, erſt reichsſtädtiſche Bildung annahm, dann aus der 
naturgemäßen Aciftofratie ſich in eine erfünftelte verlor; endlich, eingezwängt in die flarım 
Bande ver Dligarchie, diefe mit verjüngter Kraft des reifern Alters fprengte und die dreiheit, 
welche das Alterthum genoß, in eblerer Geſtalt zurücknahm. H. gſchokke. 

Bern ſeit 1846. Nächſt Graubündten iſt Bern ver größte Canton der Schweiz. Auf 
einem $lähencaume, der nad) abweichenden Angaben 119 — 121 over 128 AM. beträgt, früher 
aber allzu hoch auf etwa 175 AM. geſchaͤtzt wurbe, Hatte der in 30 Amtsbezirke getheilte Can: 
ton nad der eidgenoͤſſiſchen Volkszählung im Jahre 1850 eine Bevölkerung von 458,301 Ser: 
len. Während eined vorhergehenden Zeitraums von etwas über zwölf Jahren belief fidh durch⸗ 
ſchnittlich ihre jährliche Vermehrung auf 4058 ober 1: 407. Aus den fyätern Jahren, die zum 
Theil eine Periode der Roth und Theuerung umfaffen, liegen zwar noch Feine nähern Angaben 
vor; doch laſſen einige Anzeichen bereits fließen, daß bie hiernach eingetretene Verminderung 
ded Zuwachſes der Bevdikerung nicht fehr erheblich war. Ein folder Zuwachs von nahebei 
ein Procent deutet auf noch wefentlich gefunde Zuflände; während anderswo, wie in Frankreich, 
Belgien, einem großen Theile von Deutſchland u. f. w., außer zahlreichen weitern Symptomen 
auch ver immer mehr erlahmende Gang der bisherigen Benölkerungszunahme auf dad Heran: 
nahen einer ſchweren focialen Krankheit hinweiſt, die ihre gefährlihften Krifen, falls mid! 
zeitig genug das Übel an der Wurzel angegriffen wird, in einer nicht fehr fernen Ju 
kunfi Haben dürfte. Bon der Befammtbenölkerung des Gantons find 403,768 Proteftan: 
ten, 54,045 Katholiken, die hauptfählih in den fett 1815 mit Bern verbundenen Jura: 
bezirken des ehemaligen Fürſtbisthums Bafel wohnen, und 488 Juden. Schon aus dem Be 
hältmiffe viefer Zahlen und dem großen Übergewicht der Reformirten ergibt ſich, daß hier dir 
Unterſchiede des Glaubensbekenntniſſes nit im gleichen Maße auch eine politifche Bedeutung 
haben koͤnnen, wie etwa in St.-Gallen und andern Cantonen; wo fich in noch nicht voͤllig 
vermittelten Gegenſäten bie Bekenner beider Gonfefflonen nad) numeriſch gleichern Maſſen ein: ' 
ander gegenüberſtehen. Nur vorübergehend, namentlich zur Zeit der Badener Conferenzbe 
ſchlüſſe, aber kaum noch während der Jefuitenfämpfe waren es die von der confeſſionellen Zwie· 
tracht geborenen Zerwürfniſſe, welche im Zuſammenhange mit gleichartigen Erſcheinungen it 
andern Theilen der Schweiz auch in Bern bie ganze Staatskraft und Staatsklugheit zum Ziorde 
der Bewältigung folder Zwietracht in Anſpruch genommen hatten. Sonft aber und ſeitdem iR 
der confeffionelle Hader nie mehr in gleicher Weife ausſchließlich in den Vordergrund getreten, 
und e8 war vielmehr die Verſchiedenheit ver politiſchen und focialen Anſchauungen und Inter: 
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een, wonach ſich die oft in ſchneidender Schroffheit einander entgegenftehenven Parteien grup⸗ 
yiten. Obgleich alfo ver Wiener Congreß aus ven Ziegel feiner willkürlichen politifchen Um⸗ 
ſchmelzungen einen Canton Bern hervorgehen ließ, der ſehr verſchieden war von dem vor ber 
Helvetiſchen Republik beftandenen, fo blieb doch auch diefed neue, wie fünf Jahrhunderte lang 
das alte, Bern ein Staat, der mit feinem ganzen Öffentlichen Leben und Streben nur im fhwei- 
zeriſchen Boden wurzelt, während noch andere Gantone bis zur Stunde zwiſchen cis⸗ umd ultra⸗ 
montanen Tendenzen hin⸗ und hergeworfen werben. 

Die große Mehrheit ver berner Bevölkerung gewinnt ſich in unmittelbarer Benugung von 
Grund und Boden durch Aderbau und Viehzucht nicht blos die Mittel zu ihrer Ernährung, 
fonbern aud zu einem foliven und bis in die neuere Zeit mäßig fortſchreitenden Wohlſtande. 
Bern gehört zu den nicht ſehr zahlreichen landwirthſchaftlichen Gantonen, die in guten Jahren 
das zum Bedarf nöthige Getreide, die zumeilen auch über ihren Bedarf erzeugen. Aber nicht 
überall, am wenigften in den rauhen Gebirgsgegenden des Oberlandes und des Jura, nährt der 
Boden die wachſende Zahl ver Bewohner, und hier wie dort hat denn auch hauptſächlich die er⸗ 
finderiſche Noth einige neue Induſtriezweige in Betrieb gefegt. Dahin gehört die Strohfled= 
terei, die indeffen weniger ald in einigen benachbarten Gantonen zu geveihen ſcheint. Wichtiger 
iſt die feit etwa ſechs Jahren im Oberlande eingeführte Fabrikation von Parqueterie. Diefer 
Gewerbszweig ſchloß fi in natürlicher Entwidelung der im berner Oberlande fon lange ein= 
heimischen Verfertigung jener weltberühmten Holzſchnitzwaaren an, bei der fich fo oft nicht blos 
eine vollendete techniſche Bertigkeit, fondern auch ein echter künſtleriſcher Sinn offenbart. Dem⸗ 
felben Gebirgslande mit feinen oft zierlichen und keineswegs ungefunden Holzhäufern ift noch 
eine biöher nur in Paris betriebene, jenen erwähnten Induſtriezweigen verwandte Fabrika⸗ 
tion von leicht transportabeln, wohlfeilen und gefunden Wohnhäufern für Arheiterfamilien 
entfprungen. Damit ift eine Betriebſamkeit angeregt, die wahrſcheinlich eine große Zukunft 
bat, weil fie einem ſtets bringlicher gewordenen und in den mannichfachſten Formen zu befrie- 
digenden Bedürfniffe entgegenfommt, worauf der fonft fe rege Erfindungsgeift der Neuzeit noch 
lange nit die gebührende Rüdficht genommen hat. Veſonders ſchwunghaft iſt auch die feit 
etwa 15 Jahren aud Neuenburg in den berner Jura verpflanzte Fabrikation von goldenen und 
Flbernen Uhren Hauptfählih in Biel, im St.:Immerthal und in Pruntrut. Ungeachtet ihrer 
neueften Verbreitung hat indeſſen dieſe merkwürdige Inpuftrie, die auf einer weit getriebenen 
und hoͤchſt verfländig organifirten Iheilung und Wieververbindung der Arbeit beruft, vie 
Grenzen des ſchweizeriſchen Jura noch nicht überfehritten; fie ſcheint in ähnlicher Wetfe, wie die 
ihr verwandte Fabrikation der Schwarzwälder Uhren, noch für längere Zeit auf eine beſtimmte 
Gebirgsgegend von beftimmt ausgeprägtem Charalter beſchränkt zu bleiben. Daraus läßt fi 
jedoch keineswegs fließen, daß das Bebeihen folder räumlich abgegrenzten. Induſtriezweige 
durch fpecififche Naturanlagen ver Bewohner gemwifler Gegenven bebingt fei; ob es ih glei 
genügend erklären läßt, daß in den rauhen und unftuchtbaren Hochthälern des Jura die einmal 
dahin verpflanzte Uhrenfabrikation beſonders leicht gebeihen konnte, weil die Ausfiht auf Ers 
werb einen wachſenden Theil ver Bevölkerung dazu beftimmte, fih an ber zu allen Jahreszeiten 
möglichen Arbeit zu betheiligen, und weil dieſe zunehmende Betheiligung bie zunehmende Theis 
bung der Arbeit, ſowie mitteld derfelben die veichere Entfaltung ded neuen Betriebszweigs zur 
nothwendigen Folge hatte. Diefe ind Große getriebene Uhrmacherei wirft trog der wachſenden 
Goncurrenz noch immer einen Arbeitölohn ab, der fogar unverhältnißmäßig hoch ift im Ver⸗ 
gleiche mit andern Beruföthätigfeiten, die Eeinen geringern Grad von Anſtrengung und techni⸗ 
ſcher Fertigkeit erfodern. Auch im bernifchen Jura geht indeſſen noch allzu oft mit dem verhält- 
nigmäßig leichten Erwerb die leichtfertige Verſchwendung des Erworbenen Hand in Hand. 

Wie in der ganzen Schweiz, mit Ausnahme weriger Cantone, deren Zahl ih immer mehr 
verringert, fo iſt im Canton Bern ein achtungswerthes Streben für Verbreitung einer ven 
Geiſt befruchtenden, einer die Sitten mildernden Vollsbildung zu gewahren. Die Sorge des 
Staats wendet ſich in gleicher Weife den höhern Unterrichtöanftalten wie dem eigentlichen Volks⸗ 
ſchulweſen zu. In der gefammten Schweiz belaufen ſich die jährlichen Gefammtausgaben bes 
Staats, alfo der Cidgenoſſenſchaft und der einzelnen Gantone, auf beiläuflg etwa 4 Mil. Er. 
für das Unterrihtöwefen und auf ebenfo viel für das Militärweſen. Ähnlich iſt das Verhältniß 
in Bern, wo 1856 für den Unterricht eine Ausgabe von etwas über 622,000, für die Miliz 
von etwas über 697,000 Fr. veranlagt war. Unter den Monarchien des europãiſchen Feſt⸗ 
Landes mit ihren ſtehenden Armeen ift faum eine einzige, die nicht jaͤhrlich ie zur 
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Bevölkerung wenigſtens drei mal joviel für ihr Heerwefen ausgibt, und fid eben dadurch außer 
Stande fegt, für Die Zwecke der Volksbildung mehr verwenden zu können, als höcftens ein 
Viertheil der in der Schweiz und insbeſondere im Ganton Bern bafür verwendeten verhaͤltniß⸗ 
mäßigen Summe. Auch find die guten Früchte jener Staatöforge überall bemerkbar und um fb 
weniger allzu gering anzuſchlagen, als vie eifrigere Pflege ver geiftigen Volksintereſſen, ie der 
frühern ariſtokratiſchen Regierung nit im mindeſten am Herzen lag, durchaus nur ver erfl feit 
41830 begonnenen demokratiſchen Periode angehört. Überdies hatteBern vor andern Gantonen 
beſonders große Hinderniffe zu überwinden, um für bie Ideenſaat der Neuzeit jene tiefern 
Furchen zu ziehen, worin fie Hi8 zum freubigen Aufblühen vor zerftreuenden Sturmen geborgen 
lag. Es bedurfte einer mühenollen Arbeit in einem zwar fruchtbaren und ſchweren, aber auf 
ſchwierig zu bebauenven Boden. Der Beift ver berner Bevölkerung hat etwas Hartes und Trocke⸗ 
ned, der an gleich zähen Wurzeln dad einmal überlieferte Gute und Schlimme, die echliche 
Wahrheit und das erbliche VorurtHeil fefthält. Dies gilt befonders von dem ven Hauptkern ter 
Einwohnerſchaft bildenden Landvolke in jenen Theilen des alten Bern, deſſen Sitten und Un 
fitten einen fo unnachahmlichen Darfteller an Bigius gefunden hatten, der felbft auch durd bie 
ekgenthümlichen Vorzüge und Mängel feines großen Talentd das ſcharfe Gepräge des Bemer- 
thums vom echten Schrot und Korne an fi trug. Diefes Eigenthümliche beſteht in durchdrin⸗ 
gendem Scharfblice für dad Zunächſtiegende und in freiwilliger Selbftbefchränfung auf einm 
engen Geſichtskreis; es befteht aber auch in einer heimatftolzen Selbſtgenügſamkeit, die dad ört: 
lich Gewordene als ein für alle Zeit Vollendetes feftzuhalten, die im ewigen Wechfel ringe um: 
her beim Alten beharren zu können wähnt. Gerade in unferer Zeit find jedoch durch Millionen 
Fäden die Schickſale der Nationen fo ineinander geflochten, daß ſich beſonders jedes Kleinere 
Volk, das nicht aus freien Stüden mit den vorwärtseilenden Völkern gleihen Schritt haften 
mag, durch fein Zögern nur der Gefahr ausfept, zu eigenfler Marter dennoch fortgeriffen und 
endlich politiſch todtgefhleift zu werden. Diefes Loos fland auch Bern bevor, hätte das alte 
felöftgenügfame Bernertfum im. Rampfe mit den einpringenden Elementen ver meuzeitliden 
Bildung einen jener Siege erfochten, der verberblicher als jene Nieberlage tft. Doch war diefer 
Kampf Hartnädiger und wurbe mit größerer perfünlicher Leidenſchaftlichkeit als in ven meiſten 
andern Gantonen geführt. Mitten unter den Reibungen ver politifhen Partelen Eonnte auf 
das feit 4850 mefentlih umgeftaltete und allen Glaflen der Bevölkerung zugänglich gemachte 
Unterrichtömwefen lange nicht zur reihften Entwickelung gelangen, und noch in ven legten Jahren 
war es bie Schuld des Parteihabers, daß die fo wichtige Leitung des Lehrerfeminars ben tüd: 
tigen Händen, denen fie feit Jahren anvertraut war, wieber entriffen wurde. So unerguidfih 
aber mande Erfheinung im unvermeidlichen Gefolge dieſes Barteilampfes war, einerfeit bie 
leidenſchaftliche und mitunter fragenhafte Verbiffenheit einer förrigen Ariftofratie in die ver: 
witterten Reliquien ihrer frühern Herrlichkeit, andererfeitö die gefpreigte Halbbildung eines mit 
den ſchreiendſten Farben oberflächlich angeftrichenen Radicalismus: fo muß doch jeder Unbefan⸗ 
gene eingeflehen‘, daß bie oft noch rohen Fauſtkämpfe auf der Arena des neuen öffentlichen kr: 
bens gerade für Bern faft unumgänglich nothwendig waren, damit es enblich vie Parteien lern: 
ten, fi gegenſeitig Maß zu halten, damit fie endlich zur Überzengung kamen, daß bie Cinen 
wie die Andern nur im einträhtigen Zufammenwirken für das wirkli Gemeinnügige wie im 
Innern fo aud) dem Auslande gegenüber etwas zu bedeuten vermögen. Im der Schweiz hatte 
überhaupt vie brauſende, aber ungehemmt und darum gefahrlos verlaufende Gährung aller 
Glemente in Staat, Kirche und Geſellſchaft, obgleich wie überall hier manche hohle Blaſe auf: 
geworfen wurde, einen ganz andern Sinn und eine völlig andere Wirkung als im monarchiſchen 
Auslande, wo ver Rückſchlag der Reaction den Staat und die Geſellſchaft fogar noch weiter ald 
zum Ausgangspunkte der Erhebung zurüdgefäleubert hat. Die ſchweizeriſche Gaͤhrung Hin: 
gegen, bie von der officibſen und amtlichen Zeichendeuterei des Auslandes als Tod und Auflö: 
fung bringende Anardie verſchrien wurde, war zugleich ein Läuterungsproceß; fie war ein zwat 
befhleunigter, aber der Logik der Geſchichte weſentlich entſprechender ftufenmweifer Kortfchritt des 
ſchweizeriſchen Einzelſtaats von der Ariftofratie zur Demokratie, ſowie des eidgenöſſiſchen Staa: 
tenbundes zum Bundesſtaate. Und während bie Formen eines neuen Staatsrechts gemonnen 
wurden, drang gleichzeitig inmitten jener fogenannten ſchweizeriſchen Wirren, die einige Duhende 
biplomatifher Noten fo überflüſſigerweiſe zu beiammern befliffen waren, ein verjimgenbet 
Geiſt in die freiern Formen; er rief ein Volksleben wach, das jegt ſchon nad) dem furzen Zeit: 
raume eines Vierteljahrhunderts die neue Schweiz mit einer verhaͤltnißmaͤßig fo großen Mat, 
Wohlfahrt und Bildung ausgeflattet Hat, daß dadurch wol der Nein ver Nachbarvoͤlker von dem 
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Augenhlide an erweckt werben mag, ald denſelben die ſchweizeriſchen Zuftänve nicht mehr bis 
zun Werzerrung entftellt vor Augen gehalten werben. 

‚In diefer merkwürdigen und erfolgreichen Bewegung war Bern, ald der mächtigſte und bes 
sölfertfie Sonverftaat, zugleich ver eigentliche Schickſalscanton, ob ſich gleich in einzelnen Mo⸗ 
menten das 2008 ber gefammten Schweiz vorübergehend an andere Gantone zu Enüpfen ſchien. 
Er Hat feine Heftigften Kriſen wol jegt überflanden, und vie feit 1854 zu Stande gebrachte Bus 
fion der Parteien ſcheint um fo weniger ein blos fauler Friede, ats diefer Verſchmelzung ein mit 
wechſelndem Glüd geführter Kampf ver Meinungen und Intereffen vorangegangen war, ber 
ſich durch alle Schichten der Gefellfhaft gezogen hatte. Nachdem fi) ver größte Theil der Ari- 
Rofratie von allen Amtern, auch von ven Lehräntern grollend zurüdgezogen, war man nad 
Errichtung der neuen Hochſchule zu Bern im Jahre 1834 um fo mehr genöthigt, auch fremde 
Lehrkräfte zu Hülfe zu rufen. . Unter dieſen waren es beſonders die beiden aus dem Herzogthum 
Raffau in Die Schweiz eingemanderten Brüder Ludwig Snell (geft. 1854) und Wilhelm Snell 
(geft. 1851), welde, ver Erſtere während kürzerer, der Zweite während längerer Zeit, einen 
beveutfamen politifhen Einfluß auch im Ganton Bern ausübten und der berner Prefie einen 
lange unverjlegliden Stoff zu Rede und Gegenrebe darboten. Gegen dieſe beiven Männer, die 
früher fon für die Einführung und erfle Geflaltung der Gantonalverfaffungen zu Anfange 
der dreißiger Jahre thätigfl mitgewirkt hatten, die ſich in allen Lebendlagen als höchftes-Kleinob 
die volle Unabhängigkeit der Gefinnung zu bewahren gewußt, richtete ſich in erfler Linie der 
Haß der an ber Stelle ver alten Ariſtokratie zeitweife zur Herrſchaft gelangten fogenannten 
Dorfmagnaten, der Notabilitäten ver mittlern Landſtädte, die auch ihrerſeits mehre energifche, 
talentvolle und ehrgeizige Männer in ihrer Mitte zählten. Es verſchlägt wenig, ob und wie 
weit in dem mit Erbitterung geführten Streite diefe oder jene befondere Anſchuldigungen, 
die ſich die Parteien einander in die. Zähne gefchleubert, mehr oder minder gegründet oder völlig 
grunvlos waren. Bemerkenswerth war es dagegen als das Zeichen einer bereits heranbrechen⸗ 
den neuen Zeit und neuen Bildung, daß ſich gerade in Bern, pas im ftolzen Rückblicke auf feine 
beveutfame Vergangenheit fo nahe daran war, ſich einer für den Canton und die ganze Schweiz 
gefährlichen politiſchen Selbftgenügfamfeit in die Arme zu werfen, eine Schar begeifterter und 
treu ausharrender Anhänger und Schüler um die genannten Männer fammelte, daß fie der 
Mittelpunkt einer eigenen Partei wurden, und daß während einer Reihe von Jahren ver Partei⸗ 
name der „Naflauer” aufein ganzed Syſtem von Anfhauungen, Meinungen und Beftrebun= 
gen Hinmwies, dad ſich teog allen zähen Widerſtandes immer weitere Bahn gebrochen hat; daß fie 
es hauptfägli waren, welde für ven Santon Bern die Gründer einer eigenen Rechtsſchule 
mit freien und örtlich unbefangenen Anſichten geworben find, wodurch fie eine Gedankenſaat 
auöftrelen halfen, vie beſonders in ven legten Jahren und zum Theil erft über ihrem Grabe 
reichliche und gute Frucht getragen hat. Denn ſchwerlich ift in Abreve zu ftellen, daß ihre Leh: 
zen zu nicht geringem Theile beigetragen, um vie Einführung der Schwurgerichte, die ſich in der 
Schweiz immer mehr bewähren und womit man fi immer mehr befreundet, auch für den Can⸗ 
ton Bern vorzubereiten; um bier dad materielle Strafrecht vor jener Roheit zu bewahren, die 
in ihrer gedankenloſen Armfeligkeit nichts Beſſeres zu thun weiß, als wieder zum Stod und 
zur Prügelftrafe zu greifen — vor einer Roheit, der fi nicht alle Cantone zu erwehren gewußt 
Haben; um es nicht zu bulven, daß ein zum Schuge der Preßfreiheit erlaffenes Gefeg bis in fein 
Gegentheil umgeftaltet und verunftaltet werben durfte. Es ifl einerfeitö dad Zeichen des flaat- 
lichen Verfall und der nahenden Auflöfung, wenn ſchon die Eigenthümlichfeit des Volks bis 
zu einem Grade aufgemweicht ift, um von jenem oberflädlichen, von augen und aus ver Fremde 
Eommenden Eindrude dad flet3 wechfelnde Gepräge zu empfangen. Aber das au) ift ein Zei⸗ 
en des nahen politifchen Todes, wenn das Volk in allen feinen Gliedern verfteift und erftarrt; 
wenn es in feiner Beſonderheit immer mehr verfnödert; wenn es fidh im bornirten Fremden⸗ 
haſſe gegen die von außen eindringenden verderblichen Influenzen dadurch zu fhügen wähnt, 
daß es ſich auch gegen die Heilfamen Einflüffe abſchließt, daß es ſich auch vor den belebenden und 
erfriſchenden Luftfirömen in fein Schneckenhaus verkriecht. Das auch ift ein Tobeözeichen, wenn 
das Volk taub geworben ift gegen die von den Thatfachen der neueften Weltgeſchichte fo befon- 
ders eindringlich verkündete Wahrheit, daß nicht blos der materielle, daß auch ber geiftige Welt: 
verkehr eine fo innige Verbindung zwiſchen den Nationen vermittelt, um jedes Volk, das ſich 
einfeitig biefem Verbande zu entreißen ſucht, ſchon darum verfümmern zu laſſen, weil ganz 
ähnlich im Völferleben wie im Einzelleben ‚gerade das vergleichende Auge des unbefangenen 
Audländers einen nothwendig ſchärfern Bli für unfere politiſchen und ſocialen Mängel bat 
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als das eigene Auge, welches durch die Gewohnheit mehr oder minder und nicht felten big zu 
einem Grade abgeflunpft it, daß es das Verderbliche als heilfam, dad Thörichte als weile, dad 
Häßliche als ſchoͤn anſieht. 

Durch die Kernhaftigkeit und Tüchtigkeit feiner innerflen Ratur ſowie dur die Gunft 
äußerer Verhältniffe, die e8 nicht unbenugt gelaffen, ift das berner Volk gegen ſolche von rechts 
und links drohende Befahr bewahrt geblieben; und während es fefthielt an feiner aud feftem 
Stoffe gebildeten Volksthümlichkeit, hatte es doch einen offenen Sinn dafür, daß mir in eine 
neue weitgeſchichtliche Epoche eingetreten find, welche durch alle Erſcheinungen fruͤherer Beiten 
exft eingeleitet werben konnte in bie Periode des wechfelfeitigen Unterrichts von Voll zu Voll 
durch That und Wort, durch Beifpiel und Lehre. Aber viel unmittelbarer und maſſenhafter 
als jener Meinungöftreit, an dem ſich zunächft nur pie wiſſenſchaftlich Gebildeten und die nach 
folder Bildung Strebenden betheiligen konnten, wirkte bie jahrelang ſich erneuernde und von 
Dorf zu Dorf gehende Agitation, die das ganze Volt nicht blos auf die Beine, fondern auf 
zum Denfen und Sprechen über Gegenſtände brachte, die über den engen Gefichtskreis ver Kind 
thurmintereffen hinausfielen. Durch diefe Aufregung zu politiſcher Thätigkeit, vie eine lange 
Reihe von Reformen in Verfaffung und Gefepgebung zur Folge hatte, bildete fich in verhältnij⸗ 
mäßig kurzer Zeit das berner Volk zu einer gewiffen politiſchen Reife empor und bewegte fih in 
feinem nod ganz neuen ſtaatsbürgerlichen Berufe der founeränen Selbftregierung bald genug 
mit binlänglihem Geſchicke, um die Sehnſucht nad) dem alten ariſtokratiſchen Negiment immer 
mehr verſchwinden zu laſſen. Freilich lernte auch dieſes Volk nicht ſchwimmen, ehe es ind Waſ⸗ 
fer ging, aber es lernte doch, ob es gleich Hier beſonderer Anſtrengungen und manches mislun⸗ 
genen Berfuchs bedurfte, weil auch die Vormundſchaft, worin die Berner jahrhundertelang 
von ihrer Ariftofratie gehalten wurden, eine beſonders ſtrenge war und in vielen Beziehungen 
mit ber Bevormundung durch eine monarchiſche Bureaukratie auf gleicher Linie fland. Außer 
einer verzeihlichen Unbeholfenheit bei den erften Schritten auf ber neuen politifhen Laufbahn 
war e8 bie begreifliche Folge der künſtlich verlängerten Unmündigkeit des Volks, daß der berner 
Barteitampf einen Charakter ber Heftigkeit, ver rückſichtsloſen Derbheit, ver @ehäffigfeit und 
gegenfeitigen politifhen Verkegerungsfuct wie in keinem andern Schwelzercanton annahm. 
Die Art, wie diejer Kampf geführt wurbe, Hätte wol bei einem andern Volke als das Zeihen 
einer ſchon eingeriffenen und als bie Urſache einer noch zunehmenden Verwilderung betrachtet 
werben dürfen. In Bern Hätte man mit diefer Meinung fehlgegriffen. Diefer ſteinharte Bau 
mußte erft politifh dur und durch gewühlt werben, um endlich auch die tiefen Schiäten ber 
Gefellſchaft dem befruchtenden und milden Sonnenlichte zuzuwenben; dieſe berben un mie ihre 
Berge ſchroffen Raturen mußten erſt mit ihren ſchärfſten Ecken heftig gegeneinanberftoßen, da⸗ 
mit die befeelenden Prometheusfunfen eines freien und reihen öffentlichen Lebens über weitere 
Kreife verbreitet wurben; dieſe erhigten Parteien mußten ſich erſt tobmüde gerungen haben, 
um der Überzeugung zugänglich zu werben, daß ſchließlich auch im Streit der politifgen Mel: 
nungen und Intereffen der Kopf über die Kauft Meifter wird, ſowie bie befonnene und verflän: 
dige Rebe über die eifernden Worte des Zorns, des Schimpfs und bes Hohns. Auch wurde 
ber Kampf, ohne ein verdecktes und boshaft ſchlaues Ränkefpiel, viel zu offen geführt, um nit 
durch alle Leidenſchaftlichkeit eine gewiſſe Gutmüthigkeit durchleuchten und es nicht erkennen zu 
laſſen, daß ſelbſt die maflofeften Beſchuldigungen von ber einen und andern Seite niemald oder 
felten abfſichtiiche Verleumdung waren, da man in ven oft wiederkehrenden Momenten des Bar: 
teigornd an die Wahrheit der dem Gegner gemachten Vorwürfe wol felbft vorübergehend 
glaubte. Hätten fi} aber vie Parteien in Wahrheit und auf die Dauer für fo grundſchlecht ge: 
Halten, als fie es fih gegenfeitig vorgeworfen, fo hätte eine Fuſion wie die von 4854 gar nicht 
zu Stande kommen können. Und darand erflärt fich auch, daß alle politifhen Händel in Bern 
doch nur die Wirkung einer moraliſch gefunden Bewegung und Erſchütterung hatten. Gerade 
feit dem Beginn biefes Streits, der feiner Natur nach dod mehr mit Mund und Wort als mit 
dauſt und Schlag ausgemacht werben mußte, find die früher in Bern häufigen Raufhaͤndel, bit 
nicht felten mit Todtſchlag endeten, bei weitem feltener geworben, und man barf woi allgemein 
behaupten, daß ein um fo größerer Gewinn aus jenen politiſchen Grercitien entfbrang je mehr 
noch die Maffe der berner Bevölkerung gegen diejenige wieler anderer Kantone und felbft man: 
er Staaten des Auslandes zurlidgeblieben war. In der Gauptfache hat indeſſen dieſer Par: 
teikampf wenigſtens vorläufig geenbigt, wie meift daß berner Voiksſpiel des Schwingend enbigt: 
hat der zweifellofe Erfolg oder nach Aufbietung aller Kräfte die beiderfeitige Erſchoͤpfung dem 
eiftig geführten ZVettfireite ein Ziel gefept, fo reihen ſich bie beiden Kämpfer die Sand. IR 
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gleicher Eintracht ftanden die Faum noch fo feinnfeligen Parteien des Cantons Bern dem Aus⸗ 
lande gegenüber, als es fid in ber neuenburger Sache um die Wahrung des Rechts, ber Ehre 
und Unabhängigkeit bed ganzen Schweizervolks handelte. 
Bern iſt jetzt in ber Lage, bie in der wohl unterrichtenden Schule des dffentlihen Lebens ge⸗ 
bildete und erprobte Kraft mit nichts überſtürzender Beſonnenheit auf jene zahlreichen Refor⸗ 
men zu verwenden, bie bisjetzt entweder nur angebahnt oder doch noch nicht vollſtändig durch⸗ 
geführt werben konnten. Gleichwol ift nicht zu leugnen, daß felbft inmitten der fogenannten 
politiſchen Wirren nicht blos. mit fruchtloſen Worten geftritten, fondern auch bei weitem mehr 
und mehr Tüchtiges geleiftet wurde, als ver collegialifche oder bureaukratiſche Schlendrian des 
Beamtenftaats in einem Jahrhunderte zu Stande gebracht hätte. Bern ift Feiner der reichſten 
Gantone; es hat aber im Ganzen eine wohlhabende Bevölkerung. Indeſſen gilt das alte „Quid- 
quid delirant reges, plectuntur Achivi“ nicht blos für das unmittelhare Verhältniffe zwiſchen 
jeder befonvern Regierung zu ihren Regierten, fondern im großen organiſchen Zufammenhange 
alles Voͤlkerlebens haben aud an ihrem Theile die republikaniſchen Schweizer mitzufeiben durch 
die Sünden und Thorheiten des Auslandes. In jevem Lande werben nur fo viele Güter erzeugt, 
als ſich verwerthen laſſen; im Getriebe des Welthandels ift jenes ärmere Volk ein ſchiechter 
Kunde für Sie von jedem andern Volke im Überfluffe erzeugbaren Güter, und umgefehrt wird 
darum aud) der möglihft Hohe Grad des Wohlſtandes für jedes einzelne Volk durch ven moͤglichſt 
großen Wohlſtand aller andern Völker bedingt. Solange mithin rings um die Schweiz her 
bei allen Nationen des europäifchen Feſtlandes ein allgemeineres Aufblühen des Wohlftandes 
unmöglich gemacht wirb, weil die künſtlich getriebene Wucherpflanze des ſtehenden Heerweſens 
der nüglihen Production den beten Theil ihrer Nahrungdfäfte entzieht; weil e8 die Beſtrei⸗ 
tung eined maßlos anſchwellenden Militäraufmandes verhindert, daß Handel und Inpuftrie, 
daß alle Zweige des Erwerbs von Zöllen und Mauthen, von direct und indirect bedrückenden 
und hemmenven Laften und Abgaben befreit werben Eönnen: folange wird aud die Schweiz, 
wenngleich in bebeutend ſchwächerm Grade angegriffen, von der anſteckenden Krankheit dee 
Pauperismus doch nicht völlig verfhont bleiben. "Neben ven allgemeinern Gründen wirkten 
jur Steigerung des Übels im Canton Bern noch befonbere Urfachen mit. Es gibt daſelbſt ein 
nicht unbeträgtliches ländliches neben einem fehr geringen ſtädtiſchen Proletariat. Der Grund 
liegt hauptſãchlich darin, daß in manchen Theilen des Cantons, wie im Oberlande und im Jura, 
ber Boden viel zu karg iſt, um die gefammte Bevölkerung genügend ernähren zu können. In 
andern Bezirken, wo ſich noch mehr Kräfte, als wirklich geſchieht, der Landwirthſchaft zuwenden 
dürften, ſcheint die Zahl der Armen auf dem Lande durch ein Geſetz und Herkommen geſteigert 
zu werben, wodurch einer allzu großen Zerfplitterung ver Güter vorgebeugt werben ſoll. Wäh⸗ 
tend Söhne und Töchter zu gleichen Bermögenötheilen erbberechtigt find und das Pflichttheil 
der Kinder aus zwei Drittheilen des freien väterlichen Vermögens befteht, gibt e8 doch eine Art 
Minorat, wonach der jüngfle Sohn gegenüber feinen Schweftern und ältern Brüdern befugt iſt, 
um eine gerichtliche Schagung (bis zum Jahre 1826 um eine „billige Schagung) des Vaters 
Hof ober Wohnhaus in der Erbtheilung an ſich zu ziehen. Von diefer Befugnig wird in man- 
en Cantonstheilen, wie im Seeland, faft nie, in andern dagegen, wie im Emmentpal, fat im: 
mer Gebrauch gemacht; und gerade in biefen Iegtern Gegenden finbet ſich auch ein zahlreicheres 
ländliche Proletariat. Die Induftrie ift im Canton nod nit genug entwidelt, um dieſem 
Überfejuffe der Bevölkerung, der landwirthſchaftlich nicht beſchäftigt iſt oder nicht ausreichend 
beſchäftigt werden Tann, einen genügenden Arbeitsverdienſt zu verſchaffen; weshalb ſich ſowol 
Vereine als Privaten um die Verpflanzung einiger weitern Induſtriezweige, wie ber Seiden⸗ 
weberei, in ben Canton bemühen. Begreiflih mußten auch die legten Misjahre vie Noth haupt: 
ſãchlich bei dem gar nicht oder nur gering begüterten Theile der ländlichen Bevölkerung vergrö- 
fern, den feine fonftigen Erwerbszweige zu Gebote ſtanden. Befonderd in ven Jahren 1854, 
wo die Vermehrung der Sträflinge die nicht unbeveutende Bewilligung eines Nachcredits von 
etwas über 120,000 &r. zum Zwecke ihrer Unterhaltung erfoverte, und 1855 nahm auch der 
ſchärfer hervortretende Pauperismus einen eigenthümlichen Charakter an. Außer einer foͤrm⸗ 
lich organtfirten Diebeöbande, forte neben ben gebräuchlichen Hin- und Herzügen einer fehr be= 
traͤchtlichen Schar eigentlicher Heimatloſer an den Cantonsgrenzen, bildete ſich noch in der Zahl 
von mehren Tauſenden eine zeitweiſe ſchweifende Bevölkerung, welche, beſonders vom obern 
Emmenthale ausgehend, ihre regelmäßigen Rundreiſen möglichſt längs ver Grenzen einiger 
Amtsbezirke und in folden Theilen des Cantons machte, wo fie ſich am leihteften in ven Scheu⸗ 
nen ber zerftreut liegenden Bauernhöfe unterzubringen wußte. Das Gebaren dieſes nomadi⸗ 
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firenden Proletariats war überall, wo man ihm freundlich oder nicht geradezu feindſellg be: 
gegnete, harmlos genug; es trug nicht das Gepräge jenes ſchon tief eingefreflenen und ſchwer 
vertilgbaren Elends wie das als fo glüdlidh gepriefene Belgien mit feinem „flandriſchen Elend” 
und mit feinen zahlreichen Wanderhorben vagabundirenber Bettelkinder. Auch gab es man: 
hen reihen und befigeöftolgen berner Bauern, der ed jid zur Ehre rechnete, der Patron einer 
recht anſehnlichen Zahl dieſer ihn heimſuchenden Clienten zu fein, der ſich ihre Unterhaltung 
einige Tauſend Franken jährlich koſten ließ. Gier und ba, bis in die Nähe der Haustfaht, fa: 
men jedoch einige Brandfliftungen vor, die mit dieſen Wanderzügen zufammenhingen. In 
derfelben Zeit gab es im Amt Signau (Oberemmenthal) nicht weniger als 34 Proc. Unter: 

fügte und 23 Proc. zeitweife verlaffene Haushaltungen;-auf jede Familie kamen beinahe drei 

Unterflügte, und auf jeden Brundeigenthümer mehr ald neun Arme. Eine Zunahme wer Ar⸗ 

muth ift aud in einigen andern Amtöbezirken zu bemerken, wie z. B. in Interlaken trog eter 

wegen des bier beſonders zahlreichen Fremdenbeſuchs. Im ven Jahren 1840 — 54 Hd die 

Zahl der Gemeinden, die ihre Vedürftigen ohne Armenfteuern aus den Armengütern erhicken, 

von 447 auf 39 herab. Die Zahl der Armen war 1854 ein Siebentheil der Geſammtbevil 

Zerung; auf je 100 Familien kamen deren durchfchnittlih 6A. Die Menge ver abfolut Arun 

im Ganton belief fih 1855 auf 5 Proc., die der relativ Armen auf 8 Proc. ; auf je IM 
Grundeigenthũmer famen 89 Unterflügte. Das war eine beträctlihe Zahl von zu Unter 
flügenden für einen ſchweizeriſchen Canton, wo der Ertrag der Arbeit des Volkes niht von 
Staatöwegen auf inprobuctive Weife verfchwendet wird. Wirklich fteht aud in der Arme 
noth nur noch Luzern mit Bern auf gleiher Stufe; alle andern Gantone ſtehen günftiger, wie 
denn z. B. im Aargau die Zahl der Armen ein Elftel iſt, in Züri ein Zwanzigſtel, in Ihr: 
gau nur ein Sunfzigftel. 2) Indeſſen ift nicht zu überfehen, daß hier von der Zeit eines außer: 
ordentlichen Nothftandes die Rede iſt. Schon durch die Werbungen während des orientalifäen 
Kriegs, wodurch ein Theil der unfaubern Elemente entfernt wurbe, ganz beſonders aber da: 
durch, daß die Hauptnahrung der Armen, da die Kartoffeln wieder gediehen, minderte fh 
ſehr bald die Zahl der zu Unterſtützenden; die Mafle ver umherſchweifenden Bevölkerung fant 
wieder auf das gewöhnliche und weit geringere Ma$, und die Bendlferung ver Gefängnifle 
fiel fogar auf einen felten fo nievrigen Stand. 

Seit einer Reihe von Jahren war indeſſen die europäiſche Sorlalkrankeit des Pauperismus 
aud im Ganton Bern fühlbar genug geworben, um Einzelne und Vereine, um beſonders auf 
den Staat auf die Mittel der Heilung und Verhütung finnen und hiernad) handeln zu laffen. 
Die Gründung von Sparkaffen und die Erweckung des Sinnes für Spatfamkeit war mehr bie 
Sade von Einzelnen und Vereinen. Im Jahre 1853 gab ed im Canton 26 Sparfaflen, 
mit einem Vermögen von nahe 11%, Mill. Fr. und mit nahe 35,000 Einlegern. Aus 
neuern fatiftifhen Vergleichungen ergibt ſich, daß bie Schweiz, wo durchſchnittlich ein Einleger 
auf je 13 Bewohner tommt, überhaupt vasjenige Land in Europa iſt, wo die Sparkaſſen am 
meiften benugt werben. Eben dieſes durchſchnittliche Verhältniß von 1 zu 13 finden wir im 
Ganton Bern, der überhaupt in fatiftifcher Beziehung eine Art Durchſchnittscanton ift, wäh: 
end die Schweiz, ald Geſammtheit, in alledem, was auf die Zuftänbe der materiellen, geiftigen 
und fittlihen Kraft und Gefundheit ſchließen läßt, nad den umfaflendften Erhebungen und 
Vergleichungen der einfhlägigen Thatſachen, auf ver höhften Stufe fteht. Das Leptere M 
auch begreifli genug, weil hier dad Volk durch keine Staatsgewalt gezwungen wird, feine 
Kraft auf andere Zwecke ald diejenigen feiner eigenen Wohlfahrt verwenden zu müffen. In 
der Sorge für diefe Wohlfahrt fiel indeſſen gerade im Canton Bern, wo noch das Volk ver Be: 
vormundung durd feine frühere ariftofratifhe Regierung gewöhnt war, auch dem neuen 
Staate und feiner Regierung ein größerer Antheil zu als in den andern Gantonen, wo bad 
Brincip der Selöftegierung ſchon mehr ins Xeben eingebrungen war. Übrigens fonnte bie 
Sorge der neuen Regierung in feiner neuen Bevormundung beftehen und mußte fid) weſentlich 
darauf befehränfen, dem Volke die Mittel bereitzuftellen, damit es ſich felbft der Noth erwehren 
koͤnne. Der Pauperismus — der im Miöverhältniffe ver Bebürfniffe und Gelüfte zu ven Mit: 
teln ihrer Befriedigung befteht, der eben darum auch und gerade in folden Staaten zum Vor: 
ſchein fommt, die mittel8 eined einfeitigen Fortſchritts in den Dingen des leiblichen Wohlſtandes 


1) Um wie viel ſchlimmer als in ben bebrängteften Schweizercantonen es im fruchtbaren Belgien 
Per HR ſich ans den Verhandlungen ber belgifcyen Abgeorbneten im Jahre 1857 über das Wohl⸗ 
ei e 
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iht durchſchnittliches Vermögen und Einkommen von Jahr zu Jahr vergrößern — ift niemals 
blos materieller Natur, ſondern ſtets mit geiftiger und jitfliher Verarmung verbunden. Er 
kann darum auch nie mit blos materiellen Mitteln bewältigt werben; und weil mithin nad 
dem vollftändigen Begriffe de8 Pauperismus der Kampf gegen benfelben in allen Gebieten des 
menſchlichen Lebens geführt werden muß, ifl dieſer Kampf gleichbedeutend mit der wichtigften 
und umfaflenbften Aufgabe ver Neuzeit, mit ver fogenannten focialen Frage. 

Um ihrerſeits beizutragen zur fortfcreitenden Erfüllung dieſer Aufgabe, haben die poli⸗ 
tiſchen Behoͤrden bes berner Freiſtaats eine fo große und im Ganzen fo zweckmaͤßige Thätigfeit 
entwidelt, wie man ſie in allen Beamten⸗ und Militärftaaten des Auslandes vergebens ſuchen 
würde. Beſonders ift zu loben, daß die großen Bildungsmittel der Kirche und Schule, auf 
welche der Staat nıit feinem Ginfluffe Hauptfächlich hingewieſen ift, in Feiner Weiſe vernach⸗ 
Taffigt blieben. Die Berfaffung vom Jahre 1846 ($. 80) ftellte für die veformirte Kirche die 
Gründung einer gemifchten Kirchenſynode in Ausfiht, welche — unter Vorbehalt der Geneh: 
migung des Staats — bie innern kirchlichen Angelegenheiten ordnen und der aud) in äußern 
Angelegenheiten dad Recht des Antrags und ver Vorberathung zuſtehen follte. Ein Geſetz 
vom 19. Jan. 1852 enthält die nähern Beflimmungen über die mittels flufenmweifer Wahl zu 
bildende Organifation der Borftände der Kirchgemeinden, der fieben Bezirksſynoden, fowie ber 
aus 47 Gemeindeabgeordneten und 38 Geiſtlichen beſtehenden Cantonsſynode, bie wieber ihrer⸗ 
feits einen aus elf Mitglievern beftehenven ftändigen Ausfhuß zur Erlenigung ber ihm zuge: 
wiejenen oder dringlichen Gefhäfte zu ernennen hat. Nod im gleichen Jahre 1852 Hatte die 
erfle Berfammlung viefer gemiſchten Synode ftatt, und es trat hiermit eine Inftitution ind Le⸗ 
ben, die and; anderöwo, wie im Canton Zürich, zwar in Anregung aber nit zur Ausführung 
gekommen war. Ausdrücklich mag noch erwähnt fein, daß die Synode von 1852, mit Rüd- 
fit auf die Staatöfinanzen, für die Jahre 1855 bis und mit 1857 einen freiwilligen Abzug 
auf die geiftlihen Befoldungen von 30,000 Fr. angeboten hatte, was denn auch, jedoch mit 
Befreiung ver unterften Befoldungsclaffe, vom Großen Rathe genehmigt wurde. Der neueften 
Zeit gehört noch ein Schulgefeg an, dad auf der Orundlage der ſchon früher getroffenen Be⸗ 
ftimmungen fortbaut und unter Anderm Näheres verfügt über bie unentgeltliche Ertheilung des 
Unterrichts an notorifd Arme, ſowie über die Gründung von Freiftellen und Stipendien für 
bürftige Primärfhüler. Daſſelbe Gefeg verpflichtet den Staat zur Unterftügung der Turn⸗ 
und Waffenübungen der Schäfer, ohne jedoch diefe Übungen zwangsweife einzuführen. Mas 
die Befoldung der Schullehrer anlangt, die auch zur Thellnahme an einer Schullehrerkaffe ver- 

pflichtet wurden, fo gibt eine vergleichende Überfit der „Allgemeinen ſchweizeriſchen Schul: 
zeitung” das Ninimum auf 518 Fr. an, ſodaß Bern aud darin wieder die ungefähre Mitte 
zwiſchen den mehren Gantonen hält. 

Mit folden und ähnlichen Beftimmungen über Kirche und Schule kann denfelben der Staat 
freilich nur die äußern Bedingungen ihres Gedeihens gewähren und die Formen feftfegen, in 
denen fie ſich felbft, fowie Bolt und Gemeinde in Beziehung auf Kirche und Schule, zu bewegen 
und zu Sethätigen haben. Aber Das ift ſchon wichtig genug, daß überall in ver Schweiz und 
in Bern insbefondere auch der neue Volksſtaat das Seinige thut, um die legten Refte ver dem 
alten Polizeis und Beamtenftaate fo eigenthümlich angehörenvden Losreißung und formalen 
Trennung der Kirche und Schule vom Volksleben und von feinen bewegenden Intereſſen zu be= 
feitigen,, um das Bolt, in erfter Linie die betreifende Gemeinde, an der lebendigen Fortbildung 
jener beiden Inflitutionen entſcheidend zu betheiligen. Hier ift alfo ſchon erreicht, wonach in 
Deutſchland und anderswo erſt geſtrebt wird; hier geht fehon in Fleiſch und Blut über, wofür 
mit noch zweifelhaften Erfolge die Männer deutſcher Wiffenfhaft, mie Bunfen und Andere, erft 


tämpfen müffen: die innigfteorgantfche Verbindung des Volkslebens in Staat und Gemeinde mit’ 


dem Leben in Kirche und Schule. Allerdings kommt es noch weſentlich auf ven Geiſt an, in 
dem fi} die zur Theilnahme Berechtigten und Verpflihteten an jenen Bilpungsanftalten wirk⸗ 
li} betheiligen. Sobald jedoch, wie in ver Schweiz und im Ganton Bern, das Volk felbft noch 
fortſchreitend, ſtrebſam und innerlich gefund ift, kann deſſen Betheiligung nur die gute Folge 
haben, daß dadurch aud Kirche und Schule vor jeder Erſtarrung im lieb⸗ und Ieblofen Dogmen⸗ 
und Wiſſenskrame bewahrt bleiben. Und jegt erft innen auch Kirche und Schule dem Volks⸗ 
flaate jene Dienfte leiften, die er ebenfo dringend bedarf, als jene feiner Pflege und Borforge 
bebürfen. Mit allen Gefegen und Verordnungen, mit allen Befchlüffen und Maßregeln fommt 
der Staat nicht vorwärts in der Erreichung feiner eigenen Zwede, wenn ihm nicht durch bie 
großen Fortbildungsanftalten im Staate ſtets auch ver Geift des Volks willig geſtimmt wird. 
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Durch die wenigen Worte der Bibel: „Jeder Arbeiter iſt feines Lohnes werth“, iſt zugleich dem 
Staate für das ganze Gebiet der innern und für einen guten Theil der auswärtigen Polkif der 
wichtigſte Theil feiner Aufgabe bezeichnet. Er foll raftlos bemüht fein, daß nicht der fleißige 
und vebliche Arbeiter auägebeutet werben koͤnne durch jene Speculation, die ſich In tauſendfachen 
Formen, zuweilen als verbrecheriſche Handlung, bei weitem häufiger aber als Libervortheilung 
in äußerlich legaler Weftalt, des Ertrags der nüglihen Arbeit zu bemeiftern ſtrebt. Um fort 
und fort die grelfften Ungleihheiten befeitigen, um dem ftetö wieder aberruuschernden Unrecht 
fleuern zu önnen, bat fi der Staat auf dem Wege ver Befleuerung die nöthigen Mittel zu 
verſchaffen. Aber die in der Theorie gerechtefte Steuer — die Vermögensfteuer, im Sime einer 
wirklichen Leitung nad) dem Maße des Leiftungsvermögens — beruht in der Ausführung fo 
fehr auf der Heblichfeit ver Steuerpflichtigen, daß ohne dieſe allgemeinere Redlichkeit fogar die 
gerechteſte Steuer zur ungerehten, und daß fle zum neuen Mittel des Volksbetrugs wir. En: 
gar das ſcheinbar Außerlichfte im Staate, bie Möglichkeit eines gerechten Steuerfuftems, fängt 
alfo mit dem Innerlichſten im Volke, mit der Öffentlichen Moral, auf das engfle zujemmn, 
und wird hiernad zum guten Theile mit bebingt durch die Wirkſamkeit von Kirche und Sek, 
die ja zur Pflege der Öffentlichen Moral beſonders berufen find. Diefe beiden Inſtitutionen ha⸗ 
"ben gerade in unferer Zeit, fofern fie mit warmem Gifer an der geiftigen und' ſittlichen Bäute: 
rung des Volkslebens arbeiten, eine deſto wichtigere Aufgabe zu erfüllen, als fie vamit auf 
Das rafchere Gedeihen eines umfaffenden Syſtems von noch jungen und ſich gegenfeitig fürben: 
den Volksſtaaten ermöglichen, das unaufhaltſam in die Weltgeſchichte hineinwächſt. Es my 
immerhin richtig fein, daß die Neuzeit auch in ihren fittlihen Zuftänden nicht zurücgeblichen 
und vielleicht fogar vorangeſchritten iſt; daß frühere Perioden nicht minder heimgeſucht wert 
von Dieben, Betrügern und Wucherern; daß von jeher die Reichen und Großen in Sähefkis, 
bie Armen und Geringen in Löffeln ungerechtes Gut genommen und wieder genommen haben 
Aber das entfheidet nicht. Wie nur bie ſtarke Zunahme unferer materiellen Production per 
Bewältigung des Bauperismus nicht zureicht, weil die Bedürfniſſe und Gelüfte nod mehr zu⸗ 
genommen als die äußern Mittel ihrer Befrievigung — fo reihen wir auch mit der herfünms 
Uhen Moral nit mehr aus. Die Geſellſchaft, ſoll fie nicht völlig zu Grunde gehen, bederj 
ſchon darum einer durchgreifenden ſittlichen Reinigung im großen Maßftabe, weil mehr old 
je zuvor die Möglichkeit des groͤßern Misbrauchs in die Hand des großen Capitals gelegt iR. 
Im Polizeiftante aber, wo dem Volle Schule und Kirche ald etiwad Fremdes und blos Aufer: 
liches gegenüberftehen, werben dieſe nie etwas Erhebliches leiſten kͤnnen und wollen, um durt 
Beiſpiel und Lehre die in Falter Selbſtſucht erſtarrenden Herzen bis zu jener Vaterlandelich 
zu erwärmen, der e endlich im Denken und Thun ſittlich unmöglich wirb, noch das Gemeinmohl 
gegen bie eigenften und perfönlichen Intereffen hintanfegen zu innen. Dies iſt nur im Volls⸗ 
ftante zu erteihen, wo au Kirche und Schule — wie durch die neuern Organifationen in 
Canton Bern und in ver Schweiz überhaupt — zur Gemeindeſache und zur Volksſache gewor: 
den find. 

Zu ven wichtigern Anflalten, um ber nutzlichen Production den nöthigen Bedarf an Ca⸗ 
pital zu vermitteln, gehört die 1833 gegründete Berner Bank; womit zugleich die Schöpfung 
ähnlicher Inſtitute in andern heilen der Schweiz eröffnet wurde. Diefe Ban ift eine win 
Staatsanftalt; und wie der Staat das ganze Betrieböcapital geliefert, fo hat er auch bie I: 
tung ausfhliepli übernommen. Das Betrieböcapital beläuft fih auf 3Y, MIN. Fr.; die 
Notenemifjion war nahe 870,000, die durchſchnittliche Girculation nicht ganz 450,000 Fr. 
Der Ertrag des Bankgeſchäfts, etwas über 5 Proc., war geringer als bei den meiften andern 
ſchweizeriſchen Banken. Mit aus diefem Grunde Hatte im Jahre 1855 Die Verwaltung DT 
Berner Gantonalbanf deren Umwandlung in eine Actienbant beantragt. Sie behauptete, MP 
fi die Anftalt als reine Staatsanftalt überlebt habe, und huldigte — wol allzu unbebingt — 
der herkoͤmmlich gewordenen Anfiht, daß der Staat überhaupt ein ſchwerfälliger und EoRfpit: 
liger Geſchäftsführer ſei; daß namentlich, Creditinſtitute, wie alle Handelsunternehmungen 





in Privathaänden beſſer gedeihen als in den Händen des Staats”. In kurzem wird alſo det 


berner Großrath über eine ber wichtigſten Socialfragen zu entſcheiden Haben: ob Prival: 
banfen mit ober ohne einige Betheiligung des Staats, ober ob Staatsbanken, vie im Vollt 


ſtaate wol aud) Volksbanken heißen bürften? Gibt man es gleih im Allgemeinen zu, daß 1 


regelmäßig der Staat mit ſolchen Geſchäften, die von Einzelnen over Vereinen im eigenſten 
Intereſſe beſorgt werden können, nicht befaſſen ſoll: fo iſt doch damit noch keineswegẽ gelagt, 


daß auch die Umwandlung einer ſchon beſtehenden Staatsbank In eine Privatbank zwedwaͤßig | 
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fel; und gleichwenig if damit eine, für alle Fälle richtige Stellung des Staats zum Bankweſen 
überhaupt bezeichnet. Alle Welt räumt wol ein, daß die Actiengefellſchaft für alle Zweige ver 
Production, nicht einmal blos für die materielle, dev mäcjtigfte Hebel zu einem nody nie dage⸗ 
weſenen Auffhwunge, daß eben darum das freie Vereinsrecht eines der wichtigſten Rechte ge⸗ 
worben iſt. Allein auch der Staat, als derjenige Gefammtverein, ber inmerhalb feines raͤumlich 
begrenzten Gebiets, aber für eine unbegrenzte Zeit, alle Einzelnen und Affociationen, alle Mün= 
digen und Unmündigen, alle Reichen und Armen umfaßt: macht nur von feinem Rechte als 
Berein Gebrauch, wenn er Dasjenige felhft in die Hand nimmt, was in den «Händen von Pri⸗ 
vatvereinen nit allen Volksgenoſſen, ſondern nur den beſonders Betheiligten zum beſondery 
Vortheile gereihen würde. Je mächtiger und einflußreicher ſchon viele diefer Actienvereine ge⸗ 
worben find, umſomehr ift darauf zu adıten, daß folde Vereine zu keinen bedrohlichen Stanz 
ten im Staate heranwachſen. Bor allenı iſt nicht zu überfehen, daß zwiſchen den verſchiedenen 
Bereinen, felbft wenn fie an ſich erlaubte Zwecke zu verfolgen fheinen, dennoch wohl unterſchie⸗ 
den werben muß; und daß bereitö ber Actienverein auch ſchon eine der Hauptformen der Neu: 
zeit geworben ift, welche die jevem Staate gefährlide Ariftokratie des Reichthums zu immer 
weitern Umgriffen nur allzu gut zu benugen weiß. Died kommt nun für das Bankweſen gleich⸗ 
falls in Betracht. Obgleich alle andern Bantgefchäfte an Privaten und Privatvereine überlaflen 
werben mögen, fo fragt es fi doc, ob benfelben zugleich die Emiſſion von Banknoten, und 
dieſe fogar über den Beſtand ihrer baaren oder baargleihen Deckungsmittel hinaus, geftattet 
werben folle? In dieſem Emiſſionsrecht liegt immerhin ein Verzicht des Staats, alfo im 
Volksſtaate auch des Volks, auf einen Theil und zwar gerade auf den vortheilhafteften Theil 
des in feiner vollen Bedeutung begriffenen Münzregals, zum einfeitigen Vortheile einer be- 
fondern Geſellſchaft. Denn einer folgen Geſellſchaft wird dadurd has Privileg eriheilt, fich 
mittels des verhältnißmäßig fehr geringer Aufwandes, den die Auöfertigung der eine befonvere 
Art des Papiergeldek bildenden Banknoten erfodert, in den Beſitz eines beträchtlichen Capitals 
zu fegen, und von deſſen verzinslicher Verleihung venfelben Nugen zu ziehen wie vom Befige 
eined ebenfo großen Gapitald in baarer Münze, folange fie den Credit ihrer Noten aufrecht 
zu halten verſteht. Warum follte alfo nicht lieber der Staat den Staatöcrebit zum Vortheile 
aller Stantögenoffen in gleicher Weife benugen? Am wenigften follten Privilegien dieſer Art 
beſondetn Geſellſchaften bewilligt werben, folange noch nicht in anderer Weife gegen die fort: 
fgreitende uͤberwucherung der Gelvariftofratie geforgt ift. Denn Das tft fehr einfach, daß ver 
Löwenantheil an den aus Greditvereinen aller Art enifpringenven Gewinnften nur den ſchon 
Reigen ober Denen zufällt, bie fi in großem Mafe daran betheiligen, weil fie fid erheblich 
betheiligen koͤnnen. Ein ſolches Gegengewicht gegen das überall wachſende Übergewicht ver . 
Geldherrſchaft wird aber kaum anderswo zu finden fein als in einem wohl bemeffenen und in 
nit allzu knappem Maße angewandten Syftem ver progrefiiven Befteuerung; fei es nun 
durch eine progreflive Einfommenfteuer, oder Erbſchaftsſteuer, ober duch eine Verbindung 
der einen und andern. Es läßt fi mathematifh nachweiſen (f. Einkommen, Einkommen: 
ſtener), daß das wirkliche Vermögen, d. h. dad Vermögen, erwerben zu können, keineswegs 
6108 nach dem einfachen Verhältnifie des Capitaleigenthums zu= oder abnimmt. Auch previgt 
es ja die tägliche Erfahrung jept beſonders laut und lebhaft von allen Dächern herab, mit wie 
geringem Aufwande von Zeit, Mühe und Verftand ber ſchon vermögenbe Gapitalift unverhält- 
nigmäßige Gewinne zu machen vermag. ?) Das progreffive Abgabenfoftem wird alfo das ver 
Bufunft fein, weil es eine wirklich gerechte und verhältnifmäßige Befleuerung des Vermögens 
allein moͤglich macht und das genügende Mittel an die Hand gibt, um die Alles überflügelnve 
Macht der Plutokratie, insbeſondere auch der Bankokratie, in gemeflene Schranken zurüdzu: 
weifen. In der That gewinnt dieſes Syſtem, die ihm noch entgegenſtehenden Vorurtheile und 
Sonderintereffen allmälig überwindend, immer mehr Raum im Bewußtfein des ſchweizeriſchen 
Volks wie in ver Gefepgebung ſchweizeriſcher Cantone. Wo es aber, wie im Canton Bern, 
noch gar nicht oder nicht im genügenden Umfange zur Anmwenbung kommt, wird man deſto 
forgfältiger fogar jeden Schein vermeiden müſſen, wodurch ver Verdacht einer von Staatöwegen 
beliebten Begünftigung der Reichen unter die Maffen geworfen werben könnte. Das Alles wird 
alfo im Canton Bern in Betracht kommen, ſobald es fi um die Reform ver Gantonalbant 


, „BD Sehr beachtenswerthe Thatſachen in diefer Richtung findet man in ber Schrift: „Die Börfe, 
bie Börfenoperationen und ⸗Tauſchungen u. ſ. w. Auf Grundlage von Proudhon’s «Manuel du sp6ou- 
lateur de la bourss» (Zürich 1857). 
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Handeln follte; und man wird bafelbft um.fo vorfichtiger zu Werke gehen, als auf in dieſen 
Canton die einer Verbefferung ihrer Öfonomifchen Lage bedürftige Arbeiterbendlferung in 
einige Gährung gefonımen ift und gerade jegt (1857) für die ohnehin fo begreifliche Eiferjugt 
auf die Gapitaliften beſonders empfänglich fein bürfte. 

Im Canton Bern ift noch der Staat felbft der reichſte Eapitalift. Das Reinvermögen des 
Staats beläuft ſich auf nahe 43 Mill. Fr. Nach dem Haben bemaß ſich das Solken, und das 
Bolt fäumte nicht, im öfonomifchen Intereffe der verſchiedenen Glaflen der Bewohner an den 
zur Demokratie gewordenen Staat die feiner Leiftungsfähigfeit entſprechenden Foderungen zu 
richten. Außer der fhon früher gegründeten Gantonalbanf wurde infolge der Berfaflungs: 
zeform von 1846 hauptſächlich aus Staatsmitteln eine große Hypothekarkaſſe erriätet, mit 
welcher zugleich eine Schuldentilgungsanſtalt verbunden ift. Das geſchah zunächſt zum beſon⸗ 
dern Vortheile des berner Oberlandes und unter hauptfächlicher Berückſichtigung der vafigen 
uͤberſchuldung des Grundbeſitzes. Daran ſchloß ſich jedoch fpäter eine allgemeine Hypothelar⸗ 
kaſſe für den ganzen Canton. Zu Ende 1855 betrug das Capital dieſer allgemeinen Kaſſe nahe 
2,400,000, das der Oberländerkafle über 7,100,000 Fr. Davon beftand der Kleinere Theil 
aus verſchiedenen Depotgelvern, indem der. Canton ſelbſt mit einem reinen Stantövermögen 
von mehr als 6,900,000 Fr. an ber Hypothekarkaſſe betheiligt war. Wie die ſtaatliche Errich 
tung diefer Kafle in erfler Linie dem von Zeuballaften ſchon beinahe völlig befreiten Oberlante 
zum Vortheile gereihte, fo kam dagegen bie, in fehr liberalem Sinne beſchloſſene Aufhebung 
dieſer Kaflen ven übrigen @ebieten des alten Cantons Bern zugute. Die Entſchädigung ver 
zu Zehnten und Bobenzind Bereitigten wurbe zur einen Hälfte vom Staat Übernommen, md 
nur bie andere Hälfte fiel den Pflihtigen zur Laft. Endlich wurde für Neubern, alfo haupt: 
ſächlich für den bernifhen Jura, in der Verfaffung von 4846 wieberholt beſtimmt, daß die 
franzöſiſchen Geſetzbücher, wo fie gegenwärtig in Anwendung, auch ferner beizubehalten fern; 
daß überdies der Jura dem Grundſatze nach feine Geſetzgebung und Verwaltung im Armm: 
weſen ſowie fein Grundſteuerſyſtem behalten folle. So finden fi nun zwar in Altbern mb 
Neubern zwei verſchiedene Steuerfofteme; aber durch Feſtſetzung einer billigen Beitragsgust: 
zur Beftveitung des allgemeinen Staatsaufwandes fuchte man aud dem von deudallaſten hen 
befreiten Jura einen verhältnißmäßigen Antheil an den Vortheilen zu verfchaffen, die bet 
Staat ben Altbernern durch Befreiung von Zehnten und Bodenzinſen ſowie durch Grändung 
ber Hypothekarkaſſe gewährt hatte. 3) 

Mit dieſen pofitiven Maßnahmen zur Förderung der dkonomiſchen Volkszuſtaͤnde hielten 
die Mafregeln zur Abwehr des eindringenden Pauperismus gleichen Schritt. Al eine ſeinen 
Urfachen war in Bern, wie anderöwo, der zunehmende Genuß von geiftigen Getränten, be 
fonders von Branntwein, zu erkennen. Nach den forgfältigen Erhebungen der Mebkinifd: 
Chirurgiſchen Geſellſchaft belief ih im Zeitraume von 1844 — 51 die ſicher zu beſtimmende 
Menge des im Canton jährlich getrunkenen Branntweins auf etwas über 1,100,000 Rab; 
ober, wenn man bad nicht genau zu ſchaͤtzende Privatfabrifat zu 500,000 anfälägt, auf mehr 
als 1,600,000 Maß, im jährlichen Werte von über 2 Mill, Fr. Dies ergab in jedem Safe 
einen durchſchnittlichen Verbraud) von 3%, Mafi auf jeden Kopf, oder von 19%, Maß auf ie 
Familie, diefe zu 5Y, Mitglievern gerechnet; alfo einen Verbrauch, der allerbings ſchon al 
übermäßlg bezeichnet werden muß, obgleich die Branntweinpeſt in andern Ländern Europal, 
darunter in mehren norddeutſchen Gebieten, auf eine weit bedenklichere Weife um fih gegeiftn 
bat. Um dieſen Genuß auf ein geringeres Maß zurüdzuführen, hat die Geſellſchaft ber 
eine höhere Befteuerung des Branntweins in Anregung gebracht. Schon zuvor hatte man aber 
mit Erfolg, durch Erlaſſung eines neuen Wirthſchaftsgeſetzes, auf Verminderung der Wirth: 
[haften Hingewirkt, in deren allzu großer Zahl man mit Recht einen Hauptgrund für br 
übermäßigen Berbrauch des Branntweins erkannte. Schon die Verfaflung von 1831 hatt 
den Grundſatz der freien Ausübung von Handel und Gewerben ausgeſprochen. Aber gleichwel 
behielt das Wirthfehaftögefeg von 1833 dem Weſen nach das Conceſſtonsſyſtem bei, das rt 
Willkür der Regierung allzu viel anheimgab, während gleichzeitig die Ertheilung der Con 


3) Dies mag auch mit zum Belege bienen, daß jenes bemofratifche „Nivellicen “, das fo oft bit 
Nichtkenner bes ſchweijeriſchen Staats und Vollkslebens ber neuen Schweiz zum thörichten Bormurk 
machen, in feiner Weife übertrieben wird. Diefes „‚Nivelliren” befchränft ka durchweg nur auf die 
Befeitigung gemeinfchäblicher Misftände; und bie Unterthanen ber europäifchen Polizei und Bureay 

‚atenflaaten bürften ſich glüdlich ſhaͤden, wenn fie nur in berfelben Art wie die Schweiger von Etsalt 
gen über einen Kamm gefchoren würden. 
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eeffionen an leicht zu erfüllende geſetzliche Vedingungen geknüpft war. Die Folge war eine 
übermäßige Vermehrung der Wirthſchaften. Die Unzufriedenheit mit dem Conceſſtonsſyſtem 
führte zum Gefeg von 1836 und zur Anwendung des Patentfyftend. Aber eine bedeutende Er⸗ 
hoͤhung der Gebühren für die ſtets nur auf ein Jahr zu ertheilenden Patente war gegen die 
Vermehrung der Wirthſchaften die einzige und feinedwegd hemmende Schranke, weil dadurch 
die leihtiinnigern Bewerber am wenigſten abgehalten wurben. Neue Klagen rief 1843 ein 
befonberd gegen das Pintenunmefen gerichtetes Geſetz hervor, gegen das ſich aber — da ed dad 
Spielen und Tanzen in den Schenken unterfagte — nicht ohne Grundein fo lebhafter Wider: 
ſpruch erhob, daß feine Vollziehfung auf unbeflimmte Zeit vertagt wurbe. Hiernach ftieg bis 
1851 die Zahl der Wirthſchaften im Canton auf 1854, oder eine aufje 244 Bewohner. Wer 
keinen rechten Beruf hatte, oder zu träge für defien Ausübung war, verſuchte fein Glück ale 
Wirth: von 4998 Geldstagen (Concurfen) im funfzehniährigen Zeitraum von 1832—46, 
mit einem Gefammtverlufte von mehr als 10 Mill. Fr., rührte ein Zehntheil, fomit etwa eine 
Million, nur von Wirthen her. Gin befonderer Misfland war es, daß auf bad jeweilige drts 
lie Beduͤrfniß feine Rüdfiht genommen werben Eonnte, weil nad Erfüllung der geſetzlichen 
Beringungen die Patente ertheilt werden mußten. Nachdem bie Verfaflung von 1846 die Re= 
form des Wirthfchaftögefeges in Ausſicht geftellt, Fam endlich 1852 ein feit Anfang 1853 in 
Kraft, getvetened Befeg zu Stande, das eine Verminderung der Wirthſchaften um meht als 
400 zur Folge Hatte. Jetzt hat Bern, unter allen größern Gantonen, die verhältnißmäßig 
Eleinfte Zahl von Wirthſchaften, nämlih 1:331 Bewohner; während z. B. in Waadt, 
Züri und Thurgau das Verhältnig wie 1: 187: 165: 81 iſt. Die wichtigfte Beftimmung des 
neuen Geſetzes beſteht darin, daß die Wirthfchaftöpatente nur noch auf vier Jahre ertheilt wer: 
den; daß für viefen Beittaum die normalmäßige Zahl der Wirthſchaften fefigefegt wird, bie 
nur auf außbrüdliches Verlangen ber betreffenden Gemeindebehoörde überfhritten werben darf; 
daß die Feſtſtellung dieſer Normalzahl nur erfolgen kann nach dem Gutachten der fämmtlichen 
Gemeinvebehörven jedes Bezirks, indem jedoch die Regierung an dieſe moͤglicherweiſe. par⸗ 
teiiſch nr abgefaßte Gutachten in ihrer endlichen Entſcheidung nicht unberingt 
gebunden if. 

In einem beſondern Falle ift hiernach im Canton Bern ein politifd=focialer Grundfag von 
teitgreifender Bedeutung zur Anwendung gelommen. Die Gefehgebung ſoll ſich überhaupt 
nit aumaßen, nad inhaltleeren allgemeinen Formeln, nad leblofen Abftractionen diejenigen 
Dinge maßregeln zu wollen, bei denen es weſentlich auf die genauefte oͤrtliche Kenntniß von 
Zuftänden und Perfönlikeiten anfommt; wenn in Wahrheit das rechte Maß eingehalten, 
d. h. wenn ſtets jenes wirklich natürliche und vernänftige Recht zur Geltung kommen foll, das 
in völliger Adgerifienheit vom räumlich und zeitlih, alfo auch vom hiſtoriſch Begebenen ganz 
undenkbar ift. Die politifche und fociale Aufgabe des Volksſtaats befteht alfo nicht darin, daß 
ex das Volk mit Befegen überfcütte, und nach dem Mafe der gerade curſirenden gefeggeberifchen 
Weisheit auch die ganze Zufunft des öffentlichen Lebens einer normalmäßigen Dreffur zu unter= 
werfen trachte; fondern biefe Aufgabe ift vielmehr eine ſolche Organifation, wodurch es dem 
Volke in allen feinen Abtheilungen — als Staats=, Bezirks⸗, Orts⸗, Kirchen- over Schulge- 
meinde — fort und fort ermöglicht wird, gleich einer beſtändig berufenen Jury feine entſchei⸗ 
denden Wahrfprüde zu fällen, nad befonnener Erwägung und unter Berudfiätigung ver 
beſondern Umſtände des gerabe vorliegenden Falls. Dabei kommt es alfo darauf an, daß nicht 
einerfeitö das Interefle des größern politiſch-ſocialen Kreifes dem einen oder andern Kirch⸗ 
fpielintereffe geopfert werde; daß aber auch andererſeits das Gutachten der Orts⸗ und Sach— 
verftändigen jo weit einen maßgebenden Einfluß behalte, um nur dann verworfen werben zu 
koͤnnen, wenn der Verſuch, einem egoiftifchen Sonderinterefie das Übergewicht zu verfchaffen, 
offenbar und unleugbar geworben if. Im berner Wirthſchaftsgeſetz ſcheint nun ber richtige 
Weg wirklich eingehalten: fichen nicht wichtige und Far vorliegende Gründe entgegen, fo wird 
die Regierung ſchon darum mit den Vorſchlägen ver Gemeindebehörden im Einklange handeln, 
weil fie dann der leichtern Vollziehung der gemeinſchaftlich gefaßten Beſchlüſſe um fo gewifler 
iſt. Überhaupt kommt es alfo im Volksſtaate, wo mittelbar oder unmittelbar alle Behörben 
aus der Volkswahl hervorgehen, nur auf foldhe Beſtimmungen an, wonad bei allen örtlich 
wichtigen Mafregeln die Ortögemeinde oder Ortsbehoͤrde gehört werben muß und ihr Vor⸗ 
flag in Höhfter Inftanz angenommen werben kann. Anders ift es dagegen im Polizei und 

ante, wo bie unmaßgeblihen Wünfche ver Gemeinden etwa nur pro stilo mit halben 
Ohre angehört werben; wo eine vom Volkoleben abgeriffene Beamtenclaffe in der Tretmühle 


558° : Bern 

des herkömmlichen Geſchäftsgangs fat unvermeidlich in jenen Schwinbel geräth, dem ſich die 
Welt nur noch um die Achſe ihrer Schulweisheit zu drehen ſcheint. Hier ftoßen wir denn aub 
auf einen durchgreifenden, aber kaum noch beachteten Unterſchied zwiſchen der alten Staatämif: 
ſenſchaft, wie fie im Polizeiftaate entflanden war, und der neuen, die im Vollkaſtaate im Gnt: 
ſtehen begriffen ift. In Oppofition mit dem einfeitig ſchaltenden und in das Volksleben will: 
kürlich eingreifenden Polizeiſtaate war es fehr begreiflih, wenn ihm und feiner willkürlichen 
Vielregiererei die Wiſſenſchaft den fogar bis zur Tinſeitigkeit ausgebildeten Grumfag entge: 
genbielt, daß vie beſte Politik vie des Gehenlaſſens fei; daß fie zumal im Gebiete der materiel⸗ 
len Production die der unbefchränkten inbivinuellen Gewerböfteihelt, wie ver unbefhränkten 
inbividuellen Concurrenz fei. ALS es ſich nun inBern um das nene Wirthſchaftsgeſeh handelte, 
wurde auch dort in Kraft des Princips ber Gewerbefreiheit lebhafte Einſprache dagegen erho⸗ 
ben. Aber mit Unrecht. Sobald das Volk auch der Staat geworben iſt, wird zugleich da Ver⸗ 
hältniß der Gemeinde und der politiſchen Geſammtheit zu den Einzelnen ein anbered als im 
Beamtenſtaate. Der Begriff ver Freiheit erweitert fi im Volkaſtaate. Denn neben ver dode⸗ 
tung ber blos inbivibuellen Freiheit fodern nun auch Ortd- und Volksgemeinde für ſich ſelbſt 
das Recht und bie Freiheit, duch die Intereffen von Einzelnen unbehindert fi) diejenige 2 
bensorbnung ſchaffen zu Eönnen, die ver Mehrheit ihrer Glieder entfpricht. Sowenig fid in 
Einzelleben jede Krankheit vorausfehen und verhindern läßt, ebenfo wenig in Staat un 
Gemeinde; und bie für den gewöhnlichen und gefunden Zuftand geltende Regel der unbegrn: 
ten individuellen Gewerbefreiheit fließt keineswegs das Recht der größern und kleinern Br: 
meinde aus, den In ihrer Mitte überwuchernden Individualismus zu befcpneiben, und and: 
nahmsweiſe während des krankhaften Zuſtandes eine vie Geſundheit des geſellſchaftlichen Kör: 
pers wiederherſtellende Lebensweiſe anzuordnen. Im Volksſtaate muß ſich alfo mehr und mehr 
auch eine neue Wiſſenſchaft vom Staat und der Geſellſchaft herausbilden: die alte poliilät 
und volkswirthſchaftliche Orthodoxie, welde die Untrüglichkeit und abjolute Wahrheit folder 
allgemeinen Lehrfäge, wie von ber unbebingten individuellen Gewerbefreiheit, kaum nod zu 
bezweifeln wagte, wird mehr und mehr verſchwinden; ‚und bie Aufgabe des Volksſtaats wir 
nicht fowol in der Erfindung und Anwendung neuer doctrinärer Lehrſätze beſtehen, als in der 
Herftellung eines folden lebendigen Organismus, wodurch es — im Gegenfage zu ber flüd: 
tigen Volkslaune oder Volksleldenſchaft — dem befonnenen und geläuterten Volkswillen mög: 
lich gemacht wird, ſich örtlich und zeitlich immer von neuem durchzuſetzen. 

Im Hinblick auf die zeitlich günftigen Erfolge — und mehr darf man ja von keinem Ee⸗ 
fege erwarten — haben fi nun in Bern wol aud) bie frühern Gegner mit dem neuen Birth; 
ſchaftsgeſetze ausgeföhnt. Cine viel ſchwierigere Aufgabe iſt aber nod in ber Ordnung rl 
Armenmwefend zu erfüllen. Die Berfaffung von 1846 hatte Die gefegliche Pflicht ver Gemein: 
den zur Unterflügung ber Armen, alfo aud bie zu dieſem Zweite erhobenen Gemeindefteurtn, 
oder fogenannte Armentellen aufgehoben, um die Sorge für dad Armenweſen, hinſichtlich jeder 
Betheiligung von Seiten der einzelnen Gemeindeglieder, in gleicher Weife auf das Prindip det 
Freiwilligkeit zu gründen, wie dieſes ſchon lange in Frankreich und hiernach auch in bem früher 
mit Srankreid verbundenen berniſchen Jura zur Anwendung kommt. Zugleich gewaͤhrleiſtet 
diefe Verfaflung die von den Gemeinden zu verwaltenden Armengüter, deren Ertrag zweigt: 
mäß zu verwenden iſt unter Aufſicht des Staats. Diefer iſt dann feinerfeitd verpflichtet, Dr 
nicht genügend begüterten Gemeinden zu unterflügen, ſodaß jedoch dag Marimum bes font: 
lien Gefammtbeittags für die Armenverforgung jährlich nicht über 400,000 (alte) Shi: 
zerftanken betragen fol. Won diefer verfaflungsmäßigen Grundlage aus wäre man wol zu 
einer für geraume Zeit weſentlich befriedigenden Armengefeggebung gelangt, hätte nicht in 
Ganton Bern, aus den fhon berührten theild allgemeinern theils befondern Gründen, dt 
Pauperismus in ſolchem Maße zugenommen, daß man nun zwiſchen ven Beſchränkungen der 
Verfaffung und den thatſächlichen Zuftänden in die Klemme fam. Man gerieth alfo in eit 
ſchwankendes Provifortum hinein, wodurch das Üibelärger gemadjt wurbe und dad nad Verlauf 
eines Jahrzehnds noch nicht zu Ende iſt. Während diefed Zeitraums Samen, ungeachtet det 
Berfaffung, die Armentellen der Gemeinden wieber auf; und viele biefer legtern bezogen ehe 
ober fieben Jahre lang den Staatöbeitrag, ohne Rechnung abzulegen. Diefer Misftand hing 
zwar zum Theil, aber nicht ausſchließlich mit den politifhen Partellämpfen zufammen. 

Nah mehren Verfuhen, über die ſchwankenden Verhältniffe hinauszukommen, gelangte 
man endiich 1857 zur erſten Berathung und vorläufigen Annahme des jorgfältig anögearhei: 
teten Entwurfs eines Armengeſehes, der eine nicht bloß cantonale, fonbern auch eine Rauık 
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wiſſenſchaftliche Bedeutung Hat, durch die allgemeine Wichtigkeit des Gegenſtandes fowol 
ald um der mitunter außergewöhnlichen rechtspolitiſchen Anfihten willen, welde ven Bor: 
ſchlägen zu Grunde liegen. Um Sinn und Abſicht des Entwurfs richtig zu faflen, muß man den 
Nnterſchied nicht aus dem Auge verlieren zwiſchen der Bürger: oder Burgergemeinde, die nur 
die Ortöbürger begreift, und der Einmohnergemeinde, die aud bie blos Nievergelafienen 
(Einfaflen) umfaßt. Der Entwurf Hält ſtrenge an der Nothwendigkeit der Ortöarmenpflege 
feR; weshalb die Bürgergemeinben von ber Unterftügung ihrer auswärts wohnenden Bürger 
entlaſtet find, und der gefammte Armenetat jever Ginwohnergemeinde, ohne Rüdficht auf die 
gemeindebürgerlihe Eigenfhaft, aus fämmtligen Ortsarmen beſteht. Unter diefen werben 
die Rotharmen ald diejenigen, welde ohne Vermögen und ohne Arbeitskraft find, von ben 
perſoͤnlich erwerböfähigen Dürftigen unterſchieden. Zur Unterflügung ber Notharmen tragen 
beiz ehelihe und uneheliche Verwandte, in auf und abfleigender Linie; Armengüter ver 
Bürgergemeinde und Armenvermögen ver Cinwohnergemeinde; endlih der Staat, deſſen 
böchfter Gefammtbeitrag für die Ortsarmenpflege in 500,000 (neuen) Fr. beſtehen foll. 
Im Beziehung auf die blos Dürftigen bleibt e8 bei dem Princip der Freiwilligkeit: man zählt 
alfo darauf, daß in jeder Gemeinde fo viel thätige Nächſtenliebe und zugleich ſo viel Verſtänd⸗ 
niß des eigenſten Intereffed vorhanden fei, damit freiwillig das Erfoderliche gethan werbe, 
um bie Dürftigen nit blos mit den äußern Arheitömitteln zu verfehen, fonbern auch ihre 
Arxbeitöwilligkeit zu werten und wach zu halten. Die Beflimmung des Entwurfs, daß dad 
Armengut der Vürgergemeinbe nur für bie Rotharmen, nicht auch für die arbeitsfähigen 
dürftigen Mitglieder der Bürgergemeinde verwendet werben foll, hat in folden Bürgerge⸗ 
meinden, bie ein beträchtliches Armengut befigen, lebhaften Widerſtand gefunden; und von 
dieſer Seite hat denn auch ſchon die Agitation gegen ven neuen Geſetzesvorſchlag begonnen. 
Indeflen wurbe bereits in den Verhandlungen des Großen Raths heruorgehoben, daß es ben 
Bürgergemeinden nicht verwehrt fei, ihre Dürftigen mit befondern Stipendien aus ihrem 
Bürgergute auszuftatten. Um fo mehr If zu erwarten, daß die Agitation wieder verſchwinden 
und ber aud feiner Erſtarrung endlich erwachende Corporationsgeiſt einen den Bürgergemein- 
den zum eigenften Vorthelle gereichenden Sieg über ſich felbft gewinnen werde. Kann es doch 
nur zum Schaven ausſchlagen, wenn bie privilegirte Trägheit der bürftigen Mitglieder der 
reichen Bürgergemeinden noch durch befonbere Gaben aus dem Bürgergute genährt wird. Hin⸗ 
gegen wird ed Allen zum Heike dienen, wenn endlich die gefährliche @iferfucht der großen Mehr: 
beit des berner Volls auf einige menige und beſonders reiche Bürgergemeinden verſchwindet; 
wenn fi) zur gemeinfaftlihen Bewältigung des Pauperismus, ihres gemeinſchaftlichen 
Feindes, überall Bürger und Einſaſſen die Hand bieten. 

In den Verhandlungen über das Armengefeg bezeichnete der geiftvolle Beriähterflatter, 
Regierungdrath Schent, die beiden Endpunkte der europäiſchen Armengefepgebung auf treffende 
Weiſe. „In England“, fagte er, „ift die gefegliche Pflicht der Armenunterftügung eine ſolche 
Zafl, daß Land brach gelafien wird, damit man ber Armentare entgehe; in Frankreich iſt ab- 
folute Freiheit von diefer Pflicht, aber Frankreich ift der Sig des Kommunismus.” Gr hob 
auch hervor, wie dad Armenwefen immer mehr einen politifchen Charakter annehme, und fol⸗ 
gerte daraus: „Wenn in Europa wieber einmal eine große Agitation ftattfinbet, fo wird es 
eine ſoeiale Revolution fein.” Diefe Überzeugung hat ſich ſchon lange jeden Denkenden in 
iedem Lande aufgevrängt, wo einerfeitö der Staat in maflofen Summen ven Ertrag der Ar⸗ 
beit des Volks auf inproductive Weiſe vergeudet, während anbererfeit, von der vom Boͤrſen⸗ 
ſchwindel erfaßten Claſſe ver Eapitaliften aus, die Wucherpflanze der inproductiven Speculas 
tion immer verberbliher am Mark des Volkslebens zehrt und fogar die Luft am mühenollen 
Erwerb durch nügliche Arbeit ſchon in ihren Keimen vergiftet. Zu diefen Ländern gehört bie 
Schweiz nicht, oder nod nit; und wenn gleihwol, im Hinblicke auf die befonvern Zuftände 
des Cantons Bern, von jener Gefahr die Rede mar, fo geſchah dies im Glauben, daf man der⸗ 
felden noch vorzubeugen im Stande fei: In der That wird die Annahme und Durchführung 
des Armengefeges ſchon an ſich ein Fortſchritt fein und ven Weg zu weitern Bortfchritten dffnen. 
Denn daß damit allein die Socialfrage oder auch nur die Armenfrage in dauernd befriebigenber 
Weiſe entſchieden ſei, wird Niemand behaupten mögen. Was bie im Armengefeg angeordnete 
Stufenfolge für Herbeiſchaffung der Unterftügungsmittel anlangt, fo follte wenigftend aus⸗ 
nahmoweiſe auch die Erhebung von Gemeinvearmenfteuern geftattet fein. Bleibt es doch immer 
gefährlih,, wenn ſich ein Volköftaat verfaffungsmäßig ſchon im voraus die Hände bindet und 
es fidh ſelbſt verbietet, den Umftänden gemäß handeln zu koͤnnen. Dies gilt au vom Maximum 
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für den Unterflügungsbeitrag des Staats. Diefer follte vielmehr zu jeder Zeit jede Gemeine 
reichlich unterftügen dürfen, ſobald ihn eine geeignet fcheinende Verwendung und Verthei: 
lung feiner Gaben erwarten läßt, daß irgendwo der Zunahme des Pauperismus durch Eröf: 
nung neuer Erwerböquellen oder fonftwie Einhalt gethan werden könne. Wie da over dort zur 
Entfumpfung des Bodens, fo kann und foll aud der Staat feine Mittel dazu verwenden und 
fi durch Befteuerung dieſe Mittel verfchaffen, um Gemeinde nad Gemeinde vom Sumpfe bed 
Pauperismus befreien zu helfen. Denn wie die Fruchtbarkeit des ganzen Landes durd) bie 
Ertragsfähigkeit aller befondern Bobenftellen bedingt ift, fo aud) das Wohl des ganzen Volkes 
durch das Gedeihen aller einzelnen Gemeinden. Die Art und Weife aber, mie und in welchem 
Sinne die Gaben der Wohlthätigkeit bis ind Einzelne hinein vertheilt werden, bleibt ſtets bie 
Seele jeder Armenpflege, woher auch die Unterügungen fließen mögen. Erfolgt die Verthei⸗ 
fung blos nad; den allgemeinen und todten Vorfchriften des Geſetzes, fo kann die Öffentliche 
Armenpflege leicht mehr ſchaden ald nügen. Wahrhaft erſprießlich wird fie nur fein und weſent⸗ 
lich dazu beitragen, um hei den arbeitöfähigen Bedürftigen auch die Arbeitäluft und dad reäte 
Selbftgefühl zu weiten, wenn die Gabenfpender den Empfängern mit freundlichen Nathe und 
belfender That an die Seite treten; wenn fie perfönlih am Schidfal der ihnen befonderd zuge: 
wieſenen Pflegbefohlenen fo weit theilnehmen, um fid von der Eigenthümlichfeit ihrer Lage, 
ihres Charakters und ihrer Fähigkeiten eine mehr als blos oberflächliche Kenntniß zu verſchaf⸗ 
fen. Gin erfahrungsmäßig ſchon bewährtes Inſtitut zu dieſem Zwecke ift dasjenige ber foge: 
nannten Armenväter in der Stadt Züri. Auch wurde fhon im Großen Mathe des Gantend 
Zürich der Gedanke angeregt, eine zweckmaͤßig abgeftufte Reihe von frei gebildeten Vereine 
ins Leben zu rufen und ber freithätigen Menſchenliebe ihrer Mitglieder die ganze Armenpilege 
bis ins Einzelne hinein zu überdaffen. Hätten ſich gleich dieſe Vereine — die befonderd auf den 
Frauen, über die Grenzen bes Haufed hinaus, eine ihnen angemeflene, gemeinnügige Thätig: 
keit einräumen würden — zunächſt nur mit der Vertheilung und beftmöglicden Verwendung ver 
von den Gemeinden und vom Staate bewilligten Unterftügungen zu befaflen, fo fönnte ed 
doch nicht fehlen, daß innerhalb diefer Vereine und durch viefelben au; dem Mohlthätigfeird: 
finne der @inzelnen zur ergänzenden Aushülfe ein bei weitem fruchtbarereö Feld geöffnet würde 
als durch ein bloßes Almofengeben aufs Gerathewohl. Es iſt gleich einfeitig, ob die Sorge für: 
die Armen und Dürftigen nur nad) ven Vorfähriften des Geſetzes erfolgt, oder ob fie nur dem 
allfälligen guten Willen ver Einzelnen überlaffen bleibt. Erſt dadurch, daß in ber bemerften 
Weiſe die freie Milothätigkeit ver Einzelnen der Unterftügungepflicht des Staats und ber &: 
meinben beftändig zu Hülfe kommt, fann die Armenpflege humaniſirt und aus ihrem mei 
noch rohen Zuftande auf jene Höhere Stufe gehoben werben, auf der fie — gleichſam allgegen: 
märtig mit ihrer thätigen Liebe in allen Gebieten ver Befellfchaft, bei den Gebern wie bei den 
Empfängern, bei ven Reichen wie bei den Armen — nicht blos unaufhoͤrlich zur Ausgleichung 
ber ſchroffern Unterſchiede des materiellen Befiges hinwirkt, ſondern auch zur Heilung jener 
Wunden, zur Befeitigung jener Spaltungen, womit der Haß und die focialen Vorurtheile bas 
Volksleben ſtets von neuem zu zerflüften drohen. Um befto eher eine ſolche Heilfame Armen: 
pflege ind Leben zu rufen, follte aud) der Staat den Umfang feiner Unterftügungen an bie 
einzelnen Gemeinden danach bemeflen, inwieweit ihm die einzelnen Gemeindegliever ober Ge⸗ 
meindevereine zur erfolgreichen Befämpfung des Pauperismus zu Hülfe fommen; denn geradt 
denen ſoll viel gegeben werben, bie fhon viel Haben von jenem warmen und verfländigen Ei⸗ 
fer, wodurch einzig und allein eine fruchtbringende Verwendung ver Unterftügungen verbürgt 
wird. Die Annahme und Vollziehung des berner Geſetzvorſchlags, was man aud an Ein 
zelheiten auszuftellen Habe, iſt aber gerade geeignet, um eine folche organifche und allfeitig be: 
lebende Verbindung von geſetzlicher und freiwilliger Armenpflege einzuleiten, die nun zu 
allerdings wirkſamen Schutzwehr In den heranziehenden Wettern werben kann. 

Im Vorhergehenden find nur die wichtigern Gegenflände beſprochen, wodurch In verhält: 
nigmäßig ſehr beträchtlichem Umfange aud) bie finanziellen Staatökräfte in Anſpruch genom: 
men wurden. Indeſſen geht ſchon daraus hervor, daß bie politiſche und ſociale Bewegung im 
Ganton Bern aud eine eingreifende Reform des Finanzweſens zur Folge haben mußte. Bis 
zum Jahre 1846 wurbe es jedoch dem reichen Staate möglich, die bisherige Art der Beſtene 
zung im Wefentlichen beizubehalten. Erſt durch die Verfaffung von 1846 wurde die im alten 
Theile des Cantons bisher ungewöhnliche directe Beſteuerung auch für diefen eingeführt und 
der Grunbfag ausgeſprochen, daß alle neuen Auflagen möglichft auf alles Vermögen, Einkom⸗ 
men und Erwerb fallen follen. Hat man fi erft in Bern von der Wahrheit überzeugt, daj 
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das Vermögen, zu erwerben, mit dem Gapitalbefige progreffiv fleigt, daß mithin auch die wahr: 
haft gerechte Vermoͤgensſteuer eine progreffive ift, fo Hat ſich der Staat durch Einführung ver 
birecten Befteuerung in den Stand gefegt, auch allen Fünftig an ihn gerichteten gerechten und 
billigen Foderungen des Volks genügen zu können. Das orbentlihe Budget für 1857 wies 
auf eine gefammte Einnahme und Ausgabe von nahe 4,400,000 Fr.; und ein näherer 
Einblid zeigt auch in dieſem Canton, dap bie Öffentlichen Gelder wirklich nur zu öffentlichem 
Nugen verwendet werben. 

Die außerordentliche Thätigkeit, welche die feit 1831 zum Volksſtaat verjüngte Republik 
nach allen Richtungen des Öffentlichen Lebens entwidelte, if, verglichen mit dem Stillſtande 
oder der ſchleichenden und gedankenlos träumerifchen Bewegung im Polizeiſtaate, um fo merk⸗ 
mwürbiger, als viele der einflußreihften Reformen mitten in die Zeit der fogenannten politi= 
fen Wirren gefallen find. Man muß es dem fo oft ald geifteöträg und phlegmatifch bezeichne= 
ten berner Volke nahrühmen, daß es fih — ein Fräftiger Schwimmer und offenen Auges — 
in Die frifhen Strömungen der Neuzeit geworfen hat; daß es fich auf dem morfchen Wrade 
feiner Vergangenheit nicht feplafend ven Stürmen und Klippen der Zukunft entgegentreiben 
lãßt. Nah Annahme der Verfaſſung vom 31. Zuli 1831 — die noch ein indirectes Wahl: 
foftem Tannte und ald Bedingung ver Wählbarkeit ven Nachweis eined Grundvermögens oder 
verfigerten Gapitald von 5000 Schweizerfranken erfoderte — und nad) dem Rücktritte der 
alten Ariftofratie, lag es in der Natur der Sache, daß Die Gewalt zumeift in die Hände ber No= 
tabilitäten der Landſtädte fiel. Gegenüber ven hartnädigen Feinden jeder Neuerung blieben 
indeſſen die Anhänger der Verfaſſung von 1834 nur eine Zeit lang vereinigt: bald hatte vie 
Regierungdpartei der fogenannten Dorfmagnaten nicht blos die alte Ariftofratie, fondern auch 
die viel lebhaftere Oppofition eines Theils der Reformfreunde zu befämpfen. Im Anfange ber 
vierziger Jahre, ald der damalige Schultheiß Neuhaus eine beſonders einflußreihe Stellung 
einnahm, fehienen fich wieder zeitiyeife die zwiefpältigen Elemente der Fortſchrittspartei einander 
angenähert zu haben. Im Gegenfage zu der ſchwankenden und ängſtlich rückſichtsvollen Politik 
der Dorfmagnaten in den Beziehungen zum Auslande mar die von Neuhaus befolgte Politik 
eine ehrenhafte und würbevolle. Was dagegen die innern Angelegenheiten betrifft, fo gerieth 
die Regierung zur Zeit ver Freiſcharenzüge in eine ungewifle und zweideutige Stellung. Da 
übervied im Laufe der Jahre die Mängel ver Verfaffung von 4831 deutlicher herborgetreten 
waren, fo foverten zu Anfang 1846, unter dem Ginflufle der durch die Jeſuitenfrage über die 
ganze Schweiz verbreiteten Gährung, zahlreige Stimmen eine Totaltevifion. Gegen die Ent: 
ſcheidung des Großen Raths, daß er und die Regierung die Verfaflungsrevifton in die Hand 
nehmen follten, erhoben fich die Volksvereine und veranlaßten einen neuen Beſchluß des Großen 
Raths, die Reviſionsfrage vor dad Volf zu bringen. Diefes erklärte fi mit großer Mehrheit 
für Berufung eines Verfaſſungsraths. Hiernach trat Neuhaus von feinen öffentlichen Amtern 
zurüd. In directer Wahl, auf je 5000 Einwohner ein Mitglied, ernannte nun das Bolt feinen 
Berfaffungsrath und genehmigte ven ihm vorgelegten Entwurf mit 36,079 annehmenden 
Stimmen gegen nur 1257 verwerfende; ein fehr merkwürdiges Ergebniß nad einem lebhaft 
geführten Parteienzwifte, das jedoch auf eine große Übereinftimmung der Anjiten hinſichilich 
Der Nothwendigkeit und Zweckmaßigkeit ver Verfaflungsreform hinwies. 

Die noch jeßt geltende Gonftitution vom 31. Juli 4846 bilvet einen wichtigen Abſchnitt, 
amd den feften Boden für ven bis in die neuefte Zeit mit wechſelndem Glüd geführten Kampf 
der Parteien. Ihre wichtigern und zum Theil eigenthümlihen Beſtimmungen find: Directe 
Wahlen zum Großen Rathe, ftatt der frühern Indirecten ; im Berhältniffe von einem Abgeordne⸗ 
ten auf je 2000 Sinwohner. Actives Wahlrecht aller wenigftens zwanzigjährigen Staatöbürger; 
was darum beſonders bemerft werben mag, weil das Gemeindegefeg von 1852 das Stimm: 
recht in Gemeindeverfammlungen erſt mit dem vollendeten dreiundzwanziften Jahre beginnen 
1ãßt. Wählbarkeit aller fimmfähigen Staatöbürger vom vollendeten fünfunbzwanzigften Jahre 
an in den Großen Rath; mit Ausnahme aller geiftlichen und weltlichen, vom Staat angeflellten 
Beamten. Der aus neun Mitgliedern beftehende Regierungsrath ift zur Antragitellung im Gro⸗ 
Gen Rathe berechtigt, zur Berichterflattung an denſelben und zur Auskunftsertheilung vers 
pflichtet. Alle vier Jahre Integralerneuerung des Großen Raths, flatt ver frühern zweijähris 
gen Drittelderneuerung, ſowie Neuwahl ded Regierungsraths durch den neuen Großen Rath. 
Jeder Gefegentwurf unterliegt Binnen einem Zeitraum von wenigſtens drei Monaten einer dop⸗ 
pelten Beratgung und muß vor ber zweiten dem Volke rechtzeitig bekannt gemacht werben. Keine 
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Bifentliche Stelle, außer vie eines Lehrers oder Geiſtlichen, darf auf Lebendzeit extheilt werben. 
Außerorbentlicherroeife erfolgt die Gefammterneuerung des Großen Rath, wenn jie, nad dem 
Antrage von wenigſtens 8000 fiimmfähigen Bürgern, von ver Mehrheit der in den politifhen 
Berfammiungen Abflimmenben verlangt wird. In ähnlicher Weife kann der Antrag zu einer 
Berfaffungsrevifion nicht blos vom Großen Rathe, fondern auch von 8000 Stimmfählgen gez 
ſtellt werden. Dad Volk entfcheivet dann, ob überhaupt Revifton ftattfinden und ob dieſe durch 
den Großen Rath oder einen beſonders gewählten Verfaſſungsrath eingeleitet werben foll, 
Endlich wird der Entwurf der revibirten Verfaffung den Verfammlungen der fimmfähigen 
Staatöbürger zur entfcheidenden Annahme oder Berwerfung vorgelegt. Bern gehoͤrt auch zu 
denjenigen Gantonen, die nad) dem ſoloniſchen Grundfage, daß jeder Staatsbürger Res Bartei 
ergreifen foll, das Abſtinmungsrecht in der Art In eine Pflicht verwandelt haben, day die von 
den politiſchen Berfammlungen freiwillig Wegbleibenden mit einer Meinen Gelbftraie Kraft 
find. Ein folder, wenn au nur inbirecter Zwang entfpricht nicht dem vollen Begrift der 
perſoͤnlichen Freiheit. Iſt ein Staatsbürger mit dem gerade vorhandenen perfänliien oder fah: 
lien Statusqus zufrieden, fo foll er nicht dafür geftraft werden können, daß er feine Zufre: 
benheit mit dem Befiehenden nicht auöbrädlich zu erfennen gibt; bie pofttive politifhe Ihäti: 
keit iſt dann vielmehr die Sache derjenigen, die in ven ſtaatiichen Berhältniffen am Stande mt 
Berfonen oder Saden irgendeine Nenerung herbeiführen wollen. Handelt es fid um wiäligt 
Dinge, wofür das Volk ein Intereffe hat und ſich ein Urtheil zutcaut, fo ift ohnehin feine 8%: 
theifigung eine lebhafte und allgemeinere; handelt es fih um Anderes, fo iſt jeder indirecn 
Zwang zu pofltiver politiſcher Thätigkeit nur unnüge Jeitverſchwendung und darum auf eine 
Art indirecter Befteuerung, womit überflüfflgerweife ein Theil des Volks belaftet wird. In: 
deſſen Laffen ſich diefe Bragen des formalen Staatsrechts nicht unbedingt für alle Zeiten und 
Verhaͤltniſſe im voraus entſcheiden, und für die Periode einer beſonders wichtigen NRefornbe: 
wegung, wie fle aud; Bern durchzumachen hatte, mag man es immerhin ald erſprießlich en: 
räumen, wenn das Volk fort und fort angefhornt wird, fid) für alle Borgänge im öfientlihen 
Leben ein beflimmtes Urtheil zu bilden und dieſes mit entfhienenem Ja ober Nein audzufrtr: 
hen. Jetzt aber ift in Bern und fo ziemlich in der ganzen Schweiz das Verfaffungsweſen hir 
laͤnglich georbnet, fobaß man ſich fortan ausſchließlich oder haupiſächlich mit den in ven Bor: 
dergrund getretenen focialen Zeitfragen zu befchäftigen vermag. e 
Die radicale Bartet, melde die Verfaffung von 1846 durchgefegt hatte, war auch hiejenlät, 
welche in ber erften vierjährigen Wahlperiove das Heft in die Hand bekam. Doc gingen dit 
Hoc und zum Theil allzu hoch gefteigerten Erwartungen des Volks nicht fo vollſtaͤndig und fo 
bald in Grfülfung, daß nicht neue Unzufrievenheit ımb eine raſch zunehmende Oppoſitien ent: 
fanden wären. Schon bei der erſten Gefammterneuerung des Großraihs im Jahre 1850 ge: 
wannen bie Gonfervativen das uͤbergewicht; nun wurden bie Rollen veriauſcht und ein mit lei 
denſchaftlicher Erbitterung gefürter Kampf — hier und da von einigen, wenn auch nicht befen: 
ders erheblichen Gewaltthätigkelten Begleitet — entfpann fich zwiſchen der Regierungäpartel un? 
der tabicalen Oppofition. Fwar misglückte ein ſchon im Sabre 1852 gemachter Verfuc def 
legtern, durch Anwendung bed dem Volke verfaffungsmäßtg zuſtehenden Medhts der Abberafunz 
und Geſammterneuerung des Großen Raths wieder zur Herrſchaft zu gelangen. Aber ſeitden 
that bie Regierungspartei felbft einige Schritte, wodurch fle in der ffentlihen Meinung an Be: 
den verlor. Dazu trug namentlid) ein Prefgefeg bei, das mit feinen ängfllihen und vagen Br 
- Rimmungen ven deutſchen Preßgefegen viel zu genau nachgebildet war, um Beifall finden 
können, und eine an bie elpgendffifchen Mäthe gerichtete Beſchwerde Hatte auch wirflid, ein 
theilweiſe Abänderung deffelden zur Folge. Lebhafte und nicht unbegrünbete RKeclamatlenn 
wurben ſodann erhoben gegen bie Schließung ber berner Sectionen des Grütlivereind. Cine 
beſonders allgemeinen Widerſpruch fand aber das fogenannte Prügelgefeg, oder der Entwuf 
deſſelben, wonad in gemwiffen und ziemlich zahlreichen Faällen vie Prügelftrafe zur, Anwenbum 
kommen follte, entwweber ausſchließiich, oder auch zur Verſchärfung anderer Strafen. Unis 
folgen Umſtänden und nachdem das berner Volt durch feine Wahlen in den Nationalrath für 
gezeigt hatte, daß es nicht mit jeder Politik feiner Regierung einig gehe, fam es am 7. Rn 
4854 zur Wahlſchlacht, In der ft Die Parteien fo fehr in gleicher Stärke zeigten, daß ber vet 
ber radicalen „Berner Zeitung‘ gemachte Vorſchlag einer Buflon in Bem der unnügen Reibungtt 
mühe geivorbenen Volke ſogleich die iebhafteſte Unterftügung fand. Der Große Rath wählt 
alfe eine Gommiffion zum beſondern Zwecke einer Verftändigung ver Parteien, und nad) ihrer | 
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Vorſchlage kam wirklich eine Vereinbarung dahin zu Stande, daß in den Regierungdrath zus 
nächſt vier Rabicale und fünf Gonfervative gewählt wurden, daß auch bei der Vertheilung der 
andern Gantonalämter die gerade vorhandene numeriſche Gleichheit der Varteien möglihft zur 
Richtſchnur diente. Dies ift die fogenannte Zuflon, deren mögliches Gelingen befonders anf 
conjervativer Seite bezweifelt wurde, die aber gleihwol zu Stande fam, und nun auch in andern 
Eantonen ähnliche Vereinbarungen hervorrief. Dieje Fufion war feine Halbirung der ent 
gegengefegten Parteianſichten, nebft einer Summirung ber beiden Hälften; fie war fein Vers 
glei zwiſchen Schwarz und Weiß über eine zwiſchenliegende graue Theorie. Ebenſo wenig 
that fie der Verſchiedenheit der Meinungen und ihren lichterzeugenden Reibungen @intrag;; nicht 
einmal verjenigen Verſchiedenheit, die aus der vieljährigen Behauptung einfeitiger Parteiſtand⸗ 
punkte nothwendig entfpringen mußte. Dagegen befreite fie die einzelnen Parteimitglieder aus 
den allzu ſtrengen Banden jener Parteivisciplin, die nur die Erfolge von rechts gegen links, 
ober links gegen rechts im Auge hat, ohne Rüdficht auf die Klemme, in melde das in der Mitte 
ſchaffende und arbeitende Volk geräth, von jener während des Kampfes un den verfaflunge- 
mäßigen Boden fehr erſprießlichen Disciplin, die aber zum Übel wird, ſobald erſt, wie im Ganz 
ton Bern, mit faft allgemeiner Befrievigung bie verfaflungsmäßigen Wege gebahnt find und 
es ſich nun darum handelt, den an fi ganz unfruchtbaren Rechtsboden durch eine in friedlicher 
Ordnung allſeitig ji unterflügenve Arbeit ald wirklichen Gultuchoven zu verwenven. Die 
neueften Abflimmungen im Ganton Bern geben Zeugniß, daß feit der Erlöfung ver Einzelnen 
aus den hemmenden Barteibanven die Rückſichten auf pad Gemeinwohl immer mehr überwiegen, 
und daß das berner Volk wohlgethan, ald es den in unfruchtbaten Zänkereien ihre Kräfte vers 
geubenden Parteien fein Quos ego! zugerufen hatte. ; 

Auf jeder Seite hatten im berner Parteienfampfe talentvolle Männer geftanven; beſonders 
aber waren e8 Bloͤſch und Stämpfli, die während einer Meihe von Jahren ald Hauptfährer 
galten, der Erftere auf Seite ver Gonfervativen, ber Andere auf Seite der Radicalen. Beine 
Stastömänner hatten ſich die Rechtswiſſenſchaft zum eigentligen Fachſtudium gewählt. Aber 
Stämpfli gehörte ſchon jener oben genannten jüngern Schule an, die nicht für alle Zeiten mit 
den hiſtoriſch gemorbenen Rechtszuſtänden und Rechtsanſichten eines beftimmten Zeitraums abs 
fliegen mag, vie fi eben darum den unbefangenern Blie für die Bebürfnifle ver Gegenwart 
und nädften Zukunft bewahrt. Beiden Staatsmännern gereicht e3 zur gleich großen Ehre, daß 
fie Äh zur aufrichtigen Berföhnung die Hand boten, ſobald fie fih von der Unfruchtbarkeit ver 
in alter Weife etwa fortgefegten Parteihändel überzeugen mußten. Cine in Brudftüden zur 
Offen tlichkein elangte Denkſchrift von Blöͤſch, „Über die Staatsverfaſſung des Cantons Bern 
und ihre — mit dem Vorſchlage eines von den Gemeinden zu wählenden und alle Haupt⸗ 
fragen ohne Discuſſion entſcheidenden Landraths — laͤßt doch hoͤchſtens nur auf eine theoretiſche 
Liebhaberei für die Fragen des formalen Staatsrechts und für ſolche Anfichten ſchließen, deren 
Verwirklichung, wenn fie überhaupt möglid wäre, leicht wieder ven Ganton Bern in ein Con⸗ 
glome rat fehr verfchiebenartig beregitigter Bemeinben mit entſcheidendem uͤbergewicht ver. Saupt⸗ 
ſtadt und Hauptgemeinde verwandeln koͤnnte. Hat doch Blöſch durchaus Feine Schritte gethan, 
um feine individuellen Meinungen über Verfaſſungsreviſion als neuen Zankapfel zwiſchen vie 
kaum verföhnten Parteien zu werfen! &8 ift fehr bezeichnend für das Öffentlihe Leben In ber 
demokratiſchen Schweiz, daß das die Staatdämter entweber mittelbar ober unmittelbar ver 
gebende Volk die Männer feines Vertrauens, ohne fi allzu fehr um ihre Vorbereitungen und 
Stubien für dieſen ober jenen fpeciellen Beruf zu befümmern, überall da verwendet, wo fie ihm 
‚tauglich ſcheinen und wo gerade das Wichtigſte zu thun iſt. So wurbe auch der Juriſt und frü⸗ 
here Advocat Stämpfli Hauptfächlid im Finanzfache beſchäftigt, wofür er bald eine entichiebene 
[Fähigkeit zeigte. Von biefer finanziellen Laufbahn aus mußte fi) fein Bli auch auf die volls⸗ 
wirthſchafllichen und focialen Zuſtaͤnde des berner Volks lenken, ſowie in wachſendem Geſichts- 
reiſe nicht bloß auf die öfonomifchen, ſondern überhaupt auf die internationalen Beziehungen 
er Staaten und Bölfer. Es war barum eine glückliche Wahl, daß er in ven Bundesrath kam, 
nd es traf fi) gut, daß er gerade Bundespraͤſident war, als die Loͤſung ber zu einer europäi⸗ 
hen Angelegenheit gewordenen neuenburger Frage entſcheidend vorbereitet wurde. Diefer von 
einem Volke auf ven Schild gehobene Bundespräfident, mit dem die Repräfentanten aller Groß⸗ 
ächte, die Vertreter folge» Dynaftien, über Krieg oder Frieden zu verkehren hatten, iſt en 
ner Bauernfohn, der fi aus den bürftigflen Verhältniſſen emporgearbeitet, der aus eigen= 
rt Kraft jenen beſonders engen Kreis durchbrochen hatte, in den gerade —— Bauern⸗ 
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thum mit feinen Sitten und Bräuchen, mit feinen herfömmlichen Anſchauungen und Vorur⸗ 
teilen für immer gebannt fehlen. Das neue Bern und die neue Schweiz hätten es nicht deut: 
licher ausſprechen fönnen, daß fle die Schwelle einer neuen weltgeſchichtlichen Periode bereits 
überföhritten haben. 

Bei Gelegenheit der neuenburger Sache wurbe die Innere Wahrheit und Haltbarkeit der 
Fufion auf eine wohl beftandene Probe geftellt. Als für die Schweiz die Möglichkeit nahe Ing, 
ihre Unabhängigkeit und republikaniſche Integrität mit der vollen Anftrengung der gefammten 
Volkskraft und dem ganzen Aufgebot Ihres Volksheers vertheinigen zu müflen, da mar es ber 
Große Rath des Eantond Bern, der vor allen andern feiner Regierung einen unbevingten Gres 
bit einmüthig bewilfigte, der eben dadurch den übrigen Gantonen mit freubig befolgtem Veiſpiele 
voranging. Aber nicht blos diejenigen Parteien, die fi im Großen Rathe, in Voltövereinen 
und Vollöverfammlungen jahrelang mit Erbitterung befämpft hatten, auch vie eigentliä ſoge⸗ 
nannten Ariſtokraten, die Angehörigen jener früher herrſchenden Familien, welde nur nad ir 
den Erinnerungen an ihre Vergangenheit zu leben ſchienen, welche fich In den politifgen Ruhe: 
ſtand gefegt und felbfl Hinter die legten Bauern zurüdigezogen hatten, weil fie nicht mehr bie dr: 
fen von Allen fein konnten — felöft diefe eigentlichen Ariftofraten wollten wieder bie Veſen 
und Erften fein, falls das vom Ausland bedrohte gemeinfame Vaterland das Gut und Blut 
feiner Söhne fodern würde. So hatte Bern, ver mächtigſte unter den ſchweizeriſchen Einzh 
ſtaaten, in der verhängnißvollften Angelegenheit der neuen Schweiz die politiſche Initiative err 
griffen. Er hatte damit nur bie ihm gebührenve Stellung eingelommen. Wenn feit der Re 
formation Züri) und Genf befonder berufen find, dieſes der franzöftfchen und jemeß ber deut: 
fen Schweiz dad Banner des geiftigen Fortſchritts voranzutragen, fo hat dagegen Bern, dab 
im Laufe der Jahrhunderte zwar öfters eine rüdfichtstos ftolze und durchfahrende, aber feltn 
eine ſchwache und ſchwankende Politik befolgte, nad; der äußern und ſtaatlichen Seite des Volle⸗ 
lebens Hin eine wichtige Aufgabe maßgebend zu erfüllen. Auch babei gilt es um eine raflofe 
Thaͤtigkeit zur Wahrung der ſchweizerifchen Unabhängigkeit im Innern wie gegen dad Xuslanı. 
Es gilt ven Schuß der Unabhängigkeit der Armen gegen die Reichen, des noch unmündigen Ge⸗ 
ſchlechts gegen die Habſucht der Erwachſenen, der nüglihen und redlichen Arbeit gegen ven 


Schwindelgeift der Sperulation. Der Kampf tft ſchwierig, aber gerade Bern iſt vor andern 


Gantonen in der Lage, ihn mit Erfolg führen zu innen. Ss ift wohlhabend, ohne überreich zu 
fein, und e8 verdankt feinen Wohlſtand ver Landwirthſchaft. Die große Induſtrie ſteht gerade 
erſt im Begriff, ſich auch in Bern niederzulaffen, und der Eintritt kann und darf ihr niöt ver⸗ 
wehrt werden; aber fie hat den Canton nod nit uberſchwemmt, und um fo eher find noch Bor 
fehrungen moͤglich gegen jene Auswüchſe, Misftänve und Übel, bie bisjetzt dad unnermeibliät 


Gefolge des Induſtrialismus zu bilden fhienen. Die Staatsmänner des Cantons Bern mäfen | 


fi alfo beſonders aufgefobert fühlen, ven Socialfragen eine ernfle und anhaltenve Aufmerk 
ſamkeit zuzumuthen; durch das Schieffal, das ſchon andere Völker getroffen, werben fie Hinläng: 
lich gewarnt fein, um ſich nicht der faulen Politik des Geſchehenlaſſens allzu forglos in die Arm 
zu werfen. Aber auch gegen das Ausland iſt die eingendfiif—he Unabhängigkeit zu wahren; un 
kaum ift der neuenburger Streit geſchlichtet, fo droht eine neue Gefahr, die wol anderer Art, 
aber kaum von geringerer Schwere iſt. In der Schweiz wie anderswo haben ſich beſondert in 
ber legten Hälfte bes verfloflenen Jahrzehnds viele und große Actiengefellfhaften für ben Bau 
von Eifenbahnen und fonftige Zwecke der Production, fowie für Grevitgemährung und Geb: 
handel gebilvet. Gegen ſolche Geſellſchaften, mit ihren Anhäufungen von großem Gapital und 
oft auch von viel Kalent in ben Formen und für die Zwecke eines Privatvereind, hat ber Gr 
ſammtverein des Staats fogar unter gewöhnlichen Umſtänden auf der Hut zu fein, daß nicht die 
alfgemeinen von ben befonbern Intereffen überwuchert werden. Ex foll um fo wachſamer fein, 
werm das Volt durch große Gapitaliften des Auslandes mit dkonomiſchem Vafallenthume be 
vroht wird, und wenn gar diefe Gapitaliften einem mächtigen und centralifirten Staate wit 
Frankreich angehören, wo auch die Geldmacht der abfoluten Staatsmacht verfuppelt ift, wo ein 
fHroinvelhaftes Treiben alle Verhaltniffe in folchem Mafe gefpannt hat, daß leicht die allzu naht 
betheiligten Nachbarvdlker in eine ſchwere Krifis mit verwickelt werben können. Ginige Bor: 
gänge laflen fließen, daß bie Gtaatsmänner, welche in neuefter Zeit der Ganton Bern ſich Telbt 
und ber Cidgenoffenſchaft gegeben hat, bie befonberd von Frankreich her drohende Gefahr vie” 
tig zu würbigen verflehen. Die zunächſt in diefer Beziehung zu entſcheidenden Fragen find noch 
in der Schwebe; aber der Befammtartifel „Schweiz“ wird zu berichten Haben, mit welchem & 
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folge die Unabhängigfeit der republikaniſchen Schweiz auch gegen die Eroberungsſucht beute= 
gieriger Börfenfünige vertheidigt worden ift.%) W. Schulz-Bodmer. 
Bernabotte (Iohann Baptiſt Julius), als Gründer der Dynaſtie Berna— 
dotte in Schweden und Norwegen Karl XIV. Johann, wurde am 26. Jan. 
41764 zu Bau im ſüdweſtlichen Fraukreich von bürgerlichen Altern geboren. Sein Vater war 
Rechtsgelehrter und hatte nicht das nothwendige Vermögen, um dem Sohne eine forgfältige 
Erziehung zu geben. Was aber Häusliche Bildung und die Schule bei dem Jungen verfäumt 
hatten, holte die Welt und das Leben bei dem von der Natur reid) begabten Manne mehr ald 
nad. Im Jahre 1780 nahm B. als gemeiner Soldat Dienfte, und die Revolution fand ihn 
nad) neun Jahren noch als Unteroffizier bei ver Infanterie. Die Erſchütterung, welche burd 
Frankreich ging und ſich bald ganz Europa mittheilte, weckte die ſchlummernden Kräfte in ber 
Nation, die ihrer jo fehr bevurfte in dem ungeheuern Kampfe, den fie mit ſich felbft und einem 
ganzen Welttheil zu beftehen Hatte. Die Schranken waren gefallen, welche Geburt, Anfehen 
und Reichthum dem auffirebenden Talente im Staatöbienfte gefegt, und die Natur trat mit 
ihrer Kraft in ihre verlorenen Rechte, und diefer Kraft war die Laufbahn aufgethan, auf ver 
fie ſtreben durfte nach dem Groͤßten und Höchften, was die bürgerliche Geſellſchaft zu bieten hat. 
DB. nahm unter ven Mitbewerbern bald eine auögezeichnete Stelle ein. Raſch flieg er bei dem 
Heere von Grad zu Grab, die er ſich alle auf dem Schlachtfelde verbient hatte, ward 1792 
Bataillonschef unter Guftine, 1793 Brigadechef, bald darauf unter Kleber, der feinen Muth 
und feine Einfiht fehägte, Brigavegeneral und befehligte 1794 in der Schlacht von Fleurus 
eine Divifion. Im Jahre 1796 begründete er unter Jourdan's Oberbefehl in den Kämpfen am 





4) &s if eine der wichtigften Aufgaben des „Staatss2erikon”, an der Hand der Thatfachen ber 
neueſten Gedichte und Statiftif bie dem materiellen Inhalte des flets beivegten Völferlebens entſpre⸗ 
enden Fortfchritte in den Staatswiffenfchafien nachzuweiſen. Nur auf diefem Wege gelingt es, bie 
„inhaltleexen Allgemeinheiten“ und jede nichtsfagende ‚,Bhrafeologie‘ "zu vermeiden, ſogar diejenige, 
bie dem Publicum ihre eigene Gravitaͤt mit nichtsfagenden Phrafen gegen die inhaltleeren Allgemeins 
na vor Augen zu halten beflifien iſt. Nur auf vemfelben Wege gelangt man auch zur Darftellung 

er wirklichen und wahren neuen Staatswiflenfcaft, bie ſich fort und fort vom Leben felbft belehren 
läßt; bie zum boctrinären Schulgebrauche nicht ſchon im voraus auf für alle Zeit fertige Kategorien 
abgezogen iſt, um den wiflensburftigen Hörern und Lefern zu jeber gelegenen und ungelegenen Stunde 
jugelrunten zu werben, bie vielmehr — felbft lebendig — flets wieber in das Leben Hineinwirft. Darum 
R auch Hier der Canton Bern, wo in den legten Jahren zur praftifchen — einiger der erheblichſten 
Socialfragen — Organiſation bes Credits vom Staate aus, und flaatliche Maßregeln gegen den ans 
dringenben Bauperismus — manche wichtige Schritte gethan wurden, in nicht allzu fnapper und vager 
Beite berüdfichtigt. Überhaupt wäre bei den fchweizerifchen Gantonen eine blos gruppenweife und uns 
vermeibli —— Behandlung am — erſprießlich. Iſt doch ſo ziemlich aus jedem 
und noch fo kleinem Canton irgendetwas Eigenthümliches zu berichten, das für die lebendige und fort⸗ 
fchreitende Staatswifienfchaft von großer Bebentung if. So konnte und mußte bei Aargau (f. d.) na⸗ 
mentlich bie Rebe fein vom den neueften Beflimmungen über bie fogenannte Incompatibilität; von dieſem 
Mistrauen des Bolfs gegen bie wenigftens mittelbar von ihm felbft gewählten Beamten: ein Mistrauen, 
das man in biefer Ausdehnung tadeln mag, das aber wohl zu recjtfertigen ift, foweit es fich auch gegen 
ie höhern Beamten und bie hauptſaͤchlich betheiligten Mitglieber der großen Actiengeſellſchaften richtet, 
man biefen Vertretern mächtiger und einflußreicyer Privatinterefien nicht auch noch befonbers eins 
ſußreiche Stellungen im Volksfiaate anzuvertrauen wagt. Die politifche Trennung bes Cantons Ba⸗ 
ſel (ſ. d.) in zwei unabhängige Hälften gab Anlaß, auf ein erſt im Aufleimen Begriffenes neues Volker⸗ 
recht hinzuweiſen, das — im Gegenfage zu unferer jepigen, unter ben Schug eines flarren Legitimitäts⸗ 
geincipe geftellten, willfürlichen Zufammenwürfelung der Staaten — ber freien Wahlverwandtfchaft der 
ölfer einen weit größern Spielraum für bie Vollziehung politifcher ‚Dereinigungen und Scheibungen 
einräumen wird. Ber Bafellandfchaft insbefondere war die Bedeutung des Volksveto hervorzuheben. 
Diefes ift eine ebenfo bemofratifche als confervative Inftitution, eine fehr fchägbare Garantie gegen 
faunenhafte Befegesmacherei, welche ven die fchweizerifchen —— nur mit der trüben Brille des 
Beamtenftaats Betrachtenden kaum bem Namen nad befannt ſcheint, welche man aber gleichwol kennen 
muß, um bie felbft in ber allerneueften Zeit dem beutfchen Publicum wieber vorgefpielte alte Leier von 
einem zuneufigen und in verberblichen Staatserperimenten ra bewegenben fchtveizerifchen Nadicalis⸗ 
mus“ bis zur Ungereimtheit lächerlich zu finden. Endlich ließ die Jahrhunderte alte Trennung zwifchen 
einem Tatholifcgen und reformirten Appenzell (f. d.) ein befonderes Augenmerk richten auf die aus den 
Unterſchieden des Eultus entfpringenben, höchft auffallenden vollswirihſchaftlichen Unterſchiede. In 
der That ift es auch fehr begreiflich, daß in dem fchweizerifchen Volksſtaaien, wo überall das Volk mits 
rathet und et eigenthümliche politifche und fociale Gedanken und Inftitutionen zu Tage treten 
müflen, unb daß ſich diejelben zum Heile Aller oft ſchon praftifch bewährt Haben, ehe nur die ſchwer⸗ 
fällige Kauzlei⸗ und Kathederweisheit davon Notiz genommen hat. Im Intereſſe ber Staatswiſſen⸗ 
[ER ten und ber Lefer dieſes Werks if und bleibt darum eine einlaßlichere Betrachtung ber oft noch fo 
ief aufgefaßten ſchweizeriſchen Dinge mehr als blos gerechtfertigt. 
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Rhein, an der Lahn ımd am Main feinen Ruf als Feldherr. Im Jahre 1797 kam er zur ita⸗ 
lieniſchen Armee, deren Oberbefehl Bonaparte übernommen hatte, und erwarb ſich durd bie 
ausgezeichneten Dienfte, die er leitete, vie Achtung dieſes jungen Feldherrn, der ſich ſo gut 
darauf verftand, die Brauchbarkeit ver Menfchen zu würbigen und zu benugen. Da durch den 
Frieden von Campo⸗Formio Waffenruhe eintrat, ging ®. nad) Paris, das er bald gegen den 
Aufenthalt in Wien vertaufchte, wohin er fi als Botſchafter ver Republik begab. Hier ließ 
ex die dreifarbige Fahne vor feiner Wohnung aufpflanzen und erbitterte Die Benölferung ber 
öfterreichifchen Hauptſtadt durch diefes verhaßte Zeichen des gelungenen Aufftandes der Fran⸗ 
zofen gegen Recht und Orbnung fo fehr, daß meuteriſche Haufen die Wohnung ved Gefandten 
und bie republikaniſche Fahne mit Ungebühr behandelten. Die Branzofen behanpteten, die 
Polizei ſelbſt habe ven Auflauf organifitt und geleitet, und In dem ganzen Borfalle fei der Geiſt 
u erkennen, von dem auch der Gefandtenmord in Raſtadt auögegangen. Wie bem uud ſei, 
3. mußte Wien verlaffen, und bald brachen die Feindſeligkeiten mit vermehrter Erbitierung 
wieber aus. Das Directorium, welches damals Frankreich veglerte, war nicht geeignrt, fh 
ſelbſt und feiner Republik Achtung zu verfhaffen und ben Sieg an bie Bahnen der franzöffgen 
Heere zu feffeln.. Die Oefahr wurde tmmer dringender und man begriff, daß wenigftens etwas 
geſchehen müffe, um ven Geiſt der Soldaten zu erheben und zu ermuthigen, ba ſelbſt bie Ei 
herheit des Landes von den fremden Mächten bebroht ward. In diefer Verlegenheit ernannte 
das Directorium B. zum Kriegsminifter, ber die Heere mit neuem Vertrauen belebte und Ott: 
nung in die ſchmaͤhlich vernadjläffigte Verwaltung brachte. B. aber war Republikaner nit 
Herzund Seele, und er Hat in dieſer Hinficht feine Grundſaͤtze nie verleugnet um ift ſich in feiner 
kriegeriſchen Laufbahn unter allen Berhältniffen gleihgeblieben. Selbſt Napoleon, mit deſen 
Familie er durch die Bande der Verwandtſchaft vereinigt war, blieb er feiner politiſchen Geſin⸗ 
nımgen wegen ſtets verbädtig. Das Directorium fühlte fich durch diefelben auch nicht angezo⸗ 
gen und ſuchte den läſtigen Minifter zu entfernen. Sleyes, der in ähnlichen Fällen Muth be: 
faß, trug fein Bedenken, als'Präitbent des Directoriums folgenden Befhluß zu unterzeichnen 
„Die Entlaffung, melde der Bürgergeneral B. als Kriegsminiſter gegeben, ift angenommen. 
®. verftand ſich auf ſoviel Feinheit nicht und erklärte ohne Winkelzüge, daß er ſich zurkdziehe 
und feinen Reformgehalt und meiter nichts verlange. „Sie nehmen”, ſchrieb er dem Direrto: 
tium, „eine Entlaffung an, bie ich nicht gegeben Habe. Sie felbft mögen übrigens beurteilen, 
ob ich nach zwanzig Jahren von ununterbrochenen Anftrengungen den Reformgehalt verdiene ; 
ich will Ihnen nicht ſagen, daß ich deſſen bedarf; aber vor allem brauche ih Ruhe.“ Etr ver⸗ 
mãhlte ſich am 16. Aug. 1798 mit Cugenie Bernhart.ne Defirde (geb. 8. Nov. 1781), der 
Tochter des Kaufmanns Cläry in Marjeille, ver Schwefter der Gemahlin Joſeph Bonaparte’. 

Der 18. Brumaire (9. Nov. 1799) machte der ſchwachen Directorialreglerung ein nie 
und gab die Herrſchaft Frankreichs in die Hände Napoleon’s. B. Hatte für eine andere Ordnung 
der Dinge, als die ſich jet begründete, gekämpft und geflegt; aber er mußte gefchehen laflen, 
was er nicht hindern Tonnte, und begriff au) wohl, daß Frankreich dringenhere Vedůͤrfniſe 
habe als eine Freiheit, in deren Namen ſich bisher jede Gewalt gebildet und die jede Gewalt 
misbraucht hatte, innere und äußere Sicherheit nämlich, Orpnung und Frieden. Er perſonlich 
konnte auch mit der eingetretenen Veränderung zuftieden fein, denn ſie brachte ihm Chren⸗ 
ſtellen mit einer reihen Dotation. 

Wir müffen es der Kriegägefehichte überlaffen , die rühmlichen Kriegäthaten 8.8, und 
zwar ebenfo die nad) der Begrünbung der Rapoleonifchen Herrſchaft wie vie vor derſelben 
ausführlich zu berichten. Im Jahre 1800 erhielt er ven Befehl über die Weſtarmee und unter 
drückte einen Aufruhr in der Vendee durch humane Maßregeln im Entftehen. Im Jahre 1804 
wurde er ald Statthalter nach Hannover gefendet und machte fi buch humanes verflänbigel 
Benehmen beltebt. In dem neuen öͤſterreichiſchen Kriege trug er dur geſchickte Bewegung 
feines Armeecorps zu dem Siege bei Ulm bei, commanbirte bei Aufterlig dad frangöffde 
Gentrum und fprengte das ruſſiſche. Napoleon, der ihm bei Annahme der erblihen Kaiſer⸗ 
würde 1804 den Marfhallöftab und die große Decoration der Ehrenlegion verliehen Hatte, 
erhob ihn jegt, 5. Juni 1806, zum Bürften von Ponte-Corvo. Im preußifchen Kriege führte?. 
das erfte Armeecorps, ſchnitt das Corpo des Generals Tauenzien von der preußifhen ‚Haubt- 
armer ab, kam am 14. Oct. von Dornburg her dem preußifchen Heere In den Rüden, verfolgte 
den General Bluͤcher bis Lübeck und nöthigte ihn zur Gapitulation. Er behandelte den tapfern 
Blüůcher mit großer Achtung, fuchte das ſchwere Schickſal von Lübeck zu mildern, und henafım 
fi gegen die auf der Trave gefangenen 1500 Schiweben fo teilnehmen, daß dieſet in 
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Schweden, wo überhaupt viel Vorliebe für Frankreich und feine Kriegshelden herrſchte, für 
ihn hoͤchſt günſtig wirkte. Nach fernerer rühmlicher Theilnahme an dem preußiſch-ruſſiſchen, 
und fpäter 1809 an dem neuen Öfterreihifgen Kriege zwang er die in Walderen gelanveten 
Gngländer zur Räumung diefer Infel. 

Während diefer ganzen ruhmvollen Laufbahn gerieih er ſtets aufs neue in Reibungen 
mit Napoleon. Diefer hatte ihn zwar Eurz vor dem 18. Fructidor zum Überbringer ber in ber 
Schlacht von Rivoli eroberten ahnen an dad Directorium gefendet und demfelben „als einen 
der zuverläfjigften Freunde ver Republik” empfohlen. Aber wol eben dieſe fefte republikaniſche 
Gefinnung und die in derfelben von B. behauptete felbfländige Überzeugung, feine Nichttheil- 
nahme ebenfo wenig am 18. Fructidor ald am 18. Brumaire veranlapten wahrſcheinlich die 
öftern Beweiſe von Mistrauen und Gereiztheit Napoleon’s gegen ihn. So entzog Napoleon, 
ald er nad dem Frieden von Campo-Formio nah Paris ging, die Hälfte der Truppen dem 
Commando B's., ſodaß dieſer aus Verdruß vom Directorium eine andere Anftellung ober ſei⸗ 
nen Abſchied foderte, weshalb ihm das Directorium die wiener Geſandtſchaft übertrug. 
Ahnlich verweigerte ihm Napoleon zu feinem Verdruß dad Commando ver Cxpedition nad 
&t.:Domingo, um es einem ungleich weniger fähigen General zu übergeben. Nur mühfam 
ſoͤhnte Joſeph Napoleon jeine beiden Verwandten wieder aus. In der Schlacht von Wagram 
fühlte ſich B. fo ſehr durch Napoleon verlegt, daß er nad) einer Auperung, man feine faft feis 
nen Tod gewollt zu Haben, feinen Abſchied nahm. Nach der Vertreibung ver Engländer von . 
Walcheren, wozu ihn der Minijterrath trog der Verſtimmung Napoleon’3 einftimmig vorge⸗ 
ſchlagen Hatte, verwies ihn Napoleon nach feinem Fürftentgum. Doch meigerteB. den Gehorfam 
und foderte abermals feinen Abſchied. Cine Unterrebung mit dem Kaifer verföhnte ihn zwar 
einigermaßen, aber Napoleon übertrug ihm, fihtlich in der mistrauiſchen Abſicht, ihn zu entfer⸗ 
nen, bie Rolle eined Generalgouverneurs in Rom, ähnlich wie vor dem öſterreichiſchen Kriege 
den Botfchafterpoften in Amerika. 

Doch gerade als ih B. zu der Abreife nach Nom vorbereitete, überbrachte ihm (September 
1810) eine ſchwediſche Geſandtſchaft die Nachricht von feiner Ernennung zum Thronfolger und 
Kronprinzen von Schweden. Eine befondere Beranlaffung, die Augen ber ſchwediſchen Nation 
gerade auf dieſen humanſten franzoͤſiſchen Feldherrn zu richten, wurde fhon vorhin erwähnt. 
Hierzu kam noch Folgendes: Als nad dem Kriege mit Preußen eine franzöfliche Obſervations⸗ 
armee in dem nördlichen Deutſchland blieb, erhielt B. den Oberbefehl über diefelbe und nahm 
fein Hauptquartier in Hamburg. Man kannte hier den Krieger und den weſentlichen Theil 
feines Öffentlicden Lebens. Jetzt ſah man ven Menſchen und fein Privatleben mehr in der Nähe, 
und bie Ginfachheit, Gerechtigkeit und das freundliche Wohlwollen in feinem Umgange und in 
den Berhältniffen zu ven Bewohnern des befegten Landes erwarben ihm Achtung und Ver⸗ 
trauen. Diefem Umftande ift es wol beſonders zuzufchreiben, daß er an die Seite eines Thrones 
geftellt ward, den er felbft befteigen follte. Guſtav IV., König von Schweren, hatte durch fein 
abenteuerlihes Benehmen die Nation erbittert und fah fi genöthigt, die Regierang für ih 
und feine Rahfommen an feinen Oheim abzutreren. Da diefer, Karl XIIL, feine Kinder befaß 
und der Nachfolger, ven man ihm beftimmt hatte, der Prinz Chriſtian Auguft von Holftein= 
Auguftenburg, ſechs Monate nad) feiner Wahl auf eine noch unerklärte Weiſe um das Leben 
gefommen war, ward B. an beffen Stelle zum Kronprinzen von Schweden ernannt. Gr bes 
fand ſich zu Paris, als ihn dieſe Nachricht überrafhte, und tHeilte fie Napoleon mit. Es ließ 
ſich erwarten, daß biefer jie nicht beſonders beifällig aufnehmen würde; aber nachdem er, einen 
Augenblid in ftilles Nachdenken verfunken, zu überlegen geſchienen hatte, ſprach er: „Meifen 
Sie, mag das Schickſal in Erfüllung gehen!” Und es ging in Erfüllung. Es ging in Er— 
füllung für B., welder, unerfhütterlih dem Wine feines Glückſterns folgend, zuerſt ven 

bnjährigem niedern Kriegsdienſt, den er in Eorfica wegen Krankheit hatte aufgeben müflen, 
— als moͤglich und abermals gegen das Abrathen ſeiner Familie wieder aufſuchte, dann 
aber in ſtufenweiſe höhern Stellungen endlich auf dem Koͤnigsthrone anlangte, und dieſen 
in leidenſchaftsloſer Pflichterfüllung bis zum hoͤchſten Greiſenalter und Tod ruhmvoll behaup⸗ 
tete. Es ging auch in Erfüllung für Napoleon, welcher, auf der ſchwindelnden Höhe ſeiner 
Stellung alles Maßes und aller Pflichten vergeſſend, ſelbſt Die gewoͤhnlichſte Klugheit verlor, 
und welcher, hartnaͤckig verſchloſſen allen Mahnungen von den Seinigen und von den furchtbar⸗ 
ſten Unfällen für fein Heer, fein Volk und ſich felbſt blindlings feinem ſchauervollen Unter⸗ 
gange in die Arme fürzte! Selbft feinen ehemaligen Kriegägenoflen und Diener, welder die 
bekannte tyranniſche Zumuthung für alle Napoleoniſchen Fuͤrſten, alle vie Pflichten gegen thre 
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Bölker den Pflichten gegen ven Kaiſer und gegen Frankreich unterzuordnen, gebührend zurhid- 
wies, zwang er in biefer Berblendung durch die ungerechteften Foderungen und Bedrohungen 
zur Mitwirkung an feinem Sturze. Sogar eine Kriegserflärung Schwedens gegen England 
im Jahre 1810 Hatte Napoleon nicht befriedigt. Er foderte 2000 ſchwediſche Matrofen für 
die franzöjifche Flotte von Breſt und Vernichtung des ſchwediſchen Handels durch rückſicht⸗ 
Tofefte Durchführung der Gontinentalfperre. Er befegte dann, als Schweden während der B.'ſchen 
Stellvertretung des franfen Königs diefe Foderungen verwarf, und als B. vie ſchwediſchen 
Nationalintereflen dur einen merkwürdigen Bericht über feine Regentſchaft vertheidigte, 
plöglih Schwerifh:Bommern. Der Kaifer der Franzoſen bot Alles auf, um fein Syſtem ber 
Gontinentalfperre durchzuſetzen. Unbekümmert um die Intereffen anderer Staaten beftand er 
auf der Befolgung feines Willens, Europa dem engliſchen Hanbel zu verſchließen. Die Dicta⸗ 
tur, die Napoleon über dieſen Welttheil übte, die rückſichtloſe Härte, der Ubermuth, mit dem 
alle Nationalität verfannt, alle Selbftänpigkeit verlegt warb, erbitterte die Regierungen und 
die Völker, und es bildete fi jener furchtbare Bund, an dem bie gemwaltigfte Macht, vie felt 
Karl d. Br. über Europa herrſchte, fi wie ein Strom an einem Felſen brad. B. ver⸗ 
fuchte es vergebens, Napoleon friedlich zu ſtimmen. Noch unter dem 13. März 1813 fehrieb 
er ihm: „Ich Eenne die günftige Stimmung des Kaiſers Alerander und des Cabinets von St. 
James für den Srieven. Die unglüdliche Lage des Continents fobert ihn, und Ew. Majeftät 
darf ihn nicht zurücftoßen. Wollen Sie, im Beflge der ſchoͤnſten Monarchie der Erbe, immer 
vie Grenzen berfelben ausdehnen und einem weniger mächtigen Arme, als der Ihrige iſt, die 
traurige Erbſchaft endloſer Kriege vermacen? Ich bin in jenem ſchoͤnen Frankreich geboren, 
das Sie regieren, Site ; fein Ruhm und fein Glüd können mir nie gleichgültig fein; aber, 
ohne aufzuhoͤren, fein Wohlfein innig zu wünfchen, werde ich mit allen Kräften meiner Seele 
bie Rechte bed Volkes, das mich berufen, und die Ehre des Monarchen vertheivigen, der geruht 
hat, mid) feinen Sohn zu nennen. In dieſem Kampfe zwifchen der Freiheit der Welt und ber 
Unterbrüdung werde ich zu ven Schweden fagen: «Ich fechte für euch und mit eu, und die 
heißen Wünfche der freien Nationen werden mit unfern Anftrengungen fein.» In der Politik, 
Site, gibt es weder Freundſchaft noch Haß; es gibt nur Pflichten gegendie Völker zu erfüllen, 
melde bie Vorſehung und zu regieren beruft. Ihre Befege und Freiheiten find ihnen theure 
Güter, und wenn man, um biefelben zu erhalten, alte Bande Löfen und Bamilienneigungen 
aufgeben muß, dann darf ein Fürft, der feinen Beruf erfüllen will, über den Entſchluß, den 
er zu faſſen bat, nie zweifelhaft fein.” Diefe Stelle des Briefes kann als eine Erwiderung 
auf die Klage betrachtet werben, welde man in Frankreich gegen den Kronprinzen erhoben, 
daß er fein Vaterland verleugnet, die Wiege feiner Kindheit, ven Schauplag jeiner fhönften 
Waffenthaten, die Erde, in der die Gebeine feiner Väter ruhen. Wem aber gehörte B. an, 
mit Herz und Seele, mit feinem ganzen Dafein, mit allen feinen Kräften und Beftrebungen? 
Er war Schwede geworben, auf den Thron Schwedens berufen durch die Stimme der Nation, 
durch das Vertrauen des Königs. Schweden war fein Vaterland, und jeder Vorzug, den er 
dem fhönen Frankreich, der Wiege feiner Kindheit, dem Schauplage feiner glänzenden Waffen⸗ 
thaten, der Erde, in der vie Gebeine feiner Väter ruhen, vor feinem neuen wirflihen Vater: 
lande gab, wäre Verrath gemwefen an vemfelben, Verrath an feinem Volke, feinem Könige. 
ALS Franzoſe hat B. Frankreich und feiner Sache mit Eifer, Redlichkeit und Auszeihnung ges 
dient; jet, da er Schwede war, hatte er dieſelbe Verpfliätung gegen Schweren. Mit feinen 
ſchoͤnſten Grinnerungen und den innigften Gefühlen der Vergangenheit Eonnte er Frankteich 
angehören; mit allen IK allen Reigungen und Gefühlen der Gegenwart gehörte er 
Schweden an. Und war der Ralıpf gegen Napoleon und feine ungeheuern Entwürfe wirklich 
fo unbedingt ein Kampf gegen Frankreich? War es der Haß, die Erbitterung gegen Frank⸗ 
was die Nationen Europas gegen die franzoͤſiſche Macht empörte und zum Aufftand 
rachte? i 
Schweden trat dem Bunde gegen Frankreich bei, und B. ſchloß fih mit 30,000 Mann dem 
Geere der vereinten Mächte an und vermehrte fo auf mehrfach bedeutende Weife die ſchon fo 
ſtarke Gegenmacht Napoleon's, welcher derfelbe endlich erlag, nachdem er ſowol die für ihr 
günfigften, für Deutfchland und Ofterreid jammervollen Vorſchläge Metternich'8 in Oresden 
un — von Frankfurt aus und die in Chaumont in maßloſeſtem uͤbermuth zurückge⸗ 
wieſen hatte. 
B.'s Ausführung bezüglich feiner Theilnahme am erſten großen Befreiungskriege — denn an 
dem Kampfe von 1815 nahm er, mit der Croberung Norwegens beſchaͤftigt, nicht Antheil — hat 
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erben Tadel erfahren. B. erhielt im Juli 1813 zu Trachenberg in Schlejlen in dem Hauptquar⸗ 
tier des Kaiſers von Rußland und des Königs von Preußen ven Oberbefehl über die gefammte 
Armee von Norddeutſchland, welche, außer feinen Schmeben unter dem Feldmarſchall Stevingf, 
aus ben ruſſiſchen Corps von Winzingerode, Woronzow und Tſchernitſchew, aus dem engliſchen 
unter Wallmoben und dem preußiſchen unter Bülow beſtand. Es fiegte die Armee glänzend 
zuerſt am 23. Aug. bei Großbeeren gegen den Marſchall Oupinot und, nad) dem glänzenpen 
Gefecht bei Hagelberg (27. Aug.), am 6. Sept. bei Dennewig gegen ven Marſchall Ney. Am 
4. Dt. ging er bei Roßlau über die Elbe, und feine Armee und namentlich aud ihr Marſch 
am 17. bis Taucha trug viel zu dem glänzenden Erfolg der Schlacht bei Leipzig bei. Wäh- 
rend hierauf die übrigen Verbündeten dem fliehenven Feind nach Frankreich folgten, zog Karl 
Sohann vie Elbe abwärts nach Medienburg gegen ven Marfhall Davouft und die Dänen, 
eroberte Lübed und trennte die däniſche Armee von der franzoſiſchen. Bor Hamburg, wohin 
bie Branzofen fi} gewendet hatten, ließ ex ein Blockadecorps zurüd, verfolgte die Dänen dur 
Holſtein und Schleswig bis nad) Jütlend, zwang ven König von Dänemark zu dem Frieden 
von Kiel, welcher Norwegen an Schweden abtrat, und zog dann mit vem größten Theile feines 
Heeres durch Hannover gegen Frankreich, jedoch fo langſam, daß, noch ehe er auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze ankam, die Verbündeten ſchon in Paris eingerückt waren. 

Die vielen feitvem veröffentlichten Kriegöberihte und Urkunden haben nun hierbei freilich 
immer vollftänbiger dad ind Licht geftellt, was ſchon früher unvollfländiger befannt war, 
nämlich, daß Karl Johann in diefer Kriegführung äußerſt zögernd und bevenflih zu Werke 
ging, daß er zuerft, flatt Berlin zu decken, vielmehr e8 durch eine nörblichere Stellung ven 
Franzoſen preiögeben wollte; ebenjo wie er vor der Schlacht bei Leipzig den Übergang über die 
Elbe verweigerte, ja fpäter wieder über dieſelbe zurückwollte. Ja er wurde von den preußl⸗ 

gen Heerführern nur mit der äußerften Mühe, und vor der Schlacht von Leipzig nur durch bie 
evelfte Großherzigkeit Blůcher's zu den richtigen fleggefrönten Operationen vermocht. Die Siege 
von Großbeeren und Dennewig wurden von Bülow faft wider B.'s Willen und ohne nam⸗ 
Hafte Mitwirkung ver Schweden erfämpft; wie denn B. feine Schweden im ganzen Feldzuge 
außerorbentli und felbft zu ihrer eigenen Unzufriebenheit ſchonte. Seine officiellen Kriegs: 
berichte aber ließen fehr erklärlich ſolche ruhmvolle Wirkfamkeit Bülow’s und der Preußen und 
ſolche ſchwediſche Zurüchhaltung nicht merken. Es war natürlid), daß dieſes ven deutſchen 
Patriotismus tief verlegte, und verbienftlih, daß gründliche Geſchichtswerke, wie das von 
Häuffer ), mit voller Darftellung des Thatſächlichen diefen Gefühlen angemefienen Aus- 
drud gaben, und fo den vaterländiſchen Generalen und Krlegern ihre wohlverdiente Kriegd= 
und Siegdehre vindicirten. Dabei darf man ed denn bebauern, daß eine engherzige berliner 
Genfur und Cabinetöpoliti fo fehr die Pflicht gegen bie eigenen Heerführer und Krieger, welche 
fo muthvoll für Thron und Vaterland in den Tod gingen, vergaß, daß Bülow vergeblich ſich 
bemühte, ven wohlverbienten Ruhm durch öffentliche Darftellung ver Wahrheit für fie zu wah⸗ 
ren. Schwierig aber ift, zumal bei ver ganz eigenthümlichen Stellung des ſchwediſchen Kron⸗ 
prinzen, ein gerechtes Urtheil über feine Verfahrungsweife und feine Politik. Wollte er wirk⸗ 
lich felbft Napoleon, den er doch fo wenig zu lieben veranlaßt war, und deffen Gefühle fhonen, 
und dadurd) vielleicht noch feinen öfter erneuerten Rathſchlägen für den Frieden Eingang ver- 
ſchaffen? Over wollte er auch einem, bei völligem Siege der Alliirten vorauszuſehenden alleiniz 
gen ruſſiſchen Übergewichte begegnen ? Oder leitete ihn ſchon früher, foroie ſicher nach den Siegen 
der Verbündeten in Frankreich, ver vielleicht verzeihliche Ehrgeiz, den franzoͤſiſchen Thron ein- 
zunehmen, und dazu die Gefühle ver Franzoſen zu fhonen? Alles viefes ift wenigftens nicht ob⸗ 
jectiv klar, und auch die Frage iſt nicht entſchieden, ob und wie weit milttärifä vor dem fiegreichen 
Erfolge der entgegengefegten Operationen die frühern B. ſchen etwa zu rechtfertigen waren. 
B. ſelbſt Hat ſich nirgends deutlich oder vollſtändig über die Gründe und Motive feiner Politik 
und Strategie erklärt. Soviel indeß läßt fi mit Gewißheit fagen, daß vie Lage bes frühern 
franzöfifgen Marſchalls und des neuen Kronprinzen von Schweden, deſſen Thron noch fo 
wenig befeftigt war, ber fo bedeutende ariſtokratiſche Antipathien und jegt auch bie noch Immer 
nicht erloſchenen franzoͤſiſchen Volkoſympathien ver Schweden gegen fi Hatte, der, wenn er fein 
mäßiges ſchwediſches Heer nicht ſchonte, ed nur ſehr ſchwer wieverherftellen konnte — daß viele 
Rage fehr ſchwierig und der forgfältigften Politik bevürftig war. Doch mußte ihm freilich auch 


1) Bol. deffenDeutſche Gefchichte vom Tode Friedrich's des Großen u. j. w.“, Bd. 4, vorzüg⸗ 
li ©. 2%, 298, HI, a ri Be — 
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mehr als vieles Andere felbft ſchon ver Schein ſchaden, daß er mehr zaghafter Krieger und uns 
— Verbündeter als ſiegreicher, großherziger und treuer Feldherr und Bundes: 
genoſſe fei. 

Auch nad dem allgemeinen Frieden war die Stellung B's. ſowol als Kronprinz, bis 1818, 
wie auch als König von Schweden, feit dem 5. Febr. dierſes Jahres, eine ziemlich ſchwierige. 
Nach Napoleon's Sturze trat in Europa eine allgemeine Reaction ein, welche ſich unter 
Anderm durch das Princip der Regitimität harafterifirte. Kein Fürſt ſaß mehr auf einem 
Throne, welder nik das erbliche Herrſcherrecht feiner Dynaftie dafür aufweifen konnte. Der 
einzige B. machte davon eine Ausnahme: er allein erhielt ich von allen Denen, welde entwe⸗ 
der durch ihre eigene Tüchtigkeit oder durch den Willen Napoleon’s Fürſtenthrone ſich erworben 
hatten, in dem Befige der neuen Größe. Man kann fid denken, daß vie „legitimen" Nähte 
mit Mistrauen und Ungunft auf einen Mann blicten, welcher eine fo augenſcheinliche Anomalie 
in ihrem Syſteme bildete. Aber B. hatte in dem Kampfe gegen Napoleon ſich durch Beiträge 
mit den Großmächten zu gut gefchügt, als daß fie ſich ohne irgendeine Veraulaſſung von It 
ner Seite gegen ihn hätten wenden können. Seit ber Wieverkunft Napolevn's im Jahre 1815 
und deſſen nohmaliger Belegung trat dazu in dieſem Verhältniffe eine gewiſſe Veränderung 
ein. ®. nämlid) war dabei unthätig geblieben: der Anteil, ven er ſich an der Wicverherfel- 
fung Europas beimeflen konnte, wurde demnach einigermaßen aufgehoben, weil bie erfle Be: 
fiegung Napoleon's nichts genügt hätte, hätte er bei feinem nochmaligen Auftreten teuſſtt 
Auch glaubte man annehmen zu dürfen, daß B., im Fall Napoleon glücklich geweſen, ſich ak 
ihn angefchloffen, und daß feine Unthätigkeit blos darin Ihren Grund gehabt hätte, daß er nur 
abwarten wollte, auf welde Seite Hin ſich bie Würfel neigten. Dadurch wurde dad Midtraurn 
der legitimen Mächte gegen ihn nur verflärkt. Unverkennbar trat e8 bei Frankreich hervet 
Sſterreichs Geſinnung drückte ſich deutlich genug durch bie freundliche Aufnahme des Priaxn 
Waſa aus, und wie wenig überhaupt bie alten Fürſtenfamilien vie neue Dynaftie als eine 
ebenbürtige betraspteten, Eonnte man ſchon daraus fehen, daß B.’8 Sohn, der Prinz Oäfer, 
vergebens unter ihnen nad einer Gemahlin ſuchte. Der Prinz erhielt envli die Hand ber 
Prinzeſſin von Leuchtenberg, die hinfitlih der Abſtammung mit Ihm ungefäßr in gleichen 
Verhãltniſſe war. — 

Alſo die Stellung zum Auslande, zu den alten legitimen Dynaſtien, welche in Europa 
wieber bie Herrſchaft geivonnen, war mislich genug. Es fragte fi nun, ob B. ihnen gegen: 
über eine unabhängige Stellung einzunehmen vermochte. Dies aber hing ab von ber Ergeben: 
heit und von der Kraft ber Nation, zu deren Throne ex Berufen war. Nun fonnte er Rd af 
die Treue und Ergebenheit des ſchwediſchen Volkes keineswegs ganz verlaffen. Durch rt 
Avelöfaction war ber frühere König Guftav IV. geftürzt und er zum Thronfolger gewählt 
worden. Aber e8 exiſtirte immer noch eine Guſtavianiſche Partei, welche nur einen günfligen 
Seitpunft abzuwarten ſchien, um vie Familie Waſa wieber auf den Thron zurlickzuführen; 
auch; zeigten fidh bereit6 von ber Ankunft 8.’8 an in Schweden hinlangliche Spuren von Der 
ſchwoͤrungen mit dieſen Tendenzen. Dazu kam, daß das eigentliche Volt weber au ber Amelu: 
tion von 1809 nod an ver Grwählung B.'s einen Theil Hatte, daß er alfo auf bie Sympa⸗ 
thien deſſelben noch keineswegs redinen durfte. Lauter Dinge, welche gefährlich merben fun 
ten, wenn von Geiten der großen Mächte im Sinne der Legitimität etwas gegen B. unker: 
nommen worben wäre. 

Geſeht aber auch, B. Hätte in dieſer Beziehung gar nichts zu beforgen gehabt, das für 
diſche Volt wäre ihm treu und ergeben geweſen, fo war Schweden, an ſich [don ein gering 
bevölfertes und von ber Natur ziemlich ftiefmütterlich bedachtes Land, damals keineswegs In 
der Lage, um gegen etwaige feinpfelige Unternehmungen ber großen Mächte Stand halten ju 
innen. Noch von den Zeiten ver frühern Verwaltung ber befand ſich der Staat In einer gu⸗ 
fen Zerrättung : Finanzen, Handel, Gewerbe, Akerhau, Alles war im kiäglichſen Zußaad, 
und der letzte Krieg hatte den ſchon beſtehenden traurigen. Berhältniffen neue Anftuengungen 
hinzugefügt. &8 war, wenn dad Land nicht noch mehr herunterkommen ſollte, durchars eine 
lange Zeit ded Friedens nöthig. 

Uuter folden Umftänden hielt e8 B. für das Klügſte, fich mit ven großen Mäften, Dr 
nigſtens mit denen, bie ihm am nächſten waren, auf mögliäft guten Fuß zu ſeden im 
Preußen zu gewinnen, war bereit3 im October 1815 Bommern gegen eine gewillt Sur 
Geldes an dieſen Staat abgetreten worden. Noch enger ſchloß fig Karl Johann an plan 
an. Die natürliche Politit Schwedens foberte allerdings viel mehr einen Auſchluß en 
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land gegen die Tendenzen jenes Reiches. Allein Deutfchland war ja feit dem Parifer Frieden 
nit mehr im Stande, eine eigenthümliche, feinen Intereflen angemefjene Politik zu verfolgen, 
fondern mußte den Eingebungen feiner zwei großen Mächte und ſodann denen Rußlands ſich 
fügen. Der ruſſiſche Raifer aber — das wußte Karl Johann mohl — befaß einen fo großen 
Einfluß auf die Diplomatie der Cabinete, namentlich, derer, welche der Reaction fih ange: 
ſchloſſen, daß ein günftiges Verhaͤltniß zu ihm jevenfalld auch von einer ähnlichen Wirkung 
auf jene fein mußte. Und das ruffifhe Gabinet kam Karl Johann in feiner Annähernng 
freundli entgegen, Wußte e3 doch, von welch großer Bedeutung ihm Schwedens frienliche 
Stimmung fei: fowol in feinen Entwürfen gegen den Oſten als in feinem Abfichten gegen ven 
Werften war das diplomatiſche Verhältniß in Schweden von dem größten Einfluffe. Das ruf- 
fifde Cabinet, das, wie ver Engländer Urquhart mit Recht fagt, Feine Grundſätze, ſondern 
nur Zwecke Hat, fette fi daher weit leiter als irgendein anderes Gabinet von Europa über - 
die Illegitimität des Königs hinweg und blieb mit ihm in den freundſchaftlichſten Beziehungen. 
Eine Zeit lang allerdings feinen dieſe unterbrochen worden zu fein: zu ven Zeiten des Aache⸗ 
ner Congreſſes, mo von den großen Mächten zu Gunften Dänemarks zwifchen diefem Staate 
und Schweden wegen ber Auögleihungsfumme für bie Abtretung Norwegens Intervenirt 
wurde. B. wollte fi in die einfeitigen Beſchlüſſe der großen Mächte, bei denen er gar nicht 
gefragt wurde, nicht fügen und richtete deshalb eine hoͤchſt denkwürdige Note an ven Kaifer 
Alerander, bie des Aufbewahrens würbig iſt. 2) „Erw. kaiſerlich koͤnigliche Majeftät‘’, ſchrieb 
Karl Johann, „ haben mir die Erflärung geben laſſen, daß man ſich zu Aachen nur mit den 
Brivatangelegenheiten der dort repräfentirten Mächte befäftigen werde, und ich erſehe aus 
Ihrem Briefe, daß man ſich nicht nur mit einer Foderung bes Hofes von Kopenhagen, im 
Widerſpruche mit dem von Stockholm und ohne veflen Wiſſen, beſchäftigt, ſondern daß dieſe 
Foderung fogar zu Maßregeln Veranlaffung gegeben Hat, welche durch die betreffenden Be— 
sollmädtigten einftimmig befloffen worben find. Nach ver Auseinanderfegung, die id Ew. 
Majeftät ſoeben gemacht, hege ich bie Überzeugung, daß Sie einfehen werden, biefe Angele: 
genheit önne nur zu den zahlreichen Intereflenfragen gerechnet werden, welche noch zwiſchen 
verſchiedenen Staaten Europas ſchweben und deren Ansgleihung durch Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen ven betheiligten Parteien beſprochen und beenvigt wird, ohne die Verhältniffe guter Nach: 
barſchaft zu Rören, aufzuheben over nur zu trüben; daß es ihre Wichtigkeit übertreiben hieße, 
wollte man fie als eines ver Orundelemente ver allgemeinen Ruhe und Sicherheit betrachten, 
und baf fie noch weit weniger geeignet iſt, den Charakter eines unglüdfeligen Smwiefpalt an 
ſich zu tragen, deſſen Verlängerung Europa zu beflagen hätte, namentfid wenn man bebenft, 
daß es ſich um einen Staat handelt, deſſen Bevölkerung kaum eine Provinz in ben großen euro= 
päifchen Reichen bilden würbe. Es ift mir ſehr angenehm, Sire, und ich betrachte es ſicherlich 
als ſehr ſchmeichelhaft für mid, daß bie freundſchaftlichen Befinnungen, welde mir bie ver- 
fammelten Fürften bezeigen, fie zur Einwilligung eines Aufſchubs ber durch ihre Bevollmach⸗ 
tigten einftimmig beſchloſſenen Maßregeln bewogen haben, aber ich lebe ver Überzeugung, daß 
die Vorfhriften ber Gerechtigkeit und des Völkerrechts ihre Unterdrückung verlangt hätten. 
Denn bei näherer Prüfung der Dinge fonnten die verfammelten Herrſcher nit umhin zu der 
Crkenntniß zu gelangen, daß jeder Schritt und jede Entſcheldung ihrer Bevollmaͤchtigten über 
einen Gegenftand von biefer Natur die Grenzen ihrer Befugniffe überſchreite und nur Reſul⸗ 
tate nad) ſich ziehen Lönne, wie dem Zwed und ben Grumbfägen diefer Heiligen Allianz, bie 
unfern politiſchen Befchlüffen zur Richtſchnur dienen follen, gerade zuwiderlaufen. Wahrlich, 
Give, Heute, wo biefe Mächte ihre politifhen Grundſätze fo beftimmt durch die feierlichſten 
Grelärungen kund gemacht haben; Heute, wo Europa durch dieſe Erklärungen weiß, daß dieſer 
Heilige Bund ver Monarchen Fein anderes Ziel verfolgt ald ein politiſches Syſtem, dad auf 
die Moral gegründet ift, zu bauen und die Lehre vom Völkerrechte und der Selöftändigteit der 
Nationen in ihrer ganzen Reinheit wieberherzuftellen — heute follte wol fein guter Geiſt fürch⸗ 
ten, daß man in einer fo edeln und reinen Einrichtung die Mittel finden Lönnte, den Haupt⸗ 
mädhten eine Obergewalt über alle andern zu geben! Aber muß man nit an eine folde un⸗ 
rechtmãßige Ausbehnung glauben, wenn man flieht, wie ſich vier Bevollmächtigte das Recht 
anmapen, jeden Privatftreit zwifchen zwei Staaten zu entſcheiden ? Und da ber einhellige Wille 
ber machtigſten Souveräne auf der Erde feinen Richter erkennt, der feine Beſchlüſſe umſtoßen 
Eönnte, heißt es da nicht unter bie Gewaltherrſchaft zurückkehren, von ber man bie Völker zu 


2) Vgl. Scämist, „„Schweren unter Karl XIV. Johann“ (Heidelberg 1842), ©. 187 fg. 
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mehr als vieles Andere felbft ſchon der Schein haben, daß er mehr zaghafter Krieger und un: 
ne Berbündeter als flegreiher, großherziger und treuer Feldherr und Bundes: 
genoſſe fet. 

Auch nad dem allgemeinen Frieden war die Stellung B's. ſowol ald Kronprinz, bis 1818, 
wie auch ald König von Schweden, feit dem 5. Febr. dieſes Jahres, eine. ziemlich ſchwierige. 
Nach Napoleon's Sturze trat in Europa eine allgemeine Reaction ein, welde fih unter 
Anderm duch Das Princip der Legitimität charakteriſirte. Kein Fürſt ſaß mehr auf einem 
Throne, welcher nik das erbliche Herrſcherrecht feiner Dynaftie dafür aufweiſen konnte. Der 
einzige B. machte davon eine Ausnahme: er allein erhielt ih von allen Denen, welche entwe⸗ 
der durch ihre eigene Tüchtigfeit oder durch den Willen Napoleon’s Fürſtenthrone ſich erworben 
Hatten, in bem Befige ver neuen Groͤße. Man kann ſich denken, daß die „ legitimm" Häßte 
mit Miötrauen und Ungunft auf einen Mann blickten, welcher eine fo augenſcheinliche Anomalie 
in ihrem Syfteme bildete. Aber B. hatte in dem Kampfe gegen Napoleon ſich durch Berträge 
mit den Sroßmächten zu gut gefhügt, als daß fe ſich ohne irgendeine Veranlaſſung vor ſel⸗ 
ner Seite gegen in hätten wenden fönnen. Seit der Wieverkunft Napoleon's im Jahre 1895 
und deſſen nochmaliger Beflegung trat dazu in biefem Berhältniffe eine gewiſſe Veränderung 
ein. 3. nämlic) war dabei unthätig geblieben: ver Antheil, ven ex ſich an der Wiederherfel: 
lung Europas beimeflen konnte, wurde demnad einigermaßen aufgehoben, weil vie erſte Be: 
flegung Napoleon's nichts genügt hätte, Hätte er bei feinem nochmaligen Auftreten reuffkt. 
Aud glaubte man annehmen zu dürfen, daß B., im Fall Napoleon glücklich geweſen, ſich ak 
ihn angefchloffen, und daß feine Unthätigkeit blos darin ihren Grund gehabt hätte, daß er nur 
abwarten wollte, auf welde Seite hin ſich die Würfel neigten. Dadurch wurde das Ribtraum 
der legitimen Mächte gegen ihn nur verſtaͤrkt. Unverkennbar trat es bei Frankreich hervot 
Dfterreiche Geſinnung drückte fich deutlich genug durch bie freundliche Aufnahme des Prinzen 
Waſa aus, und wie wenig überhaupt die alten Bürftenfamilien bie neue Dynaftie ald eine 
ebenbürtige betrachteten, Eonnte man ſchon daraus fehen, daß B.'d Sohn, ver Prinz Oster, 
vergebens unter ihnen nad) einer Gemahlin ſuchte. Der Prinz erhielt endlich die Hand ber 
Pringeffin von Leuchtenberg, die hinſichtlich ver Abſtammung mit Ihm ungefähr in gleichen 
Berhältniffe war. ; 

Alfo die Stellung zum Auslanbe, zu den alten Iegitimen Dynaftien, melde in Europa 
wieder die Herrſchaft gewonnen, war mislih genug. Es fragte fi nun, ob B. ihnen gegen: 
über eine unabhängige Stellung einzunehmen vermochte. Dies aber hing ab von ver Crgeben⸗ 
heit und von der Kraft ber Nation, zu deren Throne ex Berufen war, Mun fonnte er ſich af 
die Treue und Ergebenheit des ſchwediſchen Volkes keineswegs ganz verlafen. Durch int 
Avelöfaction war der frühere König Guſtav IV. geflürzt und er zum Thronfolger gewaͤhlt 
worden. Aber es exiſtirte immer noch eine Guſtavianiſche Partei, welche nur einen guͤnſtigen 
Zeitpunkt abzuwarten ſchien, um bie Familie Waſa wieder auf den Thron zurädzuführen; 
aud) zeigten fidh bereit6 von der Ankunft B.'s an in Schweden hinlänglice Spuren von Der: 
ſchwoͤrungen mit dieſen Tendenzen. Dazu kam, daß das eigentliche Volk weder an der Revolu- 
tion von 1809 nod an der Grwählung B.'s einen Theil Hatte, daß er alfo auf bie Sympa- 
thien deſſelben noch keineswegs redinen durfte. Lauter Dinge, welche gefährlid; werben fort: 
ten, wenn von Seiten der großen Mächte im Sinne ver Legitimität etwas gegen B. unier: 
nommen worben wäre. 

Gefegt aber auch, B. hätte in dieſer Beziehung gar nichts zu beforgen gehabt, bad ſchue 
diſche Volt wäre ihm treu unb ergeben getwefen, ſo war Gchtorven, an ſich ſchon ein gering 
bevölkertes und von ber Natur ziemlich ftiefnrütterlicdh bedachies Land, damals feinedwegt I 
der Lage, um gegen etwaige feindfelige Unternehmungen ber großen Mächte Stand Halten zu 
Eönnen. Noch von den Zeiten ver frühern Vermaltung ber befand fld; der Staat in einer 81° 
Ben Zerrüttung : Finanzen, Handel, Gewerbe, Aderbau, Alles war im Mägligften guſtaad 
und der letzte Krieg hatte ben ſchon beſtehenden traurigen Verhältniſſen neue Anftrengungen 
Hinzugefügt. Es war, wenn das Land nicht noch mehr herunterkommen fohte, durchaus ein⸗ 
lange Zeit des Friedens noͤthig. 

Unter ſolchen Umſtänden hielt es B. für das Klügſte, ſich mit ven großen Maͤchten, we 
nigſtens mit denen, die ihm am nächſten waren, auf möglichſt guten Fuß zu fehen. Um 
Preußen zu gewinnen, war bereits im October 1815 Pommern gegen eine gewiſſe Summ 
Geldes an diefen Staat abgetreten worden. Noch enger ſchloß fig Karl Johann an Rufland 
an. Die natürlihe Politit Schwevend foberte allerdings viel mehr einen Auſchluß an Oertſ⸗ 
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Fand gegen die Tendenzen jenes Reiches. Allein Deutfchland war ja feit dem Parifer Frieden 
nit mehr im Stande, eine eigenthümliche, feinen Intereſſen angemefjene Politik zu verfolgen, 
ſondern mußte ven Eingebungen feiner zwei großen Mächte und ſodann denen Rußlands jih 
fügen. Der ruſſiſche Raifer aber — das wußte Karl Johann wohl — befaß einen fo großen 
Einfluß auf die Diplomatie ver Gabinete, namentlich derer, welche der Reaction fih ange: 
ſchloſſen, daß ein günfliges Verhaͤltniß zu ihm jevenfalld auf von einer ähnligen Wirkung 
auf jene fein mußte. Und das ruſſiſche Gabinet kam Karl Johann in feiner Annähernng 
freundli entgegen. Wußte es doch, von welch großer Bedeutung ihm Schwedens friedliche 
Stimmung fei: fowol in feinen Entwürfen gegen ven Oſten als in frinm Abfihten gegen ben 
Werften war das diplomatiſche Verhältniß in Schweden von dem größten Einfluffe. Das ruf: 
fiſche Cabinet, Das, wie ver Engländer Urqufart mit Recht fagt, keine Grundſaͤtze, ſondern 
nur Zweite hat, ſetzte ſich daher weit leichter ald irgenvein anderes Cabinet von Europa über - 
die Illegitimität des Königs hinweg und blieb mit ihm In den freundſchaftlichſten Beziehungen. 
Eine Zeit lang allerdings fcheinen dieſe unterbrochen worden zu fein: zu ven Zeiten des Aache⸗ 
ner Eongrefied,. wo von den großen Mächten zu Bunften Dänemarks zwifchen viefem Staate 
und Schweden wegen ver Audgleihungsfumme für die Abtretung Norwegens Intervenirt 
wurde. B. wollte fi in vie einfeitigen Beſchlüſſe ver großen Mächte, bei denen er gar nicht 
gefragt wurde, nicht fügen und richtete deshalb eine hoͤchſt denkwürdige Note an ven Kaifer 
Alerander, bie des Aufbewahrens würdig i#.2) „Ev. kaiſerlich Lönigliche Majeſtaͤt“, ſchrieb 
Karl Johann, „ haben mir die Erklärung geben laſſen, daß man fid zu Aachen nur mit den 
Brivatangelegenheiten der dort repräfentirten Mächte beſchäftigen werbe, und ich erſehe aus 
Ihrem Briefe, daß man fih nicht nur mit einer Foderung des Hofes von Kopenhagen, im 
Widerſpruche mit dem von Stockholm und ohne veffen Wiffen, befhäftigt, fondern daß dieſe 
Foderung fogar zu Maßregeln Beranlaffung gegeben Hat, welche durch die betreffenden Be: 
vollmädtigten einftimmig befchloffen worben find. Nad; der Auseinanderfegung, vie ich Ew. 
Majeftät foeben gemacht, hege ich bie Überzeugung, daß Sie einfehen merven, dieſe Angele: 
genheit koͤnne nur zu ben zahlreichen Intereffenfragen gerechnet werden, melde noch zwifchen 
verſchiedenen Staaten Europas ſchweben und deren Ausgleichung durch Unterhandlungen zwi⸗ 
ſchen ven betheiligten Parteien befprochen und beenvigt wird, ohne bie Verhältniffe guter Nach- 
barſchaft zu Rören, aufzuheben oder nur zu trüben; daß es ihre Wichtigkeit übertreiben hieße, 
wollte man fle als eines der Grundelemente der allgemeinen Ruhe und Sicherheit betrachten, 
und daß fie noch weit weniger geeignet ift, den Charakter eines unglüsfeligen Zwieſpalts an 
ſich zu tragen, deſſen Verlängerung Europa zu beflagen hätte, namentlich wenn man bebenft, 
daß es ſich um einen Staat handelt, deifen Bevölkerung kaum eine Provinz In den großen euro= 
päifchen Reichen bilden würbe. Es ift mir fehr angenehm, Sire, und id betrachte es ſicherlich 
als fehr fmeichelhaft für mid, daß die freundſchaftlichen Befinnungen, welde mir die ver 
fammelten Zürften bezeigen, ſie zur Einwilligung eines Aufſchubs ver durch ihre Bevollmäch⸗ 
tigten einftimmig befhloffenen Maßregeln bewogen haben, aber ic} Iebe ver Überzeugung, daß 
die Vorſchriften der Gerechtigkeit und des Völkerrechts ihre Unterdrückung verlangt hätten. 
Denn bei näherer Prüfung der Dinge konnten die verfammelten Herrſcher nicht umhin zu der 
Cckenutniß zu gelangen, daß jeder Schritt und jede Entſcheidung ihrer Benollmädtigten über 
einen Gegenftand von diefer Natur bie Grenzen ihrer Befugniffe überſchreite und nur Reſul⸗ 
tate nad) ſich ziehen Lönne, wie dem Zwed und den Grumbfägen dieſer Heiligen Alltanz, bie 
unfern politiſchen Beſchlüſſen zur Richtſchnur dienen follen, gerade zuwiberlaufen. Wahrlich, 
Site, heute, wo dieſe Mächte ihre politifchen Grundſätze jo beſtimmt durch die feierlichſten 
Erklärungen kund gemacht haben; Heute, wo Europa durch diefe Erklärungen weiß, daß viefer 
heilige Bund der Monarchen kein anderes Ziel verfolgt als ein politifhes Syftem, das auf 
Die Moral gegründet ift, zu bauen und bie Lehre vom Völkerrechte und der Selbftändigkeit ver 
Nationen in ihrer ganzen Reinheit wiederherzuſtellen — heute follte mol fein guter Geiſt fürd: 
ten, daß man in einer fo edeln und reinen Einrichtung die Mittel finden koͤnnte, den Haupt⸗ 
mädhten eine Obergewalt über alle andern zu geben! Aber muß man nit an eine folde un- 
tehtmäßige Auspehnung glauben, wenn man fieht, wie ſich vier Bevollmaͤchtigte das Recht 
anmafen, jenen Privatftreit zwifchen zwei Staaten zu entſcheiden ? Und da der einhellige Wille 
ber mãchtigſten Souveräne auf der Erde keinen Richter erkennt, der feine Beſchlüſſe umftoßen 
Eöunte, heißt es da nicht unter die Gewaltherrſchaft zurückkehren, von ver man bie Völker zu 


I) Vgl. Shmibt, „ Schweben unter Karl XIV. Johann“ (Heidelberg 1842), ©. 187 fg. 
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befreien fo feft verſprochen hat? Nod immer, Site, jind die Heiljamften Einrichtungen durch 
unüberlegte Erweiterungen entftellt morben, bis ſie Refultate hervorbringen, vie denen ſchuur⸗ 
ſtracks zumiber find, welche man ſich von ihnen verſprochen hatte. Möchte die Vorjehung uns 
vor diefem Unglüde bewahren; denn ein joldes Verfahren würde die Unabhängigfeit eines 
jeden Staates zweiten Ranges factiſch vernichten, und ich glaube nit, daß es in der Mad 
eines Fürften und Regenten conſtitutionsmäßig vereinigter Völker ſtehe, ſich freiwillig in eine 
abhängige Stellung zu fügen, welche die Gefege ſeines Landes verwerfen. Dies, Sire, find Die 
Gefinnungen und Betrachtungen, durch welde ich dem neuen Beweiſe von Theilnafme und 
Freundſchaft, welchen mir Ihr Brief vom.14. Nov. bezeigt, würbig zu entſprechen geglaubt 
babe. Diefe Betrachtungen wurden mir ebenfo fehr durch meine Pflichten als Mitglied dieſer 
Heiligen Allianz eingegeben, deren Grundfäge in ihrer ganzen Reinheit zu bewahren wir Alle 
ein gleiches Interefle Haben, wenn wir anders ihre Früchte ernten wollen.” Diefer Brief 
ſcheint auf Alexander keinen guten Eiudruck gemacht zu haben: von nun an trat zwiſchen ihm 
und Karl Sodann eine Spannung ein, auch begünfligte er jegt mieberum den Prinzen Wale. 
Karl Johann näherte fih nun England; aber bald, namentlid, feit Nikolaus’ Thronbefteigung, 
kehrte ex wieder zu feiner frühern Politik zurück. Freilich war damals, in dem Kriege mit der 
Türkei 1828—29 umd fpäter in dem Kriege: mit Polen 1830—31, Rußland in fo gefähr⸗ 
lichen Lagen, daß ver Beitritt Schwebens zu feinen Gegnern vielleiyt von weſentlichem Ein: 
fluß auf ven Gang der Begebenheiten gemwefen wäre, bie dann auch für Schweden bedeutende 
Vortheile Hätte bringen Tönnen. Auch in der Mitte ver dreißiger Jahre, als zwifden Rußland 
und England Spannung eintrat, behauptete Karl Johann die Neutralität, obmol eine hin: 
langlich bewaffnete. Der Kaiſer Nikolaus fheint die Wichtigkeit ver Aufrechthaltung diefes 
freundſchaftlichen Berhältniffes mit Schweden fehr gut eingefehen zu haben: ex beehrte, umed 
noch fefter zu Inüpfen, im Jahre 1838 den König mit einem Beſuche in Stockholm. 

Durch diefe Hinneigung zu Rußland, wie fehr fie auch durch bie politifchen Gonjunduren 
geboten fein mochte, fhien jedoch Karl Johann keineswegs vie nationalen Sympathien m 
Schweden gewonnen zu haben. Der Haß gegen Rußland ift in den Schweden uralt; durch bie 
neuen Berlufte an dieſes Reich, durch die Abtretung Finnlands, war er von neuem aufge: 
feifcht worden. Die Schweden hatten, indem fie einen berühmten Krieger zu ihrem Ahronfol: 
ger erforen, zugleich die Hoffnung gehegt, durch ihm fi wieder Finnland erobern zu fünnen. 
Diefe Hoffnung aber war vereitelt; ftatt befien waren bie genaueften Beziehungen zu Rußland 
eingetreten. Diefe Richtung der königlichen Politit war daher — es ift gar nicht zu verfen- 
nen — eine bedeutende Urfache zu Unzufriedenheit mit ber Regierung. Nicht bloß bei den 
Schweden Hörte man jegt oft den Vorwurf, der König fei ruſſiſch gefinnt, fonbern aud in 
Deutſchland wurde vielfach diefe an Rußland ſich anſchließende Politik getabelt. Gin freiheit: 
liebendes Volk freilich Hat immer Recht, wenn es, feinem natürlichen Juſtinct folgend, gegen 
einen übermädtigen deöpotif gen und eroberungsfügtigen Nachbarftaat wie Rußland Abnei- 
‚gung und Miötrauen hegt und gegenüber feiner Regierung geltend macht. Deutfcen Politi: 
tern aber möchten vielleicht die Vertheidiger des ſchwediſchen Königs weniger Recht zugefehen, 
denfelben wegen feiner gegen Rußland allzu fhonlichen Politik zu verdammen. Da er am 
24. März 1812 nach einer perfönligen Zufammenfunft mit Kaifer Alexander in Abo gegen 
bie Zufiherung von Norwegen einen innigen geheimen Bunbeöverttag mit Rußland abjäloh, 
und infolge beffelben fi dann an die große Allianz anſchloß, die einzige damalige ‚Hüffe 
gegen die durch ſchlechte veutfche Politik verſchuldete Napoleonifche uͤbermacht, vie auch Schwe— 
den thatfächlich bedroht Hatte — dieſes bevarf ſicherlich am wenigften der Verteidigung. Auf 
die Erwerbung Norwegens muß wol Gnade finden in unferer europälfchen vblkerrechtlichen 
Einrichtung, in welcher Staaten wie Preußen. und vollends wie Schweden ihre hiſtoriſch ein 
mal gegebene Stellung würdig und gefiiert nur behaupten Können, wenn fle ihre dazu nicht 
genügene Machtfiellung angemeffen vergrößern. Hiernach finb für bie ſchwebiſche Poluit and 
nod) jegt Die Wievererwerbung Finnlands und die Vereinigung Dänemarks mit dem ül 
Skandinaviern abfolut unvermeibliche Ziele. Da aber, nachdem bie große Allianz gegen Ra 
poleon ihren Zweck ver Wieverherftellung des europäiſchen Gleichgewichts erreicht hatte, viele 
Allitrten zur Förderung einer neuen ruſſiſchen uͤbermacht ſich Rußland anſchloſſen und unter: 
orbneten und fo ihre Würbe und Freiheit vergaßen, daß fie die ruffiſche Macht vollends 
übergroß werben ließen: auf welcher Politik Iaftet wol dieſer Vorwurf mehr als auf ber dent: 
fen und vor allen auf der preußiſchen! Half fie ja doch völkerrechtswidrig Rul 
zur Wiebereroberung Polens? Ließen wir, ließ ja doch das durch die. verteagsmwibrige Gin 
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verleibung Polens furchtbar bedrohte Preußen ſelbſt in dem legten Kriege die allergünftigfte 
Gelegenheit unbemugt, bie ruſſiſche ͤbermacht zu befeltigen, ſodaß wir nun fortdauernd unter 
ruſſifchen Einflüffen leiden, und alsdann, wenn einmal — nad Arndt's Ausdruck — Polen 
verbaut if und die vorzüglich gegen Preußen gerichteten ruſſiſchen Eiſenbahnheerſtraßen 
gebaut find, unter ungleich ungünftigern Umftänden fämpfen müffen! Daß B. feinerfeit bie 
ruſſiſche Politik richtig würdigte, beweiſt deutlich fein von Schinkel: Bergmann mitgetheilted 
Schreiben an den ſchwediſchen General Lagerbrieg von Stralfund am 23. Mai 1813. Hier 
fagt Karl Johann: „Wenn man bie Hamburger von der Herrſchaft der Franzoſen befreien 
wolle, fo geſchehe dieſes keineswegs in der Abſicht, um dieſe Stadt einer ruffifhen Herrſchaft 
zu unterwerfen; denn die eine Sklaverei ift ebenfo fehlecht wie die andere, und freie Männer 
möchten doch lieber das Jod) des Kaiſers Napoleon tragen, welches mit feiner perſoͤnlichen 
Herrſchaft aufhört, während die Politik, welche Polen zu Grunde gerichtet Hat, die Hanfeftäbte 
und ganz Deuiſchland für eine Zeitfolge von Jahrhunderten unterdrücken würde.” Gewiß, der 
natürlichfte und feinen Kräften nach flärffle Bundesgenoſſe Schwedens, Deutſchland, darf ſich 
nur felbft von feiner unglüdfeligen und unwürdigen Abhängigkeit gegen die noch halbbarba⸗ 
riſche ruffifche uͤbermacht befreien, um dem Meinen Schweden die politifche Möglichkeit ver 
richtigen Stellung zu berfelben und zu feinem natürlichen deutfchen Bundesgenoſſen zu geben. 
Auch der jept von der Regierung zuruͤckgetretene Sohn Karl Johann’s, dem als Kronprinz 
eine offenere Außerung feiner natürlichen Gefühle möglich war, und den das ſchwediſche Volk 
damals gegenüber dem Vater als nichteufflfch pries, wurde fpäter von dem für feine antirufs 
fie Gefinnung leidenſchaftlichen Volke als ruſſiſchgeſinnt geſcholten, weil er, wie dieſer edle 
Fürft dem Schreiber diefer Zeilen mit unbefangener Offenheit fagte, bei aller Überzeugung, 
daß Schweden feinen gefährlichern Feind als Mußland habe, doch, ehe die Moͤglichkeit erfolgreis 
chen Handelns gefommen fe, als König nicht fo wie fein Volk in öffentlichen Außerangen feinen - 
Gefinnungen Luft machen dürfe. Sobald im legten Kriege auch nur einigermaßen jene Zeit 
gefommen wer, ſchloß biefer Fürft mit Gngland und Frankreich den bekannten ſehr antiruffl- 
fen Vertrag ab, und er würde unfehlbar energiſcher Die ruſſiſche übermacht befämpft Haben, ſo⸗ 
bald die politifhe Moͤglichkeit dazu Herangefommen wäre, ſobald vollends die Politik feines 
Nachbarlandes Preußen ſich befreite von ihrer unpreußifchen und undeutſchen ruffifchen Abhän⸗ 
gigkeit, welche man, mit dem zu großen Vertrauen ber preußifchen Diplomatie auf den Glauben 
an ihre Worte, damals als allfeitige- Unabhängigkeit varftellte. 

Gewiß tft e8 aber, daß, bei dem natürlichen Nationalhaffe der Schweden gegen Rußland, 
Karl Johann durch feine gegen Rußland ſchonliche diplomatifhe Haltung, trotz feiner Regie⸗ 
rungsweigheit und troß feiner gewinnenben Perſoͤnlichkeit, in Schweden weniger populär war 
als in Norwegen. Ex wußte diefes aud wohl. Ex ſuchte daher die Schweden auf andere Weife 
zu gewinnen. Er legte jegt dad ganze Gewicht in bie innere Politik. Doch waren hier bie Ver⸗ 
hältniffe nicht minder ſchwierig. 

Die Schweden Hatten ſich nad der Revolution von 4809 eine neue Berfafinng gegeben, 
die jedoch die weſentlichſten Elemente der alten beibehiett. Es waren in ihr offenbar mande 
gute Beftimmungen enthalten, wie 3. B. Preßfreiheit, Verantwortlichkeit ver Minifter, Ver⸗ 
antwortlicgkeit des Höchften Berichts vor einem Ständeausfhuß (Opiniond-Nämo); aber die 
Berfaflung litt an einem Hauptgebrechen, an ber Beibehaltung des ſchroffen Ständeunter- 
ſchiedes bei der Vollörepräfentation. Der Reichstag teilt fich nämlich in vier Kammern, in vie 
Avelstkammer oder dad Ritterhaus, in die Kammer der Geiftliägkelt, in den Bürgerftand und 
in den Bauernfland. Diefe vier Stände halten abgefonvert ihre Sigungen, koͤnnen jeber ihre 
befonvern Vorſchlage vorbringen, ſowie auf der andern Seite jeve Propofition durch alle vier 
‚Käufer gehen muß. Dur diefe Einrichtung wird der Gang der Verhandlungen unendlich 
gehemmt; ferner bringt fle noch ven Nachtheil, daß dadurch dad Sonberinterefle ber einzelnen 
Stänve begünftigt wird, welche bei ven Berathungen weniger von dem Geſammtwohle ber 
Ration als vielmehr von ihren fpeciellen Bortheilen ausgehen. Außerdem war das Volk nicht 
einmal auf eine gleichmäßige Weiſe zepräfentirt. Die politifhen Verhältniſſe ver einzelnen 
Stände aber find keineswegs auf eine vernünftige und billige Welfe georbnet. Offenbar näm: 
lich iſt der Stand des Adels vor allen andern weitaus bevorzugt. Seine Güter find fleuerftei; 
aus der ſchwediſchen Ariftofratie werben die oberften Civil- und Militärämter befegt; dad 
Hoͤchſte Gericht muß verfaffungsmäßig ebenfalls wenigftens zur Hälfte aus Abeligen beftehen. 
Und dennoch umfaßt der Adel nicht mehr als etwa 42,000 Individuen, während ber 
Bauernftand, der in politifcher Hinficht am gedrückteſten ift, wenigftens zwel Drittheile der ge⸗ 
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fammten Einwohnerjchaft beträgt, nämlih über zwei Millionen. Wie? Lag nicht Hier jehr 
nahe, zu Gunften der nievern Stände politifhe Reformen zw treffen dadurch, daß man bie 
Ideen einer wahrhaften Nepräfentativverfaflung, von denen bie europäije Menſcheit erfüllt 
war, aud auf Schweden übertrug, und indem der König, welcher feiner Geburt nach ja den 
niedern Ständen angehörte und ohnedies in das Syſtem der legitimen Reartion nit recht 
paffen wollte, felber die Initiative zu dergleichen Maßregeln ergriff, ſich an vie Spige ed 
Kiberalismus ftellte? i 

Aber zu einer ſolchen Nolle fühlte jih Karl Johann nicht berufen. Die Epoche großer polis 
tiſcher Ummandlungen war, wenigftens eine Zeit lang, vorüber, das confervative Brincip 
hatte ven Sieg bavongetragen, und zwar in ver Art, daß, wenn etwa eine Regierang niht 
allein mit ihrem Volke fertig werden Eonnte, fie ſich fiher auf ven Beiftand ber abfolnten 
Maͤchte verlaffen durfte. Das Princip der Intervention gebot fogar das Einfchreiten ver abe: 
Iuten Mächte in jedem Staate, welcher Neuerungen zu Bunften des Liberalismus zulkf. 
Unter dieſen Umftänden hätte fih Karl Johann, am ber Spitze des Liberalismus, offenbar in 
die feindſeligſte Stellung zu den Großmädten gefegt, was er doch auf jede Weife zu ver⸗ 
meiden fuchte. 

Indeflen, auch wenn er gewollt, fo wäre es ihm nicht fo leicht geworden, liberale antiari: 
ſtokratiſche Reformen zu treffen. Nod war der Adel der einflußreichſte, politiſch beveutjamfte 
Stand in Schweden. Er hatte noch ein moraliſches Gewicht durch feine ſociale Stellung, durch 
die Rolle, welche er in der bürgerlichen Geſellſchaft fpielte, durch die Abhängigkeit, In we: 
er die übrigen Stände, namentlich der Bauernftand, von ihm ſich befanden. Seit länger 
Zeit war der Abel unter allen in politifher Beziehung der rührigfte Stand, er hatte 
erſt neulich die Revolution gemacht und beeilte fih, dieſelbe in feinem Sinne auszubenten. Et 
würbe jeden Verſuch, feine Rechte zu fpmälern, mit einer Empörung gegen den König vergol: 
ten haben. Dies aber war gefährlid, folange die zwei niedern Stände, Bürger- und Bauerk: 
fland, es mit ihm im politifchen Cifer nicht aufnehmen konnten, und noch gefährlicher, wenn 
er fi, wie vorauszufegen, mit dem abfolutiftifhen Ausland und mit der vertriebenen Dy: 
naftie in Verbindung gefegt hätte. 

Die Berückfichtigung diefer Verhältniffe, wozu noch ber Umſtand kam, daß der König, 
welcher nie vie Landesſprache Eennen lernte, wur an den Umgang mit Soldyen, welche Frau⸗ 
zoͤfiſch verſtanden, d. h. an die hHöhern Stände, gewieſen war, beflimmte Karl Johann, fih en 
die Ariſtokratie anzuſchließen und dadurch, daß er dieſen fo einſlußreichen Stans für fich ge: 
wann, feinen Thron nur nod mehr zu befeftigen. Er befolgte nun hinfichtlich ver Verfoffungs: 
fragen eine confervative Bolitif, d. h. er Hielt fi im Ganzen ftreng an bie beftehende Verfaſ⸗ 
fung, verfuchte nicht felber Anderungen daran hervorzurufen, und ſchien es ben Meichöfländen, 
der Zeit und der öffentligen Meinung zu überlaflen, Mobificationen an ver Reichsverfaſſung 
zu machen over zu beantragen. Im Ganzen verhielt er ji alfo paffto; nur hier und va made 
er Vorſchläge zu änderungen; doch betrafen fie meift folche Geſetze, durch deren Aufhebung 
ber König felber ein Recht verlor, wie er denn z. B. mehrmals die Aufhebung ber Todesſttafe 
bei Majeſtaͤtsverbrechen beantragte und bie Aufhebung des Rechts des Könige, in dem höchſter 
Gerichte zwei Stimmen zu befigen. 

Dabei benugte er aber die Rechte, die ihm verfaſſungsmäßig zuftanden, und ben großen 
moralifhen Ginfluß, welder Fürſten ſchon durch ihre Würbe geboten ift, dazu, um das König: 
liche Anfehen und das feiner Familie zu erhöhen und die Hinverniffe hinwegzuräumen, welde 
ihm entgegenftanden. Denn Karl Johann ſcheint nicht minder wie bie alten legitimen Dyna⸗ 
flien von der Süßigkeit moͤglichſt großer koniglicher Gewalt überzeugt gewefen zu fein. Nur 
war er Flüger bei der Verfolgung feines Zwedld. Der ſchwediſche Schriftfteller Cruſenſtolpe 
wird nicht fo Unrecht Haben, wenn er in feinem Werke „Karl XIV. Johann und die Schweben“ 
von ihm behauptet, daß er durch den Anſchluß an ven Abel zugleich vie Abſicht gehabt habe, 
denſelben theild von ſich abhängig zu machen, theils alfmälig zu ruiniren, indem er ihm veran: 
Late, ſich durch ven Aufwand am Hofe in Schulden zu flürzen und zu verarmen. Wenn dien 
bie Abficht des Königs war, fo wurde fie wirklich zum Theil erreicht. Denn bie Berarmung 
bed ſchwediſchen Adels nahm von nun an bedeutend zu. Gegen andere politiſche Elemente, bie 
ihm gefährlich zu fein dünkten, wandte er jene Kunfigriffe an, die in den Staaten der 
Gontinents faſt allgemein eingeführt find: die Polizei und bie Cenſur. Was jene betrifft, 
fo war er nit umfonft in der Schule Napvleon’8 gewefen; fie wurde in Schweden 
nad deſſen Mufter eingerigtet. Cine eigentliche Genfur exiſtirte zwar in Schwehen nicht: 
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verfaflungsmäßig beſtand Preßfreiheit. Aber ſeit dem Jahre 1812 war die Regierung durch 
ven Reihötag ermächtigt worden, jedes ihr gefährlich dünkende Blatt zu unterdrücken. 
Dieſes Recht konnte ver Cenſur faſt gleich geachtet werden, und Karl Johann benutzte daſſelbe 
auch, beſonders in den erſten Zeiten ſeiner Regierung. Zugleich wurden die auswaͤrtigen Zei⸗ 
tungen mit großer Ängflicpfeit übermacht; es vurfte fein fremdes Journal ohne beſondere Er⸗ 
laubniß der Regierung gehalten werden. 

Auf ähnliche Weiſe wie in Schweden verhielt er ſich in Norwegen, allerdings mit mehren, 
durch die dortigen ‚ganz verſchiedenen Verhältniffe bebingten Mobificatiouen. Während näm— 
lich in der ſchwediſchen Verfaflung das ariflofratifche Element entſchieden überwiegt, fo if die 
norwegiſche (vom Mai 1844) die demokratiſchſte in ganz Europa. Die confervative Richtung 
Der Politik, welche Karl Johann in Schweden verfolgte, mußte daher in Norwegen einen ganz 
andern Gharakter annehmen: ber Conſervatismus war hier gleichbedeutend mit dem Liberalis- 
mus oder mit der Demokratie. Niemals aber fiel es den abfoluten Mächten ein, einer Berfafs 
fung gegenüber, wie die norwegiſche ift, das conferwative Princip zu bewahren. Im Gegentheile, 
Diefe Verfaffung mar ihnen bei dem allgemeinen Siege ber Reaction ein Dorn im Auge, um 
fo mehr, als fldy in ihr im kurzem bie ſegensreichen Früchte einer wahrhaften Volksfreiheit 
entwidelten. Sehr früh ward daher in Karl Johann gebrungen, in der norweglſchen Ver⸗ 
faffung Moviftcationen zu bewerkſtelligen. Der König ließ num nicht leicht einen Reichstag 
vorübergehen, wo er dergleichen nicht vorbrachte. Sa, tm Jahre 1821 ließ er fogar ein ſchwedi— 
ſches Gorps nad) Norwegen marfchiren, wie es hieß, um feinen Entwürfen gegen die Conſti⸗ 
tation mehr Nachdruck zu geben. Und auf dem Reichstage von 1824 fagte er offen, daß der 
jegige Zuftann von Europa mit den Verhältnifien in Norwegen nicht übereinſtimme, und baß 
daher die leptern eine Veränderung erheiſchten. Aber alle dergleichen Berfuche feiterten an 
der Feſtigkeit bes norwegiſchen Storthing, welcher in keiner Weife irgendeine Veränderung 
der Berfaffung zugeben wollte, Die er ald Palladium von Norwegens Freiheit betrachtete. Karl 
Johaun war Flug genug, es dabei bewenden zu Iaflen. Denn er wußte wohl, daß die Norweger 
noch keineswegs mit ganzem Herzen bei Schweben waren, daß ed im Volke noch genug Unzu⸗ 
friedene gab, welche bei dem leifeften Berfuche ver Schweden, des Norwegern ihre Freiheit und 
Selbſtaͤndigkeit zu [hmälern, die Fahne des Abfall erhoben Hätten. Die nationale Antipathie 
gegen Schwenen, melde feit Jahrhunderten beflanden, war noch keineswegs erloſchen, und 
man mußte ſich fehr hüten, fie wieder anzufachen. Karl Johann begnügte ſich daher bei feinen 
Berfuden, die norwegiſche Verfaflung zu Gunſten des monarchiſchen Princips zu ändern, le: 
diglich mit einer parlamentarifhen Wirkſamkeit und mit denjenigen Mitteln, vie ihm als 
König geſetzlich zu Gebote ftanden. Da er aber mit diefen Mitteln kein Refultat erzielte, fo 
Tann man fagen, daß auch in Norwegen feine Politik im Ganzen eine confervative war, d. 5. 
er ließ auch hier die einmal beftehenden Gefege und politiichen Verhältnifle unangetaftet, wie 
ſehr diefe auch mit den ſchwediſchen ſowol wie mit denen im übrigen Europa im Widerſpruch 
fein mochten. Ja, er war fo weit entfernt, irgendeine Gerelztheit oder üble Laune wegen der 
Verwerfung feiner Propofitionen von Seiten des Storthing an ven Tag zu legen, daß er ihn 
vielmehr meiſt mit Ausprüden feiner Zufriedenheit ſchließen ließ. Nur einige male machte er 
von biefer Regel eine Ausnahme. 

In Bezug auf Verfaffungsfragen alfo verhielt fich Karl Johann paſſiv, in Schweden fo= 
wol wie im Allgemeinen in Norwegen. Aber in legterm Lande war wegen der demokratiſchen 
Gonftitution fein Einfluß als König unbeveutend, während er in Schweden die Rechte, vie ihm 
verfaffungsmäßig zuflanden, zu benugen wußte, um den allgemeinen Charakter der europãi⸗ 
fen Regierungspolitik, welche die politifhe Selbftändigkelt des Volks foviel wie möglich zu 
beicgränfen fuchte, aud auf Schweben zu übertragen. Daß dies auf dis Länge hin den Schwe⸗ 
den miöfallen mußte, insbeſondere wenn fie ihre Zuflämbe mit den norwegiſchen verglichen, 
Tag am Tage. - Karl Johann mußte darum noch andere Mittel anwenden, um die Schweden zus 
frieden zu ſtellen und fie mit dem Charakter feiner Politik auszuföhnen. 

Er warf ſich Daher mit ganzem Eifer auf die Verwaltung, bier ging er In vemfelden Brave 
poſitiv und ſchoͤpferiſch voran, tie er dort nur ven Verhältniffen nachzugeben ſchien. Und zwar 
wandte er allen Kreijen ver Aominiftration feine Aufmerkſamkeit zu. Er orbnete die ſchwedi⸗ 
fen Finanzen, bie in fo großer Zerrüttung fich befanden, auf eine Weife, welder felbft feine 
Feinde ihre Anerkennung nicht verfagen Fonnten; er brachte e8 dahin, daß Schweden allmälig 
von aller Nationalſchuld befreit wurde. Er bewirkte weſentliche Verbefferungen im Aderbau, 
im Forſtweſen; er brachte, ſoweit es ging, bie Induftrie in Aufnahme, er eröffnete dem 
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Handel und der Schiffahrt neue Bahnen, ſodaß unter feiner Regierung die Zuſtände beiver 
fig) in hohem Grade verbefferten. Er forgte für die Verbefierung der Communicationsmittel; 
er organijixte die Poſten neu, legte Landſtraßen an, baute Kanäle. Sodann hielt er Die Land⸗ 
wie die Seemacht in gutem Stand; zugleich aber unterftügte er Künfte und Wiſſenſchaften, 
that namentlich Vieles für die Verbefferung ver Volksſchulen. Auch die Gefege, und was dahin 
einfhlägt, wurden nad den Foderungen der Zeit modificirt; wie denn das ſchwediſche Juſtiz⸗ 
weſen — feit 1835 wurde auch die Offentlichkeit eingeführt — felbft von britiſchen Reiſenden 
gepriefen wurde. ®) 

Zu diefen Verdienſten Karl Johann's um die Wohlfahrt des Landes und die Bilbung des 
Volks, auf welde er mit Recht ftolz fein durfte, und auf welche er aud) alle Diejenigen verwies, 
die mit feiner fonftigen Politik nicht zufrieden waren, Eonnte er noch etwas hinzufügen, was 
Immer von bem mädtigften Einfluß auf die Stimmung des Volks gegen feinen Regenten IR, 
nämlid feine Perfönlickeit. Er Hatte ein wirklich koͤnigliches Anfehen, eine würbenolle Hals 
tung und babei fo viel Liehendwürbigkeit und gefellige Gewanbtheit, daß er bald Alle für fg 
gewann, bie in feine Nähe kamen. Als er daß erfte mal in der ſchwediſchen Hauptſtadt erſchien, 
war nur eine Stimme über den liebenswürbigen und geiſtreichen Mann. Wenn er fih zu 
Pferde jehen ließ, an ber Fronte feiner Truppen, verfehlte feine impofante Geſtalt niemals ven 
gehörigen Eindruck auf die Zuſchauer zu machen. Dabei war er freundlich und leutfelig, mifäte 
fich gern unter die Menſchen, feiner perfönlichen Überlegenheit wohl bewußt, und ſicher, alle 
Eigenſchaften eines wahrhaft populären Fürften zu befigen. Nur Eines hatte er zu bebauern, 
daß er der Landesfprache nicht funbig war. So konnte er mit den niedern Glaffen ver bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft niemals in genauere Berührung kommen, fondern mußte ſich mit feinen Ge⸗ 
fprädgen auf die höhern beſchränken. Jenen fuchte er ſich daher auf eine andere Weife geneigt 
zu zeigen. Karl Johann war. fehr freigebig: er gab große Summen her, namentlich für bie 
Armen; in Jahren des Miswachſes befonders that er außerorbentlic viel. Dadurch fuchte er 
die Vorwürfe aufzuheben, die man nicht felten gegen ihn erhob, daß er nämlich mit feinem 
Gelde Bankiergefhäfte machte und die Einmiſchung in die ſchwediſchen Finanzen zu Vergröße: 
rung ſeines Vermögens benugen wollte. 

Sodann beftrebte er ſich in allen den Fällen, wo er perſönlich beleidigt war, und bie zu 
Öffentlicher Kunde kommen mußten, immer auf eine noble Weife fich zu benehmen. Er fugte 
jeden Anfchein einer perfönlien Rache zu vermeiden. Died war für ihn feine geringe Aufgabe. 
Denn Karl Johann war eitel, eiferfüchtig auf die Anerkennung feiner Bervienfte und Bor: 
züge, liebte e8 bewundert zu werben, und ärgerte ſich nicht minder über Äußerungen des @egen- 
theilö; dabei war er von einem außerordentlich Ieivenfchaftlichen Temperament, welches ihn 
häufig hinderte, die Dinge, wenigftens im erften Augenblick, rubig und unpartelifd zu prüs 
fen. So mag denn Mancher feine Rache oder Ungnade erfahren haben, ber fle nicht verbiente 
ober doch vielleicht in einem geringern Grabe. Wie dem aber auch fein mag: gewiß iſt, daß 
ſich Karl Johann wenigſtens bei allen Öffentlichen politifchen Unterſuchungen, wobel feine Per⸗ 
fon mit im Spiele war, bei allen Proceſſen auf Majeflätöbeleivigung oder Hochverrath mit 
großer Klugheit benommen hat und felten von der Strenge bed Geſetzes Gebrauch machte. Die 
Milde des Fürften in ſolchen Fällen — ſchien er zu wiflen — gewann ihm taufend mal mehr 
die Herzen feiner Unterthanen als hundert blutige Hinrichtungen. Dod wollen wir nicht in 
Abrede ftellen, daß Karl Johann bei folden Gelegenheiten nidt ohne Einfluß auf das richtet⸗ 
liche Urtheil war, welches er abfichtlich recht fireng Haben wollte, damit ſodann feine Begnabis 
gung um fo eclatanter erſcheine. Cininal kam er jeboch hierbei in nicht geringe Verlegenheit, bei 
Berurtheilung des Gapitäns v. Linbeberg, welcher, vom Berichte zum Tode verurthellt, von 
ber Milderung der Strafe durch den König keinen Gebrauch machen, fondern fich lieber hinriqh⸗ 
ten laſſen wollte. Jetzt jubelten in ganz Curopa die Gegner Karl Johann's. Doch der Fuge 
Furſt wußte bie Verlegenheit in ven größten Triumph für feine Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Klugheit umzugeflalten. Ex verwandelte vie beſondere Begnadigung, deren Annahme wenig: 
ſtens in Schweren von dem freien Willen des Begnadigten abhängt, in eine allgemeine Amnes 
ſtie für „Den oder Die u. f. w., welche in den beiden Königreichen wegen politifcher Vergehen 
gefangen ober verurtheilt fein”. Und fiche es ergab fi, daß, während damals In faft allen 
europãiſchen Ländern unter altlegitimen Dynaftien politiſche Berfolgungen viele Gefangene 


3) Siehe die nähern Nachweiſungen über Karl Johann's Berwa in dem oben angeführten 
Werke von Schmibt. Y — - 
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In die Kerfer geliefert hatten, in den beiden Königreichen des neuen plebejiichen Kürften, von 
welchen dad eine durch Eroberung gewonnen war, das andere unter dem Einfluß einer mächtis 
gen, zum Theil feindlich geſinnten Ariftofratie fand, nur der eine Linveberg gefangen und ein 
oder zwei Verurtheilte im Auslande befindlich waren. 

So ſtellt uns denn Karl Johann einen Regenten dar, welcher, den Urſprung ſeiner Größe 
einer Epoche der gewaltigſten politiſchen Umwandlungen verdankend, ſpäter in einer Zeit und 
unter Verhaltniſſen fi bemwegend, die von durchaus andern Principien ausgingen und den 
eigenen Willen vielfach beſchränkten, nur durch Klugheit und umjichtige Berückſichtigung aller 
Berhältniffe zwifchen den mannichfachen Klippen hindurchzuſteuern weiß, bie jeiner Negie- 
rung entgegenftanden. Ex mußte fiher die Orenze zu kreffen, wie weit ev gehen dürfe, ſowol 
den Großmãchten wie den beiden Völkern gegenüber, über welde er zu gebieten hatte. 

Indeffen war im ſchwediſchen Volke feit der Mitte der dreißiger Jahre eine merklihe Ver⸗ 
änderung bed politifhen Bewußtſeins vorgegangen, weldes mehr und mehr einen demokrati⸗ 
ichen Charakter annahm. Die Oppojition wurde immer gewaltiger, namentlich unter ben nie⸗ 
dern Ständen, und verlangte mit Entſchiedenheit Verbeflerung der Verfaffung im Sinne des 
Hepräfentativigftems. Auf dem Reichstage von 1840 liegen fich die Stimmen darüber befon- 
ders ſtark vernehmen. Auch hier bewährte Karl Johann feinen politifhen Charakter. Er 
wolle, erlärte er in dem Reichsabſchiede, den Wünfchen der Nation auf Feine Weife entgegen= 
treten; nur follten bei der Änderung ber Gonflitution die geſetzlichen Formen bewahrt werben. 

Aber die Tage Karl Johann's waren gezählt. Wenige Jahre darauf beſchloß er fein Leben, 
am 8. März 1844. Folgende Worte, die er auf feineni Kranfenbette bietirte, mögen zeigen, 
wie er ſich felber beurtgeilte 4): „Ich wünſche ven Tod nicht, ich fürchte ihn nicht. Mein Leben 
ift über achtzig Jahre gegangen. Die Natur ninımt ihre Rechte zurück. Niemand hat eine 
Bahn, der meinigen gleichend, erfüllt. Man möge die Jahrbücher ver Welt aufſchlagen! — 
Ich habe Völker gelenkt, empfindlich hinfichtlich ihrer Gerechtigkeiten. — Als Napoleon das 
Land angriff, das mir feine Schieffale anvertraut hatte, fand er an mir einen Rival. Die Bez 
gebenheiten, welche Europa verändert und demſeliben feine Selbſtändigkeit wiedergegeben ha⸗ 
ben, find befannt. Man kennt auch ben Anthell, den ih an ihnen genommen habe. Man ftu= 
dire unfere Gefhichte von Odin's bis zu unfern Tagen und fage mir: ob nicht Die Skandina⸗ 
viſche Halbinjel von Gewicht in der Wagſchale ver Verhängniſſe der Welt fei.” Ein Lebenslauf 
wie der von B. mußte natürlich, zumal bei ven verfchiebenartigen Sympathien und Leiden⸗ 
ſchaften ſowol der Bewohner feiner Koͤnigreiche als ver übrigen europälfhen Völker und ihrer 
verſchiedenen Geſellſchaftsclaſſen, verſchiedenartige Beurthellungen hervorrufen. Sie finden 
fich auch reichlich in den Darſtellungen ſeiner Lebensgeſchichte und Regierung von Geijer, von 
Lindeberg, Cruſenſtolpe, Schinkel-Bergmann, von Sarrans, Bignon und Thiers. Eine ſehr 
ausgezeichnete und begabte, eine tüchtige Perſoͤnlichkeit, ſehr bedeutende Feldherrngroͤße, eine 
ſeltene Reglerungspolitik und vor allem eine ruhmwürdige Beherrſchung ſeiner Leidenſchaften 
und Behauptung des rechten Maßes in den größten Verſuchungen und Schwierigkeiten darf 
wol Fein Unbefangener dem glücklichen plebejiſchen Gründer ver neuen ſchon durch ihn ſelbſt be= 
feftigten, längft allgemein anerkannten Königsdynaſtie abſprechen wollen. 

Über die Bezeihnung ber Dynaftie felbft koͤnnten verſchiedene Meinungen ſich geltend ma: 
Gen. Denn nachdem B. am 9. Oct. 1810 ſich zur proteflantifchen Kirche bekannt und den Na= 
nen Karl Johann angenommen hatte, wurde er von dem Nachkommen Waſa's, Karl XIII, 
foͤrmlich aboptirt, leiftete erſt dann ven Ein ald Kronprinz und Thronfolger und empfing die 
Huldigung der Stände. Doch wird wol ſtets die Adoption in das frühere Koͤnigsgeſchlecht hin: 
ter ber längft berühnten Verfönlichkeit zurücktreten und der Name B. für das jegt regierende 
Fürſtengeſchlecht bleiben. £ 

Der Nachfolger Karl Johann's ift fein Sohn Oskar, ausgezeichnet durch edle humane 
Bildung und Gefinnung, die er ſelbſt als Schriftfteller zu Gunſten des Beſſerungsſtrafſyſtems 
bewährte, wie durch liebenswürbige Perſoͤnlichteit und ald Vater des liebenswürbigften Fa⸗ 
milienkreiſes. Krankheit nöthigte ihn im Jahre 1857, die Regierung feinem älteften Sohn, 
dem Kronprinzen Karl, geboren am 3. Mai 1826, abzugeben. Diefer, ver bis dahin als nor⸗ 
wegiſcher Statthalter in Ehriftianta refidirte, ift mit der Prinzeſſin Luife der Niederlande 


‚ 4) Bergl. „Karl XIV, Son Geſchildert von Erik Guſtav Geijer“ (ans bem Schwediſchen von 
Dieterih ; Stodholm 1844), ©. 53. 
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vermähft, Hat aber bisjegt feinen Sohn, ſodaß, fall ein folder nicht no geboren wirb, ber 
zweite Sohn des jegigen Königs, der Prinz Oskar von Dftergothland, die Krone erben 
würde. I. Weigel, R. Hagen un Welder. 
Bernftorff, Grafen von: 1) Johann Hartwig Ernft (geb. 1712 in Hannover, 
get. 1772); 2) Andreas Peter (geb. in Gartow 1735, geft. 1797) und 5) ber ältejte 
Sohn von diefem Leptern, Ehriftian (geb. in Kopenhagen 1769, geft. 1854). (Däni: 


. [ches Königsgefeg, Wandal's Königsreht, däniſche Preßfreiheit.) — Zu 


den erhebenpften und belehrendſten Betrachtungen in der Politif und ver Gefchichte gehört das 
Leben und Wirken großer Staatsmänner. Unter ihnen werben ſtets die beiden zuerfl genann= 
ten ältern B. Ehrenpläge behaupten. Zur richtigen Würdigung eines praftifhen Staats- 
mannes ift vor allem die Betrachtung der gefchichtlihen Verhältniffe feines Wirkungatreifes 
nothwendig. Diefe, der ganze politifhe Stanppunft und Grund und Boden für die volitiſche 
Wirkfantkeit waren für die beiden ältern B. fehr eigenthümlich und von der Art, um ihr edles 
verdienſtliches Wirken erft in feinem ganzen Werth und Glanze zu zeigen. Deshalb, und zu 
gleich um fpätere Wiederholung zu vermeiden, ſchicken wir hier eine kurze hiſtoriſche Darftel: 
lung des däniſchen Koͤnigsgeſetzes und des dadurch früher in Dänemark begründeten öffentlichen 
Zuftandes voraus. 

Dänemark, deſſen Staatöverwaltung die beiden ältern B. ald Minifter fo glorreid 
leiteten, hatte nicht allzu lange vorher, 1660, eine Revolution erlebt, welche, wenn auch zum 
Theil ihre Urſachen und ihre Wirkungen nad dem Ende des Mittelalters ſich deutlich genug 
auch in andern germanifchen Staaten zeigten, doc; ihrer ganzen Form und Geftalt nach und 
nad dem, wie man biefe Form bier auffaßte und benugte, zu den merfwürbigften Erſcheinun⸗ 
gen in der politifhen Gefcichte gehört. Auch in Dänemark Hatte feit dem Mittelalter ver 
Feudaladel, und beſonders ver höhere, die Mitglieder des Reichsrathes, anarchiſch die Könige, 
deren Kronrechte und das Krongut beraubt und despotiſch durch Ufurpation von Befreiungen 
und Seubalprivilegien, durch Feuballaften und Zurücfegungen die andern Stände übervor: 
theilt und bedrückt, fo ſelbſt die Geiſtlichen, noch mehr die Städte, vorzüglid aber die Bauern, 
obgleich felbft dieſe Letztern noch als der vierte Stand auf den allgemeinen Reichötagen erſchienen. 
Sie hatten zulegt, nachdem bie altgermanifche Form der freien Anerfennung und Beftätigung 
der Thronfolger in den gewählten fürftlichen Familien auch hier ſowie im deutſchen Kaiſerthuu 
zu einem völligen Wahlreid) ausgebildet war, in den Wahlcapitulationen, namenilich aber in 
der von Friedrich II. 1648, die den König fogar des Rechts der Amterverleihung großent heils 
beraubte, ihre Ufurpationen und ihren Eigennutz auf eine faft unerträgliche Weiſe gefteigert.!) 
Hierzu fam nun, um gegen eine ſolche Stellung bed Adels und die von ihm zu feinen Gunſten 
gemachten Gapitulationen doppelt zu empören, noch das, daß der Abel bald darauf, nad ven 
erften höchſt unglüdlihen Kriege gegen den ſchwediſchen König Karl Guſtav, in dem zweiten 
(1658 —60) die Reitung von König und Vaterland faft allein ver tapfern Königsfamilie und 
den Eopenhagener Bürgern überließ, die hier alle den Adel erwarben. Zu all diefem 
trat embli no auf dem Reichstage von 1660 ein eigennügiges Benehmen gegen die fe: 
genannten unfreien, das heißt nit von Steuern befreiten Stände, in Beziehung auf die jegt 
nothwendigen Steuern. So erklärt es fi, daß unter Fluger Leitung des Hofes, insbeſondere 
des Cabinetsfecretärd Chriſtoph Gabel, ſodann zweier Reichstagsmitglieder, des Biſchoft 
Suane nämlid und des Bürgermeifters Nanfen, der geiftlihe und Bürgerſtand eine Nevela: 
tion zur Begründung einer beſſern Regierungdform durchſetzten. Am 13. Oct. 1660 über: 
gaben alle viev Stände, ver Adel freilich, der vergeblich aus der Stadt hatte entfliehen wollen, 
faft durch Todesangſt beftimmt, gegen ausprüdlihen Vorbehalt ihrer Privilegien (momit mar 
bekanntlich im Mittelalter ſtets die Verfaſſungsrechte bezeichnete) dem Könige für ſich und fein 
männlichen und weiblichen Nachfolger vie erbliche Krone. Sie übergaben dieſes Erbrecht je 
gleich mit der vom Könige angenommenen Grflärung, daß alsbald die ſtändiſchen Rechte ode 
die Verfaſſung in einem neuen Receß neu georbnet werben follten, was ſchon wegen ber Be 
flimmung der Succeſſionsordnung nothwendig war. 2) Als man nun wegen biefer neuen Kr 


1) So mußte, abgefehen von ber Anmaßung faR aller föniglihen Regierungsredite, im Int 
der neue König eiblich verfprechen: „Gleicherweiſe wollen und folfen wir den Reichsraih und Abel von 
Dänemark lieben und hervorziehen, und mit ihnen das Reich Dünemark beherrfchen und regieren, der 
Keichorath mit Kronlehn ver| jorgen, auch an unferm Hofe den einheimifchen Reichsabel gebrauchen und 
befördern u. ſ. w.“ Vergl. Spittier, „Gefchichte der banifchen Revolution‘‘, „Werke, V, 16. 

2) Spittler, a. a. D., ©. 84, 85 und 88, 89, W. x 
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gulirung in große Streitigkeiten gevieth und biejelben wegen der leidenſchaftlichen Verftimmung 
ber Stände gegeneinander immer mehr drohend wurden, zumal da bie andern Stände die 
Berfaffung von den durch die Wahlcapitulationen ufurpirten unangemeſſenen Rechten des 
Adels gereinigt wünfhten, fo wußte in einem, im Sinne des Hofes ausgewählten unförmlichen 
Comite einzelner Ständemitglieder der Bifhof Suane nad langem Hader über die Art der 
neuen Redaction der Verfaſſungsrechte feinen Vorſchlag durchzuſetzen, daß man, um bein 
Streit zu ſchlichten, mit vollem Vertrauen den König, der ſicherlich „Alle zufrieden ftellen 
werde“ (Spittler, ©. 96, 106), zun Vermittler wähle. Ihm folle man, mit Zurüdgabe ber 
vom Adel zulegt gemachten Eapitulation, völlig die Bermittelung und die neue Revaction ver 
Derfaflung und der Verfaſſungsrechte aller vier Stände anvertrauen und ihm Die dazu nöthige 
Vollmacht ertheilen. \ 

Diefe Souveränetätderflärung, wie man fie nachher nannte, wurde auch wirklich ben 
Könige anı 16. Det. übergeben, „in der devoteften Hoffnung, Se. Majeftät werde felbft 
einen Receß auflegen, wie er zum allgemeinen Wohl und zum Beten eines jeven Standes am 
zuträglicften fei”’ (Spittler, S. 110). In einer, nicht in fländifcher Verſammlung, fondern 
von Hof entworfenen neuen, im Ausbrud zum Theil veränderten Redaction von 10. Ian. 
4661 fand der König für gut, nicht blos die Reichsſtände, fonvern ſelbſt ihre Committenten, 
alle Hausväter von Adel, alle Geiſtlichen und alle Mitglieder ver Municipalitäten Mann für 
Mann, nad) Einigen ?) aud) die Bauern diefe Übertragung des Erbkönigthums und der Voll: 
macht zu Entwerfung der Verfaſſungsurkunde unterzeichnen, ja die Urfunde zur Unterzeich- 
nung in Norwegen, Island und auf den BardersInfeln eireuliren zu laſſen (Spittler, ©. 156). 
So unbedingt war dad Vertrauen der Stände in ihren König, er werbe vie neue Nebaction 
und Form ihrer Berfaffungsrechte, deren Wefenheit fhon durch die Jahrhunderte alten ſtändi— 
ſchen Verhältniffe gegeben fhien, ihren Wünfchen entfprehend maden, daß fie in Beziehung 
auf feinen einzigen Punkt, nicht einmal in Beziehung auf den Neligionszuftand von König 
und Volk, an einen ausdrücklichen Revers dachten. Aber fie Hofften und waren begierig, ald- 
bald vom König den neuen befriedigenden Receß zu erhalten. Am Tage ver Zurüdftellung ver 
Iegten Gapitulation, am 16. Dct., übergaben daher zuerft die Adeligen und alsbald aud) die 
andern Stände dem Könige Entwürfe für die neue Revaction ihrer ſtändiſchen Rechte (S.112— 
445). Auch erklärte der König aufs neue, bei der von ihm perfönlic eingenonimenen Erb: 
huldigung (15. Oct.), durch den Kanzler den Ständen: „Er danke für die ihm bewiefene Liebe 
and gebe hiermit dad Verfprechen, daß er nicht allein als ein gnädiger Herr und chriſtlicher 
Grbfönig regieren, ſondern aud) allernächſtens eine folde Regievungsform anorbnen wolle, 
daß gewiß alle feine Unterthanen von ihm und allen feinen Erben eine chriſtliche und milde Re⸗ 
gierung zu erwarten hätten” (S. 120). Darauf folgte der Act der Huldigung und ſchloß mit 
den Worten des Bauern, ver im Namen feines Standes dem König die Handgab: „Friedrich, 
möge doch Jeder zu Schanden werben, der nicht Wort hält!’ (Spittler, ©. 122.) Tag auf 
Tag, Woche auf Woche verftrichen indeß, ohne daß vie fehnlich erwartete neue Verfaffungsres 
daction erſcheinen wollte. Selbſt ver Reichötag, ber bisher ſtets verfammelt geblieben war, 
wurde am A. Dec. einftweilen entlaffen ‚ ohne daß fie fertig war, obgleich Die Stände und na= 
mentlich die Bürgerſchaft am 24. Oct. und am 22. Nov. nochinals dringend ihre Wünſche aus⸗ 
ſprachen, wegen ihrer Privilegien endlich die Entiheivung zu haben (©. 156, 155). Allges 
meine neue collegiale Berwaltungdeintichtungen, neue Anftellungen und manche ver fehr klugen 
Regierung Freunde und Dank erwerbende Aominiftrativmaßregeln erfhienen zwar, aber noch 
nicht die neue Verfaffung. Nach acht Monaten, am 24. Juni 1661, erſchien ebenfalls noch nicht 
die neue Berfaffung und die Anordnung der reichsſtändiſchen Verhältniffe, aber wol einftweilen 
abgefonderte Privilegien der vier Stände. Doch dachte noch jept ſelbſt Die Negierung an nichts 
Anderes, ald daß dieſe neue Verfaffungsredaction die Reichsſtandſchaft in ſich aufnehme. Noch 
jegt verhieß ja der König dem fopenhagener Bürgerfland in feinen Privilegien ausdrücklich: 
nenn wir für gut befinben, die Stände zufanmenzurufen, fo fol alsdann die Bürgerſchaft 
den Berathſchlagungen mit beimohnen und ihre Stimme mit andern dazu geben, zu dem was 
uns zum Beften gereihen kann.“ i) So hatte auch bei ver Einrichtung der Gollegien der Kö— 
nig erflärt, daß er für alle wichtigen Dinge, die Krieg und Frieden in näherer ober entfernter 


3) Vorbericht zum Köntgegefeg. Spittler, S. 163, 168. 
4) Holberg, Dänife Kegelitoren, 1, 549. Spittler, ©. 169. 
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Beziehinng beträfen ober auch auf die Steuern ſich bezögen, nicht blos alle Räthe aus allen 
Eollegien zufanımenberufen, fondern fie aud) den Ständen vorlegen werde. 5) Und Oldenbur⸗ 
ger 6), ver aus guten Duellen ſchöpfte, jagt ausdrücklich, der König habe aud) dem Bauern- 
Hand fein Recht anerkannt und zugefihert, daß jie wiederum Sig und Stimme auf dem allge: 
meinen Reichötage hätten (sessionem et votum una cum aliis in generalibus regni comitiis), 
Hatte ja doch auch ſchon gleich bei Zurückgabe der Eapitulation der König auf das Gegen= 
verlangen der Stände, die vorbehaltenen Privilegien oder die Verfaffung in einen neuen Receß 
zu bringen, zugeſichert, „die ihm übertragene Gewalt folle gewiß Niemanden gereuen. Alles 
folle fo werden, daß jeder der Reichsſtände zufrieden fein werde‘ (Spittler, S. 115). Und 
nad der Erbhuldigung in der erften Brovifionaleinrihtung erffärte er, „feine Abñcht gehe 
dahin, den Reichsrath mehr Glanz, dem uralten Adel mehr Würde, der Geiſtlichkeit und vem 
Bürgeritand mehr Auctorität und dem Bauernftand mehr Freiheit zu geben‘ (Spittler, 
©. 138). Nah allem diefen muß man denn fiher Spittler beiftimmen, wenn er in feiner 
„Staatengeſchichte““, S. 483, über den Sinn und Hergang des ganzen Gefhäfts und der tem 
Könige ertheilten Vollmacht der neuen Rebaction der Verfaffung, welche zunächſt die unpaſſen⸗ 
den adeligen Ufurpationen austilgen und die neuen Succeſſionsverhältniſſe anordnen und ein 
paffen ſollte, fich folgenvergeftalt ausprüdte: „Niemand glaubte wol, daß die Einführung 
der Erbfolge und die Aufhebung der bisherigen Gapitulationen und dle Nichtſubſtituirung 
einer neuen Gapitulation als Einführung einer völlig unumfchränften Regierung verftanten 
werben fönne. Daß es der legte däniſche Reichstag fein werde, hatte man weber am Anfange 
noch am Schluffe deffelben geglaubt.” Es ift alfo auch mol unftreitig nur eine diefem Schrift: 
ftefler eigenthümliche Ironie, wenn er hinzufügt: daß, weil man bei der Urkunde vom 10. Jan. 
der legten Redaction, denn die frühere habe nichts vergeben, S. 169, fo wenig Vorſicht ge: 
braucht und den wahren Sinn deſſen, wa3 eigentlich in der ſtändiſchen Verwilligung lag, fo 
unangemeffen ausgedrückt habe, indem es heiße, ven König würben alle Majeftätsrechte uns 
abfolute Gewalt übertragen, nun hieraus das unbeftreitbare wahre Recht entſtanden ſei, ganz 
das Entgegengefeßte von jenem wahren Sinne der Verwilligung und der Vollmacht anzuorb: 
nen. Spittler wußte ja natürlich vet gut, daß Verträge unter dem Geſetz von Treue und 
Glauben ftehen, daß ihr wahrer Sinn, nicht aber ein dieſem ganz unangemeflener Ausdruck bei 
der Auslegung gelte, und daß vor allem Verzichte ftreng auszulegen find. Ex felbft gibt bed: 
halb überall eine ganze Reihe von Thatfahen an, die über den wahren Sinn des Vertrags 
zwiſchen den Ständen und dem Könige ihm felbft gar feinen Zweifel laſſen, 3.8. S. 94, 100, 
103, 106, 108, 124, 131. Er jelbft fagt außerdem, daß jene neue Nebaction gar nicht, alfo 
auch nicht forglos, von den Ständen, fondern daß fie einfeitig vom Hof rebigirt wurde (S. 157). 
Dennoch aber enthält fie felbft ausdrücklich die Erklärung, daß fie „alle die Verhandlungen, 
welde vor und nad) der Erbhuldigung, foweit fie Diefelbe angehen, paſſirt ſind“ (alfo auch die 
Borbehalte, Koderungen und Vorausjegungen der Fortdauer ber wefentlihen Verfaſſungs⸗ 
tedhte), „gerade fo beftätige, ald wenn fie von Wort zu Wort hier eingerüdt wären” (S.161). 
Spittler bemerfi auch, daß man damals überall Verfaffung und Negierungsform gar nicht 
hinlanglich unterſchied und gar Feinen beftimmten Sprachgebrauch für eine unbeſchränkte Re: 
gierung hatte, an die man, da in ganz Europa feine folde exiftirte, gar nicht dachte, ebenfo 
wenig ald etwa an eine bloß berathende Reichsſtandſchaft. Er fagt ſelbſt (S. 124,125), daß nah 
bamaligem Sprachgebrauch die gewählten Ausprüde, namentlich abfolute Negierung recht gut 
auch die monarchiſche Erbregierungsgewalt bezeichnen Fonnte. Wie denn auch früher und fpäter 
überall die volle Souveränetät des Königs und fein Beſitz aller Majeſtätsrechte mit wahren 
Reichsſtandſchaftsrechten völlig vereinbar gehalten wurden. Ja jene Souveränetätäurfunde 
ſollte mit Ausnahme des Erbrechts noch gar nicht über die Negierungsform beftimmen, fonbern 
wur zu ihrer neuen Entwerfung dem Könige daß unbefchränkte Bermittelungdredt und die Voll 
macht Übertragen. Diefe nene Redaction der Verfaffung nun wurbe auch wirklich unter dem 
Namen Königögefeg (Kongelov) endlich nad) fünf Jahren, am 14. Nov. 1665, und zwar aus: 
drucklich als das Gefeg über die Negierungsform (forma regiminis) und ald das wahre Vers 
faffungögejeg (immutabilis fundamenti lex?) von des Königs Cabinetsſecretär Peter Schu—⸗ 


8) Holberg, TIL, 526. 

t) „Thes. rerum publ.', Il, 295. 

N). die Einleitung in den Abdruck in Sehmans' „Corp. jur. gent, acad.“, I, uud in Martens’ 
„Corp. jar. publ.“, 1. 
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macher entworfen, aber während der ganzen Lebenszeit Friedrich's III. forgfältig geheim gehal⸗ 
ten. Erft nad feinem Tode, bei der Krönung Chriſtian's V. (1670), wagte man e8, je zu 
publiciren. Da ergab ſich denn, daß ed nicht eine neue Anordnung ver ſtändiſchen und Ver— 
faffungsredhte ver vier Stände, fondern eine Vernichtung aller diefer Nechte, aller Reichsſtand— 
ſchaft und vie unbeſchränkteſte Königsgewalt enthielt, die je in irgendeinem Grundgeſetz aus: 
gefprochen wurde. Der König, fo heißt «8 in biefer ewig merfwürbigen Urfunde (AriT),t. 
fol von jeglichen menfhlichen Gefeg in geiftlihen und weltlichen Sachen entbunden (omnibus 
humanis legibus solutum caput) fein. Er foll alle Gefege, außer das Königsgeſetz felbft, 
welches ihn übrigend nur allein an die lutherifche Religion und die Succeſſionsordnung bin⸗ 
bet, zu jeder Zeit beliebig aufheben, ja weder durch ein Verfprechen noch durch einen Eid ſich 
ſelbſt oder vollends feine Nachfolger zu irgendetwas rechtsgültig gegen fein Volk verpflichten, 
feine Gewalt nie beſchränken fönnen (Art. XVII), welche Beftimmung indeß, wie ſchon Dahl- 
mann fehr richtig bemerkte, felbft eine fehr große und gefährliche Beihränfung der Föniglichen 
Gewalt enthält. Wenn ſich irgendwo bei einem Könige noch eine größere Gewalt fände, die hier 
ausdrüdlid anzuführen vergeffen wäre, fo follen fie vie Könige von Dänemark ebenfalls noch 
haben (Art. XXVD). 

Der Eindend einer fo unerwarteten Entwidelung bed großen Ereigniſſes wurde zwar aller⸗ 
oings gemilvert durch ven Haß gegen den Adelſtand, der ſich noch wiederholt, namentlich auch in 
ejner hoͤchſt bitteren Klage des Bauernftandes über deffen Anmapungen und Bedrückungen aud= 
ſprach (Spittler, S. 155), durd den Blick auf England, wo durch die unbedingte Zurückru⸗ 
fung ber Stuartd und ihre aufs neue verfündete Ableitung unbeſchränkter Gewalt von Gott 
die Revolution für die Freiheit gänzlich verunglüdt ſchien, endlich durch kluge Regierungsmaß⸗ 
vegeln. Und ed ift begreiflich, daß die abfolute Gewalt, einmal ins Leben geführt, nicht fo leicht 
twieber umgeftürzt wurde durch die Reclamationen und Klagen ber einzelnen Misvergnügten, 
welche zum Theil an auswärtigen Höfen Hülfe fuhten, und von melden Corfiz Uhlefeld ven 
Kurfürften von Brandenburg verficherte, „der bei weiten größere Theil der Nation laffe ihn 
auffodern, dad verhaßte Joch zu brechen“ 8), noch auch durd) eine Bitte der Norweger, die das 
Recht zu einem Reichstage nicht als vernichtet anfahen. 

Dennod mußte der ganze fo entftandene Zuftand, zumal nad der neuen Herfiellung der 
Freiheit in England und bei ver natürlichen lebhaften Verbindung Dänemarks mit ihm und 
dem freien Holland und Schweben, wahrlich Eeine leichte Aufgabe der Behandlung für die Mi— 
nifter bilden; jelbit auch noch ganz abgefehen von der fat übermäßigen Verantwortlichkeit, 
den der Mangel alles öffentlichen Rechts ihnen aufbürdete. Denn ehe die Gründung einedneuen 
dänifchen Staaisrechts begann, durfte Ich das däniſche Staatsrecht wol veranfchaulicht halten 
durch einen Kolianten, welchen id wegen feiner Aufſchrift: daͤniſches Staatsrecht, bei einer 
Berfteigerung in Holftein fehnell fteigerte. ALS ih ihn erwartungsvoll aufſchlug, enthielt er 
von vorn bis Hinten nur unbeſchriebenes Papier. 

Zwar hatte man das Bedürfniß gefühlt, dieſem Zuftanve felbft eine andere höhere 
Weihe als die der angeführten Verhandlungen zu geben, ja dieſe ſelbſt dadurch möglichſt in 
den Hintergrund zu ftellen. Der erfte fopenhagener Theolog, der nachher duch das Bisthum 
von Seeland belohnte Bifhof Wandal, Hatte in feinem Königsreht (Wandalini „Jus regium‘, 
Kopenhagen 1663), um, wie er jelbft fagt, zunächft alle Xehrer, die Vrofefforen, Schullehrer, 
Geiſtlichen zulehren, was fie über die Regierungsverhältniffe vorzutragen hätten, auf theofratifche 
Weiſe die völlig unbeſchränkte Königsgewalt unmittelbar von Bott abgeleitet. Ex wurde dabei 
io fehr von oben unterftügt, daß fhon zwölf Jahre fpäter (1675) der theologiiche Profeſſor 
und Hofprediger Maafius (‚, Dissert. acad.”, S. 757) fehreiben Eonnte, daß dieſes Bud von 
Wandal in Dänemark wie ein ſymboliſches Buch) gelte und man nicht? Neues mehr über Die 
Materie lehren könne, ja fo fehr, daß die Regierung des berühmten Thomaſius Gegenfchrift, 
zur Beleidigung feines großen Kurfürften auf dem Marktplage von Kopenhagen Öffentlich von 
Henkers Hand verbrennen ließ. Niemand hätte wol damals, auch abgefehen von ven Schmä⸗ 
gungen der beiden theologifchen Politiker gegen die Zweifler an diefer Lehre, eine andere wagen 
dürfen. Und wer follte e8 denken: dieſe Fönigliche Gewalt wurde aus „ven Pandekten des 
göttlichen Rechts“ oder ver Bibel und zwar auf das abſchreckende Bild begründet, weldes der 
Prophet Samuel (T, 8,) ven Sfraeliten, um fie von der Foderung eines Königs abzuhalten, 
vom Misbrauche ver föniglihen Gewalt mat: „Eure Söhne wird er nehmen zu feinen Wa— 





8) Pufendorf, „Rer. Brandenb.“, I, 571 
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genknechten und Reitern, eure Töchter u. ſ. w. Eure beſten Äcker, Weinberge und Ölgärten 
wird er nehmen und feinen Knechten geben. Und eure Knechte und Mägde und eure feinften 
Zünglinge und eure Ejel wird er nehmen und feine Gefchäfte damit ausrichten — und ihr 
müſſet feine Knechte fein!‘ Dieſes nun betrachtet Wandal als das Bild des „wahren, eigent: 
lichen, vollfonmenen Koͤnigthums“ und als deſſen unmittelbare göttliche Einſetzung. Durch 
die Gelangung zum Königthume aber gehe vermittelft einer innerlichen Salbung (interna illa 
unctione creatoria et characteristica) eine von oben bewirkte wunderbare Veränderung mit 
jedem Könige vor. Das Volk könne ebenfo wenig die königliche Gewalt übertragen, ald die 
Hirtenlofen Schafe das Amt ded Hirten. Adam fei der erfte König gewefen, ver 950 Sabre 


das Menſchengeſchlecht regiert habe, und von ihm fei in ununterbrochener Folge die unum⸗ - 


ſchränkte Königliche Gewalt auf die Könige und auch den König von Dänemark gekommen. Die 
Beſchränkungen, alfo Wahlrecht, Reichsſtandſchaft u. f. w., ſeien nur Ufurpationen geweſen, 
und die däniſche Nation habe nicht vertragdmäßig den Könige feine Gewalt und Erblichkeit 
übertragen, fondern nur das uralte, unbefchränfte Recht pflichtſchuldig wieder anerfanut 
Es Habe der König Friedrich II. eigentlich durd; Gottes Beiſtand Dänemark wiedererobert, 
So, meinte felöft ver norwegiſche VireftattHalter Friedrich v. Gabel, müſſe es auch in ver 
Vorrede zum Königsgefeg im Jahre 1708 vargeftellt werben (Spittler, ©. 187). 

Doc verfhmähte das glücliherweife der König, vielleicht beſtimmt durch ben unglüdlihen 
Sturz der Stuart in England, ven befanntlic gerade nur ihre von Gott abgeleitete unte: 
ſchränkte Gewalt verſchuldet Hatte (1688). Man hatte aber vollends bei jener ganzen ſchoöͤnen 
Theorie vergeffen, daß fie nicht bloß durd; Vernunft und die Geſchichte, fondern burd den 
buchſtäblichen Inhalt ſchon des Eingangs ſowol des dänifhen Souveränetätögejeged ald tet 
Königsgefeges (f. auch Art. XVI) widerſprochen wirb. Beide leiten ausdrücklich die königlihe 
Gewalt vom Volkswillen, vom Bertrage und von ber Übertragung dev Nation ab, ſowol die 
Erblichkeit wie die Vollmacht des Königs, die Verfaflung zu ordnen, und mithin die Gültig: 
keit diefer Berfaffung durd) jene Vollmachtgebung. Wenn man alfo damals etwa glaukte, 
Zweifeln und Anfprüden wegen Entftehung und Sinn jener Vollmacht, oder wegen Bern: 
derung des Willens und Bedürfniffes ver Nation, und wegen ber befannten Frage, ob, auß 
wenn fie es wollten, die frühern den fpätern Geſchlechtern für ewige Zeiten alle Rechte nehmen 
Eönnten, begegnen zu müffen, fo müßte man wenigſtens — das fahen die B. ein — beit 
Mittel anwenden als den myſtiſchen Nebel jener Theorie. Der Standpunkt daniſcher Minitr 
aber wurbe durch Die letztere nicht verheffert, weil fie einerfeitö gegen die erwachende Vernrnn 
und Prüfung nicht beftand und andererfeitö zu gefährlichen Überfpannungen der Gewalt un 
ihrer Prätenjlonen verleiten konnte. Lagen doc Beifviele bereitd vor, ſowol in jenem ber- 
kehrten Gerichte über Thomaflus wie in dem furchtbaren Schickſale, durch welches der Hauptur: 
heber des Königögefeged, Peter Schumacher, die Wirkungen feines Werks und ded jo völly 
unbeſchränkten Königs an fic) ſelbſt erfuhr. Durch die erfte Minifterftelle belohnt, zum On: 
fen von Greifenfeld, Großkanzler und Ritter vom Glefantenorben ernannt, der treuefle un: 
Elügfte Diener feine Heren, wurde er dennoch von dieſem, ver durch eine Baction einiger 
Großen getäuſcht war, offenbar unſchuldig ohne weiteres verurtheilt, mußte dad Schaft! 
befteigen und dann 23 Jahre im Kerker ſchmachten. 

Denke man fih nun zu allem dieſen die in Beziehüng auf die Völferverhältniffe bewegien 
gefährlichen Zeiten, in melde die Minifterroffe ver beiven B. fiel! Europa, von ewigen Kr: 
gen zerriffen und im Norden unter den mächtigen und erobernden ruſſiſchen Herrſchern un 
durch die polnifchen Iheilungen, fpäter durch die Franzöſiſche Revolution überall einer neum 
Geſtaltung entgegengehend,, meiſt in einer Art von fauftrehtlihem Zuftand. Dazu bie fine 
Macht des däniſchen Staats. Zu allem biefen feit 1766 ein geiſtesſchwacher Fürſt und ver 
mehrter Spielraum für mögliche Aufregungen wie für Hofintriguen, doppelt gefährlich un: 
Mitwirkung ehrgeiziger Fürſtinnen. Struenſee's plögliche Erhebung, ſchrecklicher Sturz un 
blutiger Tod veranſchaulichen auch diefes. 

Diefe Umftände ſchienen alſo wahrlich nicht günftig für eine fo lange und glorreich burhgr: 
führte edle Wirkſamkeit dänifcher Minifter, wie die ver beiden B. war. Diefe beiden gtoßen 
Staatsmänner aber haben durd ihre hohe Geiſtesbildung, durch eine wahrhaft liberale Veftte 
bung, verbunden mit der windigften, auf echte Srömmigfeit gegründeten Gejinnung, durh 
wahre politiſche Weisheit, gepaart mit einer unerfhütterlihen, männlichen Feſtigkeit, Er 
wundernswürdiges geleiftet. Sie haben es dahin gebracht, daß mehre Menfcpenalter hit: 
durch das bänifhe Wolf und die europäiſche Welt die verfaſſungsloſe despotiſche Einrichturz 
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des Staats und vie Kleinheit feiner Macht faft gänzlich vergapen; dap Dänemark unter den 
europäifchen Staaten ſogar voranging in höherer Eultur mie in Wohlſtand und in wahrhaft 
liberalen Einrichtungen und Entwidelungen, in Abfhaffung des Negerhanvel und der Leib: 
eigenfchaft, in völlig unbeſchränkter und durch die europäiſchen Revolutionsſtürme hindurch 
unbeſchränkt bewahrter Freiheit der Preſſe und des einzelnen und colleetiven Petitionsrechts, 
in muthvoller Vertheidigung der freieften völkerrechtlichen Orundfäge, in Beförderung von 
Wiſſenſchaft und Kunft und von Wohlthätigkeitsanſtalten aller Art. Sie haben troß der, wie 
es ſcheinen mußte, mit dem dänifchen Verfaffungszuftande, zumal in fo aufgeregter Zeit, un= 
vereinbaren großen Kreiheit und freien Bewegung die ungeftörtefte Ruhe in Innern, und trog 
der großen Stürme im enropäifchen Völferleben mitten unter Europad großen Mächten ihren 
Staate eine weit über deffen Größe hinausgehende ehrenvolle und einflußreiche Stellung und, 
flet8 muthig und gerüftet zum Kriege, einen ehrenvollen Frieden bewahrt. Und fowie fie es 
verſchmähten, gegen die Mängel und Gefahren des däniſchen Verfaſſungszuſtandes durch Lüge, 
Unterbrüdung und jene obfeurantifhe Myſtik Hülfe zu fuchen, fo haben fle es möglid, ges 
macht, denfelben durch den Beginn der Wieverherftellung freier Verfaſſungseinrichtungen auf 
die befte und würbigfte, auf die allein dauerhafte Weife entgegenzuwirken. 

Die B. find eine alte, in Mecklenburg, in Hannover und Braunfchmweig, fpäteraud) in Dä— 
nemarf reich begüterte deutſche Familie, welche aus Balern ſtammen foll. Die beiden ältern 
B. waren alfo urfprünglic für Dänemark Ausländer, nur für die Schleswig: Holfteiner, die 
mit Dänemark gemeinfchaftliche Fürſten hatten, veutfche Landsleute. Doch ift es befannt, 
welche günftige Stellung in Dänemark wie in Schweden früher viele Deutfchen einnahmen. 
Bon Andreas Peter, dem Bater von jieben Söhnen und drei Töchtern, leitet fi) die jüngere 
ber beiden jegt noch blühenden B.’fchen Hauptlinien, die Woterfee’fche ab, während die ältere oder 
die Bartom’fhe von feinem ältern Bruder Joachim Bechthold abftammt. Der erfle vänifche 
Minifter Johann Hartwig war nicht, wie gemöhnlich gefagt wird, der Onkel von Andreas Peter, 
ſondern nur ein Better. Denn der Vater von Andreas Peter war nicht Bruder, fondern nur 
Geſchwiſterkind von Johann Hartwig. 

Die beiden ältern däniſchen Minifter B. waren in Hannover geboren. Johann 
Hartwig Ernſt v. B. war ein Enkel von Andreas Gottlieb v. B., welcher ver hanno⸗ 
verſchen Familie zur Erlangung der Kurwürde und zur Erwerbung bes englifhen Thrones 
unter Georg 1. wefentlich mitgeholfen hatte und zum Lohne bafür in den Freiherrenſtand er⸗ 
hoben worden war. Bon dem gelehrten Keyßler vorbereitet, befuchte Johann Hartwig in 
deflen Begleitung die Univerfität Tübingen und durchreiſte die vornehmſten Staaten Europas. 
Er machte mit andern Worten die damals zur ſtaatsmänniſchen Ausbildung gewöhnliche und 
in Verbindung mit guter Vorbildung gewiß Heilfame Tour de l’Europe. Chriſtian VI. er⸗ 
nannte ihn 1732 zum dänifhen Gejandten in Sachſen, 1737 am Reichstage zu Regens⸗ 
burg, wo er die Aufnahme Holſteins unter die alternirenden altfürftlihen Häuſer bewirkte, 
und 1744 in Sranfreih, wo er fi und feiner Regierung hohe Achtung gewann. Im Jahre 
4760 zum Minifter ver auswärtigen Angelegenheiten ernannt, erwarb er im Jahre 1761, 
nach dem Auöfterben der Herzoge von Plöen, durch Stmatöflugheit und Entſchloſſenheit dieſes 
Land für das bänifche Holftein, rüftete mit Nachdruck zu deſſen Vertheidigung gegen Rußland 
und wußte die mit dieſer Macht ſchon wegen Holftein-Gottorp entftandenen Streitigkeiten mit 
folder Umfiht, Entſchloſſenheit und Stanvhaftigfeit zu Gunften Dänemarks zu leiten und 
auszugleihen, daß ihn Chriftian VII. 1767 mit feiner ganzen Bamilie in den däniſchen 
Reichsgrafenſtand erhob. Der zu Stande gebrachte, für Dänemark vortheilhafte, zuerft nur 
proviſoriſche Vertrag vom 21. April 1767 ſchlichtete endlich die unglüdfeligen Streitigkeiten 
der herzoglichen und £öniglichen Linie des Hauſes Holftein. Er übertrug das ganze fürftliche 
Holftein an die Fönigliche Linie gegen Abtretung von Divenburg und Delmenhorft, und das 
fürftliche Haus verzichtete auf alle Anſprüche auf Schleswig, bie noch kurz zuvor einen erbit⸗ 
terten Krieg gebroht hatten. Mit gleicher Weisheit und gleich glücklichem Erfolge bewirkte und 
erhielt B. in oft fehr ſchwierigen Verhältniffen ein friedliches Verhältniß und eine würdige 
Stellung Dänemarks zu den übrigen europäiſchen Staaten, insbeſondere aud) während des 
Stebenjährigen Kriegs, in welchem er für Dänemark ftrenge Neutralität durchführte. Für 
den Wohiſtand feines Landes forgte er. durch Veförderung von Kabrifen und Manufacturen, 
wobei freilich vielleicht Die damalige Modetheorie einer allzu eifrigen Babrikbeförderung zu Ein⸗ 
feittgkeiten führte, fodann durch Beförderung des für Dänemark fo wefentlihen Frachthan⸗ 
dels, ſodaß das Mittelländifche Meer, auf welchem früher die däniſche Flagge faft unbelannt 
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war, bei Friedrich's V. Tode von mehr als 200 Schiffen befahren wurde; ferner dadurch, daß 
auf feinen Rath die Negierung der Handelscompagnie auf ben weſtindiſchen Infeln alle ihre 
Beiigungen, Gerechtſame und Waaren für 2,200,000 Thlr. abfaufte, um ben Handel freis 
zugeben. Für die Kortfchritte der Cultur und Wiſſenſchaft wirkte er nicht minder eifrig. Gr 
verſchaffte ver Geſellſchaft ver ſchönen Wiſſenſchaften einen bedeutenden Fonds. Nad feinem 
Vorſchlage und Plan wurde die Landhausgeſellſchaft errichtet. Er veranftaltete mit großen Kos 
ften die Reife einer gelehrten Geſellſchaft nad) den Morgenländern, welcher wir namentlid bes 
ältern Niebuhr trefflihe Befehreibung verbanfen, vorzüglih auch, um eine gründlichere Aus: 
legung ber Bibel zu veranlaffen. Er berief Gelehrte und tüchtige Männer aus Deutfgland und 
lohnte und ermunterte die Gelehrten nicht blod durch Geldmittel, fondern, was meht wirkt, 
durch Achtung, Freiheit und durch perfönliches Wohlwollen. Der erſte Dichter Deutiälandd, 
unfer Klopſtock, fand unter ihm in Dänemark durch einen däniſchen Gehalt die nöthige Unter: 
ftügung und die forgenfreie Lage zur Vollendung feines Gauptwerf3 und mehr ald biefed und 
als ven ehrenvollen Titel. Auf dem Gute B's. bei Kopenhagen, wo er mehre Jahre Iehte, 
genoß er die Freundſchaft und ven erhebenden Umgang bed großherzigen Staatömannd.-. Für 
die Armen forgte B. mit befonderer Liebe und perfönlicher Thätigkeit. Die Direction des Ar: 
menmwefend in ganz Dänemark wurbe daher neben feinen übrigen großen Gefchäften, befonderd 
des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten, ihm übertragen. Die Errichtung 6 
fopenhagener Pflegehaufes gefhah nad) feinem Plane, und 1766 legte er ven Grundſtein zu 
dem Allgemeinen Hogpitale in Kopenhagen und gründete die erfte Hebammenſchule in Däne 
marf. Unter die Armen vertheilte ex jährlich den vierten Theil feiner Einkünfte, und ald er 
fpäter, feines Dienftes entfegt, im Auslande lebte, ließ er fortvauernd jährlid 3000 Thtr. 
aus feinem eigenen Vermögen unter bie däniſchen Armen vertheilen. Doch er that mehr. & 
ging ald Mufter voran in Aufhebung ver Feſſeln der Leibeigenfchaft und der drückenden Feu⸗ 
daliaſten. Friedrich V. Hatte ihm zur Belohnung und zur Vergrößerung ſetnes Guts Bernftorff 
bei Kopenhagen die Frohndienſte der Bauern von Giendorf, Ordrup und Vangede geſchenkt. Ex 
aber hob die Leibeigenſchaft, die Frohndienſte, Gemeinweiden und Ganerbidaftöredte anf, 
und machte hierdurch und durch gleiche eigenthümliche Zutheilung der Ländereien an bie Fami⸗ 
lien, ſowie durch Vorforge für ihre religiöfe und moralifhe Bildung, aus trägen und lieber: 
lien arnıen Leuten fleißige, oronungsliebenve, wohlhabende Menſchen. Cine von ihnen 
unmelt des Gutes ihrem Wohlthäter gefegte Ehrenfäule ſpricht noch jegt ihren Dank für bie 
buch ihm erhaltene Freiheit, landwirthfchaftliche und moraliſche Verbeflerung aus. Bald gab 
nun auch die Regierung allen Grundeigenthämern ein neues und größeres Beiſpiel. Chri⸗ 
ſtian VII. ſchenkte 1766 im erflen Jahre feiner Regierung allen Bauern im Fopenhagener 
Amt das Gigenthum ber Höfe, die fie bewohnten, und ein Mufter für ganz Europa wurde bie 
fpätere Ausführung der Vefreiung und der Verbefferung der Lage des Bauernflandes in Di 
nemark. Wol durfte Spittler (, Staatengeſchichte“, I, 488) von B. fagen: „x glängte 
unter den Miniftern als ein Mann erfler Größe. Was irgendein Minifter in feiner Lage 
thun konnte, das hat er vollendet.” Der große Friedrich nannte ihn das Orakel von Düne: 
mark. Gegen die unverdienteften AnHagen feiner Neider, namentlid gegen eine vom Mini: 
fer Grafen Danneſkiold dem Könige übergebene Anklageſchrift vertheinigte fich B. 1766 völlig 
fiegreih in einer Apofogie feiner Verwaltung 9), bei deren Lefung man in Zweifel if, ob 
man mehr bie vortrefflihe, Mare und würdevolle Darftellung, oder die ſtaatskluge Feinheit, 
oder bie edle fromme Gefinnung bewundern fol. Dagegen konnte es fieben Jahre fpäter dem 
damals durch fein Verhaͤltniß zu der Königin und zu dem geiſtesſchwachen König allmächtigen 
Guͤnſtling Struenfee, unter welchen fi unterzuorbnen B. verfhmähte, nicht ſchwer fallen, 
den König zu feiner Entlaffung zu beivegen. Als dem eveln Manne das unerwartete fönig: 
lie Entlaſſungsſchreiben überbracht wurde, wendete er den Blick zum Himmel und forog: 
„Ich bin meines Dienſtes entfegt; Ällmächtiger, fegne dieſes Land und den König!” Zwei 
Jahre fpäter, 1772, nad) Struenſee's blutigem Ende, durch die Wünfche ded Landes und von 
dem Könige in alle feine Würden zurüdgerufen, farb B. während feiner Vorbereitung zur 
Nückreiſe plötzlich zu Hamburg, wohin er ſich, begleitet von dem Segen feines Volfed und 
ber Achtung Europas, zurüdgezogen hatte. i 
Bedürften des großen Mannes unfterblihe Verbienfte um fein Adoptivvaterland noch eine? 
Zuſatzes, fo fügte er auch dieſen hinzu durch Die Ausbildung, Die ihn fein noch größerer Nach⸗ 


9) Vergl. Schlozer's,Staatsanzeigen“, VI, 78. 
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folger, fein Better Andreas Peter Graf. B., vervanfte. Schon als fehsjähriger Knabe 
las dieſer mit Begierde politifche Zeitungen und nahm mit Begeifterung Antheil an Friedrich's 
des Großen Schlachten und Siegen. Mit gründliger gelehrter Schulbildung ftubirte er zu 
Leipzig und Göttingen und bereifte dann England, die Schweiz, Frankreich und Italien. Nach 
feiner Rückkehr bildete ex fih in Kopenhagen unter den Augen und unter der Leitung feines 
Oheims durch Arbeiten in deſſen Minifterium ver auswärtigen Angelegenheiten zum Staats⸗ 
manne aus, Mit Auszeichnung verwaltete er Hierauf verſchiedene Staatöbienfte, verlor aber 
ebenfalld unter Struenſee's Minifterium feinen Wirkungskreis. Doc ſchon 1773 trat er nad 
deſſen Sturz aufs neue in däniſche Dienfte und wurde noch in denfelben Jahre Staatöminifter 
und Director der zur Verwaltung der Herzogthümer Schleöwig und Holftein beitehenden veut= 
ſchen Kanzlei. Hier führte er alsbald die ſchon von feinem Vetter begonnene Unterhandlung 
mit Rußland, über den Austauſch des gottorpifhen Antheils an Holftein gegen Olvenburg und 
Delmenhorft, aufgefhickte, für Dänemark vortHeilhafte Weife zu Ende. Sodann entiwidelte 
er in dem englifchsfrangöfifchen und ſpaniſchen Seefriege von 1776 an ver Spitze des Kleinen 
Neiches auf das glänzendfte jeine ausgezeichnete Meifterfchaft in politifhen Unterfandlungen. 
Er vorzüglich war ed, welder ven natürlichen völferrechtlihen Grundfag aufftellte und geltend 
machte, daß ein neutrale Schiff die Ladung frei made und daß in alle nicht wirklich blockirte 
Häfen die Ginfegelung zuläffig ſei. Er bewirkte die für England fo widerwärtige bewaffnete 
Neutralität, zuerft durch Vertrag mit Rußland, dann aud) mit Schweden und Preußen , und 
verſchaffte dadurch für Dänemark während fo fhmerer Kriege anderer Nationen einen vieljäh— 
tigen ruhmvollen und glücklichen Frieden. Dennod wurde er bald, 1780, durch Widerſpruch 
feiner Anjichten mit denen der verwitweten Königin Juliane und ihres Werkzeugs, des Mir 
nifterd Guldberg, zum Rücktritt beftimmt. Sobald aber im Jahre 4784 der damalige 
Kronprinz und fpätere König Friedrich VI. auf die würbigfte Weife den Staatörath verän⸗ 
dert und den Einfluß der Königin zerftött hatte, wurde aud) B. in alle feine Würden zu= 
rückberufen und blieb, mit dem vollen Vertrauen des neuen Negenten beehrt, bis zu feinem 
Tode (1797) die Seele nicht blos der äußern, fondern au der innern Verwaltung, ver 
leitende und belebende Mittelpunkt einer, trog der ſchwierigſten europäifchen Verhältniffe, für 
Dänemark hoͤchſt glorreichen Regierung. Gegen Schweben konnte er 1788, als Alliirter Ruß— 
lands, den Krieg nicht vermeiden, aber er wußte ihn fehnell zu beendigen und bei voller Er: 
füllung feiner Verpflitungen gegen Nußland die Drohungen Englands und Preußens fraft: 
103 zu machen. Ja Dänemark trat durch ihn 1791 mit dem glücklichften Erfolge als Vermittler 
zwiſchen Rußland und England wegen bed Türfenkriegeö auf, und ganz Europa beivunderte 
feine mit Meiſterhand gefchriebenen Noten in diefer Angelegenheit. Als darauf Dänemark 1792 
von allen gegen Frankreich alliirten Mächten zur thätigen Theilnahme an dem Kriege, „wels 
er die Ausbreitung der franzoͤſiſchen Grundfäge in andern Staaten verhindern und die mon= 
archiſche Regierungsform in Frankreich erhalten follte”, aufgefodert wurde, da lehnte B 
mit männlicher Entſchiedenheit auf würdige Weife jede ſolche Theilnahme gänzlih ab. Er er 
Härte: fein König ſuche den Hauptzweck dieſes Krieges, die Abwendung ſtaatsgefährlicher 
©rundfäge von ben eigenen Staaten, auch ohne Theilnahme an demſelben (foweit er nicht durch 
die Reichspflicht in Beziehung auf Holftein gebunden werbe) auf eine für den Geift feiner Nas 
tion angemeffene Weife zu erreichen. B. that es völlig glücklich durd eine weife, humane und 
liberale Regierung und indem er während aller Revolutionsftürme und Kriege in ganz Däne: 
mark und Holftein die unbeſchränkteſte Preßfreiheit, die je irgendwo beftand, und ein freies 
Recht der Petition der Einzelnen, ber Gemeinden und freier Vereinigungen erhielt 19) und in 
Dänemark und Holftein Anhängern ber verfchievenen Parteien ein Aſyl gewährte. Er that es 
dadurch, daß er in ganz Europa allgemeine Hochachtung, in allen Theilen Dänemarks eine 
wahre ‘Begeifterung für feine Verwaltung, für feinen König und fid erwedte. Auch ald im 
Zahre 1795 Dänemarks Lage dadurch viel Eritifcher ſchien, daß jih nun aud England an die 
große Allianz angefhloffen hatte, und nun bie erneuerte förmlihe Zumuthung an bie dä— 
niſche Regierung erging, fie folle vem Aushungerungäplane gegen Frankreich beitreten , blieb 
B. unerfgütterlid und lehnte auch diefe Anmuthung gänzlich ab und behauptete, faft allein 
in Guropa, die ewigen Grundfäge des Menfhen= und Völkerrechts und die Grundfäge der 
allein richtigen , durch die ſpätere Erfahrung bewährten Volitik. Aber er wußte die gefährlich 
ſcheinende Ablehnungsſchrift mit neuer Staatsweisheit fo vortrefflic und ergreifend abzufaflen, 


10) Vergl. Bald in den „Kieler Blättern”, I, 341 fg 
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daß jie in ganz Europa bei Freund und Feind, bei den monarchiſch wie bei ben republikaniſch 
Gefinnten gleichen Beifall erhalten mußte. In England felbft wurde fie ſchnell hintereinander 
in fieben ſtarken Auflagen gedruckt, und Lord Landstown erflärte, ie fei „eine Staatsſchrift, 
die jedem Cabinete in Europa zum Mufter dienen könne”. DB. aber fuhr fort, wie Spittler, 
©. 490, ſich ausdrückt, „das alte Syſtem ver bewaffneten Neutralität mit einer Würde zu be: 
Haupten, die jelbft durch englifche Drohungen nicht erſchüttert werden konnte”. 

Durch ein jo würdig und fo glücklich durchgeführtes Friedens- und Neutralitätsſyſtem und 
durch weife Maßregeln, welche alle Gegenftände ver Verwaltung, das Militärwefen, die Fi: 
nanzen, den Handel, die Schiffahrt, die Manufacturen umfaßten, beförberte B. einen blü- 
benden Wohlftand des Landes. Während man anderwärtd nur mit der Angft vor ber Freiheit 
und mit ber Bekämpfung ihrer Orunvfäge beſchäftigt fhien, ging er in Europa voran mit der 
Aufhebung des Negerhandeld (1792). Er vollendete jegt die Befreiung des dänischen Bauern: 
ſtandes. Unter feinem Schuge wurde ſodann auf freie und würdige Weife auch in ven Herzog: 
thümern Schleswig und Holftein nach dem gegebenen guten Beifpiel die Aufhebung ver Leib: 
eigenjchaft Begonnen und bald nad} feinem Tode wirklich vollendet. Vorzüglich durch bad gute 
Beifpiel auf den Domänen und durch Vermittelung einer Greditfaffe und Vertheilung der Ges 
meindeländereien gab Dänemark für Europa ein Mufter der Verbefferung der Landedcultur 
und ber Befeitigung ſchädlicher Einrichtungen ver Feudalzeit. Für Künfte und Wiſſenſchaften, 
deren fahfundiger, warmer Freund er war, wirkte auch diefer B. auf jede paflende Weiſe 
und ebenfalls vorzüglich durch wahre Achtung gegen die Wiſſenſchaft und die Gelehrten. 

Bor allem aber wirkte er für fie, für ven Ruhm Dänemarks in Europa, für Natio: 
nalftolz, Bildung und gute Verwaltung im Innern durch die ungefränkte Bewahrung der 
völlig unbeſchränkten Preßfreiheit in ganz Dänemark wie in den deutſchen Herzogthämen 
Schleswig und Holftein. Völlig unbeſchränkt war fie, da die fie fanctionirenden Gefege vom 
44. Sept. 1770 und vom 18. Det. 1771 ſelbſt nit einmal die in Frankreich und Englant 
ſtattfindenden befondern Strafen über Preßvergehen, ober Siherungsmittel, Cautionen, 
Stempel u. f. iv. einführten, fondern nur foderten, daß entweder ver Verfafler oder ber 
Druder fich nenne, und übrigens lediglich auf das gemeine Recht hinwieſen. Diefe Preßfrei⸗ 
heit aber wurde wirklich und ohne Öffentliche Verfolgungen gebraucht. Sie wurde zum Thellein 
Afyl dev Gedankenfreiheit für ganz Deutfchland, von wo fi mande bevrängte Wahrheit in 
bad von Dänemarf regierte Holftein flüchten mußte, fowie z. B. fpäter die ganze in der Wöll: 
ner'ſchen Periode von Berlin nad Altona geflüchtete „Allgemeine deutſche Bibliothek’. Befonverd 
aber aud) die innern Landesverhältniffe wurden auf das freimüthigite beſprochen, fo z. B. in 
Schmettau's Schrift über die flehenden Here, in Suhm’8 „„Mittheilung der Souveränetätt: 
acten“. Der vortrefflihe Niemann hat indbefonvere ald fortdauernder Augenzeuge nadge: 
wiefen, wie für die deutſchen Herzogthümer dieſe funfzigjährige vollkommene Preßfreiheit, 
welche für dieſe nur erſt durch die deutfchen Bundeöbefchlüffe von 4819 zerftört wurde, nur 
wohlthätig wirkte, theils zur offenen Enthüllung verleuniberifcher Beſchuldigungen, z. B. von 
dem Dafein einer jakobiniſchen Propaganda in Holftein, theil8 zur eiftigen, meift durch den 
beften Erfolg gekroͤnten Verhandlung der wichtigſten Landesangelegenheiten, z. B. des Gelb: 
und Münzweiend, ver Maßregeln [ir die Volksvermehrung, der Militäreinrichtungen, ber 
Liturgie und Einführung einer neuen Kirchenagende, der Befreiung ber leibeigenen Bauern, 
der Aufhebung des Strandrechts. 71) Blos allein die erfte Angelegenheit veranlafte in ven Jah: 
ren1786—88 neunundachtzig verſchiedene, theils befonders, theils in Zeitfchriften erfchienene 
Abhandlungen, darunter die von Zorga, Hendler und Tetens. Die „Allgemeine Kiteraturgei: 
tung‘ gab davon in einer Reihe von Blättern eine Anzeige und urtheilte: es fei ‚nicht leldt 
ein Schriftwechfel über eine befondere Angelegenheit der Staatöverwaltung eine Duelle reihe: 
rer und wichtigerer Aufklärung geworben. Nie fei die Theorie vom Geld und Münzwefen in 
einem fo weiten Umfange, von fo mannidfaltigen Seiten und in fo frudtbarer Zufammen: 
ftellung jeder Gründe und Oegengründe erwogen worden als in dieſen Zeit= und Flugſchrif⸗ 
ten. Uber abgefehen von diefem Gewinn für die Wiffenfhaft und die Verwaltung, melden 
nur eine fo ftreng geführte Verhandlung rein und lauter gewähren möge”, machte das damals 
fo gebiegene Fritifhe Blatt befonderd aufmerffam auf die große Freimüthigkeit in vielem 
Schriftwechſel: „als eine glückliche Frucht ver durdaus unbefchränften Preßfreigeit , dieſes 
audgezeichneten und ungekränkten Kleinods der däniſchen Staaten”. „Herzerhebend ift es zu 


11) Niemann, „Unfere Preßfreiheit““, in den „Kieler Blättern‘, IH, 437— 408, 
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ſehen““, fo fährt dev Beurtheiler fort, „wie Hier der Bürger einer durchaus unumſchränkten 
Monarchie gegen die Regierung, der im Dienft des Staats ftehende Mann gegen den Staat. 
das Wort nimmt, mit Freimüthigkeit nit nur, fondern oft fogar vorlaut und felbft mit 
Bitterfeit feinen Tadel gegen Öffentliche Verfügungen, feine Bedenklichkeiten und Einwendun— 
gen dawider vorbringt, wie Männer am Nuder e3 nicht unter ihrer Würde achten, ſich auf 
biefe Einwürfe einzulaffen, fondern es für Pflicht halten, ſolche zu prüfen und das Syſiem ber 
Regierung zu vertheidigen, und wie durch diefes Pro und Contra, durch diefes laute Debat: 
tiven über Staatdangelegenheiten nit nur die Aufklärung des Publicums, feine Zufrieven= 
heit mit ver Regierung, fondern aud) die Adminiſtration felft gewinnt und durch Entwöhs 
nung von einfeitigen Begriffen, durch ftilles Aufmerken auf die Stimme des Volks und durch 
die Betrachtung einer Idee von mehr ald einer Seite gewinnen muß.” 

Freilich wol murde aud in Dänemark die Preffreiheit hier und da fehr misbraucht. 
Wie konnte dad anders fein, da es eine Freiheit für Menfchen ift, und vollends in fo aufge- 
regter Zeit wie feit der Franzäfifchen Revolution. Niemann aber, ber unverwerfliche Zeuge, 
fagt: „Der ungeftörte Gebrauch dieſer Preßfreiheit Hat nit nur ihren Nugen bezeugt, ſon⸗ 
dern auch ihre Regeln und Schranken ſich felbft gefegt. Wenn Unverftand oder Muthwille, 
beſonders in der Zeit, als die Anhänger ver verſchiedenſten Parteien in Holftein eine Zuflucht 
ſuchten, unfere Preffe misbrauchten, fo iſt duch Nichtachtung oder gebührende Verachtung 
jeber böfe Wille vereitelt. Religion und Sitten find fo wenig als Gefegmäßigkeit und öffent: 
liche Ruhe durch fie gefährbet worden.” Doch foberten ſchwache, unmuthige und eigennügige 
Menschen fehr begreiflicherweife au von B. Beſchränkungen und Suspenfionen. Aber ber 
große Staatsmann fah ein, daß die Nachtheile der Freiheit von ihren Vortheilen und von den 
unvermeiblichen und verderblichen Misbräuchen ver Genfur weit überwogen werden, daß eine 
fo würdige und tüchtige Regierung fie durchaus nicht zu fürdten braude. Er blieb ſtets ein⸗ 
gedenk der Königlichen Worte, womit fein König in jenem Geſetz vom 14. Sept. 1770 alte 
Eenfur aufgehoben Hatte: „daß es nämlich der unparteiifchen Unterſuchung der Wahrheit ebenfo 
nachtheilig, als der Entdeckung verjährter Irrthümer und Vorurteile hinderlich fei, wenn 
redlich gefinnte, um das allgemeine Wohl und Befte ihrer Mitbürger beeiferte Batrioten durch 
Anfehen, Befehle und vorgefaßte Meinungen abgeſchreckt oder behindert würden, nad Ein= 
fit, Gewiffen und Überzeugung frei zu fhreiben, Misbräude anzugreifen und Vorurtheile 
aufzubeden.“ Es vertheidigte der große Minifter, als aud) im Staatsrathe wiederholt Be: 
ſchränkungen dev Prefle gefodert wurden, mit fiegreichem Nachdruck feine Überzeugung: 
„Preßfreiheit ift ein großes Gut, der Segen feines weifen Gebrauchs wiegt den Schaden 
feines Misbrauchs bei weitem auf. Sie ift ein unveräuferliches Recht jeder civilifirten Nation, 
durch deffen Kränkung eine Regierung ſich felbft herabſetzt, durch deſſen unverleßte Bewahrung 
fie jid) felbft achtet und des vollen Vertrauens der Nation würdig zeigt.” Erwäge man nun 
ganz das Land und die Macht und die Zeit, in welcher B. folde Grunvfäge hegte und durch— 
führte! Man wird alsdann erft ganz die Größe feines Charakters und feiner noch lange über 
fein Grab hinaus für Heil und Nuhm feines Vaterlandes wirkfamen Staatsweisheit würbigen, 
Man wird vielleicht auch fehon zum voraus ahnen, daß auch diefer große Staatsmann, fowie 
fein großer Vorgänger, nad) dem einftimmigen Zeugniß Derer, die ihn Fannten, in dem wür— 
digften Privatcharakter und in einer wahrhaften Frömmigkeit, nicht einer ſolchen, welde das 
Licht und die Vervollkommnung fiheut, fondern einer ſolchen, welche fie ſucht, die Kraft feiz 
ner ebenfo männlich feft als ruhig durchgeführten fegensreihen Staatsweisheit fand. In ges 
funden Tagen erweckten feine männlich ſchöne Geftalt, fein würdevoller Anftand, fein freund: 
liches Auge, das reine Wohlmollen feiner Mienen und Worte bei Allen Achtung und Vertrauen. 
Als eine hoͤchſt ſchmerzliche Krankpeit ihn fhon im zweiundſechzigſten Jahre auf ein leidenvolles 
Sterbelager brachte, wurden Alle, Die neben feiner zahlreichen Familie ed ungaben, von der 
Bewunderung bed Mannes ergriffen, den auch unter den Heftigften Koͤrperſchmerzen nichts 

" aud feiner religidfen Stimmung, männlichen Faſſung und ruhigen Heiterkeit zu bringen ver- 
mochte. Sowie fein Geburtstag längſt als jährliches allgemeines Feft in Dänemark, Norwe— 
gen und den Herzogthümern gefeiert wurbe, fo veranlaßte fein Tod eine allgemeine Landes- 
trauer. Mit ver ganzen fopenhagener Bürgerfchaft folgte unter B's. Söhnen fein König dem 
Surge. Dänemark und Europa hatten einen Staatsmann verloren, beffen Weisheit, wäre 
fie aud) nur in Beziehung auf die Abtvendung dev Gefahren der Franzöſiſchen Revolution und 
ver Preffe auch außerhalb Dänemarks befolgt worden, namenlofes Elend von unferm Weltz 
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theil hätte abwenden, unberechenbare Fortſchritte in menſchlicher Cultur und Vervollkomm⸗ 
nung hätte begründen können. 

Für Dänemark, für Norwegen und die deutſchen Herzogthümer hatte allerdings, fo: 
wie ſchon erwähnt wurde, die jeltene Trefflichkeit der Verwaltung der beiden B. felbft ven Ver: 
Luft aller ftänpifhen Verfaffung vorübergehend faft vergeffen gemacht. Aber auch hier mußte 
man, troßdem, daß die guten Folgen, die Erinnerung und das Vorbild ihrer Verwaltung 
natürlich no nad) ihrem Tode im In- und Auslande zum Vortheil des Landes forhvirkten, 
und trogben, daß Dänemark noch jegt unter dem Scepter deſſelben Königs fand, welcher jo 
lange durd) den jüngern B. bevathen wurbe und der mit Recht als der befte Mann jeined Reiz 
ches geliebt ward, doch fhon nicht allzu lange nad) B's. Tode inne werben, daß bleibende ver- 
bürgte öffentliche Inftitutionen nie durch die vorübergehenden Perſönlichkeiten, daß bie in ver: 
faffungsmäßiger, freier, thätiger, vaterländifcher Veftrebung entiwidelte wahre Vollskraft 
und Volksbildung nie durch pafiived Aufnehmen der Wohlthaten von oben erfegt werben fin: 
nen. Nur daher erklärt ed ſich auch wol, daß, wie fhon Spittler, S. 189, bemerkte, trop je 
vortrefflicher Minifter und Fürſten dennoch die däniſche Nationalcultur ſich weniger entwideln 
wollte, ald man bei der ftarfen Trichkraft, die fhon in der erften Hälfte des vorigen Jahrbun: 
derts überall erfennbar war, erwartete. Es fpricht aber für jene Wahrheit noch mehr aldie 
mancher Unfall, fo mander Stillftand and Rückſchritt in höherer Cultur, in Wohlſtand und 
Macht, die feitden in den dänischen Ländern fihtbar wurben, ber entfchiedene allgemeine 
Wunſch diefer Länder nah Gründung neuer und wirklich freier ftändifher Einrichtungen. Es 
ſpricht vollends dafür der bemunderndwerthe Aufſchwung ver Volföfraft, des Nationalgefühle, 
ber Gultur und des Wohlſtandes, welcher durch den Beſitz freier Verfaffung in Norwegen ent: 
ftand. Selbft das, daß der ältefte der fieben Söhne, welde B. mit zwei Schmweftern des be: 
rühmten Grafen Stolberg gezeugt hatte, der nadınalige preußiſche Staatsminifter Graf 
Chriſtian B., und der ausgezeichnetfte feiner vrei Schwiegerfühne, Graf Kay Reventlow, feine 
Nachfolger wurden, Eonnte jene, wenn vielleicht auch niederſchlagende, body fehr belehrende 
Wahrnehmung nicht entfernt halten. Beine Männer gehörten ihren perfönlichen Charakter 
nad zu ben evelften, welche der Verfaffer Diefer Zeilen je verſönlich fennen lernte; beide 
ſchmückte quch, wie ſchon ihr Verhältnif zu ihrem großen Vorgänger ahnen läßt, eine nit 
gewöhnliche Bildung. Der zweite hielt auch gerade in einem Hauptpunkte die politiſche Weid: 
heit feines Vorfahrers feſt. Er hatte e8 nicht hindern Eönnen, daß durch ein Gefeg vom 
26. Sept. 1799 in Dänemarf die Preßfreiheit befhränft wurde. Zwar verfchwmähte man jet 
noch Ihre Vernichtung durch Cenſur, „weil“, wie dad Geſetz felbft fagt, „dieſes Mittel einen 
unbehaglihen Zwang mit ſich führt für jeven guten und aufgeklärten Mann, welder die Ab: 
fit hat, durch feine Einſichten zu nügen”. Dagegen bemühte man ſich ängftlid) genau mit 
Beltimmung der Grenzen der Drudfreigeit und mit Beſtimmungen der Strafbarkeit. Re: 
ventlow nun an der Spige der Verwaltung von Schleswig: Holftein, wußte mit der Erklärung, 
daß man hier dad allgemeine Recht für ausreichend Halten könne (Nefeript vom 1. Nov. 1799), 
diefe-Kränfung von diefem feinem nächſten Baterlande abzuwenden und ihm den Befig drd 
ebelften aller politiſchen Rechte in feiner unbefchränfteften Ausdehnung noch 20 Jahre lang zu 
ſichern, nämlich fo lange, bis unter ver Mitwirkung des Grafen Chriftian v. V., ald dama⸗ 
ligem erften Minifter von Preußen, durch die Karlsbader Beſchlüſſe von 1819 dem Herzog: 
thum Holftein wegen feiner Teilnahme am Deutſchen Bunde die Preßfreiheit aller Schriften 
unter 20 Bogen genommen wurde, ſodaß ſich dieſes mithin nicht blos gegen Dänemark, fon: 
dern aud) gegen Schleswig, wo die uriprüngliche volle Freiheit noch fortbeftand, rückſichtlich 
der Preßfreiheit fehr im Rachtheile fah. Aber eine Staatsweisheit und ein edler männlider 
politif ger Muth wie der der beiden ältern B. ift leider nur eine feltene Gabe des Himmel. 
Außer den allgemeinern Geſchichtswerken find über die beiden großen ®. zu vergleichen: Eggers, 
„Denkwürdigkeiten and dem Leben des Stantöminiftere A. P. v. B.“ (Kopenhagen 1800); 
Sturz, „Uber das Leben ded Grafen J. H. B.“ (1777), und Nierep „VW's. Eftermacke" 
(2 Ihle., Kopenhagen 1799). % 

Der GrafChriftian, welder feinem Vater ald Minifter bed Auswärtigen folgte, bewied 
ſelbſt nicht feined Vaters Beſonnenheit und Meifterfhaft, ald er theils durch Hodrahrenden 
Ton, theild durd bie von feinem Vater mit Beiſpiel und Wort und felbft nod aufbem 
Sterbebette widerrathene bemaffnete Begleitung (Convoy) der neutralen däniſchen Handeld⸗ 
ſchiffe 1798 England zu Feindfeligkeiten herausfoderte, welche für Dänemark fo hoöͤchſt nach⸗ 
theilig wurden. Das über Dänemark von jegt an hereinbrechende Misgeſchick in feinen iunerm 
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und äußern Verhältniffen ließ fi nun aud nicht dadurch ändern, daß B. 1810 zurüdtrat, 
feinen Minifterpoften mit Geſandtſchaftspoſten vertaufchte und 1818 an Hardenberg's Stelle 
in Preußen an die Spige des Departements der auömärtigen Angelegenheiten trat. Sept 
vollends bewies er eine den Reactionsſyſteme zugetvendete Bolitif. Wir wollen hier mande 
Verhältniffe durch Schweigen achten und nur noch drei Punkte berühren: feine Theilnahme 
am Karlsbader Eongreß, das eigene Bekenntniß feines Strebens, die conftitutionellen Prinz 
eipien in Süddeutſchland niederzuhalten 12), endlich feine befannte Circularnote über dic 
Karlsbader Beſchlüſſe, durch welche letztere Die deutſchen Profeſſoren und Studenten fo ſchwet 
angeklagt wurden. 1?) Bei Betrachtung ſeines Benehmens in den angeführten Verhältniſſen 
drängt ſich und unwillkürlich die Frage auf, wie wol fein großer Vater in gleicher Stellung 
gehandelt Haben würde? Nachdem B. an allen vamuligen reactionären Congreffen und an 
dem Reactionöfoftem in Preußen angelegentlih theilgenommen, mußte ihm die erfte Niever- 
lage dieſes Syſtems durch die Julirevolution von 1830 wibermärtig berühren. Gr wurde 1831 
auf feinen Wunſch penflonixt und farb am 28. März 1833. Welder. 

Berufsfreiheit, befteht in dem Necht der Wahl des Lebensberufs ober der Lebens⸗ 
beſchäftigung und ift ald ein HaupttHeil der perfönlichen Freiheit und als Gegenfag von Ka— 
ſtenherrſchaft, Sklaverei und Leibeigenſchaft in den deutſchen und europäiſchen Staaten jegt anz 
erfannt, namentlich aud in der Anerfennung ber perfönlichen Freiheit in den einzelnen deut⸗ 
{hen Landeöverfaffungen. Die frühern oder bie jegt ausnahmsweiſe noch beſtehenden geſetz 
lihen Beſchränkungen, wie durch Zunft: und Gewerbözwang, durch Militärpflichtigkeit, durch 
Standesprivilegien, durch Staatöprüfungen, ebenfo auch bie natürlichen und durch die Ver— 
hältniffe, z. B. durch das Geſchlecht und Alter, durch Armuth und Mangel an Mitteln und an 
Vorbereitung, begründeten Befhränfungen und bie Heilfamkeit ihrer möglichſten Befeitigung 
merben am zweckmaäßigſten in Verbindung mit ven berührten betreffenden Hauptmaterien er= 
örtert. Viele, wie Kafteneintheilung, Sklaverei und Leibeigenſchaft, wie monopoliſtiſche Privi— 
legien für gemiffe Anıter, oder wie die in Baben erfl durch den Landtag erfämpfte Studienfrei⸗ 
heit auch für die Bauern, find jegt auch gottlob für Deutſchland wenigftens im praktiſchen 
Staatsrecht Feiner weitern Erörterung mehr bedürftig. Welder. 

Berufung, f. Appellation. 

Beſatzungsrecht. Im Allgemeinen verfteht man unter Befagungsredht die Befugniß, 
eine Sarnijon in einen Ort zulegen. Man unterfcheivet aber das Beſatzungsrecht im eigentz 
lichen Sinne, welches die Befugniß gibt zur fortdauernden Einlegung der Garnifon, von dem 
fogenannten Offnungsrecht, welches nur bei außerordentlichen Vorfällen flattfindet. Man theilt 
dann ferner dad Beſatzungsrecht in das ordentliche und das außerordentliche. Dad erftere ift das 
auß der Landeshoheit fließende. Beil ver Landesherr und jegt nur noch er allein ein Kriegs: 
und Waffenrecht Hat und das Recht und die Pflicht befigt, nach den beften militärtfchen Orunds 
fägen die Vertheidigungsanftalten des Landes und die Dazu nöthigen Solvaten zu befehligen 
und zu verwenden, fo darf er aud) in jeden Ort im Lande, wo nicht etwa befonvere Verfaſſungs⸗ 
beflimmungen in Wege ftehen follten, die ihm zweckmäßig ſcheinende Befagung legen. Es vers 
ſteht ſich dabei Schavloßhaltung der etwa Beeinträhtigten nad) den Grundfägen von Entfhä= 
digungen wegen bejonderer Opfer für das allgemeine Beſte, felbft in Beziehung auf die für bie 
Solvaten in Anfprud) genommenen Wohnungen, joweit nicht der Bürgerſchaft dieſer Nachtheil 
aufgewogen wirb durch den Vortheil ver Garnifon, wobei aber dann doch ftreng genommen ber 
nicht Vortheil Ziehende zum Erſatz bereditigt bleibt. Ebenſo wird Die Regierung aud) die Vor— 
theile der Befagungen im Lande infoweit auögleihen, als nicht wefentlide militärifche Zwecke 
dadurch leiden. Das außerordentliche Befagungsrerht fließt entweder 1) aus dem völkerrecht⸗ 
lichen Kriegszuftand und geht dann fu weit, ald die Eriegerifche Macht veicht, wenn nicht befonz 
dere völkerrechtliche Verträge des Krieges felbft e8 beichränfen, oder 2) es fließt auf einer ſtaats⸗ 
rechtlichen Dienftbarfeit, verinöge deren eine Macht im fremden Staate, fowie 3. B. die Bunbed= 
macht in den Bunbeöfeftungen, eine Garnifon Halten darf. Alsdann enthalten die rechtliche Be— 


12) Klüber, „Öffentliches Recht”, 3. Aufl., S. 9 und 10. 

13) „Hamburgifcyer Correfpondent “, 1820, Nr. 183 und 134, und vergleiche man darüber die Abs 
handlung vom Gtatsratiy Pfaff in den „, Kieler Beiträgen‘ (I, I), einer Fortfegung ber „Kieler Bläts 
ter“, welche jegt fchon aus dem vorher cenfurfreien beurfchen Kiel in den Verlag des füniglichen Taubs 
Rummeninftituts in Schleswig, wo man nod) uncenfirt reden durfte, geflüchtet waren. Liber das uns 
heilvolle Reactionsſyſtem diefes wohlwoflenden aber ſchwachen Staatsmanng find zu vergleichen Welder's 
„Wichtige Urkunden für die deutfche Nation’ (2. Aufl., Manheim 1845). 
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gründung dieſer Dienftbarfeit und die darüber ſtattfindenden Verträge bie Ausdehnungen und 
Grenzen dieſes Rechts. Alle beſondern Koften für Kafernirung und Verpflegung der Truppen 
aber fallen dabei in ber Negrl dem Berechtigten zur Laſt. Dagegen liegt in dem von einem 
Staate dem andern zugeftandenen Beſatzungsrechte (droit degarnison) auch, joweit es zur Aus: 
übung deffelben unentbehrlich ift, ein Durchzugsrecht durch dad Land des dienenden Staats, 
natürlich nicht auch das durch das Land eines fremden Staats. Überhaupt gelten für die Aus: 
übung dieſer Dienftbarfeit die allgemeinen Grundſätze von völferrehtlihen Servituten. Im 
Allgemeinen ftreitet zwar gegen die Exiftenz einer Servitut die rechtliche Präfunition gegen dies 
felbe oder die Bräfumtion für die Freiheit. Iſt uber die Begründung felbft außer Zweifel, fo 
ift wenigſtens infoweit zu Gunften des Servitutsberechtigten zu vermuthen, als eine Befugniß 
"für die ordnungemäßige Venutzung des Dienſtbarkeitsrechts feiner Natur nach nothwendig if. 
Der Art. 38 und 103 ver Wiener Gongrefacte begründeten für Oſterreich das Befagungsreät in 
Berrara und Comacchio. Die Befagungsrechte der Bundesfeſtungen Mainz, Luremburg und 
Landau, dann von Ulm und Raftabt wurden theils ſchon begründet und regulirt Durch Die völker- 
rechtliche Conftituirung diefer Feftungen ald Bundesfeftungen (im Parifer Frieden von 1815: 
Extrait du protocole, Paris, 5. Nov. 1815) ); theils durch Bundesbeſchlüſſe, wie den vom 
5. Oct. 1820, 28. Juli 1825, 14. Dec. 1850, 17. März 1831, 15. Juni 1839 und 
vom 26. März 1841; theild endlich durch befondere Verträge der bei diefen Beftungen zu: 
nädft betheiligten Bundeöftaaten, wie ven zwifchen Ofterreih, Preußen und dem Großherzog: 
thun Heffen vom 30. Juni 1816 und vom 10. Aug. 1817, und zwifchen Ofterreich, Preußen 
und den Niederlanden vom 12. März 1817, und zwiſchen Ofterreih und Baiern vom 14. April 
1816 (bei ©. v. Meyer, „Staatsacten“, I, 179 u. 182, 190, 191). 

Die Befagung von Mainz fol hiernad zur Hälfte aus Ofterreihern, zur Hälfte aus 
Preußen und aus einem Bataillon großherzoglich Heffifger Truppen beftehen. Sie joll in Frie⸗ 
den aus 7000 Mann und 200 Pferden und im Kriege wenigftens aus 20,000 Mann und 
600 Pferden beftehen. Den Gouverneur ernennen Ofterreih und Preußen, von fünf zu fünf 
Jahren alternirend (©. v. Meyer, „Staatsacten“, 6.182). In Luxem burg beftehtdie Garniſon 
zu drei Vierteln aus preußifchen, zueinem Viertel ausniederlänpifchen Truppen. Den Gouverneur 
und Commandanten ernennt Preußen (©. v. Meyer, II, 191), ebenfo ven Artillerie- und Benie: 
director (Bundesbeſchluß vom 13. Jan. 1839). Landau wird von Baiern befegt unter Ober: 
auffüht ded Bundes. Im Nothfall ift zur Befrienigung des augenblicklichen Bedürfniſſes Ba: 
den 2000 Mann zu ftellen verbunden (Bundesbefhluß vom 14. Dec. 1850 und vom 14. März 
1831). Uln wird im Frieden von Baiern und Würtembergern und 300 öfterreichifchen Artil⸗ 
leriſten befegt, im Kriege von zwei Dritteln Baiern und Würtemberger und cinem Drittel Ofler: 
reicher. Raſtadt fol im Frieden von Badenern befegt werben, mit einer für die Friedens⸗ 
befagung nöthigen Anzahl öfterreihifcher Sappeurs und Mineurd. Den Gouverneur ernennt 
Baden, ebenfo ven Gommanbanten und Artillerievirector, Ofterreich dagegen den Geniedirector 
(Bundesbefhluß von 26. März 1841). Welder. 

Beihäftigungsanftalten, f. Arbeitspäufer, Befferungsanftalten, Gefängnifie und 
Woblthaͤtigkeitsanſtalten. 

.Beſchlag, als Arreſt, ſ. Arreſt; Beſchlag in Preßſachen, f. Preßgeſetz; Be: 
ſchlag als Executionsmittel, ſ. Vollziehung. 

Beſchlagnahme der Briefe und der Papiere, Briefgeheimniß und Ver— 
letzung deſſelben von Privatperſonen und als Mittel der Gerichte, der ge: 
Heimen Polizei und der Diplomatie. Briefliher Verkehr und Briefge: 
heimnig. — Beſchlagnahme ver Briefe und der Papiere und Brieferbrehung haben Vieled 
miteinander gemeinſchaftlich. Als öffentliche Maßregeln find beide dem Alterthum, inöbefon: 
dere den Nönifchen Necht und ebenfo unferm frühern Deutfchen Recht fremd. Sie wurben er 
fpät in unferer neuern Zeit, und zwar zum großen Theil durch gleiche Beranlaffungen audge: 
bildet. Die Hauptgefihtöpunfte für ihre Beurtheilung find ebenfalls gemeinſchaftlich. Deshalb 
behandeln wir fie, un Wiederholung zu vermeiden, zufanınıen in diefem Gollectivartifel. 

Daß das Römifche und das frühere Deutfche Recht die Befhlagnahme ver Briefe und Ba: 
piere, als gerichtliche Maßregeln, nicht kannte, dies ergibt und erklärt ſich ſchon daraus, daß 


1) Vergl. ©. v. Meyer, „Staatsarten“, II, 167, fowie beffelben „Corp. confoed. germ.”, I, 9, 
und „Öeneralteceg ber franffurter Territorialcommiffion“ vom 20. Juli 1819, Art. 6, 15—23, 33 


—33, 46. Berner: Klüber, „Ouellenfanmlung zu bem öffentlichen Recht des Deutichen Bundes‘ 
(1830), Nr. 2. 
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in dem Anklageverfahren der Alten und unſerer deutſchen Vorfahren der Privatankläger die 
Beweiſe dev Schuld zu liefern Hatte, wodurch alle Berlegungen gegen ven Augeſchuldigten, wie 
fie der inquifitorifche Proceß leider mit ſtets wechſelnder Schonungslofigkeit und richterlicher 
Despotie ausbildete, ganz ausgefehloffen waren. Sodann aber gehören die Poſten, der durch fle 
vermehrte briefliche Verkehr, ferner die regelmäßige und eiferfüchtige Verbindung und gegen- 
feitige Bewachung der Regierungen, die ftehenden Gefandtfhaften und ein Spionirſyſtem ver= 
mittelft derſelben, ſodann die Druderpreffe und die dadurch entftandene Vermehrung und er- 
Höpte Wichtigkeit von Papieren, endlich aud die Furt vor Nevolutionen, Verfhmwörungen, 
geheimen Geſellſchaften oder demagogifchen Umtrieben und die geheime Polizei — lauter ms 
ftände, melde zu jenen beiden Maßregeln reizten — im Weſentlichen ver neuern Zeit an. End⸗ 
lich ift es nicht zu leugnen, daß bei den Römern und unfern beutfhen Vorfahren bie perfön= 
lichen Kreiheitörechte dev Bürger, felbft gegenüber der Staatsgewalt und ihrer ſtrafrechtlichen 
Verfolgung, ungleich Heiliger geachtet wurben als zum Theil von unferer neuern Politik. Jetzt 
ſoll nur zu oft der angeblich gute Zweck jedes Mittel Heiligen, und ein einzelner Zweck wird jegt 
oft bis zuc Verlegung aller übrigen, bis zur Zerftörung aller Freiheit der Bürger und ihrer 
beiligften Afyle in ſchonungsloſer Folgerichtigkeit und Einfeitigkeit durchgeführt. Selbft in ſchon 
ſehr verdorbener Zeit achteten doc die römifchen Juriften die Rechtsgrundſätze fo fehr, daß, 
wenn aud) die tyranniſche Gewalt im Leben fi nicht durch fie binden ließ, doch das Recht und 
das Geſetz ie noch mit Strenge feſthielt. Der altrömifhe, der altveutfhe Orundfag, daß des 
Bürgers Haus, daß der Altar feiner HausgottHeit fein Heiligthum und feine Burg fei, die hohe 
Würde und die volle Freiheit des Bürgerd und freien Mannes 1), ſowie die alte Treue, Alles 
dieſes mußte ſchon den Hausſuchungen und vollends ver gehäfiigften von allen Hausſuchungen, 
der Durchſuchung der Papiere und der liftigen oder gewaltfamen Inquifition der geheimſten 
und vertraulichften Gedanken im Wege ftehen.?) Auch find fie dem Rechte ver freien Briten, da 
viefe überhaupt von allen Völkern Europas am meiften die Hohe Achtung der verfönlichen Kreis 
heit der Bürger und die Öffentliche Treue bewahrten, fremd geblieben. Noch gilt gegen jie des 
Briten ftolger Orundjag: „Mein Haus ift meine Burg”, und das Briefgeheimniß ift in Eng⸗ 
land fo fireng gefichert, daß der Strang dem Poftbeamten, welcher es verlegt, bevorjteht, und 
daß, was das Wichtigfte ift, Feine Berufung auf irgenbeinen Höhern Befehl ihn davon befreit. 3) 

Bel den übrigen neuern europäifchen Völkern dagegen hat man oft fehr große Klagen über 
beide Maßregeln und ihre Höchft verlegende Anwendung vernommen, und zwar zuerft über bie 
Erbrechung einzelner Briefe, theils als diplomatiſche Mafregel gegen frembe Regierungen und 
ihre Geſandten, theils als polizeiliche Diaßregel gegen Unterthanen, theils endlich ſpäter als an: 
gebliches criminalrechtliches Inquijltiondmittel. Zwar wurde noch in ven frühern Jahrhunder⸗ 
tem unferer neuern Zeit die Heiligkeit des Briefjiegeld in viel hHöherm Grave anerkannt als 
fpäter. Diefes ſieht man fon daraus, daß die Wahlcapitulation von 1690 an im Art. 29, 
$. 2. Die treue Bewahrung des Briefgeheimniffes auf allen deutſchen Poſten fogar als eine 
Reichsverfaſſungsbeſtimmung verbürgte. Auch zeigte der Tangwierige und fehr auögebehnte, 
zuletzt doch noch mit einem Kriege endigende Schriftwechfel, welcher 1593 zwiſchen dem Land⸗ 
grafen Philipp von Heffen und dem Herzog Heinrich den Jüngern von Braunſchweig-Lüne— 
burg und zwiſchen vielen andern deutſchen Fürſten dadurch entftand, daß der Landgraf einen 
Brief von dem Herzog erbrochen hatte, deutlic) genug bie damalige allgemeine Hohe Anerfen- 
nung biefer Heiligkeit. %) Der Landgraf geftand felbft zu, daß die Exrbrehung eines anver— 
trauten Briefes das Verbredhen und die Strafe ver Fälſchung begründe; daß auch auferbem in 
der Regel die Erbrehung von Brieffhaften einer fremden Regierung ein Bruch des Völker⸗ 
rechts fei. Er entſchuldigte fih nur hier damit, daß er in dem Briefe feines Gegnerd, des Her= 
308, weil beffen Secretär unter dev lügenhaften Maske eines marfgräflihen Dieners zu ihm 
gefonmen fei, eine feinpfelige Mafregel gegen ihn gefürchtet Habe. Er, ver Proteftant, gegen: 


1) „‚Majores nostri in quocunque civium summum esse voluerunt‘, fagt Plinius. « 

2) „Quid est sanctius, quid omni religione munitius, quam domus unius cujusque ci- 
vium “, fo ſpricht mit Begeifterung Cicero (Pro domo, 41) von dem Hausfrieven, den auch bie fpätern 
tömifchen Gefege noch fehr heiligten._ ©. z. B. L. 18 De in jus voc. L. 23 De injur. Ihn Heiligt 
vollends anch das Deutfche Recht. ©. z. B. Kaiferrecht, IV, 16. Vergl. auch Mittermaier, „Das 
beutfche Strafverfahren”, $. 61 und 62, 

3) Auch das alte Franzöfifche Recht ſetzte Todesftrafe auf Veruntreuung durch Poſtbediente. Vergl. 
Darean, „Traitö des injures par Fournel” (Paris 1785), 1, 91; Weber, „Über Injurien“, I, 104. 

4) ©. den ganzen Schriftwechfel in Hortleber, „Handlungen und Ausfchreiben von den Urſachen 
bes beutfchen Kriege Karl's V. wider den Schmalkaidiſchen Bund“ (Gotha 1645), VI, 801 fg. 


592 Beichlagnahue 


über den Freunden des Papſtes, wies nebenbei auf die in Italien in dieſer Beziehung ausge. 
übten Verlegungen hin. Mit feiner ganzen Energie hatte kurz vorher Luther in jeiner Shrift: 
„Bon heimlichen und geftohlenen Briefen, ſampt einem Palm, ausgeleget wider Herzog Georg 
zu Sachſen, 1528” (,Werke“, meißener Ausgabe, 1661, IV, 628 fg.) Die unbedingte Heiligkeit 
des Briefgeheinmniffes vertheidigt. Und die erfte Beſchwerde in Guſtav Adolf's Kriegserflärung 
gegen ben Kaiſer (1630) war die, Daß ihm der Kaiſer einen Brief an den Fürſten von Sieben: 
bürgen „wider aller Völker Recht und Gewohnheit” erbrochen habe.) Aush erklärten alle 
Zuriften das Erbrechen fremder Briefe und den Gebrauch und die Mittheilung ber darin ent⸗ 
Haltenen Nachrichten für fhwere Verbrechen. Thomas Höpping „De sigillor. Jur.“ (Nürnberg 
1642), c. 14, 8.59 fg., erklärte e8 für eine Rechtskränkung, fowol gegen den beftimmten En 
pfänger ald gegen ven Briefſteller; für ein Verbrechen gegen göttliche und menſchliche Geſthe, 
gegen bürgerlihes "und Völkerrecht; für eine Verlegung aller geſellſchaftlichen Verhälmiſſe. 
Das Auffangen des fremden Briefe müfle ald Diebitahl oder Unterfhlagung, und jegliher 
Gebrauch feines Inhalts ald das Verbrechen ver Fälſchung geftraft werben. Kreß in feinem 
Commentar zur Carolina, Art. 113, S. 324, hielt Stäupung mit Landesverweiſung für die 
angemeflene Strafe ver Brieferbrehung, und. Hommel („Observ.“, 321), der ſich hierauf beruft, 
findet insbeſondere die in den römiſchen Gefegen auf Die unbefugte Teftamentserdffnung eined 
Andern gejegte ſchwere Strafe ver Bälfhung (nad der L. 38, $. 7—9 de puen.) anwendbar, 
aud wenn gar fein Schaden aus diefer Verlegung der allgemeinen Treue und Sicherheit er: 
folgt fel. Er fügt aber Hinzu: „Doch ift die Erbrechung fremder Briefe noch ſchwerer firafbar 
als Fälſchung und fheint mir fo nahe dem Diebftahl zu ftehen, daß ich fie einen Diebftahl frem: 
der Geheimniffe nennen möchte, welchen jeder redliche und achtbare Mann verabfcheuen wird." 
Tittmann in feinem „Handbuch des Strafrechts“, 6.525, findet alsdann, wenn der Inhalt freu: 
ber Briefe mitgetheilt, oder wenn fie ald unverlegt übergeben wurden, oder wenn jie ganz unter: 
{lagen wurden, ſchwere Strafen des Betrugs anwendbar. Einſtimmig verneinen zugieich die 
Rechtslehrer jeve Befugniß des Fürften, Briefe zu erbrehen. Nur dann, wenn überhaupt alld 
Recht aufhört, in wahren Nothfällen für die Eriftenz der Regierung und des Staats, over ald 
Kriegsmaßregel gegen den Feind finden fie es zuläflig. 6) 

Die faft allgemeine Demoralifation infolge des Dreißigjährigen Krieges und vorzüglid 
bie des frivolen und verborbenen Hofes von Ludwig XIV. bewirkte indeß in Beziehung aufbit 
Brieferbrehungen der Reglerungen, ſowol gegen fremde Staaten und ihre Geſandten wie gegen 
die eigenen Unterthanen, eine fehr verbreitete höchſt bedauerliche Leichtfertigkeit, ja oft Scham: 
Tofigkeit. ine höchſt merkwürdige Druckſchrift eines kurſächſiſchen Hofraths v. Siepmann 
über feine eigene vieljährige Ausübung des ſchändlichen Geſchäfts der Brieferbrechung im 
Dienfte des befannten Miniftere Grafen Brühl hat Schlözer in feinen „Staatsanzeigen“, 
Heft 62, ©. 129—163, unter der Aufihrift: „Despotenlogn für geheime Expeditionen“, mit: 
getheilt. Unter Anderm mußte der unmürbige Mann, um ven Anhängern von Stanislaus, 


unter dem polnifhen Adel, nadzufpüren, mit dem polniſchen Generalktonpoftmeifter bie Zu:. 


ſendung aller abgehenden und einfommenden Briefe verabreden und nun poſttäglich die ganze 
Nacht und einen großen Theil des Tages mit Erbrechung, Durchſicht und neuem Verſchluß her 
Briefe zubringen. Eine zeitlang mußte ihm auch der Voftmeifter in Lublin eine Wohnung in 
feinem Haufe einräumen, um dort durd) das Erbrechen aller Briefe einer Verſchwörung auf 
die Spur zu fommen. Gin Zube ſtach die Siegel nad, was vorzüglich bei den Giegeln einiger 
polniſcher Großen früher nicht fo gut hatte glüden wollen. Doch wurde trog alfer Mühe niätt 
entvedt. Später mußten, um alle Depefchen des preußifchen Hofes an feine Geſandtſchaft ir 
Warſchau und alle unter dem Siegel des Geſandten abgehenden Briefe erbrechen zu Ennen, 
beflen Gefandtfhaftsfeeretär, ver Schreiber und der Koch beſtochen werden. Wurde man an 
demfelben Poſttage nicht fertig, fo wurde in den Briefen und Antworten das Datum geändert. 
Ebenſo erhielt ver Voftmeifter in Großenhain ven Befehl, gleich bei der Ankunft der Voſt da} 
berliner Briefpacket zu erbrechen und die an den preußifhen Geſandten in Dresden gerichteten 
Briefe durch Stafette an Siepmann vorauszuſchicken, ver fie dann, noch vor dem Auögeben der 


5) Joh. Loccenii Rer. Suecic. I, VIII, 363, N 

6) Hertius, „De commeatu litterarum‘ (Gießen 1680), S. 4. Eine ganze Reihe von Särii: 
ten aus bem 17. und 18. Jahrhundert, welche biefe Grunbfäpe vertheidigen, führt Niemann an, in feir 
ner vortrefflichen Abhandlung: „Unverleglichteit des Brieffiegels, ein wefentlicher Artifel jedes Ber 
faſſangevertrags“, in den „Kieler Blättern’, V, 124. 
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berliner Boft, dem Oberpofttivector zurückliefern mußte. Da aber gleich anfangs dreifach auf 
ſolche Weife verfiegelte Briefe jih fanden, daß die Verlegung nicht verhüllt werben konnte, fo 
wurde ein Baron Scheel mit Hauptmannscharakter angeflellt, um fie neu zu ſchreiben. Als fpä= 
ter bie Briefe in Chiffern ankamen, wurde der Kammerdiener des Gefandten beſtochen und von 
dem Hofſchloſſer Nachſchlüſſel zu dem Schreibtifche des Geſandten gefertigt und fo der Schlüffel 
der Chiffern geſtohlen. Doch hatte ſich der Graf Brühl im Geſpräche rüdjihtlic des Inhalts 
ber Depefchen verrathen. Da erhielt der Gefandte neue Chiffern, die er beſſer verwahrte, der 
Kammerbiener entwich und der Baron verſchwand, ohne daß man jemals erfuhr wohin. Hier— 
auf mußte Siepmann aud) eine längere Zeit die Briefe vieler ſächſiſchen Offiziere erbrechen, 
weil fich viele Durch Unzufriedenheit wegen rückſtändigen Solded verdächtig gemacht hatten. Der 
Graf Brühl aber, der befanntlih mit allen feinen Ränfen feinem Hofe und Lande fein Heil 
brachte, ſchwebte in beftänbiger Furcht der Entdeckung feiner Unwürdigkeiten und belohnte 
Herrn v. Siepmann dadurch, daß er fi deſſen fänımtlicher Papiere bemächtigte. Ähnliches, zum 
Theil aber noch Ürgered als diefer arme Sünder von fich felbft, berichtet Flaſſan (in feiner 
„Mistoire de la diplomatie frang.”, 3.8. IV, 4, 55, 295; V, 10, 47; VI, 513, 581; VII, 149 
fg.). Er liefert Hier viele Züge ſchaͤndlicher Cabinetspolitik, welde durch Erbrechungen ber 
Correſpondenzen fremder und befreundeter Fürften und ihrer Gefandten, durch Beftehung ihrer 
Beamten und Hausdiener, duch Aufreizung ihrer Unterthanen zur Empörung und zu Ans 
jettelungen von Parteien und von Verſchwörungen die auswärtigen Angelegenheiten verwal: 
tete. Er ſchildert die nichtswürdigſten, auf Hofintriguen, Eigennug und Willfür, Lift und 
Furcht und auf ein allgemeine Spionirs und Brieferbrechungsſyſtem geftügten Maitreffen- 
und Günftlingsregierungen, welche durch die geheime Polizei die innern Staatdangelegenheiten 
zu leiten ſuchten. Das hieß man regieren, und für fo unwürbige Aufgaben der Staatsweisheit 
glaubte man Die Staatögelver verſchwenden zu dürfen. 

Vorzůglich Frankreich ſtand Hier voran und nimmt mit Recht in der Gefchichte dieſer Ma—⸗ 
terie die Hauptrolle ein. So ſuchte z.B. Barillon durch Aufreizung und Beftehungen 1679 
und 1680 gegen die englifche, fo Düverney in Ungarn gegen bie Öfterreichifche Regierung zu wirz 
fen, und noch 1765 verſchwendete Breteuil allein für die Leitung der Wahlen in Schweden 
durch Beſtechung 1,850,000 2., und zwar ohne Erfolg. Ludwig XIV. vorzüglich und fpäter 
der Regent bilveten dieſe ganze Bolitik zu einem fürmlichen Syfteme aus. Sie verſchwendeten 
ungeheure Summen für das Syſtem der Brieferbrechung, der Spionerie, der Beftechung, der 
Beſtechungen felbft der Minifter, ver Maitreifen und ver Fürſten. Cine fperielle Rechnung des 
franzöftfigen Gefandten inWien, Marſchalls Herzog von NRichelieu, führt z. B. in dem einen 
Jahre 1726 große Summen auf für Poften, wie die folgenden: „An einen Secretär für bie 
Auskunft über die Briefe und Stafetten u. |. w.; an einen Ingenieur für die Plane von den 
vornehmſten Seftungen; monatliher Solo an einen Entzifferer des oͤſterreichiſchen Cabinets; 
an venfelben für die Ghiffern des kaiſerlichen Minifters; an einen Kriegöfecretär für die Nach— 
richten über Die Truppen; Miethe für eine Fleine Wohnung außer ver Stadt zur Zufammenfunft 
mit den Entzifferern und Emiffaren; an ven Faiferlihen Portier für Nachrichten von ven ges 
heimen Aubienzen; Geſchenke an die regierende Kaiſerin und ihre Favorite.” Wenn nun auf 
auf eine kurze Zeit die zuerft ausgebildete franzoͤſiſche Meifterfchaft in Betrug und Frechheit ein⸗ 
zelne Vorteile errang, fo fielen dieſe doch bald wieder hinweg. Der öfterreichifche Botfchafter in 
Petersburg, de Mercy, benachrichtigte einſtmals den Fürften Kaunig, der franzöſiſche Botſchaf⸗ 
ter in Wien, Prinz Mohan, müſſe über die Schlüffel zu feinem Schreibtiſch gebieten, da er 
feinem Hofe Auszüge aus allen Öfterreichifchen Depeſchen zuftelle. Dagegen aber machte anderer 
ſeits alsbald der Prinz Rohan feinem Hofe die Anzeige, das wiener Gabinet befinde fih im 
Beſitz der Schläffel zu allen verſchiedenen Ehiffernfchriften ver franzoͤſiſchen Geſandtſchaften. 
Zum Beweiſe ſchickte ver Prinz die oͤſterreichiſchen Abfchriften der franzöfiſchen Depeſchen au 
die Gefandten zu Berlin, Münden, Dreöven, Stockholm, Petersburg und Konftantinopel, 
fowie der Antworten diefer Geſandten. Es befinden fi, fo berichtet er weiter, für das Auf⸗ 
fangen der Vriefe eigene Niederlagen, namentlich zu Lüttich, Brüffel, Srankfurt und Negend- 
burg. Durch die verſchiedene Zufammenftellung der zwölfhundert verabreveten GHiffern ver 
franzoͤſiſchen Minifterialcorrefpondeng würden bie öfterreihifchen Entzifferer nur kurze Zeit 
aufgehalten (Flaſſan, a. a. O.). In diefe Zeit fielen denn jene Zeichen von einer faft ver⸗ 
ſchwundenen Scham über folde Mittel, worüber der ehrliche ältere Mofer in feinem „Euro: 
pälfen Voöͤlkerrecht“, IV, 145, klagt: „Ein frangöfifher Ambaffadeur befam von Haus Des 

Staats⸗ Lerikon. II. 58 
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peſchen, die aber mit dem Siegel des Hofes, wo er ſich befand, verſiegelt waren. Gr klagt⸗ 
entrüſtet bei dem erſten Miniſter. Dieſer ſah die Depeſchen an und ſagte lächelnd: Wirklich! 
da muß ein Misgriff in der Kanzlei geſchehen fein. Ein anderer beſchwerte ſich ebenfalls, feine 
Briefe müßten mit einem nachgemachten Siegel geitegelt fen, denn es fehle etwas im Siegel. 
Es ift wahr, fagte ber Minifter, wir haben hier noch feine fo geſchickten Stempeljcneiver 
wie in Paris. So waren die thenern Früchte unwürdiger Liften bald zerflört. So wenig 
reichten dieſelben aus, daß bekanntlich alle franzöfifchen Gelandten von den ganzen ruſſiſchen, 
preußifhen und öfterreihifchen Verhanplungen über die Teilung VPolens nichts erfuhren, 

bis fle durch die Sranfreid, befonderd nahe angehenden Nefultate der ganzen Welt bekaunt 

wurden. Und die unrühmliche, dem Verhältniß feiner Staatsmacht zu den andern Staaten fo 

wenig angemefjene fpätere politifche Stellung Frankreichs, z. B. zur Zeit des Giebenjährigen 

Krieges, gereicht jener unrühmlichen Politik wahrlich nicht zur Empfehlung. Nod weniger 

aber wird ſie durch ihre Früchte in dem Innern des Landes empfohlen. Auch Hier hatten ſchon 

Ludwig XIV. und feine Miniſter, vorzüglich der ſchändliche Lonvois, ungeheuern Aufwand ge: 

macht, theils für ein allgemeines Spionerie- und Brieferbrechungsſyſtem, überhaupt für ein 
Syſtem ver geheimen Polizei, wonon jene nur Zweige waren, und melde in ber That eine 
eigene Art moderner politifcher Inquifition begründete, Sie wurde durch eine ganze Reihe vor 
unmittelbaren Hofcommiffionen, z. B. für die Pollzei, für den innern Zuſtand von Parid, 
für ven Buchhandel, für die Unterfuhung ver Boften (Commission inquisitoriale despostes) 
gehandhabt.) Allen andern Behdrven, vorzüglich den Gerichten, entzog fle, ſoviel ihr be: 
liebte, aus ihrem Wirkungskreiſe und ohne diefe verhängte fie Strafen, Merbannungen, Ge 
fängniß, Abfegung , blos vermittelft königlicher oder minifterieller Cabinetöbefchle und leitres 
de cachet. Die Sicherheit der Berfonen und des Cigenthums war zerftört. Ein Wort, ein 
falſch berichtetes Wort, genügte zur Vernichtung eines Lebensſchickſals ver Einzelnen, ber &u: 
milien. Jenes Inftitut allgemeiner Brieferbrehung betrachtete der verborbene, im Alter noh 
tiefer gefunfene Ludwig XIV. ſogar als ein beſonderes koͤnigliches Vergnügen. Sie verſchaft 
aber zugleich ven Pächtern ver Briefpoft, den Pajot, ven Romillé, denen man bie Padt 
wohlfeil Taffen und überall durch die Finger fehen mußte, auf Koſten des Landes und dei 
Publicums ungeheure Reichthümer. Sie gab ſelbſt untern Poftbeamten und Commis dir 
Möglichkeit in die Hand, durch falfche Briefauszüge zur Befriedigung eigener Privatrache oder 
gegen Lohn Anderer jeden Ehrenmann alsbald zu Grunde zu richten. Sie ſetzte die Minifter, 
4. B. den ſchändlichen Louvois in den Stand, durch falſche, nad) ihren Abſichten gefertigt 
Rapporte ven König wie ihren Spielball zu leiten und durch ein wahr oder falfd beridtetet 
Wort des Unmuths, ded Tadels über den König, die Maitreffe over die Regierung, ihr 
Gegner ind Verderben zu ftürzen. Aber immer fleigende Verderbniß des Hofes und Landen 
immer größere Berarmung von beiden, endlich eine gräuelvolle Revolution, Mord und tut 
ver Eöniglichen Familie, dieſes waren die Früchte dieſes Syſtems. Denn nicht Voltaire un 
vie Encyklopädiſten, fondern die äußerlich gleißende, felbft durch erheuchelte Frömmigkeit wir 
durch Schmeichelei gegen Kunſt und Wiſſenfchaft beſtechende, aber innerlich und moralifth fan 
und verpeftende Regierung Ludwig's XIV. und des Negenten, nicht die Philofophie, fonden 
dieſe ſchändliche Negierungspolitit Haben die Revolution und vor allem ihren fchauderhafin 
Charakter bewirkt. Sie haben die moralifhen Grundlagen ver Regierung und Öffentlider 
Ordnung, ben Glauben an die Heiligkeit verfelben und an ihre Verbürgung ber öffentliden 
Sicherheit und des Wohlftandes, die Achtung der Treue und bed Geſetzes zerſtört. Sie han 
denfelben Kampf des Eigennutzes und Ehrgeizes, ber natürlichen Liebe für Ungebundenheit 
und Einfluß, der Lift und der Gewalt von Selten alles Bürger gegen die Regierenden hervor 
gerufen, weichen vie Mächtigen und ihre Hanblanger früher fo lange gegen die Bürger käurf 
ten. Die Philofophie und frivole und revolutionäre Schriften waren theils nur Wirkungen 
theils nur Kriegsmittel dieſes Kanıpfes. Ganz auf viefelbe Weife Hatte ja auch im ausmärk 
gen Verhältniß der Kampf der Lift und Gewalt ven zulegt fiegreichen Gegenfampf mit gleien 
Mitteln hervorgerufen. Dieſes Alles — es lag ja offen vor — ſahen auch die Männer it 
Revolution und felbft die ver Napoleonifchen Regierung ein und ſprachen e8 aus. Und denmeg 
konnten fie, weil die Achtung der öffentlichen Moral in Frankreich noch zu ſchwach war, der 





7) Duclos, „Memoires secrets sur le regne de Louis XIV et XV“; „Memoires du Marechal 
Duc de Richelieu“, I, 107; , Mémoires secrets par St.-Simon‘', 1,21. &t.-Simon überfgreilt 
biefes Gapitel: „Esprit curieux du roi, inquisition royale des lettres de la posto.“ 
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Berjuhung nicht widerſtehen, gerade die verberblichften Maximen diefer Politik, die im fran= 
zöfifchen Boden fo fefte Wurzeln gefhlagen hatten und auf den erften Bli fo bequem und vor: 
theilhaft feinen, aufd neue geltend zu machen und vor allem dadurch auch ihren Sturz und 
neue Revolutionen herbeizuführen. 

Merkwürdig find die Selöftbefenntniffe der franzoͤſiſchen Staatsmänner in Beziehung auf 
jene verkehrte Politik. „Wollten nur”, fo ſchreibt unter Anverm fon der Graf Vergennes 
am 25. April 1775 an ven damaligen franzöfifchen Botſchafter Breteuil in Wien, „wollten 
nur alle Mächte über die Nichtigkeit ver Ränfe in der Politik ſich aufklären, fo würde die Welt 
deffer regiert, die Minifter würden weniger geplagt werben und vie Menfchheit würde bie 
Verirrungen und Rafereien des Ehrgeize weniger zu befeufzen haben. Es hat noch nicht ad 
Anfehen, ald wäre man dort, wo Sie ſich befinden, davon geheilt oder wüͤnſche es zu fein. 
Zeigen wir und in einer Achtung gebietenden Stellung, und man wird und achten.” 8) Neder 
in feinem Werfe über vie franzöflfche Finanzverwaltung (U, 351) hebt den großen Koſtenpunkt 
unb die Berirrungen,, zu welchen biefe „zu tief fpähenven Blicke des Souveränd” führen, das 
Unbehaglige wie die Truglichkeit folder Kundſchaft und die Unmwürbigfeit ihrer Anwendung 
bervor. Sieyed macht in feinem Entwurfe der Rechte des Menſchen und Staatsbürgers die 
Unverletzlichkeit des Briefgeheimnifles zum Verfaffungsartifel.%) Die Nationalverfammlung 
heiligte fie in ihren Decreten und verordnete, „das Briefgeheimnig dürfe unter feinerlei Vor— 
wand gefränft werben‘’.10) Daß fpäter überhaupt kein Geſetz galt, ift befannt. Als Napo- 
leon die Herrſchaft der Republikaner geftürzt hatte, da ließ er,im Anfange feines Gonfulats 
den Sinanzminifter Gaubin an den Centralcommiffar der Poft fepreiben und das Schreiben 
öffentlich befannt machen: „Die Regierung hat eine neulih durch Civilautoritäten verfügte 
Verlegung ver Heiligkeit ver. Briefe fehr gemisbilligt und hat erklärt, daß fie fünftig gegen 
Jeden, der fich dergleichen erlauben würde, nad) aller Strenge der Gefege verfahren will. 
Den Boftvirectoren muß auddrücklich verboten werden, keinem Befehle zu gehorchen, der bie 
ihrer Rechtſchaffenheit anvertraute Dienfttreue gefährden könnte. Sollte der Ball eintreten, 
daß man fie mit Gewalt dazu zwingen wollte, fo haben fie einen Verbalproceß darüber aufzu= 
fegen und einzufenden. Die Regierung wirb unerbittlich gegen eine Art von Verbrechen fein, 
welches nur Zeiten angehören konnte, deren Rüdfehr die gegenwärtige Lage der Regierung nicht 
befürchten läßt.“ Mas fpäter erfolgte, das ganze empörende Syſtem Napoleonifcher geheimer 
Polizei und der von ihm erneuerten politifhen Inquifition find ebenfo bekannt wie fein Sturz 
und wie feine durch ähnliche Fehler ver Neftaurationsregierung bewirkte Wiedereinfegung. ?7) 


8) Slaffan, a. a. D., VII, 443. 
9) Sieyis, „Bolitifche Schriften‘, I, 453, 

10) Collect. gön. des decr. rendues par l’A. N., I, 183. 

11) &in Freund fügt Hinzu: „Napoleon rühmte fih auf St.s Helena, wie er die Berichte ber Ge 
fandten meift aus deren zur ZoR jegebenen Schreiben gefannt, ba nur wenige Regierungen eigene Ku⸗ 
riere fendeten. Alle Gcheimfchriften habe man entziffert und in diefem Gefchäfte eine folche Fertigkeit 
erlangt, daß bas Auffinden des Schlüffels bei neuen Chiffern in der Regel nur noch ganz furze Belt in 
Anſpruch nahm. Napoleon fügte Hinzu, wie ihm die Gchmeicheleien fo vieler Gefandten, deren ganz ans 
ders lautende Berichte er oft furz vor dieſer oder jener Speichelleckerei geleſen, eine wahre Verachtung 
hätten einflögen müſſen. (Daß feine eigene fchändliche Taͤuſchung des Vertrauens auch Verachtung ers 
weden müfle — dieſes fiel ihm nicht ein.) Was haben ihm aber, muß man fragen, alle diefe Dinge 
ichlieglich genügt?‘ 

„Das nadı ben Befreiungsfriegen zur Herrſchaft gelangte Reactionsſyſtem — in fo vielfacher Hinficht 
eine Nachbildung des Napoleonifchen — glaubte auch ber bezeichneten Mittel nicht entbehren zu können. 

- Je annatürlicher die VBerhältnifie und Zuftände, in beflo ausgebehnterm Umfange machte man von fol« 
hen Mitteln Gebrauch. Viele Theile Dentſchlands haben in biefer Beztehung Erfahrungen gemacht. 
@anz befonders aber wurden bie Bolizeifünfte in Italien geübt. . Dort war eigentlich Niemand ficher vor 
benfelben. Eine Polizei beobachtete insgeheim bie andere. Selbft die höhern Borfände ließen ſich gegen- 
feitig Briefe auffangen und erbrechen, und als Mailand im Jahre 1848 nach feinem fünftägigen Kampfe 
von Rabepfy's Truppen geräumt war, fanden bie Infurgenten bei dem Vofkdirector die nachgemachien 
Siegel fo ziemlich aller auch der ganz hohen Behörden, deren Correfponbenz alfo fo wenig Äger war 
ale die des Geringften. Vieles enthält das (freilich wol nicht überall Fritifche) Werk «Carte segrete 
della polizia austriaca in Italia» (4 Bbe., Eapolago 1851). Selbſt in dem auf die Freiheitsrechte 
feiner Bürger im Allgemeinen mit beſtem Grunde fo Bolzen England konnte doch gegen Anfang ber vier⸗ 
iger Jahre die heimliche Brieferbrechung (gegen Ausländer) einzufchmu, geln verfucht werben. Kaum 

harte aber Mayin’e Schlaufeit diefen Miebrauch entdeckt, als fich ein fr Sturm des Unwillens in 
der britifchen Nation erhob, daß man wol annehmen darf, bort nun bayor ficher zu — — Und in der 
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Nach dem Sturze hatte ver ſchlaue Bouche geſchrieben 12): „Die Verlegung des Briefgeheim: 
niffes ift gehäflig und unnüg, fobald fie befannt if. Sie ward von beſchränkten Köpfen 
erfonnen, die von den Mitteln, melde fie vorfhlagen, ven Wirknngskreis nicht zu berech⸗ 


That — fo fügen wir den Worten bes Freundes hinzu — nur das erwachte lebendige Rechtebewußtfein 
der Nation, welches unwiderftehlich die Hände der Gewalthabenden wie der Bürger vom fhänblichen 
allgemein verabfcheuten Frevel zurüchält, nur biefes, nicht bie — find ſtark genug, bie ſtarken 
Verſuchungen der Bürger, welche ihr Vaterland für unterdrückt, und ber Regierenden, weldhe die öffent» 
liche Ordnung für bedroht anfehen, ebenfo wol von fchändlichen Befreiungs = als von fchändlichen Unter» 
drüdungsmitteln abzuhalten. Solches lebendige Rechtögefühl wird aber nur in dem Maße allgemein 
‚lebendig und wirffam, als das nationale Recht, ale die Freiheit, aͤhnlich wie in England , geachtet wer 
den. Solange aber diefe nicht als gleich wefentlich und heilig gelten wie bie Ordnung und 
die Gewalt, Folan je werben jene doppelten Verfuchungen fiegen und ihre betrübenden Erfcheinungen im 
tragifchen Wechfelipiele fich befämpfen. Solange werben bie von der Berfuchung Übertoältigten in lei⸗ 
denfchaftlicher Verblendung nur das Unrecht auf der andern Seite fehen und dieſes bis zum endlichen 
Umfturz durch gefteigertes eigenes Unrecht ebenfalls geſteigert neu hervorrufen. Dftmals ſchon jahen 
wir ja folchen unfeligen Kreislauf, welcher natürlich bei dem lebhafteſten europäifchen Volke am lebhafte: 
ften bervortritt. Aufs neue überrafchte ung dabei auch jet wieder bie — jener doppelten Ver⸗ 
blendung. Daß meuchleriſcher Mord, welcher bie erfte Grundlage fittlicher Menſchengeſellſchaft, die: 
jenige, auf welche alle Freiheit und Staatsorbnung feldft erſt gegründet werben fünnen, frevelnd angreift, 
unbedingt fcheußlich, und nach aller Erfahrung zur Bewirfung der Breiheit völlig untauglich if. ia da} 
er ber Freiheit überall taufend mal mehr ſchaͤdet, als ihre erbittertfien Gegner es ohne ben Wahnkun 
ſolcher Freiheitsfreunde je vermöchten,, Davon wollen der verwirrte Berftand und das verbunfelte ſittliche 
Gefühl diefer Verblendeien fich niemals überzeugen, Muß man fi, aber nicht auch über die Verblen⸗ 
bung ber Orbnungsvertheldiger wundern, welche es ebenfo blind verfennen, daß für gefittete Bölter bie 
Zreiheit gerade cbenfo wefentlich und heilig ift ale die Orbnung, und daß fie ebenfo die unentbehrlide 
Grundlage und Lebenskraft der Orbnung felbft bildet, wie die Ordnung bie der Freiheit. Glauben fe 
ja fogar ung überreben zu fünnen, alle Gefchichte, namentlich auch die englifche, beweife aufjedem Blatte 
daß, folange einzelne Harteim eine andere Negierung wäünfchten, bie Breiheit durch Ausnahmegefehe 
unterdrückt werben müfle, und ferner: baß ein politifches Syſtem, wie das gegenwärtige franzöfticge, nicht 
veactionär fei und zu viel Freiheit, zu wenig Nepreffton gewähre; ja daß vollends jenes Scheinfnftem von 
Vollsfreiheit, welches einft der genialfte aller Tyrannen zu ihrer Unterdrüdung erfand, daß foldes Ey 
ſtem fogar nad; bedeutender neuer Befchränfung ber Preiheitsrefte und, nach fehr vermehrter Reprei: 
fon, eine der heutigen Givilifation und den Grundfägen von 1789 völlig entfprechende freie Berfaflung 
bilve. Der große Oranier aber regierte Euslanı bei englifcher Parlamentss und Vollsfreiheit, ohne fe 
durch ee zu unterbrüden,, obgleich nicht etwa blos Freunde der frühern republifanifdhen 
Berfaffung, fondern zahlreiche erflärte Anhänger der Stuarts die Orunblage feiner Regierung misfauus 
ten und fle anfeinbeten,, ja obgleich der noch lebende frühere König und mit ihm der mächtigfte Herrſcher 
Europas mit großer Kriegsmacht m Land und zur See, mit immer neuen Sandungsverjuchen immer 
neue revolutionäre und meuchelmdrberifche Empörungen in allen drei englifchen Königreichen unterſtüh / 
ten. Auch unter Wilhelm's Nachfolgern beftanden noch lange ihnen feindfelige und ofen die Rechtmäßig 
feit ber abgefegten Königsfamilie anerfennende Parteien, und doch beftanb zugleich die bewunderte volle 
fommene englifche Barlaments> und Volks- nnd Preßfreiheit unnnterbrüdt. Und in dem durch Kevo⸗ 
Iution gefchaffenen neuen Königreich Belgien, wo ebenfalls franzöfifch und holländifch und republikaniſch 
Gefinnte ihre Gefinnungen nicht verhehlten, auch hier hat ber neue meifterliche Herrſcher nicht minder 
in alten ihren Theilen die vollfommen freiefte Verfaſſung, bie größte Parlaments: und Preßfreiheit ohne 
jedes Ausnahmggefeg erhalten. Jene 1789 in ber ruhmvollfien Beit der franzöflichen Nation mit Ber 
eifterung verfündeten und von Curopa mit Begeifterung vernommenen Grunbläße, dieſe wahrlid ent: 
Hielten doch vollfommene Parlaments s und Preßfreiheit als ihre, als der wefentlichften Beſtand⸗ 
theile und Grundlagen. Wir fprechen hier lediglich gefchichtlih. Wir unterſuchen ganz und gar niht. 
ob bie franzöfifche Nation der Freiheit würdig, fähig und bebürftig fei, was ihr auf fo eleidigende und 
übermüthige Weiſe viele englifche Zeitungen abfprechen wollen. Mir erörtern nicht, ob fle in Wahr⸗ 
heit die Entziehung der damals proclamirten Rationalfreiheit wünfche, oder ob fie dieſe Entziehung ver 
lege, ob fie vielleicht mehr noch ale die Entziehnng felbft die Zumuthung ——— wit erzwungenen 
Siillſchweigen · vor Europa die Berficherung als die "brige proclamirt zu fehen, „ihr jegiger politifcher 3u- 
ftand fei die Verwirklichung ihrer —— 1789, und ſelbſt ſchon eine Wunfchäußerung nad ml: 
Tommenerer Verwirklichung, eine andere Wunfchäußerung als des Katfers langes Leben, verdiene ie 
Unterbrüdung ber wünjchenden Zeitung‘. Gern überlafen wir Alles diefes unfern Nachbarn jenfeit det 
Rhein. Sie haben ſeibſt zugufehen und zu urtheilen, was ihrer Ehre und ihrem Wohl frommt. Akt 
wenn alle Welt getäufcht werben foll, dann hat alle Welt ſchon an ſich das Recht zu fagen, daß fie fe 
dumm nicht fei, ka täufchen zu laſſen. Sie hat das Recht, die allgemeinen Hiferifägen und poütiſcher 
Wahrheiten, die für ung Alle nöthig und wohlthätig find, gegen falle Auffaffungen zu vertheibigen- 
Wir Alle, die wir täglich aufs neue, hier durch Die Lüge und —X der Verſchwoöͤrer, bort durch die 
ber Reaction, in jenen unfeligen Kreislauf zwifchen Radicalismus und Despotismug herein; sagen en 
Den ra wir haben das Recht dahin zu arbeiten, daß ung endlich Wahrheit und Geredtigte t von beu 
en erldſe. 
12) „‚Correspondence du Duc d’Otrante”’, I, W. 
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nen willen.“ Nach der Wiedeveinfegung erließ am 2. Mai 1815 Garnot, ald Minifter des 
Innern, an alle Präfecten folgendes merkwürdige Circularſchreiben: „Ich bin benachrich— 
tigt, daß in verjehievenen Theilen des Neiches das Geheimniß des Briefwechſels durch Beauf- 
tragte dev Verwaltung verlegt worden. Wer kann zu folhen Maßregeln Befugniß gegeben 
haben? Wollen die Urheber derſelben fagen, daß fie der Regierung zu dienen wünſchten? Ein 
ſolches Verfahren in die Verwaltung einführen, Heißt nicht dem Kaiſer dienen, fondern ihn 
verleumden. Er verlangt nicht, fondern er verwirft Die Huldigung eines Dienftes, der von 
den Gefegen gemisbilligt wird. Haben nicht die Gefege ſeit 1789 einftimmig erklärt, daß das 
Geheimniß der Briefe unverleglich fei? AL unfer Unglück in den verſchiedenen Zeiten ver Re— 
volution rührte nur von vem Brud der Grundfäge her. Es iſt alfo Zeit, folden Kunfts 
griffen zu entfagen. Sie werben ſonach mit der äußerſten Stuenge des Geſetzes biefe Ver— 
legungen des heiligſten Rechtes jedes Mannes in der Gefellfchaft verfolgen! Die Gedanken 
eines franzöflfchen Bürgers müffen fo frei fein wie feine Berfon.” 

Die Erfahrung hatte alfo jicher Frankreich gemacht, unverwerflihe Zeugen ſprachen e8 fo= 
eben aus, daß nicht auf Lift und Treubruch und Gewalt, fondern auf der moralifchen Grund⸗ 
Tage der Wahrheit und Treue, des offenen Rechts und der Freiheit und ihrer unverbrüchlichen 
Achtung die Sicherheit des Thrond und der Öffentlichen Ordnung beruhe. Aber freilid, gehört 
bei Menſchen noch eiwas mehr dazu als die Einfiht, daß das Rechte gut fei. Sie müflen, 
um den Verſuchungen es zu verlegen widerſtehen zu fünnen, auch dad Rechte innerlich achten 
und dazu erzogen fein, und daß geht bei ven Nationen langfam. Ob wol diefe Achtung ſchon 
in Napoleon und feinen Männern gefiegt Hatte? In Frankreich haben in den zwei Perio- 
den ber Reftaurationsregierung die Polizeimittel, die ſchwarzen Gabinete, die Agens provo- 
cateurs und endlich die Unterftügung politifher Heuchelei durch die religiöfe, den Thron nicht 
befeftigt, fondern abermals untergraben. Die „Estafette” vom 48. Nov. 1855 erneuerte vie 
befannten Klagen, daß auch noch nach der Julirevolution frühere unmoralifche und demora⸗ 
liſirende Maximen ver Verwaltung herrfehten. Sie fügt wörtlich Hinzu: „Nichts demoralifirt 
mehr eine Nation als die politifhe Heuchelei. Der Wechfel ver Ehrenftellen und Glücksgüter 
und ber gefellihaftlihen Gewalt, blos durch Hof- und Miniftergunft, verbirbt ebenfo fehr 
Diejenigen, welche fie erwerben, ald Die, melde geflürzt werben. Diefe Mafle von Menſchen 
auf ver Öffentlihen Bühne, welche die Grundfäge verleugnen, bie fie früher bekannten, melde 
Gewiffen und Ehre für die Befriedigung ihres Ehrgeizes und ihrer Begierden verkaufen, bie 
jegt offen diejenigen verfolgen, die fie früher öffentlich) priefen, und melde die Bürgſchaften 
der Gelege und der Öffentlichen Gewalt zu Verfolgungsmitteln verkehren, die feilen Schrift: 
fteller mit ſtets ſteigenden Beſoldungen, bereit, für die ihnen vargereichten Beſtechungen ent: 
gegengefegte und nichtswürdige Grundfäge und Zuftände zu rechtfertigen, ja ſelbſt fo Wiver- 
finniged, daß man ſich fragt, wen denken fie denn zu betrügen — dieſe Menfchen richten mehr 
Verwirrung in den Geiftern an, untergraben mehr vie Moral, reizen mehr zu Nichtswürdig- 
keiten und Verbrechen, als alle ſchlechte Schriften und Theaterftüce. Zu allen viefen nun noch 
das immer fleigenve Übergemicht der Polizei! Je mehr ſie ihre Gewalt ausdehnt über die Ge: 
ſellſchaft, um fo mehr vermehren ſich die Verbrechen. Diefes erklärt fi ſchon dur ihre 
Gewohnheit, offenbare ſchimpfliche Lafter zur Verfolgung der verborgenen anzuwenden, ent- 
ſchieden nichtawürdige Menſchen, um vermuthlihe Verbrecher zu entdecken, und fi) zu vereis 
nigen nit allem Nieberträchtigen und Graufamen und daraus eine Gewalt zu bilden, bie ſich 
fo oft verderbenbringend gegen ihre Urheber, ftetö aber gegen die Gefellfchaft erweiſt.“ 

Die Maßregel der Bapierbefhlagnahme und die gerichtliche Einfoverung von Briefen ift 
leider in ven neuern Zeiten durch die Furcht vor Nevolutionen, geheimen Verſchwörungen und 
demagogiſchen Umtrieben, und durch Polizeiallianzen felbft mehrerer Länder fehr häufig und 
ſehr ausgedehnt geworden. In Frankreich fellte man freilich in der Revolution und auch in 
den noch jegt gültigen Gefegen mürbige Orundfäge und zum Theil löbliche Beſtimmungen auf. 
Man erllärte das Haus eines jeden Bürgers als deffen unverlegbare Freiſtätte und jede geſetz⸗ 
widrige Verlegung deſſelben, auch felbft die durch die höchſten Behörden, für ein criminell 
Rrafbares Verbrechen. 13) Auch beſtimmen die Geſetze fehr löblich, daß nur bie ordentlichen 
Gerichtsperſonen, nicht die Polizei, Hausfuhungen und Papierbefhlagnahmen vornehmen 
dürfen, und auch diefe nur in gefeglich beftimmten ſchweren Fällen und unter genau beftimm= 


5 19) heaitusien vom Jahre VIII, Art. 76; Geſetz vom 9. Juli 1791, I, 8-11, und Code penal 
tt. 5 
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ten geſetzlichen Formen. 14) Gendarmerieoffiziere dürfen nur in dag Haus treten, mo delit 
Nagrant tft, oder wo ſie gefodert werden. 15) Aber leider haben bekanntlich die franzoͤſiſchen 
Gerichtsbeamten überhaupt in Beziehung auf die Grade des Verdachts, den Beginn einer 
Unterfuhung und der Anwendung der freiheitbefchränfenden Mafregeln feine hinlänglich 
fihernden und genau beftimmten Grenzen, und die Staatöproruratur ift zu abhängig von den 
Miniftern und deshalb ein zu bereitwilliges Werkzeug in politifhen Proreffen. In Beziehung 
auf Deutſchland mußte nad) vielfachen und reifen praktifhen Erfahrungen einer unferer erften 
Eriminaliften, ver Geheimrath Mittermaier, Klagen ausſprechen. Rückfichtlich ver von ben 

Gerichten in Criminalunterfuhungen mit Beſchlag belegten Briefe fagte er: „Ich darf es wol 

Öffentlich Hier ausſprechen, daß in Deutſchland in viefem Punkte oft auf eine unverantworiliche 

Weiſe gewirthfchaftet wird. Ich habe Eriminalunterfuhungen in Händen gehabt, mo 300 

Briefe unterfählagen wurden. Man hatte fi nicht begnügt, die Briefe des Ingquifiten mit 

Befchlag zu belegen, weil man glaubte, daß biefer auch feinem Bruber und diefer wieder einem 

Freunde etwas gefchrieben haben könne. Soldergeftalt wurden Briefe eines achtungswürdigen 

Geiftliden an den Bruder eined Verhafteten mit Beſchlag belegt. 16) Der unheilige Sag, 
der Zweck Heiligt die Mittel, ſcheint auch Im Griminalproceffe immer mehr Anwendung zu 
finden, da fid viele Inquirenten ungeſcheut jedes Mittel erlauben, um bie Wahrheit zu ent 
decken.“ 17) Liber die in neuern Zeiten häufig gewordenen Beſchlagnahmen aller Papiere 
Elagte Mittermaier im Jahre 1822 18): „Sie hat nicht bloß alle Nachtheile und Einwendun⸗ 
gen der Hausfuhung überhaupt gegen fi, indem fie das Recht auf Häusliche Ruhe und Frie⸗ 
den ftört, den Ruf des Hausbewohners auf empfindliche Weife verlegt und mit Profanirung 
aller Geheintniffe verbunden ift. Und es ift eben fein Zeichen des Sinnes für bürgerliche rei 
heit, daß wir faft den Begriff des Hausfriedens verloren haben. Wer mag ed leugnen, daß 
die Vornahme einer folhen Hausſuchung oft keine andere Geftalt an fi trägt, ald wenn eine 
Bande von Räubern in eine Wohnung einbriht! Wer mag den Seelenfhmerz des Unſchul⸗ 
digen, der in feinem Innerften ſich verlegt fieht, wer ven Kummer ver unglüdlichen Bamilie 
verantworten, wer die Folgen berechnen, die aus einer folden Störung und Durchſuchung 
aller Geheimniſſe von Seiten unberufener und nicht immer fehr verſchwiegener Perfonen fo 
Häufig herauskommen! Noch drückender aber wird die Papierbefhlagnahme, da fie meift ald 
Mittel bei Unterfuhungen wegen Staatsverbrechen und demagogifcher Umtriebe Perfonen trifft, 
welche fih mit wiſſenſchaftlichen Arbeiten befcjäftigen, Indem man gerade den Gelehrten die 
Ehre erwieſen Hat, fie für gefährlich zu Halten. Diefe nun find meift gewohnt, mit ver Geber 
in der Hand zu denken. Nach der Meinung der Inquirenten aber fommt ed darauf an, bie 
verborgenften Befinnungen und Anfihten der Angeſchuldigten fennen zu lernen. So erſcheint 
daher jede Unterfuhung der Papiere ald eine Verlegung des heiligften Rechts auf Geheimniß, 
als eine verberbliche Gevanfenfpäherei, als ein unmittelbarer Zwang, bie geheimften Gedan⸗ 
fen, bie Jever nur vor Gott zu verantworten hat, heraus zu fagen. Sie wich aber auch ge: 
fährli. Sie bringt eine Menge von Halbreifen und zweideutigen Gebanfen, von ven Inner: 
ften efinnungen, von bloßen Aufivallungen, von fremden, felbft noch nicht angenommenen 
Meinungen, von launenhaften Ergiefungen einer aufgeregten Phantaſie, die in ver Studit⸗ 
ftube die Welt wol anders anflebt als bei wirflichem Handeln, und eine Zahl flüchtiger, im 
Moment einer unwilligen Stunde entflandener, im nädften ruhigen Augenblicke felbft vom 
Erzeuger fhon verdammter Geburten zur öffentlichen Kenntniß uneingemweihter Perfonen. 
Zum Verftehen aller dieſer Papiere aber fehlt ver Schlüffel. Hier kann es nicht fehlen, daß 
mande hingemorfene Auferung eines Mannes, der feinem Jahrhunderte voraneilt, ver eine 
neue Wahrheit ausgeſprochen Hat, welche ven gewöhnlichen Menſchen noch ein Gräuel und 
Irrthum fheint, als gefährlich aufgefaßt und misbraucht wird, bald von Inquirenten, welde 
vielleicht, was zur wohlthätigen Arznei beftimmt war, als Gift anfehen, bald von boshaſten 
Gegnern over Anklägern, welde das Unſchuldigſte misbrauchen. Man läßt den Vorder = oder 
den Nachſatz weg, reißt Alles aus feinem Zufammenhang und treibt es, wie der geniale 
Dieter Im « Egmont» den Schreiber Vanſen vie Eriminaliften fhildern läßt. Bei einer fol 


14) Code d’instruct., 36, 46, 87, 88, 56— 59. 

15) Geſetz vom 29. Oct. 1820, Art. 153, 157, 162. R 
” 18 „Verhandlungen der zweiten Kammer der badifchen Ständeverfammlung won 1831, Heft 2, 
IN „Neues Archiv des Griminalrechts“, IL, 452. 
18) „Neues Archiv bes Criminalrechis“, V, 309fg. Vergl. auch beffen „‚Strafverfahren“, $.61,62. 
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en Unterſuchung werden Papiere von zwanzig Jahren her gefunden. Über Alles, was ver 
Schreibende ſchon lange vergeffen hat, wo er ſich nicht mehr der Veranlafjungsgründe und 
Nebenumſtände erinnert, foller nun Neve ftehen und den Sinn angeben, wie es ver Inqui— 
rent aus allem Zuſammenhang gerijfen vorlegt — und dann fagt man no, daß wir feine 
Folter mehr haben! Aus folder Durchſuchung entfteht jene empörende Art der Inquijition, 
welche auf Gedanken geht und über Meinungen Rechenſchaft fodert und Erklärungen des Ange— 
ſchuldigten, was er dabei gedacht, als er vor zwölf Jahren die Stelle ſchrieb, ja was ein Anz 
derer dachte, als er eine beftimmte Stelle fehrieb? Kein Mittel verlegt ferner zugleich fo ſehr 
auch ganz unfhuldige dritte Perfonen. Bei jever Durhfuhung biefer Art fodert die Conſe⸗ 
quenz und Zwedmäßigfeit, daß man fie aufalle Papiere, die in der Wohnung gefunden wer— 
den, ausdehnt, weil man nit willen kann, inwieweit der Angeſchuldigte feine Papiere ſchlau 
verſteckt oder andern Perfonen zur Aufberwahrung gegeben hat. Briefe von Kindern und Altern, 
von beſuchenden Verwandten, die vertraulichſten Ergiefungen inniger Zärtlichkeit liegen 
dann offen vor den Späherbliden uneingeweihter Perfonen. Kommt da irgendeine dunkle 
Stelle, fo muß ver Befragte ſich rechtfertigen und oft Vorfälle erzählen, die Niemanden an= 
gehen. PBamiliengeheimniffe aller Art werben hier profanirt, vertrauliche Geſtändniſſe, 
menſchlich zarte Ergießungen des Freundes werben hier Gegenftände einer Unterſuchung, bei 
welcher nicht inner mit befonderer Delicateffe und Verſchwiegenheit gehandelt wird. Das 
ganze Leben eines Mannes in Verhältniffen, die ven Staat nichts angehen, wirb auf bie ver⸗ 
letzendſte und gefährlichfte Weife preisgegeben. Ja man hat fogar in neuerer Zeit die Be- 
ſchlagnahme bei nicht Verdächtigen rechtfertigen wollen, um dadurch über die Gefinnungen 
britter Berfonen und über die Verdachtsgründe gegen fie Aufſchlüſſe zu ſuchen (ja wol gerade 
um nod unbekannte Vergehen zu finden), gerade ald menn man Jemanden verhaften dürfte, 
weil er möglicherweife über irgendein Vergehen Auskunft geben könnte.” ; 
Wir unterlaffen ed gern, näher auf dieſe vorzüglihd von 1819 an in mehren deutſchen 
Ländern erfolgten, auögevehnten, zum Theil fogar nicht einmal von den Gerichten und unter 
dent Schuge der reihtlihen Formen vorgenommenen Papierbefhlagnahmen, auf den oftmals 
mit den weggenommenen Papieren gemachten Gebrauch durch die befannten Auszüge in Bei: 
tungen u. f. w. näher einzugehen, um fo mehr, ba wir tHeilmelfe davon fon früher dem 
Publicum actenmäßige Mittheilungen machten. 19) Irgenveine gerichtliche Verurtheilung als 
Refultat diefer außerordentlichen Maßregeln ift unſers Wiffend nicht erfolgt, und’ die verfpro= 
Genen öffentlihen Mittheilungen der Bundescentralcommiffion über ihre Ergebniffe find eben: 
falls ausgeblieben. Überhaupt aber iſt e8 aud in Beziehung auf die Mapregeln der Beſchlag⸗ 
nahme von Papieren und Briefen wenigſtens niemals öffentlich befannt geivorden, daß jie für 
bie Gerechtigkeit, für die Regierungen oder die Freiheit ver Bürger wohlthätig gewirkt, daß 
nicht auch Hier die Nachtheile wenigftend weit überwogen hätten. ; 
Soll nun aber überhaupt praftifch entſchieden werden, ob und inmiefern jene biplomati: 
fen und die der geheimen Polizei angehörigen Brieferbrehungen, fowie der richterlihe und 
polizeiliche Befchlag von einzelnen Briefen und von fämmtlichen Papieren dem Recht und der 
wahren Politik entſprechen, und folften wir fie ganz ober theilweife befämpfen wollen, als: 
dann fällt und zunächſt ein Wort des Freiherrn Friedrich Karl v. Moſer 20) ſchwer auf das 
Herz. „Es gibt, fo fagt er, „gewiſſe privilegirte Malhonnetetäten in der großen Welt, 
die man durch einen ſtillſchweigenden Vertrag einander eingefteht, ohne fid je Öffentlich dazu 
bekennen zu mögen. Dahin gehört z. B. die heimliche Eröffnung der geſandtſchaftlichen und 
anderer Briefe, wozu man eigene Leute, Dechiffreurs und Petſchierſtecher Hält.“ In faft 
gleihem Sinne ſcheint Klüber, in feinem „Dffentligen Reit”, $. 444, die Angabe einer 
großen Reihe von Gefegen verfchiedener Ränder, welche das Briefgeheimniß als Heilig, feine 
Verlegung häufig als ehrlos und verbrecheriſch darſtellen, mit den Worten einzuleiten: „An 
Geſetzen wider Eröffnung der Briefe auf ver Poſt fehlt ed nit.” Man ſcheint alfo zu fürd- 
ten, daß ſich Regierungen und Minifter ſelbſt zu vem anerkannt Unmoralifhen und Unrecht⸗ 
lien, ja Schimpflichen verleiten laffen würden, trogbem daß fie es ſelbſt durch ihre ausdrück⸗ 
ligen Gefege und Erklärungen als verwerflich darſtellen; fei ed nun, daß fie eine jefuitifche 
und macchiavelliſtiſche Heiligung ſchlechter Mittel fir ihre Zwecke, oder daß fie die nahe Aus⸗ 


» 


19) „Abhandlımgen für das öffentliche Recht‘ (1. Abtheil., Stuttgart1823), und neuerlich: „Wich⸗ 
tige Urkunden für den beutfchen Rechtszuftand ‘' (2. Aufl., Manheim 1845), ©. 72 fg. 
20) „Ueber Regenten, Regierungen und Miniſter“ (Branffurt 1787), ©. 30. 
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ſicht auf den augenblicklichen politiſchen Vortheil, auf die Befreiung vielleicht von einer augen⸗ 
blicklichen Beſorgniß verlockte, den größern bleibenden allgemeinen Nachtheil zu überſehen. 
Somit würden denn auch alle noch fo ſchönen Gegengründe wenig wirken. Und Ahnliches 
müßte man alsdann noch mehr in Beziehung auf die Gründe gegen die Beihlagnahme ber 
Briefe und der Papiere befergen; Bolizeis und Gerihtöbehörben fallen oft noch viel einfeitiger, 
wenn nicht ihre perſoöͤnlichen Intereffen, doch blos ihren beſondern Zwed, etwas auf die 
ſcheinbar kürzeſte Art zu entdecken und zur Strafe zu bringen, ind Auge, opfern und verlegen 
ihm zu Liebe oft roh und leidenſchaftlich alle Grundgefege und Grenzen ihres Berufs, alle 

andern Zwecke und Rechte ver Bürger und des Staats, alle Älteften und heiligften Aſtle der 

Menſchennatur und der bürgerlichen Breiheit. Wohin aber gelangt man in dieſer Riätung! 

Würde man nicht oftmals durd Verlegung des Beichtſiegels und durch Zwang zu feiner Ber: 

legung viel mehr erfahren als durd Verlegung des Briefſiegels und,ded Schreibepultö? Und 

dennoch achtet Die ganze gefittete Welt un felbft die Regierungspolitit das Beichtitegel. Wir: 

den ferner bei einem Verbrechen nicht am erften Altern, Kinder und Ehegatten, wenn man fe 

zum Zeugniß gegeneinander zwänge, Nachrichten und Spuren zur Entdeckung geben können? 
Und doch achten die Befege civilifirter Nationen die Heiligkeit des Aſyls des vertraulichen Ba: 
milienlebend und verfhmähen jenen Zwang. Ja, wenn man bie Gefege des Rechts und der 
Humanität breden dürfe, ſobald ein Polizei- oder Juſtizmann vermeint, es werde vielleigt 
förberlich fein für ven Zweck, ein Verbrechen zu entdecken und fo die, wie fie erflären, gefähr: 
dete Sicherheit und Exiſtenz von Staat und Thron zu retten, warum bleibt ihr denn auf 
Halbem Wege ftehen? Da lobe ich mir doch Roms Tyrannen und bie Männer des barbarifhen 
Mittelalters, die wußten, daß der Torturzwang gegen Verdächtige und Zeugen noch ganz 
andere Geheimnifle, Gefinnungen und Gedanken zu Tage brachte als die erbrodenen Corte: 
fponvenzen und Schreibepulte. Und doch ſchauderi die ganze Welt vor folhem Zwange zum 
Zeugnißgeben gegen ſich felbft und gegen Andere. Und alle Tortur if foͤrmlich abgeſchafft. 
Man ſah es fhon längft in England ein, daß man ohne Tortur, ja ohne nur dem Ange: 
ſchuldigten ein Geſtändniß gegen ſich felbft zuzumuthen, ebenfo wie ohne Brieferbrehung und 
Papierbeichlagnahme, alle Zwecke polizeiliher und criminalrechtlicher Sicherung erreichen 
könne. Und dieſes in einem fo reihen und freien und, wie es feinen muß, gefährlichen 
Volksleben wie das englifche! Ja man erkannte und erkennt jegt auch bei und nicht blos bie uns 
gerechte Grauſamkeit und die Entbehrlichkeit, ſondern auch vie Gefährlichkeit und Verderblich⸗ 
feit der Tortur gerade für die Entdeckung der wirklichen criminalrechtlichen Wahrbeit. Ganz 
ähnlich verhält e8 fich and mit vem Beichtgeheimniß. Sobald regelmäßige Verlegung deffelben 
und Pflicht und Zwang zu derfelben flattfänden, würde das Inftitut zerflört werden. Es 
würde ber Beichtvater Feine Bekenntniſſe über Vergehen mehr mitzutheilen haben. Gr würde 
aber zugleich die Gelegenheit verlieren, fo oft ohne Verlegung des Beichtgeheimniſſes gefäht- 
liche Unternehmungen zu verhindern. So ift es. Nur die hödjfte Idee der ſittlichen Menſch⸗ 
heit und Gerechtigkeit ſelbſt ift abfolut. Aber nichts Einzelnes, auch nicht die Sicherung und 
ihre Mittel darf man ald etwas Abſolutes anfehen und mit rückſichtioſer Confequenz bis zur 
hoͤchſten Spige verfolgen, ober man wird andere mefentlide Aufgaben und Beftanbtheile bed 
reihen Menfhen= und Staatslebens zerftören und größere Gefahren begründen, ald man be: 
feitigt. Verhaͤlt es ſich doch auch mit dem Poftgeheimniß und mit der diplomatiſchen und pelis 
zeilichen Brieferbrehung und ver Papierbejhlagnahme ganz ähnlich wie mit den Beichtgeheim⸗ 
ni. Man ann wol die Wohlthaten ver Poften, eines der größten neuern Inſtitute der 
Menschheit, groͤßtentheils zerftören und vaffelbe zu dem unmürbigften, zu einer Spionerie 
anftalt , feine Beamten zu erfauften Spionen und Verräthern ihrer Mitbürger herabiwürdi- 
gen. Man fann die offene vertrauliche Mittheilung immer mehr vernichten und bie Menſchen 
ftatt mit heiterm Vertrauen mit Mistrauen, mit verfchloffener Bitterfeit und Hinterlift erfüllen. 
Aber wo Brivferbrehungen und Papierbefhlagnahmen bevorftehen, da wird man zulegt we: 
der im Brieffelleifen noch im Schreibepuft ſolche Geheimniffe finden, die der Mühe eines fo ge: 
häffigen und Foftfpieligen Erbrechens irgend verlohnen. Won ven Menfchen und Planen we: 
nigftend, die alddann noch fi erwiſchen laſſen, hat wahrlich ver Staat nichts zu beforgen und 
durch ihre Eutdeckung nichts zu gewinnen. Diefes ift vollends jegt unzweifelhaft, wo bie per: 
fönlihen Zufammenkünfte und Mitteilungen und ihre Leichtigkeit und Schnelligkeit fo unge: 
mein zugenonmen haben. Verſchwörungen haben überhaupt faft nie Revolutionen bewirkt, 
fondern nur ihre Urheber ind Verberben geftürgt und ver Freiheit geſchadet. Wo aber Heutzu: 
tage folde geheime Verbindungen entftehen, deren Urheber, ftatt, wie die galliſchen Druiden, 
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als Grundgeſetz das Nichtauffchreiben zu befolgen, geſchriebene Plane im Pult oder Brief: 
felleifen erwiſchen laſſen, die find nicht gefährlich. Was hat man denn überhaupt auch nur bis⸗ 
jeßt auf dieſen Wegen Erfledfliches gewonnen? Im diplomatifchen Verhältniß zeigte ſich als— 
bald ein vereitelter oder überbotener, ein betrogener Betrug. FSeindſeligkeiten, verderbliches 
Mistrauen und bie Intriguen vermehren, die eigenen Diener der Fürften und Minifter ver- 
derben, dad vermögen jie; daß fie einen Staat retteten, das ift nirgends zu Tage gekommen 
und wird Niemand von ihnen erwarten. Sollte mol nicht eine irgend großartige Regierung 
wie diejenige, wodurch die Bernftorff dad Heine Dänemark fo hochgeachtet und einflußreih im 
Bölkerverhältnig machten , folder Heinlihen, unwürdigen Mittel völlig entbehren, follte jie 
nicht durch den Vorgang in der offenen und gänzlihen Verwerfung derfelben ihre moralifche 
Achtung und ihre Kraft vermehren können! Im Innern des Staats aber werben hier wol 
Das, was nicht tüchtige Richter und Behörden auch auf ehrlichen und beffern Wegen bewirken 
konnten, jene gehäffigen verlegenven Maßregeln leiften? Gehäffigfeit und Miötrauen zu pflan= 
zen, Mittel für gehäfftge Verfolgungen und zur Befriedigung von Privatleidenfhaften zu 
nähren, die Grundfeſten ver Öffentlihen Moral und Treue zu untergraben und die Bürger zur 
Gegentift und Gegengewaltthätigkeit aufzureizen, mancherlei Gerede und mande Verfiimmung 
gegen Öffentliche Beamte und Maßregeln zu Tage zu bringen, Verſtimmungen, welde eine 
freie Preffe in der Art nie hätte aufkommen laffen, jedenfalls aber auf würbigere und einfachere 
Weiſe zu Tage bringen würbe, vor allem aber die Seele der Fürften mit Unmuth und Arg- 
wohn zu erfüllen, dazu find dieſe Maßregeln trefflich geeignet. Aber Thron und Verfaflung 
werden fie nimmer retten und befeftigen. Jenes Unglüd für den Fürften felbft, wenn ihm fo 
durch die Mittheilung vorübergehender, aus den Zufammenhange geriffener ober verbrehter ver= 
traulicher Außerungen dad DBertrauen gegen feine Diener und gegen dad Volk vergiftet wird, 
ift für Ihn und dad Land befonderd zu beherzigen. Necker fagte darüber (a. a. D., ©. 354): 
„, Stände e8 aud) in der Macht der Kürften, den Kreis ihres Blicks in das Verborgene nach Ge— 
fallen auszudehnen, könnten fie gleich unſichtbaren Geifteen nad Belieben in das Innere ber 
Gedanken einbringen, was würden fie nıit folhem Talisman gewinnen? Nur Sweifel und 
Unruhe, nur ein beftändig drückendes Gefühl der Unvollfommenheit; ein eitles Grübeln nad; 
Dingen, bie nit find, eine Übellaune und Unzufriedenheit mit Allem und endlich eine düſtere 
traurige Gleichgültigkeit (oder eine menſchenfeindliche tyrannifche Gemüthäftimmung). Wahr⸗ 
lich wenig mag man ſolche Kenntniß des Verborgenen beneiven. Das menfchliche Herz ift ein 
Gemälde, welches nur in dem Abftande beſchaut werben foll, in welchen der höchſte Orbner ver 
Natur e8 zu ftellen für gut fand. Würde wol der große Heinrich feinen offenen, fo liebe= und 
anmuthoollen Charakter, der fein und Anderer Glück machte, behauptet haben, wenn die 
Kunft, die flüchtigen Gedanken Einzelner auszufpähen, zu feiner Zeit ſchon vorhanden ge= 
weſen wäre und er früh davon Gebraud; gemacht hätte? Wahrlih man muß es geftehen, es 
liegt wenig Großes in diefer Kunſt.“ Sehr richtig bemerft auch Mittermaier („Archiv“, II, 
455): „Die Mafiregel der Brieferbrehung bewirft ein völlige Aufldfen aller Bande des 
Vertrauens. Fängt der Staat einmal damit an, fo iſt e8 befannt, daß er meiftend wegen po= 
litiſcher Meinungen die Beten und Edelſten im Verdachte hat. Denn die Schlechten ftehen theils 
im Solde der Machthaber, theils Haben fie gar feine Meinung, theils wiflen fie ſich glücklich 
genug zu verftellen. In einem Staate daher, in welchem einmal Brieferbrehung geftattet 
wird, muß jever Rechtliche, welcher, eben weil er feine böfe Abficht hat und feinen Fürſten 
und das Vaterland liebt, am offenften und ehrlichften feine Meinung fagt, am erften fürchten, 
daß er verbächtig werde, er muß Brieferbrehungen fürchten, und fo wird er lieber nicht ſchrei⸗ 
ben oder er muß Schleichwege fuhen. Im beften Falle ſtockt der Verkehr und Offenheit und 
Bertrauen verlieren fich.“ ö 

Gelänge ed nun wirklich folgen und ähnlichen naheliegenven Vetrachtungen, es lebendig 
gu veranſchaulichen, tie kleinlich und wie entbehrlich und mie gefährlich zugleich jene Maßre- 
geln find, alsdann dürfte man ja auch, um fle fiher zu verbannen, nur ihre grobe Verlegung 
der Gefege der Gerechtigkeit, der Ehre und Menſchlichkeit nachweiſen. Diefer Beweis aber ift 
nicht ſchwer. 

Er ergibt ih fon unmittelbar aus den natürlichen Grundfägen der privatrechtlichen, auch 
im Bölker- und Staatsrecht verbürgten perfönlihen und Gedankenfreiheit, ſowie aus dem 
Gigenthumsrecht und aus der Heiligfeit ber Treue und Wahrheit inden rechtlichen Verhältniſſen. 
Die Freiheit dev Gedankenäußerung in Wort und Schrift, und eben Damit auch das Recht dieſe 
Gedanken nur für einzelne Perſonen beſchränkt over vertraulich zu machen, find alfo nicht vom 
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Staat ertheilte poſitive und politiſche, ſondern angeborene und natürliche Rechte der perſönli— 
chen Freiheit. Hierin iſt enthalten das Recht des freien brieflichen Verkehrs, und hierin wiederum 
4) das Recht, von dem Gebrauch der Poſten und Telegraphen, welche anſtatt der allge 
meinen Freiheit ald Staatdmopopole erklärt find, nicht ausgefchloffen zu werben; 2) das 
Recht, daß Briefe von mir und an mid, nicht entwendet oder unterdrückt werben dürfen; 3) bag 
Recht, daß nicht gegen meinen Willen Unberechtigte die vertrauliche Mittheiluug leſen. Die an⸗ 
gegebenen drei Rechte bilden das Recht des brieflichen Verkehrs oder das Recht des Briefges 
beimniffes. Von diefen fagte die Frankfurter deutſche Reichsverfaſſung von 1849, Art. 141: 
„Das Briefgeheimmiß ift gemährleiftet; die bei ftrafgerichtlichen Unterfuhungen und in Kriegs: 
fällen nothwendigen Beſchränkungen find durch die Gefeßgebung feſtzuſtellen.“ Diefe Beftim- 
mung ging in mehre neuere Verfaffungen über, theild wörtlich, wie in ber revidirten Berfaf- 
fungsurfunde von Oldenburg von 1852, Art. 41, theils in veränderter Kaflung, wie in ver 
preußiſchen Verfaffungsurfunde von 1850, Art. 33. Frühere und andere Verfaffungen ſehen 
dieſes als im Recht der perfönlichen Freiheit und des freien vechtlichen Verkehrs enthalten voraus. 
Es ift ebenfo volkerrechtlich wie ftaatsredhtlic begründet. Der Regel nad, d. h. infofern nicht 
etwa ausnahmsweiſe eine entgegenftehende Berechtigung nachgewieſen werben könnte, erfceint 
iedes unbefugte Aneignen, Gebrauchen und Zerftören fremder Geheimniffe oder ver Gedanken, 
Gefühle, Abſichten und befondern Erfahrungen, welche Jemand nur für jich felbft oder nur für 
beſtimnite vertraute Berfonen feinem eigenen oderdem fremden Gewahrfam und namentlid ver: 
flegelt ver Poſt anvertraute, als vechtöverlegend. Auch noch abgefehen von ver Verlegung des 
Eigenthums und des Gewahrfams und bed Treuvertragß hat jede freie Perſon ſchon unmittelbar 
durch dieſes anerkannte Recht einer felbftändigen freien individuellen Perfönlickeit und das 
darin enthaltene Recht der Gedankenfreiheit, ein unftreitiges Recht, ihre eigenen Gedanken und 
Gefühle für fih zu haben und zu behalten, ohne daß man ihr die Mittheilung verfelben ab: 
zwingen barf. Sofern fie aber biefelben freiwillig unter beſtimmten rechtlichen Schranfen und 
Bedingungen mittheilte, fo dürfen biefe nicht verlegt, nicht überſchritten werben. Über Diefe 
Hinaus find fie nur noch bloß die eigenen Gedanken ver Perfon. Über fie ift fie nur Gott Reden- 
ſchaft ſchuldig. Menſchen müſſen jie und ihre Freiheit und dad Ihrige unverlegt laffen, ſoweit 
nit eine erweißliche äußere Rechtöverlegung zu Befeitigung diefer Verlegung berechtigt. Seht 
richtig fagt Luther in der oben erwähnten Schrift: „Was find heimliche Briefe und Reden 
anders, denn eitel bloße Gedanken, die noch nicht an den Tag kommen find und nit an ben 
Tag kommen follen.” „Ich weiß wohl“, fährt er fort, „daß er (dev Herzog Georg) Herzog 
zu Sachſen, Landgrafe zu Thüringen und Marchgrafe zu Meißen ift, und fürwahr Bott hat 
ihm ein fein Laub gegeben. Daß er aber Herzog über fremde Briefe, Landgrafe über heimliche 
Rede und Marhgrafe über Gedanken fein follt, dad werde ih nicht glauben noch leiden: 
de occultis non judicat ecclesia, multo minus judicat de eisdem magistratus.” Und ebenfe 
richtig fügt er hinzu: „Fremder Brief ift fremdes Gut. Lieber! wie, wenn es fi) begäbe, daß 
mir oder dir an einem Briefe mehr denn an taufend Gülden gelegen wäre! Sollte nicht folder 
Brief fo werth und lieb fein als taufend Gülden? Dieb ift Dieb, fei er Gelddieb oder Brief: 
dieb.“ Das Recht auf Unverlegteit meines Geheimniffes aber ift um fo Heiliger, je mehr hier 
das geraubte Gut meift unſchätzbar und unerfeglich ift, je moralifch unmürdiger die Verlegung 
ſich darftellt. Einem ſolchen Räuber aber müffe, fo äußert mit Nachdruck ſchon Gicero (Philipp., 
1, 4,), „alle wahre Sumanität unbefannt und jedes eblere Verhältniß des Lebens fremd ſein, 
er raube dem Leben feine Annehmlichkeit, zerflöre den menſchlichen Verkehr unter Abweſenden“. 
Diefe rechtswidrige Aneignung fremder Geheimniffe erhält nun, fofern fie mit Gewalt 
gegen bie Berfönlichkeit vorgenommen wird, den Charakter des Raubes, jonft bei Verlegung 
fremden Gewahrfams, wofür man fhon das Siegel anfehen könnte, ven des Diebftahls, ohne 
dieſes den ber Unterfhlagung, und fofern fie, wie bei einer Verlegung ber der Poft anver⸗ 
teauten Briefe, durch die Regierung und ihre Poftbeamten mit Verlegung zugefagter Treu: 
pflicht geſchieht, den Charakter einer fhimpflihen Beruntreuung. Durch die Veröffentlichung 
und ben falſchen Gebraud blos geheimer vertraulicher Gedanken erhalten dieſe, wie ſchon Luther 
mit dem heiligen Hieronymus ausführte, eine fo gänzlic) veränderte Geftalt, daß dadurch eine 
Bälfhung begangen werde. Auch die verfälfchende Rachahmung der Siegel ober die Begrün: 
dung eines falfchen Scheins der Unverfehrtheit des Briefes und feines Geheimniffes find Fäl⸗ 
ſchungen. Jedenfalls if der bösliche mir nachtheilige Gebrauch des Anvertrauten eine Betrü— 
gerei. Die Poſt aber ift an die Stelle von Privatboten getreten, und von Seiten der Privaten 
ober der fremden Regierungen, welche ihr ihre Briefe zur Beforgung übergeben, behält das 
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Geſchäft den Charakter eines beſonders abgeſchloſſenen Treuvertrags der Bevollmächtigung 
oder Aufbewahrung. Daß die Poſt zugleich Öffentliche Anſtalt iſt und daß ſie, gerade um im 
Allgemeinen eine beſſere Beforgung der Briefe zu begründen, durch das Verbot von Privat⸗ 
boten mid) nöthigt, nur ihr meine Briefe anzuvertrauen, und daß e8 die Regierung ift, die mir 
durch ihre Gefege und Öffentlichen Erklärungen treue Bewahrung meiner anvertrauten und 
unter mein Siegel gelegten, unter biefer Bedingung verſchloſſen übergebenen Geheimniffe ge: 
Iobte, und die ed nun durch ihrer unmwürbige heimliche Mittel und Faͤlſchungen bricht, dieſes 
vermindert nicht, fondern es erhöht ven ftrafbaren unwürdigen Charakter folder treubrüdi- 
gen Rechtöverlegungen. „Nun wird‘, fo jagt der trefflihe Niemann (a. a. D., S. 101), 
„die Verlegung bes Briefgeheimniffes durch die beeivigten fürftlichen Wächter deſſelben Bruch 
des fürftlihen Worts, wird Amtsverbrechen, Miffethat gegen das öffentliche Vertrauen. Und 
koͤnnte diefe unverbrüchliche Schutz⸗ und Schirmpfliht für dad Brieffiegel noch Heiliger und 
verantwortfiher werben, fo würde fie e8 im auswärtigen DVerhäftniffe durch das Vertrauen 
auf Fürften- und Vollsehre zugleich und auf die ehrwürbigen Überlieferungen des Gaft- und 
Völkerrechts.“ Mit diefen Anfichten vom Wefen der Brieferbrehung flimmen nun aud im 
Weſentlichen die oben angeführten Juriften überein. 

Nur ausnahmsweiſe wird der verbrecheriſche und fhimpflihe Charakter der Geheimnißver⸗ 
letzung durch eine beſondere entgegenftehenve Berechtigung aufgehoben. 

Diefed Leptere ift nun im Allgemeinen und in allen Berhältniffen ver Fall, fofern eine 
erweisliche gegenwärtige Gefahr für nie ganze Exiſtenz des Einzelnen ober des Staats und der 
Regierung vorhanden und die verlegende Mafiregel ald dad Mittel ver Rettung erfcheint. Eine 
Regierung, die Gefühl für ihre Würde und eine Ahnung von wahrer Politik hat, wird indeß 
ſich ſehr Hüten, in das feige oder verrätherifche Alarmgeſchrei von Menfchen einzuftinmen, 
melde ohne wirklichen Nothftand Thron und Staat ald am Rande des Abgrundes befindlich 
darſtellen und als fo arm an Kraft und Mitteln, daß er fih nur durch Nechtöverlegung retten 
könne. Sollte aber ein folder wahrer Nothftand wirklich einmal eintreten, fo ift womöglich 
wenigftens jede an ſich widerwärtige und verführeriſche und an die unwürdige Brieferbrehung 
erinnernde Heimlichkeit der verlegenven Maßregel ganz zu verwerfen. Fodert in Kriegözeiten 
eine dringende Nothwendigkeit, daß feine geheime Mittheilung nad) gewiſſen Richtungen ges 
macht iverbe, fo möge dieſes befannt gemacht und nur offene Eorrefponvenz für zuläffig erklärt 
ober auch Vernichtung, aber nicht dad Lefen der Briefe angeoronet werben. 

In Beziehung auf die beſondern Rechtsſphären fällt fürs erfte im völkerrechtlichen 
Berhältniß zu fremden Regierungen und Bürgern jener verbrecheriſche und 
ſchimpfliche Charakter ver Erbrechung und Befhlagnahme von Papieren hinweg, wenn fie im 
Kriege ald Kriegsmaßregel und auch hier foviel ald möglich offen gegen bie Feinde geübt wird. 
Außerbent aber heiligt und ſchützt auch das Völkerrecht Briefe und Papiere fremder Regierun⸗ 
gen und Untertbanen und die darin enthaltenen Geheimniſſe. Selbft Schmalz in feinen „,Eus 
ropäiſchen Völferreht” (Berlin A817) fagt darüber ©. 106: „Erbrechung der Briefe wird 
überall ald Verlegung des Völferrehts anerkannt, wie fie denn jedes Gefühl für Rechtlichkeit 
empört. Aber der ehrlofefte Bruch Öffentlicher Treue und oͤffentlichen Glaubens ift folde Er— 
brechung auf der Poſt eines Staates, va biefe den Brief und die Gebühren dafür unter dem 
Siegel des Geheimniſſes empfing. Daß dem Dieb dad Stehlen vortheilhaft ift und daß Häufig 
geftohlen wird, dieſes begründet fein Recht. Man gefteht die auch beim Brieferbrechen ein, in⸗ 
dem man ableugnet und eine veraͤchtliche Kunft erfunden Hat, die Erbrechung zu verbergen. 
Und wie felten hat ſolch ſchamloſes Unrecht wirklich genügt! — Brieferbrechungen find wie ges 
heime Polizeifpionerte unter ver Würde eines Souveränd und arnıfeliger Behelf beſchränkter 
Politik, welche weber der Würde ihrer Zwecke noch der Kraft rechtlicher Mittel vertrauen kann.” 

Für den Criminalrichter fürs zweite Tann ein Recht, — während des Lau— 
fed der Unterfuhung auf einzelne Briefe von dem Inquifiten und an benfelben auf der 
Voſt oder wo fie ſich fonft finden, Beſchlag zu legen, nur aus dem Orunde gerechtfertigt werben, 
wenn ver Angeſchuldigte verhaftet ift und durch die Briefe dem Gang ber Unterſuchung nach⸗ 
theilige Gollujionen,, d. h. Verabredungen mit Dritten verhindert werben können, denn biefe 
zu verhindern ift des Richters Pflicht und Recht. So muß wenigftens ein Jurift urthellen, wel: 
Ger dem Griminalrichter nicht eine despotiſche Willkürherrſchaſt über den angefhulbigten Bür⸗ 
ger und feine Verhältniffe, fondern ftreng nur die genau befchränften Rechte einer rechtlichen, 
jede Tortur und wilffürliche Ausdehnung ausfchliegende Unterſuchungsgewalt, und zwar le⸗ 
diglich über die beſtimmte angeſchuldigte verbrecheriſche Thathandlung einräumt. So urtheilte 
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namentlich auch einſtimmig bie badiſche zweite Kammer vom Jahre 1831 und beſchloß eine 
Adreſſe an ven Kürften, Hierauf jenes richterliche Recht zu beihränfen. 21) Da aber Eein Recht 
weiter geht als feine Begründung, fo darf der Richter jene Briefe auch nur verſchloſſen aufbes 
wahren, folange es der Zweck fobert, und Hat jie, nachdem derſelbe erreicht wurde, mıit den in 
ihnen enthaltenen geheimen Gedanken wiever an Diejenigen freizugeben, an welche fie gerichtet 
waren. Nur dann ift er fie zu Iefen befugt, wenn der Angeſchuldigte es bewilligt, damit der 
Richter ſich überzeuge, daß feine die Unterfuhung ſtörende Colluſion ftattfinde und deshalb feine 
Correſpondenz erlaube. ÄAhnliches gilt auch, infofern wegen des Auffichtorechts über die Ge⸗ 
fängniffe in beſtimmten Fällen freie Correſpondenz als abſolut unzuläſſig erſcheinen ſollte. 

In Beziehung endlich drittens auf die Frage, ob Beſchlagnahme von Ba: 
pieren und Briefen zur Entdeckung und Verhinderung von Verbrechen und zur 
Auffindung von Beweiſen für biefelbe ftattfinden dürfe, muß man vor allem ein Recht zu vieler 
Maßregel, weil fie eine fehr ſchwere Verlegung der heiligften Intereffen und Rechte des Ange 
ſchuldigten und wer weiß wie vieler ganz unverdächtiger Perfonen ift, bloßen Polizeibehörden 
durchaus abſprechen, und die Gerichte müffen fie unter forgfältig zu beſtimmenden gerichtliden 
Börmtikeiten (z. B. mit genauer Protofollführung und mit genauen Bezeichnungen ver im 
Beſchlag bebaltenen Papiere) vornehmen, welches Alles auch die franzoͤſiſchen Gefege und die 
beften veutfchen Nechtögelehrten anerkennen. 22) 

Aber auch dem Gericht muß jede folde Beſchlagnahme verboten fein, wenn pie Anſchuldi⸗ 
gung nicht auf ein ſchweres Verbrechen geht und folange nicht der duch die Maßregel zu Be: 
treffende förmlich in den Anklageftand verfegt ift, vder folange nicht die Specialunterfugung 
im urfprünglichen und richtigen Sinne gegen ihn rechtlich begründet ift und wenn dringende 
Bermuthung gegeben ift, daß ber betreffende Brief in Beziehung zum Verbrechen Rebe. In 
dem frühern Anklageproceß nach ben römifchen und deutſchen Gefegen hatte nämlich der Privat: 
anfläger viejenigen allgemeinen Vorunterfuhungen zu beſorgen, welche nach Erfindung des 
Inquiſitionsproceſſes die Generalinquifition hieß, und in welcher er natürlich nie eine beflinmte 
Perſon öffentlich als des Verbrechens verdächtig Hinftellen und verlegend behandeln konnte. 
Erft wenn er durch alle feine Nachforſchungen und Vorbereitungen feiner Beweije fo weit ge: 
kommen war, biefeö wagen zu dürfen, welches zu feinem großen Unglüd ausfchlug, menn er 
den Beweis der Schuld nicht führte, begann er durch Die wirkliche Anklage gegen eine beflimmte 
Berfon die Specialunterfuhung. AL nun das Geriht im inquifitorifchen Proceß in die Stelle 
des Anflägerd trat, da wollten die Gefege der geſchichtlichen und rechtlichen Natur ver Sade 
gemäß, wie es auch richtig Die ältern Juriften, 3. B. Durantis, fefthielten, die neuern aber all- 
mälig vergaßen, daß in ver Generalunterfuhung noch immer keine beftimmte Berfon öͤffentlich 
und durch verlegende Maßregeln als verdächtig Hingeftellt, die Specialinquifition aber nicht 
erkannt werden dürfe, wenn nicht die vorläufigen und allgemeinen Nachforſchungen der Gene: 
ralunterſuchung fle als fo dringend verdächtig dargeftellt Hätten, daß ein Privatankläger die 
Befahr der Anklage Hätte wagen dürfen. Da nun rechtlich auch nur in ſolchem Falle Verhaf⸗ 
tung mögli if (fofern zugleich die Furcht vor Colluſionen und vor der Entweihung dazu 
nöthigen), fo fann man mit Mittermaier (a. a. D., $. 61) aud) fagen, daß nur bei fo ſchwerem 
Verdacht, wie er zur Verhaftung nöthig ift, eine Beſchlagnahme möglich fei. Wahrlid aber 
dieſes ift früh genug. Es iſt vielleicht noch zu früh, wenn überhaupt vor geführtem Beweis der 
Schuld einem vielleicht völlig unſchuldigen Bürger unerfegliche Übel zugefügt werden, um Be: 
weife für feine mögliche Schuld zu liefern, vollends Übel wie die Papierbeſchlagnahme, welde 
die roͤmiſchen, Die frühern deutfchen und die englifchen Gefege nicht zulaffen,, welche alfo ebenſo 
entbehrlich als ſchwer verlegend find, welche auf einer Linie ftehen mit einem gehörigen Belau: 
ſchen des Gefangenen, da& doch anerkannt einem Richter ſchimpflich ift. 

Selbſt aber auch bei richterlich erfannter dringender Verdachtigkeit eines ſchweren Verbre: 
hend darf dennoch nicht unbedingt eine Beſchlagnahme ver Papiere und niemals eine allge: 
meine Papierdurchſuchung in dem Sinne ftattfinden, wie man fie bisher häufig ſah. Es muß 
fürs erfte dringend wahrſcheinlich fein, daß der Angeflagte unmittelbare Beftanptheile und 
Beweife feined Verbrechens in feinem Beſitz hat, und lediglich nur auf den Befchlag und dad 


21) „Berhandlungen ber zweiten Kammer ber badifchen Ständeverfammlung von 1831, Heft 3, 
©.132fg.; Heft36, ©.152, und Beilagen, Heft13, &.272. Mittermaier, „Strafverfahren‘‘, 6.62. 

22) Kieinſchrod, (älteres) „Archiv des Criminalrechts“, II, St. 3, S. 61. Stübel, „Handbuch 
bee Criminalproceffes‘‘, $. 1879. Lotz im „Neuen Archiv des Eriminalrechts”, IV, Ar. 22, und V, 
Ne. 21. Mittermaier, „Strafverfahren“, $. 61, 62. 
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Refen von biefen muß bie richterliche Thätigkeit gerichtet fein. Alle Papiere anderer Art muß 
der Richter ungelefen zurüclaffen. Er darf ſich nicht durch bloße Möglichkeiten, Entdeckungen 
und Eombinationen über Gefinnungen und Verhältniffe des Angeklagten verleiten laflen, 
vielleicht jegt erft Entvedfungen von bisher gar nicht In Unterſuchung befindlichen Handlungen 
zu finden. Der Richter Hat ja nur das rechtlich beſchränkte Recht, gerade das angeklagte Ver— 
gehen zu unterfuchen, und ver Angeklagte hat fogar im Verhöre das Recht, ihm jede Antwort 
zu verweigern, wenn fie auf varüber hinausgehende Gefinnungen, Gedanken, Verhältniffe ab- 
ſchweifen wollte, Ja er hat nad) römiſchen, altveutihen und engliſchen Gefegen gar nicht ein= 
mal die Pflicht, gegen fich felber zu zeugen und auszufagen. Viel weniger darf man ihm alfo 
alle feine geheinften Gefühle und Gedanken aus der Seele preffen wollen. Durch welche Um— 
kehrung aller Rechtsbegriffe will man einem Richter, gelegentlich einer Beihlagnahme eines 
Beftanbtheild des Verbrechens unter den Papieren des Angeſchuldigten, das Recht geben, ven 
Angeklagten gleihfam moraliſch nackt auszuziehen, eine allgemeine Geſinnungs- und Gedanken⸗ 
und Lebendinquifition gegen ihn zu führen, ihn vermittelt feiner ihm gewaltſam entriffenen 
geheimen Papiere felbft hierüber zur Ausfage und Zeugniß gegen fich felbjt zu nöthigen, feine 
und feiner Freunde und Angehörigen Geheimniffe und Bertraulicgkeiten, ihre Gedanfen= und 
Gefühlöwelt mit uneingeweihten Bliden zu durchſpähen und ihnen vielleicht namenlofe Krän⸗ 
tungen der empfindlichſten Art zuzufügen? 

Dieſes find Grundſätze, die unmittelbar aus anerkannten weſentlichen Rechtsgrundlagen 
fließen, und welche Juriſten, die dieſe und die Foderungen der Humanität als Grenzen auch 
der richterlichen Gewalt achten, werden anerkennen müſſen, welche im Ganzen namentlich auch 
Mittermaier in den angeführten beiden Abhandlungen und in feinem „Strafverfahren“ aner= 
fennt, obgleid) aud) er eigentlich, die widerwärtigen und zweidentigen Rechte der Papier= und 
Briefbeichlagnahme lieber wienerum ganz auch aus unferm heutigen deutſchen Rechte verbannen 
möchte. Mofes aber mußte ver Herzenshärtigkeit des Volks Iſrael und feiner Praxis Einiges 
nachgeben, bis auf die Zeiten höherer, edlerer Civilifation. So muß man e8 auch wol mit 
unferer deutfchen juriftifchen Praxis machen. 

Gerade aber weil diefe in neuerer Zeit fo fehr die Grenzen des Rechts und wahrer Huma— 
nität überfchritten Hat, weil unfere frühern Geſetze über Rechte, die fie meift gar nicht kannten, 
zu unbeſtimmt find, und weil bei ver Papierbeihlagnahme und der Brieferbrehung politifche 
und polizeiliche Gewalten und Rückſichten ſich wieder geltend machen und biefe, zumal in po= 
litiſch gereizten und ängſtlichen Zeiten und bei der jetzt oft allzugroßen Abhängigkeit ver Beama 
ten und Richter von jenen Gewalten und Rüdfihten, auf Abwege führen fönnen, fo ift durch- 
aus eine neue gefeglihe Beftimmung über dieſe Verhältniffe nöthig. Diefe muß mit Sorgfalt 
jede dem Vertrauen zu den Öffentlichen Behörden, namentlich alfo auch ver Poſt felöft, ebenfo 
wie den Bürgern gefährlichen Gelegenheiten zu Misbräuchen befeitigen. Soviel wenigſtens er: 
kennen die neuern Proceßorbnungen bereit an, daß Brieferöffnungen "überhaupt nur zuläffig 
find, wenn der Angeſchuldigte verhaftet oder doch auf Verfegung in ven Anklageftand erfannt 
ift. Sie erkennen ferner an, daß die Ausnahmsmaßregel nicht außgedehnt werben barf auf anz 
dere Briefe ald die des Angeſchuldigten ober bie an ihn gerichteten, alfo nicht auf die Briefe an⸗ 
derer mit ihm verbundener Perſonen. Nicht minder erfennen fie an, daß obwol eine provifos 
zifche Befchlagnahme auch ſchon auf Verlangen des Unterfuhungsrichterd oder Staatsanwalts 
ftattfinden Tann, doch die wirkliche Eröffnung einen Beſchluß des wirklichen Strafgerichts ers 
fodert. Auch fol die Eröffnung nicht ohne Vorwiſſen des Angeſchuldigten flattfinden, welcher 
Dagegen aypelliven Tann, jedoch me Gefahr auf dem Vollzug ift, nicht mit Suöpenfiveffect. Cbenſo 
fol der unverfänglicde Inhalt eines eröffneten Briefes und der für die Eröffnung nicht als zus 
läſſig erfannte Brief dem Adreſſaten alsbald mitgetheilt werden. 22) Zur Sicherung de, 
Briefgeheimniffes ift e8 auch wichtig, daß bie unbeftellbaren Briefe nicht durch ein uncontrolir= 
te8 geheimes Verbrennen dem Belieben der Poſtofficianten überlaffen, die von dem Schickſal 
ihrer Briefe nicht unterrichteten Aufgeber aber großem Schaden audgefegt würben, namentlich 
ber Zerftörung ber vielleicht eingelegten Wechſel oder der wichtigen Nachrichten in ven Briefen, 
Bielmehr müßten folge Briefe, nachdem fie zuvor hinlänglich lange vor der Poſt ausgeftellt 
mwurben, in regelmäßigen Terminen unter Zuziefung einiger Stadträthe nur fo weit eröffnet, 


3) Ofterreichifche Proceßordnung von 1853, 88. 64, 110 und 111. Sächfifche Proceßordnung 
von 1855, $$. 97, 100, 209, 210. Badiſche Proceßordnung von 1845, 88. 125— 127, 129, 130. 
BWürtembergifche Procegoronung von 1843, 88. 246, 249, 350. 
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und eingefehen werben, daß der Name der Aufgeber erſichtlich ift, und dann durch Pot = und 
Magiftratöfiegel neu verfhloffen, die Aufgeber aber zu deren Zurücknahme in öffentlichen 
Blättern aufgefodert werden. 2%) Doc die Hauptſache ift, daß durchaus nicht bloß dur Re: 
gierungöverorbnungen, fondern durch verfaflungsmäßige Gefege forgfältig Die Rechte ver Bür— 
ger auf das Briefgeheimniß und das Heiligthum ihrer Gedankenwelt verbürgt, die genauen 
Grenzen und Formen der einzelnen ausnahmsweiſen Abweichungen feftgeftellt werben. Diefed 
ift alsdann beinahe daſſelbe, ald wenn, ſowie in Portugal (Gonftitut. 1826, Art. 145, 6.25) 
und bie frühere Verfaſſung von Kurheſſen, $. 38, die Verfaſſung unmittelbar das Briefgeheim: 
niß ſchützt. Mittelbar thut jie es ſchon durch die Verbürgung ber Freiheit der Perfon und des 
Eigenthums. Nur muß jedenfalls ein vem verfaffungsmäßigen Gefeg entſprechender Dienſteid 
alle Poftbeamten unter Androhung ſchwerer Griminalftrafen verpflichten, die ihnen anser: 
trauten Briefe außer in ven gefeglich genau beflimmten wenigen Ausnahmẽfällen nicht von 
ihrem orbentlihen Wege zu den beflimmten Adreſſaten zu entfernen und entfernen zu lafen, 
und felöft auch höhern Befehlen gegen das Geſetz Feine Folge zu leiften , Indem biefe fie von det 
gefeglihen Strafe nicht befreien innen. Nur fo erhält ihr Widerſpruch gegen etiva angenu: 
thete Geſetzwidrigkeiten hinlänglihe Begründung und Kraft. Nur fo iſt das Briefgeheimniß 
gegen beliebige Zurücknahme und Ausnahme und gegen inlänbifche und ausländiſche Zumu: 
thungen gefihert. Nur fo wird bei dem Wechſel ver Perfonen und ihres Ginfluffes in den 
Öffentlichen Angelegenheiten wirkli das Geheimniß der der Poſt anvertrauten Briefe der Bür: 
ger und des Auslandes geſchützt bleiben und, nad) des eveln Freiherrn v. Fahnenberg Aus: 
druck 26), der Vofteinrichtung felbft ihr theuerſtes Kleinod, das unbeſchränkte Öffentlige Ver: 
trauen, erhalten werben. Sehr heilfam aber würde man nad dem Beifpiel von England den 
Berlegten gegen vie Berleger äftimatorifche Schadenerfagfoderungen geben. Belder. 

eſchneidung. Diele althebrälſche Gerenonie einer nationalen, nicht gottedienftlid:, 
fondern nur politifh = religidfen Auszeihnung der jüdiſchen Volksgenoſſen kommt ſtaaterecht⸗ 
lich in Betrachtung, weil fie 4) alle Nichtbefchnittene für Unreine erflären, mit denen ihre Tide 
ter zu verehelichen eine Schande wäre (1 Mof. 34, 14; Nebem. 10, 31, und Er. 9,2.1% 
40,3). Die Frage entfleht: Können Die, welche auf folder Nationalabfonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Rechte mit ven Nichtbeſchnittenen begehren und erhalten, welche eine 
Staatsgeſellſchaft für ſich conftituirt Haben? 2) Die Poltzel des Staats, morin Juden alt 
Untertanen, wenn auch nicht als Staatsbürger wohnen, hat die Pflicht und dadurch dad Recht. 
wirkſame Aufſicht zu verfügen , damit nicht durch die ſchmerzhafte Verwundung und Verſtüm⸗ 
melung, wenn fie an adhıttägigen Knäbchen von ſchwacher Geſundheit, etwa auch durch unge: 
ſchickte Hände (da jeder Jude bie Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbelt, fünftiged 
Wohlbefinden ober gar das Leben gefährbet werde? 3) Der alle Rechte ſchützende Staat hat 
wol aud) die Verbindlichkeit, zu verhüten, daß nicht Kinder als fhuglofe Unmündige eine ph 
fiologifch nicht unbebeutende Verftümmelung erleiden, ehe fle freiwollend ihre Ginftimmung ge: 
ben können? 

Abraham Hatte ſich aus dem Glauben an allzu menſchenähnliche Götter kaukaſiſcher und 
transeuphratiſcher Länder zur moraliſchen Idee eines Höhften, zu dem „gerechten Richter ber 
ganzen Erde“, 1 Mof. 18,25, erhoben. Aber abgefehen vom rein religidfen Verhalten machte 
Abraham mit Gott einen wechſelfeitigen Vertrag, Berith, um aud) in irdiſcher und politifder 
Beglüdung fein Beſchũtzer zu fein. 4 Mof. 17, 4.7. Was fid) darauf bezieht, iſt demnaqh ald 
Bund ober freier Vertrag, nicht als Religion ober Pflicht ver Gottesverehrung geſchichtlich zu 
betrachten. Das andaͤchtige Verhältniß zu Gott war vorausgefegt und blieb. Aber ein neues 
Verhältniß, von der Maqht diefes Gottes beſonders in Schutz genommen und als, auserwaͤhl⸗ 
tes Volk ©otteö“ vor andern bevorzugt zu werden, trat in Vertragsgeſtalt Hinzu. Wie ed bei 
folgen Bünbniffen alterthümliche Sitte war, nehmen die Verbündeten neue Beinamen an; ber 
Machtgott (EI) nennt fih Schaddal (nach dem Arabifchen — ver Überfluß gibt), und flatt bed 
bisherigen Namens Abram (Hoher Vater) nennt ſich der Hirtenfürft Abraham (— Vater einer 
Volksmenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „MVölferfchaften und Könige” werden 





24) Diefer Vorſchlag des Verfaffers dieſer Zeilen erhielt auf dem badiſchen Randtage von 183 im 
nen hun ber Kammer und ber Regierung. , Verhandlungen ber zweiten Kammer“, 
eft 13, S. 320 fg. 
3). Berhandlängen der zweiten Kammer ber babifchen Sanbflände von 1831’, Heft 25, ©. 1321. 
Über die Unmöglichfeit, auf andere Weife genügend zu fichern, f. die vorhin citirten „Beranblungen 
und Niemann, a. a. D. * i 
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ſollten. Dieje Umſtände zeigen, daß Abraham gegen feinen „ Hodverehrten” (—Elohim) ſich 
nad) den alten Gewohnheiten eines förmlichen Buͤndniſſes benahm, ſodaß aljo in dieſem ‚Zu: 
ſammenhange auch die Beihneidung ald eine Bundesförmlichkeit zu erkennen ift, Wer zu einem 
ſolchen Bunde gehören wollte, nahm ein Zeichen an. Abraham, der Beiger großer Heerden, 
wählt für ji, den Sogn Jomael (—, welcher dem Machtgott gehorchen joll) und alle feine 
Dienftleute ein unverlierhares Zeichen am Leibe felbft. Wie in den frei weidenden Beduinen⸗ 
heerden jedes Stüd am Leibe (meift an den Ohren) gezeichnet wird, fo gab der uralte hebräifche 
Heerden-Emir ſich und feiner ganzen Horbe am Zeugungsgliede das (da folde beim Morgen- 
länder oft unbevedt zu jehen find) unverleugbare Symbol, daß fie mit allen ihren Nachkom⸗ 
men auögezeichnete Bundeögenoffen ihres reich machenden Machtgottes fein mollten. 

Diejed Befchnittenjein Heißt, 17,11, Zeichen des Bundes. Wer e8 nicht annehme, foll nad 
B. 14 von diefen Volköftanın „abgefehnitten’ (dad Heißt nicht getötet, ſondern gleihfam 
entnationalifirt) fein, weil er „ven Bund nicht wolle“. 

Diefe Verbindung war demnad nicht eine Religionsſache. Sie war eine Benugung bed 
religiöfen Glaubens für materielle Lebensverhältnifle. Sie war der Anfang eines äußern, 
eigentlich politifchen Verhältniſſes des theokratiſchen national beftehenden Judenthums. Wie 
Moje etwa 900 Jahre fpäter die zu einem Volke vermehrten hebräiſchen Nomadenſtämme ver⸗ 
anlaßte, daß fie den Gott des Himmels und der Erde, der an ſich immer ihr Gott geblieben war, 
nunmehr ald Nation, flatt menſchlicher Beherrſchung, zu ihrem Regenten (oder zum Regie 
rungsideal für den Feldherrn und ven Hohenprieſter, ihre fihtbaren Regierer) wählten, fo 
hatte Abraham ſchon als Bamilienfürft ſich demſelben Gott auf eine weltliche befonvere Weife 
als feinem und der Seinigen äußerlihen Befhüger (wie Glienten einem Patronus) zugeeignet. 
Auch das Zeichen für diefe Bundesgenoffenfhaft war ihm und ift demnach Allen, die fih an 
ihn gleihfinnig anſchließen — nicht ein gottesdienſtliches und in dieſem Sinne ſchwerer abzu— 
ändernded Zeichen. Wenn Abraham ein Sacrament, eine religiöfe Pflicht und Wohlthat ein= 
zuführen im Sinn gehabt hätte, wie hätte er, der gegen vie Erbfürſtin Sarah fo Folgſame, ein 
Zeichen wählen fönnen, an dem alle Weibliche Keinen Theil nehmen Eonnten und wodurch fie 
alfo von ver Religion gleihfam auögefchloffen wären? Nur auf das äußere, politifche, woran 
das Harem feinen Theil zu nehmen hat, bezog fich fein gewähltes Zeichen. 

Durch die Befchneivung als befondere Schüglinge Gottes für ihr zeitliches Glück, wie fie 
glaubten, ausgezeichnet, fingen fle ſchon in der dritten Generation nad) Abraham leider an, alle 
Nichtbeſchnittene als Nichtbegünftigte von Bott, gleichfam als Schuglofe und Nichtbegnadigte 
zu verachten. Diefer — durch die Worte Arelim, wie Gojim ald Schimpfnamen — fi abſon⸗ 
dernde Nationalftolz machte bekanntlich dad jogenannte „Volk Gottes” den übrigen und fo auch 
den Römern (lange ehe e8 Chriſten gab) widrig und verhaßt. 

Die verftändige Aufhebung diefer Nationalabfonderung und ihres zeitwidrigen Zeichens 
wird aud durch weitere Geſchichtdata, wenn nur die rabbinifche Hartnädigkeit nicht allzu blind 
und eigenfinnig machte, fehr erleichtert. Daß auch der in Religiondbeziehungen fo ftrenge und 
gewaltfam durchgreifende Gefepgeber Mofe die Abrahamitifhe Beſchneldung nicht als eine 
Religionöfadhe, fondern blos ald ein nationales, nad) Localumftänden zu beurtheilendeß Unter⸗ 
ſcheidungszeichen betrachtete, beweifen zwei bibliſche Überlieferungen unleugbar. In Ügypten 
waren nad Iof. 5, 5, feine Ifraeliten beſchnitten geweſen. Aber ſobald er fie auf ven nomadi⸗ 
ñrenden Zügen auf ven arabiſchen Weiveplägen allein um fich Hatte, Tie ex alle vie innerhalb 
der AO Jahre Geborenen ohne Beſchneidung, wie bei Joſ. 5, 2—9, umftändlig erzählt 
wird, Hätte er, ver Eiferer für den Cultus, dieſe Unterlaffung zugeben können, wenn ihm das 
Beſchnittenwerden ein Neligiondzeihen, ein Sacrament geweſen wäre? Sobald er in ben freien 
Weideländern des Nationalabfonderungdzeichend nicht bedurfte, läßt Mofe es unterbleiben. 
Folgt alfo nicht aus dieſem feinen unverfennbaren Vorbilde, was aud) jegt die wahren „Mo: 
ſaiker“ ohne Vedenken unterlaffen dürften, wenn ed ihr ernfter und aufrichtiger Wille ift, die 
Nationalabfonderung aufzugeben, ſich ſelbſt thatfählih und nicht in leeren Worten mit den 
Landeöbefigern in Sittengleichheit zu ſtellen und die altfehimpflihe Welteintheilung in Beſchnit⸗ 
tene und Unbefchnittene in Vergeſſenheit zu bringen. 

Selbft wenn dad Beſchnittenſein ein religidfes Cultuszeichen gewefen wäre, fo würde ſich 
der Verftändige fagen müffen: das äußere Zeichen ift nicht Die Sage, der Zweck bleibt. Als 
bes Einen Gottes der Abrahamiten Anderer wollen wir Abrahanı’8 und Moſe's Glauben und 
gottgetreue Rechtſchaffenheit unabänderlich ausüben. Aber fol denn auch gegen allen Verftand 
ein Zeichen, welches bei fühlichen, oft nadten Hirten wirklich auszeichnend und tem Morgenläns 
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der unanftößig war, ewig das nämliche bleiben müffen, auch in Gegenden, wo Die gemohnte Be 
fleivung den Zweck, daß es ein Kennzeichen fein follte, aufhebt und wo nur davon zu reden ge: 
gen alle Sitte anftößt, efelhaft und beſchämend ift? . 

Der Gejepgeber Moſe hatte felbft feinen Sohn, folange ev außerhalb Agypten war, nad 
2 Mof. 4, 24—26, ohne Befchneidung gelaffen. Wäre jie ihm eine NReligionshandlung gr: 
wefen, wie hätte er jie unterlaffen Eönnen? Wo aber die Nationalunterfcheivung (im Haufe 
feines priefterlihen Schwiegervater) zwecklos war, da unterließ der weile Mann, mas Abrahau 
zur Abfonverung von den Kananäern ſchicklich gefunden hatte. 

Man wird dagegen jagen: Mofe felbft befiehlt doch 3 Mof. 12, 3, die Beſchneidung am 
achten Tage? Aber leje nur, wer alter Terte Echtheit zu prüfen gelernt Hat, den Zuſammen⸗ 
bang. Diefer ſpricht durchweg von Dem, mas die Wöcnerin zu thun habe. Die Worte im 
dritten Verſe: „Und am achten Tage wird befepnitten das Fleiſch feiner Vorhaut“, find offen: 
bar nur ein vom Rande in ben Tert gekommenes nicht moſaiſches Nöthen. Denn a) fie unter: 
brechen den Context und zerreißen ihn, ba die Mutter, von welder in allem Übrigen die Rede 
ift, mit der Beſchneidung nichts zu thun hatte; b) fpredhen fie von „feiner‘' Vorhaut, und dei 
geht fein Wort vorher, worauf ſich dieſes „fein bezöge. Und — was c) das für Alles Ent: 
fcheidendſte fein wird — wie hätte Mofe in eben ven Wüften, wo er felbft AO Jahre lang alle 
Neugeborene ohne Befchneivung lieh, doch als Geſetz fo beiläufig und ohne ein Hinbeuten auf 
Zeitunterſcheidung achttägiges Beſchneiden befehlen können? 

Ärzte, wie v. Wedelind im „Sophronizon‘, haben auch darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Verſtümmelung ver natürlichen Dede jener ſehr empfindlichen Nerven eine Gewaltthätig- 
keit fei, welche ſich die Väter nur nad) den rohern Begriffen von ber väterlichen Gewalt als ihnen 
zuftänbig denken mochten, daß aber, wer an civilifirten Seiten und Staaten Antheil nehmen 
will, dieſer Anmaßung fi enthalten oder Davon durd bie rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Rabhinen fagen, daß es für die Juden im Allgemeinen als Geſeh geltt, 
das was ihnen fonft durch befondere Gebote obläge, alsdann doch zu unterlaffen, wenn der 
Staat, worin fie Rechtsſchutz genöffen, ed verbiete. Bon diefer Regel leiten fie ab, daß der Jude, 
fo ftreng ihm die Sabbatsruhe zum Nationalgejeg gemacht iſt, doc in den jegigen Heeren ald 
Conferibirter auh am Sabbat und nicht blos vertheibigungäweife (wie die Makfabäer) 
kämpfen bürfe. Nur von ver Staatspolizei wird ed demnach abhängen, das Recht der Unmän 
digen gegen eine gewiß in unfern Gegenden nicht gleihgültige Verſtümmlung etwa fo ju 
ſchützen, daß bie Beſchneidung nicht vor den Jahren, wo ver Knabe jelbft eintwilligen over rd 
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mar breizehnjährig, als ex ihm beſchnitt. (Auch die Bebuinenaraber in Paläftina, welde von 
Ismael abzuftanmen glauben, befchneiven ihre Knaben erft „in einem Alter, wo fie fid deſen 
erinnern koͤnnen“, mande noch um viele fpäter. Arvteur, IN, 9, $. 146.) Das Wort 1 Roi. 
47, 12, daß ein Rnäblein, acht Tage alt, beſchnitten werbe, kann den Sinn haben, daß ed niht 
früher gefhehen bürfe. Daß es fpäter geſchehen vurfte, jehen wir aus Moſe's Beifpiel, da et 
feinen Sohn, bis er nad) Ägypten zurückkehrte, ſelbſt nicht beſchnitten hatte. (2 Mof. 4, 24) 
Sehen wir auch von allen viefen Vofitiven weg und achten auf die Natur ver Sache, fo ergibt 
ſich ohnehin der große Unterfchied, daß im Orient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und daher Hinderniffe in dem Beifchlaf und manche Unreinigkeitöfrankpeit (Winer's, Bibl. 
Realwoͤrterbuch“, 1833, S. 187) verurfachen kann, weswegen mehre voneinander unabhän: 
gige Völker des Orients auf eine Befchneivung (meift auf andere Meife als vie jüdiſcherabbi⸗ 
nifche) durch die Natur Hingeleitet worben find (Thevenot, „Neif.”, I, 58; Arvleur, Il, 
9; PHilo, „De circumcis”). Da in ven Abendiändern vie Natur biefe Urſachen nidt 
zeigt, ba hier vielmehr die Nichtbedeckung Deffen, was die Natur bedeckt, phoſikaliſch ſchädlih 
fein, vielleicht auch allzu reizbar machen kann, fo wird die Staatsmacht, als Befchügerin der 
Rechte der Unmündigen, gegen eine durch bie Natur nicht motivirte frühzeitige Verftümmeleng 
um fo gerechter einzutreten haben, ald nad; dem bisher Erwieſenen die ganze Handlung niht 
ins Gebiet der Religion, fondern unter ven Begriff: fremdartige, miöverflandene , ber jegigen 
Judenſchaft ſchaͤdliche Nationalabfonderung, gehört. Diefe felbftfüchtige Abſonderung aber iR 
es, von welder der Gang ber hoͤhern Weltordnung das dem Particularismus hartmädigk er: 
gebene Volk offenbar durch die unabänderlihe Thatfache ver Zerftreuung in alle Welt und 
durch fo viele zur Vereinigung mit eultivirtern Völkern fie hindräängende Motive gleihfam un: 
widerſtehlich abzubringen ſucht. Was aber fol man vollends dazu fagen, wenn griſtllche Ar: 
gierungen, wie es vorgefommen ift, verflänbige jüdiſche Bürger, welche dieſe widerwaͤrtige zeit: 
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widrige Verſtümmelung ihrer Kinder unterlaſſen wollen, zur Erhaltung jüdiſcher Orthodoxie 
zu deren Vornahme zwingen! . €. ©. Paulus. 
Beſchwerde. Diefer Ausdruck kommt im Geſchäftsleben auf verfchievene Weife vor: 
4) bezeichnet er in abminiftrativen Angelegenheiten oder in Gegenftänben der Verwaltung, ver 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die bei einer hHöhern Behörde eingereichte Borftellung einer durch 
das Verfahren eined Beamten verlegten Perſon, um eine Abwenvung ber Berlegung zu bes 
wirken, 3. B. wenn der Polizeibeamte widerrechtlich eine Sache wegnimmt, oder ein Beamter 
grundlos ſich weigert, über ein gewiſſes Gefchäft eine Urkunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
ift der Ausdruck für die Angabe ver Punkte, durch welche eine Partei, die im Proceſſe Appella⸗ 
tion ergreift, in dem vom Gerichte ergangenen Urtheile ſich für verlegt erklärt mit der Bitte, 
daß in dieſem Punkte das Urtheil in höherer Inftanz abgeändert werden möchte. Dies wird 
nothwendig, weil fonft der Oberrichter oft nicht wiſſen könnte, worin bie angebliche Verlegung 
befteht oder mie weit ver Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 3) Beſchwerde erhält 
im Proceffe eine befondere Bedeutung im Gegenſatze der Appellation oder anderer eigentlichen 
Nechtömittel, Da nämlich Im Laufe des Proceffed viele gerichtliche Verfügungen ergehen, durch 
welche eine Partei verlegt werben kann, da aber nur eigentliche Urtheile in Rechtskraft überges 
ben können, d. h. unabänderlich werden, fo ift durch den Gerichtögebraud eine Abtheilung ges 
macht morben, ſodaß nur gegen wahre Urtheile und gewiffe der Rechtskraft fähige Verfüguns 
gen Appellation ergriffen werben kann, während gegen andere Verfügungen, die nicht rechtes 
kräftig werben, nur Befchwerbe bei dem obern Nichter geftellt werben kann, welche dann nicht 
an die Kormen und Briften gebunden ift, melde für die Appellation vorgeſchrieben find. So 
3. B. kann, wenn der Richter einen alten Zeugen zum einigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſchwerde ergriffen werben. Auch im Strafprocefie kann eine Befchwerbe wegen der im 
Laufe der Unterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werben, z.B. wenn Jemand vers 
haftet wird. Oft wird aud) wegen Unterlaffung eines Richters Beſchwerde ergriffen, 3.8. 
wegen verzögerter ober verweigerter Juſtiz. 4) Beſchwerde kommt noch vor in Geſchäftsgange 
der conftitutionellen Monarchie, infofern nad) den Verfaſſungsurkunden (3. B. der badiſchen, 
$. 67) die Rammern dad Recht haben, wegen Verordnungen, welche die Regierung erließ und 
worin das landſtändiſche Zuſtimmungsrecht gekränkt if, Befchwerbe an dad Staatsminifterium 
zu erheben. Solche Beſchwerden find oft der mildere Weg, welchen Lanpftände wählen, um ein 
gewifles verfaſſungswidriges Benehmen eines Minifterd zu rügen, in Bällen, vo der Weg der 
Anklage gegen venfelben nicht rathfam fcheint. KR. J. A. Mittermaier. 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Grundgedanken, vorzüglid in po= 
litiſcher und ſtaats- und völkerrechtlicher Beziehung). Nichts Wichtigeres, nichts 
Schtierigeres in Recht und Politik, als der Beſitz. Beſitz, die factiſche, vieleicht auf Raub ſich grün⸗ 
dende Gewalt, iſt nicht Recht und ſoll weichen dem Recht. Uno doch heißt es: „Glücklich die Be: 
figenden“ ; und doch ſingt ver Dichter: „Wer im Beſizz iſt, iftim Recht, und Heilig wird's die Menge 
ihm bewahren”, und man wird Die Gunft des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch feine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären koͤnnen. Heiligung des Bejiges, da er auf Raub beruhen fann, ſcheint 
‚Heiligung des fogenannten Rechts, beſſer des Unrechts, des Stärkern, der Feldruf für Bauft- 
recht und Anarchle zu fein. Beſitz und Achtung des Beſitzſtandes iſt aber doch auch das Loſungs⸗ 
wort bed Friedens und der Ordnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen ftehen im Stantöleben feinblich einander gegen= 
über gerade durch den Streit um ven Befig. So in Athen und Sparta vor Lyfurg und Solon, 
fo in Rom feit dem Streite über die Ackergeſetze, fo in Frankreich In der erften Mevolution und 
nach der Julirevolutton, fo, wenigſtens was die Theorien und ihre Anwendung auf einzelne 
BVerhältniffe betrifft, aud) in Deutfchland and überall. So in ven ſtaatsrechtlichen, in den pri= 
vatrechtlichen und voöͤlkerrechtlichen Beziehungen. Hier die Ultraariſtokratiſchen und Ultrahiſto— 
riſchen oder beſſer die blind Stabilen, Poſitiven und Fataliſten, die Hallerianer. Sie deduciren 
ven Beñitzſtand als hoͤchſtes Recht, ſelbſt ven Beſitzſtand des grauſamſten Misbrauchs, ſelbſt 
den der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja den der tyranniſchen Unterdrückung ganzer Nationen. 
Die durch weltliches oder geiſtliches Fauſtrecht, wenn auch noch ſo widerſinnig angehäuften, den 
Privaten oder dem Staate geraubten Güter, Gewalten und Ausſchließungsrechte weniger Ari⸗ 
ſtokraten und die Unterbrüdung und der Hungertod für alle übrigen Bürger, aud für die nach— 
weisbar beraubten, ſelbſt Elend und Untergang für Fürft und Staat, das rechtfertigt ihnen bie 
Heiligkeit des Beſitzes, des Rechts nad) Ihrem Sprachgebrauch. Frellich verbrämen fie ſolches 
Staats⸗Lerlkon. II. 39 
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Gewaltrecht gewoͤhnlich noch mit einigen hohlen Phraſen von natürlicher Ordnung Gottes, 
von natürlichem Glücksgut oder vom Schwert des Eroberers. Aber es ſind dieſe Phraſen von 
gleichem Werth wie das von Gottes Gnaden, wenn der Thronräuber ſeinen Raub damit 
ſchmückt. Dort dagegen die Ultrademokraten, die metaphyſiſchen Schwärmer, die Leveller, 
die Jakobiner, die St.- Simoniſten, die Owen, die Fourier, die Communiſten, welche ohne 
Achtung des Beſitzſtandes nach reinen Ideen die Üder, bie Gewalten, die Staaten neu verthei— 
len! Der Sieg von jeber diefer Parteien aber wäre Untergang der Staaten und ihrer Gultur, 
bier durch allmälige Auszehrung und durch Abfterben feiner Glieder, dort durch ſchnelle Auf: 
loͤſung eines higigen Fiebers. 

Das gefunde Staatdleben und die richtige Theorie alfo erheifht — das ift Far — vor 
allem eine richtigere Würdigung des Befiges, feiner Bedingungen und Wirkungen, eine rich⸗ 
tigere Auffaffung feines Verhältniffes zum Recht. Das am tiefften ausgebilvete Rechtsſoſtem, 
das rönifche, hat auch diefe Aufgabe vortrefflich gelöſt. Freilich Hat es feine Vefigtheorie nur 
für vas Privatrecht und unter dem Namen „Beſitz“ fogar zunächft faft nur für das Sachenrecht 
ausgebildet. Aber mit ven durch pie Berfchievenheiten des Gegenftandes ſich von ſelbſt ergebenden 
Modificationen ift dieſe Theorie auch auf andere Nechtötheile, auch für das Staats- und Völker 
recht gültig und barauf auch fpäter, insbeſondere jhon durch das Kanoniſche Necht, angemenbet 
worben. Es gibt nur ein Rechtsſyſtem und gemeinſchaftliche Grundſätze für alle feine Theile. 

Auch die Verhältniffe des gefellfchaftlihen Lebens beftehen, wie das Römiſche Recht aner: 
fennt, nur in ber angemeffenen Verbindung und Vermittelung von einer geiftigen und leibli: 
hen Seite. Die innere geiftige Seite des Rechtsverhältniſſes befteht in der Übereinſtimmung 
mit dem vernünftigen Nechtögefeg und Rechtszweck und mit dem ihnen entſprechenden vedtli: 
hen Willen der Rechtsmitglieder. Es If Das, was man im engern Sinne das Recht felbft nennt. 
Die äußere leibliche Seite dagegen Ift das äußerliche materielle oder factifche Verhältniß, ber 
äußere Stoff, welche ven Rechte gemäß beſtimmt ins äußere Leben treten. Es ift vie äußerliche 
Berwirklichung oder Ausübung des Rechts und bie Gewalt dieſer Ausübung. Es if mit an: 
dern Worten im meiteften Sinne ver Beſitz, durch welchen Namen ſchon wörtlid das factiſche, 
das Gewaltöverbäftniß dieſer Ausübung und der Ausſchließung Anderer bezeichnet ift, ebenſo 
wie durch die römiſchen Worte delentio und possessio (von persedeo, lange oder ganz befigen) 
und burd das deutſche Were, Wehre (infofern dieſes nämlich die Umzäunung, die Umfclie: 
Bung !) bedeutet). So unterſcheidet ſich bei einer Staatöregierung dad Recht zu regieren und 
das wirkliche Bejigen oder Ausüben des Regierens oder der Herrſchaft; fo bei einer Erbſchaft 
das Erbrecht und der Beſitz der Erbfchaft; und ebenfo treten aud) ſchon in der Eriverbung der 
Degierung und der Erbſchaft diefe zwei Seiten, ald Rechtsgrund zu berjelben und wirflicer 
Antritt, auseinander (f. Antritt), So fann man aud bei der perfänlichen Freiheit das 
Recht zu derfelben und den Beil oder die Ausübung derfelben unterfheiden und als jolde auch 
ohne Entſcheidung über das definitive Recht vorläufig fügen; ebenjo aud) bei einem Racht 
recht dad wahre vefinitive Recht auf das Pachtverhältniß und die Ausübung des Pachtrechts. 

Hieraus nun ergibt fi, daß der Beſitz, weit entfernt, das höchſte und wahre und ganze 
Recht ſelbſt zu fein, vielmehr von ihm abhängig, ihm dienſtbar fein foll. Im Allgemeinen aber 
begründet erft vie Bereinigung von beiden Seiten, von Recht und Befig, dad ganze vollftän: 
dige Eräftige Rechtsverhältniß. Im Völkerrecht ebenfo wie im Privatrecht genügt ed z. B. nidt 
zur Begründung des Eigenthumsrechts, weder daß man von einer Sache den Beſitz erlangı, 
noch auch daß man einen dem Rechtsgeſetz gemäßen Willen Hat, fie ald Cigenthum zu haben, 
3. B. fie al herrenloſe Sache zuerft zu oecupiren, fondern Beides muß jich vereinigen (Marsend, 
Curop. Völkerr.“, 6.31). 

Nicht immer aber find wirklich beide vereinigt. Einestheils fodern die mannichfachen ver: 
ſchiedenen Bidürfniſſe verſchiedener Perſonen in Beziehung auf denſelben Rechtsgegenftand 
oft eine frelwillige Trennung. So z. B. brauche id) vielleicht zu einer Reiſe ſtatt eines Eigen⸗ 
thums von Werth, dad ich aber nicht mitnehmen kann, Geld; der Capitaliſt aber bear Für 
feine Sicherheit wegen des Geldes, dad er mir leiht, die Sache als Pfand und erhält jo ben 
Beſitz, während ich das Eigenthumsrecht behalte. Anderntheils aber wird auch oft blos durch 
die Unvollfommengeit der menſchlichen Verhältniſſe eine unabſichtliche Trennung bewirß. 





1) Beweisftellen in Mittermaier's, „Deutfches Privatrecht”, $. 137. Über ben römifden Begrif 
vergl. L. 1. pr. de adquirend. poss. 
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3.82. ein Anderer iſt in den Befig meiner Sache gefummen und ſtellt ſich nun ſelbſt äußerlich 
als ven Eigenthümer verjelben dar, vielleicht Im beften eigenen Glauben, well ihm ein Dritter 
die Sache verkaufte. Auf diefe Weife kann nun aber auch Iemand irrthümlich oder böswillig 
vorgeben, er fei ver wahre ECigenthumsberechtigte von Dem, was ein Andererbefigt. Das mahre 
ober befinitive Recht aber iſt oft nur fehr ſchwer und langfam zu erforſchen und zu bemweifen, 
zumeilen gar nicht mehr. Wollte man nun bei jevem beliebigen Anſpruch fogleih Störung 
und Aufhebung des Beligftandes zugeben, fo wäre aller Friedenszuſtand und alle Sicherheit 
zerftört. In beiden Fällen muß alfo das Gefeg ſowol dem Recht felbft als auch dem davon ge: 
trennten Beſitz, obmol fie getrennt find, bejtimmte retlihe Wirkungen geben. Es muß na: 
mentlich auch im zweiten Kalle dem Befige folhe Wirkung beilegen, wenn aud ein Anverer 
äußert und behauptet, er fei der Berechtigte und ihm gebühre auch ver Belt. Das Rechtsver— 
Hältniß foll unter der Herrſchaft des Rechtsgeſetzes ein allgemeines Frledensverhältniß, einen 
georbneten, geliherten Zuftand begründen, in welchem jedes Mitglied Innerhalb feines Rechtde 
reife ungeftört für feine Bmede muß wirkſam fein und, um fie zu fördern, auf dieſe Unge⸗ 
flörtHeit feiner Rechte und feines rechtlichen Beſitzſtandes muß rechnen können. Nur fofern 
feine THätigfeit oder fein Befipftand auf eine juriftifch bereit erwiefene erkennbare Weiſe mit 
dem hoͤchſten Rechtsgeſetz und dem rechtlichen Friedenszuſtand anderer Rechtsmitglieder in ver— 
letzendem Widerſpruche ſtänden, fodert das Nechtögefeg und der wahre rechtliche Friede ſelbſt, 
daß dieſe Störung ausgetilgt und wieder gut gemacht werde. Früher aber, ober ehe ein Anderer 
ein beſſeres Recht, ein Recht zur Aufhebung des Befigftandes nachgewieſen hat, und weiter kann 
fein Friede rechtlich nicht geftört werben: Sorgfältig muß man vermeiden, daß berfelbe nicht 
eva unter dem Namen ded Rechts felbft auf rechtöverlegende Weife früher und mehr geftört 
werde, ald nachgewieſenermaßen rechtlich begründet war. Und auf jede Weife ift der Olaube 
an die Feſtigkeit des Friedensſtandes und die Sicherheit des Eigenthums und Vefiges — felbft 
eins der höchſten Güter des Friedens und die Grundlage großer Unternehmungen — zu er= 
Halten. Ausgehend von diefen Grundideen bilvete nun unfer poſitives Recht einen dreifachen 
Befig aus. 

4) Das blos natürliche Beſitz⸗ oder Gewaltsrecht, Detentionsbefig, possessio naturalis — 
dieſes ſchützen die Gefege zur Bewahrung des Friedens gegen Selbfthülfe und gegen unbegrün: 
dete Störung felbft als bloße Thatſache, als blos factiſches Rechtsverhältniß. Ohne nad irgend: 
einer rechtlichen Bedingung zu fragen, knüpfen ſie an daſſelbe, nach den ſoeben angegebenen 
Grundſãtzen, vier Rechte oder rechtliche Folgen. Es darf fürs erſte niemand eigenmächtig einen 
ſolchen Beſitzſtand ſtoͤren oder factiſch verlegen, und wenn er es thut, fo hat der Angegriffene 
dad Recht, feinen Beſitzſtand durch Selbfthülfe, fomeit fie dazu nöthig Ift, zu vertheivigen, ohne 
daß er dadurch Unrecht thäte oder dem Andern ben etwa durch die Vertheidigung zugefügten 
Schaden erfegen müßte. &8 hat fürß zweite ver im Befigftand Befindliche, fofern der Andere 
gerichtlich mit ihm rechten und ihn fo aus dem Befig verbrängen will, nicht, wie Savigny 
fagte, als Folge des Verhältniffes des Beklagten, ſondern als Folge des Beſitzes, das Recht, 
iediglich von dem Gegner den Beweis eines beſſern Rechts zu verlangen, ohne ſeinerſeits auch 
nur irgend den Grund ſeines Beſitzes angeben zu müſſen. Sofern ferner drittens die beider: 
feitigen Anſprüche und Beweife gleich find, flegt der Beſitzende. Auch hat der Befiger endlich 
viertens, wenn er aud) aus feinem Beligftand zu weichen verurtheilt wäre, ein Retentionsrecht, 
das Heißt, er braudt den Bejigftand nicht eher aufzugeben, bis ihm der Gegner Das, was er ihm 
als Gegenleiftung in Beziehung auf venfelben, z. B. als nüglie und nothwendige Verwen⸗ 
dungen auf eine Sache ſchuidig ift, was alfo mit dem zurückzugebenden Befig conner ift, geleis 
ſtet hat.?) Das Kanoniſche Recht dehnte nicht blos überhaupt alle roͤmiſchen Beſitzrechte, auch 
die nachher zu erwähnenden höhern (denn der Detentionsbeſitz geht auch ſchon im Römiſchen 
Recht über dad Sachenrecht hinaus) auf Verhältniffe des dffentlichen Rechts aus, z. B. auf die 
biſchöfliche Amtsgewalt, die Gerichtsbarkeit und Landeshoheit, ebenſo auf Zehnten, Grund⸗ 
zinſen, Frohnden. Es gab auch durch da ſogenannte remedium spolii in dem Falle, wenn Je: 
mand aus irgendeinem factifhen Zuftand oder Beſitzſtand, welcher nur dem gemeinen Rechte 
nicht wierflreitet, bereits verdrängt war, ein Recht der vorläufigen Wieverherftellung des Be: 
ñtzſtandes oder auf Aufhebung dieſer Störung des Friedensſtandes (spolium). Dieſes Rechto- 


9) ©. die Beweiſe in K. Welcker's „‚Syftem’, I, S. 615, und vergl. Thibaut, „Pandelten“, 
58. 204, 222, 224. 2. 
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mittel kann als Klage und als Einrede geltend gemacht werden ſogar ſelbſt gegen die Erben, 
gegen dritte Befitzer, wenn fie wußten, daß ein Spolium vorhanden war. ?) 

2) Das proviforifche Recht, der Interdictenbeſitz (possessio fhlehtweg, und im Gegenfag 
gegen bie erftere oder geringere Gattung, auch der Civil- oder juriſtiſche Beſitz, im Gegenſatz 
gegen bie dritte oder höhere Gattung aber ebenfalld noch possessio naturalis). Hier ſchüten 
die Gefege ſchon nit blos die reine äußere Thatſache des Beſitzes als ſolche und ohne irgend: 
eine juriftifche Bedingung derſelben zu fodern, fondern fie behandeln vorläufig und mit Ab: 
fonderung ber tiefern und längern Unterſuchung über das befinitive Recht ven Befig ald pro: 
viſoriſches Sachenrecht des Beſitzers und geben ihm fo einftweilen zu feinem und des Friedens⸗ 
ſtandes Beften felbft vor Gericht eine fehnelle einfhweilige Hülfe, bis im Iangfamen Proceß über 
daß befinitive Recht etwa der Gegner dieſes für fidh ermeift. Sie fodern daher hier auch ſchon 
wenigftens die nöthigften äußern juriftifchen Bedingungen für ein ſolches proviforifches Saden: 
recht, nänılid a) eine Perfon und b) eine Sache, in Beziehung auf melde definitives Sagen: 
recht flattfinden könnte (d. h. früher körperliche Sachen, dann aber auch gewiffe als Saden 
betrachtete Rechte, wie eine Erbſchaft), und ſodann c) bie erklärte Abficht des Beſitzers, var 
er die Sache als feine Sache befige. Sie gehen dann auch in ven Wirkungen dieſes Beſitzes über 
die reine äußere Thatſache des gegenwärtigen factiſchen Beſitzes hinaus. Sie fügen zu den vier 
Rechten jener bloßen Detention noch das fünfte, das Recht der Intervicte hinzu. Mit dieſem 
Tann ver Beflger im ſchnellen Proceßgange fogar Elagend und feldft, wenn er das äußere Factum 
des Beſitzes bereits verlor, gegen ven Beiigftörer auftreten und von ihm proviſoriſche Ungeftoͤr⸗ 
heit ober Wieverherftellung feines Beſitzes fodern, folange bis im befimitiven Rechtsſtreit 
ein befjered Necht an der Sache gegen ihn bewiefen ift. Durd) das remedium spolii fann ber 
Beſitzer bei verlorenem Beſitz zum Theil felbft gegen Dritte Hülfe befommen, wie denn auch 
durch die deutſche Wehre oder Gewehre, wenn fie von einem blos phyſiſchen Beſitzſtand zu einem 
rechtlich verbürgten, gewehrten oder gewährten überging und hier ebenfaild eine Stufenteiter verz 
ſchiedener Bejigrechte bildete. (S. Eihhorn, „Deutiches Privatrecht“, 6.156, und, Rechtsgeſch.“, 
$. 356.) Die fummarifche Verhandlung nun über diefen Befig nennt man den Beſitzproceß, 
Possessorium, wobei denn, weil man nod) feine pojitiven Gründe hat, den Beſitzer wirklich ald 
den definitiven Cigenthümer zu vermuthen, ein Proceß über das befinitive Seht felbft, das 
Petitorium, vorbehalten wird. Sind im Streite über den Beſitz Thätlichkeiten zu bejorgen, ſo 
fol nad) ven Reichsgeſetzen die Obrigkeit mit einem möglihft fummariſchen Verfahren (pos- 
sessorium summarium) bazwifdentreten, die Sache entweder fequeftriren oder nad) bloßen 
Beiheinigungen ausmachen, wer zulegt im Beſitz war, d. h. den jüngften Befig Hatte, und ihm 
mit Vorbehalt ſowol des ordentlichen Beſitzproceſſes (possessorium ordinarium) wie bed peti⸗ 
torifhen vorläufig ven Beſitz zufprechen. Diefes Verfahren hat namentlich die deutſche Bunbed: 
gefeßgebung, indem fie alle Selbſthülfe unter den Bundeöglievern ausſchließt und in allen ihren 
Streitigkeiten untereinander die Competenz der Bunvesverfammlung begründet, dieſer letztetn 
in Beziehung auf ſolche Streitigkeiten zur Pflicht gemacht. Sie fol, wenn Thätlichfeiten zu be⸗ 
forgen oder eingetreten jind, vorläufige Maßregeln zur Verhütung und Abftellung jeder 
Selbfthülfe ergreifen und vor allem ven Beſitzſtand aufrecht erhalten. Insbeſondere ift fie be: 
fugt, bei Streitigkeiten über ven jüngften Befig auf Anrufen eines der freitenden Theile, durch 
den oberjten Gerichtshof eines benachbarten unbetheiligten Bundesgliedes denſelben ſumma⸗ 
riſch unterfuchen und entſcheiden zu laſſen und dieſen Beſcheid alsdann zu vollziehen. *) 

5) Das präfumtive Recht ober der Verjährungsbeſitz (possessio civilis Im engern Sinne). 
Um ber Ungewißheit des Eigenthums ein Ende zu machen (pro bono publico ne rerum do- 
minia diutius incerla essent), haben vie Gefege die Verjährung erfunden. Sie wollen eined: 
theils verhindern, daß ich auch bet all meinen lange befeflenen Sachen immer in Gefahr ſchwebe, 
daß mir Jemand Proceffe darüber mat, Proceſſe namentlich aus alten Zeiten, wo die Beweile 
ſchwer oder unmöglid find, die alfo die Sicherheit und Feſtigkeit bes Friedensſtandes ſtören. 
Sie fodern daher andererfeits, daß jeder zur rechten Zeit Flage und ſich den Verluſt feines Rechts 
feloft zuſchreibe, wenn er nachläſſig die Rechtsverfolgung unterläft. Auf dieſen beiden Umſtän⸗ 
den und Rechtsfodernngen ruht die Verjährung. Verjährung int Allgemeinen heißt Erwerb 
und Verluft durch einen gejeglich beftimmten Ablauf der Zeit. Man teilt jie in die erloͤſchende 


3) Corp. jur. Canon. c. 3. C.3. qu. 1u. 2, u. Tit. X. de resüt. spoliat. Thibaut, „Bandeften“, 
231 


4) S. Bundesacte, Art. 11. Wiener Schlufacte von 1920, Art. 19 u. 20. Beſchluß der 
Ymbesverfommlung vom 16. Juni 1817, Art. 1, und Klüber, „Öffentliches Recht”, $. 172. 
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oder die Klagenverjährung, wodurch zunächſt Jemand ein Klagrecht verliert, weil er zu lange 
mit feiner Klage wartete, ober bie erwerbende (Erſitzung, usucapio), durch welche zunaͤchſt Je— 
mand vermittelft eines längern Beſitzſtandes Das, was er befeffen hat, definitiv erwirbt. Zu der 
legtern nun wirb der Regel nach erfodert ein Befig mit gutem Nechtögrund und guten Glau— 
ben: dieſes Heißt, ver Beſitz muß auf ſolche Art erworben fein, daß der Befiger ehrlid, glauben 
konnte, dadurch das definitive Recht zur Sache erworben zu haben (justus titulus), und ed muß 
auch während des Bejiged (nad Kanonifhen Recht) fortvauernd der Befiger in dem guten 
Glauben gewefen fein, Niemand habe ein befferes Recht zu befigen (bona fides). Sodann muß 
es ein Gegenftand fein, welcher nach den Gefegen durch Verjährung erworben werden Fann. 
Sind nun aber diefe Bedingungen vorhanden, fo bilden diefelben, wenn auch noch nicht die zur 
wirflihen Verjährung nöthige Zeitdauer abgelaufen ift, doch gute pojitive Gründe, Jemanden 
als den wirklich Berechtigten rechtlich zu vermuthen und fo zu behandeln, biß etwa ver beffere 
wahre Berechtigte ſich finden follte, vem er dann, wenn die Verjährung noch nicht abgelaufen 
iſt, natürlich weichen muß. So fnüpfen fi alfo an dieſen Verjährungsbefig noch zwei neue 
Wirkungen zu jenen fünf erften, die eine ift das Recht, durch den ununterbrodenen Befig 
während einer gewiflen Zeitdauer die Sache eigenthümlich zu erwerben (nämlic) bei beweglichen 
Saden in drei, bei unbeweglichen, wenn bie Parteien in derfelben Provinz wohnen, in zehn, 
ſonſt in zwanzig Jahren), fofern nur während diefer Zeit der Berechtigte hätte Flagen Fönnen. 
Diefes wahre Recht nun darf dem Verjährungsbeſitzer Niemand, ohne zum Schabenerfag ver= 
pflichtet zu fein, rechtswidrig flören. Das andere Recht befteht darin, daß er dem wahren Eigen: 
thümer nichts ſchuldig ift, wegen der Verfügungen über bie Sache, wegen feines vermuthlichen 
Eigenthums, und daß er namentlich die bereits verzehrten und bie als bewegliche Sachen ver= 
jährten Früchte nicht herauszugeben braucht. 

Selbſt aber, wenn zwar die übrigen Bedingungen biefer orbentlihen Verjährung vorhun⸗ 
den find, die Sachen aber von biefer orbentlihen Verjährung ausgenommen find, und auch 
wenn ein gerechter Titel nicht nachweisbar ift, kann der VBeflger doch durch die außerordentliche 
Beriährung in breißig ober vierzig Jahren erwerben. Wenn endlich auch felbft für dieſe außer: 
ordentliche Verjährung die nöthigen Bedingungen fehlen, fo tritt doch noch eine unvordenkliche 
Verjährung ein. Diefe befteht darin, daß, wenn fid) Jemand über Menfchengevenfen hinaus 
in dem ununterbrochenen Bejigftand eines Rechts befunden hat, es juriftifch fo angefehen oder 
präfumirt wird, ald habe er ven Gegenftand diefes Befigftandes rechtmäßig erworben. Es ift 
dieſes alfo ebenfalld nur eine Vermutung für ven rechtmäßigen Erwerb, welde die deutſche 
Praris eingeführt Hat, und welche als ſolche zwar vor Proceſſen aus veralteten thatſächlichen 
Beranlaffungen ſchuͤtzt, aber freilich ver juriftifh erfennbaren abfoluten Rechtswidrigkeit eines 
ſolchen Beflgftandes weichen müßte. 

Nach allem Bisherigen ift alles Befigrecht immer noch fehr verſchieden von dem eigentlichen 
definitiven Recht felbft, bildet immer noch die äußere oder factifche Seite des Rechtsverhältniſſes. 
Aber um die gefellfchaftlihen Bedürfniſſe zu befriedigen und um ben Frieden und die Sicher⸗ 
heit der Rechte zu fihern, wurde der Befig zugleich auch abgeſondert für ſich allein ſchon zu einem 
Recht erhoben. Nur foll ed nie im erkennbaren Gegenfag gegen das wahre befinitive Recht 
ſelbſt und nie als ein definitives Recht, fondern nur als ein ſehr bedingtes und beſchränktes 
Recht beſchränkt geſchützt werden. Hieraus erklärt ſich ein gewiffer Wechſel der gefeglihen Bes 
zeichnungen Über den Bejig, wonad er bald Thatſache, bald Recht genannt wird (ähnlich der 
obigen boppelten Benennung possessio naturalis), fowie die an ſich ſonderbare Behauptung 
der neuern Juriften, der Beſitz fei ganz und gar fein Rechtsverhältniß und fein Nedt. 5) Er 
iſt nur nicht das definitive, eheer auch in dieſes durch die Verjährung organifch übergegangen ift. 

Das Privatrecht und fo aud) die bisher angegebene Befigtheorte bildet das allgemeine reine 
Recht aus durch die Verhältniffe ver politiſchen Körperfchaften der Staaten, alfo im Völkerrecht, 
tm volkerrechtlichen Bundesrecht und noch mehr im Staatsrecht entfliehen allerdings einzelne 
eigenthümliche Geftaltungen oder Abweichungen ver allgemeinen Beſitzrechte und ihrer Schutz⸗ 


5) Mir erfreulich flimmt Fritz, „Erläuterungen zu Wening = Ingenheim’s Lehrbuch" (Sreiburg 
1833), I, ©. 213, meinen Gründen gegen Savigny bei, daß jene obigen rechtlichen Folgen der verſchie⸗ 
denen Arten des Beſitzes wirkliche Beipreihte und zivar bie römifchen auch Sachenrechte feien. Dennoch 
aber fagt er, „ber Befig fei nicht felbit ein Recht, obgleich er Rechte erzeugt, fonft müßte es auch der 
Vertrag fein”. Aber das abgefchloffene Vertragsverhältnig und das Recht auf daſſelbe ift Rechtsver⸗ 
haͤltniß und Recht und ebenfo das erworbene Befpvorpäfmig und das Recht darauf; ebenfo gut wie 
Figentgumsverhältnig und Eigenthumorecht. 


. 
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mittel. Hiervon abgeſehen aber gelten auch hier jene oben aus den Rechtsverhältnifſen abgelei: 
teten, dem feſten Frieden und Vertrauen und der Rechtsſicherung entſprechenden Grundfäge, 
fowie die Nothwendigkeit, ſtets die factifche und die rechtliche Seite ver Rechtsverhaltniſſe moͤglichſt 
miteinander zu einigen und auszugleichen. 

Die Eigenthümlichkeiten zun ächſt im Völkerrecht ergeben fih 1) aus dem eigenthümlichen 
Gegenftand des Rechts und des Vefiges im Völkerverhältniß. Die Hoheits- oder Sou⸗ 
veränetätörehte können zwar aud mittelbar auf Saden, ein Gebiet, ein Land ſich 
beziehen, unmittelbar und zunächſt aber ift ihr Gegenftand Dad Regierungsrecht ober vie 
Hoheitsgewalt in Beziehung auf Das, was in dem Gebiete oder mad von den ber Staatöhopeit 
Unterworfenen vorgenommen wird. Diefe Hoheitögewalt erſcheint ſchon in dem gemeinen Recht, 
namentlich in denn Ranonifchen, ald eine unkörperlihe Sache, welche ganz oder in Beziehung auf 
einzelne Theile, in Beziehung auf befonvere Hoheitsrechte und Gebietsſtrecken befeflen werten 
kann. Sie gibt aber auch in Beziehung auf alle ihr unterworfenen Eörperlihen Sachen dad 
Recht, fie gegen Nichtberechtigte zu vertreten und zu fügen. 2) Dadurch, daß unter Völkern 
Höhere geſetzgebende und richterliche Gewalt fehlt, fallen hier die richterlihen Schugmittel ed 
Beſitzes, wie Interdicte, ebenfo die pofitin gefegligen Verjährungäftrafen und Bein: 
gungen hinweg. Im übrigen machen die Völker ebenfo gut wie Privatberehtigte die obigen 
dreifachen Beſitz rechte geltend. 

Durch befondere Bundes- und ſchiedsgerichtliche Einrichtungen aber fünnen auch die Völker 
ober Staaten bie gewöhnlichen richterlichen Schugrechte uch erhalten. So galten dieſelben im 
Deutfchen Reid, wo die Halbfouveränen Staaten und Regierungen und ihre Streitigkeiten, 
namentlid) aud) die über die juriftiiche Sache ihrer Landeshoheitsgewalt den RKeichsgeſetzen und 
Gerichten untergeorbnet waren und aud) die Befigrechte ganz wie die der Privaten geſchützt 
wurden. Ähnliches aber muß auch jegt im völferrehtlihen Deutfhen Bunde eintte— 
ten, weil bundesvertragsmäßig die Bundesftaaten alle ihre Streitigkeiten untereinander, mithin 
auch die Befigftreitigkeiten über Hoheitsrechte der gerichtlichen Entſcheidung einer Bundesaus⸗ 
trägalinftanz überlaflen Haben, die, ſoweit nicht befondere abweichende Beſtimmungen anverd 
verfügen, nad) dem gemeinen Recht entfcheiven ſoll, foweit ed auf die jegigen Verhältniſſe ver 
Bundesglieder noch anwendbar it (Schlußacte, Art. 20 u. 25). 

Hiernach fommen alfo in Beziehung auf die Streitigkeiten der Bundesſtaaten untereinander 
alle drei oben angegebenen Arten ver Beſitzrechte, und aud) die Verjährungen und ihre Termine 
ſelbſt rückſichtlich der Hoheitörechte zur Anwendung ebenfo wie ehemals im Rei. Es muß aber 
aud im gemöhnlicden Völkerrecht die Rechtsvermuthung für einen mit gutem Nechtögrund und 
mit gutem Glauben flattfindenden Befig überall fi wirkfam zeigen, ebenfo die Rechtsvermu⸗ 
thung eines unvordenklichen Befiges. Die orbentlihe und außerordentliche Verjährung aber 
wird unter fouveränen Völkern in der Regel darum, weil für fie Fein gefeglich beftimmter Ter: 
min vorgejchrieben ift, nicht ftattfinven ©), fo oft man ſich auch darauf berufen hat. Doch können 
fie einen folgen z. B. durch Friedensſchlüſſe, durch beflimnte Normaljahre feftfegen, ſodaß 
ältere nicht erledigte Rechtsanſprüche ausgejchloffen werden. Klüber?) freilich ſchließt auch alle 
Verjährung zwifhen den Bundesgliedern aus, Martens dagegen Täht richtiger Hier dieſelbe 
noch überall zu, wie zu den Zeiten des Reichs. 

In Beziehung aufdieinnern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ergeben fidh ats Ci⸗ 
genthümlichkeiten: A) ver foeben auch für das Völkerrecht angegebene eigenthümliche Gegen: 
fand. 2) Im Staatsrecht hat die Regierung innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen 
Gewalt gegenüber ihren Organen und den Bürgern die höchſte entfheidende Ge: 
walt. Ihr Ausfprud Hat alfo infomweit die Rechtsvermuthung der Gültigfeit. Dadurch ver: 
fhwinden gegenüber einem formellverfaffungsmäßigen Ausfprucdje ver öffent 
lichen Gewalt die blos proviforiichen und präjumtiven Beſitzrechte. So hat z. B. der Beamte 
in Beziehung auf die juriftifhe Sache des ihm als Amtsgewalt übertragenen Hoheitsrechts bei 
entſtehendem Verdacht, daß er zur Amtsverwaltung nicht würdig, alſo nicht berechtigt ſei, mad 
den meiften Staatsgeſetzen ſich ſchon proviſoriſch einer verfaflungsmäßigen Suspenjion zu 
fügen, welde hier ihm den Beſitz ber Amtsgewalt vor ber definitiven Entſcheldung entzieht. 
Überhaupt aber, und auch in Beziehung auf folhe öffentliche Nechte, wie landſtändiſches ober 
Gemeinde⸗-Recht, wo ähnliche politive Beſtimmungen fehlen, und felbft in Beziehung auf feine 





6) Klüber, „Droit des gens“, $$. 6 u. 125. Martens, „Precis du droit des gens“, $$. 70, TI. 
T) ©. aud) „Dffentliches Recht des Bundes“, $. 68. 


Beſitz 615 


Privatverhältniffe muß der Bürger einem and nur formell verfaffungsmäßigen Bes 
ſchluß der höchſten Gewalt und ihrer Organe die factifhe Gewalt ver Seſitzſchützung felbft 
gegen eine definitiv ober materiell nicht vehtögemäße Verfügung unterlaffen. Er fann nur auf 
allen verfaffungsmäßigen Wegen gegen etwaiged materielle® Unrecht und feine Kolgen ſich ver= 
theidigen. Zu folder Vertheivigung kann nur der Rechtsweg vor den Landesgerichten oder vor 
Schiedsgerichten oder das Beſchwerderecht bei höhern Behörden, bei dem Negenten oder ven 
Ständen, oder vor dem Forum der Öffentlihen Meinung verfaffungsmäßig zuftehen. 

3) Die Öffentlichen Rechte find zun ächſt nesöffentlihen Wohls wegen und für daſ⸗ 
felbe beftimmt. Sobald aljo die höchſten Organe, welche endgültig über dieſes Öffentliche Wohl 
und die für daffelbe begründeten Öffentlichen Rechte und Einrichtungen zu entſcheiden haben, 
Öffentliche Rechte verändern oder entziehen, kann gegen fie Niemand in Staate Befig oder Ber- 
jährung diefer Rechte geltend machen. Die rein Öffentlichen Rechte oder alle Regierungsrechte, 
ſtändiſche Rechte u. ſ. w. entſtehen für das Geſammtwohl Aller nad) dem verfaflungsmäßigen 
Sefamntwillen und können für und durch diefelben auf verfaffungsmäßigem Wege ftetd geän= 
dert werden. Sie dürfen nit gegen ſolche definitive Rechtsbeſtimmung vermittelft ans 
gebliher Beſitz⸗ und Verjährungsrechte geſchützt, in Privatrechte umgekehrt und dem öffentlichen 
Wohl entzogen werden. Sonft löft fi, wie im Mittelalter, der Staat anarchiſch auf und zer= 
fältt in eine Reihe von privatrehtlich berechtigten Fauſtrechtsrittern und Corporationen. Freilich 
wird auch hier das Öffentliche Wohl oder Politik und Öffentliches Necht ſelbſt fodern, ven Beſitz, 
zumal langjährigen Befig, inſoweit zu fhonen, ald es das öffentliche Wohl und die Gerechtig- 
Eeit erlauben. Weiter hinaus aber wird ſelbſt nicht einmal Entſchädigung gefodert werden kön⸗ 
nen, wie ed denn z. B. auch dent Briten nicht einfiel, bei ihrer Barlamentsreform die Beſiher der 
verfaulten Flecken, Die voch ſchöne Vortheile von ihren Wahlrechten hatten, wegen ver Aufhebung 
derfelben zu entſchädigen. ine Entſchädigung für veränderte Öffentlihe Steuerrehte und 
Steuerpflihten over für aufgehobene Steuerbefreiung, wie fie jet viele preußifche Adelige 
fodern, iſt darum doppelt verkehrt, weil fie in anderer Form die aufzuhebende öffentliche Unge= 
rechtigkeit wieberherftellt. Es ift ja einerlei, ob der Staat die Steuern erhebt ober fie wieder zu= 
rüderſtattet. Jeder, der ein Öffentliches Recht over lediglich durch daſſelbe beſtehende Verhältniſſe 
befigt, weiß es auch ald Käufer zum voraus, daß, fowie das Öffentliche Wohl es fodert, Verände: 
tung eintreten muß. Etwas Anderes aber ift es, wenn nicht von abfichtlihen von ver höch⸗ 
ften Gewalt verfaffungsmäßig beflimmten Veränderungen die Rebe ift, ſondern 
wenn nurnad dem beftehenden Staatsrecht Streitigkeiten entftehen, wen etwa dieſe 
oder jene Öffentlichen Rechte zuftehen. Hier werben allermindeftens bie den obigen Beſitzrechten 
zu Grunde liegenden Geſichtspunkte geachtet werden müffen. 

Überhaupt aber müffen wir wiberfprehen, wenn man nod über die vorhin angegebenen 
Beſchränkungen hinaus die Bejigrechte in Beziehung auf Öffentliche Mechtöverhältniffe ableug- 
nen will. Die Nebel der Naturphilofophie, melde, wegen ihrer Zerftörung aller wirklichen 
Freiheit durch naturgeſetzliche Nothwendigkeit, als Grundlage wenigftens für die praftifche 
Moral und Rechtslehre völlig untauglich ift, verſchwinden gottlob allmälig wieder in unferer 
Juriöprudenz. In ihren ganz unfrel gewordenen Staatdorganismen war der Charakter wirf- 
licher, auf gegenfeitigem freien Anerfennen und Wollen freier Perſoönlichkeiten, auf freien Ver⸗ 
trägen beruhenden Rechte gänzlich verſchwunden. Diefe ewige, durch die Natur der Dinge wie 
durch alfe römischen und germaniſchen Nehtöquellen gegebene Grundlage alles Rechts, nämlich 
den Charakter wirklicher Rechte und die Vertragsbegründung, ließ man nothgedrungen höchſtens 
nur den Privatrehten. Man vergaß, daß Privat: und Öffentliches Recht nur zwei theilmeife 
verſchieden mobiflcirte Seiten (positiones) des Rechts jind, nad welchen allervingd auch Ver: 
träge und Vertragsrechte im Öffentlichen und Privatrechte verſchieden mobifieirt find; daß aber 
beide gleiche Wefenheit haben, und daß fe im wirklichen organifhen Staatöleben zum Theil 
zufanmenhängen und ineinander übergehen. Wir müflen alſo auch felbft einem fo vortreffli 
chen Staatögelehrten wie H. A. Zachariä widerſprechen, wenn er („Staatöredt", 2. Aufl., I, 
$.135, 143fg., und „Staatswörterbud“, 11,96) lehrt, man Fönne bei wirklich öffentlichen 
Rechten, wie Staatsdienſt- und Nepräjentationsverhältniffen, landftändiichen und gemeindlichen, 
nicht von Bejig= und Vertragsrechten reden. Sie und mithin unfere obigen dreifachen Beſitz⸗ 
rechte machen Anſpruch auf angemeffene rechtliche Geltung und Durdführung, foweit jie nicht 
durd) die angegebenen eigenthuͤmlichen Modificattonen des Öffentlichen Rechts mobificirt find. 
So werben aud) alle Öffentlichen Nechte gegen formelle verfaffungd- und tedhtäwidrige factiſche 
Angriffe mit den Schugmitteln des Defenjlondbejlges vertheidigt werden können (j. Rothwehr), 
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und ſelbſt das proviforifche Recht, der fogenannte Interbictenbeflg over der Schug der vorlis: 
figen Fortdauer des factiſchen Verhältniffes bis zur gültigen Entſcheidung, wird bei Voraus 
fegung der rechtlichen Bedingungen fogar für die Amtögewalt gelten, fofern nicht eine for: 
mell verfaffungsmäßige Entſcheidung ver höchſten Gewalt vorliegt, fofern namentlich nicht bie 
allerdings vielfach ſehr zweckmäßige proviſoriſche Suspenfion durch pofltive Geſetze beftimmı 
ift. So galt e8 aud) ftet8 nad} den gemeinen veutfhen wie nach englifhem Recht. Der That: 
ſache ſelbſt widerſprechend ift es, wenn Zachariä leugnet, daß das öffentliche Dienſtverhältniz 
6108 durch einen Willensact der Staatögewalt entftehe und der Staatsdiener niemals ein wirk⸗ 
liches Recht (ein jus quaefitum) auf das Amt habe, und daß die entgegengefegte Auf den 
Staatsdienſt zu einem Privatrecht herabwürdige. Es wiberfprict der Behauptung, daj das 
Staatsvienftverhältniß, auch das nicht auf Zwangsdienſt beruhende, blos Burdy den Wilas: 
act ver Staatögewalt entftehe, fogar die unmittelbare Thatſache. Die freie Einwilligung us 
Staatödieners, bedingt durch die Leiftungen der Staatsgewalt, ift aud da, wo nicht ei 
aus dem Auslande Berufene vollſtändig darüber vertragsmäßig verhandeln, ebenfo nothwen: 
dig für ein gültige Dienftverhältnig wie die ebenfalls bedingte Einwilligung Der Regie 
rung. Es iſt aber gegen allen claffiihen und germanifhen Sprachgebrauch, folde gegenfeiry 
fi) bedingende Ginwilligung über die Begründung eines rechtlichen Verhältniffes etwa deshälb 
feinen Vertrag nennen zu wollen, weil durch denfelben theilweife Öffentlie, zunächft, bad 
Staatswohl bezwedende Rechte und Pflichten begründetwerben follen. Es werben zugleich auf 
wirkliche, das Privatintereffe der freien Perfönlichkeit des Beamten bezweckende Privatrechte be⸗ 
grünbet, wie namentlid das Recht auf Beſoldung und Penſion, und auf Anerkennung ehren: 
voller, nit fhimpfliher Amtdverwaltung. In Beziehung auf fie mußte felbft jener neue 
Sprachgebrauch den alten Namen zugeftehen. Es find aber aud die öffentlichen Rechte mit 
freien Perſoͤnlichkeiten verknüpft, ihnen zufländig, und in ihrer Entftehung ober Anerkennung 
wie in ihrer Anwendung von ihrem rechtlichen Willen abhängig, ſodaß bei gegenfeitig ſich bes 
dingender Einwilligung au hier vertragsmäßige Verpflichtungen entfiehen. Daß dabei 
bie zunächſt berechtigte Perfönlichkeit als Nepräfentant anderer erfceint, und daß ſie ihre 
Willensbeftimmungen nad ihren Pflichten zunaͤchſt fürs öffentliche Wohl faffen foll, dieſes 
ändert auch nichts in Beziehung auf die Vertragsform. Auch der Familienvater verfügt über 
fein Cigenthum ald Verwalter oder Repräfentant ver Bamilie, und alles Privatrecht wird zus 
gewieſen und geheiligt nad) dem Gedanken, daß-+8 der Berechtigte für feine erfannten Pflichten, 
für feine irdiſche Beſtimmung gebrauden fol, Es iſt nur der Unterfchieb, daß der Träger bes 
öffentlichen Rechts das ihm (alfo ebenfalls privativ) zugewieſene dffentliche Recht je nach feiner 
Überzeugung für das Stantöwohl, für die Staatsbeſtimmung verwenden fol, während er das 
Privatrecht zunächſt für die Privatbeflimmung verwenden foll. Id fage zunächſt, denn mittel: 
bar und zulegt follen alle Privatrechte und ebenfo alle öffentlichen dem Befanımtwohl, ver Ge⸗ 
fammtbeftimmung aller Bürger dienen. Nicht reine Willfür, wohl aber freies Arbitrium hat 
dabei jeder Öffentlich Berechtigte und jeder Privatberechtigte innerhalb des Rechts. Die verderb⸗ 
! lichen Folgen der modernen Theorie, welche hier Zachariä der freilih oft zu ausſchließ— 
| li privatlichen des frühern deutſchen Rechts entgegenftellt, verwirft ex jicherlich felbft. 
| Sie beftehen aber rückſichtlich des Staatsdienſtes in jener rufifhen Staatöbienereinrichtung, 






welche die Staatödiener zu willen= und rechtloſen Sklaven erniedrigt. 

Ebenfo wenig vortheilhaft aber wirken auch die Folgen derjenigen Rechtstheorien, welche 
in Beziehung auf Landftände und Gemeinden, zumal ohne zuvor für andere wirkſame Schutz⸗ 
mittel ihrer Rechte zu forgen, die altdeutſchen in England theils fortbeftehennen, theils durch 
neue wirffame Öffentlihe Schugmittel erfegten freien Vertheidigungs- und Schugmittel des 
Beſitzes aufheben. Diefes ift hier um fo verderblicher, weil im ſtaatsrechtlichen Verhältniß wie 
im Privatrecht ein ſtetig durchgreifender rechtlicher Schug möglich ifl, und weil deshalb vie 
factifhen oder Bejigverhältniffe, zumal zu Ounften der Macht, mehr als gewöhnlich ſich zu 
definitiven Zuftänden erheben. i 

Gewißlich gebt es nichts dem Weſen freier Nationen Widerſprechenderes, nichts Unhiſtori⸗ 
ſcheres und Verderblicheres, als jene Anſicht, welche dad öffentliche Recht nicht mehr al8 wa h⸗ 
res Recht behandelt, welde für vafelbe Bertvagmäßigfeit und vollfommene redt= 
liche Schutzmittel, und welde die der gleichen Heiligkeit alles Rechts entſprechende gleiche 
Gültigkeit der Verfaſſungs- wie der Negierungsrehte verleugnet. Gier 
liegt, wie auch neuerlich Gneift gründlich nachwies, der Hauptunterſchied unferer ſchwächlichen 
neudeutſchen und der britifchen Freiheit. 
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Übrigens können anerkanntermaßen, ähnlich wie nad) dem Obigen im Voͤlkerrecht, die Bun⸗ 
des = und fhiedögerichtlichen Einrichtungen, vie aud) für ſtaatsrechtliche Verhältniffe allgemeinen 
Gerichte oder befonvere Reichs- und Staatögerihtöhöfe, fowie früher in Deutſchland jegt in 
Nordamerika, vollfonımene gerihtlihe Schugmittel namentlich aud der dreifachen Beſitzrechte 
begründen, und ſelbſt ohne dieſes muß auch Zachariä für ganze Claſſen wie Nechte, welche nicht 
völlig reine Privatrechte jind, den Rechtsſchutz unferer gewöhnlichen Gerichte in Beziehung auf 
die poffefforifchen wie die petitorifhen Rechtsanſprüche anerkennen. Hierher gehören na= 
mentlich: 1) die Privatverhältniffe des Souveränd und feiner Familie; 2) die dem Staate felbft 
zuftänhigen Privatrecdhte wie dad Kammergut ober Domanium, foweit ed aus Privatgütern 
und Rechten befteht; 3) die uneigentlichen oder die nugbaren Regalien, d. h. ſolche urſpruͤnglich 
privatrechtlichen Rechte, welche das pofitive Staatsrecht dem Staate oder Regenten zufchreibt, 
3. B. dad Salzregal; A) diejenigen wirklichen Hoheitsrechte, welche (der Regel nad) in Verbins 
dung mit einem Grundbefig) von Unterthanen eigenthümlich erworben und befeflen werden 
können, wie Patrimonialgerichtöbarfeit und wie bie ſtandes- und grundherrlichen Hoheitsrechte 
nad) Art.14 der Bundesacte. Es find nur wenige Abweichungen von den gewöhnlichen Beſitz⸗ 
rechten, dieman hier behauptet, fo namentlich, daß (nad Analogie des Cap. I. de praescripto 
invito) die allgemeine Rechtsregel, daß der Beſitzer einen titulus possessionis anzugeben 
brauche, hier durch Die Vermuthung ver Zuftänbigkeit aller Regierungsrechte für die Regierung, 
und daß deshalb auch die Scheidung des Petitoriumd von dem Poſſeſſorium Hintwegfalle. 

Bei allen vier Claſſen tritt gar Feiner jener obigen Ausnahmögründe der rein öffentlichen 
Rechte ein, die allgemeinen Beſitzrechte hier wegfallen zu laffen. Sie treten in den Privatver= 
kehr und Befig und nehmen in demfelben an feinen Gefegen theil. Einzelne Movificationen, 
welche das fpätere Römifche Recht durch Privilegien für den Fiscus eintreten läßt, gehören nicht 
dem Hecht, fondern dem Unrecht des Taiferlihen Despotismus an. 

Eine eigenthümliche Art von Beſitzrecht aber, welchem fogar eine vefinitive Rechtsgültigkeit 
— 518 zu einer etwaigen Abänderung auf verfaffungsmäßigen Wege — beigelegt ift, begründet 
noch die Wiener Schlußacte im Art. 56 durch die Beflimmung: „Die in anerkannter Wirk- 
fanıkeit beftehenden landſtändiſchen Verfaffungen können nur auf verfaflungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werben.” 

Diefe neue, von den drei obigen verſchiedene Beſitzanerkennung ift entſchieden vortrefflich, 
dem Öffentlihen Recht entſprechend und zeitgemäß. Das Öffentliche Recht bedarf ftets, e8 be⸗ 
durfte vollends nad) dem Zufanmenfinfen des Feudalgebäudes und ebenfo ver fpätern despo— 
tiſchen und revolutionären Zuftände einer vem allgemeinen Wohl und ben Zeitverhältniffen 
entfprechenden Verjüngung. Alle öffentlichen, alle Verfaſſungsrechte aber und alle öffentlich 
etlichen Perfönlichkeiten müffen ald Organe des Staats ſtets dem erfannten Öffentlichen Wohle 
fi und ihre Privatintereffen unterordnen und ihm gemäß auch verändert werden, während in 
Privatrecht das Öffentliche Wohl felbft fodext, daß dem Privatberechtigten fein Recht feſt bleibe 
und nur nad) feinem eigenen Willen veränderlich fei. Es gibt nächft jener Aufgebung ver vollen 
Rechtsgültigkeit ver dffentlihen Rechte nichts Verkehrteres, Inconfequenteres und fi felbft 
Wiverfprechenderes, als jene fogenannten Legitimitäts- und hiftorifhen Theorien, welche zwar 
zum Scheine behaupten, fie vertheibigten das durch angeblich hiſtoriſche naturgefegliche ober 
göttliche Nothwendigkeit gegebene und geheiligte Recht, bei genauerer Betrachtung aber aus ven 
ftet3 flüſſigen geſchichtlichen Erſcheinungen' und Einrichtungen gerade nur diejenigen auswäh— 
Ten, welde ihrem befondern Gelüften entfprechen. Diefe wollen fie dann für eivig fanonifiren, 
durch Bann= und Zauberformeln heiligen, namentlich auch als Privatrehte gegen die Bode: 
tungen bes Öffentlichen Wohls und Rechts fhügen, und ſoweit fie Macht Haben, gewaltfam ein= 
führen, herſtellen und behaupten. Ein Hauptführer diefer Partei, Hr. von Haller, war dabei 
naiv genug auf jever Seite feiner „Reftauration des Staat srechts“ einzugeftehen, daß er 
gar feinen Staat, fein Gemeinmwefen wolle, fonbern nur privatberegtigt natürliches Glücks- 
gut für die privilegirten fauſtrechtlichen Sieger des Feudalismus. So entftehen natürlid 
Stofungen, Verfrüppelungen und Krankheiten des Staatölebend. Die Anhänger der andern 
entgegengefegten Zuftänbe, namentlich aber auch die Freunde einer wirflihen Staatsordnung 
und der natürlichen, zugleich mit Stetigfeit und mit verfaffungsmäßiger Freiheit vor ſich gehen⸗ 
den Entwickelung, alle diefe ftreben natürlich mit mindeſtens gleicher, die legtern fogar mit beffe= 
ter Berehtigung für ihre Ideale. Sie verfpotten jene leeren Zauberformeln, und ftreifen mit 
Hülfe der Zeitbewegungen und ber neuen Volföbenürfniffe jene abgeftorbenen Hüllen ab, bald 
in tevolutionärer, bald in friedlichen Welfe. Die praktiſche Staatöweißheit muß nun dieſe 
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Kämpfe befeitigen oder ſchlichten. Es müffen aljo einerjeitd die von den neuen Verhältnifien 
und Bedürfniſſen gefoberten Verfaſſungseinrichtungen ins Leben treten koͤnnen und unter der 
Vorausſetzung der nöthigen Bedingungen zugleich einen nöthigen friedlichen Schutz erhalten. 
Es muß andererſeits zugleich der Weg eröffnet fein, biefen für den Frieden begrũndeten Befitz⸗ 
fand mit dem Recht und einem rechtlichen Fortſchritt zu einigen. Es muß in ſolcher Weiſe die 
obige Aufgabe alles Beſitzrechts: die Vereinigung friedlicher geſicherter Verhältniſſe mit wirk⸗ 
lich rechtlicher Begründung und Geſtaltung, gelöft werden. 

Dieſe Aufgabe lag 1820 zur Zeit jener Bundesbeſtimmung doppelt nahe. Nach dem Sturze 
des Feudalismus, des Abſolutismus und der Revolution ſollten in Deutſchland vernünftige, 
zeitgemäße landſtändiſche Verfaſſungen einen den fortgeſchrittenen Volks- und Culturbedürf⸗ 
niſſen entſprechenden Rechtszuſtand begründen. Dieſem Wege hatten bereits mehre Staaten, 
Baiern u. ſ. w., nicht mit bloßen Verſprechungen, ſondern durch wirklich eingeführte Freie Ver⸗ 
faſſungen entſprochen. Nun waren aber bereits und ſchon vor dem Karlsbader Congreß jene obi⸗ 
gen angeblich hiſtoriſchen und frommen Legitimitätsleute und Reactionäre aufgetreten, welche fih 
jene Haller'ſchen Privatglücksgüter des Abfolutismus und Ariftofratismus und die Abwehr 
zeitgemäßer Verfaſſungen durch die Foderung und die Form der alten Feudalſtände, durch die 
fogenannte ſtändiſche Verfaſſung fihern wollten. Ihnen gegenüber machten ji in allen deut: 
ſchen Ländern die neuen Volks: und Zeitbedürfniffe, die Freunde wirklicher, alfo zeitgemäßer con: 
flitutioneller oder repräfentativer Volks- und Staatöverfaffungen geltend, und viefe hatten ia 
zum Theil in ven neuen bairiſchen, badifchen, meimarifhen Verfaffungen Eiege erkämpft, 
welche man gegneriſcherſeits wieder in Frage zu ftellen ſuchte. Sie widerſprachen alfo ent 
ſchieden ven Reftaurationen und neuen Einführungen der alten feudalftändifchen Einrichtungen 
und Theorien. 

Jetzt beſtimmte alfo bie angeführte Bundesbeftimmung ficher fehr zeitgemäß, einestheils 
daß jeve bereits eingeführte „in anerkannter Wirkſamkeit beftehende Verfaſſung“ nicht einfeitig 
und gewaltfam bürfe aufgehoben werben. Sie foderte dabei mehr ald blos proviforifhen und 
präfuntiven Befig. Sie verlangt, daß die beiden Organe oder berechtigten Perfönlikeiten in 
Beziehung auf ven Verfaffungszuftand, die Regierung und die das regierte Volk repräfentis 
renden Landſtände, bie beſtehende Berfaffung in anerfannte Wirkſamkeit hätten treten laffen. 
Es wird aber nur dieſes näher beſtimmte factifhe oder poſſeſſoriſche Verhältniß 
gefodert, und nicht etwa, daß die Verfaſſung im Ganzen oder in allen einzelnen Theilen defi⸗ 
nitiv vehtögültig und ınit Heilighaltung früherer Rechte entflanden fei. Entſchieden beweift 
dieſes auch nad den unmittelbar vorhergehenden Beftimmungen berfelben Schlußacte der 
Art.55, welcher in Beziehung auf neue Begründungen von Verfaffungen ven einzelnen Staaten 
deren freie Geftaltung geftattet und nur fodert, daß man „biegegenwärtig obwaltenden 
Berhältniffe” und zugleich in folder freien zeitgemäßen Geftaltung auch bie „, früher 
gefeglich beftandenen Rechte berückſichtige“. 

Zugleich aber faßt jenes Bundesgeſetz mit Re die rechtliche Heiligung ber Beſitzzuſtände 
und die Freiheit einer ſtets möglichen, den rechtlichen und politifchen Überzeugungen der Regie: 
tung und der Stände entſprechenden zeitgemäßen Verbefferung ind Auge. Fuͤr rechtliche Hei: 
ligung wirkt e8 ſchon daß die beiden Betheiligten die Verfaffung in anerkannte Wirffanskeit 
treten ließen. Es wirkt zugleich für fie und für ven Fortſchritt, daß den beiden Betheiligten und 
ihrem Übereinfommen und nur allein diefem freie Anverungen zuftehen. Nut auf biefem 
verfaffungsmäßigen Wege ihrer gegenfeitigen Vereinbarung foll die Verfaffung geänbert wer: 
ben fönnen. Damit ſtimmt dann aud die Beſtimmung der einzelnen Verfaffungen überein. 
Blos factiſche und gewaltfame Befigverhältniffe follen ſtets verſchwinden. Zu blos unvollfom: 
mener befferer Art tritt völlig rechtliche Heiligung hinzu, fowie ſolche, die früher vielleicht mit 
den Recht übereinflimmten, denen aber durch veränderte Verhältniffe die Rehtöbegründung 
verloren ging, ebenfall® verfhwinden und fo überall Beſitz und Recht auögeglihen werden 
follen. So 3. B. waren früher manche Privilegien des Feudaladels rechtlich begründet, wie z. B. 
die Steuerfreiheit, ald er die Kriegsdienſte perjönlich Teiftete und mit eigener Nüftung beftritt. 
Als die Verhältniſſe ſich änderten, als die Bauern allein die Kriegsdienſte leifteten, auch nicht 
mehr vom Adel befhügt wurben, da mar die redhtliche Ausgleihung durch Aufhebung bodeulos 
geworbener Befigzuftände nothwendig. 

Alles diefes ift ebenfo entſchieden im Art. 56 enthalten ®), als es zeitgemäß und für alle 


I) Weiteres über Auslegung des Art. 56 im Art. Deutſches Landes-Staatsreht. 
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Zeiten gültig und vortrefflich ift. Wäre nur die Grundidee des Artifeld auch in dieſer Weiſe 
fletö auögelegt und durchgeführt worden! Doc) e8 war natürlich, da vom einfeitig reactionä= 
ten Standpunkte ebenfo gut ald vom einfeitig radicalen diefe wohlthätige Beftimmung oft miss 
deutet und misachtet wurde. So war ed z. B. Mar, daß das hannoverſche Staatsgrundgeſetz 
vom 26. Sept. 1833, und nicht minder wiederum das vom 5. Sept. 1848, und ebenfo bie jegt 
aufgehobenen kurheſſiſchen und mecklenburgiſchen Verfaffungen von den Betheiligten, von der 
Staatöregierung und der Ständeverfanmlung jahrelang anerfannt und ausgeübt wurben, alfo 
„in anerkannter Wirkjamfeit beſtanden“, daß fie mithin nur auf dem Wege freier Vereinbas 
rung ber Regierung und der Stände abgeändert oder aufgehoben werben fonnten. Nicht mins 
ver klar ift e8, daß die in diefen Verfaffungen enthaltenen Aufhebungen bodenlos gemworbener 
früherer Beſitzſtände und Privilegien dem Öffentlichen Wohl und ven Zeitverhäftniffen ange— 
meflene gerechte Ausgleihungen, und daß fie von den beiden Betheiligten gewollt und fo ver— 
faflungsmäßig begründet waren. Namentlich ift e8 Far, da in wirflihen Staaten, daß 
heutzutage der fouveräne Staat, die fouveräne Staatögewalt, der fouveräne Staatdorganis- 
mus und ver allein für ven Staat und die Stantöverfaffung gültige Staatswille nur gebildet 
werben durch die beftehenve Regierung und die beftehende Ständeverfammlung, daß alfo alle 
Unterthanen, ritterfchaftliche und andere Gorporationen, namentlich auch untergeorpnete Pro: 
vinzialftände feine Rechte der Miteinwilligung und des Widerſpruchs in Beziehung auf die 
„in anerkannter Wirkfamfeit beftehenne Verfaſſung“ haben. Das Allerwefentlihfte, was in 
Beziehung auf unfere heutigen Staatszuſtände und Verfaflungen „ven gegenwärtig obwalten= 
den Verhaͤltniſſen“ oder der neuern Zeit und Eultur entfpricht, dieſes befteht gerade darin, 
daß bie aus der Feudalanarchie entftandene Auflöfung der Staaten in bloße Privatſchutzver⸗ 
Bindungen wiederum wahren Staaten, Staatdorganifationen Plag gemacht haben, daß nıithin 
auch die frühere privatrehtlihe Natur der Regierungs- und landſtändiſchen Verhältniffe ver 
ſtaatsrechtlichen weichen mußte; daß den Iegtern, daß dem Souverän feine Unterthanen, Agna= 
ten, Ritter oder bloße Provinzialftände mit Sonderrechten widerftehen Tönnen. Daß nicht fie, 
fondern der Fürft und die Volfövertretung die einzigen Organe des fouveränen Staates 
willens find. > 

Überall aber wirb fo die tiefere Auffaffung und Behandlung ver Beſitzrechte, in ihrer rich— 
tigen Ausgleigung und Verbindung mit dem befinitiven Necht, zugleich friedliches Vertrauen 
und Sicherheit, die heilige Rechtsachtung und den friedlichen Fortſchritt in der Gefellichaft be— 
wahren. Ihre richtige Auffaflung wird einfeitige flantliche Theorien und Beftrebungen be— 
richtigen. So namentlich Hier jene Haller’fchen, fegitimiftifchen und Hiftorifchen, welche facti= 
fen Zuftänden ohne die wirkliche rechtliche Begründung und Sanction Hulbigen. So aud 
jene neu flaatörechtlihen radicalen, focialiftifchen, einfeitig idealen, melde durch einfeitige Anz 
griffe auf die beſtehenden oder Befigverhältniffe Frieden, Vertrauen, Sicherheit und Gefund- 
Heit ver Staatsordnung bedrohen und aufheben. Welder. 

Befoldung, Befoldungsfteuer. Die Hauptfragen, welche Hier in Erwägung fomnıen, 
beziehen fi zwar blos auf Staatsdiener oder Staatöbeamte und berfelben Gehalt; doch find 
unter dem allgemeinen Begriff ver Befoldung auch die Gehalte von Dienern oder Beamten ber 
Gemeinden, Körperfihaften, auch Standes- und Grundherren u. |. w. enthalten, und ebenfo 
muß eine umfaffende Lehre von der Beſoldungsſteuer auch auf biefe legtern ſich ausdehnen. 
Aus diefer Urſache zumal kann diefelbe nicht wohl unter dem Artikel „Staatsdienſt“ gegeben 
werben; doch wirh, infofern fie auf die allgemeinen rechtlichen und politifhen Prineipien vom 
Staatsdienſt gebaut oder damit in Verbindung ftehend ift, um Wiederholungen zu vermeiden, 
auf venfelben zu verweiſen fein. Es bietet übrigens die Lehre von der Befoldung und von der 
Befoldungsfteuer, auch infofern blos von Staatsdienern die Rebe ift, manche ganz eigenthüm⸗ 
liche oder fpecielle Geſichtspunkte dar, die ji) abgefehen von jenen allgemeinen Principien be= 
leuchten laſſen, und ebenfo kommen bei der Befoldungsfteuer mancherlet befondere Betrachtun⸗ 

en zur Sprache, bie der allgemeinen Theorie von Steuern oder Abgaben (f. Abgaben) ohne 

berladung nicht wohl beizufügen find. Deswegen erfcheint ed zweckmäßig, von biefer wie von 
den übrigen befondern Steuergattungen auch in beſondern Artikeln zu reden, vorbehaltlich der 
im Intereffe der Kürze zu geſchehenden Verweiſung auf die allgemeinen. 

Wir verftehen Hier unter Befoldung dasjenige Einkommen, welches einem Diener des 
Staats, oder einer Gemeinde, ober einer Corporation (7. B. ver Kirche oder einer Hochſchule 
u. ſ. w.), oder auch folder einzelnen Perfonen, welchen, wie namentlich den Standes: und. 
Grundherren, noch eine dem Öffentlichen Recht angehörige Eigenfchaft oder Stellung in der 
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bürgerlichen Geſellſchaft gewährt oder geblieben ift, für die ihm übertragene fortlaufende 
Dienftleiftung verabreicht oder angewiefen wird. Wir fchließen daher von dieſem Begriff aus 
zuvörberft ven Lohn für einzelne Verrichtungen over Arbeiten, welche vermöge befondern Ver⸗ 
trags oder Auftrags übernommen uNd geleiftet werben (3. B. für eine auferordentlihe Com: 
miſſionsreiſe, für die Aufführung eines beftimmten Baues u. f. w.), ſodann auch allen für 
bloße Privatvienfte bezogenen Gehalt. Die Eigenfhaft des Privatbienftes beſtimmt ſich durch 
jene des Dienftherrn, namentlich durch diejenige Eigenſchaft, in welcher derfelbe den Dienft ver= 
langt oder aufträgt. So bezieht z. ®. der Gärtner ober der Haudlehrer des Grund= oder 
Stanveöheren blos einen Lohn oder einen Gehalt; fein Gefällverwalter aber und mehr noch 
fein Juſtiz⸗ und Polizeivermalter (oder welche Öffentliche Diener noch fonft anzuftellen er das 
Recht Hat) eine Befoldung. Fabrik- und Handelöherren oder bloße Privat-Grundbeſitzer er= 
theilen ihren Gehülfen, Buchhaltern, Verwaltern u. f. w. mohl Löhnungen oder Gehalte, nicht 
aber eigentliche Beſoldungen. Iſt die Eigenſchaft der Anftellung — wie namentlich bei Grund⸗ 
und Standesherren leicht geſchehen kann — eine gemifchte oder ziweifelhafte, fo mag vom Vor⸗ 
herrſchenden die — am beften pofitiv zu gebende — Beſtimmung entnommen werben. 

Unfer hiernach auf öffentliche, d. h. für öffentliche Dienfte bezogene Beſoldungen beſchränkte 
Begriff ift gleihwol in mehrfacher Beziehung ausgedehnter als derjenige, melden Zachariä 
in feiner geiftreichen Abhandlung „über Befoldungsfteuern‘‘ („Abhandlungen aus dem Grbiete 
der Staatswirthſchaftslehre“, 1855, S. 21 fg.) aufftelft, wonach nämlich blos dad von „Staat: 
dienern“ als folhen, und melde „vom Staatöherrfcher zur Ausübung gemiffer Nechte ver 
Staatögewalt” und zwar „ſtändig“ angeftelft find, bezogene Einkommen ald Beſoldung bes 
trachtet wird. Wir glauben, dag nicht nur unmittelbare Staatsdiener, jondern aud) jene ber 
andern oben bemerkten, mit einer Öffentlichen Rechtseigenſchaft bekleideten Berfönlichkeiten, und 
daß nicht nur die zur Ausübung von Nechten der Staatögewalt ald folther, fondern überhaupt 
alle zu was irgend für Dienftverrichtungen Angeftellten (wenn auch der Dienft allem Gewalts⸗ 
anſpruch fremd, 3. B. in bloßer Lehre beftehend oder in rein techniſcher Sphäre wirfend wäre) 
unter den Begriff der „Befolveten‘ gehören, und daß felbft die Eigenschaft eines „ftänvigen” 
Dienftes Hier nicht ftreng gefodert werben Eönne. Fortlaufend zwar muß erfein, d. h. nicht bes 
. hräntt auf einzelne beftimmte Handlungen oder Arbeiten, nicht aber fländig, was faft gleich⸗ 
bedeutend iſt mit perennirend, wenn auch nicht für immer, doch für Die Leb- oder Dienftfähig- 
keitszeit des Dienenden. Es gibt ja felbft Staatsvienfte, von melden ein nahes Ende, nad 
ihrem Gegenftand over Zweck, vorausgefehen wird, und welche gleichwol befolbet find, z. B. hie 
auf einen wirklich vorhandenen Kriegöftand oder auf irgendein vorübergehented einheimifches 
Bedürfniß oder Verhältniß ſich beziehenven; und dann hängt ed ja überhaupt von den Eon= 
ſtitutions⸗ und Organifationsprincipien beftimmter Staaten ab, ob in ihnen ein fländiges 
oder unftändiges Diener, aljv auch Beſoldungsrecht beftehen folle oder nit. Auch ein nad 
feinem Gegenftand blos zeitlicher, auch ein augenblicklich widerruflicher Dienft kann mit Beſol⸗ 
dung verfnüpft fein; nur liegt die Idee des fortlauſenden und nach ber Dauer der Leiftung 
(niit nad) einzelnen Handlungen) zu belohnenden Dienftes im Begriff der Beſoldung. 

In den meiften Staaten verſchlingen die Befoldungen und Penfionen (welche legtere, fei ed 
als entweder nachträgliche Zahlung für früher nur unvollftändig vergütete Dienfte, oder als — 
wenn auch meift übergroße — Bezahlung für bloße Schein= oder Prunfvienfte [Sinecuren], 
mit den Befoldungen in mehreren wefentlihen Punkten übereinfommen) einen beveutenden 
Theil ver Öffentlichen Einfünfte. Doch gibt e8 auch Staaten, wie namentlih England (hier je- 
doch abgefehen von den Sinecuren) und Nordamerika, wo wenigſtens ein großer Theil der 
Öffentlichen Dienfte unbezahlt ift und entweder aus gefeglich ausgeſprochener Bürgerpflicht von 
ben dazu Berufenen oder Gemählten unentgeltlich geleiftet oder auch freiwillig, aus patrioti= 
chem Eifer für das Gemeinwohl oder aus Ehrgeiz, aus Verlangen nad) einem edeln Wirkungs- 
kreis, vergeftalt übernommen wird. Wenn oder infofern die Dienfte von ver Aut find, daß fie 
ben damit Beauftragten noch Zeit und Kraft genug zu Führung von Privatgefchäften, d. h. 
zur Betreibung eines eigenen Nahrungszweigs, übrig laffen, und wenn in einer Nation Rh 
eine hinreichende Zahl von Bürgern vorfindet, welche nad) wiſſenſchaftlicher oder techniſcher und 
politifher Blldung geeignet und geneigt find, ſolche Dienfte unentgeltlich zu übernehmen; fo 
Teuchtet die Wohlthätigkeit einer folden Einrichtung ein. Wenn aber — wie nad) dem Heutigen 
Zuftand ver Civilifation faft allenthalben ver Kal iſt — die meiften Zweige des Staatsdienſtes 
ſchon zur bloßen Vorbereitung die [hönften Jugendjahre, ſodann zur wirflihen Führung die 
ganze Kraft und Zeit des Mannes in Anſpruch nehmen; fo ift nicht nur die Vergütung fo 
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großer Opfer durch eine angemeffene Veſoldung hoͤchſt billig und gerecht, fondern man darf, 
wo biejelbe nicht geleiftet wird, auch gar nicht hoffen, tüghtige Candidaten zu Stantöbienften in 
hinreichender Anzahl zu finden. Wenigftens wird nıan fie in Feiner andern Klaffe als in jener 
der Reichen und Reichſten finden, mas dann eine verberbliche Ariftofratie erzeugt ober ftärkt 
und dem Volk für die unmittelbar erfparte Beſoldungsſumme mittelbar weit ſchlimmere Bes 
drũckung und Rechtsverkümmerung bereitet. Der Staat vergelte alfo feinen Dienern die ihm 
darzubringende Kraft und Zeit im billigen Verhältniß zum Werth dieſer Opfer und zum 
Werth der Dienfte an fih. Alsdann wird es ihm an tüchtigen Afpiranten nicht fehlen, aus 
welden er ohne Unterfchied der Geburt oder des Reichthums nur bie Tüchtigften anftelle, und 
alsdann wird er aud) mit Recht und Billigfeit eine eifrige und treue Dienftleiftung von ihnen 
fodern und erwarten können. Keine Sinecuren und feine übermäßigen Gehalte, doch jeweils 
folche, die — wenn der Dienft einen Mann vollauf befhäftigt — zum anftändigen und flan= 
desmäßigen Lebensunterhalt einer Familie hinreihen. Zu große Kargheit bei der Beſoldungs⸗ 
beſtimmung nimmt dem Fleiße feinen Sporn und erzeugt die Verfugung zur Beſtechlichkeit und 
Untreue. Ein Näheres läßt fich hierüber im Allgemeinen nicht fagen; die beſondern Ver— 
Hältniffe der einzelnen Staaten und bie Befchaffenheit ihres Verwaltungsorganismus müffen 
über daß hier over dort feftzufegende Map entſcheiden. Jedenfalls wird es zur Hintanhaltung 
principloſer Willkür und verderblichen Misbrauchs minifterieller Gunft oder Ungunft gut ſein, 
wenn das Geſetz eine ald Regel zu beobachtende Norm für bie ven. Beamten nad) den verſchie⸗ 
denen Dienftkategorien anzuweiſende, etwa auch nad) dem Dienftalter oder nad) erweislich vor= 
liegender befonverer Würdigung oder Bedürftigkeit durch Zulagen zu erhöhende Befoldung 
aufitellt, vorbehaltlid, etwa eines billigen Spielraums für das der Negierung zur zweckmäßi— 
gen Berüdjihtigung ber jeweils eintretenden concreten Berhältniffe einzuräumende Ermeflen. 

Ob e3 nüglicer fei, den Beamten blos Geld oder zum Theil auch Naturalien als Gehalt 
anzuweiſen, hängt abermald meift von den befondern Verhältniffen beflimmter Staaten und 
Ortlichkeiten ab. Zwar führt man zu Gunften der Naturalbefoldungen an, daß fie eine gleidh= 
förmigere, d. h. von dem wechſelnden Preis der. Lebensbedürfniſſe unabhängigere, daher ven 
gleihmäßigen Lebensunterhalt mehr fihernde Bezahlungsart feien, wogegen die Gelvbefoldung, 
je nad) jenem Preis, bald eine übermäßige, bald eine ungenügenve Vergütung gewähre. Doc 
würde ber hier befragte Zweck ſich ſchon dadurch erreichen laffen, daß man den betreffenden Be: 
ToldungstHeil nit in einer firen, fondern in einer nad dem mittlern Getreidepreiſe jedes 
Jahres berechneten Summe bezahlte, oder auch dadurch, daß man für die Bälle des Herab- 
ſinkens jenes Preifes unter ein gewiſſes Maß eine verhältnifmäßige Verminderung, aber dann 
aud für den Fall einer gewiffen Preiserhöhung eine entſprechende Vermehrung des Geldge⸗ 
haltes feftfegte. (Bekanntlid) hat man bei ven gegenwärtigen Verhandlungen über angemef- 
Vene Erhöhung der Befoldungen wegen ver Preiserhöhungen auch diefe Wege empfohlen.) Inz 
deſſen ift es nicht richtig, daß alle Lebensbedürfniſſe ſich fofort im Preife mit jenem des Getrei= 
des ind Verhältniß fegen; nur in Anfehung des Durchſchnittspreiſes aus einer Anzahl von 
Jahren mag e8 fattfinden. Viele Gegenftände jedoch ftehen in Anfehung ihres Preifes in gar 
£einer Verbindung mit dem Getreide, und die Lebensgewohnheiten wie die Kamilienverhältniffe 
des Befolveten erhöhen ober ernienrigen unabhängig vom etreivepreis gar mannichfach das 
Bedürfniß des Beſoldeten. Hiernach wäre wol zweckmäßiger, von Zeit zu Zeit (etwa nad) je 
10 oder 20 Jahren) die Befoldungen mit Rückſicht auf die inzwifchen eingetretenen allgemei- 
nen Berhältniffe einer Reviſion oder neuen Regulirung — verfteht ſich für Die erft Anzuftellens 
den ober zu Befördernden — zu unterwerfen, als jte alljährlich nady dem Getreide- vder Wein= 
preis zu beftimmen ober einen Theil des Gehalts in Naturalien zu verabreihen. Ohnehin ift 
letzteres Immer mit einer beſchwerlichen und zu Unterfgleifen Anlaß gebenven Naturalienverz 
waltung verbunden und daher höchſtens allvort zu billigen, wo ohnehin ſchon — wegen an⸗ 
ſehnlichen Naturalienbezugs an Zehnten, Zinſen u. f. m. — eine Auffpeiherung bei ven Do= 
mänenverwaltungen flattfindet und fonann die Abgabe an Befoldungsftatt an die Stelle des 
Verkaufes tritt. Ebenſo wird zwerfmäßig und vortheilhaft fein, wenn der Staat die im feinen 
zur Veräußerung oder fonft nüglicher Verwendung nicht geeigneten — Gebäuven befindlichen 
Wohnungsräume feinen Beamten nad) einem mäßigen Anfchlag als Vefoldungstheil zur Bes 
wohnung überläßt. Beamtenhäufer eigens auf Staatskoften zu erbauen, wäre Dagegen eine 
übel berechnete Speculation. Auch Gärten oder andere — etwa den Dienftwohnungen benadj= 
barte — Gründe mögen nach Umſtänden mit Vortheil, ald taxirte Beinugung, dem Beamten 
überlaffen und in die Befoldung eingerechnet werben. 
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Ob die Beſoldung zweckmaͤßiger in einer feſten unmittelbar aus der Staatskaſſe zu bezie⸗ 
henden Summe ausgeworfen, oder (ganz oder zum Theil) auf Accidentien, zumal auf Entrich⸗ 
tungen von Betheiligten ober Parteien, alfo z.B. auf fogenannte Tantitmen ober Items ober 
auf Diäten, Strafgelver, Taren und Sporteln u. f. w. gegründet werbe, darüber entſcheiden 
zwar zum Theil die Umftände; doc als Regel vervient jedenfalls dad erfte ven Vorzug. Denn 
wohl mag die nad) ber Summe der Arbeiten ſich erhöhende Bezahlung (tie 3. B. bei den Rela⸗ 
tionsgebühren) ven Fleiß fpornen, doch leicht auch zu übereilter, mithin oberflächlichet Behand- 
fung führen ; und wenn Taren und Sporteln fon an und für ſich gehäffig find, fo werben fie 
es nod) mehr, wenn ver Beamte fie für fich felbft einzieht. Noch andere Inconvenienzen und 
ſelbſt Gefahren entftehen aus folgen Syftem. Doc mag ausnahmöweife, nad; der Natur ges 
wiſſer Dienfte, ein Acciventienbezug dabei zu empfehlen oder zu vulven fein. In eine umſtänd⸗ 
lichere Ausführung darüber hier einzugehen liegt jedoch nicht In unferer Aufgabe. 

Bon Befoldungen, wenn fie nicht fehr ſplendid find (und auch alsdann reizen fie gewoͤhn⸗ 
lich nur zu Iururiöferm Leben), wird in ver Regel nicht viel, oft gar nichts erfpart. Der 
Staatödiener würde daher, wenn er nach Iangjährigem, treu verwalteten Dienfte venfelben aus 
Altersſchwäche nieverzulegen gezwungen, überhaupt ohne fein Verſchulden dienſtuntauglich 
geworden ift, am Abend feines Lebens in bitterer Noth verfümmern und feine Familie im 
Elend zurüdlaffen müflen, wenn nicht für folde Bälle durch den Grundfag ber Penfionirung, 
nit nur des Dienerö, fondern auch feiner Witwe ober feiner unmündigen Kinder, geforgt 
würde. Bon den die Anfoberungen des Rechts und der Humanität mit jenen der Wirthſchaft⸗ 
lichkeit vereinbarenden Prineipien folder gefeglih zu regulirenden Penfionirung werden wir 
in einem eigenen Art. Penfionen handeln. Hier genüge vie Bemerkung , daß wir dieſelben 
keineswegs ald Almofen oder Armenhülfe betrachten, fondern als vermöge vechtlichen, durch ben 
Dienſt oder Dienftcontract (oder auch durd für folden Zweck geleiftete Beiträge over erlittene 
Befoloungsabzüge) erworbenen Anſpruchs bezogene Gehalte, gewiffermaßen als nachträglich 
zu empfangenve Befoldungsraten. Daher find fie auch bei der jegt zu erörternden Frage von 
der „Beſoldungsſteuer“ mit einbegriffen, und es gilt von den einen ıva8 von den andern. 

Sollen ober dürfen die Befoldungen (und Penfionen) befleuert werben, und in weldem 
‚Maße? — Hierüber wird lebhaft geftritten, und ed thut, um ſich zu verftändigen, ein Verdeut⸗ 

"lichen der Begriffe und ein Zurückgehen auf den höchften Grundſatz der Veiteuerung noth. 

Der höchſte Grundfag der Befteuerung — wie wir ihn bereit in ben Art. Abgaben 
ausgeführt Haben — lautet alfo: Jeder im Staat (und aud in ver Gemeinde) werde be⸗ 
feuert nad Maßgabe feiner (erfennbaren, d. 5. einer wenigſtens annähernden Schäßumg ent= 
ſprechenden) Theilnahme an den Wohlthaten ded Vereins. Im Staate nun (in der Ge: 
meinde find nod andere Verhältnifle zu beachten, in welche wir jegt nicht eingehen), im Staate, 
fagen wir, richtet fi das Map jener Theilnahme allermeift, d. 5. in der Regel oder vorzugs⸗ 
weife, nad jenem des Vermögens und Einkommens. Das volltommenfte Steuerfgftem, d. h. 
das fowol den Koderungen ver Gerechtigkeit (nämlich Hier der gefellfchaftlihen Gleichheit oder 
Berhältnigmäßigkeit) ald jenen der Wirthſchaftlichkeit (alfo zumal Nachhaltigkeit) und endlich 
aud der Humanität entſprechendſte würde fonad) dasjenige fein, welches wirklich jeden Staats- 
angehörigen nach Proportion der (aus einer für jeden Einzelnen insbeſondere gemachten Bes 
rechnung heroorgehenden) Geſammtſumme feines Vermögens und Einfommend belegte, dabei 
iedoch überall, wo ſolche Foderung dem nöthigen Lebensunterhalt eines Steuerpflichtigen oder 
feiner Eünftigen Steuerfähigkeit erfennbaren Abbruch thäte, ven entfpredhenden Nachlaß ge— 
währte. Bei der großen Schwierigfeit und anderweiter Bedenklichkeit der Ausführung ſolches 
Syſtems begnügt die aufs Praktiſche gerichtete Theorie ſich wol auch mit der Foderung, daß 
wenigftens alle Gattungen des Beſitzthums und alle Quellen oder Arten bed (verſteht fi, 
einen) Einkommens over Ertragd jede für ji einer verhältnigmäßigen Steuer unterworfen, 
dabei auch die oben bemerften Nachläſſe Cinfofern davon bei diefem mehr die Sachen als die Per— 
fonen treffenden Steuerfoftem noch einige Nebe fein fann) bewilligt werben. Ob neben ſolchen 
divecten Steuern auch noch indirecte einzuführen feien, darüber wollen wir hier nicht ſtreiten, 
wol aber die Thatſache, daß fie wirklich faft überall eingeführt jind, bei der Frage über die 
Befoldungsfteuer mit in Betracht ziehen. 

Diefe Frage Hat zwei Seiten, eine rechtliche und eine politifche. Wir beleuchten zuerſt bie 
rechtliche, weil eine ehrliche Politik ji nur auf dem Rechtsboden bewegt und jeden jenfeit ber 
Rechtslinie liegenden Vortheil verfhmäht. 

Daß nun die Befoldungs> (und Penſions-⸗) Steuer dem Recht nicht entgegen, vielmehr von 
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demſelben (ſofern nicht die übrigen Glaffen ber Staatöbürger darauf verzichten) gefobert ſei, 
geht aus den oben angedeuteten Grundfägen hervor. Der Befolvete ift nicht nur durch feinen 
Gehalt in Stand gefegt, einen verhältnigmäßigen Beitrag zu den gemeinen Laſten zu über- 
nehmen, fondern er nimmt aud annähernd nad dem Maß feiner Befoldung theil an ven 
Wohlthaten des Staatövereind. Ohne biefen legten nämlich bezöge er ſchon gar feine Befols 
bung; aber auch welde Vebürfniffe oder welchen Genuß er irgend mit berjelben beftreitet, 
Immer ift es der Staat, der ihn dabei ſchirmt oder die Bedingungen dazu herftellt. In diefer 
Beziehung ift gar kein Unterſchied zwifhen ihm und den aus was immer für andern Quellen 
ihr Einfonmen Beziehenden (abgefehen freilich von dem Capital, welches folden Einfommen 
zu Grunde liegt und welches allerdings Hier und dort eine verſchiedene Naturhat). Ein Steuer: 
foftem alfo, welches vorzüglich auf die Belaftung des Einkommens bafirt ift, kann ohne Incon- 
fequenz die Befoldungen nicht frei laffen. 

Dagegen wird nun erinnert, daß den Beſoldeten, die ihr Einkommen vermöge eines mit 
dem Staat, als ihrem Dienſtherrn, gefhloffenen Vertrags von demſelben beziehen, durch eben 
diefen Staat fein, wenn auch unter dem Titel einer Steuer einzuhebender Abzug Eönne aufer- 
legt, d. h. feine Befoldungsverminderung gegen fie könne ausgeſprochen werben, ohne daß der 
Dienftvertrag dadurch gebrochen, mithin das Recht verlegt würde. Zudem fielen ohnehin den 
Befolbeten ſchon die indirerten Steuern zur Laft, was um fo drückender fei, da, während alle 
übrigen Glaffen der Steuerpflihtigen in der verhältnißmäßigen Erhöhung bed Preifes ihrer 
Waaren oder Erzeugniffe das Mittel ver Wiedererflattung der von ihnen, gewiffermaßen nur 
vorſchußweiſe, zu bezahlenden Steuern befäßen, für die Beſoldeten ein ſolches Mittel durchaus 
nicht vorhanden, fondern die Steuerlaft definitiv auf ihnen liegend fei. 

Allein nicht ald Dienftherr fobert der Staat von feinen Beſoldeten die Steuer over muthet 
ihnen einen Abzug am Lohne zu; fondern ald Inhaber des Steuerrechts, d. h. des Rechts, von 
allen Staatdangehörigen einen im Verhältniß zu den von ihnen genofjenen Wohlthaten des 
Staatövereind ſtehenden Beitrag zu den allgemeinen Laften oder zu ven Unfoften des Staats⸗ 
haushalts zu erheben. Genießt etwa ber Beſoldete von jenen Wohlthaten keine? Schon der 
durch den Staatöverband bedingte, dem Beamten Lohn eintragende Staatödienft an und für 
fich iſt eine folde Wohlthat, und eine andere ift die, wie ſchon oben bemerkt worden, gleichfalls 
nur durch den Staat hervorgebrachte und beſchirmte Möglichkeit einer das Bedürfniß ober die 
Luſt befriedigenden Verwendung ſolches Lohnes, überhaupt der ver Perfon und den Sachen 
gewährte Schug und manderlei Fürforge. Auch ein Privatviener, ver von feinem Dienftheren 
den vertragdmäßig beftimmten Lohn zu empfangen hat, wird, wenn er nebenbei in irgendeiner, 
zumal mit dem Dienft in feiner Verbindung ſtehenden Eigenfchaft die Mühewaltung oder mas 
immer für — zumal mit Unfoften verbundene — Leiftungen des Herrn für fi in Anſpruch 
nimmt, dafür auf Verlangen den entſprechenden Erſatz — füglich compenſationsweiſe mitteld 
Abzugs an feinen Gehalte — leiften müffen. Warum follte e8 beim Staatöviener gegenüber 
den Staate anders fein? Wahrlich! viefen fo vielſtimmig urgirten Rechtsbedenken liegt eine 
fo auffallende, ja mit Händen zu greifende Begriffsverwechſelung zu Grunde, daß nur die allerz 
größte Befangenheit der dabei pro domo redenden, nämlich felbft im Staatsdienſt ſtehenden 
Schriftſteller fie erklärbar macht. 

Cwag gewichtiger iſt der von den indirecten Steuern entnommene Grund. Wahr iſt ed, 
daß, je nach Gegenſtänden und Höhe dieſer Steuern und nach den mannichfaltigen Umſtänden, 
die auf das Beduͤrfniß oder auf die Verzehrung des Beſoldeten von Einfluß ſind (als Gewohn⸗ 
heit, Kränklichkeit, Kinderzahl u. ſ. w.), derſelbe gar oft ſchon durch die indirecte Beſteuerung 
eine groͤßere Abgabe entrichtet, als ihm nach einem richtig berechneten directen Steuerſyſtem 
hätte aufgelegt werben können. Jedoch iſt daſſelbe auch bei ven übrigen Claffen der Staats— 
bürger der Fall, ohne daß man fie deshalb (die Gapitaliften ausgenommen, was jedoch eben 
fehlechaft ift) von der directen Steuer entbinbet. Und wenn man fagt, dieſen übrigen, nament= 
lich den producirenden und den um Lohn arbeitenden Elaffen fei ed möglich, die von ihnen — 
gewiſſermaßen nur vorſchußweiſe — entrichteten indirecten (ja wol aud) die diverten) Steuern 
durch Überwälzung auf Anvere wieber hereinzubringen, nämlich mittel3 Erhöhung ded Pro= 
ducten⸗ oder des Arbeitöpreifes), während dem Befoldeten dazu fein Weg offen ftehe: fo ift auch 
diefe Borftellung falſch. Denn einmal ift — einige wenige Steuergattungen abgerechnet, wo⸗ 
bei der fie unmittelbar Entrichtende offenbar nur die Vorauslage macht (wie z. B. beim Zoll, 
beim Ohmgeld u. ſ. w.) — jede Borausfegung des Überwälzens der Steuer auf andere, naments 
lich auf die Conſumenten, eine trügliche; und wenn aud) reirkli die meiften Steuern allerlegt 
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als „‚Verzehrungäfteuern” wirken follten (mas jedoch nicht ift), fo find ja die Propucenten und 
Orundbefiger u. ſ. w. gleichfalls Verzehrer, demnach derſelben Laſt unterworfen; und infoferr 
fle dieſes ind, Eönnen fie nimmer durch Vertheuerung ihrer Erzeugniffe, fondern nur entweder 
durch ämjigere oder angeftrengtere Arbeit oder durch Erfparung die Steuern wieder hereinbrin⸗ 
gen. Das zweite dieſer Mittel fleht aber aud) dem Beſoldeten zu Gebot; und aud) das erfte ift 
ihm ſelten ganz angangig da nur wenige Staatsdienſte wirklich die ganze volle Kraft und 
Zeit des Bedienſteten in Anſpruch nehmen und alſo, wenn es noth thut (was jedoch — zumal 
bei ven höher Beſoldeten — nicht leicht der Fall fein kann), irgendein kleines lucratives Neben⸗ 
geſchaͤft ihm meift noch möglich bleibt. Ja felbft das Mittel ver Erhöhung des Preifed (nämlich 
des Arbeitspreifes) ift dem Beſoldeten nicht verſchloſſen. Denn eine irgend beveutende, zumal 
fländige Beſoldungsſteuer zieht fat unausweichlich Vefoldungszulagen oder allgemeine Bes 
foldungserhöhung nad) fi, welcher Umſtand jedoch zur politifhen, nicht mehr zur rechtlichen 
Seite unferer Frage gehört. 

Noch hat man in Bezug auf Befoldungen von Corporations= oder von ſtandesherrlichen 
Dienern gegen deren Befteuerung eingewendet (vergl. die Verhandlungen der badifchen Stände, 
namentlid) der erften Kammer, von Jahre 1820), daß viefelbe ein Unrecht gegen ven Dienſt⸗ 
beren fet, indem derfelbe fein Einkommen, woraus er die Befoldung entrichte, alfo auch viefe 
Befoldung, fhon einmal felbft verfteuert Habe, daher man fie offenbar zum zweiten mal be⸗ 
fteuere, wenn man auch ven Diener belege. Dieſes Bedenken jedoch hat feinen Grund in ver — 
freilich gar oft vorfommenden — Verwedhfelung der Berfonen mit den Sachen, wonad man 
meint, die legten feien bie Steuer ſchuldig und nicht die erſten. Wir aber anerkennen die Steuer- 
pflicht blos der Perfonen, und zwar nad den Maß der in jedes Einzelnen Einfommen befind- 
lichen — alfo nicht der überhaupt in der Nation vorhandenen — Sachen oder Werthe, wonach 

- diefelbe Summe, wenn fie nacheinander ald reines Einkommen von Mehren erfcheint, ganz 
unbebenflich bei jedem verfelben zu befteuern ift. i 

Wir gehen zum politifhen Standpunkt über, wobei jedoch — da bie fragliche Steuer ald 
Steuer nicht nur gerecht, fondern auch vortheilhaft, namentlich einer fichern Berechnung em= 
pfänglid, im Einzug unfoftfpielig u. f. m. tft — blos von den Staatsbefoldungen (und Pen— 
fionen), nicht aber von jenen der übrigen Perfönlichkeiten die Rede mehr fein kann. Bei dieſen 
nämlid tritt der Staat bloß allein ald Steuerherr auf; die politifchen Betrachtungen aber be 
ziehen fih nur auf das gedoppelte Verhältniß veffelben zu feinen Befolveten, nämlich als Dienft= 
herr und ald Steuerherr. x 

Ein ſehr merkwuͤrdiges politifches Bedenken gegen dieſe Befoldungsfteuer Hat Zachariä in 
feiner oben erwähnten Abhandlung aufgeftellt. Nachdem nämlich derſelbe vie Rechtlichkeit folder 
Steuer zwar nicht unumwunden oder unbeſchränkt anerkannt, doch auch nicht entſchieden be— 
fteitten, nebenbei auch mehre politifche Vortheile verfelben angeführt Hat, erhebt er gegen fie 
den in unfern Zeiten eines tiefen Eindrucks fihern Vorwurf, fie fei „unvereinbar mit dem In⸗ 
tereffe der monarchiſchen Berfaffung‘‘ oder mit dem „monarchiſchen Princip‘. Denfelben Bor- 
wurf zwar macht der feharffinnige Verfaffer in einer vorangehenden Abhandlung den meiften 
Orundfägen und Richtungen ver heutigen europäifchen Staatswirthſchaft, namentlich der an- 
erkannten Unbeſchränkbarkeit, daher aud freien Veräußerlichkeit und Iheilbarfelt des Eigen- 
thums, namentlich des Grunbeigenthums, verbunden mit der Untheilbarfeit feines Inhalts, 
d. h. des Cigenthumsrechts, welches fonad) eine Spaltung in Obereigenthum und Nußelgen- 
thum nicht zulaffe, ebenfo der Tendenz nad) Befreiung des Bodens von ben mittelalterlichen 
Laſten und Dienftbarkeiten, nad) Aufhebung over Beſchräͤnkung der privilegirten Stammguts⸗ 
erbfolge, überhaupt aller Privilegien des Adels und auch der Kirche, ſodann aud) ver forgfamen 
Pflege der Induftrie, dem Grundſatz von der gleichen Vertheilung ver öffentlichen Laften und 
von ber der Erhaltung des Staatscredits willen nothwendigen Beachtung der öffentlichen Meis 
nung u. ſ. w. In allen dieſen Verhältniffen und Dingen erfennt er eine gefährliche demokra⸗ 
tifche Richtung. Uns ſchreckt jedoch folder Vorwurf nit. Denn allerdings hat zwar jede — 
theoretiiche wie praktifhe — Anerkennung des wahren, vernunftmäßigen Rechts eine demokra⸗ 
tiſche Tendenz, weil dad Recht nad) feinem innerften Wefen ein allgemeines und für Alle gleiches 
ift; allein mit diefer Tendenz if die wahre Monarchie oder das vernünftig verftandene monar— 
chiſche Prineip nicht unvereinbar. Vielmehr wird dieſes Prineip mit Unmwillen den Vorwurf 
von ſich zurückweiſen, ald fei es im Widerftreit mit ven Foderungen des Rechts; ja es kann feine 
ihm gefährlichere Anſicht aufgeftellt werben als eine folge, weil, was unvereinbar ift mit dem 
MRecht, auf Hohlem Grunde fteht und nimmer bie Guten zu Pertheibigern haben wird. 
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Indeſſen ift, was insbefondere die Befoldungäjteuer betrifft, Zachariä's Bemerkung vollends 
untichtig. Denn mit nichten wird, wie er fagt, das Staatdoberhaupt, deffen Organe die Ber 
amten find, dadurch mit ihnen dem gemeinen Recht unterworfen, mit nichten find die Vorrechte 
der Krone gefährbet, wenn Diejenigen, durch welche der Souverän regiert, an jenen Vorrechten 
Teinen Theil Haben. Denn — abgejehen davon, daß ja nach dieſer Anſicht auch in Nepublifen 
die Befoldungäfteuer, ald der Souveränetät ver Gemeinde, welche hier Dienftherrin ift, Abbruch 
thun würde, und abgefehen auch davon, daß felbft in der Monarchie der Ausdruck „Staats⸗ 
diener“ ganz fügli an die Stelle des „Fürſtendieners“ gefegt werden mag — fo ift wenigftend 
fo viel Flat, daß der Beamte nicht, infofern cr feine Befoldung empfängt und geniept, ein Organ 
oder Repräfentant des Königs oder überhaupt des Souveräng ift, fondern nur injofern er in 
vefien Namen Amtöverricgtungen, namentlich Acte der (Staatd-) Gewalt oder Autorität aus⸗ 
übt. In diefer Sphäre mag er an den Prärogativen feines Dienftheren theilhaben, nicht aber 
in denjenigen, worin er blos für feine eigene Berfon, d. 5. ſchlechthin als Staatsbürger auftritt, 
alfo namentlich in jener der Befteuerung. 

Dagegen ift ein anderes Bedenken nahe liegend und unwiderleglich, das nämlich, daß ver 
Staat over die Geſammtheit der übrigen Steuerpflichtigen durch die Befoldungsfteuer wenig 
oder gar nichts gewinnt. Wir Haben nämlich hier nicht im Auge die etwa nad Maßgabe des 
abwechſelnden Fallens ober Steigend der Naturalienpreife zeitlich oder periodiſch anzuordnende 
neue Regulirung, d. h. alfo Verringerung oder Erhöhung der Befoldungen (wovon wir bereite 
oben geſprochen), auch nicht die etwa in Zeiten auferorventlichen Bedürfniſſes oder Nothftan= 
des, 3.8. in Kriegözeiten, den Befolveten ausnahmsweiſe aufzulegende Beifteuer (deren Er: 
ſchwingung nämlich durch vorübergehended Verzichten auf fonft gemöhnte Bequemlichkeiten oder 
Genüſſe möglich und vem Beamten auch billig zuzumuthen if); ſondern nur die nad) einen 
bleibenden, auf den ordentlichen Zuftand berechneten Steuerfyftem auf Beſoldungen gelegte 
fländige Steuer. Bei einer folhen aber leuchtet ein, daß fie in die Länge nicht wohl einen wirk⸗ 
lichen Ertrag gewähren fann, fondern nur einen fcheinbaren. Das Maß ver Befoldungen näm⸗ 
li wird vernunftgemäß beftimmt durch jened ver Bedürfniſſe, d. h. ver (theils abfolut, teils 
flandesgemäß nothwendigen) Ausgaben ded Beamten und des ihm nad Beſchaffenheit feiner 
Dienftleiftungen nad) Gerechtigkeit und Billigkeit gebührenben Lohnes. Jedes neue unabweid: 
liche Bebürfniß, jede neue unvermeibliche Ausgabe fteigert die nothiwendigen Anſprüche des Be⸗ 
amten; und ſowie jebe bleibende Preiserhöhung der Lebensbedürfniſſe, fo muß auch jede blei⸗ 
bende Steuer eine entfprechenbe Befoldungserhöhung zur Folge haben, wenn nicht der Staat 
den auf allgemeinen Gründen ruhenden Befoldungsmapftab geringfügigem finanziellen Inter 
eſſe opfern und alle die Nachtheile, melde mit allzu niedriger Befoldung verknüpft find, ald ver= 
minberte Concurrenz zu Staatdämtern, ſodann Schläfrigfeit im Dienfte, oder auch Beſtechlich- 
feit u. f. w., hervorrufen will. Genug! der idealrichtige Maßſtab ver Beſoldung ift der näm⸗ 
liche, ob eine Beſoldungsſteuer beftehe oder nicht, und der Staat, ver nad) eingeführter Befolz 
dungöftener die Gehalte feiner Diener nicht erhöht, gefteht entweder ein, daß er früher zu fplen= 
did falarirt habe, aber er erfauft einen geringen finanziellen Gewinn mit der Verlegung eines 
hochwichtigen politifhen Grundſatzes. 

Indeſſen wird durch alles dieſes blos ſo viel bewieſen, daß die Beſoldungsſteuer auf die 
Dauer feinen wirklichen Ertrag gewähre und inſofern unnütz ſei. Doch iſt „finanziell unnütz 
fein’ nicht gleichbedeutend mit „‚politifch ſchädlich ſein“, und es verheißt vielmehr die Beſoldungs⸗ 
fleuer, ungeachtet ihrer finanziellen Unnüglickeit, fehr bedeutende politifche Vortheile. Ja, 
ſelbſt 6108 finanziell betrachtet, mag fie, wenigſtens einige Zeit hindurch, etwas abwerfen, in⸗ 
dem die Befoldungderhöhung ihr nicht augenblicklich folgen wird. Aber wenn dieſes auch nicht 
wäre, fo erfiheint fie als vorteilhaft ſchon ald eine ver öffentlichen Meinung, d.h. den wenn 
auch nur das näher Liegende ind Auge faflenden Anfichten ver Mehrheit ver übrigen Staats: 
Bürger vargebrachte Huldigung und ald eine in die Sinne fallende Verwirklihung des großen 
Grundſatzes von bürgerlicher Gleichheit. Auch ift Das, was Zachariä für einen mweitern Nach— 
theil achtet, nämlich bie buch die Vefoldungsfteuer bewirkte Identificirung ber Intereffen ber 
Staatsdiener mit jenen der übrigen Bürger, nad) unferm Dafürhalten vielmehr ein weſentlicher 
Gewinn. Denn die beflen Rathgeber des Fürften find ficherlich Diejenigen nicht, welche den In: 
texefien des Volls fremd find, und das unmittelbare Mittragen der Öffentlichen Laften macht ge: 
eigneter zum Erkennen ihres Gewichts. 

Wenn bie rechtliche Zuläfiigkeit und politiſche Räthlichkeit ver RUN anerfannt 

Staats sLeriton. I. 
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iſt, fo Handelt es ſich noch um das vernünftig feftzufegenbe Maß verfelben. unſere Theorie fagt 
hierüber nur fo viel: Die Veſoldungen ſollen mit den übrigen Gattungen des (reinen) Ein: 
kommens, denen fein harrendes Bejigthunt, fondern blos eine perſönliche Erwerbsfähigkeit zu 
Grunde liegt, gleihmäßig behandelt werden. Hiernach erfheint die Form der Elaffenfteuer, 
welde nämlich) den Höher Beſoldeten nad beflimmten Abftufungen größere Quoten als den ge: 
zinger Befolveten auflegt, ungeeignet und — infofern nicht etiwa ein bei Feſtſetzung ber hoͤhern 
Befoldungen begangenes uͤbermaß dadurch wieber gut gemadjt werden ſoll — ſelbſt ungerecht. 

Dagegen mag wol geſchehen und kann nur gebilligt werben, daß bie geringern Gehalte, z. B. 

unter 500 Glon., von der Befteuerung frei erklärt, auch etwa eine weiter folgende Claſſe — bis 
3. B. 800 Glon. — nur mit der halben Duote beigezogen werbe. Gin folder den benefhicium 
competentiae zu vergleichenber ganzer ober theilweiſer Nachlaß ift nach Begriff und Rechts⸗ 
grund von der eigentlichen Glaffenfteuer weſentlich verſchieden; auch follte er der Strenge nad 
nur Denjenigen zu Theil werben, welche neben ver Befoldung feine andere oder doch nur eine 
fehr geringe Ginfommens= ober Ermwerböquelle befigen, weil, wo der Grund aufhört, auch die 
Wirkung oder dad Begründete wegfällt. 

Die meiften Schriftfieller über den Staatöbienft im Allgemeinen (wie v. Seuffert, v. Gön⸗ 
ner, van der Becke und Andere, die wir unter dem Art. Staatsdienſt anführen werben) haben 
auch der Frage von der Beiziehung der Befolveten zu orventlichen und außerorbentlien Staats: 
laften ihre Unterfuhung zugewendet. Mehre haben dieſen letzten Gegenſtand für fid allein 
oder auch in Verbindung mit der allgemeinen Xehre von Steuern, ſodann von Bertheilung 
oder Ausgleichung der Kriegslaften, behandelt. Die Meiften, wie ſchon Mevius, Mufäus und 
Andere, nehmen die Immunität von Öffentlichen Laften für die Staatsdiener in Anfprud. Am 
nachdrůcklichſten thut dieſes ber Freiherr v. Draisin feiner Schrift „Über ven Beizug der Staatl: 
befoldungen zu Staatslaſten“ (Karlöruhe 1816); Weber, „Über die Repartition der Kriegs: 
ſchäden“ (Würzburg 1798), Hartl, „Handbuch ver Kriegspolizeiwiffenfhaften (Landshut 
41812) und Andere ſtatuiren dagegen einen verhältnigmäßigen Beizug. Zachariä in feiner oben 
angeführten merfwürbigen Abhandlung ftellt Gründe für und wider auf, ohne felbfteigene Ent: 
ſcheidung. Rotteck. 

Beſſerungsantrag, Amendement. Das der franzöfifhen Sprache entlehnte Wort 
Amenbement, —* urſprünglich eine ganz allgemeine Bedeutung hat, iſt in dem neuern 
ſtaatsrechtlichen Sprachgebrauch ein eigentlicher Kunſtausdruck geworden, um die Anträge zu 
bezeichnen, welche in den ſtaͤndiſchen Verhandlungen auf irgendeine Abänderung in ben zur 
Berathung vorliegenden Propofitionen gerichtet find. Obgleich nun die Amendements anf die 
Erfolge ſtändiſcher Berathungen einen fehr erheblichen Einfluß ausüben können und ein wichti⸗ 
ges Moment in ven ftändifchen Verhandlungen bilden, fo ift dennoch diefer Gegenfland in der 
deutſchen Literatur bißjegt noch nicht hinlänglich behandelt worden. Nur bei einen Schrift: 
fteller, und zwar bei einem Ausländer, finden wir die Sache erwähnt, nämlich bei Bentham. 
Diefe Bentham'ſche Erörterung ) ift ebenfalls nicht erihöpfend, im Gegentheil höchſt unbe: 
friedigend ausgefallen. 

In Richtercollegien und in collegialifchen Verwaltungsbehoͤrden find ſolche Anträge, melde 
den Amendements ähnlich find und füglich fo genannt werben Fönnen, ohne Zweifel immer zus 
läffig gewefen, infoweit fie der Natur der Sache nach möglid waren. Eine Ausnahme davon 
findet ji in früheren Zeiten bei dem römifhen Senat, wenn Niebuhr's Vermuthung richtig iR, 
daß Senatores pedarii die Senatoren aus den niedern Geſchlechtern waren, welche nur den An: 
trag der Gonfuln annehmen oder verwerfen durften, ohne das Recht zu haben, eine eigene 
Meinung zu äußern. 2) Infofern von Ständeverfammlungen ausfüßrlige ſchriftliche Auffäge 
auögegangen find, liegt es ebenfalld in der Natur der Sache, daß die einzelnen Mitglieder Ber 
beflerungsvorfchläge Haben machen können. In allen diefen Källen werben aber die abweichen: 
den Meinungen der Einzelnen auf eine einfadhe, gewiffermaßen formlofe Weife erörtert, und ed 
gibt in den Ordnungen und Inftructionen der Behörden darüber feine befonvern Beſtimmun⸗ 
gen. Wir betrachten aber hier die Amendements In ihrem Zufammenhange mit den Beras 
thungen und Bejhlüffen einer Stänveverfammlung. Bei der größern Zahl von Mitgliedern, 
aus denen eine fländifche Verfanmlung befteht, wird aber, um Ordnung in ben Verhanblun: 


1) Bentham, „Taktik, oder Theorie des Gefchäftsganges in belidericenden Vollo-⸗Standeverſamm⸗ 
Tungen‘’ (Grlangen 1817), S. 136. 


) Niebuhr ‚Römische Gefchichte”, n, 130 ber 2. Ausgabe. 
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gen aufrecht zu halten, eine gevegelte und fürmliche Behandlung der Amendements erfobert. 
Auch Eommt hier noch ein anderer Geſichtspunkt in Betracht. In dieſer Beziehung ift nämlich 
die Stellung von Amendements Ausfluß eines ſtaatsrechtlichen Grundſatzes, der, wie e8 ſcheint, 
verhältnigmäßig ſpät zur Anerkennung gelangt ift. Bei ven Volföverfammlungen des Alter: 
thums und bei ven Berathungen verfelben über vorgelegte Gefegentwürfe und vorgefchlagene 
politiſche Maßregeln Hatte Die Volksverſammlung nur das Recht, ven Vorfchlag in der Art und 
Weiſe, wie er gemacht war, entweder anzunehmen oder zu vermwerfen. Kein einzelnes Mitglied 
konnte eine Veränderung in Vorſchlag bringen. Dieje fehr erhebliche Beſchränkung ver alten 
Volksverſammlungen bei ihren politiſchen Berathungen führte nun nicht blos zur Ausſchlie— 
Bung aller Amendements, fondern auch zu dem Grunbfage, da über Gefegentwürfe nur im 
Sanzen abgeftimmt werben Eonnte, und daß die einzelnen Artikel eines Gefegentwurfs gar 
nicht zur Abflimmung gebracht werben durften. Denn jede Auslaffung einer Beſtimmung aus 
dem Geſetzentwurf ift in gleichem Maße ald ein Zufag eine Veränderung des Entwurfs. Bon 
Diefem Grundſatz des alterthümlichen Staatsrechts ift die neuere Zeit abgewichen; es ift allge= 
mein zugelaflen worden, zu den Gefegentwürfen Verbeflerungen, d. 5. Veränderungen bes 
Entwurfs im Einzelnen vorzuſchlagen, und eine Folge davon ift e8 wiederum geweſen, daß bei 
der jegigen Art und Weife ver Berathung nicht nur die einzelnen Geſetzartikel, fondern ſelbſt 
die einzelnen Säge in einem Artikel zur Abftimmung gebracht werben können. Wann dieſe 
Beränderung in ven ſtaatsrechtlichen Grundfägen eingetreten ift, verdiente wol einer nähern 
Unterfuhung. Niebuhr fhreibt es dem Beiſpiel der conftituirenden Verfammlung in Frank⸗ 
reich zu, daß es auf dem feften Lande gebräuchlich geworben iſt, Amendements zuzulaffen und 
folgli die einzelnen Artikel eines Gefegentwurfs zur Abflimmung zu bringen. Es dürfte 
aber doch der Gebrauch der Amendements in England viel älter fein, wenngleich fi wol wird 
behaupten laſſen, daß bort von dem echte, zu Gefegentwürfen Amenvements zu ftellen, ein 
wmöglihft fparfamer Gebrauch gemacht worden ift.2) Es mag eine ſchwierige Sache fein, die 
Vortheile und Nachtheile ver entgegenſtehenden ſtaatsrechtlichen Grunbfäge gegeneinander ab: 
zuwägen. Bu verfennen ift es nicht, daß durch improvifirte Amendements manche Widerſprüche 
und Verkehrtheiten in vie Geſetze gebracht werben Eönnen, daß die Einheit des Guſſes verloren 
geht, welche allerdings jedem Gefege ein würdiges Gepräge gibt. Auf der andern Seite liegt 
aber in ber Ausſchließung der Amendements eine große Beſchränkung der berathenden und 
beſchließenden Verfammlung, indem fle gar nicht dazu kommen kann, ihre Anſicht und Übers 
zeugung vollſtändig auszuſprechen, und in der That vielfältig gendthigt werden muß, um eins 
zelner Beftimmungen willen einen fonft heilfamen Gefegentwurf zu verwerfen oder Geſetzent⸗ 
würfe anzunehmen, mit deren Orundfägen fie in manchen Einzelheiten nicht einverftanden iſt. 
Bedenken wir dabei, daß, wenn die Stänbeverfammlung und ihre einzelnen Mitglieder bei ver 
ganzen Berathung Über Gefegentwürfe und bei der Abftimmung recht wach und aufmerkſam 
find, die möglicherweiſe mit den Amendementd verbundenen Nachtheile vermieden werben koͤn⸗ 
nen, ohne die Vortheile aufzugeben, welche durch fle zu erlangen find, fo müflen wir doch es als 
eine Verbefferung anfehen, daß die neuere Zeit zur Anerkennung des Grundſatzes von der Zur 
Läffigfeit der Amenvementö gelangt ift. Der Grundfag ſelbſt ift ſicher der richtige, und es wird 
nur darauf ankommen, ven verftändigen Gebrauch davon zu machen. 

Alle Amendements fegen einen Vorſchlag oder eine Propofition voraus, auf welche fie ſich 
beziehen, und neben dem Zweite, Geſetzentwuͤrfe durch Veränderungen zu verbeflern, dienen fie 
hauptſãchlich dazu, die Berathung abzufürzen. Denn alle Artikel, zu welchen Feine Amende⸗ 
ments geftellt worden, find als ſtillſchweigend gebilligt anzufehen. Da man auch jedes Anıen- 
dement als eine eigene Propofition bezeichnen kann, fo verfteht es ſich von ſelbſt, daß zu einem 
ſchon gemachten Amendement ein neues Amendement gemacht werden Tann, welches letztere dann 
ein Subamendement genannt wird. Nach dem regelmäßigen Verfahren in ſtändiſchen Ber: 
fammlungen werben die Vorſchläge, über welche berathen werben foll, mögen das nun Negie: 
rungsvorlagen over Privatpropofitionen fein, einem Ausſchuß (Gomite, Deputation) zur Be: 
gutachtung übergeben, nad; Exflattung des Ausſchußberichts findet dann eine Verhandlung 
ftatt, am allgemeinften wol gime zwiefache: erſt eine Borberatfung und dann eine Schlußbe⸗ 
rathung, an welche Iegtere ſich dann die Abflimmung anfchließt. Nach Erflattung des Aus⸗ 
ſchußberichts beginnt die Thätigkeit der einzelnen Mitgliever, welche num berechtigt find, Veräns 
3) Vergl. Niebuhr, „Römifche Geſchichte“, IL, 354. ie 


628 Beſſerungsantrag 


derungen ſowol in den Anträgen des Ausſchuſſes als in der begutachteten Propoñtion ſelber in 
Vorſchlag zu bringen. Gehen Anträge nur darauf hinaus, daß der Vorſchlag im Ganzen ent- 
weder gänzlidy abgelehnt ober unverändert angenonmen werben foll, jo kann überall von 
Amendements nicht die Rede fein, denn die Amendements beziehen ſich auf einzelne Artikel oder 
Säge eined größern Ganzen. Regelmäßig werden die Amendements den Zweck haben, eine 
materielle Beränderung in ben Gefeßentwürfen und andern Propojitionen zu bewirken. Es 
ann indeß die Befugniß der Stänbemitglieber nicht ausgeſchloſſen fein, auch ſolche Amende: 
ments zu ftellen, bie lediglich den Ausdruck over die Redaction betreffen. Auf die Verhandlung 
der Sache hat indeß dieſe Verſchiedenheit feinen Einfluß. Die Amendements mögen nun den 
Inhalt oder die Ausdrucksweiſe einer Propojition zun Gegenftande haben, fo kann man fie 
füglich in drei Claſſen eintheilen, indem fie entweder die Weglaffung von Sägen und Beftim- 
mungen, ober die Einfhaltung neuer Säge und Beftimmungen, oder lediglich eine Berände: 
tung ber ſchon vorliegenden Säge und Beſtimmungen zum Zmede haben. Die Amendemente, 
welde zu einem Coniteberichte geftellt werben, müffen immer zu ber zweiten oder dritten Glaffe 
gehören. Denn da über jedes Amendenent fhon an und für fi abgeflimmt werden muß, fo 
find alle Amendements einzelner Mitglieder, welche darauf auögehen, daß ein Ausſchußamen⸗ 
dement abgelehnt werde, durchaus überflüffig. Yon wen aud) die Amendements ausgehen, von 
den Ausſchuſſe oder von einzelnen Mitgliedern, immer wird e8 nothwendig fein, daß fie ſchrift⸗ 
lich abgefaßt werben, genau fo wie fie zum Beſchluß erhoben werben follen. Diejenigen Amen: 
dements, welche nad; Erftattung des Ausfchußberichtö von einzelnen Mitgliedern einer Stände: 
verfammlung gemacht werben, find zweckmäßigerweiſe fo zeitig zu ftellen, daß der Ausſchuj 
noch Gelegenheit hat, fie einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen, ehe und bevor die Schluß: 
verhandlung ihren Anfang nimmt. Denn offenbar fobert es die Zweckmäßigkeit, daß die Ans 
träge der einzelnen Mitglieber von dem Ausſchuſſe ebenfo gründlich und reiflich geprüft werben 
können als die urſprüngliche Vorlage felbft und veren einzelne Theile. In diefer Einrichtung 
liegt namentlich dad befte Mittel, die Ungelegenheiten zu bejeitigen, melde fonft möglichermeije 
aus der Oeftattung der Amendements hervorgehen könnten. Dem Ausfhuffe wird es obliegen, 
jedes einzelne Amendement gründlich zu erwägen und namentlich darauf zu achten, daß die 
innere Einheit und Harmonle des Gefegentwurfs durch das eine oder andere Amendement nidt 
geftört werde. Auch hat der Ausſchuß fein Augenmerk darauf zu richten, die Berfammlung vor 
ſolchen Amendements zu warnen, welche etwa chicanöſerweiſe geftellt werden könnten, um auf 
diefe Weife die Verwerfung eines Antrags zu bewirken. 

In den Amendementd des Ausfhuffes und der einzelnen Mirgliever zufammengenommen 
find natürlich alle Veränderungsvorſchläge enthalten, welche bei ber Berathung über eine Pros 
pojition in Betracht kommen fönnen, und ed kommen daher in Anfehung aller einzelnen Punkte 
nur die Amendements zur Abftimmung. Daß außerdem noch am Schluffe der ganzen Bera⸗ 
thung darüber abgeſtimmt werden fann, ob ein Gejegentwurf im Ganzen ober irgendeine 
andere Vorlage abzulehnen oder anzunehmen fei, verfteht ſich von felbft, berührt aber unfern 
Gegenftand nicht näher. Die Abftimmung über die Amendements hat nichts Eigenthümliches. 
Inſofern indeß ein Amendement mehre Punkte enthält, die nicht auf eine untrennbare Weife 
miteinander verbunden find, fann die Brage entftehen,, ob folhe Punkte voneinander getrennt 
und für fi zur Abftimmung zu bringen find. Für die verneinende Beantwortung biefer Frage 
läßt fi) anführen, daß jeder Amendementfteller feinen Berbefferungsvorfhlag ohne Zweifel 
als eine untheilbare Einheit angefehen wiſſen will, und daß, wenn irgendein Mitglied der 
Berfanmlung eine Theilung des Amendement wünſchen follte, um bei der Abftinmung den 
einen Sa verwerfen und den andern annehmen zu können, er dann die Gelegenheit nidt ver: 
fäumen darf, ein befonderd8 Amendement zu ftellen, worin er Dasjenige, mad er angenommen 
zu fehen wünfcht, zufammenfaßt, und daß es folglich feine Schuld ift, wenn er Dasjenige ver— 
ſäumt, was für die Durchführung feiner Meinung erfoderlich iſt. Auf der andern Seite wirb 
aber aud) der Ständeverfanunlung im Ganzen das Necht nicht ftreitig gemacht werben Eönnen, 
eine folde Abftimmung über die Amenvements zu befchließen, daß Die einzelnen Säge, aus ve 
nen e8 befteht, voneinander getreunt und zur feparaten Abſtimmung gebracht werben. Sind 
zu einem und demfelben Artikel oder Sage mehre Amendements geftellt, over zu einem Amen: 
dement ein Zufag beantragt worben, fo entfteht die Frage, in welcher Orbnung über biefe ver= 
ſchiedenen Amendements abzuftimmen iſt. Es muß hier entfcheiden, melde Nangorbnung am 
beiten unnöthige Abftimmungen verhindert und das dem Mehrheitömillen entſprechendſte Re= 
fultat Tiefert. Es müffen bie am weiteften gehenden und präjubiciellen Anträge zuerft fonımen. 
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Es Hingt oft viel von einer Nangbeflimmung der Amendements für die Annahme ober die 
Berwerfung der Hauptartifel ab, je nachdem die Abjtimmenden gejinnt oder gebildet find. All⸗ 
gemeine Beſtimmungen aber jind ſehr mislich. N. Falck. 

Beſſerungsſtrafe und Beflerungsftrafanftalt. — I. Einleitung. Der allgemeine 
Entwickeiungs? und Verbefferungsfanıpf, in welchem feit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts mit unferer übrigen Cultur au unfer Recht fidh befindet, hat beſonders früh 
und lebhaft das Strafrecht ergriffen. Daffelbe fteht in unmittelbarfter Wechſelwirkung mit 
den Örundgebanfen des Rechts und des Staats in jeder gefhichtlihen Eufturperiode und na= 
tionalen Gntwidelung. Deshalb fehienen mir ſchon vor beinahe funfzig Jahren in meiner 
Schrift: „Neät, Staat und Strafe, philoſophiſch-hiſtoriſch entwickelt“, zwei 
Dinge, die ſchon der Titel der Schrift hervorhebt, beſonders wichtig für eine richtige Schlich— 
tung des enblofen Streit der Strafrechtstheorien. Das erfte ift, flatt der Debuctionen aus 
fletd wechfelnden metaphyſiſchen Syftemen, vielmehr die hiſtoriſch-philoſophiſche Begründung 
von Recht, Staat und Strafe, mithin im Strafrecht vor allem die erfahrungsmäßige Auffaf= 
fung des ganzen Wefens feines Hauptgegenftandes, nämlich des Verbrechens und ber Strafe. 
Das andere ift die Auffaffung der fleten Verbindung und Wechſelwirkung der Beftrafung 
mit dem Wefen und ver Grundform ded Rechts und des Staats unter ſich und mit ihrer Grund: 
Lage der Moral. Hieraus ergab ſich ala Hauptaufgabe des Strafrechts die Beſſerungsſtrafe 
und ihr richtiged DVerhältniß zur Moral. Anerfannt fucht unfer heutiges Strafrecht Immer 
mehr jenen Hauptfoberungen zu entfprechen. 

I. Allgemeine Grundlagen zurridtigen VBeurtheilung und Behand-— 
lung der Befferungöftrafen und Befferungdftrafanftalten. ) — „Es iſt noch 
fehr unvollfommen, die Verbrecher mit rächenden Strafen zu treffen, ohne biefelben zugleich 
durch heilfame Zucht zu beffern (Parum est coercere improbos poena, nisi probos efficias 
diseiplina)‘: So lautet die Auffhrift, welde zu Anfang des vorigen Jahrhunderts der Papft 
Clemens XIV. einer von ihm erbauten Strafanftalt gab. 

Diefer Idee huldigt auch das Bennfylvanifhe Straffyftem. Es will vie Beſſe⸗ 
rung — die moraliſche und politiſche Beſſerung — mit der Genugthuung und Ab⸗ 
ſchreckung vereinigen. Es nennt ſich in dieſem Sinne dad Pönitentiarſyſtem. 

Wie läßt ſich nun dieſes begründen und durchführen? 

Alle zu ſittlichem Bewußtſein erwachten freien Menſchen ſollen frei ihre ſittliche Idee und Les 
bensbeſtimmung verwirklichen. Hierzu bedürfen, hierzu anerkennen und begründen ſie nach der 
Vernunft und aller Geſchichte für ihr äußeres Wirken in der Geſellſchaft gemeinſchaftliche 
Friedens- oder Rechtsgeſetze. Denn wollte Jever blos nad) feinen fubjectiven religiöfen 
und fittlichen Lebensanſichten handeln, fo hinderte ihn Streit und Hülflofigfeit. Sie geben 
Daher, infowe it ald es die Natur einer gemeinfhaftlihen Frieden s- oder Frei— 
heitsordnung und der nöthigen frievlichen Hülfsvereine erheifcht, ihren fittlihen Gefegen 
einen gemeinſchaftlichen allgemeinen oder objectiv erfennbaren Ausdruck und, durch 
Gaſt- und Friedend= und Bürgereide, die hoͤchſte fittliche Heiligung. So, auf hiſtoriſch- 
philofophifhem (juriftifhen) Wege, und durch die logiſch nothwendigen Folgeſätze aus 
der Natur diefer Sriedenseinigung freier Menſchen, ſobald fieals ſolche ſich aner— 
Eennen und Frieden haben wollen, ergeben fih mittelbar ftttliche over auf fittliher Grund⸗ 
lage und für fittlihe Zwecke begründete, fo ergeben fid) die objcctiven oder bie wirklichen 
Recht s- oder Breiheitögefege. Die gegenfeitige frievliche Anerkennung der freien Per— 
ſonlichkeit Ift Die genügende Grundlage ihrer logiſchen Entwidelung. 

Das wahre Recht fobert für fein Beftehen von jevem Nedtömitglied nur zweierlei: 
Fürs erſte Nitverlegung des Friedens oder des Rechtsgebots; fürs zweite, ſobald es 
daffelbe dennoch verlegte, Wiederaufgebung (Büßang, d. h. wörtlich Befferung) ber 
Verlegung ober der Störung des Friedens, 


1) Trog aller Wichtigkeit folcher allgemeinen Grundlagen für die richtige Auffaflung der Beſſe— 
rungöftrafen, muß doch hier auf die Entwidelungen verwiefen werden, welche zunächit der „Syftematis 
fchen Encyflopädie‘ (Bd. I) und den Art. Rechtsbegriff u. f. w., Staat und Strafrecht angehören. 
Wir mußten ung alfo hier auf verbefierte und ergänzte Darftellung Desjenigen befchränfen, was ber 
derausgeber in der zweiten Ausgabe des „Staats: ertlon“ diefem Artifel voranftellte. Er entnahm es 
im Weſentlichen der Einleitung feines Berichts für Einführung dcs Beſſerungsfyſtems in ber badiſchen 
weiten Kammer, welchem man es zufchrieb, daß viele frühere Gegner bes Syfems Freunde deffelben 
wurben und ba zunächft in Baden daſſelbe fiegte. 
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Die ſittlich⸗rechtliche Friedensordnung hat, wie alles Lebendige, zwei weſentliche Veſtand⸗ 
theile oder Seiten: Zuerſt eine äußere. Ihre Störung, die materielle Störung gehört 
dem Civilrecht an. Sodann eine innere, bie innere Lebenskraft. Diefe ift die alfjeltige nd= 
thige Achtung und Willensflimmung fürd Recht und dad Vertrauen auf fie, ohne 
welche kein wahrer Friede moͤglich ift. Die erwiefene ſchuldvolle Störung diefer rechtlichen Wil: 
Ienöftimmung, die intellectuelle Störung ift das Vergehen und — fofern nit die civil: 
rechtliche Wiederherſtellung zu ihrer Austilgung genügt — das ſtrafrechtliche Vergehen, 
der Gegenftand ver Strafe. Und diefe ift Die Aufhebung oder Beflerung des Vergehens ober 
ber intellectuellen Störung oder der Schuld. Sie If diefes (die Exdlemarg des Vergehens 
nad) der griechiſchen und römifchen gefeglihen Definition, L. 131 de V.S.) und nad dem Wort⸗ 
finn der Strafe bei allen gebilneten Völkern. („Letzte Gründe‘, S. 133, und im „Staats-teri: 
Ton’ unter Strafrecht.) 

Für die Beftrafung der Vergehen fodert das Recht übereinftinnmend mit dem gefunden 
Sinn und den Befegen aller gefitteten Völker, welche das Fauſtrecht und die roheſte Blutrade 
und rachſüchtige Talion Hinter ſich haben, ziveierlet. 

Zuerft: die Strafe foll fihern, die Beſtrafung foll nicht blind rächen ober wir: 
ververgelten. Sie foll vielmehr in Genugthuung, Abſchrekung, Befferung, für die 
neue Sicherung der geſtoͤrten Rechtsordnung vernünftig berechnete Recht 8 zwecke verfolgen. 

Sodann: die Strafe ſoll gerecht ſein und das gerechte Maß einhalten. Sie 
ſoll nicht als beliebiges politiſches Mittel den Verbrecher dadurch als Sache misbrauchen, baf 
ſie ihn für die von ihm nicht verſchuldete Höfe Luſt Anderer martert. Die Strafe ſoll der ob: . 
gen Rechtsfoderung: der Aufhebung per Störung des Verbrechers als ihrem Rechtsgrund 
entſprechen. Sie foll nur das (juriftifche) Verbrechen oder die rechtliche Schuld büßen oder til: 
gen (Ne major poena, quam culpa sit). Sie foll in Begründung, Größe, Ausführung un 
Form (jurififch) gerecht fein. 

Soll nun nad beiden Foderungen die Strafe nur die Aufhebung ber verbregerifgen 
Störung der Rechtsordnung, nur für fie beftimmt fein, zugleich gber auch B efferung, 
Abſchreckung, Genugthuung und nur nad ihnen beflimmt, fo if diefes nur baburh 
möglich, daß jene Störung durch Befferung, Abſchreckung und Genugthuung aufgehoben witt. 
Zwei Dinge, bie einem dritten gleichen — wie hier 1) die Aufhebung der Störung und 2) die 
Verwirklichung jener Zwecke der Strafe — müffen untereinander felbft gleich fein. Die Befriedi⸗ 
gung des Rechtsgrundes ver Strafe (der Rechtsfoderung der Tilgung der Störung oder 
Schuld) und die Befriedigung der Rechts zwecke fallen in ihrer Verwirklihung zufammen, 
weildie Rechtszwecke in dem Rechtsgrunde begründet find. 

Und fo ift e8 in der That. Denken wir und eine friedliche Rehtsorbnung nod vor 
aller Strafe, und nun biefelbe geftört dur viele verbrecheriſche Mitglieder! Sie 
treten die geheiligte Friedensordnung, die geheiligten Rechte ihrer Mitbürger verächtlic mit 
Füßen und befrienigen fo ihre ſchändlichen @elüfte. Würden nicht fogar alsdann, wenn bad 
geraubte materielle Gut ihnen wieber abgenommen wäre, würde nicht vollends bei Unmöglid: 
keit materieller Wiederherftellung, wie bei Mord und Morbbrand, zunächft bei dem Verlepten, 
dann aber auch bei feinen Mitbürgern, drängende Gefühle und Berürfniffe der Genug: 
thuung für ihre Beleivigungen entftehen? würden fie diefelbe nicht erftreben, um durd fe 
zu bethätigen, daß weder fie noch die mishandelten Ihrigen rechtlos und der Mishandlung wir: 
dig waren, um zu zeigen, baß ihre Rechte heilig feien und geſichert fein müßten, daß fit 
nicht beliebig aufd neue ungerochen verlegt merben dürften? Müffen fle nicht zugleich erkennen, 
indem fie durd die frevelnde Misahtung und Zerftörung der friedlichen RKechtsordnung ihre 
etliche Sicherheit geftört fehen, daß die mit Fußen getretene Rechtsorbnung im Volke an Hei: 
ligkeit und Achtung, ja durch den Mangel der Sicherheit gerabe für vie Frieduüchen an Ahtungd: 
mwürbigfeit verliert? Müſſen alfo nicht doppelt auch die finnlihen Neigungen der Menfchen zut 
gleihfreien Befriedigung auch ihrer Leidenſchaften durch die verderbůchen Beifpiele aufgereljt 
werben? Alle alfo müflen, zu ihrer und ber IHrigen Sicherung, Beſtrafung ber Frerlet 
zur ſichernden Abſcheuerweckung und Abſchreckung von neuen Verbrechen fodern. Sie müffen 
fie nad) der Carolina fodern zur Tilgung des ververblichen Beiſpiels und Ärgerniffes, welches 
die Verbrecher gaben. Zur Wieverherflellung ver geftörten heiligen Scheu vor bem Verbre⸗ 
Gen, wie die Römer fagten (At tu tuo supplicio doce humanum genus ex sancta cre- 
dere, quae a te violata sunt). Es können endlich weber die Verlegten noch die übrigen Bär: 
ger In der nöthigen Rechtsſicherheit, in bem vertrauensvollen frieblichen Rechtsverkehr mit den 
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Verbrechern leben, fie können fie nicht unter fi dulden, kurz: ber durch fie geflörte rechtliche 
Friede mit ihmen findet nidt ftatt, folange nicht neue Bürgfchaften gegeben und das Zutrauen 
wieberhergeftellt iſt, daß durh Befferung ihre erwieſene verbrecheriſche Willensftimmung 
aufgehoben fei. E 

Diefe dreifachen Strafzwecke, durch den Einen gemeinfhaftlihen Grundgedanken und End⸗ 
zweck, vie Wiederaufhebung der ganzen verbrecheriſchen Störung der Rechtsordnung, ald Mittels 
zwecke miteinander vereinigt, find alfo in ver Natur menfhlicher Rechtövereine und mit Recht 
in aller Gefchichte und Gefeggebung begründet. 2) Sollte fi nun aber ergeben, daß ſchon durch 
bie ſtrafende, vollftändige Verwirklihung eines dieſer Zwecke zugleich die übrigen Zwecke 
mehr oder minder vollftändig mit erreicht würben, fo dürfen doch bie Berechtigungen für dieſe 
und aud die Rüdjicht auf fie durchaus nicht überfehen und abgeleugnet werben, ebenfo wenig 
und noch mweniger, ald ein gründlicher Jurift, bei einer Gefammt= ober Correalberechtigung 

| von Dreien, die Berechtigung des A und B leugnet, obgleih nad erfolgter vollftändiger 
Zahlung an ven E auch ihre Foderungen zugleich mit erlöfchen. 

In der That aber zeigt ed ſich nun, daß durch eine wohleingerichtete ſt rafe nde Durchfüh⸗ 
rung bed Beſſerungszweckes die andern Steafzwedle in der Regel vollkommen 
mitbefriedigt werben Eönnen. Wenn bei jevem befondern Verbrechen bie ſtrafende Ge— 
rechtigkeit baldmoͤglichſt ven Verbrecher ergreift, und durch das ſtrafrichterliche Verdammungs⸗ 
urtheil ſeines Frevels zugleich die unantaftbare Heiligkeit der Verlegten und der ganzen Rechts⸗ 
ordnung ſowie ven allgemeinen Abſcheuder ganzen Staatögefellfchaft gegen daſſelbe feierlich öffent: 
lich verfünbigt, wenn fie dann zugleich ven Verbrecher au der rechtlichen Geſellſchaft ausſchließt 
und in einfamer Büperzelle allen Entbehrungen und Leiven und Beflerungswmitteln unterwirft, 
welche nothwendig find, um ihn dahin zu bringen, daß er felbft fein Unrecht verdammt und 
bereut und ſich in feinen Gefinnungen und Entfhlüffen wie in der Gewöhnung zu einer neuen 
nützlichen Lebensweife felbft von aller rechtswidrigen Willenöftimmung losfagt — gewiß ald- 

| dann ift die Genugthuung für den Verlegten und alle Bürger, deren Rechte jegt die 
ganze Gefellfhaft und der frühere Verleger ſelbſtthatſächlich als heilig anerfannten, voll 
ſtaͤndig gegeben, dann ift felbft die allgemeine Abjheuerwedung ober Abſchreckung von 
Verbrechen, fomweit fie die verbreherifhe That nöthig machten, foweit fie 
vom Verbrecher verſchuldet wurden, zugleich mit erreicht. 

So ift e8, fofern wir nur eine doppelte Verkehrtheit fern Halten, welche die Haupt: 
Feinde des vernünftigen Befferungdfyftems find. Die erfte ift die, daß man 
den Charakter und Ernft der Strafe verwifcht, und die nad) allgemeinen objectiven Rechts— 
gründen und nad} der allgemeinen menſchlichen Natur berechneten gefeglihen Strafleiden over 
Rrafenden Mittel für die Befferung, wie die nothiwendige Ifolirung u. ſ. w., aus falſcher Senti= 
mentalität oder fubjectiver Willfür in ver Ausübung aufhebt. Die andere iſt vie, daß man bie 
Beflerungäftrafe in ihrer wefentlihen Natur aufhebt oder verpfufht, und alfo in der Störung 
der wirklichen Beflerung auch die weſentlichſte Verwirklichung aller Strafzwecke gefährdet, in= 
dem man mit ihr folhe Abfchredungsmittel und Quälereien äußerlich verbindet, welche die 
wahre Beflerung unmöglich) machen, wie Prügel, Hungerkoſt, Dunkelarreft und andere Peiniz 
gungen, die, fowie namentlich auch allzu dürftige Koft, vie phyſiſche und geiftige Gefundeit ver 
Büůchtlinge zerrätten, ihnen ais graufame nuglofe Duälereien erſcheinen und fie verbüftern und 
verbittern und entkräften. Für die in ver Zellenhaft zu verwirklichende Befferung ift e8 vielmehr 
Grundbedingung, daß dem Verbrecher nur dasjenige Leinen, welches, wie die Freiheits⸗ 
beraubung felbft und die völlige Abfonderung von andern Verbrechern, für feine Beflerung 
heilſam ift, In firenger folgerichtiger Durchführung zugefügt werde, und daß ihm zugleich fos 
bald immer möglid) die Borftellung begründet were, die Anftalt umd die Beamten der Anftalt 
feien feine Wohlthäter. ) 


2) ©. unten Strafrecht. Die Unterabtgeilung ber einzelnen Strafzwecke nach ihren verſchiedenen 
Richtungen, 3. B. der Befierung in moralifche und politifche, iſt unndthig. 

3) Diefes Hat namentlich auch der legte europäifche Wohlthätigfeitscongreß in Branffurt (1357) 
auf den Antrag ‚des DVerfaflers biefer Zeilen ausbrüdlich zu feinem Beichlu erhoben. Der Beſchluß 
(welcher —X durch die in der vortrefflichen Anſtalt zu Bruchſal fpäter eingetretenen Verberbniffe 
des —2 beabfichtigten Syſtems veranlaßt wurde) lautet wörtlich: „Als allgemeiner Grundſatß muß 

jehalten werden, daß dem Straͤfling weder beſonbere, vom Beſſerungszweck nicht gebotene Leiden zus 
igt noch die für denfelben wiriſamen befeitigt werben dürfen; es muß an dem Strätling felbit das 
ußtfein erzeugt werben, daß die Strafeinrichtung mit ihren Beamten und die zur völligen Wustils 
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Sollten daher die geſetzgeberiſchen Überzeugungen dahin gehen, in manden Bällen ge: 
nügten vie Beſſerungsſtrafen nicht für die übrigen Strafzwecke, fo möge man dann bie für fie 
für nöthig erachteten Strafen von der Befferungäftrafe gänzlich abfondern. Der Zwed der 
Genugthuung wird jedenfalls ſtets durch die allgemeine obrigkeitlihe Beſtrafung zur Bei- 
ferung vollſtändig mit befriedigt fein. Die für ten Berlegten ift es ſchon fobald man in folder 
Weiſe nicht etwa aus Geringfhägung gegen ihn Berlegungen gegen feine Rechte unverfolgt und 
unbeftraft laffen wollte. Wenn aber für bie vehtlihe Abfhredung jelbft die längfte zuläjs 
fige Beſſerungsſtrafe nicht als genügend erſcheinen follte, nun fo müßte man von ihr ge= 
trennte lebenslängliche Gefängnifanftalten, Verbannungen ober Todesſtrafen anwenben. 
Nur wird man dieſes nicht redhtfertigen wollen durch die Behauptung angeblicher Unverbeflers 
lichkeit. Denn wer darf diefe behaupten! Und hoffentlid) werden aud) jene andern Voraus: 
fegungen und ihre traurigen Zolgen, die ausnahmöweifen befondern Abſchreckungsſtrafen, 
immer feltener werben und endlich ganz verſchwinden. Klar aber bleibt ed, daß alle Drei Straf: 
jede in der Regel durch bie Befferungäftrafe wirklich erreicht werben, und daß, wenn in bes 
fondern Fällen, etwa bei Meuchelmorb, einer der andern Strafzwecke noch größere Strafe Heifät, 
dieſes den Verbrecher nicht verlegt. Denn er muß vollftändig feine ganze Störung ober 
Schuld, aber nur fie büßen. Es widerſpricht aber aud) dieſes, z. B. Tobeö= ober lebendläng: 
liche Gefängnißftrafe, nicht unfern übrigen Strafzwecken, denn fie follten ja nur die Störun 
gen der Schuld aufheben, welche jet durch die härtere Strafe befeitigt werben. 

Möchte dad Bisherige genügen zur Beweisführung, daß ſchon die äußere Rechtsordnung 
— fie, welche die allgemeine Grundbebingung, wenn man fo fagen darf, der Knochenbau, der 
unerſchũtterliche Urfels der Geſellſchaft ift, Beſſerungsſtrafe fovert und begründet. Aber 
. eö vereinigt fich mit diefer firengen Rechtsfoderung der Bemühung für die Beflerung des Ver: 
brechers auch die Sanction und die hülfreiche Mitwirkung von höherm religiös-moralifhen und 
vom politifhen Standpunfte aus. 

Freilich foll von dieſem höhern Standpunkte aus die geſellſchaftliche Grundbedingung ober 
daß fefte Recht der Einzelnen nie aufgegehen ober verlegt werben. Aber ebenfo klar ift es 
doch auch, daß alle wahre frienliche Rechtsordnung auf fittliher Grundlage ruht und jene hö⸗ 
hern göttlichen Lebenskräfte, unter deren weihende und hülfreiche Einwirkung noch alle gefitte- 
ten Völker der Erde ihre Staatövereine und auch ihre Strafgeredhtigkeit ftellten, für eine blü= 
hende gefittete Menſchengeſellſchaft wefentlih find. Diefe Iegtere kann ohne fie ebenſo wenig 
entftehen und dauern, als ohne bie friſchen lebendigen Ouellen und Ströme bie blühende Land⸗ 
ſchaft auf dem Urfels der Erbe entfteht und dauert. ® 

Wohl mag und muß man alfo äußerlich und mechauiſch die Menſchen abſchrecken durch die 
Furcht finnliher Leiden, durch die Entfernung und Entfräftung finnliher Anregungen, durch den 
Zwang zur Enthaltfamkeit und Mäßigkeit, zur Arbeit und Ordnung. Aber ſowie ver wahrhaft 
rechtliche Wille des Volks nie entfteht und dauert ohne die Höhere veligiös-fittliche Lebenskraft, 
ohne eine wahre freie, muthig aufopfernde fittliche Achtung der Rechtsordnung und des vater- 
ländiſchen Gemeinweſens — wie fie die Bürger ſchon im Friedens: und Gefammtbürgfhafts- 
ober im Buͤrgereide ſich befräftigen — fo wird man auch nimmer annehmen Fünnen, daß jene 
6108 ãußerliche mechaniſche Befferung mehr ift als das äußere Gerüft, ald der Träger der wah— 
en, dauernden, rechtlichen Willensbeſſerung. 

Bu diefer nun foll der Verbrecher durch jene mechaniſche Vorbereitung die Möglichkeit, er 
ſoll die nöthige Befreiung von ber Sklavereli verberbter Gewohnheiten und Leidenfhaften ge 
winnen, um alddann unter jener Hülfe und Mitwirkung fittliher und rellgidfer menſchen⸗ 
freundlicher Belehrung, Zuſprache, Ermuthigung felbft fein beſſeres Ich wieberzufinden und 
um fo mit Freiheit ſich felbft zum guten und rechtlichen Willen, zum guten und rechtlichen Ze: 
benswandel zu erheben und zu ſtärken. Erſt alddann, wenn hierzu durch die Strafeinrihtung 
alles geleiftet wurde, was die menſchliche Einrichtung Leiften Eonnte, und was, jenady dem Grade 
der Verſchuldung, vermöge einer allgemeinen Durchſchnittsberechnung der menfhlihen Natur 
genügte, um die wirkliche Befferung als wahrſcheinlich anzunehmen, erft alddann kann mit ber 
Entlaffung aus der Strafanftalt für die bürgerliche Gefellſchaft bie rechtliche Annahme oder 
Präfumtion ber wirklichen Beſſerung juriſtiſch ausgeſprochen werben. Der Friedbrecher iſt jetzt 
erſt mit ver Geſellſchaft wieder ausgeſoͤhnt. 


gung feiner böfen Willensſtimmung nöthigen Strafleiden Wohlthaten für ihn find,” S. „Congres in- 
ternational de bienfaisance. Session de 1857‘, I, 200 u. 373, 
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Wie ſchwierig nun auch der Weg zum Ziele ſolcher Befferung fein mag, fo ind doch folgende 
drei Hauptfäge klar: 


Fürs erfte: Die Aufgabe der bezeichneten Befferung ift eine unvermeidliche und, wie die 


menſchliche Natur und die Erfahrung zeigen, eine mehr oder minder erreichbare. 

Fürs zweite: Sollten die notwendigen Mittel zu ſolcher Beſſerung ſchmerzhaft fein, wie 
es allerdings ſchon der Ziwed der Befferung an ji mit ſich führt — indem jede Zerftörung 
jedes mit dem Leben verwachſenen uͤbeis natuͤrlich ſchmerzhaft, indem jede Geburt und Wieder⸗ 
geburt zu neuem Leben mit ſchmerzlichen Kämpfen und Leiden verbunden iſt — ſo wird doch 
der Verbrecher über ſie ſich nicht beſchweren dürfen. Er darf es nicht, ſoweit ſie die unentbehr⸗ 
lichen Bedingungen ſind, daß er als gebeſſertes wieder achtbares Mitglied in die Geſellſchaft 
wiederaufgenommen werden kann. Er darf und wird vollends noch weniger klagen, infofern 
gerade dieſelben fhon zur Beſſerung nöthigen Leiden zugleich auch von felbft genügen für vie 
übrigen gerechten an ſich nothwendigen Strafzwede ver Genugthuung und Abſchreckung. 

Solchergeſtalt wird alſo jedes Leiden, das er erduldet, nie blos um ihn zu quälen und aus 
ſchnoͤder Rachſucht ihm zugefügt, ſondern es wird dadurch nur feine Schuld ausgetilgt und ihm 
ſelbſt durch Beſſerung, durch Wiederausſöhnen mit Gott, ſich ſelbſt und ver beleidigten Geſell⸗ 
ſchaft die hoͤchſte denkbare Wohlthat begründet. Es wird ihm felbſt bei ſchwerem Strafleiden 
echt chriſtlich das Böſe mit Gutem vergolten. Er wird am allerwenigſten klagen, wenn da— 
durch, daß die verordnete Gefängnißſtrafe zum Zweck der möglichen Beſſerung in ihrer Einrich⸗ 
tung für ihn ſchmerzlicher iſt, nun auch um fo viel eher zu Ende geht, ſodaß er in viel früherer 
Zeit und in noch jüngern Jahren feiner Bamilie over einem ehrlichen Lebensberufe zurück⸗ 
gegeben wird, ja wenn ex vollends in ber beffernden Straferfiehung durch Schul= und Ge= 
werbsbildung und duch Mitnahme eines Theils feines Arbeitöverbienfted aus ver Anftalt zu= 
gleich erſt die Mittel eines ehrlichen Lebensberufs erwirbt. 

Fürs dritte: Auch die Staatsgeſetzgebung darf fidh bei ihrer, jedenfalls traurigen, ſchwie⸗ 
tigen und foftfpieligen Handhabung der menſchlichen Strafgeredhtigkeit in der Verfolgung 
einer fo großen, herrlichen und humanen Aufgabe nimmermehr irren laffen durch fentimentale 
Gefühle in Beziehung auf die Leiden ver Einzelhaft oder durch Erwägung ver Mühen und Koſten. 
Siemuß es vor allem ald ven höchſten Frevel anſehen, welcher gegen Gott und gegen die Geſellſchaft 
wie gegen den Sträfling begangen werben kann, wenn fie mit Bewwußtfein, durch ihre eigenen 
Strafeinrihtungen diefen Sträfling, welcher vielleicht ſchon durch die fehlerhafte Staatdeinrihtung 
zu feinem Berbrechen verleitet wurde, nun nochmals durch Die Strafe verfchlechtern und nun erft 
zum boppelt gefährlichen Feinde ver Geſellſchaft erziehen, wenn fie, wie leider bisher oftmalß, die 
Sefängniffe zu Schulen des wechfelfeltigen Unterricht8 im Lafter machen wollte. Sie kann au 
biepofitiv heilfamen Folgen wahrer Befferungdanftalten feinen Augenblick verfennen. Das an ſich 
achtbare, aber einfeitige Gefühl, welches von ſolchen Befferungäftrafen, welches von dem Pennſyl⸗ 
vanifhen Syften nur allein alle ſchmerzlichen und bedenklichen Seiten aufjucht und dem Syſtem 
entgegenhält, follte doch vor allem einmal alle übrigen Strafmittel fi ins Ange faffen, ob 
nit aud) ſie unangenehm und bedenklich find, und ſich fragen, ob e8 Strafen zur Annehmlich- 
keit und zur Verfeplehteruug, oder ob es vielleicht gar Feine Strafen für die Verbrechen geben 
fol? Dan frage ſich doch, ob man denn blos Mitleid mit den Übelthätern und Feinden der 
rechtlichen Ordnung Haben darf, die zur Befrievigung ihrer böfen Gelüfte ihren Leidenſchaften 
die Zügel ſchießen laſſen, nicht aber auch mit den unſchuldigen ehrlichen Bürgern, bie für ihren 
mühfamen redlichen Erwerb, für ihr Haus und Gut, für ihr und ver Ihrigen Leben vor dieſen 
Frevlern täglich zittern müffen? Nein, nit umfonft und nicht zum Spiele ift da8 Schwert der 
ſtrafenden Gerechtigkeit den Händen ber Regierung vertraut. Völlig aber wird auch der Vor⸗ 
wand der Härte verſtummen müffen, wenn, wie ſich erwies, mit der Erftehung der Beſſerungs⸗ 
ſtrafe, one alle Strafe zu vernichten, doch alle die Humanität verlegenden andern Strafühel, 
und namentlich die Tobeöftrafen und zugleich empoͤrende Disciplinarftrafen, daß die Prügel 
und Ketten und überlangen Gefängnißftrafen verſchwinden konnten. Alle nothwenvigen Ko: 
fen und Mühen aber werben fi reichlich erfegen, wenn die Verbrecher gebeflert, wenn ihre 
Strafen verfürzt, wenn ihre Ruͤckfälle und andere neue Verbrechen und deren verberbliche Wol- 
gen für die Bürger, und mit ihnen die Koften vieler neuen Strafproceffe, wenn viele Unter= 
ſuchungs⸗ und Strafgefängniffe erfpart werben können, 

Noch viel größer aber möchte von Köherm Standpunkt aus ver Vortheil folder Strafge- 
rechtigkeit für die Regierung und die Stantögefellfhaft jein — zumal alddann, wenn fie erft 
durd gute Zufluchts⸗ und Arheitshäufer für unerzogene, arbeitöunfähige, mittel: und arbeits⸗ 
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loſe und arbeitsſcheue Arme und für entlaſſene Sträflinge, in organifhem Bujammenhange 
die Urſachen der Entftehung und der Nüdfälle ver Verbrechen entfernt. Größer nämlich 
möchte der Vortheil fein, wenn in folder Handhabung ver Strafgerechtigkeit jihtbarer ald viel: 
leicht ſonſtwo die höchſte Idee der Gerechtigkeit in der Staatöverwaltung hervorträte. 

Groß wahrlich wäre der Fortſchritt in der Staatdeinrihtung, herrlich wäre der Triumph 
der Staatöweisheit, wenn gerade in dem ſchwierigſten und bisher unvollkommenſten Theile ber: 
felben, wenn in ber menſchlichen Strafgeredhtigkeit, welche nad ihier bisherigen Gefalt ein 
fauſtrechtlicher Krieg gegen ven überwundenen Ruheftörer ſchien, welde ein buntbefledtes 
Kleid trug, ja die Cloake der Staatsgeſellſchaft war, flatt jo ſchaudervoller und ſchuuziger 
Erſcheinungen, wie unfere Rabenſteine und Zuchthäuſer ſie darbieten, nur die wohlthätigen 
Wirkungen der väterlichen und brüderlichen Hülfeleiftung für verirrte Mitmenſchen und die der 
vettenden himmlifchen Kräfte für die Oefallenen offenbar würden und vereint folche ſegenvolle 
Heilungen ber ſchwerſten Krankheiten der menſchlichen Geſellſchaft begründeten. *) 


4 Borsäglih auch alle Befämpfung ber von obigen Orunbfägen abweichenden Anfichten mupie bie 
kurze Darftellung zur Seite laffen. Diefelben erfchienen mir übrigens von jeher allermeift weniger 
ablotut falſch als einfeitig und durch unfere noch zu grofe Trennung von Theorie und Praris um 
durch theoretifche Liebhaberel für eigene und neue, meift rein philofophifche Schuftheorien veranlaft. 
Deshalb Se ich and) ſtets und ſchon in dem unter I. erwähnten Werke mehr ihre Gegenfäge zu mr: 
mitteln und flc in — felbftändigen Hitoeifgephitstophifgen Grumbanfichten zu vereinigen, 
als fie gänzlich zu verwerfen. So ift e6 3. B. oben in Beziehung auf ben Gegenfaß ber abfoluten m 
ber relativen Straftheorien ebenfo wie in Beziehung auf die gänzliche Losreißung und bie Bermilguy 
von Recht und Moral, von philofophifchem und hiftorifchem (und pofttivem) echt gefchehen. Bor ki 
nahe funfzig Jahren, als ich jenes Buch fchrieb, ichte jener einfeitige Theorienftreit überhaupt uch 
mehr vor als in unferer jegigen Zeit einer allmälig praftifcher werdenden jurififchen und polins 
{chen Bildung. Die eriminalififche Praris aber hatte damais noch eine weit bg Herr ja ein 
barbarifche Geftalt aus dem Mittelalter beibehalten. Hier berrfchte damals bie Feuerbach ſche U: 
ſchreckungstheorie, welche abſichtlich jeden Zufammenhang von Recht und Moral verleugnete, fo * 
mein, daß Feuerbach ſelbſt gegen fein criminaliſtiſches Vapſtthum proteſtiren zu müſſen glaubte, & 
herrſchte zugleich ein folches Misverhältniß zwiſchen philsſophiſchem und pofitivem Kecht, daß, währen 
einerfeite die pofitive und hiſtoriſche Juriftenfchule alles Raturrecht verfpottete, Feuerbach anbererfeiis 
feine rein aprlorifchen, aus der damals neueften Schulphilofophie des Kants Fichte ſchen Zwangeres 
entwidelten, unferm poftiven Recht widerfprechenden Rechtögrundfäpe in ben twichtigften Bectetpeilc 
als richterlich praktifch Hinftellte. Er entwidelte lediglich aus ihnen, aus feiner rein relativen, rein al 
tifchen (d. h. dem Rechtsgrunde der Strafe fremden) Sicherungstheorie ben ganzen allgemeinen Tl 
bes Straftechts welcher, wie bie Lehren von Zurechnung und Mapftab u. ſ. w, alle Strafurtheile, alt 
Todes⸗ Breiheiter und Ehrenftrafen der Bürger beftimmt. (Ex gab fogar biefem allgemeinen Theil far! 
Lehrbuchs über das peinliche Recht in Deutfchland faft naiv bie Überichrift: Philoſobbiſcher 
oder allgemeiner Theil”, im Gegenfaß gegen den befonbern oder pofitiven Theil, ber bie bo 
ſondern Verbrechen behandelt. Ganz ähnlie aber verfuhren bie Anhänger ber unfern Geſehen 
feindlichen abfoluten oder abfolut blinden Wiebervergeltunge- ober Reactionstheorien, welche bas in Jen 
relativen Theorien von der Moral gänzlich loogeriſſene Recht nun mit ihr vermifchen,, und welde dalı 
alle vernünftigen Rechtsz wecke ber Strafe, wie bie relativen ihren Rechtsgrund, verahien. 
machte faft einen wehmüthigen Einbrud, zu fehen, wie biefe im übrigen oft hochachtbaren Männer, vr 
leitet durch bie nun zufällig von ihnen eingefogene neuefte ee mit ſtets vergeblicn Bar 
dungen ben Stein bes Sifyphus wälzen, ohne Bermittelung jener vernünftigen Rechtszwedke, das intel; 
fectuelle Unrecht bes Verbrechens mit dem phyfifchen Übel der Strafen auszugleichen und eine Bir 
derholung der Verlegung des Verbrechers durch neue Verlegung ale bie wahre Gerechtigkeitsſtraft a) 
die wirkliche Reaction gegen bie Störungen des rechtlichen Wiens, an die Spige der Strafgerhtig 
feit gefitteter Bölfer zu flellen. Natürlich Fonnte fie niemals irgend Geltung in Ge Graris erhalten, fe 
nicht einmal gegenüber der entgegengefeßten einfeitigen Feuerbach ſchen Theorie, bie doch ihre Ginfitig‘ 
keit fehr zu entfchulbigen ſchien. Die Einflüffe der naturphifofophifchen unb Segelihen und ber hiſor· 
ſchen Schule, welche alles hiſtoriſch Beſtehende und bie Reaction gegen freie Reformen kanonifirten dig 3 
ten damals fehr erklaͤrlich auch die ſchauderhafte Geſtalt unferer Gefängniſſe und unſers Inqui 
proceſſes und die ihnen entſprechende —— ——— Die weit gefündere Krauſe ſche Recht 
ſophie wurbe erſt fpäter wirkfam. Sie Fämpfte ruͤhmlichſt für humane Reformen, gegen bloben Er 
maltsmus und Zwangsmechanismus wie gegen bie blinde Wiebervergeltung und für bie 
ſtraſe. Bei ihrer nicht hiſtoriſch⸗philoſoph ſchen, ſondern rein philoſophiſchen Begründung aber galt 
auch fie den objectinen, juriftiichen Charakter ihrer Redytsfäge (f. oben I, ©. XXI fg. umb unten Re 
tarrecht) und bie innige Verbindung des natürlichen mit dem Vherifepen und praftifchen Recht. Ihr 
Rechtstheorie verlor ſchon hierdurch und durch bie Bezeichnung bes Rechts ale Beriwirflichung det vom 
Villen abhängigen Bedingungen für bie menſchlichen Ehe Dede — welches eigentlich bad ganze ftlice 
und politifche Handeln umfaßt — bie nöthige Selbftänbigkeit und alle fichere Örenzlinie von ber Moral 
und Bolitif. Sie verlor das freie Dürfen oder bie rechtliche Breiheit, Ipren Schuß gegen Wilfir, aub 
bie wohlgemeinte, ebenfo wie bie allgemeine Beweisbarfeit, die mur durch bie objectiven Briebenf: 
bedingungen und Formen gegeben werben. Ähnliches gilt auch von ben Mechtstheorien anderer ebenfats 
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W. Überblid über die sefhichtlihe Erfahrung, inwiefern die Einrichtun— 
gen der Gefängnißftrafen der entwidellen Grundidee, ven Hauptgrundfägen ber gerechten und 
weifen Strafeinrihtung entſprachen. 

Unbeftreitbar ift es, daß das frühere gemeine Recht von Deutſchland, man kann fagen, das 
gemeine Recht von Europa, bie oben genannten Strafzwede anerkannte. Insbefondere war 
auch ver Gedanke, durch Gefängnißſtrafen zu beffern, ebenfo von den Römern wie von den Grie- 
hen anerkannt, wie dieſes ſchon Die Namen einzelner Gefängnifle und beftimmte gefegliche Er— 
Eärungen ausdrücklich bezeugen. Doc, faßten die Alten die einzelnen Menſchen als Menfchen 
zu wenig ind Auge und achteten bie Freiheit des Staatöbürgers, deren hoͤchſte Strafe Jahr⸗ 
Hunderte hindurch faft nur in der Verbannung aus dem Vaterlande beſtand, viel zu hoch, um 
ber Oefängnißftrafe eine bedeutende Stelle und Ausbildung zu geben. Die Eaiferlihe Despotie 
30g Ihre graufamern Strafen vor und noch Juſtinian's Geſetzgebung Fennt nicht viele und lange, 
vollends feine Iebenslänglichen Befängnißftrafen. Die Verſtoßung der Chebrecherin in ein 
Kloſter gehört wenigftend nur uneigentlich Hierher. 

Mehr und vorzugsweiſe trat in dem chriſtlich-kanoniſchen over kirchlichen Recht und in dem 
geiftlichen Gerichte der Zweck der Beflerung und als auf ihn berechnet auch die Gefängnifftrafe, 
ja zum Theil ein wahres, mehr ald pennſylvaniſches Einzelgefängniß hervor. 2) Wie kann dieſes 
überrafhen, wenn Tauſende in Eindven und Klöftern zur Befferung von Leidenschaften und 
Sünden ji) ſelbſt Einſamkeit und Schweigen und, wie die fpätern Kartäufer, beinahe völlige 
Abjonderung auflegten. So finvet ſich denn z. B. au ſchon im Jahre 817 ein Beſchluß des 
Benebictiner-Gonvents zu Aachen, eine Strafbeftimmung abfolut einfamer Binfperrung, jedoch 
in lichthellen erwärmten Zellen, für verbrecheriſche Ordensglieder 6), und ſchon Mabillon 


jefünderer neuer philofophifcher Spfteme, welde mod dem glüdlichen Sturz des alt» und neu⸗Hegel⸗ 
* a des Hiftorifchen Syftems unfere Nation wohlthätig philofopgifch zu entwickeln und zu erleuchs 
tem fireben. 
So mußte benn natürlich der Verfafler auch noch jegt bie obigen Grundanſichten fefthalten. Die 
imo: berüßrten in fich zufammenhängenden Grundanfichten, welche eigentlich ber neuen geſundern vaters 
Andifchen Entwicelung feit den rühmlichen, endlich fiegreichen Kämpfen gegen unfere Erniebrigung und 
Unterbrüctuug ihren Urfprung verbanfen, gelangen zwar fangfam, aber doc; immer mehr zur Anerfens 
nung. Diefelben und mit ihnen das mare Befferung yftem, für welche meine „Lepten Oründe” fchon 
vor bald ae die pennfylvanifche Strafanftalt als Mufter aufflellen Fonnten, wurden feitdem natürs 
lich öfter verbeſſert und voll änbiger begründet, Doch freilich nicht immer vermag ich in der Verändes 
rung eine Berbefierung zu jehen. So namentlich erflärt zwar bie neuefte eriminaliflifche Schrift Seeger's 
(„Abhandlungen ans dem Strafrecht‘‘, Tübingen 1858), ebenfo wie früher der treffliche Wächter, mit fehr 
danfenswerther Anerkennung, die Zurüdführung der Strafrechtstheorie auf bie genaue Betrachtung und 
Gntwidelung ihres Gegenftandes, nämlich auf die befondere Art von Unrecht, welche Strafe nothwens 
big macht, oder auf das Verbrechen, als einen glüdlichen Wendepunkt in unferer criminaliftifchen Theorie. 
Allein den neuen Beflimmungen biefes Ge— entandes und * ber Seeger’fchen vermag ich die meinige 
nicht zu opfern. Seeger ſetzt S. 18 das Weſen des Verbrechens darin, daß es grundfäglicher Angr 
auf das Recht in feinen Grundlagen fei, in ſolchen Grundlagen, welche Grundbebingungen für das Bes 
fichen der Mechtsorbnung überhaupt oder in beftimmter Beziehung bildeten. Es feheint mir bie —— 
nung des Serbrechens als Störung ber nöthigen rechtlichen Willensſtimmung für bie 
Rechtsordnung, und er ale eine folche, Die nicht ſchon durch die civilrechtliche Mustilgung ber 
Störung ber materiellen Seite ver Rechtsorbnung mit getilgt ift, vielmehr und viel ficherer die weients 
lichſte Natur bes Verbrechens zu bezeichnen, biejenige, welche ja gerabe auch die eigenthümliche eriminals 
rechtliche Behandlung und Aufhebung oder die Strafe begründet und für dieſelbe überall entfcheidend iſt. 
Zwar wirb auch hier wie bei jedem organifchen Ganzen ber Bufammenhang biefes Theils mit den übris 
gen Theilen, alfo bes Criminalrechtg mit dem Civilrecht, in leiſern und je nach den verſchiedenen Lebens⸗ 
entigidelungen auch verſchiedenen Übergängen ſich zeigen. So ſehen wir zumal im Kömiſchen Recht 
in civilrechtlichen Strafen, z.B. Nichtigkeits⸗- Doppels und Infamieftrafen, folche Übergänge. Bei 
mandjem Betrug wird jet noch durch die civilrechtliche Folge ber rechtswidrige Wille als genügend 
gebügt erfcheinen, während veränderte Berhältniffe vemfelben oft eine folche @eftalt geben, daß er durch 
eriminalreditliche Strafe ins Eriminalrecht gezogen wird. Ahnlich wird auch manches eriminglrechtliche 
Unredht, fo wie 3. B. manche fahrläffige Töbtung nach bem Vorbilde des englifchen und fcanzöfifchen Straf- 
rechts, zweckmaͤßiger durch große civilrechtliche Entjchäbigungen gebüßt, als durch eigentliche criminals 
rechtliche Strafübel. So '£ es nun einmal. Alles organifhe Leben hat feine feinen Grenzlinien und 
Übergangspunfte, Seine richtige Behandlung erfobert, daß man fle ſteis richtig erforfche und würbige. 
Die Hiftorifch-philofo phiſche Theorie aber wird flets näher hinweiſen auf die Hiftorifchen und Damit 
wenigftens oftmals auf die praftifchen Grunbfäge und auf bie wahren Bebürfniffe, als rein philoſophi⸗ 
ſche und rein pofitive Theorien. 
5) en Tebenslänglicyes Gefängniß fanctionirt Teider ſchon das Kanonifche Recht, cap. 3, do 
poen. in 
6) Mabillon, „Annal. ordinis S. Benedicti’ (%ucca 1739), ©. 403. 
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gründet darauf den Vorſchlag einfamer Zellengefängniffe für Verbrecher mit Steinen Gärten 
kei ven Kartäuſern und mit der Freiheit zur Arbeit. Erfreulicher als ſolche kloͤſterliche und 
vollends die fpätern Inquifitiondgefängnipeinrichrungen find Beſtrebungen und Ritungen, 
welche auögingen von den wahren Grundlagen des Chriſtenthums, das ſchon durch den Mund 
der Apoftel?) Beſuche der Gefangenen und brüberlihe Barmherzigkeit für fie heiſchte. Wir 
meinen bie Beftrebungen, welche auch fpäter bis zum heutigen Tage in manchen religiöen Brü⸗ 
derſchaften und weiblichen Vereinen wirkſam blieben, welche bei ven frommen Duäfern und in 
unfern freiwilligen Vereinen für die Strafgefangenen und vie Entlaffenen wieder auflebten und 
außerorbentlid wichtig find. 

Die altgermaniſche Breiheitöliehe aber war den Gefängnißftrafen und einer allgemeinen 
Einführung und längern Dauer und einer wohlthätigen irgend foftematijchen Ausbildung ber: 
felben ungünftig! In dem rohen Fauſtrecht, in dem jpätern despotiſch-fauſtrechtlichen Rampe 
der abfoluten Regierungen zu feiner Bänbigung und zur Erwerbung beöpotifcer Herrſchaft 
konnte biefe Ausbildung ebenfalld nicht gebeihen. Man wüthete mit furchtbaren Eörperligen, 
verftümmelnden und Todesſtrafen, ja felbft in den Städten mit faft orientalifen Qualen 
Diefem Syſtem mußte felbft nod) die Carolina, wenn auch milvernd, ſich anſchließen. Die Ker: 
fer zur Unterbrüdung ber eingefangenen Feinde, zu ber früher, bei dem Privatanklagepror), 
feltenern Verhaftung ber Angeklagten oder zur obrigkeitlichen Gefängnißſtrafe befanden in 
Stadt: und Seftungsthürmen, in denen, ſoweit nicht zufällige Überhäufung mit Gefangenen 
Tattfand, jeder ifolirt, Häufig dunkel und ohne Zwang ja ohne Möglichfeit zur Arbeit ſaß. Auh 
die Cinzelzellen der Baftille, der Bleifammern waren wie die des Spielbergs fürchterlich. Zum 
Überfluß verpflichtete man In Frankreich nod) ausdrücklich bei dem Eintritt In das Gefängnif 
zum völligen Schweigen mit den Worten: C'est ici la maison du silence. Das Loos all 
Gefangenen war ver Zufälligkeit überlaffen, großentheils ſchauderhaft und, wie leiver felhk 
nod in unfern heutigen deutſchen Unterfuhungsgefängniffen, für vielleicht unſchuldig an 
geflagte Bürger hundertmal unglücklicher ald das Loos der Bewohner pennſylvaniſcher Ge: 
fängniffe. 9) 

Erſt fpäter im 16. Jahrhundert baute man in Holland und im 17. in Deutfchland gemein: 
ſchaftliche Zuchthäufer, doch urſprünglich gar nicht als eigentliche Strafanftalten, fondern ald 
Arbeitshäufer zur Bändigung und Beſchäftigung des heimatlofen Gefindels. Nur ald weht 
und mehr viele graufame Todesſtrafen und verflümmelnde und andere Leibesſtrafen dem mil; 
dern Zeitgeift wiberftrebten, ober als hier und da vielleicht auch Voltaire's materialiſtiſchet Ee⸗ 
fihtöpunft: un homme pendu n'est plus bon Arien, und der Vortheil der erzwungenen Ar: 
beiten die Strafen des Zuchthaufes dem Fiscus annehmliher machten 9), wurden bie Zuht: 
Häufer zugleid, in Strafhäufer ungetvanbelt, ſodaß man neuerdings die Zwangsarbeitshäuſer 
wieder von ihnen trennt. Um jedoch noch immer die nöthig feheinende Härte der Strafen zu er⸗ 
halten, verband man mit der Gefängnißftrafe zugleich empfindliche und graufame Qualen, 
ſchlechte, ungeſunde Koſt, Ketten und Eifenftrafen, Beinflöge, Züchtigungen zum Willloum 
und Abſchied und zu unbeflimmten Friſten, die härteften Arbeiten, die des Schiffäziehend, dt 
Galeeren und andere noch fchlimmere. 

Bel der immer mehr zunehmenden Milve des eitalterd wurde noch ſpäter auch je nad der 
Individualität einzelner Regenten oder Vorfteher die Rage der Verbrecher beifer, ja jet inum: 
gefehrtem Extreme oftmals weit beſſer als die eines großen Theils der nicht auf Staattkoſten 
lebenden unſchuldigen Bürger, was um fo größere Misitände erzeugte, je mehr bei allmäligem 
Verſchwinden aller verſtümmelnden und der allermeiften Todes- und fchweren Kötperfrafen 
©efängnißftrafe faft den einzigen Straffhug für die Geſellſchaft bilden follte, und je mehodie 
Zudthäufer von ven [händlichften Verbrechern bevölkert wurden. Diefe gründeten nun zugleid 
jene Laſterſchulen für die geringern Verbrecher und jene Verbindungen zu neuen Verbredet, 
bie namentlich nad) dem Zeugniß franzoͤſiſcher Staatdmänner mit einer furchtbaren unfätbe: 
zen Gewalt einen großen Teil Frankreichs umgarnen und Leben und Eigentum ber Vürget 


T) Matth. 25, 36. Paulus an die Hebräer 13, 3, 5 
8) Auch bie Städte, welche in dem allgemeinen Fauſtrecht fich leicht zu einem faußredtliden 
Kriege gegen die Störer ihres Friedens verfucht fühlten, waren hart, wo fle &efän, niß an bie Stellen 
anderer Qualen treten ließen, fo 3. B. dns Lübiſche Recht von 1240, Urt. 54, in feinem zehmjährigen 
Kerler bei Wafler und Brot. 
9) Nach Döpler, „Schauplag der Leibess und Lebensftrafen” (1693) I, 104, bradjten fie oft das 
Doppelte ein, wne fie koſteien. 
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bedrohen, während man in ſeltſamem Gontrafte die Affociation unſchuldiger Männer für eble 
Zwede verbieten zu müffen glaubte, 

Eine wefentlihe durchgreifende bewußte Neformbewegung des Gefängnipßweſens, diejed 
jegt fo unendlich wichtigen Zweigs unjerer neuern Geſellſchaftseinrichtungen, ging, wie richtig 
aud Julius bemerkt, erft von denjelben großen Ideen der freien humanen Entwickelung der 
Menſchheit aus, welche feit dem legten Viertel des vorigen Jahrhunderts, durch ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit, vie Feſſeln des feudaliſtiſchen, des hierarchiſchen und abfolutiftifchen Despotismus 
fprengten. Sie ging foldhergeftalt, fehr natürlich, vorzugsweife von ven früheften, Eräftigften 
und fiegreichſten Kämpfern für diefe neue Entwidelung der Menſchheit, von den Engländern, 
und ihren noch rüftiger vorfehreitenden Söhnen, den freien Nordamerifanern, aus. 

DVegeiftert von den Ideen der göttlichen Würbe ver Menfchen und brüberlihen Achtung und 
Liebe verfelben, kämpfte der edle Brite Howard gegen die Entwürbigung und Mishandlung 
und Verſchlechterung feiner Mitmenſchen in ven Gefängniffen feines Vaterlandes 10) und ber 
übrigen Länder, die er für diefen Zweck mit der großherzigften Aufopferung wieverholt durch⸗ 
reifte. Ganz erfüllt von feiner großen Idee und mit der edeln Willenskraft, für ihre alsbaldige 
Verwirklichung alles Mögliche zu wirken und nöthigenfalls ſich ſelbſt zu opfern, glich dieſer 
Märtyrer wenig jenen Iauen, allzu unparteitf prüfenden angeblichen Reformfreunden, die 
ſolchem Eräftigen Reformeifer fo gern den Vorwurf zu großer Ungeduld und Leidenfchaft ma= 
hen, und welde auch allem Unrecht, folange es unter öffentlicher Autorität befteht, noch ſchein— 
bar gute Seiten abfehen und und abmahnen, ed doc ja nicht mit Eräftigen Worten den ent= 
ſchiedenen Abfcheu aller Redlichen preiszugeben, welche e8 vielmehr mit ihren zaghaften Be— 
denklichkeiten und Halbheiten feiner Weſenheit nach nähren und pflegen, ftatt rüftig für deſſen 
Unterbrüdung zu fämpfen. So erlebte Howard noch felbft, ehe er ald Märtyrer ſtarb, in fei= 
nem eigenen Vaterlande den Anfang der Reformen. Eine Barlamentsacte von 1779 ſchuf 
Befferungshäufer (penitentiary houses) mit befferer Behandlung, Zwang zur Arbeit, befon- 
dern Zellen, GlaffenabtHeilung u. f. m. Und mas mehr war, Howard erwedte in der ganzen 
gefitteten Welt ven Eifer für diefe Reformen. 

Man fämpfte jegt in verſchiedenen Ländern fowol gegen die unmenſchliche Mishandlung 
ber Sträflinge und ſelbſt der Unterfuhungsgefangenen durch jhauberhafte, ungefunde Einrich⸗ 
tung der Gefüngniffe und die fo erzeugten Kerferfieber, dur ungefunde Nahrung und un: 
menſchliche Qualen. Man fuchte im Allgemeinen gegen die wechſelſeitige Verſchlechterung und 
für ihre Berbefferung vermittelft regelmäßiger Verbindung der Arbeit und beferer Disciplin 
und durd) die von Howard in einzelnen Anftalten gefundenen oder vernittelft der von ihm vor⸗ 
geſchlagenen beffern Einrichtungen zu wirken. Am meiften war ſchon vor Howard in den freien 
Holland und in den freien damals noch deutſchen niederländiſchen Provinzen gefhehen. In 
jener ſchon berührten römifchen Anftalt für jugendliche Verbrecher hatte Howard fogar ſchon 
das Gebot des Stillſchweigens bei der Arbeit gefunden, und feine Landsleute in Glasgow ver= 
ſuchten, duch ihn angeregt, bald gänzliche Trennung der Strufgefangenen. 

Doch zuerft in dem freien Nordamerika führte der durch ihn erweckte edle Wetteifer, unter 
Einfluß der für freie brüberlihe Menſchheitsentwickelung begeifterten Quäker, feit 1790 zur 
Ausbildung vollftändiger neuer Syfteme der Gefängnifeinrihtungen. Es ift hier nicht mög⸗ 
lich, alle die Verſuche aufzuzählen, welche in dieſem eveln Bemühen vorzugöweife in den Staaten 
Pennſylvanien und Neuyork gemacht wurben. 

Ihr Hauptrefultat war, daß endlich nad) längerm Erperimentiren und Schwanken von 
1846 an zwei weſentlich verſchiedene Syfteme, das in ber pennfglvanifhen Hauptſtadt Phila⸗ 
delphia ausgebildete pennſylvaniſche gänzliche Trennungsſyſtem und das in der neuyorkiſchen 
Stadt Auburn auögebildete auburniſche Schweigfoftem mit Trennung blos in der Nacht, ſich 
gegenübertraten. Bon ihnen fand nun in den übrigen amerifanifchen und in den europäiſchen 
Staaten bald dad eine, bald das andere Beifall und bei dem überall gefühlten dringenden Be: 
dürfniß der Gefängnißreformen eine auffallend ſchnelle Nahahmung, Diefe Nahahmungen 
ſchienen ſich zuerft in ven amerikaniſchen und europäifchen Staaten, in Belgien und der Schweiz, 
in Frankreich, England und Deutfchland, der Mehrheit nad, dem Auburnſchen Schweigſyſteni 
zuzuwenden, und aud in Baden machte man in dem Weiberzuchthaus zu Bruchjal mit demſel⸗ 


10) Blos ber Religion wegen verfolgt, waren unter ben Stuarts von England 5000 Menfchen in 
e eben Aedlern geftorben, David, > Berine zur Verbeſſerung ber Gefängniffe”, mit Borrebe von 
alt, ©. 11, 
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ben einen Verſuch. Doc) in der neueften Zeit gaben immer allgemeiner die Vorzüge des penn: 
ſylvaniſchen Trennungsſyſtems diefem den Sieg. Aber aud da, wo dieſes noch nicht ber 
Ball ift, va hat doch die Meinung ver gebildeten Welt für die Beflerung als Hauptaufgabe ver 
Strafen und der Gefängniffe entfchieven. 

I. Die drei bisherigen Hauptfyfleme der Gefängnißeinrichtung; 
1) Das alte bisherige Zuchthausſyſtem. Dieſes ift eigentlich die Syftemlofigkeit. Man läßt 
die Züchtlinge Nachts in gemeinſchaftlichen Sälen zufammenfälafen, bei Tage, feitvem man 
wenigftens regelmäßig die Arbeit mit dem Gefängnif verband, im Freien ober in gemeinſchaft⸗ 
lien Sälen des Zuhthaufes zuiammenarbeiten, untereinander ſprechen und verfehren und 
ſich untereinander verſchlechtern. Selbft für genügende Abfonderung der Frauen von den Män- 
nern, für Beaufſichtigung der Frauen durch Frauen, für Trennung der jugendlichen Verbrecher 
von den alten, der geringern von ven größern, war häufig nicht gejorgt. An ver hinlänglich 
gefunden Einrichtung der Gefängniffe fehlt es allermeift; aber vie frühern graufamen Qualen 
find großentheils durch eine allzu laxe Behandlung und Zuchtlojigkeit erjegt. Ein anſchauliches 
Bild folder Einrichtungen lieferte der berühmte Senator Hubtwalfer von Hamburg, indem er 
mit der Kritif diefes Syſtems eine Befchreibung der früher fogar oftmald gerühnten Gefäng- 
niſſe feiner Vaterſtadt verbindet. Der Verfalfer hat ald Senator und Polizeidirector der Stadt 
Hamburg an der Oberaufſicht diefer Anftalten felöft theilzunehmen. Er ſchildert 22) zuerft 
die allgemeinen Fehler des Syſtems, nämlich: 

„Man ift der Gefahr von Wiperfeglichkeiten und Empörungen auögefegt ; will man Daher 
nicht die Zahl der Auffeher fehr groß machen, fo muß man wenigftens die gefährlidern Indi— 
viduen duch Feſſeln und Blöcke fihern, worin eine große Härte liegt, zumal da dieſelben auch 
Nachts nicht füglic abgenommen werben fünnen. 

Ebenſo if man, zur Erhaltung ver Ordnung unter fo vielen verwegenen, der freiheit be⸗ 
raubten Subjecten, genöthigt, eine fehr ſtrenge Disciplin einzuführen, die faft nur durch koͤr⸗ 
perliche Züchtigung aufrecht erhalten werben kann. 

&8 iſt bei dieſem Syftem ſchwer zu verhüten, und man hat e8 auch bisher gewöhnlich nicht 
zu verhindern gefucht, daß die Sträflinge miteinander ſprechen. Hier lehrt nun aber die Er⸗ 
fahrung allentHalben, daß Died von ven nadıtheiligften Folgen für die Sittlichkeit der Gefange: 
nen ift. Die Zuchthäuſer find hohe Schulen des Laſters geworben, und die Züchtlinge verlaffen 
fie in der Regel als gefährlichere Mitgliever für die bürgerliche Gefellfchaft, wie fie vor der Be- 
ſtrafung waren. Die größten Böfewichter geben in den Anftalten felbft ven Ton an, rühmen 
fig gr Schandthaten und unterrichten die jüngern oder weniger erfahrenen in allem mögli- 
hen Boͤſen. 

Nach der Entlaffung bleibt auch für den Gefangenen, der mit dem Borfage, kein Verbrechen 
wieber zu begehen, die Strafanftalt verließ, die Vekanntſchaft mit andern Verbrechern, die er 
dort gemacht hat, fehr bedenklich. Iſt er in guten Verhältniffen, fo ift ihm dieſe Bekanntſchaft 
fäftig und gefährlich, wo nicht, fo ift er Ihrer Verführung um fo mehr ausgefegt. 

Trotz der oben erwähnten Härten diefes Syftems hat es ſich nirgends auch nur infofern 
bewährt, daß es die demfelben unterworfen gewefenen Sträflinge von Rückfällen und Andere 
von ähnlichen Verbrechen abgehalten hätte. Im Gegentheil wir allenthalben über Zunahme 
der Verbrechen und Rüdfälle geklagt. Der Grund hievon Tiegt aller Wahrſcheinlichkeit nad 
theils darin, daß für die Mehrzahl der Verbrecher der Reiz des ungehinderten geiftigen Ber: 
kehrs mit Gleihgefinnten alle andern Härten der Freiheitsberaubung überwiegt, theil8 darin, 
daß man In neuern Zeiten, aus einer an ſich löblichen Sumanität, aud) manche andere Härten 
duch wohlgemeinte aber verkehrte Einrichtungen zu befeitigen geſucht und dadurch die Lage ver 
Züdtlinge, zumal in der ſchlechten Jahreszeit, faft beifer gemacht hat, als die des freien Tag⸗ 
löhners, Fabrikarbeiters, ja ſelbſt manches Handwerkers ift. Die lange Dauer der Strafen hat 
erſichtlich auch in diefer Beziehung nachtheilig gewirkt. 

Um Ihnen died recht deutlich zu machen, laflen Sie und einen Blick auf die hamburgiſchen 
Strafanftalten werfen. 

a) Die Spinnhausgefangenen find fih während ver Arbeitszeit ganz allein überlaffen. 
Der Grund liegt unftreitig in einer übel verflandenen Sparfamfelt unferer Vorfahren. Der 


11) „Sendfchreiben an einen auswärtigen Freund über den in Hamburg bevorftehenben Neubau ber 
Strafgefängnifie”, von M. H. Hubtwaller (Hamburg 1842), ©. 5 fg. Sie Darfellung bleibt voll · 
fommen fehrreich trog einzelner fpäterer rungen in den Einrichtungen. 


Beflerungdftrafe 639 


verftorbene Oberalte Martens in feiner Beſchreibung des Spinnhauſes findet dieſe Einrichtung 
weil es für die Gefangenen zu empfindlich fei, ſtets unter einer oft launigen Zuchtruthe 
zu ftehen! 

b) Auch Nachts find die Züchtlinge, wenigſtens in drei Abtheilungen des Spinnhaufes, 
nicht voneinander getrennt und ohne Auffiht; ja, vor nicht fehr langer Zeit fhliefen fie zu 
zwei in einem Bett. In der weiblichen Abtheilung iſt Died vor kurzem abgeftellt worven. Im 
Zuchthauſe ift e8, bei deſſen außerorbentliher, jeden Winter eintretenden Überfüllung, noch 
ſchlimmer: hier liegt ein großer Theil der Gefangenen auf großen Pritfchen nebeneinander. 

Es ift zwar nie zu meiner Kunde gekommen, daß diefe naͤchtliche Gemeinſchaft hier zu den 
nämlichen Gräueln geführt habe, worüber man in Frankreich fo fehr Flagt; indeß bedarf es 
mol nur eined geringen Nachdenkens, um einzufehen, daß vergleichen unter ähnlichen DVer- 
hältniffen gar nicht ausbleiben kann, wenn das Mehr oder Minder auch durch klimatiſche Cin⸗ 
flüffe befeitigt werden mag. e 

c) Es findet fein Arbeitspenſum ftatt, fondern der Züchtling des Spinnhaufes wird nur 
überhaupt zur Arbeit angehalten und durch die Ausſicht auf Erwerb und dadurch mögliche Ver— 
befferung feiner Lage angefpornt. Die Hälfte feines Arbeitslohn kommt nämlich ihm zugute, 
und von berfelden wird ein Drittel bis zu feiner Entlaffung für ihn einbehalten, zwei Drittel 
werden ihm möchentlich in baarem Gelde außbezahlt, und er darf fie, wenn man die Sache beim 
rechten Namen nennen will, vernaſchen, d. h. er darf fih Käfe, Heringe, Tabad u. vergl. dafür 
anfchaffen, noch vor kurzem auch Branntwein. 

Erwägen Sie gefälligft vie Lage eines ſolchen Züchtlings, bei freier (nicht Durch gebieterifche 
Nothwendigkeit bedingter) Gewerbsthätigkeit, bei guter Kleidung und Bettung, im warmen 
Zimmer, bei nahrhafter, Tag für Tag zu rechter Zeit fertiger Koft, mit der Ausficht-auf Be— 
friedigung des Appetit3 durch beſſere, mehr abwechſelnde Koft, und vergleihen Sie damit vie 
Rage unzähliger freier Arbeiter, denen es bei der größten Anftvengung nur zu häufig nicht ges 
lingt, fi diefe Bebürfniffe und Annehmlichkeiten zu verſchaffen — fo wird e8 Ihnen Elar wer— 
den, daß ber Züchtling, wenn er dad Gefühl des Demüthigenven und Schimpflihen der Strafe 
überwunden hat (und ver Nüdfällige weiß Davon nichts mehr), unendlich viel beffer daran ift 
als eine große Zahl feineögleihen, die fein Verbrechen begangen haben. Dazu kommt nod die 
Ausfiht auf eine Ausftattung in baarem Gelve beim Ende der Strafzeit, und zwar in einem 
Belauf, wie ihn ver freie Sandarbeiter oft in feinem ganzen Leben nicht befigt. Es iſt nit 
felten, daß Individuen, die vier bis fünf Jahre fapen, 60—80 Mark und mehr erübrigen. So 
wird die Parallele noch auffallenver. 

Und diefe Ausftattung des entlaffen werdenden Sträflings ift obenbrein ein höchſt zwei— 
beutiges Geſchenk. Faſt jedesmal wird dies Geld binnen kurzer Zeit vergeudet. Ein Spazierz 
gang nad St.-Pauli reiht gewöhnlich Hin, um bei diefen Unglücklichen alle etwaigen guten, 
Borjäge zunichte zu machen. 

Des übelſtandes der Circulation baaren Geldes unter ven Gefangenen, welche durch jene 
Einrichtung unterhalten wird, will id nur beiläufig erwähnen. 

d) Für vie fpecielle Seelforge ift nicht hinlänglich geforgt. 5 

e) Sonntags Nahmittags dürfen die Züchtlinge Domino und Karten fpielen, zwar nicht 
um Geld oder Geldeswerth, do kann ih mich nicht Überzeugen, daß letzteres zu controliren 
möglich ift. 

D) Beſuche von Angehörigen werben alle vier Wochen 618 drei Monate erlaubt. Ehemals 
durften biefelben den Gefangenen aud «Grquidungen» mitbringen, dies ift jegt abgeſchafft 
worden. 

8 gibt außer ver Zunahme ver Verbrehen und Rückfälle noch ein anderes warnended 
Kennzeichen der Unzulänglichkeit unferer Freiheitsſtrafen, daß nämlich) die Gefängniffe feit einer 
Reihe von Jahren, und zwar in zunehmender Proportion, von einer gewiſſen Glaffe von In= 
dividuen als willfonmener Zufluchtsort gefucht werden (Schutzarreſt). Wer hat in früher 
Zeiten jemals gehört, daß Jemand ſich frehvillig in Arreſt begeben Hätte, um ber Gefängniß- 
verpflegung theilhaftig zu werden? Und doch fommen vergleichen Fälle allenthalben, nament⸗ 
lich aud) in Hamburg, hauptſãchlich in der ſchlechtern Jahreszeit vor. Selten find vie ſich Mel 
denden wirklich hülfsbedürftige Arme, vielmehr meift Bettler, Vaganten und frühere Verbrecher, 
die, zu ſchlaff, ſich ver Gefahr eines neuen Verbrechens auszufegen, auf eine bequeme Weife ein 
Unterkommen fuchen und, gänzlich zerlumpt, mit Ungeziefer bedeckt oder mit Krankheiten bes 
Haftet, faft nie abgerwiefen werben Können. Das Biel ihrer Wünfche ift dabei immer das ſchwerſte 
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@efängniß, das Spinnhaus, weil dort Überverbienft zu erlangen, was Im dermaligen Zucht⸗ 
hauſe nicht der Fall iſt; im eigentlichſten Verſtande Bitten fie fußfällig darum, für ven Winter 
in eine Strafanftalt zu fommen, bie man für entehrend hält und in ber die ſchwerſten Berhredier 
aufbewahrt werben. 

Der Gedanke liegt fehr nahe, daß man die Freiheitsſtrafen verfchärfen muß, um fie wieder 
wirffam zu machen. Aber wie foll dad gefhehen? Soll man die Koft beſchränken, Die Arbeit 
vermehren, das Lager hfirter, die Kleidung ſchlechter einrichten, over regelmäßig zu gewiſſen 
Zeitabſchnitten und bei dem geringften Vergehen körperliche Züchtigungen eintreten laflen? 
Niemand wird im Ernft fo etwas vorſchlagen mögen. «Sole Mittelv, fagt fehr mahr der 
Gouverneur (und zugleih Kaplan) der Millbank-Penitentiary, Daniel Nihill, «fÜnnten zwar 
das Gefängniß abſchreckender machen, aber dies rechtfertigt fle nicht. Nichts wäre leichter, als 
die Grauſamkeiten in einer Strafanftalt zu häufen: aber die Sache ift damit nicht abgethan. 
In unferm aufgeflärten Zeitalter müffen wir traten, die Gefängniffe auf eine Weife ab⸗ 
ſchreckend zu machen, die dem Öffentlichen Gefühle und Gewiſſen nicht widerſtreitet. » 

Die Hier gerügten Mängel wird Jever als fehr verbreitet zugeben, der die bisherigen Zucht- 
Häufer kennt. Selbſt die franzöfifhen aleeren und Bagnos murben von den Sträflingen nicht 
mehr gefürchtet, fondern von zwei und mehrmald Rüdjälligen angefüllt und von mandem 
Armen als beneidenswerther Zuftand angefehen, von entlaffenen Verbrechern fogar oft durch 
abfihtliche neue Verbrechen wieder aufgefucht. Der eigene Augenfhein und wieberholte Stil: 
derungen diefer Galeerenhöfe (ſ. z. B. Malten’s „Weltkunde“, 1829) überzeugten den Ber: 
faffer diefer Zeiten, daß, neben großer Härte doch auch diefe Galeerenhöfe, nach Schlatterer'd 
Ausorud, wahre Verbrechereaſinos bildeten und jeder Verderbniß der Gefangenen Thür und 
Thor öffneten. Aber wird ed nun wol zur Nahahmung reizen, daß man die nicht zung Tote 
Verurtheilten willkürlich einer längft verabfcheuten qualificirten Todesſtrafe überliefert, fie in 
das offene Grab einer ſchauderhaft ungefunden Colonie ſchickt! Das Verwerfungsurtheil der 
gefitteten Welt über folche Aushülfen gegen die Übel des alten Syſtems bevarf wol feiner Be: 
grünbung, felbft wenn auch der Gedanke noch gänzlich zur Seite bliebe, daß ſolche graufamften 
Deportationen in unferm 19. hriftlihen Jahrhundert zur beliebigen, ohne alles gerichtliche 
Erkenntniß verhängten Vernichtung verhaßter und verdächtiger politifcher Gegner benupt wär: 
den. Daß au badiſche Zuhthäufer von mandem Armen beneivet werden, ift bekannt. In 
‚Heidelberg verübte ein entlafjener Sträfling am hellen Tage einen Diebftapl, ließ ſich abſichtlich 
entdecken, um einen Paß zur Rückkehr ind Zuchthaus zu erhalten. Und dennoch glaube id, daß 
aus Sorgfalt, die Strafen nicht noch annehmliher zu machen, unfere Verwaltung mandes 
Mangel in der Diät, namentlih aud in dem Fleiſchgenuß eintreten läßt, welcher ver Geſundheit 
nachtheilig ift. Es ift dieſes ein Hauptgrund, warum in fo vielen gewöhnlichen Zuchthäuſern 
Krankheit und Sterblichkeit ungleih größer find als in den pennſylvaniſchen Strafanſtalten. 
Offenbar aber muß doch jedes bel, weldes einem Tangjährigen Gefangenen abſichtlich zuge: 
fügt wird, blos damit es Übel fei, blos damik er gequält werbe, das Gefühl verlegen, ven Sträf: 
ling verftoden und zur Beflerung ungleich ungeneigter machen, al dasjenige Übel, welches ihm, 
wie bei dem pennfylvanifchen Strafgefängniß, lediglich als unentbehrliches Mittel feiner Bei: 
ferung und feiner frühern Entlaßbarkeit, alfo zu feinem eigenen Beften verhängt wird, ohne 
daß man ihm, levigli um ihn zu peinigen, irgendeine abſichtliche Quälerei zufügt ober eine 
heilfame und unſchuldige Tröftung oder Stärkung verfügt. 

Die ebenfo wenig genügend abſchreckende als beſſernde Wirkung der bisherigen Zuchthäuſer 
(und, wie fi) zeigen wird, auch der auburniſchen Gefängniffe), ja Die große Verſchlechterung 
der gefangenen Verbrecher durch ihren (felbft in den auburniſchen Strafanftalten) nicht zu un: 
terdrückenden gegenfeitigen Verkehr, beftätigen nicht blos die überall ftattfindenden, täglich Ab 
vermehrenden Zahlen der Rückfälle und der neuen Verbrechen, es liegt auch tief in der Natur 
ber Safe, daß, wenn nit überhaupt im Leben durch die ſinnliche Natur des Menſchen, .vod 
unter Zuhthäuslern dad Sinnlihe und Böſe dad Übergewicht über das Gute Hat und viel 
Übergewicht in ſchlechter Geſellſchaft allzu leicht erhält. Daß in dem Verkehr mit fo manden 
ſchamloſen, verruchten und doch oft im Umgange gewandten, ſchlauen und fühnen Verbrechern 
ein wahres Infichgehen der weniger Verderbten kaum denkbar ift, daß bald jede Scham und je 
der Kein des Guten in ihnen vollends niebergetreten wird, daß Spott und felbft Mishandlung 
endlich auch den Veſſern zwingen — nad) dem fprihwörtlihen Ausdruck — mit den Mölfen 
au heulen — biefes ift ebenfalls Elar. Nehme man num nod) dazu, daß In der ſtets drücenden 
Rage der reibeitöberaubung und ber demüthigenden ſchmerzlichen Unterdrüdung durch bie 
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Haus zucht und bei der Strenge over Willkür der Aufſeher der natürliche Lebensinftinet der Ver. 
brecher und ihre Befellfchaft fie anreizt, ftatt den fehmerzlichen Gefühlen der Reue, vielmehr Dem⸗ 
jenigen ſich zuzuwenden, was ihnen in ihrem biäherigen Leben am meiften Freude machte, ihre 
Seele erfüllte und das Bewußtfein ihrer Kräfte gab, nämlich die energifche, kühne, fhlaue und 
flegreiche Ausführung ihrer frühern verbrecheriſchen Plane, oder die Erneuerung diefer Plane 
für die Zukunft. Diefes ift ihre Höchfte Luft im traurigen Kerker, fo befeſtigen ober verftärken 
fle ihre verbrecheriſchen Leidenſchaften, und dem Unmuthe über bie num nicht mit reuiger Geftn- 
nung und Demuth, fondern mit Haß und Rachſucht erbuldete Zucht und Härte der Staatsan⸗ 
ſtalt fegen fie aus Rachſucht und zum Troge fhon zum voraus neue Plane oder Verabredun⸗ 
gen noch fühnerer Verbrechen entgegen. Um fich recht in dieſe Stimmung hineinzubenfen, ver: 
gegenwärtige man fi nur einmal lebhaft, mit welcher vorzüglich aud für jüngere Leute an⸗ 
ſteckenden hoͤchſten Luft Krieger, Jäger, Studenten, Liebesabenteurer fid ihrer mit Gefahr und 
Muth, mit Geſchicklichkeit, Schlauheit und Glück beftandenen Abenteuer. erinnern. So erſt be: 
greift es fih ganz, wie fo oft die Verbrecher ihre fehlechte Geſellſchaft und ihre Verderbniß inr 
Zuchthauſe, die Fortſezung der dort gemachten Bekanntſchaft auf das beflimmtefte ald vie 
Duelle ihrer Verbrechen bezeichnen. In einem Griminalfall, den die eriminaliftifchen Beiträge 
des ſchon genannten Senators Hudtwalker (Bd. I, ©. 113) enthalten, machte ein früher weni= 
ger verborbener junger Menſch, der nur auf kurze Zeit in Gamburg mit ven Zuchthäuslern zu⸗ 
ſammenlebte, zuerft ganz falfche Geſtändniſſe von Morbthaten, die er nie begangen, lediglich um, 
wie e8 der Auffeher erflärte, doch auch für einen tüchtigen Verbrecher zu gelten, „tie denn (nad 
des Auffehers Worten) dieſe Leute nit felten auf vergleichen Gedanken kommen’ (S. 125). 
Sodann aber ermorbete er wirklich plöglid den Befangenwärter ohne irgend andern genügenden 
Beranlaffungsgrund als ven, fid feinen Kameraden, die rechte Kerld waren, gleichzuftellen. 
Der esprit de corps, welder fi in ver Verbrechergeſellſchaft im Zuchthaus (und ganz ebenfo 
der auburnfchen Anſtalt) unvermeidlich bildet, ift natürlich nicht auf Frömmigkeit und Beſſe⸗ 
zung gerichtet, fondern umgefehrt ein frivoler, verbrecheriſcher. Er iſt bei ſtrenger Zucht — wie 
in auburnſchen Anftalten — ein ſtets meuterifher gegen Directoren und Auffeher. Und wehe 
allen Beſſern, die nicht in ihn, die nicht in die in ven gewöhnlichen und auburnfhen Zuhthäus 
fern herrſchenden Anzettelungen und Meutereien einftimmen! Hohn und Mishandlung, heim- 
liche Püffe und Tritte im Gevränge und in dunklen Gängen, oft bis zum Tode, verfolgen fie, bis 
He dem ſchändlichen Bemeingeift und der von den Verfhmigteften und Boshafteften ausgehenden 
Richtung und Leitung folgen. Dazu aber verführen jegt die eigene böfe Neigung, die Bewun⸗ 
derung der verbredherifchen Meifterfchaft, falſche Scham und Selbſterhaltungstrieb bald genug. 12) 

So bleiben denn folhe Strafeinrigtungen verwerflih, wenn fie nach dem Mufter vieler 
alten „Stock⸗ und Sklaven-, Galeeren- und Schinvderhäufer” und felbft des von Sylvio 
Vellico gefpilverten Spielbergs die Hunmanität wie Die Gerechtigkeit durch abſichtliche Peinigun⸗ 
gen und Öraufamteiten beleidigen, und die Befangenen durch Beinfraß, Zehr- und Kerker⸗ 
fieber over Hungertgphus morben; fie bleiben es ebenfo, wenn fie ven Gefangenen, ſowie aller: 
meiſt in neuern Zeiten, ein zu gutes und durch Arbeiten im Freien auch geſundes Leben berei⸗ 
ten. Hohe Schulen des gründlichen und wechfelfeitigen Unterrichts im Lafter und Erziehen zu 
Rückfaͤllen oder neuen Verbrechen find fie alle. Bei dem Grundfehler des gemeinſchaftlichen 
Sufammenlebens oder ner Verbrechergeſellſchaft gibt es gar feinen Ausweg fürs Beffere. Wenn 
man auch wie neuerlich Here v. Wyck („Über Strafe und Befferung“) mit nicht ſehr chriſtlicher 
Gefinnung beeifert ik, die Strafe, felbft die Arbeit ſtets zur bloßen Peinigung zu machen, fo 
fehlt es an wirklichem Recht; es if wahrhaft rehtverlegend von feiten der 
Regierung, die ihrem Schug anheimgefallenen Gefangenen abfichtlich zu peinigen. Sie find 
nicht rechtloſe Sachen und Sklaven. Sie find zum Tode, zu welchem ja alle diefe Beinigungen 
and Härten, Hungerfoft u. f. w. führen, nit verurtheilt. Wenn freie Arbeiter eine här— 
tere Rage haben und in ihr verunglüden, fo iſt das nicht die Schuld der Regierung und berech—⸗ 
tigt fie durchaus nit, ähnliches Unglüd ſeübſt ſchuldvoll zu ſchaffen. 1?) Klar iſt 


12) Vergl. Barrentrapp, „Sahrbäiher zur @efängnißfunde”, X, 24. 
13) Iene Par verkehrte, mit einiger Gonfegnenz gar nicht burchführbare Rechtfer⸗ 
ge manqer felbft in der Breifeit fo oft töbtlichen Entbehrungen und fchäplichen Leiden für die Straf» 
jangenen bringt natürlich auch Herr v. Wyck vor, ber nach einem felbfterfundenen Hanptcharakter ber 
‚afe verlangt, daß fle ii “ jedein Moment Peinigung ſei. Nach ihr müßte man alle — lieber 
Eu ig, N. 
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es aber andererſeits, daß alsdann, wenn nicht gegen dad Recht und die heutige Humanität 
befonvere Peinigungen zugefügt werben koͤnnen, die übrigen Strafzwecke, Die der Genugthunug 
und Abſchreckung, in ver Verbrechergeſellſchaft ebenfo wenig erreicht werden ald Die Beſſerung 
Dem Verbrecher bereitet die Strafe alsdann ein für viele freie Arbeiter beneidenswürdiget 
2008. Diefes hebt vorzüglich auch Ducpetiaur hervor. Er, der treffliche Generalinſpector der 
Gefängniffe, der eine fo große Reihe europäiſcher Gefängnifle ſelbſt fah und beobachtete, fährt 
nad) einer Beſchreibung des Schickſals folder Gefangenen in Beziehung auf Koſt, Kleivung, 
Bettung, Reinlichkeit, Pflege in ver Krankheit, Unterhaltung, Unterricht, Erfparung eines Gas 
pitäldyen® u. |. w. weiter fo fort: „Aber man fagt vielleicht, dieſe Vortheile (gegenüber von 
freien armen Arbeitern) find nur durch ſchwere und Harte Arbeit zu erringen. Man irrt. Die 
Arbeiten auch der eriminell Verurtheilten find weniger hart und mühſam und ſelbſt ſchädlich 
als die der meiften freien Arbeiter. In den @efängniffen wird keines der gefährlichen Gewerbe 
betrieben, welche das Leben der damit Befhäftigten auf eine erſchreckende Weiſe verkürzen. Ihre 
gefunden Beihäftigungen find vielmehr durch Mahlzeiten, Crholungen, Unterricht und Gottes⸗ 
dienft unterbrochen. Auch der Sonntag, für einen großen Theil ehrlicher Handarbeiter ein Tag 
ber angeflxengteften Arbeit, ift für die Gefangenen ein Tag ver Ruhe. Man behauptet, die Ent: 
behrung der Freiheit hebe dieſe Wohlthat vollftändig auf und diene dazu, der Strafe ihren Cha⸗ 
tafter als folder zu erhalten. Aber wird dieſe Entbehrung von der Mehrzahl der Verurtheilten 
wirklich fo gefühlt, wie man es zu glauben ſcheint? Wir zweifeln daran. Die Lafter und Aus- 
ſchweifungen, wegen deren er in der bürgerlichen Geſellſchaft verftoßen war, find für ihn im 
Gefängniß ebenfo viele Anfprüdge auf die Iheilnahme und das Loos feiner Genoſſen. Was er 
in der Welt verloren, findet er im Gefängniß wieder, Freundſchaft, Ermuthigung, Hingebung, 
Einfluß. Man muß die Sitten und Gebräuche diefer ſonderbaren Geſellſchaft kennen, um ihre 
Entfhädigung, Tröftungen, ja Freuden begreifen und richtig fhägen zu Einen. Die Häu: 
figfeit der Rückfälle, ver Leihtfinn, nicht felten fogar die Zufriedenheit, mit welcher ver Schul⸗ 
dige in fein früheres Gefängniß zurückkehrt, beweifen die Wirkungslofigkeit der ge: 
meinfhaftliden Einkerkerung.“ ö 

Trauriged Syftem, in welchem weber die Härte der Peinigung, noch die humane Behand: 
lung, zu welhen man im Girkel hingeführt wird, der wahren Humanität und Gerechtigfrit 
und ben Zweden der Strafe entfprechen! \ 

Selbſt die feltenfte Tüchtigfeit ver Zuchthausdirectoren vermag aus jenem traurigen Cirkel 
und Ergebniß ſich nicht herauszufinden. Sie kann hoͤchſtens [heinbar und voräbergehenn den 
Grundfehler des Suftems, das Anſteckende und Verderbliche der Verbrecherge⸗ 
ſellſchaft, in den Hintergrund ſtellen. Dieſes beivied noch kürzlich die Obermaier'ſche Zucht 
hauseinrichtung. Es hegten früher Manche die Hoffnung, durch den gewiß achtbaren, für ſeia 
Bad außerordentlich geeigneten Director die Mängel der gewöhnlichen Zuchthaudeinrichtung 
beſeitigen und dieſelbe für den jetzt allgemein anerkannten Veſſerungszweck brauchbar machen 
zu konnen. Der Verfaſſer dieſer Zeilen theilte dieſe Hoffnungen niemals, und als er einſt felbR 
in Kaiferölautern durch eigene Anſchauungen der Anflalt die günftigen und ungünftigen Mit: 
theilungen über biefelben zu prüfen ftrebte, wurben feine Zweifel bedeutend vermehrt. Der 
äußere Anſchein ver Anftalt machte ven Eindrw einer äußerſt reinlichen, und die Verbrecher 
ſchienen faſt in einem allzu günftigen Zuſtande ſich zu befinden. Aber die Vorſtellung von 
ber fo gerühmten, faft nur durch Achtung gegen den Vorfteher erhaltenen Orduung und guten 
Willensflimmung der Züchtlinge minderte fi jehr. Ich wurde in Abwefenheit des Vor ſtehers 
von einem Stellvertreter äußerft artig behandelt und erhielt die Crlaubniß, mich frei mit den 
BZüchtlingen zu unterhalten, und dieſe wähnten bei jener beſonders artigen Behandlung und.bei 
dem Vertrauen und Wohlmwollen, welches ich bei ihnen zu erwecken wußte, in mir einen vielleicht 
in Münden einflupreihen Mann zu fingen. Sie brachen bann In bittere Klagen aus, welde fie 


ſogleich töbten, um doch wenigflens nicht ber qualificirten Todesſtrafe fich fchuldig zu machen. Die 
—— finnliche Abfchredungstheorie hat man als rechtlich nicht begründbar, als ſcheußlich und 
als nicht einmal wirkfam verworfen. Nun flüchtet fi die Luft an der finnlicyen Peinigung in bie foges 
nannte abfolute oder wol gar firtliche und hriftliche, rechtlich ag Sara oe begründbare angeblide 
Wiebervergeltung bee geiftigen Böfen mit dem finnlichen Reid. Werben denn nicht endlich denfeade 
Männer folcher Bebanfenlofigfeit, ſolchen Gedankenbankrotts fich fchämen! Da follen dunkle Gefühle. 
bloße Bilder bie Stelle rechtlich begränbeter Rechtsfäge vertreten? Wird man nicht endlich ein» 
fehen, daß Alles, was in biefer Vergeltung des Böfen wahr iſt, in der Vernich tung deſſelben — 
alſo in ber Beflerung — befteht, daß alfo alle finnlofe Beinigung, die nicht Mar nachweisbar 
aweckmaͤßig und rechtlich begründet iſt zu ſolcher Aufgebung, ſelbſt Verbrechen wird! 
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angeblich bei *— ſeltenen und kurzen jährlichen Inſpectionen durch einen Regierungscommiſſar 
in ſteter Gegenwart des Directors nie hätten vorbringen dürfen. Sie klagten z. B. über will: 
kürliche, ohne alle Controle vom Director ausgeſprochene und zuweilen bis zur Vernichtung von 
Geſundheit und Leben verlängerte Disciplinarſtrafen des Arreſtes mit Hungerkoſt und Dunkel⸗ 
heit, welchen auch noch neulich ein junger Schüler Schwanthaler’3, deſſen hoffnungerweckend⸗ 
Arbeiten vorgezeigt wurden, erlegen fei, weil er in feinem hier gefährlichen Rechtsgefühl ſich die 
Ungunft und Leidenſchaft des Direetord zugezogen habe. Als nun jener Gtelivertreter zu ſpät 
gewahrt wurde, daß mir Nachtheiliges berichtet werbe, verließ er nun meine Unterhaltung mit 
den Gefangenen nicht mehr, und beging die Ungeſchicklichkeit, meine etwa erhaltenen nachthei⸗ 
ligen Borftellungen dadurch berichtigen zu wollen, daß er die Gefangenen eraminixte und ihnen 
die Antworten zum Lobe der Behandlungsweife In den Mund legte. Diefes aber hatte jegt eine 
entſchiedene Behauptung des Gegentheild zur Folge. Es wäre fehr unbillig und unjuriftifch, 
aus einer ihrer Natur nach fo einfeitigen, vielleicht falſchen Darftellung ver Züchtlinge, aus 
einer fo unvollkommenen Unterfuhung irgendein ſicheres Urtheil gegen die Direction abzulei- 
ten. Aber ed wurbe mir doch aufs neue meine alte Wahrnehmung völlig anſchaulich, wie bei 
dem alten Zuchthausſyſtem Cebenfo wie auch bei dem Auburnfchen) alle Gefangenen unvermeid- 
lich einer verwerflichen, abfolut willkürlichen despotiſchen Gewalt eines einzigen Manned preisge⸗ 
geben find, deſſen oft tyrannifch zugefügte, oft lebensgefaͤhrliche Berlegungen durch einzelne mini= 
tterielle Scheinunterfuhungen durchaus nicht verhindert werben. Es wurbe mir klar, wie ein 
Mann von fo viel Muth, Energie, Verftand und Eifer wie Herr Obermater, bei feiner abfoluten 
Gewalt gleich einem Gott hier Wohlthaten und Benüffe, dort Entbehrungen und Leinen be= 
liebig andzutheilen, aud felbft ohne Prügel eine große täuſchende äußerlihe Ordnung erhalten 
kann, bie doch noch weit entfernt iſt von irgendeiner fttlichen und wahrhaft beſſernden Einrich⸗ 
tung. Und als es bald nachher, nachdem Herr Obermaier von der vielgepriefenen Anftalt in 
Kalſerslautern nah Münden berufen war, in der dortigen Anftalt zu Tage kam, daß biefe 
äußerlide Ordnung vorzüglich mit dadurch erhalten wurbe, daß ein Theil diefer Gefangenen 
für Lohn die Spione und Angeber feiner Mitgefangenen machen mußte, und dieſe legtern dann 
wieberholt zu gemeinfchaftlihen ſcheußlichen Racheplanen und Morbthaten verführt wurden, 
daß in dieſen Anftalten die Sterblichkeit beinahe funfzehnfad fo groß ift als im Zellengefängnift 
in Bruchſal, da verſchwand vollends aller Zauber des gepriefenen Syftens. Auch haben gruͤnd⸗ 
lie Berichte ven Glauben an feine Heilfamen Wirkungen und feine wefentliche Verſchiedenheit 
som alten Zuchthausſyſtem gänzlich zerflört 1%), und ber landſtändiſche Gefepgebungsausfhuß 
von Baiern entſchloß ſich zum echten pennfylvanijchen Beſſerungsſyſtem. 

Was aber am entſchiedenſten die Verdammung der ſchon Ihrer Natur nach nicht beſſernden, 
ſondern verſchlechternden Strafanftalten begrünbet, iſt der Umfland, daß Die Regierungen buch 
fe ſelbſt Verbrechen an ven Verbrechern und durch fle verſchulden, und daß es faſt einem Wahn⸗ 
ſinn gleichkommt, wenn man die ſo rückfällig werdenden Verbrecher nun mit einer neuen dop⸗ 
velten Verſchlechterung beſtraft. 

Einem Strafſyſtem alſo von ſolcher Natur und ſolchen Wirkungen wie das frühere Zucht⸗ 
hausſyſtem iſt mit Recht beveits in ganz Europa der Stab gebrochen. 

So bleibt denn nur noch vie Wahl zwifchen den noch übrigen beiden andern Hauptfyftemen, 
den Auburnſchen oder dem Pennſylvaniſchen. 

2) Das Auburnſche oder Shweigfyfem. Freilid war ſchon verfchleventlich ver Ge⸗ 
danke entftanden, die Züchtlinge dadurch zu beſſern, oder wenigſtens vor gegenfeitiger An= 
ſteckung zu [hügen, daß man fie Nachts trennte und Tags mit dem Gebot des Stillſchweigens 
zufammen arbeiten lieg, fo in Genua 1636, in Dom 1703, in Gent 1772 und Bilvorben bei 
Brüffel 1776, ſodann nad Howard’ Anregungen in mehren engliſchen Gefängnifſen. Doch 
Rreng durchgeführt und zum Syflem ausgebilbet wurbe ber Gedanke erft in Amerika. Diefes 
Syſtem wurve, nachdem man au in Neuyork wie in Bennfslvanten die verſchiedenſten Ver— 
ſuche gemacht hatte, die Zuchthäuſer in Beſſerungsanſtalten zu verwandeln, und nachdem auch 
hier wie in Philadelphia ein Verſuch einer ganzlichen täglichen und nädtligen Ifolirung durch 
Mangel an zwetmäßigen Gebäuden und durch Überfüllung mit Gefangenen, durch allzu große 


14) Füeplin, „Die en nad} fremden uns en ei an Erfahrungen im neuen Män- 
nerzuchthaufe in Bruchfal” (Heidelberg 1855), ©. 338 fy.; ft, — —— d —— 
Kammer In Württemberg”, S. 7 fg.; Diez, „Über "bie hen der Sue 
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Härte, Entziehung der Arbeit und jeglicher menfchlihen Geſellſchaft misfungen war, Durch den 
energiſchen Director der Strafanftalt von Auburn, Gapitän Lyndts, ausgebildet. 

&8 befteht darin, daf nıan Die Gefangenen gut nährt und kleidet, Nachts und in Erholungs: 
zeiten, zum Theil aud) beim Eſſen, in Fleinen Zellen getrennt hält, fie dagegen in den Arbeits⸗ 
ſtunden im Freien oder in Sälen, beim Unterricht, beim Gottesvienft und beim Spazierengehen 
zufammen läßt, aber durch firenge Aufilht und Beftrafung und durch militärifhes Commando 
überall, alfo auch bei ver Arbeit, bei den Gängen zu und von ihr ober zu und von der Kirche 
oder dem Spazierhofe von jeder Mittheilung untereinander abzuhalten ſucht. Um Orbnung in 
den großen Berfammlungen der Verbrecher zu erhalten und um ben ftärffien menſchlichen Trieb 
der Mittheilung mit Menjchen, mit denen man täglich zuſammenlebt, zu beflegen, find in 
Amerika die zahlreichen Unterauffeher ver auburnfchen Anftalten mit der Peitſche bewaffnet, 
damit fie jeve Mittheilung und jeden Ungehorfam augenblicklich wurd eine beliebige Anzahl 
von Hieben auf den entblöften Rücken beftrafen Eönnen. In den europäifchen Anftalten nach 
Auburnfhen Syften fuchte man mit Strafen des Dunfelarrefted, der Hungerkoſt, des An- 
fließend u. f. w. audzureichen. 

3) Das Bennfylvanifhe oder Trennungsfpftem wurbe nad vielen frühern Be 
mühungen und Verfuchen In feiner jegigen Geſtalt erft in dem Jahre 1829 in Philadelphia 
ausgebilvet, wo jet das damals eröffnete Zellengefängnig 586 Zellen zählt. Dieſes Syſten 
wurde feit feiner Aufnahme in Europa gemildert und weiter entwidelt. . 

Es befteht jegt darin, daß man die In der Gtrafanftalt befindlichen Verbrecher gut kleidet 
und nährt, fie in abgefonderten, möglichft geräumigen, gut erleuchteten und gelüfteten beſondern 
Zellen allein und voneinander getrennt ſchlafen und arbeiten läßt, bagegen aber nicht von uns 
ſchaͤdlichen, vielmehr tröftlichen und heilfamen Beſuchen, Gefprähen und Mittheilungen wohl 
wollender Menſchen zuückhält, fie aljo nicht mehr, wie früher in Philadelphia, ganz ifolirt. 

Man macht fogar den Befängnißvorftehern, den Infpectoren, den Ärzten, Geiſtlichen, den 
Lehrern, Werkmeiſtern tägliche Beſuche zur Pflicht, geflattet unſchädliche Befuche Fremder, der 
Berwandten und Menfchenfreunde, ſowie unſchädiich befundenen brieflichen Verkehr der Siräf⸗ 
linge mit ihren Angehörigen. In manden Anftalten fodert fogar das Geſetz täglich zehn Ber 
ſuche, die des Auffehers mit einbegriffen. Dan forgt fürdie Geſundheit ver Sträflingeburd täg⸗ 
lichen abgefonverten Spaziergang im Hofraum und, fo weit nicht vie Arbeit die nöthige Ubung 
der Muskelkraft gewährt, auch durch ftärfere Eörperliche Bewegung, z. B. an Pumpwerken. 
Man gewährt ihnen Gottesdienſt und Heilfame, unſchädliche Lectüre. Man ertHeilt ihnen Schul⸗ 
und Gewerböunterriht und geftattet ihnen auf ihr Verlangen, welches bei ihrer Binfarakeit nie 
lange auf ih warten läft, fo weit moͤglich nach ihrem befondern Geſchmack und Wunſch, nüg: 
liche Arbeit, von deren Ertrag ihnen ein Theil des Lohnes zufällt, theils alsbald zu kleinen Er⸗ 
leichterungen ober für Unterftügung ihrer Angehörigen, theild beim Berlaffen der Anftalt ald 
Hülfsmittel zur Begründung einer neuen geſellſchaftlichen Eriftenz, und erfüllt ihren Wunſch, 
zu Ihren Beſchäftigungen auch über bie Arbeitöftunden hinaus ihre Zellen zu erleuchten. Kurz 
man behandelt fie überall möglift wohlwollend, fügt ihnen nicht eine einzige Kärte zu, bloß 
um fie zu quälen ober ihr unvermeidliches Leiden zu vermehren, und ſucht überall dahin zu wit⸗ 
Tem, daß Die Sträflinge, veranlagt durch Einfamkeit, Orbnung, Mäßigkeit, religiöfe und more= 
liſche Lehre und Hülfe, in fi gehen, durch Reue, eigenen freiwilligen Fleiß und freiwillige er⸗ 
gebene Erduldung ihrer Beflerungöftrafe ſich mit Gott, mit fi) felbft. wieder ausföhnen und fo 
endlich zu einem neuen beſſern Leben in die Befellichaft zurücktreten können. Bei ber leichtern 
Bänbigung des Troges durch ſolche Strafe und ihrer Wirkung auf dad Bemüth der Sträflinge 
und bei dev Unmöglichkeit des Complotirens, vorzüglich aber wegen ber Entfernung ber flärt: 
Ren Anreizungen zu Gefegwibrigkeiten, bedarf ed bier weniger Unterauffeher und ungleich 
weniger Disciplinarftrafen als im Auburnſchen Syfteme. Eine zweckmäßige Baueinrichtung, 
etwa die flern = und firahlenförmige, bei weicher im Mittelpunkte die Auffeher das Ganze über: 
fehen und bie gemeinſchaftlichen gottesbienfllichen und Unterrihtöfäle fo eingerichtet iind, daß 
jeder Sträfling nur ven Prediger oder Lehrer, aber feine andern Sträflinge fieht, muß natürlich 
das Syſtem unterflügen. 

Ein angebliches viertes Syſtem, das in Genf ausgebildete ſogenannte Claſſenſyſtem, 
nad) welchem man die Straͤflinge je nad) ihrer größern oder geringern Verdorbenheit und Veſſe⸗ 
rung in härter oder milder behandelte Claſſen eintHeilt und fie zum Lohne oder zur Strafe wegen 
Bellerung oder Nichtbefferung trennt oder vereinigt, bildet fein neues felbftänbiges Haupt: 
fortem. Es iſt auch anerkannt fehr ſchwierig und bedenklich, nad) jener größern Verdorbenheit 


. 
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und Befferung, die ih äußerlich nur fehr unficher erfennen laffen und ji) namentlich auch kei⸗ 
neswegs nad) der Größe der Strafen beſtimmen, bleibenve Claſſenabtheilungen und dieſe zu 
einer durchgreifenden Grundlage der Strafeinrigtung zu machen. " 

V. Die Vorzüglichkeit des Bennfylvanifhen Syſtems. Liber ven Vorzug des 
einen oder des andern ber beiden Hauptſyſteme, zwifchen welchen allein vie Wahl bleibt, wurde 
biöher viel geftritten. Es warb, wie dieſes in einer für die menſchlichen und politifchen Verhält⸗ 
niffe fo tief eingreifenden und wichtigen Sache erflärlih und nicht einmal nachtheilig ift, der 
Streit auch häufig mit vieler Wärme und mit entſchuldbarer wirklicher ober fogenannter Leidens 
ſchaft, mit vorgefaßten Anfichten und mit irrigen oder einfeitigen Auffaflungen und Darftellun= 
gen von Thatfachen geführt. Wer aljo hier wirklich die Wahrheit erfennen will, der wahrlich 
muß ſich wohl Hüten, feine Anſicht nach den erften beften Nachrichten, Beitungsartifein und Par 
teifgriften allzu leicht beftimmen zu laſſen. Ex muß möglichft die ganze, freilich ſchon fehr große 
Literatur über den Gegenftand zu erfaflen fuchen und, wenn thunlich, die vieljeitige Prüfung 
der verſchiedenen Anftalten mit eigenen Augen und Ohren vornehmen. Je weniger ihm beides 
möglich ift, um fo mehr muß er vorerft an eine grünvliche Erwägung der Natur der Sache, der 
pſychologiſchen und moraliſchen Geſetze und ver natürlichen Verhältniffe gehen. Er muß fih 
zugleich an die Berichte der wahrhaft ſachkundigen Männer wenden, vie, wie ein Julius oder 
die ehrenwerthen Directoren der erſten Strafanftalten, ein Crawford und Ruſſell, ein Due⸗ 
petiaux, de Meg, Moreau Chriſtophe, Aubanel, Grellet, Vamy, Füeßlin, auf die achtungs⸗ 
würbigfte Weiſe ihr Leben den Gefänguißeinrichtungen widmeten, oder welche doch, wie, neben 
den Genannten, ein Torqueville, Beaumont, Blouet, Gapitän Pringle, die beiden canadiſchen 
Abgeordneten Rieljon und Mondelet, der Däne David, v. Würth und Barrentrapp, hinläng- 
lich befähigt und mit allen Mitteln ausgerüftet, im Auftrage ihrer Regierungen die verſchie⸗ 
denften Anftalten nicht etwa als Reiſende einmal flüchtig anfahen, fondern mit bereitwilliger 
allfeitiger Unterftügung ver Gefängnißdirectoren forgfältig felbft beobachten und in Ihrer gan⸗ 
zen innern Einrigtung und Wirkſamkeit prüfen konnten. 

&8 wird wol doppelte Glaubwürdigkeit verdienen, wenn folde Männer fih immer allge: 
meiner und entſchiedener für dad eine, das Pennſylvaniſche Syftem, erklärten, wenn fie, wie 
pie zuvor genannten, diefes thun, nit aus vorgefaßter Parteilichkeit, fondern weil fie, nad= 
dem fie früher bei unvollkommener Kenntniß gegen das Pennfglvanifche und für dad Auburn= 
fe Syftem eingenommen waren, jegt von ber augenfälligen und erfahrungsmäßigen Wahrz 
heit ergriffen wurben, fobaß ihren Berichten in allen weſentlichen Punkten eine bewunderns⸗ 
werthe Übereinftimmung beiwohnt. Ebenfo fpricht e8 für die Sache, wenn große Nationen, wie 
die franzoͤſiſche und engliſche, ihre Schriftfteller und praktiſchen Staats⸗ und Geſchäftsmänner, 
ihre Regierungen und !Barlamente, vie von ihnen ſelbſt bereits in ihrem Lande beobachtete erfah⸗ 
rungsmäßige Borzüglichkeit des Pennfolvanifchen Syſtems jegt anerkennen und e8 in ausge⸗ 
dehnterm Umfange bei fid einführen, das zuerft vorgezogene Auburnſche Syſtem aber wegen 
feiner erprobten Mängel verlaflen. Wahrlich, folhen Zeugniffen ift vod mehr Glauben beizu⸗ 
legen als flüchtigen Reifenden! Man darf ihnen mehr glauben als vereingelten ohne ihren Zu: 
fammenhang aufgefaßten Daten, als einfeitigen Zeitungsartifeln und Barteiftimmen. Alte 
diefe wurden ja noch fletö gegen jede neue Einrichtung, zumal im politifhen @ebiete, fie wurden 
3. B. auch gegen Gifenbahnen und Dampfſchiffe hundertfach laut. 19) 

Es ſei num erlaubt, mit den eigenen Worten jener berühmten britifhen, franzoͤſiſchen, 
belgiſchen und deutſchen Beobachter ver Anftalten beider Syfteme zu ſprechen. Vielfeitiger und 
praktifher, als dieſe erfahrenen trefflichen Geſchäftsmänner e8 thun, läßt ſich der wichtige Ge= 
genftand nach allen Hauptfeiten nicht beleuchten. 

Ich wähle Hierzu vorzůglich wörtlie Auszüge aus dem friftlihen Gutachten, welches dieſe 
Männer dem öfterreihifhen Juflizbeamten Dr. Jofeph v. Würth, der nad) genauer Erfor: 
fung der franzoͤſiſchen, englifchen, ſchottiſchen, belgiſchen und ſchweizeriſchen Gefängniffe in 
feiner Schrift: „Die neueſten Fortſchritte des Gefängnißweſens“ (Wien 1844), ſich ebenfalls 
völlig entſchieden für dad Pennſylvaniſche Syſtem erklärt, zur Bekanntmachung in biefer Schrift 
mittheilten. 





15) Man vergleiche 3.8. die 8 merkwürdig falſchen Berichte zum aͤußerſten Nachteil bes Pennſyl⸗ 
vaniſchen Syſtems welche Dr. Varrentrapp in den „Jahrbüchern ber Gefängnißfunde‘‘, IV, 201; 
V, 40, 108, 142, 208, u. X, 190, gründlich berichtigt G. bieſelben auch in der 2. Ausgabe des 
„Etaats-Leriton“, ‘1, 424.) 
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Diefe vortrefflichen Berichte ftellen die Berwerflicgkeit des Auburnſchen Syſtems, dieſe ver⸗ 
meintlihe „moralifhe Trennung ver Verbrecher“, welche doch in Wahrheit die obigen Vor⸗ 
würfe der frühern gänzlichen Vereinigung und noch eigenthümliche Vorwürfe treffen, muſter⸗ 
haft dar. Sie beweifen fon hierdurch die Nothwendigkelt und zuglei die Vorzüglichkeit 
der gänzlicyen pennſylvaniſchen Abfonverung. Sie erhielten auch durch die neueften gründlich⸗ 
ſten Beobachtungen und durch bie Erklärung auf den europätfhen Congreſſen über die Straf: 
einrihtung und die Wohlthätigkeitäanftalten in Frankfurt und Brüjfel, ſowie in den beflen 
neuern Schriften und Berichten, namentlid in denen von Füeßlin, Warrentrapp und Probſt 7°), 
und aud in Schriften von ehemaligen Sträflingen pennſylvaniſcher Anftalten, wie Schlatter, 
Corvin und Hägele 17), neue Beftätigungen. 

Alexis v. Tocqueville, Mitglien der franzöſiſchen Deputirtenfammer und des Franzoͤſiſchen 
Inſtituts, Verfaffer ver claſſiſchen Schriften über die amerifanifche Demokratie und über das 
altfranzoͤſiſche ee) ſchreibt (f. Würth, S. 581) am 19. April 1843 unter An: 
derm das Nachfolgend 

1) Vor allem iR rn gut, das zu bezeichnen, was unbeftritten ift. Überall, in Amerika, in 
England, in Frankreich, und ich glaube in allen Ländern, wo man ſich mit dem Gefängnif 
weſen beſchaͤftigt, herrſcht volle übereinſtimmung barüber, daß die Einführung des Zellen: 
ſyſtems in Gefaͤngniſſen für ven Unterfugungsarreft nur Vortheile darbietet und gar feine Un: 
zukoͤmmlichkeiten zeigt. 

2) Auch hierüber beſteht vollſtaͤndige Cinigkelt unter allen Gefängnißkundigen, daß das 
Bellenfyftem in den Gefängniſſen für Sträflinge, die blos auf kurze Zeit, z. B. auf ein bis zwei 
Jahre verurtheilt find, nur heilſame Folgen haben kann; denn die Erfahrung hat auf eine un⸗ 
widerlegliche Weiſe bewieſen, daß bie Cinzelhaft, wenn fie ſich nicht über ein oder zwei Jahre 
ausdehnt, Feine üble Wirkung weder auf die phyſiſche Geſundheit noch auf das Beiftedvermägen 
der biefem Syſteme unterworfenen Sträflinge äußern kann. Ich wieberhofe. daß über diefen 
Punkt die ganze Welt einig iſt. Selbft jene Staaten Amerifas, melde dad Syſtem ber verein 
zelten Haft in Befängniffen für mehrjährige Strafen zurückgewieſen haben, wendeten es doch 
auf Gefängniffe für Angeklagte und zu kurzen Strafen Verurtheilte an. 

Ich gehe daher fogleid auf vie Befängniffe Über, welche für lang dauernde Strafen beftimmt 
find, und ic für meine Perfon zweifle nicht, daß das Syſtem der Einzeleinfperrung auch in 
dieſen eingeführt werben folle. Meine Gründe find in Kürze folgende: 

4) Erftlich iſt zu bemerken, daß Alle, welche nach und nad; von ven europälfchen Reglerun⸗ 
gen, von Frankreich, England und Preußen u. ſ. w. nach Amerika geſchickt wurden, um die Wir⸗ 
Tungen des Zellenſyſtems zu unterfuchen, als entſchiedene Anhänger dieſes Syſtems zuräd- 
gekommen find, nachdem fie es in Wirkſamkeit gefehen hatten; eine Thatſache, welche um fo 
merfwürbiger ift, va mehre dieſer Gommiffare, unter andern Dr. Julius in Berlin, mit fehr 
ausgeſprochener Abneigung gegen die Einzelheft dorthin reiften. 

Died war auch bei mir ver Ball. 

2) Berner ift es bemerfenäwerth, daß dieſes Suflem nad) und nad) die Stimmen faft &fler 
Praktiker in England und Sranfrei für ſich gewonnen Hat. Faſt alle neuen Gefängniſſe Eng: 
lands find nach diefem Syſteme erbaut, insbeſondere alle, welche ver Staat erriditete. In Frank⸗ 
reich baut der Minifter ded Innern blos Gefängniffe nach dem Zellenſyſtem und verweigert ſo⸗ 
gar den Departements bie Ermächtigung, nad einem andern Plane zu bauen. Alle franzd: 
ſiſchen Generalinfpectoren der Gefängniffe, mit Ausnahme eines einzigen, find Anhänger bed 
Syſtems der Einzeleinfperrung. Ste fehen alfo, daß in den Ländern, bie fih mit dem Gefäng- 
uißweſen am meiften befchäftigt haben, faft alle Theoretiler und Praktiker dieſem Syſteme den 
Vorzug geben. Dies erzeugt gewiß eine mächtige Bermuthung zu Gunſten dieſes Syftemd. 

Laſſen fie und der Sache jegt auf ven Grund fehen: 

4) Unter allen @efängniffen ift in einer Anflalt nach dem Zellenfoftem eine gute Disciplia 





16) Barrentrapp, „Ausfi — an bie ae — (zu Brauffart), N. Sept. 
“; Füeßlin, „Die Cinzel auch defien „Beziehungen des neuen a Strafge⸗ 
— um Bönitentiärfyftem‘’ —X8 ge und „Das neue Männerzuchthaus n. f. io.” (Karies 
x he seh, Probſt, „Eommifftonsbericht und die Verhandlungen ber geilen Kammer in Bürtteme 
eg“ 
m) Sclatter, „Das Spftem der Einzelgaft u. |. 1.; Stimme eines Gefangenen“ ge HH 
2. Ausg., 1856); Gorvin, „Die Eingelhaft und bas Sellengefängniß in Bruchfal“ (Hamburg 1857); 
Hägele, 1 ‚Erfahrungen i in einfamer und gemeinfamer Haft‘ (Leipzig 1857) 
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am leihteften zu begründen und aufrecht zu erhalten. Wenn die Mafdine einmal gut aufge 
zogen iſt, fo geht fie von felbft. Dies ift ein fehr großer Vortheil, wenn es ſich darum handelt, 
ein vollftänbiges Gefängnißfyftem bei einem großen Volke einzuführen, deſſen Negierung nicht 
jedem einzelnen Strafhauſe eine unausgefeßte Aufmerkfamkeit widmen kann und daher ein 
— wählen muß, das zu feiner Wirkſamkeit nicht ein tägliches Cinſchreiten ver Regierung 
bedarf. 

2) Jedermann gibt zu, daß das Zellenfoftem unter allen Syſtemen dad geeignetfte ift, um 
einen tiefen Gindrud auf das Gemüth des Gefangenen hervorzubringen und dieſen beffer zu 
maden. Allein e8 hat in meinen Augen einen noch entſchiedenern Vorzug. Es iſt das einzige 
Syſtem, welches verhindert, daß der Gefangene ſchlechter werde. Alle Gefängniffe machen die 
Sträflinge ſchlechter, als fie bei ihrem Eintritte in diefelben waren; nur die Zellgefängniffe 
geben die abfolute Garantie, daß Derjenige, welcher darin angehalten wird, nicht verberbter 
audtreten werbe. Ich meinestheils ftelle dieſe Gewißheit weit Höher als die Wahrſcheinlichkeit 
einer Beflerung, auf welche Die meiften Philanthropen fo Hohes Gewicht legen. 

3) Das Zellenjvftem iſt überdies das einzige, welches verhinvert, daß fi die Gefangenen 
in der Strafanftalt kennen lernen und dafeldft jene Vergefellfhaftungen von Miffethätern an= 
knũpfen, wodurch bie bürgerliche Gefellichaft fo viel zu leiden hat. Auch über diefen Punkt ge 
währt diefes Syftem allein eine abfolute Garantie. & 

Diefe Vorteile find einlenchtend. Welches find nun bie Übelftände, welche man von dieſem 
Sufleme zu beforgen hat? 

4) Die Koffpieligkeit ver Zellengefängniffe. Es ift wahr, daß ver Bau eines folhen 
Gefängnifles mehr als der eines andern koſtet. Allein es ift dabei zu berückfichtigen, erſtlich, 
daß die darin Angehaltenen nur felten rüdfällig werben, und zweitens, daf die Strafe, welche 
man barin außfteht, ſtreng genug ift, damit die Gefängnißftrafe kürzer fein könne. Die Com⸗ 
miſſion der Deputirtenfammer, deren Berichterftatter ich im Jahre 1840 war, machte den Vor⸗ 
ſchlag, gleichzeitig mit ver Einführung des Zellenſyſtems die Dauer aller Gefängnißſtrafen nad) 
einem fehr anfehnlichen Berhältniffe zu reduciren. Weniger Rüdfälle und weniger Sträflinge, 
dies find die zwei großen Erfparungsquellen bei dieſem Syſteme. Es gibt aber noch eine andere 
Erſparungsurſache, die Hier beſprochen zu werben vervient. Ein nad dem Pennſylvaniſchen 
Syſtem gebantes Gefängniß kann jedem andern Gefängnif angepaßt werben, wogegen ein 
nicht für die beftändige Einzelhaft erbautes Gefängniß nur mit außerorbentlih großen Koften 
Dafür geeignet gemacht werben kann. 

2) Wan Hat vorgegeben, daß die Befäftigung der Gefangenen in der Einzelhaft Schwie⸗ 
rigkeiten Habe. Die Erfahrung hat das Gegenteil bewiefen: unter dieſem Sufteme lernen die 
Sefangenen ſchneller ein Handwerk und üben e8 fleißiger aus. 

3) Man hat ferner behauptet, daß es bei dieſem Syſtem unmöglich fel, die @efangenen 
den Geremonien des Gottesdienſtes beiwohnen zu laſſen, was beſonders in katholiſchen Ländern 
ein großer uͤbelſtand wäre. Die Erfahrung bat auch davon das Gegentheil bewieſen. Die 
Bellengefängniffe, melde eben jet in Frankreich gebaut werden, find fo eingerichtet, daß alle 
Sefangene,-ohne fi untereinander zu fehen, den Prieſter am Altare fehen und feine Stimme 
Hören Eönnen. 

A) Id komme zu ber großen Cinwendung, die allein meiner Meinung nad) von Gewicht 
if. Man behauptet, daß das Zellenfyftem ver Eörperlihen und geiftigen Geſundheit der Sträf- 
linge fhänlih fl. 

Bas die körperliche Geſundheit betrifft, fo ift das Gegentheil durch Thatſachen erwieſen. 
Die Zahl ver Todesfälle in ven Zellengefängniffen war bisher Heiner als in den Altern Ge- 
fängniffen Amerikas und in den gegenwärtigen Strafanftalten von Frankreich; ja fle iſt fogar 
geringer als die Sterblichkeit, welche in unferer Armee in Friedenszeiten herrſcht. Was kann 
man son dem Staate noch mehr begehren? 

In Betreff ver geiftigen Gefundheit der Gefangenen ift es gewiß, daß daß Sellengefängnif 
zu Philadelphia einige Bälle von Geiſtesſtoͤrungen aufzuweifen hat; allein ein tieferes Stu⸗ 
dium der amtlichen Ausweiſe lehrt, daß in den meiften Fällen Die Geiſteskrankheit ſchon vor der 
Anhaltung vorhanden war.‘ Diefe Ihatfache erklärt fich leicht, wenn man bevenft, daß es in 
Amerifa faft keine Irrenanſtalten gibt, und daß die Richter deshalb oft Perfonen, welche Ber: 
geben begingen, felbft dann in die Strafanftalten ſchicken, wenn es auch nicht erwiefen ift, daß 
diefelben ven nollflännigen Gebrauch ihrer Vernunft gehabt haben. 

Man darf audy den Umftand nicht aus ven Augen verlieren, daß das Syſtem der Cinzel⸗ 
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haft, wie es in Philadelphia gehandhabt wird, von dem Hier empfohlenen und in Frankreich 
bereits in Wirkfamteit befinplihen Syfteme in vielen bedeutenden Zügen abweiht. Die Grün: 
der des Gefängnifles zu Vhiladelphia hatten nur die Einfhüchterung zum Zwede; ihre Abficht 
ging nicht blos dahin, die Gefangenen von der Geſellſchaft von Verbrechern zu trennen, ſondern 
fie in die tieffte Cinſamkeit zu verfenken, fie vollftändig von der Welt abzufondern und gleichſam 
gänzlich von ber menſchlichen Geſellſchaft zu entfernen. 

Es ift begreiflich, daß bei einer ſolchen Behandlung die Einbilbungäfraft mancher (übrigens 
doch nur fehr weniger) Gefangenen überreizt wurde. In Frankreich geht man von einem ganz 
andern Geſichtspunkte aus. Man hat bei ber Anwendung des Zellenſyſtems nur Die Abficht, 
den Sträfling von ber verberblichen Befellfchaft anderer Verbrecher abzufondern. Weit entfernt, 
ihn auch von der Geſellſchaft ehrbarer Leute zu trennen, fucht man bie Berührungen beflelben 
mit folgen Leuten auf alle Weife zu vervielfältigen. Alle Gefängnißvorſchriften ftreben dahin, 
Die Berührungen zwiſchen dem Gefangenen; und feiner Familie, wenn fie ehrbar iſt, dem Ge: 
fängnifpirector, den Auffehern, dem Lehrer, dem Geiftlihen, den Werkführern, den milden 
Gefellſchaften und überhaupt mit allen Berfonen zu erleichtern, welche fih aus Menſchenliebe 
oder Frömmigkeit mit ven Gefangenen befchäftigen wollen. 

brigens ift dieſes Syſtem im Jahre 1839 der Prüfung der parifer Akademie der Medicia 
unterzogen worben, welche erflärte, daß die Einzelhaft, wenn fie auf folde Art angewendet wird, 
weder das Leben der Gefangenen verkürzt, noch ihre Vernunft in Gefahr fegt.1%) 

Nah allem Diefen bin ich feft überzeugt, daß das Syſtem der Ginzelhaft, welches nad 
dem Geftänpniffe Aller das einfachfte in feinen Vorgängen und das wirkſamſte in Betreff der 
moralifgen Einwirkung auf die Gefangenen ift, dem Auburnſchen Syſtem unendlich vorzus 
ziehen ſei.“ 

Guſtav v. Beaumont, ebenfalld vormaliges Mitglied der Deputirtentammer und des Fran⸗ 
zoͤſiſchen Inftituts, ſtimmt den Anfichten Tocqueville's vollftändig bei und fagt unter Anvderm. 

„Aus einer genauen Prüfung der Syſteme und ber in Frankreich ſowol ald in andern Län⸗ 
dern gemachten Erfahrungen geht für mich die tieffte Überzeugung hervor, daß das Syſtem der 
gänzlihen Abfonderung der Gefangenen untereinander bei Tag und Nacht jedem andern Syſtem 
und inshefonvere dem ber Abfonverung bei Nacht mit gemeinfchaftlicder Arbeit bei Tag vorzu⸗ 
ziehen ſei. Ie mehr man über diefen Gegenftand nachdenkt, deſto mehr erfennt man, baß jede 
Berührung der Gefangenen untereinander eine nothwendige Beranlaffung gegenfeitiger Ver: 
ſchlechterung ift. Es gibt nur Ein Mittel, dieſe Anſteckung zu verhindern, nämlid jede phyſiſche 
and geiftige Communication unter ven Gefangenen hintan zu halten. 

In Betreff der gegen biefes Suftem in feiner Anwendung auf langzeitige Gefängnißftrafen 
erhobenen Einwendungen Bitte ih Sie nicht zu vergeffen, daß dieſe Einmwärfe, welche zu einer ges 
wiſſen Zeit einigermaßen gegründet waren, heutzutage vor ben bedeutenden — 
find, durch welche man Das, was in dem Syſtem allzu ſtreng und abſolnt war, modi⸗ 
fleirt Hat. 

Man ficht täglich die Einwendungen verſchwinden, welde man anfänglid einem Syſteme 
gemacht hatte, das, um recht gewürbigt zu werben, nur gut gekannt zu fein braucht. Es if in der 
That das einzige Syſtem, welches ſichere Vortheile varbietet. Jede Bemühung, das Stiliſchwei⸗ 
gen und die Abweſenheit moraliſcher Beziehungen unter vereinigten Gefangenen aufrecht zu er⸗ 
halten, iſt eine wahre Chimaͤre. 

Noch muß ich zwei Punkte bemerken, welche für die Gefangenen ſelbſt von größtem Nutzen 
und für die Regierungen von ber hoͤchſten Wichtigkeit find. In einem Befängniß, in welchem die 
Gefangenen voneinander abgefonbert find und fein Gomplot miteinander verabreden koͤnnen, 
iſt jedes Entlommen eines Sträflings unmöglih. Der fo ifolirte Gefangene ift der Geſellſchaft 
gegenüber in ven Zuftand der größten Schwäche verſetzt.“ 

In noch ausführliderm Gutachten beftätigt dad Frühere. Herr de Meg, Director einer Straf: 
eolonie, der ebenfalls im Auftrage der Regierung die amerifanifchen Anflalten unterfuchte. Er 
fagt unter Anderm: 

„Ich kann nicht glauben, daß bie Abſicht des Geſetzgebers dahin gegangen fei, daß die Strafe 
bie Bolge habe, Denjenigen, ber einmal einen Fehltritt begangen hat, bis zur äußerſten Grenze 
der Schlechtigkeit Hinzuführen und, fagen wir e8, ohne mit den Worten zu fpielen, ein Correc⸗ 


18) Mit diefem Gntachten waren insbefundere auch einverftauden uirol, der eo verfaßte, und 
Barifet, zwei der allererfien jeht lebenden Irrenärzte. — SUR 2 
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tionohaus in einen Ort der Verderbniß umzuwandeln. Man weiß leider bei der Geneigtheit des 


Menſchen zum Böfen, daß immer der Schlechte auf den Guten einwirkt. Es iſt damit im Mora⸗ 
liſch en wie in Phyſiſchen. Man werfe ein Gold- und ein Bleiſtück in einen Sad und ſchültele 
fie eine Zeit lang durcheinander, fo wird die Oberflädhe des Goldſtücks mit Blei überzogen er⸗ 

ſcheinen. Wenn man aber, um einen von der Peft leicht Ergriffenen zu heilen, ihn mit einem 
durch und durch von der Peft Angeftecten in Berührung brächte, würde ed Jedermann für Bar⸗ 
barei erflären,-und mit Recht. So viel in Betreff des Einzelnen. Wenn wir aber dad Intereffe 
der Geſellſchaft Betrachten, fo ift diefes noch weit mehr gefährdet. Wenn die Gefellfchaft ein In⸗ 
dividuum aus ihrer Mitte ausſcheidet, handelt jie aus einem Beſtreben für die Erhaltung der 
Maffe, weil fie beforgt, daß dieſes Individuum die Sicherheit verfelben gefährde. Statt deſſen 
aber verboppelt, ja verdreifacht fie feine Mittel zu fehaden, durch die Kraft der Verbindung mit 
Andern, die fie ihm verſchafft; fie vollendet feine Erziehung im Boͤſen, fie fegt ihn in den Stand, 
feine Theorie zu vervolltommnen; mit einem Worte, fie weiht ihn ganz für das Verbrechen ein. 
Man kann das Stillfpweigen des Auburnfchen Syſtems in der Theorie zugeben, was aber feine 
Anwendung betrifft, fo gibt e8 feinen redlichen Praktiker, ver an die Möglichkeit ver Aufrechthal⸗ 
tung beffelben glaubt, und zwar felbft mit Hülfe der koͤrperlichen Züchtigung, welche für Denjeni⸗ 
gen, ber fle anwendet, ebenfo herabwürdigend wie für den Gezüchtigten felbft ift. 

Die Erfahrung hat bewiefen, mit welcher Leichtigkeit ſich die geringfte Neuigkeit im Innern 
der Strafanftalten fortpflanzt. Ich habe durch einen Sträfling in dem nad dem Auburnfchen 
Syſtem eingerichteten Gefängniffe Sing=-Sing erfahren, daß er den Zweck meines Beſuchs 
von einem feiner Strafgenoffen, ven ich etwas früher befragte, vernommen hatte. Im Gegen- 
teile wußte man in dem Befängnifle Georg⸗Hill unter dem Pennſylvaniſchen Syftem gar nichts 
von dem Dafein der Cholera, während die Stadt Philadelphia von dieſer Geiſel verheert 
wurde. Wenn e8 aber erwiefen ift, daß die Aufrechthaltung des Stillſchweigens unmöglich und 
der Bruch deſſelben unvermeidlich ift, iſt es nicht eine Graufamfeit, Leute in die Nothwen- 
bigfeit, der Verſuchung zu unterliegen, zu verfegen, um fie bann ohne Nachſicht beftrafen zu 
tönuen?” (Und, fee ich ald Berichterftatter hinzu: verſchlechtert man nicht Die Gefangenen, 
ftatt fie zu beffern, wenn man fie zu ſolchen Qualen des Tantalus verdammt und fie zu täglichen 
Geſetzeswidrigkeiten verführt und gegen die Beiniger bes Staats, alfo gegen den Staat empört 
und zum fortdauernden Kriege reizt?) De Mep fährt fort: „Gehen wir aber weiter; geben wir 
felbft zu, daß mittel ver Peitſche oder auf was immer für eine andere Weife das Stillſchweigen 
in ben Arbeitöfälen erreicht werben könne, fo muß man doch anerkennen, daß dieſe fo ftrenge:Be= 
handlungsweiſe in der Kranfenabtheilung nicht eingeführt werben kann. Sollte man ben 
Unglüdlicgen fogar auf dem Bette des Schmerzes ftrafen und feine Leiden dadurch vermehren? 
Nein, ohne Zweifel wird man dort die Gefpräde dulden müflen, weil e8 unmöglich ift fie zu 
verhindern. 

In einer gewiffen Zeit werben faft alle Sträflinge nach und nach in die Krankenabtheilung 
kommen; fie wiſſen ja, wie fie dahin gelangen koͤnnen, wenn fie wollen; und dort werben noth⸗ 
wendig jene Verbindungen angefnüpft werben, die man eben zerſtoͤren will. 

Die Gefangenen können überhaupt vielleicht keine langandauernden Gefprädhe führen, aber 
fie können fi jagen, was fle einander mitzutheilen das größte Interefle haben, d. i. fie können 
fich fagen, was für die Geſellſchaft das Gefährlichfte ft. Es würde daher zwifchen dem heutigen 
Zuflande und dem neuen Syftem, welches man einführen wollte, nur ein geringer Unter— 
ſchied fein. Die Unmoͤglichkeit des abfoluten Stillſchweigens ift Feine Frage; fie ift eine That: 
ſache, welche felbft bei den wärmften Anhängern des Auburnfohen Syſtems anerfannt wird. 
Wenn aber die Gefangenen ſich ihre © Gedanken mittheilen können, von welcher Beſchaffenheit 
glaubt man wol, daß dieſe Mittheilungen, dieſe Vertraulichkeiten fein werden? Gewiß nur Pa= 
rolen der Bereinigung, Signale der Empörung, Boten, Hohn, Läfterungen, Drohungen gegen 
vie Auffeher und Vorfleher der Anftalt werben über die Lippen der Sträflinge kommen. 

Rückfichtlich der Geſundheit geht aus ven Protokollen, melde Dr. Bache, der Enkel des be⸗ 
rühmten Franklin, als Gefängnißarzt führte und welche ih in meinem Bericht an die Minifter 
anfügte, hervor, daß in dem Gefängniß zu Philadelphia die Sterblichkeit nicht nur Fleiner als in 
Der Stadt felbft und unter der freien Bevölkerung von Philadelphia war, fondern auch, daß unter 
den aus demſelben ausgetretenen Sträflingen kaum 13 ſich minder gut als bei ihrem Eintritt 
in die Anflalt befanden, 166 in vemfelben Gefunpheitözuftande und 78 fogar gefünder und 
ſtärker ald zur Zeit ihrer Verhaftung waren. 

Alle jugendlichen Sträflinge in la Roquette find der Einzelhaft bei Tag und Naht unter= 


650 Beflerungsftrafe 


werfen, und viefer Verſuch, mit welchem man im Intereffe ver Kinder fehr zufrieden fein kann, 
hat auf ihren phyſiſchen und geiftigen Zuftand keinen ſchädlichen Einfluß gehabt, und man weiß 
doch, wie viel nothwendiger Luft und Bewegung für Kinder als für Erwachſene find. 

Das Gefängniß la Roquette ift gegenwärtig das einzige, was bisher dem Syfteme der Gin: 
zelhaft unterworfen wurde, nachdem man bie fid verberblich erwiefene frühere auburnſche Ein: 
richtung bejeitigt hatte, und ih kann fagen, daß in ven fünf Jahren, während welcher ih 
Mitglied der liberwahungscommifjion diefer Anflalt war, nicht Ein Fall von Geifesflörung 
darin vorgekommen ift. * 

Wenn man übrigens in einer ſo beſtrittenen Frage die Zeugniſſe abwägen will, ſo glaube 
ich, wird man nicht mehr ungewiß bleiben, welcher Meinung man ji anſchließen ſoll. Alle Die⸗ 
jenigen, welche in die Vereinigten Staaten gegangen find, um fich ſelbſt durch Anfchauung von 
Thatſachen von den Vor⸗ und Nachtheilen der Einzelhaft zu überzeugen, find für diefelbe, und 
die geringe Zahl der Gegner dieſes Syſtems beſteht nur aus ſolchen, die es nicht in Wirkſamkeit 
gefehen haben. Man darf nicht glauben, daß die erftern die Thatfachen nad) einer vorausgefaß⸗ 
ten Anficht beurtheilt haben, daß fie dieſe Anficht durch die Thatfachen nur beftätigen wollten. 
Im Gegentheile find alle als entſchiedene Gegner dieſes Syſtems nad Amerika gereift; fo die 
Herren Dr. Julins, als Abgeordneter von Preußen, Crawford, als Commiſſar der engliſchen 
Regierung, und Beaumont und Torqueville im Auftrage der franzöfiichen Regierung. Wenn 
ich auch meiner dabei erwähnen darf, fo kann id} fagen, daß ich felbft gegen vie Einzelhaft fo ein: 
genommen war, daß ber Minifter, als er mir ven Auftrag, nad Amerika zu gehen, ertheilte, mir 
bemerkte, wenn ich mit einer fo vorgefaßten Meinung reifen würbe, fo fel zu beforgen, daß ih 
die Thatfachen gleihfam nur durch Die Bläfer meiner Anjicht fehe und fie nicht mit der wũnſchens⸗ 
werthen Unparteilihfeis prüfe. 

Man wendet ein, daß der Unterricht in einem Handwerke in der Cinzelhaft größere Schwie⸗ 
tigfeiten ald bei der gemeinſchaftlichen Anhaltung der Sträflinge barbiete, daß fogar nur eine 
Eleine Zahl von Handwerken in der Einzelzelle betrieben werben könne. 

Herr Pradier, welcher 30 Jahre hindurch Arbeitöpachter in Gefängniffen war, zählt 77 Hand: 
werke auf, melde in ver Cinzelzelle betrieben werben können. 

‚Herr Pouillet, Deputirter und Director des Gonfervatoriums der Künfle und Gewerbe, 
wurde von dem Minifter des Innern hierüber zu Mathe gezogen und nahm keinen Anſtand zu 
erflären, aß die Abfonderung der Arbeiter nur zur Vollkommenheit der Arbeit beitragen Eönne, 
indem ber Genius des Böfen feinen ſchädlichen Einfluß überall, wo die Sträflinge in Gemein: 
ſchaft find, fühlbar macht; der fleißige und forgfältige Arbeiter wird von feinen Kameraden ver: 
fpottet und bald ahmt er ſie nach.. 

Die Einzelhaft ift nicht minder günftig für ven Erfolg des Handwerks, welches der Steäl: 
ling darin erlernt, als für bie Beförberung ber fittlihen Beflerung und des Religiondunterriäte. 
Unter dem Einfluffe der Rothwendigkeit und Überlegung (und wenn man vie Eigenheiten 
des Sträflings berückſichtigen kann) wird der Unterricht ber Werkführer ſowol ald des Geiſt⸗ 
lichen viel mehr Früchte tragen als die noch fo oft wieverholten Unterweiſungen in den ge 
— — Werkſtatten, wo der Geiſt ver Straͤflinge beſtändig von andern Gedanken abge: 

ogen wirb. 

! Der Sträfling (dem man foviel als moͤglich bie Wahl des zu erlernenden Geſchäfts läßt) hat 
babei den Vortheil, daß er fid in feiner Zelle an Fleiß und an ſolche Arbeiten gewöhnt, welche 
nicht das Zufammenwirken mehrerer Individuen erfodern, daß er daher nad feiner Entlafung 
nicht gezwungen fein wirh, in Werkflätten, aus welchen ihn das Vorurtheil zurüchveifen Eönnte, 
Beſchaͤftigung zu ſuchen. 

rigens wird bie Überzeugung, daß der Gefangene ſich durch die Strafe beſſern konnte wur 

müßte, baß er ſich dadurch Beine größere moralifche Ververbtheit zugezogen, bie öffentliche Wri- 
nung nachfichtiger machen und ven Kabrifherren geftatten, ihre Werkftätten ſolchen Übertreiere, 
welde die Brobe eines pennſylvaniſchen Gefängniſſes überflanden haben, zu öffnen. Aädich 
das Syftem, welches im Interefle ver Geſellſchaft ſelbſt die Wirkung der Strafe zugleich mit der 
Strafe ſelbſt aufhebt! Die Wohlthaͤtigkeitsgeſellſchaften zur Unterflügung entlaffener Sträf- 
Tinge, welche fi) allenthalben vermehren und die unentbehrliche Ergänzung jedes Pönitentter= 
ſyſtems bilden, werben gewiß Denjenigen vorzüglich ihre Hülfe angeveihen laffen, melde rine 
folge Behandlung für vie Wohlthaten des Schutzvereins vorbereitet hat. 

In Pennſylvanien ift die Dauer der Befängnißftrafen feit ver Einführung ber Einzelhaft 
um ein Drittheil verfürzt worben. Ic würde, wenn man es zweckmäßig fände, jogar in bie Ab⸗ 
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kürzung derfelben um die Hälfte einwilligen und doch felbft Die fo gemilderte Strafe noch für viel 
wirkſamer halten, als fie unter der gegenwärtigen Gefeggebung ift. Wer jleht nicht die mannich⸗ 
faltigen Vortheile ein, welche ſich aus diefer einzigen Thatſache ergeben? Mit einem Federzuge 
wäre die Bevoölkerung der Oefängniffe auf die Hälfte herabgeſetzt. Weld eine außerordentliche 
Erfparniß für den Staatsſchatz! Zugleich aber auch eine Erſparniß am Leben des Sträflings, 
welche eine größere Gleichheit der Strafe zwifchen dem jungen Manne, ber ohne großen Nachtheil 
einige Jahre feines Lebens opfern ann, und dem Greife bewirkt, welchen biefelbe Strafpauer 
factiſch oft auf Lebenszeit verurtheilt. Übrigens werben bie fürzern Strafen fich nicht nur gegen 
den Berbrecher als eine Wohlthat erweifen, ſondern auch gegen feine unſchuldige Familie, deren 
einzige Stütze er nicht felten ift. 

Einem der vielen an fi nicht Verworfenen, der vielleicht wegen einer Berwundung im 
Streit verurteilt wũrde, wird man jegt nicht die That, welche feine Verurtheilung nad ſich ges 
zogen, vorwerfen,, fonvern die Folgen diefer Verurteilung, melde ihn mit dem Auswurfe der 
Geſeliſchaft in Berührung gebracht und ihm die gefährlichſten Bekanntſchaften verfchafft Haben. 
Er wird (mit feiner Familie) ein Opfer nicht feined Fehltritts, fondern der unbegreiflihen In⸗ 
eonfequenz ber Geſellſchaft, welche ven Menſchen, ven fie beſſern wollte und follte, verberbt und 
in den Augen feiner Mitbürger gebrandmartt hat. Man ſpricht von ver Graufamteit des Sy— 
ſtems der Einzelhaft; ich lafle Sie urtheilen, welches Syſtem das graufamere iſt. 

Da jede Zelle gleihfam ein vollſtändiges und abgeſondertes Gefaͤngniß bildet, worin der 
Sträfling einer beftändigen Aufficht untermorfen ift, fo wird e8 möglich fein, den Charakter und 
die Gemüthöbefhaffenheit jedes Sträflings Eennen zu fernen, ihm die Rathſchläge und Ermun— 
terungen zu ertheilen, welche nad} feiner früheren Lebensweiſe, nach feiner Erziehung und feinen 
Gewohnheiten auf fein Herz Eindruc zu machen als befonders geeignet erſcheinen. Mag ſich 
aber auch ber Sträfling beffern over nicht, ſich auflehnen oder unterwerfen, Rene fühlen ober 
teogig in feiner Bosheit verharten, fo ift es immer eine ifolirte Thatſache, melde die Schwelle 
der Zelle nicht überfchreitet und welche keinen Einfluß auf die allgemeine Ordnung und Disci⸗ 
plin der Strafanftalt ausübt, weder Ärgerniß erregt noch ein böfes Veifpiel gibt. Überbies ift 
dieſe Strafe in ihrer allgemeinen Anwendung ber wahren Schulbbarkeit des Sträaf⸗ 
lings proportionirt, denn die Einſamkeit tft um fo härter, je ſchuldiger und verberbter der Ge⸗ 
fangeneift. 

Wenn die Religion nie zu dem Herzen des Sträflingd geſprochen hat, fo gibt es feine gün= 
fligere Lage, um venfelben für ihre heiligen Eingebungen empfänglich zu machen. Allein mit 
feinem Gewiffen, welches man mit Recht die Stimme Gottes genannt Bat, wird er von den guten 
Borfägen, die er faffen will, nicht durch den Spott feiner Kameraden abgewendet. Schon die 
bloße Gegenwart des Prieſters ift rür ihn eine Wohlthat: er fieht in ihm einen Freund und Troͤ⸗ 
fler und wird um feine Befuche als um eine Gnade bitten. In dieſer Rage vereinigt fich alles zu 
feiner Befferung. Er wird in feinen Mußeſtunden von ſelbſt durch den Mangel einer Beſchaͤfti⸗ 
gung dahin gebracht werben, die heiligen Bücher, die man ihm in feine Belle gegeben, zu lefen 
und zu überdenken, und fo wird alles dahin abzielen, ihn über feine Pflichten aufzuklären und 
zum Guten zu leiten.1%) 

Bei ſolchen Borzligen ſchãme ich mic Beinahe, vie Geldfrage berühren zu müſſen. «&8 gibt 
wohlfeile Käufe, welche ven Käufer zu Grunde rihten.» Wenn man aber bie zahlreichen Übel: 
flände und Mängel, welche das Syſtem ver Gemeinfchaft der Sträflinge unfruchtbar machen, 
abwägt, fo kommt man umausmeläli auf die Berechnung der Folgen einer folden verlorenen 
Ausgabe, wenn man nad) einiger Zeit der Erfahrung gezwungen wäre, ein mit großen Koften 
eingeführtes Syftem aufzugeben, um ein anderes anzunehmen. Und wenn es ertwiefen ift, daß 
die Erfparung, welde fi aus der Anwendung bed Syſtems durch deſſen abſchreckende und 
beffeende Kraft und durch die hieraus folgende Verminderung der Zahl der Verurtheilungen 
und der Häufigkeit der Rückfälle, fowie durch die kürzern Strafzeiten von ſelbſt ergibt, in mehren 
Beziehungen die Roften ver Einführung veffelben anfwiegen muß, fo fällt die Einwendung von 
ſelbſt hinweg. Hierzu kommt noch, daß bei vem Zeltenfofteme keine gemeinſchaftlichen Speifefüle, 
feine Werkſtellen und Krankenſäle nothwendig find, was alfo einen bebeutenven Erſatz für den 
hoͤhern Preis, welden ver Bau der Zellen Eoften kann, ausmacht. 


19) Ale Bortheile des Pennſylvaniſchen Syſtems für die Beſſerung und die Regeln für ihre richtige 
Per —2 Niemand vortrefflicher bargeellt als Livingfton in der Einleitung zu feinem „@efängs 
nißgefe! er 
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Einfach in feiner Organifation und regelmäßig in feinen Gange, hat dad Syſtem der Ein- 
zelhaft noch überdies den Vorzug, daß es feine heilſamen Wirkungen über die Dauer der Strafe 
binaus erſtreckt, daß es ben entlaflenen Sträflingen das Geheimniß ihrer Schande fihert und 
es ihnen moͤglich macht, in das bürgerliche Leben wieder einzutreten, obne zurückgeſtoßen zu 
werben, und ohne Störung bad Gewerbe, womit ſie oft erſt das Gefängniß audgeftattet Hat, zu 
betreiben. Endlich macht es auch die Wahl ver Auffeher, melde feine Empörung zu befürchten 
haben, viel leiter, indem es ihre Aufgabe auf eine fehr einfache Überwachung beſchränkt.“ 

Herr Moreau Chriſtophe, Generalinſpector ver franzoͤſiſchen Gefängnifle, der im Auftrag 
feiner Regierung die amerikaniſchen, die engliſchen, ſchweizeriſchen und belgiſchen Befängnifle 
unterfuchte, erklärte ſich hierauf in feinem treiflihen WWerfe „De la reforme des prisons”, 
S. 388: „Das Syſtem beftändiger Trennung iſt das einzige, welches im Stande ift, gleichzeitig 
vie Öffentliche Gerechtigkeit dadurch zu befriedigen, daß es ven Miffethäter für fein Verbrechen 
büßen macht, in ber Freiheit lebende uͤbelgeſinnte, welche verfucht werben möchten, feinem Bei- 
fpiele zu folgen, durch tiefe Scheu vor dieſer Strafe abzuſchrecken, bie Verbreitung der Anz 
fledung zu hemmen und die Berbeflerung des Verbrechers vermittelft der in ihm durch dieſe 
Strafe erweckten Reue zu veranlaffen. Diejes Syſtem ift dad einzige, welches alle Bedingungen 
einer volltommenen Strafzucht erfüllt und deshalb nach meiner Überzeugung an bie Stelle jenes 
andern gefegt werben follte.” 

Der Generalinfpector der Befängniffe und Wohlthätigkeitsanſtalten von Belgien, Ducpe: 
tiaux, Verfaffer eines großen Iehrreichen Werkes über die Gefängniffe, [reist an Würth: 

„Anfere Anftalten find, wie Sie ſich duch eigene Anſchauung überzeugt haben werden, weit 
entfernt, ven Ruf zu verbienen, deflen fie noch im Auslande genießen. Sie find dem (Auburn⸗ 
fen) Syſtem der Gemeinschaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter ver Herrſchaft des Still: 
ſchweigens und ver Abfonverung derſelben zur Nachtzeit unterworfen, und ich nehme feinen 
Anftand zu fagen, daß fie ihren Zweck, von Verbrechen abzuſchrecken und die Gefangenen zu 
beſſern, nur ſehr unvollfommen erfüllen. Trotz unferer anhaltenden und angeſtrengten Bemü- 
hungen, troß ber Verftärkung ver Aufficht zieht die tägliche Berührung der Sträflinge nothwen⸗ 
dig ihr Verderbniß nach fi; die Rückfälle vermehren fi ſtatt abzunehmen, und vie meiften gro⸗ 
Pen Verbrechen, welche vor unfere Afitfenhöfe gelangen, find von entlafjenen Sträflingen verübt, 
welche ſich in den Strafanftalten kennen gelernt und darin zu gemeinfaftlichen Verbrechen ver⸗ 
bunden haben. 

Befragen Sie alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvorfteher, und Alle werden Ihnen fa: 
gen, daß das Auburnſche Schweigfuftem ihrem Eifer und ihren Bemühungen trogt, und daß fie 
von demfelben nichts für die Zukunft hoffen; Alle werben ihnen beflätigen, duß nur in bem 
Syſtem der Einzelhaft das Heil zu ſuchen iſt. Bemerken Sie wohl, daß ich nicht fage: im bem 
Syſtem ver Iſolirung. Diefer Unterſchied ift wefentlid, und nur weil man ihn nicht macht, ha⸗ 
ben die Gegner des Trennungsfoftems fo leichtes Spiel. 

Unfere ganze Gefängnißverwaltung ift dem Pennfylvanifchen Syſtem zugethan ; Teiver IR 
es nicht ebenfo ber Kallmit unfern Kammermitglievern, welche mandmal ohne Kenntniß der 
Thatſachen urtheilen. Deſſenungeachtet haben wir foeben eine Abtheilung nad} dieſem Syfteme 
in dem Strafhaufe zu Aloft erbaut, und im nächften Jahre werden wir wahrfcheinlich die bereits 
zu bauen begonnene Zellenabtheilung in dem Zuchthaufe zu Bent fortfegen. Zwei Eleine @efäng- 
niffe zu Tongern und Oftenbe find in der neueften Zeit nad) dem Syſteme der Einzelhaft gebaut 
worben, und die Gefängniſſe von Lüttich und Verviers, deren Pläne bereits genehmigt find, wer⸗ 
den nad) eben vemfelben errichtet werben.” 

Der berühmte Crawford, Befängnipinfpeetor von Witteborgland, welcher feit Jahren für 
vie Gefängnißverbefferung lebte und wirkte, ſchreibt: - 

„Es macht mir großesVergnügen Ihnen mitzutheilen, daß vie Meinung, die ich ſchon lang 
in Beziehung auf das Suftem der Vereinzelung ber Sträflinge hatte, vurch die Erfahrungen, 
welche man in mehren nach dieſem Syſteme eingerichteten Gefängniffen in England gemacht 
bat, auf das vollfommenfte beftätigt worben ift. Je mehr ich dieſen Gegenſtand betrachte, deſto 
tiefer werbe ich überzeugt, daß das Syſtem ber Einzelhaft das einzige ift, welches die großen 
Bwede ber Strafe, nämlid im Allgemeinen von ver Begehung ber Verbrechen abzufgreden, zu⸗ 
gleich aber auch den Übertreier zu beflern und auf den reiten Weg zurückzuführen, zu erreichen 
vermag.” 

_ , Der nglifche Gefängnißinfpeetor Ruffell, zugleih Mitglied des Verwaltungsraths des pas 
Vgloanifchen Gefängniſſes Pentonville in London, ſchreibt: 
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„Vor allem erlauben Sie mir Ihnen zu ſagen, daß die Meinungen, die ich ſchon ſeit mehren 
Jahren über das Gefängnißweſen habe, nicht das Ergebniß der Speculation, ſoudern der 
Erfahrung ſind, welche ich in Betreff des Charakters und der Wirkungen verſchiedener Gefäng⸗ 
nißſyſteme bei ihrer Anwendung im Großen gemacht habe. Ich hatte nämlich durch ſechs Jahre 
als Director des großen Gefängniffes in London und ſeitdem durch acht Jahre als Inſpector ver 
britifchen Befängniffe Gelegenheit, die Syfteme der Gemeinſchaft, des Stillſchweigens und der 
Bereinzelung fortwährend zu beobachten. 

In den Gefängniffe Milbank waren die Sträflinge während der erſten Hälfte ihrer Straf- 
zeit dem Syſteme ver Einzelheft unterworfen, während fie die übrige Strafzeit aber in Gemein⸗ 
ſchaft arbeiteten, weil man glaubte, daß die in der Abſonderung erworbenen guten Angewoͤhnun⸗ 
gen von Orbnung, Fleiß, Selbſtbeherrſchung und Gehorfam fie für das minder firenge Syſtem 
ver Gemeinſchaft geeignet machen, fie von einem Misbrauche der ihnen durch die Gefellihaft 
ihrer Strafgenoffen dargebotenen Erleihterung abhalten und jie für ven Verkehr mit andern 
Menſchen und für die Berfuhungen, denen fie bei Wiedererlangung Ihrer Freiheit ausgeſetzt 
wären, vorbereitet haben würben. Alle dieſe Erwartungen zeigten ſich gänzlich getäufeht; denn 
während einerfeitö der böögefinnte Gefangene mit ungebeflertem Sinn in die Geſellſchaft von 
Teineögleichen eintrat und abermals widerſpenſtig und boöhaft wurbe, fah andererfeits der gutge= 
finnte Sträfling in den neuen Unfländen, in die er gebracht ward, eine beftändige Verfuhung, 
feine guten Borfägen aufzugeben, aber gewiß keine Ermuthigung, fie zu behalten. Die Gefan⸗ 
genen ſelbſt fühlten fo tief die Überzeugung von den übeln der Gefängnißgeſellſchaft, daß fehr 
viele unter ihnen freiwillig um die Grlaubniß anfuchten, aus ver Gemeinfchaft in das firengere 
Syſtem der Einzelhaft zurückzukehren, weil fie felbft mit igrem flumpfern moralifhen Sinne 
einfahen, daß eine ſolche Geſellſchaft ihnen wahrhaft ſchädlich war und jede Hoffnung der Beſſe⸗ 
tung zerftörte; denn wie ſtreng auch unfere Vorſchriften waren, um Geſpräche zwifchen den Ge⸗ 
fangenen zu verhindern, fanden wir doch bald, daß dieſe Vorſchriften der beharrlichen Anftren= 
gung, womit die Sträflinge dagegen anfämpften, nicht gewachſen waren. 

Dad Syſtem des Stillſchweigens erwies ſich in mehrfacher Beziehung ald grauſam; ich will 
hier blos zwei Urſachen erwähnen: erfllich, weil e8 die Mitteilungen zwifchen menſchlichen Ge= 
ſchöpfen, die man zwingt in Geſellſchaft zu fein, verbietet und fomit einem großen Naturgefege 
zuwiderhandelt; und zweitens, weil es die mit der Aufrechterhaltung diefed Syſtems Beauftrag⸗ 
ten mit einer Gewalt bewaffnen muß, die nothwendig der Stärke des Naturtriebed, ven es ver= 
geblich zu beſchränken verſucht, proportionixt ift. Die ganze Geſchichte des Syſtems des Still- 
ſchweigens iſt betrübend, und es iſt ſchwer zu ſagen, ob ed mehr wegen der von ihm bewirkten 
Erbitterung aller Gefühle der Sträflinge, oder wegen feiner Tendenz, die Herzen ber Beamten, 
vie es vollſtrecken, zu verhärten, ihren Charakter zu verſchlechtern und ihren Geiſt zu verwirren 20), 
verdammt zu werben verdient. 

Das Syftem des Stillſchweigens ift auch Eoftfpielig. Die Befoldungen der Beamten machen 
einen großen Boften in den Befängnifausgaben aus, und dieſes Syſtem kann ohne ein fehr zahl: 
reiches Beamtenperfonal nicht durchgeführt werben. Dies ift aber nit Alles. Die Strafen, 
welde, um dad Syflem wirkſam zu machen, häufig und ftreng fein müffen, unterwerfen den Übers 
trete entweber einer verminderten Koft, wodurch feine Geſundheit, Stärke und Gonftitution lei⸗ 
den, wodurch alfo des Menſchen werthvollſte phyſiſche Güter verringert werben, ober fie verdam⸗ 
men ihn zu ber vollſtändigſten Arbeitölofigkeit in der Dunkelzelle, wodurch fie feinen moraliſchen 
und gewerklihen Gewohnheiten zuwiberlaufen. 

Es ift aber aud) ein verwideltes, complicirtes Syſtem — eine Einwenbung , die ſchon aus 
dem Vorhergehenden ſich ergibt. Die ganze Maſchinerie des Syſtems des Stillſchweigens iſt nur 
erbaut und in Bewegung geſetzt, um einer Schwierigkeit zu begegnen, die tauſend verſchiedene 
Geſtalten annimmt. Sie muß ſich in die endloſen Raͤnke, Liſten und Auskunftsmittel ſchicken, 
welche der durch den Drang der Nothwendigkeit geſchärfte menſchliche Witz anwendet, um dad 
Syſtem eines erzwungenen Berftummend zu vereiteln. 

Wie fann nun irgendein bauernd Gutes durd ein Syſtem bewirkt werben, das den Gefan⸗ 
genen unabläffig plagt und quält, das jede Bewegung feines Koͤrpers, jede Bewegung feiner 


2%) Bekaunt ift es, daß der berühmte Gapitän Lyndts, der Gründer des Auburnfchen Syflems, 
fpäter der Erbauer der auburnfchen Auſtalt Sing⸗Sing, ſich als Director biefer Anſtalt zulegt im 
Kampfe für das naturwidrige Schweigen fo verhärtete, daß er wegen empörender Graufamfeit vor Ge⸗ 
sicht geſtellt wurde. 
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Kippen, ja jeven Blick feined Auges bewacht, blos um ihn durch Strafe zu verhindern, feine Ge⸗ 
banfen mit einem Mitgefhöpfe auszuwechſeln? — Es ift unmöglig. Die häufigen Streitigkei: 
ten und Beſchwerden, welche dad Syften des Stillſchweigens erzeugt, welche zu ſchlichten ober zu 
befeitigen täglich ein gutes Stüd Zeit fobert und in der That felten geſchlichtet oder befeitigt wer⸗ 
den, ohne ein Gefühl erlittenen Unrechts zurüdzulaffen, beweiſen klar, daß vieles Syftem ald 
ein Mittel zur Bewirkung einer heilfamen Anderung in der Gemüthsbeſchaffenheit und dem Be 
nehmen ver Gefangenen ganz fraftlos if. Was andererfeits den Zweck, Unterredungen zu un: 
terprüden, betrifft, fo find die Strafen, welche dieſes Syftem anwendet und melde ebenfo viele 
Beweife von feiner Erfolglofigkeit find, fo fireng, und die Macht, welde es für feine Vollzieher 
in Anfprud) nimmt, iſt fo unverantwortlih, daß die Öffentliche Meinung ed nicht erträgt. Um 
ſich alfo der Foderung eines aufgeflärten und wohlmollenden Zeitalterd zu fügen, ift es gezwun⸗ 
gen, die nothwendige Strenge feiner Disciplin aufzugeben. Das Syſtem ift Daher auf dad Di: 
lemma reducirt: Entweder läßt e8 in der Strenge feiner Vorſchriften na, und dann verliert ed 
feine Wirkfamfeit; oder es handhabt feine Vorfäriften, und dann ftreitet es gegen die Gefühle 
der verlegten Menfchheit. ?1) 


21) Alles Bisherige beflätigt ausdrücklich auch einer der ebelften und größten Staatsmänner. Der 
Minifter Lord John Kuſſell in feinem Circular zu Gunften ber Einführung des Pennfylvanifchen Ey 
ſtems in ganz England vom Jahre 1837 fagt gegen das Auburnſche Syſtem: „Cie werden aus dem 
Berichte über das Gefaͤngniß Golobathfields und aus ber in dem Berichte des Gefängnißinſpectors für . 
den nördlichen Bezirk entEnltenen Schilderung des Zuchthaufes in Wafefleld entnehmen, daß biefe Stu ⸗ 
fen fehr zahlreich und außerorbentlich Tätig und peinigend (vexatious) find. Die Praxis felbft iſt eine 
ſtarke —— gegen das Syſtem, denn fie wechſeit mit den Strafen ungleichförmig in verſchiede⸗ 
nen Fällen, und die Strafe, welche der richterliche Spruch verhaͤngen wollte, wird durch Zufägunz 
neuer Strafen verſchaͤtft. 

Ein Gefühl Dee iger Aufregung wird ſowol burch die Beobachtung der Vorſchrift des Stillſchwei⸗ 
gens als auch durch die Strafe für deren Übertretung aufrechterhalten. Die Strafgefangenen follten wo: 
möglich zu einem ruhigen und unterwürfigen Gemüthszuftande gebracht werden, in welchem fie mit 
Mufe über die Schlechtigfeit ihres frühern Lebenswandels nachdenken fönnten, wodurch einige Heff⸗ 
nung ihrer Befferung gegeben wäre. Statt beffen ſperrt man fie in Gefellfchaft ein und fobert Re, ba 
nicht jede Möglichfeit einer Mittheilung unter ihnen ansgefchlofien iR, gleichſam heraus zu einem ber 
fländigen Kampfe mit ber Staatsgewalt. Sie verlafien daher die Strafanftalt mehr aufgereizt als ges 
demüthigt durch die erlittene Strafe.” 

Das Baften, welches eine von ben oft verhängten Strafen if, hat häufig einen nachtheiligen Einduf 
auf die Geſundheit, währenb es doch die Wiederholung der Übertretung nicht verhindert. f 

In der vortrefflichen weitern Ausführung ber Verberblichkeit des abfolut widernatürlichen Schweig: 
ſyſtems von Varrentrapp (in feinem —— — S. 19 fg.) verbindet derſelbe mit jenen früßers 
Zeugniſſen auch viele neuere. Sie thuu anwmiberleglich dar: 1) daß das Schweigen nirgends erzwunge⸗ 
werben fonnte; 2) daß die Zwangemittel für daſſelbe ttets barbariich, gefundheitswidrig und ber Bepe 
rung feinblich wirfen; 3) ja Y; fie die Bosheit der Verbrecher herausfobern und reizen, weshalb auqh 
boshafte Beichäbigungen von Berfonen und Sigenttum, große Verfchwörungen Mentereien zum 
Mord der Dirertoren u. ſ. w. in den auburnfe alten in Amerifa an der Tagesorbnung find. Mitte 
maier in feiner „Befängnißreform‘, ©. 3, berichtet wieder von einer neuerlichen Verſchwoͤruug von ® 
Sträflingen, welche in Nenyork ihren Vorftand ermorden wollten. Die Auffeher find mit flets gelbe: 
nen Doppelpiftolen bewaffnet, ohne doc; im folchem fcheußlichen verwilderten Kriegsſyſtem gegen bes 
hafte Verlegung ihrer Perfonen und der Anftalt fiher fein zu fönnen. Diefe Zeugnifie tun enbäi 
4) dar, daß bie verbrecheriſchen Verbindungen ımd Befanntichaften während der Dauer des chin 
niſſes und nach berfelben zahllofe neue Verbrechen und Rüdfälle erzeugen. Doch hier mögen nur mod 
gen der fachfundigften Zeugnifle fowol in Bezug auf bie fire: urchfũhrung des Schweigfyfems Is 

erifa wie in Bezug auf die mildere in Europa ſich gegenüberfehen. 

Trotz der äußeren Strenge iſt die Durchführung des Schweigens unmöglich, da, wie ber große Ge 
fepgeber Edw. Livingfton in fernem „‚Letter to Roberts Vaux on the advantages of the Pennayiva- 
nia system of prison discipline‘ (Philadelphia 1828), S. 8, mit Recht bemerkt: „die verworfenfs 
Böfewi, jahrelang in der aan Werfflätte wenige Fuß voneinander arbeiten. Man fagt, ee 
firenge Zucht beuge diefem vor, bie Entdeckten würden augenblicklich beſtraft und bie Furcht vor ayun 
Strafen er alte fe ſchweigend. Borfichtig wird fle diefelben machen, aber fie müßten * Natur 
allein ale Miſſethaͤter, ſondern auch ale —8 ganz umaͤndern, wenn ſich nicht ihr Verlan— 
gerte, miteinander zu verlehren, ſobald nur irgendeine Moͤglichteit da if, dies unbemerkt zu 

Nuplos wäre es aber gu leugnen, daß eine ſolche Möglichkeit ftattfindet, nicht nur während ber ie 
beit, wo ein an einen Anderen, nur wenige Fuß davon Stehenden gerichtetes Wort bei dem Klange der 
Haͤmmer und dem Geräufch der Mafchinen nicht meiter gehört werden kann, als es gehen fol, fonberr 
auch längs des Marfches in Reihen zur Arbeit und von berjelben, wo bie Lippen jedes Sträflings zu 
wenige Zolle von dem Ohr feines Borbermanns entfernt find, welche Stellung unendlich wohl baranf ber 
rechnet iſt, das Wort der Empörung fortzupflanzen, ober Berabrebungen über Zeichen des 
wifles von einem Ende der Linie bis zum andern mit eleftrifcher Schnelle zu überbringen. Der Beriak 
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Das pennſylvaniſche Vereinzelungsſyſtem dagegen ift mit Erfolg zur Anwendung gekom⸗ 
men. Wo immer in der Wirkfamkeit diefed Syſtems ſich ein Mangel im Erfolg zeigte, da könn⸗ 
ten wir nachweiſen, ba er von ver Bernagläffigung ober unzweckmäßigen Veranftaltung man⸗ 
er Einzelheiten herrührte, die nad) unferer Überzeugung und wiederholten Erklärung für eine 
erfolgreige Annahme dieſes Syſtems weſentlich find. 

Die öffentlihe Meinung, welche, folange ver Plan nicht unterfucht war, ſich Dagegen aus⸗ 
ſprach oder ganz gleihgültig blieb, wird ihm täglich günftiger, ſodaß in ben legten vier bis fünf 
Jahren Fein neues Gefängniß gebaut und keine Änderung ſelbſt in fon beſtehenden Gefäng⸗ 
aiflen anders als nach dem Vereinzelungsſyſtem vorgenommen wurde. So groß iſt ber praktiſche 
Fortſchritt, welchen das Syſtem während dieſer Zeit bei und gemacht Hat, daß nahe 6000 Zellen 
theils ſchon gebaut, theils im Bau begriffen, theild bereits zu bauen befohlen find, alle von glei= 
er Groͤße und nad Einem Princip, nämlich dem der Einzelhaft, wie es in dem Pentonville-Ge⸗ 
fängniß durchgeführt ift.” 

Der tühtige erfahrungsreiche Gefängnißbeamte endigt fein Gutachten mit der Erklärung 
feines freudigen Bewußtſeins, zu einer fo wichtigen Verbefferung in feinem Baterlande mitge= 
wirkt zu haben, und dem innigften Wunfche ihres Sieges auch in andern Ländern, und fagt 
ſchließlich: „So lang dieſes Schreiben ift, fo märe e8 mir doch leichter, e8 noch länger zu machen, 
als es abzufürzen, denn die Gründe zu Gunften des Vereinzelungsſyſtems, die meinem Geifte 
vorſchweben, find fo zahlreich, daß es mir ſchwer ift, fie alle aufzuzählen. Ich begnüge mich naher 
damit, zu fagen, daß ich durch Anempfehlung diefes Syſtems eine Nationalwohlthat zu befördern 
ſuche. Bon diefem Syfteme kann ih wahrlich jagen: «Esto felix, praevalens et perpetual»” 

Diefes iſt die Sprache der wärmften innigften Überzeugung, ja faft die Sprache der Begei= 
flerung, und dieſes bei erfahrenen, zum Theil bei ergrauten Gefhäftsmännern! Beachten wir 
diefe Sprache, jedoch misverſtehen wir fie nicht. Diefe Männer wollen gewißlich nicht fagen, 
und ebenfo wenig auch wir, daß das Trennungsſyſtem ein volllommenes Inftitut fet, wie ed ja 
überhaupt unter dem Monbe kein ſolches gibt: Mängel, Bedenklichkeiten und Gefahren hat jede 
menſchliche Schöpfung, und fiher auch diefe. Und vollends Hielten jene Männer das penn= 
ſylvaniſche Gefängniß für keine angenehme Sache. Ad) nein, Strafanftalten fnd keine Hespe— 
tidengärten. Und fidyer, unfere alten Zuchthäuſer mit ipren alten Eifenftrafen und ihrer Zucht= 


dieſe leichten Gelegenheiten zum Verkehr unfchäblich zn machen, muß, abglei er niemals vollftändig 

ingen kann, baducch unterfläßt werden, daß eine unbefchränfte Gewalt in die Hände nicht allein bes 

orſtehers, fondern joe untergeordneten Waͤrters gelegt wird. Augenblickliche Befrafung durch das 
ueberziehen von Schlägen, darauf beruht die ganze Einrichtung. 

Jeder Wärter, felbft von unterm Range, Fr das Recht, die Gefangenen zu ſchlagen. Er braucht 
zur eine unehrerbietige Bewegung, einen Bid des Einverfländnifies zu bemerken, fo gebietet ihm feine 
Pflicht die Anwendung der Beitfee, und zwar ohne fi deshalb an bie Direction wenden zu müſſen. 
Seine Behauptung, gefehen zu haben, wie ein Gefangener einem andern ein Zeichen machte, genügt; 
ber Befangene mag leugnen oder vorgeben, er Habe nicht Die Abſicht gehabt, gegen die Hausordnung zu 
verfioßen, man fchlägt ihn und zwar nicht nur, als wenn die Anklage beftätigt wäre, fonbern — mit der 
ſcheußlichſten Tortur — auch bis er die Wahrheit der That, deren man ihn anflagt, eingefteht. So ers 
pebit kaun fich die Gerechtigkeit in ben Gefängniffen zeigen; ich behaupte fogar, fo wird fie wirflich auss 
geübt, und biefes echt iſt in unfern Tagen durch bie Gerichtshöfe feierlich geheiligt worden als eine 
nothwendige Befugniß nicht nur des Directors und ber Inſpectoren, fondern auch des einfachen 
Wärters.” Dem fügt Barrentrapp Hinzu: „Wenn nun aber Alle, welche bie auburnfchen Strafs 
anfalten Amerifas befucht haben, Crawford, Tocqueville, Beaumont, de Metz, Blouet, Smith, Julius, 
Wood, Bradford, Lieber, Graf Görz n. ſ. w., gleihlautend berichten, daß daſelbſt troß aller harten 
Maßregeln der Berkehr ber Gefangenen untereinander nicht abgefämitten it, fo wird man wol gern 

lauben, daß in den europäffchen derartigen Anftalten bei minder graufamen Disciplinarftrafen das 
Eigweigen ebenfo wenig in Wahrheit durchgeführt wird.‘ 

Durpftianr (Mömoire, &.20), Generalinfpector ber beigifchen Gefänguiſſe, indem er den Eins 
druck der auburnichen Gefängniffe auf den Gefangenen wie anf den Beobachter ſchildert, ſagt: „Ueberall 
machen bie anburnfchen Kufalten mehr den Eindrud von großen Babrifen als von Stats und Bußs 
anftalten. Anfcheinend herrfcht Ordnung, aber unter biefem Schleier verbreiten ſich Unfittlichkeit und 
die fcheuglichften Lafter unaufhaltfam; neben dem mehr oder minder hohen Antheil der Gefangenen an 
dem Arheitgerträgnig iſt die Zahl der Rüdfälle im Steigen begriffen. Der Schrecken, den die Gefäng⸗ 
nißſtrafe einflößen ſollte, verliert ſich im den geräufchvollen Arbeitsfälen, in den zahlreichen Genoſſen⸗ 
fchaften, wo ver Verbrecher Mitfchuldige und Gefährten feiner Wahl findet. Was ift in ben meiflen 
Fällen das Gefängniß für ihn? Ein Zufluchtsort vor dem Elend, wo er der Sorge für die Zufunft ent« 
hoben, gut gefleivet, gebettet, genährt, gerfiest, unterrichtet ift u. |. w.’’ Auch nach ihm weichen die au« 
burnſchen Onftalten nicht weſentlich ab von den etwas befier geleiteten alten Anftalten ohne Gebot des 
Stillſchweigens, deren Schilderung bereits oben gegeben ift. 
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Tofigfeit, fowie das Auburnſche widernatürlih und graufam gehandhabte Schweigſyſtem find cd 
auch nit. Nein, eine Strafe, eine ſtarke Strafe muß leider auch Die einfame pennſylvaniſche 
Zelle bleiben. Sagt aud der Eine etwa, der Gebildete ziehe fie der Gemeinſchaft mit rohen 
Menſchen vor, und der Stumpffinnige , deſſen höchfte Sreuben Ruhe, Schlafen und Effen iind, 
fühle ven Mangel an Geſellſchaft nicht: im Durchſchnitt ift fle dennoch ſtets eine fehr harte 
Strafe, wenn auch nicht fo graufam als eine fireng gehandhabte auburnſche Strafe. 

Was alfo jene Männer außprüden, iſt nur ihre völlig entſchiedene praktiſche Überzeu: 
gung, daß das neue Straffyftem dem Geftraften ſelbſt und der Geſellſchaft ungleich Heilfamer, 
ihrer und der Menfchheit ungleich würdiger fei als die allein noch übrigen beiden andern Sy— 
fteme, daß die letztern nicht beffern, felbft vielfach verlegen und nene Verbrechen erzeugen. 

Mol natürlich bleibt e8, daß wohlwollende Männer zuerft vor dieſer einfamen Zell 
zurückſchraken, zumal folange fie ihnen nod) in übertrieben nachtheiliger, die andern Syſteme 
dagegen in allzu vortheilhafter Beftalt vor der Seele ſchwebten. Dod wenn man redlich geprüit 
und dann das verhältnigmäßig Vefte und Ausführbarfte, das wenigft Unvollkommene erfannt 
bat, alsdann mup man auch wifien, was man foll und will, man muß frei von unmännligen 
ewigen Schwanten und foftemlofem Iuftemilien, man muß fo wie jene praktiſchen Männer mit 
männlicher Entfchloffenheit und praftifher Wärme des Willens vollflännig das allein Rechte 
ergreifen und vertheidigen. 

Alle Hier auszüglic mitgetheilten Refultate über die beiden Hauptſyſteme, welche gem 
ebenfo die officiellen Berichte des engliſchen Gapitäns Pringle und der canapifchen Abgefanbten 
nad ihren Gefängnißunterſuchungen in Nordamerika ausſprachen, beftätigen nun jene zweor 
genannten berühmten Praktiker und Gelehrten in ihren größern Werken und den officiellen 
Berichten an ihre Regierungen durch größere Ausführung und flatiftifche Belege. Ebenfo thut 
es auch Julius, und dieſer, nach preijährigem Aufenthalt in Amerika in den Jahren 1834, 1835 
und 1856, in feiner größern vortrefflihen Darftellung im zroeiten Bande von „Norbamerifad 
ſittliche Zuftände”, ſowie in vielen fpätern Abhandlungen und noch in dem 1844 gegebenen 
Bericht über die glüdlihen Reſultate des großen. pennfylvanifhen Gefängniffes Pentonville in 
London („Iahrbüder”, V,I, S. 40). 

Leider zwingt mid; der Raum, auf weitere Auszüge aus diefen und andern grümblicden 
Schriften zu Gunften des Pennſylvaniſchen Syftems, wie die von Würth, David, und nament: 
lich auch aus dem vortrefflichen Werke des jegigen Königs von Schweden und aus den Schriften 
amerifanifher Staatömänner, insbeſondere aus ber vortrefflichen Schrift ded in beiden Wen⸗ 
theilen allgemein verehrten Livingfton, fowie aus den neueften vortrefflichen Berichten von 
Barrentrapp und Probſt zu verzichten. 

Nur ven Schluß der Geſchichte und Statiftif beider Syſteme in Amerika in dem Berk 
von Julius (I, 447) füge ich noch hinzu. Er fagt: „Erwägt man, daß erft im fünften Jahre 
der Wirkſamkeit ver 1829 eröffneten philavelphifhen Anftalt (alfo 1833) eine gerechte Ber: 
gleichung der Ausübung und der Erfolge ihrer Strafweife mit der auburnjchen ſtattſinden 
konnte, fo zeigt fid das überrafchende Ergebniß, daß feit jenem Gtufenjahre unter neun ent: 
toorfenen Gefangenhäufern ſechs nad) dem Pennſylvaniſchen und nur drei nad dem Auburu: 
ſchen Syſtem in Amerifa eingerichtet wurden. Es erhellt hieraus, daß die Öffentliche Meinung 
in Amerika, feitvem die vollſtändigen Acten beiver Parteien ſpruchfertig vorliegen, fi für 
dad Pennſylvaniſche Syſtem entſchieden hat.” 

Sa, ſeitdem vernehmen wir ſogar, daß man in Auburn ſelbſt, ebenſo wie in der weitaud em 
beften eingerichteten auburnfchen Anftalt in Europa, in ber genferiſchen, neben den aubnrnfgen 
Strafhäufern nod eine pennfyloanifhe Einrichtung zu gründen ſich gendthigt fah. Crawferd 
und Ruffell aber berichten an ihre Regierung (2 Report., &.16): „Es ifl ein Umſtand, welder 
viel Aufmerkfamfeit verbient, da eines der ftärkfien Zeugniffe für die Vorzüglichkeit des Bear 
ſylvaniſchen Syſtems von Denen herrührt, welche am beften mit den Wirkungen des Aubıms 
Then Syftems bekannt find. Wir können mit Wahrheit behaupten, daß wir alle auburnfäes 
Strafanftalten in Amerika unterſucht haben, und wir können einftimmig mit der größten Wahr⸗ 
heit fagen, daß die Directoren aller dieſer Anftalten mit Ausnahme eines einzigen und erflkd 
haben, daß, „wenn fie noch die Wahl hätten, fi) für das Syſtem des Stillſchweigens ober fir 
das Syftem der Trennung zu beflimmen, fie unbedingt dem legtern ven Vorzug geben würden“. 
Und ganz daſſelbe verfihern die ausgezeichneten genfer Staatömänner und Gefängnipfundigen. 

Nur dad muß hier noch Hinzugefügt werben, mas Varrentrapp in feinem Ausſchußberich 
von 1856 über das genferifhe (auburnſche) Elaffificationsfyftem berichtet. 
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Im October 1825 ward die nad} dem Strahlenplan erbaute Strafanftalt in Genf eröffnet. 
Sie enthält neben einigen Arbeitöfälen 56 Einzelzellen; die Säle, die Spazierhöfe und theil- 
weiſe die Gänge vor ven Zellen jind von dem Directionszimmer aus zu überfehen. Die Haus: 
sucht beſtand anfangs in nächtliher Trennung, Stillſchweigen bei der Arbeit; anftändiger 
Berkehr war in ven Erholungsftunden und Sonntags geftattet. Diefe Zucht erzeigte ſich als 
zu mild, es trat daher in ven Jahren 18355 —35 ftufenweife Verſchärfung ein mit fhärferer Aus- 
prägung verfchiedener Claſſen oder Stufen; es wurden vonnun an bie Griminellen und Nüdfälz 
ligen, vie legten ein bis drei Monate, ifolixt, fle aßen in ihren Zellen, einfamer Spaziergang ; die 
Griminellen und Ausnahmen ebenfo, jedoch nur acht bis vierzehn Tage Iſolirung; die Correctio⸗ 
nellen fünf bis zehn Tage Ifolirung, zeitweije leife Unterhaltung einiger geftattet ; die jugenbli= 
hen und die @ebeflerten drei bis acht Tage ifolirt. Weitere Unterſchiede ver einzelnen Claffen lie⸗ 
gen in Art der Arbeit, inder Häufigkeitder ihnen gewährten Befuche, der Befchäftigung mit Lefen 
und Schreiben im Arbeitsfanle u. f. w. Aus einer in die andere Glaffe wird je nach dem Be- 
tragen vorgerückt oder zurüdtverfegt. Zur Durchführung dieſes Syftems bei nod nicht 60 
Sträflingen waren zwei Divectoren angeftellt (der auögezeichnete, praktiſch tüchtige Aubanel und 
neben ihm der ald Schriftfteller über das Gefängnißweſen berühmt gewordene, jegt ald Agent 
des parifer Schugvereind thätige Grellet-MWammy), zwei Geiſtliche, ein Arzt und bie nöthigen 
Unterbeamten, vaneben ein Infpectiond=, ein Verwaltungs-, ein WMoral-, ein Begnadigungs⸗ 
comite und ein foldes von Ehrenbeſuchern. Nirgends und nie fonft waren fo ausgezeichnete 
Kräfte in folder Zahl bei Gefangenen thätig. Dennoch entſprach das Ergebniß nicht den Er= 
mwartungen. Die Schärfung der Zucht (von 1835—35) wirkte zwar vorteilhaft, die Rüd- 
fälle feinen von 48 auf 13 Proc. gefallen zu fein; aber nad Ausfage von Aubanel und 
Grellet-Wammy felbft mar eine richtige Claſſiſication nicht zu erzielen, das Stillſchweigen in 
Wirklicgkeit nicht durchzuführen, Heuchelei ward befördert, und neben manchen fonftigen Un= 
vollkommenheiten ftieg die Sterblichkeit von 2,50 Proc. auf 3,02 Proc. (von 184555 war 
fie freilid) wieder geringer), und von 1825—41 kamen unter 431 Gefangenen 28 Wahn 
finnsfälle vor, d.h. A auf15. Schon wenige Jahre nach der erwähnten Schärfung verlangte 
Aubanel eine weitere Ausdehnung der Einzelhaft, namentlich für Rüdfällige, felbft für die 
ganze Zeit ihrer Strafhaft. Die geſetzgebenden Behörven flimmten im Princip zu, viele Mit- 
glieder verlangten überhaupt Cinzelhaft als die Regel. Es ward durch das Geſetz vom Februar 
und März 1840 ver Verwaltung in diefer Beziehung eine große (wir fagen bei weitem zu 
große) Machtvollkommenheit gegeben, und einftweilen feftgefegt, daß die Gefangenen bei ihrem 
Eintritt in die Anftalt während einer Zeit von höcftens ſechs Monaten, Rüdfällige aber min— 
deſtens ein Jahr und nicht über die Hälfte ihrer Strafzeit iſolirt werben follten, ſobald vie 
baulichen Einrichtungen e8 geftatten würdın. Hätte die Bauart nicht entgegengeftanven, fo 
wäre man wahrſcheinlich noch weiter gegangen. Außerdem ward (neben dem Strafhaus für zu 
einem Jahre und länger verurtheilten Männer) ver Bau eines neuen Haftgebäudes für alle an= 
dern Arten von Gefangenen beſchloſſen, in welchem die Mehrzahl der Gefangenen der Einzel⸗ 
haft unteroorfen wurden. Die Sterblichkeit in diefer Anftalt war fehr gering; Wahnſinns⸗ 
fälle find (bei etwa 5—600 Aufnahmen jährlid) nur in den erften Tagen der Haft bei abge= 
ſperrten Unterfuchungsgefangenen oder fehr empfindlichen Individuen vorgefommen, etwa 
einer im Jahre. 

Man erficht aus dieſen Angaben, daß das genfer Syftem von feinen eigenen Gründern 
mehr und mehr der Einzelhaft genähert, ſchwankend durchgeführt worden und keineswegs 
geeignet ift, zur Nachahmung empfohlen zu werben. Obgleich nun 30 Jahre in Thätigkeit, iſt 
es auch eigentlich nirgends nachgeahmt worben als in St.⸗Gallen. Früherhin in vielen Schrif⸗ 
ten eifrig anempfohlen, find die Stimmen für daſſelbe verſtummt. 

Cine meifterhaft geleitete Auftalt ähnlicher Art, bie feit 1840 befegte Strafanftalt St.⸗ 
Jakob bei St.-Gallen, dient zuc Aufnahme von zu mindeftend drei Monaten verurtheilten 
männlien und weiblichen Sträflingen. Diefe Heine Anftalt befigt ein genügend zahlreiches 
Beamtenperfonal, an deſſen Spige ein durch tüchtige Bildung, Verflänbniß, Energie und Eifer 
gleich ausgezeichneter Director, W. F. Moofer, ſteht. Die Gefangenen find nächtlich vereinzelt, 
bei Tage unter firengftem Stillſchweigen vereiniget; fie find je nach ihrem Betragen in vier 
Claſſen getheilt, die fi) zumeift durch die Höhe des zu ihrer Verwendung geftellten Verbienft= 
antheils, durch die Häufigkeit der geftatteten Beſuche, des Briefwechſels u. ſ. w. unterſcheiden. 
Ermahnungen, Schmälerung der Koſt, Einſperren in ſcharfen Arreſt und in Ei Zelle, fo- 

Staats⸗Lexikon. U. 
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wie koͤrperliche Züchtigung find die Strafwittel, Haden ſich aber nicht ald genügend bewährt. 
Gs ift daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rathes im Sannar 1854 unter gewiſſen 
Vorſchrifien Verhängung von Einzelzellendaft von ein bis ſechs Monaten geftattet worben ; der 
Director rühmt in hohem GOrade die Wirkſamkeit diefed Strafmitteld. Bon Anfang 1840 bis 
Ende 1855 find in der Strafanftalt 882 Gefangene (darunter 148 Weiher) aufgenommen 
worden; 92 derfelben ſind bisjegt rückfällig geworden; 108 (12 Proc. der Aufgenomnenen 
ober, was einen richtigern Mafftab gibt, 7,11 Proc. zum täglichen Perfonalbeftand) find ges 
ftorben. Der tägliche Durchſchnittsſtand war 95. 

Diselplinarftrafen wurden 7392 verhängt, ober jährlih 462; was vurchſchnittlich fünf 
Beftrafungen auf jeven Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Bruchſal 
4854 nur 135 meift nur in Verweifen beſtehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig waren). 

Die Meinung in St.-Gallen über dad richtige Straffgftem hat fi allmälig fehr geän- 
dert; noch zu Ende ber vierziger Sabre wollte dort Niemand etwas von Einzelhaft wiffen, jegt 
wird wol eine Bereinigung des Auburnſchen und des Bennfylvanifhen Syſtems von der Mehr: 
heit der beiden Räthe ald das Beeignetfte angefehen, und fteht demnach auch in nicht ferner Zeit 
die Erbauung eines dritten Stockwerkes mit 30 Zellen für die Einzelhaft als erſte Veränderung 

u erwarten. 
! Director Moofer, der Träger und die Seele diefer Fleinen Anftalt, felbft fagt (,Pöniten- 
tiaranftalt bei St.-@allen”, 1851, &. 329), daß diefelbe unter einemandern Di: 
rector, ober überhaupt, wenn fie größer wäre, ganz andere Ergebniffe liefern 
würde. Ferner erklärt er: „Das Ifolirungsfyftem beruht auf dem Grundſatze, daß das Ab⸗ 
ſchneiden jeglicher Oelegenheit zum Sünbigen und fomit die Vermeidung jeglicher 
der Sträflinge unter fi, und der kürzere oder längere Umgang mit fittlich guten Menſchen 
verbunden mit einer angemeflenen Befchäftigung, den Verbrecher fittlich befler made. Diefe 
Anſicht Hat viel Cinnehmendes, in Vergleihung mit den Theorien anderer Syſteme Befled: 
liches, und daher auch viele eifrige Vertheibiger gefunden. Auf diefem Gebiete haben wir keine 
Erfahrungen gefammelt. Wir maßen und aud daher nicht an, hierüber unbebingt ein Urteil 
abzugeben.” 

Barrentrapp fügt noch die Worte des Ausſchußberichts an die franzöflfche Abgeordneten: 
kammer 39) Hinzu: „Nichts iſt fo erwiefen, als die Nutzlofigkeit der Glaffeneintheilung der Verhaf⸗ 
teten, am ihrer gegenfeitigen Berberbniß vorzubeugen. Über dieſen Bunft ſtimmen alle Männer, 
welche vie @efängniffe in der Nähe gefehm haben, überein. Menſchen von gleicher Sittenverberb: 
niß zufammenzubringen, Heißt fhon wollen, daß jeder von ihnen mit der Länge der Zeit ſchlechter 
werde ald er war; aber ferner iſt es auch unmöglich zu wiſſen, welches die Verbrecher von gleis 
her Sittenverberbniß find. Es gibt ein Äußeres Zeichen, dad mit einiger Bewißheit den Grab 
der Berborbenheit anzeigen koͤnnte, zu dem ein Angeſchuldigter gelangt iſt, ebenfo wenig als bie 
Mittel, die er hefigt, feine Laſter feiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte ſtraf⸗ 
bare That verbreitet über dieſen Punkt nur ſehr wenig Licht. ALS der Herr Minifler des Innern 
im Jahre 1836 an die Directoren der Gentralhäufer die Frage ftellte, ob unter den ihrer Aufficht 
anvertrauten Gefangenen bie wegen Verbrechen Verurtheilten ihnen verborbener ſchienen 
als die wegen Vergehen, fo antworteten beinahe alle, daß ein folder Unterſchied zwifchen diefen 
beiden Glaffen nicht zu bemerken fet, und ex in allen Fällen eher zu Gunften der Griminellen 
ausfallen würde.“ 

Aus dem Bisherigen ergibt fich, daß dad Pennſylvaniſche Syftem viele ganz unlengbare in 
ber Natur der Sale liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von ven ſachkundigſten 
und wohlwollendſten Männern ganz entſchieden und als das weitaus befte Syſtem empfohlen 
wird, daß ed im Kampfe mit den beftehenden Einrichtungen und VBorurtheilen in allen civili- 
firten Ländern und im Kampfe mit vem zuerft fo glänzend aufgetretenen Auburnfchen Syſtem 
einen Sieg in der civilifiten Welt erfämpfte, wie in fo kurzer Zeit vielleicht nie ein anderes 
neues Syftem. 

Was ift nun aber der eigenthümliche Grundgedanke des Pönitentiarfgftems, derjenige 
Hauptvorzug, welcher es bewirkt, daß es fo viel vollſtändiger und befler als andere Syſteme alle 
Strafzwede und die vollfländige Austilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf pie beſte 
Weife den Verbrecher und fein Verbrechen bewältigt? Es faßt das wahre Weſen des Vers 
brechens und der Strafe auf. Es behanbelt die verbrecheriſche Schuld am richtigſten, nämlich als 





22) S., Jahrbücher der Gefängnißfunde‘, IV, 233. 
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ein moraliſche s Übel, und bekämpft e8 angemeffen mit ver mo raliſchen Kraft der Strafe. 
Die andern Straffyftene halten ji an die Sinnlichkeit, ven bloßen äußern Träger der Schuld 
wie der Strafe. Sie ſuchen die Verbrecher nur an ihrer jinnlihen Natur zu fallen. Da aber 
find Die Verbrecher Meifter. Ihre jinnlichen Triebe und Kräfte jind ftärker, ald daß fie der 
Strafrichter mit ſinnlichen Leiden beherrſcht; fie überwinden nicht felten feine ganze Anſtren⸗ 
gung. Welchen Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, welche Entbehrun- 
gen überwindet er willig fhon zur Ausführung feiner Verbregen! Und bis zu welcher unges 
heuren Stärke wähft die Gewalt beftimmter verbrecherifher finnlicher Triebe an, ſodaß er der 
finnlihen Mittel des Strafenden fpottet, und jedenfalls trifft dieſe finnliche Strafe nur die 
äußern Formen und Träger, nicht den innern Kern ber verbrecheriſchen Schuld. Diefen läßt fie 
unberührt. Nun aber fommt das Pönitentiarfoftem, erfaßt das Moralifche des Verbrechers, 
io er der Schwaͤchere ift, mit der überwältigenden moralifchen Kraft ver ftrafenden Gerechtig⸗ 
keit, deshalb jener wunderbare Schredten ver eifenfeften Verbrecher vor dieſer Strafe, ihr beu⸗ 
gen fie ſich, fie trifft ihre innere Schald und bringt fie zu Tage, zum Bewußtſein im erfhütterten 
Gewiſſen und tilgt fie auf ſolche Weife. 

Wäre nun wol bei unbefangener Vergleihung dieſes Syftemd mit den beiden andern ein 
Schwanken in der Wahl auch nur möglich? 

‚Hier jene offenbare Laſterſchule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachſenden 
Dermehrung ver Berbrehen und der Rüdfälle, entweder mit feinen abfichtlichen Qualen blos 
um zu quälen, over mit feiner zuchtlofen bequemen Einrichtung, melde den Armen anreizt, 
durch Verbrechen fi einen Sig im Zuchthaufe, wie durch Einkauf einen Sig in einem Verſor⸗ 
gungshauſe zu erwerben — dieſes alte Zuchthaus — wer wollte e8 beibehalten wilfen? Aner⸗ 
kannt unzweckmäßig und verderblich, hat es nicht einmal den Vorzug, für die Geſundheit vor= 
theilhafter zu fein als dad Trennungsſyſtem. In ven bisherigen Zuchthäuſern waren Krank: 
heit und Sterblichkeit meift ungleich größer als beim Trennungsſyſtem, und ebenfo auch Me— 
lancholie und Wahnfinn, wenn fle auch nicht befprochen wurben, ganz ähnlich wie nıan lange 
Bundert Unglüdsfälle in Wagen oder in Segelſchiffen nicht beſprach, während man bei Dampf 
feitten und Eifenbahnen jeden ver zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen lefen 
konnte. 22) 

Ober, wollte man wirklich unſere Strafeinrichtungen auf jenes Auburnſche Syſtem grün= 
den, welches zur Erzwingung eines naturwinrigen Schweigen! gegen alle Menſchen, die mar 
durch tagelanges Zufammenleben ſelbſt ſtets zum geſetzwidrigen Neben verführt, Hier mit der 
immer geſchwungenenen Geiſel des Zuchtknechts, dort mit ſtets wiederkehrendem Hunger- und 
Dunkelarreſt und mit Kettenſtrafen die Menſchen entwürdigt und empoͤrt 22), oder welches 


23) Von der zu großen Milde und ber Verderbniß in den Zuchthäufern gab bie obige Schilderung 
des hamburger Zuchthaufes ein Bild. In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Sefnndbeitefgiomung der pennfylvanifchen Belle bie neuern und body verhältnigm: ig noch milden 
öfterreichifchen Strafgefege und felbft ihre DeRimmungen über das Gefaͤngniß. Das „Gefepbud über 
Berbredjen und fchwere Polipeiübertretung“ (Wien 1815) befiimmt Th. I, Cap. 2, $. 13: „Der zur 
Kerlkerſtrafe zweiten Grades Derurtheilte wird mit Eiſen an den Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Fleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterrevung mit Leuten, bie nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug haben, geſtattet.“ 
(Alfo die heilfame Gefellfchaft iſt ausgefchloffen.) $. 14., Der ſchwerſte Kerfer oder die Kerkerftrafe des 
dritten Grades (befannt buch Sylvio Pellico) befteht barin, daß der Sträfling in einem von aller Ge⸗ 
meinfchaft abgefonderten Kerker, worin er jedoch fo viel Licht und Raum, als zur Erhaltung der Ge⸗ 
ſundhelt nöthig ift, genießt, ſtets mit ſchweren Eifen an Händen und Füßen und um ben Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer ber Zeit ber Arbeit mit einer Kette angefcjloffen wird, verwahrt, 
nur alle zwei Tage mit einer warmen, jedoch feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage bei Waſſer 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränft und ihm mit Niemand eine Zufammen» 
kunft oder Unterrebung geftattet wird.” 

Aud alle Kettenfoaten mit ihren unndthigen Dualen und ihren Gefahren des Knochenfrages und 
Behrflebers wirb der Menfchenfreund gern im pennfylvanifchen Zuchthauſe vergefien fehen. x 

24) „Der Gefängnifdirector iſt überzeugt, daß die Karbatſche die befte Stüge einer guten Disciplin 
iR“, fo erflärt wörtlich ein Vericht der auburnichen Anftalt von Sing-Sing. Auch die amerifants 
ſchen Geſetze verbieten den — Gerichten jede Überfihreitung des gefeglichen Strafmaßes unb ebenfo die 
entwürdigende, fcheußliche korperliche Büchtigung. jahrhaft abſurd aber gibt das Auburniche Syitem 
in der bloßen Bollziehung des gefeglich und richterlich feftgefepten Strafmaßes ben bloßen Dienern bie 
Willkür der ungeheuerften Strafverwandlung und Strafvermehrung, ja bem unterfien Aufſeher die Ge⸗ 
walt. jeden Augenblid ben Sträfling mit vierzig Karbatfchenhieben ohne ler und Urtheils⸗ 
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durch Verzicht auf die dennoch unmögliche Durchführung ſeines Grundgeſetzes in das alte Zucht⸗ 
haus zurüdfältt, nur mit den ſchlechten Beifag beſtändiger Grauſamkeiten ober fortdauernder 
Gefegwidrigkeiten? Daß es ven Zweck der Verhütung der Verſchlechterung und der verbreche⸗ 
tifhen Verbindungen, die Zwedke der Berbefferung und ber Vermeidung der Rüdfälle, ebenfo 
wie die Verhinderung der wechfelfeitigen Mittheilungen verfehle: darüber darf man nicht eins 
zelne Berichte anführen, das fagen alle, fogar die der Directoren auburnſcher Anftalten. Das 
fagen auch von Baben die Motive der Regierung nad} der im Lande felbft gemachten Erfahs 
rung, das fagt die bei weiblichen Verbrechern übergroße Zahl der Rückfälle des bruchſaler 
auburniſch eingerichteten Weiberzuchthauſes. Das fagten bereit alle jene obigen Zeuguüſſe 
and Erfahrungen erprobter Männer. Diefes Syftem bürgt nicht einmal zum Gegengewicht 
aller feiner Mängel mehr für die Gefundpeit, felbft wenn man auch jene beſtändige Schinderei 
der Menſchen noch Geſundheit nennen wollte. Nein umgelehrt, wegen feines unnatürliden 
Zwangszuſtandes ift in den auburnſchen Anftalten die Zahl der Krankheiten und Sterbefälle 
fehr erflärligerweife größer, die der Wahnſinnsfälle mindeftens nicht geringer als bei dem 
Trennungsſyſtem. 

So kann und wird man ſich fiherli nur für dad Trennungsſyſtem entſcheiden. Es allein 
vereinigt, wie es die obigen Worte von Moreau Chriſtophe fo bündig ausdruͤcken, unſere drei 
weſentlichen Hauptzwede der Strafe und in ihnen einestheils die Sicherung der Geſellſchaft vor 
dem Verbrecher und andern Nachfolgern feines böfen Beifpiels, anderntheild das gerechte Maß 
der Strafe. (S. oben 11.) Genugthuung und Abſchreckung find Hier gegeben in dem allernings 
einen tiefen und abſchreckenden Eindruck machenden Strafübel zur beflernden Austilgung der 
ganzen Schuld des Verbrechers. Und bei dieſem Syfteme iſt wirkliche Beflerung durch die Ratur 
der Einrihtung und durch Erfahrungen erprobt, während bei den andern Syſtemen bie Zahl 
der Verbrecher und Rückfälle ſtets wuchſen. Hundertmal Eonnten namentlich bisher bei allen . 
andern Strafeinrihtungen neue Verbrechen ald die Folge der Bekanntſchaften oder Verabte 
dungen der Sträflinge im Zuchthauſe nachgewieſen werben. Nicht einmal war dieſes in Bejie⸗ 
Hung auf die pennſylvaniſchen Anftalten ver Fall. Oftmals geftanden rückfällige Sträfinge 
auburnſcher Anftalten als Quelle ihrer neuen Verbrechen auch die empörende Härte und Will: 
Tür der Disciplinarftrafen, ihre dadurch erweckte Rachſucht gegen die Geſellſchaft und die Ber 
ſtaͤrkung des Hauptgrundes, wodurch die Verbrecher Verlegungen der Befellfchaft beiihönigen, 
nämlid die Härte und Ungereditigkeit der Geſellſchafi gegen fle. Auch dieſe Hinderniſſe der 
Beſſerung fehlen ven pennfgloanifhen Anftalten ebenfo, wie die Grundlage der Befferung, 
reuevolles Nachdenken über ſich felbft, ver Eindruck einer geiftigen moralifhen Strafe, den an: 
burnſchen fehlen. In andern Anftalten if vie Strafe blos finnlid und alles Sinnen und Din 
Ten der Sträflinge auf Verkehr und Verbindung mit den Mitverbrechern gerichtet. 26) 


ſpruch zu mishandeln. Dabei iR denn der ſcheußlichſte Misbrauch nie zu verhindern. Die durch bie em 
pörte öffentliche Meinung von der Regierung ernannte Unterſuchungscommiſſion des Staats Reue 
erklärte officiell · daß bie empörenbflen Grauſamkeiten zu Auburn und Ging-Sing flattgefunden far 
ben, unb daß Gefangene durch bie gegen fie begangenen Braufamfeiten zum Eelbfmon gebracht worden, 
ja daß erweislich geiftesfranfe Strä Inge infolge folcher Mishanblungen farben.” (S. David, S. 14) 
Daß troß ber furchtbaren Strenge in Auburn und Sing-Sing viel gefprocyen, daß bie in @inropa eis 

eführten Strafen des Hungers und Dunfelarreftes, der Ketten nicht minder ins bentenerlide kn 

zeugen alle obigen Augenzeugen. So erlebte man z. B. im englifchen Gefängnig Golbbathfielde Retrd 
Steigen der Diseiplinarftrafen, die 1838 in 18,949 beftanden, meift wegen Neben, in Thottilikelbs uf 
374 Gefangene in 7087. Und nach Julius (X. I, S.66—67) rühren die vielen Schwindfuchten in bes 
auburnſchen Anftalten von der beänbigen Aufregung bei ber beftändigen Verſuchung zum Sp 
bie vielen Selbftmorde und Brandſtiftungen aber, die den pennfplvanifchen Anftalten fremd And (Julius 
©. 280), von der innern Empörung her. Diefer alle Strenge bes Pennſylvaniſchen Syſtems in morelb 
ſcher und humaner Hinficht weni; zehnmal überbietenden Härte der Disciplin diefes Gyftems ff! 
nur ihre anerfannte Erfolglofigfeit gleich. Sie bleibt verwerflich, gleichviel ob dieſe Erfolgloflgkeit Ki 
ber Durchführung der Disciplin ſich zeige in den geheimern Einverfländnifien und neuen De worun⸗ 

en ber Verbrecher, bie oft ſchon vor dem Eintritt ins Gefaͤngniß geheime Zeichenſprachen erfinden, 
(Sutiu, ©. 770), ober bei ſchachmattem Aufgeben des Syſtems felbf in lauten, täglichen Wechielreben, 
bie nur bes äußern’ Anftandes halber bei dem Beſuch vom Director und von Fremden unterbleiben. 

235) Bergleiche über diefes alles die Erfahrungen bei Julius, S. 266, 280 und 290. Die 

zungen ber jährlichen Verbrechen und Rüdfälle nicht bei ben pennfylvanijchen, wohl aber bei allen an 
dern Steafanftalten beweifen die ftatififchen Tabellen, fo namentlich auch in Beziehung anf Babe. 
(S. die officiellen Berichte über bie beide Strafrechtspflege und die Zufammenftellung daraus in des 
hrbũqhern für Gefängnipfunde“, U, ©. 232.) In der penn| als Anfalt zu Philadelphia 
betragen bie Rüdfälle 3 bie 4, in der eusarnfchen zu Boſton M Proc. (David, ©. 66). Und be Reh 
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VL Brüfung der Einwendungen gegen die Ginzelhaft. Diefe, foweit fie 
nit ſchon in dem Vorſtehenden enthalten ift, und ebenfo ven hiſtoriſchen uͤberblick über bie 
Gefängnißreform in den verfchiedenen Ländern, Eönnen mir nicht beffer ven neueften Er— 
fahrungen entſprechend geben, ald indem wir und — mit einigen Zufägen an den gründ⸗ 
lichen Ausſchußbericht über den Frankfurter Gefängnißbau anſchließen. Sein Verfafler ift 
Dr. Barrentrapp, ber Herauögeber der Höcft verbienftlihen „Jahrbüderder @efäng- 
nißkunde“, dieſer vieljährige gründliche und unermüdliche Forſcher, Beobachter und Schrift: 
fleller in Beziehung auf das Gefängnißweſen, zugleich tücptiger Arzt. Der Bericht fagt über 
jene Einwendungen (S. 57 fg.): 

41) Einer der Häufigften Vorwürfe if die zu große Koſtſpieligkeit dieſes Syſtems. Bei 
einer fo wichtigen Sache, wie der ritigften Handhabung der Öffentlichen Gerechtigkeit und dem 
Säuge der Geſammtheit gegen die Verbrecher, bei einer fo heiligen Sache, wie der Möglichkeit 
der Wieveraufrichtung und moralifen Beſſerung von in Lafler und Verbrechen verfunfenen 
Mitmenfhen, follte diefer Einwurf überhaupt nicht mehr gegen dieſe ober jenc Haftweife vor= 
gebracht werben, fobald fie fonft die zweckentſprechendſte ift. Der Einwurf iſt aber auch unrichtig 
in fid. Ein Zellengefängnig für 500 Gefangene mit allen heute daran gefnüpften Koberungen 
von Sicherheit, Geſundheitserhaltung, Unterrichtsertheilung u. f. w., alfo mit Iuftigen, hellen, 
gut gelüfteten und gut geheizten Zellen, mit Unterrichtözimmern, Kirche, Spazierhöfen u. f. w. 


Rapport“, ©. 12€, berichtet, daß fle in allen Strafanftalten Rüdfällige aus andern Anftalten fanden, 
aber nur einen einzigen aus ber pennfylvanifchen Anftalt Philadelphia. Ja der Director von Sing-Sing 
exflärte, daß er in feiner Strafanftalt über zwei Drittel von Denen habe, die als angeblich gebeffert 
aus Auburn entlaffen wnrden. In der auburnfchen Mufteranfalt zu Genf betrugen bie Rüdfälle von 
1826-34 durchichnittlic 28 Proc. (David, ©. 21). 

In Frankreich bildete 1836 in den Galeeren die Zahl der Müdfälligen 39, und in den fämmtlichen 
Zuchthaͤuſern 38 Proc. der Sträflinge; in den Eorrectionshäufern nody mehr; und die Gefängnißvors 
Reber berichten, mit welchen gegenfeitigen Breubensbezeigungen bie zu ihren alten Kameraden zurüds 
Tommenden Berbrecher wieder eintreten (Morenu Ehriftophe, ©. 154). In Inra betragen die Rüdfällis 
gen fogar 54 Proc. GZuhebücher der Gefängnißfunde”, IH, 242). In Kopenhagen Beträgt in dem foges 
nannten Sflavenhaus die Zahl der Rüdfälligen vollends 60, bei den Karzenfträflingen 52, im altonaer 
Zuchthaus 56, im glädhabter 44 Broc. (David, ©. XXI). Sa Roquette in Paris hatte unter auburn⸗ 
ſcher Einrichtung TO Proc. Rüdfälle; bei Hergeftellter pennfplvanifcher, ebenfo wie — Benns 
ſylvanien, nur 7 Proc. Aus Würtemberg en man (f. den Ausichußbericht von Probſt, S. 7), daß 
bie Hälfte der Verbrecher rüdfällig werden, alſo fiebenmal foviel als im pennfylvanifchen Gefängniß. 
Barrentrapp, indem er in feinem Ausfchußbericht (1856, S.29 und 50) die größere Jah der Rüdfälle 
in ben gewöhnlichen und auburnfchen Anftalten gründlich nachweift, beklagt die Ungenauigfeit und Ders 
fehiebenartigkeit der Berichte und Tabellen über Rüdfälle in Beziehung auf ihre Grundlagen. Er legt 
mit Redyt vorzügliches Gewicht darauf, wenn die Berichte die Reſuliate verfchiedener Anftalten nebens 
einander ftellen, und babei der Nachtheil fo überwiegend auf Seiten ber gewögnlicen und auburnfchen 
Anftalten ſich Herausftellt. Nach dem Bericht des belgifchen @eneralinfpectors Ducpdtiaur („Memoire“, 
©. 55) hatte bie Zahl der Rüdfälligen in den belgifchen auburnſchen Anftalten fi in neun Jahren faft 
verdoppelt umd betrug 1844: 55 Proc. Noch fchlimmer ſtellte ſich nach dem Bericht des Präfibenten bes 
Caſſationshofes Berenger (6. „Sahrbücher ber Gefängnißfunde”, X, S. 186) die Sache in Frankreich, 
wo ber vierte Theil, zumellen zwei Drittel, ja drei Biertel der Sträfin, ie aus Rückfälligen beftand. Der 
Bräfident Blrenger fegt hinzu: „Und babei ift wohl zu bemerken, daß diefe erſchreckende Zunahme ber 
Rüdfälle in beiden Ländern flattgefunden * teog ber Bemühungen, die gemacht wurden, um ben 
Hauptfehlern, bei Zufammenfperrung ber Gefangenen, abzuhelfen. Als bie bebeutenbflen derzu bem Ende 
vorgefchlagenen oder ausgeführten Maßregeln nennen wir bie Sinrinteng von Nachtzellen, die Abs 
thei ung ber Gefangenen in Glafien, bie Einführung des Schweigens als Regel, die Ausdehnung bes 
Unterrichts in Religion und — die Anſtellung beſſerer Aufſeher.“ 

Ans Belgien ſchreibt der Generalinfpertor der dorligen Gefängniffe: „Die Gefängniſſe in Belgien 
find dem Syfteme der Bemeinfchaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter der Herrfchaft bes Stillfchweis 
gens, und ber Abfonderung berfelben zur Nachtzeit unterworfen, und id} nehme feinen Anftand zu Tagen, 
daß fe ihren Zweit, von Berbrechen abzufchreden und bie Gefangenen zu befiern, nur fehr unvollloms 
men erfüllen. Troß unferer anhaltenden und angeftrengten Demähun en, trotz der Berflärkung der Ant: 
ficht, zieht die tägliche Berührung der Gträflinge noihwendig ihr Verderbniß nach fih; die Rückfälle 
vermehren fich, Ratt abzunehmen, und bie meiften großen Derbredhen, welche vor unfere Affifenhöfe ges 
langen, find von entlalenen Sträflingen verübt, welche ſich in den Strafanftalten fennen eier und 
darin zu gemeinfchaftlichen Verbrechen verbunden haben. Alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvors 
eher werden Ihnen fagen, daß dies Syſtem ihrem Eifer und ihren Bemühungen troßt, und daß fie von 
demfelben nichts für die Zufunft hoffen. Alle werden Ihnen beftätigen, daß nur in dem Syſteme ber Eins 
zelhaft das Heil zu fuchen iR.’ 

Und vollfommen baffelbe beftätigt der — — Juſtizminiſter, Baron d'Anethan, in der Darle⸗ 
gung der Beweggründe E dem von ihm vorgelegten Gefege. (Sigung vom 3 Der. 1844, ©. 1. Vergl. 
auch „Memoire et«.”, ©. 1.) 
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Toftet allerdings viel mehr als ein Gebäude, worin die gleiche Zahl von Gefangenen nur ein: 
gefperrt und moͤglichſt feft verwahrt wird, ohne fonft eine Nückficht auf jie zu nehnten. Ein dem 
auburnſchen Claſſificationsſyſtem vollfländig entfprehenver Bau Eoftet aber kaum weniger; 
denn wenn aud) die einzelne Zelle eines Iſolirungsgefängniſſes wegen ihrer Größe, Heizung, 
Bentilation u. f. w. mehr koſtet als die auburnfche, fo fallen andererſeits die Arbeitöfäle und 
mandje nothivendig werdende Mafregeln für größere Feſtigkeit und Sicherheit weg. 

Es find aber ganz andere Geſichtspunkte, welche zum Behuf der Erledigung diefer Frage 
ins Auge zu faflen find: „Nach zuverläfjigen flatiftiihen Nahweifungen fann angenommen 
werben, daß aus 50 größern Gefängniffen in Deutſchland jährlich 20—25,000 entlaffene 
Verbrecher in die Gemeinden zurüdkehren; in Berlin befanden fi im Jahre 1846 allein 
35,000 Menſchen, vie nad) amtlichen Angaben ald entlaffene Verbrecher unter polizeilicher Auf- 
fit flanden. Wenn alfo in zehn Jahren 250,000 und in zwanzig Jahren eine halte Million 
Menſchen in Deutſchland aus den Strafanftalten zum größten Teil verſchlechtert, in Lafter und 
Verbrechen verhärtet, auf vie Befellihaft Iodgelaffen werben, bedarf e3 da nod weiterer Er⸗ 
Härungen ver Zunahme der Verbrechen und allerorts fich fleigernven Rückfälle? Sollte man 
da nicht erwarten dürfen, daß auch die nöthigen Summen zur Erbauung von Strafanftalten 
aufzubringen wären, welche wenigſtens nicht gerabezu ven Namen ver Hochſchulen aller Kafter 
und Berbreden verhienen? 26) 

Würde nur der zehnte, ja nur ber zwanzigfle Theil ver Sträflinge in guten Zellengefäng- 
niffen mehr gebeflert, als in den bißherigen Zuchthäuſern (und nad den Nachweiſen über Nüd- 
fälle u. f. w. iſt dies Verhältniß viel Höher anzunehmen), fo wäre diefer Erfolg, an welchen ſich 
noch die Ausſicht Enüpfte, daß diefe Entlaffenen in ihren Familien nit ferner als Herde der 
Verderbniß wirken, groß genug, um die Aufwendung einer bedeutenden Summe zur Grbanung 
zweckentſprechender Gefängniſſe zu rechtfertigen. 

Die Koſten der Zellengefängniſſe, ſowol des Baues wie der Unterhaltung, müſſen aber ſelbſt 
geringer als dei andern Haftſyſtemen erſcheinen, wenn man auf die mit ver Einzelhaft einzu⸗ 
führende Verminderung der Haftdauer (mir wollen einmal das Verhältniß von drei zu zwei 
dafür annehmen) achtet. Man wird nicht umhin Finnen, den Worten Ducpetiaux' zuzuflim- 
men: „Durch Erhöhung der Wirkfamfeit der Strafe kann die Zellenhaft gewiffe Vergehen ver: 
hüten, und foldergeftalt die Zahl der VerurtHeilten vermindern; durch Beſſerung einer Zahl 
von Verbrechern verringert ſich die Zahl der Nüdfälligen ; durch Abkürzung der Strafzeit wird 
die Bendlferung, und fomit auch die Ausgabe des Gefängniſſes Kleiner. Es folgt daraus eine 
Erfparniß der Gerichtskoſten und, was wichtiger iſt, an ver Maffe der Verbrechen, wobei nod 
die Minderung ber durch die Böſewichter veranlaßten Verlufte und Zerftörungen zu beachten 
tft. Ja ed gibt noch andere dadurch bedingte Erfparniffe, die, wenn fle auch nicht nad) Geldes⸗ 
werth zu ſchätzen find, doc ihren Werth Haben, nämlich die Erſparniß am Leben der Befange: 
nen, an den Koften ber zu unterflügenben Entlaflenen u. f. m.” 27) 

2) Man Hat ver Einzelhaft vorgeworfen, daß bie Gefangenen mweber fo gut zur Arbeit und 
namentlih zu einer einträgligen, angehalten, nod fo gut darin unterrichtet werben könnten 
als in der gemeinfamen Haft. Wenn man eine Strafanftalt vorzugsweiſe als Arbeitshaus 
betrachtet, wenn der Vorfleher feinen ganzen Stolz in den höchſt möglichen Ertrag ber Arbeit 
der Sträflinge fegt, wenn dem zufolge faft nur fabrifmäßig zu betreibende Arbeiten eingeführt 
werden und in diefen bie Theilung der Arbeit fo weit ald möglid; getrieben wird, wie dies alles 
in einigen auburnfhen Anftalten Nordamerikas geſchehen ift, fo läßt ſich allerdings nicht leug⸗ 
nen, daß einige (aber auch nur einige) der letztgenannten Anftalten ein Arbeitöerträgniß ge 
liefert haben, wie es in Zelfengefängniflen unter den fonftigen dort im Auge behaltenen 
Sweden nit zu erzielen ift, daß fle fogar Taufende von Dollars jährlich ald überſchuß abge: 
liefert haben, während allerding8 andere, fo z. B. das Strafhaus in Auburn felbft, jährliche 
Deficitö bis zu 100,000 ©lon. Hatten. 

Im Ganzen genommen aber if der erwähnte Vorwurf in Betreff des Arbeitäbetriched und 
Arbeitsunterrichts ungegründet; nur darf man nicht überfehen, daß biöher in allen Zelleuge: 
fängniffen, und gewiß mit Recht, das Hauptaugenmerk nicht fowol auf ſoiche Arbeiten gerichtet 
worden ifl, welche im Gefängniß felbft ven größten Ertrag liefern, als vielmehr auf die, welche 


26) Büeßlin, „Die Einzelhaft‘, S. 377. 
7) Ducpktiaur, „Memoire & l’appui du projet de loi“, &. 136. Bergl. auch Guringaz, 
‚Considerations sur la r&clusion individuelle des detenus”, ©. 51. 
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dem Gefangenen nad der Entlaffung die größte Wahrſcheinlichkeit gewähren, ſich damit ernäh— 
ten zu fönnen. 

Die Arbeit wird nad den Erfahrungen aller Zellengefängniffe von den ber Einzelhaft 
anterworfenen Gefangenen nicht geflohen oder nachläſſig betrieben, fondern lebhaft verlangt 
und geliebt. „Merkwürbiger Wechſel, der wahrlich feine Bedeutung hat! Gefangene, welde 
in der gemeinſchaftlichen Haft Fein Werkzeug anrühren wollten und nur die Baulheit und das 
Nichtsthun liebten, verlangen nad) einigen Wochen Einzelhaft laut tie früher geflohene Arbeit 
und betreiben fie nun mit einem merkwürdigen Fleiß.“ 28) 

Ähnlich berichten alle Zellengefängniffe. Der nun verftorbene Herr Guillot, Arbeitsunter- 
nehmer in den Gentralzudthäufern Fontevrault, Gaillon, Melun und Poiſſy, der mähren mehr 
als 25 Jahren jährlich viele Taufend Gefangene beſchäftigte, Hat in feinen verſchiedenen Schrif⸗ 
ten 29) fi au) vom Standpunkte ver Arbeit aus für vie Zellenhaft ausgeſprochen und nament= 
lic die wegen ver großen Aufmerkfamfeit uno Arbeitöliebe der Zellengefangenen kürzere und 
vollfommnere Erlernung der Arbeiten hervorgehoben. Kerr Pradier, welcher 30 Jahre 
lang ebenfalld Arbeitspachter in franzöflfhen Gefängniflen war, gibt 78 Befhäftigungen an, 
welche in den Zellen betrieben werben fönnen. 2°) Ganz beſonders Iehrreih im dieſer Bezie— 
Hung find bie in La Roquette, in dem Parifer Befängnifle für 500 jugendliche Verbrecher ges 
machten Erfahrungen, die fi in den Jahresberichten des Volizeipräferten ausführlich nieder— 
gelegt finden, und welde für um fo vollgültiger zu Halten find, als dieſe Anftalt in den erften 
Jahren die Gefangenen in gemeinfamer Haft verwahrte, feit 1840 aber iſolirt hat. In dieſem 
Bericht nun fagt der Polizeipräfeet: „Die Arbeitöunternehmer find einflimmig über bie Ver— 
mehrung und die Vollendung der gelieferten Arbeit, über die Keichtigkeit des Arbeitsunter⸗ 
richts und die Abkürzung der Lehrzeit unter ver gegenwärtigen Hausordnung.“ 

Noch wichtiger für uns find die Ergebniſſe des Arbeitsbetriebes in Bruchfal, weil die dor⸗ 
tigen Verhältnifle den unferigen näher fliehen. In dem neueften Werke des Vorftchers viefer 
Anftalt 31) findet ſich eine klare treue Schilderung ber Schwierigkeiten, welche ſich dem Arbeits- 
betrieb und Unterricht in Zellengefängniffen entgegenftellen, der Art, wie viefelben zu über: 
winden find, der Auswahl der Arbeiten für vie verſchiedenen Gefangenen, ver Vorzüge des 
Selbſtbetriebs u. ſ. w. Es werden gegenwärtig daſelbſt nachftehende Arbeiten betrieben, wobei 
wir zugleich bemerken, wie viel der Arbeiter in den verſchiedenen Geſchäften durchſchnittlich taͤg⸗ 
lich reinen Arbeitöverbienft erzielte: Weberei (18,8 Kreuzer), Strumpfiweberei, Schreinerei 
(8,5 Kr.), Dreherei, Schuſterei (23,6 Kr.), Küferei (16,1 Kr.), Schloflerei (20,5 Kr.), Stroh⸗ 
und Weidenflechterei (11,4 Kr.), Schneiderei mit Salbandflechterei (13,2. Kr.). In den Jahren 
41852 — 54 war die Bruttoeinnahme bei einem Durchſchnittsſtand von 367 Gefangenen jähr= 
id 73,991 ©lon., die Nettoeinnahme 24,165 Glon. Der Arbeitdertrag des einzelnen Gefange⸗ 
nen (bie befhäftigten Gefangenen voll und bie Lehrjungen zur Hälfte berechnet) betrug in der⸗ 
felben Zeit täglich 46,88 Kr. Als weitere Ergebniß der bruchſaler Erfahrungen wird anges 
geben: „Es wird In der Einzelhaft ebenfo viel und ebenfo gut gearbeitet als in gemeinfamer;; die 
größere Aufmerkſamkeit und Liebe zur Arbeit erfegt beim Zellengefangenen weitaus das moͤg⸗ 
Tiche Abſehen vom Nachbar in gemeinfcaftliher Haft; die Lehriungen erlernen deshalb ihr 
Gewerbe ebenfo ſchnell und häufig ſchneller als in Gemeinſchaft; es ift in der Ginzelhaft die 
Betreibung aller felbftändigen, für Sträflinge geeigneten Gewerbe ebenfo gut durchführbar 
als in gemeinfamer. " 

5) Elementarunterriht. Nichts beruht auf größerer Täufhung oder Unfenntnig als 
der Glaube, der Unterricht werde durch die Einzelhaft erſchwert. Gert Poutignac de Vils 
lars ?2) Hat die Aufgabe gelöft, die in ihren Zellen befindlichen Gefangenen, deren jeber die 
nöthigen Tafeln, Büder u. f. w. vor ſich Hat, bei Halb geöffneten Zellenthüren mit dem beften 


28) gRapport de la commission de surveillance du penitencier de Tours du 4 Föyrier 1844.” 

29) In feinen drei „Lettres sur le rögime p6nitentiaire‘, auch in Moreau Ehriftophe, „Defense 
du projet de loi“, Appendir S. 14, und in be Meg, „Rapport sur les p6nitenciers des Etats- 
Unis‘, Appendir Rr. XI. f 

30) Ducpttiaur, „Memoire à lappui du projet de loi”, &. 210. In biefer Schrift, S. 198— 
211, findet fich fo ziemlich Alles gefagt, was überhaupt über biefen Gegenſtand ſagenswerth iſt. Vergl. 
Moreau Chriſtophe an verſchiedenen Stellen feiner „Revue p£nitentiaire”. 

31) Büeßlin, a. a.D., ©. 154—194. 2 E 

3%) „Guide de la methode Villars. La lecture et l’orthographie par l’6criture” (Paris 1842). 
®ergl. aud) die „‚Rapports annuels de la soriet6 pour le patronage de jeunes liberes du de- 
partement de la Seine”, 
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Erfolge zu unterrichten. Ein Beſuch in La Roquette lehrt, wie einfach Diefe Methode in Beine: 
gung zu fegen ift und mie guten Erfolg fie bat. Noch viel vollendeter aber iſt ver Unterricht 
in Brudfal, wo er in einem befonvern, mit Einzelftühlen verfehenen Schulzimmer erteilt 
wird. Der Gefangene erhält daſelbſt täglich eine Stunde Unterricht, und zwar breimal wöchent⸗ 
li in Religion und Gefang und an drei Tagen in Lefen, Schreiben, Rechnen ımb etwas 
Geographie und Geſchichte. Wir befchränfen und auf die Angabe, daß wer nicht ſelbſt ſolchem 
Unterricht beigewohnt, nicht felbft vie verſchiedenen Arbeiten geprüft hat, die auferorbentlichen 
Fortſchritte ver Schüler nicht ahnt und nicht glauben wird; fie find viel größer ald was in ges 
woͤhnlichen Schulen oder gar in Gefängniffen mit Gemeinfamteit ver Befangenen geleiftet wird. 

4) Gottesdienſt und Religionsunterriht. Man hat lange Zeit behauptet, da der wer 
fentlihfte Theil des Gottesdienſtes in der gemeinfamen Berehrung ver gläubigen Gemeinde 
beftehe, eine ſolche aber im Zellengefängniß unmöglich fei, jo müfle in dieſer Hinficht den 
. Auburnfhen Syflem der Vorzug gegeben werben. Aber durch folden Bau, wo alle Gefanz 
genen Altar und Kanzel und den Geiftlicden, nur nicht fi untereinander fehen, wo alle mit 
einander fingen und durch die Handlungen und Worte des Geiftlihen gemeinſchaftlich erbaut 
werben koͤnnen, bei folder unfihibaren geiftigen Gemeinſchaft fällt Diefer Einwand weg. Jeden⸗ 
falls fällt Hier aber aud ver Misftand der Zerſtreuung durch Äußerlichkeiten weg, und der noch 
größere, daß wenn ein Sträfling in einem günftigen Augenblid ſich ergriffen fühlt und biefe 
Rührung ſichtbar wird, er aldbald und fortvauernd ein Gegenftand des Spottes anderer Sträf⸗ 
linge wird. Nur hier fann dad im Gottesdienſt wurzelſchlagende Samenkorn einer innern Um: 
wandlung von den Belftlichen der Zelle in ungeftörten Zwiegeſpräch weiter entwidelt werben. 

5) Körperliche Geſundheit. Die Behauptung, daß die Einzelhaft die Lörperlihe Ge 
fundheit der Gefangenen mehr erfhüttere und eine größere Sterblichkeit bedinge ald gemein- 
ſchaftliche Haft, ift fehr Häufig aufgeftellt worden, und zwar faft ausfcließli von Nichtärzten. 
Faſt ohne Ausnahme machten ih dieſe Gegner der Einzelhaft ihren Angriff fehr bequem; fie 
nahmen die Zahl der Todesfälle einiger Zellengefängniffe aus beſonders ungünftigen Jahren 
und ſtellten fie neben günftige Ausnahmsjahre älterer Anftalten, ohne auf Klima, Nationali 
tät, Farbe u. f. w. irgend Rüdjit zu nehmen. So machten es von befanntern Schriftſtellern 
namentlich Lucas, Faucher, Obermaier, Temme. Diefer Kampf dauerte mit großer Lebhaftigs 
Eeit bis zur Zeit der Verhandlungen der franzoͤſiſchen Abgeorpnetenfammer über die Einfüh- 
rung ber Einzelhaft. Ausführliche Entgegnungen, auf Maſſen offlcieller Zahlen geftügt (fo 
namentlich bie Arbeiten von Moreau Chriſtophe, Ducpetiaur, Diez u. A.), die Verhandlungen 
ber beiden internationalen Pönitentiarcongrefle und die längern günftigen Erfahrungen ber 
Zellengefängniffe in Frankreich, England und Nordamerika wiefen die Irrthümlichkeit ober 
Einfeitigkeit der vorgebrachten Zahlen nad und brachten diefen Einwurf fo ziemlich zur Ruhe, 
ſodaß er in den Iepten Jahren in ber frühern Weiſe nicht mehr aufzutauchen wagte. (Diefe ame: 
führlichen Tabellen über die amerikaniſchen und europätfchen Gefängniffe müflen bie Zefer des 
„Staats = Lexikon” in jenem Berichte ſelbſt nachleſen.) Der Bericht fährt dann fort: 

Einzelne der ältern Gefängniffe zeigen eine enorme Sterblichkeit, fo namentlih Kaisheim 
und Münden (die Anftalt unter Leitung des Herrn R. R. Obermaier). 

Die Zellengefängniffe bieten im Allgemeinen in allen Rändern eine geringere Sterblichteit 
a nad dem Schweig ober Glaffenfyftem geleiteten und als diejenigen ohne eigentliches 

yſtem. 

Das Zellengefängniß in Bruchſal hat eine Sterblichkeit von 2,54 Proc., die Corrertionds 
Häufer (ohne Einzelhaft) in Freiburg und Bruchſal Dagegen von 3,46 und 5,12. 

Wir glauben, daß aud in Beziehung auf Pentonville in England genaue Prüfung ber 
mit engliſcher Weitläufigkeit erftatteten officiellen Berichte über alle einzelne Bälle (viele Hun⸗ 
dert Foliodruckſeiten umfaflend) und eigene Vefihtigung des Pentonvillegefängnifies und 
feiner Bewohner zu ber der Durchführung der Einzelhaft günfligen Anficht, welche von den nun 
verftorbenen Beneralinfpeetoren Crawford und Ruſſell und von den Beamten von Pentonville 
geteilt wird, führen muß.22) Zu verfelben Anſicht bekennen fi übrigens gegenwärtig faſt 
fãmmtliche Ärzte und Beamten aller Zellengefängniffe in Deutfland, Belgien, Holland, 
Brankreih, Dänemark, Norwegen und Schweden, ebenfo wie faft alle Ärzte, die ſich irgeneie 
mit dem Gegenſtande beſchaͤftigt Haben. 


33) Außer ben Originalberichten vergl. man über Bentonville bie „Jahrbücher der Gefängnipfunne” 
V,40—53; VII, 117—37, und befonders XI, 330— 38 — * 
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Wie die Sterblichkeit, welche Zeugniß ablegt von der Bedeutung der Krankheiten, fo ift 
auch die Häufigkeit und Art der Krankheiten zu beachten. 

Die Aufftellungen hierüber in den einzelnen Gefängniffen find jedoch zu verſchieden, um in 
Zabellenform einander gegenübergeftellt werben zu können. Denn hier finden wir nur die 
ſchweren Krankheitsfälle, dort alle diejenigen, welche ärztliche Behandlung verlangten, an einem 
dritten Orte alle Klagen über Unwohlfein aufgeführt. Genaue Angaben find überhaupt faft 
nur von Zelfengefängnifien geliefert worden. Als feſtſtehend iſt zu betrachten, daß in ven Zel- 
Iengefängniffen nicht mehr und nicht gefährlichere Krankheiten vorfonımen, als in ven gemein⸗ 
ſchaftlichen Gefängniſſen, vielmehr der größern Sorgfalt halber weniger. Dies erhellt auß den 
jährlichen Anftaltsberihten und aus den Berichten einzelner Sachkundigen. In den Jahren 
41845—47 kamen in Pentonville auf einen Durchſchnittsſtand von 422 Gefangenen 15 ſchwere 
Erkrankungen oder 3,757 auf 100; in ſämmtlichen englifgen Gefängniffen in ven Jahren 
4847—49 auf einen Stand von 16,312 Gefangenen 6616 Hoßpitalerfrankungen oder 40,563 
auf 100; in Portland (1850) 52,8 und in den Gefangenenſchiffen 95,6 auf 400. Bon allen 
Krankheiten kamen jährlich in Pentonville 2,199, in ben andern engliſchen Gefängniffen 3,062 
auf den Gefangenen 9); in Glasgow z. 8. fand Moreau Chriſtophe bei feinem Beſuche unter 
320 Gefangenen 6 Kranke; Ducpetiaur ebendafelbft einige Jahre fpäter Feinen einzigen 35); 
Lelut, von feiner Regierung zur Unterfugung der Gefängniffe abgeorhnet, fand 1846 in ven 
Bellengefängniffen Frankreichs überall eher weniger Kranke als in den andern. 3%) Den Zel⸗ 
Iengefängniflen eigenthümliche Krankheiten gibt es nicht, dagegen treten gewiſſe Krankheiten 
dafelbſt weſentlich feltener auf, wie diejenigen infolge ver Onanie und fonftiger wivernatürli= 
her Zafter (indem auch die Onanie nach ven forgfältigen Beobachtungen von Ya Noquette be= 
greiflicherweife in der Ifolirung feltener If) und die anſteckenden Krankheiten. La Roquette, 
die amerifanifchen und viele europäifche Anſtalten haben gezeigt, daß mährenn Epivemien von 
Cholera, Blattern u. f. w. in Städten herrſchten, vie darin gelegenen Zellengefängniffe davon 
verſchont blieben, oder wenn einzelne Bälle daſelbſt eindrangen, fie leicht abgefperrt und an weis 
terer Verbreitung verhindert wurben. 

Wenn man aber aud zugibt, daß die Zelfengefängniffe Feine größere Sterblichkeit und Feine 
größere Zahl ver Erkrankungen ald andere Befängniffe liefern, fo könnte man doch behaupten 
und hat auch zum Theil behauptet, daß die Gefangenen duch die Zellenhaft, wenn aud nicht 
gerade viel erkrankten, doch ſchwach und kraftlos würden, ſodaß es nad) ihrer Entlaffung ihnen 
ſchwer flele, ihre gewohnte Arbeit hinreichend zu betreiben. Auch diefe Behauptung ift unwahr. 
Im Allgemeinen freili iſt es ganz richtig, daß die Einfperrung, namentlich wenn fie fih auf 
lange Jahre erftredt, der Geſundheit nicht foͤrderlich fein kann, denn bei dem beften Willen, die 
geeigneten Vorrichtungen für Bewegung in freier Luft, geeignete Arbeit, Verkehr mit Menfchen 
u. f. w. zu treffen, läßt e8 ſich mit der Ruͤckſicht auf Strafe, Sicherheit, Arbeit u. f. w. nicht ver= 
einen, dieſe Verhältniſſe ganz ebenfo günſtig darzuftellen, wie fie ſich der freie Menſch gewähren 
Tann. Dagegen aber leuchtet, wenn man die Menfchenclaffe beachtet, welche die unendliche Mehr⸗ 
zahl der Gefängnißbenöfferung liefert, auch ein, daß durch die Entfernung aus dunkler, feuchter 
MWohnftätte, aus Schmuz und Elend, durch das Abſchneiden der Völlerei und fonftiger Lieder⸗ 
lichkeit die Nachtheile ver Freiheitsberaubung wenigſtens für die Mehrzahl aufgehoben werben. 
Es wird demnach in Wirklichkeit in guten Zelfengefängniffen durd den dortigen Aufenthalt in 
gefunder, gut durchlüfteter und gehörig erwärmter Zelle, vucch gute Kleidung und Koft, durch 
Reinlichkeit, durch Arbeit, durch Bewegung in freier Luft und durch geeignete Beihäftigung 
des Geiſtes, durch die Dämpfung der Leidenfchaften und die Aneignung guter Gewohnheit eine 
nicht unanſehnliche Menge verkommener Gefangener geftärft und gefräftigt, ſodaß fie das Ge⸗ 
fängniß in befferm Geſundheitszuſtande verlaflen, als fle es betraten. Wir glaubten, auch die- 
fen Say am Harften durch Zahlen und In Tabellenform darzulegen, und haben zu diefem Ende 
aus den Jahresberichten des philadelphiſchen Strafhaufes folgende Tabelle über bie vom Jahre 
41829 —45 entlaffenen weißen Orfangenen zufammengeftellt. (S. hierüber den Bericht felbft.) 

Aus andern Zellengefängniffen wirb ganz Ähnliches berichtet; von Glasgow z. B. fagt 
der Generalinfpector Hill, daß die Gefangenen in der Negel gejünver austreten ald eintreten. 


34) Burt, „Results of the system of separate confinement as administered at the Penton- 
villa prison‘ (£ondon 1854), ©. 150. 
2 yNemoire & Pappui du projet de loi‘‘, &. 238. 
&iut, „M&moire sur la d6portation suivi de considerations sur Vemprisonnement cel- 
Yale (Paris 1853), ©. 40. 
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6) Geiſtige Geſundheit. Eine ebenfalls von vielen Laien und von wenigen Arzten auf 
geftellte Behauptung ift die, daß Bei ver Einzelhaft mehr Wahnſinn vorfäme als in anderer 
Saftweife. Dieſe Behauptung ift ganz einfach daraus entjprungen, daß, ehe man Zeflenge: 
fängniffe hatte und in diefen etwas Höheres und Beſſeres ald äußere Zucht und Orbnung und 
einen guten Arbeitsertrag erzielte, man auf Bragen wie die Eörperliche und geiftige Geſundheit 
der Befangenen verhältnigmäßig fehr wenig Ruͤckſicht nahm und auch wirklich ſehr wenig da: 
von wußte. Genaue Regifter und Kranfengefhichten wurden nicht geführt, Jahresberichte 
weder veröffentlicht mod; erflattet; regelmäßige ärztliche Beſuche, außer in ganz großen Anflal: 
ten, find meiftens faum länger als feit einigen Jahrzehnden vorgefchrieben. 

Da trat nad) einigen unnachhaltigen Borläufern das öftlihe Staatsgefängniß von Penn: 
ſylvanien auf und verfündete und befolgte neue Grundſätze der Gefangenenbehandlung. Lo⸗ 
bendwerthe und nicht lobenswerthe Momente zogen dieſer Anſtalt und ihrem Syſtem zahlteiche 
Angriffe zu, die endlich eine foͤrmliche Literatur bildeten. Die verſchiedenſten Angriffswafta 
wurden hervorgeſucht: als eine der natürlichſten mußte die anfehnliche Zahl der GeifteßEranten 
in ven Zellengefängniflen erſcheinen. Es warb fo viel darüber gefchrieben und übertrieben, daß 
ſelbſt Arzte vorübergehend irre gemacht werben fonnten, was wirklich bei einem Arzt des phila⸗ 
delphiſchen Strafhaufes der Fall war. Der Lärm hatte aber ven großen Vortheil, daß am 
überhaupt der Frage des Wahnfinns in ven Gefängniffen mehr Aufmerkſamkeit zugewendei 
wurde. Auch in andern Anftalten forſchte man nad, wodurch freilich fehr unerwartete That 
ſachen zu Tage geförbert wurden; auch Arzte, namentlich Irren= und Strafanftaltsärzte gaben 
ihren Urtheilsfprud ab, und es iſt anzunehmen, daß die zur Zeit der erſten Verhandlungen in 
ber franzoͤſiſchen Kammer noch hochgehende Flut von Beforgniffen über bie übermäßige Anzahl 
von Geifleskrankheiten nunmehr fo ziemlich abgelaufen iſt. 

Wir haben dies in kurzem näher zu begründen. 

Bon Eröffnung des philavelphifhen Strafhaufes (1829) bis zum Schluß des Jahres 
1856, während Dr. Franklin Bade Arzt der Anſtalt war, waren unter 697 aufgenommenen 
Gefangenen 16 Wahnfinndfälle beobachtet worben, von melden e8 bei 10 nachgewieſen wer: 
ben fonnte, daß fie fhon vor dem Eintritt in die Strafanftalt beftanden Hatten. Mit dem Jahre 
1837 trat ein neuer Arzt, Dr. Darrach, ein, und ohne daß in der Gefängnißzucht irgendeine 
Veränderung erfolgte (der Lärm über die vielen Geiſteskrankheiten war ſchon im Entftehen), 
beobachtete dieſer Arzt in den nächſten Jahren alljährlich mehr Geiſteskranke, als ver frühere 
Arzt während feiner ganzen Amtöthätigkeit. Merkwürbigerweife aber fah er im Jahre 1837 
nur Bälle von dementia, 1838 meift ſolche neben einigen Fällen von Sinnestäufhungen, 1839 
glei viele beider Arten, 1840 nur Sinnestäufhungen und 4841 nur exotiſche Enervation. 
Und nod) merfwürbigerer Welfe wurden 78 Proc. jener Bälle geheilt, 13 Proc. gebefiert, 3 Brox. 
begnabigt und 5 Proc. dauerten am Schluß des Jahres 1840 noch fort, keiner ſtarb; — fammt: 
liche Fälle des Jahres 1840 dauerten nicht länger ald 2—16 Tage; von 13 weißen Geiſtes⸗ 
kranken im Jahre 1839 blieben 10 hoͤchſtens 10 Tage krank, von 10 ſchwarzen Geiſtes⸗ 
Franken im Jahre 1838 unterbrach feiner feine Arbeit außer einem in 16 Tagen hergeſtellten. 
Jeder Arzt, welcher Geiſteskrankheit und Geiſteskranke kennt, wird zugeftehen, daß derartige 
vorübergehende geiftige Auftegungen oder Depreffionen in der Regel nicht als Geiſteskrauk⸗ 
heiten bezeichnet werden. Eigentliche Geiſteskrankheiten dauern weder fo kurze Zeit, noch bieten 
fle eine folde Heilbarkeit. Zwiſchen 40 und 56 Proc. ſchwankt nad) Angabe verſchiedener Ir: 
renärzte die höchſte Zahl der heilbaren Fälle; 15—20 Proc. flerben. 27) Im philadelphiſchen 
Zuchthauſe aber wurden 78 Proc. geheilt und 13 Proc. gebeffert, keiner ſtarb! Wer alle jene 
Fälle für wirkliche Wahnfinnsfälle Halten, ihre Entftehung überhaupt oder doch großentheils 
ver Einzelhaft zuſchreiben und deshalb diefem Syſtem Gefangene ferner nicht unterwerfen 
wollte, müßte folgerichtig, obgleih in einem Zuchthauſe die wichtigften Heilmittel für Geiſtes⸗ 
krankheiten fehlen, ſämmtliche Geiſteskranke hierher zur Heilung fhiden; denn nirgends in ber 
ganzen Welt wird nur entfernt eine ähnliche Zahl von Heilungen erzielt. 

Daß übrigens in Philadelphia, wie in manchen andern amerifanifhen Gefängniffen, wirt: 
lid eine verhältnißgmäßig große Anzahl Wahnfinniger vorfommt, hat feinen Grund au) darin, 
daß viele Staaten feine Irrenhäufer befigen, in welden arme Geiſteskranke aufgenommen 
werben. Es verurtheilen daher Die Gerichtshöfe Verbrecher, obgleich deren geiſteskranker Zu⸗ 


7) Unfere Irrenanftalt in Frankfurt verliegen in den legten 15 Jahren 311 11 Berfonen, und zwar 
s FR geheilt, 17 Proc. gebefiert, 7 Proc. ungeheilt und w Broc. durch den Top. 
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fand anerfannt ift, dennoch in die Zuchthäuſer, um die Gefellfhaft vor ihnen fidher zu ſtellen. 
Kür Pennſylvanien ift erft feit 1852 die Möglichkeit gegeben, Verbrecher, welche nach dem Aus⸗ 
ſpruch eines von der Regierung eingefegten fahnerfländigen Ausſchuſſes geiftesfranf find, in 
das nun errichtete Staatsirrenhaus verfegen zu Eönnen. Im October 1852 befanden ji 18 
Geiſteskranke im philadelphiſchen Strafpaufe, welche diefem Ausſchuß vorgeführt wurden; 
drei unter ihnen waren nicht einmal eines Vergehens halber, ſondern nur zur Sicherung in 
das Zuchthaus verbracht worden und Hatten daſelbſt 2%,, 32/, und 7 Jahre verlebt, von den 
übrigen 15 waren 14 vor ihrer Aufnahme mehr oder weniger geiftesfran?, 2 erkrankten wer 
nige Monate, 1 ein Jahr und 1 vier Jahre nach feiner Aufnahme. 38) 

Auch in Bentoneille iſt eine große Anzahl von Geiftesftörungen over Aufregungen, meift 
mit Sinnestäufgungen verbunden, beobachtet worben. 

Man iſt daſelbſt in hoͤchſt lobenswerther forgfältiger Beobachtung und ängftlicher Bürforge 
für das Wohl der Gefangenen vahin gelommen, zum Theil vorübergehende Zuſtaͤnde als Geiz 
ſteskrankheiten over damit nahe verwandt aufzuzählen, deren Abnormität in gewöhnlicher ges 
meinſchaftlicher Haft nicht beachtet wird, ja zum Theil nicht beachtet werden kann. Ein Gefan- 
gener nämli), auch wenn er von Haus aus etwas fonderbar und verkehrt und ungeſchickt ift, 
wird in gemeinfaftliher Haft nicht unſchwer dahin abgerihtet, daß er fein Arbeitäpenfum 
regelmäßig und mechaniſch verrichtet, beim Gänſemarſch ven ordnungsmäßigen Schritt einhält, 
das Stillſchweigen nicht bricht, Nachts keine Störungen verurfacht, kurz den Beamten keinerlei 
Unbequemlichkeit macht. Man verfege einen folgen Menſchen in die Einzelhaft; der Wärter 
ſtellt ihn nicht nur an feine Arbeit, ſondern er unterhält ſich mit ihm, der Geiſtliche und andere 
Beamten beſuchen ihn, er fängt an, feine Empfindungen darzulegen, Urtheile auszuſprechen; 
die erflern find exaltirt, die Tegtern theilweife verkehrt, wie fle es immer waren. Dazu fommt, 
daß dieſer Menſch, aus feiner gewohnten Lebensweiſe geriffen, dem immerhin nieverbrüdenven 
Einfluß jever Gefangenſchaft Hingegeben, ver nöthigen gewohnten Anregungen und Ausglei⸗ 
chungsmittel entbehrt, auf ſich hingewieſen iſt und im Grübeln ſich verliert, In ver Vereinze⸗ 
lung ganz ebenfo wie in ber ſtillfchweigenden Gemeinſchaft; möglid, daß das Grübeln, wenn 
er in der Ginzelzelle fehr verlaffen figt und zu wenig befucht wird, eher zunimmt als bet der flill- 
ſchweigenden Gemeinſchaft, wo wenigftend fein Auge ihm einige Zerftreuung gewährt, ſicher 
aber auch, daß bie Neckereien, fpdttifchen Mienen ver Andern, ſelbſt ver Widerwille gegen einen 
Nachbarn und ähnliche unbedeutende Anläffe zu Stimmungen und Verfiimmungen mindeſtens 
ebenfo ſchaͤdlich auf ihn einwirken wie felbft zu große Einſamkeit. In jedem Gefängnis fällt 
es ſchwer, folde Individuen richtig und fo wie es ihnen am vortheilhafteften ift, zu behandeln, 
man muß ich ziemlich viel mit ihnen befaffen, ihnen Wechſel in Beihäftigung u. f. w. Eutz 
mandjerlei Anregung gewähren. In der Vereinzelung werben folge Zuftände ſogleich erkannt, 
fie find nicht ſchwer vollftändig zu mwürbigen und fle fönnen richtig behandelt werben; in ber ge⸗ 
meinfamen Haft, mit und ohne Stillſchweigen, bleibt die Mehrzahl dieſer Zuſtände unbeachtet, 
fo ſehr verbedt fie die ſtrenge äußerliche Zucht und Ordnung. Solcher Zuftände nun (unter 
der Rubrif delusions over weak of mind vorfommend) find aud in Pentonville eine ziemliche 
Anzahl beobachtet worben. 

Die hierher gehörigen leichtern Fälle, unter ver Rubrik delusions oder weak of mind ver= 
zeichnet, forwie die Fälle eigentlicher Geiſteskrankheit haben wir aus den Jahresberichten folgen- 
dermaßen zufammengetragen : 


Ye ig 5235 a 233 243 360 519 599 777 675 717 460 
1332 386 200 513 621 696 641 757 493 

Durdignittsjaht 399 26 445 4233 457 479 436 499 599 550 496 
Zunächſt muß man die Wahnfinnsfälle mit ver Geſchichte der Anftalt vereint betrachten. 
Im erften Jahre kamen drei Bälle vor (ein geiſteskrank aufgenommener, der zweite war fort: 
wäßrend außer feiner Zelle mit Beendigung von Bauarbeiten beſchäftigt). In den folgenden 


1} 
= n © u a 2 2 
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n Ana EEE nr an nn 
Wahnfinn 3 -— 1115 4172324 4 13 
delusions 5 — 2 5 1 2 1 11 3 1 5 1 37 
Selbſtmord — — — — — 1 1 1 — — 1 15 
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” an enay- four report of the inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
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vier Jahren nur brei Bälle, worunter ein furchtbarer Verbrecher und einer, ber zur Zeit feine 
Einſchiffung erkrankte, dann aber im Gefängniß bald genas. Im Jahre 1848 ward bie ftrenge 
Bereinzelung infofern gemilvert, daß fie von 18 auf 15 Monate, im Jahre 1847, daß fle auf 
42 Monate, in den legten paar Jahren fogar auf neun Monate zurücgeführt ward; einige 
andere Grleigterungen traten hinzu, und von 1852 an war e8 geftattet, einzeine Gefangene, 
für deren koͤrperliche oder geiftige Geſundheit es nüglich fehlen, in Gemeinſchaft im Freien ar: 
beiten zu laſſen. Es erhellt auf das deutlichſte, daß (wenn das Jahr 1843, wie e8 ſich gehört, 
als Einführungs- und Probejahr betrachtet wirb) in keinem Zeitabſchnitt die Wahnfinnsfälle 
und die delusions nur annähernd fo felten waren als in ven Jahren 1842 — 47, wo bie 
Gefangenen am ftrengften und am längften der Ginzelhaft unterworfen waren 39); in derſelben 
Seit kam kein Selbſtmord vor. Man hat behaupten wollen, der Grund dieſes Unterſchiedes 
liege darin, daß die Gefangenen diefer Jahre am forgfältigften ausgefucht worden feien in Be: 
zug auf ihre koͤrperliche und geiſtige Bähigkeit, die Einzelhaft zu ertragen. Es kann Dies, ob⸗ 
gleich ein gewiſſes Ausſuchen allerdings ſtattgehabt hat, jedoch nicht zugegeben werben, denk 
unter den 469 exften und nicht ausgeſuchten Gefangenen fanden fi 47, und unter ben daranf 
folgenden 1034 Gefangenen (in Summa 1500) fanden fi 36, welche geiftestranke Werwanbte 
hatten; dad Verhältniß ift demnach für beide Gruppen gleich. 

Die übrigen engliſchen Zellengefängniffe liefern eine viel geringere Zahl von Geiſteskrauk⸗ 
heiten. So war in Glasgow von 1824—44 ein Fall in der Anſtalt entſtanden, Aber: 
Haupt waren nur drei Bälle vorgekommen und dieſe fammtlich in der Anftalt geheilt worben *0); 
aus Prefton (mo übrigens in Kite, Schule und Spazierhof die Gefangenen nit getrennt 
find) berichtet der Geiſtliche, daß von 1843 bis jegt noch Fein Wahnſinnsfall ſich ereignet Hat. *) 

In dem Zellengefängnif des Großherzogthums Baden, in Bruchſal, find in den fünf Jah: 
ren 185054 bei einem jährlichen durchſchnittlichen Geſammtſtand von 607 Gefangenen 18 
Geiſteskranke, alfo 5,9 auf 1000 Gefangene beobachtet worden. Die Hälfte davon warb nah 
Illenau verfeßt; geheilt wurden acht, gebeflert drei, ungeheilt geblieben vier, geflorben brei. 
Außerdem kamen vor 24 leichtere Fälle von Beiftesaffection oder Hallucinationen ; binnen kur⸗ 
zer Zeit wurden geheilt 11, gebeflert fünf, in Behandlung blieben fünf. Cine Kranfenge: 
ſchichte jeden einzelnen Falles findet ſich beigefügt. *2) 

Wir haben nun einen Augenblid auch bei dem Vorkommen von Geiſteskrankheiten in ge 
meinjchaftlihen Gefängniffen zu verweilen. Da fteht denn nun, wie gefagt, als erfler Erfah: 
rungöfag feſt, daß man in dieſen Gefängniffen ſich eben früherhin nirgends darum gekümmert 
hat und aud) jegt noch im Allgemeinen fehr wenig genau ift. Als in Frankreich das Minife- 
rium die Einführung der Einzelhaft vorbereitete, wurde in Betracht der angeblichen Gäufigfeit 
bes Wahniinns in ven Zellengefängniffen verorbnet, an einem und demſelben Tage in allen 
Eentralhäufern Frankreichs die Zahl der Geiſteskranken aufzunehmen, und fiehe da, es fanden 
fi am 1. Mat 1839 unter 18000 Infaffen der Gentralhäufer 359 Geiſteskranke, d. h. 1 auf 
50 ®efangene, in Montpellier gar 19 auf 483, in Sontevrault 46 auf 496 und in Banned 
31 auf 296 Gefangene*?) — ein Verhältmiß, wovon bis dahin Fein Menſch in ganz Krank 
reich eine Ahnung gehabt hatte. Selbft im depöt des condamnes in Paris, wo die Gefange⸗ 
nen gewöhnlid nur wenige Tage bleiben und wahrlich nicht genau beobachtet werben, finden 
äch, nad) Lelut, unter einem Stande von etwa 430 Gefangenen immer vier, fünf bis fieben 
Irre. 44) Aus Belgien, wo verartige Berhältniffe im Ganzen fo gründlich erforjcht werben, 
Tiegt feine genaue Zahl vor; Ducpetiaur fagt nur, an Lelut’8 Angabe ſich anfchließend*), daß 
in Belgien die Zahl der Geiſteskranken in den alten Befängnifien etwa viefelbe fei. In ben 


39) Die 1640 Gefangenen biefes Zeitraums waren burchfchnittlich 396 Tage im Gefängniß, die 
23387 ver Jahre 1848—50 nur 224 Tage (Bart, a. a. O., ©. 111). 

40) ang des Directors Brebner; f. „De l’emprisonnement individuel sous lo 
rapport sanitsire‘, ©. 42. 

41) Chapfain, „Thirtieth and thirty-Arst reports on the county-house of correction a 
Preston“ (1855), ©. 75. 

42) Füeßlin, „Die Einzelhaft“, S. 259—316. 

43) „Documents communiques par Mr. le ministre de l’Interieur. Discours de Mr. de Too- 
queville à la seance de la chambre des döpptes du 26 Avril 1844.” 

44) 2£lut, „De linfluence de l'’emprisonnement cellulaire sur la raison des detenus, md- 
moire lu à l'academie des sciences morales et politiques‘‘. &. auch Moreau Ehrifiopke, „Defense, 
Appendix ©. 18. 

45) „Memoire & l'appui du projet de loi“, &. 255. 


Beſſerungoͤſtrafe 669 


gewoͤhnlichen Gefãängniſſen von England und Wales fanden ſich unter einen Stande von 14,689 
Gefangenen durchſchnittlich 89,1 Geiſteskranke oder 6,3 auf 1000. *20) Aus Baden berichtet Füeß⸗ 
lin 7): „In einem Berzeichniß der Befangenen einer badischen Strafanftalt, welches und zur Aus⸗ 
wahl ber zur Trandferirung in unfer Haus Tauglichen zugeftellt worden war, befanden ji) auf 
300 Gefangene neun, welde ald «halber Simpel, ſpricht hier und da verkehrtes Zeug, nicht 
ganz bei Verftand», bezeichnet waren; ähnliche Ergebniffe wird genaue Prüfung ber geiftigen 
Gefunpheitöverhältniffe ver Gefangenen in allen Strafanftalten liefern.” 

Diefe badiſche alte Anftalt hat alfo ein Verhältniß von 30 Geiſtesſchwachen auf 1000 
Gefangene. 

Wenn wir aus dieſen Ländern einige ſummariſche Zahlen haben liefern Können, fo weiß 
man doch gar nichts Genaueres über Form, Dauer, Ausgang u. f. w. dieſer Fälle. Nur die 
ſchweizer Anftalten, wo man allmälig mehr zur Bereinzelung übergegangen, berichten @enaue- 
res. In Laufanne find von 4854—41 bei einem Durchſchnittoſtand von 95 Gefangenen 25 
Wahnfinnsfälle vorgefommen, unter welchen 13 vor ihrer Aufnahme entſchieden wahnfinnig 
waren, zwei galten im Publikum zuvor für irr, zwei zeigten fogleih nad ver Aufnahme Spu= 
ven von Wahnfinn; von ben übrigbleibenden ſechs waren zwei iſolirt geweſen, vier nicht. 4°) 
In Genf endlich, der Mufteranftalt des Claſſificationsſyſtemö, kamen von 1826—41 unter 431 
aufgenommenen Gefangenen und bei einem Durchſchnittsſtand von 60 Gefangenen 28 Bälle 
von Wahnfinn vor (wahrſcheinlich find in den erften Jahren, wo noch nicht fo viel Aufmerk⸗ 
famteit darauf verwenbet warb, noch einige weitere überfehen), und zwar von 1826—34: 12 
Bälle over 1 auf 43 Gefangene, und feit firenger Durchführung des Schweigſyſtems von 1835 — 
41: 16 over 1 auf 30 Gefangene. Nur von 23 iſt der Erfolg der Heilung Bekannt: 7 geheilt, 
2 gebeflert, 7 ungeheilt, 7 geftorben (3 davon in ver Irrenanftalt). Alfo 

Geheilt Gebeffert Ungebeilt Geforben 
Philadelphia. . . . . 78 Pro. 45 Pro. 8 Proc. — 
GH. 2 2222.30, 8 u 3 „ 17 Proc. 

Aus allen auburnſchen Anftalten Amerikas wird von Geiſteskranken berichtet, aber fo 
dürftig und ungleihmäßig, daß ſich Feine klare Zahlenaufftellung anfertigen läßt. Wir wollen 
ſtatt deren folgende Stelle eines Ausſchußberichts an vie gefehgebende Verfammlung von 
Neuyork in Betreff des Zuftandes der Gefängniffe in biefem Staate anführen: „Im Verlauf 
feiner Unterfuhung war ver Ausſchuß betroffen über die große Zahl von Geiſteskrankheiten 
unter ven Sträflingen. Mehr oder weniger geiſteskrank iſt eine viel größere Zahl der Inſaſſen 
unferer Gefängnifle, als dad Publikum glaubt oder als felbft die Beamten des Gefängniffes 
zu wiflen ſcheinen. Wahrlich es ift zu bezweifeln, ob irgendjemand mit einem erträglich gefun= 
den Geift das Gefängniß verläßt, nachdem er eine Strafzeit von ſechs oder mehr Jahren über- 
flanden hat.“ *) 

Wahrlich man kann, wenn man die nahe Verwandtſchaft zwiſchen Verbrechen und Wahn⸗ 
finn ind Auge faßt, ſich nicht über die große Zahl von Wahnfinnigen unter den eingefperrten 
Verbrechern wundern, wohl aber darüber, wie lange dieſe Thatſache überfehen worben ift. 
Verbrechen und Wahnfinn find nahe verwandt, fie beruhen auf verfelben Orundlage, auf Man⸗ 
gel an Harmonie zwiſchen den intellectuellen Fähigkeiten und dem Empfindungd= und Begehr- 
vermögen. Betrachten wir die Maſſe unferer Verbrecherbevoͤlkerung, fo finden wir.fie im Gan⸗ 
zen geiftig viel weniger entwidelt, als man allgemein annimmt; DBerfhmigtheit muß vielfach 
die Stelle des Maren Verflandes vertreten. In der Regel find fie fehr mäßig unterrichtet und 
noch viel weniger irgendwie durchgebildet, weder geiftig noch moraliſch. Zu großentheild erbli⸗ 
cher Anlage tritt von frühefter Jugend an Verwahrlofung jever Art, Elend, Schmuz, Unord⸗ 
nung, ſchlechte Erziehung, Rohelt und Verweichlichung, ſchlechtes Beiſpiel. Während fo die in⸗ 
tellectuelle und moralifche Ausbildung zurüchleibt, wird die Sinnlichkeit fammt allen ſchmuzi⸗ 


46) Burt, a. a. D., ©. 99. 

47) Füeßlin, „Die Einzelhaft”, S. 387, 

48) Man vergleiche „Rapports du docteur Pellis et de Mr. Denis, inspecteur”. „De l’empri- 
sonnement individuel sous le rapport sanitaire“, ©. 44650. „Jahrbücher der Gefängnißfunde“, 
1, 80 fg. Auch die Schriften von Würth und Moreau Chriſtophe, welche die Anftalt forgfältig 
unterſucht haben; endlich Derbeil, „De la röclusion dans le canton de Vaud“, und @ofle, 
‚Analyse raisonnee etc.”, in der „Bibliothöque universelle de Geneve”. 

49) „Twenty-third report of the inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
vania' (1852), ©. 8. h 
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gen Leidenſchaften um fo mehr cultivirt. Starfe Anlage dazu iſt vorhanden, ein Gegengewicht 
fehlt. So toben denn in dem Individuum, dad Arbeitsluft, Ernft und Freudigkelt, Tugend und 
Glauben nicht hat, die Begierven auf und ab. Mitten in einem ſolchen Leben des innern Un— 
Friedens und der äußern Aufregungen wird der Verbrecher vom Arm der Gerechtigkeit ergriffen; 
nad) der Spannung während der Unterfuhungshaft folgt der Niederdruck des Urtheild, wer 
Strafe, der Gefangenfhaft. Iſt e8 da zu vermundern, daß am Schluſſe des befchriebenen Weges 
gar mandes ſchwache Gehirn zufammenbricht, daß Wahnſinn auftritt? Bedarf es va noch einer 
befondern Haftart Dazu? Der tüchtige Auburnift Moofer fagt am Schluß einer intereffanten 
Würdigung der (zwei) in St.Gallen und der andermwärtd vorgefommenen Wahnfinnsfälle und 
ihrer Urſachen 5%): „Gewiß iſt, daß der Wahnfinn in den Pönitentiaranftalten nach beiden 
Syſtemen in verfihiedenen Geftalten und Graden vorkommt, und daß feine Heilung eine höchfi 
ſchwierige fei. Die Grundurſachen zur Erzeugung des Wahnſinns liegen nicht in der Iſeli⸗ 
rung und nit in dem Stillſchweigen — welde beide nur Nebenurfachen find — fondern in 
dem Mangel einer vernünftigen Geiftesthätigkeit (durch Arbeit). 

Nicht in der Iſolirung liegt die Urſache, nicht in Zufammenfein das Heilmittel, ſondern in 
verfländiger förperlicher und geiftiger Befhäftigung, in Arbeit, Spaziergang, Unterridt, in 
Befuchen, in moralifger und religiöfer Aufrihtung. Sehen wir und nun nad; dem Urtheil 
der Irren= und der Oefängnifärzte über diefe Frage um, fo tritt eine höchſt auffallende Gin: 
ftimmigfeit der Anſichten auf. Die Arbeiten der Herren Verdeil und Goſſe find, denken wir, 
gerichtet 5%), auch Hört man neuerlich nichts nrehr davon. Herr Pellis ſteht allerdings Coinde 
gegenüber. In Frankreich haben die großen Hygieniften Villerme und Marc, haben Männer 
wie Barifet und Louis, hat der verftorbene Irrenarzt Efquirol, dem ſich fpäter Ferrus und Be- 
noifton de Chaͤteauneuf anſchloſſen, haben die lebenden Irrenärzte Lelut und Baillarger it 
entſchieden dafür ausgeſprochen, daß in einer verftändigen Vereinzelung der Gefangenen feine 
Urſache zu Wahnfinn zu ſuchen fe. Wie entfhleden ift nit Owen Need? In Deutſchland ha: 
ben Julius, Kiefer und Klofe, Flemming und Damerow, Bafting, Füeßlin u. A. ihr beſtimmtes 
Urtheil abgegeben. Welche treffliche Arbeiten hat nicht Diez geliefert? Wie ſchwer wiegen nicht 
die Worte von Holft und Faye aus Norwegen? Und wer fteht biefen Stinnmen gegenüber? 
Kann man beifere Gewährämänner verlangen? Hier wie in allen übrigen Punkten gewinnt 
ba8 Syſtem, je genauer man es kennen lernt. 

VII Stand der Gefängnißreformin den verſchiedenen Ländern. Öfterreih 
Eine Gefängnigreform in Sſterreich ward durch den im Jahre 1842 vom Kaiſer Ferdinand er⸗ 
laſſenen Befehl zur Erbauung einer Strafanftalt für 800 Sträflinge bei Wiener-Neuſtadt ans 
gebahnt. Nächtliche Trennung ward von Anfang an feftgeftellt, die Srage über Trennung oder 
Bereinigung bei Tage aber einem Ausſchuß von verſchiedenen Sachverſtändigen übergeben. Der 
Ausſchuß entichieb ſich nad reiflicher Beratung für die Einzelhaft. Ehe ed zum Bau fam, er= 
folgten die Greignifle des Jahres 1848. Es ward nun aud das ganze Gerichtsweſen umge⸗ 
ftaltet. Der Zuftigminifter v. Schmerling berief im Jahre ARAY abermals einen Auseſchuß, 
auch dieſer fprad fi, und zwar einftimmig, für Einzelhaft aus. In Garſten bei Steyer warb 
der Bau eines Zeilenflügeld begonnen. Mit vem Rüdtritt des Juſtizminiſters, mit der Aufhe 
bung bed neuen Gerihtöverfahrend und der Schwurgerihte gerieth auch Die Gefängnißreform 
ind Stoden. Die Beflerung der Gefangenen wird mol nun ausſchließlich durch Einführung von 
Barmperzigen Schweſtern und Ordensbrüdern in die Gefängniffe erſtrebt werben. 

Preußen. Nachdem Dr. Julius bie verbeilerten amerikaniſchen und englifhen Gefängniſſe 
unterſucht und zu deren Nachahmung aufgefodert Hatte, wurben bald nad 1840 in Köln ein 
großer Zellenflügel und in Berlin, Münfler und Ratibor ausgedehnte Strafhäufer nach em 
Syſtem der Einzelhaft erbaut — doch ward in allen diefen, in Bauart übrigens mangelhaftre 
Gebaäuden, nie die Zellenhaft eingeführt — vielmehr wurden bie Gefangenen auf unzweckmäßige 
Weiſe in Gemeinfanfeit eingefperrt. Die Nothwendigkeit aber, die großen Strafanftalten nicht 
ferner Hochſchulen des Lafters fein zu laſſen, trat immer Flarer hervor. Es begaben ſich vemueh 
im Laufe des legten Jahres Minifter, Polizeipräfiventen und andere höhere Gerichts⸗ und Ge 
fängnißbeamten nad Brudfal, um durd eigene Anſchauung die Einzelhaft Eennen zu Iermen. 
Diefe Unterfuhungen fowie die Berufung Wichern's nad Berlin, des Mannes, welchem Gurelt 
die größten Berbienfte um fittlihe Hebung der verwahrloften Jugend und um Rettungshäufer gu: 





50) Moofer, „Die Pönitentiaranftalt St.⸗Jakob“, S. 114. 
51) ©. „De l’emprisonnement individuel‘ uno „Sahrbücher der Gefängnißfunde”, I und Il. 
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erkennt, veranlaßten, daß nunmehr die endliche Einführung der Einzelhaft in den bereits erbauten 
Zellengefängniſſen und die Erbauung neuer Provinzialzellenſtrafhäuſer in Ausſicht genommen 
iſt. Unter Wichern's Leitung ſteht bereits feit 1.Nov. 1856 in Moabit ein Zellengefaͤngniß von 
nur Proteſtanten, nicht über 356 Jahren, die zum erflen male verurtheilt worden. (Möge dieſe Leiz 
tung des ehrenmwerthen frommen Mannes dem Beſſerungsſyſtem nur ven Segen echt proteftanti= 
ſcher Froͤmmigkeit und wahrer Kriftlicher Xiebe begründen, und nicht etwa durch den Einfluß 
vorzüglich der im Rauhen Haus gebilveten, zur Brüderſchaft geſchloſſenen 40 Aufſeher auch nur 
der Schein heuchleriſcher Herrſchſucht und intoleranter Hohmüthiger Härte und damit der öffent- 
liche Wiverwille gegen das ganze Syitem hervorgerufen imerben!) 

Mecklenburg. Im Jahre 1859 ward in Dreibergen bei Bũtzow ein Strafhaus mit 192 Ein⸗ 
zelzellen (für Tag und Nacht), mit 24 Einzelwerkſtaͤtten, 164 Schlafzellen und mit mehren gro⸗ 
Gen Arbeitöfälen erbaut. Nachdem anfangs fomit verhältnigmäßig nur ein kleiner Theil der Ge⸗ 
fangenen der andauernden Bereinzelung unterworfen worben, hat die Erfahrung dazu ges 
drängt, Zucht und Bau des Haufed immer mehr auf eine allgemeine Anwendung ber Einzelhaft 
einzurichten, wie dies aus den verfhledenen Schriften des Criminalraths Herrn v. Wyck erhellt, 
welchem die Oberaufſicht über dies Strafhaus zuſteht. 

Baden. Bon dem zu früh verſtorbenen, um volksthümliche Entwickelung ver Rechtspflege 
hochverdienten Minifterialcath v. Jagemann wurde in Baben die Gefängnifreform gefördert. 
Durch Studium und durch forgfältige Veñichtigung der wichtigften europätfchen Strafanftalten 
vorbereitet, entwarf und vertrat er den Gefegentwurf zur Erbauung eined Männerzuchthauſes 
bei Bruchſal nad) dem Syftem der Einzelhaft. Den trefflich motivierten Gefegentwurf Hatte im 
Namen des Ausſchuſſes der Abgeordnetenkammer Welder zu begutachten. Zufolge feine claſſi⸗ 
ſchen Ausſchußberichts warb der Geſetzvorſchlag mit 60 gegen brei Stimmen angenommen; die 
erfte Kammer trat einſtimmig bei. Das neue Männerzuchthaus, 1849 eröffnet, Hat nun eine 
bald zehnjährige Erfahrung Hinter fi. Nach dem von dem Director deſſelben, Dr. Füeßlin, 
verfaßten Werke über daſſelbe, nach dem ausführlichen Bericht des belgiſchen @eneralinfpectord 
Ducpetiaur an feine Regierung 5%), nad) dem Urtheil von Hunderten von Sachverſtändigen, 
welche das bruchſaler Zuchthaus beſichtigt haben, kann wol feine Strafanftalt ſich glaͤnzenderer 
Refultate rühmen. Ruhe, Zucht, Ordnung, Reinlichkeit herrſchen allerwärts und zu allen Zei⸗ 
ten; Disciplinarſtrafen find ſelten, die Krankheiten wenige, die Tobesfälle etwa halb fo viele als 
im den gemeinſamen Strafanftalten Badens, der Arbeitsunterricht und-Betrieb geht gut von 
Ratten, ver Elementarunterricht trägt unglaubliche Früchte; auf fittliche Beſſerung wird mit er⸗ 
freulihem Erfolge gewirkt. Wer Zweifel an ver Vorzuͤglichkeit ver Einzelhaft hegt, möge dieſe 
große Anftalt befuhen, wo nun mit Gonfequenz und Entſchiedenheit eine längere Reihe von 
Jahren das auch bei und vorgeſchlagene Syſtem durchgeführt wird, und den meiften Ländern als 
Mufter zur Nachahmung dient. (Leider haben die Gerichte neuerlich immer mehr abfolut gegen 
den Geift des ganzen Straffgftems und des Geſetzes über dieſe Anftalt [f. unter IX] zeitweife Pei⸗ 
nigungen durch Hungerkoſt und Dunfelarreft mit der Befängnißftrafe verbunden. Auch wird nach 
mehrfachen Beſchwerden entlaffener Sträflinge und andern Nachrichten infolge minifterieller An= 
orbnungen durch eine allzu magere, ja allzu Färgliche Koſt zum Teil die Geſundheit und die gei= 
flige und moraliſche Kraft ver Sträflinge gefährdet. Es ift der vortrefflichen Direction der Ans 
flalt zu verbanfen, daß ſie auch diefe betrübenden Störungen wenigftend zu milvern verfteht. 
Und es iſt zu hoffen, daß die wohlwollende Regierung jene Misftände, dem wahren gefeglichen 
Geiſt ihrer ruhmwürdigen Anftalt, ver Humanität und Gerechtigkeit entſprechend, bald möglich 
befeitigen werde. Die abfolute Verkehrtheit der Straffhärfungen, die noch kein Sachkundiger 
bezweifelte, hat aufs neue gründlich nachgewieſen Mittermeier, „Gefängnißreform‘‘, 1858, 
S. 139 fg. ©. aud Röder, „Gutachten““, S. 32 fg.) 

Würtemberg. Im Jahre 1855 Hatte die Regierung den Ständen einen Geſetzvorſchlag in 
Betreff ver Errichtung eines Zellenftrafhaufes in Stuttgart übergeben. Der dem Syſtem ber 
Einzelheft günſtige Ausfhußberiht von Probft erhielt in den Verhandlungen vom 16. bis 
26. März 1857 die volle, beinahe einflimmige Zuflimmung ber zweiten Kammer, doch hat nad) 
der „Allgemeinen Zeitung“, Beilage vom 23. Mai, ver Juflizminifter in der zweiten Kammer 
erflärt, daß die erſte Kammer für bie jegige Etatöperiode von 1858—61 die Sache abgelehnt, 
jedoch keineswegs ad calendas graecas vertagt habe. Energifch verwarf namentlich bie zweite 
Kammer auch alle Prügelfttafe und alle Schaͤrfungen für die Zellengefängniffe. 





53) „Notice sur la prison cellulaire de Bruchsal“ (1855). 
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England. Nach den frühern nit hinlänglich nachhaltigen Verſuchen einer Gefängnißre⸗ 
form verſuchte man von 1823 — 33 Elafflfieirung der Gefangenen, und von 1833 an das 
Schweigſyſtem. Als dieſe ih ungenügend erwiefen, veranlaßten hauptſächlich die Berichte des 
nad; Amerifa gefandten Advocaten Grarfford und die Bemühungen veflelben und bes mit ihm 
als Generalinfpector ver Gefängniſſe angeftellten Whitworth Nuffell, die Einführung ver Ein: 
selhaft unter ven Minifterien von Sir R. Peel und Lord John Nuffell. Es wurden einigeMu- 
flergefängniffe (namentlich Bentonville und Perth) erBaut, welde in der Ausführung ber Gin 
zelheiten alle bisherigen Gefängniffe weit Hinter fih zurückließen. Da damals die Transporte: 
tion in den vereinigten Königreichen bekanntlich die faft ausſchließliche Strafe für alle ſchwerern 
Vergehen und Verbrechen war, fo waren dieſe Gefängniffe nur dazu beſtimmt, aus ben zur 
Transportation Verurtheilten, im Alter von 18 — 35 Jahren Stehenven, die geeignet feinen: 
den auszuwählen, während 18 Monaten der Ginzelaft zu unterwerfen und fie dann zu trand: 
portiven, wobei jedoch das Betragen der Sträflinge während ver Einzelhaft verſchiedene Krei- 
Heitftufen in der Eolonie für fie bebingte. Die Erfolge diefer vereinzelte, mit Unterriät, Serl: 
forge und Arbeit verbundenen Einfperrung waren, namentlich in Bezug auf die moraliſche Befle: 
zung, überraſchend günftig. Es wurden baher alsbald in vielen Städten Englands größere und 
kleinere Zellengefängntfie erbaut, und, um auf dieſem Wege entfchieven fortzufchreiten, centraliz 
firte die Regierung diefen Verwaltungszweig mehr, als es bis dahin mit irgenbeinem andern 
geſchehen war. Es ift ſeitdem Fein eigentliche Befängnif mehr anders als nach dem Zellenſyſten 
erbaut worben ; diefe Grfängnifle zählen denn auch bereit über 12,000 Zellen. Als Grawfor 
und Wpitworth Ruffell 1847 raſch hintereinander ftarben, gewann vie Anficht des ſcharffuuui 
gen Erbauers von Pentonville, des Ingenieuroberften Jebb, das Übergewicht, welcher von jeher 
nicht für die unbedingte und vollftändige Durchführung der Einzelhaft bei längern Strafpeitm 
gewefen war. Es machten ſich nun auch Angftlicfeiten in Betreff des Geſundheits zuſtandes gel- 
tend, Angftligkeiten, welche übrigens von Arzt, Borfteher und Oberauffichtsraͤthen nicht getheilt 
wurden. Die ftrenge Einzelhaft ward ſonach in etwas gemilvert, auf ein Jahr und, ſeitdem im 
Jahre 1853 auf den entfchiedenen Widerſpruch der Golonien die Transportation aufgehoben 
wurde, zulegt auf neun Monate berabgefegt, wonach ſodann die Sträflinge in penal servitude 
treten, d. h. in. große (foeben erbaute oder zum Theil noch im Bau begriffene) Anftalten an ber 
Meeresfüften, wo fie bei Nacht in Einzelzellen ſchlafen, bei Tage aber in großen Maffen (zu Tau⸗ 
fenben) mit Arbeit im Freien zur Anlegung von Zufluchtshäfen verwendet werben. Neuerliäk 
find Hierzu noch proviſoriſche Entlaffungen bei gutem Betragen getreten. Über die Refultate 
dieſes Umſchwungs in der Gefangenenzucht läßt ſich bei der Kürze ber Zeit ein beftimmted lir: 
theil noch nicht fällen. Die Berichte des nun an der Spige des ganzen englifchen Gefängnipwe: 
fens ſtehenden Oberften Jebb Iauten fehr günftig 3); im Barlamente aber find berelts Stimm 
dagegen laut geworben, un für eine beffer geregelte Transportation ſich auszuſprechen. Über 
einige Punkte fteht die Anſicht in England feft, über andere ift fie noch fehr ſchwankend, wie denn 
aud die Hausordnung der Befängniffe im Allgemeinen und die Durchführung der Einzelhat 
insbefonvere, an den verſchiedenen Orten fehr verſchieden ift und weſenilich von der perfönliden 
Anfiht der Vorfteher oder Leiter abhängt. So werben nun in Bentonville Einzelne nach einiger 
Zeit in Abtheilungen gemeinschaftlich befhäftigt, in Prefton find die Gefangenen beim Gottek 
dienſt nicht getrennt, in Reading wirb faft nur dem moralifhen und religiöfen Unterriät Auf⸗ 
merkſamkeit gewidmet, während in Perth nad wie vor die Cinzelhaft in ihrer urſprünglichen 
Strenge und für längere Zeit mit beſtem Erfolge durchgeführt wird. uͤber die Art der Behand⸗ 
lung ber Sträflinge während ver fpätern Jahre der Gefangenſchaft herrſcht Meinungsverfdle 
benheit; für die erfte Strafzeit dagegen, wie überhaupt für kurze Haften und Unterfuhungshat 
iſt das Urteil einftimmig für Iſolirung. Daher fommt ed venn auch, daß feit faft 20 Jahren 
(nit Ausnahnie der Bauten für die Arbeiter an ven Zufluctöhäfen) kein anderes @efängnip all " 
Bellengefängniffe in den vereinigten Königreihen erbaut worben find. Nah unferer Meinem 
begen bie engliſchen Gegner der Anwendung ver Einzelhaft bei langen Strafzeiten eine zu hehe 
Meinung von der ſchnellen moralifirenden Wirkung diefer Strafweiſe im Verlaufe von eines 
halben oder auch ganzen Jahre. England ift in feinen Verſuchen noch ſchwankend; ver prafiift | 
Sinn des Volkes wird nicht verfehlen, das Nichtige zu finden und feftzuhalten. | 
Frankreich. Frankreich verbient in mancherlei Beziehung befondere Beachtung. Im dieſen 
53) In feinem neueften Bericht über die Refultate von Pentonville (‚Reports of the Direction“! 
London 1857) gibt er als rüdfällig in vier Jahren an 15 Proc. | 
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eentralifirten Lande warb verhältnißmäßig früh eine gleihmäßige gute Zuchtordnung in den 
verſchiedenen Gefängniffen durchgeführt. Schon wor 37 Jahren trat ein bourboniſcher Prinz 
an die Spige einer Gefellichaft, welche ſich die Verbefferung der Gefängniffe zur Aufgabe gefept 
hatte. Strenge militäriſche Zucht, Ordnung und Reinlichkeit, gut geregelter Arbeitöbetrieb, an⸗ 
fangs durch Unternehmer, allmälig immer mehr durch den Staat geleitet, hatten aber nicht den 
gewünfchten Erfolg. Es ward demnach im Jahre 1839 in den etwa 18,000 Sträflinge faſſen⸗ 
den Gentralhäufern das Schweigfgftem nebft weitern Schärfungen ver Gefängnißzudt ange⸗ 
ordnet und mit Energie gleichmaͤßig durchgeführt. Im Betreff ver Abſchreckung und Beſſerung 
ward aber der gehoffte Erfolg nicht erzielt; dagegen hatte die firengere Zucht eine weſentliche 
Steigerung der Sterblichkeit im Gefolge. Schon im Jahre 1840 brachte vie Regierung an die 
Deputirtenkammer den Vorſchlag zur Einführung ber Einzelhaft. So oft aud vie Minifterien 
wechſelten, ſtets blieben pie Minifter des Innern, welden das Gefängnißweſen untergeben ift, 
bei derſelben Anficht (Remuſat, Montalivet, Duchaͤtel, Sasparin). Der erwähnte erfte Vorſchlag 
warb von einem Ausſchuſſe günftig begutachtet, Fam aber nicht mehr zur Verhandlung. Im 
Sabre 1843 legte die Regierung einen zweiten Entwurf vor, weldem zufolge alle Strafgefan- 
genen während ber erften 12 Jahre ihrer Haft, ebenfo wie alle Unterfuhungsgefangenen ver 
Ginzelhaft unterworfen werben follten. In keinem Lande hatten ſich Rechtsgelehrte und Staato⸗ 
männer fo viel mit der Frage ver Gefängnißreform beſchäftigt; die große Zahl ber Darüber er= 
ſchienenen Schriften vermehrte ſich Ins Unendliche alsbald nad} viefer zweiten Vorlage. Auf 
Grundlage eines meifterhaften Ausſchußberichts von Tocqueville begannen am 22. April 1844 
die Verhandlungen in ver Abgeordnetenkammer, welde, ein Mufter von Sachkenntniß, Ver— 
ſtändniß und Würde, durch 19 Tange Sigungen dauerten und am 18. Mat mit Üüberwiegenver 
Stimmenmehrheit die Annahme des Geſetzvorſchlags herbeiführten. Die Regierung legte den⸗ 
felben fodann der Pairskammer vor, im Namen des Ausſchuſſes derſelben berichtete Berenger 
ebenfalls für die durchgängige Einführung der Ginzelhaft. Eine Berathung konnte nicht mehr 
flattfinden, da mittlerweile die Ereignife des Jahres 1848 eintraten. 

Schon im Jahre 4840 verließ das Gefängniß La Roquette für 500 Kinder das bis dahin 
befolgte Schweigfoftem und führte bie Einzelhaft ein. Die Jahresberichte des Polizeipräfecten 
und die des Schugvereind für die entlaffenen jugendlichen Gefangenen wetteiferten alljährlich in 
Darlegung der geoßen Vorzüge diefer Haftweife. Die Departements beeilten fi, neue Depar: 
tementalgefängniffe, und ausſchließlich nach dem Zellenſyſtem zu erbauen; alle berichteten in je= 
der Beziehung gleich günftig für das Syflem. Die wenigen Gegner der Iſolirung waren ſtill 
geworben, gegenüber der großen Maffe von Rechtsgelehrten, Gefängnißbeamten und Ärzten, 
welche fi fortwährend für dad Syftem ausſprachen. Da erſchien plöglich, ohne daß irgend⸗ 
jemand etwas davon ahnte, ohne daß man bißjegt eigentlich Flar wüßte warum, am 17. Aug. 
1853 ein minifterielled Umlaufſchreiben an die Präfeeten. &8 hieß darin, die großen Ausgaben 
für die Anwendung der EinzelhMt, und die Unmöglichkeit für die Mehrzahl der Departements, 
hierfür mit ihren alleinigen Mitteln zu forgen, feien die Urſache geweſen, daß die vorgefchriebene 
Trennung ber verſchiedenen gefeglihen Kategorien von Gefangenen nicht überall durchgeführt, 
worden (unter 396 Departementalgefängniffen fel dies, außer in ven Zellengefängniffen, nur 
in 60 geſchehen); „deshalb verzichte die Regierung nun auf die Anwendung diefer Haftweife, 
um die Abtheilungen voneinander zu trennen.” 5%) - 

Das allgemeine Erftaunen, welches dies Umlauffcpreiben in Frankreich hervorrief, wird 
man begreifen, wenn man bie wahre Sadjlage ind Auge faßt. Im Auguft 1852 waren A7 Des 
partementalzellengefängniffe (mit 4850 Zellen) befegt, 45 waren im Bau begriffen und für 
ſechs waren die Riffe in Arbeit; dies zufammen gab weit über 6000 Zellen, alfo Raum für ein 
Drittheil ver in Departementalgefängnifien überhaupt verwahrten Gefangenen. Im Jahre 
1847 waren in Frankreich nur 17 Zellengefängnifle erbaut, und wenn es deren jegt über 60 
find, fo liegt darin der Beweis, daß die Thätigfeit der Departements, wenn unterflügt flatt ges 
hemmt, raſch weitere Zellengefängniffe ind Leben gerufen haben würde. j 

54) Der Tert diefes Umlauffchreibene und eine Beurtheilung beffelben, der twir großentheils folgt 
find, findet ih in Berenger, „De la repression pönale, de ses formes et de ses effets‘’ (Barie 
1355), If, 252— 263. Man vergleiche auch David, „‚Nogle opslysninger om cellesystemet, 
navnlig om dets ofskaffelse i Frankrig‘ (Kopenhagen 1853); Holt, „Cellesystemet opha- 
veise i Frankrige” (Shriftiania 1854); und Ducpetiaux, „Avant-projet de Joi sür le r£gims 
des prisons etc.‘ (Brüfiel 1854), ©. 49. 

Gtaats« Leriton. 11. 45 
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Als Beweis dafür, wie übrigens die Departements, namentlich diejenigen, in welchen Er 
fahrungen über Zellengefängnifle gemacht worden waren, über dies Umlaufſchreiben (meldes 
Niemand zu vertheidigen wagte als Hr. Leon Vidal) urtheilten, möge dienen, road ſich in Paris 
ſelbſt zutrug. Der Departementalrath der Hauptfladt, deſſen Mitglieder von ver Regierung er: 
nannt werben, der alfo einer ſyſtematiſchen Oppofition ſchwerlich beſchuldigt werben kann, pro: 
teſtirte einflimmig und erfuchte ven Präfecten ver Seine und den Polizeipräfeeten, „bie angefan: 
genen Studien in Betreff ver Ausbehnung des Zellenfoftemd über alle Departementalgefäng- 
niffe fortzuſetzen“. Ebenſo ſprach ſich ver Seinepräfect aus, der in Borbeaur und in Paris beide 
Haftſyſteme nebeneinander in Wirkfamleit gefehen hatte; ebenfo Hr. Delangle, erfter Präfibent 
des kaiſerlichen Gerichtshofes in Paris, Senator und Präfldent des Departementalrath3; dieſet 
ſchloß feine Erklärung mit den Worten: „Wir müflen kurz erklären, daß wir fortwährend bie 
Zellenhaft für die einzige halten, welde einen günftigen Einfluß auf den moraliſchen Zuftend 
der Befungenen ausüben kann.“ 

Ahnlich äußerten fi andere Departementalräthe. Nirgends war die Binzelhaft befeitigt. 
Daf einer Oppofition, welche fo entſchieden gegen eine Verfügung der mächtigen Gentralregie: 
zung in Frankreich Heutzutage aufzutreten wagt, eine ungewöhnlich, fefte Überzeugung von ber 
Vorzüglichkeit des bisher verfolgten Weges zu Grunde liegen muß, wird jeber zu würbigen ver: 
ſtehen, der die dortigen Verhältniſſe nur irgend kennt. Einige auswärtige Regierungen, erflaunt 
über die unerwartete Minifterialverfügung , ſchickten Abgeordnete nad) Paris, um bie Urfad 
zu erforfchen; fie konnten Feine genüigenbe entveden. 

Die franzoͤſiſche Regierung felbft ſcheint einzulenfen, wenigftens hat fie einen Ausfhuß zur 
Prüfung mehrerer mit dem Gefängnißwefen innig zufammenhängenven Kragen nievergefet. 
Auch iſt die Zellenhaft in dem Gefängniffe 2a Roquette in Paris, nachdem fie auf ein Jahr be: 
fhränft worden war, wieber in ihrer frühern Ausdehnung hergeftellt worben. Sa, in bem gro: 
Ben Befängniffe, depöt descondamnes, wo fle bisher nicht flatthatte, wird fle ſoeben eingefügt. 

Wenn irgendetwas bie einftimmige Meinung der Sachnerftändigen in Frankreich zu Gun: 
flen der Einzelhaft darlegen Eonnte, fo iſt e8 gerade diefer der weitern Durchführung ver Eingl- 
haft von oben herab gebotene Stillſtand. Er wird nur ein vorübergehenver fein. 

Schweiz. Das Schweigſyſtem und das Claſſiſtcatlonsſyſtem ift nirgends beffer durchgeführt 
worden als in Laufanne, Genf und St.-Ballen. Laufanne ward auf Grundlage der genann: 
ten Hauszucht im Jahre 4827 eröffnet, ſchon 1834 fand man fich genöthige, Für einen großen 
heil der Gefangenen Einzelhaft einzuführen, obgleich das Gebaäude ſich nur ſehr mangeldait 
dazu eignete.58) Der Erfolg war günftig, doch hat die Anftalt unter Häufigem Medjfel der Be: 
amten und unter äußern polltifhen Einflüffen viel gelitten. Von Genf und St.-Gallen war ober 
die Rede. In Genf ward im Jahre 1833 für einzelne Claffen zeitweilige Iſolirung zugefügt.) 
Das neue-Haftgebäube aber, 1843 eröffnet, unterwirft eine große Mehrzahl aller feiner Inſaſſen 
der andauernden Einzelhaft57), worin felbft die legten Jahre, welche fo vieles in Genf über den 
Haufen geworfen haben, nichts änderten. 

Koͤnigreich der Nieverlande. ALS man ſich von der Unwirkſamkeit der bisherigen Haftweiſe 
überzeugt hatte, ging die Regierung zu der Einzelhaft über. Nach mancherlei Vorarbeiten wurde 
den Generalſtaaten ein Entwurf zu einem Strafgefegbuh, in mehre Bücher eingetHeilt, vorge: 
legt, Eines dieſer Bücher des Gefegentwurfs, worin ſich namentfic die auf die Einzelhaft be: 
zügligen Beftimmungen fanden (Cinzelhaft für ale Arten von Gefangenen bis zu funfzefn: 
jähriger Haft), wurde am 14. Juli 4847 angenommen; da ein anderes Buch aber verworfen 
wurbe, fo extheilte die Regierung ihre Zuflimmung überhaupt nicht. Sie ſchritt nunmehr ſtüc 
weife vor. Infolge des Gefeges vom 28. Junt 1851 follen alle Unterſuchungsgefangenen und 
alle zu correctioneller Strafe von hoͤchſtens einem Jahr Verurtheilte der Einzelhaft unter: 
worfen werben (wobei zwei Monate gewöhnlicher einem Monat Einzelhaft gleich gerechnet wer 
den); das Gefeg vom 29. Juni 41854 dehnte viefe Zeit auf das Doppelte aus. 

Die entfpreenden Bauten wurden unternommen. Es finden ſich gegenwärtig 45 Zellen in 
den größern Strafgefängniffen; von den untergeorbneten Gefängniffen find Amſterdam (208 


55) Moreau Ehriftophe, „Aapport sur lesprisonsde l’Angleterre, de l’Ecosse, delaHollande, 
de la Belgique et de la Suisse‘ (Paris 1839). „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, I, 1. 
3.0. Bürth, „Die neueften Fortfchritte u. |. w.”, ©. 235—268. 

56) „‚Iahrbücher der Gefängnißfunde“, II, 47—127. 

57) „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, IX, 103—10, 
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Zelten), Affen (A1), Gronichem (32), Alnıelo (25), Winfhoten (27), Appingadam (27) und 
Utrecht (116) vollſtändig Zellengefängniffe ; in den übrigen find weitere 71 Zellen errichtet 
worben. Andere Zellengefängnifie find im Bau begriffen, jo in Maftricht, und ein Zellenjlügel 
in Herzogenbuſch (mit 76 Zellen). Die Regierung wird ftufenweife weiter fchreiten. 

Wie aus den Jahreöberichten erhellt, find die einzelnen Aufiihtscommiffionen und die Re= 
gierung mit dem Erfolg des Syſtems ſehr zufrieden, ſowol in Bezug auf moralifhe @inwirfung, 
Ordnung in ver Anftalt, als auch in Betreff des Geſundheitszuſtandes. Die Zahl ver Selbft- 
morde in ven Gefängnifien Holland war fehr gering, Geiſteskrankheiten kamen wenig vor (im 
Jahre 1854 deren fieben und diefe alle in gemeinfamer Haft, einer derfelben ward deshalb in die 
Bellen verfegt). Die Sterblichkeit war fehr gering: im Jahre 1854 in den größern Strafge= 
fangniffen 2,96 Broc., in den Sicherheits⸗ und Arrefihäufern 0,8 Proc. ; eine Scheidung der 
Todesfälle in ven Zellengefängniffen und ven übrigen Gefängniffen liegt nicht vor. 

Belgien. Im Jahre 1835 wurde in Belgien ver erfle Verſuch zur Einführung der Zellen⸗ 
Haft mit Erbauung von 36 Zellen an dem Gorrertionshaus in Gent gemacht; fpäter wurden 
64 Zellen an die Strafanftalt von Aloft, und 78 an die von Vilvorden angebaut. Das erfte voll= 
fländige Zellengefängnig warb 1844 in Tongres erbaut, und gegenwärtig beſtehen folgende 
Zellengefängniffe: in Tongres mit 40 Zellen, in Marche mit 20, in Dinant mit 42, in Vers 
vierd mit 77, in Charleroi mit 407, in Gourtray mit 130, in Brüffel (Weiber) mit 103, in 
Brüffel (Männer) mit 143, in Brügge mit 244, in Lüttich mit 257, in Antwerpen mit 315; 
zufammen 1478 Zellen. 

Im Bau begriffen ift das große Centralzuchthaus für 600 Männer in Löwen und das für 
126 weitere Zellen in Brügge. Fertig find alfo im Ganzen 1656 Zellen, und die Vollendung 
weiterer 726 Zellen ift gefichert. Der Generalinfpector ver belgifchen Gefängniſſe, Ducpetiaur, 
hat die Ergebniffe der Zellengefängniffe unter Beifügung der Berichte der Dirertoren mitge— 
theilt. 59), Alle Berichte lauten günftig über alle Punkte, fo namentlic; über ven moralifchen 

uftand, über die Förperliche und geiftige Geſundheit und über die Sterblichkeit ver Gefangenen. 
die Vorzüglichkeit der Einzelhaft beftcht in Belgien kein Zweifel, ihre allmälige vollftäns 
bige Einführung ift geſichert. 

Schweden. In Schweden ward die Gefängnißreform durch die lebendige Theilnahme, welche 
ihr der gegenwärtige König von Schweden noch ald Kronprinz Oskar widmete, weſentlich anges 
regt und befördert. Im Jahre 1840 nämlich veröffentlichte verfelbe feine Schrift „Uber Strafe 
und Strafanftalten” ; ein kurzes Werk, aber gewichtig durch die großartige Auffaflung ver 
Aufgabe der ſtaatlichen Geſellſchaft, durch Mare Schilderung und treifende Kritif.29) Die 
Stände flimmten dem Vorfchlag der Einführung ver Einzelhaft zu. Bon 1856—54 werben in 
47 Stäpten Zellengefängniffe mit 1257 Zellen errichtet. 

Dixestoren, Geiftliche und Ärzte äußern ſich gleich günftig über die Einzelpaft.00) Mit dem 
Bau weiterer Zellengefängniffe wird fortgefahren werden. 

Norwegen. Die norwegifchen Stände haben vorerft nur die Mittel für ein Zellengefängniß 
bewilligt; Mangel an Gelpmitteln hat die Erbauung weiterer Zellengefängniffe bisjetzt verhin⸗ 
dert, doch dürfte demnächſt wol damit vorgefähritten werben. Das pennſylvaniſche Zuchthaus bei 
Chriſtiana ward. im Mai 1851 eröffnet. Bid Ende 4855 waren 1000 Gefangene daſelbſt auf- 
genommen worben, der tägliche Durchſchnittsſtand der Gefangenen war 211; audgetreten find 
778, darunter einer durch Selbſtmord, zwei durch den Tod ; alſo eine Sterblichkeit von 0,8 Proc.; 
es kamen jährlich im Durchſchnitt 92 ſchwere Krankheiten und 23 Disciplinarftrafen vor. Es 
liegen über diefe mit fo außerordentlich günftigem Erfolge gefegnete Anflalt gedruckte Jahres⸗ 
berichte vor, die ebenfo lehrreich als ausführlich und genau find und in diefen Beziehungen von 
keinerlei ähnlichen Berichten übertroffen werben. 1) 

Dänemark. Die Gefege von 1842 und 1846 beftimmen, daß alle Unterfuhungd= und alle 


58) Ducpitiaur, „Avant-projet de loi sur le regime des prisons soumis à la commission 
chargee par l'arröt6 royal du 25 Juin 1853 de preparer la r&vision de la lögislation p6niten- 
Gaire“ (Brüffel 1854), ©. 50—68. 

59) Diefe Schrift Hat zweiiberfegungen ins Deutfche erhalten, von denen bieeine, durch v. Treskow 
bejorgt, im Jahre 1841 in Leipzig (bei Brodhaus) erfaien. R $ 

60) Siehe die ausführlichen Jahresberichte: „‚Styrelsens öfver fängelser och arbetsin-rättin- 
gar i riket underdäniga berättelse om fängvärden.' . 

61) „Beretning om bodsfaengslets virksomhed i Aaret 1851—55" ei): 
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zu höchſtens fünf Jahren verurtheilten Strafgefangenen der Einzelhaft, und bie zu längerer 
Strafhaft Verurtheilten der nächtlichen Bereinzelung mit gemeinfamer Arbeit unterworfen wer: 
den follen. Zufolge des Arreftreglements vom 7.Mai 1846 ging man raſch and Werk und fing 
ſehr verftändigerweife die Reform von unten an. Es find nunmehr 20 Zellenarreſthäuſer nen 
gebaut und die alten faſt ſämmtlich nach dem Syftem der Einzelhaft umgebaut worden. Da ed 
galt, die alten Sflavereien (Karrenftrafe) zu befeitigen, fo warb vor wenigen Jahren bei Hot: 
fens ein auburnſches Strafhaus für diefe Glaffe erbaut. Nach deſſen Beendigung wurde aber 
fogleih (1855) ver Bau eines Zellencorrectiondhaufes für 400 Sträflinge bei Kopenhagen be: 
gonnen, das in 1Y, Jahren wird bezogen werben können. Der Generalinfpector ver Gefäng: 
niffe im Königreich Dänemark, C. N. David, ſchreibt in Betreff.der in Arrefthäufern eingefperr: 
ten Unterfuhungs= und kurzzeitigen Strafgefangenen, daß „über den günftigen Erfolg der @in- 
zelhaft auf Schnelligkeit ver Rechtsverfolgung, Ermittelung der Strafbarfeit und Schutz der De: 
tinirten im ganzen Lande unter Juriften und Nichtjuriſten nur Eine Stimme herrſcht“ 

Die Einwirkung der Zellenhaft bei längerer Strafzeit (bis zu ſechs Jahren) hat in Dänr- 
mark bisher nur in dem feit 1848 befegten Zellenflügel des alten Zuchthauſes in Kopenhagen 
erprobt werben können. Der Erfolg war in diefen acht Sahren fehr günftig, Krankheiten und 
Sierblichkeiten fehr gering, Feine einzige Geiftesftörung, gute Zucht und Ordnung. Die Zahl 
der Widerfacher gegen die Vereinzelung ift fehr zufammengefgmolzen. Man wird ohne Schwie 
tigkeit auf dem betretenen Wege Votföreiten. 

Toscana. In tüchtigen Schriften und auf den Gelehrtencongreffen war namentlich auf in 
Toscana die Brage der Gefängnißreform lebhaft verhandelt worden, und gewichtige Stimmen 
Hatten fi frühzeitig für die Einzelhaft ausgeſprochen, unter ihnen namentlich ver Marqheſe 
Torrigiani.?) Mit großer Energie ging man an die Herftellung einer Eräftigen Zucht und Orb: 
nung in den Gefängniffen. Die Gefangenen wurden ſoviel ald möglich, außer der Zeit beölinter: 
richts und der Arbeit, vereinzelt. Sodann ging man weiter. Mit dem Jahre 1846 trat in 
neued Gefängnißreglement ind Leben. In dem Gorrectionshaus in Florenz, in den Zwangsar: 
beitshaus in Volterra und in der Strafanftalt für weibliche Gefangene in San-@imignaus 
ward bie Einzelhaft eingeführt. Schugvereine und Beſuchgeſellſchaften wurben eingeriätet. Der 
Erfolg war zufriebenftellenb, ſodaß das toscaniſche Strafgefeg vom 31. Mai 1853, welthes 
als Freiheitsſtrafen das ergastolo (für die auf Lebenszeit Verurtheilten), die casa di forza un 
den carcere feftfegt, für alle dieſe Strafen die @inzelhaft ausnahmslos einführte. 62) Nach den 
Angaben des energifchen und unermüblihen Gefängnißinſpectors Veri und nach feinen Ratifi- 
ſchen Iahresberihten®) iſt der Erfolg äußerft zufriedenftellend, Krankheiten und Tobedfäl 
felten, Seelenftörungen nicht vermehrt, die Ruͤckfälle bei ven Männern von 22,4 Proc. auf 
424 Pror. und bei ven Weibern von 25 Proc. auf 15,3 Proc. vermindert. In feinem Lan 
Guropas wird bißjegt fo ausnahmslos und fo confequent die Cinzelhaft ein und durchgefühtn 

Sarbinien, das fo muthig und energifch auf dem Wege ver Reform fortfchreitet, Hatte, zu 
meift unter dem Einfluß des verftorbenen Grafen Petitti di Moreto und des @rafen Pralorme, 
fünf große auburnſche Strafanftalten (in Oneglia, Aleffandria, Pallanza und Turin) für 18% 
Gefangene erbauen laſſen. Nächtliche Vereinzelung, bei Tage gemeinfame Arbeit unter Rrengen 
Gebot des Stillſchweigens, ſcharfe Auffiht, zweckmäßige Arbeit, gute Koft, tägliche Bewegung 
im Freien, Belohnungen — nichts ward gefpart, um dem Syflem Erfolg zu fühern. Aber— 
wie der Generalinfpector der ſardiniſchen Gefängniffe, Ritter Begezzi-Ruscalla, ſchreibt — der 
Verſuch (von zehn und mehr Jahren) war ein unfruchtbarer, das Stillſchweigen wird nicht gr 
Halten, der Verkehr wird nicht aufgehoben, wenn auch äußerliche Ordnung herrſcht umb bie Ar: 
beit befriedigende Refultate liefert; Beflerung wird nicht erzielt, Die Sterblichkeit iſt ſeht hoch) 


62) Torrigiani, „‚Tre dissertazione lette all’ accademia economico-agraria etc. sul dhitto di 
punire applicato come mezzo di repressione 8 correzione” ($lorenz 1841). br 

63) „Codice penale pel grunducato di Toscana.“ — „Regolamento fondamentale degli + 
bilimenti penali, 2 giugno 1853.” 

64) Carlo Peri, Notizie sulla riforma delle prigioni in Toscana corredate di tutti i regol- 
menti ed ordini olla medesima relativi etc. fino all’ anno 1850‘ (Wloreny 1850). „‚Rapporto ⸗ 
statistica carceraria del soprintendente generale delli stabilimenti penitenziari di Toscana pt! 
Yanno 1850' (1851). h 

65) In den auburnfchen Gefängniſſen von Meffandria 65 Todesfälle auf 483 Gefangen, IR 
Opeglia 38 auf 484, in Pallanza (mit Cholera) 47 auf 157; in ben Steffficationegefäng, fen vor 
Satız 0 2 —— auf 329 Gefangene, in Foſſano Il auf 118, in Gavi 15 auf 126; im Mibert 
ville au D 
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Die Regierung verläßt daher died Syſtem und geht zur Einzelhaft über, wird Zellengefängniffe 
bauen (zunächft zwei in Turin für 800 und für 400 Gefangene und eins in Genua für 600 Un⸗ 
terfuhungsgefangene und Sträflinge unter zwei Jahren) und demnächſt den Kammern ein dar- 
auf bezũgliches Geſetz vorlegen. 6) 

(Au in Holſtein wurde bereits in Glückſtadt ein Zellengefängniß für Einzelhaft erbaut. 

Gbenfo bewirkte neuerlich in Korfu der Gefängnißdirector Cozziris wegen verderblicher 
Wirkung der gemeinſchaftlichen Haft die Erbauung eines Zellengefängniſſes [Mittermaier, 
„Befängnißverbeflerung” , 1858, ©. 6 u. 30]. 

Im bairischen Gefepgebungsausfguß von 1856 —57 jlegte die Überzeugung für das Zellen⸗ 
ſyſtem [ſ. ven Bericht, ©.97]. Das Lobpreiſen der Obermaier'ſchen Anſtalt vom Landtage von 
4846 war völlig verſtummt. Der Minifter wußte dem Zellengefängniß nur die großen Koſten 
der Neubauten für die 4000 bairifchen Sträflinge entgegenzuftellen, die acht Millionen betragen 
würben. In den Verhandlungen erklärten die ehrenwertheften Männer [S.104—103], daß 
es Zeit fei, aud dem Jammer des gegenwärtigen Gefängnißweſens herauszukommen, dag man 
von ven Oefängnißdirectoren erfahre, daß fie nicht im Stande feien auch nur Einen Sträf- 
ling zu beſſern, daß das Syſtem ver Aufpaffer die verderblichſten Wirkungen habe, und daß die 
Criminalſtatiſtik eine übergroße Zahl von Rückfällen nachwieſe [diefe Foften dod wol auch dem 
Staat einige Millionen, und den Bürgern viele Millionen und noch mehr an verlorener Si— 
cherheit!]. 

In Frankfurt beſchloß auf ven gründlichen Ausſchußbericht von Varrentrapp der Geſetzge⸗ 
bende Koͤrver ein Zellengefängniß für 196 Männer und 46 Weiber nach dem Vorbilde von 
Brudfal.) 

Nordamerika. Große Staatäftrafgefängnifle jind in ven legten zwei Jahrzehnden kaum er= 
baut worden. Yür bie großen Staatöftrafanftalten find die verfhienenen Staaten dem von ihnen 
eingeführten Syftem treu geblieben, fowol dem Bennfylvanifchen als dem Auburnſchen. Für die 
kleinern Gefängniffe aber, welche vorzugsweiſe zur Aufnahme kurzzeitiger Strafgefangenen und 
der Unterfuchungögefangenen dienen, haben viele Graffchaften auch folder Staaten, welche aus 
burnſche Staatöftrafanftalten befigen, in der legten Zeit die Einzelhaft zu Grunde gelegt, fo na⸗ 
mentlich aud im Staate Neuyork felbft. 

In ven Gefängniffen beider Syſteme ift ferner in der legten Zeit, wie e8 ſcheint, die Haus: 
orbnung weniger ſchroff vurchgeführt worden. 

Seit vielen Jahrzehnden beftanden zwei Gefängnißgefellfhaften in Philadelphia und in 
Bofton, melde großen Einfluß auf die Öffentliche Meinung übten, die legtere namentlich durch 
ihre ausführlichen Jahresberichte. Die erftere hing dem Pennfylvanifhen Syftem an, die legtere 
vertrat dad Auburnſche mit großer Heftigkeit. Seitdem jevod in Bofton felbft Männer wie 
Dr. Howe, wie der ausgezeichnete Staatsmann Charles Summer, der große Schulreforntator 
Horace Mann und Andere nicht nur gegen bie Art, wie die Berichte verfaßt wurben, fondern 
überhaupt gegen die gemeinjame Einfperrung und für die Einzelhaft auftraten, Hat ſich dort eine 
weſentliche Spaltung der Anfichten fund gegeben. Mittlerweile hat ſich auch in Neuyorf eine 
Gefänguißgeſellſchaft gebildet , welche jich weniger die Vertretung eines fpeciellen Haftſyſtems 
als Sammlung aller auf dad Gefängnipwefen bezüglihen Materialien und Verbreitung richti— 
ger Kenntniffe darüber zur Aufgabe geftellt und demzufolge werthvolle Jahreöberichte herausge⸗ 
geben Hat. Die Meinung in Bennfyloanien und im Schoos der dortigen Gefängnißgefellfhaft 
iſt der Einzelhaft unverändert günftig geblieben. Iſt dad Strafhaus zu Philadelphia auch kei⸗ 
neswegs das vollfommenfte, namentlich auch nicht in feiner Bauart, fo bleibt e8 doch immer in 
mancher Beziehung dad wichtigfte Zellenftrafhaus, zumal deshalb, weil die feit 27 Jahren dort 
eingeführte Einzelhaft daſelbſt auf eine große Zahl von Gefangenen während langer 
(8,10 — 12) Jahre angewendet worden ift, und weil, je länger diefe Hauszucht dort in Kraft iſt, 
die Infpectoren und Beamten um ſo entſchiedener für dieſelbe ſich ausſprechen. 

VII. Über vie Einrihtung der Einzelhaft. Unfer Artikel will nur die Gefäng- 
nißeinrichtung für die zu befttafenden Verbrecher behandeln, nicht Wohlthätigkeits- und bloße 
Erziehungs- und Berpflegungsanftalten, etwa für verwahrlofte Rinder u. ſ. iv. Auch die Ge= 
fängniffe für bloße Interfugungdgefangene können nur kurz erwähnt werben. In Bes 
ziehung auf die legtern fobert natuͤrlich Recht, Humanität und Politik gänzlihe Trennung 


66) Ein Sieh vom 21. Juli 1857 bewilligt einftweilen die Summen zur Erbauang von Zellenges 
fängaifen für die Unterfuchungsgefangenen und bie, welche nur auf ein Jahr verurtheilt find. 
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von den Strafgefängniffen. Aber allgemein erkennt man jept an, daß auch die Trennung der 
einzelnen Unterfuhungögefangenen voneinander ober die Einzelhaft geboten ift, um er: 
derbniß, Erſchwerung der Entderfung der Wahrheit und unerlaubte Kränfung der Unterfu: 
chungsgefangenen zu verhindern. Überhaupt ift für fie ftreng der Grundfag feftzuhalten, daf 
ihnen durchaus keinerlei Befchränkung, Entbehrung oder Verlegung zugefügt werben darf, 
welche ſich nicht als unvermeidlich varftellt, um die Flucht des Angeſchuidigten zu verhindern, 
Der Angeſchuldigte wird Unterfuhungsgefangener, nicht, weil man weiß, daß er Unreät ge: 
than und irgendein uͤbel verdient hat, fondern weil man es nicht weiß, und weil der Staat bie 
Öffentliche Sicherheit nicht glaubt erhalten zu können, ohne daß feine Bürger in gejeglid be: 
flimmten ſchweren Fällen der Verdächtigung wegen ſchwerer re, im Intereffe vesöffent: 
lihen Wohls eine vorübergehende Einbuße Ihrer Freiheit ſich gefallen laſſen. Die Orreätig: 
keit aber fobert eigentlich, daß fle, wenn fie freigeſprochen werben, ebenfo eine Entfchädigung 
aus Staatömitteln, wenigſtens für ihren als Vermoͤgenswerth ſchätzbaren Freiheitsverluſt er: 
Halten, wie die Befiger des viel geringern Nechts an einem Acker entſchädigt werden, wenn fie 
ihn für öffentliches Wohl abtreten müffen. Ebenſo kann nur eine kaum begreifliche Roheit heut: 
fer Juriſten und Beamten die Ungerechtigkeit rechtfertigen wollen, daß man den Verurtheilten 
nicht jede Unterfugungshaft am Strafurtheil abrechnet, die er nicht ſelbſt durch eine beſondere 
Verſchuldung nothwendig machte, zu welcher legtern aber natürlich nicht gehört, wenn ver 
Angeklagte leugnet, d. h. nicht felbft feinen Anfläger macht. Bekannt ift es übrigens, daß bie 
Entſchädigung für die unſchuldig erbuldete Unteriuhungshaft aud) nad) den Brunpfägen bed 
römifchen, des frühern deutſchen und des englifchen Criminalproceſſes und noch in der beutfihen 
peinlichen Gerichtsordnung begründet if. Die Privatanklagen bilveten damals die Regel. Da 
aber die Privatankläger um das Öffentliche Wohl ſich verdient machten, fo wäre eine Statt 
entſchãdigungspflicht jegt noch viel beffer begründet. Vollends aber darf doch bie bisjegt meift 
vorenthaltene Schuld des Staats nicht noch durch irgendeine nicht abfolut notwendige Ver: 
mehrung des Gefängnipleitens der Angeklagten vergrößert werden. Die Zulaffung von frei 
willigen Befuchen, von Angehörigen und Freunden und Vertheivigern muß hier, mo fogar tie 
drückende Einfamkeit nit wie in ber pennſylvaniſchen Strafhaft durch amtliche Beſuche ge: 
milbert wird, und felbft bei Unſchuldigen dur die Kränfungen und Gefahren einer Criminal: 
inquifition fehr gefteigert werben kann, deutlich anerkannt fein; ebenfo die Freiheit zu leſen, 
ober für eigenen Vortheil diefed oder jenes zu arbeiten ober auch nicht zu arbeiten. Es muß in 
jeber Weife das an fi ungerechte, jedenfalls ſchwere Unglück einer Unterfuhungshaft gemins 
dert werben. Noch immer aber bleibt hier unfere Gefeggebung, noch viel mehr aber die mangel: 
- hafte Broceß: und Gefängnißeinrihtung und die Roheit vieler Behörden weit Hinter Dem zurüd, 
was die an fi völlig unbeftreitbaren Grundfäge nicht blos der Humanität, fondern ber ſtren⸗ 
gen Gerechtigkeit und wahrer gebildeten Rechts- und Freiheitsachtung foderten. Nicht ohne 
Berauern muß der Deutſche auch noch 1858 in den deutſchen und europäifchen Zeitungen 
wenigftens aus Sachſen und Mecklenburg Berichte Iefen, daß Grintinalprocefle und Unter: 
ſuchungshafte noch beinahe Jahrzehnde dauern, und dieſes fogar in ſolchen Fällen, in melden 
großmüthige Regierungen anderwaͤrts rühmlichſt alsbaldige Gnade walten ließen, rühmliä 
fagen wir und zugleich in hohem Grade ſtaatskiug. Denn flets iſt es weiſe, nicht allzu auf: 
regend daran zu erinnern, wie vielfach politifhe Vergehen durch Öffentliches Unrecht mit erzeugt 
werben. Gewißlich in politiſchen Proceſſen, in welden vorzugẽweiſe die Regierung als Partei 
erſcheint, follte das Bewußtſein nicht verleugnet werden, daß wir alle Gnade bepürfen. 

Nach den obigen Gefihtöpunften ftimmten denn aud) die „Verhandlungen der erften Ber: 
fanımlung für Gefängnigreform” (Brankfurt, 1847, S. 110) und im Wefentlichen aud alle 
Gefegentwürfe und Ausfchußberichte geſetzgebender Körperfchaften dem Antrag bed Hrn. Ardit 
(Dirigent der Oefängnipabtheilung im franzoͤſiſchen Minifterum des Innern) bei, welchen et 
in dem erwähnten Pönitentiarcongreß folgendermaßen ausſprach: „Die Einzelgaft in ihrn 
Anwendung auf Angeklagte ift weit weniger eine Zwangsmafiregel, als vielmehr ein Schnh⸗ 
mittel. Den Angeklagten das gemeinſchaftiiche Leben aufzwingen, Heißt oft ihrem eigenen Bil: 
len Zwang anthun, Heißt in allen Fällen ihnen eine Gefellſchaft aufnöthigen, welche fie demb: 
thigen, beſchimpfen, verberben kann. Handelt e8 ſich aber von einen bereits verdorbenen, übel: 
berüdtigten, gebrandmarkten Menſchen, von einem rückfälligen Verbrecher, fo befichlt ein noch 
mächtigerer Beweggrund als fein eigener Wille, ihn gänzlich getrennt von ven übrigen Gefau⸗ 
genen zu halten; denn man darf ihm nicht die Freiheit laflen, Andern feine Ververbtheit mitzu⸗ 
teilen. Die gerichtliche Unterfuhung, die Erforſchung der Wahrheit kaun bei diefem die Sin 
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tigkeit [hügenden Syſtem nur gewinnen. Die Angeklagten können ih nun nicht mehr über 
Zügen verftändigen und ji Rathſchlaͤge geben, um die Hechtöpflege irre zu leiten. Aber nach 
dem Berhör und wenn ber Richter feine Gefahr mehr dabei fieht, können die wegen beflelben 
Verbrechens Angeſchuldigten, wenn jle es beiverfeitig verlangen, ſich untereinander fehen, um 
über ihre Vertheivigung ſich zu verflänbigen. Es iſt das ein heiliges Melt, deſſen fie ohne bie 
größte Unbilligkeit nicht beraubt werben Eönnen. Übrigens werben ven Gefangenen alle mit ver 
Ordnung und Sicherheit verträgliche Erleichterungen geftattet. Man darf nicht aus ven Augen 
verlieren, daß fie noch für unſchuldig gelten, und daß, wenn die Rechtöpflege ein anderes Mittel 
als das Gefängniß hätte, um fie in Bereich des Richters feſtzuhalten, fie diefelben nicht ihrer 
Familie und ihren Gefchäften entreißen würde. Sie opfern für ven Augenblid ihre Freiheit 
einer faatlihen Nothwendigkeit, daher muß der Staat und bie @efellfchaft ihr Schickſal moͤglichſt 
erleichtern. Daher dürfen fie öfter den Beſuch ihrer Verwandten und Freunde empfangen, ſich 
Speifen von Haufe kommen laflen, fid) befehäftigen und wenigſtens eine Stunde täglich in 
freier Luft ergehen. Kurz, das Zellenſyſtem für die Angefculvigten befteht einzig und allein in 
ihrer Vereinzelung unter einer milden, fhügenden, wohlwollenden Aufficht, welde feinen an⸗ 
dern Zwed hat, als fie im Bereich des Nichters feſtzuhalien, bis dieſer fein Urtheil geſprochen.“ 

Diefen Grunpfägen wird wol Jedermann zuſtimmen, und wenn man die gefeglichen 
Beſtimmungen, wie man fie in ven Gefegentwürfen für Belgien und Frankreich, und in 
der Abflimmung ber franffurter Verfammlung für Gefängnißreform präcifirt findet, beady= 
tet, wird eine andere Meinung wol kaum möglich fein. Alle Geſehentwürfe, alle Aus: 
ſchußberichte gefeggebenver Körperfhaften maren einftimmig für die Anwendung der Einzel- 
haft auf die Unterfuhungsgefangenen. Der darauf bezügliche Artikel ward von dem franffur- 
ter Gefängnifcongreß einftimmig angenommen. Auch Staaten, welche dad Zellenfoftem für 
ihre Strafhäufer nicht angenommen haben, zögern nicht, e8 ausnahmlos für die Unterfuhungs= 
haft einzuführen. Dänemark hat feine Gefängnifreform damit begonnen, daß es zuerft Vor⸗ 
kehrung traf, alle Unterfuchungsgefangenen und zu Furzzeitiger Haft Verurtheilten zu verein⸗ 
zeln; nachdem diefe fihere Grundlage gelegt, wird es fortfchreiten mit der Reform ber Straf- 
häufer. 

In Beziehung auf die verſchiedenen Glaffen der Strafgefangenen hat man bis: 
her, theils aus Scheu vor den Koften der erften ſchwierigen Einrichtung und Neubauten, theild 
aus Üibertrichener Furcht vor etwaigen nadhtheiligen Wirkungen der Ginzelhaft, diefelbe allzu 
ſehr beſchränkt. Allerdings muß die Einzelhaft entweder nicht eintreten, ober fie muß, wo fie 
Thon ftattfand, wieder aufhören bei allen in dem Grade Gebrechlichen, daß fie an der Betreibung 
eine8 Gewerbes verhindert oder fortwährend auf die Unterftügung anderer Menſchen angewie= 
fen find. Hierhin gehören Krüppel, Epileptifche, fehr Schwerhörige, Halbblinve, Halbfimple, 
oder Halbe Kretinen, ferner ſehr Hochbetagte, etwa Siebzigjährige, bei melden auch Verderbniß 
Anderer weniger zu fürchten, eigene fernere Befferung wenig zu bewirken ift. 

Auch bei den nur zu kurzen und geringern Befängnißftrafen Verurtheilten ſcheut 
man ſich gewoͤhnlich die Einzelhaft und ihre vollftändigere Einrichtung eintreten zu laffen. Aber 
auch unter ihnen finden fih natürlich viele moralifch Verderbte, und fehr richtig fagt Varren⸗ 
trapp (a. a.D., ©. 90): „Schön ein einziger gut geſchulter Verbrecher kann in wenigen Ta⸗ 
gen, ja, wir behaupten aus gemachten Erfahrungen, in noch kürzerer Zeit für Andere, nament= 
lich Züngere, die größte Gefahr bringen. Der Staat hat aber nicht dad Recht, einem Strafges 
fangenen, zumal einem folden, ber vielleicht zum erften mal wegen eines leichten Vergehend be= 
ſtraft wurde, die andauernde Gegenwart moraliſch tief unter ihm flehenber Verbrecher aufzus 
dringen, und der Staat handelt fehr unklug und unmoralif, wenn er ſolche Gefahr, wo er 
die Macht dazu Hat, nicht unbedingt abſchneidet.“ Auch vermindert ſich die Härte der Einzel- 
haft durch die dem Verurtheilten bekannte kurze Dauer derfelben. 

Jugendliche Verbrecher follten der Regel nad in Rettungshäufer gebracht werben, 
in welchen der Geſichtspunkt ver Erziehung auf eine verflänbige Weife durchgeführt wird. 
Während ver Zeit aber, welche fie im Gefängniß zubringen, if auch für fie vie Cinzelhaft wohl⸗ 
thätig, wie bie fehzehnjägrigen überaus günftigen Erfahrungen ver Anftalt La Roquette in 
Paris beweifen. 

Die Weiber von der Einzelhaft auszunehmen, liegt, wie auch Varrentrapp (a. a.D.) 
ausfpriät, fein Grund vor. Da fie mehr als die Männer an ſitzende Lebensweife gewöhnt find, 
werben fie die Cinzelhaft iin Ganzen eher beffer, jedenfalls ebenfo gut als die Männer ertragen. 
Die berühmte Miß Frei erklärt ſich ebenfalls mit Energie für die Einzelhaft der Frauen. 
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Das, was fonft noch über die Ausführung der Einzelhaft zu fagen iſt, ergibt ſich am bein 
durch die Mittheilung des im Jahre 1845 in Baden zwifchen der Regierung und ven Ständen ' 
vereinbarten Geſetzes über das Zuchthaus in Bruchſal, welchem aud die von Barrentrapp in 
den Anlagen 2 biö 7 mitgetheilten Gefegentwürfe und Geſetze von Frankreich, Belgien, von den 
Niederlanden, von Rorivegen, von Toscana, fowie die von Frankfurt und Würtemberg vielfah 
entfprechen. Jenes Geſetz, welchem wir im Weſentlichen die Bemerkungen unſers Berichtt an 
fügen, lautet: 

„1. Die gei rfonen männli erfannte ansftrafe ift Fünftig, fo weit es 
der Ba des —E nen Pr Freien sr reg . * im Fer [3:7 
gelegten Befchränkungen bergeftalt zu vollziehen, daß jeber Sträfling in eine befondere Zelle gebradt 
und hier bei Tag und Nacht außer einſchaft mit andern Sträflingen gehalten wird. 

Man wollte zuerft ven Verſuch ver Einzelhaft num bei ven ſchweren Gefängniß⸗ ober des 
Zuchthausſtrafen für Männer machen. Wohl ift zu hoffen, daß die badiſche Regierung, dit in 
diefer wie in andern Reformen rühmlich voranfhritt, nun, da ſich diefelbe fo fehr bewährte, bie: 
felbe vet bald weiter ausdehnen wird, ſobald es bei den großen Koflen der neuen Erbauung 
von paflenden Gebäuden irgend möglich iſt. 

$. 2. Die Sträflinge werben mit Ausnahme ber Souns und Feiertage Befehäftigt. 

Sie — ſowen fie deſſen noch bebürfen, Unterricht in einem Gewerbe und in den Gegenſtaͤnden 
be in ben Vollsſchulen gelehrt werben. 

Die Art. 2 bis A und 12 bis 15 beweiſen hinlänglich, wie völlig entfernt Die badiſche Ge⸗ 
feggebung davon war, die Einzelhaft, die nur die ſchlechte Geſellſchaft entfernen foll, in 
eine Ifolirung des Sträflings zu verwandeln. Sie wollte ihm vielmehr ſoviel möglich gute, 
Hülfreihe und mohlthätige Gefellfhaft begründen, viefelbe nady den Worten bes verbienten 
hollänpifchen Menſchenfreundes zu „einem Syſtem der guten Geſellſchaft“ machen. Sie bewei⸗ 
fen ferner, wie weit ſie entfernt war durch unnoͤthige Peinigungen, durch eine allzu magere Kofl, 
und vollends durch bie fpäter öfter eingetretene widernatürliche Verbindung befonderd im 
Strafurtheil ausgeſprochener Beinigungen der Hungerfoft und des Dunkelarreſtes mit der Ge⸗ 
fängnißftrafe, die Geſundheit und friſche Kraft und günftige Stimmung des Sträflings für bie 
Beflerung zu gefährven. Zwar hat man folden humanen gefeglichen Beftimmungen hier und da 
etwas oh entgegengefegt: bei Todesſtrafe forge man ja auch nicht für bie Geſundheit des Straf⸗ 
ling, und man müffe vor allem die Sicherung ver Geſellſchaft mehr als Die der Verbrecher be: 
günftigen. Aber wir wollten nicht inhuman, wir wollten vor allem nicht ungerecht fein und nit 
mehr und andere Strafühel zufügen als verbient war und dad Gefeg wollte. Diefes gefhähe je 
aber doch jedenfalls, wenn wir da, mo dad Geſetz blos Befängniß, vielleicht bald beendigte &: 
fängnißftrafe beftimmte, diefe Strafe durch ven Vollzug in Tobeöftrafe, in lebenslängliche Kör: 
per⸗ und Geiſteskrankheit verwandeln wollten. Zwar mögen nun allervingd viele Punkte der 
Regulirung durch Regierungs= oder Vollzugsverordnungen überlafien bleiben. Allein vie Be: 
fimmung gewiffer abfolut wefentliher Punkte einer fo beveutungsvollen und bei ungerigneter 
Einrichtung für ven einfam Verhafteten vielleicht fehr gefährlichen, ja graufamen Strafe, wit 
das neue Trennungsſyſtem ift, war nöthig. Es erlaubte ſchon das Gewiſſen der Theilnehmer 
an der Geſetzgebung nicht, fie ohne die allerweſentlichſten Grundbedingungen einer humanen 
gerechten Durchführung zu befchließen. Wir Haben: ung dabei im Vertrauen auf die Humanis 
tät unferer Regierung und die aud) ven einzelnen Staatöhürgern mögliche Bewirfung ber Gons 
trole, auf die der Stände und in Hinficht auf die Öffentlichkeit fier in den moͤglichſt engen 
Grenzen gehalten. In Amerika beftehen für jede Strafanftalt ganz ausführliche Staatögelet, 
und ver berühmte Livingfton hat felbft ein foldes von mehr ald 300 Artikeln entworfen. 

Wefentlih ſchien nun vor allem vie in diefem Artikel entbaltene Beflimmung über die 
Wohlthat der Arbeitögeftattung und des geiftigen und gewerblichen Unterrichts. Dieſes Rad 
zugleich Grundlagen ver Beflerung und eines jpätern ehrlichen Erwerbs. 

$. 3. Jeder Sträfling wird in feiner Zelle täglich wenigfiens ſechsmal befucht. 

Es werden hierbei bie Befuche der Werfmeifter, der Auficher, gleich jenen ver Geiftlichen, ber Mrz, 
Xehrer, der Directionsmitglieder, ber Inſpectoren, der Belaunten und Berwandten bes Sträflinge md 
anderer Berfonen, wel: utritt erhalten, mit in Rechnung gebracht. Beſuche von Perfonen, vie nicht 
bei der Anftalt angeflellt find, noch ſonſt im öffentlichen Intereffe zum Befuche derfelben die Ermädti: 
gung erhalten, kann ſich der Sträfling verbitten. ; 

Manche Geſetze pennſylvaniſcher Anftalten fodern wenigſtens zehn Veſuche. Es ſchien nicht 
noͤthig und unter Umſtänden für bie Öffentlichen Beamten zu läftig, für jeden Tag mehr Ber 
ſuche als ſechs, alle genannten einbegriffen, zur abfoluten gefeglichen Bebingung zu machen 
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Bekanntlich hat gerade die abſolute Einſamkeit, die man jetzt allgemein verwirft, die Geiſtes⸗ 
krankheiten bei der frühern philadelphiſchen Einrichtung erzeugt. Wenn, wie wir hoffen, nach 
dem amerikaniſchen und engliſchen Beiſpiele Die Zahl der Inſpectoren und Mitglieder des Auf— 
ſichtsrathes ausgedehnter wird und namentlich auf beſtimmte Zeit achtbare Bürger hinzutreten 
(1. $. 12), fo glauben wir auch, daß die heilſamen Beſuche und der troͤſtende, belehrende und 
beſſernde Zuſpruch bei venfelben fich werben erwarten laſſen. 

Daß der Gefangene ven Beſuch fremder Berfonen, wenn er fürchtet, von ihnen als Gegen= 
fland bloßer Neugierde misbraucht oder font unnoͤthig beläftigt zu werben, fidh verbitten kann, 
iſt fiiher eine Boberung ver Humanität und Gerechtigkeit. Und es ift nicht zu beforgen, daß er 
in feiner Cinſamkeit durch den Gebrauch dieſes Rechts irgendeine Störung werde begründen. 

Natürlich ift e8, daß, wenn Verwandte ober fonft Perſonen, die nicht vermöge ihrer öffent: 
lichen Pfliht und Berehtigung den Gefangenen beſuchen, einen Beſuch zu machen wünſchen, 
zunãchſt der Director darüber zu entſcheiden hat, ob ein folder Beſuch unſchädlich, alfo zuläſſig 
fei. Ebenſo gewiß aber ift e8, daß ber Gefangene wegen ber vielleicht unnöthigen und unbillis 
gen Berfagung des im allgemeinen ihm geſehlich zugeftandenen Rechts Beſchwerde und Bes 
rufung, und zwar zunächſt an ven Auffichtörath einlegen kann. 

Alle amerikaniſchen Gefege über pennſylvaniſche Strafanftalten nehmen ausdrücklich auch 
noch eine doppelte Beftinnmung auf, nämlih: 1) Das ausprüdlihe Recht, zum Theil auch vie 
Pflicht für eine große Anzahl von Perfonen, die Gefangenen zu befuchen, wie die Mitgliever 
des Obergerihts, die Bolkövertreter. Namentlich verpflichten fie die Infpertoren nad einem 
— Turnus, Arzte Geiſtliche und den Director aber täglich einmal die Gefangenen 
zu beſuchen. 

2) Sodann beſtimmen fie regelmäßig ausdrücklich, daß die Inſpectoren und jene höhern 
Magiſtratsperſonen die Gefangenen allein ohne Gegenwart des Directors und der Aufſeher 
beſuchen und ſprechen, fofern fie e8 nicht ſelbſt anders wünſchen, damit der Gefangene ohne 
Scheu vor ſolchen Perfonen, in deren Gewalt täglich fein ganzes Schidfal fteht, feine Beſchwer⸗ 
den vorbringen kann. 

Diefe doppelte Beftimmung Hält auch der vortreffliche Livingſton für durchaus nöthig. 
Heilfam wären fie jedenfalls, wenn man aud hoffen will, daß in ver Regel die Beamten fie 
auch ohne Geſetz befolgen werben. 

$.4. Jeder Sträfling darf täglich wenigſtens eine halte Stunde in einem dazu beflimmten Raume 
im Freien fi Bewegung machen. 

In ber zur Erholung beftimmten Zeit ift dem Sträfling geftattet, ſich auch mit Lefen oder auf eine 
andere mit der Hansorbnung —— Weiſe zu befehäftigen. Bon Zeit zu Zeit Tann er audy, foweit 
es für den Strafzweck unnachtheilig if, an Freunde und Verwandte Briefe ſchreiben ober folche von 
denjelben empfangen. 


Die Beftimmungen dieſes Artikels find ficher fehr große und fehr humane, aber auch fehr 
nothwendige Milverungen. Wir hoffen, daß es möglich, fein wird, die Spaziergänge zu ver= 
längern. Bei ver philavelphifchen Einrichtung mit befondern Höfchen für jede Zelle war na= 
türlich die Zeit ausgedehnter, und der Gefangene konnte aud in feinem Höfchen arbeiten. Aber 
die. Hoͤfchen laſſen fi mit den hoͤhern Stockwerken nicht verbinden, und fie find zu flein, zu wenig 
luftig und fonnig. Deshalb zogen wir größere Höfe vor, in welchen ſich die Befangenen ein= 
zeln beffer ergehen können. Gern wird man dann die Spazierzeit verlängern, wenn die Räume 
mit der Zeit ausreichen, alle einzeln ihren Spaziergang machen zu laffen. 

Ganz befonders wichtig aber wird ed fein, daß die Regierung und die Verwaltung auch da⸗ 
für forgen, daß die Sträflinge, wenigſtens diejenigen, welche nicht ſchon durch ihre Arbeiten 
ftärfere körperliche Anftrengung zu machen haben, auf irgendeine Weife, ähnlich wie in den 
befleen amerikaniſchen und englifchen Anftalten, zeitweife Gelegenheit haben, ihre Musfelktäfte 
zu üben. Diefes wohlthätige Gleichgewicht fügt die Körperliche und geiftige Geſundheit. 

Unſchädliche und nügliche Lectüͤre iſt ebenfalls hoͤchſt wichtig für ven Gefangenen. Uber bie 
sup der Unſchädlichkeit wird zunächſt vorbehaltlich etwaigen Beſchwerderechts und der Gon= 
trolẽ des Auffichtörath8 der Geiftliche zu entſcheiden haben. 

Ein nicht minder wichtiges Recht iſt dad der Correſpondenz mit Verwandten, damit die 
Bamilienbande nit beinahe zerriffen und der Gefangene in feinen theuerften und unſchuldig⸗ 
Ren Gefühlen nicht verlegt werbe. Freilich wird vorbehaltlich höherer Eontrole dem Director 
das Recht eingeräumt werden müffen, der Sicherheit der Anftalt oder der Beflerung des Ver: 
brechers ſchädliche Correſpondenzen zu verhindern. In amerifanifhen Anftalten verbietet man 
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häufig dad Empfangen von Briefen, weil man überhaupt den Sträfling nichts von den gegen: 
wärtigen Vorgängen der Außenwelt will wiffen laſſen. Wir halten dieſes im Allgemeinen fir 
eine unnöthige Härte. i 
$. 5. Die völlige Abſonderung darf die Daner von ſechs Jahren nicht überfteigen. Haben Sträflinge 
eine längere Strafzeit zu erſtehen, fo ift ihre völlige Abionderung auf ſechs Jahre beichränft, es wäre 
denn, daß fie die Fortdauer berfelben ausdrüdlich verlangen. Ohne ſolches Verlangen findet die vallige 
Abfonderung auch nicht gegen Sträflinge ſtatt, welche in das fiehzigfte Lchensjahr eingetreten find. 

Wir Hielten 1845 eine längere Einzelhaft in Beziehung auf die Geſundheit noch bevenflig. 
Doch haben weitere Erfahrungen dieſe Bedenklichkeiten großentheilß beilegt. Zu dieſen Erfah 
rungen kann man aud die rechnen, daß in Baden die Mehrzahl der Sträflinge, welche nah 
ſechs Jahren vie Wahl erhielten, in Gemeinſchaft zu treten, die Einzelhaft vorzog. Barren: 
trapp fagt elf Jahre fpäter über viefen Punkt (a. a. O., ©. 91): Nach grünvliger umd, wie 
wir glauben, unbefangener. Prüfung des heute vorliegenden Materiald halten wir eine fang: 
jährige Einzelhaft in feiner Richtung für nadhtheiliger als eine langjährige gemeinſchaftliche 
‚Haft, weder für die Eörperliche noch für die geiftige Geſundheit. Für legtere lautet vie Erfah: 
zung jeden Gefängniffes nad) Bennfylvanifhem wie nad) Auburnfhen Syſtem, daß die Gefahr 
weſentlich in der erften Zeit droht, und daß nad) Ablauf des zweiten Jahres verhältnißmäßig 
wenige Geifteöfrankheiten entftehen. Es begreift ſich dies leicht: 

„Wofern der Sträjling nicht durch häufige Rückfälle verhärtet, oder von Natur ziemlid 
unempfindlich ift, bringt die Gerichtshandlung, bei welcher feine Freiheit und zuweilen fein Le: 
ben auf dem Spiele ftehen, eine gewaltige Erſchũtterung in ihm hervor. Der angftvollen Span: 
nung auf das Urtheil folgt die größte Nievergefchlagenheit, ſobald alle Täufhungen und Hoff: 
nungen zerrinnen. Allmälig aber richtet ficy fein Lebensmuth auf, fein Kopf beruhigt ſich, er 
gewöhnt fih durch regelmäßige Beihäftigung an feine Einfamfeit, und die Mannichialtigkeir 
ber ihm auferlegten Pflichten macht die Erfüllung verfelben leicht und vermindert ihre Käfig: 
feit. Die Dauer der Haft kann lange fein, ohne daß ſchlimme Kolgen entftehen.” 67) 

Die Erfahrung hat hinreichend dargethan, daß Gefangene Jahrfünfte und Jahrzehnde in 
Ginzelhaft zubringen Eönnen, ohne an ihrer körperlichen und geifligen Geſundheit irgend be: 
ſchädigt zu werben, jevenfalld nicht mehr als bei gleicher Dauer gemeinſchaftlicher Haft. Es iſt 
nit, wie früher in Philadelphia, von Einfamfeit, nicht von Abfperrung von der menſchlichen 
Geſellſchaft, fondern von Vereinzelung der Gefangenen die Rede, wobei für Beſuche, Unter: 
richt, Arbeit, Spaziergang u. vergl. bie nöthige Rüdficht genommen if. Aufgabe ver Bau- 
kunſt ift ed, Hierfür die Möglichkeit zu gewähren, Aufgabe einer tüchtigen Verwaltung, die 
Mittel Hierzu in Anwendung zu bringen, Aufgabe einer humanen und gerechten Negierung, 
dieſe Mittel nicht engherzig zu ſchmälern. 

Will man aus irgendweldem Grunde nur während einer beſchränkten Zeit, während et: 
licher Jahre, die Gefangenen vereinzeln und danach unter mehr ober minder ſtrengen Vorfichts⸗ 
maßregeln vereinigen, fo made man ſich nur die Folgen dieſer Inconfequenz Mar. Gerade Die: 
jenigen, welche ganz over theilweife die Zellenhaft verwerfen, halten fie für härter, ftrenger ald 
gemeinfanes Gefängniß, fie nennen fie wol gar grauſam. Jedenfalls leugnen auch wir nicht, 
daß jie, ald eine mehr neue Sache, die Cinbildungskraft der Geſammtheit Iebhafter trifft. Wenn 
viefe Haft nur bei kleinern Vergehen und kürzern Strafzeiten in Anwendung käme, hätte ed 
nit den Anſchein, als wenn man die firengere Strafe auf den minder Schulvigen anwendete 
und bie milbere für den großen Verbrecher aufhöbe, was allen Grundfägen der Billigfeit und 
Gerechtigkeit wie den Beftimmungen jebed vernünftigen Strafgeſetzbuchs wiberfprigt? Ein 
ſolches Syftem könnte reich an Gefahren fein; man könnte fürdten, daß es als cin vom Geſeh 
felbft gegebener Antrieb zur Verübung großer Verbrechen angefehen würbe. 

Fapt man nun aber den Verbrecher ind Auge, fo würde die Inconfequenz nicht minder groß 
eriheinen. Denn wenn der Hauptzweck der Einführung der Ginzelhaft Trennung der Vers 
brecher, Verhütung gegenfeitiger Verſchlechterung ober neuer Anfchläge it, muß man nicht 
plöglid auf den Erfolg, den man zuerft anftrebte, verzichten? Vernichtet mar nicht freiwillig 
dad mit Mühe erzielte Gute, gibt man nicht den Verbrecher der ververblichen Geſellſchaft feinet 
leihen wieder, um lafterhafte Gewohnheiten und Gedanken wieder in ſich aufzunehmen ober 
meiter zu verbreiten? Man bedenke noch, daß man bei langen Haften nicht mit gewöhnliden 
Schuldigen, fondern meift mit ven ſchwerſten Verbrechern zu thun hat. 


I 97) Berenge, „Bericht des Ausſchuſſes der Pairsfanmer"'. — „Jahrbücher der Gefängnigfunte“, 
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Indem der Ausſchuß fonad) im Allgemeinen für Anwendung der Einzelhaft aud) auf lange 
jährige Sträflinge ſtimmt, gefteht er jedod zu, dag nad) einer Zellenhaft von fo langer Dauer, 
wie fie im Ganzen über nur wenige Gefangene verhängt wird 6%), aus Rückſicht auf die dann 
um fo größere Wahrſcheinlichkeit erzielter Beſſerung oder doch verminterter Fähigkeit, Andere 
zu verſchlechtern, eine Abweichung von der Regel geftattet fein mag. Wir ſtimmen den Worten 
des Hrn. v. Tocqueville in feinem Bericht an die franzöfliche Abgeorbnetentammer vom 5. Juli 
1843 bei 0%): „Man darf übrigens nicht annehmen, daß die ifolirte Haft unwirkſam fei, weil 
fie nicht bis an dad Ende der Strafe gedauert hat. Glaubt man, daß ein Menſch, der mährenn 
zwölf Jahren von ber Welt getrennt Iebte, deſſen Seele während biefer Zeit der in der Ein- 
famfeit hervorgerufenen mächtigen innern Gährung unterworfen war, viefelbe Gefinnung in 
das gefellfhaftliche Leben zurückbringt, die er zwoͤlf Jahre früher mitgebracht hatte? G8 ift fehr 
unwahrſcheinlich, daß unter der fehr Fleinen Zahl von Übelthätern, mit denen er wieder in Be- 
rüßrung kommt, er einige der alten Genoſſen feiner Ausſchweifungen over Verbrechen wieber- 
finden ſoll.“ 

$. 6. Iufoweit nach dem vorhergehenden $. 5 einzelne Sträflinge der völligen Mbfonderung nicht 
untertorfen bleiben, wird je eine —2 derſelben in bisheriger Weiſe im nämlichen Arbeitsſale bes 
ſchaͤftigt. An Sonns und Peiertagen, fowie an Werktagen bis zum Anfang und nach Umfluß der Ars 
beitszeit, barf gleichwol Feiner feine befondere Zelle verlaffen. Die Abtheilung gefchieht mit Rückficht 
auf die perfünfichen Bigenfchaften der Sträflinge. 3 $ 

Die Borfhrift des $. 4 findet auch hier Anwendung. 

Wenn die Haft nad) dem Trennungsſyſtem unmöglich ift, fo müflen wir im Allgemeinen 
anerkennen, daß die Haft nad dem Schweigſyſtem wenigftend weniger Gefahr der pofltiven 
Verſchlechterung und etwas mehr Hoffnung der Beflerung zuläßt, als die bisherige Zuchthaus⸗ 
einrichtung gibt. Diefe guten Seiten aber und auch die Befeitigung der äußerften Härten des 
Auburnſchen Syftems laſſen ſich offenbar viel leichter erreichen, mo ed nicht die allgemeine 
Grundlage einer großen Strafanftalt bilvet, fondern wenn nur menige Sträflinge in gemein= 
ſchaftlichen Sälen verfammelt find, und vollends nur folde, die fhon ſechs Jahre die Einzel: 
baft beftanven. he 

Gleiches gilt auch für die Aufhebung felbft des Schweigens. Deshalb überließ man hier 
den Regierungsverordnungen und dem Auffichtörath die nähern Beſtimmungen. Eigentliches 
Auburnſches Syftem wollte man nicht. 

8.7. Zwei Monate in völliger Abfonberung ($. I) erſtanden, gelten für drei Monate gewöhn- 
licher Strafzeit. — 

Amerikaniſche Schriftſteller und auch deutſche, wie Hudtwalker, Julius, Mittermaier, rechnen 
ein Jahr Einzelhaft für zwei gewöhnliches Gefängniß, franzoͤſiſche Geſetze ſtellen das Ber: 
hältniß wie fünf zu vier, belgiſche mit uns wie drei zu zwei. 

88. 8—11. Diefe vier Artikel find nur von vorübergehendem und localem Intereſſe. 

$. 12. Der Auffichtsrath, zu deſſen Mitgliebern außer der als Inſpector zu beftellenden Gerichts⸗ 
verfon und anfer dem Director, den rzten und Geifllichen auch noch andere Staatsbürger ernannt 
werben können, ift ermächtigt, Sträflinge, deren leidender fürverlicher oder Geelenzuftand es nöthig 
macht, auch während ber im $. 5 beftimmten Zeit in gemeinfchaftlichen Mrbeitsfälen befchäftigen zu 
lafien. Es ift jedoch hierzu die vorgängige oder in bringenven Fällen die nachträgliche" Genehmigung 
des Juſtizminiſteriums einzuholen. 

$. 13. Ebenfo kann der Auffichtsrath, jedoch nur mit porgängiger Genehmigung bes Juſtizmini⸗ 
ſteriums, einzelne Sträflinge, auf deren Anfuchen auch ohne die Vorausfegungen des $. 12 fchon vor 
Ablanf der im $. 5 beitimmten Friſt, jedoch nicht früher, als nachdem fie wenigftens achtzehn Monate in 
völliger Abfonderung zugebracht haben, in gemeinfamen Arbeitsfälen ($. 6) beichäftigen oder unterrichs 
ten ie Man und folange er nach ihrem Betragen und ihren @igenfchaften ihr Bufammenfein für 
unnachtheilig hält. 

8. 14. dı Zeit, welche ber Sträfling nach Maßgabe des $. 12 an der Stelle der frühern Abfondes 
rung in gemeinfamen Arbeitsfälen zubringt, wird ihm gleichwol ebenfo angerechnet, als hätte ex fie In 
völliger Abfonderung zugebracht. : 

Die drei Paragraphen enthalten zweierlei verfchiedene Beflimmungen. Die erfte begründet 
einen ganz außerorbentlidyen Vorzug des Pennfylvanifhen Syftemd vor dem alten Zuchthaus: 
und dem Auburnſchen Syftem. Sie heben nämlich eine despotiſche und unvermeiblich einjeitige 
Gewalt des Directors über die Sträflinge auf, eine Willkür, durch welche meift die forgfältig 


PR 68) In Baben beftimmte man 6, in Frankreich 12, in Holland 15, in Toscana 20 Jahre als das 
arimum. 
69) „Jahrbücher der Geſängnißkunde“, V, 297. 
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geſehlich geregelte und controlirte gerechte, richterliche Strafbeftinnmung völlig vereitelt, foR 

läderli wird, da dieſe Directionswillkür die Härte der Strafen beliebig vermindern und Ge— 

fängnißftrafen in die qualificirteſten Todeöftrafen verwandeln fann. Ein Collegium ber fad: 

Tunbigften Perfonen fol zugleih in den wichtigen Punkten die Mitentfcheivung und in allen 

die Gontrole über das Schiefal der dem Dunkel der Strafanftalt anvertrauten Sträflinge ha: 

ben. Es ſoll fo für die Gerechtigkeit ihrer Behandlung und für ihre Beflerung fid) intereſſtren 
und forgen. In ver Commiſſion wünfchten ſelbſt mehre Mitglieder noch eine vollfommenere Ein: 
richtung als die im Geſetz wirklich gegebene. Da nämlich, wo die pennſylvaniſchen Strafan 
ftalten am längften auögebilvet beftehen, in Amerifa und nun aud in England, und indbefon: 
dere aud) nach dem Geſehesvorſchlag des trefflichen Livingſton, hält man es für einen hoͤchſ me: 
ſentlichen Punkt, daß, ganz getrennt von ben täglich unmittelbar thätigen Beamten bieler An: 

Ralt, vem Director, dem Geiftlihen und dem Arzte, ein ſelbſtändiges Aufſichtscollegium bie An: 

ftalt überwache. Es wird dort gebildet aus einer Anzahl von Infpectoren (drei bis zwöll), 

welde, aus den zu biefem Amt tüdtigften Staatöbürgern erwählt, dieſen Chrendienſt für det 
Gemeinwohl gegen Diäten auf einige Sahre übernehmen, nad einem Turnus einzeln die An: 
alt und die Gefangenen befuchen und ji wenigftend monatlid einmal verfammeln. Sie folla 
die Verwaltung jener Beamten controliven, die Beſchwerden gegen fie erledigen und über bie 
wichtigſten Punkte ver Verwaltung, insbeſondere auch über jede etwa nothwendige Veränderung 
in der Lage der Sträflinge, auch wenn fie, fowie etwa eine Verfegung wegen Krankheit, prori 
forifh vom Director verfügt werben mußte, entſcheiden. Und fiher, wenn man bevenft, da 
jene täglid wirkenden Beamten der Anflalt nach menſchlicher Weiſe in ihrem Dienft zu eifrig, 
oder zu nachläſſig, oder von Borurtheilen oder Berftimmungen geleitet, vielleicht auch, wie zu 
teilen die Erfahrung lehrt, durch Gewohnheit etwas verhärtet werben können, und daß bann 
von ihren Miögriffen Leben und Gejundheit und Schickſal der einfan Gingefperrten und der 
Segen oder Fluch der Anftalt abhängen fönne, wenn man dieſes recht bedenkt, alsdann wir 
man biefen Punkt als vielleicht ven wichtigften in der ganzen Organifation dieſer Anflalten ar 
fehen müflen. Was Helfen alle Geſetze und Inftructionen über Behandlung der Gefangenen, 
alle Einrichtungen für ihre Gefundheit, Nahrung, Kleidung, Über ihre Arbeiten, ihren Unter 
richt, ihre Befferung, wenn bie Bürgſchaften für ihre Bollziehung fehlen? Und bei dieſen Au⸗ 
flalten gerade ift, wenn fie ihrem Hauptzweck, ver Beſſerung der Sträflinge, entſprechen follen, 
eine moͤglichſt forgfältige, vielfeitige, wohlwollende Berüdfihtigung der indivinuellen Verhält: 
niſſe und Veduͤrfniſſe aller Sträflinge nöthig. Es ift bedenklich, von fremden Nationen duſti⸗ 
tute aufzunehmen, ohne mit ihnen die in ihrer Heimat für weſentlich gehaltenen organifäen 
Einrichtungen zu verbinden. Und Erfahrungen beweifen, wie verderblich dieſe Strafeintich⸗ 
tung ohne hinlaͤngliche Borforge werben fann. Die Mehrheit ver Commiſſion glaubte in un 
fern Berbältniffen einftweilen gefeglid nur das Nothdürftigſte in dieſer Beziehung feſtſeten ju 
bürfen. Sie wünſcht, daß fi in Bruchſal oder in den durch die Eifenbahn ihm jegt fo naher 
Städten Manheim, Heidelberg und Karlsruhe tüchtige Männer finden, die nad) der Wahl oder 
mittels Beftätigung der Regierung auf einige Jahre die Gefhäfte ſolcher Inſpectoren über: 
nehmen, und vorerfi gemeinſchaftlich mit den höhern Gefängnißbeamten, fpäter vielleiät ald 
Glieder eines’ befondern Aufſichtsraths, zum Beſten der Anftalt wirken. 

Diefe Artikel enthalten zugleich die hoͤchſt wichtige Moͤglichteit, die Leiden ver Einzelhaft 
hoͤchſt beveutend zu mildern, in manden Fällen auch möglichen Gefahren für die Geſundheit 
vorzubeugen und auf die Beflerung der Sträflinge je nad) ihren beſondern Berhältniflen kräl: 
tiger einzuwirfen. Diefe Möglichkeit ift gegeben, wenn der Auffihtörath die @rlaubniß erhält, 
einzelnen Sträflingen, nachdem fie bereits eine längere Zeit ihre Einzelhaft beſtanden haben, in: 
foweit und folange er e8 nach den befondern Verhältniſſen für unſchädlich und heilfanı Hält, in 
Beinen Abtheilungen bei den Arbeiten und vielleicht auch bei dem Unterricht ein Zuſammenſein 
in vemfelben Saale zu geftatten. Wenn wir auch nicht, wie bei ver genferifchen Claſſenein⸗ 
theilung, allgemein je nad} der Befferung, die ſchwer erfannt und bei regelmäßiger und gefeplid 
nothwendiger Belohnung leicht erheuchelt wird, die erwähnte Milderung geradezu ald allge: 
meine gefeglich nothivendige Belohnung hinftellen mögen, fo kann es doch heilſam wirken, mern 
ben Befängnifbeamten geftattet ift, beflinmten Individuen, deren wirfliche nicht erheudelte 
Brayvheit oder freiwillige Befferung fie fiher zu erkennen glauben, und für bie fie ein Zufam- 
menſein mit andern glei ungefährlihen Inpividuen zur Befferung ober zur Schügung ihrer 
geiftigen und Eörperlichen Geſundheit Heilfam halten, diefe Wohlthat zu erweiſen und fo lange 
zu lafien, als viefelbe nicht durch Misbrauch oder auf andere Weife fid als ſchaͤvlich darſtellt 
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Beſonders auch gegen die Gefahr, daß für manche Individuen eine zu lange Einzelhaft nieder⸗ 
drückend und erſchlaffend für Geiſtes⸗ und Körperfräfte wirken möchte, iſt dieſe gefegliche Er— 
mãchtigung ein beruhigenves Gegengewicht. Auch Tann dieie Beftattung nach längerer Dauer 
einen wohlthätigen Übergangspunkt, eine Vorbereitung für den Wiedereintritt eined länger 
verhafteten Sträflings in die Staatsgeſellſchaft Bilden. Daß diefe Milderung zugleih mans 
chen Unterricht und manche Arbeit erleichtern kann, dieſes jind wenigftend nur fehr unters 
georbnete Geſichtspunkte. Und jedenfalls ift große Vorſicht bei dieſer aud von Livingflon em⸗ 
pfohlenen Ermächtigung geboten, damit nicht, wie der Befängnißinfpector Ruſſell fürchtet, die 
mwohlthätige Wirkung ver frühern Einfanıkeit zerftört werde. 

Bei einem wirklich gut zufammengefegten Aufſichtsrath ließe ſich vielleicht au an ſolche 
vorandgehende Milderung und Erprobung eine Empfehlung des Auffichtsraths zu der in 
England neuerli eingeführten bedingten Begnabigung folder Sträflinge knüpfen, die den 
größern Theil ihrer Strafe in beſonders loͤblicher Weife überftanden haben. 

$. 15. Für angemeflene Beauffihtigung der Strafanftalt, zur Erhaltung einer gefunden Luft, Er⸗ 
wärmung und Erleuchtung der Strafzellen und Arbeitsfäle; für gefepliche und humane Behandlung; 
für gefunde Ernährung, Bekleidung und Lagerung der Sträflinge, für zweckmäßige Einrichtung des 
Gottesdienftes und für religiöfen und moralifchen Unterricht, fowie für Zurüdlegung eines Theile des 
Arbeitsverbienftes zu ihrem Vortheil wirb durch Regierungsverorbnungen geforgt. 

Diefer Artikel enthält eine gefegliche Begründung einer humanen, alfo des Verbots 
einer durch geſundheitswidrige Einflüffe und Entbehrungen dem Beſſerungszweck widerſpre⸗ 
enden, einer vielleicht durch allzu Dürftige Koft mörberifhen Behandlung. Außerdem enthält 
diefer Artikel auch die gefegliche Feftftellung des Princips, daß ein Theil des Arbeitsver⸗ 
dienſtes dem Eträfling zufällt. Die Größe deſſelben und die Beftimmungen, wie viel er davon 
während feiner Haftzeit zu einiger Erleichterung feiner Entbehrungen oder für feine Angehöriz 
gen verwenden bürfe, während das Übrige ihm nach der Entlaffung feine erften Beduͤrfniſſe 
decken und ihn in ver Begründung feined ehrlichen Erwerbs unterftügen fol, glaubte die Commiſ⸗ 
fion nicht geſetzlich feftftellen zu müflen. In dieſer Beziehung wird manches je nad) den noch zu 
machenden Erighrungen zu beftimmen und zu ändern fein; z. B. auch danach, ob man Hoffen 
darf, daß übefaupt dad Leben ver entlaffenen Sträflinge und auch die Verwendung dieſes Ar- 
beitsverdienſtes durch freie Vereine wohlthätiger Menfhenfreunde überwacht werve. Nichts 
aberifi wichtiger, ald daß dem Sträfling ſiets der Blick in eine durch feine Beſſerung zu be= 
gründende gute Zukunft erhalten werde. z 

Noch gar Manches, was in Amerifa nad) längern Erfahrungen die Geſetzgebung für neue 
Anftalten feftfegt, glaubten wir der Sorgfalt der Regierung und ihren Regierungdverorbnuns 
gen empfehlen und anheimgeben zu müffen. So ift e8 menigftens ſehr beachtenswerth, daß man 
es in ven amerifanifchen Anfalten und im Muftergefängniß von Pentonville für fehr wichtig 
hält, die Namen ver Gefangenen mit ihrem Gintritt durch die Nummern ihrer Zelle zu erfegen, 
ja ihnen beim Hin- find Hergehen im Haufe, wo fie andern Sträflingen begegnen Fönnten, das 
Seit zu verhüllen, weil man die Verhinderung aller Mittheilungen und der Kenntniß, welche 
Verbrecher miteinander In der Anftalt find und waren, aud für die Zeit per Wieberentlaffung 
möglichft erſchwert wiffen will. Und Feine Sentimentalität foll die Zwecke der gerechten Strafe 

zen. 

So iſt es ferner fehr wichtig, den directen Zwang zur Arbeit der Sträflinge zu befeitigen. 
Es ift gerade die allgemeinfte Erfahrung in allen pennſylvaniſchen Anftalten, daß die Einfam= 
keit und die duch fie hervorgerufene Gemüthsſtimmung und Langeweile die Gefangenen ſtets 
beftimmte, ſchon in den erften Tagen und gewiß fehr bald um Arbeit, ald um eine Wohlthat, 
zu bitten. Bei ſchlechten und nadläffigen Arbeiten erwies ſich fein Mittel beſſer ald die Ent= 
ziehung aller Arbeit, bis fie bald und gewöhnlich ſelbſt ohne Zufpruc wieder als Wohlthat ers 
fleht wurde. Einleuchtend aber iſt es, wie fehr es für die Beſſerung wirft, wenn der Menſch die 
Arbeit ald Wohlthat liebt und mit innerer Freiheit ſich zu Ihr und moͤglichſt zu jenem Guten 
ſelbſt beſtimmt. Diefe freie Liebe, Selbſtbeſtimmung und Gewöhnung zum Guten, und daß bie 
Sträflinge in ihrer Umgebung nirgends zum VBöfen gereizt werben, vielmehr überall wahrem 
Wohlwollen begegnen und ihre Umgebung, die Ärzte, die Beiftlihen, die Directoren, die Bes 
fuchenden, ja die Anflalt und auch die Staatsgeſellſchaft achten, lieben und verehren lernen: die⸗ 
ſes find, nebft der reuevollen Einkehr des Sträflings in fi und dem Gefühl des Widerſpruchs 
feines Handelns mit ſich felbft und dem göttlichen Willen und mit feinen beften Sugenverinne= 
zungen, die Hauptmomente ber Befferung. Und jene Erkenntniß der fittlihen Nothwenvigfeit 
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und Wohlthatigkeit ver Anſtalt iſt hier, wie bei den Geiſteskranken vie Erkenntniß der Wohl 
thätigfeit der Irrenauſtalt, für ihn das unentbehrlichſte Zeichen der Beſſerung. 

Ganz vorzugöweife wichtig aber ſcheint auch eine wirklich ſich als gut bewährende Luft- 
erneuerung (DVentilation) und Befeitigung der Dünfte und Feuchtigkeiten durd den Abtrik, 
nad) den neueften vorzüglid) von dem berühnıten Schotten Reid bekannt gemachten und in dem 
britifchen Muftergefängnig von Bentonville benugten Refultaten hemifcher, phyſikaliſcher und 
acchiteftonifcher Verſuche und Entdeckungen. Cine ſchlechte, die phyfifche und geiſtige Lebens- 
Eraft nicht woßlthätig erregenve, eine niederdrückende und erfhlaffende ungefunde und feugte 
Luft in der Zelle eines pennſylvaniſchen Gefängniffes, welche das ganze Leben des unglüdligen 
fon moraliſch nienergebrüdten Gefangenen einſchließt, zerftört vie Kraft der Beſſerung und if 
Barbarei und Menfchenmord. Auch finanziell if die in folder Anftalt vielleicht fpäter durd- 
greifend nöthig werdende Anderung von hoͤchſter Bedeutung. Deshalb räth ver praktiſche eng: 
liche Gefängnißinfvestor Ruffell der öfterreihifhen Regierung fo hoͤchſt dringend, daß jie Ar: 
chitekten nach England ſchicke, um vie dort und vorzüglid in Bentonville fo glücklich durdgr 
führten Einrichtungen felbft zu fehen und fid mit ven fahfundigen Werfmeiftern perſoͤnlich über 
fo Manches zu beſprechen, was für eine gleich glückliche Ausführung weſentlich ift, aber in feine 
Beſchreibung übergeht. - 

Bei einer Strafeinrihtung nad) den bisher angebeuteten Beftimmungen glauben wir nit, 
daß man die Abficht verfennen wird, das Pennſylvaniſche Straffoften in möglihft human 
Geftalt ind Leben zu rufen. Eher wird man vielleicht von mancher Seite den Vorwurf machen 
wir würben durch unfere Humanitätsrückũchten ver nothwendigen abſchreckenden Wirkung vr 
Strafe zu viel ſchaden. 

Doch zur Befeitigung dieſes Vorwurfs bedenke man, daß das Wefen ver Strafen nah 


Pennſylvaniſchem Syftem nicht wie früher vorzugömeife im finnlichen, fondern im moralifgen | 


Leiden befteht, und daß vieles, in Verbindung mit der Trennung von der Welt und ber einfanra 
Zelle und ihren Reuegedanken, auch für vie finnlichen verbrecheriſch geftinnmten Menfihen in 
ber Breiheit, ebenfo wie für den gefangenen Verbrecher, dennoch ohne Zuſatz aller finnligen 
Duälerei einen tiefen erfchütternden Eindruck macht, ja nad) allen uefabrungg en groͤhern 
und wohlthätigern als alle andern Strafen. Hier in dieſer moraliſchen Seite Melche auf it 
finnlichſte Menſch fühlt, Legt dad Geheimniß des Syſtems. Deshalb und weil die Disciplinar: 
ſtrafe ven übrigen Sträflingen unbekannt bleibt und, um fie zu bändigen, nicht Kart zu jein 
und ſtreng vollgogen zu werben braucht, kann ja aud) fie fo mild bleiben, ja fie kann und foll 
aufhören, ſobaid der Sträfling mit gebändigtem Trotz freiwillige Unterorpnung unters @eir 
gelobt, welches Geloͤbniß ihn dann fiherer bändigt ald harter Vollzug ohne daſſelbe. 

IX. Endergebniß und Schluß. Nah allen Bisherigen muß man ber Menſhheit 
Glück wünſchen über ven zu Bunften ver Humanität, Gerechtigkeit und Sittlichkeit bewirftn 
Bortſchritt in ber Strafgerechtigkeit und Strafbehandlung, und befonders über den erſt in dem Int: 
ten Jahrzehnd zu Bunften der Befferungsftrafe durch Einzelhaft erfämpften entſchiedenen Eich. 

Anerkannt und zugeftanden find ja die Vorzüge dieſes Syftems: 

1) Es befeitigt die biöherige allgemeine Verſchlechterung ver Gefangenen durch ihre Br: 
ſtrafung, ihre durch Die Verbrechergenoſſenſchaft und die verwilverte Stimmung bewirften Aa: 
tegungen zu neuen Verbrechen in und nad ber Haftzeit, wie fie die andern Haftweifen, dife 
Pflanzſchulen der Lafter und Krankheiten nad; Macaulay's Ausdruck, erfahrungsmäßig um 
faft naturnothwendig erzeugen. 

2) 68 befeitigt ebenfo die Mittheilung phyſiſcher Krankheiten, und verringert 

3) überhaupt die Kranlheits⸗, die Wahnfinnd= und Sterbefälle in den Gefängniflen. 

4) 8 vermindert, neben der Vefeitigung ber empörenpen Grauſamkeiten und Attlider 
Standale anderer Anftalten, außerordentlich neue Vergehen und Beſchädigungen von Seit 
des Steäflings, die Störungen und Gefahren für bie Orbnung und Sicherheit der Anftel 
ihrer Directoren und Auffeher und die Nothwendigkeit und die Härte der Disciplinarſtrafen. 

5) Es vermindert vie Dauer und die Zahl der Gefangenen, ver Müdfälle und ver neu! 
Griminalproceffe und begründet x 

6) durch alles dieſes in längerer Anwendung fogar bebeutende Erſparniß an Mühe un 
Geldaufwand. 

7) Was aber noch wichtiger ift, e8 entfpricht viel vollkommener als jedes andere Syſtem den 
ſittlichen und geredhten Foderungen ber Strafe und des Strafrechts und allen gerechten Stral- 
zwecken in ihrer Innern Einheit ald Austilgung der Schuld. 
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8) Es erweift ji feiner Natur und der Erfahrung nach allein voltftändig günflig für po= 
litiſche Beſſerung, over zur Gewoͤhnung zu ordentlichem fleißigen Leben und für ihre allein 
fidere Grundlage, für die moraliſche Beſſerung ver Sträflinge, für die allein gerechte humane 
und chriſtliche Behandlung biefer niemald ohne Mitſchuld der Geſellſchaft zum Verbrechen her⸗ 
abgefunfenen Mitmenichen. 

Es fei vergönnt, hierüber noch ſchließlich die Worte von Varrentrapp, dieſes vortrefflihen 
leiblichen und Seelenarztes, mitzutheilen. Ex fagt in feinem Ausfhußbericht von 1856, ©. 43: 
Diefe Gefängnißftrafe if, foweit diefes in der Natur der gerechten Strafe liegt, eine empfinb- 
liche Strafe; eine Bein, die lebhaft und dauernd empfunden wird. Der Verbrecher, der in ver 
freien Geſellſchaft ven größten Genuß und die fiherfte Abwehr vor etwaigen Gewiflensbiffen, 
Zweifeln oder fonfligen fehmerzlihen Gedanken im Umgang mit Bleihgefinnten oder Ver: 
brechensgenoſſen gefunden hatte und ebenfo unter ähnlichen Verhältniffen auch im gemeinſchaft⸗ 
lichen Gefängnifle, wenngleich mannichfach beſchränkt, finden würde, ift durch die Einzelhaft 
plöglid aus dem leihtfinnigen ober verderbten Kreiſe feines Umgangs herausgeriffen, und je 
der andern Zerftreuung entzogen, ſich ſelbſt gegenübergeſtellt. Gleich die erſte Zeit der Cinzel⸗ 
haft macht einen außerordentlichen Eindrud. Der Gefangene, feiner betäubenven, unruhigen, 
aufregenden Lebensweife entriflen, in die größte Stille und Ruhe verfegt, erwacht wie aus einem 
Traume oder Rauſche. Er finder nichts, was ihn abzieht von ſich felbft, von der Erinnerung 
an feinen ganzen Lebenswandel und feine einzelnen Thaten, von den erften lebhaftern Regun— 
gen feines Gewiſſens. Es treten Diomente feines Lebens vor fein Gedaͤchtniß, die ihm längft 
völlig verſchwunden waren. Die bloße Erbitterung, den Händen der Gerechtigkeit verfallen zu 
fein, kann nit dauern, es kommt eine ganze Reihe ſchmerzhafter Enıpfindungen und Gebanfen, 
welche er durchleben muß. Die Regungen des Gewiſſens find wahrlich feine ſchmerzloſen; fie 
find oft ſelbſt äußerft Heftig, und bie Reue (wenngleich nod nicht einmal eine tief wurzeinde, 
durchgreifende) kann eine fo gewaltige Erſchütterung des Bereinzelten bedingen, daß alsbald 
eine verföhnende, aufrichtende Kraft ihm zur Seite treten muß. Bei aller Heftigkeit dieſer wech⸗ 
felnden Gemüthöbewegungen bricht ſich jedoch faſt immer fehr bald die Empfindung Bahn, daß 
biefe Haft zwar hart, enorm hart fei, aber nicht ais Rache, nicht als eine rohe, verlegende Strafe 
wird fie empfunden, Die Erinnerung an das vergangene Leben, die, wenn aud nur mit Wi— 
derfireben und Kampf auftauchende Neue, bied ewig ſich felbft Gegenübergeftelltwerben, macht 
die Einzelhaft, wie Welder hervorhebt, gerade für den ſchweren Verbrecher viel Härter als für 
den leiten, welcher legtere umgekehrt die zwangsweiſe unmittelbare Nähe moralifch verberbter 
Gefangenen ſchmerzlich empfindet und dieſen Verkehr fowie die in der fpätern Freiheit nicht 
mehr abzuleugnende Zuchthausbekanntſchaft als eine harte Buße, als eine weſentliche Verſchaͤr⸗ 
fung feiner Freiheitsſtrafe exfennt.. Wenn nun in der Gemeinſamkeit der Haft der vollendete 
Verbrecher eine weſentliche Erleichterung findet, indem Kameradſchaft, Zerftreuung, Unterhals 
tung, ja eine gewiſſe Achtung oder Unterwürfigkeit ihm nicht fehlen, wenn ex folergeftalt 
feinem Gewiſſen fich entzieht und weiterer Verſchlechterung anheimfällt, fo bietet aud für die 
eigentliche moralifhe Befferung Feine andere Haftweife folhe Mittel, ſolche Wahrſcheinlichkeit 
als die Einzelhaft. Wie fie mehr ald irgendeine andere, durch Abſchneiden übler Einflüffe ne 
gativ wirkt, fo auch poſitiv; denn nur dies Syſtem geftattet eine je nad) Gharafter, Bildungs: 
ſtufe und Lebensgang des Gefangenen berechnete pofitive Cinwirkung. 

„Reine äußere Aufreizung, Feine Eiferfucht, fein Kampf, faft keine Beftrafung. Auch ver 
Rebellifchfte beugt ih unter dem Gewicht der Nothwendigkeit. Die Strafe erfaßt jenen Ver- 
urtheilten individuell; mit feinen Gewiſſen allein, unkundig deffen, was ihn umgibt, fühlt auch 
der Kühnfte bald feine Schwäche, und der Leichtfinnigfte wird zum Nachdenken geführt. Gr 
nimmt die Arbeit zu Hülfe; flatt einer Aufgabe, iſt fie ihm eine Grleichterung. Er iſt begierig, 
ein Wort aus dem Munde eined Menfchen zu hören, dies wird ihm nicht verfagt; obgleich ge= 
trennt von den Böfen, ift er e8 nicht von den Guten. Verfländige, unterrichtete und wohlwol⸗ 
lende Männer beſuchen ihn in feiner Einfamfeit. Der Priefter kommt zuerft und der Gefan= 
gene wendet ſich nicht bei feinen Anblick ab, fondern empfängt ihn ald Freund und Wohlthäter, 
hört ihm zu und merkt auf feine Worte.“ 70) 

Ganz anders ift e8 bei ver gemeinfcyaftlichen Haft. Das Bedürfniß des Gefangenen, reits 
ſchaffenen Menſchen fein Herz zu erſchließen, iſt Hier nicht entfernt fo groß, da er ja mit feinen 
Mitgefangenen fortwährend im Verkehr fteht. Wir leugnen keineswegs die Möglichkeit gün⸗ 





710) De la Seigliere, „Discours de rentree à la cour royale de Bordeaux”. 
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iger Einwirkung bei ver gemeinjamen Haft. Aber mie fehr ift fie nicht erichwert! Nur in der 
Einzelhaft kann ein Verkehr des Gefangenen mit den Beanıten, mit andern würbigen Menſchen, 
mit feinen Verwandten flattfinden, wie er eines Menfchen würdig ift, an deflen Beflerung man 
nod glaubt. 

Man nehne den Gottesdienſt. Der Verbrecher, der wol feit Jahren Fein Gotteshaus mehr 
betreten, feine Bibel, fein Erbauungsbuch mehr angefehen, jeden ernflern veligiöfen Gedanken 
gewaltfam zurüdgebrängt hat, wohnt in gemeinfamer Haft zum erften male wieder einer ge: 
meinfamen Gotteöverehrung bei. Diele male bleibt fein Herz wol Ealt oder gleichgültig, endlich 
aber trifft ein verfländiger Prediger die gute Saite feines Herzens, die noch in eine ſegendteichen 
Erfolg verheißende Schwingung zu verfegen ift, oder ein altes Kirchenlied dringt zu frinen 
Ohren, welches längft verdrängte Brinnerungen an bie Zeit feiner Kindheit und Unfhul, an 
die Zeit feines Verkehrs mit Ältern und andern rechtſchaffenen Menſchen wach ruft. Er fühlt 
fi erſchüttert, bewegt, feine Bewegung gibt fi) ſelbſt äußerlich Eund, eine Thräne entquill 
feinem Auge, nad) langen Jahren der erfte Tropfen göttlichen Thaues auf dieſen dürten Boden 
eines verhärteten Herzens. Uber wehe ihm! Seine verberbtern Benoffen, die alten abgehärt: 
ten Zuchthausbrüder haben es bemerkt. Bei der Rückkehr in ven Arbeits oder Eßſaal, in der 
Spagierhof beginnt die Berhöhnung des „jentimentalen Schwachkopfs““, der mürbe zu Kreuye 
kriechen will, es folgt der Spott über ven wohlbezahlten Pfaffen, welcher recht ſchön, nahen 
ex fi den Bauch gefüllt, frumme fabe Flosfeln Loslaffen kann u. f. w. Iſt es wahrfceinlid, 
daß unter folgen Difteln und Dornen das Samenkorn, das vielleicht einmal zu rechter Zeit auf 
guten Boden fiel, aufgehe und wachfet . 

Wie anders ift dies Alles in der Einzelhaft! Der Sträfling des Zellengefängnifles kommt 
ebenfalls nad) Jahren zum erften mal wieber in eine Kirche. Freilich ficht er feine Mitgefan: 
genen nicht, aber ex weiß fi von ihnen umgeben, er hört ihre Stimme ſich mit ber einm 
zum Geſang verbinden, er fieht vor fi im ehrwürdigen Amte ven Geiftlichen. Trifft aus 
ihn der Augenbliet der Rührung, der Erweckung, wie ungeftört Tann er nicht, in feine Zelt 
zurüdgefehrt, die heitern Bilder aud vergangener Zeit der ünſchuld, die Beftalten feiner Altern 
vor feinen Augen auftauchen laſſen, in den neuen Gedankengang fid vertiefen und vie Rög: 
lichkeit ahnen, auch einmal wieder zufrieden, ruhig und leidenſchaftlos in feinem Innern ju 
werben. Sein Herz ift weich, er bedarf, er verlangt Troft, Beruhigung, Verheifung. Gr bitte 
um den Beſuch des Geiſtlichen in feiner Zelle. Ohne alle Schwierigkeit kann ihm diefer ge: 
währt werben, und ber verſtändige Geiſtliche kann nun das einmal wurzelfaſſende Samenkorn 
hegen und pflegen durch häufigern ober feltenern, längern oder kürzern Veſuch, durch Kortent: 
wickelung der Gedanken feiner Predigt, darch deren Nuganwendung auf die Inbivibualität bed 
Gefangenen, durch Zuweifung geeigneter Lectüre. Seine Arbeit ift verhältnigmäpig leich 
und ed tritt nicht Spott und Hohn, ſchlechtes Beiſpiel und verführerifhe Rebe hemmen 

„entgegen. 

Bei gemeinfhaftlicher Haft ift überhaupt ver Geiſtliche, wie jeder andere Beamte, in feinem 
perfönlihen Verkehr mit ven Gefangenen fehr gehemmt. Denn wenn er felbft einen einzelnen 
Gefangenen, fo weit dies geht, im Arbeitöfaal fprechen ober auß diefem weg in die Schlafzelle 
zufen will, fo muß hierin mit geoßer Vorficht verfahren werben, weil fonft allzu leicht die It 
von Begünftigung, von Ungeredptigkeit unter ven andern Gefangenen ſich Bahn bricht, weißt 
Foee wiederum die Wirkſamkeit der Beamten weſentlich mindert. In der Einzelhaft aber fm | 
der Geiftliche während beliebiger Dauer feine Zeit und Aufmerffamkeit vorzugöwelfe einzeln 
Gefangenen widmen und fpäter wieber andern, ganz wie es ihm gut dünkt; er Fann ven ein 
tröften und aufrichten, dem andern ernft ind Gewiffen reden, ohne durch Dritte darin geſtoͤrt p 
werben. Alles dies Geſagte bezieht fid übrigens, wenn auch zunachſt auf die Beſuche und Un 
terredungen des Beiftlihen, doch ebenfo wol auf biejenigen ver übrigen Beamten, ver Berk 
meiſter, der Mitglieder von Aufſichtsbehörden und Schutzvereinen, und ganz beſonders auf Li 
die derjenigen Freunde und Verwandten des Gefangenen, von welchen ein günftiger Einf) | 
erwartet werben barf. 

Die etwa erlaubten Beſuche von Verwandten können der nöthigen Vorſicht halber bei 
meinſamer Haft kaum anders geftattet werben, ald e8 in den meiften alten Gefängniflen jet 
Fall iſt. Hier fieht nämlich der Gefangene feinen Freund in einer Entfernung von eins 
fechs Fuß; zwiihen ihnen läuft ein zu beiven Seiten mit Drahtgitter verjehener Gang ken, 
in weldem ein Auffeher poftirt ift, um Gefpräche und Geberden zu beobachten. Bei ver Cingel: 
Haft hingegen Können diefe Beſuche, fobalo der moralifge Zuftand des Gefangenen und fein | 
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Beſucher die nöthige Sicherheit bietet, in der Zelle geſtattet werben; hier fönnen vertraute Ge= 
Toräche ftattfinden, welche tröften und flärken. Die durch die verhängte Strafe getrennten Gat= 
ten können ſich wenigftens zeitweiſe in Vertraulichkeit wiederfinden, der Vater kann fein Kind 
umarmen. Solde Beſuche fönnen, verfländig angewandt, ſchon an ſich fehr vortheilhaft auf 
den Gefangenen wirken, fehr wichtig find fie befonverd bei Iangmwierigen Haften, um zu vers 
hüten, daß das eingefpertte Familienglied fi) feiner Familie nicht gänzlich entfremde, wodurch 
die Schwierigkeit feiner Stellung nad} der Entlaffung weſentlich erſchwert würde. 

Die im Gefängniß erzielte Beflerung verſpricht bei der Einzelhaft aud größere Dauer. 
Richt nur, daß fie durch feine ſchlechte Bekanntſchaften gefährdet ift; es find hier auch ſolide 
Grundlagen gewonnen, zuerft: die Gewöhnung zu friedlichen, orbentlihem, fleißigem Leben, 
dann alle jene moralifch beſſernden Einflüffe, endlich die durch die Schuld und den Verkehr 
mit gebildeten und guten Menfchen gewonnene geiftige Erweckung und Bildung, alfo die Zers 
flörung der Quelle fo vieler Verbrechen der Geiſtesdumpfheit und Faulheit. Auch Fönnen hier 
die Schugvereine weit befler ihre Ihätigkeit beginnen. Wefentlich Hierfür ift, daß der Schutz— 
patron mit feinem Pflegling ſchon während deflen Aufenthalt im Gefängniffe in Berührung 
Lomme. Geſchieht dies erft nach ver Entlaffung, fo ift gar mander Gefangene fehr geneigt, im 
ihm mehr einen Aufvafler als einen rathenden ſchützenden Freund zu erfennen; anders iſt es, 
wenn beide ſich ſchon im Gefängniß haben Eennen lernen, wo des Pflegers Beſuch viel größere 
Wahrſcheinlichkeit Hat von vornherein willfommen zu fein. Sehr lehrreich find in diefer wie in 
mancher andern Beziehung die Berichte des parifer Schugvereind, um fo mehr als das Gefängniß 
2a Roquette, deſſen Infaflen zunächſt die Pflegebefohlenen des Vereins find, anfangs nad) dem 
Auburnſchen, nun aber feit etwa 15 Jahren nach dem Philavelphifchen Syſteme verwaltet wird. 

Man wirh fragen, entſpricht die Erfahrung in Zellengefängniffen viefen Anfigten? Wer- - 
den dort wirklih mehr Gefangene gebeffert? Betragen fie fi während der Haft befler und 
wandeln fle auch nad) ihrer Entlaffung auf gutem Wege? — Wer eine größere Zahl von Zellen⸗ 
gefängniffen gefehen, wer mit vielen vereinzelten Gefangenen und mit vielen Beamten folder 
Sefängniffe ſich unterhalten hat, wird mit Entſchiedenheit dieſe Frage bejahen koͤnnen. 

Zur Beurtheilung ver aufgeftellten Fragen dienen folgende Momente: 1) Die Erfahrung 
der Beamten, namentlich ver Geiſtlichen und der Vorfteher, wie fie viefelben aus ihrer täglichen 
Beobachtung der verfchienenartigften Verbrecher gefchöpft haben; 2) die Minverung ber Rüd- 
fälle, und 5) die Minderung der gerichtlichen Verurtheilungen. 

Das Urtheil jener Beanten ift aber fo gleichlautend aus Amerika, England, Belgien, 
Srankreich u. ſ. w., daß wir jeder beifpielöweifen Anführung und enthalten zu follen glauben. 
Es ift und fein Widerſpruch hiergegen befannt. So weit die Worte Barrentrapp's. 

Doch genug wol zur Begründung der Gerechtigkeit des geſchichtlichen Siegs des Befferungs= 
ſyſtems in ver gebildeten Welt. Zwar eine ganz folgerihtige und allgemeine Durchführung, 
dieſe werden noch manche Schwankungen und Schwächen eine Zeit lang verhindern. Hier wird 
man, fowie neuerlid der bairifche Minifter, die Furcht vor den Koften ver erften Einrichtung 
entgegenfegen, wobei aber freilich die Koſten und Schäden der alten Verderbniß und der Rück⸗ 
fälle zu wenig erwogen werden und noch weniger die Größe per Sache und die Verantwortlich- 
keit, welde für alle unheilvolle Folgen ver verfehrten Ginrihtung die Regierungen durch jede 
ihrer Strafvollziegungen auf fih laden. Dort wird nıan, wie in dem Bericht Hudtwalker's 
für Hamburg, diefe und jene Bedenklichkeit fefthalten, welche aber jede große Einrichtung dar⸗ 
bietet, zumal wenn fie fehlerhaft durchgeführt wird, und welche Hier vollends niedergeſchlagen 
werben durch die offenbar zehnmal größern Bedenklichkeiten jedes andern Strafs 
ſyſtems. Vor allem endlich werden noch oftmals die (oben IT) befampften ungründlichen Auffaf= 
fungen ber juriftifhen Strafe Cinwendungen gegen das Beſſerungsſyſtem ober abſchreckende 
Berunftaltungen beffelben begründen. 

Doch nachdem der große, die Humanität und die juriſtiſche Gerechtigkeit und alle rechtlichen 
Strafzwede vereinigende Grundgebanfe der Austilgung der verbregerifgen Schuld 

"pur Befferung einmal erfannt und Ind Leben eingeführt wurde, wirb er allmälig jeue 

Einſeitigkeiten überwinden. Sie verſchwinden durch die in ihm gegebene richtige Auffaffung 

‚des juriftifhen Verbrechens und der juriftifhen Strafe, und zwar 1) nad} Ihrem nit finnlichen, 

"Sondern der Willensftimmung angehörigen Charakter; 2) mit fleter Verbindung der fittlichen 

Grundlage mit der vehtlihen Korm und Bedingung, und 3) mit innerer Bereinigung aller 

rechtlichen Strafzwede In der Austilgung oder ber Buße des rn 

Staats =Lerifon. U. 


6” Befferungsftrafe 


Hiernach erfheint ja jegt ſchon immer mehr als ein bankbrüchiges Denken und als eine un: - 
begründete unwiſſenſchaftliche verderbliche Miſcherei einerfeits jene im alten Sinne abfo: 
lute Strafe, weldye ald angeblich gleiche finnlicge Wievernergeltung der nicht finnligen 
Schuld ohne wirkliche rechtliche und fittlid vernünftige Begründung ihres Rechts wie ihrer 
Zweckgemaͤßheit und Ausführbarkeit, als ein bloßer Gefuͤhls⸗Fetiſchismus, jedes wifſenſchaftliche 
Syſtem fhändet, welche aber vie Beflerungäftrafe dadurch verpfufcht, daß fie folde finnlige 
Beinigungen beimiſcht, die für Die Beflerung zwecklos und verderblich find. Anbererfeit 
aber erſcheint ebenfo verwerflich, jede im alten Sinne relative Strafe, melde in Eriftenz und 
Größe nicht in der juriftifch erwiefenen verbrecheriſchen Schuld und ihrer Aufhebung ihren 
vereinten Rechtsgrund und Zweck findet, welche vielmehr blos einen äußern politiſchen 
Zweck des Abſchreckens Befleres, das perſoͤnliche Recht des Verbrechers, als Mittel beliebigend 
rechtswidrig opfert, und welche ebenfalls die gerechte Beſſerungsſtrafe dadurch verpfuſcht, dh 
fie für ihre beſondern politiſchen Zwecke mehr oder auch weniger ſinnliches Leid zugefügt willen 
will, als nad) der erwiefenen verbrederifchen Schuld und der nach allgemeinen Bebingungm 
der menſchlichen Natur gefeglih und richterlich beftimmten BVeflerungsftrafe zuläffig ift. Juden 
man auf ſolche Weife das felbftändige Recht mit Politit und Moral vermifchte und opfert, 
mifchte man entweber der Befferungäftrafe ebenfalls für fie zweckwidrige und verberblide finn: 
liche Beinigungen zur Abſchreckung bei. Oder man wollte hier ohne vie geſetzliche für den &r- 
fammtzweck ver Strafe beftimmte richterliche Strafe den Verbrecher frei Iaffen, wenn man If 
nad fubjectivem Meinen für gebeffert hielt. Dort umgekehrt wollte man durch fogenamtr et: 
gängenve Haft für die angeblid durch ihre gefegliche Strafe nicht genügen gebeflerten Sträl: 
linge, über dad gefegliche und richterliche Strafurtheil hinaus weitere Übel zufligen. Der neneft 
franffurter Gongreß aber erkannte richtig, daß das echte juriſtiſche Strafrecht durch biefe ein: 
feitige unjuriſtiſch begründete und begrenzte Beſſerungstheorie ebenfo verlegt werden wär, 
wie durch die politifche Abfchredungstheorie oder durch die angeblich moraliſche, abfolute Wir: 
dervergeltung 7%), und wie e8 leider noch allermeift verlegt wird durch eine principlofe Miſcherei 
der wahren Beflerungshaft mit dem gewöhnlichen oder auburnfhen Strafgefängniß. Derrid: 
tigen Auffaflung jenes Grundgedankens wird endlich auch bie verberbliche Verwirrung In Br: 
ziehung auf die verſchiedenen Strafzwecke weichen. In ver Iegtern wollten bisher die @inen 
die Zwecke der Abſchreckung, Benugthuung und der Sicherung durch fie gänzlich aufgeben, un? 
ſchrectten dadurch Diejenigen von dem Beſſerungsſyſtem ab, welche nach dem gefunden Volfd: 
urtheil jene uralten Zwede fefthielten. Andere dagegen wollten durch deren äuferliges An: 
fügen an die wahre Befferungsftrafe — die für ſie ſchon mitbegrünbet iſt — die Beflerung flörm 
und verberben. Andere erffärten bald die Beſſerung, balb die übrigen Zwecke für Rebenzwedt 
und verdarben fie ſaͤmmtlich. 

Den vollftändigen Sieg der Kumanität und Gerechtigkeit im Strafrecht aber werben mit 
nur dann gewinnen, wenn mit gleiher Wärme, wie feit Howard fo viele Menſchenfreunde, md 
die Regierungen fi} biefer großen Sache zuwenden. Freilich bietet fie mehr Schwieriges nt 
Unerfreuliches dar als die Foͤrderung der meiften andern Gulturzwweige. Aber unjere deutſchen 
Regierungen, von welden wenigſtens mehre jegt die betrübendſten Kränfungen, bie für Mit 
Deutſchen ihre Vielftanterei und Zerrifienheit begründet, durch löbliche Foͤrderung öffentliger 
Intereffen zu mildern fuchen, mögen bedenken, daß Feine andere Regierungstugend eine gliät 
dauernde Dankbarkeit erwirbt und verdient als die einer gerechten und humanen Strafwt: 
waltung. Eine inhumane ungerechte und barbariſche läßt fich auch heutzutage nicht mehr mit 
früher in die dunkle Nacht der alten Inquifitionsferker und Zuchthänſer verhüllen und begraben. 
Doch Anſprachen zu Werken ver Barmherzigkeit finden heutzutage vorzugsweiſe erfeenliä 
Gehör. Auch als ſolches aber preift mit Recht ver neuefte Berichterftatter über die Anſtalt n 
Bruchſal („Allgemeine Zeitung“ vom 21. Juni 1858) das Zellengefängniß durch die Shleh; 
worte: „Bir aber getröften uns der Hoffnung, daß unter Gottes Segen vieles große Berti 
Barmherzigkeit auch ferner blühen und gebeihen werde; möge man ſich aud im babifär 
Lande ftets bewußt bleiben, welches Kleinod und welden ehrenvollen Borfpruug vor an 
deutſchen Ländern man in diefer Anftalt befigt. (E. Gr. v. ©.) R 

Die Literatur über die Gefaͤngnißreform iſt außerorbentli reich, ſchon äußerlich tt 
ſprechendes Zeugniß ber außerordentlichen Theilnahme für diefe große Foderung der Humanttit 


71) Bergl. Mittermaier, „Gefängnifverbefferung‘‘, $. 20. 
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und Gerechtigkeit. Bon den vielen in dem Artikel felbft enthaltenen Schriften Fönnen befonvers 
empfohlen werben die von Varrentrapp, Julius und Nöllner Heraudgegebenen „Annalen ver 
Gefängnißkunde“ (1842 fg.), die Werke von v. Würth und Durpetiaur (fein „Uemoiro ete.“) 
und die Verhandlungen der europäifchen Gongreffe über Gefängnißreform und Wohlthätig- 
feit, ſowie die Berichte von Varrentrapp und Probft. Zu den allerneuejten Schriften gehören 
Növer, „Über vie nothwendige Rückwirkung ber Einzelhaft auf die Gefeggebung”' (Brankfurt 
1851) und Mittermaier, „Die Gefängnißverbeflerung” (Erlangen 1858). Welder. 

Beftätigung, Confirmation, Natifieation, Ratihabition oder Genehmigung. Durch 
alle viele Ausprüde bezeichnet man im Allgemeinen eine Erklärung, daß ein ſchon vorhan= 
denes Geſchaͤft oder Verhältniß gültig und dem Willen des Beftätigenden entſprechend, mit 
Hin auch für ihn verbindlich fei. Dabei kann es fein, daß das Gefhäft oder Verhaͤliniß über⸗ 
Haupt erft durch diefe Betätigung rechtlich wirkſam wird, oder nur eine erhöhte over feierlichere 
and unzweibeutigere, beſſer beweisbare Form erhält. Es Tann die Beftätigung aud bald von 
Obrigkeiten, von der Regierung oder von den Oerichten erfolgen, bald von einer bei dem Ge⸗ 
ſchäft betheiligten Partei. 

Im engern Sinne verfteht man unter Beftätigung und Confirmation die von der Regierung 
ober ven Gerichten ausgehende. Indbefondere die erftere ift meift zur Gültigkeit des Rechts— 
verhältniffes nicht nöthig. Sie wurbe aber vorzüglich früher in den Seiten größerer Rechts— 
unſicherheit und wegen Zweifels an dem jet allgemein feftftehenven Grundſatz, daß der Re— 
gierungsnachfolger gebunden fei an die rechtsverbindlichen Zuſicherungen feines Vorfahren, 
oder doch, um dem Rechtöverhältniß die neue moralifhe Verbürgung durch das befonvere Für— 
flenwort und das fürſtliche Siegel zu verſchaffen, von dem Betheiligten gern gefugt, von ber 
Regierung aber, um ihre Autorität zu zeigen und auszuüben, vielleicht auch, um bie Gonfirna= 
tionstaxen zu beziehen, gern ertheilt. So wurden Schenkungen, Privilegien aller Art, Zunft 
Briefe u. f. w. von den Regierungsnachfolgern beftätigt. Ja der Papft beftätigte oft ungefucht, 
3.2. ſelbſt engliſchen proteftantifhen Königen das erlangte Thronrecht, un die Prätentionen 
päpftlicher Gewalt zu unterftügen. Gerichtliche Beflätigungen rechtlicher Geſchäfte, insbeſon⸗ 
dere von Eigentfumsübertragungen, traten zum Theil an die Stelle der altveutfchen Eigen- 
thumsübertragungen in ven Bollöverfammlungen ober Volksgerichten, durch deren Zuftim- 
mung und öffentliche Berbürgung das Eigenthum erft befeftigt, inveftirt und Öffentlich klagbar 
wurde. Zum Theil behielt man fie auch bei oder führte fie ein aus politifhen und polizeilichen 
Gründen, damit durch bie Öffentliche Beftätigung und Bekanntwerdung Betrug und Verlegung 
bei dem Geſchäft und nachher ausgeſchloſſen werde, namentlich auch Verlegungen durch bie Un: 
befanntfchaft des Eigenthumswechſels. Bei ven fo oft betrüglichen Viehhandels⸗ und Schuld⸗ 
verhältniffen zwifhen Juden und Bauern war dieſes vorzüglid wohlthätig. nn hier fpielte 
die Eonfirmationdfportel oft mehr als billig ihre Rolle. Im Allgemeinen laſſen fih über 
dieſe obrigkeitliden Beftätigungen nur folgende Regeln aufftellen: 4) Sie find, fofern nur 
nicht über öffentliche Rechte over gegen diefelben neu verfügt wurbe, nicht nöthig, wenn fie nicht 
ausbrüdlid als nöthige Form des Geſchäfts vorgefchrieben find. 2) Wo fie dieſes find, bewirkt 
der Regel nad; ihre Unterlaffung Nichtigkeit des Gefhäfts und Rechts, wenn nicht flatt deren 
eine andere Strafe für die Unterlaffung vorgefährieben iſt. 3) Wenn fie ven Gefegen gemäß 
ertheilt jind, begründen fie volle Beweiskraft des gültig abgeſchloſſenen Geſchäfts und heben vie 
etwaigen Mängel ber Form. A) Dagegen änbern fie der Regel nach nichts an dem Wefen des 
Geſchaͤfts, alfo auch nicht an feinem Inhalt und den innern Bedingungen feiner Gültigkeit. 
5) Sie find immer mit Vorbehalt ver Rechte von dritten Berfonen zu verfiehen. 2) Politiſch 
wichtig iſt es, daß man bie Freiheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht durch zwediwibrige Be: 
flätigungen flöre, und daß, wer fie nachſucht, zufehe, daß er nicht durch ihre Foderung und ihren 
Inhalt ein gewiffes Recht ungewiß made. 

Beflätigungen, ſei ed von ber Regierung ober von Privatperfonen, nennt man alddann 
Ratihabitionen, wenn fie ein Gefhäft, welches ohne die Zuftimmung des Genehmigenven ent= 
weder gar feine oder doch nicht die volle Nechtögültigkeit hat, beftätigen. Die Juriften ftritten 
vorzüglih mit Beziehung auf zwei ſcheinbar abfolut widerftreitende Stellen des Römifchen 
Rechts feit der Bloffatoren Zeiten über die Wirkungen einer folgen Genehmigung eines Ge— 
ſchäfts, das Jemand ohne Auftrag des Genehmigenden gemacht hatte, ob fie namentlich dad Ge⸗ 


1) Thibaut, „Pandekten“, 8. 111. u* 
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ſchãft rũckwärts in einen Mandatövertrag verwandle ober nicht. Jetzt ſcheint allgemein die der 
natürlichen Gerechtigkeit entſprechende Auslegung 2) Bingang gefunden zu haben, daß ver Ge⸗ 
nehmigenbe durch die Genehmigung zu feinem Nachtheil und zum Beften des Geihäftsführerd 
alle vem legtern vortheilhaften Berpflihtungen des Auftraggebers auf ſich nehme, dem Andern 
aber feine größere Pflichten auflege, als welche er als Befhäftsführer ſchon hatte, alfo nicht die 
des Beauftragten, wo jie ihm nachtheilig find. Alles dieſes nach dem Vrincip des Römijgen 
Rechts: „Somol die Grundfäge des natürlichen Rechts wie des poiltiven begründen ed, daß ein 
Jeder durch feine einjeitigen Erklärungen das Rechtsverhältniß eines Andern ſelbſt ohne deſſen 
Wiffen und Willen verbeffern könne, ihm aber nicht alte Rechte nehmen und neue Pflichten auf: 
legen tönne.” ®) Gin Grundfag, welder aud in Beziehung auf die den Bürgern und Land: 
fländen durch die ohne ihre Mitwirkung gefloffenen Bunveöverträge neu zugeliherten ober 
etwa abgeſprochenen Rechte von großer Bedeutung fein dürfte! 

Eine Beftätigung eines voͤlkerrechtlichen Vertrages durch die vertragfchliependen Regierun: 
gen heißt Ratification. Nach ven Grundfägen blos des natürlichen Rechts follte fie nur dann 
nöthig und wirffan fein, wenn der Vertrag ohne alle Vollmacht der Regierung ober doch nicht 
vollftändig der Vollmacht entſprechend abgefäloffen wurde, denn der Vollmachtgeber ift eigen: 
lid) rechtlich verpflichtet, das, was fein Bevollmäctigter für ihn der Vollmacht gemäß gehandelt 
ober verſprochen Hat, als ebenfo gültig anzuerkennen, als hätte er es ſelbſt geſchloſſen. Dad yo: 
fltive europäifche Völkerrecht Hat aber die Anderung fanctionirt, daß fein Vertrag pwiſchen 
Völkern vollgültig ift, bis ihn jede betreffende Regierung ratificirt hat, was aber natürlich weg: 
fällt, wenn die Regenten perjönlich Verträge ſchließen, und aud) bei den im Krieg von den Wi: 
litãrbefehlshabern innerhalb ihrer Amtsgewalt geſchloſſenen blos militärifchen Arrangement, 
Gapitulationen u. ſ. w. Tritt da, wo fie nöchig iſt, die Ratification ein, fo gilt der Vertrag 
nicht von ihrem Datum, fonbern vom Tage der Unterzeihnung an.*) Man fann für dielt 
Anderung anführen fürs erfte, daß bie Völker nicht freiwillig wie die Privaten, fondern durch 
abfolute Nothwendigkeit durch Bevollmächtigte Verträge fließen. Sodann find die Gegm: 
ftände von fo unermepliher Wichtigkeit, daß die Regierungen auch nicht wie die Privatperfonen 
an dem Vermögen des Bevollmägitigten ſich ſchadlos Halten können, wenn er feine Bollmadt 
verlegende Verträge eingeht. 8 fehlt fürd britte auch an einem Richter, welder den Streit 
entſcheidet, ob der Vertrag der Vollmacht gemäß war. Die eigentlichen Gontrahenten find ul 
Souveräne ihre eigenen Richter und e3 ift deshalb doppelt heilſam, daß die wirkliche Redtd: 
gültigfeit des ganzen Vertrags durch eine färmliche Ratification von jedem Zweifel befreit | 
werde. Freilich hebt daß eigentlich die Rechtsverbindlichkeit ver Regierung nicht auf, einen Ber: 
trag, wenn er entſchiedener Vollmacht gemäß geſchlofſen wurde und die andere Regierung Die 
Ratification ertheilen will, ebenfalls zu ratifieiven. Aber man umgeht diefe Verbindlichkeit zu: 
weilen, indem man zur Genugthuung der andern Regierung den Bevollmächtigten abranft, 
um dadurch den Unwillen auszubrüden, daß er angeblich vollmachtswidrig handelte. 

Welcer. 

Beſtechung im Allgemeinen iſt vorhanden, wenn einer Perſon, welche Rechtspflichten 
gegen den Staat oder andere Bürger zu verwalten hat, nicht geſetzmäßige Vortheile gegeben 
oder angeboten werben zu dem Zweck, daß er In biefer Verwaltung nicht lediglich nad) feiner 
freien pflihtmäßigen Überzeugung handle. Sie enthält flet von feiten des Beſiochenen un 
des Beftechenben eine Unmwürbigfeit und eine betrügliche Verlegung oder Falſchung gegen bie 
Rechte Anderer oder des Staats, indem der Beſtochene deren Rechte anders als blos nad ſeiner 
freien pflicgtmäßigen Überzeugung behandeln fol. Sie kann alfo in Grmangelung befonbeer 
Strafgefege ſteis nad) den allgemeinen Beftimmungen über Betrügerei und Fälſchung beftref 
werden. Sie kann aber fehr verfchieden fein, bald im Völkerrecht vorfommen, bald im Staus: 
verhältnig ald Beftehung zur Beruntreuung Öffentlicher Pflichten, entweder ver Staatöbramtn 
ober der Staatöbürger, ver Gemeindediener, Wähler, Volkörepräfentanten, bald auch Im Bri 
vatverhältniß, 3. B. als Beftehung fremder Verwalter. 





2) 8. Th. Welder, „Interpretat. J.egis 9 de negotiis gestis juncta Lege 60 de divers. ref 
jur.” (Gießen 1813). 

2) L. 39 D. de negotiis gestis. Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem 
meliorem quidem, etiam ignorantis et invili, nos facere posse, deteriorem non posse. 

4) Martens, „Europäiihes Völkerrecht”, 5.42. Klüber, „Droit des gene”, 8.142, geil 
daß auch ohne Ratification bie Verträge gelten, wenn biefe nicht in ber Vollmacht oder im Dertragt 
ſelbſt ſo wie gewöhnlich ausbebungen fet. 
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Die Beſtechung in Völferverhältniß ift als unerlaubtes unwürdiges Mittel zur Degrünz 
dung einer Verlegung gegen den fremden Staat und feine Regierung im Allgemeinen völferz 
rechtswidrig und kann nur im wirklichen Kriegszuſtand, foweit er überhaupt Befhädigungen 
des Feindes und Kriegäliften erlaubt, Rechtfertigung finden, wenn fie nur nit in ehrwibrige 
Unwürdigkeit ausartet. Schmalz im „Curopäiſchen Völkerrecht“, ©. 107, fagt: „Das Voͤlker⸗ 
recht verwirft die Beſtechung fo entfchleven, daß immer Mächte, denen fie vorgeivorfen wurde, 
fie geleugnet, nie eine fie eingeftanden hat. Indeſſen das fihere Mittel, das Ehrenvolle und Ge= 
rechte vom Schimpflicden und Ungerechten zu unterfchetden, ift die Möglichkeit oder Unmoͤglich⸗ 
keit, ſich zu einer That zu befennen, ohne die Achtung der Welt zu verlieren. So kann auch Be— 
ſtechung eine erlaubte Vertheidigungswaffe fein.” Die allgemeinen Gefihtöpunfte hierüber ent= 
hält ſchon der Art. Beſchlagnahme. Sehr richtig fagte der. Frhr. F. K. v. Mofer): „Ein 
rechtſchaffener Mann, ein wahrer Ehrenmann kann feinem Herrn niemals rathen, die Minifter 
und GabinetSmänner anderer Höfe zu beftehen und zu Treulofigkeiten zu verführen. Alle 
Gründe der Religion und Moralität meggerechnet, muß er fi immer in den Ball fegen, daß 
fi} fein Here des argwöhniſchen Gedankens nit erwehren kann: «Du magft mir wol felbft 
fo Einer fein.» 

Die Beftehung zur Veruntreuung ver Pflichten gegen den eigenen Staat ifl natürlich von 
feiten Derjenigen doppelt ftrafbar, welche durch das Geben und Annehmen von Beftehungen 
noch befondere beſchworene Treupflichten verlegen, wie Staatsbeamte, Ständemitglieder, und 
Bier wieder um fo höher, je unmittelbarer und größer die Verlegungen gegen die heiligften In= 
tereffen der Geſellſchaft find, wie die der Verlegung der Richterpflicht. Unfer gemeines deutſches 
Criminalrecht zeigt auch bei dem Vergehen ver Beftehung dadurch feine große Lückenhaftigkeit, 
daß es ausbrüdlid nur von einigen beſondern Arten der Veftehung, und zwar nur von einigen 
Beſtechungen der Staatödiener handelt, die fi in unfern Berhältniffen zum Theil fo verfchies 
ben geflaltet haben, daß die Strafe der Beftehung nad dem gemeinen Recht jegt im Ganzen 
eine arbiträre ift.2) Offenbar aber find wenig Verbrechen gleich grundverberblic für den Staat 
und bie Bürger, zugleich fo zerflörend für die Grundlagen der Geſellſchaft, für Treue und 
Glauben und die öffentlide Moral, für die Beftigkeit der Grundſätze wie für die Sicherheit aller 
befondern Höhern und niedern Güter. Unter Beftohenen und Verräthern und unter ihrer Ges 
wwalt bleibt nichts heilig, nichts fiher. Und die Krankheit der Beftehung ift fehr anſteckend. Die 
Strafen müflen alfo ftreng fein, aber auch ftreng durchgeführt werben, nicht nach dem befannten 
Sprichwort von den großen und Eleinen Dieben. Bor allem muß man aber au; politifd) gegen 
die Beftehung zu wirken ſuchen; fonft Hilft Feine Strafe. Man kauft fie durch Beftehung ab. 
In Beziehung auf die Beamten verhindert man dieſes durch angemeffene Befoldungen. Hun—⸗ 
gernde Beamten foften ven Staat und die Bürger hundert mal mehr als anſtändig befolvete. 
Out ift e8 au, daß, mo Beftehungen gefährlich find, die Befoldungen fix feien, nicht in Spors 
teln und Acciventien von den Bürgern erhoben werden. Bei den Landftänden wirkt man ähns 
lich durch einen angemeffenen Genfus und angemeffene Diäten, bei ven Wahlen durch geheime 
Abſtimmungen. Doch das Wichtigſte und Wefentlichfte ift vor allem in dieſer Hinſicht, um bie 
allerverderblichſte Gorruption und Denioralifation auszuſchließen, daß, wie ſchon oben bemerft 
wurde (f. Amtserfgleihung und Beſchlagnahme), von der Regierung felbft ein gutes und 
kein verderbliches Veifpiel gegeben werde. Wenn fie das Unwürdige, weil e8 ven augenblid- 
lichen politifchen Intereflen und Leidenſchaften der Einſlußreichen entſpricht, wenn fie das nit 
der freien pflihtgemäßen Überzeugung Entſprechende, überhaupt wenn fie von ihr dictirte Ab⸗ 
flimmungen der Wähler, der Stände, der Richter durch Belohnung und Nachtheile, Orden, 
Zulagen, Beförderungen, Zurüdfegungen, Berfegungen und Abfegungen erfauft — nun als⸗ 
dann erwarte man Feine guten Brüchte! Das Andere, neben mürbigem Geift der Regierung und 
guten Einrihtungen, ift vollfommene Publicität und Preßfreiheit als das wirkſamſte Sitten= 
gericht und als der befte Wächter. Welder. 

—X ſ. Steuern. 

Be afung, f. Strafrecht. 

Betrug, f. Culpa. 


1) „Ueber Regenten, Regierungen und Minifter”, ©. 198. ö 

2) wet, Grolman, „Srundfäge der Criminalrechtswiſſenſchaft“, $. 361 und 362; Feuerbach, 
„Beinliches Recht”, 5.479; und Mittermeier in der „Allgemeinen Encyklopädie von Erſch und Gruber” 
unter dem Wort Beftechung. 
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Bettel, f. Armenpflege. 

Beute, f. Eigentbum. 

Bevölkerung. D — I. Das Volk iſt der ſchöpferiſch lebendige Inhalt und darum aud ver 
Zweck des Staats. Ein einziger und doch viel verzweigter Strom, aus dem ſich die Individuen 
der Welle gleich nur zu erheben feinen, um bald wieder zu verſchwinden, und worin doch jeder 
Einzelne zu einem beftimmten und dauernd beſtimmenden Momente wird — ſo ergießt ſich die 
Bevölkerung von ihrer dunkeln unbekannten Duelle an in ftetem Entftehen und Vergehen über 
die Ränder der Erde. Und wie biefer Strom, in verſchiedenen Graben fteigt oder fällt, fo ver: 
ändern ſich zugleich die politiſchen Zuftände, die Stellung und die verhältnigmäßige Mast der 
Staaten. 

Zahlloſe Geſchlechter Haben fi in ununterbrochener Folge zur Weltgefchichte aneinander 
gereiht. Bald ift e8 die fproffende Jugend, bald das welfe reifenalter, bald die Vlüte, bald die 
gereifte Frucht, welche ver Tod von dem immer nachwachſenden Völkerleben abpflüdt. Und fallen 
wir ohne Wahl vie einzelnen abgerifienen Erfheinungen dieſes unaufhörlichen Wechſels ind 
Auge, fo.verwirrt ſich der Blick vor der bunten Mannichfaltigkeit, fo ſcheint es, daß ver blinde 
Zufall mit der einen Hand die Menfchenfaat über die Erbe ausftreut, während bie andere fort 
und fort zur zweclloſen Ernte die Sigel führt. Aber fobal wir unfere Betrachtung ausdehnen 
auf bie Bewegung des Menſchengeſchlechts im Ganzen und Großen, müſſen wir auch hier er⸗ 
kennen, wie in allem Kommen und Gehen eine gefegmäßige Ordnung flattfindet, und wie inner: 
halb der von einer höhern Hand gezogenen Schranken zwar der Willtür der Dienfihen ein freier 
Spielraum bleibt, wodurch fie aber nimmermehr das Geſetz ſelbſt zu vernichten vermögen. Wohl 
Hatte alfo der Forſcher, der zuerft oder einer der Exften auf dieſe Bewegung feine Aufmerkſam⸗ 
Zeit Ienkte, gegründete Urſache, von einer „goͤttlichen Ordnung in den Veränderungen bet 
menſchlichen Geſchlechts“ zu reven.?) Seitdem ift e8 durch neue Erfahrungen, Beobachtungen 
und Vergleichungen gelungen, fih gar mancher weitern Orunbzüge jener Ordnung bewußt zu 
werben. Doc müffen wir geftehen, daß der Schleier noch lange nicht gehoben ift, und daß noh 
der Statiftif der Bewegung der Bevölkerung ein weites Feld zur Ergründung offen fleht. Denn 
wie alle Forſchungen ver Phyſiologie und Pſychologie das Naturgepeimnig der individuellen 
Erzeugung und des Gebären nicht völlig zu enthüllen vermochten, fo bietet fich ber Erkenntniß 
der damit zufammenhängenden Befege ver Kortpflanzung des Menſchengeſchlechts noch manches 
Räthfel dar, an deſſen Löfung fi vie raftlofe Wißbegierde künftiger Generationen fort und fort 
verſuchen wird. 

IL Die Gefammtfumme ber jeßt lebenden Menfchen fhägen wir auf etwa 1000 Millionen. 
Diefe Shägung iſt nur, was ben Antheil der beiden Erbtheile Buropa und Amerika betrifft, 
menigftens in der Hauptſache verläffig; dagegen in hohem Grade unſicher bezliglich Aſiens und 
im hoͤchſten bezüglich Afrikas. Unſere Schägung ergibt jedenfalls eine äuferfe ungleiche Ber: 
theilung der vorhandenen Menfihenzahl, nämlich: 


Deutſche Onadraimeilen: Bevölkerung: Auf die Quadratmelle: 
Europa 180,000 206 Millionen 477 
Amerika 730,000 60 „ 92 
Aſien 785,000 60 „ 764 
Afrika 545,000 0 „ 147 
Auftralien 470,000 2. 42 
2,410,000 1008 „ 419. 


Noch viel größer als der Unterſchied ver Bevölferungspichtigkeit in den verſchiedenen Erd⸗ 
theilen, ift derſelbe, wenn wir bie einzelnen Länder eines und beffelben Erdtheils miteinander 


1) Die zweite Auflage bes „Staats-Lexikon“ enthielt nicht weniger ale drei verfchiedene Abhand 
lungen über biefen Gegenftand, nämlich von Rob. v. Mohl, Wilh. Schulz und General v. Theobab 
(legtern in Beziehung auf politifche Arithmetik). Obwol jeder dieſer Aufläpe ein reiches und ſchä 
bares Material umfaßt und geiftvoll befpricht, fobaß nach unferer Anficht diefe drei Abtgeilungen ir 
Wieberabbrud verbienten, fo beſtimmten doc; bie beiden Rüdfichten auf Raumerfparniß und leichten 
Überfchtlichleit zu einer neuen Bearbeitung bes ganzen Segenftandes, und dies um fo mehr, als bie wid 
tigflen hierher geiuenen Refultate der erft in ber Neuzeit entwidelten Statiftit ohnehin bie Abfaflang 
eines vierten Artifels nothwendig gemacht und zudem Mobificationen in allen ern Bifferangaben 
erheifcht hätten. Wir haben übrigens eine Anzahl Stellen aus ben Altern Abhandlungen unter Rekt 
Beyignalme auf deren Urfprung wörtlich mitgetheilt. 

) Sußmilch: „Die göttliche Orbnung u. f. w.“ (4. Aufl. von Beurmann, Berlin 1775). 
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vergleihen. Wir erinnern nur an das überans ſtark bevölferte Ehina gegenüber Sibirien, oder 
an die Neuengland:Staaten und Weftindien gegenüber Grönland und Patagonien. 

Können aud viele Gegenden der Exde, ganz beſonders jene der falten Zonen, vorausſichtlich 
niemals eine zahlreiche Bevölkerung ernähren, fo genügt doch ein Blick auf obige Durchſchnitts⸗ 
zahlen bei Amerika und Auftvalien, un feinen Zweifel zu laſſen, daß die Erde nicht nur Raum 
genug böte für viele weitere Millionen, fondern daß aud der Lebensunterhalt für ſolche Mil 
Tionen unſchwer dem Boden abzugewinnen wäre. . 

War die Erde wol vordem jemals ftärker bevölkert als jegt? Im Ganzen ſicherlich niemals, 
obwol in einzelnen früher eivilifirten Ländern, welche mehr oder minder ber Cultur verluftig 
wurden, unzweifelhaft Rüdfhläge erfolgten (z. B. auf ver phönizifchen und karthagiſchen Küfte, 
auf der Porenäenhalbinfel u. f. w.). Der Beweis für unfere Behauptung liegt nicht in dem 
fogenannten Malthus'ſchen Gefege von fteter Menfchenvermehrung (f. unten), ſondern vielmehr 
in dem unzweifelhaft feftftehenden Naturgefege, daß erft ein höherer Grad ver Culturentwicke⸗ 
lung die Mittel zum Lebensunterhalt einer größern Menſchenmenge gewährt. Auf einer Lanb- 
ſtrecke, welde Kaum einer einzigen nur von ber Jagd lebenden Familie Nahrung verſchafft, 
Tönnen wenigftens fünf Kamilien von ber regelmäßigen Viehzucht und 20 Familien vom Adler: 
bau leben, und dies unverglei—hbar beffer als jener eine Jäger. Wie lebt Heute ſchon eine un= 
vergleichbar ftärfere Bevölkerung in denjenigen Gebieten Nordamerikas, welche noch vor wenigen 
Jahrzehnden das Eigenthum weniger kümmerlich vegetirenden Indiener waren! 

Das misverftandene Chriſtenthum, folange e8 noch in der erften Periode feiner Entwides 
lung als 6108 einfeitige Ginweifung vom irdiſchen Jammerthale nach einem jenfeitigen himm⸗ 
liſchen Reihe aufgefaßt wurbe, begünftigte nicht den Abſchluß der Ehen und bildete alfo auch in 
diefer Beziehung einen Gegenfag mit den Religionen des Alterthums. Die Anarchie ver Völker: 
wanderung, bie erft zerftören mußte, um für eine fernere Periode ſchoͤpferiſch und fruchtbar zu 
werben, verminderte die Bevölkerung der Culturſtaaten; vielleicht weniger durch dad Schwert 
als durch die Unficherheit ver Zuflände und des Beſitzthums, die fie mit fi führte. Daran 
Enüpfte fi die Entflehung des Feudalweſens und im Fauſtrechte der Kampf Aller gegen Alle. 

In den Zeiten des Mittelalter ſcheint man, mit Ausnahme ber freien Städte, Bevoölke— 
rungsab⸗ oder Zunahme wenig beachtet, und jede Vermehrung oder Verminderung (die man 
ohnehin hoͤchſtens oberflächlich ſchätzte) als bloße Zufälligkeit hingenommen zu Haben, über 
welche man nit viel nachdachte. Die erft nachmittelalterliche Kürftenomnipotenz kümmerte fi 
ohnehin um das Leben des gemeinen Volkes oft weniger als um das einer Viehheerve, und es 
iſt unberechenbar, wie viele Millionen Menſchen nicht nur in den Religlonskämpfen (in denen 
es fi doc wenigſtens hier und da um irgendeine Überzeugung handelte, obwol bekanntlich 
„wer bad Land beſaß“ auch deſſen „Religion beftimmte!) — ſondern ebenfo in den eigentlichen 
Erbfolge: und Eroberungskriegen zu Grunde gerichtet wurben. 

Gegen dieſes heillofe Treiben entwidelte fih eine glüdliche Reaction auf den Boden ver 
mit dem Geifte ver Humanität verbündeten Anfhauung, daß eine zahlreiche Bendlferung bie 
Grundbevingung ver Macht aller Staaten fel. Nun ward ed ald eine vorzugäweife wichtige 
Aufgabe der Staatsmänner betradjtet, die Volksmenge auf alle Weife künſtlich zu vermehren. 
Man zog Fremde in dad Land, und brachte damit (freilich abgefehen von vielen Schwinbeleien 
und Misgrifen) neue Induſtrie, neue Anfhauungsweifen, überhaupt erneuernve Glemente in 
daſſelbe; man erleigterte ven eigenen Angehörigen vie Anſäſſigmachung und Verehelihung, 
und milverte ober befeitigte damit manche Zefleln des Feudalweſens und der Leibeigenſchaft; 
man führte ſodann eigene Steuern für die Hageſtolzen ein, und feßte dagegen fogar eine Art 
Prämie aus für zahlreiche Kinverprobuction, indem ver Staat (der Fürſt) die Erziehung jenes 
fiebenten Kindes aus Einer Ehe übernahm u. ſ. w.; letztes Beſtimmungen, bie fogar noch unter 
Napoleon I. aufgefrifcht wurden, welcher dazu ohne Bweifel durch feinen ungeheuern Menſchen⸗ 
verbrauch in ven nie endenden Feldzůgen veranlaft ward. 

Die künſtliche Bevölkerungövermehrung rief indeß alsbald ſchwere Bedenken hervor. Man 
fürchtete im Gegentheil üͤbervoͤlkerung. Von was fol die größere Menſchenmenge leben? fragte 
man. Die Gemarkungen werben nicht größer. Wohin muß es alſo führen, wenn vie Zahl Der= 
jem’-en, welde fi tn die vorhandenen Ader tHeilen, immer weiter fteigt? Jever Theil muß 
Heiner werben; Verſchwinden alles Wohlſtandes, fleigende Armuth und Verfümmern müflen 
bie unabwendbaren Folgen fein. Daher vielfaches Auftauden des Verlangend: die Staats⸗ 
gewalt möge der Benölferungsvermehrung durch künſtliche Mittel Einhalt thun, biefelbe hem⸗ 
men und aufhalten. 
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.&8 war im Jahre 1798, als der Engländer Malthus (zuerft anonynı) fein Bud) veröffent⸗ 
lite: „An essay on the principles of population, as it affects the future improvement of 
society.” Seine mit vieler Geſchicklichkeit vorgetragene Grundanſicht iſt diefe: Neigung und 
Beugungsfähigkeit ver Menfchen bleiben fich immer gleih. Sie führen zu einem beftändigen 
Zuwachfe ver Bevölferung, größer als deren Abgang. Da num die vermehrte Anzahl einer je= 
den Generation ji ebenfo wieder vermehrt, fo muß der jährliche Zumadhö im nächften Zeitraum 
ſtets noch Eoloffaler werden. Es entfleht ein Steigen in geometrijcher Broportion. Allerdings 
Täßt fi auch die Duantität ver erzeugten Lebensmittel vermehren, aber nur in einfachem, arith⸗ 
metiſchem Verhältnig. So.ergibt ſich alfo bei ven Menfchen das Streben nad Vermehrung in 
den Proportionen von 1, 2, A, 8 u. ſ. w., gegenüber einer Lebendmittelvermehrung von 1, 2, 
J und 4. Entweder muß alfo die überfchüffige Bevoͤlkerung (oder die Geſammtheit) mehr und 
mehr verfümmern, in Noth, Schmuz und Elend jämmerli zu Grunde gehen, oder es muß 
Vorſorge getroffen werben, die Menfchenvermehrung in ihrer (natürlihen) Entwickelung auf- 
zubalten, dieſelbe Eünftlich unmöglich zu machen; denn die Productivfraft des Bodens vermag 
e8 nun einmal nit, mit der fi ungehemmt entfaltenden Vermehrung des Menſchengeſchlechts 
auf die Dauer gleihen Schritt zu halten. 5 

Die Malthus'ſche Lehre brachte anfangs doch nur einen weniger intenfiven Eindruck herz 
vor. Als aber nad) den großen Kriegen (aus fehr natürlichen Urfahen) die Bevölkerung allent: 
halben mit Erflaunen erregenver Nafchheit fi vermehrte, ſchien dad neue Syftem thatſächlich 
gerechtfertigt, und überall tauchten Staatöheilfünftler mit Arcanen, oft der wunderlichſten Art, 
auf. Nicht zufrieden mit Vorſchlägen, welche auf Erſchwerung der Heirathen abzielen, fam un: 
ter Andern ein gewiffer Weinhold auf eine eigene „Inſibulationstheorie“, um mechanifch bad 
Zeugungsgefchäft zu verhindern; ein Anderer (Ch. Loudon) enıpfahl vretiähriges Stillen der 
Kinder, um neue Gonceptionen feltener zu machen; ein Dritter wollte die. Hälfte ver Bevölferung 
dem Coͤlibat unterwerfen. Wenn aber Wild. Schulz (in der 2. Aufl. des „Staatd:Xerifon”) 
noch bemerfen Eonnte: „Nur bie unnatürliche, die Geſundheit und das Leben gefährbende Ab- 
treibung der Frucht, wie fie Ariftoteles vorgefehlagen, oder den Kindermord, wie er bei einigen 
fittlich erſtarrten Bölfern des Orients Häufig genug ift, wagte man, troß aller fonfligen doctri⸗ 
nären Berirrungen, nit mehr in Antrag zu bringen”, fo fol dagegen ein englifcher Schrift⸗ 
fteller (pfeudonym Mecors) eine Methode vorgefhlagen haben, die Neugeborenen ſchmerzlos zu 
erftiden. Wenn ein anderer Engländer, ein Proletarier, feinen Leidensgenoſſen ven ſchauer⸗ 
vollen Rath gab, je das dritte neugeborene Kind zu tödten, worauf die Mütter in beſtimmten 
Zeiträumen auf den Gräbern diefer Opfer einer miögeftalteten Gefellfhaft eine fhmerzlid: 
ernſte Feier der Crinnerung begehen jollten, fo war dies nicht mehr als ein Ausbruch blinder 
Verzweiflung, ver danach zu beurtheilen iſt. 

Daß natürliche Gefühl mußte, empört über die unabwendbaren Conſequenzen, zu denen 
das Malthus’fche Syftem führt, dieſer Theorie an ſich wiverftreben. Die Art ver Bekämpfung 
mar nicht immer eine richtige, indeß gewann doch fehr bald die Anficht wieder überwiegende 
Geltung, welde Iheobalv (in den frühern Auflagen des „Staats-Lexikon““) mit den Worten 
entwidelt: „Es ifl dafür geforgt, daß die Bäume nicht in den Himmel wachſen: der fortſchrei⸗ 
tende Bang ber Bevölkerung wird vorzüglich durch den Mangel an Erxiftenzmitteln aufgehalten. 
Bei allen Arten von Thieren und Pflanzen ftrebt die Natur unaufhoͤrlich dahin, die Zahl ber 
Individuen zu vermehren, bis ſie mit ben Mitteln’ zu ihrer @rnährung im Gleichgewicht ftehen. 
Bei den Menſchen haben aber auch moralifche Urſachen einen großen Einfluß auf ven Gang der 
Berdlferung. Kann der Boben leicht urbar gemacht und dadurch neuen Geſchlechtern reichliche 
Nahrung verſchafft werden, fo ermuthigt die Gewißheit, eine zahlreiche Familie ernähren zu 
koͤnnen, zu: Heirathen. Die Ehen werden früher geſchloſſen und find frudtbarer. Auf ſolch 
einem Boden müflen Bevölkerung und Geburten zugleich in geometrifher Brogrefflon zunehmen. 
Wird aber der Anbau des Landes ſchwieriger und feltener, dann nimmt der Zuwachs ber Be: 
völferung wieber ab; diefe nähert fi immer mehr dem veränderlihen Stande der Griften;- 
mittel, um welchen fie Schwingungen macht, faſt wie ein Pendel, deſſen Aufhängepunft lang 
fam hin= und herbewegt wird, um diefen vermäge feiner Schwere ſchwingt.“ 

Die Nationalökonvmie lehrt vafjelbe, nur mit andern Worten; fie fagt: „Die Bevölkerung 
findet ihre Grenze zunächſt in vem Volkseinkommen, alfo zulegt in der Production, melde bie 
Duelle alles Einfommens if. Die Bevölkerung kann dieſe Grenze nicht ungeftraft ũberſchreiten 
und erreicht diefelbe bald wieder, wenn fie durch Seuchen ober durch Krieg gelichtet worden 
if. Durch Einführung der Kuhpoden und durch andere fpecififche Mittel gegen verheerende 
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nn wird die Volksmenge nicht vermehrt, vielleicht aber die mittlere Lebensdauer 
verlängert.” 2 

Allerdings gibt ſich bei ven Menſchen (tie bei den Tieren) zufolge eined natürlichen Ge: 
feged das Streben nach Vermehrung ihrer Art kund. Allein Malthus hat diefen zur Erhaltung ' 
des Geſchlechtes abfolut nothwendigen Trieb völlig einfeitig aufgefaßt, und diefe feine Anficht 
zu einem theoretiiden Syſteme verart auögebilvet, daß er alle, die natürliche Begrenzung ver 
Bermehrung bei den Menſchen augenſcheinlich zeigenden Thatfahen durchaus überfah. Seine 
Lehre führt mit unbedingter Nothwendigkeit dahin, daß, fobald und folange man nicht Hem⸗ 
mungen vornehme, eine Menſchenvermehrung erfolge, welche zu Immer ärgerer Noth, Verküm⸗ 
merung und Elend führen müffe, in welchem heillofen Zuftande die gefammte überfchüffige Bez. 
völferung jämmerlich zu verfommen habe. Seine ganze Lehre concentrirt ji in der Befürch⸗ 
tung, „daß, wenn man nur bie Natur walten lafle, dad richtige Maß der Population immer 
wieder blo8 durch bie traurigften Leiden für die gefammte Gattung hergeftellt werde”. Ein ein= 
ziger unbefangener Blid auf vie Geſchichte der Menfchheit Hätte die völlige Nichtigkeit viefer 
Lehre darthun müffen; die erfte beſte Bergleihung des Zuftandes, in dem die Menſchen vor 
6000, vor 2000, vor 1000, 500 oder nur 100 Jahren fidh befanden, mit ihrer fpätern Lage 
hätte dieſe Lehre des Rückſchritts widerlegt, hätte den Foriſchritt erkennen machen. Wenn die 
Malthus'ſche Lehre wirklich auf der richtigen Erfaffung eines Naturgefees beruhte, fo müßte 
fie nämlich nicht blos für jegt und die Zukunft gelten, fondern ihre Grundlage müßte vor allem 
bei einer Bergleihung der frühern Zuflände mit den jegigen überzeugend hervortreten. Hätte 
nun Malthus den öfonomifchen und focialen Zuftand der Bewohner feines Vaterlandes etwa 
im 46. und 17. Jahrhundert mit dem feiner Tage irgendwie unbefangen verglihen, fo wäre 
ihm kein Zweifel darüber geblieben, daß die Thatſachen zu ganz andern Ergebniffen führen, 
als welche nad} feiner Theorie hätten eintreten müffen: die Volkszahl hat allerdings mächtig zu= 
genommen; die Lage diefer vermehrten Bevoͤlkerung hat fich aber nicht verfchlimmert, ſondern 
im Gegentheile unberechenbar verbeffert, und dieſe Verbeflerungen find keineswegs blos ein: 
zelnen Ständen, fonvern vielmehr allen Claſſen zugute gekommen, denn von den höchſten bis zu 
den unterflen Schichten herab war bie erfolgte Umgeſtaltung im Ganzen eine entſchieden wohl⸗ 
thätige. (Man lefe nur 3. B. die vergleichenden Schilderungen bei Macaulay.) Wir find nichts 
weniger als blinde Lobredner der jegigen Zuftände, wir erfennen fehr wohl deren mitunter noch 
entfeglihen Mängel; wenn es ſich aber um vie vorliegende Frage handelt, jo haben wir unbe 
dingt anzuerkennen, daß bie Verhältniſſe, wenigflens relativ gegen früher, ganz entſchieden gün= 
fliger geworben find. Auch befigen wir für dieſe Anſicht ein mit mathematifcher Beftimmtheit 
ſprechendes Beweismittel: es ift die, foweit unfer ftatiftifches Material reiht, von früher bis 
zur Neuzeit immer weiter fortgefrittene Ziffererhöhung der menſchlichen Lebensdauer, wovon 
wir unten des Nähern reden werben. Bei aller Anerkennung des Verdienſtes, welches ſich 
Malthus durd feine geiftuolle Anregung einer hochwichtigen Frage erwarb, und ganz abgefehen 
von den heillofen Kolgerungen, zu denen feine Entwidelung im Sinne ver alled zu bevormun⸗ 
den ſuchenden Bureaufratie und der politifchen Reaction dienen mußte, finden wir ed daher 
doch völlig unbegreiflih, wenn man den Begründer eines geradezu unrichtigen und durch die 
Macht ver Thatſachen vollftännig widerlegten theoretifchen Syſtems, den Entdeckern ewig wahrer 
und unumftößliger Naturgefege als gleichverdient an die Seite ftellen, als ebenbürtig einem 
Galilei und Harvey (dem Entdecker des Blutumlaufs) bezeichnen will (mie ſolches in Bluntſch⸗ 
18 „Staats⸗Woͤrterbuch“, unter Wienerholung einer Phrafe Roſſi's, gefchehen iſt). 

Es handelt fih im vorliegenden Falle nicht blos wie beim Thier um bie phyſiſchen Triebe. 
Auch wenn gar Feine hemmenden Staatseinrichtungen vorhanden find, und wenn die höhern 
fittlichen @rundfäge auch noch keineswegs bei allen Angehörigen des Volks in dem Maße zur 
Geltung fommen, wie man wünfchen möchte, wird dennod bie Bevölkerungsvermehrung nie= 
mals in der Weife flattfinden, wie Malthus annahm. Diefe Vermehrung wird nämlich keines⸗ 
wegs fo weit gehen, ald Menſchen überhaupt in einem beſtimmten Rande, aufs Alleräußerſte 
befchräntt, Leben ober vielmehr blos vegettven önnen, fondern nur fo weit, als dieſe Menſchen 
nad den durch die allgemeine Anfhauungswelfe (dad Volksbewußtſein) beftimmten Begriffen 
von den „Lebensbedürfniſſen“, d. 5. alfo nach den Anfoberungen an das Leben, zu exiftiren im 
alle find. Schon ein mäßiger Grab der Eultur macht ſich in diefer Beziehung unverkennbar 
geltend. Bei weiter voranſchreitender Bildung und mehr entwideltem Selbftbewußtfein erſcheint 
gar Mandes als unentbehrliches Bedürfniß, auch ded Armen, was man in rohern Jahrhun⸗ 
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derten dafür nit anfah. Died der Grund, warum die Lage felbft ver geringften Claſſen eine 
entſchieden beffere, ftatt eine unbebingt fehlechtere geworben ift. 3) . 

B Mit ver Zahl der Menſchen mehrt fidh die Zahl ver Producenten; mit dem Fortſchreiten ber 
Bildung lernt der Arbeiter zuden mehr oder Werthvolleres produciren. Damit ermöglicht fich 
bie Berbeflerung der Lage Aller. Jever wird feine Kräfte verftändiger und nützlicher (dfono- 
miſcher) verwenden, und fowol die geiflige Bildung des Einzelnen als die Hülfe der neurriun: 
denen Mafchinen werden das Product der Arbeit jedes Individuums vermehren ober verbeſſern, 
werden dieſes Product jevenfall8 als ein werthvolleres etſcheinen laſſen. Sehr ſchoͤn, imd der 
Hauptſache nach gewiß richtig, bemerkt ein neuer franzoͤſiſcher Forſcher ): „Die Natur und die 
Kunft wetteifern an Fruchtbarkeit. Jedes Erzeugnig der Natur erzeugt einen Arbeiter mehr. 
Diefe wunderbare Übereinftimmung hat und zur Aufftellung des Satzes veranlaft: IR die 
Production eines Landes bekannt, fo läßt ſich danach deſſen Volksmenge beftimmen und um: 
gekehrt.” (Doch macht jich hierbei, wie eben gezeigt, weſentlich auch die Anfoberung des Vollet 
an das Zeben geltend). ) 

In Übereinfiimmung mit den entwidelten Anſichten zeigt die Erfahrung, daB auch da, wo 
die Öfonomifche Rage des Volkes fich nicht verfälechtert, vielmehr entſchieden verbeſſert, daß alfo 
da, wo nicht ein gefteigerte Elend Beranlaffung einer gefteigerten Sterblichkeit iſt, dennoch vie 
Bolksvermehrung im Ganzen keineswegs „in geometrifher Proportion” vor ſich geht. So ber 
trug die Zunahme der Einwohnerzahl in denjenigen europäifchen Ländern, aus benen wir bir 
genaueften ftatiftifchen Aufnahmen befigen, feit der erſten Zeit nach Beendigung der großem 
Kriege in jeder fpätern Epoche eine geringere Ziffer. Nach Brocenten berechnet ging bie 3u- 


nahme folgendermaßen herab; in 5 
Srantreich: England: Breuhen: 
1821 —30 6,89 Proc. 415,89 Bror. 18531 —39 414,0 Proc. 
18351—40 507 „ 4An „ 1840—46 78 u 
41841—50 49 u 13 „u 1847—52 510 „ 


1855—55 151 u 
Kein Zweifel, unmittelbar nad den furchtbaren Napoleoniſchen Kriegen Hatte eine ungewöhn: 
liche Volfövermehrung in Europa ftattgefunden. Allein es ift nirgendwo bie befürchtete „geome: 
triſche Progreſſion“, fondern e8 iſt das directe Gegentheil einer folchen eingetreten, und inkbe 
fondere haben die jüngften Volkszaͤhlungen in nit weniger als 51 Departements Frankreiche 
und in vielen Ländern Deutſchlands den erſchreckenden Beweis einer flattgefundenen Berdt: 
Terungöverminderung ergeben. Wir verweilen nur einen Augenblick bei den Reſultaten, 
welche die Zollvereinszählung vom December 1855 zeigten. Im Vergleich mit der drei Jahre 
früher erfolgten Aufnahme Hatte fih nämlich die Menſchenzahl in einer Reihe von Ländern rer: 
mindert, und zwar um nachbemerkte Anzahl: 
y in der bairiſchen Rheinpfalz um 24,142, 
„Würtenbig . . oo. 63,543, 
ABaben 41,838, 
„Ruchflen . 2 2 on 
„dem Großherzogthum Heflen „, 17,378, 


3) Hier noch ein Beifpiel dafür. In England hat man beredjnet, baf ein Tageldhner, nm ciam 


Duarter Weizen zu verbienen, arbeiten mnfte: 
zur Zeit Elifäbeth’6 durchſchnittlich 43 Tage 
Ian des 17. Jahrhunderte . 3 u 
wiſchen 1700 und 1760 —* 32 
J . 19, hochſtens 28%, ', 


(Hildebrand, „Rationalöfonomie".) 

4) Buillard, „„El&ments de statistique humaine ou demographie‘' (Paris 1855). 

5) Obnehin ift eine dünne Bevölferung an ſich nichts weniger als ein Beweis des dlonomiſch giid 
lichen Zuſtandes dieſer Menfchen; man fünnte weit eher das Gegentheil als Regel annehmen. Die 
wen und Magyaren leben in Europa ziemlich am wenigften gedrängt, und zudem hat das Getreide 
ihnen ben niebrigften Preis — weil & einer Entwickelung auf den Gebiete der Induftrie ermangeli. 
„Und dennoch“, bemerkt der franzöfliche Nationaldkonom any 2 „iſt der Weizen noch zu teuer fir 
biefe armen Geſchopfe, welche benfelben bauen. Sie eben faſt nur von Roggen, und währe it 
Sranfreich der Berbraud; von Weizen gegen Roggen wie 3 zu 1, und in England wie 4 zu 1 if, finden 
u — Polen und Ungarn ein Berhältnig wie I zu 7, ſelbſt 1349. (Me IR wal 
ungünfliger., 
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inLurembung . ... .um 3152, 
„Braunidweig . . . . 1690, 
„Nafau. . . 823. 


Selbft in ven Gebieten, in denen ſich eine Vermehrung ergab (Sachen, Preußen, Altbatern 
u. f. w.), war dieſelbe meiftens viel geringer als in den frühern Zeiten. Bezeichnend ift noch, 
daß der relativ größte Menfhenverluft eine Landſchaft (die Rheinpfalz) trifft, in welcher die 
vollfte Freiheit der Verheirathung und Anfäfligmahung befteht. Im ganzen Zoflvereinsgebiete 
hatte man zwar noch eine Zunahme, viefelbe betrug indeß in drei Jahren nur 115,472 Seelen 
(bei einer Totalfumme von 32,588,033), alfo noch nicht einmal ein halbes Procent in dieſem 
ganzen Triennium. 

Die Nutzanwendung unferer Erörterung ergibt fich von felbft. Wenn auch jegt noch Volks⸗ 
wirthſchaftslehrer (wie der Verfaſſer des Art. Bevölkerung in Bluntfhli’8 „Staats:Wörter- 
budy’, nach längerer, mehr ober minder ſchwankender und zweideutiger Auseinanderfegung) 
zu dem Ergebniß gelangen: „Es kann allerbings nothwendig werben, dem Übermaß ver Volks: 
vermehrung unmittelbar entgegenzutreten”, und ferner: „Demnach wirb denn die Aufgabe der 
Politik auch bald dahin gehen, vie Volksvermehrung zu beförbern, bald dahin, fie zu hemmen“, 
fo Hegen wir die diametral entgegengefegte Anfict, indem wir weder dad Hemmen- nod das 
Befördernwollen ald Aufgabe ver Politik anfehen. Beſſer ald alle doctrinäre oder bureaufra= 
tiſche Weisheit e8 zu ermeflen vermag, ftellt ſich das richtigſte Verhaͤltniß von felbft her, wo 
man bie Natur und den verfländigen Menfchengeift nicht durch Fünftliche Hemmniſſe bei Vers 
ehelichung, Anfäffigmahung und in nüglicher Anwendung feiner Kräfte beim Gewerbebetrieb 
u. f. w. ſtets bevormundend einengt, beläftigt und hindert. Dabei find mir im Übrigen der 
Überzeugung, daß die Bemühungen von Regierungen, als Selbſtzweck die Bevölkerung ihres 
Landes zu vermehren, auf die Dauer nicht einmal diefen allernächften Zweck erreichen, vielmehr 
eher entgegengefegt wirken. Die Unterflügungsmittel, welche man den Einen (z. B. Familien 
mit vielen Kindern) ©) zumendet, müffen (wenn nicht amerikaniſche Berhältniffe vorhanden) den 
Andern erft entzogen werben, und dies unter der Herrſchaft fehr unbefriedigenver Steuergefeße, 
welche überall weit mehr die Maffe des Volks als den übermäßigen Reihthum treffen. Denen, 
welche die Mittel mit ihrem Fleiß erwerben, nimmt man fie hinweg, um biefelben Anbern zu 
ſchenken, bei denen die Verwendung eine unnatürliche, darum problematifche ift. Ein Zuwachs, 
den man einerfeitd gewinnt, wird anbererfeits mindeftens in gleichem Maße untergraben und 
zerſtoͤrt. Was aber die Hinderungsmittel (gegen Vermehrung der Bevoͤlkerung) betrifft, fo find 
diefelben ungertrennlich von ſchlimmen Kolgen, welche jeder naturwidrigen Einrichtung ankleben. 
Nicht die wenigft bedeutenden diefer fhlinnmen Folgen find im gegebenen Kalle Vermehrung 
der unehelihen Kinder 7) und Häufige Hinverung des Buftandefommens eines heilfamen Fami— 
lienlebens. Die Regierung felbft wird durch eine faft ins Unenbliche gehende Hänfung der Ge: 
ſchaͤfte erſchwert, mit der unfegenvollen Beigabe, daß man ji daran gewöhnt, felbft in die Le⸗ 
bensverhältniffe des Einzelnen bevormundend einzugreifen, wol felbft, mit einem Anfluge des 
verberblihen Dünkels, eine Art „göttlicher Weisheit” entfalten, oder richtiger gefagt: vie „gött⸗ 
liche Orbnung“ Hinterher.nod corrigiren zu Eönnen. 

I. „Nicht in gleicher Weiſe“, fagt Boudin ®), „wird ver Menſch geboren, lebt, leidet und 


6) Beim Heranziehen gewverbfunbiger Hugenotten war befanntlich nicht eine Vermehrung ber 
Zettenahl, fondern Vermehrung der Induſtrie das entfcheidende Moment, neben ber religiöfen 

ympathie. 

T) Das Bluntfchli’fche „Staats⸗Wörterbuch“ fucht diefen Einwand durch eine Hinweifung auf bie 
„erwieſene größere Sterblichkeit ver unehelichen Kinder“ zu entkräften, wonach doch der Bevälferunges 
zuwachs abgehalten werde. Dies wäre ja aber nichts Anderes als die abfichtliche ſyſtematiſche Anwen⸗ 
dung eines Zuflandes elendeſten Derfümmerns und Verſchmachtens, welcher doc eben von der Benölfes 
rang abgewendet werben fol. Das Ansgleichungsmittel wäre nady unferm Gefühl inhumauer als das 
Todien der Neugeborenen, welches wir den fittlich erftarrten Orientalen zum Vorwurfe machen, oder 
als der Dorfehlag bes Arifloteles, der uns entrüftet. B 

Wenn es übrigens im ‚ StaatssWörterbuch” (Bd. 2, S. 131) ven: „Die Altersbefchränfung ift wol 
am weiteften getriehen im Canton Thurgau, wo neuerdings vorge! a worben if, daß feine Jungs 
frau vor 26 ober (?) 28 Lebensjahren fich verheirathen darf” — fo ift dies eine thatfächlich vollfoms 
men warichtige, eigentlich an ſich ſchon unbegreifliche Behauptung. Geſetze folder Art mag ein wahns 
finniger Despot dem von ihm unterbrüdten Bolfe aufzwingen, ein freies und verftändiges Volk wird 
10 ns u derartigen Misgeburten legislatoriſcher Tollheit verirren. Auch haben e6 die Thurs 
gauer nicht getan. 

8) In dem einen reichen Schag von Material und Bemerfungen enthaltenden Werke: „Trait6 de 
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flirht er an dem verſchiedenen Punkten der Erbe. Geburt, Leben, Krankheit und Tod, alle) 
ändert ji mit dem Klima und ver Bodenbeſchaffenheit, alles modificirt ſich mit dem Racen⸗ 
aunterfchied und der Nationalität‘; ebenfo, fügen wir bei, mit ben äußern Berhältnifien der 
verſchiedenen Stände. 

Für die Löfung aller damit in Beziehung flehenden Kragen ift übrigens erft in der Neuzeit 
eine fefte Grundlage gefunden worden, auf welder die Forſchungen eigentlich erft begonnen 
haben. Wir meinen die Statiftit. Für fe iſt die Zahl von eben der Wichtigkeit, wie die Wage 
für die Chemie und Phyſik. 2 

Ein Blie auf die Geburts: und Sterbeliften der Stadt Breslau brachte den großen Hallen, 
den Berechner der Bahn des nad ihm benannten Kometen, im Jahre 1693 auf ven Gevanfen, 
eine fogenannte Mortalitätstafe! zu entwerfen. Dem Deutfhen Süßmilch gebührt das Ver⸗ 
dienſt der erflen weitern, gründlichen Entwidelung, mochte deſſen Schrift „Die göttlide Orb: 
nung In den Veränderungen des menſchlichen Geſchlechts immerhin von einem flarr:orthe: 
doren Standpunkte ausgehen. Natürlich Fonnten die erften Leiftungen nur ungenügend und in 
ihrer Art roh fein. Man nahm das Material, wo und tie man daffelbe fand, ohne beſonder⸗ 
Diftinetionen. Mehr und mehr erfannte man die Nothwendigkeit, zu fonvern und zu unter: 
ſcheiden. Erft in der jüngften Zeit hat man eine Reihe der wichtigſten feinern Nuancirungen zu 
beachten begonnen. Aber noch ift kaum der Anfang gemacht in Bearbeitung der unenblihen 
Materialfülle. Dabei darf nicht überfehen werben, daß nur bie aus einer großen Menge vor 
Beifpielen ſich ergebenden Refultate einen entſcheidenden Werth befigen. Und überbied ändern 
ſich die meiften Ergebniſſe immer wieder nach Zeit und Ort. Die Biffer, welche die eine Perlede 
darbietet, erfährt gewöhnlich; eine ftarfe Mopification in der andern. Ebene und Gebirge, Stan: 
mesunterſchied, Klima und Jahreözeit wirken mächtig ein. Ja, felbft an einem und demſelben 
Orte und für bie gleichen Monate treten, nad) Mafgabe ver verfchiedenen Lebensweiſe, wirt 
bedeutende Umgeftaltungen ein. (So kommt es unter Anderm, daß alle Vorausberechnungen, 
in wie viel Jahren ſich die Volksmenge dieſes oder jenes Landes verboppelt, im Grunde nihts 
als leere Spielereien find, die durd ven Erfolg niemals gerehtfertigt werben.) Nur von bet 
Vergangenheit läßt fi reven, die Ziffern der Zukunft aber werden durch den Geſammtgang der 
Entwickelung modificirt und gleihfam beherrſcht. 

Es kann bie Aufgabe des „Staatd-Lerikon“ nicht fein, die verſchiedenen Methoden zu eroͤt⸗ 
tern, welche bei den mancherlei Berehnungen zur Anwendung kommen. Ebenfo wenig kann 
bier die Mittheilung vieler Ginzelergebniffe erwartet werben. Nur einige Hauptmomente, die 
mit größerer over geringerer Beftimmtheit ermittelt find, mögen erwähnt werben. 9) 

Geburten. Ihre Zahl nimmt nit unbedingt in demfelben Maße ab over zu, wie bie Gr: 
fammtfumme der Einwohnerfdaft. Frankreich zählte vor der erften Revolution ungefäht 
2AY, Mil. Bewohner, heute 36 Millionen. Dabei wurden durch jene große Umgeftaltung alle 
früdern Beſchränkungen ver Nieverlaffung und Verehelihung vollftänvig befeitigt. Wer hätte 
denken follen, daß dennoch die Zahl der Geburten ſich ſeiidem nicht vermehrt hat. Die früfern 
2AY, Mil. feinen alfo eine ebenfo große Probuctionsfähigkeit befeflen zu haben, als ben hen⸗ 
tigen 36 Mil. innewohnt. Aber dies ift nicht der Fall. Mag man auch darüber ftreiten, ob die 
Maſſe ver Bevölkerung ſeitdem wirklich moralifch abfolut fo fehr viel beffer geworben, fo 
währt fie jedenfalls in dieſem Punkt eine höhere fittliche und rein menſchliche Enthaltfamteit 
in ver hoͤhern Bedeutung des Wortes. Es bewährt fid) deutlich, was wir oben, gelegentlich Prü: 
fung der Malthusſchen Lehre, geäußert. Nicht die Menge der Geburten iſt das entſcheidende 
Moment, fondern die beffere oder geringere Erhaltung der Orborenen. Die Anfoberungen an 
dad Leben find gefteigert; das allgemeine Volksbewußiſein fodert mehr als fonft an „abfoluten 
Bedürfniſſen des Lebens”, und fo gelangen wir im vorliegenven Falle zu dem Hauptergebniflt, 
daß, wenn einft die vom Abel und den Betteljuppen ver Klöfter abhängige elende Bevoͤllerung 
Frankreichs verhältnigmäßig um die Hälfte mehr Kinder gebar als pie jegige wohlhabender 
Einwohnerſchaft, fie hinwieder außer Stande war, jene Kinder und ſich felbft am Leben zu: 
halten, ſodaß die damalige geringe Menſchenzahl alljährlich um mindeftend 120,000 Sierde⸗ 
fälle mehr zu beklagen hatte, als heute vorkommen. 20) 


geographie et de statistique medicales et des maladies endémiques, par J. C. M. Boudin, me 
decin en chef de !’'höpital militaire du Roule’’ (3 Bde. Paris 1857). 
9) Eine Anzahl Sperialnadjweife fiehe in meinem „Hanbbuche der vergleidjenden Gtatiftif“ (Zurich 
1857). Ich gebe jedoch nachftehend befonders foldye Daten, welche mir erft ſeitdem zu Handen famrt. 
10) Das franzöfifche Minifterium ließ Erhebungen über Geburten und Sterbefälle im den Jahtın 
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Im Allgemeinen werben mehr Knaben geboren ald Maͤdchen. Überall, wo man in gröfern 
Umfang beobachtete, Hat ſich dies gleihmägig beflätigt. Man fann in runder Ziffer annehmen, 
daß auf 1000 Knaben höchſtens 950 Mädchen kommen. Dennoch ift die weibliche Bevölkerung 
beinahe überall vie zahlreichere. Es rührt dies vorzugäweife vaher, daß bie Knaben in ber er= 
fen Zeit nach der Geburt einer größern Sterblichkeit unterworfen find ald die Mädchen. Nah 
den genauen und fharffinnigen Forſchungen Marc d’Eöpine’s zu Genf tt) iſt an jenem Orte 
der urfpüngliche Unterſchied ſchon nad) dem erften Lebensjahre vollftändig ausgeglichen, und 
Quetelet, dem bie Statiſtik fo Ausgezeichnetes verdankt, fand in Belgien Refultate, welche ven 
eben bezeichneten beinahe gleich find. 1?) Notizen, die und aus Öfterreich vorliegen, gehen fogar 
über dieſes Ziffernverhältniß hinaus. 13) Später kommen zwar beiden Brauen die mande Opfer 
erfodernden Geburten, bei ven Männern hingegen härtere Arbeit und der Militärdienft, welcher 
letztere ſelbſt in Friedenszeiten faſt noch einmal foviel Sterbefälle veranlaßt, als im bürgerlichen 
Sehen bei ver gleichen Glaffe vorfommen. In auferordentlihen Fällen treten nod bie Berhee= 
rungen bes Krieges dazu. Infolge alles deſſen erfreut ſich die weibliche Bevölkerung eines län⸗ 
gern Lebens als die männliche. 

Wir verweilen nicht dabei nachzuweiſen, daß felbft vie Tageözeit Einfluß auf die Geburten 
äußert (verhältnigmäßig die meiften kommen in ven ſechs Stunden zwiſchen Mitternacht und 
6 Uhr Morgens vor, die wenigften zwiſchen Mittag und 6 Uhr Abends). - Ebenfo wenig 
wollen wir ven Unterſchied der Geburten nad) Monaten erörtern (wobei ohnehin nur die Zeit 
der Gonceptionen entſcheidet, welche Conceptionen [die Monate auf die gleiche Anzahl von Tagen 
zurüdgeführt] in Sranfrei am zahlreichften find im April, Juni und Mai, und am geringften 
im Februar, September und November. Andere klimatiſche Berhältniffe führen in andern Ge= 
genden ohne Zweifel zu Modificationen in den Ergebniffen). 

Eine befondere Beachtung verdienen die uneh elichen Geburten. Sie können der bürger- 
lien Gefellfhaft darum nicht gleichgültig fein, weil der Mangel des Familienlebens feine ver⸗ 
derbliche Macht auf alle Betheiligten zur Geltung bringt. Unter den unehelihen Neugeborenen 
herrſcht eine viel größere Sterblichkeit, als unter den ehelichen Kindern, und die Folgen ber Er= 
ziehung find ebenfo verſchieden. Dazu fommt bie traurige Lage der Mütter. Legoyt (ver Vor⸗ 
fland des Statiflifhen Bureau in Frankreich) hat (Freilich nach Notizen, welde beute nicht mehr 
die allerneueften find) eine Gegenüberftellung der ehelichen und der unehelichen Geburten in den 
wichtigften mitteleuropätfchen Ländern entworfen. Danach fommen im Geſammtdurchſchnitt 
auf 10,000 Geburten 899 uneheliche. Indeffen ergibt fich in den verſchiedenen Staaten ein ge= 
waltiger Unterſchied. Als äußerfte Gegenfäge erſcheinen Piemont und Baiern, jenes mit nur 
212, dieſes mit 2083 unehelihen Geburten auf je 10,000; in ven farbinifhen Staaten trifft 
alfo auf 47 Kinder erft ein uneheliches, in Baiern eines ſchon auf vier bis fünf. Indeffen würde 
man ein großes Unrecht begehen, nach dieſem Moment allein die größere oder geringere Mora= 
litãt der Bevoͤlkerung bemeffen zu wollen. Vor allenı zeigt ſich Hierbei die Erleichterung oder 
Erſchwerung der Anfäffigmadhung und Verehelihung. Gerade in diefer Beziehung erzeugt das 
Syſtem ber ſtehenden Heere mit dem erzwungenen Göltbat der Ausgehobenen für die Gefammt= 


1781—84 —— welche in dem 1837 veröffentlichten Foliobande der „Statistique de la France” 


abgebrudt find. Wir geben bie Hauptziffern, indem wir benfelben bie entfprecyenden Ergebnifle aus den 
vier erften Jahren des jegigen Jahrzehnds zur Seite flellen. 
Geburten: Sterbefaͤlle: 
N — —— 
1781 970,406 1850 954,240 1781 881,138 1850 761,610 


1782 975,708 1851 979,907 1782 948,502 1851 817,449 
1783 947,941 1852 965,080 1783 952,205 1852 810,695 
1784 965,648 1853 927,917 1784 887,155 1853 787,581 
Bufammen 3,859,698 3,827,144 3,669,000 3,177,335. 
11) „Notice statistique sur les lois de mortalit6 et de survivance, par le docteur Maro 
d’Espine“ (Genf 1847). 
2) „Bulletin de l’acadsmie de Bruxelles’ (Bd. IX). Hier fei gleich auch Quetelet's mit 
— —— Werk genannt: „Sur ’homme et le développement de ses facultés“ (Brüfr 
e 
13) Nach der officiellen Statiſtik ſtarben tm Jahre 1851 in Oſtterreich von 1000 lebend Geborenen 
im naͤmlichen Jahre noch: 
maãunliche: weibliche: 
eheliche Kinder . 248 212 
uneheliche . r ee. 361 312. 
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geſellſchaft einen wahrhaft unberechenbaten Nachtheil; und gerade auch im Hinblid darauf muß, 
wer bie Sittlichkeit, das häusliche Glück und felbft nur das materielle Wohl des Volkes zu 
fhägen weiß, bie Erſetzung ber ſtehenden Heere durch ein tüchtiges Milizfgftem (wie in der 
Schweiz) wünfgen und fodern. 1*) 

Sterbefälle. Alle „Mortalitätstafeln‘‘, vie man angefertigt Hat, innen nur ald relativ 
richtige Anhaltepunkte für Berechnung auf fünftige Fälle dienen. Abgeſehen davon, daß es ſich 
bei der Anwendung auf den Einzelfall nur um eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung handelt, 
darf nicht überfehen werben, daß jene Liften nichts weiter beweifen können, als die Geſtaltung 
in einer beſtimmten frühern Zeit; und auch dabei wirkten vielfache zufällige Umſtände ein. Als 
lein die gefammten focialen Berhältniffe erfahren von einer Zeit zur nächſtfolgenden doch nur 
in mäßiger Ausdehnung Mobificationen, und die Einwirkung der „zufälligen Umſtände“ gleicht 
fi) nad) beiden Seiten hin aus, wenn man eine möglichft große Anzahl von Fällen in den Kreis 
der Berechnung zieht. So können bie auf frühern Daten fi gründenden Berechnungen im Al: 
gemeinen ald ziemlich fefte Anhaltepunkte für die nächſte Zukunft dienen. ?5) 

Legoyt hat nad) den neueften ihm bekannten officiellen Daten das Sterblichkeitsverhältniß 
in folgenden 17 europälfchen Staaten fo berechnet. Es ſtirbt in der Regel je ein Menfd jähr⸗ 
lich: in Norwegen auf 51,5 Einwohner, in England auf 46,14, in der Schweiz auf 48, 
in Schweden 43,79, Hannover 43,59, Dänemark 41,49, Frankreich 40,2, Belgien 39,71, in ven 
farbinifhen Staaten 38,67, Königreih Neapel 36, Holland 35,6, Preußen 35,7, Baiern 
33,62, Sachſen 33, Oſterreich 30,43, Baden 29,4, Würtemberg 28,87 und in Rußland 1 auf 
26,68 Menſchen. Die Sterblichkeit ift alfo in Rußland faft noch einmal fo groß als in Norwegen 
Das Mittel aus obigen Zahlen if rin Sterbefall auf 37,97 Menſchen. Dabei ftellt ſich das Ber 
haltniß nad) Geſchlechtern ſo, daß auf 1039 Todesfälle von Männern blos 1000 von Frauen 
treffen. Am geringften zeigt fi der Unterfchien in Belgien, nämlich 1001 Männer gegen 
41000 rauen; am größten in England: 1805 gegen 1000. Indeß dürften ſich die obigen Ziffern 
in der jüngften Zeit hier und ba nicht unmerklich mobifleirt haben. 

Man finder e8 leicht begreiflih, daß die verſchiedenen Jahreszeiten einen bedeutenden Cin⸗ 


14) Das Verhaͤltniß der unehelichen zu dem ehelichen Geburten in der Schweiz if unfers Wiſſen⸗ 
ſtatiſtiſch nicht feſtgeſtelit 5 mancherlei unguͤnſtiger Einwirkungen, zumal in Cantouen wie Sal, 
würde fi) die Durchfchnittszahl unzweifelhaft entichieden günftig flellen. Piemont unterhält ein 
ſtehendes Heer, allein man hat fich dabei doch von jener — Einrichtung losgeſagt, wonach allen jun⸗ 
gen Männern bis nach beendigter Dienſtpflicht die Verhelrathung verboten iſt. 


15) Wir fegen die Hauptergebniffe der DeparcieursBlorencourt'fchen Sterblichkeitsberechnung fur 
— re 10,000 Geborenen find in der nachbenannten Zeit noch lebend ober im hetrefenden 
jahre geftorben: 

Jahre: Lebende: wm Jahre: Lebende: or ahre: Lebende: — Jahre: Lebende: —— 
0 10.000 2550 28 .5288 57 10 5 75 1419 19 
1 1450 362 | 26 5231 58 |51 3005 62 | 76 137 139 
2 7088 265 | 27 5173 57 | 52 3343 66 | 77 18 1% 
3 6823 205 | 38 5116 56 |53 37771 70 |78 1064 138 
4 6618 150 | 28 55 |54 3707 76 |79 3 12 
5 6468 123 | 30 5005 54 |55 3631 81 | 80 82 1185 
6 6345 102 | 31 4951 54 |56 3550 8 |81 6977 107 
7 0243 8 | 32 48977 53 | 57 365 88 | 82 590 8 
8 6154 8 | 3 434 52 | 58 37 9118 42 88 
9 73 . 69 | 34 4192 52 |59 336 9 |84 WM 

10 6004 58 | 35 4140 52 | 60 31911 9 |85 327 66 
11 5946 49 | 36 4688 51 | 61 3092 102 | 86 2601 5 
12 5897 43 | 37 4637 50 | 62 390 105 | 87 m” 4 
13 5854 39 | 38 487 40 | 63 85 107 | 8 19 0 
14 5815 37 | 39 4538 48 | 64 2778 109 189 117 3 
15 5778 38 | 40 490 49 | 65 %69 110 | 80 2 
16 5740 4|4 44 49 |6 2559 11181 9 9 
17 5699 44 | 42 4392 50 | 67 448 112 |9% 28 1 
18 5655 47113 442 51 |68 336 113 |9% 14 8 
19 5608 50 | 44 42391 52 69 2923 114 94 6 3 
20 5558 52 | 45 4239 53 | 70 2109 116 | 95 3 3 
21 5506 53 | 46 4186 54 | 21 1993 119 | 96 1 1 
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fluß auf den Grab der Sterblichkeit äußern. In Frankreich kamen nach dem zehnjährigen Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1831 —A0 in jedem Jahre 837,085 Todesfälle vor. Die einzelnen Monate 
folgten ſich in nachbemerfter Ordnung: März (mit 87,515), April (mit 80,519), December, 
Januar, Februar, September, Mai (mit 68,556), October, Auguft, Juli, Iuni, November 
(aur mit 57,526 Sterbefällen). Trotz der Milde des Klimas trifft die größere Sterblichkeit auf 
die ſechs rauhen Monate. In Dänemark find die ſchlimmſten Monate ver April (mit 103/, Proc. 
der Jahreöfterblichkeit), dann der März; am günftigften if der September (mit nicht ganz 
6 Proc.). In Schleswig ergaben ih: März als der fhlimmfte, Auguft ald der günftigfte Mo— 
nat. Um fo mehr erftaunt man, daß auf Island (Beobachtung von 1838—AA) bei weiten die 
größte Sterblichkeit auf Juli und Auguft trifft (AAY, und 117/, Proc.) , die geringfte auf den 
Februar (57/, Bror.). Cine Erklärung finden wir in ver Angabe, daß Island ein Gebiet der Ma= 
laria ſei. In Italien ereignen fi die meiften Todesfälle: zu Mailand und zu Turin in Januar, 
zu Genua im September, in Geſammtſardinien im Februar, zu Neapel im März. Die wenig- 
fen zu Mailand, zu Turin und zu Neapel im October, zu Genua und in Geſammtſardinien 
im Mai. 

Auch bei ven Sterbefällen übt die Tageszeit ihren Einfluß. Das Maximum derfelben wech⸗ 
felt zwar nach den verſchiedenen Orten, dagegen geben alle uns bekannten Beobachtungen über⸗ 
einftimmend ald die Zeit des Minimums vie ſechs Stunden zwiſchen 6 Uhr Abends und Mitter⸗ 
nadt an. 

Einfluß von Wohlftand over Armuth auf die Sterblichkeit. Diefer Einfluß 
zeigt ſich bei näherer Unterfuhung von wahrhaft uͤberraſchender Ausdehnung und Größe. Wir 
beginnen unter Mittheilung folgender Berechnung des in dieſer Sache befonderd verbienten 
Dr. Casper. Bon 1000 zu gleicher Zeit geborenen Menfchen leben noch 


Wohlbabende: Arme: Bohlbabendes Arme: 
nah 5 Jahren 943 655 nad 50 Jahren 557 283 
= 410. u 958 598 „60 „ 398 172 
1: M., 866 566 „ 70 u 235 65 
„OD u 796 486 „ SO u 57 9 
„0 „ 695 396 


Die erfte Eolonne gründet fich auf die Sterbefälle in adeligen Familien, die zweite auf ſolche 
bei den berliner Stadtarmen. Die mittlere Lebenspauer ſtellt fich bei den erften auf 50, bei den 
legten auf 32 Jahre. 

Chadwick's Unterſuchungen 4°) führten zudem Ergebniffe: Bon 100 lebend geborenen Kin⸗ 
dern flarben bis zum fünften Altersjahre in ber Gentry 20, bei ver Arbeiterbevölferung (den 
Zaboureurs) 50. Die mittlere Lebensdauer ift bei den erften AA, bei ven legten 22 Jahre. Vil⸗ 
Terme hat, nad} den Verhältniflen von 5419 in den Jahren 1823—34 zu Mühlhaufen verſtor⸗ 
benen Berfonen aus den Stänben der Fabrikherren und Kaufleute, bis herab zu den Arbeitern 
in ben Spinnftuben, die wahrſcheinliche Lebensdauer dieſer verſchiedenen Claſſen ſowol von der 
Geburt an, als auch fperiell jene vom zwanzigften Lebensjahre an, zu ermitteln geſucht. Das 
Hauptergebniß ift, daß die wahrſcheinliche Lebensdauer bei der Geburt um das Neunfache bifz 
ferirt, ja daß bei Denen, melde felbft das zwanzigſte Altersjahr glücklich erreicht Haben, noch immer 
ein Unterfdied von mehr ald ver Hälfte der Jahre fich ergibt. Lord Ehrington fand zu London 
eine durchſchnittliche Sterblichkeit von 25 Perfonen auf 1000 im Jahre; in einigen Quartieren 
ftieg aber dieſe Anzahl auf 40, während ſie in andern nur 13 betrug. Ebenſo ermittelte derſelbe 
Forſcher an einigen Orten eine mittlere Lebensdauer im Kandwerkerftande von nur 19— 
20 Jahren, während viefelbe bet der Claſſe ver Kaufleute und ver fonftigen Gentlemen auf 40 
—45 Jahre flieg. 17) " 

In Übereinftimmung damit hinterläßt jedes Jahr fomol ungewoͤhnlicher Teuerung als un- 
gewöhnlicher WoHlfeilbeit feine Spuren In den Geburts-, den Heiraths- und den Sterbliqhkeits⸗ 
liften. Aus einer Menge und vorliegender Beweismittel heben wir nur vie folgenden hervor. 
Vermittelſt Berechnungen, welche fih auf die Jahre von 1694— 1784 ausdehnen, hat man ges 
funden, daß zu Paris — correfpondirend mit den Weizenpreifen — bie jährliche Sterblichkeit 
beitrug: 


16) &; Chadwick, „The duration of life“ (&ondon 1844). 

17) „Compte rendu de la deuxieme session du congres international de statistigne r&unı 
& Paris les 10—15 Sept. 1955, publie par les ordres du ministre. Par Legoyt, chef du bureau 
de la statistique generale de la France‘ (Paris 1856). 
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Sierbeſaue: Dur chichnituicher Beigewpreis: 
in den 10 theuerſten Jahren je 21,174 Livres 21, 10 Sous das Setier, 
vn 10 wohlfeilſten „ „, 17,529 „ 17,05 nu 


Noch viel einſchneidender treten die Ziffern hervor, wenn wir bloß die allerungervößnlihten 
Jahre einzeln einander gegenüberftellen. 


Jahr: Beigenpreis: Sterbe faue: 

London 1800 Schilling 113, 7 Pence 25,670, 

er 1802 * 58,10 „ 20,508, 

er englifhe Grafigaften 1801 „ 183 „ 55,965, 
1804 n 60, 1 Benny 44,794. 


"zn Würtemberg ergaben fig: 
Geburten: Gterbefälle: Heirathen: 


Durchſchnitt 18145 —19 . 57,750 43,409 10,078, 

Iheuerungsjahr 1817 allein 47,816 50,680 8200. 
‚Verminderung der Geburten und der neuen Ehen, dagegen Vermehrung ver Tobesfälk). !") 
Nicander Hat (in den Denkfchriften der flodholmer Akademie) berechnet, daß die Sterblichleit 
in Schweden durch ſchlechte Ernten in folgendem Maße vermehrt murbe: 1762 um ein Künftel, 
4763 um ein Siebentel, 1772 um ein Diertel, 1773 um ein Drittel, 1799 um ein Siebentel, 
41800 um ein Sechstel. 

Die volle Größe der Differenz wird man aber erft ermeflen, wenn man berüdtjichtigt, daß 
ein beveutenber Theil ver Bevölkerung, nämlid die gefanımte wohlhabende Glaffe, gar kein 
Beitrag zu diefer Vermehrung der Mortalität Liefert. Die Armen allein find ed, von denen dir 
Vergrößerung ver Todtenlifte herrührt. Bei ihnen ſteigert fich die Ziffer der Zobeöfälle leints 
wegs blos, wie oben berechnet, um ein Siebentel, ein Fünftel ober ein Drittel, ſondern wol auf 
das Doppelte und noch mehr gegen gewöhnliche Zeiten. 

Selbſt unter den am Leben Bleibenden hinterlaffen Nothjahre ihre Denkzeichen: bie zur 
Eonfeription aufgerufenen Sünglinge, welde aus folden Zeiten herſtammen, find in der Regel 
nicht nur weniger zahlreich, ſondern auch ſchwächlicher als gewöhnlich, und eine größere Menge 
bleibt unter dem Normalmaße. 

Es ift wunderbar, mie die Natur jeden entſtandenen Verluſt ſofort wieder zu erfegen, bad 
geſtoͤrte Gleichgewicht wieder herzuftellen ftrebt. Hier nur ein Beifpiel. In dem Gholerajahte 
1832 kamen in Frankreich 933,733 Todesfälle vor, mehr ald jemals feit 1783, 15 Proc. mehr 
als der Durchſchnitt der nächſt vorhergegangenen Jahre ergab. Dagegen hatte man gleid im 
nädjftfolgenden Jahre 1833 nur 812,548 Sterbefälle, diesmal beinahe ebenfalls 15 Pıx. 
Unierſchied gegen die Vorjahre, d. h. jegt faſt genau um fo viel weniger, als zuvor dem Tot 
zu viel geliefert wurden. 

VBillerme hat auf eine andere, äußerft ingeniöfe Weife die Wirkung des Wohlſtandes auf 
die Sterblichkeit nachgewieſen. Gr beredinete zu Paris die Todesfälle nach den einzelnen Be: 
zirken (Arrondiſſements), und daneben die durchſchnittlichen Miethpreife der Wohnungen is 
diefen einzelnen Bezirfen (beides nach den Ergebnilfen ver Jahre 1822—26). Da kam unter 
Anderm 


ein Todesfall auf Mittelpreis der Wohnungen: 
im II. Bezirk 71 Lebende 605 Er. zaͤhrlich 
„ En 6 u Bu u 
„KR u 5 „ 2. nm 
X. „ 44 148 , = 


IV. Nach dem. Gefagten kann e8 feinem Zroeifel unterliegen, daß die Pe ober Er: 
nievrigung des mittlern Lebensalters das ficherfte Kennzeichen der Ab: oder Zunahme br 
Volkswohiſtandes if. (Das mittlere Lebensalter einer Bevölkerung ergibt ſich, wenn man bit 
Gefammtfumme der Alterdjahre u. ſ. w. aller Lebenden gleihmäßig nad) der Zahl ver vochan⸗ 


1846 Gera. Theuerung) 820,918 
1847 (große Theuerung . . 849,054 je 
1848 Cetitifäe Unruhen) . 836,693 he 
1849 (Eholeraepivemie) . 873,471 en 
1850 (billige Lebensmittel) 761,610  „ 
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denen Individuen vertheilt. Dagegen nennt man , wahrſcheinliche Lebensdauer“ das Alter, in 
welchem gerabe die Hälfte der geborenen Indivinuen zu leben aufgehört hat. Beide Ziffern kom⸗ 
imen fih nahe, find ſich indeß Doch nicht ganz gleich.) 

Es iſt eine nicht unwichtige und noch mehr erfreuliche Aufgabe, die Refultate des Materials, 
welches und hierüber vorliegt, in Kürze zufammenzuftellen. Quetelet zufolge fam in England 
im Jahre 4700 ein Sterbefall jäprlih auf 43 Arbeiter, jegt trifft einer erft auf51. Soweit 
fich ermitteln läßt war und iſt das Verhältniß: in Schweden 1700 4:34, jet 1:45; in 
Breußen 1 3130, nun 1 zu 40. Benoifton de Chaͤteauneuf Hat berechnet, daß zu Paris im 
44. Jahrhundert alljägrlic ein Sechzehntel bis ein Siebzehntel der Gefammtbenölferung ſtarb 
ie Ziffer ift enorm hoch, ihre Glaubwürdigkeit läßt fi aber um fo weniger beftreiten, als vie 
Auferft genauen Detailnotizen, welde wir von der Stadt Genf befigen und unten näher bes 
ſprechen werben, fogar ein noch ſchlimmeres Verhältniß außer Zweifel ftellen); im 17. Jahrhun⸗ 
dert taffte der Tod in der franzöfifgen Hauptſtadt noch ein Fünfundzwanzigftel bis ein Sehe: 
undzmwanzigftel alljährlich Hinweg ; inden zwanziger Jahren dagegen bloß ein Dreiundvierzigftel. 
In ganz Frankreich flarben Kinder vor dem zehnten Altersjahre: im 18. Jahrhundert 55,5Pror., 
in ven zwanziger Jahren 43,7 Proc. ver@eborenen. In Großbritannien kam bei der Gefammts 
bevölterung je ein Sterbefall: 1740 auf 35 Einwohner, 1790 auf 45, 1800 auf 47, 1816 
auf 53, 1820 auf 59 Einwohner. Finlaifon, dem wir fo viele [hägbare Arbeiten auf dieſem Ge— 
biete verdanken, hat, nad Maßgabe des reihen Materials der englifchen Tontinengefellfchaften, 
eine Berechnung der wahrſcheinlichen Lebensdauer in verſchledenen Zeiten aufgeftellt. Obgleich 
bei den Tontinengefellfpaften vorzugöweife nur einzelne Claſſen ver Bevölkerung betheiligt 
find, die gefundenen Ziffern daher bei Anwendung auf die Gefammtfunme der Einwohnerſchaft 
eine Movification erfahren würden, fo bleibt das bezeichnende Verhältniß doch das gleiche. 
en diefer genauen und forgfamen Erforfhung ſtellte fid die mittlere Lebensdauer folgender= 
maßen: x 


1695 1785—1825 1695 1785—1825 
bei 5 Jahren noch 40,7 51,58 Jahre, bei 40 Jahren noh 22,69 29,07 Zahre, 
„10 un Ba Ada „ „2 un Nm Me, 
„ „ nn Am Mn u „0 un 1265 158 „ 
„OO un Um 3m „TO „ m 79 4082 „ 


uͤberraſchende Refultate ermittelte man in ver Stadt London. Nach den dortigen Sterbeliften 
war das Jahr 1790 das erſte, in melden die Zahl ver Todesfaͤlle von jener der Geburten über: 
Riegen ward. Die auffallendſten Anderungen ergaben ſich bei den Kindern in den beiden erften 
Altersſahren. Die Menge der Topesfälle bis zu dieſem Alter ſchwankte zu Anfang und gegen 
Mitte des 18. Jahrhunderts ſtets zwiſchen 9 und 10,000. Gegen Ende veffelben und im erften 
Decennium bed jegigen Jahrhunderts ging die Zahl auf 5—6000 herab. Berüdjihtigt man, 
daß fi die Benölferung ber britifchen Hauptſtadt im Sabre 1700 erft auf 674,350 Seelen be⸗ 
Tief, im Jahre 4840 Hingegen auf mehr als 1,050,000, fo beträgt die Sterblichkeit in ven er= 
ſten Jahren nur noch ungefähr ein Drittel derjenigen, melde vor 100 Jahren die Norm bilbete. 

Eine ſehr verläffige Ziffer liefern und die Gonferiptiongliften in Frankreich. Dieſe ergeben, 
Daß von den gleichzeitig geborenen Knaben das Alter der Dienftpflichtigfeit erreicht hatten: in 
den Jahren 1800—7 nur 45 Proc., 1822—25 hingegen 61 Proc., wa für dieſen kurzen 
Unterſchied in der Zeit eine Differenz von 16 Proc. der Geborenen ergibt, die mehr als fonft 
am Leben geblieben waren. i 

Ganz beſonders fhägbar find, wie ſchon bemerkt, die ftatiftifhen Materialien, welde wir 
von Senf befigen. Diefelben reichen in beinahe ununterbrochener Folge bis zum Jahre 1561 
zuräd, und find immer in geößern Zeiträumen mit aller Genauigkeit georbnet und überfichtlich 
dargeſtellt worden (zulegt in ver oben bereits citirten Schrift von Marc d'Espine). Danach 
ftarben von je 1000 Kindern 5 x 


im erften. vom zweiten bis 
Jahre: elften Jahre: 
1561—1600 ... 260 2 
im 17. Jahrhundert 237 283, 
„38. " 202 187, 
184—13 .... 1439 139, 
18358—45 ... 123 133. 


Waͤhrend des 16. Jahrhunderts farben im erſten Altersjahre mehr Kinder als jegt in den 
StaatösLeriton. IL 45 
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zehn erſten Jahren zufammengenommen. Von je 1000 gleichzeitig geborenen Menſchen er⸗ 
lebten nãmlich 


10 Alterejahre: 40 Jahre: DR! 2 %» ꝛ 
156 1 1600 10206 5 rue 


46011700 524 296 80 
47011760 601 

4761—1800 613 427 145 5 
41801—1811 694 = = — 
1814—1833 7a 538 186 51 
1838—1845 744 529 238 81. 


In unferm Sahrhundert erreicht über die Hälfte der Geborenen das vierzigfte Alterdjahr, 
im 16. Jahrhundert gelangte nur der fünfte Theil fo weit. Ja es erleben jegt mehr Menſchen 
dad ſiebzigſte ald damals das vierzigfte Jahr. Das mittlere Alter aller Einwohner war 


4561—1600 18 Jahre, 1801 —1814 38 Jahre 
41601—1700 228 „ 1814—1833 407 „ 
41701—1760 31 „ 18358—18455 Alı „ 


1761—1800 318 „ 
Moreau de Jonnes („Elements de statistique”) berechnete die Verminderung der Sterb⸗ 
lichkeit (und zwar innerhalb der beibemerkten Zahl von Jahren) folgenvermaßen: 


in der Lombardei. . . um in 55 Jahren, 
„ den römifhen Staaten „ %, „ 60 „ 
„Deutſchland.. 3 37m 
„Frankreich roh Om 
„Preußen. 44110 , 
„Dinmat . um Ya RE. 5 

n„ Schweben . 


DS 

z 
* 
‚ss 


‚, England mehr ald . — | 

Dog kann diefe Vereänung den gleichen Anfprug auf Berläffigtelt nicht machen wie die 
vorftehende von Genf. 

Hierbei dürfen wir Indeffen nicht verfchtweigen, daß in der Neuzeit ein Stillftand, theihweile 
ſelbſt ein Rüdfhlag zum Schlimmern eingetreten zu fein ſcheint. Verſchiedene Daten weiſen 
darauf hin. Schon Marc v’Eöpine entvedte in ver legten ver von ihm und Andern berechneten 
Perioden eine Spur davon. Indeſſen laſſen ſich entſcheidende Folgerungen erft dann ziehen, 
wenn wir die Refultate aus etwas größern Zeiträumen vor uns haben. Jedenfalls verdient 
aber die hier und da, wenn auch in ſchwachen Indicien, auftauchende Erſcheinung bie forgfanfe 
Aufmerkfamteit. | 

V. Sehr bald nahm man wahr, daß in einem und demſelben Lande die Sterblichkeit nidt 
überall die gleiche ſei. Was vielleicht zuerſt auffiel, war der Unterfchieb, der ſich zwiſchen großen 
Städten und dem platten Lande ergab. Man überſchätzte fogar dieſes Berhältnig. Zur Be 
zeichnung fegen wir einige Data aus den offlciellen Erhebungen in Frankreich hierher. 19) In 
der Stabi Paris fam 

ein Gterbei eine @eburt 


1836 auf 357,” Einwohner, auf 31,aı Einwohner, 
1841 „ 35,9 Pr „315 n 
1846 „ 36,8 „ „ 316 n 


4851 „ 38,18 m 32,58 | 
Dagegen war das Verhältniß einerfeitö in den 363 Sauptorten bee Bezirke (einſchlieylih 
Paris), — hinwileder im ganzen Lande, folgendes: | 


ein Sterbefal eine Geburt 
Hauptorten, Branfreid, in den Sauptorten, 
183640" auf 38,11 DRG inwohner, auf 35,0 3 wohnen, 
41841—45 „ 39,8 44,9 * n 36,5 35,6 n 
41846—50 „ 372 an re * 334 37,48 


Allein fo einfad, wie man nad dem Vorliegen folder Ziffern annehmen möchte, täßt ng 
wahre Berhältnig nicht herſtellen. Das fortwährende Ab⸗ und Zuftrömen der Einwohner: 


19) „Statistique de la France, publiee par le ministre de l’agriculture etc. Ai⸗ sirke“ 
Ban 1855). (88 if ver 16. Folioband des Sammlung.) 
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ſchaft der großen Städte vereitelt bisjeht jede verläſſige Berechnung. Statt weitläufiger Eroͤr⸗ 
terungen barüber theilen wir nur die eine Thatſache mit, daß von ben 1,151,978 Menſchen, 
welche bei ber legten Zählung in ben eigentlichen Ringmauern der franzöfifigen Hauptſtadt ieb⸗ 
ten, blos 69,424 geborene Pariſer waren, ſodaß jeher derſelben 16%, Eingemankerten gegen= 
über erſchien. 

Wir gehen nicht in Einzelheiten ein über die Wirkung, welche die geographiſchen Unter: 
ſchiede (Hohe oder nievere Vreitegrade, Berg: oder Thalgegenden u. ſ. w) auf Geſundheit und 
Eebensdauer ver Bevoͤlkerung äußern. Bon ber hoͤchſten praktifchen Wichtigfeit iſt es aber, mit 
moͤglichſter Sorgfalt zu erforſchen, welchen Einfluß die Beſchäftigungsweiſe in den verſchiedenen 
Zweigen ber bürgerlichen Thätigkeit in jenen Veziehungen ausübt. 

Bei den deefallſigen Unterfuhungen nahm man anfangs faft nur auf die fogenannten „ges 
lehrten‘‘ ober vornehmen Stände Nüdficht, indem man blos die einzelnen Claſſen dieſer Kater 
gorie unter fi verglih. In biefer Beziehung erwarb fi Casper in Berlin beſonderes Vers 
dienſt. 2%) Verſchiedene Andere folgten ihm mit fehr fehägbaren Unterſuchungen. 2) Die 
Schlußreſultate, welche ſich bei Casper ergeben, laſſen fi fo zufammenfaffen: 

Boy 3755 Männern in Preußen, deren Verhältniffe ver Korfcher durchſchnittlich vom preis 
unbzwonzigften Altersjahre an verfolgte, braten (im Mittel) ihr Alter: die Theologen auf 
65 Jahre (die katholiſchen etwas höher als bie proteſtantiſchen), die Kaufleute auf 62, Civil: 
beamte 61,7 (vie Höhern etwas mehr, die geringern weniger), Gutsbeſitzer und Forftleute 61,5, 
Militärs 59 (höhere etwas mehr), Advocaten 58, Künftler 57, Lehrer 56,9, Arzte 56,5. Zu 
etwad abweichenden Refultaten kommt Eſcherich. Die Forſtbeamten haben unter den von ihm 
angenommenen ſechs Glaffen die Inngfamfte Sterblichkeit. Die proteſtantiſchen Geiſtlichen zaͤh⸗ 
len zwar abfolut die meiften @reife, fie finb jedoch trotdem ſpeciell Inı Alter on 50 — 60 Jah: 


ren durch eine erhöhte Sterblichkeit heingefuht. Ihnen am nächften Reben hie Schullehrer. Bei 


den Juftizbeamten (ver Reihenfolge nach die nächſten) macht ih im Alter von 60 — 70 Jahren 
eine befonvers häufige Mortalität bemerkbar. Bei den Fatholifchen Geiſtlichen tritt sine folde 
ſchon zwiſchen A5 und 65 Jahren ein. Unter allen Claſſen am uͤbelſten geftellt find die Ärzte; 
die meiften fterben im frühen Alter; drei Biertheile unterliegen yor dem funfzigften, zehn Elftel 
vor dem fechzigften Altersjahre. Eſcherich gelangt unter andern zu folgenden hoͤchſt beachtens⸗ 
werthen Bemerkungen, deren abfolute Richtigkeit der Grundlage bes Raifonnements nach je 
noch erſt durch anderweite Forſchungen feftgeftellt werden müßte (mozu dieſelben fo ſehr auf- 
fodern): „Alle gelehrten Stände haben im Durchſchnitt eine kürzere Lebenspauer als bie un= 
unterfchlevene gleichzeitig lebende männliche Bevölkerung Baiernd. Diefe allgemeinfe Wahr- 
nehmung muß eine ebenjo allgemeine Urfache haben. Die phyſiſchen Eriftenzbepingungen, bie 
pſychiſchen Binflüffe können nicht bei allen Ständen ſolche Lebensgefährbungen bringen. Die 
geringftbefolveten, die Schullehrer, Haben im Durchſchnitt aller ſechs Stände eine günftigere 
Lebenshoffnung ; die Geiftlichen, mit den fefteften Stügen von feiten der Pſyche für ihre Lehens⸗ 
Hoffnung, die Forſtleute bei der gefundeften Lebensweife in freier Luft, Können doch nicht con= 
enrriren in ihrer Lebensdauer mit der ununterfhievenen männlicden Bevölkerung. Es muß 
allen Ständen gemeinſchaftlich nod etwas anfleben, was diefe Gunſt ber phyfifchen und pfgchi= 
ſchen Unterfügungsmistel in feiner Rückwirkung auf die Lebensdauer überhietet, und mad der 
ununterfdiedenen männlihen Bevölkerung nicht angehört. Es kann dieſes Gemeinſhaftliche 
nur im Vorbereitungsmodus vermuthet werben. Beweis dafür aud die Thatſacha, daß beim 
Ginteitt in den Stand vie Abweihung in ber relativen Sterblichkeit zwiſchen ven Angefellten 
und ben Nichtangeſtellten am größten, nach dem fünfundfechzigften Alterbiahre hingegen bie 
Sterblichkeit bei den Angeftellten langſamer iſt.“ 

Gine noch forgfamere Forſchung verdient aber die Ermittelung der Wirkungen, welde die 
verſchledenen Zweige der gewöhnlichen bürgerlihen Beſchäftigung äußern. Nachdem Milz 
lerme) ſchon die Aufmerkſamkeit nachdrücklich darauf gelenkt, lieferte Dr. de Neufpille in 


M) Easper, „Die wahrfcheinliche Lebensdauer des Menſchen“ (Berlin 1835); dann die weitern 
Mittheilungen in ber —ã ſpaͤter Bierteljahrsfchrift des nämlichen Berfaflers. 

2 Namentlich Profeſſor Efcherich in Würzburg, „„Hygienifchsftatiftifche Studien über die Lebens⸗ 
bauer in verfchiedenen Ständen, auf den Grund von 15,73") nad} den Geburtsjahren regiſtrirten, gleich ⸗ 
zeitig lebenden öffentlichen Beamten bes Königreiche Baiern“ (Würzburg 1854). (Doch mochten wir 
die hier angenommene Methode nicht empfehlen.) 

22) „Tableau de l’ötat physique et moral des ouvriers.“ N? 
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Frankfurt a. M. eine wirklich ausgezeichnete Arbeit.2°) Die Reſultate, zu denen ihn 6867 
Sterbefälle führten, weläe in den 33 Jahren 1820 52 zu Frankfurt vorkamen, waren in 
Kürze (theilweife ſtark im Widerſpruche mit Eſcherich's Forſchungen): Die mittlere Lebent: 
dauer der fämmtlihen Geftorbenen war 37 Jahre 7 Monate; bei denen, welde einmal das 
zwanzigſte Altersjahr erreichten, ſtieg jedoch die Ziffer auf 51 Jahre 8 Monate. Vezügli der 
einzelnen Stände ergab fih: 1) der begünſtigtſte Stand iſt der der Geiſtlichen, mit einer 
mittlern Lebensdauer von 65 Jahren 11 Monaten, 2) Lehrer, 3) Gärtner, A) Metget erreich⸗ 
ten 56 Jahre 10 Monate, 5) Kaufleute 56 Jahre 9 Monate, 6) Gerber 56 Jahre 7 Monate, 
7) Fiſcher und Schiffer 55 Jahre 9 Monate, 8) Juriften und Kameraliften 54 Jahre 3 Mo: 
nate, 9) Ärzte und Wundärzte 1. Elaffe52 Jahre 3 Monate (blos 2,2 Proc. derſelben erreichten 
das achtzigſte Altersjahr), 10) Bäder 51 Jahre 6 Monate, 11) Bierbrauer 50 Jahre 6 Ro 
nate, 12) Zimmerleute 49 Jahre 2 Monate, 13) Maurer 48 Jahre 8 Monate (Unglüdsfälte 
rafften über ein Viertel hinweg), 14) Weißbinder (Tüncher), Maler und Ladirer 47 Jahre 
6 Monate (faft ein Drittel ſtarb an Zehrung; auch viele an Krankheiten der Harnwerkjeuge), 
15) Schuhmader 47 Jahre 3 Monate (faft 38%, Proc. an Zehrung), 16) Buchdruckn 
47 Jahre, 17) Schreiner 46 Jahre A Monate, 48) Schlöffer und Schmiede A6 Jahre 5 Ro: 
nate, 19) Schreiber 45 Jahre 4 Monate (faft 40 Proc. an Zehrung), 20) Steinmepen und 
Bildhauer A3 Jahre 10 Monate, 21) Schriftfeger, Schrift: und Zinngießer 41 Jahre I Re: 
nate, 22) Lithographen und Kupferſtecher 40 Jahre 10 Monate. (Bei den fämmtlichen zulegt 
genannten Ständen find Zehrung [Lungenleiven], außerdem meiftend Typhus und Waflerfuht 
ungewöhnlich häufig.) Unzweifelhaft find die Geiſtlichen am günftigften geftellt; von ven „ge: 
lehrten Ständen” die Arzte am ungänfligften; das Verhältniß geflaltet ſich noch wefentlid 
ſchlimmer, wenn man berüdjictigt, daß diefe Berechnung der Sterblichkeit der Stubirten er 
mit einem höhern Alter beginnt als bei ven Gewerbtreibenben, daß die vor beginnenver Prarit 
Verlebten nicht einmal eingerechnet find.2*) Dabei iſt e8 wirklich überraſchend zu fehen, def, 
während Steinmegen und Bildhauer, Schriftfeger und Schriftgießer, Lithographen umd Kupfer: 
ftecher fänmtlih vor dem ſiebenundfunfzigſten Altersjahre brei Viertheile ihrer Stanbeöge: 
noſſen verloren Haben, die Geiftlichen erſt nach dem achtundfunfzigſten Jahre ein Viertheil der: 
ſelben einbüßen, — ein erſtaunliches Ergebniß, felbft wenn die Ziffer de Neufville's (nad) unit: 
zer Anfiht) Hinfihtlic der „gelehrten Stände“ einer Modification unterworfen werben muß 
Die richtige Erforſchung folder Erſcheinungen, und die Grmittelung der einzelnen in jeden 
Stand vorzugönelfe verderblich wirkenden Krankheiten wirb als Fingerzeig dienen, um in fe 
dem Gewerbe die fpeciellen Misſtände und Übel genan zu ermitteln und auf deren mögliäfe 
Befeitigung hinzuwirken. 

Bet allen derartigen Unterfuhungen iſt die Ermittelung richtiger Vergleichsziffern daburd 
ungemein erſchwert, daß man nicht eine ganze Beväfferung, welche ſich permanent vieſem oder 
jenen Gewerbe wibmete, vor ſich hat. Die Forſchung findet Hinderniſſe nicht bloß in dieſen 
Umftanbe, fondern noch weiter darin, daß nicht alle genau im gleichen Lebensalter einen beftimm: 
ten Beruf antreten. Die jungen Handwerker, die Schneider u. f. f., liefern ihr Kontingent jur 
Todtenlifte ſchon vom vierzehnten oder funfzehnten Altersjahre an. Lehrer, Geiſtliche, peak: 
tiſche Arzte erſt viel fpäter; und felbft im gleichen Stande beginnen bie einzelnen ihre Beruf: 
thätigkeit In merklich verſchiedenem Alter, 

Unter ſolchen Verhältniffen bietet e8 beſonderes Intereffe dar, ven betreffenden Zuftand 
einer Bevölkerung zu unterfuchen, welde fi) ausnahmöweife fortwährend und gleichſam aus: 
ſchließlich einer und berfelben Befchäftigung widmet, ‘wie dies namentlich beim freiberger 
Bergmannsftande (Sachfen) ver Fall iſt. In diefer Beziehung liegt eine äußert ſchaͤrbare Ar: 
beit im Manuferipte vor und, welde Hr. Dr. Guſtav euner (dermalen Profeflor am Bolt: 
technikum zu Züri) auf Veranlaffen des freiberger Bergamts im Jahre 1854 ausführt, 
and deren allgemeine Verdffentlihung durch den Drud für die Statiftif in hohem Grabe rt: 
wünſcht wäre. Die Berechnungen beginnen mit dem Jahre 1804 und envigen 1852 (jebod # 


23) „Lebensdauer und Tobesurfachen 92 verfchiebener Stände und Gewerbe, nebft vergleichen: 
Gtatiftif der chriftlichen md fraelitifcen Bevölferung Frauffurts'” (Brankfurt a.M. 1855). (Der If! 
liche Statiflifer Bonbin in Paris äußert in einem Brivatbrlefe an uns fein Bedauern ber , ns 
de Neufoille nicht auch zu ermitteln gefucht hat, auf wie viel Lebende in jedem Stande jährlich ein 
Todesfall Fam. Allerdings wäre dieſes Moment zu anberweiten Vergleichungen vorzugsweife 
ſelbſt nothwendig.) 

24) Raher nachgewieſen in bes Berfaffere „Haudbuch ber vergleichenden StatiRif”. 
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unferm Bedauern unter Hinweglaflung der Ergebniffe ver abnormen Jahre 1813 und 1814), 
und ſie dehnen jih auf nicht weniger als 25,981 Sterbefälle im Bergmanndftande aus, denen 
419,904 gleichzeitige Todesfälle der nichtbergmänniſchen Bevölkerung der Stadt Freiberg und 
36 umliegenver Ortſchaften zur Seite geftellt werden. Bon den erlangten Exrgebniffen heben 
wir nur einige hervor: Die Zahl der Todtgeborenen und der bis zum ſechsten Altersjahre geftor= 
benen Kinder war in ber Zeit bis 1828 ziemlich gleich bei ven Bergleuten und der andern Bevdl- 
kerung. Seitdem hat fi der Zuſtand bei der legten etwas gebeffert, bei ven Bergleuten hin= 
gegen auffallend verfählimmert. Im Niter von 6 bis zu 30 Jahren, bei den Frauen aud im 
fpäten, ergibt füch feine fehr auffallende Verſchiedenheit in den Mortalitätöverhältniffen. Das - 
gegen beginnt bei ven Bergmännern zwifchen dem dreißlgſten und vierzigften Jahre ſchon eine 
größere Sterblichkeit, obwol ſich die Ziffern in der jüngften Periode günftiger geftalten. Bon 
je 10,000 Individuen erreichen ein Alter von 90 Jahren: 2 
Männer: Grauen: 
Bergleute 1 12 
Nichtbergleute 10 26 
In dem Alter zwiſchen 30 und 40 Jahren werben auch die meiſten Bergleute „bergfertig“, d. h. 
invalid, und im Allgemeinen ift mit 70 Jahren keiner mehr arbeitsfähig. Die ungünftigen 
Ergebniffe werden ohne Zweifel herbeigeführt durch ärmliche Lebensweife, eine aufreibende 
Arbeit und (was bei einer allgemeinen bürftigen Lage immer vorkommt) allzu frühe Heirathen 
(von den im Alter von 20—25 Jahren Berftorbenen waren 18,4 Proc. verheirathet, bei den 
Nichtbergleuten nur 6,6 Broc.). Die Fälle des Verunglüdens mit töbtlihem Ausgang find 
nicht ungewöhnlich zahlreich (weit feltener, als z. B. bei Maurern und Zimmerleuten); ſie ver- 
theilen ſich aber fehr regelmäßig auf die einzelnen Altersclaſſen, in der Art, daß auf die Jüngſten 
am meiften Unfälle fommen (olgen von Unvorfihtigfeit und Leichtſinn). Bon 162 töbtlich 
rg Unglüdsfällen trafen 62auf die Altersclaſſe des funfzehnten bis fünfundzwanzigften 
red. 

Wir haben hier noch eines befondern Standes zu gebenken, nämlid des Militärs. Daß 
diefe Elafje während des Kriegs oft die gewaltigften Opfer zu bringen hat, verfteht ſich von 
felbft. Dagegen ift man geneigt, anzunehmen, daß die Mehrzahl der Ausgehobenen während 
des Friedens in den Kafernen weit beffer verforgt fei ald am eigenen Herde, weil die Soldaten, 
im Ganzen bei viel geringerer Anftrengung, gut genährt, gut gefleivet, zu regelmäßigen Leben 
angehalten und in Erkrankungsfällen forgfam verpflegt werden. Die Hauptvorausfegung ift 
jedoch vollftändig unridtig, und das ſtehende Heerweſen erweift ſich gerade auch in diefer Be⸗ 
ziehung als eine wahre Geiſel der Menfchheit. Ziffern reden am beften. Aus den mit befon= 
derer Sorgfamfeit geführten Iangjährigen Unterfuhungen eines Eenntnißvolfen und unbefan= 
genen Militäroberarztes25) ergibt ſich namentlich Folgendes: Unter der Givilbevölferung im 
Alter von 20—27 Jahren beträgt die Sterblichkeit jährlich 14 Individuen auf je 1000. Bei 
der Aushebung werden alle Shwädlihen und Kraͤnklichen befeitigt; ebenfo entläßt man fehr 
Häufig die Solvaten mit zerrütteter Gefunbheit aus dem Heere, um fie im Civil ſterben zu 
laffen. Nichtsdeſtoweniger ergeben fih auf 1000 Mann in Frankreich ſelbſt (nämlich ohne die 
Colonien) 191/, Todesfälle, aljo faft dad Doppelte der gewöhnlichen Mortalität. Der englifhe 
Soldat if der am beften und reichlichſten verforgte in Europa. Dennoch beträgt die Sterblich⸗ 
keit auf ber britiſchen Infel 15%, vom Taujend. In Piemont hat man für die männlide 
Givilbevolkerung des betreffenden Alter eine Mortalität von 9,2 vom Taufend gefunden — 
beim Militär eine folde von 15,8. Am günftigften geftaltet ſich das Verhältniß in demjenigen 
Heere, welches die kürzeſte Dienftzeit Hat und. fi damit dem Milizfyftem am meiften nähert, 
nämlid dem preußifchen; doc gehen auch dort noch 41,7 vom Taufend alljährli zu Grunde. 
Bon einem Heertheile Rußlands finden wir fogar die entfegenerregende Angabe, daß bei eis 
nem 192,834 Mann betragenden Effectivſtand nicht weniger als 144,352 Erkrankungen und 
7541 Todesfälle vorgefommen feien, alfo 38 der Iegtern auf je 1000. 2%) Kommen ungemöhn= 
liche Anftrengungen (wenn aud ohne Krieg, und nur im eigenen Lande) dazu, fo verſchlim⸗ 
mern ſich die Rejultate oft ind Unglaubliche. (Wir vermögen nicht näher feftzuftellen, wie «8 


25) Bondin (medicin en chef) in ber gefrönten Preisfhrift: „Statistique de l'6tat sanitaire et 
de la mortalit6 des armées de terre et de mer‘ (Paris 1846). Dann in dem bereits citirten 
Berle: „Traite de geographie et de statistique medicales” (Paris 18572 

26) „Mebicinifcge Zeitung Rußlanbs‘, 1844, Nr. 8, 
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ſich bezüglich der vom preußiſchen Kriegeminiſter auf dem Landtage von 1857 gemachten, von 
Dfterreih aus ohne Detaliangabe befrittenen Äußerung verhält: Oſterreich Habe bei dem 
legten Gordon gegen Rußland 30,000 Mann an Seuchen u. f. iw. verloren.) 

Daß ber Militärbienft In fremden Gegenden ein fehr verderblicher iſt, verfteht fih von 
felöft. In der Regel kommen in jedem Kriege, felbft zwifhen benachbarten Staaten, ganz un: 
vergleichbar mehr Soldaten durch Krankheiten ald durch Verwundungen um. Go verlorm die 
Engländer in bem ganzen Peninfularkriege gegen Napoleon nur 8999 Mann an Wunden, 
dagegen 24,930 an Krankheiten. Der Zug nad Walcheren Eoftete 217 durch Wunden, gegen 
4175 ven Seuchen Unterlegene. Der Krimfeldzug zeigte Ähnliches. 27) Als ih Mehemr: 
Alt von Agupten nach bem Kriege in Morea feiner unbezäfmbaren Arnauten entlebigen wollte, 
fendete er dieſelben nad) den Küflen des Rothen Meeres. Bon ven 18,000 Mann berieben 
waren in wenigen Jahren nur noch 400 übrig! 

Befondere Menſchenopfer haben vie Seemächte für ihren Golonialbefig zu bringen. Die 
— hatten nach den legten Berechnungen auf je 1000 Solvaten nachbemerkte Anzafl 
von Gterbefällen: auf Buadeloupe 25,6, Bourbon 29, am Senegal 50,6, auf Martinique 51, 
in Guiana 52,9, in Algerlen aber fogar 77,8! In dem britifchen Heere ergab ſich (abgefehen 
von eingeborenen Truppen in Inpien u. f. w.) in der Periode von 1817—36 folgenbeb Ber: 
Hältniß: Gap 14,1, Reubraunſchweig u. f. w. 15,5, Malta 18,7, Canada 20, Gibraltar 22, 
Joniſche Infeln 28,5, Mauritius 30,5, Bermubas 32,3, St.:Selena 35, Präfidentſchaft Ma: 
dras 52%, Bombay 55, Geylon 57,2, Bengalm 63, Kleine Antillen und Guiana 85, Jamalı 
443, Bahama 200, Sierra Leone 483, Gap Coaſt 668,3! (In Engliſch-Weſtindien über: 
haupt: 78,5 weiße, dagegen mır 40 ſchwarze Soldaten — bei der Civilbevölkerung ber Reget 
aber nur 30.) 

VI. Man betrachtet es ald einen ber Hauptvorzlige bed Menſchen, in allen Klimaten, allın 
Zonen Ieben zu Eönnen. Die Statiſtik überzeugt und jedoch, daß biefer Vorzug nur in ſeht be: 
ſchränktem Sinne richtig iſt. Man verſuche es, Eskimos nad ven Antillen und Neger nad den 
Polarlaͤndern, — oder beide nur in unfere Heimat zu verfegen! Im Allgemeinen gedeihen die 
Angehörigen der verſchiedenen Maren am beften in dem Klima, in welchem fte geboren find, 
und jede Berpflanzung ift ihnen mehr oder minder ſchäͤdlich. Hierbei zeigt ſich jedoch ein gemal: 
tiger Unterſchied der Racen. Aber aud) bei ven Kaukaſiern geht diefer Unterfchied nicht fo weit, 
daß dad allgemeine Gefeg ganz verfhwände. Wir können mit aller Hülfe der Gultur es nicht 
weiter Bringen, als daß wir in den Tropen und gegen bie Pole Hin zu exiſtiren; nicht aber, 
daß mir dort alle Dasjenige zu thun vermögen, was zum Leben in der weitern Bebeutung gr: 
hört. Deutſche Landbauern werben in ber heißen wie in ber Falten Zone fehr bald hinwelken, 
und zwar ohne eine blühende Nachkommenfchaft zu hinterlaffen. Die ganze Acclimatifirungs: 
theorie ift völlig unhaltbar, und der franzöfifhe Oberarzt Boubin und der englifche Derft 
Tullo Haben ſich ein bleibendes Verbienft erworben, indem fie dieſe Unhaktbarkeit in ſchlagen- 
der Weife zeigten. Die erften Erfahrungen machte man beim britiſchen Mititär. Man nahm 
3. B. wahr, daß von 1000 Mann auf Geylon im erſten Jahre 4A ftarhen, tm zweiten 48,1, 
Im dritten 49,2. Auf Jamaica flieg die Zahl mit dem längern Vermellen von 77 auf 87, dam 
auf 95. In Gniana wechfelte die Biffer in 11 Jahren folgendermaßen: 77, 87, 89, 63, 61, 
79, 83, 73, 120, 109, 140. Run drang die Anſicht durch, die Regimenter möglichſt Häuflg ze 
wechſeln, fie ohne dringende Veranlaffung nie über drei Jahre ineinem und demfelben entfernten 
2amde garnifoniren zu laffen, und da flarben jührlih dem frühern Acclhnatiffrungefefn 
gegenüber (nach der Zufammenftellung des Oberften Tulloch) auf 1000 Mann: 


Colonien: fräber: jeht: 2colonten: ſtubert: vet: 
Gibraltar 2 122 Mauritius 30,1 N: 
Malte 48,7 48, Jamalka 1284 391 
Joniſche Injen 28,5 434 Kleine Antillen 82,5 59 
— 52,1 11,6 Ceylon 75 ar 
ap 4155 42,7 R — — 
St. Selma 33 83 Durgſchnit — 


Die Verſchiedenheit des Klimas Algeriens von dem mitteleuropäiſchen iſt es, welche mebt 
als alle Fehlgriffe ver Regierung (fo koloſſal dieſe auch allerdings ſind) der dortigen Coloriſ 


37) Der „Morning Post“ zu ſoige verkor bie dxitiſche Armee im debruar 1855 vor Sewaſtnel 
durch Wunden 6, durch Rranfheiten im Lager 1407, in den Epitälern am Bosporus 600 Mann. 


» 
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rung ſpottet. Nach einem ganzen Menſchenalter, und nach dem Geldaufwande vieler Hunderte 
von Millionen, lebten 4856 in jenen weiten Gebieten 167,670 Europäer, wovon ſelbſt die 
officielle Lifte nicht mehr ald 60,294 zur landwirthſchaftlichen Bevölkerung rechnet. „Die Ci— 
vilbevoͤlkerung, welche im Laufe von nahe an 30 Jahren gefhaffen worden, if eine faſt rein 
ſtädtiſche und beſteht im Allgemeinen nur aus ven Lieferanten der Armee. Algerien ift heute 
den Weſen nad) blos von Arabern und Kabylen bewohnt, dann von der Armee und ihrem Anz 
Hang.” So ſprach kürzlich felbft der „Constitutionnel” (vom 3. Nov. 1857). Je länger der 
Körper eined Einwandererd — in Algerien und anderwärts — ben ihm ungewöhnten Eins 
Rlüffen bloßgeſtellt ift, deſto jiecher wird er, deſto gewiffer muß er unterliegen (wie ſchon die 
obigen Beifpiele beim längern Verweilen der näulichen Regimenter in britiſchen Golenien be= 
weiſen). Eigenthũmlich Er daß namentlich die in Nordafrika geborenen Kinder von Curopäern 
noch weniger als ihre Altern gebeihen. 2°) Bloß die nördlichen unter den amerikaniſchen 
Unionöftauten haben fid den europäiſchen Goloniften zuträglid gezeigt, und auch bezüglich 
biefer glauben aufmerkfame Beobachter (Deſor, Knox, Boudin), daß ein Gebeihen, wie wir «8 
dort wahrnehmen, nicht flattfinden Fönnte ohne bie fortwährende Erneuerung und Grfrifgung 
dem Stämme duch ununterbrochene Einwanderung und das Vermengen der Neugefommenen 
mit den früher Angefievelten, 2%) Bon Norbafrifa läßt fi nachweiſen, daß baffelbe der 
‚Sauptfache nach heute noch von den naͤmlichen Stämmen bewohnt iſt wie vor Jahrtaufenven. 
Die verſchiedenen Eroberer find der Reihe nad) wieder aus dem einheimifchen Volle verſchwun⸗ 
den, oder vielmehr fle vermochten nie einen Theil deſſelben zu bilden. Sie und ihre Kinder 
farben immer raſch hinweg. 3%) Die Verderblichkeit des Klimas von Centralafrika für Weiße 
ift bekannt. Vei der Nigererpedition von 1841 hatten bie Engländer, drei Wochen nachdem fie 
dieſen Strom zu befahren begonnen, bei einer Mannſchaftszahl von 145 Weißen, nicht weni⸗ 
ger ald 150 Bieberfranke, von denen 40 flarhen. Unter den 158 Negermatroſen ber naͤmlichen 
Expedition erkrankten dagegen blos 14, von denen nicht einer ſtarb. 

Die Unmögligkeit, daß irgenveine Race im fogenannten Urzuftande in allen Theilen ver 
Erde wirklich einheimifch werben, ſich namentlich vermittelt des Feldbaues überall ernähren 
le erdrũckende Glut der Sonne in der heißen Zone beim Aderbau ertragen) könne — dieſe 
Unmoglichkeit fpricht wol anı meiften gegen die Annahme ver Abſtammung aller Menſchen von 
blos Ginem Paare, und deutet vielmehr auf das urſpruͤngliche Entſtehen der Racen In nit allzu 
entfernten Gegenden. Dabei ift unter Anderm auch eine Verfchiebenheit der Racen in Ertra⸗ 
gung von geographiſchen Veränderungen unverkennbar. Während die amerikaniſchen India⸗ 
ner bei der bloßen Berührung mit Kaufafiern zu Grunde gehen, gebeihen die Neger in den 
heißen GOegenden jenes Erdtheils (allein fhon in den mittlern Staaten der Union, und ebenfo 
ſelbſt in Algerien, gehen fie an der Schwindſucht raſch zu Grunde). Die größte Zähigkeit befigt 
der jübifche Stamm. Seine Angehörigen find bie einzigen Fremden, welde in Algerien ge: 
deihen. Zu Frankfurt ward de Neufville bei feinen Arbeiten durch die Entdeckung uͤberraſcht, 
daß von der Bevölkerung Frankfurts geftorben find: 


Griken mit Zuben mit 
ber vierte Theil ver Geborenen 6 Jahren 14 Monaten 28 Jahren 5 Monaten 
die Hälfte der Geborenen 6 „ 6 u 33:04, 
drei Biertheile ver Geborenen 59 „ 1 71 


Als charakteriſtiſche Merkmale der juͤdiſchen Bevblkerung finden wir überall ihre Maͤßigkeit 
und ihre Abneigung gegen Betreibung des Feldbaues (welche Beſchäftigungsweiſe für jeden 
dem Lande fremden Stamm am ſchwerſten zu ertragen if). 

Bir Könnten hier noch eine ganze Reihe von Erörterungen über andere, mit den Popula⸗ 
tiondverhältniffen in Beziehung ftehende Fragen anfügen. Wir unterlaffen e8, um den gegen= 
märtigen Auffag nicht zu fehr auszubehnen. Insbefondere erachten wir Forſchungen fehr ver 
dienſtlich über die Krankheiten, weiche ſich bei den einzelnen Ständen oder Arbeiterclaffen vor= 
zugsweiſe einftellen. (Befonders fhäpbares Material finvet fih in Finlaiſon's Berichten an 
das Parlament, in verfchienenen Heften ber „Blue books”.) Ferner gehören hierher Rachweiſe 


28) Radjiveife in meinem Handbuche ber vergleichenden Statifil. 
©. Boubin, II, 197— 203. 
30) Die Nachweiſe in meiner Abhandlung „Über Golonifirung Algeriens“ in den Verhaudlungen 
der Schweizeriſchen gemeinnügigen Geſellſchaſi (1854). - 
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über ven Einfluß einerfeits der Theuerung auf Vermehrung der Verbrechen ®T), andererfeitd 
der guten Schulbildung auf Verminderung derfelben 22) (letztere freilich nicht ſowol vermittelt 
einer abfoluten fittlihen Befferung, fo fehr eine folde zu wünfgen wäre, al8 vielmehr ver- 
mittelft beſſerer Befähigung, den Lebensunterhalt erwerben zu können). 

Eine aufmerkſame Prüfung der ftatiftifhen Ergebniffe führt und zu der Wahrnehmung, 
daß eine Regelmäßigkeit in der Zahl der meiſten Erfheinungen obwaltet, welche in Erſtaunen 
fegen muß. „Auch diejenigen Handlungen“, ſchreibt Duetelet 2”), „welche abfolut Ausjlüfle 
der menſchlichen Willendfreigeit zu fein fheinen, unterliegen nichtsdeſtominder ebenfalls be: 
flimmten Befegen. Es gibt gewiß feinen Act im Bereiche des menſchlichen Handelns, bei wel⸗ 
chem der freie Wille unmittelbarer ſich bethätigt ald bei der Berheirathung.” Und doch bewei⸗ 
fen die Eivilftandsregifter eine Gtetigfeit ver Zahl der Trauungen, bie weniger Abweichungen 
ergibt, als bei ven Todesfällen eintreten. Noch weit mehr aber jegt bie Thatfache in Erſtaunen, 
daß ſelbſt ſolche Erſcheinungen, die man naturmwidrige nennen moͤchte, in ftet8 gleich bleibenden 
Verhaͤltniß wieberfehren. „Der weniger ald 30 Jahre zaͤhlende j junge Mann, der eine mehr als 
ſechzigiährige Frau heirathet, war doch ſicherlich weder burd ein Berhängnig noch durch blinde 
Reivenfpaft getrieben; er befand fi im Falle, feinen freien Willen im vollften Imfang dhe- 
zuüben; und dennoch kam er dahin, diefem andern Budget, dad nach ben Gebräuchen und Bes 
bürfnifien unferd Geſellſchaftsorganismus geregelt ift, feinen Tribut zu entrichten; und dieſe 
bubgetmäßigen Steuern werden mit größerer Negelmäßigfeit abgetragen als jene, die man 
an die Staatöfaffe zu leiften’hat..... Mit den Verbrechen verhält es ſich ebenfo, und ſie ziehen 
alljährlich die gleiche Gefammtfumme von Strafen nad fi” (unter Einwirkung folder Um: 
fände, wie Theuerung oder Wohlfeilheit, tie ja aber aud bei der Geburts: und Todeszahl in 
gleicher Weife fih geltend machen). „Diefelbe Gleichmäßigkeit läßt ſich bei den Selbſtmorden 
beobachten; bei den Selbftverflümmelungen, um ſich der Gonfeription zu entziehen; bei ven 
Summen, welde in den Öffentlichen Spielhäufern gefegt werben; ja fogar bei den ver Poſt 
übergebenen, ſchlecht adreſſirten, deshalb unbeftellbaren Briefen. Mit Binem Wort: es ver 
— darauf, als ob die verſchiedenen Claſſen von Thatſachen rein von phyſiſchen Urſachen 
herrührten.“ 

VIl. Eine beſtimmte Anzahl Einwohner von verſchiedenen Altersjahren hat für den Staat, 
auch unter fonft gleichen Verhältniffen, dkonomiſch nicht den gleichen Werth. Die Erziehung 
jedes Kindes erheifcht einen anfehnlichen Koftenaufwand. Erft in fpätern Jahren gelangt es 
zur Arbeitöfähigkeit. Abgefehen von den Rüdfichten der Humanität, liegt e8 daher im dfono- 
miſchen Interefle, dahin zu wirken, daß möglicäft wenig Rinder fterben, weil mit ihrem Ahle: 
ben daß auf ihre bisherige Erhaltung verwendete Gapital verloren geht; deshalb dahin zu 
wirken, daß fie ein höheres Alter erlangen, in welchem vie für Ihre Erziehung verausgabte 
Summe ſich verwerthe, — in welchem Alter fie produciren koͤnnen, um wieder auszugleichen. 
Se höher das mittlere Alter ver Bevölkerung eines Landes fich ftellt, deſto vortheilhafter iſt das 
Berhältnig Cohnehin hat man nichts weniger zu fürchten, als zu viele Greiſe zu bekommen). 

In diefer Beziehung fällt im modernen Staat ein Moment immer fehwerer in die Wag: 
ſchale. Wir meinen die heillofe Wirkung der Gonfeription, daß ganze Maffen ber jungen Män- 
ner beflimmt werben, fi jenem gezwungenen Heerdienſte buch Auswanderung nach fernen 
Grotheilen zu entziehen. Diefe Emigration hat bereits in manchen Gegenden eine wahrhaft 
entfeglie Ausdehnung erreicht, und es Täßt fidh nicht verfennen, daß fle zunimmt mit ber Er- 
bögung des Selbftbewußtfeind des Volkes. Schlimme Berichte aus Amerika halten die Aus: 
wanderung momentan auf, aber immer beginnt biefelbe von neuem, umd zwar, fobald wir 
Iängere Zeiträume zufammenfaflen, mit immer gewaltigerer Steigerung. In einzelnen Land⸗ 
ſchaften, wie der bairiſchen Rheinpfalz (f. ven Ziffernnahweis im Art. Baiern, hat 
ber Fortzug der gefunden und Eräftigen jungen Männer bereits eine ſolche Ausdehnung er: 
langt, daß, bei längerer Fortdauer, fogar eine furchtbare phyfifche Verſchlechterung ver gan- 
zen Bevölkerung die Folge fein müßte. Aus dieſem wie aus mandem andern Grunde ift Abs 
ſchaffung des Syftems der ſtehenden Heere und Erfegung beflelben durch Schaffung einer 


Derhaftungen; ber Quarter Weizen Foftete 53 Schill. 


32) In Frankreich et fich in ben Jahren 1826-50, daß "at gwolfiel der — eigenllicher 
Verbrechen Angeklagten nit im Stande waren, gut zu lefen und zu fchreiben. 
33) In der Abhandlung „De linfluence du fi 


31) Die nur ein Beifpiel. In England zählte man 
IS: 77, a 


re arbitre de l'homme sur les faits sociaux“. 
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tüchtigen, wohlorganijirten und wohlgeübten Miliz, nad) dem achtunggebietenden Vorbilbe ver 
Schweiz, ein dringendes Gebot. 

In Beziehung auf ſolche Emigration, ſowie in Beziehung auf Auswanderung überhaupt, 
foweit diefelbe wol gar von Staats⸗ und Gemeindewegen mit eigenen Koften betrieben und bes 
fördert wird, empfehlen wir die (mit geringen Modificationen auf beide Momente anwend⸗ 
bare) treffende Bemerkung des ſächſiſchen Statiftiferd Engel: „Das durch die Individuen 
des Volks vepräfentirte Capital ift bei weiten das beträchtlichſte im Staate; und das in ver 
lebenden Generation ruhende Erziehungscapital überfteigt weit die Summe aller übrigen Ca⸗ 
pitalien. Jede Verkümmerung ber phyſiſchen Beſchaffenheit“ (und jede Verminderung) „der 
Bevihferung, der hätte entgegengewirkt werben koͤnnen, iſt eine Verſchwendung des edelſten 
Capitals, der Intelligenz und der phufifhen Kraft ber Berölferung, und kommt einer abfoluten 
Gapitalövergeubung gleich.” 

So kann es denn au nicht gleichgültig fein, in welchem Verhältniß die verſchiedenen 
Altersclaſſen bei der Geſammtbevoͤlkerung tepräfentirt find. Wir ſchalten daher nachſtehende 
Notiz ein, obwol wir nicht alle Ziffern für gleich verläffig eradpten. *) Auf je eine Million 
Einwohner fommen in 


Im Risber- Belgien: Frankreich: Gardinen: Dänemark: Schweden: — 
(1846) (1851) (1850) \ 
unter 20 Jahren, 426,583 415,713 361,130 433,480 420,956 426,414 451,173 
davon unter 5 Jahren: 112,715 117,231 109,923 119,587 122,984 126,686 129,582 
Zwifchen 20 und 503. 414,967 416,129 435,653 417,244 418,588 412,229 407,354) 
n Mund 603. 81,468 79,726 101,722 77,674 78,799 83,170 68,563 
über 60 Jahre 716,992 88,432 101, ‚495 711,602 87,657 78,187 72, 910 


Boudin nimmt folgende durchſchnittliche Verhältnißzahlen an: Bon 100,000 Inpividuen 
find. 33,199 unter 45 Jahren, 


9264 zwiſchen 15 und 20° „ 5847 zwiſchen A0 und 45 Jahren 
91 „ 20,235 „ 5296 „ 45, 50 „ 
826 „ 25,30 „ 476 „ 50,55 „ 
15 „ 30,35 „ 34889 „ 55. 60 „ 
6524 -, 35,40 „ 7684 „ 00 und darüber, 


Die Zahl der Individuen unter 45 Jahren ſchwankt zwifhen 36,047 in England und 
27,307 in Frankreich. „Indeſſen verdient diefe legte Vergleihungszahl wenig Vertrauen, da 
bie "Alteröaufnagme i in Frankreich im Jahre 1851 ein Widerftreben fand, dad deren Genauig⸗ 
keit compromittirte.” Die Staaten, welche nach England die meiften Individuen unter 15 Jah⸗ 
ten zählten, find: Preußen mit 34,714, Sarbinien 34,210, Dänemark mit den Herzogthüs 
mern 34,004, Sachſen 33,388, Steiermark 32,830, Belgien 32,500. Was alte Leute 
von 60 Jahren und darüber betrifft, fo würde man, wenn man der Aufnahmevon 1851 Glau⸗ 
ben ſchenken dürfte, deren ebenfalls die meiften in Frankreich finden, nämlich 10,149 (auf je 
100,000 Menſchen.) Die legte Stelle in der Reihenfolge nimmt Preußen ein, mit5979. Da= 
zwiſchen flehen: Belgien mit 8690, Dänemark 7485, Sarbinien 7160, Steiermark 7240, 
Sachſen 7136, England 7123.29 

In dem Deutfchen Zollvereine ergab die neuefte Aufnahme folgende Gefammtzahlen: 


nit: Militär: 
Männer und Jünglinge über 14 Jahre 10,517,738 277,941 
Weiber und Zungfrauen „ „ „.  11,166,006 26,920 
Knaben unter EN 5,375,195 14,158 
Mäpden „, —— 5,326,701 14,042 


Eine befondere Beachtung verdient auch bie Scheidung der Bevölkerung nach Glafjen uno 
Ständen. Die fatiflifhen Notizen, welde man darüber beſitzt, beruhen aber einestheils auf 
ſehr ungleihen Vorausſetzungen bei der Aufnahme, anderntheils leiden fie an fih an großer 
Ungenauigfeit. Folgende Zufanınenftellung Tann daher nur in fehr beſchränktem Maße ald 
rihtlg angenommen werben. Die Gefammtbevölferung vertheilt ſich nach Procenten: 


34) Nach dem parifer „Journal des Economistes” (Juli 1857). 
35) Irland: 153,846! 
36) „Dictionnaire de l'6conomie politique.‘’ Art. „Population“. 


T14 Bevölkerung 
Acer · Gewerb- Sandeltrei· Liberale Ohne 
bauer treibende bende Gewerbe Gewerbe 
Belgien, 1846 52 314 66 63 36 
Preußen, 1849 41 25 2,8 (11 Proc. treiben Aderban ald Nebengewerbe) 
Sachfen (nah Engl) 315 51,5 4,4(faſt 17 Proc. Handarbeiter, 8,1 Proc. Gefinde) 


Baiern, 1840 654 256 
England und Schottland 26 43,5 (13 Proc. nichtlandwirthſchaftliche Lohnarbeiter) 


Bei England und Schottland ift nur die männliche Bevölkerung über 20 Jahre, und zwar ohne 
die Flotte, in Rechnung gebradit. 

In Frankreich hatte man 1851: 56,87 Proc. Adersleute, 27,67 Inpuftrie (ſammt Handel), 
4 nn liberale Beierbe “ (worunter Eigenthümer, Rentner, Beamte, Ürzte, Künftler u. f.n.), 

2,10 Dienftboten, 2 ‚18 Arme, Gewerblofe u. ſ. w. 

VII Bon ven allgemeinen Verhälmmifien zu denen der einzelnen Nationen und Staaten 
übergebend, brängt fich die Bemerkung auf, wie es an fi) am naturgemäßeften wäre, wenn 
jede Nation mit der Grfammtzahl ihrer Angehörigen, hingegen ohne Beimifhung anderer 
DVölferftänme, für fi einen Staat bildete. „Beobachtung lehrt, daß den verfchiebenen Haupt⸗ 
racen des Menſchengeſchlechts nit nur eine äußerlich und phuflfche Verſchiedenheit von der 
Natur gegeben ift, fondern daß auch bie geiftigen Gigenfhaften verfelben auffallend und be 
fländig voneinander abweichen. Gelbft unter den Spielarten der Hauptgattungen tritt noch 
eine beveutende Abweichung der geiftigen Anlagen hervor. Man werfe nur einen Blick auf die 
Verſchiedenheit des Nationalharafters und Geifled unter den europäiſchen Völferftämmen. 
Daß diefe Verſchiedenheit aud) ihre Wirkungen auf das Staatäleben hat, verſteht ſich von ſelbſt, 
und daraus gebt denn auch die Nothwendigkeit hervor, die äußern Einrichtungen den Bedürf- 
niffen, Fehlern und Tugenden bed Voltsgeiſtes beſonders anzupaſſen. Natürlich kann die Ab⸗ 
weichung in den Einrichtungen nur eine untergeorbnete fein, wenn auch die Modification ber 
beiden Sinneöweifen unbedeutend ift; allein gewiß iſt, daß die ganz unveränderte Übertragung 
der fänmtlihen Einrichtungen eines bem Stamme und ſomit der Art nach verſchiedenen Volks 
immer mehr oder weniger Nachtheile zur Folge haben muß, und zwar um fo größere, je mehr 
die Anftalten den Anfihten und Bedürfniſſen des fie zuerft errichtenden Volkes völlig gemäß 
find. Allerdings ift es möglich, daß fid der Sinn des — nach den ihm geivorbenen frembs 
artigen Kormen nad und nad umbilvet, und daß fomit die anfänglich nicht genügende ober 
verlegende Einrichtung mit der Zeit allen Koberungen entſpricht, und es mag baher bei ber 
Nachahmung einer in der Hauptſache paflenden und vorzüglich fremden Gefeggebung über Dad 
anfängliche Misverhältnig in ber Hoffnung einer baldigen Anvaſſung weggegangen werben: 
allein dies iſt keine MWiverlegung, fordern eine Beftätigung bes obigen allgemeinen Saped.” 
(Rob. Mohl.) Eine folhe Abgrenzung der Staaten , genau und ausſchließlich nad; einer Natioma: 
lität, gibt es fireng genommen nirgends. Entweder find Ihelle eines Volkes von deſſen Haupt: 
ſtamm losgeriffen, oder es find Angehörige anderer Stämme mit demfelben vereinigt. Im Gax- 
zen iſt es jedoch den europäifchen Hauptwölfern feit den Ende des Mittelalters gelungen, ih zu 
einer ftaatlihen Einheit zu entwickeln. Nur zwei unter den Qulturnationen, und darunter gerade 
die zahlreichſte von allen, bilden zur Beit noch traurige Ausnahmen: bie Deutſchen und bie 
Staliener. Sie allein befinden ſich nod im Zuſtande vollſtändiger nationaler Zerriffenheit, fo: 
daß eine diplomatiſche Kurzfichtigfeit beinahe von beiden fagen kann, was Metternich im Jahre 
4847 bezüglidy der Italiener geäußert Hat: es gibt Fein „Deutſchland' und fein „Stalien”, ed 
find Died nur „geographiſche Glaffificationen‘. Als ob dad tiefe menſchliche Gefühl der Natio- 
nalität fofort in der Bruft eines Seven zum Verlöfhen gebracht werben könnte mit ein paar 
Federſtrichen, welde die Diplomatie einft auf einem Gongreffe nad Gonventenz, Launen umd 
felbft Corruptionen fo over anders über die Lanbfarte hinführte. (ALS ſtaatlich abfolut aus: 
getilgt möchte man die polnifche Nation anfehen.) 

Keine der beftehenben europäiſchen Großmächte beſteht blos aus Angehörigen einer und 
derfelben Nation. Am günfligften ift das Verhältniß in Frankreich. Nur ein Eleiner Theil ded 
franzoͤſiſchen Stammes gehört nicht zu vem Hauptſtaate; getrennt von demſelben find nämlid 
nur die Fleinere Hälfte der Belgier (die größere Hälfte iſt deutſch), die Savoyarden, — 
von Nizza und der kleinere Theil der Schweizer; während wir hingegen mit 
nigt ſehen· mindeſtens anderthalb Millionen Deutſche (in Elfaß und Deutſch⸗ Beitengn) 
über eine Million Kymren (Bretonen), eine, Drittelmillion Italiener (Gorficaner), 139000 
Baslen, dann Angehörige ber faft überall verbreiteten Juden. 
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Gines vortheilhaften Verhältniffes erfreut ſich auch ver britifche Staat, ganz beſonders be⸗ 
günftigt durch feine inſulariſche Lage. Kein Theil des engliſchen Stammes gehorcht in Europa 
einer fremden Staatögewalt (natürlich abgefehen von einzelnen Ausgewanderten). Der Unter: 
ſchied zwiſchen Engländern, Schotten und Galen bildet fein Hinderniß höherer ftaatlicher Ent- 
wickelung Anders die Irländer. Die ungeheure Emigration in der Neuzeit (mol zwei Millio⸗ 
nen Iten verließen ihre Stamminfel) wird aller Wahrſcheinlichteit nad) das allfeitige uͤberge⸗ 
wicht der engliſchen über die celtifhe Nationalität aud) für Irland entfheiven. 

Der ruffiihe Bar herrſcht „über 100 verſchiedene Völkerſchaften“, und in dem unge⸗ 
heuern Reiche werben wenigftend AO verſchiedene Sprachen oder Mundarten geſprochen. Darin 
liegt num aber an ſich Feine Stärke, vielmehr eine Schwäche. Allein entſcheidend ift im gegebe⸗ 
nen Falle der Umfland, daß dad Hauptvolf, die Großruffen, ein gewaltige numerifched Über- 
gewicht über alle andern Stämme des Reiches befigt; von den 62 Mill., welde ver Staat 
umfaßt, find gegen 32 Mil. Großruffen, an welche fi überdies über 11 Mil. Kleinruſſen 
(Rathenen), und 31/5 Mi. Weißruſſen anſchließen. Als weſentlich verſchieden von ihnen ers 
feinen 7 Mill. Polen und Lithauer, und gegen 600,000 Deutſche; ferner 24, Mill. Tata⸗ 
ren, 3, Mil. Finnen und Letten, 2 Mill. Gruſier und Armenier, 1%, Mil. Juden u. f. w. 

Preußen, dad man fo gern als volfftändig deutſche Macht betrachtet, umſchließt doch 
21), Mil. Slawen (abgefehen von 160,000 Lithauern). : 

Weitaus am fhlinmften if das Verhältnig Oſterreichs. Es ſtellt gleihfam ein Europa 
im Kleinen dar. Dieſer Staat, ein Eonglomerat äußerſt verfchienener Völkerfchaften, vermag 
es nicht, ald der Repräfentant irgendeiner beflimmten Nationalität fih zu geriven. Das 
deutſche Element ift allerdings das herrſchende, feine Angehörigen bilden aber nur wenig mehr 
als ein —— der Geſammtbewolkerung (7,870,000 unter 36,400,000). Ein gewaltiges 
numerifche® Übergewicht befigen die Slawen (14,800,000); allein nicht Oſterreich, ſondern 
Rußland erſcheint ald Vertreter des Panflavism ; und zudem finden wir die ſlawiſchen Stämme 
in Oſterreich jelbft wieder in hohem Grave getrennt (5,850,000 Gehen, 2,940,000 Ruthe⸗ 
nen, 2,060,000 Polen [Oalizier], 1,430,000 Serben, 1,350,000 Kroaten, 1,170,000 Slo⸗ 
wenen u. |. w.). Dann kommen die Romanen, faft 6 Mill, worumter die Italiener mit 
5,200,000 ; ferner die Magyaren mit nahezu 5 Mill. (4,866,000). Selbft die Menge der 
Juven (706,000) if ungewöhnlid groß. Unter Verhättniffen, wie fie in Ofterreich obivalten, 
werben auch alle Amalgamirungsverfuge ver Hauptſache nad) erfolglos bleiben. Kat doch felbft 
in jenen Zeiten, in weldyen die Steger vor feinem Mittel der Gewalt zurückſchreckten, die Natios 
nalität ber Unterworfenen nur felten ausgetilgt zu werben vermocht. Um mie viel weniger kaun 
jegt in Mitteleuropa dad Verwiſchen von Nationalitäten gelingen, deren Angehörige (wie bie 
Stalienet, die Magyaren, ſelbſt Die Slawen) von Selbſtgefühl und Selbſtbewußtſein erfüllt find! 

Gegenüber ven in dem ebengenannten Reiche Hervortretenden Erſchelnungen muß ein eigen= 
thümliches Gefühl entfliehen, wenn man auf die Heine Schweiz blict, in deren engen Marken 
Angehörige dreier Gulturnationen — nicht nad einem Erobereröbictate, fondern — völlig 
frei vereinigt erfcheinen. Die Höhften Gebirgszüge des Erdtheils und der gewaltige Unterſchied 
der Sprade und der Religion bilben Bein Hinderniß ver Vereinigung, ohne daß es irgendeines 
Zwanges bebürfte. Es iſt wol das ſprechendſte Kennzeichen, wie wenig die ftaatlichen Zuftände 
der Stammnationen (der Deutfhen, wer Franzoſen und Stallener) befriedigenn find — 
wenn wir hier Angehörige derſelben erblicken, welde, in unbefangener und richtiger Würdi⸗ 
gung der Verhältniffe, fih in dieſem Bunde glücklicher fühlen als in einer Bereinigung mit 
den großen Stammnationen. Nicht die Schweizer, ſondern ausſchließlich und felbft und unfere 
Zuftände haben wir in viefer Beziehung anzuklagen. Und warum wollen heute bie Holländer, 
die deutſchen Belgier, ja ſogar vie Elſaßer, nichts wiſſen von einem Anfeluffe an Deutſchland? 
Bei den legten maltet offenbar eine Nachwirkung aus früheren Beiten, welche felbft durch die 
mehr ald jämmerlihe Gegenwart noch keineswegs verwiſcht zu werben vermochte. 

Wir ımterlafen es, in theoretifhe Grörterungen einzugehen über die wünſchenswerthe 
Größe ver Bevölkerung eines Staats. Ohnehin laſſen fid, nad unferer Anfiht, allgemeine 
Regeln darüber kaum aufflellen. Überall machen fih mit entfcheidender Macht die eigenthüm⸗ 
lichen und befondern Verhältniffe geltend. Daß auch Heine Vereine die höhern Ziele des ſtaat⸗ 
lichen Lebens erreichen Lönnen, beiveift vielfach die Schweiz, deren größter Canton noch nicht 
einmal eine Halbe Million Menfihen umfaßt. Zu viel Größe, zu viel Gentraltfation werben bie 
Macht eined Staats nah außen erhöhen, aber wahrlich nicht das eigentliche Glück feiner Bes 
wohner begründen. In welchem überans unbefrievigenden Zuſtande veſtinden ſich bie Fran 
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zoſen — in welchem Zuſtande erblicen wir ihre Dörfer, ihre Heinen und Mittelſtädte, ihre in 
allen Stüden an das „Negiertwerben von Paris aus“ gewöhnte Cinwohnerſchaft. Wie ganz 
anders if es bei den an uͤbung bed Selfgovernment gewöhnten Briten. Was aber könnte 
Deutſchland fein bei einer feften Einigung im Rothwendigen und bei freier Entfaltung ver 
einzelnen Stämme in allen einer Gentralifation nicht bedürfenden Dingen, unb dies jowol ohne 
die Kleinſtaaterei von Liehtenftein und Reuß-Greig-Lobenftein, tie ohne bad Zufamnenwerfen 
beterogener Elemente in manchen der Einzelftaaten, in denen ein Stanım über ben andern 
herrſcht, ſtatt daß alle deutſche Völkerſchaften, nach ihrer wirklichen Eigenthümlichkeit abge: 
grenzt, gleichberechtigte Glieder derſelben Nation ſein ſollten. 

Auch die Cintheilung der Bevölkerung nach Beſchäftigungsclaſſen verdient Beachtuug. 
Unleugbar hat man bald dem Ackerbau, bald dem Fabrikweſen eine allzu ausſchließliche Wichtig⸗ 
keit beigelegt. Doch auch Über das zwecmäßigſte Zahlenverhältniß der einzelnen Beſchaäfti— 
gungdclaffen laſſen ſich nur wenig allgemein richtige Normen aufſtellen; auch hierbei ent⸗ 
ſcheiden zu ſehr die beſondern Verhältnifſe von Land, Volk, geographiſcher Lage, Neigung, Ger 
wöhnung und Anlage ver Stämme. Die allgemeinfte Regel, die wir empfehlen moͤchten, ift: 
Befreiung aller Glaffen und aller Stände von den Feſſeln, welche eine freie und naturgemäße 
Entwidelung erſchweren und hemmen. Nur muß ver Brundfag gleihmäßig in allen Vezie⸗ 
Hungen durchgeführt werben, um nicht 3. B. einen Theil der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
künſtlich dem Gewerbsweſen zuzutreiben (wie es 5.8. in Baiern durch bie Befeßgebung von 
4825 geſchah, welche den Gewerbsbetrieb, wenn auch unter polizeilicher Bevormunbung, doch 
in gewiffer Beziehung freigab, und zu dieſer Befhäftigungäweife jenen Theil ver jungen Land: 
leute lockte, denen vie feftyehaltene Untheilbarkeit der Grundſtücke eine bäuerlicde Ernährung 
erſchwoete) 

Eine Aufzählung der Schriften über Bevoöllerung und was damit zufammenhängt, unter⸗ 
laffen wir, zumal weil, um nur einige Bollftänbigfeit zu erlangen, ganze Seiten von Bü 
cher⸗ und Broſchũrentiteln gegeben werden müßten. Ohnehin haben wir die bedeutendſten Lei- 
ftungen fon bei Beſprechung der einzelnen Hauptpunkte angegeben. 

Wenn wir e8 vorzogen, mehr bei ſtatiſtiſchen Thatſachen zu verweilen als bei theoretiſchen 
Aufftellungen und Unterftellungen, fo wird fich dieſes Verfahren wol von ſelbſt rechtfertigen. 
Nur auf Grundlage der Statiftit können die bezüglich der verſchiedenen Populationsverhält⸗ 
niffe auftauchenden mannichfachen Kragen eine verläffige Ldfung finden. In den meiſten Fällen 
ergibt fi die Antwort von felbft, ſobald man fih nur des flatiftifchen Materials verfigert. 
Wird dieſes verftändig benutzt, fo zerfallen aud gar mande Befürchtungen, Hypotheſen und 
Theorien, mit denen ein dem Leben entrüdter Dortrinarismus fi (zuweilen fogar völlig ges 
genftand8los) in langen und breiten Erörterungen abmühte. 8.8. Kolb. 

Bevollmãchtigung oder Mandat ift der ebenfo wol im vblkerrechtlichen und Raatsredit- 
lichen als im Privatverhaͤltniß vorkommende Gontract, durch welchen Jemand einem Andern ven 
Auftrag gibt, feine Gefchäfte zu beforgen, und diefer Die Beforgung zu übernehmen verſpricht. 
Das Roͤmiſche Recht behandelte mit Recht diefen Vertrag als einen befondern perfönlichen Treu: 
vertrag, durch deſſen abſichtliche Verlegung aljo ver Vollmachtgeber und der Bevollmächtigte fi 
die Infamie zuzogen. Damit hing dann zufammen, daß bei vem Mandat pie Dienfte des Ber 
vollmächtigten nicht mit einem Marktlohn bezahlt wurden, fonft ging das Geſchaͤft in einen Mieth⸗ 
vertrag über, fondern unentgeltlich waren, ober nur buch einen Chrenſold, Honorar, gelohat 
wurden. Der Bevollmächtigte mußte feine Vollmacht treu und, wegen bed perfänlichen Ver⸗ 
trauens in ihn, perfönli und ganz erfüllen und verpflichtet und berechtigt alddann den Man⸗ 
danten auch in Beziehung auf Dritte. Er muß ferner Das, was er für ven Vollmachtgeber ein: 
nahm, herausgeben und ihm Rechnung ablegen. Der Vollmachtgeber muß das Honorar md 
alle für das Geſchäft renlich verwendete Koften mit Zinfen erfepen und den Bevollmächtigten von 
den übernommenen Verbindlichkeiten befreien. Eine befondere Art des Mandats hat der Staatd- 
Diener, wovon in ben Art. vom Staatsdieunſt und ven Gefandten, in Beziehung auf welde 
letztern die Gigenthümlichkeit ver Ratification bereit im Art. Beftätigung u ee wurde. 

elder. 

Bewaffnungsrecht, ſ. Waffen: und Weßrhopeit. 

Bewegungs oder Fortichrittöpartei und Wiberftands: ober Meactionspartei. 
Fortſchritt und Reaction find vie zwei allgemeinften Haupterſcheinungen, bie wir im Lehen ber 
Voͤlker beobachten. Sowol die Gründe wie die natürlichen Gefege und die Bernunftfoperungen 
für dieſelben verdienten wol tiefer und allfeitiger erforſcht und dargeſtellt zu werben, als es bie⸗ 
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ber geſchehen iſt. Auf ihrer richtigen Auffaſſung beruht das Verſtändniß der Geſchichte und des 
Staatelebens und ihre richtige Behandlung, daher ſich auch die Artikel über beide mit ihnen be⸗ 
Thäftigen müffen. Gier fönnen nur einige allgemeine Geſichtspunkte hervorgehoben werben. 

Die allgemeinfte Vernunftfoderung für das Leben der Menfchen iſt gewiß der Fortfchritt. 
Eine fortſchreitende Entwicelung und Bervolltommnung, eine höhere der nachfolgenden Ge⸗ 
ſchlechter als die der frühern, umd ein freied Streben nady einem Ideale höherer Bolltommen= 
heit — dieſes bildet gerade den eigentlihften Vorzug der Menfchen vor ven Thieren. Zugleich 
Darf dieſes Streben nad; Fortſchritt nie aufhören, weil das Ziel ein unendliches ift, weil wir der 
hoͤchſten Vollkommenheit uns immer mehr annähern müflen. Jede wahre Stilfftands- und Reac— 
tionspolitit᷑ erhält aud zugleich dadurch Ihr Todesurtheil, weil der Stillſtand unvermeidlich zuns 
Rüdgang wird. Nur das höhere Streben hält vie hoͤhern Kräfte lebendig und in ber Borherr= 
ſchaft über die niedern finnliden Kräfte. Diefe kommen ohne jenes Streben alsbald zur Herr= 
ſchaft und führen zum Untergang. 

In Beziehung auf das Leben des einzelnen Menfchen modifieirt ſich der flete Kortfchritt durch 
die allgemeine naturgefegliche Erſcheinung, daß nad) einem gewiſſen Lebensalter fein Tod ein; 
tritt, daß feine Organe, felbft Die für die freie Bewegung des Geiftes, nach einer gewifien Lebend- 
dauer altersſchwach, Eraftlos, unbeweglich werben, und daß alfo feine geiftigen Errungenſchaften 
nur durch Mittheilung an Andere ſich weiter entwideln können. Bei ven Völkern fehen wir 
allerdings eine ähnliche Erſcheinung, wenigftens biöher in einer großen Allgemeinheit. Für ihr 
Zeben bilden die Volks⸗ und Staatseinrihtungen, Bamilte, Gemeinde, Kirche, Schule, Ver- 
faffung, Gefeggebung u. f.w., die Hauptorgane, deren Verderbniß wir als die näcften Urſachen 
des Abſterbens und Untergangs der Staaten und Völker anfehen können. Aber die Frage bedarf 
einer tiefen Erforſchung, und wird auch mit ihr ſchwer allgemein befriedigend zu Idjen fein, ob 
für die Völker ein ebenfo allgemeines Naturgefeg des ſchwächer werdenden Beiftedalters, des Ab⸗ 
fterbens und Untergangs befteht wie für die Einzelnen. Mit dem Chriſtenthum Hoffen wir eine, 
nicht wie die heidniſchen Religionen dem Untergang geweihte, fonvern eine ewig frifhe Duelle ver 
hõchſten göttlichen Lebenskraft für menſchliche Vervollkommnung und Gultur zu befigen. Durch 
die allgemeine Freiheit und fittliche Erziehung und Bildung felbft unferer unterften Bolföclaffen, 
im Gegenfaß bes verborbenen Poͤbels der Sklaven und Freigelaſſenen, beftgen wir auch Die phy⸗ 
fifcgen Grundlagen einer fteten Verjüngung unſerer höhern Bolköclaffen und unferer Verfaffun- 
gen. Die viel größere Allgemeinheit der Arbeit, diefes großen Elements der Sittlichfeit und 
Züchtigkeit bei unfern germaniſchen Voͤlkern, iſt auch eine Bürgſchaft für ihre längere Dauer. 
Was alle diefe unfere beſſern Eigenthümlicjkeiten unter glüdlichen Bedingungen leiften können, 
um unfere Völker vom Untergang zu erretten, darüber ift noch nicht entſchieden. Jedenfalls aber 
bleibt und die Aufgabe, alle günftigen Berhältniffe und Mittel zu immer höherer Vervollkomm⸗ 
nung und zu moͤglichſt langer glüdlicher Lebensdauer unſers Volks forgfältigft zu benutzen. 

Betrachten wir indeß den bisherigen weltgeſchichtlichen Gang des Volkerlebens, fo können 
wir freilid dad Naturgefeg der Entwickelung des irdiſchen Lebens, Keimen, Aufblühen, Reifen 
und Abfterben auch bei Völkern und Völkerſyſtemen bemerken. Und an ver Stelle des abfterben- 
ven Lebens erhlüht dann meift neues Leben mit aus den Elementen de frühen, fo z. B. des 
griechiſchen und römifchen Gulturlebens. Wir dürfen unfererfeits nur nie dad Streben nad 
Zortfchritt und bie Hoffnung des Sieges über dad Abfterben aufgeben. 

Zuglei aber bemerken wir in dem Leben der Völker und Staaten auch innerhalbihre® 
beſtimmten Lebens nicht bloß einen Fortſchritt der Entwickelungsſtufen, ſondern aud) ein 
häufiges Wech ſeln zwiſchen Fortſchritt und Rückſchritt, ähnlich ven Wellenſchlägen 

des Weltmeers. Die Naturphiloſophen, fo namentlich Goͤrres, Haben dieſes öfter als ein abſolut 
allgemeines, von dem freien Verhalten der Voͤlker und ihrer Staatenlenker gänzlich unabhängiges 
geheimnißvolles Naturgeſetz dargeſtellt. Derjenige Wechſel von fortſchreitender und rückſchrei⸗ 
tender Bewegung, welchen wir mit Sicherheit erkennen, hängt wenigſtens weſentlich mit von dem 
guten oder nichtguten freien Verhalten ver Völker ab, und kann oft lange ausgeſetzt fein, ſei es 
durch ſtetigen Fortſchritt und ſtetigen Stillftand over Ruͤckſchritt, welder Iegtere gewöhnlich aus 
dem Stilftend folgt. Auch können wir die Gründe ſolchen Wechſels deutlich nachweiſen und aus 
den natürlichen Trieben des Volks im Staatsleben und aus der Natur der Staaten erklären. 
Es iſt nämlid in der Natur der Staaten und in den natürlichen Bebürfnifien der Völker in Bes 
ziehung auf viefelben begründet, einerfeits vie Einheit, anbererfeits die Freiheit und das 
Beplirfniß und Streben für.beive. DieEinheit, die damit verbundene Ordnung und der Zuſam⸗ 
men halt und das Streben fie find vem gefunden Urtheil und Inftinct gefltteter Nationen nad) ihnen 
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ebenfo weſentlich und theuer, als die Freiheit, da ja felbft ebenfo gut wie der allgemeine Wett: 
Rand die Cultur und Sittlichkeit ohne Einheit und Ordnung zu Grunde gehen twürden. Davon 
feinen viele Liberale, vollends die Rothen und die Anarchiſten, die ung 1848 die glädlige Re 
form des Baterlandes zerftörten und unſern Fortſchritt in Meaction verwandelten, Feine Ahnung 
und richtige Vorftellung zu haben. Die Freihe it aber, dieſe andere Grundbedingung des Fort: 
ſchritts der Völker, ihrerGultur und ihres Wohlſtandes, dieſe Grundbedingung eines dein Rän⸗ 
nerſtolzes und glüdlihen Lebensbewußtfeind und der höäften Kraftentwicelung, dieſe Freiheit 
die heilige Achtung für fle una für ihre Nechtögrunnfäge, fle And nad; dem gefunden Urthell un 
Inſtinet aller gefund entwicelten Männer und Bölker, mindeſtens für alle zur Freiheit erwachten 
Volker ebenfo nothwendig und heilig wie Die Ordnung und ihre Träger. Davon haben frilih 
viele dem Volksleben wie der hoͤchſten Bildung entfremdete, durch Kaftengeiſt verblendete, viele aut 
Gigenliebe und Geiſtestraͤgheit in die Abhängigkeit der Hofgunſt verfunkene Hörige und Tue 
bünbler keinen Begriff. Sie nehmen daher auch feinen Anftand, unfern Anarchtſten und Rother 
zum ſchoͤnen Wedfelfpiel anarchiſcher und reactionärer Orgien, welchem wir auch nach 1848 wir 
der verfallen feinen, hülfreich die Bruberhand zu reichen. Aber fie fahren erſchredt und entrüßt 
auf, wenn aus dem freien England, wo jene Überzeugung von der Weſentlichkeit und beiligkeit 
der Freiheit auch die hoͤchſte Ariftofratie durchdrungen hat, ein Eräftiger Ausprudderfelben erthut 
fowie neulich aus dem Munde Lord Derby's. Er fagte (f. „Allgemeine Zeitung”, 1858, Rr. 40): 
Nicht um Alles in der Welt, nit um das Leben von zwanzig Monarchen würve id dad Afıl: 
recht Englands [hmälern oder irgendein Verbrechen ohne den Marften gerichtlichen Beweis fra: 
fen laſſen.“ Gegenüber vollends dem furdtbaren Attentat auf die mächtige franzoſiſche Rajät 
und als Antwort gerade auf ihren Hülferuf erſcheint gewiß ven meiften Deutfchen dieſe Art ri 
Ausprudd anftößig. Aber es war das Toryhaupt Derby, dad Haupt des vorzugsweiſe royaliſi⸗ 
ſchen Theils der engliſchen Ariftofratie, ein Mann von edler Bildung, gegenwärtiger und wahr 
ſcheinlich auch zukünftiger Minifter ver Königin von Großbritannien, welcher fo ſptach, in dem 
ſtolzeſten Sige der erften Ariftofratie ver Welt, im englifden Bairshofe fo fprad. (6 veran: 
ſchaulichten alfo feine Worte auch wol nur unfern Sag, daß, währenn man andermärtd, z. S. jet 
in Sranfreid, gegenüber dem Koͤnigsrecht und vollends gegenüber der Gefährdung ſelbſt wi 
Lebens des Trägers der Majeftät, Freiheit, Verfaſſung, periönliche Sicherheit ver Bürger und 
ihre Grundfäge nit für legitim Hält, fondern wie elende Lumpen behandelt und preiögikt: 
den Briten vielmehr die Freiheit und ihre Grundſätze vollftändig gleich heiligend um 
legitim find, wie das Königthum, weldes ja feloft ohne jene nicht würdig und dauern 
befteht. Wer fann fih nun wundern, wenn in gereiftem Märnnerftolze ver Brite die entgegenfe: 
hende Dent- und Hanbelsweiſe anderer Völker als Unverſtand und Servilität gering fäif! 
Somie heutzutage dieſer Gegenfag in der Würdigung ber Freiheit ven größten Gegenſah zei: 
ſchen dem britifhen und nem deutſchen Volk bildet, fo begründet ex Insbefondere auch dengeöften 
Gegenfag des britifhen und deutſchen Adels. Allzu viele — gottlob nicht alle — deutſche Ar: 
lige ſuchen reactionär ihren Adel in Kaflengeift und Privilegien. Die beffern engliläm 
jet aud die belgiſchen und piemouteſiſchen Adeligen fuchen ihn in wirklicher Act} tie, Diet 
fodert [dom ihrem Wortbegriffe nach politifhen Einfluß als ven von Veſſern. Über dieſen ar 
entfcheivet in volksfreien Staaten das Volksvertrauen. Und diefed anerkennt und göm 
gern in feinen Wahlen und fonft erhabeligen Gutsbeſitzern ihre ſchon durch ihre natürlichen ie | 
hältniſſe unterftügten Anfprüche, wenn fle fi nur von jenen unzeitgemäßen Schwächen bed dert 
ſchen Adels freihalten. 

Bei der gleichen Notwendigkeit von Freiheit und Einheit folfte nun, ſowie feit längerer det 
in England, ein fletiger gemeffener Fortſchriit ohne öftere Heftigere Wechſel zwiſchen Bertfärt 
und Reaction flattfinden. Aber bei der vielfach einfeitigen ımd unvollfommenen Entwickelung 
eines ver beiden Hauptpole, bei dem Mangel ferner an gehöriger Reife und Bildung, bei der ia 
ſeitigkeit deutſcher Radicalen und deutſcher Ariflofcaten und unferer politiſch Hörigen — bil 
dieſem ift in unferer Geſchichte der neuern Zeit der veriodiſche Wechfel zwiſchen Fortſchrin w 
Reaction fehr erflärlih. Eine Weile fliegt die Richtung des Fortſchrits, wie ſchon unter Brit 
xi und Jofcph und vollends feit der Franzöſiſchen Dtewolution. Dann aber entſteht vgl 
vurch bie excentriſchen Richtungen bie Befahr für die Orduung, und es erfolgt zuerſt in real. 
genreinen deutſchen Demagogenriecherei und vollends durch die Foanzöfifhe Napoleouiſche Hat: 
drücung die furchtbarfte Heaction. Gefühl und Bebürfnif ver Freihe ia führen den Sieg den 
Freiheit durch die Freifeitskriege herbei. Balp aber erwachen bie eigenfü Krk | 
für die in ver alten Orbnung ber Dinge begründeten Gewohnheiten, m 


Bewegungdpartei j 719 


Bortheile, und, unterflügt durch einige wirklich excentriſche Richtungen deutſcher Jünglinge, 
durch Sand's und Löning’s Meuchelmorde und alsdann dur einen gemachten großen Vers 
ſchwoͤrungslãrm in ganz Deutſchland, entfteht nun, mit der Angft ver Bürger für die Ord⸗ 
nung und in Verbindung mit ber Reaction der Heiligen Allianz gegen ſpaniſche, portugie- 
ſiſche und italieniſche Revolutionen, die nene furchtbare Neaction felt 1819. Der Abfchen gegen 
die Freiheitsunterdrückungen dieſer Reaction und neuauflebenve Beftrebung für die Freiheit ruft 
mit der Hülfe der Einwirkung der Julitevolution Fortſchritte in der Freiheit hervor. Excentrifche 
Richtungen für diefe wie in dem Hambacher Feſt und der Frankfurter Aprilvevolution begünfti- 
gen aufs neue die Reaction. Ihre Excentricitäten wie der des Bundestags und ber geheimen 
wiener Miniftereonferengen von 1834, und bie jegt allgemein erwachenden Gefühle und Bedürf⸗ 
niffe der Ration für die Freiheit geben biefer 1848 den Steg. Aber die Excentricitäten unferer 
deutſchen Republikaner und Rothen erweden in Verbindung mit den furchtbaren Raub: und 
Morbtheorien der franzöfifchen Rothen und Gommuniften in Deutſchland ebenfo wie in Frank⸗ 
reich die Übertriebene Angft für die Ordnung. Wiederum flegt alfo nur mit Hülfe der neuna= 
poleoniſchen franzöfifchen Reaction auch in Deutfchland die reactionäre Richtung. Und wenn ed 
nicht gelingt, wenigftens ihre dad allgemeine fittlihe und rechtliche Gefühl ver Deutfchen Nation 
kraänkendſten Erſcheinungen, wie z. B. bie in Holflein, Kurheſſen, Sannover, Luremburg, wieder 
gut zu machen und ſolchen unerfättlichen Reactionshunger wie in Hannover zu ſtillen — wenn 
dieſes nicht gelingt und nicht freiwilliger legaler Fortſchritt wiedergewonnen wird, fo iſt der 
neue revolutionäre Wechfel wol an fi wie ein richtiges Rechnungsexempel unbeftreitbar und. 
nur noch bie Zeit und Die Gelegenheit ungewiß. 

Aus diefen Andeutungen geht nun mol fo viel hervor, daß es für eine verſtändige Politik als 
Regel gelten muß, in einer gefunden Entwidelung und höhern Vervollkommnung fletig fortzu= 
ſchreiten, namentlich auch in einer allfeitigen Immer volllommenern Entfaltung der Freiheit, in 
gleichmaͤßiger Verbindung und Durchdringung derſelben mit der Einheit und Orbnung. Schon 
durch ven legten Theil der Aufgabe, noch mehr aber dadurch, daß in jenem obengeſchilderten ein= 
feitigen Wechſel und Kampf zwifchen Fortſchritt und Reaction zuweilen die Einheit und Ord⸗ 
nung einfeitig und unverhältnifmäßig zurüdgebrängt und verlegt ober bedroht werben Kann, 
wird auch der rechtſchaffene und weife Politiker zuweilen ſich genöthigt fehen, ebenfo ungerechten 
und übertriehenen Vorſchritten wie verkehrten Rückſchritten entgegenzutreten. Er wird dann in 
diefem Sinne reactionär mehr ſcheinen als wirklich fein. Ex will nicht den Fortſchritt aufheben, 
fondern nur die verlegende Störung des richtigen Gleichgewichts für ein gefundes Fortſchreiten. 
Diefes ft wol auch zum Theil nach 1848 in Deutſchland der Fall gewefen. Nur hätte man da= 
bei niemals außer Augen laſſen follen, daß mancher damalige Fortſchtitt nut deshalb fo ſprung⸗ 
weiſe und feiner Form nad) weniger loblich erſchien, weil vorher einfeltig ober gewaltſam unter- 
brüdte frühere, ober die neu zugefagten und ben Beitfoberungen entſprechenden Kechte reactionär 
amd verlegend vorenthalten waren. Es darf alfo nicht überfehen werben, daß wenn wir end= 
Lid jenentraurigen Wechſel reactionärer und liberaler Nevolutionenver- 
meiden und in friedliger gemeinfamer Entwidelung leben wollen und 
follen, dap alsdann nad ſolchen Krifen die größtmögliche Schonung und billige Ausgleihung 
feftgehalten werben muß. Vor allem müflen alle Lift und Gewalt des Kriegs, alle läflige und 
gewaltfame und heuchleriſche Deutelung ber Befege und Verträge unb Eive, alle Unterbrüdun: 
gen freier Wahrheit und Wahl verfäwinden, und die Orundbedingungen alles Friedens und 
ſichern Beſtandes gefellfhaftlicher Einrichtungen, das Recht und die beſchworene Treue Heilig ges 
Halten werben. Lege man nun dieſen Maßſtab an fo viele unferer neueften deutſchen Reactionen! 
Wie wenige werben gerechtfertigt beftehen! Wird man z. B. wirklich in Gaunover, bei diefem 
Ioyalften, maßvollſten, conſervativſten deutſchen Volksſtamme, deſſen Liberale ven Ruhm dieſer 
Cigenfaften und die Treue gegen den Thron auch bei feinen neuen Verfaſſungsvertraͤgen in ben 
aufgeregten Zeiten von 4835 und 1848 zur Bewunderung der Nation, ia zum Verdruß von 

Vielen bewährten — wird man die foldhergeftalt redlich und friedlich und frei mit ihren Königen 
verhandelten neuen und eidlich beſchworenen Verfafiungsverträge als revolutionät brandmarken 
und behandeln dürfen? Könnte man fi etwa dazu berechtigt halten, wenn vielleicht einzelne 
neue Beflimmungen midfallen, welde benjenigen Hiftorifhen Erſcheinungen widerſpre⸗ 
«hen, die man aus dem geſchichtlichen Entwidelungsgang ald beſonders angenehme heraus⸗ 
aureißen beliebte; oder auch deshalb, weil vielleicht der Vertragsabſchluß in eine bewegte Zeit 
flel, in welcher derſelbe zwar von feiten der Gontrahenten durchaus juriſtiſch frei und friedlich zu 
Stande kam, In welcher fie aber gerabe darum durch benfelben ſich friedlich zu cinigen und feſt 
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aneinander zu ſchließen bewogen wurden, weil da& Öffentliche Gewiſſen einer nad} langer Unter: 
drückung befreiten öffentligen Meinung auch dad Gewiflen der Regierung in Beziehumg auf die 
Volksrechte Iebhafter erregte, und weil äußere Bewegungen, vielleicht Gefahren drohten, bie in 
dieſer Innigen Einigung fiherer vermieden werben Eonnten? Befonnene Männer werben in fol: 
Gen Uniſtanden leichter befondere Gründe der Achtung ald der Anfechtung finden. Geſchichtokun⸗ 
dige würden erſchrecken, wenn in ähnlicher Weiſe aus den geſchichtlichen Veränderungen und Ent- 
widelungen fürftlicher oder ariftofratifher Rechte und jeweiligen Beftimmungsgründen für has 
Volk, diefelben ſtillſchweigend zu dulden oder ausdrücklich anzuerkennen, beliebige Anfechtungen 
abgeleitet werben follten. Und gewiß, wenn aud nicht ein von Itenctiondleidenfchaft verblende⸗ 
ter heißfporniger Junker, ſicherlich doch ein befonnener fürſtlicher Ratgeber, muß ed im höhfen 
Grade gefährlich Halten, wenn man den vepublifanif und radical gefinnten Feinden unferer con⸗ 
ſtitutionell⸗ monarchiſchen Verhältniffe die Freude machte, daß man für mögliche neue Stürme 
die Möglichkeit inniger Vereinigung bed Volks mit den Fürſten dadurch erſchwert, daß pas Volt 
den alddann neu gegebenen und eiblich befräftigten fürſtlichen Zuſagen nicht traute, weil man 
die früheren zurũcknahm. Leider aber erblidt man noch allzu häufig, ſtatt folder Haren Erwi- 
gung unferer wirklichen Gefahren und flatt der Stimmung für billige Ausgleihungbek 
derfeitigen frühern Unrechts, bie Eriegerifche Reactiondleidenſchaft und Verbiendung. 
Man fieht fie ja fogar vieler Orten in hartnädiger Verweigerung jeder Ammneftie und in ben nun 
in das zweite Jahrzehnd fortgeſchleppten criminaliftifhen Berfolgungen Solcher, die fid in rm 


. allgemeinen Raufche einer außerorbentlichen Zeit verirrten, während doch viele außerdeutſche Rt: 


gierungen, und allerdings auch mehre deutſche, längft mit großmüthigen und ſtaatoweiſen gänz: 
lichen Amneftien vorangingen und fo natürlich aud) für Fehler von ihrer Seite die Voͤller ver: 
ſoͤhnlicher und vergeßlicher ſtimmten. 

Nach dieſen Vorbemerkungen koͤnnen wir nun die von dem trefflichen Rotteck entworienen 
Charakterifirungen der durch jene obigen beiden Hauptrichtungen beſtimmten politiſchen Bar- 
teien folgen laffen ; fie find auch heute noch volllommen wahr und paflend. 

Mit dem Namen Bewegungspartei oder- Bewegungdmänner bezeichnet man in ber grofen 
Spaltung, welche heutzutage durch alle europälfchen, d. h. der europälfchen Givilifation angeht: 
tigen Völker geht, Diejenigen, die nach Fortſchritten — zumal nad) andauernden Fortſchritten 
im Staatd= (oder auch im kirchlichen) Leben begehren und daher diejenigen Verbeſſerungen over 
Entwidelungen, deren fie die geſellſchaftlichen Einrichtungen für bebürftig ober empfaͤnglich ad 
ten, ohne Zeitverluft verwirklicht wiffen wollen. Ihnen fliehen gegenüber die Männer bed Bir 
ſtandes oder des Stiflftandes, die da entweber überhaupt dem Kortfchreiten abgeneigt oder bier: 
nigflens der Meinung find, daß die bereits gemachten Fortſchritte einftweilen genügen, und die 
daher den — wie fie glauben oder vorgeben — gefährlichen over verderblichen Beſtrebungen der 
Bewegungsmänner ihren Widerſtand entgegenfegen. Die Benennungen parti du mouremen 
und parti de la resistance famen bald nach ver Julirevolution in Frankreich auf, als non dert 
Urhebern ein Theil das glorreich Begonnene fortführen und zur Vollendung bringen, d.h. der 
laut verfündeten Principien und Lofuhgsworten ber Revolution die wahre und wohlbefefigt 
Verwirklichung verſchaffen wollte, der andere Theil aber, zufrieden mit dem ummittelbat genen: 
nenen Refultat ver dynaſtiſchen Veränderung und einiger Modification der Charte, jenem Er 
ben, welches die Republik und mit berfelben neue Stürme herbeizuführen drohe, inhalt zu fun 
dem meitern Fortſchreiten einen Damm entgegenzufegen unternahm. Die hiernach blos eint 
Spaltung unter ven Theilnehmern der Julitevolution unmittelbar bezeichnenden Benennung 
wurden aber bald in allgemeinerer Beveutung angetvendet zum Ausdruck der zwar in rinigt 
Nuancen nad) befondern nationalen Berhältniffen verſchiedenen, doch in der Haupterſcheinum 
fi überall gleichen großen Gegenfäge, nämlich der Principien des Voranſchreitens und de 
Stillſtehens oder gar Zurückſchreitens. Unter ven Barteinamen, welche dieſe Begenfäge bei da 
verſchiebenen Nationen bezeichnen, find insbeſondere die der Reformers und ber Gonfervatiet 
in England dem franzöfifhen mouvement und resistance entfpredjenb; aber auch jene der Om 
ftitutionellen und Abfolutiften, der Liberalen und Antiliberalen und Stabilen, der Anhänger d 
natürligen und des hiſtoriſchen Rechts druͤcken ungefähr vaffelbe aus. Auf beiven Geiten kA 
dann natürlich, auch mehrere Abftufungen, nach Ziel und Mitteln, won den Moberirten zu’ 
Ultras erfennbar, al8 auf Seite ver Beivegung von den gemäßigten Reformfreunden (are 
mitunter ſelbſt ald Männer des Wiverflandes auftreten) bid zu den Radicalen, Graltadod, Be: 
publifanern und Nevolutionärd in engerer oder eigentlicher Beveutung, und auf jener des ®t 
derſtandes von ben confervativen Whigs zu den Hochtories, vom rechten Gentrum zur ä 
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Rechten, von der einfachen Reftauration bis zur heftigſten Reaction u. |. w. Wir blicken bei 
nachſtehender Betrachtung der zwei großen Parteien von den Extremen und auch größteniheil® 
von den unlautern Kämpfen ab und haben blos die Hauptprincipien an und für ſich und meift 
nur die gemäßigten (d. h. nicht eben ſchwachen ober energielofen, ſondern blos die nicht überſpann⸗ 
ten) und bie aufrichtigen Anhänger bed einen oder des andern Princips im Auge. 

Das Princip ver Bewegung, d.h. des Fortſchreitens, ift das die Menſchheit von der gemeinen 
Thierwelt unterſcheidende, demnach allen ihren Werth oder die Bedingung deſſelben enthaltende. 
Es iſt das große Naturgefeg für unfer Geſchlecht, das Thema der Weltgefchichte. Wo demfelben 
wirkſam Einhalt gethan, wo es auf längere Zeit unterdrũckt warb, da iſt faulende Stagnation 
eingetreten ober unheilvolle Revolution. China und der ganze Orient geben vom erften, Eu= 
ropa — zumal in ber Reformationd= und in ber franzöflfhen Revolutionszeit — vom zweiten 
die eindringlicäften Beifpiele. 

Aber das Ziel der Bewegung, menn fle ein Boranfchreiten fein ſoll, kann nur das Beflere, alſo 
das dem Reit und dem Geſammtwohl Entſprechendere fein; und die Bewegung felbft, wenn 
ſich Rechtliebende unter ihre Fahnen reihen follen, darf nicht wo anders als auf ven Bahnen des 
Rechtes oder des rechtsbeſtaͤndigen Geſetzes geſchehen. Ihre Mittel dazu werden niemals rohe 
oder blinde, d. h. den ſchlechten wie den guten Zweiten zum Dienft bereite Gewalt, niemals 
Trug und Verführung fein, fondern blos Wahrheit und Licht und Aufruf der eblern Gefühle 
und Kräfte ver Menſchen. Die Partei der Bewegung hat ſich zur Aufgabe geſetzt, ihre Rechts⸗ 
überzengung fo laut als moͤglich zu verkünden, gegen alles Unrecht den raſtlofen Krieg zu führen 
und zur Begründung eines beſſern Zuftanbes (in Staat und Kirche) alle Wohlgefinnten zu einem 
eined Jeden Stellung in ver Geſellſchaft angemeſſenen, d. 5. ihm rechtlich zuſtehenden oder 
pfliätgemäß obliegenven Thun und Wirken im Dienft der guten Sache aufzufodern. Daher 
richtet fie ſich zuvörberft an die Inhaber ver Macht, an die Häupter des Staates (und der Kirche) 
ober an beren betrautefte Rathgeber und Vevollmaͤchtigte; fie ſtellt ihnen mit geziemender Frei⸗ 
nrüthigfeit und patriotifher Wärme die gar oft von der Höhe herab nicht wahrgenommenen, 
wenn auch vom Volk fehr tief empfundenen Gebrechen ver gefellfhaftlihen Ginrichtungen in 
Verfafſung, Gejeggebung und Verwaltung vor Augen, verlangt im Nanıen des Volkes Abhülfe, 
Reform, Retögewährung und ſchlägt die nach ihrer beften und reinften Überzeugung ober nad 
der Stimme der Öffentlihen Meinung dazu führenden gefeglihen Wege und Mittel, zwar an: 
ſpruchslos und beſcheiden, doch mit den: Nachdruck ver eigenen Durchdrungenheit von der Noth⸗ 
wendigkeit over Woplthätigkeit des Verlangten vor. Sie bemüht fich ſodann, richtige Anfid- 
ten von politifhen Dingen unter allen Volksclaſſen zu verbreiten, ihnen eine lebendige Theil⸗ 
nahme an Öffentlichen Angelegenheiten und jene Chrenhaftigkeit des Charakters und jenen bür- 
gerlichen Muth einzuflößen, welcher darin befteht, „beim Rechtthun Niemanden zu ſcheuen“. Sie 
thut dieſes mit befonderm Eifer in denjenigen Staaten, worin dad Volk eine Conſtitution be= 
figt, die e8 mit politifchen Rechten begabt, mit Rechten, welche blos ein Scheingut find, oder gar 
zum Fluche werden, wenn vie Bürger ausgefchloffen bleiben von jenen Kenntniflen und uner- 
mwärnıt von jenen patriotifchen Befinnungen, ohne welche e8 keine politifche Mündigfeit gibt. Die 
Bewegungspartei aljo macht fich ein beſonders angelegenes Geſchaͤft daraus, das Licht der Wahr- 
heit hell leuchten zu laſſen im Bolt und Denjenigen wirkſam entgegenzuarbeiten, welche, weil 
von der Dummheit oder Verſunkenheit der Menge felbftfüchtigen Vortheil ermartend, bie 
Strahlen ver Erkenntniß wie die Erhebung des patriotiſchen Gefühls forgfam von ihr abzu= 
halten bemüht find. Sie fodert allernaͤchſt Die Bürger auf, bei Ausübung ihrer politifchen Rechte, 
alfo namentlid in Repräfentativftaaten, ihre Vertreter (Wahlmänner oder Deputirte) nur nach 
freier Überzeugung, d. h. nach felbfteigenem Vertrauen In die geiftige und moraliſche Tüchtigfeit 
der Gandivaten, zu wählen, überhaupt Männer, von denen fie mit Zuverſicht erwarten können, 
Daß fie in ihrem, d. 5. der Wählenden, Sinn ſprechen und handeln werben, alfo Freunde des Mi— 
nifteriums, wenn dieſes wirklid die volksthümliche Bahn verfolgt, oder aber Männer der Oppo⸗ 
fition, wenn biefe bie mit ver Öffentlichen Meinung gleihlaufende Richtung hielt. Sie warnt pas 
Bol vor den Umtrieben der actionen, vor den Berführungen der Unlautern und zumal vor der 
die heiligſte Pflicht verlegenden Nachgiebigkeit gegen ſchmeichelnde oder drohende ober gar ger 
waltfaue, überhaupt conftitutionswibrige Einflüfle, die etwa ein die echte Volksſtimme ſcheuen⸗ 
des Minifterium fid erlauben würde, um durd) Wahlbeherrſchung, d. h. Wahlverfälfchung, eine 
Enechtifche Kammer, mithin ein williges Werkzeug jedes abfolntiflifchen Beginnend zu Stande zu 
Bringen. Sie bewacht ſodann die Richtung und das ganze Verhalten der Kammern, erhält ſie in 

Staats sLeziton. II. 4 


722 Bewegungspartei 


fortwährender Vekanntſchaft mit den Gefinnungen und Wünſchen des Volks, ſpendet freimüthig, 
doc immer mit Anfland, Lob oder Tabel ımd belohnt, ermuntert, ftärkt bie pflichtgetreuen dle⸗ 
praſentanten durch Bezeugung bed Beifalls, der Achtung und ver Liebe. Die Partei der Bewer 
gung endlich, wenn fie auf den Baͤnken der Volksdeputirten fügt, zeig fi innig durchdrungen 
von der Wichtigkeit und Heiligkeit ihres Mandats, hütet eifrigft die Conſtitution und alles con⸗ 
ſtitutionelle Recht, begnügt fi mit bloßen Verheißungen, ja ſelbſt mit blos faetiſcher einfwelliger 
Beobachtung nicht, fonvern fobert Garantien für die Unantaſtbarkeit des DVerfaffungsrehts, 
trachtet alles rein vernünftige Recht, infofern ihm noch die pofitive Anerkennung fehlt ober das 
hiftorifihe widerflreitet, auf dem Wege verfafiungsmäßiger Geſetzverbeſſerung zu der ihm gebäh: 
renben Herrſchaft zu bringen, unterflügt mit treuem Cifer ein conftitutionell gejinntes, wit der 
aufgeflärten öffentlichen Meinung und dem edlern Zeitgeift aufrichtig befreundetes Minifterium, 
führt aber auch furchtlos, mit allen durch die Eonflitution den Volkswortführern verliehenen 
Waffen, den Krieg wiber die von jenem Wege abgewichenen Gewaltöträger, unbekümmert um 
deren Gunft oder Ungunft und immerdar blos der Pflicht eingedenk, die dem Fürften wie dem 
Volk glei) koſtbare Wahrheit zu verfänden, das dem Fürften wie dem Volk gleich koſtbare Recht 
zu ſchirmen, das dem Fürften wie dem Volk gleich ruhm⸗ und fegenbringende Voranſchreiten anf 
der Bahn der Givilifation und des Öffentlichen Wohls zu befoͤrdern. 

Diefes ift die Charakteriflif der Berwegungspartei im ganz eigentlichen Sinne bed Wortes 
und nad) der in der Wirklichkeit auch offenbar vorherrſchenden Crſcheinung. Sie tft hiernad we: 
ſentlich unterſchieden von der Partei der Ummwälzung, die da, nicht achtend der Schranfen bes Ge⸗ 
ſehes und Rechtes, ſchlechthin zerflören, durch phyſiſche Gewalt zerflören will, was ihr waisfält, 
und durch terroriftifched Machtgebot einführen, was ihr gut dünkt, ſowie auch hinnieber die 
Stillſtandspartei von jener der wüthenden Reaction ſich unterſcheidet. Inzwifgen gehört, mean 
man überhaupt nur zwei Hauptparteien oder Seiten annimmt, allerdings auch die Umwälzunge: 
partei als eine äuferfle Nuance jener der Bewegung, fowie die übertriebenfte Reaction jener ib 
Stillſtandes oder Widerſtandes an; nur erſcheint alsdann dort die edlere, vernünftigere Bewe: 
gungepartei vergleichungsweis, d.h. gegenüberber ummälzenpen, als Widerſtandspartei (erfhien 
ja fogar vie republikaniſch gefinnte Gironde als Wiperflandspartei gegenüber dem terrorififden 
Berge), ſowie hinwieber ber gemäßigtereihell ver Widerſtands- oder Stillſtandsmänner von der 
fanatiſchen Reactionsfaction für der Bewegung angehörig erflärt, daher in daß wider bie leyte 
ausgeſprochene allgemeine Verdammungburtheil mit eingefchloffen wird. 


Die Widerſtandspartei in ihrer Hauptmaffe — mithin abgefehen von der ganz ercentrifgen | 


Reactiondfaction, die da und vdllig ind mittelalterliche Adel⸗ und Biaffenthum zurücführen und 
zur Niederſchlagung aller Kreiheitsibeen zunörberft den unbaͤndigſten Abfolutismus ver Kront 
benugen moͤchte; — bie Wiberflandspartei beftehteinerfeits aus Denjenigen, welche überhanptuiht 
oder duch Befangenheit für ihr eigenes perjönliches oder Standesintereſſe abgehalten find, dat 


wahre Berhältuiß zwiſchen natürlihem und Hiftorifchem ober vernünftigem und pofitivem Reöt | 


und die unverjährbaren Herrſchaftäanſprüche des erften zu erkennen, und daher das Streben 
der Bewegungsmänner aufrichtig für verdammenswerth und unheildrohend achten, ober medt 
wenigflens, wenn fie aud) bie dtechtmaͤßigkeit oder theoretiſche Unvermwerflichkeit ſolches Ehrebemt 
einfehen, dennoch der Furcht ſich hingeben, es möchte, wenn ver Weg einmal eröffnet fei, die Br 
wegung allzu weit ober allzu ſchnell voranfchreiten, und e8 möchten alddann die Schreden dere 
volution einbrechen und mit Dem, was ſchiecht oder verwerflic in den Einrichtungen ver Gefell 
ſchaft ift, auch das Bute und Heilſame unter gemeinfamen Trümmern begraben werten. Al 
Angft vor Revolution verlangen fie Ruhe, d. h. Stillſtand um jeden Preis. Gin anderer Tr 
der Widerſtandsmãnner fürchtet ſich zwar nicht vor der Revolution, doch vor dem Verluſt einige 
werthgeſchaͤtzter Hiftorifc rechtlicher Privilegien oder anderer factiſch beſeſſener Ehren: ober &rf: 
vortheile oder Vorempfänge aus der bürgerlichen Geſellſchaft. Ex vertheibigt ein feglednbegrin: 
detes, doch immerhin beftehenbes Beſitzihum ober das ihm vortheilhafte Herkommien mit alle 
Gifer der Selbſtſucht, und benugt, um fih den Steg zu ſichern, die Furcht der Schwachen und A 
müthigen vor der Revolution, ober'regt dieſelbe Fünfllih auf, damit fie vereint mit ihm wirt 
die Bewegungsmanner fämpfen mögen. Ia, er begnügt fich nicht mit Borfpiegelung ber Ir 
wäzungögefähren, fondern er führt biefe vielmehr eigens herbei, Indem er durch feinen Zr 
derſtaud gegen das Gute und Gerechte vie Leidenſchaften ſtachelt und allmälig die troſtlofe Ir 
fit hervorruft, auf dem geſetzlichen Wege fei auch das Gereiptefte nicht, ſondern Bloß auf Ines 
ver @ewalt zu erringen. Roc, einanderer und fehr zahlreicher Theil der Wiperflandepartei 

aus der den idealen Intereflen fremden, vom Zeitgeift unangehaucht gebliebenen Menge, deren Oo 
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blos das nachſtliegende materielle Intereſſe iſt, und welche Daher vor dem Gedanken zurückſchau⸗ 
dert, einige Gemaͤchlichkeit, einigen Handels: oder Gewerbsgewinn, überhaupt einige Ausſicht 
eined behaglichen bürgerlichen Fortkommens aufopfern gu müffen, wenn ein ernfler Kanıpf um 
ideale Dinge einträte, alfo zumal, wenn nicht ein jeweiliges Minifterium des leichten Sieges über 
eine jede Oppofition gewiß wäre. Zu diefer am Boden Flebenden Menge, welde vie wahren 
Volksfreunde, bie der Nation die evelften Güter zu verſchaffen wünfchen, mit einer theils ſtupiden 
theild engherzigen Scheu betrachtet und anfeindet, gefellen ſich dann noch jene erbärmlichen Wet⸗ 
terfahnen, die, den jedesmaligen Wehen des Windes folgend, auf die Beivegungdmänner los⸗ 
ſchlagen, ſobald die Widerſtandspartei in Befige dev Macht ift; namentlich auch Jene, welde, 
obſchon nach innerer Richtung ziemlich geneigt, den Liberalen anzuhängen, dennod aus Bucht 
vor der gerungelten Stirn eined Miniſters oder and fhnödem Verlangen nad einer miniſteriellen 
Gunſtbezeigung für fid over für ihre Kamille, oder für ihre Gemeinde, ihre eigene Gefinnung 
verleugnen und ald willfährige Werkzeuge den Feinden ber gaten Sache bienen. 

Noch eine Abtheilung der Widerſtandspartei gibt e8, melde zwar vergleichungsweis ober re= 
lativ jener der Bervegung kann beigefellt werben, infofern fie wenigſtens ven allzu flarren Con⸗ 
fervativen und den Reactionsmännern ſich entgegenftellt,, im Allgemeinen aber doch der Bewe— 
gung, wie fle oben charakteriſirt ift, Widerftand leiftet, d. h. wenn nicht eben der Bernegung oder 
derſelben Richtung an ſich, fo doch der, wie fie glaubt, zu großen Schnelligkeit oder auch Aus⸗ 
Teeitung berfelben. Wir meinen viejenige Partei, melde fi gern die der „Reform“ nennen läßt, 
tm doppelten Gegenfag nämlich gegen Revolution einerfeitd und Reaction andererfeitö, daher, 
tie fie glaubt, in ver richtigen Mitte zwiſchen beiden. Nach der Lehre und nach dem Streben biefer 
Bartei fol zwar Bewegung fein, doch nur eine behutfame und auf das Kortbauen auf den gege= 
benen hiſtoriſchen Boden beſchränkte, vergeftalt, daß zwar, was von hiftorifchen Einfegungen be= 
reits veraltet iſt ober ſich felbft überlebt hat, vollends getilgt und ausgeſchieden, an noch kräftige 
Zweige und Afte des hiſtoriſchen Lebensbaumes aber Feine frevelnde Hand gelegt werde. Das 
Glaubensbekenntniß viefer Partei alfo lautet: „Langfam! fchonend! keinen Einfhnitt ins Le- 
bendige! dad) im Allgemeinen vorwärts!” So wenigftens iſt ver Sinn her Aufrihtigen, dem 
Guten mir treuer Gefinnung Zugethanen (und es gibt verfelben nad; Geift und Gemuͤth hoͤchſt 
Ehrwürdige) unter dieſer Fahne. Diele jedoch, bie fich ihr anreihen, thun es nur heuchleriſch; fie 
wollen das Voranſchreiten völlig hindern und hoffen dieſes zu bewirken durch Bertröftung ver 
Bewegungsmänner auf eine fünftige Zeit, melde jedoch wirklich anbrechen zu laſſen fie niemals 
gefonnen find, alfo durch trügliche Verfprehungen und einſchlaͤferndes Hinhalten bis zum Jüng= 
fen Tag, ober aber bis zum günftigen Moment des entſchiedenen Widerſtandes und Nieverfchla= 
gend. Wir aber wollen hier nur von den aufritigen Anhängern dieſer Verzögerungd- und 
Mäpigungslehre ſprechen. Ihr eigenes aufgeftelltes Gleihnig vom Baume mag uns ald Waffe 
bienen. Der verfländige Gärtner nämlich, und welden um das Geranziehen an eblen Früchten 
reicher und fhöner Bäume zu thun ift, wird nicht nur die bereits abgeſtorbenen Aſte von Zeit za 
Zeit abwerfen (denn dieſe fhaden ohnehin nicht mehr viel, und ver naͤchſte Sturm würde fie ab- 
werfen ohne ihn); ſondern er wird auch wegſchneiden, was grün und ſaftvoll, aber regelmibrig 
und das allgemeine Wachsthum hindernd oder verfümmernd aufgefchoffen ift, z. B. bie unter— 
halb ver. Krone ausſchlagenden Schoſſe, Die man Räuber nennt, und dann In der Krone die Quer⸗ 
und Kreuzäfte, ober die den Fruchtzweigen die Nahrung raubennen Waſſerſchoſſe, oder bie, wenn 
auch noch grünen, doch von einem nagenden Krebfe, der da um fich freffen Könnte, befallenen Afte. 
Und wo wird ein Eluger Ackerdmann ſich darauf beſchränken, dad bereits welkende oder abgeſtor⸗ 
bene Unkraut aus feinen Ader zu.zeuten, anftatt vielmehr eben das friſche, lebendig wuchernde 
emfigft zu vertilgen? So auch im Staat (und in der Kirde). Nicht darauf kommt es hier an, ob 
etwas alt oder jung, bereits verborrt ober noch grünend iſt, fonbern darauf, ob es ſchlecht oder 
gut, verberblid oder nugbringend fei. Das Gute felbft, wenn e8 bereits dem Veraltern nahe ift, 
Toll man forgfältig pflegen, ja, wenn e8 ſchon begraben wäre, womöglich wieber von den Todten 
erwecken. Aber das Schlechte im Staat, alfo zumal das Rechtswibdrige, foll, fo früh es nach den 
obwaltenden Umftänden möglich iſt, vertilgt und ausgerottet werben. Gewoͤhnlich wird auch fols 
ches Ausrotten nur ſchwer oder bedenklich wegen ber engherzigen Oppofition der aus den Miss 
bräuden Bortheil Ziehenven ; aber wahrlich! es fteht Denjenigen, welche nur durch eigenen Wi⸗ 

derſtand die Schwierigkeit und die Gefährlichkeit des Ausrottens herbeiführen, fehr übel an, bie 

Berantwortung dafür ben Andern aufzubliren, welche das gemeine Weſen von ſolchen Schäden 

oder Höfen Auswüchfen befreien möchten. In alle Gwigkeit wuͤrde die Menſchheit nicht voranſchrel⸗ 
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ten, wenn bie Freunde des Guten ſich darauf beſchränken follten, nur an das bereit® Beraltete 
ober Abgeftorbene vie reinigenbe Hand anzulegen. Den Böfen und die im Beſitze ver Macht int, 
ſtehen ohnehin Mittel zu Gebote, auch das Schlechtefte Jahrtauſende hindurch in Kraft zu erhalten, 
oder e8 wieder aufzufriſchen, wenn e8 zu erfterben droht. Das hinefifche und das Hildebrandſche 
Reich find davon eindringlihe Beifpiele. Als Chriſtus feine göttliche Lehre den Menſchen ver 
kündete, beftanden Heidenthum und Judenthum noch in wenig geſchmaͤlerter Kraft, und ver Pa: 
riſãismus trug hoch fein mächtiges Haupt empor. Ehriftus und die Apoftel, die den Phärtjäls- 
mus ftürzten, müßten, ald Männer ver Bewegung, verworfen werben nach ver Lehre der heuti⸗ 
gen Männer des Widerſtandes. Und wenn Luther und Calvin nur Die fogemannte Bahn ver 
Reform (im angegebenen beſchränkten Sinne des Wortes) gewandelt wären, d. h. ihr Reſſer 
blos an das Abgeftorbene oder dad dem Abfterben Nahe gelegt hätten, fo mären nur fie felbR als 
Märtyrer gefallen und die Hierarchie, deren ftolzer Bau ja Heutzutage noch über vielen Länder 
thront, alfo damals gewiß noch nicht erftorben war, würde jegt noch allgewaltig hertſchen über 
die gefammte lateiniſche Welt. 

Die Partei der Bewegung alfo — und wir nehmen gar feinen Anftand, uns felbk zu der 
felben zu befennen — verwirft zwar alles Kortfihreiten, welches nach Gegenſtand ober Form wer: 
legend für dad Recht wäre, und macht ſich auch bei dem vom Recht erlaubten, ja ſelbſt gebotenen 
Voranſchreiten die Beobachtung aller Regeln der Klugheit, alfo namentlich die Berückſichtigung 
der wirklich vorhandenen hiſtoriſchen Verhältniffe und Lagen zur Pflicht; aber darum iR ift 
doch fein Beſtehendes, blos als beſtehend oder als noch in jugendlicher Kraft beftehend, heilig, 
fondern nur infofern es mit Recht befteht und dem Gemeinwohl unſchädlich erſcheint; und dam 
font fie e8 auch, infofern e8 noch folde Kräite des Widerſtandes befigt, daß fein Angrif mit 
Hoffnung des Erfolges entweder gar nicht oder nur mit an und für ſich verwerflichen oder Unkel 
mit fi führenden Mitteln Könnte unternommen werden. Sonft aber legt fie an dad noch fräftige 
Übel weit eifrigere Hände an als an daß bereits dem Abſterben nahe und fucht überhaupt dienad 
Umftänden thunliche Verwirklichung des Guten. Auch wünfdt fie um fo inniger die Grreigung 
ihres Zieles, d. h. die fortdauernde Möglichkeit eines gefeglichen Boranfchreitens, als fle erfenzt, 
des, wenn folde Möglichkeit durch die übermacht der Männer des Widerſtandes aufgehobn 
würde, nur die troftlofe Doppelausfiht übrig bliebe entweder eines für die längſte Zeit erfolgen: 
ven Zurüdfinkens in Barbarei und Schmach, oder eines gewaltfamen, unermeßliches Unkel 
drohenden, revolutionären Ausbruches. Rotted und Welder 

Beweis, Beweisführung, |. Jury, Proceß und Strafproceß. 

Br Bezirksſtellen, |. Organifation. 

Bibel, ſ. Heilige Schrift. 

Bigamie, ſ. Ebebruch. 

Bignon (Ludwig Cduard), geboren 1774 in einer Gemeinde des Departement ber Rir 
berfeine, gehört zu den auögezeichnetften Publiciften Frankreichs und fleht wol mit Recht im fait, 
die auswärtigen Verhältniffe, die Verfaflung, die Verwaltung und bie Hülfsquellen ber fteuda 
Staaten beffer zu kennen, ald man den Franzoſen im Allgemeinen nachzuruhmen pflegt. Ri 
dem Ausbruce der Franzoſiſchen Revolution erklärte er fich für bie Grundſätze berfelben, Rimat 
aber keineswegs zu den Übertreibungen und Gewaltthätigkeiten, in die fie ausartete. Seine Ri: 
Bigung zog ihm 1793 Feindſchaft und Verfolgung zu, und er ſuchte, wie Diele, bie in gleiher 
Rage waren, Schutz und Sicherheit bei dem Heere. Seine piplomatifche Laufbahn begann er 1797, 
in welcher er bald feine Brauchbarfeit bewies und in verſchiedenen Sendungen, die ihm übertraget 
wurden, wefentfihe Dienfte leiſtete. Erſt ſtand er als Legationsſecretär, dann als @ejäftsiräg 
zu Berlin. Darauf kam er als bevollmächtigter Minifter nad; Kaffel und erhielt, da die Ei 
Napoleon’s dad nörbliche Deutſchland unter die Herrſchaft Frankreich gebracht Hatten, bie Axt 
ficht über die Verwaltung oder vielmehr finanzielle Benugung dieſer Känder. Im Jahre 180, 
war er bevollmägtigter Miniſter am badiſchen Hofe, von wo er nad Ofterreich berufen wart 
um bie Verwaltung dieſes Staats in Sinne Napoleon’ zu ordnen und zu leiten. Eine Seubun, 
die er na Warſchau erhielt, beſchäftigte ihn daſelbſt drei Jahre, nach welchen ihn, bei dem An 
bruche des Kriegs mit Rußland, de Pradt ablöfte, den er aber fpäter zu erfegen wieder 
warb. Der Kaiſer, dem er ſich beftändig ſehr ergeben zeigte und ber ſich auf Die ZWürbigung Mi 
Menſchen in feinem Dienfte gut verſtand, fhägte B. nach feinen Werthe. Mit der 
trat diefer in den Privatftand zurück und lebte in ländlicher Abgeſchiedenheit ven Wiffenfgaher 
Während der. Hundert Tage bekleidete er eine einflußreihe Stelle im Minifterium ber 
gen Angelegenheiten. Als die Bourbons ſich auf dem Throne befeftigt fahen, blieb B. von der 
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Geſchaͤften entfernt, da er ſich weder der Gunſt des Königs noch der fremden Mächte zu erfreuen 
hatte. Die Nation vergaß indeffen feine geleifteten Dienfte nicht und er ward von mehren De= 
partementd zum Abgeorbiteten in die Kammer gewählt, in melder er dad Vertrauen, das man 
auf ihn fegte, vollfonmen reihtfertigte. Beſonnen und kenntnißreich, durch die Erfahrungen der 
Geſchichte und feined Lebens belehrt, zeigte er Mäßigung und theilte keine der übereilten Täu— 
ſchungen, denen vie Parteien fid in bewegten Zeiten gern hingeben und ſich verderben. Wenn B. 
von einer gewiffen Befangenheit nicht freizufpredhen ift, dann gilt das nur in Beziehung auf die 
Größe und Herrlichkeit des Kaiſerreichs, dem feine fhönften Erinnerungen angehören. In der 
Kammer zeigte ex fi) als ein Freund feines Baterlandes. Mit Nachdruck erhob er ſich gegen die 
Ausnahmegefege und für die Zurüdberufung der Verwieſenen. Unter ven Schriften, weiche B. 
herausgegeben, verbienen beſonders erwähnt zu werden: „Gin Blick auf die Streitigkeiten dev 
‚Höfe von Baiern und Baden“ und „Über den Gongreß von Troppau“. Napoleon hatte in feinem 
legten Willen nachſtehende Verfügung getroffen: „Ich vermade dem Baron B. Hunderttaus 
fend Sr. Ich fodere ihn auf, die Geſchichte der franzöfifhen Diplomatie von 1792—1815 
zu ſchreiben.“ Diefer Einladung hatte B. nicht ganz entſprochen, aber einen Theil feiner Schuld 
in feiner „Geſchichte Frankreichs vom 48. Brumaire bis zu dem Frieden von Tilfit” ab- 
getragen. Diefes Werk !ft das bedeutendſte des Verfaſſers und verdient unter den zahlreichen 
Geſchichten unferer Zeit eine ehrenvolle Erwähnung. Es iſt ind Deutfche überfegt von Haafe 
(6. Bde., Leipzig 1850— 31). Die Fortſetzung dieſes Werks erfhien unter dem Titel: 
„Histoire de France depuis la pais de Tilsit” (A Bde., Paris 1838; deutſch von Alvens⸗ 
leben, 6 Bde., Meißen 1838—40). Im Jahre 1837 wurde B. zum Pair ernannt und flarh 
in Paris am 7. Jan. 1841. I. Weigel. 
Bilanz. Wenn bei einem Rechnungsabſchluß oder aud) jeweiligen Rehnungsabfänitt die 
Summe der Ausgaben mit jener der Cinnahmen, oder der Foderungen mit jener der Schuldigkei⸗ 
ten, überhaupt die Summen des fogenannten „Soll3” und „Haben8”, oder des plus und minus 
miteinander verglichen werben, um den auf einer ober der andern Seite vorhandenen Überſchuß, 
alfo den wirklichen Stand einer Rehnung oder Verwaltung Eennen zu lernen oder varzuftellen, 
fo Heißt dieſes die Bilanz ziehen. Von ver Nüglichkeit oder Nothwendigkeit dieſes Bilanzziehens 
im Privat: zumal kaufmaͤnniſchen Haushalt haben wir nit zu fprechen. Aber viefelbe Noth⸗ 
wendigkeit leuchtet ein für den Staatshaushalt, worin fo Vieles und fo Großes zu berechnen, zu 
veranfchlagen, auszuweiſen und fortwährend in thunlichſter Evidenz zu Halten ift. Wir beſchrän⸗ 
Een und hier auf diefe einfache Begrifföbeftimmung, die nähere Ausführung den Art. Budget 
und Rechnungsweſen vorbehaltenn. Nur einer befondern Bedeutung des Wortes Bilanz 
muß noch indbefondere erwähnt werben, nämlich ver ſtaatswirthſchaftlichen Handelsbilanz. Dies 
ſelbe befteht in der Vergleichung der jährlichen (oder in einem andern Zeitabfchnitt geſchehenen) 
Einfugr und Ausfuhr nach den in den Zollregiftern darüber vorfommenven Angaben der Mengen 
and der Werthe, und ihr Zweck ift, fh daraus über den Umfang und indbefondere über den ver⸗ 
meinten ſtaatswirthſchaftlichen Vorteil oder Nachtheil des geführten Handels zu belehren. Nach 
dem fogenannten Mercantilfgften nämlich (welches zwar längſt aus ver Schule verdrängt, doch 
in der Praris noch vorherrſchend iſt) gilt jede Waareneinfuhr für Verluſt (weil dafür Geld aus⸗ 
geht) und jede Ausfuhr für Gewinn (weil man dafür Geld empfängt); und eö zeigt alſo vie ge⸗ 
zogene Bilanz, ob die Handelslage eine günftige oder ungünftige und wie groß jeweils der Vor⸗ 
Heil oder Nachteil, auch, verglichen mit den gezogenen Bilanzen der frühern Jahre, ob diefer 
oder jener im Fortſchreiten fei. Allein, fo vielfach belehrend und zu wichtigen praktiſchen 
Ergebniffen führend die ſtatiſtiſchen Data über Ausfuhr und Einfuhr im Allgemeinen und nach 
iHren befondern Hauptartifeln auch feien, fo ift doch die Grundanſicht von den Vortheil jeder 
Ausfuhr und Nachtheil jeder Einfuhr falfh oder wenigftend einer vielfachen Beſchränkung be= 
Dpürftig; und daher if auch das darauf gebaute Syſtem ſchon in Vezug auf den einzelnen Staat, 
der es für fih aufftellt, verwerflich, wenn aber gar als allgemeines oder von allen Staaten erfolg- 
tes gedacht, felbft Heillos. ©. den Art. Mercantilfyftem. R. 
Bildung, Erziehung, Bildungsftufen, Bildungsanftalten. „Homo non nascitur, sed 
fie.” Nicht ſchon die Geburt macht und zu Menſchen, fondern wir werben es erſt durch Die Erziehung, 
». 9. durch die Summe der auf Körper und Seele einwirkenden Umftände. Und nit nur ber eins 
zelne Menſch ift folder Erziehung bebürftig wie empfänglich, fondern aud vie Völker und Na- 
tionen find e8, ja die gefammte Menſchheit, ald ein Ganzes betrachtet. Die Wege Gottes bei ver 
Erziehung bed Menſchengeſchlechts zeigt die Weltgeſchichte und die Geſchichte ver Menfchheit. 
Den Bang, welden dabei die einzelnen Nationen gingen, ihre theils abſoluten, theils relativen 
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Bor: und Rüdjhritte oder auch ihre Stillſtandeperioden Ichrt und erflärt die Bälter- und Staa. 
tengefchihte. Die Politik endlich benugt die Ergebniffe ſolcher Geſchichten und anderer Forſchun⸗ 
gen, um fi zu verbentlihen, was Alles von feiten des Staats geſchehen könne. Welche Rid- | 
tung nun babei le zu nehmen und welde Schranken zu beobachten habe, d. h. alſo, was je nidt 
blos thun fönne, ſondern was fle erſtreben dürfe und folle und durch welche Mittel — darüber 
hat fie zunörberft das Recht zu befragen, und ſodaun auch die Natur der Dinge und der Renſchen, 
worauf ihr zum Zweit ver Bildung einzuwirfen zufteht ober obliegt. Wir wollen über dieſen 
unenblich wichtigen Gegenſtand wenigftens einige der allgemeinften Betrachtungen hier auffteflen, 
während die fpeciellern Ausführungen in einige befonbere Artikel, als Schulen, Univerkti- 
ten, Afademien, Kirchen, Sittenpolizei u. f. w. verwieſen werben. 

Klimatifche, überhaupt phyſiſche Einküffe geben dem Gang und Charafter der Volketilung 
den erfien beſtimmenden Anſtoß. Auch die forialen Berhältnifle und mittels derfelben die mora⸗ 
liſchen Einwirkungen empfangen zum Theil von dorther ihre Richtung ; doch nehmen fie eine ge: 
fonderte und zwar die Hauptbetrachtung in Anſpruch, weit jene zwar für nie Politik cin wigtiger 
Gegenſtand der Beachtung, doch nur dieſe eine wirkliche Aufgabe derfelben, d. h. ver Beimmung 
durch menfchlihe Ginrichtungen und Anftalten unterworfen find. 

Wenn wir die unendlich verſchiedenen Gulturzuftände der Völker nebft ihren vielfach inein- 
ander greifenden Übergängen, Abflufungen und Miijungen mit einem allgemeinen Viick über: 
ſchauen, fo ſtellen ſich und wol, je nachdem wir einen Stanbpunft nehmen, mehre Hauptharat 
tere oder hier und dort vorherrſchende Züge der Ahnlichteit oder der Unähnlichfeit bar, und cd 
laſſen fi hiernach jene Zuftände auf einige Hauptelaffen oder Stufen zurückführen; dech läuft 
dabei oft viel Subjectives mit unter. Dahin gehört z.B. die Vergleihung der Bölferzuftändemit 
den Alteröperioden des einzelnen Menſchen. Allerdings gibt es merkwürdige Apnlickettäpmnft 
zwiſchen dem Leben der Völfer und jenem ber Einzelnen, allerdings mögen wir auch in jeren 
einige Hanptcharaltere der bei dem legten zu unterſcheidenden Alteröperioben erkennen, alſo der 
Kindheit, des Knaben- und Jünglingd-, ſodann des reifern Mannes- umd endlich des Greifen 
alters; doch mag ein Bolt Jahrtauſende hindurch im Zuftande der Kindheit verbleiben (wenn etwa 
klimatiſche Urſachen feinem Weiterrücken entgegenftehen oder zumal mern feine Häupter die — 
Thon in der älteflen Zeit erfunvene — Kunft verfichen, es fortwährend in Unmünbigfeit zu er: 
halten), während ein anderes, unter günftigern Umſtänden und weifern ober tugenphaftern Fit: 
rern binnen ein paar Menſchenaltern eine hohe Bildungsſtufe erflimmen kann; und ebenfo ver⸗ 
finkt oft eine Nation, noch bevor fle die Kräfte und Tugenden des Mannesalters entfaltet het, ir 
die troftlofe Hinfälligfeit des Greifes, während eine andere nad) langer Kraftlofigfeit oder Cr: 
mattung ſich wieder verjüngt und eine neue Bahn bed männlichen Thums und Wirkens wurd 
Läuft. Auch mögen oft bei einem und demfelben Volk, je nach Elaffen oder Ständen, verſchiedene 
Alteröftufen ver Bildung zu erkennen fein; es kann die Maffe ober etwa das Landvolk ned In 
der Kindheit — ein lenkbares Werkzeug in der Pfaffen Hand — ober, wie in der Abgeftnapft: 
heit des Greiſenalters, unempfindlich gegen das gewohnte Knechtsjoch fein, während ein gebllbeter 
Mittelſtand etwa in Stäbten (wie z. B. in Spanien) ven Jünglings: und Mannesdurſt nad Bei: 
heit empfindet. Wir finden übrigens gar oft, vaß@&efeg= und Rechtsſyſteme nicht ſowol ver Au: 
fluß der — mit den Alteröftufen verglihenen — Cuiturzuſtände der Voͤlker find, als vielmehr 
Die eigentlich wirkende ober wenigſtens mitwirkende Urfadye verfelben. So ift zwar über ein in 
der fogenannten Periche der Kindheit, überhaupt der (Beiftes-) Unmünbigfeit, beſindliches Belt 
die Prieſtermacht oder aud) die Suliansmacht leichter zu errichten als über eines, das an Verſtand 
und Gharafter al männlich reif erfheint; aber erft durch Priefterlift und Sultansſchreden wirt 
die Anlage oder Empfänglichkeit für Aberglauben oder für Furcht recht außgebilvet und befrfigt, 
ja oft zum bleibenden ober längft dauernden @epräge ber alfo in ihrem natürlichen Enttoidelung®: 
gange aufgehaltenen und herabgewürbigten Nation gemacht. Mit nichten alfo find Prieflertrug 
und Sultansſchrecken die einem natürlichen Bedurfniß der Volkskindheit entfprechenven und de: 
durch gerechtfertigten Erziehungsweiſen; vielmehr legen Net und Moral Denjenigen, melden 
jene Kindheit leicht machte, ſich factifh zu Bormündern eines Volkes aufzuwerfen , bie dellize 
Kfreilich felten erkannte und noch feltener erfüllte) Pflicht auf, feine reiheitsfähigkeit zu ehrt 
und mit treuem Eifer auszubilben, auf daß ſobald als möglich die wirkliche Muͤndigkeit eintren 
die Bevormundung alfo entbehrlich werde, und au, 618 folches Ziel erreicht If, feinen andern 
Befehl oder Zwang auszuüben, als wozu die Regierten over zu Erziehenden, wenn fle vernäuftig 
wãren ober, fobald fie ſolches geworben find, ihre eigene Zuflimmung geben müßten oder můſſen. 
Für alle fogenannten Alteröftufen ver Völker alfo bleibt das vernunftmäßige Princip, d- } 
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Zweck und Richtung alled Regierens und Wefen alles Rechtes, unverändert daſſelbe, nämlich das 
freiheitliche; nur muß freilich bei der Anwendung die ver Verſchiedenheit ver Umſtaͤnde entfpre= 
ende Verſchiedenheit eintreten. 

Praktiſch bedeutfam iſt ebenfalls der von klimatiſchen Verbältniffen, überhaupt phyſiſchen 
Einflüffen Herrührende Unterſchied der Bildung, und jener, welcher die in einem oder dem andern 
Volk (oder Volksclaſſe) vorherrſchende Befchäftigung oder Ernährungsmeife hervorbringt. Für 
die höhere und edlere Bildung iſt nur das gemäßigte Klima bie erlefene Heimat. Bis zu einem 
gewiflen Grade noch läßt zwar Die nachtheilige Einwirkung der Hitze und der Kälte ſich überwin= 
ven; aber ver äußerfte Froſt und die brennendſte Sonne laffen feine feinere Gultur mehr auf= 
tommen. Dann find die Uferländer (an Meeren oder an fhiffbaren Flüſſen) ver Eultur günftiger 
als die an Waſſerſtraßen ärmern Binnenlänver, und mäßig frudtbarer Boden mehr als allzu 
üppiger ober als des Anbaues völlig unfähiger. Was aber die unter den verfchiedenen Völkern 
vorherrſchenden Beihäftigungen oder Ernährungsmeifen betrifft, fo ftehen natürlich die blos oder 
meift nur vom Fiſchfang oder von der Jagd lebenden Horden auf der unterften Eulturftufe, die 
Viehzucht treibenden, doch noch nicht anfäfligen Völker (Nomaden im engern Sinne) um einen 
Grad Höfer, die adlerbauenden, alfo anfäfiigen Völker abermals und zwar um Vieles höher, und 
die mit denn Aderbau auch Induftrie und Handel verbindenden und eben deshalb auch zur Pflege 
der Kunfl und Wiffenfchaft geneigtern am höchſten. Natürlich gibt es in jeder dieſer Glaffen wies 
der manderlei Abftufungen, ſowie gegenfeitige Übergänge und Vermifhungen. Nur vom Vor⸗ 
herrſchenden und aud von der Anlage zur Bildung mehr ald von der wirklichen Vildung iſt bei 
dieſer Elaffification vie Rede. In der Macht ver Geſetzgebung und der Regierung fteht es ſodann, 
die überall vorhandenen Anlagen thunlichft zu entwideln, die den jeweils vorhandenen Verhält⸗ 
niffen, Bedürfniffen, Hülfömitteln und Mängeln entſprechende over gemäß denfelben erreichbare 
Bildungäftufe für das Volk zu erſtreben, die Hinderniffe aus nenn Wege zu räumen und die Bahn 
eined moͤglichſt weitern Voranſchreitens zu bereiten. Der eigentliche Staat jedoch, der da nämlich 
Anfälligkeit fodert over vorausſetzt, kann kaum gedacht werben ohne Aderbau, und das Gedeihen 
des letzten ift in natürlicher und enger Wechſelwirkung mit jenem ver Induftrie. Darum haben 
wir bei den nachſtehenden Betrachtungen, fowie nur bereits alteröreife, d. h. ver Kindheit ent⸗ 
wachſene, fo auch nur bereits Aderbau und Gewerbe treibende Völker im Auge. Die Fiſch⸗ 
freffer fowie die blos jagenden oder weidenden Horben überlaffen wir der alle Culturſtufen übers 
ſchauenden, erflärenden und vergleichenden Geſchichte der Menfchheit. 5 

Wir wenden und nun zu unferer Hauptfrage: Hat und Inwiefern hat ber Staat (d. h. bie 
Staatögewalt) dad Recht oder die Schulvigkeit, fi um die Bildung des Volkes, alfo namentlich 
ber nachwachſenden Geſchlechter, zu befümmern, demnach befördernb oder beſtimmend darauf ein⸗ 
zuwirken? Und, wenn fie e8 hat, welches ift das Princip und welches die Beſchränkung oder dad 
Maß ſolches Rechtes? 

Ein Recht des Staats, ſich die Volksbildung zum Gegenſtand der eigenen Sorge zu machen, 
muß anerkannt werben, ſobald man entweder die Beförberung der allgemeinen Humanitäts zwecke, 
alſo namentlich die Beförderung der Cultur, mit in den Staatszweck aufnimmt, oder wenigſtens 
ſolche Beförberung als nothwendiges Mittel zur Erſtrebung des zwar enger geſteckten, namentlich 
auf Redtögarantie und allgemeine Sicherheit beſchränkten Staatszwecks anerkennt. In beiverlet 
Beziehung ſprechen wir die Stantöfürforge für die Volksbildung an. Offenbar iftin dem Staats⸗ 
zweck, wie man ihn vernünftig beſtimmen muß, die Beförberung aller naturgemäß, von allen 
Staatdangehörigen fi gefegten Zwecke Cinfofern biefelben durch gemeinſchaftliches Erſtreben 
beffer als durch individuelles zu erreichen find) mit enthalten; und unter folhen Zwecken ift kei⸗ 
ner näher liegend ober mehr einleuchtend als bie fortfchreitende Vervollkommnung unfers 
Geſchlechts, Die da eben ven weſentlich unterſcheldenden Charakter ver Menfchheit gegenüber der 
Thierheit ausmacht. Aber auch Diejenigen, welche fo idealem Zwecke materielle Opfer zu bringen 
ungeneigt wären, müflen wenigftens anerfennen, daß ſchon der unmittelbare und völlig unbe⸗ 
ſtrittene Staatszweck, nämlich die Gewährleiftung des Rechts, ohne Sorge für die Volksbildung 
fich nicht erreichen läßt. Weit wirkfamer ald jede Strafanvrohung Hält von Rechtsverletzung ab 
die dem Gemüth eingepflanzte freie Rechtsachtung; und die durch Unterriht gebahnten Wege 
des rechtlichen Erwerbs heben die Noth, alfo die mächtigſte Verſuchung zu Rechtöverlegungen, 
wie Raub und Diebftahl, auf. Dazu kommt noch im eigentlichen Rechtsſtaat, alfo zumal auch in 
der conftitutionellen ober repräfentativen Monardjie, das hohe Intereffe ver Bildung einer aufge: 
Härten öffentlichen Meinung, d. h. der Erziehung ber Bürger zur politiſchen Münbigfeit, ohne 
welche von ber Herrſchaft eines Gefammtwillens, alfo von vernünftiger Beſchraͤnkung der Des⸗ 
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potie, gar Feine Rede fein kann, und insbeſondere die Repräfentiuverfaflung eine leere Form oder 
gar eine unheilvolle Täuſchung ifl; und endlich bedarf der Staat für ſich ſelbſt, d. h. für feinen 
eigenen Dienft, ſodann für die Intereſſen ver Nationalökonomie und für bie vielen Benünfniffe 
des Volks, deren Befriedigung Kunft und Wiſſenſchaft vorausfegt, einer entſprechenden Zahl 
von höher Gebildeten, mithin auch der Anftalten und Pflanzſchulen zu deren Geranziehung. 

Diefen Anfprüden ver Staatögewalt auf das Mecht der Leitung oder Anorbnung der Volls⸗ 
erziehung fteht jedoch entgegen die doppelte Betrachtung, einmal, daß vie Bildung, wenigſtens 
die höhere Bildung, keineswegs durch Befehl oder Zwang hervorgebracht werden, fondern nur 
die Frucht der felbfteigenen freien Entwicelung fein kann; und dann, daß folde Freiheit ber 
Selbſtbildung, wie überhaupt Die perfänliche Freiheit, wovon fie einen hochwichtigen Theil aus⸗ 
macht, ganz eigend dem Schuß des Staats anempfohfen, d. h. für jenen Ginzelnen zum Haupt⸗ 
zwed des Cintritts in den bürgerlichen Verein gehörig, mithin einem blos ſecundären Zwed oder 
gar nur einem bloßen Mittel nimals aufzuopfern ift. Wie läpt fi) nun zwifchen fo widerſtrei⸗ 
tenden Anfprüden, einerfeitö der Staatögewalt ober der Befammtheit und andererſeits der Cin⸗ 
zelnen (ober auch Bamilien, Geſellſchaften, Gemeinden u. ſ. w.), Die das Net und Die Klugheit 
befriedigende Grenze over Scheidungslinie ziehen? 

Soviel ift Elar: folange der Staat nicht durch Befehl oder Nöthigung die von ihm gewünfchte 
Volkobildung Hervorruft, fondern blos durch zwangloje Ermunterung, Unterftügung, Darbie- 
tung von Hũlfsmitteln und Errichtung von Lehranftalten, kann von Verlegung der Freiheit oder 
des Rechts Keine Rebe fein, fondern blos von einem nad) dem Maß ver Güte oder Zweckmäßig⸗ 
keit jener Beförberungsmittel mehr oder weniger wohlthätigen, auch infofern wirklich in der 
Pflicht der Staatshäupter, d. h. in der ihnen durch den Staatövertrag gefehten Aufgabe gelege= 
nen Wirken. Aber auf dagegen wird Fein Bernünftiger etwas einwenden, daß ver Staat von 
allen Ältern oder Vormündern verlange (und ſolches Verlangen nöthigenfalld durch geeignete 
Zwang smittel geltend made), daß fie ihren Kindern oder Pflegebefohlenen venjenigen Grad des 
Unterrichts, fei es in Öffentlichen, fei es in Privatſchulen, fei es (anf eine erweislich befriedi⸗ 
genbe Weife, im Haufe angebeihen lafien, welcher, je nad) der allgemeinen Bildungäftufe eines 
Volks, für nothwendig erfannt werden muß, um bie heranwachſenden Bürger einerſeits in den 
Stand zu fegen, ihr eigenes Glück zu gründen, und andererfeitö für die Geſellſchaft unfpäplich 
oder ungefährlich zu machen. Hierdurch ſchärft der Staat ven Kamilienhäuptern blos eine den⸗ 
felben ſchon natürlich obliegende doppelte — nämlich gegen die Kinder und gegen die Geſellſchaft 
gehende — Rechtspflicht ein, Handelt alfo feiner oberften Beftimmung, Schuͤtzer alles Rechts zu 
fein, vollkommen gemäß und verlegt nicht nur die Perſoͤnlichkeit feiner Bürger nit, fondern 
ſchirmt diefelbe. Ebenſo wird es mol angehen und wirkfam fürs Gute fein, wenn der Staat zur 
Bedingung des Vollgenuſſes aller bürgerlichen und zumal politiſchen Rechte ven Befig fo vieler 
intellectueller, moraliſcher und techniſcher Bildung fege, ald abermals je vach ven Hier ober dort 
obwaltenven gefellfhaftlihen Verhältniffen zur Kenntniß und Ausübung der allgemeinen bür⸗ 
gerlihen Rechte und Pflichten vernünftigerweife für nöthig eradtet werden kann. Daß ſodann 
noch für das Anerkenntniß der Befähigung zu beftimmten bürgerlihen Beihäftigungs- ober 
Wirkungskreifen, als zu Ausübung gewiſſer (im öffentlichen Intereffe folche Vorſicht in Anſpruch 
nehmender) Gewerbe, Künfte und Wiffenfchaften , zu den verſchiedenen Gattungen des Staats- 
dienſtes, zum Lehramt u. ſ. w., die folden — übrigens nur frei zu übernehmenden — Wid⸗ 
mungen entſprechende beſondere over höhere Bildung zur Sicherſtellung der Geſellſchaft gefodert 
werben Eönne und müffe, verſteht ſich von ſelbſt. 

In Gemäßheit dieſer Betrachtungen hat alfo ver Staat: 

4) das Recht (und die Pflicht) dafür zu forgen, daß in allen THeilen feines Gebiets eine dem 
Bedürfniß der Bevölkerung nach beiden Geſchlechtern entſprechende Anzahl von niederen Schulen 
für den erſten oder @lementarunterriht, d. h. für die allen Bürgern ohne Unterſchied nothwendige 
ober wohlthätige Grundlage der Verſtandes⸗ und Herzensbildung, ſodann auch von den theils 
der Weiterführung dieſes Unterrichts, theils der Belehrung über fiaats⸗ und gemeindebürgerliche 
Rechte und Pflichten gewidmeten Höhen Bürgerſchulen errichtet, mit tüchtigen Lehrern beſetzt 
und in fortwährenn fruchtbringenver Wirkfamkeit erhalten werde. Villig wird, was die Errich⸗ 
tung und Unterhaltung ver Schulen betrifft, ven Gemeinden, deren unmittelbaren Bebürfniß fle 
dienen, die Beftreitung ber Unkoſten oder wenigflend ein angemeffener Bräcipualbeitrag dazu, 
infoweit fie e8 vermögen ober infoweit nicht Privatfiftungen, zu deren Crrichtung man in 
alle Wege ermuntern ſoll, vorhanden find, zugemwiefen. Dem Staat alfo ober der großen Ge⸗ 
fanmtheit bleibt hiernach 6108 die fubfivinrifche Verpflichtung dazu, jedenfalls aber dad Recht 
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ber Oberaufficht und der den Grundfägen einer geläuterten Pävagogik und ber erfennbaren 
Richtung des vernünftigen Geſammtwillens gemäßen Regulirung der Schulen. (S. den Art. 
Säulen.) 

2) Das Recht (und die Pflicht) der Sorge für religiöfe Bildung, als die für alle Menſchen 
mwohlthätigfte und für weitaus die meiften ganz umentbehrlihe Grundlage und Gewährlei= 
flung der Sittligkeit; daher alfo das Recht eine Rirchenanftalt zu gründen, wofern eine ſolche 
nicht fhon ohne den Staat ind Leben getreten wäre, ober deren Gründung zu begünftigen, zu 
unterflügen und ſodann dad Gedeihen der begründeten zu befördern durch Schirm und Pflege. 
Bon den einer tisfgehenden Unterfuchung bedürftigen Berhältniffen des Staats zur Kirche (ober 
zu ben mehren in feinem Schoofe vorhandenen Kirchen) reden wir umſtändlicher in dem Art: 
Kirchenrecht; hier befchränfen wir und darauf, für den Staat das Recht in Anſpruch zu neh= 
men, von jedem feiner Angehörigen, gleichfalls als Beningung des VBollgenuffes der ſtaatsbũrger⸗ 
lichen Rechte, das Bekenntniß einer der von ihm anerkannten Religionen (er foll aber alle aner⸗ 
Eennen, die nicht feinen rechtlichen Zwecken oder dem wahren Gemeinwohl fich feindlich entgegen= 
flellend oder zur Vefdrverung der Sittlichkeit ungeeignet find) zu verlangen und alle Altern und 
Bormünder dazu anzuhalten, ihre Kinder ober Pflegebefohlenen in einer jener Religionen ord⸗ 
nungsmäßig unterrichten zu Iaffen. 

3) Das Recht (und die Pflicht), neben den allgemeinen und nievern Lehranftalten aud) bie 
für die befondern und für die Höheren Zweige des Unterrichts nöthigen * gründen ober die bereits 
begründeten forgfam im Flor zu erhalten. Hierher gehören einerfeild die gemeinbürgerlihen 
ober techniſchen und andererfeitd die eigentlich gelehrten Schulen, dort wie hier in mehrfacher Ab- 
Rufung, als dort fogenannte Realſchulen, dann befondere oder allgemeine, niebere ober höhere 
Gewerbſchulen und endlich polytechniſche Schulen, Hier aber Pädagogien, Gymnaſien, Lyceen und 
Univerfitäten, und über allen ſtehend vie nicht fowol dem Unterricht als der Fortführung der Kunft 
und Wiffenfhaft gewidmeten Akademien. Auch die dem Fünftlichen Unterricht der von der Natur 
ftiefmütterlih behandelten Unglüdlichen zu widmenden befondern Inflitute, als jene für die Blin= 
den ober für die Taubftummen u. f. w. gehören Hierher. . 

4) Das Recht (und die Pflicht), noch außer den angeführten Hauptanftalten für Volksbil⸗ 
bung, alle weitern, mit dem perfönlichen Freiheitorecht aller Einzelnen und mit dem vernünftigen 
Gefammtwillen vereinbarlihen Befoͤrderungsmittel der phyſiſchen, intellertuellen, moraltfchen 
und techniſchen Cultur in Ausübung zu fegen und alle ſolchem eveln Ziele ſich entgegenftellenben 
Hindernifle aus dem Wege zu räumen. 

Diefe die gerechten Ansprüche der Staatsgewalt völlig befriedigenven Befugniffe genügen 
jedoch häufig den Machthabern nicht. Ihre Aufgabe, die Volksbildung zu befdrbern, deuten fie 
dahin, daß ihnen zuſtehe, das Volt ganz eigentlich zu erziehen, d. h. deſſen Bildung nad) ihren 
(nämlich der Herrſcher, die ſich gern zugleich als Väter oder Vormünder betrachten) — fei es 
wohlwollenden, fei es feldftfüchtigen, ſei e8 objectiven, fei e8 ſubjectiven — Zwecken, Anfihten 
oder Intereflen pie Richtung und ben Charakter vorzuſchreiben, Gattung und Umfang der Kennt⸗ 
niffe, deren das Volk im Ganzen oder nad) Elafien theilhaftig werben folle oder dürfe, zu beſtim⸗ 
men, Geift und Gemüth, Kebens- und Sinnesweiſe der nachwachſenden Geſchlechter in pie von 
oben gebotene Form zu brüden und Alle, was davon abweichen oder nicht hinein fi ſchmiegen 
will, als unnüges Glied oder ſchädlichen Auswuchs wegzuſchneiden. Dies Alles fol geſchehen, 
um ſich dadurch der Lenkſamkeit und vollen Unterwürfigkelt ver ünftigen wie der wirklichen Staats⸗ 
bürger zu verfidern, irgendeine dictatoriſch aufgeftellte oder träumertfch angenommene Idee des 
Staats zu verwirklichen oder einem bereits beſtehenden ober auch neu einzuführenden Geſetzge⸗ 
bungs⸗ und Regierungsfufteme Kraft und Dauer zu verleihen. Nicht nur egoiftifche, gewaltihä⸗ 
tige ober verſchmitzte Machthaber, ohne Unterſchied ob Cinherrſcher oder Vielherrſcher (unter den 
legten zumal die priefterlichen), haben ſolche Grundſaͤtze in alter und neuer Zeit praktiſch ausge⸗ 
führt (Att-Agypten, Indien, China Sahrtaufende hindurch, Paraguay unter ven Iefuiten und 
unter Dr. Francia find davon einbringliche Veifpiele), fondern auch hochgeprieſene, fürd Gute 
begeifterte Befeggeber, wie zumal Minos und Lykurgus, und glei berühmte geiſtvolle over 
ſchwãärmeriſche Vhiloſophen, Schriftfteller und Staatsredner als Platon in alter, Filangieri und 
Andere in neuerer Zeit, und unter den franzöfifchen Nevolutiondmännern Duros, Rabaud de 
St.:Gtienne, Racanal, auch Robeöpierre und Danton mit verſchiedenen Andern haben ihnen mehr 
ober weniger gehuldigt. Bei dem Streite jedoch, welcher feitvem bis auf den heutigen Tag über 
Freiheit oder Gezwungenheit, Dffentlichkeit oder Häuslifeit ber Erziehung und des Unterrichts 
geflihrt ward, hat vielfältige Begrifföverwirrung vorgeherrſcht. Doc mehr und mehr hat in 
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dieſer Sphäre, wie faft in allen andern, das Regierungsintereffe, welchem heutzutage Alles dies 

- sen foll, fi) Bahn gebrochen und namentlich der geniale Despot Napoleon ein unübertreffliches 
Borbild aufgeftellt, wie man mitteld der Gonferiptiondgefege ein Volk von Solvaten, und mit= 
tels einer Eaiferlichen Univerfität, eines kaiſerlichen Katechismus und eines gegen bie Preffe ges 

richteten Terrorismus ein Volk von Knechten erziehen könne. Zwar feinen Plan zur Vollendung 
zu führen war ihm durchs Verhängniß verfagt; aber er Hinterließ verführerifche Lehren, und 
Thon die Reftauration hat ihm — freilich auf ihre Weiſe und abermals zu ihrem eigenen 
Untergang — darin nachgeahmt, daß fle in ihrem und ver Emigration dynaſtiſchen und ariſto⸗ 
kratiſchen Intereſſe fly zum Verſuche berechtigt glaubte, ob nicht durch gleichen Preßzwang,, fo= 
dann durch jefuitifche Schulen, durch Mifftonarien und fröres ignorantins, eine durch Die Schule 
der Revolution gegangene Nation fid wieder zum mittelalterlihen Aberglauben und Sklavenſinn 
zurüdführen laſſe. Ahnliche Mittel des Heils für Privilegium und Legitimität ſchlägt Herr 
v. Haller, aud Adam Müller und Görres, und mit ihnen — äffentlic oder heimlich, aufrigtig 
over ſchlau — noch manch anderer Staatsmann und Schwärmer der Reactiondpartei vor, und 
dieſelbe ift nicht müßig in wohlberechneter und confequenter Anwendung derfelben. 

Um ſich hier zu verftändigen, thut es zuvorderſt noth, dasjenige, was naturgemäß geſchieht, 
von demjenigen zu unterſcheiden, was vernunftrechtlich geſchehen oder nicht geſchehen follte. Daß 
jede beſtehende Verfaſſung oder Regierung, d. h. daß überall die bei ſolchem Beſtand verſoönlich 
intereſſirte Perſoͤnlichkeit oder Partei derſelben Fortdauer auf alle Weiſe zu ſichern ſuche, iſt ſehr 
natürlich und darum übetall vorkommend Daß man daher zu ihrer Beſchirmung oder Befeſti⸗ 
gung auch das mächtige Mittel der Volkserziehung benutze, iſt, ſobald die Wirkſamkeit ſolches 
Mittels erkannt wird, nicht minder natürlich. Es wäre auch die Anwendung deſſelben zu billigen, 
menn alles Beftehende wirklich der Erhaltung werth, oder wenn jede Veränderung bes einmal 
da oder dort in Ausübung befindlichen Stantd= oder Regierungsfsftems wirklich ein Übel wäre. 
Daß aber nem nicht alfo fei, wird jeder linbefangene anerkennen und daher ein Mittel verwerfen, 
welches nad Umftänven ebenfo wirkfam oder noch wirkfamer fürs Böfe als fürd Gute in Anwen: 
dung gefegt werben kann, ja welches ſchon nach feinerNatur, felbft wenn zu guten Zwecken (nad 
ber Intention der e8 Gebrauchenden) angewendet, ven Charakter der Nechtöverlegung oder Ge⸗ 
fährbung an fich trägt. 

Freilich wenn die Machthaber, welche die Volfderziehung nad) ihren Anſichten zu Ienfen ober 
zu beftimmen ſich berufen und bereditigt glauben, insgeſammt weife oder irrthumsfrei und tu= 
gendhaft, d. h. Recht und Gemeinwohl höher als ihr eigene Intereffe ſchätzend wären , fo kann 
man ihnen gefahrlos das Geſchäft folder Erziehung überlaffen, und würde aus ihren ſchaffenden 
Händen ein phyſiſch, geiftig und moraliſch fortwährend ſich veredelndes Befchlecht hervorgehen. 
Aber wo und wann find Machthaber diefer Art erfhienen? Over falld etwa hier ober bort ein⸗ 
mal ein folder mit Macht bekleiveter tugendhafter Weifer erfchienen wäre oder erfhiene, wo If 
die Bürgfchaft dafür, daß er felbft niemals ſtraucheln, und nod mehr, daß die Diener ober bir 
Erben feiner Mat immerbar in feinem Sinn und Geiſte handeln werben ? Wahrlich! die Volls⸗ 
d. h. dem Princip nach die Menſchheitserziehung kann und darf nicht einigen wenigen Gewalti⸗ 
gen anvertraut werben. Das allgemeine Gefeg der menſchlichen, nach felbftändiger Cutwickelung 
ſtrebenden Natur, alfo nur allein Wahrheit, Recht und Freiheit follen hier ven Stab führen, und 
nit der — in der Regel egoiftifcge — Wille einiger Einzelner over Kaften. 

Nach dem Princip der vom Staat und für den Staat, d. h. von ben Staatshäuptern und 
für viefelben zu lenkenden ober zu beftimmenben Erziehung mag ein Boll für Jahrhunderte, ja 
für Jahrtauſende zur Rohelt oder zur Stupibität, zum Aberglauben, zum Knechtsſinn, zum 
Geiſtesſchlummer und zur moralifgen Entwürdigung verdammt werben. Alles dies nämlich ift 
gut für die Erhaltung der einmal beftehenden Verfaffung und Herrſchaft. Selbſt Montesquten 
fagt, das Princip der Erziehung in despotiſchen Staaten müffe oder folle fein das des Schreckens, 
in Monardien das der Ehre, und nur in Nepubliten das der Tugend. Zehnfach Wehe hiernach 
dem Volke, über deſſen Naden einmaldas Joch eine Despoten gelegt ward! Es wird es tragen 
aüffen und follen bis zum Ende aller Dinge! 

Aber ſelbſt in wahrhaft republikaniſchen, d. h. demokratiſchen Staaten, wiewol hier von Ver⸗ 
fälſchung oder Verderbniß der Erziehung zum Frommen egoiſtiſcher (Dynaſtiſcher, ariſtokratifcher 
oder prieſterlicher u. ſ. w.) Intereſſen die Rede nicht wohl ſein kann, wird durch das Vrincip der 
nad dem Intereſſe der einmal beſtehenden Verfaſſung zwangsweis zu regelnden Erziehung das 
Perſoͤnlichkeits⸗ oder Selbſtaͤndigkeitsrecht des einzelnen Bürgerd — des Familienhauptes fowol 
als des Sohnes — gekraͤnkt, und werden die Staatsangehoͤrigen, d. h. die um ihres eigenen 
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tretenen ald Werkzeuge over bloße Mittel zur Herſtellung oder Erhaltung einer Staatsordnung 
misbraucht, diefe Staatsordnung alfo, mit oöffiger Umkehr der Begriffe, aus einem Mittel, was 
fie vernunftmäßig allein if, .zum Zweck erhoben und der eigentliche und wahre Zweck (nämlid) 
die Gewährleiftung ver perfänlichen Freiheit, alfo der freien Selbftbildung Aller), weldem fie 
nur dienen fol, ihr, vem bloßen Mittel, aufgeopfert. Sparta, unter Lykurg's unnatürliher Ge⸗ 
feßgebung, ifl davon ein auffallendes Beifpiel geworben, und Plato’8 Traum, hätte jemals feine 
Verwirklichung flattgefunden, wäre e8 in noch höherm Grade gewefen. 

Indeſſen erſcheint doch ein der Erhaltung einer wahren Republik gebrachtes Opfer eines 
Theiles der perfönlicden Selbſtändigkeit, infofern e8 nämlich — was der Begriff folder Repu⸗ 
blik fodert — wirklich einer von Allen gewollten und Allen glei zuträglicden Form und auch 
son Allen gleichmäßig gebracht wird, nicht als unbedingt ungerecht; außer infofern, daß Hier Die 
Zuftiinmung Aller meift nur eine Dichtung fein oder audy etwa auf Irrthum (oder Schwär⸗ 
merei) beruhen wirb und jedenfalls jever einzelne Diſſentirende dabei einen wirklich ungerechten, 
meil nämlich jenfelt der durch den Staatszweck gefegten Grenze der rechtlichen Verbindlich⸗ 
keit eines Gefammtwillend liegenden Zwang erbuldet. Doc unendlich größer und ſchreiender 
iſt dad Unrecht, wenn es, anflatt menigftend im vermeinten Intereffe ver Gefammtheit, nur in 
ienem einer Claſſe over Kafte oder Kamilie, überhaupt nur im einfeitigen Interefle ver regie⸗ 
renden ober bevorrechteten Perfönlickeiten gegen die Übrige Vollsmaſſe verubt wird. Und 
ein ſolches ift auch in der Regel ver Ball, wo immer Zwangserziehung ober dictirte Bildungs⸗ 
richtung oder Stufe vorkommt. In der Republik ift eine wirklich verlegende oder den Werth des 
dadurch für die Geſammtheit zu erringenven Gutes überſchreitende Freiheitöbefhränkung natürs 
lich und daher ausnahmsweiſe erſcheinend. Vielmehr liebt man allda die Beförderung freier Reg= 
ſamkeit aller Kräfte, die Entwidelung aller Anlagen und daher die vom Staat mol begünftigte 
nicht aber gehemmte und nicht mehr ald durchaus nöthig controlirte Selbſtbildung aller Bürger. 
In der Republik, alfo auch in der conftitutionellen Monarchie, wenn fie eine Wahrheit ift, läßt 
ſich — abgefehen zumal von äußern Verhältniffen — gar kein Intereffe denken, welches vie Nie= 
derhaltung der Volksbildung oder irgenbeine einfeitige Richtung derfelben, alfo zumal dad Ver⸗ 
ſchleiern irgenveiner Wahrheit, vie Erſtickung irgendeiner intellectuellen oder moraliſchen Kraft 
geböte oder räthlih machte. Nichts ift ihr erwünſchter und ihrem Gedeihen frommenver als 
Wahrheit, Licht, allfeitige Kraftentwickelung und frei voranfihreitende Bildung, und fle hat 
von einzelnen Irrthümern, Thorheiten, regelwidrigen Auswüchſen, die da wo Freiheit herrſcht 
natürlih mitunter erſcheinen, durchaus nichts zu fürchten, weil Vernunft und Recht, worauf fie 
ruht, durch ihre eigene Macht und durch die Überzahl ihrer geborenen Freunde leicht den Sieg 
über irgendein thörichteö ober verbrecherifches Entgegenftreben erringen. 

Dagegen iſt in ver Despotie und in der Ariflofratie, ohne Unterſchied ob weltli ober geift- 
lich, wenn auch bei der Iegtern in noch höherm Grade, ſtets ein den Regierenden oder Bevor⸗ 
rechteten ausſchließend eigenes, jenem der übrigen Glaffen ober der Volksmaſſe widerſtreitendes 
Intereffe vorhanden, zu deſſen Wahrung nöthig if nie Kenntniß Deffen, mas Recht und Gemein⸗ 
wohl fodert, nicht auffommen zu laſſen und die an phyfifher Kraft überlegene Mehrzahl durch 
Unterjohung bed Geiftes und Gemuͤths in Folgſamkeit zu erhalten. Diefes if die Quelle ber 
Lehre, welche gegen die Volksaufklärung als etwas Verderbliches eifert und die Gläubigkeit für 
alles von der Autorität Berfündete, und den gedankenloſen Gehorjam gegen alles von oben 
Kommende ald die Summe der Bürgertugend, als den Zweck aller Volkobildung, als die Bürg- 
ſchaft der Öffentlichen Ordnung und Ruhe anpreiſt. Don diefem Geiſte eingegeben find, neben 
fo vielen Gefeggebungen und Regierungsmaßregeln Europas, auch die in den nordamerifanifchen 
fogenannten Freiſtaaten rückſichtlich der alldort beſindlichen Sflaven noch heute in Kraft beftchens 
den. Nach einem Gefege in Sübcarolina von 1800 wird jener Sklave, der in einer Geſellſchaft 
angetroffen wirb, bie irgendeinen Unterricht zum Zmede hat, mit 20 Peitfihenhieben beftraft. 
In Norbearolina und fo aud) in Südcarolina, Georgien und Louiſiana wird einen Sklaven Le: 
fen oder Schreiben lehren oder ihm Bücher oder Hefte verfaufen oder ſchenken an dem Sklaven 
mit 39 Peitſchenhieben, an dem Weißen mit 5000 Dollars beftraft, Alles aus dem runde, well 
dies die Sklaven unzufrieden made und zum Aufftand treibe. In Georgien kann fogar ein 
Bater verurtheilt werben, weil er fein eigenes Kind unterrichtet hat. (S. „Allgemeine Zeitung”, 
1835, Nr. 357.) Wahrlich! wer die Volksaufklärung ſcheut ober zu hindern ſucht, der thut 
nur einen empdrend ariftofratifhen Geiſt Fund (denn für die höhern Claſſen der Geſellſchaft 
werben bie Prohibitivgefege gegen das Lit in ver Regel nicht gegeben; jondern es follen nur 
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die Gemeinen, wie von den Vortheilen des ftaatöbürgerlihen Vereins, fo aud) von den allgemei⸗ 
nen menſchlichen Gütern ausgeſchloſſen, oder doch in deren Erwerbung zu Gunften der Vorneh⸗ 
men befhränft fein); fondern er gefteht auch ein, daß Das, mas er erſtrebt oder begünftigt, nichts 
Gutes fei, weil e8 das Licht nicht erträgt und nur unter dem Schirm der Unwiſſenheit oder des 
Aberglaubend ober des kũnſtlich eingeprägten Knechtsſinns fein Dafein friften kann. 

Wir fegen, ein conftitutioneller Staat, deſſen Regierung die dem Geſammtwohl und Ge⸗ 
fanımtredit des Volkes huldigenden Principien deſſelben aufrichtig befolgt, oder felbft eine abſo⸗ 
lute Regierung, deren von der Berfönlichkeit ver wirklichen Regenten ausgehender Geiſt zeitlich 
ein denfelben Principien befreundeter oder auch nur aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen oder 
auß edler Ruhmgierde ein der echten Volksbildung zugemwandter, Licht, Wahrheit, Fortſchritt 
liebender wäre (wie etwa die öſterreichiſche und die preußifche Regierung unter Joſeph II. und 
Friedrich II., ja in gewiffen Maße felbft die ruſſiſche unter Katharina I.), wir fegen, fagen wir, 
eine ſolche Regierung habe gethan und thue, mas nach den oben ausgeführten Orundfägen ihr 
für'die Volfderziehung zu thun obliegt, fie habe für Errihten von Schulen aller Art, theils auf 
Unkoſten der Gemeinden, theils auf jene des Staats für Pflanzſchulen tüchtiger Lehrer, für gute 
Lehrplane und, wofern nöthig, auch Lehrbücher, für das harmonifche Zufammenwirken und In= 
einanbergreifen ber verſchiedenen Lehranftalten, für weife, ver mit Vernunft anzufprechenden 
Lehrfreiheit ver geprüften Lehrer unnachtheilige Oberaufficht geforgt: wird fie nun den alfo von 
ihr (unmittelbar oder mittelbar) veranftalteten, auch geleiteten oder wenigftens beauffichtigten 
und controlirten Unterricht für den einzig zuläffigen erflären dürfen oder follen? Ober wird fie 
neben ihren eigenen öffentlichen Anftalten auch noch die freie Concurrenz derjenigen dulden müffen, 
welche etwa von Privaten oder Gorporationen ober Sekten möchten errigtet werben? Wird fle 
namentlich folden Privat: ober Gorporationsanftalten und Lehrern auch das Recht des Öffentlichen 
Cd. 5. nicht auf Einzelne over Penfionärs beſchränkten, ſondern Allen offen ſtehenden) Unterrichts 
gewähren müffen? — 

Noch tönt in unferm Ohr der Streit wider, der über die verhängnißvolle Frage von der 
„Freiheit des öffentlichen Unterrichts” theils in Frankreich unter ver Reſtaurationsherrſchaft, theils 
in Belgien unter der oranifchen Verwaltung leidenſchaftlich und lärmend geführt ward. Wir 
fragen: ift eine gemäß einer vedhtöfräftig beitehenden und der Zuſtimmung der intelligenten 
Mehrheit des Volkes fi erfreuenden Eonftitution waltende Regierung ſchuldig, einer ihr und 


der beflehenden Staatöverfaffung offenbar feinnfeligen Partei den Jugendunterricht, fonach das’ 


KHauptmittel der Volksbildung, i in Händen zu laſſen, ſoweit es folder Partei gelingt, durch Eifer, 
Li, Zudringlichkeit, ja ſelbſt Nothigung manderlei Art, oder gar durch den Anſpruch auf ein 
ihr zuſte hendes ausſchließendes Recht, fih Zoͤglinge zu verſchaffenẽ Geſetzt, es würden auf 
einer Seite jakobiniſche ober revolutionäre Hörfäle geöffnet und auf der andern Schulen des fin= 
ſtern Aberglaubens, des ReligionsHaffes, der geiſtesbeſchränkten Froͤmmelei und der Feindſchaft 
gegen die bürgerliche Gewalt: fol der Staat oder die Regierung dabei ruhig zufehen, wie ihnen 
bergeftalt ein Geſchlecht von Feinden herangezogen und bie Ausfaat des Guten zerflört wird? 
Fürwahr nein! Und gerade das Intereffe der Freiheit iſt es, wodurch wir diefes Nein! begrün= 
den. Die nachwachſende Generation fodert mit Recht vom Staate die Fürforge, daß fie nicht im 
Intereſſe von Parteien erzogen und nicht durch Die Macht der ſchon in die zarten Gemüther gepflanz⸗ 
ten Irrthümer, Vorurtheile oder Leidenſchaften in der Entwidelung der Naturanlagen gehemmt 
und unfähig gemacht werbe, in reifern Jahren felbftänvig, d. 5. mit Befonnenheit und freier 
Überzeugung fi eine Bahn und Richtung fürs Leben und Streben auszuwählen. Gegen dieſes 
heilige Recht der nachwachſenden Geſchlechter kann das vorgefhügte Recht des mit großem Unrecht, 
ja faft mit Abgeſchmacktheit dem gemeinen Gewerbebetrieb verglichenen Rechts des Unterrichts 
in gar feine Betrachtung kommen. Nur innerhalb der Linie des Unſchädlichen oder Ungefährli- 
Gen kann von folhem Unterrichtöreht als freiem Gewerbebetrieb die Rebe fein, und nur in Be: 
zug auf Münbige findet ein unbeſchränktes Recht der gegenfeitigen Gedankenmittheilung flat, 
nicht aber in Bezug auf Unmuͤndige, welche gegen Verführung oder Verberbniß zu fhügen, wo⸗ 
vor ſich zu bewahren fie ſelbſt nicht vermögen, eine heilige Obliegenheit des — iſt. Auch iſt, 
was insbeſondere die zu Erziehern ſich aufdringenden kirchlichen Lehrer betrifft, nicht nur von 
Verführung die Rebe, ſondern von wirklichem Zwange. Die kirchlichen Corporationen, alſo zus 
anal die fi) des kirchlichen Lehramts in der Regel ausſchließend anmaßende Geiſtlichkeit, begnü⸗ 
gen fi} mil freiwilligen Beſuchern ihrer Lehranſtalten nicht. Sie nehmen gern (wie dieſes nament⸗ 
lich der Biſchof von Gent in feinem fogenannten Doctrinale gegenüber ver niederländiſchen Re: 
gierung that) dad ausſchließende Recht bes Öffentlichen Unterrichts förmlich für fi in Anſpruch 
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und fegen benfelben gern bei ven ſchwachen, der Einſchũchterung zugänglichen Ältern ober Ge— 
meindeobrigkeiten mittels religiöfer Schrecken, ald Verweigerung der Sacramente ober des Sün= 
denerlaffes u. f. w. durch. In folden Fällen wird doch mol dem Staate zuftehen, die Ältern ge 
gen den wider fie ausgeübten pfychologifhen Zwang und die Kinder gegen die daraus für fie her⸗ 
vorgehende Verführung und Geiſteserdrückung in Schu zu nehmen. Und ebenfo wird er wol 
auch im Intereffe der Kinder wie in feinem eigenen verhindern dürfen, daß diefelben nicht duch 
weltliche Berführer zu Beinden des gemeinen Weſens, welchem fie einft angehören follen, erzogen 
werben. Die Öffentliche Schule alfo flehe unter Leitung und Aufſicht des Staats, und ohne 
Staatderlaubniß (Die jedoch aus triftigen Gründen zu verfagen tft), überhaupt alfo ohne Kennt= 
nißnahme der Regierung von Geiſt und Richtung, were feine Öffentliche Schule von Privaten 
errichtet ober fortgeführt; nur bleibe — unter oben bemerkter Beſchraͤnkung — vie häusliche 
Erziehung, vermöge des felbftändigen Rechts der Altern, für fie felbft und nicht minber für 
die von ihnen beliebig auszuwälenden Hauslehrer oder Erzieher frei. Ebenfo bleibe frei 
der Unterricht in hoͤhern Wiflenfhaften und überhaupt jede fürd Recht unverlegende Gedan⸗ 
tenmittheilung oder Geiftesberührung zwiſchen Erwachſenen mitteld Rede, Schrift und Drud. 
Die legtbemerkte Freiheit zumal, als trefflichſtes und einzig fiherndes Vorbeugungs- oder Heil⸗ 
mittel gegen jeden Misbrauch und unrechten Gebraud der Stantögewalt, fegen wir voraus, 
wenn wir ber Regierung (oder aud der Vollsrepräfentation) hie oben bemerkten Rechte ein⸗ 
räumen. i 

In den Händen einer In diefem Geifte verfahrenven, die echt conftitutionelle, überhaupt die 
liberale Richtung verfolgenven Staatsgewalt iſt auch das Recht, die öffentlichen Kehrer (an Ge⸗ 
meinbefhulen etwa auf den Vorſchlag der Gemeinden?) zu ernennen und Die Bedingungen für 
die Ausübung Irgenveines Lehramts feflzufegen, überhaupt das ganze Geſchaͤft ver Volksbildung 
zu leiten und zu regeln, durchaus unbedenklich und wohlthätig. Denn ihr eigenes Intereffe Hält 
fie auf der gerechten und guten Bahn feft. „ine folche Regierung”, fagt Deftutt ve Tracy in 
feinem gebanfenreichen „Commentaire sur l’esprit de lois de Montesquieu“ (Bud IV), „ann 
niemals und in feinem Sale die Wahrheit ſcheuen; ihr beharrliches Intereſſe fodert vielmehr 
die Beſchirmung derfelben. Gegründet auf Natur und Vernunft, hat fie zu Feinden nur ben 
Irrthum und das Vorurtheil. Die Verbreitung richtiger und gründlicher Kenntniffe in allen 
Sphären des Wiſſens muß ihr nothwendig angelegen fein; ja fie kann nicht fortbeftehen ohne 
viefelbe. Alles Gute und Wahre ift für fie, alles Schlechte gegen fie. Sie hat alfo die Fortſchritte 
der Aufflärung und zumal der Verbreitung berfelben über die ganze Geſellfchaft auf alle Weiſe 
zu befördern. Vorzůglich wichtig ift ihr, die nievern Glafien vor den Laftern der Unwiſſenheit 
und der Noth zu bewahren, fowie die höhern vor jenen des Übermuth8 und ver Verbildung. 
Ihr Streben wird fein, jene und diefe ver Mittelclafje nahe zu bringen, als in welder naturges 
mäß, nad Stellung und Interefle, ver Geiſt der Ordnung, des Fleißes, der Gerechtigkeit, der 
Bernunft und Mäßigung herrſcht.“ 

Dagegen wird freilih, wie verfelbe Schriftfteller ausführt, eine despotifche, überhaupt 
eine des feften Rechtsbodens ermangelnve oder ein dem Geſammtintereſſe entgegengefehtes Ziel 
verfolgende, Regierung, ohne Unterfchied ob einherrif oder vielherrifh, die Vollsbildung 
nad) ihren egoiftifhen Zwecken zu mobeln ſuchen. Sie wird vor allem die Maxime des leiden⸗ 
den Gehorfams, die blinde Verehrung für alles Beſtehende einfhärfen, Scheu vor jeder Erneues 
zung und Grübelei einflößen und zumal von ver Erforſchung ver Grunnfäge zurückſchrecken. Sie 
wird fi} zu foldem Zweck allernächſt der religiöfen Ideen bedienen, welche Geift und Gemüth 
fon von der Wiege an einnehmen und unvergänglide Cindrücke zurücklaſſen. Doc wird fie 
zuvor bie Priefterfchaft fi vienftbar machen müffen, weil fonft verfelben Macht fich gegen fie 
ſelbſt einft richten Eönnte. Unter ven verjdiedenen Religionen aber wird fie ihre vorzüglichfte 
Gunſt derjenigen zuwenden, welche am meiften den Verfland unter dem Glauben gefangen hält, 
am fitengfien jede Prüfung unterfagt, am unbebingteften ven Entſcheidungen ver Obern unter: 
wirft und die meiften Dogmen und Myſterien enthält. Sie wird ſodann den übrigen Unterricht 
bei den untern Claſſen ver Geſellſchaft auf das Allernothwendigſte beſchränken, damit nicht Ihr 
geiftiger Geſichtskreis fich erweitere und ihnen ſodann die Gebrechen der Stantdeinrihtung er= 
kennbar und die eigene Untervrüdung fühlbar werde. Sie wird auch Alles von ihnen entfernt 
halten, was das Gemüth erheben oder eine Selbftänvigkeit des Charakters geben fönnte. Zur 
Erde niebergebüdt, nur grob finnliche Genüffe begehrend, mit Knechtsgeſinnung erfüllt, willen- 
loſes Werkzeug der Gewalt und in deren Interefle emfig producirend foll die Maſſe des Volks 
fein. Auch in den höhern Glaffen aber (in der Ariftofratie blos die herrſchende ausgenommen) 
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erſcheinen Geiftesihtuung und Gemüthsadel gefährlich. Nur die ſtaatswirthſchaftlich Vorteil 
bringenden oder zum unmittelbaren Staatsdienſt nöthigen und etwa die ãußerliche Politur ger 
benven Künfte und Wiſſenſchaften pürfen hier Beförderung erwarten. Die zum freien Denfen 
anregenden, die dad Verlangen eines beffern Zuſtandes erzeugenven, bie zur Erkenntniß der uns 
vertilgbaren Rechte führenden müflen für gefährlich erachtet und niedergehalten werben, wie Tu— 
gend und edler Muth. Dazu dienen firenge Cenſur und Bücherverbot, Unterbrüdtung der Lehr: 
freigeit, Einfhüchterung oder Beftehung ver Lehrer und Schriftſteller, Ausfchließung aller der 
Freiheitsgedanken Verdaͤchtiger felbft vom häuslichen Unterricht, Berbot des Studiuns im freiern 
Ausland, ja Verbot des Reifens dahin, ſodann in Staatsdienſt geöffnete Ausficht auf Anftel: 
lung und Beförderung für den allen ſolchen Richtungen mit Befliffenheit fi Hingebenden, Ju: 
rückſetzung, ja Strafe für Jeden, welde bürgerliche Geſtnnung verräth, weiter am Hofe und 
überall, wohin Hofgunft lockend wirken kann, Auszeichnung, Titel und Orben für den Geſchmei⸗ 
digen, Kolgfamen, über der Knechtopflicht aller andern Vergeffenven, Entfernthaltung und Un: 
gnade für den der rein menſchlichen und ver Bürgerpflicht fi Erinnernven, endlich aud in ten 
Gemeinden und Bezirken Verheifung von inbuftrieller Begünftigung, von Verleihung nähren⸗ 
der ober bereichernder Behörben und Anftalten für die in der Servilität fich Auszeihnenden, und 
Entziehung laͤngſt befefiener oder natürlich dahin gehoͤrender Stellen, überhaupt miniſterielle 
Ungunft in jeber berfelben zugänglichen Sphäre für die einen felbftändigen Charakter ji: 
genden Municipalautoritäten und Bevölferungen und mandperlei demſelben Geift entfließenbes 
Andered. 

Monteöquien felbft, veffen Autorität Heutzutage fo oft zur Zurechtweiſung ber Ultraliberalen 
angerufen wirb, madt (im dritten Buche feines hochgeprieſenen Werts), nachdem er pas faft all: 
gemeine Verderbniß der Höfe mit den flärkften Karben geſchildert Hat, die nachſtehende Bent: 
tung: „Or, il est trös mal-aise, que la plupart des principaux d’un &tat soient malhonnetes 
gens, et que les inf6rieurs soient gens de bien; que ceux-là soient trompeurs et que 
ceux-ei consentent à n'être que dupes. — Que si dans le peuple il se trouve quelque 
malheureux honndte homme, le cardinal de Richelieu, dans son testament politique, 
insinue qu'un monarque doit se garder, de s'en servir; tant il est vrai, que la vertu nest 
pas le ressort de ce gouvernementl” 

Die Sorge für Volksbildung in intelleetueller,, moralifcer und techniſcher Hinficht, folglich 
zuvörderſt jene für Schule und Kirche, ſodann aber auch jede andere Pflege oder jedes andere 
Veförderungsmittel der Volksaufklärung und Sittlichkeit (morunter auch die äfhetifche oder Ge⸗ 
ſchmacksbildung begriffen werben mag) umfaffend, gehört, nad} ber natürlichften, d. $. auf die 
verſchiedenen Hauptrihtungen ver Staatsthätigkeit fi beziehenden Eintheilung der Verwal: 
tungszweige, dem Minifterium des Innern oder der Polizei, im weiten Stun dieſes Wortes, an. 

Nach unferer Meinung würbe es räthlich fein, zur oberften Leitung des Unterrichtäweient 
eine, theils auß theoretifch und praktiſch gebildeten Schulmännern, theils aus gefchäftöfundi: 
gen Staatdmännern zufammengefegte Gentralcommiffton zu errichten, dieſelbe jebod tem 
Minifterium des Innern zu unterorbnen, ſodaß ihr zur jelbfteigenen Entſcheidung nur bie min: 
ber wichtigen oder blos im Vollzug bereits vorhandener Geſehe beſtehenden Dinge überlaflen 
würden, in wichtigern Angelegenheiten aber nur Vorfchläge oder gutachtliche Anträge von ihr 
zu erftatten wären. Diefe Gommiffton (mit den ihr unterzuorpnenben Provinzz, Difkrictd: und 
Localcommiſſionen oder Beamten) müßte jedoch gefonvert fein von jener des Cultus, ohne Un: 
terſchied, ob man bie letzte als eine felbftändige Gentralautorität (wie in Rußland die Dirigi⸗ 
rende Heilige Synope”) conftituirt oder als eine bloße Minifterlalfection. Es find nämlich einer: 
ſeits die jura circa sacre (und nur von diefen ſprechen wir hier, da bie jura ecclesiastica, die 
3. B. der proteftantifche Landesfürſt in feiner Kirche ausübt, zur Kirenverfaffung und nit 
zur Staatöverwaltung gehören) feineswegs auf die Intereffen der Volksbildung beſchraͤnkt, fon: 
dern noch mancherlei andere Zwecke verfolgend und zu ihrer zweckmäßigen Ausübung auch gan; 
eigene Studien und Geſchaftskenntniſſe in Anfprud nehmend, und anbererfeits iſt, zwar nidt 
unbebingt nothiwenbig, voch natürlih und gewöhnlich, daß vorzugsweiſe Geiſtliche mit Ihr 
Verwaltung betraut werben; und beim Unterrichtswefen ſoil die Geiftlichkeit durchaus nicht die 
vorherrfhende oder die entſcheidende Stimme führen. Denn wohl ift räthlid umd gut, daß der 
Seelforgern (vorausgeſetzt, vaß Friede und Freundſchaft zwifchen Kirche ımd Staat beftche) ne: 
ben dem Neligiondunterriäht in den Volksſchulen audy die Aufficht oder Mitaufficht über di 
übertragen, auch daß in den Schulcommiſſionen ein ober ber andere dazu perfönfidh qualifiitt 
Geiſtliche berufen werde; aber ein felbftänniges Recht auf ſolche Berufung oder überhaupt 
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bie Volkserziehung (wie die theokratiſche Bartei im veftaurirten Frankreich und mit befondern: 
Eifer der geiftreiche Abbe Lanıennais, ſodann auch der niederländische Klerus in Anſpruch nah⸗ 
men) hat die Geiſtlichkeit nicht; es ift ſelbſt abgeſchmackt, ein ſolches zu behaupten, und gleich ge= 
faͤhrlich, als den gefunden Begriffen widerſtreitend, es einzuräunen. Notted. 

BIT, ſ. Englands Staatsverfaſſung. 

Billigkeit (Biligkeitögericht). — Was ift Billigkeit und ihr Verhältniß zum Recht? 
Was Hat fie für Anſpruch auf juriftifhe und politiige Gültigkeit? Schwerlich gibt es be— 
ſtrittenere Fragen als diefe. Die befondern Abhandlungen und Schriften über dieſen Gegen— 
fand (fo die Abhandlung von Hugo Grotius „De aequitate” und die von Klein in den „An⸗ 
nalen ber Gefege u. ſ. w.“, 1,375 fg., fowie dad zwei Bände ſtarke Werk von 2. H. Jordan: 
„Über die Billigkeit bei Entſcheidung der Nechtöfälle”, Göttingen 1804) dienen faft nur 
Dazu, die große Begrifföverwirrung über dieſen Gegenftand, über welche ſchon Hugo („Na⸗ 
turrecht“, $. 74) Elagte, lebhaft zu veranſchaulichen. 

Um nun diefe Begrifföverwirrung zu befeitigen, muß man verſchiedene Gattungen ber Bes 
griffe von der Billigkeit unterfcheiven. 

I. Die erfte Hauptgattung enthält die Begriffe, welche die Billigkeit gar nicht in Beziehung 
auf Recht und Politik, fondern nur als eine rein moralifche Tugend beſtimmen wollen. Diefe 
Tugend aber, jo fhön fie ift, müflen wir lediglich dem Gewiſſen und ihre Betrachtung dem 
Moraliften überlaffen. Recht und Staat erhalten durd ihre objective Geftaltung ein von der 
Moral verſchiedenes, felbftändiges Leben (f. oben I, S. XLD. ine blos moraliſche Billigkeit 
alfo hat als ſolche keine Rechtögültigkeit. So z. B. mag es moralifch billig fein, daß der Reiche 
dem Armen oder feinem frühern Wohlthäter eine rechtliche Schuldfoderung erläßt. Das Net 
Tann dieſes nicht erzwingen. 

Il. Die zweite Gauptgattung umfaßt diejenigen Begriffe, welche die Billigkeit als etwas 
juriftife und politifch Gültiges und Wirkfames bezeichnen. Diefe Begriffe nun find einestheils: 

1) folge, melde nur eine uneigentliche, ſcheinbare Billigkeit beftimmen, indem fie nur 
wahres Recht, verfchiedene Seiten oder Beſtandtheile deſſelben mit Billigkeit verwechſeln, ober 
unrichtig mit deren Namen Billigfeit belegen. Viele Gelehrte verwechſeln ſchon in ihren Defini= 
tionen die Billigfeit mit dem natürlichen Recht. So unter den Neuern Hellfeld. 1) Andere, wie 
‚Hugo Grotius?) und Huber ?), verftehen unter Billigfeit die Örundfäge des pofitiven Rechts, 
im Gegenfag gegen deſſen buchſtäblichen, einfeitigen Ausdruck. Sie bezeichnen alfo Die richtige, 
echt juriftifch uͤberall nothwendige Auslegung der Gefege nach ihrem runde und nad) der Ab= 
ſicht des Geſetzgebers, die fogenannte Logifche Auslegung (|. Auslegung). Wiener Andere ver⸗ 
ſtehen darunter, fo wie Jordan (S. 49), die Erwägung und Berückſichtigung der befondern 
Verhältniſſe bei ver Anwendung der Geſetze. Auch dieſe iſt juriftifh überall nöthig, und nie 
Berüdfihtigung diefer Verhältniffe, ſoweit fie überhaupt dem Richter rechtlich erlaubt ift, iſt 
wahre Gerechtigkeit. Andere ferner verwechſeln Billigkeit mit einzelnen befondern naturrecht⸗ 
lichen ober pofltiven Rechtagrundſätzen, namentlich fa wie Kreß *), mit dem Rehtögrundfag der 
Gleichheit, und zwar bald mit der materiellen over verhältnißniäßigen Gleichheit, wonach 3.2. 
Die Mitgliever einer Geſellſchaft bei gleichen Laften auch gleihen Gewinn anzufprehen haben, 
bald mit der blos formalen Gleichheit over der fogenannten Gleichheit vor dem Geſetz, daß näm⸗ 
lich alle nad) gleichen Rechtsgrundſätzen einen gleichen Schuß ihrer wirklichen Rechte erhalten. 5) 

Mit diefer ganzen erflen Unterart der zweiten Gattung ber Begriffe von Billigkeit, befhäf- 
tigen wir und ebenfalls nicht weiter. Um bloße Namen oder Worte wollen wir hier nicht ſtrei⸗ 
ten. Alle diefe verſchiedenen Rechtstheile ſelbſt aber haben ihre unbeftreitbare praktifche juriſti⸗ 
ſche Gültigkeit und Anwendbarkeit, welche von einem Jeden insbeſondere an jeinem Orte näher 
zu beftimmer ift. 

2) &8 flellen aber auch andere Gelehrte Begriffe von Billigkeit auf, durch welche fie bie= 
felbe als etwas vom Recht Verſchiedenes, jedoch ſich auf daffelbe Beziehendes beftimmen wollen. 
Es fommt alfo nun Alles darauf an, ob es wirklich noch einen Begriff einer von bloßer Moral 


1) ‚Jurisprud. forens.“, I, 1, $. 26. Vergl. Aristotel. Eth., (, 10, V, 10. 
2) „De aequitate‘‘, 1, 68. 3, 11, 14. 
3 Digress. Justin., I, 5, $. 3. = 
4) „Dissert. de aequitat.“ (Selmftebt), I, 118. 
5) So nach Eicero „De Oratꝰ, I, 34, mit der aequalitatis conservatio in rebus causisque ci- 
vun; ober nach II. Feudor. 54, mit ber aequitas, quae in paribus causis paria jura desiderat. 
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und vom Recht verſchiedenen, aber auf das edit ich beziehenden Billigkeit gibt? Und ob und 
welche juriftifge Gültigkeit diefer Billigkeit in ven verſchiedenen Rechtsgebieten zugefärichen 
werben darf? — 

Es bildet ſich nun allerdings ein Begriff von Billigkeit, und zwar ein doppelter, durch die 
Unvollkommenheit alles menſchlichen Rechts und aller menſchlichen Rechtseinrichtungen. Ihre 
Verbeſſerung nämlich erſcheint im Allgemeinen als Billigkeit. Dieſe Verbeſſerung kann nun 
entweder A) eine rechtliche oder verfaſſungsmäßige juriſtiſch gültige fein; oder fie iſt B) eine 
durch die Rechtsverfaſſung nicht begründete juriſtiſch ungültige. 

Zu A. Das Recht entficht zwar aus einer fittlihen Idee, aber nur erft dadurch, daß dieſe in 
äußern Anerfennungen und ®eftaltungen, pofitiven Gefegen, Gerichten, Rechtsgewohnheiten 
Dbjectivität, allgemeine äußere Erkenn= und Beweisbarkeit und Gültigkeit, alfo eine äußere 
leibliche Geſtalt erhält (f. oben I, S. XLIfg.). So bilden fid zuerft feine anerkannten hödfen 
Rechtsgrundſätze, dann die logifch aus derſelben abgeleiteten und pofltiv ausgedrückten Belge: 
rungen, die befondern Rechtsſaͤze und Rechtsinſtitute. Es iſt nun unvermeidlich, daß biefe 
äußern pofitiven Rechte menfhlid unvollfommen werben. Und zwar werben fie dieſes nid 
blos, wie Ariftoteles zur Begründung ber Billigfeit (Eth., V, 16) fagt, burd die Alge: 
meinheit der Gefege, die fie zumellen lüdenhaft over unpaflend macht, fondern wegen fehler: 
hafter menſchlicher Anſichten und Ausdrücke ver Gefeggeber überhaupt. Aber fehr mit Ketht 
fodert nun Ariſtoteles — und zwar unter dem Namen Billigkeit — eine ſolche Verbeflerung 
(dravöpdop.a vob vöov), welde aus dem Grundbegriff der ganzen Gerechtigkeit aus einer 
und derſelben Duelle mit ven Gefegen ſelbſt hervorgeht. Diefelbe muß alſo, mie ja aud br 
Wortfinn der juriſtiſchen Billigkeit und der aequitas in deutſcher und vömifcher Sprade an: 
drückt, ſelbſt ein Recht, ja ſelbſt gefegmäßig fein. Es if nur ein rechtlich verbefferte® Recht im 
Gegenſatz des noch unverbeflerten, des urfprünglicen pofitiven, ein materiell geredtes im 
@egenfag zu dem einfeitigen formellen pofitiven. Hieraus aber ergibt fich für dieſe juri: 
ſtifche Billigkeit, daß dieſelbe fürs erfte in ihrer Anwendung auf ihre befondern Fälle logiſch 
tihtig aus der objectiven höchſten Rechtsidee oder aus den objectiven höchſten Rechtögrund 
fügen abgeleitetes ob jectine8 Recht bilbet, und fürs zweite, daß der diefe Ableitung Bor: 
nehmende ober ber die Verbeflerung Machende ald dazu durch den Rechtsorganismus auterifit, 
daß er verfaffungsmäßig berechtigtes Organ für diefelbe war. 

Als folde verfaflungsmäßigen Organe erſcheinen heutzutage die Gerichtshöͤfe in Beziehung 
auf bie völlig freie Auslegung ver Geſehe und ver Befchäfte und Verträge, nach deren erweitlichen 
wirklichen Sinn und Geifi. Hiernach dürfen und follen fie ven mangelhaften Wortfinn verbeflern, 
die zu engen Worte logiſch ausbehnen, die zu weiten beſchränken und mit Berädfichtigung alleı 
Umftände den wahren Sinn anwenden, foweit nit entgegenſtehender Bill 
der Urheber erwiefen ift (ſ. U, 1). Sie haben aber nicht bloß den wahren redlichen 
Sinn der Befeggebung und der Urheber rechtlicher Befchäfte gegen einen fehlerhaften Buchſtaben 
durchzuführen und anzuwenden, fonbern fie ſollen auch alle vom Geſetz überfehenen ober nur tun 
kel entſchiedenen Bälle ergänzend nach ven höchſten Rechtsgrundſätzen entſcheiven. Diefe ihre Ber: 
beflerungen des pofitiven Rechts gehören alfo ſchon an ſich (nad I, 1) zu dem wirklichen Reit. 
Aber nur Vergleichs⸗ oder Schiedögerichte Fönnten etwa aisdann, wenn ihnen die Befehgebung 
ober die Parteien es geftatteten, ausnahmsweiſe gegen den juriſtiſch erweistihen wahren 
Willen der pojitiven Befege und Geſchäfte nach den juriſtiſchen naturrechtlichen ober, 
falls es fo beſtimmt wäre, fogar nad ihren individuell philoſophiſchen oder moralifgen 
Überzeugungen entſcheiden. Nur die verfaffungsmäßige Gefeggebung ift dazu berechtigt oder # 
dazu rechtsguͤltiges Organ, die Fehler des pofltiven Rechts auch gegen ven bi sherigengt: 
feggeberifhen Willen zu ändern, jedoch nur den logifchen Folgerungen auß ben Hödften 
objectiven Rehtögrunbfägen entſprechend. (S. Art. Auslegung.) Anders aber war biefet 
mehrfad in frühern Zeiten, wo theils jene obige ausgedehnte freie richterliche Auslegung nit 
allgemein anerkannt, theils die pofitive Gefeßgebung noch vielmehr formell einfeitig und m: 
vollfommen war, und wo daher beſondere Inftitute oder Einrichtungen zur Verbeflerung un 
Ergänzung der pofitiven Gejeggebung durch das Recht oder die jurtftifche Billigkeit Rat: 
fanden. So gaben die Nömer den Prätoren und ihren Edicten die ausgebehnte Gewalt 
Begründung ihrer prätorifen Aquitad oder ihres prätorifhen Rechts zur Verbefferung wi 
strietum jus civile ober des mangelhaften ftricten Wortfinnd ber Geſetze und der firicten Ber: 
men und Buchſtaben der Verträge und Rehtögefchäfte. So gründeten die Engländer ihre vie 
Gerichtshoöͤfe für die Billigkeit (courts of equity) im Gegenfatz der Gerichtshoͤfe des gemeium 
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Rechts (common law). Die alten germaniſchen Nationalverfanmlungen unter dem Vorfig 
ihrer Fürften beſaßen früher geſetzgebende und richterliche Gewalt miteinander vereinigt und 
verbeflerten wol auch richterlich in einzelnen Bällen die ohnehin oft nicht fo formell beftimnıten 
pofitiven Geſetze. Diefes ſcheinen aud wol fpäter die englifen Könige und dann an ihrer 
Stelle ihr Geheimrath unter dem Präfivium des priefterlihen Lordkanzlers fi} erlaubt zu ha⸗ 
ben, wenn fie bei Appellationen an jie Recht ſprachen. Kein englifcher Gerichtöhof aber behielt 
ein Verbeſſerungsrecht des pofltiven Rechts. Ald aber fpäter an die Stelle der allgemeinen Volks⸗ 
gerichte die Heinen Schwurgerichte traten und dieſe bei dem Gericht des Lordkanzlers fogar hin⸗ 
wegfielen, auch dem königlichen Geheimrath nach Billigkeit zu richten ſchon unter Richard IL. ver= 
boten war, und nun im 15. Jahrhundert dad eigentliche Bericht des Lordkanzlers gebildet wurde, 

ſo dehnte ich daſſelbe wegen Gefchäftsüberladung (unter dem Präſidium vom Kanzler, von zwei 
Vicekanzlern und einem master of the rolls) zu den vier Billigkeitsgerichtshoͤfen aus. Die 
Billigkeitögerichte unterſcheiden ſich alfo von denen des gemeinen Rechts nur durch ihre befon= 

- dere Organifation und befonderes Proceß⸗ und Beweisverfahren und namentlich dadurch, daß 
fie feine Schwurgerichte hatten, wodurch ſich denn auch bei ihnen die fremden römifchen und ka⸗ 
noniſchen Rechte einſchlichen, endlich noch dadurch, daß ihnen eine Reihe von beſondern Ltechts⸗ 
fachen zugewieſen wurde. Letzteres geſchah urſprünglich allerdings zu einer Verbeſſerung ver 
Rechtspflege. So erſchien es ungerecht, daß ein Kläger fein gutes Recht, wenn auch gute Zeu= 
gen es bewieſen und dieſes eine fehriftliche Urkunde beftätigte, dennoch darum verlieren foltte, 
weil bei ven Schmurgerichten der Gerichtshoͤfe des gemeinen Rechts alle Zeugen unbedingt per= 
ſonlich erſcheinen mußten, Ahnlic wurden ihnen auch neu entſtehende Geſchaͤfte zugewiefen, für 
welche das bisherige gemeine Recht keine Klage hatte, fo eine Art von Biveicommiffen (trust), 
fpäter Schuß des literariſchen Eigentfuma und ber Erfindungspatente, Die Billigkeitögerichte 
aber hatten ihrerſeits in dieſen und ähnlichen Bällen fih an bie für fie bindenden pofitiven Ge⸗ 
fege und Präcedenzien zu halten, und entſcheiden alfo, wie ſchon Bladftone, III, 24, ausführ- 
lich nachweiſt, vollftändig nach den Grundfägen mie die Gerichte des gemeinen Rechts und nicht 
nad Billigkeit. Soweit aljo nicht die natürliche Einwirkung der Schwurgerichte zumeilen eine 
freiere richterliche Entſcheidung begründet, find die englifhen Gerichtshoͤfe fogar bei einer 
weniger frei ausgebildeten richterlihen Auslegung noch weniger als unfere deutſchen Gerichte 
in der Lage, dad pofitive Recht durch Billigkeit zu verändern. 

Anders war diefes freilich früher bei den römifchen Prätoren, Hier hatten die Prätoren, 
welche über Nihtrömer richteten, da, mo es ihnen befannt war, nach dem heimifchen Recht der 
Fremdlinge zu richten, wo aber dieſes, wie fo oft, nicht der Fall war, nad dem Naturrecht, dem 
jus gentium, d. h. nad) denjenigen allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die man bei allen freien ge= 
fitteten Völkern (qui legibus et moribus reguntur) zu finden glaubte. Nach ähnlichen, wenn 
auch zunähft aus der Grundidee des freien römifchen Volkes hiſtoriſch-philoſophiſch ent- 
widelten natürlien Rechtsgrundſätzen bildete ſich nun aud der Praetor urbanus 
feine aequitas. Und er gebrauchte fie zur Auslegung, Ergänzung und Verbefferung bes 
unvollſtaͤndigen, einfeitig formellen pofltiven römifchen Civilrechts, zu einer freiern Anwen⸗ 
dung befielben je nach den veränderten Umſtänden und zur Umgehung der fireng formellen (oder 
stricti juris) Verträge und Gefchäfte durch freie, der bona fides, dem Naturrecht, der aequitas 
entſprechende. 

Überhaupt können bie poſttiven Geſetze unmöglich zum voraus alle einzelnen Verhältniſſe 
und Fälle des menſchlichen Lebens fo beftimmen, daß nicht manche poſitive Rechtsregel in ihrer 
Anwendung auf ſolche befondere Berhältmiffe als der höchſten Rechtsidee felbft widerſprechend 
erfcheinen müßte. Die pofitiven Gefeggeber find ſchwache irrende Menſchen, und das menſchliche 
Leben ift unerfchöpflich und ſchreitet ftetö vorwärts. Es ift alfo gerade hie allerwichtigfte und 
ſchwierigſte Aufgabe einer guten, verfaffungsmäßigen Gefeggebungs= und Juſtizeinrichtung, 
Daß durch fie oder auf verfafjungsmäßigem Wege ſtets die möglichfte Übereinftimmung der poſi⸗ 
tiven Rechtsregeln und der Entſcheidungen ver einzelnen Fälle mit dein Naturrecht erhalten und 
für die den hoͤchſten Rechtögrunnfägen entſprechende fletige Vervolllommnung und Fortbildung 
des pofltiven Rechts gelorgt umd Entgegenſtehendes auögefchieven oder verbeflert werde. So 
entftand z. B. das Begnadigungsrecht (f. Begnadigung). Es ift dieſes in ber That nur eine 
Billigkeit in fehr uneigentlihem Sinne. Es ift dem Wefen nad) eine rechtliche und verfaffungs- 
mäßige Verbefferung unvollfommener over unrechtlicher Grfege. Es ift die wahre Gerechtigkeit. 
Abnlid find Die Milverungs- und Schärfungdgründe und die circonstances attenuantes. Die 

Stontb-Leriton. IL 47 
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Soloniſche Verfaſſung ſtrebte, außer dem einzelnen Mittel der Begnadigung, durch vollsmaͤßige 
Geſetzgebung und Gerichtseinrichtung in Verbindung mit der Sorgfalt und Wathſamleit dr 
Areopags, der Theömotheten und Nomotheten für die fortdauernde Erhaltung ver hoͤhern 
Rechtsgrundſäte, für die Harınonie und Gerechtigkeit in der Geſetzgebung, fowie für eine ge: 
echte Rechtsſprechung zu wirken. Beſonders vortrefflic aber wirkte nun zu Rom für dieſen Zweit 
und für fortfcpreitende Verbeflerung des alten, oft einfeitigen und harten (ſtricten) Civilrechts, 
für eine höhere und reichere Entwidelung ver ihm ſelbſt zu Grunde liegenven naturrechilichen 
Orundfäge die ganze Rechtsverfaſſung ver Römer. Diefes bewirkte gerade die claſſiſche Aus- 
bildung des Roͤmiſchen Rechts. Dahin wirkte der hoͤchſte Staatsgerichtöhof der Prätoren, welde 
in den vor Beginn ihres einjährigen Amtes Öffentlich bekannt gemachten Edicten feffegten, wir 
fie Recht ſprechen wollten, und babei diejenigen Ausbildungen bes pofitiven Rechts and den 
Gokcten ihrer Vorfahren beibehielten ober feldft neu beftimmten, welde ihnen durch Die Höfe 
Idee der Gerechtigkeit, die fortgefchrittene Gultur und die Öffentliche Meinung oder die National: 
überzeugung gefobert ſchienen. Sie übten dadurch getwiffermaßen eine geſetzgebende @rwalt aus, 
eine Gewalt, nicht blos bie pofitiven Geſetze auszulegen, fonbern auch organiſch zu ergänzen 
und zu verbeſſern (corrigendi). Aber dieſe Gewalt war verfafiungsmäßig begrenzt. Sie follte 
Rets das lebendige Wort, die lebendige, freie Fortbildung des pofltiven Rechts oder ver ihm zu 
Grunde liegenden natürlichen Rehtögrunnfüge fein (viva vox juris civilis). %) Die Präterm 
durften weber im Allgemeinen die Rechtögrundfäge umänbern, noch von ihrem eigenen bir 
in einzelnen Fällen abweichen. Die freie vollmäßige Verfaffung, bie öffentlichen volksmäfigen 
Gerichte in Griminal: und Givilfahen, insbefondere das große Gericht der Hundertmänun 
( Centumviralgericht), die Volßötribunen und die Genforen verhinderten Misbrauch und er 
Sielten Veränderung und Erweiterungen des poſitiven Rechts in Übereinftimmung mit ben an: 
ertannten nationalen Rechtsgrundſätzen und mit der Nationalüberzeugung. Die Volksgeriqhte 
ſprachen dieſe aus und konnten ihrer Ratur nach und gewiffermaßen als Beftandtheile der ge: 
fengebennen Gewalt denfelben gemäß ebenfalls leichter das pofitive Recht erweitern und wer: 
beflern als unfere untergeorbneten Beamtengerichte. Diefe Einnen nämlich hoͤchſtens bei zwei: 
deutigem und bei fehlendem Geſetz durch ihre Präjubicien und Obfervanzen nur für fie io 
verbindliche Entſcheidungen feftftellen. Die Tribunen aber konnten im Namen des Volks burh 
ihr Verbot fehlerhaft ſcheinende Anderungen verhüten, bie Genforen, ebenfalls controlirt dutch 
die Öffenttige Volksũberzeugung und den nachfolgenden Genfor, Eonnten, ohne gefeggebente 
Gewalt, für die Zeit ihrer Amtsdauer durch öffentliche ehrende Anerkennung ober beſchämende 
Misbilligung in allen Beziehungen die höcften Brundfäge des Rechts und ber öffentlichen Chre 
und Moral anfreht Halten. 

Das fpätere Römifche Recht Hob die eigenthümliche prätoriſche Gewalt, das poſttive Rrät 


zw corrigiren, auf. Auch unfer heutiges deutſches Recht Hat durch die Freie richterliche Audle: | 
gung ber Geſetze und Rechtsgeſchäfte und Verträge, und felbft durd; den großen Spielraum init 


ſtrafrechtlichen Beurtheilung, durch die obrigkeitlihen Begnadigungen, ſodann durch Die gefehge⸗ 
beriſche Thätigkeit und ihre Vorbereitung in freier Wiflenfgaft und Öffentliger Meinung um 
duch ihre landſtändiſche Handhabung für die Verbeflerungen mangelhafter pofitiver Geſehe 


geforgt. Alle dieſe Verbeflerungen aber find im wahren Recht, und im Weſentlichen im juri: | 
ſtiſchen, im objectiven Naturrecht, begründet. Es jind alfo nur Worte, wenn man fie jurißi: | 


ſche Billigkeit nennen will, 


Zu B. Selbſt bei fo vortreffliher Cinrichtung der Rechtöverfaffung, wie die römifge mar, | 


vollends aber bei einer mangelhaften, wie vie unferige, und bei ber beften menſchlichen @efet- 
gebung und Berfaffung müflen mande wirkliche over ſcheinbare Mängel und Widerſprich 


übrig bleiben; Hierdurch entſteht nun die Billigkeit im engern, eigentlichen Sinne, ald die nidt | 


Ka die Verfaffung, ſondern nur burd) fubjective Meinung anerkannte Verbeſſerung dei 
t8. 
Fürs erfle find alle Behörden Menſchen und Können in ihrer Anwendung und ſelbſt, forwit 
fie ihnen zuſteht, in ihrer verfaflungsmäßigen Verbefferung der Geſetze fehlen. £ 
Fürs z weite ift auch die hoͤchſie Stantögefeggebung felbft mangelhaft. Aus beiden Gries 
den wird auch bei ber beften Juſtiz⸗ und Gefeggebungsverfaflung doch noch mancher Fall vorfom 
men, in welchem eine verfaffungsmäßige Behörde, ein Prätor, ein einzelner Richter, ein etagl: 


ner Bürger glaubt, die verfaſſungsmäßige Beftimmung und Entſcheidung eines BVerhättuiflt 


6) &. L. 7 und 8 de justitia et jure, 
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eniſpreche nit ganz der natürliden Gerechtigkeit, ohne daß doch vie beſte hende Rechts⸗ 
verfaſſung ihm einen Zwang zur Durchführung feiner Anſicht erlaubte. So beſtimmen ganz 
Bare Givilgejege, daß zur Begründung der Rechtsſicherheit unter gegebenen Umſtänden ein 
Privatrecht verjährt, oder auch, daß durch beſtimmte Beweismittel eine Thatſache im Civilproceß 
juriſtiſch erwieſen fein folle. Wenn nun hier ein Brätor, ein Richter ober ein Bürger glaubt, 
es entfpreche für einen beſtimmten Wall die Verjährung nicht den natürlichen Nechtögrunnfägen, 
der geſetzlich vollftändige juriſtiſche Veweis nicht der inneren Waheheit, fo kann, wenn bie Juſtiz⸗ 
verfaflung ſelbſt durchaus kein Rechtsmittel gegen die pofitive Beſtimmung geftattet, der indivi⸗ 
duelle Riter und Bürger für fi dieſe Entſcheidung zwar ald unbillig, die entgegengejegte 
aber als billig betrachten. Es kann aud die Partei, zu deren Privatvortheil fie ſtattfand, aus 
moraliſchem Antrieb auf diefen Vortheil verzichten. In juriſtiſcher Hinſicht aber gilt dieſe an⸗ 
geblich beſſere oder billigere Anſicht durchaus nicht als Recht, ſondern lediglich nur als eine ſub⸗ 
jective, individuelle Anficht. Alle verfaſſungomaäͤßigen Behoͤrden und Richter, aber auch alle 
andern Menſchen können irren und felbft Unrecht tfun. Aber es muß bach des Friedens wegen 
eine hoͤchſte und legte Entſcheidung im Stante geben. Scheint fie nun auch dem Einzelnen hart 
und ungerecht, fo gilt doch fie, nicht aber ihre verfailungswibrige, angeblich billige Verbeſſerung. 
Nur die allgemein anerkannte Geſetzgebung und Jufligverfaflung eines Staats Fönnen in dem⸗ 
felben objectiv ober allgemein erkennbar und allgemein gültig für Alle entſcheilden, mas im 
Staate juriſtiſches Zwangsredt fein fol. Kurz übersll wird menſchliche Unvollkommenheit in 
Beziehung auf vie einzelnen Behörben wie in Beziehung auf die höhfte Gefeggebung und Bers 
faſſungsgewalt felbft übrig bleiben. Auch die legtere wird, ja fie kann nicht alle Widerſprüche 
des Rechts felbft ober nicht alle Widerſpruche der pofitiven Geſetze mit dem Naturrecht aus⸗ 
gleichen. 

Es können fogar pie natürlichen Rechtobeſtinmmungen, welche aus dem von einem Volk an⸗ 
erkannten höchſten Rechtögrundfag ſtreng folgerichtig entwickelt find, zuweilen als unvolllom⸗ 
men und einfeitig, ihre ſtreng folgericätige Anwendung als den hoͤchſten Grunpfägen ber Moral 
und der wahren Politik widerſyrechend erfcheinen. Denn die Rechtsbegriffe und Rechtsgrunb⸗ 
fäge find ja noch nicht Die hochſte und nicht die ganze ſittliche Idee und Aufgabe ber Menfchheit 
und ber Staaten, fondern nur ein befonderer, abgeleiteter, untergeordneter Theil derſelben. 
Das Net überhaupt if nur derjenige Theil der Moralgefege, welche vie Geſellſchaft ala für 
das gemeinſchaftliche Freiheits⸗ und Friedensverhaͤltniß nothwendig anerfannt und durch biefe 
Anerkennung äußerlich allgemein gültig und allgemein erfennbar (ober objectiv) gemacht hat 
Ci. oben I, ©. XLI fg.). Schon viefe Anerkennung ſelbſt kann unvolltommen fein, und felbft 
der rechtliche Frieden ift fo wenig wie für den Einzelnen fein Leben pas abfolut Höchfte. Jeden⸗ 
falls find alfe Rechtsgrundſätze in ihrer Anwendung berechnet auf die menſchlichen Geſellſchafts⸗ 
verhältniffe. Diefe aber find theils menſchlich unvollkommen, theils unerſchoͤpflich mannichfach 
und immer neu ſich geſtaltend, ſodaß das Recht ſelbſt wegen dieſer Unvolllommenheit und wegen 
dieſer unerſchöpflichen Mannichfaltigkeit zum Theil nach einem allgemeinen Durchſchnitt all⸗ 
gemeine Regeln aufſtellt, die in Beziehung auf manche Erſcheinungen der allumfaſſenden 
höchſten fittlichen Idee nicht ganz entſprechen. So fönnen z. B. die allgemeinen naturrechtlichen 
Eigenthumsgrundſätze in ihrer mit juriſtiſchen Zwang durchgeführten folgerichtigen Anmwen- 
Dung auf beflimmte Verhältniffe zuweilen als hart und unbillig, als den höchſten fttliden Auf⸗ 
gaben ver Menſchheit widerſprechend erſcheinen. Dieſes kann der Fall fein, wenn durch jene 
Beftimmungen in einem Staate eine Claſſe befiglofer Armen einer Glaffe von Reichen gegen= 
übergeftellt wird. Selbſt vie gewöhnliche Befeggebung kann hier nicht ändern, fondern nur die 
Berfaffungsgewalt, der neue Volksvertrag, wie die Annahme ver neuen Religion bei den Ger⸗ 
manen. Oft kann man um fo mehr unter dem Namen ver Billigkeit eine freiwillige Auf- 
opferung dem Berechtigten moralifh zumuthen, je offenbarer fie aud dem Moralgrundfag: 
„Bas du nicht willft, daß dir Andere thun follen, das tue du aud ihnen nicht”, hervorgeht. 
Diefen Sag haben zwar Manche, und felbft Friedrich d. @r.7), als den höchſten Rechtsgrund⸗ 
faß, Andere wenigftend als die Grundlage einer juriftifhen Billigkeit aufftellen wollen. Aber 
er iſt offenbar nur ein Moralgrunbfag und Grundlage blos moraliſcher Billigfeit. Jeder kann 
münden, daß Andere ihm Wohlthaten erweifen, ihm, flatt ihn ſtreng zur Erfüllung feiner 
Rechtsſchuldigkeiten anzuhalten, vielmehr dieſelben erlaflen mögen. Aber dennoch find dieſes 





7) „Oeuvres posth.“, U, 60 fg. 47% 
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keine Rechtspflichten, ſondern nur Moralpflichten für dieſen. Moralpflichten werben durch die ber 
ſondern ſubjectlven Glaubens und Bewiflensüberzeugungen ver Menſchen beſtimmt, haben an ſich 
keine allgemeine äußere Erkennbarkeit und Guͤltigkeit, keine Objectivität (f. oben I, S. XI fg.). 

So iſt denn die eigentliche Billigkeit (d. h. als verſchieden von reiner Moral oder von einer 
rein moraliſchen Tugend und verſchieden oder im Gegenſatz von Recht, jedoch in Beziehung auf 
daſſelbe gedacht) die angebliche Verbeſſerung wahrer (oder objectiver) Rechtsbeſtimmungen 
nach ſubjectiven Anfichten. Und zwar kann die ſubjective Anſicht dahin gehen, daß bie nad ber 
Berfaflung ded Staats gültigen Nehtöbeftimmungen felbft den natürlichen höchſten Rechts⸗ 
grundfägen, oder dahin, daß fie den Moralgrundfägen widerſpreche. 

Schon durch diefen Begriff ift es ausgeſprochen, daß vie rihterlihen und vollziehenden Be: 
hörden, daß überhaupt Alle, welche in privatrechtlichen, in ſtaats- und völkerrechtlichen Ber: 
bhältniffen über erworbene Redjte zu entfheiden haben, ſich nie durch eine eigentliche blofe Bil: 
ligfeit verleiten laflen dürfen, von dem objectiven Recht abzuweichen. Denn gerade um einen 
friedlichen, feften, allfeitig geficherten Rechts zuſtand zu haben, auf welden Alle zu jeber Zeit 
rechnen können, wurde die Herrſchaft des objectiven Rechts gegründet und als vie weſentliche 
Grundlage und Grundform aller geſellſchaftlichen Beftrebungen anertannt, ſodaß zwar Jeder 
aus Sittlichkeit auf einzelne Rechte verzichten und mehr thun kann, als die Rechtöpflicht vom ihm 


fodert, Keiner aber gegen fein Recht verlegt und gezwungen werben darf. Die höchfte nach det 


Rechtsverfaſſung einer Geſellſchaft gegebene Entſcheidung eines beftimmten Falles iſt die allein 
allgemein erkennbare fittliche und naturrechtliche Überzeugung ber Geſellſchaft. Wollen alle 
die vollziehende Gewalt und ver Richter der Billigkeit folgen, fo fegen fie ſich über den Staat 
und zerftören alles fefte fichere Recht, rauben wie Grispin dem Einen, was fie dem Andern zu⸗ 


theilen, und begründen eine ewig ſchwankende, rein fubjertive Willtür und Gewiſſensrichterei 


Alfo können durch Anfihten und Ausführungen über Das, was billig fe, mur vie Bereditigtn | 


zum freiwilligen Verzicht auf Privatgerechtſame beftimmt werben. Ihre Billigkeit ift alddann | 


eine Beſchraͤnkung ihres Rechts durch ihre Moralpflicht.. 

Diefen Grundfägen huldigt auch entſchieden unfer gemeined Recht. Es befiehlt mit der 
größten Entſchiedenheit und oft wiederholt, alles rein Moraliſche und alfe blos Billige Ab 
weichung von dem objectiven Recht lebiglich dem freien Ermeflen der Berechtigten ober den 
Befeggeber anheimzuftellen, übrigens aber bie Gelege ſtets zu befolgen, auch wo ihre Befol- 
gung eine Härte zu begründen ſcheint. 8) Auch felbft wenn eine gewiſſe Entſcheidung dem richter⸗ 
“ien Ermeflen und ſchiedsgerichtlicher Entſcheidung überlaffen ift, wie es namentlich auf in 


ſtaato⸗ und völkerrechtlichen Verhaͤltniſſen öfter vorlommt, wenn alfo ein fogenanntes Billig: | 


keitsgericht conftituirt iſt, ſetzt unſer Recht voraus, daß dadurch die Richter keineswegs auf blohe 


Moral, auf ſubjective Willkür und Gewiſſensrichierei, ſondern auf das objective Recht gewieſen 


feien, ſowie fie es mit genauer Berückſichtigung aller beſondern Verhältniſſe und des wahren 


natürlichen Sinnes des beſondern Geſchäfts und der objectiven Rechtsbeſtimmungen erkeunen 
koͤnnen. ) Und ſicher iſt dieſes richtig, ſolange nicht vie Parteien ausdrücklich auf alles Reit | 
verzichten und nach bloßer Moral gerichtet fein wollen, in welchem Falle fie aber wol nicht ha: | 


dern würben. 

Zwar Hat man in beider Hinficht bisher entgegengeſetzte Grundſaͤtze aufgeftellt; aber bleied 
entflanb nur daher, daß man die nothivendige allgemeine Erkennbarkeit oder Objectivität aller 
Rechtsnormen, die Grundbedingung eines feften rechtlichen Zuſtandes, überſah, und dann 
daher, daß man faſt unbegreiflicherweiſe ganz allgemein die romiſche aequitas, melde fo tau: 
ſendfach im Roͤmiſchen Net als Entſcheidungsgrund vorfommt, durch „Billigkeit” überfehte. 
Diefes aber iſt grundfalſch, da aequitas (mit ven dahin gehörigen Begriffen aaquum u. |. ®.) 
bei den Juriſten und in ben Befegen dem urfprünglichen Wortfinne gemäß regelmäßig bir 
rechtliche, die naturrechtliche und pofitin-gefegliche Gleichheit und Ausgleihung in ihren verſchie: 
denen Beziehungen bezeichnete, und dann insbeſondere auch jene verfaflungsmäßige Berbefferung 
ungerechter Gefege nad} berfelben (bie uneigentlich fogenannte Billigkeit). Die griehifäe 
Überfegungen des Roͤmiſchen Rechts überfegten daher auch aequitus nicht durch Billigkeit, few 
dern durch Gleichheit oder Gerechtigkeit. 20) Nur bei ven Nichtjuriften und durch das Ride 


8) ©. die Beweife in K. Welder's „Syſtem“, I, 609 und 630. 
9) Welder’s Syſtem“, a. a. O. ” 
10) eusfäßetie Beweiſe enthalten K. Welder's „Lepte Gründe von Recht, Staat und Eraf“, 
©. 472 fg., und „Syflem‘, S. 137 und 619630. 
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verftehen des Juriſtiſchen von feiten der Laien bekam die wahre rechtliche Ausgleihung ven 
Sein und alddann das Wort aequitas auch die Bedeutung jener-unjuriftifhen oder von dem 
Recht fih losſagenden eigentlichen Villigkeit. So hatten 3.8. die Zwölf Tafeln, deren aner= 
kanutes Princip Rechtsgleichheit und Ausgleihung war 11), diefen Grunvfag oft hoͤchſt unvoll⸗ 
Rändig und einfeitig angewendet und durchgeführt. Nach ihr befliimmten biefelben unter An= 
derm die gleiche Wiedervergeltung oder Talion bei Verlegungen. Die Nation und ihre juri- 
ſtiſchen Organe zur Ausbilbung und zur Verbeflerung der pofitiven Gefeggebung fahen e8 nun 
bei einiger hoͤhern Givilifation wohl ein, daß eine ganz unbedingte, in allen verſchiedenen Fällen 
rückfichtslos durchgeführte Talion gerade die hoͤchſte Rechtsungleichheit bewirken würde. Denn, 
wie Ariftoteles fagte, nur für Gleiche und unter gleichem Verhältniß ift das Gleiche gleich. Eine 
wahre rechtliche Ausgleihung der Schuld durch die Strafe foderte alfo, daß Der, welcher einem 
andern Bürger blos aus Rachjläffigfeit ein Auge ausfhlug, geringer geftraft wurde als Der, 
welder diefelbe materielle Verlegung mit viel größerer Schuld, mit der hoͤchſten Bosheit, viel- 
leicht felbft gegen eine Perfon, welcher er beſondere Ehrfurcht ſchuldig war, verübt hatte, Der 
Prätor nun führte durch jeine verfaffungsmäßig begründete Schätzungsklage dieſe wahre Gleich⸗ 
heit durch, und der Juriſt ſah auch darin nur eine wahre, rechtliche Ausgleihung, welche gerade 
den in ven Zwölf Tafeln anerkannten juriſtiſchen Grundfag der Gleichheit nad dem wahren 
Geiſt der Geſetzgebung (der vis und potestas legum, ber ratio juris gemäß) verwirklichte. Der 
BPrätor Hatte das Civilrecht verbefiert, war aber doch nur deflen wahre lebendige Stimme ges 
weſen. Der Laie dagegen blieb hei dem äußern Schein, bei der milvernden Abweihung vom 
juriſtiſchen Buchſtaben ſtehen; er fand in ver Milderung der Strafe für dem weniger Schuldigen, 
die feinem @efühle zufagte,. ohne daß er ihren Rechtsgrund erkannte, eine milde Abweichung 
vom Gefeg, eine unjuriſtiſche Billigkeit und Iobte fie als ſolche. Wenig nachdenkende Zuriften 
aber ſchloſſen fich ven Laien an und lobten und empfahlen nun wirkliche unjuriftifche Abwei⸗ 
ungen von dem Recht, ſobald dieſes als zu hart erfcheinen möchte. Die Einen, 5. B. Hof: 
acer 12), wollten, daß biefe Billigfeit nach ihrer Anficht von dem Naturrecht, die Andern, z. B. 
Klein, a. a. O., daß fie nad) der Moral, nad) den Orundfägen der Humanität und des Wohl- 
wellens das pofitive Recht verbeſſere oder corrigire. Diefe, z. B. Leyfer (MI, 6, 7), foderten 
dieſe Berbefferung nad) einer fogenannten offenbaren Billigfeit unbebingt, Jene, z. B. Glück 
(Comment.“, 1, S. 177), wollten fie wenigſtens in zweifelhaften Fällen vorgezogen wiflen 
(wobei fie jedoch auch manche ſchon wirklich juriftifhe Beftimmungen unferer Gefege, z. B: daß 
man in wirklichen Zweifel eine härtere oder größere Rechtsentziehung ober auch eine Ab 
meldung von den allgemeinen natürlichen Rechtsgrundſätzen, als nicht gewiß begründet, ver⸗ 
werfen muß, irrig für bloße Billigkeit Hielten). 

Auch das deutfche Wort und der deutſche Begriff Billigkeit werden miöverflanden. Denn 
auch dieſes Wort bezeichnet urfprünglich etwas wahrhaft Juriſtiſches; mag man es nun erklären 
als Gleichheit, indem man ed mit Maaf (in feiner Schrift „Über ſinnverwandte Wörter” unter 
Billig) von dem alten Worte biliven, d. h. gleichmachen, ableitet, oder mag man es erklären ald 
das dem Recht Entſprechende oder das Rechtgemäße, indem man es mit Wachter („Bloflar.’ 
unter Billigkeit) und jegt au Grimm (im „Wörterbud”) von dem Worte Bill, als das Net 
oder Geſetz, ableitet. Das deutſche Rechtsſprichwort: „Was dem Einen vedit ift, dag iſt dem An⸗ 
dern billig”, bezeichnet ebenfalls das Recht, äͤhnlich wie aequilas vorzugsweiſe nach feiner in 
den Augen fallmoften Seite, der Gleichheit. So wollen alfo römifche und deutſche Gefege nur 
ein objectiv wirklich Gerechtes oder Geſetzliches, und bezeichnen unter den Worten aequitas und 
Billigkeit nur die gerechten Verbefferungen des mangelhaften pofitiven Rechts. Das 
was man fpäter ald vom objertiven Recht verſchieden darunter verfland, kann man allgemein 
als juriſtiſch ganz verwerfliche Billigkeit verftehen, als die anerkannt verworfene aequitas cere- 
brina. Dieſes Wort bezeichnet ja eine nicht Im allgemeinen objectiven Recht, fondern als in 
individuellem, fubjectivem Gehirn und Vorftellen beruhend. Alle fubjective Billigkeit ift 
hiernach juriftifh unwirkfam, war auch felöft dem roͤmiſchen Prätor fremd. Vollends bezeichnet 
nad Beenpigung der prätorifhen Gefeverbefferung zu Hadrian's Zeit im fpätern Roͤmiſchen 
Net aequitas nur die einzelnen ins poſitive Recht bereits aufgenommenen prätorifchen ober 
auch die allgemeinen naturrehtlichen Orundfäge für die freie Auslegung und Beurtheilung ber 
Mechtsverhaͤltniſſe und ihre analoge over gleiche Anwendung. 


- 11) Welder's „Syſtem“, I, 624. 
12) „Principia juris civ.“, I, 1, $. 12. 
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So aber war es alſo nach dem Bisherigen eine der vielen nachtheiligen Folgen davon, daß 
die Reuern meiſt die nothwendige Objectivitãt ober allgemeine Erkennbarkeit aller Geſellſchafte⸗ 
gefege (ſ. oben I, XXI fg.) überfahen, daß man auf bie ſoeben angegebene Weiſe aus jenen 
wirkligen Rechtsbegriffen der aequitas und Billigkeit eine unjuriſtiſche Billigkeit ableitet, 
diefer aber dennoch juriſtiſche Wirkungen beilegte, fie zu einem mildern Recht im Gegenfa ge: 
gen das ſtrengere erheben wollte, und daß man durchaus zu keinem beſtimmten haltbaren Be: 
griff derfelben kommen konnte. Diefe Beflimmungen ver eigentligen oder ber unjuriſiſchen 
Billigkeit, ober einer richterlichen Werbefferung des pofitiven Rechts, bald nach dem Naturreät, 
bald nad) ber Moral, weichen untereinander felbft wieder vielfad ab. Sie bilden den Begriff 
Billigfeit bald nad) diefer ober jener angeblichen, naturrechtlichen ober Moralpflicht, bald, ſowie 
Maaf (in der „Allgemeinen Enryklopäbie” unter Billigkeit), nach ber blos moraliſchen Tugend, 
einer Behandlung Aller und feiner ſelbſt aach gleidem Grundſatz, bald, fowie Gmgo („‚Ratır: 
recht“, 6. 14 u. 146), nach einer angemeflenen Zutheilung nad) der Würdigkeit. Ja in der ge 
rechten Verzweiflung an alien frühern Begriffen bezeichnete Kant (Naturrecht“, &. 39) de 
Billigkeit zulegt fogar als ein Recht ohne Zwang, ohne zu bedenken, daß jeden: Medt ein 
Redtspfliht gegemüberfieht, und Bei jeber Rechtspflicht Rechtsmittel möglich fein müſſen. An 
meiften beweiſt es bie fatſche Grunbdlage, von welcher man ausging, daß felbft Hugo, dem fonf 
die Wiſſenſchaft gerade in Beziehung auf vie fharfe Auffaſſung und Berichtigung der gefäldt- 
lichen Rechtogrundbegriffe fo viel verdankt, nicht blos ebenfalls die romiſche aoquitas ducch die 
unjuriſtiſche Billigkeit überfegte, ſondern nun auch hinzufügt, daß aus dieſer Billigkeit in Atom 
das prätorifche Recht, in Eigland eigene Billigkeitsgerichte hervorgegangen felen. Bon den 
prätorifgen Rechte fagten die Römer felbft viel richtiger, es fei Die lebendige Stimme und Int: 
wickelung ber juriflifcpen Grundfäge bed Civllrechts Die engliſchen Billigkeitögerichte aber 
{pie oourts of equity) richten ja nad) dem Obigen in Wahrheit nur nach juriftifchem Reit. 

Zur Literatur gehören außer den am Anfang des Artikels erwähnten Schriften: Albrecht, 
„Die Stellung der römiſchen aequitas in der Theorie des Civilrechts (Leipzig 1854), ſowie 
Voigt, „Die Lehre vom jus naturale aequum et bonum und jus gentium der Römer” (Leip: 
zig 1856) und die Abhandlung „Billigkeit” von Orelli im „Staats-Wörtechug“. Welder. 

Binnenzöle, f. 3oN. 

Birkenfeld, f. Oldenburg. 

Bilchof, ſ. Kirchenverfaffung, katholiſche. 

Biſchof, als proteftantifhsevangelifher Landesbiſchof. Im der Zee dei 
Landesregenten iſt es nicht enthalten, daß er auch die Pflicht und daher das Recht habe, die in 
Lande für befondere Zweite ſich bildenden Geſeilfchaften auch in dem befondern Geiſt ihrer 
Zwecke zu dirigiren. Fragen wir im Allgemeinen, was eine Staatsregierung fein und leiſte 
folle, fo ift e8 Erfüllung des Zwecks der Staatsgefellſchaft. Diefer Zweck aber iſt das Beſtehen 
in ihren Reiten. Die Staatsgeſellſchaft Hält zufammen, um wechfelſeitig und zufammeneit: 
kend dem Allen Schutz ober ven „Befland” zu gewähren, was die Cinzelnen fiir fid als nüglid 
ober nöthig bezwecken. Richt aber ift fie der allgemeine Verftand, um ihnen, vole ein Voruund 
den Unverfländigen, ihre Zwecke vorzufcpreiben. Und in ber Idee des Landesregenten Hi dies 
mitbegriffen, daß er Aufficht führe dafür, damit von den befondern Zwecken der Saupbegirri: 
gen alles der Schutzgeſellſchaft im Ganzen und im Einzelnen Schaͤdliche entfernt bleibe. Ir 
Allen find alle innerhalb des Staats fi einigende Befellfhaften, auch bie kirchlichen, nah den 
Geſellſchaftsrecht und als Schutzgenoſſen, venen Schug gebühre, zu betrachten. Dex Laudet 
tegent in Deutfchland kann von der einen Kirche (Kirchengeſellſchaft) zur amdern fiberterten. 
Undenkbar aber wäre es, daß, wer die eine Kirche für falſchgläubig ober wenigſtens für weniger 
richtig Hält als die andere, deunvch Bifchof, das iſt geiftlich-Firchlicher Unffeher der Kirchenge 
ſellſchaft werben ober bleiben önnte, deren Mitglied er nicht if, Auch in der Idee bed mon 
chiſchen Princips iR bie Folgerung nicht enthalten, daß ein monandifiher Landesregent all 
folder ver Vorſteher irgendeiner Grfellſchaft fei, weiche zu beffimmten, im Staate zufäffigen 
Sweden feeiwillig zufammenhält und den Redesfäng Aller deswegen anzufpredien hat, mil 
fie nichts, was der Befhügung entgegen wäre, beabfihtigt, alfo das ſtaatsrechtliche Veto will 
wider ſich motivirt. 

Diele Grundbegriffe zeigen im Allgemeinen, daß aus den rechtlichen Berhältniffen des Far: 
bröregenten irgendein geiftliches Epiffopat über eine Kirchengefellſchaft nicht folge. Audi ge⸗ 
ſchichtlich wurde dies nicht anders anerkannt, folange man nicht verwandte Begriffe miteinen: 
der wie einerlei verwechſelte. Die Zeit der evangelifhen Kirchenteformation war — weil mar 
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überhaupt, wie Luther oͤfters auf diefen letzten tiefen Grund des Reformirens und Proteſti⸗ 
rend hindeutet, in Allem nad ven Warum? zu fragen angefangen hatte — auch die Zeit, wo 
die deutſchen Regenten und ihre Mäthe au die Regierungsrechte ſehr eiferfüchtig zu denken bes 
gonnen hatten. Mit dem Übergang in das fechzehnte Jahrhundert Hatte jih Kaifer Marimis 
lian, biefer geniale Ritter auf dem Kaijerthrone, ein jehr auf Stanisreformen dringendes für 
genanntes Neihsregiment, aus Kurfürften, Fürſten und Ständen zufammengefegt, gefallen 
laſſen müffen. Der mächtige Karl V. war ver Erfte, welcher die deutſche Kaifermajeftät nicht 
anders ald durch eine bedingende Wahlcapitulation erhielt, Dennoch dachten ſelbſt die evange⸗ 
liſchen Regenten mit ihren Räthen, als fie feierlich vie Augsburgiſche als ihre Confeſſion an 
Kaiſer und Reid; brachten, nicht mit einem Wort daran, wie wenn fie, bie ſich noch gar fehr als 
Laudesherren (domini territorii) zu betrachten pflegten, in den evangelifhen Kirchen als Lau⸗ 
desbiſchoͤfe einzutreten Hätten. Nur weil vie katholiſchen Biſchoͤfe in Sachen der Berichtöbarfeit 
(wie der Ehen, der Zehnten, der Stiftungen) den Evangeliſchen Härte und Willkür bewiefen, 
veranlaßten fie ſelbſt vie hiſtoriſch⸗ juridiſche Ruͤckerinnerung, daß diefe geiftlihen Kirchenherren 
dergleichen Jurisdiction nur durch menſchliches Recht, d. i. nur durch Übertragung von der 
Staatsgeſellſchaft und deren Regierung, innehatten, und daß daher, was ſie nicht rechtlich voll⸗ 
ziehen wollten, wieder anf bie einzelnen Staaten und deren Landesregenten zurückgehen müfle. 
Entſtand aber gleich Hier der erfte Gedanke, daß die Landesherren in die Stelle ver Biſchoͤfe tre= 
tem, fo verftand es doch niemand anders als von jenen Jurisbictionalien. Niemand hätte für 
möglich gehalten, daß Nichtgeiſtliche Kirchenbiſchoͤfe werden Eönnten oder wollten. Vielmehr 
der Unterſchied zwiſchen Jurisdiction und Epiffopat wurde gerade im Art. 28 „von der Bi- 
ſchoͤfe Gewalt” im Namen der Regenten recht deutlich ausgedrückt. Sie erklären fid dort als 
coacii discrimen ecclesiasticae potestatis gladii zu zeigen. Potestatem episcoporum esse 
mandatum dei, praedicandi evangelium, remittendi aut retinendi peccata, administrandi 
sacramenta .. . secundum Evangelium, seu ut loquuntur, de jure divino, nulla juris- 
dictio oompetit Episcopis ut Episcopis . . . Bifhöfe haben, als ſolche, nichts zu thun, 
nisi 6) remittere peccata, b) cognoscere doctrinam et doctrinam ab evangelio dissentien- 
tem rejioere, et c) impios, quorum nota est impietas, excludere a communione ecclesiae 
— aber sine vi humana, sed verbo. (!!) 

Barum die Jurisdictionalien auf die Landesregenten zurückgehen müßten, wurde deutlich 
eingefehen und ausgeſprochen: Si quam (Episcopi) habent aliam potestatem vel jurisdietio- 
nem (Gerichtsʒ3wang) in cognoscendis certis causis, videlicet matrimonii, aut decimarum 
cet., hang habent humano jure. Ubi, cessantibus Ordinariis, coguntur Principes vel 
inviti suis subdilis jus dicere, ut pax retineatur. Man gab ed an ald ein Nothwerk, 
an die Stelle der Bifäfe zu treten, aber — nur in Beziehung auf das Kußere gewiffer Rechts⸗ 
gegenkänbe. Diefe waren von ber eigenen Art, daß fie zwei Seiten hatten. Ehe und was da= 
mit zufammenhängt, ift ald Vertrag Schutzſache für die bürgerliche Geſellſchaft; als Gewiſ⸗ 
fenöverpflihtung untergibt fid alles mit dem Ehevertrag zufammenhängende moraliſch Pflicht 
mäßige auch der kirchlichen Religionsaufficht. Ebenſo das zur Unterhaltung des Unterrichts und 
der Erziehung in Kirchen und Schulen geftiftete, d. i. aus dem Vermögen ver Staatögenoffen 
durch religiöfe Befinnung ein für allemal ausgefonderte Privatvermögen. Um die Eollifionen 
zu verhüten, welche, wenn biefe zweifeitigen Gegenſtände vor zweierlei Inftanzen hätten be- 
handelt werben müflen, entftanden wären, hatten chriſtliche Regenten auch das Weltliche, die 
äußere Rechtſprechung darüber, ven Kirchenthumsaufſehern (Bifhdfen) überlaffen. Das Zu= 
rüdnehmen machte die Regenten nicht zu Bifchöfen; vielmehr entkleidete es nur die Bischöfe 
deſſen, was fie von der Schutzgeſellſchaft des Staats und deren Regenten gleihfam zu Lehen 
hatten und doch aus Parteilichkeit damals ſtaatswidrig anwenveten. Was nicht von ven Re⸗ 
genten auf die Vorflänbe des Kirchenthums Übergegangen war, bag foeben durch a, b,c be⸗ 
zeichnete kirchlich⸗geiſtliche oder paftoralifch-epifkopalifche Geſchäft, die sacra betreffend — dachte 
man aud nit zurldzunehmen. Es dauerte noch ziemlich lange, che dieſes Nehmen auch auf 


Manches ausgedehnt wurde, dad man nicht gegeben hatte. 


Die Veranlaffung hierzu ahnten aber doch ſchon die Verfafler der Augsburgiichen Eon- 
feffion. Der Jurisdiction entkleidet, find ihnen Episcopi und Pastores Synonyma. Sofort 
aber trat bie Frage ein: Utrum episcopi, „seu“ pastores habeant jus instituendi ceremo- 
nias in ecolesia et leges, de cibis, feriis, gradibus ministrorum seu ordinibus cet. condendi. 
Der Gedanke: wer hat die Pflicht und das Recht, Das, was die sacra (ſ. oben) gleichfam um: 
gebe (== circa sacra ſei), zu ordnen? daͤmmerte ſchon. Melanchthon if nur nicht entſchloſſen 
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genug, auszuſprechen: die religidfe Gemeinde, Die wegen beſonderer Religiondzwecke vereinigte 
Seſeliſchaft, ordnet auch die äußern Erſcheinungen, in denen dieſe ihre Zwecke hervortreten. 
Sie ordnet auch den Körper für das Geiſtige, entweder ſelbſt unmittelbar, oder durch Kundige, 
als Männer ihres Vertrauens. Der faſt allzu Behutſame gibt dieſe aus dem Geſellſchaftsrecht 
fließende Antwort nur wie eingewidelt. Ungefagt läßt es fi) nur denken. Die Episcopi, fagt 
der Artikel weiterhin, follen nur nichts contra Evangelium ordnen. Stillſchweigend war eben 
damit voraudgefeßt, daß die Episcopi aud) dad circa sacra orbnen follen. 

Aber nun waren den Evangelifchen Pastores und Episcopi einerlei. Sollte denn nun feber 
Baftor in feiner Gemeirde das circa sacra ordnen dürfen? Die Antwort wire: Allervings, 
wenn die Gemeinde, ald zu befondern nicht ſtaatswidrigen Zwecken vereint, es in Ihrem Namen 
ihm anvertraut. Aber nun drohte das Furchtgeſpenſt, daß alsdann das circa sacra in jeder 

. Gemeinde von der andern abweiche, daß alfo Streit werde, daß überhaupt nicht mehr eine ge= 
meinſchaftliche Kirche fein würde. Man erfaßte nicht ven Hauptgebanfen, daß nur die sacra 
und zwar nur die oberften Brundfäge über die sacra (— Lehre und Iehrgemäße Handlungen) 
das Fundament der Kircheneinheit ſeien, nicht aber die Kirchenordnung circa sacra. Man be 
zechnete nicht, daß jede fpecielle Ordnung nur einwärts wirken dürfe, alfo auch, nicht auf Andere 
ausgedehnt, nicht zum Streit reize. Man war überhaupt noch an vie fo große, ja faſt allein 
geltend gewefene auctorisätifis. Binheit der Kirche gewöhnt. Die Vorftellung von einer &hn- 
lien Uniformität gefällt ohnehin der Luft, über Viele — und zwar deſto bequemer, je gleich⸗ 
förmiger — zu vominiren. Infolge all diefer zufammenwirtenden Zeitumflände ließ man «6 
auf die alles entwidelnde Zeit anfommen, wie bei dem Zugeben, daß alle Pastores Episcopi 
feien, Einheit in der Vielheit ſich geflalten werde. 5 

Noch, da Luther's praßtifcher Blick Kichenvifitationen als unentbehrlich erkannte, Teugnete 
ex ſich ſelbſt nicht ab, daß — jede für beſondere Zwecke nicht ſtaatswidrig ſich bildende 
Geſellſchaft im Staate, alſo Fuch jede ſolche Kirchengemeinde, das Geſellſchaftsrecht Habe, auch 
das „eirea“ saera nach dem Zweck der sacra für ſich zu ordnen, da natürlich auch alles ſolches 
Circa von der geſellſchaftlichen Anficht über die sacra ſelbſt abhängt, welche Die Gemeinde ih 
durch Gebräuche, Gebete, Lieder, Vorträge, recht eindringlich machen will. Luther ſpricht deie 
torgen nur bittend um guten Willen der Paftoren und Gemeinden zu einer nit allzu unifor⸗ 
men Übereinftiimmung. Daß auch der Regent fie nicht befehlen dürfe, ja daß er nit einmal 
dafür zu wirken eine Pflicht habe, ſpricht Luther beftimmt aus (f. ſchon den Art. Agende) 
Nur wo Rupeftörung entftünbe, wird auf pen im Hintergrund ſtehenden Staats zwang dage⸗ 
gen warnend hingedeutet. SE 

Aud hierin hätten die Evangeliſchen freier bleiben Finnen, wenn nur Überhaupt die Men: 
ſchen mit Klugheit frei zu fein verftünden und das Klugſein wegen der Mittel ebenfo fehr als 
Pflicht achteten wie die auf den Zweck Hinftrebende muthige Entfhloffenheit, das iſt, wenn man 
nur nicht meiften® erſt durch Schaben,. oft faft zu fpät, lernen müßte, daß nur felbftgewolltes, 
wohlbedachtes Maßhalten vom Zwang frei erhalte. 3 

Solange die Reformirenden noch bald hierarchiſchen Concilienzwang, bald drohende kai 
ſerliche Interimögebote zu fürdten hatten, ſchloß man fi von felbſt fügfamer aneinanter. 
Nur nad der Pfliht und dem Net, Ruheftdrungen zuvorzukommen, ließen vie evangeliſchen 
Regenten, aber durch Geiſtliche, als Männer des öffentlichen Vertrauens, Kirchenordnungen 
verfaffen, denen fie ihren Staatsſchutz verſprachen; immer aber fo, daß fie weder ſich ſelbſt da⸗ 
bei als Epiftopen gerirten, noch jene Männer der Kirche für Epiſkopen erflärten. Aud die 
juriftifchen Räthe ſcheuten ſich, auf vie Regenten, als ſolche, ven Titel und Begriff kirchlicher 
Epifkopen Üüberzutragen. Wie und mo hätte der Regent als kirchlicher Epifkopus erſcheinen 
koͤnnen, wenn er nicht Das thun wollte, was an Papft Julius IL. fo fehr getadelt wurbe, Bor 
mittags nämlid in pontificalibus zur Meffe, Nahmittags im Panzer aufzutreten unter dem 
Heer, das Se. Heiligkeit zum Herrn von Italien machen follte. B 

Selbſt die Diplomaten bei dem Weftfälifchen Frieden ſprechen noch fein Wort vom Über: 
gehen eines Epiffopats auf die evangelifchen Landesregenten. Man ſchob nur die Ausübung 
der nichtevangeliſchen Cpiſtopen zurück. Aber auch die behutfame Einkleidung, daß jene Aub 
übung blos „ſuspendirt“ fein folle, — folange man nit über einerlei kirchliche Auslegung 
des von beiden Parteien anerkanuten Evangeliums mit Gottes Hülfe fi wieder vereinigt he 
ben würbe, beweift, daß man an ein bergehen des Epiſkopats an die Megenten als folde gar 
nit dachte. Denn dadurch würbe das biöherige aufgehoben, nicht blos ſuspendirt worden fein. 
Die Suspenfion reſervirt ein Eünftig mögliches Wiederwirken deifen, das in ſich fortbeſtehe 
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PVütter’s „Geift des Weſtfäliſchen Friedens” (Göttingen 1795) machte ſchon damals unter 
1. D. 6, S. 453 — 444, deutlid), daß und warum an evangelifche Regenten als Epifkopen ihrer 
Confeſſionskirchen nicht zu denlen war. „Ganz natürlich begnügten fih beide Friedensſchlüſſe 
nur mit der Beſtimmung wie die biöherige geiflliche Gerichtsbarkeit und bifhöflihen Diöceſan⸗ 
rechte über alle augsburgiſche Confeſſionsverwandte Fünftig (eine zum voraus unbeftimmbare 
Zeit lang, nämlic) usque ad compositionem christianam dissidii religionis) nicht flattfinden 
follten“ (vielmehr „suspensa” esto. D. 5, 48). „Ein Surrogat (— die Regenten ſelbſt als 
Epifkopen? oder aber ein von den Gemeinden gewähltes, fie repräfentirendes Epiffopalcolle= 
sium?) zu Beflimmen, war fein Gegenftanb ver wechfelfeitigen Briedensunterhandlungen. Nur 
das Verneinende gehörte dahin, nicht das Bejahende, wie künftig die Cvangeliſchen es unter 
fid Halten würden.” ... „Cvangeliſche Unterthanen waren froh, vom päpftlichen und biſchoͤfli⸗ 
den Gewiſſenszwang Iosgefommen zu fein. Landſtände und Unterthanen ließen es meift gern 
geſchehen, wenn die Obrigkeiten ihres Glaubens ſolche Rechte in Kirchenſachen ausübten, bie 
fonft in päpſtlicher und biſchöflicher Gewalt gewefen waren, va fie zu ihnen als erſten Mit- 
gliedern ihrer Kirche das Vertrauen faflen konnten, daß biefelben nichts wider ihre Gonfels . 
ſionsgrundſãtze einführen würben.” 

Das Eonfiftorialverhältntß bildete fi, ohne zum voraus fo genau bedacht zu fein, auf 
eine eigene Art, zweifeitig fo, daß der Idee nad ein Mandat der Staatsregierung und auch ein 
ſolches von feiten der Kirchengemeinden darin zum Grunde liegt und ausgeübt werben foll. 
Die Regenten hatten Pflicht und Necht, rechtskundige Räthe als Wächter aufzuftellen, damis 
von den Kirchen aus nichts dem Staate Schaͤdliches verfucht würde. Bekamen dieſe Rechtsken⸗ 
ner zugleich die Anweifung, auch von den Kirchengemeinden Schädliches abzuhalten, fo mußten 
dieſe ſich dankbar der Fürſorge des Regenten freuen. Aber auch manches Nichtjuridiſche bes 
durften die Gemeinden gemeinſchaftlich und konnten ſich dazu doch nicht leicht ſelbſt coucentriren. 
Man erkannte es alſo als erweiterte Fürſorge und Nachhülfe, wenn der Regent neben die für 
feine und der Kirchen Rechte aufgeſtellten juriſtiſchen Kirchenräthe auch theologiſche ſtellte, welche 
jenen die Kirchenbeduͤrfniſſe noch näher rücken koͤnnten und aus dem kirchlichen Geſichtspunkt 
entſcheiden helfen follteg. Waren dazu Männer des öffentlichen Vertrauens in der Kirche ge⸗ 
wählt, fo fahen die Gemeinden, melde ſich ſelbſt zu helfen ſchwerlich vermocht hätten, folde 
Sonfiftorial: oder Kirchenraͤthe doch als ihre Mandatarien oder Gefhäftsführer an, wenn fie 
gleich fein ausdrückliches Mandat gegeben hatten. Deöwegen ftehen die evangelifhen Eonfi- 
florien, wenn die durch fie zu befriedigenden Bedürfniſſe in eine Amtötheorie richtig zufammen= 
gefaßt werden, als Gollegien zwifchen dem Staatsregiment und den Kirchen mit ver Pflicht und 
dem Recht, das Wohl der kirchlichen Gemeinden an ſich und felbft gegen den Staat, ebenfo wie 
das des Staats in Beziehung auf die Kirchen, nah Sachgründen und Geſetzen in Ausübung 
zu bringen. Des Regenten Mandat hierzu haben fie ausdrücklich, das der Gemeinden ftill= 
ſchweigend nad) ber Präfumtion wegen bed Bebürfniffes. „Das erfte Kirchenmitglied” hat nad 
viefer unverkennbaren Präfumtion fi der ganzen Corporation angenommen, da diefe für dad 
Gemeinſchaftliche, wie e8 tagtäglich noth thut, fehr unbehülflich wäre. 

Wichtig aber iſt diefe verbeutlichte Umterfheidung, inwiefern der Negent nur als erfted 
Kirchenmitglied, flatt der Gemeinden, dergleichen Mandatarien ihrer Pflichten und Rechte auf— 
flellt. Denn fofort folgt daraus, daß, wenn er nicht felbft Mitglied der Confeſſion ift, über die 
Aufftellung der die Gemeinden vertretenden Kirchenräthe eine andere Einrichtung, ein bes 
flimmt von den Gemeinden ausgehendes Mandat für die in ihrem Namen wirkenden Kir⸗ 
chenraäthe durch die Natur der Sache gefodert wird, weil ein Andersüberzeugter, auch als Re⸗ 
gent, unmöglich flatt meiner ein Mandat geben kann. Auch folgt ferner auf jeden Ball, 
daß den Gemeinden eine rechtliche Möglichkeit offen fein müſſe, ihre Zufriedenheit oder De— 
fiverien in Beziehung auf die Ausübung bed präfumtiv gebilligten Mandats Eund und geltend 
zu madıen. 

Da nun dieſes Legtere in der unirten evangelifhen Kirche Badens durch die Einführung 
von Didcefan= und Generalfonoven, ald felbfterwählten Sprechern und Stellvertretern aller 
folder Gemeinden des Landes, 1824 gefegli möglich gemacht worden ift, fo war es zugleich 
den Umftänden gemäß, auch dem, was indeß „das vornehmfte Kirhenmitgliev” in der Fuͤrſorge 
für das gemeinſchaftlich Nöthige der Kirchenleitung ex consensu praesumto zu ordnen pflegte, 
einen förmlichen Rechtstitel zu gewähren, wie diefed durch Anerkennung (nicht des Regenten 
als ſolchen, fondern) des vornehmften Kirchenmitgliedes als Epiffopen der evangeliſchen unir: 
ten Landeskirche geſchehen iſt. Der foͤrmlich ausgeſprochene Rechtstitel gibt die Gewähr, de” 
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weder zu wenig noch mehr, als aus demſelben zu folgerũ iſt, geſchehen ſolle uud dürfe; was bei 
einer bios präfumtiven Einſtimmung immer ſehr im Dunkeln bliebe. 

Die badiſche Unionsurkunde (Beil. B. Kirchenverfaſſung) reſervirt fih in 6.1, „daß ſie 
nur in GHriftus, dem Herrn, das Haupt feiner großen Gemeinde verehre und (nicht etwa bie 
Bibel in allen ihren Beftandtheilen, ſondern) in der Heiligen Schrift Die von allen menſchlichen 
Auctoritäten (alfo von alter und neuer exegetiſcher und dogmatiſcher Trabitiun) unabhängige 
Norm des chriſtlichen (theoretifhen und praktiſchen) Glaubens erkenne”. Das ausdrückliche 
Auffteigen zu einem ſolchen unfichtbaren Haupt, als Ideal, iſt, richtig verftanden, von wigtiger 
Bedeutung. Es fagt nit nur, wie jede einer beſtimmten Zeit angemeflene Geſetzgebung, nah 
welchen gegebenen Sägen vie ſichtbaren Stellvertreter des Unſichtbaren regieren follen und dür⸗ 
fen. Das Ideal ſelbſt wächſt und wird reiner, je umfaflender und berichtigter Spätere es benfen 
koͤnnen. In ihm ift alfo eine immerwährende Gorreetion der Geſetzgebung vorbehalten, wie 
bei Mofes, da er fein Volk den hoͤchſten Bott, alfo ven rechtwollenden Geift, ich zum König zu 
wählen veranlafte, der Priefterihaft, welde im Namen des Unfichtbaren deſſen Reid zunääft 
verwirklichen follte, nicht nur für jene Zeit gefagt war, daß fle nur gotteswürdig regieren dürfte. 
Auch in jener folgenden Zeit durfte deswegen ein Jeder, welder etwas Grhabeneres oder 
mehr Wohlthätiges anerfennbar machen Fonnte, mit prophetiſcher Begeiflerung auftreen und 
fagen: Ihr habt nur nad Dem, was Bott wollen Tann, zu vegieren. Sept aber if Mar, daß 
dies und das, nad) ber deutlicher gewordenen Idee des Volllommenen, nicht von Gott gewellt 
fein kann. Rur das jet anerfennbare Ideal des unfihtbaren Willens aber ifteß, was ihr zu 
verwirkligen habt, u. ſ. w. Die wohlbedachte Theofratie in der Kirche num führt, wenn he 
nicht von der menfchlichen Sierarchie durch Gewalt und LIR gehindert wird, um fo gewiſſer zu 
ben der menſchlichen Deulkraft parallelen Verbeflerungen, da in den Kirchen ofnehin nidt 
äußere en fondern moralifhe Überzeugungen ver Mafftab des Wollens und Wirken! 
fein ſollen 

Die badiſche Unionsurkunde wendet ih, nachdem fie im Übrigen des $. 1 die Pflichten und 
Rechte zwiſchen Staatsoberhaupt und der unirten Kirchengeſellſchaft ausführlicher angebeutet 
bat, erſt im $. 2 zu der defto deutlicher fheinbaren Anerkennung: „daß fie in dem (NB.) evan: 
geliſchen Regenten des Staats und zugleich ihrem oberften (?) Landesbiſchof, der alle and 
beiven Cigenſchaften fließende Rechte circa sacra aushbe, den legten flaatd= und kirchentecht- 
lichen Vereinigungöpuntt finde.” 2 

Diefe Faſſung deö doppelten Verhältnifies fagt, foniel wir einfehen, etwas Überflüflges, 
indem fie von einem oberfien Landesbiſchofe fpricht, da es doch nur einen dieſer Art im Lane 
geben kann. Denn würden au mehre, flatt ver Benennung Beneralfuperintendenten, wit den 
Titel Biſchöͤfe bezeichnet, fo flünden fie doch nicht mit dem weltlichen Cpiſkopus Der gefaumtn 
Sauter Landeskirche in berfelben Kategorie. Doch betrifft diefe Bemerkung miht dk 

auptſache. 

Beſtimmter muß bemerkt werden, daß fo, wie ver Paragraph gefaßt iſt, es ſcheinen kann, wie 
wenn biefer Landesbiſchof zugleich mit dem Lanbeöregenten, feit ex evangeliſch ift, deutlich ge⸗ 
dacht geweſen wäre. Dennoch iſt es factiſch, daß, auch wenn Karl Friedrich kirchliche Verordnun⸗ 
gen feſtſtellte, er ſich dabei nicht als Biſchof, ſondern als „erſtes Mitglied der evangeliſchen Kirk 
ſeines Landes‘ betrachtete, deſſen fürſorgliche Cinrichtungen alsdann von dem Regenten, alb 
einem evangeliſchen, genehmigt und fanctionirt wärden. (©. feine treffliche Kirchenratheis⸗ 
ſtruction vom 6. Juli 1797.) Von diefen beiden Verhältniſſen if, für jeven möglichen Ball, 
zum voraus wohl zu unterſcheiden, daß die rechtliche Gewalt über die Kirche in dem Regenien 

als ſolchem (da er auch nit Kirchenmitglied fein koͤnnte) nur in dem mottvirten Veto gegen 
alles Staatswidrige beftehen würde. Je nachdem ver Grundſatz: Der Regent foll gegen jede 
Kirchenreligion unparteiifch fein! oder, wie man energifcher zu fagen pflegt: Als Regent dat 

er keine (Rirchen=)Religion! praktiſch, welches leicht gefchieht, miskannt wuͤrde, iſt die Gektum: 
ei — Unterſcheidung von Folgen, bie nicht vorausgeſehen zu haben vieie Reue nah id 
ziehen koͤnnte. 

Die zweite Oeneralfgnode von 1834 Hat hierauf, ohne ein unzeitiges Aufſehen zu maqhen 
vorfihtig zurũckgeblidt. Vom Regenten ber, felbft wenn er Mohammedaner twäre, würde bi 
ber @eneralfynobe ein Commissarius principis gegenwärtig fein Eönnen, um Staatswidrigel 
abzuhalten. If der Regent zugleich erſtes Kirchenmitglied, fo koͤnnte ex, wenn er will, der 
durch die Generalſynode zepräfentirten Landeskirche präfivien. Gr kann alfo auch den Gew: 
miffarius, welchen ex als Negent ſchickt, Ratt feiner präfiviren laſſen. An dieſen jegt und ohe 
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Zweifel noch lange eintretenden Ball allein Hat die Generalſynode von 1821 gedacht, als fie 
im $. 9, Litt. B, die Faſſung annahın: 

„Der ganzen Generalſynode präflirt ein landesherrlicher Commiſſarius.“ 

Man überfah, daß ver Gommiffarius auch von einem nichtevangelifchen Negenten kommen 
Eönnte, welcher zwar bie tepräfentirte Kirche zu beauffihtigen habe, aber nicht ihr leitender 
Geſchaͤftsführer oder Präfivent fein könne. Die Beneralfynode 1854 dat auf die Berihtigung 
angetragen, daß 

der „landesfürklice” Commiflarius nur dann präjldire, wenn er zugleich ben Regenten 
als evangelifchen Landesbiſchof zu vertreten habe. 

Man jleht auch ans dieſem Beiſpiel, wie wenig allerdings das proteftantifche Kirchenrecht 
durchgearbeitet und ind Klare geftellt ift. In mehren Ländern, wo ver Regent nicht evangeliſch 
wird, dauert doch das Vorurtheil fort, wie wenn bie proteflantifhen Kirchen in dem Landes⸗ 
regenten als ſolchem ihren Biſchof hätten, wie wenn alſo auch ihre Kirenconfiftorien nicht 
blos unter feinem Veto in flantöwinrigen Dingen, fondern in Allem, mas das Befondere ihrer 
kirchlichen Geſellſchaft (sacra und circa sacra) betrifft, unter ihm und in feinem Namen unter 
‚dem Gultminifter, wenn er gleich weder evangelifch noch Theolog iſt, zu ftehen hätten. In allen 
proteſtantiſch deutſchen Rändern ift wenigſtens der Begriff, wie wenn der evangeliſche Regent 
zugleich Biſchof wäre, factiſch gangbar, ohne daß feine Rechtsquelle nachgewieſen iſt. Sie be: 
fleht darin, daß das erfle Kirchenmitglied der umbehülflichen Borporation nachhalf und dazu 
feine Einheit mit dem Landeöregenten benußte. Die aus Lutheranern und Reformirten unirte 
badiſche Kirche hat wohl daran gethan, an ihrer Pyramide von Presbyterien, Special- und 
Generalſynoden ihr erftes Mitglied beftimmt als die Alled vereinigende Spitze, als oberſten 
Aufſeher Aller, als Epiftopus, anzuerkennen, da die Conſiſtorien nicht Geſetze zu geben, ſon⸗ 
dern nur zu vollziehen haben. Aber auch jetzt iſt es noch hier und für jeden ähnlichen Staat eine 
wichtige Aufgabe, daß zum voraus hie aus Theorie und Gewohnheit, aus jurivifchen und theo⸗ 
logiſchen Anfichten fi) verwickelnde Unterfuhung: welde Pflichten und Mechte die Idee eines 
ersangelifchen Landesbiſchofs in ich fhließe? nach allen Seiten ins Klare gefegt werben follte. 
Schon die Cinſicht ift wichtig, daß die Anerkennung des erflen Kirchenmitgliedes als Präſiden⸗ 
ten der Kirchenrepräfentation (—= Gmeralfynode) und als evangelifchen Biſchof ein freier Act 
ber unirten Geſanuntkirche ift, alfo auch ceffiren würbe, wenn bie Erfüllung der damit nach ber 
Natur der Sache verbundenen Pflichten cefjirte. Im Einzelnen wäre ferner etwa möglich, daß 
unter dem Titel des evangeliſchen Landesbiſchofs Einiges verfucht würde, mas felbft der katho⸗ 
liſche theologiſch unterrichtete Biſchof wicht thun darf, z. B. dad Kirchenritual zu ändern u. dgl. 
Wie wünfhenetverth demnach iſt eine allen Befonderheiten vorangehende und uͤberſchreitungen 
verhütende echt rechtliche Entwickelung ber leitenden Idee felbft! 9.6. ©. Paulus. 

Blackſtone (William), 1723 zu London geboren, 1780 geftorben, ſtudirte die Rectö= 
wiſſenſchaft, um ſich zu dem einträglichen Stande eines Anwalts zu befähigen. Ex trieb dieſes 
Geſchaͤft eben Jahre ohne befondern Erfolg und begab fi Dann nad) Oxford, wo er über bie 
Berfaffung und die Gefetze Englands Öffentliche Vorleſungen Hielt. Der Verfuc war neu und 
mit dem hergebrachten Lehrplane nicht im Einklange, da die englifhen Hochſchulen ſich mit 
ängfliger Puͤnktlichkeit an die fogenannten claffifchen Studien halten. Wir haben ed noch in 
ven fpäteften Zeiten gefehen, wie biefe gelehrten Anftalten eine gefeftete Ariſtokratie gegen jedes 
Bortfchreiten und alle Neuerungen im Reiche des Wiſſens bilden und, confervativ bis zur Ab⸗ 
geſchmacktheit, in der Erhaltung und Bewahrung bes Überlieferten und Beſtehenden ihre Bes 

- Rimmung finden. Der öffentliche Geiſt war indeflen auch damals ſchon dem Korporationdgeifte, 
in welchem fat alfe britifche Auftalten ihr Lebensprincip erkennen, vorausgeeilt. B.’8 Vorle⸗ 
fungen fanden großen Beifall und Aufpsunterung, weil man fühlte, daß fie ein dringendes 
Bedũrfniß befriedigten; und da bie Univerfität für dieſe Lehrſtelle, die fie als eine Ufurpation 
ihres Tegitimen Berufs betrachtete, nichts thun wollte, beftimmte der Rechtsgelehrte Diner 
(1758) in feinem legten Willen ein Gapital zur Gründung eine eigenen Lehrſtuhls des ge⸗ 
meinen Rechts. B. bekleivete viefe Stelle mit Auszeichnung und erwarb fid in derſelben einen 
folgen Ruf, daß ihm bald höhere einflußreiche ÄAmter übertragen wurben, wie das in England 
gewoͤhnlich ift, wo man jedes Talent und jede Kraft, fowie fie ſich geltend machen, zu gewinnen 
und zu benugen fucht. Darin Liegt eben das Geheimniß der Gewalt, daß fe ſich der einfluß⸗ 
reichſten Elemente, die in der Reihe ihrer Feinde ihr verderblich werben Könnten, zu ihrer Er: 
haltung bemädtigt. So erhielt B. aud) einen Sig im Unterhaufe, ven er während der Dauer 
mehrer Parlamente behauptete, und auf welden ex vielfach -nüglic wirkte, ohne zu glänzen, 
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wozu ihm bie noͤthige mündliche Beredtſamkeit fehlte. Auch kehrte er, ohne jedoch vorerſt feine 
Vorleſungen in Oxford aufzugeben, wieder zur Advocatur zurück. Bald erhielt ex bei feiner 
jegt anerfannten großen Tüchtigkeit verſchiedene der ehrenvolfften juriſtiſchen Staatöftellen. Er 
wurde mit dem Rang eines King's Gounfel zum Präfldenten von New Inn Hall ernannt, dann 
zum Solicitor= General, zum Richter bei Kings: Ben und bei dem Court of Common Blend. 
Andere Stellen, namentlid auch die zum Solicitor:@eneral der Krone mit der Mitglledſchaft 
des Dlinifteriums im mweitern Sinne, lehnte er ab. 

Wenn aber auch fein Öffentliche Leben nicht ohne Verdienſt und Einfluß war, fo wer: 
dankte er doch feinen Ruf den ſchriftſtelleriſchen Arbeiten. Er ſchrieb Manches, was feine Zeit 
würdigte, weil e8 ihr diente. Ein bleibendes Denkmal feines umfaflenden Wiſſens und phlio- 
ſophiſchen Geiſtes ift indeflen fein Werk: „Gommentarien über die englifchen Geſetze.“ Dre 
Berfafler zeigt in vemfelben eine fo gründliche Kenntniß des öffentlichen und Privatrechts und 
feiner geſchichtlichen Geſtaltung und Entwidelung, und ein fo unbefangenes, richtiges Urteil 
über deſſen Zwed und Werth in feinen einzelnen Beflimmungen, daß «8 auch jet nod für 
elaffif gilt und Allen, vie ſich mit dieſem Gegenſtande befäftigen und in demſelben grünb: 
lich unterrigten wollen, unentbehrlich ift. Das Ausland kennt e8 kaum weniger als England 
ſelbſt, da in der neuern Zeit die Verfaflung und die Geſetze dieſes Staatd, bei dem allgemeinen 
Streben nach Verbeflerungen und Reformen, ein @egenftand der Forſchung und Beurtbeilung 
aller Publiciften und Rechtsgelehrten geworben find, die auf biefen Namen in feiner höhera 
Bedeutung Anſpruch machen. Das Werk erlebte zahllofe Auflagen, viele Auszüge und Über: 
fegungen (in Deutſchland eine ebenfalls auszugsmaͤßige von Golvig, 1823, in drei Bänden). Dir 
Ausgaben erfhienen eine längere Zeit hindurch faft unverändert, dann von verfchiedenen Ber: 
faſſern wegen der immer größern Veränderungen in ven englifchen Verhältniffen und Geſetzen 
mit Noten unter dem Text, endlich mit Verſchmelzung der Zufäge ver Herausgeber mit dem 
Text. Eine folde ift auch die far als ſelbſtändiges Werk ſich darflellende von Stephan, ber fein 
Werk als „Partly founded on Blackstone’’ bezeichnete. Bon feinen „New Commentaries on 
the laws ofEngland” (4Bbe.) erſchien der erfte Band 1841, der zweite 1848. Es ift beſſer als bas 
neuefte Wert „Blackstone’s Commentarieson thelaws of England. A new Edition adaptedto 
the present state of the law by Robert Malcolm” (4 Bde., 1857). Das Werk B.'s verbiente 
den ungeheuern Beifall und die ausgebehntefte Verbreitung, die e8 fand, nicht blos dadurch, def 
DB. in feiner Art ohne Vorgänger und ohne eigentlichen ebenbürtigen Nachfolger blieb. S. dat 
das englifche Recht aus feiner biöher für Unzünftige faſt unzugänglichen geſchmadclloſen Zunft: 
geftalt herausgeriffen, und durch vie Verbindung des öffentlichen mit dem Privatrecht, durch die 
Durchdringung mit feiner vortrefflichen allgemeinern Bildung, mit feinen ſittlichen und geſun⸗ 
den nationalen Grundanſichten, und mit feiner bewunderowerthen Elaren Darftellung zur poli⸗ 
tiſchen Vorſchule für alle englifcgen Staatsmänner, Barlamentsmitgliever, Friedensrichter und 
gebilveten Bürger gemacht. Er ging nach feiner Vorrede von der Grundanſicht aus, eine ge: 
brängte Darfiellung des geltenden Rechts zu geben und das pofitive Recht durch das Woher 
ber Geſchichte und das Warum der Philofophen zu erflären. Seine Philoſophie aber mar im 
Weſentlichen eine englii nationale, welche wenigflens im Recht an den anerkannten nationa⸗ 
Ien, freiheitlichen und rechtlichen Grundideen und Grundſätzen fefthielt. Dadurch konnte er, 
ãhnlich wie unſer Juſtus Möfer, trotz feiner ebenfalls conſervativen Richtung, doch alle 
Reactionäre, Servile und Buchſtabenmaͤnner tief beſchämen. Indem er die freien ſitllichen 
Grundideen des Voſitiven aufſuchte, gab er dem vaterlaͤndiſchen Rechte feine wuͤrdige, der Ber: 
vollkommnung und freien Entwickelung zuſtrebende Geſtaltung. Daß er dabei auch an der 
ſtaatsrechtlichen Grundform des Vertrags feſthielt, ebenſo wie in der ganzen Weltgeſchichte alle 
freien Voͤller der Erde, wie auch die engůſche Nation und wie das engliſche Recht ſelbſt von feinen 
Urfprüngen an durd) Die Magna Charta und die Urkunden von 1689 hindurch bis zum heutigen 
Tage — dieſes war natürlich und Grundbedingung des richtigen Verftännniffes des engliſchen 
Rechts. Tadel konnte es nur finden bei einzelnen modernen beutfchen Gelehrten, welche verleitet 
wurden durch die neuefte Schulphilofophie, die bis zum bereits erfolgten Umſturz aller Grund» 
lagen ihres banfbrüdigen Syftems die naturphiloſophiſche Hegel’fche war. Nun, wo biefer 
Rauſch verfliegen muß, werben auch fie ſich allmälig wieder mit der praktiſchen Anficht aller 
freien Völker befteunden. Sie werben vie Verwechſelung der wahren Vertragsanfiäht, ald der 
nothwendigen Nehtöform des freien ſich gegenfeitig bedingenden Gonfenfes für bie ihrem 
Inhalte nad) theils naturgefeglichen, theils fittlihen Kräfte und Veftrebungen, mit einem ler- 
zen Formalismus, mit Privateontracten und andern Einfeitigleiten (f. Grundgefeh) endlich 
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einfehen und aufgeben. Eher Fönnte man B. vermwerfen, daß er die lebendige freie Fortent⸗ 
wickelung der ftaatögefelffchaftlichen Verhältniffe in der Freiheitsform des öffentlichen Conſen⸗ 
ſes, welche eben vie ſtets lebendige Vertragserneuerung begründet und mit ber lebendigen frelen 
Berfaffung zufammenfälkt, oftmals zu wenig hervorhebt und veranfhaulicht, weil er dad, was 
er ald Engländer täglich miterlebte und mitbetrieb, als fich von felbft verfichend und Allen be= 
kannt vorausſetzte. Deshalb ann auch fein Werk nicht genügen, einem Nichtbriten eine be= 
friedigende Erkenntniß von der englifhen Verfaſſung zu geben, ebenfo wenig als dad Wert 
irgendeines andern Engländers, ebenfo wenig als irgendein Buch in der Welt. Auch läßt ſich 
nicht leugnen, daß, feit ®. fein Werk 1765 zum erften mal erſcheinen ließ, vie engliſche Ge= 
ſchichte und Rechtögefhichte, und ebenfo vie engliſche Geſetzgebung und Gulturentwidelung 
ganz außerordentlich fortgeſchritten find, und daß die daraus ſich ergebenden Mängel des treff⸗ 
lichen Werkes auch durch die neueſten Bearbeiter nicht befriedigend beſeitigt werden. 


J. Weitzel und Welcker. 

Blaſon, ſ. Heraldik. 

Blasphemie, ſ. Gotteslaäſterung. 

Blattern. Als eine der größten Geiſeln der Menſchheit Haben fi unzweifelhaft vie 
Blattern oder Pocken erwiefen. Sie haben, ſei e8 von China, fei es von Athiopien aus, über 
die ganze bewohnte Erde ſich verbreitet und mehr Menſchen getöbtet als irgendeine andere 
Krankheit. Welche Verwüſtungen Haben fie nicht Häufig unter ungebilveten Voͤlkerſchaften an- 
gerichtet, bei denen fie zum erflen male ausbrachen! Die Ureinwohner Amerikas find haupt: 
ſãchlich durch fie gelictet worden. Und, bösartiger als andere gefährliche Krankheiten, ſchaden 
fie nicht nur in ven zahlreichen Fällen eines töntlihen Verlaufes, fondern auch durch die bei Un⸗ 
zähligen zurückbleibenden Erblindungen, Zaubheiten, Entſtellungen des Antlitzes und Zerftd- 
rungen der Thaͤtigkeit des Hautorgans. 

Natürlich ſuchte man ſchon früh Mittel zur Abwendung dieſes uͤbels. Die zur Abſonde⸗ 
rung der Verbächtigen im ſpätern Mittelalter errichteten eigenen Blatternhäuſer waren nicht 
zahlreich genug oder wurden nicht mit hinlänglicher Strenge benugt. In der Türkei wurde zur 
Wahrung der weiblichen Schönheit die Einimpfung der Blattern Sitte, wobei man zwar bie 
Krankheit fogar herbeizog, allein theils in etwas gemilderter ‚Heftigkeit, theild unter günftigern 
äußern Bedingungen. Durch Lady Montague nad) Europa verpflanzt, griff das keineswegs 
gefahrlofe Mittel nur langſam um fi, und noch zu Ende des 18. Jahrhunderts wurde von der 
eutopäifchen Bevoöllerung immer noch die Hälfte von der Krankheit ergriffen, und es farb je 
der breizehnte Menſch (in großen Städten, London 3. B., felbft je der zehnte Menſch) an der⸗ 
felben. Als eine der größten, wo nicht unbedingt als die größte Wohlthat, welche je die Arznei⸗ 
wiſſenſchaft der Menſchheit erzeigte, erſcheint fomit die im Jahre 1796 bekannt gemachte Ent: 
deckung des englifchen Arztes Jenner, daß eine ven Menfchenblattern ähnliche, allein weit mil- 
dere und ungefährlichere Krankheit ver Kühe auf Menfchen Übertragen werben koͤnne und biefe 
fodann unempfänglich für Anſteckung durch Blattern made. Gefahr war fo gut als gar keine 
vorhanden, indem von 100,000 Beimpften noch nicht einer an der künſtlich erzeugten Krank⸗ 
heit ſtirbt, und der Schuß gegen die Boden ſchien nach den erften Erfahrungen unbedingt. 
Mit reißeñder Schnelligkeit verbreitete ſich daher auch das Schugmittel, theils durch freiwillige 
Annahme, theils ſelbſt durch Zwangsmittel von den Regierungen befoͤrdert. Später hat zwar 
die Erfahrung nachgewiefen, daß der Schug nicht fo ganz unbedingt ift, als im erften Augen- 
blicke angenommen wurbe. Es ereignet jid nämlich, freilich in verhältnigmäßig feltenen Fällen, 
daß Geimpfte von den natürlichen Pocken no ergriffen werben, und namentlich ſcheint die‘ 
Schutzkraft mit ven Jahren abzunehmen, ſodaß fi bei einen anfänglich völlig Geſchützten 
nad und nad wieber eine Empfänglickeit für Blatterngift bildet. Allein theils kann im letztern 
Balle durch eine zweite Baccination der Feind wieder gebannt werben, theils erfcheinen auch die 
Blattern, welde einen Geimpften befallen, in der unendlichen Mehrzahl nur in einer fehr ge= 
milderten, weit ungefährligern Form, und endlich — was die Hauptſache ift — kann fidh bei 
nur vereinzelten empfänglichen Organismen feine eigentliche Epivemie mehr bilden, wodurch 
der größte Theil der Beſchwerlichkeit und der extenfiven und intenfiven Größe der Gefahr weg⸗ 
fällt. Und wenn ferner die Thatſache nicht unbegründet ift, daß fich feit der allgemeinen Ber: 
breitung ver Kuhpocken eine Anzahl von andern, früher feltener erſcheinenden Krankheiten ver= 
mehrt hat, namentlich Halsübel, Mafern und Scharlachfieber, fo ift do ebenfo wahr, daß die 
Toͤdtlichkeit diefer Krankheiten eine weit geringere ift als die der Blattern, und daß fomit 
Inner noch ein bebeutender Gewinn an Menfchenleben durch die Einführung der Kuhpoden 
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gemacht wurde, felbft wenn — was noch keineswegs erwiefen ik — ein Gaufalverhältniß 
zwiſchen jener Vermehrung und der Vertreibung der echten Borken ober ver Wahl des Schut⸗ 
mittels ftattfinden follte. Mit Zuveriicgt darf behauptet werben, daß wenigſtens ein bebeutenber 
Theil der fo auffallenden und erfreulihen Verlängerung der mittlern Lchendbauer, welde be⸗ 
Eanntli in dieſem Jahrhundert eingetreten ifl, der großen Verminderung der Poden zuge: 
frieben werben muß. Es bleibt fomit Die Schügung gegen Blattern mitteld der Einimpfung 
von Kuhpocken immer in ihrer vollen Wichtigkeit für ven Ginzelnen und für bie ganze 
Geſellſchaft. 

Hülfe des Staats iſt in mehr als einer Beziehung nötbig, wenn das wünſchenswerthe Ziel 
vollfländig erreicht werben foll. 

Die erfte Bedingung iſt natürlich, daß beſtändig guter Impfftoff vorhanden ift. Ohne eine 
Öffentliche Anfalt zu deſſen Gewinnung und Bertheilung ift dies aber kaum zu erzielen, denn 
auch abgejehen davon, daß nicht immer jeber Arzt in jevem erfoderlichen Augenblide welchen 
in feinem Bereiche aufzufinden wifien kann, fo iſt außer allem Zweifel, daß der Stoff ganz ver: 
dorben und mindeſtens nuglo8 gemacht werben kann durch Verbindung mit unteinen Gäften 
in den geimpften Individnen (wie dies das Beifpiel des einer Mebicinalpolizei entbehrenben 
England ſelbſt beweiſt); und jedenfalls jehr wahrſcheinlich iſt es, daß pie Schuhkraft ver Kuh⸗ 
pocten abnimmt, wenn fie ohne Erneuerung aus der thierifchen Urquelle viele Generationen 
hindurch von einem menſchlichen Körper auf den andern übertragen wird. Deöhalb ift denn 
zweierlei nöthig. Einmal muß dahin gewirkt werben, daß das keineswegs häufige Vorkommen 
echter Kuhpocken alsbald einer mediciniſchen Behörde angezeigt wirh, welche davon Gebrauch 
machen kann zur Wiederauffriſchung des Impfſtoffes. Dieſe Anzeige wird aber mit Billlgkeit 
und Erfolg kaum durch etwas Anderes als durch Nusfegung von Prämien aus ber Staatslaſſe 
zu erzielen fein. Zweitens iſt die nöthige Anzahl von Öffentlichen Niederlagen guten Impf: 
ſtoffes, von welchen alle Ärzte ihr Bebürfniß beziehen dürfen, anzuorenen. Diefe Niederlagen 
find fundigen Ärzten oder Wundärzten anzuvertrauen und durch die Auflegung eines mehrla: 
chen Erfages für das Mitgetheilte immer mit Vorrath zu verfehen. 

Eine zweite Foderung ift, daß ſich überall Männer vorfinden, welde Impfungen vorneh⸗ 
men. Allervings werben fi viele Ärzte damit befaflen; allein in entlegenern Gegenden oder 
bei perfönlicher Abneigung Ian bie Aufftellung eigener Impfärgte Bedürfniß fein. Der Staat 
hat alfo dafür zu forgen, vaß überall, wo nicht in der Gemeinde felbft, doch menigfend in unbe: 
fwerliger Nähe ein Impfarzt fi vorfindet. Es gehört dies zur vollſtaͤndigen Organlſatien 
der Beamten ber Geſundheitspoiizei. Da die Operation felbft eine fo ganz einfache if, auf 
zur richtigen Beurtheilung des Erfolges ber Impfung leicht Anleitung gegeben werben fann, 
fo tft keine allgemeine mediciniſche Bildung zur Berfehung einer ſolchen Stelle nöthig, fonbem 
fie mag Wundärzten und in deren Ermangelung felbft Schullehrern u. f. w. übertragen werben 
nad vorgängiger nöthiger Belehrung. 

Sollte Unwiflenheit ober Aberglaube der Verbreitung ber Kuhpocken in einer gewiſſen 
Gegend oder Einwohnerclafle im Wege ftehen, fo ift drittens eine gemeinverftänblice Veleh⸗ 
zung über deren blos nůtzliche Folgen und Grlaubtheit in religiöfer Beziehung noihwendig 
Namentlich wird die Mitwirkung der Geiſtlichen zu dieſem Zwecke erworben werben müflen. 
Die Bemerkung, daß die Antvendung eine von ber Vorfehung verliehenen Mitield gegen em 
Übel feine Widerſetziichkeit gegen die das Übel zulaſſende Vorſehung fei, mag aud) ben Unge: 
bildetſten und Befangenften einleuchtend gemacht werben. 

Je fidjerer leider eine auch nod fo Heine Ausgabe für einen zwar nützlichen, allein niht 
unmittelbar unerlaßlichen Zweck immer von einer großen Anzahl der Bürger aus Dürftigfeit 
unterlaffen werden muß, deſto nothwendiger ift eine vierte Mafregel, nämlich die Anorbnung 
unentgeltliger Impfung für die Armen. Diefe geringe Mühewaltung kann füglich den Impf⸗ 
ärzten ald Bedingung ihres lucrativen Auftrags gemacht werben. 

Es leuchtet ein, daß nur durch eine ganz allgemeine Impfung die Poren aus einem Gtaatt 
verbannt, wenigftens von der Erreichung eines beunruhigenden Höhegrades abgehalten werben 
önnen. Es tritt fomit immer ber Fall hier ein, wo die Benugung einer Polizeiauftalt dem 
freien Willen des Binzelnen nicht freigeftellt werben kann, indem durch die Nichttheilnahme 
eines Theils der Bevölkerung der beabfihtigte Nugen für den einſichtevollern und willigern 
ſowie für den noch gar nicht willensfähigen unmündigen Theil mehr ober weniger vereitelt und 
tiberbleö ein allgemein vortheilhafter Zweck nicht erreicht würde. Da überdies fo gut ald get 
keine Gefahr mit der Einimpfung der Kuhpocken verbunden tft, fo iſt ald eine fünfte Mafırgd 
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ein vom Staat ausgehender Zwang zur Vaccination allerdings gerechtfertigt. Ob derſelbe un⸗ 
mittelbar oder nur mittelbar ausgeübt wird, iſt natürlich rechtlich ganz gleichgültig; und bei der 
Wichtigkeit dev Sache fheint fogar eine Verbindung von beiden Arten von Maßregeln wün- 
ſchenswerth, ſodaß alfo außer dem durch Strafen zu kräftigenden Gebote alle Kinder vor einem 
beftimmten Alter (3.8. dem vierten bis ſechſten Jahre) der Inpfung zu unterwerfen, auch noch 
Ausſchluß aus der Schule, von der Aufnahme in eine Lehre u. ſ. w. gegen Nichtgeimpfte ausge⸗ 
ſprochen würde. Selbſt eine wieberholte Impfung der durch längern Verfluß der Waccination 
einer erneuerten Anftedungsfähigfeit Bernächtigen kann ohne Bedenken bei beſonders drohender 
Gefahr einer Blatternepivemie angeoronet werden. Damit aber das Geſeh nicht ein leeres Wort 
bleibe, find die aufgeftellten Impfärzte, unter Zeitung und Gontrole ver höhern Geſundheito— 
beamten, mit der Vollziehung der Zwangsmaßregeln zunähft zu beauftragen. Zweckmäßig 
angelegte Tabellen und regelmäßige Berichte halten die Anflalt im Gange und geben überdies 
zu wichtigen und belehrenden Vergleigungen den unentbehrlichen Stoff. 

Über die nuͤhlichen Ergebniffe ver Kubpodeninpfung im Allgemeinen ift unter Anderm 
nachzuleſen: Brunel, „De la vaccine et ses heureux rösultats“ (Parid 1826) ; Benoifton 
de Ghäteauneuf, in der „Gazette de sans‘ (Februar 1826); Gasper, „Beiträge zur mebicini- 
ſchen Statiftit” (Berlin 1826) ; Schübler, „Über bie Änderungen in den Geſehen der Sterb⸗ 
lichkeit durch die Kuhpocken“ (Tübingen 1827). Uber die Schutzkraft der Boden, Wieder⸗ 
impfung u. ſ. w. aber: Thomſon, „Historical sketch of the varieties and the secondary oc- 
eurrence of smal-pox ” (2ondon 1822); Lũders, „Berfuch einer kritiſchen Geſchichte der bei 
Vaccinirten beobachteten Menfchenblattern” (Altona 1824); Moͤhl, „Über die Varioloiden 
und Varicellen "(Hannover 1828); Seeger, „Beiträge zur Geſchichte ver Borken bei Bacci- 
nitten”; Petzhold, „Die Borenkrankheit‘ (Leipzig 1836); Heim, „ Darfellung ver Poden- 
ſeuchen in Würtemberg‘' (1838). R.v. Mohl. 

Blinden · Anſtalten, ſ. Wohlthätigkeits-Anftalten. 

Blokade, |. Kriegsrecht. 

Blücher (Gebhard Leberecht, Fürſt v. Wahlſtadt) 2) und der große deutſche Frei: 
beitsfrieg. — Kräftige menſchliche Beftrebungen und Thaten bilden an fid einen würbigen 
Gegenftand menſchlicher Beratung. Höhern Werth erhalten fie, wenn ihr Gegenſtand groß 
if, den hoͤchſten, wenn fie zugleich Ihrem Schauplage und Zufammenhange nad) einem der großen 
Sauptacte im Drama der Menſchengeſchichte angehören und bedeutend in denfelben eingreifen. 
Mit den bedeutendſten, mit den unglücklichſten wie mit veri ruhmvollſten Ereigniſſen, weldye feit 
Jahrhunderten das deutſche Vaterland erlebte, mit den wichtigften Veränderungen, melde der 
ſtaats⸗ und völferrehtliche Zufland von Europa und vorzüglich von Deutſchland in der Periode 
der neuern Zeit erfuhr, ift der Name B. ungertrennli verbunden. Wie verſchieden auch be: 
deutende hiſtoriſche Perfonen, ihre Verdienſte und ihre Mängel, je mach den verſchiedenen 
Stanbpunften ver Menſchen, beuriheilt werden mögen, in einem Punkte werben, was B. be⸗ 
trifft, Alle ſich Leicht vereinigen, welche die erhebende Zeit der großen Freiheitskämpfe ſich leb⸗ 
haft vergegenwärtigen wollen: unter allen ven hohen und glänzenden Namen aller europäiz 
ſchen Nationen, welde in den Jahren 1813, 1814, 1815 gegen die Napoleonifche Welttyran⸗ 
nei kämpften, trat wenigftens in der Zeit dieſer glorreihen Kämpfe felbft Keiner mehr hervor 
als der Name Blücher. Bei Freund und Feind, im In= und Auslande, bei der Jugend, im 
Volt und in den Heeren hat Niemand eine allgemeinere moralifhe Bewegung der Begeifte- 
rung und des Schreckens, der Liebe und des Haſſes bewirkt ald der „Marſchall Vorwaärts“, 
als ver „Vater Blücher“, der jugendlich feurige Greis von mehr als fiebzig Jahren. 

Solche erhebende, ſolche vereinigende und vorwärts treibende Begeifterung in ſchwerem ges 
meinſchaftlichen Kampfe ift fiher ver Wirkung nad) an fich fehon höchſt bedeutend; alsdann zu⸗ 
mal, wenn fo wie damals der Sieg nur durch fo viele und große freiwillige Opfer und Anftren- 
gungen zu hoffen ift, und wenn es gilt, vie ſchwerfällige, locker verbundene Maffe fo vieler Re⸗ 
gierungen, fo verfchievenartiger Volksſtämme und Heere einem Gegner wie Napoleon gegen= 
über zufammenzuhalten und zu nachdrücklichen Bewegungen gegen das gemeinſchaftliche Biel 
zu beftimmen. Nicht gut hiſtoriſch aber wäre es, die genügenden Gründe von großen Dingen 
saur allein in Eleinen Urſachen, die Kräfte gu großen Thaten lediglich in Außerlichteiten und 


1) Die vielen Duellen hat mit großer Vollſtaͤndigkeit die ausführlichfte Biographie Blücer's, bie 
von Darnhagen v. Eufe (‚Biographifche Dentmale”, IM, S. 621628) angegeben. Einige eigene 
Randen dern Berfaffer dieſes Artifels zu Gebote. 
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Zufälligkeiten oder in nur unbedeutenden und kleinlichen perſoͤnlichen Eizenfäaften ſuchen 
wollen. 

® Schon jene große Wirkfamkeit für unfern öffentlichen Zuſtand und die weſentlich politiſchen 

Kräfte, durch welche diefe Wirkung hervorgebracht wurde, fodern natürlich auch das „Giants: 

Lexikon“ zu einer Betrachtung berfelben auf. 

Aber felbft diefe Betrachtung ver höhern Bedeutung und bed ganzen Zuſammenhangs 
jener Breiheitöfämpfe ſcheint vorzugsweiſe an biefe Perſoͤnlichkeit fi Enupfen zu wollen. ®. 
hatte bereitö nicht blos in den frühern Revolutiondkriegen 1795 und 1794 und in dem un: 
glüdticden Feldzug von 1806 mit einer damals feltenen, mit der hervortretendſten Auszeichnung 
sefämpft. Er, der Greis B., war aud im ganzen Befreiungöfriege der Einzige, der zugleid 
die Schlachten des Stebenjährigen Krieges und die von Leipzig und Belle-Alliance mitgefämpft 
hatte, und in deſſen früherer Lebensgeſchichte vor allem ein Creigniß hervortritt, welches, ſowie 
für feinen eigenen Charakter, fo aud) für die Zeit Friedrich's d. Br. bezeichnend ift. 

Seit ver legten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann, feit der Franzdſiſchen Reveln: 
tion trat fihtbarer hervor und durch den fiegreichen Ausgang der Freiheitskriege und bie Ber: 
wirklichung ber fie eröffnenden fürftlichen Berheißungen follte ſich glüdlich entſcheiden ein großer 
Entwidelungstampf für Deutfchland und Europa. In reichen, großen und drangvollen Ereig: 
niffen, wie fie oft der lange Lauf vieler Jahrhunderte nicht vereinigt, wie man fie feit ver fird: 
lihen Reformation im 16. Sahrhunderte nicht fah, wollte fidy gegen Ende des 18. und im 
Anfange des 19. Jahrhunderts eine neue Reformation, eine neue Vildungsperiode entiwikeln. 
Es war die politiſche Reformation, welde an die Stelle des Feudalweſens und der feubalifi: 
ſchen Verfaſſungen und desjenigen, was von der hierarchiſchen blinden Glaubensgewalt in fr 
verwachſen war, freie Rationalftaaten, freie ſtaatsbürgerliche Verhältniffe und Verfaflungen 
fegen wollte. Sehr erflärlich aber erhielten die bewußtern wie die unbewußtern Veſtrebungen 
für die neue politiſche Zeit zuerft mehr einen negativen Charakter, d. h. fie zerflärten nur bie 
alten Formen und Berfaffungen der Feudalzeit, ohne daß nod die neuen Formen und Berfai: 
fungen gegründet oder befeftigt wurden. Bis zu einem gewiffen Grade geht ja überhaupt von 
ſelbſt die Zerftörung des alten Baues dem neuen voraus. In den großen, ſchwer ganz zu um: 
faflenden Verhättniffen von Religion und Politit aber werben außerdem nur allzu gewöhnlich 
die Gegner der einen, einfeitigen Richtung, durch die menſchliche Schwäche, zuerft ſelbſt zu der 
entgegengefegten Einfeitigfeit fortgerifien. Selbſt fo große Geifter wie Voltaire und Friedrich 
d. Br. befämpfen bei allem Ernſte der Geſinnung fürd Gute doch nicht den Aberglauben, ohne 
den Blauben zu zerftören ober ohne auf die Seite des Unglaubens zu treten, nicht die Anaröit, 
fei e8 eine feubale oder eine demokratiſche Anarchie, ohne einem ebenfo verberblicgen Abfolutit: 
mus in die Hände zu arbeiten. Die Gegner des Unglaubens und des Despotismus dagegen 
ſuchen und wieder dem Myſticismus und der Anarchie zu überliefern. Nur pie allmälig in den 
Vor⸗ und Rückſchwankungen gewonnene praktiſche Bildung oder der Einfluß feltener bildunge: 
kräftiger Männer führt die Völker zur glücklichen Bereinigung von Religion und Aufklärung, 
von Orbnung und Freiheit. Die natürliden Folgen num aber von der Zerflörung der alten 
politifhen Formen und Verfaffungen ver Feudalzeit, ohne daß noch die neuen ſtaatsbüͤrgerlichen 
repräfentativen Berfaffungen gegründet oder feft und wirkſam wurben, mußten in Europa un: 
vermeidlich die abfolute despotiſche Gewalt der an der Spige ſtehenden monarchiſchen ober repw 
blikaniſchen Machthaber begründen, Vollends aber entftand in Frankreich zuerſt ein furdt: 
barer Despotismus. Theils geſchah dies durch Die verberbtefte abjolute Koͤnigsmacht, durch die 
unter ihr ausgebildete Verberbniß des franzöflichen Volks, endlich durch die maplofe Gelbf: 
ſucht und Herrſchſucht Napoleon’s, des übermädtigen Erben der Franzöſiſchen Revolution. 
Mit allen durch das Freiheitoſtreben, durch die Revolution felbft aufgeregten, ihr Längere Zeit 
bewußtlos dienſtbaren Kräften ſchien dieſe Napoleonifche Herrſchaft, welche ſich an die Stelle 
der erſtrebten Freiheit fegte, in den innern und äußern Berhättniffen aller. europäiſchen Ro: 
tionen eine Unterjohung täglich mehr ausbilven zu wollen, die um fo unerträglicher wurde, je 
allgemeiner der Widerſpruch derfelben mit den angeregten Iveen, mit ber Beftimmung ver Zeit, 
mit der innern und äußern ober ber nationalen und ber verfaffungsmäßigen Freiheit erkanu 
wurde. In dem Streben für diefe Doppelte Freiheit mußte alfo ebenſo der Kampf ber übrigen 
europãiſchen Völker gegen Frankreich entbrennen, wie ex früher zum Theil von der abfolut gr: 
worbenen Fürſtengewalt gegen die von Frankreich ausgehende Verbreitung ver Breipeitägrund: 
fäge geführt wurde. Schon fehr frühe war in ber Franzöſiſchen Revolution nicht blos det 
Streben nach Freiheit in innere Anarchie und Deöpotie, fondern auch in Verlegung gegen fremd 
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Nationen übergegangen. Und bald wurde jegt alle Gewaltthat ver abfoluten franzoͤſiſchen Rö- 
nige, namentlid) auch gegen Deutſchland, überboten. Verblendung und Ehrgeiz hatte insbeſon · 
dere einen großen Theil der Franzoſen und namentlich die Heere zu Genoflen und Werkzeugen 
der Napoleonifchen Unterdrũckung und als ſolche auch zu den Feinden ber für ihre Freiheit käm⸗ 
pfenden Völker gemacht. Aber auch die Franzoſen kehrten, vorzüglich Durch den deutſchen Frei⸗ 
heitöfrieg, von ihrer Verblendung und einfeitigen Richtung wieder zur urfprünglidh erftrebten 
Freiheit zurüd. 

In diefen großen europäifchen Entwickelungskampf fällt B.'s Leben und Wirken. 2. 
war zu Rofto ven 16. Dee. 1742 geboren. Sein Vater, ebenfo wie feine Mutter aus Med- 
Ienburg abflammend, war Rittmeifter in heſſen-kaſſelſchen Dienften geweſen und Hatte ſich auf 
fein kleines Rittergüthen Großenrenſow zurücdgezogen. Wir wiffen von ihm faft nur, daß ihr 
wie die Mutter der Sohn mit dankbarer Verehrung nannte, und dann, daß er gegen einige 
Xanten, welde diefem Sohne bei feiner Geburt einen aus den Schäferlievern feiner Zeit ge= 
borgten fremden idylliſchen Namen zudachten, flatt deſſelben vielmehr vie für ihn paſſendern 
kraͤftigen deutſchen: Gebhard Leberecht durchſetzte. Die Unruhen des langen Haders zwifchen 
dem Herzog und der landſtändiſchen Ritterſchaft hatten den Vater vor B.’8 Geburt bewogen. 
nad Roſtock zu ziehen. Die des Siebenjährigen Krieges beftimmten ihn fpäter, feine Söhne 
Ulrich und Gebhard auf die Infel Rügen zu feinem Schwiegerfohne v. Kradwig zu ſchicken. 
In Medienburg wie auf Rügen mag wol wenig wiſſenſchaftlicher Unterricht vie Knaben an das 
Zimmer gefefjelt haben. Seibſt die franzöfifye Sprache hatte, in einer Zeit, wo alle deutſche 
Nationalität in elender Nachäffung des Franzoſenthums unterzugehen ſchien, B., der einft in 
Paris deutſch ſprechen und dem deutſchen Namen feine Achtung wieder erwecken follte, nicht er= 
lernt. Defto kräftiger entwickelte er unter freiem Himmel, bei einiger Theilnahme an landwirth⸗ 
ſchaftlicher Thätigkeit und bald auf wildem Roß, bald auf dem flürmenden Meer im Wettlampfe 
mit feinen Alterögenoffen in freiem glüdlichen Jugendleben feine kräftige, unverwüſtliche koͤrper⸗ 
liche Gonfitution, feine Tugenden der Koͤrpergewandtheit, des kühnen unerſchütterlichen Mu⸗ 
rthes, des gefunden Sinns und Blicks und des tüchtigen Charakters, fowie die unzerſtoͤrliche 
‚Heiterkeit und Lebensluſt und feine offene gutmüthige Treuherzigkeit gegen Geringe und Vor- 
nehme. Fiſcher am Oftfeeufer der Infel Rügen erzählten, „daß ihre Väter den Feldmarſchall 
wohl gekannt, da fie noch Buben geweſen und mit dem wilden Junker und einem ältern Bruber 
Ulrich fo manchen Streih ausgeführt hätten. Da fei der Junker Leberecht immer voran ge= 
weſen. Was Keiner gewagt, habe er unternommen, und Alle hätten ihm gehorchen müffen, 
weil Keiner fo großes Herz gehabt. Ihm fei kein Baum zu hoch gewefen. In die Schluchten 
der Kreidefeljen (mo heutigen Tages e8 angefchlagen ifl, daß wegen der Lebensgefahr Niemand 
Hineinfleigen darf) kletterte er hinab bis zu der Brandung des Meeres, ohne Schwindel. Beim 
Sturme rief er feine Gefährten in den Nachen und flug mit dem Ruder gegen bie enıpdrten 
Wellen, als wollte er fie ſchweigen heißen.” 2) Bei folder Stimmung mußte dad Solbatenleben 
in dem anf Rügen liegenden ſchwediſchen Hufarenregiment v. Mörner anloden. Aber die 
älterlide Zuflimmung wurbe verweigert. Da verließen im dritten Jahre des Siebenjährigen 
Krieges beide Knaben heimlich den Schwager und fuchten Aufnahme in jenem Regiment. Sie 
erhielten, nachdem endlich der Vater eingewilligt hatte, die gewünſchte Anftellung. Aber bald 
wurde auf einem Streifzuge in die Ukermark der vierzehnjährige Junker Gebhard mit ver- 
mundetem Pferde von einer überlegenen Anzahl preußiſcher Hufaren gefangen. Gin Hufar 
nahm ihn vor fih auffein Pferd. So nun trug dieſes ihn’ feinem großen Schickſal entgegen. 
So brachte e8 den Preußen den Helden der Befreiungdkriege. Dem preußifhen Hufarenoberft 
v. Belling geflel der fhöne muthige Knabe. Er gewann ihn lieb, behielt ihn auf fein Ehren- 
wort bei fi und bot ihm wiederholt preußifche Dienfte an. Diefe aber lehnte B., folange er 
noch feinen ſchwediſchen Abſchied nicht erhalten Eonnte, ftanphaft ab. Endlich nach einjährigem 
‚Barren glüdte es durch einen günftigen Zufall, ihn zu erhalten. B. wurde preußiſcher Fahnen⸗ 
junfer, bald (1760) Gornet und Adjutant feines väterlichen Gönners, der ihn ausrüftete. Er 
Half nun mit Eifer und Muth den Siebenjährigen Krieg, welcher nad langer Zerrättung und 
Erſchlaffung die erfte erhebende Bewegung in Deutſchland erzeugte, muthig zu Ende kämpfen. 
DB. focht mit Auszeihuung in ven Schlachten von Kunersdorf und Freiberg, in welder letztern 
er verwundet wurde. Er rüdte bis zum Älteften Stabsrittmeifter vor. Da fiel Belling in Uns 





2) Förfter, „Der Feldmarſchall Blücher und feine Umgebungen‘ (Leipzig 1821), ©. 3. 
Staats: Lexikon. II. 48 
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gnade bei Friedrich d. Gr., und B. wurbe, ohnerachtet feiner Gegenvorſtellungen, bei der näd: 
flen Beförderung in der Zutheilung der Escadron einem jüngern Rittmeifter v. Jägerfehd 
nachgefegt. Der König felbft Hatte bereits dieſe Dienfteinrichtung gegen B.'8 Borftellungen ge: 
nehmigt. Dennoch ſchrieb B. vie fühnen Worte an feinen großen König: „Der v. Jägerfelb, 
der kein anderes Berbienft hat als der Sohn des Markgrafen von Schwedt zu fein, iſt mir ver: 
gezogen. Ich bitte Ew. Majeftät um meinen Abſchied.“ Friedrich befahl, ihm Arreſt zu geben, 
damit er ſich eines Beſſern befinnen könne. B. faß und faß, dreiviertel Jahre lang, und blieb bei 
feiner Grflärung. Da erfärte feinerfeits der König: „Der Rittmeifter v. B. ift feiner Dienfle 
entlaflen; er kann fih zum Teufel ſcheren.“ B. liebte leivenfchaftlich den Kriegerftand. Er war 
damals vermögendlod, dazu verlobt mit einer ebenfalls vermögenslofen Braut, einem Fraͤuleia 
v. Mahlin, der Toter eines ehemaligen ſächſiſchen Oberften, ver in Polen Güter gepadiet 
hatte. Nur die innere Empörung eines unabhängigen feften Charakters gegen das Unredt, 
nur ein tiefe Gefühl für das Recht, welches B. in feiner Berfon verlegt glaubte, Eonnte iha in 
folder Lage, in folder Zeit unbeſchränkter Kürftenherrfchaft, in welcher vollends im Militir 
fon der Zweifel an der Unfehlbarkeit königlichen Willens als Verbrechen galt, zu fo fühnem, 
unerfhütterlidem und aufopferungdvollem Rechtstrotz felbft gegen feinen großen König br: 
flinmen. Es find aber viefelben Gefühle und Kräfte, welche zum Kampfe gegen frembe Unter: 
drüdung und welde gegen die Willkür der verfchiedenften Art im Innern begeiftern und Räh: 
Ien. Ein aufopferungsvoller, muthiger gefeglicher Widerſtand gegen Unrecht der Gewalt, zum 
Schuß des gemeinfamen Rechts iſt meift | hwerer, oft Heilfamer ald Angriff. 

B.'s Freunde fürchteten, er werbe feine Verbindung aufgeben müffen. Er that ed nit. 
Er nahm ein Pachtgut feined Schwiegervaters in Unterpacht, heirathete umd lebte mit feiner 
Gattin, die ihm ſechs Rinder gebar, obwol oft zum Kriegsdienſt ſich zurücfehnend, doch 15 Jahre 
lang glüdlid in ländlicher Einſamkeit. Durch einfihtövollen und etfrigen Betrieb des Land: 
baus, worin er als Mufter galt, erwarb er ſich bald ein Feines Landgut in Vommern, und 
durch Gharakter und Benehmen die Achtung und Liebe feiner Umgebung, ſodaß ihn, ven ge: 
borenen Ausländer, die pommernſchen Landflände zum Landrath der Provinz ernannten. Selbft 
der große König bezeugte ihm, der dem Lande einige Dienfte geleiftet Hatte, wiederholt münblid 
und in Briefen und durch Geldgeſchenke feine Achtung und, wie es fheint, die Abſicht, das Ber: 
gangene zu vergüten. Nur erlaubte eine falſche Vorſtellung von ber koͤniglichen Würde midt, 
dieſes auf bie auch nur den Schein eines Föniglichen Irrthums oder Unrechts eingeſtehende Weiſe 
nämlid) durch eine paffende Wieberanftellung, zu thun. Die legtere war erſt moͤglich nah 
Friedrich's Tode. Doch Hielt zuerft gutmüthiges Nachgeben- gegen bie dringenden Bitten ſeiner 
Gattin B. ab, Schritte zur Erfüllung feiner Wünſche zu verfolgen. Cinſt aber, bei einer Herr: 
ſchau in Bommern, bemerkte Friedrich Witgelm II. mit Wohlgefallen einen Mann, ber durh 
feine männliche Schönheit und als kühner trefflicher Reiter unter ven Zuſchauern ſich auszeid: 
nete. Mit den Worten: „Der könnte und Allen was zu rathen aufgeben”, wandte ſich der 
König zu feinen Gavalerieoffizieren und erfunbigte ſich. &d war B. Der König, diesmal beſſet 
als fein großer Vorfahr ven reiten Mann erfennend, trug ihm huldvoll den erfehnten Rüdtritt 
in die Armee an. „Ja, mit Freuden, wenn fein Recht ihm würde”, war B.’8 Antwort. Und 
es warb ihm. Er erhielt 1787, feinem ausprüdlihen Wunfche gemäß, gerade in fein altes Re: 
giment den Wiebereintritt und die Majorsftelle vor demfelben v. Jägerfeld, dem er eink nad: 
gefegt wurde; und fein Patent wurde zurüdbatirt auf 1779, eine Zeit, wo der König, der ed 
unterzeichnete, gar noch nicht regierte. : | 

An der Spige deffelben roten Huſarenregiments, v. Golz, fämpfte 1793 und 1794 2. 
in ven eldzügen am Khein, zuerft als Oberft, bald, zur Belohnung feiner Berbienfte, ald 
Generalmajor und als Inhaber des Regiments und mit dem Rothen Aplerorben gefmä. 
In den Kämpfen von Giffoin, Suremburg, Kaiſerslautern, Morſchheim, Weidenthal, Ebel: 
beim, am Malzberg und bei Moorlautern zeigten fi B.'s kühner Geift und feine Freude an 
Kanıpfe, der ſchnelle Blick und Entſchluß in jeder Lage, die von Tollfühnheit entfernten vet: 
fichtigen Anftalten wie die Energie der Ausführung, endlich die begeifterte Liebe und Folgſam⸗ 
Feit, weldje des Anführerd Vorangehen in jeder Gefahr und Mühſeligkeit und das gutmäthigt 
treuherzige Wohlwolien feinen Rriegern einflößten. Man nannte ihn ven neuen Ziethen, le rei 
rouge bei den Franzoſen (nad) der rothen Hufarenuniform). Beinahe 4000 Gefangene, dat: 
unter 150 Offiziere und ein Benerallieutenant, einige Taufend Pferde, 11 Kanonen und 5 Bab- 
nen hatte unter feiner Führung fein Regiment gewonnen, nie, mit Ausnahme von ſechs Maut, 
Gefangene verloren. 


Blücher 756 


Schon glänzte B.'s Name. Doc follte er jeinen vollen Glanz vor feinem Greifenalter 
nicht erwerben. Dieſes verhinderte Deutſchlands unglückliches Schickſal, begründet durch all- 
bekannte Mängel und Urſachen, durch die innern Verhältniſſe und durch ihre Folgen, die Nie⸗ 
derlagen im Kriege, insbeſondere der Baſeler Friede und die Demarcationslinie, welche das in 
die Revolutiondfriege Hineingezogene übrige Deutſchland preußifcherfeits, ebenfo wie der Friede 
von Sampo-Formio öfterreichifcherfeits, huͤlflos ließen, fodann ferner die unglüdliche Zögerung 
des bereitd ausmarſchirten preußiichen Heeres 1805 und endlich die furchtbaren Greigniffe von 
1806. In der auf den Bafeler Frieden folgenden Waffenruhe hatte fih B. nach dem Tode 
feiner erften Gattin zum. zweiten male vermäßlt, und zwar mit einer fhönen Oftftiefin, einem 
Sräulein v. Colomb. Im Jahre 4804 wurde er Benerallieutenant, und 1802 erhielt er ven 
Auftrag Erfurt, Mühlhaufen und Münfter zu befegen. Im Jahre 1803 war er fodann Gou⸗ 
verneur von Münfter, wo er durch fein menfchenfreundliches, zutrauliches Weſen manche Schwie- 
rigfeiten und Härten des neuen Zuflandes dev Bewohuer befeitigte. Aud als Schriftfteller 
trat B. in jener Zeit auf. Er lieg 1796 fein Tagebuch feiner Feldzüge am Rhein erſcheinen, 
welches Sachkundige zu ven beften Werken dieſer Art zählen, ein lebendiges Abbilv feiner ritters 
lichen Kriegäthaten, feiner liebensmürbigen Perfönligkeit. Im Jahre 1805 ſchrieb er die ſchon 
durch ihren Titel und die darin ausgeſprochene Grundidee merfwürbige Schrift: „Gedanken 
über Kormirung einer preußifchen Nationalarmee“, in welcher er ſchon damals fovert, jeder 
Preuße müfle Solvat, die Dienftzeit kurz, die Behandlung befler werben. ) 

An dem unglüdlihen Tage von Jena hatte B. in noch untergeorbneter Stellung an ver 
Spige von 25 Escadrond Gavalerie und einiger reitenden Batterien, Über welde man ihm 
erſt auf dem Schlachtfelve den Befehl anvertaute, dad Seinige gethan. Sein Pferd wurbe ihm 
unter dem Leibe getöbtet. ALS der ungeordnete Rückzug und bie Auflöfung ver Armee erfolgte, 
führte er vermittelft einer kühnen Kriegslift 5000 Mann mitten durch die feindlichen Reiters 
bivifionen Klein und Lafalle hindurch und zog noch das weimarifche Korps unter dem Herzog 
von Braunfhtweig:O1s an ih. Er folgte nicht dem Beifpiel feines Obergenerals, bes Kürften 
Hohenlohe, der die Waffen ſtreckte. Um einen Theil der feindlichen Heeresmacht von dem Her⸗ 
gen ber Monarchie und von den wenigen dem König übrigen Truppen bis zur Ankunft der 
Auffen abzuziehen, warf er fi) mit feinen 15,000 Mann nad Medtenburg ; alsbald aber, durch 
Murat, Soult und Bernabotte von 80,000 Mann umzingelt, mit Verwerfung aller ihrer Ga= 
pitulationdanträge, nad Lübel. Da aber die fehlecht befeſtigte Stadt, trog aller Gegenwehr 
und des unermüdlichen perſoͤnlichen Kampfes des Anführers, felbft noch in den Straßen der 
Stabt, von ber feindlichen ͤbermacht erflürmt war, mußte er endlich in Radkau, einem Dorfe 
bei Lübeck, ehrenvoll capituliren. Doc; verweigerte er hartnädig, die Gapitulation zu unterz 
zeichnen, bis ihm die ungewöhnliche ausdrückliche Hinzufügung geftättet wurbe, „daß er nur 
deswegen capitulire, weil er weder Munition noch Brot und Fourrage habe’. — „Ihm wurde“, 
fo berichtet Barnhagen v. Eufe über B.'s Iheilnahme an dieſem unglüdligen Kriege (S. 118), 
„in den Augen. ded Kriegerd nur Achtung und Bewunderung zu Theil. Bon allen preußifchen 
Beloherren und Truppenſcharen, die bid dahin ven Kampfplag betreten, hatte er allein den 
Ruhm der Waffen behauptet und in dem allgemeinen Unglüd, welches ihn ſchon mitergriffen 
Hatte, vorüber allen breiten Abwegen der Schande, auf fhmalem Pfade fi zum ehrenvollen 
Biele purchgerungen. Seinem Kreife war kein Berzagen, welches überall Schlag auf Schlag 
die @eprüfteften ergriff, fein Unmuth und Feine Schwäche genaht. Seine Truppen Hatten ſich 
tapfer, ausdauernd bis zum legten Augenbli gehalten. Ein ſolches Beiſpiel war in jenen Ta= 
gen der Verdunfelung und Trauer ein helles Beuerzeihen, an welchem die Flamme der Hoff: 
nung und Zuverficht-fid) wieder entzunden konnte. So auch war bald der Sinn und das Urtheil 
des Volkes vorherrſchend für B. entſchieden. Nicht in Preußen allein, auch in Hamburg, wo 
Das Unglüd der Nachbarſtadt tief gefüglt wurde (und wo B. die Zeit feiner Kriegägefangen= 
ſchaft verlebte), und in Lübeck felbft zeigte die Menge für ihn und feine Krieger ihre Theils 
nahme, ihren Eifer. Der Beind, hier ein unzweideutiger Zeuge, bewies ihnen feine Achtung auf 
alle Weife; ja ex ſetzte fle oft in Berlegenheit durch den Vorzug, ben er ihnen vor ven Gefähr- 
ten einräumte, die nicht dad Glück gehabt, unter B.'s Befehlen zu ſtehen.“ Gine Einladung 
von Bernabotte, mit ihm fpazieren zu fahren, lehnte B., dem das Franzoſenthum in Deutich- 


3) Roqh eine dritte Schrift fchrieb Blücker: „Bemerkungen über bie Inftruction und das Erereiren 
ber Eavalerie’’ (1807). Sie foll theoretiſch nicht viel bedeuten. Blücher war Braftiker. 
48° 
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land, ſeitdem es fo offenbar ſelbſt der fremden Unterdrückung diente und huldigte, verhaßt war, 
und in deſſen Haufe auch von den Seinigen kein Franzoͤſiſch gehoͤrt wurde, mit der Eutſchuldi⸗ 
sung ab, „er ſpreche nicht franzoͤſiſch und ſei zu alt es zu lernen“. 

Bir brauden Hier nicht audzumalen die ganze Reihe trauriger Creigniſſe, welche bie 
Schlacht von Jena eröffnete, die faft unbegreifliche moraliſche Zerrättung, welde fie zu Tage 
brachte, die völlig vertheivigungdlofe Übergabe der Beftungen Hameln und Nienburg, Erfurt 
und Magbeburg, Spandau, Stettin und Küftrin, Glogau, Breslau, Brieg und Schweldnitz, 
ven Einzug der Feinde in Berlin und ihren Empfang dafelbft, die Zerftüctelung ver preußifchen 
Monarchie, die Höhft drangvolle Rage des durch die ruffifhe Allianz geretteten, vom Beinde 
ausgefogenen und militärifch befepten übrig gebliebenen Theile und die. Unterdrüdung von 
Deutſchland. 8 follte ver Welt offenbar werden, daß zahlreiche wohlorefiirte Heere und treff 
liche Feftungen, daß gefüllte Schagfammern und ein äuferlich ſehr ausgebilveter, wohlgeorune: 
ter Staatsmechanismus, daß felbft, was unendlich Höher ſteht, ein vortreffliches Kürftenhaus mit 
allgemein und laut ausgeſprochener Liebe und Verehrung für vaffelbe, daß geiflige Bildung 
and wohlerworbener Kriegsruhm — daß Alles dieſes noch nicht genügt, um einen Staat gegen 
große, oft lange verborgene Gebrechen und in der Stunde großer Gefahr gegen ben Untergaug 
zu fhügen. Es follte, größer im furchtbarſten Unglück als je im glänzendſten Glüd, daſſelbe 
Vreußen in den Jahren 1807 — 13 ber Welt zeigen, woburd die wahren, unzerflörbaren 
Staatöfräfte wachſen, wodurch felbft Fleine, an materiellen Mitteln ſchwache Staaten unüber⸗ 
windlich und fegreidy werben und, fofern fie dem aufgefundenen rechten Wege treu bleiben, in 
glorreicher Entwidelung fortfchreiten können. Mit rühmlicher Weisheit und eines reinen Wil: 
lens ſich bewußt, fuchte die Regierung nicht, wie die Thoren, in Andern und in Zufälligfeiten, 
fondern im Innern des Staats felbft die Quellen fo großen öffentlichen Unglüds und in voͤl⸗ 
liger Selbfterfenntniß die Bedingung der Herſtellung. Muthvoll lief fie Wort und Schrift 
zur lauten, oft bittern Enthüllung aller wahren und vermeintlien Gebrechen und Behler ver 
Behörven und der Einrichtungen, der Verfaflung und ver Berwaltung frei. Cuergiſch begrün- 
dete und vorbereitete fie danıı durch Gtein. und Scharnhorſt in viefen wenigen Jahren mit den 
beſchränkteſten Mitteln, in der durch den übermüthigen Feind beengteften Lage Altes, was 1815 
—15 die glorreiche Befreiung und Wiedergeburt möglich machte, Alles, was noch jedt der 
Stolz und die Hoffnung Preußens ift, deflen Dauer und weitere Entwidelung, nad dem Wort 
eines der evelften feiner Staatsmänner, dem Staate die Bürgfcpaft leiften follte, daß ihm nie= 
mals ein neues Jena gefährlid oder nöthig fei. Durch die Befreiung des Bauernflandes von 
der Unterbrüdung des Feudalismus, durd) die freie Städteordnung, durch die @leichheit der 
Öffentlihen Pflichten und Rechte und endlich durch die ausdrückliche Verheißung einer repraͤſen⸗ 
tativen Provinzial: und Reichsverfaſſung (Edict vom 28. Oct. 1810) wurde der Nation eine 
allgemeine freie ſtaatsbürgerliche Verfaſſung vorbereitet und verbürgt. Durch die einftweilen 
dem Wefen nad) ſchon gewährte Freiheit des Wortes und der Schrift, durch die neue Grün: 
dung von Univerfitäts- und Schuleinrichtungen im liberalften Geiſte wurbe ver Nation die gei⸗ 
flige Erhebung und Waffe gegeben. Das Zerbredien des ſchimpflichen Stocks, der bei Jena als 
fo nichtsvermoͤgend fidh gezeigt Hatte, die für alle Bürger gleiche und unablöglice Waffenpflicht 
und die Landwehr endlich gaben ihr bie treffliche kriegeriſche Wehrordnung. Der Grund von 
Preußens, von Deutſchlands Unglüd und Schmach, Beudalismus und Verfaſſungsloſigkeit, 
und die Aufgabe der neuen Zeit waren alfo klar erfannt: Licht und Recht, Freiheit und Ehre 
wurden überall als der Preupen Lofungsworte erlärt. Und wahrlich, nicht etwa weil bie vor- 
zäglichften Wieverherfteller der Größe Preußens, Stein, Scharnhorſt und B. ebenfo wie 
Hardenberg zufällig in andern deutfchen Ländern geboren waren, fondern weil man tief erfannt 
hatte, daß für Preußen nur durch deutſche Gultur und Freiheit, durch das Vorangehen in ihnen 
und in freier inniger Verbindung mit Deutfchland, Sicherheit und Gedeihen fei, huldigte man 
in Wort und Werk aud) diefer Idee. Mit ſolchen Waffen Eonnten die Regierung und ein Bund 
begeifterter Baterlandöftcunde, derTugenpbund, durch allgemeine Verbreitung einer morali⸗ 
fen Erhebung ver Nation unter den Augen des argwöhniſchen, die Landesfeften beſitzenden 
Beindes die Befreiung des Vaterlandes vorbereiten. 

B. war bald nach feiner Gefangennehmung, feinen dringenden Bitten gemäß, gegen den 
von Schill gefangenen Marfhall Victor ausgewechſelt, von dem König mit dem Schwarzen 
Adlerorden belohnt und zu einer kühnen Unternehmung nad) Pommern entfendet worden. Der 
Friede zu Tilſit hinderte ſie. In der Umgebung des Königs, arbeitend im Kriegsdepartement, dann 
Generalgouverneur von Pommern, ſtets auf gleiche Weiſe ſtimmte B. ein in die Richtung des 
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neuen Preußen, ſuchte er Vertrauen und Muth und Eriegerifche Tüchtigfeit zu verbreiten. Ihm 
wurde daher ebenfo mie Stein die Ehre, von dent übermüthigen Sieger ald einer ber Männer 
bezeichnet zu werden, Die, weil er fie fürdtete, die preußifche Regierung außer Dienft fegen 
mußte. ®., der fon, bald nachdem, nicht feiner Neigung gemäß, der Bafeler Friede gefcploflen 
war, Immer aufs neue durch Briefe an ven König und durch mündliches Wort zum Kriege gegen 
den Unterbrüder Deutſchlands getrieben, trieb jegt aufs neue und Iebhafter, fobalb die erfte 
Möglicgkeit dazu kam. Schon 1808, wo er kränklich war, antwortete ihm Scharnhorft auf 
ſolche neue Mahnungen und Vorſchläge: „Ihr Brief Hat mir unbeſchreibliche Freude gemacht. 
Ich fehe es, was Alle fagten, Ihr Geiſt Hat nicht gelitten. Sie find unfer Anführer, unfer Helv, 
und müßten Sie auf einer Sänfte und vorangettagen werben. Nur mit Ihnen ift Entfchloflen- 
heit und Glück.“ Als Schill 1809 feine fühne Unternehmung begann, hatte B., auf ihre Bil- 
Ugung hoffend, bereits kriegeriſche Vorbereitungen gemacht, mußte fie aber, dem Föniglichen 
Befehl gemäß, einftellen. 

Bon Jahr zu Jahr war unterbeffen Napoleon’s Übermagt gewachſen. Doch hatte er 
noch immer durch die unter ihm überall und auch in dem Rheiniſchen Bunde nad) dem Beifpiele 
Frankreichs bewirkte wohlthätige Zerftörung des Feudalismus und die Einführung der Gleich⸗ 
heit Öffentlicher Pflichten und Rechte, ſowie durch die fheinbar freien ſtändiſchen Verfaffungen, 
die er in Frankreich beſtehen ließ, in allen von ihm geftifteten Staaten, in dem Koͤnigreich 
Weſtfalen, in ven Großherzogthümern Berg und Frankfurt, in Holland wie in Polen, ja felbft 
in Spanien und Italien einführte, eine fehr große Zahl felbft der evelften Männer — ich nenne 
nur Johannes Müller — getäufcht und dadurch vorzüglich eine große Kraft für fi) gewonnen. 
Wer viefes überjieht, kann die damalige Zeit nicht verftehen. Auch das Schreiten an ven Für⸗ 
fen Primas, wodurch Napoleon feierlich proteftirt, daß man etwaige Willkür der Nheinbunds⸗ 
fürften ihm zufchreibe *), feine forgfältige Schonung ber deutſchen Unterrichtsanſtalten, nament: 
lic der akademiſchen Lehrfreiheit, und Anderes beweifen beutlich, daß er ven Glauben: Freiheit 
und Fortſchritt feien auf feiner Seite, zu würbigen wußte. Doch bei jeber Zunahme der Macht 
zerftörte fein despotiſcher Übermuth immer mehr diefe Täuſchungen, und das durch feine Kreis 
heit allein unbefiegbare Großbritannien rüftete zur Rettung Europas immer neue Kämpfer. 
Da erſchütterten endlich die ungewöhnlich frühe Winterfälte, ver Brand von Moskau und vor 

“ allem vie fo höchſt unpolitiſche Täuſchung der gerechten Erwartungen ber Polen auf alobaldige 
Wiederherſtellung ihrer Freiheit, welche ihm ſichern Rüdzug und neue Hülfsquellen geboten 
hätte, feine Macht, und der General Dort gab mit Fühner Seele das Signal zum allgemeinen 
Befreiungsftieg. 

Er begann. Aber es ift nöthig, um die Geſchichte gegen Verfäljhungen zu vertheidigen 
und um B.'s Wirken zu verftehen, ſich deutlich zu erinnern, wie er begann. Zum erflen male 
feit der Franzoͤſiſchen Rebolution eröffneten die ein Vierteljahrhundert hindurd immer und 
inımer belegten Regierungen den Kampf mit dem Lofungswort nicht blos der Sicherung ber 
Thronrechte und der äußern, fondern auch der innern flaatöbürgerlihen Freiheit. Herüber von 
der biöher unbeflegbaren feindlichen Macht und auf ihre Seite beſchwuren fie jegt die moraliſche 
Kraft der großen Idee der Zeit, die Kraft der Freiheit und ver Öffentlichen Meinung fieges- 
Träftiges Banier. Die verbündeten Monarchen eröffneten ven Krieg durch die gemeinfchaftliche 
feierliche Proclamation von Kaliſch vom 25. März 1813. Darin erklären ie: „Daß fie, dem 
Wunſche des deutſchen Volks begegnend, jeden Deutfchen auffodern, fi anzuſchließen und zu 
Tämpfen mit Herz und Sinn, mit Gut und Blut, mit Leib und Leben für die Rückkehr der Frei⸗ 
heit und Unabhängigkeit Deutſchlands und für die Wiederkehr eines ehrwürdigen Reiches in 
zeitgemäßer Geſtaltung, welches allein den Fürſten und Völkern Deutſchlands anheimgeftellt 
bleibe und in feinen Brundzügen und Umriſſen moͤglichſt aus dem ureigenen Geiſte des deutſchen 
Volks hervorgehen folle, damit Deutſchland verjüngt det lebenskräftig und in Einheit gehal⸗ 
ten unter @uropas Völkern daſtehe.“ — „Für diefen Zweck“, fo erflären fie, fo erflärt nament- 
lich auch Fürſt Metternich, noch zwifchen dem erften und zweiten Kriege auf vem Wiener Con⸗ 
greß, „Für dieſen Zweck haben die Völker die Waffen ergriffen, und alle Staaten, welde ver 
großen Allianz fi anſchloſſen, erklärten fi ſchon durch ihren Beitritt für denfelben Zweck.“ ©) 
Diefer Zweck wird ebenfo oft wieberholt, von allen Regierungen einſtimmig auch bezeichnet, 
„als eine ber öffentlichen Meinung, dem Zeitgeift und der Erwartung der Zeitgenoffen, als den 





4) Binfopp, „Rheinifche Bundesacte“, &. 109. 
5) Klüber's „‚Acten bes Wiener Congreſſes“, Heft I, ©. 61 u. 104. 
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allgemeinen Wünfhen und gerechten Anfprüchen ver deutfchen Nation entſprechende nothwen⸗ 
dige Feftfegung und Sicherſtellung der ſtaatsbürgerlichen Rechte und ſtändiſcher Verfaſſungen, 
mindeſtens mit den Reiten der Prepfreiheit, ver Steuerbewilligung, der Zuſtimmung zu den 
Landesgeſetzen und der Berantwortlickeit der Staatsdiener“. Und als 1815 der neue, gefähr— 
lie Krieg drohte, da nahm man fehnell auf dem Wiener Congreß die über den Länderftreit 
faſt vergeffene deutſche Verfaſſungsſache wieder vor. Da erklärten alle Negierungen ebenfo 
einftimmig: „Daß unter den dringenden Umftänden der gegenwärtigen Lage der Dinge durch 
neue Zuſicherung diefer Rechte in der wenn auch noch unvollfländigen Bundesacte, die Völler, 
am mit Vertrauen und Muth, mit Kraft und Freudigkeit den neuen Kampf zu beginnen, über 
dieſe Rechte beruhigt werben, daß fie zur Überzeugung gelangen müßten, daß bie bereits dar: 
gebrachten Opfer ſowle die neuen Anftrengungen für ihre theuerften Intereffen, für ihre un: 
veriaͤhrbaren Rechte geleiftet und erheifht würben.” ©) Mehre Regierungen ertheiften jeht 
ebenfalls unmittelbar vor Eröffnung des neuen, ſchweren Krieges ihren Völkern noch befonbere 
ähnliche Zuſicherungen, Verfprejungen wahrer, zeitgemäßer Gonftitutionen ober Repräfen: 
tatioverfaffungen, fo z. B. die Könige von Baiern und von Würtentberg, der Großherzog von 
Baben. Go auch der König von Preußen (deffen Bevollmächtigte in ihren fünf Entwürfen zur 
Bundesverfaflung ſtets jene obigen Rechte als weſentlich erflärten) in der neuen Zufage einer 
reichoſtãndiſchen repräfentativen Verfaffung durch das königliche Cdict vom 22. Mai 1815, 
und durch die Befigergreifungöpatente der alten und neuen Provinzen. ) Wohl alfo konnten 
fpäter am deutſchen Bundestage die Geſandten ſich in Beziehung „anf eine allgemeine, bald⸗ 
moͤglichſte Begründung ſtaͤndiſcher Berfaflung,, die an fih ſchon den Rechten gemäß fei”, auf 
dieſe feierlihen Grunbverträge der Regierungen mit der Nation und den Bürgern, „aufdie 
Zuſagen, welche ven Völkern während bes Freiheitskrieges Taut und öffentlich gemacht wurden“, 
berufen und erflären, „daß Deutfchland nur darum mit dem Blute der Völker befreit nnd die 
Länder ihren rechtmaͤßigen Regenten zurückgegeben worben, damit überall ein rechtlicher Zu: 
Rand, an die Stelle der Willkür treten möge”. 9) 

Überall wurbe dabei die öffentliche Meinung als Leitftern für die Regierungen feierllch an⸗ 
erkannt und an bie Spitze geftellt.) B. aber, ver Feldherr ver Verbündeten, erließ den 
23. März 1813, bei dem Borrüden ihrer Heere in Deutfhland, eine Proclamation zunäßt 
an bie Sachſen, „feine deutſchen Mitbürger oder feine deutfchen Brüder, mit melden er gemein: 
Thaftli für Vaterland und Freiheit Fämpfte”. (Siehe feinen Aufruf am das Heer vom 
24. April.) In diefer Proclamation nun wich Preffreigeit verheißen und deren Unterbrüdlung 
als ein Hauptgrund der jegt vom Volke verlangten Erhebung gegen die Napoleoniſche Sflaveri 
und den Rheinbund erklärt. Mit dem Einrüden in Sachſen wird fogleid auch die Verheißung 
verwirklicht. 2%) In der That wurde faft überall, wohin ſich bie Herrfchaft ver verbinden 
Armeen erfirette, Wort und Schrift frei. Dem Herausgeber des fo hoͤchſt liberalen Rheiniſchen 
Mercur“, ven auch B. für einen mächtigen Alliirten der verbündeten Heere erflärte, fagte er 
noch fpäter zu Ende des Jahres 1815 nach dem zweiten Parifer Frieden: „Schreiben Sie nut 
immer zu, gegen wen es auch fel; ich nehme Alles auf mich. Wenn es nur wahr ift, fo mögen 
Sie Alles drucken laſſen. Aber, das fage ich Ihnen, wahr muß es fein.” 11) 

Schon vor vem Befreiungskriege hatten aber auch die Schriftfteller, welche für die zufünf: 
tige Befreiung Deutſchlands zu wirken ſuchten, und von welchen Im Kriege nicht wenige In be: 
deutender Öffentlicher Wirkſamkeit auftraten, ſtets aud für freie Verfaflung als einen Haupt: 
theil und eine Grundbedingung der Befreiung geſprochen. Selbſt Herr v. Geng in Berlin 


6) Klüber, a. a. D., 1, ©. 34, 45, 57, 65, 68, 72; I, 104, 125, 131, 134; IV, 43, 44, 48, 90, 
51,104; V, 1, 3, 18, 55, 107, 196,295, 298; VI, 206; VII, 298, 359, 378; VII, 33, 434, 48, 
432, 512, 523, 524, 529, 532, 547, 551, 565. ©. auch diefe urfundlichen Erklärungen von dem erfen 
und zweiten Befreinngsfriege in K. Welder's „Vervollkommnung ber organiſchen Entieidelung des 
Deutichen Bundes‘' (Karlsruhe 1831), S. 15—40. Die Beweile, daß man überall an wahre zeit 
gemäße Repräfentativverfaflung bachte, f. insbefondere ©. 38 fg. 

©. die zulegt citirte Schrift, ©. 39 fg. 

8) „Brotofolle der deutſchen Bundesverfammlung‘‘, I, S. 14 fg., S. 30, 50, 51, 54, 130, 146, 
194, und die vielen Stellen, welche die Schrift in der vorlegten Note, ©. 32 fg. anführt. x 

NS. bie vorigen Noten und öflerreichifchen und preußifchen Kriegemamifefte, nach welden die 
Gefinnungen des beutfchen Volks den Krieg erflärten und den Befchlüflen ber Regierungen votau⸗⸗ 
eilten. GSchmid’s Zeitfchrift „Der Deutfche Bund“, I, ©. 40, 51, 61. 

10) Barnhagen, ©. 156, 159. 
11) Barnhagen, S. 558 
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hatte in feiner „Berliner Monatsſchrift (z. B. Bd. I, S. 276 fg.) mit Begeifterung fogar auf 
die nordamerikaniſche Freiheit „und ihre beifpiellofen glüdlichen Folgen als Pflanzſchule von 
Weisheit und Kraft für unfern alternden Erdiheil“ Hingewiefen, vie „höchſtmögliche bürgerliche 
Freiheit als den legten Zweck, als das Ideal jever poutiſchen Verbindung” erflärt und „bie 
Zerſtoͤrung der durchaus verderblichen mittelalterlihen und feubaliftijchen Verhältniſſe als die 
höchſte Wohlthat, ald die wefentlihe Aufgabe ver Zeit” gepriefen. Herr v. eng erklärte in 
dieſen Ausführungen auf eine für bie hiftorifche Auffaffung jener eitverhältnifle ebenfo be⸗ 
zeichnende Weije insbeſondere aud) die von ihm ſchon in der berühmten Zuſchrift an Se. Maje- 
flät den König von Breußen fo energifch gefoberte Preßfreiheit „als unzerflörbares Recht ges 
fitteter Völker, ihre Beeinträchtigung nicht blos als muthlos und als politifch verderblich, ſon⸗ 
dern ald die ſchwerſte Rechtskraͤnkung, ald Beleidigung der Menfchheit, ja als abſichtliches 
Sindernig menſchlicher Vervollkommnung, als frevelhaftes und zugleich fruchtloſes Beſtreben, 
als ein Beſtreben, welches zulegt unvermeidlich den Haß derer, gegen die es gerichtet ift, und 
ihre Neigung, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, erwecken müſſe“ (ſ. 296, 312, 318). Und 
Friedrich v. Schlegel hatte in feinen Öffentlich zu Wien vor zahlreihem Publicum gehaltenen 
Borträgen über die deutſche Geſchichte überall die freie Verfaſſung ald die Grundlage der Groͤße 
der Staaten, ihre Zerftörung ald Grund ihres Unglücks nachgewieſen und eine Staatsform 
ohne freie ſtändiſche Verfaſſung geradezu eine Unform genannt. Gleiche Grundideen ſprachen 
vollends jegt die wahrhaft zahliofen Flugſchriften und die vielen in ganz Deutſchland begierig 
gelefenen liberalen Tageblätter und Zeitſchriften aus, welde, veranlaßt, ermuntert, belobt von 
den Gürften, ihren Miniftern und Feldherren, oder ohne dieſes, als Freiwilliges Gontingent zur 
großen heiligen Nationalfahe und zur Verftärkung der Öffentlichen Meinung von einzelnen 
Schriftſtellern ausgingen. Wir erinnern beifpielöwetfe an den „Preußifchen Correſpondenten“, 
vom Geh. Staatörath Niebuhr redigirt, an die allgemein gelefenen „Deutfhen Blätter”, auf 
höhere Veranlafjung und unter ver Mitwirkung der geachtetſten Stantdmänner zuerft in Leip⸗ 
sig, dann in Freiburg (hier von X. v. Rotteck) heraudgegeben, an den „RhHeinifhen Mercur’ 
von Goͤrres, die „Nemefi8” von Luden, an die Schriften von Jahn, Arndt, Kohlrauſch und fo 
viele andere. Die Koderungen der Freiheit, von Tacitus an in Deutſchland nie verftummt, ver⸗ 
ſtärkt durch die Reformation, durch die Begeifterung für die erften Ideen der Franzoͤſiſchen Re⸗ 
volution, dann durch die Bewunderung der englifchen Verfaffung, welche Großbritannien un⸗ 
beflegt erhielt und Europa rettete, wurden jet auf neue wieder in der ganzen Nation vernom⸗ 
men. &o allgemein hatte die Idee verfaffungsmäßiger Freiheit in Europa gefiegt, daß ſelbſt 
Spanien, welches jegt nächſt England am meiften Allen als Vorbild galt, vor allem fie in 
feinem Befreiungskampf hergeftellt hatte, und daß die Monarchen unmittelbar nad; dem Siege 
ihre Wieverherftellung felbft für die befiegten Franzoſen und Polen begründeten und ſchütz⸗ 
ten. Ja es befanden ſich während des Freiheitskrieges Schriftfteller und Breigeitörenner in den 
großen Hauptquartieren angeftellt, fo Arndt in dem der Hauptarmee, Auguft Wilhelm Schlegel 
in dem der Nordarmee, Steffens in der Armee von B. Der Verfaſſer dieſes Artifels war Zeuge, 
daß B. ſelbſt mit feinem ganzen Generalftabe ven Freiheitsreden, welche Steffens in Gießen 
Cipäter in Marburg, überhaupt in den Umgebungen des Hauptquartiers) an bie Bewohner, 
die Beamten, die Profefloven, vie ſtudirende Jugend hielt, durch perfönliche Gegenwart höheres 
Gewicht gab. 

&o wurde alfo wirklich auf jene denkbare Weife die allgemeine Begeiflerung und das Ver⸗ 
trauen auf die verheißene wahre innere wie äußere Freiheit genährt. Es wurden durch dieſe 
Begeifterung Männer und Frauen und die freien Vereine verfelben, ed wurde dad Volk und 
die Gebildeten, welche ald Freiwillige ihre höhere, begeifterte Stimmung den Heeren mittheilten, 
zu Opfern jeder Art beſtimmt. Es wurde duch Landwehr, Landſturm und Freiſcharen das 
Volk beivaffnet und trog aller frühern Leiftungen und Opfer, ohne Mühe für die Negierungen, 
in fürzefter Friſt die größten Kriegerſcharen, welche deutſche Länder jemals auffteliten, zufam= 
mengebracht und ihre treffliche Ausrüftung bewirkt. Nur fo, durch jened Vertrauen, durch biefe 
Begeifterung, nur durch ſolchen wahren Volkskrieg wurde der bisher unüberwindliche, noch 
immer an Mitteln Üüberreiche Feind beflegt. B. aber wurbe der Held bed deutſchen Volks— 
krieges. 

Der tiefe, richtige Blick von Scharnhorſt, ver 1806 unter ihm diente, hatte den einundſiebzig⸗ 
jährigen Greis dazu auderfehen, entgegenftehenve Zweifel beſeitigt und fih ihm als General⸗ 
quartiermeifter beigefellt, in welcher Stelle, nach Scharnhorſt's Falle beifügen, Gneiſenau folgte. 
B. und dad vereinigte ruſſiſch⸗preußiſche Heer Fämpften ruhmvoll gegen Napoleon bei Lügen 
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(2. Rai) mit 80,000 gegen 120,000, und bei Bautzen (20.— 21. Mai) mit 90,000 geger 
140,000 Mann. Der Kaiſer Alexander lohnte B. nad) der Schlacht von Lügen mit dem Geor⸗ 
genorben und mit ver Erflärung: „Die von Ihnen an dieſem ſchoͤnen Tage geleifteten Dienfle 
Ihr Eifer und glänzende Art, ſich jederzeit da zu befinden, wo die Gefahr am größten iR, Ihr 
Beharrlichkeit, das Feld der Ehre felbft verwundet nicht zu verlaffen, mit einem Wort, IHr gan - 
368 Benehmen hat mid mit Bewunderung und Dankbarkeit erfüllt.” In beiden Schlachten 
hatte man fein Geſchütz verlpren, ebenfo wenig als Gefangene, ja bei Lügen Geſchütz genommen 
und dad Schlachtfeld behauptet, und Napoleon erfannte mit Schrecken den neuen Geiſt in dem 
Heere. Dennod mußte man zurüdgehen. B. hatte dem guten Bernehmen der verbündeten Kerze 
mit Selbflentfagung das große Opfer gebracht, ven Oberbefehl dem ruſſiſchen Feldherrn, Gra⸗ 
fen Wittgenflein, zu überlaffen. Nun half fein Vorwärtöprängen und daß ſiegreiche Behauv⸗ 
ten feiner Stellung nit. Säumniffe und Misgriffe konnte er nicht verhindern. Einen Augen: 
blick eines interimiftifchen Oberbefehls während des Rückzugs nad Schleſien benupte er ſo⸗ 
glei, um den Feldzug vor dem großen Waffenftillftande (vom 4. Juni bis 17. Aug.) mit dem 
glänzenden flegreichen Reitergefecht bei Heinau (26. Mai) ruhmvoll zu beſchließen. Doch eine 
angeblih höchſt wichtige Meldung inmitten des Unternehmens, welches ruſſiſcherſeits nicht 
gern gefehen wurde, ſchien es vereiteln zu wollen. Sie berichtete ihm und feiner Umgebung 
hoͤchſt bevenflih, man müffe ven Rüdzug befchleunigen, bereits fiehe Napoleon B. im Rüden. 
B., nicht der Mann, das begonnene Unternehmen burd Zweifel ſich verberben zu lafien, und 
ſtets bedacht, auch die flörenden Beforgnifle feiner Umgebung ſchnell und kräftig niederzuſchla⸗ 
gen, antwortete höchſt unwillig in feiner derben Soldatenfprade: „Steht er mir im Nüden, 
nun, fo iſt mir e8 recht angenehm, da kann er mich ja geradewegs — — — Vorwärts, Kinder!” 
Und fhnell war der Sieg entſchieden. Mit einem Berluft von nur 80 Todten und Verwunde⸗ 
ten waren über 1500 Feinde nievergehauen, 400 Sefangene und 44 Kanonen genommen, die 
Stimmung der Seinen gehoben und dem verberblihen Nachdringen des Feindes ein Cude 
gemacht. 
Auch nach dem Waffenſtillſtande, ja während des ganzen Feldzugs, waren B.'s Verhaͤlt⸗ 
niſſe ſchwierig und ungiyıflig genug. Napoleon war ber allgewaltige, von ſich allein abhän⸗ 
gige Bebieter feines großen, ihm unbedingt gehorfamen Heeres und aller feiner Unterfeldherren. 
So nit B. Sein Heer war zufammengefegt ausRuffen und Preußen, und feine Unterbefehls⸗ 
haber, Langeron, Sacken, York, hatten zum Iheil fhon felbft das oberſte Kommando geführt. 
Dazu nun neben ihm und feiner nicht fehr großen fogenaunten ſchleſiſchen Armee rechts in der 
Mark die weit flärfere Nordarmee unter Bernadotte oder dem Kronprinzen von Schweden, und 
links in Böhmen bie noch größere Hauptarmee mit den Oberbefehl über alle Heere unter 
Schwarzenberg und den Monarchen. Verderbliche Störungen durch Ciferſucht und Miöver- 
ftänpnifle ſchienen da unvermeidlich. Langeron und Dorf bereiteten ihm wieberholt vie größten 
Schwierigkeiten und Gefahren. Gleicher Eifer, gleiche Treue, ſelbſtentſagende Uuterflügung, 
wie B. fie ſtets leiftete, begegneten ihm faft niemals. Ja in einer Zufammenkunft ver Monar⸗ 
chen und Bernadotte's in Trachenberg (9. Iult) hatte man ohne fein Wiffen beſchloſſen, fein 
‚Heer folle für fi allein gar nicht fehlagen, fondern nur zur jeweiligen Unterflügung ber beiden 
andern Heere bereit bleiben. Und diefes war fogar feinem Unterbefehlähaber Langeron zur 
Nachachtung mitgetheilt. Als er es endlich von Barclay de Tolly (11. Aug.) felbft erfuhr, da 
mußte man freilich auf feine Erklärung: „daß er lieber das Commando niederlege“, wenigſtens 
mündlich die Sache zurücknehmen. Diefes aber erfuhr Langeron nicht, und biefer vereitelte ihm 
nun durch eigenmädtiged Zurüdgehen feine befhloffenen Schlachten und ſelbſt noch in der 
Schlacht an ver Katzbach einen Theil feines Planes. Doch begeiftert und aufopfernd für die große 
Sache, hoͤchſt Flug und zugleich ſtets ohne Ciferſucht und gutmüthig nachgebend, unerfchütterlidh 
feft aber, wo es galt, beſiegte er alle Schwierigkeiten. 
Nach dem Waffenftillftande zog Napoleon von Dresden aus zuerft gegen B., um mit großer 
übermacht fein Heer zu vernichten (20. Aug.). Aber B. zwang ihn durch Fluges Ausweichen 
und gute Stellungen, zurüdzugehen. Aldbald aber drang nun B. felbft gegen Macdonald und 
deflen drei Armeecorpd vor, und die glänzende Schlacht an ver Katzbach am 26. Aug., demſelben 
Tage, wo die große Hauptarmee vor Dresden unglüdlich focht, Diefer erfte große Sieg gab das 
Signal zu den bald folgenden Siegen. Glänzend hatte ſich B.'s ſchneller Entſchluß, feine per⸗ 
fönliche Sicherheit, fein feuriges Borwärtsftreben bewährt. Der anfängliche Plan, die Schlacht 
auf dem linken Ufer der Katzbach zu ſchlagen, wozu bereits die Anftalten getroffen waren, wird 
durch zuvorfommenbes Übergehen des Feindes auf das rechte Ufer vereitelt. Schnell if ver nene 
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Plan gefaßt und die Anordnung der Armee verändert. Die Unruhe der Seinigen aber befeitigt 
B., indem er fie glauben läßt, Alles gehe nah Wunſch und Berehnung, durch die Worte: „Nun 
haben wir genug Feinde vorübergelafien: jegt vorwärts, Kinder, drauf los!“ Als es ſich auf 
einem Punkte zum Schlimmen zu wenden ſcheint, iſt er mit den Worten da: „Ich werde ſie gleich 
mal anders faflen, Iaßt mich nur erſt unter fie fommen”, ſowie e8 aud) ſtets feine Freude war, 
Llbſt an der Spipe einer Reiterfchar zu fechten. Siegreich geht e8 voran. Und bald ruft ed ihm 
von allen Seiten, wo er fih naht, den Eifer zu befeuern und Vorwärts, Vorwärts zu treiben, 
feöhlich entgegen: „Aber Hör’, Vater B., heute geht es gut!” Und zwei Adler, 20,000 Ge⸗ 
fangene, 105 Kanonen, 300 Pulverwagen waren erbentet. Mit einem eigenen Verluft von 
nur 1000 Mann Hatte er dem Feinde einen Verluſt von 30,000 Mann beigebracht. Faſt nur 
mit dem Bayonnet und dem Gewehrkolben hatten bie tapfern Landwehrmänner gefämpft. Bon 
Knielingswalde aus rief er feinem Heere zu: „Schleflen ift vom Feinde befreit, laſſet und dem 
‚Herrn der Heerſcharen, durch deſſen Hülfe ihr den Feind niedergeworfen, einen Lobgefang fingen 
und für ven uns verlichenen herrlichen Sieg danken.“ 

Bald erfolgten jet auch Die Siege der beiden andern Armeen bei Kulm und bei Dennewitz. 
B., ſchnell durch die Lauſitz voraneilend, ſtrebt das ganze Heer der Verbündeten zum Vorgehen 
über bie Elbe zu beſtimmen und fo den Feind aus feinem herrlichen Standort Dresven heraus⸗ 
zuzwingen, deſſen Trefflichkeit auch Friedrich erfannt hatte und von wo jegt ber Kaiſer mit 
Ubermadt bald auf dieſes, bald auf jenes der einzelnen Heere vernichtend fi zu werfen fuchte. 
DB. war ber [höne Name „Vorwärts geworden, ein Name, bald Volk und Heer durchdringend 
und verbindend, von flegreicher Kraft. Doch die Zögerungen ver andern Heerführer kann das 
bloße Wort nicht befiegen. Da beſchließt er durch fein eigenes Vorangehen fie nachzuziehen. 
Die abermald verfuchten Angriffe des Kaiferd (A. und 22. Sept.) hatte er durch Fluges Aus⸗ 
weichen und fefte Stellungen vereitelt. Vom Kronprinzen von Schweden hatte er endlich bie 
Zuſage, daß er mit ihm (am 3.) die Elbe überfchreiten wolle. Aber das Wort bleibt unerfülft, 
und durch die Säumniß des Nordheeres ſteht B. allein aller Macht des Feindes auf der andern 
Seite des Flufles entgegen, ſodaß B.'s Unterfeloherren zweifeln und abraten. Dennoch aber 
wagt B. bei Wartenburg (3. Oct.) den fühnen, Heldenmüthig durchgeführten flegreihen Liber: 
gang. So zieht er den Kronprinzen ſich nad und mit dem franzoͤſiſchen Kaiſer, ver ihnen folgen 
muß, endlich aud) die zögernde Gauptarmee. Zwar den Kronprinzen kann er kaum abhalten, 
einer feindlichen Kriegslift folgend, wieber über die Elbe zurüdzugehen. Ja viefer verfucht, je— 
doch vergeblich, vermöge einer angeblichen Oberbefehlshabergewalt, ihn nachzuziehen. Au 
vermag B., der jene Rriegalift richtig beurteilt hatte, als der Kronprinz jein Vorhaben endlich 
gezwungen aufgab, ven allzu Vorſichtigen durch Feine Nachgiebigkeit, durch Fein williges Übers 
nehmen ver ſchwerſten, undankbarſten Stellung bei dem Entſchluſſe einer gemeinſchaftlichen 
Schlacht feftzuhalten. Selbft die endlich auf folge Bedingungen für den 14. Oct. zugefagte 
Hülfe bleibt abermals aus. Dem jegt aus dem großen Hauptquartier eintreffenden Befehl, von 
der Saale wieder zur Elbe zurückzugehen, ſetzt B. dennoch glücklichen Wiverfprud entgegen. 
Er nöthigt vielmehr auf diefe Weife dad Hauptheer nun felbft zur Nachfolge und führt den 
Kampf feiner erſten glorreichen Entſcheidung bei Leipzig entgegen. Den 16. Det. beginnen bie 
Berbündeten, in weitem Kreife Leipzig und das franzöfifche Heer umgebend, den Angriff. Bei 
Wadau und Lindenau hatte das tapfer kämpfende Hauptheer gelitten, und die Siegeögloden in 
Leipzlg ertönten für Napoleon. Da macht B.'s glänzender Sieg bei Mödern, den er bei neuer 
Unthätigfeit des Kronprinzen allein gewonnen, fe gänzlich verfiummen, und der Sieg des 
48. Oct. ift vorbereitet. Die Waffenruhe am 47. unterbricht nur er, indem er den Herzog von 
Padua fehlägt und nach Leipzig treibt. Am 18., am Tage des allgemeinften, ruhmwürdigſten 
Kampfes, überläßt B. mit abermaliger großer Selbftverleugnung dem Kronpringen bie beilere 
Stellung, ja, um ihm nun jeden Vorwand zu entziehen, bewilligt ex vie hoöͤchſt unbillige Fo⸗ 
derung, von feiner fo ſehr geſchwaͤchten Armee ihm 50,000 Mann zu überlaflen. Doch will er 
fie, um fie nicht zu verlaflen, unter dem Kronprinzen feloft commanbiren. Als nach vergeb⸗ 
lihem Widerſpruch der Kronprinz die Parthe nur in weitem Umwege über die Brücke bei Taucha 
pafjiren will, wobei die ganze Armee unmöglich Hätte zur Schlacht kommen können, iſt er mit 
feinen 30,000 Mann ſchnell bei Modau durch das Waffer am jenfeltigen Ufer und läßt den 
Kronprinzen fagen: „er fei über.” So iſt er auch Hier voran und längft in fiegreicher Arbeit, 
als die Schweben anlangen. Seine Kühnheit, Zuverfiht und entſchloſſene That belebt, reißt 
Alle mit fi fort. Auch am 19. Det. ift feine Armee die erfte, die ſtüͤrmend in Leipzig einbringt. 
Auf dem Marktplage umarmt ihn der Kaiſer Alexander mit ven Worten: „Retter von Deutſch⸗ 
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land!" und führt ihn dem gerührten Danfe feines Königs entgegen. „Durch Ihre Siege“, ers 
Elärte ihm biefer, „mehren Sie Ihre Verbienfte um das Baterland ſchneller, daß ih mit den 
Beweifen meiner Dankbarkeit kaum folgen kann.“ Er ernannte ihn zum Feldmarſchall, der 
Kaifer von Öferreiß zum Großkreuz bed Marin: Therefla-Orbens. Alexander, der keinen Or⸗ 
ben mehr für ihn hatte, ſchmückt ihn mit veihem Chreudegen. Nach ver Schlacht ift B. s Armee 
in der Verfolgung des Feindes voran und erbeutet neue Trophäen, beſonders bei Freiburg an 
der Unftrut. Da Wrede mit der bairiſch-⸗oͤſterreichiſchen Armee dem fliehenden Feinde auf der 
Straße nach Mainz ſich entgegenfteltt, jo eilt ipm B. von Fulda aus, um ihm die Strafe nad 
Koblenz abzuſchneiden, nach Gießen zuvor, wo er nun fein Hauptquartier nimmt. Hier wurbe 
fein Einzug angefagt, nachdem man faum die Berichte von der Schlacht bei Leipzig gelefen. Der 
Form nad) alfo z0g er noch als Feind ein. Aber fhon Ichte fein Name in aller Deutſchen Her⸗ 
zen. Der heſſifche und zugleich franzöſiſche Gommandant, der Univerfitätörector und der Re- 
gierungspräfident aber verboten am Morgen des Einzugs durch Ausfchellen und Anſchlag un: 
ter Androhung „ſchwerer Ungelegenheiten” jeved Zeichen des Beifalls. Man denkt fich leicht 
die Wirkung folder Abgeſchmacktheit, die natürlich auch B. noch vor dem Einzuge erfuhr. Nie 
werde ich den unausſprechlichen und dod von allen Ständen und Altern und Geſchlechtern, von 
den Bewohnern und Umwohnern fo tauſendfach und zum Theil auf die rührendfte Weiſe aus: 
geſprochenen Seelenjubel bei dieſem Cinzuge vergeflen, niemals den ergreifenden Cindruck bet 
Perfönligkeit des greifen Helden von heroiſcher Geflalt, mit dem fchön und edel geformten Haupt 
und Antlig, mit dem ſcharfen und doch freundlichen Blick, nie jo manches erhebende und tuef- 
fende Wort des ebenfo wohlwollennen als Eräftigen Kriegers aus der Zeit feines Aufenthafts 
in Gießen. Mande hielten Unannehmliäfeiten für jene franzoͤſiſch gejinnten Männer für mög- 
lich, doch B. ſtrafte fie nach feiner Weife nur mit einem derben Wert. Er lud fie, als fie ihm 
aufmarteten, zur Tafel für benfelben Abend. Und ald nun an diefer, welde offen gehalten 
wurde, der Champagner kam, erhob er ſich, und mit biefen Bäften, von welchen der Rod bed 
einen noch die Stelle zeigte, mo der Stern der fhnell abgenommenen EHrenlegion gefeflen hatte, 
anftoßend, fagte er: „Nun, meine Herren, meine Lieblingsgefundheit: «But deutſch, oder 
an Balgen!»" 

B. aber hielt mit dem Rüdzug ber Franzoſen über ven Rhein vie Aufgabe noch keineswegs 
für vollendet. Ihm war Far — und er ſprach es ſchon jegt beſtimmt aus, bald naher au 
in den Broclamationen an fein Heer vom 30. Dec. und an die Franzoſen vom 4. Ian., ſowie 
in der merfwürbigen Rede an die Deputation von Nancy (17. Ian.) und der Proriamation 
von Laon (13. März) — daß Napoleon fallen müffe, daß man ihm und feinen Anhängern, 
ehe fie nen gerüftet felen, ven Kampf auf Leben und Tod, ven übrigen, den frienligen ran: 
zofen, Friede und Freiheit ankündigen müfle. Paris war fein Ziel. Er fürdtete Die Wirkung 
der verfcpiedenen rufffchen, ſchwediſchen, öfterzeichifchen, deutſchen Interefien und Anficten, wie 
Intriguen und Schwächen ber Zaghaftigkeit und unzeitigen Friedensliebe, woven man bereit 
die Anzeichen fah. Dielen waren die Erfolge zu groß, um fie ſchnell und ganz als wohlerwor⸗ 
ben zu benugen. B. drängte im Hauptquartier, wo bald die Unterhaublungen mit Napoleon 
begannen, und durch lautes, Fräftiges, oft fehr derbes Wort, durch die für fi und fein Bor 

. wärtd in Anſpruch genommene begeifterte Öffentliche Meinung. Das erſte Glas Rheinwein 
leerte er in Gießen wie anderwärts auf raſchen Übergang über den Rhein! und das derbe Wort 
des ruhmgekrönten Feldmarſchalls gegen bie Zaghaften flug doppelte Wunden, da die öffent: 
lie Meinung fo entſchieden für ihn war. Noch mehr aber brachte er diefe öffentlide Meinung 
dadurch zur Sprade und Wirkſamkeit, daß er am 6. Nov. von feinem Hauptquartier zu Sießen 
aus ohne weiteres den Zug nad Frankreich über Köln begann. Freilich erveichte ihn am 
41.Nov. fon der Eilbote mit dem beflinunten Gegenbefehl. Seine Armee mußte wieder zurkd: 
gehen. Doc, blieb ver Cindruck feines Unternehmens, und es halfen ihm feine Energie und fein 
ferneres perſoͤnliches Wirken zu Frankfurt und die immer ſtärkrre Gewalt ber öffentlichen Mel 
nung endlich zum Sieg. 

Nachdem er vorher den Feind, fo wie bei Wartenburg, durch Kriegslift getäufcht, ũberſchrit 
feine Armee am 1. Jan. 18144 mit dem Schlage 12 Uhr unter dem Lärm der Neujahrönaht 
gleichzeitig bei Manheim, Caub und Koblenz den Rhein. Die Branzofen ſuchte er von Napo⸗ 
leon herüber auf die Seite der Alllirten zu bringen, indem er auf Napoleon's Unterbrüdung 
und auf die HöHR merkwürdigen Vorgänge in Paris am 28. Dec. 1813 verwies, wo nad 
Raynouard's und Laine's Eräftigen Darftellungen ver Geſetzgebende Körper vom Kaifer Wie: 
berherftellung der Freiheit gefobert, ber Kaifer aber den Geſehgebenden Körper nach Haufe ge: 
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ſchickt und ſich den einzigen Repräfentanten Frankreichs genannt hatte. Die friedliche Schonung 
gegen bie franzoͤſiſchen Bürger, welche Napoleon ſich nicht anſchließen wollten, empfahl er auf 
feine eindringliche Weiſe feinen Soldaten. „Die Bewohner’ — fo fagt feine Proclamation — 
„And und nicht feindlich geſinnt. Ich habe ihnen Schug ihrer Perſon und ihres Eigenthums 
verſprochen. Ich that e8 in eurem Namen. Ihr müßt es halten "’ Seine Armee, jegt verftärkt 
buch dad A. und 5. deutſche Armeecorps, nahm wieder die Mitte ein zwifchen ber großen 
Armee, welche zu feiner Linken, fünlih von der Schmelz aus, vorrüdte, und zwifchen der Nord⸗ 
arınee, welche — jedoch zuerfl wegen Bernadotte's Zaubern nur theilweiſe — zu feiner Rechten 
von den Niederlanden aud vorrüden follte. Wie früher Leipzig, fo mußte nun Paris der Ziel- 
punft werden. Am 47. Jan. zog B. in Nancy ein, am 26. in Brienne, wo ihm ein Überfall 
perfönli große Gefahr brachte, aber ven Zweck, feine Verbindung mit der Hauptarmee zu ver⸗ 
hindern, nicht vereitelte. Schon wieder hatte er jegt mit den Zögerungen und Schwankungen 
der Sriedenepartei im Hauptquartiere und gegen die Näderinnerungen an den frühern Ruͤck⸗ 
zug aus Frankreich während ver Revolution zu kaͤmpfen. Er trieb nad Baris und erbot ich, 
bei einiger Unterflügung durch Die Hauptarmee, da fein Heer noch nicht vereinigt war, ben 
Kaifer jogleich jegt zu fhlagen. Das Vertrauen der Monarchen und Feldherren übertrug ihm 
hierauf am 1. Febr. über einen Theil ver Hauptarmee, über die Truppen unter Wrede, Gyulay 
und dem Kronprinzen von Würtemberg, den Oberbefehl für eine Schlacht bei Brienne ober 
La Rothitre. Er fhlug. In fhönem Vereine fochten die verbünneten Heerſcharen. Als es Die 
Entſcheidung galt, da rief ®.: „Ihr nennt mid den Marſchall Vorwärts, num will ich euch 

' zeigen, was Vorwärts Heißt!” Und an der Spige einer tapfern Schar fprengte er voran auf 
den entſcheidenden Punkt, und das Dorf La Rothiere, Napoleon’s feite Stellung, iſt genommen. 
Die erſte Schlacht auf franzoͤſiſchem Boden war gewonnen. Angefihts feiner militärifchen 
Biege war ber große feindliche Feldherr von B. befiegt, hatte 3000 Gefangene und 82 Kano⸗ 
nen verloren und fah aufs neue ven Glauben an feine Unüberwindlichkeit gefährlich unter: 
graben. 

2., jegt mit geößerm Nachdruck nach Paris treibend, rüdte an der Spige feiner Armee mit 
Schnelligkeit an die Marne und, fhon die Hauptftabt bedrohend, bis Meaur vor. Langfamer 
und weniger glücklich operirte die große Armee ihrerſeits an der Seine. Aber mit der ganzen 
Kraft feines großen Geiftes, durch fie reich an Hülfsmitteln und feine Heerſcharen durch die 
Schnelligkeit feiner Bewegungen faft verdoppelnd, Bämpfte der Kalfer. Hätten die Idee ber 
Sreiheit und die franzoͤſiſche Nation noch mit ihm gekämpft, Hätte er es nur wagen dürfen, 
eine Volkswehr aufzubieten, wahrlih, in dem reichen Friegsrüfligen Frankreich, jtebenmal 
groͤßer als das Volk, an deſſen Spige Friedrich fiegreich gegen den größten Theil von Europa 
kämpfte, in demfelben Frankreich, das in der Revolution noch ungerüftet, überall von auswär⸗ 
tigen und innern Beinen befegt, begeiftert durch feine Freiheitsideen, fie alle fo glorreich be= 
flegte, der Sieg Hätte fein werden müffen. Mit Bligesfehnelle von einem Heere der Verbünde⸗ 
ten zu dem andern eilend, benugte er jeve Bloͤße, jede Lüde. So warf er fich jegt zuerft auf vie 
B.'ſche Armee, welche durch fehlerhafte und der Abrede zumiderlaufende Bewegungen ber 
Hauptarmee, ohne daß B. es wußte, auf der rechten Seite entblößt war und vereinzelt ſtand. 
Zuerſt überrafihte und flug er den General Difuflem bei Champaubert (10. Febr.), dann 
Saden bei Montmirail (11. Febr.) und Hierauf HYork bei Chaͤteauthierry (12. Febr.), ſchnitt 
fie von dem Reſt der Armee unter B. ab und warf fi auf dieſen bei Soinvillierd und Etoges 
(14. Bebr.). Er umzingelte deſſen Heerhaufen dergeflalt, daß nur das Durchſchlagen in Quar⸗ 
res einen durch bie feltenfte Geiſtesgegenwart bewunbernämärbigen Rüdzug gegen Chälons zu 
möglich machte. Ein franzöſiſcher Berichterflatter (Koch, „Mömoires’) gelebt, daß bie Franzofen 
ie Geifteögegenwart 9.’8 bei diefem Rüdzug bemunderten. „Gr fammelte“, fo fährt Koch 
fort, „fein Fußvolk mitten unter den Angriffen der Gavalerie, eine Sache, die fo ſchwer gelingt, 
daß fie in gleihem Grade den Feldherrn und feine Soldaten ehrt.” Wald bei der Vorhut, bald 
bei der Nachhut, war B. überall, wo die Feinde am dichteſten drängten. Aber fo furchtbar fah 
ex trog aller Ordnung des Rückzugs die Seinigen fallen, daß er zulegt im bittern Schmerz 
jede, auch die nötHigfte Vorficht für feine Perfon aufgab, auch als alle Orbonnanzen zu feiner 
Seite fielen, im ftärkften Kugelregen unbeweglich ausharrte und feine treuen Adjutanten, des 
Grafen Roflig, Mahnung, fi zu retten, zurüchvies; da fagte ihm diefer: „Nun, wenn Em. 
Excellenz ſich hier, wo noch nichts verloren iſt, todtſchießen laffen, fo wird die Geſchichte auch 
nicht viel Ruͤhmliches davon zu erzählen Haben.” Da ſah ihn B. ernſt an, und mit den Worten: 
„Ran, Roftig, fo laffen Sie uns reiten!“ trieb er fein Pferd an. Gleich darauf kamen Gnei⸗ 
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fenau und andere Offiziere und ſuchten den fhon Vermißten. „Na, Gneifenau!” rief er, 
ſchon wieder im Beſitz feiner heitern Zuverficht, Ienem entgegen, „nun es heute noch nicht 
mit mir zu Ende gegangen, hat's damit auch noch lange Zeit! Es wird nun fon wieder ger 
ben; wir werben noch Alles wieder gut machen!“ Die vier vereingelten Gefechte hatten 14,000 _ 
Mann, faft den vierten Theil der Armee, darunter 6000 Gefangene und 27 Kanonen gefoftet, 
and Napoleon berichtete nach Paris, „bie B. ſche Armee fei vernichtet. Doch ſchnell vereinigte 
nun B. in Chaͤlons alle feine Heertheile mit fi, und großmäthig ſprach er in feinem Bericht 
feine Generale frei und nahm alle Schuld auf fig. Selbſt die Führer der Hauptarmee ver⸗ 
ſchonte er mit Vorwürfen, dachte vielmehr auf ihre Unterflügung und bot Schwarzenberg feine 
alsbaldige Unterkügung zu einer Hauptſchlacht an. Es hätte tollkühn fcheinen können, aber 
B.'s Muth wuchs mit dem Unglüd. Schwarzenberg war unterbeflen mit dem Hauptherre 
allmälig bis gegen Sontainebleau vorgedrungen gewefen; in Fluge aber hatte Napoleon fi 
iegt von B., von ber Marne zur Seine eilend, wieder auf das Gauptheer geworfen. Er ſchlug 
die Ruffen fogleidh bei Nangis (17. Gebr.) und die Würtemberger bei Montereau (18. Bebr.), 
und am 19. war Schwarzenberg’8.Heer im vollen Rüdzuge; doch hatte er B. bereits geantwortet, 
wenn diefer noch mit 30,000 Mann am 25. in Mery zu ihm ſtoßen könne, fo wolle er dort fi 
ftellen und eine Hauptſchlacht liefern. B. antwortete: „Ich werde ſchon am 24. mit 53,000 
Mann und mit 300 Kanonen zur Stelle fein.” Und wirklich traf er am 21. noch zur rechten 
Zeit in Mery ein, um die Wittgenftein’fche Armee von einer großen Niederlage zu retten. Bon 
den franzöfifchen Schriftftellern, die überhanpt oͤfters bemerken, ba oder dort habe man an ber 
Lebhaftigkeit und dem Nachdruck der Bewegungen bemerft, daß man ed mit B. zu thun habe, 
berichtet hier Kain in feinem Geſchichtsbuche: „Das ganze Heer Schwarzenberg's war im Zu⸗ 
rückweichen. Überall ſtieß Napoleon auf Truppen, welche wenig Widerftand zu leiften begehr⸗ 
ten. Die Hartnädigkeit der Begenwehr bei Mery fegte in Grftaunen. Man fragte, wer dieſer 
trogige Feind fei. Napoleon erfährt, es feien Truppen von ®. Er will es nit glauben, er 
meint, diefe Truppen müßten noch 30 Stunden weit von hier weg fein. Doch ed war fo; nun 
iſt Alles begreiflich, nur nicht, wie dieſe Truppen, die fi bei Ghälond kaum von ihrer Niever- 
Inge erholt Haben konnten, überhaupt fo ſchnell wieder und jegt hier auf ven Kaıapfplag er= 
feinen Eonnten.” Aber leider harrte B. in Mery vergeblich auf die Verfügung zur verſpro⸗ 
Genen Hauptſchlacht. Er konnte Schwarzenberg nicht dazu beivegen. Schon hat diefer den 
Franzoſen einen Waffenftillftand angetragen, und man hoffte wieder auf die Brievensunter- 
handlungen auf dem Gongreffe zu Ghatillon. Schwarzenberg befteht darauf, ſeinen Rüdzug 
bis nah Chaumont und Langres zu verfolgen. Vergeblich läßt ipn B. durch Grolman be= 
ſchwoͤren, feinen Borfag aufzugeben. Ja Schwarzenberg befahl B., an dieſen Rüdzug ſich an= 
zuſchließen, und förmlich ausgefertigt Iangte alsbald derſelbe Befehl aus dem großen Haupt: 
quartier an. Hätte B. gefolgt, fo war der Feldzug verloren und ein unglücklicher, ſchimpflicher 
Nüdzug aus Frankreich unvermeidlich. Schon hatte Napoleon das flolze Wort geſprochen: 
„Jetzt bin ich näher an Wien als die Beinde an Paris!” da faßte B. ven fühnen, in feinen 
Zolgen welthiftorifchen Entſchluß, nicht zu folgen, vielmehr feine Verbindung mit der Haupt: 
armee abzubrechen, mit feiner Armee ſchnell zum zweitenmal an der Marne nad der Haupt⸗ 
ſtadt vorzubringen, dadurch die Hauptarmee von Napoleon’8 Verfolgung zu befreien und fie 
fo dem Vorgehen nad Paris wieber günftiger zu flimmen. Durch dringende Vorftellungen bei 
ben Monarchen vor Preußen und Ruland (der Kaifer von Öfterreich war fhon früher rüds 
mwärtd in Dijon) wußte er, nachdem er bereit8 unverweilt feinen Plan in Ausführung ge= 
bracht, auch die nachträgliche rühmliche Genehmigung zu dem Geſchehenen zu erlangen und 
ſelbſt eine Vermehrung feiner Armee durch das Winzingerode'fe und Bülow'ſche Corps von 
der aufs neue zaubernden Norbarmee und burd) das weimarifche Corps zu erwerben. Er warf 
Marmont bei Sezanne und überſchritt Die Marne bei La Ferte. Sein Plan, die große Armee 
zu befreien, war ſchnell erreiht. Schon am 7. März ftand wieder ihm Napoleon bei Craon zur 
Schlacht gegenüber. Unverantwortlich verfpätete ih Winzingerode mit 11,000 Mann Reiterel 
und mit der reitenden Artillerie. B. mußte ſich zurüdziehen. Doc Unfälle und verlorene 
Schlachten ſchlugen ihn und fein Heer nicht nieder. Schon den nächftfolgenden Tag (am 
9. März) botı ; fie dem Kaifer bei Laon eine neue Schlacht an. Sie wurde glänzend geimonnen 
und dadurch den Alliirten die Thore von Paris eröffnet. Mehr als 50 Kanonen, 100 Pulver⸗ 
wagen und mehr ald 2000 Gefangene waren der Breiß eines glänzenden nächtlichen Angriffs 
am 9. gegen einen geringen eigenen Verluft. Napoleon's eigener Angriff am 10. wurbe ſieg⸗ 
reich zuruͤckgeſchlagen. Napoleon, ohne den leivigen B. au nur zu nennen, berichtete nach 
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Paris, er habe gefunden, daß die Höhen von Laon uneinnehmbar ſeien. Seine Angriffe auf 
die B.’fche Armee aber mußte er nun aufgeben. Er wendete fi wieder gegen das Hauptheer. 
Diefes, duch B.'s kühnen Vorgang beftinmt, war unterdeß ebenfalls zum zweitenmale von 
der Seine nad) Troyes, Send und Provind vorgerüdt. Es hätte ſchon am 5. März vor Paris 
eben können. Aber 90,000 Mann ftarf, hatte es fi durch 32,000 Mann unter Macdonald 
vierzehn Tage lang faft an derſelben Stelle in Unthätigkeit halten laſſen. Doch war Napo- 
leon, der in Rheims ven General St. Prieft überfallen hatte, fo geſchwächt, daß er bei Arcis— 
fur-Aube feinen neuen Angriff auf die verbündeten Heere (20. März) nicht durchſeten Eonnte. " 
Da ſuchte er durch eine kühne Kriegälift die beiden Heere von dem Borpringen nad) Paris ab⸗ 
zuwenden. Durch einen Rüdzug über Vitry und St.-Diziers warf er fid in ihren Rüden, 
Hoffte fie ſich nachzuziehen und, gelehnt an feine Grenzfeſtungen und unterflügt duch den Man 
gel ver ausgehungerten Gegenden und durch dad zur Verzweiflung aufgereizte Volk, fie ind 
Berberben zu ftürzen. Und das Hauptheer begann wirklich bereits in die Falle zu gehen. Na= 
voleon, in übereilter Siegeöfreube, äußerte: „Man hat von Frieden geſprochen, aber ih unter= 
Handle nicht mit Gefangenen.” Diesmal konnte jedoch B., unterflügt durch einen aufgefanges 
nen Brief von Napoleon an die Raiferin, der die Lift enthüllte, bei den Monarchen ſchnell fein 
Vorwãrts nach Paris durchſetzen. Er felbft ſchreibt an einen deutſchen Fürſten: „Nachdem ich 
den Napoleon bei Laon gefhlagen, beftand ich gegen die Meinung aller Umgebungen der Mons 
archen darauf, mit beiden Geeren auf Paris loszumarfhiren und Napoleon machen zu laffen. 
Es würde dann ſchon Alles ſich finden, wenn wir die Hauptftabt hätten.” Am 23. wurde wirk- 
Ti im Hauptquartier zu Vitry wit freubiger Zuflimmung jegt auch des edeldenkenden 
Schwarzenberg dad Vorrüden beider Armeen befhloffen. Napoleon ließ ſich durch die ihm von 
B. Hug nachgeſchickte Reiterei des Generald Winzingerode zu dem Wahne verleiten, ie Armeen 
folgten ihm. Als er endlich, feine Täuſchung erfennend, eiligft gegen Paris zurüdging, war es 
bereit zu fpät. Am 30. griffen die Alliirten Paris an. B., der unterwegs gegen Marmont 
und Mortier und den General Pactod die Unfälle im Februar ſiegreich gerächt hatte, envigte 
durch Grflürmung des Montmartee glorreich den Feldzug. Am 54. zogen bie Berbündeten i in 
die Hauptftabt ein. 

Der Kaifer Alexander erließ jegt in feinem und feiner Bundesgenoffen Namen die Erklã⸗ 
rung an die von ihrem Despoten befreite franzöftfche Nation, fie möge ſich eine andere Regie⸗ 
rung erwählen. Mit dent treubrüchigen Napoleon würden die Verbündeten nicht unterhandeln. 
Der Senat aber ſetzte den Kaiſer ab und gab, zurückkommend auf die Erklärungen in Geſetz— 
gebenben Körper vom 28. Dec. 1813, des Raiferd Untervrüdung der verfaffungsmäßigen Frei⸗ 
heiten, indbefondere auch ber Preßfreihelt, ald Grund an. Napoleon wollte Paris ftürmen. 
Aber jest verfagte ihm auch feine Armee durch die Marſchälle den Gehorfam. Er mußte mit 
der Infel Elba und einer Jahreörente zufrieden fein. Der Senat entwarf nun in Eile eine neue 
liberale Berfaffung, die auch der Gefeggebende Körper ebenfo eilig guthieß. Won beiden wurbe 
Zudroig XVII. zurücgerufen. Diejer erklärte vor feinem Ginzuge in der Vroclamation von 
&t.:Duen, daß aud er die Grundſätze der neuen Verfaffung annehme, verſprach jedoch dieſel⸗ 
ben, „weil die Verfaffungdurkunde zu fehr das — der Eile an ſich trage“, in einer voll⸗ 
fländigern Urkunde zu verwirklichen, und erfüllte in Übereinftimmung mit den Wünfchen der 
Sieger dieſes Verſprechen durch die am Tage nach feinem Ginzug in Paris publicirte Charte 
vom 4. Juni. 

B. Hatte fhon vor der Schlacht von Laon, von einem fieberhaften Zuſtand ergriffen, ſich 
nur durch die Kraft und Spannung des Geiftes und die Größe feiner Aufgabe aufrecht erhal⸗ 
ten. Er commanbirte auf denn Montmartre nur aus den Wagen und wegen ſchweren Augen= 
leidens mit einem grünen Damenhut bedeckt. Nun drohte eine ſchwere Krankheit dem Greis 
das Leben oder mindeſtens dad Geſicht zu rauben. Er war ſechs Tage lang blind, doch jlegte 
bald feine fräftige Natur. 

Vergeblich eiferte B. jegt mit feinen oft fehr derben Erflärungen gegen den für die Feinde 
zu glinftigen Frieden. Alle deutſchen Länder wünſchte er für Deutſchland. Die Zurückberufung 
der Bourbons gefiel und bürgteihm nicht. Er fagte laut voraus, daß man fo nur einen Waffen⸗ 
ſtillſtand fliege. Und er hatte recht gefehen. Die Partei der adeligen Emigranten und ihre 
reftaurirende Vernichtung und Bedrohung aller Früchte der Revolution und namentlid der 
auch in der Charte anerkannten Freiheitsrechte Sffnete dem von Elba zurüdkehrenden Napoleon 
die Bahn. Da jegt erft Ludwig XVIII. vor den ſchnell verfammelten Kammern vie Charte 
durch feierlichen Eid beſchwor, ift zwar für bie Idee der Zeit ſprechend genug, fonnte aber aun 
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nicht mehr helfen. Napoleon ſeinerſeits beſchwur anf dem Maifelde jetzt noch größere Freiheit 
und růſtete die Armeen. 

Vom Tage der Nachricht von Napoleon's Landung erſchien B., der nach beendigtem Feld⸗ 
zug einen ſchlichten Buͤrgerrock liebte, unter dem Zujauchzen des Dolls in Berlin wieder 
Öffentlich in der Feldmarfchallsuniform und trieb zur energiſchen Fräftigen Rüftung. Unter 
Erneuerung der ſchon oben erwähnten Verheifungen wurde ganz Deutſchland aufs neue zu 
den Waffen gerufen. In der Mitte des Juni 1815 fand B. bereit nad raſchen Märfgen 
mit feinem Heere an der Maas und an der Sambre, zunääft an der franzöſiſchen Grenze, mit 
dem Hauptquartier zu Namur, ven Franzoſen unter dem Kaifer gegenüber. Ihm zur Seite 
fand die aus Engländern, Niederländern und Deutfhen gebildete Armee unter Wellington, 
mit dem Hauptquartier zu Brüffel. Beide Feldherren hatten fich ſchnelle gegenfeitige Hülfe 
verſprochen. Napoleon warf fi zuerft auf B.’8 Heer. Ein franzöflicher Schriftfteller gibt als 
Grund an, Napoleon habe darauf gerechnet, B. würde nach feiner Weife dem angegriffenen 
Wellington zur Hülfe eilen, und menn ihm felbft nur einige Bataillone zu Gebote ſtänden. 
Wellington dagegen würbe, bevor er nicht fein Heer verſammelt habe, B. Feine Hülfe bringen. 
Bei Ligny kämpften 430,000 Branzofen gegen 90,000 Preußen heiß und erhittert. Aber bie 
Hülfe von Bülow und Wellington, in deren zuverfitlicher Erwartung die Schlacht angenom⸗ 
men werben, blieb aus. Das Corps von Bülow und die legten Befehle an baflelbe Hatten fid 
verfpätet. Wellington aber hatte gefäumt, feine verſchiedenen Corps zu vereinigen, und nun 
wurde er mit bem einen, was B. zu Hülfe kommen follte, bei Duatrebrad ſelbſt angegriffen. 
Kurz die 20,000 Mann, die er noch am 16. gegen Mittag B. um 2 Uhr perfönlid ver- 
ſprochen hatte, blieben aus. Die Franzoſen erhielten dad Übergewicht. Da fegte ih B., um, 
wie oftmals, durch feine perfänliche Tapferkeit und einen feurigen Angriff auf den rechten 
Punkt den fiegreihen Ausgang herbeizuführen, an die Spige ver Reiterei. Aber fie wurbe von 
ven franzöflfcgen Küraffieren geworfen. B.'s Pferd, von tödtlicher Kugel getroffen, flürzt und 
wirft ſich auf den greifen Helden, ver im Falle noch ruft: „Noftig, nun bin ich verloren!” 
Ihm Hleibt, während zuerſt die Preußen und bie verfolgenden Franzoſen, diefe im Hinwege 
und dann auch im Rückwege, dicht an ihm vorbeifurengen, nut fein treuer Noflig als Schüger 
and Retter zur Seite. ALS die Preußen in Verfolgung der von ihnen zurückgeworfenen Frau⸗ 
ofen zurücktehren, da Hält fie Noflig fhnell an. Dem Feldmarſchall wird unter feiner Bürde 
auf⸗ und auf ein Pferd geholfen. Es war gerade noch zur rechten Zeit; denn jegt eben dringen 
die Feinde in Maffe vor. Die Niederlage des B.'ſchen Heeres war vollfländig. Mehr ale 
412,000 Todte und Verwundete und 21 Kanonen waren verloren. Aber ber heroiſche Muth 
des Feldherrn und fein Vertrauen, duch das doppelt ſchwere Schickſal und felbft durch feine 
empfindlichen körperlichen Leiden unerfchüttert, ja gehoben, wendeten das Unglüd zu neuem 
erhöhten Ruhm. „Wir Haben Schläge gekriegt, Lieber Gneifenau, wir müffen es wieder aus: 
beſſern.“ Mit dieſen Worten begrüßte heiter der Greis in einer Bauernhütte, wachenb unter 
ringsumher Schlafenden, ven eintretenden Freund. Seine Seite war flark zerſchlagen. Er 
Titt große Schmerzen und konnte fi nur mit großer Beſchwerde bewegen. Doch Kopf und Herz 
waren gefund. Den Bericht an den König ordnete er noch felbft. Als er eben damit fertig war, 
wollte ihm der Wunbarzt die gequetfchte Seite einreiben. B. fragte, was er da habe? Auf die 
Antwort, e8 feien Spirituofa, verjegte er: „Auswenvig Hilft das nicht viel. Ich will dem Ding 
beifer beikommen“, ließ fih Champagner bringen, trank dem Kurier zu und rief ihm nad: 
„Sagen Sie nur Sr. Majeftät, ich hätte Falt nachgetrunken, eö würde beffer gehen!“ Der 
Tagesbefehl am folgenden Morgen ſchließt mit den Worten: „Ich werde euch wieder vorwärt? 
gegen den Beind führen. Wir werden ihn ſchlagen, denn wir müſſen.“ Wellington, welder 
bei Duatrebras ebenfalls von Ney gefhlagen worden, fragt an demfelben 17. in ver Grüße an, 
06 B. morgen am 18. ihm mit zwei Heertheilen beiftehen Eönne zu einer Hauptſchlacht? „Mi 
der ganzen Armee!” war B.'s Antwort. Und er hielt Wort. Selbſt vem abgefonderten preußis 
fen Armeecorp8 unter Thielmann, das bei Wavre, um Blüder von Wellington abzuziehen, 
von Grouchy mit Übermacht bebrängt war, verfagte er die wiederholt erbetene Hülfe. „Dort 
bei Wellington’8 Heer if die Entſcheidung!“ fprad er, ın dem gemeinfchaftlihen Kampf ſtet 
glei treu und neidlo8 dem verbündeten Heere helfend tvle dem eigenen. Was B. durch biek 
Geſinnung in den Freiheitskriegen geleiftet, Liegt vor Augen. Wer in der Geſchichte Hundert 
Schlachten und deldzüge an entgegengefegten Eigenſchaften der Feldherren ſcheitern fah, wird 
es ganz zu würdigen verſtehen. Aber es ſchienen die Schwierigkeiten faft unüberwindlich 
B. Hatte den 17. ganz im Bette zubringen müſſen und beſtieg am 18. nn mit großen Schmer⸗ 
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zen und unter Sorgen der Seinigen das Pferd. Der Weg war für die angegriffenen Truppen 
weit und ſumpfig. Der Regen goß in Stroͤmen. Aber B. ermuthigte, belebte Alle und trieb 
auf jede Weiſe: „Vorwärts, Kinder, vorwärts!” Den Regen nannte er feinen Alliirten von 
ber Katzbach. Er war bald hier, bald da, wo es flocte, und ermunterte, rieth, befahl. Aber es 
ging wegen bed entfeglichen Weges nur ſchwer und langfam. Schon hatte man durch einen 
Ummeg wegen eined brennenden Dorfes viele Zeit verloren und beängftigende Nachrichten ka—⸗ 
men wieerholt vom Schlachtfelde. Bon den in Schlamm und Pfügen mühfam vorarbeitenven 
Kriegern aber vernimmt man da8 Gemurmel: „ed gehe nicht, es ſei unmöglich.“ Da redet B. 
mit tieffler Bewegung und Kraft: „Kinder, wir müffen vortvärts. Es heißt wol, ed geht nicht! 
Aber ed muß gehen ; ich habe es ja meinem Bruder Wellington verfprochen. Hört ihr wohl? 
Ihr wollt doch nicht, daß ich wortbrüchig werben ſoll?“ Und fo ging es denn mit allen Waffen 
unaufhaltfam vorwärts. Ihm gehorchten bie ‚Herzen, dad machte Unmögliches möglich. Und 
es war Zeit. Wellington’8 Heer hatte von der uͤbermacht fon zu viel gelitten und ſchien ihr 
bald weichen zu müflen. Es hatte bereitö einzelne Theile des Schlachtfeldes, den Meierhof La 
Haye Sainte und dad Wäldchen Hougomont, dem Feind überlaflen. Schon war die Straße nad) 
Brüffel mit Flüchtigen aus Wellington’s Heere bedeckt. Schon hatte Napoleon 3 Uhr Nach— 
mittags einen Kurier nach Paris abgefertigt mit der Nachricht, daß der Sieg nicht mehr zwei⸗ 
felhaft fei. Da endlich konnte B. mit tüchtiger Kraft die Feinde im Rüden und in der Seite 
angreifen. B.'s Erflürmung des Dorfed La Haye Sainte entſchied die Niederlage. Wellington 
ertlärte.in feinem Bericht an feine Regierung: „Ich würde meiner Überzeugung und dem 
Marſchall B. und der preußifchen Armee nicht Gerechtigkeit wiberfahren laſſen, wenn ich nicht 
den glüdlihen Erfolg dieſes furchtbaren Tages ihrem fo herzlichen und jo zeitgemäßen Bei— 
ſtande zufchriebe.” Ein Augenzeuge berichtet über B.: „Die Solvaten nannten ihn in ben 
Schlachten in Belgien nur den Wegweifer, weiler ſtets an der Spige ſich befand. Der Feld⸗ 
marſchall flog im dichteften Pulverdampf daher. Es war eine Freude, ihn zu fehen. Gomman= 
dirte er, dann funfelte fein Blick. Ging's vorwärts, dann fang er. Hielt er im Kugelregen, 
dann rauchte er fo ruhig wie im Schlafzimmer feine Pfeife, die er an einer Kanonenlunte fi 
angezündet hatte.” 

Doc den vollen Erfolg diefer großen Schlacht, die gänzliche Auflöfung ber feindlichen Ar- 
mee, den Verluſt alles Gefhüges, Furz, daß es ein Sieg wurde wie wenige in der Geſchichte, 
dieſes bewirkte B. erft dadurch, daß er ihre Verfolgung übernahm. Seine Armee, die in drei 
Tagen zwei ſolche Schlachten gefhlagen, nach einer folhen Nieverlage fo Bewundernswerthes 
geleiftet hatte, verfolgte noch in derſelben Nacht ven fliehenden Feind fo ſchnell, daß fie ihn aus 
neun verſchiedenen Bivouacs, wo er eine kurze Ruhe fuchte, aufjagte. „Der legte Haud von 
Menfhen und Pferden muß zur Verfolgung aufgeboten werben”, das war des Feldherrn Mei⸗ 
nung, und Gneifenau, dem an dieſem Tage zwei Pferde unter vem Leibe erſchoſſen und der 
Griff des Degens durch eine Kugel zerfchmettert worden, vollzog fie treuli. Der zweiunds 
fiebzigjährige Greis ſelbſt, welcher fo Großes erfahren und gethan hatte, erbeutete noch am 
Abend der Schlacht in Benappe des Kaiferd Wagen mit deſſen Kaifermantel und Ordenöſter— 
nen und feinen Hut und Degen, welde er, überrafcht von der fehnellen Ankunft der Preußen, 
bei eiligem Befteigen eines Pferbes zurücklaffen mußte. Als jegt B. in dem mit Verwundeten 
angefüllten Genappe ein Nachtquartier bezog, fah er bei feinem Eintritt die Leute beihäftigt, 
eilig aus feinem Zimmer ſechs ſchwer verwundete Franzoſen fortzufhaffen. Aber der menſchen⸗ 
freundliche Feldherr, obwol fo fehr ver Ruhe bevürftig, litt es nicht, daß fie um feinetwillen 
geftört würden, fondern ließ ihnen alle Hülfe und Linderung bereiten, die ihr Zuſtand ver= 
flattete. 8. haßte die Sranzofen, fo Iange und fo weit fle als übermüthige und gefährliche 
Unterprüder der Zreiheit des deutſchen DVaterlandes dieſem und ihm gegenüberflanden, vor 
allen alfo den Bonapartismus und eine undeutfche ſchmachvolle Förderung diefer Unter: 
drüdung, von ganzer Seele. Aber gegen wehrlofe Feinde empfahl er ſtets Schonung und übte 
fle auf die evelfte, menſchlichſte Weile. Schon von Belle-Alliance aus hatte er, der überhaupt 
ausgedehnten Briefwechſel liebte, eigenhändig an Schwarzenberg gefchrieben: „Mein Freund! 
die fhönfte Schlacht ift geſchlagen, der herrlichſte Sieg iſt erfochten. Ich denfe, die bonapartis 
ſtiſche Geſchichte ift nun wol vorbei. Belle-Alliance, am 19. Juni. Ich kann nicht mehr ſchrei⸗ 
ben, venn id) zittere an allen Gliedern. Es war zu viel!“ Und nod in diefer Nacht beforgte er 
Die Proclamation an fein Heer und den Anfang bed ausführlichern Berichts, Arbeiten, bei denen 
er ſtets weſentlich mitzumirfen liebte, was aud) ihre eigenthümliche ergreifende Weife erllärt 
Schon anı 29. ftand er mit feiner Armee vor den wohlbefefligten Linien von Paris, welches 
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eine mit der ſeinigen gleich ſtarke Armee vertheidigte. Alle Anträge zu einem Waffenſtillſtande 
ohne Einnahme der Hauptftabt verwarf er unerbittlich. Nach einen Höhft fühnen uͤbergang 
auf bas linke Seineufer, dem einzigen freien Angriffspunft gegen Paris, und indem er bie 
Feinde bei Stores, Pleffis, Piquet und Iſſy flug, zwang er die Hauptſtadt zur Gapitulation 
und daß Heer zum Abzug, und beendigte fo auch biefen Feldzug nicht minder ruhmvoll als den 
erften. Am 7. Juli zog er in Paris ein und nahm fein Hauptquartier im kaiſerlichen Schloß 
St.-Cloud. Der Kaifer aber, deſſen Plan, fi zum Dietator zu erklären und die Kammern 
nad Haufe zu ſchicken, an der Freiheitskraft, vorzüglich von Lafayette, ſcheiterte und beffen Frei⸗ 
heitsliebe ebenfo wenig in ber franzöfifhen Ration als feine Friedensliebe bei ven Verbündeten 
wahren Glauben hatte erwecken können, mußte abermals dem Thron entfagen. 

Es ſchien die Abficht Wellington's und anderer Verbündeten, aus Schonung für die Bour⸗ 
bons und ihre Herrſchaft, die Einnahme von Paris nicht zu erzwingen. Diefes und Die Bemä- 
hungen für die Bourbon gefielen B. nit. Er wünſchte für die Branzofen ihre volle innere 
Freiheit. Nur wollte er befjere Wieverherftellung und Bürgfehaft für Deutfhland. Er eiferte 
in diefer Hinſicht aufs neue für beffere Friedensbedingungen. Und durch feine Raſchheit konnte 
er, noch ehe die Monarchen und Minifter ankamen, mehr noch als durch Worte wirken. In ven 
Unterhandlungen über den Waffenftillfiand gebrauchte er einen den Franzoſen feit lange unge= 
wohnten Ton und die deutſche Sprache. Dennoch rieth der große Garnot, lieber mit B.'s ver: 
ber Geradheit ald mit Wellington’s höflicher Zweiveutigkeit zu unterhandeln. B. verwarf es 
entſchieden, daß die Hauptſtadt wiederum, fo ganz gegen der Branzofen Verfahren in Deutſch⸗ 
land, von Ginquartierung frei bleibe, verfügte ſchnell die Beſchlagnahme ver aus Deutſchland 
geraubten Kunftihäge und ſchrieb Gontributionen aus. Sein Borangehen und feine lauten, 
energiſchen, duch die dffentlihe Meinung unterflügten Worte trugen auch bei zu dem jegt 
befieen Frieden. Auch wurde merfwürbigerweife ven Branzofen die Erhaltung ihrer freien 
BVerfaflung jegt foͤrnilich durch den Friedensſchluß verbärgt, doch geflelen vie Bedingungen B. 
nicht ganz und er fürchtete neue Gefahren. Bei einem großen Feftmahle, welches Wellington 
den in Paris verfammelten Miniftern, Diplomaten und Feldherren gab, brachte er den Trinf: 
ſpruch aus, den man in England mit großem Beifall ven Blüchers-Toaſt nannte: „Mögen die 
Federn der Minifter nicht wieder verberben, was durch das Schwert der Heere mit jo vieler Au⸗ 
firengung gewonnen worden!“ 

Auch nad) ver Rückkehr aus den Feldzügen mafte ſich zwar B. keineswegs die Rolle eine? 
Staatdmannd ober eine Einmifhung in die Verwaltung an; aber er hielt ald Privatmann 
mit feinem gefunden Rechtsgefühl und praktiſchen Sinne feft an ven großen Grunbfägen, durch 
welche Preußen wieber ftark und groß und Deutſchland gerettet war, weiche mit den Herrſchern 
und der Nation auch er in den Freiheitskriegen mit Überzeugung öffentlich ausgeſprochen, durch 
welche er geflegt Hatte. Er war fehr weit entfernt von ber reactionären Beſtrebung derjenigen, 
welde diefe Grunbfäge und felbft alle Begeifterung für Freiheit und Vaterland während ber 
Freiheitokriege jegt ableugneten, welche fogar damals, nämlich vor ihrer Erneuerung durch die 
koͤnigliche Erflärung vom 17. Ian. 1820, die Verheißung der Reihörepräfentation auslöſchen 
wollten, und welche den alten Staatskanzler jegt deshalb anfeindeten, weil er ben freien Grund⸗ 
fügen Sanction und zum Theil ſchon bie Verwirklichung verſchafft Hatte. Sein oft äußerſt her: 
ber Tadel gegen ven altgeworvenen Staatsmann und mandje neuern Maßregeln war ganz 
anderer Art. B. blieb in feinen Gefinnungsäußerungen, in feinen Eräftigen, oft ausführlichen, 
aber leicht vahinfliegenden und meift allgemein ergreifenden Neben an das Volk, fo z.B. in 
ben Freien Stäten, in Frankfurt (1815), in Hamburg (1816), und bei Gaftmählern und in 
feinen kurzen Kraft und Schlagworten, von welden, wo er hinkam, ſogleich viele in Umtauf 
waren, völlig ver Mann des Volks. Manche Privatäugerungen waren oft fo ſtark und derb, 
zuweilen aud) gegen Perſoͤnlichkeiten verlegend, daß, wie fein ausführlichſter berliner Biograph 
bemerkt, ihre Bekanntmachung zum Theil erſt in einer fpätern Seit zu erwarten if. Und wir 
sollen ebenfalls einzelne, die wir vernahmen, hier nicht wiederholen. Auch befeitigte er ſelbſt 
zuweilen ein tiefereö Eingehen in politifche Discufftonen durch einen Scherz. So erwiberte er 
auf gewifle Klagen in Beziehung auf Preußens Gonftitution: „Der Staat hat feine beffere 
Eonftitution als ih; im Kriege find wir friſch; aber Im Frieden will's nicht recht gehen.” 

Mit Wärme Hielt insbeſondere B. feft an der großen Grundlage ver Gleichheit und innigen 
Verbindung zwiſchen dem Krieger- und Bürgerfland und zwifchen Adeligen und Bürgerliden. 
So war fein Trinkſpruch bei vem großen Feſte, welches ihm nach feiner erfien Rückkehr von 
Paris die Ständevertreter der Monarchie gaben: „Der glüdlihen Verbindung des Krieger: 
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und Bürgerflandes vermittelt der Landwehr!” An der Königlichen Tafel bei einem großen 
Feſte am 15. Aug. 1814 bat B. um die Erlaubniß, die Geſundheit des Fürſten-Staatskanzlers 
auöbringen zu dürfen, „welcher dadurch, daß er das Zutrauen Sr. Majeflät und der Nation 
verbient und erlangt, fowie durch den Geift, welchen er der Stantöverwaltung eingeflößt, jene 
innige Verbindung der Nation zu einem Ganzen bewirkte, wodurch die großen Leiftungen 
möglich geworden und ed dahin gekommen ift, daß man in Preufen jegt nicht weiß, wo der 
Kriegerftand aufhört und ver Bürgerftand anfängt. Ich wünſche“, fo fuhr B. fort, „daß dieſe 
glückliche Verſchmelzung unauflösli bleibe.” Am 18. Juni 1816 hatten die Babegäfte in 
Karlsbad ein Feſt zur Feier des Jahresiags der Schlacht von Belle-Alliance veranftaltet und 
die Preußen B. dazu eingeladen. Jedoch Hatten die Bornehmern fi von den Bürgerlichen ab⸗ 
geſondert. Da fand ih B. zuerft hei ver Mittagdtafel der Bürgerlichen ein, zu dem :Balle am 
Abend aber erklärte er „nur dann kommen zu können, wenn bie unflatthafte Abſonderung aufs 
höre”. In feinem Trinkſpruche fagte er hier: „Ehrenzeichen, Titel, Würden, Belohnungen 
aller und reichlicher Art find mix zu Theil geworben. Meinen [hönften Lohn aber finde ich in 
der Liebe meiner Landsleute, in der Achtung meiner Zeitgenoflen und in dem Bewußtfein, 
meine Pflicht im firengflen Sinne des Worts mit Aufbietung aller meiner Kräfte erfüllt zu 
haben.” An den Wopithätigkeitöverein für verwundete Krieger in London ſchrieb B., der 
oft feine Bewunderung Englands ausſprach: „Wenn es meine äußern Berhältnifle erlaubten, 
fo moͤchte ich mein Leben in England befchließen. Unter einem Volke zu leben, das durch feine 
Berfaflung fo groß vor allen andern daſteht, das ſich in allem fo fehr auszeichnet und feinen 
Neichthum auf fo edle, anderwärtd unbekannte großherzige Weife verwendet, muß zugleich er⸗ 
hebend und beruhigend fein.” Mit welder Energie ſich B. am Ende des Jahres 1815 für die 
4813 in feiner erften Proclamation verheißene, aber damals ſchon angefochtene unbefchränfte 
Preßfreiheit ausſprach, wie er, ber gerade oft derbe Wahrheitöfreund, gar feine andere Grenze 
derſelben fich denken konnte als die Wahrheit felbft, dieſes wurde ſchon oben berührt. 

Im Sommer 1816 befuchte B. fein Vaterland Medlenburg. Er wurde von dem Fürſten 
und dem Volk auf das hoͤchſte geehrt. In Dobberan, an der großherzoglichen Tafel, dankte er 
dem Großherzog, der alle braven Mecklenburger hatte Icben laflen, im Namen berfelben und 
fagte unter Anderm: „Es ift mir eine @hre, den Medlenburgern anzugehören. Gott hat es 
mir, einem Mecklenburger, gelingen laflen, mitzuhelfen, daß die Welt befreit würde vom Skla⸗ 
venjoch des Tyrannen. Mir ift noch mehrgelungen! Was ich unter allen Verhältniſſen meines 
Lebens tief im Herzen bewahrte und was ich mit innigfter Sehnſucht zu erreichen wünfchte, das 
iſt erreicht. Ih Bin nun da froh und frei in dem Lande, wo Id) geboren ward, wo ich meine 
Knabenjahre verfpielte, wo die Gebeine meiner braven Altern ruhen. Gott, du weißt es, wie 
ich mich gefehnt habe, ehe auch ich mein Grab fülle, zu beten an ihrem Grabe” (er that dieſes 
einige Tage nachher in der Kirche zu Roſtock). „Bern ruhte ich an ihrer Seite, wenn vielleicht 
bald mein Auge im Tode ſich ſchließt. Doch ih wunſche nichts mehr. Zu viel habe ich ſchon er= 
reiht, mehr als ich verdiene. Mein Herz gehört euch. Liebt mich wieder! Bleibt, wie ich euch 
finde, treu eurem Gott und der Wahrheit, treu eurem Fürften, fo bleibt ihr euch felbft 
getreu!” 

Solcher Liberalität, Pietät, Treue und Herzlichkeit der Gefinnung, wie fie fidh in dem Bis- 
herigen äußert, entfpricht B.'s ganzes begeiftertes treues Wirken. Selbft bei feinen Fehlern 
kommt fie noch zu Tage. Bekannt ift feine Leidenfchaft fürs Wagefpiel. Wir wollen fie nicht 
entſchuldigen durch die gleiche Leidenſchaft unferer kriegsmuthigen altdeutſchen Vorfahren. 
Aber es war ein ſchoͤner Sieg ver Pflicht, daß B. während der ganzen Zeit eines Feldzugs nie 
auch nur ein einzigeö mal fpielte. Sehr auffahrend und derb und ohne wiſſenſchaftliche Aus⸗ 
bildung war der in den Heerlagern des Siebenjährigen Kriegs erwachſene Kriegsheld. Aber 
mit einigen heftigen verben Worten, von ihm felber öfter zuweilen in verföhnenden Scherz ge= 
wendet, war meift fein Verdruß auögetilgt. Nie ſah man ihn fhlagen. Freundlich und mild 
gegen Schwäcere, gegen Frauen und gegen feine Krieger, ſcheute er ſelbſt nicht, biefen mit 
Achtung ein begangenes Unrecht abzubitten. Bei dem Übergang über die Elbe bei Wartenburg 
fagte er zu feinen Soldaten: „Vorwärts Kinder und gut ausgehalten, die Brüde Iaffe ich 
hinter und abbrechen!“ Da vernimmt man Murren und mehre Soldaten rufen laut: „So 
brauche man ihnen nit zu fommen. Sie würden ja wol ihre Schulbigkeit auch ohne das 
gethan Haben, das Hätten jle wol gezeigt.” Da erwidert der wackere Feldherr Fräftig und zu= 
traulih: „Ihr Habt reiht, Kinder, da hat der alte B. wieder einmal etwas Dummes gelagt: 
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Aber 688 war's nicht gemeint. Wir kennen und ja ſchon!“ Und: „Hurrah, Vater Blücher“ 
fo ging's vorwärts. Auf eines Vornehmen etwas geringſchädende Hußerung über die gemeinen 
Soldaten ertwiberte er warm: „Der Soldat hat fo gut Ehre als die Fürften und die Offiziers, 
und unfere Ehre befteht durch ihre Ehre!” Die Beinen mögen wol Anftoß genommen haben, 
wenn B. ſelbſt im Frieden die Soldaten in alter herzlicher Weife behandelte, wenn ver deld⸗ 
marſchall aud in Berlin keinen Anftand nahm, den gerade vorbeigehenden Landwehrmann an: 
zuhalten und, an veffen Pfeifenftummel feine Tabadöpfeife fegend, fie in dieſer Gemeinſchaft 
anzurauden. Aber die Krieger vergaßen ihm dies ſicher nicht. Er forgte überhaupt auf im 
Brieden gern für fie. Bon dem englifhen Hülfsverein für verwundete Krieger mußte er für ie 
feinigen 264,000 Thaler zu erhalten. Wie manches mal ſprach B. in einigen derben Worten, 
wie wir fieja felbft bei dem großen Dichter vom „Goͤtz“. lefen nrüffen, beredter und tiefer ergreifend 
als alle Revefünftler. So fagte er einft zu einem Regiment, dad geftern flegte und dad er heute 
aufs neue zum Sturm commanbirte, die Soldaten anſehend: „Kerls, ihr jeht ja aus wie bie 
Schweine! Aber ihr habt die Franzoſen gefhlagen. Damit aber iſt's noch nicht genug. Ihr 
müßt fie Heute wieder ſchlagen, denn fonft find wir Alle — —“ Das find redneriſche Motive, 
wie fle Demofthenes nicht befler Hat. Als bei dem ARheinübergang ein Bataillon, das fehr ge: 
litten Hatte, in düfterer Haltung an ihm vorbeizog, ruft er ihnen traulih zu: „Nun, Kinder, 
ſollt ihr auch fo lange in Frankreich bleiben, bis ihr Alle Franzoͤſiſch Eönnt! ” und dad ganze 
Bataillon wurde guter Laune. So ging ihm nie Luft und Kraft aus, mit einem guten Worte 
den Seinigen feine heitere Zuverfiht und unerſchütterliche Entſchloſſenheit mitzutheilen, fie da: 
durch und durch begeifterte Liebe für Die Sache und für Ihre Feldherren zu einem einzigen Körper 
zu vereinigen und zu befeelen. So wenig in der Nacht als am Tage fehlte ihm der ſchnelle 
fihere Entſchluß wie das Fräftige ermuthigende Wort. So erweckt ihn einft ängftlich feine Um: 
gebung mit der Nachricht: Napoleon fei im Begriff, eine gewiffe fühne Bewegung gegen ihn 
audzuführen. Noch gähnend erwiverte er: „Da kann er die fehönften Schmiere Friegen“, 
ordnete die nöthige Vorkehrung an, legte fich herum und ſchlief weiter. Gelehrte Wiflenfgaft 
war ihm freilich fremd. Aber gewiß, er Hatte Vieles, um fie zu erfegen, und er hatte innere 
Tüchtigkeit und Bildung genug, um fie und jedes tüchtige Wirken zu fhägen. Niemals hörte 
man ihn von der Wiſſenſchaft, noch weniger von der Religion geringſchähend ſprechen. Als er 
4816 in Hamburg und Altona weilte und dort bei feinem Befannten aus feiner Uinglüdäzeit 
treuberzig anzuſprechen vergaß, fah man den alten Feldmarſchall nie am Grabe des ihm einſt 
befreundeten Kiopſtock an ber Straße bei Altona vorbeigehen, one daß er ven Hut abnahu 
und tief ſenkte. 

Bor allem aber in dem Berhältnig zu feinen Mitfelogerren, Wittgenftein, Schwarzenberg, 
Kronprinz von Schweben, Wellington, zu feinen Unterbefehlshabern und zu feinen zwei Ge— 
neralquartiermeiftern, Scharnhorft und Gneifenau, bewies B. beharrlid In Verbindung mit 
feinem fo wohl begründeten Selbftgefühl die ſchönſte Treue und Bietät, Selbftentfagung und 
das Pflichtgefühl fr Die große Sache, die liebenswürbigfte Neivlofigkeit und Beſcheidenheit. 
Er wußte, daß die Feinde und bie Friedensfreunde unter den Verbündeten, welche beive fein 
feuriges Vorwärts! haften, ihn den Hufarengeneral nannten und gern aud Das, mad nur 
im Heere und in ver Schlacht wirkte, ganz feinen unfterblidh verdienten Generalquartiermeiſtern 
zugeſchrieben Hätten. Aber Niemand Hat zu allen Zeiten Iauter ihre Verdienſte erhoben alt 
gerade er, der gebietende Feldherr, welcher ftetö ebenfo willig befferm Rathe nachgab, als er alle 
Berechnungen und Blane durch die lebendige Auffaflung und Durchführung befeelte, das Be⸗ 
ſchloſſene mit eigenthümlicher Energie ohne Wanfen verwirklichte und bei jeder neuen Ben 
dung ber Dinge mit ſchnellem Bli und fiherm Taft neuen, meift Sieg bringenben Entſchluß 
wußte. Von Scharnhorſt ſagte er bei einem Feſte, welches ihm die Freimaurerloge Royal 
Dort (er Hatte in dieſen Myfierien die Meifterfhaft erhalten) veranftaltete, am Schluß feinet 
Reve: „Biſt du gegenwärtig, Geiſt meines Freundes, mein Scharnhorſt, dann fei du ſelbſt 
Zeuge, daß ich ohne dich nichts würde vollbracht haben!“ Über Gneiſenau äußerte er fd 
lets nicht minder anerfennend und beſcheiden. Ald man in einer Geſellfchaft fich gegenfeitig 
ſchwere Aufgaben ftelite, verhieß B., er wolle thun, was ihm fein Anderer nachmachen fönst, 
er wolle feinen eigenen Kopf Eüffen. Alle find erwartungsvoll. Da küßte er Gneifenau mil 
Herzliger Umarmung. Einft überhäufte man ihn mit Lobreden. Da erhob er fi ungeduldiz 
und ſprach mit edler Begeifterung die fhönen Worte: „Was iſt's, das ihr rühmt! &6 wur 
meine Verwegenheit, Gneifenau's Befonnenheit und des großen Gottes Barmherzigkeit.” 


In folden Gefinnungen fah endlich der enle Greis heiter und rufig fein Ende nafen. I 
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ben vier Jahren nach feinen legten großen Siegen quälten ihn öfter ſchmerzliche Leiden. Doch 
genoß er noch reichlich bald auf Reifen, bald in Bädern, bald auf jeinem Laupgut, bald In der 
Hauptftabt mit alter Heiterkeit die Freuden des Lebens. Im September 1819 verſchlimmerte 
fü fein Übel fehr. Am 5. Sept. fagte er zu dem Aojutanten, welden der König zu ihm ge 
fendet Hatte und welder ihn durch die Erflärung feiner Ärzte beruhigen wollte: „Ich weiß, 
daß ich fterhe, denn ich-fühle es beſſer als vie Arzie, die meinen Zuſtand nicht mehr beurtheilen 
Können. Ich ſterbe gern, denn ich bin zu nichts mehr nutz. Sagen Sie dem König, daß ich 
ihm treu gelebt und ihm treu ſterbe.“ Ahnliches wieberholte er dem König, der ihn Tags 
darauf felbft befuchte, und empfahl ihm feine Gattin. (Ex hinterließ wenig.) Zu feinem Freunde 
und Retter, Grafen Noftig, dem er ebenfo mit unwanbelbarer dankbarer Treue anhing als dieſer 
ihm, ſprach er, als derſelbe ihm einen Labetrunf reichte: „Nicht wahr, mein lieber Noſtitz, Sie 
haben Mandes von mir gelernt! Jetzt follen Sie auch von mir lernen, wie man ruhig ſtirbt!“ 
Sanft entfchlief er am Abend des 12. Sept. 4819 und wurbe, feinem Wunſche gemäß, unter 
freiem Himmel bei den drei Linden an der Strafe von feinem Gute Rriblowig begraben, geehrt 
durch Todtenfeier und Öffentlihe Trauer von König und Heer und von mandem Verein im 
deutfhen Vaterlande, fo von der Bürgerwehr der Freien Stadt Hamburg. 

Eine ſolche Perſoͤnlichkeit, ein foldes Wirken waren wohl geeignet, eine allgemeine Begei= 
fterung in Volk und Heer und große Erfolge hervorzubringen. 

Die begeifterte Stimmung bed Volks für B. aber darf heifpiello8 genannt werben. Sehne 
verſchie denen Züge durch Deutſchland waren fortwährenbe Triumphzüge. Die Stäbte, in die 
er kam, wie 3. B. Magdeburg, Kaflel, Koblenz, Köln, Aachen, Srankfurt, Hamburg, feierten 
großartige Volksfefte, bei welchem jever Stand, jedes Alter, jenes Gefchlecht dem freundlichen 
‚Helen zu huldigen wetteiferte. Und auch wo er Hänger weilte, wie in den Freien Städten Ham⸗ 
burg und Branffurt, da wollten die immer neuen Feſte, ver immer erneuerte Iaute Jubelruf 
des Volks nicht enden. Und B. war nit unempfinvlic für folden oft rührenden und ergrei= 
fenden Ausdruck von Liebe und Dankbarkeit. Er, der gern und gut Öffentlich redete, dankte 
feinerfeits in herzlichen, Die evelften Volksgeſinnungen befräftigenden Neben an die Verſam⸗ 
melten. Der durd fein feindliches Geſchutz je erfhlitterte Kriegsheld war dabei oftmals tief 
ergriffen und gerührt. Mit Thränen im Auge und mit den Worten: „Es iſt die höchfte Beit, 
Daß ich gehe, ich erliege ſonſt“, wehrte er bei dem legten Scheiden von dem ihm fo theuern als 
wohlwollenden Hamburg weitere Achtungsbeweiſe ab und trieb zur Eile. Und nicht in Deutſch⸗ 
Iand allein, fondern in dem alten England, in der Hauptftadt der Welt wie in Oxford, dort, 
wo bie alte Freiheit den Takt des tüchtigen Volks für Tüchtiges und Großes ausgebildet Hat 
und wo dad verbreitetere Lefen ausführliher Nachrichten in den Zeitungen vollſtändigere 
Kenntniß der Zeitgefhiäte begründet ald anderwärts, empfing ven deutſchen Helden dieſelbe 
Gefinnung. Der Prinz Regent hatte ihn als feinen Gaſt eingeladen, „um ihm”, wie er 
Trieb, „feine Bewunderung und feinen Dank auszudrücken“. Ex kam nad) dem erften Pa= 
zifer Frieden, alfo noch ehe ex ven Briten ihren Ruhm bei Waterloo erfämpfen half, zugleich 
mit den Monarchen, mit Wellington, der eben in Spanien und Frankreich feinem Vaterlande 
fo außerordentlich großen Nuhm errungen hatte, find mit andern berühmten Feldherren. Aber 
auf die auffallendfte Weiſe wendete ſich die allgemeinfte Begeifterung aller Stände, felbft der 
vornehmften Frauen, die ſich zu feinem Lever prängten, dem „Marfhall Vorwärts”, dem „Be— 
fleger des Tyrannen“ (the Conqueror of the Tyrant) zu. Da half keine Abwehr felbft gegen 
das buchſtaͤbliche Tragen auf den Händen, gegen das Ausfpannen der Pferde und gegen das 
Budrängen, daß Jeder wenigftens einmal feine Hand drücke. Der donnernde Beifallsruf oft 
von Hunderttaufenden und gleich dem Geſchütz der Feldſchlacht ertönte, ſobald B. in Bewegung 
war. Und während eines fünfmöchentlichen Aufenthalts, vom Tage der Anfunft (6. Juni) bis 
zum Tage der Abreife (11. Juli), bei welcher er, biß zum Meere begleitet von Hunderttaufen= 
den, unter dem Donner der Kanonen und ded Beifallsrufes ſich einfchiffte, dauerte von allen 
Ständen getheilt das große Volköfeft, ſprachen die allgemeine Liebe und Verehrung oft in den 
ergreifenpflen wie in den ergöglichften Zügen ſtets neu fih aus. B. fagte: „Ich muß über mich 
ſelbſt wachen, daß ich nicht zum Thoren werde.” Alle Zeitungen kamen darin überein, daß fei= 
nem vaterländifchen Kriegähelden, daß felbft feinem Nelfon das engliſche Volk Feine ſolche Be— 
geifterung, Liebe, Dankbarkeit und Bewunderung ausdrückte. 

Mit ſolchen Anerfennungen der Völker verbanden fi entfprehende Belohnungen der 
Fürſten, zahlreichere, auögefuchtere und größere, als je einem andern — zu Theil 
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‚wurben. Die höchften Orden aller europäiſchen Bürften, die von Eranfreih ausgenommen, 
ſchmückten ven Helen. Nach der zweiten Ginnahme von Paris mußte fein dankbarer König ein 
neues Ehrenzeichen für ihn allein erfinden, fowie ihn ſchon früher Englands Herrſcher mit 
einem folden vor den Augen des englifcken Volks zierte. Durch die Ertheilung der Feldmar⸗ 
ſchalls⸗ und der Fürſtenwuͤrde, deren Name, zur Erinnerung an bie Schlacht an der Katzbach, 
von dem nahen Wahlſtadt entlehnt wurde, durch wieerholte große Geldgeſchenke und reihe 
Einkünfte, durch Landgüter und ein Haus in Berlin, durch die große fürſtliche Dotation, endlich 
durch ein prachtvolles koloſſales Standbild in der Hauptftadt lohnte ihm fein Königshaus auf 
das großmäthigfte. 

Auch noch zwei andere folder Stanvbilver, wahre Runft: und Rationaldenfmale — eine 
feltene Zierde für Deutſchland — erhalten B.'s Andenken bei ver Nachwelt. Das eine von der 
Provinz Schlefien auf dem größten Marktplag in Breslau errichtet, das andere von ber Ge⸗ 
fammtheit ver Medienburger unter Leitung der Stände, zu Roſtock auf dem Blüchersplat 
Diefes ſtellt ihn nach Goethe's Vorſchlag ald Marihall Vorwärts im deutfchen Landwehrrock 
dar, während das zu Berlin feine eigenthümliche Neigung, durch eigene Theilnahme am Ge: 
fecht die Sache im reiten Augenblick zur Entſcheidung zu bringen, andeutete. Die Stadt Berfin 
ehrte ihn durch Denkmünzen und ſowie London und Hamburg durch die Bürgerwürde, bie 
Univerfitäten Oxford, Cambridge, Berlin dur die Doctorwürbe und Hamburg und Altone 
durch Stiftung des Blücherclubs „zur Feier feiner Ehrentage und zur moͤglichſten Verbrei⸗ 
tung feiner liebenswürdigen Eigenfaften und Tugenden“. Zahlloſe Büften, Gemälde, 
Kupferſtiche und Bilder aller Art, eine Anzahl von Biographien und eine große Reihe von 
Gepdichten, darunter welche von Deutſchlands evelften Dichtern, Goethe, Uhland und F. 2. Graf 
zu Stolberg, von Arndt und Rückert, fuchten fein Andenken zu erhalten, auszubreiten und zu 
verherrlichen. 

Und groß und leicht erklärbar, wie dieſe Begeiſterung für B., waren die Erfolge ſeines 
Wirkens für die große Sache. 

„3a 8.8 Hauptquartier und Heer war“, nach dem Ausprud eines feiner Biographen, 
„ber Sig der entichloffenften Thatkraft, der unternehmendften Kühnheit. Der eigentliche Kern 
der Kriegführung, ber thätige Anftoß und das fortreißende Beifpiel waren hier.” — „Durd 
ven ganzen Krieg hindurch war“, fo fügt em anderer Hinzu, „B.'s treibendes Vorwärts 
das bewegende Princip des Kampfes. Wie Hätten wir fonft nah Paris kommen mögen?” 
Daß aber nun dem alfo war, und daß nach demſelben Schriftfteller „das ganze Heer auf ihn 
mit unerfihütterlichem Muthe vertraute, mit ihm flegreidh focht, daß fein Ruhm den Ruhm 
größerer Feldherren neben ihm und ihm gegenüber verdunfelte, daß er allein in ganz Deutſch⸗ 
land, ja von Altengland, ald der Held des Kriegs gefeiert wurde, dieſes erklärt fid daraus, daß 
B. ganz der Richtung des damaligen Volksgeiſtes entſprach, daß er in Wort und That des 
Volkes Stimme verkündete, in jeder That Das vollbrachte, woran das Volk felbft ſchon Hand 
gelegt hatte. Derfelbe Schriftſteller ſchließt feine Biographie B.’8 mit der feierlichen Auffo: 
derung an bie Stäbte, „wenn bie dem Reich verſprochene Verfaſſung auch ihnen, für welde 
durch die Stäbteordnung von 1809 die Einleitung zu feftern Verhälmifien gemacht ift, ein 
geordnetes Bürgerthum bringen werbe”, das Bild B.'s „als Wahrzeichen ihrer Freiheit" auf: 
zupflanzen. &8 war, wie die Manifefte anerkannten, ein von den Volkögefinnungen beſchloſſe⸗ 
ner, wie die feierlichen Freiheitsverheißungen und die Aufrufe an Jugend umd Volk erklärten, 
ein nur durch Begeifterung und Aufopferung des Volks für die Freiheit flegreich zu führender 
Krieg, kurz ein wahrer Volkskrieg. Und B. war der Volksheld in dieſem Kriege. Ex war el, 
indem er ganz einging in das Vorwaͤrtsſtreben feiner Zeit und, durchdrungen von ber Ge: 
finnung ſeines Volks, fie, foviel an ihm war, verwirklichte, fie nährte und fleigerte in Wort 
und Werk. Er war e3 vor allem dadurch, daß er dieſes auf eine Weife und mit den Bigen- 
ſchaften that, welche, an ſich groß, für ein tüchtiges Volt und Heer unmittelbar ergreifend find. 
Er that e8 nämlich mit der ganzen Kraft eined tüdhtigen Charakters, mit ber Treue und Wärme 
der Gefinnung und den nie zagenden, nie wankenden Entſchluß und kühnen, begeifterten 
Mutde, treuherzig und gutmüthig gegen die Seinen, die Schwachen und Wehrlofen, eine eherme 
Bruſt gegen den gewaffneten Feind, voll Lebensmuth und Vertrauen — ein echt deutfcher Held. 
Daß 2. hierdurch und weder durch die hoͤchſte Kuͤnſtüchkeit Falter, ſtudirter Berechnungen, nob 
durch Zufall, daß durch des Volkes eigene Begeifterung für feine-Breiheit und Ehre und darch 
den von ihr durchdrungenen Volkshelden die Volksſache fiegte, dieſes — wodurch die Gegner 
B. herabzufegen meinten — war fein und feines Volkes erhebendfter Stolz. Und in dem Grate, 
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als dieſe Geſinnung fehlte, wie z. B. bei Schweden und Ruſſen, um fo mehr mußte natürlich im 
ſolchem Kriege bei Freund und Feind, trog aller Tapferkeit und Kunft, That und Ruhm zurück⸗ 
fliehen. Wie hoch man auch mit Recht die Mittel und Kräfte der Kunft und Wiſſenſchaft, ver 
Berehnung und des Verftandes fhägen mag, dahin follte e8 — fo mahnen der ganze große 
Breiheitöfampf und feine Helden feit dem Beginn ver Branzöfifchen Revolution — doch nim⸗ 
mermehr kommen, daß man diefen künſtlich bereiteten und vegierten Kräften und Mitteln die 
großen Kräfte der Naturgaben, ded Charakters, der moralifhen Cigenſchaften und einer er= 
wachten tüchtigen Volksgeſinnung nachftellt. Möchte doch vielmehr recht bald der großen Sache 
des Jahrhunderts, der Freiheit — da wir ihre fernern Siege ohne blutigen Krieg zu gewinnen 
wünfchen — aud) für den Frieden und unter ven Diplomaten und Miniftern ein folder Mar⸗ 
ſchall Borwärts erftehen, wie es für den Krieg ber alte B., wie e& den Preußen vorübergehend 
aud im Frieden der alte Stein geweſen. Gute Abjihten, Talente, Kenntniffe, Einſichten, wer 
mag fle fo vielen der neuern Staatdmänner abfprechen wollen. Aber eine gründliche Erfaflung 
ber großen Ideen der Zeit und des Volks tut und noth und ein Gharafter, um fle durchzu— 
führen, jene Wärme und Treue der Gefinnung, jene Unerſchütterlichkeit des Entſchluſſes und 
des Muthes für das einmal als gut und recht Erfannte, ein Mann, der, fo innig verbunden mit 
dem Volk wie B. mit dem Heere, fo feft vertrauend auf Bott und Die gute Sache, in unferer 
großen Zeit nicht aus zaghafter Vorficht zehnmal größere Gefahren herbeiführt, als ex zu be= 
feitigen vermeint, ein folder, der jo Eräftig, fo flegreich die innere Freiheit und Ehre gegen ins 
nere und äußere Feinde erfämpft wie B. die äußere. 

Erhebend zugleich und mahnend bleibt aber ſtets der Blick auf dieſe deutfchen Heere, welche 
im erften Vierteljahrhundert der Franzoͤſiſchen evolution immer aufs neue zerfcämettert 
mwurben, als jie fänpften gegen die nationale Begeifterung und Freiheitskraft ver Franzoſen 
und gegen ihre in berfelben gebilveten Heere; welde dagegen, nach allen Nieverlagen, nad) 
allen Verftümmelungen und Beraubungen der deutſchen Ränder, ebenfo furchtbar daftehen, wie 
das übermädtige, von Sieg und Beute genährte Frankreich al gelähmt erſcheint, ſobald die 
Rollen wechfelten, fobald die Deutfchen ihrer Übereinftimmung, die Branzofen dagegen ihres 
Widerſpruchs mit der großen Idee der Zeit fi bewußt geworden. Erhebend und mahnend vor 
allem ift ver auf foldem Grund und Boden geführte Kampf der beiden am meiften hervortre⸗ 
tenden Kriegshelden in den Freiheitskriegen 1815— 15. 

Dort der menſchenverachtende Kaiſer, von koloſſaler Größe durch Geiſt und Feldherrenkunſt, 
Sieger in dreißig Feldſchlachten, aber als er, mit offenbar geworbenen Treubruch gegen das 
Vrincip feiner Einfegung, durch eine Politik der Lüge und Selbſtſucht und duch Sultanismus 
die Freiheit vernichtet und gegen freiheitliebenve Volksheere kämpft, ein= und abermal niederge⸗ 
worfen von dem geringgeachteten Greis B., und ausgeſtoßen von Europa, auf der oͤden Fel⸗ 
feninfel, jenfeit ver Linie, tantaliſche Dualen erduldend. 

Hier der menſchenfreundliche Greis B., nicht groß und gewaltig durch die außerordentlichſte 
Geiſteskraft und kriegswiſſenſchaftliche Ausbildung und Kunft, aber ven bisher unbefieglichen 
furätbaren Gegner und fein gewaltiges Reich wiederholt zerſchmetternd und, mit dem Lorber 
der glorreichften Siege umwunden, an ber dankbaren Liebe und Bewunderung feines Vater⸗ 
landes und Europas ſich mit gerährtem Herzen erhebend und erfreuend — fo groß und fo ſieg⸗ 
reich, weil er mit allen Kräften einer tüchtigen Natur fo treu und unerſchütterlich, jo begeiftert 
und darakterfeft, mit feinem Volk und für deſſen Freiheit geſtritten. Welcker. 

lutbann f. Bann. 

Bluthochzeit oder Bartbolomänsnadt. Das „Stants-Lerikon Tann zwar nad) feinem 
Zwecke nicht zugleich ein Hiftorifches fein. Doc mögen ausnahmsweiſe einige der merfwürbig= 
flen Scenen wie Perfonen darin eine ffizzirte Darftellung finden, infofern dieſelben entweder 
zum DVerflänpniß ber heutigen Verhältniſſe und Staatäintereflen allernächft nothwenbig ober 
auch als eindringliche Beifpiele zur Einſchärfung Hochwichtiger politifcher Lehren dienend find. 
Letzteres findet nun bei vorliegendem Gegenſtande in ganz befonders hohem Grade ftatt. Im 
ganzen Laufe der Geſchichte gibt es Eein ſchrecklicheres, Kein ſcheußlicheres Beifpiel von den Gräueln 
der Despotie, verbunden mit jenen des Fanatismus und der Parteiwuth, als die Bluthochzeit 
von Paris, alfo feine mit lauterer Stimme tönende Warnung vor diefen Beifeln der Menfchheit. 
Wol keinem Zeitalter fehlt ed an graufenhaften Scenen des Schlachtens und unmenſchlicher 
Wuth: doc erfcheinen jie gewöhnlich entweder nur als Ausbrüche thierifcher Wildheit barbari= 
ſcher Völker oder Kriegähäupter — ſonach einem verderbenden Naturereigniß mehr zu vergleis 
Gen als eigentlich menſchlicher That — ober ſie werben im Augenblid der Leidenſchaft begangen, 
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ober des eigentlichen Zornfeuers, oder ſonſt einer heftigen Aufregung. Dahin gehören etwa die 
von den Vandalen, Hunnen oder Mongolen u. f. w. verübten Gräuel, aud die Mordſeenen in 
Jomael und Praga, mit vielen andern, überhaupt die im wirklichen Kriege vorfallennen, alfo 
zumal gegen fremde Völker, doch auch im Bürgerkriege, der da ein Volk zeitlich in mehre fpaltet. 
Auch von blutigen Verfolgungen, welche eine fiegenve Partei gegen vie befiegte, ober ein über 
müthiger Tyrann gegen die Freiheitsfreunde, over eine fanatifche Prieſterſchaft gegen fogenannte 
Irr⸗ oder Ungläubige verhängt, fommen leider nur allzu viele Beifpiele in den langen Leidens⸗ 
geſchichten der Nationen vor; und ed mag genügen, an die Proferiptionen des Marius und 
Sulla, an die Schreden der Inquifition, an Alba's Megeleien, an die Terroriften im revolutio⸗ 
nären Sranfreih, an die wiederholten Reactionsfcenen in Neapel und Spanien unter Ferdi— 
nund IV. und VII. zu erinnern, um unfer Gemüth mit Entfegen zu erfüllen. Aber von allen die⸗ 
fen Beifptelen ift keines, welches an Gräßlichkeit die Bartholomaͤusnacht übertrifft, und nur we⸗ 
nige, die man ihr als gleich gräßlich zur Seite fegen Eann. Hier fehen wir nämlich, in einem Zeit: 
alter bereit8 angebrochener höherer Givilifation und in einem Volke, das ſich des Ritterfinnes, ber 
Großmuth, der Treue, der Ehre rühmte, einen jugendlichen König, im Bunde mit ben verwor⸗ 
fenften Hofleuten und blutdürſtigen Prieftern, ein meuchelmörberifches Eomplot ſchmieden gegen 
die Edelſten der Nation, gegen feine nähften Verwandten und gegen eine unermeßliche Anzapl 
guter, vorwurfäfreier, nügliyer Bürger; wir ſehen ihn, feinen unmenſchlichen Anſchlag unter 
der Maske des Friedens und der Liebe verbergend, zur Grauſamkeit noch den empoͤrendſten Ver: 
rath gefelfen und endlich an die Ausführung der Schreckensthat felbfteigene königliche Hand au⸗ 
legen! Breilich werden wir, wenigftend in den civilifirten Ländern Europas, Schauderjeenen 
dieſer Art wol nicht mehr befürchten dürfen. Die Schen vor ver öffentlihen Meinung erſetzt bis 
zu einem gewiffen Punfte die gefegliche Machtbeſchränkung. Doc gibt ed ja auch Mittel, ſelbſt 
die Öffentliche Meinung zu fefleln ober ihre Stimme zu erftiden, und jedenfalls iſt es gut, ſich mit⸗ 
unter an Das zu erinnern, was, wenn es auch nicht wirklich gefchieht, doch geſchehen kann, wo im⸗ 
mer das Volt feine Rechte hat. 

Ungeachtet des engherzigen und graufamen Verfolgungägeiftes des ſonſt vielfach gepriefenen 
Königs Franz I. von Frankreich und feines Sohnes Heinrich II. Hatte die Reformation — als 
entfloffen den Zeitgeift — ſchnell eine große Zahl von Anhängern in der Nation gewonnen, und 
insbeſondere war es Die Lehre Calvin's, welche ſolche Bekenner (man hieß fie Hugenotten) anzog. 
Aber wahrfcheinlid wäre fle dem fortgefegten Drud erlegen — wie fie in den fpanifchen und an= 
dern Gebieten erlag, ja auch in Frankreich, ſelbſt nach ſchon erhaltenem Rechtözuftande, dem Fa⸗ 
natisnmus Ludwig's XIV. bis auf wenige uͤberreſte erlag — Hätte jie nicht einiger hoher Beſchützer 
fich erfreut und wären nicht pofitifche Intereffen jenen der Religion zu Hülfe gekommen. Die Kd- 
nigin Margaretha von Navarra, König Franz' Schwefler, war Freundin der Reformirten 
und ebenfo ihre an den Prinzen Anton von Bourbon vermählte Erbtochter, Johanna von Albrer. 
Diefer (Übrigens ſchwache) Prinz Anton fowie fein Fräftigerer Bruder Ludwig von Condé 
wandten fi ihnen, zumal aus politifhen Gründen, zu. Denn ald nad) Koönig Heinrich's I. Tode 
die Krone nacheinander an deflen ſchwache Söhne (Kranz II., Karl IX. und Heinrih MI.) fiel, 
aber die eigentliche Gewalt von ven ſtolzen Herzogen von Lothringen-Guife an fich geriffen warb, 
fo erregte ſolches die Eiferfucht der Prinzen von Geblüt, und fie warfen ſich deshalb zu Beihügern 
und Häuptern ber teformirten Partei auf, um deſto wirkſamer der Guiſe'ſchen Herrſchaft zu 
trogen. Selbſt die Königin: Mutter, Katharina von Mebicis, weil fie ſelbſt auch vie Guiſen fürch⸗ 
tete, ermunterte argliftig das Widerſtreben der bourboniſchen Prinzen. Hieraus entſtand eine 
Reihe von bürgerlichen Kriegen, ober vielmehr nur ein langwieriger, hier und da durch tänfhende 
Waffenftillftänve, genannt Friedensſchlüſſe, unterbrochener Krieg, von deſſen wechſeivollen Er⸗ 
eigniſſen wir hier wegblicken. Nach des wanfelmüthigen Koͤnigs Anton von Navarra frühem Tode 
und der Ermordung des Prinzen von Eonde traten beider Söhne, nämlich der junge König Hein⸗ 
ih von Navarra, nachmals Heinrich IV. von Frankreich, und der jüngere Gonbe, an die Spige 
der Reformirten mit dem Admiral Goligny, welcher ſchon faſt vom Anbeginn die Seele der Partei 
gewefen. Unter Karl IX. beſchloß endlich die Guiſeſſche oder Eatholifche Partei, d. h. beſchloſſen 
die am Hofe befindlichen Häupter derfelben, die Reformirten, deren Untergang fie durch offe: 
nen Krieg zu bewirken fi außer Stande fahen, durch Verrath — Naupd nennt e8 einen Staate- 
ſtreich — zu ververben. Man gewährte ihnen demnach, obſchon fie die Schlacht bei Moncontour 
verloren hatten (1569), einen fehr günftigen, neben der Freiheit ver Religionsübung und dem 
Recht auf alle Staatsämter ihnen auch eine Anzahl feſter Sicherheitäpläge verleihenden Frieden 
von St.-Germain⸗en⸗Laye (1570), und trug bald nachher die Hand Margaretha's von Valoic 


Blutrache Bodin 775 


der Schweſter des Koͤnigs, Heinrich von Navarra an, als unteryfand der volffländigften Ver⸗ 
ſoͤhnung und bleibenden Friedens. Überall wurde jegt der Ton der Regierung freundlid und 
wohlwollend gegen die Reformirten; die Häupter wurden mit Gunftbezeigungen überhäuft, 
nad) Hofe eingeladen, in die fhönften Hoffnungen eingewiegt, während man indgeheim den 
Stahl zu ihrer Vertilgung fehärfte. 

Die verheißene Hochzeitöfeier zwiſchen Heinih und Margaretha fand am 17. Aug. 1572 
ſtatt; der Hof flrahlte von Beften und Freude; und am 24. Aug., in der mitternächtliden 
Stunde, begann das von dem Herzog von Guife und dem Marfchall von Tavannes mit Ratha= 
tina von Medicis (jegt entſchieden der Prinzen und noch mehr Coligny's Feindin), ſodann mit 
den Brüdern des Königs und mehren ver wüthendſten Zeloten des Hofes und der Stadt ver⸗ 
abrebete, vom König genehmigte, ja ausdrücklich befohlene Morden. Zuerſt verblutete der ehr- 
mwürbige Goligny auf feinem Kranfenlager unter den Streichen der „im Namen des Königs” 
in fein Haus gebrungenen Meuchler. Aber faft gleichzeitig ertönte aus den meiften Käufern, 
worin Reformirte wohnten, aus allen Gaſſen, wohin die Aufgeſchreckten fi flüchteten, aus ven 
Gängen und Gemächern des Louvre das Geheul der wehrlofen Schlachtopfer. Der König felbft 
ſchoß, wie man verliert, aus einem Fenſter des Schloffes auf feine fliehenden Unterthanen. 
Seinem neuvermählten Schwager, Heinrich von Navarra, aber und dem Prinzen von Conde 
tief er wüthend zu: „Meſſe, Tod oder Baſtille!“ Die Erſchreckten wählten die Meffe (widerrie⸗ 
fen jedoch nach vertobten Sturme). Drei Tage lang dauerte das Morden. Der ausgezeichnetften- 
evelften Männer fiel eine große Zahl, der gemeinern eine unbeftimmbare Menge. Die Wuth 
flieg mit der Blutarbeit. Auch Greiſe, Kinder und Weiber wurben geſchlachtet. In den Geſchichts— 
büchern ver Zeit finden wir eine Menge der ſchaudervollſten Einzelheiten aus diefen Schreckens⸗ 
tagen verzeichnet; wir blicken davon weg; der äußere Umriß genügt. Aber zu vemfelben gehört 
weſentlich noch das Morben, welches gleichzeitig, wie in Paris, auch in vielen andern Städten und 
Dörfern, in allen Iheilen des Landes, gemäß Eöniglicher Befehle, ſtattfand. Über 3000 Men- 
ſchen bluteten allein in Orleans, und die meiften andern größern Stänte erfuhren ähnliche Schreck⸗ 
niffe. Daher rechnen einige Schriftfteller die Zahl der im ganzen Reiche Erſchlagenen auf 
100,000; Sully nimmt ihrer 70,000 an, Voltaire 60,000. Und noch weit mehrere wären ges 
fallen, hätten nicht einige menſchlich fühlenne Statthalter den Eöniglichen Mordbefehlen den 
Gehorfam verfagt. 

Der König ſelbſt erklärte ohne Scheu vor dem verfammelten Parlament, er habe das Mor⸗ 
den befohlen, weil Goligny und die übrigen Gugenottenhäupter hucverrätherifche Plane gegen 
ihn und das Reich gefihmiedet. Das Parlament ſchwieg; für die Hugenotten zu ſprechen hätte 
ven Tod gebracht. Feigheit und Fanatismus gingen fo weit, daß man fogar verorpnete, alljähr- 
lich follte eine Proceffion zur Beier ver Bartholomäusnacht gehalten und Bott für die Vertilgung 
der Ketzer gedankt werben! 

Gleichwol waren fle nicht vertilgt; fie erhoben fih vielmehr von neuem mit dem Muthe der 
Verzweiflung; und nach einem verluftvollen Kampfe fah der Hof fi in kurzer Brift gezwungen, 
den Hugenotten biefelden Rechte wieberzubewilligen, die man ihnen vor der Bartholomäus= 
naht gewährt hatte. Papft Gregor XIII., welcher die Kunde von dieſer Mordnacht mit Jubel 
vernommen und durch Denkmünzen, ja durch feftliches Meßopfer und Danfgebet fie gefeiert Hatte, 
ſah alfo feine Freude zerrinnen. Karl IX. aber empfand, neben dem Bram über die Fruchtlofig⸗ 
keit feines Verbrechens, noch die Qualen des erwachten Gewiflens und farb im zweiten Jahre 
nad der Unthat unter gräßliher Seelenpein. 

Als Gewährdmänner für die hiſtoriſche Treue der voranſtehenden Skizze dienen faft alle 
gleichzeitigen oder den Tagen der Gräuelthat nahen allgemeinen und befondern Geſchichtſchreiber 
und die Verfaffer der verfhiedenen Memoiren und Biographien mehrer dabei handelnd oder 
leidend aufgetretener Perſonen. Auch die katholiſchen Schriftfteller, tHeils in fanatiſcher Wuth 
das Gemegel unverhohlen preiſend, theils — und dies iſt die große Mehrzahl — fie mit menſch⸗ 
lichem Gefühle betrauernd und verdammend, kommen in Bezug auf die Hauptumftände ber Be— 
gebenheit mit ven proteftantifchen überein. Abweichungen finden fi meift nur in Nebenſachen. 
Die Geſchichte fteht da als ein unvertilgbared Denkmal deſſen, was Despotismus und Fanatis⸗ 
mus zu thun fähig, und welchem Schickſal alfo die Völker ausgefegt find, welche eines oder beide 
dieſer Ungeheuer bei ſich nähren. Rotted. 

Blutrache, ſ. Compofitionenfyftem. 
Blutſchande, ſ. Geſchlechtsverhaältniſſe. 
Bodin (Jean), ver Bater ver modernen Staatswiſſenſchaft, wurde 1530 zu Angers geboren, 
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Die Überlieferung, welche ihm eine jũdiſche Abkunft zuſchreibt, findet in manderlei Umfländen 
eine gewiſſe Beglaubigung, namentlich in feiner gründlichen Kenntniß des Hebräiſchen, in feiner- 
altteflamentarifhen und talmudiſtiſchen Gelehrfamfeit, in feinem vertrauten Verkehr mit den 
Belennern des mofaifchen Glaubens und in dem Fabbaliftifhen Aberglauben, welder die dunkle 
Kehrfeite feines leuchtenden Geiſtes bildet. 

B. ſtudirte die Rechtswiſſenſchaft in Toulouſe und widmete jicheine Zeit lang ſelbſt mit gutem 
Erfolge dem juriftiiden Lehrfache, das er jedoch bald mit der Advocatur in Paris vertauſchte. 
In diefer neuen Laufbahn wollte es ihm indeſſen nicht glüden, und er verlich dieſelbe, um ſich 
wiederum der Wiſſenſchaft zuzuwenden. Die erfte bedeutende Frucht feiner gelehrten Arbeiten 
war ein 1566 erſchienenes Buch unter dem Titel: „Meihodus ad facilem historiarum cogni- 
tionem“, der Verſuch einer Geſchichtsphiloſophie, welche die Erfahrungen der Vergangenheit 
zum Behuf ber Volitik der Gegenwart verarbeiten will. B. erörtert in feinem „Methodus” mit 
großem Scharfiinn den Einfluß, welchen Ortlichkeit und Klima auf die flaatlicjen Dinge aus: 
üben, und das Verhältnig der Geſetzgebung zu den verſchiedenen Verfaflungsformen. Gegen⸗ 
fände, deren Behandlung Monteöquieu augenfcheinlid von B. gelernt hat, dem überhaupt ein 
großer AntHeil an dem Ruhme gebührt, welchen ver Berfafler De& „Esprit des lois“ durch fein 
Werk erworben, wiewol er daſſelbe „prolem sine matre creatam” nennt. 

Neben feinem geſchichtsphiloſophiſchen und politifhen Inhalt bietet der ,„Methodus” Unters 
ſuchungen wirthfepaftliher Fragen, deren von B. gegebene Löfung durch ihr Datum höchſt be⸗ 
achtenswerth wird. Durch feine richtigen Begriffe vom Weſen ved Geldes, feine deutliche Erkennt⸗ 
niß der öfonomijchen Wirkungen von Angebot und Nachfrage, feine nachdrückliche Verfechtung 
des Freihandels u. ſ. w. ſcheint B. nicht blos feiner eigenen Zeit, fondern auch ben beiden nächſt⸗ 
folgenden Jahrhunderten vorzugreifen. Nicht weniger merkwürdig ift bei ihm, dem gelehrten 
Suriften, die fharfe Anfeindung der Herrſchaft des Roͤmiſchen Rechts, in deſſen tote Formen er 
die lebendige Gegenwart nicht länger eingezwängt tiffen will — eine Ketzerei, die ihm dann frei= 
lich eine förmliche Achterklärung von feiten des Cujacius zuzog, welcher damals im Reiche des 
Corpus juris das Scepter führte. 

Der „Methodus” und einige andere Schriften ftaatöwirthfchaftlichen Inhalts, welche dem⸗ 
felben folgten, verſchafften ihrem Verfaſſer einen Auf, welder ihm die politiihe Laufbahn eröff⸗ 
nete. Im Iahre 1568 wohnte er der Verſammlung der Generalftaaten in Narbonne bei, und 
bald darauf trat er in die Dienfte des Herzogs von Alengon, des Hauptes der Partei der „Poli— 
tiker“, welche zwifchen fanatifchen Katholifen und Gugenotten die rihtige Mitte zu behaupten 
fuchte. Die monarchiſtiſche Gefinnung und die kirchliche Toleranz dieſer Partei entſprechen gleich⸗ 
mäßig der ganzen Geiſtesrichtung B.'s. Natürliche Mäßigung, Humanität und hoher Verſtand 
vereinigten fi bei B. mit einer augenjcheinlihen Schwäche der religiöfen Überzeugungen, um 
ihn angeſichts des Religiond- und Bürgerkrieges, welcher Srankreich vermüftete, mit Abſcheu zu 
füllen, und ihn der neutralen Partei zuzuführen, melde bie Befeftigung der Königlichen Macht 
und die Bethätigung ded Grundſatzes der firhlichen Duldung als die erfte Bedingung der Wies 
verherftellung des öffentlichen Friedens und eines fihern Rechtszuſtandes anfah. 

B. galt indeſſen für einen heimlichen Vroteftanten und entging mit Mühe dem Blutbade der 
Bartholomäusnacht. Die Gunſt Heinrich's ILL., der ihn an feinen.Hof zog und fpäter zum fönig- 
lichen Anwalt in Laon ernannte, ſchützte ihn einftweilen gegen weitere Angriffe und Verfolgungen. 
Im Jahre 1576 fpielte er als Abgeorbneter des dritten Standes eine beveutende Rolle in der 
Reichsverſammlung zu Blois. Es war jedoch vergebens, daß er ſich mit aller Kraft vem von 
einem parifer Abgeoroneten ausgegangenen Antrage auf Wiederherftellung ver katholiſchen 
Glaubenseinheit und Verbannung der proteftantifhen Geiſtlichen und Lehrer widerfegte. Die 
heftigen Anfeindungen, welde ihm feine Bekämpfung ver liguiſtiſch geſinnten Mehrheit ver 
Stände zuzog, ſchienen die Vorliebe Heinrich's IN. für ihn vielmehr zu fteigern als zu ſchwächen, 
was B. jedoch nicht abhielt, den Wünfchen des Königs in Gelvangelegenheiten entgegenzutre= 
ten. Dadurch verwirkte er denn die Gunft Heinrich's IIL., der ihm namentlich feine Oppotltion 
gegen den: beabjichtigten Verkauf eines Theild der Domänen, welhe ®. für Eigenthum „des 
Volks“ erklärte, nicht verzeihen konnte. Kurz vor der Schließung des Reichstags ſetzte es B. noch 
durch, daß der dritte Stand die dringende Bitte an den König richtete, die beantragte Wieder⸗ 
herſtellung ver kirchlichen Einheit nur „durch gute und rechtmäßige Mittel und ohne Krieg” 
zu betreiben. 

Noch während der Dauer ver Reihöverfammlung zu Blois erſchien dad Hauptwerk 3.8, 

Seh8 Bücher von der Republik“, zuerft in franzöfifcper Sprache und demnächſt in einer vom 
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Verfafſer jelbft gemachten Iateinifchen Überfegung. Republil neunt®. den Staat überhaupt, in⸗ 
fofern derſelbe dem Begriffe einer Rechtöanftalt entfprict. Die Aufgabe feines Buches ift eine 
doppelte, nämlich die Unterfuhung des Wefens des Staats überhaupt, feiner Lebendbenin- 
gungen, feiner Befugniffe und die Bekämpfung der Irrlehren und Misbräuche, denen feiner 
Anicht — die Zerrüttung ber franzoͤſiſchen Zuſtaͤnde des 16. Jahrhunderts zugeſchrieben 
werben muß. 

Der Urbeftanntheil des Staats if für B. nit dad Ginzelmeien, fondern die Familie. 
Strenge Unterordnung des Weibes und weite Ausdehnung der väterlihen Gewalt gelten ihm 
für wefentlihe Bebingungen der Geſundheit des Familienlebens. Zuglei will er folgerichtiger⸗ 
weife die Cheſcheldung nicht blos geftattet, ſondern auch aufs äußerfte erleichtertzwiffen. Die Skla⸗ 
verei hat an ihm einen entfchloffenen, ja leidenſchaftlichen Gegner. 

Zur Bildung des Staats gehört nah B. „eine Bereinigung mehrerer Bamilien unter einer 
ordentlichen Regierung und mit fouveräner Gewalt ausgeſtattet“. Souveränetät und Regierung 
werben von ihm durchweg ſtreng unterfchienen, aber es gelingt ihm nicht, die Souveränetät ſcharf 
zu umſchreiben, weil fie ihn: mehr für einen Rechts: als für einen Machtbegriff gilt. Als ur⸗ 
ſprüngliche Inhaberin ver Souveränetät anerkennt B. die Befammtheit ver Staatdangehörigen, 
aber er will zugleich, daß diefelbe vollftändig und auf immer an eine over einige Perſonen ab- 
getreten werben koͤnne. Vorbehalt und Bedingungen find bei einer folden Übertragung un= 
fatthaft, denn die Souveränetät ift entweher vollſtändig over überhaupt nicht vorhanden. Der 
Souverän Fann ſich ſelbſt nicht die Hände binden, er fleht über feinen eigenen Gefegen, er kann 
feine Nachfolger nicht verpflihten — ein Satz, der denn freilich auch die von B. zugelaffene ober 
eigentlich gefoberte unwiderruflihe Veräußerung der Souveränetät von feiten ihres urſprüng⸗ 
lichen Inhabers, des Volks, aufhebt. R 

Wenn die Souveränetät B.'s weder getheilt noch künſtlich beſchränkt merben Eann, fo hat fie 
darum doch ihre beftimmten Grenzen, nämlich die Gefege Gottes und der Natur. Bermöge dirfer 
Gefege hat fie z. B. kein Recht über das Eigenthum der Bürger, die nur mit ihrer Zuftimmung 
befteuert werben Eönnen. Der Souverän, fügt B. hinzu, weicher dieſen Grundſatz verlegt, han⸗ 
belt nicht kraft des Rechts der Souveränetät, fondern fraft des Rechtes des Stärfern und der 
Räuber. - 

Mit großem Nachdruck wird hervorgehoben, daß nicht die Ausübung der Negierungsgewalt, 
ſondern der Beflg der Souveränetät den Begriff der Monarchie, Ariftofratie und Demokratie bez 
flinımt. Die Demokratie findet B. überall, wo die Mehrheit des Volks irgendeinen Antheil an 
ber Handhabung der höchſten Staatögemwalt hat. So z. B. auch im republikaniſchen Rom, info= 
fern die Maffe des Volks daſelbſt in Staatsangelegenheiten immerhin eine Stimme hatte, wie 
gering ber Werth derfelben auch fein mochte. B. leugnet nämlich nicht nur die Zweckmaͤßigkeit, 
fondern ſelbſt die Möglichkeit gemifchter Verfaflungen. Die Souveränetät ift feiner Theorie 
nad) ein abfolut Untheilbares, und wenn er in ver Wirklichkeit eine thatfächliche Trennung ihrer 
Befugniffe findet, fo will er darin nur Verwirrung und Misbrauch fehen, und Hilft er ſich tm 
äußerften Falle mit einem Machtſpruche ver Doctrin. Durch einen folden Machtſpruch wird 3.2. 
auch England für eine reine Monarchie erklärt, in welcher, wie dad Beiſpiel Heinrich’ VII. hin⸗ 
laänglich gezeigt habe, die volle Souveränetät bei der Krone fei; was aber das vom englifchen 
Parlament geübte Recht ver Steuerbewilligung betreffe, fo habe, wie ſchon gefagt worden, übers 
haupt fein König die Befugniß willkürlich Steuern zu erheben, weil das heißen würbe, ſich an 
fremdem Gute vergreifen. ; 

Außer dem Rechte der Steuerbewilligung nimmt B. dad Recht des Raths und ver Bitte 
für die Stände der Monarchie in Anfprud. Jede Betheiligung verfelben an ver Ausübung ber 
eigentlichen Staatögewalt aber verwirft er unbedingt als wahrhafte „Abfurbität”, die darauf 
Hinaußlaufe, eine zwiefpaltige Souveränetät herzuſtellen, bei welcher bald der Fürſt und bald das 
Volk ver Meifter ſei. 

Die monarchiſche Staatsform hat die entſchiedene Vorliebe B.'s, welcher biefelbe nad; Ana⸗ 
logie ver göttlichen Weltregierung und ver Familie für die natürlihfte, und in Gemäßheit der 
Lehren ver Geſchichte für die dauerhaftefte, ven wenigſten Störungen ausgeſetzte Verfaflung er⸗ 
klärt. Innerhalb der Monarchie unterfheidet er drei Arten: die Patrimonialherrſchaft, das eigent⸗ 
liche Königthum und die Tyrannei. Die Patrimonialherrſchaft (monarchie seigneuriale) geht 
gewöhnlid dem Koͤnigthum voran, und ift in der Regel dad Werk der Groberung. Sie befteht 
darin, „daß der Fürft Herr der Perfonen und des Eigenthums feinerinterthanen ift, und daß er 
fie regiert wie ein guter Bamilienvater feine Sklaven”. Das eigentliche Koͤnigthum (monarchie 
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royale ou lögilime) ift vorhanden, „wenn der Fürſt bie Unterthanen in uͤbereinſtimmung mit 
dem natürlichen Rechte regiert und die natürliche Freiheit und pas Eigenthum derſelben unan⸗ 
getaftet Tape”. Die Xyrannei endlich findet B. da, wo „ner Monard das natürliche Recht ver⸗ 
achtet, freie Menſchen wie Sklaven misbraucht und das Eigenthum ſeiner Unterthanen wie ſein 
eigenes behandelt”. Der Barrimonialftand iſt der Meinung B.'s nach in ganz Europa unterge= 
gangen, nachdem er fi am längften in Deutſchland und den noͤrdlichen Ländern behauptet. Die 
Tyrannen gibt B., wie alle franzöfifcgen Publiciſten feiner Zeit, Pie proteftantifchen fomol wie 
die katholiſchen, der öffentlichen Rache preis; der Tyrannenmord ift ihm zufolge fein Verbrechen, 
fondern die Ausübung eined natürlichen Rechts. Das wahre Koͤnigthum bagegen, wie er es in 
Frankreich findet, ift der wahre Gegenftand ver größten Verehrung B.'s. Wiewol derſelbe aber 
gegen jede verfaflungsmäßige Beſchränkung der Souveränetät eifert, und namentlich den Stäns 
den, abgefehen von dem Steuerbewilligungsrecht, durchaus feine entſcheidende Stimme in den 
StaatBangelegenheiten zugeſtanden wiflen will, fo verlangt er doch mit Nachdruck, daß ber mon= 
archiſche Staat demokratiſch regiert were. „Ce ne sera pas pourtant”, fügt er hinzu, „une 
confusion de l’6tat populaire avec la monarchie, qui sont incompatibles, mais bien de la 
monarchie avecle gouvernement populaire, qui est la plus assurée monarchie qui soit.“ 

Die Staatdeinrigtungen, weldhe B. für die Monarchie verlangt, find vor allen Dingen ein 
unabhängiger Senat(Parlament) und ein möglichft ſelbſtändiges Beamtenthum. Offenbar un= 
gerechte, gegen vie Geſetze Gottes und ver Natur ftreitende Befehle des Königs foll der Beamte 
nicht vollziehen, und im äußerften Kalle lieber abdanken als id zum Werkzeuge verfelben her 
geben. Stehen die Befehle des Königs nur mit den pofltiven Gefegen im Widerſpruch, fo hat der 
Beamte zunääft die geeigneten Vorſtellungen dagegen zu machen, „nicht einmal, ſondern zweis 
und breimal”’; wenn er aber damit nicht durchdringt, zu gehorchen, denn der fonveräne Fürſt iſt 
nit an die ®efege gebunden, wiewol er bie dringendſten Gründe Hat, ſich nicht ohne Roth von 
denfelben loszuſagen. Gegen ungerechte Mafregeln ver Beamten wird den Unterthanen ein Reit 
des Wiverftandes nur für den Fall eingeräumt, daß es ſich Darum handle, einen unerfeglichen 
Verluſt, z. B. einen Schaden an Leib und Leben abzuwehren. In Übereinftimmung mit der all: 
gemeinen franzöſiſchen Rechtsanſicht fpricht auch B. die oberftrichterliche Gewalt als einen Beftand: 
theil der Souveränetät dem Könige zu; dagegen beftreitet er entſchieden, daß der Lehnbefig eine 
Jurisdiction mit fi bringe. In der Ausübung will er übrigen die richterliche von der politiſchen 
Gewalt getrennt wiffen, wie er denn aud für den Richterſtand die Unabfegbarkeit in Anfpruch 
nimmt. 

Körperihaften mit umfaflender Selbftregierung, wiewol in allen Dingen der gefeggebenven 
Gewalt des Souveränd unterworfen, galten B. für unentbehrlihe Beftandtheile eined wohlge⸗ 
oroneten Stantöwefens. „Alle Körperfhaften und Gemeinheiten abthun“, fagter, „heißt den 
Staat zu Orunde richten und ihn in eine barbarifche Tyrannei verwandeln.” Zu den nothwen= 
digſten Körperfhaften aber zählt er die Provinzialftände. Sie allein find es, melde die Bedurf⸗ 
niſſe und Beſchwerden ber einzelnen Landeötheile mit Nachdruck und Erfolg zur Sprache bringen 
konnen; nur von ihnen kann eine wirffame Überwachung des Steuerwefend geübt und der Un: 
terthan gegen Erpreffungen gefchügt werben; fie leiften ver Staatögewalt die größten Dienſte, 
wenn es fi in Faͤllen ver äußern Bebrängnig darum handelt, Geld und Mannſchaft aufzu: 
bringen; unter ihrer Verwaltung gedeihen Land und Leute beffer als unter jeder andern, wie 
an ben Beifpiel der verſchledenen Brovinzen Frankreichs nachgewieſen wird. 

Ein betraͤchtlicher Abſchnitt des B. ſchen Buches ift der Iinterfuhung ber Urſachen und des 
Weſens der Revolutionen gewidmet. Itevolution if für B. der Wechſel im Veflge der Souve⸗ 
sänetät, gleichviel ob derfelbe gewaltfam ober friedlich vor fi geht. Die Revolution gilt ihm für 
ven Tod be biöherigen Staats, bie als Wirkung des Naturgefeges früher oder fpäter eintreten 
muß. Die Revolution darf aber keineswegs unter allen Umſtänden als ein Übel angefehen wer: 
den, infofern ber neue Staat, welcher ihr folgt, feinem Borgänger oft in jeder Beziehung über: 
legen ift. Jedenfalls aber find die frienlihen Revolutionen den gemwaltfamen vorzuziehen. 

Kleine Staaten und Demokratien find den Revolutionen am meiften auögefegt, während bie 
Groͤße des Staats und des Koͤnigthums zwei natürliche Schugmittel gegen biefelben bilden. Dems 
nächſt erfennt B. in einem zahlreichen und kräftigen Mittelftanve eines der werthvollſten confer= 
vativen Elemente. Für die Beurtheilung der Revolutionen aber ſpricht er ohne Rückhalt den 
Grundfag aus: dad Wohl des Volks ift das oberfte Gefep. 

Die legten Abſchnitte ver B.’fhen Republik enthalten die Lehre vom Einflufle des Klima auf 
Bolt und Staat, Unterfuchungen über Völkerrecht und auswärtige Bolitif und endlich die Grunde 
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zůge einer Finanztheorie, Gegenflänve, bei deren Behandlung ſich nächſt dem Scharffinne des 
Verfaſſers die Humanität und der fittlihe Ernſt deffelben in einer wohlthuenden Weife bewährt. 
Unter allen Gegnern, welche B. befämpft, ift Macchiavelli derjenige, gegen welchen er fi am uns 
verföhnlichften zeigt, weil er ven Kehren veflelben ven verderblichſten Einfluß auf die Politik des 
16. Jahrhunderts zuſchreibt. 

Des Gegenſatzes wegen dürfen zwei andere Werke B.'s nicht mit Stillſchweigen übergangen 
werben, in denen ber ausſchweifendſte Aberglaube und eine unbegreifliche Verſchrobenheit der 
Meinungen über natürliche Dinge zu Tage tritt. Diefe Bücher führen den Titel „Demono- 
manie‘ und „Amphitheatrum naturae”. Das erfte verfelben enthält eine Art kabbaliſtiſcher 
Theorie von Teufelsfpuf und Hexenweſen, das zweite ein dem Kopernicanifchen entgegengefeßtes 
Weltſyſtem von unglaublicher Wiverfinnigkeit. 

Das letzte Werk B.'s, welches hier genannt werben foll, „Heptaplomeres” betitelt, handelt 
von religidfen und philofophifchen Dingen. Die Geſpraͤchsform, welche B. zu dieſem Zwecke ge: 
wählt hat, geflattet ihm mit großer Unparteilichkeit und Unbefangenheit die verſchiedenſten reli- 
giöfen und philoſophiſchen Syſteme zu entwideln, ohne ſich ſelbſt für das eine oder das andere 
zu erflären. Scharfjinnige Beurtheiler deö „Heptaplomeres” haben indeſſen heraudfinden wol⸗ 
len, daß unter den in dieſem Buche redend eingeführten Perſonen bald ver Fube, bald der Deift 
es ift, welchen B. in feinem eigenen Namen ſprechen läßt. Der „Heptaplomeres” galt zweihun⸗ 
dert Jahre lang für ein fehr gefährliches Buch, war, obgleich ſelbſt ein Leibniz wiederholt auf die 
Beröffentlihung deflelben gevrungen, bis auf vie neuefte Zeit nur handfchriftlih vorhanden 
und ift erft 1841 und zwar in Deutfäland (von Guhrauer, zu Berlin) zum Drud befördert 
morben. 

Gegen das Ende feines Lebens machte fi B. einer großen Inconfequenz ſchuldig, indem er 
fi} der Ligue anſchloß und fogar Laon, feinen Wohnort, zur Unterwerfung unter diefelbe be= 
flimmte. Zu feiner Entfhuldigung oder Rechtfertigung erklärte ex, daß die Ereigniffe ihn über= 
zeugt, daß es fi nicht mehr um einen Aufruhr, fondern um eine Revolution handle. Nach 
dem Tode Heinrich's IL. ſchlug ſich B. indeſſen ſobald ald möglich auf die Seite Heinrich's IV., in⸗ 
dem er ſich vollſtãndig und nicht ohne Gefahr von der Ligue losſagte, noch ehe die Macht derſelben 
gebrochen war. B. ſtarb zu Laon 1596. A. v. Rochau. 

Bodmerei. Ein Darlehn zu Seefahrten, bei welchem das Schiff zum Unterpfand einge⸗ 
ſetzt wird. In dieſer einfachſten Geſtalt mag wenigſtens dieſes Nechtögefchäft ſich bei ſeinem erſten 
Urſprung unter den Voͤlkern des germaniſchen Rechts dargeſtellt haben. So wird es auch im 
engliſchen Rechte noch betrachtet, auch wenn das Schiff nicht ausdrücklich verpfändet wird. Die 
Romaniſten dagegen brachten es mit dem foenus nauticum in Verbindung und ſtellten es als 
ein Darlehn dar, deffen Rüdzahlung von ver Rückkehr des Schiffes abhängig gemacht wirb, ohne 
daß eine eigentliche Verpfändung des legtern, ſobald fie nicht ausdrücklich ſtipulirt fei, ftattfänbe. 
Hier wäre alfo die Rückkehr des Schiffes blos die Bedingung, unter welcher das Darlehn zurüd- 
gefodert werben kann, und der Schiffsinhaber bliebe immer nur perfönlic verhaftet. Da darin 
eine noch gewagtere und künftlihere Speculation liegt, fo ift ed ſchwerlich der erfte Begriff des 
Geſchaͤfts. Allerdings aber findet nur ein perfänliches Haften des Schuloners flatt, wenn das 
Darlehn nit auf das Schiff jeldft, vefien Kiel und Boden, fondern auf die Ladung gemacht wird, 
die im Laufe der Fahrt verkauft werden foll, alfo nicht mehr zum Pfande dienen kann. Hier tritt 
bie Respondentia des Erborgers ein. In dem reinen Begriffe des Geſchäfts liegt es eigentlich, 
daß ber Darleiher an allen das Schiff betreffenden Unfällen, foweit fie nicht vie gänzliche Ver: 
nichtung deſſelben Herbeiführen, einen Antheil nimmt, folglich auch die Havarie nicht antheils- 
meife mittragen muß. Aber man hat bied nicht überall feftgehalten; man hat die Bobmerei mit 
bem foenus nauticum, mit allerlei Affecuranzgefchäften, überhaupt mit Geſchäften verwechſelt, 
bei denen ber Darleiher ganz in das Intereffe ver Unternehmung gezogen wird. Die Gefege der 
verſchiedenen Seeftaaten weichen fehr bei Entfcheldung der Frage voneinander ab, welchen Scha- 
den und Verluft, ven das Schiff erleidet, ver Darleiher tragen müffe, und welchen nicht. Gewiß ift 
es, daß er den casus zu tragen hat, der dad Schiff an ver Rückkehr gänzlich behindert. Immer 
bleibt das Geſchäft ein gemagtes, und deshalb haben die Seegefege bei viefen und ähnlichen See⸗ 
geihäften Höhere Zinfen ald die gewöhnlichen, ja unbeſchraͤnkte Zinfen zugelaffen. Da ferner 
eine große Verſuchung für den Erborger darin liegt, den Untergang eines vielleicht alten 
und ſchadhaften Schiffes Herbeizuführen und ſich dadurch an ver Rüdzahlung des Darlehns, für 
die er, außer dem dinglichen Unterpfande, im Falle ver Erhaltung des legten auch perfönlich 
verhaftet bleibt, zu befreien, fo mußte man zuvörderſt fireng beftimmen, daß der Darleiher für 
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jeden Berluft Entſchädigung fodern kann, der durd die eigene Schuld des Bigenthümers des 
Schiffes, ober durch die des Capitaͤns entftanden, der culpa und nicht casus iſt. Man Hat aber 
auch das Interefle des Schiffdeigenthüners mit dem des Bodmereigebers zu verbinden und gegen 
bie Unrechtlichkeit des Schifföführers ſicher zu ſtellen geſucht. Deshalb ift es in der Regel verbo⸗ 
ten, anberöwo ald am Wohnorte des Schiffseigenthümers felbft vergleichen Geſchäfte zu contra= 
hiren. Der Schiffseigenthũmer, deffen Interefle an die Erhaltimg des Schiffes geknüpft ift, Toll 
ſelbſt in das Gefchäft gezogen werben. In der That aber kommt die Bodmerei gegenwärtig in 
der Regel gerade nur dann vor, wenn ein Schifföcapitän unterwegs in Belbverlegenheiten fommt 
und zur Bortfegung feiner Reife einen Vorſchuß aufnimmt, für den er fein beſſeres Unterpfand 
bat als das Schiff ſelbſt. Freilich weicht dann auch hierin das Geſchäft von dem gewöhnlichen 
Pfandrecht ab, daß nicht der Gigenthümer felbft das Schiff verpfändet. Aber ver Gapitän wird 
dann als Bevollmaͤchtigter des Eigenthümers betrachtet, der in deſſen eigenem Intereffe das Roth: 
wendige verfügt. Die Bopmereiverträge, Bopmereibriefe, Beil-, Biel-, Bylihriefe werben 
ſchriftlich vollzogen. Sie müflen den Namen des Eontrahenten, des Schiffes und des Capitäns, 
die Angabe der geliehenen Summe und deren Zinſen, vie Angabe des Pfandes, ob dieſes blos 
das Schiff oder auch die Ladung umfaßt, die Bezeihnung der Reife, melde vas Schiff zu machen 
bat, und die Erklärung enthalten, daß Schiff und Gapitän bis zur Rüdzahlung des Darlehns 
daffır haften, dagegen vie Foderung des Darleihers ceffire, ſobald das Schiff ohne Schuln des 
Erborgers verloren ginge. In der Regel wird die Fahrt des Schiffes, welche Straße es ein⸗ 
ſchlagen, unter welchem Schuge es reifen folle u. ſ. w., genan bezeichnet. 8. Bülan. 

Böhmen, [. Dfterreig. - 

Bojoaren, ſ. Deutſche Bolksftämme. 

Bolivar (Simon), 1783 zu Caracas geboren, ſtammt von einer angeſehenen und reichen 
Familte. Man kann ſich don dem Leben dieſes Mannes, feiner Öffentlichen Wirkſamkeit und 
ihrem Erfolge kaum eine richtige Vorflellung machen, wenn man nicht dad Syſtem Spaniens 
Eennt, das es in der Regierung feiner amerikaniſchen Golonien Jahrhunderte hindurch befolgt 
bat. Was Willkür und Aberglaube, was weltliche und geiftlihe Tyrannen an Grauſamkeit und 
Erniedrigung erfinden Finnen, Spanien gebührt der Ruhm, es erfunden und mit folgerechter 
Beharrlichkeit gegen das unglüdliche Amerika angewendet zu haben. Es iſt ihm gelungen, in ber 
Neuen Welt das Chriſtenthum wie die Regierung , was fie ihrer Beftimmung nach fein ſollten, 
in ihr Gegentheil zu verkehren ; eine Aufgabe, deren Loͤſung faft mehr als menſchliche Kraft fos 
derte. Aber ver Menſch, ift er über die Grenzen der Menſchheit hinaudgefäritten, vermag im 
Guten wie im Böfen unglaublid viel. Wirklich wäre kaum zu glauben, wie furchtbar Spanien 
die Gingeborenen des Landes, die Indianer beſonders, ſelbſt die Greolen behandelt hat, ließe fig 
die Wahrheit der Thatfachen und die Glaubwürdigkeit Ihrer Zeugen bezweifeln ober beftreiten. 
B. gehörte zu dem Geſchlechte der Greolen, und e8 war eine befondere Gunſt der Regierung, daß 
fie ihm geftattete, feine Studien zu Madrid zu machen und auf einer Reife die übrigen europäi: 
hen Staaten zu beſuchen. Während feines Aufenthalts zu Paris war er bemüht, fi die Kennt⸗ 
niſſe zu erwerben, die einem Krieger und Staatsmann unentbehrfi find. Mit Eifer benugte er 
den Unterricht, der in der Normalſchule und in ver trefflihen Polytechniſchen Schule erteilt warb. 
An demfelben Orte machte er auch die Bekanntſchaft des berühmten Humboldt und feines Ge⸗ 
fährten Bonpland, mit denen es ihm vergännt war, ein freundſchaftliches Verhältniß anzu⸗ 
£nüpfen, das ſich auf einer Reife, die er in ihrer Geſellſchaft nad; Deutſchland, Stallen und Eng: 
land unternahm, noch mehr befeftigte. Allen feinen Beftrebungen lag der Gedanke zu Grunde, 
zur Verbefferung des Schidiatd ſeines unglücklichen Vaterlandes nad Kräften beizutragen. 
Diefer Gedanke war die Aufgabe feines Lebens geworden. Die Ereigniffe geftalteten ſich ihn 
günftig, da Karl IV. und Ferdin and VII. dem fpanifhen Thron entfagten und Jofeph Bonaparte 
an ihre Stelle trat. Das Mutterland hatte weder Zeit noch Mittel, die Colonien in ber ſklavi⸗ 
Then Abhängigkeit zu erhalten, durch die allein ihr Beſitz gefihert war. In dem ſchweren Kampfe, 
den die fpanifche Nationalität mit der fremden Gewaltherrſchaft befand, blieb Südamerika dem 
Mutterlande und deſſen angeftammtem Fürſten treu. Diefe bewundernswürdige Ergebung ver: 
diente anerkannt zu werben. Die alte Regierung aber, für die es, wie für alle Regierungen, vie 
ihrem Fall entgegengehen, nur eine Bergangenheit gab, um fie in ver Gegenwart und Zukumft 
fortzufegen, fo fehr ſich auch alle Elemente der Zeit verändert hatten, wußte ben Golonien feinen 
Dank für ein großmüthiges Opfer, das fie zu ihren Pflichten zählte. Da erklärten diefe ihre Un⸗ 
abhängigkeit. B. trat in Die Reihe ihrer Bertheidiger. Erſt diente er unter Miranda, der in 
dem Heere, dad Dumouriez befehligte, für die Sache der Revolution gefämpft hatte und jetzt fel= 
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nem Mutterlande die Freiheit zu erringen firebte. In dem langen graufamen Kriege wechſelte 
der Erfolg um jo ungemiffer, da auf dem unermeplihen Raume ſich wol Stoff zu Anarchie und 
gefeglofer Verwirrung, aber wenig zu Orbnung und einer geregelten Berfaflung fand, und B. 

war bald Sieger, bald Bejlegter. In dem Wechſel ver Ereigniffe Liegt indeffen immer etwas Be- 
harrliches, das ven Begebenheiten ihre Richtung und, wenn ich fo jagen darf, ihren Charakter 
gibt. Die Züge können, ſich ablöfend, aufeinander folgen; Immer kehrt ver Hauptzug zurück, 
der das Rigenthümliche der Phyfiognomie darſtellt. Wer dieſes Beharrliche, das ven Charakter 
bildet, in der Zeit zu erkennen weiß, begreift auch, zu welchem Nefultate fie endlich führen muß. 
Das unnatürlihe Verhältnig der Golonien zum Mutterlande Eonnte Finger nicht beflehen und 
mußte fi Ifen, früher over fpäter. 

Es Hatte ſich ein Nationalcongreß gebilvet, und die Unabhängigkeit gewann immer mehr 
Boden. B. zeigte fih für das Wohl feines Geburtslandes beſonders thätig, feine Anftrengungen 
Erönte ein glüdlicher Erfolg, und die Dankbarkeit feiner Mitbürger belohnte ihn mit einem 
unbegrenzten Vertrauen. Der Congreß, vielleicht eiferfüchtig auf fo große Gewalt, gab ihm ven 
Befehl, die bürgerliche Verwaltung mit ihrem ganzen Einfluß in feiner Provinz wiederherzu⸗ 
ſtellen. B. ſchien nicht geneigt, ver Dictatur, die er wirklich, wenn auch mit Mäßigung übte, zu 
entfagen. Da er aber den nachtheiligen Eindruck bemerkte, ven fein Zaudern machte, berief er 
auf den 2. Jan. 1814 eine Generalverfammlung, der er von feinem Verfahren Rechenſchaft 
ablegte und feine Entlaffung anbot. Diefe aber warb nicht angenommen, fondern ihm feine Ge—⸗ 
walt, in ihrem ganzen Umfange, bis zur Vereinigung von Venezuela mit Neugranada beftä= 
tigt. Die Schwierigkeiten und Gefahren, welche 8. zu befämpfen Hatte, waren faft unglaublich; 
aber fein Muth und feine Beharrligfeit waren noch größer. Gendthigt, der übermacht ver Spa⸗ 
nier unter Morillo zu weichen, ſchiffte er ſich nach Jamaica ein, wo er Verftärkung zu erhalten 
hoffte. Gegen das Ende des März 1816 Eehrte er auch wirklich mit neuen Kräften zurüd. Er 
erließ eine Proclamation an die Bewohner des Landes, in welcher er allgemeine Duldung und 
Vergebung des Vergangenen verhie und die Aufhebung ver Sklaverei verkündete. B. war mit 
feinem Beifpiel vorangegangen, indem er feine Neger freigab und unter die Fahne der Unab⸗ 
Hängigfeit ſtellte, für die fie fochten. So aber hatten e8 vie Pflanzer von Venezuela nicht gemeint, 
Die fid die Wohlthaten ver Freiheit gefallen laſſen wollten, aber nicht die Opfer, die ſie foderte. 
Die Habfucht beſtand auf der Sklaverei der Schwarzen, auch aufpie@efahr hin, fie mit der eige⸗ 
nen Freiheit zu bezahlen. So mußte B. ver uͤbermacht der Spanier wieder weichen, Tehrte in⸗ 
deſſen bald mit neuer Mannfhaft zurück und ſchlug die Feinde in einem entſcheidenden Treffen. 
Gegen das Ende deſſelben Jahres 1816 ward er zur oberften VBefehlöhaberftelle von Vene: 
zuela ernannt, nahm fein Hauptquartier zu Angoflura und verfolgte eine flegreiche Laufbahn, 
von Paez unterflügt. 

Den 15. Gebr. 1819 eröffnete B. ven Generalcongreß des Freiſtaats zu Angoflura, legte 
ihm den Entwurf einer Verfaſſung vor und entfagte freiwillig der Gewalt, die man ihm über= 
tragen hatte. Das Land war nicht in der Lage, auf feine kräftige Leitung zu verziten, und er 
ließ ſich beſtimmen an feiner Stelle zu bleiben. Der Krieg gegen die Spanier ward mit der größe 
ten Anftrengung fortgefegt, die einen glänzenden Erfolg hatte. Neugranada war von den Fein⸗ 
den befreit und verlangte mit Venezuela vereinigt zu werben. Der Generalcongreß ſprach die 
Vereinigung diefer beiden Provinzen aus und gab dem Gefammtflaate ven Namen Golumbien, 
um dad Andenken des großen Entdeckers der Neuen Welt zu ehren. Alles ſchien eine vortheilhafte 
Wendung für Die Sache der Kolonien zu nehmen, denen das @lüd der Waffen günftig war, und 
die Spanien, das ſich felbft gegen die Tyrannei feines Königs erhoben, nicht mehr zu fürdten 
Hatten. Die Nachricht von der im Mutterlande erfolgten Revolution traf im Anfange des Jahres 
4820 in Sübamerifa ein und erfüllte die Bemüther mit Freude und Zuverfiht. Peru ftand auf, 
um feine Unabhängigkeit zu erfämpfen, und B. eilte an der Spige von 7000 Mann zu feiner 
Unterflügung. Die Siege von Junin und Ayacucho und die Übergabe ver Feſtung Callao be⸗ 
freiten auch diefed ſchͤne und reiche Land von feinen Unterdrüdern. Unter diefen Umſtänden 
hielt B. feinen Beruf für erfüllt; er ſchrieb an ven Präfiventen des Staats von Kolumbien, es 
fei jegt an der Zeit, fein Verſprechen zu erfüllen und fi) von den Öffentlichen Gefchäften zurüd- 
zuziehen, ba fein Feind mehr auf amerikaniſchem Boden ſtehe. Der Congreß hielt eine außeror⸗ 
ordentliche Sitzung, um diefe Sache zu beraten, und beſchloß einftimmig, die Entlafjung nicht 
anzunehmen, Denfelben Schritt that B. bei dem Congreß von Peru, der aber diefelbe Entſchei⸗ 
dung gab. Da er indeffen auf der Erfüllung feines Wunſches beftand, beſchloß der Congreß die 
Bortdauer der Dietatur bis zum Anfange des Jahres 1826 und eine Dankadreſſe an bie Armee, 
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deren heldenmũthige Mitwirkung die Erloͤſung des Landes von ver Willkürherrſchaft entſchle⸗ 

den hatte. Zugleih ward der Beſchluß gefaßt, dem edeln Befreier ein Denkmal zu errichten; B. 
lehnte viefen Beweis der Dankbarkeit ab. Am 45. Aug. 1825 erklärten die Provinzen 
von Oberperu ihre Unabhängigkeit und bildeten unter dem Namen Bolivia einen eige= 
nen Staat. 

- Alles ſchien den jungen Freiſtaaten ein glückliches Gedeihen zu verfünden. Sie hatten keine 
äupern Feinde mehr zu bekämpfen. Golumbien blüßte im Frieden auf, fah feinen Handel belebt 
und bie liberalen Inftitutionen fich befeftigen; da erwachte der gefährlichfte Feind, der die Frei⸗ 
beit bedroht, der innere Hader, die gehäfflge Leidenſchaft, Neid, Eiferfucht, Eigennug und Gitel= 
keit, die keine Macht der Waffen niederſchlägt. Golumbien zerriß Zwietracht, die einen Bürger: 
krieg entzündete. B. war unermüdlich, um ben Frieden wiederherzuſtellen. Es gelang ; aber ver 
Grund des Übeld lag zu tief, als daß e8 vorübergehende Mafregeln auf die Dauer hätte heilen 
konnen. Auch Peru fiel von feiner Berfaffung ab, die ihm den gehofften Vorteil nicht gewährte, 
ALS die Nachricht von dieſem Ereigniß fih In Kolumbien verbreitete, warb fle von vielen Seiten 
mit Beifall aufgenommen. Im Schoofe des Congreſſes hatte ſich eine Partei gebildet, an deren 
Spige Santander fand, und die B. zu ſtürzen fuchte. Selbſt das Volk kam von feiner Begeifterung 
zurüd und zeigte Gleihgültigkeit oder gab feine Mislaune zu erkennen. In der Hauptſtadt brach 
in der Naht vom 25. auf den 26, Sept. eine Verfämdrung and, die den Befreier in feiner 
Agenen Wohnung bedrohte. Der Anſchlag ſcheiterte, und . trat entfchloffen jener Gefahr ent= 
gegen und bot alle Mittel auf, Die ververblichen Anjcläge feiner Feinde, die auch bie Feinde 
des DVaterlandes waren, zu vereiteln. Aber im Kampfe fah er vie Gefahren wachen, die 
Feinde fih vermehren. Peru und Golumbien, kaum von den äußern Feinden befreit, be: 
kriegten ſich ſelbſtmoͤrderiſch. Der General Cordova, den B. zu feinen Freunden zählte, weil 
er ſelbſt ihm Freundſchaft erwiefen hatte, flel von feinem Wohlthäter ab und pflanzte gegen ihn 
vie Fahne der Empörung auf. In feiner Vaterſtadt Caracas fogar Fam e8 am 25. Nov. 1829 
zum Aufflande, und in einer Volksverſammlung ward beſchloſſen, daß ſich Venezuela von ihm 
Tosfage und von Golumbien trenne. Unterdeſſen verfammelte jich der Nationalcongreß, im Ja= 
nuar 4850, zu Bogota. B. wiederholte das Geſuch um feine Entlaffung, die ihm beftändig war 
verweigert worden. Sein Entfhluß war gefaßt, und der Congreß gab nad. B. kehrte in den 
Privatftand zurück, in welchen ihn die öffentliche Dankbarkeit begleitete. Raum mar er von dem 
Schauplatz abgetreten, als die Gefühle in ven Gemüthern wieder freundlich erwachten, die ſich fo 
feinpfelig gegen ihn ausgefprodhen hatten. Im Namen der columbifchen Nation warb ihm ber 
innigfte Dank und die aufrichtigfte Bewunderung feierlich dargebracht. Zugleich bat man ihn, 
eine jährliche Benflon von 155,000 Br. anzunehmen. Er ftarb ven 17. Dec. 1850 auf feinem 
Landgute. Am Ziele feiner Laufbahn fhien er müde und bei dem Rückblick auf fein Leben ſchmerz⸗ 
lich ergriffen. Er hatte e8 der Freiheit, dem Vaterlande geweiht und der Freiheit und dem Va⸗ 
terlande Alles geopfert, und dad große Opfer warb mit Undank aufgenommen. Seine legten 
Worte waren Wünſche für die Freiheit und dad Vaterland. 

Man hatte B. im Verdachte, nach der Herrſchaft geftrebt zu Haben. Man Eennt feinen Zug 
in feinem Leben, der diefen Verdacht begründet. Hätte ihn aber auch die Luft nach ver höchſten 
Gewalt verſucht, der große Naturen am leihteften unterliegen, dann wären die Nationalver- 
fammlung, die Congreſſe, das Volk felbft, die in feine Entfernung nie willigen wollten, feine 
Mitſchuldigen gewefen. Sein fteted Streben war pie Befreiung feines Vaterlandes, auß der er 
ſich die Aufgabe ſeines Lebens gemacht, und er hat fie gelöft, wie fie unter ven gegebenen Verhält- 
niſſen zu Iöfen war. Wir fehen in ihm den Wafhington von Südamerika, wie Südamerika ihn 
Haben konnte. In dieſem war für ein Werk wie die Vereinigten Staaten fein Stoff zu finden. In 
den Boden Nordamerikas hatte England den Santen gelegt, aus dem die Freiheit ſich entwickeln 
Eonnte. In Südamerika hatte Spanten nur das Unkraut gepflanzt, das ald Frucht den Despo⸗ 
tismus trägt, der in dem Sflavenfinn ein williges Werkzeug findet. B. konnte feinem Vater: 
ande nicht twerben, was Wafhington dem feinigen gewefen, und man barf vielleicht bebauerz, 
daß er ihm nicht ein Nhpoleon geworben, der mit fräftiger Hand die ſtreitenden Intereffen unb 
Leidenſchaften in Schranken Hielt. I. Weigel. 

Bolivia, Oft haben Weltflürmer und Eroberer e8 verfucht, ihren Namen in ihren Trobe⸗ 
rungen zu verewigen. Selten ift e8 gelungen, und nad) dem Tode des Gewalthabers ging dad 
nur dur Einzelmadt Gelungene wieder zu Grunde, trat das Alte in feine Rechte, flrafte ber 
Haß der Völker ihren Tyrannen mit freiwilliger Vergeſſenheit. Nur der Name des Wohlthaͤtert 
wird in Segen bewahrt, und fo trägt Alexandria noch den Namen Alexander's des Großen, bet 
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den Reichthum und das Handelsleben von Tyrus und Sivon dorthin vereinigte; Konftantino- 
pel Hat für immer den Namen Byzanz mit dem des erften Chriſtenkaiſers vertaufcht, der «3 zum 
Sige ver Macht erhob, und folange Bolivia als ein unabhängiger Staat befleht, wird es ven 
. Namen feines Begründers in Ehren erhalten. Je freier ein Werk von den Rüdfichten auf eigenen 
Vortheil ausgeführt war, deſto befler geveiht es, und Bolivar hat in Bolivia bleibendere Spu= 
ren feines Wirkens Hinterlaffen als in Golumbien, deflen Band ſchon gelöft ift. Der Staat Boli- 
via liegt zwifchen 11° 55'und 25° 54° füpl. Br. und 307° und 320° 54° Öftl. Länge von Ferro. 
Man fhägt jein Areal auf 20,000 Duadratmeilen, feine Bevölferung auf1,800,000 Menſchen. 
Es grenzt nörblid an Peru, weſtlich an dieſes und an die Südſee, öſtlich an Brajtlien, ſüdlich 
an die Argentinifche Republik und Chile, durch diefe Lage in die meiften Beziehungen des ſüd⸗ 
amerikaniſchen Staatenſyſtems verflochten. Es ift ein Gebirgsland, von der höchften und ausge: 
dehnteſten Strecke ver Anden durchzogen, und die Bergländer haben immer beftimmend auf die 
Gultur gewirkt. Glaubt man doch audy Hier, daß die erfte Quelle der altperuanifhen Cultur an 
den Ufern des Titicacafees von Chucuito entfprungen fei, der zur Hälfte zu Bolivia gehört. Das 
Land gehört zu den rauhern, und nur in ben öſtlichen Thälern und Ebenen wird es üppig. 
Wichtig, doc in neuerer Zeit auch gefunfen, ift ver Ertrag feiner Bergwerfe. Andere Ausfuhr: 
artikel find pie Bicunnamwolle, Gummi und Färbe- und Arzneiftoffe; doch muß fidh dieſer Handel 
erſt bilden. Bolivia ift das alte Oberperu, die Gebirgsprovinzen des ehemaligen Vicekönig- 
reichs Rio de la Plata; einſt alfo ein Theil des Reiches der Incad. Der Weften Bolivias ge= 
hörte zu dem urfprünglichen Reiche ver Incas von Cuzco, die von da aus, zunächſt unter Kapak 
Yupanti, das Reid von Peru eroberten, wie ed die Spanier vorfanden. Und wie von hier aus 
jene Herrſchaft begründet ward, fo hielt ſich auch Hier die indianifche Nationalität am längften 
in einiger Kraft und machte abermals von hier aus 4780 den gefährlichften Verſuch einer Wie: 
bererhebung. In Oberperu erhob fid damals der Kazike Kondockanki als Inda Tupec Amanu, 
mit ihm die ganze indianifche Bevölkerung zum furchtbaren, fruchtloſen Aufftande. Die Zeit war 
dem Staatöbürgerthum günftiger ald dem Volksthum. Sie konnte nicht fördern, was fie nicht 
verftand. Die civilifirten Bewohner des Landes waren glücklicher in ihren Beftrebungen, dad 
Joch des Mutterlandes abzuſchütteln. Frühzeitig, ſchon 1809, bildete ſich zu La Paz eine Nez 
gierungsjunta. Aber im Anfang war der Erfolg nicht günftig, und 15 Jahre lang Hielt fi ver 
Vicekönig La Serna und fpäter der General Dlaneta gegen bie Angriffe der Infurgenten und 
die Befreiungsverfuche, die im Anfange, namentlich von Chile aus, gemacht wurden. Von Gos 
lumbien aus kam die Hülfe. Schon 1823 machte Bolivar einen Verſuch, die ſpaniſche Herrſchaft 
auch in Peru zu ſtürzen, mußte aber das kaum beſetzte Lima vor den andringenden Waffen des 
Bicekönigs bald wieder verlaffen. Glücklicher waren er und General Sucre 1824, wo ſie Die 
Siege von Junin und Ayacucho erfochten, welche der ſpaniſchen Herrfchaft ein Ende machten. 
Boltvar hatte auch für ſich gewirkt, und ver Congreß von Lima ernannte ihn zum Dictator. Daß 
die Provinzen von Oberperu fi 1825 von dem übrigen Lande trennten und einen unabhängi⸗ 
gen Staat formirten, ſchwächte feinen Glanz nicht. Denn auch die neue Republik erklärte ihn zum 
lebenslãnglichen Dietator und nahm fogar feinen Namen an. Er fheint mit befonderer Vorliebe 
auf diefen jungen Staat geblictt zu Haben; aber die Grundlagen dieſer perfönlihen Macht fuchte 
er fortwährenbibei ihrem Uxfprunge, in Eolumbien. Als er dort durch fein ſichtliches Streben 
nad Alleinherrſchaft und durch feine Verſuche, allen von ihm geleiteten Staaten feinen code 
boliviano aufzubringen, unpopulär wurde, da blieb die Nachwirkung aud in Peru und Bolivia 
nicht aus; ja gerade hier, wo der Einfluß feiner perfönlichen Nähe und feiner Verbindungen 
mangelte, brachen die Reactionen gegen ihn zuerft aud. Er hatte die Dictatur von Bolivia nur 
infoweit übernommen, als er ſich dadurch berufen hielt, dem jungen Staate eine Verfaflung zu 
geben , die den 25. Aug. 1826 von dem Congreß angenommen ward. Zum lebenslänglichen 
Präſidenten ward darauf General Sucre ermählt, der ih mit Hülfe von 2000 Mann columbifcher 
Truppen zu halten fuchte. Aber ſchon 1828 vereinigten ſich dieſe Truppen felbft mit den Unzufrie⸗ 
denen im Lande. Die Berfaflung ward abgefhafft, General Sucre geftürzt und General Santa= 
Cruz zum Bräflventen erwählt. Zwar nahm er den Antrag anfangs nicht an; allein als der 
ufurpatorifche Präſident Velasco abgefeßt, der General Blanco in der Neujahrsnacht 1829 bei 
einen Aufftande ermorbet worben war, übernahm Santa-Eruz die Regierung. Er gab einen 
Codigo Santa-Cruz, beſchwichtigte innere Unruhen, orbnete die Finanzen, ftiftete einen Orden 
der Ehrenlegion, that Manches für die Landescultur, und Alles fhien gut zu gehen. Da verdarb 
wieder ver Groberungögeift fein Werk. Als wären biefe einzelnen Staaten nicht ſchon zu groß, 
brennen alfe dieſe ſüdamerikaniſchen Staatshäupter, ſobald fie fih nur irgendetwas feft fühlen, 
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darauf, ihr Gebiet noch zu erweitern, und au Santa-Eruz fpeculicte auf Beru. Ein dortiger 
Streit um dieRegierung, bei dem man ihn unklug genug zur Einmifgung einlud, gab ihm An: 
laß; bei Cuzeo flug er am 8. Aug. 1835 den General Gamarra, und im Frühjahr 1836 war 
er im Stande, an die Spige einer Confoͤderation von Bolivia, Nordperu und Südpern zu treten, 
auf zehn Jahre zum Protector ernannt. Das aber machte Chile beforgt, und es kam zum Kriege, 
worin endlich die GHilefen und Gamarra den Santa-Eruz am 20. Jan. 1839 bei Yungan aufs 
Haupt fhlugen. Gamarra warb Vräfivdent von Beru. Wie Santa-Gruzlinglüd Hatte, ward er 
aud in Bolivia geflürzt; Velasco ward Präftdent, ſchlotz Frieden mit Chile, und Santa-Eruz 
verließ am 13. März 1839 das Land. Er hinterließ eine Partei, welche bald mächtig genug war, 
feine Verwaltung für tadelfrei erlären zu laſſen, ven Velasco gefangen nahm und die Rüdtehr 
des Santa⸗Cruz betrieb. Diefe erfolgte nicht ſchnell genug, und Inzwifchen gelang es dem General 
Ballivian, die Parteien für ih zu vereinigen. Diefer befeftigte auch feine Gewalt, indem erin 
einem Kriege mit Peru, das die Provinz La Paz loszureißen ſtrebte, die Beruaner am 18. Nov. 
41841 bei Viacha flug, wobei Bamarra ſelbſt fiel. Ballivian rückte in Peru ein, aber Chile 
vermittelte zu Pasco den Frieden vom 7. Juni 1842, auf die Grundlage des status quo ante 
bellum. Santa=Gruz ließ aber noch immer keine Ruhe, verſuchte mehrmals Aufftände in Beru zu 
Stande zu bringen und fiel endlich 1844 in Bolivia ein, ward aber gefangen und an Ghile ausge⸗ 
liefert, wo er längere Zeit mit Strenge überwacht ward. Indeß auch Ballivian fand ſich 1848 be: 
wogen, fi nad Valparaiſo zurüdzuziehen, worauf @eneral Belasco Präfivent ward. Gegen die: 
fen intriguirte General Belzu, brachte erft mehre Provinzen auf feine Seite und ſchwang ſich end: 
lich ganz an jeine Stelle, wo er ſich bis zum 15. Aug. 1855 behauptet hat, an weldem Tage ber 
General Gorbova die Präflventenwürbe erlangte. Es war dies zunächſt die Folge eines Krieges 
mit Pern. Bolivia hatte einen für die peruaniſche Regierung beftimmten Pferdetransport wegge- 
nommen, worauf Peru fid eines boliviſchen Handelsfahrzeugs bemächtigte und einen hohen 
Grenzzoll auf boliviſche Waaren legte, Als ſich nun Bolivia durch Ausprägung geringhaltiger 
zur Ausfuhr nad) Peru beftimmter Piaſter rähte, befeßten die Beruaner ven Seehafen Cobija 
(1854) und ſchnitten Bolivia dadurch von dem Stillen Meere ab. Die weſentliche Folge des ſeht 
unblutigen Krieges war bie erwähnte Umänderung. Es iſt in Bolivia nicht von fonderlichen 
Fortſchritten zu reden, welche wol ein anderes Element bedingen würben, als die dortige Benöl- 
kerung bietet, von der überbies die zum Theil noch in völliger Wiloheit umherſchweifenden, 
theilmwelfe aber auch getauften und für einen Anfang der Civiliſation gewonnenen Indianer ſieben 
Zehntheile bilden. Indeß geht von den Indianern nicht leicht ein Anftof zu Staatöveränderun: 
gen aus. Daß es in Bolivia verhältnigmäßig wenig Mulatten gibt, dem mag es zum großen 
Theile feine vergleihömweife Ruhe verdanfen. Denn wo Mulatten und alle ihre Schattirumgen 
ſich zahlreich neben ven Weißen finden, da befämpfen fich aufſtrebender Ehrgeiz und verächtliches 
Zurüũckweiſen, und aus dieſem Gonfliete entftehen dann Immer neue Verwirrungen. 


F. Bülan. 

Bolandiften, ſ. Xet, Aeten. 

Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofius, Bicomte v.), 1760 zu Monna Hei Milhaub ge— 
boren, ſtammt von einer alten angefehenen franzöfifchen Familie. In dem Kampfe der Parteien, 
welche die zwiefpaltige Zeit getheilt, erwarb ex ſich als Schriftfleller einen großen Huf, der von 
einer Seite fo theilnehmend anerkannt ald von der andern Iebhart beftritten ward. Was man 
indeſſen auch von feinen politifhen Grunpfägen, Anſichten und Meinungen halten mag, fein 
Reben ift tadellos, ver treue Ausdruck feines Glaubens; und wenn diefer ſich auch widerleden 
läßt, dann bleibt doch jenes vorwurfsfrei. Wie er ſich im Beginnen feiner Laufbahn angefün- 
digt, fo hat er fi in ihr gezeigt, fi Immer glei in Wort und That. Im Jahre 1790 zum 
Präfiventen der Verwaltung feines Departements ernannt, fand er die Wendung, welde bie 
Angelegenheiten feines Vaterlandes nahmen, fo wenig im Ginklange mit feinen Gefinnungen, 
daß er als entfchienener Gegner der Revolution auftrat. Er lebte ald Emigrirter zu Heidelberg. 
Nach der Rıftauration ward er in dem königlichen Rathe des öffentlichen Unterrichts angeſtellt 
teat 1815 ald Deputirter feines Departementö in die Kammer, In der er ſich als Sprecher der 
rechten Seite auszeichnete, und erhielt ſich auch in den folgenden gefeggebenden Verfammlungen 
an feiner Stelle. Im Jahre 1825 ward er zum Pair ernannt und legte 4830 freiwillig tiefe 

Würde nieder, weil er den neuen Könige ven Eid nicht leiſten wollte. Nur den Namen era 
Mitgliedes der Franzoͤſiſchen Akademie, in welde er 1816 aufgenommen worben war, behieii 
bei. Er flarb 1840 zu Monna. 

Die erfte Schrift, durch welche B. die Aufmerkfamkeit auf fih zog, erſchien 1796 unter den 
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Titel: „Die Theorie der politifchen und religiäfen Macht in der bürgerlichen Gefellfgaft” („La 
theorie du pouvoir politique et religieux dans la soci6te civile”). Dem Berfafler if die poli 
tifche Gewalt nichts anderes ald eine genaue und vernünftige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerlige Geſellſchaft. Seinem Grundſatze muß felbft wie Gefchichte vie nöthigen Be: 
weiſe liefern, und er findet Die Gefeggebung aller Bölker mangelhaft und oft barbarifch, che das 
Chriſtenthum fle erleuchtete und befeelte. Fragt man, wie der Menſch den Willen Gottes kennen 
lerne, dann wird auf die Offenbarung hingewieſen. Ein Zweiiler, ver nicht ven reiten Glauben 
hat, ftößt freilich auf Hundert Bedenklichkeiten. Auf welche Weiſe gelangen wir zur Offenbarung? 
Wird fie unmittelbar von Bott oder, auf deſſen Eingebung, von Menſchen mitgetheilt? Im 
Falle aber ſie von diefen kommt, wie venn alle Offenbarung durch auserwählte Propheten, Ge⸗ 
falbte und Gottgeſandte ven Völkern:zugefommen ift, wie wiſſen wir, daß fle Gottes Werf und 
nicht das des Menſchen el? Darf man prüfen, zweifeln und beftreiten? Das geht wol nicht, weil 
die Vernunft fonft über der Offenbarung flände und diefe richtete, nach ber doch Alles gerichtet 
werben muß. Und wenn mehrere Offenbarungen ſich begegnen, ſich beftreiten, ba es doch kaum 
ein Volk, einen pofitiven Glauben ohne Offenbarung gibt, wer foll vermittelnd unter fie treten, 
zwiſchen ihnen entſcheiden? Ohne Zweifel die Vernunft, wenn doch entſchieden werden muß. 
Selbſt B. meint, die politifhe Gewalt fei eine vernunftmäßige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die Bürgerlihe Geſellſchaft. Um aber zu wiffen, ob viefe Anwendung wirflid ver Vernunft 
gemäß fei, wird man fi ohne Zweifel an nie Vernunft wenden müflen. Die wahre, einzige 
Offenbarung ift und das Chriſtenthum, an deſſen Heiligkeit wir glauben. Wie fteht e8 aber mit 
ven Staaten und Völkern, bie einen andern Glauben haben? Sind wirklich die Gefeggebungen 
und Regierungen immer und allenthalben weniger mangelhaft, feitvem das Chriſtenthum bes 
ſteht? Haben die Staaten, deren Bewohner ſich zu ihn bekennen, wirklich der Barbarei entfagt? 
Binden wir den Geift des Chriſtenthums in der Inquifition, in dem Benehmen Bhilipp'sIL. und 
Alba's, die göttliche Lehre des Cvangeliums in dem teuflifchen Benehmen der Spanier in Ame⸗ 
rika, in der Bartholomaͤusnacht, in der Vertreibung der Mauren, in der Behandlung der Juben, 
in ber Vertilgung der Albigenfer und ver Verfolgung der Gugenotten? B. ſieht in der Revolu⸗ 
tion die Duelle alles Übel8, die Urſache des Boͤſen, das über Frankreich gelommen, und findet in 
der Wieverherflellung der Bourbons, bie er verfündet, das einzige Heilmittel gegen die Gebre⸗ 
chen und bie Noth der Zeit, vie Leiden der Gefellfehaft, die Gefeglofigkeit und den Atheismus. 
Wann aber hat die Freigeifterei und der Atheismus in Frankreich ih Bahn gebrogen? Gaben 
Die Regentſchaft und die Regierung Ludwig's XV. vielleicht das Beifpiel der Sittlileit, der 
Achtung vor dem Gefege und ver Frömmigkeit? Sollen wir in der Hofwirihſchaft der Pom⸗ 
pabour und der Du Barri unfere Mufter ſuchen? If das Verberben von ven untern Ständen 
audgegangen und hat die höhern durch Anftedung verpeftet? Sind ed die Hütten, welche nie Pa= 
Läfte vergiftet und zu Grunde gerichtet haben? Allerdings hat die Mevolution großes Unheil 
über Frankreich und die Welt gebracht. Was aber hat die Revolution erzeugt? IR fie eine 
Wirkung ohne Urſache, ein älternlofed Kind, eine Frucht, die ohne Samen aufgegangen? Wir 
sin nur, und B. und die Schriftfteller, die feines Glaubens find, mögen antworten und und 
belehren. 

Seine Grunbfäge und Meinungen hat B. in einen umfaflenden Werke, das 1812 erſchienen 
ift („Lögislation primitive considerde dans les derniers temps par les seules lumiöres de 
la raison’‘) weiter ausgeführt. In demſelben ſucht er feine Anficht zu begründen, daß alle Phi⸗ 
Lofophie und menſchliche Gefeggebung eitle Merk, die wahre Philoſophie in dem Chriſtenthum 
und in ber @efeggebung Gottes enthalten fei. Durch eine Kette von Beweifen fucht er darzuthun, 
Daß ohne Sprade der Menſch weder Gedanken noch Willen, weder Vernunft noch Erkenntniß 
Der Wahrheit haben könne; daß er ohne fie kein menschliches Wefen fei und es für ihn keine bür⸗ 
gerliche Gefellfhaft geben würde. Das Alles mag ohne Gefahr und Nachtheil zugeftanden wer⸗ 
Den, weil dem Menfhen, wo er fi immer fand und findet, die Babe der Sprache nicht entzogen 
mar und er demnach zu den Vorteilen und Genüſſen, deren Bebingung bie Sprache if, gelan= 
gen konnte. Was aber die Behauptung betrifft, daß der Menſch die Sprache nicht habe erfinden 
ES nnen, die ebenfalls eine Offenbarung fei, fo müflen wir geflehen, daß es dem Verfaſſer nicht ge- 
Laugen if, und, bei dem beften Willen, von dev Wahrheit verfelben zu Überzeugen. Wie ver 
sDILenid die Sprache erfunden hat, möchte freilich fo wenig nachzuweiſen fein, als auf welche Weiſe 
ex zur bürgerlichen Gefellſchaft, zur Schrift, zu mander Kunf gekommen iſt. Die Sprache ſelbſt 
i ſt das Mittel der Überlieferung, und ich wüßte nicht, wie ſich die Art der Erfindung des Mittels 
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ber Überlieferung überliefern ließe, beſonders wenn die Sprache, wie der Berfafler.meint, bie 
Bedingung alter Vernunft, aller Erkenntniß, alles Willens, alles gefelligen Lebens if: Sprache 
baben wir allenthalben gefunden, wo Menfchen waren, roh oder gebildet, reich oder arm, je nach⸗ 
dem bie Menfchen, die fle geſprochen, roh oder gebilvet, reich oder arm an Kenntniſſen oder Be: 
griffen waren. Daß fie aljo ihre Sprache ſelbſt gebilvet, vervollfommnet, veredelt, bereichert ha: 
ben, läßt ſich geſchichtlich nachweiſen. Wie aber die Sprache erfunden worden? Da liegt die 
Schwierigkeit. Wird fle gehoben, wenn wir en Wunder annehmen? Und das unmittelbare 
Einwirfen ver Gottheit auf menſchliche Dinge ift noch ein Wunder. Ware es vielleicht begreii: 
licher, wie Bott den Menfchen die Sprache gelehrt, als wie er fie von felbft gelernt? Weil ed und 
ſchwer wird zu verftehen, wie ver Menſch zut Sprache gefommen iſt, verftehen wir vielleihht 
beffer, wie ite ihm eine Offenbarung mitgetheilt? Heißt das nicht das Unerklärte durch Uner- 
Märliches erklären wollen? Die Alten, die auch nicht wußten, wie fo viele nügliche Erfindungen 
das Eigenthum ver Menfchen geworden waren, machten es ſich noch bequemer und ſchrieben fe 
alle ver Mittheilung ihrer zahlreichen Gottheiten zu, felbft dad Pflügen und Säen, pad Spinnen 
und Wehen. Wir find aber doc) Feine Heiden. B. macht ſelbſt die Kunft zu ſchreiben zu einem 
Gegenſtande ver göttlichen Offenbarung. Was man fich auf eine natürliche Weife nicht zu erflä: 
ten weiß, das läfıt man auf eine übernatürliche geſchehen, und fo iſt man aus aller Verlegenheit 
Das aber heißt den Knoten zerhauen, nicht auflöfen. Ganz im Einflange mit den Grundſahen 
feiner Lehre flellt B. die Behauptung auf, man habe nie Givilifation, d. h. Vernunft in dene: 
fegen und Kraft in den Geſetzgebungen gefunden, als bei ven Juden und Chriſten, und dieſe ge: 
ſellſchaftlichen Vereine feien die einzigen, bie Feine falſchen, abgeſchmackten und barbariſchen Gt 
fege gehabt. „Es iſt“, verfichert ex, „Thatfache, welche die Gefchichte aller Zeiten bezeugt, daß in 
der Alten Belt ſowol als in der Neuen ſich Gotteövergefienheit und Unterdrückung bed Menſchen 
allenthalben findet, wo nit die Kenntniß, die Anbetung und ver Dienft des Gottmenſchen u: 
getroffen wird.“ Die-Hauptzüge feiner Lehre fütt er felbf auf folgende Säge zurück: 1) Die 
Religion iſt die Grundlage aller Geſellſchaft, weil nur in ihr der Grund aller Gewalt und aller 
Pflicht gefunden werben ann. 2) Die Religion tft demnach die Grundverfaflung eines jeden 
geſellſchaftlichen Zuſtandes. 3) Die bürgerliche Geſellſchaft befteht demnach aus Religien un? 
Staat, wie der vernünftige Menſch aus Intelligenz und Organen befteht. 4) Die civilifirte &: 
ſellſchaft iſt nichts anderes als die Religion, welche die öffentliche Geſellſchaft zur Vervollkoun: 
nung und zum Glücke des menſchlichen Geſchlechts leitet. 5) Diejenige Geſeilſchaft iſt demneh 
die vollkommenſte, wo ſich in der Verfaſſung am meiſten Religion und in ber Berwaltun 
am meiften Moral findet. 6) Die Religion muß den Staat conflituiren und es iſt gegen die Re: 
tur der Dinge, daß der Staat die Religion conftituire. 7) Der Staat muß der Religion gehe: 
Gen; aber die Diener der Religion find dem Staate in Allem Gehorfam ſchuldig, waderia 
Einklange mit ven Gefegen ver Religion verfügt, und dieReligion felbft befiehlt nichte, ala wel 
mit ven beftehenden Geſetzen des Staats übereinftimmt. Wir ſchließen den Auszug, der M 
meiften Lefer nicht fehr anſprechen bürfte. Wollte man einen Staat nad} den Foderungen ®. 
ins Leben führen, dann dürfte ein altägyptifches, aber hriftliches Königthum mit ber 
Tafte feinen Ideale vielleicht am erften entſprechen. Ä 
In ſeinen vermifchten Schriften literarifchen und politiſchen Inhalts (‚‚Melanges litlörair 
et politiques”) führt er feine befannten Anſichten weiter aus und fucht fie fefter zu begri! 
den. Im Jahre 1818 gab er feine philofophifchen Unterſuchungen über die erften Gege 
der moraliſchen Kenntniffe („Recherches philosophiques sur les premiers objets des 
naissances morales”) heraus. In dieſem Werks unterwirft er alle philoſophiſchen Erf 
einer firengen Prüfung und zeigt ihre Unhaltbarkeit, wo fie feinen Foderungen nit 
Im Alterthume nimmt Sokrates die erfte Stelle ein, ber, wie der Verfafjer meint, vor t 
einen einzigen Gott, den Schöpfer, Erhalter und Vergelter, und die Unfterblickeit der Erle 
kannte. Der griehifche Weife, äußert B., Eönne zu dieſer Kenntniß durch Die Bücher der 
gekommen fein, die zu jener Zeit im Orient f yon verbreitet gemefen. Kant vermwirft, na& 
als unzureichend und irrig, was 3000 Jahre hindurch gelehrt worden ift. Die kritiſche 
phie biefes neuen Reformators, mit Gepränge verkündet, mit Fanatismus aufgenommen, 
Wuth beſtritten, hat fein anderes Refultat gehabt als Spaltung, Erbitterung und ein 
gemeinen Efel an allen Doctrinen. — So meint B. 3.Beigt 
Borbell, f. Sittenpolizei. 
Börfe, Börfengefhäfte, Börfenmakler, Börfenfpeculation, Börfenfpiel. Aa 
delöplägen pflegten von jeher die Kaufleute regelmäßige Zuſammenkünfte zu halten, um 
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einander ihre Gefthäfte zu maden. Die Zufammenkünfte unterſcheiden fi von einem gewöhn⸗ 
lien Markte dadurch, daß nicht Die zu verfaufenden Waaren felbft, fondern nur Mufter davon 
mitgebracht werden. Die Einrichtung iſt fo alt wie ver Handel, ſobald ſich verfelbe an Mittel= 
yunkten fanımelte und Ausdehnung gewann; fie befland im Alterthume wie im Mittelalter und 
in der neuen Zeit; ihre Betrieböregeln und Polizei, wie ihre größere Bedeutung verbanft fie, 
gleich den Banken, ven Handelsſtädten, hauptfählid in den Niederlanden und im Bunde der 
Hanſa; fie wurde mit vem Namen Gollegium, Loge, Gonvent u. a. bezeichnet; der Name Börfe 
Toll zuerft zu Brügge in Flandern gebraucht worden fein. 

An ber Börfe befinden ſich die Mittelöperfonen zwiſchen ven Käufern und Verkäufern, die 
Makler, welche von beiden Seiten die Aufträge erhalten und durch gegenfeitige Mittheilung aud= 
führen. Die Makler Haben ihre beftimmten Pläge over Fleinen Buden, ebenfo hat jedes Handels⸗ 
haus eine fefte Stelle, wo ein Vertreter ver Firma zu finden iſt. Nad ven Abſchlüfſen werden 
die Tageöpreife ver Waaren befannt gemacht. Wenn eine Waare nod nicht am Orte liegt, aber 
Mufter vorhanden find, fo kann fie ſchon vor ihrem Eintreffen verkauft werben, und dies ift der 
Urfprung ber Zeitkäufe, welche dem Verkäufer den Abfag, dem Käufer die Deckung feines Be: 
darfs unabhängig von dem augenblicklichen Borhandenfein ver Waare geftatten. 

An ber Börfe findet der Kaufmann ferner Gelegenheit, den weitern Transport ver Waaren 
zu bebingen, indem er dort die See- und Landfrachten erfährt; endlich kann er daſelbſt fremde 
Geldſorten und Wechſel kaufen und verkaufen, alfo Zahlungsmittel für feine Verbindlichkeiten, 
Gelb für feine Foderungen an fernen Orten erhalten, oder beide, Foderungen und Verbind- 
lichkeiten, durch unmittelbaren Taufch feiner Wechfel gegen andere ausgleichen. ; 

Waaren, Wechſel und Frachten find die eigentlichen Gegenſtände ver Börfengefchäfte bis auf 
die neuere Zeit, und ed gibt heute nohBörfen, welche feinen andern Eingang geftatten, wie 3.8: 
in Bremen. Dagegen gibt e8 auch Boͤrſen, die fich für ven Wechſelhandel behaupten, obgleich der 
Waarenhandel dort ſehr zufammengefchrumpft ift, wie 3. B. Frankfurt a. M. und Augsburg: 

Die Staatsanleihen, die Eifenbahnbauten und die Auspehnung von inbuftriellen und Han⸗ 
delsunternehmungen durch die Affociation haben den Börfen ein neues Element an leicht uͤber⸗ 
tragbaren Schuldurfunden zugeführt weldes gegenwärtig in ihrem Verfehre eine überwiegende 
Rolle fpielt. In dem allgemeinen Überblide des Artikel über das Bankweſen findet der Leſer 
den Gang dieſer Entwidelung, welche die Börfen von ihrer frühern Stellung inmitten des Waa⸗ 
ren⸗ uud Geldmarkts zu Gentralpunften des Capitalmarkts erhoben hat. ' 

Die Schuldſcheine der Regierungen, die Actienobligationen, Prioritäten ver Eifenbahn- und 
anderer Geſellſchaften bilden die Gegenſtände des Handels an der Fonds- und Effectenborſe, 
und ihnen fließt fi in der Regel der Geld⸗ und Wechſelhandel näher an, indem ex fi von der 

Waarenboͤrſe abloͤſt. Die Umfäge in jenen Schulppapieren bezwecken, Geld als Gapitale anzu: 
legen, ober aus ber biäherigen Anlage frei zu machen, mit ober ohne die Abflcht, durch Änderung 
in der Anlage noch an dem Unterſchlede ber Preiſe zu gewinnen, d. h. mit oder ohne Sperulation. 
Die Vermittler diefer Geſchäfte heißen, zum Unterfchien von den Waarenmaklern (courtiers de 
commerce, brokers), @ffecten= over Fondsmakler (agents de change, eigentlich Wechſelmakler, 
stock brokers), und die Tagespreife werden durch die Euräzettel befannt gemacht, welche dieje⸗ 
nigen Effecten enthalten, deren Aufnahme duch ihr Vorkommen im Handel veranlaßt, durch 
Berabrevung der Makler zugelaflen, und durch Die Polizei geftattet ober. gebulbet wird. . Bei dem 
Umfange, den des Handel in Waaren, Wechſeln und Effecten gewonnen hat, theilen ſich die Mak— 
Ier in feine verfhiedenen Zweige; gewöhnlich werden die Waaren⸗ und die Papiergefhäfte auch 
in beſondern Räumen over Stunden betrieben. In London iſt die Royal exchange für bie Waa⸗ 
ten, bie Stock exchange für bie Effecten; in Baris fließt die Geſchäftszeit für legtere um 
3 Uhr, für erftere um 5Ulhr; in Berlin hat die Waaren-(Getreive-)Börfe ihr befonberes Local. 

Früher richtete fih die Verfammlungszeit nach der Poft, die nicht jeden Tag ankam und ab⸗ 
ging, und es find heute nody Spuren aus jener Zeit vorhanden; in Berlin z. B. wird nur an 
brei Tagen in der Woche (Dienstag, Donnerdtag und Sonnabend) mit Wechſeln gehandelt, und 
dieſe heißen Bofttage. Die Effectenbörfe hat feine ſolche Erinnerungen, denn ihre Ausbildung fällt 
in die Periode ver Eifenbahnen, mit deren Papieren gehandelt wird, und weldje nie Pofttage in 
Der Woche zu Boftflunden am Tage vervielfältigt Haben. Nur an Sonn: und Felertagen iſt gegen: 
wärtig der Börfentempel geſchloſſen; ja, mo nicht Sitte ober Polizei entgegentreten, Öffnet ih 
dann den Beſuchern ein anderes Local, das wol auch am Abend Diejenigen aufnimmt, die wäh- 
zend ber Börfenzeit ihren Geſchaͤftstrieb nicht ordentlich befrienigen Eonnten, ; 
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Schon am Morgen machen vie Makler und ihre Gehilfen die Runde bei ven Bank: un Han: 
velshäufern, um Aufträge zu fammeln. Die Börfe wird um die Mittagöftunden eröffnet, und 
füllt ſich mit ven Vertretern der Firmen, mit Privatleuten, welche einen beſtimmten Zwed haben, 
mit Beobachtern, melde ihre Entfliefungen von der Bewegung ber Preife abhängig machen, 
und fi bemühen, das, was fie wollen, nicht vor der Zeit merken zu laſſen. Es wogt und jummt 
und drängt dad Gewühl, Angebot und Nachfrage Lafien fich ſchreiend vernehmen, der Telegraph 
bringt unmittelbar an der Börfe Aufträge von außen und Berichte vom dem Gange an den ühri: 
gen europäifhen Börfen. Denn da fie alle zu gleicher Zeit, zwiſchen 12 und 3 Uhr, in Thätigkeit 
find, fo verbindet der Draht fie alle wie zu einer einzigen großen Berfammlung. London und 
Baris, Berlin, Hamburg, Wien, Frankfurt, Leipzig ſprechen miteinander; Die Stimmung hier 
wirft auf die Stimmung dort, ein Weiden der Conſols in London um 4, Proc. drückt in Part 
die Rente um 50 Gent., nie Nachricht macht in Berlin die „lebhafte Stimmung „matt“, beſſere 
Rotirungen aus Wien heben fie wieder; Gfferten, die eben in Paris gekauft worben find, wer: 
den eine Stunde fpäter in Berlin verfauft; am Abend kennt jener Abonnent auf bie telegrapfi- 
ſchen Berichte ven Bang ver Geſchäfte und den Preiß ver Effecten aller europäiſchen Börfenpläge 
an bem nämligen Mittage — bald vielleicht au) am andern Morgen von den amerikaniſchen 
Unmittelbar nach dem Schlufle ver Börfe arbeitet wieber der Telegraph, ſchreiben vie Bankhäufe 
und bie Zeitungen ihre Berichte, bie mit den nächften Bahnzügen nad) allen Ridgtungen hinant: 


gehen. 

Eine Borbevingung für relative Orbnung und Negelmäßigkeit In dieſem erregten , verwir: 
enden Treiben iſt eine zweckmäßig eingerichtete Ränmlichkeit, ein paflendes Börfengehänk. | 
Der Verkehr zwiſchen ven Maklern und dem Bublicum foll moͤglichſt erleichtert, die allgemeinen 
geſchäftlichen Vorgänge follen für Auge und Ohr eines Jeden erkennbar, insbefondere bie ari 
den Abſchluſſen ſich ergebenden Preife laut verfündet, ober an einer überall wahrnehmbar 
Stelle aufgezeichnet werben. Bo biefe Erforverniffe fehlen, wo tn einem winkeligen Saale a 
der einen Ede zu ganz andern Breifen gehandelt wirb als an ber gegenüberliegenben, wo Stid 
luft, Hige und Bebränge flören, ba leidet das Geſchäft, und es wird den Malern unmöglid, rih⸗ 

. tige Refultate für ihre Notirungen feftzuftellen. Bei den ungeheuern Summen ber in Staat: 
papieren und Effecten vargeftellten Theile des Capitalvermögens, deren Tagespreis an ber Bbrfe 
ermittelt mich, ift die Zuverläffigkeit diefer Mittheilungen von großer Wichtigkeit. In verftegl 
wird für jedes Effect, welches am Markte vorkam, ein höchſter, ein mittlerer nnd ein nieberfer 
Preis (Curs) netirt, wenn Schwankungen Anlaß dazu geben; wol auch, wo dies zugelaflen 
wird, außer dem Preife für fofort (Gontant, per Kaffe, gegen baar) vollzogene Käufe, ber Preil 
für eit= oder Lieferungsgeſchäfte. Die Preife werden, je nachdem fie von dem Angebote eder 
von der Nachfrage herrühten, in bie „Brief-' oder in die „Belnfpalte des Gurszeiteld eingt: 
tragen. Der „Vriefeurs“ bebeutet, daß zu dem angegebenen Breife Verkäufer, ver „Geb: 
card”, daß Käufer da waren; die Bemerkung, „es blieb Brief übrig’’, bedeutet, daß ſchließin 
nur Verkäufer, aber Feine Käufer, „es blieb Geld übrig“, daß fchließlich nur Kaufluſigze 
aber Feine Abgeber vorhanden waren. Daf in dem Effect wirkliche Umfäge ſtattgefunder 
haben, darf nur dann angenommen werben, wenn In beiden Spalten, „Brief“ und „Gel“, tt 
Breife angegeben find, ober wenn es beſonders bemerkt wird. Aber au dann Fann man nid 
fließen, daß nur zu viefen und zu feinen andern Preifen Nbfetüffe erfolgt ſeien, denn Häska 
finden folhe durch Verabredungen flatt, die nicht zur Kenntniß des Aufzeichnenden gelang; 
ferner gelten die notirten Gurfe nur von größern Poften, 3. ®. von 5000 Thirn. und barüker. | 
Kleinere Abfhlüffe werden nicht notirt und erfolgen gewöhnlich unter täfligern Bedingung | 
für den Begehr. Wenn daher den offlciellen Notirungen ber vereideten Makler bei dem Getriebe 
aus welchem die Ergebniffe gezogen werben müffen, nur eine relative Richtigkeit beigemeſſen wet: 
ven Tann, fo ift den vielen Privateursjetteln der Bankhäufer und Zeitungen in der Megdl nıd 
weit weniger zu trauen ; theils weil ihre Agenten nicht in der Lage find, fid) fo gut nnd vollſtaͤ 
dig zu unterrichten wie Die Maier durch Die Vergleichung ihrer Aufzeichnungen , theild wäh 
die Notirungen nad) ver Gunft oder Ungunſt einrichten, mit der fie die einzelnen Effecten 
oder zu behandeln veranlaßt werben. 

Die gewöhnlichen Gefhäfte an ver Fonde⸗ und @ffectenbörfe find nad} ben Formen st 
Beringungen, unter benen fie abgeſchloſſen werben, folgende: } 

4) Käufe gegen baar, Tageskauf, march6 au comptant. Der Makler (Senfal) briag 
Käufer und Verkäufer zufammen, und das Geſchäft wird womöglich am nämlichen Xage duch 
Ablieferung der Stüde und Bezahlung des Preifes erlevigt. Hierbei handelt es ſich in der Regd 
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um wirkliche Gapitanlage auf der einen, um Beränberung der Gapitalanlage auf der andern 
Seite. Gegenftand dieſer Geſchäfte find meift Stantöpapiere und Effecten, welche einen feſten 
Sins oder eine fihere Rente verſprechen, wie die Actien guter Eifenbahnen, folider Banten uns 
folder produetiven Unternehmungen, deren bisherige Nefultate, deren Verwaltung und Betrieb 
Vertrauen erweden. Die Speculation ift dabei nicht ausgeſchloſſen, denn man kann ein Papier 
verkaufen, weil ver Erloͤs gegen den früheren Kaufpreis einen Gewinn bringt, und man kann dafür 
ein anderes Papier anfchaifen, weil man hofft, daß es fpäter im Preife fleigen werbe (Nrbitrage). 
Aber dieje Art der Speculation hat einen foliven Boden, weil jie fid innerhalb ver eigenen Mittel 
und an.fichere Effecten hält. 

2) Seit⸗ over Lieferungsfäufe, march6 Aterme, welche heute abgefchloffen, aber erft an 
einem fpätern Tage, Mitte oder Ende des laufenden, des nächſten over eines fpätern Monats 
durch Lieferung und Bezahlung der Stüde zum Vollzuge kommen. Auch dieſe Geſchäfte finnen 
wirkliche Anlagen zum Zwecke haben. Der Käufer findet es paflend, fi heute ſchon zu dem Ta⸗ 
geöpreife die Erwerbung von Stüden zu ſichern, die er fpäter erſt bezahlen, ober vie er auf Zeit 
billiger kaufen kann als gegen baar; ber Verkäufer braucht das Geld ebenfalls erſt fpäter, findet 
es aber in feinem Interefle, fich daſſelbe zu dem heutigen Preiſe zu ſichern. Indeſſen tritt bei den 
Zeitgefäften die Speculation mehr in den Vorbergrund und iſt, je nady der Form des Ge⸗ 
ſchäfts, als ausſchließliches Motiv zu erkennen, 

Die Zeitgeſchäfte find nämlich: 

a) fefte, ventes fermes, bei denen der Verkäufer jich verbindlich macht, an dem beſtimmten 
Tage die Stücke feſt (ix) zu liefern; ver Käufer behält fi) haͤufig das Recht vor, vie Ablieferung 
aud an jevem frühern Tage zu verlangen, 

b) Bebingte, Prämien-Geſchäfte, ventes à prime, von deren Vollzug ver Theil, welcher bie 
Brämie bezahlt, zurücktreten kann. Stellt ver Käufer die Bedingung, fo zahlt er die Prämie, 
wenn er die Papiere nicht beziehen mill ; fie heißt dann Borprämie, oder, wenn ſie nicht zum vor= 
aus, fondern erſt bei der Verzichterklärung entrichtet wird, Dont-Prämte. U. kauft z.B. auf 
Ende de3 Monats (fin prochain) Iproc. Rente zum Gurfe von 70 dont un (6.15. wovon 1 als 
Praͤmie zu bezahlen if, wenn A. von dem Kaufe zurücktritt). Hat der Verkäufer ſich das Recht 
rn ‚ die Lieferung gegen Zahlung einer Prämie zu unterlaffen, fo heißt dieſe — Rück⸗ 
praͤmie. 

Bei ven Zeitgefchäften kommen vielerlei Combinationen vor, deren Betrachtung hier zu weit 
führen würde; wir erwähnen daher nur noch das Stellgefhäft, wobei ver Käufer vie Wahl hat, 
entiveber die Effecten zu dem bevungenen Curſe zus begichen, ober (die nämliden ober andere Pa⸗ 
piere) zu einem feftgefegten niedrigern Curſe zu liefern; endlich das Noch⸗Geſchaͤft, welches dem 
Käufer freiſtellt, zu dem bebungenen Preiſe die vereinbarte Anzahl von Stüden noch einmal 
(das Doppelte), oder außer derſelben noch x weitere zu verlangen. 

Am Tage der Liquidation, gewöͤhnlich dem legten Tage des Monats (für manche Papiere 
auch noch am 15.), erfolgen die Abrechnungen Aber die Zeitkäufe. Der Tagespreis eines jeden 
Effects wird als Liquidations⸗ oder Compenſationscurs von ven Malern feftgeflellt, und der 
Unterſchied zwiſchen dieſem und dem bebungenen Kaufpreife zeigt, mas bei dem Zeitgefchäfte der 
Eine gewinnt, der Andere verliert. Da die auf Zeit gekauften Bapiere von A. an B. von B. an 
&. u. ſ.w. inzwiſchen meiter begeben worden fein können, fo befieht ein Verfahren, Scon⸗ 
triren genänmnt, mittel8 deſſen Die Betheiligten untereinander abrechnen, die Lieferung aber son 
dem erſten Verkäufer an ven legten Käufer erfolgt — wenn fie überhaupt erfolgt. 

Bei dem feften Zeitkauf kann der Betheiligte, weldyer bei dem Vollzuge verlieren würde, vie⸗ 
few verſchieben (prolongiren), wenn ber andere einwilligt, ober wenn ihm ein Dritter die Mu⸗ 
tel dazu Heft. Dex Käufer würde verlieren, wenn ber Liquidationscurd niedriger fleht 
als ver bevumgene, der Berfäufer, wenn der Liquidationscurs höher ſteht. Wenn der Kau⸗ 
fer glaubt, daß vie Curſe fleigen werden, fo borgt er das Geld für die Stüde auf einen Mo⸗ 
nat, um noch fo lange über die Stüde verfügen, fie eventuell Höher verkaufen zu innen. Wenn 
der Verkäufer hofft, daß die Eurfe ſinken werben, fu borgt ex die abzuliefernden Stüde auf vier 
Boden, m fie inzwifchen billiger wieder anzufaufen. Diefe Borggeſchäfte, zum Zwecke des Ab⸗ 
wartens günfligerer Curſe, heißen Reportgefchäfte, und pa die Vergütung für die geborgten 
Summen ober Efferten weit höher als der gefegliche Zinsfuß zu fein pflegt, fo können fle nicht 
in der Form von Darleiheverträgen, fondern fie müflen in der Form von Kauf⸗ oder Handelsge⸗ 
fHäften gemacht werben. Der A., Meporteur, kauft dem B., Reportisten, Effecten ab zum Eurfe 
von 69 umd verkauft fie ihm gleichzeitig wieder, Lieferbar nach Monatsfrift, zum Gurfe von 70. 
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B. zahlt alfo 1 von 69 Report für einen Monat, gleid 17%, Proc. jährlidh. Im andern Falle, 
wenn B. ald Verkäufer Stüde braucht, verkauft fie ihm A. zu 70, Kauft fie ihm aber gleichzeltig 
wieber ab, lieferbar nah Monatsfrift, zum Gurfe von 69. B. zahlt 1 von 70 Deport. 

Der Brämienkäufer kann nicht mehr verlieren als den Betrag der Prämie, denn im andern 
Falle wird er auf den Bezug oder die Lieferung der Papiere verzichten. Ex hat alfo am Liquida⸗ 
tiondtermine zu erklãren, ob er auf die Prämie verzichten (abandonner la prime), over fe zu: 
tüdnehmen, tefpective behalten (lever la prime), alſo die Papiere beziehen ober liefern will. 

Man fieht ſchon an den Bedingungen und Formen ver Zeitgefchäfte, daß es dabei niht 
immer auf einen wirklichen Kauf und Verkauf, fondern häufig nur darauf abgeſehen ift, aus dem 
Unterſchiede zwifchen dem Tagescurfe ( KRaufpreife) und dem Eurfe an einem beftimmten fpätern 
Tage (Riquidationscurfe) Gewinn zu ziehen. Mit der Zahlung dieſes Unterſchiedes (ver Difle: 
venz) von dem Verlierenden an den Gewinnenden ſchließen daher auch die meiften Zeitgeſchäfte 
Damit hört aber auch die Speculation auf, und es beginnt das Börfenfpiel ver Agistage 
(fiehe diefen Artikel). 

Daſſelbe kennzeichnet fih als Wette auf das Steigen und Fallen der Curſe. Die Spieler 
haben weber Die Abficht noch die Mittel, ihre Scheingefchäfte wirklich auszuführen ; keine Summe 
ift ihnen zu hoch, fie treiben ihr Weſen, folange ſie noch im Kalle des Verluſtes die Differenzen 
bezahlen Eönnen. Zum @egenftande der Wetten eignen fi} daher am beften ſolche Effecten, deren 
Breife ven häufigften und färfflen Schwankungen unterliegen; mithin beinormalen Zufländen 
nicht jene, die fich durch eine fihere Rente als Gapitalanlage empfehlen, ſondern folde, bie noch 
gar nicht exiſtiren, aber do ſchon in Form von Promeflen auf „Lieferung nad; Erſcheinen “ ge: 
handelt werben, oder ſolche, die neuen Unternehmungen angehören, auf welche wenig, etwa 
10 Proc., einbezahlt find, Unternehmungen, die noch feine Früchte getragen Haben, ober bern 
Dividenden von der Gunſt des Zufalls weſentlich mit beflimmt werben, auf deren Eurfe dahet 
Furt und Hoffnung großen Einfluß üben. Der Speculant geht nicht über feine Kräfte hinaus: 
ex ſucht billig einzufaufen und mit Vortheil zu verkaufen, er wirkt dadurch mäßigend auf eine zu 
raſche oder unmotivirte Bewegung ber Preife. Der Spieler (jobber) dagegen kauft ohne Gelb, 
verkauft ohne die Waare zu Haben, Fein Mittel ift ihm zu ſchlecht, um feine Wette zu geivinnen. 
Die Speculation wie dad Spiel richten fi nad) der Meinung von der auf- ober abfteigenden 
Bewegung der Eurfe, theilen ſich alfo in eine Hauſſe- und in eine Baiffepartei. Der Hauſſier 
kauft der Baiffier verkauft; aber die Speculation unterſcheidet ſich von dem Spiele nit durch 
die Beſchränkung des Umfangs ihrer Operationen nad ihren Mitteln und die Auswahl beſſerer 
Effecten, fondern aud) dadurch, daß fie nicht, wie das Spiel, verwerfliche, ja verbrecheriſche Mittel 
anwendet, um ihre Zwecke zu erreichen. Der Speculant erwartet feinen Gewinn von ber natur: 
gemäßen Bewegung ber Curſe, der Spieler ſucht durch Madination der Bewegung diejenige 
Richtung zu geben, welche ven Gewinn feiner Wette herbeiführt. Der Spieler z. B., der in die 
Baiffe oder Gontremine gegen die Actien einer Grebitanftalt gegangen ift, fucht zunächkt ſolche 
Actien, die er nicht befigt, auf Zeit, etwa auf den legten Tag des Monats, möglichft hoch zu ur 
Taufen. Er verbreitet die günſtigſten Nachrichten über die Anftalt; fie habe auß ihren Opera: 
tionen enorme Gewinne erzielt, werde eine außerorbentlid hohe Dividende geben, Die Actien wär: 
ven in kurzem um viele Procente fleigen. Hat der Spieler einen Poften (eine größere Summe) 
der Actien auf Lieferung Ende des Monats fir!) verkauft, fo ſucht er die Curſe zu drücken, um 
fich bis zum Lieferungdtermin die Actien zu einem geringern als feinem Verkaufspreiſe anfhaf: 
fen (fich decken) zu können. Nun ift die Grevitanflalt plöglic am Rande des Verderbens; fir 
Hat ſchwere Verluſte erlitten, ihre Activen beftehen aus entwertheten Gffecten, ihre Operationen 
find fehlgeſchlagen, fie wird naͤchſtens mehrere Ginzahlungen raſch hintereinander ausſchrelben 
von Dividende kann Feine Rede fein, u. ſ. w. Sole falſche Nachrichten, heute die guten, morgen 
bie fhlimmen, werden durch die Zeitungen verbreitet, felie Federn werben dafür gebungen, und, 
wenn fie einmal angelernt find, gehen ihre Führer felbft unter die Spieler und bedrohen biejmi- 
gen, die fi nicht mit ihnen abfinden. 

Wenn and) viefem Treiben ein fehr großer Einfluß auf die Preife ver Effecten nicht zuzu⸗ 
Schreiben it, die im Großen und Ganzen durch ihren innern Werth und bie übrigen natürligen 
Elemente de3Preifes, durch Angebot und Nachfrage, beftimmt werben; fo wird dadurch doch vie 
Unheil angerichtet, an Achtung und Vermögen der Verleumbeten wie der Bethörten. Dei 


1) Bon dieſem Ausbrude kommt die Benennung „Birer”‘, womit bie Spieler à la baisso bexich⸗ 
tet werben. £ 
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Schlimmſte aber tft Die verberbliche Wirkung der Machinationen des Börfenfpiels auf das Gefühl 
für Recht und Sitte bei einer fehr großen Anzahl von Menſchen. Kein verftändiger Familien⸗ 
vater wird ſich zu gewagten Börfenfperulationen, geſchweige denn zum ſchwindelhaften Spiel 
verleiten lafien ; Fein ehrenhafter Gefhäftsmann wird zu Unternehmungen mitwirken, melde 
nicht ſowol für productive Anlagen Capital, als für dad VBörfenfpiel leichte Actienwaare zu lie⸗ 
fern bezwecken: aber man weiß, wie leicht der Schwache der Verſuchung unterliegt, und wie leicht 
das Beiſpiel der Sittenververbniß anftedt. 

An Bemühungen, dem Börfenfpiel ein Ende zu machen, Hat es nicht gefehlt, und wenn vie 
angemwenbeten Mittel nicht zum Ziele geführt Haben, fo liegt der rund wol hauptſächlich darin, 
daß die Grenze zwiſchen ver erlaubten, ja nuͤtzlichen Speculation und dem verderblichen Spiel 
ſchwer zu erfennen und leicht zu umgehen iſt. Die gewiflenlofe Geldgier hat zu allen Zeiten ihre 
Wege gefunden, am meiften in denen, wo edlere Ziele menſchlichen Strebens abhanden gefommen 
waren. &o Hagt fon Horaz: 

O cives, cives, quaerenda pecunia primum est: 
ER haeo recinunt juvenes diotata senesque.?) 
und ebenfo Juvenal: 

Inde fere scelerum causae, nec plura venena 

Miscuit, aut ferro grassatur saepius ullum 

Humanae mentis vitium, quam saeva cupido 

Indomiti census. Nam dives qui fleri vult, 

Et cito vult fleri: sed quae reverentia legum, . 

Quis metus, aut pudor est unquam properantig avari??) 

Juſtiz und Bolizei gehen dem Börfenfpiel zu Leibe, indem fie vorbeugen, erſchweren, beftrafen. 
Die Befeggebung wendet ſich gegen die Gefchäfte auf Zeit ober Lieferung, und geftattet fein Klage⸗ 
recht auf Erfüllung ver aus ſolchen Geſchäften übernommenen Verbindlichkeiten. So in Preußen. 
Die franzoͤſiſche Strafgefeßgebung unterſcheidet wirkliche Zeitgeſchäfte (marches a terme réels 
et serieux) von folden, die nur Wetten auf das Steigen und Ballen der Curſe bezwecken und in 
Zahlung von Differenzen auslaufen; legtere, die Börfenfpiele, civilrechtlich null und nichtig, 
werben ald Vergehen (delits) mit Strafe bedroht, und das Vergehen wird insbeſondere dann 
als vorhanden angeſehen, wenn der Verkäufer nicht beweifen kann, daß er zur Zeit des Vertrags 
ſchluſſes over anı Lieferungstermin im Beſitz der verfauften Effecten geweſen fel (Art. 424, 
422 des Code penal). Der Gaffationshof Hat am 9. Mai 1857 ein Erkenntniß des Gerichts⸗ 
H0f8 in Touloufe in diefem Sinne beftätigt und damit zugleich ausgeſprochen, daß ber Beweisfür 
den Befig der Effecten weber dadurch geführt fei, daß ver Makler viefelben in Verwahrung ge= 
habt, noch dadurch, daß der Käufer fie reportiren ließ ; denn der Makler iſt durch feine Amtspflicht 
gehalten, bie zu liefernden Effecten in Verwahrung zu haben, daraus folgt aber nicht, daß fie dem 
Verkäufer gehören; das Reportiren beweift dagegen in fehr vielen Fällen, daß der reportirte 
Käufer feine Verbindlichkeiten nicht erfüllen Eonnte. Dieſes Erkenntniß machte Auffehen, und 
von den Beſuchern der parifer Börfe würven nicht viele frei ausgehen, wenn jeder ähnliche 
Ball zur Anzeige und Beſtrafung gelangte. 

In Bezug auf die Makler haben die Handelsgeſetze und Berorbnungen der meiften Staaten 
eine Reihe von Beftimmungen, welde das Börfenfpiel unmöglich machen würben, wenn fle ſtreng 
eingehalten werben fönnten. Die Makler werben beeivigt, fle allein dürfen Börfengefchäfte ver= 
mitteln, müffen darüber ein vollftändiges Buch führen, verleihen den Abſchlüſſen die Eigenſchaft 
Öffentlicher Urkunden; fie dürfen feine Gefchäfte für eigene Rechnung maden und feine Ge: 
ſchaͤfte vermitteln, welche unter ven Begriff des Börfenfpiels fallen; Zumiverhandlungen find 
mit ſchweren Strafen bedroht; ein Makler, der feine Zahlungen einftellt, wird ohne weltere® 
als zahlungsflüdtig angefehen. Außerdem find noch manderlei perfönlice und materielle Ga⸗ 
rantien vorgefehen. In Frankreich z. B. werben die Makler von der Regierung angeftellt, doch 
Haben fie feit 1816 das Recht, ihre Nachfolger vorzuſchlagen, d. h. ihre Stellen zu verkaufen. In 
Baris ift ihre Zahl auf 60 befhränkt, und jeder hat eine Caution von 125,000 Fr. zu flel- 
Ien. Allen viefen Vorſchriften ungeachtet gilt in Paris und vielleicht nod an andern Plägen als 
ausgemacht, daß die Makler den größern Theil ihres Einfommens aus unerlaubten Geſchaͤften 
beziehen, und es ift Thatſache, daß Makler, melde Geſchäfte für fi nicht machen, fonbern nur 
für andere vermitteln dürfen, bedeutende Gapitale umtreiben und zahlreiche Aſſocies haben, deren 


9) Epist, 1, 53. 
3) Sat. 14, 12. 
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Geſellſchaftoverträge zwar von den Handelsgerichten nit anerkannt, aber bei der Synifats- 
kammer ihrer Eorporation niedergelegt werben, welche auch die innern Streitigkeiten ſchlichtet 
and mande Schäden aus der Gorporationsfafle zudeckt. Selbſt wenn der Makler den ernften Wil⸗ 
len Hätte, fi auf die Vermittelung erlaubter Geſchäfte zu beſchränken, würbe er nicht jede uͤbertre⸗ 
tung vermeiden können, weil er manchem Auftrage nicht auf den erfien Blick anfehen kann, ob 
ex einen wirklichen ober einen Scheinkauf bezweckt, und weil er häufig, um ein reelles Geſchäſt zu 
vermitteln, eine größere ald die beorderte Anzahl von Effecten Eaufen, ven Mehrbetrag alfo vor⸗ 
läufig für ji) behalten muß, falls er nicht genau den verlangten Betrag ankaufen kann. Dazu 
kommt nun noch der Berzicht auf die Gebühren von den Geſchäften, die der Makler zurückweiſen 
follte, eine Gebühr, Gourtage (von courtier) genannt, weiche 1, bi8 Y,. Proc. der betreffen: 
den Summe beträgt, und der Verzicht auf den Gewinn auß eigenen Sperulationen, zu deren 
richtiger Auswahl der Makler vorzugsweife befähigt if. Endlich ift zu erwägen, daß, wenn jeder 
Makler von feinen Pflichten kein Haarbreit abweichen wollte und könnte, Die ihm verbotenen Ge: 
ſchäfte durch andere Berfonen vermittelt werben würden. Wo der beeidigte Makler feine Dienfte 
verfagt, da Bietet der Pfuſchmakler (coartier marron) die feinigen an, und weder ihre Überfies 
delung unter den Train der Kroaten, die früher in Wien mit einzelnen vorgenommen wurde, 
noch andere polizeiliche Razzias haben vie Pfuſchmakler ausrotten können. 

Die Erfahrung, daß ed nicht gelingt, durch privilegirte, auf die Vermittelung reeller Ge 
Thäfte beſchränkte Makler das Börfenfpiel zu befeitigen, daß ungeachtet aller Vorfchriften an den 
europãiſchen Börfen e8 ungefähr ebenfo hergeht wie an benen ver Vereinigten Staaten, wo bad 
Maklergewerbe frei ift wie jedes andere — viele Erfahrung hat mehrfach zu dem Vorfchlage ge: 
führt, dad Privilegium der Makler aufzuheben, ihnen etwa nur no einzelne Begünitigungen, 

B. der Glaubwürdigkeit ihrer Abfcplüfle, Erklärungen und Eurönotirungen, einzuräunen, im 
rigen aber zur Erleichterung des Verkehrs auch andern Perfonen hie Vermittelung von Bdr- 
ſengeſchaͤften zu geftatten. Dieje Frage hat der Handelsminiſter in Preußen durch Gircular vom 
27. Mai 1856 allen Handelskammern und Borfländen der Kaufmannfihaften vorgelegt, und 
einftweilen werben bie Pfuſchmakler in Ruhe gelajlen. 

Der Beſuch der Börfe wird ven Berfonen, die nicht ihr Beruf ober ein ernflliches Geſchäft 
fondern nur der Trieb, ihr Glück im Spiele zu probiren, Hinführt, zu erſchweren ober zu ver⸗ 
leiden geſucht. Wo vie Sitte es nicht thut, fepließt die Polizei die rauen aus; Perfonen, deren 
ãußeres Erſcheinen auf andere Lebenöweife deutet, werben von ven Auffehern eingelaben ſich zu 
entfernen; endlich wird ber jährliche Beitrag, den die regelmäßigen Beſucher zu dem Auf: 
wande für bie Ginrichtung leiften, zu einem Eintrittögelve für Jedermann erweitert. 

Seit Anfang des Jahres 1857 iſt dies in Berlin und Paris eingeführt. Mit welchem Gt: 
folge? An dem innern Ende des geräumigen Saales der parifer Börfe feinen zwei bruſthohe 
parallel im Bogen laufende Gitter ven Standort der Mafler, das Parquet, von dem übrigen 
Raume. Bor dem äußern Gitter ſtehen an ihren gewobnten Plägen die Bertreter der Fitmen; 
Hinter dem Innern Gitter, im Korbe (la corbeille), reihen fid die Makler; is dem Raume zwi 
fen beiden Gittern bewegen fi die Commis, welde den Verkehr zwifchen ven Geſchäftsleuten 
und den Maflern unterhalten. Auf viefen Verkehr hat das Eintrittögeld wenig ober feinen Gin- 
fluß und foll aud feinen Einfluß üben. Unweit des Bitters, in ven Tcken des Saale, ver Cou⸗ 
liffe, drängen ſich Die Spieler (coulissiers). Dort fol eine Anverung bemerkt werben, welche 
darin befteht, daß nur noch Pfuſchmakler kommen, die Kunden aber fih außerhalb verfammeln, 
oder, wie Hr. Mires in einem Artikel, der ihm eine Verwarnung zuzog, grollte: man ſieht nur 
nod einen Schwarm von Pfuſchmaklern, welche aus Mangel an Kunden untereinander fpielen 
(„Journal des chemins de fer, 23. Mai 1857). Den Winfelverfammlungen jagt bie Poligei 
nach, fie nrüflen daher häufig ihr Local in ein anderes Kaffeehaus verlegen. 

Eine Befränkung des Börfenfoield erwartet man endlich als mittelbare Wirkung von As 
orbnungen, welde einer übermäßigen Vermehrung von Effecten entgegentreten, ober bie Disk: 
denden, ober bie Übertragung von Effecten mit einer befondern Steuer belegen. Durch Det 
vom 9. März 1856 wurde in Frankreich die Ertheilung von Gonceffionen, alfo die Hinausgabe 
neuer Actien anonymer Gefellfhaften eingeftellt; gleichzeitig m. ein Geſet die Bilbung 
von Gommanbitgefellfhaften; man wollte ven Gapitalmarkt vor Überfüllung mit neuer Waare 
fhügen. Das Budget für 1858 nahm eine vom 1. Juli 1857 anfangende Steuer von der über- 
tragung der Effecten in fi auf; man wollte einen Ausfall in ven Einnahmen aus Abgaben 
von unbeweglichen Vermögen (des double décime de guerre) durch eine Steuer von dem be⸗ 
weglihen Vermögen erfegen. Das neue Artienfteuergefeg in Preußen hatte gleichfaßs einen 
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finanziellen Zwed. Inwiefern folde Maßregeln ihren eigentlichen Zwecken entfpredhen, ift hier 
nicht zu unterſuchen; das Börfenfpiel wird vor ihnen nicht die Segel ftreihen. Es braucht nur 
Gurszettel oder Preisliften, um feine Wetten zu entſcheiden, die Differenzen feftzuftellen; bei 
feinen Scheinkänfen kuͤmmert es fi wenig darum, ob und wo vie gekauften oder verfauften 
Dinge exiftiren, fonbern nur ob ſich Jemand findet, ver die Wette eingeht; es graſſirt nicht allein 
an der Effecten=, fondern ebenfo gut an der Wanrenbörfe für alles, was im Preije ſchwankt, ob 
Gifenbahnactie, Zuderfaß, Mehlſack, Blumenzwiebel oder Taubenpaar (f. Agiotage). Es 
hängt ſich an jede erfreuliche Erſcheinung Stonomifchen Aufblühens und misbraucht jie zum Kö— 
der der Gewinnſucht; es klammert fi an jede politifche und wirthſchaftliche Kataftrophe, und 
gebt bei ver Verzweiflung auf die Weide; Wohl oder Wehe der Menfchen gilt ihm gleich; denn 
es ift ja einerlei, ob A la hausse ober ä la baisse die Wette gewonnen, „eine Differenz verdient“ 
wird. Erfütterungen, Schwankungen find bie Erzeuger, aufgeregte Leivenfchaften vie Ernährer 
und die Opfer des Börfenfpiels. } 

Schwindelperioden, wo irgenbeine verkehrte Richtung des Verſtandes oder des Willens zur 
Seuche wird, kehren von Zeit zu Zeit wieder, und der Kreiß ihrer Verheerungen, die Zahl ihrer 
Opfer wird von dem Beifpiel der Führer, von dem Charakter und der Bildung der Voͤlker mehr 
ober weniger bedingt. So hat auch das Börfenfpiel feine Saturnalien, und befonbere Vorfeh- 
tungen gegen die Verbreitung feiner Ausartungen mögen dann gerechtfertigt erjcheinen, wenn 
fie wirklich ven Misbrauch, nicht Die misbrauchte Anftalt für die großen Umfäge des Handels und 
des beweglichen Kapital treffen. 

Man darf über dem Unmuth und der Entrüftung gegen dad Börfenfpiel nicht vergeffen, daß 
die Börfe die Umfäge des Großhandels, feine Transporte und Zahlungen und ebenfo die Anz 
lagen von Rapital in den Werthpapieren ver Staaten, Eorporationen und Geſellſchaften ver- 
mittelt. Man ftreiche dieſe Mittelpunkte des Geld- und Gapitalmarftes aus ver Zahl der Ein- 
richtungen, welde der Verkehr ſich gefchaffen Hat, fo wird er ſtocken, rückwärts gehen, und fein 
Niederſinken wird dem Öffentlichen Erebit, ven Hanvelöverbindungen, dem Betriebe probuctiver 
Unternehmungen in allen ihren Kanälen und Zweigen unendlich mehr fhaden, als die Ausar- 
tungen der Speculation und des Spiels durch den Untergang vieler, vie ſich dazu verleiten laflen, 
die Gefammtheit befähigen. Vor diefen Ausartungen ſich felbft zu hüten und Andere zu war= 
nen, die thörichte Sucht nach mühelofem Gewinn in ſich felbft und in ihren Erſcheinungen zu be= 
kaͤmpfen, ift eine Pflicht des in Die Verwaltung des Staats, der Kirche, der Schule wie des in 
das Leben geftellten Menden; daß er aber um der verbotenen Früchte willen die Bäume nicht 
umbauen foll, dies würde ihn, wenn nicht die Vernunft, ſchon jene Erzählung lehren, aus ver 
wir erfahren, warum wir außerhalb des Parabiefes im Schweiße unſers Angeſichts unfer 
Brot eflen. K. Mathy. 
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Steäflinge. Bon 2. Trief.. ... 

Begräßuil. Bon R.v.Mohl. . 2... . 437 

Behörden, f. Amt... 220. ‘ 

Behr (Wilhelm Jofeph). Bon Beilder. . 

Beil, Schwert, Strang und Zallbeil (als —— 
richtungsinſtrumente). Don 2. Trieft. 

ae unb Klog der Züchtlinge. ee 

Ele me 

Beleuntniß, Vekenntnigfreipeit, Gehtändnig. 
Bon Belder... 22222000 

Velagerungökand, Untnahms : Mafregeln, 
«@efege, ˖ Serichte, Aufrubracte, Kriegs · 
und Gtandret. (Der Ausnahmsjufand ” 
Deutichland.) Bon Welder... . . . 

Belehnung, f. Lehueweſen. 


Beſchneidung. Bon H. E. = Baulus. . . 606 
Beſchwerde. Bon 8.3.9. Mittermaier. 609 
Bey und Verjäbruug. Bon Welder... . 
Befoldung, Befoldungsfiener. Bon med 619 
gr Amendement. Bon R 
[1 1: EEE 
Beſſerungeſtrafe und Befferungöftzafenkalt. 
Bon Belder.. . . . 629 


415 Beftatigung, Eonfirmation, Hatification, Re 


tifabition oder@enehmigung. Bun Welder. 691 
Belegung. Bon Welder. . 2 ..... 
Beftenerung, f.Steuem. .. ..... + 
Beftrafung, |. Strafreht.. - 
Betrug, f. Eulpa. . vo ern... 
Batteh, fe Armenpflege. © 0... + 
Bente, |. Eigentfum. . 00... 
Berätterung. Bon ©. F. Rois ee, 


1188 


A Bevollmächtigung oder Mandat. BonWelder. 716 


Bewaffnungsrecht, ſ. Waffen» und Wehrhoheit. 
Bewegungs: oder Fortichrittäpartet und WBit- 
derftandö: oder Reactionspartei. Bon Rot: 
ted und Welder.. 
1 Beweis, Beweisführung, 
— 
Bezirk, Berirköfellen, 
Bibel, ſ. Heilige Schrift. 
Bigamie, f. Ehesrud), Fi 
Bignon (Enömig — Von J. Weitzel. — 
Bilanz. Bon 71235 
Blldung, Erriehung, Bildungdftufen. Bil⸗ 
dungsenftalten. Bon Rotted. 
DM, |. Englands Staatsverfafung. - 
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Biligkeit (ieigteitägeriat). Bon Welcker. 12 


Berzeichuiß der im zweiten Bande enthaltenen Artikel. 


Binnenzölle, |. Zoll. 
Birkenfeld, f Dfbenburg. — Da Fa Re. et. 
Biſchof, f. "Kirggenverfa jung, fatholifche. . . 


Biiäet, als 


pro: 


besbifchof. Bon H * 
Blodkome rin. Mon 3. Beigel uns 


elder. 


Blafon, |. Heralbif. . 
Blaspl 


teſtantiſch⸗ euangelifcher Lans 


.E. 8. Baulus. 


rn sAnfalten, f. "Bine 


Blofade, f. Krie; 


Kläger BI ne Fürk v. Wohl. 


Radt) und der große deutfche Breiheitskrieg. 


Don Well 


der... 


Seite 


— nd öllen.. nun: 


Seite⸗ 
Blutbaun, ſ. Baun...... 173 

2 —— oder Bartfoiomänsnaät. Bon 
DEted. ae ce een ee — 
Blutrache, ſ. Gempoftionenfoßen TR 775 


Dutfchande, f. Seicteitevechättnifre. ——— 
Bodin (Sean). Bon A. v. Rochau.... 


Böhmen, ſ. Ofterreih. . . » 2 2... * 
Bojoaren, ſ. Feuhe —— ENTER 
@oliser (Simon). Bon 3. Weigel. . - 


8 


Bolivia. Bon Bilau. 1823 

Bollandiften, |. Act, Acten. . . - - . ._- 184 
Bonald (Ludwig Gebr Ambroflus, Dis 
eomte v.) Bon 3. Weigel... . . . .— 

Bordell, ſ. Sittenpoligei. . . . . . - . 178 


Vörfe, Wörfengefdäfte, Börfenmaler, Bör- 
fenſpeculation, Börfentptel.BonK.Mathy. — 


Drud von F. A. Brochaus in Leipzig. 
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